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Voltstag Danzig — 1. Sitzung. Mittwoch, den 11. Januar 1928. 1 


des Rechtes, der Gerechtigkeit und der Moral ſi⸗ 
chern den Beſtand eines Staatsweſens. Wenn wir 
alle ehrlichen Willens und in verſöhnlicher Den⸗ 


kungsweiſe beraten und beſchließen, dürfte unſere 


1. Sitzung. 
Mittwoch, den 11. Januar 1928. 
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Bildung des vorläufigen Vorſtandes 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Alterspräſidenten Wilhelm Lemke eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Sahm; Senatoren Runge, Dr. Schwartz, Dr. 
Wiercinſki. 6 

Alterspräſident Lemke: M. D. u. H.] Gemäß 


Arbeit ſegensreich ſein. Als vom Volk gewählte 
Frauen und Männer laſſen Sie uns beſtrebt fein, 
die hohen ſittlichen Eigenſchaften, die Hebung von 


Treu und Glauben, von Redlichkeit und Gerechtig⸗ 


keit als Richtſchnur für unſer Handeln zu nehmen, 
uns allen zur Ehre und zum Segen für unſere 
Freie Stadt Danzig! (Lebhaftes Bravo!) 

M. D. u. H.! Ich eröffne nunmehr die erſte 
Sitzung des Volkstages der dritten Wahlperiode 
und rufe auf Grund der bisherigen Geſchäftsord⸗ 
nung des Volkstages nachſtehende Herren und Da⸗ 
men als Beiſitzer auf: erſtens Herrn Abg. 
Beyer, zweitens Herrn Abg. Falkenberg, drittens 
Frau Abg. Zuper, viertens Hern Abg. Geiſler. 
Entſprechend einer Vereinbarung der Parteien 
ſchlage ich als Tagesordnung vor: 

1. Wahl des Präfidenten und zweier Vizepräſidenten des 

Volkstages, ee . > 

2. Annahme einer proviſoriſchen Geſchäftsordnung, 
3. Wahl von acht Beiſitzern. x 


Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt jo be⸗ 


ſcchloſſen. — Ich rufe den erſten Punkt auf: 


Wahl des Präfidenten und zweier Vize⸗ 
präſidenten des Volkstages. 
Das Wort hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat als ſtärkſte 
Fraktion dieſes Hauſes die Pflicht, den Präſiden⸗ 
ten zu ſtellen. Sie wird ſich dieſer Pflicht nicht 
entziehen und Ichlägt Ihnen zum Präſidenten 
Herrn Abg. Spill vor. (Lebhafte Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten. — Abg. Liſchnewſki: Pro⸗ 
vokation!) u 

Alterspräſident Lemle: Das Wort hat der 


§ 12 der Danziger Verfaſſung hat der Senat den Herr Abg. Raſchke. 


neugewählten Volkstag zu heute einberufen. Nach 
amtlicher Feſtſtellung bin ich der älteſte Abgeord⸗ 


die Geſchäfte des Volkstages vorläufig zu leiten, 
115 der von Ihnen gewählte Präſident mich ab⸗ 


Ich begrüße Sie als meine Kollegen zu ge⸗ 
meinſamer Arbeit und geſtatte mir einige 


nenvoller Weg, an deſſen Rand die Erwartung 
und die Hoffnung ſtehen. Ein großer Teil der 
Mitbürger iſt unzufrieden, teilweiſe verbittert. 
Daher die Parteiteilungen. Das iſt ſehr zu be⸗ 
dauern. Fünfzehn Parteigruppen bilden den heu⸗ 
tigen Volkstag. Das Rejultat der Wahlen hat 
eine große Verſchiebung in der Stärke der Par⸗ 
teien herbeigeführt. Eine große Anzahl neuer 
Abgeordneter ſind in den Volkstag eingezogen. 
Wir wollen uns bei unſeren Beratungen 
und Beſchlüſſen ſtets vom Standpunkt des 
Rechtes, der Gerechtigkeit und der Moral lei⸗ 
ten laſſen. (Bravo!) Jedem das gleiche Recht, 
aber auch jedem das Seine! Nur die Durchführung 


orte 
an Sie, um deren freundliche Aufnahme ich bitte. 
Der Weg, den wir in Betätigung unſeres verant⸗ 
wortungsvollen Amtes gehen werden, wird keine 
glatte Straße ſein, ſondern ein ſchwieriger, dor⸗ 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu der bevor⸗ 


(©) 


— 


NN 


bin ick it D: |jtehenden Wahl der Präſidenten bin ich beauf- 
nete. Auf Grund der bisherigen Geſchäftsordnung tragt, im Namen der Kommuniſtiſchen Fraktion 
habe ich nunmehr die Ehre, als Alterspräſident N e 


folgende Erklärung abzugeben: 

Die Kommuniſtiſche Fraktion erhebt gegen die 
für die dritte Legislaturperiode vorgeſchlagenen Ab⸗ 
eordneten zum Präſidium des Volkstages ſchärfſten 
roteſt. Die Kommuniſtiſche Fraktion betrachtet die 
Porſchläge der einzelnen Fraktionen als eine Provo⸗ 
kation gegen die Arbeiterſchaft. Dieſes Dreigeſpann 
ſoll nun gewählt werden, um die Arbeitervertreter 
mundtot zu machen. a 
Herr Dr. Bogdan, Abgeordneter der Deutſchna⸗ 
tionalen Fraktion, als Klaſſenrichter und Paragra⸗ 
phenmenſch, iſt als fanatiſcher Feind der Arbeitet: 
Halle rühmlichſt bekannt. Als typiſcher Vertreter der 
herrſchenden Klaſſe äſt ſeine Objektivität gegen die 
Arbeitervertreter nur ein Hohn. Der Zuſammen⸗ 
ſchluß aller arbeiterfeindlichen Elemente bei der Wahl 
des Dr. Bogdan zum Erſten Vizepräſidenten "bringt 
eindeutig zum Ausdruck, daß der Kampf der Arbeiter⸗ 
vertreter gegen Ausbeutung und Unterdrückung um⸗ 

terbunden und beſeitigt werden fol. . 
Der Abg. Neubauer der Zentruimsfraftion hat in 
ſeiner „glorreichen“ Tätigkeit als Zweiter Vizeprä⸗ 
ident in jeder Sitzung, in der er als Präſident ame 
tierte, den Beweis erbracht, daß er dieſes Amtes un⸗ 
fähig üft. Die unter ſeiner Pesch heraufbe⸗ 
ſchworenen, ſtundenlang geführten Geſchäftsordnungs⸗ 
debatten ſind lediglich auf ſeinen fanatiſchen Haß ge⸗ 

gen die Arbeiterſchaft zurückzuführen. (Beweguf 


im Zeniriim.) Herr Abg. Neudauer Hat: fie) au 


2 Volkstag Danzig — 1. Sitzung. 


(Naſchke, Abgeordneter) 
nicht geſcheut, ſtenographiſche Sitzungsberichte des 
Volkstages fälſchen zu laſſen, (Unerhört! und lei f 
ter Widerſpruch beim Zentrum) nur um den Abg. 
Liſchnewſei der Kommuniſtiſchen Fraktion dem Klaſ⸗ 
ſengericht ausliefern zu können. Es iſt Ihnen doch 
bekannt, Herr Abg. Gaikowſki, daß der Staatsanwalt 
ſchon eingreifen wollte, um den Abg. Liſchnewſki auf 
das Stenogramm hin, das Neubauer verfaßt hat, ver⸗ 
haften zu laſſen. en des Abg. Gafkowſki.) Sie 
in erſter Linie, verſtehen Sie, alter — ich hätte bald 
etwas geſagt. (Heiterbeit.) 2 i 


Der Abg. Spill, der im verfloſſenen Volkstag be⸗ 
reits eine kurze Gaſtrolle als Vizepräſident gegeben 
hat, war in dieſer Zeit nur der Vertreter der herr⸗ 
ſchenden Klaſſe. Seine Aufgabe beſtand darin, mit 
Hilfe des kapftaliſtiſchen Machtapparats (der Schupo), 
Hausknechtsdienſte für die Reaktion zu leiſten. Der 
Abg. Spill war es, der als Vizepräſident die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion aus ihrem Beratungszimmer durch 
die Schupo entfernen ließ und ſie dadurch an den par⸗ 
lamentariſchen Arbeiten, die ie im Intereſſe und im 
Auftrage der werftätigen Maſſen durchführt, hinderte. 
Herr Spill iſt auf dieſe reaktionäre, hinterhältige 
Tat noch heute ſehr ſtolz. In einer der letzten Kar⸗ 
tellſitzungen erklärte er nämlich, daß er dieſe Maß⸗ 
nahme mit Recht durchgeführt habe und wieder durch⸗ 
führen werde, wenn er es für notwendig erachtet. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Wenn die ©. 
P. D.⸗Fraktion 


Altersprüſident Lemke: Herr Abg. Raſchke, ich 
bitte Sie, ſich etwas im Ton zu mäßigen. (Abg. 
Dr. Kamnitzer: Da kennen Sie Naſchke ſchlecht!) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): 

Wenn die S. P. D.⸗Fraktion, der dieſer Aus⸗ 
ſpruch des Abg. Spill in der Kartellſitzung wicht un⸗ 
bekannt üft, (Das iſt gelogen! links) dennoch den Abg. 
Spill als Präſidenten vorschlägt, und die bürgerlichen 
Abgeordneten es durch Abgabe des Stimmgettels gut⸗ 
heißen, ſo iſt für die Kommuniſtiſche Fraktion der Be⸗ 
weis erbracht, daß man die Arbeitervertreter wicht 
nur durch die Geſchäftsordnung, ſondern auch durch 
die Schupo an der Ausübung ihrer Mandate hin⸗ 
dern will. Die Einheitsfront von Gehl bis Schweg⸗ 
mann iſt der Ausdruck der Zuſtimmung aller Parteien 
zu den Hausknechtsmaßnaßhſmen des Präſidenten ge⸗ 
gen die Kommuniſten. . 8 

Die Kommuniſtiſche Fraktion ſieht in der Zus 
ſammenſetzung des Präſidſums die Stütze der kom⸗ 
menden Koalitionsregierung, die berufen it, jeden 
Widerſpruch gegen die arbeiterfeindlichen Geſetzes⸗ 
macher zu unterbinden. Sie ſieht in dieſem Präſidium 
einen Machtapparat der herrſchenden Reaktion und 

wird den Kampf gegen ihn mit allen ähr zu Gebote 
ſtehenden Mitteln aufs ſchärfſte führen. (Abg. Gai⸗ 

kowſli: Machen Sie andere Vorſchläge!) 

Alterspäſident Lemke: Weitere Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Da gegen die Wahl durch 
Zuruf Widerſpruch erhoben iſt, muß die Wahl 
durch Stimmzettelabgabe nach dem Namensauf⸗ 
ruf erfolgen. Ich bitte Hern Abg. Beyer die Na⸗ 
men der Abgeordneten aufzurufen. Die aufgeru⸗ 
fenen Abgeordneten bitte ich, hier heranzutreten 
und einen verdeckten Wahlzettel, der nur den Na⸗ 
men des zu wählenden Präſidenten, dagegen keine 
Unterſchrift tragen darf, in die Wahlurne zu le⸗ 
gen. Die Wahlhandlung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand einen Stimmzettel abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Ab⸗ 
gabe der Stimmzettel und bitte auszuzählen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es ſind 109 Zettel abgegeben worden, 
darunter neun weiße Zettel. Herr Abg. Spill hat 
94 Stimmen erhalten. Herr Abg. Fooken fünf 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten) und Herr Abg. 


Gehl eine Stimme. Herr Abg. Spill iſt ſomit zum 
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Mittwoch, den 11. Januar 1928. 


Präſidenten des Volkstages gewählt. Ich frage 
den Herrn Abg. Spill, ob er die Wahl annimmt. 
(Abg. Spill: Jawohl!) Dann bitte ich Sie, ſich 
auf dieſen Platz zu begeben. Herr Präſident, ich 
begrüße Sie und beglückwünſche Sie zu Ihrer 
Wahl. Ich ſpreche die Hoffnung aus, daß Ihre 
Präſidialtätigkeit Ihnen nur Anerkennung brin⸗ 
gen möge. (Abg. Rahn: Hier wird ja noch mehr 
a gemacht als im Völkerbund! = Heiter⸗ 
eit. 5 


Präſident Spill: Herr Alterspräſident, ich 
danke Ihnen für die Glückwünſche und für die 
freundlichen Worte, die Sie an mich ſoeben gerich⸗ 
tet haben. Ferner danke ich Ihnen für Ihre Mü⸗ 
hewaltung. Wenn Sie mit 76 Jahren noch das ſo 
verantwortungsvolle Amt eines Abgeordneten 
übernommen haben, ſo ſetzt das unzweifelhaft eine 
ſtarke Willenskraft und hohe Verantwortung der 
Allgemeinheit gegenüber voraus. Dieſe Verant⸗ 
wortung zu erfüllen iſt nur in Verbindung mit 
einer guten Geſundheit möglich. Ich wünſche 
Ihnen, daß dieſe Ihnen noch lange, lange Jahre 
erhalten bleiben möge. (Bravo!) 

M. D. u. H.! Für die hohe Ehre, die Sie mir 
durch die Wahl zum Präſidenten dieſes hohen 
Hauſes erwieſen haben, danke ich Ihnen verbind⸗ 
lichſt. Wenn ich auch aus früherer Zeit als Vize⸗ 
präſident des Volkstages mit der Führung der 
Präſidentengeſchäfte etwas vertraut geworden 
bin, ſo glaube ich doch, daß ich wengiſtens noch für 
die erſte Zeit Ihre freundliche Nachſicht und tätige 
Mitwirkung in Anſpruch nehmen muß. Ohne An⸗ 
ſehen der Partei und ohne Anſehen der Perſon 
ſeines Amtes zu walten, iſt die ſelbſtverſtändliche 
Pflicht eines jeden Präſidenten. In muſterhafter 
Weiſe hat das mein Vorgänger, Herr Präſident 
Semrau, verſtanden. Ich werde vielleicht doch 
noch einige Zeit brauchen, um mir dieſelbe Uebung 
zu erwerben. Wenn hier die Tat noch nicht ganz 
an den guten Willen heranreicht, ſo werde ich 
Ihnen für Rat und Kritik dankbar ſein, die Kritik 
jedoch, darum bitte ich Sie, m. D. u. H., muß ſach⸗ 
lich bleiben. Sie darf nicht geeignet ſein, die 
Würde des hohen Hauſes, als deſſen Repräſentant 
Sie mich heute beſtimmt haben, herabzuſetzen. 

Ich übernehme ſomit mein Amt und hoffe, daß 
alle kommenden Arbeiten, die dem Volkstag höchſt⸗ 
wahrſcheinlich in großem Umfange zugehen wer⸗ 
den, zum vollen Nutzen der Freien Stadt Danzig 
ihre Erledigung finden werden. (Lebhaftes Bra⸗ 
vo!) — Wir fahren in der Tagesordnung fort und 
kommen zur ? 

Wahl der beiden Vizepräſidenten des 

Volkstages. . 
Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Nach dem Stärkeverhältnis der Fraktio⸗ 
nen hat die Deutſchnationale Fraktion den An⸗ 
ſpruch auf den erſten Vizepräſidenten. Sie bringt 
Ihnen für dieſes Amt Herrn Abg. Dr. Bogdan in 
Vorſchlag. Wir ſtellen uns damit auf den Boden 
des hier im Volkstag üblichen parlamentariſchen 
Brauchs. Daraus folgt für uns, daß jede Frak⸗ 
tion die Verantwortung für den Präſidenten 
trägt, den fie dem Volkstag vorſchlägt. Deshalb 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 

üben wir auch keine Kritik an den Vorſchlägen an⸗ 
derer Fraktionen, obwohl uns gegenüber früher 
einmal eine ſolche Kritik geübt worden iſt, als wir 
ſeinerzeit einen Vorſchlag machten. 


Präfident: Erhebt ſich gegen die Wahl des 
Vizepräſidenten durch Zuruf Widerſpruch? (Abg. 
Raſchke: Jawohl!) Dann muß die Wahl durch 
Zettelabgabe nach Aufruf der Namen erfolgen. 
Ich bitte den Herrn Schriftführer zu meiner Rech⸗ 
ten, den Namensaufruf zu vollziehen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich wählen wir bei dieſem Wahlgang nur 
einen Präſidenten. Die Wahlhandlung beginnt. 
(Geſchieht.) Wünſcht von den Damen und Herren 
noch jemand ſeinen Stimmzettel abzugeben? (Abg. 
Kruppke gibt noch einen Stimmzettel ab.) Da 
ſich ſonſt niemand weiter zur Stimmabgabe mel⸗ 
det, ſchließe ich die Abſtimmung. Ich bitte die 
Beiſitzer, die Stimmen auszuzählen. (Geſchieht.) 
M. D. u. H.! Die Abſtimmung hat folgendes Er⸗ 
gebnis: Abgegeben ſind 109 Stimmkarten. Davon 
lauten 99 auf den Namen des Herrn Abg. Dr. 
Bogdan, eine auf den Namen Sawatzki, eine auf 
den Namen Philipſen und eine auf den Namen 
Liſchnewſki. Außerdem find ſieben weiße Zettel 
abgegeben worden. Herr Abg. Dr. Bogdan iſt ſo⸗ 
mit zum Vizepräſidenten gewählt. Herr Abg. Dr. 
Bogdan, nehmen Sie die Wahl zum Vizepräſiden⸗ 
ten an? (Abg. Dr. Bogdan: Ich nehme die Wahl 
mit Dank an!) Wir kommen zur Wahl des zwei⸗ 
ten Vizepräſidenten. Das Wort hat der Herr Abg. 
Kurowſki. 


Kurowfſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Ich erlaube mir, Ihnen als zweiten Vizepräſiden⸗ 
ten Hern Abg. Neubauer vorzuſchlagen. 


Präſident: Wird gegen die Wahl durch Zuruf 
Widerſpruch erhoben? (Abg. Raſchke: Jawohl!) 
Wir kommen wieder zur Zettelwahl. Ich bitte 
den Herrn Beiſitzer zu meiner Rechten, die Na⸗ 
men aufzurufen und die Herren Abgeordneten, 
beim Aufruf ihrer Namen den Zettel in die Urne 
zu legen. (Geſchieht.) Wünſcht jemand von den 
Damen und Herren noch einen Stimmzettel ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
Abſtimmung. Ich bitte die Beiſitzer, die Karten 
auszuzählen. (Geſchieht.) Das Abſtimmungser⸗ 
gebnis iſt folgendes: Es ſind 104 Zettel abgege⸗ 
ben. Davon entfallen auf den Herrn Abg. Neu 
bauer 89 Stimmen, auf den Herrn Abg. Jewe⸗ 
lowſki eine Stimme, Abg. Cierocki eine Stimme, 
Abg. Weiß eine, Abg. Naſchke eine Stimme, Abg. 
Regier eine Stimme. Weiße Zettel ſind neun ab⸗ 
gegeben, ungültig war eine Stimme. Ich frage 
den Hern Abg. Neubauer, ob er die Wahl zum 


Vizepräſidenten des Volkstages annimmt. (Abg. 
Neubauer: Ich nehme die Wahl an!) 
Meine Herren Vizepräſidenten, ich begrüße 


Sie als meine Mitarbeiter und hoffe gern, daß 
ſich unſere gemeinſame Arbeit im Intereſſe des 
Volkstages harmoniſch geſtaltet. 


Wir haben ſomit dieſen Punkt der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, 
unſere bisherige Geſchäftsordnung bis auf weite⸗ 
res beizubehalten und ſie dann ſpäter dem zu 
wählenden Geſchäftsordnungs⸗Ausſchuß zur Bear⸗ 


beitung zu übergeben. Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt Ip beſchloſſen. 5 


acht Beiſitzer. Sie ſind nach dem Stärkeverhält⸗ 
nis von den einzelnen Fraktionen zu ſtellen, und 
zwar entfallen auf die Fraktion der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei drei Beiſitzer, auf die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei zwei, die Zentrumspartei 
zwei und auf die Fraktion der Kommuniſtiſchen 
Partei ein Beiſitzer. Die betreffenden Fraktionen 
haben folgende Namen mitgeteilt: 

Von der Fraktion der Goyialde: tiichen Par⸗ 
tei die Gere e belles ya 
Frau Malikowſki, von der Fraktion der Deutſchna⸗ 
tionalen Volkspartei die Herren Karkutſch und Man⸗ 
hei, von der Fraktion der Zentrumspartei Frau Abg. 
Zuper und Herr Abg. Eiſerloh, won der Fraktion der 
Kommuniſtiſchen Partei Herrn Abg. Geifler. 

Nach 8 8 unſerer bisherigen Geſchäftsordnung, 
die wir übernommen haben, gelten dieſe Abgeord⸗ 
neten damit als gewählt. Ich mache darauf auf⸗ 
merkſam, daß mir die Bildung der Fraktionen 
unter Angabe der Vorſitzenden, ihre Mitglieder 
und ihrer Parteigrundſätze ſchriftlich mitgeteilt 
werden muß, ſoweit das noch nicht geſchehen iſt. 


Nach § 15 unſerer Geſchäftsordnung hat der 


Volkstag elf ſtändige Ausſchüſſe zu wählen. Der 
Vorſtand hat die Sitze nach dem Verhältniswahl⸗ 
recht auf die Fraktionen zu verteilen. Etwaige 
Liſtenverbindungen müſſen mir ſchriftlich zugehen. 
(Abg. Dr. Blavier: Haben wir denn eine neue 
Geſchäftsordnung?) Wir haben die alte Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſoeben übernommen. Schließlich 
bitte ich noch die drei ſtärkſten Fraktionen, je 
einen Abgeordneten als Vorſtand für den Bü⸗ 
chereiausſchuß vorzuſchlagen, endlich, und das iſt 
wohl mit das Wichtigſte, bitte ich die Fraktionen 
und Gruppen, mir ihre Vertreter im Aelteſten⸗ 
ausſchuß zu nennen. 


Bevor ich Vorſchläge für die nächſte Sitzung 


und die Tagesordnung mache, möchte ich folgendes 
bekannt geben: Es iſt ein Schreiben des Präſi⸗ 
denten des Senats, datiert vom 4. Januar 1928, 
eingegangen. Ich bitte den Herrn Schriftführer, 
dies Schreiben zur Verleſung zu bringen. 


Beyer, Schriftführer (S. P. D.): 


An 
den Herrn Präſidenten des Volkstages 
Danzig. 

Der Stellvertretende Präſident des Senats Niepe 
und die Senatoren Beuſter, Dr. Biſchoff, Jentzſch, 
Reichenberg, Schede, Schmidt und Ziehm haben mir 
die Erklärung zugehen laſſen, daß fie mit dem 30. De⸗ 
zember 1927 aus dem Senat ausſcheiden. 

Nach Artibel 27 der Verfaſſung der Freien Stadt 
Danzig können die Senatsmitglieder jederzeit aus 
dem Senat ausſcheiden. 

Sahm. 


Präſident: Weiter iſt ein Schreiben der parla⸗ 
mentariſchen Senatoren der Zentrumspartei vom 
Januar eingegangen. Ich bitte den Herrn 

Schriftführer, auch dies Schreiben zu verleſen. 

Beyer, Schriftführer (S. P. D.): 
. An den Herrn Präſidenten des 
Volkstages. 

Die parlamentariſchen Senatoren der Zentrums⸗ 


partei, die gegenwärtig im Amt ſind, haben be⸗ 
ſchloſſen, mit A. y 


blauf des Tages, welcher der Neuwahl 


Zum Vorſtand des Volkstages gehören noch 
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(Beyer, Schriftführer) 
der Senatoren voraufgeht, ähr Amt niederzulegen. Sie nuar d. Is. ab. Ich lire keinen Widerspruch, d. der (B} 


werden die Amtsniederlegun de; 
Senats mit Angabe Yes 08 e pe je: Urlaub ift ſomit bewilligt. Ich ſchlage jetzt dem 


„Sttzung des Bollstages amtlich feſtſteht. an der die hohen Haufe vor, die nächſte Vollſitzung am Mitt⸗ 
5 e erfolgen ſoll. woch, den 18. Januar, nachmittags 3 Uhr 30 ab⸗ 
25 Karl Fuchs, Sawatz li, Formel zuhalten und bitte um die Ermächtigung, die Ta⸗ 
an . Senator Kurowſti, der gur Zeit verreiſt it, wird gesordnung hierfür beſtimmen zu dürfen. Ich 
ſich unſerem Beſchluß anſchließen. , eek Aale d das debe Haus 05 ſo 
Ende unſerer erſten 
Präſident: Der Abg. Eichholtz beantragt die e re vw 
En eines Urlaubs 598 fünf Wochen zur Sitzung. Ich ſchließe Ae. 
Wiederherſtellung ſeiner Geſundheit vom 11. Ja⸗ (Schluß der Sitzung 5 Uhr 5 Minuten) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm. 5 d 5 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die zweite 
Vollſitzung. Bevor wir in die Tagesordnung 
eintreten, habe ich dem Hauſe noch einige ge⸗ 
chäftliche Mitteilungen zu machen. 
on der Sozialdemokratiſchen Fraktion des 
Volkstages iſt mir unter dem 13. Januar ein 
Schreiben zugegangen. Ich bitte den Herrn 
Schriftführer, es zu verleſen. 

Beyer, Schriftführer (S. P. D.): 

Danzig, den 13. Januar 1928. 
An den Herrn Präſidenten des ee 
bier. 
Sehr geehrter Herr Präſident! 

Im Auftrage des Vorſtandes der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion und zugleich für die Fraktionen des 
Zentrums und der Deutſchliberalen teile ich Ihnen 
mit, daß die Bildung einer Regierung dieſer drei 
Parteien möglich iſt. 

ch bitte deshalb auf die Tagesordnung der näch⸗ 
ſten Sitzung die Wahl des ſtellvertretenden Präſiden⸗ 
ten und 13 nebenamtlicher Senatoren zu ſetzen. 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
F. Arczynſki, 
= Vorſ. der S. P. D. Fraktion. 
Präſident: Dann iſt ein Schreiben des Herrn 
Präſidenten des Senats eingelaufen. Ich bitte 
den Herrn Schriftführer, auch dieſes Schreiben 
vorzuleſen. 
Beyer, Schriftführer (S. P. D.): 
Danzig, den 13. Januar 1928. 
An den Herrn Präſidenten des Volkstages 
= Danzig. 

Die Senatoren FJormell, Fuchs, Kurowſti und 
Sawatzki haben mir die Erklärung zugehen laſſen, daß 
h m dem 17. Januar 1928 aus dem Senat aus⸗ 
icheiden. 

Nach Artikel 27 der Verfaſſung können die Ge- 
natsmitglieder jederzeit aus dem Senat ausſcheiden. 

5 abn. 
Präsident: Weiter hat uns der Herr Abg. 

Sawatzki ein Schreiben zugehen laſſen. Ich bitte, 
es ebenfalls zu verleſen. 
Beyer, Schriftführer (S. P. D.): 


Danzig, den 11. Januar 1928. 
Dem Herrn Präſidenten des Volkstages zeige ich 
hiermit an, daß ich mit dem 12. d. Mts. mein Amt 
als Mitglied des Volkstages niederlege. 
Ergebenſt 
Sa wia tz Ki 7 
Mitgl. des Volkstages. 

Präſident: Als Nachfolger für Herrn Abg. 
Sawatzki iſt Herr Felix Klawitter einberufen. 
Iſt Herr Klawitter anweſend? (Abg. Klawitter: 
Ja!) Dann begrüße ich Sie als neues und doch 
altes Mitglied des Volkstags. Weiter habe ich 
bekanntzugeben, daß der Wahlkommiſſar gemäß 
Artikel 10 Abſatz 3 der Verfaſſung dem Volkstag 
die abgeſchloſſenen Akten über die Wahl der Ab⸗ 
geordneten vorgelegt hat. Ich werde dieſe Akten 
dem einzuſetzenden Geſchäftsordnungsausſchuß 
zur weiteren Veranlaſſung überweiſen. Wir kom⸗ 
men jetzt zu unſerer Tagesordnung: 

Wahl von drei Stellvertretern für die 
Präſidenten des Volkstags im Richter: 
wahlausſchuß. 

Da die Parteien, die die Präſidenten ſtellen, 
auch die Vertreter im Richterwahlausſchuß ſtellen, 
ſo ſind die Herren Loops, Schwegmann und Ku⸗ 
rowſki vorgeſchlagen worden. Wenn nicht Wider⸗ 
ſpruch erfolgt, ſo iſt die Wahl durch Zuruf zu⸗ 
läſſig. Widerſpruch erfolgt nicht, dann ſind dieſe 
drei Herren gewählt. Wir kommen zum zweiten 
Punkt unſerer Tagesordnung: 

Wahl eines ſtellvertretenden Präſiden⸗ 
ten des Senats und von 13 Senatoren im 
Nebenamt. Artikel 25 der Verfaſſung der 
Freien Stadt Danzig. 

Das Wort zu einer Erklärung hat der Herr 
Abg. Raſchke. n 

a Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion hat zu der bevorſtehenden Wahl 
der Senatoren folgende Erklärung abzugeben: 

Die Kommuniſtiſche Partei gibt ihre Stimmen 
gegen die ſozialdemokratiſch⸗bürgerliche Koalitions⸗ 
regierung ab. Sie betrachtet die zu wählende Regie⸗ 
rung als eine Agentur der imperialiſtiſchen Räuber, 
des Völkerbundes, deren reaktionärer Charakter durch 
die Heranziehung einiger ſozialdemokratiſcher Partei⸗ 
und Gewerkſchaftsbürokraten vor der Arbeiterklaſſe 
verſchleiert werden ſoll. Die Kommuniſtiſche Partei 
erklärt wor der Danziger Arbeiterſchaft, daß die Be⸗ 
teiligung der Sozialdemokratiſchen Partei an einer 

Regierung, die ſich aus Vertretern der Großkapitali⸗ 

ſten und des Pfaffentums zuſammenſetzt, ein neuer 

Verrat an der Arbeiterklaſſe iſt. (Pfuirufe — Sehr 

richtig! bei den Kommuniſten.) 

Schon längſt hat die Sozialdemokratiſche Partei 
alle ſozialiſtiſchen Prinzipien preisgegeben, ſchon 
längſt bekämpft ſie jeden Verſuch der Arbeiterklaſſe, 
ihre elende Lage im Kampf gegen die Bourgeoisie zu 
verbeſſern. Dadurch, daß die Führer der S. P. D. 
mit den Vertretern der Großinduſtrie, des Finanzka⸗ 
pitals und des Pfaffentums in einer Regierung 
ſitzen, ſoll der Kampf der Arbeiterſchaft um höhere 
Löhne und Gehälter, für den Achtſtundentag, für 
ausreichende Erwerbsloſenunterſtützung uſw. abge: 
droſſelt und die Schulreaktion verſtärkt werden. Die 
Sozialdemokratie tut dies, um den Beſtand der kapi- 
taliſtiſchen Ordnung aufrecht zu erhalten. Sie fällt 
er Arbeiterſchaft in ihrem Kampf in den Arm und 
ſteigert dadurch das Elend und die Entrechtung der 
en Schichten. (Zwiſchenrufe und Unruhe 

Inks. 

Darum wird die Kommuniſtiſche Partei, die die 
zu wählende Regierung als Sachwalter der beſitzen⸗ 
den Klaſſe betrachtet, den ſchärfſten Kampf gegen ſie 
und die die Regierung unterſtützende Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei führen. (Zwiſchenrufe links.) 
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Naſchke, Abgeordneter) 

Die ſozialdemokratiſch⸗bürgerliche Koalitionsre⸗ 
gierung iſt nicht nur ein Inſtrument der beſitzenden 
Klaſſe zur Unterdrückung und Niederhaltung der 
Danziger Arbeiterſchaft, ſie wird nicht nur jede For⸗ 
derung der werktätigen Schichten Danzigs mit Füßen 
treten, ſondern fie aſt auch eines der Werkzeuge der 
imperialiſtiſchen Räuber, die unter Führung Eng⸗ 
lands und des Völkerbundes einen neuen Interven⸗ 
tionstampf gegen die Sowjetunion vorbereiten. Sie 
wird wie die früheren Regierungen dieſe Beſtrebun⸗ 
gen der Imperialiſten unterſtützen. Sie wird auch in 
Zukunft die Stellung der nationalen Frage in Dane 
zig nur dazu benutzen, um die gegen das Regime des 
Völkerbundes und des faſchiſtiſchen Polens rebellie⸗ 
renden Maſſen vor den Karren der neuen imperiali⸗ 
ſtiſchen Politik Deutſchlands zu ſpannen. Sie wird 
ſich dabei gleichzeitig bedingungslos allen Beſchlüſſen 
des Völkerbundes und der Imperialiſten, insbeſon⸗ 
dere allen gegen die Sowjetunion gerichteten Maß⸗ 
nahmen unterordnen. ä 

Auch aus dieſem Grunde ſtimmt die Kommunji⸗ 
ſtiſche Partei gegen dieſe Regierung, die ſich auf die 
monarchiſtiſchen Schupooffiziere, auf die reaktionäre 
Juſtiz und auf ein reaktionäres Beamtentum ſtlützt. 
Die Kommuniſtiſche Partei wird in allen Betrieben, 
in den Gewerkſchaften und in den anderen Maſſenor⸗ 
ganiſationen der Arbeiter, ſie wird auf der Straße 
und im Parlament alle Ausgebeuteten, die geſamten 
werktätigen Schichten zum Kampf gegen dieſe Regie⸗ 
rung und gegen die Koalitionspolitik der Sozialde⸗ 
mokratie mobiliſieren. 

Die Kommuniſtiſche Partei richtet an alle Werk⸗ 
tätigen Danzigs die Aufforderung, ſie in dieſem 
Kampf zu unterſtützen. Die Kommuniſtiſche Partei 
erklärt ihre Bereitſchaft und hält es für ihre Pflicht, 
mit der geſamten Arbeiterſchaft den Kampf zu orga⸗ 
niſieren für die Erhöhung der Löhne und Gehälter 
der Angeſtellten und unteren Beamten, für den Acht⸗ 
ſtundentag, für eine ausreichende Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung, gegen den Mietwucher, (Abg. Dr. Kamnitzer: 
Für angenehme Verbannungsorte!) für die ausrei⸗ 
chende Verſorgung der Sozialrentner, für die Beſſe⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Lage der werktätigen 
kleinbürgerlichen Schichten. Indem alle werktätigen 
Schichten ſich zum Kampf für dieſe Forderungen zu⸗ 
ſammenſchließen und dieſen Kampf aufnehmen, wer⸗ 
den ſie auf den Widerſtand dieſer ſozialdemokratiſch⸗ 
bürgerlichen Koalitionsregierung ſtoßen. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) In dieſem Kampf wird die Ar⸗ 
beiterklaſſe erkennen, daß ihre Befreiung nur durch 
den Sturz dieſer Regierung (Abg., Mau: Und durch 
die Verbannung nach Sibirien!) Wenn Du Schwein 
nur erſt da wärſt! — nur durch den Sturs dieſer Re⸗ 
gierung und durch die Zertrümmerung des kapjitali⸗ 
ſtiſchen Syſtems, nur durch die Errichtung einer Re⸗ 
gierung der Arbeiter und Bauern möglich nit. 


Als Proteſt gegen die Regierung ſtellt die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei ihre eigenen Kandidaten den Kan⸗ 
didaten der Bourgeoisie entgegen. (Bravo! Das find 
die richtigen Männer! links.) Sie bringt hierdurch 
zum Ausdruck, daß nur eine Regierung, beſtehend 
aus Vertretern der Arbeiter und Bauern, die der 
Sache des Proletariats und den Lehren von Marx⸗ 
Lenin treu ergeben ſind, die Intereſſen aller Werk⸗ 
—— wahrnehmen wird. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe. 


Was brüllen Sie? Einmal lachen Sie, einmal 
ſchreien Sie! (Abg. Liſchnewſki: Das iſt Ihnen 
unangenehm zu hören!) Dieſe Erklärung hätten 
Sie lieber unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit 


entgegengenommen, das wäre Ihnen angenehmer 
geweſen! (Ach nein! links.) Wenn die Arbeiter⸗ 
vertreter alle ſo ausſähen, wie die Herren Kloſ⸗ 
ſowſki, Mau und Loops, jo wäre es allerdings 
traurig um die Arbeiterſchaft beſtellt. Aber ſie 
hat noch andere Arbeitervertreter als ſie es ſind. 
(Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben 
einen Zwiſchenruf mit einem unparlamentariſchen 
Ausdruck beantwortet. Ich rufe Sie dafür zur 
Ordnung. Die Wahlen, die wir jetzt vorzuneh⸗ 
men haben, erfolgen auf Grund des Artikels 25 
unſerer Verfaſſung. (Abg. Raſchke: Euch wird die 
Spucke wegbleiben!) Die Verfaſſung jagt über die 
Wahl folgendes: 

Die Wahl iſt gebeim und geſchieht durch Ab⸗ 
gabe von Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält. Wird 
die unbedingte Stimmenmehrheit bei der erſten Ab⸗ 
ſtimmung micht erzielt, ſo iſt unter den beiden Per⸗ 
ſonen, die die meiſten Stimmen erhalten haben, aber⸗ 
mals zu wählen. Erhalten bei der Stichwahl beide 
Bewerber die gleiche Stimmenzahl, ſo entſcheidet das 
vom Präſidenten des Volkstages zu ziehende Los. 

Wir haben alſo 14 verſchiedene Wahlgänge. Es 
erfolgt wieder Namensaufruf. Ich bitte diejeni⸗ 
gen Abgeordneten, die aufgerufen werden, hier 
den Zettel in die Urne zu legen, vorher aber ſo 
freundlich zu ſein, mit Hier oder Ja zu antwor⸗ 
ten, damit der Schriftführer, der die Namen ver⸗ 
lieſt, weiß, ob der Betreffende anweſend iſt oder 
nicht Nun bitte ich noch zwei von den Herren 
Beiſitzern, an der Arne Aufſtellung zu nehmen 
und das Hineinlegen der Zettel zu überwachen. 
Ich bitte die Herren Beiſitzer Manthei und Eiſer⸗ 
loh, an die Arne heranzutreten. Den Herrn 
Schriftführer zu meiner Rechten bitte ich, mit dem 
Namensaufruf zu beginen. (Geſchieht.) Herr Abg. 
Raſchke, wenn Sie nicht Ruhe halten, iſt es für 
den Schriftführer unmöglich, die Namen zu ver⸗ 
leſen. (Zwiſchenrufe des Abg. Raſchke.) Der Herr 
Schriftführer hat das Wort zum Namensaufruf. 
(Geſchieht.) Wünſcht von den Damen und Herren 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? (Abg. 
Grodnick gibt eine Karte ab.) Ich ſchließe jetzt den 
erſten Wahlgang und bitte das Reſultat feſtzu⸗ 
ſtellen. (Geſchieht.) Das Reſultat des erſten 
Wahlganges iſt folgendes: Es ſind im ganzen 78 
Stimmen abgegeben worden, davon entfallen auf 
den Herrn Abg. Gehl 68 Stimmen, auf Herrn 
Abg. Raſchke 7 Stimmen, außerdem ſind drei 
weiße Zettel abgegeben worden. Herr Abg. Gehl 
hat die Mehrheit erlangt. Ich frage ihn, ob er die 
Wahl zum ſtell vertretenden Präſidenten des Se⸗ 
n) annimmt. (Abg. Gehl: Ich nehme die Wahl 
an! 


Somit iſt der erſte Wahlgang erledigt. Wir 
kommen zum zweiten. Ich bitte, den Namens⸗ 
aufruf zu vollziehen. (Geſchieht.) 


Wünſcht noch jemand von den Damen und 
Herren eine Karte abzugeben? (Abg. Liſchnewſfki 
gibt noch eine Stimmkarte ab.) Ich ſchließe jetzt 
den Wahlgang und bitte, das Reſultat feſtzu⸗ 
ſtellen. Der zweite Wahlgang hat folgendes Er⸗ 
gebnis: Abgegeben ſind 75 Stimmen, davon ent⸗ 
fallen auf den Herrn Abg. Arczynſki 68, auf den 
Herrn Abg. Laſchewſki 7, Herr Abg. Arczynſki hat 
die Mehrheit erhalten. Ich frage ihn, ob er die 
Wahl zum Senator annimmt. (Abg. Arczynſki: 
Ich nehme die Wahl an!) 


Wir kommen zum dritten Wahlgang. Ich bitte 


die Namen zu verleſen und die Stimmkarten ab⸗ 


O 


(D) 


— 


— 


— 


(A 


(B 


nitzer zum Senator 


— 


— 
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(Bräfident) . 
ugeben. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine 
ae en (Abg. Brill gibt noch 
eine Karte ab.) Ich ſchließe jetzt den Wahlgang 
und bitte die Stimmen auszuzählen. (Geſchieht.) 
Es ſind 75 Stimmzettel abgegeben worden, da⸗ 
von entfallen auf den Abg. Formell 68 auf Herrn 
Bukmakowſki 7 Stimmen. Da Herr Abg. Formell 
die Mehrheit hat, iſt er zum Senator gewählt. 
Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. (Abg. 
Formell: Ich nehme die Wahl an.) 

Wir kommen zum vierten Wahlgang. Ich 
bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht.) 

Wünſcht von den Damen und Herren noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das geſchieht 
nicht, ich ſchließe den vierten Wahlgang und bitte 
das Ergebnis feſtzuſtellen. Beim vierten Wahl⸗ 
gang ſind 75 Stimmkarten abgegeben. Davon 
entfallen auf den Abg. Fuchs 68, auf den Abg. 
Liſchnewſki 7. Da Herr Abg. Fuchs die Mehrheit 
hat, ſtelle ich an ihn die Frage, ob er die Wahl 
zum Senator annimmt. (Abg. Fuchs: Ich nehme 
die Wahl an.) 

Wir kommen zum fünften Wahlgang. Ich bitte 
die Stimmkarten abzugeben. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand von den Damen und Herren einen 
Stimzettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
dann ſchließe ich die Abſtimung. Ich bitte aus⸗ 


zuzählen. (Geſchieht.) Der fünfte Wahlgang hat 


folgendes Ergebnis: Es ſind 75 Stimmzettel ab⸗ 
gegeben worden. Davon entfallen auf Herrn Abg. 
Grünhagen 68, auf Herrn Stachel 7 Stimmen. 
Ich frage Herrn Abg. Grünhagen, ob er die Wahl 
zum Senator annimmt. (Abg. Grünhagen: Ich 
nehme ſie an!) 


Wir kommen zum ſechſten Wahlgang. Ich bitte 
den Namensaufruf vorzunehmen. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Stimme abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich den Wahl⸗ 
gang und bitte die Auszählung vorzunehmen. 
(Geſchieht.) Die Wahl hat folgendes Ergebnis: 
Es ſind im ganzen 74 Stimmen abgegeben wor⸗ 
den, davon entfallen auf Herrn Abg. Jewelowfki 
67 Stimmen, auf Herrn Limperg 6 Stimmen. 
Außerdem iſt ein weißer Zettel abgegeben wor⸗ 
den. Ich frage Herrn Abg. Jewelowſti, ob er die 
Wahl zum Senator annimmt. (Abg. Jewelowſfki: 
Ich nehme die Wahl an!) 

Wir kommen zum ſiebenten Wahlgang. Ich 
bitte die Namen aufzurufen. (Geſchieht.) Wünſcht 
von den Damen und Herren noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Da es nicht geſchieht, 
ſchließe ich den ſiebenten Wahlgang und bitte das 
Reſultat feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Das Ergebnis 
iſt folgendes: Es ſind 76 Stimmkarten abgegeben, 
für den Herrn Abg. Dr. Kamnitzer 68, 7 lauten 
auf den Namen Mierau, außerdem iſt ein weißer 
Zettel abgegeben. Damit iſt Herr Abg. Dr. Kam⸗ 
gewählt. Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer, nehmen Sie die Wahl an. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Ja!) Wir beginnen dann den achten 
Wahlgang. Ich bitte die Namen aufzurufen. (Ge⸗ 
ſchieht. — Vizepräſident Neubauer übernimmt 
den Vorſitz.) 


Vizepräſident Neubauer: Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Der Wahlgang iſt geſchloſſen. Ich bitte 
auszuzählen. (Geſchieht.) Es ſind im ganzen 76 
Stimmen abgegeben worden, davon entfallen 69 
auf Herrn Abg. Kurowſki und 7 Stimmen auf 
Herrn Aug. Rathke. Herr Abg. Kurowſfki iſt ſo⸗ 
mit gewählt. Ich frage Herrn Abg. Kurowſki, ob 
er die Wahl zum Senator annimmt. (Abg. Ku⸗ 
rowſki: Sa!) 

Ich eröffne den neunten Wahlgang und bitte 
den Namensaufruf vorzunehmen. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand von den Damen und Herren 
eine Stimme abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Der Wahlgang iſt geſchloſſen. Ich bitte die Stim⸗ 
men auszuzählen. (Geſchieht.) Es ſind im ganzen 
74 Stimmen abgegeben worden. Davon entfallen 
67 auf Herrn Bürgermeiſter Ramminger, 7 auf 
Hern Litzbarſki. Herr Bürgermeiſter Ramminger 
iſt ſomit zum Senator gewählt. Ich bitte, zu ver⸗ 
anlaſſen, daß Herr Bürgermeiſter Ramminger 
dem Herrn Präſidenten ſeine Zuſtimmungser⸗ 
klärung zugehen läßt. (Abg. Gehl: Er nimmt die 
Wahl an!) Die Zuſtimmung iſt ſoeben übermittelt 
worden. 

Wir kommen zum zehnten Wahlgang, ich bitte, 
den Namensaufruf vorzunehmen. (Geſchieht.) Hat 
noch jemand von den Damen und Herren eine 
Stimmkarte abzugeben? (Geſchieht.) Sind noch 
weitere Stimmzettel abzugeben? 
Fall. Der Wahlgang iſt geſchloſſen. Ich bitte, das 
Ergebnis feſtzuſtellen. (Geſchieht.) Es ſind im gan⸗ 
zen 73 Stimmkarten abgegeben worden. Davon 
entfallen 66 Stimmen auf Herrn Bürgermeiſter 
Reet und 7 Stimmen auf Herrn Auguſt Kreft. 
Der Herr Bürgermeiſter Reek iſt ſomit zum Se⸗ 
nator gewählt. (Abg. Arczynſki: Seine Zuſtim⸗ 
mung liegt vor!) Es wird die Erklärung abge⸗ 
geben, daß Bürgermeiſter Reek die Wahl an- 
nimmt. 

Wir kommen jetzt zum elften Wahlgang, die 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
ein Abgeordneter ſeinen Stimmzettel abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es find im ganzen 74 Stimmen abge⸗ 
geben worden. Davon entfallen 69 auf Herrn 
Abg. Nehberg, fünf Stimmen auf Herrn Kloth. 
Herr Abg. Rehberg 
wählt. Ich frage Herrn Abg. Rehberg, ob er die 
Wahl annimmt. (Abg. Rehberg: Jawohl!) 

Wir kommen nun zum zwölften Wahlgang. 
Ich bitte den Namensaufruf vorzunehmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand von den Damen 
und Herren einen Stimmzettel abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, der Wahlgang iſt geſchloſſen. 
Ich bitte die Auszählung vorzunehmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Es find im ganzen 74 Stimmen abge⸗ 
geben worden, davon entfallen 68 für Herrn Prä⸗ 
lat Sawatzki und ſechs für Herrn Ernſt Zmorra. 
Herr Prälat Sawatzki hat die Eklärung abge⸗ 
geben, daß er die Wahl annimmt. 

Ich eröffne den dreizehnten Wahlgang. Ich 
bitte mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch ein Abgeordneter ſeinen 
Stimmzettel abzugeben? Das iſt ncht der Fall, 


dieſer Wahlgang iſt geſchloſſen. Es ſind im gan⸗ 


Das iſt nicht der. 


(C) 


) 


iſt ſomit zum Senator ge⸗ 


(A) 
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(Bräfident) 
zen 74 Stimmkarten abgegeben worden, davon gerichtsdirektor Dr. Zint iſt ſomit gewählt. Herr 


entfallen 67 auf Herrn Abg. Siebenfreund und 
ſieben Stimmen auf Herrn Litſch. Ich frage Herrn 
Abg. Siebenfreund, ob er die Wahl zum Senator 
annimmt? Herr Abg. Siebenfreund nimmt die 
Wahl an. g 

Wir kommen nunmehr zum 14. und letzten 
Wahlgang. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch ein Abgeordneter ſeinen Stimm⸗ 
zettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind im ganzen 76 
Stimkarten abgegeben worden, davon entfallen 
69 Stimmen auf Herrn Landgerichtsdirektor Dr. 
Zint und ſieben auf Herrn Wedler. Herr Land⸗ 


Landgerichtsdirektor Dr. Zint läßt die Erklärung 
abgeben, daß er die Wahl annimmt. 

Wir ſtehen damit am Schluß der heutigen 
Tagesordnung. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, 
die nächſte Sitzung auf morgen, Donnerstag, den 
19. Januar 1928, nachmittags 3.30 Uhr mit fol⸗ 
gender Tagesordnung feſtzuſetzen: 

Einführung der neugewählten Mitglieder des 

Senats der Freien Stadt Danzig. (Artikel 28 der 

Verfaſſung.) 

Ich höre keinen Widerſpruch. Das hohe Haus hat 
ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 20 Minuten.) 
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Einführung der neugewählten Mitglieder des Se⸗ 
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nächſten nach der Wahl ſtattfindenden Sitzung die (O) 
Einführung der neugewählten Mitglieder des 
Senats zu erfolgen. Die neugewählten Mitglieder 
haben folgendes zu geloben, ich leſe die Formel 
5 vor und bitte die Herren, es durch Handſchlag 
3 Sitzung unter Hinzufügung der Worte: „Ich gelobe es“ 
5 85 = zu verſprechen. Die Beifügung einer religiöſen 
Donnerstag, den 19. Januar 1928. er Beteuerung ift zuläſſig. Die Formel lautet: 
ch werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 


beobachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim⸗ 
zuhalten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 


Mandatsniederlegung des Abg Fuchs 3). - "| wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
\ 


den Präſidenten Spill eröffnet. 
Dr. 


9 Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
95 (Die Vereidigung wird vorgenommen.) 

Präſident: Welte u Präſidenten, meine 
3 5 . Herren Senatoren! 5 Präſident des Hauſes 
Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch möchte ich dieſen feierlichen e e 1175 
5 = ee ‚übergehen laſſen, ohne den neugewä ten un 
n Sele beer eden Sera iekt en in nge auen an de e n 
’ x unſere Glückwünſche auszuſprechen und fie in un⸗ 


nats Gehl; Senatoren Arczynſki, Formell, Fuchs, ſerer Mitte herzlich willkommen zu heißen. Meine 


Grünhagen, Jewelowſki, Dr. Kamnitzer, Ku⸗ 5 1% J * 5 

5 5 2 5 Herren, Sie übernehmen ehr Amt in einer ſehr, 
rowſli, 1 1 Rehberg, ei Ser ſehr ſchweren Zeit. Die Wirtſchaft Danzigs liegt 
watzki, Dr. Schwartz, Siebenfreund, Dr. Strunk, darnieder. Die Arbeitslosigkeit iſt groß, die Steu⸗ 


Dr. 
Sch 


en Dr. Zint, Renierungsrat Dr. erlaſt drückt alle Schultern ſchwer. Unter der 
N . Ri . Wohnungsnot leidet noch immer ein großer Teil 
FF dritte unſerer Bevölkerung. Ich wünſche Ihnen Kraft 


Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe und Arbeitsfreudigkeit, um dieſe ſchweren Auf⸗ 


ich 


dem hohen Hauſe mitzuteilen, daß der Herr gaben zu übernehmen. Ich hoffe, daß wir Sie 


Abg. Fuchs (Z.) ſein Mandat niedergelegt hat. immer hier in unſerer Mitte ſehen, nicht nur in 


Das Uebrige wird veranlaßt werden. Wir kom⸗ ; ; Voll⸗ 
n den Ausſchußſitzungen, ſondern auch in den Voll 


— 


D) 
1 = i ſitzungen; denn fo nur ift eine gemeinſame Arbeit 
d arena an. Mitalie⸗ möglich. Ich hoffe gern, daß dieſe gemeinſame 
für die gs Stadt Danzig) Verfaſſung Arbeit zum Wohl der Bevölkerung der Freien 
Ich erteile dem Herrn Präſidenten des Senats t d . ſomit ae 115 


das Wort. (Das Haus erhebt ſich.) ſerer heutigen Tagung angelangt. Ich bin leider 


H.! In der geſtrigen Sitzung des Volkstags ſind 


Dr. Sahm, Präſident des Senats M. D: 16 nicht in der Lage, Ihnen heute den Termin der 
nächſten Sitzung und die Tagesordnung vorzu⸗ 


gewählt worden: zum Stellvertretenden Präſi⸗ ; : 3 I 5 
denten des Senats Herr Gehl, zu Senatoren die Image E e a 1515 
Herren Arczynſki, Formell, Fuchs. Grünhagen, Tagesordnung der neuen Sitzung feſt⸗ 
Jewelowſki, Dr. Kamnitzer, Kurowſki, Rammin⸗ ſetzen zu dürfen. Widerſpruch höre ich nicht; das 
ger, Reek, Rehberg, Sawatzki, Siebenfreund und Haus hat jo beſchloſſen > . 

Dr. Zint. Die genannten Herren ſind anweſend. 5 


Nach Artikel 28 der Verfaſſung hat in der (Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten.) 


0 


(A) 


(B) 
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Willen des Volkes anpaßt. In dem Beſtreben, 
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Donnerstag, den 26. Januar 1928. 


Seite 

Mitteilung vom Anſchluß des Abg. Regier an die 
Gruppe der Deutſch⸗Liberalen Partei als 
ſtändiger Gaſt a 

Bekanntgabe des Rücktritts des Abg. Eiſerlob (3.) 


Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung a 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Stellvertretender Präſidenr des Ge: 
nats Gehl; Senatoren Arczynſki, Grünhagen, Je⸗ 
welowſki, Dr. Kamnitzer, Ramminger, Rehberg, 
Runge, Dr. Schwartz, Siebenfreund, Dr. Strunk, 
Dr. Wiercinjfi, Dr. Zint. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die vierte 
Vollſitzung. Ehe wir in die Tagesordnung ein⸗ 
treten, habe ich dem Hauſe noch einige geſchäft⸗ 
liche Mitteilungen zu machen. Der Herr 
Abg. Regier hat mir mit Schreiben von heute 
mitgeteilt, daß er ſich der Gruppe der Deutſch⸗Li⸗ 
beralen Partei als ſtändiger Gaſt angeſchloſſen 
hat. Die Gruppe der Deutſch⸗Liberalen Partei 
hat dadurch Fraktionsſtärke erhalten. Sie hat ein 
Mitglied für den Vorſtand zu ſtellen. Dafür muß 
ein Mitglied der Zentrumspartei austreten. Die 
Deutſch⸗Liberale Partei hat als Vertreter im 
Vorſtand den Herrn Abg. Regier ernannt. Die 


Zentrumsfraktion hat erklärt, daß der Herr Abg. 


Eiſerloh aus dem Vorſtand zurücktritt. 

Zwecks Verteilung der Ausſchuß⸗Sitze find mir 
gemäß § 17 der Geſchäftsordnung folgende Liſten⸗ 
verbindungen ſchriftlich mitgeteilt worden: Die 
Fraktion der Deutſchnationalen Volkspartei ver⸗ 


Donnerstag, den 26. Januar 1928. . 


der Freien Stadt eine möglichſt feſte und auf einer 
ſicheren Mehrheit beruhende Regierung zu geben, 
haben ſich die Sozialdemokraten, das Zentrum 
und die Deutſchliberalen zu einer Koalition zu⸗ 
ſammengeſchloſſen und haben in der Erfüllung der 
Pflichten, die eine demokratiſche Verfaſſung den 
politiſchen Parteien zuweiſt, die Regierung und 
damit die Verantwortung für die Staatspolitik 
nach innen und nach außen übernommen. 

Der Senat iſt auch in ſeiner neuen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Auffaſſung, daß für eine gedeihliche 
Entwicklung des Staates der vertraglich zugeſi⸗ 
cherte Schutz des Völkerbundes und ein vertrau⸗ 


erwartet, daß der Völkerbund als Garant der 
Danziger Verfaſſung den Aenderungen dieſer Ver⸗ 
faſſung, die nach Anſicht der neuen Regierung ſich 
als notwendig herausgeſtellt haben, ſeine Zuſtim⸗ 
mung nicht verſagen wird. 

Die neue Regierung wird bemüht ſein, einen 
Fortſchritt in der Entwicklung des Verhältniſſes 
zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen her⸗ 
beizuführen, damit den wirtſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſen beider Staaten im Verhältnis zueinander 
Genüge geſchehen kann. (Zuruf bei den Kommu⸗ 
niſten.) 


| aus dem Beige und Eintritt des Abg. 

4 15 ae Weitzer: 8 IB ensvolles e mit dem 5 

15 r REN RE und feinen Organen von hervorragender Bedeu⸗ 

7 b 5 8 . s 

gr dr Sahm, Präsent des Seals ER 1 tung iſt. (Davon haben wir bisher noch nichts 

9 Ordnungsruf für den Abg. Naſchke (K. P.) 12A gemerkt! bei den Kommuniſten.) Die Regierung 
15 


Die Verhandlungen zwiſchen der Freien Stadt 


Danzig und der Polniſchen Republik ſollen zu die⸗ 


ſem Zweck lebendig und verſöhnlich und möglichſt (O) 


von Perſon zu Perſon geführt werden. Insbeſon⸗ 
dere ſoll dies gelten für die Erledigung der Mei: 
nungsverſchiedenheiten, unter denen einige von 
großer Bedeutung für die Wirtſchaft und für die 
Staatsfinanzen ſind. Bei Durchführung dieſes 
Grundſatzes wird ſich ergeben, daß Danzig⸗pol⸗ 
niſche Streitfragen in Zukunft ſeltener dem Hohen 
Kommiſſar und dem Rate des Völkerbundes vor⸗ 
gelegt werden müſſen. 

Die Regierung ſieht es als ein glückliches Vor⸗ 
zeichen an, daß der polniſche Außenminiſter kürz⸗ 
lich Erklärungen abgegeben hat, aus denen der 
Wille zur wirtſchaftlichen Zuſammenarbeit der 
Republik Polen mit der Freien Stadt Danzig un⸗ 


(©) 


bindet ſich mit der Gruppe der Nationalliberalen zweideutig hervorgeht. Wenn die Danziger Re⸗ ö 
Bürgerpartei, der Bürgerlichen Arbeitsgemein⸗ gierung heute ihren gleichgerichteten Willen be⸗ g 
ſchaft und den Abg. Zarske und Hohnfeldt. Die kundet, ſo erwartet ſie, daß die polniſche Regie⸗ | 
Verteilung der Sitze und der Ausſchußmitglieder rung die Worte ihres Außenminiſters in die Tat 
wird nunmehr durch den Vorſtand erfolgen. — umſetzen wird. Die Danziger Regierung ſtellt 
Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe ſich hierbei loyal auf den Boden der durch den 


den einzigen Punkt auf: 
Abgabe einer Regierungserklärung. 


Vertrag von Verſailles geſchaffenen Verhältniſſe 
und der zur Durchführung dieſes Vertrages zwi⸗ 


Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. ſchen Danzig und Polen geſchloſſenen Vertrage un 
Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. erwartet von der Regierung der Republik Polen, 


5. Namens der Regierung habe ich folgende Er⸗ 
klärung abzugeben: 
Der Wille des Volkes, der nach der Verfaſſung 


daß ſie die ſtaatliche Selbſtändigkeit und den 
überkommenen und allſeitig anerkannten deut⸗ 
ſchen Charakter der Freien Stadt Danzig achtet. 


ravo!) 


für die Ausübung der Staatsgeſchäfte beſtimmend (B f 
Im Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen 


iſt, hat einen ſichtbaren Ausdruck in dem Ergeb⸗ 


nis der Wahlen zum Volkstag gefunden. Es iſt kann der Grundſatz des „do ut des“, des Gebens 
eine im Weſen der Demokratie begründete Not: und Nehmens, ſo richtig er im Verkehr zwiſchen 
wendigkeit, daß die Zuſammenſetzung der Regie: Staaten von annähernd gleicher Größe und wirt⸗ 
rung ſich dem jo zum Ausdruck gekommenen ſchaftlicher Macht ſein mag, doch nur ſehr bedingte 
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f ) Anwendung finden; denn man darf nicht ver⸗ hat. Es kann angenommen werden, daß die Sta⸗ ( 
geſſen, daß es für einen kleinen Staat eine Grenze biliſierung der polniſchen Währung eine weitere 
des „Gebens“ gibt, weil ſonſt die Gefahr nahe Beſſerung mit ſich bringen wird. 
rückt, daß er eines Tages überhaupt nichts mehr Die Regierung ſtellt mit Befriedigung feſt, 
zu geben hat. Es darf auch nicht vergeſſen wer⸗ daß im Paßweſen und im internationalen Eiſen⸗ 
den, daß manche Frage, die von dem Geſichtspunkt bahnverkehr von und nach Danzig ein Teil der 
eines großen Staates als weniger wichtig, viel⸗ Danziger Anträge und Wünſche berückſichtigt wor⸗ 
leicht als klein erſcheint, für den kleinen Staat den iſt. Sie erwartet, daß die Regierung der Re⸗ 
außerordentlich wichtig iſt. publik Polen auf dem beſchrittenen Wege, Er⸗ 

Zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Freien leichterungen und Verbeſſerungen im Verkehrs⸗ 
Stadt Danzig beſtehen engſte kulturelle und ſehr weſen durchzuführen, nicht Halt macht, damit 
bedeutſame wirtschaftliche Beziehungen, deren Danzig ſich als Verkehrsmittelpunkt weiter ent- 
Erhaltung und Ausbau für den Senat ſelbſtver⸗ wickelt. 0 
ſtändliche Pflicht iſt und bleiben wird. f Mit Genugtuung kann feſtgeſtellt werden, 
Was die zur Zeit ſchwebenden deutſch⸗polni⸗ daß eine Reihe von Staaten mit Rückſicht auf die 
ſchen Handelsvertragsverhandlungen anbetrifft, für den Freiſtaat beſtehende Einreiſe⸗Freiheit von 
ſo liegt der Freien Stadt ganz beſonders daran, den Danziger Staatsangehörigen keine Viſen für 
daß die Verhandlungen für das Deutſche Neich, die Einreiſe verlangen. Hoffentlich werden recht 
die polniſche Republik und die Freie Stadt Dan⸗ viele Staaten dieſem Beiſpiel baldigst folgen. 
zig befriedigend verlaufen. Die Danziger Negie⸗ Die Entfaltung der Wirtſchaft wird durch 
rung muß ihrerſeits Wert darauf legen, daß ſie an neue Zwangsmaßnahmen nicht beeinträchtigt 
dieſen Verhandlungen Anteil hat, damit ſie ihre werden. Soweit eine allzu große Spanne zwi⸗ 
lebenswichtigen Intereſſen wahren kann. ſchen Erzeuger⸗ und Verkaufspreis beſteht, wird 
Der Senat wird Mittel und Wege ſuchen um auf eine Milderung dieſer Spanne hingearbeitet 
die alten handelspolitiſchen Wege zu der Anion werden. Die Mehrheit der Wähler hat durch 
der Sozialiſtiſchen Sowjetrepubliken wieder zu er⸗ ihre Stimmabgabe zu erkennen gegeben, daß ſie 
ſchließen und gute Beziehungen zu den großen nit dem Regierungsſyſtem, wie es durch die Ver⸗ 
und volkreichen Ländern des Oſtens anzubahnen. aſſung geregelt iſt, nicht zufrieden iſt. (Abg. 
(Abg. Raſchke. Das iſt doch Heuchelei, was Sie aſchke: Sie ſprechen Ihr eigenes Urteil!) Deut⸗ 
jetzt jagen, ſchämen Sie ſich! Von vorn die Fratze, lich iſt auch die Forderung erhoben, den Volkstag 
von hinten den Dolch, das iſt Ihre Politik gegen zu verkleinern und ihm das Recht der Selbſt⸗ 
Rußland!) N f auflöſung zu geben. Der Senat wird daher als⸗ 
% „ Präsident: Herr Abg. Jaſchte ich rufe Sie we- bald dem Boltstag Geſetze vorlegen, die folgende (D) 
gen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. Verfaſſungsänderungen zum Gegenſtand haben: 
Dr. Sahm, Präſident des Senats: Der Senat 1. Verkleinerung des Senats und des Wolts⸗ 
wünſcht, daß die Verbindungen zwiſchen Danzig tages, 
und den übrigen Oſttſeeſtaaten, für deren Be. 2. Parlamentariſche Verantwortlichkeit des 
deutung das Flaggenbild des Danziger Hafens Geſamtſenats und jedes einzelnen Senators, 
Zeugnis ablegt, weiter ausgebaut werden. Auch 3. Selbſtauflöſungsrecht des Volkstages, 
mit allen andern Kulturſtaaten wird die Freie 4. Wiederherſtellung einer Selbſtverwaltung 
Stadt Danzig gute Beziehungen unterhalten, für der Stadtgemeinde Danzig. 
deren Pflege die hier beſtehenden Konſulate wert⸗ Außerdem ſoll der Richterwahlausſchuß abge⸗ 
volle Dienſte leiſten. (Abg. Naſchke: Beſonders ſchafft und der Finanzrat umgeſtaltet werden, 
mit Italien!) (Abg. Schwegmann: Hört, hört!) da dieſe Einrich⸗ 
Angeſichts der unſicheren und bedrohten Wirt⸗ tungen in der bisherigen Form den an ſie geſtell⸗ 
ſchaftslage und der durch einen frühen Winter ge⸗ ten Erwartungen nicht entſprochen haben. (Abg. 
ſteigerten Arbeitsloſigkeit werden alle notwendi⸗ Dr. Ziehm: Das Gegenteil iſt richtig!) Die Re⸗ 
gen Maßnahmen getroffen werden, um die Dan⸗ gierung wird die Rechte der nationalen, religiö⸗ 
ziger Wirtſchaft in Stadt und Land zu en e und politiſchen Minderheiten zu wahren 
und zu fördern, vornehmlich, um die Konkurrenz⸗ wiſſen. (Abg. Liſchnewſki: Siehe Ohraer Schule, 
fähigkeit Danzig als Handelsplatz zu erhalten ein glatter Verfaſſungsbruch!) Sie wird es nicht 
und zu ſtärken. Dabei wird der Ausbau und die dulden, daß ein Staatsbürger um ſeiner Abſtam⸗ 
Erweiterung des Danziger Hafens mit an erſter mung, Geſinnung, Religion oder Weltanſchauung 
Stelle ſtehen. (Frau Abg. Kreft: Das wird das wegen in ſeinen Rechten verkürzt und in ſeiner 
Wichtigſte fein!) Die Regierung erwartet bier Tütigtett behindert wird. (Abg. Liſchnewſki: Das 
bei die verſtändnisvolle Mitwirkung der Repu⸗ haben wir Kommuniſten am beſten gemerkt. — 
f blik Polen, insbeſondere in den Fragen einer Das werdet Ihr noch mehr merken! beim Zen⸗ 
| günſtigen Eiſenbahntarifpolitik und bei der Aus⸗ trum. — Abg. Liſchnewſti: Aha, das war die 
geſtaltung und Ausnutzung des Danziger Hafens. Wahrheit!) Gegenüber den Angehörigen anderer 
| So ſehr die Steigerung des Hafenverkehrs Staaten und den Staatenloſen wird fie eine Hal- 
durch das Wachſen der Ausfuhr und Einfuhr von tung einnehmen, wie es für einen Kulturſtaat 

Maſſengütern zu begrüßen iſt, ſo iſt der Anteil des Pflicht, für einen Handelsſtaat Notwendigkeit iſt. 

Danziger Handels daran nur gering. Man kann Mit großer Sorgfalt prüft der Senat die Fi⸗ 
es wohl als ein günſtiges Zeichen für die zukünf⸗ nanzlage des Staates und die finanziellen Pro⸗ 

tige Entwicklung deuten, daß in der letzten Zeit bleme in ihrer Geſamtheit. Ein klares Bild über 

| die Einfuhr von Stückgütern ſich etwas gebeſſert die künftige Finanzgeſtaltung wird ſich erſt bei 
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der Aufſtellung der Staatshaushaltspläne er⸗ 
geben. Der Senat wird ſodann dem Volkstag eine 
ausführliche Ueberſicht über die Finanzlage und 
die damit zuſammenhängenden Fragen geben. 
Der Senat wird ſich bei allen ſeinen Maßnahmen 
von dem Gedanken äußerſter Sparſamkeit leiten 
laſſen und wird darauf beſtehen, daß in dem 
Staatshaushalt ein Ausgleich zwiſchen Einnah⸗ 
men und Ausgaben herbeigeführt wird. 


Der dem Völkerbund zugeſagte Abbau der 
Zahl der Staatsbedienſteten wird in der Weiſe 
durchgeführt, daß am Ende des Etatsjahres 1928 
die Geſamtzahl um mindeſtens 800 vermindert 
ſein wird. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) Hierbei 
ſind die entbehrlichen Stellen, auch die höheren 
Beamtenſtellen, als künftig wegfallend zu bezeich⸗ 
nen und zu hoch eingeſtufte Stellen, wie z. B. 
Staatsratsſtellen, ſo weit ſie nicht durch die Lei⸗ 
tung größerer Behörden gerechtfertigt ſind, beim 
Freiwerden in niedriger eingeſtufte Stellen um⸗ 
zuwandeln, wenn ſie nicht überhaupt wegfallen 
können. (Bravo! links.) 

Da die Einwohnerwehr bei den jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen entbehrlich geworden iſt, (Abg. Ziehm: 
Na nun!) wird die Verordnung über ihre Bil- 
dung aufgehoben werden und werden die Waffen 
und die Ausrüſtung eingezogen werden; im neuen 
Staatshaushalt werden Mittel dafür nicht ein⸗ 
geſtellt. 

Die Verwaltung iſt durch Zuſammenlegung 
verwandter Verwaltungszweige, durchgreifende 
Büroreform und zweckmäßige Verteilung der Auf⸗ 
gaben ſo zu vereinfachen, daß die Arbeitskraft 
eines jeden Beamten im Dienſte des Staates voll 
ausgenutzt wird. Das Ziel ſoll ein energiſcher 
Abbau des Verwaltungsapparates ſein unter 
Wahrung der Rechte des Berufsbeamtentums. 

Bei der Beſetzung der Beamtenſtellen iſt in 
erſter Linie auf Eignung zu ſehen. Es darf nie⸗ 
mand wegen ſeiner politiſchen Einſtellung oder 
ſeiner Konfeſſion oder ſeiner Weltanſchauung zu⸗ 
rückgeſetzt werden. 

Die preußiſch⸗deutſche Beſoldungsordnung ſoll 
als Vorbild für die Danziger Beamtenbeſoldung 
gelten, ſoweit die Staatsfinanzen es zulaſſen. 

Die Regierung verfolgt es mit großer Sorge, 
daß Beamte in mehreren Dienſtbetrieben und 
Kaſſenſtellen Unterſchlagungen begangen haben 
und iſt entſchloſſen, dieſe ſchweren Verfehlungen 
aufs ſtrengſte zu ahnden. (Abg. Raſchke: Aber mit 
Bewährungsfriſt!) Sie wird alle Kräfte dafür 
einſetzen, daß insbeſondere durch Einführung von 
verſchärften Kontrollmaßnahmen Vorſorge gegen 
eine Wiederholung derartiger Verfehlungen ge⸗ 
troffen wird. Sie richtet an die Beamtenſchaft 
den Appell, ſich im Intereſſe des eigenen Anſehens 
von unſauberen Elementen fernzuhalten und von 
ſich aus mitzuwirken, ſolche Perſonen, die nicht 
würdig ſind, Beamte zu ſein, auszumerzen. 

Auf ſozialem Gebiet erſtrebt die Regierung 
eine Ausgeſtaltung des Arbeitsrechts im Anſchluß 
an die reichsdeutſche Geſetzgebung. Die in der 


Verfaſſung vorgeſehenen Geſetze über die berufs⸗ 
ſtändiſchen Vertretungen und über Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenausſchüſſe werden unverzüglich dem 
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Volkstag vorgelegt werden. Sie ſollen gegenüber 
den reichsdeutſchen Geſetzen keine Verſchlechterun⸗ 
gen enthalten. (Zurufe bei den Kommuniſten.) 


Die ſoziale Fürſorge wird nach Möglichkeit 
ausgebaut. Einer Neuregelung bedarf die Be⸗ 
ſchäftigung ausländiſcher Arbeiter, insbeſondere 
der ländlichen Saiſonarbeiter. Die beſtehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen über den Achtſtunden⸗ 
tag dürfen nicht verſchlechtert werden. (Frau Abg. 
Kreft: Die ſind ſo ſchlecht, daß das gar nicht mehr 
geht!) Das beſtehende Geſetz über die Wohnungs⸗ 
bauabgabe ſoll zunächſt verlängert werden; als⸗ 
dann wird die Regierung ein neues Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz vorlegen. Die Geſundheitspflege 
und die Abwehr der vielfachen Schädigungen 
und Gefahren, denen die Volksgeſundheit, insbe⸗ 
ſondere durch die Wohnungsnot und den Miß⸗ 
brauch des Alkohols ausgeſetzt iſt, werden Gegen⸗ 
ſtand dauernder, ernſter Sorge des Senats ſein. 
(Zuruf bei den Kommuniſten.) 


Auf dem Gebiet des Schulweſens ſind die in 
Artikel 104 bis 106 der Verfaſſung feſtgelegten 
Sicherungen genau innezuhalten. Die ſich dar⸗ 
aus ergebenden Folgerungen werden gezogen wer⸗ 
den. Der Senat wird ſich für die Wahrung des 
deutſchen Kulturſtandes und die Förderung von 
Bildung, Kunſt und Wiſſenſchaft einſetzen. Die 
Arbeiterſchule ſoll im Geiſte des deutſchen Volks⸗ 
tums und der Völkerverſöhnung auf ſittliche Bil⸗ 


dung und leibliche Tüchtigkeit zielen; ſie ſoll wei⸗ 


ter die Jugend mit der Fähigkeit ausrüſten, ihre 
Pflichten im praktiſchen Leben und im Beruf zu 
erfüllen und gute Staatsbürger zu werden. Beim 
Unterricht in allen Schulen ſollen die Lehrer dar⸗ 
auf Bedacht nehmen, daß die Empfindungen An⸗ 


dersdenkender nicht verletzt werden. (Sehr 
richtig!) 
Im Verhältnis zwiſchen Kirche und Staat 


bleibt es bei dem beſtehenden Rechtszuſtand. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 


Der Senat erwartet bei der Durchführung der 
großen Aufgaben, die er ſich geſtellt hat, die Un- 
terſtützung aller Kreiſe des Volkstages und der 
Bevölkerung, die das Wohl der Freien Stadt 
Danzig im Auge haben. Er wird die Empfin⸗ 
dungen politiſch Andersdenkender achten und rich⸗ 
tet an die an der Regierung nicht beteiligten Par⸗ 
teien die Aufforderung, ſachlich zum Wohle des 
Staates mitzuarbeiten. Durch uneigennützige 
Mitarbeit aller wird es gelingen, der Schwierig⸗ 
keiten Herr zu werden und die Freie Stadt Dan⸗ 
zig einer geſunden Entwicklung zuzuführen. (Leb⸗ 
haftes Bravo! links und in der Mitte. — Zuruf 
bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Wir ſind am Schluß der heutigen 
Sitzung angelangt. Ich ſchlage dem Hauſe vor, 
die nächſte Sitzung am Mittwoch. den 1. Februar 
nachmittags 3.30 Ahr feſtzuſetzen mit der Tages⸗ 
ordnung: „Beſprechung der Regierungserklärung 
vom 26. Januar 1928.“ Widerſpruch wird nicht 
laut, das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe 
die Sitzung. 5 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 5 Minuten.) 


(A) 


(B) 


(A} 


) Herr 
wohl!) 


Volkstag Danzig — 5. Sitzung. Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


5. Sitzung. 


kratie in Frage kommt, wird ſie alles tun, um 
dieſen Geſundungsprozeß zu beſchleunigen. Trotz⸗ 
dem große Teile der Danziger Bevölkerung ſich 
von den Deutſchnationalen entfernten, verſuchte 
die Deutſchnationale Partei den Wählerwillen 
zu fälſchen und wollte durchaus an der Macht blei⸗ 


ben. Das iſt zu ihrem großen Leidweſen nicht ge⸗ 

Mittwoch, den 1. Februar 1928. lungen. Wir haben eine Regierung bekommen, 

die unſerem Staat den richtigen Geiſt und 

Seite ſozialen Inhalt geben will. Im Kampf um die 

Eintritt des Abg. Klein (3) » - Be Ausgeſtaltung des demokratiſchen Staates wird 
ang re 3 auch in Zukunft die Sozialdemokratie Führerin 
Besprechung der Negierungserklärung vom 20. Ja⸗ ſein. Wir begrüßen die in der Negierungser- 
nuar 4928 De 158 klärung zum Ausdruck gebrachte offene Verſtän⸗ 
Grill (S. P, D)) 15 B digungsbereitſchaft und hoffen, daß die gleiche 

Wi V DE Verſtändigungsbereitſchaft auch die Republik 
Raſchle (KP) J Polen zeigen wird. (Zuruf rechts.) Von dieſer 
Verfagun gs 35D Verſtändigungsbereitſchaft werden die Völker 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiih: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Gehl; Senatoren Ramminger, Runge, Sa⸗ 
watzki, Dr. Strunk, Dr. Volkmann, Dr. Wiercinſli, 
Dr. Zint; Reg.⸗Rat Dr. Schimmel. 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 5. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung möchte 
ich dem hohen Hauſe bekannt geben, daß an⸗ 
ſtelle des Herrn Abg. Fuchs von der 
Zentrumsfraktion der Herr Abg. Franz 
Klein in den Volkstag eingetreten iſt. Sit der 

Abg. Klein anweſend? (Abg. Klein: Ja⸗ 
„So heiße ich Sie willkommen. 
Gemäß § 12 der Geſchäftsordnung habe ich als 


Beiräte für die Bücherei des Volkstags die Herren 


Abg. Arczynſki, Müller und Frau Dr. Semrau 
berufen. 

Weiter darf ich dem hohen Hauſe bekannt ge⸗ 
ben, daß im Büro des Volkstages unentgeltlich 
Eintrittskarten für die Deutſche Buchkunſtaus⸗ 
ſtellung im Franziskanerkloſter zur Verfügung 
ſtehen. Wenn die Herren Abgoerdneten davon 
Gebrauch machen wollen, bitte ich, die Karten im 
Büro abzuholen. Wir treten nun in die Tages⸗ 


ordnung ein: . 


Beſprechung der Regierungserklärung 

vom 20. Januar 1928. i 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Negierungserklärung unterſcheidet ſich ſcho 
rein äußerlich von den bisher abgegebenen Er⸗ 
klärungen dadurch, daß der Wille des Volkes bei 
Ausübung der Staatsgeſchäfte beſtimmend ſein 
ſoll. Das will auch unſere Verfaſſung. Nur hat 
ſich die Deutſchnationale Partei bisher nie da- 
nach gerichtet, im Gegenteil, ſie hat ſich, wie ſtets, 
gegen das Volk gewendet. Dafür hat ſie bei den 
letzten Wahlen trotz ihrer verhetzenden Agitation 
und trotz ihrer demagogiſchen Behauptungen, 


(Na, na! rechts) daß der, der nicht deutſchnational 
wählt, polniſch wähle, eine arge, aber wohlver⸗ 
diente Niederlage bekommen. Hoffentlich ſchreitet 
dieſer Geſundungsprozeß unſeres politiſchen Le⸗ 
bens weiter vorwärts. Soweit die Sozialdemo⸗ 


beider Staaten Vorteile haben. An dem bis⸗ 
herigen Kampf gegen Polen hatte nur eine eng⸗ 
ſtirnige deutſchnationale Clique ein Intereſſe. 
(Sehr richtig! links.) Es iſt natürlich etwas an⸗ 
deres, ob man ſich zu der Idee des trockenen Pul⸗ 
vers oder zur Idee des Friedens und der Ver⸗ 
ſtändigung bekennt. So gut wie wir von unſerer 
Regierung erwarten, daß der Verſtändigungswille 
nicht ein Lippen⸗ ſondern ein Tatbekenntnis wird, 
wünſchen wir von der Republik Polen, daß ſie in 
allen Danziger Fragen den Vertrag von Ver⸗ 
ſailles anerkennt und Danzig die ihm zuſtehen⸗ 
den Freiheiten läßt. Ein unterdrücktes Volk iſt 
leicht dazu in der Lage, nationaliſtiſche Ideal⸗ 
bilder aufzuſtellen und ſich an dieſen Bildern 
aufzurichten. Wir ſtellen aber feſt, daß der Gedanke 
des Friedens und der Verſtändigung in den 
letzten Jahren im Vormarſch begriffen iſt und 
damit ſchreitet der Gedanke des Rechtes gegen den 
Gedanken der Gewaltanwendung vor. (Abg. 
Raſchke: Siehe China! Abg. Dr. Kamnitzer: Das 
iſt ein bißchen weit weg! Zurufe rechts.) Die 
Deutſchnationalen in Deutſchland machten alles 
mit, trotzdem ſie draußen ablehnten, was Streſe⸗ 
mann vorſchreibt. (Sehr gut! links.) — Wir ſind 
nicht ſo leichtſinnig, anzunehmen, daß durch un⸗ 
ſere jetzigen Verſtändigungsverſuche Reibungen 
ausbleiben werden. Aber das eine darf man feſt⸗ 
ſtellen, daß der Wille zur Verſtändigung bei bei⸗ 
den Völkern immer ſtärker wird und eine feſte 
Grundlage für eine friedliche Zuſammenarbeit 
beider Nationen ſchafft. Dieſe Zuſammenarbeit 
iſt um ſo eher möglich, als die Regierung Ziehm 
abgetreten iſt, die nicht in der Lage war, ſich das 
Vertrauen der Welt zu erwerben. Aufgabe der 
neuen Regierung wird und muß es ſein, den 
Verſtändigungswillen zu ſtärken und dadurch eine 
Baſis zu ſchaffen, auf der alle Danziger Proble⸗ 
me eine friedliche Löſung finden. (Abg. Raſchke: 
Hoffentlich nimmt Ihr franzöſiſcher Freund 
Boncour davon Notiz!) Es erübrigt ſich, beſon⸗ 
ders zu betonen, daß wir deutſch ſind und daß wir 
fordern, daß die Bande, die zwiſchen Danzig und 
Deutſchland beſtehen, aufrecht erhalten werden 
ſollen. (Zuruf des Abg. Liſchnewſti.) 

Wir ſtehen zum Völkerbund, denn der Völker⸗ 
bund iſt der Garant Danzigs. (Frau Abg. Kreft: 
Der Völkerbund iſt das Werkzeug der Kapitali⸗ 
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ſten!) Darum find in neuerer Zeit auch die Kom⸗ 


muniſten hingegangen und werden noch ſehr oft 
an den Tagungen des Völkerbundes teilnehmen. 
— (Heiterkeit. Erzähle doch was vom Ab⸗ 
rüſtungsſchwindel! bei den Kommuniſten. — 
Schreit nicht ſo doll, ſonſt kommt Ihr nach Si⸗ 
birien! links.) Wir halten den Völkerbund nicht 
für einen Bund von Heiligen. Er iſt ein Inſtru⸗ 
ment der modernen Politik (Frau Abg. Kreft: 
Zur Schaffung neuer Kriege!) und darum ein 
notwendiges Inſtrument. Man wird ihm den 
beſten Dienſt erweiſen, wenn man ihn nüchtern 
betrachtet. Der Völkerbund iſt weiter nichts als 
eine internationale Behörde. (Frau Abg. Kreft: 
Eine Räubergeſellſchaft!) Er iſt zu vergleichen 
mit einer Ausgleichs⸗ oder Abrechnungsbank des 
modernen Bankweſens. Er wird je nach der poli⸗ 
tiſchen Reife der Völker zuſammengeſetzt ſein. Der 
Völkerbund iſt eine Einrichtung, die beſtehen 
bleibt und des Ausbaues bedarf. Ohne eine Völ⸗ 
kerorganiſation gibt es keine neue Rechtsordnung, 


und ohne eine neue Rechtsordnung kann keine 


wahrhafte Solidarität zwiſchen den Völkern ent⸗ 
ſtehen. Es wäre zu begrüßen, wenn ſich der Völ⸗ 
kerbund nur mit ſehr wenigen oder gar keinen 


Danzig⸗polniſchen Streitfragen zu beſchäftigen 


®) 


hätte. (Frau Abg. Kreft: Danzig wird als 
Kriegshafen ausgebaut, das it das Wichtigſte für 
den Völkerbund!) 

Wer im allgemeinen Wohl ſein eignes Wohl 
erblickt, der wird einer Verfaſſungsänderung zu⸗ 
ſtimmen müſſen. Nach unſerer Verfaſſung ſoll alle 
Gewalt vom Volk ausgehen. (Frau Abg. Kreft: 
Das merkt man!) Das iſt aber nur zum Teil der 
Fall. (Jetzt bei Gehl wird es kommen! bei den 
Kommuniſten.) Wir wollten durch die Verfaſſung 
die politiſche Demokratie ſchaffen. Die Deutſch⸗ 
nationalen ſind die Partei des Rückſtandes, der 
Reaktion. (Abg. Plenikowſki: Die S. P. D. die des 
Stillſtandes!) Herr Plenikowſfki, es erübrigt ſich, 
ſich beſonders mit Ihnen zu beſchäftigen. Wenn 
Sie das Vergnügen haben wollen, dann werden 
wir uns einmal unterhalten. Die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei ſchuf einen 22köpfigen Senat mit 8 
hauptamtlichen Senatoren, die niemand anders 
als ſich ſelbſt verantwortlich waren. Wenn aber 
die Staatsgewalt vom Volke ausgehen ſoll, dann 
müſſen die politiſchen Rechte und die politiſchen 
Pflichten jedes Staatsbürgers die gleichen ſein. 
Darum können und dürfen die bevorzugten Rechte, 
die die hauptamtlichen Senatoren haben, nicht 


weiter beſtehen bleiben, weil dadurch die politi⸗ 


ſchen Rechte und Pflichten der Staatsbürger ge⸗ 
kürzt werden. Die Fehler, die in dieſen den 
übrigen Parteien von den Deutſchnationalen auf⸗ 
gezwungenen Kompromiſſen liegen, ſind, daß wir 
nicht eine einheitliche Verfaſſung haben. Die 
Schäden hat die Danziger Bevölkerung zur Ge⸗ 
nüge kennen gelernt; denn nur dadurch, daß die 
Verfaſſung nicht einheitlich iſt, haben wir einen 
fo großen und koſtſpieligen Verwaltungsapparat 
bekommen, der die Danziger Wirtſchaft immer 
mehr und mehr bedrückt und ſte ſozuſagen faft er⸗ 
ſtickt. Durch dieſen großen Verwaltungsapparat 
haben wir die gewaltigen Laſten von Steuern be⸗ 
kommen. Nur einer Partei war durch dieſen Ver⸗ 


Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


waltungsapparat gedient, das war die Deutſch⸗ 
nationale Partei, die dieſe Einrichtung benutzt, 
um ihre Futterkrippenkandidaten in hochbezahlte 
Staatsſtellungen zu bringen. Bisher waren die 
nebenamtlichen Senatoren vom Vertrauen des 
Volkstages abhängig. Das ſoll jetzt anders wer⸗ 
den. In Zukunft ſollen alle Senatoren dem Ver⸗ 


(©) 


trauen des Volkstages unterworfen fein. Bisher 


war es ſo, daß bei einem Regierungswechſel zwar 
die parlamentariſchen Senatoren abtraten, die 
hauptamtlichen aber weiter im Amte blieben und 
mit der bisherigen Oppoſition ruhig weiter im 
Senat nach ihrem eigenen Willen wirtſchafteten. 
(Abg. Rahn: And jetzt iſt das anders?) Herr 


Rahn, helfen Sie mit, die Verfaſſung zu ändern, 


um dieſen Zuſtand zu beſeitigen. Helfen Sie flei⸗ 


ßig mit, dann werden Sie ſehen, daß Aenderungen 


eintreten, und daß die Fälle, die bisher zu ver⸗ 
zeichnen waren, in Zukunft nicht mehr eintreten 
können. Dann wird mancher Uebelitand beſeitigt 
werden. Neben der Verkleinerung des Senats 
ſoll auch eine Verkleinerung des Volkstages er⸗ 
folgen. Ich erkläre aber ausdrücklich, ohne Abbau 
des Senats gibt es keinen Abbau des Volkstages. 
Das Selbſtauflöſungsrecht des Volkstages haben 
wir Sozialdemokraten immer gefordert. Wir 
freuen uns, daß dieſe Forderung nun endlich in 
Erfüllung gehen ſoll. Sie müßte eigentlich eine 
Selbſtverſtändlichkeit für jeden Politiker ſein. Die 
Forderung, der Stadtgemeinde Danzig eine 
Selbſtverwaltung zu geben, wird im allgemeinen 
in allen Kreiſen der Bevölkerung erhoben und 
darum in dieſem Hauſe ebenfalls genügendes Ver⸗ 
ſtändnis finden. Die kleinſte Gemeinde, die nur 
ein paar hundert Einwohner hat, hat eine eigene 
Gemeindevertretung mit einem eigenen Gemein⸗ 
devorſteher. Sie hat eine Selbſtverwaltung. Der 
größten Gemeinde in unſerem Staat, der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig, nahm man dies Necht. (Wer 
war das? rechts.) Die Landgemeinden haben 
nicht nur in ihren Gemeinden eine Vertretung, 
ſondern noch eine weitere kommunale Vertretung 
in den Kreiſen. Bei den Wahlen zählen die Stim⸗ 
men der einzelnen Angehörigen der Gemeinden. 
Bei der Stadtgemeinde Danzig zählen die geſam⸗ 
ten Stimmen der Freien Stadt Danzig. Nach 
dieſem Geſamtergebnis erfolgt die Beſetzung der 
Stadtbürgerſchaft. Dieſes an der Stadtgemeinde 
Danzig begangene Unrecht muß endlich einmal be⸗ 
ſeitigt werden. 

Bei dieſer Gelegenheit wäre zu prüfen, ob 
nicht einige größere Eingemeindungen nach Dan⸗ 
zig vorgenommen werden können. Dieſe Einge⸗ 
meindungen würden im Intereſſe der Bevölkerung 
liegen, denn erſtens würden durch ſolche größeren 
Eingemeindungen Erſparniſſe erzielt werden und 
zweitens können größere Gemeinden auf kultu⸗ 
rellem, geſundheitlichem und ſittlichem Gebiet 
mehr leiſten als kleine Gemeinden. Der Senat 


ſollte gründlich prüfen, ob die drei Kreiſe notwen⸗ 


dig ſind. M. E. nützen der Bevölkerung die drei 
Kreiſe nichts, ſondern die Bevölkerung wird im 
Gegenteil durch das Beſtehen der Kreiſe nur 
finanziell belaſtet. Ich weiß, daß man ſich gegen 
Eingemeindungen und gegen Aufhebung der 
Kreiſe wehrt. Ich habe, nachdem ich mich mit 
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für dieſe 
Haltung Verſtändnis. Es liegt nun einmal im 
Menſchen, daß er ſeine Selbſtändigkeit nicht gern 
aufgeben will. Das, was wir beim einzelnen 
Menſchen finden, finden wir auch ſehr häufig bei 
kleinen Gemeinſchaften, die lieber ein kleines Ge⸗ 
meinweſen betreiben wollen, als ſich in ein grö⸗ 


ßeres einfügen. Wie wir ſehr häufig bei den ein⸗ 


zelnen Menſchen einen ſogenannten Uregoismus 
finden, jo drückt ſich dieſer mitunter auch im öf⸗ 
fentlichen Leben aus. Aber wir müſſen uns ſa⸗ 
gen, alle Empfindungen, die die Gemeinden da⸗ 
bei zum Ausdruck bringen, müſſen im Intereſſe 
des Ganzen zurückgedrängt werden. Das Eigen⸗ 
leben der Gemeinden muß ſich natürlich in den 
großen Organismus, in das Gefüge des Staates 
einordnen, denn Staatsgedanke und die Gemein⸗ 
depolitik find keine Gegenſätze. Der Staat muß 
aber auch das Intereſſe haben, die Lebensfähig⸗ 
keit der Gemeinden zu erhalten und zu ſichern. 


Von der Auflöſung der Gutsbezirke wird in der 


— 


Regierungserklärung nichts geſagt. Und dennoch 
iſt die Angliederung der Gutsbezirke an die Ge⸗ 
meinden eine dringende Notwendigkeit. Für das 
weitere Beſtehen dieſer politiſchen Ungerechtig⸗ 
keit darf in einem Volksſtaat kein Platz vorhan⸗ 
den ſein. Deswegen wird der Senat ernſthaft 
die Frage des Weiterbeſtehens der Gutsbezirke 
zu prüfen haben. 

Daß endlich einmal mit dem Richterwahlaus⸗ 
ſchuß aufgeräumt werden ſoll, iſt zu begrüßen; 
denn er hat nicht gehalten, was man ſich von 
ihm verſprach. Nicht Eignungen und nicht Fähig⸗ 
keiten waren bei Beſetzung von Richterſtellen aus⸗ 
ſchlaggebend, ſondern die Zugehörigkeit zur 


Deutſchnationalen Partei. (Für Dr. Zint und Dr. 


Kamnitzer auch? rechts. Abg. Dr. Kamnitzer: Ich 
bin ſo durchgerutſcht!) Der Finanzrat hat ſich zu 
einer politiſchen Körperſchaft entwickelt. Das Ge⸗ 
ſetz über den Finanzrat ſollte jo ſchnell als mög⸗ 
lich geändert werden, damit dieſer Finanzrat nicht 
noch mehr Unheil anrichten kann. (Welches Unheil 
hat er denn angerichtet? rechts). Entſinnen Sie 
ſich doch der vorigen Regierungskriſe! Daß die Re⸗ 
gierung genau die Finanzlage des Staates prüfen 
und dem Volkstag davon Kenntnis geben wird, iſt 


ebenfalls zu begrüßen, und zwar deshalb, weil da⸗ 


mit den Deutſchnationalen von vornherein die 
Möglichkeit genommen wird, falſche Angaben und 
verleumderiſche Behauptungen aufzuſtellen. (Abg. 
Senftleben: Das haben wir nie getan!) Sie wiſſen, 
daß Herr Prälat Sawatzki ſeinerzeit den Schwindel 
berichtigen und klarſtellen mußte, und daß das, 
was Sie ſo häufig behaupteten, nicht der Wahrheit 
entſprach. (Abg. Senftleben: Ich werde Sie auf 
die Gutachten der Sachverſtändigen hinweiſen, die 
haben hoffentlich nicht geſchwindelt!) Wir ſind 
vielmehr der Meinung, daß die Deutſchnationalen 
in letzter Zeit in un verantwortlicher Weiſe mit den 
Finanzen gewirtſchaftet haben. Aus einer Notiz 
im letzten „Landbund“ haben wir geſehen, daß die 
Regierung den Landräten für die Gemeinden 
123 000 Gulden zur Verfügung geſtellt hat. Bis⸗ 
her mußten die Gemeinden mit der Regierung ver⸗ 
handeln, um Geld gu bekommen, hier find aber auf 
Wunſch des Landbundes den Landräten 123 000 


— 
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Gulden zur Verfügung geſtellt worden. Bei dieſer 


einmal damit aufgeräumt wird, den Landräten 
größere Geldmittel zur Verfügung zu ſtellen. Dies 
Syſtem, das zur Korruption führt, muß aufhören. 
Sieht die Regierung ein, daß die Gemeinden Mit⸗ 
tel brauchen, dann muß ſie dem Kreisausſchuß dieſe 
Mittel zur Verfügung ſtellen, aber nicht der ein⸗ 
zelnen Perſon des Landrats. Niemand weiß, wo 


f die Mittel, die der Landrat bekommen hat, geblie⸗ 


ben find. Dadurch, daß der Landrat das Geld be- 
kommt, werden die Gemeindevorſteher weiches 
Ba in den Händen der Landräte. (Sehr richtig! 
links. 

Daß der Abbau der Beamten bis auf das nie⸗ 
drigſte zuläſſige Maß erfolgt, iſt eine alte Forde⸗ 
rung der Sozialdemokraten. (Fangen Sie nur nicht 
wieder bei den unteren Beamten an! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Der Abbau darf aber vor den höheren 
Gehaltsgruppen nicht halt machen. Wir haben 
viel zu viel obere Beamte. Dieſe könnten ruhig 
abgebaut werden, ohne daß dadurch für das Dan⸗ 
ziger Volk der geringſte Schaden entſtehen würde. 
Bei dieſer Gelegenheit frage ich, was wird der Se⸗ 
nat mit denjenigen Beamten machen, die die 
Deutſchnationale Partei noch kurz vor Neujahr 
in gehobene Stellungen brachte. Ich erinnere an 
den deutſchnationalen Senator Jentzſch und einige 
andere, ich erinnere an den Regierungsrat Hintz, 
der zum Landrat gemacht worden iſt. Die Regie⸗ 
rung wird zu prüfen haben, ob ſie die Beförderun⸗ 
gen aufrecht erhält. (Es müſſen Poſten freige⸗ 
macht werden! rechts.) 

getan! Sie haben 8 Jahre lang das Danziger Volk 
ausgepreßt, ſo daß es in großer Not leben muß, 
damit Ihre Futterkrippenkandidaten untergebracht 
werden konnten. (Jetzt kommen Sie ran! rechts.) 
Weil Sie ſo vorlaut ſind, will ich Ihnen ſagen, wie 
in Ihren Kreiſen gearbeitet wird. Ich will ein 
Beiſpiel aus dem Kreiſe Danziger Höhe anführen, 
um zu zeigen, wie raffiniert man vorging. Dort 
wurde beſchloſſen, daß eine Stelle nicht mit einem 
Beamten beſetzt werden ſollte. Man nahm zwar 
einen Angeſtellten, gab ihm ein hohes Gehalt von 
1100 Gulden und ſtellte ihn mit dreijähriger Kün⸗ 
digung an. 1927 wird er eingeſtellt, und wenn ihm 
nicht am 1. Januar 1929 gekündigt wird, dann 
läuft ſeine Zeit erſt 1933 ab und ſo geht es weiter. 
Sagen Sie, was bedeutet ſolch ein Schwindel? 
Wenn der Mann gut iſt, wird ihn natürlich nie⸗ 
mand entlaſſen. Er muß doch nicht die Garantie 
geben, daß er tüchtig iſt, darum vereinbart man 
eine dreijährige Kündigungsfriſt. Was man auf 
dem direkten Wege nicht erreichte, macht man auf 
indirektem Wege. Das wurde nur getan, um einen 
Futterkrippenkandidaten der Deutſchnationalen 
Partei in eine geſicherte Stellung zu bringen. 
(Nennen Sie doch einmal den Namen! rechts.) 
Den Namen wollen Sie wiſſen, es iſt Herr Glagow. 
(Der hat mit der Deutſchnationalen Partei nichts 
zu tun! rechts.) Von Ihnen hat niemand mit der 
Deutſchnationalen Partei etwas zu tun. Wenn 
aber jemand bei den Behörden angeſtellt wurde, 
konnte man, wenn man ſich überzeugte, ſehen, daß 
es einer ihrer Anhänger war. Ich ſage, je weniger 
obere Beamte wir haben, deſto ſchneller wird jede 


Gelegenheit muß ich darauf hinweiſen, daß endlich 
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Angelegenheit erledigt werden; denn dann werden 
die einzelnen Sachen nicht ſo lange bei den ein⸗ 
zelnen Stellen ablagern. (Nehmen Sie doch gar 
leine! rechts.) f 

Wir fordern im Intereſſe der Wirtſchaft und 
der Bevölkerung eine großzügige Verwaltungsre⸗ 
form. (Sehr gut! links.) Ich perſönlich habe aber 
das Gefühl, daß die Beamten, die bisher beauf⸗ 
tragt waren, Vorlagen auszuarbeiten, um eine 
Verwaltungsreform durchzuführen, dies beim 
beſten Willen nicht konnten. Warum nicht? Weil 
ſie natürlich nicht ſelbſt dazu beitragen wollten, 
ſich abbauen zu laſſen oder ihre Kollegen abzu⸗ 
bauen. Wenn ſie wirklich den Mut gefaßt hätten, 
dann wären ſie von ihren Kollegen geſchnitten 
worden. Soll eine Verwaltungsreform durchge⸗ 
führt werden und iſt es nicht möglich, am Ort ſol⸗ 
che Vorlagen ausarbeiten zu laſſen, ſo empfehle ich 
für kurze Zeit zu dem Zweck jemand aus Deutſch⸗ 


land herüberzuholen, der den Verwaltungsapparat 


kennt, der eine Verwaltungsreform aufſtellt, die 
dann durchgeführt werden muß. Auf dieſe Weiſe 


wird es möglich ſein, einmal nachzuweiſen, daß 
die oberen Beamten, die wir heute haben, nicht 


notwendig ſind. (Abg. Rahn: Das müſſen die 
ſozialdemokratiſchen Senatoren veranlaſſen und 
nicht Leute aus Deutſchland!) b i 
Die in erſchreckendem Maße zunehmenden Un⸗ 
terſchlagungen liegen eigentlich im deutſchnati⸗ 
onalen Syſtem. Es war nämlich früher auch 
ſchon ſo. Wir brauchen nur in der Geſchichte des 
Reiches nachzuforſchen, dann finden wir allerlei 
Korruptionsfälle. Denken Sie an die Eiſenbahn⸗ 
gründungen, an die Kolonialſkandale, an die An⸗ 
gelegenheit des Poſtminiſters Podbielſki, Tip⸗ 
pelskirch, denken Sie an den Herrn von Hollſtein, 
der jahrzehntelang im deutſchen Außenminiſte⸗ 
rium tätig war, und der ſeine ganze Stellung da⸗ 
zu benutzte, ob Kriſe war oder Krieg, für ſich Vor⸗ 
teile herauszuziehen. Wenn Sie den, der mit 
dazu beigetragen hat, daß Millionen verſchleu⸗ 
dert werden konnten, dafür befördern, weshalb, 
ſo ſagen ſich einige Beamte, ſollen ſie es nicht 
ebenſo machen. Sie haben einen Landrat, der 
unter deſſen Herrſchaft 1’). 
Millionen verſchleudert wurden, zum Landrat be⸗ 


fördert. (Sehr gut! links.) Das iſt doch eine Gut⸗ 


heißung deſſen, was geſchehen iſt. Aus dieſem 
Grunde brauchen Sie ſich über das, was jetzt in 
Danzig feſtgeſtellt wird, natürlich nicht zu wun⸗ 
dern. Ich perſönlich bin der Anſicht, daß das, 
was bisher bei der Zollkaſſe feſtgeſtellt 
noch nicht das letzte iſt, ſondern daß wir jetzt 
höchſtwahrſcheinlich erſt einmal hineinleuchten 
können, um manchen Schwindel aufzudecken, der 
dort begangen iſt. Sie brauchen nicht zu befürch⸗ 


ten, daß das jetzt erſt kommen wird; denn größere 


Lumpen und Betrüger hat es nicht gegeben als 
in Ihrer Zeit (Heiterkeit). Wenn das nicht der 
Fall wäre, würden Sie die Leute nicht ſchützen, 
ſondern damit aufräumen. Sie können das nicht, 


weil Sie Ihre Anhänger nicht vor den Kopf ſto⸗ 


ßen dürfen. ö 

Auf ſozialpolitiſchem Gebiete ſind unſere For⸗ 
derungen ſo, daß ihnen eigentlich jeder Wirt⸗ 
ſchaftler zuſtimmen müßte, wenn er nicht von 


wurde, | 
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Sonderintereſſen geleitet wird. Aufgabe des 
Staates muß es ſein, Menſchenſchutz und Lohn⸗ 
ſchutz zu betreiben. Die Arbeitskraft muß hoch⸗ 
wertiger gemacht werden, damit hochwertige Er⸗ 
zeugung gefördert wird. (Abg. Liſchnewſki: Siehe 
Schichau!) Bei alledem wird der innere Markt 
eine überragende Bedeutung haben. Wie ſoll Ab⸗ 
gen und wie ſoll Kaufkraft bei Hungerlöhnen 
entſtehen. Da muß natürlich Menſchenſchutz und 
Lohnſchutz durchgeführt werden. 

Wollen wir mit Deutſchland auch in Zukunft 
eine Kulturgemeinſchaft bilden, dann muß ſich 
dieſe Kulturgemeinſchaft auch auf dem Gebiete 
des Arbeitsrechtes zeigen. Auch in Deutſchland 
gab es Leute, die bei jeder Verbeſſerung des Ar⸗ 
beitsrechtes behaupteten, wenn das durchgeführt 
würde, würde Deutſchland zugrunde gehen. Wie 
iſt es aber in Wirklichkeit geworden? Wenn man 
vor 5 Jahren gefragt hätte, welches die Groß⸗ 
mächte, die ausſchlaggebenden Weltmächte ſeien, 
ſo hätte die Antwort gelautet: Amerika, Eng⸗ 
land, Japan, Frankreich und Italien. Wenn man 
dieſelbe Frage heute ſtellt, würde die Antwort 
lauten: Amerika, England, Frankreich und 
Deutſchland. (Abg. Raſchke: Und Danzig!) Bei 
niedrigen Löhnen, bei langer Arbeitszeit und ge⸗ 
ringem Inlandskonſum kann die Wirtſchaft nicht 
geſunden, ſondern ſie kann ſich nur bei Kaufkraft 
und einer Steigerung des inneren Konſums ent⸗ 
wickeln. Es muß dafür geſorgt werden, daß jeder 
Menſch ein Anrecht auf die Errungenſchaften der 
Kultur hat. Ebenſo muß es die vornehmſte Auf⸗ 
gabe der Regierung ſein, ausgiebige Geſundheits⸗ 
fürſorge zu treiben. Das ſchlimmſte Uebel der 
Gegenwart iſt der Wohnungsmangel. Der Woh⸗ 
nungsnot kann nur dann durchgreifend abgehol⸗ 
fen werden, wenn Jahr für Jahr neue Wohnun⸗ 


Mieten an die Wohnungsſuchenden abgegeben 
werden. (Abg. Liſchnewſki: Wie denken Sie ſich 
die Sache in Zukunft?) Herr Abg. Liſchnewſki, 
wir ſind auf dem beſten Wege und haben der 
Stadt Danzig ſehr häufig gezeigt, wie man große 
geräumige geſunde Wohnungen für nicht allzu 
hohe Mieten bauen kann. Praktiſch haben wir 
ja ſchon den Beweis in der Gemeinde geliefert, in 
der wir beide wohnen. Verantwortlich für die 
Wohnungsnot und für den Wohnungsmangel 
ſind natürlich die Urheber des Krieges und die 
Machthaber der Vorkriegszeit. Als die Sozial⸗ 
demokratie eine kurze Zeit in der Regierung war, 
hat ſie als erſte den Kleinwohnungsbau mit allen 
Kräften gefördert. Die Sozialdemokratie wird 
es auch diesmal tun. (Frau Abg. Kreft: So wie 
damals, Erhöhung der Mieten?) 

Man verſucht immer und immer wieder, das 
Verhältnis auf dem Wohnungsmarkt günſtiger 
hinzuſtellen als es in Wirklichkeit iſt. Wir hatten 
nach einer Aufſtellung, die ich vom Wohnungs⸗ 
amt bekommen habe, in der Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig am 23. Januar auf der Sofortliſte 3500 Fa⸗ 
milien. In baufälligen Wohnungen wohnten 
500 Familien. In verfallenen Wohnungen 1500 
Familien. Am 23. Januar waren 82 Familien 
obdachlos. Dieſer unhaltbare Zuſtand muß ſo 


ſatz auf dem inneren Markt ohne Kaufkraft erfol⸗ 


{D) 


gen errichtet werden und zu möglichſt niedrigen 


(A) 


(B 


— 


(Grill, Abgeordneter) 


ſchnell als möglich geändert werden. Die Regie⸗ | 


rung wird alles daran ſetzen müſſen und vor 
nichts zurückſchrecken dürfen, um den Wohnungs⸗ 
bau zu fördern. Ohne Wohnung kann ein Menſch 
nicht leben. Dem ganzen Uebel kann aber nur 
erfolgreich durch ein ſoziales Bevölkerungs⸗ und 
wirtſchaftspolitiſches Bauprogramm auf weite 
Sicht entgegengetreten werden. Die dem Woh⸗ 
nungsbau durch die Wohnungsbauabgabe zur 
Verfügung ſtehenden Mittel müſſen reſtlos dem 
Kleinwohnungsbau zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den; denn ein Menſchenleben iſt mehr wert, als 
wenn wir mehrere mehrzimmrige Wohnungen 
oder Villen aus den Mitteln der Allgemeinheit 
bauen. Der Wohnungsbau muß im Intereſſe der 
Danziger Bevölkerung geſchehen. Fragen Sie 
jeden Arzt, der ſich mit der Tuberkuloſe beſchäf⸗ 
tigt, er wird mitteilen, daß wir der Tuberkuloſe 


nicht Herr werden, wenn nicht die fehlenden Woh⸗ 


nungen geſchaffen werden. Die Tuberkulose Hi 
heute eine Wohnungskrankheit. i 
lämpfen und beſeitigen will, muß dazu beitragen, 
die Wohnungsnot und mit der Wohnungsnot 
das Wohnungselend zu beſeitigen. Ebenſo wie 
Tuberkuloſe hat die Rachitis zugenommen. Sie 
iſt ebenfalls weiter nichts als eine Wohnungs⸗ 
krankheit. Wir haben uns im vorigen Volkstag 
mit dieſer Frage ausgiebig beſchäftigt. Ich will 
deshalb auf die einzelnen Punkte, die ich dort 
einmal angeführt habe, nicht noch einmal ein⸗ 
gehen. Mit dem Wohnungsbau müſſen wir die 
Bedeutung des Baugewerbes als Schlüſſelin⸗ 
duſtrie anerkennen. . 

Die Arbeitsloſigkeit iſt groß. Wollen wir 
Herr der Arbeitsloſigkeit werden, müſſen wir na⸗ 


türlich für Arbeit ſorgen. Arbeit bietet ſich durch 


das Bauen von Wohnungen nicht nur für das 
engere Baugewerbe, ſondern auch das Bauneben⸗ 


gewerbe findet durch den Wohnungsbau Beſchäf⸗ 


tigung, ebenſo das Transportgewerbe und die 
Bauſtoffinduſtrie. Darüber hinaus erhalten auch 
noch andere Induſtrieen durch den Wohnungs⸗ 
bau Beſchäftigung. Nach der ſtatiſtiſchen Auf⸗ 
ſtellung wird ein Drittel der arbeitenden Bevöl⸗ 
kerung im Wohnungsbau beſchäftigt. Da Woh⸗ 
nungen in großer Zahl fehlen, würde durch den 
Wohnungsbau ein Drittel der arbeitenden Be⸗ 
völkerung Arbeit finden. Dadurch, daß dies Drit⸗ 
tel Beſchäftigung hätte, würde die Erwerbsloſen⸗ 


fürſorge entlaſtet werden. Die Beſchäftigten 
ſind in der Lage, zur Vergrößerung des Konſums 
beizutragen. 


Aus dieſem Grunde wird man ſich mehr als 
bisher dem Wohnungsbau und dem Baumarkt 
zuwenden müſſen. 

Meine politiſchen Freunde billigen die Regie⸗ 
rungserklärung und werden in dem Rahmen, 
den dieſe Erklärung gibt, fleißig an der Geſun⸗ 


dung der politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen 


Perhältniſſe für Volk und Staat mitarbeiten. 
Unſere eigenen Ziele gehen viel weiter als die, 
wie ſie in der Regierungserklärung angegeben 
ſind. Wir haben aber leider die politiſche Macht 
noch nicht erobert, um unſere letzten Ziele auf dem 
bewährten Boden der Demokratie durchzuführen. 


Am 13. November hat die Wählerſchaft die Sozi⸗ 


Wer ſie mitbe⸗ 
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aldemokratie zu der ſtärkſten Partei gemacht und 
dadurch gezwungen, mit der bürgerlichen Demo⸗ 
kratie eine Koalition einzugehen. (Abg. Raſchke: 
Gezwungen?) und ein Abkommen zu treffen, das 
für die Dauer der Koalition eine ſichere Baſis 
für eine geſunde, wirtſchaftliche und freiheitliche 
Entwicklung unſeres Staatslebens zu ſein ſcheint. 
Wir erwarten vom Senat, daß er die in ſeiner 
Erklärung angekündigten Geſetze mit größter Be⸗ 
ſchleunigung dem Volkstag vorlegt und ſie mit 
einem demokratiſchen und freiheitlichen Geiſt er⸗ 
füllt, (Wer lacht da? bei den Kommuniſten) da⸗ 
mit wir endlich einmal in die Reihe der moder⸗ 
nen Staaten einrücken können. Das wird für 
Danzig keine Gefahr ſein und es auch nicht zu 
einem Gdanſk machen, ſondern im Gegenteil, 
Danzig wird dadurch nur an Anſehen und Be⸗ 
deutung gewinnen. (Lebhaftes Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann. Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Die Regierungserklärung geht von 
einem Rückblick auf das Ergebnis der Wahlen 
zum Volkstag aus und folgert daraus, daß die 
jetzt gebildete Linksregierung ſich dem Willen des 
Volkes anpaſſe. Der Herr Vorredner hat ja ähn⸗ 
liche Bemerkungen gemacht. Demgegenüber iſt 
aber feſtzuſtellen, daß die Wahlen trotz des An⸗ 
wachſens der ſozialdemokratiſchen Stimmen eine 
bürgerliche Mehrheit gebracht haben. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts) Es haben auch alle bürgerlichen Par⸗ 
teien ſich bei den Wahlen als Gegner der Sozial⸗ 
demokratie bekannt. Die Bildung einer unter 
Führung der Sozialdemokratie ſtehenden Regie⸗ 
rung kann daher keineswegs als der Ausdruck des 
Volkswillens gedeutet werden. Wir erleben 
aber hier wiederum, daß die Parteien der ſoge⸗ 
nannten Mitte ſich bei den Wahlen als bürgerlich 
aufführen und hernach mit der Sozialdemokratie 
zuſammen gehen. Das Bürgertum, auch ſoweit 
es die Stimmen den Parteien der Mitte gegeben 
hat, zeigt darüber in ſtarkem Maße ein erheb⸗ 


liches Mißbehagen. Es ſollte ſich das Bürgertum 


das für kommende Wahlen merken. Daß es jo 
iſt, beweiſt eine Aeußerung, die in der Danziger 
Zeitung ſtand, wo der Sozialdemokratie unter die 
Naſe gerieben wird, daß eine bürgerliche Mehr⸗ 
heit im Danziger Volkstage vorhanden iſt. 

Als vor etwa 2%, Jahren die erſte von der 
Sozialdemokratie beherrſchte Regierung gewählt 
wurde, führte ſie ſich mit Fanfarenklängen als 
„Regierung der Rettung der Wirtſchaft“ ein. 
Diesmal iſt ſie etwas vorſichtiger geworden. Sie 
haben auch nach den fürchterlichen Ergebniſſen 
der 13⸗monatigen ſozialdemokratiſchen Mißwirt⸗ 
ſchaft allen Grund dazu. Es war in der Tat ein 


1 


gierung ſeinerzeit übernahm. Die Regierungs⸗ 
erklärung hat es vorſichtigerweiſe vermieden, die 
Bilanz aus den Ergebniſſen der Arbeit der letzten 
Regierung zu ziehen. Ich will das wenigſtens 
in kurzen Zügen nachholen. i 

Die Sozialdemokratie hinterließ, als ſie jei- 
nerzeit fluchtartig die Regierung verließ, völlig 
zerrüttete Finanzen und eine Lage, die zu den 
ſchwerſten Beſorgniſſen Veranlaſſung gab. (Und 


ſehr übles Erbe, das die jetzt zurückgetretene Re⸗ 


(©) 


(D) 


(A 


— 


65) 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 
was iſt heute? links). In pflichttreuer, 
Arbeit iſt es der letzten bürgerlichen Regierung 
gelungen, wieder vollſtändige Ordnung in die 
Staatsfinanzen zu bringen. (Andauernde Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Liſchnewſki.) 

Präfident: Herr Abg. Liſchnewſki! Sie haben 
nicht das Wort. : 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Das 
iſt und bleibt ein geſchichtliches Verdienſt, ein 
Ruhmesblatt der bisherigen Regierung. (Abg. 
Dr. Kamnitzer: Bedecken Sie Ihre Blöße damit!) 
Die auf Wunſch des Völkerbundes erfolgten vier⸗ 
teljährlichen Veröffentlichungen über die Finanz⸗ 
lage des Staates ergaben im Oktober einen völli⸗ 
gen Ausgleich der Einnahmen und Ausgaben, 
und es iſt mit Beſtimmtheit damit zu rechnen, 
daß die Rechnung für das mit dem 31. März 1928 
ablaufende Rechnungsjahr eine ausgeglichene ſein 
wird. Das Bild wird auch durch die in Ausficht 
geſtellte Finanzüberſicht beſtätigt werden müſſen. 
Die bürgerliche Regierung hat ſich auch ſonſt nach 
Kräften bemüht, der ſchwer darniederliegenden 
Wirtſchaft nach Möglichkeit Entlaſtungen zu brin⸗ 
gen. Es ſei daran erinnert, daß infolge unſeres 


Eintretens die Lohnſummenſteuer zum 1. April 


1928 vollſtändig fortfällt, die Sie m. H. von der 
Linken, als Sie noch am Ruder waren, auf 2 Pro⸗ 
zent erhöhen wollten. Das verdient heute her⸗ 
vorgehoben zu werden. Die Luxusſteuer iſt auf⸗ 
gehoben worden. Die Aufhebung der Umſatzſteuer 
zum 1. April 1928 iſt Geſetz geworden. Andere 
Maßnahmen ſind lediglich infolge der verworre⸗ 
nen Mehrheitsverhältniſſe im alten Volkstag nicht 
mehr zur Erledigung gelangt. Das eine will ich 
an dieſer Stelle in dieſem Zuſammenhang gleich 
jagen: Etwaigen neuen Belaſtungen der Bevöl⸗ 
kerung werden wir uns mit aller Kraft wider⸗ 
ſetzen. (Abg. Liſchnewſki: Das glauben wir, wo⸗ 
durch ſind Sie reich geworden in der Zeit, wo ha⸗ 
ben Sie das Vermögen zuſammengeklaut?) Auch 
ſonſt iſt die Entwicklung nach mancher Richtung 
hin eine Hoffnungserweckende geweſen. 

Die Erwerbsloſenziffer iſt ſtark geſunken. 
(Zwiſchenrufe links) Sie iſt trotz des früh einge⸗ 
iretenen harten Winters noch erheblich hinter 
den Ziffern zur Zeit der Herrſchaft der Sozial⸗ 


demokratie zurückgeblieben. (Sehr richtig! rechts. 


Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Das liegt 
mit daran, daß zur Zeit der vorigen Regierung 
wieder Vertrauen zu den Verhältniſſen in Dan⸗ 
zig im Auslande zurückgekehrt iſt. Auf dieſer 
Grundlage gelang es privatem Anternehmer⸗ 
geiſt, Arbeit nach Danzig zu ziehen. Es ſei nur 
an die an die Werften erteilten Aufträge deut⸗ 
ſcher und nordiſcher Beſteller erinnert. (Abg. 
Liſchnewſki: 15000 Arbeitsloſe!) Die neue Re⸗ 
gierung tritt danach unter verhältnismäßig gün⸗ 
ſtigen Bedingungen ihr Amt an. 

Auch im Verhältnis zu Polen hat ſich unter 
der bisherigen Regierung eine Fortentwicklung 
gezeigt. Der Linksregierung war es trotz der von 
ihr ſtark betonten Verſtändigungspolitik kaum 
gelungen, zu irgend einem endgültigen Abkom⸗ 
men mit Polen zu gelangen. Bezeichnend iſt, 
daß die letzte bürgerliche Regierung bei ihrem 
Amtsantritt nicht weniger als 50 ungelöſte 


— 
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fand, Streitfragen, die zum allergrößten Teil 
unter der Regierungszeit der Sozialdemokratie 
entſtanden ſind. Der gänzliche Mißerfolg Ihrer 
berühmten Verſtändigungspolitik zeigt ſich allein 
in dieſer Tatſache. (Sehr gut! rechts). Ihre Füh⸗ 
rer, die Herren Sawatzki und Dr. Wagner haben 
ſeiner Zeit auch zugegeben, daß die Linksregie⸗ 
rung an ihren Mißerfolgen in Genf geſcheitert 
iſt. (Abg. Liſchnewſki: Sie waſchen ſchwarze Wä⸗ 
ſche und ſind beide nichts wert!) 

Präſident Spill: Herr Abg. Liſchnewſki! Wenn 
Sie fortwährend weiter die Verhandlung ſtören, 
werden ſie ſich ſelbſt für die Folgen verantwortlich 
machen müſſen. (Frau Abg. Kreft: Ei, eil) 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Der 
bisherigen Regierung gelang es dagegen, zu einer 
Reihe von wichtigen Abkommen mit Polen zu 
kommen. Bei dem Abkommen über den Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſel gelang es, die ſehr bedenkliche 
Beſtimmung über die Befugniſſe der Zollinſpek⸗ 
toren, die durch Ihre Unterhändler hereingebracht 
wurden, in einem Sinne zu regeln, der für Dan⸗ 
zig befriedigend iſt. 

Es gelang weiter, die zur Durchführung der 
Finanzſanierung und Aufnahme der Anleihe er⸗ 
forderlichen Vereinfachungen zu treffen. In Genf 
ergab ſich, daß in der Frage des port d'attache 
ein Gutachten angeſehener Völkerbundsjuriſten 
erſtattet wurde, das den Danziger Standpunkt 
billigt. In der ſogenannten kleinen Weſterplat⸗ 
tenfrage wurde von den Völkerbundsjuriſten ein 
Gutachten erſtattet, das für die Frage der Sou⸗ 
veränität Danzigs von grundſätzlicher Bedeutung 
iſt und das von Völkerbundskreiſen geradezu als 
die Magna charta Danzigs bezeichnet iſt. Es darf 
daran erinnert werden, daß die Sozialdemokratie 
davor gewarnt hatte, in dieſer Frage nach Genf 
zu gehen. 

Ferner ſei darauf hingewieſen, daß die Kon⸗ 
tingente auf Danzigs Anträge hin feſtgeſtellt ſind, 
daß manche Schwierigkeiten in Bezug auf den 
Verkehr mit Monopolwaren fortfielen. Demge⸗ 
genüber betonen Sie nun Ihre Verſtändigungs⸗ 
politik. Sie wollen nur noch mündlich verhan⸗ 
deln. Als ob das nicht ſchon vorher geſchehen 
wäre. Hingewieſen muß aber darauf werden, 
daß in Verhandlungen durch nicht durch vorherige 
Sachverſtändigenberatung genügend unterrichtete 
Einzelperſonen eine überaus ſchwere Gefahr für 
Danzig liegt. (Deutſchnationale Fachleute! links) 
Eine ausreichende ſchriftliche Vorbereitung von 
Verhandlungen wird ſich im Intereſſe Danzigs 
nie vermeiden laſſen. (Abg. Leu: Es gibt Rechts⸗ 


anwälte, die Prozeſſe verlieren! ⸗ Heiterkeit). Das 


kommt vor, ich habe auch ſchon welche verloren. 
Sie verwerfen nun gewiſſermaßen grundſätzlich 
die Anrufung der Völkerbundsinſtanzen. Wir 
Deutſchnationale ſtehen wahrhaftig dem Völker⸗ 
bund ſkeptiſch gegenüber. Wir Deutſchnationalen 
haben auf Grund der gemachten Erfahrungen 
wahrlich das denkbar geringſte Vertrauen zu der 
Unparteilichkeit des jetzigen Völkerbundskom⸗ 
miſſars. (Abg. Brill: Wenn bei der Bauern⸗ 
bank nichts mehr zu verdienen ſein wird, dann 
bei der Liga!) Das laſſen Sie meine Sorge ſein. 


* 


zäher Streitfragen (Hört, hört! rechts) mit Polen vor⸗ (0) 


(D) 


(A) 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 

Es iſt eigenartig, daß gerade Sie auf das Rechts⸗ 
mittel des Schiedsverfahrens verzichten wollen. 
Mit Ihrem grundſätzlichen Verzicht auf dies völ⸗ 
kerbundliche Schiedsverfahren ſchlagen Sie Dan⸗ 
zig die letzten ſchwachen Waffen aus der Hand, 
die es hat, um die ihm zuſtehenden Rechte, ſeine 
Freiheit und Unabhängigkeit und ſein Deutſch⸗ 
tum zu verteidigen. Sie drücken geradezu Polen 
den Freibrief zu Rechtsverletzungen in die Hand. 
(Abg. Brill: Sie wollen doch nicht deutſch, ſondern 
ein Preuße ſein!) Mit einer ſolchen Politik 
machen Sie ſich nur im Inlande lächerlich und im 
Auslande verächtlich. (Abg. Liſchnewſki: Ma⸗ 
ſchinengewehre, nieder mit dem Feind! Heiter⸗ 


keit) Demgegenüber werden wir das Gewiſſen 


(B) 


des Deutſchtums, gewiſſermaßen der Hort der Un: 
abhängigkeit und Freiheit unſerer Heimat blei⸗ 
ben. Wir ſagen Ihnen das, ſo unangenehm es 
Ihnen in die Ohren klingen mag. Nicht weil wir 
glauben oder behaupten wollen, daß Sie Ihr 
Deutſchtum nicht verteidigen wollen. Das bezwei⸗ 
feln wir gar nicht. Ich ſage das im Hinblick auf 
die dauernden Entſtellungen von anderer Seite. 
Was wir Ihnen zum Vorwurf machen, iſt, daß Sie 
blind ſind gegenüber den Gefahren, die von Polen 
drohen und daß Sie nicht erkennen, daß Polen 
nur ein Ziel im Auge hat, Danzig auf die Knie 
zu zwingen und ſich einzuverleiben. Wir fallen 
auch nicht auf die hohlen Phrasen des Herrn Mi⸗ 
niſters Zaleſki herein. Die Taten Polens ſprechen 
demgegenüber nur zu beredt eine andere Sprache. 
Wir bleiben in dieſer Auffaſſung, ſelbſt wenn 
Danzig einmal ein Brocken hingeworfen wird. 
Es ſollte Ihnen doch auch zu denken geben, welches 


Wohlgefallen Polen daran hat, daß die Sozial⸗ 


demokratie zur Herrſchaft gelangt iſt. Der Pole 
hofft eben in der neuen Regierung ein gefügiges 
Werkzeug zu haben, um allmählich ſein Ziel zu 
erreichen. (Abg. Brill: Sie haben den Polen die 
Arbeitsloſen abgenommen und polniſche Arbeiter 
beſchäftigt, Sie haben Danziger auf der Straße 
liegen laſſen und wollen ſich als Deutſche bezeich⸗ 
nen, ſchämen Sie ſichl) 0 N 

Die knappe Bemerkung über die Beziehungen 
zum Deutſchen Reiche wird der Bedeutung dieſer 
Beziehungen nicht gerecht. Die Beziehungen zum 
Deutſchen Reiche beſchränken ſich nicht auf die 
kulturellen und wirtſchaftlichen Fragen. (Den 
Geldbeutel! links) Wir wiſſen, daß wir mit un⸗ 
ſeren deutſchen Volksgenoſſen jenſeits der aufge⸗ 
zogenen Grenzen in engſter nationaler Schickſals⸗ 
gemeinſchaft auf Gedeih und Verderb verbunden 
find. (Sehr richtig! rechts) Vom deutſchen Volke 
erwarten wir letzten Endes Rettung in unſerer 
Not. 

Ueber die Beziehungen zu den übrigen Staa⸗ 
ten iſt nichts beſonderes zu ſagen, ſie ſind befrie⸗ 
digend. 

Einen breiten Raum nehmen in der Regie⸗ 
rungserklärung die Verfaſſungsfragen ein. Es 
wird Zeit ſein, zu dieſen Verfaſſungsfragen ein⸗ 
gehend Stellung zu nehmen, ſobald die Vorlagen 
dem Volkstag zugegangen find, Einige allgemeine 
Bemerkungen ſind aber ſchon heute am Platze. 

Wenn Sie meinen, daß Volk habe feine Un: 
zufriedenheit über die gegenwärtige Verfaſſung 


zum Ausdruck gebracht, können wir Ihnen nur 
ſagen, daß die jetzt geltende Verfaſſung niemals 
unſeren vollen Beifall gefunden hat. Sie iſt das 
Ergebnis eines Kompromiſſes mit allen ſeinen 
Mängeln und Schwächen. Die Verfaſſung iſt als⸗ 
bald nach der Revolution zuſtande gekommen. Sie 
iſt in allen weſentlichſten Punkten aus dem 
Geiſt der Weimarer Verfaſſung geboren, wenn 
hier auch gewiſſe Aenderungen gegenüber den 
deutſchen Beſtimmungen feſtzuſtellen find. Die 
Väter der Weimarer Verfaſſung ſind aber nicht 
wir, ſondern die Parteien, die den Regierungs⸗ 
parteien nahe ſtehen. Es iſt deshalb bezeichnend, 
daß im Deutſchen Reiche jetzt bei denjenigen Par⸗ 
teien, die die Verfaſſung geſchaffen haben, der 
Ruf nach einer Reform der Verfaſſung laut und 
vernehmlich erſchallt. Es iſt gar nicht lange her, 
da wurde jeder, der dieſe Verfaſſung zu kriti⸗ 
ſieren wagte, ſcharf angegriffen. Das gegenwärtige 
gemiſcht⸗parlamentariſche Syſtem, die Einrich⸗ 
tung der hauptamtlichen Senatoren wird gerade 
in dieſem Jahr Gelegenheit haben, zu beweiſen, 
ob es ſich bewährt oder nicht. Es wird ſich zeigen, 


‚ob die Senatoren im Hauptamte ſich ihrer Auf⸗ 


gaben bewußt ſind, ihre Entſcheidungen nach den 
Geſichtspunkten des Wohles von Staat und Volk 
zu treffen. Insbeſondere wird es ſich zeigen, ob 
die hauptamtlichen Senatoren gegenüber reinen 
parteipolitiſchen Beſtrebungen, die dem Staats⸗ 
wohl abträglich ſind, ſich durchzuſetzen verſtehen 
werden, wie es ihre Aufgabe iſt. Sie wollen nun 
anſtelle dieſes Syſtems das ſogenannte rein par⸗ 
lamentariſche Regierungsſyſtem auch in Danzig 
einführen. Die Anterſcheidung zwiſchen Senatoren 
im Hauptamt und im Nebenamt in der Form, 
wie ſie nach Preſſemeldungen vorgeſehen iſt, iſt 
völlig bedeutungslos. Wenn Sie ferner glauben, 
daß damit Sicherungen in irgend einem Sinne 
getroffen worden ſind, müſſen wir ſagen, daß 
dieſe angeblichen Sicherungen ebenfalls völlig 
wertlos ſind. Im übrigen hat das parlamen⸗ 
tariſche demokratiſche Regierungsſyſtem nach un⸗ 
ſerer Auffaſſung überall in deutſchen Landen 
völlig bankerott gemacht. (Lautes Lachen links. 
Abg. Ziehm: Sehr wahr!) Dieſes Syſtem der 
Parteiherrſchaft in der Regierung ruft überall 
ſteigenden Unwillen der Bevölkerung hervor. 
Nun wollen Sie dieſes Syſtem der Parteiherr⸗ 
ſchaft in Danzig in Reinkultur einführen und 
Danzig mit dieſem bankerotten Syſtem beglücken. 
Wir werden ſehen, was dabei herauskommt. Es 
wird ja noch viel zu dieſer Frage zu ſagen ſein. 

Die Verkleinerung des Volkstages und des 
Senats haben wir ſeit langem gefordert. Dieſe 
Verkleinerung hätte ſchon längſt Geſetz ſein kön⸗ 
nen, wenn Sie auf der Linken nicht unſere An⸗ 
träge mit allen Mitteln ſabotiert hätten. Wir 
haben auch erheblichen Zweifel, ob es Ihnen mit 
dieſer Frage jetzt ernſt iſt. Dieſe Zweifel ſind 


bei mir erheblich geſtiegen, als ich vorhin die 


Ausführungen des Herrn Vorredners hörte, der 
die wenig grundſätzliche Frage der Volkstagsver⸗ 
kleinerung mit anderen politiſchen Fragen ver⸗ 
quickte. Ich zweifle daher daran, daß es Ihnen 
mit dieſer Frage ernſt iſt. (Abg. Dr. Moczynſki: 
Bei Ihnen iſt die Verringerung ſchon eingetreten!) 
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Volkstag Danzig — 5. Sitzung. Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


(Schwegmann, Abgeordneter) 
Ich möchte in dieſem Zuſammenhange noch be⸗ 


Dann wollen Sie den Ri terwahlausſchuß be⸗ 


merken, daß ich auf die Ausführungen des Vor⸗ ſeitigen. Dieſe Einrichtung hat in hohem Maße 
redners, die von Sachkenntnis nicht getrübt wa⸗ dazu beigetragen, der Freien Stadt Danzig eine 


ren und von Gehäſſigkeiten gegen die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei angefüllt waren, nicht 
weiter eingehen will. 

Sie wollen weiter für den Volkstag das 
Selbſtauflöſungsrecht einführen. Dieſes Selbſt⸗ 
auflöſungsrecht ſteht in engſtem Zuſammenhang 
mit der vierjährigen Amtsdauer der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren. Viel bedeutſamer 
Selbſtauflöſungsrecht erſcheint uns die Frage, ob 
es möglich iſt, ein Auflöſungsrecht durch eine 
dritte Stelle zu ſchaffen. Das würde unter Um⸗ 
ſtänden auf die Arbeit in dieſem Hauſe recht er⸗ 
zieheriſch wirken. (Aha! links. — Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Im übrigen werden Sie ſelbſt nicht er⸗ 
warten, daß wir Ihnen heute ſchon alle unſere 
Abſichten mitteilen. a 

Dann wollen Sie die Selbſtverwaltung der 
Stadt Danzig wiederherſtellen. Demgegenüber 
ſei daran erinnert, daß gerade auf Betreiben der 
Sozialdemokratiſchen Partei und der Demokra⸗ 
tiſchen Partei, die man doch als Vorgängerin der 
Deutſchliberalen Partei bezeichnen kann, die ge⸗ 
genwärtige Regelung getroffen iſt. Es iſt nie⸗ 
mand mehr für dieſe eingetreten als der damalige 
liberale Abgeordnete und Vizepräſident Dr. Loe⸗ 
ning. Wir Deutſchnationalen haben demgegen⸗ 
über die Selbſtverwaltung, auch der Stadt Dan⸗ 
zig, verteidigt. Auf unſer Betreiben iſt wenig⸗ 
ſtens die Stadtbürgerſchaft in die Verfaſſung 


hineingebracht worden. Das kann jeder nach⸗ 
leſen. (Abg. Rahn: Die Unabhängigen ſind dafür 
eingetreten, Sie nicht!) Das iſt richtig. Die An⸗ 
abhängige Partei hat damals eine andere Stel⸗ 
lung eingenommen als die Sozialdemokratie. Sie 


ſehen, ich gebe der Wahrheit die Ehre. Unſere 
Ausführungen find damals ganz unzweideutig 
geweſen. ir werden ſehen, was Sie uns jetzt 
auf dem Gebiet vorſchlagen werden. Mit der 
Schaffung von einigen Stadtratspoſten iſt die 
Frage nicht erledigt. Man hat gehört, daß eine 
ſolche Abſicht beſteht. Man erzählt ſich im übri⸗ 
gen allerhand über gewiſſe Abſichten, die Sie auf 
dieſem Gebiet haben, ſchone Parteivöſtchen für 
ſich zu ſchaffen. Auch darüber werden wir uns 
ſeinerzeit unterhalten. 

Sie wollen dann den Finanzrat umgeſtalten. 
Er ſoll ſich angeblich nicht bewährt haben oder 
wie geſagt wird, den Erwartungen nicht entſpro⸗ 
chen haben. Wir ſind demgegenüber der Auf⸗ 
faſſung, daß ſich dieſe Einrichtung bewährt und 
das Vertrauen weiteſter Kreiſe unſerer Bevölke⸗ 
rung erworben hat. (Sehr richtig! rechts.) Es 
darf auch darauf hingewieſen werden, daß ſich 
dieſer Finanzrat in Genf eine außerordentlich 
angeſehene Stellung erworben hat. Das ergibt 
ſich daraus, daß bei Verhandlungen mehr als 
einmal gefragt worden iſt, wie die Stellung⸗ 


nahme des Danziger Finanzrats zu dieſer oder je⸗ 
i ch bin allerdings der Mei⸗ 


ner Frage wäre. \ in 
nung, daß der Finanzrat ſehr viel ſegensreicher 
hätte arbeiten können, wenn man ihm weiterge⸗ 


als das 


1 


unabhängige, nur nach den Geſetzen urteilende 
Rechtspflege zu erhalten. Ihren Beſtrebungen, 
die Rechtspflege parteipolitiſchen Einflüſſen zu 
unterwerfen, werden wir uns mit Nachdruck wi⸗ 
derſetzen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Im übri⸗ 
gen werden wir zu allen dieſen Verfaſſungsfragen 
ſeinerzeit eingehend Stellung nehmen. 

Ihre Bemerkungen über die Rechte der nati⸗ 
onalen, politiſchen und religiöſen Minderheiten 
ſind nach unſerer Auffaſſung recht überflüſſig. 
Eine Benachteiligung dieſer Minderheiten hat 
in Danzig niemals ſtattgefunden. (Oho! links) 
Oder wollen Sie beſtimmten Minderheiten prak⸗ 
tiſch ein Vorzugsrecht einräumen? (Sehr gut! 
rechts.) 

Bezüglich der Beamten wünſchen wir eine 
klare Stellungnahme zu der Frage, ob Sie die 
durch die Verfaſſung gewährleiſteten wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamten achten wollen. (Haben 
Sie Angſt, daß Ihre Günſtlinge hinausfliegen? 
links.) Wir haben niemals Angit. 

Große Beunruhigung hat in der Bevölkerung 
die Ankündigung der Aufhebung der Einwohner⸗ 
wehr hervorgerufen. Die Regierung handelt da 
nach demſelben Grundſatz wie derjenige, der die 
Feuerverſicherung aufhebt, weil es eine Zeit lang 
nicht gebrannt hat. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
links) Eine billigere und zweckmäßigere Unter⸗ 
ſtützung der Schutzpolizei im Bedarfsfall kann 
man ſich überhaupt nicht denken. (Sehr richtig! 
rechts. Große Unruhe links.) Es kann dabei dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß in dem kleinen Kan⸗ 
ton Genf, der unter ſehr viel günſtigeren Bedin⸗ 
gungen als wir lebt, dieſe Einrichtung jetzt 
geſchaffen wird. Daran ſollte man ſich ein Muſter 
nehmen. Sie verlangen die Beſeitigung einer 
Einrichtung zu einer Zeit, die durchaus noch nicht 
als eine normale bezeichnet werden kann. Wie 
Sie das vor der Bevölkerung verantworten wol⸗ 
len, weiß ich nicht. Oder ſoll das Reichsbanner 
Schwarz⸗Rot⸗Gold als Ihre Schutzgarde an dieſe 
Stelle treten? (Abg. Brill: Wir haben Krieger⸗ 
vereine genug, weshalb brauchen Sie die Ein⸗ 
wohnerwehr?) Wenn Sie die Frage der Einwoh⸗ 
nerwehr in der Form wie es geſchehen iſt, in die 
Regierungserklärung hineingebracht haben, jo 
rufen Sie damit lediglich Mißtrauen im Aus⸗ 
lande hervor, namentlich auch damit, daß Sie ſa⸗ 
gen, daß die Waffen der Einwohnerwehr einge⸗ 
zogen werden ſollen. Das wiſſen Sie doch auch, 
daß die Waffen längſt im Staatsbeſitz ſind. (An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe. Große Unruhe. Abg. 
Brill: Fragen Sie den Landrat Poll, mit welchen 
Waffen geübt wird!) Wir können uns wohl den⸗ 
ken, daß Polen ein beſonderes Intereſſe daran 
hat, daß die Sicherheitseinrichtungen in Danzig 
möglichſt vermindert werden. 7 

Ueberaus dürftig ſind die Ausführungen der 
Regierungserklärung über die Wirtſchaft. Zu 
Ihrer Zuſage, daß die Wirtſchaft nicht durch neue 
Zwangsmaßnahmen beeinträchtigt werden ſoll, 


hende Rechte gegeben hätte, wie es im Sinne der us in ſcharfem Gegenſatz, daß auf eine Vermin⸗ 


Deutſchnationalen gelegen hat. 


derung der Spanne zwiſchen Erzeuger⸗ und Ver⸗ 
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(Schwegmann, Abgeordneter) 


legungen nicht eingehend behandeln. Die Wirt⸗ 


ſchaft befürchtet von der Geſtaltung dieſer Geſetze 
neue Erſchwerniſſe, neue Hemmungen und neue 
Bindungen, die ihrer Erholung im Wege ſtehen. 
Wenn die Regierungserklärung ſagt, daß die Ge⸗ 
ſetze keine Verſchlechterungen gegenüber den deut⸗ 
ſchen enthalten ſollen, ſo muß doch demgegenüber 
darauf hingewieſen werden, daß Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen der deutſchen und der Danziger Verfaſſung 
beſtehen, die beachtet werden müſſen. Auch darf 


bei allem Wohlwollen gegenüber den Arbeitneh⸗ 


merkreiſen, das auch uns zu eigen iſt, die ganz 


anders geartete Lage Danzigs nicht einfach über⸗ 
ſehen werden. 

Die Regierungserklärung ſagt dann noch, daß 
das Geſetz über die Wohnungsbauabgabe verlän⸗ 
gert werden ſoll. Damit gibt ſie ſich ſelbſt ein ar⸗ 
ges Armutszeugnis. Die ganze Frage der Woh⸗ 
nungswirtſchaft iſt nach all den langen Erörterun⸗ 
gen des Vorjahres vollkommen ſpruchreif. Hierzu 
brauchbare Vorlagen zu ſchaffen, iſt das Werk 
weniger Stunden. Material iſt ausreichend vor⸗ 
handen. Es iſt kein Kunſtſtück, in verhältnismäßig 
kurzer Zeit ein neues Wohnungswirtſchaftsgeſetz 
zu ſchaffen. Es kommt nach unſerer Meinung dar⸗ 


auf an, ſowohl im Intereſſe der Mieter wie der 


5 


Simultanſchule? Die Liberalen 


Vermieter, einen Schritt vorwärts zu tun, 
Ziele entgegen, doch einmal zu geſunden Verhält⸗ 
niſſen zu kommen. Dieſe können aber nur auf 
dem Boden der freien Privatwirtſchaft liegen, 
mag das Ziel auch heute noch nicht erreichbar ſein. 
(Sehr richtig! rechts) Wir müſſen bei dieſer Ge⸗ 
legenheit darauf hinweiſen, daß das alte Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz, das dem vorigen Volkstag 
vorgelegt iſt, für die Beendigung der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft einen feſten Zeitpunkt in Aus⸗ 
ſicht genommen hatte. Wir werden ſehen, welche 
Vorlagen die Regierung bringen wird. Wir ver⸗ 
langen, daß die erheblichen Erleichterungen, die 
das alte Wohnungswirtſchaftsgeſetz vorjah, recht 
bald zur Tat werden. Wir weiſen darauf hin, 
daß das dem alten Volkstage vorgelegte Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz erhebliche Erleichterungen 
für den kleinen Hausbeſitz, für das Land ſowie auch 
zahlreiche Verbeſſerungen für die wirtſchaftlich 
Schwachen brachte. Mit einem Flickwerk werden 
wir uns nicht einverſtanden erklären. Die Aus⸗ 
führungen über das Schulweſen ſind durchaus 
nichtsſagend. Anſtelle der Völkerverſöhnung täte 
uns die Volksverſöhnung im Innern im Gegenſatz 
zum ſozialdemokratiſchen Gedanken des Klaſſen⸗ 
kampfes viel nötiger. 


In der Regierungserklärung heißt es „Im 


Verhältnis zwiſchen Kirche und Staat bleibt es 


bei dem beſtehenden Rechtszuſtand.“ Hier hat ſich 


das Zentrum zweifelsfrei durchgeſetzt. Man kann 


auch wohl die Frage aufwerfen Wo bleiben die 


Sozialdemokratie und der Liberalismus mit ihrer 
ſcheinen ver⸗ 


geſſen zu haben, daß ſie wegen dieſer Frage aus 
der vorigen Regierung ausgeſchieden ſind. Wo 
bleibt nunmehr ihre Ueberzeugungstreue? Wenn 


man nach dieſen ſehr kurzen Strichen (Abd. Brill: 
Weshalb ſo gehäſſig gegen die Liberalen, Sie ha⸗ 
ben doch auch die Flucht ergriffen des Arztes we⸗ 
gen!) die Regierungserklärung einer Geſamtwür⸗ 


dem 


23 


ſteht, abgeſehen von der Simultanſchulfrage, ganz 
an gar unter dem beherrſchenden Einfluß der 
Sozialdemokratie. Ihr brutaler Machtwille hat 
entſchieden und entſcheidet. Darüber iſt man ſich im 
Bürgertum klar. Deshalb bedeutet die Regierung, 
die auch in der Zuſammenſetzung der beteiligten 
Perſönlichkeiten zu ſchwerſten Bedenken Anlaß 
gibt, eine ſchwere Gefahr für die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft, eine ſchwerſte Gefahr für die Erhaltung 
der Selbſtändigkeit und Freiheit der Freien Stadt 
und ihres Deutſchtums. Wir bringen dieſer Re⸗ 
gierung das allerſchärfſte Mißtrauen entgegen. 
(Abg. Brill: Etwas anderes haben wir nicht er⸗ 
wartet!) Ihre Einladung zur Mitarbeit bedeutet 
ja nur eine leere Phraſe. Wir erkennen die Auf⸗ 
gabe, die uns als Oppoſition zufällt: Wir werden 
die Negierung kontrollieren, wir werden die Be⸗ 
völkerung innerhalb und außerhalb dieſes Hauſes 
aufklären, wir werden der Regierung auf die 
Finger ſehen und wenn es nötig iſt, ganz gehörig 
auf die Finger klopfen. Wir werden dieſen Kampf 
mit aller Entſchiedenheit führen zum Wohl des 
koſtbaren Erbes, das uns in Geſtalt der deutſchen 
Freien Stadt Danzig anvertraut iſt. (Beifall 


rechts.) 


Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.] Meine 
beiden Herren Vorredner haben ſich mit der Fra⸗ 
ge beſchäftigt, wie die jetzige Regierung zuſtande 
gekommen ſſt und warum ſie zuſtande kam. Es 
könnte heute eigentlich müßig ſcheinen, noch viel 
Worte über das Zuftändefommen und die Zu⸗ 
|Tammenjegung der jetzigen Regierung zu brau⸗ 
chen, nachdem darüber in der Oeffentlichkeit ſopfel 
geſprochen und geſchrieben worden iſt. (Abg. Dr. 
Moczynſbi: Andererſeits?) Ich will, wie meine 
beiden Vorredner, auch mit einigen Worten dar⸗ 
auf zurückkommen. Das erſcheint uns notwendig, 
da auch ein Teil der Preſſe immer wieder mit 
beſonderer Hervorhebung dem Zentrum die Ent⸗ 
ſcheidung darüber zugeſprochen hat, in welcher 
Richtung die Regierung gujtande kommen würde. 
Es war dabei ein gewiſſer Unterton unverkenn⸗ 
ber, der nicht gerade als wohlwollender Klang 
für das Zentrum gedeutet werden konnte, gleich⸗ 
viel, aus welchem Lager er kam. Das Zentrum 
Hat ſich nach der Rolle, die Entſcheidung zu ſein, 
nicht geriſſen. Dieſe Rolle iſt ihm vom Schickſal 
auferlegt worden. (Abg. Liſchnewſki: Zwei find 
es, nicht einer! Heiterkeit.) Ob dieſe Rolle benei⸗ 
denswert iſt, iſt eine andere Frage. Jedenfalls iſt 
ſie ungeheuer verantwortungsvoll. Aus einzelnen 
Kreiſen des Bürgertums und aus der Preſſe, die 
dieſen Kreiſen des Bürgertums naheſteht, wer⸗ 
den offen und verſteckt Angriffe gegen das Zen⸗ 
trum erhoben, das Zentrum habe eine bürger⸗ 
liche Regierung nicht gewollt, oder es habe ſie gar 
verhindert. (Abg. Liſchnewſki: Furchtbar!) Das 
heißt doch, wenn wir die Lauterkeit der Geſinnung 
unterſtellen, die Schwierigkeiten nicht ſehen, die 
durch das Wahlergebnis geſchaffen worden ſind. 
Das heißt doch, die Urſachen für dieſe Schwierig⸗ 
keiten nicht kennen oder ſie verkennen. (Verbeu⸗ 
gung nach rechts! links.) M. D. u. H.! Die Schwie⸗ 
‚rigfeiten für die Bildung einer bürgerlichen Re⸗ 


digung unterzieht, To kann man nur jagen: Sie (C) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiß. 


(D) 


SER EN 


— 


Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 


Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


(Weiß, Abgeordneter) a 


gierung liegen in der unheilvollen Zersplitterung. legungen und Erwägungen gefolgt. Wir haben 


Die Urſachen für dieſe Zerſplitterung liegen in 
den bürgerlichen Parteien, (Wenn ſie nur nicht 
in Deutſchland zerſplittert! links) die nach jeder 
Wahl in einer anderen Schattierung, mit einer 
anderen Firmierung und ſchließlich in einer noch 
anderen Gruppierung erſcheinen. (Sehr richtig! 
im Zentrum.) Wir vom Zentrum haben auf dieſe 
ungeheuerliche Gefahr der Zerſplitterung immer 
wieder hingewieſen. Wir haben ſie auf das ent⸗ 
ſchiedenſte bekämpft. Wenn nunmehr das Zen⸗ 
trum in dieſen Schwankungen zwiſchen rechts und 
links der ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht 
geblieben iſt, ſo mag man ihm ſeinen Erfolg und 
ſeine Geltung mißgönnen. Aber man ſoll ihm 
nicht die Schuld aufladen für den Fluch engherzi⸗ 
ger parteipolitiſcher oder eigenperſönlicher Selbſt⸗ 
ſucht anderer. (Sehr richtig! im Zentrum.) Nun 
zu der Frage: Warum haben wir keine bürger⸗ 
liche Regierung? Herr Schwegmann hat recht, die 
Wahl hat eine zweifellos ſtarke bürgerliche Mehr⸗ 
heit gebracht. (Abg. Raſchke: Hört, hört!) Doch 
aus der furchtbaren Zerriſſenheit dieſer Mehrheit 
war weder eine hinreichend ſtarke zahlenmäßige 
Grundlage moch die notwendige innere Geſchloſſen⸗ 
heit und Einheit als Gewähr für das Zuſtande⸗ 
kommen, für die Arbeits⸗ und Tragfähigkeit ſo⸗ 
wie für den Beſtand einer bürgerlichen Regierung 
herauszuholen. Angeſichts dieſer Wirrnis hat 
wohl niemand, beſonders wer aus der Erfahrung 
praktiſcher Koalitionsarbeit heraus klaren Auges 
die Wirklichkeit überſchaute, ohne weiteres die 
Möglichkeit einer bürgerlichen Regierung geſehen, 
zumal, wenn dabei in Betracht gezogen wurde, 
daß dieſer ungeheuren Zerfahrenheit auf der 
einen Seite eine ſtarke geſchloſſene Oppoſttion auf 
der andern Seite gegenüberſtand. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Das Zentrum hat ſich in 
Würdigung dieſer politiſchen Lage bemüht, die 
unerläßlichen Vorausſetzungen für die Feſtigkeit 
und für die Dauerhaftigkeit einer bürgerlichen 
Regierung zu ſchaffen. Das Zentrum hat den 
Anſchluß und den Zuſammenſchluß der bürger⸗ 
lichen Splitterparteien anderegt. Es legte dabei 
weniger Wert auf die äußere Form, als vielmehr 
auf die innere Feſtigkeit und Geſchloſſenheit, um 
dadurch der etwa ſich bildenden bürgerlichen Koa⸗ 
lition die innere Kraft und Widerſtandsfähigkeit 
nach außen zu geben. Leider iſt dieſe Feſtigung 
nicht erfolgt. Wir wollen den Motiven hierfür 
nicht nachgehen, wir wollen lediglich die Tatſachen 
als ſolche feſtſtellen. Wir wollen nicht das Schei⸗ 
tern der bürgerlichen Regierung der einen oder 
andern Partei in die Schuhe ſchieben, wir glau⸗ 
ben die Unmöglichkeit einer bürgerlichen Regie⸗ 
rung auf das Konto der un verantwortlichen und 
bedauerlichen Zersplitterung weiter bürgerlichen 
Wählerkreiſe ſetzen zu müſſen. 

M. D. u. H.! Wir haben die Koalition mach 
links gemacht. Es haben uns keine inneren Re⸗ 
gungen nach links gezogen. Es hat uns ſeinerzeit 
ja auch keine beſondere Neigung nach rechts ge⸗ 
führt. Gefühlsmomente haben in der Politik nach 
unſerer Auffaſſung keinen Raum. (Abg. Raſchke: 
Sie haben in beiden Fällen das beſte Geſchäft ge⸗ 
macht!) Wir ſind kalten, verſtandesmäßigen Ueber⸗ 


aus tiefſtem Verantwortungs⸗ und Pflichtbewußt⸗ 
ſein harten und bitteren Staatsnotwendigkeiten 
Rechnung getragen und haben dem Staat die Re⸗ 
gierung gegeben, die im Augenblick wohl allein 
möglich war. 

M. D. u. H.! Wir ſind aus einer Koalition mit 
rechts in eine Koalition mit links gegangen. Das 
bedeutet keinen Geſinnungswechſel, (Das sit 
Schaukelpolitik! bei den Kommuniſten) wie ja be⸗ 
kanntlich eine Koalition keine Geſinnungsgemein⸗ 
ſchaft, ſondern eine Arbeitsgemeinſchaft iſt. Wir 
vermögen ſowohl nach rechts wie nach links zu 
arbeiten; (Aha! bei den Kommuniſten) denn un⸗ 
ſer Programm iſt nicht einſeitig und engherzig 
parteipolitiſch überſpannt, ſondern es iſt nach gro⸗ 
ßen ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten ausgerichtet, 
wodurch uns eine gewiſſe Bewegungsfreiheit ge⸗ 
geben iſt. Doch gleichviel in welcher Koalition 
wir ſind, unſere programmatiſche Einſtellung 
wird weder nach der einen, noch nach der andern 
Richtung abirren. Wir halten gewiſſe koalitions⸗ 
mäßige Abmachungen für unbedingt motwendig, 
und wir können für uns in Anſpruch nehmen, 
daß wir jederzeit ſowohl nach rechts wie nach 
links koalitionstreu geweſen ſind. Wir gehen mit 
den gleichen Abſichten auch in die neue Regierung. 
Wir betonen dabei aber mit allem Nachdruck, daß 
wir unbeſchadet dieſer Bindungen in dem gezo⸗ 
genen Rahmen uns unſere vollſtändige Selbſtän⸗ 
digkeit und die Freiheit unſerer Entſchlüſſe zu 
wahren wiſſen und daß wir uns keiner Majori⸗ 
ſierung beugen werden. (Abg. Liſchnewſki: Das 
klingt ja ſehr ſcharf!) M. D. u. H.! Wir ſind we⸗ 
der nach rechts noch nach links Anhängſel geweſen 
und werden es auch in Zukunft nicht werden. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 

M. D. u. H.! Man ſpricht und ſchreibt ſo viel 
von einem neuen Kurs. Wir möchten Ihnen ſa⸗ 
gen, es gibt keinen neuen Kurs. (Abg. Raſchke: 
Hört, hört!) Es gibt keinen Rechtskurs, es gibt 
auch keinen Linkskurs, es gibt bloß einen Kurs, 
(Das it der Schwarzkurs! bei den Kommuniſten) 
das iſt der Kurs gradeaus, mit dem Zweck und 
Ziel, (Abg. Liſchnewili: Nach Rom!) unſere 
ſtaatspolitiſche Selbſtändigkeit zu wahren 
und uns wirtſchaftlich zur Not noch gerade über 
Waſſer zu halten. (Sehr gut! beim Zentrum.) 
Es mögen ſich Färbung und Ton in der Koalition 
zeitweiſe ändern, der Kurs muß der gleiche blei⸗ 
ben. Dieſen Kurs geradeaus mit dem Zweck und 
Ziel, wie ich es gekennzeichnet habe, zu halten und 
ihm Kraft und innere Feſtigkeit zu geben, it micht 
nur Pflicht der Koalitionsparteien, ſondern aller 
Parteien, die auf dem Boden der Staatserhal⸗ 
tung ſtehen. In dieſer Gemeinſamkeit des Ziels 
verbindet uns die Schickſalsgemeinſchaft, in die 
wir hineingeſetzt ſind. 

In den großen politiſchen Fragen wird und 
muß der Kurs der gleiche bleiben, gleichviel wel⸗ 
che Regierung am Nuder iſt. M. D. u. H. von 
den Deutſchnationalen, wir erkennen gern und 
dankbar Ihre verantwortliche Arbeit in der Re⸗ 
gierung an. Aber es geht doch nicht an, daß Sie 
nun im voraus eine niederreißende Kritik an 
einer Politik üben, die Sie noch gar micht kennen, 
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an einer Politik, die doch im Ziel mit Ihnen einig 
iſt. (Hört, hört! bei den Kommunisten. Abg. 
Raſchke: Alſo die große Koalition iſt fertig! Hei⸗ 
terkeit rechts.) M. D. u. H., es geht doch nicht 
an, daß Sie den jetzigen Koalitionsparteien den 
guten Willen abſprechen, die Staatsbelange in 
gleicher Weiſe zu vertreten, wie Sie es ſelbſt tun. 
Es geht doch micht an, daß Sie der Regierung Ab⸗ 
ſichten unterſchieben, die die Regierung gar nicht 
hat oder die Sie doch der Regierung nicht nach⸗ 
weiſen können. 

M. D. u. H.] Am 26. Auguſt 1925 führte Herr 
Dr. Ziehm bei der Beſprechung der Regierungs⸗ 
erklärung der damaligen Koalition mit links aus, 
daß „die Wahrung der deutſchen Sache und der 
Hort des Bürgertums fortan allein bei den 
Deutſchnationalen liege“. Die „Danziger Allge⸗ 
meine Zeitung“ wiederholt es in ihrer Beſpre⸗ 
chung zur jetzigen Regierungserklärung faſt wörtt 
lich. Klingt das micht nach Ueberheblichkeit? it | 
Ihnen nicht bewußt geworden, welchen Vorwurf 
Sie uns damit gemacht haben? Sie werden doch 
nicht behaupten wollen, daß wir uns an bürger⸗ 
licher und nationaler Geſinnung von Ihnen ha⸗ 
ben übertreffen laſſen. (Sehr gut! im Zentrum.) 
Wir können Ihnen die Verſicherung geben, daß 
wir die nationalen, die ſtaatspolitiſchen und die 
bürgerlichen Intereſſen in gleicher Weiſe vertre⸗ 
ten werden, ob wir mit Ihnen oder mit anderen 
Parteien in der Koalition ſind. (Wir ſchweigen 
aus Anſtand! rechts.) — Es ät keine ſtaatsförder⸗ 
liche Politik, wenn die „Danziger Allgemeine 
Zeitung“ in ihrem Artikel „Jewelowſki — Stras⸗ 


eigene Staatsregierung ausſtreut. Es it auch 
keine Tat ſtaatspolitiſcher Klugheit, wenn man 
Materials gegen die eigene Regierung liefert. 


zu können. 
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nats Gehl: Vierzehntägige Kündigung!) Herr 
Dr. Ziehm hat kürzlich geſchrieben, in der Politik 
müſſe man vergeſſen können. Das iſt richtig. 
Aber es iſt doch ſo, daß das Gedächtnis oft nach 
der Seite des Vergeſſens ſchwerfälliger iſt als 
nach der Seite des Behaltens, und man ſollte die 
Belaſtungsprobe nicht überſpannen. Wir wen⸗ 
den uns mit den gleichen Worten an unſere jetzi⸗ 
gen Koalitionsgenoſſen, die Sozialdemokraten, 
und bitten ſie ebenſo dringend, ſich in der Kritik 
der bisherigen Regierungspolitik eine kluge Mä⸗ 
Bigung aufzuerlegen eingedenk deſſen, daß wir für 
die bisherige Regierungspolitik mit die Verant⸗ 
wortung tragen und gewillt ſind, ſie voll und ganz 
zu tragen. . 

Und nun zu der Regierungserklärung ſelbſt. 
Wir ſtellen uns im allgemeinen auf den Boden 
der abgegebenen Erklärung. Die Erklärung atme: 
nicht gerade übermäßigen Optimismus, dazu liegt 
auch kein Grund vor. Wir hoffen aber, auf der 
geſchaffenen Grundlage praktiſche Arbeit. zum 
Wohle des Staates und der Bevölkerung leiſten 
In unſeren heutigen Ausführungen 
wollen wir uns auf einige Unterſtreichungen zur 
Regierungserklärung beſchränken. 

Was die Außenpolitik angeht, ſo brauchte ich 
eigentlich nur das zu wiederholen, was wir an 
dieſer Stelle mehrfach zum Ausdruck gebracht ha⸗ 
ben: die Betonung unſerer ſtaatspolitiſchen Selb⸗ 
ſtändigkeit und die Forderung auf Anerkennung 
derſelben, unſeren Verſtändigungswillen Polen 
gegenüber und das Bekenntnis zum deutſchen 
Volkstum. Es ſoll das, wie die „Baltiſche Pveſſe“ 
meint, durch die Wiederholung nicht zur hohlen 
Phraſe werden. Wir wünſchten, die Not zwänge 
uns nicht ſo oft zu dieſen Wiederholungen. Ans 
ſind dieſe Wiederholungen nicht leere Worte, ſon⸗ 


Nirgends tut uns Sammlung und Einheit ſo not, dern der Ausfluß ernſter Sorge, aber auch zugleich 
wie gerade in außenpolitiſchen Fragen. Das ſollte der Ausdruck eines entschiedenen Willens. Daß 


für jeden werantwortlichen Politiker, 


der auch die Verſtändigung mit Polen bisher ſo wenig 


nur einigermaßen unſere Danziger Verhältniſſe praktiſche Erfolge gezeitigt hat, führt man gern 
überſieht, eine einfache Selbſtverſtändlichkeit ſein. auf die angeblich überwiegend A eingeſtellte 
Und ſchließlich, ſo nebenbei geſagt, um der Zuſammenſetzung der Danziger Regierung zurück. 


Sache nicht eine größere Bedeutung beizulegen, Wir ſind acht Jahre in der Regierung geweſen. 
als ihr in Wirklichkeit zukommt: Die Form des Es iſt jederzeit nationale Außenpolitik getrieben 
Ausſcheidens der deutſchnationalen Senatoren | worden. (Sehr gut!) Das äſt unſer gutes Recht, 
war eine — plumpe Ungeſchicklichkeit (Sehr gut!) und dies gute Recht ſoll uns unbeſtritten bleiben. 
um nicht einen treffenderen Ausdruck zu gebrau⸗ Auch die neue Regierung wird nationale Außen⸗ 
chen. (Abg. Arczynſki: Eine feige Flucht!) Sie politik treiben. Aber es iſt niemals mationaliſti⸗ 


ſcheinen ſich einen nicht gerade muſtergültigen 
Vorgang zum Beispiel genommen zu haben. Es 


erſcheint uns ſchwer glaubhaft, daß die ſonſt 4 


glänzende deutſchnationale Regie in dieſem Falle 


ſche Außenpolitik getrieben worden. Die „Balti⸗ 
ſche Preſſe“ ſchreibt in ihrer Besprechung zur 
jetzigen Regierungserklärung über die Verſtändi⸗ 
gung mit Polen: „Dazu, daß die Verſtändigung 


ſo arg verſagt haben ſollte. Wir glauben faſt an⸗ mit Polen realiſiert wird, iſt jedoch notwendig, 


gar nicht befragt hat, ſondern in einem Augen⸗ 
blick plötzlicher Erregung etwas unbeſonnen hin⸗ 
eingetapert iſt. 

Solche Haltung und ſolche Anwürfe find nicht 
geeignet, die Zuſammenarbeit, zu der uns viel⸗ 
leicht wieder einmal die Not zwingt, (Aha! lins) 
zu erleichtern. (Sehr gut! im Zentrum.) Man 
ſollte nicht die Verbindungsgräben verſchütten, 
wenn man ſo notverbunden aufeinander ange⸗ 
wieſen iſt. (Abg. Naſchke: Wievieltägige Kündi⸗ 
gung haben Sie? Stellvertr. Präſident des Se⸗ 


nehmen zu müſſen, daß man Sie in dieſem Falle | 


daß der Senat der Kräfte Herr wird, die einer 
Dangig⸗polniſchen Verſtändigung entgegenarbei⸗ 
ten.“ M. D. u. H.! Es gibt keinen verſtändigen 
und verantwortlichen Danziger Politiker, der 
nicht eine loyale Verſtändigung mit Polen für 
eine einfache Forderung der praktiſchen Vernunft 
halten würde. Der Vorwand fällt in ſich zuſam⸗ 
men. Wir haben in Danzig bereits eine Regie⸗ 
vung mit ſtarker Beteiligung der Sozialdemokra⸗ 
ten und unter Ausſchaltung der Rechtsparteien 
gehabt. Man muß doch ſagen, daß die außen⸗ 
politiſche Erfolge dieſer Zeit auch recht mager ge⸗ 
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weſen ſind. M. D. u. H., mit einer Politik ſchöner 
Worte iſt es nicht getan, und mit einer Politik 
kleiner Gefälligkeiten iſt uns nicht gedient. (Sehr 
gut! beim Zentrum.) Wir haben gern die Worte 
des polniſchen Außenminiſters gehört, daß „Po⸗ 
len die ſtaatliche Selbſtändigkeit Danzigs in kei⸗ 
ner Weiſe anzutaſten gedenkt, daß es die 
deutſche Kultur und die deutſche Eigenart Dan⸗ 
gigs anerkennt, und daß es an Polen iſt, die prak⸗ 
tiſchen Folgerungen aus dieſer grundſätzlichen 
Einſtellung zu ziehen und die mehrfach von Dan⸗ 
ziger Seite dargebotene Hand zur Verſtändigung 
zu ergreifen.“ M. D. u. H., wir glauben, keinen 
Anlaß zu haben, an der Aufrichtigkeit dieſer 
Worte zu zweifeln. Wir geben uns der beſtimmten 
Erwartung hin, daß bei gutem Willen auf beiden 
Seiten ein Verhältnis herbeigeführt wird, das 
im wohlverſtandenen Intereſſe beider Staaten 
liegt. Unſere kulturelle Verbundenheit mit dem 
deutſchen Volk beſonders zu betonen, it uns ein 
Herzensbedürfnis, das micht wieler Worte bedarf. 
Zur Innenpolitik laſſen Sie mich einige Worte 
ſagen zu der geplanten Aenderung der Ver⸗ 
faſſung. Ich habe den Standpunkt meiner Frak⸗ 
tion zu dieſer Frage wiederholt an dieſer Stelle 
darlegen dürfen. Wir ſind einverſtanden geweſen 
mit einer Verkleinerung des Senats, mit einer 
Verringerung der Zahl der Abgeordneten, mit 
einer Auflösbarkeit des Volkstages und mit eini⸗ 
gen andern geringfügigen Aenderungen. Ableh⸗ 
nend wit unſere Haltung geweſen gegenüber einer 
grundlegenden UAmgeſtaltung der Verfaſſung, be⸗ 
ſonders ſoweit das Syſtem der Regierung in 
Frage kommt. M. D. u. H.! Wir ſind grundſätzlich 
Anhänger des parlamentariſchen Syſtems. Aber 
für unſere Danziger Verhältniſſe erſcheint uns die 
reine Form aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht ges 
eignet. Die gemischte Form, wie wir fie haben, 
iſt nach unserer Anſicht auch heute noch die beſte 
für unſere Danziger Verhältniſſe. Dabei iſt die 
Zahl der Mitglieder der Regierung non unterge⸗ 
ordneter Bedeutung. Daß auch bei dem jetzigen 
Syſtem eine Verſtärkung des parlamentariſchen 
Einfluſſes erwünſcht iſt und daß dieſe Verſtärkung 
auch möglich üt, iſt von uns zum Ausdruck gebracht 
worden. Wir haben unſere Bereitwilligkeit aus⸗ 
geſprochen, dieſe Verſtärkung herbeizuführen. Ich 
ſagte ſchon, es iſt auch heute noch unſer Stand⸗ 
punkt, daß das gemiſchte parlamentariſche Syſtem 
für Danzig das beſte iſt. Es ült bekannt, daß we⸗ 
gen unſerer ablehnenden Haltung ſeinerzeit die 
Koalitionsverhandlungen abgebrochen worden 
ſind. Wenn inzwiſchen ein Kompromiß gefunden 
worden it, jo ändert das nichts an unſerm grund⸗ 
Erin Standpunkt. Die Koalitionsparteien 
ſind aus unterſchiedlichen Motiven zu der Kom⸗ 
promißformel gekommen. Die Sozialdemokraten 
und die Liberalen haben ſeit Jahren aus grund⸗ 
ſätzlichen theoretiſchen und parteipolitiſchen Grün- 


den die Parlamentariſterung des Senats gefor⸗ 


dert. Sie haben ſich in der Wahlbewegung auf 
dieſe Forderung feſtgelegt. Sie haben von dieſer 
Grundforderung als Bedingung für ihren Ein⸗ 
tritt in die Regierung nicht abgehen zu können 
geglaubt. Das Zentrum iſt allein ſtaatspoliti⸗ 
ſchen Notwendigkeiten gefolgt, um überhaupt eine 
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Regierung zu bilden, weil ja nach Lage der 
Dinge im Augenblick eine andere Möglichkeit zur 
Bildung einer Regierung nicht vorhanden war. 
Das Zentrum hat geglaubt, einer Aenderung der 
Verfaſſung auch bezüglich des Regierungsigitems 
in dem Maße der getroffenen Vereinbarungen 
nachgeben zu können, da eine hinreichende Gewähr 
gegeben erſcheint, daß dem Staat Nachteile dar⸗ 
aus nicht erwachſen. M. D. u. H.! Daß in dieſem 
Zuſammenhang der Stadt Danzig eine ſelbſtän⸗ 
dige Verwaltung gegeben werden ſoll, it zu be⸗ 
grüßen. 

Für die Staatsfinanzen muß eine geſunde 
Grundbage auf jeden Fall geſichert werden. Wir 
werden an alle Finanzfragen mit dem ernſteſten 
Willen äußerſter Sparſamkeit herangehen. Daß 
der Staatshaushalt im Ausgleich gehalten wer⸗ 
den muß, ft eine natürliche Selbſtverſtändlichkeit, 
an der nicht gerüttelt werden kann. Die Wirt⸗ 
ſchaft liegt in hartem Kampfe. Faſt alle Erwerbs⸗ 
ſtände haben mit Schwierigkeiten zu tun, viele 
ringen hart um ihr Dafein. Es gehen ungeheuer⸗ 
liche Gerüchte und Befürchtungen um, was unter 
der neuen Regierung mit der Wirtſchaft alles an⸗ 
geſtellt werden ſoll. M. D. u. H.] Wir möchten 
ſagen, es kommt keine Sozialiſierung, keine Kom⸗ 
munaliſierung. Es iſt am keine weiteren Mono⸗ 
pole gedacht. Es ſoll in keiner Form wieder eine 
Zwangswirtſchaft eingeführt werden. Wo dieſc 
Zwangswirtſchaft beſteht, wie in der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft, da ſoll ihr Abbau angeſtrebt werden. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Die Wirt⸗ 
ſchaft wird in uns die entſchiedenſte Vertretung 
ihrer Intereſſen finden. Das geſchieht ſchon aus 
der Erkenntnis heraus, daß ein blühendes Wirt⸗ 
ſchaftsleben dem Staat in ſeiner Geſamtheit und 
der geſamten Bevölkerung zugute kommt. Wir 
werden uns in der Sorge um die Wirtſchaft von 
niemand innerhalb und außerhalb der Koalition 
überholen laſſen. Wir ſagen das mit allem Nach⸗ 
druck, um andere Kreiſe in ihrer Enttäuſchung zu 
beruhigen, als ſollte die Verantwortung für all 
das, was nunmehr für die Danziger Wirtſchaft 
getan wird, auf andere Schultern gelegt werden. 
M. D. u. H.! Wenn wir von Wirtſchaft reden, ſo 
ſtellen wir neben den Arbeitgeber den Arbeitneh⸗ 
mer. Wir wollen die Belange beider, die ja in 
einem unmittelbaren Abhängigkeitsverhältnis 
ſtehen, in gleicher Weiſe fördern. Wir denken da⸗ 
bei auch an die ſozialen und arbeitsrechtlichen 
Fragen, wie fie in unserer Verfaſſung vorgeſehen 
ſind, und die noch in Danzig ausſtehen. Dieſe 
Fragen müſſen ſelbſtverſtändlich in einer Form 
gelöſt werden, daß ſie ihren Zweck erfüllen und 
doch nicht hemmend oder ſtörend in den Betrieb 
eingreifen. Wir befürchten letzteres nicht. Wir 
glauben vielmehr, daß dadurch der Arbeitswille, 
der Arbeitsfriede und die Arbeitsfreude gefördert 
werden und daß ſo die Wirtſchaft einer erſprieß⸗ 
lichen Fortentwicklung entgegengeführt wird. 
Was die Regierungserklärung zur Verwaltungs⸗ 
reform ſagt, möchten wir beſonders AUnterſchrei⸗ 
ben. Uns erſcheint eine Verminderung der Staats⸗ 
aufgaben, eine Zuſammenlegung verwandter Ver⸗ 
waltungen und Verwaltungszweige, eine zweck⸗ 


mäßigere Verteilung der Arbeit und eine Ver⸗ 
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einfachung durchaus möglich ohne Beeinträchti⸗ holtes Bravo im Zentrum. — Frau Abg. Kreft: 


gung des Zweckes. Dieſe Verwaltungsreform 


muß energiſch betrieben werden. Im organiſchen 


Zusammenhang damit ſcheint uns auch eine wei⸗ 
tergehende Herabſetzung der Zahl der Staatsbe⸗ 
dienſteten erreichbar zu ſein, aber auch nur in 
dieſem Zuſammenhang. Ein mechaniſcher Abbau 
ohne Verminderung der Staatsaufgaben, ohne 
Verminderung der Verwaltungsarbeit dürfte un⸗ 
ſeres Erachtens nicht möglich ſein, oder er müßte 
notwendigerweiſe zum Schaden für den Staat 
und die Bevölkerung ausſchlagen. M. D. u. H.! 
Daß dabei die Rechte des Berufsbeamtentums un- 
angetastet bleiben müſſen, ſollte gar nicht erſt be⸗ 
ſonders ausgeſprochen zu werden brauchen. Es 
mag aus dem Werdegang der Beamtenſchaft pſy⸗ 
chologiſch verſtändlich ſein, wenn einzelne Kreiſe 
der Beamtenſchaft der neuen Regierung, in der 
die Sozialdemokraten ſo werhältnismäßig ſtark 
vertreten ſind, mit einiger Zurückhaltung gegen⸗ 
überſtehen oder gar mit Mißtrauen erfüllt ſind. 
Wir möchten der Beamtenſchaft die Verſicherung 
geben, daß irgendwelche Befürchtungen in dieſer 
Beziehung grundlos ſind. Wir werden uns mit 
dem ganzen Gewicht unſerer politiſchen Geltung 


Zum Wohle des Geldſacks!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Herr Abg. Raſchke. (Frau Abg. Kreft: Warte, bis 


die Deutſchnationalen draußen find!) 5 
Naſchke, Abgeordneter (K. P. D.): Wenn wir 


die politiſche und wirtſchaftliche Lage im Welt⸗ 


maßſtab betrachten, dann iſt die Frage angebracht, 
ob der Freiſtaat Danzig überhaupt noch das Recht 
hat, über die Führung einer ſelbſtändigen Politik 
zu reden und ſelbſtändige Politik zu treiben. Wenn 
wir ſehen, wie der Friedensvertrag, der ja das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker enthält, auf 
Danzig angewandt wurde und daß beſonders der 
Völkerbund alles darangeſetzt hat, um dieſen Frei⸗ 
ſtaat in die Welt zu ſetzen, dann können wir mit 
gutem Recht erklären, daß es Unſinn iſt, im Frei⸗ 
ſtaat Danzig Politik zu treiben. Den Völkerbund, 
der ſich als „ſchützende Mutter“ über dieſen Frei⸗ 
ſtaat geſetzt hat, können wir nur als Rabenmutter 
bezeichnen. Er iſt derjenige, der ein großes In⸗ 
tereſſe daran hat, den Freiſtaat jo ſchnell als mög⸗ 
lich Polen in die Hände zu ſpielen. Das iſt ſeine 
Politik und die hat er ja auch in der Vergangen⸗ 
heit bewieſen. Polen iſt der Staat geweſen, der 


für die Belange des Berufsbeamtentums ein⸗ auf allen Gebieten Recht bekam. Ob Danzig von 
jegen. Wir bitten die Beamtenſchaft dringend, den Deutſchnationalen oder Sozialdemokraten 


Vertrauen zu uns zu haben, Vertrauen zu der 
Regierung zu haben und auch fortan ihre ganze 
Kraft veſtlos und ſelbſtlos in den Dienſt der All⸗ 
gemeinheit zu ſtellen. Die Beamten ſind Diener 
der Allgemeinheit. So jagt es der Artikel 93 der 
Verfaſſung. Wir find unzweifelhaft gewiß, daß 
unjere Beamtenſchaft in ihrer überkommenen be⸗ 
währten Pflichttreue und in dem Bewußtſein in⸗ 


nigſter Verbundenheit mit Staat und Volk ihre 


Schuldigkeit in voller Hingabe auch fortan tun 
wird, wie ſie es bisher getan hat. 

Bedauerlicherweiſe find in letzter Zeit bei ein⸗ 
zelnen ſtaatlichen Verwaltungen einzelne Verun⸗ 
treuungen vorgenommen (Da haben Sie ſchlechte 
Kontrolle geübt! bei den Kommuniſten.) Dieſe 
Fälle müſſen als das gewertet werden, was ſie in 
Wirklichkeit ſind, als Einzelfälle. Solche Einzel⸗ 
fälle vermögen das Anſehen und die Wertſchätzung 
unjerer Beamtenſchaft nicht zu gefährden. Wir 
haben die feſte Ueberzeugung, daß unſere Beam⸗ 
tenſchaft in ihrem Kern einwandfrei und geſund 
iſt. Wir ſind gewiß, daß dieſe Vorkommniſſe von 
niemand mehr verurteilt und bedauert werden 
als von der Beamtenſchaft ſelbſt. Wir ſind gewiß, 
daß die Beamtenſchaft in ihrem guten Geiſt ſolche 
unſauberen Elemente von ſich abſtoßen wird und 
daß ſie ihren Schild aus eigener Kraft auch fort⸗ 
an blank und rein für die Zukunft erhalten wird 
wie es in der Vergangenheit geweſen it. 

Zum Schluß ein kurzes Wort zur Schulfrage. 
Wir verlangen nichts mehr, aber auch nichts we⸗ 
niger, als die Verfaſſung beſagt. 

Auf dem Boden dieſes entwickelten Pro⸗ 
gramms bitten wir alle Parteien zur ſachlichen 
Mitarbeit. Dieſe Einladung zur fachlichen Mit⸗ 
arbeit ſoll kein leeres Wort ſein, ſondern ſie 
kommt aus aufrichtigem Herzen. Zur ſachlichen 
Mitarbeit bitten wir Sie zum Wohle unſeres 


’ 


vertreten wurde, war dem Völkerbund vollſtändig 
piepe. Er ging ſeinen Weg und ſagte, Ihr ſeid 
nach außen hin ein Staat, aber zu reden habt Ihr 
Ihr überhaupt nichts, Eure Politik wird von mir 
beſtimmt; wie ich es haben will, ſo wird es ge⸗ 
macht. Wenn wir dann noch die Unfähigkeit der 
einzelnen Regierungen hinzunehmen, die über die 
Danziger Bühne gegangen find, dann kann man 
nur feſtſtellen, daß der Freiſtaat vollſtändig am 
Boden liegt und für die ſchaffende Bevölkerung 
des Freiſtaats Hopfen und Malz verloren iſt. 
Heute ſagen die Parteien, der Völkerbund iſt vor⸗ 
handen, wir müſſen ihn anerkennen. Als aber im 
Jahre 1920 die Danziger Bevölkerung auf dem 
Heumarkt dagegen proteſtierte, da waren es die 
gleichen Parteien, die dieſen Weg des Völkerbun⸗ 
des aufs tiefſte verachteten und aufs ſchwerſte ver⸗ 
urteilt haben. Heute ſtellen ſie ſich hierher und 
ſagen, wir müſſen uns damit abfinden, wie die 
Lage iſt und ſchließlich damit zufrieden ſein. Das 
beweiſt am beiten, wie die einzelnen Parteien Po⸗ 
litik treiben. Es iſt eben nur Futterkrippenpoli⸗ 
tik, die getrieben wird, ſowohl bei den Deutſch⸗ 
nationalen wie auch bei den Sozialdemokraten. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Deshalb 
kein Wort des Proteſtes gegen die Abtrennung 
des Freiſtaates vom Reich, kein Wort gegen die 
Machinationen des Völkerbundes. Die Regierung 
und die Verwaltungsbeamten in den oberen Klaſ⸗ 
ſen haben ein Intereſſe daran, daß der Freiſtaat 
beſteht, denn nur weil der Freiſtaat beſteht, kön⸗ 
nen ſie dieſe fetten Pfründe herausziehen. In 
Deutſchland könnten ſie das nicht. Deshalb hört 
man auch kein Wort des Proteſtes, weil durch das 
Beſtehen der Freien Stadt eine Exiſtenzmöglich⸗ 
keit für dieſe Herren gegeben iſt. Dieſe Exiſtenz⸗ 
möglichkeit im Freiſtaat iſt zu einer ſehr ſchönen 
Einrichtung geworden, und deshalb muß man ſie 


Staates und unſeres Volkes. (Lebhaftes wieder⸗ auch mit allen möglichen Mitteln unterſtützen. 
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GKaſchle, Abgeordneter) 

Daß ſich auch die Sozialdemokraten den Machtha⸗ 
bern des Völkerbundes bedingungslos unterord⸗ 
nen, geht daraus hervor, daß noch unter der 
deutſchnationalen Regierung die Vertreter der 
Sozialdemokraten ein Hoch auf den Völkerbund 
deshalb ausbrachten, weil die Genehmigung zum 
Flugzeugbau für Danzig erteilt wurde. Da wa⸗ 
ren die Herren überglücklich, ohne daran zu den⸗ 
ken, daß das doch nur dazu angetan iſt, neues 
Völkermorden heraufzubeſchwören. Sie haben 
heute noch nicht den Mut, dagegen anzukämpfen. 
Sie werden deshalb auch gefügig ſein, wenn der 
Völkerbund verlangt, daß Danzig Aufmarſchge⸗ 
biet gegen Sowjet⸗Rußland wird. Dann werden 
ſie kein Wort verlieren, ſondern das als die ge⸗ 
gebene Tatſache hinnehmen, die Deutſchnationalen 
genau ſo wie die Sozialdemokraten. Wie wir 
zum Völkerbund ſtehen, iſt bekannt. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei iſt die einzige, die dem Völkerbund 
den ſchärfſten Kampf angeſagt hat. (Vergiß nicht 
Hohnfeldt! bei den Kommuniſten.) Herr Hohn⸗ 
feldt iſt eine Nummer für ſich, der heute ja ſchon 
bei den Deutſchnationalen ſitzt und deren Politik 
mitmachen muß. Wir Kommuniſten ſagen, dieſer 
Völkerbund, der nur dazu angetan iſt, den impe⸗ 
rialiſtiſchen Mächten Wege zu zeigen, wie ſie auf 
blutige Art und Weiſe wieder zur Macht kommen 
können, iſt nicht dazu da, die Gegenſätze aus 
der Welt zu ſchaffen, ſondern um ſie noch zu ver⸗ 
ſchärfen. Dieſer Völkerbund kann für uns nicht 
das Gegebene ſein zur Befreiung und zur Befrie⸗ 
digung der ſchaffenden Bevölkerung. Was den 
Freiſtaat anbetrifft, jo erklären wir, daß er in 
allernächſter Zeit wieder zu Deutſchland zurück 
muß. Wenn die Parteien es ernſt meinten mit 
dem Freiſtaat, dann ſollten ſie alle dafür eintre⸗ 
ten, daß er wieder dem Deutſchen Reich zugeſchla⸗ 
gen wird, (Sehr ſchön! rechts) aber nicht unter der 
Deviſe, die Sie im Auge haben, (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten) nicht, daß wir damit Deutſch⸗ 
land vergrößern wollen, auch nicht, um dem deut⸗ 
ſchen Imperialismus weiteres Kanonenfutter zu⸗ 
zuführen, oder die Danziger Arbeiterſchaft vor die 
Kanonenſchlünde zu bringen, ſondern: Die Freie 
Stadt zu: Deutſchland ſchlagen, heißt, der 
Danziger Arbeiterſchaft mehr Freiheit geben, da⸗ 
mit fie mit der deutſchen Arbeiterſchaft den Sturz 
der Ausbeuterklicke herbeiführen kann, zur Er⸗ 
richtung eines deutſchen Sowjet⸗Staates. (Sehr 
vichtig! bei den Kommuniſten.) Das iſt die Po⸗ 
litik, die wir verfolgen und ſiegreich durchführen 
werden. (Abg. Dr. Moczynſki: Warum nicht in 
Danzig ſo einen kleinen Sowjet⸗Staat?) Das 
können Sie machen, mit Pilſudſki als Diktator 
wie Muſſolini. Wenn Sie ſich dabei aber blutige 
Köpfe holen werden, Herr Dr. Moczynſki, dann 
beklagen Sie ſich nicht. Wenn wir zu der Regie⸗ 
rungserklärung Stellung nehmen, ſo müſſen wir 
feſtſtellen, daß von den ſechs oder ſogar acht Re⸗ 
gierungserklärungen, die hier abgegeben wurden, 
eine immer miſerabler als die andere war, eine 
immer kataſtrophaler wie die andere. Wenn die 
jetzige Regierungserklärung davon ausgeht, daß 
Verfaſſungsänderungen vorgenommen, und daß 


Kauf wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiet etwas 


geſchaffen werden ſoll, ſo iſt das ja nicht die erſte 


Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


Regierungserklärung dieſer Art. Alle Regie: 
rungserklärungen haben dieſe Tendenz in ſich ge⸗ 
habt, aber die verfloſſenen waren wenigſtens jo 
ehrlich, etwas Poſitives aufzuzeichnen. Die letzte, 
die abgegeben wurde, iſt derart verſchwommen, 
derart dehnbar, daß kein Menſch etwas daraus 
entnehmen kann. Das einzige, was man als etwas 
Poſitives bezeichnen kann, ſind die Verfaſſungsfra⸗ 
gen. Man hat ſchon in der Regierungserklärung 
wieder an den Völkerbund appelliert und iſt der 
Meinung, daß der Völkerbund dieſen Verfaſſungs⸗ 
fragen zuſtimmen wird. Nun, wir zweifeln nicht 
daran. Den Verfaſſungsfragen, wie ſie von den 
Koalitionsparteien gedacht find, wird der Völ⸗ 
kerbund unweigerlich zuſtimmen. Weshalb? Weil 
etwas Grundſätzliches an der Verfaſſung nicht ge⸗ 
ändert wird. Wenn wir die einzelnen Phaſen 
der Verfaſſungsänderung durchgehen, können wir 
feſtſtellen, daß an dem Syſtem der hauptamtlichen 
Senatoren nichts geändert werden ſoll. Die Auf⸗ 
lösbarkeit des Volkstages wird mit allerhand 
Klauſeln und Schwierigkeiten verknüpft, ebenſo 
die parlamentariſche Verantwortlichkeit. Dieſen 
Aenderungen wird der Völkerbund, wie gejagt, 
unbeſehen ſeine Zuſtimmung geben. Die Oeffent⸗ 
lichkeit wird es aber intereſſieren, was denn tat⸗ 
ſächlich an der Verfaſſung geändert werden ſoll. 
Die Sozialdemokratiſche Partei zog in den Wahl⸗ 
kampf mit der Parole der Einführung des parla⸗ 
mentariſchen Syſtems und der Beſeitigung der 
hauptamtlichen Senatoren. Der Beſeitigung der 
hauptamtlichen Senatoren deshalb, weil die 
Staatsfinanzen die Laſt nicht mehr tragen können. 
Heute ſagt man, das Syſtem der hauptamtlichen 
Senatoren bleibt beſtehen. Es werden nur zwek 
hauptamtliche Senatoren weniger in Erſcheinung 
treten. Wenn man damals erklärt hat, daß durch 
die Beſeitigung des Syſtems der hauptamtlichen 
Senatoren die Staatsfinanzen entlaſtet werden 
ſollen und man heute davon abgekommen iſt, ſo 
hat man damit natürlich nur die Wählerſchaft be⸗ 
trogen. Was wird denn heute geändert? Für die 
hauptamtlichen Senatoren, die ein Jahresgehalt 
von rund einer viertel Million beziehen, werden 
ein paar tauſend Gulden weniger ausgegeben, 
wenn zwei weniger vorhanden ſind. Auf der an⸗ 
dern Seite iſt aber, wenn es bei dem parlamenta⸗ 
viſchen Syſtem der hauptamtlichen Senatoren 
bleibt, damit zu rechnen, daß wir in allerkürzeſter 
Zeit eine zahlenmäßig ſtarke Vereinigung ehema⸗ 
liger hauptamtlicher Senatoren oder hauptamt⸗ 
licher Senatoren a. D. haben werden. (Sehr rich⸗ 
tig!) Das Zentrum hat ja heute ſchon durch⸗ 
blicken laſſen, daß mit dieſer Koalition nicht viel 
las iſt, daß ihm am wohlſten ſei, wenn es wieder 
bei den deutſchnationalen Brüdern Einzug halten 
könnte. Nehmen wir an, daß gleich nach der Neu⸗ 
wahl der Senatoren dieſe Koalition in die Brüche 
geht, dann haben die hauptamtlichen Senatoren, 
wenn ſie aus dem Beamtenſtande hervorgegangen 
find, Anrecht auf Penſion. Wir werden alſo 
nicht eine Verkleinerung, ſondern eine Vergröße⸗ 
rung des Staatsapparates bekommen. Die oberen 
Beamten werden ſich vermehren. 
Selbſtverſtändlich ſind wir für die Auflöſung 
des Volkstags. Wir haben immer und immer wie⸗ 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
der erklärt, daß alle dieſe Wurſteleien in den ver⸗ 
floſſenen Regierungen nicht hätten ſtattfinden 
können, wenn wir ſchon früher die Auflösbarkeit 
des Volkstags beſchloſſen hätten. Aber Sie wa⸗ 
ren ja alle dagegen und der Meinung, für Danzig 
rentiere es ſich nicht. Jetzt haben Sie ſich eines 
Beſſeren belehren laſſen, jetzt ſind Sie den Fuß⸗ 
ſtapfen der Kommuniſtiſchen Partei gefolgt. Sie 
haben aber natürlich eine Klauſel dabei gefunden, 
und verlangen beim erſten Wahlgang Zweidrit⸗ 
telmehrheit. Wenn ſie nicht zuſtande kommt, ſoll 
beim zweiten Wahlgang die einfache Mehrheit 
genügen. Die Verantwortlichkeit des Geſamtſe⸗ 
nats iſt auch mit dieſer Klauſel verknüpft. Wir 
ſind der Meinung, daß dadurch abſolut nichts er⸗ 
reicht wird. Wir wiſſen aus der Vergangenheit, 
daß ein vorübergehend entſtandener Bruch inzwi⸗ 
ſchen wieder ſehr gut verkleiſtert werden kann. 
Deshalb lehnen wir dieſe zweimalige Abſtimmung 
innerhalb der ſiebentägigen Friſt ganz entſchie⸗ 
den ab. 5 

Was den Richterwahlausſchuß anlangt, jo 
wiſſen wir nicht, was mit ſeiner Beſeitigung er⸗ 
reicht werden ſoll. Iſt man etwa der Meinung, 
daß dadurch die Klaſſenjuſtiz beſeitigt wird? Iſt 
man der Anſicht, daß durch die Beſeitigung des 
Richterwahlausſchuſſes die Urteile Arbeitern ge⸗ 
genüber milder ausfallen? Wir teilen dieſen Op⸗ 
timismus nicht. Wenn man das Klaſſenjuſtiz⸗ 
Syſtem beſeitigen will, dann muß man die Richter 
durch das ſchaffende Volk wählen laſſen und die 
Alten an die friſche Luft befördern. Dann erſt 
wird in der Juſtiz überhaupt eine Geſundung 
eintreten. e 

Was den Finanzrat anbetrifft, ſo haben wir 
den Standpunkt vertreten, daß er im Freiſtaat 
Danzig überhaupt nichts zu ſuchen hat. Hinweg 
mit dieſem Finanzrat, damit dieſes Geſchwür im 
Freiſtaat endlich beſeitigt wird. 3 

Der Teil der Regierungserklärung, der ſich 
auch mit der Wirtſchaftslage beſchäftigt, ſagt, daß 
die Konkurrenzfähigkeit erhalten werden ſoll. 
Wenn die Konkurrenzfähigkeit mit den umliegen⸗ 
den Staaten erhalten werden ſoll, ſo heißt es 
nichts anderes, als ſich den Arbeitslöhnen, den 
Gehältern und der Arbeitszeiten dieſer Staaten 
anzupaſſen. Sie wiſſen, daß es in dem faſziſtiſchen 
Polen keinen Achtſtundentag gibt, daß die Arbei⸗ 
ter dort bis zur Bewußtlosigkeit ausgebeutet wer: 
den. Und dieſe Konkurrenzfähigkeit mit Polen 
wollen Sie erhalten. Was den Lohn anbetrifft, 
jo wiſſen wir, daß Polen derjenige Staat iſt, der 
ſeinen Arbeitern den miſerabelſten Lohn zahlt, 
den man überhaupt in der Welt verzeichnen kann. 
Die Ernährung der polniſchen Arbeiter beſteht 
nur aus Heringen, Salz, Brot und Kartoffeln. 
Alles andere iſt für dieſe Arbeiterkreiſe Luxus. 
Solche Zuſtände wollen Sie nach der Regierungs⸗ 
erklärung auch im Freiſtaat einführen. Es iſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß genau wie in Danzig ein großer 
Teil der deutſchen Arbeiter täglich zehn und zwölf 
Stunden arbeiten muß. Wenn das Wenige, was 
hier für die Arbeiterſchaft vom Achtſtundentag 
noch vorhanden iſt geändert wird, dann wird die 
Arbeitsloſigkeit nicht zurückgehen, ſondern grö⸗ 
ßere Dimenſtonen annehmen. Wir hatten wenig⸗ 


ſtens erwartet, daß die Negierung uns in ihrer 
Erklärung ſagen würde, was mit dem Ueberſtun⸗ 


Betrieben geſchehen ſoll. Kein Wort davon! Der 
Achtſtundentag ſoll nicht verſchlechtert werden, 
das heißt, daß die beſtehenden Verhältniſſe auch 
von Der jetzigen Regierung übernommen werden. 
Das heißt, daß bei Schichau, auf der Danziger 
Werft, auf dem Lande, der Achtſtundentag Illu⸗ 
ſion iſt, daß weiter 12, ja 16 Stunden, wie z. B. 
im Hafen gearbeitet werden muß. Herr Arczynſki 
war es, der kurz vor der Wahl eine Statiſtik her⸗ 
ausbrachte, aus der hervorging, in welch überaus 
5 Maße Ueberſtunden geleiſtet werden. An 


Hand dieſer Statiſtik haben wir herausgerechnet, 
daß, wenn durchſchnittlich nur 8 Stunden geatbei- 
tet wird, drei Fünftel aller Erwerbslosen unter⸗ 
gebracht werden könnten. Wenn die Regierung 
alſo den Willen hat, das Ueberſtundenweſen zu be⸗ 
ſeitigen, dann ſoll ſie die Statiſtik des Herrn Ar⸗ 
czynſki vornehmen und ſie wird finden, daß bei 
Beſeitigung der Ueberſtunden drei Fünftel aller 
Erwerbsloſen in Arbeit treten könnten. Die un⸗ 
teren Beamten müſſen heute bekanntlich auch 
neun Stunden Dienſt machen, (Zuruf des Abg. 
Hennke) und dies ſoll auch beſtehen bleiben. Ja, 
Herr Hennke, ſagen Sie nicht „ſehr richtig“. Sie 
hatten Gelegenheit das abzuſchaffen; denn Sie 
waren ja während des ganzen vorigen Volkstags 
mit für die Regierungsmethoden verantwortlich. 
Wenn Sie noch einen Funken Ehrgefühl im Leibe 
hätten und das Los der unteren Beamten ver⸗ 
beſſern wollten, dann hätten Sie ſchon lange dafür 
eintreten müſſen. Aber wir wiſſen, wenn die 
Herren erſt das erreicht haben, was ſie erreichen 
wollten, wenn ſie erſt mit an der Futterkrippe 
ſitzen und gute Gehälter beziehen, dann ſind die 
unteren Beamten vergeſſen. Dann hört man ſich 
ihre Beſchwerden an, um ſie am nächſten Tage zu 
vergeſſen. Wenn hier bei den unteren Beamten 
der Achtſtundentag eingeführt wird, dann werden 
wir nicht umhin können, weitere Beamte einzu⸗ 
ſtellen. Der Abbau wird dann nicht erfolgen; 
denn mit dem Abbau ſind doch lediglich die un⸗ 
teren Beamten gemeint. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Ich glaube auch nicht einmal, 
daß die unteren Beamten damit gemeint ſind; 
denn Herr Weiß hat ja vorhin erklärt, das Be⸗ 
rufsbeamtentum wird nicht angetaſtet. Man wird 
alſo in erſter Linie die Angeſtellten und die 
Arbeiter entlaſſen, um die Staatsfinanzen zu ver⸗ 
beſſern. Wenn aber bei den oberen Beamten der 
Achtſtundentag eingeführt würde, dann könnte 
man nicht nur 200, ſondern, ich behaupte, 400 hin⸗ 
auswerfen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Die Herren oberen Beamten, ſo won Gruppe X ab, 
kommen erſt ſehr ſpät zum Dienſt. Ich habe jeden 
Tag Gelegenheit, dieſe Herrſchaften antanzen zu 
ſehen. Wenn ich um 9 Uhr in Danzig bin, hier 
zu unſerm Fraktionszimmer gehe, mich dort eine 
halbe Stunde aufhalte und dann in die Stadt 
gehe, dann iſt es mittlerweile „10 geworden. 
Dann kommen die Herren oberen Beamten zum 
Senatsgebäude angeſchlichen. Wenn dann im 
Laufe des Vormittags der eine oder der ande re 
der oberen Beamten auf Beſuch geht, dann wird 


denweſen bei Schichau und in anderen größeren 
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fein im Klubſeſſel geſeſſen, eine dicke Zigarre ge⸗ 


raucht, Polttik getrieben bis ſchließlich die Ahr 
Dann werden die Akten zuſaͤm⸗ 


1 geworden iſt. 
mengepackt, und man geht wieder nach Hauſe. 
Um nach außen ſo etwas wie Arbeit zu dokumen⸗ 
tieren, nimmt man noch ein Aktenbündel mit, um 
es am anderen Tage unbeſehen wieder zurückzu⸗ 
bringen. (Abg. Liſchnewſki: Das legt man ſich die 
Nacht über unter den Kopf!) Das will ich nicht 


“jagen. Die Herren haben auch zu Haufe einen 


(B) 


Klubſeſſel oder einen anſtändigen Divan, auf dem 
Aktenbündel würde es ſich zu hart liegen. Nur 
um der Bevölkerung zu zeigen, welch fleißige 
Leute ſie ind, gehen fie mit dem Aktenbündel nach 
Hauſe. Wenn fie dort angekommen find, wird es 
in die Ecke geworfen und am andern Morgen 
wieder mitgenommen. Bei den oberen Beamten 
läßt ſich ſehr leicht ein Abbau durchführen, wenn 
man auch von ihnen 8 Stunden Arbeit verlangt. 
Dann haben wir nicht nötig, wieder bei den unte⸗ 
ren Beamten oder Angeſtellten und Arbeitern ab⸗ 
zubauen. In dieſem Abbau iſt natürlich auch der 
Volkstag enthalten. Die Abgeordnetenzahl ſoll 
verringert werden. Daß wir uns dagegen ganz 
entſchieden ſträuben, habe ich ſchon in der Ver⸗ 
gangenheit ausgeführt. Weshalb? Mit dem Ab⸗ 
bau des Volkstags will man die wenigen Arbei⸗ 
tervertreter (Abg. Arczynſki: 50 Mann!) — Sie 
rechnen ſich auch zu den Arbeitervertretern? Sie 
haben mich falſch verſtanden! (Abg. Liſchnewfki: 
Sehr gut! Er iſt ja jetzt Senator, er hat es er⸗ 


reicht! Abg. Arczynſki: Alſo dann bloß 421) Herr 


Abg. Arczynſki, ich will nicht jagen, daß Sie in 
Ihren Reihen keine Arbeitervertreter 
Ihre Liſte bringt aber erſt Arbeiter von der 30. 
Stelle ab. (Sehr gut! rechts.) Von 1 bis 30 ſind 
es nur alles Bürokraten und in erſter Linie Ver⸗ 
treter des Kapitals. ( Heiterkeit.) Wenn nun der 
Volkstag abgebaut wird, werden in erſter Linie 
die zwölf, die hinter dreißig kommen, hinausge⸗ 
worfen. Das iſt auch Ihre Abſicht, Sie wollen die 
Arbeiter aus den Betrieben hier nicht haben. Sie 
wollen nicht, daß dieſe Ihnen auf die Finger ſe⸗ 
hen, daß ſie Ihre Reden verfolgen und der Arbei⸗ 
terſchaft in den Betrieben ſagen können, der Ar⸗ 
czynſki, der Loops und der Grünhagen haben wie⸗ 
der etwas verzapft, womit wir uns nicht zufrieden 
geben können. (Hört, hört! rechts.) Sie wollen 
nicht, daß dieſe Arbeiter in den Betrieben Bericht 
erſtatten. Natürlich wollen Sie auch die Kom⸗ 
muniſten ausſchalten. Es tut uns leid, daß wir 
Ihnen auf die Nerven fallen. (Widerſpruch.) Sie 
wollen dadurch erreichen, daß Sie unter ſich ſind. 
So von den Sozialdemokraten Arczynſki, Grün: 
hagen, bis Schwegmann und Ziehm, dazu noch 
die Mitte, dann läßt ſich das ſehr fein ſitzen. Aber, 
wenn die Arbeiter erſt verſuchen mitzureden, dann 
iſt ſchon dicke Luft. Das haben Sie ſo oft bewie⸗ 
ſen, Herr Grünhagen. In Ihren Ausführungen 
außerhalb des Hauſes verſtehen Sie es einem Ar⸗ 
beiter derartig über den Schnabel zu fahren, daß 
er ein zweites Mal keine Fragen ſtellt. 

Wenn hier geſagt wird, daß keine neuen 
Zwangsmaßnahmen eingeführt werden ſollten, 
ſo iſt das in der Regierungserklärung auch ziem⸗ 
lich verſchwommen zum Ausdruck gebracht. 


haben, 


Ich 
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weiß nicht, ob Herr Abg. Weiß aus der Schule ge⸗ 
plaudert hat oder im Auftrage der Koalition 
ſprach. Wenigſtens ſagte er, daß nicht nur nicht 
weitere Zwangsmaßnahmen eingeführt, ſondern 
daß die Zwangsmaßnahmen, die noch beſtehen, 
aufgehoben werden. Das heißt, daß der Woh⸗ 
nungsmarkt von der Zwangswirtſchaft befreit 
werden ſoll. Das bedeutet natürlich eine Steige⸗ 
rung der Mieten ins ungeheure. Wenn Sie das 
mitmachen, und Sie wollen es ja, dann haben Sie 
auch in dieſem Falle der Bevölkerung und Ihrer 
Wählerſchaft den größten Betrug auf die Naſe ge⸗ 
ſetzt. Vor dem Wahlkampf waren Sie es doch, die 
in dieſem Hauſe die ſchärfſte Opposition gegen das 
Wohnungswirtſchaftsgeſetz getrieben haben, die 
immer und immer wieder erklärten, eine Miets- 
erhöhung könne die ſchaffende Bevölkerung nicht 
kragen, es dürfe keine Mieterhöhung geben. Heute 
wird erklärt, die Zwangswirtſchaft müſſe aufge⸗ 
hoben werden, ein. Wohnungswirtſchaftsgeſetz 
wird vorgelegt werden und es wind ſicher das ſein, 
‚agt Herr Weiß, das im vorigen Polkstag nicht 
durchgeführt werden konnte. Es wird dasſelbe 
ſein, was die reaktionären Deutſchnationalen, als 
ſie in der Regierung ſaßen, uns ſeiner Zeit vor⸗ 
gelegt haben. i : 
Wenn weiter die beſtehenden Zwangsmaßnah⸗ 
men aufgehoben werden ſollen, jo iſt natürlich 
auch der angebliche Steuerdruck für die beſitzenden 
Kreiſe gemeint. Die jetzige Regierung wird na⸗ 
türlich in erſter Linie die wenigen Steuern, die 
angeblich den Beſitz drücken, aufheben. Ihr gan⸗ 
zes Beſtreben geht dahin, den Beſitz zu entlaſten. 
Es iſt ein altbekanntes Lied, da 
zeutſchnationalen ſangen: Wenn nicht neues Ka⸗ 
pital angeſammelt wird, wenn das Kapital micht 
entlaſtet wird, kann die Wirtſchaft nicht geſunden. 
Dies alte Lied haben ſich auch die Sozialdemokra⸗ 
ten zu eigen gemacht, in erſter Linie den Kapita⸗ 
lismus, das Kapital zu entlaſten und neues Ka⸗ 
pital anzuſammeln, um dadurch die Wirtſchaft neu 
zu beleben. Daß man aber mit der Anſammlung 
des Kapitals in erſter Linie der Arbeiterſchaft das 
Leben unerträglich geſtaltet, daß man in erſter 
Linie die Bedarfsmittel, die Lebensmittel der 
Arbeiterſchaft in ihrem Preiſe ſteigert, iſt für uns 
eine Selbſtverſtändlichkeit. Wir ſprechen es offen 
aus, Sie aber verheimlichen es der Arbeiterſchaft. 
Sie kommen mit demagogiſchen Tricks, mit dema⸗ 
gogiſchen Kniffen, um die Arbeiterſchaft zu ver⸗ 
wirren. Es iſt auch nicht von ungefähr, wenn die 
bürgerlichen Zeitungen den Abbau der Lohn⸗ 
ſummenſteuer verlangen. Alſo auf dieſem Gebiete 
wird in erſter Linie die Linksregierung, wie fie 
hier genannt wurde, dafür ſorgen, daß dem Be⸗ 
ſitzenden die Laſten erleichtert werden. i 
Wir wundern uns nur, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie von den Monopolen abgekommen ift. Das 
iſt doch nach ihrer Meinung ein Weg zur Soziali⸗ 
ſierung. Wir haben natürlich mit dieſer Monopo⸗ 
liſierung im kapitaliſtiſchen Staatsweſen nichts 
gemein. Wir lehnen ſie ab. Aber Sie ſind doch 
diejenigen, die erklären und beſonders immer der 
Arbeiterſchaft, durch die Monopoliſierung der ein⸗ 
zelnen Bedarfsartikel, Zucker, Spiritus und 


Streichhälzer werde dem Staat neues Leben zu⸗ 
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geführt und würde er finanziell geſtärkt. 


von nichts mehr wiſſen. 


erlichen Parteien haben nehmen laſſen. 
9 


Im Wahlkampf wurde auch die Parole aus⸗ 


gegeben, daß das Tabakmonopol aufgehoben wer⸗ 


den ſollte. Wenn die Zwangswirtſchaft auf dem 


Wohnungsmarkt beſeitigt werden ſoll, wundern 
wir uns garnicht, wenn das Tabakmonopol in 
nächſter Zeit wieder verſchwinden wird. Wir wer⸗ 
den dem zustimmen, aber wir ſtellen feſt, daß es 
doch gerade die Sozialdemokratie war, die ſich für 
das Tabakmonopol einſetzte. 

Den Abbau der Beamten habe ich ſchon er⸗ 
läutert, möchte aber noch einmal darauf zurück⸗ 
kommen, und zwar jo weit es ſich um die Gehälter 
der Beamten handelt. Auch hier hat ja die Re⸗ 
gierungserklärung etwas verlauten laſſen und ge⸗ 
jagt, ſoweit es die Staatsfinanzen zuließen, ſoll 
das Gehalt der Beamten der deutſchen Beſol⸗ 
dungsordnung angepaßt werden. Dieſe Worte 
„Soweit es die Staatsfinanzen zulaſſen“ werden 
immer bei Erhöhung der unteren Beamtengehäl⸗ 
ter herangezogen werden, um nachzuweiſen, daß 
eine Erhöhung unmöglich iſt. Eine Erhöhung des 
Gehalts der oberen Beamten laſſen die Staats⸗ 
finanzen immer zu. (Das glauben Sie doch ſelber 
nicht! rechts.) Ich ſage Ihnen, daß Sie auf dieſem 
Gebiete noch allerhand erleben werden. (Abg. 
Jahr: Da habe ich vielleicht mehr Erfahrung als 
Sie!) Vielleicht haben Sie etwas vergeſſen. Ich 
will Ihnen in Erinnerung rufen, daß dieſer 
Volkstag im Jahre 1924 das Gehalt der unteren 
Beamten um 17 und das Gehalt der oberen Be⸗ 
amten um 70 Prozent erhöht hat. (Das trifft 
nicht zu! rechts.) Als Vertreter der Beamten, Herr 
Jahr, müßten Sie das doch wiſſen. Wenn Sie 
Vergleiche anſtellen, können Sie zu gar keinem an⸗ 
deren Rejultat kommen. Ihr Fraktionskollege 
Hennke wird Ihnen das beitätigen. (Abg. Hennke: 
Nein, nein!) Wir ſehen ſchon heute daß es wie⸗ 
der ſo kommen wird, und daß alle Gruppen, die 
hier im Volkstag vertreten ſind und die während 
der Wahl erklärt haben, das Intereſſe der unteren 
Beamten ſei für ſie ausſchlaggebend, die erſten 
ſein werden, die dieſer Gehaltsvorlage 17 Prozent 
für die unteren, 70 Prozent für die oberen Be⸗ 
amten, zuſtimmen werden. Sie haben doch nicht 
Vertreter der unteren Beamtengruppen hier im 
Volkstag. Sie haben es doch verſtanden, dieſe 
Leute fern zu halten. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Durch Ihr demagogiſches Spiel, durch 
Ihre raffinierte Methode iſt es Ihnen gelungen, 
die unteren Beamten auszuſchalten. Wollen Sie, 


die Sie Ihr Gehalt nach den Gruppen 10, 12 oder 


13 bekommen, etwa wiſſen, wie den unteren Be⸗ 
amten zu Mute ich? (Abg. Jahr: Allerdings weiß 
ich das beſſer wie Sie!) Das beſtreite ich. Sie 
wiſſen noch nicht einmal, wie den Beamten der 


Gruppen 5 und 6, viel weniger 3 und 4 zu Mute 
it. (Abg. Jahr: Das weiß ich beſſer wie Sie) 


Wenn Sie das wüßten, müßten Sie unbedingt 


dafür eintreten, daß das Gehalt der unteren Be⸗ 


amten ganz entſchieden erhöht wird. (Abg. Jahr: 


Das wird auch geſchehen!) So wie es in Deutſch⸗ 


Jetzt 
ſind Sie davon abgekommen, jetzt wollen Sie da⸗ 
Ein Beweis mehr, daß 
Sie ſich vollſtändig ins Schlepptau der beiden bür⸗ 
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land erhöht iſt, joll es auch hier geſchehen. Ich 
ſehe ſchon voraus, daß die unteren Beamten noch 
weniger bekommen werden wie in Deutſchland, 
trotzdem das Gehalt der unteren Beamten dort 


ganz miſerabel iſt. (Abg. Liſchnewſki: Ein Schu⸗ 


pohauptmann iſt unbelehrbar!) 

Was die Unterſchlagungen der Beamten anbe⸗ 
trifft, ſo können wir nur ſagen, daß, ſoweit es die 
unteren Beamten angeht, dieſe nicht daran ſchuld 
\ind, ſondern die ſaumäßige Entlohnung und ſo⸗ 
weit es die oberen Beamten angeht, die ſchlumpri⸗ 
gen Regierungsmethoden, die dort angewandt 
ind. Als die letzten Unterſchlagungen aufgedeckt 
wurden, erklärte der Senat, es ſei ihm ſchon vor 
einem Jahr aufgefallen, daß dieſer Obermeit 
ſolch einen Aufwand triebe. Trotzdem hat er es 
noch ein ganzes Jahr lang zugelaſſen, daß die Un⸗ 
terſchlagungen weiter begangen wurden. (Sena⸗ 
tor Dr. Volkmann: Die liegen ja über ein Jahr 
zurück! Frau Abg. Kreft: Um ſo ſchlimmer!) Herr 
Senator Dr. Volkmann, der Senat hat erklärt, 
entweder hat er geſchwindelt oder Sie jetzt, vor 
einem Jahr ſei ihm ſchon bekannt geweſen, daß 
der Obermeit einen ſeinen Verhältniſſen entſpre⸗ 
chend zu hohen Aufwand trieb. Das hat der Se⸗ 
tat in einer Preſſemeldung erklärt. Trotzdem hat 
er es aber zugelaſſen, daß dieſe Schlampereien 
weitergingen. Es wird auch auf dieſem Gebiet 
nicht beſſer werden. Die Herren, die mit allen 
Laugen gewaſchen ſind, verſtehen es immer noch, 
den Senat hinters Licht zu führen. Vor allem 
verſtehen das die Beamten der oberen Klaſſen. 
(Solche Leute werden noch geſchützt! bei den Kom⸗ 
mamijten.) Wenn Sie den oberen Beamten nicht 
mehr wie 500 Gulden im Monat geben würden, 
dann würden die Anterſchlagungen nicht mehr in 
Erſcheinung treten, dann würden die Herren ſa⸗ 
gen, wir können dieſen Aufwand nicht mehr trei⸗ 
ben, wir müſſen uns einrichten und anders leben 
wie bisher. Auf der andern Seite muß man den 
unteren Beamten ſo viel geben, daß ſie ſich ſatt 
eſſen können, und daß ſie ihren Verpflichtungen 
gegenüber der Familie nachkommen können. 
Die Negierungserklärung geht dann zu dem 
ſozialen Gebiet über und ſagt, daß die Regierung 
eine Ausgeſtaltung des Arbe itsrechts im Anſchluß 
an die reichsdeutſche Geſetzgebung erſtrebe, und 
daß die in der Verfaſſung vorgeſehenen Geſetze 
über die berufsſtändiſche Vertretung und über die 


Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchüſſe unverzüglich 
dem Volkstag vorgelegt werden ſollen. Gegen⸗ 


über den reichsdeutſchen Geſetzen ſollen ſie keine 
Verſchlechterung enthalten. Die ſoziale Fürſorge, 
heißt es weiter, wird nach Möglichkeit ausgebaut. 
Einer Neuregelung bedarf die Beſchäftigung aus⸗ 
ländiſcher Arbeiter, insbeſondere der ländlichen 
Salſonarbeiter. M. D. u. H.! Wenn wir das Ar: 
beitsrecht im Deutſchen Reich, geſchaffen von 
einem reaktionären Bürgerblock, unter die Lupe 
nehmen, dann müſſen wir doch ſagen, daß es un⸗ 
möglich iſt, dies heute nach Danzig zu überneh⸗ 
men. Die Deutſchnationalen, das Zentrum und die 
Nationalliberalen haben dieſe Geſetze geſchaffen. 


Sie haben ſich nur allein gegen die Arbeiterſchaft 


ausgewirkt. Nehmen wir beiſpielsweiſe das 
Schlichtungsweſen. Das Schlichtungsweſen iſt 


5 } 
O) | 
| 


(A) 


92 Volkstag Danzig — 5. Sitzung. Mittwoch, den 1. Februar 1928. 


(Naſchle, Abgeordneter) 5 

doch nur dazu angetan, daß die Arbeiter nicht zu 
ihrem wohlverdienten Recht, zu ihrem wohlver⸗ 
dienten Verdienſt kommen. Wenn die Arbeiter⸗ 
ſchaft mit vollem Recht 5 Pfennig pro Stunde Zu⸗ 
lage verlangt, dann kommt ein reaktionärer 
Schlichter mit ſeinem Geſetz, entſcheidet, daß 2 
Pfennig genügen, und die Arbeiterſchaft muß ſich 
das gefallen laſſen. Sie brauchte es ſich nicht ge⸗ 
fallen laſſen, wenn nicht auch die Gewerkſchafts⸗ 


bürokratie ein großes Intereſſe an dem Wirt⸗ 


ſchaftsfrieden hätte. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Wir ſind der Meinung, daß Sie na⸗ 
türlich dieſe Geſetze in Danzig einführen werden, 
welche die deutſchnationalen Parteigänger ge⸗ 
ſchaffen haben, weil ſie Ihnen angenehm ſind, 
weil Sie das Recht der Arbeiterſchaft nicht haben 
wollen. Was iſt das Arbeitsgerichtsgeſetz? Wir 
bezeichnen es als Streikabwürgegeſetz. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ iſt es, die folgende Meldung bringt: 
„Das Dresdner Arbeitsgericht hat auf Verlan⸗ 
gen der Arbeitgeber in dem Konflikt der ſächſiſchen 
Hütteninduſtrie eine einſtweilige Verfügung erlaſſen, 
den ſtreikenden oder ausgeſperrten Arbeitern Unter⸗ 
stützung zu zahlen. (Hört, hört! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Die Arbeitgeber haben an den einſtweiligen 
Verfügungen zur Abdroſſelung von Arbeitskräften 
großen Geſchmack gefunden,“ 
jagt die „Volksſtimme“ weiter. Alſo ein Gericht 
das angeblich für die Intereſſen der Arbeiter ge⸗ 
ſchaffen iſt, gibt ſich dafür her, den Kampf der Ar⸗ 
beiter abzuwürgen. Heute kommen ſozialdemo⸗ 
kratiſche Führer, kommen die Vertreter des All⸗ 
gemeinen Gewerkſchaftsbundes und erklären, daß 
das Arbeitsgerichtsgeſetz, das Arbeitsnachweisge⸗ 
ſetz und die Schlichtungsausſchüſſe auch in Danzig 
nach deutſchem Muſter eingeführt werden ſollen. 
Auch die Erwerbsloſenverſicherung, über die wir 
ſchon ſo oft geſprochen haben, iſt nur dazu an⸗ 
getan, der Arbeiterſchaft das Leben noch ſaurer 
zu machen als es bisher der Fall war. Auf der 
einen Seite will man aus den Taſchen der Ar⸗ 
beiter die Mittel herausholen, um die Opfer des 
kapitaliſtiſchen Syſtems zu unterſtützen. Auf der 
anderen Seite will man ſie mit Pracherpfennigen 
abfinden. Die Erwerbsloſenfürſorge, wie ſie jetzt 
im Freiſtaat beſteht, reicht nur, um gerade noch 


| 
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das Leben der Arbeiterſchaft zu erhalten. Mit der 


Einführung der Erwerbsloſenverſicherung wird 
ihnen aber dieſes Lebenslicht ausgeblaſen. Sie 
werden vollſtändig der Verelendung preisgegeben 
und den Unternehmern ausgeliefert. Das iſt na⸗ 
türlich die Politik: Je geringer die Unterſtützung, 
deſto größer der Arbeitswille. Wenn alſo die Un⸗ 
terſtützung recht niedrig iſt, dann iſt der Arbeiter 
gezwungen, ſich dem Arbeitgeber unter jeden Be⸗ 
dingungen anzubieten. Das iſt allein mit der 

Erwerbsloſenfürſorge zu erreichen. 

Die Kammer der Arbeit und die Arbeitsaus⸗ 
ſchüſſe ſind auch nur dazu angetan, um der Arbei⸗ 
terſchaft das Leben ſo ſchwer wie möglich zu ma⸗ 
ench. Mit dieſem Geſetz, beſonders mit dem Ar⸗ 
beiterausſchußgeſetz, wird der Arbeiter direkt als 
Büttel gegen ſeine Klaſſe verwandt. Er ſoll der 
Auffihtführende gegen feine Arbeitsbrüder fein, 
er ſoll dafür ſorgen, daß jeder Arbeiter recht tüch⸗ 


tig und recht intenſiv arbeitet, damit der Anter⸗ 
nehmer ſeine Pfründe einſtecken kann. Daß dieſes 


Geſetz für die Arbeiterſchaft unerträglich iſt, iſt 
ſchon der Meinung der einzelnen Arbeiter außer⸗ 
halb dieſes Hauſes zu entnehmen. Soweit ſich die 
Arbeiterſchaft mit dieſem Geſetz befaßt hat, lehnt 
ſie es ab. Sie will nicht nur gleichberechtigt, ſon⸗ 
dern ausſchlaggebend im Betrieb beſtimmen; 
denn ſie iſt die treibende Kraft, ſie iſt die Stütze 
dieſer Betriebe. Deshalb muß ihr das Recht ein⸗ 
geräumt werden, allein in den Betrieben zu be⸗ 
ſtimmen. Das, was ſie beſtimmt, muß der Unter⸗ 
nehmer durchführen. a 

Auf ſozialem Gebiet wird alſo für die Danzi⸗ 
ger Arbeiterſchaft abſolut nichts erreicht, erreicht 
wird nur, daß ſie den Unternehmern ausgeliefert 
iſt und für ihn die Kaſtanien aus dem Feuer 
holen muß. 3 

Auf dem Gebiet von Schule und Kirche ſagt die 
Regierungserklärung, daß die Artikel 104—106 
der Verfaſſung innegehalten werden ſollen. Ja, 
meine Herren, die Ohraer Simultanſchule oder 
die Ohraer neuerbaute Schule müßte ſchon gemäß 
der Verfaſſung eine Simultanſchule ſein. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Es iſt ein 
Neubau und die Verfaſſung ſagt, neu erbaute 
Schulen müſſen auf ſimultaner Grundlage aufge⸗ 
baut werden. Man hat es natürlich meiſterhaft 
verſtanden, dieſe neuerbaute Schule als einen Teil 
der bereits beſtehenden Schule hinzuſtellen. Aber 
Tatſache iſt, daß hier die Verfaſſung gebrochen 
wurde. Wir werden uns mit allen Mitteln da⸗ 
für einſetzen, daß dieſe neu erbaute Schule eine 
Simultanſchule wird. Wenn Sie dazu nicht Ihre 
Zuſtimmung geben, dann brechen Sie die Ver⸗ 
faſſung genau ſo, wie die Deutſchnationalen ſchon 
öfter die Verfaſſung gebrochen haben. (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten.) Auf kirchlichem Ge⸗ 
biet haben doch die ſozialdemokratiſchen Führer 
immer den Standpunkt vertreten, daß Religion 
Privatſache ſei. Für reine Privatſachen darf man 
aber keine ſtaatlichen Mittel zur Verfügung ſtel⸗ 
len. Ich will dieſe Frage einmal mit Ihnen in 
der Freidenker⸗Bewegung aufrollen, ob die Frei⸗ 
denker es gut heißen, daß die reaktionäre Kirche 
Mittel bekommt, um weiter im reaktionären 
Fahrwaſſer ſchwimmen zu können und die Menſch⸗ 
heit welter zu verdummen. Die Freidenkerbewe⸗ 
gung wird Ihnen ſagen: Hinweg mit der Kirche, 
wir dürfen ihr wicht die Mittel geben, um die Be⸗ 
völkerung weiter zu knechten und ſie der Ausbeu⸗ 
tung auszuliefern. Es iſt doch ſchließlich die Auf⸗ 
gabe der Kirche, die Arbeiterſchaft den Kapitali⸗ 
ſten auszuliefern, einmal als Ausbeutungsobjekt, 
zum andern als Kononenfutter. Die Kirche war 
es gerade im Weltkrieg, die die Waffen geſegnet 
hat, die der Arbeiterſchaft klar machte, fie müſſe 
ſich totſchießen laſſen und ihre Feinde totſchießen. 
Die Regierungserklärung ſagte eingangs, daß der 
Wille des Volkes zum Ausdruck gekommen ſei. 


Was Sie unter Willen des Volkes verſtehen, 


wiſſen wir. Das iſt nach Ihrer Meinung die An⸗ 
ſicht des Großagrariers und des Großinduſtriellen. 
Alles andere ſcheidet aus. Wenn Sie ſich auf Ihre 
Stimmen berufen, dann ſage ic Ihnen: Nur 
durch Verleumdung, nur durch Lüge, nur durch 
Demagogie iſt es Ihnen gelungen, dieſe Stimmen 
auf ſich zu vereinigen. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
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zur Kirche gejagt hat. (Das haft Du dir jetzt erſt 
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muniſten.) Wenn Sie der Wahrheit die Ehre 
geben würden, dann würde das Stimmenverhält⸗ 
nis ein anderes ſein, dann würden Sie überhaupt 
nicht mehr im Vorlkstag vertreten ſein. Sie 5 
ſtehen es aber immer noch, den Arbeitern in Ver⸗ 
ſammlungen in demagogiſcher Art und Weiſe klar 
zu machen, daß Sie für das Wohl der Arbeiter, 
für das Wohl der Beſitzloſen eintreten. In Wirk⸗ 
lichkeit treten Sie doch nur für die beſitzenden 
Klaſſen ein. Sie laſſen zu, daß auf dem Lande 
die Arbeiter geſchuhriegelt werden, Sie laſſen zu, 
daß ſich die Großagrarier noch mittelalterlicher 
Maßnahmen bedienen. Sie kommen mit ſpeichel⸗ 
leckenden Tiraden und fangen leider immer noch 
Wähler ein. Wir ſagen deshalb, dieſe Regie⸗ 
rungserklärung bringt nicht den Willen des Vol⸗ 
kes zum Ausdruck. Sie kann das nicht, weil ja die 
Koalition zum allerwenigſten aus Arbeiterver 
tretern beſteht. Das Zentrum, die Liberalen, 
ſelbſt Ausbeuter, und die Sozialdemokraten, die 
ſich dem Willen der Anterdrücker gebeugt haben 
und nunmehr mit ihnen gemeinſame Sache ma⸗ 
chen. Wir werden deshalb mit dieſer, wie über⸗ 
20 mit jeder Koalition, die die Intereſſen der 
Beſitzenden, der Ausbeuter vertritt, den ſchärfſten 
Kampf führen. Wir werden nicht zulaſſen, daß die 
Arbeiterſchaft weiter ausgebeutet und niederge⸗ 
ſchlagen wird. Das Zentrum hat ſich heute durch 
ſeinen Redner, Herrn Weiß, als das hingeſtellt, 
was es tatſächlich iſt. Einmal geht es nach rechts, 
und wenn es von rechts den wohlverdienten Fuß⸗ 
tritt bekommen hat, dann geht es wieder ein biß⸗ 
chen nach links, und dort wird es mit offenen Ar⸗ 
men aufgenommen. Natürlich wird der Wille 
des Zentrums durchgeſetzt. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Auch in dieſer Koalition macht 
allein das Zentrum die Politik, und die Sozial⸗ 
demokraten ſind es, die ſich ins Schlepptau neh⸗ 
men laſſen, die nur das durchführen, was das 
Zentrum will. Daß das Zentrum noch nie den 
Willen bewieſen hat, Arbeiterforderungen zu ver⸗ 
treten, wiſſen wir. Das hat ja die Vergangenheit 
gelehrt. Herr Weiß hat ja geſagt, Ihr Weg geht 
geradeaus, das heißt, wir laſſen von unjerm Pro⸗ 
gramm nicht ab. Ihr müßt, wenn Ihr mit uns 
zuſammengehen wollt, Euch fügen. Ihr müßt das 
tun, was wir beſtimmen. Die Sozialdemokratiſche 
Partei iſt ſich darüber klar, daß nur in die Re⸗ 
gierung hineinzukommen iſt, wenn man ſich dem 
entrum fügt. Daran erkennt man, wie tief die 
S. P. D. geſunken iſt. Kennen Sie den Mann, 
Herr Gerick, Sie werden ihn kennen, Herr Grün⸗ 
hagen, es iſt Genoſſe Bebel. Es hat keinen Sinn, 
Ihnen das ins Gedächtnis zu rufen, was Bebel 
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angeſchafft! links. Heiterkeit.) Es hat keinen 
Zweck, ich tue es auch nicht Ihretwegen, ſondern 
der Oeffentlichkeit halber. August Bebel jagt: 
Wie einſt die Kirche für die Sklaverei, die Leib⸗ 
eigenſchaft und die Hörigkeit eintrat, ſo tritt ſie 
heute für die Aufrechterhaltung des Lohnſyſtems und 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe ein. Sie betrach⸗ 
tet es als ihre Aufgabe, die Arbeiter zu einem billi⸗ 
gen Werkzeug des Staates und des Unternehmers zu 


machen. 
Zur Koalition ſelbſt ſagte Auguſt Bebel auf dem 
Magdeburger Parteitag 1910, es iſt noch gar 
nicht zu lange her: a 
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Wenn ich als Sozialdemokrat in ein Bündnis mit 
den bürgerlichen Parteien eintrete, 
gegen eins zu wetten, daß nicht die Sozialdemokraten, 
fen dern die bürgerlichen Parteien die Gewinnenden 
und wir die Verlierenden find. (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten.) Es it ein politiſches Geſetz, das über⸗ 
all, wo rechts und links ſich koalieren, die Linke ver⸗ 
liert und die Rechte gewinnt. 

Weiter ſagt er: 

Wenn ich in ein politiſches Freundſchaftsverhältnis 
mit einer mir grundſätzlich gegneriſchen Partei trete, 
dann muß ich notwendigerweiſe meine Taktik, das 
heißt meine Kampfesweiſe darauf einrichten, damit 
das Bündnis nicht bricht. Ich darf alſo nicht mehr 
darauf loskritiſieren, ich darf nicht mehr grundſätzlich 
kämpfen, denn dann verletze ich meine Bundesge⸗ 
noſſen. Ich bin gezwungen zu ſchweigen, über man⸗ 
ches den Mantel der Liebe zu decken, manches zu 
rechtfertigen, was ſich nicht rechtfertigen läßt, zu 
unterſtützen, was nicht unterſtützt werden darf. 

Alſo, meine Herren von der Sozialdemokratie, 
Ihr Auguſt Bebel hat Ihnen geſagt, was bei der 
Koalition herauskommt. Sie wiſſen es und tun 
es doch und deshalb ſagen wir, daß Sie den Ver⸗ 
rat an der Arbeiterſchaft getrieben haben und 
weiter treiben. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
Wir wiſſen ja aber, daß es Ihnen nur darum zu 
tun iſt in die Regierung hineinzukommen. Es iſt 
Ihnen, genau ſo wie den Deutſchnationalen, nur 
darum zu tun, hier und dort ein Pöſtchen zu be⸗ 
ſetzen, wenn dabei auch tauſende Arbeiter ins 
Gras beißen müſſen. Ans iſt immer noch in Er⸗ 
innerung, daß Herr Präſident Sahm hier erklärt 
hat, daß 12 000 Arbeiter im Freiſtaat zu viel ſind. 
Dieſe 12 000 Arbeiter zu beſeitigen, wird Ihre 
Aufgabe ſein. Da Sie ſchon einmal für die Aus⸗ 
wanderung eingetreten ſind, werden Sie dafür 
ſorgen, daß dieſe Arbeiter aus dem Freiſtaat ver⸗ 
9 8 und ſei es durch Hunger oder Selbſt⸗ 
mord. 

Ich möchte auch den Parteien von der rechten 
Seite ſagen, daß ihre Oppoſition gegen die 
jetzige Regierung keine Oppoſition ft. Sie den⸗ 
ken nicht daran an deren Stelle etwas anderes 
zu ſetzen. Es war auch wieder Herr Weiß, der 


ſagte: „Fürchten Sie nichts, meine Herren Natio⸗ 


nalliberalen, es bleibt dasſelbe, wir werden nicht 
anders regieren als wir bisher regiert haben.“ 
Das wiſſen Sie, und wenn Sie dennoch Oppoſi⸗ 
tion machen, ſo tun Sie es nur um der Oppoſition 
willen. Hier und dort geht Ihnen ein Pöſtchen 
durch die Sozialdemokratie verloren, das hat ſie 
Ihnen abgenommen. Das zurückzugewinnen, iſt 
die Aufgabe Ihrer Oppoſition. Alles andere iſt 
aber Nebenſache. Die einzige ehrliche, aufrichtige 
Opposition treibt die Kommuniſtiſche Partei und 
wird ſie immer treiben, gleichgültig ob Sozialde⸗ 
mokraten, Deutſchnationale oder ſonſt wer in der 
Regierung ſitzen. Sie wird ſolange Opposition 
treiben, bis die Arbeiterſchaft in dieſem Hauſe 
durch eine Arbeiter⸗ und Bauernregierung vertre⸗ 
ten iſt. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Wir 
können uns deshalb auch mit dieſer Regierungs⸗ 
erklärung abſolut nicht einverſtanden erklären. 
Wie ich ſchon ſagte, bringt ſie für die Arbeiter⸗ 
ſchaft nichts. Unſere Forderungen zur Verfaſſungs⸗ 
änderung ſind die, daß das parlamentariſche 


Syſtem, aber auch nur das rein parlamentariſche 
Syſtem im Freiſtaat eingeführt werden muß. Nur 
eine Gruppe von 5 Senatoren darf es geben, das 
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toren, wie es im deutſchen Reiche der Fall iſt. 
Das iſt noch lange nicht unſer grundſätzlicher 
Standpunkt zur Verfaſſung. Aber wir wiſſen, daß 
ſich dies im Freiſtaat durchführen läßt. Wir 
wiſſen, daß die Staatsfinanzen durch dies Syſtem 
entlaſtet werden. Wenn wir fünf verantwortliche 


Senatoren, die keinen Anſpruch auf Ruhegehalt, 


(B) 


Penſion oder Anſtellung beſitzen, zur Ueber: 


wachung der Verwaltungsorgane haben, muß das 


genügen und genügt auch. 

Gegen die Verkleinerung des Volkstages 
wenden wir uns ganz entſchieden aus den ſchon 
dargelegten Gründen. Wir laſſen es nicht zu, daß 
die Arbeiterſchaft aus dieſem Hauſe verbannt 
werden ſoll, ſie muß in einem noch viel größeren 


Maße mitberaten als es bisher ſchon der Fall 


war. Auf wirtſchaftlichem Gebiete lehnen wir 
auch die Forderungen, ſoweit ſie von der Sozial⸗ 
demokratie propagiert wurden und in der Regie⸗ 
rungserklärung enthalten find, ab. Wir verlan⸗ 
gen, daß die Nechte der Arbeiterſchaft weit mehr 
ausgebaut werden, als es in der Regierungser⸗ 
klärung niedergelegt worden iſt. Das Recht des 
Arbeiters im Betrieb muß, wie ich ſchon ſagte, 
jo geſtaltet ſein, daß er der ausſchlaggebende Fak⸗ 
tor iſt. Nicht der Unternehmer, der nur auf den 
Knochen und auf Koſten der Arbeiterſchaft Unter⸗ 
nehmer geworden iſt, hat das Recht im Betrieb 
zu beſtimmen. Die Arbeiterſchaft iſt allein der be⸗ 
ſtimmende Faktor. Das muß im Geſetz verankert 


werden. Wir verlangen, daß die Staats⸗ und Ge⸗ 


meindearbeiter⸗Löhne ganz entſchieden erhöht 
werden. Der Lohn muß um 20 Prozent geſteigert 
werden, um dieſen Arbeitern überhaupt das Le⸗ 
bensnotwendige zu geben. 

Auch für die unteren Beamtengruppen bis 
Gruppe 6 muß das Gehalt ganz erheblich geſtei⸗ 
gert werden. Der Senat hat es ja fertig bekom⸗ 
men Leuten, die für keine Kinder oder ſon⸗ 
ſtige Angehörige zu ſorgen haben und ein Mo⸗ 
natsgehalt von 1300 Gulden erhalten, das Not⸗ 
opfer zu erlaſſen. Aber den unteren Beamten hat 
man nicht einen Pfennig zurückgezahlt, im Gegen⸗ 
teil, an Hand der Berechnungen iſt es hier und 
dort ſo geweſen, daß die unteren Beamten noch et⸗ 


was zurückzahlen mußten. Dann verlangen wir, 


daß die 45⸗fſtündige wöchentliche Arbeitszeit durch⸗ 
geführt wird. Die Erwerbsloſigkeit kann nur be⸗ 
ſeitigt werden, wenn die Arbeitszeit verkürzt 
wird. 45 Stunden Arbeit die Woche ſind für die 
Arbeiter und unteren Beamten genug und müſſen 
unbedingt durchgeführt werden. 

Was den Wohnungsbau anbetrifft, jo find wir 
der Meinung, daß insbeſondere kleinere Woh⸗ 
nungen zu bauen ſind. Wie es ſich die Regierung 
der Rechten gedacht hat, wird für dieſe Kreiſe, die 
der Zwei⸗ und Dreizimmerwohnungen bedürfen, 
nicht viel herauskommen. Die Miete wird bis ins 
Unendliche geſteigert werden und es wird kein 
Arbeiter in der Lage ſein, die Wohnung zu be⸗ 
ziehen. Wenn Herr Abg. Brill in Bezug auf den 
Wohnungsbau mit einem Auge nach Wien ſchielte 
und damit ſagen wollte, in Wien haben wir et⸗ 
was geleiſtet, dort ſieht es auf dieſem Gebiete 
herrlich aus, ſo irrt er ſich. (Abg. Brill: Wir 


ſind die parlamentariſch verantwortlichen Sena⸗ haben das Gute in der Nähe und brauchen nicht 


nach Wien zu gehen!) Es nimmt uns wunder, daß 
trotz dieſes ſchönen Wohnungsbaues in Wien im 
Juli vorigen Jahres ſolche Auseinanderſetzungen 
möglich waren. Daraus geht hervor, daß die 
Arbeiterſchaft nicht ſo zufriedengeſtellt iſt. Es 
kommt nicht allein darauf an, Wohnungen zu 
ſchaffen, es kommt darauf an, dem Arbeiter die 
Möglichkeit zu geben, die Wohnungen zu bezie⸗ 
hen. Damit, daß er trotz der Wohnungen woh⸗ 
nungslos bleibt und auf der Straße ſitzen muß, 
iſt ihm nicht gedient. Was Ohra anbetrifft, ſo 
möchte ich Ihnen ſagen, Herr Abg. Brill, daß das 
nicht allein das Verdienſt der Ohrarer Gemeinde 
it, ſondern darauf zurückzuführen iſt, daß Sie 
dem Kreiſe 50 000 Gulden abgeknöpft haben und 
dafür in Ohra Wohnungen bauten, während die 
anderen Ortſchaften des Kreiſes Danziger Höhe 
leer ausgehen mußten. Man ſoll ſich alſo nicht 
mit fremden Federn ſchmücken. (Abg. Brill: Wie⸗ 
viel Wohnungen gibt es für 50 000 Gulden?) 
Wir verlangen weiter, daß die Sozialpolitik an⸗ 
ders ausgebaut wird, als es hier in der Regie⸗ 
rungserklärung niedergelegt iſt. Für Danzig iſt 
nicht die Uebernahme der deutſchen Geſetze auf 
dieſem Gebiete maßgebend. Wir müſſen hier et⸗ 
was weiter vorſtoßen. Dazu haben wir ſehr gute 
Gelegenheit. Wir könnten beiſpielsweiſe in Dan⸗ 
zig denen eine Steuer auferlegen, die ſich durch 
die Inflation bereichert haben, die aus der Infla⸗ 
tion, wie man es ſo ſagt, geſund heraus gegangen 
ſind. Wenn dieſe Gelder alle beſchlagnahmt und 
enteignet ſind, kann man auf dem Gebiete der 
Sozialpolitik ſehr viel mehr erreichen, als es in 
Deutſchland der Fall iſt. Es iſt auch notwendig, 
daß die Verkehrsunternehmungen, die Straßen⸗ 
bahn, Autobuslinien uſw. verſtaatlicht werden. 
Die heutigen Vekehrsgeſellſchaften werfen reiche 
Dividenden ab. Die Autobuslinien arbeiten 
wunderbar, machen ein gutes Geſchäft und zahlen 
am wenigſten Steuern. Hier iſt Gelegenheit ge⸗ 
geben, dem Staat Mittel zuzuführen und der not⸗ 
ai Bevölkerung etwas mehr zukommen zu 
aſſen. 

Bei der Beamtenſchaft müſſen wir unbedingt 
verlangen, daß der faſchiſtiſche Einſchlag beſeitig! 
wird. In letzter Zeit haben wir in den Zeitungen 
geleſen, daß die Verhaftungen Schwierigkeiten 
bereitet haben. Am Bahnhof hat man wohl einen 
Polen verhaftet, und hundert und mehr Paſſan⸗ 
ten haben ſich dagegen gewehrt. Auf dem Nonnen⸗ 
hof wollte man Arbeiter verhaften, und die Ar⸗ 
beiterſchaft hat geſchloſſen dagegen Front gemacht. 
Bürgerliche Zeitungen und nicht zuletzt die 
Volksſtimme, ſtellen es ſo dar, als ob die Schupo⸗ 
beamten die Angegriffenen waren. Tatſache it 
aber, daß das gemeine Vorgehen der Schupobeam⸗ 
ten bei den Verhaftungen dieſe Vorkommniſſe her⸗ 
aufbeſchworen hat. (Abg. Jahr: Das iſt ix gar 
nicht wahr! — Frau Abg. Kreft: Waren Sie da⸗ 
bei? — Abg. Jahr: Allerdings war ich dabei!) 


m) 


Wollen Sie leugnen, daß auf dem Transport vom 
Nonnenhof zum Fiſchmarkt der Siſtierte mißhan⸗ 
delt worden iſt. (Abg. Jahr: Wenn Sie eins be⸗ 
kommen, werden Sie ſich wohl auch wehren!) Sie 
geben zu, daß der Schupobeamte geſchlagen hat. 
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geſchlagen iſt. b 
Siſtierte auf dem Wege zur Wache ſich gegen die 
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Wir haben ganz authentiſches Material, daß der 
eine Arbeiter unterwegs von der Schupo blutig 
Wollen Sie jagen, daß dieſer 


Schupo zur Wehr geſetzt hat? (Abg. Jahr: Na⸗ 
türlich!) Das iſt gelogen, der Mann iſt ruhig mit⸗ 
gegangen. Trotzdem hat die Schupo auf ihn los⸗ 
geſchlagen. In Neufahrwaſſer, das möchte ich 
Ihnen Jagen, Herr Jahr, (Abg. Liſchneiofti Der 
iſt unbelehrbar!) hat man auch einen Arbeiter 
verhaftet, der angeblich etwas geſtohlen haben 
ſollte. Er hat ſich nach Feſtſtellung ſeiner Perſo⸗ 
nalien befreit. (Abg. Rahn: Machen Sie doch 
eine Große Anfrage daraus.) Das intereſſiert mich 
aber jetzt, wir haben ja auch Zeit. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft hat im erſten Moment den Arbeiter ge⸗ 
ſchützt, weil ſie nicht wußte was vorlag. Der 
Schupobeamte hat aber die Arbeiter aufgeklärt. 
Er hat ihnen geſagt, daß der Mann geſtohlen 
habe, und da haben die Arbeiter auch nichts ge⸗ 
gen die Verhaftung unternommen. Als er ſiſtiert 
wurde, haben aber zwei bis drei Schupobeamte 
auf ihn eingeſchlagen. (Abg. Jahr: Das iſt ja 
nicht wahr!) Auf der Wache hat der Schupobe⸗ 
amte zu dem Siſtierten geſagt: „Wenn dein Ver⸗ 
trauensmann nicht mitgeweſen wäre, dann würde 
dein Blut, du Schwein, ſchon an die Decke 
ſpritzen.“ (Blödſinn! rechts.) M. D. u. H.] Die 
Mißhandlungen auf der Wache durch die Schupo⸗ 


beamten haben ſolche Vorgänge heraufbeſchworen, 
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und Sie dürfen ſich nicht wundern, wenn das noch 
größere Dimenſionen annimmt. Die Arbeiter 
laſſen ſich in den Wachſtuben nicht mehr mißhan⸗ 
deln. (Abg. Jahr: Das iſt auch ganz richtig!) Die 


Elemente, die das dennoch tun, müſſen hinaus. 


(Abg. Jahr: Sehr richtig, ganz meine Anſicht!) 
Sie ſagen „ſehr richtig“, aber mitgeholfen haben 


Sie noch nicht, dieſe Verhältniſſe zu ändern. Ich 


ſage, daß das nur an der Erziehung der Schupo⸗ 
beamten liegt. Der Leiter der Schupo iſt der 
Schuldige, er impft das den Leuten ein. Er gibt 
ihnen die Richtſchnur, wie ſie den Paſſanten 
gegenüber zu verfahren haben. Die ſadiſtiſch ver⸗ 
anlagten Schupobeamten, vor allem die Offi⸗ 
ziere und der Leiter der Schupo haben zu ver⸗ 
ſchwinden. (Abg. Jahr: Das iſt der harmloſeſte 
ann, den es gibt!) 

Bei der Juſtiz ſieht es genau ſo aus. Auch bei 
ihr feiert der Faſchismus Orgien. Die Arteile 
ſprechen einen Band für ſich. Wenn es gilt, einen 
Arbeiter zu verurteilen und wenn ſich nur der 
leiſeſte Hauch einer Freiheit bei dieſem Arbeiter 
bemerkbar macht, dann iſt er dem Klaſſenrichter 
unweigerlich verfallen. Er fliegt für das kleinſte 
Vergehen ins Gefängnis. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) 
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Dann wird in der Regierungserklärung von 
der Sicherung des Koalitionsrechts geſprochen. 
M. H. von der Regierungskoalition, iſt Ihnen 
bekannt, daß man dem Beamten das Koalitions⸗ 
recht und damit das Streikrecht genommen hat? 
Wollen Sie das ſanktionieren? Wollen Sie als 


Führer einer freiheitlichen Bewegung, als Füh⸗ 


rer des Allgemeinen Deutſchen Gewerlſchafts⸗ 
bundes das beſtehen laſſen? Das Koalitionsrecht, 
das Streikrecht muß den Beamten wiedergegeben 
werden. Das muß mit aller Entſchiedenheit auch 
von den unteren Beamten vertreten werden. 

Die gleiche Herrſchaft wie bei der Juſtiz und 
dem Zoll macht ſich auch auf dem Steuergebiet 
bemerkbar. Immer noch werden den Arbeitern 
10 Proz. von ihrem Lohn abgeknöpft. Die andern 
erklären, ich bin gewillt, ſo und ſo viel Steuern 
zu zahlen, mehr bekommſt du nicht Staat, du 
kannſt anſtellen, was du willſt, ich zahle nicht 
mehr. Der Arbeiterſchaft werden aber 10 Prozent 
abgezogen. Heute iſt es auch ſo, daß zuviel ge⸗ 
zahlte Steuern nicht einmal zurückgezahlt werden. 
Hier gilt es, die Klaſſenſcheidung zu beſeitigen. 
Was dem einen recht iſt, iſt dem andern billig. 
Die Arbeiterſchaft verlangt, daß auch ihr das 
Recht der Selbſteinſchätzung zugebilligt wird, 
aber wir jagen den Arbeitern, daß es micht möglich 
iſt, dieſe Forderung im jetzigen Staat durchzu⸗ 
führen. Die jetzige Koalitionsregierung wird 
dieſe Forderungen nicht durchführen, wenn nicht 
von außerhalb dieſer Quaſſelbude der nötige 
Druck geſetzt wird. Wir ſagen der Arbeiterſchaft: 
Wenn Ihr Euer Recht wollt, wenn Ihr dieſe 
Forderungen durchgeführt wiſſen wollt, dann 
müßt Ihr den Kampf gegen jede Koalitions⸗, 
gegen jede Ausbeutungs⸗ und Anterdrückungs⸗ 
regierung aufnehmen. Der Kampf für die Be⸗ 
freiung des Proletariats zur Eroberung der po⸗ 
litiſchen Macht kann nur außerhalb des Parla⸗ 


(O 


(D) 


ments durchgeführt werden. (Lebhaftes Bravo! 


bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ge⸗ 
mäß den Vereinbarungen im Aelteſtenausſchuß 
ſchlage ich jetzt vor, die heutige Sitzung zu ſchlie⸗ 
ßen und die Beſprechung für die nächſte Sitzung 
zu vertagen. Ich ſtelle feſt, das Widerspruch nicht 
erhoben wird. Dann ſchlage ich vor, die nächſte 
Sitzung auf morgen nachmittag 3 Uhr 30 Minuten 
mit der Tagesordnung feſtzuſetzen: Fortſetzung 
der Beſprechung über die Regierungserklärung. 
Widerſpruch erfolgt nicht. Es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Stell vertretender Präſident des Se⸗ 
nats Gehl; Senatoren Runge, Sawatzki, Dr: 
Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Volkmann, Dr. Wier⸗ 
einſti, Dr. Zint; Regierungsrat Dr. Schimmel. 

Bisepräfident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 6. Vollſitzung. Wir fahren in der 

Beſprechung der Regierungserklärung vom 

2286. Januar 1928 

) fort. Das Wort hat der Herr Abg. Sieben⸗ 
freund. f 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. 
D. u. H.! Die Deutſchliberale Partei kann mit 
Genugtuung feſtſtellen, daß ein Teil ihres Pro⸗ 
gramms in der Regierungserklärung enthalten 
iſt. Insbeſondere 3 die geplanten Per⸗ 
faſſungsänderungen den Wünſchen meiner Par⸗ 
tei, die es ſich zum Verdienſt anrechnet, dieſe Fra⸗ 
gen ſtets im Fluß gehalten zu haben. Anderer⸗ 
ſeits mußten aber auch die Deutſchliberalen, wo⸗ 
zu jede Partei in jeder Koalition bereit ſein muß, 
manche Wünſche zurückſtellen und den Wünſchen 
der anderen Parteien Entgegenkommen erweiſen. 
Wir hoffen, daß ſich die Koalition als wider⸗ 
ſtandsfähig und dauerhaft zeigen möchte. 

Die Regierung kommt unter ſehr ungünſtigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen ans Ruder. Die 
Deutſchliberalen haben ſich ihren Verpflichtungen 
dem Staatsganzen gegenüber nicht entzogen und 
ſind in die Regierung eingetreten. Sie machen 
kein Hehl daraus, daß ihnen eine Verbreiterung 
der Regierungsbaſis unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen beſonders erwünſcht geweſen wäre. 
Jeder Verſuch nach dieſer Richtung mußte aber 
an den politiſchen und perſönlichen Schwierigkei⸗ 
ten ſcheitern, die eine Folge der Zerſplitterungen 
der liberalen Mitte ſind, von denen wir aber hof⸗ 
fen, daß fie nicht auf die Dauer beſtehen werden. 
Bis zu dem Zeitpunkt, an dem eine Einigung der 
liberalen Mitte zum Wohle des Staatsganzen 
erfolgen muß, rechnet die Deutſchliberale Partei 
auf eine ſachliche, fördernde Opposition der be: 
nachbarten Parteien, auf jeden Fall aber auf die 


Unterſtützung bei allen Maßnahmen, die auf die 
Förderung der Wirtſchaft gerichtet ſind. 

Die deutſchnationale Preſſe bezeichnet dieſe 
Regierung mit Vorliebe als Linsſenat, eine Be⸗ 
nennung, die wir ablehnen. Die Regierungser⸗ 
klärung iſt auch in ihrer ganzen Tendenz nicht ſo, 
daß ſie den Stempel einer beſtimmten Partei 


trägt. Das Mißtrauen, mit dem deutſchnationale 


Artikelſchreiber ſich mit der Regierungsbildung 
beſchäftigt haben, hat der deutſchliberalen Partei 
gegenüber Formen angenommen, die nur aus 
dem Aerger über den Ausgang der Wahlen er⸗ 
klärlich zu ſein ſcheinen. (Sehr gut! links) Es 
gibt keinen parlamentariſchen Ausdruck für die 
Niedrigkeit der Geſinnung, die aus jenem Artikel 
der Danziger Allgemeinen Zeitung ſpricht, (Seyr 
gut! links) deſſen Ueberſchrift lautet: „Das Ka⸗ 
binett Straßburger⸗Jewelowfki“, deſſen Schluß in 
dem Gruß ausklingt: „Glück auf Gdansk“! (Pfui⸗ 
rufe links). Die Erregung, mit der der Artikel 
die vertretungsweiſe Uebernahme des Handels⸗ 
dezernats durch den Herrn Jewelowſki behandelt, 
iſt nur verſtändlich, wenn dem Artikelſchreiber 
der Wunſch zu verleumden die Feder geführt hat. 
(Sehr richtig! links). Mit welchem Recht wird 
dort gefordert, daß der Inhaber des Handelsde⸗ 
zernats ſeine eigenen unternehmungen nicht fort⸗ 
führen dürfe? In Hamburg, an das der Verfaſſer 
gedacht hat, beſteht ein ſolcher Zwang nicht, und 
viele Kaufleute haben dort zum Nutzen ihrer Va⸗ 
terſtadt Aemter neben ihrem eigenen Beruf ver⸗ 
ſehen. Als die Deutſchnationalen in der Regies 
rung ſaßen, hatten ſie nichts dagegen einzuwen⸗ 
den, daß Herr Jewelowſki vier Jahre lang das 
Handelsdezernat, Herr Dr. Eſchert das Dezernat 
ür die Zwangswirtſchaft inne hatte, obwohl 
beide Herren ihre Privatunternehmungen weiter⸗ 
führten. And wie iſt es mit Herrn Ziehm⸗Lie⸗ 
Bau? Er hat doch auch keine Hemmung darin ge⸗ 
ſehen, daß er das landwirtſchaftliche Dezernat wer⸗ 
waltete, obwohl er einen eigenen landwirtſchaft⸗ 
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nationalen haben dieſen Zuſtand damals für voll⸗ 
kommen ordnungsmäßig gehalten. 

Die Ueberheblichkeit der Deutſchnationalen 
feiert ihren lauteſten Triumpf, wenn ſie ſich als 


tums in der Freien Stadt Danzig ausrufen. 
(Sehr gut! links.) Herr Abg. Schwegmann hat 
dieſe Aeußerungen ſeiner Parteipreſſe ja in ſeinen 
geſtrigen Ausführungen eingeſchränkt. Der Sinn, 
en er aber den hervorgehobenen und meiſt fett⸗ 
gedruckten Abſchnitten in ſeiner Parteipreſſe gab, 
ſteht in kraſſem Widerſpruch zu deren Wortlaut, 
And jo müſſen wir dieſe Behauptungen mit aller 
Entſchiedenheit zurückweiſen. Wir ſtehen ſo feſt 
wie nur irgend einer in unſerem Deutſchtum wer- 
wurzelt. Alle bodenſtändigen Danziger fühlen 
ſich zur deutſchen Volksgemeinſchaft gehörig, die 
über Staatsgrenzen hinaus die Deutſchen aller 
Länder und Zonen umfaßt, in dem tiefen Bewußt⸗ 
ſein der gemeinſamen Kultur und in Erinnerung 
an eine gemeinſame große Vergangenheit von 
weltgeſchichtlicher Bedeutung. Es iſt noch nicht 
ehr lange her, daß ſich in Danzig viele Stimmen 
gegen den Völkerbund hören ließen. Das iſt in⸗ 
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lichen Betrieb beſaß. (Sehr gut!) Die Deutſch⸗ 


die alleinigen Vertreter und Erhalter des Deutſch⸗ 


(A) 


(B) 


der Republik Polen die beſonderen wirtſchaftlichen 
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zwiſchen etwas anders geworden. Wir begrüßen 
es, daß die kürzlich gegründete Liga für Völker⸗ 
bund Vertreter aller Parteien in ſich vereinigt, 
um für die Völkerbundidee zu werben. Dieſe Idee 
wird, ſo unzulänglich ſie auch bisher verkörpert 
worden iſt, nicht mehr ſterben. Der Völkerbund 
wird an ſeinen Mißerfolgen lernen, an ſeinen Er⸗ 
ſolgen erſtarken und eine immer vollkommenere 
Geſtaltung erhalten. Für Danzig iſt der Völker: 
bund jedenfalls von größter, ja von lebenswich⸗ 
tiger Bedeutung. 

Die Deutſchliberale Partei begrüßt den Willen 
der Regierung, der Republik Polen gegenüber 
die Bereitwilligkeit zur Verſtändigung durch per⸗ 
ſönliche entgegenkommende Verhandlungsmetho⸗ 
den zu bekunden. Dieſe guten Abſichten können 
aber nur dann verwirklicht werden, wenn auch 
Polen verſtändnisvolles Entgegenkommen beweilt. 
Danzig hat bei aller wirtſchaftlichen Verbunden⸗ 
heit mit Polen ein wirtſchaftliches Eigenleben, 
deſſen Belange Pflege und Förderung erfordern. 
Polen kann ſeinen guten Willen Danzig gegen⸗ 
über in verſchiedenen Fragen erweiſen, die in der 
nächſten Zeit gelöſt werden müſſen. Wir erwäh⸗ 
nen nur einige der bedeutſamſten: Die Einfüh⸗ 
rung der durchgerechneten Eiſenbahntarife, die 
Nutzbarmachung des Munitionsbeckens für fried⸗ 
liche Zwecke, die Zuſtimmung Polens zur Entſen⸗ 
dung von Danziger Handelsattachées an die für 
die Danziger Wirtſchaft wichtigſten Plätze und die 
Vereinfachung der Abfertigung von Danziger 
Erzeugniſſen zur indirekten Steuer in Polen. 

Die durchgerechneten Eiſenbahntarife ſind für 
viele Kreiſe der Danziger Wirtſchaft eine Lebens⸗ 
bedingung. Sowohl für den Bezug von Waren 
aus Polen, wie für die Lieferung Danziger Wa⸗ 
ren nach Polen, als auch für die Durchfuhr bedeu⸗ 
tet der Zuſtand der gebrochenen Eiſenbahntarife 
eine ſolche Hemmung und Hinderung, daß ſich 
mancher Handelszweig überhaupt nicht betätigen 
kann. Daß das Munitionsbecken nur an ganz 
wenigen Tagen im Monat benutzt wird, und ſonſt 
dieſe für den Güterumſchlag hervorragend geeig⸗ 
nete Anlage ſtill und tot daliegt und ein großes 
Anlagekapital faſt unbenutzt bleibt, iſt ganz un⸗ 
wirtſchaftlich. Die Regierung wird darum be⸗ 
müht ſein müſſen, mit der Republik Polen eine 
Vereinbarung zu treffen, um die Ueberbelaſtung 
des Danziger Hafens infolge des Maſſengüterum⸗ 
ſchlages durch die Mitbenutzung des Munitions⸗ 
beckens etwas zu erleichtern (Abg. Raſchke: Sor⸗ 
gen Sie dafür, daß die Munition überhaupt ver⸗ 
ſchwindet, das iſt beſſer!) Die Danziger Bevpölke⸗ 
rung würde eine derartige Löſung ſehr begrüßen. 
Die Entſendung von Danziger Handelsattachées 
liegt in hohem Maße im Intereſſe der Danziger 
Wirtſchaft, da bei der Verſchiedenartigkeit der 
wirtſchaftlichen Struktur der Freien Stadt und 


Belange Danzigs eine individuelle Beachtung und 
Pflege verlangen. Der Regierung legen wir nahe, 
ſich in den Verhandlungen mit Polen darum zu 
bemühen, daß die Abfertigung von Danziger Er⸗ 
zeugniſſen, ſoweit ſie indirekten Steuern in Polen 


unterworfen ſind, vereinfacht wird. Die jetzt be⸗ 


ſtehenden Beſtimmungen machen es den Danziger 
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Fabrikanten vielfach vollkommen unmöglich, für 


ihre Erzeugniſſe in dem polniſchen Hinterlande 


tet die Deutſchliberale Partei noch einmal den 
Appell an die Regierung der polniſchen Republik, 
bei den deutſch⸗polniſchen Handelsvertragsver⸗ 
handlungen, welche die Lebensintereſſen der Frei⸗ 
en Stadt auf engſte berühren, einen Vertreter 
Danzigs hinzuzuziehen. (Abg. Gaikowſki: Sehr 
gut!) Der Senat darf nicht aus den Augen ver⸗ 
lieren, daß die Erhaltung und Kräftigung der 
Konkurrenzfähigkeit Danzigs als Handels⸗ und 
Hafenplatz oberſtes Leitmotiv all ſeiner die Wirt⸗ 
ſchaft betreffenden Maßnahmen ſein muß. Die Not⸗ 
wendigkeit einer ſolchen Einſtellung kann weder 
von den Arbeitgebern noch von Arbeitnehmern 
verkannt werden; denn nicht die Produktion 
möglichſt großer Mengen von Gütern iſt als Ziel 
der wirtſchaftlichen Tätigkeit zu betrachten, ſon⸗ 
dern vielmehr die Sicherung und Erweiterung 
des Abſatzes. Nur wenn die Danziger Erzeug⸗ 
niſſe auf den inländiſchen und ausländiſchen 
Märkten aufgenommen werden, iſt die Beſchäfti⸗ 
gung der Danziger Arbeitnehmer geſichert. Es 
iſt eins der ſchwierigſten wirtſchaftlichen Prob⸗ 
leme, an deren Löſung die neue Regierung zu ar⸗ 
beiten haben wird, einen Ausgleich zwiſchen den 
harten Gegebenheiten des wirtſchaftlichen Wett⸗ 
kampfes und den Wünſchen der Arbeitnehmer auf 
Beſſerung ihrer ſozialen Vrhältniſſe zu finden. 
Die großen Schwierigkeiten, denen die Danziger 
Wirtſchaft gegenüberſteht, wird ſie nur dann 
überwinden können, wenn es gelingt, die Dan⸗ 
ziger Verhältniſſe ſtabil zu erhalten. a 

Das wirtſchaftliche Gefühl Danzigs iſt ſo 
ſchwach und ſo empfindlich, daß es vor jeder Er⸗ 
ſchütterung bewahrt bleiben muß. Die Deutſch⸗ 
liberale Partei glaubt, daß dieſe ſchwierige Auf⸗ 
gabe ihrer Löſung nicht entgegengeführt werden 
kann, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer un⸗ 
verſöhnlich einander gegenüberſtehen, (Abg. Naſch⸗ 
ke: Hört, hört!) Zu einer ſolchen Auffaſſung ſind 


ſelbſt die in wirtſchaftlichen Dingen jo konſerva⸗ 


tiven engliſchen Industriellen gekommen, die ſich 
mit den Gewerkſchaften zuſammengeſetzt haben, 
um die Sorgen der Wirtſchaft gemeinſam zu 
beraten. Wieviel mehr müſſen wir uns in un⸗ 
ſeren Danziger Verhältniſſen ſolche Gedanken⸗ 
gänge zu eigen machen. (Abg. Raſchle: Wer wird 
dabei wohl den kürzeren ziehen? Sie und Ihre 
Clique nicht!) Die Deutſchliberalen ſind davon 
überzeugt, daß die Arbeit an dieſem Problem mit 
größerem Nutzen für die Danziger Wirtſchaft er⸗ 
folgen kann (Abg. Naſchke: Für den Danziger 
Geldſack!), wenn ſie nicht gegen, ſondern mit den 
Arbeitnehmern geleiſtet wird. Y 

Die Deutſchliberale Partei begrüßt es, daß die 
Regierung ausdrücklich erklärt hat, die freie 
Wirtſchaft durch neue Zwangsmaßnahmen micht 
zu beeinträchtigen. Sie erwartet, daß auch bei der 
beabsichtigten Beeinfluſſung für Verkaufspreiſe 
Experimente unterlaſſen werden. In den meiſten 
Branchen iſt der Wettbewerb zum Teil durch die 
Ueberbeſetzung ein ſo ſcharfer, daß die Preiſe die 
unterſte Grenze des wirtſchaftlich Möglichen er⸗ 
reicht haben. Soweit aber der begründete Ver⸗ 


Abſatz zu finden. Mit beſonderem Nachdruck rich⸗ 
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A) dacht über eine allzu große Spanne zwiſchen Er⸗ 


(B) 


zeuger⸗ und Verkaufspreis beſteht, muß die Prü⸗ 
fung und Behandlung der Angelegenheit in Ge⸗ 
meinſchaft mit den beteiligten Fachkreiſen erfol⸗ 
gen. Nur auf dieſe, ſchon früher angewendete 
Art und Weiſe werden ſolche Maßnahmen getrof⸗ 
fen werden können. (Abg. Karkutſch: Gibt es feine 
Konkurrenz, Herr Siebenfreund? Sie nehmen zu⸗ 
viel für Ihre Druckſachen!) Ich habe eben geſagt, 
daß die Konkurrenz in vielen Branchen ſo groß iſt, 
daß die unterſte Grenze erreicht iſt. Ich glaube, 
damit habe ich das getroffen, was Sie eben er⸗ 
wähnt haben. 


Der Landwirtſchaft muß geholfen werden, wo⸗ 


bei man die Intereſſen der kleinen und mittleren 


Beſitzer zum Maßſtab für die Bedürfniſſe der ge⸗ 
ſamten Landwirtſchaft nehmen muß. Dringend 
erforderlich iſt die Errichtung einer Landwirt⸗ 
ſchaftskammer, die nach Anſicht der Deutſchlibe⸗ 


ralen Partei ein beſonders wichtiges Element für 


die berufsſtändiſche Vertretung bildet. Die 
Deutſchliberale Partei erkennt die Notwendigkeit 
der Saiſonarbeiter für die Landwirtſchaft an. Sie 


wünjcht aber, daß dieſe fremden Arbeiter nur für 


ſolche Arbeiten Verwendung finden, die von den 
einheimiſchen Kräften nicht geleiſtet werden, und 
ſie legt Wert darauf, daß die Saiſonarbeiter nicht 
im Staat verbleiben, ſondern zurückwandern, 
wenn die ſaiſonmäßigen Arbeiten vorüber 
Die Deutſchliberale Partei wird den Plan der 
Gründung einer Bauernbund⸗Genoſſenſchaft mit 
allem Nachdruck unterſtützen. Sie fordert ſchon 
jetzt die Regierung auf, der Verwirklichung dieſer 
Idee alle nur mögliche Förderung zuteil werden 
zu laſſen. 

Die Ausführungen der Regierungserklärung 
über die Verwaltungsreform entſprechen den lang⸗ 
jährigen Beſtrebung ender Deutſchliberalen Par⸗ 


tei. Die Deutſchliberale Partei wird alle Maßnah⸗ 


men der Regierung begrüßen, die die Einſparung 
entbehrlicher e möglich macht. Soll 
mit der Verwaltungsreform ernſt gemacht werden, 
ſo wird die Schaffung neuer Stellen vermieden 
werden müſſen. Die Deutſchliberale Partei ſtimmt 
den Ausführungen der Regierungserklärung über 
die Beamten und deren Verhältnis zum Staat zu. 
Sie betont ausdrücklich, daß ſie das Berufsbeam⸗ 
tentum als eine unbedingte Notwendigkeit für 
den Staat erachtet. Erforderlich iſt zweifellos 
eine Reform der Beamtenbeſoldung, um den un⸗ 


haltbar gewordenen Zuſtand des Notopfers in 


einen geſetzmäßigen und feſten überzuführen. Eine 


ſolche Regelung wird für den Staat und die Be⸗ 


amtenſchaft ſelbſt dann dem augenblicklichen uner⸗ 
freulichen Zuſtand vorzuziehen ſein, wenn auch 
die Wünſche der Beamten innerhalb des finanzi⸗ 
ellen Möglichen nicht erfüllt werden können. 

Die Lage der Staatsfinanzen iſt ganz zweifel⸗ 
los eine ſehr ungünſtige. Hiervon wird noch zu 
ſprechen ſein, wenn die Regierung ihren Finanz⸗ 
bericht erſtattet haben wird. Die deutſchliberale 


Partei legt aber das größte Gewicht darauf, daß 


eine klare und zweifelsfreie Bilanz der Staats⸗ 
finanzen und der Kaſſenverhältniſſe vorgelegt 


wird, und daß ſich die Regierung bei allen ihren 


ſind. 
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Maßnahmen von der allergrößten Sparſamkeit 
leiten läßt. N 

Die Deutſchliberale Partei hat den lebhaften 
Wunſch, daß die Verkehrsſteuern fallen. Sie iſt der 
Anſicht, daß ſich aus der Erleichterung und Ver⸗ 
billigung des Verkehrs eine Belebung der! 
ſchaft ergeben wird, die für den Staat neue Ein⸗ 
nahmen und für die Bevölkerung Arbeit ſchafft. 
Die Deutſchliberale Partei würde es begrüßen, 
wenn ſich der Volkstag aus eigenem Willen ſtarke 
Beſchränkungen für neue Bewilligungen von Aus⸗ 
gaben auferlegte, um auf dieſe Weiſe den entſchie⸗ 
denen Willen der Volksvertretung, zu ſparen, be⸗ 
ſonders deutlich zu bekunden. 7 
Der Finanzrat ſoll nach der Erklärung der Re⸗ 
gierung umgeſtaltet werden. Aus dieſer Faſſung 
glaubte eine Zeitung ſchon entnehmen zu ſollen, 
daß der Finanzrat verſchwinden ſolle. Wir legen 
Wert auf die Feſtſtellung, daß bei den Verhand⸗ 
lungen über die Regierungsbildung davon über 
haupt nicht die Rede geweſen iſt. Der Finanzrat 
ſoll nach wie vor beſtehen bleiben und ſeine bis⸗ 
herigen Befugniſſe behalten. Eine Aenderung in 
ſeiner Zuſammenſetzung wünſchen wir in dem 
Sinne, daß er in noch deutlicherer Weiſe als bis⸗ 
her eine von den wirtſchaftlichen Organiſationen 
gewählte Körperſchaft darſtellt. (Hört, hört! bei 
den Kommuniſten.) 

Die Deutſchliberale Partei begrüßt die beab⸗ 
ſichtigte Wiedereinführung der Selbſtverwaltung 
der Stadtgemeinde Danzig und die geplante Ab⸗ 
änderung des Stadtbürgerſchaftsgeſetzes, wonach 
die Wahl der Stadtverordneten nach dem Verhält⸗ 
nis der in der Stadtgemeinde Danzig abgegebenen 
Stimmen zu erfolgen hat. Die Deutſchliberale 
Partei gibt der Hoffnung Ausdruck, daß der Senat 
dieſes Geſetz bald einbringen wird, daß die Neu⸗ 
wahl der Stadtbürgerſchaft bereits auf Grund 
dieſes neuen Geſetzes erfolgen kann. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Verfaſſungsänderung!) Nein, das iſt keine 
Verfaſſungsänderung. ; 

Ign der Schulfrage haben die Koalitionspar⸗ 
teien notwendigerweiſe beſondere Vereinbarungen 
treffen müſſen. Die Deutſchliberale Partei iſt nach 
wie vor unbedingte Anhängerin der Simultan⸗ 
ſchule. (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) Da 
eine feſte Regierungsmehrheit nur mit dem Zen⸗ 
trum zuſtande kommen konnte, hat die Deutſch⸗ 
liberale Partei unter dem höheren Geſichtspunkt 
des Staatswohls die Zurückſtellung der ſtrittigen 
Schulfrage für die Dauer dieſer Koalition ver: 
einbart. 

Die Deutſchliberale Partei übernimmt in kla⸗ 
rer Erkenntnis der großen politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwierigkeiten die Mitverantwortung 
für die Führung der Staatsgeſchäfte. Sie iſt frei 
von überſchwenglichen Hoffnungen und Erwartun⸗ 
gen. Sie glaubt aber, daß die Arbeit der jetzigen 
Koalition der Freien Stadt einen Fortſchritt in 
den kulturellen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
bringen wird. (Lebhaftes Bravo!) . 

Vizepfüſident Dr. Bogdan: Das 
Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.) : M. D. u. 
H.! Im Namen der Gruppe der Nationalliberalen 


Wort hat der 


in 


O 
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(D) 


| = 


{A 


— 


40 8 Volkstag Danzig — 6. Sitzung. Donnerstag, den 2. Februar 1928. 


(Dumont, Abgeordneter). : 

Bürgerpartei habe ich auf die Regierungserklä⸗ und muß den nicht an der Regierung beteiligten 

rung des Senats folgendes zu erwidern: Parteien eine gewiſſe, gleichfalls auf Vorſicht 
Wohltuend berührt hat uns der ruhige, lei⸗ | beruhende Zurückhaltung auferlegen. Wir können 

denſchaftsloſe und ſachliche Ton der Regierungs⸗ daher im allgemeinen nur ſagen: „Wir kennen 

erklärung und das an ihrem Schluß abgegebene die Abſichten der Regierung noch nicht, daher miß⸗ 


Verſprechen des Senats, die Empfindungen poli⸗ billigen wir ſie noch nicht.“ (Heiterkeit und 


(B) 


tiſch Andersdenkender achten zu wollen. (Zwiſchen⸗ Zwiſchenrufe.) 

rufe. Alter Pouſſierſtengel! in der Mitte.) Wenn Im Einzelnen haben wir folgendes zu be⸗ 
dieſes Toleranz⸗Verſprechen und der Aufruf zur merken: Nachdem der Völkerbund uns — trotz 
ſachlichen Mitarbeit an die bei der Regierung aller Exploſionskataſtrophen in der ganzen Welt 
nicht beteiligten Parteien keine bloßen Redens⸗ — den polniſchen Munitionshafen auf der 
arten, nicht Sand in die Augen ſind, wenn ſie Weſterplatte beſchert hat, und nachdem der Völ⸗ 
aufrichtig und ſo ernſt gemeint ſind, wie es die kerbund in vielen für Danzig lebenswichtigen 
wirklich nicht roſige Lage unſeres kleinen Staats⸗ Fragen ſich für das Recht des Stärkeren ent⸗ 


weſens erfordert, ſo wird dieſer Ruf an das ſchieden hat, ſind unſere Hoffnungen auf den 


Pflicht⸗ und Verantwortungsgefühl bei der Na⸗ Schutz des Völkerbundes nicht allzu hoch geſpannt. 
tionalliberalen Bürgerpartei nicht ungehört ver⸗ Je weniger wir uns Illuſionen in dieſer Rich⸗ 
hallen. (Abg. Raſchke: Alſo noch ein Koalitions⸗ tung hingeben, umſo geringer werden unſere Ent⸗ 
freund!) täuſchungen fein. Bisher iſt uns Danzigern der 
Zwar können wir nicht zugeben, daß die gegen⸗ Völkerbund mehr in der Rolle des ſtrengen und 
wärtige Zuſammenſetzung der Regierung dem in ſtrafenden Vaters, als in der der liebevollen und 
den Wahlen zum Ausdruck gekommenen Willen gütigen Mutter erſchienen, der die Sorge um das 
des Volkes entſpricht. Die letzten Wahlen zum Wohl ihres Kindes über alles geht. Zum Teil 
Volkstag haben immer noch, wenn auch leider in hat das ſeine Gründe in der Organiſation des 
ſtarker Zerſplitterung, eine bürgerliche Mehrheit 0 
ergeben, wenn wir das Zentrum und die Deutſch⸗ derſchuhen ſteckt. — Damit ſoll natürlich nicht ge⸗ 
liberalen — und darauf erheben beide Parteien ſagt ſein, daß der Senat nicht auch weiterhin be⸗ 
in Danzig doch wohl nach wie vor Anſpruch! — ſtrebt fein ſoll, das Intereſſe des Völkerbundes 
als bürgerliche Parteien anſehen. en ee und ſeiner Organe für Danzig in günſtigem 
wie Sie! beim Zentrum). Aber wenn auch unſere | Sinne zu beleben und zu beeinflußen. Der Um- 
Bemühungen um das Zuſtandebringen einer bür⸗ ſtand, daß Deutſchland nunmehr auch durch den 
gerlichen Koalition und Regierung leider ge⸗ der uns naheſtehenden Deutſchen Volkspartei 
ſcheitert ſind, wenn auch die Entwicklung der im Reich angehörigen Außenminiſter Dr. Streſe⸗ 
Dinge die Nationalliberale Bürgerpartei in die mann in Rate des Völkerbundes vertreten iſt, hat 
Oppoſition gedrängt hat, ſo werden wir doch bei zweifelos ſchon einen gewiſſen Umſchwung in der 
allen unſern Entſchließungen immer den Gedan⸗ Beurteilung von Danzig herbeigeführt. (Abg. 
ken der Volksgemeinſchaft in den Vordergrund Raſchke: Werden Sie noch einmal Mitglied des 
ſtellen und nie vergeſſen, daß alle Bürger unſe⸗ oberſten Gerichtshofes werden?) Vielleicht! 
res Staates trotz ihrer verſchiedenen Stellung im Was der Senat über ſeine Abſichten zur Wie⸗ 
Wirtſchaftsleben, trotz der Berufsunterſchiede, deranbahnung der alten handelspolitiſchen Be⸗ 
trotz der Verſchiedenheit ihrer Weltanſchauung ziehungen zu Rußland zu den großen und volks⸗ 
und politiſchen und religiöſen UAeberzeugung zu⸗ reichen Ländern des Oſtens, über die Pflege der 
ſammengehören und aufeinander angewieſen Verbindungen mit den anderen Oſtſeeſtaaten und 
find. And darum werden wir auch in der Oppoſi⸗ die Unterhaltung guter Beziehungen zu allen an⸗ 
tion ernſt und fachlich mitarbeiten am Wohle des deren Kulturſtaaten jagt, darüber it kein Wort 
Staates, zum Beſten der Allgemeinheit und nicht weiter zu verlieren, das iſt für eine Seehandels⸗ 
etwa Oppoſition betreiben, lediglich um der Op: ſtadt wie Danzig ſelbſtverſtändlich — und der 
poſition willen. (Abg. Raſchke: Sie können aber Senat darf in dieſer Beziehung wohl der Zuſtim⸗ 
gut ſchmuſen! — Heiterkeit.) Lernen Sie doch von mung aller Parteien des Volkstages gewiß ſein. 
mir! And das gleiche gilt für die Veſtrebungen des 
Daß wir die Maßnahmen und Vorlagen der Senats, Anteil zu erhalten an den deutſch⸗ 
Regierung einer genauen und fachlichen Kritit polniſchen Handelsvertragsverhandlungen, bei 
unterziehen werden, iſt ſelbſtverſtändlich, (Abg. denen für Danzig lebenswichtige Intereſſen auf 
Raſchke: Brauchen Sie etwa noch eine Anſtel⸗ dem Spiele ſtehen. Danzig darf hierbei nicht wie⸗ 
lung?) Die brauche ich nicht mehr! — und ebenſo der — wie leider ſchon wiederholt — vor vollen⸗ 


(C} 


Völkerbundes, der ja zweifellos noch in den Kine - 


{D) 


ſelbſtverſtändlich, daß wir die Regierung mit dete Tatſachen geſtellt, ſondern muß rechtzeitig in 


allen zuläſſigen Mitteln bekämpfen werden, wenn die Lage verſetzt werden, die Intereſſen jeiner 
ſie ſich nach unſerer pflichtgemäßen Ueberzeugung | Wirtſchaft zu wahren. 

nicht auf dem richtigen Wege befindet. (Abg. Dr. Selbſtverſtändlich erſcheint uns die Betonung 
Kamnitzer: Das iſt Ihre Pflicht! — Abg. Ar⸗ unſerer Kulturgemeinſchaft und unſerer engen 
czynſki: Warum gleich jo böſe von vornherein?) wirtſchaftlichen Verbundenheit mit Deutſchland, 
Die Erklärung des Senats iſt ſehr vorſichtig und mit unſerem Mutterlande, von dem wir uns frei⸗ 
— von einzelnen Ausnahmen abgeſehen — ſehr willig nicht getrennt haben. ER 
allgemein gehalten. And dieſe vorſichtige Zu. Anſer Verhältnis zu Polen it für Danzigs 
rückhaltung, dieſes vorſichtige Vermeiden von Wirtſchaft von der größten Bedeutung. Die ge⸗ 


Einzelheiten kann allerdings bedenklich ſtimmen naue Beachtung des Verſailler Vertrages und der 


* 


{A 


— 
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(Dumont, Abgeordneter). 5 
ſonſtigen zur Regelung des Verhältniſſes zwiſchen 
Polen und Danzig geſchloſſenen Verträge — 
ſelbſtverſtändlich von beiden Seiten! — iſt für 
uns eine Selbſtverſtändlichkeit. Wir wollen „gute 
Geſchäftsfreunde“ miteinander ſein und die wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen hinüber und herüber 
ſorgfältig pflegen, aber wir wollen das Geſchäft 
nicht mit der Politik werquickt haben und um kon⸗ 
junktureller Augenblicksvorteile willen nicht poli⸗ 


tiſche Konzeſſionen, nicht Zugeſtändniſſe auf Ko⸗ 


ſten unſerer ſtaatlichen Selbſtändigkeit machen, 
die nie wieder einzubringen ſind. Wenn ſich der 


Senat mit ſeinen Ausführungen über die „Grenze 


legenheit haben, feſtzuſtellen, ob Polen den guten 
Willen hat, Danzig und ſeinem Wirtſchafts⸗ 
leben zu helfen. Polen iſt in der glücklichen Lage, 
Danzig Zugeſtändniſſe machen zu können, die 
für Polen ſelbſt nicht allzu viel bedeuten, die 
aber Danzig weſentliche Erleichterungen und 
Verbeſſerungen bringen würden, ſo z. B. auf dem 
Gebiete des Verkehrsweſens, der Eiſenbahntarif⸗ 
politik, der Ausnutzung des Danziger Hafens, der 
vollſtändigen Beſeitigung des Paßviſums für 
Reiſen durch den Korridor uſw. Ganz beſonders 
aber wird Polen Gelegenheit haben, ſeinen guten 
Willen und ſein Wohlwollen für Danzig bei der 


des Gebens“ von ſeiten Danzigs auf den gleichen in Kürze bevorſtehenden Neuregelung des Zoll⸗ 
Standpunkt ſtellt, jo hat er unſern Beifall. (Abg verteilungsſchlüſſels und bei der Weſterplatten⸗ 
Naſchke: Aber politiſche Dollars können es jein!) frage zu beweiſen. Wir erwarten, daß der Senat 


Je mehr nach Danzig kommen, um ſo beſſer, auch in dieſen Fragen eine Berückſichtigung der Dan⸗ 


ſowjetruſſiſche! (Sie treiben doch nur Politik des ziger Intereſſen ohne Preisgabe, Einengung oder 
Geldſacks wegen! links.) Aber der Senat wird Beſchränkung Danziger ſtaatlicher Hoheitsrechte 
ſich nach dem ganzen bisherigen Verlauf der durchſetzt. 5 5 

Dinge darüber klar ſein müſſen, daß es ſehr viel Alle dieſe Fragen berühren ſchon eng das 
mehr auf den guten Willen Polens als auf den Wirtſchaftsleben der Freien Stadt Danzig. In 
immer und immer wieder und von allen Par⸗ Anbetracht der Tatſache, daß im Wahlkampf faſt 
teien betonten guten Willen Danzigs ankommt, alle politiſchen Parteien — auch die Parteien der 


und er wird — trotzdem ſich dank der weitſichti⸗ jetzigen Regierungskoalition — eine Förderung 


gen, beſonnenen und verſöhnlichen Politik des der Wirtſchaft zugeſagt hatten, enttäuſcht uns die 
gegenwärtigen polniſchen Außenminiſters in Regierungserklärung ſehr; fie “lt, injoweit fie 
Polen masches zum Beſſeren zu wenden ſcheint, ſich mit den Fragen der Wirtſchaft befaßt, durch⸗ 
darüber nicht vergeſſen dürfen, daß in Polen ſehr aus dürftig und unzulänglich. (Sehr richtig!) 
ſtarke, chauviniſtiſche Kreiſe am Werke ſind — Der Ausbau des Danziger Hafens und eine für 
wir verweilen dazu auf das erſt kürzlich erſchie⸗ Danzig günſtigere Geſtaltung der Eiſenbahntarif⸗ 
nene Werk des Profeſſors Askenazy „Danzig und politik ſind Beſtrebungen, die ſich auch die früheren 


Polen“, — deren Endziel immer die Einverlei⸗ 
bung Danzigs in den polniſchen Staatsverband 
ſein und bleiben wird. Wenn trotz des Fiaskos, 
das die Politik einer ähnlich zuſammengeſetzten 
Regierung mit allen ihren Liebesbeteuerungen 
gegenüber Polen bereits erlitten hat, der Senat 
eine durchgreifende Beſſerung der Beziehungen 
von Polen zu Danzig ſchon in naher Ausſicht 
ſieht, ſo ſieht er nach unſerer Auffaſſung die Dinge 
wohl doch zu ſehr durch roſarote Brillengläſer 
an. And in dieſer optimiſtiſchen Einſtellung liegt 
eine gewiſſe Gefahr, die ſich bei den vom Senat 
in Ausſicht genommenen „lebendig und von Per⸗ 
ſon zu Perſon zu führenden Verhandlungen“ für 
Danzig unheilvoll auswirken kann. 

Wir ſind gewiß dafür, daß die Verhandlungen 
mit Polen in konzilianteſter Form durchgeführt 
werden. mn von Perſon zu Perſon 


können durchaus wertvoll ſein. Mündliche Ver⸗ 


handlungen können im Verkehr zwiſchen zwei 
Staaten den ſchriftlichen Verkehr ergänzen oder 
einleiten, fördern und beſchleunigen. Aber dieſer 
perſönliche Verkehr ſoll ſich nicht der Kontrolle 
des Geſamtſenats entziehen, es dürfen nicht 
Einzelperſonen verhandeln, und es müſſen die 


nötigen Kautelen geſchaffen werden, — ſchon um 


Mißverſtändniſſe und Unſtimmigkeiten zu ver⸗ 
meiden. (Sehr richtig!) Auch der ordentliche 


Kaufmann ſchließt wichtige Geſchäfte nicht lediglich 
mündlich ab, oder aber er beſtätigt ſie zum min⸗ 
deſten ſchriftlich und läßt ſich Gegenbeſtätigung 
geben. Um wieviel mehr iſt bei Staatsgeſchäften 
die größte Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit am 
Platz! (Sehr richtig!) Wir werden ja bald Ge⸗ 


Regierungen haben angelegen ſein laſſen. Wir 
wollen hoffen, daß es dem Senat gelingt, dieſe 
Beſtrebungen erfolgreich fortzuſetzen. Alle Erfolge 
aber werden nur Teilerfolge ſein, ſolange Polen 
| fortfährt, Gdingen und Dirſchau als Konkurrenz⸗ 
häfen gegen Danzig auszubauen. Wir vermiſſen in 
der Regierungserklärung eine Stellungnahme zu 
der für einen Seehafen und Umſchlagsplatz wie 
Danzig äußerſt wichtigen Frage der Beſeitigung 
der Handelshemmniſſe. Wir weiſen darauf hin, 
daß dieſe Frage auf den Weltwirtſchaftskonferen⸗ 
zen zu Genf und Stockholm eine weſentliche Rolle 
geſpielt hat. Insbeſondere müſſen das überprotek⸗ 
tioniſtiſche und nicht liberale polniſche Zollſyſtem 
und Einfuhrſyſtem jede Entwicklung der Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft erſticken. 

Welche Maßnahmen will die Regierung fer⸗ 
ner ergreifen, um der für unſer Wirtſchaftsleben 
ſo bedeutungsvollen Landwirtſchaft des Frei⸗ 
ſtaats helfend und fördernd zur Seite zu ſtehen? 
Daß unſere Landwirtſchaft in einer ſchweren Kre⸗ 
dit⸗ und Produktionskriſis ſteht, it doch längſt 
kein Geheimnis mehr. Damit, daß man der Land⸗ 
wirtſchaft die Verwendung polniſcher Saiſonar⸗ 
beiter unterbinden will — wie es die Regierungs⸗ 
erklärung an anderer Stelle ankündigt — ver⸗ 
beſſert man ihre Produktionsbedingungen nicht.! 
(Abg. Dyck II. Sehr wahr!) Außerdem wird wohl 
auch Polen, mit dem ſich die Regierung doch ver⸗ 
ſtändigen will, eine derartige Maßnahme un⸗ 
liebſam vermerken. (Abg. Arczynſki: Heben Sie 
nur nicht!) 

Auf innerwirtſchaftlichem Gebiet gibt der Se⸗ 
nat lediglich die negative Zuſicherung, daß neue 


O 
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(Dumont, Abgeordneter). | 
Zwangsmaßnahmen die Entfaltung der Wirt⸗ Abg. Raſchke: Hier iſt kein Gerichtsſaal, hier geht (C) 
ſchaft nicht beeinträchtigen ſollen. Mit dieſer Zu⸗ es etwas lebhafter zu!) 


(A 
8 ſicherung ſetzt ſich der Senat aber ſogleich in dem Dumont, Abgeordneter (Nat.⸗Lib.): Wir wer: 
1 


— 


2 


darauf folgenden Satz in einen gewiſſen Wider⸗ langen die umgehende Einbringung eines Woh⸗ 
ſpruch, in dem er ſeine Abſicht kundtut, die über⸗ nungswirtſchafts⸗Geſetzes oder eine andere Löſung 
lebte, wirtſchaftlich unſinnige Wuchergeſetzgebung der Wohnungsfrage, die einen zielbewußten und 
und Preisprüfung, die im Deutſchen Reich längſt beſchleunigten Abbau der in wirtſchaftlicher, kul⸗ 
aufgehoben ſind, wieder in Kraft zu ſetzen. — tureller und moraliſcher Hinſicht höchſt ſchädlichen 
Hinſichtlich der in Ausſicht genommenen Preis: Wohnungszwangswirtſchaft und einen nicht zu 


— 


ſenkungsaktion hat der Senat in ſeiner doppelten fernen feſten Zeitpunkt für den endgültigen Weg⸗ 


Eigenſchaft als Staatsregierung und als 
waltung der Stadtgemeinde Danzig alle Veran⸗ 
laſſung, im eigenen Machtbereich zu beginnen. So 
iſt unſeres Wiſſens bei der Erzeugung elektriſcher 
Energie die Spanne zwiſchen Geſtehungskoſten 


und Abgabepreis ſo hoch, daß nach rein kauf⸗ 


männiſchen Geſichtspunkten eine weſentliche Her⸗ 
abſetzung des Verkaufspreiſes wohl gerechtfertigt 
und im freien Konkurrenzkampf. wahrſcheinlich 
längſt erfolgt wäre. In der durch die Monopol⸗ 
ſtellung ermöglichten künſtlichen Hochhaltung des 
Verkaufspreiſes für elektriſche Energie liegt eine 
den Verbrauch belaſtende indirekte Steuer, deren 
Gegner die Sozialdemokratie ja immer geweſen 
iſt. 5 f 
Wie beurteilt die Regierung 
Fall, der uns über die Gef 
bakmonopol⸗Geſellſchaft 


ferner folgenden 
chäftsgebarung der Ta⸗ 


Geſtehungspreis von etwa 7 Gulden für 1000 Stck. 
hier eingeführt und ſie hat dieſe Zigarette im 
) Kleinhandel mit fünf Pfennig das Stück ver⸗ 
kauf enlaſſen, ſo daß alſo 1000 Stück einen Erlös 
von 50 Gulden gebracht haben. Die Preisſpanne 
zwiſchen Geſtehungs⸗ und Verkaufspreis beträgt 
in dieſem Falle alſo mehr als 600 Prozent. (Sehr 
richtig! — Hört, hört! — Das nennt man auf gut 
deutſch Schiebung!) 

Wenn die Regierung die Entfaltung der Wirt⸗ 
ſchaft nicht durch neue Zwangsmaßnahmen be⸗ 
einträchtigen will, ſo werſtehen wir darunter 
auch, daß nicht neue Monopole eingeführt werden 
ſollen. Jedenfalls würden wir einer derartigen 


Abſicht den entſcheidenſten Widerſtand entgegen⸗ 


ſetzen. iDe Zuſicherung der Vermeidung neuer 


Ver⸗ 


Erlaß möglichſt viel ſozial anmutender 


glaubwürdig berichtet 
worden iſt? Die Tabakmonopol⸗Geſellſchaft hat 
aus Holland eine Zigarette „Miß Blanche“ zum 


fall dieſer Zwangswirtſchaft vorſehen muß. — 
Wird dieſe Gewißheit über den zeitlichen End: 
punkt der Wohnungszwangswirtſchaft geſchaffen, 
ſo wird damit dem Baugewerbe ein ſtarker Auf⸗ 
trieb gegeben, und durch die Belebung dieſes 
Schlüſſelgewerbes werden zahlreiche andere Wirt⸗ 
ſchaftszweige befruchtet. Damit wird das wirk⸗ 
ſamſte Mittel zur Bekämpfung der Arbeitsloſig⸗ 
keit zur Anwendung gebracht. (Frau Abg. Kreft: 
Das iſt ſchon ſo oft geſagt worden, daß es niemand 
mehr glaubt!) — Aber doch jo wich⸗ig, daß es 
noch einmal wiederholt zu werden verdient. 

Die von der Regierung angekündigten ſozial⸗ 
politiſchen Maßnahmen laſſen eine Ueberſpan⸗ 
nung der Sozialpolitik befürchten. Nicht auf den 
Geſetze 
kommt es jetzt an, ſondern in erſter Reihe auf die 
Wiederbelebung der Wirtſchaft. Die Regierung 
ſollte ſich hüten, die erſt noch in ſchwachen Anfän⸗ 
gen befindliche Wiederbelebung der Wirtſchaft 
durch untragbare Laſten zu erdroſſeln. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Mit hungrigen Arbeitern können Sie 
keine Wirtſchaft ernähren! — Zwiſchenrufe — 
Heiterkeit.) Die Regierung wird immer bedenken 
müſſen, daß wir ein an Bodenſchätzen ſehr armes 
Land ſind, und daß unſere Wirtſchaft daher unter 
ungünſtigen Produktionsbedingungen arbeiten 
muß. Auch unter den Arbeitnehmern ſind weite 
Kreiſe längſt zu der Einſicht gelangt, daß ihnen 
mit ſozialen Geſetzen allein nicht zu helfen iſt. 
(Abg. Gaikowſki: Wollen wir doch einmal ab: 
ſtimmen!) Die Wirtſchaft muß die dadurch be⸗ 
dingten Laſten und Erſchwerniſſe auch tragen 
können! — Die wieder zunehmende Arbeitsloſig⸗ 
keit ſollte der Regierung auch nach dieſer Richtung 
hin zu denken geben. (Abg. Raſchke: 


| 


Größtenteils 
Sabotage Ihrer Kreiſe!) se 
Sehr bedauerlich iſt es, daß der Senat noch 
kein klares Bild und keine ausführliche Ueberſicht 
über die Finanzlage des Staates geben kann. Wir 


Zwangswirtſchaftsmaßnahmen mag immerhin 
begrüßt werden. Viel wichtiger aber erſcheint uns 
der baldige und energiſche Abbau der die Wirt⸗ 
ſchaft einengenden noch beſtehenden Zwangswirt⸗ 


ger 


— 


o 


ſchaft auf dem Gebiet der Demobilmachungs⸗Be⸗ 
ſtimmungen und der Wohnungswirtſchaft. (Abg. 
Liſchnewſki: Davon haben Sie keine Ahnung!) 
Das können Sie nicht beurteilen! — 

Gewiß wird ſich nach Lage der Verhältniſſe 
eine kurzfriſtige Verlängerung des zur Zeit noch 
geltenden Wohnungsbaugeſetzes über den 1. April 
1928 hinaus leider wohl kaum vermeiden laſſen; 
aber dieſe Verlängerung darf nur ein Notbehelf 
und ſie muß ſo kurz wie irgend möglich bemeſſen 


erwarten von dem Herrn Finanzſenator, daß er 
ſich die ſchleunigſte Klärung dieſer und der damit 
im Zuſammenhang ſtehenden Fragen angelegen 
ſein läßt. (Abg. Raſchke: Der Finanzſenator iſt 
um Zahlen nie verlegen!) Daß der Senat ſich bei 
allen ſeinen Maßnahmen von dem Gedanken der 
äußerſten Sparſamkeit leiten laſſen will, iſt löb⸗ 
lich, aber auch ſelbſtverſtändlich. Um ſo mehr muß 
die Abſicht der Regierung, den Finanzrat umzu⸗ 
geſtalten, befremden. Wir werden einer weitern 


ir ſein. (Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. Liſch⸗ Einengung der ja ohnehin nicht allzuweit reichen⸗ 

9 newſki — Große Unruhe.) den Befugniſſe des Finanzrats jedenfalls nicht 
. Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Liſch⸗ zuſtimmen. Wenn der Senat aber eine andere 
. newſti, ich bitte, den Herrn Redner nicht fort⸗ Art der Zuſammenſetzung des Finanzrats planen U 
7 während zu unterbrechen! (Werden Sie nicht ſollte, ſo bedauern wir, daß ‚er den Schleier des 
8 nervös Herr Präſident! bei den Kommuniſten. — Geheimniſſes nicht weiter gelüftet hat. (Sie ſollen 4 


m 
8 
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auch hinein! bei den Kommuniſten.) Das wäre vermiſſen wir in der Regierungserklärung jede 
vielleicht ganz gut! (Heiterkeit!) Gegenſätze zwi⸗ Begründung der Behauptung, daß „dieſe Einrich⸗ 
ſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern ſollten tung den an ſie geſtellten Erwartungen nicht ent⸗ 


jedenfalls in dieſe Einrichtung nicht hineinge⸗ 
tragen werden. N 

Dem von der Regierung in Angriff genomme⸗ 
nen Beamtenabbau können wir nur zuſtimmen. 


Nach unſerer Auffaſſung muß damit aber ein Ab⸗ 
bau der Staatsaufgaben und eine durchgreifende 
Verwaltungsreform Hand in Hand gehen. — Der 


Beamtenabbau ſoll alſo nicht ſchematiſch, ſondern 
organiſch erfolgen. Wir müſſen auch 
Staatsverwaltung wieder beſcheidener werden 
und bedenken, daß wir nur ein kleiner und armer 


Staat ſind, der von allen Hilfsmitteln entblößt 
in die Welt geſetzt worden iſt. (Abg. Brill: Abbau 


der Rechtsanwaltsgebühren!) 


Darum werden wir auch einer Verfaſſungsän⸗ 


derung zuſtimmen, die eine Verkleinerung des Se⸗ 
nats und des Volkstags zum Ziele hat. Auch an 
der Spitze muß geſpart, muß beſcheidener und un⸗ 


ſerer Größe angemeſſener gewirtſchaftet werden. — 
Mit von dieſer Ueberlegung aus kommen wir aber 
auch zu einer Ablehnung der parlamentariſchen 
und jedes 
einzelnen Senators. Danzig kann ſich den Luxus 


Verantwortlichkeit des Geſamtſenats 


einer Anzahl von Senatoren, die aus dem Grunde 


Ruhegehalt beziehen, weil ihnen der Volkstag 
aus nicht nachprüfbaren Gründen das Vertrauen 
entzogen hat, nicht leiſten. Und abgeſehen davon 


verſprechen wir uns von der Parlamentariſierung 
des Senats keine ſachliche Verbeſſerung. (Abg. 
Cierocki: Sie ſollen wieder als Stadtrat kom⸗ 
men!) Ich werde Sie zu gegebener Zeit an die 
Einlöſung dieſes Verſprechens erinnern. 


Tüchtige und charaktervolle, mit eigenem Ver⸗ 


antwortungsbewußtſein ausgeſtattete Perſönlich⸗ 
keiten werden ſich in den engen Verhältniſſen, wie 
wir ſie hier in Danzig haben, nicht dem Zufalls⸗ 
ſpiel wechſelnder Mehrheiten ausſetzen wollen und 
ſich lieber anderer Tätigkeit zuwenden. (Abg. 
Raſchke: Wenn nur erſt alle weg wären!) Jede 
Ueberſpannung des Parlamentarismus iſt abzu⸗ 
lehnen. Es genügt uns daher bei der geplanten 
Verfaſſungsänderung auch nicht das Selbſtauflö⸗ 
ſungsrecht des Volkstags. 
wenn auch mit qualifizierter Mehrheit, die Auf⸗ 
löſung des Volkstages beſchließen und durch Aus⸗ 
ſchreibung einer Neuwahl an das Volk appellieren 
können. Der verfaſſungsmäßigen Verkleinerung 
des Volkstages muß eine Verbeſſerung des Wahl⸗ 
rechts unmittelbar folgen. Das Liſtenſyſtem in 
der beſtehenden Form mag ſich zur Wahl der Bei⸗ 
ſitzer von Gewerbe: und Kaufmannsgerichten eig⸗ 
nen, zur Wahl einer Volksvertretung eignet es 
ſich nicht! Denn nicht der Wille des Volkes be⸗ 
ſtimmt die Kandidaten, ſondern die viel mächti⸗ 
gere Parteibürokratie. (Abg. Brill: Wie ſtehen 
Sie zur Diktatur?) Die Wiederherſtellung der 
Selbſtverwaltung der Stadtgemeinde Danzig wer⸗ 
den wir zuſtimmen, wenn eine uns befriedigende 
Löſang gefunden wird. (Wenn Sie wieder Stadt⸗ 
rat werden! links.) 

Was ſchließlich die von der Regierung in Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung beabſichtigte Abſchaffung 
des Richterwahlausſchuſſes anlangt, ſo 


in der 


Auch der Senat muß, 


ſprochen habe“. Vor unſerer endgültigen Stel⸗ 
lungnahme ſehen wir daher dieſer Begründung 
noch entgegen. — Wir wollen aber bei dieſer Ge⸗ 
legenheit daran erinnern, daß der Richterwahl⸗ 
ausſchuß eine demokratiſche Forderung war, und 
daß er ſeine Einſetzung namentlich dem damaligen 
demokratiſchen Abgeordneten Dr. Loening ver⸗ 
dankt. (Abg. Raſchke: Mit der Demokratie haben 
Sie nichts zu tun!) Zur Zeit ſcheint uns gerade 


der Richterwahlausſchuß in ſeiner verfaſſungs⸗ 


mäßigen Zuſammenſetzung, bei der übrigens auch 
das Parlament ſtark vertreten iſt, die beſte Ge⸗ 
währ für die Befolgung des vom Senat prokla⸗ 
mierten Grundſatzes, daß bei der Beſetzung der 
Beamtenſtellen in erſter Linie auf Eignung zu 
ſehen ſei, zu bieten. Wir wünſchen jedenfalls keine 
politiſche Geſinnungsſchnüffelei und würden es 
mit der richterlichen Unabhängigkeit nicht für ver⸗ 
einbar halten, wenn unſere Richter vor der An⸗ 
ſtellung noch einer Art von politiſchem Examen 
unterzogen werden ſollten. (Abg. Liſchnewſki: Das 
iſt ſchon!) 

Den Grundſatz, daß der Senat bei der Be⸗ 
ſetzung der Beamtenſtellen in erſter 
Reihe auf Eignung ſehen will, vermögen wir nur 
zu billigen. Den in der Regierungserklärung 
hierauf folgenden Satz negativen Inhalts hätten 
wir lieber in der folgenden poſitiven Faſſung ge⸗ 
hört: „Es darf niemand wegen feiner politischen 
Einſtellung oder jeiner Konfeſſion oder feiner 
Weltanſchauung bevorzugt werden.“ Nachdem 
der frühere Senat ſich an Reis den Magen ſo 


gründlich verdorben hat, wollen wir der neuen 
Regierung wünſchen, daß ihr ähnliche Verdau⸗ 
ungsſtörungen erſpart bleiben. (Heiterkeit.) Wir 
wünſchen keine Regierung, die Perſonalpolitik, 
keine Regierung, die Futterkrippenpolitik für ihre 
Parteigänger betreibt. Und im Zuſammenhang 
| damit noch eins: Reinliche Trennung von Politik 
und Geſchäft! Die parteipolitiſchen Beziehungen 
dürfen nicht zu ſtaatlichen und kommunalen Auf⸗ 
trägen führen! 

Den Beſtrebungen der Regierung zur Reinhal⸗ 
tung des Beamtenkörpers können wir nur vollen 
Erfolg wünſchen. Die zahlreichen und ſchweren 
Verfehlungen ungetreuer Beamter haben in der 
Bevölkerung begreifliche Unruhe hervorgerufen. 

Danzig braucht gerade in ſeiner exponierten 
Lage ein gut ausgebildetes, zuverläſſiges und ſitt⸗ 
lich hochſtehendes Berufsbeamten tum. 
Und dieſes Berufsbeamtentum muß ausreichend 
beſoldet, ſeine Rechte müſſen geſichert ſein. 


F 


} 


2 


Zuſtimmung zum Inhalt der Regierungserklä⸗ 
‚tung beſchränken. Das Gleiche gilt für die 


(C) 


) 


den Kulturfragen, in den Fragen von 3 
Schule und Kirche können wir uns auf die 


Rechte der Minderheiten, in deren Wah⸗ 


rung uns Danzig vorbildlich zu ſein ſcheint. Wir 
wünſchen unſeren Stammesbrüdern in den ande⸗ 
ren von Deutſchland abgetrennten Gebieten nur 
die gleichen Rechte der Betätigung auf politiſchem, 
wirtſchaftlichem, kulturellem und geſellſchaftlichem 


— nn ee m 


— 
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Gebiet, wie die Minderheiten fie hier in Danzig 
genießen. 

Mit ſchwerer Sorge aber erfüllt uns die man⸗ 
gelnde Vorausſicht der Regierung hinſichtlich der 
Sicherheit unſeres Staatsweſens. Wir ſind er⸗ 
ſtaunt über die Leichtherzigkeit — um keinen ſtär⸗ 


keren Ausdruck zu gebrauchen — der Regierung, 


mit der fie die Ein wohnerwehr beſeitigen 
will, (Lachen links) — und, wenn dies in der Re⸗ 
gierungserklärung auch nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen iſt, ja auch wohl die mit der Einwohner⸗ 
wehr in Zuſammenhang ſtehende „Techniſche Not⸗ 
hilfe“! Es ſollte uns freuen, wenn wir uns we⸗ 
nigſtens im letzteren Punkte irren ſollten. Die fi⸗ 
nanzielle Belaſtung durch die Einwohnerwehr 
ſpielt im Staatshaushalt eine recht beſcheidene 
Rolle. Wir verſtehen unter dieſen Umſtänden nicht 
die Haltung der an der Regierung beteiligten 
bürgerlichen Parteien in dieſer Frage. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Wollen Sie das Bürgertum Danzigs 
denſelben Gefahren ausſetzen, denen das Bürger: 
tum Wiens ausgeſetzt iſt? Muß nicht Wien, das 
doch immerhin über eine Garniſon verfügt, ein 
warnendes Beiſpiel für die Danziger Regierung 
ſein? (Die Polizei war ja ſchuld! links. — Abg. 


Leu: Geben Sie dem Arbeiter, was dem Arbeiter 


zukommt!) 


Wir wünſchen eine ſtarke und zielbewußte Re⸗ 


gierung, eine Regierung, die auf Grund ihrer Er⸗ 
kenntnis der Sachlage und ihrer beſſeren Einſicht 
in die Verhältniſſe auch einmal gegen den Strom 
ſchwimmen kann und den Mut zu unpopulären 


Maßnahmen hat, wenn die Verhältniſſe dies zur 


Beſſerung der Zukunft erfordern. Eine ſolche Re⸗ 
gierung muß aber auch über die nötigen Macht⸗ 


mittel verfügen, um ſich unter allen Umjtänden | 


durchſetzen zu können. Als Danzig noch eine große 
Garniſonſtadt war, genügte eine verhältnismäßig 
kleine Exekutiv⸗Polizei zur Aufrechterhaltung der 
ſtaatlichen Ordnung — zumal in den konſolidier⸗ 
ten Verhältniſſen der Vorkriegszeit. Jetzt, wo 
Danzig über kein Militär mehr verfügt, iſt die 
Schutzpolizei für den Normalzuſtand wohl ſtark 


genug, aber ſie iſt zu ſchwach, um unter allen Um⸗ 


ſtänden die Aufrechterhaltung der ſtaatlichen Ord⸗ 
nung gewährleiſten zu können. Die Einwohner⸗ 


— 


wehr iſt die natürliche Reſerve der Schutzpolizei 


für den Notfall und bei ihrer Begründung aus⸗ 
drücklich als ſolche gedacht. — Hält der Senat es 


denn, wenn er die ſtaatliche Selbſtändigkeit des 


Freiſtaats unter allen Umſtänden bewahren will, 
überhaupt für diskutabel, daß ein Nachbarſtaat 
mit ſeinen militäriſchen Kräften die Wiederher⸗ 


ſtellung der ſtaatlichen Ordnung, der öffentlichen 
Ruhe und Sicherheit in Danzig in die Hand neh⸗ 
men ſoll, wenn die Kräfte der Schutzpolizei dazu 
einmal nicht ausreichen?! — Wir müſſen daher 


die Regierung dringend darum erſuchen, die Frage 


der Beſeitigung der Einwohnerwehr doch noch 


ſehr ſorgfältigzu prüfen, und warnend rufen wir 
ihr zu: „Videant senatores, ne quid detrimenti 


capiat res publica.“ (Unruhe links. — Abg. Ar⸗ 


czynſti: Verdeutſchen Sie das doch!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 


Herr Abg. Rahn. . 


Donnerstag, den 2. Februar 1928. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. H.! (0) 


Als der Herr Senatspräſident am vorigen Don⸗ 
nerstag im Namen der Regierung die Regierungs⸗ 
erklärung abgab, fiel mir eine Preſſenotiz ein, die 
am gleichen Tage in Berliner Zeitungen erſchien. 
Der Reichstagsabgeordnete Stegerwald hatte 
einem Vertreter der Württembergiſchen Zeitung 
gegenüber eine Erklärung abgegeben, daß es ſchier 
undenkbar ſei, daß ein Menſch in der gleichen Haut 
hintereinander Miniſterpräſident eines Staates 
ſein könne, daß er dann zu gleicher Zeit oder kurz 
hinterher in einer anderen Koalition ſein könne, 
daß er kurz darauf Reichspräſidentenkandidat für 
den Volksblock ſein und daß er kurz darauf wieder 
Miniſterpräſident bezw. Reichskanzler der Rechts⸗ 
koalition im Reiche darſtellen könne. Stegerwald 
iſt der Auffaſſung, daß das für einen Menſchen un⸗ 
tragbar iſt, der nun einmal aus ſeiner Haut nicht 
heraus kann. In Danzig haben wir Regierungs⸗ 
erklärungen von einer Rechtskoalition durch den 
Herrn Senatspräſidenten Sahm verleſen erhalten, 
von einer Linkskoalition durch den Herrn Senats⸗ 
präſidenten Sahm, von einer Rechtskoalition durch 
den Herrn Senatspräſidenten Sahm und erneut für 
eine Linkskoalition durch Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten Sahm. (Abg. Raſchke: In Danzig haben wir 
einen Rahn, der iſt mal links, mal rechts, mal 
rechts, mal links! — Heiterkeit.) Bitte noch ein⸗ 
mal, ich habe das nicht verſtanden. (Erneute Hei⸗ 
terkeit.) Ich will im Moment, da ich mich mit 
Herrn Sahm beſchäftige, auf den intelligenten 
Zwiſchenruf des Kollegen Raſchke nicht antworten. 
Ich werde im Laufe der Zeit Gelegenheit haben, 
wahrſcheinlich noch nach meiner Rede, mich mit 
Herrn Raſchke über dieſe Frage auseinander zu 
ſetzen. (Abg. Raſchke: Freut mich!) Ich bin mit 
Herrn Stegerwald einer Meinung, daß es für 
einen Politiker, einen Staatsmann und einen 
Regierungschef unmöglich iſt, ohne daß er aus 
ſeiner Haut fährt, hintereinander verſchiedene 
derartige Erklärungen für verſchiedene Regie⸗ 
rungskoalitionen abzugeben. Wahrſcheinlich iſt 
Herr Sahm wegen dieſer kunſtvollen juriſtiſchen 
Tätigkeit in Königsberg zum Doktor ehrenhalber 
der Jurisprudenz ernannt worden. Ich nehme 
an, daß Herr Sahm als verfaſſungstreuer Präf- 
dent der Danziger Regierung dieſen Ehrentitel 
ablehnen wird, weil die Danziger Verfaſſung die 
Annahme von ausländiſchen Titeln verbietet 
(Das iſt kein Titel! rechts. — Heiterkeit.) 

Die Regierungserklärung iſt in ihrem Inhalt 
entſprechend formuliert und nichtsſagend. Soweit 
ſie ſich mit dem Völkerbund, ſoweit ſie ſich mit un⸗ 
ſerm Verhältnis zu Polen, ſoweit ſie ſich mit un⸗ 


1 


ſeren kulturellen Beziehungen zu Deutſchland, ſo⸗ 
weit ſie ſich mit den Verbindungen mit anderen 
Staaten beſchäftigt, ſagt ſie genau dasſelbe, was 
ſie jedesmal geſagt hat. Es wäre nur zu hoffen 
und zu wünſchen, daß ſich die Parteien, die die 
gegenwärtige Koalition bilden, etwas anders ge⸗ 
genüber dem Völkerbund und gegenüber Polen be⸗ 
nehmen als die Rechtskoalitionen das getan ha⸗ 
ben. Ich hoffe und wünſche, daß der Herr Senats 
präſident unter dem wohltuenden Einfluß meines 
alten Freundes Julius Gehl und anderer Perſön⸗ 
lichkeiten endlich von ſeinen Bockſprüngen gegen⸗ 


— 
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über dem Völkerbund und der Republik Polen ab⸗ 
läßt. Die Verhältniſfe, die ſich beim Völkerbund 
in Bezug auf die Danziger Angelegenheiten ent⸗ 
wickelt haben, ſind uns ja bekannt. Wir wiſſen, 
daß man uns nahe gelegt hat, nicht allzu oft nach 
Genf zu laufen. Daraus ergibt ſich ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß Danzig den Verſuch unternehmen 
muß, alle auftauchenden Differenzen im Wege 
von Verhandlungen ſelbſtändig zu regeln. Wo ein 
Wille iſt, iſt ein Weg, wenn man nicht von vorn⸗ 
herein mit böſem Willen an eine Sache heran⸗ 
geht. Der letzte Senatsvizepräſident, Herr Riepe, 


hat hier anläßlich der Behandlung des Handels⸗ 


etats auf meine Ausführungen erklärt, daß die vo⸗ 
rige Regierung ja auch den Wunſch nach Verſtän⸗ 
digung mit Polen habe, und daß ſie ſich ja auch be⸗ 
mühe, im Wege friedlichen Ausgleichs alle Diſſe⸗ 
renzen zu ſchlichten. Aber wenn zu gleicher Zeit 
der Völkerbund ſeitens der größten Koalitionspar⸗ 
tei als eine Spottgeburt von Miſt und Dreck be⸗ 
zeichnet Find — entſchuldigen Sie die harten Aus⸗ 
drücke, aber ſie ſtammen nicht von mir, ſondern von 
einem Mitglied der Deutſchnationalen Fraktion — 
und wenn von deutſchnationaler Seite die Repu⸗ 
blik Polen und die polniſche Bevölkerung als Lau: 
ſepack bezeichnet wird, dann iſt es doch ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß mit einer Regierung, deren Reprä⸗ 
ſentant derartige Erklärungen abgibt, von vorn⸗ 
herein von einer Verſtändigung keine Rede ſein 
kann. Da fehlte der Wille zur Verſtändigung. Es 
wäre zu begrüßen, wenn die gegenwärtige Koali⸗ 
tion den Willen zur Verſtändigung hätte. Leider 
fürchte ich, daß bei allen Koalitionsparteien der 
Wille zu einer ſolchen Verſtändigung nicht vor⸗ 
handen iſt. Wer geſtern die Ausführungen des 
Herrn Abg. Weiß gehört hat, der kann ſich nur 
fragen, wie eine derartige Rede bei der Beſpre⸗ 
chung einer Regierungserklärung ſeitens einer Ko⸗ 
alition, die eben erſt ins Leben getreten iſt, mög⸗ 
lich war. Wiederum haben wir ein Pendant in 
Deutſchland in der Rede des deutſchnationalen 
Reichstagsabgeordneten Freytagh⸗ Loringhofen, 
der all das, was die deutſche Rechtskoalition in 
außenpolitiſcher Beziehung getan hat, in Grund 
und Boden verdammt, all das, was die deutſchna⸗ 
tionalen Miniſter gutgeheißen und mitgemacht ha⸗ 
ben. Der Abg. Olitzky von der Zentrumsfraktion 
hat ihm vorgeſtern ins Geſicht geſchleudert, daß 
das unverantwortlich wäre, was er ausgeſprochen 
habe und daß der innen⸗ und außenpolitiſche Kre⸗ 
dit der Regierung darunter zum Teufel gehen 
müſſe. Unter der Rede, die der Abg. Weiß geſtern 
für die Zentrumsfraktion gehalten ha, muß der 
innerpolitiſche Kredit der Regierungskoalition 
ebenfalls zum Teufel gehen. 

Wenn uns die Regierung eine Verfaſſungs⸗ 
änderung verheißt, ſo begrüßen wir den Willen, 
dieſe Aenderung vorzunehmen. Nachdem unſere 
Münjche bei der Schaffung der Verfaſſung nicht 
durchgeſetzt werden konnten, haben wir während 
der verfloſſenen acht Jahre periodiſch Anträge auf 
Abänderung der Verfaſſung geſtellt. Sie waren 


in ähnlichem Sinne gehalten, wie jetzt die Koali⸗ 
tion die Aenderung vorzunehmen beabſichtigt. Wir 
wünſchen eine parlamentariſche Regierung; denn 
neben unſerer deutſchen Kulturgemeinſchaft und 


dem Verbundenſein mit dem deutſchen Volk glau⸗ 
ben wir, daß die Danziger auch Anſpruch auf 
gleiche politiſche Verhältniſſe wie unſere Brüder im 
Deutſchen Reich haben. Wie die Reichsverfaſſung, 
die auch einige Zeit hier in Danzig galt, in jedem 
deutſchen Staat eine parlamentariſche Regierung 
vorſieht, jo wünſchen wir auch in Danzig eine ſol⸗ 
che Regierung. Leider hat man jetzt die Abſicht, 
eine etwas zu große Körperſchaft zu wählen. Wie 
bekannt gegeben worden iſt, ſollen 11 oder 12 Se⸗ 
natoren gewählt werden und verantwortlich ſein. 
Wir glauben, daß bei den kleinen Verhältniſſen in 
Danzig ein Kabinett von 5, höchſtens 7 Mitglie⸗ 
dern ausreichen würde, und daß es völlig über⸗ 
flüſſig iſt, wenn noch 4 oder 5 Herren mehr in der 
Regierung ngen. Wir haben bei der früheren Re⸗ 
gierung, bei dem Waſſerkopf, wie ich ſie einmal 
nannte, von 22 Perſonen geſehen, daß die vielen 
Perſönlichkeiten in der Regierung den Staat nicht 
vorwärts, ſondern dauernd rückwärts gebracht ha⸗ 
ven. Eine kleine Regierung, die aus Männern be⸗ 
ſteht, die wiſſen, was ſie wollen, iſt beſſer als eine 
große Regierung, die ſich dauernd in Kommiſſi⸗ 
onsſitzungen die Köpfe heiß ſchlägt, den Mund 
wund redet, die Zeit vertrödelt und aus lauter 
Erwägungen nicht herauskommt. Die ſachliche 
Arbeit bleibt dabei liegen. 

Selbſtverſtändlich iſt, daß die Senatoren der 
Zukunft Gehalt beziehen müſſen; denn man kann 
den Herren nicht zumuten, daß ſie vom frühen 
Morgen bis zum ſpäten Abend ihre Kraft in den 
Dienſt der Allgemeinheit ſtellen und dafür nicht 
beſoldet werden. Eine unmögliche Einrichtung 
haben wir gegenwärtig in dem Amt des ſtellver⸗ 
tretenden Senatspräſidenten, der den ganzen Tag 
über im Staatsdienſt beſchäftigt iſt und dafür eine 
Entſchädigung von 350,— © erhält. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, ſagte ich, daß die Senatoren Gehäl⸗ 
ter beziehen müſſen, und zwar anſtändige Gehäl⸗ 
ter. Aber, weil wir tüchtige Perſönlichkeiten für 
die Leitung des Staatsdienſtes haben und dieſe 
angemeſſen beſolden wollen, können wir uns nicht 
den Luxus einer großen Anzahl leiſten, ſondern 


müſſen die Zahl auf das geringſte Maß bes 


ſchränken. Uns wäre deshalb die Ziffer 5 für 
die Regierung vollſtändig ausreichend. Daß der 
Volkstag endlich reduziert werden ſoll, iſt begrü⸗ 
Bungswert. . 120 Abgeordnete find, Luxus, die 
Hälfte würde bei weitem genügen. Ja, ich wäre 
ſogar dafür, daß das Parlament noch etwas unter 
die Hälfte des gegenwärtigen Beſtandes verklei⸗ 
nert würde. (Abg. Raſchke: Hört, Hört!). N 

Daß man den Volkstag auflöſen oder eine 
Auflöſungs möglichkeit ſchaffen will, iſt begrüßens⸗ 
wert. Wir haben in den verfloſſenen Jahren viel⸗ 
fach erleben müſſen, daß die Verhältniſſe derartig 
waren, daß ein fachliches Arbeiten nicht mehr 
möglich war. Wenn ſich die Dinge derartig ent⸗ 
wickeln, muß eine Auflöſungsmöglichkeit vorhan⸗ 
den ſein, wie ſie in faſt allen deutſchen und faſt 
bei allen ziviliſterten Staaten, die über ein Par⸗ 
lament verfügen, vorhanden iſt. Da wir hier in 
Danzig nach unſerm Staatsrecht einen Präſiden⸗ 
ten nicht kennen, ſondern der Senat nur ein Exe⸗ 
kutiv⸗Komitee des Parlaments iſt, wenn die Ver⸗ 
faſſung auch dem Wortlaut nach dem Senat ein 


(©) 


(DJ 


(A) 


(B 


- Diejer Appell oder Beſchluß darf naturgemäß nicht 
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Geſetzgebungsrecht gibt, das er de facto nicht hat, 
er hat nur Vetorecht, ſo bleibt keine andere Mög⸗ 
lichkeit, da wir an die Schaffung eines neuen Po⸗ 
panzes eines Präſidenten nicht denken, die Auflö⸗ 
löſungsmöglichkeit in die Hände des Parlaments 


ſelbſt zu legen. Wenn die Verhältniſſe ſich ſo ent⸗ dient. 


wickeln, daß das Haus nicht mehr arbeitsfähig 
iſt, muß ein Appell an das Volk möglich ſein. 


allzu leicht gemacht werden, aber er darf auch nicht 
unnötig erſchwert werden, wenn eine Koalition 
nach links, wenn eine Koalition nach rechts, wenn 
eine Koalition der Mitte, was theoretiſch ſehr 
leicht möglich iſt, — wir ſehen, wie ſchwer das wird, 
in Danzig eine Regierung zu bilden, — nicht vor⸗ 
handen iſt. Dann muß es genügen, wenn ſich 60 


Abgeordnete poſitiv für eine Auflöſung des Volks⸗ 


tages entſcheiden. Es iſt ein Unterſchied, ob ich 
ſage, 60 Abgeordnete müſſen poſitiv ſtimmen, oder 
60 müſſen überhaupt ſtimmen, wie wir es in un⸗ 
ſerer Verfaſſung vorgeſchrieben haben. Die Ziffer 
60, poſitiv abſtimmen, iſt bereits eine qualifizierte 
Mehrheit, ſonſt ſind wir in der Lage, mit 31 für 
um 29 Stimmen dagegen im Hauſe Beſchlüſſe zu 
allen. 

Des ferneren begrüßen wir, daß der Fin anz⸗ 
rat umgeändert werden ſoll. Es iſt ein Ding 
der Unmöglichkeit, daß eine Regierung, die 
Geſchäfte führt, und daß eine Koalition, die die 


Regierung ſtellt, die die Parlamentsmehrheit hat, 


— 


durch Verwaltungsbeamte behindert wird, die 
von Parteipolitik und Staatspolitik unbeeinflußt 
find und fi als Nebenregierung etablieren und 
die getroffenen Maßnahmen, die notwendig ſind, 
konterkarieren. (Sehr richtig!) So war es kürz⸗ 
lich, ich glaube 1925 (Stellvertretender Präſident 
des Senats Gehl: Im Jahre 19261), bei den Fi⸗ 
nanzgeſetzen, als die vorige Regierung unter ſo⸗ 
zialiſtiſcher Mitwirkung die Sanierungsgeſetze 
einbrachte. Es iſt ein Ding der Unmöglichkeit, 
daß Inſtanzen da ſind, die entgegenwirken. Der 
Finanzrat, der als retardierendes Element in 
unſere Verfaſſung hineingebracht iſt, iſt ein gro⸗ 
ber Unfug. Wenn vorhin an das Parlament ap⸗ 
pelliert wurde, nicht allzu bewilligungsfreudig zu 
ſein, ſo iſt das eine leere Phraſe, beſonders, wenn 
ſie aus dem Munde eines Vertreters einer Koali⸗ 
tionspartei kommt. Sie haben es ja doch in der 
Hand, zu bewilligen, Sie haben die Mehrheit, die 
Oppoſition bewilligt doch nicht gegen Ihren Wil⸗ 
len, gegen den Willen der Mehrheit gibt es keine 
Ausgaben. Derartige Bemerkungen ſind alſo 
überflüſſig und wenn Sie nach Pflicht und Ge⸗ 
wiſſen, nach Ihrer innerſten Ueberzeugung, die 
ein Abgeordneter doch haben ſoll, der Auffaſſung 
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dann hat der Finanzrat einen Sinn, wenn in ihm (C) 


Sachkenner verſammelt ſind, die die Regierung 
beraten und die evtl. dem Parlament, welches 
über allzu viele Sachkenner auf den einzelnen Ge⸗ 
bieten ja doch auch nicht verfügt, als Beratung 
Nur unter dieſen Umſtänden iſt der Fi⸗ 
nanzrat überhaupt ein aufrecht zu erhaltendes 
Gebilde. 

Wenn die Regierung uns proponiert, auch den 
Richter wahlausſchuß abzuändern, jo be⸗ 
grüßen wir dieſe Anſicht ebenfalls. Der Richter⸗ 
wahlausſchuß, der ſeinerzeit auf die Forderung der 
linken Seite geſchaffen wurde, die Wahl der Rich⸗ 
ter ſolle durch das Volk erfolgen, hat ſich zu einem 
einſeitigen Inſtrument der Deutſchnationalen 
Volkspartei herausgebildet. Es iſt kein Zufall, 
daß in Danzig Urteile geſprochen werden und eine 
Verſtändnisloſigkeit beim Richtertum herrſcht, ſo 
daß wir bedauerlicherweiſe auch hier in Danzig 
von einer ſehr erheblichen Vertrauenskriſe zur Ju⸗ 
ſtiz ſprechen können. (Sehr richtig! links.) Das iſt 
keine Eigenart der deutſchen Länder und des Rei⸗ 
ches, ſondern wir haben dieſe Eigenſchaften be⸗ 
dauerlicherweiſe nach Danzig übernommen. Es 
iſt höchſte Zeit, daß in der Bevölkerung wiederum 
das Vertrauen zur Juſtiz zurückkehrt. Aus dieſem 
Grunde iſt es notwendig, daß der Richterwahlaus⸗ 
ſchuß eine Ambildung erfährt. Am zweckmäßigſten 
würde es ſein, wenn die Männer, die das Parla⸗ 
ment für würdig erachtet, die Regierungsgeſchäfte 
zu führen, auch diejenigen Männer beſtimmen und 
auswählen würde, welche im Namen des Volkes 
das Recht ſprechen. (Abg. Dr. Kamnitzer: Das ſoll 
auch geſchehen!) Ich freue mich, daß das geſchehen 
ſoll, Herr Dr. Kamnitzer. 

Wenn die Regierung weiter beabſichtigt, der 
Stadtgemeinde Danzig die Selbſtver⸗ 
waltung wiederzugeben, ſo begrüßen wir das. Wir 
haben von Beginn der Freien Stadt an bei der 
Schaffung der Verfaſſung verlangt, daß man dem 
größten Gemeinweſen innerhalb der Freien Stadt 
das geben ſolle, was jede kleine Gemeinde hat, die 
Selbſtverwaltung. Vor allem muß geändert wer⸗ 
den, daß der ganze Volkstag die Vertreter der 
Stadt Danzig wählt. Der Volkstag hat unter 
ſeinen 120 Abgeordneten Mitglieder aus allen 
Winkeln des Freiſtaats, denn jede Partei legt 
doch Wert darauf, möglichſt aus jedem Kaff Ver⸗ 
treter hier anweſend zu haben, da ſonſt die Be⸗ 
fürchtung beſteht, daß die Geſetzgebung nicht ord⸗ 
nungsmäßig vor ſich geht. Alle dieſe Kräfte wäh⸗ 
len die Stadtbürgerſchaft. Es iſt alſo notwendig, 
daß eine Aenderung eintritt. Ich bin dabei aber 
anderer Meinung als Herr Senator und Abg. 
Siebenfreund, der heute die Ehre hatte, in dieſem 


ſind, daß in einem Geſetz Verpflichtungen über⸗ Hauſe zum erſten Mal zu ſprechen, dabei aber über⸗ 


nommen und Ausgaben gemacht werden ſollen, 
dann iſt es unmöglich, daß Leute, die unverant⸗ 
wortlich ſind, die tun und laſſen können, was ſie 
wollen, den Beſchluß des Parlaments und der die⸗ 
ſen Beſchluß ſanktionierenden Regierung einfach 
über den Haufen werfen. Ich ſagte, wir begrüßen 
es, daß in dieſer Beziehung eine Aenderung ein⸗ 
tritt. Wenn der Finanzrat beſtehen bleibt, muß 
er ein mit Parlament und Regierung homogenes 
Inſtrument ſein, aus Sachverſtändigen zuſammen⸗ 
geſetzt. (Abg. Dr. Kamnitzer: Sehr richtig!) Nur 


ſah, daß es nicht Sitte iſt, mit der Preſſe von die⸗ 


ſer Stelle aus zu polemiſteren, ſondern nur zum 
Hauſe zu ſprechen und ſich mit der Regierung aus⸗ 
einanderzuſetzen. Herr Siebenfreund irrte, wenn 
er glaubt, daß dieſe Aenderung durch ein einfaches 
Geſetz zu machen geht. Sie iſt nur mit einer Ver⸗ 
faſſungsänderung durchzuführen. Er ſcheint die 
Verfaſſung noch nicht eingehend durchgeleſen zu 
haben, obgleich er ſchon einmal Senator war. Bei 
ſorgfältigem Studium der Verfaſſung würde ihm 
das in die Augen fallen, und er würde derartige 
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Bemerkungen nicht machen. Wir müſſen alſo die 
Aenderung der Stadtbürgerſchaftsfragen in die 
Verfaſſung hineinnehmen. Meine Partei wird 
dieſen beabſichtigten Aenderungen zuſtimmen, 
wenn wir auch in der einen oder anderen Frage 
lieber geſehen hätten, daß die Wünſche auf Ver⸗ 
kleinerung des Senats in der andern Form durch⸗ 
geführt wären. 

Die Hauptſache iſt aber, daß der Senat ver⸗ 
antwortlich gemacht wird und daß wir eine Auf⸗ 
löſungsmöglichkeit des Volkstags bekommen. 
Wenn in dieſen Kardinalfragen eine Aenderung 
durchgeſetzt wird, wird man ſich zufrieden geben 
müſſen. Man kann ſchließlich nicht alles verlan⸗ 
gen, ſondern muß auch kleine Konzeſſionen machen. 
Der Herr Abg. Brill, der geſtern hier für die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion ſprach, machte bei der 
Beſprechung der Verfaſſungsfragen eine Bemer⸗ 
kung, die mir ſehr intereſſant war. Er ſagte näm⸗ 
lich, ohne Verkleinerung des Senats keine Ver⸗ 
kleinerung des Volkstags. Das iſt eine Theſe, die 
mir bekannt iſt. Sie werden aber aus dem glei⸗ 
chen Grunde verſtehen, wenn wir unſererſeits von 
der Zuſtimmung zur Verfaſſungsänderung eben⸗ 
falls eine kleine Angelegenheit abhängig machen 
und wenn wir jagen, ohne Erfüllung unſeres 
Wunſches keine Verfaſſungsänderung. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Das iſt doch etwas ganz anderes!) 
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ten hätte. Nachdem wir durch die Revolution 1918 
zu einem demokratiſchen Staatsweſen geworden 
ſind, in dem jeder Staatsbürger gleiche Rechte 
hat, (Haben ſoll! bei den Kommuniſten.) 
theoretiſch und nach dem Geſetz hat er ſie, die an⸗ 
dere Frage laute, ob auch nach dem Portemonnaie 
— iſt es ein Ding der Unmöglichkeit, das Volk in 
Bürger und Nichtbürger zu trennen. Es iſt eine 
Ueberheblichkeit, ſagen zu wollen, daß alle, die 
von dieſem Strich nach links ſitzen, etwa Nicht⸗ 
bürger ſind. Wir wollen doch dieſen unſinnigen 
Ausdruck Bürger heute nicht mehr aufrecht er⸗ 
halten. Wir haben Staatsangehörige mit gleichen 
Rechten und Pflichten, trennen wir uns nicht in 
ein Heer von Bürgern und Nichtbürgern. (Zuruf 
des Abg. Schwegmann.) Dann ſeien Sie und die 
andern Parteien ſo ehrlich, auszuſprechen, daß 
Sie zwiſchen Parteien, die auf privatkapitaliſti⸗ 
ſchem Boden ſtehen und Parteien, die auf ſoziali⸗ 
ſtiſchem oder, wie Sie es nennen, marxiſtiſchem 
Boden ſtehen, unterſcheiden. Reden Sie aber nicht 
von Bürgern und Nichtbürgern. Die Sozialdemo⸗ 
kraten und die Kommuniſten ſind genau ſo gute 
Bürger wie die Deutſchnationalen und die Natio⸗ 
nalliberalen. Wenn Sie geſtern die Rede des 
Herrn Abg. Raſchke, die ſo viel Weſensgemeines 
mit den Ausführungen der Deutſchnationalen 
hatte (Heiterkeit) angehört hätten, dann würden 


Wenn Sie mit überlegener Miene ſagen, das iſt Sie zugeben müſſen, daß die Kommuniſten ebenſo 


doch etwas anderes, ſo macht das Ihrer juriſti⸗ gute Bürger ſind, wie Sie. 


ſchen Spitzfindigkeit und Ihrem Feingefühl alle 
Ehre. (Abg. Arczynſki: Das iſt nicht dasſelbe!) 
In der Politik gibt es nicht „das iſt dasſelbe und 
iſt etwas anderes“, ſondern in der Politik, die ein 
Geſchäft darſtellt, gibt es den Brauch: „Wenn Du 
Münſche haſt und für die Erfüllung Deiner Wün⸗ 
ſche die Zuſtimmung von Nachbarparteien 
brauchſt, dann mußt Du in der Frage, die die an⸗ 
deren gern erfüllt ſehen möchten, nachgeben. Sie 
haben ja Praxis darin. Sie haben in der Si⸗ 
multanſchulfrage dem Zentrum nachgegeben. Sie 
haben doch in der Wahl verkündet: Von der Si⸗ 
multanſchule gehen wir nicht ab. (Weltliche 
Schule! links.) Von der weltlichen Schule haben 
Sie nicht geſprochen. Die Vorlage des Abg. Klin⸗ 
genberg verlangte die Simultanſchule. Wegen des 
Schulhauſes in Ohra ließen Sie nennenswerte 
geſetzgeberiſche Arbeit nicht weiter kommen. Das 
war Ihr gutes Recht, denn Sie wollten ja in der 
Simultanſchulfrage einen Erfolg erzielen. Jetzt, 
aber, da Sie ſich mit dem Zentrum vereinigt ha⸗ 
ben, geben Sie in dieſer Frage reſtlos nach. Es 
bleibt alles beim alten. Die Liberale Partei, die 
aus der vorigen Koalition wegen dieſer Frage 


Die Kommuniſten 
wollen nach Deutſchland zurück, Sie (nach rechts) 
wollen nach Deutſchland zurück, das ganze Haus 
möchte nach Deutſchland zurück. Weshalb zanken 
Sie ſich und bewerfen Sie ſich mit dem Schmutz⸗ 
titel des Bürgers. Ich bitte, dieſe Unterſcheidung 
zu unterlaſſen. Wenn Sie unterſcheiden wollen 
zwiſchen privatkapitaliſtiſchen Anhängern und 
ſozialiſtiſchen Anhängern, ſo tun Sie es. In 
dieſer Form aber ſcheiden Sie nicht zwi⸗ 
ſchen Bürger und Nicht⸗Bürgern.! Daß die 
ſogenannte bürgerliche Regierung nicht zuſtande 
gekommen iſt, die unabhängig von ſogenannten 
marxiſtiſchen Elementen iſt, glaube ich, liegt in 
der Hauptſache an der Deutſch⸗Liberalen Partei; 
hätte ſich die Deutſchnationale Partei in der 
vergangenen Periode nicht ſo irrſinnig gegenüber 
den andern Parteien benommen, dann wäre die 
Möglichkeit einer Koalition nach rechts durch alle 
ſogenannten bürgerlichen Parteien vielleicht mög⸗ 
lich geweſen. Aber, wenn Sie die liberalen Kreiſe, 
ſoweit ſie vorhanden ſind, in gröblichſter Form be⸗ 
ſchimpfen, wenn Sie einzelne Vertreter der Par⸗ 
teien in der gemeinſten Weiſe verfolgen, dann 
können Sie jetzt nicht plötzlich verlangen, daß eine 


ausſchied, gibt auch nach. M. D. u. H.! Iſt denn 
die Ehre, Senator der Freien Stadt zu werden, 
ſo groß, daß man politiſche Prinzipien aufgibt, die 
man im Wahlkampf mit großer Zähigkeit und Be⸗ 
redſamkeit verfochten hat? 
ſtändnis dafür. Leider ſind die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe hier ſo, daß eine Koalition ohne das 
Zentrum weder nach links noch nach rechts gebil⸗ 
det werden kann. Die Möglichkeit beſtände, wenn 
die Nationalliberale Bürgerpartei ſich nicht im 
Wahlkampf und auch ſonſt einſeitig nach rechts 
feſtgelegt und im Jahre 1928 von dieſer Stelle 
aus eine Vorleſung über das Bürgertum gehal⸗ 


5 


Ich habe kein Ver⸗ h 


Koalition mit Ihnen zuſtande kommen ſoll, weil 
derjenige, der nicht gut haſſen kann, auch nicht 
lieben kann. Eine ſo liebloſe Ehe, wie ſie uns 
geſtern hier der Abg. Weiß vor Augen geführt 
hatte, würde in einer ſogenannten bürgerlichen 
Koalition wirklich keinen Wert haben. Dann 
überlaſſen wir die Bildung der Regierung und 
Führung der Geſchäfte lieber der Vernunftehe, 
wo der eine Partner gern und freudig bei der 
Sache iſt, der andere die kalte Seite zeigt und ſich 
ſchon am erſten Tage einen Erſatzmann ausſucht 
und der dritte Partner in der Frage des Finanz⸗ 
rats und einzelnen anderen Dingen, wie Herr 
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Abg. Siebenfreund das ad oculus demonſtriert⸗ 


Ih eigentlich noch nicht ganz weiß, was er machen 
will. 

Die Frage der Verfaſſungsänderung wird aber 
nicht an der Klärung einzelner anderer Dinge 
Halt machen dürfen. Ich vermute in der Regie⸗ 
rungserklärung eine Ankündigung, daß das 
Senatorenpenſionsgeſetz einer Aenderung unter⸗ 
zogen werden ſoll. Wir können uns in Danzig 
doch nicht den Luxus leiſten. Wenn die Herren 
Senatoren nicht wiedergewählt werden oder in 
Zukunft in einem parlamentariſchen Syſtem eine 
Abberufung der bezahlten Kräfte erfolgt, ich be⸗ 
tonte ſchon aus welchen Gründen dieſe Herren 


oder Damen, falls ſie gewählt werden, bezahlt, 


werden müßten, dann iſt es ein Ding der Unmög⸗ 
lichkeit, daß ſie etwa mit 50 Prozent ihres Gehal⸗ 
tes in den Ruheſtand gehen. Wo iſt Herr Dumont, 
gut, daß Sie mich daran erinnern! Wir wollen 
doch nicht ein Gleiches erleben, wie mit den nicht 
in den Senat übernommenen Stadträten, die 
neben einer guten Anwaltspraxis und einem 
Notariat auch noch ihre vollen Bezüge als frü⸗ 
herer Stadtrat haben. Ich glaube, daß wir an der 
bisherigen Penſionierung eines Senators ziemlich 
genug haben. Ich weiß nicht, ob Herr Dr. Leske 
auch noch Penſion bezieht, es iſt wohl nicht wahr⸗ 
ſcheinlich. (Zuruf vom Regierungstiſch.) Da er in 
ein anderes Amt übergetreten iſt, wird eine Aende⸗ 
rung in dieſer Beziehung unbedingt notwendig. 
Wenn ich eine kleine Anregung geben darf, 

ſo würde ich empfehlen, da wir ja den bisherigen 
Senatoren ihre ſogenannten wohlerworbenen 
Rechte nicht nehmen können, es ſei denn, daß an 
dieſen wohlerworbenen Rechten auch endlich ver⸗ 
faſſungsmäßig gerüttelt würde, damit der Staat 
nicht zugrunde geht, daß man Herren, die abbe⸗ 
rufen werden, für die Uebergangszeit eines 
Vierteljahres die bisherigen Bezüge läßt. Ich teile 
nicht die Auffaſſung, daß wir nicht tüchtige Sena⸗ 
toren unter dem parlamentariſchen Syſtem in Zu⸗ 
kunft erhalten würden. Ich bin der Auffaſſung, 
daß das Beamten⸗Senatsweſen in der Form, wie 
es jetzt 8 Jahre beſtanden hat, ein Krebsſchaden 
geweſen iſt und daß mit dem Syſtem der Oberbür⸗ 
germeiſter einmal gründlich in den Staatsregie⸗ 
rungen aufgeräumt werden müſſe. Wir haben ein 
abſchreckendes Beiſpiel in Danzig erlebt. Ein zwei⸗ 
tes abſchreckendes Beiſpiel für das Kleben an dem 
Poſten bietet der Reichskanzler a. D. Dr. Luther, 
den wir hier in Danzig letztens als großes Tier, 
von den Danziger Neueſten Nachrichten und der 
Nationalliberalen Bürgerpartei geſchoben, bewun⸗ 
dern durften. Wenn jemand, und das ſcheint eine 
Gigenart der Oberbürgermeiſter zu fein, an ſeinem 
Poſten klebt, dann ſind es dieſe Leute, die in einer 
Zwitterſtellung groß geworden ſind, halb Staats⸗ 
beamter, den Anweiſungen der Staatsregierungen 
verantwortlich, halb Kommunalbeamter, mit 
Selbſtverwaltung und einer ziemlich erheblichen 


Machtvollkommenheit ausgeſtattet. Wenn es ſich 


der Danziger Senatspräſident kürzlich im Haupt⸗ 
ausſchuß leiſten konnte, wie Muſſolini diktatorisch 
zu erklären, das wird ſo und ſo gemacht, dann iſt 
es höchſte Zeit, daß dies Syſtem geändert wird. 
Wenn Leute, die die Leitung von Staatsgeſchäften 
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übernehmen wollen, ſich die kleinliche Frage vor⸗ 
legen, ob ſie fähig und tüchtig genug ſind, im 
Leben ihren Mann zu ſtehen und eine Exiſtenz zu 
gründen, ſo haben dieſe Leute auf ſolchen Poſten 
keine Exiſtenzberechtigung. Von Leuten, die ſich 
zur Leitung eines Staats berufen fühlen, muß ich 
verlangen, daß ſie allen Lebenslagen gewachſen 
ſind und auch, wenn ſie ihr bisheriges Amt ver⸗ 
lieren, ebenſo gut im Leben vorwärts kommen. 

Die Umbeſetzung des Hafenausſchuſſes ver⸗ 
miſſe ich in der Regierungserklärung. Das gleiche, 
was für den Finanzrat gilt, muß auch für den 
Hafenausſchuß gelten. Wenn der Hafenausſchuß 
auch die Weiſungen der Regierung zu befolgen 
hat, ſo ſind doch im Hafenausſchuß einige Perſön⸗ 
lichkeiten der früheren Koalition oder vielmehr 
der deutſchnationalen Koalition, und dieſe Herren 
ſabotieren abſichtlich und ſyſtematiſch die Beſtim⸗ 
mungen und Anordnungen der Danziger Regie⸗ 
rung. Der Hafenausſchuß iſt überhaupt ein Kapi⸗ 
tel, das ich ſpäter noch bei der Frage der Wirt⸗ 
ſchaft behandeln werde. Es wird alſo auch not⸗ 
wendig, daß der Hafenausſchuß mit Perſönlich⸗ 
keiten beſetzt iſt, die mit der Regierung und der 
gegenwärtigen Koalition übereinſtimmen und 
die Anordnungen ihrer Regierung befolgen. 

Dann vermiſſe ich in der Regierungserklärung 
auch jede Bemerkung über unſere Juſtiz. Ich deu⸗ 
tete ſchon vorhin an, daß wir in Danzig eine ſehr 
erhebliche Juſtizkriſe haben und daß das Ver⸗ 
trauen zur Juſtiz ſtark geſchwunden iſt. Wo 
bleiben die Schwurgerichte, die uns nach den 
Worten des Herrn Abg. Dr. Kamnitzer die vorige 
Regierung durch Verfaſſungsbruch geſtohlen hat? 
Herr Dr. Zint, werden Sie in der jetzigen Re⸗ 
gierung Ihr Beſtes tun, um die Schwurgerichte, 
die zu erkämpfen unſere Vorväter vor 80 Jahren 
in Berlin und anderen Städten auf die 
Barrikaden gingen, werden Sie in dieſer 
Koalition dafür eintreten, daß dem Geſetz Genüge 
geſchieht, der verfaſſungsmäßige Zuſtand wieder 
hergeſtellt wird und die durch Verordnung rechts⸗ 
und verfaſſungswidrig abgeänderte Strafprozeß⸗ 
ordnung und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz wie⸗ 
darum in Ordnung gebracht werden? Werden 
Sie uns den Einzelrichter beſeitigen, der geradezu 
irrſinnige Urteile in Danzig fällt? (Zuruf des 
Abg. Schwegmann.) Herr Abg. Schwegmann, Sie 
haben das juriſtiſche Staatsexamen abgelegt. Bei 
Ihnen darf ich vorausſetzen, daß Sie noch nicht 
joweit verkaufmannt find, daß Sie ſich ganz von 
der Jurispudenz entfernt haben. Dürfen wir die 
Erweiterung des Laienelements erwarten, welche 
man uns verfaſſungswidrig genommen hat? In 
der Regierungserklärung iſt darüber nichts geſagt. 
Ich hoffe, daß die Regierung und die Koalitions⸗ 
parteien ſtark genug ſein werden, in dieſer Be⸗ 
ziehung den früheren Zuſtand wieder herzuſtellen, 
ſoweit er in der Frage des Schlichtungsweſens 
gegenüber dem jetzigen nicht Verſchlechterungen 
bedeutet. 

Die Regierung verheißt uns einen Abbau der 
Beamten. 400 Beamte ſollen noch im Laufe die⸗ 
ſes Jahres abgebaut werden. Ich fürchte aber, daß 
der Abbau, wenn man ihn auf 400 beſchränkt, nur 
Scheuerfrauen und ähnliche Beamte und Beam⸗ 


tinnen umfaßt. Der Danziger Staat kann die 
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Laſten für die Beamten nicht mehr tragen. Ich 
glaube, daß wir immer noch zuviel Beamte haben 
und nicht nur ſchlecht bezahlte, ſondern gerade 
Herren mit hohem Gehalt. In dieſer Beziehung 
müßte etwas Grundlegendes geſchehen. Nach 
meiner Meinung geht das nur im Wege der Ver⸗ 
waltungsreform und nicht ſo, wie ſich die vorige 
Regierung das dachte, daß ſie irgend einen Regie⸗ 
rungsrat als Sparkommiſſar beſtimmte, ſondern 
dadurch, daß die verantwortlichen Senatoren ſelbſt 


in ihren Dezernaten aufräumen. Wenn das ge⸗ 


ſchähe, wenn ſich die hauptamtlichen Senatoren, 
die anſcheinend dafür bezahlt werden, daß ſie ſich 
in ihren Senatorenſeſſeln wälzen, um die ihnen 
unterſtellte Behörde etwas mehr kümmerten, 
dann brauchten wir uns nicht den Kopf über die 
Kette von Defraudationen zu zerbrechen. Dann 
würde der zuſtändige Senator geſehen haben, daß 
ſeine Beamten in der Schmiedegaſſe in einer 
Kneipe, genannt „Der blaue Affe“, ſitzen. Dann 
würde Herr Senator Dr. Volkmann feſtgeſtellt 
haben, daß ſeine Beamten auf der Steuerbehörde, 
wenn er ſie ſucht, nicht da ſind, ſondern in einer 
benachbarten Kneipe ſitzen. Dann würde er er⸗ 


mittelt haben, daß auch bei anderen Behörden 


grober Unfug getrieben wird. Er würde beiſpiels⸗ 
weiſe geſehen haben, daß an verſchiedenen Büro⸗ 
türen des Zollamts kleine Bilderchen mit anti⸗ 
ſemitiſchen Bemerkungen hängen, die hinten gum⸗ 


miert und leicht anzukleben ſind. Er würde weiter 


feſtſtellen, daß in vielen Behörden Karten geſpielt 
und ähnliches getrieben wird. Er würde ſogar ge⸗ 
ſehen haben, daß die Oberregierungsräte und 


() Richter um 10 Uhr kommen und um 1 Uhr weg⸗ 


gehen. Alle dieſe Dinge würde Herr Senator Dr. 
Volkmann feſtgeſtellt haben, wenn er in ſe in 
Finanzdezernat Einblick genommen hätte. Dann 
würde es nicht paſſieren, daß wir dauernd mit 
Unterſchlagungen in Oliva, Sparkaſſe 
Höhe, Städtiſche Sparkaſſe, Steueramt, und jetzt 
beim Zollamt in Atem gehalten werden. Man 
ſagt, Herr Senator Dr. Volkmann ſei dafür nicht 
verantwortlich. Wenn einem Geſchäftsmann jo 
etwas paſſiert, dann iſt er dafür verantwortlich. 
In Danzig iſt der Finanzsenator dafür nicht ver⸗ 
antwortlich; denn es ſteht in der Verfaſſung, daß 
er überhaupt nicht verantwortlich iſt. Wenn dort 
ſo etwas auch ſteht, ſo iſt er doch moraliſch dafür 
verantwortlich, daß er weiß, was in ſeinem Reſſort 
vorgeht. Sonſt ſoll er lieber nach Zoppot gehen 
und Ausgrabungen machen. Das iſt weſentlich 
beſſer, als wenn er in ſeinem Seſſel ſitzt und von 
der Außenwelt nichts erfährt. Ich mache den Herrn 
Finanzſenator für alle Schäden, die die Unter: 


ſchlagungen der letzten Zeit mit ſich gebracht 


haben, verantwortlich. Wenn er ſein Vermögen in 
Danzig hätte, wäre ich dafür, daß es beſchlag⸗ 
nahmt würde. Er war verantwortlich und mußte 
Vorſorge treffen, daß ſich derartige Dinge nicht 
ereignen konnten. Wie iſt es möglich, daß dieſe 
roten Zollſchecks, nachdem ſie einmal in die 
Staatskaſſe gefloſſen waren, unentwertet in einen 
großen Schrank gelegt und erneut in den Verkehr 
gebracht wurden? Das konnte nur paſſieren, weil 
derjenige, der unſere Finanzabteilung leitet, von 
den Betrieb keine Ahnung hat und ſich auch keine 
Mühe gegeben hat, hineinzuſehen. 


Danziger 
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Ich ſagte, eine Verwaltungsreform würde 
einen Abbau der Beamten über den Rahmen der 
vorgeſehenen Ziffer von 400 hinaus herbeiführen. 
Wenn wir nicht eines ſchönen Tages feſtſtellen 
wollen, daß wir zahlungsunfähig ſind, dann 
bleibt weiter nichts übrig, als den gewaltigen 
Gehaltsetat für die Beamtenſchaft einer erheb⸗ 
lichen Reduktion zu unterziehen. Danzig iſt wohl 
ein Staat, der ausſchließlich geſchaffen wurde, um 
6000 bis 7000 Beamte zu ernähren! Dieſer Staat 
hat keine anderen Aufgaben zu erfüllen. Es ge⸗ 
ſchieht auch nichts anderes. Keine wirklich der 
Allgemeinheit dienenden Bauten oder irgend⸗ 
welche anderen Dinge werden geſchaffen. Wir er⸗ 
ſchöpfen uns ausſchließlich in der Frage der Ge⸗ 
hälter für die Beamten oder wie wir eine Steuer 
aufheben, um eine andere zu ſchaffen. 

Ueber die Finanzen hat uns die Regierung 
keine Erklärung abgegeben. Das iſt ein Zeichen 
dafür, daß eine Verworrenheit in der Danziger 
Finanzverwaltung zu herrſchen ſcheint, ſo daß es 
während 6 Wochen nicht möglich iſt, Klarheit über 
dieſe Dinge zu ſchaffen. Aus dem Munde des Herrn 
Schwegmann haben wir gehört, daß die Finanzen 
in Ordnung hinterlaſſen wurden. Ich erinnere 
mich wohl richtig, Herr Senftleben? Ich glaube, 
daß die neue Regierung uns in Kürze erklären 
wird, daß eine ganz gewaltige Unterbilanz vor: 
handen iſt. Die Differenz, die ſeinerzeit zwiſchen 
der Erklärung des Herrn Dr. Ziehm und der des 
Herrn Gehl bezüglich der Aebernahme der Re⸗ 
gierungsgeſchäfte durch die damalige Linkskoali⸗ 
tion lag, war ſo groß, daß man ſich um die Lap⸗ 
palie von 15 Millionen ſtritt. Es wäre deshalb 
gut, wenn wir bald einen Bericht über die Finanz⸗ 
lage erhielten. 

Was die Steuerfrage anbetrifft, ſo hat ſich die 
Regieru⸗ In rer er na fan nn me ‚ 
Regierung in ihrer Erklärung jehr, ſehr vorſichtig 
ausgedrückt. Wir haben eigentlich nichts über 
dieſe Dinge gehört. Wir wiſſen, daß am 1. April 
die Umſatzſteuer aufgehoben werden ſoll. Als alle 
Parteien für die Aufhebung dieſer Steuer ein⸗ 
traten, iſt es wohl niemand eingefallen, daran zu 
denken, eine neue Steuer zu ſchaffen, um den 
Kommunen für die 4 Millionen einen Erſatz zu 
bieten. Wir waren vielmehr der Anſicht, daß die 
Kommunen, die früher ohne die Umſatzſteuer aus⸗ 
kamen, in Zukunft durch Erſparniſſe ohne dieſe 
Steuer auskommen könnten. Jetzt beabſichtigt die 
Regierung, den Ausfall durch eine neue Steuer zu 
decken. Sie will die großen Geſchäftsläden, die 
über 150 Gulden Miete koſten, mit einer 10prozen⸗ 
tigen Steuer belegen. Nach den Erklärungen, die 
Herr Gehl abgegeben hat und nach dem verleſenen 
Protokoll der drei Koalitionsparteien iſt das ſo, 
Herr Jewelowſki, auch wenn Sie zufällig mit dem 
Kopf ſchütteln. Ich freue mich, daß ſich die Regie⸗ 
rung inzwiſchen eines beſſeren beſonnen hat und 
daß Sie dieſe 10prozentige Steuer nicht erheben 
wollen. Ich würde eine derartige Abſicht bedau⸗ 
ern; denn gerade die Geſchäfte, die in Danzig auf 
den Konſum angewieſen ſind, ſind bei der geringen 
Kaufkraft der Bevölkerung, die am geſtrigen Tage 
auch von dem Vertreter der Sozialdemokraten er⸗ 
wähnt wurde, auf ſo beſchränkte Umſätze ange⸗ 
wieſen, daß jede neue Belaſtung außerordentlich 
beſchwerlich wirkt. Sie ſehnen ſich danach, daß ſie 
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von dieſer Laſt befreit werden. Ich bin begierig, 
aus der ſpäter folgenden Erklärung des Senats⸗ 
vizepräſidenten Gehl zu hören, ob in dieſer Bezie⸗ 
hung eine Aenderung der Regierungsabſichten 
eingetreten iſt. 

Die Gewerbeſteuerbelaſtung ſoll nach dem 
Schreiben der Regierung anſcheinend nicht einer 
Aenderung unterzogen werden. Es wäre dringend 
notwendig, daß gerade in dieſer Beziehung eine 
Aenderung vorgenommen wird. Die Gewerbe⸗ 
ſteuer, die heute eine zweite Einkommenſteuer iſt, 
wird erhoben, wenn jemand eine erhebliche An⸗ 
zahl bon Arbeitskräften und Angeſtellten beſchäf⸗ 
tigt und läßt ſich in der heutigen Form nicht auf⸗ 
rechterhalten, ſie muß ermäßigt werden. Darüber 
ſchweigt ſich die Regierung aus. Sie konnte auch 
noch nichts ſagen, weil der Herr Finanzſenator 
diefer Regierung die kalte Schulter zeigt und ſich 
ee in feinem Boudoir eingeſchloſſen 
hatte. 

In der Frage der Sozialpolitik teilen wir die 


Auffaſſungen der Regierungsparteien und werden 


ſie bei den uns vorzulegenden Geſetzen, die ſich 
im Rahmen der verfaljungsmäßigen Beſtim⸗ 
mungen halten, unterſtützen. Wir ſind der Auf⸗ 
faſſung, daß die Arbeiterſchaft ein Anrecht auf den 


Schutz der Arbeitskraft und eine angemeſſene Le⸗ 


benshaltung hat und daß alles das, was die Ver⸗ 
faſſung der Arbeiterſchaft verſprochen hat, nun 
endlich im Wege der Geſetzgebung geſchaffen wer⸗ 
den muß und nicht ähnlich, wie man in der preu⸗ 
ßiſchen Verfaſſung 1850 viel verſprochen hat, auch 
die Miniſterverantwortlichkeit, die man aber bis 
zum Ausbruch der Revolution noch nicht verwirk⸗ 
licht hatte. Wir behalten uns bei Vorlage der Ge⸗ 
ſetze ſebſtverſtändlich Prüfung vor und werden, ſo⸗ 


fern nicht Experimente irgend welcher Art ge⸗ 


macht werden, ihnen dann unſere Zustimmung 
geben. 

Was nun die Wohnungszwangswirtſchaft und 
die Wohnungswirtſchaft anbetrifft, ſo iſt die Er⸗ 
klärung der Regierung darüber ziemlich nichts⸗ 
ſagend. Die Regierung ſagt, ſie wollte das jetzige 


Geſetz zunächſt über den 1. April verlängern und 


würde dann ſpäter ein Wohnungswirtſchaftsgeſetz 
vorlegen. Hat die Regierung ihre Abſichten, die 
ebenfalls ſchriftlich fixiert waren, in dieſer Frage 
auch geändert? Hat die Regierung die Abſicht, die 
Zwangswirtſchaft im Wohnungsweſen noch zehn 
Jahre beſtehen zu laſſen, inzwiſchen aufgegeben? 
Hat die Regierung inzwiſchen die Abſicht aufge⸗ 
geben, die Miete über 100 auf 115 Prozent zu 
ſteigern? Wir ſind begierig, alles dies zu erfah⸗ 
ren. Uns iſt offiziell mitgeteilt worden, daß man 
in den nächſten drei Jahren die Miete auf 102, 
103 Prozent ſteigern will, in weiteren 6 Jahren 
um je 2 Prozent auf 115 Prozent und daß man in 
10 Jahren auf 100 Prozent Miete kommen ſoll, 
die dem Hauswirt zufließen. Nachdem die Frage 
der Mieterhöhung im Wahlkampf eine große 


Rolle geſpielt hat und die Sozialdemokratiſche 
Fraktion mit der Parole „keinen Pfennig mehr 
als 100 Prozent Miete“ 12 Mandate eroberte, 
frage ich, wer um Gotteswillen der Sozialdemoz 
kratiſchen Fraktion den Zwang auferlegt hat, ihre 

heiligen Wahlverſprechungen und feſte Abſicht, 
nicht über 100 Prozent Miete hinauszugehen, 
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aufzugeben und der Arbeiterſchaft ſukzeſſive die 
15prozentige Mehrmiete in 10 Jahren zuzumuten. 
(Die Senatorenſeſſel! bei den Kommuniſten.) 
Meine Partei hat den Wunſch, mehr als 100 Pro⸗ 
zent der Friedensmiete zu erhalten, nicht ausge⸗ 
ſprochen. Der Abg. Dr. Blavier, mein Kollege, 
hat hier häufig betont, daß wir und die Partei 
als ſolche verlangen, daß das, worauf der Grund⸗ 
beſitz mit Fug und Recht Anſpruch hat, ihm teil⸗ 
haftig wird und daß ihm 100 Prozent der Frie⸗ 
densmiete zufließen ſollen. Vor allem jollte, nach⸗ 
dem ein genügendes Angebot an Wohnungen vor⸗ 
handen iſt, die Zwangswirtſchaft aufgehoben wer⸗ 
den. Ich frage, ob es vielleicht auch das Zentrum 
war, das ein Intereſſe daran hatte, die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei von ihren heiligen Wahlver⸗ 
ſprechungen und ihren feſten Grundſätzen abzu⸗ 
bringen. Ich glaube, daß Sie es nicht nötig 
hatten, in dieſer Frage Ihre Wahlverſprechungen 
über den Haufen zu werfen. Es war nur nötig, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei dafür ſorgt, daß 
in Kürze genügend Wohnungen hergeſtellt wer⸗ 
den, daß die große Nachfrage beſeitigt wird und 
alsdann den Wirten ihr Eigentum, die Freizügig⸗ 
keit zuteil wird, die jedem anderen mit ſeinem 
Eigentum zur Verfügung jteht. Es iſt unmoraliſch, 
wenn man dem Beſitzer mobiler Werte volle Be⸗ 
wegungsfreiheit läßt und ausgerechnet einen ein⸗ 
zigen Beruf oder Stand unter eine mehrjährige 
über 1 Dezennien hinausgehende Zwangsmaß⸗ 
nahme ſtellt, die gegen unſere Verfaſſung verſtößt 
und verfaſſungswidrig iſt. Wenn die Rgierung 
erklärt hätte, ſie wolle in 1, 2 Jahren aus aufzu⸗ 
nehmenden Anleihemitteln der freien Wirtſchaft 
zweite Hypotheken zur Verfügung ſtellen, um in 
aller Kürze die angeblich fehlenden 4 bis 5000 
Wohnungen zu ſchaffen, dann ließe ſich die Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft a tempo beſeitigen. Für 
den Zinsfuß, den man für die verbilligten zweiten 
Hypotheken aufzuwenden hätte, würde der Staat 
bei einer Anleihe von 30 Millionen Gulden 1¼ 
Millionen benötigen, was einer etwa 5 bis 7pro⸗ 
zentigen Wohnungsbauabgabe gleichkäme. Die 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei iſt bereit, auf eine 
10prozentige Abgabe zum Zwecke dieſer Zuſatzver⸗ 
zinſung einzugehen. Sie iſt bereit, wenn man 
bald dem Haus: und Grundbeſitz die 90prozentige 
Miete gewährt und aus Anleihen der freien 
Wirtſchaft zweite Hypotheken zum verbilligten 
Zinsſatz zur Verfügung ſtellt, die Zuſchußzinſen 
aus einer anteiligen Rate von den Mieten, die 
ih im Rahmen von etwa 2 Prozent bewegen, mit 
der Koalition zu arbeiten. Nach meinen Feſtſtel⸗ 
lungen kommen wir dann bei den heutigen Bau⸗ 
preiſen und Bauwerten auf abſolut erträgliche 
Mieten. Wenn Sie eine Drei⸗ Zimmerwohnung 
mit 100 Quadratmeter Bodenfläche, mit geräu⸗ 
miger Kammer, mit geräumiger Küche, mit 
Etagenheizung und allem Komfort für den Preis 
von 80 bis 85 Danziger Gulden herſtellen können, 
alſo für 60 Goldmark, dann iſt das eine Miste, 
die man auch vor dem Krieg für ſolche Woh⸗ 
nungen bereits bezahlen mußte. Ich hatte das 
Vergnügen, vor dem Krieg in Berlin⸗Steglitz für 
eine Wohnung, die nicht ſo groß war, als die eben 
skizzierte, 72 Mark zu zahlen. Sie ſehen, die Miet⸗ 
preiſe, die ſich in Zukunft bei unſerem Vorſchlag 
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heitsorgane vorzüglich funktionieren. Beinahe 
jeder Schutzpolizeibeamte hat ja ein eigenes Auto. 


Gebiet ſoviel produziert wird, daß wir überreich— 


nicht nur einen 
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herausſtellen, würden ſich den Frieden. preiſen 
ſehr anpaſſen, z. T. bereits darunter fallen. Es iſt 
alſo nicht nötig, daß man noch den Irrſinn der 
Wohnungsämter und der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft 10 Jahre weiter aufrecht erhält. Es beſteht 
die Möglichkeit, daß wir in zwei Jahren genügend 
Wohnungen haben, ſo daß endlich dies Rudiment 
der Zwangswirtſchaft aufgehoben werden kann. 
Als wir uns vor fünf Jahren um die Aufhebung 
der Zwangswirtſchaft für den Kohl im Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß die Köpfe faſt blutig ſchlugen, 
glaubte man, es würde kein Kohl mehr in Danzig 
wachſen. Heute müſſen wir ſehen, daß auf dieſem 


lich genug davon haben. 

In der Frage der Kirche und Schule hat ſich 
die Koalition unter Aufgabe der Grundſätze von 
zwei Parteien ſehr ſchnell geeinigt. Das Zentrum 
hat ſeinen Willen bekommen. Es hat ja Praxis 
und Erfahrung darin. Das Beiſpiel mit dem über⸗ 
ladenen Magen mit dem Reis, beſſer geſagt mit 
dem Profeſſor van der Reis, iſt typiſch. Man wählt 
Krankenhausdirektor, ſondern 
auch den kommenden Senatspräſidenten. 
ſtützt Du mich, unterſtütze ich Dich, ſo betreibt man 
mit den anderen Parteien ſehr freundſchaftlich 
Kuhhandel. Ihr gebt in dieſer Beziehung nach, 
wir geben in der anderen Beziehung nach, wir 
geben Euch das Dezernat des Sozialen. Nur 
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Wir können alſo getroſt der Staatsleitung die 
Maßnahmen für Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung überlaſſen. Es iſt höchſte Zeit, daß die 
Spielereien mit dem Kleinkaliber⸗Schützenverein, 
mit der Einwohnerwehr, aufhören. Der Staat be⸗ 
ſitzt genügend Machtmittel, um den Schutz der 
Bevölkerung der Freien Stadt ſicherzuſtellen. 
Die Schießgewehre ſind ein ſtändiger Anreiz zum 
Schießen, genau ſo, wie man auch ſagen kann, 
daß ſtehende Heere ein Anreiz zum Kriege ſind. 
Ich würde ſogar ſoweit gehen, den Sicherheits⸗ 
organen in Danzig mit Ausnahme der Nacht⸗ 
ſtunden die Schußwaffen abzunehmen, damit ſie 


(©) 


nicht in die Gefahr kommen, auf ihre eigenen 


Brüder zu ſchießen. Dieſe Gefahr iſt in Danzig 
außerordentlich groß; denn allzu loſe ſitzt das 
Schießeiſen bei unſeren Schupopolizeibeamten. Es 
iſt eine große Gefahr für die Danziger Bevölke⸗ 
rung, daß jeder mehr oder weniger kultivierte, in 
den Dienſt der Exekutive geſtellte Menſch mit 
einer ſolchen mit neun Patronen verſehenen Waffe 
ausgerüſtet wird. In Preußen geht es ebenfalls 
ohne Waffe. Obgleich wir Hafenſtadt ſind, hat 


Unter⸗ keine Stadt in ganz Deutſchland eine ſo ruhige, 


ſo überlegte, ſo zuverläſſige Arbeiterſchaft, wie 
Danzig. Keine Stadt in Deutſchland beſitzt eine 
Arbeiterſchaft, die ſo genau weiß, was es bedeutet, 
wenn Ruheſtörungen größerer Art vorkommen. 
Leſen Sie Ihren Beamten der Schutzpolizei die 


rechnen die Führer nicht damit, was ſich in den 
eigenen Kreiſen, nämlich in der Zentrumsarbei⸗ 
terſchaft abſpielt, nämlich genau dasſelbe, wie mit 
den Herren Imbuſch, Stegerwald uſw., die da⸗ 
rüber wütend ſind, daß Herr Gaifowjfi für die 
Arbeiterſchaft Erfolge erzielen könnte. Die 
übrigen Leute, die hier ſitzen, haben ſich nach den 
Worten des Herrn Stegerwald nur ganz zufällig 
in die Zentrumspartei hineingedrängt. Ich be⸗ 
glückwünſche Herrn Arczynſki nicht zu dem Dezer⸗ 
nat, das er übernommen hat, denn ich glaube, daß 
ſeine engeren Freunde in den Betrieben ihm 
nicht zu Dank verpflichtet ſein werden, wenn er 
nach Pflicht und Gewiſſen Entſcheidungen fällen 
muß, die gegen die Arbeiterſchaft ausſchlagen. Das 
ſoll er aber mit ſich abmachen. Ich hoffe nur, daß 
Herr Abg. Arczynſki nach jo langer gewerkſchaft⸗ 
licher Arbeit über genügend Objektivität verfügt, 
um ein wirklich neutrales Urteil über die Dinge 
zu haben, die ſeinem Dezernat unterſtellt ſind und 
bei denen er in letzter Inſtanz ausſchlaggebend iſt. 

Die Frage der Auflöſung der Einwohnerwehr 
begrüßen wir. Wenn man die Einwohnerwehr 
weiter aufrecht erhalten wollte, würde man bei 
der Gleichheit der Staatsbürger der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei nicht verwehren können, daß ſie ihre 
Spielerei der roten Hundertſchaften weiter beibe⸗ 
hält. (Abg. Plenikowſki: Vergeſſen Sie das 
Reichsbanner nicht!) Man wird es den jetzigen 
drei Koalitionsparteien nicht werargen dürfen, 
wenn ſie die Freiſtaatsflagge aufziehen; denn das 
Reichsbanner hat hier ja keine Geltung. Man 
wird 5 nicht wundern dürfen, wenn bei den an⸗ 
deren Parteien die gleichen Wünſche auftauchen. 


Ich bin der Anſicht, daß unſer Staatsweſen heute 
ruhig und ſicher daſteht und daß unſere Sicher⸗ 


Beſtimmungen vor, die in Genf über die Auf⸗ 
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung in Danzig 
getroffen ſind, wenn die Danziger Sicherheits⸗ 
organe und die Danziger Regierung zur Beob⸗ 
achtung der Ordnung nicht mehr in der Lage ſind. 
Wenn in Danzig Unruhen irgend welcher Art 
entſtehen, hat der Oberkommiſſar das Recht, wenn 
die Danziger Sicherheitsorgane die Ruhe und 
Ordnung nicht mehr aufrecht erhalten können, 
polniſches Militär zum Schutz heranzuholen. (Abg. 
Jahr: Dann löſen Sie die Einwohnerwehr auf!) 


Sie ſind ein zu großes Grünhorn auf politiſchem 


Gebiet, um ſich ein Urteil darüber bilden zu kön⸗ 
nen, was notwendig iſt. (Abg. Jahr: Darüber 
kann ſich keiner ein Urteil bilden, als Sie?) Ich 
ſagte ſchon, Sie haben kein Urteil, Sie ſind ein 
politiſcher Säugling. (Abg. Raſchke: Laſſen Sie 
De > Milch von Herrn Rahn geben! — Heiter- 
eit.) g 

Was nun die Wirtſchaft anbetrifft, die die Re⸗ 
gierung ſehr ſtiefmütterlich behandelt hat, ſo 
wundere ich mich, nachdem zwei Vertreter einer 
Partei, die ſtark aus Wirtſchaftskreiſen zuſammen⸗ 
geſetzt iſt, in den Senat eingezogen ſind, daß ſich 
dieſe Vertreter in dieſer Beziehung nicht mehr 
durchgeſetzt haben, um der Bevölkerung etwas mehr 
zu bieten. Man verheißt eine Senkung der Preiſe, 
ähnlich wie die Senkung der Preiſe vor 2 Jahren. 
Ich fürchte, daß bei dieſer Preisſenkungsaktion gar 
nichts herauskommt. Es wäre ſehr zweckmäßig, 
wenn die Senatoren erſt einmal mit einer Sen⸗ 
kung der Preiſe bei ſich anfingen, ſtatt anderen 


(D) 


Leuten eine Senkung dr Preiſe zu proponieren. 


Wir haben nämlich jetzt zwei Senatoren, die 
Buchdruckereibeſitzer ſind, der eine wirklich, der 
anderer nur nominell. Im vorigen Volkstag ver: 


langten die Danziger Buchdrucker vom Danziger 


Volkstag für das Drucken der Volkstagsberichte 
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einen Preis, der dreimol ſo hoch war als der, für 
den ein Danziger Buchdrucker, der nicht dem Ver⸗ 
band angehört, die Berichte lieferte. Im Holden 
Verein Bürger⸗ und Arbeiterpreſſe in der Ueber⸗ 
ſpannung der Preiſe. 300 Prozent mehr als eine 
andere Druckerei gefordert! (Abg. Liſchnewfki: 
Herr Rahn, wie iſt es mit den Heringen?) Statt 
80 Gulden für einen Volkstagsbericht, den eine 
Druckerei in Danzig nahm, wurde ein Preis von 
240 Gulden ſeitens der koalierten Links⸗rechts⸗ 
Buchdruckereibeſitzer genommen, alſo fangt erſt an, 
meine ſehr geehrten Herren Senatoren, die ihr im 
Wirtſchaftsleben ſteht, ſelbſt die Preiſe zu ſenken 
und gewöhnen Sie ſich die Unſitte ab, Preiskoa⸗ 
litionen zu bilden. Sind politiſche Koalitionen 
ſchon unſchön, weil man Programmpunkte aufge⸗ 


ben muß, ſo ſind Preiskoalitionen etwas unethi⸗ 


ſches und eine Preiskoalition, ein Syndikat zu 
bilden, um Preiſe hochzuhalten, iſt etwas Unwür⸗ 
diges und hat für Parteien, die auf ſozialiſtiſchem 
Boden ſtehen, etwas gegen das Programm 
Gehendes; denn nach den Maxxſchen Lehren, die 
im „Kapital“ verzeichnet ſind, follen ſich ja die 
allmählichen Vergrößerungen der Betriebe zu 
Syndikaten und Truſts auswachſen, die dann ſo 
übermächtig werden, daß ſie der Staat gezwunge⸗ 
nermaßen in die Verwaltung und ſeinen Beſitz 
nehmen muß und daß damit eine gewiſſe Soziali⸗ 
ſierung eintritt. Wenn Sie aber eine Ueberſpan⸗ 
nung der Preiſe in Ihren eigenen Betrieben, alſo 
in den Buchdruckereien vornehmen und 
ſyndikate bilden, dann treiben Sie ja ſelbſt dieſen 
Weg, der, ſeitens der Danziger Allgemeinen Zei⸗ 
tung, der Danziger Landeszeitung und den beiden 
Fuchs'ſchen Zeitungen nicht beabſichtigt iſt, die ſich 
im Gegenteil auf das ſchärfſte gegen derartige 
Maßnahmen wenden. 

30 fage der Regierung: Hände weg von der 
Wirtſchaft, Hände weg von Spielereien. Sorgen 
Sie dafür, daß die Wirtſchaft durch Abbau der 
Steuerlaſten Erleichterungen erhält, die Sie durch 
einen Abbau der Verwaltung erzielen können, 
durch Vereinfachung der Aufgaben, die heute dem 
Staat zugewieſen ſind. Hände weg aber von Spie⸗ 
lereien, Hände weg von der Wirtſchaft mit Preis⸗ 
ſenkungsaktionen und Aehnlichem. Wenn Sie et⸗ 
was wollen, dann bringen Sie ein Geſetz ein, das 
Uns not tut, das iſt ein Geſetz, daß denjenigen un⸗ 
ter ernſte und ſchwere Strafen ſtellt, der ſich mit 
anderen zuſammentut, um Preiſe feſtzuſetzen. Es 
iſt in Danzig, wo die auswärtige Konkurrenz 
fehlt, bei der Kleinheit der Verhältniſſe betrü⸗ 
bend, daß 280 Kolonialwarenhändler 
durch ein Telephongeſpräch über die zunehmenden 
Preiſe durch die Großeinkaufsgenoſſenſchaft der 
Kolonialwarenhändler informiert werden, deren 


Vertreter, Herr Sommer, Angehöriger der 
Deutſchnationalen Partei it. (Nie geweſen! 


rechts.) Es iſt eigenartig, wie Vereinbarungen 
dieſer Art getroffen werden. Ich nannte Ihnen 
das Beispiel der Zeitungen in Danzig. Es iſt hohe 
Zeit, daß auf dieſem Gebiete etwas geſchieht. In 
anderen Städten, in Deutſchland, iſt die benach⸗ 
barte Konkurrenz des anderen Staates oder der 
anderen Stadt vorhanden und Handel und Ge⸗ 
werbe können im Fernverkehr beliefert werden. 
Hier unter unſeren kleinen Verhältniſſen iſt es bei 


Preis⸗ 


täglich 


den hohen Zollmauern ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit, in dieſer Form fortzufahren. Die Bevölke⸗ 
rung wird von ſolchen Geſchäftsleuten, die ſich zu 
dieſem Zwecke zuſammentun, übervorteilt. In 
dieſer Beziehung muß etwas geſchehen. Es iſt hohe 
Zeit, wie geſagt, im übrigen mag man der Wirt⸗ 
ſchaft die Erleichterungen geben, die ſie braucht. 
Da ſind zunächſt die Maßnahmen am allerwichtig⸗ 
ſten, die in unſerm Hafen getroffen werden. 
Gegenwärtig arbeitet die ſtädtiſche Verwaltung 
des Kaiſerhafens der Hafenausſchußverwaltung 
entgegen. Verſchiedene Beſtimmungen gelten, ver⸗ 
ſchiedene Anordnungen werden getroffen, es iſt 
geradezu haarſträubend. 

Die Maßnahmen, die die Danziger ſtädtiſche 
Verwaltung des Kaiſerhafens getroffen hat, haben 
dazu geführt, daß der geſamte Handel, der den 
Kaiſerhafen zu benutzen pflegte, ausgewandert 
iſt. Soweit es Firmen betrifft, die nicht deutſchen 
Urſprungs ſind, haben ſie ihre Geſchäfte und Um⸗ 
ſchläge nach Gdingen verlegt. Es iſt eine Schika⸗ 
niererei ſeitens der ſtädtiſchen Verwaltung, die 
geradezu zum Himmel ſtinkt und die Verwaltung 
des Hafenausſchuſſes iſt nicht viel beſſer. Wenn 
heute ein Geſchäftsmann ein Schiff zur Mottlau 
hereinbringen will, muß er drei Briefe an ver⸗ 
schiedene Behörden richten und es vergehen 2 
Tage, bevor der Kahn bis zur Mottlau hinter die 
Brücke kommt, während ſich früher alles automa⸗ 
tiſch, ſelbſttätig erledigte. Ja, m. H. von der Re⸗ 
gierung, wenn Sie dem Handel in dieſer Form 
Ihre Unterſtützung leihen, dann werden Sie als⸗ 
bald noch mehr Firmen eingehen ſehen, die von 


war. Hinzu kommt noch, daß die Konkurrenz des 
Hafens von Gdingen in Danzig gar nicht ernſt 
genug genommen wird. Man hält Gdingen immer 
noch für eine polniſche Spielerei. Gdingen iſt eine 
außerordentlich ernſt zu nehmende Angelegenheit; 
und der Gdinger Hafen, deſſen erſter Teil im 
Jahre 1930 fertig werden wird, bildet eine ganz 
gewaltige Konkurrenz für Danzig, die nicht un⸗ 
terſchätzt werden kann. Alles Reden über ge⸗ 
brochene und nicht gebrochene Tarife, ſo wün⸗ 
ſchenswert es iſt, kann uns nicht vor der 
Gefahr retten, daß Polen durch den Jewe⸗ 
lowſkiſchen Park in Kl. Katz eine Eiſenbahn von 
Bromberg nach Gdingen baut, die um 70 km kür⸗ 
zer iſt als der Bahnweg über Danzig. Wenn Sie 
glauben, daß in Danzig Handel, Gewerbe und In⸗ 
duſtrie gegenüber einem um 70 km verkürzten 
Bahnweg noch leiſtungsfähig ſind, dann bewun⸗ 
dere ich den Optimismus einer Regierung, die 
über die Edinger Angelegenheit einige Jahre den 
Kopf in den Sand geſteckt hat. Ich gebe der Re⸗ 
gierung den dringenden Rat, ſchon jetzt auf Mit⸗ 
tel und Wege zu ſinnen, wie ſich ein kürzeſter An⸗ 
ſchluß von Neufahrwaſſer und dem Kaiſerhafen 
über die Olivaer Wälder nach dem Schnittpunkt 
der Bromberg —Gdinger Kohlen⸗ und Erzbahn 
herſtellen läßt, ſo daß etwa nur eine 5 oder 6 km 
lange Verbindungsbahn notwendig iſt, um dem 
Umweg, den das gegenwärtige Bahnſyſtem aus 
Danzig heraus nehmen muß, und dieſer tarifari⸗ 
ſchen Begünſtigung des Gdinger Hafens zu be⸗ 
gegnen. Ich zweifle daran, daß die Republik Polen, 
wenn fie über die Danziger Strecke 70 km länger 
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Danzig weggehen, als es bisher bereits der Fall (D) 
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Waggons befördern muß, der Danziger Regierung 
und der Danziger Wirtſchaft in dieſer Beziehung 
die gleichen Tarifſätze einräumen wird. Die Frage 
iſt zu ernſt, um auf die leichte Schulter genommen 
zu werden. Sie verdient die größte Aufmerkſam⸗ 
keit der Sachverſtändigen und forgfältigſte Be: 
handlung ſeitens der Politiker. 

Was nun die Frage der Behandlung der Land⸗ 
wirtſchaft anbetrifft, ſo kann ich, da wir in unſe⸗ 
rem Kreiſe einen Klein⸗Landwirt haben, der einen 
erheblichen Teil der Danziger kleinen Landwirte 
hinter ſich hat, nur bedauern, daß die Regierung 
in dieſer Beziehung nichts ausgewirkt hat. Daß 
es der Landwirtſchaft ähnlich, wie dem Handel, 
dem Gewerbe und der Induſtrie geht, daß in 
Danzig alle dieſe Wirtſchaftskreiſe unter der drük⸗ 
kenden Laſt der Beſteuerung leiden, iſt eine Bin⸗ 


ſenwahrheit, über die man nicht viel Worte zu 


verlieren braucht. Daß aber abſolut nichts zur 
Anterſtützung dieſer Kreiſe, die nun einmal durch 
die Hypothekenbank im wahren Sinne des Wortes 
geſegnet find, gejagt worden ift, iſt bedauerlich. 
Ich hoffe und wünſche, daß die Regierung Wege 


findet, die den Landwirten, ſoweit ihnen noch zu 


helfen iſt, Hilfe bringt, ſei es durch Gewährung 
von Darlehen durch die Sparkaſſe oder andere 
Inſtitute oder ſonſt etwas. 

Es iſt auch notwendig, daß man der Landwirt⸗ 
ſchaft baldigſt die in der Verfaſſung verankerte 
Landwirtſchaftskammer gewährt. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß nun, nachdem ein Sozialdemokrat 
die arbeitsrechtlichen Geſetze in die Hand genom⸗ 
men hat, auch endlich die Kammer der Arbeit ge⸗ 
ſchaffen wird. Wünſchenswert wäre es allerdings, 
wenn die Kammern, die vor einigen Dezennien 
geſchaffen wurden, bei dieſer Gelegenheit auch 
gleich einer grundſätzlichen Prüfung unterzogen 


würden. Bisher ſind die gegenwärtigen Kammern 


weiter nichts als eine Vereinigung von Leuten, 
die den Verſuch machen, etwas zu erfahren, was 
te im Intereſſe ihres Geſchäfts dann ausnutzen, 
aber ihren übrigen Berufskollegen nichts ſagen. 
Die Handelskammer beiſpielsweiſe hat keinen 
Wert. Man wählt alle zwei oder drei Jahre 
einen Teil der Herren. Die Handelskammer tagt 
unter dem Vorſitz des ſehr bewährten Handels⸗ 
kammer⸗Präſidenten Klawitter, und dann hat 
man die Ehre, von Zeit zu Zeit Handelskammer⸗ 
beiträge zu zahlen. Einen anderen Zweck hat die 
Handelskammer nicht. Aber die Herren, die dort 
vereinigt ſind, erfahren gelegentlich, daß Kontin⸗ 


gente verteilt werden ſollen, und daß für be⸗ d 


ſtimmte Branchen ſo und ſo große Kontingente 
verteilt werden. Da man in der Handelskammer 
ſitzt, nimmt man den Hauptrebbach für ſich. 
Derartige Kammern haben abſolut keinen 
Wert. Wenn wir in einem demokratiſchen Staate 
leben, und das iſt unſer Staat nach der Revo⸗ 
lution, dann muß auch in den Kammern das Le⸗ 


ben demokratiſch und lebhaft geſtaltet werden. Es F 


geht nicht, daß alle zwei bis drei Jahre Wahlen 
ſtattfinden und hinter verſchloſſenen Türen ver⸗ 
handelt wird. Es muß ein inniger Konnex der 
zur Kammer vereinigten Berufsgruppen herr⸗ 
ſchen. Die einzelnen Branchen müſſen ſtändig zu⸗ 
ſammenkommen und Wünſche müſſen aus der 


Maſſe heraus unterbreitet werden. Die Handels⸗ 
kammermitglieder ſind dann die Repräſentanten, 


die die Wünſche in eine ordnungsmäßige Form 


bringen, um ſie der Staatsregierung zu unterbrei⸗ 


ten. Wenn ein lebendiger Verkehr in dieſer Form 


zwiſchen Gliedern und Kopf, alſo zwiſchen der 
Maſſe der Berufsſchicht, dem Kammervorſtand, ge⸗ 
ſchaffen wird, dann wird das Weſen der Kammern 
ein lebendiges und ein nutzbringendes für die 
Allgemeinheit ſein. 

In der heutigen Zeit haben die ganzen Kam⸗ 
mern, ob Handelskammer oder Aerztekammer, kei⸗ 
nen Wert. Wir haben das auch bei der Wahl des 
Profeſſors van der Reis geſehen. Da hat der Vor⸗ 
ſitzende der Aerztekammer, ohne der Kammer oder 
der Aerzteſchaft Mitteilung zu machen, ſich für 
die Wahl des Herrn van der Reis aus religiöſen 
Motiven eingeſetzt. Wenn das paſſieren kann, 
dann ſind die Pflichtbeiträge, die den Mitgliedern 
aus der Taſche gezogen werden, zwecklos, und es 
wäre beſſer, ſie würden geſpart. 

Wenn alſo die Regierung in der Frage der 
Verfaſſungsänderung den ernſten Willen hat, ſich 
durchzuſetzen, wenn ſie in allen den Punkten, in 
denen wir unſere Wünſche ausgedrückt haben, auf 
eine Aenderung in dem angedeuteten Sinne hin⸗ 
wirken will, dann kann die Regierung auf unſere 
vollſte Unterſtützung rechnen. Wir haben die Wahl 
dieſer Regierung begrüßt. Wir ſind allerdings, 
nachdem der Senatspräſident und nicht der eigent⸗ 
liche Chef der Regierung, Herr Gehl, die Regie⸗ 
rungserklärung abgegeben hat, nachdem wir die 
Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe in der Preſſe ge⸗ 
ſehen haben, daß ſechs hauptamtliche und fünf 
parlamentariſche Senatoren ſich mit außenpoliti⸗ 
ſchen Dingen beſchäftigen werden, ſehr ſteptiſch ge⸗ 
worden. Wir glauben, daß elf Herren im aus⸗ 
wärtigen Ausſchuß des Senats nur Unfug an⸗ 
richten können, beſonders wenn ſechs hauptamt⸗ 
liche darunter ſind und nur fünf nebenamtliche. 
Nachdem wir die Erklärung des Herrn Abg. Weiß 
geſtern gehört haben, glauben wir auch nicht, daß 
ſtarke Hoffnung beſteht, daß dieſe Regierung von 
langer Dauer ſein wird. Wir wünſchen es, aber 
wir zweifeln daran, denn wenn man ſich bereits 
in der Brautnacht nach einem anderen umjieht, 
dann iſt eine ſolche Ehe, auch wenn es eine Ver⸗ 
nunftehe iſt, ſehr wacklig. Wir find gezwungen, 
wider unſeren Willen dieſer Regierung doch eine 
ziemliche Portion Peſſimismus entgegenzubrin⸗ 
gen und ſie ſkeptiſch zu betrachten. Wir geben in⸗ 
es die Hoffnung nicht auf, daß dieſe Regierung 
ſtark genug ſein wird, den Einfluß der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren und den der widerſtrebend mit⸗ 
machenden Zentrums⸗Abgeordneten zu brechen, 
um ſo mehr, da ja Herr Dekan Sawatzki ein viel 
umgänglicherer und verſtändigerer Mann iſt, als 
der Doktrinär Weiß. Wenn das gelingt, werden 
Sie unſere Anterſtützung in allen vernünftigen 
Fragen haben. Wenn Sie ſich aber auf Experi⸗ 
mente einlaſſen, und wenn das eintritt, was Frau 
Abg. Kreft hier in wenig ſchöner Weiſe Herrn 
Vizepräſidenten Gehl vor zwei Jahren als Gratu⸗ 
lation bei der Neuwahl ſagte, daß nämlich alles 
beim alten bleibt, dann werden Sie uns in der 


ſchärfſten Oppoſition finden, und wir haben in den 
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vergangenen Jahren bewieſen, daß wir ſcharfe 
Oppoſition treiben können. (Lebhaftes Bravol) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Moczynſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.] Mein Dauervorredner, der Herr Abg. Nahn, 
hat vollkommen Recht, daß eine Regierung, wel⸗ 
che im erſten Satz ihrer Regierungserklärung ſich 
ſelbſt als ein Produkt der Demokratie und des 
Parlamentarismus bezeichnet, unweigerlich die⸗ 
ſen ihren Charakter dadurch ſichtbar dokumentie⸗ 
ren müſſe, daß ſie als ihren Sprecher den parla⸗ 
mentariſchen Senatsvizepräſidenten beſtellt hätte, 
anſtatt Herrn Senatspräſidenten Sahm, der doch 
ſo oft Rufer im Streit anderer Regierungen ge⸗ 
weſen iſt. Dies iſt zweifellos ſchon rein äußerlich 
eine ſchwache Seite der Erklärung geweſen, welche 
ſich noch mehr in der ſchwachen und reſignierten 
Tonart der Vorleſung des Herrn Sahm ausge⸗ 
wirkt hat. 8 ; 

Daß politiſche Koalitionen keine Liebes-, ſon⸗ 
dern Vernunftehen ſind, wiſſen wir alle. Es dürfte 
wohl auch kein Mitglied dieſes hohen Hauſes ge⸗ 
ben, welches vollkommen reſtlos von der neuen 
Koalition und deren Erklärung beglückt würde. 
In der Politik handelt es ſich eben darum, von 
den gegebenen Möglichkeiten die beſte und gang⸗ 
barſte zu wählen. Im Namen meiner Gruppe 
ſtehe ich nicht an, zu bekennen, daß wir unter die⸗ 
ſen Möglichkeiten die gegenwärtige für die augen⸗ 
blicklich beſtmögliche halten. Nur aus dieſem 
Grunde haben wir, um den von mir mehrmals 
von dieſer Stelle proklamierten ſtaatserhaltenden 
Charakter unſerer Gruppe zu dokumentieren, un⸗ 
ſere Stimmen bei der Neuwahl des Senats poſi⸗ 
tiv abgegeben ohne Anſehen der zu wählenden 
Perſonen, von denen ein Teil uns politiſch ſicher 
nicht ſo ſympathiſch iſt, daß er unter anderen Um⸗ 
1 55 eine poſitive Stimmabgabe gerechtfertigt 

jätte. 

Die neue Regierung iſt auf eine feſte Koali⸗ 
tionsſtimmenzahl von 67 Stimmen fundiert. Dieſe 
Stimmenzahl würde unter normalen Verhält⸗ 
niſſen zweifellos eine feſte Regierungsbaſis ab⸗ 
geben. Nun hat aber jede Danziger Regierung 
den Ehrgeiz, durch manchmal leichtfertige, manch⸗ 
mal wiederum ſchleierhafte Zuſätze ſich ſelbſt be⸗ 
ſondere Fähigkeiten oder Eigenſchaften beizu⸗ 
meſſen. Wir hatten ſchon einmal eine „Regierung 
zur Rettung der Wirtſchaft“ und zuletzt eine, wenn 
auch kopfloſe „Regierung der Köpfe“, während — 
abgeſehen von der lieblichen Bezeichnung Regie⸗ 
rung Jewelowſki— Strasburger — die heutige 
Regierung ſelbſt von ſich predigt, daß ſie eine „Re⸗ 
gierung zur Aenderung der Danziger Verfaſſung“ 
ſei. Dieſe Kardinalaufgabe wird dadurch beſon⸗ 
ders hervorgehoben, daß ſie an die Spitze der Re⸗ 
gierungserklärung geſtellt iſt, als auch dadurch, 
daß die S. P. D. unzweideutig mehrmals hat 
durchblicken laſſen, daß ſie an einer Regiererei 
— e Verfaſſungsänderung gar kein Intereſſe 
habe. 

Wenn dies jedoch der Fall iſt, ſo kann ich nicht 
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änderung durchgeführt werden ſoll, ſo müßte 
die Regierung außer ihren 67 Koalitionsſtimmen, 
die ja unter normalen Verhältniſſen vollkommen 
ausreichen, ſich vor ihrer Bildung die zur Ver⸗ 
faſſungsänderung nötige Zweidrittel⸗Mehrheit 
des Hauſes geſichert haben. Dies iſt meines 
Wiſſens nicht geſchehen, trotzdem es vielleicht nicht 
ſo ſchwer geweſen wäre. 2 

Wenn ich zwiſchen den Zeilen der Regierungs⸗ 
erklärung richtig leſe, ſo glaubt die Regierung es 
beſonders ſchlau ausgeklügelt zu haben, daß ſie 
die Verfaſſungsänderung nicht in einem Geſetz, 
ſondern in mehreren Geſetzen dem Volkstage 
vorzulegen gedenkt. Auf dieſe Weile hofft ſie beim 
Verſagen der Zuſtimmung einer Gruppe oder 
Fraktion, auf die ſie vielleicht rechnete, ſich gege⸗ 
benenfalls auch der rechten Gruppierungen des 
Volkstages in einzelnen Fällen zu bedienen, alſo 
jedes von den verfaſſungsändernden Geſetzen mit 
wechſelnder Beteiligung der verſchiedenen Par⸗ 
teien des Hauſes mühevoll hindurchzuwürgen, ein⸗ 
gedenk des Bibelwortes: „Im Schweiße Deines 
Angeſichtes ſollſt Du Dein Butterbrot eſſen.“ Nun 
iſt es ja wohl außer Zweifel, daß der liebe Herr⸗ 
gott, als er dieſe Worte dem jündigen Adam zu⸗ 
rief, unter den damaligen paradieſiſchen Zuſtän⸗ 
den ſicher noch nicht an das noch viel jündigere 
Danziger Parlament gedacht hat oder gar an die 
Verfaſſungsänderung der neuen Regierungskoa⸗ 
lition, trotzdem derſelben auch das gottgefällige 
Zentrum angehört. Eins iſt aber gewiß: Ein 
Verſuch des Hindurchwürgens der geplanten Ver⸗ 
faſſungsänderungen mit abwechſelnder Mehrheit 
und Unterſtützung dürfte die Regierung belehren, 
daß ſolches unmöglich iſt. Darum halte ich es für 
erforderlich, daß die Regierung ſchleunigſt noch das 
Verſäumte nachholt und ſich rechtzeitig einer 
Stütze bei den Parteien des Hauſes vergewiſſert, 
welche im Prinzip der Verfaſſungsänderung nicht 
unſympathiſch gegenüberſtehen. Dieſes Erforder⸗ 
nis iſt nicht nur ein Akt der zwingenden Notwen⸗ 


digkeit, ſondern auch ein Gebot parlamentariſcher 
Klugheit und Höflichkeit, deſſen Außerachtlaſſung 
ſich ſehr bald bitter rächen dürfte. Ich habe dieſes 
innerpolitiſche Problem der Verfaſſungsänderung 
abſichtlich an die Spitze meiner Betrachtungen ge⸗ 
ſtellt, weil von ſeinem Gelingen der Beſtand der 
Regierung abhängt, wenn man die bisherigen 
Worte der S. P. D. für bindend erachten ſoll, und 
man hat doch keinen Grund, ihnen zu mißtrauen. 

Um nun auf die ſogenannte Außenpoli⸗ 
tik überzugehen, jo dürfte als ein vielleicht ſchon 
zu notierender Erfolg der neuen Regierungs⸗ 
bildung vom Herrn Senatspräſidenten vergeſſen 
worden ſein, in ſeiner Erklärung hervorzuheben, 
daß ſein früherer Kollege, der Staatsrat Dr. 
Ziehm, zuſammen mit ſeinem Freunde Buhle von 
der „Danziger Allgemeinen“ unter die Völker⸗ 
bundsfreunde gegangen iſt. Darum iſt es auch 
nicht befremdlich, daß die üblichen Zwiſchenrufe 
des Abg. Falkenberg diesmal ausgeblieben ſind 
bei dem üblichen Paſſus der Regierungserklärung, 
Beige das Verhältnis zum Völkerbunde behan⸗ 
elte. i 
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umhin, der neuen Regierung den Vorwurf einer 


5 gewiſſen, wenn auch in Danzig ziemlich üblichen Um jedoch von den beiden Spaßvögeln Buhle 
Be Leichtfertigkeit zu machen. Wenn nämlich die und Dr. Ziehm a. D. zu ernſten Sachen der Re⸗ 
5 Hauptaufgabe, das heißt die Verfaſſungs⸗ gierungserklärung überzugehen, ſo wäre es mei⸗ 
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nes Erachtens beſſer geweſen, wenn der Abſchnitt 
mit dem Grundſatz „do ut des“ in anderer Form 
zutage getreten wäre. Es liegt nämlich bei eini⸗ 
gem Nachdenken und näherer Betrachtung dieſes 
Mottos im politiſchen Sinne ſoviel Demagogie 
und ſo wenig Wirklichkeitsgefühl, daß ich mich 
wirklich über die Arteilsloſigkeit der Danziger 
Preſſe, welche gerade dieſen Satz unterſtrich, wun⸗ 
dern muß. Es iſt doch wohl eine ziemlich primi⸗ 
tive und laienhafte Auffaſſung des politiſchen 
Verhältniſſes zweier Länder zueinander, wenn 
man dasſelbe auf den gemeinſamen Nenner eines 
kleinkrämeriſchen Schachers zurückführen wollte. 
Man muß doch davon ausgehen, daß das politiſche 
und wirtſchaftliche Verhältnis moderner Staaten 
lebendig iſt, daß täglich neue Tatſachen entitehen, 
die oft vollkommen von den beiden Kontrahenten 
unabhängig ſind. Es klingt alſo demagogiſch — 
auf Danziger Deutſch überſetzt könnte man: „volk⸗ 
männiſch“ ſagen — ſehr ſchön, wenn man mit der 
Furcht des Sichverausgabens des kleinen Danzigs 
gegenüber dem großen Polen operiert, aber wahr 


7 


iſt es nicht. 

Es liegt mir fern, wie ich von dieſer Stelle 
ſchon öfter Gelegenheit hatte zu behaupten, eine 
Lanze für die polniſche Regierung zu brechen. Das 
it Sache der Regierung Jewelowſki—Strasbur⸗ 
ger, und Sie werden mich auch oft, z. B. in der 
Frage der polniſchen Saiſonarbeiter, eine der pol⸗ 
niſchen Theſe entgegengeſetzte Meinung vertreten 
ſehen. Ich halte es jedoch in jedem Fall für wün⸗ 
ſchenswert, wenn weniger mit Phraſen als mit 
unverſchleierten Tatſachen gearbeitet wird. Wir 
müſſen uns doch vergegenwärtigen, daß außer, 
aber auch unter den täglich neu entſtehenden Dan⸗ 
zig⸗polniſchen Problemen es eine Menge von 
Fällen gibt, deren Beſeitigung im beiderſeitigen 
Intereſſe liegt, oder doch wenigſtens nach geſun⸗ 
dem Menſchenverſtand liegen müßte, daß alſo von 
einem Geben und Nehmen nicht die Rede ſein 
kann, ſondern in ſolchen Fällen über die Wege der 
Beſeitigung allſeits anerkannter Uebel. Beſonders 
dürfte ſolches auf dem wirtſchaftlichen Gebiete zu⸗ 
treffen. Dies iſt doch immer das akute Hauptpro⸗ 
blem, wenn wir ehrlich ſein wollen, und ſicher 
wert, von Grund auf betrachtet zu werden. N 

Durch den Artikel- 104 Abſatz 1 des Verſailler 
Friedensvertrages, den wir ja nach der Regie⸗ 
rungserklärung anerkennen, iſt Danzig dem pol⸗ 
niſchen Zollgebiet einverleibt. Es iſt alſo keine 
Zollunion, wie jo oft von den bisherigen 
Danziger Regierungen behauptet wurde, zuſtande 
gekommen, ſondern eine Zollgemeinſchaft. 
Eine Zollunion ſetzt nämlich gleichberechtigte Kon⸗ 
trahenten voraus, während der Artikel 104 des 
Verſailler Friedensvertrages eine regelrechte Ein⸗ 
verleibung Danzigs in das polniſche Zollgebiet 
vorſieht, jo daß Danzig gar keinen Einfluß auf die 
polniſche Zollgeſetzgebung hat. Freilich wiſſen wir 
alle, daß das Zollabkommen beſondere Formfra⸗ 
gen regelt, ohne daß jedoch die Tatſache der Zoll⸗ 
gemeinſchaft beſtritten werden kann. Nun hieße 
es nach den Methoden des bisherigen Danziger 
Senats deſſen Vogel⸗Strauß⸗Politik weiter trei⸗ 
ben, wenn man ſich darüber täuſchen wollte, daß 
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iſt. 
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dasſelbe wären. Hat man ſich aber einmal zu die⸗ 
ſer Erkenntnis durchgerungen, mag ſie für den 
deutſchnationalen Katechismus wirklich ſchwer 
ſein, ſo wird man bald finden, daß die Förderung 
der Beſeitigung aller Sonderbeſtimmungen und 
die Anpaſſung an das polniſche Hinterland keine 
Preisgabe irgend welcher Rechte bedeutet, da der 
Verſailler Friedensvertrag die Grundlage hierzu 


genommen hat, ſondern eine Stabiliſierung der 


wirtſchaftlichen Grundlagen Danzigs und eine Fe⸗ 
ſtigung der Danziger Wirtſchaft, was naturgemäß 
nicht nur im Intereſſe der Freien Stadt, ſondern 
ſicher auch im Intereſſe der ganzen polniſchen 
Wirtſchaftseinheit liegt. 

ch werde mir erlauben, an dem praktiſchen 
Beiſpiel der ſogenannten gebrochenen Ta⸗ 
rife das oben Geſagte kurz zu beweiſen. Gerade 
dies Problem iſt nämlich eins der populärſten für 
die Danziger Wirtſchaft, und Sie werden ſelbſt 
ſehen, welche falſche Vorſtellung darüber herrſcht 
und von den früheren Regierungen großgezüchtet 
wurde. Ich glaube, Herr Rahn, Sie kennen das 
Problem auch noch nicht. Eigentümlich iſt näm⸗ 
lich, daß der Danziger Kaufmann ſelbſt ſelten mit 
der Urſache des Problems vertraut iſt, welches ich 
ſeit Anfang an genau verfolgt habe. 

M. D. u. H.! Als im Dezember 1921 die Polen 
die Eiſenbahnen in Danzig übernahmen, hatten 
natürlich die reichsdeutſchen Tarife Gültigkeit, 
welche im übrigen im Augenblick der Uebernahme 
auch billiger waren als die damaligen polniſchen, 
was rein zufällig aus dem früheren Verfall der 
deutſchen als der polniſchen Währung erklärlich 
Der Senat forderte nun Beibehaltung der 
deutſchen Tarife für Danzig und mögen für dieſe 
Forderung gwei Gründe maßgebend geweſen ſein, 
erſtens wirtſchaftliche: Rückſicht auf die damalige 
Billigkeit der deutſchen Tarife gegenüber den pol⸗ 
niſchen; zweitens politiſche Gründe: weil der deut⸗ 
ſche Nationalismus erklärlicherweiſe rein gefühls⸗ 
mäßig an allem hing, was ihn rein äußerlich mit 
dem Reiche zu binden ſchien. Dieſe Forderung der 
deutſchen Tarife im Gebiet der Freien Stadt wur⸗ 
de von Polen ohne weiteres zugeſtanden. Auf 
dieſe Weiſe, wohlgemerkt auf Verlangen des Se⸗ 
nats, kamen die gebrochenen Tarife auf, welche 
wohl inzwiſchen nicht nur der Danziger, ſondern 
auch der polniſche Kaufmann hundertmal bei je⸗ 
der Frachtzahlung zum Teufel geſchickt hat. 

Dieſer Zuſtand beſtand ungefähr bis 1926, zu 
welchem Zeitpunkt das Deutſche Reich, wahrſchein⸗ 
lich hängt das mit der Daweſierung der Eiſenbahn 
in Deutſchland zuſammen, eine neue Tarifierung 
der Eiſenbahnpreiſe dergeſtalt vornimmt, daß u. 
a. die Fahrpreiſe für die dritte und wierte Klaſſe, 
ſoweit ich mich entſinne, bedeutend erhöht wurden, 
während die Fahrpreiſe für die oberen Klaſſen 
eine Ermäßigung erfuhren. Nachdem nun ein⸗ 
mal Polen dem prinzipiellen Wunſch des Senats 
auf Belaſſung der deutſchen Tarife in Danzig 
ſtattgegeben hatte, ging die Staatsbahndirektion 
daran, dieſer deutſchen Tarifänderung auch in 
Danzig Geltung zu verſchaffen. Nun kommt der 
Senat mit einem neuen Proteſt, welcher das Ent⸗ 
gegengeſetzte fordert als 1921. Da die polniſchen 
Tarife billiger geworden ſind als die deutſchen, 


Zollgemeinſchaft und Wirtſchaftsgemeinſchaft nicht a der Senat nunmehr Aufhebung der deut⸗ 
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ſchen Tarife und Einführung der polniſchen Tari⸗ 
fierung, wodurch natürlich die ſogenannten ge⸗ 
brochenen Frachten von ſelbſt hinfällig würden. 

Nun ſind aber bei jeder Tarifpolitik die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, die ſogenannte „Verkehrs⸗ 
ordnung“, ein untrennbares Ganzes mit den Ta⸗ 
rifen ſelbſt. Dieſe Verkehrsordnung regelt neben 
der materiellen Seite der Tarife formelle Ange⸗ 
legenheiten, welche mit dem Verkehr verbunden 
ſind, ſieht z. B. gewiſſe Formulare vor, welche be⸗ 
nutzt werden müſſen, regelt die Manipulationen 
bei Verkehrsunfällen, abhandengekommenen oder 
beſchädigten Gütern und dergleichen mehr. Polen 
erklärt ſich auch nunmehr wieder, d. h. vor zwei 
Jahren, mit der neuen Forderung, welche der frü⸗ 
heren entgegengeſetzt war, nach Einführung pol⸗ 
niſcher Tarife und Aufhebung der gebrochenen 
Frachtberechnung einverſtanden. 

Jetzt kommt aber das für alle polniſch⸗Danzi⸗ 
ger Streitfälle Charakteriſtiſche: der deutſchnatio⸗ 
nale Senat ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß er 
nur das materielle polniſche Tarifrecht, nicht aber 
das formelle gewünſcht habe. Mit anderen Wor⸗ 
ten, er will die Vorteile der polniſchen Tarife, 
lehnt aber die polniſche Verkehrsordnung für 
Danzig ab und will die bisher gültige reichs⸗ 
deutſche Verkehrsordnung neben polniſcher Tari⸗ 
fierung beibehalten. So geſchehen 1926, alſo vor 
zwei Jahren und es iſt bis heute dabei geblieben. 
Inzwiſchen ſind ſchwere Millionen aus der Dan⸗ 
ziger Taſche in den polniſchen Staatsfädel an Dif⸗ 
ferenztarifen gefloſſen. Die Danziger Wirtſchaft 
ſchreit nach Linderung. Herr Klawitter und Herr 
Heinemann ebenſo wie Herr Boſſelmann und Herr 
Karkutſch kennen dieſe Zuſtände oder müßten fie 
wenigſtens kennen, der Senat aber opfert ſchwere 
wirtſchaftliche Vorteile politiſch⸗nationaliſtiſchen 
Betrachtungen ohne jede Bedeutung, wagt es aber 
nicht aus allzu begreiflichen Gründen, den ſonſt 
ſo gern beſchrittenen Weg der üblichen Entſchei⸗ 
dungen zu gehen, Polen hat aber wirklich kein 
Intereſſe daran, die niedrigen Tarife einzuführen 
und die gebrochenen Frachten abzubauen und eine 
prinzipiell vor zwei Jahren zugeſagte Sache be⸗ 
ſonders zu beſchleunigen, wenn der andere Teil 
katzebuckelig wird. 

Es iſt dies ein einzelner Fall und ich gehe 
wohl nicht fehl zu glauben, daß die große Mehr⸗ 
zahl der Danziger gar nicht im klaren darüber iſt, 
wie die Sachen liegen, und man kann ja auch nicht 
verlangen, daß jeder Bürger hinter die Schliche 
der geheimen deutſchnationalen Kabinettspolitik 
des früheren Senates zu kommen ſucht. Aufgabe 
des neuen Senats wird es aber ſein, nicht nur mit 
Worten einer Regierungserklärung, ſondern durch 
Taten, und zwar mit aller Beſchleunigung und 
Offenheit, nicht nur innerhalb der Senatsſitzun⸗ 
gen oder in dem wirklich nicht zur Geheimbündelei 
geſchaffenen Hauptausſchuß, ſondern vor aller Oef⸗ 
fentlichkeit mit dieſen Regierungsmethoden ein 
für allemal zu brechen. 

Wie falſch es jedoch iſt, ſolche polniſch⸗Danziger 
Verhandlungen auf den Nenner des Mottos „do 
ut des“ zurückzuführen, glaube ich gerade am Bei⸗ 
ſpiel der Eiſenbahntarife am beiten klar gemacht 
zu haben. Es könnte ſonſt wirklich der Fall ein⸗ 
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wirklich etwas Reales für die Ermäßigung der 
Frachten fordern könnte. Ein gutes Einverneh⸗ 
men mit Polen iſt im politiſchen Danziger Lexi⸗ 
kon eine bis zur Fadigkeit gebrauchte Phraſe, wel⸗ 
che ſowohl von Herrn Schwegmann im Namen 
Berlins, als auch von Herrn Raſchke im Namen 
Moskaus ohne Gefahr der Verbannung nach Si⸗ 
birien gebraucht werden kann. ( Heiterkeit.) 

Dasſelbe gilt von der Phraſe der „Deutſchen 
Kulturgemeinſchaft“ Danzigs, die niemand be⸗ 
zweifelt hat und der auch wir das größte Ver⸗ 
ſtändnis entgegenbringen, welches ſogar ſoweit 
geht, daß wir mit einem nachſichtigen Lächeln den 
an der Decke des Volkstagspavillons ſchwebenden 
deutſchen Reichsadler anſtatt des Danziger Staats⸗ 
wappens betrachten. 

Worauf es in Danzigs lebenswichtigen außen⸗ 
und innenpolitiſchen Fragen ankommt, iſt die 
Wirtſchaft, nicht als die Intereſſen des Un⸗ 
ternehmertums, ſondern als eine geſchickte Ver⸗ 
bindung — ich gebe zu, daß das ſchwer iſt — der 
Intereſſen ſowohl der Arbeitnehmer, wie der Ar⸗ 
beitgeber; denn im Wohlſtand und der Zufrieden⸗ 
heit beider liegt das Staatsintereſſe. Ich entſinne 
mich, vor einiger Zeit in einer Danziger Zeitung, 
glaube aber nicht, daß es die „Baltiſche Preſſe“ ge⸗ 
weſen iſt, einen Artikel geleſen zu haben, worin 
Herr Jewelowſki als „Wirtſchaftspolitiker von 
großem Format“ bezeichnet wurde. Wir wiſſen ja 
alle, daß Herr Jewelowfki großes Temperament 
beſißt, doch hoffen wir, ihn auch von der Seite des 
großen Formates kennen zu lernen. Dieſes Format 
muß jedoch auf alle Fälle ſo groß ſein, daß ſein 
Schatten genügt, einige kleinformatige Wirtſchaft⸗ 
ler wom Schlage Klawitters und Heinemanns zu 
decken. ( Heiterkeit.) Wenn die Sonne günſtig 
ſcheinen ſollte, jo dürfte ein ſolcher Schatten viel⸗ 
leicht erreicht werden, wenn Herr Gehl ſich wir⸗ 
kungsvoll neben das große Format Jewelowſkis 
ſtellte. (Erneute Heiterkeit.) Der wirkliche 
Jammer in Danzig beſteht nur darin, daß 
wirklich großformatige Senatoren, die tatſächlich 
beträchtliche Schatten erzeugen könnten, wie Herr 
Sahm und Sawatzki, wirtſchaftlich ſchattenlos 
ſind, zumal letzterer nach dem neuen Regierungs⸗ 
prinzip „do ut des“ ſeinen ganzen Schatten bei 
der Ohraer Simultanſchule und der erſtere bei der 
„van der Reis“⸗Frage reichlich verausgabt hat. 

Aber abgeſehen von dieſen Scherzen brauchen 
Wirtſchaftsprobleme wirklich eine 
Großzügigkeit, die ein Feind jeder klein⸗ 
kalibrigen Flickarbeit ſein muß, die in den letzten 
acht Jahren mit allerhand nationaliſtiſchen Ne⸗ 
bengedanken verwebt war. Gegenſeitige Verär⸗ 
gerung mag wohl manchem nationaliſtiſchen 
Drahzieher ſowohl in Berlin, als auch in War⸗ 
ſchau das Geeignete erſcheinen, um im Trüben nach 
Politik zu fiſchen. Wenn man ſich jedoch ohne 
Hintergedanken auf den Boden des Verſailler Ver⸗ 
trages und der beſtehenden Abmachungen und 
Konventionen ſtellt, wie dies ſowohl der polniſche 
Außenminiſter Zaleſki, als auch der neue Senat 
getan zu haben ſcheinen, ſo dürfte ſich die Waffe 
der Verteidigung des wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
arbeitens mehr gegen die Quertreiber in beiden 
Ländern zu wenden haben. Die Einſicht, daß 


treten, daß Polen, dieſem Grundſatz folgend, auch Polen und die Freie Stadt ein un⸗ 
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trennbares Wirtſchaftsgebiet bil 
den, muß ſich durchringen und feſtſetzen und nur 
auf dieſer Grundlage kann und muß Danziger 
Wirtſchaft gemacht werden. 

Ein Unding iſt es, wenn die Danziger Werft 
ihre Schiffsbeſtellungen aus Norwegen hereinbe⸗ 
kommen muß, während Polen ſeine Schiffe auf 
engliſchen Werften bauen läßt, aber ein gleiches 
Anding iſt es, wenn die Danziger Werft auf 
Grund von Kontingenten für die polniſchen Bau⸗ 
ten deutſche Erze einführen will, wenn es in Polen 
ſelbſt genug davon gibt. Auch das ſind die Folgen 
eines ins Abſurde getriebenen „do ut des“⸗Prin⸗ 


zipes. 

Ueberhaupt dieſe Kontingente! Freilich 
für die Uebergangszeit vielleicht erwünſcht oder 
gar erforderlich! Aber wirkt es nicht, m. D. u. H., 
wirtſchaftlich verärgernd, wenn jährlich auf Kon⸗ 
tingentſcheine ca. 50 000 To. deutſche Kohle nach 
Danzig eingeführt werden, wo Polen davon im 
Ueberfluß hat! Wirkt es nicht lächerlich, wenn 


immer die Kontingentanforderungen von jeiten 


der Handelskammer auf deutſche Textilien, Por⸗ 
zellan, Fayence, Steingut und dergl. wiederkeh⸗ 
ren? Einverſtanden, wenn damit wirklich eine 
Verbilligung der Lebenshaltung verbunden wäre! 
Aber dem iſt doch nicht ſo. Danzig iſt in ſeiner 
Lebenshaltung mit allen ſeinen aus deutſchnatio⸗ 
nalen Gefühlsmomenten ausgeklügelten Kontin⸗ 
genten heute die teuerſte Stadt Europas und um 
mindeſtens 50 Prozent teurer als Bromberg oder 
Poſen, welche keine deutſchen Kontingente haben. 

Die Regierung ſprach von 


N einem rigoroſen 
Nachprüfen der Spanne von Erzeuger⸗ und Ver⸗ 
kaufspreis. Sehen Sie denn nicht, m. D. u. 9., 


daß gerade in der Kontingentwirtſchaft der An⸗ 
reiz zum Preis wucher liegt? Gehen Sie zu 
einem Tuchhändler, ſo müßte derſelbe drei Sorten 
Tuch haben, erſtens verzollte deutſche Ware, zwei⸗ 
tens kontingentierte deutſche Ware, drittens pol⸗ 
niſche Ware. Wenn Sie aber nach dem Preis 
fragen, ſo iſt derſelbe immer deswegen ſo hoch, 
weil man auf verzollte deutſche Ware angewieſen 
ſei, da die polniſche Ware ein Dreck fei. Geht man 
ein Stück kaufen, ſo kann man ſich nachher nicht 
genug wundern, in einer Ecke einen polniſchen 
Fabrikſtempel zu finden, wie das neulich einer 
Parteigröße des Herrn Schwegmann paſſiert iſt. 
Oder kann mir jemand ſagen, daß er in Danzig 
ſchon ein Stück Ware gekauft habe, wo ihm der 
Verkäufer geſagt hätte, daß der billige Preis den 
Danziger Kontingenten zu verdanken wäre? 
Glaubt denn wirklich Herr Heinemann, daß der 
Warſchauer in ſeinem polniſchen Tuchanzug 
ſchlechter gekleidet iſt als er in Danzig? Wohl 
nicht, aber billiger ſicherlich, da er ſeinen Stoff als 
Bielitzer Ware kauft, während Herr Dr. Heine⸗ 
mann — ich ſetze natürlich deſſen deutſchen Pa⸗ 
triotismus auch in ſeinem Privatleben voraus — 


deutſche Ware fordert, aber polniſche erhält, na⸗ 


türlich mit dem patriotiſchen Preisauſfſchlag. 
(Heiterkeit. ) 

Wenn man das Danziger Wirtſchaftsproblem 
auf Baſis der Wirtſchaftseinheit mit Polen er⸗ 
ſchöpfen will, ſo wird man ſchwerlich darum her⸗ 
umkommen, den Artikel 36 der Pariſer Konven⸗ 
tion zu vergeſſen, welcher ſowohl Polen als auch 


Danzig in richtiger Erkenntnis der wirtſchaftlichen 
Notwendigkeiten anheim ſtellt, unter gewiſſen 
Vorausſetzungen, worunter wahrſcheinlich die nun⸗ 
mehr erfolgte Stabiliſierung beider Währungen 
zu verſtehen iſt, in Verhandlungen einzutreten, 
welche eine Vereinheitlichung des 


jedem einſichtigen Wirtſchaftler, namentlich den 
großformatigen, einleuchten, was für eine unge⸗ 
heure Bedeutung und welche Vorteile für die 
Preisbildung in Danzig dieſe glücklich durchge⸗ 
führte Maßnahme haben würde. Freilich dürfte 
dies einen Nervenchok bei Herrn Schwegmann 
hervorrufen und das Ueberſiedeln manches Staats⸗ 
rats nach Potsdam von Danzig, das dieſen Herren 
niemals eine Heimat werden wird. 

Einen guten Blick für das Wirtſchaftliche glau⸗ 
ben wir beſonders in dem Paſſus der Regierungs⸗ 
erklärung zu erblicken, welcher ein beſonderes 
Intereſſe für die Wirtſchaftsbeziehungen nach 
dem Oſten und nach Rußland dartut. Wir 
halten dieſe Orientierung für die den gegebenen 
politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
zweckentſprechende, zumal Danzig immer ein Ha⸗ 
fenplatz Oſteuropas war. Sollte es gelingen, 
ihn auch zum Umſchlagplatz für den Oſten 
zu machen, alſo zur Endſtation größerer 
transozeaniſcher Schiffahrtslinien, jo 
wäre eine der dankbarſten Aufgaben erfüllt. 

In ſeiner berühmten Rede über den Danziger 
Silberſtreifen hat Herr Senator Dr. Volkmann 
einſt begeiſtert von den deutſch⸗polniſchen Handels⸗ 
vertragsverhandlungen geſprochen, und zwar in 
dem Sinne, daß er für Danzigs Wirtſchaft das 
Beſte davon erhoffte. Dieſem Optimismus habe 
ich ſchon damals eine gute Doſis Skepſis entgegen⸗ 
geworfen, und ich glaube, daß meine Anſchauung 
inzwiſchen mehr Anhänger gefunden hat. Ich 
wiederhole hier nochmals: So ſehr ein Handels⸗ 
vertrag zwiſchen Deutſchland und Polen Vorteile 
für beide Teile bringen kann, muß er einen Scha⸗ 
den für Danzigs Wirtſchaft bilden, ſolange nicht 
durch normale Oeffnung des ruſſiſchen Hinterlan⸗ 
des für Danzig ein Aequivalent geſchaffen iſt. 
Aufgabe des Senats wird es ſein, darüber zu wa⸗ 
chen, daß der deutſch⸗polniſ che Han⸗ 
delspertrag Danziger Intereſſen möglichſt 
wenig ſchädigt. Ein nicht minderes Intereſſe 
muß jedoch gerade vonjeiten des Senats den be- 
gonnenen polniſch⸗ruſſiſchen Handelsvertragsver⸗ 
handlungen entgegengebracht werden. 

Zweifellos ein Mangel der neuen Regierungs⸗ 
erklärung war ihre Schweigſamkeit über die 
Finanzlage Danzigs. Es ſchwirren in Danzig 
darüber die wildeſten Gerüchte herum. (Abg. Liſch⸗ 
newfki: 15 Millionen Schulden hat die Stadt 
Danzig!) Der Volkstag hat nicht nur ein Necht, 
ſondern auch die Pflicht, klaren Wein aus dieſem 

aß zu trinken. Wir halten es für ein Erforder⸗ 
nis, daß der Senat ſich dazu noch vor den Etats⸗ 
beratungen in großen Zügen äußert, zumal das 
Abkommen über den Zollverteilungsſchlüffel ſei⸗ 
nem Ende entgegengeht. Das verſtändige Gebot 
der Sparſamkeit erfordert eine richtige Berückſich⸗ 
tigung und Pflichterfüllung aller Dienſtſtellen, 


alſo auch der Danziger Delegation beim Hafen⸗ 
ausſchuß. Es iſt in Danzig das Gerücht verbreitet, 


Münzſyſtems zum Zwecke haben. Es dürfte 
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als ob die Anlage des neuen Hafenbaſſinsſ nenden Erwerb ſuchen und auch finden. Polen hat 


teilweiſe techniſch verfehlt wäre. Das Baſſin ſei 
nämlich ſo gedacht, daß nach einiger Zeit ſeine 
Vergrößerung um das Doppelte erfolgen könnte. 
Nun ſeien für den im Bau befindlichen Teil des 
Baſſins drei Zufahrtsſtränge projektiert, ohne 
der zukünftigen Vergrößerung Rech⸗ 
nung zutragen, jo daß dieſe infolge totalen 
Verbauens der Zufahrtsmöglichkeiten abgeſchnit⸗ 
ten würde. Es würde intereſſieren, darüber nähe⸗ 
res zu hören, da ſich ein derartiger Fehler für die 
Danziger Finanzen in erheblichen Mehrkoſten 
auswirken würde, wenn er den Tatſachen ent⸗ 
ſpricht. i 
„Ebenſo wünſcht meine Gruppe beſonders bald: 

möglichſt zu hören, wie ſich die theoretiſchen Lieb⸗ 
koſungen der polniſchen Minderheit in der Praxis 
auswirken ſollen. Wir werden nicht verfehlen, in 
der allernächſten Zeit uns zu vergewiſſern, wie⸗ 
weit der Senat willens iſt, gerechten Worten eben⸗ 
ſolche Taten folgen zu laſſen. Hiervon wird aber 
unſere Stellung dem neuen Senat gegenüber ab⸗ 
hängig ſein. (Bravo! bei den Polen.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 


H.! Mit Rückſicht auf die vorgeſchrittene Zeit will 
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ich mich kurz faſſen. Die Regierungserklärung be⸗ 
rührt eine Reihe von Fragen von zweifellos 
außerordentlicher Wichtigkeit. Leider muß die 
Feſtſtellung gemacht werden, daß die in der Er⸗ 
klärung aufgeworfenen Fragen in den meiſten 
Fällen nur andeutungsweiſe behandelt wurden. 
Wir hätten gewünſcht, daß in wichtigen Dingen 
Einzelheiten und Details, wenn auch in knapper 
Form, bekanntgegeben worden wären. So bleibt 
uns nur die Möglichkeit, um eine ergänzende 
Aufklärung zu bitten oder die politiſche Lage ſo 
darzuſtellen, wie wir ſie ſehen. 

Es ſollten alle notwendigen Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden, um die Danziger Wirtſchaft in 
Stadt und Land zu ſchützen und zu fördern und 
die Konkurrenzfähigkeit Danzigs als Handels⸗ 
platz zu erhalten und zu ſtärken. 

Gewiß ein löbliches Beginnen, m. D. u. H.! 
Dieſe Erklärung iſt aber nahezu ſchon von jeder 
Regierung abgegeben worden. In Wirklichkeit 
iſt es dann immer beim alten geblieben. Das 
Grundübel unſerer ſchlechten wirtſchaftlichen Lage 
hat doch ſeine bekannten Urſachen. Die Abſchnü⸗ 
rung von Deutſchland und die enge Verkoppelung 
mit einer uns in Kultur, Sprache und Sitte frem: 
den Nation wirkt hemmend ud lähmend auf alle 
Geſchehniſſe. Daran ändern auch die Erklärungen 
des polniſchen Abgeordneten Dr. Moczynſki nichts. 
Handel und Wandel können ſich nicht genügend 
entfalten, und ſo iſt es kein Wunder, wenn die Be⸗ 
triebe nicht mehr rentabel ſind. Damit wächſt 
die Arbeitsloſigkeit, und die ſozialen Laſten ſtei⸗ 
gen ins Unermeßliche. Bei der Kleinheit unſeres 
Staates wird es überhaupt ſchwer ſein, für alle 
unſere Bewohner dauernd Arbeit und Verdienſt 
zu ſchaffen. Die ſchlechte Bezahlung der Arbeiter 
und Beamten in Polen und der niedrige Stand 
des polniſchen Geldes drängen außerdem noch da⸗ 
hin, daß polniſche Staatsangehörige in Danzig loh⸗ 


bis dahin nichts getan, um unſere Lage zu erleich⸗ 
tern. Man frage nur unſere Geſchäftsleute, ſoweit 
ſie Verbindung mit Polen haben. Wenn dies jetzt 
anders werden ſoll, ſo kann uns das nur freuen. 
Wir glauben nur nicht daran. Hilfe kann uns 
nur dadurch werden, daß man auch in Danzig das 
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker gelten läßt. 
Danzig iſt unfreiwillig eine Freie Stadt. 

Mit beſonderem Intereſſe haben wir gehört, 
daß die allzu große Spanne zwiſchen Erzeuger⸗ 
und Verkaufspreis eine Minderung erfahren ſoll. 
In der Tat, m. D. u. H.! beſtehen auf dieſem Ge⸗ 
biete außerordentlich ungeſunde Perhältniſſe und 
Mißſtände, die ſich insbeſondere auf den Groß⸗ 
und Kleinhandel ausdehnen. Auch die Banken 
und Sparkaſſen mit ihren hohen Zinsſätzen ſollen 
hierbei nicht vergeſſen werden. Faſt alle Innun⸗ 
gen, kaufmänniſche und gewerbliche Vereinigun⸗ 
gen ſehen ihre Hauptaufgabe darin, einheitlich für 
alle ihre Mitglieder die Preiſe feſtzuſetzen und zu 
diktieren. Damit iſt aber jede geſunde Konkurrenz 
ausgeſchaltet. Wenn dann noch in Streitfällen 
bei zu hohen Preiſen oder abgelieferter ſchlechter 
Arbeit die Innungsobermeiſter oder die Vorſitzen⸗ 
den ſolcher Vereinigungen als gerichtlich vereidigte 
Sachverſtändige fungieren, dann kann man bei 
ſolchen Prozeſſen doch im Voraus feſtſtellen, wer 
der unterliegende Teil ſein wird. Abhilfe m. D. 
u. H., iſt hier dringend notwendig. Wir hätten 
gern erfahren, wie die Regierung dieſem Treiben 
ein Ende machen will. Die ſo allgemein gehaltene 
Ankündigung, auf die Beſeitigung dieſer Miß⸗ 
ſtände hinarbeiten zu wollen, kann die große Maſſe 
der Verbraucher nicht befriedigen. 

Durch neue Zwangsmaßnahmen ſoll die Wirt⸗ 
ſchaft nicht beeinträchtigt werden. Hier darf man 
wohl die Frage aufwerfen: „Was geſchieht mit der 
beſtehenden Wohnungszwangswirtſchaft? Nicht 
bloß die Hausbeſitzer und nicht bloß Handel⸗ und 
Gewerbetreibende haben ein Intereſſe an der frei⸗ 


0 


D) 


en Wirtſchaft, ſondern dasſelbe Intereſſe liegt auch 


vor bei den Arbeitern, Angeſtellten und Beamten. 


Eine Beſſerung unſerer ſchwierigen Lage kann 
nur erreicht werden, wenn ſich alle Zweige des Er⸗ 
werbslebens frei und ungehindert entfalten kön⸗ 
nen. Damit ſteigt dann auch der Wohlſtand. Daß 
die etwaigen höheren Mieten durch erhöhte Ge- 
hälter und Löhne ausgeglichen werden müſſen, hal⸗ 
ten wir für eine Selbſtverſtändlichkeit, aber ge⸗ 
ſunde Verhältniſſe auf dem Wirtſchaftsmarkt müſ⸗ 
ſen geſchaffen werden. Die Wohnungsnot insge⸗ 
ſamt wird ohne eine ſtarke Förderung der privaten 
Bautätigkeit und ohne Heranziehung des privaten 
Kapitals in einem ſtärkeren Maße als bisher nicht 
beſeitigt werden können. (Unruhe links.) Ich 
werde warten, bis die Konferenz zu Ende iſt. 
(Sehr gut!) 

Zu der Frage der Aenderung der Verfaſſung 
haben wir zu erklären, daß wir nicht der Meinung 
find, daß die Mehrheit der Wähler eine Aenderung 
des Regierungsſyſtems wünſcht. Selbſt die heute 
in der Regierung vertretene Zentrumspartei hat 
dieſe Forderung bis dahin aufgeſtellt, und die 
Deutſchliberale Partei hat dieſe Forderung erſt 
kurz vor den Wahlen erhoben. Wäre die Wahl 


(A) nur unter dieſer Parole geführt worden, jo würden 


(B) 
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die dieſe Forderung vertretenden Parteien ſicher 
ſehr ſchlecht abgeſchnitten haben. Was die Danziger 
Bevölkerung will, iſt eine Verkleinerung des 
Volkstags und des Senats. Dieſem Verlangen, m: 
D. u. H., muß Rechnung getragen werden. Wir 


ſind bereit, einer ſolchen Verfaſſungsänderung, 


ohne daß daran andere Forderungen geknüpft 
werden, reſtlos und ſchnell zuzuſtimmen. Die Ver⸗ 
koppelung der Frage mit einer Aenderung des Re⸗ 
gierungsſyſtems bringt unüberwindliche Schwie⸗ 
rigkeiten in die Angelegenheit und droht, die 
Danziger Bevölkerung erneut ſchwer zu enttäu⸗ 
ſchen. Die Regierung hat die Frage der Beſoldung 
der Senatoren auch nicht erörtert. Dieſe Frage iſt 
aber von außerordentlicher Wichtigkeit und aus⸗ 
ſchlaggebend für eine Entſcheidung nach beiden 
Richtungen. Ohne Beſoldung und Penſion wird 
han fähige Köpfe für ein jo hohes Amt in einer 
jo verantwortungsvollen Stellung nicht bekommen. 
Bei den unſicheren Mehrheitsverhältniſſen, die bei 
der Kleinheit unſeres Staatsweſens wohl immer 
eine Rolle ſpielen werden, und bei der dadurch 


ſehr häufig veranlaßten anderweitigen Zuſam⸗ 


menſetzung der jeweiligen Regierungskoalition iſt 
es doch nur ſelbſtverſtändlich, daß diejenigen Se⸗ 
natoren, die anderen Parteien angehören, bei je⸗ 
dem Regierungswechſel ſo ſchnell wie möglich aus 
dem Wege geräumt werden. 


M. D. u. H.! Ich frage, wer ſoll die dadurch ent: 
ſtehenden hohen Penſionslaſten tragen? Die Zahl 
der ſo fortgeſchickten Senatoren kann bald eine 
ſehr hohe ſein. Dazu kommen dann noch nach Aen⸗ 
derung der Verfaſſung die nicht wiedergewählten 
Senatoren. Es iſt heute ſchon ſchwer, ſich zwiſchen 
den vielen Senatoren a. D. durchzufinden, dann 
wird es aber noch ſchlimmer und hat den ſchlechten 
Beigeſchmack einer enorm hohen ſteuerlichen Be⸗ 
laſtung der Bevölkerung. Gegen ein Selbſtauf⸗ 
löſungsrecht des Volkstags haben wir keine Be⸗ 
denken, doch müßte das Auflöſungsrecht auch der 
Regierung bezw. dem Senatspräſidenten zuge⸗ 
ſtanden werden. Eine ſchärfere Trennung der 
Verwaltungstätigkeit zwiſchen Stadt und Land 
kann nur begrüßt werden. Eine ſolche Neugeſtal⸗ 
tung darf jedoch nicht mit einer Vergrößerung 
des Verwaltungsapparats verbunden werden. 
Insbeſondere lehnen wir es ab, wieder neue Stadt 
ratſtellen zu ſchaffen. 


Zu der geplanten Beſeitigung des Richter⸗ 
wahlausſchuſſes und zu der Umgeſtaltung des Fi⸗ 
nanzrats vermögen wir erſt Stellung zu nehmen, 
wenn uns die Regierung nähere Angaben gemacht 
hat. Es erſcheint uns jedoch notwendig, ſchon heu⸗ 
te zu erklären, daß wir gegenüber den häufig wech⸗ 
ſelnden Mehrheiten im Volkstag im Intereſſe der 
Erhaltung des Gleichgewichts unſeres Staatshaus⸗ 
halts den Finanzrat unbedingt brauchen werden. 

In der Schulfrage ſtehen wir auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Hinweis der Regierung auf Ar⸗ 
tikel 104 ſo gemeint iſt, daß das geſamte Schul⸗ 
weſen auf ſimultaner Grundlage aufgebaut wer⸗ 
den ſoll. Mit dieſer Frage werden wir uns ſpä⸗ 


Für eine evtl. Abſchaffung der Einwohner⸗ (C) 


wehr müſſen wir der Regierung die volle Verant⸗ 
wortung überlaſſen. Warnend möchten wir je⸗ 
doch auf die Wiener Vorkommniſſe hinweiſen. 
Es gelang dort der Polizei nur unter ſchwerſten 
Opfern, Ruhe und Ordnung zu ſchaffen. 

Nun m. D. u. H. zum Abbau des Verwal⸗ 
tungsapparats. Auch dieſe Regierungserklärung 
ſpricht wieder von einem energiſchen Abbau des 
Verwaltungsapparats und nährt damit in der 
Oeffentlichkeit den Eindruck, daß es noch eine 
große Zahl von Beamten und Angeſtellten gebe, 
die nicht oder nicht hinreichend beſchäftigt ſeien. 
(Abg. Liſchnewſki: Es macht keinen hübſchen Ein⸗ 
druck, wenn Sie als Staatsbeamter dieſe Aus⸗ 
führungen machen!) Ich lehne es ab, mich darüber 
mit Ihnen zu unterhalten. (Abg. Liſchnewfki: 
Ich ſchon lange vorher!) Wenn man im Deut⸗ 
ſchen Reich heute noch von der Vereinfachung der 
Verwaltung ſpricht, ſo verſteht man darunter in 
der Hauptſache die Regelung des Gechäftsverkehrs 
zwiſchen Reich, Staaten und Kommunen und die 
damit verbundenen Reformen. Das iſt eine Fra⸗ 
ge von größter verwaltungstechniſcher und finan⸗ 
zieller Bedeutung. Der Abbau des infolge des 
Krieges und der Inflation angeſchwollenen Be⸗ 
amtenkörpers iſt im Reich längſt beendet. Ja, es 
iſt im Gegenteil in verſchiedenen Verwaltungen 
wieder erheblich aufgebaut worden. Auch in 
Danzig iſt der Perſonalabbau bereits längſt über 
das zuläſſige Maß hinaus betrieben worden. Die 
Beamten ſind über Gebühr belaſtet. Dasſelbe 
trifft auch für die Angeſtellten zu. Den von Ih⸗ 
nen ſo heilig gehaltenen Achtſtundentag, meine 
Herren von links, kennen die meiſten Beamten 
und Angeſtellten nicht. Es wird ſchon jetzt zum 
Teil mit der Arbeitskraft der Beamten und An⸗ 
geſtellten Raubbau getrieben. (Abg. Raſchke: Sie 
haben ſich doch noch kein Bein ausgeriſſen!) Es 
iſt notwendig, dieſe Feſtſtellungen zu machen, um 
endlich einmal das Schlagwort, daß es zuviel Be⸗ 
amte gebe und daß die Beamten den Staat auf⸗ 
freſſen, zu zerſtören. Es iſt falſch, wenn man das 
Maß der Arbeitsleiſtung der Beamten und Ange⸗ 
ſtellten nur nach der Zahl der feſtgeſetzten Büro⸗ 
ſtunden beurteilt. Ich glaube nicht, daß es viele 
Beamte und Angeſtellte gibt, die nach Ablauf von 
acht Stunden ſorglos ihre Arbeitsſtätte mit dem 
Sprüchlein ſchließen können: „Was nicht fertig iſt, 
bleibt liegen.“ Das Arbeitspenſum, das dem Be⸗ 
amten und Angeſtellten übertragen iſt, nimmt ſei⸗ 
ne ganze übrige Zeit noch in Anſpruch. Es iſt 
eine gefährliche Irreführung, wenn heute noch der 
Oeffentlichkeit durch eine Regierungserklärung 
ſuggeriert wird, daß noch große Summen bei der 
Verwaltung und dem Perſonal geſpart werden 
könnten. 

Was heute in der Verwaltung reformiert 
werden ſoll, bringt nicht einen Fortfall von Auf⸗ 
gaben mit ſich und iſt in jedem Fall nur von un⸗ 
tergeordneter Natur. Die notwendigen Neuerun⸗ 
gen nach kaufmänniſchen Grundſätzen ſind längſt 
bei allen Verwaltungen durchgeführt worden. 
Auch die jetzt begonnene Büroreform iſt nur ein 


ter bei Gelegenheit der Beratung des vorliegen- | Tropfen auf den heißen Stein im Staatshaushalt 
den Geſetzentwurfs näher befaſſen. 


und verdient nicht das Geräuſch, das man dieſer⸗ 
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halb macht. Die Reform iſt außerdem ein ſehr 
zweifelhafter Fortſchritt; denn oft iſt es noch ſo, 
daß hochwertige Arbeitskräfte geringwertige Ar⸗ 
beit machen müſſen. 

Auf eine Umfrage der Danziger Neueſten 
Nachrichten bei der Gründung der Freien Stadt: 
„Was tut Danzig not“ antwortete der Senats⸗ 
präſident: „Hebung des Verantwortungsgefühls 
jedes Einzelnen“. M. D. u. H.! Hierin liegt der 
Schlüſſel zu aller politiſchen, ſittlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Kraftentfaltung. Ganz beſonders tref⸗ 
fen dieſe Worte für die Beamten und Angeſtell⸗ 
ten zu. Hebung des Verantwortungsgefühls und 
Ausſchöpfung der Leiſtungsfähigkeit des Einzel⸗ 
nen, das iſt Wirtſchaft⸗ und Verwaltungsöfone: 
mie. Verlegen ſie einen größeren Teil der weni⸗ 
ger wichtigen Aufgaben der höheren Beamten auf 
die befähigten mittleren Beamten zur ſelbſtändi⸗ 
gen Erledigung, und laſſen Sie dieſe auch als 
ſelbſtändige Bearbeiter nach außen hin in die Er⸗ 
ſcheinung treten. Dann ſchaffen Sie eine Beſchleu⸗ 
nigung des Geſchäftsganges und Arbeitsfreudig⸗ 
keit, den wichtigſten Antrieb zur Höchſtleiſtung. 
Ebenſo läßt ſich ein Teil der Tätigkeit der mitt⸗ 
leren Beamten ohne Schaden weiter nach unten 
verlegen. Die Beamtenſchaft erhebt die Forde⸗ 
rung, daß der in der freien Wirtſchaft allein gel⸗ 
tende Grundſatz „freie Bahn dem Tüchtigen“ auch 
in der Verwaltung in ſtärkerem Maße als bisher 
Platz greift. 

Das Verantwortungsgefühl aller Volkskreiſe iſt 
durch Krieg, Revolution und Inflation ſtark ge⸗ 
mindert worden. Auch die Beamtenſchaft, die un⸗ 
ter der Inflation am ſtärkſten gelitten hat, iſt da⸗ 
von nicht verſchont geblieben. Auch wir verurtei⸗ 
len alle diejenigen Beamten, die ehr⸗ und pflicht⸗ 
vergeſſen vom Pfad der altbewährten Beamten⸗ 
treue abgewichen ſind und erwarten einen gerech⸗ 
ten Richterſpruch für fie. Ich bitte Sie aber 
dringend (Bewährungsfriſt! bei den Kom⸗ 
muniſten) hieraus keine allgemeinen 
Schlüſſe, die geſamte Beamten⸗ 
ſchaft betreffend, zu ziehen. Der Pro- 
zentſatz der Uebeltäter in der Beamtenſchaft iſt 
aus den eben geſchilderten Gründen nicht mehr 
geſtiegen als in der übrigen Bevölkerung. Hoffen 
wir, das Treu und Glauben bei allen Freiſtaat⸗ 
bürgern wieder in dem Maße zu Ehren kommen, 
wie es vor dem Kriege der Fall war. 

Ueber die Frage der Beamtenbeſoldung iſt die 
Regierungserklärung mit einem kurzen Satz hin⸗ 
weggegangen. Ich will zugeben, daß das eine der 
gegenwärtig ſchwierigſten Fragen iſt, aber die iſt 
es nur dann, wenn man ſie mehr von parteipoliti⸗ 
ſchen als von ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten aus 
beurteilt. Man wird auch hier den beſonderen 
Danziger Verhältniſſen durch Gewährung 
eines Sonderzuſchlages Rechnung tra⸗ 
gen müſſen; denn Arbeiterlöhne und Angeſtellten⸗ 
gehälter in den freien Berufen gehen gleichfalls 
über die deutſchen Sätze hinaus. (Zurufe bei den 
Kommuniſten.) Sie können ſich nachher zu Wort 
melden. — Es darf bei der Neureglung der Beſol⸗ 
dung keinem Beamten und Angeſtellten etwas ge⸗ 
nommen werden. Ich darf hierbei auf das ſehr um⸗ 
fangreiche Rechtsgutachten des Profeſſors Triepel 


ſein als ihre Kollegen im Reiche. 
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verweiſen. Die Ausführungen des Zentrumsabge⸗ 
ordneten Weiß am geſtrigen Tage ſcheinen uns die 
Zuſicherung zu geben, daß ſich die Regierung an 
dieſe Gutachten halten will; denn gerade die Zen⸗ 
trumspartei war es, die in der alten Regierungs⸗ 
koalition das Gutachten des Profeſſors Triepel 
unerkannt hat. 

Nach dem Eintrit der Beſoldungsneuregelung 
im Deutſchen Reiche, die den dortigen Beamten 
und Angeſtellten vom 1. Oktober v. Is. ab eine 
15—38 % ige Erhöhung ihrer Bezüge gebracht hat, 
iſt das Notopfer nicht mehr aufrecht zu erhalten. 
Das Notopfer gründet ſich darauf, daß das 
Finanzkomitee des Völkerbundes feſtgeſtellt hatte, 
daß die Danziger Beamten um 10%8höher beſoldet 
werden als die deutſch⸗preußiſchen Beamten. Das 
iſt nun ſchon ſeit dem 1. Oktober v. Is. anders 
geworden. Es iſt deshalb notwendig, daß von 
dieſem Zeitpunkt ab auch hier in Danzig wieder 
die alten Bezüge gezahlt werden, das umſomehr, 
als es viele Beamte gibt, die einen Rechtsanspruch 
darauf haben, in Danzig nicht ſchlechter geſtellt zu 
Aber aus mo⸗ 
raliſchen Gründen kann das Notopfer nicht mehr 
aufrecht erhalten werden. Damals wurde die Laſt 
in Erkenntnis der Notlage des Staates freiwillig 
von den Beamten in dem Glauben gebracht, daß 
auch andere Kreiſe Opfer bringen würden. Das 
iſt leider nicht geſchehen. Im Gegenteil, die Lu⸗ 
xusſteuer wurde abgebaut, die Umſatzſteuer ſoll 
vom 1. April d. Is. ab fortfallen, die Fernſprechge⸗ 
bühren werden ermäßigt und die vom Völkerbund 
verlangte anderweitige Regelung der Erwerbslo⸗ 
ſenfürſorge, die den Staatsetat entlaſten ſollte, 
iſt unterblieben. 

Wir fordern daß die Regie⸗ 
rung dem Volkstag in kürzeſter 


Friſt eine Geſetzesvorlage zuge⸗ 
hen läßt, wonach die Neurege⸗ 
lung der Beamtenbeſoldung in 


der von mir angedeuteten Form 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 
ab mit der größten Beſchleuni⸗ 
gung durchgeführt wir d. Die Not un⸗ 
ter den Beamten (Beſonders bei den höheren! bei 
den Kommuniſten.) und Angeſtellten iſt minde⸗ 
ſtens ebenſogroß, wie in den übrigen Bevölke⸗ 
rungskreiſen. (Abg. Liſchnewſki: Sie ſind ſchon 
ganz elend geworden!) Nein, aber von Beamten⸗ 
fragen verſtehen Sie nichts — 

M. D. u. H.! Anſere grundſätzliche Stellung⸗ 
nahme zu den Maßnahmen der neuen Regierung 
geht dahin, daß wir uns eine Entſcheidung von 
Fall zu Fall vorbehalten. (Bravol) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Zarske. (Hau mal rin einen Schlag! Haken⸗ 
kreuzler! bei den Kommuniſten.) 

Zarske, Abgeordneter (D. Soz.): Jawohl, das 
ſtimmt, das Hakenkreuz und der fünfzackige Stern 
ſind nämlich deutſche Heilszeichen. Wir ſind alſo 
gar nicht ſo weit auseinander. (Lebhafte Heiter⸗ 
keit.) Die Deutſchſoziale Partei hat ſchon in ihrem 


Wahlaufruf zu den Volkstagswahlen als ihr Ziel 


das Streben nach Wiedererſtarkung und Durch⸗ 
ſetzung deutſchen Weſens auf allen Gebieten des 
öffentlichen Lebens bezeichnet. (Hu, hu! links.) 


(A) 


3) 
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(Zarſke, Abgeordneter). 
Sie ſieht in der Zerſetzung des deutſchen Rechtes 
und deutſcher Art das Werk der Fremdartigen. 
Die Auswirkung dieſer undeutſchen Geſinnung 
macht ſich in der ſtaatlichen Anmoral geltend. 
(Hu! links.) Der Abg. Rahn hat dieſe Unmoral 
genügend gekennzeichnet. (Da bleibt für Sie nichts 
übrig! bei den Kommuniſten.) Ich verſage es mir, 
darauf weiter einzugehen. Die Deutſchſoz'ale Par⸗ 
tei muß ſich zu der ſogenannten Regierungserklä⸗ 
rung ablehnend und mißtrauiſch verhalten. Das 
will ich vorweg ſagen. Es bleibt alles beim alten, 
denn was der Herr Regierungspräſident uns ver⸗ 
abreichte, iſt keine Regierungserklärung. (Regie⸗ 
rungspräſident? Heiterkeit links.) 

Präſfident: Ich bitte, dem Herrn Redner nicht 
die Ausführungen zu erſchweren. 

Zarske, Abgeordneter (D. Soz.): Es war keine 
Regierungserklärung der führenden Parteien, 
ſondern die Aeußerung der bisherigen Machtha⸗ 
ber, der acht hauptamtlichen Senatoren, die mit 
bewundernswerter Findigkeit je nach Lage und 
Stimmung der augenblicklich machthabenden Par⸗ 
teien alles verſprechen, um nachher nichts zu hal⸗ 
ten; denn die können es nach ihrer inneren Ein⸗ 
ſtellung nicht halten. (Abg. Dr. Moczynſki: Pfui! 
dieſe Unterſtellung!) Ich bin hier ganz neu im 
Volkstag. (Abg. Dr. Moczynſki: Nach zwei Zah: | 
ren ſind Sie zwei Jahre älter!) Ich habe es ver⸗ 
mieden hierher zu kommen, um ſchlechte Eindrücke 
zu ſammeln. Es iſt mir aber aufgefallen, daß von 
100 Zwiſchenrufen 99 dumm ſind. Da möchte ich 
doch ſagen, Sie machen ſich direkt zum Elown, 
wenn Sie Zwiſchenrufe machen, die dumm ſind. 
ei nn Weſen wird die Melt genejen! 
inks.) 

Die Erklärung ſtellt einen ſchwächlichen Ver⸗ 
iu) dar, den Volkstag über den Ernſt der po⸗ 
litiſchen Lage hinwegzutäuſchen. Allen For⸗ 


0 


derungen der Vereinigten Internationalen gibt 


ſie, ohne an die Folgen zu denken, recht. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe links.) Sie verrät mit kei⸗ 
nem Wort ihre grundſätzliche Gegnerſchaft gegen⸗ 
über den Beſtrebungen des Zentrums in Bezug 
auf die Entſtaatlichung der Schule und in Bezug 
auf die einſeitig marxiſtiſche Geſinnung der So⸗ 
zialdemokraten. Ebenſowenig zeigte ſie den feſten 
Entſchluß, den Kommuniſten und ihren Irrlehren 


entgegenzutreten, (Andauernde Zwiſchenrufe und 


und große Anruhe bei den Kommuniſten) ob⸗ 
gleich dieſe in ihrer Aufmachung durch die Ent⸗ 
wicklung der Sowjets ihre Unmöglichkeit bereits 
für die Unbefangenen bewieſen haben. Aus den 
Ausführungen betreffend das Verhältnis zu den 
auswärtigen Staaten kann ſogar eine gewiſſe 
Willfähigkeit erblickt werden. Dieſes unpolitiſche 
Verhalten kennzeichnet die unmögliche Stellung 
der hauptamtlichen Senatoren bei einem Wechſel 
der führenden Parteien im Volkstag. Dieſe Her⸗ 
ren finden ſich aber mit dieſem Gegenſatz ſchnell 
ab; denn ſie haben ja noch ein Jahr in ihren 
Bere zu tun und find ſomit noch ein Jahr ge⸗ 
ſichert. | 

Wir als Deutſch⸗Völkiſche achten die völkiſche 
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wiß müſſen wir mit den Polen gute Nachbarſchaft 
halten, (Wir ſitzen ja zuſammen! bei den Polen) 
aber es kann der Beſte nicht in Frieden leben, 
wenn es dem böſen Nachbar nicht gefällt. Bis jetzt 
haben wir noch immer eine Verſöhnungspolitik 
getrieben, um dafür Verhöhnungspolitik zu be⸗ 
kommen. Die nächſten ſachlichen Verhandlungen 
im Volkstag müſſen und werden die ſo ſchön vor⸗ 
getragene Einigkeit der Koalition unbedingt 
ſtören. 
Die in Ausſicht geſtellten Aenderungen 
der Verfaſſung werden in der Erklärung für 
durchführbar gehalten, weil ſie bei dem Völker⸗ 
bund Billigung finden dürften. Soweit es ſich um 
eine Vervollſtändigung der beſtehenden Verfaſ⸗ 
ſung handelt, iſt unſeres Erachtens eine Billigung 
gar nicht nötig, ſoweit es ſich um die Verkleine⸗ 
rung des Senats und des Volkstags handelt, ſteht 
die Billigung nicht nur in Ausſicht, ſondern ſie iſt 
ja vom Völkerbund ſogar gefordert worden. So⸗ 
mit ſtellt die Regierungserklärung eine Unterwer⸗ 
fung unter fremden Willen dar. Hiergegen erhebe 
ich Einſpruch im Namen meiner Wähler und aller 
deutſchgeſinnten Danziger. Uebrigens halten wir 
die in Ausſicht genommene Anzahl der Senatoren 
und Abgeordneten für noch viel zu groß. Bei un⸗ 
ſerm kleinen Staatsweſen, wenn die Stadt Danzig 
in eigener Verwaltung abgetrennt wird, was wir 
auch wünſchen, genügt die Zahl von 4 Senatoren 
und 40 Abgeordneten. (Dann werden Sie nicht 
mehr gewählt! links.) Ich perſönlich lege keinen 
großen Wert darauf, lieber Herr Zurufer, viel⸗ 
leicht Sie! Bei meiner Partei iſt nicht viel zu 
erben! (Große Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) 
Meine große Verwunderung muß ich darüber 
ausſprechen, daß die Regierungserklärung auf eine 
eingehende Darlegung der finanziellen 
Verhältniſſe unſeres Staates verzichtet. Die 
letzte Regierungsperiode war angefüllt mit Kämp⸗ 
fen um die Beſchaffung von Mitteln für die Wei⸗ 
terführung der Verwaltung und Belebung der 
Wirtſchaft. Es iſt mir nicht bekannt geworden, 
in welcher Weiſe und in welcher Höhe die Anleihe⸗ 
mittel unſerer Staatskaſſe zugefloſſen ſind. Noch 
viel weniger weiß ich etwas Zuverläſſiges darüber, 
wie dieſe Mittel verwandt worden ſind. Hierüber 
verlange ich eine Klarlegung. Ferner verlange ich 
klaren Einblick in die bisherigen unmöglichen 
Verwaltungsgeſchäfte. Würde der in Artikel 32 
vorgeſehene Staatsgerichtshof beſtehen, ſo könnte 
ich mich in Bezug auf dieſe und andere Verwal⸗ 
tungsfragen im Vertrauen auf das Walten dieſes 
Gerichtshofes zufrieden geben, ſo nicht. Nachdem 
die Regierungserklärung inbezug auf dieſen und 
viele andere Artikel keinen Wert legt, muß ich auf 
die vollſtändige Einhaltung unſerer Verfaſſung 
drängen. (Zwiſchenrufe links.) 

Ich will noch etwas ſagen, damit Sie endlich 
befriedigt werden. Ich muß bei dieſer Gelegen⸗ 
heit dem Abg. Raſchke von der Kommuniſtiſchen 
Partei inbezug auf den Völkerbund und den 
Versailler Frieden vollſtändig recht ge⸗ 
ben und ſeine Ausführungen unterſtreichen. Ich 


Einſtellung jeden Volkes, auch die der Polen, der bedaure nur, daß dies nicht von der Deutſchnatio⸗ 
Franzosen, der Romanen und ſogar der Juden. nalen Partei getan wurde, ich hätte es eigentlich 
Aber dieſe Herrſchaften ſollten ihr Volkstum bei von dieſer Partei erwartet. Auch wir finden im 
ſich zu Hauſe üben. Hier find wir zu Hauſe. Ges Völkerbund nicht eine Befreiung, ſondern eine ein⸗ 
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(Zarſke, Abgeordneter). 

ſeitige Unterdrückung der Völker. Wir begreifen 
es auch nicht, wie führende Männer der Deutſch⸗ 
nationalen Partei ſich der Liga für Völkerbund 
anſchließen können. Jetzt mögen dieſelben Herren 
ſich noch der Liga für Menſchenrechte anſchließen, 
dann wiſſen wir ganz genau, wie die Deutſchna⸗ 
tionalen ausſehen. 

In Bezug auf die Schule muß ich den Kom⸗ 
muniſten recht geben. Wir werden uns der Ent⸗ 
ſtaatlichung der Schule, wie ſie wohl teilweiſe vom 
Zentrum gedacht iſt, widerſetzen. Es wäre ja ein 
direkter Verfaſſungsbruch, wollte man die ſtaat⸗ 
liche Schulauſſicht einſchränken. Dieſe muß im 
Gegenteil durch Ausführungsgeſetze noch weiter 
ausgebaut werden. 

Für die in Ausſicht genommene Verlänge⸗ 
rung der beſtehenden Wohnungsge⸗ 
ſetze um ein Jahr wird ſich vorausſichtlich ſchon 
aus dem Grunde eine Mehrheit finden, weil die 
Sozialdemokraten kaum ein Mittel an der Hand 
haben, ſonſt ihr Wahlverſprechen „keinen Pfennig 
für Mieterhöhung“ erfüllen zu können. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sit das Manuskript ſchon zu Ende?) 


Nein! Leider befinde ich mich mit dem Abg. Rahn 


in Beziehung auf die Wohnungsgeſetze in einem 
großen Gegenſatz. Ich werde in Bezug auf die 
Wohnungsgeſetze und die Wohnungsfragen und 
Löſung derſelben mit den linken Parteien zuſam⸗ 
mengehen. Der Begehrlichkeit der Hausbeſitzer 
werde ich ebenſo wie der ſtaatlichen Unmoral mei⸗ 
nen Willen entgegenſetzen. Unverdienter Gewinn 
iſt für uns Unrecht. (Gebt ihm was zu bauen! bei 
den Kommuniſten.) Der Hausbeſitz iſt kein Er⸗ 
werbs⸗ und Berufsſtand, Herr Rahn, ſondern ſoll 
nur das Anlagekapital gut geſichert und verzinſt 
darſtellen. Aus dieſem Grunde werden wir nur 
auf einen ganz allmählichen Abbau der Woh⸗ 
nungsbauabgabe dringen. Wir fordern ſogar eine 
Abgabe von den bisher zwangswirtſchaftsfreien 
Wohnungen und Geſchäftsräumen, die aus der 
Vorkriegszeit ſtammen und die jetzt vielen Haus⸗ 
beſitzern ganz unberechtigte und wucheriſche Ge⸗ 
winne bringen. (Zuruf.) Deshalb konnte ich nicht 
mit Ihnen zuſammen gehen, Herr Abg. Dr. Bla⸗ 
vier. 


nungsbauabgabe für den Bau Ihrer Häuſer! 


rechts.) Jeder Danziger hat ein Wohnrecht und 


muß vom Staat geſchützt und geſtützt werden, da⸗ 


mit er zu einer Wohnung kommt. (Jeder Hausbe⸗ 
ſitzer hat auch ein Recht! — Der Baumeiſter hat 


ein Baurecht! rechts. — Heiterkeit.) Alle Staats⸗ 


angehörigen in Danzig und alle in Danzig Woh⸗ 


nenden haben zur Beſeitigung der Wohnungsnot 

mit Beiträgen beizutragen, alſo nicht nur der 

Hausbeſitzer, ſondern auch der Mieter. f 
Mit dem Wohnungselend gleich geht das 


Elend, das durch den Alkohol erzeugt wird. Es 
gibt keine ſoziale Hebung, wenn nicht der Alko⸗ 
holmißbrauch zuerſt bekämpft wird. In Dan⸗ 
zig und in deutſchen Landen werden noch immer 
Millionen für Alkohol ausgegeben. (Abg. Dr. Mo⸗ 


czynſki: Die alten Deutſchen tranken immer noch 


eins!) Für die erſten Lebensbedingungen des 


Volkes iſt kein Geld vorhanden. Wir können und 
wollen keine Rückſicht auf die Aktionäre der Sprit-, 
Schnaps⸗ und Bierfabriken nehmen, um dieſen 
Herren auf Koſten der Geſundheit der übrigen 
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Bevölkerung ein gutes und bequemes Leben zu 
ſichern. Daher erwarten wir in dieſer Beziehung, 
wie es auch ſchon verſprochen iſt, ganz ſcharfe Ein⸗ 
ſchränkungsgeſetze. Eventuell kündige ich dieſelben 
mit Hilfe einiger Gleichgeſinnter an. 1 

Nun zur Beamtenfrage. Auch wir ſind 
von der laxen und unmoraliſchen Erſcheinung be⸗ 
troffen, die ſich in Beamtenkreiſen als Folge der 
undeutſchen und, hier kann man ſogar ſagen, der 
unpreußiſchen Art herausgebildet hat. (Was iſt 
nun los? links.) Saft wöchentlich hören wir von 
Vergehen in Beamtenkreiſen. Schärfſte Beſtra⸗ 
fung und Verſchärfung der Strafgeſetze halten 
wir für angebrachter als die undeutſche Rückſicht⸗ 
nahme auf Perſonen, wie ſie gerade in den Zei⸗ 
tungen geübt wird, wenn ſolche Verbrechen vor⸗ 
kommen, daß dieſe Leute nur mit dem Anfangs⸗ 
buchſtaben genannt werden. (Zurufe.) Vielleicht 
kennen Sie ſie ſchon, ich nicht! Wenn ein Spar⸗ 
kaſſenrendant die Zuckerkrankheit hat, die er ſich 
vielleicht infolge ſeines Verbrechens geholt hat, 
ſo ſoll er meinethalben im Gefängnis ſterben, 
aber nicht wegen Gefährdung ſeines Lebens aus 
der Haft entlaſſen werden. (Abg. Raſchke: Aber 
Hitler hat man auch entlaſſen!) 

Auch in Bezug auf die Juſtiz muß ich dem 
Herrn Abg. Raſchke recht geben. Wir haben in 
Wirklichkeit eine Klaſſenjuſtiz. Vor einigen Ta⸗ 
gen las ich von der Beſtrafung eines armen, ar⸗ 
beitsloſen kaufmänniſchen Angeſtellten, der ganze 
3 Gulden unterſchlagen hatte. Sechs oder neun 
Monate hat der Mann dafür bekommen, wäh⸗ 
rend Staatsbeamte, mit Rückſicht auf ihre vorhe⸗ 
rigen Dienſte jedenfalls, mit milden Strafen da⸗ 
vonkommen. Nach meiner Meinung ſoll es für 
verbrecheriſche Beamte überhaupt nicht Bewäh⸗ 
rungsfriſt geben. Nicht ſcharf genug kann ich bei 
dieſer Gelegenheit das Vergehen früherer Dan⸗ 
ziger Schupobeamter brandmarken, die nach Boli⸗ 
bien als Militärinſtrukteure gegangen ſind, was 
ja ſonſt ſehr ſchön iſt. (Abg. Liſchnewſki: Zufällig 
waren es Hakenkreuzler!) Dann waren es nicht 
die richtigen! (Große Heiterkeit!) Dieſe Leute 
haben dort das Land verraten und ſich einem an⸗ 
deren Staate angeboten. Es gibt keine Bezeich⸗ 
nung dafür. Hoffentlich werden die Bolivianer 
ſoviel Charakter haben, dieſe Leute am nächſten 
Baum aufzuhängen. (Heiterkeit.) Das wäre im 
deutschen Sinne gehandelt. (Abg. Naſchke: Am 
deutſchen Weſen ſoll die Welt geneſen!) Das wird 
noch kommen! (Abg. Rahn: Es iſt hier nicht Sitte, 
daß man zum Mord anſtiftet!) Das iſt kein 
Mord, ſondern eine Beſtrafung. Die Sowjets ha⸗ 
ben in Sowjetrußland noch ganz andere Strafen. 
Für Unterſchlagungen werden die Leute erſchoſſen. 
(Abg. Rahn: Wir find in Danzig!) Das war 
meine Aeberzeugung. (Abg. Dr. Kamnitzer: Bei 
Ihnen gibt es immer nur Aufhängen!) Ich werde 
zu gegebener Zeit zu den Maßnahmen des Senats 
Stellung nehmen und werde meine ſachliche Mit⸗ 
arbeit niemals verſagen, wenn es ſich um die För⸗ 
derung des Gemeinweſens handelt. Ich werde 


auch jeweilig Anträge und Geſetzesvorſchläge mit 
Hilfe von Gleichgeſinnten, allein kann ich es ja 
nicht, einbringen, wenn unſer Gemeinweſen wirt⸗ 
ſchaftlich und kulturell gefördert werden ſoll. Ich 
werde auch ſolche Anträge, von welcher Seite ſie 
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(Zarſke, Abgeordneter). 
auch kommen werden, immer unterſtützen. Dabei 
rechne ich darauf, daß der geſunde Menſchenver⸗ 
ſtand der Senatsmitglieder und der Volksvertre⸗ 
ter das, was an dieſen Vorſchlägen gut und 
brauchbar iſt, erkennen und wie ich hoffe, auch för⸗ 
dern wird. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Ich habe noch etwas über die Einwohner 
wehr zu ſagen. Die Deutſch⸗Soziale Partei 
würde die Aufhebung der Einwohnerwehr mit 
Bedauern anſehen. Wir wollen jede Gelegenheit 
und alle Beſtrebungen, den Wehrgedanken im 
Volke aufrecht zu erhalten, unterſtützen. Dabei 
bel es uns egal ſein, aus welcher politiſchen Ein⸗ 
tellung heraus dies geſchieht, und wenn es der 
rote Frontkämpferbund iſt, der ja im Grunde und 
in ſeinem Unterbewußtſein auch nichts weiter 
verfolgt, als den Wehrgedanken aufrecht zu er⸗ 
halten. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 
Man kann nicht wiſſen, vielleicht haben wir Euch 
(zu den Kommuniſten) auch dabei einmal nötig. 


(Heiterkeit und Zwiſchenrufe.) Ich ſchließe mit 


dem Ruf: Danzig Heil alleweg und Deutſchland 
allen voran und über alles! (Zwiſchenrufe.) 
Präſident: Das Wott hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. (Welches iſt nun der Echte? links.) 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Eine heutige Morgenzeitung brachte zu der 
Beſprechung der Debatte des geſtrigen Tages die 
Ueberſchrift „Alte Platten, neue Töne“ und be⸗ 
klagte ſich dabei über die geringfügige geiſtige 
Ausbeute dieſer Beſprechung. Wenn wir die letz⸗ 
ten Akkorde hinzunehmen, könnten wir allerdings 
die letzten Worte „neue Töne“ unterſtreichen. 
(Abg. Liſchnewſki: Sie legen eine neue Platte 
auf!) Das habe ich nicht nötig (Abg. Liſchnewfki: 
Aber altes Format!) Die Muſik iſt aber doch in 
vieler Beziehung dieſelbe geblieben. Wenn es 
im allgemeinen als abwegig betrachtet wird, 
daß man von vornherein eine Regierung kriti⸗ 
ſiert, bevor ſie etwas geleiſtet hat, wird man es 
noch ſchwerer haben, überhaupt zu dieſer Regie⸗ 
rung Stellung zu nehmen, wenn ſie ſolch eine 


matte Anfangsnote gebracht hat, wie die jetzige. 


Man kann wohl behaupten, daß auf ein ſo ſchwa⸗ 
ches Motiv keine vollen Akkorde einklingen 
können. 

Und doch, m. D. u. H., kann man Kritik an 
der jetzigen Regierung üben, und zwar mit Rück⸗ 
licht darauf, was dieſe Regierung in anderer 
Form früher ſchon einmal getan hat. Inſofern 
ſind es auch alte Töne und keine neuen. (Zuruf 
des Abg. Raſchke.) Wenn ich bei den Worten des 
Grammophonbegeiſterten, der von den Platten 
geſprochen hat, bleibe, dann möchte ich ſagen, man 
kann die ganze Beſprechung der Regierungserklä⸗ 
rung auch am beſten mit Grammophonmuſik ver⸗ 
gleichen. Sie iſt genau ſo roſtig und verſchartet 
und ſie klingt nicht beſſer, wenn die Meiſter des 
Parlamentarismus, die Weimarer Koalition, 
das Trio anſtimmen. Wenn die Beſprechung ſei⸗ 
tens der Regierungsparteien ſehr ſchwach ausfiel, 
jo hat doch der Herr Abg, Weiß verſucht, den Takt⸗ 
ſtock kräftiger zu ſchwingen. Auch den Abgeord⸗ 
ten Weiß hat man ſchon in denſelben Tönen re⸗ 
den gehört. Nur ein Unterſchied iſt dabei, daß 


das Zentrum noch niemals ſo kraß die Tätigkeit 
der früheren Koalitionsfreunde unterſtrichen hat, 
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wie diesmal. Es iſt auch ganz neu, daß eine ſtarke 
Partei, die einen verhältnismäßigen Aufſchwung 
in der Wahl genommen hat, ganz ſtill iſt, wenn 
ſie derartig viele Backpfeifen bekommt, wie die 
Sozialdemokratie durch den Herrn Abg. Weiß. 
Das iſt eine wunderbare Koalition, die noch tref⸗ 
fender durch die Zuſtimmungserklärung des 
Herrn Abg. Dr. Moczynſki gekennzeichnet wird. 
Sehr wenig wurde in der Regierungserklä⸗ 
rung geſagt. Das einzige, was geſagt worden iſt, 
war eine Dispoſition ohne Ausführungen. Als 
erſtes natürlich! die Anbiederung mit 
Polen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß von den 
Weimarer Parteien dieſe Anbiederungsverſuche 
immer wieder gemacht werden, trotzdem ſie am 
meiſten Rückſchläge aus dieſen Anbiederungsver⸗ 
ſuchen gehabt haben. Iſt es zutreffend, was Herr 
Schwegmann ſagte, daß die Erbſchaft, die die 
Linkskoalition ſeinerzeit hinterließ, in 50 neuen 
Streitfällen mit Polen beſtand? Ich bin neugie⸗ 
rig, ob Herr Gehl dieſe Behauptung des Herrn 
Schwegmann zurückweiſen wird. Wenn er dazu 
nicht in der Lage iſt, dann iſt dieſe Feſtſtellung 
alleine geeignet, der neuen Regierung das ſchärf⸗ 
ſte Mißtrauen entgegen zu bringen. Es iſt bezeich⸗ 
nend, daß die neue Regierung zuerſt den Ton auf 
die Verbindung mit Polen legte ſtatt auf die Ver⸗ 
bindung mit Deutſchland. Ich finde, daß die 
Wichtigkeit ſelbſt der wirtſchaftlichen 
Verbindung Danzigs mit Deutſch⸗ 


betont wurde. Ich finde es ferner unerhört, daß 
man gegenüber der Stellungnahme des Senats 
zu dem Verſailler Friedensvertrag 
ſtill geweſen iſt. Haben Sie ſchon vergeſſen, daß 
ſich auf dem Heumarkt ſ. Zt. fünfzigtauſend Per⸗ 
onen verſammelten und gegen die Abtrennung 
Danzigs von Deutſchland proteſtierten? Trotzdem 
wurden wir gezwungen, Bürger dieſes netten 
Staates zu werden. Heute ſtellt man ſich auf den 
Standpunkt der Erhaltung des Staates, von dem 
man früher behauptete, er müſſe ſo ſchnell wie 
möglich verſchwinden. Früher jagte man, daß 
die Abtrennung ſo ſchnell wie möglich aufge⸗ 
hoben werden müſſe. Damals wurde hier 
weiter feſtgeſtellt und von niemandem widerlegt, 
daß allein die Verbindung mit Polen den Nieder⸗ 
gang für die Danziger Wirtſchaft bedeute. Heute 
aber betont man nicht zurück nach Deutſchland, 
was eine Notwendigkeit in kultureller und wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung iſt. Das betont man nicht, 
wohl aber die Anerkennung des Verſailler Frie⸗ 
densvertrages und die Anhänglichkeit an Polen, 
die noch durch die Behauptung des Abg. Dr. Mo- 
czynſki unterſtrichen wird, der erklärte, daß es 
nötig wäre, Danzig voll und ganz in Wirtſchafts⸗ 
verbindung mit Polen zu bringen. Es fehlte nicht 
viel, daß Herr Dr. Moczynſki im Anklang an den 
hier beſtehenden 1. Sokol geſagt hätte, Danzig 
wäre als die Provinz I Polens zu betrachten. Das 
fehlte noch, und dagegen wäre auch nicht prote⸗ 
ſtiert worden. Ich bin ferner überzeugt, daß, 
wenn dies vor der Regierungserklärung ausge⸗ 
ſprochen wäre, ſich niemand gefunden hätte, auch 
nicht von den hauptamtlichen Senatoren, der da⸗ 
gegen proteſtiert hätte. So ſchlecht muß man die 
Regierung einſchätzen. 
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Was nun dazu führt, mit Polen zu liebäugeln, um iſt gebaut worden? Weil Polen es haben IC} 


iſt das Verlangen, mehr zu verdienen. Anders iſt 
es nicht zu verſtehen. Für wen verſprechen Sie 
ſich denn die wirtſchaftliche Beſſerung? Ganz kurz 
wurde von der Arbeitsloſigkeit geſpro⸗ 
chen. Dabei hätten Sie betonen müſſen, daß es 


die erſte Vorausſetzung für jeden Staatsbürger, 


der ſeinem Staat treu ſein ſoll, iſt, daß dieſer 
Staat ihm das Leben garantiert. Wer hat von 
den in Danzig arbeitenden Menſchen noch die Ga⸗ 
rantie, daß er den nächſten Tag erleben kann, 
weil er nicht weiß, ob er noch Arbeit und etwas 
zu eſſen hat, ob er nicht zu der Piſtole greifen 
muß. Wenn Sie von den wirtſchaftlichen Beſſe⸗ 
rungen mit Polens Hilfe ſprechen, dann muß ge⸗ 
fordert werden, daß ſich Polen in wirtſchaftlicher 
Beziehung nachgiebiger zeigt. Das hätte Polen 
ſchon auf Grund der beſtehenden Verträge machen 
können. Es wurde heute von Herrn Abg. Dr. 
Moczynſki von den Werftbauten geſprochen. 
Wenn Polen zur Hälfte Eigentümer der Dan⸗ 
ziger Werft iſt, muß man erwarten, daß es 
ſchon als Eigentümer an dieſer Werft Intereſſe 
hat und nicht nur auf Grund der beſtehenden 
Verträge zwiſchen Polen und Danzig. Statt 
deſſen leſen wir, daß Polen ſeine ſämtlichen 
Schiffsaufträge ins Ausland vergibt. Wenn dann 
einmal auf der Werft einen kleinen 
Schleppdampfer in Auftrag gibt, ſo verlangt Po⸗ 
len dreimalige Vornahme der Zerreißnroben. 
Dabei ſind die Proben ſchon mit den beſten In⸗ 
ſtrumenten der alten Kaiſerlichen Werft ausge⸗ 
führt worden. Dreimal ſchikaniert man die Werft 
mit dieſen Proben, nur um eventuell jagen zu 
können, die Fabrikate der Danziger Werft ſeien 
minderwertig. Polen zeigt alſo kein Intereſſe 
daran, die Danziger Werft zu unterſtützen. Als 
Gegenſtück dazu kann man die Schweden anfüh⸗ 
die ſich für die wunderbaren Bauten der 
Werft bedankt haben. Ich habe die Abſchrift 
eines Artikel aus einer Stavanger Zeitung. Dort 
wird geſagt, daß das von der Danziger Werft er⸗ 


baute Schiff der Flotte der Stadt zur Ehre ge⸗ 


reiche. Es iſt eine Lobpreiſung von mehreren Sei⸗ 
ten, die man einem Handelsſchiff in einer Zei⸗ 
tung widmet. Jene Leute wiſſen und betonen, 
daß hier gründliche deutſche Arbeit geleiſtet wird. 
Der Miteigentümer Polen macht aber die Dan⸗ 
ziger Arbeit ſchlecht. 

Polen ſucht alſo nicht Danzigs Wirtſchaft zu 
helfen, ſondern trachtet danach, ſich Danzig in ir⸗ 
gendeiner Form einzuverleiben mit der Begrün⸗ 
dung, dieſes ſei nicht in der Lage, ſich ſelbſt zu er⸗ 
halten. Dabei betonen auch wir, Danzig iſt 
nicht in der Lage, ſich ſelbſt zu erhalten, aber mit 
der anderen Folge: Dann zurück nach Deutſch⸗ 
land! Das möchte ich hierbei noch einmal geſagt 
haben. (Sehr richtig!) 

Von den Beſtrebungen des Hafenausſchuſſes, 
den Danziger Hafen auszubauen, habe ich 
ſchon früher behauptet, daß die Hafenanlagen nach 
fünf Jahren brach liegen würden. Sie liegen ſchon 
in dieſem Jahre brach. Ein Schiff geriet beim 
Beladen auf Grund und mußte flott gemacht wer⸗ 


den. Das benutzt man, um zu ſagen, die Danziger 


Arbeit ſei minderwertig. Es handelt ſich nur um 
einen Reklamebau des Hafenausſchuſſes. War⸗ 


wollte. Welche Vorteile hat Danzig davon? Nur 
ſein Renommee iſt verſchlechtert worden. Die Ko⸗ 
ſten aber werden allein von Danzig getragen, der 
polniſche Staat hat ſeine Verpflichtungen nicht er⸗ 
füllt. Noch viel ſchlimmer iſt es mit der Schaf⸗ 
fung des Munitionshafens, den man vor 
den Handelshafen gelegt hat. Die Frage des 
Munitionshafens iſt bei der Debatte ſo gering 
wie möglich behandelt worden. Der Munitione- 
hafen iſt jetzt mehrfach Streitgegenſtand in Genf 
geweſen. In dieſer Hinſicht hätte man auch von 
dieſer Regierung fordern können, daß ſie dieſe 
Frage zum mindeſten noch einmal anſchnitte, 
wenn ſie die Regierung der Rettung der Wirt⸗ 
ſchaft ſein will. Sie muß betonen, daß in einem 
neutralen Wirtſchaftshafen ein polniſcher Muni⸗ 
tionshafen unmöglich iſt. Dasſelbe, was für den 
Hafen gilt, gilt auch für die Eiſenbahn und ſon⸗ 
ſtigen Verkehrsmittel. Die Frage der Geſtaltung 
des Zweiſprachentums bei der Eiſenbahn beweiſt, 
daß man gegen Danzig mit kleinen Mittelchen 
arbeitet. Herr Dr. Moczynſki braucht ſich alle 
nicht über die kleinen Mittelchen zu beklagen, die 


von Danziger Seite angewandt worden jein 
ſollen. 
Nun zu den Verfaſſungsfragen. Bevor 


man die Verfaſſung ändert, ſoll man darauf 
dringen, daß die beſtehenden Paragraphen der 
Verfaſſung eingehalten werden. Ich habe das 
Gefühl, daß man die Artikel wohl dem Wortlaut, 
aber nicht dem Sinne nach einhält. Das tft in 
erſter Linie maßgebend bei der Bildung dieſer 
Regierung geweſen. Artikel 34 enthält einige 
Bemerkungen über die Beſetzung von Auſſichts⸗ 
ratspoſten uſw. durch hauptamtliche Senatoren. 
Der Artikel gibt dann noch im zweiten Abſatz für 
die hauptamtlichen und nebenamtlichen Senato⸗ 
ren eine gewiſſe Beſchränkung inbezug auf die 
Zugehörigkeit zu Verwaltungs⸗ und Aufſichts⸗ 
poſten bei auf Erwerb gerichteten Geſellſchaften. 
Das bedeutet ſinngemäß, daß man verhindern 
will, daß irgend ein Senatsbeamter oder Regie⸗ 
rungschef auf Grund ſeines Poſtens in der Lage 
iſt, ſeinem Privatbetrieb irgendwelche Vorteile 
zuzubiegen. Sollte dieſe ſinngemäße Auslegung 
des Artikels 34 bei der Verteilung der hauptamt⸗ 
lichen Reſſorts des Senats etwa keine Geltung 
haben oder hat man vielleicht dabei gedacht, wenn 
man Jewelowſti hilft, wird der dem Staat heir 
fen? Er hat das Handelsdezernat übernommen 
und, hilft ihm Gott, jo würde er auch dem Staa 
helfen, bei ſeinem Gott beeidet. Ich habe das 
Gefühl, daß die Uebergabe eines hauptamtlichen 
Dezernats an einen Kaufmann, von deſſen gün⸗ 
ſtiger Geſchäftslage man in Danzig nichts mehr 
hört, reichlich gewagt erſcheint. Ich bedauere in 
dieſem Zuſammenhange, daß man ſeinerzeit nicht 
zur Errichtung des Staatsgerichtshofes 
gekommen iſt. Es gehören in Danzig eine ganze 
Reihe von Leuten vor den Staatsgerichtshof zur 
Anklage von Senatoren. (Sehr richtig!) Die Be⸗ 
merkung des Abgeordneten Rahn, daß die pol⸗ 
niſche Bahn von Bromberg nach Gdingen durch 
das Gut Klein Katz des Abg. und Senators Je⸗ 
welowſki geht, iſt auch faſt überhört worden. 
[Man will nicht hören, daß auch draußen von 
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(Hohnjeld, Abgeordneter). 

Korruption geſprochen wird, nicht nur von 
Korruption in der Verwaltung, ſondern in der 
Regierung. Wenn man den unteren Beamten 
manches vorwirft, ſo möchte ich nicht verfehlen, 
darauf hinzuweiſen, daß es den Anſchein hat, als 
ob der Senat in einigen Fällen ſolches Verhalten 
gedeckt hat. 

Das iſt eine ſehr ſcharfe Behauptung. Ich be⸗ 
dauere, daß der Herr Senatspräſident nicht an: 
weſend iſt. Ich habe hier ein kleines Heftchen: 
„Freie Stadt Danzig, Heft 4. Die Landwirtſchaft 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig von Dr. X. 
Y.“ Darüber iſt ein ſchwarzer Balken gedruckt. 
Wenn man den gegen das Licht hält, ſo lieſt man: 
„Von Dipl. Landwirt P. Reßler.“ Das gibt zu 
denken. Warum iſt das geſchehen? Dieſe Heft⸗ 
chen der Danziger Verlagsgeſellſchaft ſind zum 
großen Teil von Staatsbeamten mit Genehmi⸗ 
gung des betreffenden Reſſorts bearbeitet. Das 
Reſſort für Landwirtſchaft wird geleitet von Se⸗ 
nator Dr. Frank. Der Verfaſſer dieſer Schrift, 
Dipl. Landwirt Reßler, iſt Mitglied dieſer Se⸗ 
natsabteilung. Eines Tages wird der eigentliche 
Verfaſſer auf der Straße gefragt, ſeit wann er 
Auszüge ſeiner Schriften unter einem anderen 
Namen herausgehen laſſe. Er erwiderte, das ſei 
ihm neu. Darauf geht er zum Senat und ſtellt 
dem Senator Dr. Frank gegenüber feſt, daß dieſe 
Schrift des Herrn Reßler ein Auszug aus ſeiner 
Arbeit vom Jahre 1924 ift, und erklärt das als 
geiſtigen Diebſtahl. Der ab: Dar, die 

umoriſtiſche Gleis zu 
ſchieben, worauf der Verfaſſer ale g 115 
verlangte, daß ſich der betreffende Abſchreiber ent⸗ 
ſchuldigen ſollte. Das geſchah denn auch. Dieſer 
Mann iſt heute 40 Jahre alt, er war früher der 
Sohn ſeines Vaters und hat während des Krie⸗ 
ges nichts für ſein Volk und Vaterland getan. 
Aber die Arbeiten eines Menſchen, der draußen 
bei der Fliegerſtaffel Preußen des gefallenen Hel⸗ 
den Richthofen gekämpft hat, die Arbeit eines 
Menſchen, der ſich mit vieler Mühe durchringen 
muß, konnte er ausnutzen und dieſe geiſtige Ar⸗ 
beit ſtehlen, anſcheinend mit Genehmigung des 
Herrn Senators Dr. Frank. Es iſt feſtgeſtellt 
worden, daß der Betreffende für den Auszug, der 
ganz minderwertig war, noch Honorar bekom⸗ 
men hat. Auf die Forderung des Verfaſſers iſt 
dieſes Honorar der 
wieſen worden, ſo daß der Plagiator wenigſtens 
etwas für die Kriegsopfer getan hat. Es ver⸗ 
lautet, daß man dieſen Herrn, den Volkswirt P. 
Reßler, nun zum Regierungsrat machen will. 
Sollte das der Fall ſein, ſo dürfen Sie ſich nicht 
mehr über Korruption im Staat und in der Be⸗ 
amtenſchaft beklagen. 

Die Regierungserklärung kommt zu einer 
weiteren Parlamentariſierung des 
Senats. Ich brauche ja nicht weiter zu ſagen, 
daß ich prinzipieller Gegner des parlamentari⸗ 
fierten Senats bin, wie ich überhaupt Gegner des 
Parlamentarismus bin. Es iſt aber eine Pro⸗ 


vokation, wenn man neben dieſem parlamentari⸗ 
ſchen Regierungsſyſtem noch einen politiſierten 
Richterſtand zu ſchaffen beabſichtigt. Erſt kommt 
die Parlamentariſierung des Senats, dann 


Kriegsblindenfürſorge über: | IR 


kommt die Politiſierung des Richter⸗ 
ſtandes. (Zuruf des Abg. Rahn.) Dann müſſen 
Sie ſich bei den Vizepräſidenten des Volkstages 
beklagen, die in den Richterwahlausſchuß dele⸗ 
giert waren. (Die haben nicht die Mehrheit!) 
Wenn ſie nicht die Mehrheit gehabt haben, dann 
hätten ſie hier im Volkstage die Wahrheit ſagen 
ſollen. Wenn ſie das aber nicht getan haben, ha⸗ 
ben ſie ſich mitſchuldig gemacht. (Zuruf des Abg. 
Dr. Blavier.) Sie hatten das Recht, ſich darüber 
zu beklagen, ſie dachten jedoch nicht daran; denn 
auf der andern Seite rutſchte einer von ihren 
Leuten durch, ein Ausdruck, der geſtern von Herrn 
Dr. Kamnitzer fiel. 

Vom Finanzrat habe ich nur zu ſagen, daß ich 
es begrüßen würde, wenn eine zweite Kam⸗ 
mer geſchaffen würde, bei der man ſämtlichen 
ſchaffenden Menſchen in Danzig eine Vertretung 
der Arbeit geben würde. Was die Sicherung 
der Minderheiten anbetrifft, ſo iſt ſchon 
geſagt worden, daß man den Deutſchen außerhalb 
des Mutterlandes nicht ſo viel Rechte einräumt 
wie hier in Danzig den ſogenannten politiſchen 
und nationalen Minderheiten. Ueber die religi⸗ 
öſen Minderheiten ſich den Kopf zu zerbrechen er⸗ 
übrigt ſich; ich glaube, die Senatoren Dr. Kam⸗ 
nitzer und Jewelowſki werden für ihre jüdiſche 
Minderheit zu ſorgen wiſſen. 

Nun noch ein Punkt, die Beamtener⸗ 
ſparniſſe. Das it ein Thema, das ſchon von 
Genf ab angeſchnitten und hier mehrfach behan⸗ 
delt wurde. Ein eigentliches Ergebnis iſt aber 
noch nicht eingetreten. Ueber die Vereinfachung 
der Verwaltung im allgemeinen wird man wohl 
noch ſehr lange ſprechen, u man ein poſitives 
Ergebnis begrüßen kann. ch möchte eins nicht 
vergeſſen. Wenn man derartig große Geldaus⸗ 
a für Maſchinen macht, wie z. B. bei der 
Steuerverwaltung und dadurch verſucht, Be 
amte zu erſparen — nebenbei bemerkt ſind ent⸗ 
ſprechend mehr Kontrolleure eingeſtellt worden 
— jo kann man das begrüßen, wenn infolge der 
| Maſchinen das Publikum nur auch ſchneller ab⸗ 
gefertigt wird. Wenn nun aber eine Verfügung 
kommen ſollte, daß am 15., dem Haupttag bei der 
Steuerkaſſe, dieſer ſpezielle Maſchinenbetrieb 
wieder auf Handbetrieb umgeſtellt werden ſoll, 
ſo wäre das ein Hinauswerfen von Geldern, das 
man beſſer unterlaſſen hätte. (Zwiſchenrufe links.) 
Bas die Unterſchlagungen anbetrifft, jo 
hätte man dieſe zum Teil wenigſtens vermeiden 


— HE 


können, wenn man die Angeſtellten, die ſich im 


Staatsbetrieb befinden und die ſeit Jahrzehnten 
bei einer ſehr ſchlechten Bezahlung arbeiten, in 
Beamtenſtellen überführt hätte. Es würde dann 
allerdings nicht mehr der Anſchein des Beamten⸗ 
abbaues hervorgerufen dadurch, daß man dieſe 
Angeſtellten, die oft mehr leiſten als Beamte, auf 
die Straße ſetzt. Es fragt ſich, ob der Senat ge⸗ 
willt it, dieſe alten Angeſtellten zu übernehmen, 
und zwar an den Stellen, wo ſie beſchäftigt ſind. 
Es geht nicht, daß man 3. B. beim Zoll von einem 
Angeſtellten, der ſich in der Abt. Statiſtik ſeit 
Jahren ſehr bewährt hat und der nach Gruppe 
VIII beſoldet wird, verlangt, er ſolle eine Aſſi⸗ 
ſtentenprüfung machen. Es wäre beſſer, wenn 
man ſolche erprobten Angeſtellten ohne Prüfung 


0 


03 


(A) 


(B) 


66 Volkstag Danzig — 6. Sitzung. Donnerstag, den 2. Februar 1928. 


(Hohnfeld, Abgeordneter). a 
zu Beamten machte. Sie haben ſich deſſen wür⸗ 
dig erwieſen. 

Nun noch einmal zur Zuſammenſetzung 
des Senats. Die Vergebung des Handelsdezer⸗ 
nats an Herrn Jewelowſki war nichts Anerwar⸗ 
tetes. Die Schaffung des Arbeitsminiſte⸗ 
riums in Danzig war auch nichts Unerwartetes. 
Ich bin nur neugierig, wie ſich Theorie und Pra⸗ 
xis bei Herrn Senator Arczynſki jetzt auswirken 
werden. (Sehr gut! rechts.) Hoffentlich ſehr gut 
im Sinne der arbeitenden Bevölkerung in Dan⸗ 
zig. Ich glaube, die Herren werden von ihren 
Gewohnheiten, die ſie ſonſt als Gewerkſchaftsſe⸗ 
kretäre gehabt haben, abgehen müſſen. (Ihre 
Sorge! links.) Meine perſönliche Sorge nicht, ich 
habe mit den Gewerkſchaftsbeamten nichts zu tan. 
Aber die Leute, die von Ihnen in mancher Be⸗ 
ziehung abhängig find, ſind über das Gewerk⸗ 
ſchaftsbeamtentum weſentlich anderer Meinung 
als Ihre Fraktion, die zu Dreivierteln daraus be⸗ 
ſteht. Wenn Sie derartige ſchöne Einrichtungen 
ſchaffen wie das Arbeitsminiſterium, dann frage 
ich: was wollen Sie weiter an ſozialpolitiſchen 


Beſſerungen bringen? Man iſt draußen der Mei⸗ 


nung, wenn Zentrum und Sozialdemokratie zu⸗ 
ſammenkommen, müſſen Sie doch möglichſt viel 
Gutes für die arbeitenden Menſchen bringen. 
Was aber die Regierungserklärung darüber 
ſagte, war gleich Null. Der Achtſtundentag wurde 
erwähnt, da wurde aber ſchon gleich dazwiſchen⸗ 
gerufen: „Mehr verſchlechtern können Sie den 
Achtſtundentag nicht, als es heute ſchon geſchehen 
iſt.“ Wollen wir hoffen, daß Sie zu den guten 
Errungenſchaften der Revolution zurückkehren, ich 
glaube aber noch nicht, daß der Achtſtundentag 
von Ihrer Seite wirklich wieder gebracht wird. 

Nun zu dem Wohnungsweſen. Es iſt 
ſehr ſchön, Oberbauräte aus Deutſchland zu brin⸗ 
gen, die neue Ideale haben, dachloſe Ideale kann 
man ſagen. Es iſt ſehr nett, von Jahr zu Jahr 
die Methode zu ändern. Einen Profeſſor entläßt 
man nach Hannover, den andern holt man aus 
Köln; das eine Jahr wird mit Dächern gebaut, 
das andere Jahr ohne; ein Jahr wird in Villen 
geſiedelt, ein Jahr in Kaſernen. Wo bleibt da 
das wirkliche Siedlungsproblem, von dem ſo viel 
geſprochen wurde? Wo bleibt die Möglichkeit, den 
Leuten Wohnungen mit Licht und Luft zu geben? 
In Oliva hat man Leute in Kaſernen hineinge⸗ 
ſetzt, in Langfuhr ſogar in Zuchthäuſer. Zucht⸗ 
häuſer ſind es, die dort gebaut ſind! Zuchthäufer 
ſind es, auch wenn der Hof vielleicht geräumiger 
iſt als der Hof des Engliſchen Hauſes, auf den 
ſich der Herr Baurat berief. 8 

Ueber Kirche und Schule iſt nicht viel zu ſa⸗ 
gen. Da werden ſich die Kirchenloſen und die 
Anhänger wohl alleine zu einigen wiſſen. Weiter 
will ich nur hoffen, daß die zweite Rede des Herrn 
Vizepräſidenten Gehl etwas mehr in politiſcher 
Beziehung bringen wird. Von der erſten Rede 
der Regierung kann man jagen, es lag inhaltlich 
keine Urſache vor, daß ſie ſo lang war. Wenn 
man von den alten Platten und neuen Tönen 


ſprach, ſo bin ich der Meinung, daß es nicht nur 


alte Platten, ſondern auch alte Plattheiten wa⸗ 
ren, und gegen dieſe Plattheiten zu proteſtieren, 
halte ich für notwendig. Sie, die Sie damals im 


für die Regierung begnügt, 


Senat der Rettung der Wirtſchaft waren, haben 
damals ſchon nichts bewieſen, und ich glaube, Sie 
werden auch jetzt wieder ſo ausſcheiden wie 1928, 
indem Sie z. B. die Zahl der Arbeitsloſen auf 
20 000 ſteigen laſſen werden. Ihre damalige Un⸗ 
fähigkeit allein berechtigt ſchon ein Mißtrauen 
gegen dieſe neue Regierung. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Stellver⸗ 
tretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! Geſtatten Sie mir bei der vorge⸗ 
rückten Stunde Ihre koſtbare Zeit noch einige Mi⸗ 
nuten in Anſpruch zu nehmen. Es iſt hier und da 
in der Preſſe bemängelt worden, daß der Präſi⸗ 
dent des Senats die Regierungserklärung abge⸗ 
geben hat und nicht ich. Ich hätte mich natürlich 
nicht geſcheut, den Standpunkt der Regierung auch 
als erſter Redner zu vertreten, aber wir wollten 
hierdurch zum Ausdruck bringen, daß der Senat 
nach der Verfaſſung eine Einheit bildet, und daß 
wir von den hauptamtlichen Senatoren erwar⸗ 
ten, daß ſie die Politik der Regierung loyal mit⸗ 
vertreten, was ſie auch früher erklärt haben und 


nicht, wie Herr Schwegmann ihnen nahegelegt 


hat, ſich im Gegenſatz zu den parlamentariſchen 
Senatoren zu fühlen. (Abg. Hohnfeldt: Bei Riepe 
waren Sie anderer Meinung!) Ich habe mich 
um ſo lieber mit der Rolle des zweiten Redners 
als ich vorausjah, 
daß in der Debatte zu der Regierungserklärung 
manches geſagt werden würde, auf das zu ant⸗ 


worten mir ein Bedürfnis ſein würde. 


Von beſonderem Intereſſe war mir die Rede 
des Herrn Abg. Schwegmann, des Sprechers der 
Deutſchnationalen Fraktion, der jetzt die ſchwere 
und verantwortungsvolle Aufgabe zufällt, die 
Oppoſition im Volkstag zu führen. Wir haben 
nicht erwartet, daß die Deutſchnationalen die 
neue Regierung mit beſonderer Freude begrüßen 
würden. Aber Herr Abg. Schwegmann hat doch 
an mehreren Stellen ſeiner Rede den Boden der 
ſachlichen Kritik verlaſſen und ſachlich Unrichtiges 
geſagt, was ich verpflichtet bin, richtigzuſtellen. 


Junächſt hat er mit durchſichtiger Abſicht ſtändig 


von einer ſozialdemokratiſchen Regierung geſpro⸗ 
chen. Damit iſt die Zuſammenſetzung der Regie⸗ 
rung falſch gekennzeichnet worden. Es handelt 
ſich, wie jeder weiß, um eine Koalitionsvegierung, 
die auf Grund eines mit manchen Kompromiſſen 
zuſtandegekommenen Koalitionsprogramms ohne 
Aufgabe der Grundſätze der beteiligten Parteien 
die ſchwere Pflicht der Uebernahme der Staats⸗ 
geſchäfte auf ſich genommen hat. Stände es aller⸗ 
dings ſo roſig um den Staat, wie es nach der Be⸗ 
hauptung des Herrn Abg. Schwegmann der Fall 
geweſen ſein ſoll, als die deutſchnationalen Sena⸗ 
toren den Senat verließen, ſo würde die Aufgabe 
der Regierung eine leichte ſein. Aber leider ent⸗ 
ſpricht dieſe Auffaſſung nicht den Tatſachen. 

Ich kann es mir verſagen, auf die Vorwürfe 
einzugehen, die der Herr Abg. Schwegmann gegen 
die Finanzwirtſchaft der früheren Regierung der 
gleichen Koalition erhoben hat, da dieſe bereits 
und ſo oft von maßgebenden Perſonen widerlegt 
worden ſind, daß es uns in Erſtaunen ſetzt, die⸗ 
ſelben falſchen Vorwürfe von derſelben Seite 
immer noch zu hören. (Sehr gut! links.) Falſche 
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(Gehl, Abgeordneter) y 

Behauptungen, Herr Schwegmann, werden durch 
häufige Wiederholung nicht wahr. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Wahre Behauptungen!) Das muß auch 
für die jetzige Behauptung der Deutſchnationalen 
gelten, daß ſie uns die Regierung unter günſtigen 
Zeichen überlaſſen hätten. Wir können eine Er⸗ 
werbsloſenziffer von 15 000 nur als ein ſehr trau⸗ 
riges Zeichen anſehen, (Zuruf des Abg. Schweg⸗ 
mann) als ein trauriges Zeichen für die allge⸗ 
meine Wirtſchaftsnot. 5 

Ueber die Finanzlage hat die Regierung dem 
Volkstag einen ausführlichen Bericht in Ausſicht 
geſtellt. Ich kann aber heute ſchon ſagen, daß die 
Finanzlage des Staates nicht günſtig iſt, daß die 
Regierung, wie im Senat trefflich geſagt worden 
iſt, ſozuſagen von der Hand in den Mund lebt, und 
daß die Herſtellung des Gleichgewichts in den 
Haushaltsplänen, wie ſie uns die alte Regierung 
im Entwurf übergeben hat, eine ſehr, ſehr ſchwere 
Aufgabe ſein wird. (Hört, hört! links.) 

Es ſind an den Senat Fragen gerichtet worden 
über ſeine Stellung zu verſchiedenen Steuer⸗ und 
Wirtſchaftsproblemen, auf die ich heute nicht ein⸗ 
gehen kann, weil der Senat bei der Kürze der Zeit 
zu dieſen Problemen abſchließend nicht hat Stel⸗ 
lung nehmen können. Insbeſondere möchte ich 
Herrn Abg. Dr. Moczynſki jagen, daß der Senat 
in der für Danzig ſo wichtigen Eiſenbahntarif⸗ 
frage das Material angefordert hat und einge⸗ 
hend prüfen wird. 

Wenn Herr Abg. Schwegmann die Ausfüh⸗ 
rungen der Regierungserklärungen über die Ver⸗ 
ſtändigungsbereitſchaft Polen gegenüber angreift, 
jo ſetzt er ſich damit zunächſt rein äußerlich mit der 
Erklärung der alten Regierung, der ja auch die 
Deutſchnationalen angehörten und die ebenfalls 
die Verſtändigungsbereitſchaft betonte, in Wider⸗ 
ſpruch. (Abg. Schwegmann: Die ſah ein bißchen 
anders aus!) Herr Abg. Schwegmann, wir wol⸗ 
len ſie vergleichen, und wir werden ſehen, daß ſie 
nicht viel anders ausſieht. Herr Schwegmanns 
Widerſpruch iſt inſofern zu verſtehen, als es für 
die Durchführung einer Verſtändigungspolitik 
nicht auf die Worte eines Programms, ſondern 
auf den guten Willen und Taten ankommt. Daß 
dies nicht nur für Danzig, Herr Kollege Schweg⸗ 
mann, ſondern ebenſo auch für Polen gilt, hat die 
Regierungserklärung deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Es iſt unrichtig, daß wir die Anrufung 
des Völkerbundes grundſätzlich verwerfen. Aber, 
wir wollen die Anrufung vermeiden, und, wenn 
es möglich iſt, durch Verhandlungen zur Verſtän⸗ 
digung kommen. 

Wenn der deutſchnationale Redner von 50 
Streitfragen geſprochen hat, die die alte Regie⸗ 
rung von uns übernommen habe, ſo iſt dazu zu 
ſagen, daß wir keine neue Streitfrage nach Genf 
gebracht, dafür aber einige Streitfragen durch 
Verhandlungen erledigt haben, ſo daß die Zahl 
der uns übergebenen Streitpunkte, Herr Abg. 
Schwegmann, noch erheblich größer geweſen iſt. 
(Hört, hört! links.) N 

Das Ziel der Politik der jetzigen Regierung 
wird ſein, zwiſchen Danzig und Polen diejenige 
Atmoſphäre zu ſchaffen, in der auch der Reſt der 
Streitpunkte, möglicherweiſe neuauftauchende, 


ſich zum Beſten der Wirtſchaft beider Staaten er⸗ 
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ledigen laſſen. Daß hierbei die Selbſtändigkeit 
und die Rechte Danzigs nicht angetaſtet werden 
dürfen, ſei an dieſer Stelle noch beſonders betont. 

Im Mittelpunkt der Kritik des Redners der 
Deutſchnationalen Fraktion ſtand die Behaup⸗ 
tung, daß das parlamentariſche Syſtem überall 
bankerott gemacht habe. Den Beweis dafür hat 
Herr Abg. Schwegmann nicht erbracht und wird 
ihn nicht erbringen können. (Sehr richtig! links.) 
Der Parlamentarismus wird immer die Form 
ſein, das möchte ich auch Herrn Hohnfeldt ſagen, 
in der der Wille eines freien und politiſch 
mündigen Volkes ſeinen vollkommenſten Ausdruck 
findet. (Sehr gut! links) Die Vorausſetzung hier⸗ 
für halten wir in Danzig für gegeben. Das möchte 
ich auch insbeſondere Herrn Abg. Dumont geſagt 
haben. Anſere Verfaſſung iſt hier auf halbem 
Wege ſtehen geblieben. Die Erfahrungen des 
achtjährigen Beſtehens des Freiſtaates haben ge⸗ 
lehrt, daß man jetzt einen Schritt weiter gehen 
kann und muß. Den Parteien, denen dieſer 
Schritt noch nicht weit genug geht, möchte ich 
ſagen und zu bedenken geben, daß ein Schritt 
vorwärts beſſer iſt, als auf dem alten und 
lebhaft bekämpften Standpunkt ſtehen zu bleiben. 
(Abg. Raſchke: Was Sie bringen wollen, iſt noch 
kein Schritt, Herr Vizepräſident!) Ich behalte 
dies perſönlich für einen ziemlich großen Schritt 
vorwärts, Herr Abg. Raſchke. Politiſche Konſtel⸗ 
lationen, die eine Aenderung der Verfaſſung 
möglich machen, ergeben ſich nicht oft und verpaßte 
Gelegenheiten haben die Löſung eines Problems 
nicht ſelten für lange Zeit oder gar für immer 
unmöglich gemacht. (Sehr richtig! links.) 

Wenn gewiſſe Wirtſchaftskreiſe der Befürch⸗ 
tung Ausdruck gegeben haben, daß die Regierung 
in ihrer jetzigen Zuſammenſetzung die Intereſſen 
der Wirtſchaft nicht genügend wahrnehmen 
werde, weil der Regierung zwei Parteien ange⸗ 
hören, deren Anhängerſchaft zum überwiegenden 
Teil dem Arbeiterſtand angehört, ſo kann dies 
5 auf der engen und falſchen Auffaſſung be⸗ 
ruhen, daß Arbeiterſchaft und Wirtſchaft ein 
Gegenſatz ſind. Die Arbeiterſchaft iſt aber ein 
Teil, und zwar ein ſehr wichtiger Teil der Wirt⸗ 
ſchaft, der an ihrem Wohlergehen das lebhafteſte 
Intereſſe hat, wobei allerdings „Wohlergehen“ 
der Wirtſchaft nicht mit unberechtigt hohen Ge⸗ 
winnen Einzelner auf Koſten der Allgemeinheit 
gleichzuſetzen iſt. (Sehr richtig!) Wer die Wirt⸗ 
ſchaft unter dieſem Geſichtspunkt anſieht, wird die 
arbeiterrechtlichen Geſetze, deren Einführung die 
Regierung plant, nicht als eine Feſſel, ſondern als 
1 der Wirtſchaft betrachten. (Sehr 
gut!) f 

Der Appell zur ſachlichen Mitarbeit, der am 
Schluß der Regierungserklärung an die Oppoſi⸗ 
tion gerichtet wurde, hat leider nicht den Wider⸗ 
hall gefunden, den die Regierung erwartet hat. 
Insbeſondere war es hier wieder der Redner der 
Deutſchnationalen Fraktion, der der Regierung 
ſchärfſte Oppoſition angeſagt hat, in einem Ton 
angeſagt, der den Willen zur ſachlichen Mitarbeit 
1 ließ. (Sehr richtig!) Es paßt ſehr 
ſchlecht zu dieſem Ton, wenn derſelbe Redner an 
einer anderen Stelle von Volksverſöhnung ſprach. 
Wenn ſich Herr Abg. Schwegmann jogar zu der 
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(Zarſke, Abgeordneter). ö 

(A) Drohung verſtieg, die Deutſchnationalen würden bruar 1928, nachmittags 3.30 Uhr zu vertagen (8) 
der Regierung nötigenfalls auf die Finger klop⸗ mit der Tagesordnung: Fortſetzung der Be⸗ 
fen, ſo habe ich namens der Regierung zu erklären, ſprechung der Regierungserklärung. Widerſpruch 
ſie wird ſachlicher Kritik ſtets zugänglich ſein, ſie höre ich nicht. Das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich 
wird ſich aber von niemand auf die Finger klopfen ſchließe die Sitzung. 
laſſen. (Lebhaftes Bravo!) 5 

Präfident: Ich ſchlage dem hohen Hauſe jetzt 

vor, die Sitzung auf morgen, Freitag, den 3. Fe⸗ (Schluß der Sitzung 8 Uhr 25 Minuten.) 
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ihren Auffaſſungen gegenüber ſtehen, wie in die⸗ (O) 9 
ſer Frage, es zu einer Kompromißlöſung kommen 
| 1 2 N mußte und die war am beſten auf der Grundlage 

N gegeben, daß es bei dem bisherigen Zuſtand bleibt. I 

7 Si un Nun glaubten einige Redner, darunter wohl Herr E 

2 2 g. f Abg. Rahn, der Sozialdemokratie den Vorwurf 1 


ö (A) 


men, da bejonders die Sozialdemokratie von eini: 
gen Rednern der Oppoſition ſcharf angegriffen 
worden iſt. 

Wie ſteht es nun mit den Vorwürfen, die 
egen die Sozialdemokratie erhoben worden ſind? 
nsbeſondere ſchien es einigen Herren eine be⸗ 

ſondere Freude zu machen, der Sozialdemokratie 
den Vorwurf zu machen, ſie hätte ihr Schulpro⸗ 
gramm aufgegeben, um die Bildung einer Regie⸗ 
rung zu ermöglichen. Dieſer Vorwurf wurde in 
holder Eintracht ſowohl von den Kommuniſten, 
wie von verſchiedenen Rednern der bürgerlichen 
Parteien in ſchärfſter Form erhoben. M. D. u. 
H.] Die Sozialdemokratie hat in die⸗ 
ſer Frage nicht einen einzigen Punkt 
ihres Programms aufgegeben. Sie 
ſteht grundſätzlich auch heute noch ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auf dem Standpunkt, daß das Schul weſen 
nicht nur ſimultan, ſondern weltlich geregelt wer⸗ 
den muß. Das iſt ihre Programmforderung und 
iſt von keiner einzigen Koalitionspartei verlangt 
worden, das nun dem Programm abgeſchworen 


werden muß. Aber es war ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 


lich, und das ſollten auch die Redner der Oppo⸗ 
ſition wiſſen, daß natürlich bei einer Frage, bei 
der ſich die verſchiedenſten Parteien ſo ſcharf in 


Intereſſe der großen Maſſe liegt, das ſind die ſozi⸗ 
alen und politiſchen Probleme. 5 
Der deutſchnationale Redner, Herr Schweg⸗ 
mann, hat gegen den Senat den Vorwurf erho⸗ 
ben, der jetzige Senat entſpräche nicht 
dem Volkswillen. Der Vorwurf wirkt 
um ſo eigenartiger, als er von einer Partei 
kommt, die ſonſt nichts darauf gibt, daß der Volks⸗ 
wille zum Ausdruck kommt. (Sehr gut! links.) Ich 
brauche doch nur daran zu erinnern, Herr Schweg⸗ 
mann, daß Sie noch bis zum Jahre 1918 und noch 
während des Krieges ſich mit Ihren Parteifreun⸗ 
den dagegen ſträubten, daß in Preußen der Volks⸗ 
wille zum Ausdruck kam, und zwar durch eine 
Aenderung des damaligen Dreiklaſſenwahlrechtes. 
(Sehr gut! links.) Wie ſteht es denn nun mit dem 
Volkswillen? Es muß doch einmal feſtgeſtellt 
werden, wenn Sie es vergeſſen haben ſollten, 
Herr Schwegmann, daß es Ihre Partei war, die 
von 34 Abgeordneten auf 25 bei der letzten Volks⸗ 
tagswahl zuſammengeſchmolzen iſt. (26 Abgeord⸗ 
nete! rechts — Abg. Beyer: Mit dem Fiſcher!) 


Ebenſo ging es einer anderen rechtsſtehenden Par⸗ 
tei, die auch den Parlamentarismus bekämpft, 
den Deutſch⸗Sozialen, die 1923 mit ſieben Man⸗ 
daten einzogen und von denen ſich jetzt mit Mühe 


"| = 5 
; f machen zu müſſen, nicht für die Durchführung 1 
| Freitag, den 5 1 10285 ihres Programmes geſorgt zu haben, da dieſe 1 
| ; Seite ung 1925 im e 1 7 5 BEE 5 5 * 
4 5 h führt werden können. Wenn ſich damals nicht ger I 

| in Dr r an 5 Hr 25 Sn 69 A rade einige Vertreter der Deutſch-⸗Danziger Volks⸗ 1 
| Loops (SPG ⁊·˙ sr 5 A partei bei der Abſtimmung der Stimme enthalten 2 
| Senftleben (D. Nat.) 195 hätten, oder der Abſtimmung fern geblieben wä⸗ N 
| Del, e F zen, (Sehr richtig! links.) dann wäre es ſehr leicht 
r. Blavier (D. V. P. 80 D "Ih \ 5 6 en i i j 

Brenner (Nat Lib) 84 0 möglich geweſen, dieſe Programmforderung durch⸗ 0 

e Jaht (Brac, no ene Srre 3 86 D zuſetzen. Sich hinterher herzuſtellen und zu kriti⸗ 1 

Lecce der Mitglieder der ſtändigen Aus⸗ 91 B teren, was man ſeiner Zeit ſelbſt Nena 1 

ne e Ra ne hat, iſt auf jeden Fall eine etwas eigenartige Po⸗ 4 

| Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 8 e (Sehr 30 Unts) e 1 
| BE es ſich wahrſcheinlich um den Punkt, der von der 1 
| Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch ganzen Opposition vorläufig als ein Punkt ange: I 
den Präſidenten Spill eröffnet. ſehen wird, bei dem man der Sozialdemokratie u 

| Am Regierungstiſch: Präſident des Senats die meiſten Vorwürfe machen kann. Hier jtand 0 
| Dr. Sahm. Vizepräſident des Senats Gehl; Se: die Sozialdemokratie vor der Frage, ob ſie der 1 
natoren Sawatzki, Dr. Schwartz. 8 Ohraer Schule wegen die Regelung all der ande⸗ 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 7. ren dringenden Geſetzesfragen aufgeben ſoll. Da 1 

Vollſitzung. Die Tagesordnung lautet: hat ſich die Sozialdemokratie eben dafür entſchie⸗ 1 
Fortſetzung der Beſprechung der Regie⸗ den, jo wichtig auch die Regelung der Ohraer 4 

rungserklärung vom 26. Januar 1928. Schulfrage in einem ſimultanen Sinne war, zu: 

Das Wort hat der Herr Abg. Loops. nniächſt die Regelung der politiſchen und Verfaſ⸗ | 

Loops, Abgeordneter: (S. P. D.) M. D. u. H.! ſungsfragen und andererſeits der ſozialen und # 

| Die Regierung hat geſtern abend noch auf die Re⸗ arbeitsrechtlichen Fragen durchzuführen. Es darf u 
«B) den, die von den Vertretern der verſchiedenſter nicht verkannt werden, daß es ſich bei der Ohraer (P) 1 
Oppoſitioneparteien gehalten worden ſind, geant: Schule ſchließlich um einige Hundert Kinder han⸗ 1 

wortet. Wir als Sozialdemokratiſche Partei ſind delt. In den anderen Fragen handelt es ſich zum 1 

mit der Antwort der Regierung ebenſo einverſtan⸗ mindeſtens um 10.000, wenn nicht 100 000 Dan⸗ 1 

den, wie mit dem Regierungsprogramm, das hier ziger Bürger und Bürgerinnen, die von der geſetz⸗ 
in voriger Woche entwickelt worden iſt. Aber dar⸗ lichen Regelung getroffen werden. Bei dieſer 4 

über hinaus haben wir ſelbſtverſtändlich die Sachlage hat ſich natürlich die Sozialdemokratie 1 

Pflicht, noch zu einigen Fragen Stellung zu neh⸗ dafür entſchieden, zuerſt das zu regeln, was im 1 
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8 Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 
(Loops, Abgeordneter) 

und Not ganze zwei Hakenkreuzler in den jetzigen 
Volkstag gerettet haben, die ſich gegenſeitig bis 
aufs ariſche Blut bekämpfen. 

Jedenfalls iſt die Tatſache feſtzuſtellen, daß das 
Volk den Kreiſen, die ſich ſowohl grundſätzlich ge⸗ 
gen den Parlamentarismus als auch vor allen 
Dingen gegen ſeinen demokratiſchen Ausbau aus⸗ 
geſprochen haben, am 13. November eine ſchwere 
Niederlage bereitet hat. Die Parteien, die ge⸗ 
rade in dieſer Frage einen anderen Standpunkt 
eingenommen haben, hat das Volk in verſtärkter 
Anzahl der Sitze ins Parlament zurückgeſchickt. 
Alſo, der Volkswille iſt ganz anders zum Aus⸗ 
druck gekommen, als es Herr Abg. Schwegmann 
hier mit Hilfe einiger ſophiſtiſcher Redereien kon⸗ 
ſtatieren zu können glaubte. Wenn Sie die Tat⸗ 


ſache der Einbuße der Deutſchnationalen und 
Deutſch⸗Sozialen nicht als ein Zeichen des Volks⸗ 
willens gelten laſſen wollen, dann möchte ich Sie 
an folgendes erinnern: Haben Sie nicht in 
Deutſchland, als bei der Reichstagswahl im Jahre 
1920 die Sozialdemokratie Stimmen einbüßte, 
ſofort in der ganzen deutſchnationalen Preſſe die 
Forderung erhoben, die Sozialdemokratie müſſe 
jetzt aus der Regierung verſchwinden und die 
Deutſchnationalen müßten hinein, weil das 
Volk der Sozialdemokratie eine Niederlage berei⸗ 
tet hätte, der Volkswille müßte reſpektiert werden. 
Was damals für Deutſchland galt, gilt zum ınin= | 
deſten jetzt auch hier in Danzig. Ihre Niererlage 
it hier noch bedeutend größer. 

„Es wird jetzt geſagt, der 13. November hätte 
trotzdem eine bürgerliche Mehrheit ergeben. Dann 
muß ich daran erinnern, daß Sie ſich in anderen 
Staaten an dieſe Trennung, einerſeits Sozialde⸗ 
mokraten und andererſeits bürgerliche Mehrheit, 
nicht im geringſten halten. Sehen Sie, es ſind ja 
gerade die deutſchnationalen Agrarier in der Iſche⸗ 
choflowakei, die dort mit den tſchechiſchen Rechts⸗ 
parteien eine Regierung bilden. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) Nach Ihrer Beweisführung iſt na⸗ 
türlich auch in der Tſchechoſlowakei eine tſchechiſche 
Mehrheit vorhanden. Dasſelbe iſt in Polen der 
Fall. Wenn nach Ihrem Rezept überall regiert 
werden ſollte, wäre es auch unmöglich, daß in 
Lettland ein deutſcher Juriſt Juſtizminiſter ge⸗ 
worden wäre. Dieſe Trennung iſt alſo nicht ange⸗ 
bracht. Damit ſchaden Sie an anderen Stellen 
dem Deutſchtum am meiſten. . 

Einen weſentlichen Teil der Regierungser⸗ 
klärung nahm die Außenpolitik ein, die nach der 
Erklärung des Senats in Zukunft unter dem Zei⸗ 
chen der Verſtändigung ſtehen ſoll. Gegen dieſe 
Verſtändigungspolitik haben ſich nun hier im 
Laufe des geſtrigen und vorgeſtrigen Tages die 
Redner der Deutſchnationalen, der Hakenkreuzler 
und der Kommuniſten in brüderlicher Eintracht 
gewandt. Die Einzigen, die dazu vielleicht ein 
Recht hätten, ſind die Hakenkreuzler. Sie machen 
Politik im luftleeren Raum und rechnen nicht mit 
den realen Tatſachen, ſie leben noch immer zur 
Zeit Wotans. Da muß man ihnen natürlich das 


gierungserklärungen 


einem ſozialiſtiſchen Preſſeorgan 


Recht zubilligen, daß ſie hier ſolche Forderungen 
vertreten können. Aber etwas anders ſieht es 


ſchon mit den Deutſchnationalen aus. In der 54 


Freitag, den 3. Februar 1928. 


Senat abgegeben wurde, findet man Sätze, die faſt 
wörtlich mit dem übereinſtimmen, was der jetzige 


03 


Senat erklärt hat, und wogegen ſich gerade die 


deutſchnationale Oppoſition ſo ſcharf wendet. Da⸗ 
mals hieß es: „Das Verhältnis zur Republik Po⸗ 
len iſt durch den Vertrag von Verſailles be⸗ 
ſtimmt.“ Der jetzige Senat hat erklärt, daß er ſich 
loyal auf den Boden der durch den Vertrag von 
Verſailles geſchaffenen Verhältniſſe ſtellt. Der 
Unterſchied kann nur ſein, daß Ihre damalige Er⸗ 
klärung ein Lippenbekenntnis und nicht ehrlich 
gemeint war. Wenn das nicht der Fall geweſen 
ſein ſollte, iſt ein Unterſchied zwiſchen der damali⸗ 
gen Erklärung, die von Ihnen gebilligt wurde, 
und der Erklärung des jetzigen Senats, die von 


Ihnen ſo ſcharf angegriffen wird, wirklich nicht zu 


erkennen. In Ihrer damaligen Regierungserklä⸗ 
rung ſagten Sie weiter: 

Die Regierung erſtrebt auf dem Boden dieſer Ver⸗ 
träge ein verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten mit 
der Republik Polen, insbeſondere auf allen Gebieten 
des Wirtſchaftslebens. 

Das haben Sie damals erklärt, und Herr Vize⸗ 
präſident Riepe und die Deutſchnationalen haben 
damals kein Wort der Kritik dagegen gebraucht. 
Jetzt aber, nachdem der jetzige Senat etwas Aehn⸗ 
liches erklärt — der Anterſchied iſt vielleicht nur 
der, daß er es auch ehrlich meint — ſtellen Sie 
ſich hin und kritiſteren, daß jetzt eine Regierung 
Strasburger⸗Jewelowſki komme, weil von libera⸗ 
len Wirtſchaftlern erklärt worden iſt, daß das 


Danziger Wirtſchaftsleben durch Verhandlungen 


mit Polen gefördert werden müſſe. Sie ſelbſt 
haben damals geſagt: „Insbeſondere auf allen 
Gebieten des Wirtſchaftslebens erſtreben wir die 
Zuſammenarbeit mit Polen.“ Sie ſollten ſich erſt 
einmal Ihre frühere eigene Regierungserklärung 
durchleſen, bevor Sie es wagen, ſolche ſchmutzigen 
Angriffe als Oppoſition gegen den jetzigen Senat 
zu erheben. (Abg. Raſchke: Herr Schwegmann 
wendet ſich nur dagegen, daß Sie immer ſeine Re- 
abſchreiben! — Heiterkeit.) 
Es iſt jedenfalls, das wollen wir hier im Dan⸗ 


ziger Parlament ausſprechen, ein bemerkenswerter 


Fortſchritt, wenn geſtern vom Wortführer der Po⸗ 
len erklärt wurde, daß Quertreiber gegen eine 
Verſtändigungspolitit in beiden Ländern vorhan⸗ 


den ſeien. (Aha! rechts.) Das iſt ein Wort, das 


man bisher von polniſcher Seite noch nicht gehört 
hat. Es iſt leider ſo, daß ſicherlich viele Quer⸗ 
treiber gegen eine ſolche Verſtändigung bisher 
auch in Polen geſeſſen haben. Es wäre nur wün- 
ſchenswert, daß ihnen dieſelbe Erkenntnis käme, 
die hier einem Vertreter der polniſchen bürger⸗ 
lichen Partei gekommen iſt. Es müßten allerding⸗ 
auch in Warſchau aus dieſer Redewendung des 
polniſchen Vertreters die notwendigen Konſequen⸗ 
zen gezogen werden; denn wenn es ſich um 
Quertreiber handelte, die vielleicht in 
in Warſchau 
ſitzen, wäre das nicht von erheblicher Bedeutung. 
Gerade geſtern hat ja der Miniſter des Aeußern 
in Paris, Herr Briand, erklärt, er gebe auf die 
Schreibereien nationaliſtiſcher Journaliſten nicht 
beſonders viel. 8 

Für Danzig iſt die Sache inſofern ernſter, als 


klärung, die hier vor 1 Jahren vom vorigen ſolche Widerſtände nicht nur bei irgend welchen 
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reaktionären nationaliſtiſchen Preſſeorganen vor⸗ 
handen find, sondern an amtlichen Stellen, die 
dann allerdings immer mit der Ausrede kommen, 
wir möchten ſchon, aber wir wiſſen nicht, wie lange 
die jetzige Regierung in Danzig am Ruder bleibt. 
Wir haben nicht die Abſicht, einem ſpäteren nati- 
onal regierten Danzig Vorteile in die Hand zu 
ſpielen. Das kann man ja verſtehen, aber die 
Wiederkehr einer deutſchnationalen Regierung 
könnte am beſten verhütet werden, wenn man in 
Warſchau wirklich ernſt mit der Verſtändigungs⸗ 
politik machte. Gerade bei den jetzigen deutſch⸗ 
polniſchen Handelsvertragsverhandlungen läge 
ein Entgegenkommen von ſeiten Warſchaus nur 


im Intereſſe einer deutſch⸗Danziger und polni⸗ 
ſem Problem nicht ernſthaft beſchäftigt 


ſchen Verſtändigung. 

Nun iſt geſtern bei der Außenpolitik in holder 
Eintracht von Hakenkreuz und Sowjetſtern ver⸗ 
mißt worden, daß die Regierungserklärung nicht 
einen Proteſt gegen die Loslöſung Dan⸗ 
zigs von Deutſchland bringt. Die Danziger 
Arbeiterſchaft hat im Dann 1920 zuſammen mit 
andern Schichten der Danziger Bevölkerung in 
einer großen Verſammlung gegen dieſe Loslöſung 
proteſtiert, weil ſie ſpeziell der Auffaſſung war, 
daß ſich ihre Lage in Zukunft beſonders verſchlech⸗ 
tern würde. Das iſt ja unter dem deutſchnatio⸗ 
nalen Regiment, das wir in den Jahren darauf 
erlebt haben, auch eingetreten. Aber die Sozial⸗ 
demokratie muß doch gegenüber dieſer Kritik ja- 
gen, daß es unmöglich iſt, die Weltgeſchichte wieder 
zurückzudrehen. Das haben ſelbſt die Deutſch⸗ 
nationalen nicht im Ernſt verſucht. Das Märchen 
erzählen ſie höchſtens in deutſchnationalen Mit⸗ 
gliederverſammlungen, aber in ihrer ernſten Poli⸗ 
tik iſt es bisher nicht zum Ausdruck gekommen. Es 
muß doch einmal betont werden, damit, daß Sie 
nur immer wieder die Forderung aufſtellen, Dan⸗ 
zig muß zurück zu Deutſchland, werden die ſchwie⸗ 
rigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, unter denen 
Danzig leidet, nicht im geringſten beſeitigt. Es iſt 
doch nun einmal ſo, daß im Ernſt nicht damit ge⸗ 
rechnet werden kann, daß Polen etwa freiwillig 
auf Pommerellen verzichtet. Ohne das Hinter⸗ 
land von Pommerellen wäre Danzig eine tote 
Stadt, insbeſondere wenn Polen dann die Mög⸗ 
lichkeit hätte, Gdingen weiter als Hafenſtadt aus⸗ 
zubauen. Das find geographiſche und geſchicht⸗ 
Bar Tatſachen, an denen man nicht vorüber gehen 
ann. 5 

Gegenüber der jetzigen Wirtſchaftsnot immer 
wieder zu ſagen, das käme von der Trennung Dan⸗ 
zigs von Deutſchland, nun zurück zum Reiche, 
ſchafft nicht im geringſten eine Beſſerung der 
ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Es iſt 
vielmehr notwendig, daß wir uns alle vereint an⸗ 
ſtrengen müſſen, vom Boden der jetzigen Tatſachen 
aus daran zu arbeiten, daß Danzig wieder wirt⸗ 
ſchaftlich in die Höhe kommt. Daß es uns Danzi⸗ 
gern nicht allein möglich iſt, iſt ſelbſtverſtändlich 
und daß wir dabei auf die Mithilfe Polens an⸗ 
gewieſen ſind, iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich. Am ſo 
bedauerlicher iſt es, wenn man heute in der Preſſe 
die Notiz bekam, daß Polen zwei Schiffe für den 
Verkehr in der Danziger Bucht in England in 
Auftrag gegeben habe. Das iſt eine Tatſache, mit 


der Polen auch nicht ernſthaft die Danzig⸗polniſche 
Verſtändigung fördert. Es muß alſo erwartet 
werden, daß auf Seiten Polens möglichſt auch ein 
Umſchwung eintritt; denn nur dann iſt die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, daß die deutſchnationale Hetz⸗ 
und Haßpolitik in Danzig endgültig verſchwindet. 

Der Kampf um die Verfaſſung iſt 
ein weſentlicher Teil des Regierungsprogramms. 
Was dazu zu ſagen iſt, wurde bereits in der Re⸗ 
gierungserklärung ausgeſprochen und andererſeits 
auch von den Vertretern der verſchiedenſten Re⸗ 
gierungsparteien in den letzten Sitzungen ausge⸗ 
führt. Wenn das von den Regierungsparteien 
abgeſchloſſene Kompromiß ſo heftig angegriffen 
wurde, ſo zeigt das, daß ſich die Kritiker mit die⸗ 
haben; 
denn alles, was ſie prophezeien, müßte ja dann 
ſchon in anderen Städten eingetroffen ſein. Ich 
darf aber daran erinnern, daß z. B. Hamburg 
unter dieſem Syſtem bis heute nicht herunterge⸗ 
wirtſchaftet iſt, ſondern ſich aus dem Schrecken der 
Kriegszeit wirtſchaftlich ſehr gut erholt hat. Was 
in Hamburg möglich war, was dort von einer 
doch wirklich nicht demokratiſchen Partei, ſondern 
ſehr ſtark rechtsſtehenden Partei, wie der Deut⸗ 
ſchen Volkspartei für gut befunden wurde, ſollte 
dann auch zum mindeſten in Danzig nicht ſchlecht 
ſein. Jedenfalls zeigen die Erfahrungen, die man 
in Hamburg mit der dortigen Verfaſſung gemacht 
hat, daß wir damit auch in Danzig ſehr gut fah⸗ 
ren werden. Wenn Sie, Herr Schwegmann, ſag⸗ 
ten, daß in Deutſchland das parlamentariſche Sy⸗ 
ſtem abgewirtſchaftet habe, ſo will ich dem in ge⸗ 
wiſſer Hinſicht zuſtimmen, das trifft nämlich nur 
auf die Länder zu, die jetzt von der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei parlamentariſch regiert werden, wie 
das Reich oder einige ſüddeutſche Staaten. Dort 


kann man von einem Bankerott des parlamen⸗ 


tariſchen Syſtems ſprechen, für die deutſchen Län⸗ 
der trifft das aber auf keinen Fall zu. 

Nun kommen noch einige weitere Vorwürfe 
der verſchiedenſten Oppoſitionsparteien: Die So⸗ 


‚ztaldemofratie werde auch noch in einer anderen 


Frage ihr bisheriges Programm verleugnen! Wir 
hörten das ja ſchon in der Rede des kommuniſti⸗ 
ſchen Redners, insbeſondere wegen des geplanten 
Wohnungsbaugeſetzes. Auch da iſt es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß es bei einer Koalition zwiſchen der 
Sozialdemokratiſchen Partei und zwei bürger⸗ 
lichen Parteien, von denen die eine in der vorigen 
Regierung das alte Geſetz zum Teil mitvertreten 
hat, zu einem Kompromiß kommen mußte. Wenn 
die Sozialdemokratie allein die Macht gehabt 
hätte, würde ſie natürlich das Geſetz anders ge⸗ 
ſtalten. Hier mußte aber ein Kompromiß geſchloſ⸗ 
ſen werden und das iſt in der Form geſchehen, daß 
die Sozialdemokratie dies Geſetz ſehr wohl ver⸗ 


würfe einzelner Parteien nicht zu fürchten brau⸗ 
chen. Der Unterſchied zwiſchen dem alten und dem 
jetzigen Geſetz iſt ſo in die Augen ſpringend, daß 
es der Sozialdemokratie wirklich nicht allzu ſchwer 
fällt, dieſem Geſetz zuzuſtimmen. Damals wurde 
verlangt, 30 Prozent Mieterhöhung in vier Jah⸗ 
ren, (Stellv. Präſident des Senats Gehl: In zwei 


Jahren!) jetzt ſind es 15 Prozent in 10 Jahren. 


treten kann, und daß wir die demagogiſchen An⸗ 
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Das iſt natürlich einmal ein gewaltiger Unter: 
ſchied, und zweitens ſollten Sie es einmal ver⸗ 
ſuchen, zuſammen mit dem Zentrum ein beſſeres 
Geſetz zu machen. Dabei würden Sie natürlich 
elend Schiffbruch leiden. (Sie würgen den Kampf 
der Arbeiter ab! bei den Kommuniſten.) Sie ha⸗ 
ben wohl die Schriften von Trotzki geleſen. Der 
ſchreibt nämlich, daß der Kampf der Arbeiter von 
den jetzigen Machthabern in Rußland abgewürgt 
wird. (Abg. Raſchke: Was erlaubſt Du Dir damm⸗ 
licher Kaffer!) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich habe gehört, 
daß Sie das Wort Kaffer ausſprachen. Haben Sie 
damit ein Mitglied des Hauſes gemeint? (Abg. 
Raſchke: Den Abgeordneten, der meine Fraktion 
mit Jungens bezeichnet hat!) Herr Abg. Raſchke, 
ich bin der Meinung, daß jeder Abgeordnete den 
Mut haben muß, das zu vertreten, was er geſagt 
hat. Ich ſtelle alſo die Frage, ob Sie einen Abae⸗ 
ordneten meinen. (Abg. Raſchke: Suchen Sie ſich 
den, der Jungens geſagt hat, dann werde ich 
meine Erklärung geben!) Ich ſtelle feſt, daß Sie 
nicht den Mut haben, dann ſchenke ich Ihnen den 
Ordnungsruf. (Heiterkeit. — Abg. Raſchke: Der 


Mut, Abgeordnete durch Schupo hinaus bringen 


zu laſſen, fehlt mir noch!) 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Es ſcheint fo, 
als wenn einige kommuniſtiſche Abgeordnete den 
Volkstag mit einer Auseinanderſetzung innerhalb 
der Kommuniſtiſchen Partei verwechſeln. (Sehr 
gut! links.) Wir haben aber dieſe ruſſiſchen Ver⸗ 
hältniſſe bei uns Gott ſei Dank noch nicht. 

Beſondere Bedenken mancher bürgerlichen 
Kreiſe, die ſich gegen eine Politik des Regierungs⸗ 
programms richten, erheben ſich im Hinblick auf 
die Regelung der arbeitsrechtlichen und ſozialen 
Geſetze. Wir haben gehört, daß ſich bereits Herr 
Abg. Schwegmann zu dieſer Frage geäußert hat. 
Der Vertreter der Nationalliberalen Bürgerpar⸗ 
tei ſtieß vielleicht noch etwas ſchärfer in dasſelbe 
Horn und ſprach von einer Ueberſpannung der 
Sozialpolitik, daß die angekündigten ſozialpoli⸗ 
tiſchen Maßnahmen eine Ueberſpannung befürch⸗ 
ten ließen und es darauf ankomme, die Wieder⸗ 
belebung der Wirtſchaft durch Kapitalbildung 
uſw. zu erreichen. Es ſind dieſelben ſchönen Re⸗ 
densarten, die der frühere Linksſenat ſchon ein⸗ 
mal zu hören bekam. Damals wandte ſich der 
deutſchnationale Redner, Herr Abg. Senftleben, 
der nachher auch hier ſprechen wird, gegen das 
arbeitsrechtliche Programm des Linksſenats und 
führte aus, daß ihm die Errichtung der Arbeiter⸗ 
und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe nicht als eine Förde⸗ 
rung der Wirtſchaft erſcheine. (Es gibt doch keinen 
Links⸗Senat! rechts.) In der Preſſe ſelbſt wurde 
noch in viel ſchärferen Tönen über dieſe Pro⸗ 
grammteile des jetzigen Senats hergefallen. Da 
wurde von einem marxiſtiſchen Programm ge: 
ſprochen und was dergleichen Redensarten mehr 
ſind. Es muß zunächſt einmal feſtgeſtellt werden, 
daß der größte Teil des Regierungsprogramms 
ſich nicht auf eine Erhöhung oder einen Ausbau 
der ſozialen Verſicherung bezieht, ſondern der ar⸗ 
beitsrechtlichen Geſetze. Das iſt fürs erſte ein 
ganz bedeutender Anterſchied; denn die arbeits⸗ 


geſagt, keine Belaſtung der Wirtſchaft 


keine Mehrausgaben. (Aha! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Die arbeitsrechtlichen Geſetze bringen weder 
Arbeitgebern noch Arbeitnehmern Mehrausga⸗ 
ben. Das ſollten Sie auch wiſſen, Frau Kreft, 
wenn Sie ſich mit dieſen Geſetzen mehr vertraut 
gemacht hätten. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Jetzt ſagt ein Vertreter der Deutſchnationalen, 
in Deutſchland kümmere ſich kein Menſch mehr 
darum. Sie ſcheinen nicht die Kundgebungen zu 
kennen, die von Ihren eigenen Freunden veran⸗ 
ſtaltet werden. Ich darf daran erinnern, daß z. 
B. der Deutſchnationale Handlungsgehilfenver⸗ 
band, der doch ſchwarz⸗weiß⸗rot auf ſeine Fahne 
geſchrieben hat und ſeine Aufgabe darin ſieht, 
Ihnen Arbeitnehmerwähler zuzutreiben, bei ſei⸗ 
ner vorjährigen Kundgebung alle dieſe Forderun⸗ 
gen aufgeſtellt hat, die jetzt von dem ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Senat, wie Sie ſagen, übernommen 
ſind. Es kann ſich alſo doch hier auf keinen Fall 
um ein marxiſtiſches Programm handeln, oder es 
müßte jo ſein, daß jetzt Herr Mayen vom Marxis⸗ 
mus angefreſſen iſt und bei Karl Marx, Bebel 
oder vielleicht ſogar bei Lenin in die Schule ge⸗ 
gangen iſt. Bei Lenin war er ja ſchon einmal in 
der Schule, er hat es allerdings jetzt verlernt. 

Die Geſetze, die hier geplant ſind, bringen, wie 
mit ſich. 
Wenn durch die Einführung ſolcher Geſetze die 
Wirtſchaft behindert würde, dann iſt es nicht zu 
verſtehen, daß in anderen Ländern angeſehene 
Führer der Wirtſchaft ſich freiwillig für die Ein⸗ 
führung dieſer Geſetze einſetzen. (Zwiſchenrufe bei 
den Kommuniſten. — Unruhe.) Leider gibt es in 
Rußland nicht ſolche Unternehmer. Sie haben da 
mit ihren innenpolitiſchen Kämpfen zu tun, daß 
ſie nicht an den Ausbau der ſozialen Geſetzgebung 
denken können. Ich möchte hier einmal den Ver⸗ 
tretern des Danziger Unternehmertums, die ſich 
noch immer nicht an eine moderne Sozialpolitik 
gewöhnen können, ſagen, daß z. B. in England in 
den letzten Wochen ſich Vertreter des Unterneh⸗ 
mertums an die Arbeiterorganiſation gewandt 
haben, weil ſie ſich ſagten, wir können nur noch 
gemeinſam mit den Arbeitervertretern die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe bannen, die bei uns im Lande herrſcht. 
Sie ſind bereit, den Arbeitern an arbeitsrecht⸗ 
lichen Geſetzen freiwillig das zuzugeſtehen, was 
wir in Deutſchland durch das Betriebsrätegeſetz 
haben, das heißt die Mitarbeit und die Mitver⸗ 
antwortung der Arbeitnehmer in den einzelnen 
Betrieben. Wenn es wahr wäre, daß die Wirtſchaft. 
durch ſolche Geſetze an den Rand des Abgrunds ge⸗ 
bracht würde, dann würden die großen Unterneh⸗ 
mer in England, die doch allerhand Erfahrung 
hinter ſich haben, nicht auf die freiwillige Ein⸗ 
führung ſolcher Geſetze dringen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Deutſchnationalen find ſchon ruhig!) 
Sie könnten froh ſein, wenn die Deutſchnationalen 
für das deutſche Betriebsrätegeſetz ſtimmten. Bis⸗ 
her haben ſie es nicht getan, und ſie werden es 
auch auf Ihre Feſtſtellung hin nicht tun. (Auf 
Ihre Rede hin beſtimmt nicht! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Um ſo eifriger wird gerade hier die jetzige Re⸗ 
gierungskoalition zuſammenarbeiten müſſen, um 


rechtlichen Geſetze bringen der geſamten Wirtſchaft in dieſen Fragen das Regierungsprogramm durch⸗ 
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zuführen. Ich möchte daran erinnern, daß etwas 
Aehnliches 1925 beſchloſſen wurde, und daß es da⸗ 
mals ſogar eine Liberale Gewerkſchaft gab, die 
dem Herrn Senftleben naheſteht und anderer⸗ 


jeits auch der Nationalliberalen Bürgerpartei; 


denn der Angeſtellte dieſer Gewerkſchaft Herr 
Kuhn, früher beim 58⸗iger Verband, gehörte 
jahrelang den Nationalliberalen an. (Davon 
wiſſen wir nichts! bei der Nationalliberalen Bür⸗ 
gerpartei.) Sie ſcheinen die Geſchichte Ihrer eige⸗ 
nen Partei nicht zu kennen, ſcheinen nicht zu wiſ⸗ 
ſen, wo die Stimmen der Wähler hergekommen 
find, Die Danziger Kommerzienräte konnten 
nicht die 70 000 Stimmen früher für die Liberalen 
aufbringen, ſondern da mußte der Angeſtellten⸗ 


verband des Herrn Kuhn mithelfen. Herr Kuhn 


erklärte auf der Tagung des Gewerkſchaftsringes, 
daß das Danziger Arbeitsrecht gegenüber dem 
deutſchen noch immer zurückſtehe. Bei wiederhol⸗ 
ten Verſuchen auf Erfüllung der Forderungen 
auf ſozialpolitiſchem Gebiet habe der Volkstag 
verſagt. Alle Regierungsparteien ſollten das große 
Intereſſe haben, dafür zu ſorgen, daß ſolch eine 
Tatſache nicht noch einmal feſtgeſtellt werden kann. 


Deshalb iſt gerade auf dieſem Gebiet ein enges 


(B 


— 


und eifriges Zuſammenarbeiten notwendig. g 

Dazu muß man ſich aber in bürgerlichen Krei⸗ 
ſen auch nicht durch die agitatoriſchen Märchen 
ſchrecken laſſen, die von einigen Vertretern der 
Handelskammer, des Wirtſchaftsbundes oder an⸗ 
derer Kreiſe hier verbreitet werden, deren wirt⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis der Weltlage nicht ausreicht, 
(Wir werden bei Ihnen in die Lehre gehen! bei 
der Nationalliberalen Bürgerpartei.) ſonſt könn⸗ 
ten Sie nicht zu der Lehre kommen, daß Danzig 
durch einen Ausbau der arbeiterfreundlichen Ge⸗ 
ſetze an den Rand des Abgrundes gebracht werde. 
Wenn die engliſchen Unternehmer glauben, da⸗ 
durch das engliſche Wirtſchaftsleben fördern zu 
können, da ſollte man ſo etwas auch hier in Dan⸗ 
zig verſuchen. Die drei Koalitionsparteien ſoll⸗ 
ten alles daran ſetzen, um ſo raſch und ſo gründ⸗ 
lich wie möglich dies Programm durchzuführen. 
Sie werden ſich dadurch nicht nur den Dank und 
die Anerkennung der weiten Kreiſe der Danziger 
Arbeitnehmer ſichern, ſondern auch dafür ſorgen, 
daß das Danziger Wirtſchaftsleben wieder ange⸗ 
kurbelt wird. Das geſchieht nicht dadurch, daß 
die Ausbeutung der Arbeitnehmermaſſen vergrö⸗ 
ßert wird, ſondern durch ein Zuſammenarbeiten 
zwiſchen Unternehmern und Arbeitnehmern. 
(Frau Abg. Kreft: Herr Siebenfreund hat geſtern 
dasſelbe geſagt! — Abg. Dr. Kamnitzer: 
beſſer!) Wenn dies Ziel auch von den bürger⸗ 
lichen Parteien erſtrebt wird, ſollten Sie das be⸗ 
grüßen. Die Danziger Arbeiter können ſich nicht 
darauf verlaſſen, noch 30 oder 50 Jahre auf die 
Weltrevolution zu warten. Wenn wir innerhalb 
einiger Jahre die deutſche ſoziale Geſetzgebung 
hätten, wäre das ein Erfolg, mit dem die Dan⸗ 
ziger Arbeitnehmerſchaft zufrieden ſein könnte. 


In dieſem Sinne möchte ich nochmals die Auffor⸗ 
derung an die Regierungskoalition richten, ein⸗ 
heitlich zuſammenzuarbeiten, um das Programm 
nicht nur ſchöne Worte ſein zu laſſen, ſondern es 
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auch bald zur Tat werden zu laſſen. (Wiederholtes 
Bravo! links.) e 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Der Aufmarſch der erſten Rednergarnitur 
hat gezeigt, daß man mit der Regierungserklä⸗ 
rung recht wenig zufrieden war. Es iſt ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die der Regierung naheſtehenden 
Parteien mit ihrer Kritik an der Regierungser⸗ 
klärung zurückhaltend ſind. Aber gerade geſtern 
hat es ſich gezeigt, daß nicht nur die Deutſchna⸗ 
tionalen mit den Ausführungen in der Regie⸗ 
rungserklärung nicht einverſtanden ſind, ſondern 
der geſtrige Tag brachte eine ſehr ergibige Kritik. 

Manches haben die Parteien wiederholt, was 
wir auch bemängelt haben. Sie haben ihre Unzu⸗ 
friedenheit darüber zum Ausdruck gebracht, daß 
die Regierungserklärung recht unvollſtändig und 
auch unklar war. Naturgemäß ſind auch Ab⸗ 
weichunngen zu unſerer Stellungnahme von Par⸗ 
teien vorgetragen worden, die ſich mit uns in der 
Oppoſition zur Regierung befinden, auf die ein⸗ 
zugehen ich mir heute verſage. Nicht umgehen 
kann ich jedoch eine Kritik an den Ausführungen, 
welche die Redner der Koalitionsparteien zur 
Regierungserklärung gemacht haben. 

Es ergab ſich dabei ein recht merkwürdiges 
Bild. Der ſozialiſtiſche Redner hat eben wieder 
verſucht, uns und der Bevölkerung draußen weiß 
zu machen, daß man Grundſätze verleugnen muß, 
wenn man in eine Koalition eintritt und das 
nicht zu halten braucht, was man in der Wahl 
verſprochen hat. (Das hat keiner geſagt! links.) 
Es iſt natürlich nötig, in einer Regierungskoali⸗ 
tion dieſen oder jenen Streitpunkt von unterge⸗ 
ordneter Bedeutung zurückzuſtellen, aber wenn es 
ſich um ſo grundſätzliche Fragen handelt, wie z. B. 
die weltliche Schule und andere Fragen, die Herr 


Abg. Rahn geſtern aufzählte, darf man nicht um 


des Vorteils einiger Senatsſeſſel willen, nach⸗ 
geben. Der Sozialdemokrat betonte: „Die neue 
Regierung ſteht unter der Führung der Sozialde⸗ 
mokratie. Der Zentrumsredner ſagte: „Es gibt 
keinen neuen Kurs.“ Der liberale Redner wußte 
in der Sache nicht ganz genau Beſcheid. (Heiter⸗ 
keit.) Alle drei Parteien brachten aber zum Aus⸗ 
druck, ſie hätten eine Vernunftehe abgeſchloſſen. 
Wenn man ſich das überlegt, was aus den Reden 
der drei Sprecher der Koalitionsparteien heraus⸗ 
klang, ſo muß ich ſagen, daß man eher den Ein⸗ 
druck hatte, daß eine Unvernunftehe abge 
ſchloſſen wurde. (Heiterkeit rechts.) 

Es lohnt nicht, auf die Ausführungen des 
Herrn Abg. Brill einzugehen. Auf die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Loops werde ich noch zu⸗ 
rückkommen. Eins wurde aus den Reden der Ko⸗ 
alition klar, daß dieſelbe innerlich an bedeutenden 
Widerſprüchen krankt. (Sehr wahr! rechts.) Es 
kann keine Rede von einer Einheitlichkeit in den 
wichtigſten Richtlinien ihrer Politik ſein. Die 
Sozialdemokratie hat ausdrücklich eine 
Aenderung des Regierungskurſes 
und eine vollſtändige Aenderung der In⸗ 
nen⸗ und Außenpolätik angekündigt. 
Das Zentrum erklärt, daß niemals eine 
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(Senftleben, Abgeordneter) . 

nationaliſtiſche Politik im Senat getrie⸗ 
ben worden iſt, ſondern eine nationale Politik. 
Das Zentrum jagt, es würde unter keinen Um- 
ſtänden zulaſſen, daß eine Aem derung im 
außenpolitiſchen Kurs eintritt. (Hört! 
rechts. Zuruf des Abg. Kloſſowfki.) | 

Unjere Angriffe haben ſich dagegen gewendet, 
daß in der Politik gegenüber Polen eine Aende⸗ 
rung eintritt. Die vom Zentrumsredner bedauerte 
Uneinigkeit in der Außenpolitik iſt nicht durch 
unſere Schuld entſtanden, ſondern durch den Ruf 
liberaler und ſozialdemokratiſcher Führer nach 
einer Aenderung des außenpolitiſchen Kurſes. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sehr wahr!) Wir haben im 
Volkstag und außerhalb desjelben immer betont, 
daß die Einigkeit in der Außenpolitik ein Grund⸗ 
pfeiler der Selbſtändigkeit und der Erhaltung des 
deutſchen Charakters der Freien Stadt Danzig iſt. 
Wenn das Zentrum eine Außenpolitik fortſetzen 
will, wie ſie der Fraktionsredner zum Ausdruck 
brachte, dann können wir nur wünſchen, daß es 
ſich als ſtark genug erweiſt, um ſich den beiden 
anderen Koalitionsparteien gegenüber durchzu⸗ 
ſetzen. Unjere Anterſtützung hierzu iſt dem Zen⸗ 
trum ſicher. (Aha! links.) Ja, bei uns iſt eben eine 
andere Einſtellung zur Außenpolitik vorhanden 
als beim Abg. Loops, welcher ſagt: Wir müſſen 
uns mit den Tatſachen abfinden und heute den 
Proteſt, der von 50 oder 100 000 Menſchen auf dem 
Heumarkt gegen die Abtrennung vom Deutſchen 
Reiche zum Ausdruck gebracht wurde, vergeſſen 
lernen.“ (Haben Sie den Reis ſchon verdaut? 
links.) Uns kommt es darauf an, daß draußen in 
der Welt nicht der Eindruck erweckt wird, als ob 
man ſich in Danzig mit den heutigen außenpoliti⸗ 
ſchen Verhältniſſen und ſeiner Lage zufrieden 
gebe. (Bravo! und Händeklatſchen rechts.) Das 
käme einer Anerkennung des heutigen Zuſtandes 
gleich; das lehnen wir ab. (Lebhaftes Bravo! 
rechts.) 

Bemerkenswert war ferner in der Zentrums⸗ 
rede die Anerkennung unſerer Ausführungen über 
das Ergebnis der Wahlen. Darin iſt der 
Zentrumsredner allerdings auch anderer Mei⸗ 
nung als der Herr Abg. Loops. Zweifellos iſt 
durch die letzte Wahl zum Ausdruck gekommen, 
daß die Bevölkerung eine bürgerliche 
Mehrheit gewählt hat, die in der Wahl in 
einer abſoluten Kampfſtellung zur Sozialdemo⸗ 
kratie ſtand. Das iſt der Kern der Sache. Es iſt 
deshalb nicht richtig, wenn eingangs der Regie⸗ 
rungserklärung geſagt wird, der Volkswille 
komme durch die Koalition zum Ausdruck. Nur 
deshalb, weil das in der Regierungserklärung 
ſteht, haben wir uns gegen dieſen falſchen Satz ge⸗ 
wandt. (Weshalb haben Sie keine deutſchnatio⸗ 
nale Regierung fertiggebracht? links.) Der Red⸗ 
ner der Liberalen hat für die Wirtſchaft beherzi⸗ 
genswerte Worte gefunden. Damit hat er aber die 
Beunruhigung in Wirtſchaftskreiſen nicht beſei⸗ 
tigen können. Die Beunruhigung beſtehr leider zu 
recht. Wir haben ja aus den Ausführungen des 
liberalen Redners nachher gehört, daß die Preis⸗ 
ſenkungsaktion unſeligen Angedenkens wieder 
aufgezogen werden joll. (Abg. Kloſſowſki: Haben 
Sie Angſt, daß Ihr Petroleum billiger wird?) 


| 
| 


j 


Auch auf die ganz klar geſtellte Frage und die ſehr 


deutlich behauptete Tatſache, daß die Regierung 


daran denkt, als Erſatz für die Umſatz⸗ 
teuer die Wirtſchaft durch neue 
Steuern zu belaſten, hat die Regierung 
keine Antwort erteilt. 

Im übrigen war der liberale Redner eigentlich 
recht beſcheiden. Er war mit dem Erfolg ſeiner 
Politik zufrieden, den er darin ſieht, daß die Re⸗ 


gierungserklärung gewiſſe Verfaſſungsänderungen 


in Ausſicht ſtellt. Wenn er allerdings behauptet, 
ſeine Partei ſei es geweſen, die immer dieſe Fra⸗ 
gen in Fluß gehalten habe, ſo muß doch zur 
Steuer der Wahrheit geſagt werden, daß ſeine Ge⸗ 
ſinnungsfreunde es geweſen ſind, die gerade die 
Beſtimmungen in die Verfaſſung hineingebracht 
haben, die ſie jetzt geändert haben wollen. Wenn 
er einmal die Verfaſſungsdebatte nachläſe, würde 
er finden, daß z. B. die Deutſch⸗demokratiſche 
Partei die Zuſtimmung zur Verfaſſungsände⸗ 
rung davon abhängig machte, daß Magiſtrat und 
Stadtverordnetenverſammlung in Danzig be⸗ 
jeitigt würden. (Sehr richtig! rechts.) Ich nannte 
ſeine Anſprüche recht beſcheiden. Wenn man die 
Reden der erſten Garnitur verfolgt, muß man doch 
zu der Ueberzeugung kommen, daß es mit der 
Aenderung der Verfaſſung noch recht gute Wege 
hat; daß dieſe Verfaſſungsänderung in recht wei⸗ 
ter Ferne liegt. Damit wird das Hauptziel, das 
ſich die Koalition geſtellt hat, auf ungewiſſe Zeit 
verſchoben. s 

Dann hat ſich Herr Siebenfreund darüber 
geärgert, daß wir von einem Linksſenat ge⸗ 
ſprochen haben. Die Dinge liegen aber ſo, daß ge⸗ 
rade Herr Abgeordneter und Vizepräſident Gehl 
ausdrücklich dieſe Koalition als einen Linksſenat 
bezeichnet hat. Er hat ſogar davon geſprochen, was 
er früher niemals wahr haben wollte, daß auch 
die frühere Koalition eine Linkskoalition gewe⸗ 
ſen iſt. Es iſt unſere 
darauf aufmerkſam zu machen. Im übrigen hat 
die Sozialdemokratie immer davon geſprochen, 
entweder kommt eine Koalition des Rechtsblocks, 
der Bürgerlichen, zuſtande oder eine Regierung, 
die „links“ gerichtet iſt. Der Aerger des Herr Abg. 
Siebenfreund müßte ſich alſo eigentlich gegen ſeine 
Koalitionsfreunde richten. a 

Wer im Hauſe erwartet hatte, daß die Regie⸗ 
rung durch den Herrn Vizepräſidenten des Senats 
auf die in vielen Punkten notwendig geweſene 
Kritik des Hauſes eingehen und Aufklärung 
geben würde, iſt durch die Ausführungen, die 
Herr Vizepräſident Gehl gemacht hat, enttäuſcht 
worden. Seine Ausführungen waren in der 
Hauptſache eine parteipolitiſche Polemik gegen die 
Ausführungen meines Parteifreundes Schweg⸗ 
mann. Dabei griff er zu dem Mittel, Herrn Abg. 
Schwegmann Behauptungen zu unterſtellen, die 
dieſer nicht gemacht hat und verſuchte, dann dieſe 
Behauptungen zu widerlegen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Sehr richtig!) Wir haben nicht nötig, ſach⸗ 
lich Anrichtiges zu jagen. Unjere Oppofition kann 
mit Tatſachen aufwarten. (Stellv. Präſident des 
Senats Gehl: Wie ſteht es mit den 50 Streit⸗ 
fällen?) Herr Vizepräſident Gehl ſpricht davon, 
daß Herr Schwegmann vornehmlich von einer 
ſozialdemokratiſchen Regierung geſprochen habe. 


Pflicht, die Bevölkerung 
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(Seuftleben, Abgeordneter) 
Ich habe eben ausgeführt, daß die Herren Gehl 
und Brill ſelbſt von einem Linksſenat geſprochen 
haben und ſtelle feſt, daß Herr Schwegmann zwei 
oder dreimal von einer von der Sozialdemokratie 
beherrſchten Regierung geſprochen hat. Es mag 
Herrn Vizepräſidenten Gehl überlaſſen bleiben, 
ſich mit ſich ſelbſt und ſeinem Fraktionskollegen 
Brill in Widerſpruch zu ſetzen. MB Ye 
Dann hat Herr Vizepräſident Gehl es fertig 
gebracht, unſere Behauptungen über die 
Finanzwirtſchaft der erſten Linksre⸗ 
gäerung als Wahllüge zu kennzeichnen. Anſere 
Behauptungen finden ihre unwiderlegliche Stütze 
in den Ausführungen, die Herr Finanzſenator 
Dr. Volkmann hier im Hauſe gemacht hat und 
in dem Bericht der Gutachter des Völkerbundes 
und des Finanzkomitees. (Sehr richtig! rechts.) 
Dieſe Zahlen ſind nicht wegzudiskutieren und be⸗ 
weiſen, daß die Regierung damals aus den Hän⸗ 
den der ſogenannten deutſchnationalen Regierung 
geordnete Finanzverhältniſſe mit erheblichen 
Ueberſchüſſen und Gutachten übernahm. (Abg. 
Kloſſowſki: Wieviel?) Leſen Sie das doch nach! 
Sie können das nicht, Herr Kloſſowſki, 
Dinge haben Sie nie begriffen. (Zwiſchenrufe 
und Unruhe links.) Tatſache iſt ferner, daß die 
letzte Regierung völlig zerrüttete Finanzverhält⸗ 
niſſe übernahm. (Sehr wahr! rechts.) Ein völliger 
Zuſammenbruch war es, und aus dieſem Zuſam⸗ 
menbruch heraus hat die letzte Regierung den 
Staat wieder zu geordneten Finanzverhältniſſen 
gebracht. Dieſe Aufgabe war ungemein ſchwierig. 
Sie war ſchwieriger, als ſie je eine Regierung in 
Danzig gehabt hat. Noch niemals ſind für eine 
Regierung in Danzig die Verhältniſſe rose ge⸗ 
weſen und werden es leider nie ſein. Die letzte 
Regierung hat eine Finanzlage hinterlaſſen, in 
der die Rechnung in Einnahmen und Ausgaben 
ſich völlig ausgleicht. (Auf dem Papier! links.) 
Ich wiederhole hier noch einmal vor aller Oef⸗ 
fentlichkeit, was bereits mein Fraktionsfreund 
Schwegmann zum Ausdruck gebracht hat, daß nach 
der gegenwärtigen Finanzlage be 
ſtimmt damit zu rechnen iſt, daß auch das Etats⸗ 
jahr Ende März dieſes Jahres ohne ein Defizit, 
im Gegenteil mit einem beſcheidenen Ueberſchuß 
abſchließen wird. M. D. u. H.! Das iſt ein für alle 


Bewohner des Freiſtaates außerordentlich wichti⸗ 


ges Ergebnis; denn von den geſunden Finanzen 
hängt auch das Gedeihen des Staates in wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung und letzten Endes auch die 
Selbständigkeit des Staates ab. ; 
Wir müſſen es auf das ſchärfſte rügen, wenn 
der Vizepräſident des Senats vor kurzem in einer 
Vertrauensmänner⸗Verſammlung ſozialiſtiſcher 
Funktionäre die gegenwärtige Finanzlage als eine 
troſtloſe bezeichnet, wenn er von einer Finanz⸗ 
kataſtrophe ſpricht und behauptet, der Sozialde⸗ 
mokratie liege es ob, das „wracke Staatsſchiff“ 
wieder flott zu machen. Wir bezeichnen es als un⸗ 
erhört und mit den Intereſſen des Staates nicht 
vereinbar, daß der politiſch verantwortliche Leiter 


der Staatsgeſchäfte ſolche der Wahrheit wider⸗ 
sprechende Behauptungen ausſpricht und durch 
ſeine Preſſe öffentlich verbreiten läßt. (Sehr 


richtig! rechts.) Wir werden die gegenwärtige Re⸗ 
gierung zwingen, über die Lage der Finanzen der 


ſolche 


Bevölkerung Aufklärung zu geben. Wir können es 


nicht zulaſſen, daß immerfort dunkle Behaup⸗ 
tungen ausgeſtreut werden, die dem Beſtreben 
entſtammen, die Tätigkeit der bisherigen Regie⸗ 
rung zu diskreditieren und damit parteipolitiſche 
Geſchäfte zu machen, (Sehr gut! rechts) die aver 
dem Wohl des Staates, ſeiner Kreditfähigkeit 
und ſeinen Intereſſen innen⸗ wie außenpelitild) 
nur ſchaden. (Sehr wahr! rechts.) 

Der Herr Vizepräſident mußte zu unſerer Be⸗ 
hauptung, daß bei Uebergang der Linksregierung 
auf den letzten Senat 50 Streitpunkte zwi⸗ 
ſchen Polen und Danzig anhängig geweſen 
jeten, die Richtigkeit zugeben. Er ſagte alle dings, 
als die Linksregierung damals ans Ruder kam, 
wären noch mehr Streitpunkte vorhanden ge⸗ 
weſen. Das iſt ziemlich belanglos. (Heiterkeit 
links.) Es kommt darauf an, — hören Sie doch 
zu, — daß nach etwa 15 Monaten Verſtändi⸗ 
gungspolitik doch noch 50 Streitfälle übrig blie⸗ 
ben und daß in dieſer Zeit neue Streitpunkte 
hinzugekommen waren. Weſentlich iſt, daß von 
dieſen Streitpunkten, wie durch unſern erſten Red: 
ner feſtgeſtellt wurde, die folgende Regierung eine 
große Zahl erledigen konnte. Es iſt alſo ganz ab⸗ 
wegig, zu behaupten, daß eine Regierung, in der 
Deutſchnationale ſitzen, zu keiner Erledigung von 
Streitfragen zwiſchen Danzig und Polen kommt. 
Wir verlangen von dem Herrn Präſidenten des 
Senats, daß er in Kürze eine Ueberſicht über die 
Außenpolitik, insbeſondere über die Politik mit 
Polen und ihre Ergebniſſe im letzten Jahr gibt. 
Es wird ſich erweiſen, daß dieſe Politik, wie ſie 
bisher von uns in fachlicher, aber beſtimmter 
Form und in ſcharfer Abwehr von den polniſchen 
Anmaßungen geführt worden iſt, die einzig mög: 
liche Politik Danzigs gegenüber Polen überhaupt 
iſt. Weil die Sozialdemokraten und die Liberalen 
eine Aenderung dieſer Politik verlangen und uns 
beſchuldigen, daß unſere Politik, eine falſche ge⸗ 
weſen ſei, deshalb haben wir das ſchärfſte Miß⸗ 
trauen gegen den angeblich neuen Kurs. Wir 
werden nicht aufhören, ſolange Sie von einem 
ſolchen Kurswechſel und von der Notwendigkeit 
der Aenderung unſerer Polenpolitik ſprechen, auf 
die damit verbundenen ungeheuerlichen Gefahren 
hinzuweiſen und für uns in Anſpruch zu nehmen, 
daß wir dem gegenüber die Hüter und Wahrer 
der Selbſtändigkeit Danzigs und der Hort des 
Deutſchtums in Danzig ſind. (Durch die Allge⸗ 
meine! links.) 

Die überhebliche Art, in der geſtern der Ver⸗ 
treter der arg zuſammengeſchmolzenen polniſchen 
Gruppe ſeine Ausführungen machte, wie er Be⸗ 
dingungen ſtellte und den Wechſel für die Unter⸗ 
ſtützung beim Zustandekommen der jetzigen Re: 
gierung zur Einlöſung ſchon vor der Fälligkeit 
präſentierte, muß doch jedem politiſch klar ſehen⸗ 
den Kopfe zu denken geben. Es muß Ihnen doch 
klar geworden ſein, daß Polen, wenn es von 
wärtſchaftlichen Vorteilen ſpricht, die Danzig 


haben kann, nicht daran denkt, die alteingeſeſſene 
Danziger deutſche Wirtſchaft zu beleben, ſondern 
Polen denkt daran, hier eine eigene, polniſche 
Wirtſchaft in Danzig aufzurichten. (Sehr wahr! 
rechts.) Dafür gibt es doch zahlloſe Beiſpiele. (Sie 
haben bisher polniſche Wirtſchaft geführt! links.) 
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Gehl nichts davon, daß 
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(Senftleben, Abgeordneter) 
Wenn Sie, m. H. Sozialdemokraten, das nicht 
wiſſen, dann müßten es die Herren von der Libe⸗ 
ralen Partei wiſſen, die mit Handelskreiſen in 
Berührung kommen. Die Liberale Partei gibt ja 
an, die Vertretung der Wirtſchaft in Danzig zu 
ſein. Sie ſelbſt müſſen die Beiſpiele mit der Dan⸗ 
ziger Werft zugeben. Wiſſen Sie weiter michts da⸗ 
von, wie der Danziger Zuckerhandel, wie die alt⸗ 
eingeſeſſenen Firmen, die am Hafenverkehr be⸗ 
teiligt ſind, immer beiſeite gedrängt werden; wie 
man ihnen das Leben erſchwert? Haben Sie nicht 
ſelbſt in der „Volksſtimme“ geleſen, daß kürzlich 
100 Arbeiter der Eiſenbahnhauptwerkſtätte wegen 
Arbeitsmangel entlaſſen werden ſollten, weil 
Polen ſeiner Verpflichtung nicht nachkommt, 
Arbeitsaufträge für die Hauptwerkſtätte zu er⸗ 
teilen? (Zurufe.) Durch Ihr Schreien werden Sie 
dieſe Tatſachen nicht aus der Welt ſchaffen und 
nicht verhindern können, daß die Danziger Ar⸗ 
beiter über ſolche Sachen nachdenken. (Zuruf des 
Abg. Arczynſki.) Erzählen Sie nicht einen Fall, 
den ich längſt klar gelegt habe. Seien Sie froh 
darüber, daß ich 13 Schiffe nach Danzig gebracht 
habe, die allein 100 000 Gulden an Invaliden⸗ 
verſicherung und anderen ſozialen Beiträgen zum 
Vorteil der Danziger Arbeiter nach Danzig brin⸗ 
gen. (Vertreter des Kapitaliſtentums, aber nicht 
des Deutſchtums! links.) N 

Ferner weiß der Herr Senatsvizepräſident 
das parlamentariſche 
Syſtem abgewirtſchaftet und bankerott gemacht 
hat. Herr Abg. Loops wußte ſchon mehr davon 
und konnte einige Beiſpiele anführen. Es iſt doch 
unbeſtritten, daß in einigen ausgeſprochen par⸗ 
lamentariſchen Ländern der Parlamentarismus 
praktiſch abgeſchafft worden iſt. In vielen Staa⸗ 


ten wird mit Ermächtigungsgeſetzen regiert, weil 


wichtige Staatsaufgaben durch das parlamenta⸗ 
riſche Syſtem nicht gelöſt werden konnten und un⸗ 
bedingt notwendige Angelegenheiten des Staates 
nicht vorwärts kamen. Fördert der Parlamenta⸗ 
rismus nicht auch die Parteizerſplitterung, zerſtört 
er nicht damit die Volkseinheit und ergibt ſich nicht 
aus der Parteizerſplitterung faſt die Unmöglich⸗ 
keit, eine Regierung zu bilden? Was dabei her⸗ 
auskommt, ſieht dann danach aus. Niemals 
kommt dadurch der Wille des Volkes zum Aus⸗ 
druck, im Gegenteil, es herrſcht dann ſtets eine 
gewiſſe Gruppe, oder eine Partei, mitunter kommt 
ſogar eine ganz kleine Gruppe, eine Minderheit 
zu großer Macht, was Sie ja am eigenen Leibe 
geſpürt haben. Alſo niemals iſt der Parlamen⸗ 
tarismus der Ausdruck des Volkswillens. Das 
konnte man früher einmal erzählen, als die 
Praxis im Parlamentarismus noch nicht beſtand. 
Jetzt, wo man die Praxis im Parlamentarismus 
hat, kann man mit ſolchen Redensarten vernünf⸗ 
tigen Leuten nicht mehr kommen. (Das Drei⸗ 
klaſſenwahlrecht möchten Sie doch wieder haben! 
links.) 

Der Herr Vizepräſident hätte beſſer getan, 
nicht eine Polemik gegen die Deutſchnationalen 
zu halten, ſondern poſitiv geſtellte Fragen zu be⸗ 
antworten. Wir hörten aus dem Munde des 


Saiſonarbeitern iſt. Dieſe Frage iſt außerordent⸗ 
lich wichtig für die Exiſtenz unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft. Es mag ja einem Sozialdemokraten außer⸗ 
ordentlich ſchwer fallen, in gleichem Sinne zu⸗ 
ſtimmend zu antworten, angeſichts der Wahlagi⸗ 
tation, die man in dieſer Frage getrieben hat. 
(Abg. Kloſſowſki: Bezahlen Sie die Saiſonarbei⸗ 
ter nur richtig!) Ueber die Nöte der Landwirt⸗ 
ſchaft zu reden, und darauf einzugehen, wird an⸗ 
läßlich unſerer Großen Anfrage Gelegenheit ſein. 
Hinſichtlich der Landwirtſchaftskammer muß aber 
geſagt werden, daß ſich gerade die Liberale Par⸗ 
tei gegen die Schaffung einer ſolchen Kammer 
ausgeſprochen hat. Inzwiſchen haben ſich die 
Landwirte ſelbſt zu helfen geſucht, indem ſie eine 
eigene Einrichtung geſchaffen haben, die zum 
großen Teil die Funktionen der Landwirtſchafts⸗ 
kammer ausübt. Es wird ſehr zu prüfen ſein, ob 
man dieſe Einrichtung zu Gunſten eines bürokra⸗ 
tiſchen Syſtems abſchafft. Die bürgerlichen Par⸗ 
teien haben ſich zur Abſchaffung der Einwohner⸗ 
wehr nicht geäußert. Und doch it dieſe Frage für 
die weiteſten Kreiſe der Bevölkerung außerordent⸗ 
lich ernſt. Ich glaube nicht, daß es ſich große Teile 
der Bevölkerung gefallen laſſen werden, daß man 
durch einen Federſtrich eine Einrichtung beſeitigt, 
die ſich durchaus als zweckmäßig und ſehr billig 
erwieſen hat. Es war zu erkennen, daß die Sozial⸗ 
demokraten der Koalition dieſe Bedingung auf⸗ 
gezwungen haben, das muß mit aller Deutlichkeit 
gejagt werden. Die Vorgänge auf dem Nonnen- 
hof, die Vorgänge auf dem Hauptbahnhof, die 
Rede des Abg. Raſchke und die überaus ſtarke In⸗ 


anſpruchnahme der Schutzpolizei durch den ver: 


größerten Verkehr laſſen es geradezu als notwen⸗ 
dig erſcheinen, daß dieſe Einrichtung unbedingt 
beſtehen bleibt. 

Da der Herr Abg. Loops zur Arbeiterfrage 
Ausführungen gemacht hat, will ich mich namens 
meiner Fraktion auch dazu äußern. Wenn er hier 
Aeußerungen won mir zitiert, ſo muß er ſie rich⸗ 
tig zitieren. Wir haben ausdrücklich geſagt, daß 
meine Bedenken in dem betreffenden Augenblick 
Geltung hatten, da die Wirtſchaft abſolut darnie⸗ 
derlag, was auch die Sozialdemokraten anerken⸗ 
nen mußten. Es iſt doch richtig, daß man dann 
ſolche Sachen zurückſtellt, wenn nicht eine unbe⸗ 
dingte Notwendigkeit dafür vorliegt. Dieſe abſo⸗ 
lute Notwendigkeit mußte damals verneint 
werden. Wir haben auf Grund der Revolutions⸗ 
beſtimmungen Arbeiter⸗ und Angeſtelltenaus⸗ 
ſchüſſe in den Betrieben. Es muß feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß die Sozialdemokratie in der vorletzten 
Regierung das Verſprechen zur Schaffung dieſer 
Geſetze auch nicht durchſetzen konnte. 
müſſen Ihre jetzigen Koalitionsfreunde alſo der 
gleichen Meinung geweſen ſein wie die Deutſch⸗ 
nationalen. Man kann dann aber nicht behaup⸗ 
ten, daß die Deutſchnationalen keine Sozialpolitik 
getrieben hätten. Im Gegenteil, unſere Sozial⸗ 
politik iſt in vielen Fällen der deutſchen Sozial⸗ 
politik vorangegangen. Wenn ich ſeinerzeit die 
Gefahr betonte, die entſtand, daß man Ausgaben 
für die Invalidenverſicherung machte, für die 
keine Deckung vorhanden war, ſo hat die Ent⸗ 


Vertreters der Liberalen Partei, daß ſeine Partei wicklung der Ereigniſſe mir Recht gegeben. Die 
in gewiſſem Umfange für die Zulaſſung von Inwalidenverſicherung ſtand faſt am Rande des 


Damals 
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Ruins. Wenn ſie heute gefeſtigt iſt und wenn nicht 
zu erwarten iſt, daß dieſelben Schwierigkeiten 
wieder eintreten, ſo verdanken Sie das den An⸗ 
ſtrengungen der bürgerlichen Regierung. (Abg. 
Leu: Wer hat denn bezahlt?) Wir hätten lieber 
etwas über die Ausgeſtaltung dieſer arbeitsrecht⸗ 
lichen und Arbeiterſchutz⸗Geſetze gehört, um uns 
dazu äußern zu können. Wir Deutſchnationalen 


ſtehen auch auf dem Standpunkt, daß der Arbeiter 


ein gleichberechtigtes Mitglied im Volke iſt. 
(Große Heiterkeit links.) Sie können uns über 
dieſe Erklärung verhöhnen, dieſen unſeren Stand⸗ 
punkt werden wir trotzdem immer einnehmen. 


Wenn die neuen Geſetze geeignet ſind, den Ar⸗ 


5 


beitsfrieden wirklich zu fördern, ſo werden wir 
uns darüber freuen; denn nichts ſtärkt unſere 
Stellung mehr, als wenn der unglückliche Klaſſen⸗ 
kampfgedanke aus der arbeitenden Maſſe ver⸗ 
ſchwindet. Wir werden prüfen, ob wir alſo dieſen 
Geſetzen unſere Zuſtimmung geben können. Wir 
wollen den Arbeitsfrieden fördern, dann blüht 
nicht mehr Ihr Weizen, ſondern gedeihen unjere 
Früchte. (Zwiſchenrufe und große Unruhe links.) 
Es iſt ja 225 gar nicht richtig, daß die Sozial⸗ 
demokratie die Vertreterin der Arbeiterſchaft iſt, 


(Rein, die Deutſchnationalen! links.) Sie erfah⸗ 


ren ja durch Ihre Preſſe nur nichts davon, wie 
ſtark die chriſtlichen Gewerkſchaften ſind, wie Sie 
auch durch die „Volksſtimme“ über die Erfolge 
des Deutſchnationalen Angeſtelltenverbandes be⸗ 
logen werden. Im Deutſchen Reich ſtehen hinter 
den bürgerlichen Parteien weit mehr Arbeitneh⸗ 
mer als hinter der Sozialdemokratie. Der Ar⸗ 
beiter muß erkennen, daß er mit der Wirtſchaft 
auf Gedeih' und Verderben verbunden iſt. Er 
muß erkennen, daß alle Geſetze, die dem Schutze 
des Arbeiters und ſeiner Arbeitskraft dienen, 
aber jo eingerichtet ſein müſſen, daß fie die freie 
Entwicklung der Wirtſchaft nicht hindern. Nie⸗ 
mand bei uns denkt daran, daß dies zu dem 
Zwecke geſchehen ſoll, um etwa den Profit der 
Unternehmer zu erhöhen oder Arbeiter zu Hun⸗ 
gerlöhnen zu beſchäftigen. Die Anſicht, daß der 
Anternehmer einfach diktiert, wieviel Profit er 
aus ſeinem Unternehmen herauswirtſchaftet, 
ſpukt nur noch in ganz unklaren Köpfen. 

Etwas mehr hätten wir auch gern gehört, wie 
ſich die Regierung die Beſeitigung des Wohnungs⸗ 
elends denkt. Den Schleier hat zwar Herr Abg. 
Loops etwas gelüftet. Mir hat es Spaß gemacht, 
wie der Herr den Tanz fertig brachte, das was 
er früher als Mietwucher in Grund und Boden 
verdammte, heute als eine Selbſtverſtändlichkeit 
zu bezeichnen, um die man nicht herumkommt. S'e 


verleugnen damit Ihre grundſätzliche Einſtellung. d 


Sie haben geſagt, es darf keine Mieterhöhung für 
den Hauswirt geben, und heute machen Sie dieſe 
Erhöhung einfach mit. (Abg. Kloffowiti: 
überlaſſen Sie uns! Zwiſchenrufe und große An⸗ 
ruhe. links.) 

Im übrigen klang es recht merkwürdig, daß 
der Herr Vizepräſident den Deutſchnationalen 


vorwarf, ſie wollten eine Oppoſition treiben, die 
nicht ſachlich wäre. Ich glaube, alle Parteien im 
Hauſe mit Ausnahme der Sozialdemokraten wer⸗ 
den mir zuſtimmen, daß die Sozialdemokratie eine 


Das d 


völlig unſachliche Oppoſition in der vorigen Re⸗ 
gierungsperiode getrieben hat. Sonſt würde ſie 
heute nicht grundſätzliche Forderungen verleugnen 
müſſen, die ſie damals aufgeſtellt hatte, weil ſich 
dieſelben nämlich jetzt nicht als durchführbar ‚et 
weiſen. Wir werden eine ſolche Oppoſition nicht 
treiben. (Zwiſchenrufe und große Unruhe links.) 
Wir werden uns aber nicht durch Anremplungen 
vorſchreiben laſſen, wie wir unſere Oppoſition 
treiben. Wir werden unſere Oppoſition ſo durch⸗ 
führen, wie wir Deutſchnationalen ſie machen 
wollen. Sie wird eingeſtellt ſein auf das Geſamt⸗ 
wohl und auf die Ziele, die uns durch unſere 
Weltanſchauung vorgeſchrieben ſind, und die letz⸗ 
ten Endes auf Volksverſöhnung und auf Erſtar⸗ 
kung des deutſchen Charakters der Freien Stadt 
hinausgehen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. a 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Bei 
jeder Regierungserklärung haben wir die Auf⸗ 
faſſung, daß etwas poſitiv Neues herauskommen 
muß. Bei der jetzigen Regierungserklärung, die 
zur Beratung ſteht, wurde von den meiſten Par⸗ 
teien unumwunden zugegeben, daß nichts Neues 
zum Ausdruck gekommen iſt, daß in großen Zügen 
alles beim alten bleiben ſoll. Es iſt typiſch, daß 
der Redner des Zentrums die Gegenſätze offen⸗ 
bart hat, die ſchon jetzt zwiſchen der Koalition 
beſtehen. Es iſt weiter typiſch, daß die ganze Re⸗ 
gierungserklärung nichts weiter war als ein 


Entſchuldigungsſtammeln gegenüber den Deutſch⸗ 


nationalen. Wir wiſſen natürlich ganz genau, daß 
die Zentrumspartei immer wieder verſuchen wird, 
zu ihren Prinzipien zu kommen. Sie iſt eine von 
den Parteien, die nicht konſequent ſind. Alles, was 
ſie tut, geht immer von dem Geſichtspunkt aus: 
wie diene und wie nüße ich der Kirche. Von dieſem 
Standpunkt aus hat ſie auch in dieſer Koalition 
ganz konſequent gehandelt. Sie hat als Aequiva⸗ 
lent natürlich die Ohraer Schule bekommen. 
Leider muß ich feſtſtellen, daß meine ſpeziellen 
reunde, die Sozialdemokraten, das Feld ge⸗ 
räumt haben. Mit dieſen Marxiſten muß ich mis) 
längere Zeit beſchäftigen. (Es iſt ja keiner da! 
rechts.) Herr Loops, einer der prominenteſten 
Vertreter, iſt da, und ich werde mich mit ihm 
unterhalten. Herr Loops hat das zugegeben, was 


wir immer geſagt haben, daß die Sozialdemokra⸗ 


tie eine Partei ohne Grundſätze iſt, eine Partei, 
völlig entblößt von marxiſtiſchen Prinzipien. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Loops.) Ich komme auch auf die 
ruſſiſchen Verhältniſſe zu ſprechen und würde 
Ihnen empfehlen, gerade bei dieſem Abſchnitt zu⸗ 
gegen zu ſein. M. D. u. H.! Die Sozialdemokratie, 
ie in der Vergangenheit den gemeinſten Verrat 
an der Arbeiterklaſſe geübt hat, hat immer radikal 
geſprochen, aber in dem Moment, wo es notwen⸗ 
ig war, hinter den radikalen Phraſen zu ſtehen, 
hat ſie ſchmählich verſagt. Die Taktik, die ſie in 
der Vorkriegszeit verfolgt hat, verſucht ſie nach 
dem hundsgemeinen Verrat von 1918 weiter zu 
verfolgen, indem fie heute auf dem Standpunkt 
ſteht, zuerſt müſſen wir die Mehrheit im Parla⸗ 
ment haben, zuerſt müſſen wir die wirtſchaftlichen 
und politiſchen Verhältniſſe ſoweit ſchaffen, da⸗ 
mit wir dazu übergehen können, unſer Programm 
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beſſer ſein werden, werden wir vielleicht 
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(Kreft, Abgoerdneter) 
zu verwirklichen. Wir Kommuniſten wiſſen genau, 
daß das ein Unſinn iſt. Wenn die Verhältniſſe 
eine 
aktive Arbeiterſchaft vor uns haben aber eine 
ganz laue Führerſchaft. 

Die Liberale Partei iſt die Partei, die in der 
Vergangenheit eine beſtimmte Rolle geſpielt 
hat, aber das Rad der Weltgeſchichte iſt über ſie 
hinweggegangen. Ihre Hauptaufgabe beſteht 
heute in der Niederreißung ſämtlicher Schranken, 
in der Niederreißung all deſſen, was dem Profit 
im Wege ſteht. Ihnen iſt es vollſtändig gleich, 
ob ſie mit den Polen oder den Engländern Ge⸗ 
ſchäfte machen. Um beſſere Geſchäfte zu erzielen, 
benutzen ſie natürlich den Nationalismus, wenn 
auch nicht in einer ſo kraſſen Form wie die 
Deutſchnationalen. Die Liberale Partei iſt im 
Grunde ihres Weſens mit der Deutſchnationalen 
Partei verwandt. Die Deutſchnationale Partei 
wird von uns Arbeitern natürlich richtig einge⸗ 
ſchätzt. Wenn der Vorredner erklärte, daß große 
Teile der Arbeiterſchaft hinter ihr ſtänden, ſo 
wiſſen wir aus Erfahrung, welche Kreiſe das ſind. 
Ich werde noch darauf zurückkommen. 

Herr Abg. Brill ſchob in ſeinem Referat den 
Menſchenſchutz, Lohnſchutz und weiß der Teufel 
noch was für Schutz in den Vordergrund. Auch 
die Sozialdemokratie weiß genau, trotzdem ſie 
vielleicht Anhänger des Pazifismus oder der Liga 
für Menſchenrechte iſt, daß mit dieſen Phraſen 
den Kapitaliſten kein Haar gekrümmt wird und 
der Arbeiterſchaft nicht gedient iſt. Der Pazifis⸗ 
mus hat in den Kreiſen der ſozialdemokratiſchen 
Führer feſte Wurzeln geſchlagen, die dazu benutzt 
werden, um in den Köpfen der Arbeiterſchaft 
Illuſionen zu erwecken, daß die Gegenſätze zum 
Ausgleich gebracht werden müſſen. Es wird ge⸗ 


ſagt, man müßte an das Menſchheitsgefühl des 


beſtimme und nicht, wie die bürgerliche Wiſſen⸗ 


einzelnen Kapitaliſten appellieren. Dadurch 
könnten auch dieſe Leute zur Einſicht gebracht 
werden. Die pazifiſtiſchen Illuſionen, die heute 
ſpeziell von der Sozialdemokratie in den Kreiſen 
der Arbeiterſchaft und der geſamten Bevölkerung 
erzeugt werden, muß man unbedingt verwerfen. 

Nun zur Demokratie und zum Willen der Be⸗ 
völkerung. M. H. von der Sozialdemokratie! Sie 
als Marxiſten müßten wiſſen, daß die Demokratie 
nichts weiter iſt als eine beſtimmte Herrſchafts⸗ 
form des kapitaliſtiſchen Staates. Wenn Sie uns 
erzählen wollen, daß der Wille der Wählerſchaft 
durch die formale Demokratie verwirklicht werden 
könne, jo it das ein Unjinn. Solange noch unſere 
Gegner über ſämtliche Propagandamittel, über 
ſämtliche Lokale und Geldmittel verfügten, die 
heute noch unbedingt notwendig ſind, um die Stim⸗ 
men der Wähler zu ergattern und zu ergaunern, ſo 
lange wiſſen wir, daß immer noch der maxxiſt iſche 
Grundſatz richtig iſt, daß das Sein das Bewußtſein 


ſchaft ſagt, das Bewußtſein beſtimme das Sein. 
Alſo in dieſem Sinne von der Demokratie zu 
ſprechen, iſt ein Anſinn. Solange es Klaſſen gibt, 
kann man von einer Demokratie nicht reden. Ich 
bin der letzte, der vielleicht auf dem Standpunkt 
ſteht, daß in einem kapitaliſtiſchen Staate die 
Demokratie in Reinkultur vorhanden wäre. In 
der Uebergangsphaje vom Kapitalismus zum So⸗ 
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zialismus wird die Demokratie im Intereſſe der (©) 


Mehrheit der Bevölkerung nicht eher zur Durch⸗ 
führung gebracht werden, bis die Klaſſengegen⸗ 
ſätze verſchwunden ſind. Das ſind alles Phraſen 
für die Herren Sozialdemokraten. Das ſind Ge⸗ 
dankengänge, die Sie in Ihrem trägen Blut heute 
nicht mehr verdauen können. Ich weiß natürlich 
ganz genau, daß der größte Teil der altbewähr⸗ 
ten Sozialdemokraten ohne weiteres vom Marxis⸗ 
mus ſoviel in ſich haben muß, daß er meine Aus⸗ 
führungen als richtig anerkennen muß. Aber für 
Sie ſelbſt iſt leider die ſoziale Frage gelöſt. Sie 
haben kein Intereſſe daran, den Klaſſenkampf zu 
führen. Jeder Menſch wird wiſſen, daß der 
Völkerbund geſchaffen wurde, um alle Stim⸗ 
mungen aufzufangen, die während des Krieges 
gegen das Maſſenmorden aufgetaucht 
ſoll gewiſſermaßen einen Brunnen bilden, der die 
Mißſtimmungen auffängt und ſie in das geſunde 
Bett leitet. Es iſt bekannt, daß der größte Teil 
der Gründer des Völkerbundes die Nutznießer des 
imperialiſtiſchen Krieges waren. Gerade dieſe 
Leute hatten ein Intereſſe daran, ſich den Raub, 
den ſie zur Ausführung gebracht hatten, auch zu 
ſichern. Wir können alſo ſagen, daß der Völker⸗ 
bund nichts weiter iſt als eine Räubergeſellſchaft 
zur Sicherung des Raubes, auch derjenigen 
Schandtaten, die in Zukunft gemacht werden. Das 
iſt ohne weiteres richtig, weil das ganze Syitem, 
wie es heute beſteht, auf Raub, Schwindel uſw. 
aufgebaut iſt. Das eine Land, das aus dem ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsprozeß herausgezogen 
worden iſt, muß der Völkerbund verſuchen, wie⸗ 
der in ſeine Profitwirtſchaft zu ſpannen. Daß er 
dies will, ſehen wir ganz genau. Natürlich herrſcht 
große Freude und Wonne, daß der Völkerbund 
der Garant von Danzig iſt, zu dem beſonderen 
Zweck, daß bei zukünftigen Kriegen gegen Sow⸗ 
jetrußland der Danziger Hafen als Aufmarſch⸗ 
gebiet, als Transporthafen gegen Rußland be⸗ 
nutzt wird. Dies muß feſtgeſtellt werden, weil wir 
Kommuniſten es als großes Verbrechen anſehen 
und anerkennen, daß in den Köpfen der Arbeiter⸗ 
ſchaft Illuſionen erweckt werden, wenn man 
ihnen nicht ſagt, wie die Situation liegt, damit 
ſich die Arbeiterſchaft entſprechend einſtellt und 
ſchließlich das Prinzip der menſchlichen Gerechtig⸗ 
keit zur Durchführung bringt. Das kann man nur, 
indem man den Klaſſenſtaat beſeitigt, wie er 
heute beſteht. 5 

Herr Abg. Rahn hat in ſeiner geſtrigen Rede 
ganz wunderbar die Monopolgeſchichte geſchildert. 
Es iſt verwunderlich für einen Menſchen, der 
über ein beſtimmtes Maß Wiſſen des Marxismus 
verfügt, daß er auf einmal verſucht, die Wirt⸗ 
ſchaftsform zurückzudrehen und ſich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellt, die Monopole müßten abgeſchafft 
werden, es müßte bei Strafe verboten werden, 
daß ſich Unternehmer zuſammenfinden, um einen 
beſtimmten Preis feſtzuſetzen. Das iſt natürlich 
ein Unſinn. Das heutige Staatswejen wird von 
den Kartellen, Konzernen und Monopolen be⸗ 
herrſcht. So kann man das Wirtſchaftsleben nicht 
vorwärtstreiben und fördern, indem man ver⸗ 
ſucht, die Monopole zu beſeitigen und die Wirt⸗ 
ſchaft zurückdrehen. Wir bekämpfen die Mono⸗ 
pole. Der kapitaliſtiſche Staat auf der abſteigen⸗ 


ſind. Er 
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halb 10 Jahren einträte. 


(B) 


1 — 


Volkstag Danzig — 7. Sitzung. Freitag, den 3. Februar 1928. 79 


(Kreft, Abgoerdneter) 
den Kurve iſt gezwungen, aus ſich ſelbſt heraus in 
das kapitaliſtiſche Getriebe hineinzugreifen. Der 
Staat muß verſuchen, die Ausgaben für die Ein⸗ 
wohnerwehr uſw., für das rieſige Heer von Be⸗ 
amten, durch eine Monopolwirtſchaft zu decken. 
Aus dem Grunde, weil wir nicht Freunde des 
Staates ſind und aus dem zweiten Grunde, weil 
durch die Monopolwirtſchaft, wie die ganzen 
Herren feſtgeſtellt haben, keine Verbilligung ein⸗ 
tritt, ſondern eine Verteuerung, aus dieſem 
Grunde bekämpfen wir die Monopolwirtſchaft. 
Ich gehe jetzt auf das wunderbare ſoziale und 
Arbeitsrechtsprogramm ein, das als einer der 
letzten Redner der Abg. Loops ſchilderte. Ich will 
bei der Zwangswirtſchaft anfangen. Es war ſehr 
intereſſant, was Herr Loops zum Ausdruck 
brachte daß nun nicht in zwei Jahren 15 Prozent 
Erhöhung kämen, ſondern dieſe Erhöhung inner⸗ 
Aber prinzipiell ſteht 
die Sozialdemokratie auf dem Standpunkt, daß 
die Mieten ohne weiteres erhöht werden ſollen. 
Das freie Spiel der Kräfte wird heute dauernd in 


Anwendung gebracht. Dadurch ſollen wir aus der 


Wohnungsnot und dem Wohnungselend heraus⸗ 
kommen. Das iſt ein Unſinn. Wohnungsnot und 


Wohnungselend hat es immer gegeben. Das wird 


ſein, ſolange die Staatsform beſteht. Wenn Men⸗ 
ſchen heute noch gezwungen werden, in Löchern zu 
hauſen, wo man ſonſt keine Schweine einſperren 
würde, ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß es 
unbedingt notwendig iſt, die Räume zu beſchlag⸗ 
nahmen, die von einer alten Dame oder einem 
alten Herrn mit ein paar Hunden oder einem 
Kanarienvogel bewohnt werden. Menſchen, die 
arbeiten ſollen, die für ihren Nachwuchs zu ſorgen 
haben, müſſen in anſtändigen Räumen unterge⸗ 
bracht werden. Aus dieſen Gründen verlangen 
wir, daß das Wohnungselend dadurch beſeitigt 
wird, daß man die großen Wohnungen beſchlag⸗ 
nahmt und die Miete auf ein erträgliches Maß 
herunterſetzt. Es kommt die zweite Forderung des 
Arbeitsrechtsprogramms. Wir alle wiſſen, daß bei 


Schaffung des Betriebsrätegeſetzes Blut gefloſſen 


iſt, dann erſt kam das ſogenannte Betriebsräte⸗ 
geſetz in Deutſchland zur Durchführung. Wenn es 
auch in Danzig eingeführt wird, wird das ein⸗ 
treten, was der Herr Abg. Loops ſo wunderbar 
zum Ausdruck brachte. Mit dem Betriebsrätegeſetz 
joll der Arbeitsfrieden wieder hergeſtellt werden, 
daß heißt, es ſollen in Zukunft die berechtigten 
Forderungen der Arbeiterſchaft mittels des Be⸗ 
triebsrätegeſetzes abgewürgt werden. In Zukunft 
ſollen die Arbeitgeber nicht mehr gefährdet wer⸗ 
den. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Ar⸗ 
beiterſchaft ein Recht hat, den Betrieb zu führen, 
und zwar ſo, wie es im Intereſſe der Arbeiter⸗ 
ſchaft notwendig iſt. ir 
Eine weitere Frage iſt das Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherungsgeſetz. Wir alle wiſſen, daß dies Geſetz 
nicht aus Liebe zu der Arbeiterſchaft im Jahre 
1918 eingeführt wurde, ſondern daß es benutzt 
wurde, um die Arbeiterſchaft zu beruhigen, um 
die wunderbare Ruhe und Ordnung wiederherzu⸗ 
ſbellen. Auf die Dauer iſt es ein Ding der Un⸗ 
möglichkeit für einen kapitaliſtiſchen Staat, daß 
er es ſich leiſten kann, die Erwerbsloſen zu unter⸗ 
ſtützen und ſeinen Staatsſäckel zu belaſten. Mit 


Hilfe der Sozialdemokraten ſoll der Staat ent⸗ 
laſtet und die Koſten auf die Schultern der Ar⸗ 
beitnehmer gelegt werden. Der Arbeitgeber wird 
die Koſten nicht tragen. Nach meiner Meinung 
wird das Arbeitsloſenheer nicht kleiner werden, 
ſolange dieſe Wirtſchaftsform beſteht. Vom kapi⸗ 
taliſtiſchen Standpunkt iſt das ſo zu verſtehen, Sie 
wollen das Heer der Erwerbsloſen noch vergrö⸗ 
ßern, um die Arbeiterſchaft unter einem verſtärk⸗ 
ten Druck zu halten und ſie von jeder Forderung 
zurück zu halten. Daß die Sozialdemokratie das 
Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz in allen Tonarten 
lobt und an die Inſtinkte der Arbeiterſchaft appel⸗ 
liert, indem ſie ihnen vorerzählt, ſie dürfen in Zu⸗ 
kunft nicht betteln gehen, kann ich nicht verſtehen. 
Es iſt der Zug der Sozialdemokratie, dem kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat alle Mittel, die er zum Wieder⸗ 
aufbau braucht, zu geben. Sie ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß wenn der Staat aufgebaut iſt, 
für die Arbeiter Broſamen abfallen. Wir ſind der 
Meinung, daß die Gedankengänge, wie ſie von der 
Sozialdemokratiſchen Partei zum Ausdruck ge⸗ 
bracht werden, vollſtändiger Unſinn ſind. 

Jetzt die wunderbare Verfaſſungsreform. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß Verfaſſungsfra⸗ 
gen Machtfragen ſind, wenn auch die Sozialdemo⸗ 


kratie ſo wunderbar ſagt, wir haben alles ver⸗ 


ſucht, es it keine ſozialdemokratiſche Politik, es 
iſt keine Linkspolitik, es beſteht kein Linksſenat, 
wir haben alles verſucht, um aus der Verfaſſung 
ſo viel wie möglich heraus zu holen. Sie wiſſen 
genau, weil Verfaſſungsfragen Machtfragen ſind, 
wird die Verfaſſung nicht ſo geändert werden, wie 


es im Intereſſe der Arbeiterſchaft notwendig iſt. (D) 


Gerade die Verfaſſung war die Hauptparole der 
Sozialdemokratiſchen Partei im Wahlkampf, 
Durch die Verfaſſungsänderung wollten Sie eine 
rieſige Summe Geld ſparen, um Erleichterungen 
für die ſchaffende Bevölkerung zu treffen. Wenn 
man ſich die Verfaſſungsänderungen anſieht, muß 
man ohne weiteres zugeben, daß ſie keine Ver⸗ 
billigungen für den Staat bedeuten. Wenn auch 
in der einen oder andern Frage etwas geändert 
werden ſoll, ſo wird doch das Prinzip, das erreicht 
werden ſollte, nicht zur Durchführung gebracht. 
Aus dieſem Grunde lehnen wir die Verfaſſungs⸗ 
änderungen ab. Es werden nur andere Männer 
in verſchiedenen Poſten eintreten, ſonſt wird ſie 
weiter nichts bedeuten. 

Mit der Volkstagsverkleinerung iſt es das⸗ 
ſelbe. Wenn die Sozialdemokratie ſparen will, ſo 
mag ſie allen denjenigen, die hier als Volksver⸗ 
treter in dieſem hohen Hauſe verſammelt ſind und 
die ein Einkommen über 500 Gulden haben, 
nichts geben. Dann wird mehr herauskommen, als 
wenn der Volkstag auf 50 Prozent reduziert wird. 
Die Sparmaßnahmen laſſen ſich ohne eine Ver⸗ 
kleinerung des Volkstages zur Durchführung brin⸗ 
gen. Für uns iſt das ein Zeichen dafür, daß man 
nicht ſparen, ſondern nur die paar Arbeiterver⸗ 
treter hinauswerfen will. 

Die Juſtiz iſt ein Ding für ſich. Verſchiedene 
Redner haben daran herumkritiſiert, aber weſent⸗ 
lich dazu Stellung genommen wurde nicht. Es 
wird ja hier meiſtens herumgeſchachert, aber 


Weſentliches wird nicht geſagt. Solange wir ein 
Klaſſenſtaat ſind, werden wir auch eine Klaſſen⸗ 


— 


C) 


— a reinen ee u une near — 


(A) 


80 | Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 
(Kreft, Abgoerdneter) 

juſtiz haben. Die Straffeſtſetzung iſt heute brutaler 
und ſchlimmer als je. Je ſchlechter die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe ſind, deſto mehr Ruhe braucht 
der Geldſack. In Zukunft werden die Strafen 
nicht geringer, ſondern noch höher ſein. Das müßte 
auch die Sozialdemokratie wiſſen. Geſtern wurde 
von einigen Rednern, die für ſich in Anſpruch 
nehmen, daß ſie auf dem Boden des Fortſchritts 
ſtehen, ganz wunderbar von dem Gemeinſchafts⸗ 
geiſt zwiſchen Kapital und Arbeit geſprochen. Auch 
heute wurde von dem Herrn Abg. Loops den 
Wirtſchaftlern geſagt, habt doch keine Angſt, die 
wunderbaren Arbeitergeſetze ſind nicht ſo ſchlimm. 
Ihr ſelbſt werdet den größten Vorteil davon 
haben, indem ihr vor Erſchütterungen in euren 
Betrieben bewahrt bleibt. Weiter 
Beiſpiel angeführt, daß gerade in England die 
Gewerkſchaften und das Unternehmertum zuſam⸗ 
men arbeiten, um zu ſehen, wie ſie gemeinſam 
aus dem Dreck herauskommen. Ein wunderbarer 
marxiſtiſcher Standpunkt! Ich wünſche ihnen na⸗ 


türlich viel Glück dabei. Was drinnen und draußen 


(B) 


erzählt wird, ſteht jo im Widerſpruch, daß man 
die Herren der Sozialdemokratiſchen Partei ent⸗ 
weder als ganz gemeine Demagogen bezeichnen 
muß oder als Menſchen, die an Gehirnverklei⸗ 
ſterung leiden. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir Kommuniſten haben keine Bange, 
wir wiſſen, daß wir die Partei der Zukunft ſind 
und diejenigen ſein werden, die berufen ſind, die 
Arbeiterſchaft und die Menſchheit aus dem Dreck 
herauszuziehen. Ich bedaure, daß Herr Abg. 
Kloſſowſti nicht da iſt, dem Trotzki ſo ans Herz ge⸗ 
wachſen ſein ſoll. Solange der frühere Genoſſe 
Trotzki auf der Linie der Arbeiterpolitik ſtand, 
fand ſich niemand in der bürgerlichen Preſſe, der 
ein Loblied auf Trotzki und ſeine Freunde ange⸗ 
ſtimmt hätte. Aber in dem Moment, wo Trotzki 
mit ſeinen Freunden den Boden der Arbeiter⸗ 
politik verlaſſen hatte, herrſchte ein Freudengeheul 
von den Bürgerlichen bis zur Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei. Das iſt das beſte Zeichen für uns, 
daß unſere ruſſiſchen Brüder den richtigen Weg 
beſchritten haben und nicht ſo, wie die ſozialde⸗ 
mokratiſchen Brüder, indem ſie alles mit dem 
Schleier des Vergeſſens zudecken. Die Folge davon 
iſt, daß wir heute die verſchwommene, ſogenannte 
marxiſtiſche Politik haben. Es gibt Zeitpunkte, 
wo ſich Männer an die Spitze einer Bewegung 
ſtellen und eine zeitlang Hervorragendes für die 
Bewegung leiſten. In dem Moment aber, wo die 
Bewegung abflaut und ſie zähe arbeiten ſollen, 
verſagen ſie. So war es mit den früheren ruſ⸗ 
ſiſchen Genoſſen, die verſagt haben. Weil ſie ver⸗ 
jagten und nicht mehr im Intereſſe der Arbeiter: 
ſchaft tätig ſein wollten, wurden ſie nach Sibirien 
verbannt. Die Arbeiterſchaft wird die Herren So⸗ 
zialdemokraten vom Schlage Loops und Kloſſowfti 
nicht nach Sibirien verbannen. Für dieſe Herren 
iſt der Strang noch zu ſchade. (Frau Abg. Kreft: 
Sehr richtig!) Es iſt bedauerlich, daß dieſe Herren 
nicht hier ſind. Im Laufe der Zeit werden wir 
uns noch manchmal über den Marxismus zu un⸗ 
terhalten haben. Die Volksſtimme wirft uns in 
gemeiner Weiſe eine Einheitsfront zwiſchen uns 


wurde das 


Freitag, den 3. Februar 1928. 


und den Deutſchnationalen vor. Dies demagogiſche 
Spiel kann nicht gemeiner ſein. 

Wir ſtehen auf dem Boden des Anſchluſſes an 
Deutſchland, um im Kampf gegen deutſches und 
Danziger Kapital um ſo geſchloſſener dazuſtehen. 
Die Errungenſchaften unſerer Väter und Urgroß⸗ 
väter wollen wir halten. Ein großer Teil der ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Führer denkt, in dem Moment, 
wo die Kommuniſten ans Ruder kommen, kämen 
Zuſtände aus Sibirien oder weiß der Teufel wo 
her. Als einziger hat der Arbeiterſtaat das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker zur Durchführung 
gebracht. Wenn Sie Freunde des Völkerbundes 
ſind, glaube ich mich der Hoffnung hingeben zu 
können, daß Sie Ihre ganze Kraft dafür ein⸗ 
ſetzen, daß Danzig ſo ſchnell wie möglich wieder 
mit dem deutſchen Vaterland verbunden wird. 
Ich wage es aber zu bezweifeln, weil Danzig zu 
einem beſtimmten politiſchen Zweck geſchaffen 
worden iſt und nicht eher beſeitigt werden wird, 
bis dieſer politiſche Zweck erreicht iſt oder die 
Möglichkeiten dazu genommen find. 

All das, was in der Regierungserklärung ver⸗ 
prochen wurde, iſt natürlich eitel Lug, Trug und 
Schwindel. (Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Gehl: Durchaus nicht!) Mein lieber Herr 
Gehl, Sie mögen mit dem Kopf ſchütteln und 
mögen glauben, daß es beſſer wird. Den Glauben 
will ich Ihnen nicht abſtreiten und nicht weg⸗ 
nehmen, ich wünſche Ihnen recht viel Glück dabei. 
Dieſem Glauben würde ich mich niemals als 
Marxiſt anſchließen können. Wenn Sie ein 
Marxiſt ſein wollen, werden Sie es auch nicht 
tun können! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. 
D. u. H.! Wenn wir uns noch einmal zum Wort 
melden, haben wir dabei folgende Abſicht: Wir 
wiſſen aus den Erfahrungen der erſten ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Regierung, daß der gute Wille zwar 
vorhanden war, abzubauen, daß aber die Verhält⸗ 
niſſe ſtärker waren als Sie (nach links) geglaubt 
haben. Wenn wir bis zu den kommenden Etats 
die Dinge ſo gehen laſſen, ſind wir überzeugt, daß 
die Haushaltspläne genau ſo aufgebläht aus⸗ 
ſehen, wie ſie uns in den letzten Jahren vorgelegt 
wurden. Daher iſt es richtig, wenn wir bei der 
zweiten Rednergarnitur auf die einſchneidenden 
Fragen näher eingehen. Die ganze nächſte Ent⸗ 
wicklung drängt nämlich zur Frage der Aenderung 
des Verwaltungsſyſtems. Alle anderen Prob⸗ 
leme, wie die Verfaſſungsänderung, ſo ſchön und 
gut ſie auch ſein mögen, führen nicht um dieſe 
Kernfrage herum, wie die Ausgaben des Staates 
vermindert werden. Insbeſondere bei der jetzi⸗ 
gen Regierung wird man ja wohl nicht allzu gro⸗ 
ße Hoffnungen hegen dürfen, daß die Ausgaben 
nach der ſozialen Seite hin verringert werden. 
Umſo mehr wird es die Aufmerkſamkeit der neuen 
Regierung erfordern, ſich über die Verminderung 
der anderen Ausgaben ſchlüſſig zu werden. Ge⸗ 
ſchieht das nicht, ſo iſt für uns nicht abzuſehen, 
wie überhaupt eine Aenderung zum Guten erfol⸗ 
gen ſoll. Wir haben immer wieder feſtgeſtellt, 
daß der Staatsbetrieb ſeit der Inflationszeit un⸗ 


(©) 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

geheuer verringerte Aufgaben hat. Er hat ſich 
jedoch in keiner Weiſe, ahnlich wie der kaufmän⸗ 
niſche Betrieb, auf den Abbau eingeſtellt. In 
kaufmänniſchen Betrieben, die ehemals mit zwei 
Prokuriſten, zehn Angeſtellten und drei bis vier 
Schreibfräuleins arbeiten, ſind heute ein oder 
gar kein Prokuriſt mit einem Schreibfräulein und 


zwei bis drei Angeſtellten tätig. 


Die entſcheidende Tatſache iſt nun die, daß es 
nicht gelang, den Staatsapparat ſeit der Inflation 
entſprechend zu verkleinern. Die meiſten konſump⸗ 
tiven Tätigkeitsgebiete, die noch der Inflation 
entſtammen, ſind heute erhalten geblieben. Es 
iſt durchaus nicht Animoſität gegen die Beamten⸗ 
ſchaft, wenn wir dieſe Feſtſtellungen treffen, ſon⸗ 
dern es iſt in derem eigenen Intereſſe, daß wir 
einmal zeigen, wie es in der Praxis der Verwal⸗ 
tung ausſehen muß, wenn wir nicht vor die 
Hunde gehen wollen. 5 

Die Zentralabteilungen ſämtlicher Behörden 
ſind dieſelben geblieben, obwohl im Gegenſatz zu 
heute in der Inflationszeit alle fünf Tage oder 
längſtens jede Woche neue Gehaltsberechnungen 


vorgenommen werden mußten und immer neue 


große Schwierigkeiten entſtanden. Damals 
konnte man ſagen, daß die aufgeblähten Zentral⸗ 
abteilungen vielleicht berechtigt waren. Aber 
weshalb werden z. B. heute in der Perſonglabtei⸗ 
lung noch zwei Amtsräte befördert, wie das vor 
kurzem geſchehen iſt? s 

Was iſt denn überhaupt in der Zentralabtei⸗ 
lung an poſitiver Arbeit zu leiſten? Wozu ſitzt 
dort, ich frage den Herrn Senatsvizepräſidenten 
vornehmlich, ein Staatsrat, der ſchon ſeit einem 
Vierteljahr krank iſt? Er iſt ſowieſo immer kränk⸗ 
lich und überläßt alles dem Oberregierungsrat. 
Wozu iſt der Staatsrat da, wozu der Oberregie⸗ 
rungsrat, wozu der Regierungsrat, wozu der Syn⸗ 


dikus, wozu die Amtsräte und der ganze Waſſer⸗ 


kopf? Wir ſind die Letzten, die dagegen ſind, daß 
mittlere Beamten zu Oberregierungsräten er⸗ 
nannt werden. Wir verweiſen auf das Beiſpiel des 
Oberregierungsrats in der Finanzabteilung. 
Dort wird die Arbeit geleiſtet, die der Mann der 
Praxis beſſer leiſten kann als der Juriſt. Es iſt 
richtig, daß der Akademiker nicht in der Lage iſt, 
eine ſolche zahlentechniſche Arbeit zu leiſten. Ge⸗ 
nau ſo iſt es in der Juſtiz, in Erbangelegenheiten, 
Auseinanderſetzungsangelegenheiten ujw. Da 
wird zweifellos der zum Amtsrat oder Regie⸗ 
rungsrat erhobene mittlere Beamte beſſer am 
Platze ſein, wie der Akademiker. 

Der Krebsſchaden im ganzen Verwaltungs⸗ 
organismus liegt aber in einer anderen Sache. 
Ich weiß nicht Herr Dyck, Sie ſind ja Landwirt, 
ob das Pferd ein Wiederkäuer iſt, aber der Amts⸗ 
ſchimmel iſt beſtimmt ein Wiederkäuer, vor allem 
in Danzig. Das drückt ſich darin aus, daß eine 
Sache unbedingt von drei oder vier Beamten wie⸗ 
dergekäut werden muß, ehe ſie die Amtsgebäude 
verläßt. Wenn ſie ein Schriftſtück in die Hand 
bekommen, müſſen mindeſtens drei Kringelchen 
oder Anfangsbuchſtaben draufſtehen, manchmal 
auch ſogar bei der einfachſten Urkunde fünf bis 
ſechs. Das bedeutet für den Verwaltungsbeam⸗ 


ten, daß dieſer Vorgang durch vier bis ſechs Hände 
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verſchiedenen Büros paſſiert hat. Dadurch wird 
unendliche Zeit vergeudet. Es iſt vielleicht rich⸗ 
tig, daß ich hier auf ein Beiſpiel verweiſe, das 
noch aus der preußiſchen Zeit ſtammt. Da beſtand 
bei der Polizei das Inſtitut der Polizeiräte. Als 
ich dahin verſetzt wurde, waren dort vier Stellen 
für Polizeiräte, dieſe haben nur alles wiederge⸗ 
käut, was der nachgeordnete Sekretär ausgear⸗ 
beitet hatte. Die Polizeiräte waren es, die ihr 
Kringelchen raufſetzten und im weſentlichen den 
Betrieb aufhielten. Es iſt doch ſelbſtverſtändlich, 
daß überall nur einer die Arbeit machen kann, 


Danziger Verhältniſſen gewöhnlich ein Oberſekre⸗ 
tär, oder wenn er Duſel und Beziehungen gehabt 
hat, iſt er vielleicht Inſpektor. Der entwirft die 
Verfügungen und muß ſie unter geordneten Ver⸗ 
hältniſſen dem ſogenannten Dezernenten unmittel⸗ 
bar vorlegen. Damit wäre der Fall erledigt. So 
müßte es ſein. Das iſt aber heute nicht der Fall, 
ſondern der Unglückswurm, der Expedient, der die 
Verfügungen entwirft, legt ſie heute nicht mehr 
dem eigentlichen Dezernenten vor, ſondern es 
müſſen erſt die Zwiſchenſtationen das Stroh wie⸗ 
derkauen. Das große Unglück der Nachkriegszeit 
mit der Titelinflation hat dazu geführt, daß jeder 


beförderte Beamte glaubte, nach dem Muſter, das 
ihm von oben gegeben war, verfahren zu müſſen, 
und ſich auch in die Poſition des Wiederkäuenden 
begab. Jeder dieſer Herren dünkte ſich ein kleiner 
Regierungsrat in der Weſtentaſche. Auch von 
ihnen werden die Verfügungen durchgeleſen, das 
Kringelchen darunter gemacht und dann dem 
nächſthöheren Beamten vorgelegt. Das geht ſo⸗ 
weit, daß heute bei den Behörden überall drei 
Tage zum Wiederkauen gebraucht werden. 
Ich betone, es iſt durchaus nicht etwa die Abnei⸗ 
gung gegen das Beamtentum oder, wie man uns 
vorwirft, ein blinder Haß, die uns veranlaßt, 
dieſe Tatſachen feſtzuſtellen. Wir wollen aber, daß 
derjenige, der arbeitet, auch ſeinen Lohn bekommt. 
Es hat keinen Sinn, daß die unteren Organe nicht 
nur in ihrer Tätigkeit nach oben hin verdeckt wer⸗ 
den und daß ſich manche der oberen Beamten mit 
fremden Federn ſchmücken, ſondern es liegt auch 
im Intereſſe der Zufriedenheit der unteren Or⸗ 
gane, daß man ihre Tätigkeit auch anerkennt. Es 
iſt nicht ſchön, daß wenn jemand eine Verfügung 
entwirft, dann nachher immer von den oberen Be⸗ 
amten ein Satz durchgeſtrichen wird. Der obere 
Beamte muß doch etwas finden, um die Notwen⸗ 
digkeit ſeines Daſeins zu beweiſen. Er korrigiert 
den unteren Beamten und vernichtet ſeine Ar⸗ 
beitsfreudigkeit. Das iſt Blödſinn. Diejenigen, 
die die Entwürfe gemacht haben, können unter 
dem Dezernenten unmittelbar arbeiten. 

Ich glaube, es muß hier zweifellos eine grund⸗ 
ſätzliche Aenderung eintreten. Alle über den 
eigentlichen Expedienten eingeführten Schachte⸗ 
lungen, die jetzt beſtehen, müſſen fallen. Man muß 
wie früher den Aſſiſtenten hinſetzen, der die Regi⸗ 
ſtratur macht und den Expedienten, den früheren 
Sekretär, der ſchon eine ſehr vornehme Perſon 


war. Dann muß der Dezernent kommen, der die 


gegangen iſt und daß der Bote ebenſo vielmal die 


das iſt der ſogenannte Expedient. Das iſt bei den 


zum Inſpektor, Oberinſpektor oder zum Amtsrat 
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Geſchichte kontrolliert. Alle anderen Zwi⸗ 
ſchenglieder müſſen verſchwinden. 


Wenn ſie nicht verſchwinden meine Herren Sozial⸗ 


demokraten, werden Sie nichts erreichen, und 
wenn Sie die ganzen vier Jahre in der Regie⸗ 
rung bleiben. 

Dasſelbe, was ſich hier im Kampfe der Aſſi⸗ 
ſtenten, Sekretäre, Oberſekretäre gegen die In⸗ 
ſpektoren, Oberinſpektoren und Amtsräte abſpielt, 
ſpielt ſich auch im großen ab, bei den gehobenen 
Stellen. Ein Muſterbeiſpiel hat ſich in der Zu⸗ 
ſammenlegung der Abteilungen der Senatoren Dr. 
Leske und Runge ergeben. Ich bedaure daher, daß 
Herr Senator Runge nicht hier iſt. Die Abtei⸗ 


lung Leske mußte ſelbſtverſtändlich an der Spitze 


(8) 


des ganzen Bürobetriebes einen Amtsrat haben. 
Er macht unter die Vorgänge, die von der Abtei⸗ 
lung kommen, ein Kringelchen, und wenn er 
ſchlecht gelaunt iſt, moniert er etwas, oder läßt es 
im Schubfach liegen. Als nun die beiden Senats⸗ 
abteilungen zuſamengelegt wurden, war bei der 
anderen Abteilung natürlich auch ein Amtsrat. 
Es ſtanden ſich nun die beiden Amtsräte faſſungs⸗ 
los gegenüber. Zu tun hatten beide nichts. Da 
wollte jeder vor dem anderen wenigſtens voraus 
haben, daß er die Perſonalien bearbeitete, um der 
Verbindung mit dem Zentralbüro den letzten Se⸗ 
gen zu geben. Bei der zuſammengelegten Abtei⸗ 
lung ſind nun nicht weniger als fünf Haupt⸗ 
referenten. Ein Hauptreferent iſt derjenige, 
der in einer Abteilung als Oberregierungsrar 
ſitzt und die ganzen Fäden in der Hand hat. Da 
waren plötzlich bei der Abteilung Runge auch 
noch die Referenten der Abteilung Leske. Sie 
können ſich denken, daß nun ein Wettrennen der 
5 Hauptreferenten begann. Denn der Senator 
wird durch den Hauptreferenten informiert. Jeder 
will natürlich den andern ausſtechen. Herr Kieß⸗ 
ling, einer der fünf, will bekanntlich eine neue 
Art des Städtebildes bringen, und da kommt er 
in Konflikt mit der Tradition des Profeſſors 
Weber, der an der hieſigen Hochſchule doziert hat. 
Die Danziger Bauräte ſind alle im Sinne Webers 
erzogen. Kießling kommt mit ſeinen neuen Ideen 
aus Köln, alle Monat eine Woche im Flugzeug. 
Daß nun natürlich alles aufeinanderplatzt, iſt 
ſicher. Es würde zu weit führen, wenn ich hier 
im Einzelnen einen Vortrag hielte, welche un⸗ 
glaublichen Reibereien dadurch hervorgerufen 
werden, daß ſoviel Referenten ſich um des „Kai⸗ 
ſers“ Bart ſtreiten. Weshalb kommt Herr Kieß⸗ 
ling hierher? Er muß doch beweiſen, daß er die 
1200 G für eine Woche monatlich verdient, indem 
er alles in Danzig anders macht wie bisher. Daß 
damit Danzig finanziell ruiniert wird, ſieht er 
nicht. Die Pflicht des Volkstages iſt es, das ein⸗ 
mal feſtzuſtellen. Es wird noch Gelegenheit ſein, 
auf das genaue Detail dieſes unglaublichen, un⸗ 
möglichen Gegeneinanderarbeitens dieſer Behörde 
hinzuweiſen. 7 

Eine andere Eigentümlichkeit des Amtsſchim⸗ 
mels iſt das Rennen nach „Geſchäftsnummern“. 
Ich nehme ein Beiſpiel aus der Juſtiz. Der Amts⸗ 
anwalt, der dazu beſtellt iſt, die kleineren Sachen 
zu bearbeiten, darf in Danzig eine Sache nicht von 
ſelbſt von Anfang bis zu Ende führen. Wenn man 
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eine Anzeige macht, etwa wegen einer Unterſchla⸗ 
gung, würden Sie doch annehmen, daß die Sache 
an eine Verteilungsſtelle geht, wo ein fähiger 
Mann, ein Amtsrat oder Regierungsrat ſitzt, der 
in der Regiſtratur von vornherein die Dinge nach 
der Wichtigkeit ſcheidet und ſie zur Zuſtändigkeit 
der Amtsanwaltſchaft ſowie zur Zuſtändigkeit der 
Staatsanwaltſchaft verteilt. Dadurch würde eine 
große Vereinfachung herbeigeführt. Heute laufen 
die Dinge anders. Die Staatsanwälte ſind nicht 
geneigt, den Amtsanwälten Macht aus der Hand 
zu geben. Wenn ein Vorgang einläuft, durch⸗ 
läuft er zunächſt die Regiſtratur der Staatsan⸗ 
waltſchaft. Die Staatsanwaltſchaft beſieht ihn 
ſich und die Amtsanwaltſchaft bekommt ihn ſchließ⸗ 
lich. Der Amtsanwalt bearbeitet die Sache, plä⸗ 
diert und wenn die Sache fertig iſt, geht ſie wie⸗ 
der zurück, damit ja der Staatsanwalt die Unter⸗ 
ſchrift macht. Effekt der Sache iſt: Zwei Geſchäfts⸗ 
buchnummern, denn die Sache wird bei der Amts⸗ 
anwaltſchaft und bei der Staatsanwaltſchaft ge⸗ 
führt. Dann hat die eine Stelle im Jahre etwa 
1700 Nummern, die andere aber ebenfalls. Daß 
beide jedoch dieſelbe Sachen bearbeitet haben, daß 
doppelte Zeit und Arbeit verloren iſt, ſieht der 
Unkundige nicht. Nach dieſer Richtung iſt viel zu 
ändern. 

Es iſt auch ſehr gut, daß wir jetzt einen Ver⸗ 
treter der Schutzpolizei hier haben, auch auf dieſem 
Gebiete ſind viele Möglichkeiten vorhanden, 
eine Aenderung herbeizuführen. Es ſoll durchaus 
nicht an der Tatſache gerührt werden, daß wir 
verpflichtet ſind, für Ruhe und Ordnung zu ſor⸗ 
gen. Das hat gar nichts damit zu tun, daß die 
Organiſation bei der Schutzpolizei genau ſo infla⸗ 
tiert, wie bei den übrigen Verwaltungsbehörden. 
Es war damals ein ſchweres Verbrechen, als man 
die Polizeiſchule ins Leben rief und dafür 
hauptamtliche Kräfte, beginnend mit einem Ma⸗ 
jor, mehreren Oberleutnants und Leutnants vor⸗ 
ſah. Was war denn zu tun? Die Polizeibeamten 
waren laufend über techniſche, juriſtiſche und viel⸗ 
leicht auch allgemeine Verwaltungsfragen zu un⸗ 
terrichten. Es wäre ein leichtes geweſen, aus 
dem Kreiſe der Verwaltungsbeamten und Ju⸗ 
riſten die erforderlichen Hilfskräfte zu nehmen, 
die die theoretiſchen Vorträge halten. Jeder Rich⸗ 
ter und Verwaltungsbeamte freut ſich darüber, 
wenn er ſeine Kenntniſſe der Elementarien auf⸗ 
friſcht. Da die Polizeianwärter augenblicklich 
alle ausgebildet ſind, und ſich die Notwendigkeit 
ergeben würde, die Schule aufzulöſen, ſind kürz⸗ 
lich nach und nach Hundertſchaften aus dem Dienſt 
gezogen worden um dort nochmals die höheren 
Lehren über die Polizeitechnik zu bekommen. Das 
iſt eine Ueberbelaſtung der Leute und Kräftever⸗ 
ſchwendung. Die Hauptſache iſt ſchließ⸗ 
lich die Praxis. Es beſteht keine Notwendig⸗ 
keit, die Schupowachtmeiſter über Pfychotechnik 
und Analyje beſonders aufzuklären. Es iſt wirk⸗ 
lich nicht nötig, daß die Herren Offiziere nach 


Deutſchland fahren, an den deutſchen Polizeiſchu⸗ 
len die „Wiſſenſchaft“ holen und die Dinge haupt⸗ 


amtlich an der Polizeiſchule weitergeben. Die 


Anzahl der Polizeiſchüler iſt jo gering, daß ſich der 
ganze Betrieb nicht rentiert. a ? 
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Es iſt nicht einzuſehen, weshalb die Polizei⸗ 
ſchule nicht verſchwinden kann, um durch Lehr⸗ 
kräfte aus dem allgemeinen Verwaltungsapparat 
erſetzt zu werden. Herr Jahr wird mir zugeben, 
daß auch die Hundertſchaftsführer nicht ſo über⸗ 
laſtet ſind, daß ſie nicht ebenfalls den Unterricht 
teilweiſe übernehmen könnten. Aber es iſt auf 
der ganzen Linie ſo, es muß aus dem Vollen ge⸗ 
wirtſchaftet werden. Ebenſo müſſen wir feſtſtellen, 
daß in der Bauverwaltung die Art und Weiſe der 
Wirtſchaft zu den allerſchwerſten Bedenken Anlaß 
gibt. Sie arbeitet genau ſo aus dem Vollen, wie 
der andere Staatsapparat. 

Wir haben dann noch zu ſprechen über die Art 
und Weiſe der Löſung des Wohnungsproblems. 
Die Kontroverſe, die zwiſchen uns und der frühe⸗ 
ren und auch der jetzigen Regierung beſteht, prägt 
ſich darin aus, daß ſowohl das Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz der letzten Koalition, wie das jetzt ge⸗ 
plante von der Notwendigkeit einer vieljährigen 
Verlängerung der Zwangswirtſchaft ausgeht. 
Man gedenkt erſt nach 10 Jahren oder früher nach 
8 Jahren die Wohnungsbauabgabe zu beſeitigen. 
Es iſt ein Irrweg, der da beſchritten wird. Es 
iſt zwar ein Streit möglich über die Zahl der 
Wohnungen, die unbedingt hergeſtellt werden 
müſſen. Wir ſind der Ueberzeugung, daß, ſobald 
noch 3000 Wohnungen hergeſtellt ſein werden, es 
ſich zeigen wird, daß wir ein Ueberangebot an 
Wohnungen haben werden. Wir wiſſen, daß 
heute ſchon Siedlungswohnungen leer ſtehen. 
(Wer kann die Miete zahlen! bei den Sozialde⸗ 
mokraten.) Der Zwiſchenruf beweiſt, daß Sie mit 
der Wohnungspolitik die Sozialpolitik verquicken 
wollen. Wenn Sie ſolange warten wollen, bis der 
Unbemittelte eine Drei⸗ und Vierzimmerwohnung 
bezahlen kann, werden Sie nie an das Problem 
herankommen. Sie benutzen die Löſung der Woh⸗ 
nungsfrage zur Löſung der ſozialen Frage, das iſt 


der Fehler. Sie werden mir zugeben, Herr Loops, 
die Frage der Möglichkeit der Zahlung der Miete 


iſt nicht abhängig von der Herſtellung der Woh⸗ 
nungen, ſondern davon, 
verdienen, daß ſie menſchenwürdige Wohnungen 
bezahlen können. Das iſt aber ein Ergebnis der 
allgemeinen ſozialen Lage. Wenn Sie das Woh⸗ 
nungsproblem aber jo anfaſſen, wie es angefaßt 
werden muß, daß Sie ſagen, die Zwangswirtſchaft 
war dazu da, um den während der Kriegszeit aus⸗ 
gefallenen Bedarf an Wohnungen bereitzuſtellen, 
dann müſſen Sie ſagen, daß in dem Augenblick 
die Zwangswirtſchaft fallen muß, in dem dieſer 
Bedarf an Wohnungen gedeckt iſt. Sie müſſen 
doch zugeben, daß auch im tiefſten Frieden die 
Zuſtände ſo waren, daß in Berlin ungezählte Fa⸗ 
milien in Höhlen hauſten, obwohl doch Wohnun⸗ 
gen genug leer ſtanden. Damals hat aber kein 
Menſch daran gedacht, die beiden Fragen mitein⸗ 
ander zu verquicken. Daß es Menſchen gibt, die 
nicht einmal die Mittel haben, eine Einzimmer⸗ 
wohnung zu bezahlen, iſt nicht Schuld des Haus⸗ 
beſitzes. So werden Sie die ſoziale Frage nicht 
löſen. Es wäre ein vollkommener Unſinn, wenn 
man die Bereitſtellung der Wohnungen noch 10 


Jahre verzögern wollte. Sie können die nötige An⸗ 


zahl von Wohnungen nicht bereit ſtellen, indem 


ob. die Arbeiter ſoviel 
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re herauspumpen. Wenn Sie aber eine Anleihe 
aufnehmen und einen Teil der Wohnungsbauab⸗ 
gabe meinetwegen zur Amortiſation und zur Ver⸗ 
zinſung benutzen, dann werden Sie nach jeder 
Richtung eine beſſere Politik treiben, als wenn 
Sie beide Fragen, Sozialpolitik und Wohnungs⸗ 
wirtſchaft, verquicken. Herr Senator Dr. Leske 
hat ja immer mit dem Mittel gearbeitet, es gäbe 
keine Anleihe zu Wohnungsbauzwecken. Das 
dürfte jetzt überholt ſein. Wenn der Staat die 
aufzunehmende Anleihe als zweite Hypothek ver⸗ 
gibt, kann er mit 25 Millionen durch Hypotheken 
an zweiter Stelle unbedingt den Bau von 3000 
bis 3500 Wohnungen finanzieren. Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß wir wiſſen, daß beiſpiels⸗ 
weiſe der jetzige Zuſchuß von 6000 Gulden für die 
Dreizimmerwohnungen bei vielen Bauten durch⸗ 
aus nicht verbraucht wird, ſondern daß die Woh⸗ 
nungen mit 5500 Gulden hergeſtellt wurden und 
das andere dem Anternehmer als Profit bleibt. 
Wenn man eine ſtrenge Kontrolle darüber an⸗ 
ſtellte, ob die zweite Hypothek auch wirklich ver⸗ 
baut wird, bekommen wir noch ein ganz anderes 
und günſtigeres Bild. 

Wir bleiben dabei, daß die bisherige Art des 
ſtaatlichen Bauens durchaus nicht genügt. Es iſt 
allerhand Geld verpulvert. Es ſind ſehr erheb⸗ 
liche Mittel verbraucht, nicht um den Wohnungs⸗ 
mangel zu beſeitigen, ſondern um dem Villenbe⸗ 
dürfnis zu dienen. Es iſt daher zu begrüßen, 
wenn von ſozialdemokratiſcher Seite erklärt wur⸗ 
de, es ſollten nur kleine Wohnungen gebaut wer⸗ 
den. Wenn das geſchieht, wenn Sie mit den Mit⸗ 
teln einer Anleihe 3000 Wohnungen herſtellen, 
werden Sie ſehen, daß Sie in Wohnungen ſchwim⸗ 
men. Weshalb wollen Sie nicht den Verſuch 
machen? Wenn es dann nach zwei Jahren nicht 
gelungen iſt, durch Herſtellung dieſer Wohnungen 
den Bedarf zu decken, haben Sie es immer noch in 
der Hand, die Zwangswirtſchaft zu verlängern. 
Aber wir wiſſen, daß ſie dann fallen kann. Warum 
wollen Sie den Weg nicht beſchreiten? Warum 
kommen Sie und ſagen, wir wollen eine Mieter⸗ 
höhung bewilligen, die wir zunächſt nicht einmal 
verlangen. (Zunächſt einmal! links). Wenn ſich 
nachher ergibt, daß die Mieten ſteigen, ſind Sie 
doch die letzten, die nicht im Wege der Einkom⸗ 
menſteuer und der Grundwertſteuer das Geld 
wegzunehmen wiſſen. Uns iſt aber darum zu tun, 
aus der Zwangswirtſchaft herauszukommen. Das 
andere ſteht auf einem anderen Brett. Sie ver⸗ 
ſchieben das Problem, wenn Sie immer ſagen, der 
Hausbeſitzer wolle höhere Mieten ſchlucken. Was 
wir wollen, iſt die Freiheit von dem elenden 
Zwang. In dieſer Beziehung treffen wir uns 
durchaus mit den Mietern. £ 

Wir behaupten, daß Sie nach zwei Jahren 
ſelbſt einſehen werden, daß der Zwang nicht auf⸗ 
recht zu erhalten iſt. Wir haben jetzt 60 bis 80 Be⸗ 
amte im Wohnungsamt, die nicht wiſſen, was ſie 
zu tun haben. An einzelnen Türen fehlen die Tür⸗ 
klinken, damit die Herren ja nicht beläſtigt wer⸗ 
den. Dieſe Behörde iſt ein Paraſit im Staat. Es 
beſteht kein Grund, nicht dem Vorgehen Zoppots 
zu folgen und den Wohnungsberechtigten die Frei⸗ 
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heit zu geben, dort eine Wohnung zu ſuchen, wo 
ſie erhältlich iſt. Das jetzige Syſtem öffnet der 


Korruption Tür und Tor. 


Zuſammenfaſſend möchten wir noch einmal be⸗ 
tonen, daß die Frage der Mieterhöhung gar 
nicht die weſentliche iſt. Die weſentliche Frage iſt, 
daß Sie eine Anleihe aufnehmen, etwa 10 Pro⸗ 
zent der Wohnungsbauabgabe zur Verzinſung und 
der 
Entwicklung überlaſſen. Dann werden Sie nach 
zwei Jahren das Ergebnis ſehen und die Zwangs⸗ 
wirtſchaft aufheben können. 

Was ſonſt noch von Wünſchen bei uns vorzu⸗ 
tragen iſt, bezieht ſich hauptſächlich auf die Land⸗ 
wirtſchaft und die Wirtſchaft im allgemeinen. Da 
Herr Abg. Arczynſki gerade hier iſt, möchte ich 
ihn auf eins aufmerkſam machen. Es iſt ſchon rich⸗ 
tig, was mein Kollege Rahn ſagte, daß Sie einen 
durchaus ſchweren Stand als Senator des Arbeits⸗ 
weſens haben werden. Es iſt ſchon ſo, daß es für 
jeden ſchwer ſein muß, den objektiven Standpunkt 
in arbeitsrechtlichen Fragen einzunehmen, der 
als Arbeitnehmervertreter Partei iſt. Ich erinnere 


Sie an einen Vorfall, bei dem ich Demobilma⸗ 


chungskommiſſar war. Es handelte ſich um eine 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung in einer Ta⸗ 
rifſtreitſache der Werft Klawitter. Nach einem 
Vortrage des Chefingenieurs von Klawitter ſtand 
ich auf dem Standpunkt, daß die Lohnerhöhung 
nicht tragbar ſei. Klawitter hatte erklärt, daß ihn 
eine Verbindlichkeitserklärung veranlaſſen würde, 
ſofort den Betrieb zu ſchließen. Da ich mir ſagte, 
daß Klawitter keine leeren Drohungen ausſpricht, 
habe ich mich überzeugt, daß die Löhne nicht trag⸗ 
bar waren. (Abg. Arczynſki: Sie haben ſich vor 
der Entſcheidung gedrückt!) Es iſt Aufgabe des 
Demobilmachungskommiſſars, Richter zu ſein und 
nicht Partei. Der Demobilmachungskommiſſar 
hat nicht die Aufgabe, wie Sie damals erklärten, 
jeden Schiedsſpruch für verbindlich zu erklären, 
ſondern er iſt Richter in wirtſchaftlichen Sachen. 
Ich möchte im Intereſſe der wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung hoffen, daß es Ihnen gelingen wird, den 
rein objektiven Standpunkt zur Geltung zu brin⸗ 
gen. (Abg. Arczynſki: Ich bin ja nicht Demobil⸗ 
machungskommiſſar!) Sie haben die Allgemein⸗ 
verbindlichkeitserklärung in Streitſachen. 

Was die Landwirtſchaft anlangt, jo möchten 
wir hier folgendes betonen. Wir freuen uns, daß 
die Deutſchnationalen die Angelegenheit durch 
eine Große Anfrage ins Rollen gebracht haben. 
Wir möchten gerade Herrn Abg. Schwegmann 
darauf aufmerkſam machen, daß er nach dieſer 
Richtung hin ſeine ganzen Bemühungen anſpan⸗ 
nen möge. Es gibt durchaus die Möglichkeit, all 
die Fragen der Landwirtſchaft zu löſen, ohne daß 
die Regierung in Anſpruch genommen werden 
muß. Ich erinnere da an die gerade uferloſe Ver⸗ 
gewaltigung der Kleinbauernſchaft durch die Bau⸗ 
ernbank, welche von Herrn Schwegmann geleitet 
wird. Die geſamte Kleinbauernſchaft iſt durch 
die Tätigkeit der Bauernbank geknebelt, ſo daß 


wir es nicht verſtehen, weshalb Sie eine Große 
Anfrage einbringen, wenn Sie nicht ſelbſt daran 
arbeiten, die Bauernſchaft zu entlaſten. Sie wiſ⸗ 
ſen, daß die Bauernſchaft durch die Tätigkeit der 


Anſiedlungskommiſſion Land bekommen hat. Es 
beſtanden Verpflichtungen gegenüber der Anſied⸗ 
lungskommiſſion. Nach dem Uebergang Danzigs 
zur Selbſtändigkeit haben Sie die Rechte der 
preußiſchen Anſiedlungskommiſſion übernommen 
und malträtieren jetzt durch gewiſſe Vormerkun⸗ 
gen die kleinen Bauern. Ich weiß, daß die Bau⸗ 
ernbank ihre Poſition benutzt, um die Hergabe 
von Darlehen davon abhängig zu machen, daß die 
kleinen Bauern an die Bauernbank eine erhöhte 
Aufwertung zahlen. Das wirft ein merkwürdiges 
Licht auf die Tatſache, wie Sie Anfragen für die 
Landwirtſchaft einbringen wollen. Ich möchte 
Herrn Schwegmann den Rat geben, noch vor Be⸗ 
handlung der Großen Anfrage die Frage zu klä⸗ 
ren, ob er nicht an der Spitze der Bauernbank, 
für welche die Bauern nur Hörige ſind, mit der 
Vergewaltigung der Landwirtſchaft aufräumt 
und die Bauern zu Bauern macht, daß er nicht 
allein das kapitaliſtiſche Intereſſe der Bauern⸗ 
bank entſcheiden läßt. Das möchte ich Ihnen (nach 
rechts) auf den Weg geben. 

Zum Schluß möchte ich zuſammenfaſſen, daß 
uns die neue Regierung in ſehr vielen Punkten 
ſympathiſch iſt. Wir hoffen, daß ſie es durchſetzen 
wird, einen reineren Wind in die Büroräume zu 
bringen, daß ſie es, da ſie die untere und mittlere 
Beamtenſchaft zu vertreten vorgibt, durchſetzen 
wird, dieſen Beamten das Recht auf ihre Arbeit 
und entſprechendes Gehalt geben wird. Wir hof⸗ 
fen, daß ſie auch in der Frage der Wirtſchaft, ins⸗ 
beſondere der Wohnungswirtſchaft, Einſicht beſitzt 
und von den falſchen Gedankengängen abläßt, daß 
Wohnungswirtſchaft und ſoziale Wirtſchaft das⸗ 
ſelbe ſeien. Sie ſoll gewiß Sozialpolitik treiben, 
aber nicht Sozialpolitik auf dem Rücken eines ein⸗ 
zelnen Standes, nämlich des Hausbeſitzes, der 


auch einmal die Freiheit haben will. Wir ſind be⸗ 


reit, mit der Regierung in allem mitzuarbeiten. 
Wir werden es aber nicht tun können, wenn nach 
dieſer Richtung hin nicht eine vernünftige Wirt⸗ 
ſchaftspolitik getrieben wird, wie wir ſie eben 
klargelegt haben. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brenner. ; 

Brenner, Abg. (Nat. Lib.): M. D. u. H.! Als 
Vertreter der Danziger Hausbeſitzerpartei, der 
ich mich als ſtändiger Gaſt der Nationalliberalen 
Bürgerpartei angeſchloſſen habe, muß ich ſagen, 
daß wir zu der neugebildeten Regierung kein Ver⸗ 
trauen haben (Hört, hört! links.); denn die Regie⸗ 
rungserklärung ſchweigt ſich vollſtändig aus, was 
den Hausbeſitz anbelangt. Von dem Redner der 
Deutſchnationalen, wie auch vom Redner der Zen⸗ 
trumspartei iſt ſchon hervorgehoben worden, daß 
die Wahlen eine bürgerliche Mehrheit ergeben 
haben. Der Vertreter der Zentrumspartei, Herr 
Abg. Weiß, hat aber weiter ausgeführt, daß die 
furchtbare Parteizerriſſenheit und die Splitter⸗ 
parteien für das Zuſtandekommen einer bürger⸗ 
lichen Regierung geweſen ſind, dieſer ſomit die 
notwendige innere Geſchloſſenheit und Einheit ge⸗ 
fehlt hätte. Dieſem iſt nicht ſo ohne weiteres zuzu⸗ 
ſtimmen, ſondern der Hinderungsgrund für die 
bürgerliche Regierungsbildung war ein anderer. 
Während die Splitterparteien ſich eifrig an den 


un 


D) 


(B) hindert worden. 


(Brenner, Abgeordneter) 
Vorbeſprechungen für die bürgerliche Regierungs⸗ 
bildung beteiligten und deren Zuſtandekommen zu 
ermöglichen ſuchten — ſo iſt auch die Anregung zu 
einem Zuſammenſchluß der liberalen Mitte nicht 
vom Zentrum, ſondern von mir ausgegangen — 
verhielt ſich eine der liberalen Parteien, und zwar 
die Deutſchliberalen, vollſtändig paſſiv. Es war 
ganz offenſichtlich, daß dieſe Partei nicht mit⸗ 
machen wollte. (Die erſte Vorleſung in dieſem 
Volkstag! links. — Abg. Beyer: Es widerſpricht 
der Geſchäftsordnung. — Unruhe.) Ich glaube, 
Sie irren! Bei der Beſprechung zur Regierungs⸗ 
erklärung kann man vorleſen. M. D. u. H.! Die 
Deutſchliberale Partei war ſomit der Hinderungs⸗ 
grund. Meine Anregung, die ich gegeben hatte 
wurde vom Zentrum aufgenommen. Vom Zen⸗ 
trum wurde die Bedingung geſtellt, daß für die 
Bildung einer bürgerlichen Regierung der Zu⸗ 
ſammenſchluß der Mitte erfolgen ſollte. Die Na⸗ 
tionalliberalen haben daraufhin die liberalen 
Parteien der Mitte zu einer Beſprechung einge⸗ 
laden, zu welcher auch Herr Siebenfreund erſchie⸗ 
nen war. Derſelbe gab aber eine Erklärung ab, 
daß er ein Mitglied der Deutſchliberalen Partei 
nicht in eine Kommiſſion entſenden könne. Er 
ſagte, „er ſage nicht ja und er ſage nicht nein.“ 
Auf die Frage, was er denn nun eigentlich meine, 
erwiderte er, daß er ſich der Stimme enthalte. 
Daraufhin hat der Verhandlungsleiter Dr. 
Eſchert, die Verhandlungen abgebrochen. Durch 
Nichtbeitreten der Deutſchliberalen iſt das Zu⸗ 
ſtandekommen der bürgerlichen Regierung ver⸗ 

Was nun den Hausbeſitz anbelangt, ſo iſt von 
den Regierungsparteien nichts darüber geſagt 
worden, was in Zukunft eigentlich werden ſoll. 
Selbſt der Herr Senatsvizepräſident hat ſich in 
ſeiner geſtrigen Rede darüber ausgeſchwiegen. Nur 
Herr Loops hat, wie hier ſchon hervorgehoben 
wurde, etwas den Schleier gelüftet, indem er ein 
Wohnungsbauabgabegeſetz mit einer Verlän⸗ 
gerung der Zwangswärtſchaft auf wei⸗ 
tere 10 Jahre vorausſagte. (Und was wollen 
Sie? links.) Nach Artikel 73 der Verfaſſung ſoll 
jeder Danziger Staatsbürger (72¼½! links.) — nach 
meiner Auffaſſung iſt es der § 73, Ihre Abſicht, 
Zwiſchenrufe zu machen, iſt doch wirklich zu durch⸗ 
-ſichtig! Wir wiſſen ja, welche Gründe Sie dafür 
haben. Sie haben es bei jedem neuen Abgeordne⸗ 
ten, der hier auf die Tribüne kam, ſo gemacht, und 
bei mir tun Sie es ebenfalls. Nach Artikel 73 der 
Verfaſſung ſoll jeder Staatsbürger vor dem Ge⸗ 
ſetz gleich ſein. Gegen den Hausbeſitzer beſtehen 
heute aber noch Zwangsmaßnahmen. Er ſteht 
vor dem Geſetz nicht als gleichberechtigt da. 

Wie Herr Dr. Blavier ſchon ausführte, liegt 
dem Hausbeſitzer micht lediglich daran, daß er eine 


erhöhte Miete bekommt, ſondern uns liegt daran, S 
daß die heutige Zwangs wirtſchaft, welche eigent⸗ S 


lich nur eine Kriegsmaßnahme war, endlich ein⸗ 
mal beſeitigt wird. (Andauernde Zurufe und Un⸗ 
ruhe links.) Das nicht zur Verabſchiedung gekom⸗ 
mene Wohnungswirtſchaftsgeſetz ſah wenigſtens 
einen Endtermin für Beſeitigung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft vor. Jetzt verlautet aber nichts mehr 
davon, und es beſteht die Befürchtung, daß die 
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Zwangswirtſchaft tatſächlich weitere 10 Jahre be: 
ſtehen bleiben ſoll. Man weiß nicht, ob es nicht 
noch gar länger dauern wird. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) Sie möchten allerdings die 
Zwangswirtſchaft verewigen. Sie möchten Zu⸗ 
ſtände ſchaffen, wie in Wien, wo ſich heute in den 
beſten Wohnungen das Ungeziefer herumtreibt. 
(Sehr richtig! rechts. — Große Unruhe links.) 
Wenn Sie betonen, daß Sie als Arbeiter mit ein 
Teil der Wirtſchaft ſind, ſo betone ich, daß die 
Hausbeſitzer ein ſehr erheblicher Teil der Wirt⸗ 
ſchaft ſind. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten, 
große Unruhe.) Herr Rajchke, ereifern Sie ſich 
nicht ſo ſehr, ſonſt könnte ich Ihnen etwas unter 
vier Augen erzählen, wie Sie im Intereſſe Ihrer 
Partei handeln. (Andauernde große Unruhe.) 
Ich betone ſchon, daß der Hausbeſitzer heute 
außerhalb des Geſetzes ſteht, und das wiederhole 
ich hier. Es muß ein Geſetz herausgebracht wer⸗ 
den, das in erſter Linie für die kleinen Hausbe⸗ 
ſitzer fühlbare Erleichterungen ſchafft, und das die 
Wohnungszwangswirtſchaft zu einem nahen End⸗ 
termin aufhebt. Sie ſehen ja bei der Arbeiterbe⸗ 
wegung ſo gern, was in Deutſchland vorgeht, 
warum ſehen Sie nicht in der Wohnungsfrage 
nach dort? In Deutſchland hat man heute eine 
Miete von 120 Prozent, das ſcheinen Sie nicht zu 
wiſſen. (Aber nicht der Hausbeſitzer! Die laſſen 
die Häuſer verwahrloſen! links.) Die Leute, die 
die Wohnungen verwahrloſen laſſen, können wir 
heute nicht herausſetzen. Wir trachten weniger 
nach dem Materiellen, ſondern nach dem Ideellen. 
Jeder will doch freier Herr ſeines Beſitzes werden. 
Von Anfang an hat man mit dem Hausbeſitz 
Raubbau getrieben. Dieſen Raubbau, der zur 
Verwahrloſung der Häuſer geführt hat, will man 
weiterführen und damit das nationale Vermögen 
weiter herunterdrücken als es heute ſchon ge⸗ 
ſchehen iſt. (Das beſorgen die Hausbeſitzer allein! 
beim Zentrum!) Aber verehrter Herr, wenn keine 
Einnahmen ſind, können doch keine Ausgaben ge⸗ 
macht werden. (Sie wollen ja nur von der Miete 
leben! bei den Kommuniſten.) Nicht allein, daß 
der Hausbeſitzer unter ſolchen Zwangsmaßnahmen 
gehalten wird, ſucht man ihm noch weitere Be⸗ 
laſtungen aufzuhalſen. Erſt kürzlich ſind wieder 
die Formulare zur Ausfüllung zwecks Ein⸗ 
ſchätzung der Häuſer zur Grundwertſteuer nach 
dem gemeinen Wert verſandt worden. (Abg. 
Fooken: Sehr vernünftig!) Natürlich! Man hat 
gang offenſichtlich vor, daß der gemeine Wert 
weiter in die Höhe geſetzt wird, damit der Haus⸗ 
beſitzer mehr Grundwertſteuer zu bezahlen hat 
und noch mehr belaſtet wird. (Große Unruhe 
links.) Sie möchten ja alles ſozialiſieren, aber 


Blatt. Sie haben moch nicht genug Leute, die un⸗ 
zufrieden ſind und aus Danzig fortziehen. Wenn 
te allein hierbleiben, werden Sie jehen, wohin 
ie kommen. s 

M. D. u. H.] Im Zuſammenhang mit der 
weiteren Belaſtung des Hausbeſitzers ſteht auch 
die Neu⸗Einführung des Tabakmonopols. (Aha! 
bei den Kommuniſten.) Durch die rigoroſe Hand⸗ 
habung des Tabakmonopols ſind ſoundſoviele 
kleine Händler, die Sie doch in Schutz nehmen 
müßten, derart geſchädigt worden, daß ſie von der 


was dabei herauskommt, ſteht auf einem andern 
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40) Bildfläche verſchwinden mußten. (Zwiſchenrufe 


{D) 


und große Unruhe.) Dadurch werden Läden frei, 
was wiederum den Hausbeſitz ſchädigt. (Aha! bei 
den Kommuniſten.) 

Nun möchte ich auf den Teil der Regierungs⸗ 
erklärung kommen, der bejagt, daß die Wirtſchaft 
gefördert werden ſoll. Hierzu möchte ich ein kleines 
Beiſpiel anführen. In einem entlegenen Teile 
der Gewehrfabrik beſitzt ein kleiner Gewerbetrei⸗ 
bender eine Wagenlackiererei. Der Betreffende 
wollte ein über dem Tor V befindliches Schild 
einer Firma, die infolge Einführung des Tabak⸗ 
monopols ihren Betrieb eingeſtellt hat, käuflich 
erwerben und für ſeine Firma beibehalten. Dieſen 
Antrag hat der Senat abgelehnt. Ich betone aus⸗ 
drücklich, daß der Verkäufer dieſes Schildes keinen 
Schaden erleiden wird, weil er ſeine Anſprüche 
beim Monopolentſchädigungsamt geltend macht. 
Der Betrag iſt nur minimal, es ſind 75 Gulden. 
Ich kann nicht annehmen, daß die Weidengaſſe 
oder die Gewehrfabrik etwa Denkmalſchutz genießt. 
Das geht ſchon daraus hervor, daß die Baupolizei 
den Betreffenden die Beibehaltung des Schildes 
über dem Tor geſtattet hat. Trotzdem iſt, wie ge⸗ 
ſagt, verwunderlicherweiſe dem Betreffenden die 
Beibehaltung bezw. Anbringung des Schildes 
mit der Motivierung verſagt worden, es könnten 
ſich andere Einwohner oder Mieter der Gewehr⸗ 
fabrik darüber beſchweren. (Abg. Schmidt: Viel⸗ 
leicht wollte er eine neue Partei aufmachen!) 
Nun iſt aber feſtgeſtellt worden, daß ſich die Ge⸗ 
wehrfabrik, in der früher ein blühendes Leben 
herrſchte, heute zu einer Kirchhofsſtätte umge⸗ 
wandelt hat. Alſo derartige Beſchwerden können 
nicht erfolgen. 8 

Dies iſt nur ein kleines Beiſpiel dafür, wie 
die neue Regierung anſcheinend die Förderung 
der Wirtſchaft vornehmen will. (Zuruf des Stell⸗ 
vertretenden Präſidenten des Senats Gehl.) Ich 
hoffe, daß Sie darin Remedur ſchaffen werden. 
(Abg. Beyer: Jetzt hofft er auf die neue Regie⸗ 
rung!) Ich komme noch auf etwas, was mit dem 
Tabakmonopol im Zuſammenhang ſteht. Die Re: 
gierung hat eine eingehende Klarlegung der 
Finanzlage verſprochen. Ich hoffe, Herr Vizeprä⸗ 
fident, daß Sie dann auch den Nachweis erbringen 
werden, welche Vorteile uns aus dem Tabakmo⸗ 
nopol gegenüber den Einnahmen der früheren 
Privatwirtſchaft der Allgemeinheit und dem 
Steuerzahler erwachſen. Ich hoffe, daß dieſe Klar⸗ 
legung erfolgt. Ich behalte mir ausdrücklich vor, 
im weiteren Verlaufe der Volkstagsberatungen 
noch eingehend auf das Tabakmonopol, ſeine Be⸗ 
wirtſchaftung und den zwiſchen der Monopolge⸗ 
ſellſchaft und dem Staat geſchloſſenen Vertrag zu⸗ 
rückzukommen. (Lebhaftes Aha! und Zurufe: Da 
drüben! links. — Abg. Brill: Sehr richtig!) Nein, 
nein, das Tabakmonopol wollten Sie, (nach links) 
haben. Das werde ich Ihnen ſchon beweiſen, ſeien 
Sie ganz ruhig. (Abg. Brill: Den Vertrag hat die 
Rechtsregierung beſchloſſen!) Ich muß noch fol⸗ 
gendes dabei erwähnen. Für die Entſchädigungs⸗ 
berechtigten hat die ſozialiſtiſche Zeitung, die 
„Volksſtimme“, die zyniſche Bezeichnung „Die Ab⸗ 
gehalfterten“ gebraucht. (Heiterkeit.) Dieſe Leute 
kommen mit ihren Anſprüchen vor das Tabakmo⸗ 
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nopolentſchädigungsamt. Nach eingehender Be: (A) 


ratung und Verhandlung werden dieſen Leuten 
gewiſſe Summen zugebilligt. Dann geht dieſer 
Beſchluß an eine ſogenannte Monopolkommiſſion 
beim Senat, die aus diverſen Senatoren beſtehen 
ſoll. (Nicht aus der „Volksſtimme“? links.) Viel⸗ 
leicht iſt auch einer von denen darunter, ich weiß 
es nicht, da ich nicht die Zuſammenſetzung der 
Monopolkommiſſion kenne. — Die Beſchlußfaſſung 
des Tabakmonopolentſchädigungsamtes geht alſo 
an die Monopolkommiſſion. Da iſt es vorgekom⸗ 
men, daß einem Entſchädigungsberechtigten, Herrn 
Mayen dürfte das bekannt ſein, ſage und ſchreibe 
100 Gulden Entſchädigung zugeſprochen find. 
Selbſt gegen dieſe Entſcheidung hat die Monopol⸗ 
kommiſſion Einſpruch erhoben. (Das wird zu we⸗ 
nig geweſen ſein! links.) In einer neueren Ent⸗ 
ſcheidung, die gefällt worden iſt, hat auch die Mo⸗ 
nopolkommiſſion getagt und beſchloſſen, daß gegen 


die Entſcheidung Klage geführt werden ſoll. (Hat. 


die neue Regierung daran ſchuld? links.) Dage⸗ 
gen iſt ſelbſtverſtändlich nichts einzuwenden, aber 
es iſt doch ganz ſonderbar, daß, wie mir von dem 
Entſchädigungsberechtigten mitgeteilt worden iſt, 
mit dieſer Prozeßführung ein Herr betraut wurde, 
der in der Monopolkommiſſion geſeſſen hat. (Se⸗ 
hen Sie! links.) Es iſt mir nicht bekannt, welche 
Stellung dieſer betreffende Herr in der Monopol⸗ 
kommiſſion eingenommen hat. (Abg. Brill: Wie- 
der eine neue Schiebung von einem bürgerlichen 
Abgeordneten!) Ich will daher nicht unterſtellen, 
daß er irgendwie für die Prozeßführung geſpro⸗ 
chen hat, aber ich möchte die neue Regierung doch 
bitten, dafür zu ſorgen, daß in Dingen, an denen 
jemand auch nur unmittelbar beteiligt ſein könn⸗ 
te, dieſer der Kommiſſion nicht angehören darf. 
Man ſoll bei den betreffenden Entſchädigungsbe⸗ 
rechtigten nicht eine falſche Vorſtellung aufkom⸗ 
men laſſen. (Abg. Brill: Das war für die Geſell⸗ 
ſchaft da drüben, rechts!) 5 
Die Entſchädigung der „Abgehalfterten“ iſt ſo 
minimal, daß ſich darüber gar nichts ſagen läßt. 
Speziell die Leute, die Ihren Kreiſen angehören, 
die Arbeiter und Angeſtellten, leiden darunter am 
meiſten. (Abg. Fooken: Da haben Sie recht!) 
Darum bitte ich die neue Regierung, daß auch den 
Artikeln 110 und 112 der Verfaſſung Geltung ver⸗ 
ſchafft wird, (Bravo! links) d. h. daß der Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigte auch entſprechend entſchä⸗ 
digt wird. (Abg. Loops: Das müſſen Sie nach 
rechts ſagen!) Die Sozialiſten ſind diejenigen ge⸗ 
weſen, die für das Monopol agitiert haben und 
ſie ſind auch diejenigen geweſen, die gegen ihre 
ſonſtige Ueberzeugung die indirekte Steuer — 
Banderolenſteuer — auf 50 Prozent erhöht haben, 
während Sie früher mit 10 oder 5 Prozent zufrie⸗ 
den waren. Ich bitte daher, daß die neue Regie⸗ 
rung darauf acht gibt, daß den Artikeln 73, 110 
und 112 der Verfaſſung Geltung verſchafft wird, 
damit der Danziger Staat nicht um ſein Anſehen 
kommt, ein Rechts⸗ und ein Kulturſtaat zu ſein. 
(Sie wiſſen nicht, was rechts und links iſt!) 
Präſident: Das Wort hat der Abg. Jahr. 
Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Die grundſätzliche Einſtellung meiner Gruppe zu 
der Regierung und unſere Stellungnahme zu den 
in der Regierungserklärung aufgerollten Fragen 


(B) 


@ 


— 


(Jahr, Abgeordneter) 

hat der erſte Redner meiner Gruppe bereits zum 
Vortrag gebracht. Ich will mich infolgedeſſen dar⸗ 
auf beſchränken, nur auf einige beſondere Fragen 
einzugehen und auf ſolche, die ſich im Laufe der 
Debatte ergeben haben. 

Was zunächſt die Beamtenfragen an⸗ 
betrifft, ſo möchte ich zunächſt auf einen Umſtand 
hinweiſen, der allen Beamten aufgefallen iſt. und 
das iſt folgender: In jeder Regierungserklärung 
fanden ſich bisher einige verbindliche Redewen⸗ 
dungen, die an die Adreſſe der Beamten gerichtet 
wurden, die, wenn ſie auch keine ſonderlichen Vor⸗ 
teile für dieſe enthielten, ſo doch immerhin von 
der Beamtenſchaft dankbar aufgenommen wur⸗ 
den. Der Senat hat es für angebracht gehalten, 
in der jetzt vorliegenden Regierungserklärung in 
einer Breite und in einer Art und Weiſe auf die 
gewiß aufs äußerſte bedauerlichen Amtsunter⸗ 
ſchlagungen einzugehen, daß ſowohl nach innen 
wie nach außen der Eindruck erweckt werden muß, 
als ob es ſich hierbei nicht um Einzelerſcheinun⸗ 
gen handelt, ſondern als ob wir in Danzig unter 
einer Beamtenkorruption zu leiden haben, die 
derartige Formen annimmt, daß es notwendig iſt, 
dieſelben in der programmatiſchen Regierungser⸗ 
klärung zu verewigen. M. D. u. H.! Die Beam⸗ 
tenſchaft hat dieſe Maßnahme, gelinde geſagt, wie 
eine Ohrfeige empfunden. Wir hätten gewünſcht, 
daß die warmen Worte, die der Herr Abg. Weiß 
für die Beamtenſchaft gefunden hat, beſonders 
auch in der Kennzeichnung dieſer Vorfälle als 
krankhafte Einzelerſcheinung unſerer kranken Zeit, 
in der Regierungserklärung einen ſtärkeren Nie⸗ 
derſchlag gefunden und verhindert hätten, daß 
dieſe Frage überhaupt in die Regierungserklä⸗ 
rung aufgenommen worden wäre. Daß die ehr⸗ 
und pflichtbewußte Beamtenſchaft im einzelnen, 
wie in ihren Verbänden dieſe Handlungen aufs 
äußerſte verurteilt, wurde bereits geſagt. Die 
Regierung kann überzeugt ſein, daß ſie in all 
ihren Maßnahmen, die darauf hinauszielen, der⸗ 
artige Zuſtände zu beſeitigen und in allen Maß⸗ 
nahmen, die zur Aufdeckung und Verhinderung 
derartiger Fälle unternommen werden, von der 
geſamten Beamtenſchaft nachdrücklich unterſtützt 
wird. (Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Wir haben mit Freude feſtgeſtellt, daß die Re⸗ 
gierungserklärung einen Satz enthält, daß in Zu⸗ 
kunft bei allen Beamtenbelangen jede parteipoli⸗ 
tiſche und religiöſe Beeinfluſſung wegfallen ſoll. 
(Dürfen die Schupobeamten die „Volksſtimme“ 
halten? links.) Ich leſe ſie ſelbſt. Wir wollen nur 
hoffen, daß dieſer an und für ſich äußerſt ange⸗ 
nehm empfundenen Erklärung nicht eine ähnliche 
Maßnahme folgt, wie bei der vorletzten Regie⸗ 
rung, nach deren Amtsantritt ein ausgeſprochener 
Parteimann mit der Wahrnehmung des Preſſe⸗ 
dezernats betraut wurde, den lediglich ſeine 
Eigenſchaft als Mitglied einer beſtimmten Partei 
dazu befähigte. 5 

Notgedrungen muß ich bei Behandlung der 
Beamtenfragen kurz auf die Ausführungen des 
Herrn Dr. Blavier eingehen. Zunächſt muß ich of⸗ 
fen jagen, daß ich voller Bewunderung war über 
die koloſſale Sachkenntnis, die Herr Dr. Blavier 
bei ſeinen Reformplänen im Verwaltungs⸗ und 
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Büroweſen entwickelte. Als er aber auf die 
Schutzpolizei zu ſprechen kam, bewies er eine 
derartige Schimmerloſigkeit, daß ich verſucht bin, 


dieſe Schimmerloſigkeit auch auf die vorher ge⸗ 


machten Ausführungen über ſeine Reformpläne 


anzuwenden. Herr Dr. Blavier, Sie ſcheinen ſich 


doch mit der Schutzpolizei zu meinem großen Be⸗ 
dauern noch recht wenig beſchäftigt zu haben. Es 
wird mir eine große Freude ſein, da Sie in mei⸗ 
ner nächſten Nähe ſitzen, mich recht häufig mit 
Ihnen zu unterhalten und das Falſche Ihrer Be⸗ 
hauptungen zu widerlegen. 

Die Polizeiſchule, die Herr Dr. Blavier 
beſonders vorhatte, hat nicht den Zweck, die Po⸗ 
lizeibeamten zu unterrichten. Nein, das iſt die 
mühevolle Aufgabe der Hundertſchaftsführer, der 
ſonſtigen oberen Beamten und der Zugführer. Die 
Polizeiſchule hat vielmehr die Aufgabe, den Nach⸗ 
wuchs für die Polizei heranzuziehen. (Zuruf des 
Abg. Dr. Blavier.) Sie ſcheinen doch über das 
Weſen der Schutzpolizei nicht genügend infor⸗ 
miert zu ſein. (Abg. Dr. Blavier: Soviel Nach⸗ 
wuchs haben Sie ja gar nicht!) Der Abfluß ſtockt 
zurzeit lediglich deshalb, weil durch die ſtändigen 
Abbaumaßnahmen die Ueberführung von Schutz⸗ 
polizeibeamten in andere Stellen unterbrochen 
wurde. Wir können nur hoffen, daß das in Zu⸗ 
kunft wieder anders wird und daß nicht, wie in 
früherer Zeit, der Schutzpolizeibeamte bis zu 
ſeinem 65. Lebensjahre auf der Straße zu ſtehen 
braucht. Denn das iſt das Gute an unſerer Or⸗ 
ganisation, daß der Beamte in nur jungen Jah⸗ 
ren den harten Anforderungen des Straßendien⸗ 
ſtes ausgeſetzt wird und daß er ſpäter in Stellun⸗ 
gen überführt wird, in denen er dieſen ſchweren 
Außendienſt nicht mehr zu verichen hat. (Abg. 
Brill: Und die Offiziere?) — Die werden genau 
jo bei Erreichung ihrer Dienſtaltersgrenze ven⸗ 
ſioniert. — Vor allem möchte ich darauf hinweiſen, 
daß es gänzlich abwegig iſt, unſere jetzige Polizei 
mit der der Vorkriegszeit zu vergleichen. Wir 
wiſſen alle, daß das Autoritätsverhältnis jetzt ein 
anderes iſt wie früher. Vor dem blauen Schutz⸗ 
mann, der ſeine weiß behandſchuhte Rechte er⸗ 
hob, ſtand die ganze Straße ſtill. (Große Heiterkeit.) 
Heute wird jeder Maßnahme der Polizei nicht 
nur paſſiver, ſondern ſtärkſter aktiver Widerſtand 
entgegengeſetzt. (Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe.) M. D. u. H.! Nach dieſer kleinen Exkur⸗ 
ſion auf das Gebiet der Schutzpolizei, was leider 


einige lebhafte Aeußerungen auf der linken Seite 


des Hauſes hervorgerufen hat, möchte ich wieder 
zu meinen Ausführungen zurückkommen. (Abg. 
Brill: Den beſonnenen Schutzpolizeibeamten ach⸗ 
tet jeder Menſch!) — Das freut mich. — 
Unſer Verhältnis zu Polen betref⸗ 
fend hat Herr Abg. Dr. Moczynſki geſtern zum 
Ausdruck gebracht, daß die dauernden Beteue⸗ 
rungen unſeres Verſtändigungswillens, allmäh⸗ 
lich zur Fadigkeit werden. Ich kann ihm darin nur 
voll inhaltlich beipflichten. Wozu die dauernden 
Beteuerungen unſeres Verſtändigungswillens, 


die wir faſt in jeder Regierungserklärung geleſen 
haben? Die ganze Welt weiß, daß wir gegen 
unſern Willen und gegen unſere innere Ueberzeu⸗ 
gung vom Deutſchen Reich losgeriſſen ſind. Die 
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ganze Welt weiß, daß wir uns dieſer Machtwill⸗ 
kür nur widerwillig beugen. Andererſeits weiß 
aber jeder Danziger, daß wir durch Verträge an 
Polen gebunden ind, die wir aus eigener Kraft 
nicht beſeitigen können, und daß es daher ein Akt 
geſunden Menſchenverſtandes iſt, dieſe Verträge 
zu erfüllen, um mit unſerm Vertragspartner ein 
erträgliches Verhältnis zu unterhalten. Dieſer 


Wille hat jedoch ſeine Grenzen an unſerm natio⸗ 


G 


nalen Empfinden. (Abg. Brill: Was verſtehen 
Sie unter nationalem Empfinden?) Wenn dies 
erträgliche Verhältnis bisher nicht immer erreicht 
wurde, ſo liegt nach unſerer Anſicht einzig und 
allein bei Polen die Schuld. Wir können es nun 
einmal nicht vergeſſen, daß wir ſeinerzeit bei 
Nacht und Nebel gegen Recht und Geſetz mit den 
polniſchen Briefkäſten überrumpelt wur⸗ 
den, die uns heute noch täglich und ſtündlich an 
unſere nationale Macht⸗ und Rechtloſigkeit erin⸗ 
nern. Und was die roten Briefkäſten im kleinen 
tun, tut die rote Mauer um die Weſterplatte im 
großen. Wir wollen nicht vergeſſen, daß ſeinerzeit 
Tauſende und aber Tauſende Danziger Bürger 
gegen die Vergewaltigung proteſtiert haben, die 
darin liegt, daß man uns an dem Eingang unſe⸗ 
res Hafens, der dem friedlichen Handel dienen 
ſoll, ein ausgeſprochen kriegeriſchen Zwecken 
dienendes Munitionsbecke n gelegt hat, das 
nicht nur die Gefahr der exploſiven Stoffe in ſich 
birgt, ſondern vor allen Dingen auch die Gefahr, 
daß Danzig bei kriegeriſchen Verwicklungen 
Polens zwangsläufig zur Militärbasis gemacht 
wird. Was das bedeutet, werden Sie, m. H., am 
beiten. beurteilen können, die Sie die Schreckniſſe 
des Weltkrieges erlebt haben. Wenn wir unſere 
Stimme immer wieder dagegen erheben und 
wenn Polen in dieſer Frage nichts tut, können Sie 
es uns nicht verdenken, daß wir darin einem 
Mangel an Verſtändigungswillen ſeitens Polens 
erblicken. Hinzu kommt noch, was den meiſten der 
Anweſenden wohl nicht bekannt iſt, daß Polen 
nach wie vor dem Danziger Staat verbietet, 
innerhalb dieſer roten Mauer des Munitions⸗ 
beckens ſeine ſtaatlichen Rechte auszuüben. Es 
ſteht wohl einzig in der Welt da, daß es einem 
Staat verwehrt wird, auf ſeinem eigenen Grund 
und Boden behördliche Maßnahmen zu ergreifen 
und ſeine Hoheitsrechte wahrzunehmen. N 
Wenn der Herr Abg. Siebenfreund es geſtern 
als einen erfreulichen Erfolg bezeichnete, daß 
Polen den Munitionshafen „vorausſichtlich und 
eventuell“ auch dem friedlichen Handel zugänglich 
machen will, ſo ſehe ich mich veranlaßt, dieſer 
Freude doch eine etwas bittere Pille beizugeben, 
die darin beſteht, daß das Munitionsbecken und 
der umzäumte Teil des Munitionshafens be⸗ 
kanntlich eine polniſche Garniſon enthält, daß am 
Eingang des Hafens eine polniſche Militärwache 
liegt, die den ganzen Tag nicht nur das Hafen⸗ 
gelände, ſondern auch die Kaianlagen ſtändig ab⸗ 
ſtreift. M. D. u. H.! Der Umſchlag friedlicher 
Handelswaren in dieſem Munitionsbecken wird 
ſich alſo in Zukunft unter polniſchen Bajonetten 
abſpielen, wenn Polen mit der Freigabe des 


Hafens nicht zugleich ſeine Garniſon beſeitigt. Ich 
kann infolgedeſſen weder ein Entgegenkommen 
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Polens noch einen Erfolg erblicken. Im Gegenteil 
bedeutet der Warenumſchlag unter polniſcher Mi⸗ 
litärbewachung eine erneute Schädigung unſeres 
ſtaatlichen Anſehens. In dieſer Frage gibt es nur 
einen einzigen Erfolg, der darin beſteht, daß das 
Munitionsbecken dahin kommt, wo es hingehört, 
in den polniſchen Kriegshafen Gdingen. Auch die 
Entſchließung, die der Senat gefaßt hat, die 
darauf abzielt, die Verhandlungen über die 
Streitfälle, die zwiſchen Danzig und Polen ent⸗ 
ſtehen, in Zukunft nicht mehr in Genf zur Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen, ſondern in Danzig von Per⸗ 
ſon zu Perſon, von Mund zu Mund zu erledigen 
können wir in keiner Weiſe begrüßen und ihr in 
keiner Weiſe beiſtimmen. (Sehr richtig!) Wir 
haben bisher gerade in den Genfer Verhand⸗ 
lungen das einzige Mittel erblickt, unſere natio⸗ 
nale Schmach und Rechtloſigkeit in die Welt hin⸗ 
auszurufen und an das Weltgewiſſen zu appel⸗ 
lieren. (Abg. Brill: Jetzt haben Sie den Schleier 
gelüftet, weshalb die Deutſchnationalen ſoviel 
Streitfragen aufwerfen!) 

Um die Debatte nicht ins Uferloſe auszu⸗ 
dehnen, möchte ich nur noch auf zwei kurze Fragen 
eingehen, die mir perſönlich am Herzen liegen. 
Ich bin überzeugt und mir bewußt, daß die 
Behandlung der erſten Frage Ihren ſchärfſten 
Widerſpruch (nach links) herausfordern wird, 
was ja immerhin bei einer ſogenannten Jung⸗ 
fernrede ein gewiſſes Riſiko bedeutet. Aber da 
dieſe Frage von den meiſten Herren Vorrednern 
ſo wenig behandelt worden iſt, kann ich nicht um⸗ 
hin, ſie trotz der bereits geäußerten Bedenken 
aufzurollen. Ich werde mich dabei ſtrengſter Sach⸗ 
lichkeit bedienen und jede tendenziöſe Färbung 
unterlaſſen. Ich möchte Sie bitten, m. D. u. H., 
meine Ausführungen mit derſelben Sachlichkei 
aufzunehmen, wie ich mich bemühen werde, ſie 
Ihnen zu bringen. Es handelt fi um die Frage 
der Einwohnerwehr. (Aha! links.) 

Die Aufgabe, die Ordnung und Sicherheit im 
Staate aufrecht zu halten, iſt Sache der Polizei. 
Danzig iſt, m. H., das wiſſen Sie genau ſo gut wie 
ich, in dieſer Frage einzig und allein auf ſich ge⸗ 
ſtellt. Es iſt klar, daß ein kleiner, finanzſchwacher 
Staat nicht in der Lage iſt, ſich eine derartige 
Zahl ſtändiger Polizeiorgane zu leiſten, die allen 
Eventualitäten innerer Erſchütterungen gewachſen 
iſt. (Unruhe links.) Aus dieſem Grunde wurde die 
Einwohnerwehr nach Gründung des Danziger 
Staates als Reſerve der Polizei für beſonders 
ſchwierige Fälle aufgeſtellt. (Zurufe des Abg. 
Hohnfeldt.) Wir wiſſen, daß ſich hierin Männer 
aller Stände und jeden Alters zuſammengefunden 
haben, die den eynſten Willen beſitzen, ſich mit 
ihrer ganzen Perſon dafür einzuſetzen, daß die 
Ordnung in Danzig auch dann gewährleiſtet 
bleibt, wenn die Polizeikräfte der Situation 
nicht mehr gewachſen ſind und Danzig auf dieſe 
Art und Weiſe von der Gefahr bedroht wird, 
die Herr Rahn geſtern erwähnte, daß die Ord⸗ 
nung dann durch polniſches Militär hergeſtellt 
wird. (Abg. Liſchnewſki: Provokation der Arbei⸗ 
terſchaft! — Zurufe links.) Brüllen Sie nicht ſo, 
wir bilden uns ſonſt zum Brüllaffen aus! 
| „Geſtern wurde die Behauptung aufgeſtellt, daß 
die Danziger Sicherheitsorgane ſtark genug ſeien, 
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allen Eventualitäten gerecht zu werden. Ich bin 
Mitbegründer der Danziger Schutzpolizei und ge⸗ 
höre ihr vom erſten Tage ihres Beſtehens an. 
Sie werden mir alſo ein gewiſſes Urteil zutrauen 
dürfen: Ich erkläre frei und offen, daß nach den 
zahlreichen Abſtrichen der letzten Jahre, die eine 
Zahl von über 300 erreicht, das nicht der Fall iſt. 
Die Polizei reicht gerade noch aus, den Anfor⸗ 
derungen des täglichen Lebens zu genügen. Für 
beſondere Fälle und für größere Unruhen iſt ſie 
unbedingt auf die Anlehnung an die Einwohner⸗ 
wehr angewieſen. Es wurde geſtern erklärt, daß 
der Danziger Arbeiter ein friedlicher und guter 
Menſch ſei, der keiner böſen Exzeſſe fähig iſt. Ich 
kann dieſer Behauptung in jeder Weiſe zuſtim⸗ 
men. Bei meinem Umgang mit Hafenarbeitern 
habe ich das wiederholt feſtſtellen können. Aber 
auch die friedfertigſte Einzelperſon, zur Maſſe ge⸗ 


ballt, kann nur allzu leicht durch ein Schlagwort 


in Erregung gebracht und zu Anbeſonnenheiten 
gereizt werden, beſonders dann, wenn der Alkohol 
— wie in Danzig ſo oft — eine Rolle ſpielt. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe des Abg. Liſchnewfki.) Ich 


bin feſt überzeugt, daß auch der lebensfrohe 


Wiener in ſeiner Grundeinſtellung ein friedfer⸗ 
tiger Menſch iſt und doch hat er ſich zu den Taten 
aufhetzen laſſen, die uns allen bekannt ſind. 
(Durch die Polizei! links.) 

Aber wir brauchen gar nicht nach Wien zu 


gehen. Wir haben auch in Danzig Beiſpiele. Herr 


9 


Abg. Raſchke war ſo liebenswürdig, einige dieſer 
Beiſpiele aus der letzten Zeit anzuführen. Ich 
möchte Ihnen zwei vortragen, die ich perſönlich 
genau kenne. (Zuruf links.) — Sie können ande⸗ 
rer Anſicht ſein, aber unterſtellen Sie mir keine 
Motive, die ich nicht habe. — Ich ſchildere die 
Verhältniſſe, wie ſie ſich wirklich zugetragen 
haben und durch zahlreiche Zeugen belegt ſind. 
Ein Trunkenbold, der das Publikum, beſonders 
das weibliche Geſchlecht, im Warteſaal beläſtigt 
hatte, ſoll auf Erſuchen des Publikums aus dem 
Warteſaal entfernt werden. (Abg. Brill: Wir 
waren hier beläſtigt durch den Senator Biſchoff!) 
Er leiſtet Widerſtand, der Schupobeamte muß Ge⸗ 
walt anwenden. Im Nu hat er das geſamte Pub⸗ 
likum gegen ſich. Einige Minuten ſpäter haben 
ſich über hundert Menſchen zuſammengerottet, die 
die Bahnhofswache ſtürmen. (Zuruf des Abg. 
Liſchnewſki.) — Das paſſiert überall, darüber find 
wir uns vollkommen einig. — Glücklicherweiſe 
wird das Aeberfallkommando benachrichtigt und 
trifft noch ſo rechtzeitig ein, um weiteres Unheil 
zu verhindern. (Was ſoll die Einwohnerwehr? 
links.) — Warten Sie nur ab! — 

Ein ähnlicher Fall kam im Weichſelbahnhof 
vor, der Ihnen ja auch bekannt iſt. Dort hat ein 
Mann 16 Zahnbürſten geſtohlen. (Große Heiter⸗ 
keit.) Er ſoll, weil er des Diebſtahls überführt 


iſt, zur Wache gebracht werden. Er entzieht ſich der 


Feſtnahme und flüchtet in die Wartehalle, die am 


Weichſelbahnhof aufgeſtellt iſt. Im Nu haben ſich 


die vor dem Weichſelbahnhof auf Arbeit warten⸗ 


den Arbeiter, über hundert an der Zahl, verſam⸗ 
melt und hindern den Beamten an der Ausübung 
ſeines Dienſtes. Ich weiß nicht, was paſſiert wäre, 


wenn nicht eine reſolute Zivilperſon, nicht aus 


der ſogenannten Bourgeoiſie ſondern aus Arbei⸗ 
terkreiſen, ſich bereitgefunden hätte, dem Beamten 
zu helfen und die nahe Wache herbeizurufen. 
(Große Unruhe.) 

Ich erzähle Ihnen die Fälle nur, um Ihnen 
zu beweiſen, daß der an und für ſich friedfertige 
Danziger Arbeiter ſich bereits durch harmlose 
Vorgänge zu Gewalttätigkeiten und Unbeſonnen⸗ 


— . 


0 


heiten hinreißen läßt, die er vielleicht einige 


Minuten ſpäter bedauert, die er aber dann nicht 
mehr aus der Welt zu bringen ſind. (Andauernde 
Zwiſchenrufe der Frau Abg. Kreft.) Wenn es 
ſchon möglich iſt, daß derartig harmloſe Zwiſchen⸗ 
fälle genügen, um Hunderte von Menſchen auf 
die Beine zu bringen und gegen die Staatsgewalt 
vorgehen zu laſſen, dann ſtellen Sie ſich vor, wie 
es werden kann, wenn größere Dinge vorliegen, 
Streiks, Ausſperrungen, Generalſtreik, Schläge⸗ 
reien, Angriffe auf Arbeitsloſe. Wir brauchen gar 
nicht ſo weit zurückzugehen. Wir denken alle noch 
an den ſchwärzeſten Tag in der Danziger Ge⸗ 
ſchichte, als unſer Staatsoberhaupt der Maſſe 
ausgeſetzt, beleidigt und ſogar mißhandelt wurde. 
Wenn derartige Vorfälle nicht wiedergekommen 
ſind, dann iſt das zum Teil, wohl auf die Pine 
des Danziger Menſchen zurückzuführen, zum größ⸗ 
ten Teil aber auf den Umſtand, daß es jedem 
einzelnen zum Bewußtſein gekommen iſt, daß der 
Staat in ſeiner Schutzpolizei und ſeiner Ein⸗ 
wohnerwehr ein Machtmittel in der Hand hat, 
um jedem Angriff gegen die ſtaatliche Ordnung 
entgegenzutreten. Und das, meine Herren vom 
Zentrum, iſt das Verdienſt eines Ihrer verdienſt⸗ 
vollſten Mitglieder, des Senators Schümmer, 
der in der richtigen Beurteilung der ſtaatlichen 
Notwendigkeiten, der Schutzpolizei eine ſtraffe 
Organiſation, und ihr für den Notfall eine ſtarke 
Reſerve als Rückhalt gab. Dieſe beiden Faktoren 
gewährleiſten die Ruhe und Ordnung in Danzig 
und garantieren Leben und Eigentum der Ein⸗ 
wohner. a FF 

Ich möchte noch auf einen Punkt hinweiſen, 
der die Wichtigkeit und die Bedeutung der Ein⸗ 
wohnerwehr in ganz beſonderem Maße unter⸗ 
ſtreicht. Ich habe ſeit Jahren die ehrenvolle Auf⸗ 
gabe, die Oberleitung der polizeilichen Maß⸗ 
nahmen wahrzunehmen, die erforderlich ſind für 
den Fall von Hochwaſſer und Gefährdung von 
Stadt und Hafen Danzig bei Deich bruch bezw. 
Deichbruchsgefahr. (Abg. Brill: Schon erledigt!) 
Es ſind in dieſe Tätigkeitspläne die organiſierten 
Einheiten der Einwohnerwehr in ganz erheb⸗ 
lichem Maße eingeſetzt. Nach Beſeitigung der 
Einwohnerwehr klafft hier eine Lücke, von der 
ich mir zur Zeit nicht vorſtellen kann, wie ſie be⸗ 
ſeitigt werden ſoll. Wir haben ſchon in den zu⸗ 
rückliegenden Jahren verſucht, Leute aus den Ge⸗ 
bieten, die nach unſerer Anſicht nicht bedroht ſind, 
aus Heubude uſw. für dieſe Arbeiten heranzu⸗ 
ziehen. Es iſt uns nicht geglückt. Man hat im 
Gegenteil einen doppelten Tagelohn vorauszahl⸗ 
bar verlangt. Die Organiſation, die hier einge⸗ 
ſetzt werden ſoll, muß bereits vorher organiſiert 
ſein; denn das Hochwaſſer meldet ſich nicht vor⸗ 
her an. Dieſe Organiſation muß ferner bereit 
ſein, ſich jeder Zeit einſetzen zu laſſen und auch an 
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ſolchen Stellen, die eine Gefährdung des Lebens 
mit ſich bringen ohne Rückſicht auf Bezahlung 
und auf Art der Arbeit. Dieſe Verpflichtung hat 
die Einwohnerwehr bisher in vorbildlich ſelbſt⸗ 
loſer Weiſe übernommen. Ich erkläre nochmals, 
daß zur Zeit eine Lücke beſteht, die noch nicht ge⸗ 
ſchloſſen iſt. (Große Unruhe links. — Abg. Brill: 
Warum dieſen großen Kraftaufwand für Major 
Wagner?) — Mit Major Wagner hat das nichts 
zu tun! Ich habe ſchwere Befürchtungen für 
Staat und Bevölkerung, wenn wir dieſe Einrich⸗ 
tung entbehren. — 

M. D. u. H.! Betrachten Sie dieſe Ausfüh⸗ 
rungen mit demſelben nüchternen Blick und der⸗ 
ſelben Sachlichkeit, wie ich ſie beobachte. Laſſen 
Sie ſich in dieſer unendlich wichtigen Frage nicht 
von einſeitigen Parteirückſichten leiten und be⸗ 
denken Sie, daß die ganze Fürſorge für Wirtſchaft 
und Handel wirkungslos iſt, wenn ſie ſich nicht 
unter dem Schutz ſtarker ſtaatlicher Machtmittel 
entwickeln kann. (Andauernde Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Ich komme nun zu dem letzten Punkt meiner 
Ausführungen. Leider Gottes werde ich da zum 
Teil wieder auf Ihren Widerſpruch ſtoßen. Sie 
werden aber bald merken, daß ich das, was ich 
denke, trotz allem Gebrülle ſage. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sie ſollen die Arbeiterſchaft nicht provo⸗ 
zieren!) — Das iſt mir nicht eingefallen. Die 
Arbeiterſchaft liegt mir ebenſo am Herzen wie 
Ihnen. — Was die Wohnungsfrage anbetrifft, ſo 
ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß der körper⸗ 
liche, geiſtige und ſittliche Niedergang unſeres 
Volkes in erſter Linie auf die Wohnungsnot und 
noch mehr auf das Wohnungselend zurückzufüh⸗ 
ren iſt. Nur wer ſich ſeit Jahren eingehend mit 
dieſer Frage nicht nur theoretiſch, ſondern vor 
allem ad oculus beſchäftigt hat, kann den furcht⸗ 
baren Inhalt dieſer Behauptung recht verſtehen 
und würdigen. Hier bleibt der Regierung 
großes Feld der Betätigung. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß die dauernde Schürung des 
Gegenſatzes zwiſchen Mietern und Hausbeſitzern 
nichts beſſert. Wir ſtehen ferner auf dem Stand⸗ 
punkt, daß das künſtliche Niederhalten der Mieten 
ein volkswirtſchaftlicher Unſinn iſt; denn der 


Preis regelt ſich auch bei Wohnungen nach Ange⸗ 


bot und Nachfrage. (Das ſagt ein Beamter! 
links.) — Ich bin gewohnt, den Beamten auch die 
Wahrheit zu jagen, — (Große Unruhe. — Abg. 
Brill: Sie haben ſchöne Wohnungen da draußen 
gebaut, ſehen Sie ſich aber die Schwindſuchts⸗ 
höhlen an!) Man ſoll dem Hausbeſitzer das 
geben, was ihm zukommt. Dann wird er die 
Schwindſuchtswohnungen in geſunde Wohnungen 
umwandeln. Ich bin auch Mieter wie Sie, aber 
jedem das Seine. (Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe.) Es kommt meines Erachtens darauf an, 
das Volk, und zwar alle Kreiſe der Bevölkerung 
darauf hinzuweiſen, daß die Miete keine Neben⸗ 
ausgabe iſt, ſondern von jeher ein Fünftel bis 
ein Sechstel des Einkommens ausmachte. Die 


Wohnung iſt das erſte Kulturbedürfnis des Men⸗ 
ſchen und muß als ſolches infolgedeſſen auch be⸗ 
wertet und bezahlt werden. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Durch die unglückſelige Inflation 
und die anſchließend weiterbeſtehende Zwangs⸗ 


ein 
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wirtſchaft hat ſich in der Bevölkerung gerade die 
umgekehrte Anſicht breitgemacht. Auch hier will 
ich meine Behauptung mit einem Beiſpiel bes 
legen. Ich kenne ein Haus, in dem ſechs Arbeiter⸗ 
familien wohnen. (Große Unruhe.) Sie wohnen 
nicht in Wohnungen, ſondern in Löchern. Dieſes 
Haus iſt in jeder Weiſe baufällig, nicht nur bau⸗ 
fällig, ſondern unhygieniſch in jeder Art und 
Weiſe. (Andauernde Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) Der Hauswirt bekommt pro Wohnung 
12 Gulden Miete. Das Dach müßte neu gedeckt 
werden, was 6—700 Gulden koſtet. Die geſamte 
Miete eines Jahres geht drauf, um das Haus in 
Ordnung zu bringen. Es ſind mehrere Hausbe⸗ 
ſitzer, die ſich infolgedeſſen nicht um das Haus 
kümmern, ſie erheben keine Miete und laſſen den 
Sauſtall immer mehr verkommen. (Und die 
Schutzpolizei greift nicht ein? links.) — Warten 


Sie ab! — Ich hielt es für meine Pflicht, mich 


für dieſe armen Menſchen, die viele Kinder haben, 
einzuſetzen und für dieſe Leute eine neue Woh⸗ 


nung zu beſorgen. Das iſt mir in einem Falle ge⸗ 


lungen. Als das ſoweit war, daß der Betreffende 
ausziehen ſollte, da erwiderte er: „Ich habe Jahr 
und Tag keine Miete gezahlt, ich bleibe lieber 
hier wohnen!“ Das iſt buchſtäblich die Wahrheit. 
Ich habe viel zu viel Mitleid mit den Leuten, die 
in derartigen Wohnungen leben müſſen um ihr 
Elend rhetoviſch auszunutzen. Aber, m. D. u. H., 


da ſetzt die Aufklärungsarbeit ein, die dahin zielen 


muß, das Volk zu erziehen, daß die Miete keine 
Nebenausgabe iſt, ſondern die Hauptausgabe, die 
bis zu einem Fünftel des Gehalts ausmacht. So⸗ 
lange die Leute noch immer auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß die Miete eine Nebenſache iſt, wird der 
Kulturwert der Wohnung verkannt. Meines Er⸗ 
achtens iſt die Vorbedingung für eine geſunde 


Wohnungspolitik die Erziehung der Bevölkerung 


zur Erkenntnis des Wertes der Wohnung für 
Körper und Geiſt des Menſchen. (Sehr richtig! 
rechts.) Indem wir jeden Wohnungsbau der Be⸗ 
hörde grundſätzlich ablehnen, ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, das die private Bautätig⸗ 
keät in erſter Linie berufen iſt, der Wohnungs: 
not zu ſteuern. Wir verlangen aber, daß daneben 
auch in gleicher Weiſe den gemeinnützigen Bauver⸗ 
einen die Unterſtützung zuteil wird, die ihre Be⸗ 


ſtrebungen verdienen; denn letzten Endes liegt un⸗ 


ſer Heil nicht in Mietskaſernen, ſondern in der 
Wohnheimſtätte, die unſere Verfaſſung vorſieht, 
die ihren Bewohnern Licht und Luft und die 
Liebe zur Heimaterde gibt. (Abg. Brill: Herr 
Hauptmann! Wieviel Wohnungen haben ſie ge⸗ 
baut?) — Nennen Sie mich Abgeordneter, ich 
komme mir ſonſt ſo hauptmännlich vor und das 
paßt Ihnen doch auch nicht. — Ich habe 206 
Wohnungen gebaut. (Zwiſchenrufe links. — Abg. 
Hohnfeldt: Soviele gegen einen, jo feige iſt die 
Bande!) Wir verlangen, daß das im § 111 der 
Verfaſſung vorgeſehene Heimſtättengeſetz endlich 
einmal zur Tat wird. (Abg. Brill: Ich habe Sie 
immer für einen Bodenreformer gehalten! — 
Abg. Hohnfeldt: Still jein!) : 

M. D. u. H.! Großzügigſte Organiſation der 
Selbſthilfe und des Spargedankens können dieſe 
Beſtrebungen tatkräftigſt unterſtützen. Wir müſſen 
den Einzelnen für den Wohnheäimſtätten⸗ 


(©) 


— 


D) 


(A) 


5) 
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(Jahr, Abgeordneter) 

bau intereſſieren und ihn dafür verantwortlich 
machen, daß er ſich ſelbſt eine Wohnung ſchafft, daß 
er ſich nicht immer auf den Staat verlaſſen ſoll, 
ſondern ſelbſt mit allen Kräften dazu beiträgt. 
Ich will nicht pro domo reden, aber Sie wiſſen, 
daß das möglich iſt, das können Sie an augen⸗ 
fälligen Beiſpielen ſehen, die wir in Danzig 
haben. Ich bin in meiner Eigenſchaft als Vor⸗ 
ſitzender der Schupovereinigung auch Gewerk⸗ 
ſchaftler, meine Herren von der Sozialdemokratie. 
Mir iſt geglückt, gegen den anfänglichen Wider⸗ 
willen meiner Mitglieder, ſie zu bewegen zu 
ſparen und zu arbeiten, und zwar für ſich ſelbſt 
zu ſparen und für ſich ſelbſt zu arbeiten. Wir 
haben einem Maurer Gelegenheit gegeben, ſich 
außerhalb ſeiner Dienſtzeit ein Häuschen zu 
bauen. Der Mann hat eine ganze Bauperiode bis 
ſpät in die Nacht hinein ohne Rückſicht auf den 
Achtſtundentag gearbeitet. Er hat für ſich den 
Achtſtundentag ein Jahr lang geopfert. Dafür hat 
er für ſein ganzes Leben eine Wohnheimſtätte. 
Ich komme hier auf ein Gebiet, das mich von gan⸗ 
zem Herzen intereſſiert. Nichts iſt leichter, als in 
Ihren Kreiſen (nach links) dieſe Art des Woh⸗ 
nungsbaues zu fördern und zu unterſtützen. Ich 
bin der feſten Ueberzeugung, daß mit einigem 
guten Willen viel zu erreichen iſt. Herr Abg. 
Brill, Sie haben mich wiederholt angeſprochen. 
Ich hatte vor, Sie in dieſer Frage zu attackieren. 
Ich bin im letzten Moment durch meinen vertrau⸗ 
ten Berater in dieſer Angelegenheit eines andern 
belehrt worden. Ich hatte Sie im Verdacht, daß 
Sie derjenige ſind, der den Bauarbeitern verbo⸗ 
ten hat, Ueberſtunden für den Bau einer eigenen 
Wohnheimſtätte zu machen. Ich habe mich beleh⸗ 
ren laſſen, daß das Beſchlüſſe Ihrer Organiſation 
ſind, die bedauerlich ſind. Ich möchte Ihnen ſagen, 
daß hier der beſte Weg gegeben iſt, um den Ar⸗ 
beitern das zu bjeten, was wir den Beamten ge⸗ 
boten haben. (Zuruf der Frau Abg. Kreft.) — 


Frau Kreft, laſſen Sie doch Ihr Geſinge! — 


Ich komme Gott ſei Dank zum Schluß. Sorgen 
Sie dafür, daß die Verſprechungen des § 111 der 
Verfaſſung auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 


. erfüllt werden, und Sie können überzeugt ſein, 


daß all die geſundheitlichen, geiſtigen und ſitt⸗ 
lichen Schäden unſerer Zeit in gleichem Maße 


nachlaſſen, wie das Heimſtättenweſen aufblüht. 


(Abg. Brill: Bleiben Sie Bodenreformer!) Erſt 
dann werden wir wieder ein Volk arbeitſamer, 
bodenſtändiger Menſchen werden, verwachſen mit 
dem eigenen Herd auf eigenem Boden, durch⸗ 
drungen von der Liebe zur Heimat, Volk und 
Vaterland. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Bevor ich dem 
hohen Hauſe Vorſchläge für die nächſte Sitzung des 
Volkstages mache, möchte ich nach den Beſtim⸗ 
mungen des Volkstages die Mitglieder der ſtän⸗ 
digen Ausſchüſſe bekanntgeben. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, das Verzeichnis zu verleſen. 

Geisler, Schriftführer (K. P.): 

1. Hauptausſchuß. Sozialdemokratiſche 
Fraktion: Fooken, Mau, Brill, Loops, Kloſſowſki, 
Beyer, Gerick. Deutſchnationale Fraktion: Dr. 
Ziehm, Philipſen, Schwegmann, Karkutſch, Na⸗ 
tionalliberale: Dumont. Bürgerliche Arbeitsge⸗ 


meinſchaft: Hennke. Zentrum: Weiß, Neubauer. 
Kommuniſtiſche Partei: Raſchke. Deutſchliberale: 
Siebenfreund. Vorſitzender: Philipſen, Stellver⸗ 
tretender Vorſitzender: Kloſſowſki. 

2. Sozialer Ausſchuß: Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion: Moritz, Kloſſowſki, Malikowſki, 
Falk, Leu, Karſchewſbi, Selow. Deutſchnationale 
Fraktion: Dr. Hoppenrath, Mayen, Bertling, 
Klawitter. Nationalliberale: Dr. Unger. Bürger⸗ 
liche Arbeitsgemeinſchaft: Hohnfeldt. Zentrum: 
Hoppe, Gaikowſki. Kommuniſtiſche Partei: Kreft, 
Helene. Deutſchliberale: Wahl. Vorſitzender: 
Moritz. Stellvertretender Vorſitzender: Mayen. 

3. Wirtſchaftsausſchuß: Sozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion: Joſeph, Leu, Wierſchowſfki, 
Falk, Bock, Rohde, Pauls. Deutſchnationale Frak⸗ 
tion: Karkutſch, Boſſelmann, Klawitter, Voller⸗ 
thun. Nationalliberale: Dr. Heinemann. Bürger⸗ 
liche Arbeitsgemeinſchaft: Zarske. Zentrum: Kla⸗ 
witter, Klein. Kommuniſtiſche Partei: Liſchnewſki. 
Deutſchliberale: Richter. Vorſitzender: Joſeph. 
Stellvertretender Vorſitzender Karkutſch. 

4. Rechtsausſchuß: Sozialdemokratiſche 
Fraktion: Dr. Bing, Fiſcher, Plettner, Schmidt, 
Kloſſowſki, Weber, Moritz. Deutſchnationale 
Fraktion: Dr. Bogdan, Meyer, Weiße, Schweg⸗ 
mann. Nationalliberale: Dumont. Bürgerliche 
Arbeitsgemeinſchaft: Hennke. Zentrum: Schilke, 
Gaikowſki. Kommuniſtiſche Partei: Liſchnewſfki. 
Deutſchliberale: Lemke. Vorſitzender: Schweg⸗ 
mann. Stellvertretender Vorſitzender: Dr. Bing. 

5. Gemeindeausſchuß: Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion: Brill, Kruppke, Kaiſer, Brennert, 
Raap, Stukowſki, Grodnick. Deutſchnationale Frak⸗ 
tion: Böhm, Eichholtz, Dyck, Burandt. National⸗ 
liberale: Dumont. Bürgerliche Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft: Hennke. Zentrum: Lemke, Rogalewſfki. 
Kommuniſtiſche Partei: Plenikowſki. Deutſchlibe⸗ 
rale: Regier. Vorſitzender: Lemke, Zentrum. 
Stellvertretender Vorſitzender: Brill. 

6. Unterrichtsausſchuß: Sozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion: Klingenberg, Mau, Weber, 


Lehmann, Knauſt, Müller, Gertrud, Leu. Deutſch⸗ 


nationale Fraktion: Müller, P., Falkenberg, 
Böhm, Kalähne. Nationalliberale: Berger. Bür⸗ 
gerliche Arbeitsgemeinſchaft: Friedrich. Zentrum: 
Weiß, Dr. Semrau. Kommuniſtiſche Partei: Ple⸗ 


nikowſki. Deutſchliberale: Richter. Vorſitzender: 
N Stellvertretender Vorſitzender: 
eiß. 


7. Eingabenausſchuß: Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion: Karſchewſki, Falk, Moritz, Pauls, 
Selow, Kruppke, Bock. Deutſchnationale Fraktion: 
Schütz, Manthei, Meyer, Böhm. Nationallibe⸗ 
rale: Brenner. Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft: 
Friedrich. Zentrum: Zuper, Eiſerloh. Kommuniſti⸗ 
ſche Partei: Langnau. Deutſchliberale: Mrocz⸗ 
kowſki. Vorſitzender: Böhm. Stellvertretender 
Vorſitzender: Karſchewſfki. 

8. Geſchäftsordnungs⸗Ausſchuß: 
Sozialdemokratiſche Fraktion: Plettner, Klingen⸗ 
berg, Gerick, Weber, Knauſt, Beyer, Joſeph. 
Deutſchnationale Fraktion: Böcker, Weiß, Müller, 
P., Senftleben. Nationalliberale: Dumont. Bür⸗ 
gerliche Arbeitsgemeinſchaft: Jahr. Zentrum: 


0 


Schilke. Zuper. Kommuniſtiſche Partei: Geiſler. 


oz 
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Deutſchliberale: Richter. Vorſitzender: 
Stellvertretender Vorſitzender: Böcker. 


9. Rechnungsprüfungsausſchuß: 
Sozialdemokatiſche Fraktion: Brennert, Plettner, 
Karſchewſki, Bergund, Selow, Stutowifi, Gerick. 
Deutſchnationale Fraktion: Karkutſch, Manthei, 
Kalähne, Weiße. Nationalliberale: Hallmann. 
Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft: Hennke. Zen⸗ 
trum: Klawitter, Rogozinſki. Kommuniſtiſche 
Partei: Kreft, Paul. Deutſchliberale: Wahl. Vor⸗ 
ſitzender: Weiße. Stellvertretender Vorſitzender: 
Klawitter. 


10. Siedlungsausſchuß: Sozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion: Mau, Brill, Fooken, Bock, Ber⸗ 
gund, Hoog, Karſchewſbi. Deutſchnationale Frak⸗ 
tion: Eichholtz, Mayen, Jantzen, Bertling. Natio⸗ 
nalliberale: Brenner. Bürgerliche Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft: Jahr. Zentrum: Mathieu, Cierocki. Kom⸗ 

muniſtiſche Partei: Kreft, Paul. Deutſchliberale: 
Mroczkowfki. Vorſitzender: Mathieu. Stellver⸗ 
tretender Vorſitzender: Eichholtz. N 


11. Steuerausſchuß: Sozialdemokrati⸗ 


Plettner. 


ſche Fraktion: Beyer, Fooken, Plettner, Schmidt, 
Raap, Grodnick, Kruppke. Deutſchnationale Frak⸗ 
tion: Dr. Hoppenrath, Böcker, Bertling, Senft⸗ 


Arbeitsgemeinſchaft: Jahr. 


Hallmann. Bürgerliche 
Zentrum: Mathieu, 
Höhn. Kommuniſtiſche Partei: Opitz. Deutſchlibe⸗ 
rale: Siebenfreund. Vorſitzender: Fooken, Stell⸗ 
vertretender Vorſitzender: Opitz. { 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchlage nun⸗ 
mehr vor, die Sitzung auf Mittwoch, den 8. Fe⸗ 
bruar, nachmittags 3,30 Uhr, zu vertagen, und 
zwar mit folgender Tagesordnung: 

1. Endgültige Wahl eines Präſidenten und zweier Vize⸗ 
präſidenten für den Volkstag. § 6 der Geſchäftsord⸗ 
nung. 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe an Minderbemittelte. — Uran⸗ 
trag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — Drucksache Nr. 1. 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Errichtung 
von Schulen auf ſimultaner Grundlage. — Urantrag 
des Abg. Raſchke u. Fr. — Druckſache Nr. 3. 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verbot 
der Beſchäftigung von Kindern. —Urantrag der Frau 
Abg. Kreft u. Fr. — Druckſache Nr. 4. 

5. Erſte Beratung eines . — Urantrag 
des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — Druckſache Nr. 6. 

6. Antrag des Senats auf on der Jahresrech⸗ 
nung für 1924. Druckſache Nr. 


Ich höre keinen Widerſpruch. m iſt ſo beſchloſſen, 
ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 


leben. Nationalliberale: 


(B) 


(8) 
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8. Sitzung. 


Mitwoch, den 8. Februar 1928. 


Geſchäftliche s Be 
es rung Wahl eines Präſidenten und zweier 
Vizepräſidenten für den Volkstag (§ 6 der Ge: 


CCC! 95 B 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäfts ordnung 93 C 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
ung ae „ C 
Weiß (3.) zur Geſchäfts ordnung 93 C 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. einma⸗ 
lige Wirtſchaftsbeihilfe an Minderbemittelte. 
— Arantrag des Abg. Liſchhewſki u. Fr. — 
(Druckſache Nr. 1.) ST Pac 93D 
Doitz PY ein not t 94 
Dr. Hemmen, Oberregierungs rat 95 
Kloſſowſki (S. P. D. are. 95 P 
i ee re „ 
Machte [(K. P) ART. 99 A 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Errich 
tung von Schulen auf ſimultaner Grundlage. 
— Arantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — (Druck⸗ 
na ae FED „ „100 D 
0 R N 5 100D 
dos S N 105 C 
Kurowſki (8. Iich onen ie 106 A 
Falkenberg (D. Rat.) ... u.a ve“ 106 A 
Richter, Frau (D.Lib.) a 107 A 
Bug GA 107 
Viſchnerdſeit (KP) 109 C 
Kurowſti (8.) zur Geſchäftsordnung 110 C 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 110 C 


nung für 1924. (Druckſache Nr. 7.) 110 
Arczynfti (S P. D.) zur Geſchüftsordnung . 111 K 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 111A 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. . 111 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 9 
Am Negierungstiſch: Oberregierungsräte 
Bi Dr. Hemmen, - a 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 8. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe ich 
dem Hauſe noch folgendes bekannt zu geben: Der 
Senat hat gemäß Artikel 10 Abſatz 3 dem Volks⸗ 
ins die abgeſchloſſenen Akten über die Wahl der 
9 vorgelegt. Ich ſchlage vor, dieſe 
Akten 


dem Geſchäftsordnungsaus⸗ 


ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht, 


das Haus hat ſo beſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, Punkt 6 der Tagesordnung, Entla⸗ 
ſtung der Jahresrechnung für 1924, nachher ohne 
Aussprache dem Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre auch bier 
keinen Widerſpruch, es wird demgemäß verfahren 
werden. Wir kommen zur Tagesordnung. Ich 
rufe Punkt 1 auf ir 

Endgültige Wahl eines Präſidenten und 

zweier Wizepräfide 


448.6 der Geſchäftsord nung.) 7: 


ur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. har ib e an ee, ee 


nten für den Volkstag. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Zum Präſiden⸗ O05 f 


ten ſchlage ich den Herrn Abg. Spill vor. 
Präſident: Die Wahl kann durch Zuruf erfol⸗ 
gen, wenn niemand widerſpricht. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Wir widerſprechen!) Ich möchte dann 
bemerken, daß unſere Abmachungen im Aelteſten⸗ 
ausſchuß nicht viel Sinn haben. Gegen die Wahl 
durch Zuruf iſt Widerſpruch erhoben worden. Wir 
kommen ſomit zur Zettelwahl. (Zwiſchenrufe.) 
M. D. u. H., ich bitte wegen der Verzögerung um 
Entſchuldigung. Wir konnten nach der Verabre⸗ 
dung im Aelteſtenausſchuß die Zettelwahl nicht 
vorausſehen. Wir können jetzt mit der Wahl be⸗ 
ginnen. Ich bitte den Herrn Schriftführer zu 
meiner Rechten den Namensaufruf zu vollziehen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand von den Ab⸗ 
geordneten einen Stimmzettel abzugeben? Ich 
ſtelle feſt, daß das nicht der Fall iſt. Ich ſchließe 
den Wahlgang und bitte die Herren Beiſitzer, die 
Auszählung vorzunehmen. e Das Wahl⸗ 
ergebnis iſt folgendes: Abgegeben ſind 82 Stimm⸗ 


A karten, davon 81 für den Abgeordneten Spill und 


ein weißer Zettel. Der Abg. Spill iſt ſomit zum 
Präſidenten gewählt. 

Wir kommen zur Wahl des Vizepräſidenten. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg⸗ 
Schwegmann. 5 

Schwegmann, Abgeordneter (Dat.): Ich 
ſchlage namens meiner Fraktion den Herrn Abg. 
Dr. Bogdan vor. Fer 

Präſident: Die Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, 
wenn niemand widerſpricht. (Abg. Liſchnewfki: 
Wir widerſprechen!) Wir beginnen mit der Zet⸗ 
telwahl. Ich bitte den Herrn Schriftführer zu 
meiner Rechten, den Namensaufruf vorzunehmen. 
(Geſchieht.) Wünſcht von den Damen und Herren 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das ft 
nicht der Fall. Ich ſchließe den Wahlgang. Ich 
bitte die Auszählung vorzunehmen. (Geſchieht.) 
Es ſind 88 Stimmzettel abgegeben worden, davon 
für Herrn Dr. Bogdan 86, für e Plenikowfki 
einen und ein weißer Zettel. r Herr Abg. Dr. 
Bogdan iſt ſomit zum Bizepräfidenten gewählt. 
Wir kommen zur Wahl des anderen Vizepräſiden⸗ 
ten. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Weiß. 4 10 n 

Weiß, Abgeordneter (3.): Ich ſchlage zum 
anderen Vizepräſidenten den Herrn Abg. Neu⸗ 
se ide t: Erhebt ſich Bi Wah 3 9 

Präſident: Erhebt ſich gegen die hl durch 
Zuruf Widerſpruch? (Abg. Raſchke: Jawohl!) 
Wir kommen wieder zur Zettelwahl. Ich bitte mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand ſeinen Stimmzettel abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe den 
Wahlgang und bitte das Ergebnis feſtzuſtellen. 
(Geſchieht.) Es ſind 87 Stimmen a egeben. Da⸗ 
von entfallen auf den Herrn Abg. 
auf die Herren Abg. Weiß und NRegiet je eine 
Stimme. r zum 
Vigepräſidenten gewählt. Damit iſt der erſte 
Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich rufe den 
5 Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. einmalige Wir ſheftsbeiſlfe h 0 
Minderbemittelte. — Uranttag des Abg. 
Liſchnewſki u. Fr. e et 


eübauer 85, 
Somit iſt Herr Abg. Neubauer zum 
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(Präſident) 
Druckſache Nr. 1. Ich eröffne die allgemeine 


Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 
Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Die 
Kommuniſt iſche Partei hat dem Hauſe den Antrag 
auf Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe an die 
Minderbemittelten vorgelegt. Es iſt kein neuer 
Antrag, ſondern er hat bereits einmal dem alten 
Volkstage im Jahre 1927 vorgelegen Leider hat 
es der damalige Volkstag abſichtlich verſäumt, zu 
dem Antrag Stellung zu nehmen, ſo daß der Win⸗ 
ter hereinbrach, ohne daß die Beihilfe ausgezahlt 
wurde. Deshalb hat ſich die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei veranlaßt geſehen, erneut dieſen Antrag zu 
ſtellen. Wenn man zurückdenkt, muß man mit 
Verwunderung feſtſtellen, daß man die Erwerbs⸗ 
loſen voll und ganz vergeſſen hat. Als 1926 eine 
Regierung beſtand, in derſelben Zuſammenſetzung 


wie heute, verhöhnte man die Erwerbsloſen, in⸗ 


dem man zu dem Höchſtſatz eines kinderreichen er⸗ 
werbsloſen Familienvaters 10 Pf. bewilligte. Daß 
dies eine Verhöhnung iſt, wird wohl jedem klar 
jein, Der Antrag, wenn auch nicht in der Form, wie 
ihn die Kommuniſtiſche Partei hier geſtellt hat, 
iſt bereits wiederholt in der Stadtbürgerſchaft be⸗ 
raten worden. Dort wurde er angenommen. Die 
Stadtgemeinde Danzig hat 300 000 Gulden für 
die Erwerbsloſen ausgeworfen. Der Senat trat 
dieſem Beſchluß nicht bei. Ich möchte nur wün⸗ 
ſchen, daß die Herren, die damals in der Regie⸗ 


rung geſeſſen haben, einmal in die Lage verſetzt 


würden, ein Jahr lang erwerbslos zu ſein. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten!) Dann würden ſie 
ſpüren, was es heißt, zwei, drei Jahre erwerbslos 
zu ſein und mit dieſen wenigen Groſchen ſo für 
ſeine Familie ſorgen zu müſſen, wie es unbedingt 
notwendig iſt. Ich glaube beſtimmt, ſie würden 
werdorren wie ein abgehauener Strohhalm unter 
der brütenden Hitze der Sonne. 

Wenn man ſich damals wirklich dieſem 
Antrag angeſchloſſen hätte, wäre dem Teil 
der Erwerbsloſen geholfen, der in der 
Stadt wohnt. Aber die Erwerbsloſen auf 
dem Lande ſtehen ſich abſolut nicht beſſer 
als in der Stadt. Im Gegenteil, feſt 
ſteht, daß ſie noch ſchlechter oder zum mindeſten 
ebenſo ſchlecht ſtehen, wie die ſtädtiſchen Erwerbs⸗ 
loſen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Das 
konnte man im Herbſt 1927 gut beobachten. Auf 
dem Lande brachte es der Grundbeſitz fertig, für 
einen Zentner Kartoffeln 5,50 Gulden zu nehmen, 
wogegen man in der Stadtgemeinde Danzig den 


Zentner bei der Firma Raiffeiien für 3,50 Gul⸗ 


den bekam. Aber auch mit anderen Gebrauchs⸗ 
gegenſtänden iſt es auf dem Lande viel kataſtro⸗ 
phaler als hier in der Stadt. Kaufen Sie nur 
einmal ein Pfund Zucker oder Salz oder eine 
Schachtel Streichhölzer. Es kann das Kleinſte 
ſein, das in der Haushaltung gebraucht wird, es 
wird beſtimmt auf dem Lande teurer ſein als in 
der Stadt. weil ſich die dortigen Gewerbetreiben⸗ 
den ihre Transportunkoſten uſw. anrechnen und 
die Preiſe höher geſtalten. Aus dieſem Grunde 
iſt es erklärlich und unbedingt notwendig. daß 
man nicht nur eine Wirtſchaftsbeihilfe für die 
ſtädtiſchen Arbeitsloſen. ſondern für alle Er⸗ 
werbsloſen bewilligt. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) W e eee 


hörte, erhängt auf. 
muniſten.) 
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Wie ſieht es nun weiter aus? Die Arbeits⸗ 
loſigkeit greift immer mehr um ſich. Es iſt heute 
ſtatiſtiſch feſtgeſtellt, daß 16000 Erwerbsloſe da 
ſind. Es wird auch in Zukunft keine Möglichkeit 
ſein, dieſe Zahl verſchwinden zu laſſen. Es beſteht 
auch auf Grund der Rationaliſierung, auf Grund 
der Techniſierung des Wirtſchaftslebens z. B. des 
Hafens, keine Möglichkeit, die Arbeiter wieder in 
Arbeit zu bringen. Es iſt daher notwendig, daß 
wir dieſen Volksgenoſſen ſo bald wie möglich eine 
Wirtſchaftsbeihilfe zukommen laſſen. Die Vor⸗ 
gänge, die an unſerm Auge vorüberziehen, müß⸗ 
ten Ihnen ſchwer zu denken geben. Ich kenne eine 
Familie, in der der Mann als Arbeitsloſer bei 
Notſtandsarbeiten beſchäftigt wurde. Dieſer Ar⸗ 
beitsloſe proteſtierte dagegen; denn er konnte mit 
dem Lohn ſeine Familie abſolut nicht ernähren. 
Er wurde friſtlos entlaſſen, ihm wurde auch keine 
Beſcheinigung ausgeſtellt, daß er wegen Mangel 
gel an Arbeit entlaſſen ſei. Das Wohlfahrtsamt 
der Stadt verſagte gegenüber dieſem Erwerbs⸗ 
loſen auch. Man ſprach ihm nichts zu. Nach vier 
Wochen Qual fand man den Arbeitsloſen in 
einem kleinen Stall, der zu ſeiner Wohnung ge⸗ 
(Hört, hört! bei den Kom⸗ 


Ein anderer Erwerbsloſer, der keine Möglich⸗ 
keit zu arbeiten hatte und nicht wußte, wie er ſich 
Kohlen uſw. kaufen ſollte, beſorgte ſich einen 
Zentner Kartoffeln. Leider, ich ſage leider, wurde 
der arme Erwerbsloſe erwiſcht und man drückte 
ihm noch obendrein 14 Tage Gefängnis auf. 


Wenn ſich einer in ſeiner Not einen Zentner Kar⸗ 


toffeln Holt, nennt das die bürgerliche Klaſſe 
Diebſtahl. Die Juſtiz iſt gern bereit, dieſen ar⸗ 
men Kerl zu beſtrafen. So können wir noch viele 


Fälle anführen. Auch der Fall in Langfuhr hat 


ſich ähnlich zugetragen. Die Zeitungen ſchreiben 
oberflächlich von einem Geiſteskranken. So iſt es 
doch nicht. Es war ein Kaufmann, der längere 
Zeit arbeitslos war, der nicht wußte, wie er ſeiner 
Familie helfen ſollte. Aus Verzweiflung griff er 
zur Waffe. Leider, muß ich ſagen, traf er un⸗ 
ſchuldige Opfer dabei. Es wäre beſſer geweſen, 
er hätte alle ſeine Kraft zuſammengerafft und ſich 
gegen die gewandt. die an dem beſtehenden 
Syſtem ſchuld ſind. An all dieſen Menſchenopfern 
trägt nicht derjenige Schuld, der die Tat began⸗ 
gen hat, ſondern diejenigen, die die Geſetze aus⸗ 
arbeiten und beſchließen. 

M. D. u. H.! Vor mir ſitzt das Zentrum. Ich 
glaube, wenn das Zentrum recht in ſich geht und 
ſich von Herzen prüft, ſo wird es zu der Auffaſſung 
kommen, daß es nicht anders kann, als dieſem An⸗ 
trag zuzuſtimmen. Warum denn? Es iſt doch ein⸗ 
mal ſo, daß die Zentrumspartei für ſich in An⸗ 
ſpruch nimmt, daß ſie die Partei iſt, die die Lehre 
des großen Nazareners predigt. So iſt es doch 
nun einmal. And weil dieſer große Nazarener 
ſelbſt geſagt hat: „Wenn Du zwei Röcke haſt, gib 
einen dem, der keinen hat, ſiehſt Du einen nackt, 
ſo kleide ihn ein“, ſo wird das Zentrum gar nicht 


anders können, als dieſem Antra zuzuſtimmen, 
d. h., wenn Sie nach Ihrem Gewiſſen handeln. 


„M. D. u. H. ! Die Sache liegt doch aber Jo, die 
Zeitungen beſchäftigen ſich mit dieſem Antrag, 
beſchäftigten ſich auch mit den weiteren dem 


— 
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(A) Hauſe zugegangenen Anträgen. Es war die 
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„Volksstimme“, der das nicht in den Kram paßt, 
die da ſchrieb: 

Noch iſt die Faſchingszeit nicht gekommen, und 
dennoch üben ſich unſere Kommuniſten ſchon in der 
Inſzenierung allerlei Faſchingsideen. So iſt dem 
Volkstag ein Geſetzentwurf Liſchnewſki und der 
übrigen Kommuniſtiſchen Fraktion zugegangen, in 

welchem für die Erwerbsloſen, Kleinrentner, Wohl⸗ 
fahrtsempfänger, Kriegsbeſchädigten und Zivilblinden 
eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe gefordert wird, für 
jeden Haushalt 10 Zentner Kohlen und ½ Raum⸗ 
meter Brennholz, fünf Zentner Kartoffeln für den 

Haushaltungsvorſtand, drei Zentner Kartoffeln für 

die Ehefrau, außerdem etliche Zentner Kartoffeln für 

die Kinder. Nichts zeigt die verantwortungsloſe Poli⸗ 
tik der Kommuniſten mehr als dieſer Geſetzentwurf. 

Hätte den Kommuniſten wirklich daran gelegen, den 

obengenannten Volkskreiſen zu helfen, ſo hätten ſie 

zum mindeſten die Wahl des neuen Senats abwar⸗ 
ten ſollen, der erſt einmal Gelegenheit haben muß, 
ſich einen Ueberblick über die finanzielle Lage der 

reien Stadt zu beſchaffen. Den Kommuniſten aber 
kommt es nicht darauf an, daß den in Not lebenden 

Volkskreiſen wirklich geholfen wird, ſondern daß ſie 

fi, nur öffentlich hinſtellen und hinauspoſaunen, wir 

haben gefordert, aber die Sozialdemokraten baben 
abgelehnt. Mit ſolch einer Agitationspolitik iſt der 
notleidenden Bevölkerung nicht gedient. 

M. D. u. H. von der Sozialdemokratiſchen 
Partei, unſer Antrag hat mit einem Agitations⸗ 
antrag nichts zu tun. Es liegt uns nichts daran, 
irgendwelche Agitationsanträge zu ſtellen. M. 
H. Sozialdemokraten! In Ihren Händen liegt es 
m. E. jetzt doch, ob Sie gewillt ſind, den Erwerbs⸗ 
loſen etwas zu geben, ob Sie überhaupt ein Inter⸗ 
eſſe haben, daß die Erwerbsloſen in den Genuß 
einer Wirtſchkaftsbeihilfe gelangen können. Sie 
ſind doch jetzt die ausſchlaggebende Partei inner⸗ 
halb der Koalitionsregierung. Man wird viel⸗ 
leicht die Stirn runzeln und ſagen, ja ihr Kom⸗ 
muniſten, es iſt ganz gut und ganz ſchön, ihr wollt 
für die Eerwerbsloſen eine Beihilfe herausholen, 
aber ihr habt euch vielleicht gar nicht überlegt, wo 
die Mittel herkommen. In dieſer Beziehung ſind 
wir beruhigt. Es ſtehen dem Hauſe, wie der Re⸗ 
gierung ſo viele Möglichkeiten zur Seite, Mittel 
zu beſchaffen. Bauen Sie nur einmal die hohen; 
Beamtengehälter ab. Bauen Sie alle Gehälter 
ab, die mehr als 500 Gulden betragen. Dann 
werden Sie mehr als zuviel haben und den Er⸗ 
werbsloſen dieſe eine Million Gulden, auf die es 
letzten Endes ankommt, bewilligen können. Es 
ſtehen aber auch noch andere Möglichkeiten offen, 
indem Sie für jedes Kapital über 50 000 Gulden 
eine einmalige prozentuale Abgabe feſtſetzen. Es 
fehlt alſo nur an gutem Willen, dann kann man 


die Mittel beſchaffen. Wenn Sie dem Antrag zu⸗ 


ſtimmen, würden Sie in dieſem Falle an der 
Menſchheit ein gutes Werk tun. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Hemmen. a 

Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: M. D. u. 
H.] Im Auftrage des Senats habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: 8 

Dem Senat iſt bekannt, daß in den Kreiſen der 
Minderbemittelten in dieſem Winter, beſonders 
durch die früh einsetzende Kälte, die Notlage ſich 
verſchärft hat. Dem Senat iſt auch bekannt, daß 
im Kreiſe Danziger Höhe beſondere Schwierigkei⸗ 


Erwerbsloſen, 
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ten dadurch entſtanden ſind, daß ein für den gan⸗ 


zen Kreis gültiger Landarbeitertarif nicht be⸗ 
ſteht. Beſondere Härten haben ſich hierbei in der 
Erwerbsloſen⸗Fürſorge infolge der verſchiedenen 
Beſtimmung des ortsüblichen Lohnes für Land⸗ 
arbeiter bei Feſtſetzung der Erwerbsloſen⸗Anter⸗ 
ſtützungsſätze ergeben. Der Senat wird durch 
entſprechende Hinweiſe an die Gemeinden und 
Landkreiſe auf eine Abſtellung dieſer Härten und 
Schwierigkeiten hinarbeiten. Er wird insbeſon⸗ 
dere mit dem Kreis Danziger Höhe verhandeln 
mit dem Ziel, die durch den Mangel des Tarifver⸗ 
trages entſtandenen Unbilligkeiten auszugleichen. 
Gegen den Urantrag des Abg. Liſchnewſki und 
Genoſſen müſſen folgende Einwendungen erhoben 
werden: Der Urantrag bezweckt die Auszahlung 
einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe an ſämtliche 
Kleinrentner, Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützungs⸗Empfänger, Kriegsbeſchädigte und Zi⸗ 
oilblinde durch Gewährung won Naturalien. Dies 
iſt Sache der allgemeinen Wohlfahrtspflege. Die 
Wohlfahrtspflege iſt aber, nach den im Freiſtaat 
geltenden Geſetzen Sache der Gemeinden. Der 
Antrag des Abg. Liſchnewſki ſtellt daher ein Ein⸗ 
greifen in die Pflichten und Aufgaben der Ge⸗ 
meinden dar, die geſetzlich niedergelegt ſind. 
Abgeſehen von dieſer Zuſtändigkeitsfrage muß 
darauf hingewieſen werden, daß gegen die gene⸗ 
relle Form der Gewährung der Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe die größten Bedenken beſtehen; denn bei 
einer generellen Unterſtützungsform erhalten vie⸗ 
le lediglich als Angehörige einer beſtimmten 
Gruppe von Unterſtützungs⸗ und Rentenempfän⸗ 


gern die feſtgeſetzte Unterſtützung, ohne ihrer im⸗ 


mer zu bedürfen, während diejenigen, die ſich in 
beſonderer Notlage befinden, auch nur den Ein⸗ 
heits atz erhalten. Es werden bei einer generel⸗ 
len Anterſtützungsform die wirklich Bedürftigen 
benachteiligt. Eine wirkliche Linderung der Not 
kann nur in Form einer individuellen Wohl⸗ 
fahrtspflege erfolgen. g 
Das wichtigſte Bedenken gegen den Urantrag 
des Abg. Liſchnewſki iſt aber das Finanzielle. Nach 
unſerer Schätzung werden 1 350 000 Gulden auf⸗ 
gebracht werden müſſen. Im ſtaatlichen Etat ſind 
hierfür keine Mittel vorhanden. Eine Deckung 
durch Bereitſtellung außerordentlicher Mittel iſt 


(0 


Fan 


bei der ſchwierigen Finanzlage des Staates jedoch 


ausgeſchloſſen. Der Senat bittet daher, aus all 
den angeführten Gründen den Arantrag Liſch⸗ 
newſki abzulehnen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kloſſowfki. 
Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H. In der Druckſache Nr. 1 haben die Kommu⸗ 
niſten eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für 
Minderbemittelte ana Sie haben ihrem 
Antrag jedoch eine Faſſung gegeben, die bei jedem 
einſichtigen Menſchen den Eindruck erwecken muß, 


daß es ſich bei ihnen nicht darum handelt, den 


wirklich Bedürftigen zu helfen, ſondern daß es 
ſich bei ihnen darum handelt, Agitation in den 
Kreiſen der Erwerbsloſen für ihre Zwecke zu be⸗ 
treiben. (Zurufe bei den Kommuniſten.) Das 
ſteht feſt. Ich berufe mich dabei auf die Gepflo⸗ 
genheiten aus dem Jahre 1925, als wir bereits 
die Ehre hatten, in die Regierung einzutreten. Da 
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‚gehen dabei zu Grunde. 
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(Kloſſowſki, Abgeordneter) 

fielen von Ihrer Seite die Worte: „Jetzt werden 
wir Euch einheizen, ſo gut wir können, um Euch 
Gelegenheit zu geben, das und das zu tun.“ Was 
ſoll es heißen, wenn in dem Antrag für ſämtliche 
Erwerbsloſen, Kleinrentner, Wohlfahrtsrenten⸗ 
empfänger, Kriegsbeſchädigte und Zivilblinde mit 
eigenem Haushalt eine einmalige Wirtſchaftsbei⸗ 
hilfe verlangt wird? Sind mit der Bezeichnung 
„amtliche“ auch diejenigen Erwerbsloſen ge⸗ 
meint, die erſt einen oder wenige Tage erwerbs⸗ 
los ſind? (Abg. Raſchke: Natürlich!) Wenn das 
natürlich iſt, dann iſt es für diejenigen, die lange 
Zeit erwerbslos find, und mit der geringen Un- 
terſtützung auskommen mußten, direkt eine Ver⸗ 
höhnung. (Abg. Gaikowſki: Sehr richtig!) Die 
Gewährung einer ſolchen Wirtſchaftsbeihilfe an 
die kurzfriſtig Erwerbsloſen würde eine Benachtei⸗ 
ligung derjenigen Erwerbsloſen bedeuten, die ſeit 
langen Wochen und Monaten erwerbslos ſind. 
Das wiſſen Sie als Menſchen in Ihrem Innern 
auch und können darüber nicht anders urteilen. 
Es liegt Ihnen nicht daran, den wirklichen Be⸗ 
dürftigen zu helfen, es liegt Ihnen nur daran, 
immer und immer wieder zu fordern, in der Ge⸗ 
wißheit, daß Ihnen das nicht bewilligt werden 
kann und wird, um dann nach außen hin in den 
Kreiſen der Erwerbsloſen zu ſagen, Sie hätten 
das gefordert, aber die böſen Sozialdemokraten 
ſeien daran ſchuld, daß Sie es nicht bekamen. Sie 
haben aus der letzten Wahl nicht die richtigen 
Schlüſſe gezogen, und gehen den ausgetretenen 
Weg weiter bis zum vollſtändigen Untergang. 
Ich glaube, es erübrigt ſich über dieſe Art von An⸗ 
trägen jedes weitere Wort. Im Zuſammenhang 
damit will ich auf folgendes hinweiſen. Auch im 
ſogenannten Paradies der Kommuniſten mit Ein⸗ 
ſchluß der Danziger Kommuniſten, in Rußland, 
werden Wirtſchaftsbeihilfen einmaliger Art nicht 


gewährt. (Abg. Liſchnewſki: Was willen Sie da⸗ 


von!) Mehr als Sie! Soweit Unterſtützungen 
gewährt werden, geſchieht das auf Grund der be⸗ 
ſtehenden Geſetze und vor allen Dingen auch nur 
im Rahmen des Möglichen, genau wie bei uns. 
Es iſt nämlich in Rußland genau jo, wie in der 
ganzen Welt, auch dort herrſcht das Naturgeſetz. 
Suppe wird in Rußland mit Waſſer gekocht und 
nicht anders. (Sehr gut! links.) Mit Genehmi⸗ 
gung des Herrn Präſidenten will ich mir erlau⸗ 
ben, eine kleine Vorleſung zu halten, und zwar 
aus einem Aufſatz der Internationalen Rund⸗ 
ſchau der Arbeit des Internationalen Arbeits⸗ 
amtes zu Genf über Rußland, die dortigen Ver⸗ 
hältniſſe, die Arbeitsloſen⸗Unterſtützungen und 
andere Unterſtützungs⸗Einrichtungen. (Was willen 
Sie davon? bei den Kommuniſten.) Ich bin 


darüber mindeſtens ſo gut informiert, wie Sie. 


(Abg. Raſchke: Das ſind Sie nicht!) Sie müſſen 
ja aus Prinzip alles beſtreiten, was wir behaup⸗ 
ten. Sie leben von Ihren Behauptungen und 
(Frau Abg. Kreft: 
Haben Sie die Arbeiterdelegierten gefragt? 
Schicken Sie mal welche hin! Die werden Ihnen 
etwas erzählen!) Ich wünſchte Frau Abg. Kreft, 


daß Sie einmal eine Reiſe nach Rußland machten, 


um Ihre Danziger Prinzipien durchzuſetzen. Es 
würde nicht lange dauern, bis Sie in Sibirien 
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landeten! (Sehr gut! links.) Es heißt in dem 
Aufſatz: 

In Rußland beruht die Arbeitsloſen⸗Unterſtützung 

. auf dem Arbeitsgeſetzbuche, das durch Verordnung 

des allruſſiſchen Zentralkomitees am 9. November 

1922 angenommen wurde und in § 185 feſtſetzt, daß 

die Anterſtützung bei Arbeitsloſigkeit in der Höhe von 

1 Sechſtel des mittleren Arbeitsverdienſtes im be⸗ 

treffenden Orte auszuzahlen iſt. (Abg. Gaikowſfkki: 

Hört, hört!) Die Dauer des Anterſtützungsbezuges 

beträgt mindeſtens ſechs Monate. Eine längere Dauer 

der Anterſtützung kann von zuſtändigen Behörden 
entſprechend der Qualifikation des Betreffenden 
feſtgeſetzt werden. Tatſächlich iſt die Regelung in 

Rußland derzeit ſo, daß in jedem Jahre der Arbeits⸗ 

loſigkeit durch neun Monate die Anterſtützung aus⸗ 
gezahlt wird. . 
Jetzt kommt das Charakteriſtiſche. 

Hierauf folgt eine Pauſe im Anterſtützungsbezug 
durch drei Monate, durch die ein erhöhter Druck auf 
den Arbeitsloſen zur Arbeitsſuche ausgeübt werden 
toll. Falls dennoch keine Arbeit gefunden wurde, 
tritt ein neuerlicher Unterſtützungsbezug durch neun 
Monate ein. Dieſes kann ſich beliebig oft wieder⸗ 
holen, ſo daß tatſächlich auch in Rußland die Dauer 
des Anterſtützungsbezuges unbegrenzt iſt. Das ruſſi⸗ 
ſche Sozialverſicherungsſyſtem kann nicht gut als auf 
Grund des reinen Verſicherungsprinzivs aufgebaut 
erklärt werden. Sämtliche Beiträge werden, und 
zwar für ſämtliche Zweige der Sozial⸗ einſchließlich 
der Arbeitsloſenverſicherung, vom Arbeitgeber gelei⸗ 
ſtet. Da die meiſten Betriebe Staatsbetriebe ſind, — 
es gibt dort nur eine Handvoll Privatbetriebe — iſt 
der Anterſchied zwiſchen Anternehmer⸗ und Staats⸗ 
beitrag nicht klar zu ziehen. — (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) 

Außer der öffentlichen Unterſtützung, die je nach 
der Gruppe, welcher der Anterſtützungsempfänger an⸗ 
gehört, zwiſchen einem Drittel und einem Fünftel 
des ortsüblichen Durchſchnittslohnes ſchwankt, er⸗ 
halten die. Gewerkſchaftsmitglieder je nach der Dauer 
ihrer Organiſationszugehörigkeit 5 bis 25 Rubel im 
Monat. 

Dort herrſcht noch die Klaſſeneinteilung, bei uns 
beziehen die Handwerker und die Arbeiter in der⸗ 
ſelben Klaſſe ... (Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) Ich will es noch einmal ſagen: 

Außer der öffentlichen Unterstützung, die je nach 
der Gruppe zwiſchen einem Drittel und einem 
Fünftel des ortsüblichen Durchſchnittslohnes ſchwankt, 
erhalten die Gewerkſchaftsmitglieder je nach der 
Dauer ihrer Organiſationszugehörigkeit 5 bis 25 
Rubel im Monat. Zivka 85 Prozent aller Arbeiter, 
die in Betracht kommen, find in Rußland gewerk⸗ 
ſchaftlich organiſiert. Die gewerlſchaftliche Unter⸗ 
ſtützung läuft ohne Befriſtung fort. 

In Rußland ſind faſt alle Arbeiter gewerk⸗ 
ſchaftlich organiſiert. Es wäre auch beſſer, wenn 
hier bei uns alle Arbeiter organiſiert wären. 
Wenn das der Fall wäre, würden ſie von ihren 
Gewerkſchaften unterſtützt. Wenn das nicht der 
Fall iſt, ſo liegt das an dem Duſel der Danziger 
Arbeiterſchaft, die es nicht für nötig hält ſich zu 
organiſteren. (Sie laſſen ſie lieber verhungern! 
bei den Kommuniſten.) Es heißt da weiter: 

Die gewerlſchaftliche Unterſtützung läuft obne Be⸗ 
friſtung fort. Außer dieſen Leiſtungen hat der 
Arbeitsloſe Anſpruch auf einen bedeutend reduzierten 
Mietzins. (Aha! bei den Kommuniſten.) 

Daraus können Sie die Objektivität des Be⸗ 
richterſtatters ſehen. 

Er zahlt nur 15 Kopeken für den Quartalsaiene, 
ebenſo zahlt er für Waſſerleitung und Elektriſches 
Licht, wo ſolches eingeleitet äſt, eine reduzierte 
bühr. Da die Koſten für rg Waſſer und Licht 
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zirka ein Viertel des Verdien des in Arbeit 
ſtehenden Arbeiters ausmachen, iſt auch dieſe Lei⸗ 
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ſtung ſehr beträchtlich. (Ein bißchen Schmus müſſen 

Sie ja machen! bei den Kommuniſten.) 

Es dürfte auch in Danzig der Fall ſein, daß 
für dieſe Ausgaben ein Viertel des Verdienſtes 
draufgeht. 

Nach den Mitteilungen des Volkskommiſſa riates 

für Arbeit machen alle drei Leiſtungen zuſammen im 

günſtigſten Fall für den Arbeitsloſen 40 bis 50 

Rubel pro Monat aus. Außerdem gibt es — nun 

frohlocken Sie — bei den Arbeitsloſenvermittlungen 

und bei den Kommunen Ausſpeiſungsſtellen für 

Arbeitslose. Gewerbſchaftlich organiſierte und qualifi- 

zierte Arbeiter erhalten die öffentliche und gewerk⸗ 

ſchaftliche Aubeitsloſenunterſtützung, gleichgültig, wie 
lange ſie vorher in Arbeit geſtanden ſind. Das er⸗ 
klärt ſich aus der ſtarken Nachfrage nach induſtriellen 

Spezialiſten in Rußland, die tatſächlich nur in Aus⸗ 

mahmefällen erwerbslos ſind. An weiteren Einrich⸗ 

tungen der Arbeitsloſenfürſorge beſtehen in Rußland 
die Notjtandsarbeiten, die jeweils in den ſechs 

warmen Monaten veranjtaltet, und bei denen im 

Durchſchnitt täglich 30 000 Arbeiter beſchäftigt werden, 

wobei ſie zirka 1,70 Rubel bis äußerſtenfalls 2,50 

Rubel Lohn erhalten. Bei der Verwendung zu Not⸗ 

ſtandsarbeiten wird in der Regel ein zweimonatlicher 

Turnus eingehalten, ferner gibt es die Einrichtung 

der ſogenannten „Kollektiven“, das ſind Kleinbetrie⸗ 

be, die von den Gewerkſchaften zum Zweck der Unter⸗ 
bringung von Arbeitsloſen eingerichtet und geführt 
werden. In ſolchen Kollektiven ſind durchſchnittlich 

100 000 Arbeiter in Rußland untergebracht. 

So liegen die Verhältniſſe in Rußland. Ich 
habe Ihnen ja geſagt, daß es Ihnen unangenehm 
ſein muß, daß auch in Rußland die Suppe mit 
Waſſer gekocht wird. Ich kann Ihnen nur ſagen, 
wenn die ruſſiſchen Arbeiter die ſoziale Fürsorge, 
die ihnen zum Teil gewährt wird, in dem Maße 
hätten, wie wir, würden ſie weſentlich beſſer 
fahren, als ſie jetzt bei den Sätzen, die in Ruß⸗ 
land gezahlt werden fahren. (Abg. Liſchnewfki: 
Ich lade Sie ein, in einer Erwerbsloſenverſamm⸗ 
lung dasſelbe zu ſagen, wie hier, wo Sie zu ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Delegierten ſprechen!) Was 
wiſſen Sie von einem ſozialdemokratiſchen Dele⸗ 
gierten? Sie ſind doch nicht in der Lage, zu be⸗ 
greifen, was ein ſozialdemokratiſcher Delegierter 
iſt, ſonſt ſäßen Sie nicht an der Stelle. So liegen 
die Dinge in Rußland. Notſtandsbeihilfen, Win⸗ 
terbeihilfen kennt man dort nicht. Mit dem geſetz⸗ 
lichen Satz, der feſtgelegt iſt, müſſen die ruſſiſchen 
Erwerbsloſen auskommen. (Abg. Plenikowfki: 
Den Schluß ziehen Sie!) Ich muß den Schluß 
ziehen. Aber ich möchte Ihnen empfehlen, nach 
Rußland zu fahren und dort Ihr Studium zu be⸗ 
treiben. (Abg. Raſchke: Fahren Sie doch erſt Hin!) 
Ich habe es nicht nötig, ich bin ja auch kein An⸗ 
hänger von dem Paradies Rußland, das ſind Sie 
doch. (Abg. Liſchnewſki: Da können Sie keine 
guten Tage leben, wie hier!) Sehr gut, ich 
unterſtreiche das, Herr Abg. Liſchnewfti. (Heiter⸗ 
keit. — Abg. Liſchnewſki: Solche Leute, wie Sie, 
müſſen dort arbeiten!) Das habe ich nicht mehr 
nötig. Das Arbeiten überlaſſe ich Ihnen. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehen Sie, ſoweit haben Sie es ge- 
bracht!) Ich ſtehe an der Stelle, wo ich hingeſtellt 
bin und werde dort weiterſtehen. Ihre Dumm⸗ 
heiten, die Sie begehen, werden mich von dieſer 
Stelle nicht entfernen und mich nicht hindern, 
meine Pflichten zu erfüllen. In Rußland liegen 
die Verhältniſſe anders, als Sie es hinſtellen. 
Die ganze vorhandene ſoziale Fürsorge it nur in 
Rußland möglich, weil die Arbeiterſchaft zu 90 
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Prozent auf einem weſentlich niederem Kultur⸗ 
niveau ſteht, als unſere Danziger Arbeiter. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Liſchnewſki.) Wenn der erwerbs⸗ 
loſen Arbeiterſchaft das geboten würde, wie in 
Rußland, würden andere Verhältniſſe herrſchen. 
Die Zufriedenheit, wie in Rußland wäre nicht da. 
(Abg. Liſchnewſki: Mit Ihnen zu polemilieren, ai 
zwecklos!) Sehr gut, daß Sie das einſehen. In 
dem kommuniſtiſchen Antrag werden 10 Zentner 
Kohlen, ein halber Raummeter Brennholz für 
jeden Haushalt, außerdem fünf Zentner Kartof⸗ 
feln für den Haushaltungsvorſtand, drei Zentner 
für die Ehefrau und ein Zentner für jedes Kind 
gefordert. (Abg. Liſchnewſki: Das iſt wohl zu⸗ 
viel!) Es it klar, daß das Anfordern von Natura⸗ 
lien in dieſer Höhe einen Rieſenverwaltungsap⸗ 
parat erfordern würde. (Abg. Liſchnewſki: Die 
haben wir in Ohra in drei Tagen geliefert!) Es 
iſt auch für jeden Menſchen klar, daß bei einer ſo 
großen Anforderung die Preiſe für ſolche Erzeug⸗ 
niſſe ſehr raſch in die Höhe gehen würden. Das 
würde bedeuten, daß won denjenigen, die noch das 
Glück haben, in Arbeit zu ſtehen, bedeutend höhere 
Preiſe für Kartoffeln und Naturalien bezahlt 
werden müſſen. (Abg. Liſchnewſki: Wir haben die 
Kartoffeln von Raiffeiſen für 3,30 G gekauft, auf 
dem Lande koſteten ſie 5 Gulden!) Ich habe nicht 
mit Kartoffeln gehandelt und werde es auch nicht 
tun. Nun iſt es bei den Danziger Wohnungsver⸗ 
hältniſſen ſo, daß muß auch Ihnen bekannt ſein, 
daß alleinſtehende Perſonen, die nur eine Stube 
bewohnen, dieſe Menge gar nicht unterbringen 
können. Was geht das aber die Kommuniſten an? 
Hauptſache iſt, daß ſie Agitationsanträge jtellen, 
weil man den Kinderglauben hat, daß man auf 
dieſe Art und Weiſe bei den Erwerbslosen wieder 
an Boden gewinnen kann. Den Kinderglauben 
will ich Ihnen nicht nehmen, es iſt der einzige, 
der Sie ziert. \ 

Uns iſt bekannt, daß beſonders die Erwerbs⸗ 
loſen im Kreis Danziger Höhe ſchwer unter der 
Unbäll der Verhältniſſe zu leiden haben. Das 
liegt daran, daß die Landarbeiter nicht zu 85 
Prozent organiſtert find. Das it aber Schuld der 
Arbeiter im Höhenkreis und nicht ſchuld der dor⸗ 
tigen Beſitzer. Im Kreiſe Danziger Höhe und Nie⸗ 
derung iſt es nicht möglich geweſen, einen Tarif 
feſtzuſetzen. Die deutſchnationalen Gemeindevor⸗ 
ſteher und ihre Kollegen im Kreiſe Danziger Höhe 
benutzen dieſen unerquicklichen Zuſtand, um den 
ortsüblichen Lohn in der gemeinſten Weiſe zu 
drücken. Sie haben die Macht, ihn feſtzuſetzen 
und ſetzen ihn auf 2,20 G bis 2,50 G, im günſtig⸗ 
ſten Falle auf 3 Gulden feſt. Bei dieſen Löhnen 
können natürlich die dortigen Landarbeiter mit 
ihren zahlreichen Familienmitgliedern nicht 
exiſtieren. Sie haben alle ſehr viele Kinder und 
ſind auf dem Lande in dieſer Beziehung ſehr 
fromm. Die Höhe der Anterſtützung beträgt 80 
Prozent des ortsüblichen Tagelohnes. Je nachdem 
es dem Gemeindevorſteher gelingt, den ortsüb⸗ 
lichen Tagelohn feſtzuſetzen, iſt das Los der dor⸗ 
tigen erwerbsloſen Landarbeiter ein äußerſt 


trauriges. Bei einer zehnköpfigen Familie wer⸗ 
den Unterſtützungen von 1,50 G bis 2,40 G ges 
zahlt. Daß ſolche Zuſtände keine Zierde unſeres 
Deutſchtums bedeuten, iſt ſelbſtverſtändlich. Ich 
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weiß nicht, ob ein Appell an das deutſche Volks⸗ 
empfinden der dortigen Arbeitgeber Zweck hat. 
Nach den Erfahrungen, die meine Fraktionsge⸗ 
noſſen mehr oder weniger geſammelt haben, wird 
dieſer Appell wirkungslos verpuffen. Es müſſen 
alſo Maßnahmen getroffen werden, die verhin⸗ 
dern, daß den einzelnen Ortsgewaltigen die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wird, dieſe niedrigen Ortslöhne 
feſtzuſetzen und damit die Unterſtützung zu 
drücken. In der Hauptſache ſind dieſe ortsgewal⸗ 
tigen Gemeindevorſteher Arbeitgeber, Gutsbeſitzer. 
Sie haben einmal die Macht des Staates in der 
Hand, als Arbeitgeber ſind ſie die zweite Macht. 
Sie haben das Intereſſe daran, daß der deutſche 
Arbeiter biliger arbeitet als der polniſche Saiſon⸗ 
arbeiter, der auf einer niedrigeren Kulturſtufe 
ſteht als der Danziger Arbeiter, der auf dem 
Bande wohnt und von dem man auch hier nicht 
behaupten kann, daß er auf Grund der Verhält⸗ 
niſſe eine beſonders hohe Kulturſtufe errungen 
hat. 


Es iſt klar, daß hierin eine ſehr große Härte 
liegt. Der Geſetzgeber hat nicht gewollt, daß dieſe 
Arbeiter im Falle ihrer Erwerbsloſigkeit mit 
ihrer Familie verhungern ſollen. Eine Beſſerung 
der Zuſtände iſt möglich, wenn die Regierung die 
für einzelne Güter im Höhenkreiſe gefällten 
Schiedsſprüche bei der Bemeſſung der Höhe der 
Erwerbsloſenunterſtützung als Richtſchnur benutzt. 
So wie bisher kann es unter keinen Umſtänden 
im Kreiſe Danziger Höhe mit der Erwerbsloſen⸗ 
Anterſtützung weiter gehen. Wir erwarten daher 
von der Regierung, daß ſie mit energiſchen Maß⸗ 


nahmen gegen die Gemeindevorſteher vorgeht, die d 


in der Regel ſelbſt Gutsbeſitzer ſind und ein In⸗ 
tereſſe an niedrigen Löhnen haben. Im übrigen 
wird es Sache der Gemeinden ſein, in beſonderen 
Notfällen hilfreich einzugreifen und Unter⸗ 
ſtützungen zu gewähren, ſoweit die Kräfte reichen. 
Wir ſind überzeugt, daß ein großer Teil der 
Klagen über die Erwerbsloſen⸗Fürſorge verſtum⸗ 
men wird, wenn die Beſtimmungen des Erwerbs⸗ 
loſen⸗Fürſorgegeſetzes — darauf kommt es in der 
Hauptſache an — von Seiten der Ausführungs⸗ 
organe in ſozialem Sinne gehandhabt werden. 
(Sehr richtig! links.) Daß dies in ſehr vielen 
Fällen nicht geſchieht, iſt uns bekannt geworden. 
Wir fordern daher die Regierung auf, unter allen 
Amſtänden dafür zu ſorgen, daß die eigenmächtige 
Handlungsweise verſchiedener Ausführungsor⸗ 
gane endlich bejeitigt wird und die Beſtimmungen 
des Erwerbsloſen⸗Fürſorgegeſetzes ſo gehandhabt 
werden, daß der Sinn des Geſetzes in die Tat um⸗ 
geſetzt wird, nämlich ausreichende Fürſorge in 
alllen Fällen unverſchuldeter Erwerbsloſigkeit. 

Wir werden dem Antrag inſoweit zuſtimmen, 
daß wir für die Ueberweiſung an den ſozialen 
Ausſchuß ſtimmen, damit alles eingehend unter⸗ 
ſucht werden kann. (Lebhaftes Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Cierocki. 

Cierocki, Abgeordneter (Ztr.): M. D. u. H.! 
Mit Bedauern müſſen wir feſtſtellen, daß infolge 
der ſchlechten Finanzlage unſeres Staatsweſens 
keine Mittel vorhanden ſind, den Notleidenden 
wenigſtens einigermaßen zu helfen. Wir wollen 
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nicht auf die kommuniſtiſchen Anträge eingehen, 
die hat der Vorredner bereits kritiſiert und feſt⸗ 
geſtellt, daß ſie nur aus agitatoriſchen Gründen 
eingereicht worden ſind. Sie find uns ſchon aus 
früheren Zeiten bekannt. Die Kommuniſten wuß⸗ 
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ten, daß die Staatsfinanzen ſchlecht ſind und den 


Notleidenden durch dieſen Antrag nicht geholfen 
werden kann. Für ſolche Anträge können ſich die 
Erwerbsloſen und Invalidenrenten-Empfänger 
leider nichts kaufen. Dafür muß durch andere 
Mittel Sorge getragen werden. Wir begrüßen es, 
daß der Senat endlich einmal Schritte unter⸗ 
nehmen will; denn gerade für die notleidenden 
Erwerbsloſen, Renten und Invalidenrentenemp⸗ 
fänger beſtehen in den Kreiſen Danziger Höhe und 
Danziger Niederung troſtloſe Zuſtände. Im Kreiſe 
Danziger Höhe legt jeder Gemeindevorſteher das 
Erwerbsloſen⸗Fürſorgegeſetz nach ſeinem Ermeſſen 
aus und bezahlt die Erwerbsloſen dement⸗ 
ſprechend. Wir möchten den Senat dringend 
bitten, daß er einmal durchgreift und Leute mit 
ſozialem Verſtändnis an ſolche Poſten ſtellt, die 
die Notlage der Erwerbsloſen und Rentenemp⸗ 
fänger erkennen. Es gibt aber ſolche Gemeindevor⸗ 
ſteher, die dazu nicht in der Lage ſind. Einer ſitzt 
unter uns, es iſt Herr Plenikowſki aus Ließau. 
Er hat ſich auch die Befugnis angemaßt, einem 
Erwerbsloſen die Unterſtützung nach ſeinem Er⸗ 
meſſen zu zahlen, bis der Senat eingriff. Wir 
richten die dringende Bitte an den Senat, Abhilfe 
zu ſchaffen, beſonders in Babental. Auch aus 
Prangenau und Kahlbude wurden in den letzten 
Tagen Klagen laut. Ich möchte gleichzeitig bitten, 
zu berückſichtigen, daß man die ehemaligen Indu⸗ 
ſtriearbeiter, die vorher beim Kraftwerk Bölkau 
gearbeitet haben, und, da im Sommer keine Ar⸗ 
beit vorhanden iſt, zu dieſer Zeit Kartoffeln aus⸗ 
nehmen, nicht als Landarbeiter betrachtet, ſondern 
als Erwerbslose, die die Unterſtützung als In⸗ 
duſtriearbeiter bekommen müſſen. Auch hier bitten 
wir den Senat, Remedur zu ſchaffen. 
Ferner muß vom Senat unbedingt veranlaßt 
werden, daß bei den alten Rentenempfängern 
der Invalidenrente eine Nachprüfung vorgenom⸗ 
men wird. Ans iſt bekannt, daß den Alters⸗ und 
Invaliden renten⸗Empfängern die Unterſtützung 
nicht in der Höhe ausgezahlt wird, wie ſie ihnen 
geſetzlich zuſteht. Hier muß eine Nachprüfung er⸗ 
folgen, damit die Leute in den Genuß der geſetz⸗ 
lichen Rentenunterſtützung kommen. Dadurch wird 
für einen großen Teil der Invaliden⸗ und Alters⸗ 
renten⸗ Empfänger Beſſerung geſchaffen. Mir iſt 
bekannt, daß ein Invalidenrenten⸗ Empfänger nur 
25,80 G pro Monat erhält. Davon kann kein 
Menſch leben. j 
Wir wiſſen, daß die Verhältniſſe, ſowohl auf 
wirtſchaftlichem, wie auf finanziellem Gebiet 
troſtlos ſind. Jeder muß ſich einſchränken. Keiner 
darf über ſeine Verhältniſſe leben. Die Erwerbs- 
loſen, die längere Zeit arbeitslos find, haben mit 
wirtſchaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die 
heute bezahlten Löhne reichen in keiner Weiſe 
aus. Ich ſehe verſchiedene Herren auf der rechten 
Seite, mit denen ich des öfteren in Lohnfragen 
verhandelt habe. Ich möchte von dieſer Stelle aus 
bitten, daß den Arbeitern bei den jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen ein angemeſſener Lohn gezahlt wird. 


(D) 
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(Cierocki, Abgeordneter) 

Sie können heute von ihrem Lohn nicht ſparen. 
Ein Handelshilfsarbeiter verdient heute 37 Gul⸗ 
den die Woche, davon gehen 5 Gulden für Miete 
ab, 1,72 Gulden für Krankengeld, außerdem die 
Invalidenverſicherungsbeiträge, ſo daß er nur 29 
Gulden erhält. Mit 29 Gulden kann er nicht 
leben. Der Schlichtungsausſchuß hat in den letzten 
Tagen noch einen Schiedsſpruch von 3 Prozent 
Zulage gefällt, der von den Arbeitgebern abge⸗ 
lehnt wurde. Die Arbeiterſchaft muß ſo beſoldet 
werden, damit ſie etwas ſparen kann, und etwas 
übrig hat, wenn die Not an ſie herantritt. 

Wir bitten den Senat, die angeführten Fälle 
zu unterſuchen, damit die Rentenempfänger und 
die Erwerbslosen ihre richtige Unterſtützung er⸗ 
halten. Man muß dort Perſonen hinſetzen, die 
ſoztales Verſtändnis haben. Meine Parteifreunde 
werden dieſem Antrag zuſtimmen, und zwar auf 
Ueberweiſung an den ſozialen Ausschuß. (Bravo! 
beim Zentrum.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir müſſen unſere Verwunderung über die Erklä⸗ 
rung des Regierungsvertreters ausſprechen, die 
dahin ging, daß dem Senat bekannt iſt daß im 
Kreiſe Danziger Höhe gegenüber den Erwerbs⸗ 
loſen Härten beſtehen. Ich wundere mich, daß das 
jetzt erſt dem Senat bekannt geworden iſt, trotzdem 
dieſe Schikanen im Kreiſe Danziger Höhe ſchon 
zeit zwei bis drei Jahren beitchen. Jetzt, nachdem 
die Kommuniſten wieder ein bißchen anbohren, 
iſt der Senat anſcheinend aus ſeinem Winterſchlaf 
erwacht und glaubt, erklären zu müſſen, daß 
etwas dagegen getan werden ſoll. Wir wiſſen, 
was man von dieſen Reden zu halten hat. Der 
Senat hat ſchon oft im Volkstag Erklärungen ab⸗ 
gegeben. Aber noch niemals iſt das, was er ver⸗ 
ſprochen hat, Wirklichketi geworden. Man ver⸗ 
ſucht immer, die ſchaffende Bevölkerung mit ſchö⸗ 
nen Redensarten an der Naſe herumzuführen, um 
ihr hinterher das Leben um ſo ſchwerer zu machen. 

Wenn der Senat ſagt, daß unſer Antrag 
eigentlich eine Angelegenheit der Gemeinden iſt, 
ſo halten wir dem entgegen, daß der größte Teil 
der Gemeinden nicht fin der Lage iſt, die Mittel 
aufzubringen. Es iſt daher Sache des Staates. 
Der Staat muß die Not dieſer Bevölkerungsſchich⸗ 
ten unbedingt beheben. Wir wenden uns ganz 
entſchieden dagegen, wenn der Senat erklärt, 
dieſe Sache kann nicht generell, ſondern muß indi⸗ 
viduell geregelt werden. In individueller Be⸗ 
ziehung haben wir erlebt, daß nur diejenigen 
eine Beihilfe erhalten, die, wie man jagt, aut 
kratzen und ſchöne Büdlinge machen können (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten) und noch der rich⸗ 
tigen Organiſation angehören. Wenn beiſpiels⸗ 
weiſe ein Arbeiter kommt und ſich als Mitglied 


einer faſchiſtiſchen Organiſation vorſtellt, dann 


hat der Senat eine offene Hand und bewilligt, 
was das Zeug halten kann. Wenn aber einer 


kommt und ſagt, Senat, du biſt verpflichtet, deine 
Volksgenoſſen zu erhalten, dann zeigt ihm der Se⸗ 
nat die Tür und läßt ihn mit ſeiner Familie ver⸗ 
recken. Ich habe vor ungefähr ſechs Wochen dem 
Senat eine Beſchwerde von Arbeitern eingereicht, 
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die einen freiheitlichen Geiſt in ſich tragen. Ich 
warte heute noch auf die Antwort. Wenn aber 
jemand kommt, der ein ſchönes, krummes Kreuz 
machen kann, wie ich vorhin ſagte, dann wird die 
Sache in 14 Tagen oder in noch kürzerer Zeit er⸗ 
ledigt. 

Wir ſagen alſo, nicht individuell, ſondern ge⸗ 
nerell muß geholfen werden, weil die Not in allen 
Kreiſen die gleiche it. Es gibt keinen Unterſchied. 
Wenn Herr Kloſſowſki meinte, unſer Antrag ſei 
ein Agitationsantrag oder Unſinn, weil darin 
ſämtliche Minderbemittelten enthalten find, ſo 
möchte ich ihm ſagen, daß er allerdings kein Ver⸗ 
ſtändnis für die Not dieſer Kreiſe hat. Wenn er 
ſeine Nase etwas tiefer in dieſe Volksſchichten hin⸗ 
einſteckte, würde er finden, daß ſelbſt ein Arbeiter, 
der jahrelang bei Schichau gearbeitet hat, und 
morgen erwerbslos wird, ſich in der größten Not 
befindet. Schon während der Arbeitszeit bei 
Schichau iſt er jo in Mot, daß er nicht weiß, wie er 
feine Lebensbedürfniſſe decken fol. Es tut mir 
leid, daß Herr Kloſſowſki als Sekretär des Allge⸗ 
meinen CEewerlſchaftsbundes über dieſe Fragen ſo 
wenig orientiert iſt. Er müßte wiſſen, daß nicht 
allein die Schichauarbeiter, ſondern auch die Ha⸗ 
fenarbeitet heute nur noch an Hungerpfoten zu 
ſaugen haben, daß ſie ſich nicht Fatt eſſen können. 
Wir können deshalb keinen Unterſchied machen. 
Wir ſagen, wenn der Arbeiter erwerbslos iſt, 
muß ihm geholfen werden. Er muß unterſtützt 
werden. Die Arbeiter, die ſchon längere Zeit ar⸗ 
beitslos ſind, ſehen kein Zurückſetzen ihrerseits 


darin. Sie ſind damit einverſtanden und jagen: (D) ! 


„wir leiden alle unter dieſer Not. Der Antrag iſt 
zu begrüßen und muß unterſtützt werden.“ Wie 
ſchon mein Fraktionsgenoſſe erklärt hat, liegt es 
uns völlig fern, Agitation zu treiben. Sie kön⸗ 
nen nicht beſtreiten, Herr Kloſſowſbi, und mit 
Ihnen Ihre Partei, daß Sie, wenn Sie nicht in 
der Regierung wären, andere Töne anſchlagen 
würden. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Dann wären es keine Agitationsanträge geweſen 
dann hätten Sie, wenn auch nach Ihrer Anſicht 
wohl etwas daran auszuſetzen wäre, geſagt, die⸗ 
ſen Kreiſen müſſe geholfen werden. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Heute, als Vertreter einer 
Regierung ſtellen Sie ſich hin und ſagen, daß es 
nur Agitation ſei und nicht durchgeführt werden 
könne. Dann glauben Sie ein wunderbares Ar⸗ 
gument in den Vorgängen in Sowjetrußland ge⸗ 
funden zu haben. Nun, Herr Kloſſowſki, wenn 
Sie objektiv ſein würden (Abg. Kloſſowſki: 
Immer), dann müßten Sie dabei erklärt haben, 
daß die Lebensbedingungen in Rußland andere 
ſind als im Freiſtaat. Dort bekommen die Er⸗ 
werbsloſen für die Unterſtützung, die in Rußland 
gezahlt wird, mehr Nahrungsmittel, als die Dan⸗ 


ziger Arbeiterſchaft für ihre Danziger Erwerbs⸗ 


loſenunterſtützung und darauf kommt es ſchließlich 
an. Setzen Sie die Preiſe für die Bedarfsartikel 
in Danzig um 20 bis 30 Prozent herunter, und 
die Erwerbsloſen werden zufrieden ſein. Aber 
hier in Danzig iſt das Verhältnis jo ein anderes. 
Hier ſteigen die Preiſe, aber die Höhe des Ver⸗ 
dienſtes und die Erwerbsloſenunterſtützung blei⸗ 
ben immer dieſelben. 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Was die Agitation anbetrifft, ſo möchte ich 
Ihnen auch ſagen, daß Sie es waren, als Sie noch 
nicht in der Regierung ſaßen, die 20 Prozent Er⸗ 
werbsloſenunterſtützungserhöhung beantragt ha⸗ 
ben. Damals war Ihnen alſo klar, daß die Ar⸗ 
beitsloſen mit der jetzt gezahlten Unterſtützung 
nicht auskommen konnten. Sie können auch nicht 
auskommen. Heute erklären Sie einfach, das geht 
nicht, wir können nicht zahlen, die Mittel ſind 
wicht vorhanden. Wir werden auch nicht zahlen, 
weil es ſchließlich nur Agitationsanträge find. Ich 
möchte Ihnen ſagen, wir haben keine Urſache, mit 
der Arbeiterſchaft ſo zu ſpielen, wie Sie es tun. 
Sie ſpielen mit der Arbeiterſchaft, indem Sie in 
die Regierung eintreten und den Kapitalismus 
auf den Knochen der Arbeiterſchaft wieder auf⸗ 
bauen wollen. Das iſt ein Spiel mit der Arbei⸗ 
terſchaft, und dies Spiel werden Sie bezahlen 
müſſen. Wenn Sie glauben, wir hätten abgewirt⸗ 
ſchaftet, Herr Kloſſowſki, jo ſage ich Ihnen, daß 
wir noch länger leben werden. (Abg. Kloſſowoki: 
Hoffentlich!) Wir werden uns in der nächſten 
Zeit öfter über dieſe Frage unterhalten und dann 
feſtſtellen, wer abgewirtſchaftet hat. Ich maße 
mir nicht an, ein Prophet zu ſein. Soviel ſteht 
feſt, daß Sie hier zum Ausdruck brachten, Sie 
hätten nichts für den Antrag übrig, Sie dächten 
gar nicht daran, ſich damit noch irgendwie weiter 
zu beſchäftigen. 

Zu den einzelnen Vorgängen, wie ſie im 
Kreiſe Danziger Höhe aufgetreten ſind, möchte ich 
ſagen, daß es auch eine Phraſe iſt, wenn ſich heute 
die Regierungsparteien hinſtellen und erklären: 
„Senat, es muß anders werden!“ Ja, m. H. von 
der Regterungskoalition, Sie haben ja ſchon ein⸗ 
mal dieſe Periode durchgemacht. Da war es Ihre 
Aufgabe, in dieſe Wunde hineinzufühlen und ſie 
zu beſeitigen. Aber was iſt dabei herausgekom⸗ 
men? Es war kein anderer, als der Abg. Mau, 
der, als dieſe Koalition zu Ende ging, erklären 
mußte, daß Sie nichts erreicht hätten. Ich werde 
mir mit Genehmigung des Herrn Präſidenten er⸗ 
lauben, die Ausführungen des Herrn Abg. Mau 
über dieſe Frage aus jeiner fünfſtündigen Rede 
vorzuleſen. Herr Mau ſagte dort: 

And nun m. D. u. H. muß ich unter dem Titel 
„Allgemeine Verwaltung“ unſeres Etatsgeſetzes auch 
die Gehälter der Landratsämter vornehmen. Dieſe 
Herrſchaften werden anders bezahlt. (Sehr gut! 
inks) Die Landräte haben in ihrer Eigenſchaft als 
Vorſitzende der Kreisfürſorge⸗Ausſchüſſe die richtige 
Anwendung der ſozialen Geſetze innerhalb der Kreiſe 
zu überwachen. Als im vorigen Jahre meine politi⸗ 
ſchen Freunde noch an der Regierung beteiligt waren, 
haben wir große Mißſtände in der Durchführung der 
ſozialen Geſetze im allgemeinen feſtgeſtellt. 

(Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) Natürlich! 

Wir haben eine Unterredung mit den Vertretern 
der drei Kreiſe in Gegenwart des zuſtändigen Sena⸗ 
tors Dr. Wiereinſki gehabt. Ich — Mau — war auch 
dabei. Wir Sozialdemokraten haben nämlich damals 
gefordert, —ietzt kommt es — daß wir unbedingt ver⸗ 
langen können, daß alle Geſetze bis auf das J⸗Tüpfel⸗ 
chen über dem J in der letzten Gemeinde durchgeführt 
werden müſſen. Wir haben feſtgeſtellt, ſagt Herr 
Mau, daß die deutſchnationalen Gemeinde⸗ und 
Amtsvorſteher mit den Kreisverwaltungen gemein⸗ 
ſam dazu übergegangen ſind, durch Verwaltungsmaß⸗ 
ce die Rechte der Erwerbsloſen einfach abzu⸗ 


Mittwoch, den 8. Februar 1928. 


Das geſchah, trotzdem Sie ein Jahr lang in 
der Regierung waren. 

Ihnen, m. H. von den Sozialdemokraten und 
dem Zentrum iſt es nicht gelungen, etwas zu er⸗ 
reichen. Wenn Sie dieſe Erklärung abgeben, ſo be⸗ 
deutet das, der Arbeiterſchaft Sand in die Augen 
ſtreuen. Nicht nur im Kreiſe Danziger Höhe 
ſondern auch im Kreiſe Großes Werder und Dan⸗ 
ziger Niederung wird mit den Erwerbslojen 
Schindluder getrieben. (Schöneberg! bei den Kom⸗ 
muniſten. — Abg. Cierocki: Ei Ließau?) Die Ge⸗ 
meindevorſteher auf dem Lande werfen alles in 
einen Topf, es iſt für ſie gleichgültig, ob jemand 
jahrelang Induſtriearbeiter war. Das kommt für 
dieſe Herren nicht in Frage. Auf dem Lande wird 
die Landarbeiter⸗Anterſtützung gezahlt, weiter 
gibt es nichts. Wenn eine Beſchwerde an den Se⸗ 
nat geht, ſo wird entſchieden, daß es ſo ſtimme, 
wie es der Gemeindevorſteher gemacht hat. 

Von den Verſprechungen des Senats können 
wir nichts erhoffen. 
len wir feſt, daß Sie Abänderungen ſchaffen wol⸗ 
len. Das iſt jedoch nur der Wille, die Tat fehlt. 
Wenn Sie Ihrem Willen die Tat folgen laſſen 
wollten, müßten Sie unſerm Antrage zuſtimmen 
und ihn im Sozialen Ausſchuß wejter beraten, um 
ihn dann unverändert in zweiter und dritter Le⸗ 
ſung ſo ſchnell als möglich anzunehmen. Dann 
wird die Arbeiterſchaft erkennen, daß Sie ihr hel⸗ 
fen wollen. Sie wollen die Arbeiterſchaft aber 
nur mit Redensarten beſoffen machen und ihr 
nicht helfen! (Abg. Cierocki: Den Notbleidenden 
werben wir helfen!) 


Präfſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 


chung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt wor, die Vor⸗ 
lage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Wi⸗ 
derſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 5 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Errichtung von Schulen auf ſimulta⸗ 
ner Grundlage. — Urantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. 

Druckſache Nr. 3. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. * 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Die Auseinanderſetzungen gwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen Parteien (Zwiſchenruf des Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki) — Sie werden nicht Halt machen beim 
Zentrum; Sie werden dorthin kommen, wo Ihr 
Freund Winnig angelangt iſt. — (Heiterfeit,) 
ließen bereits die Koalition von Herrn Schweg⸗ 
mann bis zu Herrn Kloſſowſbi erkennen, genau 
wie auf dem Preſſeball und in der Liga zum Völ⸗ 
kerbund. Die Auseinanderſetzungen in dieſem ſo⸗ 
genannten hohen Hauſe haben ferner klar und 
deutlich gezeigt. daß ſich alles um den einen 
Grundgegenſatz grupriert: hie Kapitalismus, hie 
Sozialismus. Hier die Parteien, die die kapita⸗ 
liſtiſche Geſellſchaftsordnung ſtützen, auf der an⸗ 
deren Seite die Parteien, die für die ſozialiſtiſche 
Geſellſchaftsordnung kämpfen. (Zuruf links.) — 
Jwiſchenrufe müſſen ein wenig lauter gemacht 
werden, ſonſt überhöre ich fie. — Wenn mein Ge⸗ 
noſſe Kreft erklärt hat, daß die Kommuniſtiſche 


Partei allein die wahre Politik betreibt, ſo unter⸗ 


In aller Oeffentlichkeit ſtel⸗ 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 


(Raſchke, Abgeordneter) 
ſchreibe ich das doppelt und dreifach. Es iſt etwas 


ganz anderes, bürgerliche oder ſozialiſtiſche Poli⸗ 


tik zu betreiben. (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) 
Ganz richtig, Sie werden gleich hören, daß Sie 
mit den bürgerlichen Politikern auch gemeint 
ſind; denn Sie führen heute eine ſozialdemokrati⸗ 
ſche und keine ſozialiſtiſche Politik. (Zuruf des 
Abg. Kloſſowſki.) Wir werden uns noch oft aus⸗ 
einanderſetzen. Alle bürgerlichen Parteien haben 
das eine als Grundlage ihrer Weltanſchauung: 
Sie ſind Beſchützer des kapitaliſtiſchen Klaſſen⸗ 
ſyſtems. Auf der andern Seite haben wir die Po⸗ 
litik der Kommaniſtiſchen Partei, die dieſen 
klaſſengegenſätzlichen Charakter der menſchlichen 
Geſellſchaftsordnung beſeitigen und an ſeine 
Stelle die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung ſetzen 
will. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) O nein, 
wenn Sie, Herr Klingenberg, noch die Grundſätze 
der ſozialiſtiſchen Führer der Vorkriegszeit hät⸗ 
ten, dann würden Sie nicht hier ſitzen, ſondern 
dann wäre Ihr Platz dort bei den Kommuniſten. 
(Sehr gut! bei den Kommuniſten. — Heiterkeit.) 
Die bürgerlichen Parteien ſind die Beſchützer des 
Privateigentums an Produktionsmitteln. Da⸗ 
durch kennzeichnet ſich die bürgerliche Politik als 
eine konſervative, als eine Politik des Feſthal⸗ 
tens am Alten. Wenn die einzelnen bürgerlichen 
Parteien ſich hier hinſtellen und ſich gegenjeitig in 
die Haare geraten, dann iſt das nur Phraſe. War⸗ 
um geraten ſie ſich in die Haare? Sie kämpfen um 
die Macht innerhalb des Klaſſenſtaates, um je⸗ 
weilig für ihre Partei den Nutzen aus der klaſſen⸗ 
gegenſätzlichen Einſtellung der Geſellſchaft ziehen 
zu können. (Abg. Gaikowfki: Eine ſehr gute Be⸗ 
lehrung!) Hoffentlich folgen Sie ihr. Ich weiß 
aber, daß bei den Schwarzen alle Belehrungen 
verloren ſind. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ten.) Etwa ſchöne Worte gegenüber den Schwar⸗ 
zen zu machen, wäre verfehlt. (Abg. Gaikowſki: 
Vorhin wurde vom Sanatorium geſprochen !) 
Wenden Sie ſich an meine Partei, dann geben 
wir Ihnen Adreſſen. 

Die Politik der bürgerlichen Parteien ift eine 
Politik der Aufrechterhaltung der Grundlagen der 
bürgerlichen Geſellſchaft. Un’ere Politik dagegen 
eine Politik zur Schaffung der klaſſenloſen ſozia⸗ 
liſtiſchen Geſellſchaft. Damit kennzeichnen wir 
auch die Politik der S. P. D. (Das iſt doch Ihre 
Politik geweſen! im Zentrum.) Beſchäftigen Sie 
ih ein wenig mit dem Marxismus, dann würden 
Sie wiſſen, daß heute bereits ein Unterſchied be⸗ 
ſteht zwiſchen Sozialdemokratiſcher Partei und 
Sozialismus. (Haben Sie eine Ahnung! — Hei⸗ 
terkeit beim Zentrum. — Frau Abg. Kreft: Sie 
dürfen ja doch nicht einmal die Bibel in die Hand 
nehmen, viel weniger etwas vom Marxismus!) 

Präſident: Frau Abg. Kreft, Sie haben nicht 
das Wort. (Sie müſſen Oberlehrer werden! bei 
den Deutſchnationalen.) 

Plenikowſki, Abgoerdneter (K. P.): Wenn ich 
zu den Deutſchnationalen gegangen wäre, wäre 
ich nicht nur Oberlehrer, ſondern vielleicht ſchon 
Rektor. Ich verzichte auf Futterkrippenwirt⸗ 
ſchaft. Die Sozialdemokraten betreiben heute 
keine andere Politik als die der bürgerlichen Par⸗ 
teien. Es iſt ein Kampf mit den bürgerlichen 
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Parteien um den Nutzen innerhalb des Ausbeu⸗ 
terſtaates, ein Kampf, den wir als Futterkrippen⸗ 
politik bezeichnen. 

In Bezug auf das Schulweſen heißt es in der 
Regierungserklrung: „Auf dem Gebiet des Schul⸗ 
weſens ſind die in den 88 104 bis 106 feſtgelegten 
Sicherungen genau innezuhalten.“ Was beſagt 
Artikel 104 der Verfaſſung? Er beſagt: „Das 
öffentliche Schulweſen iſt auf ſimultaner Grund⸗ 
lage auszugeſtalten.“ Infolgedeſſen muß die neu⸗ 
erbaute Ohraer Schule eine Simultanſchule und 
keine konfeſſionelle werden. (Iſt es ſchon! im 
Zentrum.) Wenn ſie eine konfeſſionelle Schule iſt, 
iſt der Verfaſſungsbruch ſchon vollzogen. (Davon 
haben Sie keine Ahnung, da müſſen Sie erſt bei 
Juriſten in die Lehre gehen! links.) Ich möchte 
darauf hinweisen, Herr Klingenberg, daß Sie von 
dieſer Stelle die Behauptung aufgeſtellt haben, 
daß für die Entſcheidung dieſer Frage nicht Juri⸗ 
ſten in Betracht kommen, ſondern Schulmänner. 
Ich will nicht darüber ſtreiten, ob es ein Verfaſ⸗ 
aungsbruc iſt oder nicht. Die Herren vom Zen⸗ 
trum und die Deutſchnationalen werden dabei 


verharren, daß es kein Verfaſſungsbruch iſt. Ich 


bin nur neugierig ob die Parteien, die damals, 
als ſie noch in der Opposition ſtanden und das als 
Verfaſſungsbruch bezeichneten, heute dasſelbe tun 
werden. 

Wenn wir nun den Geſetzentwurf, den die So⸗ 
zialdemokraten in der vergangenen Volkstags⸗ 
periode einbrachten, heute noch einmal einreichen, 
dann tun wir das nicht etwa aus dem Grunde, 
weil unſere Forderung die Simultanſchule iſt. Um 
Ihnen aber von vornherein die Gelegenheit zu 
nehmen, es wieder in den Zeitungen jo darzuſtel⸗ 
len, als ob wir für die Simultanſchule ſind, gibt 
uns dieſer Geſetzentwurf auch gleichzeitig Gele⸗ 
genheit, die Stellung der Kommuniſtiſchen Partei 
zur Frage der Erziehung und zum Charakter der 
Schule einmal klarzulegen. Was über die Ver⸗ 
handlungen der Koalitionsparteien in der Oef⸗ 
fentlichkeit bekannt geworden iſt, läßt mit Gewiß⸗ 
heit vermuten, daß man gewillt iſt, die Schule 
überhaupt der ſchwarzen Schulreaktion in die 
Hände zu pielen. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Die Ohraer Schule iſt nur der Anfang 
von noch Schlimmerem; denn es wäre wahrlich 
nicht das erſte Mal, daß man ſich über Regie⸗ 
rungserklärungen hinweggeſetzt und die Verfaſ⸗ 
ſung gebrochen hat. 

Es iſt deshalb notwendig, folgendes zu erklä⸗ 
ren: Was wir fordern. iſt die weltliche Schule, 
und zwar die Weltlichkeit aller Schulen. Es iſt 
notwendig. zu erklären, daß wir darüber hinaus, 
und hier befinden wir uns im Gegenſatz zu den 
Sozialdemokraten, die proletariſche Klaſſenkampf⸗ 
ſchule fordern. Wir werlangen. daß die weltliche 
Schule als Grundlage ihres Wirkens nur die ſa⸗ 
zialiſtiſche Weltanſchauung haben darf. Das iſt 
nicht nur eine Parteiforderung, ſondern ein Er⸗ 
gebnis wiſſenſchaftlicher Anterſuchung des geſell⸗ 
ſchaftlichen Lebens. Heiterkeit.) Sie mögen dar⸗ 
über lächeln, Sie mögen das als Utopie begeich⸗ 
nen. Sie haben ſich wahrſcheinlich mit dieſen 


Fragen noch nie beſchäftigt. Es genügt Ihnen, 
wenn die Kinder in Ihrem Sinne erzogen wer⸗ 
[den, daß fie ſich nachher als erwachſene Menſchen 


(©) 


(D) 


r 3 N 
m — 


(A 


— 


G 


102 Volkstag Danzig — 8. Sitzung. 


(Plenilowſki, Abgeordneter) 
ausbeuten laſſen oder als Kanonenfutter dienen. 
(Zurufe beim Zentrum.) Kommen Sie doch nach 
Ließau! Sie haben nicht den Mut beſeſſen, als 
ich Sie eingeladen habe. Wenn Sie nach Ließau 
kommen, gehen Sie in ein kleines Zimmerchen, 
ſchließen ab und laſſen keinen hinein. 

Seit Karl Marx und ſeit Friedrich Engels hat 
der Kampf der Unterdrüdten gegen ihre Bes 
drücker eine wiſſenſchaftliche Grundlage erhalten. 
Dieſer Kampf der Unterdrückten gegen die Unter⸗ 
drücker iſt zu einer bewußten Vollziehung einer 
ſozialwiſſenſchaftlichen Geſetzlichkeit geworden. Da 
die Schule, mag ſie weltlich oder konfeſſionell fein, 
eine geſellſchaftliche Erſcheinung iſt, ein Stück des 
geſellſchaftlichen Lebens, jo kann uns über den 
Charakter der Schule, über die Frage der Erzie⸗ 
hung der Jugend nur jene Wiſſenſchaft Auskunft 
geben, die das geſellſchaftliche Leben zum Gegen⸗ 
ſtand hat, und das iſt die Sozialwiſſenſchaft. 
Wenn wir nun vom ſoziologiſchen Standpunkt an 
die Frage herangehen, was iſt Erziehung, dann 
mliſſen wir dieſe Frage beantworten: Erziehung 
iſt Formung, iſt Einführung der Jugend in die ge⸗ 
ſellſchaftliche Struktur. Man darf dabei nicht in 
den Fehler verfallen, unter Formen etwa ein 
Preſſen zu verſtehen. (Ich glaube, Sie ſind aus 
dem Kinderwagen gefallen! beim Zentrum.) Sie 
ſind ſo werkalkt, daß Sie aus den Mannesjahren, 
in denen man denken kann, herausgewachſen ſind! 

Nun wird man ſagen: Wenn die Erziehung 
nichts anderes iſt, als Formen, als Einfügen der 
Jugend in die Struktur des geſellſchaftlichen Le⸗ 
bens, dann iſt die Aufgabe der Erziehung eine 
ſehr einfache und leichte. Das wäre der Fall, 
wenn die Struktur des geſellſchaftlichen Lebens 
eine einheitliche wäre. Aber da iſt es notwendig, 
auf einige marxiſtiſche Grundſätze einzugehen. 
(Abg. Cierockt: Wer hat Sie zum Lehrer ge 
macht?) Sie entſchieden nicht! (Abg. ECierocki: 
Dann wären Sie wirklich kein Lehrer geworden! 
— Abg. Liſchnewſki: Ihr Verſtand reicht nicht 
zum Arbeiter!) Ihr heißes Sehnen beſteht 
darin, daß ich ſo ſchnell wie möglich verſchwinde. 
Das wird Ihnen natürlich nicht gelingen, das 
werden die Arbeiter zu verhindern wiſſen. (Abg. 
Cierocki: Ich bedaure die armen Kinder!) Ich 
habe feſtgeſtellt, daß Sie bei keinem anderen 
Redner ſolche Zwiſchenrufe machen. Ich falle 
anſcheinend den ſchwarzen Schulreaktionären auf 
die Nerven. (Abg. Cierocki: Die Schwarzen ha⸗ 
ben Ihnen dazu verholfen, Sie kennen doch 
Herrn Schulz?) Wie nett, ſtellen Sie mir den 
einmal vor! (Abg. Raſchke: Daß Sie ſolche dum⸗ 
men Eſel in der Partei haben! — Abg. Cierocki: 
And daß ſolche Lehrer geworden find!) 

Präſident: Die Zwiegeſpräche gehen zu weit! 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich werde 
jo lange warten, bis Sie ſich ausgetobt haben! 
Sie ſcheinen zu vergeſſen, daß wir nicht in einer 
konfeſſionellen Schule ſind. (Abg. Cierocki: Haben 
Sie ſo ſchnell umgelernt? — Abg. Naſchke: Wenn 
Sie Lehrer wären, würden Hexen verbrannt 
werden! — Abg. Cierocki: Nein, aber ſämtliche 
Kommuniſten! — Heiterkeit. — Abg. Raſchke: 
Das nennt ſich Chriſt!) Der hiſtoriſche Stand⸗ 
punkt des Marxismus lehrt uns, die geſellſchaft⸗ 
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lichen Erſcheinungsformen als hiſtoriſche Vor⸗ 
gänge zu betrachten. Es gibt keine ewigen Er⸗ 
ſcheinungen und Beſtimmtheiten des menſchlichen 
Lebens. Womit verteidigt die bürgerliche In⸗ 
telligenz eines Herrn Cierocki die beſtehenden ge⸗ 
ſellſchaftlichen Erſcheinungen? Damit, daß es 
immer Reiche und Arme gegeben hat. (Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Damit, daß es im⸗ 
mer Herrſchende und Beherrſchte gab. Eine 
Schicht der bürgerlichen Geſellſchaftsclique, die 
Pfaffen und ihr Anhang, bezeichnen dies als et⸗ 
was Gottgewolltes, während die ſogenannten 
bürgerlichen Freidenker es als etwas Naturge: 
wolltes, als eine Naturbeſtimmtheit hinſtellen. 

Was lehrt uns demgegenüber der Marris- 
mus? Herr Cierocki, vielleicht verſchwinden Sie 
ganz, damit ich Ihr Geſicht nicht immer ſehe. 
(Abg. Cierocki: Ich will den Quatſch nicht wei⸗ 
ter anhören!) Ich zwinge niemand, den „Quatſch“, 
den ich ſpreche anzuhören. Ihr Hierbleiben be⸗ 
weiſt, daß es kein Quatſch zu ſein ſcheint, was ich 
age. Was lehrt uns gegenüber der Anſicht der 
bürgerlichen Politiker der Marxismus? Alle ge⸗ 
ſellſchaftlichen Erſcheinungen haben hiſtoriſche 
Beſtimmtheit und ſind an die jeweiligen ökono⸗ 
miſchen Verhältniſſe gebunden. So iſt auch das 
kapitaliſtiſche Klaſſenſyſtem hiſtoriſch geworden; 
denn es wird ſo lange beſtehen, wie die Produk⸗ 
tionsmittel noch Privateigentum bleiben. Wenn 
das Privateigentum an Produktionsmitteln be⸗ 
ſeitigt wird, wird damit gleichzeitig auch das ka⸗ 
pitaliſtiſche Klaſſenſyſtem beſeitigt. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Dies zeigt uns, daß das 
kapitaliſtiſche Klaſſenſyſtem heute bereits hiſto— 
riſch geworden iſt; denn wir leben in einer Zeit⸗ 
epoche, wo die Arbeiterſchaft bereits angefangen 
hat, das Privateigentum an Produktionsmitteln 
zu beſeitigen. Wir ſehen, daß ein Sechſtel der 
Erde bereits befreit iſt von dieſem Privateigen⸗ 
tum an Produktionsmitteln, daß man dort auch 
das kapitaliſtiſche Klaſſenſyſtem weggeſchafft hat. 
(Zur Sache! rechts.) Das gehört alles zur Frage 
der Erziehung. Außer dieſer hiſtoriſchen Verän⸗ 
derlichkeit der geſellſchaftlichen Lebenserſcheinun⸗ 
gen lehrt uns der Marxismus noch etwas ande⸗ 
res, den klaſſengegenſätzlichen Charakter in dieſer 
Geſellſchaft. Er lehrt uns weiter, daß dieſer 
Klaſſengegenſatz die Urſache der Veränderung der 
Lebenserſcheinungen und Geſellſchaftsformen iſt. 
Marx jagt mit Recht, daß der Klaſſenkampf das 
bewegende Prinzip in der Geſchichte ſei. 

Ich habe wiederholt das für bürgerliche 
Ohren ſo fürchterliche Wort „Klaſſenkampf“ fal⸗ 
len laſſen. Es iſt notwendig, daß ich ein wenig 
näher auf die ſoziologiſche Bedeutung des Wortes 
Klaſſenkampf eingehe. Das gehört unbedingt 


— 


mit zur Frage der Erziehung. Für uns Marxi⸗ 


ſten iſt die Jugenderziehung eng verbunden mit 
dem Klaſſenkampf. Wenn der bürgerliche Spie⸗ 


ßer vom Klaſſenkampf hört, denkt er ſich dieſen 
Klaſſenkampf nicht anders als Tumult, Aufruhr, 
blutige Exzeſſe. Dieſe bürgerlichen Politiker kön⸗ 
nen es nicht verſtehen, daß zwiſchen den äußeren 
Formen des Klaſſenkampfes und ſeinem inneren 
Weſen ein Unterſchied beſteht. Die äußere Form 
des Klaſſenkampfes iſt immer ſtürmiſch und voller 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Gewalttätigkeiten geweſen und wird es ſein, ſo 
lange überhaupt noch das Klaſſenſyſtem vorhan⸗ 
den iſt. Dieſe äußere Form des Klaſſenkampfes 
wird beſtehen, bis der gegenſätzliche Charakter 
dieſer Geſellſchaft verſchwunden iſt. (Wie in Ruß⸗ 
land! links.) Sie vergeſſen nur eins, Marx hat 
ausdrücklich geſagt, die Befreiung der Arbeiter⸗ 
klaſſe und die Schaffung des ſozialiſtiſchen Staa⸗ 
tes können nur auf dem Weg über die Diktatur 
des Proletariats erfolgen. Ihr Zwiſchenruf be⸗ 
weiſt nur, wie weit Sie heute vom Marxismus 
abgerückt ſind. 

Ich möchte dabei noch auf etwas anderes zu 
ſprechen kommen. Die Sozialdemokraten tun ſo, 
als wenn ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen 
dem Klaſſenkampf und dem Bürgerkrieg beſteht. 
Sie glauben dem revolutionären Teil ihrer Ar⸗ 
beiterſchaft weißzumachen, daß Sie zwar Klaſſen⸗ 
kämpfer ſeien, aber den Bürgerkrieg ablehnen. 

Präſident: Die Ausführungen mögen jehr in⸗ 
tereſſant ſein, ſchweifen aber zu weit von der Vor⸗ 
lage ab. Ich möchte Sie bitten, ſich mehr an die 
Sache zu halten. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Das ge⸗ 


hört dazu. Wenn ich behauptet habe, Jugender⸗ 
ziehung ſei mit dem Klaſſenkampf untrennbar 
verbunden, ſo muß ich darauf eingehen, ſonſt 
kann man zur Frage der Jugenderziehung nicht 
Stellung nehmen. Das iſt unſer marxiſtiſcher 
Standpunkt. Oder glauben die Sozialdemokra⸗ 
ten einen Unterſchied zwiſchen Klaſſenkampf und 
Bürgerkrieg machen zu müſſen? Wenn man Un- 
ternehmer, Arbeiter auf die Straße wirft, wo ſie 
verrecken müſſen, iſt das nicht Bürgerkrieg? Wenn 
3. B. der Großagrarier ſeinen Arbeitern Hunger: 
löhne zahlt, ſodaß der Arbeiter nicht imſtande iſt, 
Milch für ſeine Kinder zu kaufen, während der 
Großagrarier im Wohlleben ſchwimmt, iſt das 
nicht Bürgerkrieg? Wenn der Angeſtellte auf die 
Straße geworfen wird und zum Revolver greift, 
iſt das nicht Bürgerkrieg? (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Es iſt dasſelbe wie Klaſſenkampf, 
nur daß bei dieſer Form die werktätige Bevölke⸗ 
rung, der Arbeiter, ſich wehrlos hinſchlachten laſ⸗ 
ſen muß. er 

Der jahrelange Umgang der Sozialdemokra⸗ 
tie mit den Koalitionsbrüdern vom Zentrum iſt 
den Sozialdemokraten ſo übel bekommen, daß 
man ſie heute eigentlich katholiſche Marxiſten 
nennen müßte, wenn das Wort Marxismus in 
dieſem Zuſammenhang nicht eine Entweihung 
des Begriffes wäre. Daß die Zentrumsleute 
durchaus nicht gewillt ſind, auf die Töne einzu⸗ 
gehen, die die Sozialdemokraten den Bürger⸗ 
lichen gegenüber eingeſchlagen haben, bewies uns 


auch einige Artikel in der „Landeszeitung“. Die 
„Landeszeitung“ ſchrieb am 5. Januar 1927: 
Daß nach der Entſcheidung von Papſt und Biſchö⸗ 
fen die Zugehörigkeit zur Sozialdemokratie unver⸗ 
einbar iſt mit der Zugehörigkeit zur katholiſchen 
Kirche. Gemäß den kirchlichen Beſtimmungen muß 
der Prieſter vor der Sozialdemokratie warnen und 
gegebenenfalls zu Maßnahmen ſchreiten. Daß der 
katholiſche Pfarrer nicht dulden kann, daß die katho⸗ 
liſche Jugend einem ſozialdemokratiſchen Lehrer an⸗ 


— 


vertraut wird, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, i 
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weiterführen, nicht den ſogenannten 


die Rede des Herrn Weiß, und das beweiſen uns erhalten. 
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Was ſagen die Sozialdemokraten zu einem der⸗ 
artigen Artikel? Der Artikel iſt vor einem Jahr 
erſchienen. Inzwiſchen iſt wahrſcheinlich eine Aus⸗ 
ſöhnung erfolgt. Sie haben ſich koaliert, Sie haben 
die Ohraer Schule dem Zentrum übergeben. Die 
Sozialdemokraten ſind ſtill geworden. Sind dem 
Raubtier Kirche etwa die Giftzähne ausgezogen? 
Oder ſind die Lehren eines Marx irreführend ge⸗ 
weſen? Etwas anderes iſt eingetreten. Die Bür⸗ 
gerlichen mögen beruhigt ſein, die Sozialdemo⸗ 
kraten werden ſofort hier erſcheinen und erklären 
Religion iſt Privatſache, Religion iſt Privatſache 
auch für die Sozialdemokratiſche Partei. Sie 
wiſſen aber, daß Engels geſagt hat, Religion iſt 
Privatſache dem Staate gegenüber, aber nicht 
für eine proletariſche Partei. Durch dieſe enge 
Verbindung der Sozialdemokratie mit dem Zen⸗ 
trum wird nur der Verrat der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei an den Kulturforderungen der Ar⸗ 
beiterſchaft bewieſen. Sie geben damit einer Par⸗ 
tei das Vertrauen, die durch Blutmeere gewatet 
iſt, die dieſe Blutmeer/ angeſtiftet hat. Ich er⸗ 
innere nur an den Artikel, die die „Volksſtimme“ 
im Anſchluß an die Exzeſſe in Mexiko brachte, wo. 
Prieſter ſich an die Spitze von Banden ſtellten, 
Reiſende aus den Zügen holten und ſie abſchlach⸗ 
teten. Das hat die Sozialdemokratiſche Partei 
vergeſſen und ſie wird es immer mehr vergeſſen, 
je mehr ſie ſich mit den Herren vom Zentrum koa⸗ 
liert. . 

Aber auch die bürgerliche Geſellſchaft iſt bei 
Aufrichtung ihrer Macht durch ein Blutmeer ge⸗ 
watet. Ich erinnere an die Revolution Ende des 
18. Jahrhunderts, daß ſie den Klaſſenkampf da⸗ 
mals unter der Parole „Freiheit, Gleichheit, Brü⸗ 
derlichkeit“ geführt hat, nur daß ſie dieſe Phraſen 
ſofort vergeſſen und dieſelben, ja noch ſchlimmere 
Unterdrückungsmethoden gegenüber der Arbeiter⸗ 
ſchaft angewendet hat. Die Arbeiterſchaft wird 
ſich aber von den Führern der zweiten Inter⸗ 
nationale frei zu machen wiſſen. Sie iſt ſich ihrer 
hiſtoriſchen Rolle bewußt und wird den Kampf 
friedlichen, 
ſondern den revolutionären Klaſſenkampf. ? 

Was it der Zweck dieſer Ausführungen ge⸗ 
weſen? Sie zeigen deutlich, daß die Struktur der 
menſchlichen Geſellſchaft keine einheitliche iſt. 
Wäre die Struktur eine einheitliche, dann wäre 
die Augabe der Erziehung eine einheitliche. Wir 
ſehen aber klar und deutlich, daß die menſchliche 
Geſellſchaft in zwei Klaſſen geſpalten iſt, zwiſchen 
denen es eine friedliche Löſung nicht geben kann. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Es iſt die 
Klaſſe der Beſitzenden und die der Beſitzloſen. Die 
erſte Klaſſe, will die beſtehende Ordnung aufrecht⸗ 
Die beſitzende Klaſſe will damit den 
Zuſtand aufrechterhalten, bei dem die Menſchheit 
nicht produziert, um ihre Bedürfniſſe zu befriedi⸗ 
gen, damit der Menſch leben kann, ſondern nur 
des Profites willen. Auf der anderen Seite ſehen 
wir die Klaſſe der Beſitzloſen, die die heutige 
Scheidung beſeitigen wird, da ſie die letzte Klaſſe 

Menſchheit iſt. 1 a 


der l tt 
M. D. u. H.! Wenn wir von dieſer Kenntnis 
aus an die Frage, was iſt Erziehung herantreten 
und ſie wie vorhin beantworten, dann werden wir 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
erkennen, daß wir vor einer 
Entſcheidung ſtehen. Wir müſſen uns entſcheiden, 
ob wir die Jugend für die alte Struktur der 
menſchlichen Geſellſchaft erziehen oder für die kom⸗ 
mende Struktur, ſollen wir die Jugend für die 
Vergangenheit oder für die Zukunft erziehen? 
Sollen wir die Jugend zu brauchbaren Mitglie⸗ 
dern der bürgerlichen Geſellſchaftsordnung erzie⸗ 
hen, wie die bürgerlichen Schulpolitiker zu be⸗ 
haupten nicht müde werden, oder ſollen wir die 
Jugend zu Trägern der menſchlichen Entwick⸗ 
lungsidee erziehen, zu proletariſchen Klaſſenkämp⸗ 
fern? Uebrigens iſt dieſe Gegenſätzlichkeit in der 
Erziehung bereits in der Praxis vorhanden, und 
zwar ſehen wir, daß die Jugend in allen kapita⸗ 
liſtiſchen Staaten, mögen die Schulen konfeſſi⸗ 
onell, ſimultan oder weltliche heißen, zu brauch⸗ 
baren Mitgliedern der bürgerlichen Geſellſchaft 
erzogen wird, d. h. für die Profitgier der Unter⸗ 
nehmer und dazu ſich auf den Schlachtfeldern wil⸗ 
lig dahinſchlachten zu laſſen. Im ruſſiſchen Volks⸗ 
ſchulgeſetz dagegen heißt es: 

Die ganze Arbeiterſchule muß darauf hinwirken, in 
den Lernenden das proletariſche Klaſſenbewußtſein 
und die entſprechenden Inſtinkte zu entwickeln, die 
Solidarität aller Werktätigen im Kampf mit dem 
Kapitalismus ins Bewußtſein zu rufen, ſowie auch 
zu einer nützlichen Produktions⸗ und geſellſchaft⸗ 
lichen Tätigkeit vorzubereiten. 

Hier ergibt ſich eine andere Frage, das iſt die 
der ſogenannten Neutralität in der Schule. Dieſe 
Neutralität in der Schule iſt nichts anderes als 
eine fromme Täuſchung, ja noch etwas weit ſchlim⸗ 


meres, eine ideologiſche Irreführung. Man lege 


doch einem ſogenannten neutralen Erzieher die 
Frage vor, wie er ſich gegenüber der Wahrheit, 
der Gerechtigkeit, der Idee der Menſchheit ver⸗ 
halte, und er wird antworten, das ſind ja ſelbſt⸗ 
verſtändliche Ziele der Erziehung, dahin ſoll ich 
ja die Jugend führen. Wenn man aber dieſe ſoge⸗ 
nannten neutralen Erzieher fragt: „Was ver⸗ 
ſtehen Sie eigentlich objektiv unter Wahrheit, 
Gerechtigkeit, unter der Idee der Menſchheit?“ 


dann werden Sie ſehen, daß ſie ganz erſtaunt vor 


der Frage zurückweichen und nicht gleich die Ant⸗ 
wort zur Hand haben, bis ſie ſich ſchließlich be⸗ 
finnen und jagen: „Selbſtverſtändlich im Sinne 
der jetzigen geſellſchaftlichen bürgerlichen Ord⸗ 
nung.“ Damit iſt aber die Neutralität ſchon ge⸗ 
brochen; denn es gibt keine Objektivität der Be⸗ 
griffe Wahrheit, Gerechtigkeit, Idee der Menſch⸗ 
heit. N 

Ich will ein praktiſches Beiſpiel dafür brin⸗ 
gen. Der Vater eines Kindes iſt bei einem Streik 
erſchoſſen. Das Kind weiß ganz genau, daß ſein 
Vater für die Idee der Menſchheit geſtorben iſt, 
daß er geſtorben iſt, weil er die Lebensbedingun⸗ 
gen ſeiner Familie verbeſſern, weil er ſeinen Kin⸗ 
dern mehr Nahrung geben wollte, ſein Vater alſo 
geſtorben iſt für eine gerechte Sache. Das Kind 
hört aber von den Erziehern, daß der Streik etwas 
Verabſcheuungswürdiges ſei. An dieſem Beiſpiel 
ſehen wir klar und deutlich, daß es heute keinen 
objektiven Begriff der Wahrheit, Gerechtigkeit 
und Idee der Menſchheit gibt. Ebenſo iſt die ſo⸗ 
genannte Neutralität in bezug auf die Politik 
innerhalb der Schule eine fromme Täuſchung. Die 


ſchickſalsſchweren 


zu halten verſuchen. 
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bürgerlichen Schulpolitiker werden entſetzt zurück⸗ 


weichen, wenn man ihnen mit einer Politiſierung 


der Jugend kommt. Sie werden die Politiſierung 
der Jugend leugnen und verneinen, und zwar mit 
der Begründung, man müſſe die Politik von den 
reinen Gemütern der Jugend möglichſt lange fern 
Es iſt ſchwer, bei dieſem 
Einwand ernſt zu bleiben, ganz beſonders, wenn 
dieſe Begründung von den Zentrumsleuten vor⸗ 
gebracht wird. Die ganze Erbärmlichkeit dieſer 
Schulreaktionäre wird durch den Ausſpruch des 
Jeſuitenpaters Muckermann gekennzeichnet. 
Muckermann ſchreibt nämlich im „Neuen Ufer“, 
der kulturellen Beilage der „Germania“, über die 
konfeſſionelle Schule und redet dem deutſchen Bür⸗ 
gertum gut zu, ſich für die Konfeſſionsſchule 
in Deutſchland einzuſetzen, da dadurch die Ge⸗ 
ſchäftsintereſſen der Induſtriemagnaten heilſam 
gefördert würden. (Hört, hört! links! Wo ſteht 
das? beim Zentrum.) In der „Allgem. Deut⸗ 
ſchen Lehrerzeitung“, alſo keinem Kommuniſten⸗ 
blatt. Es werden auch bürgerliche Schulpolitiker 
hier ſein, die ganz entſchieden mit mir der Mei⸗ 
nung ſind, was in dieſem Blatt ſteht, habe An⸗ 
ſpruch auf Wahrheit. In der „Allgemeinen Deut⸗ 
ſchen Lehrerzeitung“ vom 6. November 1925 — 
vielleicht beſorgen Sie ſich die Nummer — ſchreibt 
dieſer Jeſuit folgendes: „Man ſollte von den 
Kreiſen der alten Nationalliberalen erwarten. 
daß ſie ſchon des eigenen Nutzens wegen die kon⸗ 
feſſionelle Schule gewähren ließen, (Hört, hört!) 
haben ſie doch ein Intereſſe, wenn nicht am Chri⸗ 
ſtentum, ſo doch an der Sicherheit, die eine chriſt⸗ 
liche Weltordnung ihren Geſchäften bringt.“ 
(Hört, hört!) Das beweiſt aber gleichzeitig, daß 
man nur jene Politik von der Schule fernzuhalten 
ſucht, die der Ausbeuterklaſſe unangenehm iſt. 
Die Stellungnahme der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei zur Frage der Erziehung überhaupt, glaube 
ich genügend gekennzeichnet zu haben und gehe zu 
einer anderen Frage über: Wie verhält ſich die 
Kommuniſtiſche Partei zur Frage des Charakters 
der Schule innerhalb des jetzigen kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems? Wir wiſſen, daß wir unſere 
Forderungen, wie überhaupt alle wirklichen For⸗ 
derungen der Arbeiter niemals werden verwirk⸗ 
lichen können, ſo lange das kapitaliſtiſche Syſtem 
beſteht. Trotzdem ſtellen wir dieſe Forderungen 
und kämpfen dafür. Auch hier zeigt ſich der An⸗ 
terſchied zwiſchen der Kommuniſtiſchen und der 
Sozialdemokratiſchen Partei. Die Sozialdemo⸗ 
kraten haben heute die alten ſozialiſtiſchen Forde⸗ 
rungen, Trennung von Kirche und Schule, Tren⸗ 
nung von Kirche und Staat, Einheitlichkeit des 
Schulweſens, vollſtändig preisgegeben. Ihre Füh⸗ 
rer haben wiederholt erklärt, daß der Kapitalis⸗ 
mus immer ſozialiſtiſcher werde und die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſich nach der Religion ſehne. In Danzig iſt es 
insbeſondere Herr Loops, der ſich berufen fühlt, 
dem Marxismus die fehlende Seele zu geben. 
(Hört, hört!) Ich erinnere nur an feine Ausfüh⸗ 
rungen auf dem vorletzten Parteitage. Durch die 
enge Verbindung mit dem Zentrum haben ſich die 
Sozialdemokraten an das religiöſe Opium ge⸗ 
wöhnt. Sie erklären heute, die Religion ſei Pri⸗ 
vatſache. (Abg. Loops: Ich bin früher aus der 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Kirche ausgetreten, als Sie!) Demgegenüber er⸗ 
klären wir, daß die Religion für eine proletariſche 
Partei keine Privatſache iſt, ſondern daß wir als 
proletariſche Partei den ſchärfſten Kampf gegen 
das volksperdummende religiöſe Opium führen 
werden. 

Wir ſind gleichfalls gegen die von den Sozial⸗ 
demokraten propagierte Sonderweltſchule. Die 
Sozialdemokraten erklären, fie ſei wenigſtens ein 
Schritt vorwärts. Sie begründen das ungefähr 


ſo, wie Herr Gehl den Schritt in die Regierung 


begründet. Es iſt entſchieden ein Schritt vor⸗ 
wärts, im erſteren wie im letzteren Fall, nur nicht 
für die arbeitende Bevölkerung, nur nicht für die 
arbeitende Klaſſe, ſondern für die Beſitzenden. 
Wir haben kein Intereſſe an dieſer weltlichen 
Sonderſchule, weil dadurch der fortgeſchrittenſte 
Teil des Proletariats iſoliert wird. Wenn wir 
nun ein Geſetz einbringen, das ſogar nur die Si⸗ 
multanſchule fordert, dann lediglich deshalb, weil 
wir damit gewiſſen Parteien, die ja die Simul⸗ 
tanſchule als etwas höchſt Erſtrebenswertes hin⸗ 
ſtellen, Gelegenheit geben wollen, dies höchſt Er⸗ 
ſtrebenswerte auch zur Durchführung zu bringen. 
Wir erklären nach wie vor, daß für uns zwiſchen 
einer konfeſſionellen und einer Simultanſchule 
kein Unterſchied beſteht. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich will nicht lang und breit auf die 
Begründung eingehen, die die Sozialdemokraten 
und auch die Liberale Partei für den Vorzug der 
Simultanſchule gegenüber der konfeſſionellen 
Schule geben. Es beſteht für uns nur ein Unter⸗ 
ſchied, das ift der, daß ſich die Kinder in der Si: 
multanſchule beim Religionsunterricht nach Kon⸗ 
feſſionen trennen. Für uns beſteht auch innerhalb 
des bürgerlichen Syſtems zwiſchen einer ſogenann⸗ 
ten weltlichen Schule und einer Simultanſchule 
kein weſentlicher Unterſchied. Ich glaube, es war 
beſonders Herr Klingenberg, der in der vorigen 
Volkstagsperiode die weltliche Schule in allen 
Tonarten pries, als eine ſogenannte Schule 
der Neutralität, aus der die Religion und 
der Einfluß der Kirche verbannt wären. Er 
vergißt eins, daß die Kinder in der weltli⸗ 
chen Schule, two alſo kein Religionsunterricht er⸗ 
teilt wird, ideologiſch doch für das bürgerliche 
Klaſſenſyſtem erzogen werden, genau jo, wie z. B. 
in einer Simultan⸗ oder konfeſſionellen Schule. 
Wenn wir dieſe Vorlage einbringen, werden wir 
gleichzeitig auch den Kampf für die Intereſſen des 
Proletariats in Bezug auf Schulforderungen auch 
außerhalb des Parlaments führen. Wir werden 
uns mit dieſem Geſetzentwurf durchaus nicht zu⸗ 
frieden geben, wir werden die proletariſchen Or⸗ 
ganiſationen zur Abwehr der Machtgelüſte der 
Kirche aufrufen. Wir werden die Arbeiter zum 
Kampf gegen die Kirche und zum Kirchenaustritt 
führen. Wir werden den Arbeitern ſagen, daß 
der Jungſpartakusbund die proletariſche Klaſſen⸗ 
kampf⸗ und Klaſſenerziehungs⸗Organiſation der 
proletariſchen Kinder innerhalb des kapitaliſti⸗ 
ſchen Klaſſenſtaates iſt. Die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei wird durch den Jungſpartakusbund den Kampf 
für die Ideen der Kommuniſtiſchen Partei auch 


innerhalb der bürgerlichen Schule führen. Wir 
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jagen den proletariſchen Eltern: Eure Kinder ge⸗ 
hören in den Jungſpartakusbund hinein, damit 
ſie immun werden gegen die kapitaliſtiſche Beein⸗ 
fluſſung durch die bürgerliche Schule. Der Jung⸗ 
ſpartakusbund braucht aber die organisierte Macht 
der Erwachſenen. Wir wiſſen, daß ſich in dieſem 
Kampf gegen die Kirche, gegen die ſchwarze Schul⸗ 
reaktion alle proletariſchen Organiſationen, die 
gewillt ſind, ernſthaft dieſen Kampf zu führen, 
um das Banner der Kommuniſtiſchen Partei ſam⸗ 
meln werden. Denn die Kommuniſtiſche Partei 
iſt heute die alleinige Trägerin der alten Forde⸗ 
rungen der ſozialiſtiſchen Bewegung: Trennung 
von Kirche und Schule, Weltlichkeit des geſamten 
Schulweſens, proletariſche Klaſſenkampfſchule. 
Den Kampf um dieſe ſchulpolitiſchen Forderungen 
werden wir in den Kampf der Arbeiterklaſſe um 
die Beſeitigung des kapitaliſtiſchen Klaſſenſyſtems 
eingliedern; denn wir wiſſen, daß die Rechte der 
Arbeiterschaft nur von einer Regierung der Werk⸗ 
tätigen verwirklicht werden können. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Im Namen der Sozialdemokratiſchen Partei habe 
ich folgende Erklärung abzugeben: Sead 

Die Sozialdemokratie ſteht grundſätzlich auf 
dem Boden der weltlichen Schule. Wo ihre Ein⸗ 
führung nicht möglich iſt, tritt fie für die Simul⸗ 
tanſchule ein. 


enthalten. (Hört, hört!) 

Die Sozialdemokratie ſtimmte dem Ohraer 
Schulkompromiß mit dem Zentrum nur deshalb 
zu, weil ihr bei aller Anerkennung der Bedeu⸗ 
tung dieſer Frage die Ausgeſtaltung politiſcher 
und arbeitsrechtlicher Geſetze mit modernem, ſo⸗ 
zialen und demokratiſchen Geiſt als die wichtigſte 
Aufgabe erſcheint, zu deren Löſung nur eine Koa⸗ 


lition, wie die jetzige gegeben iſt. (Das ſind ja 
alles nur Phrasen! bei den Kommuniſten.) 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kurowſki. | 


Kursmiti, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 


Unſer Standpunkt zu dem von der Kommuniſti⸗ 


ſchen Fraktion vorgelegten Geſetzentwurf betreffs 
der Ohraer Schulfrage iſt hinreichend bekannt, ſo 
daß wir uns auf eine kurze Erklärung beſchränken 
können. Der Geſetzentwurf widerſpricht den Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 104 der Verfaſſung. Der 
Geſetzentwurf bringt lediglich eine Ausführung 
des erſten Satzes des Artikels 104, unterſchlägt 
aber die folgenden Beſtimmungen, wonach durch 
die Errichtung von Schulen auf ſimultaner 
Grundlage die beſtehenden Schulen in ihrem Be⸗ 
ſtand nicht beeinträchtigt werden, ferner, daß 
auch die Errichtung von neuen konfeſſionellen 
Schulen zuläſſig iſt. Wir werden daher dieſe Vor⸗ 
lage ablehnen. (Frau Abg. Kreft: Das iſt nichts 
Neues, das haben wir ſchon oft gehört!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Falkenberg. f 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat) M. D. u. 
H.! Dieſer Geſetzentwurf hat eine ganz neckiſche 
Geſchichte. Er taucht nämlich immer dann auf, 
wenn eine Partei den Feinden in dieſem Hauſe 
eine Unannehmlichkeit bereiten, ſie verhöhnen, 
ihre Grundſatzloſigkeit öffentlich brandmarken 
oder einer Koalitionspartei Knüppel zwiſchen die 
Beine werfen will. (Sehr gut! rechts) Dieſe Vor⸗ 
lage wurde ſeinerzeit von der Kommuniſtiſchen 
Partei dem Haufe mit dem Zweck vorgelegt, die 
Schule in Ohra auf ſimultaner Grundlage zu er⸗ 
richten. Ich glaube wirklich, daß damals als die⸗ 
ſe Schule im Entſtehen war, die Kommuniſten eine 
ehrliche Abſicht mit dieſem Antrag gehabt haben 
(Auch heute noch! bei den Kommuniſten). Die 
Sozialiſten haben damals dieſen Antrag freudig 
unterſtützt und ihn aufs gewiſſenhafteſte im Aus⸗ 
ſchuß begründet. Die Parteien von rechts erklär⸗ 
ten die Vorlage für verfaſſungswidrig. Die Li⸗ 
beralen ſagten, daß ſie zwar mit dem Inhalt des 
Antrages einverſtanden wären, wegen der unvoll⸗ 
kommenen Form, die dieſer Antrag damals hatte, 
ſich aber ablehnend verhalten müßten. So blieb 
dieſer Antrag natürlich ein Luftgebilde und wur⸗ 
de nicht angenommen. Dann ſchwieg man eine 
ganze Zeit davon. Vor den Wahlen im Sommer 
vorigen Jahres tauchte der Antrag wieder in ver⸗ 
beſſerter Form auf, diesmal von der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei aufgemacht und eingebracht, ei⸗ 
gen zu dem Zweck, um die Koalition zu ſprengen 
und unter der liberalen Lehrerſchaft ein gutes 
Agitationsmittel zu haben. Damals wurde die⸗ 
ſer Antrag von dieſer Stelle eingehend und auch 
ganz ſachgemäß, wie ich zugeben will, von dem 
Abg. Klingenberg begründet. Der Zweck gelang 
wirklich. Die Deutſchliberalen, die jetzt mit einem 
Mal die Simultanſchule als ihr Palladium er⸗ 
klärten, traten aus der Regierung aus, natürlich 
mit der vornehmen Verſicherung, daß ſie den al⸗ 
ten Freunden in gewiſſen Fragen Wohlwollen be⸗ 
wahren würden. (Sehr gut! rechts) So ging die 
Sache an den Ausſchuß. Dort wurde lange da⸗ 
rüber debattiert, der Antrag wurde aber nicht 
mehr erledigt. 


ſerer Partei iſt ein und dieſelbe geblieben. 
ſtehen dieſer Frage ganz leidenſchaftslos, objektiv 
wie man ſagt, gegenüber. 


ein Kompromiß darſtellt. 


Mittwoch, den 8. Februar 1928. 


Es it merkwürdig, eine ſolche Frage muß al⸗ 
len Zwecken dienen und wird immer wieder zu ge⸗ 
wiſſen Zeiten auferſtehen. (Abg. Friedrich: Die 
Schule war immer das Mädchen für alles!) Nach⸗ 
dem die Lage ſich geändert hat, werden die Fah⸗ 
nen eingerollt und ins Muſeum gebracht, bis ſie 


nach einiger Zeit ihre fröhliche Auferſtehung er⸗ 


leben und vor den bewundernden Augen der Men⸗ 
ge aufs neue entfaltet werden. Die Stellung un⸗ 
Wir 


In unſeren Reihen 
gibt es Anhänger der Simultanſchule und der Be⸗ 
kenntnisſchule. Vielleicht ſind ſie gleich ſtark, wir 
können das nicht abwägen. Wir ſtellen uns ge⸗ 
nau, wie die Zentrumspartei, auf den Boden der 
Verfaſſung. Wir wiſſen, daß dieſer Artikel 104 das 
Ergebnis langer ſchwieriger Beratungen iſt und 
(Sehr richtig!) Der 
Sinn und Geiſt dieſes Kompromiſſes, „Sinn und 
Geiſt“ ſtand in dem früheren ſozialdemokratiſchen 
Entwurf, iſt der, daß die Bekenntnisſchulen erhal⸗ 
ten werden ſollen. Es ſollte ihnen kein Abbruch 
geſchehen, und ſie ſollten in ihrer Entwicklung 
nicht beeinträchtigt werden. (Sehr richtig! rechts) 
Wir lieben den konfeſſionellen Frieden und wol⸗ 
len ihn in unſerer zerriſſenen Zeit, von der uns 
Herr Abg. Plenikowſki ein ſehr anſchauliches Bild 
gab, indem er uns das kommuniſtiſche Manifeſt 
vortrug, nicht durch neue Streitpunkte vermehren, 
die völlig überflüſſig ſind. Jeder Einzelne, der in 
deutſchen Landen lebt, wird wiſſen, daß bei der 
konfeſſionellen Zeriſſenheit dieſer Punkt nicht zu 
einer Regelung kommen wird, die alle Teile be⸗ 
friedigt. Man muß alſo die Zuſtände, wie ſie 
ſind, erhalten und nicht neues Oel ins Feuer gie⸗ 
Ben. Wir erleben den Streit um die Verfaſſung 
auch im deutſchen Reiche: 

Mit Worten läßt ſich trefflich ſtreiten, 

Mit Worten ein Syſtem bereiten, 

An Worte läßt ſich trefflich glauben, 

Von einem Wort läßt ſich kein Jota rauben. 
Die Auslegungen einer Verfaſſung werden immer 
durch die Wünſche und Beſtrebungen beeinflußt, 
die eine Partei geiſtig oder wirtſchaftlich hat. Es 
kommt darauf an, welche Abſicht die Parteien hat⸗ 
ten, die dies Kompromiß ſchloſſen. Sie hatten die 
Abſicht, den konfeſſionellen Frieden zu ſtabiliſie⸗ 
ren und dem Wunſch einer großen Fraktion der 
Koalition nachzukommen, die Bekentnisſchule zu 
9250 und ihre Beeinträchtigung zu verhin⸗ 
ern. 

Wir wollen den konfeſſionellen Frieden. Bei 
dieſer Gelegenheit muß ich mit Bedauern feſt⸗ 
ſtellen, daß anläßlich der Beſetzung einer Stelle 
und einer Anfrage, die dieſerhalb in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft an den Sengt gerichtet wurde, in 
der Senatserklärung die Bemerkung vorkam, daß 
wir uns von der rechten Seite daran gewöhnen 
müſſen, daß das Konfeſſionelle bei der Beſetzung 
der Stellen mehr als bisher in die Erſcheinung 
treten werde. (Zurufe links.) Wir bedauern 
ſolch eine Erklärung und glauben, daß hier nur 
ein verfehlter Ausdruck vorlag. Wir glauben uns 
auf die Regierungserklärung beziehen zu dürfen, 
in welcher eigens geſagt iſt, daß nur die Eignung 


zu einem Fache, nicht die Konfeſſion oder irgend⸗ 
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(Falkenberg, Abgeordneter) 
welche anderen Amſtände maßgebend für die Be⸗ 
ſetzung der Stellen ſein ſollen. Wir vertrauen 
darauf, daß die Regierungsparteien dieſen Satz 
der Regierungserklärung zur Wahrheit machen 
werden. Wenn die Erklärung des Senats in 
dieſem Punkte zur Wahrheit werden ſollte, 
könnte ein Sturm der Entrüſtung und eine große 
Unruhe in der Bevölkerung Platz greifen. Das 
wäre natürlich wieder kein glücklicher Zuſtand. 
Wir werden uns der Ausſchußberatung nicht 
widerſetzen. Neue Geſichtspunkte werden nicht 
zu Tage gefördert werden. Die neuen Herren, 
die im Volkstag ſind, ſollen aber nicht von einer 
Ausſprache im Ausſchuß abgeſchnitten werden. 
Sie ſollen ihre Anſicht dort zur Geltung bringen 
können. Zum Zweiten ſoll auch die Regierung 
die Möglichkeit haben, ihren Standpunkt noch 
einmal auch vor den neuen Mitgliedern des 
Volkstages darzulegen. (Lebhaftes Bravo! 


rechts.) — 
Das Wort hat 


Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Frau Abg. Richter. 

Richter, Frau Abgeordnete (D. Lib.): Im Na⸗ 
men der Deutſchliberalen Fraktion habe ich fol: 
gende Erklärung abzugeben: 

Wenn wir heute gezwungen ſind, den von der 
Kommuniſtiſchen Fraktion worgelegten Geſetzent⸗ 
wurf abzulehnen, jo ändert das an unjerer grund⸗ 
ſätzlichen Einſtellung zur Frage der Schule nicht 
das Geringſte. Sie alle wiſſen, daß Politik die 
Kunſt des Möglichen iſt. Sie werden infolge⸗ 
deſſen auch wiſſen, daß in einer Koalition mit 


(B) dem Zentrum die Frage der Simultanſchule zu⸗ 


rückgeſtellt werden mußte. Wenn wir uns trotz⸗ 
dem an der Regierungsbildung beteiligt haben, 
ſo geſchah dies erſtens, weil eine Koalition, in der 
dieſer unſer Grundſatz hätte verwirklicht werden 
können, nicht zuſtande kommen konnte, und zwei⸗ 
tens, weil aus Rückſicht auf zu erledigende große 
Staatsaufgaben uns die Verpflichtung auferlegte, 
uns an der Regierungsbildung zu beteiligen. (Abg. 
Hohnfeldt: Früher beſtand das Bedenken nicht!) 
Wir find der feſten Aeberzeugung, daß unſere 
Freunde außerhalb des Volkstages dieſe unſere 
Haltung billigen werden. Wiederholt möchte ich 
betonen, daß die Deutſchliberale Fraktion nicht 
daran denkt, einen ihrer älteſten Grundſätze auf⸗ 
zugeben. Der Geſichtspunkt des Staatswohles 
hat uns veranlaßt, dieſen ſtrittigen Punkt der 
Ohraer Schule auf die Dauer der jetzigen Koali⸗ 
tion gurückzuſtellen. (Abg. Hohnfeldt: Wie lange 
berechnen Sie dieſe Dauer?) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): Meine ſehr 
verehrten Damen und Herren! „Der Wille des 
Volkes hat einen ſichtbaren Ausdruck in dem Er⸗ 
gebnis der Wahlen zum Volkstag gefunden. Es 
iſt eine im Weſen der Demokratie begründete Not⸗ 
wendigkeit, daß die Regierung ſich dem ſo zum 
Ausdruck gekommenen Willen des Volkes anpaßt.“ 
So lauten bekanntlich die einleitenden Sätze der 
Regierungserklärung vom 26. Januar d. Is. 

Leider muß ich ſchon heute, alſo erſt vierzehn 
Tage nach Abgabe dieſer Regierungserklärung, 
feſtſtellen, daß ſich die jetzigen Regierungsparteien 
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in der Schulfrage nicht dieſem zum Ausdruck ge⸗ 
kommenen Willen der Mehrheit des Volkes ange⸗ 
paßt haben. — Wenn es weiter in der Regie⸗ 
rungserklärung heißt, auf Dem Gebiet edes Schul⸗ 
weſens find die in Artikel 104 bis 106 der Ver⸗ 
faſſung feſtgelegten Sicherungen genau innezuhal⸗ 
ten, ſo handelt es ſich hierbei lediglich um die Be⸗ 
tonung einer Selbſtverſtändlichkeit, die keiner be⸗ 
ſonderen Feſtſtellung bedurfte. 

Bedeutungsvoller iſt ſchon die Kundgebung 

des Herrn Abg. Weiß zu dieſer Frage, und zwar 
weniger das, was er ſagte, als das, was er wer⸗ 
ſchwieg. Er ſagte nämlich, ſeine Partei verlange 
in der Schulfrage nicht mehr, aber auch nicht we⸗ 
niger, als die Verfaſſung beſage. (Zurufe im Zen⸗ 
trum.) Warten Sie ab, ſeien Sie nicht ſo neu⸗ 
gierig! — Was Herr Weiß ſagte, hört ſich ſehr be⸗ 
ſcheiden an; es fehlt aber der Hinweis darauf, daß 
das Zentrum dem Artikel 104 der Verfaſſung eine 
andere Auslegung gibt, als die beiden anderen 
Koalitionsparteien zur Rechten und Linken. (Abg. 
Schilke: Dafür können wir nicht!) Trotzdem hätte 
Herr Abg. Weiß, wenn er gegenüber ſeinen bei⸗ 
den Koalitionsbrüdern ehrlich fein wollte, ihnen 
das recht deutlich unter die Naſe reiben ſollen. 
Ehrlichkeit findet man jedoch beim Zentrum ſehr 
ſelten. — (Abg. Schilke: Das müſſen Sie uns ge⸗ 
rade ſagen!) Das haben Ihnen andere Leute 
auch ſchon geſagt, nur glauben Sie es nicht! In 
dieſem Punkt find Sie unbelehrbar. — 
- Es trifft ar“ nicht den wahren Kern der Sa: 
che, wenn der Herr Abg. Siebenfreund und jetzt 
meine verehrte Freundin, Frau Abg. Richter, be⸗ 
Haupten, es handele ſich nur um eine Zurückſtel⸗ 
lung der ſtrittigen Schulfrage während der Dauer 
der Koalition. Aus den heute von den Soziali⸗ 
ſten und den Liberalen abgegebenen Erklärungen 
geht hervor, daß beide Parteien in der Schulfrage 
ganz glatt umgefallen ſind, und der lachende Sie⸗ 
ger in dieſem Fall allein das Zentrum iſt. — 
(Abg. Schilke: Seien Sie nicht ſo neidiſch!) Ich 
gönne Ihnen dieſen Sieg von Herzen. . 

Unzutreffend iſt ferner eine Notiz in den 
„Reuejten Nachrichten“ vom 24. Januar d. Is. 
Sie ſchreibt zu dem vorliegenden Geſetzentwurf 
der Kommuniſten: „An ſich iſt die Angelegenheit 
des Schulneubaues in Ohra eine vertraglich 
längſt einwandfrei feſtgeſtellte und geklärte An⸗ 
gelegenheit.“ — Es handelt ſich nicht nur um den 
Einzelfall Ohra, ſondern es handelt ſich um die 
Klärung der grundſätzlichen Frage, ob neu zu er⸗ 
richtende Schulen als Simultanſchulen einzurich⸗ 
ten ſind oder nicht. l 

In dieſem Punkte muß ich auch einem meiner 
Herren Vorredner, dem Herrn Abg. Falkenberg, 
widerſprechen. Seine Darlegungen treffen auf 
die Ohraer Verhältniſſe nicht ganz zu, ebenſo un⸗ 
zutreffend iſt ſeine Auslegung des Artikels 104. 

Selbſtverſtändlich beſtimmt Artikel 104 der 
Berfajlung, daß Schulen anderer Art, alſo Kon⸗ 
feſſtonsſchulen, erhalten bleiben müſſen. Das 
konnte in Ohra auch geſchehen. Die beiden Schu⸗ 
len in Ohra, evangeliſche und katholiſche Schule, 
wurden im keiner Weiſe angetastet und in ihrer 
Entwicklung behindert. Sie blieben als voll aus⸗ 
gebaute Schulen beſtehen. — Daneben war ledig⸗ 
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lich die neue Schule auf Grund des Artikels 104 
als Simultanſchule einzurichten. Alles andere, 
was geſagt wird, iſt ein „Dreh“, wie man im po⸗ 
litiſchen Leben ſagt. Es iſt eine einſeitige, eine 
willkürliche Auslegung des Artikels 104 der Ver⸗ 
faſſung, (Abg. Schwegmann: Das iſt unrichtig!) 
und eine Vergewaltigung des vom Zentrum kon⸗ 
ſtruierten und ſonſt ängſtlich gehüteten Willens 
der Erziehungsberechtigten; denn die Erziehungs⸗ 
berechtigten der 450 Kinder in Ohra ſind nicht zu 
ihrem Recht gekommen. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Jetzt gibt es mit einem Mal 
keinen Willen der Erziehungsberechtigten. Den 
gibt es nur bei Simultanſchulden, die zum kirch⸗ 
lichen Machtmittel gemacht werden ſollen. Wir 
bekämpfen nicht die Kirche, ſondern die kirchliche 
Vormachtſtellung in der Schule. Ich gehe in die⸗ 
ſem Punkte durchaus nicht mit Herrn Plenikowfti 
konform; ſondern ich ſtimme mit Herrn Falken⸗ 
berg überein. Ich verlange die chriſtliche Simul⸗ 
tanſchule, weil ich weiß, daß die Simultanſchule 
wohl von christlichem Geiſt durchdrungen ſein 
kann, ohne daß ſie vollſtändig auf die Konfeſſion, 
wie die Konfeſſionsſchule, eingeſtellt zu ſein 
braucht. Ich gehe ſogar ſoweit, zu ſagen, daß die 
von den Kommuniſten geforderte weltliche Schule, 
ohne ſie etwa zu fordern, in Wirklichkeit noch im- 
mer eine chriſtliche Schule iſt, und zwar aus fol⸗ 
genden Gründen: 

Eine deutſche Schule muß von deutſchem Kul⸗ 
turgeiſt und deutſchem Kulturgut durchdrungen 
ſein. Von deutſchem Kulturgut iſt die chriſtliche 
Weltanſchauung nicht zu trennen. (Zwiſchenruf 
bei den Kommuniſten.) Das werden Sie, Herr 
Plenikowſki, auch mit Ihren ruſſiſchen Phanta⸗ 
ſien nicht beſtreiten können. Die deutſche Kultur 
it ſo feſtgewurzelt, da müſſen andere Leute kom⸗ 
men als die ſieben Kommuniſten des Volkstages. 
(Abg. Raſchke: Vergeſſen Sie nicht den deutſchen 
lieben Gott!) Nein, den habe ich noch nicht ver⸗ 
geſſen, das können Sie mir glauben. Ich brauche 
wahrlich nicht Ihren ruſſiſchen lieben Gott. — 
(Abg. Raſchke: Sie müſſen Anterſchiede machen 
zwiſchen dem franzöſiſchen und ruſſiſchen, nur der 
deutſche liebe Gott iſt maßgebend! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Was haben die deutſchen Arbeiter von der 
deutſchen Kultur, wenn ſie verrecken müſſen?) Bei 
mir iſt an der deutſchen Kultur noch kein Arbei⸗ 
terkind verreckt. Vielleicht verrecken die Arbeiter⸗ 
kinder an der kommuniſtiſchen Kultur. (Zwiſchen⸗ 
rufe der Frau Abg. Kreft.) ö 

Auf die Haltung der Sozialdemokratie in der 
Schulfrage will ich hier nicht näher eingehen. Ich 
überlaſſe es den fünf Volksſchullehrern der S. P. 
D., die Haltung der Fraktion gegenüber ihren 
Wählern zu rechtfertigen. 

Eigenartig iſt es, daß aus der Erklärung der 
Sozialdemokraten hervorgeht, daß bei dem Kuh⸗ 
handel, der bei der Regierungsbildung betrieben 
wurde, die Liberalen bezüglich der Schule anſchei⸗ 
nend gar nicht gefragt worden find. (Zwiſchen⸗ 
ruf!) Aus der Erklärung ging das wenigſtens 
nicht hervor. Da wurde nur von den Abmachun⸗ 
gen zweier Parteien geſprochen, der Sozialdemo⸗ 
kraten und des Zentrums. 

Iſt das liberale Anſehen und die Einſchätzung 
der Liberalen in Danzig wirklich ſo weit geſunken, 


tig ſein, was eine Partei, 
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daß man ſie überhaupt nicht mehr fragt und ſie 
trotzdem in die Regierung hineingehen? Es tut 
mir leid, gerade denjenigen, die von den Libera⸗ 
len hier ſitzen, dies ſagen zu müſſen. Die andern 
haben es vorgezogen, lieber nicht zuzuhören. 
Wären ſie auch hier, dann brauchte ich es nicht 
denjenigen zu ſagen, die an dieſen Machenſchaften 
unſchuldig ſind. 

Sie ſehen aus meiner Einſtellung, daß mich die 
Haltung der Liberalen in dieſer Frage weit mehr 


intereſſiert, als die Haltung der Sozialiſten. Das 


iſt ganz natürlich. — Ich gehöre heute zwar nicht 
mehr zur Gruppe der Liberalen, weil ich als libe⸗ 
raler Kulturpolitiker den Danziger Geſchäftslibe⸗ 
ralismus ablehne. Es kann mir aber als prakti⸗ 
ſchem Schulpolitiker natürlich nicht ganz gleichgül⸗ 
die ſich dem Namen 
nach liberal nennt, aus der Simultanſchule macht, 
und welche Stellung ſie zur Simultanſchule ein⸗ 
nimmt. — 

Leider muß ich ſagen, die Haltung der Danzi⸗ 
ger Liberalen in der Frage der Simultanſchule iſt 
ein Kapitel für ſich, und dies Kapitel trägt die 
Ueberſchrift „50 Jahre Danziger Simultanſchule 
und doch verraten und werkauft!“ 

In dieſem Jahr jährt es ſich zum 50. Mal, daß 
die letzten konfeſſionellen Schulen in der Innen⸗ 
ſtadt zur Simultanſchule auf dem Petri⸗Kirchhof, 
der heutigen Schule des Rektors Falkenberg, zu⸗ 
ſammengelegt wurden. Die Danziger Liberalen 
haben das zweifelloſe Verdienſt, die in Danzig 
traditionelle Simultanſchule in den wenigen Jah⸗ 
ren ſeit der Loslöſung Danzigs vom Reich zwei⸗ 
mal verhandelt zu haben. 

Intereſſant und bezeichnend ſind Verlauf, Er⸗ 
gebnis und Erfolg dieſes politiſchen Geſchäfts. 
Zweimal wurde die Danziger Simultanſchule 
verkauft. Und die Gegenleiſtung des Zentrums? 
Im Jahre 1920 bei Beratung der Verfaſſung in 
einer bürgerlichen Mehrheit, — 12jährige Amts⸗ 
dauer der hauptamtlichen Senatoren und Verhin⸗ 
derung des Betriebsrätegeſetzes. — 1928 bei Bil⸗ 
dung einer Linkskoalition Einführung der par⸗ 
lamentariſchen Verantwortlichkeit der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren und Schaffung von Arbeiter⸗ 
Betriebsausſchüſſen und Arbeiterkammern. — 

Die Simultanſchule zweimal Handelsgegen⸗ 
ſtand. Zweimal dasſelbe Handelsobjekt! — Der 
Preis trotz gleicher Ware genau das Gegenteil! 
Bezeichnend für die Standhaftigkeit und Ziel⸗ 
ſicherheit der Danziger liberalen Politik, geführt 
von einigen Geſchäftsleuten. (Abg. Wahl: Bei 
denen Sie ſich früher ſehr wohl gefühlt haben!) 
So wohlgefühlt, daß ich dieſer Partei trotz Hoch⸗ 
achtung vor manchen, allerdings nicht vor Leuten. 
die, wie Sie, als Neulinge hier herkommen, den 
Rücken gekehrt habe. (Abg. Wahl: Weil Sie nicht 
aufgeſtellt wurden!) Ich habe meine Wähler bei 
der vorletzten Volkstagswahl gehabt, wenn ich 
auch nicht hineingekommen bin, und ich habe ſie 
auch jetzt gehabt ohne die Hilfe der Liberalen und 
ohne das Geld der liberalen Führer. Wir haben 
noch die Möglichkeit, aus eigener Kraft Volksver⸗ 
treter zu werden. Die ſcheint Ihnen zu fehlen. 
Hören Sie weiter zu. Sie können noch viel ler⸗ 
nen. ( Heiterkeit.) 
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(Friedrich, Abgeordneter) - 

Welches war nun eigentlich der Erfolg, den 
die Liberalen bei dieſem Geſchäft hatten? Im 
Jahre 1920 war der Erfolg der Liberalen gleich 
Null; denn die zwölfjährige Amtsdauer der Se⸗ 
natoren wurde nachher durch einen Federſtrich des 
Völkerbundes beſeitigt und in die vierjährige 
Amtsdauer abgeändert. Arbeitergeſetze ſind bis 
heute noch nicht gekommen. Ihre Verhinderung 
hat auch keine Bedeutung, denn die Arbeitgeber 
nehmen heute die Arbeiterausſchüſſe gar nicht ſo 
ernſt, wie das vielleicht manche Herren glauben. 
(Zwiſchenrufe links.) Leider iſt es ſo! Wenn Sie 
die Arbeiterausſchüſſe bekommen, werden Sie 
nicht viel Erfolg haben. Das Geld gewiſſer Füh⸗ 
rer regiert beſſer als der Arbeiterausſchuß. Den⸗ 
ken Sie ſpäter an meine Worte! 

Nun der Erfolg im Jahre 1928? Für die Li⸗ 
beralen vorausſichtlich auch gleich Null; denn das 
Zentrum, eine der Regierungsparteien, hat durch 
die Landeszeitung deutlich durchblicken laſſen, daß 
die Zentrumsfraktion, die Zentrumswähler, an 
eine Verfaſſungsänderung in Wirklichkeit nicht 
denken oder glauben. Wenn Sie nämlich daran 
glaubten, hätten ſie dieſe Koalition nicht mitge⸗ 
macht. Sie wiſſen ganz genau, daß dieſe Ver⸗ 
faſſungsänderung nicht zuſtandekommt, deshalb 
konnten Sie die Regierungsbildung recht gut di⸗ 
rigieren und zur Abwechslung wieder mit den 
Sozialiſten zuſammengehen. 

Was nun die Verabſchiedung der Arbeiterge- 
ſetze anbetrifft, ſo habe ich auch keine große Hoff⸗ 
nung. Acht Jahre lang ſind ſie dem Arbeiter ver⸗ 
sprochen worden. Beim Beginn der neuen Regie⸗ 
rung hat man ſie wieder verſprochen. Sie wer⸗ 
den ſo erfüllt werden, wie in den werfloſſenen acht 


Jahren, nämlich überhaupt nicht 


Die Kommuniſten wollen nun durch den vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf gewiſſermaßen die Si⸗ 
multanſchule retten. Herr Plenikowſki hat uns 
heute ſeine Einſtellung zur Schulfrage recht ein⸗ 
gehend klargemacht. Er hat auch betont, daß die 
Kommuniſten in Wirklichkeit keine Anhänger der 
Simultanſchule ſeien, das iſt ſelbſtverſtändlich, 
ſie eignen ſich auch herzlich wenig gerade 
zu Hütern der Simultanſchule, wie wir ſie 
uns denken. (Heiterkeit.) Vielmehr entſpringt 
der Antrag agitatoriſchen Zwecken. Ich möch⸗ 
te betonen, daß der Antrag auch in ſeiner 
Faſſung nicht ganz glücklich iſt. In der jetzigen 
Faſſung werden Sie das nicht erreichen, was be⸗ 
abſichtigt iſt. In dieſer Faſſung erreichen Sie im⸗ 
mer noch nicht die Einrichtung der Simultanſchule 
neben konfeſſionellen Schulen. Darüber zu ſpre⸗ 
chen wird Gelegenheit im Ausſchuß ſein. Wir ſind 
gewillt, der Ueberweiſung an den Ausſchuß zuzu⸗ 
ſtimmen und an einer etwaigen zweckmäßigen 
Umgeſtaltung mitzuarbeiten. 

Der einzig richtige Weg zur Klärung dieſer 
Angelegenheit wäre die Aenderung des Artikels 
101 der Verfaſſung. Wir werden zu gegebener 
Zeit entſprechende Anträge ſtellen und ſo auch den 
Liberalen, die ber nicht im Saal ſind, Gelegen⸗ 
heit geben, ſich der Männer Rickert und Münſter⸗ 
berg würdig zu erweiſen, deren Nachfolger ſie an⸗ 
geblich fein wollen. Einſtweilen haben die Dan⸗ 


zu berufen. Rickert und Münſterberg hätten im 
vorliegenden Fall anders gehandelt. 
„Eugen Richter rief im Jahre 1892 dem preu⸗ 
ßiſchen Miniſter Dr. Zedlitz bei Behandlung des 
Schulgeſetzes die Worte zu: „Jeder ſehe, wie er's 
treibe, jeder ſehe, wo er bleibe, und wer ſteht, daß 
er nicht falle!“ Wenige Wochen ſpäter war Graf 
Zedlitz nicht mehr Miniſter. 

Auch heute wackeln im Reiche einige Miniſter⸗ 
ſeſſel, weil in der Schulfrage keine Einigung zu⸗ 
ſtande kommt. Dort wird um die Erhaltung der 
Simultanſchule hart gerungen. Die Entſcheidung 
liegt im Reiche in den Händen der Nationallibe⸗ 
ralen. Ich hoffe, daß ſich auch die Danziger Na⸗ 
tionalliberalen ihrer liberalen Tradition erin⸗ 
nern und in der Frage der Simultanſchule nicht 
verſagen werden. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Geſtatten 
Sie mir ein paar Worte, weil ich aus Ohra bin, 
alſo von Hauſe aus die Angelegenheit außeror⸗ 
dentlich gut kenne und auch weiß, wie der Werde⸗ 
gang in der Angelegenheit war. Als die Anträge 
vom Volkstag angenommen waren, die der Senat 
ablehnte, wurde die Schule bezogen. Von der 
Gemeinde Ohra verlangte man Wirtſchaftsgelder. 
Da fragte man in der Gemeindevertretung von 
Ohra mit Recht, wenn ſchon Mittel bewilligt 
werden ſollten, wie denn eigentlich gekocht würde, 
katholiſch oder evangeliſch. Jetzt habe ich feſtſtel⸗ 
len müſſen, daß weder katholiſch, noch evangeliſch, 


jondern jo gekocht wird, wie Proletarier es eſſen O) 


müſſen, alſo Hausmannskoſt. Deshalb erübrigt 
es ſich nach meinem Erachten überhaupt, daß in 
dieſer Frage ſoviel geſtritten wird. Beim Unter: 
richt ſoll auch nicht katholiſch oder evangeliſch ge⸗ 
lernt, ſondern Volksbildung vermittelt werden. 
Der vorige Volkstag konnte die Frage nicht 
erledigen. Die Sozialdemokraten haben die Hoff⸗ 
nungen der Wähler arg betrogen. Wir ſtehen 
mitten im Klaſſenkampf, von dem das Parlament 
ein Teil iſt. Man kann den Gegner wohl achten, 
muß ihn aber bekämpfen, wie wir Kommuniſten 
es tun, mit allen zur Verfügung ſtehenden Mit⸗ 
teln, auch letzten Endes mit der Waffe in der 
Hand. Aber ich kämpfe lieber gegen einen ehrli⸗ 


chen Gegner, weil ich den immer treffen kann. Ge⸗ 
gen ſolche Unehrlichkeit, ſolche Demagogie, wie die 
Liberalen und Sozialdemokraten in dieſer Frage 
entwickelt haben, gegen einen derartigen Volks⸗ 
betrug iſt jedoch ſchwer anzukämpfen. Weil das 
Volk in ſeiner allgemeinen Bildung noch nicht ſo 
weit iſt, den Volksbetrug zu erkennen, ſchenkt es 
dieſen Leuten das Vertrauen. Die Frage ſpielt 
in der Tat eine große Rolle. Ich will beinahe be⸗ 
haupten, daß die Sozialdemokraten auf Grund 
deſſen den Stimmenzuwachs erhielten. Oder 
glauben Sie, Ihre Wähler wiſſen nicht, was eine 
Simultanſchule oder eine konfeſſionelle Schule iſt? 
Die armen Menſchen haben das geglaubt, ſie ha⸗ 
ben geſagt, helft uns in der Schulfrage, in der 
Wohnungsfrage, in der Erwerbsloſenfrage, und 
wir geben euch unſere Stimme. Sie haben alles 
verſprochen. Jetzt ſoll die Wohnungsbauabgabe 


ziger Liberalen kein Recht, ſich auf dieſe Männer auf 15 Prozent erhöht werden, und in der Frage 
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der Simultanſchule haben Sie das Volk elend 
verlaſſen. 5 

Nun einige Worte an die Liberalen. Man 
muß vor der alten Tradition dieſer Partei eine 
gewiſſe Achtung haben. Auch als die Deputation 
in Ohra war, der Unterrichtsausſchuß, der die 
Schule beſichtigte, mußte man dem politiſchen 
Gegner eine gewiſſe Achtung zollen, und jetzt, 
Frau Abg. Richter? Ich an Ihrer Stelle, die Sie 
angeblich liberal ſein wollen, würde mich ſchämen, 
von dieſer Stelle aus ſo zu ſprechen. Ich verzich⸗ 
tete darauf, wenn meine Partei gegen meine 
Ueberzeugung handeln ſollte, was ſie niemals tun 
wird. Man iſt eben ſelbſt Betrüger oder hat ge⸗ 
gen ſeine Ueberzeugung gehandelt. Nur dieſe bei⸗ 
den Motive ſind vorhanden. Das iſt Volksbetrug. 
Die Frage der Simultanſchule iſt nicht, wie hier 
geſagt wurde, ein Agitationsmittel für uns. Wir 
haben mit unſerm erſten Antrag bewieſen, daß es 
uns mit der Simultanſchule ernſt iſt. Die Kinder 
ſollen lernen, was die Wiſſenſchaft bietet und 
nicht die Kriecherei und Unnatur, die das Zen⸗ 
trum immer von ſich gibt. Wir wollen vermei⸗ 
den, daß die Kinder in dieſem Sinne erzogen wer⸗ 
den. Sie ſollen freie Menſchen werden. Es muß 
aufhören, daß zu etwas gebetet und gekrochen 
wird, was gar nicht vorhanden iſt. Damit muß 
aufgeräumt werden. Es darf nur ſolche Welt⸗ 
anſchauungen geben, die die Wiſſenſchaft ver⸗ 


mittelt. Darin liegt in der Simultanſchule eine 
gewiſſe Gewähr. Der Lehrer kann auf Grund 


ſeiner Weltanſchauung, die er hat, dem Kind die 
Weltanſchauung beibringen, wie die Welt ent⸗ 
ſtanden iſt, ſoweit die Wiſſenſchaft ausreicht, und 
daß alles nicht fo zuſammenhängt, wie es in der 
katholiſchen Kirche gelehrt wird. 

Ihre Redensarten erübrigen ſich, daß wir hier 


Agitation trieben. Reden Sie nur immer weiter 


davon. Es fällt ſchwer, dem Volksbetrug zu be⸗ 
gegnen, aber zuletzt wird uns doch das Volk glau⸗ 


ben. Wenn Sie ſelbſt ſagen, daß die ſieben oder 
acht Kommuniſten hier den Kohl nicht fett ma⸗ 
chen, ſo möchte ich anführen, daß in der ruſſiſchen 

uma nur drei Kommuniſten waren. Dieſe drei 
Kommuniſten haben das Zarenxeich mit der Ar⸗ 


terſchaft umgeworfen und alle kapitaliſtiſchen 


Staaten müſſen mit dieſem Arbeiterſtaat rechnen, 
mit dem proletariſchen Staat Rußland, den ſich 


die drei Abgeordneten mit den Werktätigen er⸗ 
kämpft haben. 


Sie wollen, aber die Zukunft gehört uns doch. 


Wenn wir uns die Geſchichte betrachten, die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Menſchheit, ſo ſehen wir, 


daß Reiche gekommen und vergangen ſind. Wenn 
Sie die hiſtoriſche Vergangenheit betrachten, 
müſſen Sie gu dem Reſultat kommen, daß den 


Werktätigen die Welt gehört. Dann werden wir 


auch verhindern, daß dieſe paar Volksbetrüger, 


die heute noch angeben, Volksvertreter zu ſein, 


die Menſchheit beglücken. Unjer Genoſſe Pleni⸗ 
kowſki hat heute die Ideen der Kommuniſtiſchen 
Partei vertreten. Für dieſe werden wir kämpfen 
und uns wird, trotzdem Sie uns bekämpfen, trotz 


Ihrer Klaſſenjuſtiz und Ihrer Kirche die Zukunft 


gehören! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Mittwoch, den 8. Februar 1928. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 


meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die allge⸗ 


meine Beſprechung. Gemäß den Vereinbarungen 
im Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, die Vorlage 
dem Unterrichtsausſchuß zu überweiſen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ku⸗ 
rowski. 

Kurowski, Abgeordneter (Z.) Eine Verein⸗ 
barung liegt nicht vor. Ich bitte, über die Vorla⸗ 
ge gleich abſtimmen zu laſſen. (Abg. Raſchke: Die 
Vereinbarung liegt vor!) Wir verlangen Abſtim⸗ 
mung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dafür ſind, daß die Vorlage 
dem Unterrichtsausſchuß überwieſen 
wird, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht) 
(Abg. Liſchnewſki: Nicht einmal im Unterrichts: 
ausſchuß wollen Sie die Sache als Sozialdemo⸗ 
kraten behandeln, unerhört!) Ich bitte um die 
Gegenprobe (Geſchieht). Ich ſtelle feſt, daß jetzt die 
Mehrheit ſteht, der Antrag iſt abgelehnt. Mit 
Rückſicht auf die vorgeſchrittene Zeit ſchlage ich 
nunmehr vor, nur noch den Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung zu erledigen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. 1 85 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es iſt hier 
immer ſo geweſen, daß wir bis 7 Uhr getagt ha⸗ 
ben. Jetzt iſt es erſt / 7. Wir können noch ſehr 
gut den nächſten Tagesordnungspunkt behandeln. 
Punkt 6 iſt bereits erledigt. Es iſt die Ueberwei⸗ 
jung an den Rechnungsprüfungsausſchuß erfolgt. 
Dagegen wurde kein Widerſpruch erhoben. Wir 
können meinem Erachten nach den nächſten Ta⸗ 
gesordnungspunkt erledigen, wenn es auch bis ½8 
Uhr dauern könnte. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich möchte feſt⸗ 
ſtellen, daß Punkt 6 noch nicht erledigt iſt, er ſoll 
nach den Vereinbarungen im Aelteſtenausſchuß 
dem Prüfungsausſchuß überwieſen werden. (Abg. 
Fooken: Punkt 6 iſt erledigt, Präſident Spill hat 
zu Beginn der Sitzung bekannt gegeben, daß er 
dem Ausſchuß überwieſen werden ſoll, und das 
Haus hat keinen Wiederſpruch erhoben!) Dieſer 
Punkt iſt noch zu erledigen. Es war nur mitge⸗ 
teilt worden, daß der Aelteſtenausſchuß vorſchlägt. 
ihn dem Rechnungsprüfungsausſchuß zu überwei⸗ 
ſen, (Abg. Raſchke! Bitte, jetzt den Punkt 4 zu er⸗ 
ledigen!) Es iſt beſchloſſen worden, bis 7 Uhr zu 
tagen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 


Herr Abg. Arczynſki. 
M. D. u. H.] Sie können uns verhöhnen, wie 


Arcßynfti, Abgeordneter (S. P. D.) Ich bean⸗ 
trage, die Tagesordnung derart umzuſtellen, daß 
Punkt 6 als Punkt 4 behandelt wird. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die für dieſen Antrag find, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich ſtelle 
feſt, daß es die Mehrheit iſt. Wir kommen nun⸗ 
mehr zu Punkt 62 
„Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung für 1924 
Drucksache Nr. 7. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich ſchlage vor, die Vorlage dem Rechnungsprü⸗ 
fungsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre 
ich nicht, es iſt demgemäß beſchloſſen. Wir würden 
nun zu Punkt 4 der Tagesordnung kommen. Zur 


— 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Arczynſki. 

Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.) Mit Rück⸗ 
ficht auf die vorgeſchrittene Zeit beantrage ich Ver⸗ 
tagung der noch übrig gebliebenen Punkte bis zum 
nächſten Mittwoch. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.) Ich habe ſchon 
einmal erklärt, daß es nicht üblich iſt, vor 7 Uhr 
Schluß zu machen. Wir beantragen, daß in der 
Tagesordnung weiter fortgefahren und daß beſon⸗ 
ders der nächſte Punkt noch behandelt wird, weil 
er dem Sozialen Ausſchuß überwieſen werden ſoll. 
Dann hat der Soziale Ausſchuß Gelegenheit, zu 
arbeiten. Wir können nach unſerem Dafürhalten 
dieſen Tagesordnungspunkt noch ſehr gut behan⸗ 
deln. Es iſt außerdem im Aelteſtenausſchuß be⸗ 
ſchloſſen worden, daß die Tagesordnung ſoweit 


wie möglich erledigt werden ſoll. Wenn wir jetzt 
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vor 7 Uhr ſchon Schluß machen, wird der Beſchluß (8) 


des Aelteſtenausſchuſſes umgeſtoßen. Wir werden 
uns ganz entſchieden dagegen wehren. 


Vizepräfident Dr. Bogdan: Es iſt über den 
Vertagungsantrag abzuſtimmen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dafür ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich ſtelle feſt, daß 
das die Mehrheit iſt. Es iſt demgemäß beſchloſſen. 
Ich habe nur noch Zeit und Tagesordnung 
der nächſten Sitzung feſtzuſetzen. Ich ſchlage 
vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 15. 
Februar, nachmittags 3,30 Uhr abzuhalten und 
auf die Tagesordnung die beiden heute noch nicht 
erledigten Punkte zu ſetzen, alſo Punkt 4 und 5 
der heutigen Tagesordnung, und weiter den Prä⸗ 
ſidenten zu ermächtigen, noch andere Punkte auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. 


Widerſpruch, ich ſtelle feſt, daß demgemäß be⸗ 


ſchloſſen iſt, ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 


Ich höre keinen 


! 
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(A) 


lungen bekanntzugeben. 


9. Sitzung. 


Mittwoch, den 15. Februar 1928. 


Seite 
Mandatsniederkegung des Abg. Boſſekmann (D. 

ʒ ! Sr RN . 

Austritt des Abg. Geisler aus der Kommuniſtiſchen 
tion ae ige a . 13C 
Plettner, Schriftführer (S. P. D.) 115 C 
Eintritt des Abg. Opitz in den Vorſtand 115C 
Geſchäftliches 115 D 


Erſte Beratung eines Am neſtiegeſetzes. Urantrag 


des Abg. Liſchnewfki u. Fr. (Drudiane Nr. 6) 1130 


Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 113 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verbot 
der Beſchäftigung von Kindern. Urantrag der 
Frau Abg. Kreft u. Fraktion (Druckſache Nr. 4) 114 A 
Kreft, Frau (K. P.) 114 
Falkenberg (D. Nat. 115 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 117 A 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Geſetzes über Fürſorge für Kleinrent⸗ 
ner. Urantrag des Abg. Mayen u. Fr. (Druck⸗ 


r e a ea ek Mu 117 B 
Kalähne, Frau (D. Nat.) 117 B 
Dr. Wiercinſki, Senator 119 A 

Plenikowſki (K. P.) » 119C 
Weiße (D. Nat.) iin ar 12¹ B 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurſs betr. Abände⸗ 
rung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge. 


Kreft (K. P.)) 
Dr. Wiercinſti, Senate 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die Ein⸗ 
wohnerwehr. Urantrag des Abg. Schwegmann 
u. Fr. (Druckſache Nr. 9) 14268 
Philipſen (D. Nat.) f 
Burandt (D.Nat.) 
Langnau (K. P. 


* In 13 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. Mittwoch, den 15. Februar 1928. 


113 


geteilt, daß er ſein Mandat als Volkstagsabge⸗ 
ordneter mit dem 11. Februar 1928 niedergelegt 
hat. Der Herr Abg. Bruno Geijler von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion hat mir durch ein längeres 
Schreiben mitgeteilt, daß er aus der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Fraktion austritt. Ich bitte den Herrn 
Schriftführer, das Schreiben zu verleſen. 


Plettner, Schriftführer (S. P. D.): 
f 5 Danzig, 13. Februar 1928. 


An 
den Herrn Präſidenten des Volkstages. 
Hiermit erkläre ich meinen Austritt aus der 
Kommumiſtiſchen Fraktion des Volkstages. 

Ich bin zu der Ueberzeugung gekommen, daß es 
mir unmöglich iſt, bei den zur Zeit beſtehenden Zu⸗ 
Händen. in der Leitung der K. P. D. Danzigs ehr⸗ 

lich für die Arbeiterklaſſe zu arbeiten. 7 

ns ri ich es We a ran gu 
ſätzen und Programm einer Kommuniſtiſchen Partei, 

wenn man für die Stadtbürgerſchaft zur Vertretung 
der Intereſſen der arbeitenden Bevölkerung Leute 
beſtimmt, von denen man auf Grund der Erfahrun⸗ 
gen genau weiß, daß ſie als Bauunternehmer nie⸗ 
mals im prolerariſchen und kommuniſtiſchen Sinne 

gearbeitet baben. er 5 

Auf der anderen Seite wird jeder ehrliche Wille 
zur praktiſchen Arbeit für das Proletariat als Rechts⸗ 

Ae und Opportunismus bezeichnet und auch be⸗ 

ämpft. 461 1 5 
Im Intereſſe der arbeitenden Bevölkerung 

werde ich mein Mandat als Volkstagsabgeordneter 

weiter ausüben. . 

3 Bruno Geifler, Volkstagsabgeordneter. 

Präſident: Anſtelle des Herrn Abg. Geifler hat 
die Kommuniſtiſche Fraktion den Herrn Abg. 


(0 


e er a Opitz als Vorſtandsmitglied benannt. — Anſtelle 
1 Aſchneufki u. St. (druck . „ des Herrn Abg. Geiſler hat die Kommuniſtiſche 


141226 Fraktion den Herrn Abg. Liihnewiti in den Ge⸗ 
125 ſchäftsordnungsausſchuß entjandt. Der Herr Abg. 


Brenner von der Nationalliberalen Gruppe iſt für 
die Zeit vom 14. bis 21. Februar beurlaubt. 
Dann habe ich Ihnen weiter im Auftrage des 


8 8 Aelteſtenausſchuſſes im Einvernehmen mit dem 
3 + 130€ Frageſteller vorzuſchlagen, daß Punkt 8 von der 


Dr. Ziebm (Tat.) zur Geſchäftsordnung 151 heutigen Tagesordnung abgeſetzt wird. Wider⸗ 


Dr. Ziehm (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 131 C 
Kloſſowſki (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 151 C 
Fooken (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 131 D 


ſpruch höre ich nicht, das Haus hat ſo beſchloſſen. 
Wir treten jetzt in die Tagesordnung ein. Ich 


Dr. Ziehm (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 131 5 kufe Punkt 1 auf: 


Namentliche Abſtimmung über den Antrag des 
Abg. Dr. Ziehm auf Herbeirufung von Se⸗ 


nats mitgliedern 132A 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 

e Imlbursetizris NZ 

Jahr (B. A. G.) 152 B 


Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 

ee e en ene e,; 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Sawegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 


135 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, 
Sawatzki, Dr. Wiercinſki; Oberregierungsräte 


Dr. Hemmen, Mundt; Obergerichtsrat Kettlig. 
Präsident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 9. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe 
ich dem hohen Hauſe einige geſchäftliche Mittei⸗ 
Der Herr Abg. Boſſel⸗ 
mann von der Deutſchnationalen Fraktion hat 


Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 
6 — Atantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 

Druckſache Nr. 6. (Abg. Brill: Ich beantrage, 

den erſten Punkt der Tagesordnung von der heu⸗ 

tigen Tagesordnung abzuſetzen!) Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 

Das Amneſtiegeſetz, das wir hier eingebracht ha: 


Br 13 N Ir iſt dem Staatsanwalt auf die Nerven ge: 


allen. Er hat nämlich in den letzten Tagen alle 
diejenigen, die kleine Strafen zu verbüßen haben, 
zum Strafantritt aufgefordert und iſt bereits da⸗ 
zu übergegangen, die Strafen zu vollſtrecken. 

enn nun heute beantragt wird, dieſen Tages⸗ 
ordnungspunkt weiter hinauszuschieben, dann be⸗ 
ſteht nicht nur die Gefahr, daß weitere Inhaftie⸗ 
rungen vorgenommen werden, ſondern, daß die 
Leute um ſo mehr Strafe abſitzen müſſen, je län⸗ 
ger dies Geſetz verſchleppt wird. Wenn die So⸗ 
zialdemokraten das auf ſich nehmen wollen, wenn 
ſie dieſe Aermſten der Armen weiter im Gefäng⸗ 
nis belaſſen wollen, dann haben wir nichts da⸗ 


mir durch Schreiben vom 11. Februar d. Is. mit⸗ gegen. Wir werden es aber der Oeffentlichkeit 
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(Kaſchke, Abgeordneter) 
klarmachen, wie Sie mit den 
Leute Schindluder treiben. 
Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, Punkt 1 
der Tagesordnung abzuſetzen. Darüber hat na⸗ 
türlich das Haus zu entscheiden. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung abſetzen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das it die Mehrheit; das 
Haus hat ſo beſchloſſen. — Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: N 5 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Verbot der Beſchäftigung von Kin⸗ 
dern. — Urantrag der Frau Abg. Kreft 


u. Fr.— 

Druckſache Nr. 4. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat die Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Das kapita⸗ 
liſtiſche Syſtem iſt auf der Ausbeutung des einen 
durch den andern aufgebaut. Um Profite einzu⸗ 
heimſen, um größere Profite in die Taſche zu 
ſtecken, ſucht man nach immer neuen Methoden, 
um die Arbeiter noch ſtärker auszubeuten, um an 
modernen Maſchinen die Arbeiter ſelbſt zu Ma⸗ 
ſchinen zu machen. Man fragt nicht danach, ob 
kauſende von Arbeitern bereits in jungen Jahren 
zu Krüppeln werden. Wenn nur der Profit wächſt 
und der Geldbeutel anſchwillt, wird die Ausbeu⸗ 
tung in immer ſchärferer Form betrieben. Die 
neue Zeit, in der die Rationaliſierung immer 
mehr durchgeführt wird, zeigt, daß man dazu 
übergeht, immer mehr Frauen in die Betriebe 
hhineinzunehmen. Man macht aber nicht bei den 


Intereſſen dieſer 


h) erwachsenen Arbeitern Halt, ſondern geht dazu 


über, die Kinder immer mehr einzuſpannen, ſie 
mitarbeiten zu laſſen, damit man noch einen grö⸗ 
ßeren Profit in die Taſche ſtecken kann. 

Der vorige Volkstag, dem wir genau dasſelbe 
Geſetz vorgelegt haben, hat 1½ Jahre gebraucht, 
es zu beſprechen. Weshalb ließ man ſich ſo lange 
Zeit? Weil die Statiſtiſchen Mitteilungen er⸗ 

aben, daß annähernd 4000 Kinder unter zwölf 

ahren im Danziger Freiſtaat beſchäftigt ſind. 
Wir glauben, daß dies noch nicht die endgültigen 
Zahlen ſind. Verſchiedentlich hat man als Grund 
der Kinderbeſchäftigung Leutemangel angegeben. 
Klingt das nicht lächerlich? Wenn im Freiſtaat 
12 —14 000 und im Sommer 10 000 Erwerbslose 
find, und man dann von Leutemangel ſpricht und 
Arbeiterkinder ausbeutet! Klingt es nicht wie 
ein Hohn, wenn weiter geſagt wird, daß es Arbei⸗ 
ten gibt, die nur von Kindern verrichtet werden 
können! Weshalb nimmt man lieber Kinder der 
Arbeiter zur Arbeit auf dem Felde? Nicht des⸗ 
halb, weil es ausſchließlich Kinderarbeit iſt, wie 
von dieſer Stelle geſagt wurde, ſondern weil die 

inder ſich noch williger und billiger ausbeuten 
laſſen als die Landarbeiter es ſchon tun und nicht 
nur, daß ſie billiger bei der Arbeit ſind, ihre 
Rücken ſind noch geſchmeidiger, ſie krümmen ſich 
ſchneller, und ihre Fingerchen find noch loſe an der 
Hand, ſie können ſie noch etwas ſchneller bewegen. 
Deshalb ſagt man, Rübenverziehen und ähnliche 
Arbeiten ſeien eine Beſchäftigung für Kinder. 
Aber nicht nur die Arbeiten werden von Kindern 
verrichtet, ſondern ich habe ſpezielles Material, 
daß im vergangenen Jahr die Kinder faſt in allen 


Orten der Niederung und im Großen Werder 
bei Getreideernten, bei der Heuernte, bei Kar⸗ 
toffelernten, kurz bei allen Ernten verwendet 
wurden und nicht ſechs Stunden, ſondern daß die 
Kinder von 10 Jahren früh um ſechs Uhr mit den 
Eltern aufs Feld gegangen ſind und ebenſo lange, 
wie die Saiſonarbeiter gearbeitet haben. Das⸗ 
ſelbe habe ich geſtern in Alt⸗Weichſel erfahren. 
Ebenſo haben die Kinder in Steegen, Stutthof, 
Gottswalde, Schmerblock mitgearbeitet. Ueberall 
arbeiten die Kinder 10, 12 und 14 Stunden. 

Man geht noch weiter. Die einzelnen Lehrer 
beurlauben während der Sommerzeit die Kinder, 
damit ſie von den Beſitzern als billige Arbeits⸗ 
kräfte ausgebeutet werden. Warum die Kinder? 
Weil man ſie mit wenigen Pfennigen abſpeiſt, 
weil ſie mit 50, mit 80 Pfennigen oder mit einem 
Gulden den ganzen Tag entlohnt werden und da⸗ 
für die ſchwerſte Arbeit verrichten. a 

Wir wenden uns ſcharf gegen die Kinderar⸗ 
beit. Es genügt, wenn der Menſch vom 16. Le⸗ 
bensjahr ab ſich ausbeuten laſſen muß. Man holt 
ſich Saiſonarbeiter, aber die Kinder ſind noch bil⸗ 
liger. Weil die Frauen der Landarbeiter mehr 
Lohn verlangen, deshalb nimmt man die Kinder. 
Wir wehren uns dagegen, weil, wenn die Kinder, 
die in frühen Jahren ſchon zur Arbeit herangezo⸗ 
gen werden, Krüppel werden müſſen, beſonders 
bei der Landarbeit. Es iſt in dieſem Jahre wie⸗ 
der in einem Artikel der „Danziger Neueſten 
Nachrichten“ darauf hingewieſen worden, daß die 
Möglichkeit beſteht, die jugendlichen Arbeiter aufs 
Land zu ſchicken. Auch das Jugendamt ruft auf 
und empfiehlt, Jugendliche und Kinder nach dem 
Kreiſe Deutſch⸗Krone und den Landbezirken Oſt⸗ 
preußens zur Arbeit zu ſchicken. Es erklärt, daß 
ſie dort ſehr gut aufgenommen werden. Man 
ſchickt ja auch die Schulkinder der Arbeiter im 
Sommer zur Erholung aufs Land zum Beſitzer. 
Was machen ſie dort? Sie verrichten die Arbei⸗ 
ten, durch die ſie dem Beſitzer einen Knecht er⸗ 
jegen. Und das nennt man Erholung. 

Im vorigen Volkstag wurde von dieſer Stelle 
erklärt, daß die Kinder gern arbeiteten, und daß 
die Landarbeit geſund ſei. M. D. u. H.] Wenn die 
Landarbeit ſo geſund iſt, dann möchte ich den Her⸗ 
ren auf der rechten Seite empfehlen daß ſie nicht 
Erholungsreiſen nach der Riviera, nach Italien 
oder ſonſtwohin machen ſollten, ſondern ſie ſollten 
zu ihren Bekannten, zu den Agrariern, gehen und 
ſich bei ſchwerer Landarbeit erholen. Wenn das 
die Erholung für die Arbeiterkinder iſt, dann 
kann das auch die Erholung für die beſitzenden 
Kreiſe ſein. Die Herren glauben aber, ſich ſogar 
im Winter an der Riviera und im Süden von 
ihrer „ſchweren Arbeit“ erholen zu müſſen, wäh⸗ 
rend die Arbeiterkinder in ihren Ferien als Er⸗ 
holung Kühe hüten und Arbeiten eines Knechtes 
verrichten müſſen. Wir wenden uns dagegen, daß 
die Arbeiterkinder weiter mißbraucht werden. 
Wenn auch eine Verordnung ſchon ſeit dem Jahre 
1908 beſteht, wonach die Kinderarbeit verboten 
iſt, ſo geht uns dieſe Verordnung nicht weit ge⸗ 
nug. Man ſieht, daß für die beſitzenden Kreiſe 
dieſe Verordnung abſolut nicht beſteht, daß ſie ſich 
nicht danach richten, und daß die Kinder nicht nur 
in der Landwirtſchaft, ſondern auch in der Indu⸗ 


(A 
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(Kreft, Frau Abgeordnete) 
ſtrie weiter ausgebeutet werden. Dieſe Erſchei⸗ 
nungen ſehen wir nicht nur in Danzig, ſondern 
auch in Deutſchland, wo die Induſtrie immer 
mehr rationaliſiert wird. Dort ſehen wir das 
Einrücken der Arbeiterkinder in die Induſtriebe⸗ 
triebe. f 
Wenn man in der Verordnung ſagt, daß die 
Kinder unter 13 Jahren nicht beſchäftigt werden 
ſollen, ſo geht uns das nicht weit genug. Wir 
jagen, mindeſtens bis zum 14. Jahr ſoll ein Kind 
lernen, ſoll etwas von der Jugend haben und nicht 
ſchon arbeiten. Bis zum 14. Jahr muß die Kin⸗ 
derarbeit verboten werden. 
Leute, daß die Kinder gern arbeiten wollen. Ich 
werde Ihnen ſagen, in welcher Form die Kinder 
gerne arbeiten. Ich ſelbſt habe erfahren, wie 
„gern“ Kinder arbeiten und wie „gern man zur 
Kinderarbeit geht“, weil das Geld nicht reicht, 
das der Vater nach Hauſe bringt, weil die Mutter 
nicht genügend Geld hat, Brot zu kaufen. Nur 
deshalb geht das achtjährige Kind „gern“ arbei⸗ 
ten, um am Abend 20 Pfennig für Brot zu brin⸗ 
gen. Wenn Sie das gern arbeiten nennen, weil 
das Kind die Not und das Elend zu Hauſe nicht 
mehr mit anſehen kann, dann ſage ich, das iſt eine 
ziemlich robuſte Auffaſſung. Viel lieber geht das 
Kind hinaus, amüſiert ſich und ſpielt mit den an⸗ 


dern Kindern. Sie ſagen aber, es iſt eine Erho⸗ 


lung, wenn es in der Landwirtſchaft arbeiten 
kann. Man ſagt auch, dieſe Arbeiten könnten nur 
von Kindern verrichtet werden. Schon 1903 und 
1908, als das Verbot der Kinderarbeit an der 


Weiter ſagen einige 
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Antrag vorlag, ſagte man, er ginge entſchieden zu 
weit, man könne nicht jede Kinderarbeit verbieten. 
Was verſtehen wir unter Kinderarbeit? M. 
D. u. H.] Kinderarbeit iſt alles das, was von 
Kindern gegen Gehalt oder Lohn, ſei es auch nur 
für Kleidung oder Wohnung, ausgeführt wird. 
Kinderarbeit iſt weiter die Arbeit, die im Hauſe 
für einen Dritten gegen Geld geleiſtet wird, alſo 
Heimarbeit. Kinderarbeit, die verboten iſt, iſt 
weiter die Tätigkeit, deren Ergebniſſe zum Ver⸗ 
kauf feilgehalten werden. Das trifft auf die 
Bäcker und Fleiſcher zu, auch auf die Beſenbinder 
uw. Allen dieſen Leuten, die zu Hauſe Waren 
herſtellen, muß die Kinderarbeit verboten wer⸗ 
den, (Sehr richtig! bei den Kommuniſten) und 
nicht nur bei dieſen Leuten, ſondern auch bei den 
kleinen Bauern, die ihre Kinder vom frühen Mor⸗ 
gen bis zum ſpäten Abend einſpannen, micht mit 
Freude, ſondern mit blutendem Herzen, weil ſie 
wiſſen, daß die Kinder zu Grunde gehen, wenn ſie 
ſchon früh arbeiten. Weshalb geſchieht es doch? 
Weil der Kleinbauer nicht genügend zum Leben 
hat, und weil er ſich keinen Knecht, keine Arbeits⸗ 
hilfe leiſten kann und deshalb die Kinder ſchon 
früh einſpannen muß. Legen Sie den Klein⸗ 
Sie de Bach 5 1 Steuern auf, unterſtützen 
e ſte, damit ſie nicht gezwungen find, die Kin 

zur Si ng Zt irn 
Jetzt haben wir Ihnen Wege gezeigt, und 
Ihnen geſagt, daß es kein Hindernis 919 die Kin⸗ 
derarbeit zu verbieten. Es liegt in Ihrer Hand, 
dies durchzuführen. Aber wir wiſſen, daß Sie auch 


8) Tagesordnung war, war es die Induſtrie, ſpeziell diesmal ſich zu weiter nichts als einer Entſchlie⸗ 


die Textilinduſtrie, die ſagte, ſie könnte ohne die 


Kinder nicht beſtehen. Es gäbe beſtimmte Arbei⸗ 
ten in der Textilinduſtrie, die nur von Kindern 
verrichtet werden könnten. Es hat ſich gezeigt, 
daß für dieſe Arbeit ein ſtarker, ſtämmiger Mann 
beſſer geeignet iſt als Kinder. Genau ſo iſt es mit 
der Arbeit in der Landwirtſchaft. Die Kinder 
dürfen nicht zur Arbeit gehen. Es haben ſich da⸗ 
mals ſchon Leute gefunden, und nachgewieſen, 
weshalb die Kinderarbeit verboten werden muß. 
Der Univerſitätsprofeſſor Herkner in Berlin ſagt, 
wenn das Verbot der Kinderarbeit arme Eltern 


trifft, dann ſoll man dazu übergehen, dieſen El⸗ 


tern Unterſtützung angedeihen zu laſſen, dann ſoll 
man ihnen Mittel geben, ihre Kinder zu ernäh⸗ 
ren, erſtens beſſeren Lohn für die Landarbeiter, 
zweitens, wenn keine Arbeitsmöglichkeit vorhan⸗ 
den iſt, wenn die Eltern nicht auskommen können, 
muß außerdem ein Zuſchuß in Form einer Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung gezahlt werden, damit die 
Kinder nicht zur Arbeit gezwungen werden. Dr. 
Herkner ſagte, es wäre beſſer, mit Wohlfahrts⸗ 
Unterſtützung einzuſpringen, als daß die Kinder 
durch körperliche Arbeit frühzeitig geiſtig und kör⸗ 
perlich zu Grunde gerichtet werden und Krüppel 
bleiben, um ſo ſchneller dem Wohlfahrtsamt 
oder der Juſtiz in die Hände zu fallen. Das ſagte 
ein bürgerlicher Vertreter ſchon im Jahre 1911. 
Heute aber ſagen die Deutſchnationalen und die 
bürgerlichen Parteien, wir brauchen die Kinder⸗ 
arbeit, wir brauchen die billigen Arbeitskräfte 
der Kinder. Heute ſind dieſe Leute noch weiter 
zurück als im Jahre 1908. Damals, als unſer 


ßung aufraffen werden. Wenn ein Gel 
ung aufraff rden. ein Geſetz vorgelegt 
wird, jo willen wir, Daß es Hintertüren — 5 


wird, und daß man ſich ſcheuen wird, die Unter⸗ 


nehmer zu beſtrafen, die die Kinder gu ei 
heranziehen. Man will nicht die ne 
ein Geſetz beeinträchtigen. Man glaubt, mit ſolchen 
Geſetzen die unruhigen Arbeiter zu befriedigen. 
Wir ſagen, die Arbeiterſchaft muß ſelbſt ein wirk⸗ 
liches Verbot der Kinderarbeit durchführen. Die 
Arbeiter müſſen deshalb um höheren Lohn kämp⸗ 
fen, damit ſie nicht mit den Kindern in Schweine⸗ 
ſtällen wohnen und ſie dann noch zur Arbeit 
chicken. Der Kampf muß von den Arbeitern ge⸗ 
führt werden, bis ihr Staat geſchaffen it, d. h. 
der Staat der Arbeiter und Bauern, der nicht zu⸗ 
laſſen wird, daß Kinder arbeiten, ſondern der da⸗ 
für ſorgt daß die Kinder wirklich Kinderjahre 
1 0 5 1 bei wi Kommuniſten.) 
räſident: Das Wort hat der Herr 3 . 
kenberg. l 1 ie = 
Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Danzig legt aus mehr als einem Grunde 
Wert auf die Rechtseinheit mit dem Deutſchen 
Reiche. Die Kinderarbeit der gewerblichen Be⸗ 


triebe iſt in Deutſchland durch Reichsgeſetz vom 


20. März 1903 geregelt. 1925 ſind noch zwei 
Paragraphen, betr. die Verwendung von Kin⸗ 
dern bei Aufnahmen für die Lichtſpielbühne, hin⸗ 
zugekommen. Dieſe beiden Paragraphen ſind von 
geringerer Bedeutung. Das Reichsgeſetz zeichnet 
ſich durch ein weiſes Maß aus, mit welchen vor 
der Wirklichkeit und dem Recht der Familie 


Halt gemacht wird. Dieſes weiſe Maß von Mä⸗ 
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(Falkenberg, Abgoerdneter) 

Bigung muß man aber an jener ſeinerzeit vom 
Sozialen Ausſchuß beſchloſſenen Statiſtik ver⸗ 
miſſen, welche Frau Kreft auch heranzog. Dieſe 
Statiſtik enthielt nämlich zwei Abſchnitte, 
erſtens die Beſchäftigung von Kindern in ſtädti⸗ 
ſchen Haushalten, und zweitens die Beſchäftigung 
von Kindern in ländlichen Haushalten. Die Kin⸗ 
der waren noch zwei Geſichtspunkten zu grup⸗ 
pieren, erſtens nach der Altersklaſſe und zweitens 
nach der Art der Beſchäftigung. Die Art der Be⸗ 
ſchäftigung iſt natürlich, wie es in einer Statiſtik 
nur möglich iſt, in Umriſſen angegeben, und die 
Frageſteller waren ſchon zu unbeſtimmten Fra⸗ 
Sie wußten nicht, welche Be⸗ 
ſchäftigung ſie als wirkliche Beſchäftigung im 
Sinne eines Geſetzes betr. die gewerbliche Kinder⸗ 
arbeit auffaſſen und welche Beſchäftigung wohl 
als unbeachtlich fortfallen könne. So litt die 
Frageſtellung ſchon unter einer Unbejtimmtheit. 
Die Antworten der Kinder waren von dem pein⸗ 
lichen Gefühl beeinflußt, daß hier unbefugter⸗ 
weiſe in die Intimitäten des Hauſes eingedrun⸗ 
gen würde. Die Kinder waren verſchloſſen, wichen 
aus, gaben unbeſtimmte Antworten oder gar 
keine. So ſind dieſe beiden Punkte der Statiſtik, 
wenn man ſie als Grundlage für geſetzliche Arbeit 
verwenden will, unbrauchbar. Jenes Reichsgeſetz 


hat auch Vorſorge getroffen, daß geprüft werden 


zuſammengeſchrumpft. 


muß, ob die Beſtimmungen dieſes Geſetzes durch⸗ 
geführt werden. Alljährlich zweimal, im Mai 
und Oktober, haben die Schulen ein Verzeichnis 
der gewerblich beſchäftigten Kinder dem Polizei⸗ 


(B) präſidenten einzureichen. 


Vor dem Kriege waren die Verzeichniſſe ſehr 
umfangreich. Damals kam noch das Austragen 
von Frühſtücksſemmeln und Milch in Betracht. 
Dieſe Beſchäftigung iſt heute ganz und gar fort⸗ 
gefallen. Es kommt eigentlich nur eine einzige 
Beſchäftigung vor, das iſt das Austragen von 
Zeitungen. Die umfangreichen Verzeichniſſe ſind 
An einer Schule, die von 
550 Kindern beſucht wird, hat man nur vier 
eigene Kinder feſtgeſtellt. An fremden Kindern, 
das ſind ſolche, die für Fremde arbeiten, hat man 
ebenfalls nur vier aufgeführt. Wenn man nach⸗ 
prüft, welche Beſchäftigung ausgeübt wird, ſo iſt 
es einzig und allein das Austragen von Zeitun⸗ 
gen. Andere Beſchäftigungsarten kommen gar 
nicht vor. Der Einwand, daß die Kinder viel⸗ 
leicht nicht alles angeben, iſt nicht jtichhaltig; 
denn die Kinder ſind plauderſüchtig, eins gibt 
das andere an, und fie geben viel zu viel an, 
mehr als man wiſſen möchte. Dieſe Beſchäfti⸗ 
gungen ſind nicht derart, daß man von ihnen an⸗ 
nehmen könnte, ſie ſtrengten die Kinder über⸗ 
mäßig an. Wenn man ſich die Zeitungen anſieht, 
welche Kinder beſchäftigen, ſo ſind es die „Neu⸗ 
eſten Nachrichten“ und die „Danziger Volks⸗ 
ſtimme“. Alſo auch die „Danziger Volksſtimme“ 
muß doch glauben, daß das Austragen von Zei⸗ 
tungen keine halsbrecheriſche Arbeit iſt. BEN 
Waährend ſomit die Beſchäftigung der Kinder 
in gewerblichen Betrieben durch Geſetz geregelt 
iſt, iſt das bei der Beſchäftigung von Kindern in 
landwirtſchaftlichen Betrieben nicht der Fall. 


Der Geſetzgeber in Deutſchland hat wohl bis heute 


noch nicht den Mut gefunden, das zu tun. Sonſt 
wäre das doch, da in Preußen eine ſozialiſtiſche 
Regierung beſteht, (Lebhaftes Nanu! links) und 
im Reiche eine ſtark von Sozialiſten beeinflußte 
Regierung (Lachen links. — Abg. Loops: Das 
Zentrum iſt ſozialiſtiſch! — Abg. Brill: Machen 
Sie ſich nicht lächerlich!) ſchon längſt geſchehen. 
Man hat das nicht getan. Bei kleinbäuerlichen 
Beſitzungen iſt die Exiſtenz des Beſitzers nur mög⸗ 
lich, wenn alle Mitglieder der Familie nach 
Maßgabe ihrer Kräfte in Haus und Hof mit⸗ 
helfen. Das iſt in alter Zeit ſo geweſen, und das 
wird immer ſo bleiben. Wenn Sie den Klein⸗ 
bauern die Möglichkeit nehmen, ſeine Familien⸗ 
mitglieder in Haus, Hof und Feld zu beſchäftigen, 
dann vernichten Sie die Exiſtenz des Bauern⸗ 
tums. (Zurufe links). Damit treibt man den 
Bauern von Haus, Hof und Scholle. (Dann ſoll 
Herr Dyck ſeine Kinder auch aufs Feld ſchicken! 
links.) Selbſtverſtändlich! Wenn der Geſetzgeber 
ſich zu einem ſolchen Schritt entſchließen würde, 
würde er auf einen geſchloſſenen Widerſtand des 
Bauerntums ſtoßen und ſtoßen müſſen. Das Bau⸗ 
erntum iſt heute nicht mehr in der Lage, fi 

Kräfte anzunehmen und ſie tarifmäßig zu ent⸗ 
lohnen. Wie ſollte der Bauer bei der heutigen 
ſteuerlichen Belaſtung und der troſtloſen Lage 
der Landwirtſchaft es möglich machen, ſich Ar⸗ 
beitskräfte anzunehmen. (Zwiſchenrufe links). 
Dieſe Bauern leben auf einem Kulturniveau, 
das tiefer ſteht, als das eines gut bezahlten Land⸗ 
arbeiters. (Widerſpruch links). Erkundigen Sie 
ſich, wie die Leute leben, die 30 bis 40 Morgen 
Land beſitzen. (Zwiſchenrufe der Abg. Plenikowſfki 
und Senftleben.) Sofern größere Betriebe in 
Betracht komen, iſt es unſere Anſicht, daß die 
Kinder von allen Beſchäftigungen fernzuhalten 
ſind, bei denen Leben, Geſundheit und Entwick⸗ 
lung irgendwie beeinträchtigt werden. Aber man 
ſoll ſich auch hier vor Ueberſpannungen und 
Uebertreibungen hüten. Wenn die Eltern ihre 
Einwilligung zu leichten Arbeiten geben, die die 
Kinder nach Maßgabe ihrer Kräfte während 
einiger Wochen des Sommers ausführen können, 


man dieſe Tätigkeit wohl zulaſſen kann. (Abg. 
Plenitowſki: Der arme Kleinbauer Ziehm, der 
jetzt noch dauernd Kinder beſchäftigt!) 

Der Geſetzentwurf hat auch eine Bedeutung 
für die Erziehung. Ihnen allen iſt doch wohl die 
große pädagogiſche Bewegung bekannt, die ſi 
Arbeitsſchulbewegung nennt. (Große Heiterkeit 
links.) Dieſe Bewegung iſt natürlich weiter 
nichts als die Neubelebung eines alten, pädago⸗ 
giſchen Grundſatzes, des Grundſatzes der Selbſt⸗ 
tätigkeit, leider einſeitig auf das manuelle Ge⸗ 
biet verſchoben. Wenn man von den Uebertrei⸗ 
bungen und Lächerlichkeiten, welche dieſem Prob⸗ 
lem heute noch anhaften, abſieht, ſo ſteckt darin 
doch ein guter Kern, erſtens die Betonung des 
Begriffs der Selbſtändigkeit als der Quelle des 
Könnens und der fortſchreitenden Entwicklung, 
zweitens die Abwendung von dem Intellektu⸗ 
alismus und die Hinwendung zu der Tätigkeit 
der Hand, alſo die harmoniſche Ausbildung des 
Menſchen. Drittens iſt es die Abwendung von der 


1 


0 


ſo ſind meine politiſchen Freunde der Anſicht, daß 
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1A) individuellen Erziehung zum Gemeinſchaftsſinn. ihnen das Vermögen geitohlen!) Ich komme noch 


(E) 


(Heiterkeit. — Was hat das mit Rübenverziehen 
zu tun? links.) Ich werde es Ihnen ſagen. Die 
kommuniſtiſchen Erzieher, die zuſammengeſchloſ⸗ 
ſen ſind in dem Bund der entſchiedenen Schul⸗ 
reformer unter Leitung des Herrn Oeſterreich, 
betonen den Wert der Arbeit, Sie ſchließen die 
Kinder in Schulgemeinſchaften zuſammen. 
haben ein Stück Feld gepachtet und arbeiten 
darauf. (Zwiſchenrufe links.) Dieſe Arbeiten 


ſollen nicht bloß Produkte in ſpieleriſcher Art er⸗ 


zeugen, ſondern dieſe Produkte werden für die 
Zwecke der Gemeinſchaft verwendet. 
ganz etwas anderes! links.) Dieſe Leute ſehen 
die Arbeit nicht als ein Spiel, als ein Amüſe⸗ 
ment, ſondern als eine ernſte Tätigkeit an. 

In der Erwägung, daß die Kinderarbeit 
durch Reichsgeſetz geregelt iſt, in der Erwägung, 
daß das Recht der Familie und das praktiſche 
Leben zu achten iſt, in der ferneren Erwägung, 
daß die Arbeit auch für die Jugend einen hohen 
ſittlichen Wert hat, lehnen wir den Geſetzentwurf 


ab. (Abg. Plenikowſki: Schicken Sie Ihre Kinder 


nur zu Ziehm! — Bravo! rechts.) 

Präſident: Da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen, ſchließe ich die Beſprechung. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bean⸗ 
trage, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Abg. Raſchke: Das war doch im Aelte⸗ 
ſtenausſchuß beſchloſſen!) 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Das Schlußwort wird nicht verlangt. Ich ſchlage 
im Auftrag des Aelteſtenausſchuſſes vor, die Vor⸗ 
lage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über Für⸗ 
ſorge für Kleinrentner. — Arantrag des 
Abg. Mayen und Fraktion. 

Druckſache Nr. 10. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat die Frau Abg. 
Kalähne. N 5 e 
Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Es ſteht heute hier eine Vorlage von 
uns zur Beratung, die ſich mit den Kapitalrent⸗ 
nern befaßt. Schon öfter haben wir in dieſem 
Hauſe die Frage der Kleinrentner erörtert. Es iſt 
auch im Laufe der Jahre manche Hilfe geleiſtet 
worden, aber es bleibt noch ſehr viel zu tun 
übrig. 

Man ſollte meinen, daß die Not dieſer alten 
Leute über Parteiunterſchiede hinweg allen ans 
Herz greifen müßte, und daß jeder verſuchen 
müßte, das Beſte für dieſe Menſchen zu tun, die, 
weil alt und ſchwach, und weil ſie ſich ſelbſt nicht 
helfen können, hilfsbedürftig ſind, wie kaum ein 
Stand in unſerem Volk. Man ſollte meinen, daß 
es einfache Chriſten⸗ und Deutſchtumspflicht 


wäre, hier helfend einzugreifen. Wir Deutſchna⸗ 
tionale haben von Anfang an getan, was wir 
konnten, um dieſen Kreiſen, die unverſchuldet in 
Not geraten ſind, ihr ſchweres Schickſal zu erleich⸗ 
tern. (Abg. Liſchnewſki: Ihre Regierung hat 


Sie 


(Das iſt 


darauf zurück, Herr Abg. Liſchnewſki. 

Wir legen Ihnen heute eine Geſetzesänderung 
des beſtehenden Geſetzes über die Fürſorge für 
Kleinrentner vor. Es wird, das weiß ich vorher, 
aus Ihren Reihen der Einwurf kommen: „Ihr 
wollt, weil Ihr jetzt in der Oppoſition ſeid, Agi⸗ 
tation in Rentnerkreiſen treiben. (Stimmt das 


den. Darauf iſt zu ſagen, daß wir ſtets geholfen 
haben, ſoweit es im Staatsintereſſe möglich 
war. Das beſtehende Kleinrentnergeſetz entſtammt 
ja unſerer Anregung. Die heutigen Abände⸗ 
rungsanträge, die wir bringen, haben ſich erſt im 


i 


Laufe der Zeit als nötig erwieſen. Im letzten 
Jahr iſt es für uns ſchwer geweſen, etwas Durch⸗ 
greifendes in dieſer Beziehung zu leiſten. Sie 
wiſſen, daß wir durch Bindungen an die anderen 
Regierungsparteien nicht immer ganz frei in un⸗ 
ſerem Handeln waren. (Hört, hört! links. — Große 
Heiterkeit. — Zwiſchenrufe beim Zentrum.) Das 
iſt doch kein Geheimnis, das weiß doch jeder. 

Der Vorwurf, daß wir Agitation treiben 
wollen, wäre berechtigt, und den könnte man 
uns machen, wenn wir jetzt die Vorlage einge⸗ 
bracht hätten, die wir für die einzig mögliche 
und gerechte Löſung der Kleinrentnerfrage hal⸗ 
ten, nämlich das Herausnehmen der Kleinrentner 
aus der Fürſorge, und ihnen einen Rechtsanſpruch 
auf Verſorgung geben. Wir haben dieſe Anre⸗ 
gungen ſchon öfter gegeben, aber die neue Geſetzes⸗ 
vorlage, die dazu nötig wäre, bringen wir heute 
noch nicht ein. Für uns iſt die heutige Vorlage 
nur Stückwerk. Sie ſoll augenblicklich die ſchwer⸗ 
ſten Schäden beſeitigen, bis wir zu einer gerech⸗ 
ten Löſung der Frage kommen. Wir behalten uns 
deshalb vor, ſobald die Frage im Reiche gelöſt iſt 
hier erneut Vorlagen zu bringen, die ſich dann 
der reichsgeſetzlichen Löſung anſchließen. Im 
Reiche und in Preußen wird die Frage lebhaft 
erörtert. Es liegt ſowohl ein deutſchnationaler, 
als auch ein demokratiſcher Geſetzentwurf dem 
Reichstag vor, die im Sozialpolitiſchen Ausſchuß 
behandelt werden, und wodurch die Rentner aus 
der Fürſorge herausgenommen werden ſollen. 
(Abg. Plenikowſti: Ihre Freunde in Deutſchland 


ſchieben das hinaus!) Es iſt auch ſchon verſprochen 


worden, im Haushaltsplan für 1928, alſo in 
dieſem Frühjahr, die Mittel einzuſtellen, die zur 
Durchführung dieſer Vorlage nötig ſind. 

Da wir uns in Danzig in unſerer ſozialen Ge⸗ 
ſetzgebung an das Reich anzulehnen pflegen, er⸗ 
ſcheint es uns richtig, daß wir auch in dieſem 
Falle dasſelbe tun und abwarten, bis die Sache 
im Reich geregelt iſt. Würden wir ſchon vorher — 
vielleicht jetzt — eine Neuregelung verlangen 
und einen Geſetzentwurf mit dieſen durchgreifen⸗ 
den Aenderungen einbringen, wie ſie im Reiche 
vorgeſehen ſind, jo würde dieſer Geſetzentwurf 
nachher vielleicht erneut abänderungsbedürftig, 
um ihn dem Reichsgeſetz anzuſchließen. Dar⸗ 
über ſollen wir, die wir mit den Rentnern Füh⸗ 
lung haben, uns klar ſein, daß jede Aenderung 
Untube und Aufregung in die Kreiſe der alten 
Leute bringt und Hoffnungen erweckt denen nach⸗ 
her ſo oft Enttäuſchungen folgen. Das Ende iſt 
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nicht? links.) Ich weiß ja, was Sie ſagen wer⸗ 
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(Kalähne, Frau Abgeordnete) 
dann Verbitterung der vom Schickſal ſo ſchwer 
Betroffenen. 

Wir in Danzig ſind dem Deutſchen Reiche mit 
der Rentnerhilfe inſofern voraus, als wir ſeit 
1923 bereits ein Geſetz haben, das dieſe Frage 
ſtaatlich regelt, während man im Reiche durch 
Landesgeſetze und kommunale Regelung dieſe 
Frage in ſehr verſchiedener Weiſe erledigt hat. 
So zahlt z. B. Bremen 90 Rentenmark monat⸗ 
lich, während andere Städte 10 und 15 Mark ge⸗ 
währen. Dieſe unterſchiedliche Behandlung ſoll 
durch ein Reichsgeſetz ausgeglichen werden. Was 
wollen wir nun mit unſeren Abänderungsanträ⸗ 
gen? Ich ſagte ſchon, daß wir die ſchlimmſten 
Mängel des jetzigen Geſetzes beſeitigen wollen. 
Wir wollen den $ 4 umändern, um klarer erken⸗ 
nen zu laſſen, wer unter die Kleinrentner fällt. 
Wir wollen vor allem die Sozialrentner, ſoweit 
ſie Kleinrentner ſind, d. h. ſo weit ſie ihr Ver⸗ 
mögen durch die Geldentwertung verloren haben, 
von deſſen Erträgen ſie zumeiſt ihren Lebensun⸗ 
terhalt beſtritten, in den Genuß derſelben Bezüge 
kommen laſſen, wie die Kleinrentner ihn haben, 
indem ihnen die Differenz zwiſchen der Klein⸗ 
rente und der Sozialrente gezahlt wird, die ja 
von Fall zu Fall verſchieden iſt. Ich weiß, daß 
es praktiſch in vielen Fällen ſo gehandhabt wird. 
Die Sozialrentner haben aber oft ſehr lange zu 
kämpfen, bis ſie ihr Recht erreichen. Die Wohl⸗ 
fahrtsämter ſtützen ſich auf $ 4 Abſatz 10 o, der 
in ſeiner Faſſung mindeſtens ſehr unklar iſt. Wir 
wollen, daß hier eine Aenderung eintritt und die 
Sozialrentner, ſoweit ſie Kleinrentner ſind, einen 
geſetzlichen Anſpruch auf die Kleinrentner⸗Unter⸗ 
ſtützung haben. 

Wir haben ferner in 8 6 einen Abſatz einge⸗ 
fügt, der die Bezüge der Ehegatten und Kinder 
regeln ſoll. Wir hätten dort gern ſtatt der 35 
Prozent Zuſchlag für den Ehegatten 50 Prozent 
geſetzt, weil uns das als der richtige Satz erſcheint. 
Wenn wir über die 35 Prozent hinausgegangen 
wären, wären wir über den Rahmen des ganzen 
Geſetzes hinausgegangen; denn das Geſetz ſagt, 
die Bezüge der Kleinrentner ſollen nicht höher 
ſein als die der Erwerbsloſen und nicht niedriger 
als die Höchſtrente der Sozialrentner. Da bei 
den Erwerbsloſen die Frauenzulage für den Ehe⸗ 
gatten 35 Prozent beträgt, haben wir hier dieſen 
Satz eingefügt und für die Kinder 25 Prozent. 
Wir behalten uns aber auch hier vor, dieſe Sätze 
dann zu ändern, wenn durch Reichsgeſetz eine 
andere Löſung erfolgt. 

Wir wollen dann weiter durch Geſetzesbeſtim⸗ 
mung feſtlegen, was eigentlich ſchon in den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen ſteht. Deswegen fügen 
wir dem Artikel 6 noch einen Abſatz hinzu: „Ein 
Rückgriff auf das Vermögen des Kleinrentners 
iſt unzuläſſig.“ Es muß endlich einmal mit dem 
Verlangen Schluß gemacht werden, einen Revers 
zu unterſchreiben, der nach dem Tode des Rent⸗ 
ners das bißchen Nachlaß, das er hinterläßt, dem 
Wohlfahrtsamt verſchreibt. Dieſe Sache läßt ſo 
manchen alten Rentner lieber hungern und auf 
die Rente verzichten, als daß er ſeinen Angehöri⸗ 
gen den Nachlaß nimmt. Wer im Beſitze großer 
Werte iſt, ſodaß er davon leben könnte, erhält ja 
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die Rente ſowieſo nicht. Dafür iſt im Geſetz ſchon 


geſorgt. Weswegen ſchafft man da nicht eine 
Aenderung? Fragt man ſich ſchließlich, welche 
Einnahmen das Wohlfahrtsamt aus der Ver⸗ 
pfändung der Hinterlaſſenſchaften hat, ſo iſt es 
eine lächerlich kleine Summe, die die dadurch ent⸗ 
ſtehenden Härten nicht gerechtfertigt. Wir werden 
dieſe Frage im Sozialen Ausſchuß erörtern, dem 
wir die Vorlage nachher zu überweiſen bitten. 
Ich glaube, daß die Einnahmen aus den Hinter⸗ 
laſſenſchaften eine ſo kleine Summe darſtellen, 
daß das Ergebnis durchaus nicht lohnt. Selbſt⸗ 
verſtändlich wären für uns mit der Annahme 
unserer Forderung die bisher verlangten Ver⸗ 
pfändungen von den noch lebenden Rentnern 
rückgängig zu machen. 

Wir haben noch einige Fragen, die bei unſe⸗ 
ren Anträgen nicht berückſichtigt ſind, und die wir 
im Ausſchuß erörtern wollen. Wir behalten uns 
Anträge da für ſpäter vor. Das iſt die Frage, ob 
es nicht möglich iſt, eine Abänderung darin zu 
ſchaffen, daß man verlangt, daß die Kinder ihre 
alten Eltern unterſtützen ſollen. Gewiß kann man 


nicht die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buches umgehen, die die Kinder dazu verpflichtet. 
Vielleicht wäre hier aber doch eine Erleichterung 
zu ſchaffen. Wir behalten uns, wie geſagt, die 
Erörterung dieſer Frage im Sozialen Ausſchuß 
vor und werden ſehen, was in dieſer Beziehung 
zu tun iſt. 5 

Dasſelbe gilt für die Frage des Kleinrentner⸗ 
heims, die hier nicht angeſchnitten iſt und die vom 
vorigen Senat bejahend beantwortet wurde, in⸗ 
dem das Heim aus den Erträgniſſen des Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetzes gebaut werden ſollte. 
Nach dem Fallen dieſes Geſetzes müſſen neue 
Wege geſucht werden, um das dringend notwen⸗ 
dige Rentnerheim zu ſchaffen. Auch darauf wer⸗ 
den wir noch zurückkommen. Wir müſſen die 
Sache im Sozialen Ausſchuß gründlich durchbe⸗ 
raten und auch durch Fragen, wie wir ſie an den 


Senat ſtellen, ſehen, wie weit wir kommen. Wir 


hoffen, daß wir durch unſere Anregungen ein Er⸗ 
gebnis erzielen, das das Los unſerer Danziger 
Rentner erleichtert. Es iſt traurig genug, daß 
faſt ſechs Jahre vergangen ſind, ohne daß eine 
Löſung dieſer Frage im Reiche gefunden iſt, die 
einigermaßen als erträglich bezeichnet werden 
kann. Einer nach dem andern dieſer alten Leute 
ſtirbt dahin in dem Gefühl der Entrechtung, der 
Beraubung. Sie hofften einſt auf das Aufwer 
tungsgeſetz. Das Geſetz hat ſie enttäuſcht, mußte 
ſie enttäuſchen. Sie hofften auf die Verſprechun⸗ 
gen all derer, die bei der Wahl ihre Stimmen 
fangen wollten. Ob ſie in Danzig entttäuſcht wer⸗ 
den, wird die Beratung dieſes Antrages zeigen. 
Wir möchten wünſchen, daß die Parteien, die let: 
ten Endes das Schickſal dieſer Kreiſe heraufbe⸗ 
ſchworen haben, ſich den Wünſchen der Rentner 
etwas geneigter zeigen möchten. Man ſagt immer, 
die Kleinrentner ſind Kriegsbeſchädigte und doch 
trifft das nur bedingt zu, ſie ſind im wahren 
Sinne des Wortes Revolutionsbeſchädigte. (Sehr 
richtig! rechts — Widerſpruch links). Sie dürfen 
nicht vergeſſen, daß der Dollar bei der Revoluti n 
auf 6 Mark ſtand. Aber wie dem auch ſei, zu 


(©) 


(A: 


— 


) 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. 


Mittwoch, den 15. Februar 1928. 119 


(Kalähne, Frau Abgeordnete) 
helfen, darüber ſind wir uns wohl alle einig, iſt 
Chriſtenpflicht. Am ſo mehr, als es ſich um 
Leute handelt, die zu den treueſten Steuerzah⸗ 
lern, zu den beſten Deutſchen gehören, die um die 
Hoffnung ihres Lebens gebracht worden ſind. Mir 
bitten, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. (Lebhaftes Bravo! rechts.) ö 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Wiercinfki. 

Dr. Wiercinfſti, Senator: Im Auftrage des 
Senats habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Gegen den Geſetzentwurf Mayen und Fraktion 
beſtehen ſehr erhebliche Bedenken. Die Beſtim⸗ 
mung, daß Kleinrentnereigenſchaft noch dann an⸗ 
zunehmen iſt, wenn das Einkommen das Andert⸗ 
halbfache des Anterſtützungsſatzes für Kleinrent⸗ 
ner beträgt, $ 4a, iſt praktiſch von nicht nennens⸗ 
werter Bedeutung, da die bis jetzt geltende Rege⸗ 
lung dasſelbe ermöglichte. 5 

Das Gleiche gilt von der Beſtimmung des 
§ 4c, da der Senat unter Gebrauchmachung von 
der im § 4 Abſatz 3 erteilten Ermächtigung ſtets 
in den Fällen, in denen die Rente, das Warte⸗ 
geld uſw. hinter der Kleinrentnerunterſtützung 
zurückblieb, auf Antrag die Gemeinden zur Zah: 
lung des Differenzbetrages angewieſen hat. 
Ziffer 2 des Antrages iſt folgendes zu bemerken: 
Durch § 6, Abſatz 1, wird, da die alte Beſtimmung 
übernommen wird, nicht die an ſich beſtehende 
Unklarheit des Geſetzes darüber beſeitigt, was 
unter Sozialrente zu verſtehen iſt. Ferner wird 
nicht die Zweifelsfrage gelöſt, welcher Satz der 
Sozialrente als Norm gelten ſoll, Durchſchnitts⸗ 
ſatz — Höchſtſatz. In Abſatz 2 find wohl nicht die 
ſpäteren Unterſtützungsſätze, ſondern die ſpäteren 
Erhöhungen der Unterſtüungsſätze gemeint. Die 
anderweite Feſtſetzung der Unterſtützungsſätze für 
Ehegatten weicht im Ergebnis nur unweſentlich 
von den heutigen Sätzen ab. Die Normierung 
des Kinderzuſchlages iſt praktiſch von verſchwin⸗ 
dender Bedeutung, da Kinder unter 18 Jahren 
bei Kleinrentnern außerordentlich ſelten ſind. 

Wenn ferner durch die Wiederholung des Ge⸗ 

ſetzwortlautes in Abſatz 4 des Antrages, daß näm⸗ 
lich Einkommen aus Arbeit und Beſitz auf die 
Anterſtützungsſätze in Anrechnung zu bringen 
ind, bedeuten ſoll, daß dieſes ſchlechthin, alſo ohne 
die in Artikel 8 der Ausführungsbeſtimmungen 
vorgeſehenen Einſchränkungen, geſchehen ſoll, ſo 
würde dieſes ſogar eine Verſchlechterung gegen⸗ 
über dem augenblicklichen Rechtszuſtand bedeuten. 

Die Beſtimmungen in den beiden letzten Ab⸗ 
ſätzen des Antrages erſcheinen nicht annehmbar. 
Es können leicht Fälle vorkommen, in denen es 
unbillig ſein würde, öffentliche Mittel aufzuwen⸗ 
den, während dem Kleinrentner ein nicht unbe⸗ 
deutendes Vermögen zugewachſen iſt. Die Nach⸗ 
prüfung der Bedürftigkeit muß auch jederzeit 
möglich ſein, weil ſonſt Staat und Gemeinde in 
die Lage kommen könnten, faſt ein Jahr die Un⸗ 
terſtützung grundlos zahlen zu müſſen. 


Zuſammenfaſſend iſt zu bemerken: Der Antrag 


erſcheint zum Teil unweſentlich, zum Teil unklar. 
Soweit er materielle Beſtimmungen ändert, liegt 
er zum Teil nicht im Intereſſe der Kleinrentner, 
zum Teil bedeutet er eine zu weit gehende und 


Zu 


damit nicht gerechtfertigte Berückſichtigung des 
Kleinrentners, der Vermögen beſitzt. Der Antrag 
gibt deshalb nicht eine geeignete Grundlage für 
eine Geſetzesänderung ab. Der Senat bittet den 
Antrag Mayen abzulehnen. Sobald in Deutſch⸗ 
land eine geſetzliche Regelung erfolgt iſt, wird 
der Senat von ſich die Aenderung des Geſetzes in 
Erwägung ziehen. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki. d 

Plenitowjti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
9.! Der Herr Abg. Falkenberg war es, der im An⸗ 
ſchluß an die Beſprechung der Geſetzesvorlage über 
die Simultanſchulen an dieſer Stelle ſagte, das Ge⸗ 
etz bezüglich der Simultanſchule ſei ein altes, ver⸗ 
ſtaubtes Aktenbündel, das man in den Aktenſchrank 
lege und von Zeit zu Zeit, wenn man es brauche, 
heraushole. Genau dasſelbe, m. H. Deutſchnati⸗ 
onalen, iſt es mit Ihrer Sorge bezüglich der 
Kleinrentner; denn Sie haben einen guten Teil 
Ihrer Wähler, Ihrer Anhänger bisher aus dieſen 
Kreiſen bezogen. Die letzten Wahlen haben bewie⸗ 
ſen, datz dieſe Kreiſe „ade“, meine lieben Deutſch⸗ 
nationalen, zum größten Teil zu den Sozialdemo⸗ 
kraten abgewandert ſind; ſie werden erkennen, 
daß ihnen dort auch keine Hilfe blühen wird, da 
bei den Sozialdemokraten auch keine andere Poli⸗ 
tik als Futterkrippenpolitik betrieben wird, eine 
Politik zur Rettung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten. — Zurufe 
links.) Hoffentlich erlebt Herr Klingenberg noch 
dieſe Weltrevolution. Er wird es dann vermut- 
lich vorziehen, zu verſchwinden; denn die Welt⸗ 
revolution wird auch über Herrn Klingenberg 
hinweggehen. ( Heiterkeit.) Man ſieht, daß die 
Bürgerlichen mit zweierlei Maß meſſen. Sie 
entdecken jetzt ihr Herz. Wie ſagte doch Frau Ka⸗ 
lähne? Die Not dieſer armen Leute ſollte allen 
zu Herzen gehen. Aber Ihr Kollege, Herr Dr. 
Ziehm war es, der da ſagte, die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung wäre eine Prämie auf die Faulheit. 
(Abg. Dr. Jiehm: Leſen Sie doch nach, was ich 
geſagt habe, mit dem Schwindel hören Sie doch 
endlich auf!) Das iſt nicht Schwindel, ſondern 
Wahrheit. Die Herren Deutſchnationalen heto⸗ 
nen immer wieder das Unverſchuldetſein dieſer 
Leute, die jetzt auf die Kleinrentnerunterſtützung 
angewieſen ſeien. Sie vergeſſen aber, daß auch 
die anderen Bevölkerungskreiſe, die Sozialrenten⸗ 
empfänger und die Wohlfahrtsrentenempfänger, 
genau ſo unverſchuldet in dieſe Lage gekomen ſind. 
Gerade Sie und Ihre Anhänger ſind es, die dieſe 
Leute in dieſe Lage gebracht haben und ebenſo 
auch die Kleinrentner. 
Ich erinnere an die Vorgänge in Deutſchland. 
Hat man in Deutſchland daran gedacht, während 


Hat man daran gedacht, für die ungeheuren Milli⸗ 
arden, die man verausgabte, Deckung zu ſchaffen? 
Man drückte den Leuten wertloſe Scheine in die 
Hand. Man zog das Gold heraus, und nachher 
kam das große Elend. Man dachte, wir werden 
ſiegen, Deutſchland wird nicht untergehen, und 
dann werden die Proleten in den anderen Län⸗ 
dern, in England, Frankreich uſw. die Kriegs⸗ 
ſchulden bezahlen. Es iſt anders gekommen, und 


der Kriegszeit die Kriegsgewinne zu beſteuern? 
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(Blenitomiti, Abgeordneter) 8 

nun ſtöhnt man über das Elend dieſer armen 
Leute, die ihr Hab und Gut verloren haben und 
bezeichnet ſie als Revolutionsopfer. Nein, dieſe 
Leute ſind ein Opfer Ihrer Kriegspolitik (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr gut!) und nicht das Opfer der 
ſogenannten Revolution. Sie und Ihr Anhang 
haben ja dieſen Leuten das Geld geſtohlen. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Deshalb wäre es nicht 
nehr als recht und billig, wenn man den Dieben 
aus der Kriegszeit, den Kriegsgewinnlern, das 
Vermögen wieder wegnimmt. Dann könnte man 
dieſen Bedürftigen tatſächlich helfen, nicht nur den 


Kleinrentnern, ſondern allen, die unverſchuldet in 


eine Notlage geraten ſind. Ich erinnere an das 
Heer der Arbeitsloſen, an das Heer der Sozial⸗ 
rentenempfänger. Die Deutſchnationalen ſtellen 
ſich hin und ſchwärmen in demagogiſcher Weiſe von 
der alten Zeit. Wenn man Frau Abg. Kalähne 
ſieht, ſtellt man ſie ſich als germaniſche Heldenjung⸗ 
frau vor, es fehlt nur noch das Schwert an ihrer 
Linken. So ungefähr ſieht es in den deutſchnatio⸗ 
nalen Verſammlungen aus, wenn die Herrſchaften 
den Kleinrentnern etwas von der guten alten Zeit 
vorſchwärmen, wo man mit Kaiſer Wilhelm am 
ſelben Tiſch ſaß und ihm die Hand drücken durfte. 
Dann vergeſſen die armen Opfer, daß man nicht 
gewillt iſt, ihnen zu helfen, daß man nur Politik 
treibt, ohne daran zu denken, die Not der Armen 
zu lindern. Man mißt hier tatſächlich mit zwei⸗ 
erlei Maß. Man will den Kleinrentnern die Un 
terſtützungsſätze wieder erhöhen, denkt aber gleich⸗ 
zeitig nicht daran, auch den Wohlfahrts⸗ und So⸗ 
zialrenten⸗Empfängern zu helfen. ; 
Vor etwa zwei Monaten jtand hier das Inva⸗ 
lidenverſicherungsgeſetz zur Beratung. Man er⸗ 
höhte die Beiträge für die Invalidenverſicherung, 
dachte aber nicht im entfernteſten daran, dement⸗ 
ſprechend auch die Unterſtützungsſätze zu erhöhen, 
und es waren damals, glaube ich, auch die Sozial⸗ 
demokraten, die tatſächlich mit dafür ſtimmten, 
daß die Anterſtützungsſätze in Danzig nicht denen 
angepaßt wurden, die in Deutſchland gezahlt wer⸗ 
den. Die Leute ſollten alſo dieſelben Beiträge zah⸗ 
len wie in Deutſchland, aber nicht dieſelben Sätze 
bekommen. Da waren Sie es gerade, m. H., die be⸗ 
tonten, Danzig habe kein Geld, es ſei dem Zuſam⸗ 
menbruch nahe, da könne man unmöglich die Un⸗ 
terſtützungsſätze für die Invalidenverſicherung ge⸗ 
nau ſo hoch ſtellen wie die Sätze, die in Deutſchland 
gezahlt werden. Durch Ihre Abänderungsanträge 
wollen Sie mehr Klarheit ſchaffen. Ich möchte 
feſtſtellen, daß das nicht der Fall iſt, daß man aber 
vergeſſen hat, einen ganz wichtigen Paragraphen 
klarzuſtellen. Wer kommt denn heute überhaupt in 
den Beſitz der Kleinrentner⸗Anterſtützung? Gerade 
dieſer Paragraph iſt dehnbar wie Gummi. Da hat 


man denn Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen, daß 


nur diejenigen Anſpruch auf Kleinrentner⸗Unter⸗ 


ſtützung haben die den Nachweis führen können, 
daß ſie tatſächlich durch die Inflation mehr als 


8000 Goldmark verloren haben. Wo bleiben aber 
die Aermſten dieſer Opfer? Sie ſtellen ſich hier als 


Schützer der Aermſten hin. Wo bleiben aber alle 


die, die durch die Inflation weniger als 8000 
Goldmark verloren haben? (Zuruf rechts.) J 
möchte darauf hinweiſen, daß man dieſe Leute 


zabſpeiſt und nicht daran denkt, ihnen Wohl⸗ 
fahrts⸗Unterſtützung oder Erwerbsloſen⸗Anter⸗ 
ſtützung zu geben. Das iſt mir aus meiner Praxis 
bekannt. Der Herr Regierungsvertreter wird es 
übrigens beſtätigen können., daß tatſächlich eine 
Ausführungsbeſtimmung da iſt, nach der nur die⸗ 
jenigen eine Rente bekommen, die tatſächlich 
mehr als 8000 Goldmark verloren haben. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) ö 

Wir wiſſen, daß Proleten heute mit einer 
Wohlfahrtsunterſtützung von 20 oder 25 Gulden 
monatlich auskommen müſſen. Wenn man den 
Zinsſatz zu 6 Prozent rechnet, dann ergibt das ein 
Kapital von ca. 4000 oder 5000 Gulden. Wo blei⸗ 
ben die Leute, die dieſe Summe verloren haben? 
Man denkt nicht daran, auch dieſen Leuten zu 
helfen. Man ſchaltet alſo eine ganz große Gruppe 
der Kleinrentner von vornherein aus, und zwar 
die allergrößte Gruppe, alle diejenigen, die ein 
Kapital von weniger als 8000 Gulden durch die 
Inflation verloren haben. Ich erinnere hierbei 
auch an die Vorgänge in Deutſchland, auf die ba 
reits hingewieſen wurde. Auch dort will man 
eine Grenze ziehen und dieſe Grenze ſogar noch 
höher ſchrauben. Man will dort ein Geſetz ſchaf⸗ 
fen, nach dem nur die Leute Anſpruch auf die 
Kleinrentner⸗Unterſtützung erheben dürfen, die 
mehr als 10 000 Goldmark während der Infla⸗ 
tion verloren haben. Gerade Ihre Freunde, 
Frau Abg. Kalähne, ſind es, die dieſe Beſtim⸗ 
mung forden. Die Sozialdemokraten waren in 
dieſer Beziehung großzügiger. Sie haben im 
Ausſchuß beantragt, die Grenze auf 1000 Gold⸗ 
mark feſtzuſetzen. In jedem Falle iſt dieſe Feſt⸗ 
ſetzung verkehrt, da dadurch ein großer Teil der 
Inflationsopfer von den ihnen geſetzmäßig zu⸗ 
ſtehenden Bezügen ausgeſchloſſen wird. Man ſoll 
den Leuten das gewähren, was ſie verloren ha⸗ 
ben, das ſind die Verluſte an Zinſen. 5 

Durch dieſe Politik treibt man aber einen 
Keil auch in die proletariſchen Schichten. Man 
macht das aber bei jedem Geſetz, ich erinnere nur 
jan das famoſe Geſetz, das die Zentrumsleute ein⸗ 
bringen wollten, die Abänderung der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge, wo man für den Bezug der Unter- 
ſtützung Stufen feſtſetzt. Man wollte Arbeitern, 
die wenig verdienten, auch wenig Anterſtützung 
zahlen und denen, die mehr verdienten, eine hö⸗ 
here Unterſtützung zukommen laſſen. Die Zen⸗ 
trumsleute propagierten, daß das neue Erwerbs⸗ 
loſen⸗Fürſorgegeſetz alſo eine Verbeſſerung be⸗ 
deute, da ja ein Teil der Arbeiter den Satz von 
täglich 2,20 G erreichen würde. Genau jo macht 
man es auch mit den anderen Geſetzen. Dadurch 
treibt man in die Arbeiterſchaft einen Keil hin⸗ 
ein, dasſelbe tut man auch beim Kleinrentnerge⸗ 
ſetz. Wir Kommuniſten werden uns mit dieſer 
Reglung nicht zufrieden geben und nicht zulaſſen, 
daß man mit zweierlei Maß mißt, indem man 
einem Teil hilft und den anderen vernachläſſigt. 
Die Kleinrentner⸗Anterſtützung beträgt pro Per⸗ 
ſon 50 Gulden monatlich und der Höchſtſatz aus 
der Sozialverſicherung ca. 36 Gulden. (39 Gul⸗ 
den! beim Zentrum.) Dank Ihrer Fürſorge ſind 


ch 3 Gulden hinzugekommen, nicht wahr? Wir for⸗ 


dern Gleichſtellung und Einheitlichkeit der ge⸗ 


— 


A) 


(B 


— 


wir uns die Macht erobert haben. (Bravo! bei 


(Plenitowfti, Abgeordneter) 
ſamten ſozialen Fürſorge. (Abg. Liſchnewſki: 
Sehr richtig!) Wir wiſſen aber auch, daß die 
Deutſchnationalen nicht im geringſten daran den⸗ 
ken, den Kleinrentnern wirkungsvolle Hilfe zu 
leiſten. Sie erzählten ja hier, daß man gefüllte 
Kaſſen hinterlaſſen habe. Das iſt der beſte Be⸗ 
weis dafür, daß Sie Gelegenheit hatten, dieſen 
Kleinrentnern zu helfen. Jetzt, wo eine neue 
Regierung da iſt, treiben Sie möglichſt ſchnell 
Agitation, um die Schichten, die Ihnen durch die 
Wahlen verloren gegangen ſind, wieder zurückzu⸗ 
erobern. Nur aus dieſem Grunde bringen Sie 
dieſes Geſetz ein, nur aus dieſem Grunde ver⸗ 
ſuchen Sie, eine angebliche Verbeſſerung der Be⸗ 
züge der Kleinrentner hier zu erkämpfen. Man 
wird ſofort die Forderung der Erhöhung der 
Kleinrentnerfürſorge fallen laſſen, man wird ſo⸗ 
fort wieder vergeſſen, tatkräftig für die Klein⸗ 
rentner einzutreten, wenn man ſelbſt an der Fut⸗ 
terkrippe ſitzt. Dann wird es wahrſcheinlich eine 
von den anderen bürgerlichen Parteien ſein, die 
das Gleiche fordert, alles mit dem Ziel, nicht 
wirklich zu helfen, ſondern nach außen hin Täu⸗ 
ſchungsmanöver zu vollziehen. 5 5 
Wir Kommuniſten ſind die einzigen, die auf 
derartige Täuſchungsmanöver verzichten. Wir 
verlangen die Einheitlichkeit der geſamten ſozi⸗ 
alen Fürſorge. Wir wiſſen aber, daß die Ein⸗ 
heitlichkeit innerhalb dieſes Syſtems nicht erreicht 
werden wird, daß die Einheitlichkeit der geſamten 
ſozialen Fürſorge und Gleichſtellung aller in Not 
und Elend Geratenen nur erfolgen kann, wenn 


den Kommuniſten.) RE 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Weiße. ö 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): M. ſehr ver⸗ 
ehrten D. u. H.! Bei der Einbringung unſerer 
Vorlage waren wir uns bewußt, daß ſie weiter 
nichts bezwecken ſollte, als eine Zwiſchenlöſung 
herbeizuführen. Das Definitum, das Endgültige, 
ſollte, wie Sie ja gehört haben, einer ſpäteren 
Geſetzgebung überlaſſen bleiben. Zwiſchenlöſun⸗ 
gen haben einen eigentümlichen Charakter, der 
dahin geht daß man jagt, nur ſchnell etwas ge⸗ 
tan. Wir wiſſen es alle, und namentlich Sie, m. 
D. u. H. von der linken Seite, aus eigener Erfah⸗ 
rung, wie die Not weh tut. Wer ſchnell gibt, gib“ 
doppelt. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten. — 
Sagen Sie das nur nach rechts! links.) Ich ſage 
es auch dorthin. Wir wollen nachher das bringen, 
was das Reich zu tun beabſichtigt. Sie ſelbſt 
haben ja in der Regierungserklärung gehört und 
die Herren, die in der Koalition ſitzen, haben dem 
zugeſtimmt, daß die Ausgeſtaltung des Arbeits⸗ 
rechts z. B. nur im Anſchluß an die reichsdeutſche 
Geſetzgebung ſtatfinden ſoll. In Anlehnung an 
dieſe Worte haben wir uns entſchieden, auf die 
endgültige Regelung der Kleinrentnerfürſorge zu 
warten. Das möchte ich auch dem Herrn Regie⸗ 
rungsvertreter ſagen, weshalb wir abſichtlich 
nicht ein ganz neues Geſetz aufgeſtellt haben, ſon⸗ 
dern nur kleine Abänderungen wünſchen. Sie 
ſagten freilich vorhin, „das wäre ſo wenig wich⸗ 
tig, daß es kaum eine Aenderung wäre.“ Wenn das 
ſo wenig wichtig iſt, m. ſehr verehrter Herr Regie⸗ 
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rungsvertreter, dann möchte ich erwidern, um jo 
leichter müßte es ſein, das, was wir heute hier 
wollen, zu vollbringen. Es ſtehen dahinter ſound⸗ 
ſoviele, Tauſende warten darauf, (Oho! und Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) genau, wie die Arbeiter darauf 
warten, was Sie von der Linken tun. (Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Laſſen 
Sie es ſich gejagt ſein, es handelt ſich um Mer 
ſchen. (Die Erwerbsloſen ſind auch Menſchen! 
links.) Ich ſage, daß die Erwerbsloſenfürſorge 
auch nichts anderes will, als den Erwerbsloſen 
menſchlich nahe zu kommen. (Zwiſchenrufe bei 
den Kommuniſten.) Herr Plenikowſki, Sie ver⸗ 
wechſeln das, wir reden heute nur von den Klein⸗ 
rentnern. Wenn wir von den Erwerbsloſen oder 
den andern Sozialrentnern reden werden (Große 
Unruhe.), dann wird mir vielleicht Gelegenheit 
gegeben und geſtattet ſein, daß ich auch zu dieſen 
Fragen rede. 5 

Ich möchte Ihnen nur ſagen, meine verehrten 
D. u. H. ſamt und ſonders, wir mögen verſchieden 
ſein, voll Gegenſätzen in den Anſchauungen, aber 
das eine geſtatten Sie mir zu betonen, denn ich 
ſtehe auch in einem reichen Leben der Erfahrung, 
wir können uns wohl gegenſätzlich gegenüber⸗ 
ſtehen, aber die Herzen müſſen ſich doch irgendwie 
zuſammenfinden. (Zwiſchenrufe und große An⸗ 
ruhe.) Schlagen Sie nicht immer darauf ein: 
„Das iſt doch weiter nichts als Agitation.“ Was 
wir eingebracht haben, iſt kein Agitationsantrag. 
(Was denn weiter? links.) Der Herr Liſchnewfki 
ſieht mich groß an. Mit dem habe ich neulich 
zum erſten Mal in einer Ausſchuß⸗Sitzung zuſam⸗ 


mengeſeſſen. Ich muß ſagen, obwohl wir räumlich 
nicht nur jo weit auseinanderſitzen und uns auch 
wohl ſonſt gegenſätzlich gegenüberſtehen, daß er 


doch im Ausſchuß ſehr feine Töne angeſchlagen 
hat, als es ſich darum handelte, ein paar Leute 
aus dem Gefängnis herauszubringen. Da hat er 
mir gefallen. Warum? Weil wir uns ſofort bei 
dem allgemein Menſchlichen 
M. D. u. H.! Wir wollen doch nicht immer ſo tun, 
als ob wir nur feindliche Brüder ſind und uns 
nicht verſtehen können. Verſuchen wir doch, uns 
näherzukomen! 8 

Hier bei den Kleinrentnern handelt es ſich 
darum (Andauernde Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe.), daß wir einer Gruppe von Menſchen in 
unſerem Volk helfen. Ich ſage Ihnen nur das 
eine, wir werden nicht aufhören, immer wieder 
am derentwillen mit Anträgen zu kommen. 
Eigentlich müßten das ja auch andere machen. 
Wir tun nicht ſo, als ob wir allein dieſe Leute 
zu vertreten hätten. Die Kleinrentner haben ſich 
ſogar beſondere Vertreter gewählt, vielleicht ſpre⸗ 
chen die auch noch zu dieſer Sache. Gehört es aber 
auch nur zum Teil zu unſeren politiſchen Aufga⸗ 
ben, für die Kleinrentner einzutreten, um ſo mehr 
appelliere ich an Ihre Menſchlichkeit, helfen Sie 
mit! Ein Staat iſt nur ſoviel wert, wie er Men⸗ 


ſchen hat. Und wenn wir erſt einmal lauter ent⸗ 
kräftete Menſchen haben haben wir einen entwer⸗ 
teten Staat. Treten Sie doch nicht ſo viele Men⸗ 
ſchen tot. (Stahlhelm! links. — Unruhe.) Die da 
drüben ſtimmen mir zu, und Sie (nach links) ma⸗ 
chen die Oppoſition. Wenn Sie ſtill zuhörten und 


zuſammenfanden. 


O 


(D) 


(A) 


— 


6) J 


dieſen Fragen vorwärts kommen 


12² 
(Weiße, Abgeordneter) 


mir nicht opponierten, würde ich auch nach der 


Mitte ſprechen. Warum rufen Sie immer da⸗ 
zwiſchen? (Weil es Anſinn iſt, was Sie ſagen! 
links.) Mein Herr Vorredner hat eigentlich nur 
Schlagworte gebraucht. Lernen Sie doch erſt ein⸗ 
mal, andere Worte zu bringen. Setzen Sie ſich 
doch erſt einmal Ziele, dann wollen wir denen 
prüfend nachgehen. Sie ſind der Jüngſte unter 
uns, Herr Plenikowſki, Sie müßten erſt einmal 
lernen, zu ſchweigen. (Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) Gerade Sie als Lehrer verlangen doch 
zuerſt Ruhe in der Schule. Erſt, wenn die Kinder 
Ihren Worten zuhören. haben Sie die Möglich⸗ 
keit zu reden. Das möchte ich Ihnen ſagen, Sie 
junger Mann, lernen Sie erſt einmal, ein klein 
wenig ſtill zu ſein! (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Präſident: Ich möchte darauf hinweiſen, daß 
wir hier keine jungen Leute, ſondern nur Abge⸗ 
ordnete haben. 

Weiße, Abgeordneter (D. Nat.): Abgeordnete 
im hohen Haus, die bisweiſen aber noch ſehr jung 
ſind (Zwiſchenrufe der Frau Abg. Kreft) und die 
noch nicht die Erfahrung haben! Es macht mir 
Spaß, mit Ihnen einmal Attacken zu reiten. 
(Frau Abg. Kreft: Sie ſind jetzt im Volkstag und 
nicht beim Stahlhelm! — Große Unruhe.) Liebe 
Frau Kreft, ich bin nicht im Stahlhelm. Ich bin 
gegen Damen immer ſehr höflich. Ich bin auch 
gegen Sie als Dame höflich, aber wenn ich einmal 
etwas mit Ihnen zu beſprechen habe, möchte ich es 
nicht hier tun, (Stürmische Heiterkeit) ſondern mit 
chrem Herrn Fraktionsvorſitzenden zuſammen. 
Der Herr Abg. Raſchke macht auf mich den Ein⸗ 
druck, als ob er mehr Verſtändnis für die Fragen 
hat, die uns augenblicklich in dieſem Hauſe be⸗ 
wegen, als Sie. Nicht um nationale, ſondern um 
reine Menſchheitsfragen, um den Menſchen in 
ihrer Not zu helfen, handelt es ſich jetzt. (Abg. 
Mau: Der Zoppoter Karneval hat noch nicht be⸗ 
gonnen!) 

Laſſen Sie mich, m. ſehr verehrten D. u. H., 
das zuſammenfaſſen. Berückſichtigen wir mehr das, 
wonach Sie auch ringen, was ſeeliſche Not iſt, was 
innere Not iſt. Berückſichtigen wir die äußere 
Not, die ſo hart iſt, berückſichtigen wir dieſe Frage 
in anderer Art und Weiſe, als die Regierungser⸗ 
klärung es andeutete. Dann erſt werden wir in 
und der Not 
einen Riegel vorſchieben, damit weniger Tränen 
und weniger Sorgen ſind. (Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Sie wiſſen es doch, daß ich nicht zu jeder 
Vorlage ſprechen kann. Wir werden aber auch 


über die Erwerbsloſen einmal zu reden haben 


und ſagen, auf welchem Standpunkt wir ſtehen. 
Wir Deutſchnationale ſind nicht Vertreter einer 
einzigen Schicht der Bevölkerung, wir ſind eine 
Volkspartei. (Sehr richtig! rechts.) Bei uns ſind 
die verſchiedenſten Stimmen und Beweggründe 
vorhanden. Sie laſſen ſich beirren, Sie ſind an 
die Dogmatik Ihrer Partei ſo gebunden, daß Sie 
davon gar nicht mehr frei kommen. Ein anderes 
Mal können wir darüber mehr ſprechen. Dann 
werden wir auch einmal für die reden können, die 
Sie vertreten. (Lebhaftes Bravo! rechts. — Un⸗ 
ruhe links.) 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. Mittroch, den 15. Februar 1928. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 


chung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Vor⸗ 
lage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Er⸗ 
hebt ſich hiergegen Widerſpruch? (Wir widerſpre⸗ 
chen! links.) Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſe Vorlage 
dem Sozialen Ausſchuß überweiſen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Dante, ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht 
die Mehrheit, der Antrag auf Ueberweiſung iſt 
abgelehnt. (Abg. Raſchke: Was jagen die Klein⸗ 
rentner im Zentrum?) Wir kommen zu Punkt 4 
der Tagesordnung: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. — Urantrag des Abg. 
Liſchnewſki u. Fr. — i 

Druckſache Nr. 8. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Mein Vorredner, Herr Abg. Weiße, hat ein gro⸗ 
ßes Quantum von Gefühl und Willenskraft ent⸗ 
faltet. Ich nehme mit Beſtimmtheit an, daß er 
innerhalb eines halben Jahres nicht mehr Gele⸗ 
genheit haben wird, dieſelben Töne anzuſchlagen, 
ſonſt würde er ſeiner Fraktion einen Bärendienſt 
erweiſen. Ich muß ihm natürlich ſagen, daß Po⸗ 
litik nicht mit dem Gefühl, ſondern mit dem Ver⸗ 
ſtand gemacht wird. (Abg. Gaikowſki: Sehr gut!) 
Wenn Sie heute verſuchen, an die Gefühle zu 
appellieren, indem Sie die Notlage der Klein⸗ 
rentner in den Vordergrund ſchieben, hoffe ich, 
daß Sie dies Gefühl wenigſtens noch bis zum 
nächſten Antrag bewahren, den ich zu begründen 
habe und dementſprechend handeln. Wir wiſſen, 
daß die Erwerbsloſen⸗Fürſorge ein Produkt der 
ſogenannten Revolution iſt, und nichts weiter ſein 
ſollte, als ein Beruhigungsmittel für die Arbei⸗ 
terſchaft, die durch den vier Jahre langen Welt⸗ 
krieg erbittert war und die Herrſchaft der beſit⸗ 
zenden Klaſſe ganz ernſtlich gefährdete. Man ſchuf 
die Erwerbsloſenfürforge, um Zeit zu gewinnen, 
und in dieſer Zeitſpanne die Machtpoſition jo 
auszubauen, damit zu gelegener Zeit ein Abbau 
der Erwerbsloſenfürſorge erfolgen kann. 

Wer längere Jahre in der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge gearbeitet hat, wird wiſſen, daß vom Jahre 
1919 bis heute die Sätze nicht weſentlich verändert 
worden ſind, daß aber der Geiſt, der die Geſetze 
verwaltet und für ihre Ausführung ſorgt, ganz 
anders iſt, als ſeinerzeit. Wir wiſſen ganz genau, 
daß immer wieder verſucht wird, den Kreis der 
Unterſtützungsempfänger ſyſtematiſch zu verklei⸗ 
nern und jo den Staatsſäckel zu entlaſten. Man 
will das Heer der Arbeitsloſen vergrößern. um 
dadurch einen Druck auf die Arbeiter auszuüben, 
die in Beſchäftigung ſtehen und ſie davon abzu⸗ 
halten den Kampf um höhere Löhne durchzuſüh⸗ 
ren. Wenn wir uns das Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
Geſetz anſehen, wie es heute beiteht. ſo haben wir 
uns diesmal nicht vom Gefühl, ſondern vom Ver⸗ 
ſtande leiten laſſen, als wir die Abänderungen 
beantragten. Dieſe Abänderungen, die wir vor⸗ 
ſchlagen, laſſen ſich ohne weiteres bei der jetzt be⸗ 
ſtehenden Regierungsform verwirklichen, ohne 


den Staatsſäckel weſentlich zu belaſten. Aus mei⸗ 
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ner achtjährigen Praxis im Fürſorge⸗Ausſchuß iſt 
mir bekannt, daß innerhalb des Geſetzes ſolche 
Härten beſtehen, daß einer, der darin nicht be⸗ 
wandert iſt, ſich das nicht klarmachen kann. Ich 
muß Sie etwas langweilen, ſetze aber voraus, daß 
Sie für die Erwerbslosen, die mit Ehegattinen 
und Kindern eine große Gruppe der Bevölkerung 
ausmachen, ſoviel Intereſſe haben, daß Sie ſich 
damit eine kürzere Zeit beſchäftigen. Ich komme 
zu den Abänderungen, die wir wünſchen: 

In der alten Faſſung heißt es „für alle be⸗ 
dürftigen Erwerbslosen“. Wir ſind der Meinung, 
daß ein Arbeiter, auch wenn er längere Zeit be⸗ 
ſchäftigt war, beim beſten Willen nicht ſoviel ſpa⸗ 
ren kann, um davon eine längere Zeit zu leben. 
Faſt 50 Prozent der Arbeiterſchaft muß zu Lohn⸗ 
bedingungen arbeiten, die kaum höher ſind als 
die Anterſtützungsſätze. Deswegen ſehen wir 
darin eine große Härte, daß man für die Gewäh⸗ 
rung der Anterſtützung die Bedürftigkeitsfrage 
als maßgebend anſieht. Hat der Erwerbslose aus 
bejleren Zeiten noch einen Schrank oder ein Sofa, 
ſo muß der Prüfer, der die Verhältniſſe des Er⸗ 


werbsloſen feſtſtellen joll, von ſeinem Standpunkt 


aus ſagen: „Es ſteht noch etwas in der Wohnung, 
die Bedürftigkeit liegt nicht vor.“ Dann wird 


den Erwerbslosen eine Wartezeit von vier bis 
ſechs Wochen auferlegt, damit ſie für die Bedürf⸗ 


tigkeit reif werden. Aus dieſem Grunde ſchlagen 
wir vor, daß Diele Beſtimmung wegfällt. Die 
S8 2 bis 4 jollen beſtehen bleiben. Für S 5 ſchla⸗ 
gen wir folgende Faſſung vor: 
Die re wird arbeitsfähigen und arbeits⸗ 
willigen Perſonen über 14 Jahre gewährt, die ihren 
Lebensunterhalt in der Hauptjahe durch Arbeit 
gegen Lohn, Gehalt oder Naturalien erworben haben 
und erwerben müſſen. Außerdem fallen unter die 
Fürſorge diejenigen, die Gewerbe betrieben haben 
und durch die wirtschaftliche Lage gezwungen waren, 
das Gewerbe aufzugeben. 1 e % 
Die Abänderung geht dahin, daß gegenüber 
der bisherigen 


die Unterſtützung von 14 Jahren ab gezahlt 


werden ſoll. Sehr viele unſerer Arbeits⸗ 
kollegen ſind mit großem Kinderſegen be⸗ 
haftet. Leider kommt nicht immer der Satz 
in Anwendung! „Je mehr Kinder, deſto 
mehr Brot!“ Aus dieſem Grunde ſchlagen 201 

ir 


die Herabsetzung von 16 auf 14 Jahre vor. 
wiſſen, daß man in Danzig zu der wunderbaren 
Auslegung kommt, ein junger Menſch habe noch 
keine Möglichkeit zum Verdienſt gehabt, abgeſehen 
davon, daß er vielleicht auf dem Lande Rüben 
ausgenommen hat. Vielleicht könnte man es da⸗ 
mit begründen, daß er gegen Lohn und Gehalt be⸗ 
ſchäftigt worden ſei. Das kommt für die Arbeits⸗ 
kollegen, die in der Stadt ſind, weniger in Frage. 
Da wird ein großer Teil von jugendlichen Arbei⸗ 
tern ausgeſchaltet. Wenn die Härte zu groß iſt, 


dann genehmigt der Fürfſorgeausſchuß vielleicht 


die Kinderunterſtützung weiter. Die praktiſche 
Erfahrung hat gelehrt, daß dies zu einer vollſtän⸗ 
digen Zerrüttung der Familie führt. Sie willen, 
wenn in einer Arbeiterfamilie 4 bis 6 erwachſene 
Kinder find und dieſe, wie es heute oft vorkommt, 
alle arbeitslos find, der Unterſtützungsſatz eine be⸗ 
ſtimmte Höhe nicht überſchreiten darf. Es treten 
dann natürlich, wenn die Magenfrage nicht ge⸗ 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. 


Beſtimmung von 16 Jahren jetzt 


Mittwoch, den 15. Februar 1928. 123 


regelt wird, Reibereien ein, ſo daß die Familie 
auseinandergeriſſen wird. Ich möchte da beſon⸗ 
ders an die appellieren, die immer die Heiligkeit 
der Ehe anführen und ſagen, die Ehe iſt eine In⸗ 
ſtitution, auf die der Staat aufgebaut iſt und die 
er mit allen Mitteln aufrechterhalten muß. In⸗ 
folge dieſer Maßnahme wird aber das Familien⸗ 
leben brutal auseinandergeriſſen, weil wegen der 
ſchlechten finanziellen Lage Gegenſätze innerhalb 
der Familie geſchaffen werden. Der Vater, der 
die Kinder bis zum 14. oder 15. Jahre ernährt 
hat, kann ſie nicht weiter ernähren, auch wenn das 
Geſetz vielleicht lautet, daß er ſie bis zum 21. Jahr 
unterhalten muß. 0 

Der 8 5 enthält etwas ſehr Wichtiges, nämlich 
die Unterſtützung derjenigen, die Gewerbebetriebe 
gehabt haben und durch die wirtſchaftliche Lage 
gezwungen waren. das Gewerbe aufzugeben. M. 
D. u. H.! Bis jetzt iſt es gang und gäbe geweſen, 
daß denjenigen, die ein kleines ſelbſtändiges Ge⸗ 
werbe betrieben haben und infolge der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage gezwungen ſind, das Gewerbe aufzu⸗ 
geben, in dem Augenblick, wo ſie Anterſtützung be⸗ 
antragen, geſagt wird: „Sie können Unterjtüßung 
bekommen, aber Sie müſſen Ihre Arbeitsfreudig⸗ 
keit beweiſen, indem Sie den Beweis erbringen, 
daß Sie drei Monate gearbeitet haben und gegen 
Krankheit verſichert waren.“ Dem kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden der den Schritt, ſein Gewerbe 
aufzugeben, ſolange wie nur irgend möglich hin⸗ 
ausgezögert hat und es nur tat, weil er abſolut 
nicht weiter konnte. iſt faſt jede Arbeitsmöglichkeit 
genommen. Er möchte gern arbeiten. Ich könnte 
Ihnen Fälle erzählen, wo Leute, die vielleicht in 
der Vergangenheit ein Gewerbe ausgeübt haben, 
jetzt froh ſind, wenn ſie für ein paar Pfennige Ar⸗ 
beiten verrichten können, die ſie früher nicht kann⸗ 
ten. Man kann ihnen doch nicht ſagen, „Du mußt 
erſt ein Vierteljahr arbeiten.“ Bei der großen 
Arbeitsloſigkeit kann es 3 bis 4 Jahre dauern, bis 
dieſe Beſtimmung erfüllt iſt. Denjenigen Herren, 
die ſich anmaßen, Vertreter der Wirtſchaft zu ſein 
und das kleine Gewerbe zu vertreten, würde ich 
empfehlen, ſich voll und ganz unſeren Wünſchen 
anzuschließen, daß dieſe Beſtimmung in das Geſetz 
aufgenommen wird. 

§ 6 ſoll in Zukunft lauten: 

Als arbeitsfähig ſind diejenigen Perſonen an⸗ 

zuſehen, die gezwungen ſind, durch Arbeit ihren Un⸗ 

terhalt zu beſtreiten. Sozialrenten dürfen auf die 

Erwerbsloſenunterſtützung nicht angerechnet werden. 
Nach dem jetzt beſtehenden Geſetz iſt es ſo, daß der 
größte Teil der Renten zu 50 Prozent in Abzug 
gebracht wird. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß die Renten eingezahltes Geld der betreffenden 
Arbeiter ſind. Weil es das iſt, geht es den Staat 
nichts an. Er ſoll den alten Leuten, meiſtens han⸗ 
delt es ſich doch um Leute von 60—65 Jahren, 
den Lebensabend nicht dadurch erſchweren, daß 
man ihnen von ihrer Unterſtützung noch 50 Pro⸗ 
zent in Abzug bringt. 
Es muß auch geſagt werden, daß man mit die⸗ 
ſer Beſtimmung — das muß offen ausgeſprochen 
werden — die Arbeitsfreudigkeit ſehr hemmt. 
Wenn die Ehefrauen einen halben Tag arbeiten 
und zwei bis drei Gulden verdienen, ſo wird 
ihnen unbarmherzig die Hälfte abgezogen. Ver⸗ 
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dient der Arbeitsloſe einmal etwas nebenbei, ſo 


wird ihm die Anterſtützung gesperrt. 8 7 ſoll fol⸗ 

gende Faſſung erhalten: a f 

a Die Unterstützung iſt auch bei Streiks und Aus⸗ 
ſperrung zu gewähren. 

Ich weiß, daß ſich die Sozialdemokratie nicht 
dafür erwärmen kann, daß bei Streiks Unter⸗ 
ſtützungen gezahlt werden ſollen. Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß der Staat der Beauftragte 
der jeweiligen Großinduſtriellen iſt, wir wiſſen 
genau, daß die Arbeiter nicht zum Vergnügen 
ſtreiken. Wenn wir uns als Arbeiter in die Not⸗ 
lage derjenigen hineinverſetzen, die mit noch we⸗ 
niger Geld auskommen ſollen, müſſen wir der Not 
gehorchend verlangen, daß der Staat die berech⸗ 
tigten Forderungen der Arbeiterſchaft erfüllt und 
während Streiks auch Unterſtützungen zahlt. Wir 
wiſſen, daß die Regierung als Beauftragte der 
Nutznießer dieſer Wirtſchaftsform dieſes nicht 
machen wird, wir haben aber nicht bloß die ein⸗ 
zelnen Tagesforderungen zu vertreten, ſondern 
müſſen die geſamte Arbeiterſchaft für das reif 
machen, was notwendig iſt. ; 

Weiter velangen wir in unſerm Antrag, daß 
die 88 8 und 9 geſtrichen werden. Ich nehme an, 
daß die meiſten Abgeordneten im Beſitz des Ge⸗ 
ſetzes ſind, da können ſie das nachleſen. Es kommt 
dann 8 11, der ſoll jetzt folgende Faſſung erhalten: 

Die Anterſtützung wird vom erſten Tage der Er⸗ 
werbsloſigkeit für jeden Arbeitstag gewährt. Geſetz⸗ 

e die auf einen Wochentag fallen, ſind 

als Arbeitstage zu rechnen. 

Heute iſt es ſo, daß eine Karenzzeit von ſechs 


Tagen einreten muß. Der Lohn iſt heute nicht fo, 


daß man ohne weiteres ſechs bis acht Tage davon 
leben kann, ſondern das Geld reicht meiſtens nicht 
für eine Woche aus. Aus dem einfachen Grunde 


ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß die Anter⸗ 


ſtützung auch für die Wartezeit gezahlt werden 
muß. Der Senat iſt dazu übergegangen, die Bau⸗ 
arbeiter mit einer längeren Wartezeit zu be⸗ 
glücken, in der Erwartung, daß die Löhne der 
Bauarbeiter eine Höhe erreicht haben, daß ſie im 
Sommer viel ſparen können. Die Herren Sena⸗ 
toren brauchen natürlich nicht zu ſparen. 
Lohn iſt übermäßig hoch und nachher kommt noch 
das Ruhegehalt und das Hinterbliebenengeld. 
Ihnen wird eine Wartezeit nicht zugemutet. 

Es kommt dann der § 12, der von der Arbeits⸗ 
verweigerung ſpricht. Wir ſchlagen vor, daß im 
erſten Abſatz der letzte Satz geſtrichen wird und 
weiter, daß im zweiten Abſatz unter b) hinter das 
Wort „Arbeit“ „50 Prozent“ zu ſetzen iſt. Es iſt 
heute ſo, daß jeder Arbeiter gezwungen werden 
kann, Arbeiten in Betrieben anzunehmen, bei 
denen keine Tarifverträge beſtehen wenn er nur 
mehr als die Arbeitsloſenunterſtützung verdient. 
Ich kann Ihnen aus der Praxis ſagen. daß es ſich 
manchmal um 20 oder 25 Pfennig gehandelt hat. 
Die Herren im Fürſorgeausſchuß haben ſich auf 
den Standpunkt geitellt, im Geſetz iſt nichts ver⸗ 
ankert, wenn der Verdienſt mehr als die Unter⸗ 
ſtützung beträgt und wenn es 25 Pfennig ſind, iſt 
nichts zu machen. Alſo ſtehen wir auf dem Stand⸗ 
punkt, daß hinter dieſem Abſatz „50 Prozent“ ge⸗ 


ſetzt werden müſſen. Es wird natürlich nicht ein⸗ 


treten, daß dadurch ein höherer Lohn als der Ta⸗ 
riflohn herauskommt. Der Tariflohn iſt immer 


Ihr 
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der Grundſatz, auf den ſich dieſe Paragraphen auf⸗ 
bauen. Wenn wir dieſe Grenze feſtlegen, wird in 
Zukunft nicht mehr geſagt werden können, es 
ſeien 25 oder 50 Pf. mehr, die Arbeit müſſe an⸗ 
genommen werden oder der Betreffende werde 
von der Anterſtützung ausgeſchaltet. 

Jetzt kommt der § 13, Reiſebeihilfen. In Zu⸗ 
kunft iſt ſtatt der Kann⸗Vorſchrift die Mußvor⸗ 
ſchrift einzuſetzen, ſo daß die Reiſebeihilfe be⸗ 
willigt werden muß. Für Abſatz 3 beantragen 
wir die Streichung der Worte „jedoch nicht länger 
als acht Wochen“ und „ganz oder teilweiſe“. Wenn 
jemand auswandert, und in dem betreffenden Ge⸗ 
biet nicht ſoviel verdient, um ſeinen Unterhalt 
und den ſeiner Familienangehörigen ſicherzuſtel⸗ 
len, ſoll der Zuſchuß ſo lange gezahlt werden, bis 
ihm das möglich iſt. Die Arbeitsloſen versuchen 
alles, um eine Tätigkeit zu erhalten, ſo daß dieſe 


Beſtimmung ohne weiteres ſo gemacht werden 


müßte. Es iſt nicht jo, wie mancher denkt, daß 
der Arbeitsloſe keine Luſt zum Arbeiten habe. 
Im § 14 wird die Höhe der Anterſtützungs⸗ 
ſätze geregelt. Statt 2,05 G. ſollen 2,50 G., ſtatt 
1,70 G. ſollen 2,00 G. und für 1,25 G. ſoll 1,50 G. 
eingeſetzt werden. Ich glaube, niemand von 
Ihnen wird ſagen können, daß dieſe Sätze zu hoch 
ſeien. Man wivd auch nicht behaupten können, 
daß es Agitation ſei, wenn die Spanne um 45. 30 
oder 25 Pf. erhöht wird. Dieſe Erhöhung iſt allein 
durch die fortſchreitende Teuerung ſeit der letzten 
Erhöhung bis heute gerechtfertigt. Wir haben 
abſichtlich ſo niedrige Sätze genommen, damit uns 
nicht vorgeworfen wird, wir ſtellten lediglich Agi⸗ 
tationsanträge. Die Erhöhung muß nach meiner 
Anſicht unbedingt bewilligt werden. Die 88 16 
und 17 beantragen wir zu ſtreichen. 
In S 18 ſoll für „60 Tage“ „30 Tage“ geſetzt 
werden. Es handelt ſich hier um die Winterbei⸗ 
hilfe. Sie wird nach dem Geſichtspunkt gezahlt, 
daß jeder, der 60 Tage lang erwerbslos war und 
Unterſtützung bezog, dieſe Beihilfe erhält. Wir 
ſind der Meinung, daß die 60 Tage zu lang ſind. 
Es wird nicht beſtritten werden können, daß den 
Erwerbslosen und der geſamten Arbeiterſchaft im 
Winter erhöhte Koſten entſtehen, weil für Hei⸗ 
zung und Bekleidung mehr ausgegeben werden 
muß als im Sommer. Sofern ein Arbeitsloſer 
vielleicht für kürzere Zeit Arbeit erhält, vier bis 
fünf Wochen oder auch nur drei Wochen, dann 
werden monatelang Abzüge gemacht, weil die An⸗ 
zahl der Tage nicht herauskommt. Wir ſehen in 
dieſer Beſtimmung eine brutale Härte und ſchla⸗ 
gen deshalb die Verminderung auf 30 Tage vor. 
Bei § 19 der von der Lohngrenze handelt, tollen 
ſtatt der Worte „80 v. H. des Lohnes“ die Worte 
„den Lohn“ geſetzt werden, alſo der Geſamtlohn. 
Dazu fehlen noch 20 Prozent. 
Der & 20 foll folgende Faſſung erhalten: 
Nimmt ein Erwerbsloſer eine Arbeitsſtelle an, 
in der er zu vollem Verdienſt erſt nach Angewöhrung 
der erforderlichen Fertigkeiten gelangen kann, jo 
muß ein Zuſchuß ſo lange gewährt werden, bis der 
tarifmäßige Lohn erreicht iſt. 
Die alte Faſſung lautete, daß der Zuſchuß nur 


bis höchſtens ſechs Wochen gezahlt wird. Das 


empfinden wir als eine Härte. Weil innerhalb 


ſechs Wochen eine Angewöhnung nicht erfolgen 


kann, muß dieſer Paragraph geändert werden, da⸗ 


( 


— 


O) 


D) 
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mit dem einen oder anderen unjerer Kollegen die 
Möglichkeit gegeben iſt, einen anderen Beruf zu 
ergreifen. Wenn der Zuſchuß nach ſechs Wochen 
nicht mehr gezahlt wird, iſt das nicht möglich. 

8.22 handelt von der Krankenverſiche rung. Da 
ſchlagen wir folgende Faſſung vor: 


Während der Erwerbslosigkeit ſind die laufenden 


Verſicherungsbeiträge der Invaliden⸗ und Angeſtell⸗ 
ten⸗Verſicherung durch die Fürſorge nach der letzten 
Lohn⸗ bzw. Gebaltsklaſſe zu zahlen. 35 

Das iſt der neue Abſatz 2. Nach den „Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen des Senats wird die Sache 
heute ſo gehandhabt, daß der Anſpruch auf Inva⸗ 
lidenverſicherung aufrecht erhalten werden ſoll, 
d. h. auf Antrag. Dem Erwerbsloſen, der inner: 
halb zweier Jahre nicht die 20 Marken kleben 
kann weil er erwerbslos iſt, ſollen auf Antrag 
die Marken geklebt werden. Wir verlangen, daß 
ebenſo wie bei der Krankenverſicherung die In⸗ 
validenbeiträge für den Erwerbsloſen voll bezahlt 


werden. Es kommt der $ 30, deſſen Abſatz 1 fol⸗ 


ür die Durchführung der Erwerbsloſen⸗Für⸗ 
ſorge ſind in den Städten bei der Fürſorge⸗Behörde 
in den Landkreiſen bei der Kreisbehörde Fürſorge⸗ 

Ausſchüſſe zu errichten. Dieſe beſtehen aus 5 Lohn⸗ 

oder Gehaltsempfängern; 3 find von den Erwerbs⸗ 

loſenräten, 2 von den Kommunalverbänden zu wäh⸗ 
a 1 Ausſchuß wählt den Vorſitzenden aus ſeiner 
Atte. 

M. D. u. H.! Heute ſind die Ausſchüſſe gleich⸗ 
mäßig aus drei Arbeitgebern und drei Arbeitneh⸗ 
mern zuſammengeſetzt. Dazu entſendet die Kom⸗ 
mune ihren Vertreter, ſo daß ſich das Verhältnis 
drei zu vier geſtaltet. Es iſt klar, daß die Be⸗ 
ſchlüſſe nicht immer ſo ausfallen, wie es der Ge⸗ 
ſetzgeber wollte. Mit Ausführungsbeſtimmungen 
oder Winken von hintenherum wird verſucht, auf 
dem Wege des Abbaues ſoviel Erwerbsloſe aus 
der Unterſtützung auszuſchalten, wie es nur mög⸗ 
lich iſt. (Sehr richtig!) Daher ſchlagen wir vor, 
daß die Fürſorgeausſchüſſe nach dem Verhältnis 
3:2 beſetzt werden. Wir wiſſen, daß die Erwerbs⸗ 
loſenräte oder Ausſchußmitglieder die Vertrau⸗ 
ensleute der Gewerkſchaften ſind. Aus dieſem 


gende Fallung erhalten ſoll: f 
8 


Grunde haben ſie genügend Anlaß, um im Inter⸗ 


eſſe der Arbeiterſchaft und beſonders im Intereſſe 
der Erwerbsloſen tätig zu fein. Dieſe Fürſorge⸗ 
ausſchüſſe werden nichts weiter zu tun haben, als 
den Willen des Geſetzgebers zur Durchführung zu 
bringen. Das iſt bis jetzt nicht geſchehen und wird 
nicht geſchehen, jo lange die Zuſammenſetzung 3:4 
iſt. In Abſatz 3 des § 30 ſoll hinter dem Mort 
„Erwerbsloſenfürſorge“ ein kleiner Zuſatz hinzu⸗ 
gefügt werden. s 
Jetzt kommt der $ 32. Da joll in der zweiten 
Zeile für das Wort „kann“ das Wort „muß“ ge⸗ 
ſetzt werden. Wenn der Senat „kann“, wird er 
Monate lang nicht können. Erſt wenn er unbe⸗ 
dingt muß, wird er es tun. Der § 33 des Er: 
werbsloſenfürſorgegeſetzes lautet: 
Der Senat hat die Aufſicht über die Handha⸗ 
bung der Erwerbsloſenfürſorge durch die Gemeinde, 
insbeſondere über die Schaffung genügender Wer: 
waltungs⸗ und Kontrolleinrichtungen. Kommen die 
Gemeinden der Anordnung des Senats nicht nach, 
ſo kann ihnen die Staatsbeihilfe entzogen werden. 
Da ſoll der letzte Satz „Kommen die Gemeinden 
uſw.“ geſtrichen werden, jo daß alſo in Zukunft 
nicht die Staatszuſchüſſe geſtrichen werden können. 
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D. h. fügt ſich eine von den Gemeinden den wohl⸗ 


gemeinten Ratſchlägen betr. Sparvorſchläge des 
Senats nicht, ſo kann ihnen der Staatszuſchuß 
geſperrt werden. Wir verlangen die Streichung, 
weil wir auf dem Standpunkt ſtehen, daß überall 
auf dem Lande die Gemeindevertreter und Schöſ⸗ 
fen nur den Charakter des Geſetzes anerkennen 
können. Weil dies nicht da ſteht, und die Gefahr 
beſteht, daß die Gemeindevertreter den wohl⸗ 
gemeinten Ratſchlägen des Senats nicht folgen, 
und ihnen dann die Staatsbeihilfe entzogen wer⸗ 
den kann, verlangen wir, daß der letzte Satz ge⸗ 
ſtrichen wird. 25 
Der 8 34 regelt die Koſtenfrage. Es heißt in 
dem Geſetz: 5 f 
f Der Gemeinde werden won dem Geſamtsaufwand 
für die Erwerbsloſenfürſorge von dem Freiſtaat / 
erſetzt. Zu dem Geſamtaufwand gehören auch die füt 
die Erwerbsloſenfürſorge notwendigen beſonderen 
Werwolf en 
Der Senat kann bei leiſtungsſchwachen oder 
leiſtungsunfähigen Gemeinden den auf dieſe ent⸗ 
fallenden Anteil des Geſamtaufwandes teilweiſe oder 
ganz übernehmen. 
Es heißt da: „Der Senat kann“. Da ſoll das 
Wort „kann“ durch „muß“ erſetzt werden. Den 
leiſtungsunfähigen Gemeinden muß er den Teil 


daß in den Gemeinden, in denen die Zahl der Er⸗ 
werbsloſen unverhältnismäßig groß iſt, jo daß ſie 
die Koſten nicht aufbringen können, der Senat die 
Koſten übernimmt. 

Ich glaube, daß ich Sie nicht gelangweilt habe, 
ich muß aber feſtſtellen, daß die Herren von rechts, 
die ſich ſo warm der Kleinrentnerfrage angenom⸗ 
men haben, ohne an die Erwerbsloſen zu denken, 
ſich jetzt durch Kognaks, Liköre uſw. wieder er⸗ 
wärmen. Ich glaube, daß nach den Ausführungen, 
die ich gemacht habe, niemand den Mut haben 
wird, zu erklären, daß das Agitationsanträge 
ſind. Die Streichungen oder die Zuſätze, die vor⸗ 
genommen werden jollen, ſind möglich und disku⸗ 
tabel. Ich nehme mit Beſtimmtheit an, daß die 
Abänderungen und Zuſätze auch für den heutigen 
Staat tragbar ſind. Die finanzielle Mehrbela⸗ 
ſtung wird nicht eine ſo große Höhe erreichen, daß 
gleich von vornherein gejagt werden muß, es iſt 
unmöglich, wenn das zur Durchführung kommt, 
muß der Staat zuſammenbrechen. Ich weiß ge⸗ 
nau, daß das nicht der Fall iſt und weil es ſo iſt, 
empfehle ich die Abänderungsanträge, die ich zu 


den einzelnen Paragraphen geſtellt habe, anzu⸗ 
nehmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiercinſti, Senator: M. D. u. H.! Im 
Auftrage des Senats habe ich folgende Erklärung 
N 2 i 
Gegen den Arantrag Liſchnewſki beſtehen ſehr 
ſchwere Bedenken grundſätzlicher und ae 
Art. (Aha! bei den Kommuniſten.) Es ſollen die 
Hauptpunkte herausgegriffen werden. Zunächſt 
bezweckt der Antrag durch Abänderung des § 1 
des Erwerbsloſenfürſorgegeietzes den Wegfall der 
Bedürftigkeit als Vorausſetzung für die Gewäh⸗ 
rung der Erwerbsloſenunterſtützung. Dieſes iſt 
wohl bei einer Verſicherung, nicht aber bei einer 


Türſorge gerechtfertigt. in der die notwendigen 


Mittel allein von der Oeffentlichkeit aufgebracht 


des Aufwandes ganz abnehmen. Wir verlangen, 
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werden (Zwiſchenrufe der Frau Abg. Kreft). In 
Antitel 2 wird der Begriff des Lohn⸗ oder Ge⸗ 
haltsempfängers ſoweit gefaßt, daß fait jede Per⸗ 
on, die jemals irgendeine Tätigkeit ausgeübt hat, 
unter die Fürſorge fallen würde. Die Definition 
des Begriffs Arbeitsfähigkeit in Artikel 3 iſt nicht 
verſtändlich, da die Fähigkeit der Notwendigkeit, 
zu arbeiten, gleichgeſetzt wird. Die in Artikel 4 
vorgeſehene uneingeſchränkte Zahlung der Anter⸗ 
ſtützungen bei Streiks und Ausſperrungen würde 
ein ungerechtfertigtes und die Unabhängigkeit 
wirtſchaftlicher Organiſationen gefährdendes Ein⸗ 
greifen des Staates in einen Arbeitskampf zugun⸗ 
ſten einer Partei bedeuten. Durch Wegfall der 
Karenzzeit, Artikel 6, würde jeder Gelegenheits⸗ 
arbeiter, der nur einen Tag feiert, ſofort für die⸗ 
ſen in den Genuß der Erwerbsloſenfürſorge 
kommen. 

Die weiter vorgeſehene Erhöhung der Unter⸗ 
ſtützung um durchſchnittlich rund 20 Prozent — 
für Hauptunterſtützungsempfänger 25 Prozent 
— in Verbindung mit den Erleichterungen 
für den Bezug der Winterbeihilfe und mit dem 
Wegfall der Lohngrenze — Artikel 9, 11 und 12 
— würde eine ſchwere finanzielle Belaſtung zur 
Folge haben, abgeſehen davon, daß der Arbeits⸗ 
wille völlig unterbunden würde. (Zwiſchenrufe 
der Frau Abg. Kreft.) Wenn Artikel 15 des Ent: 
wurfs Geſetz würde, ſo würde das Prinzip der Pa⸗ 
rität verletzt werden, da die Mitglieder nunmehr 
lediglich aus Arbeitnehmern und Arbeitslosen be⸗ 
ſtehen würden. 71 

Zum Schluß ſollen noch einige Zahlen angege⸗ 
ben werden, aus denen die vermeintliche Mehr⸗ 
ausgabe ſchätzungsweiſe zu entnehmen iſt. Allein 
der Wegfall der Bedürftigkeit wird vorausſicht⸗ 
lich die Zahl der Unterſtützungsempfänger um 
wenigſtens die Hälfte erhöhen, da nicht nur ſämt⸗ 
liche als arbeitſuchend gemeldeten Perſonen die 
Fürſorge in Anſpruch nehmen werden, ſondern 
auch diejenigen, die ſich bisher nicht gemeldet 
haben, weil ſie mangels Bedürftigkeit keinen An⸗ 


ſpruch auf die Erwerbsloſenunterſtützung hatten. 
Die Mehrbelaſtung muß auf ungefähr 3 Millio- 


nen jährlich geſchätzt werden. Die Erhöhung der 
Erwerbsloſenunterſtützung um durchſchnittlich 2 
Prozent würde weitere 1½ Millionen beanſpru⸗ 
chen. Die Erleichterung bei den Vorausſetzungen 
für die Zahlung der Winterbeihilfe würde ſchät⸗ 
zungsweiſe eine halbe Million, die gleiche Summe 
der Wegfall der Lohngrenze erfordern. Hierzu 
kommen die Koſten, die die weiteren Abänderun⸗ 
gen, Ausdehnung des Kreiſes der Anterſtützungs⸗ 
empfänger, Zahlung der Erwerbsloſenunterſtüt⸗ 
zung bei Arbeitskampf, Wegfall der Wartezeit, 
Ausdehnung der Verſicherungspflicht, erweiterte 
Zahlung von Reiſebeihilfen, Herabſetzung der Al⸗ 
tersgrenze uſw., zur Folge haben werden. Die 


hierdurch entſtehenden Mehrkoſten laſſen ſich auch 


nicht annähernd ſchätzen. find aber zweifellos mit 
einer Million nicht zu hoch angeſetzt. 

Im ganzen muß alſo mit einer Mehrbelaſtung 
von jährlich mindeſtens 7 bis 8 Millionen Gulden 
gerechnet werden. Es braucht nicht betont zu wer⸗ 


| 
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Kommuniſten.) Eine Deckung iſt im Geſetzent⸗ 
wurf nicht vorgeſehen, der Senat bittet daher, ihn 
abzulehnen. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
(Abg. Liſchnewſki: Ich beantrage Ueberweiſung 
an den Sozialen Ausſchuß!) Es iſt beantragt wor⸗ 
den, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Antrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. (Frau Abg. Kreft: Das iſt be⸗ 
zeichnend!) Wir kommen nun zum nächſten Punkt 
der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. die Einwohnerwehr. — Urantrag des 
Abg. Schwegmann und Fraktion. 

Druckſache Nr. 9. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Philipſen. 

Philipſen, Abdgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! In der Regierungserklärung vom 26. Januar 
wurde von der Regierung die Auflöſung der Ein⸗ 
wohnerwehr angekündigt. Dieſe beabſichtigte Re⸗ 
gierungsmaßnahme hat in weiteſten Kreiſen der 
Danziger Bevölkerung berechtigte Unruhe und 
ernſte Beſorgniſſe hervorgerufen. (Zwiſchenrufe 
links.) Mit Rückſicht auf die große Bedeutung 
der hohen Aufgaben, für die die Einwohnerwehr 
geſchaffen wurde, erſcheint es notwendig, daß man 
dieſe Frage nicht vom parteipolitiſchen, ſondern 
lediglich von ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten aus 
prüft und entſcheidet. (Sehr gut! rechts.) Ich 
will mich deshalb auch bemühen, mich bei Behand: 
lung dieſer Frage jeder parteipolitiſchen Ein⸗ 
ſtellung zu enthalten und die Frage rein ſachlich 
behandeln. (Lachen links.) 

Ausgehen will ich von den Aufgaben, für die 
die Einwohnerwehr aufgeſtellt wurde. Die Ein⸗ 
wohnerwehr hat in beionderen Fällen im Zu: 
ſammenwirken mit der Schutzpolizei für die Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit zu ſor⸗ 
gen und ſoll bei Hochwaſſergefahr als Deichſchutz 
tätig ſein; wahrlich Aufgaben, m. D. u. H., die 
man als Lebensfragen für unſern Staat bezeich⸗ 
nen muß. 

Jeder Staat hat die Pflicht, für die Aufrecht⸗ 
erhaltung von Ruhe und Ordnung, ſowie für den 
Schutz von Leben und Eigentum ſeiner Bürger zu 
ſorgen. Es ſind dies die wichtigſten Aufgaben 
eines jeden Staates. Für Danzig iſt die Aufrecht⸗ 
erhaltung von Ruhe und Ordnung im Innern 
eine unabweisliche Vorausſetzung für unſere 
ſtaatliche Selbſtändigkeit und für eine ruhige Ent⸗ 
wicklung unſerer Wirtſchaft. Dies hat ſelbſt der 
Völkerbund anerkannt, (Lebhafte Zurufe links) 
indem er ſeine Zuſtimmung zu der Aufſtellung 
der Einwohnerwehr gab, nachdem ſich der Ober⸗ 


kommiſſar des Völkerbundes vorher von der Not⸗ 


wendigkeit dieſer Einrichtung überzeugt hatte. 
(Sehr wahr! rechts.) Darüber hinaus hat der 
Völkerbund im Jahre 1921 einen Beſchluß gefaßt, 
nach dem wenn die Danziger Sicherheitsorgane 
für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 


den, daß die Aufbringung ſolcher Beträge bei der nicht ausreichen, Polen berufen erſcheint, in Dan⸗ 
Finanzlage des Staates völlig ausgeſchloſſen iſt. zig Ruhe und Ordnung zu ſchaffen. (Abg. Dr. 


(Aber Erhöhung der Beamtengehälter! bei den 


Ziehm: Hört, hört!) Es kann keinen Danziger 
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Bürger geben, der nicht ſein Alles dafür einſetzt 
und danach ſtrebt, daß dieſer Fall niemals ein⸗ 
treten möge. Pflicht einer Danziger Regierung 
aber, möge ſie zuſammengeſetzt ſein, wie ſie will, 
iſt es, keine Vorſichtsmaßnahme außer Acht zu 
laſſen und dafür zu ſorgen, daß Danzig eigener 
Herr in ſeinem Hauſe bleibt. (Abg. Brill: Der 
Major Löſcher und Major Wagner hätten ihren 
Dienſt erfüllen ſollen, dann hätte der Staat viel 
Geld ge;part!) 

Unſere Wirtſchaft kann die beſtehende Kriſis 
nur überwinden, wenn Ruhe und Ordnung in 
Danzig gewährleiſtet bleiben. Das, m. D. u. H., 
erkannte auch Herr Dr. Neumann an, der als Red⸗ 
ner der Liberalen nach dem ſtenographiſchen Be⸗ 
richt am 10. Juni 1925 ſagte — ich verleſe es mit 
Zuſtimmung des Herrn Präſidenten —: 

Wir werden ſtets für eine gute, ſchlagfertige und 
ausreichende Polizei eintreten, da die Wirtſchaft nur 
in dem Bewußtſein arbeiten kann, jederzeit vor Un⸗ 
ruhen geſchützt zu ſein. 

(Hört, hört! rechts.) M. H. von den Liberalen, ich 
möchte Sie in dieſem Augenblick an dieſe Worte 
des Herrn Dr. Neumann erinnern. (Sehr gut! 
rechts) und möchte die Frage an Sie richten, ob 
Sie zu dieſen Worten des Herrn Dr. Neumann 
auch heute noch ſtehen. Nach den Zuſicherungen, 
die Sie im Wahlkampf gegeben haben, kann das 
die Bevölkerung von Ihnen mit Recht verlangen. 
Die Hochwaſſergefahr iſt für das Danziger Gebiet 
ganz beſonders groß. (Lachen links.) Das Dan⸗ 
ziger Gebiet liegt zu beiden Seiten der Weichſel. 
Wenn hier einmal ein Dammbruch eintritt, wird 
vom Hochwaſſer mit Ausnahme der Höhe das ge⸗ 
ſamte Staatsgebiet betroffen. M. D. u. H.! Ich 
erinnere daran, daß z. B. das Straßenpflaſter der 
Langgaſſe gegenüber dem Rathaus ſieben Meter 
unter dem Hochwaſſerſpiegel der Weichſel vom 
Jahre 1924 liegt. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 
Wenn in anderen Staaten Hochwaſſerſchäden ein⸗ 
treten, ſo werden davon immer nur Teilgebiete 
betroffen, und die entſtandenen Schäden laſſen ſich 
durch die Kräfte eines großen Staates leichter 
ausgleichen, als es hier in Danzig ſein würde. 
Hinzu kommt aber, daß andere Staaten für den 
Deichſchutz Militär zur Verfügung haben, Pionier⸗ 
kompanien, Infanteriekompanien uſw., die ge⸗ 
ſchloſſen in der Hand ihrer Führer liegen, in Erd⸗ 


arbeiten gut ausgebildet ſind, in kürzeſter Zeit an 


die gefährdeten Stellen geworfen werden können 
und wertvolle Dienſte leiſten. 

Solche Einrichtungen haben wir in Danzig 
trotz unſerer vom Hochwaſſer beſonders bedrohten 
Gegenden nicht. Da Sie das Arbeitsdienſtpflicht⸗ 
geſetz abgelehnt haben, (Aha! links) m. D. u. H., 
bleibt allein für dieſen Schutz noch die Einwohner⸗ 
wehr übrig. Es iſt dies auch eine Lebensfrage 
für den Danziger Staat. (Zuruf des Abg. Liſch⸗ 
newifi.) Es ergibt ſich nur die Frage, ob Diele 
hohen bedeutungsvollen Aufgaben ohne die Ein⸗ 
wohnerwehr durch die anderen ſtaatlichen Organe, 
3. B. die Schutzpolizei, erfüllt werden können. Es iſt 
unmöglich, genau zu ſagen, für die Aufrechterhal⸗ 
tung von Ruhe und Ordnung ſind ſoundſoviel 
Kräfte, zahlenmäßig genau errechnet, notwendig, 
nicht mehr und nicht weniger. Das kann niemand 
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ſagen; denn niemand weiß, was eintreten wird, 
und was eintreten kann. 

M. D. u. H., es gibt gewiſſe Geſichtspunkte, 
nach denen dieſe Frage geprüft werden kann. Ich 
werde zur Prüfung erſtens Vergleiche mit ähn⸗ 
lichen Orten anſtellen, zweitens die Erfahrungen 
aus der Vergangenheit berückſichtigen und drit⸗ 
tens das Urteil von hervorragenden Sachverſtän⸗ 
digen gelten laſſen. . ! 

Wenn wir die Verhältniſſe in Danzig mit glei- 
chen Städten im deutſchen Reiche vergleichen, z. B. 
Bremen, Königsberg und Stettin, ſo kommen wir 
zu der Feſtſtellung, daß Danzig viel weniger Si⸗ 
cherheitsorgane hat, als irgendeine andere Stadt 
im deutſchen Reiche, die ſich zum Vergleich heran⸗ 
ziehen läßt. So hat z. B. Bremen 1900 Beamte 
der Sicherheitspolizei, dahinter ſtehen aber 2000 
Mann Reichswehr. Danzig dagegen hat nur etwa 
tauſend Mann Schutzpolizei. (Hört, hört! rechts. 
Abg. Brill: Haben die bisher nicht aus⸗ 
gereicht?) Dabei muß aber berückſichtigt werden, 
daß die Verhältniſſe in Danzig viel, viel ungün⸗ 
ſtiger liegen als z. B. in Bremen, Königsberg 
oder Stettin. Die Polizeiorgane in dieſen deut⸗ 
ſchen Städten haben nur für den Schutz innerhalb 
des Stadtgebietes zu ſorgen. Den Danziger Si⸗ 
cherheitsorganen liegt die Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Ordnung im geſamten Danziger 
Staatsgebiet ob. Dadurch iſt ihre Aufgabe viel 
ſchwerer als die der Polizeiorgane in den deut⸗ 
ſchen Städten. Weiter kommt hinzu, wenn in 
irgendeinem Ort in Deutſchland die ſtaatlichen 
Organe vorübergehend nicht Herr der Lage ſind, 
die Möglichkeit beſteht, mittels Kraftwagen oder 
mit der Eiſenbahn in kürzeſter Zeit aus Nachbar⸗ 
orten Verſtärkungen heranzuziehen und die öffent⸗ 
liche Sicherheit wiederherzuſtellen. (Unruhe 
links.) Dieſe Möglichkeiten beſtehen hier in Dan⸗ 
zig nicht. Die Einwohnerwehr iſt bisher zweimal 
aufgerufen worden. Dem Aufruf ſind 80 Pro⸗ 
zent der Mitglieder der Einwohnerwehr gefolgt. 
Die fehlenden waren durch ihre berufliche Tätig⸗ 
keit, durch Krankheit oder aus anderen Gründen 
am Erſcheinen verhindert. Im Zuſammenwirken 
mit der Schutzpolizei konnte die Einwohnerwehr 
jedesmal drohende Unruhen im Keim erſticken. 
(Wo waren Sie? links.) Wo ſolche Unruhen 
drohten wurde von dem Völkerbundskommiſſar 
an die Danziger Regierung die ſchickſalsſchwere 
Frage gerichtet, ob ſie unter allen Umſtänden die 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung ga⸗ 
rantieren kann. Anter Hinweis auf die Schutz⸗ 
polizei und die Organiſation unſerer Einwohner⸗ 
wehr konnte die damalige Danziger Regierung 
15 Frage mit einem entſchiedenen „Ja“ beant⸗ 
worten, 


tet wipd und wenn dieſe Regierung nicht mit dem⸗ 
ſelben entſchiedenen „Sa“ antworten kann. (Das 
kaun ſie! links.) Bei Beſprechungen über die 
Danziger Sicherheitseinrichtungen ſind wiederholt 
Sachverſtändige gehört worden. 


lizeipräſident und der Kommandeur der Schutz⸗ 
polizei angeſehen werben, (Ach nein! links] weil 


die Leitung des Sicherbeitsdienſtes in den Händen 


dieſer Herren liegt. Soviel mir bekannt gewor⸗ 
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% Wehe Danzig, wenn eine ſolche Frage 
noch einmal an eine Danziger Regierung gerich⸗ 


ER 2 Als ſolche Sach⸗ 
verſtändigen müſſen in erſter Linie der Herr Po⸗ 
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behaltung der Einwohnerwehr eingeſetzt und dieſe 
Einrichtung als eine zwingende Notwendigkeit 
anerkannt. (Hört, hört! rechts.) N 
Ich möchte in dieſem Zuſammenhang fragen, 
ob die Regierung vor ihrem Beſchluß Sachverſtän⸗ 
dige gehört hat, (Ja! links) und ich möchte fra⸗ 
gen, wie das Urteil der Sachverſtändigen lautet. 
Die Danziger Bevölkerung hat ein Recht darauf, 
von der Regierung auf dieſe Frage eine unzwei⸗ 
deutige Antwort zu erhalten. (Sehr gut! rechts. — 
Abg. Kloſſowiki: Die werden wir geben!) Die 
Regierung hat als Begründung für die beabſich⸗ 
tigte Maßnahme nur geſagt, daß die Einwohner⸗ 
wehr unter den jetzigen Verhältniſſen nicht mehr 
erforderlich ſei. (Sehr richtig! links.) Dieſe Be⸗ 
gründung kann einer ſachgemäßen Prüfung nicht 
ſtandhalten und muß als äußerſt dürftig bezeich⸗ 
net werden. Selbſt wer zugibt, daß ſich die Ver⸗ 
hältniſſe heute gegenüber dem Jahre 1921 und den 
folgenden Jahren gebeſſert haben, (Na alſo! links) 
muß fragen, wird es ſo bleiben? Ich frage Sie, 
m. D. u. H., wer will denn die Garantie überneh⸗ 
men, daß die heutigen Verhältniſſe auch noch nach 
einem Vierteljahre beſtehen? (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Ich möchte weiter die Frage auf⸗ 


werfen, worauf iſt es denn zurückzuführen daß 


ſich die Verhältniſſe angeblich gebeſſert haben? 
Zweimal iſt der Beweis erbracht worden, daß die 


Danziger Schutzpolizei zuſammen mit der Danzi⸗ 


ger Einwohnerwehr jederzeit in der Lage ſind, 
Ruhe und Ordnung zu gewährleiſten. Diejenigen, 


die ein Intereſſe an Unruhen in Danzig haben, 


haben dies erkannt, und deshalb ihre Experimente 
nicht mehr wiederholt. So iſt in der Hauptſache 
die Beſſerung der Verhältniſſe auf das Beſtehen 
der Einwohnerwehr zurückzuführen. (Sehr richtig! 
rechts.) Allein dieſer Umſtand beweiſt ſchon die 
Notwendigkeit der Danziger Einwohnerwehr. 


Die Regierung jagt dann noch, daß Mittel 


für die Einwohnerwehr im Haushaltsplan für 
1928 nicht mehr angefordert werden ſollen. Sie 


will damit offenſichtlich darauf hinweiſen, daß 


durch die Auflöſung Erſparniſſe gemacht werden. 
Ich möchte mir erlauben, dieje Frage etwas kri⸗ 
tiſch zu betrachten. Die Einwohnerwehr erfordert 
einen jährlichen Aufwand von ungefähr 100 000 
Gulden. Nach dem Tumultſchädengeſetz haften die 
Gemeinden für Schäden, die durch Unruhen den 


einzelnen Staatsbürgern entſtehen. M. D. u. H.! 


Dieſe jährliche Aufwendung von 100 000 Gulden 
kann ſomit nur als eine Verſicherungsprämie ge⸗ 
gen Schäden durch Unruhen und für die Aufrecht⸗ 
erhaltung von Ruhe und Ordnung angeſehen wer⸗ 
den. Ausgaben für Aufrechterhaltung der öffent⸗ 
lichen Ordnung müſſen als produktive Ausgaben 
bezeichnet werden. (Sehr gut! rechts.) M. D. u. 
H.], Die Regierung hat aber in ihrer heutigen 


Zuſammenſetzung (Aha! Das geht auf die Ner⸗ 


ven! links) im Jahre 1925 ſelbſt die Notwendig⸗ 
keit der Einwohnerwehr dadurch anerkannt. daß 
fie einen kommuniſtiſchen Antrag auf Auflöſung 
der Einwohnerwehr ablehnte. [Hört, hört! rechts.) 

Ich jtelle alſo feſt, daß bei einer rein ſachlichen 
Prüfung alle, aber auch alle Gründe die Bei⸗ 
behaltung der Einwohnerwehr gebieteriſch for⸗ 


mil 
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den iſt, haben dieſe Herren ſich ſtets für die Bei⸗ 


dern. Daraus ziehe ich die Schlußfolgerung, daß 
nicht ſachliche Gründe, ſondern lediglich partei⸗ 
politiſche Erwägungen für den Beſchluß der Re⸗ 
gierung entſcheidend geweſen ſind. (Sehr richtig! 
rechts. — Zwiſchenrufe links.) M. D. u. H.! Den 
Beweis hierfür liefert Herr Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer. (Sehr gut! rechts.) Er hat den Schleier 
über dieſe Frage gelüftet. In einer Verſamm⸗ 


lung des Sozialdemokratiſchen Vereins der Stadt 


Danzig im Februar dieſes Jahres hat Herr Dr. 
Kamnitzer (Abg. Brill: Seit wann leſen Sie die 
„Volksſtimme“? — Abg. Senftleben: Immer!) 
folgendes geſagt, ich verleſe nach der „Volks⸗ 
ſtimme“: N 
Wie groß die Hetze der Deutſchnationalen und 
ihrer Anhänger gegen die neue Regierung iſt, beweiſt 
ihr Entrüſtungsſturm gegen die Einwoßnerwehr. Da⸗ 
bei iſt die Beſeitigung dieſer Einrichtung den wei⸗ 
teſten Bevölkerungsſchichten ſympathiſch. 
Ich glaube, es wird ſich Gelegenheit geben, das 
Gegenteil zu beweiſen. ; 
Laut Koalitionsvereinbarung iſt dieſe Beſeitigung 
auch durchaus fiber. i 
(Das iſt doch ſelbſtverſtändlich! links.) Einen 
beſſeren Beweis für meine Behauptung, daß es 
ſich hier lediglich um eine parteipolitiſche Forde⸗ 


kung handelt wie dieſe Ausführungen des Herrn 


Dr. Kamnitzer, gibt es nicht. Er ſagte weiter: 
Daran wird auch der ſoeben eingebrachte Geſetzent⸗ 
wurf der Deutſchnationalen Volkspartei für ein Wei⸗ 
terbeſtehen nichts ändern. Man kann den Schmerz 
dieſer Herren verſtehen; denn die Einwohnerwehr iſt 
nichts anderes, als ein ausgeſprochenes Parteimilitär 
der Deutſchnationalen. (Sehr richtig! links. — Seht 
falſch! rechts.) Daran ändern auch die paar Kon⸗ 
zeſſionsſchulzen nichts, wenn ſolche überhaupt in ihr 
vorhanden find. M. D. u. H., unter dieſen Umſtänden 
iſt dieſe Einrichtung eine Gefahr für jede nicht deutſch⸗ 
nationale Regierung. (Unerhört! rechts.) Ein inner⸗ 
politiſches Bedürfnis für das Weiterbeſtehen gibt es 
nicht. Die Schutzpolizei kann die ihr geſtellten Auf⸗ 
gaben vollſtändig ausführen. Die außenpolitiſche Ver⸗ 
wendung der Wehr wäre lächerlich. 
M. D. u. H.! Ich muß zunächſt die Unterſtel⸗ 
lung, daß die Mitglieder der Einwohnerwehr eine 


Gefahr für eine Danziger Regierung bilden, mit 


aller Entſchiedenheit und mit Entrüſtung zurück⸗ 
weiſen. (Sehr gut! rechts.) Die Mitglieder der 
Einwohnerwehr ſetzen ſich ausnahmslos aus Mit⸗ 
gliedern der geſamten Danziger Bevölkerung zu⸗ 
ſammen. Sie haben ſich der Einwohnerwehr zur 
Verfügung geſtellt, weil ſie Dienſt am Staate tun 
wollen, ohne Rückſicht auf Parteizugehörigkeit. 
Sie ſind bereit, ſich mit ihrer ganzen Perſon für 
ihren Staat einzuſetzen und das größte Opfer für 
den Staat zu bringen. (Sehr wahr! rechts.) So 
lange Herr Senator Dr. Kamnitzer nicht gewillt 
iſt, dieſelben Opfer für den Staat zu bringen, 
reicht er mit ſeinen Anwürfen an die Mitglieder 
der Danziger Einwohnerwehr nicht heran. (Dr. 
Ziehm: Notopfer!) 9 2 

Ich kenne die Stimmung in der Danziger Ein⸗ 
wohnerwehr ſehr gut; denn ich bin ſelbſt Mitglied 
der Danziger Einwohnerwehr. (Abg. Kloſſowfki: 
Dann iſt es richtig!) Der Dienſt in der Einwoh⸗ 
nerwehr iſt wie ich ſagte, Dienſt am Staate. 
Wenn der Staat in Gefahr iſt, werde ich, ebenſo 
wie ich es früher tat, als eine andere Regierung 
in Danzig war, dem Aufruf folgen. Wenn der 
Staat in Gefahr iſt, tritt die Einwohnerwehr für 
den Staat ein, ohne Rückſicht auf die Zuſammen⸗ 


— 
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ſetzung der augenblicklichen Regierung. Wenn 


der Herr Senator Dr. Kamnitzer weiter von einer 
außenpolitiſchen Verwendung der Einwohnerwehr 


ſpricht, ſo kann ich ihm nur antworten, daß es tat⸗ 
ſächlich lächerlich iſt, wenn er Bevölkerungskreiſen 


noch einreden will, daß eine ſolche Möglichkeit in 


Danzig beſtände. (Zurufe links.) Ich glaube, daß 
eine ſachliche Prüfung einwandfrei den Beweis 
liefert, daß die Auflöſung der Einwohnerwehr 
zum mindeſten eine leichtfertige Handlung it. Ich 
will darum auch nicht ſchließen, ohne vorher einen 


Appell an die Regierung zu richten, und ihr zu⸗ 
zurufen: Laſſen Sie in dieſer Frage die Partei- 


politik einmal zurückſtehen, zeigen Sie, daß Sie 
über einen Nurparteipolitiker hinausgewachſen 
ſind. (Sie aber nicht! links.) 

Insbeſondere richte ich mich in dieſer Frage 
an die Herren hauptamtlichen Senatoren. (Aha! 
links.) und an die vom Zentrum in die Regie⸗ 
rung entſandten Senatoren. Bei den hauptamt⸗ 
lichen Senatoren ging man bei Beratung der Ver⸗ 
faſſung von der Vorausfetzung aus, daß durch 
dieſe einrichtung eine gewiſſe Stetigkeit der Re⸗ 
gierung gewährleiſtet ſein ſoll. Man wollte die 
hauptamtlichen Senatoren von parteipolitiſchen 
Einflüſſen freimachen. (Sehr gut!) In dieſer 


Frage wipd ſich zeigen, ob die hauptamtlichen Se⸗ 


natoren die in ſie geſetzten Erwartungen erfüllen. 
Sollten ſie in dieſer Frage enttäuſchen, ſo werden 
daraus wahrſcheinlich Schlußfolgerungen bei Be⸗ 


ratung der Verfaſſungsfragen gezogen werden. 
(Zurufe links.) Die Herren vom Zentrum möchte 


ich daran erinnern, daß es ein hochverdientes Mit: 
glied des Zentrums, Herr Senator Schümmer, ge⸗ 
weſen iſt, der mit großer Sachkenntnis Schutz⸗ 
polizei und Einwohnerwehr in Danzig eingerich⸗ 
tet hat. Herr Schümmer hat ſich um Danzig da⸗ 
durch große Verdienſte erworben. (Sehr gut! 
rechts.) Das auch in dieſer Stunde und bei Be: 
handlung dieſer Frage anzuerkennen, iſt uns ein 
tiefempfundenes Bedürfnis. Die Herren vom 
Zentrum aber möchte ich ermahnen, das Werk, das 


Herr Schümmer in weiſer Vorausſicht geſchaffen 


hat, als ſein Erbe zu betrachten, und nicht als 
Kuhhandelsobjekt zu verſchachern. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) ‚ 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Burandt. 
Burandt, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Die Sicherheitsorgane der Freien Stadt Dan⸗ 
zig beſtanden bisher aus der Schutzpolizei und der 
Einwohnerwehr. Die Schutzpolizei konnte nur 
deshalb jo ſchwach gehalten werden, wie ſie heute 
noch iſt, weil ihr als Rückhalt die Einwohnerwehr 
zur Verfügung ſtand, die in Zeiten der Not immer 
noch eingreifen und die Schutzpolizei ſtärken konnte. 
Faſt in jedem Lande der Erde beſteht eine Armee 
die neben der Polizeieinrichtung zur Anterſtützung 
vorhanden iſt, um Ruhe und Ordnung im Staate 
zu gewährleiſten. Leider Gottes haben wir in 
unſerm kleinen Freiſtaat keine Armee, (Zwiſchen⸗ 
rufe) ſo daß wir uns einen Erſatz ſchaffen müſſen, 
um die Polizeitruppe in geeigneter Weiſe zu ver⸗ 
ſtärken. Wir müſſen uns alle darüber klar ſein, 
daß die Einrichtung der Einwohnerwehr entſchie⸗ 
den eine ſehr geeignete Maßnahme war. Neben⸗ 
bei war es noch die billigſte Art, um Ruhe, Ord⸗ 
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nung und Sicherheit im Staate aufrecht zu er⸗ 
halten. f e am 

Wir haben jetzt zunächſt die Frage zu klären, 
ob die Schupo heute ausreicht, um ihre Aufgaben 
im ganzen Staatsgebiet zu erfüllen. Die Schupo 
iſt heute gerade ſtark genug, in den Städten die 
Ruhe und Ordnung herzuſtellen, Verkehrspoſten 
zu liefern und die allerwichtigſten Aufgaben bort 
zu erfüllen. Der Freiſtaat umfaßt aber noch an⸗ 
dere Teile als die Stadt Danzig. Viele kennen 
vielleicht nicht über die Mauern der Stadt hin⸗ 
weggucken. Ich empfehle es ihnen, einmal auf dem 
platten Lande Spaziergänge zu machen, da woh⸗ 
nen auch noch Menſchen, die auch Staatsbürger 
ſind und verlangen können, daß ſich der Staat und 
die Staatsregierung ihrer annehmen. Auch ſie 
haben das dringende Verlangen, daß man eben⸗ 
falls das Land berückſichtigt. N e 

Wie ſieht es auf dem Lande aus? Dort haben 
wir heute die Landjäger, die die einzigen Polizei⸗ 
organe ſind. Ich kann Ihnen verraten, daß des 
öfteren von Landbund⸗Seite die Frage aufgewor⸗ 
fen worden iſt, ob es möglich ſei, die Schutzpolizei 
für beſondere Aufgaben für das Land anzufordern. 
Ich kann Ihnen verraten, daß es niemals mög⸗ 
lich iſt, von der Schutzpolizei Mannſchaften aufs 
Land zu ziehen. Gerade die Einwohnerwehr iſt 
es geweſen, die uns allein die Möglichkeit gegeben 
hat, in Ruhe und Frieden auf dem Lande zu woh⸗ 
nen, und die dort die Sicherheit gewährleiſtet hat. 
M. D. u. H.! Gerade in meiner Eigenſchaft als 
Vorſitzender des Landbundes Kreis Danziger 
Höhe kann ich Ihnen ſagen, daß dort an der 
Grenze als die dringendſte Forderung bezeichnet 
wird, daß die Einwohnerwehr erhalten bleibt. 
In dieſem Teil des Freiſtaats iſt die Entrüſtung 
außerordentlich groß. Das wiſſen Sie nicht, aber 
ich bin Zeuge dafür und kann Ihnen an Hand von 
ſchriftlichem Material den Beweis erbringen, daß 
dieſer Teil der Bevölkerung für die Beibehaltung 
der Einwohnerwehr iſt. Bevor die Einwohner“ 
wehr ſeinerzeit eingerichtet wurde, war die länd⸗ 
liche Bevölkerung in den Grenzgebieten, im Kreiſe 
Danziger Höhe dem Diebſtahl ausgeſetzt. Ich kann 
Ihnen eine Reihe von Fällen anführen, daß vor 
Einrichtung der Einwohnerwehr eine ganze An⸗ 
zahl von Diebſtählen und Eigentumsvergehen 
vorgekommen iſt. Nachdem das Diebsgeſindel ge: 
ſehen hat, daß auf dem Lande eine Organiſation 
beſteht, die Ruhe und Ordnung ſicherſtellt, haben 
die Eigentumsvergehen nachgelaſſen. Die Bevöl⸗ 
kerung an der Grenze befürchtet, daß nach der Ab⸗ 
ſchaffung der Einwohnerwehr dieſe Eigentumsver⸗ 
gehen von neuem Platz greifen werden. 

M. D. u. H.! Ich kann Ihnen heute ſchon ver⸗ 
raten, wenn Sie die Einwohnerwehr abbauen, 
werden die Koſten, die in Zukunft für die Ord⸗ 
nung auf dem Lande aufzubringen ſind, erheblich 
größer werden. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Mit 
den paar Landjägern werden Sie beſtimmt auf 
dem flachen Lande nicht auskommen. Ann Sie 
jetzt noch dem ſchwergeprüften Bauer durch Geſetz 
die Möglichkeit nehmen, daß er ſeine Kinder in 
der Wirtſchaft verwenden ſoll, werden Millionen 
ausgegeben werden müſſen. Die Notwendigkeit 
der Einwohnerwehr bei Naturereigniſſen iſt be⸗ 
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(Burandt, Abgeordneter) 
reits bei der Begründung erwähnt worden. 
möchte darauf nicht näher eingehen. IE 
Ich möchte aber noch etwas über die Autorität 
der Einwohnerwehr dem Staatsweſen gegenüber 
ſagen. Da möchte ich als Landmann ſprechen. Ich 
kann Ihnen verraten, daß die Einwohnerwehr 
auf dem Lande, wie ſchon Herr Philipſen ſagte, 
aus allen Schichten der Bevölkerung zuſammenge⸗ 


ſetzt iſt und zu einem großen Teil aus Kreiſen, die 


ihnen (nach lins) nicht ſehr nahe ſtehen. Ich kann 
0 bie Verſicherung geben, daß ſich die Ein⸗ 
wohnerwehr dafür einſetzt, dem Staat zu dienen 
und ſich der jeweiligen Regierung zur Verfügung 
ſtellt. (Zwiſchenrufe links.) Ich möchte als Be⸗ 
weis anführen, daß ſich die Revolution unter dem 
Schutz von Männern entwickelt hat, die die Gren⸗ 
zen des deutſchen Reiches verteidigt haben. Unter 
Schutz dieſer Männer haben Sie den Staat über⸗ 
haupt aufgebaut, den Sie als Ihren bezeichnen 
(Der iſt auch danach! bei den Kommuniſten). Das 
ſcheint bei der Regierung in Vergeſſenheit geraten 
zu ſein, als ſie dies Geſetz Hals über Kopf auf⸗ 
hob und dadurch eine Verbeſſerung für den Staat 
erhoffte. 5 8 

Nach dem Beſchluß des Völkerbundsrats iſt 
Polen dazu berufen, falls die Polizei hier nicht 
ausreicht, den Schutz des Freiſtaates zu überneh⸗ 
men. Es ſteht weiter darin, daß die polniſchen 
Soldaten nachher wieder das Freiſtaatgebiet zu 
verlaſſen haben. M. D. u. H.! Alle Parteien bis 
auf die Polen haben den Wahlkampf unter der 
Parole geführt, hier das Deutſchtum zu erhalten. 
Wollen Sie es darauf ankommen laſſen, daß hier 
eines Tages dieſelben Dinge wie in Wien paſſie⸗ 
tren, wo landfremde Elemente die Ruhe und Ord⸗ 
nung geſtört haben und die Polizeigewalt des 
Staates nicht ausgereicht hat! (Andauernde Zwi⸗ 
ſchenrufe links. — Große Unruhe.) Wir haben die 
ſchwere Befürchtung, daß es nicht möglich ſein 
wird, nachher die Polen, die die Ruhe und Ord⸗ 
nung hergeſtellt haben, zum Verlaſſen unſeres 
Staatsweſens zu veranlaſſen. s i 
Gerade dieſer Punkt ſollte die Regierung ver⸗ 
anlaſſen, ſich die Sache noch einmal ganz genau 
durch den Kopf gehen zu laſſen un die Frage zu 
prüfen, ob es der Schutzpolizei allein möglich iſt, 
unter allen Umſtänden hier Ruhe und Ordnung 
aufrechtzuerhalten. Gerade wir Landwirte, die 
wir an unſerer Scholle hängen, (Sie ſind ja gar 
kein Landwirt! links) die wir von Vater und 
Großvater übernommen haben, und nicht zugelau⸗ 
ſene Leute aus anderen Landesteilen find, legen 
Wert darauf, daß unſere Scholle erhalten bleibt, 
und daß wir dieſe auch gegen äußere Feinde ver⸗ 
teidigen können. Deshalb ſtellen wir die Forde⸗ 
rung, daß uns die Einwohnerwehr erhalten ble übt 
weil uns durch dieſe Einrichtung gewährleiſtet 
wird, daß wir unſere Scholle gegen fremde Ein⸗ 
flüſſe ſchützen können. 

Mit Befremden nimmt meine Fraktion wahr, 
daß zu dieſer wichtigen Beſprechung weder der 
Präſident des Senats, noch der ſtellvertretende 
Präſident erſchienen find, und daß ſie auch nicht 
einen Vertreter entſandt haben. Wir werden une 
das nicht gefallen laſſen und werden vom Senat 
fordern. daß der Senator hier perſönlich erſcheint. 
Wir haben verſchiedene Fragen an den Senat ge⸗ 


Ich 
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richtet und erſuchen ihn, dazu ſelbſt Stellung zu 
nehmen. (Sehr gut! rechts.) Wir beantragen die 
Ueberweiſung der Vorlage an den Hauptausſchuß. 
(Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. i 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Trotzdem die 
Regierungserklärung noch nicht in die Tat um⸗ 
geſetzt iſt, muß man es als eine Frechheit anſehen, 
daß die Deutſchnationalen es wagen, ſolch einen 
Geſetzentwurf hier einzubringen. (Was erlauben 
Sie ſich? rechts. — Abg. Senftleben: Ihre langen 
Haare zeugen von kurzem Verſtand! — Gehen Sie 
zu Plenikowfki in die Schule und lernen Sie erſt 
etwas! — Abg. Loops: Sie wollen doch einen 
18jährigen Kaiſer haben!) Herr Abg. Jahr, zie⸗ 
hen Sie doch Ihre weißen Handſchuhe an, damit 
die Herren hier ein bißchen ruhig ſind. Sie ſag⸗ 
ten doch, wenn früher ein Schutzmann die Hand 
mit dem weißen Handſchuh erhob, dann war alles 
ruhig. (Zwiſchenrufe und große Unruhe. — Abg. 
Raſchke: Hier gibt es keinen Moſtrich zu verkau⸗ 
fen!) Aus welchem Grunde ſoll die Einwohner⸗ 
wehr beſtehen bleiben? Es wird geſagt, zum 
Schutz und zur Sicherheit der Einwohner. Was 
zeigt ſich jetzt hauptſächlich auf dem Lande? Wie 
iſt die Einwohnerwehr zuſammengeſetzt? Es wird 
keiner leugnen, daß ſie aus dem Jungdeutſchen 
Orden, dem Stahlhelm, dem Wehrwolf und wie 
dies Geſindel alles heißt, zuſammengeſetzt iſt. Ich 
will einen Fall vom Lande anführen. In jüng⸗ 
ſter Zeit beſteht dort auch der Jungdeutſche Orden 
außer der Einwohnerwehr. Die Mitglieder des 
Jungdeutſchen Ordens in Jungfer halten es für 
nötig, ſich abends in Horden zuſammenzutun und 
Mitglieder des Roten Frontkämpferbundes zu 
überfallen. (Lebhafter Widerſpruch rechts.) Wenn 
ſie allein ſind haben ſie Angſt. Die Einwohner 
von Jungfer ließen ſich das nicht gefallen. Die 
Arbeiter gingen nach dem Ueberfall auf die 
Straße, da war kein Mitglied des Jungdeutſchen 
Ordens, kein Mitglied der Einwohnerwehr zu 
ehen. Nur wenn ſie einen allein treffen, ſind ſie 
da, um den Arbeiter zu überfallen. (Wenn man 
denkt, wie ſie als Krieger ausſehen, bekommt 
man Angſt! rechts.) 

Ferner hat Herr Abg. Philipſen an einen 
Dammbruch erinnert. Wie iſt die Hilfe der Ein⸗ 
wohnerwehr, der Großagrarier, wenn auf dem 
Lande ein Feuer ausbricht? Bei einer Feuers⸗ 
brunſt ſind es die Arbeiter, die zuerſt zur Stelle 
ſind und Hilſe leiſten. Die Großagrarier mit 
ihren dicken Schmerbäuchen machen keinen Finger 
krumm, ſie befehlen nur. Wenn die Gefahr da 
iſt muß die Arbeiterſchaft eingreifen. Ich erin⸗ 
nere an den Berliner Wolkenbruch, da leiſteten 
die Roten Frontkämpfer die erſte Hilfe. (So ſehen 
Sie aus! rechts.) Ich erinnere an das Unwetter 
in Oſt⸗Sachſen, da waren es wieder die Roten 
Frontkämpfer, die halfen. Die Einwohnerwehr 
und andere faſchiſtiſche Organiſationen haben 
nichts getan. 

Die Einwohnerwehr iſt doch für die werktätige 
Bevölkerung direkt eine Gefahr. Ich weiſe nur 
auf die Schießübungen in Steegen, Junkeracker 
und Stutthof hin. Herr Abg. Böhm als Vertreter 
der Fiſcher muß wiſſen, daß ſich die Fiſcher dagegen 


(©) 
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(A 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. Mittwoch, den 15. Februar 1928. 


(Langnau, Abgeordneter) 


gewandt haben, weil ſie nicht mehr ihres Lebens unſeres Freiſtaates auf dem Spiel ſtehen. (Leb⸗ 


ſicher waren. Die Deutſchnationalen müßten ſo 


ehrlich ſein, zu ſagen, wozu ſie die Einwohnerwehr | 
Die brauchen fie, um gegen die 


haben wollen. 


revolutionäre Arbeiterſchaft zu kämpfen. Die 


Landarbeiterſchaft ſoll niedergeknüttelt werden, 


wenn ſie in den Streik tritt. Sie wollen ſie nur 
zum Schutz des Kapitals haben. 


tonten, die Einwohnerwehr ſei aus allen Bevöl⸗ 
kerungsſchichten zuſammengeſetzt, jo kann das zu 


einem kleinen Teil ſtimmen, und zwar weil die 


Großagrarier die Arbeiter direkt zwingen, in die 


Einwohnerwehr einzutreten, andernfalls werden 
ſie entlaſſen. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Da drückt der Vater auf den Sohn, damit er in 
die Einwohnerwehr eintritt, weil ſonſt beide brot⸗ 
e iſt! — Abg. Brill: Das weiß der Verantwortungs⸗ 


los werden. Wenn die Einwohnerwehr aufge⸗ 


löſt iſt, gebe ich Brief und Siegel, daß 75 Prozent 
der jetzigen Mitglieder aus den faſchiſtiſchen Or⸗ 
Davor haben die Groß⸗ 
agrarier Angſt, daß die Landarbeiterſchaft, die 
zum Teil mit Gewalt in dieſe Organiſation hin⸗ 


ganiſationen austreten. 


eingezwungen wurde, austritt. 

Die Kommuniſtiſche Fraktion wird den Antrag 
der Deutſchnationalen ablehnen. Wir ſind nicht 
für die Einwohnerwehr, ſondern gegen die Ein⸗ 
wohnerwehr, gegen den Faſchismus. Aber wir 
ſind auch gegen das Reichsbanner, das nur eine 
andere Form hat. Wir werden die geſamte Ar⸗ 
beiterſchaft aus dieſen Organiſationen zurückholen 
und ſie in den Reihen der roten Klaſſenfront zu⸗ 
ſammenſchließen. Dann wird es nicht mehr mög⸗ 
lich ſein, daß Sie dem Volkstag ſolche Anträge 
vorlegen. Wenn Sie heute auf die Sozialdemo⸗ 
kraten ſchimpften, ſo kann ich Ihnen ſagen, daß 
Sie den Sozialdemokraten zu Dank verpflichtet 
find. Wenn die Sozialdemokraten 1918 nicht ge⸗ 
weſen wären, würden Sie es heute nicht wagen 
dürfen, der Arbeiterſchaft ein ſolches Geſetz vor⸗ 
zulegen. | 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): 
Parteifreund Burandt hat mit Recht dem Erſtau⸗ 
nen und dem Befremden darüber Ausdruck ge⸗ 
geben, daß bei dieſer wichtigen Vorlage kein Mit⸗ 
giled des Senats hier als Vertreter erſchienen iſt. 
(Zurufe links.) Jedenfalls kein Mitglied, das mit 
der Vertretung dieſer Angelegenheit beauftragt 
wurde, und das nach der Geſchäftsverteilung zur 
Vertretung der Geſetzesvorlage im Volkstage be⸗ 
rufen iſt. Ich ſtelle daher im Namen meiner 
Fraktion den Antrag, daß der Herr Präſident des 
Senats, der Herr Stellvertretende Präſident des 
Senats und der zuſtändige Senator herbeigerufen 
werden, damit ſie uns über die Stellung der Re⸗ 
gierung, ſowie auf die Fragen, die wir geſtellt 
haben: beſtimmte Auskunft geben. Die Vorlage 
iſt vielleicht die wichtigſte Vorlage, die dem hohen 
Hauſe vorgelegen hat. (Lärm links.) Ich muß 
Ihnen leider ſagen, daß Ihr törichtes Gelächter 
nur beweiſt. daß Sie nicht das nötige Verantwor⸗ 
tungsgefühl zeigen für die Sicherheit und Auf⸗ 
rechterhaltung der Ordnung in unſerem Staate. 


Sie ſind ſich noch nicht darüber klar geworden, daß 


8 handlungen teilnehmen. 
Wenn Herr Philipjen oder Herr Burandt bes 


Mein 


hafte Unruhe links.) 

Ich wiederhole, daß wir beantragen, den 
Herrn Präſidenten, den Herrn Stellvertretenden 
Präſidenten des Senats, ſowie den zuſtändigen 
Sachbearbeiter im Senat, Herrn Senator Dr. 
Schwartz, herbeizurufen, damit ſie an dieſen Ver⸗ 
l Ich beantrage, über 
dieſen meinen Antrag namentliche Abſtimmung. 
(Bravo! rechts.) 8 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
geſtellt, den Herrn Senatspräſidenten, den Stell⸗ 
vertretenden Senatspräſidenten und Herrn Sena⸗ 
tor Dr. Schwartz herbeizurufen. Dazu wird na⸗ 
mentliche Abſtimmung gewünſcht. (Abg. Fooken: 
Ich ſtelle feſt, daß namentliche Abſtimmung zu ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßigen Anträgen nicht zuläſſig 


volle nicht!) Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Dr. Ziehm. ; 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (DNat.): Ich muß 


den Herrn Vorredner auf die Geſchäftsordnung 
hinweiſen, insbeſondere auf $ 77, worin zum 
Ausdruck gebracht iſt, über welche Anträge nicht 
namentliche Abſtimmung zuläſſig iſt. Dieſer An⸗ 
trag fällt nicht unter den § 77 und unter die dort 
aufgeführten Fälle. Darum iſt namentliche Ab⸗ 


daß namentliche Abſtimmung unzuläſſig iſt bei 
Vertagung oder Schluß der Beſprechung. Hier iſt 
Vertagung beantragt worden, um den Herrn Prä⸗ 
ſidenten des Senats heranzuholen. Das iſt ein 
Vertagungsantrag. (Widerſpruch rechts.) Dar⸗ 
über iſt namentliche Abſtimmung in dieſem Falle 
nicht zuläſſig. ' 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.]: M. D. u. 
H.] Wir wollen die Geſchäftsordnung doch ſo 
handhaben, wie es ihrem Sinne entſpricht. Ich 
habe mit keinem Wort Vertagung beantragt. Auch 
im Sinne meines Antrages liegt nicht die Verta⸗ 
gung. Nach § 18 der Verfaſſung können der Volks⸗ 
tag und ſeine Ausſchüſſe die Anweſenheit jedes 
Senatsmitgliedes verlangen. In der Geſchäfts⸗ 
ordnung iſt dasſelbe zum Ausdruck gebracht. Ich 
habe lediglich beantragt, daß die zuſtändigen Se⸗ 
natoren herbeigeholt werden. Das iſt kein Ver⸗ 
tagungsantrag, der unter § 77 fällt. Sie werden 
mir keine Ziffer dieſes Paragraphen angeben kön⸗ 
nen, unter welche dieſer Antrag fiele. Alſo iſt 
namentliche Abſtimmung zuläſſig. Ich habe nie⸗ 
mals einen Antrag auf Vertagung geſtellt und 
betone, daß in meinem Antrag nicht ein Antrag 
auf Vertagung enthalten iſt. 8 au 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Der Antrag lautet, 


das Wohl, die Sicherheit und die Selbſtändigkeit die betreffenden Herren herbeizurufen. Die Ver⸗ 
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(Bizepräfident Dr. Bogdan) e 
handlungen gehen weiter. In § 77 der Ge 
ſchäftsordnung ſind die Fälle aufgezählt, bei denen 
namentliche Abſtimmung unzuläſſig iſt. Dieſer 
Fall iſt nicht darunter. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung erſcheint daher zuläſſig. Die namentliche 


Abſtimmung beginnt. Ich bitte die Abgeordneten, 


die Plätze einzunehmen und die Beiſitzer die 
Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Das Er⸗ 


gebnis der Abſtimmung“) it folgendes: Es ſind 


im ganzen 96 Stimmkarten abgegeben, davon 34 
mit Ja und 62 mit Nein. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 


u. H.! Ich ſtelle jetzt den Antrag, das Haus zu 


vertagen und die nächſte Sitzung morgen nach⸗ 


mittag 3,30 Uhr abzuhalten mit der Tagesord⸗ 


nung: Fortſetzung von heute. Ich begründe dieſen 


Antrag wie folgt: Sie haben durch die Abſtim⸗ 
mung bewieſen, daß Sie ſich in keiner Weiſe be⸗ 
wußt find, welche Verantwortung Sie auf ſich la⸗ 


den. Ich kann nicht annehmen, daß Herr Präſi⸗ 


dent Sahm und Herr Stellvertretender Präjident 
Gehl ſo verantwortungslos ſind, daß ſie nicht mor⸗ 
gen aus freien Stücken herkommen. (Große An⸗ 
ruhe und Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Vertagung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Un⸗ 


terſtützung reicht aus. Auf der Rednerliſte ſtehen 


noch die Herren Abg. Jahr, Abg. Dumont und 
Abg. Hohnfeldt. Wer für den Antrag auf Verta⸗ 
gung der Sitzung auf morgen iſt, bitte ich, ſich vom 


Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 


heit, der Antrag iſt abgelehnt. Das Wort hat der 
Herr Abg. Jahr. ! 


Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): (Sie brauchen 
links.) Doch, wir 


doch keine Einwohnerwehr! 
brauchen ſie gerade am notwendigſten! — Die 
Stellungnahme meiner Gruppe zur Frage der 
Einwohnerwehr 


ausgiebig bekanntgemacht. (Zuruf des Abg. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 96, davon mit „Ja“ 34, mit „Nein“ 62. 
stimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, 
Boecker, Böhm, Dr. Bogdan, Burandt, Dinklage, Dumont, 
Falkenberg, Friedrich, Hallmann, Dr. Heinemann, Hennke, 
Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath Jahr, Jantzen, Fr. Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Manthei, Fr. Meyer, Bernhard 
Müller, Paul Müller, Walter Müller, Philipſen, Schwartz 
Schütz, Schwegmann, Senftleben, Dr. Unger, Vollerthun, 
Weiße, Dr. Ziehm. 8 
Geftimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Eiſerloh. Fr. 
Falk, Fiſcher, Kosten, Gaikowſki, Gerick, Grodnick, Höhn, 
Hoog, Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Karſchewſki, 
Klein, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Fr. Kreft, 
Kruppke, Felix Klawitter, Langnau, Lehmann, W. Lemke, 
Lendzion. Leu. Loops, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, 
Moritz, Mroczkowſki, Fr. Müller, Opitz, Fr. Pauls, Ple⸗ 
nikowſkbi, Plettner, Raap. Raſchke. Rehberg, Fr. Richter, 
Rogalewſki, Rogozinſki. Rohde, Schilke, Selow, Sieben⸗ 
freund. Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, Werner, 
Wierſchowſki, gt. Zuper. N 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Blavier, 
Brenner, Cierocki, Dyck II. Eichholtz, Formell, Gehl. 
Geiſler, Grünhagen, Dr. Kamnitzer, Kreft. Kurowſti, 
Bruno Lemke, Liſchnewſki, Fr. Malikowſki. Mayen, 


Miczewſki, Neubauer, Papke, Rahn, Regier, Schmidt, Fr. 


Dr. Semrau, Zarske. 


haben wir Ihnen gelegentlich 
der Debatte über die Regierungserklärung ſchon 
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RNaſchke.) Nein, wir werden nicht denſelben (0) 


„Quatſch“ heute reden, ſondern etwas anderes und 
Sie über Sachen belehren, die Sie noch nicht wuß 
ten, Herr Abg. Raſchke. i 
Auch wir bedauern es aufs ſchwerſte, daß man 
dieſe wichtige Frage anſcheinend nach rein partei⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten und frei von jeder ſach⸗ 
lichen Erwägung behandelt. (Leſen Sie nicht ab! 
links.) — Ich leſe nicht ab, das habe ich nicht nö⸗ 
tig. — Denn, daß man die fachliche Seite gänzlich 
ausgeſchaltet hat, geht daraus hervor, daß man 
diejenigen Stellen, die in erſter Linie dazu beru⸗ 
fen ſind, über die Notwendigkeit der Einwohner⸗ 
wehr zu urteilen, überhaupt nicht gefragt, (Hört, 
hört! rechts) ſondern ganz einfach vor vollendete 
Tatſachen geſtellt hat. Mangel an fachlicher Be⸗ 
handlung beweiſt auch die Behauptung in der Re⸗ 
gierungserklärung, daß die Einwohnerwehr bei 


eine Behauptung, die jeder tatſächlichen Begrün⸗ 
dung entbehrt und auf jeden, der die wirklichen 
Verhältniſſe kennt, geradezu lächerlich wirkt, um 
keinen anderen Ausdruck zu gebrauchen. 

Zur fachlichen Beurteilung dieſer Frage ſcheint 
es angebracht, kurz auf ihre geſchichtliche Entwick⸗ 
lung einzugehen. Nach der Loslöſung Danzigs 
vom Reiche wurde der Freiſtaat zur Stabiliſie⸗ 
rung ſeiner Autorität zuerſt mit einer fremden 
Beſatzung beglückt. Es ſchien damals äußerſt un⸗ 
gewiß, ob wir dieſe Beſatzung jemals überhaupt 
wieder los werden würden. Unſere leitenden 
Männer jener Zeit erkannten deshalb fehr richtig, 
daß es darauf ankam, den Nachweis zu führen, 
daß wir wohl in der Lage jeien, durch eigene 
Mittel und aus eigener Kraft die Sicherheit des 
Staates und die Sicherheit von Perſonen und 
Eigentum zu gewährleiſten. Man war ſich dar⸗ 
über klar, daß die zur Wahrnehmung des täglichen 
Polizeidenſtes aufgeſtellte Schutzpolizei aus finan⸗ 
ziellen Gründen unmöglich ſo ſtark gemacht wer⸗ 
den könnte, daß ſie allen Eventualitäten gewachſen 
war. Man kam deshalb auf den Ausweg, der 
ſtändigen, bezahlten Polizei eine nichtſtändige 
nicht bezahlte Reſerve zur Seite zu ſtellen, die nur 
in beſtimmten Fällen der Not aufgeboten werden 
ſollte, und das, m. D. u. H., war die Einwohner⸗ 
wehr. Er 
Eine ſolche Einrichtung belajtete dem Staats: 
jädel nur unweſentlich, gab aber dem Staat jo: 
wohl wie der Bevölkerung das Bewußtſein größ⸗ 
ter Rechtsſicherheit und trug aus dieſem Grunde 
weſentlich dazu bei, daß ſich unſer ſtaatliches und 
wirtſchaftliches Leben ſo entwickeln konnte, wie es 
ſich entwickelt hat. Denn das, m. D. u. H., iſt uns 
wohl allen klar, Handel und Wandel müſſen Ver⸗ 
trauen zu dem Staat haben, in dem ſie ihre Tä⸗ 
tigkeit entfalten. Nur dann, wenn dies Vertrauen 
vorhanden iſt, werden ſie ſich entwickeln. Daß das 
in Danzig der Fall war, iſt zum großen Teil mit 
auf die Organiſation unſeres Sicherheitsdienſtes, 
d. h. der Schupo und der Einwohnerwehr, zurück⸗ 
zuführen. Der engliſche Befehlshaber und ſpätere 
Oberkommiſſar Haking brachte dieſer Frage nicht 
nur größtes Intereſſe, ſondern vor allem auch 
weiteſte Unterſtützung entgegen. Gerade er als 
Engländer, der bekanntlich für alle nationalen 
Fragen ein ſehr feines Verſtändnis hat, konnte 


den jetzigen Verhältniſſen entbehrlich geweſen ſei, 
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(A 


m 


(B) 


(Jahr, Abgeordneter) 

dies Bedürfnis unſerer führenden Männer nach 
ſtaatlicher Selbſtbehauptung und Selbſterhaltung 
aus eigener Machtvollkommenheit nur zu gut ver⸗ 
ſtehen, um es entſprechend zu fördern. Denn daß 
die Gründung der Einwohnerwehr weiter nichts 
darſtellt, als ein Mittel, unſere ſtaatliche Selbſt⸗ 
behauptung zu gewährleiſten, iſt wohl inzwiſchen 
jedem von uns klar geworden. And jeder, der ſich 
auch nur mit den elementarſten Fragen ſtaatlicher 
Zuſammenhänge befaßt hat, weiß, daß die Selbſt⸗ 
behauptung des Staates das Grundelement ſeines 
Weſens darſtellt. Dieſe Selbſtbehauptung aber 
fordert die Entfaltung einer beſtimmten Macht. 


Dieſe Macht wiederum richtet ſich nach den vor⸗ 


handenen Geldmitteln des betr. Staates, und in 
Danzig kommt einſchränkend die Stellung des Völ⸗ 
kerbundes hinzu. Daß unſer Millionenetat die 
100 000 Gulden für die Einwohnerwehr nicht tra⸗ 


gen könne, wird wohl im Ernſt niemand behaup⸗ 


ten wollen. Was den Völkerbund anbetrifft, ſo 


hat dieſer, und das muß hier ganz beſonders un⸗ 


terſtrichen und betont werden, ſowohl gegen die 


Gründung, wie auch gegen das Beſtehen der Ein⸗ 


wohnerwehr, gegen die Art der Ausbildung und 
Bewaffnung bisher noch nichts eingewandt. (Hört, 
hört! rechts.) Er ſieht eben aller Wahrſcheinlich⸗ 


keit nach — wie jeder andere nüchterne Beobach⸗ 


ter —, deſſen Blick nicht durch das flimmernde 
Glas einer Parteibrille geblendet iſt, — Möglich⸗ 
keiten, denen gegenüber die ſtändigen Macht⸗ 
mittel des Staates, alſo unſere ſchwache Schutz⸗ 
polizei, nicht ausreichen. 2135 


Der Völkerbund geht ſogar noch weiter, indem 


er Gefahren für möglich hält, denen der Danziger 
Staat mit ſeinen z. Zt. vorhandenen Kräften 
d. h. mit Einwohnerwehr und Polizei, nicht ge⸗ 
wachſen iſt; denn ſonſt hätte er wohl ſeinen Be⸗ 
ſchluß vom 22. Juni 1921 nicht gefaßt, in dem er 
ausdrücklich auch von der Aufrechterhaltung der 
Ruhe und Ordnung im Innern des Staates mit 
Hilfe polniſcher Truppen rechnet. Es iſt immer⸗ 
hin intereſſant, ſich dieſen Beſchluß des Völker⸗ 
bundes zu Gemüte zu führen. (Abg. Raſchke: Wie 
kommen Sie jetzt zum Völkerbund?) — Das iſt 
zur Zeit Mode, und ich bin immer ein moderner 
Menſch geweſen. — In dieſem Beſchluß des Völ⸗ 
kerbundrates vom 22. 6. 1921 heißt es: 
J. Die polniſche Regierung iſt beſonders dazu geeignet, 
unter Umſtänden die Verteidigung Danzigs zu Lande 
und die Aufrechterhaltung der Ordnung im Gebiete 
Danzigs ſicherzuſtellen, falls die Danziger Poligzei⸗ 
truppen nicht genügen ſollten. 
2. Der Hohe Kommiſſar ſoll befugt fein, unmittelbar die 
polniſche Regierung zur Sicherſtellung der Verteidi⸗ 
gung Danzigs oder der Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung im Gebiete Danzigs aufzufordern. f 
Es folgen dann die Fälle, die einzeln aufgeführt 
werden. | i 

Aus dieſem Beſchluß des Völkerbundes iſt klar 
erſichtlich. daß erſtens der Völkerbund ſcheinbar 
doch größere Gefahren annimmt, als unſere Ne⸗ 
gierung und zweitens, daß er geſonnen iſt. zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung polniſche Trup⸗ 
pen herbeizurufen wenn die Danziger Behörden 
Nuhe und Sicherheit nicht gewährleiſten können. 
Dieſe gegenſätzliche Auffaſſung über unſere Sicher⸗ 
heitsverhältniſſe zwiſchen dem Völkerbund und 
der neuen Regierung verdienen ſchärfſtens prä⸗ 
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giſiert zu werden. (Abg. Dr. Ziehm: Das größte 
Verbrechen, das in Danzig begangen iſt!) Auf 
der einen Seite rechnet der Völkerbund mit Ge⸗ 
fahren, die nicht nur das Beſtehen der Einwoh⸗ 
nerwehr rechtfertigen, ſondern darüber hinaus 
auch noch erwägen laſſen, zur Unterſtützung pol⸗ 
niſches Militär herbeizurufen. Auf der anderen 
Seite blickt unſere Regierung ſo ſorglos in die Zu⸗ 
kunft, daß ſie ſich ohne Zwang und Notwendigkeit 
ihres ſtärkſten Machtmittels freiwillig begibt. Sie 
verzichtet damit freiwillig auf ihre einzige Macht⸗ 
reſerve, undſtützt ſich allein auf ihre viel zu ſchwache 
Schutzpolizei, die, wie ich bereits früher ausführte, 
in den letzten Jahren derart verringert wurde, 
daß ſie kaum als vollwertig bezeichnet werden 
kann. Ich erinnere mich noch der Auguſt⸗Anruhen 
des Jahres 1921, ols ſich der General Haking faſt 
viertelſtündlich erkundigte, ob die Polizei noch 
Herr der Lage ſei. Was dieſe Worte bedeuteten, 
m. D. u. H., war uns damals allen klar. Beſon⸗ 
ders klar aber war es uns, was es bedeutet hätte, 
wenn wir dieſe Frage hätten verneinen müſſen. 
Gottſeidank konnten wir auf Grund der dama⸗ 


ligen Organiſation unſerer Sicherheitsorgane, 


d. h. Schutzpolizei und Einwohnerwehr, dieſe 
Frage anſtandslos bejahen. Ich erkläre offen vor 
Volk und Parlament, daß wir heute in ähnlichen 
Fällen bei denſelben Umjtänden nicht in der Lage 
ſind, dieſe Frage in demſelben Maße zu bejahen. 
(Lebhaftes Hört, hört! rechts. — Abg. Dr. Ziehm: 
Schlägt Euch nicht das Gewiſſen?) 

Die Einwohnerwehr iſt, ſoviel ich weiß, nur 
zweimal aufgeboten worden, und hat in beiden 
Fällen ihre Aufgabe zur größten Zufriedenheit 
gelöſt. Wenn dieſer Amſtand, d. h. das nur zwei⸗ 
malige Aufgebot der Einwohnerwehr, der Grund 
für ihre Auflöſung ſein ſoll, dann muß ich aller⸗ 
dings auch das Beiſpiel anführen, das ſchon einer 
meiner Vorredner erwähnte, und das äußerſt zu⸗ 
treffend erſcheint, die Feuerverſicherung. Kein 
auch nur leidlich vernünftiger Hausvater wird 
ſich der Koſten der Feuerverſicherung entziehen, 
weil es einige Jahre nicht gebrannt hat. Das 
dürfte alſo wohl kaum der Grund ſein, jedenfalls 
kein fachlicher Grund, um die Einwohnerwehr auf⸗ 
zulöſen. (Zuruf des Abg. Dr. Bing.) — Die Ver⸗ 
ſicherung durch Einwohnerwehr gilt gegen die An⸗ 
ruheſtifter genau jo, wie die Feuerverſicherung ge⸗ 
gen die Brandſtifter. Wie es immer Brandſtifter 
gibt, wird es auch immer Anruheſtifter geben. Sie 
haben mir mit Ihrem Zwiſchenruf ein blendendes 
Material gegeben, wofür ich herzlich dankbar bin. 

Was die Vorwürfe anbetrifft, die man gegen 
die Einwohnerwehr erhebt, ſo ſind ſie zum größten 
Teil derart geſucht, daß es ein Leichtes iſt, ſie zu 
widerlegen. So iſt beiſpielsweiſe durch die Ein⸗ 
wohnerwehr in den acht Jahren ihres Beſtehens 
nicht ein einziger Tropfen Blut vergoſſen. (Abg. 
Brill Bedauern Sie das?) — Es freut mich, daß 
das nicht der Fall iſt. — Trotz ſtändigen Umgangs 
mit Waffen, trotz laufender Schießausbildung, iſt 
nicht ein einziger Anfall oder eine Verletzung 
durch Anvorſichtigkeit und dergleichen durch die 
Handhabung mit den Waffen entſtanden. Alſo 
die von Ihnen wiederholt in die Welt geſetzte Be⸗ 
hauptung, es ſeien junge Burſchen die leichtſinnig 
mit Waffen umgingen, iſt durch dieſe klare, nüch⸗ 


N 
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(A) terne Feſtſtellung, die aktenkundig iſt, leicht zu 
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widerlegen. (Hört, hört! rechts.) e 

Was die Perſonenfrage anbetrifft, ſo iſt es ja 
jedermann gänzlich unbenommen, Mitglied der 
Einwohnerwehr zu werden. Es iſt nur die Ein⸗ 
ſchränkung vorhanden, daß er ſoviel Opferfreudig⸗ 
keit und Selbſtloſigkeit aufbringen muß, ſich dem 
Staate im Falle der Not und bei jeder Gefahr zur 
Verfügung zu ſtellen. Wenn man glaubte, hierin 
ſowie in der Organiſation und in der Betätigung 
ihrer Mitglieder Schäden zu ſehen, wäre es der 
Regierung ja ein leichtes geweſen, dieſelben zu be⸗ 
ſeitigen. Sie hat ja die Macht in der Hand, die 
Organiſation nach anderen Geſichtspunkten auf⸗ 
zuziehen. Man wollte aber eine ſachliche Behand⸗ 
lung dieſer Frage ſcheinbar nicht. Man ſtellte die 
Behauptung auf, die Verhältniſſe haben ſich ge⸗ 
ändert, und löſte die Einwohnerwehr kurzerhand 
auf, denn das paßt beſſer in die Parteiſchablone. 

Was die „verbeſſerten Verhältniſſe“ an⸗ 
betrifft, die man ohne Beweisführung behauptet, 
ſo kann man mit demſelben Recht auch behaupten, 
daß die Erwerbsloſenziffer täglich abnehme, ob⸗ 
wohl es ohne weiteres nachzuweiſen iſt, daß ge⸗ 
rade das Umgekehrte der Fall iſt oder die Woh⸗ 
nungsnot beſtehe nicht mehr. Jeder iſt in der 
Lage, das Gegenteil zu beweiſen. Genau ſo iſt 
die Behauptung, die Sicherheitsverhältniſſe in 
Danzig hätten ſich ſo gebeſſert, daß man die Ein⸗ 
wohnerwehr entbehren könnte. Jeder, der ſich 
mit dieſen Fragen berufsmäßig oder ſonſt ernſtlich 
beſchäftigt, wird Ihnen das Gegenteil beweiſen, 
wie ich es Ihnen ſchon vor acht Tagen ausgeführt 
er und dabei auf Ihren Widerſpruch geſtoßen 
bin. 

Wo liegt nun der wahre Grund zu dieſer gänz⸗ 
lich unverſtändlichen Maßnahme? Da ich mir vor⸗ 
genommen habe, bei Behandlung dieſer ganzen 
Angelegenheit nicht in den parteipolitiſchen 
Kampf hinabzuſteigen, muß ich es mir verſagen, 
näher auf die Beantwortung einzugehen. Sie iſt, 
wie ich ſchon angedeutet habe, zweifelsohne in 
einer überſpitzten Parteidogmatik zu ſuchen. Ich 
möchte daher die Bitte an die Koalitionsparteien 
richten, ſtellen Sie ihre Parteirückſichten nicht über 
die Staatsintereſſen, die gebieteriſch die Beibe⸗ 
haltung der Einwohnerwehr fordern. Bringen 
Sie nicht unnötige Erregung unter das Volk, die 
beſonders groß iſt bei den kleinen Handwerkern, 
Ladenbeſitzern und Gewerbetreibenden, die ſehr 
wohl wiſſen, daß in Zukunft bei Unruhen die 
vielzuſchwache Schutzpolizei lediglich zum Schutz 
der ſtaatlichen Einrichtungen, Eiſenbahn, Poſt 
und Regierung, ſowie der lebenswichtigen Betrie⸗ 
be eingeſetzt wird und daß zum Schutz des privaten 
Eigentums nichts mehr übrig bleibt. Das ſollten 
ſich beſonders diejenigen Parteien merken. die be⸗ 
haupten, ſie vertreten den kleinen Beſitz, den 
kleinen Gewerbetreibenden und ſie ſeien die beru⸗ 
fenen Vertreter dieſer Kreiſe im Volkstag. Wenn 
Sie das tun, m. D. u. H., können Sie unmöglich 
der Auflöjung der Einwohnerwehr Ihre Stimme 
geben. 


Wie mir heute vormittag mitgeteilt wurde, 
iſt man bereits dabei, Unterſchriften für einen 
„Volksentſcheid zur Erhaltung der Einwohner⸗ 


Volkstag Danzig. — 9. Sitzung. Mittwoch, den 15. Februar 1928. 


wehr“ zu ſammeln. Anſcheinend geht dieſe Bewe⸗ 
gung von politiſch neutralen Kreiſen aus, um ſie 
aus dem Parteikampf herauszuheben. M. D. u. 


H., von den Regierungsparteien, Sie haben es in 


der Hand, dieſen neuen Kampf, der geeignet iſt, 
die Einwohnerſchaft aufzuregen, zu beunruhigen 
und neue Kämpfe in das Volk hineinzutragen, zu 
verhindern. In Ihrer Hand liegt es, dieſe Frage 
einer neuen ernſtlichen Prüfung zu unterziehen, 
und zwar dies Mal unter Ausſchaltung aller par⸗ 
teipolitiſchen Rückſichten, allein getragen von ſach⸗ 
lichen Erwägungen im Intereſſe des Staats⸗ 
ganzen. 

Wir ſtimmen aus den angeführten Gründen 
der Geſetzesvorlage zu und bitten um ihre Ueber⸗ 
weiſung an den Hauptausſchuß. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Es iſt jetzt 7 Uhr. Gemäß den Verabre⸗ 
dungen im Aelteſtenausſchuß beantrage ich jetzt 
Vertagung und Anberaumung einer neuen 
Sitzung auf morgen nachmittag 3.30 Uhr mit der 
Tagesordnung: Fortſetzung von heute. Ich glaube, 
daß uns dieſer Gegenſtand wahrſcheinlich noch 
mehrere Sitzungen hindurch beſchäftigen wird. 
(Widerſpruch links.) Ich erwarte, daß der Senat 
uns auf die zahlreichen Fragen, die an ihn gerich⸗ 
tet ſind, antworten wird. (Widerſpruch links). Ich 
nehme ferner an, daß die Mitglieder der Regie⸗ 
rungsparteien ſich wegen ihrer Haltung in dieſer 
Frage von ſo ungeheurer Bedeutung vor ihren 
Mählern verantworten werden. Ich beantrage 
jetzt Vertagung der Sitzung. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe ge⸗ 
mäß der Vereinbarung des Aelteſtenausſchuſſes zu 
beantragen, daß die nächſte Sitzung am Mittwoch 
abgehalten wird. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Es liegt der An⸗ 
trag auf Vertagung der Sitzung auf morgen und 
weiter der Antrag auf Vertagung der Sitzung 
auf nächſten Mittwoch vor. (Abg. Schwegmann: 
Ich beantrage getrennte Abſtimmung, zuerſt über 
die Vertagung und dann über den Termin!) Wir 
ſtimmen getrennt ab. Wird der Antrag auf Ver⸗ 
tagung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus. Wer für Vertagung iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. Das iſt die Mehrheit, die Vertagung 
iſt ſomit beſchloſſen. (Einſtimmig!) Wer dafür iſt, 
daß die nächſte Sitzung morgen nachmittag 3 Uhr 
30 ſtattfindet, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag, 
die nächſte Sitzung morgen abzuhalten, iſt abge⸗ 


lehnt. Ich ſchlage alſo vor, die nächſte Sitzung am 


Mittwoch, den 22. Februar nachmittags 3 Uhr 30 


Minuten mit der Tagesordnung Reſt von heute 


und weiter Wahlen für die Stadtbürgerſchaft 
Danzig abzuhalten. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat der Herr Abg. Schwegmann. 


(©) 


(D) 


a) 


Schwegmann, Abgeordneter (DNat.): Ich be⸗ 


. antrage außerdem, den Punkt 8 von heute auf die 


Tagesordnung zu ſetzen: Große Anfrage betr. 
Maßnahmen der Regierung zur Anterſtützung der 
Landwirtſchaft. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
als erſten Punkt der Tagesordnung die Wahlen 
zur Stadtbürgerſchaft zu nehmen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Einverſtanden!) 
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Bizepräfident Dr. Bogdan: Erſter Punkt der 
Tagesordnung am Mittwoch: Wahlen zur Stadt⸗ 
bürgerſchaft Danzig. Dann folgt der Reſt der heu⸗ 
tigen Tagesordnung einſchließlich Punkt 8. Ich 
bitte außerdem, den Herrn Präſidenten zu er⸗ 
mächtigen, eventuell im Einverſtändnis mit dem 
Aelteſten⸗Ausſchuß weitere Punkte auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch; 
es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 5 Minuten. 
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10. Sitzung. 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


Eintritt des Abg. Schwartz (D Nat.) 
Mandatsniederlegung des Abg. Formell (Z.) 
fllichhe ee 
Wahl der Stadtbürgerſchaft. (§ 6 des Geſetzes über 
die Verwaltung der Gemeindeangelegengeiten 
der Stadt Danzig vom 9. 10. 1923, Geſ. Bl. S. 
1037 und § 92 Ziffer 4 der Geſchäftsordnung 


des Volkstages.) (Druckſache Nr. 34). . 137 C 
; f Plettner, Schriftführer (S. P. D.) - - B7C 
Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. (Druck⸗ 
CCC „ 
Verbunden mit: 
Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. — Urantrag 
des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — ( 0ruckſache 
Ne e RHTETE  DSHLENTSER 
Kettlitz, Obergerihtsrat . . 1 
Liſchnewſki (K. P.)) 138 C 
Dr. Bogdan (D. Nat.) 145 C 
Raſchke (K. P.) 144 C 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Er⸗ 
richtung von Schulen auf fimultaner Grund⸗ 
age — Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — 
(Druckſache Nr. 3) E a 


1 146 B 
Plenikowſki (K. P.) d 146 B 
Friedrich (B. AG. 148 C 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 


derung des Geſetzes über die Fürſorge für 
Kleinrentner — Urantrag der Frau Abg. Ka⸗ 
lähne u. Fr. — (Druckſache Nr. 10) 
Lemke (DOG)) ee 
Kalähne, Frau (D.Nat. )) 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 


derung des Geſetzes über Erwerbsloſenfürſorge 

— Urantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — 
(Druckſache N 83) 152 A 
Kreft, Paul (K. P.) 5 152 A 
Liſchnewſki (K. P.)) 133 

Eventualantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion zu 
ET TEN A or ee A ,‚ 154D 
lenikowſbi (K. P.) ; 154D 
reft, Frau N FC 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. . 158 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Sawatzki, Dr. 
Schwartz; Obergerichtsrat Kettlitz; Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Hemmen; Oberſchulrat Thiel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 10. 
Vollſitzung. Ehe wir zur Tagesordnung kommen, 
habe ich dem Hauſe noch einige geſchäftliche Mit⸗ 
teilungen zu machen. Für den ausgeſchiedenen 
Herrn Abg. Boſſelmann iſt Herr Hofbeſitzer 
Schwartz in das Haus eingetreten. Iſt der 
Herr Abgeordnete hier? (Abg. Schwartz: Ta!) 
So heiße ich Sie hiermit herzlichſt willkommen. 
Dann iſt mir durch Schreiben vom 20. 2. be⸗ 
kannt gegeben, daß der Herr Abg. Formel! 
ſein Mandat niedergelegt hat. Ich habe den 


Herrn Wahlkommiſſar beauftragt, den Nachfolger 1. © 


feſtzuſtellen. Neu eingegangen iſt das Geſetz 
über Fernmelde⸗⸗ Anlagen. Dann iſt ein 
Schreiben vom Senat eingegangen. Der Senat 
wünſcht in dieſem Schreiben, daß der zweite Punkt 
der Tagesordnung vertagt werden ſoll, weil der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats heute 
im Hauſe nicht anweſend ſein kann. Ich habe mich 
mit der Deutſchnationalen Fraktion in Verbin⸗ 
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dung geſetzt. Sie ſtimmt dem Vorſchlage mit der (0) 


Maßgabe zu, daß dieſer Punkt der Tagesordnung 
am nächſten Mittwoch als erſter Punkt behandelt 
wird. Widerſpruch höre ich nicht; das Haus hat 
ſo beſchloſſen. f Ar Br 

Weiter ſchlägt der Aelteſtenausſchuß vor, die 
Punkte 7 und 8 der heutigen Tagesordnung vor 
Punkt 3 zu ſetzen. Es handelt ſich um die Amne⸗ 
ſtiegeſetze, und zwar ſoll die allgemeine Aus⸗ 
ſprache über dieſe beiden Geſetze verbunden wer⸗ 
den. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. 
Wir kommen zum erſten Punkt der Tagesordnung: 

Wahl der Stadtbürgerſchaft. — § 6 des 
Geſetzes über die Verwaltung der Ge⸗ 
meindeangelegenheiten der Stadt Danzig 
vom 9. 10. 1923, Geſ.⸗Bl. ©. 1037 und 8 92 
Ziffer 4 der Geſchäftsordnung des Volks⸗ 
tages. — 

Druckſache Nr. 34. Ich erſuche den Herrn 
Schriftführer zu meiner Rechten, die Namen der 
Kandidaten für die Stadtbürgerſchaft zu verleſen 

Plettner. Schriftführer: 

1 J. Deutſchnationale Volks⸗ 

arte: 1. Brunzen, Ernſt, Verlagsdirektor. 2. v. Kortz⸗ 
fleisch, Hedwig, Handelsoberlehrerin. 3. Bronitzki, Max, 
Friſeurmeiſter. 4. Meinbe, Gotthard, Finanzamtsrat. 
5. Beuſter, Emil, Kalkulator. 6. Dahfler, Hans, Bank⸗ 
direktor. 7. Fahr, Theodor, Oberlehrer. 8. Fiebüng, 
Richard, Kaufmann. 9. Böhlke, Kurt, Bäckerobermeiſter. 
10. Brodowſki, Adolf, Hausmeiſter. 11. Falk, Albert, 
Maurer⸗ und Zimmermeilter. 12. Braun, Fritz, Profeſſor, 
Oberſtudienrat. 13. Voigt, Siegfried, Syndikus. 

Wahlvorſchlag II. Zentrumspartei: 1. Thun, 
Max, Arzt. 2. Cierocki, Joſef, Gewerkſchaftsſekretär. 
3. Bergmann, Adolf, Baugewerksmeiſter. 4. Krick, 
Martha, Hausfrau. 5. Knutowſti, Bruno, Studienrat. 
6. Erdmann, Max, Rentier. 7. Hintz, Emil, Schloſſer. 
8. Jaſtak, Johannes, Caritaspfarrer. 

Waßlvor 12 Ii. Slo zi aldemokratiſche 
Partei: 1. Behrend Max, Angeſtellter. 2. Kunze, 
Willy, Angeſtellter. 3. Marquardt, Friedrich. Angeſtellter. 
4. Prillwitz Gertrud, Ehefrau. 5. Omankowfti, illibald, 
Lehrer. 6. Artus, Arthur, Steindrucker. 7. Bluhm, Guſtav, 


EN 8. Lehmann, Arthur, Lehrer. 9. Sierke, Paul, 
Schiffszimmermann. 10. Holz, Fritz, Lehrer. 11. Hellwig, 


Paul, Schloſſer 12. Schmidt, Friedrſch, Arbeiter. 13. Helm⸗ 
ſtedt. Carl, Techn. Oberſekr. 14. Erdmann, Paul, Tischler. 
15. Töpfer, Karl, Gewerkſchaftsangeſt. 16. Hackbardt, Jo⸗ 
Hannes, Brandmeilter, 17. Dobronifi, Erich, Redakteur. 
18. Döll, Emma Hausfrau. 19. Haß, Max, Gewerkſchafts⸗ 
angeſt. 20. Penk, Alfons, Stadtſekretär. 

Wahlvorſchlag IV. Nato nalliſberale Bür⸗ 
gerpartei: 1. Prehn, Bruno, Oberingenieur. 2. Dr. 
Heymann, Eduard, Rechtsanwalt. 3. Fr. Dr. Kunckel, 
f ae es 

Wahlvorſchlag V. Polniſche Partei: 1. Bu⸗ 
dzynſki, Broniflaw, Kaufmann. 5 

Wahlvorſchlag VI. Bürgerliche Arbeits: 
gemeinſchaft und Abgeordneter Hohnfeldt: 1. Schwie⸗ 
get, Harry, Oberſtadtinſpektor. 

Wahlvorſchlag VII. Deutſch⸗Da nziger Volks⸗ 
partei: 1. Regehr, 
Wilhelm, Kaufmann 


1. Kloß, Waldemar, Eiſendreher. 2. La ki {1 
Maurer. 3. Litzbarſhi, Leo, Een Te 
a, ag Ma „„ Bartei: 
stel, Max, Kaufmann. 2. Dr. Funk, Martin J., Di⸗ 
rektor d. Stat. Landesamts. „ 
machermeiſter. 

Präſident: Nach § 92 Ziffer 4 a der Geſchäfts⸗ 
ordnung habe ich noch die Namen derjenigen Per⸗ 
ſonen bekanntzugeben, die als Erſatzmänner vor⸗ 
geſchlagen werden. Die Namen ſind in der Druck⸗ 
ſache Nr. 34 enthalten, die Erſatzmänner gelten 


damit als gewählt. Widerſpruch gegen dieſe Art 


Peter, Kaufmann. 2. Schlüter, 
Wahlvorschlag VIII Kommuniſtiſche Partei: 


3. Lemke, Heinrich, Schuh⸗ 


(D) 


a a 


(A) 


(B 


— 
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(Präfident) 
der Bekanntgabe wird nicht erhoben. Ich ſtelle 
den Beſchluß des Hauſes feſt, die Wahl iſt damit 
vollzogen. l 
Ich rufe jetzt die Punkte 2 und 3 der Tages: 
ordnung auf, die früheren Punkte 7 und 8: 
Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 
Druckſache Nr. 38, und 
Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 
— Urantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — 
Drucksache Nr. 6. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Regierungs⸗ 
vertreter. ö 
Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Der 
Zuſammentritt des neugewählten Volkstages im 
Jahre 1924 wurde zum Anlaß genommen, das 
Amneſtiegeſetz vom 13. Mai 1924 zu erlaſſen, wo⸗ 
nach alle bis zum Zuſammentritt des Volkstages 
begangenen politiſchen Verbrechen und Vergehen 
amneſtiert wurden. Weiter wurde ein Amneſtie⸗ 
geſetz wegen begangener politiſcher Verbrechen 
und Vergehen am 6. Oktober 1925 in gleichem 
Amfange wie das früher ergangene aus Anlaß 
des Zuſammentritts einer neu zuſammengeſetzten 
Regierung erlaſſen. (Abg. Raſchke: Wollen Sie 
damit jagen, daß die Regierung ſehr weitherzig 
it?) Es iſt alſo ſowohl der Zuſammentritt des 
neugewählten Volstages, wie der Zuſammen⸗ 
ſchluß einer neu zuſammengeſetzten Regierung als 
berechtigter Anlaß für eine politiſche Amneſtie 
befunden worden. Jetzt, am Beginne des Jahres 
1928 liegen beide Anläſſe vereint vor: Zuſammen⸗ 
tritt des neugewählten Volkstages, Zuſammen⸗ 
ſchluß einer neu zuſammengeſetzten Regierung. 
Und es erſcheint ſchon deshalb berechtigt, ein 
Amneſtiegeſetz jetzt wieder der alten Gepflogen⸗ 
heit entſprechend vorzuſchlagen, und zwar ein po⸗ 
litiſches Amneſtiegeſetz, entſprechend dem politi⸗ 
ſchen Anlaß. 5 
Das vorgelegte Geſetz gleicht vollkommen den 
beiden vorausgegangenen, eben genannten Amne⸗ 
ſtiegeſetzen. Es will wegen aller politiſchen Ver⸗ 
gehen und Verbrechen, die vor dem erſten Zuſam⸗ 
mentritt dieſes hohen Hauſes am 11. Januar 
1928 begangen ind, auf den ſtaatlichen Strafan⸗ 
ſpruch nach den Strafgeſetzen verzichten. 
Die Amneſtie noch weiter auszudehnen, und 
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zwar auf einen weiteren Kreis nicht politiſcher 


Delikte, wie der kommuniſtiſche Geſetzentwurf es 
weitgehendſt beabſichtigt, ſieht der Geſetzentwurf 
nicht vor. Denn abgeſehen davon, daß eine zu 
weitgehende Amneſtie dem Zweck der Strafrechts⸗ 
pflege Abbruch zu tun geeignet ſein kann, liegt 
zur Ausdehnung auf gewöhnliche Delikte auch 
kein Bedürfnis vor; denn einerſeits ſind ſowohl 
alle ſchweren Beitrafungen, beſonders die, die aus 
der Inflationszeit ſtammen, und damals bejon- 
ders ſchwer ausfallen mußten, vor etwa einem 
Jahr ſämtlich auf die Begnadigungs⸗Fähigkeit 
ihrer Täter genau nachgerüft worden. und es find 
Begnadigungen in weitgehendſtem Umfange zur 
Beſeitigung von etwa heute als Härte empfun⸗ 
denen Strafen ausgeſprochen. Andererſeits ſind 
am 1. Dezember 1927, kurz vor Weihnachten, auch 
die geringeren Beſtrafungen einer ſorgfältigen 
Durchſicht unterzogen worden, und über hundert 
Strafgefangene, falls Straftat und die ſonſtigen 
Umſtände einen Gnadenbeweis ermöglichten, be⸗ 
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gnadigt worden. Es iſt alſo jede unnötige Härte 
im Strafvollzug, ſoweit irgend möglich, beſeitigt 
und damit, wie nochmals betont ſein ſoll, eine 
weitergehende Amneſtie nicht nötig geworden. 

Präſident: Das Wort zur Begründung des 
kommuniſtiſchen Urantrages eines Amneſtiege⸗ 
ſetzes, Druckſache Nr. 6, hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſfki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): (Der Mas- 
kenball iſt doch vorüber! beim Zentrum.) Beru⸗ 
higen Sie ſich, m. H., das, was ich auszuführen 
habe, iſt nicht lächerlich, ſondern tief ernſt. Wer 
darüber lacht, zeigt, daß er dafür kein Verſtändnis 
hat. Die Kommuniſtiſche Fraktion hat Ihnen 
einen Geſetzentwurf vorgelegt, in dem ſie eine 
Amneſtie für politiſche und ſonſtige Vergehen ver⸗ 
langt, die mit Geldſtrafe belegt ſind, ſowie für die 
ſogenannten gemeinen Verbrechen, die aus Not 
begangen wurden. Darunter ſollen alle diejeni⸗ 
gen fallen, die mit Gefängnis unter einem Jahr 
beſtraft wurden. Von dieſem Amneſtiegeſetz ſind 
ſämtliche Straftaten ausgeſchloſſen, die aus Wu⸗ 
cher und Preistreiberei begangen worden ſind. 
Als unſer Geſetzentwurf dem Hauſe eingereicht 
wurde, hat der Senat ſelbſt ein Amneſtiegeſetz 
eingebracht, das nur für politiſche Vergehen Am⸗ 
neſtie verlangt. Die Kommuniſtiſche Partei ſteht 
auf dem Standpunkt, daß eine Amneſtie weniger 
für Volkstagsabgeordnete, als für das Volk er⸗ 
laſſen werden ſoll. Die Volksvertreter ſollten 
nach unſerer Anſicht erſt zuletzt an ſich denken. 
(Sehr richtig!) Ihr Augenmerk joll denen gelten, 
die durch Not und Elend waten müſſen, und denen 
geholfen werden muß. Daher haben wir unſern 
Geſetzentwurf dem Hauſe vorgelegt. Die jetzige 
Zentrumsregierung (Heiterkeit beim Zentrum), 
in der die Sozialdemokraten die Mehrheit haben, 
(Erneute Heiterkeit. — Abg. Gaikowfki: Es iſt 
heute Aſchermittwoch!) konnte kein anderes Am⸗ 
neſtiegeſetz vorlegen. Von dieſer Regierung war 
nichts anderes zu erwarten. 

Wir begrüßen es, daß eine Amneſtie auch für 
politiſche Vergehen, die während des Wahlkamp⸗ 
fes mit Geldſtrafen und Gefängnis beſtraft wor⸗ 


den ſind, eintreten ſoll. Das iſt ſelbſtverſtändlich. 


Wie ich eingangs ſagte, verlangen wir weiter, 
daß auch diejenigen amneſtiert werden, die in⸗ 
folge der Schikanen der heutigen Klaſſenjuſtiz be⸗ 
ſtraft worden ſind. Es ſind auch viele indirekt 
politiſch beſtraft worden. Ich erinnere nur an 
einen Fall aus Steegen, wo ein Pfarrer die 
Menſchenmenge, die aus Freidenkern beſtand, 
nicht zum Begräbnis auf den Kirchhof laſſen 
wollte. Da iſt ein Arbeiter mit 60 Gulden be⸗ 
ſtraft worden, aljo aus rein politiſchen Motiven, 
weil er die Intereſſen der Angehörigen der Frei⸗ 
denker⸗Bewegung wahrgenommen hat und hier⸗ 
aus ohne weiteres ein politiſches Motiv gefolgert 
werden kann. Wir verlangen auch für derartige 
Fälle Amneſtierung. Weiter fordern wir, daß auch 
ſonſtige Vergehen amneſtiert werden. Darunter 
verſtehen wir Beleidigungen und Geldſtrafen. 
Ich will dem Hauſe einen Fall ſchildern, bei dem 


auch politiſche Motive im Hintergrund ſchlum⸗ 
mern. Der Abg. Schwegmann wird als Advokat 
dabei ganz gut im Bilde ſein. Ich glaube, daß er 
nicht ganz frei von Schuld iſt, wenn die Betreffen⸗ 
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(Liſchnewfki, Abgeordneter) 
den mit Geldſtrafe belegt worden ſind. In Kleſch⸗ 
kau ſind die Kommuniſten dem deutſchnationalen 
Gemeindevorſteher ein Dorn im Auge. Er hat 
bei einer Gelegenheit ſogar das Ueberfalltom- 
mando herbeigerufen, das natürlich zurückgehen 
mußte. Es muß aber bezahlt werden. Aus dieſem 
Grunde hat man eine Beleidigungsklage gegen 
eine Frau angeſtrengt, für die das Ueberfallkom⸗ 
mando geholt wurde. Dieſe Frau iſt mit 180 
Gulden beſtraft worden. In Wirklichkeit lag aber 
nicht dieſer Vorfall zu Grunde, ſondern es wurden 
ein paar Nachbarn heftig angefahren. Deshalb 
wurde das Ueberfallkommando geholt. Die Frau 
iſt in mehreren Inſtanzen zu 180 Gulden Geld⸗ 
ſtrafe verurteilt worden. Wir wollen darum auch 
ſolche Vergehen unter die Amneſtie fallen laſſen. 
Derartige Schikanen laſſen ſich noch hundertfach 
anführen, wo die deutſchnationalen Gemeindevor⸗ 
ſteher die Einwohner ſchikaniert haben. Das tun 
ſie, weil ſie in unſerer Klaſſenjuſtiz einen guten 
Rückhalt haben. Wir wünſchen, daß dieſe Ge⸗ 
ſchichten endlich einmal aufhören, daß in dieſen 
Fällen Amneſtie eintritt, wo die Gemeindevor⸗ 
ſteher ihre Hand im Spiel haben, wenn auch nicht 
direkt, jo doch indirekt. 3 
Ich erinnere dabei auch an ſonſtige Vergehen, 
z. B. an die SS 218 und 219. Sie wiſſen, daß 
dieſe Paragraphen ſeinerzeit hier im Volkstag 
eine große Rolle ſpielten. Die Sozialdemokraten 
erklärten, ſie würden zu gegebener Zeit auf dieſe 
Paragraphen zurückkommen. Dieſe berüchtigten 
Paragraphen beſtehen auch heute noch, und es 
ſind uns Fälle bekannt, wo Frauen und Mädchen 
deshalb mit kleinen Gefängnisſtrafen und mit 
Geldſtrafen beſtraft worden ſind. Hier bietet ſich 
den Parteien, namentlich denen, die heute in der 
Regierung ſind, Gelegenheit, dies wettzumachen, 
indem ſie die kleinen Vergehen gegen die 
88 218 219 unter die Amneſtie fallen laſſen. Na⸗ 
türlich ſind uns auch Fälle bekannt, wo aus an⸗ 
deren Motiven Beſtrafungen erfolgt ſind, alſo 
ſchwere Vergehen betreffs dieſer Paragraphen 
uw. Unfer Geſetzentwurf ſchaltet dieſe aus, es 
ſollen nur die kleinen Strafen erlaſſen werden. 
Wir wollen Ihnen nur zeigen, daß man eine Am⸗ 
neſtie bringen kann, und daß dieſe kleinen Ver⸗ 
gehen amneſtiert werden müſſen. In der „Volks⸗ 
ſtimme“ die doch angibt, zur Arbeiterpreſſe zu ge⸗ 
hören, wurde geſagt, daß man für die gemeinen 
Verbrechen nicht Straffreiheit gewähren könne. 
In unſerem 8 3 fordern wir folgendes: 
Sämtliche Unterſuchungen von vor dem 11. Ja⸗ 
nwar 1928 begangenen Straftaten, welche die im § 1 
verzeichneten Vorausſetzungen nicht haben, werden 
niedergeſchlagen, reſp. die bereits rechtskräftig er⸗ 
kannten Strafen mebſt allen Koſten erlaſſen, wenn 
dieſe Straftaben aus wirtſchaftlicher Not begangen 
find. Die Prüfung, ob wirtſchaftliche Not vorlag, 
ft in jedem Fall von Amtswegen vorzunehmen, wenn 
ein dalhingehhender Antrag der Beſchuldigten reſp. 
Verurteilten bei Gericht erfolgt. 
Wir haben Ihnen alſo klar und deutlich bewieſen, 
daß wir nicht gemeine Verbrechen im proletari⸗ 
ſchen Sinne amneſtiert haben wollen. Was die 
Bürger als gemeine Verbrechen bezeichnen, ſind 
für uns Proletarier noch lange keine. Wenn dieſe 
Straftaten aus wirtſchaftlicher Not begangen 


worden ſind, muß das Unrecht wieder gut ge⸗ 
macht werden. Wir wollen alſo die wirtſchaft⸗ 


liche Lage Revue paſſieren laſſen. Wir jehen, daß (0) 


Hunderte hinter Gefängnismauern ſchmachten, die 
zu Strafen unter einem Jahr verurteilt ſind und 
die die Straftaten nur aus wirtſchaftlicher Not be⸗ 
gangen haben. Dies Anrecht muß wieder wett ge⸗ 
macht werden. Man kann ihre Vergehen nicht als 
gemeine Verbrechen bezeichnen. Es ſind überhaupt 
keine Vergehen und müſſen unſeres Erachtens 
amneſtiert werden. Wir wiſſen, daß im heutigen 
kapitaliſtiſchen Staat, wie er ſich uns auch en 
Danzig präsentiert, Klaſſenurteile gefällt werden. 
Wir haben alle Arſache, darauf hinzuwirken, daß 
dieſe Klaſſenurteile endlich verſchwinden. Wenn 
dieſe Urteile aber gefällt worden ſind, dann muß 
eine Regierung, die für ſich in Anſpruch nimmt, 
Arbeiterintereſſen zu vertreten, dieſes Anrecht 
wieder gut machen. Auch in Deutſchland werden 
derartige Klaſſenurteile gefällt, wie in allen ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staaten. Ich will an einen Fall 
erinnern, und zwar handelt es ſich um einen 
Mann, der wegen 3 Gulden eine Strafe von ſechs 
Monaten Gefängnis bekommen hat. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Ich kann es mir nicht ver⸗ 
ſagen, Ihnen dieſen Artikel vor Augen zu führen. 
Er hat in der „Volksſtimme“ geſtanden und 
lautet folgendermaßen: 
Ein haltloſes Urteil, — In größter Not rück⸗ 
ällig geworden. Der Handlungsgehilfe P. W. in 
Danzig gehört nicht zu den Glücklichen, die ſich des 
Rechtes auf Arbeit erfreuen. So ſaß er keinen an⸗ 
deren Ausweg, als ſich etwas durch Betrug zu ver⸗ 
dienen. Er wurde beſtraft. Nach Verbüßung der Strafe 
fand er erſt recht keine Arbeit, erhielt auch leine Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung. Was übrig blieb, war die 
Ausſicht auf einen neuen Betrug. Er ging zu einer 
Firma und ſtellte ſich als Einkäufer eines Kaſinos 
bor. Darauf ließ er ſich eine Probe Schokolade geben 
und da ſie gut ausge allen war, hglite er ſich nach 
einigen Tagen eine zweite Probe. Bei der Gelegen⸗ 
heit fehlten ihm gerade 3 Gulden, und er erbat ſich 
dieſen Betrag als Darlehen, das er natürlich ſofort 
zurückzahlen werde. Als Einkäufer des Kaſinos er- 
hielt er auch dieſen kleinen Betrag. Damit war aber 
jein r an der Firma erloschen. Er ließ ſich 
nicht mehr ſehen. Jetzt wurde er angeklagt und ſtand 
mun wor dem Richter. Die Tat gab er ohne weiteres 
zu und erklärte, daß er ſich in großer Notlage befun⸗ 
den habe und keinen anderen Ausweg Jah. Der Amts⸗ 
anwalt wies darauf Hin, daß auf Rückfallbetrug 
Zuchthaus ſtände. Unter Zubilligung mildernder 
Amſtände beantrage er aber nur neun Monate Ge⸗ 
fängnis. Der Angeklagte erklärte, daß neun Mo⸗ 
mate Gefängnis für 3 Gulden gu viel ſeſen und Schuld 
und Strafe in keinem Verhältnis zueinander ſtün⸗ 
den. Wenn der geringe Betrag von 3 Gulden keinen 
Einfluß auf das Strafmaß haben follte, dann könnte 
55 an ae 8 ae gleich 1000 Gulden ge⸗ 
men haben. Der Richter ermäßigte die fi 
auf ſechs Monate Gefängnis. ee BE 
Wegen 3 Gulden, die er der Firma zurückzah⸗ 
len wollte, denn er hat ſie ja nur als Darlehen 
genommen, wurde er zu ſechs Monaten Gefängnis 
verurteilt! Kommentar überflüſſig! Das zeigt 
uns mit aller Deutlichkeit, was hier geſchieht, ſeit⸗ 
dem die neue Strafrechtsreform in Danzig einge⸗ 
führt iſt und die Schöffen nicht mehr als Beiſitzer 
fungieren. Ich bin früher ſelbſt als Schöffe tätig 
geweſen und habe erfahren, daß manches Ten⸗ 
denzurteil verhindert wurde, weil Proletarier 
neben dem Richter das Arteil fällten, und dieſe 
es verhindert haben, daß Klaſſenurteile gefällt 
wurden. Nach Einführung der neuen Strafpro⸗ 


zeßordnung iſt das unmöglich gemacht worden. 
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(Liſchnewſli, Abgeordneter) 

Der Richter iſt in den meiſten Fällen deutſchna⸗ 
tional und kraſſer Gegner dieſer unterdrückten 
Schichten. Er beſtraft ſie mit ſolchen Tendenzur⸗ 
teilen. Ich erinnere dabei an den Heuſterberg⸗ 
Prozeß, an die Unterſchlagung von 400 000 Gul⸗ 
den. Hier erhält ein kleiner Mann wegen 3 Gul⸗ 
den ſechs Monate Gefängnis, auf der anderen 
Seite wird Heuſterberg, einer der Ihren, der 
400 000 Gulden unterſchlägt, mit 2 Jahren und 6 
Monaten Gefängnis beſtraft. Außerdem erklärte 
noch der Verteidiger, er beantrage für alle Ange⸗ 
klagten Freiſprechung und bitte im Falle etwai⸗ 
ger Verurteilung um Zubilligung mildernder 
Umſtände, indem er noch auf den Ausſpruch des 
Unterſuchungsrichters hinwies, die drei Angeklag⸗ 
ten, Heuſterberg, Bölcke und Köſterlitz hätten ihm 
herzlich leid getan. Das erklärte der Unterſu⸗ 
chungsrichter, obwohl feſtſteht, daß Anterſchlagun⸗ 
gen in dieſem Klaſſenſtaat gemacht werden. ob⸗ 
wohl man die Steuerzahler drückt, bis das Blut 
aus den Poren der Leute kommt. Es wird gar 


nicht lange dauern, dann wird der Geſundheits⸗ 


zuſtand es Heuſterberg nicht erlauben. im Ge⸗ 
fängnis zu ſein, und er wird einem Erholungs⸗ 
heim überwieſen. So ſieht es in unſerm Klaſſen⸗ 
ſtaat aus. Die Arbeiter müſſen ſich vor Augen 
halten, wie hier Urteile gefällt werden. Wenn 
der Unterſuchungsrichter ſagte, die Angeklagten 
täten ihm leid, kann man ſich ein Bild davon ma⸗ 
chen, wie das Urteil ausfällt. Es fiel auch dem⸗ 
entſprechend aus. Auf der einen Seite für drei 
Gulden ſechs Monate Gefängnis, auf der anderen 
Seite für 400 000 Gulden zwei Jahre ſechs Mo⸗ 
nate Gefängnis. 


Wo wollen wir hin, wenn das ſo weiter geht!“ 


Die immer wieder Platz greifenden Unterſchla⸗ 
gungen zeigen, daß man glaubt, man würde mit 
einem blauen Auge davonkommen, weil man 
einer der Ihren iſt. Das geſchieht auch meiſtens. 
Wenn wir eine Amneſtie fordern, fordern wir ſie 
nicht, um Ihnen etwas vorzutragen, ſondern weil 
wir von dem Gefühl durchdrungen ſind, ein Un⸗ 
recht gutzumachen. Ich erinnere an den Fall eines 
Erwerbsloſen, der einen Zentner Kartoffeln ge⸗ 
ſtohlen hatte und wegen dieſer paar Kartoffeln 
14 Tage lang im Gefängnis ſitzen mußte. In einem 
anderen Falle hatte ſich ein Arbeiter aus Prauſt, 
der 1½ Jahre erwerbslos war, Kartoffeln ge⸗ 
nommen, und bekam ſechs Monate Gefängnis. Er 
wandte ſich an den Senat. Die Richter ſind aber 
in ſolchen Fällen, wenn jemand um Begnadigung 
bittet, unerbittlich. Daher muß die Volksvertre⸗ 
tung ihr Veto einlegen und generell beſchließen, 
daß ſolche Vorkommniſſe nicht eintreten dürfen. 
Der Mann hatte Kartoffeln geſtohlen, weil er ſich 
micht zu helfen wußte; denn die Not war groß. 
Wer Kindern das Leben gibt und ſie hungern 
läßt, ohne ſich zu rühren, iſt ein Hundsfott. Auf 
dieſem Standpunkt ſtehe ich und die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei. Wenn der Menſch nicht mehr für die⸗ 
jenigen verdient die unſchuldig zur Welt kommen, 
dann iſt er nicht mehr wert, ſich Vater oder Mut⸗ 
ter zu nennen. Jedes Tier raubt das. was es für 
ſeine Jungen braucht. Der Menſch iſt nicht wert, 
Menſch zu ſein, wenn er ſich nicht für diejenigen 
einſetzt, denen er das Leben gegeben hat. Der 
Mann iſt von ſeiner Familie fortgeriſſen worden 


— lee) 2 einatmen many an 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


und mußte vorgeſtern ins Gefängnis, um ſeine 
Strafe anzutreten. Wir haben an den Senat bzw. 
an das Gericht folgendes Begnadigungsſchreiben 
geen, i 


n 
den Herrn Staatsanwalt der Freien Stadt Danzig, 


Danzig. 
Antrag des Arbeiters Friedrich Horlitz, Prauſt, Dan⸗ 
ziger Str. 10, auf Wiederaufnahmeverfahren in 
meiner Straſſache wegen Diebſtahl. 
Von der 1. Straflammer wurde ich am 10. Nov. 
d. Is. wegen Kartoffeldiebſtahl, angeblich begangen 
im April 1927, zu drei Monaten Gefängnis verur⸗ 
teilt. Die Beweisaufnahme ergab durch Zeugenaus⸗ 
ſage, daß das Vergehen von mir begangen jein ſoll. 
Die Beweisaufnaßhme hat aber nicht ergeben, wann 
(Tag und Zeit) der Diebſtahl begangen ſein ſoll. 
Hierdurch äſt es mir ummöglich gemacht, das Gegen: 
tel nachzuweiſen. Wenn der Diebſtahl begangen 
ſein ſoll, würde es mir leicht ſein, nachzuweiſen, daß ich 
mich am fraglichen Tage, bzw. Stunde, wo anders auf⸗ 
gehalten habe, was ich auch durch Zeugen belegen 
könnte. Es würde mir dieſes ein leichtes fein, Alte 
mal ich die mir zur Laſt gelegten Vergehen nicht be⸗ 
gangen habe. Die Hauptbelaſtungszeugin, Frau 
Schulz geb. Müller, hat ſich meinem Dafürhalten nur 
von perjönliher Rache Toiten laſſen. 5 
Leider hat ſich hier anſcheinend eine Proletarierin 
dazu hergegeben. 
Wenn die Zeugin behauptet, mich geſehen zu haben, 
ſo muß es ihr auch leicht ſein, angeben zu können, an 
welchem Tag bzw. Stunde Nie mich mit den geſtoßh⸗ 
lenen Kartoffeln geſehen Haben will. So lange das 
Gericht nicht in der Lage iſt, durch Zeugen einwands⸗ 
frei feſtſtellen zu können, wann der Diebſtahl vor fi) 
gegangen ſein soll, iſt es mir auch nicht möalich, das 
Gegenteil zu beweiſen. Ich bin ferner der Meinung, 
daß das Gericht auf dieſe minimalen Angaben hin 
micht ein derart hartes Urteil verhängen kann. und 
muß deshalb dieſes Urteil als ein Fehlurteil be⸗ 
trachtet werden. Aus dieſen angeführten Gründen be⸗ 
antrage ich in meiner Strafſache Wiederaufnahme⸗ 
een um mir Gelegenheit zur Rechtfertigung zu 
geben. 7 
Es it ein Wiederaufnahmeverfahren beantragt 
worden. Darauf erging folgender Beſche id: 
In der Strafſache gegen den Arbeiter Friedrich 
Horlitz aus Prauſt, Danziger Straße 10, wird der 
Antrag des Verurteilten. auf Wiederaufnahme des 
durch rechtskräftiges Urteil der I. Strafkammer des 
Landgerichts in Danzig vom 10. 11. 1927 ahgeſchloſ⸗ 
55 Verfahrens auf feine Koſten als unzuläſſig ver⸗ 
worfen. 8 
Gründe: Der Ankraa iſt weder n der in § 366 
Abſatz 2 Str. P. O. vorgeſchriebenen Form ange⸗ 
bracht worden. noch iſt darin ein geſetzlicher Grund 
dor Wiederaſfnaßhme oder ein geeignetes Beweis⸗ 
mittel angeführt worden. 
Das Haus kann ſich alſo ein Urteil bilden. Als 
dies Schreiben an den betr. Arbeiter erging ſtellte 
er noch einen Antrag auf Begnadigung. Darauf 
erhielt er folgende Antwort: 
Die Prüfung Ihres Gnadengeſuches vom 3. 1. 
1928 fſt namens des Senats der Freien Stadt Danzig 
mir übertragen worden. Bei Vornahme dieſex Prü⸗ 
fung hat ſich ergeben daß bei Ihren Vorſtrafen ein 
Gnadenerweis nicht befiirwortet werden kann. Kraft 
der mir erteilten Ermächtigung werden Sie daher 
hiermit ableßnend beſchieden. Es bleiht Ihnen über⸗ 
laſſen, noch die unmittelbare Entſcheidung des Se⸗ 
nats anzurufen. Ich bemerke jedoch ſchon jetzt, daß 
ich nicht in der Lage ſein werde, das Geſuch zu Des 


fürworten. 
Witte, Landagerichtsrat. 
Sie Sehen, "wie ein Wiederaufnahmeverfahren 
verworfen wird und daß der Senat das Gnaden⸗ 
geſuch ablehnt. Aufgabe der proletariſchen Schich⸗ 
ten der Volsvertretung wird es fein. das Unrecht 
gutzumachen und ſich dafür einzuſetzen, daß der 
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Senat gezwungen wird, dieſen Leuten Amneſtie 
zu gewähren. Auch uns berührt es eigentümlich, 
wenn manches Mal kleine Strafen für Verbre⸗ 
chen, die aus Not begangen werden, in das Straf⸗ 
regiſter eingetragen werden. Wenn dieſe Men⸗ 
ſchen nach Jahren einmal eine Stellung erhalten 
und glauben, für ihre Familie ſorgen zu können, 
dann werden beim Gericht Erkundigungen ein⸗ 
gezogen, und nach Mitteilung der kleinen Straf⸗ 
taten, die im Regiſter ſtehen, erhalten ſie keine 
Stellung reſp. Arbeit. Das muß endlich aufhören. 
Wir verlangen, daß die Strafen, die aus Not be⸗ 
gangen werden, nicht im Regiſter geführt werden. 
M. D. u. H.! Ich bezweifle ſtark, daß Sie ſich 
für unſeren Amneſtieantrag erwärmen können, 
ſonſt hätte die neue Regierungskoalition nicht 
auch ein Amneſtiegeſetz eingebracht. Ich glaube 
faſt annehmen zu können, daß Sie ſich dem von 
der Regierung eingebrachten Abänderungsantrag 
anſchließen und unſeren ablehnen werden. Das 


würde aber Ihre Stellung in dieſem Klaſſenſtaat 


kennzeichnen. Wie viele Arbeftervertreter die 
Vertretung des Volkes übernehmen, dafür möchte 
ich Ihnen ein Beiſpiel anführen. Der Rechtsaus⸗ 
ſchuß tagte in der vorigen Woche. Es lagen 14 
oder 15 Eingaben wegen Bewährungsfriſt, Be⸗ 
gnadigung uſw. vor. Dieſe Eingaben wurden be⸗ 
raten. U. a. hatte auch der Abg. Moritz von der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion eine Eingabe zu 
bearbeiten. Alles hätte ich für möglich gehalten, 
aber nicht eine ſolche Stellungnahme eines So⸗ 
zialdemokraten, der auch Prolet iſt. Es handelte 
fih um folgendes: Ein Ausländer, der noch 
vom Krieg hier geblieben iſt, reichte eine Ein⸗ 
gabe an den Volkstag wegen Begnadigung 
ein. Er iſt, glaube ich, zu fünf Jahren 
Zuchthaus verurteilt worden. Es muß alſo 
ſchon ein ziemlich ſchweres Vergehen ſein, das er 
ſich hat zuſchulden kommen laſſen. Dieſer Menſch, 
der nicht einmal deutſch kann, iſt durch die Be⸗ 
handlung im Gefängnis tuberkulös geworden. Er 
macht eine Eingabe und will von ſeiner Strafe 
befreit ſein. Der Berichterſtatter für dieſe Ein⸗ 
gabe erklärte: „Ich glaube, wir laſſen den Men⸗ 
ſchen lieber im Zuchthaus. Er iſt tuberkulös, was 
ſoll er draußen? Laß' er lieber im Gefängnis 
bleiben, er würde ſich draußen höchſtens noch 
ſchlechter ſtehen als drinnen.“ Das iſt eine ganz 
beſondere Stellungnahme eines Arbeitervertre⸗ 
ters. Ich habe ſchon im Rechtsausſchuß erklärt, 
das iſt eines Menſchen unwürdig. Wenn jemand 
von der Tuberkuloſe befallen iſt, dann iſt er ret⸗ 
tungslos verloren, wenn nicht ſchnell Hilfe ge⸗ 
ſchaffen wird. Dieſer Menſch gehört nicht in das 
Zuchthaus, auch nicht in das Zuchthauslazarett, 
ſondern in das Städtiſche Krankenhaus. Wenn 
er dort einigermaßen hergeſtellt iſt, muß er 
einer Lungenheilanſtalt überwieſen! werden. 
Während dieſer Zeit muß ihm die Staatsangehö⸗ 
rigkeit beſorgt werden. Wenn aber ein Arbeiter⸗ 
vertreter erklärt, der Mann ſei im Zuchthaus 
beſſer aufgehoben, ſo iſt das eine ganz beſondere 
Stellungnahme, denn ich kenne die Verhältniſſe 
im Zuchthaus oder im Gefängnis. Daraus folgere 
ich aber, daß ſich nicht viele Abgeordnete für das 
Amneſtiegeſetz, das wir eingebracht haben, er⸗ 
wärmen werden. 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


141 


die Sozialdemokraten ſchimpfen, wenn ſie ſich nicht 


unſerem Amneſtieentwurf anſchließen. Wir haben 


keinen Grund, zu ſchimpfen, ſondern wir bedauern 
es außerordentlich, daß Sie ſolche Anſichten 
haben, daß Sie ſich ſo anſtellen, und wir werden 
natürlich unſeren Kampf gegen ſolche Richtungen 
führen. Das können Sie uns nicht verdenken. Ich 
möchte weiter folgendes ſagen, diejenigen Abge⸗ 
ordneten, die wirklich noch ein bißchen proleta⸗ 
riſches Empfinden haben, ſollen ſich nicht von ein⸗ 
zelnen am Gängelband führen laſſen, ſondern 
ſelbſt einmal verſuchen, die Initiative zu ergrei⸗ 
fen, um den Proletariern zu helfen. 

Das wäre im allgemeinen das, was wir im 
Intereſſe der Angelegenheit auszuführen haben. 
Wir wollten Ihnen zeigen, daß der Geſetzentwurf, 
den wir eingebracht haben, richtig iſt, weil 
Klaſſenurteile vorliegen, und weil der neue 
Volkstag alle Veranlaſſung hat, daß die Menſchen, 
die infolge dieſer Urteile im Gefängnis ſchmach⸗ 
ten, wieder die Freiheit erlangen und der 
menſchlichen Geſellſchaft zugeführt werden können. 

So, wie es auf Neugarten betr. der Fällung 
von Klaſſenurteilen ausſieht, ſo ſieht es auch im 
Gefängnis aus, ja, ich möchte beinahe ſagen, noch 
ſchlimmer. Vor etwa 14 Tagen, geſtatten Sie, ich 
will es Ihnen gleich genau ſagen, wann der 
Menſch aus dem Gefängnis entlaſſen wurde, wo 
er wegen Diebſtahl ſaß. Franz Rybakowſki iſt ein⸗ 
getreten am 22. 5. 27 und entlaſſen worden, — 
das iſt hier nicht feſtzuſtellen, er iſt jedenfalls vor 


kürzerer Zeit entlaſſen worden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Im Januar. — Abg. Gerick: Das ſteht 
auf der anderen Seite!) Das überlaſſen Sie mir, 
wie ich meine Rededispoſition treffe. Ich nehme 
für mich in Anſpruch, ſo zu reden, wie mir der 
Schnabel gewachſen iſt. Wenn ich es nicht beſſer 
kann, ſo trägt der Staat die Schuld, in dem ich 
gelebt habe und erzogen worden bin. Dieſer be⸗ 
treffende Arbeiter, der eine ſiebenmonatige Ge⸗ 
fängnisſtrafe verbüßt hat, wurde mit dieſen 
Schuhen (Der Redner weiſt einen Schuh vor) im 
Winter auf die Straße geſchickt. (Unerhört! bei 
den Kommuniſten). Mit ſolchen Schuhen iſt der 
Mann ins Gefängnis eingetreten. Wer ſolche 
Schuhe trägt, m. D. u. H.! der greift zum letzten 
Mittel, der muß es tun. Weil der Mann ſo ſein 
Leben friſten mußte, wurde er mit ſieben Mona⸗ 
ten Gefängnis beſtraft. Das Gericht hat dieſes 
Klaſſenurteil gefällt, und das Gefängnis hat ihn 
mit den Schuhen entlaſſen, mit denen er eintrat. 
Das nennt ſich ein Klaſſenurteil, wie es nicht 
beſſer ſein kann. Aber nicht genug, daß er mit 
ſolchen Schuhen entlaſſen wurde. Mit dieſen 
Hoſen, (Redner zeigt eine Hoſe) die ich hier habe, 
iſt der Mann ins Gefängnis gekommen, und mit 
denſelben geflickten Hoſen verließ er es wieder. 
Im Gefängnis iſt ihm noch ein Flicken, der aber 
kein richtiger Flicken iſt, aufgeſetzt. Mit dieſen zer⸗ 
riſſenen Hoſen ſetzt man ihn auf die Straße, ob⸗ 
gleich im Gefängnis Schneider ſind, die ihm einen 
menſchenwürdigen Flicken hätten aufſetzen können. 
Weil dieſer Mann ein aufrechter Freiheits⸗ 
kämpfer war und ſich die Behandlung nicht ge⸗ 
fallen ließ. deshalb hat man ihn zum Skandal 


Man erklärt, wir werden auf 


hinausgeſchickt. Dem Mann ſtaken die Beine einen 
halben Fuß aus der Hoſe vor. In ſolcher Auf⸗ 
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machung ging der Menſch auf die Straße, bis ich 
ihn anſprach und fragte, wo er hinging. Zufällig 
erfuhr ich, daß er aus dem Gefängnis kam. Der 
Name des Mannes it Fritz Rybakowſki. Er hat 
eine ſiebenmonatige Gefängnishaft verbüßt. Nach 
der Gefängnisordnung muß ſich der Gefangene, 
wenn er ſchlechte Kleider hat, vier Wochen vor 
ſeiner Entlaſſung beim Gefängnisdirektor melden. 
Auf ſeinen Antrag kann ihm ein Anzug bezw. 
Schuhe gewährt werden. Der Mann hat das auch 
beantragt. In Lamenſtein wurde er zu landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten herangezogen, ein Beweis 
dafür, daß er gearbeitet hat und auch die Arbeit 
verſtand. Er hätte nach ſiebenmonatiger Arbeit 
auf Antrag ganzes Schuhzeug und ganze Kleider 
bekommen müſſen. Dieſen Antrag ſtellte er vier 
Wochen vor der Entlaſſung. Anfänglich ſind ihm 
die Sachen auch bewilligt worden. Darauf iſt 
wohl ein Konflikt entſtanden. Der Mann hat in 
den vier Wochen keine Antwort erhalten und hat 
ſich bei der Entlaſſung aufgeregt, daß er in ſolchen 
Schuhen nach Hauſe gehen ſollte. Er verlangte 
beſſere Kleider. Dadurch entſtand natürlich eine 
Auseinanderſetzung mit dem Direktor. Dieſer 
Konflikt endete damit, daß der Mann ein Paar 
Strümpfe und ein Hemd erhielt. Bei den anderen 
Sachen verblieb es bei den Kleidern, die er be⸗ 
ſeſſen hatte. Der Mann mußte aber, das erwähne 
ich ausdrücklich und davon kann ſich der Senat 
überzeugen, beim Gefängnisdirektor unterſchrei⸗ 
ben, daß er ganze Schuhe erhalten habe, ganze 
Hoſen uſw. (Abg. Gaikowſki: Warum hat er das 
getan, wenn er die Sachen nicht bekommen hat, 
man kann doch keinen dazu zwingen!) Der Mann 
hat geglaubt, er würde die Sachen bekommen. 


Trotzdem er unterſchrieben hat, erhielt er nur ein 


Hemd. (Abg. Gaikowſki: Dann hätte ich das ſofort 
zerriſſen!) Wen nach Freiheit dürſtet, wer ſieben 
Monate hinter ſchwediſchen Gardinen geſeſſen 
hat, .. . (Abg. Gaikowſki: Ich meine den Zettel!) 
Das wird ins Buch eingeſchrieben. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Dann hätte er noch etwas zu bekommen!) 
Damit nachgeprüft werden kann, ob dieſe beſonde⸗ 
ren Fälle wahr ſind, beantrage ich, daß unſer 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß überwieſen 
wird. Rybakowſki wandte ſich beſchwerdeführend 
an die Staatsanwaltſchaft und bat um ein Paar 
Schuhe und ein Paar Hoſen, damit er nicht ge⸗ 
zwungen wäre, wieder zu ſtehlen. Darauf antwor⸗ 
tete ihm der Erſte Staatsanwalt Schneider: 
Danzig, den 14. Januar 1928. 

Auf Ihre Beſchwerde vom 6. Januar 1928 gegen 
die Strafanſtaltsdirektion. 

Ihre Angaben in der Beſchwerdeſchrift vom 6. 
Januar 1928, fie wären barfuß auf die Straße geſetzt 
worden, ſind nicht zutreffend. Es ſind Ihnen von der 
Strafanſtaltsdirektion 1 Hoſe, 1 Hemde, 1 Paar 
Schuhe und 1 Paar Strümpfe bewilligt worden. Da 
Sie ſich dem Strafanſtaltsinſpektor gegenüber ganz 
unangemeſſen benommen haben, iſt Ihnen gleichzeitig 
eröffnet worden, daß Sie einen Anſpruch auf völlige 
Einkleidung nicht hätten. Weil Sie keinen Mantel 
bekommen hatten, haben Sie die Quittungsleiſtung 
über die bezeichneten Sachen verweigert, und nun⸗ 
mehr hat der Strafanſtaltsdirektor ſeine Genehmi⸗ 
gung zur Herausgabe der Kleider zurückgezogen. Sie 
mußten deshalb in Ihren eigenen Kleidern entlaffen 
werden. Die Schuhe waren nicht ſo ſchlecht, daß Sie 
ſie nicht hätten anziehen können. Insbeſondere trifft 


es nicht zu, daß ſie durch Eintrocknen Ihnen zu klein 
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geweſen jind; denn nachdem Sie beim Gefängnis⸗ 

werein nichts erreicht hatten, ſind Sie mit den in⸗ 

zwiſchen angezogenen Schuhen zur Strafanſtalt ge⸗ 

gangen, um Ihre Arbeitsentlohnung abzuholen. 

Ich muß deshalb Ihre Beſchwerde als unbegründet 

gu rückweiſen. 
Ich ſtelle feſt, daß der Mann das Gefängnis 
tatsächlich barfuß verlaſſen hat. Die Schuhe waren 
ihm tatſächlich zu klein. In unſerem Fraktions⸗ 
zimmer hat er ſie ſich angezogen. Wir haben uns 
beide bemüht, der Mann bekam die Schuhe nicht 
zu. Ich habe Ihnen durch Augenſchein nachge⸗ 
wieſen, daß die Hoſen zerriſſen ſind. Das, was 
Herr Schneider behauptet, trifft alſo nicht zu. 
Daraus iſt zu entnehmen, wie die Behandlung in 
Not Geratener iſt, die vom Klaſſenrichter be⸗ 
ſtraft werden und dieſe Behandlung im Gefäng⸗ 
nis erfahren. Ich weiß aber, daß Mucker und 
Kriecher, die die Hände küſſen, beſſer behandelt 
werden. Wehe aber demjenigen, der es wagt, 
gegen den Stachel zu Löten, der freiheitliche Re⸗ 
gungen ſpüren läßt. Er wird drangſaliert, daß 
er die Luſt 1 einbüßt. Wenn Sie erklä⸗ 
ren, Sie hätten ein warmes Herz für die Gefan⸗ 
genen, die aus der Strafanſtalt kämen, indem ſie 
an den Gefängnisverein verwieſen werden, ſo 
wiſſen wir, daß dieſer Verein nur dazu gegründet 
iſt, die Mucker und Kriecher, die durch die Pfaffen 
zu Muckern in den Gefängniſſen erzogen wurden, 
zu unterſtützen. Aber wehe denjenigen, die es 
wagen, den Kopf hoch zu tragen, wie es ich für 
ſie als Menſchen geziemt, denen wird das Leben 
ſo ſauer gemacht, daß fie verzagen. 

M. D. u. H.! Ich ſage Ihnen nochmals, Sie 
dürfen unſern Geſetzentwurf nicht von der Hand 
weiſen, wenn Sie begangenes Anrecht wieder gut⸗ 
machen wollen. Man redet hier ja davon, daß 
man durchgreifen muß, die Schlechtigkeit der Welt 
nehme überhand, und die Strenge des Geſetzes 
müſſe einſetzen. O elende Heuchler, ſage ich! Ich 
frage Sie, wer hat ſchuld daran, daß ſich die Leute 
gegen die Geſetzesparagraphen vergehen? Erſtens 
der Alkohol, der Fuſel, mit deſſen Hilfe Sie den 
Staat finanzieren, und dann die Erziehung in der 
Schule und in der Kirche. 

Man jagt, unter die Begnadigung würden 
auch Leute fallen, die mit dem Meſſer geſtochen 
haben und die mit Gefängnis unter einem Jahr 
beſtraft worden ſind. Wir Kommuniſten verurtei⸗ 
len es, wenn Proletarier auf andere mit dem 
Meſſer losgehen. Aber auch hier müſſen wir 
fragen, wer Schuld an den Exzeſſen hat, wir 
ſagen, der Fuſel hat Schuld, deſſen Herſtellung 
und Verkauf Sie nicht verbieten. Die Meſſer⸗ 
ſtechereien werden meiſtens in halb oder ganz 
betrunkenem Zuſtand getan. Wenn man ſchon ver⸗ 
urteilt, muß man an der Wurzel des Uebels an⸗ 
faſſen. Man läßt die Leute ſchuldig werden, 
und nachher überläßt man ſie ihrer Pein. Der 
Staat, wie er jetzt iſt, iſt kein Rechtsſtaat, ſondern 
ein Klaſſenſtaat. Wie ſieht denn die Erziehung 
aus? Wir haben ja in dieſem Hauſe oft davon 
geſprochen, wie die Kinder in Tempelburg und 
anderen Zwangsanſtalten erzogen werden. Glau⸗ 
ben Sie, daß das eine Erziehung iſt? Das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Kinder muß Wirklichkeit 


werden, nicht unterdrückung mit der Peitſche in 
der Hand darf herrſchen. Die Kinder dürfen nicht 
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kraß ausfallen, wenn wieder Schöffen und Ge⸗ 
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nicht ſein, daß diejenigen, die ſie in Not und 
Elend hineingebracht haben, mit erhobenem 
Haupt marſchieren und noch eine Stufe höher 
rücken. Auch in der Schule läßt die Erziehung viel 
zu wünſchen übrig. Weniger Religion muß da 
ſein, man muß das Muckertum weniger groß⸗ 
ziehen. Man ſoll den Kindern die Bedeutung bei⸗ 
bringen, was es heißt, ein nützliches Mitglied der 
menſchlichen Geſellſchaft zu ſein, aber durch Reli⸗ 
gion und all den Mumpitz der nicht in die Schule 
hineingehört, wird den Kindern nur N 
verkleiſtert. Es würde noch ſchlimmer ausſehen, 
behaupte ich von dieſer Stelle, wenn die Arbei⸗ 
terorganiſationen nicht ein klein wenig die arbei⸗ 
tenden Schichten ſammeln möchten und als freie 
Menſchen erziehen. Man kann es nicht hoch genug 
einſchätzen, daß es heute gelungen iſt, Kampf⸗ 


und Sportorganijationen zu ſchaffen, die beſſere 


Menſchen erziehen wollen. Es ſah früher noch 
ſchlimmer aus und würde heute auch noch ſchlim⸗ 
mer aussehen, wenn man den Menſchen nicht be⸗ 
greiflich machen würde, daß ſie den Kampf nicht 
gegen ihre eigenen Genoſſen führen dürfen, ſon⸗ 
dern gegen die Leute, die ſchuld daran ſind, daß 
dieſer Staat heute beſteht. 

M. D. u. H.] Sie haben kein Recht, Klaſſenur⸗ 
teile zu fällen. Wir ſehen heute, daß die Gefäng⸗ 
niſſe überfüllt ſind, daß in die Krankenhäuſer 
kein Menſch mehr aufgenommen werden kann, 
daß Schwertuberkulöſe nach Hauſe geſchickt wer⸗ 
den müſſen, weil die Lazarette überfüllt ſind. Die 
Lungenheilſtätten ſind überfüllt, die Zuchthäuſer 


und Gefängniſſe ſind ebenfalls überfüllt. Das iſt 


kennzeichnend für die Kultur des kapitaliſtiſchen 
Staates, in dem wir uns befinden. Ob wir eine 
Koalitionsregierung mit oder ohne Sozialdemo⸗ 
kraten haben, hier muß aufgeräumt werden, hier 
muß man den Klaſſenkampf führen. Wir müſſen 
gegen die Ausbeutung und Unterdrückung, mit 


allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln kämpfen. 
ſehen, wo Sie mit Ihrem 


Dann wollen wir 
Klaſſenſtaat und Ihren Klaſſenurteilen bleiben. 
Man ſoll aber nicht immer der Arbeiterſchaft 
Ruhe und Ordnung predigen. Wir haben Fried⸗ 
hofsruhe. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Die Menſchen wandern zu Tauſenden auf den 
Friedhof, weil man die Arbeiter hindert, den 
Klaſſenſtaat zu beſeitigen. Ich möchte den prole⸗ 
tariſchen Volkstagsabgeordneten, die noch nicht 
vergeſſen haben, in welchen Kreiſen ſie ſich bewe⸗ 


gen, — bei manchen iſt jeder Appell vergebens, 


bei 5 bis 600 Gulden Monatsgehalt vergißt man 


leicht, wo man herkam, — aber die proletariſchen 
Schichten ſollen den anderen Abgeordneten, die ſie 


glauben bemuttern und bevatern zu müſſen, ein⸗ 
mal die Zähne zeigen und ſagen, gegen das 
Syſtem, wie es jetzt beſteht, werden wir kämpfen. 
Wenn ſolche Klaſſenurteile verſchwinden ſollen, 
wird es nötig jein, daß man dieſen Klaſſenſtaat 
beſeitigt, daß die Richter durch das Volk gewählt 
werden, und zwar ſolche, die Verſtändnis für die 
Nöte und das Elend des Volkes haben. Vor allem 
wird es nötig ſein, daß die neue Strafprozeßre⸗ 
form, die durch das Ermächtigungsgeſetz einge⸗ 
führt wurde, verſchwindet. daß andere Verhält⸗ 
niſſe Platz greifen. Die Urteile würden nicht ſo 


der Kopf 


ſchworene dabei mitwirkten. N 

Wir Kommuniſten ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß eine vollſtändige Strafgeſetzreform ein⸗ 
geführt werden muß, die nur im Volksrechtsſtaat 
verwirklicht werden kann. Aber bis zur Verwirk⸗ 
lichung des proletariſchen Staates werden wir im 
kapitaliſtiſchen Staat den Proletariern Finger⸗ 
zeige geben, wie eine Beſſerung in bezug auf die 
Klaſſenurteile erzielt werden kann. Wir werden 
demnächſt eine Vorlage über die Strafgeſetzreform 
einbringen und ſehen, wie Sie ſich dazu ſtellen 
werden. Jetzt, in dieſer Stunde iſt es notwendig, 
daß Sie ſich unſerm Amneſtiegeſetz anſchließen 
und ihm zuſtimmen. Zum mindeſten muß es dem 
Rechtsausſchuß überwieſen werden, damit die 
von mir angeführten Fälle unterſucht werden 
können. Ich behalte mir vor, bei der Behandlung 
des Juſtizetats ſolche Fälle zur Sprache zu brin⸗ 
gen, damit die Proletarier zu ihrem Recht kom⸗ 
men. Auch die Sozialdemokraten und die in der 
Zentrumspartei organiſierten Proletarier müſſen 
ſich zu unſerm Geſetzentwurf bekennen, damit die 
Straftaten amneſtiert werden. Ich bitte Sie, 
meinen Antrag anzunehmen, die Vorlage dem 
Rechtsausſchuß zu überweiſen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Bogdan. ü 
Dr. Bogdan, Abgeordneter (Dat.) M. D. u. 
Hel Der Zufammentritt eines neuen Volkstages 
erſcheint meinen politiſchen Freunden als kein ſo 
bedeutungsvolles Ereignis, daß er jedesmal eine 
allgemeine Amneſtie nach ſich ziehen müßte. (Es 
bleibt alles beim Alten! bei den Kommuniſten.) 
Das hat auch bei der Beratung eines gleichen Ge⸗ 
ſetzes vor vier Jahren der Herr Vertreter der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion anerkannt, wenn 
er meinte, daß noch andere gewichtigere Gründe 
hinzukommen müßten. Dieſe wurden damals in 
den Verhältniſſen der eben abgelaufenen Infla⸗ 
tion gefunden. 21 8 

Solche Gründe beſtehen unſerer Anſicht nach 
heute nicht, das gilt auch für das beſchränkte Ge⸗ 
biet einer politiſchen Amneſtie. Die ſtändige Wie⸗ 
derkehr einer ſolchen, mit der man ſicher rechnen 
zu können glaubt, trägt die Gefahr in ſich, einen 
Freibrief für politiſche Vergehen gerade in der 
ſowieſo ſchon erregten Wahlzeit zu bilden, ein 
Erfolg, der meiner Anſicht nach auch für die Re⸗ 
gierung nicht gerade erſtrebenswert ſein dürfte. 
(Sehr richtig! rechts.) Wir ſind aber aus allge⸗ 
meinen, grundſätzlichen Anſichten Gegner der Am⸗ 
neſtie, weil wir der Meinung ſind, daß unſere 
beſtehenden Vorſchriften durchaus ausreichen, um 
den Intereſſen auch der Verurteilten gerecht zu 
werden, (Fr. Abg. Kreft: Sie haben gehört, daß 
das nicht der Fall iſt!) in allen Fällen in denen 
all hohe gesetzliche Mindeſtſtrafen oder beſondere 
Verhältniſſe des Täters, dazu iſt auch die wirt⸗ 
ſchaftliche Notlage zu rechnen, Gnadenerweiſe 
nötig erſcheinen laſſen. 
8 Ich muß dabei darauf hinweiſen, daß die 
Strafen gegen früher milder geworden find, und 
daß vor allen Dingen die Freiheitsſtrafen nach⸗ 


gelaſſen haben; denn von den Geldſtrafen wird 
jetzt ein ganz erheblich größerer Gebrauch als 


(A) 


(B) 
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früher gemacht. (Fr. Abg. Kreft: Was nützt des 


denen, die kein Geld haben!) Zudem iſt der Erſatz 
bereits verwirkter kurzer Freiheitsſtrafen durch 
Geldſtrafen zuläſſig und wird in weitem Maße 
angewandt. Schließlich beſteht die Einrichtung der 
bedingten Begnadigung, der Strafausſetzung mit 
Bewährungsfriſt. Sie wird in ſo weitem Maße 
von den Gerichten angewandt, daß man ſagen 


kann, daß in faſt allen erſten Straffällen mit nie⸗ 


drigem Strafmaß Bewährungsfriſt eintritt und 
darüber hinaus oft bis zu Strafen von einem 
Jahr Gefängnis. (Ein wunderſchönes Syſtem für 
Ihre Klaſſe! bei den Kommuniſten.) 

In der reichlichen Anwendung dieſer Einrich⸗ 
tung, die unzweifelhaft ſegensreich wirkt, liegt 
bereits die Gefahr, daß ſie zu ſchematiſch ausge⸗ 
ſprochen wird, daß man nicht mehr genügend 
Rückſicht nimmt auf die Geſinnung und Gefähr⸗ 
lichkeit der Täter und andererſeits auf die berech⸗ 
tigten Belange von Verletzten. In der Tat, das 
muß ausgeſprochen werden, hat ſich die unerfreu⸗ 
liche Nebenwirkung gezeigt, daß dieſe bedingte 
Begnadigung oft nicht mehr als eine Strafe emp⸗ 
funden wird, ſondern einfach als Freiſpruch, und 
daß man mit ihr für den erſten Fall ſo ſicher 
rechnen zu können glaubt, daß gewiſſe Hem⸗ 
mungen gegen die Strafbegehung leicht wegfallen 
können. Ich erinnere nur an ein bereits bekannt 
gewordenes Berliner Wort, das lautet: „Erſt klau 
ich, dann bewähr ich mir!“ (Heiterkeit.) Weiter iſt 
zu berückſichtigen, daß dieſe Ausſetzung der Strafe 


unter Mitwirkung der Laienrichter ſtattfindet, 


wobei ich dem Vorredner erwidern möchte, daß 


gerade auch die ſchweren Straftaten mit Laien⸗ 


richtern erledigt werden, bei denen ſie früher nicht 
mitwirkten, und daß jede ſolche größere Sache 


durch zwei Inſtanzen mit Laienrichtern geht. Die 


Laienrichter wirken auch bei der Strafausſetzung 
mit. Man kann alſo ſagen, daß ſchon bei der Ver⸗ 
urteilung die Gewähr gegeben iſt, daß in allen 


geeigneten Fällen von der Strafabbüßung abge⸗ 


ſehen wird. Es kommt hinzu, daß ſpäter Gnaden⸗ 
geſuche geſtellt werden können. Dafür iſt eine be⸗ 
ſondere Stelle in dem richterlichen Gnadenbeauf⸗ 
tragten geſchaffen, der Vertrauensleute aus der 
Verteidigerſchaft hinzuzieht, und ſchließlich ſteht 
die unmittelbare Anrufung des Senats jedem 
offen. Der Herr Regie rungsvertreter wird mir 
beſtätigen können, daß beide Stellen das ehrliche 
Bemühen haben, in allen Fällen, wo es möglich 
iſt, Gnadenerweiſe zu geben. Schließlich wiſſen 
Sie alle, daß ſich unſer Rechtsausſchuß in weitem 
Maße mit Gnadengeſuchen zu beſchäftigen hat, 
und daß alle Geſuche recht eingehend geprüft 
werden. 

Auf die Amneſtie, die zu Weihnachten ſtatt⸗ 
gefunden hat, hat bereits der Herr Regierungs⸗ 
vertreter hingewieſen. Es ſind dabei auch Zucht⸗ 
haus⸗Strafgefangene berückſichtigt worden, die 
längere Strafen hatten. 

Wenn man dieſe Umſtände gerecht erwägt, be⸗ 
darf es keines beſonderen Geſetzes, um Härten 
auszugleichen. Aber auch für politiſche Vergehen 
bedarf es deſſen nicht. Es liegen keine beſonders 
erregten politiſchen Zeiten hinter uns, und ſchließ⸗ 
lich läuft es immer wieder auf die Streitfrage 
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hinaus, was politiſche Vergehen ſind, die auch dies 
Amneſtiegeſetz wieder nicht klärt. Das Gnaden⸗ 
recht des Staates wollen wir nicht verkümmern, 
aber ein Amneſtiegeſetz, wie es insbeſondere in 
dem Urantrag des Abg. Liſchnewſki in ſo maß⸗ 
loſem Umfange vorgeſchlagen wird, erſcheint uns 
als eine Gefährdung der Autorität der Rechts⸗ 
pflege und damit auch des Staates. Und dafür 
können und wollen wir uns nicht einſetzen. Die 
Deutſchnationale Fraktion wird deshalb das Am⸗ 
neſtiegeſetz, ſowohl in der Faſſung des Urantrages 
des Abg. Liſchnewſki, als auch in der Faſſung der 


rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es bedurfte der Ausführungen des Regierungs⸗ 
vertreters abſolut nicht; denn das Amneſtiegeſetz 
des Senats beſagt ja ſchon, daß von einer Amne⸗ 
ſtierung abſolut keine Rede ſein kann, es ſei denn, 
daß Kreiſe darin verwickelt ſind, die unbedingt 
von Seiten der Regierung geſchützt werden 
müſſen. Die „Volksſtimme“ hat uns auf dieſem 
Gebiete klaren Wein eingeſchenkt, indem ſie ſagte, 
daß Amneſtie für politiſche Vergehenen eigentlich 
nicht in Frage käme. Es handle ſich vielmehr um 
Beleidigungsklagen durch die Preſſe. In Frage 


Herr Abg. Rahn. (Abg. Loops: Und Raſchke!) 
Ueber meinen Fall werde ich Ihnen noch Auf⸗ 
ſchluß geben. (Abg. Rahn: Was ſoll ich denn ver⸗ 


Sie ſich ſchon bei der „Danziger Volksſtimme“ er⸗ 
kundigen. Ich habe nur Ihren Namen dort ge⸗ 
leſen. Es wird geſagt oder iſt vielmehr bekannt, 
daß nur ſolche Kreiſe amneſtiert werden ſollen, 
die die Stütze der jetzigen Koalition darſtellen. 
Deshalb dieſe minderwertige Amneſtie. Aus die⸗ 
ſem Grunde will man auch für die Arbeiterſchaft 
abſolut nichts bringen. 
[Der Regierung iſt genau bekannt, daß poli⸗ 
tiſche Vergehen in Danzig ſeitens der Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht in Frage kommen. Es ſtimmt, was 
Herr Dr. Bogdan ſagte, die Wogen ſind in letzter 
Zeit nicht ſo hoch gegangen. Demnach kann man 
von einer politiſchen Amneſtie nicht ſprechen. Sie 
iſt auch nicht notwendig. Was wir bezwecken, hat 
Dr mein Fraktionskollege Liſchnewſki gejagt. 

ir wollen der Klaſſenjuſtiz die Opfer aus den 
Klauen reißen, die Leute, die Opfer dieſer kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsweiſe geworden ſind. Sie wer⸗ 
den doch nicht beſtreiten wollen, daß ſich bei der 
jetzigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftslage dasſelbe 
abjpielt. wie in der Inflation. Herr Dr. Bogdan. 
In der Inflation haben wir nicht 20 000 Erwerbs⸗ 
loſe gehabt. Da war es den Leuten möglich, wenig⸗ 
ſtens etwas zu kaufen. Aber den Tauſenden Er⸗ 
werbsloſen iſt es heute kaum noch möglich, das 
nackte Leben friſten zu können. Deshalb die Ver⸗ 
gehen gegen den kapitaliſtiſchen Staat. Wir ver⸗ 
langen. daß in erſter Linie die Opfer des kapita⸗ 
liſtiſchen Staates amneſtiert werden. 

Wenn ſich der Regierungsvertreter hier her⸗ 
ſtellte und ſagen zu müſſen glaubte, ſo und ſoviele 
Amneſtien wären ſchon erlaſſen, jo will er in der 


kämen dabei Deutſchnationale, Dr. Blavier und 


O 


Regierungsvorlage ablehnen. (Lebhaftes Bravo! 


brochen haben?) Das weiß ich nicht, da müſſen (D) 


(A) 


— 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
Oeffentlichkeit zum Ausdruck bringen, wie freund⸗ 
lich, wie zuvorkommend, wie entgegenkommend 
die Regierung iſt. In Wirklichkeit iſt es ein 
Hohn, daß man ſich hier hinſtellt und ein derar⸗ 
tiges Geſetz dem Volkstag vorzulegen wagt. (Frau 
Abg. Kreft: Sehr richtig!) Ich habe ſchon geſagt, 
daß lediglich einzelne Mitglieder des Volkstages 
in Frage kommen. Wenn Herr Loops meint, daß 
ich auch darunter falle, ſo ſage ich, ich verzichte 
gern darauf, es iſt mir tauſend Mal lieber, wenn 
unſer Geſetz reſtlos angenommen wird. Zu Ihrer 
Beruhigung möchte ich Ihnen jagen, ich ſehne mich 
danach, einmal die Zuſtände im Gefängnis ken⸗ 
nen zu lernen. (Abg. Loops: Sagen Sie das Herrn 
Dr. Bogdan, der wird dafür ſorgen!) Wenn Sie 
ür mich die Amneſtie ausſchalten, ſo würde ich 
hnen dafür ſehr dankbar ſein. Die paar Tage, 
die man mir aufgeknackt hat, mache ich ganz gern 
ab. Durch die gegen mich angeſtrengten Prozeſſe 
bin ich nicht nur gefährdet, ſondern auch deutſch⸗ 
nationale Herren. Herr Dr. Bogdan war es, der 
in einem Prozeß auf dem ſchnellſten Wege einen 
Zeugen vereidigte, und jetzt ſtellt ſich heraus, daß 
der Eid nicht ganz einwandfrei abgelegt worden 
iſt. Herr Dr. Bogdan, ich erinnere Sie an den 
Fall Willguſch⸗Prauſt. Da haben Sie es fertig 
gebracht, alle Entlaſtungszeugen abzuwürgen. 
Nur den einen Belaſtungszeugen, der noch ſelbſt 
an der Sache beteiligt war, haben Sie vereidigt. 
Ich wünſchte, daß dieſer Prozeß noch weiter geht, 
um feſtzuſtellen, daß der Mann ſich unter Mit⸗ 
ſchuld des Herrn Dr. Bogdan meineidig gemacht 
hat. (Hört, hört! bei den Kommuniſten. — Ein 
frommer Wunſch! rechts.) Auch der Richter ſoll 
bei der Abnahme des Eides vorſichtig ſein und 
nicht blindlings darauf loswurſteln, nur um 
ſeinem Gegner eventuell eins auszuwiſchen. (Abg. 
Dr. Bogdan: Sie wiſſen doch genau, wie lange ich 
ihn ermahnt habe, die Wahrheit zu ſagen!) Sie 
haben aber genau gewußt, daß Zeugen da waren, 
die das Gegenteil beeiden wollten. Denen haben 
Sie den Eid nicht abgenommen. Die Frau die das 
Gegenteil ausſagen wollte, wurde mit Hilfe von 


Sachverſtändigen, die vom Staatsanwalt geladen 


waren, ſozuſagen für verrückt erklärt. So war es, 
Herr Dr. Bogdan. Sie ſind darauf hereingefallen. 
Das iſt die Amneſtie, die für mich in Frage 
kommt. Herr Loops, ich wäre Ihnen dankbar, 
wie ich ſchon ſagte, wenn Sie mich von dieſer Am⸗ 
neſtie ausſchalteten und mir Gelegenheit gäben, 
nachzuweiſen, daß man mittels der Klaſſenjuſtiz 
ſyſtematiſch Leute ins Zuchthaus bringt. Eine 
Klaſſenjuſtiz iſt es, die nur nach Klaſſen urteilt, 
die alles, was ſich zugunſten der proletariſchen 
Klaſſe auswirkt, abwürgt. s 

Nun fällt uns beſonders bei dem Amneſtie⸗ 
geſetz des Senats auf, daß lediglich Strafen er⸗ 
laſſen werden ſollen. M. D. u. H.! Wir haben 
Fälle, wo die Gerichtskoſten mehr als die Strafe 
betragen. Ich will hier einen Fall aus meinen 
Prozeſſen anführen, trotzdem ich hier behaupte, 
von mir können Sie keine Koſten bekommen. denn 
auf jeden Fall bin ich in der Lage, den Offen⸗ 
barungseid zu leiſten. (Abg. Gaikowſki: Deshalb 
verleumden Sie auch ſo viel!) Deshalb habe ich 
keine Angſt, es auszuſprechen. Das befreit mich 
nicht von der Strafe, Herr Doktor. (Abg. Gai⸗ 


— . — — —— — 2 — — — — 


145 


kowſki: Doktor bin ich noch nicht!) Dazu find Sie 
zu dumm! Alles, was ich geſchrieben habe und 
was ich vertrete, iſt die reine Wahrheit. (Abg. 
Gaikowſki: Auch das aus Meiſterswalde?) Ich 
komme bloß nicht auf Ihren Namen, er iſt mir 
entfallen, weil ich mit ſo dummen Menſchen nicht 
gern Umgang haben mag. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter, 
ich möchte Sie bitten, ſich in den Ausdrücken 
etwas zu mäßigen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Strafe 
kommt weniger in Frage, als die Koſten des Ver⸗ 
fahrens. Es iſt mir ſchon paſſiert, daß ich zu 100 
Gulden Geldſtrafe verurteilt wurde, daß dagegen 
die Koſten 265 Gulden ausmachten. Alſo in vie⸗ 
len Fällen ſind die Gerichtskoſten viel höher, als 
die angeſetzte Strafe. Deshalb muß, wenn man 
eine Amneſtie erläßt, auch die Koſtenfrage gere⸗ 
gelt werden. Sie kann nur ſo geregelt werden, 
daß mit der Strafe auch die Koſten niedergeſchla⸗ 
gen werden. 

Herr Dr. Bogdan hat hier dann noch wunder⸗ 
bare Töne auf die Juſtiz angeſchlagen, er meint, 
was reden wir noch viel von Freiheitsſtrafen, in 
den meiſten Fällen wird dafür eine Geldſtrafe ge⸗ 
ſetzt. Ja, natürlich, Herr Dr. Bogdan, das iſt ein 
feines Geſchäft für die Juſtiz und für den Staat. 
Warum alſo nicht? Aber wem kommen denn dieſe 
Geldſtrafen zu gut? Doch lediglich einer Klaſſe. 
Der Prolet, der anſtatt 3 Monate Gefängnis zu 
verbüßen, vielleicht 300 Gulden Geldſtrafe zahlen 
ſoll, kann dieſe Summe nie und nimmer bezahlen 
und muß daher in das Gefängnis hinein. Alſo, 
in Geldſtrafen umgeänderte Freiheitsſtrafen wir⸗ 
ken ſich zum Klaſſenſyſtem aus. Nur diejenigen, 
die in der Lage find, die Geldstrafen zu bezahlen, 
werden von der Freiheitsſtrafe befreit. Die Leid⸗ 
tragenden ſind wieder die Proletarier, die ihre 
Familie in Not und Elend ſitzen laſſen, und ins 
Gefängnis hineingehen müſſe. 

Bewährungsfriſt, auch ein wunderbares mo⸗ 
dernes Wort nach der Revolution! Wie ſieht es 
damit aus? Genau ſo, wie mit der Geldſtrafe. 
Alle die Kreiſe, die auf dem Boden des kapitali⸗ 
ſtiſchen Staates ſtehen und in geordneten Ver⸗ 
hältniſſen leben, die hier und dort einmal ſtrau⸗ 
cheln und beſtraft werden, ſind die Nutznießer die⸗ 
ſer Bewährungsfriſt. Für dieſe Leute kommt ſie 
in Frage, aber nicht für diejenigen, die hungern 
müſſen. Die werden immer wieder in der kür⸗ 
zeſten Zeit rückfällig werden. Deshalb iſt für ſie 
die Bewährungsfriſt eine Utopie. Ihre Abnei⸗ 
gung gegen die Bekämpfung der Klaſſenjuſtiz 
kann ich verſtehen, weil Sie ja, Herr Abg. Dr. 
Bogdan, die Klaſſe des Proletariats mit Füßen 
treten. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Herr Abg. Dr. Bogdan ſchwang ſich dazu auf, von 
der Weihnachtsamneſtie zu erklären, daß ſogar 
Zuchthausſtrafen amneſtiert worden ſeien. Ja⸗ 
wohl, aber wie ſah es damit aus? Die aus dem 
Zuchthaus kamen, hatten dort ſechs Jahre lang 
geſeſſen. Der eine hatte gerade noch acht Tage, 


der andere noch zwei Tage abzuſitzen. Wäre die 
Amneſtie nicht herausgekommen, dann wäre er 
am zweiten oder dritten Feiertag entlaſſen wor⸗ 
. Er wurde aber Weihnachts⸗ Heiligabend ent⸗ 
laſſen. Das war Amneſtie, natürlich Amneſtie, 


(D) 
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Maſchke, Abgeordneter) 


(A) um die Bevölkerung beſoffen zu machen, um die 


(B) 


reaktionären Regierungsmethoden der Bevölke⸗ 

rung gegenüber etwas ſchmackhafter zu machen. 
Wenn man ſagt, Autorität ſei erforderlich, 

dann jawohl, 


und Boden wirtſchaften und ſie der Bevölkerung 


gegenüber in ein ſchlechtes Licht rücken. Deshalb 


dürfen Sie (nach rechts) am allerwenigſten An⸗ 
ſpruch auf Autorität erheben. 


die Proleten mit Gefängnis und Zuchthaus be⸗ 
ſtraft? Glauben Sie, daß die Proleten nicht 


ſehen, wie Ihre Klaſſenangehörigen immer wie⸗ 


der amneſtiert werden? Herr Pfarrer Weiße, 


ſchütteln Sie nicht Ihr greiſes Haupt, ich erinnere 


Sie nur an Hitler und die anderen feigen Mör⸗ 


der, die in Deutſchland frei herumlaufen, trotzdem 
Nennen 


ſie Proleten auf dem Gewiſſen haben. 
Sie mir jemand aus unſeren Kreiſen, der in der 
hochpolitiſchen Welle auch nur einem Ihrer Klaſ⸗ 
ſenangehörigen einen Stich oder Schlag verſetzt 
hat. Ob der auch amneſtiert wäre? Trotzdem 
man ſchon jahrelang den Beweis erbracht hat, 
daß z. B. Höltz nicht den Mord begangen hat, muß 
der Mann immer noch hinter Zuchthausmauern 
ſitzen. Aber Hitler, der drei oder vier Morde auf 
dem Gewiſſen hat, läuft frei und frank herum. 
Das iſt Ihre Klaſſenjuſtiz, die wir bekämpfen 
werden, ſolange wir atmen, bis ſie endgültig be⸗ 
jeitigt iſt. Wenn Sie von Autorität reden, ſo 
ſchaffen Sie erſt den Boden dafür, und dann ur⸗ 
teilen Sie vorurteilsfrei. Ich ſtelle feſt, daß die 
Richter des heutigen Staates diejenigen ſind, die 
die meiſten Meineide auf dem Gewiſſen haben, 
weil ſie gegen ihr Gewiſſen urteilen. (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten.) RE 
Bizepräfident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die allgemeine Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die beiden Vorlagen, Druckſache Nr. 38 und 
Nr. 6 dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch, das hohe Haus hat 
ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 
auf, den alten Punkt 3: a 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Errichtung von Schulen auf ſimulta⸗ 
ner Grundlage. Urantrag des Abg. 
Raſchke u. Fr. — 
Druckſache Nr. 3. Ich eröffne die Ausſprache 
zu § 1. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowfki. 
Plenikowſki, Abgoerdneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Es wäre zwecklos, die ganze Materie dieſes 
Geſetzentwurfs noch einmal lang und breit zu er⸗ 
örtern. Es iſt aber bezeichnend für einen Rektor, 
die Vorlage als verſtaubtes Aktenbündel zu be⸗ 
zeichnen, beſonders dann, wenn man Anhänger 
der Simultanſchule zu ſein vorgibt. Herr Abg. 
Falkenberg, Sie werden den Fortſchritt der 
Menſchheit nicht aufhalten, auch wenn Sie unter 
den Phraſen von der Arbeitsſchule, wie Sie ſie ſich 
denken, die Jugend nicht nur geiſtig verkümmern 
und verdummen laſſen, ſondern auch dazu über⸗ 


gehen, Ihrer Partei zu helfen, die Jugend auch! 
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aber erſt mit den Klaſſenurteilen 
aufgeräumt! Sie ſind es, die die Juſtiz in Grund 


Glauben Sie, daß 
die Bevölkerung heute noch ſo dumm iſt, nicht zu 
ſehen, daß Ihre Klaſſenangehörigen immer mit 
geringen Strafen beſtraft werden, während man 


des Weſens 
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körperlich auszubeuten. Das iſt wahrlich ein fa⸗ 
moſer Erzieher, der bei allen möglichen Schul⸗ 
feſten von der Entfaltung geiſtiger und körper⸗ 
licher Kräfte und Fähigkeiten ſpricht, und hier die 
Forderung ſeiner Partei vertritt, die Arbeits⸗ 
kraft der Kinder auf das ſchonungsloſeſte auszu⸗ 
nutzen, da fie billig iſt. Ihre Unterſtützung dieſer 
Forderung Ihrer Partei iſt nur ein Beweis für 
die Einſtellung der bürgerlichen Schulpolitiker. 
Dieſe Worte treffen aber auch auf Herrn Abg. 
Friedrich zu, der allerdings ſo tut, als ob er die 
Simultanſchule verteidige. Ich bin feſt davon 
überzeugt, Herr Friedrich, wenn Sie heute noch 
Mitglied der Liberalen Partei wären, wären Sie 
vielleicht hier nach vorn gekommen und hätten 
dieſelbe Erklärung abgegeben, die Frau Richter 
abgegeben hat. (Abg. Friedrich: Da kennen Sie 
mich ſchlecht, dazu ſind Sie noch zu jung! Sie 
müſſen erſt älter werden, um das zu beurteilen!) 
Wenn Sie feſtſtellen wollen, daß zwiſchen Simul⸗ 
tanſchule und konfeſſioneller Schule ein weſent⸗ 
licher Unterſchied beſteht, ſo zeigen Sie dadurch 
nur, wie Sie am Aeußern kleben und nicht 
Kern erfaſſen. Innerhalb des 
jetzigen Klaſſenſtaates beſteht zwiſchen beiden Sy⸗ 
ſtemen kein Unterſchied. (Abg. Loops: Dann 
können Sie es doch bei der konfeſſionellen Schule 
laſſen!) Sie ſollen ja hier beweiſen, Herr Loops, 
daß Sie gewillt ſind, für die Simultanſchule ein⸗ 
zutreten. (Abg. Loops: Wir jorgen für uns 
allein!) Sie wollen ſich vor dieſer Verantwor⸗ 
tung drücken. Ich habe eingehend erörtert, warum 
wir für dieſen Geſetzentwurf eintreten. Ihr Zwi⸗ 
ſchenruf beweiſt, daß Sie wahrſcheinlich das letzte 
Mal geſchlafen haben. Dieſer von Ihnen und den 
Bürgerlichen gemachte Unterſchied zwiſchen der 
konfeſſionellen Schule und der Simultanſchule be⸗ 
ſteht nicht. Die Kinder werden eben nur beim 
Religionsunterricht nach Konfeſſionen getrennt 
Ka halten ihn in verſchiedenen Klaſſenräumen 


Um einen klaren Blick für die Schulfragen zu 
bekommen, muß man von den Hemmungen der 
bürgerlichen Weltanſchauung frei und Marxiſt 
ſein. Herr Abg. Friedrich, wenn Sie etwa gewillt 
ſind, dieſen Schritt zu tun, ich hörte ſo etwas, 
dann machen Sie nicht bei der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei Halt, ſondern gehen Sie einen Schritt 
weiter. ( Heiterkeit.) Die Sozialdemokraten ha⸗ 
ben gerade bei dieſem Geſetzentwurf bewieſen, daß 
ſie grundſatzloſer ſind als Sie. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Sie hatten doch wohl vor 
den Wahlen die Abſicht, zur Sozialdemokratiſchen 
Partei überzutreten. Jedenfalls hörte ich etwas 
davon. Aber ſäßen Sie heute bei Klingenberg, 
Brennert und Genoſſen, dann täten Sie dasſelbe, 
was dieſe Herren tun werden, nämlich gegen den 
Geſetzentwurf ſtimmen. 

Verſchiedene Parteien ſuchen nun die Frage 
der Ohraer Schule, überhaupt die ganze Frage 
dieſes Geſetzentwurfs, auf ein ganz falſches Gleis 
zu ſchieben. Sie verſchweigen, daß die Ohraer 
Schulfrage gegenüber den Forderungen des § 1 
unſeres Geſetzentwurfs nur eine notwendige 


Schlußfolgerung iſt. Es handelt ſich bei dem Ge⸗ 
ſetz, das wir vorlegen, um eine äußerſt wichtige 
Auslegung des § 104 der Danziger Verfaſſung. 


(D) 


(A 


(B) 


— 


(Plenikowfki, Abgeordneter) 


Aber um dieſe Sache geht man herum, wie die 


Katze um den heißen Brei. Herr Abg. Beyer hatte 
ganz recht, als er von dieſer Stelle aus einmal 
folgendes ausführte. Ich werde es zitieren: 

Der Artikel 104 bedarf eines ausführenden Ge⸗ 
ſetzes. Der Artikel 104 iſt allerdings glühendes Eiſen 
für unſeren Schulſenator und für die ganze Regie⸗ 

rungskoalition; (Hört, hört! bei den Kommuniſten) 
denn das Zentrum will keinen Ausbau des Schul⸗ 
weſens auf ſimultaner Grundlage. * 

Das beweiſt, wie recht Herr Abg. Weiß hatte — 

er iſt leider nicht hier — als er erklärte: „Es ‚gübt 

keinen Rechtskurs, keinen Linkskurs, ſondern nur 

einen Kurs geradeaus.“ 


auch zutreffend auf die gegenwärtige Situation 
anwenden kann, (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten) nur daß dieſer Artikel 104 für dieſe Koali⸗ 
tion noch etwas brenzlicher iſt und vielleicht ge⸗ 
ſchmolzenes Blei bedeutet. Die Bürgerlichen 
haben niemals aus ihrer Geſinnung ein Hehl ge⸗ 
gemacht. Geſchäft iſt Geſchäft, Kulturfortſchritt 
Nebenſache. Herr Abg. Friedrich hat ſich vielleicht 
in die Romantik ſeines Schulmeiſterlebens etwas 
zu ſehr eingeſponnen, wenn er nämlich glaubt, 
durch einen Appell an ſeine früheren Freunde, die 
Liberalen, und an ſeine Zukunftsfreunde, die So⸗ 
zialdemokraten, (Heiterkeit links) in Bezug auf 
die Abſtimmung bei dieſem Geſetz etwas auszu⸗ 
richten. Die werden dagegen ſtimmen. Herr 
Friedrich, Sie überſehen den Gang des wirtſchaſt⸗ 
lichen Entwicklungsgeſetzes. Sie überſehen, daß 
die jeweiligen ökonomiſchen Verhältniſſe ſtets die 
Politik der Parteien beſtimmen. Die liberalen 
Freiheitsphraſen des vorigen Jahrhunderts muß⸗ 
ten infolgedeſſen jetzt auch äußerlich elend Schiff⸗ 
bruch leiden. Denken Sie an die Worte von Pater 
Muckermann, die ich zitiert habe, und die bewei⸗ 
ſen, daß dieſer Mann wußte, worauf es bei den 
Liberalen ankommt: „Liberale, ſtimmt für die 
Konfeſſionaliſierung der Schule im Intereſſe 
eures Geſchäfts!“ Sr 
Worauf ich jetzt noch hinweiſen will, iſt die ver⸗ 


räteriſche Haltung der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 


tei. Die ſozialdemokratiſchen Führer pfeifen auf 
jeden Kulturfortſchritt, wenn dabei für ihre Füh⸗ 
rer ein Fortſchritt in finanzieller Beziehung her⸗ 
ausgeholt wird. Sie pfeifen auf die Verſprechun⸗ 
gen, die ſie vor den Wahlen machten, wenn der 
Regierungsſeſſel winkt. Was betonte Herr Gehl 
in ſeiner berüchtigten Wahlrede auf dem letzten 


Parteitag der Sozialdemokratiſchen Partei? Sie 


geſtatten, daß ich es vorleſe: 

Warum Gemeinſchaftsſchule? Aber da kommt 
mun das Danziger Zentrum und ſagt: „Wollt Ihr 
Sozialdemokraten uns die katholiſche Volksſchule rau⸗ 
ben? Tretet ihr micht bei dem Schulkampf in Ohra 
für die Simultanſchule und darüber hinaus für die 
weltliche Schule ein?“ Hier iſt eine offene Antwort 
am Platz, und die lautet: „Ja“. Wo bleibt heute die 
offene Antwort? Wir Sozialdemokraten ſind än dem 
Ohraer Schulkampf für die Simultanſchule eingetre⸗ 
ten, und wir fordern darüber hinaus auch die welt⸗ 
liche Schule. l 
Volk den beiten Dienſt. Der Zentrumspartei iſt es 
bisher nicht eingefallen, für katholiſche und evange⸗ 
liſche Gymnaſien und Aniverſttäten einzutreten. Die 
höheren Schüler, die Kinder der beſitzenden Klaſſen. 
können als Proteſtanten, Katholiken und Juden eine 
Schule beſuchen, nur bei den Wrbeiterfindern macht 
man die Trennung nach Religion. Je zerſplitterter 
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Ich glaube nicht, daß 
Herr Beyer ableugnen wird, daß man ſeine Worte 


Hiermit leiſten wir dem arbeitenden 
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weniger können ſie den Arbeiterkindern Wiſſen bei- 
bringen. Aber Wiſſen iſt Macht, und wir wollen, 
daß die Arbeiterkinder den Kindern der beſitzenden 
Klaſſe nicht nachſtehen. Unſer Kampf um die welt⸗ 
liche Schule it alſo in Wirklichkeit ein Stück ſozialen 
Befreiungskampfes. - 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Was tun Sie 
heute? Wir haben gehört, was Sie geantwortet 
haben. In einem Flugblatt nun, das die Zen⸗ 
trumspartei anläßlich der Regierungsbildung 
herausgab, heißt es, Sie geſtatten, Herr Präſi⸗ 
dent, daß ich es vorleſe: i 
Im ganzen können wir ſagen, daß wär in weni⸗ 
ger wichtigen Dingen nachgegeben haben. Die we⸗ 
m Dinge unſeres Programms haben wir aber 
aufrechterhalten. Dazu gehört auch, daß die geſetz⸗ 
liche Fürſorge für den Arbeiterſtand welter gepflegt 
werden ſoll. Die anderen haben in vielen ſehr wich⸗ 
tigen Dingen nachgeben müſſen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) 
Was beweiſen dieſe Ausführungen der Zentrums⸗ 
partei? Es iſt Demagogie, ja weit Schlimmeres, 
bewußte Täuſchung und Irreführung, wenn Sie 
etwa den Arbeitern weismachen, Sie hätten für 
die Ohraer Schule etwas viel Wertvolleres ein⸗ 
getauſcht, wenn Sie erklären, „Ja, wir mußten in 
der Frage der Ohraer Simultanſchule nachgeben, 
weil für uns die Ausarbeitung arbeitsrechtlicher 
Geſetze mit modernem ſozialen Geiſt auf dem 
Spiele ſtand.“ So ungefähr ſtand es ja in der 
Erklärung des Herrn Loops, die hier abgegeben 
wurde. Wenn man den Ausführungen der Zen⸗ 
trumspartei in dieſem Flugblatt Glauben ſchenkte, 
könnte man ebenſogut annehmen. daß gerade das 
Zentrum für die Schaffung dieſer Arbeitergeſetze 
eingetreten ſei und daß die anderen Koalitions⸗ 
parteien ſich dagegen geſträubt hätten. Wenn das 
ſo iſt, wo bleibt das Gegenſtück, m. H. Sozial⸗ 
demokraten, das Sie erobert haben? Es iſt not⸗ 
wendig, daß man den Arbeitern Ihre verräteri⸗ 
ſche Haltung klar macht. Nur dadurch wird es uns 
gelingen, die Arbeiter zum Kampf gegen dieſe 
arbeiterverräteriſchen Geſetze zu führen. 
Wie die arbeiterfreundlichen Geſetze ausjehen 
ſollen, beweiſen die Auseinanderſetzungen in 
Ihrer Fraktion. Im übrigen iſt Ihre Erklärung 
in Bezug auf dies Geſetz genau ſo zu bewerten 
und wird auch von der Arbeiterſchaft ſo bewertet, 
wie Herr Klingenberg die Stellungnahme der 
Herren Strunk und Thiel in Bezug auf dies Ge⸗ 
jet skizzierte. Herr Klingenberg führte von dieſer 
Stelle wörtlich aus, Sie geſtatten daß ich es vor⸗ 


eſe: 
Der erſte ſagte, er habe ſeinen Standpunkt nie 
aufgegeben. Herr Oberſchulrat Thiel erklärte wie⸗ 
derum, die Simultanſchule ſei das Gegebene, praktiſch 
aber entſchieden ſich beide Herren für die Kon⸗ 
feſſionsſchule. l 
Wie Herr Beyer, hat auch Herr Klingenberg da⸗ 
mit die Situation gekennzeichnet, und es paßt 
auch wieder auf die heutige Lage; denn praktiſch 
haben Sie ſich, Herr Loops, doch für die Kon⸗ 
eſſionsſchule in Ohra entſchieden. 
Nun noch ein kleiner Hinweis auf die Schul⸗ 
frage in Ohra ſelbſt. Ich will mich dies Mal, 
Herr Loops, nicht in allzu große geiſtige Ankoſten 
ſtürzen und will auch keine kommuniſtiſchen Bock⸗ 


genberg ſprechen laſſen. Ich werde mit Erlaub⸗ 


ſprünge machen, ſondern ich werde Herrn Klin⸗ 
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nis des Herrn Präſidenten eine Stelle aus der 
Rede des Herrn Klingenberg vom 9. März 1927 
verleſen. Herr Klingenberg ſagte wörtlich fol⸗ 
gendes: 5 4 i 5 
Was Ohra braucht, iſt eine Bezirksſchule auf 
ſimultaner Grundlage. Vor allen Dingen aber erfor⸗ 
dern Gründe der Verfaſſung ganz gebieteriſch die Si⸗ 
multanſchule. Artikel 104 unſerer Verfaſſung beſagt 
ausdrücklich: „Das öffentliche Schulweſen it au 
simultaner Grundlage organiſch eee Das 
iſt der Haupt⸗ und Kernſatz der Verfaſſung. Alles 
andere, was dahinter folgt, iſt von ſekündärer Be⸗ 
deutung. Se, ſteht dort, daß berechtigten Wün⸗ 
ſchen der Erziehungsberechtigten hinſichtlich Neuein⸗ 
richtung anderer Schulen Rechnung zu tragen. iſt, ſo⸗ 
weit ein geordneter Schulbetrieb dadurch nicht be⸗ 
einträchtigk wird. Aber. m. D. u. H., zunächſt müſſen 
doch einmal ſolche Wünſche geäußert werden, die in 
der Richtung der Konfeſſionsſchule liegen. Das iſt 
hier nicht der Fall geweſen. Im Gegenteil, ſoweit 
Erziehungsberechtigte zu Wort kamen, haben ſie die 
Simultanſchule gewicht Ich möchte noch darauf 
hinweiſen, daß auch die Gemeindevertretung von 
Ohra In mit Mehrheit für die Simultanſchule ent⸗ 
ſchieden hat. Außerdem kommt noch die Entſchlie⸗ 
ung des Danziger Lehrervereſns hinzu, der ebenfalls 
die Simultanſchule fordert. Somit hat nach der Ver⸗ 
faſſung der Haupt⸗ und Kernſatz von Axtikel 104 zur 
Anwendung zu kommen, der die Simultanſchule als 
Regelſchule verlangt. Was wir in Ohra brauchen, 
iſt nicht eine Zentrunlsſchule, iſt keine deutſchnatjo⸗ 
nale Schule. ſondern eine Simultanſchule, wie ſie 
durch die Verfaſſung geboten iſt. Alles andere iſt 
Handeln wider den klaren Wortlaut und ſomit ein 
Bruch der Verfaſſung. Wohin die Vertreter vom 
Zentrum und von den Deutſchnationalen wollen, iſt 
uns hinreichend bekannt. Sie wollen hier einen Prä⸗ 
zedenzfall ſchaffen und ſich dadurch ihre allgemeinen 
e ee eee auf dem Gebiete 
des Schulweſens erleichtern. . 3 
Nun, Herr Abg. Loops, ich habe dem nichts hin⸗ 
zuzufügen. Damit unterſtreicht Herr Abg. Klin⸗ 
genberg wörtlich das, was ich hier ausſprach, die 
Ohraer Schule iſt nur der Anfang von noch weit 
Schlimmerem. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Der Bürgerblock in Deutſchland wankt. 
Das Zentrum hat dort zur Zeit ſeine ſchwarzen 
Pläne noch nicht verwirklichen können. Ich bin 
überzeugt davon, daß das Zentrum drüben in 
Deutſchland die Verwirklichung dieſer ſchwarzen, 
Pläne von einer Koalition mit den Sozialdemo⸗ 
kraten erhofft. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Die ſozialdemokratiſchen Führer wiſſen, 
genau, daß die Maſſe der Werktätigen ihre ver⸗ 
räteriſche Politik erkennt. Darum verdoppeln die 
Führer der Sozialdemokratiſchen Partei ihre de⸗ 
magogiſchen Lügenkünſte. (Warum wenden Sie 
ſich nicht gegen die Deutſchnationalen? links.) Ich 
habe den Herren von der Deutſchnationalen 
Partei in meinen vorherigen Ausführungen ganz 
klar unſern Standpunkt dargelegt. Dieſe Herren 
werden dagegen ſtimmen. Aber auch Sie werden 
es tun, obwohl ſie früher dafür eingetreten ſind. 
Da iſt es notwendig, zu fragen, warum dieſer Ge⸗ 
ſinnungswechſel eingetreten iſt. Uns it das be⸗ 
kannt. Wir werden aber auch zu den Arbeitern 
hinausgehen und ihnen ſagen, aus welchen Grün⸗ 
den Sie dieſen Geſinnungswechſel vorgenommen 
haben. Die ſozialdemokratiſchen Arbeiter ſind 
ſchon erwacht, und ſie werden die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer zum Teufel jagen. Davon ſeien Sie 
überzeugt. Es wird auch Ihnen nicht, Herr Abg. 
Arczynſki, — da Sie zufällig anweſend ſind, er⸗ 
innere ich mich eines Vorfalls in Neukirch, — ge⸗ 
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lingen, die Schäfchen wieder an ſich zu locken. Herr 
Abg. Arczynſki hat nämlich in einer Verſamm⸗ 
lung vor einigen Tagen in Neukirch erklärt: 
„Selbſtverſtändlich werden wir, ſobald wir wieder 
Oppoſitionspartei ſind, die Ohraer Schule wieder 
aufrollen.“ Alſo die Zentrumsleute können ſich 
auch in dieſer Beziehung auf etwas Theater ge⸗⸗ 


faßt machen. (Wir find gar nicht ängſtlich! beim 


Zentrum.) Sie haben recht, wenn dieſe Herren 
in Oppoſition ſtehen, werden ſie die Oppoſition 
ſo lendenlahm führen, daß Sie ſich nicht zu fürch⸗ 
ten haben. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wir aber ſagen den Arbeitern: Fort mit dieſen 
parlamentariſchen Scheinmanövern, Kampf der 
Schulreaktion! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Ich kann mich in meinen Ausführungen zu 
dieſem Geſetzentwurf ganz kurz faſſen. Die Regie⸗ 
rungsparteien haben den vorliegenden Urantrag 
bei der erſten Leſung abgelehnt, obwohl im Ael⸗ 
teſtenausſchuß die Ueberweiſung an den Unter⸗ 
richtsausſchuß vereinbart war. Es ſcheint 
bei der jetzigen Legislaturperiode in dieſem 
hohen Hauſe Mode werden zu ſollen, daß Verein⸗ 
barungen, die im Aelteſtenausſchuß getroffen wer⸗ 
den, nicht eingehalten werden. Es ſoll in der letz⸗ 
ten Sitzung des Aelteſtenausſchuſſes geſagt worden 
ſein, es jet eine Kinderkrankheit, die bald über⸗ 
wunden ſein würde. Mit Bedauern muß ich feſt⸗ 
ſtellen, daß von dieſer Kinderkrankheit gerade 
Parlamentarier befallen werden, die dem hohen 
Hauſe ſchon in der dritten Legislaturperiode an⸗ 
gehören. Nach den von den Sozialdemokraten 
und Liberalen abgegebenen Erklärungen haben 
ſich dieſe Parteien zwar im Falle Ohra durch das 
Koalitionsprogramm gebunden. Sie behaupten 
aber, in der Schulfrage im allgemeinen ihre 
grundſätzliche Stellung nicht aufgegeben zu haben. 
Deshalb iſt meiner Anſicht nach kein Grund vor⸗ 
handen, die Ueberweiſung der Vorlage an den 
Ausſchuß abzulehnen; denn der 8 1 dieſer Vorlage 
hat mit dem Falle Ohra überhaupt nichts zu tun. 
Er iſt ſogar bei zweckmäßiger Umgeſtaltung dazu 
geeignet, zur Klärung dieſer Angelegenheit bei⸗ 
zutragen. (Sehr richtig!) Im Reiche iſt, wie 
Kollege Plenikowſki ſchon andeutete, die Entſchei⸗ 
dung gefallen, und zwar einſtweilen nach der 
Richtung, wie wir es erhofft und gewünſcht haben. 
Das deutſche Reich befindet ſich im Wahlkampf. 
Leider, ich ſage abſichtlich leider, ſteht die Schule 
im Mittelpunkt dieſes Kampfes. Am letzten 
Sonntag erklärte der deutſche Reichstagspräſident 
Loebe in einer Wahlverſammlung in Kiel folgen⸗ 
des: „Wir ſind keine Feinde der Religion, aber 
die Schule gehört dem Staat, der Volksgemein⸗ 
ſchaft. in der viele Ueberzeugungen friedlich ne⸗ 
beneinander leben müſſen.“ Ich frage: Wie ſte⸗ 
ben die Danziger Sozialdemokraten zu den Aus⸗ 
führungen ihres leitenden Parteigenoſſen im 
Reiche? Die Deutſche Volkspartei im Reiche er⸗ 
klärte nach den Zeitungsnotizen folgendes: „Das 


Schulgeſetz iſt an dem Widerſtand gegen die ver⸗ 


faſſungsmäßige Vorzugsſtellung der Gemein⸗ 


ſchaftsſchule geiheitert, an dem Widerſtand gegen 
die Erhaltung der Simultanſchule, die Gewäßr⸗ 


(D) 


(A) 


(B) 


— — — ao — — 


(Friedrich, Abgeordneter) 
leiſtung eines geordneten Schulbetriebes unter 
Ablehnung der Zertrümmerung des Schulweſens 
durch konfeſſionelle, weltliche und weltanſchaulich 
eingeſtellte Zwergſchulen, an dem Widerſtande 
gegen die unbedingte Schuloberhoheit des Staa⸗ 
tes.“ Ich frage: Sind die Danziger Liberalen, 
die im allgemeinen doch noch fortſchrittlicher ein⸗ 
geſtellt ſein ſollten, als die Deutſche Volkspartei 
im Reiche, gewillt, dieſe Schulforderungen anzu⸗ 
erkennen und ſie zu vertreten? ni 
Von der Nationalliberalen Bürgerpartei in 
Danzig erwarten wir, daß ſie in dieſer Frage die 
gleiche Haltung einnimmt, wie ihre Schweſter⸗ 
partei im Reiche. Bei gutem Willen aller Be⸗ 
teiligten gibt es auch in der Schulfrage einen 
gangbaren Weg der Verſtändigung. Deshalb ſtelle 
ih den Antrag, dieſe Vorlage dem Unterrichts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. 
Geſcheitert iſt das Reichsſchulgeſetz und damit 
auch die jetzige Koalition im Reiche nach Auffaſ⸗ 
jung der Deutſchen Volkspartei an der Ueberſpan⸗ 
nung der Forderungen des Zentrums. Möge 
dieſer Ausgang allen Teilen der jetzigen Danziger 
Koalition eine Warnung ſein! (Bravol) 
Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung zu § 1. Der Herr Abg. Friedrich hat den 
Antrag geſtellt, die Vorlage, Druckſache Nr. 3, 
dem Unterrichtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich werde hierüber abſtimmen laſſen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die für Ueberweiſung die⸗ 
ſer Vorlage an den Unterrichtsausſchuß ſind, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die 
Mehrheit, der Antrag des Abg. Friedrich iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den § 1 der Vorlage. Ich bitte diejenigen, 
die den 8 1 der Vorlage annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die 
Mehrheit, 8 1 iſt abgelehnt. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu § 2. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die S 2 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
it die Minderheit, $ 2 iſt abgelehnt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: 
von Schulen auf ſimultaner Grundlage“. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen, die die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit ift der Geſetz⸗ 
entwurf als erledigt zu betrachten. 
Ich rufe nunmehr Punkt 5 der Tagesordnung 
auf, den früheren Punkt 4: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über die 
Fürſorge für Kleinrentner. — Urantrag 
der Frau Aba. Kalähne u. Fr. — 

Druckſache Nr. 10. Ich eröffne die Ausſprache 


zu Ziffer I. Das Wort hat der Herr Aba. Lemke. 


Lemke, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Ich habe mich nicht zum Wort gemeldet als Mit⸗ 
glied und im Auftrage der Deutſchliberalen Par⸗ 
tei, ſondern ich ſpreche als Mitglied der Mieter⸗ 
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von mehreren Generationen. 


„Geſetz betreffend Errichtung 


149 


und Gläubigerpartei. Die Wähler, durch deren 
Vertrauen ich in den Volkstag geſandt bin, wür⸗ 
den ſich außerordentlich wundern, wenn ich mich 
zu dieſem Geſetzentwurf nicht äußerte. Ich umfaſſe 
ſämtliche Kleinrentner, nicht nur diejenigen, die 
zugleich Hypothekengläubiger ſind, ſondern alle, 
welchen Verbänden ſie angehören. Beſonders er⸗ 
wähne ich auch den Sparerbund, der ſich jetzt 
Gläubigerverband nennt. Ich werde das Intereſſe 
der Mitglieder dieſes Verbandes ebenſo warm 
vertreten, wie der Hypothekengläubiger. Differen⸗ 
zen, die die Verbände vielleicht geſchieden haben, 
dürfen bei dem Geſamtintereſſe keine Rolle ſpie⸗ 
len. Ich perſönlich erkläre, daß ich das Kriegsbeil 
der Wahl begraben habe. i ; 

Das Wort Kleinrentner iſt im Grunde ge⸗ 
nommen unbeſtimmt und unſinnig, genau ſo, wie 
die Bezeichnung Aufwertung und Ausgleich. 
Unter den ſogenannten Kleinrentnern exiſtieren 
viele, deren Vermögen eine größere Anzahl von 
hunderttauſenden von Goldmark betrug. Dieſe 
Vermögen ſind in ehrlicher, langjähriger Arbeit 
erworben, ja zum Teil ſind ſie das Arbeitsreſultat 
Durch die Maß⸗ 
nahmen der früheren Regierungsorgane und 
durch die Geſetze, die ich Ungeſetze nenne, ſind 
dieſe Vermögen vernichtet. Man hat ſich nicht ge⸗ 
ſcheut, den anderen Mitbürgern dieſe Vermögen 
zu nehmen und das geſetzlich zu ſanktionieren, 
sub praetextu juris, d. h. unter dem Schein des 
Rechts. Wir haben, ſcheint es, kein moraliſches 
Recht mehr, ſondern nur ein Wirtſchafts⸗ und 
Machtrecht, ſonſt wäre es nicht möglich geweſen, 
daß durch Geſetz dem Richter das Recht aus der 
Hand geſchlagen wurde. Dieſe Maßnahmen der 
ſeinerzeitigen Regierungsorgane, die erſt die 
Kleinrentner erzeugten, bleiben ein unauslöſch⸗ 
licher Schandfleck für die deutſche Geſchichte. Das 
Diktat von Verſailles hat der ſiegende Feind ge⸗ 
ſchaffen. Dieſe Ungejege haben die eigenen Regie⸗ 
rungsorgane den eigenen Bürgern verordnet. 
Beide Erzeugniſſe ſind mit derſelben Tinte ge⸗ 
ſchrieben und atmen denſelben Geiſt. Die durch die 
Geſetze Betroffenen ſind deklaſſiert und demorali⸗ 
ſiert. Das Vermögen und das Familienglück vieler 
iſt zerſtört. Die verwandſchtfalichen und freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen ſind vielfach vernichtet 
und in Feindſchaft gewandelt. Geben Sie den 
Kleinrentnern das zurück, was ihnen von Rechts 
wegen gehört, dann haben Sie dieſe ſoziale Frage 
gelöſt, das iſt das beſte Kleinrentnergeſetz. 

Nun liegt hier ein Geſetzentwurf der Deutſch⸗ 
nationalen Partei vor, der nach ihrer Meinung 
den Kleinrentnern eine bedeutende Hilfe darbie⸗ 
tet. Ich bewundere den Mut, den die Deutſch⸗ 
nationalen aufgebracht haben, daß ſie ſich jetzt, wo 
ſie außerhalb der Regierung ſtehen, veranlaßt ge⸗ 
ſehen haben, dies Geſetz einzubringen, während 
ſie in der Zeit, wo ſie die Macht hatten, und doch 
auch die Verhältniſſe der Kleinrentner erheblich 
verbeſſern konnten, verſagt haben. Das iſt ein 
Zeichen dafür, daß Sie (nach rechts) für die Not 
der Kleinrentner wenig Verſtändnis haben. Es 
iſt bedauerlich, daß Sie die Not der Kleinrentner 
nur dann anerkennen, wenn ſie Ihnen geeignet 


erſcheint, ein Agitationsobjekt zu ſein. Alle die 


— 


D) 


2 


— 


— — — — 


(A) kleinen Erleichterungen, die durch Verordnungen 
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im letzten Volkstag erwirkt worden ſind, ver⸗ 
danken wir Kleinrentner nur der Fürſorge meiner 


Kollegin Frau Abg. Richter und dem Vorſtand 


des Kleinrentnerverbandes. Wie wenig Ihnen 
ſonſt daran gelegen iſt, den Kleinrentnern Hilfe 
zu bringen, das möchte ich hier kennzeichnen. Sie 
haben ſich ſeiner Zeit unter dem Vorwand, den 
Kleinrentnern Speck, Butter und Mehl zu verab⸗ 
folgen, in den Beſitz der Mitgliederliſte der 
Kleinrentner gebracht. (Abg. Rahn: Mit Speck 
fängt man Mäuſe! — Heiterkeit.) Was tun Sie 
jetzt? Was haben Sie damals getan? Jetzt tun 
Sie gar nichts. Wo iſt der Speck, das Mehl, die 


Butter? (Abg. Brill: Die hat Frau Kalähne 
während des Krieges im Keller verwahrt! — 


Zuruf der Frau Abg. Kalähne.) s 

Vizepräſident Neubauer: Bitte den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen. 1 451 

Lemke, Abgeordneter (D.Lib.): Die Ver⸗ 
ſprechungen haben Sie unſerer Ueberzeugung 
nach nicht eingelöſt. Jetzt benutzen Sie dieſe Liſte, 
um auf Grund derſelben eine Verſammlung der 
Kleinrentner einzuberufen. Das 
zweifellos getan, um daraus eine Agitation zu 
konſtruieren. Wir Kleinrentner werden Ihnen 
an dem Tag, für den Sie die Verſammlung an⸗ 
beraumt haben, die rechte Antwort geben. Wir 
kennen unſere Freunde und wiſſen genau, wie 
wir uns zu verhalten haben. 5 

Eine wirkliche Hilfe und Regelung kann nur 
durch ein Kleinrentner⸗Verſorgungsgeſetz, welches 


8) den Kleinrentnern einen Rechtsanſpruch gewährt, 


erfolgen, und wodurch ſie aus der Almoſen⸗Für⸗ 
ſorge herausgelaſſen werden. Nur dadurch kann 
ihnen geholfen werden. Hoffentlich wird es nicht 
zu lange dauern, bis dieſer Geſetzentwurf kommt. 
Eine längere Wartezeit iſt moraliſch unmöglich. 
Ich perſönlich, und ich glaube, mein Kollege, Herr 
Abg. Mroczkowſki, auch, werden für die Ueber⸗ 
weiſung an den Sozialen Ausſchuß ſtimmen. 
(Frau Abg. Kalähne: Heute, voriges Mal nicht!) 
Hierbei möchte ich folgendes ſagen. Die 
„Danziger Allgemeine Zeitung“ hat es fertig ge⸗ 
bracht, zu erklären, daß Herr Abg. Mroczkowſki 
und ich in der vorigen Beratung die Ueberwei⸗ 
ſung an den Sozialen Ausſchuß abgelehnt haben. 
Das iſt unrichtig und verhetzend. Wir haben den 
Herrn Berichterſtatter aufgefordert, das zu korri⸗ 
gieren. Da hat er verlangt, daß wir uns ſchrift⸗ 
lich an die Zeitung wenden. Wenn zwei Abge⸗ 
ordnete ſagen, das ſei nicht der Fall, ſo hat die 
Zeitung die moraliſche Verpflichtung, ihren Irr⸗ 
tum einzugeſtehen. (Abg. Brill: Sie verlangen 
ein bißchen zu viel von der „Allgemeinen 
Zeitung“!) 1 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat die 
Frau Abg. Kalähne. s 
Kalähne, Frau, Abgeordnete (D. Nat.): M. 
H. u. D.! Heute vor acht Tagen iſt dieſe Vorlage 
von uns zum erſten Male beraten worden, und 
die Regierungsparteien haben ſie in der erſten 
Beratung abgelehnt. Sie haben es ſogar abge⸗ 
lehnt, unſere Vorſchläge dem Sozialen Ausſchuß 
zu überweiſen. Mit abgelehnt haben es die 


Herren Abgeordneten Lemke und Mroczkowfſki. 


haben Sie 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


(Sehr richtig! rechts. — Widerſpruch der Abg. 


Lemke und Mroczkowſki.) Herr Abg. Lemke, ich 
habe von einem Mitglied des Vorſtandes des 
Kleinrentnerbundes einen Brief bekommen, der 
oben auf der Tribüne geſeſſen hat, und der 
darin ſagt, er ſei dankbar, daß er ſelbſt geſehen 
habe, wie Sie und Herr Mroczkowſki ſitzen ge⸗ 
blieben ſeien. Wenn ich nicht ſolche Achtung vor 
Ihren grauen Haaren hätte, würde ich Ihnen 
eine andere Antwort geben. (Dann bezichtigen 
Sie ihn der Lüge! links.) Nein, dazu habe ich zu⸗ 
viel Achtung vor einem alten Manne, der viel⸗ 
leicht gedankenſchwach ſein kann. (Das iſt ein 
ſtarkes Stück! links.) 


Die Erklärung, die die Regierung durch Herrn 
Senator Dr. Wierczinſki abgeben ließ, iſt ſo 
nichtssagend, daß ich nicht annehmen kann, daß 
dieſe Erklärung in dieſer ernſten Frage das 
letzte Wort einer ſich ihrer Verantwortung be⸗ 
wußten Regierung iſt. Wenn nämlich am Schluß 
dieſer Erklärung geſagt wird, die Regierung 
wolle das Kleinrentnergeſetz abändern und ein 
Geſetz vorlegen, das der Regelung im Reiche ent⸗ 
ſpreche, ſo wußte die Regierung damals und 
weiß es heute noch beſſer, daß die Frage im Reich 
noch ungewiß iſt. Es hat ſich zwiſchen dem vorigen 
Mittwoch und heute im Reiche ſehr viel ereignet. 
Sie wiſſen, daß die Auflöſung des Reichstages 
bevorſteht, und daß das Notprogramm nur eine 
einmalige Hilfe für die ſchwerſten Notſtände der 
Kleinrentner vorſieht. Die Beratung des Klein⸗ 
rentnergeſetzes, das einen Rechtsanſpruch auf 
Verſorgung gewähren ſoll, iſt hinausgeſchoben 
worden. Die Aufgabe der Löſung dieſer Frage 
fällt alſo dem neuen Reichstage zu. Wann er 
gewählt wird, wiſſen wir nicht. Wie er zuſammen⸗ 
geſetzt ſein wird, erſt recht nicht. Alſo dürfte die 


Sache im Reiche zunächſt in dem Zuſtand bleiben, 


wie ſie heute iſt. 


Weiter iſt von der Regierung geſagt worden, 
unſere Abänderungsanträge zu Ziffer 1 und zu 
Ziffer 2 wären ſo unweſentlich, daß man darauf 
weiter gar nicht zu reagieren brauchte, und daß 
ſie kaum der Beachtung wert wären. Es war ſo, 
als wenn darüber mit einer Handbewegung hin⸗ 
weggegangen wurde, und man wegen einer ſol⸗ 
chen Lappalie keine Vorlage einzubringen 
brauchte. Wenn die Sache wirklich ſo unweſent⸗ 
lich iſt, ſo frage ich, warum man den notleiden⸗ 
den Kleinrentnern dieſe unweſentliche Erleichte⸗ 
rung nicht gewähren will, umſomehr, als nicht 
nur wir, ſondern dieſe Kreiſe ſich für unſere Vor⸗ 
lage bedankt haben und auf jeden Fall bitten, 
die von uns vorgeſchlagenen Verbeſſerungen zu 
gewähren. Eine der Forderungen war die, die 
Sozialrentner, ſoweit ſie Kleinrentner im Sinne 
des Geſetzes find, in die gleichen Bezüge der Klein⸗ 
rentner kommen zu laſſen, und diefe Beſtimmung 
geſetzlich feſtzulegen. Wir glauben, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung klar feſtgelegt werden muß. Wir glau⸗ 
ben das durch die von uns vorgeſchlagene Faſ⸗ 
ſung zu erreichen. Wenn die Regierung in unſe⸗ 
rer Vorlage noch keine klare Feſtſtellung ſieht, 
jo beſtände ja bei den Beratungen im Ausſchuß 
die Möglichkeit, den Wortlaut ſo zu faſſen, daß 


®) 


(Kalähne, Frau Abgeordnete) 


(A) die Regierung ihn als eine klare Feſtlegung der 


Berechtigung der Forderungen der Sozialrent⸗ 
ner, ſoweit ſie Kleinrentner ſind, anſieht. Wenn 
die Regierung grundſätzlich mit uns überein⸗ 
ſtimmt, ſo ließe ſich die Form ſchon finden. Das 
wäre der Beratung im Ausſchuß zu überlaſſen. 
Wunderbar erſchien uns auch der Satz in den 
Ausführungen des Herrn Senators, welcher Satz 
der Sozialrente als Norm gelten ſolle. Ich dächte, 
daß ſich der Senat darüber klar wäre. Es iſt kaum 
ein Jahr her, daß wir im Sozialen Ausſchuß — 
und zwar Herr Lemke — weil die Deutſchnatio⸗ 
nalen nie ein Herz für die Kleinrentner gehabt 
haben — durch Frau Abg. Meyer beantragten, 
daß die Kleinrentnerhilfe dem Höchſtſatz der So⸗ 
zialrente entſprechen müſſe. So weit mir erinner- 
lich iſt, wurde dieſe Entſchließung einſtimmig ge⸗ 
faßt, ſie iſt ſpäter im Plenum angenommen wor⸗ 
den. Daher weiß der Senat doch, welcher Satz der 
Sozialrente als Norm für die Rente der Klein⸗ 
rentner gelten ſoll, jeweils der Höchſtſatz der So⸗ 
zialrente. Wenn weiter geſagt wird, was wir für 
die Ehegatten fordern, wäre ſo minimal, ſo iſt da⸗ 
zu zu ſagen, daß es bei dem heutigen Satz der Un- 
terſtützung, der ja auch dem Wechſel unterworfen 
iſt, weil er ſich nach der jeweiligen Sozialrente 
richtet, ungefähr 4 Gulden monatlich pro Perſon 
ausmacht. Wenn ein Menſch, der nur 50 Gulden 
zu verzehren hat, 4 Gulden mehr bekommt, ſo kann 
man das doch nicht minimal nennen. Dafür könn⸗ 
ten ſchon ein paar Schuhe beſohlt werden. Dann 
wird gejagt, Kinder hätten die Rentner nicht 
mehr, dazu wären ſie ſchon zu alt, infolgedeſſen 
käme eine Kinderbeihilfe nicht in Frage. Es 
ſtimmt, daß nur wenige darunter ſind, die jüngere 
Kinder haben. Wenn wir für dieſe wenigen eine 
feſtgelegte Kinderrente fordern, ſo iſt das eine 
Forderung, die wohl erfüllt werden kann. Der 
Herr Lemke wird ja ſelbſt davon betroffen. 
Weſentlich iſt die Beſtimmung, die wir for⸗ 
dern, daß der Rückgriff auf das Vermögen des 
Rentners endlich unterbleibt. Wenn die Regie⸗ 
rungsparteien den Entwurf, der im Reiche be⸗ 
raten werden ſoll, als Grundlage für eine ſpätere 
Regelung der Kleinrentnerfrage anſehen, ſo wird 
den Rentnern darin ein Rechtsanſpruch auf Hilfe 
gewährt, er ſoll eine gewiſſe Entſchädigung für 
das ihnen Genommene darſtellen. Wenn wir 
dieſe Beſtimmungen ſpäter übernehmen wollen, 
ſo kann man ſchon heute den Kleinrentnern dieſe 
kleine Vergünſtigung zugeſtehen, die in unſerer 
Vorlage enthalten iſt. Wir verlangen, daß ſie das 


bißchen, was ſie an Habe, Möbeln uſw. beſitzen, 


nicht dem Wohlfahrtsamt verpfänden ſollen. 
Warum ſträubt man ſich, dieſer Verbeſſerung des 
beſtehenden Zuſtandes, die von allen Rentnern 
verlangt wird, zuzuſtimmen. 

Weiter haben wir in unſerer Vorlage ver⸗ 
langt, daß die Nachprüfung der Bedürftigkeit 
nicht vor Ablauf eines Jahres wiederholt werden 
ſoll. „Die Unterſtützung iſt für ein Jahr feſtzu⸗ 
ſetzen“, ſteht in den Ausführungsbeſtimmungen, 
dann kann auch die Nachprüfung jährlich einmal 
erfolgen. Es ſind Fragen, die im Ausſchuß be⸗ 
ſprochen werden müſſen. Es kann ſich manches 
ergeben, was neu hinzugeſetzt werden muß, man⸗ 
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Sozialen Ausſchuß zu überweiſen, 


ches, was beſſer geändert wird. Daß aber von 
dieſem Volkstag die Beſprechung der Frage über⸗ 
haupt abgelehnt wird, iſt etwas, was ich nicht 
verſtehen kann. Vor allem möchte ich Herrn Abg. 
Lemke ſagen, daß ich ſein Verhalten ſchon voriges 
Mal nicht verſtehen konnte und heute noch viel 
weniger. Herr Lemke ſagte, er umfaſſe alle Klein⸗ 
rentner. Ich glaube, die Kleinrentner hätten ihm 
ins Geſicht gelacht, wenn ſie das gehört hätten. 
Wir kennen uns ja ſeit 20 Jahren, wir wohnen 
dicht nebeneinander in Oliva. Wenn ich Ihnen 
ſo antworten wollte, wie es richtig wäre, dann 
würden Sie etwas hören, was ich in Achtung 
Ihres Alters lieber unterlaſſe. Sie ſagten, Sie 
ſprächen für Herrn Mroczkowſki und Ihre Partei. 
Darauf möchte ich Ihnen ſagen, Sie ſprechen für 
die Mieter und Gläubiger und ſtimmen nachher 
für die Liberale Partei, die die Vorlage ablehnt. 
Das iſt ein Widerſpruch. 

Wenn Sie uns vorgeworfen haben, wir 
Deutſchnationalen hätten nie etwas getan, ſo 
habe ich Ihnen neulich ſchon geſagt, daß wir den 
erſten Geſetzentwurf für Kleinrentnerverſorgung 
eingebracht haben. Wir haben während der letz⸗ 
ten Volkstagsperiode nicht weniger als acht An⸗ 
träge und Eingaben gebracht, um die Not der 
Kleinrentner zu beheben. Wir haben ſehr viel 
für die Kleinrentner in der letzten Volkstags⸗ 
periode getan. Wenn im letzten Jahr durchgrei⸗ 
fende Hilfe nicht möglich geweſen iſt, ſo hat das 
daran gelegen, daß es im letzten Jahr vor der 
Neuwahl wahrhaftig ſchwer genug war, unſer 
Staatsweſen überhaupt aufrechtzuerhalten, es 
finanziell zu ſanieren, und daß alle anderen Fra⸗ 
gen vor dieſer großen, ſchweren Aufgabe zurück⸗ 
ſtehen mußten. (Sehr gut! rechts.) Wir haben von 
jeher unſer Beſtreben darein geſetzt, den Klein⸗ 
rentnern, ſoweit es ſtaatlich möglich iſt, zu helfen 
und nicht deswegen, weil wir Agitation treiben 
wollen, ſondern weil es uns Herzensſache iſt, und 
Chriſtenpflicht es gebietet. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich bitte heute noch einmal, unſeren Antrag dem 
damit dort 
darüber beraten wird. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Wenn ich recht ver⸗ 
ſtanden habe, Frau Abg. Kalähne, ſtellen Sie den 
formellen Antrag, die Vorlage nochmals dem 
Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich 
werde über dieſen Antrag abſtimmen laſſen. 
Bitte diejenigen, die für Ueberweiſung dieſer 
Vorlage an den Sozialen Ausſchuß ſind, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über die Ziffer I der Druckſache Nr. 
10. Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Ziffer annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich laſſe abſtimmen 
über die Ziffer I der Druckſache Nr. 10 und bitte 
die Damen und Herren, die dieſe Ziffer annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Jetzt ſteht die Mehrheit, die Ziffer I iſt abgelehnt. 
Ich rufe nunmehr die Ziffer II auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
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(Vizepräſident Neubauer) ER 
dungen nicht vorliegen. Wir fommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die die 


Ziffer II der Druckſache Nr. 10 annehmen wollen, 


ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich 

bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Danke, das 

iſt die Mehrheit, Ziffer II iſt damit abgelehnt. 

Wir kommen zur Ueberſchrift: „Geſetz zur Abän⸗ 

derung des Geſetzes über Fürſorge für Kleinrenk⸗ 

ner vom 23. Februar 1923“. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung, ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Ueber⸗ 

ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen 19 

erheben. (Geſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. 

(Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, auch die 

Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit iſt das Geſetz 

als erledigt zu betrachten. g 

Ich rufe nunmehr Punkt 6 der Tagesordnung 

auf, den früheren Punkt 5: 

' Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. — Urantrag des Abg. 
Liſchnewſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 8. Ich eröffne die Beſprechung zu 

Artikel 1. Ich erteile das Wort Herrn Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 

Heute vor acht Tagen, als das Geſetz zur Beratung 

ſtand, hegten wir die Hoffnung, daß die Parteien, 

die für ſich in Anſpruch nehmen, Arbeiterinter⸗ 
eſſen zu vertreten, wenigſtens ſo viel Ehrgefühl 

im Leibe haben würden, dafür zu ſtimmen, daß 

das Geſetz an den Sozialen Ausſchuß überwieſen 

würde. Wir hatten weiter die Hoffnung, daß der 
größte Teil der Kreiſe von rechts, die joniel war⸗ 
mes Empfinden für die Kleinrentner aufbrachten, 
wenigſtens bis zur nächſten Vorlage das warme 
Empfinden nicht verlieren und dementſprechend 
ſtimmen würden. Leider mußten wir feſtſtellen, 
daß alle Abgeordnete mit Ausnahme von uns, 
die wir das Geſetz eingebracht haben, dagegen 
geſtimmt haben. Den Herren von rechts nehmen 
wir es natürlich nicht übel. Die Herren von rechts 
kennen wir. Wir wiſſen, daß ihnen die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge ein Dorn im Auge iſt, und ſie wer⸗ 
den natürlich mit allen Mitteln verſuchen, auch 
die geringe Unterſtützung, die die Erwerbslosen 
jetzt noch erhalten, abzubauen. Aber alle anderen 
und das find in dieſem Falle die Herren Sozial⸗ 
demokraten und die Herren von der Zentrums⸗ 
partei, haben ſich bei Ablehnung dieſes Geſetzent⸗ 
wurfs im Auftrage der Deutſchnationalen ein 

Stück Konterrevolution geleiſtet. Dies iſt das 

Endſtück der Konterrevolution von 1918 geweſen. 

Mit der Ablehnung dieſes Geſetzes haben die So⸗ 


zialdemokraten bewieſen, daß ſie ſich reſtlos und 


brutal den Deutſchnationalen, den Nutznießern 
dieſes Wirtſchaftsſyſtems, zu Handlangern her⸗ 
gegeben haben. (Sehr richtig!) M. H. von der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei, wir wiſſen genau, daß 
Sie ſich heute mit dem Problem des Erwerbs⸗ 
loſen⸗Verſicherungsgeſetzes befaſſen und bereits 
Vorarbeiten dafür geleiſtet haben, indem Sie 
verſuchen, dies Verſicherungsgeſetz als ein Geſetz 
hinzuſtellen, das für die Arbeiterſchaft mit vielen 
ſchönen Annehmlichkeiten verbunden iſt. 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


Aus dieſer grundſätzlichen Einſtellung werden 
Sie natürlich den ganz minimalen Abänderun⸗ 
gen, die wir in dies Geſetz hineinbringen wollen, 
nicht zuſtimmen. Wir wiſſen, daß Sie als Kapi⸗ 
talknechte ganz brutal alles ablehnen müſſen, 
was der Arbeiterſchaft auch nur ganz geringe 
Vorteile bringen ſoll. Wer ſoviel Charakterſtärke 
wie Sie beſitzt, und das ſind gerade die Arbeiter, 
die in der Sozialdemokratie ſind und nicht den 
Mut finden, offen und frei zu erklären, das nicht 
mitzumachen, c in Zukunft nicht von den Bon⸗ 
zen leiten zu laſſen, für die iſt die ſoziale Frage 
gelöſt. Mein lieber Leu, ſchütteln Sie nicht mit 
dem Kopf, Sie werden nicht behaupten können, 
daß vermöge Ihrer Taktik die Lage der Arbeiter⸗ 
klaſſe verbeſſert wird. All das ſind ganz hunds⸗ 
gemeine Lügen. 

Wir haben verſucht, in das Geſetz ganz mini⸗ 
male Verbeſſerungen hineinzubringen. Das We⸗ 
ſentlichſte iſt zunächſt die Bedürftigkeitsfrage. Ich 
habe mit allen Kreiſen Fühlung, ſowohl mit ſozi⸗ 
aldemokratiſchen, als auch Zentrumsarbeitern, 
die meinen Standpunkt teilen. Während meiner 
achtjährigen Tätigkeit innerhalb des Fürſorge⸗ 
Ausſchuſſes habe ich immer die Zentrumsarbeiter 
hinter mir gehabt. Die gingen nicht zu ihren 
Vertretern, ſondern zu uns. Sie verſtehen es, m. 
H. vom Zentrum, immer noch, mit der Kirche, mit 
Ihren Vereinen, Jungfrauenvereinen uſw. grö⸗ 
ßere Kreiſe der Arbeiterſchaft an ſich zu ketten. 
Aber wenn es heißt, Tagesfragen der Arbeiter⸗ 
ſchaft zu vertreten, ſo ſind Sie nicht zu finden. 
Herr Senator Formell iſt gerade nicht anweſend, 
ſonſt könnte ich verſchiedene Sachen aufs Tapet 
bringen, bei denen er ganz und gar verſagt hat. 
Bei der Bedürftigkeitsfrage liegt es in der Hand 
des Geſetzgebers, zu weſſen Gunſten er entſcheidet. 
So lange es den Anſchein hat, als beſäße der be⸗ 
treffende Arbeiter noch einige Pfennige, wird ge⸗ 
ſagt, die Bedürftigkeitsfrage liege nicht vor. Es 
wird in den Beſtimmungen ganz genau erklärt, 
von wann ab die Unterjtügung gezahlt werden 
ſoll. Bereits vor acht Tagen führte ich aus, wie 
ſich die Beſtimmungen auswirken. Sie als Auf⸗ 
traggeber der Deutſchnationalen haben ſich brutal 
auf den Standpunkt der Ablehnung geſtellt. Ich 
wünſche Ihnen recht viel Glück dazu. Wo iſt der 
marxiſtiſche Standpunkt und das proletariſche 
Klaſſenbewußtſein bei Ihnen geblieben? Wenn 
Sie etwas tun wollen, ſo ſchließen Sie ſich nach 
rechts an, dann wird man Sie noch beſſer ein⸗ 
ſchätzen können. Das tue ich bereits jahrelang, 
weil ich Sie kenne. Die Zukunft wird zeigen, daß 
auch für Sie die Zeit kommen wird, wo die Arbei⸗ 
ter Sie dahin ſchicken werden, wo Sie hingehören. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Aus⸗ 
ſprache. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, Artikel 1 iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich eröffne die Aussprache zu Artikel 2. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wer für Annahme des Artikels 2 
iſt, den bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

ſchieht.) Das iſt gleichfalls die Minderheit, Ar⸗ 
tikel 2 iſt abgelehnt. Ich eröffne die Ausſprache 
zu Artikel 3 und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer für Annahme des Artikels 3 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, Artikel 3 iſt gleichfalls 
abgelehnt. Ich eröffne die Ausſprache zu Ar⸗ 
tikel 4. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Ausſprache. Wer für Artikel 4 iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, Artikel 4 iſt abgelehnt. Ich eröffne die 


Ausſprache zu Artikel 5. Wortmeldungen liegen 


gleichfalls nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache. 
Ich Was die 9928855 und Herren, die für Artikel 5 
find, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, Artikel 5 iſt abgelehnt. Ich er⸗ 
öffne die Ausſprache zu Artikel 6 und ſchließe ſie, 
da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, Artikel 6 iſt abgelehnt. 
Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel 7. Ich 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Wer Artikel 7 annehmen will, bite ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, Artikel 7 iſt abgelehnt. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung zu Artikel 8 und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte diejenigen, 
die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Ar⸗ 
tikel 8 iſt abgelehnt. Wir kommen zu Artikel 9. 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewfki. : 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Bei Dies 
ſem Artikel möchte ich noch ein paar Worte an 
Sie richten, nicht um kommuniſtiſche Agitation 
zu treiben, ſondern die im Intereſſe der Volks⸗ 
wirtſchaft liegen. Wenn die Anterſtützungsſätze 
nicht erhöht werden, muß die Nachkommenſchaft 
der zur Erwerbsloſigkeit verurteilten Arbeiter 
dem Siechtum verfallen. M. D. u. H.! Mit Ihrer 
Wahl zum Volkstag haben Sie eine gewiſſe Ver⸗ 
antwortung übernommen. Ich empfehle Ihnen, 


ſich einmal zu einer Volksſchule zu begeben, wenn 


der Unterricht beendet iſt. Sie werden dann feſt⸗ 
ſtellen können, daß zwei Drittel der Kinder nicht 
Luſt zum Spielen haben. Sie ſind fadenſcheinig 
angezogen, ſehen unterernährt aus und gehen 
duckmäuſerig nach Hauſe. Dieſe Kinder ſind meiſt 


Kinder erwerbsloſer Eltern und haben weder 


Saft, noch Kraft in ſich, um ihre Jugendtollheit 
auszulaſſen. Ein anderes Bild. Gehen Sie in 
ein Gymnaſium, eine höhere Schule für Mädchen 
oder Knaben. Sie werden finden, daß dort junge 
Leute von 13 bis 15 Jahren mitten im Winter 
mit Kniehoſen gehen und toll und ausgelaſſen 
die Schule verlaſſen. So muß es ſein. Die Jun⸗ 
gen bewerfen ſich mit Schneebällen, fahren Schlit⸗ 
ten uſw. Wenn ſie ihre Schulausflüge auf die 
Berge von Ohra haben, iſt es eine helle Freude, 
mitanzuſehen, wie fi die Jugend im Schnee mit 
ihren Lehrern tummelt. So ſoll es ſein. Das 
kommt daher, daß die Eltern dieſer Jugendlichen 
Beamte ſind oder ſonſt im feſten Brot und Sold 
itehen: 5371 8 72 

Ich frage die Volksvertreter aus den proleta⸗ 
riſchen Schichten, ob man ſich dieſen Unterſchied 
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zwiſchen der arbeitenden und der beſitzenden Ju⸗ 
gend noch länger anſehen kann. Iſt es nicht un⸗ 
ſere verdammte Pflicht und Schuldigkeit, als pro⸗ 
letariſche Vertreter des Volkes dafür zu ſorgen, 
daß die Nachkommenſchaft, die Jugendlichen, die 
unſchuldig zur Welt gekommen ſind, und Men⸗ 
ſchen, Träger der Wirtſchaft werden ſollen, ge: 
ſund und kräftig aufwachſen. Aber Sie in Ihrer 
jetzigen Koalitionsregierung laſſen ſich von ein⸗ 
zelnen Führern überreden. Ich denke dabei an 
Herrn Dr. Kamnitzer und Herrn Pfarrer Sa⸗ 
watzki. Dieſe Herren, die in feſtem Brot und Sold 
ſtehen, werden niemals wiſſen, wie es dem pro⸗ 
letariſchen Vater, der proletariſchen Mutter oder 
den Kindern zu Mute iſt, die von den jetzt gezahl⸗ 
ten Sätzen der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung leben 
ſollen. Sie laſſen ſich von dieſen Herren am Gän⸗ 
gelband führen. Sie müſſen ſich in den Klaſſen⸗ 
kampf einreihen, um den Kindern der Erwerbs⸗ 
loſen zu einem beſſern Daſein zu verhelfen, daß 
ſie wieder Menſchen werden. Ich glaube, die Zeit 
iſt nicht mehr fern, daß die werktätige Bevölke⸗ 
rung, die Kleinbauern, die kleinen Gewerbetrei⸗ 
benden und Arbeiter die wirtſchaftliche und poli⸗ 
tiſche Macht übernehmen müſſen, weil es faul, 
überfaul im Staate Dänemark iſt, ich meine da⸗ 
mit unſeren Freiſtaat. 

In jedem kapitaliſtiſchen Staat ſehen wir auf 
der einen Seite Luxus und Luxus, auf der ande⸗ 
ren Seite überfüllte Zuchthäuſer, Gefängniſſe und 
Lazarette. Es iſt ſchlimmer als in der Inflations⸗ 
zeit. Darum müſſen wir den Kampf für die In⸗ 
tereſſen der arbeitenden Klaſſe führen. Die Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft mit den Kapitaliſten wird uns 
immer mehr und mehr herunterdrücken, uns im⸗ 
mer mehr unſere wirtſchaftliche Exiſtenz nehmen 
und ebenſo auch unſere politiſchen Rechte. 

Wenn wir uns den Werdegang in den Jahren 
1919, 1920 und 1921 vor Augen führen, ſo müſſen 
wir feſtſtellen, daß gerade dieſe Koalition es da⸗ 
hin gebracht hat, daß der Arbeiterſchaft die Rechte 
von Jahr zu Jahr mehr genommen werden. Wenn 
Sie jetzt anführen, daß Sie vielleicht dies oder 
jenes Geſetz, das im Intereſſe der Arbeiterſchaft 
liegt, einbringen werden, ſo täuſchen Sie ſich doch 
nicht darüber. Dieſe Geſetze werden ſich immer 
für das Unternehmertum und gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft auswirken. : 
Jetzt müſſen Sie dafür ſorgen, daß die Sätze 
für die Erwerbsloſen ein klein wenig verbeſſert 
werden. Wir wollen den erſten kleinen Schritt 
tun. Wir denken nicht daran, mit dem Kopf 
durch die Wand zu rennen, ſondern wollen nur 
eine kleine Verbeſſerung haben, die den ſchuldlos 
erwerblos Gewordenen ein klein wenig helfen 
ſollen. Ich wende mich an die Proletarier, an 
Sie als proletariſche Vertreter, an die anderen 
wende ich mich nicht, das ſind meine Klaſſen⸗ 
feinde und die werde ich bekämpfen, ſolange ich 
lebe. Ich wende mich hier an die proletariſchen 
Schichten und frage ſie, ob die Erhöhung der 
Sätze von 2,05 auf 250 denn zu hoch iſt. O nein, 
es wird dadurch nur erreicht, daß ein Pfund 


Schmalz, ein Brot, mehr gekauft werden können, 
daß ein Kind nicht der Tuberkuloſe anheimfällt, 
daß es wenigſtens ſatt zur Schule kommt. Wir 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

verlangen in unſerem Antrag die Erhöhung der 
Sätze für die Erwerbsloſen von 2,05 auf 2,50 
Gulden, von 1,70 auf 2 Gulden und von 1,25 auf 
1,50. Bezüglich der unverheirateten Leute unter 
21 Jahren möchte ich die proletariſchen Vertreter 
fragen, ob ſie einen Menſchen für 1,70 Gulden, 
das macht pro Woche 10,20 Gulden, ernähren kön⸗ 
nen. Das reicht nicht zum Leben. Es ſind mir 
auch viele Streitfälle bekannt, wo der Sohn ſchon 
ein Jahr erwerbslos war und der Vater geſagt 
hat: „Junge, nun geht es nicht weiter, wenn ich 
dich länger füttere, leiden die anderen Kinder, 
die zur Schule gehen. Du biſt ein großer Bengel 
von 21 Jahren, ich kann dich nicht mehr ausfüt⸗ 
tern.“ Wir fordern die kleine Erhöhung von 1,70 
auf 2 Gulden, der Sie wohl aber auch nicht zu⸗ 
ſtimmen werden. Aus welchen Motiven? Weil 
der Staat kein Geld hat! O, der Staat hat für 
andere Schichten Geld, für eine neue Beſoldungs⸗ 
reform! Denken Sie an die Schupo mit der Po⸗ 
lizeiſchule uſw., die Juſtiz, wie ſie heute ausge⸗ 
übt wird, überall viel zu viel Beamte, die ſchlep⸗ 
pen ſich nur aus einem Büro ins andere. Für 


die iſt Geld da, aber für die unteren Schichten iſt 


kein Geld vorhanden. Geben Sie nicht vor, der 
Staat habe kein Geld! Der Staat hat für andere 
nutzloſe Sachen Geld genug. Er muß auch für die 
ind. tun, die ſchuldlos erwerbslos geworden 
ind. 

Weiter die Erhöhung von 1,25 auf 1,50 Gul⸗ 
den. Hier ſind es nur 25 Pfennig mehr. Da 
heißt es, der Staat hat kein Geld, das koſte ſo und 
ſoviel Millionen. Wenn der Senatsvertreter er⸗ 
klärt, dieſe Erhöhungen erfordern ſo und ſoviel 
Millionen, ich glaube, er ſagte 8 Millionen, ſo 
iſt das Schwindel. Das iſt ein Bluff. Davon 
ſoll man ſich wahrhaftig nicht leiten laſſen. Aber 
etwas anderes iſt noch im Gange. Und zwar er⸗ 
klärt man heute ſchon in einzelnen Gemeinden: 
„Arbeiter, die Sätze für die Induſtriearbeiter 
ſind zu hoch, wir wollen die Sätze ermäßigen und 
denen, die weniger bekommen, etwas mehr ge⸗ 
ben.“ Iſt das eine proletariſche Politik, iſt das 
richtig? Nächſtens kommt man und ſagt, eine Ka⸗ 
tegorie Arbeiter verdient zu viel, die muß ab⸗ 
laſſen. (Abg. Raſchke: Das hat man ſchon gejagt!) 
Sit das auch Arbeiterpolitik? Als Arbeiterver⸗ 
treter muß man dafür ſorgen, daß die oberſten 
Sätze erhalten bleiben und die unteren aufrücken. 
Das Exiſtenzminimum des Arbeiters muß ge⸗ 
ſichert werden, nicht aus Agitation, ſondern vom 
rein volkswirtſchaftlichen Standpunkt. 

Wie ich ſchon ausführte, werden die produk⸗ 
tiven Kräfte Träger der Wirtſchaft werden, und 
dann übernehmen wir einen Haufen krankes, 
ſieches Volk, das nicht mehr imſtande iſt, das 
Ziel durchzuführen, das wir uns geſetzt haben, die 
Einführung des Sozialismus. Wir ſind uns be⸗ 
wußt, wenn wir den ſozialiſtiſchen Staat auf⸗ 
richten, daß das die Anſpannung aller Kräfte er⸗ 
fordern wird. Wir wollen einen Staat aufbauen, 
wie das in Rußland der Fall iſt. Dazu brauchen 
wir ein geſundes Volk. Wenn Sie heute den 
minderbemittelten Schichten noch nicht einmal 
das Exiſtenzminimum geben wollen, ſo untergra⸗ 
ben Sie abſichtlich den ſozialiſtiſchen Gedanken⸗ 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


gang, dann untergraben Sie den Marxismus, den 
Sie angeblich für ſich in Anſpruch nehmen. Wenn 
heute ein Gemeindevorſteher erklärt: „Die Sätze 
ſind zu hoch, ſie müſſen abgebaut werden, damit 
die unteren etwas aufgebaut werden“, ſo iſt das 
keine proletariſche Politik, das iſt ein Sicheinfü⸗ 
gen in den kapitaliſtiſchen Staat. 

Am zum Schluß zu kommen, ich möchte Sie 
noch ganz beſonders auf unſeren Artikel 9 auf⸗ 
merkſam machen, in welchem wir fordern: 

In 8 14 iſt für „205 G“ „2,50 6% für 1,70 G“ 
„2, — 6“, für „1,25 G“ „1,50 G“ zu ſetzen. 
Ich bitte Sie, ſich meinen Ausführungen anzu⸗ 
ſchließen und dieſen Abänderungen zuzuſtimmen, 
um etwas gutzumachen, was wir ſchon lange 
hätten ändern müſſen. Machen Sie, meine 
Herren vom Zentrum und von den Sozialdemo⸗ 
kraten das wahr, was Sie den Wählern ver⸗ 
ſprochen haben, nämlich ihnen zu helfen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zu Artikel 9 lie⸗ 
gen weitere Wortmeldungen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. (Abg. Raſchke: Ich beantrage na⸗ 
mentliche Abſtimmung über dieſen Artikel!) Wird 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Anter⸗ 
ſtützung reicht nicht aus. Infolgedeſſen iſt der An⸗ 
trag auf namentliche Abſtimmung abgelehnt. Ich 
bitte diejenigen, die den Artikel 9 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit. Artikel 9 iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich eröffne die Beſprechung zu Artikel 
10 und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer Artikel 10 annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, Artikel 10 iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zu Artikel 11. Ich eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die den Artikel 11 annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit. Artikel 11 iſt gleichfalls abgelehnt. Wir 
kommen zu Artikel 12. Dazu liegt ein Eventual⸗ 
antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion vor: 

Für Landarbeiter gilt bei Berechnung der Uns 
terſtützungsgrenze während der achtſtündigen Ar⸗ 
beitszeit als Lohnſatz der tarifliche bee 
ſchnittsverdienſt pro Tag. 

Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sowohl 
der Regierungsvertreter, als auch die Redner der 
Regierungsparteien haben hier mit ſchönen Wor⸗ 
ten ihre Sorge um das Wohl der Erwerbslosen 
betont. Bei den Abſtimmungen hat ſich gezeigt, 
daß dieſe Worte nichts anderes als Lippenbe⸗ 
kenntniſſe waren. Die Herzen waren nicht dabei 
und können nicht dabei ſein, wenn das Geſchäft 
ſpricht. Die Worte „Rettung der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft, des kapitaliſtiſchen Staates“ waren 
bewußte Täuſchungsmanöver. Innerhalb des ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems kann dieſen Wor⸗ 
ten für die Erwerbsloſen niemals die Tat folgen, 
ganz gleichgültig, ob eine Rechts⸗ oder eine Links⸗ 
regierung am Ruder ſitzt. Den beſten Prüfſtein 
dafür bilden gerade die geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen, die den Arbeitern Broſamen zukommen 
laſſen, die vom Tiſche der Herren fallen. Dieſe 
Gewährung der Broſamen wird dann durch Ge⸗ 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 
ſetzesparagraphen derart verklauſuliert, daß man 
die Broſamen dem Proletarier jederzeit wieder 
wegnehmen kann. 

in Schulbeiſpiel hierfür bildet das Erwerbs⸗ 
loſen⸗Fürſorgegeſetz. Wenn auch dieſe Regierung 
davon ſpricht, daß den geſetzlichen Beſtimmungen 
entſprochen werden ſoll, ſo iſt das nur ein nichts⸗ 
würdiges Täuſchungsmanöver. Auch die jetzige 
Regierung denkt nicht im geringſten daran, die 
Beſtimmungen des Fürſorgegeſetzes in humaner 
Art und Weiſe zur Durchführung zu bringen. Ich 


erinnere an die kleinen Anfragen, die ich an den 


Senat richtete, und die darauf erfolgten Antwor⸗ 
ten des ne die bewieſen, daß auch dieſe Re⸗ 
gierung in allen Punkten den Standpunkt der 
früheren deutſchnationalen Regierung vertritt. 
Nun, m. H. Sozialdemokraten, Sie brüſten ſich 
damit, daß Sie in die Regierung hineingegangen 
ſind, um dadurch eine Verſchlechterung der Er⸗ 
werbsloſen⸗Fürſorge zu verhindern. f 
muniſten ergehen ſich nach Ihrer Anſicht nur in 
Phraſen und Agitationsanträgen, aber ſachlich 
arbeiten könnten ſie nicht. (Sehr richtig! links.) 
Ich wollte, die Arbeiter hätten Gelegenheit, den 
Volkstagsſitzungen beizuwohnen. Dann würden 
ſie Sie dorthin ſchicken, wo Sie hingehören. Die 
Verſchlechterung der Erwerbsloſen⸗Fürſorge, die 
Sie angeblich verhindern wollen, führen Sie ja 


durch das Arbeitsloſen⸗Verſicherungsgeſetz durch. 


Ihr Kuhhandel mit den Schwarzen vom Zentrum 


und den übrigen bürgerlichen Parteien bedeutet 


keine Verbeſſerung der beſtehenden geſetzlichen 
Fürſorge, ſondern im Gegenteil eine Verſchlechte⸗ 
rung. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Herr Abg. 
Klingenberg, Sie ſind ſtill geweſen, als die Ohraer 
Schule verkauft wurde. Da wagten Sie es nicht, 
zu ſprechen, jetzt machen Sie Zwiſchenrufe. 

Unjere Abänderungsanträge ſollen dem Dan⸗ 
ziger Fürſorgegeſetz die allerſchlimmſten Giftzähne 
ausreißen. Einen der ſchlimmſten enthält der 
$ 19 des Erwerbsloſen⸗Fürſorgegeſetzes. Dieſer 
Paragraph lautet: 

: Lohngrenze. 


Eine nach den §88 14— 18 zu gewährende Geſamt⸗ 
unterſtützung einſchließlich Winterbeihilfe darf 80 v. 
H. des Lohnes nicht überſteigen, den der Erwerbslose 
erhalten würde, wenn er nach den für ſein Gewerbe 
beſtehenden Tarifverträgen iin vollem Lohn ſtände. 
Wo Keine Lohntarife beſtehen, gelten ſolche von 
Gewerbe, verwandten Berufen und Betrieben. 
M. H.! Sie kennen wahrſcheinlich die Redensart: 
„Wo ein Geſetz im kapitaliſtiſchen Staat erſonnen, 
da wird der Betrug auch ſchon begonnen.“ Durch 
den § 19 des Erwerbs loſen⸗Fürſorgegeſetzes und 
durch die darin enthaltene Faſſung des „80 v. H.“ 


macht man nämlich den Bezug der Unterſtützung, L 


wie er in den vorhergehenden Paragraphen feſt⸗ 
gelegt worden iſt, zum allergrößten Teil wieder 
illuſoriſch. Ich wünſchte, Sie würden einmal in 
die ſchwere Fron der Landarbeit eingeſpannt wer⸗ 
den, dann würden Sie genau dasſelbe ſprechen, 
was ich hier ſage und nicht 
Staat duldet und unterſtützt es bewußt, daß die 
Arbeiter um ihren Arbeitsertrag geprellt werden. 
Man ſieht in Ruhe zu, wie die Profitrate des Un⸗ 
ternehmers gegenüber der Lohnrate des Arbeiters 
auf Koſten der Werktätigen ins Ungemeſſene 
ſteigt. Durch die kapitaliſtiſche Rationaliſierung 


Die Kom⸗ 


darüber lachen. Dieſer W 


und Techniſierung wird dieſer Prozeß unterſtützt. 
Das Erkämpfen höherer Löhne verhindert man in 
dieſen Staaten durch Schlichtungsſchwindel und 
ähnliche Manöver. Das beweiſen klar und deut⸗ 
lich die Vorgänge, die ſich z. Zt. in Deutſchland 
abspielen. Vielleicht erleben Sie aber noch, daß 
tatjächlich die von Ihnen gefürchteten „ruſſiſchen 
Zuſtände“ hier eintreten werden. (Das hat Raube 
auch ſchon geſagt! rechts.) Das wird Wahrheit 
werden, auch wenn ſolche Leute wie Raube der 
Sache des Proletariats den Rücken kehren. Auch 
Sie werden feige die Flucht vor den Arbeitern er⸗ 
greifen. Herr Leu, ich erinnere an den Vorfall in 
Zeyer. Sie hatten Angſt, vor den Arbeitern zu 
ſprechen. 

Am bedauernswerteſten iſt die Lage der ar⸗ 
beitsloſen Landarbeiter. Ich frage, wo die ſoge⸗ 
nannten Vertreter der Landarbeiter der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion bleiben? Dieſer Geſetzes⸗ 
paragraph bietet Ihnen Gelegenheit, tatſächlich 
die Intereſſen der Landwirtſchaft zu vertreten. 
Ich ſehe niemanden, weder Herrn Grodnick, noch 
Herrn Stukowſti. Nur Herr Wierſchowſki iſt an: 
weſend. Die Herren müſſen zeitig nach Haufe. 
Arbeiterintereſſen zu vertreten, iſt ihnen Neben⸗ 
ſache. Sie kennen das Los der Landarbeiter. 
Einige Ihrer Fraktionsgenoſſen haben es ja ſelbſt 
erlebt. Kinder und Jugendliche werden auf dem 
Lande zur Arbeitsfron gepreßt. Die Familien⸗ 
väter liegen auf der Straße. Die deutſchnationa⸗ 
len Großagrarier ſind Meiſter im Erfinden von 
Entlaſſungsgründen, die gleichzeitig den Bezug 
der Erwerbsloſen⸗Anterſtützung verhindern. Die 
Sozialdemokratie droſſelt den Kampf der Arbeiter 
gegen dieſe Großagrarier ab. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Oft werden die Arbeiter ent⸗ 
laſſen und es heißt dann in der Beſcheinigung 
„infolge Geldmangels“. Der Arbeiter kommt zum 
Gemeindevorſteher (Abg. Leu: Plenikowſki!) und 
wird mit ſeinem Antrag abgewieſen. Ich wünſchte, 
Herr Leu, Sie würden ein Jahr Gemeindevor⸗ 
ſteher ſein. Sie würden dann in die Fußſtapfen 


von Reeck und Ramminger treten. Sie haben be⸗ 


ſtimmt noch keine Beſchwerde von Liſſauer Arbei⸗ 
tern bekommen. Die deutſchnationalen Groß⸗ 
agrarier arbeiten Hand in Hand mit den Behör⸗ 
den, und gekrönt wird dies gemeine, ſchandbare 
Treiben auf dem Lande den Arbeitern gegenüber 
durch Sanktionierung von Seiten der Regierung. 
Der § 19 hat gerade die Frage der ſogenann⸗ 
ten Landarbeiter und Induſtriearbeiter aufge⸗ 
worfen. Man macht einen Anterſchied zwiſchen 
beiden, und das wirkt ſich ganz beſonders in der 
Gewährung der Anterſtützung aus. Auf dem 
ande wohnen Stube an Stube Landarbeiter und 
Induſtriearbeiter, in der einen Stube der Land⸗ 
arbeiter mit fünf Kindern, der jetzt im Winter 
einen Anterſtützungsſatz von 3,30 Gulden erhält. 
Nebenbei der Induſtriearbeiter ebenfalls mit 
fünf Kindern, erhält mit Winter eihilfe jetzt im 
inter den Satz von 5—6 Gulden. Dieſer Satz 
von 5 bis 6 Gulden iſt zu wenig zum Leben und 
zum Sterben zu viel. Deshalb beantragen wir 


ia eine Erhöhung der Sätze. Dieſe geringfügigen 
noch den Landarheitern 
die geſetzlichen Beſtimmungen. 

könne nicht Ausnahmegeſetze 


Sätze verkürzt man aber 
und ſtützt ſich auf 
Man erklärt, man 
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für die Landarbeiter ſchaffen; die Landarbeiter 
müßten ſich beſſere Löhne durch Schaffung neuer 
Tarifverträge erkämpfen. Wie ſtellen ſich die So⸗ 
zialdemokraten das Erkämpfen von höheren Löh⸗ 
nen bei dieſer Regierung vor? So ſoll der Land⸗ 
arbeiter mit der gleichen Kinderzahl mit der 
Hälfte der Summe auskommen, die der Induſtrie⸗ 
arbeiter erhält, als ob er Milch und Butter billi⸗ 
ger kauft als der Induſtriearbeiter. Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei hatte ja bereits einmal den 
Antrag auf Beſeitigung dieſer Scheidung geſtellt. 
Wir verlangten, daß die Landarbeiter dieſelben 
Unterſtützungsſätze bekämen, wie die Induſtriear⸗ 
beiter. Da wurde uns entgegengehalten, das wäre 
ein ganz undurchführbarer Agitationsantrag. 

Der Antrag, den wir jetzt bringen, m. D. u. 
H., iſt aber kein undurchführbarer Agitationsan⸗ 
trag, ſondern er it ſehr leicht durchzuführen. Ar⸗ 
tikel 12 beſagt: 2 at 

In 8 19 werden für die Worte „80 v H. des 

Lohnes“ die Worte „der Lohn“ geſetzt. 3 

Was folgt daraus? Der Landarbeiter verdient in 


achtſtündiger Arbeit einen Lohn von zirka 4 Gul⸗ 


den. Seine höchſte Unterſtützung darf mithin den 
Betrag von 3,20 Gulden nicht überſchreiten. Da⸗ 
bei bekommen die Erwerbsloſen, die zwei und 
mehr Kinder haben, nicht die ihnen eigentlich zu⸗ 
ſtehenden Bezüge; denn dieſer Paragraph hebt 
die Unterſtützungsſätze, die 1 die anderen Pa⸗ 
ragraphen geſchaffen worden ſind, wieder auf. 
Deshalb beantragen wir, daß die Höchſtgrenze der 
Unterſtützung für Landarbeiter den Lohn des 
Landarbeiters nicht überſchreiten darf. Wir ſchaf⸗ 
fen dadurch etwas Linderung und geben Ihnen 
gleichzeitig die Möglichkeit, dem zuzuſtimmen, da 
es nicht undurchführbar iſt. Dann kommt ein gro⸗ 
ßer Teil der Landarbeiter in den Bezug einer 
beſſeren Unterſtützung, und ein Teil der Ungerech⸗ 
tigkeiten wird beſeitigt. Wir wiſſen, daß man 
das, wahrſcheinlich als abſurd bezeichnen wird, 
und daß ſich die Deutſchnationalen und die So⸗ 
zialdemokraten dabei die Hand reichen werden. 
Sie werden entgegnen, daß nun der Landarbeiter, 
der acht Stunden von früh bis ſpät arbeiten muß, 
als Lohn denſelben Satz bekommt, wie der Er⸗ 
werbsloſe, der nicht in Arbeit ſteht, an Unter- 
ſtützung erhält. Was iſt dabei maßgebend? Daß 
der Menſch leben, daß er genügend Mittel haben 
muß, um den Unterhalt für ſich und ſeine Familie 
beſtreiten zu können. Sit denn der Arbeiter ſchuld 
daran, wenn er auf die Straße fliegt, wenn er im 
Winter ohne Arbeit daſteht? Schuld daran iſt 
das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem, das die Ar⸗ 
beitsloſtgkeit von Monat zu Monat, von Jahr zu 
Jahr durch kapitaliſtiſche Rationaliſierung und 
Tehnifterung immer mehr ſteigert. Der Land⸗ 
arbeiter, der Erwerbsloſenunterſtützung bezieht, 
kann nichts dafür, daß er arbeitslos iſt. Deshalb 
kann ihm auch zugebilligt werden, daß er denſel⸗ 
ben Satz wie der erhält, der in Arbeit ſteht. Das 
bewirkt gleichzeitig, daß die Arbeiterſchaft den 
Kampf um höhere Löhne führen wird. 

Wir werden wahrſcheinlich wieder das erle⸗ 
ben, was wir heute ſchon mehrmals erlebt haben, 
die Einmütigkeit von Schwegmann bis Gehl beim 
Abſtimmen über unſere Anträge. Wir haben des⸗ 
halb einen Eventualantrag eingebracht. Er iſt in 
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Wirklichkeit kein Abänderungsantrag, ſondern 
nur eine Ausführungsbeſtimmung einer ſchon im 
Geſetz enthaltenen Regelung. Wie handhabt man 
den § 19 auf dem Lande in der Praxis? Der Inſt⸗ 
mann, der Deputant, bekommt den gleichen Lohn 
im Sommer, wie im Winter. Er arbeitet im 
Winter acht Stunden, im Sommer 11 und 12 
Stunden. Deshalb iſt im Tarif ein Durchſchnitts⸗ 
ſatz vorgeſehen, und zwar beträgt dieſer pro Tag 
ca. 5 Gulden. Der Deputant, der Inſtmann be⸗ 
kommt alſo keine verſchiedene Entlohnung, ſon⸗ 
dern ſie iſt die gleiche im Winter, wie im Sommer. 
Wenn nun ein Inſtmann, ein Deputant im Herbſt 
entlaſſen wird und ſich arbeitslos meldet, dann 
gilt für ihn aber nicht als Höchſtunterſtützungsſatz 
80 Prozent von 5 Gulden, ſondern nur der Satz, 
der den Freiarbeitern zugebilligt wird. Man ge⸗ 
währt ihm alſo an Höchſtunterſtützung, wenn er 
entſprechend viele Kinder hat, nicht 4 Gulden, 
ſondern ſpeiſt ihn mit 3,20 Gulden ab. Das iſt 
geſetzwidrig. Dies geſetzwidrige Verhalten wird 
in allen Gemeinden auf dem Lande durchgeführt, 
und der Senat, die Regierung, ſanktioniert es. 
Der Freiarbeiter erhält dagegen im Sommer. 
einen höheren Lohn als im Winter. Infolgedeſſen 
bekommt er im Winter als Höchſtgrenze an Unter⸗ 
ſtützung nur 3,20 G., während im Sommer ent⸗ 
ſprechend einer höheren Entlohnung, ſeine Höchſt⸗ 
unterſtützungsgrenze weiter hinaufſteigt. Wann 
kommt für einen Landarbeiter der Bezug der Er⸗ 
werbsloſen⸗Unterſtützung in Betracht? Nur im 
Winter; denn im Sommer müßte ja eigentlich 
genug Arbeit vorhanden ſein. Trotzdem werden 
hunderte von Arbeitern nicht beſchäftigt, nicht, 
weil ſie faul ſind, ſondern weil ihnen im April, 
im Frühjahr, erklärt wird, jetzt gebe es keine Un- 
terſtützung mehr, ſie ſollten ſich zum Teufel ſcheren 
und ſich Arbeit ſuchen, man hätte nicht die Pflicht, 
ſie einzuſtellen. 

Man geht alſo ſo weit, den Erwerbsloſen die 
Anterſtützung zu entziehen, ohne ihnen Arbeit zu 
verſchaffen. Wenn die Arbeiter dann bei den Be⸗ 
ſitzern nach Arbeit fragen, hat man genug Saiſon⸗ 
arbeiter gur Verfügung. Das wird auch in dieſem 
Jahr ſo ſein. Dann muß der Arbeiter monatelang 
Beſchwerden führen, bis ihm ſein Recht wird. In 
vielen anderen Fällen gibt der Senat die Erklä⸗ 
rung ab, daß eine Nachzahlung von Unterſtützun⸗ 
gen nicht in Betracht kommen kann, da für die rück⸗ 
liegende Zeit eine Bedürftigkeit nicht anerkannt 
werden könne. So kommen die Landarbeiter alſo 
faſt nur im Winter in den Genuß der Hunger⸗ 
unterſtützung. Im Sommer ſperrt man ihnen die 
Unterſtützung. Geſetzlich müßte man für die Land⸗ 
arbeiter als Lohnſatz deshalb nicht den Lohnſatz 
feſtlegen, den der Freiarbeiter im Winter be⸗ 
kommt, ſondern den Jahresdurchſchnittsſatz pro 
Tag. Dann wären im Winter während der Er⸗ 
werbsloſigkeit als Höchſtunterſtützungsſatz nicht 
80 Prozent vom Lohn des Freiarbeiters zu berech⸗ 
nen, ſondern vom Lohn des Inſtmannes. Das 
widerſpricht durchaus nicht dem Geſetz; denn es 
heißt dort, die Geſamt⸗Unterſtützung dürfe 80 
Prozent des Lohnes nicht überſteigen, den der Er⸗ 
werbsloſe erhält, wenn er nach den für ſein Ge⸗ 
werbe beſtehenden Tarifverträgen in vollem Lohn 
ſtände. Der erwerbsloſe Landarbeiter, der jetzt 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 

beim Beſitzer als Inſtmann eingeſtellt wird, be⸗ 
kommt nicht 4 Gulden Freiarbeiterlohn, ſondern 
Inſtmannslohn und damit den Jahres⸗Durch⸗ 
ſchnittsſatz von 5 Gulden pro Tag. Mithin müßte 


man auch von dieſen 5 Gulden die Unterſtützung 


berechnen. Man tut es nicht. 
Um nun zu zeigen, ob der Senat gewillt it, 
unſerer völlig gejeglihen Auslegung zuzuſtim⸗ 
men, ob man bereit iſt, das Geſetz auch einmal 
humaner auszulegen, haben wir den Eventual⸗ 

antrag geitellt: - 5 
cee ai ge 
terjtü sgrenge. der ach igen itszeit als 
Lain e Jahres⸗Durchſchnittsverdienſt 

T 


pro Tag. 
Ich möchte ſehen, wo jetzt die Landarbeiter⸗Ver⸗ 
treter der Sozialdemokratiſchen Partei bleiben. 


Sie werden natürlich auch dieſen Antrag ableh⸗ 


nen. Sie mögen das aber den Landarbeitern ge⸗ 
genüber verantworten. Dieſer Antrag iſt keine 


Agitation. Sie können ſich auch nicht damit ent⸗ 
ſchuldigen, daß kein Geld vorhanden ſei, denn der 


Herr Abg. Liſchnewſki, mein Fraktionskollege, hat 
bereits bewieſen, daß Geld vorhanden iſt. Wenn 
man Geld finden will, dann findet man es auch. 
Wenn große Teile der Bevölkerung in Wohlleben 
ſchwelgen, muß Geld vorhanden ſein. Die Land⸗ 
arbeiterſchaft aber wird den Kampf für die Ver⸗ 
beſſerung ihrer Unterſtützungsſätze weiter führen. 
Sie wird den Kampf um höhere Löhne führen und 
wird dabei auch über die reaktionäre Führer⸗ 
clique Schwarz und Gelb ſiegen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Artikel 12 liegen nicht vor, ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung 


über Artikel 12 in der Faſſung auf Druckſache Nr. 


8. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, Ar⸗ 
tikel 12 iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Eventualantrag. Wer dafür 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt gleichfalls die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich eröffne die Beſprechung zu Ar⸗ 
tikel 13. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wer dieſen Artikel an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, Artikel 13 iſt 
abgelehnt. Ich eröffne die Beſprechung zu Ar⸗ 
tikel 14. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Nachdem der 
Volkstag alle Anträge abgelehnt hat, die in die⸗ 
ſem Geſetzentwurf enthalten waren, iſt es klar, 
daß Sie auch dieſen Antrag, nach welchem die Er⸗ 
werbsloſen nicht nur gegen Krankheit, ſondern 
auch gegen Invalidität verſichert ſein ſollen, ab⸗ 
lehnen werden. Man hat mit dieſem Antrag nicht 
nur Gelegenheit, in der Erwerbsloſenfrage das 
gutzumachen, was man in der ſozialen Fürſorge 
falſch gemacht hat. Während man den Erwerbs⸗ 
loſen erſt dafür beſtraft, daß ihm der kapitaliſtiſche 
Staat keine Arbeit gibt und ihn mit ſeinen Kin⸗ 
dern hungern läßt, ſtraft man ihn dann noch ein⸗ 
mal, wenn er Invalidenrentner wird. In der 
heutigen Zeit der Rationaliſierung ereignen ſich 
täglich Unglücksfälle. Bei der Schichauwerft ver⸗ 
geht kein Tag, an dem nicht zwei, drei bis vier 
und mehr Verunglückte ihre Arbeitsſtätte ver⸗ 


beit ſtände, 104 Beiträge geklebt. 
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laſſen müſſen. Im Hafen werden Hafenarbeiter 


täglich entweder tötlich oder aber ſchwer verletzt. 
Wenn die Arbeiter Invaliden ſind. kann man ſie 
nicht noch dafür beſtrafen, daß ſie keine Beiträge 
gezahlt haben. Der Anſpruch des Erwerbsloſen 
auf Alters⸗ oder Invalidenrente wird zwar auf⸗ 
rechterhalten, wenn in zwei Jahren zwanzig 
Marken geklebt werden. Der Erwerbsloſe hätte 


aber in den beiden erſten Jahren, wenn er in Ar⸗ 


} Jefolgedeſſen 
ſind 84 Beiträge verloren gegangen. Dabei iſt 
der Arbeiter ſeit dem Kriege ſehr häufig nicht in 
der Lage geweſen, ſeine Verſicherungsbeiträge gu 
bezahlen. Wenn er alt oder invalide wird, ſagt 
man ihm: „Warum warſt Du faul, warum haſt 
Du nicht ſoviel Marken geklebt? Du hätteſt flei⸗ 
ßiger ſein müſſen, dann hätteſt Du auch mehr In⸗ 
validenrente bekommen.“ 

Wie ſieht es bei der Erwerbsloſen⸗Fürſorge 
aus? Wenn der Arbeitslohn einer nachgewie⸗ 
jenen Beſchäftigung 5 Pfennig höher iſt als die 
Erwerbsloſen⸗Unterſtützung und der Arbeiter 
lehnt dieſe Arbeit ab, jo bekommt er feine Unter: 
ſtützung. Er wird aus der Erwerbsloſen⸗Fürſorge 
hinausgeworfen, wenn er auch mit ſeiner ganzen 
Familie elend zu Grunde geht. Hier, m. D. u. H., 
haben Sie alſo Gelegenheit, etwas gutzumachen, 
was Sie noch im vorigen Volkstag in den letzten 
Sitzungen verſäumt haben, als Sie den Invali⸗ 
denrentnern tüchtig eins an die Ohren gaben. 
Der Sohn eines Invalidenrentners zahlt die 
Woche 35 Pfennig Beiträge mehr, dafür bekommt 


Erhöhung den Monat. (Hört, hört!) So betrü⸗ 
gen Sie die Invalidenrentner, und ſo betrügen 
Sie ſie auch bei dieſem Erwerbsloſen⸗Fürſorge⸗ 
geſetz, indem Sie ihnen die Möglichkeit nehmen, 
die Beiträge in der Form zu zahlen, wie es unbe⸗ 
dingt nötig iſt. Wenn Sie Anſtändigkeitsgefühl 
hätten, müßten Sie mindeſtens dieſem Abände⸗ 
rungsantrag zuſtimmen. Aber, Sie ſagen, was 
geht es uns an, wenn der Erwerbsloſe verhungert, 
was geht es uns an, wenn er nachher mit der 
Rente nicht auskommt? Wir ſind froh, wenn der 
Staatsſäckel gefüllt iſt, wir find froh, wenn wir 
die Einwohnerwehr haben, wir ſind froh, wenn 
die Schupo da «it, die für Ruhe und Ordnung 
ſorgt. Wenn die Leute demonſtrieren wollen, dann 
ſind die Schupobeamten und die Einwohnerwehr 
da und knallen die Leute nieder, weil ſie angeblich 
die Ruhe und Ordnung des Staates geſtört haben. 

So ſehen Ihre Geſetze im kapitaliſtiſchen Staat 
aus, ſo machen Sie die Leute zu Verbrechern. 
Heute haben Sie gezeigt, daß Sie gewillt ſind, das 
Verbrechen weiter durchzuführen, indem Sie alle 
Abänderungsanträge abgelehnt haben. Nachher 
ſind Sie zu feige, das gutzumachen, was Sie ver⸗ 
brochen haben. Sie wollen denen, die in die Ge⸗ 
fängniſſe gewandert ſind, nicht die Freiheit 
wiedergeben. So ſieht das kapitaliſtiſche Syſtem 
aus. Ich ſage den Sozialdemokraten, brutaler 
konnten Sie den Arbeitern niemals ſagen, daß 
Sie gegen die Arbeiterinterefjen find. Mit dieſem 
Geſetz haben Sie ſich feſtgelegt. Man kann nicht 
herkommen und ſagen, das lohne nicht mehr, in 
ein paar Wochen kommt das Erwerbsloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetz und dann iſt die Geſchichte behoben. 


der Vater, ſage und ſchreibe, 20 und 25 Pfennig (D) 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) g 

Mit dem Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz wollen 
Sie die Luge der Erwerbsloſen noch verſchlechtern. 
Zu der einen Klaſſe der Erwerbsloſen wollen Sie, 
wie in Deutſchland, noch fünf neue Stufen hinzu⸗ 
fügen. Sie wollen weitere Treppchen ſchaffen, um 
den einen Erwerbsloſen noch mehr hungern zu 
laſſen, während Sie dem andern einen Broſamen 
hinwerfen. Das iſt Ihre Methode, das iſt es, was 
Sie durchführen wollen, nicht nur in der Erwerbs⸗ 
loſenfrage, ſondern in allen Fragen, die die Ar⸗ 
beiterſchaft angehen. Wir ſagen Ihnen, fahren 
Sie nur fort, die Geſetze in dieſer Weile durchzu⸗ 
führen, die Arbeiterſchaft wird erkennen, daß dieſe 
Anträge nicht geſtellt wurden, um zu der Sache 
zu ſprechen, ſondern daß ſie aus dem Herzen ka⸗ 
men. Die Erwerbsloſen ſehen, daß das Geſetz in 
der gemeinſten Form gegen ſie angewandt wird. 

Wenn man ſagt, man werde dieſe Fragen im 
Wege der Verwaltung zu regeln verſuchen, fo 
kennen wir auch den Verwaltungs⸗ und Verord⸗ 
nungsweg. Wir kennen ihn von verſchiedenen 
anderen Geſetzen her. Ich darf Sie an die Tabak⸗ 
arbeiter erinnern. Dieſen hat man bei der Schaf⸗ 
fung des Tabakmonopols auch verſprochen, der 
Antrag brauche nicht im Volkstag angenommen 
zu werden, wenn wir das mit den Gewerkſchaften 
und dem Senat machen, lt die Geſchichte in 
Butter, weil wir ja in der Regierung ſind und 
Ihr bekommt Euer Geld. Heute ſehen die Tabak⸗ 
arbeiterinnen, was die Verordnung eingebracht 
hat, heute gibt man ihnen nicht das, was ihnen 
zuſteht, ſondern man betrügt ſie, man beſtiehlt ſie. 
So wird es auch mit dieſer Verordnung ſein. 

Wenn Sie es wirklich ehrlich meinen, dann 
ſtimmen Sie dieſem Antrag zu. Dann haben Sie 
wenigſtens einmal etwas gut gemacht, was Sie 
lange an den Erwerbsloſen und den Invaliden⸗ 
rentnern gejündigt haben. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Bizepräfident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung zu Artikel 14, da weitere Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Ich ſtelle den Artikel zur 
Abſtimmung. Wer dafür iſt, den bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Zu den Artikeln 15 bis 18 
liegen keine Wortmeldungen vor. Ich ſchlage vor, 
über die Artikel 15 bis 18 gemeinſam abzuſtim⸗ 
men. (Abg. Raſchke: Nein, einzeln!) Ich ſtelle den 
Artikel 15 zur Beſprechung. Ich ſchließe ſie, weil 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. 


Mittwoch, den 22. Februar 1928. 


keine Wortmeldungen vorliegen. Wer den Ar⸗ 
tikel 15 annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Ich ſtelle den Artikel 16 zur Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Wer den Artikel 16 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Ich eröffne die Beſprechung zu Artikel 17 
und ſchließe ſie, da beine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wer Artikel 17 annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Er iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich ſtelle den Artikel 18 zur Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer den Artikel 18 annehmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das it 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen 
nunmehr zur Ueberſchrift des Geſetzes: „Geſetz be⸗ 
treffend Abänderung des Geſetzes über Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. S. 91) 
in der Faſſung vom 3. Oktober 1924 (Geſetzbl. S. 
453), vom 19. Dezember 1924 (Geſetzbl. S. 543), 
vom 13. 3. 1925 (Geſetzbl. S. 76), vom 11. 4. 1925 
(Geſetzbl. S. 116), vom 4. 3. 1926 (Geſetzbl. S. 
63), vom 7. 5. 1926 (Geſetzbl. S. 131) und vom 
23. 6. 1926 (Geſetzbl. S. 197)“. Ich ſtelle die 
Aeberſchrift zur Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen will, den bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
fie iſt abgelehnt. Damit iſt das ganze Geſetz in 
der zweiten Beratung abgelehnt. 

Ich ſchlage vor, daß wir jetzt die Sitzung ver⸗ 
tagen. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt jo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchlage weiter vor, die nächſte 
Sitzung am Mittwoch, den 29. Februar nachmit⸗ 
tags 3 Uhr 30 Minuten mit folgender Tagesord⸗ 
nung abzuhalten: 1. Fortſetzung der erſten Bera⸗ 
tung eines Geſetzentwurfs betr. Beibehaltung der 
Einwohnerwehr, Arantrag des Abg. Schwegmann 
u. Fraktion, ſodann Reſt von heute einſchließlich 
der Großen Anfrage des Abg. Vollertun und Frak⸗ 
tion betr. Maßnahmen der Regierung zur Unter⸗ 
ſtützung der Landwirtſchaft. Schließlich bitte ich, 
den Herrn Präſidenten zu ermächtigen, weitere 
Gegenſtände auf die Tagesordnung zu ſetzen. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 5 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Stellvertretender Präſi⸗ 
dent des Senats Gehl; Senatoren Runge, 
Sawatzki, Dr. Schwartz, Dr. Zint; Obergerichts⸗ 
rat Kettlitz; Oberregierungsräte Dr. Hemmen, 
Mundt. f 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 11. 
Vollſitzung. Ehe wir zur Tagesordnung kommen, 
habe ich dem Hauſe noch einige geſ chäftliche 


Mätteilungen zu machen. Ich habe bekannt⸗ 


zugeben, daß eingegangen ſind: 
1. ein Geſetzentwurf zur Abänderung der Verordnung 
über das Entſchädigungsverfahren bei der Einführung 
des Tabakmonopols, 
2. ein Geſetzentwurf zur Abänderung des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes. 

Anſtelle des Herrn Abg. Formell, der ſein 
Mandat niedergelegt hat, iſt der Herr Schuh⸗ 
machermeiſter Hallmann in den Volkstag einge⸗ 
treten. Iſt Herr Hallmann hier? (Abg Hall⸗ 
mann: Ja!) Ich heiße Sie in unſerer Mitte will⸗ 
kommen. Dann hat ſich in der Beſetzung der 
Ausſchüſſe etwas geändert. Der Herr Abg. Hop⸗ 
penrath iſt anſtelle des Herrn Abg. Schwegmann 
in den Hauptausſchuß eingetreten. Derſelbe Herr 
Abgeordnete iſt ebenfalls für den Herrn Abg. 
Schwegmann in den Rechtsausſchuß eingetreten. 
Im Aelteſtenausſchuß vertritt jetzt Herr Abg. Dr. 
Ziehm die Stelle des Herrn Abg. Schwegmann, 
alſo die Deutſchnationale Fraktion. Herr 
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Dr. Bogdan, ebenfalls der Deutſchnationalen 


Fraktion angehörend, iſt zum Vorſitzenden des 
Rechtsausſchuſſes beſtellt. 1 0 65 

Bezüglich der heutigen Tagesordnung habe ich 
im Auftrage des Aelteſtenausſchuſſes den Vor⸗ 
ſchlag zu machen, daß wir hinter Punkt 2 die bei⸗ 
den Amneſtiegeſetze behandeln wollen, alſo Punkt 
2a und 2 b. Im Einvernehmen mit den Frage: 
ſtellern ſoll die Große Anfrage Nr. 2 für heute 
von der Tagesordnung abgeſetzt werden, weil der 
zuſtändige Senator noch nicht Zeit gehabt hat, 
ſich über die Dinge zu informieren und darum 
nicht antworten kann. Punkt 6 der Tagesordnung 
wird ſomit abgeſetzt. Dafür wird die Große An⸗ 
frage Nr. 3 des Abg. Dr. Ziehm und Fraktion 
betr. Schutz gegen Hochwaſſergefahr auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt. Die Regierung hat ſich zur 
Beantwortung bereit erklärt. Dieſe Anfrage ſoll 
dann hinter Punkt 4 behandelt werden. Wider⸗ 
ſpruch gegen die Vorſchläge des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes wird nicht laut, das Haus hat ſomit die 
Tagesordnung in der Form beſchloſſen. 

Wir kommen zu Punkt 1 der jetzt eben feſtge⸗ 


legten Tagesordnung: g 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Beibehaltung der Einwohnerwehr. 
— Arantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
— Fortſetzung. 25 45 
Druckſache Nr. 9. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Stellvertretende Präſi⸗ 
dent des Senats. > 
Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 
M. D. u. H.! In der 9. Vollſitzung ſind von Seiten 
der Oppoſition gegen die Auflöſung der Einwoh⸗ 
nerwehr heftige Angriffe gerichtet worden. Leider 
iſt es mir aus dienſtlichen Gründen erſt heute 
möglich, darauf zu antworten. Den Anlaß zu die⸗ 
ſer Diskuſſion hat ein von der Deutſchnakionalen 
Fraktion eingebrachter Geſetzentwurf gegeben, wo⸗ 
nach die Einwohnerwehr beibehalten werden ſoll. 
Dieſer Geſetzentwurf iſt gegenſtandslos; denn die 
Einwohnerwehr iſt durch Beſchluß des Senats 
vom 2. Februar bereits aufgehoben. (Bravo! 
links. — Abg. Dr. Ziehm: Unerhört, das hätte 
man abwarten ſollen! — Zuruf des Abg. Schweg⸗ 
gaffen Der Beſchluß iſt in der Durchführung be⸗ 
griffen. ö 
Am die Stellung des Senats zu dieſer Frage 
zu verſtehen, iſt es notwendig, die Gründe zu 
kennen, die ſ. Z. zur Errichtung der Einwohner⸗ 
wehr geführt haben. Dieſe Gründe ſind in der 
Verfügung des preußiſchen Miniſters des Innern 
betr. die Errichtung von Einwohnerwehren vom 
15. April 1919 dahin zuſammengefaßt: 
Gegen die mit der ſchweren Lebensmittelnot gu⸗ 
nehmende Anſicherheit in Stadt und Land, gegen die 
aus dem Anwachſen des Verbrechertums entſtehende 
größere Gefahr für Leben und Eigentum, gegen be⸗ 
waffneten Aufruhr, Plünderungen und Bandendieb⸗ 
ſtahl ſich ſelbſt zu ſchützen, iſt Pflicht und Recht der 
Einwohner des Staates. Für dieſen Selbſtſchutz find, 
wo die Verhältniſſe es erfordern, und ſoweit tunlich, 
in möglichſter Anlehnung an ſchon beſtehende ähnliche 
Einrichtungen Einwohnerwehren zu bilden. 
Es kann heute niemand geben, der dieſe Verhält⸗ 
niſſe noch für fortbeſtehend erachtet. (Sehr 
richtig! links.) In den neun Jahren ſeit der 
Verfügung des preußiſchen Innenminiſters haben 
ſich die Verhältniſſe erfreulicher Weiſe grund⸗ 
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(Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats) 
legend gebeſſert. Das zeigt ſich am beſten daran, 
daß die Einwohnerwehr ſeit vielen Jahren nicht 
mehr in Aktion getreten iſt. Es lag deshalb für 
den Senat kein Anlaß vor, die mit erheblichen 
Koſten verbundene Einrichtung auch weiterhin 
beſtehen zu laſſen, und auch die von der Oppoſition 
für die Beibehaltung der Einwohnerwehr vorge⸗ 
brachten Gründe ſind nicht geeignet, den Senat 
gu veranlaſſen, ſeinen Beſchluß aufzuheben. (Sehr 
gut! links.) a 

Die Redner der Oppoſition haben mit unver⸗ 
kennbarer Abſichtlichkeit dem ganzen Problem 
eine größere Bedeutung gegeben, als ihm bei ob⸗ 
jektiver Beurteilung zukommt. (Sehr richtig! 
links.) Sie haben aber bei der Erörterung der 
Frage, ob die Sicherheit des Staates im Innern 
gewährleiſtet ſei, die Grenzen überſchritten, die 
jeder Staatsbürger pflichtgemäß bei der öffent⸗ 
lichen Erörterung ſolcher Fragen einhalten muß, 
(Sehr richtig! links. — Widerſpruch rechts.) wenn 
er nicht ſeinerſeits die Intereſſen und die Sicher⸗ 
heit des Staates gefährden will. (Lebhaftes 
Bravo! links. — Abg. Dr. Ziehm: Sie haben ge⸗ 
fährdet! — Abg. Schwegmann: Unerhört iſt das!) 
Es iſt daher meine Pflicht, mich gegen die Be⸗ 
hauptungen des Abg. Jahr zu wenden, der aus 
agitatoriſchen Gründen den Wert der Schutzpolizei 
für die Aufrechterhaltung der Ordnung im In⸗ 
nern des Staates herabgemindert hat. (Abg. 
Schwegmann: Der hat die Wahrheit geſagt! — 
Abg. Dr. Ziehm: Er hat von ſeinem Recht als 
Abgeordneter Gebrauch gemacht!) Herr Abg. Dr. 
Ziehm, wenn Sie Vizepräſident des Senats wä⸗ 
ren, und Herr Abg. Jahr dieſe Ausführungen ge⸗ 


macht hätte, jo hätten Sie ihm einen Brief ge⸗ 


ſchrieben. 
ſchenrufe.) 

Präſident: Ich bitte um mehr Ruhe für den 
Herrn Redner. 

Gehl, Stellvertretender Präſident des Senats: 

Im Gegenſatz zu Herrn Abg. Jahr iſt der Senat 
der Anſicht, daß die Schutzpolizei ihrer Zahl und 
ihrer Schulung nach ausreicht, um die ihr geſtell⸗ 
ten Aufgaben zu erfüllen. Wer der Anſicht des 
Herrn Jahr iſt, macht ſich darum zum Sprachrohr 
reaktionärer Kreiſe, (Abg. Kloſſowſki: Sehr rich⸗ 
tig!) die aus alter Gewohnheit in der großen 
Maſſe des arbeitenden Volkes Feinde des Staates 
ſehen. (Sehr gut! links. — Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) 
Die Regierung konnte um ſo mehr die Ein⸗ 
wohnerwehr auflöſen, als ſie zu der Geſamtheit 
der Staatsbürger das Vertrauen hat, daß fie in 
Erkenntnis der beſonderen ſchwierigen Verhält⸗ 
niſſe der Freien Stadt den Senat und ſeine Or⸗ 
gane bei der Aufrechterhaltung der Ruhe und 
Ordnung unterſtützen und unbeſonnene Elemente, 
in welchem Lager ſie auch ſtehen mögen, von 
Handlungen abhalten wird, die die Sicherheit und 
Selbſtändigkeit Danzigs gefährden können. 
(Bravo! und Sehr gut! links. — Abg. Dr. Ziehm: 
Das iſt Sache der Regierung!) Sie würden dies 
wahrſcheinlich nicht Jagen! — * 

Man hat die Notwendigkeit der Beibehaltung 
der Einwohnerwehr auch mit der Hochwaſſergefahr 
in Verbindung gebracht. Die Regierung iſt ſich 


(Zuſtimmung links. — Lebhafte Zwi⸗ 
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legen, was Sie ſagen wollen. 
Arbeiten des Volkstages nicht behindert. Es ſte⸗ 


= 


[der Bedeutung der Hochwaſſergefahr voll bewußt. 


Sie glaubt aber, daß im Falle der Gefahr geeig⸗ 
netere und umfaſſendere Maßnahmen notwendig 
und möglich ind, um das Freiſtagatgebiet zu 
ſchützen. (Sehr richtig! links.) Sie begrüßt es 
daher, daß der Allgemeine Gewerkſchaftsbund ſich 
in einer Entſchließung für den Fall der Gefahr 
zur Verfügung geſtellt hat (Bravo! links) und 
wird Maßnahmen vorbereiten, die jeden Grund 
zur Beſorgnis ausſchließen. Sie wird hierbei, ſo⸗ 
weit die ihr zur Verfügung ſtehenden Kräfte nicht 
ausreichen, die opferwillige Hilfe ſämtlicher Kreiſe 
der Bevölkerung im Notfall in Anſpruch nehmen. 
(Sehr gut! links.) Die Regierung wird auch durch 
organiſatoriſche Maßnahmen innerhalb der Be⸗ 
hörden dafür Sorge tragen, daß im Bedarfsfall 
Schutzpolizeikräfte für beſondere Aufgaben in 
Stadt und Land zur Verfügung ſtehen. 

Wenn ſchließlich als Grund für die Beibehal⸗ 
tung der Einwohnerwehr Gefahren von außen an 
die Wand gemalt worden ſind, ſo war es politiſch 
unklug, dieſe Möglichkeit auch nur in Erwägung 
zu ziehen. (Sehr richtig! links.) Ich will nicht den 
Fehler vergrößern, indem ich darauf eingehe. 
(Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Der Schutz der Selb⸗ 
ſtändigkeit Danzigs wird nicht von Schupo und 
Einwohnerwehr gewährleiſtet, ſondern beruht auf 
ſeinen verbrieften Rechten, dem Schutz des Völ⸗ 
kerbundes und der Achtung vor geſchloſſenen Ver: 
trägen. 

Hiermit entfallen alle Gründe, die für die Bei⸗ 
behaltung der Einwohnerwehr geltend gemacht 
wurden, und ich glaube, durch meine Ausführun⸗ 
gen dargetan zu haben, daß der Senat ohne Ge⸗ 
fahr für die Sicherheit des Staates die nicht mehr 
zeitgemäße Einwohnerwehr auflöſen konnte. (Leb⸗ 
haftes Bravo! links.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dumont. (Zuruf des Abg. 
Plettner.) 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.] Nachdem wir joeben die Regierungserklä⸗ 
rung gehört haben, beantrage ich eine Vertagung 
von 20 Minuten, damit die Parteien zu der Re⸗ 
gierungserklärung Stellung nehmen können. 
(Können Sie es jo ſchwer fallen? links.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir halten es 
nicht für notwendig, daß ſich nach dieſer Regie⸗ 
rungserklärung das Haus vertagt. Wenn die 
Parteien der Rechten glauben, zu der Erklärung 
Stellung nehmen zu müſſen, ſo wollen wir ihnen 
Gelegenheit geben, indem wir dieſen Tagesord⸗ 
nungspunkt bis zum nächſten Mittwoch vertagen. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Sie haben 
dann acht Tage lang Zeit und können ſich über⸗ 
Dann werden die 


hen wichtige Fragen auf der Tagesordnung, die 
unbedingt erledigt werden müſſen. die find wid: 
tiger als dieſer Quatſch mit der Einwohnerwehr. 

Präfident: Da dem Antrag auf Vertagung 
widerſprochen iſt. hat das Haus zu entſcheiden. Es 
iſt der Antrag geſtellt, die Sitzung auf 20 Minu⸗ 
ten zu vertagen, um den Parteien Gelegen⸗ 


— 
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Präſtden) 


heit zu geben, zu der Regierungserklärung Stel⸗ 


lung zu nehmen. Wer dieſem Antrag entſprechen 
will, den bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Haus hat die 
Vertagung um 20 Minuten beſchloſſen. Wir be⸗ 
ginnen wieder 4,15 Uhr. 
(Vertagung der Sitzung 3 Uhr 55 Minuten.) 


Die Sitzung wird 4 Uhr 25 Minuten durch den 

Präſidenten Spill wieder eröffnet. . m 

räſident: Ich eröffne die Sitzung wieder. 
Win 1 75 in der Beſprechung zu Punkt 1 fort, 
das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Erklärung des Herrn Stellvertretenden 
Präsidenten des Senats zeichnete ſich inhaltlich 
durch beſondere Dürftigkeit, in der Form durch he⸗ 
ſondere Aufreizbarkeit aus. (Sehr richtig! rechts. 
— Heiterkeit links.) M. D. u. H.! Es iſt an ſich 
ſchon aufreizend, wenn die Regierung zu der Zeit, 
da die erſte Beratung über den vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf noch gar nicht abgeſchloſſen iſt, wo die 
Beratung des Ausſchuſſes noch gar nicht begon⸗ 
nen hat, erklärt, der Geſetzentwurf ſei gegenſtands⸗ 
los geworden, weil die Regierung die Auflöſung 
verfügt habe. Es war ja gerade der Zweck des 
Geſetzentwurfs, (Stellv. Präsident des Senats 
Gehl: Da hätten Sie früher kommen müſſen!) daß 
die Maßnahme der Regierung, welche auf Ver⸗ 
ordnung beruhte, durch eine geſetzgeberiſche Aktion 
rückgängig gemacht werden ſollte. Wenn Sie, Herr 
Gehl, ſagen, wir hätten früher kommen ſollen, ſo 
haben wir ſo früh, wie es nach Lage der Verhält⸗ 
niſſe überhaupt möglich war, unſeren Geſetzent⸗ 
wurf eingebracht. (Und dennoch zu ſpät! links.) 
Wir haben den Geſetzentwurf eingehend begrün⸗ 
det. Wenn demgegenüber der Herr Stellv. Prä⸗ 
ſident ſagt, daß von unſerer Seite keine Gründe 
angegeben ſeien, um die Notwendigkeit des Fort⸗ 
beſtehens eingehend darzulegen, ſo kann das nur 


dadurch erklärt werden, daß der Herr Stellv. Prä⸗ 


ſident des Senats nicht hier im Hauſe war, als 
die ausführlichen Darlegungen und die eingehen⸗ 
den Begründungen dieſes Geſetzentwurfs hier von 
unſeren Rednern gegeben wurden. (Hat er alles 
geleſen! links.) Dann haben Sie es nicht verſtan⸗ 
den oder nicht verſtehen wollen. (Olle Kamellen! 
links.) Das ſcheint mir auch die Grundlage der 
jetzigen Regierung zu ſein, daß ſie ſich nicht beleh⸗ 
ren laſſen will. (So, wie Sie ſo oft! links.) Es 
war Ihnen wichtiger, an den unüberlegten Be⸗ 
ſchlüſſen, welche aus der Parteikonſtellation, aus 
den Verhandlungen der Regierungskoalition, aus 
Parteigründen entſtanden ſind, feſtzuhalten, als 


die Sicherheit des Staates zu garantieren. (Die 


Sozialdemokraten haben von Ihnen gelernt! — 
Das iſt Ihnen ſchon einmal geſagt worden, Sie 
können ruhig ſchlafen! links.) 

M. D. u. H.! Der Herr Stellv. Präſident des 
Senats behauptet, in der Begründung unſeres 
Gesetzentwurfs ſeien die Grenzen überſchritten 
worden, welche im Intereſſe des Staates gegeben 
waren. Zur Erläuterung dieſes Satzes ziehe ich 
die „Volksſtimme“ heran. Sie ſagt, daß es poli⸗ 
tiſch unklug ſei, davon zu ſprechen, daß in dem 


Fall, wenn die Danziger Sicherheitsorgane nicht 
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ſtimmung kennen muß. 
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ausreichen, den Polen die Rolle zufällt, die Si⸗ 
cherheit und die Ordnung in Danzig wiederher⸗ 
zuſtellen. Wir ſind der entgegengeſetzten Mei⸗ 
nung. (Wie immer! links.) Wir ſind der Anſicht, 
daß ſo traurig die Verhältniſſe für die Danziger 
in dieſem Punkt liegen, jeder Danziger dieſe Be⸗ 
(Abg. Kloſſowſki: Wir 
kennen ſie alle!) Wenn Sie ſie kannten, Herr 
Kloſſowſki, dann hätten Sie den unheilvollen Bes 
ſchluß der Schwächung unſerer Sicherheitsorgane 
nicht faſſen dürfen; (Sehr richtig! rechts) denn 
Sie haben durch dieſen Beſchluß die Möglichkeit 
geſchaffen, daß an unſerer Stelle die Polen bei 
uns in unruhigen Zeiten eingreifen. (Holen Sie 
den Oldenburger her! links.) Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt: „Lieber Selbſthilfe, als Polen⸗ 
hilfe!“ Darum klären wir die Bevölkerung auf, 
wie es um Danzig ſteht. (Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) ü 

Der Herr Stellv. Präſident des Senats hat 
weiter geſagt, es ſeien Vorkehrungen getroffen, 


daß auch bei Hochwaſſer⸗Gefahr für den nötigen 
Schutz geſorgt iſt. Worin dieſe Vorkehrungen be⸗ 
ſtehen, hat er nicht geſagt. Er hat auf die Freien 


Gewerkſchaften hingewieſen. Wir ſind der Anſicht, 
daß die Freien Gewerkſchaften nach ihren Aufga⸗ 
ben, nach ihrer Organiſation und nach ihrer par⸗ 
teipolitiſchen Einſtellung durchaus ungeeignet 
ſind, (Große Heiterkeit links) einen ſolchen Schutz 
zu übernehmen. (Das war auch ſehr gut! links.) 
M. H.! Wenn Sie meinen, daß ſie beſonders ge⸗ 
eignet ſind, ſo gehen Sie offenbar davon aus, an⸗ 


ſtelle einer dem ganzen Staate dienenden Schutz⸗ 


wehr eine Parteitruppe zu ſetzen, welche die Par⸗ 
teigeſchäfte beſorgt. (Abg. a a S 1010 bis 
jetzt bei Ihnen!) Das iſt auch, wie wir willen, die 
letzte und innerſte Urſache für die Auflöſung der 
Einwohnerwehr. Sie wollen anſtelle eines Or⸗ 
gans, das dem geſamten Staate dient, und das 
geeignet iſt, dem Staate zu dienen, eine Partei⸗ 
Organiſation ſetzen. Was Sie damit anrichten, 
können Sie an dem Beiſpiel in Wien erkennen. 
(Aha! links.) Wien ſollte doch auch Ihnen eine 


(0) 


˙ 


Warnung fein. Wenn hier gejagt worden it, die 


Wiener Vorgänge zeigen, daß Einwohnerwehren 
nicht mehr nötig ſind, ſo ſcheinen mir die Wiener 
Vorgänge im Gegenteil Beweis dafür zu ſein, wie 
notwendig es auch in der heutigen Zeit iſt, daß 
man an den Schutz des Staates denkt. (Zuruf des 
Abg. Liſchnewſki. f 

Der Herr Stellv. Präſident des Senats hat ge⸗ 
ſagt, die Sicherheit und der Schutz des Staates 
ſeien nicht in der Schutzpolizei und der Einwoh⸗ 
nerwehr, ſondern in den Verträgen begründet. M. 
H. Es zeigt das ein großes Maß von Illuſion. 
Nach dem Rezept könnten wir alle Polizeikräfte 
entlaſſen. Wenn wir uns ſelbſt nicht ſchützen kön⸗ 
nen, ſo wird uns der Völkerbund und ſeine Or⸗ 
gane in den inneren Unruhen auch nicht ſchützen. 


Im Gegenteil, der Völkerbund iſt ja derjenige, 


der den viel erörterten Beſchluß gefaßt hat, daß, 
wenn wir uns in unruhigen Zeiten nicht ſelbſt 
ſchützen können, Polen an unſere Stelle tritt. Das 
Ihnen immer wieder zuzurufen, erſcheint beſon⸗ 
ders notwendig. (Abg. Plettner? Treten Sie 
ſchleunigſt aus der Liga für Völkerbund aus!) 


. 


. 
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Ihre Haltung in dieſer Frage zeigt ein un⸗ 
geheures Maß von Verantwortungsloſigkeit, von 
Illuſion, von Unkenntnis der realen Dinge. Die 
Oppoſition hat ſie rechtzeitig gewarnt. Wenn Sie 
glauben, bei Ihrem Beſchluß bleiben zu müſſen 
und alles überhören zu ſollen, was die Oppoſition 
vorbringt, ſo fällt Ihnen die ganze Verantwor⸗ 
tung dafür zu. (Die wir mit Würde zu tragen 
wiſſen! links.) Herr Gehl hat es als unverant⸗ 
wortlich bezeichnet, daß ein Mitglied des Volks⸗ 
tages, welches der Schutzpolizei angehört, der 
Herr Abg. Jahr, unſere Polizei ohne die Einwoh⸗ 
nerwehr als unzureichend bezeichnet hat, die Si⸗ 
cherheit in Zeiten der Unruhen zu garantieren. 
(Abg. Kloſſowſki: Ein Beamter!) Jawohl, ein 
Beamter, der aus dem Gefühl ſeiner Verantwor⸗ 
tung hier ſeine warnende Stimme erhoben und 
aus der Kenntnis der Dinge heraus auf die ent⸗ 
ſtehenden Gefahren hingewieſen hat. Gerade die 
Pflicht eines Volkstagsabgeordneten gebietet es, 
Ihnen das vorzuhalten. Ans iſt die Anſicht des 
Herrn Abg. Jahr hundertmal wertvoller und 
wichtiger, als Ihre, (Abg. Dyck II: Sehr gut!) Herr 
Vizepräſident des Senats, die durch Sachkenntnis 
micht getrübt iſt, die durch rein parteipolitiſche 
Eingebung beſtimmt wird. Sie gefährden den 
Staat! (Lebhaftes Bravo! rechts. — Stellv. Prä⸗ 
ſident des Senats Gehl: Das war ſehr ſchwachl) 

Präſtdent: Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nachdem wir ſeit einigen Wochen in Danzig dau⸗ 
ernd die Debatten über die Einwohnerwehr 
haben, ſowohl im Volkstag, als in Landbund⸗ 
Verſammlungen und in der Preſſe, wurde ich zu⸗ 
letzt an ein Wort Ihres allverehrten Herrn Kam⸗ 
merpräſidenten v. Oldenburg⸗Januſchau erinnert. 
Dieſer Herr wandte ſich nämlich vor dem Kriege 
gegen die Politik der Sozialdemokratie, daß ſie 
aus Dingen, die ihm nebenſächlich und gering⸗ 
fügig erſchienen, wie die ſkandalöſen Soldaten⸗ 
Mißhandlungen in Deutſchland, große parlamen⸗ 
tariſche Aktionen machte. Auf einer Ihrer Ver⸗ 
ſammlungen war es der Herr v. Oldenburg⸗Ja⸗ 
nuſchau, der in der Art, wie ſie im Landbund üb⸗ 
lich ſein mag, ein Sprichwort anwandte, um die 
Politik der Sozialdemokratie zu charakteriſieren. 
Ich befinde mich heute nicht in einer Landbund⸗ 
Verſammlung, ſondern in einem Parlament, und 
bin deshalb nicht in der Lage, Herrn v. Olden⸗ 
burg⸗Januſchau wörtlich zu zitieren. Aber Sie 
kennen das Wort, das aus irgendeinem, ſagen wir 
muſikaliſchen Geräuſch, ein Donnerſchlag gemacht 
wird. Mit ſolchen Worten wurde damals die Po⸗ 
litik der Sozialdemokratie fälſchlich charakteri⸗ 
ſiert; denn was die Sozialdemokratie damals in 
den Vordergrund der Debatte ſchob, die Soldaten⸗ 
Mißhandlungen, war keine Nebenſache. Das trifft 
aber für die Agitation zu, die Sie ſeit einigen 
Wochen gegen die Aufhebung der Einwohnerwehr 
entfalten. (Sehr richtig! links.) Es iſt nur eine 
ganz geringfügige Sache und hat lange nicht die 
Bedeutung, die Sie daraus aus purem Agita⸗ 
tionsbedürfnis machen. (Sehr richtig! links.) 

Die von Ihnen für die Beibehaltung der Ein⸗ 
wohnerwehr angeführten Gründe ſind nicht ſtich⸗ 
haltig. Herr Abg. Dr. Ziehm, Sie ſagten vorhin, 
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die Ausführungen des Herrn Vizepräſidenten des 
Senats Gehl ſeien zwar weniger ſachlich geweſen, 
aber er hätte dafür eine um ſo ſchärfere Sprache 
geführt, (Abg. Dr. Ziehm: Aufreizend!) ſie wäre 
ſogar aufreizend geweſen. Ich kann mir denken, 
m. D. u. H. von rechts, daß Ihnen dieſe Töne ſehr 
unliebſam ſind; denn bisher waren Sie nur ge⸗ 
wöhnt, ſelbſt ſolche Töne zu andern zu ſprechen. 
(Sehr gut! links.) Jetzt müſſen Sie das einmal 
ſelbſt hören. Aber ſo unſachlich, wie Sie es hin⸗ 
ſtellten, waren die Ausführungen des Herrn 
Vizepräſidenten Gehl nicht. Er hat auf den einen 
Punkt hingewieſen, den Sie immer in den Vor⸗ 
dergrund ſchieben, die Anruhen⸗Gefahr. In den 
in Ihrer Preſſe erſchienenen Artikeln fragen Sie, 
ob bisher nicht Unruhen in Danzig vorgekommen 
ſeien, man möge nur an die Steuer⸗Demonſtra⸗ 
tion vom Jahre 1921 denken. M. D. u. H. von 
rechts, dieſe Dinge liegen nun etwas ſehr lange 
zurück. Dieſe Vorkommniſſe fanden in einer Zeit 
ſtatt, als eine große Unruhe, eine revolutionäre 
Welle, durch alle Länder ging. Aber ſeit jener 
Zeit haben ſich die Dinge überall ganz gewaltig 
geändert. 

In der Geſchichte äſt es immer jo geweſen, daß 
nach einer Periode von Revolutionen und Unru⸗ 
hen eine größere Periode der Ruhe eintrat, es 
müßte gerade ſein, daß jetzt von Ihrer Seite Un⸗ 
ruhen und Putſche geplant find. (Sehr richtig! 
links.) Das kann man, nachdem man jetzt die 
Ausführungen Ihres Herrn v. Oldenburg⸗Janu⸗ 
ſchau gehört hat, annehmen. Es war Ihr „ver⸗ 


brachte und das Wort prägte: „Der ganze Staat 
muß durch die Mißregierung der Demokraten aller 
Richtungen zuſammenbrechen.“ Das gilt hier von 
den Herren Nationalliberalen bis dort links. 
„Nur die Gewalt, nicht das Parlament, wird an⸗ 
dere Zuſtände ſchaffen. Möge die Gewalt auf Sei⸗ 
ten der Ordnung ſein.“ Alſo nur die Gewalt! 
(Abg. Gehl: Das wurde hier vorgeleſen!) Es war 
ein Führer Ihrer Fraktion, der ſich nicht ſcheute, 
dieſe aufreizenden Worte, dieſe Aufforderung zum 
Putſch und zur Gewalt in einer hauptſächlich aus 
Deutſchnationalen beſtehenden Verſammlung ohne 
jede Einſchränkung vorzuleſen. Wenn Sie ſelbſt 
in ſolch einer ſkandalöſen Weiſe zu Gewalttätig⸗ 
keiten aufreizen, wenn Sie ſelbſt ſagen, daß nicht 
durch die verfaſſungsmäßigen politiſchen Stellen, 
durch unſer Parlament, die Geſetze gemacht werden 
ſollen, wenn Sie ſelbſt, wie es hier der Olden⸗ 
burger tat ſagen, daß nur die Gewalt andere Zu⸗ 
ſtände ſchaffen könne, dann haben Sie das Recht 
verwirkt, anderen Vorwürfe zu machen, daß ſie 
durch Gewalt die Politik beeinfluſſen wollen und 
daß zur Bekämpfung dieſer Gewalt eine Einwoh⸗ 
nerwehr notwendig ſei. Wenn wirklich die Mah⸗ 
nung Ihres Herrn Oldenburg befolgt würde, 
müßte es, glaube ich, ein groteskes Schauſpiel ſein, 
wenn es zwiſchen den Agrarierrebellen unter An⸗ 
führung des Herrn Oldenburg auf der einen Seite 
und der Einwohnerwehr, angeführt von den 
Herren Burandt und Philipſen, auf der anderen 
Seite zu Auseinanderſetzungen käme. (Heiterkeit 
links.) Sie haben zwar gejagt, die Herren Bu⸗ 
randt, Philipſen und die anderen Generäle der 
Einwohnerwehr (Heiterkeit links) würden ſich 


ehrter Führer“, der das offen zum Ausdruck P) 


4A 


— 


(B) 


(Loops, Abgeordneter) 

jeder verfaſſungstreuen Regierung zur Ver⸗ 
fügung ſtellen, nicht wahr, Herr Philipſen? 
Auch dann, wenn das Wort des Herrn von Olden⸗ 
burg wahr gemacht wird, wenn der deutſchnatio⸗ 
nale Landbund anrückt und vielleicht das Senats⸗ 
gebäude ſtürmt, um, wie Oldenburg⸗Januſchau 
ſagt, die Verhältniſſe mit Gewalt zu ändern, auch 
dann Herr Philipſen? Ich bezweifle es ſehr! 
Dann werden Sie wahrſcheinlich Ihren Treue⸗ 
ſchwur vergeſſen. (Sehr richtig! links. — Das 
kommt gar nicht vor! rechts.) Und was werden 
andere Ihrer Geſinnungsgenoſſen machen? Sie 
werden übertreten und ſich Seite an Seite mit 
den Agrariern gegen den Senat ſtellen. 

M. D. u. H.! Was die Behauptungen anbe⸗ 
trifft, die Einwohnerwehr ſei notwendig zum 
Schutz von Ruhe und Ordnung, ſo bringt die 
„Volksſtimme“ heute bereits eine Illuſtration zu 
Ihrer künftigen Kommandotätigkeit, Herr Phi⸗ 


Mpſen, als Einwohnerhauptmann gegen Herrn 
Oldenburg. (Sie machen ſich ſelbſt lächerlich! 


rechts. — Abg. Philipſen: Sie können ja ernſte 
Dinge nicht ernſt behandeln!) Sie ſind nicht ernſt 
zu nehmen, Herr Philipſen. (Aber Sie! rechts. — 
Abg. Philipſen: Leſen Sie den deutſchen „Vor⸗ 
wärts“ !) Endlich werden Ihre Hintermänner 
offenbart! Das iſt ganz gut. Bisher hat näm⸗ 
lich der Verfaſſer dieſer Artikel immer geleugnet, 
Ihr Lieferant zu ſein. Nun haben Sie es aus⸗ 
geplaudert. (Zuruf des Abg. Philipſen.) Sie 
jagen, die Einwohnerwehr hätte in ſolchen Fällen 
immer ihre Pflicht getan, wenn es zu Unruhen 
gekommen hei. (Abg. Philipſen: Wollen Sie das 
beſtreiten?) Ja, ich werde gleich den Beweis er⸗ 
bringen! In der Entſchließung, die die Einwoh⸗ 
nerwehr, und zwar die Gruppe Altſtadt bei ihrer 
Auflöſung angenommen hat, wurde das noch be⸗ 
ſonders angeführt. Ich möchte einmal an die 
Führer der Einwohnerwehr die Frage richten, wo 
war denn die Einwohnerwehr, als die Agrarier 
in Neuteich und Ladekopp wegen der Steuerſachen 
zu offenen Putſchen übergingen. (Sehr richtig! 
Sehr gut! links. — Große Unruhe.) Als ſich die 
deutſchnationalen Agrarier zuſammenrotteten und 
Beamte des Staates an der Ausübung ihrer 
Pflicht verhinderten. (Zwiſchenrufe rechts.) Sehen 
Sie, da ſagen Sie „ſchrecklich“. Herr Senftleben, 
wenn ein Arbeiter dasſelbe tun würde und einen 
Steuerbeamten oder Schupomann an der Aus⸗ 
übung ſeiner Pflicht verhinderte, würde er min⸗ 
deſtens auf ein Jahr ins Gefängnis kommen. 
Wenn das Ihre Klaſſengenoſſen tun, finden Sie 
die Sache lächerlich. In dieſem Fall hat ſich offen⸗ 
bart, daß die Einwohnerwehr nicht unparteiiſch 
ihres Amtes gewaltet hat, ſonſt hätte ſie damals 
einſchreiten müſſen. (Haben Sie ſie damals auf⸗ 
gerufen? rechts.) Es hätte gar nicht zu den Un: 
ruhen zu kommen brauchen, denn der größte Teil 
dieſer Agrarierverbände beſtand aus Einwohner⸗ 
wehrleuten. (Sehr gut! links.) 


Dann hat Herr Dr. Ziehm darauf hingewie⸗ 
ſen, bei Ueberſchwemmungen ſei der Schutz der 
Einwohnerwehr notwendig. Er hat dann das 
Wort geprägt, daß die Freien Gewerkſchaften nicht 
geeignet wären, in ſolchen Notfällen den Schutz 
des bedrohten Staates zu übernehmen. Herr Dr. 
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Ziehm, haben Sie auch dieſe Behauptung 1914 
aufgeſtellt, als Millionen von Sozialdemokraten 
und freien Gewerkſchaftlern ins Feld ziehen muß⸗ 
ten? (Sehr gut! links. — Abg. Dr. Ziehm: Die 
zogen nicht als freie Gewerkſchaftler ins Feld, ſon⸗ 
dern als Soldaten!) Jetzt halten Sie ſie für un⸗ 
geeignet, den Schutz zu übernehmen. (Damals 
haben Sie ſich gedrückt! links.) Ich weiß nicht, 
Herr Dr. Ziehm, ob Sie ſich ſchon einmal einen 
Aufmarſch der Einwohnerwehr angeſehen haben. 
Darunter iſt eine ganze Anzahl von jungen Leu⸗ 
ten, die noch nie einen Spaten, eine Schippe in der 
Hand gehabt haben, die überhaupt nicht damit 
umzugehen verſtehen, die völlig ungeeignet ſind, 
ſolche Arbeiten auszuführen, die in Fällen von 


Ueberſchwemmungen ujw. nötig find. Ich glaube, 


was die Entſchließung der Freien Gewerkſchaften 
beſagt, daß ſie ſich nämlich in der Not dem Staate 
zur Verfügung ſtellen wollen, das werden auch die 
anderen Gewerkſchaftsrichtungen tun, die aus den 


andern Lagern, dem chriſtlichen und dem libe⸗ 


ralen. In ſolchen Fällen ſind umfaſſende Erd⸗ 
arbeiten zum Schutze Danzigs nötig, die können 
die jungen Burſchen nicht ausführen, die nur zum 
Soldatenſpielen zuſammengekommen ſind. (Sehr 
richtig! links.) Etwas anderes tft es nämlich nicht, 
m. D. u. H. von rechts. Die Einwohnerwehr hat 
keine praktiſchen Uebungen im gefährdeten Ge⸗ 
lände abgehalten. Es haben zwar Uebungen der 
Einwohnerwehr im bedrohten Weichſelgebiet und 
an den Weichſeldämmen ſtattgefunden, aber man 
ſah nicht etwa Hunderte von Einwohnerwehrleu⸗ 
ten mit Spaten ankommen und die Erdarbeiten 
vornehmen, ſondern ſie kamen mit Schießprügeln 
und hielten Schießübungen ab. (Sehr richtig! 
links.) Die Bewohner wurden dadurch oft gefähr⸗ 
det, denn an dieſen Tagen wurde das Gelände 
dort nicht einmal durch Beamte abgeſperrt. Ich 


glaube aber, wenn die Weichſel wirklich einmal 


übermütig werden ſollte, dann wird ſie ſich nicht 
dadurch abhalten laſſen, daß 100 Mann mit 
Schießprügeln aufmarſchieren und Herr Burandt 
oder ſonſt jemand Kommandos losläßt, um die 
rebelliſche Weichſel zu bändigen. Das kann nur 
durch die harte Fauſt des Danziger Arbeiters ge⸗ 
ſchehen. (Reden Sie doch nicht ſolchen Unſinn! 
rechts.) b f 

Nun kommt die Einwohnerwehr und ſagt, ſie 
wundere ſich ſehr über den Auflöſungsbefehl des 
jetzigen Senats. Sonderbarerweiſe findet ſie jetzt 
mit einem Mal ſtarke proletariſche Töne, denn in 
der Entſchließung, die angenommen wurde, heißt 
es: „Die Mehrzahl der Mitglieder gehört dem 
Arbeiterſtande an“, (Das iſt auch richtig! rechts) 
aber auch Gewerbetreibende, Großkaufleute, Be⸗ 
amte, Offiziere, ja ſogar Generäle ſtehen neben 
den Arbeitern.“ (Heiterkeit links.) Für den 
Deichſchutz, den die Einwohner im Falle der Not 
ſtellen ſollen wie Sie es immer hier anführen, 
kommen die alten Generäle, Herr Feldtkeller uſw., 
die ihre Penſion in Oliva verzehren, nicht in 


Frage. (Abg. Plettner: Im Traum ſehe ich ſchon 


Herrn Dr. Ziehm mit dem Spaten in der Hand! 
— Abg. Philipſen: Die Herren haben ſich wie ge- 
wöhnliche Leute als Poſten hingeſtellt!) 

Präſident: Ich bitte, die Zwiegeſpräche zu un⸗ 
terlaſſen. 
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Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn Sie ſa⸗ 


gen, die Herren Generäle hätten ſich neben den 
einfachen Arbeiter geſtellt (Abg. Philipſen: Ja⸗ 
wohl!) und hätten denſelben Dienſt verrichtet, 
dann hätte ich nur gewünſcht, daß die Herren Ge⸗ 
neräle es auch während der vier Kriegsjahre ge⸗ 
tan hätten. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Da⸗ 
mals haben ſie aber nichts getan. N 
Nun zu der Frage, die Herr Dr. Ziehm auch 
noch aufgeworfen hat, nämlich die Ausführungen 
des Herrn Abg. Jahr. (Abg. Jahr: Ich werde 
mich ſelbſt rechtfertigen!) Er meinte, daß dieſe 
Ausführungen ſehr berechtigt geweſen ſeien. (Abg. 
Jahr: Das waren ſie auch!) Sie brauchen ſich nicht 
ſelbſt zu loben, Sie kennen ja das Wort vom 
Eigenlob. Damals hat Herr Jahr ausgeführt, 
daß die Frage, ob die Ruhe und Sicherheit im Be⸗ 
darfsfalle aufrecht erhalten werden können, beim 
heutigen Stande der Polizei nicht bejaht werden 
könne. (Ein ſehr ernſtes Wort! rechts.) Herr 
Abg. Dr. Ziehm, man muß doch hier feſtſtellen, 
daß das ein Beamter der Schupo geſagt hat. (Abg. 
Jahr: Ich bin Abgeordneter, Herr Loops! — 
Aha! links.) Schämen Sie ſich ſchon Ihres ſon⸗ 
ſtigen Berufes? (Abg. Jahr: Durchaus nicht!) Je⸗ 
denfalls haben Sie erklärt, daß die heutige Schupo 
ihren Aufgaben nicht gewachſen ſei. (Abg. Jahr: 
Das habe ich nicht geſagt!) Dieſe Worte waren 
in einem Blatt enthalten, das Ihnen ſehr nahe 
ſteht. In Wirklichkeit ſind dieſe Auslaſſungen des 
Herrn Schupohauptmanns und Abgeordneten 
Jahr eine Herabſetzung der Staatseinrichtung, der 
er ſelbſt dient. Ich möchte Herrn Dr. Ziehm an 
das Wort erinnern, das er ſelbſt prägte, als vor 
einigen Jahren Herr Abg. Dr. Blavier noch den 
radikalen Freund des Volkes mimte und mächtig 
über die Mißwirtſchaft der deutſchnationalen Re⸗ 
gierungsräte ſchimpfte. Da war es Herr Dr. 
Ziehm, der das als ſkandalös empfand und es als 
Vizepräſident des Senats ganz ſcharf zurückwies. 
Er ſagte damals, ein Beamter, der ſein eigenes 
Neſt beſchmutze, hätte das Recht verwirkt, hier 
aufzutreten und zu kritiſieren. (Abg. Dr. Ziehm: 
Damals war Dr. Blavier gar nicht Abgeord⸗ 
neter!) 11 
Es wird von Ihnen behauptet, der Beſchluß 
des Senats hätte auch injofern keine ſachliche Be⸗ 
rechtigung, als die 100 000 oder 120 000 Gulden, 
die geſpart würden, ſich gar nicht im Etat aus⸗ 
wirkten. Man kann darüber zum mindeſten ver⸗ 
ſchiedener Meinung ſein. Sie bekämpfen aber die 
Sparſamkeit des Senats, indem Sie ſagen, in 
finanziellen Notzeiten, wie gegenwärtig, ſollte 
man bei den polniſchen Schulen ſparen und dafür 
kein Geld ausgeben. Solche Hinweiſe ſind politiſch 
höchſt unklug. (Sehr gut! links.) Damit haben Sie 
auf jeden Fall bewieſen, daß dieſer Entwurf we⸗ 
gen der verkehrten Sparpolitik keine ſachliche Be⸗ 
rechtigung habe. 5 N 
Weiter iſt hier auf die außenpolitiſche Gefahr 


hingewieſen worden, die uns droht, wenn die Ein⸗ 


wohnerwehr aufgehoben würde. Es iſt wohl das 
Allexverkehrteſte und Törichteſte, daß ſolche Worte 
hier überhaupt geſprochen worden ſind. Herr 
Vizepräſident Gehl hat es als Mitleiter der Res 
gierung vermieden, darauf einzugehen. Das iſt 
bei ſeiner Poſition verſtändlich. Trotzdem muß 
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aber wiederholt werden, daß jene Ausführungen (C) 
ſicherlich das Törichteſte waren, was ſeit langer 
Zeit aus Ihren Reihen geäußert worden tt, (Sehr 
gut! links.) Wenn Sie ſagen, hätte z. B. Memel 
eine Einwohnerwehr gehabt, ſo wäre der Ein⸗ 
marſch der Litauer niemals gelungen, ſo iſt das 
etwas ſehr Törichtes. (Sehen Sie ſich ‚Ober: 
ſchleſien an! rechts.) Dieſe Worte wirken noch 


ſchädigender, wenn das ſogar in einer Entſchlie⸗ 


Bung der Einwohnerwehr zum Ausdruck gelangt, 
worin es heißt: „Wir willen, daß dauernd ſcharfe 


Wacht notwendig iſt, um Danzig vor dem Schickſal 


Wilnas und Memels zu bewahren.“ Man kann 
politiſch dieſe Anſchauung haben, aber muß es 
denn immer eine Eigenart der Deutſchen ſein, ver⸗ 
nünftige Gedanken in der unvernünftigſten Weiſe 
auszuführen? Das iſt zur kaiſerlichen Zeit aller⸗ 
dings immer die Art der deutſchen Politik ge⸗ 
weſen. Wenn Sie auf die Gefahr hinweiſen, die 
Danzig angeblich bedroht, dann iſt es töricht, die 
Abwehr dieſer Gefahr in Zuſammenhang mit der 
Einwohnerwehr zu bringen. Dadurch werden die 
Polen ja überhaupt erſt auf die Sache aufmerk⸗ 
ſam gemacht. Bisher haben Sie behauptet, die 
Einwohnerwehr ſolle nur innerpolitiſchen Zielen 
dienen, dem Deichſchutz und dem Schutz des Staa⸗ 
tes vor der Agrarrevolution. Nun kommen Sie 
auch noch und ſagen, es müſſe das Deutſchtum 
durch die Einwohnerwehr geſchützt werden. (Zuruf 
des Abg. Dr. Ziehm.) So verblendet wie deutſch⸗ 
nationale Politiker, die den Befreiungskampf 
Deutſchlands gegen Frankreich zuſammen mit der 
deutſchen Reichswehr und der ſowjetruſſiſchen Ar⸗ 
mee machen wollten, iſt die Sozialdemokratie nicht 
geweſen. Um ſo törichter iſt es, daß Sie auch jetzt 
noch immer wieder ſolche Politik machen, nachdem 
Sie ſich damit in der ganzen Welt lächerlich ge⸗ 
macht haben. (Sehr gut! links.) Wenn Sie her⸗ 
vorheben, daß es notwendig ſei, Danzig vor Un⸗ 
ruhen zu ſchützen, ſo möchte ich Sie zum Schluß an 
ein Wort von Goethe erinnern, der ausſprach, daß 
Unruhen und Revolutionen immer nur durch die 
Schuld der herrſchenden Klaſſe hervorgerufen 
werden, wenn ſie es nicht verſtände, rechtzeitig 
durch Reformen, durch Entgegenkommen, die be⸗ 
rechtigten Wünſche der Völker zu befriedigen. Sie 
wollen ja immer ein Hüter der deutſchen Kultur 
ſein. Dann möchte ich Sie dringend bitten, ſich 
auch dies Goethewort hinter die Ohren zu ſchrei⸗ 
ben, und zwar in zweifacher Hinſicht, einmal da⸗ 
durch, daß Sie Ihre eigenen Parteigenoſſen, ins⸗ 
beſondere die Agrarier, vor unüberlegten Hand⸗ 
lungen, vor Putſchen und Gewalttätigkeiten, be⸗ 
wahren und daß Sie andererſeits die Ritterguts⸗ 
beſitzer und andere Großunternehmer veranlaſſen, 
den berechtigten Forderungen ihrer Arbeiter recht⸗ 
zeitig entgegenzukommen. M. D. u. H.! Dann 
brauchen wir hier in Danzig keine Angſt vor Un⸗ 


ruhen zu haben. Dann haben wir durch die frei⸗ 


heitlichen ſozialen Verhältniſſe eine viel beſſere 
Sicherheit, als ſie uns jede Einwohnerwehr ge⸗ 
währleiſten kann. Merken Sie ſich das, m. H.! 

Es liegt nun einmal der Beſchluß des Senats 
vor, und die Ginwohnerwehr ſelbſt hat ſich auch 
damit abgefunden, daß ihre Auflöſung erfolgt. In 
der Auflöſungsverſammlung erklärte ſie, daß ſie 
als ehemalige treue Soldaten gehorchen wollen. 
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(Loops, Abgeordneter) 


(Sehr richtig! rechts.) Wenn das die Einwohner⸗ 


wehr geſagt hat, dann befolgen Sie dies Beiſpiel, 
und ich möchte hier noch ein zweites Goethewort 
anwenden: „Tragen Sie das Unvermeidliche mit 
Würde“. (Bravo! links. — Heiterkeit rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kurowfki. = 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Namens der Zentrumsfraktion habe ich folgende 
Erklärung abzugeben: 5 

Wenn wir den Antrag der Deutſchnationalen 
Volkspartei ablehnen, ſo tun wir dies aus rein 
ſachlichen Erwägungen, ohne daß wir uns im ge⸗ 
ringſten von taktiſchen oder gar parkeipolitiſchen 
Motiven leiten laſſen. Dieſe ſachlichen Erwägun⸗ 
gen ergeben ſich aus dem Gebot der Sparſamkeit, 
über die kein Wort geſagt zu werden braucht. Wir 
erkennen gern an, daß ſeinerzeit die Notwendig⸗ 


keit für die Schaffung der Einwohnerwehr be⸗ 


ſtanden hat, als die Bildung unſerer Sicherheits⸗ 
organe ſich in der Entwicklung befand und dieſe 
den damaligen Anforderungen allein nicht ge⸗ 
wachſen waren. Wir ſtehen nicht an, den Mit⸗ 


gliedern der Einwohnerwehr und beſonders ihren 


Führern unſere Anerkennung und unſeren Dank 
dafür auszuſprechen, daß ſie ſich zu gegebener Zeit 
in uneigennütziger Weiſe für den Dienſt der All⸗ 
gemeinheit zur Verfügung geſtellt haben. f 

Dieſe Verhältniſſe liegen aber heute nicht 
mehr vor. Es iſt unrichtig, die Notwendigkeit der 
Einwohnerwehr noch jetzt zu behaupten. Es wird 
gesagt, daß man die Einwohnerwehr zum Beiſpiel 


(B) beim Eintritt gewaltſamer Naturereigniſſe, wie 


Deichbrüchen uſw. zur ſchnellen Verwendung haben 
müſſe. Wir ſind der Anſicht, daß in ſolchen Fällen 
ein paar hundert geeignete Arbeiter, die doch ſtets 
zur Hand ſind, weit beſſer verwendet werden kön⸗ 
nen. Und wenn heute noch auf den eigentlichen 
Zweck der Einwohnerwehr, Unteritükung der Po⸗ 
lizeitruppe, hingewieſen wird, jo find wir der An⸗ 
ſicht, daß unſere Polizeitruppe ihrem Zweck ge⸗ 
nügt, zumal die Verhältniſſe in dieſer Hinſicht 
heute viel günſtiger ſind als zur Zeit der Grün⸗ 
dung der Einwohnerwehr. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit möchten wir es nicht unterlaſſen, darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß wir es für geradezu leichtfertig hal⸗ 
ten, wenn überhaupt und beſonders von dieſer 
Stelle aus auch nur mit dem Gedanken geſpielt 
wird, es könnte ſich einmal fremdes Militär in 
anderer als freundſchaftlicher Beziehung inner⸗ 
halb unſerer Staatsgrenzen aufhalten. Dieſe Er⸗ 
wägung iſt um ſo weniger mit dem Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen der Einwohnerwehr zu verquicken, 
als der betreffende Redner wohl ſelbſt nicht daran 
denkt, daß gegen eine fremde Militärmacht be⸗ 
waffneter Widerſtand geleiſtet werden könnte. 
(Abg. Dr. Ziehm! Das iſt nicht geſagt worden!) 
Ich kann es nachweiſen. a 


Es iſt ſchon erklärt worden, daß wir unſere 


Polizeitruppe für genügend halten, den ihr zu⸗ 
fallenden Zweck allein zu erfüllen. Wir haben 
volles Vertrauen zu unſerer Polizei und möchten 
hinzufügen, daß wir immer dort der Polizei un⸗ 
ſere Anterſtützung zuteil werden laſſen, wo es gilt, 
Eingriffe in ihre Geſchloſſenheit und Verwend⸗ 
barkeit abzuwehren. (Bravo!) e 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. ( 


Raſchke. 2 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ein promi⸗ 
nenter Parlamentarier hat einmal erklärt, mit 
dem Belagerungszuſtand könne jeder Eſel regie⸗ 
ren. Ich möchte das noch ergänzen und ſagen: 
„Mit der Einwohnerwehr kann auch jeder Eſel 


regieren.“ (Zwiſchenrufe.) Wenn hier erklärt 


wird, daß die Auflöjung der Einwohnerwehr eine 
Gefahr für den Freiſtaat bedeute, ſo kann dieſe 
Gefahr nur eintreten, wenn die jeweilige Regie⸗ 
rung den Arbeitern ſtatt Brot blaue Bohnen vor⸗ 
ſetzt. Die Gefahr wird beſonders dann immer her⸗ 
aufbeſchworen, wenn die Unternehmer und die 
Agrarier auf ihrem Standpunkt beharren, wenn 
ſie ſich als die Herren aufſpielen und glauben, der 
Arbeiterſchaft alles bieten zu können. Das iſt ja 


auch ſchließlich die Politik der Deutſchnationalen 


geweſen, und bei der Landbund⸗Tagung iſt das 
beſonders zum Ausdruck gekommen. Wir brauchen 
die Einwohnerwehr, weil die Lebensmittelpreiſe 
nach Ihrer Meinung rapide in die Höhe gehen 
müſſen. Auf der Landbundtagung wurde zum 
Ausdruck gebracht, daß die Agrarier mit dem Ver⸗ 
dienſt nicht auskommen können. Die Bars, Die⸗ 
len und Weinreſtaurants können nicht mehr ſo be⸗ 
ſucht werden, wie es früher der Fall war. Des- 
halb müſſen die Preiſe für die Agrarprodukte er⸗ 
heblich geſteigert werden. Sie wiſſen ganz genau, 
daß mit der Preisſteigerung für die Agrarpro⸗ 


dukte auch der Arbeitsverdienſt erhöht werden 


muß. Dieſe Steigerung des Arbeitsverdienſtes 


wicht zuzulaſſen, ſoll ſchließlich die Aufgabe der 


Einwohnerwehr jein. Inſofern haben Sie ein 
Intereſſe daran, daß die Einwohnerwehr beſtehen 
bleibt. Die Regierung muß aber dafür ſorgen, 


daß die Einwohnerwehr verſchwindet. Sie muß 


den Beweis erbringen, daß es ihr möglich st, ohne 
dieſe Einrichtung zu regieren. Das fetzt natürlich 
voraus, daß in erſter Linie die Bedürfniſſe der 
arbeitenden Bevölkerung befriedigt werden. 
Wenn das nicht geſchieht, wird die Bevölkerung 
auch mit dieſer Regierung fertig werden, trotz 
Einwohnerwehr und Schupo. 

Abgeſehen davon können wir uns mit der Re- 
gierungserklärung inſofern nicht einverſtanden er⸗ 
klären, als der Herr Vizepräſident nicht nur die 
Großagrarier, ſondern auch die Arbeiterſchaft nie⸗ 
derknütteln will, wenn ſie zu rebellieren verſucht. 


Wenn die wirtſchaftliche und politiſche Lage die 


Vorausſetzungen ſchafft, werden die Arbeiter ſich 


nicht abhalten laſſen, trotz Einwohnerwehr und 


Schupo, und wie die Formationen alle heißen, vor⸗ 
zugehen. Sie wird ſich aber auch nicht abhalten 
laſſen, wenn es um politiſche Motive geht. Wenn 
die Arbeiterſchaft erkennt, daß die Regierung 
lediglich die Intereſſen der Beſitzenden vertritt, 
dann wird ſie ſich nicht von der Schupo abhalten 
laſſen und auch nicht von ſonſtigen Einrichtungen, 
die Sie hier und dort noch im Auge haben, (Stellv. 
Präſident des Senats Gehl: Wir ſind keine Alta) 
jenregierung!) Reichsbanner uſw., um das zu tun, 
was ſie für nötig erachtet. Es iſt doch ſo, daß alle 
Regierungen, ob ſie von rechts, aus der Mitte oder 
ſonſtwoher kommen, beſtrebt ſind, die Forderungen 
der Arbeiterſchaft zu unterbinden. Herr Vizeprä⸗ 


ſident, die jetzige Regierung hat ſchon alles Mög⸗ 
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liche auf dieſem Gebiete geleiſtet. 
links.) Ich erinnere daran, daß es die jetzige Re⸗ 
gierung war, die die minimale Erhöhung der Er⸗ 
werbsloſen⸗Unterſtützung abgelehnt hat. (Stellv. 
Präſident des Senats Gehl: Wenn Sie uns Geld 
geben, machen wir alles!) Wir haben oft erklärt, 
wo das Geld herzuholen iſt. (Zuruf links.) Für 
ſolche reaktionäre Regierung, wie fie zur Zeit be⸗ 
ſteht, hat Moskau kein Geld übrig. (Abg. Kloj- 
ſowſki: Woher wiſſen Sie das?) Die Arbeiter 
werden ſich auch durch dieſe Regierungserklärung 
des Vizepräſidenten abſolut nicht einſchüchtern 
laſſen. Aber es iſt Ihre Art, und es muß ſchließ⸗ 
lich ſo ſein, weil Sie ja dieſen kapitaliſtiſchen 
Staat erhalten wollen. Wenn Sie noch ein biß⸗ 
chen Marxismus im Leibe haben, müſſen Sie un⸗ 
bedingt zu dem Schluß kommen, daß der kapitali⸗ 
ſtiſche Staat nur auf Koſten der Arbeiterſchaft er⸗ 
halten werden kann. (Zuruf des Stellv. Präſi⸗ 
denten des Senats Gehl.) Es wird auch in der Re⸗ 
gierungserklärung geſagt, daß man Maßnahmen 
getroffen hat, die im Bedarfsfalle eingeſetzt wer⸗ 
den können, wenn es auf dem Lande und in der 
Stadt notwendig iſt. Ich glaube beſtimmt be⸗ 
haupten zu können, daß der Vizepräſident bei die⸗ 
ſem Satz beſonders Streiks auf dem Lande im 
Auge gehabt hat. Wenn in dieſem Frühjahr die 
Auseinanderſetzungen zwiſchen Agrariern und 
Landarbeiterſchaft einſetzen werden, dann werden 
wir genau dasſelbe zu verzeichnen haben, was wir 
unter der deutſchnationalen Regierung im Jahre 
1923 zu verzeichnen hatten. (Abg. Plenikowſfki: 


(8) Was geſchieht mit der Techniſchen Nothilfe?) 


Wir bringen alſo dieſer Regierungserklärung 
ziemliches Mißtrauen entgegen. (Stellv. Präſi⸗ 
dent des Senats Gehl: Das war vorauszujehen!) 
Schon aus dem Grunde, Herr Vizepräſident Gehl, 
weil wir vollſtändig vermiſſen, was mit den Waf⸗ 
fen gemacht werden ſoll. (Die ſollt Ihr bekom⸗ 
men! links. — Heiterkeit.) Dann würden Sie ein 
gutes Werk tun. (Erneute Heiterkeit.) Es iſt an 
der Zeit, daß die jetzigen Regierungsmethoden 
durch die der Arbeiterſchaft erſetzt werden, daß 
endlich einmal die Arbeiterſchaft zuſammen mit 
den Bauern das Heft in die Hände nimmt. Aber 
Sie werden die Waffen ja nicht den Kommuniſten 
geben, ſondern ſie den Agrariern laſſen. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Das iſt Ihnen 
angenehmer, Herr Leu. Sie fühlen ſich ſicherer, 
wenn der Schutz Ihrer Regierung in den Händen 
dieſer Kreiſe liegt. Sie wollen haben, daß die 
Agrarier die Waffen in den Händen behalten, um 
davon Gebrauch zu machen, wenn die Arbeiter⸗ 
ſchaft auf der Bildfläche erſcheint. Wir ſagen des⸗ 
halb, wenn die Einwohnerwehr aufgelöſt wird, 
muß auch die Frage der Waffen anders geregelt 
werden. (Abg. Kloſſowſki: Das überlaſſen Sie 
uns!) Nein, Herr Kloſſowſki, Sie ſcheinen mir zu 
dumm dazu. Sie haben uns öfter Ableger zu ko⸗ 
ſten gegeben, die jeder Beſchreibung ſpotteten. Auf 
Ihre Dummheit trauen, hieße ſich den Leuten mit 
Haut und Haaren verſchreiben. (Abg. Liſchnewfki: 
Sehr richtig!) el, 

Wir jagen alſo, daß die Regelung der Waffen- 
frage dergeſtalt ſein muß, daß diejenigen ſtreng 
beſtraft werden, die die Waffen nach einer be⸗ 
ſtimmten Friſt noch nicht abgeliefert haben. Schon 
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während des Beſtehens der Einwohnerwehr haben 
wir feſtſtellen können, daß außer den Waffen der 
Einwohnerwehr ſich noch andere Waffen im Frei⸗ 
ſtagtgebiet herumtreiben. Wir werden Ihnen Ge⸗ 
legenheit geben, die Stellen zu finden und werden 
ſehen, was Sie darauf veranlaſſen werden. Daß 
die Waffen der Einwohnerwehr unbedingt und 
auf dem ſchnellſten Wege verſchwinden müſſen, iſt 
für uns eine Selbſtverſtändlichkeit. Weil Sie 
dieſe Frage aus der Verordnung herausgelaſſen 
haben, deshalb haben wir ein beſtimmtes Miß⸗ 
trauen und nehmen an, daß es Ihnen mit der Auf⸗ 
löſung der Einwohnerwehr gar nicht ernſt iſt. 
Wenn die Herren von rechts ſolch ein Geſchrei er⸗ 
heben, ſo geſchieht es nur nach außen hin, um 
wieder mit Hilfe der Bauern ans Ruder zu 
kommen. 

Ebenſo verhält es ſich mit der Techniſchen Not⸗ 
hilfe. Weshalb wird ſie nicht aufgelöſt? (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Ich glaube, die 
Gewerkſchaften haben immer behauptet, daß, 
wenn Notſtandsarbeiten notwendig find, fie dieſe 
auch durchführen werden. Die Techniſche Nothilfe 
iſt eine Streikbrechergarde und muß genau ſo wie 
die Einwohnerwehr beſeitigt werden. (Abg. Liſch⸗ 
newjti: Dafür haben wir einen ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Arbeitsminiſter!) Leider hat die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſchon erkannt, daß dieſer Arbeitsminiſter 
auch nichts erreichen wird. Deshalb bringt ſie ihm 
ebenfalls das größte Mißtrauen entgegen. 

Auf dem Lande laufen die Herrſchaften immer 
noch umher und geben vor, Mitglied der Einwoh⸗ 
nerwehr zu ſein. Hier in der Stadt ſcheint es ſo, 
als ob dieſe Erſcheinung verſchwunden iſt. Auf 
dem Lande aber, beſonders dort, wo deutſchnatio⸗ 
nale Gemeindevertreter vorhanden ſind, denkt 
man gar nicht daran, die Einwohnerwehr aufzu⸗ 
löſen. Ich glaube, es wird bei dieſem Schlendrian 
der jetzigen Regierung noch ein Jahr dauern. 
(Stellv. Präſident des Senats Gehl: Schlen⸗ 
drian?) Jawohl! Inbezug auf die Einwohner⸗ 
wehr! Sie haben die Verordnung herausgegeben, 
kümmern ſich aber nicht darum, ob dieſe Verord⸗ 
nungen auch durchgeführt werden. (Stellv. Prä⸗ 
ſident des Senats Gehl: Das wiſſen Sie doch nicht!) 
Wenn das der Fall iſt, wäre es nicht möglich, daß 
deutſchnationale Gemeindevorſteher, Großagra⸗ 
rier und Gutsbeſitzer die Verordnung ſozuſagen 
ad acta gelegt haben und ſich nicht darum 
kümmern. 

Dem deutſchnationalen Herrn Abg. Dr. Ziehm 
möchte ich inbezug auf die freien Gewerkſchaften 
ſagen, daß die Kollegen der freien Gewerkſchaften 
ihm in der nächſten Zeit eine gebührende Antwort 
erteilen werden. Eine Frechheit ſondergleichen 
iſt es, ſich hierherzuſtellen und zu erklären, die Ar⸗ 
beiterſchaft ſei nicht in der Lage, die Gefahren, 
die durch das Hochwaſſer drohen, abzuwenden. 
(Abg. Dr. Ziehm: Die Gewerkſchaften!) Die Ge⸗ 
werkſchaften ſind die Arbeiter. (Zuruf des Abg. 
Dr. Ziehm.) Ich muß Ihnen ſchon ſagen, davon 
verſtehen Sie abſolut nichts. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Das wäre der einzige Ent⸗ 
ſchuldigungsgrund, der für Sie in Frage käme. 
(Abg. Dr. Ziehm: Ich denke, Sie wollen die Ge⸗ 
werkſchaften überhaupt abſchaffen!) Wieder eine 
koloſſale Dummheit von Ihrer Seite! Ich will 
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nicht mit Ihnen darüber ſtreiten, ob wir für oder 
gegen die Gewerkſchaften ſind, aber ich will ſagen, 
daß die Gewerkſchaft für uns die Organiſation iſt, 
die in nächſter Zeit dieſen Staat kaputt ſchlagen 
ſoll. Die Arbeit, die wir in der Gewerkſchaft 
leiſten, iſt die Arbeit, die wir zum Wohle der Ar⸗ 
beiterſchaft durchführen wollen. Es entſpricht heute 
nicht unſerer Anſicht, wie die Gewerkſchaften jetzt 
geleitet werden, aber deshalb bleiben ſie doch 
immer berufen, die Hochwaſſergefahr zu beſeitigen, 
weil die Arbeiter mehr davon verſtehen als ein 
Großagrarier, der nur gewohnt iſt, ſich beim Sekt⸗ 
gelage vollzuſaufen. ; 9 

Ich möchte noch kurz auf die Erklärung des 
Herrn Vizepräſidenten eingehen, die ſich mit der 
Errichtung der Einwohnerwehr beſchäftigte. Es 
it ſchon jo, wie es gejagt wird, die Einwohner⸗ 
wehr wurde gegründet, um Plünderungen, Ver⸗ 
brechen und ähnliche Vorkommniſſe zu verhindern. 
Man hat nur zu ſagen vergeſſen, daß dieſe Plün⸗ 
derungen und Verbrechen aus der kataſtrophalen 
Wirtſchaftspolitik der Deutſchnationalen und auch 
teilweije der ſozialdemokratiſchen Regierung ge⸗ 
boren wurden. Herr Gehl, als 1918 ein Ebert, 
ein Scheidemann, die Macht in Händen hatten, 
warum wurde da nicht der Arbeiterſchaft das ge⸗ 
geben, was ſie verlangte. Aber ſtatt Rechte, gab 


man der Arbeiterſchaft blaue Bohnen und grün⸗ 
dete die Einwohnerwehren. (Frau Abg. Kreft: 
Sehr richtig!) f 
Wir lehnen den Weg, den die Regierung ein⸗ 
ſchlägt, zum Teil ab, weil wir verlangen, daß ſie 
unbedingt ſchärfer durchgreifen muß. 


Solange 
ſie das nicht tut, haben wir nicht das Vertrauen 
zu ihr und werden der außenſtehenden Bevölke⸗ 
rung erklären, daß das, was hier vor ſich geht, nur 
Bluff it. Es ſoll nur dazu dienen, die Bevölke⸗ 


rung von der tatſächlich miſerablen Wirtſchafts⸗ 


lage abzulenken. Deshalb inszenieren Sie dies 
Theater, deshalb ſchwingen Sie lange Reden. 
Geben Sie der Arbeiterſchaft Arbeit und anſtän⸗ 
digen Verdienſt, und Sie haben weder Einwoh⸗ 
nerwehr noch Schupobeamte notwendig. (Bravo! 
und Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. 
u. H.! Im Namen der Nationalliberalen Bürger⸗ 
partei habe ich auf die Erklärung des Herrn Se⸗ 
natsvizepräſidenten folgendes zu erwidern: Wir 
vertreten die Beibehaltung der Einwohnerwehr 
aus rein ſachlichen Gründen im Intereſſe der Auf⸗ 
rechterhaltung der Sicherheit des Staates. Jede 
agitatoriſche Abſicht liegt uns fern, und wir wei⸗ 


ſen jede dahingehende Anterſtellung mit aller 


Entſchiedenheit zurück. Man muß daher die Er⸗ 
klärung des Herrn Vizepräſidenten des Senats 
als eine gewollte Brüskierung der in der Oppoſi⸗ 
tion ſtehenden bürgerlichen Parteien bezeichnen. 
Sachlichen Wert können wir ihr nicht beimeſſen. 
Sie hat nur den Charakter einer Parteierklärung 
und zeugt von einer Verkennung der ſtaatspoliti⸗ 
ſchen Bedeutung der Einwohnerwehr. Die für 
die Aufhebung der Einwohnerwehr angegebenen 


Gründe haben uns nicht zu überzeugen vermocht. 


Wir behalten uns vor, zu dieſen Gründen bei der 
zweiten Leſung noch eingehender Stellung zu neh⸗ 


alltäglich ſein dürfte. 
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f j 
men, ſobald die heute von dem Herrn Senatsvize⸗ 
präſidenten abgegebene Erklärung im Wortlaut 
vorliegt. (Bravo!) ; 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Jahr. (Zurufe links.) 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Zur Frage der Einwohnerwehr ſelbſt habe ich 
meinen Ausführungen vom letzten Male kaum 
noch etwas Weſentliches hinzuzufügen. Sie ſind 
das Ergebnis ernſter und ſachlicher Erwägungen, 
die ich vollinhaltlich auch heute noch unterſtreiche. 
Ich bin mir bewußt, damit nicht nur die Zuſtim⸗ 
mung weiteſter Kreiſe der Bürgerſchaft zu finden, 
und auch ſolcher Kreiſe, die den Regierungspar⸗ 
teien angehören, wie mir das perſönlich in wie⸗ 
Fe Fällen verſichert wurde. (Zwiſchenrufe 
links. 

Was mich in erſter Linie veranlaßt, das Wort 
zu ergreifen, iſt die Art und Weiſe, in der es der 
Herr Vizepräſident des Senats für erforderlich 
gehalten hat, meine Ausführungen im wahrſten 
Sinne des Wortes zu brandmarken, eine Art und 
Weiſe, wie ſie in dieſem hohen Hauſe wohl nicht 
(Stellv. Präſident des Se⸗ 
nats Gehl: Ihre Ausführungen haben nichts 
Beſſeres verdient!) Ich bin Abgeordneter, Herr 
Vizepräſident, vom Volk gewählt und nicht von 
der Regierung beſtellt. Ich bin daher als Abgeord⸗ 
neter auch nicht der Regierung, ſondern allein 
dem Volk verantwortlich und meinem eigenen 
Gewiſſen. Als Beamter aber glaube ich in einer 
nahezu 20-jährigen Dienſtzeit genügend Verant⸗ 
wortungsgefühl erworben zu haben, um auf der⸗ 
artige Zurechtweiſungen verzichten zu können. In 
meinem langjährigen Beamten verhältnis habe 
ich meine Anſichten jederzeit offen vertreten nach 
dem Wort: „Wer die Wahrheit kennt und ſie 
nicht ſpricht, der iſt fürwahr ein erbärmlicher 
Wicht.“ Wenn ich der Ueberzeugung bin, daß die 
Maßnahmen, die die Regierung jetzt ergreift, 
eine Gefahr für die Sicherheit des Volkes, für 
die Sicherheit des Staates ſind, (Das ſind ſie! 
rechts.) dann iſt es meine Pflicht und Schuldig⸗ 
keit, darauf hinzuweiſen. Dieſe Pflicht als 
Staatsbürger und Abgeordneter habe ich erfüllt, 
und zwar nicht in agitatoriſcher Weiſe, ſondern 
rein ſachlich, daß ſogar Herren der Regierung mir 
perſönlich gegenüber die Sachlichkeit meiner Aus⸗ 
führungen beſtätigt haben. (Herr Dr. Ziehm! 
links — Zurufe und große Unruhe.) 

Welcher Teil meiner Ausführungen iſt es nun 
eigentlich, der die Regierung veranlaßt, ſo ſcharfe 
Töne zu brauchen? Dieſe Frage ſchwebte mir 
vor, als der Herr Vizepräſident geſprochen hatte. 
Sie wurde durch die Ausführungen des Herrn 
Abg. Loops beantwortet, der mir den Vorwurf 
machte, ich hätte behauptet, die Schutzpolizei reiche 
nicht aus, die Ruhe und Ordnung aufrechtzuer⸗ 
halten. Das iſt eine grobe Verdrehung der von 
mir gemachten Ausführungen. (Unerhört ſo et⸗ 
was! links.) Jeder, der meine Ausführungen ge⸗ 
hört oder das Stenogramm meiner Rede geleſen 
und ſeine Weisheit nicht aus der Preſſe gezogen 
hat, wird wiſſen, daß ich an der Hand eines Bei⸗ 
ſpiels die Sicherheitsverhältniſſe in Danzig be⸗ 
leuchtet habe: (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
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Ich weiß genau, was ich gejagt habe. Ich habe 
das Beiſpiel aus dem Jahre 1921 angeführt und 
habe folgenden Satz geprägt, wenigſtens inhalt⸗ 
lich: „Damals hatten wir 1400 Mann unifor⸗ 
mierte Polizei und die geſamte Einwohnerwehr, 
heute haben wir nur 1000 Mann.“ (Und die Offi⸗ 
ziere? links.) Die gehören dazu! Ich habe dann 
ausgeführt, daß wir bei der damaligen Zahl der 
Sicherheitsorgane die Frage, ob wir die Sicher⸗ 
heit aufrecht zu erhalten in der Lage ſeien, be⸗ 
jahen konnten. (Abg. Mau: Hier kneift einer!) 
Das habe ich nicht nötig. — Wenn wir heute 
dieſelben Verhältniſſe hätten, in meinem Steno⸗ 
gramm ſteht: „Unter denſelben Verhältniſſen“, 
d. h. wenn wieder Generalſtreik wäre, wie da⸗ 
mals, und zwar Generalſtreik mit politiſchem 
Hintergrund, denn durch Flugblätter war be⸗ 
kannt, daß alle möglichen Abſichten vorlagen, um 
gegen die Regierung agreſſiv zu werden, werden 
wir dieſelben Fragen nicht bejahen können. Die 
Polizei war auf die Gefahr des Augenblicks hin⸗ 
gewieſen. Infolgedeſſen waren ihre geſamten 
Kräfte in Danzig zuſammengezogen worden. Alle 
Vororte, Langfuhr, Oliva uſw., die lebenswich⸗ 
tigen Betriebe, ſogar die Poſtämter u. dergl. 
waren durch Einwohnerwehr beſetzt, um die ge⸗ 
ſamte Polizei geſchloſſen in der Hand der Regie⸗ 
rung zu belaſſen. Seien Sie ſachlich und urteilen 
Sie ſelbſt. Heute haben wir 400 Mann Polizei 
weniger. Das iſt eine Tatſache, die 
wegleugnen kann. Zweitens haben wir keine 
Einwohnerwehr. Unter denſelben Verhältniſſen 
wie damals müßte alſo die Frage nach Gewähr⸗ 
leiſtung der Sicherheit verneint werden. Das iſt 
eine Rechnung, die jeder aufſtellen kann, der es 
nur will. Sie wollen es aber nicht, das iſt der 
ſpringende Punkt. (Sehr richtig! rechts. — Abg. 
Mau: Wenn Sie nur nicht putſchen, dann bleibt 
alles ruhig! Wenn Sie ruhig ſind, wird alles in 
Ordnung bleiben!) Weiter wurde meinen Aus⸗ 
führungen die Auffaſſung beigelegt, als ob ich in 
den Arbeitern Feinde des Staates erblicke. Wer 
meine Rede geleſen hat, oder meine Ausführun⸗ 
gen hörte, wird wiſſen, daß ich ſagte, ich kenne 
den Danziger Arbeiter als friedliebenden Men⸗ 
ſchen. (Abg. Liſchnewſki: Sie hetzen die Beamten 
gegen die Arbeiter auf!) Aus nichtigen Urſachen 
und planmäßiger Hetze kann nicht nur der be⸗ 
ſonnenſte Arbeiter, ſondern jeder Staatsbürger 
zu Unbeſonnenheiten verleitet werden, die er 
ſelbſt nicht überſehen kann und bei nüchterner 
Ueberlegung ſelbſt verurteilt. Das ſind Tat⸗ 
ſachen, die ewig beſtehen! Zu allen Zeiten kann 
die Maſſe durch Unzufriedenheit, durch plan⸗ 


mäßige Hetze, oder irgend welche andern Um: | M 


ſtände zu Unbeſonnenheiten gereizt werden und 
weil das der Fall iſt, deshalb ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß man niemals die Behauptung 
aufſtellen kann, die Verhältniſſe ſind derart kon⸗ 
ſolidiert, daß der Staat auf eine Einrichtung wie 
die Einwohnerwehr verzichten könne. Wir ſtehen 
vielmehr auf dem Standpunkt, daß ſie unentbehr⸗ 
lich iſt, und dem Staate auch dann nichts ſchadet, 
wenn ſie nicht aufgeboten werden braucht. Dann 
erfüllt ſie immer noch die Aufgaben, die Autorität 
des Staates zu ſtärken und im Volke das Gefühl 


niemand 
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der Sicherheit zu heben! (Bravo! rechts. — Zu⸗ 
ruf des Abg. Plettner. — Abg. Mau: Solche Ver: 
brecher! — Lärm.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): (Es hat 
gar keinen Zweck! links.) M. D. u. H.! Darüber, 
ob es keinen Zweck hat, wird dieſe Regierung ur⸗ 
teilen, wenn ſie die Einwohnerwehr braucht und 
zwar nicht gegen die Agrarrebellen, ſondern ge⸗ 
gen die eigenen Leute. Weil Sie mir dieſen An⸗ 
fang ſelbſt zuſchoben, erinnere ich Sie daran, daß 
die damalige Linksregierung 1918 nach der Re⸗ 
volution ſo einverſtanden war, daß andere Män⸗ 
ner als Ihre Geſinnungsgenoſſen Sie gegen die 
Leute von ganz links verteidigt haben. Jene 
Zeiten werden für Sie wiederkommen. Wir haben 
ja das Beiſpiel der 
unter der wir in kurzer Zeit 20 000 Erwerbsloſe 
hatten. Infolgedeſſen ſteigerte ſich damals die 
Unzufriedenheit. Jetzt ſind wieder 20 000 Er⸗ 
werbsloſe vorhanden. (Zuruf links.) Das habe 
ich der Rede des Regierungsvertreters im Sozi⸗ 
alen Ausſchuß entnommen. Er gab ſelbſt an, daß 
dieſe Zahl nicht ausreicht, ſondern daß noch wei⸗ 
tere Erwerbsloſe in Danzig ſeien. Heute ſind die 
Verhältniſſe ſchon ſo, daß ein Rebellentum erzo⸗ 
gen wird, welches nicht von rechts, ſondern aus 
Ihren eigenen Reihen kommen wird. Was das 
Urteil des Volkes anlangt, das bei der Wahl ge⸗ 
ſprochen wurde, ſo können Sie ſich dabei nur auf 
ruhige Leute berufen. Unter einer Herrſchaft 
von links iſt niemals Ordnung, ſondern nur Un⸗ 
ordnung geweſen. Was Sie ſelbſt heute getan 
haben, Herr Abg. Gehl — Herr Abgeordneter —, 
denn Vizepräſident ſind Sie nicht, Sie ſitzen 


ten Sie nicht mehr hier ſtehen. — das zieht die 
Unordnung groß. (Zurufe.) Es hat noch keinen 
Regierungsvertreter gegeben, der ſich derartig als 
Parteivertreter aufgeführt hat, wie Sie. (Lebhaf⸗ 
tes Bravo! rechts. — Unverſchämter Kerl! — 
Lebhafte Zwiſchenrufe links.) Ich bewundere 
Ihre Feigheit, daß 42 Mann gegen einen brüllen. 
(Abg. Liſchnewſki: Das laſſen Sie ſich von dem 
Lümmel gefallen?) 

Bizepräfident Dr. Vogdan: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki: Sie haben den Redner als einen Lümmel 
bezeichnet, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zwiſchen⸗ 
rufe links — Große Unruhe.) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es 
wurde vorhin über Landbundverſammlungen ge⸗ 
ſprochen. Ich komme mir vor, als wenn ich in 
einer Gewerkſchaftsverſammlung von Ihnen bin. 
D. u. H.! Mir iſt die Perſon des Vizepräſi⸗ 
denten Gehl ja in jeder Beziehung ſo gleichgültig, 
vor allen Dingen aber nach ſeiner Rede. Ueber 
eins aber wundere ich mich. Nicht über ſeine Aus⸗ 
führungen, ſondern über die Ruhe dieſer Regie⸗ 
rung, die mit all ihren hauptamtlichen und 
nebenamtlichen Perſonen dabeiſteht und zu allem 
nicht einmal Muck ſagt, wenn ein Vizepräſident 


Großer Lärm.) a 
Vizepräſident Dr. Bogdan: 
neter, | 


unten, wo Sie hingehören, nach Ihrer Rede durf⸗ 


ſich derart hierherſtellt. (So ein Lump! links — 
Herr Abgeord⸗ 


(O) 


früheren Linksregierung, 


0 


(B 


— 


Zwischenrufe | 


inks.) in 12 ? g 11 n 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Feige 
ſind Sie, die 42 gegen einen ſchreien. (Unerhört! 
Eine Gemeinheit ſondergleichen? Das iſt ein ganz 
gemeiner Wicht! — Abg. Klojjowifi: Der darf in 
dieſem Hauſe nicht mehr reden!) Dann werden 
wir die Sitzung ſchließen müſſen, ich werde ſolange 
reden, wie es mir gefällt. (Sehr gut! rechts.) Ich 
will mich mit Ihnen gar nicht beſchäftigen, das 
ſind Sie gar nicht wert. (Erregte Zwiſchenrufe 
und Unerhört! links. — Lärm.) Die Hauptſache 
iſt für mich, daß eine offizielle Regierungserklä⸗ 
rung abgegeben wird, die nach meiner Aeberzeu⸗ 
gung doch dem Senat vorgelegen hat, und daß die 
Zuſtimmung des Geſamtſenats zu einer derartig 
unverſchämten Regierungserklärung abgegeben 
worden iſt. (Unerhörte Frechheit! — Anhaltender 
Lärm links. — Abg. Beyer: Der Präſident muß 
ihm das Wort entziehen, das dürfen Sie micht 
dulden! — Abg. Wierſchowſki: Der darf jede Be⸗ 
leidigung ausſtoßen! — Die Abgeordneten drin⸗ 
gen zur Rebnertribüne und zum Sitz des Präſi⸗ 


(Sie Feigling! — Andauernde 
links f f 


denten vor. — Anhaltender Lärm und Zurufe 


links. — Glocke des Präfidenten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich habe die Aus⸗ 
führungen des Abg. Hohnfeldt ſofort gerügt. (Das 
haben Sie nicht getan! links. — Abg. Mau: Wir 
verhandeln nicht weiter. — Abg. Kloſſowſki: 
Schämen Sie ſich was! — Fortdauernde große 
Unruhe. — Der Präſident verläßt ſeinen Platz. — 
Abg. Hohnfeldt: Sie ſehen mich bei der nächſten 
Sitzung wieder!) . 125 
(Unterbrechung der Sitzung 5 Uhr 40 Minuten.) 


Die Sitzung wird 6 Uhr 35 Minuten durch den 
Vizepräsidenten Dr. Bogdan wiedereröffnet. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 
Sitzung wieder. M. D. u. H.! Ich muß zunächſt 
darauf hinweiſen, daß mir während der Rede des 
Herrn Abg. Hohnfeldt wiederholt zugerufen 
wurde, daß ich dem Redner das Wort zu entziehen 
hätte. Nach der Geſchäftsordnung muß ich feſt⸗ 
ſtellen, daß der Präſident nicht in der Lage iſt, 
einem Redner das Wort zu entziehen, außer wenn 
der 8 62 in Frage kommt, den ich in Rückſicht auf 
die vielen neuen Abgeordneten mitteilen will. 

Iſt ein Redner drei Mal in derſelben Rede „zur 
Ordnung“ oder „zur Sache“ gerufen worden, ſo hat 
der Präſtdent den Volkstag zu befragen, ob dem Red⸗ 
mer das Wort entzogen werden ſoll. Die Abstimmung 
hierüber findet ohne Beſprechung ſtatt. Nach dem 
zweiten Ruf „zur Ordnung“ oder „zur Sache“, muß 
der Präſident den Redner auf dieſe Folge hinweiſen. 

Ich habe die Rede des Herrn Abg. Hohnfeldt 
im Stenogramm eingeſehen. Bezüglich der Aeuße⸗ 
rungen über die Regierung, die ich ſofort gerügt 
habe, das iſt den Herren entgangen, muß ich mit⸗ 
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ner darüber wundern, 


teilen, daß ich den Abg. Hohnfeldt zur Ordnung 
rufe. Von verſchiedenen Seiten find Zwiſchenrufe 
gemacht worden. Ich habe nur den Abg. Liſch⸗ 
newſki zur Ordnung rufen können. Im übrigen 
habe ich die Zwiſchenrufer nicht feſtſtellen können 
und will auch in Rückſicht auf die große Unruhe 
von weiteren Ordnungsrufen abſehen. Das Wort 
hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 


* 
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ure, daß man einem Volksvertreter hier den 
Maulkorb umhängt. Ich ſehe durchaus nicht ein, 
warum ich meinen Ausführungen nicht eine Kri⸗ 
tik anknüpfen ſoll. Ich bin es gewohnt, den Aus: 
druck zu brauchen, der mir zur Verfügung ſteht. 
Ich konnte keinen anderen gebrauchen, als den, 
er ich gebraucht habe. (Zurufe und Unruhe 
links. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt, ich rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung 
und mache Sie darauf aufmerkſam, daß ich beim 
dritten Ordnungsruf das Haus befragen muß, ob 
Sie weiterſprechen können. (Zwiſchenruf des Abg. 
Kloſſowſki.) f 
Hohnfeldt, 
Gebildetſein will ich mich mit Ihnen nicht unter⸗ 
halten, Herr Kloſſowſki, darüber haben Sie kein 
Urteil. — Ich war dabei ſtehen geblieben, daß ich 
mich darüber wunderte, daß bei einer derartigen 
Regierungserklärung keiner der hauptamtlichen 
Senatoren Einſpruch erhoben hat. Ich muß mich 


darüber deshalb wundern, weil die hauptamt⸗ 


lichen Senatoren früher die Notwendigkeit der 
Einwohnerwehr betont haben. Ich muß mich fer⸗ 
wenn es auch nur acht 
Herren ſind, daß dieſe nicht das Rückgrat haben, 
ſich gegen eine derartige Aeußerung des Herrn 
ſtellvertretenden Präſidenten des Senats zu wen⸗ 
den. (Große Unruhe.) 5 

Meine Erregung geht aber vor allen Dingen 
aus folgendem hervor. Die Regierung hat bei 
ihrem Antritt erklärt, daß ſie mit Polen eine Ver⸗ 
ſtändigung herbeiführen wolle. Ich weiß nicht, 
wie weit man den Gerüchten glauben kann, die in 


Danzig im Umlauf ſind und die eine Verbindung 
zwiſchen der jetzigen Regierung und Polen auch in 


der Frage der Einwohnerwehr als Tatſache er⸗ 
ſcheinen laſſen. Es iſt eigenartig, daß in der Be⸗ 
völkerung die Gerüchte nicht verſtummen wollen, 
wonach die jetzige Regierung ſchon vor ihrem An⸗ 
tritt, und zwar ein Vertreter der Sozialdemokra⸗ 
tiichen Fraktion und ein Vertreter der Liberalen 
Fraktion, den Polen Verſprechungen gemacht ha⸗ 
ben ſollen, wonach die Einwohnerwehr aufgelöſt 
wird. Das iſt eine Forderung, die die Polen ſeit 
Jahren in ührer Tagespreſſe und ihren Woher: 
zeitſchriften vertreten haben. Mit anderen Wor⸗ 
ten, die Bevölkerung ſteht auf dem Standpunkt, 
daß nicht Hochverrat geübt wird von denjenigen, 
die die Auflöſung der Einwohnerwehr kritiſieren, 
ſondern ſeitens der Regierung ſelbſt. (Zwiſchen⸗ 
rufe und ſtürmiſche Unruhe.) 5 

Vißzepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt, ich vufe Sie zum dritten Mal zur Ordnung. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich habe das Recht, dieſe Aeuße⸗ 


rungen der Bevölkerung vorzutragen!) Ich habe 


geſchäftsordnungsmäßig, nachdem ich Sie auf die 
Folgen des zweiten Ordnungsrufes hingewieſen 
habe, das Haus darüber zu befragen, ob Sie wei⸗ 
ter ſprechen ſollen. Die Damen und 


dafür ſind, daß der Herr Abg. Hohnfeldt nicht wei⸗ 
ter ſpricht, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das letztere war die Minderheit, das 
Haus hat beſchloſſen, dem Redner das Wort zu 
entziehen. (Lebhafte Zwiſchenrufe links. — Zurufe 


Abgeorndeter Mat. Soz.) 2 Ueber 


Herren, die 
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des Abg. Hohnfeldt.) Ich bitte Sie, ſich zu beruhi⸗ 


gen, ſonſt müßte ich von den weiteren geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßigen Mitteln Gebrauch machen. 
(Zwiſchenrufe links und des Abg. Leu.) Herr Abg. 
Leu, ich rufe Sie zur Ordnung, weil Sie den 
Herrn Abg. Hohnfeldt als Lümmel bezeichnet 
haben. Das Wort hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Von allen denjenigen, für die die Sorge um 
den Staat eigene Sorge iſt, muß die zur Beratung 
ſtehende Frage wohl als eine ſehr ernſte anerkannt 
werden. Daß dieſe Auffaſſung auch in weiteſten 
Kreiſen unſerer Bevölkerung beſteht, beweiſen die 
vielen Zuſchriften, die der Preſſe über die Auf⸗ 
löſung der Einwohnerwehr zugegangen ſind, be⸗ 
weiſen die vielen Erörterungen, die in den ver⸗ 
ſchiedenen Organiſationen über dieſe Regierungs⸗ 


maßnahme gemacht werden, beweiſt aber auch die 


überaus große Nachfrage nach Tribünenkarten für 
Volkstagsſitzungen, in denen dieſe Frage zur Be⸗ 
handlung ſteht. Ich konnte feſtſtellen, daß noch 
niemals, weder bei Beſprechung von Haushalts⸗ 
plänen, noch bei der Beſprechung von Regierungs⸗ 
erklärungen von Seiten der Bevölkerung eine der⸗ 
art große Nachfrage nach Tribünenkarten war, 
wie bei Behandlung dieſer Frage. (Aha! links.) 
Ich will mich deshalb bemühen, dieſe Frage mit 
dem Ernſt zu erörtern, den ſie verdient. Zu die⸗ 
ſem Ernſt ſteht aber die Behandlung der Frage 
durch gewiſſe Regierungsparteien in ſchroffſtem 
Gegenfatz. Wir mußten hier erleben, wie der 
Sprecher der ſtärkſten Regierungspartei, Herr 
Abg. Loops, die Mitglieder der Einwohnerwehr, 
die aus Anhänglichkeit zu ihrem Staat (Abg. 
Raſchke: Kapitaliſtiſchen!) ſich für ihn in Zeiten 
der Gefahr in felbſtloſeſter Weiſe einſetzen, 
ſchmähte und beſchimpfte. M. D. u. H.! Wer be⸗ 
rückſichtigt, daß das ein Vertreter der ſtärkſten Re⸗ 
gierungspartei tat, bei dem muß ſich wohl die 
Sorge um den Staat vergrößern. 

Rein äußerlich erleben wir hier das Schau⸗ 
ſpiel, daß außerhalb der Regierung ſtehende Par⸗ 
teten ſich gegen Regierungsmaßnahmen wenden, 
die die Machtmittel der Regierung ſchwächen 
wollen. M. D. u. H.! Die Sicherheitsorgane lie⸗ 
gen in den Händen der jeweiligen Regierung. 
Die Regierung beſtimmt, wann und wie dieſe Si⸗ 
cherheitsorgane eingeſetzt werden. Obgleich wir 
in Oppoſition zur Regierung ſtehen, wollen wir 
an den Machtmitteln, die Sie in der Hand haben, 
nicht rütteln laſſen. Daraus erkennen Sie die Ein⸗ 
ſtellung der verſchiedenen Parteien zu dieſer 
Frage. Auf der einen Seite wird die Einſtellung 
und das politiſche Handeln lediglich von ſtaatspo⸗ 
litiſchen Geſichtspunkten aus beſtimmt. Auf der 
anderen Seite ſehen wir, wie Parteipolitik über 
ſtaatspolitiſche Einſicht ſiegt. Den Beweis für die 


parteipolitiſche Behandlung dieſer Frage durch 


die Regierung liefert uns z. B. das Organ des 
Zentrums, die „Landeszeitung“, die in ihrer 
Nummer vom 16. Februar ſchreibt — Herr Prä⸗ 
ſident, ich darf das wohl hier wiedergeben —: 

6 Wenn etwas, jo ſollte gerade die Frage der Bei⸗ 


behaltung der Einwohnerwehr zu keiner parteipoliti⸗ 
ſchen Frage gemacht werden. Die Deutſchnationalen 
behaupteten geſtern vornehmlich, fie fei von den So⸗ 
dialdemokraten zu einer ſolchen gemacht worden. Das 
mag zutreffen. e ! 5 
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Wenn die „Landeszeitung“ ſagt, daß das zutreffen 
mag, dann wird ſie auch ihre Gründe hierfür 
haben. (Sehr gut! rechts.) Be 

M. D. u. H.! Ich habe ſchon bei der Begrün⸗ 
dung unſeres Geſetzentwurfs Aeußerungen des 
Herrn Senators Dr. Kamnitzer in einer ſozialde⸗ 
mokratiſchen Verſammlung zitiert, aus denen her: 
vorging, daß bereits bei den Verhandlungen über 
die Regierungsbildung dieſe Frage eine Rolle ge⸗ 
ſpielt hat und daß dabei bindende Abmachungen 
getroffen wurden. Einen beſſeren Beweis, daß 
man eine ſo wichtige Frage zum politiſchen Kuh⸗ 
handel gemacht hat, als dieſe beiden Tatſachen, 
gibt es nicht. Das Zentrum wird ſich aber ſagen 
laſſen müſſen, daß es, wenn es nach der „Landes⸗ 
zeitung“ verlangt, daß nicht parteipolitiſche Ge⸗ 
ſichtspunkte entſcheiden ſollen, ſich dennoch dem ſo⸗ 
zialiſtiſchen Diktat, das. wie das Zentrum ſelbſt 
ſagt, parteipolitiſchen Geſichtspunkten entſprun⸗ 
gen iſt, gebeugt hat. (Die Deutſchnationalen nie! 
beim Zentrum.) 0 

Ich habe ebenſo, wie die anderen Redner, mein 
Parteifreund Burandt und wie mein Freund 
Hauptmann Jahr, vor einer Woche (Heiterkeit 
links) dieſe Frage lediglich von ſachlichen Geſichts⸗ 
punkten aus erörtert. Ich habe zunächſt die Auf⸗ 
gaben behandelt, für die die Einwohnerwehr ge⸗ 
ſchaffen wurde und den Nachweis erbracht, daß es 
ſich hierbei um Aufgaben handelt, die die Grund⸗ 
lagen eines jeden Staates ſind, die Aufrechterhal⸗ 
tung von Ruhe und Ordnung. (Zwiſchenrufe 
links.) Ich habe die Frage aufgeworfen, ob es 
möglich iſt, Ruhe und Ordnung auch dann unter 
allen Umſtänden zu garantieren, wenn die Ein⸗ 
wohnerwehr aufgehoben iſt. M. D. u. H.! Ich 
Habe ausdrücklich erklärt, es gibt niemand, der be⸗ 
haupten kann, es ſind ſoundſoviel Mann Schutz⸗ 
polizei und Einwohnerwehr notwendig, nicht 
eine mehr und nicht einer weniger. Das kann nie⸗ 
mand ſagen, weil niemand weiß, was kommen 
kann. Aber, m, D. u. H., es gibt vernunftmäßige 
Erwägungen, die man hierbei anſtellen, und 


denen man unter allen Umjtänden Rechnung tra⸗ 


gen muß. Solche habe ich angeſtellt, indem ich 
Vergleiche mit gleichen Städten im Deutſchen 
Reiche aufjtellte, und dabei den Nachweis er⸗ 
brachte, daß die Aufgaben unſerer Sicherheitsor⸗ 
gane viel ſchwieriger ſind, als in gleichen Städten 
des Deutſchen Reiches und daß die Gefahren für 
unſeren Staat viel ſchwerwiegender ſind als in 
anderen Ländern, wenn einmal Ruhe und Ord⸗ 
nung auch nur bedroht ſind. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich habe weiter den Nachweis gebracht, daß wir 
in unruhigen Zeiten ohne die Einwohnerwehr 
wicht auskommen könnten. Ich will meine Aus⸗ 
führungen heute noch ergänzen, indem ich darauf 
hinweiſe, daß im Auguſt 1921 die Einwohnerwehr 
den ganzen Vorort Langfuhr, die Orte Oliva und 
Neufahrwaſſer, die lebenswichtigen Betriebe, 
Gaswerk, Elektrizitätswerk, Waſſerwerk, die Ka⸗ 
ſernen in Langfuhr ſowie Bankbetriebe und ſtaat⸗ 
liche Gebäude beſetzt hatte. Dadurch wurde die 
Schutzpolizei von dieſen Aufgaben frei gemacht, ſo 
daß ſie für den Schutz Danzigs zur Verfügung 
ſtand. Inzwiſchen wurde unſere Schutzpolizei um 
nicht weniger als 300 Mann, alſo um 3 Hundert⸗ 
ſchaften abgebaut. M. D. u. H.! Wenn Sie ſagen, 


(OY 


(D) 


— — 


— — 


( BF 


(Philipſen, Abgeordneter) - 


(A) unter den heutigen Verhältniſſen ſei die Einwoh⸗ 


merwehr nicht mehr erforderlich, dann müſſen Sie 
berückſichtigen, daß die Schwächung der Sicher⸗ 
heitsorgane durch den Abbau der Schutzpolizei 
ſchon in ganz bedenklichem Maße erfolgt iſt. 

M. D. u. H.! Ich könnte dieſe Ausführungen 
noch erweitern und meine Beweisführung ver⸗ 
ſtärken. Ich tue es aber aus leicht erklärlichen 
Gründen nicht. Ich hoffe, daß Sie mir in ver⸗ 
traulicher Beſprechung im Ausſchuß Gelegenheit 
geben werden, die Notwendigkeit der Einwohner⸗ 
wehr weiter zu begründen. Ich habe an die Re⸗ 
gierung die Frage gerichtet, ob ſie vor ährer Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Aufhebung der Einwohner⸗ 
wehr Sachverſtändige, als ſolche müſſen in erſter 
Linie diejenigen angeſehen werden, (Hauptmann 


Jahr! links) in deren Händen die Leitung des Si⸗ 


cherheitsdienſtes liegt, der Herr Polizeipräſident 
und der Kommandeur der Schutzpolizei, gehört 
hat. (Zurufe links.) Ich bedaure es, daß wir in 
der Erklärung, die der Herr Vizepräſident des Se⸗ 
nats hier abgegeben hat, auf dieſe Frage keine 
Antwort erhalten haben. (Hört, hört! rechts.) Ich 
will es nicht annehmen, aber der Verdacht liegt 
ſehr nahe, daß daraus zu ſchließen iſt, daß ein ſol⸗ 
ches Gutachten überhaupt nicht eingeholt wurde, 
oder daß dies Gutachten dahin lautet, die Einwoh⸗ 
nerwehr iſt zur Erfüllung der Aufgaben, die un⸗ 
ſeren Sicherheitsorganen obliegen, unentbehrlich. 


(Hört, hört! rechts.) Auch in der Bevölkerung 


wird dadurch, daß eine Antwort nicht erteilt 
wurde, weitere Beunruhigung entſtehen. 

Die Art und Weiſe, in der die Preſſe der Re⸗ 
gierungspartei, die „Volksſtimme“ und auch die 
„Landeszeitung“ diefe Frage behandelt, muß zum 
mindeſten zu denken geben. Die „Volksſtimme“ 
glaubt, eine ſo wichtige Angelegenheit des Staa⸗ 
tes allein mit faulen Witzen, Beſchimpfungen und 
Verdächtigungen derjenigen abtun zu können, die 
aus Sorge für den Staat die Beibehaltung von 
Einrichtungen entfernen, die die Ruhe und Ord⸗ 
nung im Staate aufrecht erhalten. Die Zentrums⸗ 
preſſe bringt auch eine ganze Anzahl von Nach⸗ 
richten, die in ſchroffem Widerſpruch zu den Tat⸗ 
ſachen ſtehen. Z. B. jagt die „Landeszeitung“, 
noch ſeien der Einwohnerwehr die Zuſchüſſe nicht 
entzogen, noch habe die Regierung keine Maßnah⸗ 
men zu ihrer Beſeitigung ergriffen. Ich frage die 
Herren vom Zentrum: It Ihnen der Beſchluß des 
Senats vom 2. Februar, der den Mitgliedern der 
Einwohnerwehr vom Viertel Altſtadt am 16. Fe⸗ 
bruar bei einer dienſtlichen Verſammlung mit⸗ 
geteilt wurde, bekannt geweſen oder nicht? (Hört, 
hört! rechts.) Nach dieſem Artikel in der „Landes⸗ 
zeitung“ ſcheint es doch ſo, als wenn man den Be⸗ 


ſchluß des Senats in Zentrumskreiſen nicht ge⸗ 


kannt hat. Oder ſollten dieſe Zeilen lediglich eine 
Irreführung der Bevölkerung bedeuten? 
Bemerkenswert iſt auch, daß zu allen vernunft⸗ 
mäßigen Erwägungen, die für das Fortbeſtehen 
der Einwohnerwehr geltend gemacht wurden, noch 
die Preſſe der Regierungsparteien Stellung ge⸗ 
nommen hat. Mit allgemeinen Redensarten ſpeiſt 
man die Bevölkerung ab und ſagt lediglich, die 
Verhältniſſe hätten ſich ſo geändert, daß die Ein⸗ 
wohnerwehr heute nicht mehr notwendig ſei. 
Zweitens glaubt man, daß die Aufhebung der 


haltspläne rechnen muß, aber auch ein 
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Einwohnerwehr ein Gebot der Sparſamkeit iſt. 
Wer will ſagen, daß die Einwohnerwehr heute 
nicht mehr notwendig wäre? Ich wiederhole, was 
ich vor acht Tagen ſagte: Wer weiß, was ſich in 


einem halben Jahr, was ſich in einem Vierteljahr 


ereignen kann? a 

Vergeſſen Sie auch nicht, daß Sicherheitsor⸗ 
gane des Staates nicht allein dadurch wirken, daß 
fie aufgerufen und in Aktion geſetzt werden, ſon⸗ 
dern allein durch ihr Vorhandenſein. (Sehr gut! 
rechts.) Daher glaube ich ſagen zu können, daß 
die Einwohnerwehr dazu beigetragen hat, daß 
wir ſeit vielen Jahren eine Bedrohung der öffent⸗ 
lichen Ordnung in Danzig nicht zu befürchten 
hatten und auch nicht eingetreten it. Gerade des⸗ 
halb muß fie beſtehen bleiben. Hunderttausend 
Gulden im Jahr koſtet die Einwohnerwehr. Das 
iſt ſicher ein Betrag, mit dem ein ſorgender 
Staatsmann bei Aufſtellung der Staatshaus⸗ 
Betrag, 
mit dem der Staat als unabwendbare Ausgabe 


ebenſo rechnen muß, wie derjenige, der eine Ver⸗ 


ſicherung, Hagel⸗, Feuer⸗, Viehverſicherung oder 
dergleichen, abſchließt. Ich wies ſchon einmal dar⸗ 


auf hin, daß für Schäden, die durch Unruhen ent⸗ 


ſtehen, die Stadt nach dem Tumultſchadengeſetz 
haftbar iſt. (Bei Ihnen haben Sie wohl einge⸗ 
brochen? links. — Heiterkeit.) Stellen Sie ſich 
einmal vor, welche Anſprüche wohl an die Stadt 


geſtellt werden könnten, wenn einmal die Sicher⸗ 


heitsorgane auch nur für kurze Zeit nicht Herr der 
Lage ſind. (Sehr richtig! rechts.) Dann glaubt 
man, diejenigen, die ſich für die Erhaltung der 
Einwohnerwehr einsetzen mit der Begründung, 
als Schädlinge des Staates hinzuſtellen, daß die 
außenpolitiſchen Fragen beſſer nicht berührt wür⸗ 


den, obwohl durch Beſchluß des Völkerbundes feſt⸗ 


ſteht, daß Polen die Herſtellung von Ruhe und 
Ordnung zu übertragen iſt, wenn die Sicherheits⸗ 
organe in Danzig nicht ausreichen. Es handelt 
ſich hier um einen Beſchluß des Völkerbundes, der 
überall bekannt iſt, und der bei der Erörterung 


einer ſolchen Frage nicht unberückſichtigt bleiben 


darf. Wenn die Sicherheitsorgane Danzigs nicht 


aus reichen, ergibt ſich für jede Regierung, für jede 


Partei, für jeden Politiker, der es wirklich ernſt 


mit dem Staate meint, die Notwendigkeit, ſolche 
Vorkehrungen zu treffen, daß dieſer Fall niemals 
eintritt. In dieſem Zuſammenhang wird man 
die Außenpolitik doch wohl noch erwägen dürfen, 
ohne dem Staat einen Schaden zuzufügen. Die 
Regierung wird ſich ſolche Hinweiſe wohl gefallen 
laſſen müſſen, auch wenn es ihr nicht gefällt. Ich 
will nicht in denſelben Ton verfallen, in den Herr 
Abg. Loops verfiel. Dem Ernſt dieſer Frage ent⸗ 
ſprechend, will ich fie auch ſtets von ernſten Ge⸗ 
ſichtspunkten behandeln. 

Ich glaube, daß wir Gelegenheit haben wer⸗ 
den, uns im Ausſchuß über dieſe wichtige ſtaats⸗ 
politiſche Frage zu unterhalten. Darum bitte ich 
Sie, unſerm Antrag auf Ueberweiſung der Vor⸗ 
lage an den Hauptausſchuß zuzuſtimmen. Namens 
meiner Fraktion beantrage ich Ueberweiſung der 
Geſetzesvorlage an den Hauptausſchuß. (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor, die allgemeine Beſprechung 
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iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt worden, die 
Vorlage Druckſache Nr. 9 dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. (Abg. Fooken: Wir widerſprechen!) 
Es iſt Wide rſpruch erhoben worden, ich werde dar: 
über abſtimmen laſſen. Die Damen und Herren, 
die für Aeberweiſung der Vorlage an den Haupt⸗ 
ausſchuß ſind, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu einer perſönlichen Bemerkung hat 


das Wort der Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. F 


u. H.] Der Herr Abg. Loops hat mich vorhin in 
ſeiner Rede zitiert und erklärt, daß der Abgeord⸗ 
nete Blavier „den Volksvertreter gemimt“ habe. 
Ich ſtelle feſt, daß ich niemals „gemimt“ habe, ſon⸗ 
dern unter Einſatz meiner ganzen Perſon für frei⸗ 
heitliche Geſinnung und für das Recht eingetreten 
bin. Ich wünſchte, m. H. Sozialdemokraten, daß 
das Recht und die freiheitliche Geſinnung von 
Ihnen genau ſo geſchützt wird, wie von uns. 
Vizepräſident Neubauer: Zur perſönlichen Be⸗ 
merkung hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Ich habe keine Möglichkeit, mich irgendwie 
gegen die Terror⸗Androhungen der Linken zu weh⸗ 
ten. Ich habe auch nicht die Möglichkeit, mich 
gegen irgendwelche Beſchlüſſe des Aelteſten⸗Aus⸗ 


ſchuſſes zu wenden, da ich weder dieſem Ausſchuß 
angehöre, noch dort vertreten werde. (Abg. Loops: 


Persönliche Bemerkung?) Meine perſönliche Be⸗ 
merkung geht dahin, daß Sie, Herr Abg. Loops, 
dem Abg. Jahr dem Sinne nach wenigſtens als 
Hochverräter bezeichnet haben, wenn auch nicht 
wörtlich. Ich bin wegen des gleichen Vorwurfs 
zur Ordnung gerufen worden, Sie aber nicht. 
Vizepräſident Neubauer: 
8.54 unſerer, Geſchäftsordnung aufmerkſam. Dort 
heißt es: 3 N 
heilt Persönliche Bemerkungen find erſt nach Schluß 
det Beſprechung oder im Falle der Vertagung der Be⸗ 
e am Echluſſe der Sitzung geſtattet. Sie dür⸗ 


e 
fen nur perſönliche Angriffe gurſicweiſen und eigene 
„Ausführungen berichtigen. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich ſagte, 


daß ich wegen des Ausdrucks „Hochverrat“ zur 
Ordnung gerufen bin und der Herr Abgeordnete 


Loops nicht. 

Vizepräſident Neubauer: M. D. u. H.] Ich 
weiß nicht, ob es heute noch ratſam iſt, weiter zu 
tagen. Ich möchte den Vorſchlag machen, jetzt die 
Sitzung zu vertagen, und zwar auf Mittwoch, den 


Mittwoch, den 29. Februar 1928. 


Ich mache auf den 


7. März, nachmittags 3 Uhr 30 Minuten. Zur (O) 


Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
nichts dagegen, wenn die Sitzung heute vertagt 
wird, aber wir müſſen ganz energiſch verlangen, 
daß morgen eine Sitzung ſtattfindet, und zwar 


weil heute wegen des Gequaſſels über die Ein⸗ 


wohnerwehr die anderen Punkte zurückgeſtellt 
werden mußten. Dieſe müſſen erledigt werden, 
es handelt ſich um die Amneſtiefrage und die 
Wirtſchaftsbeihilfe für Minderbemittelte. Dieſe 

ragen werden uns, glaube ich, mehr intereſſie⸗ 
ren müſſen, als die Einwohnerwehr. Deshalb be⸗ 
antrage ich, daß morgen getagt wird, um fo mehr, 
weil in der nächſten Woche andere Geſetze zur Be⸗ 
ratung ſtehen. Wenn wir auf dem laufenden blei⸗ 
ben wollen, iſt es notwendig, daß morgen eine 


Sitzung abgehalten wird. Ich beantrage Verta⸗ 
gung auf morgen mit der Tagesordnung: Reſt von 


heute. 8 1 ee 
Vizepräfident Neubauer: Nach unſerer Ge⸗ 
ſchäftsordnung entſcheidet der Volkstag, wenn 
Widerspruch ſeitens eines Abgeordneten erfolgt. 
Wir ſtimmen zunächſt darüber ab, ob wir morgen 
tagen oder erſt am kommenden Mittwoch. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Vorſchlag 
des Präſidenten beitreten wollen, am nächſten 
Mittwoch zu tagen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt weitaus die Mehrheit, 
die nächſte Sitzung findet alſo am nächſten Mitt⸗ 
woch ſtatt. Ich ſchlage Ihnen folgende Tages⸗ 
ordnung vor: ig 

d.Erfte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung des Wohnungsbaugeſetzes. Druckſache Nr: 49. 

2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Fernmelde⸗ 
anlagen. Druckſache Nr. 43. . 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung der Verordnung über das Entſchädigungsver⸗ 
fahren bei der Verwaltung des Tabakmonopols⸗ 
Dann Reſt von heute. Weiter halte ich es für 

zweckmäßig, auch noch die zweite Beratung des 
Geſetzes betr. die Einwohnerwehr auf die Tages: 
ordnung zu ſetzen. Außerdem möchte ich für den 


1Herrn Präſidenten um die Erlaubnis bitten, im 


Einverſtändnis mit dem Aelteſtenausſchuß noch 
weitere Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo beſchloſſen. 
(Abg. Raſchke: Zur Geſchüftsordnung, Sie müſſen 
doch den Abgeordneten Zeit geben, ſich noch zum 


Wort zu melden!) Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 10 Minuten.) 


O 
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ſetzes und des Gewerbeſteuergeſetzes, weitere ein Ur⸗ 
antrag des Abg. Schwegmann u. Gen. betr. Ein⸗ 
ſetzung eines Unterſuchungsausſchuſſes in Sachen 
der Auflöſung der Einwohnerwehr. (Heiterkeit 
links.) Druck und Verteilung habe ich veranlaßt. 
(Zuruf links.) M. D. u. H. ! Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, eine Umſtellung der Ihnen zugegan⸗ 


„1755 genen Tagesordnung vorzunehmen, Dieſe Um⸗ 

Aan (DV P.) zur Geſchäftsordnung. 175 C ſtellung haben Sie auf Ihren Plätzen vorgefun⸗ 

Einspruch des Abg. Hohnfeldt G den einen Ord⸗ den. Da Widerſpruch nicht laut wird, iſt die vom 

. N a 175 C en een 5 

vie eratung eines eſetzentwurfs betr gene! migt ur Gef ſchäftsor nung at das ort 
e een e 3 c a 4955 der Hert Abg. Rahn. 


Dr Jlehm 1 8 zur Geſchäftsordnung 174 
Regier (D. Lib.) 175 A 
Erſte Beratung e nes Geſetentwurfs betr. Kranken⸗ 
verſicherung der Seeleute (Druckſache Nr 63) . 175 B 
Zweite und dritte Beratung 1 Amneſtiegeſetzes 
(Druckſache Nr. 54 zu Nr. 3 17 
Oiſchnewſki (K. P) 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke zu Druckſache 17 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich möchte be⸗ 
antragen, die Beſprechung der Punkte 2 und 3 mit 
der des Punktes 13 zu verbinden. 

Präſident: Dagegen dürfte meines Erachtens 
nichts einzuwenden ſein. (Abg. Kurowſki: Wir 
widerſprechen!) Alſo bleibt die Tagesordnung ſo 


0 beſtehen, wie ſie den Abgeordneten zugeſtellt wor⸗ 


Nr. 38 (Druckſache Nr 50) nenn 58 den it. Wir kommen zum erſten Punkt: 
gerichts rast 177 B 
ee De. lapt 177C Einspruch des Abg. Hohnfeldt gegen 
Zweite Beratung eines Amneſtiegeſetzes. — Ur⸗ einen Ordnungsruf. 


antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. (Druckſache 
Nr. 55 zu Nr 6) 
Erſte e eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 


rung Wohnungsbaugeſetzes (Druckſache 

Nr 5 77 ea WERE 
Brieſewitz, F er 178 C 
polen , 2 179 A 
Karkutſch ( Nat) FFF 179 A 
pet ( DI ae an 180 C 
Brenner (Bause MI K. Is. 182 C 
Dr. Blaper (D. B. P.) 183 B 


Mroczkowſki (M. u. G. P.) 
Erſte Beratung e.nes Geſetzentwurts betr. Fern⸗ 
meldenni lagen (Druckſache Nr. 43 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
rung der Verordnung über das Entſchädigungs⸗ 
verfahren bei der Einführung des Tabakmono⸗ 10 


X Beſprechung. 


Druckſache Nr. 60. M. D. u. H.! Dieſer Punkt 


Eder Tagesordnung erledigt ſich durch folgendes, 


Der Herr Vizepräſident Dr. Bogdan hat auf 
Grund der Einſichtnahme in das Stenogramm 
feſtgeſtellt, daß dem Herrn Abg. Hohnfeldt der 
dritte Ordnungsruf zu Unrecht erteilt iſt. Herr 
Vizepräſident Dr. Bogdan nimmt dieſen Ord⸗ 
nungsruf zurück. Somit st der Ginſpruch hinfällig 
und damit gleichzeitig der erſte Punkt der Tages⸗ 
ordnung erledigt. Wir kommen zum Punkt 1a: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Bekämpfung der Rotzſeuche. 
Druckſache Nr. 65. Ich eröffne die allgemeine 
Das Wort hat Herr Senator Dr. 


wei eee Mi . nr Frank. 
ayen et nn Ser N 
ran Suse) 187B Dr, Frank, Senator: M. D. u. H.! Zur Be⸗ 


Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Bekämpfung der Notzſeuche (Druck⸗ 
22 5 Be te tn Bas — 

uper, Nast Schriftführerin (3.) 

Entiiehung der Abg. Vollerthun Dumont u. 

Gen. bekr. Bereitſtellung von Mitteln für ges 
tötete Pferde 19 
Liſchnewſki (K. P) 

Abänderumgsantrag des he. Liſchnewſki u. Fr. 10 
e Nr. 65 (Druckſache Nr. 71) 

(K P.) zur Geſchäftsordnung f 

Vertagung . Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


10³ A 


195 B 
194 C 
194 C 


Die Sitzung wird 4 Uhr 10 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Frank, 
Runge, Sawatzki; Obergerichtsrat Kettlitz; Ober⸗ 
regierungs⸗ und Schulrat Thiel; Oberregierungs⸗ 
räte Brieſewitz, Dr. Grentzenberg, Dr. Hemmen; 
Regierungsräte Dr. Rudzio, Dr. Schimmel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 12. 
Vollſitzung. Bevor wir in die Tagesordnung ein⸗ 
treten, möchte ich dem hohen Hauſe folgende ge⸗ 
ſchäftliche Mitteilungen machen. Der Herr Abg. 
Schwegmann hat einen Urlaub vom 5. März 


Bis zum 24. April nachgeſucht. Widerſpruch höre 
ich nicht, das Haus hat den Arlaub genehmigt. Es 
ind dem Haufe zugegangen ein Urantrag des Abg. 

Ziehm und Fraktion betr. Abänderung des 
Eintommenftenergeiehes, des Vermögensſteuerge⸗ 


A ich folgende Ausführungen zu machen. 


gründung des vorliegenden Geſetzentwurfs habe 
Die gegen⸗ 
wärtig im Danziger Staatsgebiet herrſchende 
Rotzſeuche nimmt einen immer größeren Umfang 
an und droht ſich allmählich zu einer Kataſtrophe 
auszuwachſen. Die Maßnahmen, die veterinär⸗ 
polizeilich dagegen zu ergreifen ſind, ſind auf 
Grund der beiden geltenden Geſetze. des Reichs⸗ 
viehſeuchengeſetzes und des preußiſchen Ausfüh⸗ 
rungsgeſetzes dazu in die Wege geleitet. Wir 
hoffen, daß wir mit den Beſtimmungen dieſer bei⸗ 
den Seuchengeſetze auskommen werden. Es iſt aber 
bei den beſonderen Verhältniſſen unſeres kleinen 
Staates und dem großen Ausmaß der Seuche, 
nicht völlig ausgeſchloſſen, daß künftighin doch 
vielleicht noch Maßnahmen erforderlich werden, 
die über den Rahmen der gegenwärtigen Seuchen⸗ 
beſtimmungen hinausgehen. Deshalb bittet der 
Senat in der Vorlage für alle Fälle um eine Er⸗ 
mächtigung, im Notfall über die Beſtimmungen 
der beiden Seuchengeſetze hinausgehen zu dürfen. 
Das it der erſte Punkt, um den es ſich bei dieſem 
Geſetz handelt. 

Die Bekämpfung der Rotzseuche kann nur da⸗ 
durch geſchehen, daß die kranken Tiere rückſichtslos 
getötet werden. Das iſt auch ſchon in größerem 
Umfange geſchehen. Gegenwärtig ſind ca. 225 
Tiere getötet worden, und zwar 200 im Kreiſe 


(D) 


a 
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Danziger Höhe, dort iſt die Seuche beſonders groß, 
20 im Kreiſe Danziger Niederung, und der Reit 
im Kreiſe Großes Werder. Es iſt zu befürchten, 
daß die jetzt im Kreiſe Danziger Höhe ſo ſtark herr⸗ 
ſchende Seuche auch noch weiter auf die anderen 
Kreiſe übergreift. Wir werden alles verſuchen, 
um das zu verhüten, aber es iſt nicht abzuſehen, 
ob es gelingen wird. Jedenfalls muß man mit 
einem weiteren Umſichgreifen der Seuche rechnen. 
Es iſt ſicher, daß noch Hunderte von Pferden ge⸗ 
tötet werden müſſen. Es läßt ſich nicht voraus⸗ 
ſagen, um welche Zahlen es ſich handeln wird. Die 
Veterinärpolizei rechnet mit etwa 1000 Pferden; 
es können auch moch größere Verluſte eintreten. 

Die getöteten Pferde werden dem Beſitzer ent⸗ 
ſchädigt, und zwar wird der Gebrauchswert er⸗ 
ſetzt. Zucht⸗ und Luxuspferde werden nicht be⸗ 
rückſichtigt. Die Mittel für die Entſchädigung 
kommen durch Beiträge der Pferdebeſitzer auf. Es 
werden von ihnen im Umlagewege Beiträge er⸗ 
hoben, die in einen beſonderen Fonds fließen. Die⸗ 
ſer Fonds wird vom Staat als Treuhänder ver⸗ 
waltet, und aus ihm werden die Entſchädigungen 
angewieſen. Die ſtaatlichen Finanzen ſind nicht 
beteiligt. Dieſer Fonds läuft auch nicht durch den 
Staatsetat, ſondern es iſt ein Sonderfonds außer⸗ 
halb desſelben. Die Pferdebeſitzer in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit tragen alſo allein dieſe Entſchädigungen. 

Die Werte, die den Entſchädigungszahlungen 
zugrunde gelegt werden, werden durch Schätzungs⸗ 
kommiſſionen feſtgeſetzt. Dieſe Kommiſſionen be⸗ 
ſtehen aus einem beamteten Tierarzt und zwei 
Schätzern. Die Schätzer werden von dem Kreis⸗ 
ausſchuß für die Dauer von drei Jahren in grö⸗ 
Berer Zahl benannt. Die Ortspolizeibehörde zieht 
aus dieſer Zahl im einzelnen Entſchädigungsfalle 
die am nächſten wohnenden Schätzer hinzu. Es hat 
ſich in letzter Zeit gezeigt, daß dieſe Schätzungs⸗ 
fommifionen nicht immer nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen verfahren. Sie ſchätzen vielfach 
nicht nur den Gebrauchswert der Pferde, wie es 
vorgeſchrieben iſt, ſondern ſind über dieſen zum 
Teil nicht unerheblich hinausgegangen. Man iſt 
ſich anſcheinend der Tragweite dieſer Handlung 
nicht ganz bewußt geweſen und hat ſich die Bedeu⸗ 
tung dieſer ungeſetzlichen Schätzung nicht klar ge⸗ 
macht. Wenn das nämlich einreißt und ſolche 
übertriebenen Schätzungen in größerem Umfange 
vorgenommen werden, ſo führt das zu einer außer⸗ 
ordentlichen Schädigung der Pferdebeſitzer ſelbſt; 
denn ſie ſind letzten Endes die Leidtragenden, da 
ſie ja im Wege der Umlage die Entſchädigungen 
aufzubringen haben. Im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit der Pferdebeſitzer bedarf es daher hier eines 
Eingreifens. Es muß ein Riegel vorgeſchoben 
werden, und Sorge dafür getragen werden, daß 
derartige Schätzungen objektiv und geſetzlich rich⸗ 
tig vorgenommen werden. Deshalb müſſen die 
Schätzungskommiſſionen, die ihre Aufgabe ver⸗ 
kannt haben, ausgemerzt werden. 

Im zweiten Punkt des Geſetzes bittet der Se⸗ 
nat Daher um die Ermächtigung, abweichend von 
den bisherigen Beſtimmungen des Geſetzes Schät⸗ 
zungskommiſſionen bilden zu können. Wie das im 
einzelnen geſchehen ſoll, darüber ſchweben noch Er⸗ 
wägungen, doch wird das in Kürze klargeſtellt 
fein. Dieſe neuen Schätzungskommiſſionen ſollen 
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die alten ablöſen und die Gewähr dafür bieten, 
daß richtige Schätzungen erfolgen. Auch ſollen ſie 
die Möglichkeit erhalten, die früheren Schätzun⸗ 
gen, die von uns beanſtandet ſind, einer Nachprü⸗ 
fung zu unterziehen. 

Der dritte Punkt iſt folgender: Nach dem Ge⸗ 
ſetz iſt es möglich, daß ein Tierbeſitzer ſeinen Pfer⸗ 
debeſtand zu einem Mehrfachen des allgemeinen 
Gebrauchswertes verſichert, und zwar durch Zah⸗ 
lung des entſprechenden mehrfachen Beitrages. 
Dieſe Verſicherung geht jedoch niemals über vier 
Fünftel des gemeinen Wertes hinaus. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit der Mehrverſicherung iſt für normale Zei⸗ 
ten ſehr wohl durchdacht und zweckmäßig. Im 
gegenwärtigen außergewöhnlichen Fall aber er⸗ 
weiſt ſie ſich als verfehlt. Es tritt nunmehr näm⸗ 
lich folgendes ein: Die Seuche breitet ſich aus, die 
Tierbeſitzer ſehen voraus, daß es eine lange Zeit 
mehr dauert, bis ihre Tierbeſtände ebenfalls von 
der Seuche ergriffen und abgeſchlachtet werden 
müſſen, ſie ſchließen daher im letzten Augenblick 
eine Verſicherung zum Mehrfachen des Verſiche⸗ 
rungswertes ab, zahlen einmal das Mehrfache der 


gegenwärtig ausgeſchriebenen Umlage, das ſind 5 


Gulden, und erhalten dafür eine weſentlich höhere 
Entſchädigung als andere Tierbeſitzer. Leiſtung 
und Gegenleiſtung ſtehen hierbei alſo in einem 
ganz auffälligen Mißverhältnis zu einander. 
Außerdem, wenn von dieſer Möglicheit der Mehr⸗ 
verſicherung in größerem Umfange Gebrauch ge⸗ 
macht wird, tritt auch hierdurch eine außerordent⸗ 
lich ſtarke Belaſtung des Entſchädigungsfonds ein, 
die eine Mehrbelaſtung der Allgemeinheit zu 
Gunſten der Megrverſicherer bedeutet. 

Deshalb muß hier eine Aenderung vorgenom⸗ 
men werden, um zu verhindern, daß ſolche Mehr⸗ 
verſicherungen ad hoc abgeſchloſſen werden. Das 
Geſetz ſchlägt eine Aenderung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen dahingehend vor, daß ſolche Mehrver⸗ 
ſicherungen erſt in Kraft treten, wenn ſie ſchon ein 
Jahr vor Eintritt des Seuchenfalles beſtanden, 
und wenn ſie für die Dauer von fünf Jahren ab⸗ 
geſchloſſen werden. 

Um dieſe drei Punkte handelt es ſich alſo in 
der Vorlage. Der Senat erachtet es als wünſchens⸗ 
wert, daß dieſe geſetzlichen Abänderungen ſo ſchnell 
als möglich getroffen werden, um zu verhindern, 
daß inzwiſchen unrechtmäßige oder übertriebene 
Entſchädigungen gezahlt werden und daraus zu 
ſtarke Belaſtungen für die Viehbeſitzer erwachſen. 
Deshalb iſt die Geſetzesvorlage dem Volkstag mit 
der Bitte um möglichſt beſchleunigte Verabſchie⸗ 
dung zugegangen, wenn es geht, unter Abkürzung 
der parlamentariſchen Behandlung. Dieſe Bitte 
möchte ich noch einmal ausdrücklich wiederholen 
und das hohe Haus dringend erſuchen, wenn 
irgend möglich, das Geſetz ſchon heute in allen drei 
Leſungen zu verabſchieden, damit wir nach Maß⸗ 
gabe der neuen Beſtimmungen ſofort arbeiten 
können. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm. Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Deutſchnationale Fraktion iſt bereit, da⸗ 
bei zu helfen. daß die Vorlage ſo ſchnell als mög⸗ 
lich verabſchiedet wird. Sie fieht ein, daß das Ge 
ſetz außerordentlich dringlich iſt und die Notlage, 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
der Notſtand, für den ganzen Freiſtaat außeror⸗ 
dentlich gefährlich iſt. Die Deutſchnationale 
Fraktion bittet, die Vorlage dem Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen, und daß der Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß, wie geſtern im Aelteſtenausſchuß angeregt 
wurde, heute während der Sitzung tagt und das 
Geſetz dann womöglich heute in allen drei Leſun⸗ 
gen verabſchiedet wird. Wir würden dankbar ſein, 
wenn die Ueberweiſung an den Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß ohne Debatte erfolgte. f 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Regier. a 

Regier, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion ſtimmt dem vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf zu und erwartet, daß die Regierung alle 
Maßnahmen treffen wird, welche geeignet erſchei⸗ 
nen, die Seuche ſo ſchnell als möglich zu unter⸗ 


drücken. Insbeſondere wünſcht die geſamte Bau⸗ 


ernſchaft, daß unverzüglich ſämtliche im Freiſtaat 


ob ſie geſund oder bereits von der Seuche befallen 
ſind, damit diejenigen Tiere, die unzweifelhaft 
krank ſind, ausgemerzt werden, und ſo die Weiter⸗ 
verbreitung der Seuche verhindert wird. Mit 


wicklung der Seuchengefahr. Die Frühjahrsbeſtel⸗ 
lung ſteht vor der Tür. Wenn erhebliche Teile des 
Pferdebeſtandes ausfallen, beſteht die Gefahr, daß 
die Frühjahrsbeſtellungen nicht rechtzeitig erfol⸗ 
gen werden, da der frühe Winter die Vorbereitun⸗ 
gen ſowieſo unterbunden hat. 

Sollte, was ich nicht hoffen will, die Seuche 
wirklich den gefürchteten Amfang angenommen 
haben, ſo muß die Staatsregierung dazu beitra⸗ 
gen, der Landwirtſchaft auch materiell in irgend⸗ 
einer Form zu helfen, ſei es durch Darlehen oder 
in Form eines Wirtſchaftskredites, wodurch der 
Landwirtſchaft die Gelder zur Verfügung geſtellt 
werden, die erforderlich ſind, um den Tierbeſtand 
zu erneuern, um ſo eine Kataſtrophe im ſtark not⸗ 
leidenden bäuerlichen Beſitz zu verhindern. Meine 
Fraktion wird alle diesbezüglichen Beſtrebungen 
unterſtützen, und ich erwarte im Namen aller 
kleinbäuerlichen Beſitzer, daß weniger beraten und 
dafür ſchneller gearbeitet wird. Ich bitte das 
hohe Haus, die Vorlage heute gleich in allen drei 
Leſungen zu verabſchieden. 

Präſident: Da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen, ſchließe ich die allgemeine Be prechung. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, und Herr Abg. 
Dr. Ziehm hat dieſen Vorſchlag noch unterſtützt, 
dieſe Vorlage dem Wirtſchaftsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Der Wirtſchaftsausſchuß ſoll gleich wäh⸗ 
rend des Plenums tagen, jo daß die Möglichkeit 
der Verabſchiedung dieſer Vorlage gegeben iſt. 
Widerſpruch höre ich nicht, das Haus hat ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich bitte den Herrn Vorſitzenden des 
Wirtſchaftsausſchuſſes, den Ausschuß gleich zu⸗ 
ſammentreten zu laſſen. Ich rufe jetzt Punkt 1 b 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Krankenverſicherung der Seeleute. 

Druckſache Nr. 63. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut, das Haus 


1 beſieht, kommt dabei faſt gar nichts heraus. 
befindlichen Einhufer darauf unterſucht werden, 
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hat fo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
nung auf: i f : 
Zweite Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 

Druckſache Nr. 54 zu Nr. 38. Bericht des 
Rechtsausſchuſſes. Zu dieſer Druckſache liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 56 vor. Ich 
rufe Artikel 1 auf. Das Wort hat Herr Abg. 
Liſchnewſti. 7 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Bei dieſem 
Amneſtiegeſetz kann man wohl das Danziger 
Sprichwort anwenden: „Viel Geſchrei und wenig 
Wolle“. Nach den Ausführungen des Herrn Re⸗ 
gierungsvertreters, der erklärte, daß nur 16 Leute 
und drei Abgeordnete in Frage kämen, trifft dies 
Sprichwort im wahrſten Sinne des Wortes zu. 
16 Menſchen werden amneſtiert. Das bringt man 
hier im Volkstag vor und macht in den Zeitungen 
großes Geſchrei. Wenn man ſich die Sache 11 

1 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung geht es aber 
um die Stimmen, um die ſie bei den Volkstags⸗ 
wahlen buhlt. Sie will der Bevölkerung Sand in 
die Augen ſtreuen, um ſie nachher wieder als 


2 der Tagesord⸗ 


ert . Stimmvieh zu benutzen. 
großer Sorge verfolgt die Landwirtſchaft die Ent⸗ 


Die Anträge auf Erlaß eines Amneſtiegeſetzes, 
ſowohl der des Senats als auch der der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion, wurden dem Rechtsausſchuß 
überwieſen. Man hat wohl über Eingaben ge⸗ 
ſprochen, aber nicht ein einziges Mitglied des 
Rechtsausſchuſſes hielt es für nötig, ſeine Stimme 
zu erheben, damit durch die Amneſtie auch breitere 
Schichten der Bevölkerung amneſtiert werden. So 
ſieht die Arbeit im Rechtsausſchuß aus. Genau ſo 
iſt es in der Angelegenheit des Strafgefangenen, 
deſſen Schuhe und Hoſe ich hier im Plenum zeigte, 
des Menſchen, der faſt barfuß aus dem Gefängnis 
entlaſſen wurde. Bisher iſt weder dem Rechts⸗ 
ausſchuß, noch dem betreffenden Abgeordneten, der 
die Frage an den Senat gerichtet hat, eine Ant⸗ 
wort zuteil geworden. Das zeigt mit aller Deut⸗ 
lichkeit, wie man die Beſchwerden der Abgeordne⸗ 
ten in dieſer ſogenannten demokratiſchen Staats⸗ 
ordnung bewertet. Man hört ſich die Geſchichte 
an, und wenn es noch ein Kommuniſt iſt, ſagt 
man, was hat ſo ein Arbeiter hier zu reden, der 
kann wohl meckern. wir nehmen es zur Kenntnis 
und damit iſt die Geſchichte für uns erledigt. Uns 
ſind ungeheuer viel Fälle bekannt, wo kleine Stra⸗ 
fen wegen Diebſtahl, Beleidigungen uſw. verhängt 
wurden. Dieſe Leute glaubten, amneſtiert zu 
werden. a a 

Wenn man ſich ſo die Stimmen der Zeitungen 
vor Augen hält, jei es die der bürgerlichen Preſſe 
oder auch der „Volksſtimme“, ſo trifft das Wort 
zu: „Viel Geſchrei und wenig Wolle“. In der 
Preſſe wird von Begnadigungen uſw. geſprochen, 
da wird geſagt, es ſind tendenziöſe Urteile gefällt, 
und es iſt eine Ungerechtigkeit, daß die Menſchen 
wegen Nichtigkeiten beſtraft werden. Von den 
Volksvertretern, die dieſen Zeitungen nahe ſtehen, 
wird abſolut nichts getan. Es wird mit einer 
Geſte behandelt. ganz gleich, was aus dieſen Men⸗ 


ſchen wird. Tatſächlich ſind ſie in den meiſten Fäl⸗ 


len unſchuldig verurteilt. Das iſt kennzeichnend 
für das kapitaliſtiſche Syſtem, daß Parteien, die 
angeben, Arbeiterintereſſen zu vertreten, die Men⸗ 
ſchen ſchuldig werden laſſen und ſie dann ihrer 
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Pein überlaſſen. Man muß ſich vor Augen füh⸗ 
ren, was dieſe Menſchen durchmachen, die durch 
die Not gezwungen werden, ſich fremdes Eigentum 
anzueignen, um ihre Familie zu ernähren, wie 
ſie hinter den ſchwediſchen Gardinen leiden. Mir 
ſind Fälle bekannt, wie es Leuten gegangen iſt, die 
noch nie beſtraft waren und in das Gefängnis hin⸗ 
einkamen. Sie fanden die Gefängniskoſt unzu⸗ 
reichend und haben viel erdulden müſſen, weil ſie 
wegen kleiner Vergehen beſtraft wurden. 

Es ſind noch keine 10 Minuten her, da ſetzte 
man ſich für Pferde ein und deren Beſitzer. Man 
will ſo ſchnell wie möglich drei Leſungen machen, 
damit das Geſetz durchkommt, und die Viehhalter 
von der Seuche befreit werden. Aber für die Ju⸗ 
ſtizſeuche, die auch hier im Freiſtaat herrſcht, da 
finden Sie kein Wort, da findet ſich keine Stimme, 
da ſetzt ſich niemand dafür ein. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Das iſt kennzeichnend für dieſe 
Regierung wie auch für die vorige. So erklärte 
ja auch der Koalitionsbruder Weiß, daß der Kurs 
derſelbe bleibe. Das iſt kennzeichnend für die neue 
Koalition. M. D. u. H.] Die Sozialdemokraten 
oder die Zentrumsabgeordneten, die vorgeben, Ar⸗ 
beitervertreter zu ſein, müßten doch wiſſen, daß 
Material vorliegt, und wieviel Leute in Frage 
kommen, die wegen Eigentumsvergehen, die ſie 
aus Not begangen haben, beſtraft ſind. Nichts 
von alledem. Als das Amneſtiegeſetz der kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion beim Volkstag eingegangen 
war, hat man den Leuten noch ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich die Strafmandate zugeſchickt. damit ſie die 
Strafe abbüßen. Der Senatsvertreter hat geſagt, 
das ſolle rückgängig gemacht werden, aber dieſe Zu⸗ 
ſchickungen der Strafmandate erfolgen noch weiter, 
dieſe Einladungen nach Schießſtange erfolgen noch 
immer. Ehe das Amneſtiegeſetz noch unter Dach 
und Fach iſt, ſollen die Leute ſchnell ihre Strafe 
abſitzen, auch die, die ſich politiſch gegen die be⸗ 
ſtehende Geſellſchaftsordnung durch Zettelankle⸗ 
ben uſw. vergangen haben. Mir it ein Fall be⸗ 
kannt, wo kommuniſtiſche Jugend durch St. Al⸗ 
brecht mit einer aufgerollten roten Fahne gegan⸗ 
gen iſt. Da iſt es zu Zuſammenſtößen mit der 
Schupo gekommen. Die Schupobeamten ſind be⸗ 
kanntlich von dem Herrn Abg. Jahr aufs rote 
Tuch eingeſtellt. Wir wiſſen, welche reaktionäre 
Geſinnung dieſer Abgeordnete hat, der vorgibt, 
nur als Abgeordneter tätig zu ſein. In Wirklich⸗ 
keit kommt er hierher, um reaktionäre Politik zu 
treiben, um den Deutſchnationalen als Steig⸗ 
bügelhalter zu dienen. Dieſer Abgeordnete hat 
die Schupobeamten ganz beſonders auf das rote 
Tuch aufmerkſam gemacht. (Abg. Jahr: Woher 
wiſſen Sie das?) Ich war damals noch nicht Ab⸗ 
geordneter, aber Sie ſind einer von denen, die die 
Abgeordneten Rahn und Schmidt, die damals 
Kommuniſten waren, aus dem Volkstag geſchleppt 
haben. (Abg. Jahr: Das iſt ja gar nicht wahr!) 
Ich kenne Ihre Einſtellung und die der Schupo⸗ 
beamten, die mit Ihnen zu tun haben. Alle laſſen 
ſich ja nicht von Ihnen am Gängelband führen. 
(Abg. Hennke: Jahr iſt ein ganz barmloſer 
Menſch! — Frau Abg. Kreft: Ach was!) Der iſt 
genau ſo harmlos, wie Sie, denn Ihre Harm⸗ 
loſigkeit hat keine Grenze, auch als Beamter, ich 
weiß nicht, wer Sie zum Beamten gemacht hat. 
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(Heiterkeit.) Das iſt die Einſtellung der hieſigen 
Juſtizbehörde. 

Die Leute, die amneſtiert werden müſſen, er⸗ 
halten, noch ehe das Geſetz durchgekommen iſt, 
Strafmandate, damit ſie nur noch ſchnell hinter 
den ſchwediſchen Gardinen verſchwinden. Man 
kann ſich hier den Mund wund reden, es nützt 
nichts, der Kurs bleibt derſelbe. Sprechen Sie 
nicht, m. H. Sozialdemokraten, davon, daß Sie 
einen Schritt vorwärtsgingen. Wir gehen nur 
einen Schritt zurück. Sie halten den revolutio⸗ 
nären Willen der Arbeiterſchaft durch Ihre Koa⸗ 
litionsregierung zurück. Sie ſchläfern die Leute 
ein, damit ſie ſich noch mehr gefallen laſſen ſollen. 
So ſieht die Geſchichte in Wirklichkeit aus. 

Wir haben zu dem Amneſtiegeſetz des Senats 
einen Abänderungsantrag geſtellt. Unſer Antrag 
koſtet kein Geld. M. H. Sozialdemokraten und ſo⸗ 
genannte Zentrumsarbeitervertreter, unſer An⸗ 
trag koſtet keinen Pfennig, er will nur Ungerech⸗ 
tigkeiten gut machen. Ich glaube, nach den Er⸗ 
fahrungen, die wir bei der erſten Beratung des 
Amneſtiegeſetzes gemacht haben und nach unſeren 
ſonſtigen Erfahrungen, Jagen zu müſſen daß Sie 
auch Die'en Antrag ablehnen werden. Unſer Ab⸗ 
änderungsantrag lautet folgendermaßen: 

In 8 1 ſind zwiſchen den Worten Nebenſtrafen“ 
und „werden“ die Worte einſchbießlich Gerichtskoſten“ 
einzufügen. 

Warum haben wir dieſen Abänderungsantrag 
eingebracht? Was nützt den betreffenden Prole⸗ 
tarierkindern, die durch St. Albrecht gezogen ſind, 
die Amneſtie? Der Prozeß hat ſich in die Länge 
gezogen, jetzt ſoll der ſogenannte Rädelsführer die 
Strafe abſitzen. Die Gerichtskoſten betragen faſt 
ebenſoviel, wie die Gefängnisſtrafe, wenn ſie in 
Geld umgerechnet würde. Was nützt ein Amne⸗ 
ſtiegeſetz wenn der Proletarier verurteilt wird, 
die Prozeßkoſten zu tragen. Was nützt dem Pro⸗ 
letarier, der die Intereſſen der werktätigen Be⸗ 
völkerung nach ſeiner politiſchen Einſtellung ver⸗ 
treten hat, jo gut er konnte, eine Amneſtie, wenn 
die Gerichtskoſten auch nicht erlaſſen werden? Es 
kommen noch drei Abgeordnete in Frage, z. B. der 
Abgeordnete Raſchke, der beſtraft worden iſt. Was 
nützt es, wenn Sie dieſe Strafe erlaſſen und die 
Gerichtskoſten bezahlt werden müſſen? Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei, die die Intereſſen der Bevöl⸗ 
kerung wahrzunehmen hat, kann die Koſten nicht 
übernehmen, die muß der Proletarier ſelbſt tra⸗ 
gen. Bei uns rollen keine Moskauer Rubel. Die 
bei uns organiſierte Bevölkerung iſt ſelbſt arm 
und wird von der Not betroffen. Es kommt gar 
nicht in Frage, daß die Partei oder andere In⸗ 
ſtanzen die Strafe zahlen könnten. Auch wer er⸗ 
werbslos ift, wird jo beſtraft, daß er lange zahlen 
muß. Ich habe es an meinem eigenen Leibe er⸗ 
fahren müſſen, als ich wegen des Abg. Hohnfeldt 
beſtraft wurde. Da habe ich 30 Gulden Gerichts⸗ 
koſten von meiner Erwerbsloſen⸗Anterſtützung be⸗ 
zahlen müſſen, jede Woche zwei Gulden, die mei⸗ 
ner Familie entzogen wurden. 

Was haben Sie damit erzielt, wenn Sie nicht 
auch die Gerichtskoſten erlaſſen? Ich ſage Ihnen 
als revolutionärer Arbeiter. daß es einem lieber 
iſt, ins Gefängnis zu kommen. als ſeiner Familie 
die Mittel zu entziehen, die ſie notwendig zur Er⸗ 
nährung braucht. Daher haben wir beantragt, daß 
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auch ein Erlaß der Gerichtskoſten nach der Vorlage 


erfolgt. § 2 des Amneſtiegeſetzes ſoll folgende 
Faſſung erhalten. Was lachen Sie, kommt Ihnen 
das jo lächerlich vor? (Abg. Dr. Unger: Reden 
Sie ruhig weiter, kümmern Sie ſich um Ihre 
Angelegenheiten!) 

Präſident: Ich bitte, die Zwiegeſpräche zu bes 
enden. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Lachen Sie 
ſich draußen aus! (Abg. Dr. Unger: Sind Sie 
denn Polizei?) Ich kann Ihr Geſicht nicht verrra⸗ 
gen. (Abg. Dr. Unger: Kümmern Sie ſich um 
Ihre Leute!) Dem $ 2 der Senatsvorlage bꝛan⸗ 
tragen wir zuzufügen, daß ſämtliche Unterſuchun⸗ 
gen von vor dem 11. Januar 1928 begangenen 
Straftaten niedergeſchlagen werden und die be⸗ 
reits rechtskräftig ergangenen Strafen nebſt allen 
Koſten zu erlaſſen find, wenn die Straftaten aus 
wirtſchaftlicher Not begangen wurden. Die Prü⸗ 
fung, ob wirtſchaftliche Not vorlag, iſt in jedem 
Falle von Amtswegen vorzunehmen, wenn ein da⸗ 
hingehender Antrag der Beſchuldigten oder Ver⸗ 
urteilten bei Gericht erfolgt. 

Das iſt das, was wir auch durch unſer Amne⸗ 
ſtiegeſetz erzielen wollen. Die aus Not began⸗ 
genen Strafen ſollen unter die Amneſtie fallen. 
Ich möchte Sie bitten, unſern Abänderungsantrag 
in der vorgeſchlagenen Form anzunehmen, um das 
durch die reaktionäre Juſtiz veranlaßte Anrecht 
wieder gutzumachen. Die meiſten Abgeordneten 
ſind ja im Innern davon überzeugt, daß hier Un⸗ 
recht geſchehen iſt, aber ſolche Leute, die mit den 
Proletariermaſſen abſolut nichts zu tun haben, 
und die keinerlei wirtſchaftliche Not kennen, füh⸗ 
ren die betr. Abgeordneten am Gängelband, und 
danach wird gehandelt. Jeder Abgeordnete ſoll 
doch nach ſeinem Gewiſſen handeln. Wenn ich im 
Innern davon überzeugt bin, daß Unrecht began⸗ 
gen iſt, ſo muß man das auch ganz konſequent aus 
der Welt ſchaffen, ganz gleich, wie einzelne Füh⸗ 
rer der Fraktionen zu dieſer Frage ſtehen. Wer 
das nicht tut, kennzeichnet ſich ſelbſt. Der iſt in 
meinen Augen ein abhängiges Subjekt, er hat 
keine freie Willensäußerung und läßt ſich von an⸗ 
deren am Gängelband führen. Dadurch verrät 
er die Intereſſen derjenigen, die er vertreten 
müßte. Ich bitte Sie, ſich unſeren Ausführungen 
anzuſchließen und unserm Abänderungsantrag zu: 
zuſtimmen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter. N 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Ich 
möchte den Worten, die mein Herr Vorredner er⸗ 
wähnt hat, einige Erläuterungen hinzuſetzen. 
Sein Antrag, auch die Gerichtskoſten in die Am⸗ 
nejtie einzubegreifen, iſt unnötig; denn in der No⸗ 
vember⸗Verfügung des preußiſchen Juſtizmini⸗ 
ſters, die ſich zum erſten Mal mit dem Begriff der 
Amneſtie eingehend befaßte, ſteht ausdrücklich, 
daß bei den Vergehen und Verbrechen, die amne⸗ 
ſtiert werden, ohne weiteres auch die Gerichts⸗ 
koſten als amneſtiert gelten ſollen. Das iſt zwar 
eine Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters, 
aber aus dem Jahre 1918, alſo zu der Zeit er⸗ 
laſſen, als Danzig noch mit dem deutſchen Reiche 
vereint war. Die Verfügung hat alſo für Danzig 
heute noch Gültigkeit. Ich darf weiter hinzufügen, 
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wonach ich mich, weil die Frage ſchon einmal an⸗ 
geſchnitten war, erkundigen mußte, daß tatſächlich 
auch ſo verfahren worden iſt. Soweit die Staats⸗ 
anwaltſchaft, als auch ſoweit das Gericht die Voll: 
ſtreckung überwacht, wurde ſo gehandelt, daß die 
Gerichtskoſten nicht beigetrieben wurden. Danach 
wird auch künftig verfahren werden, der Zuſatz 
erübrigt ſich alſo. f E. 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu Ar⸗ 
tikel 1, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe 
über den Abänderungsantrag des Abg. Raſchke 
zu Artikel 1 abſtimmen, der auf Druckſache Nr. 56 
enthalten iſt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Abänderungsantrag zu Artikel 1 in Druck⸗ 
ſache Nr. 56 annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht) Das iſt die Minderheit, der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
zu Artikel 1 der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich rufe Artikel 2 
auf. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Was ich ſagen 
will, gehört eigentlich noch zu Artikel 1. Der Herr 
Regierungsvertreter ſagte, daß die Koſten auto⸗ 
matiſch erlaſſen würden, und zwar ſei das in Dan: 
zig immer ſo gehandhabt worden. Es iſt mir im 
Moment nicht möglich, ganz poſitive Beweiſe zu 
bringen, daß die Behauptung des Herrn Regie⸗ 
rungsvertreters falſch iſt. Aber als im Jahre 
1923 oder Anfang 1924 der verfloſſene Volkstag 
eine Amneſtie beſchloß, wurde den Amneſtierten 
wohl die Strafe erlaſſen, aber die Koſten wurden 
eingezogen. Ich erbiete mich, Beweiſe dafür zu 
erbringen. Es ſind Leute an mich herangetreten, 
denen die Strafe erlaſſen wurde, die die Gerichts⸗ 
koſten aber bezahlen mußten. Alſo wenn der Herr 
Regierungsvertreter behauptet, daß die preußiſche 
Verfügung auch in Danzig angewandt worden ſei, 
ſo iſt das eine Irreführung oder man hat ſie bis⸗ 
her abſichtlich außer Acht gelaſſen. Wenn aber 
dieſe Verfügung bei der jetzigen Amneſtie ange⸗ 


wandt werden ſoll, haben wir nichts dagegen. Wir 


hegen nur gewiſſe Bedenken, daß das, was hier 
gejagt wurde, nicht durchgeführt wird. Dieſe Be⸗ 
denken ſind berechtigt; denn es wurde ſchon oft der 
Beweis erbracht, daß die Regierung anders han⸗ 
delt, als ſie ſpricht. Deshalb haben wir den An⸗ 
trag, daß die Gerichtskoſten zu erlaſſen ſind, mit 
voller Ueberlegung eingebracht. f 

Zu dem zweiten Teil unſeres Abänderungsan⸗ 
trages möchte ich darauf hinweiſen, daß beſonders 
Leute, die wegen Diebſtahls beſtraft nd, unter 
dieſen Paragraphen fallen. Es war die „Volks⸗ 
ſtimme“, die während der Beratung dieſes Amne⸗ 
ſtiegeſetzes erklärte: „Jawohl, mit der Amneitie 
iſt nicht viel los, die Eigentumsvergehen ſind nicht 
berückſichtigt worden, aber beim Senat ſchweben 
Erwägungen darüber, daß auch dieſe Strafen er⸗ 
laſſen werden ſollen.“ M. D. u. H.! Wenn es Tat⸗ 
ſache ſein ſollte, ſo beſtehen dieſe Erwägungen nur 
jetzt, und zwar deshalb, um die Arbeiter, die ſich 
Eigentumsvergehen haben zuſchulden kommen 
laſſen, zu beruhigen. Wenn das Amneſtiegeſetz 
verabſchiedet iſt, dann iſt die Sache für Senat und 
„Volksſtimme“ erledigt, dann wird kein Menſch 
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mehr daran denken. Die Opfer der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsweiſe bleiben hinter Kerkermauern 
ſitzen und haben mit einer Befreiung nicht zu rech⸗ 
nen. Wie es auf dieſem Gebiete ausſieht, davon 
können beſonders die Hafenarbeiter ein Lied ſin⸗ 
gen: Wenn die Hafenarbeiter wochenlang nur ein 
bis zwei Tage Beſchäftigung haben und bei dieſer 
Gelegenheit ein Pfund Zucker für ihre Kinder, 
oder ein halbes Pfund Kaffee vom Schiff mit⸗ 
nehmen, dann fliegen ſie für ein halbes Jahr ins 
Gefängnis. Wollen Sie das auf ſich nehmen? 
Wollen Sie ſich damit zufrieden geben? Wir ver⸗ 
langen, daß hier Klarheit geſchaffen wird, daß 
dieſe Vergehen in die Amneſtie mit eingeſchloſſen 
werden. Stimmen Sie alſo unſerem Abände⸗ 
rungsantrag zu, damit dieſe Opfer der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaft berückſichtigt und der Freiheit 
wieder zugeführt werden. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 5 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel 2, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Ich laſſe zuerſt über den Abänderungsan⸗ 
trag des Abg. Raſchke zu Artikel 2, der in Druck⸗ 
ſache Nr. 56 enthalten iſt, abſtimmen. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſem Abänderungs⸗ 
antrag zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das tft die Minderheit. (Abg. Raſch⸗ 
ke: Unerhört, das nennt man Amneſtie!) Wir 
ſtimmen über Artikel 2 der Vorlage ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die Artikel 2 der Vorlage 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt 
ch rufe die Ueberſchrift auf: 
„Amneſtie⸗Geſetz“. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Bitte die Damen und Herren, die die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 


erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 


Ueberſchrift iſt angenommen. Das Geſetz iſt in 
zweiter Leſung erledigt. (Abg. Schilke! Ich be: 
antrage die dritte Leſung!) Die dritte Leſung 
kann nur ſtattfinden, wenn niemand widerſpricht. 
Ich höre keinen Widerſpruch, wir beginnen mit 
der dritten Leſung. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Einzelberatung. 
Ich rufe Artikel 1 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte diejenigen, die Artikel 1 an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 iſt 
angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich bitte diejenigen, die 
Artikel 2 annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel 2 iſt angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich bitte diejenigen, die die Ueberſchrift anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift 
iſt angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 


mung. Ich bitte diejenigen, die die Vorlage in 
Druckſache Nr. 38 in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


Mittwoch, den 7. März 1928. 


(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt 
in dritter Leſung angenommen. Ich darf wohl an⸗ 
nehmen, daß nun Punkt 3 — Amneſtiegeſetz. 
Urantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. Druckſache 
Nr. 55 zu Nr. 6 — durch den eben angenommenen 
Punkt 2 erledigt iſt. Widerſpruch höre ich nicht, 
ſomit iſt Punkt 3 der Tagesordnung ebenfalls 
erledigt. Ich rufe Punkt 4 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
in Abänderung des Wohnungsbauge⸗ 
etzes. ; 

Druckſache Nr. 49. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Brieſewitz. (Zwiſchenrufe.) 

Brieſewitz, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! 
Der Senat hat Ihnen einen Geſetzentwurf vor⸗ 
gelegt, der das bisher beſtehende Wohnungs⸗ 
baugeſetz vorläufig verlängern ſoll, bis ein end⸗ 
gültiges Wohnungswirtſchaftsgeſetz den geſamten 
Fragenkomplex regelt. Es iſt Ihnen bekannt, daß 
der frühere Senat einen Geſetzentwurf über die 
zukünftige Wohnungswirtſchaft vorgelegt hat. 
Dieſer Entwurf iſt vor Auflöſung des früheren 
Volkstages nicht verabſchiedet worden, ſo daß er 
als zurückgezogen zu betrachten iſt. Da das zur 
Zeit beſtehende Wohnungsbaugeſetz am 31. d. 
Mts. abläuft, erſchien es bei der Kürze der nach 
der Volkstags⸗ und Senatswahl zur Verfügung 
ſtehenden Zeit nicht möglich, ein neues endgülti⸗ 
ges Geſetz von ſo weittragender Bedeutung recht⸗ 
zeitig zu verabſchieden. Um aber in der Zwiſchen⸗ 
zeit nicht ein Vakuum eintreten zu laſſen, blieb 
nichts anderes übrig, als das augenblicklich gel⸗ 
tende Geſetz vorläufig zu verlängern. 

Der Senat hat ſich bemüht, dieſes Verlänge⸗ 
rungsgeſetz möglichſt einfach zu geſtalten, um ſeine 
ſchleunigſte Verabſchiedung, welche im Intereſſe 
unjeres Staatsweſens unbedingt notwendig ift, zu 
erreichen. Außer den reinen Formalien bringt das 
Geſetz lediglich eine Aenderung im § 2. Faſt ſtän⸗ 
dig hat der Wohnungsbau darunter gelitten, daß 
es an wohnungsbaureifen Straßen fehlte. Die 
Folge davon war, daß die Siedler, Genoſſenſchaf⸗ 
ten und Unternehmer ſehr ſtark zu den Anlieger⸗ 
koſten herangezogen wurden. und zwar bezüglich 
der Höhe, wie auch der Rückzahlung des ſeitens der 
einzelnen Gemeinden ausgelegten Betrages. Durch 
die Beſtimmung des J 2 ſoll die Möglichkeit ge⸗ 
ſchaffen werden, gewiſſe Entlaſtungen für den 
Wohnungsbau eintreten zu laſſen und Härten aus⸗ 
zugleichen, die ſich bei der Aufrechterhaltung der 
Wohnungs⸗Zwangswirtſchaft ergeben. 

Es iſt von verſchiedenen Seiten jedoch die Ver⸗ 
mutung ausgeſprochen worden, daß dieſer Para⸗ 
graph mit dazu beitragen könnte, daß das für 
den Wohnungsbau aufgebrachte Geld für alle 
möglichen anderen Zwecke, z. B. für Schulbauten 
uſw. verwendet würde. Ich kann ohne weiteres er⸗ 
klären. daß eine ſolche Abſicht nicht beſteht, und 
daß diejenigen Senatsabteilungen, die das aller⸗ 
größte Intereſſe an einem großen Wohnungspro⸗ 
gramm haben, ſich mit allen Mitteln dagegen 
ſträuben werden, Wohnungsbaumittel dem eigent⸗ 
lichen Wohnungsbau in ungerechtfertigter Weiſe 
zu entziehen. Am von vornherein die aufgetaud- 
ten Befürchtungen zu zerſtreuen, kann ich ſeitens 
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(Brieſewitz, Oberregierungsrat) 
der Regierung die Erklärung abgeben, daß wir 
damit einverſtanden ſind, daß bei der Beratung 
des Geſetzes im Aus chuß in den 8 2 Sicherungen 
hineingebracht werden, die darin beſtehen können, 
daß die Nebenkoſten auf ein Minimum beſchränkt 
werden, und daß vielleicht auch die Gemeinden an⸗ 
gehalten werden, Geld für dieſe Nebenkoſten nur 
dann aufzuwenden, wenn der Senat vorher aus⸗ 
drücklich ſeine Zuſtimmung erteilt. Ich glaube, 
daß dadurch alle Sicherheiten geſchaffen werden, 
daß Wohnungsbaumittel ausſchließlich für den 
reinen Wohnungsbau verwandt werden. Ich 


bitte, den Geſetzentwurf dem zuſtändigen Ausſchuß 


zu überweiſen, damit die Verabſchiedung in kür⸗ 
zeſter Zeit erfolgen kann. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Wohnungsbaufrage war auch im vorigen 
Volkstag eine der heiß umſtrittenſten Fragen. Das 
wird vorausſichtlich auch in dieſem Volkstag der 
Fall fein. Es bedarf alſo einer längeren Zeit, um 
ein Wohnungsbaugeſetz auszuarbeiten, welches 
ſeinen Zweck erfüllt, geſunde Wohnungen für die 


wohnungslose Bevölkerung zu bauen. Infolge⸗ 


deſſen begrüßen wir es, daß die Regierung ein 
Geſetz vorlegt, das uns ermöglicht. für die Ueber⸗ 
gangszeit das jetzt beſtehende Wohnungsbaugeſetz 


beizubehalten. 
Das Wort hat der Herr 


Präſident: 
Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Anſtelle der großzügigen Geſetzesaktion, die 
den planmäßigen Abbau der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft und den beſtimmten Zeitpunkt für die 
Beendigung der Zwangswirtſchaft vorſah, wird 
nunmehr wieder Flickwerk geleiſtet, und das alte 
Geſetz vom 27. März 1925 ſoll unbegrenzt weiter⸗ 
beſtehen. Damit werden die wichtigſten Erleichte⸗ 
rungen des letzten Geſetzentwurfes für die Minder⸗ 
bemittelten, ſowie die Erleichterungen für die In⸗ 
haber von kleinen Wohnungen nicht durchgeführt. 
Außerdem iſt die Befreiung von der Wohnungs⸗ 
bauabgabe für das platte Land gefallen, obwohl 
jeder einſehen muß, daß die Wohnungsbauabgabe 
auf dem Lande völlig ungeeignet iſt und bei der 
auch von der Sozialdemokratie neulich anerkann⸗ 
ten Notlage der Landwirtſchaft nicht erhoben wer⸗ 
den kann. Preußen hat das Land von der Steuer 
befreit. Warum weigern Sie ſich m. H. von links, 
dasſelbe zu tun, was die Regierung in Preußen 
getan hat? Sie ſteht Ihnen doch ziemlich nahe. 
Trotz des vorliegenden klaren Programms der 
alten Regierung begnügt ſich die neue Regierung 
mit dieſem Flickwerk. nur weil ſie einſieht, daß ſich 
in der beſtehenden Koalition ein Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz nicht durchbringen laſſen wird. 
(Wider pruch links.) Dabei ſollte gerade dieſer 
Punkt bei der Bildung der Koalition nicht außer 
Acht gelaſſen worden Sein, iſt doch die Wohnungs⸗ 


wiͤrtſchaft das wichtigſte Gebiet für eine Geſetzes⸗ 


aktion ganz großen Stils; denn von der Beſeiti⸗ 
gung der Zwangswirtſchaft hängt unſerer Meinung 
nach die Entwicklung unſerer geſamten Wirtſchaft 
ab. (Sehr richtig!) Auf allen Gebieten greift die 
Wohnungszwangswirtſchaft ſtörend und hemmend 
ein. Nicht nur Arbeitnehmer haben keinen Ver⸗ 
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dienſt, ſondern, wie zu wiederholten Malen in 
dieſem hohen Hauſe klargelegt wurde, haben auch 
die Handwerker, die kleinen Meiſter, und alle die⸗ 
jenigen, die mit dem Wohnungsbau zu tun haben, 
keine Arbeit, ſodaß ſie nur ſchwer ihr Auskommen 
finden und dadurch die allgemeine Kaufkraft 
äußerſt geſchwächt wird. 

Man komme uns nicht damit, daß die Koali⸗ 
tion noch keine Zeit gehabt habe, ein derartiges 
Geſetz einzubringen; denn in den zwei Monaten 
ihres Beſtehens hätte ſie Zeit zur Klärung dieſer 
außerordentlich wichtigen Frage gehabt. (Abg. 
Plettner: Sie haben es in ſieben Jahren nicht ge⸗ 


ſchafft!) Ich komme darauf zurück. — Das Pro⸗ 
blem iſt ſeit Jahren ſpruchreif und hat im Mittel⸗ 


punkt der Erörterungen geſtanden, was Sie nicht 
bezweifeln werden, es iſt häufig genug in der 
Preſſe, in Verbänden und in den ge etzgebenden 
Körperſchaften beſprochen worden. Monatelang 
haben wir im Plenum und in den Ausſchüſſen 
darüber beraten. Es bedeutet für unſere Wirt⸗ 
ſchaft in Danzig einen gar nicht mehr gutzu⸗ 
machenden Verluſt, daß das Geſetz nicht zur Ver: 
abſchiedung gekommen iſt. Die Verabſchiedung 
wurde durch die Obſtruktion der Sozialdemokratie 
verhindert. (Abg. Plenikowſki: Sie haben Angſt 
vor den Wahlen!) Die kommen erſt in vier Jahren, 
die brauchen wir micht zu fürchten. Die Obſtruktion 
der Sozialdemokratie, welche die im Geſetz vorge⸗ 


Abg. ſehenen Maßnahmen zur Be ſeitigung der Zwangs⸗ 


wirtſchaft zur allerübelſten Mahlagitation machte 
und die Unwahrheit — ich möchte nicht von Lüge 
ſprechen — der Sozialdemokratie, die dieſe Schlag⸗ 
worte verbreitet hat, wird ſich nicht nur an der 
Danziger Wirtſchaft, ſondern an der Sozialdemo⸗ 
kratie ſelbſt ſehr bald rächen, fällt ihr doch nun⸗ 
mehr die Aufgabe zu, die Frage der Beſeitigung 
der Zwangswirtſchaft einer Löſung zuzuführen. 

Aber auch die Deutſch⸗Danziger Volkspartei iſt 
nicht frei von Schuld zu ſprechen, daß wir kein Ge⸗ 
ſetz durchbringen konnten, daß der Hausbeſitzer auf 
den höheren Ertrag verzichten muß, den er gehabt 
hätte, wenn das Geſetz angenommen worden wäre. 
Herr Abg. Dr. Blavier hat dem Geſetz angeblich 
durch Stimmenthaltung zur Annahme verhelfen 
wollen. Herr Dr. Blavier müßte wiſſen, daß 
Stimmenthaltung nicht das Mittel iſt, um einem 
Geſetz zur Annahme zu verhelfen, ſondern das er⸗ 
fordert Zuſtimmung. (Abg. Dr. Blavier: Ach 
nein!) 

Wir werden die Verlängerung des Geſetzes ab⸗ 
lehnen und werden für den Fall, daß wir mit der 
Ablehnung nicht durchdringen ſollten, an einigen 
wichtigen Punkten Abänderungsanträge ſtellen, 
und zwar möchte ich ſie gleich wie folgt begründen. 
Wir wünſchen, daß die Wohnungsbauabgabe von 
30 auf 10 Prozent ermäßigt wird. Wir bezweifeln, 
daß die Erhebung über die Zahl der fehlenden 
Wohnungen richtig iſt, behaupten vielmehr, daß 
ſie unrichtig iſt. Ferner müſſen die Hausbeſitzer, 
die 30 Prozent nicht zu tragen vermögen, und das 
ſind die meiſten und namentlich die kleinen Haus⸗ 
beſitzer, geſchützt werden, damit die Häuſer nicht 
infolge dieſer unglüdjeligen Geſetzgebung weiter 
verfallen. Dem Hausbeſitzer muß von ſeinem 


Hauſe ſoviel übrig bleiben, daß er die notwendigen 
Inſtandſetzungsarbeiten bezahlen kann. 


Wir 


O 
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(Karkutſch, Abgeordneter) 
zweifeln nicht daran, daß der Staat einen Aus⸗ 
weg finden wird, um ſich das nötige Geld zu ver⸗ 
ſchaffen, damit der Bau nicht verhindert wird. 
Ferner werden wir den Antrag ſtellen, daß in 
den übrigen Gemeinden die Abgabe fortfällt. Wir 
beſtreiten, daß von einer Wohnungsnot auf dem 
Lande im allgemeinen geſprochen werden kann. 
(Lebhafter Widerspruch links. — Abg. Pleni⸗ 
kowiki: Ein Skandal it es, jo etwas zu jagen!) 
So weit ein Mangel an Wohnungen in Einzel⸗ 
fällen vorhanden ſein ſollte, müſſen die Mittel 
auf andere Art und Weiſe aufgebracht werden. 
Ferner werden wir beantragen, in beſtimmten 
aufgeführten Fällen die Abgabe von 10 Prozent 
auf die Hälfte bei Wohnungen zu ermäßigen, bei 
welchen die Wohnungsmiete micht mehr als 24 
Mark oder 30 Gulden ausmacht und in allen 
jenen Fällen, die ſeinerzeit im letzten Volkstag 
ohne Widerſpruch in das Geſetz hinein gearbeitet 
worden waren. Dieſe Erleichterungen halten wir 
für ganz dringend erforderlich, namentlich, wie 
bereits erwähnt, für die kleinen Hausbeſitzer, die 
dadurch in die Lage verſetzt werden, den Mietern 
die Wohnung wohnlich zu machen und die Häuſer 
vor dem Verfall zu bewahren. Weiter werden wir 
beantragen, $ 7e abzuändern, der verlangt, daß 
nicht nur die Eigentümer ſolcher Gebäude und 
Gebäudeteile von der Abgabe befreit ſind, die zur 
Unterbringung von Arbeitern ihres Betriebes be⸗ 
nutzt werden, ſondern auch die Eigentümer ſolcher 
Gebäude und Gebäudeteile, die zur Unterbrin- 
gung von Angeſtellten ihres Betriebes benutzt 


werden. Das iſt eine Forderung. die ſicherlich nicht 


ſo weitgehend iſt, daß Sie ſie ablehnen werden. 
Im 89 werden wir beantragen, Mietbeihilfen 
an verheiratete Perſonen zu gewähren, die mit 
einem unterhaltsberechtigten Kinde unter 125 
Gulden, mit zwei unterhaltsberechtigten Kin⸗ 
dern unter 150 Gulden, mit 
berechtigten Kindern unter 175 Gulden, mit vier 
unterhaltsberechtigten Kindern unter 200 
Gulden. (Abg. Plenikowſki: Sorgen Sie dafür, 
daß die deutſchnationalen Freunde das 
führen, was beſteht!) — Sie brauchen nur zuzu⸗ 
ſtimmen, dann haben Sie es ja! — mit fünf und 
mehr unterhaltsberechtigten Kindern unter 
250 Gulden einſchl. Naturalbezügen Einkommen 
haben. Zum Schluß werden wir beantragen, dies 
Geſetz bis zum 30. September zu begrenzen, um 
die Regierung zu zwingen, uns bis zu dieſem 
Termin ein brauchbares Wohnungswirtſchafts⸗ 
geſetz vorzulegen. Herr Fooken, Sie haben eben 
geſagt Sie werden das in nächſter Zeit tun. Wenn 
Sie ſich aber in der Koalition nicht einigen 
können, fürchte ich, daß wir die ganzen vier Jahre 
auf dies Geſetz warten können. (Haben Sie keine 
Angſt! links.) Wir hegen aber die Befürchtung, 
daß wir auf die Vorlage eines ſolchen Geſetzes 
überhaupt nicht werden rechnen können. Die 
Oeffentlichkeit, namentlich die im Wirtechaftsleben 
ſtehenden Mitbürger empfinden große Beunruhi⸗ 
gung darüber, daß wiederholt davon ge⸗ 


ſprochen worden iſt, daß die gewerblichen Räume, 


die bis jetzt von der Wohnungsbauabgabe befreit 
find, dieſer wieder unterworfen werden ſollen. 
Sollte die Regierung ſo etwas planen, ſo würde 


daraus hervorgehen, wie wenig ernſt die Ver⸗ 


ſprechungen find, daß fie der 


drei unterhalts⸗ 


durch⸗ 
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Wirtſchaft helfen 
wolle, und wie wenig ernſt es ihr mit der Locke⸗ 
rung der Wohnungszwangswirtſchaft iſt. Dadurch 
würde die Zwangswirtſchaft noch ausgedehnt wer⸗ 
den. Die ſozialiſtiſchen Vorſtellungen von einem 
Zwangsſtaat entſprechen nicht unſerer Anſchau⸗ 
ung. Unverſtändlich würde uns ſein, wenn die 
bürgerlichen Mittelparteien dieſen Unfug mit⸗ 
machen ſollten. M. D. u. H.! Nur die Freie Wirt⸗ 
ſchaft kann die Wohnungsnot beſeitigen. Sie ſo⸗ 
bald wie möglich wieder zu erreichen, ſoll unſer 
höchſtes Ziel bleiben. (Bravo! rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Auf keinem Gebiete hat ſich die Auswegs⸗ 
loſigkeit und die Verbohrtheit des jetzt beſtehen⸗ 
den Wirtſchaftsſyſtems ſo gezeigt, wie gerade auf 
dem Wohnungsmarkte. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Die Wohnungsnot und das Woh⸗ 
nungselend ſind ein Beſtandteil der kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsform, verſchärft durch den Krieg 
und die Inflation. Ich will an die Ausführungen 
des Herrn Vorredners anknüpfen, der immer 
wieder betonte, nur das freie Spiel der Kräfte 
ſei in der Lage, der Menſchheit, in dieſem Falle 
der ſchaffenden Bevölkerung, die in erſter Linie 
unter der Wohnungsnot zu leiden hat, Wohnun⸗ 
gen zu ſchaffen. Der Vorredner vergißt natürlich 
immer, daß er unter der freien Wirtſchaft nur 
die Intereſſen einer ganz kleinen Gruppe von 
Hausbeſitzern und Geldleuten verſteht, die ebenſo 
wie in der Vergangenheit, ihre Kapitalien ren⸗ 
tabel anlegen wollen. Für dieſen kleinen Kreis 
der Hausbeſitzer ſoll der große Kreis der Bevöl⸗ 
kerung leiden. Er ſoll ſeinen Lebensſtandard 
brutal und rückſichtslos herunterſetzen. Wenn 
Sie ſich heute hier hinſtellen und 
durch das freie Spiel der Kräfte die Wirtſchaft 
gehoben werden ſoll, ſo muß man auch ſagen, 


wenn der Arbeiter, der kleine Angeſtellte mehr 


Miete zahlen ſoll, ſo iſt er gezwungen, für ſeinen 
Lebensunterhalt, für ſeine Bedarfsartikel we⸗ 
niger auszugeben. Man kann ſagen, daß in dem 
Moment, wo weniger Miete gezahlt wird, mehr 
für Lebensnotwendigkeiten ausgegeben werden 
kann, alſo nach der anderen Seite eine Wirt⸗ 
ſchaftsförderung eintritt. 

Die Wohnungsnot hat es nicht nur in der 
Nachkriegszeit, ſondern ſchon in der Vorkriegs⸗ 
zeit gegeben. Daß gerade auf dem Gebiete der 
Wohnungsnot dieſe Zuſtände eingeriſſen ſind, 
und auf der anderen Seite ſich immer wieder 
Leute finden, und gerade aus bürgerlichen Krei⸗ 
ſen, aus Zentrumskreiſen, und aus den Kreiſen 
der Sozialdemokraten, die anerkennen, daß dieſe 
Not endlich beſeitigt werden muß, daß ſich aber 
niemand außer uns findet, um die Schäden zu er⸗ 
kennen, und die Konſequenzen zu ziehen, iſt be⸗ 
zeichnend. Es kommt darauf an, zu erkennen, 
daß die Schäden, wie ſie heute beſtehen, unbe⸗ 
dingt beſeitigt werden müſſen. Das Wohnungs⸗ 
problem hängt auch mit den anderen Problemen 
zuſammen. Da will ich beſonders an die Zen⸗ 
turmspartei appellieren, die ſich immer auf ſitt⸗ 
lichem Gebiet ſo entrüſtet. Die Wohnungsfrage 
iſt eng mit der ſexuellen Frage verbunden. 


(C) 


(D) 


jagen, daß 


(A) 


(Kreft, Abgeordneter) 
Wenn ſechs oder noch mehr Perſonen in einem 
Zimmer hauſen, kann man nicht von Sittlichkeit 
reden. Man muß dafür ſorgen, daß eine geſund⸗ 
heitliche und ſittliche Gefährdung nicht in Frage 
kommt, und da muß man anfangen, indem man 
die Wohnungsnot beſeitigt. s 
Was ſollte mit dem Wohnungsbaugeſetz über⸗ 
haupt geſchaffen werden? Das Geſetz wurde ge⸗ 
ſchaffen, um das Wohnungselend und darüber 
hinaus die Wohnungsnot zu beſeitigen. Man 
wollte zeigen, daß der Staat wirklich ernſthaft 
gewillt iſt, der Wohnungsnot zu Leibe zu gehen. 
Wir ſagten ſchon damals, daß mit dieſem Mit⸗ 
tel die Wohnungsnot nicht beſeitigt werden kann. 
Wir ſagten ſchon damals, daß dies Geſetz nur be⸗ 
nutzt werden ſoll, um der Arbeiterſchaft und allen, 
die Wohnungen ſuchen, allmählich an eine Stei⸗ 
gerung der Mieten zu gewöhnen, um durch die 
allmähliche Gewöhnung letzten Endes das freie 
Spiel der Kräfte wieder einzuführen. Das hat 
auch der Vorredner zum Ausdruck gebracht. Das 
freie Spiel der Kräfte bedeutet, daß die Woh⸗ 
nungsmiete auf 200 bis 300 Prozent ſteigen ſoll. 
Dann wird keine Nachfrage nach Wohnungen 
mehr ſein, weil die Arbeiterſchaft nicht in der 
Lage ſein wird, die Mieten für dieſe Wohnungen 
aufzubringen. Das iſt der Grundſatz, den Sie 
verfolgen. Auch die Sozialdemokraten benutzen 
die Wähler nur als Stimmvieh, um den Haus⸗ 


beſitzern die Gewährleiſtung und Verzinſung für 


die angelegten Gelder zu geben. Auch in Deutſch⸗ 
land iſt man auf dem gleichen Wege. Mit Hilfe 
der Zentrumspartei und der jetzt beſtehenden Re⸗ 
gierungskoalition will man auf dieſem Wege ein 
Stück vorwärts kommen. 

M. D. u. H.! Der Staat, die Kommunen, die 
Gemeinden, unzählige Wohltäter geben Jahr für 
Jahr rieſige Summen aus, um eine der Haupt⸗ 
krankheiten, die Tuberkuloſe, zu bekämpfen. Die 
Tuberkuloſe iſt die ſogenannte Proletarierkrank⸗ 
heit, weil ſie in den Wohnhöhlen der Proletarier 
am meiſten graſſiert. Dieſer Krankheit kann man 
nur mit Licht und Sonne zu Leibe gehen. Es 
nützt nicht, wenn man heute die Kranken zu 
Sonnenkuren ſchickt, und nach einiger Zeit, wenn 
eine Beſſerung vielleicht eingetreten iſt, bringt 


man dieſe Menſchen wieder in ihre Wohnung, 


die ein Loch iſt und zwingt ſie, unter denſelben 
alten Verhältniſſen weiterzuleben. Das iſt Si⸗ 
ſyphosarbeit, das iſt weggeworfenes Geld. Man 
ſollte das Geld lieber zum Wohnungsbau ver⸗ 
wenden, dann würde wenigſtens die Grundlage 
geſchaffen zur Bekämpfung der Seuche. 

Ich will weiter zeigen, daß der Staat, wenn 
es ihm in den Kram paßt, auch gewillt iſt, andere 
Mittel und Wege zu beſchreiten. Eins der Mittel 
iſt das Tabakmonopol. Wir ſind nicht Freunde 
des Tabakmonopols, weil wir wiſſen, daß das 
Monopol immer benutzt werden ſoll, um in Zu⸗ 
kunft die Löcher, die im Etat entſtehen, zuzu⸗ 
ſtopfen. Wir würden Freunde des Tabakmono⸗ 
pols ſein, wenn es eine Verbilligung der Pro⸗ 


dukte und eine Verbeſſerung der Arbeitsverhält⸗ 


niſſe brächte. Auf dieſem Gebiet ſind der Senat 


und verſchiedene Regierungsparteien vorgeſtoßen, 
klagte über die Mieten. Es iſt traurig, wenn die 


aber nicht, um die Produkte zu verbilligen, ſon⸗ 
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dern um die Mittel zu beſchaffen, damit die 
Löcher, die im Etat ſind, zugeſtopft werden. Sie 
haben ſich auch bereit erklärt, Entſchädigungen 
zu leiſten, in der ſicheren Erwägung, daß die Ar⸗ 
beiter für das geringe Genußmittel, das ſie noch 
haben, alles bezahlen werden. Aber auf der an⸗ 
deren Seite, in der Frage des Wohnungsbaues, 
hat der Staat kein Intereſſe, da geht er mit den 
Hausbeſitzern Hand in Hand, und er verſucht, die 
Gedankengänge die heute von rechts ganz kraß 
zum Ausdruck gebracht wurden, ſo ſchnell wie 
möglich zu verwirklichen. Wir Kommuniſten 
haben immer wieder betont, daß die Wohnungs⸗ 
not und das Wohnungselend innerhalb dieſer 
Wirtſchaftsform nicht beſeitigt werden. Das bleibt 
einer anderen Wirtſchaftsform vorbehalten, die⸗ 
ſen Fragen ſo zu Leibe zu gehen, wie es im Inter⸗ 
eſſe der Menſchen notwendig iſt. Jedes Tier baut 
ein Neſt oder macht ſich eine Höhle. Das größte 
Weſen unter den Tieren hat kein Dach über dem 
Kopf. Es muß wiederholt werden, daß in Dan⸗ 
zig 500 Menſchen überhaupt keine Wohnung be⸗ 
ſitzen. Sie müſſen zur Schupowache gehen, um 
für die Nacht verſehen zu ſein, um nicht als ob⸗ 
dachlos aufgegriffen und dafür beſtraft zu wer⸗ 
den. Das ſind Schickſalsironien, die dermaßen 
lächerlich wirken, wenn man ihnen nachgeht, daß 
man keine Worte dafür findet. a a 
Aus dieſen Gründen erheben wir immer wie⸗ 
der unſere Forderungen. Wir wiſſen, daß durch 
unſere Forderungen das a en nicht 
grundlegend bejeitigt wird. ir wiſſen aber, 
daß damit etwas geſchaffen werden kann. Wenn 
weiter in unſerem Sinne gearbeitet wird, können 
vielleicht die größten Auswüchſe bejeitigt werden. 
Eine der Hauptforderungen iſt die Beſchlagnahme 
von Grund und Boden. Ohne Grund und Boden 
gibt es keine geſunde Baupolitik. Sie iſt unbe⸗ 
dingt notwendig, um geſunde Verhältniſſe zu 
ſchaffen. In dem Moment, wo der Bedarf an 
Wohnungen ſteigt, ſteigen die Bodenpreiſe und 
führen zur Verteuerung der Wohnungsmiete und 
des Bauweſens. Grund und Boden muß be⸗ 
ſchlagnahmt werden, um die Rentabilität der 
Wohnung ſicherzuſtellen, damit die Miete nicht 
eine ſolche Höhe erreicht, daß das Gros der 
ſchaffenden Bevölkerung ſie nicht aufbringen kann. 
Eine weitere Bedingung iſt der Bau in eige⸗ 

ner Regie. Der Wille ſämtlicher Wohnungsloſen 
verlangt eine Wohnung. Notwendig iſt Bau in 
eigener Regie. Das Baugewerbe iſt dasjenige 
Gewerbe, welches am rückſtändigſten iſt. Wenn 
der Senat auf dieſem Gebiete ernſthaft einſchritte, 
würde er in der Lage ſein, durch Zuſammenfaſ⸗ 
ſung von Regiebauten die Häuſer bedeutend bil⸗ 
liger herzuſtellen. Das wird aber alles beiſeite 
geſchoben. Hauptſache iſt, daß beſtimmte Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe ihr Schäflein ſcheren können, und daß 
das Prinzip des Profits nicht angetaſtet wird. 
Wenn dieſe Maßnahmen nicht durchgeführt wer⸗ 
den, wird all das Geplänkel, das hier ſtattfindet, 
nutzlos ſein. Es hat keinen Zweck, daß man er⸗ 
klärt, eine Aenderung ſolle eintreten, ohne den 
Willen zur Tat zu haben. Der Herr Vorredner, 
der ſich ſo für die kleinen Hausbeſitzer einſetzte, 
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kleinen Hausbeſitzer gezwungen find, von der 


Miete zu leben. Aber geben Sie ihnen Arbeits⸗ 
und Verdienſtmöglichkeiten, dann verzichten ſie 
natürlich auf die Wohnungsmiete, und ſie werden 
die Miete nur benutzen, um ihr Häuschen recht 
hübſch in Ordnung zu halten. Sie benutzen die 
Arbeiter und kleinen Angeſtellten ganz demago⸗ 
giſch als Zugmittel. Dieſe paar Leute benutzen 
Sie zum Stimmenfang, hinter deren Rücken Sie 
die Profite einheimſen und ein Schmarotzerleben 
führen. Wenn die Deutſchnationalen als Haus⸗ 
beſitzer auftreten und erklären, daß ſie gegen die 
Zwangswirtſchaft ſeien, ſo kann ich das verſtehen. 
Weil Sie kapitaliſtiſche Unternehmer ſind, iſt der 
Profit für Sie die Hauptſache. Es iſt eine beſon⸗ 
dere Charakterſtärke von Ihnen, mit der Not und 
dem Elend verſchiedener Hausbeſitzer zu ſpielen. 
Nach Ihren Ausführungen iſt es den notleidenden 
Hausbeſitzern nicht möglich, mit den 70 Prozent 
ihre Häuſer inſtand zu halten. M. D. u. H.! Nach 
den neueſten Berechnungen, nicht in Danzig, ſon⸗ 
dern im Durchſchnitt der deutſchen Städte, ſind 
dazu durchſchnittlich 45 Prozent erforderlich, an 
verſchiedenen Orten noch bedeutend weniger. Ich 
habe ziemlich hoch gegriffen. Von 40 bis 70 Pro⸗ 
zent ſind 30 Prozent, die die Hausbeſitzer als Ver⸗ 
dienſt in die Taſche ſtecken können. Das genügt 
ihnen natürlich nicht, ſie wollen 100 oder 120 
Prozent haben. Das können wir ihnen nicht ver⸗ 
denken, aber die Parteien, die angeben, Arbeiter, 
Mittelſtändler, kleine Gewerbetreibende und 
Handwerksmeiſter zu vertreten, dürften ſich dieſen 
Gedankengängen nicht anſchließen. Beſchäftigen 
Sie ſich ganz grundlegend mit dem Problem und 
entſchließen Sie ſich endlich einmal, mit den Mit⸗ 
teln, die Sie heute in Anwendung gebracht haben, 
Schluß zu machen. Schaffen Sie einen Regiebau 
und ziehen Sie ihn großzügig auf. Fangen Sie 
nicht mit kleinen Häuschen an, obwohl auch ich 
ein Freund davon bin. So lange es noch Fami⸗ 
lien gibt, die ohne Dach über dem Kopf ſind, iſt 
es ein Verbrechen, kleine Häuschen zu bauen. 
Man ſoll auch keine Mietskaſernen hinſtellen, 
ſondern Häuſer, die mit modernſten Einrichtungen 
verſehen ſind. ’ 

Wie die Projekte anderer Städte beweiſen, 
kann man auch trotz Badeeinrichtung und Grün⸗ 
gürtel billig bauen. Wenn Sie der Menſchheit ein 
Dach über den Kopf verſchafft haben, wollen wir 
uns darüber unterhalten, kleine Eigenheime zu 
bauen. Der Bau von kleinen Häuſern wurde von 
beſtimmten Parteien propagiert, um den Kampf 
zu zerſplittern. Er wurde auch von Seiten der 
Arbeitervertreter propagiert, um letzten Endes die 
Gegenſätze innerhalb der Arbeiterſchaft zu ver⸗ 
ſchärfen und den Kampf vom Problem der Woh⸗ 
nungsnot etwas abzulenken. Dieſe Mittelchen 
taugen aber nichts, nützen der Arbeiterſchaft nicht, 
auch nicht den Wohnungsſuchenden, ſondern die⸗ 
nen nur zum Nutzen einer beſtimmten Bevölke⸗ 
rungsſchicht und der Hausbeſitzerkreiſe. 

Ich wäre am Schluß meiner Ausführungen. 
Ich werde vielleicht im Laufe dieſer Debatte noch 
mit mehr ſtatiſtiſchem Material dienen, als heute. 
Ich habe heute nur grundſätzlich zu dem Geſetz 
Stellung genommen. Ich glaube mit Beſtimmt⸗ 
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heit, daß an dieſer Frage ſich alle Parteien be⸗ (O 


teiligen werden, die heute eifrige Vertreter des 
freien Spiels der Kräfte auf dem Wohnungsbau⸗ 
markt ſind. Wir können uns in dieſer Frage nicht 
mit Phraſen beſchäftigen, ſondern müſſen grund⸗ 
legend etwas tun. Dann wird es möglich ſein, 
die Bevölkerung über das Gefährliche Ihres Vor⸗ 
gehens aufzuklären und mit dem Schindluder, 
den Sie in der Vergangenheit mit den Mietern 
getrieben haben, endlich einmal aufzuräumen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Während die jetzige Regierung es während 
ihres Beſtehens fertiggebracht hat, Geſetzentwürfe 
bezüglich des Arbeitsrechts auszuarbeiten, die doch 
ſicher auch mit großer Sorgfalt vorbereitet werden 
müſſen, es auch fertiggebracht hat, hierfür eine 
eigene Abteilung unter dem Senator Arczyn ki 
aufzuſtellen, alſo Zeit für dieſe Sachen gefunden 
hat, entſchuldigt ſie ſich im vorliegenden Falle da⸗ 
mit, daß ihr die Zeit nicht zur Verfügung geſtan⸗ 
den habe, eine entſprechende Vorlage einzubrin⸗ 
gen. Meines Erachtens dürfte der Grund wohl 
wohl ein ganz anderer ſein. Richtiger dürfte es 
wohl ſein, daß man verſuchen möchte, aus dem 
Hausbeſitz noch mehr herauszuholen, als es bisher 
ſchon der Fall war. (Zuruf des Abg. Loops.) Ach, 
verehrter Herr Loops, ſind Sie ſchon wieder da? 
Sie ſind anſcheinend mein intimer Freund ge⸗ 
worden. (Abg. Loops: Freut mich!) Alſo aus dem 
Hausbeſitz ſoll noch mehr herausgeſogen werden, 
aber die eine oder andere der bürgerlichen Par⸗ 
teien iſt ſich noch nicht ſchlüſſig darüber, ob ſie dem 
zuſtimmen ſoll oder nicht. Man möchte noch Zeit 
gewinnen, um eine Einigung innerhalb der Koa⸗ 
lition herbeizuführen. 

M. D. u. H.! Die Geſetzesvorlage, die hier zur 
Beratung ſteht, iſt für uns ganz unannehmbar, 
denn hiernach iſt die Verlängerung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes gar nicht befriſtet. Wenn dieſe 
Vorlage angenommen werden ſollte, und es dem 
Senat nicht einfallen würde, ein neues Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz zu bringen. dann würde 
nach dieſer jetzigen Vorlage die Zwangswirtſchaft 
überhaupt verewigt werden, dann wäre nichts da⸗ 
gegen zu machen. Ferner enthält die Geſetzesvor⸗ 
lage einen ganz kautſchukartigen Paragraphen, 
den 8 2. Er beſagt daß die Mittel, auch für andere 
Zwecke als nur für den Wohnungsbau ver- 
wandt werden können. Der Herr Regierungsver⸗ 
treter iſt hierauf auch ſchon eingegangen und hat 
dieſe Auslegung abgeſchwächt, indem er geſagt hat, 
die Mittel ſollen ſo gut wie ausſchließlich für den 
Wohnungsbau verwandt werden. Wir ſind aber 
der Meinung geweſen, als ſeinerzeit das Ge etz 
bezüglich der Wohnungsbauabgabe geſchaffen 
wurde, daß dieſe Mittel ausſchließlich für den 
Wohnungsbau verausgabt werden ſollten, und 
zwar beſonders zur Schaffung von kleinen Woh⸗ 
nungen, um das Wohnungselend und die Woh⸗ 
nungsnot zu beheben und allmählich dazu zu kom⸗ 
men, daß die Wohnungszwangswirtſchaft beſeitigt 
werden kann. Das iſt aber nach dieſer Vorlage 
nicht der Fall. Danach ſollen die Mittel auch für 
andere Zwecke verwandt werden können. Wenn 
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der Senat das beabſichtigt, dann ſoll er offen und 


ehrlich erklären, daß er Geld für andere Zwecke 
braucht, und Steuervorlagen machen. Er ſoll ſich 
aber nicht unter dem Schutz der Wohnungsbauab⸗ 
gabe außerordentliche Mittel beſchaffen. Das iſt 
ein Unfug. a 

M. D. u. H.! Es wird immer geſagt, daß der 
Hausbeſitzer heute ſo viele Vorteile von ſeinem 
Hauſe habe. Früher war die Sache anders. Da 
galt das Sprichwort: „Die Dummen bauen, die 
Dummen beſitzen die Häuſer und die Klugen woh⸗ 
nen darin.“ Heute ſcheint ſich dieſe Meinung ge⸗ 
ändert zu haben. Heute wird der Hausbeſitzer nur 
als derjenige hingeſtellt, der den Mieter aus⸗ 
ſaugen will. In Wirklichkeit müßte man ſagen, 
iſt das Amgekehrte der Fall. Mein Herr Vor⸗ 
redner hat geiagt, mit 40 Prozent der Friedens⸗ 
miete könne der Hausbeſitzer auskommen. Ich 
möchte wiſſen, wie er dieſes Kunſtſtück zu Wege 
bringen will, wenn die Reparaturen, wie z. B. 
bei den Oefen uſw. das Mehrfache deſſen koſten, 
wie in Friedenszeiten. 

M. D. u. H.! Dieſe Geſetzesvorlage iſt, wie ge⸗ 
jagt, für die Hausbeſitzer unanehmbar. Wir wer⸗ 
den im Ausſchuß ſehr eingehend darüber beraten 
müſſen. Zum mindeſten müßte eine Befriſtung 


vporgeſehen werden, und dann müßte für den klei⸗ 


nen Hausbeſitzer Sorge getragen werden, daß er 
aus dem Erträgnis ſeines Hauſes einigermaßen 
das Haus in Stand halten kann, was heute nicht 
der Fall iſt. Wir werden demzufolge auch Abände⸗ 
rungsanträge einbringen, derart, wie ſie der Herr 
Abg. Karkutſch hier ſchon erwähnt hat, wonach die 
Wohnungsbauabgabe für den kleinen Hausbeſitzer 
unbedingt herabgemindert werden muß, ſo daß er 
einen entſprechend höheren Anteil aus der Miete 
bekommt. Dann, m. D. u. H., mache ich Sie noch 
auf eins aufmerkſam. Sie ſagen immer, der Haus⸗ 
beſitzer hat ſo große Vorteile. Sehen Sie ſich doch 
bitte die Zeitungen an. Allmonatlich ſtehen Sei⸗ 
ten mit Zwangsverſteigerungen darin. Iſt das 
ein Beweis dafür, daß es den Hausbeſitzern gut 
geht? Meines Erachtens iſt hiernach gerade das 
Gegenteil der Fall. Ich habe ſchon in meiner 
vorigen Rede ausgeführt, daß der Hausbeſitz ein 
weſentlicher Beſtandteil der Wirtſchaft iſt. Dem 
größten Teil der Wirtſchaft geht es ſchlecht, bitter 
ſchlecht, aus dieſem Teil der Wirtſchaft iſt nichts 
mehr herauszuholen. Nun wird beabſichtigt, aus 
dem Hausbeſitz, dem Reſt der Wirtſchaft, das 
Letzte herausholen. Wenn Sie auch den Haus⸗ 
beſitz zum Erliegen bringen, auch dieſen Teil der 
Wirtſchaft, dann werden Sie dafür geſorgt haben. 
daß Danzig was ſeine Finanzpolitik anbetrifft, 
ſeine Selbſtändigkeit verliert. Das wird das Ende 
der Geſchichte ſein. Ich bitte Sie daher, m. D. u. 
H., daß Sie bei der weiteren Beratung des Ge 
ſetzes unſeren kommenden Abänderungsanträgen 
zuſtimmen werden, die dahingehen, daß für den 
kleinen Hausbeſitz geſorgt wird, damit dieler 
einigermaßen aus den Erträgniſſen ſeines Grund⸗ 
ſtücks dasſelbe halten und unterhalten kann. 

Vi-epräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Aba. Dr. Blavier. - 

Dr. Biavier, Abgeordneter (D. V. P.): Es er: 
eignet ſich bei den Beratungen des Wohnungsbau⸗ 
geſetzes heute vielleicht zum zwanzigſten Mal, daß 
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immer dieſelben Leute auftreten. Nachher wird 


Herr Mroczkowſki kommen und dieſelbe Arie ſin⸗ 
gen, die er ungezählte Male geſungen hat. Wir 
werden ſie heute mit kleinen Schattierungen, mit 
kleinen Nuancen, anders vorgetragen hören. 
Wenn ich hier das Wort ergreife, ſo tue ich es, um 
mich insbeſondere gegen den abgeänderten Para⸗ 
graphen zu wenden, der davon ſpricht, daß auch 
Verpflichtungen, die ſich aus dem Wohnungsbau 
ergeben, durch die Wohnungsbauabgabe gedeckt 
werden können. Es iſt micht zu erſehen, welche Kon⸗ 
ſequenzen ein ſolcher Zuſatz haben ſoll, insbeſon⸗ 
dere mit Rückſicht auf die Tatſache, daß in Hausbe⸗ 
ſitzerkreiſen der Entſchluß gefaßt worden iſt, die 
Sache vor Gericht klären zu laſſen. Das wird 
zweifellos von prinzipieller Bedeutung ſein, Wenn 
das Obergericht in Danzig auf dem Standpunkt 
ſteht, daß die Gehaltsforderungen der Beamten 
unter die Verfaſſungsgarantien fallen, und das iſt 
der Fall, daß alſo eine Herabſetzung des Gehalts 
nur bei einer gleichzeitigen Verfaſſungsänderung 
möglich iſt, dann wird ſich auch das Obergericht 
auf den Standpunkt ſtellen, daß die zwangswei e 
Aenderung der Mieten einer verfaſſungsändern⸗ 
den Mehrheit bedarf. 5 

Ich glaube, es beſteht eine Gefahr darin, Ab⸗ 
änderungsanträge zu ſtellen. Man könnte Re⸗ 
greßanſprüche gegen den Staat aus Mitteln der 
Wohnungsbauabgabe erheben. Aus dem Grunde 
iſt der Zuſatzantrag falſch. Bisher wurden die 
Gelder ſchon zu anderen Zwecken als zum Woh⸗ 
nungsbau verwandt, und zwar wird das ſehr ge⸗ 
ſchickt durch den Zinſendienſt gemacht, verausgabte 
und verliehene Wohnungsbauabgabe. Damit 
wirtſchaftet der Senat in der Stadtbürgerſchaft. 
Die Zinſen erſcheinen nicht, ſie werden nicht zum 
Wohnungsbau verwandt, ſondern man wirtſchaf⸗ 
tet damit ganz allgemein. Hier beſtünde die Mög⸗ 
lichkeit, dieſen Unfug fortzupflanzen. Die Sozial⸗ 
demokraten müßten ein Intereſſe daran haben, 
möglichſt ſchnell Wohnungen herzuſtellen. Wir 
haben zum Senat durchaus nicht das größte Ver⸗ 
trauen, weil der hauptamtliche Senat zur Zeit 
noch beſteht. Die ganzen Gelder werden ſchließlich 
den Weg des Irdiſchen gehen, d. h. den Bau von 
Wohnungen insbeſondere für Beamte. Dann iſt 
es beſſer, wenn es bei der alten Faſſung bleibt. 

Uebrigens iſt ſchon hervorgehoben worden, daß 
Sie, wenn Sie ſchon die Verlängerung der Dauer 
der Wohnungsbauabgabe vornehmen, wenigſtens 
für den proletariſchen Hausbeſitz, für die ganz klei⸗ 
nen und kleinſten Hausbeſitzer eine Ermäßigung 
bringen müſſen. Sie erkennen das ſelbſt für not⸗ 
wendig an. Bringen Sie das als Torſo aus Ihrem 
geplanten Entwurf und jagen Sie, daß diee Woh⸗ 
nungen eine Ermäßigung der Wohnungsbauab⸗ 
gabe von 10 Prozent haben. Verhindern Sie es, 
daß, während Sie das Geſetz beraten, die Arbei⸗ 
terwohnungen verfallen. Geben Sie dem kleinen 
Hausbeſitz die 10 Prozent, dann ſind wir wenig⸗ 
ſtens einen Schritt weiter, und Sie haben ſich, da 
Sie ſelbſt auf dem Standpunkt ſtehen, nichts ver⸗ 
geben und werden ſich zweifellos bei den kleinſten 
Hausbeſitzern Anhänger ſchaffen. u 

Ich komme auf den deutſchnationalen Vorred⸗ 
ner zurück. Es iſt zwecklos, verehrter Herr Kar⸗ 
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kutſch, daß Sie dieſe Töne weiter fortſpinnen, die 
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(A). wir aus der „Allgemeinen Zeitung“ kennen. Sie 


ſollen doch nicht naiver tun, als Sie ſind. Sie ha⸗ 
ben vorhin erklärt, man könnte im Volkstag, wenn 
man ſich der Stimme enthielte, ein Geſetz nicht 
durchbringen, ſondern müßte poſitiv ſtimmen. 
Wenn Sie das ſagen, dann haben Sie die letzten 
vier Jahre geſchlafen, die Herren Schwegmann 
und Ziehm machen Politik, und Sie haben keine 
Ahnung. Ich erinnere an den Fall Ehm, deſſen 
Stimmenthaltung ſ. Zt. den Ausſchlag gab. Wir 
bekämpften das Geſetz, weil es nicht genug gab, 
das war der Grund. Wenn man einem Geſetz zu⸗ 
ſtimmt, kann man es nicht mehr bekämpfen. Ich 
ſtelle feſt, daß auch mit Stimmenthaltung ein Ge⸗ 
ſetz durchgebracht werden kann. Beim Leske ſchen 
Geſetz hat ſich Herr Ehm als Sechzigſter der Stim⸗ 
me enthalten und es damit durchgebracht. Es iſt 
alſo unwahr, daß das Geſetz durchgekommen wäre, 
wenn wir unſere Stimmen poſitiv abgegeben 
hätten. Sie hatten Angſt vor der Obſtruktion der 
Sozialdemokraten und nicht den Mut, das Geſetz 
durchzubringen. TR 

Wenn Sie vorhin erklärten, Sie bedauerten es, 
und es ſei ſchade, daß jetzt die Sozialdemokraten 
den Einfluß hätten, ſo ſage ich Ihnen, Herr Kar⸗ 
kutſch: Vielleicht iſt es Ihre ganz verfluchte Miß⸗ 
wirtſchaft, die die Deutſchnationalen ſieben Jahre 
lang getrieben haben, die die Schuld daran trägt, 
daß die ganzen Wähler fortgelaufen ſind. Machen 
Sie doch nicht eine Agitation für Ihre ſieben⸗ 
jährigen Sünden haftbar! Graben Sie nicht die 
Streitaxt aus! Wenn Sie es wünſchen, werde ich 
Ihnen klar machen, daß es Ihre Schuld iſt, wenn 
Sie auf dem Trockenen ſitzen und die Sozialdemo⸗ 
kraten eine bürgerfeindliche Politik treiben kön⸗ 
nen. Sie allein ſind ſchuld und können ſich an die 
eigene Naſe faſſen. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Mroczkow'ki. 

Mroczkowſti, Abgeordneter (M. u. G. P.): M. 
D. u. H.! Wir begrüßen die neue Vorlage, weil 
das alte Wohnungsbaugeſetz am 31. März d. Is. 
abläuft. Es war im vergangenen Jahr nicht mög: 
lich, ein neues Wohnungs⸗Wirtſchaftsgeſetz durch⸗ 
bringen. wie wir es allgemein wünſchten. Daher 
muß natürlich bis zum 1. April d. Is. ein neues 
Geſetz geſchaffen werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ein Geſetz, das die Wohnungsnot und das 
Wohnungselend bekämpfen ſoll, noch mehr als 
bisher einer gründlichen Durcharbeitung bedarf, 
als das welches uns vorgelegt war. Das iſt nicht 
in acht Tagen oder drei Wochen getan. Die Koa⸗ 
litionsregierung muß uns deshalb ein weiteres 
Geſetz auf Verlängerung bringen. 

In 8 1 der Vorlage iſt geiagt, daß die Lohn: 
ſummenſteuer fortfallen ſoll. Es iſt ein im Geſetz 
gegebenes Versprechen, daß der Wirtſchaft nach 
dieſer Richtung hin Erleichterungen verſchafft 
werden ollen. Es wäre gleichzeitig zweckmäßig, 
für gründlichen Erſatz zu ſorgen und die Läden 
und Geſchäftsräume einzubeziehen. die vor drei 
Jahren aus dem Geſetz herausgefallen find. Wir 
würden dann das bekommen, was wir unbedingt 
brauchen. (Zuruf rechts.) Hätten wir das drei 
Jahre lang ſchon gehabt, dann wären wir ein 
Stück weiter gekommen und könnten heute einige 
hundert Wohnungen mehr haben. Dieſes haben 
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Sie, Herr Karkutſch, auf das entſchiedenſte be⸗ 


kämpft und kein Recht, heute da rauf ſozuſagen zu 
reiten und zu ſagen, Sie wollten noch andere Er⸗ 
leichterungen haben. Wenn wir uns auf den 
Standpunkt der Vorlage ſtellen, ſo geſchieht das 
aus dem Grunde, weil die Zeit kurz iſt, und wir 
daher nur eine kurze Abänderung machen können, 
die das Geſetz für eine beſtimmte Zeit verlängert. 
Es iſt keine beſtimmte Friſt geſetzt, weil wir die 
Erfahrung gemacht haben, daß dies wichtige Geſetz 
nicht in zwei oder drei Sitzungen zu ſchaffen iſt. 
Vielmehr erfordert der Entwurf peinlichſte Durch⸗ 
arbeitung, einmal dahin, Wohnungsnot und 
Elend zu bekämpfen, und zweitens den Mieter⸗ 
ſchutz auszudehnen und ihn klarer und präziſer zu 
faſſen, als es bisher der Fall war. (Lebhafte Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) 

Wenn Herr Abg. Karkutſch ſich heute hauptſäch⸗ 
lich der ländlichen Kreiſe angenommen hat und 
ſagte, auf dem Lande ſei dies Geſetz ganz unnötig, 
dann würde ich ihm empfehlen, die Wohnungs⸗ 
zählung vom 9. Mai 1927 zu ſtudieren, die in den 
Statiſtiſchen Mitteilungen Danzigs aufgeführt iſt. 
Dann würde er wiſſen, wie groß die Wohnungsnor 
auf dem Lande iſt. Wenn Sie ſich für das Land 
einſetzen, ſo beſchränken Sie ſich dabei nicht nur 
auf die beſitzenden Kreiſe, ſondern denken Sie auch 
an die nichtbeſitzenden, an die Inſtleute, die in 
jämmerlichen Katen wohnen, die man nicht als 
Wohnungen bezeichnen kann. Wenn Sie ſich ihrer 
angenommen hätten, dann hätten Sie der Land⸗ 
bevölkerung wenigſtens einen guten Dienſt er⸗ 
wieſen. Dann ſagte Herr Karkutſch, die Zwangs⸗ 
wirtſchaft wirke ſtörend und hemmend. Ja, für 
wen wirkt ſie ſtörend und hemmend? Für den 
Hausbeſitzer, der die Mieter nicht ſo auswuchern 
kann, wie er es ſich wünſcht, Wir haben es am 
beſten im letzten Jahre erlebt, und zwar mit den 
großen Wohnungen, die über 1000 Mark koſten. 
Da muß man ſich mit den Leuten unterhalten, die 
auf einer Wohnungsſuche ſind. Sie würden dann 
erfahren, wie dieſe Leute ſchon heute ausgewuchert 
werden. (Reden Sie doch nicht ſolchen Unſinn! 
rechts. — Abg. Brenner: Es gibt heute große 
Wohnungen genug unter Friedenspreis!) Weiſen 
Sie mir eine Wohnung unter Firedenspreis nach, 
dann werden wir das anerkennen (Zwiſchenrufe 
rechts.) Ich bitte Sie, mir wenigſtens eine ein⸗ 
zige Wohnung zu nennen, die für 1000 Mark. aber 
unter Friedenspreis zu haben iſt. Dann würde 
ich ſagen, das, was Sie zugerufen haben, ſtimmt. 
(Abg. Brenner: Sie ſprachen doch von großen 
Wohnungen wir haben auch 2000 Mark⸗Wohnun⸗ 
gen und größere!) Herr Brenner verſteht es nicht, 
ſich in einem Parlament anſtändig zu benehmen. 
(Zuruf des Abg. Brenner. — Jetzt haben die 
Hausbeſitzer das Wort! bei den Kommuniſten. — 
Abg. Brenner: Einmal müſſen Sie es auch haben, 
ſonſt haben Sie immer das Wort!) Wir haben 
die Erfahrung ſchon ein Jahr lang gemacht, wir 
können Ihnen nicht einen, ſondern ein Dutzend 
Fälle nachweiſen, daß es ſo iſt und nicht anders. 
Alſo. Herr Karkutſch, bei dem Satz. den Sie ge⸗ 
prägt haben, daß die Zwangswirtſchaft gehemmt 
wird, haben Sie den Schlußſatz von der Auswuche⸗ 
rung der Mieter vergeſſen. Das hätten Sie tun 
ſollen. (Zwiſchenrufe rechts.) Sie haben es unter⸗ 
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ſchlagen, um nicht klar zum Ausdruck zu bringen, 


was Sie wollen. Dann ſprachen Sie von der Woh⸗ 
nungsnot auf dem Lande. Ich ſagte ſchon einmal, 
nehmen Sie die Wohnungsſtatiſtik zur Hand, dann 
werden Sie klar und deutlich erkennen, daß auch 


auf dem Lande Wohnungsnot und Wohnungs⸗ 


elend beſtehen. Darum haben Sie gar kein Recht, 
ſich für das Land in dieſer Art einzusetzen, ſonſt 
muß man erkennen, daß Sie nur für einen Teil 
der ländlichen Bevölkerung eintreten. (Abg. 
Karkutſch: Und Sie nur für die Mieter!) Das be⸗ 
ſtreite ich nicht, das wiſſen Sie ja! Aber Sie ſtellen 
es doch o dar, als ob Sie für alle zu haben ſind 
und in Wirklichkeit doch nur für eine Klaſſe. 

Sie haben dann von Erleichterungen geſpro⸗ 
chen, die Sie haben wollen, Herr Karkutſch. Ich 
erinnere Sie an den Kampf, den wir im Sied⸗ 
lungsausſchuß vor 3 Jahren geführt haben, und 
an die Erleichterungen, von denen Sie heute hier 
geſprochen haben. Nehmen Sie doch unſere An⸗ 
träge, die wir damals geſtellt haben, zur Hand 
und ſehen Sie ſie ſich an. Damals haben Sie ſie 
niedergeſtimmt, jetzt graben Sie unſere Anträge 
aus, weil Sie ſich in der Oppoſition ſchön geborgen 
fühlen und glauben, jetzt mit dem Entgegengeſetz⸗ 
ten kommen zu können. So liegen die Dinge. Man 
ſoll nicht mit den Mitteln eines andern arbeiten, 
ſondern ein klein wenig zurückgreifen. Es iſt näm⸗ 
lich ganz gut, daß nicht alle Abgeordneten in die⸗ 
ſem Hauſe neu ſind, ſondern, daß manche da ſind, 
die in dieſer Materie vier Jahre lang gearbeitet 
haben. Sie können Ihnen dann wenigſtens den 
Spiegel vorhalten, was Sie vor drei Jahren ge⸗ 
macht haben und was Sie heute ſprechen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Wir gehen alſo dann konform 
und werden ſehen, ob Sie unſeren Anträgen auf 
Erleichterungen Ihre Zuſtimmung geben werden. 

Wenn ſich dann Herr Brenner ganz beſonders 
gegen die Vorlage ausgeſprochen hat, und zwar 
mit dem Bemerken, daß er im § 2 den Zuſatz nicht 
verſtehe, ſo kann ich es glauben, daß er es nicht 
verſteht. Statt ſich um die Schaffung von neuen 
Wohnungen zu kümmern. hält er ſich in der letzten 
Zeit lediglich in der Langgaſſe auf, geht auf und 
nieder. ſieht, ob ſein Haus noch ſteht, ob ſein Mie⸗ 
ter ihm micht moch einen Aufſchlag zahlen kann, 
wie deſſen Geſchäft geht, ob er nicht noch mehr 
Profit aus dem Hauſe herausſchlagen kann. In 
Wirklichkeit liegen die Dinge ein klein wenig an⸗ 
ders. Ich will auf das hinweiſen, was der Re⸗ 
gierungsvertreter, Oberregierungsrat Brieſewitz, 
geſagt hat, es handelt ſich nur um die Anlieger⸗ 
beiträge, die ins Anermeßliche gehen. Wir haben 
Anliegerbeiträge von 30 000 Gulden zu zahlen, 
ein Drittel ſofort, die weiteren nach zwei und zwei 
Jahren. Aus einem Komplex neuer Wohnungen 
müſſen in zwei bis vier Jahren 20 000 Gulden 
herausgewirtihaftet werden. Es iſt klar, daß nas 
dieſem Schema nicht weiter verfahren werden 
kann. Das hat auch die Regierung ſelbſt erkannt. 
Ich freue mich außerordentlich, daß auch endlich 
Herr Oberrngierungsrat Brieſewitz dafür iſt, der 
früher nicht dafür zu haben war. Ich begüße es 


beſonders daß man hier ſchon Einſicht gewonnen 


hat und eine Aenderung eintreten laſſen will. 
Dann ſetzte ſich Herr Brenner besonders für 
die kleinen Hausbeſitzer ein. Herr Brenner, wenn 


Sie unſere Vorlage vom vergangenen Jahr gründ⸗ 
lich durchgeſehen hatten, dann hatten Ste ſchou ge⸗ 
funden, daß wir den kleinen Hausbeſitz berückſich⸗ 
tigen wollten, aber Sie ſagen gleichzeitig, die Mie⸗ 
ter wollen es nicht haben. Was wollen die Mieter 
nicht haben? Zahlen ſie nicht die volle Friedens⸗ 
miete? (Zuruf des Abg. Brenner.) Wenn der 
Mieter nicht ſeine volle Friedensmiete bezahlt, 
100 Prozent, dann iſt er dem Hausbeſitzer etwas 
ſchuldig. Sie wiſſen ja ganz genau, wie es dann 
gemacht wird. Beim Steueramt wird Anzeige er⸗ 
ſtattet, und das Steueramt zieht die Wohnungs⸗ 
bauabgabe ein. Der Mieter muß bis auf den letz⸗ 
ten Pfennig ſeine 100 Prozent Wohnungsmiete 
zahlen. (Aug. Brenner: Die hat doch der Haus⸗ 
beſitzer nicht, er muß doch 30 Prozent abgeben!) 
Denken Sie doch daran, was Sie mit den Hypothe⸗ 
kengläubigern gemacht haben. Wenn einer 
100 000 Mark zu bekommen hatte, ſo haben Sie 
ihm 23 000 gegeben und die 77 000 haben Sie ein⸗ 
geſteckt, außerdem noch den Zinſendienſt. Dieſe 
Vorteile haben Sie doch. Es kann Ihnen ſo ge⸗ 
fallen, alles verſchwinden zu laſſen und alles ein⸗ 
zuſtecken. Herr Brenner, wenn Sie in dies hohe 
Haus kommen, und mit ſolchen Mitteln arbeiten 
wollen, dann kommen Sie eigentlich verſpätet. 
Wir kennen Sie doch ganz genau. Wir fürchten 
Sie nicht, wenn Sie auch einen ſo aufgeſtutzten 
Schnurrbart haben. (Große Heiterkeit. — Abg. 
Brenner: Der gefällt Ihnen nicht, es iſt traurig, 
wenn Sie nichts anderes zu erwähnen haben!) 

Herr Dr. Blavier ſagte, ich hätte mich auch zum 
Wort gemeldet. Ich habe es nur getan, weil er 
ſich auch gemeldet hat. Ich ſagte mir, wenn ein 
Hausbeſitzervertreter, von den Deutſchnationalen 
Herr Karkutſch, ſpricht, dann ein ausgeſprochener 
Hausbeſitzervertreter, Herr Brenner, und der Ver⸗ 
bandsvorſitzende des großen Hausbeſitzerverbandes 
noch das Wort nimmt, dann würde man es mir 
übelnehmen, wenn ich nicht das Wort ergriffe. Be⸗ 
ruhigen Sie ſich nur, Herr Dr. Blavier, wenn Sie 
auch mit Ihrem Prozeß drohen, daß Sie beim 
Obergericht erreichen wollen, daß die Wohnungs⸗ 
bauabgabe fällt und daß Sie alles einſtecken dür⸗ 
fen, d. h. der Hausbeſitz. Auf dem letzten Ver⸗ 
bandstage wurde ja der Beſchluß gefaßt, dieſe 
Klage anzuſtrengen, um ein diesbezügliches Urteil 
zu erreichen. (Zuruf des Abg. Dinklage.) Herr 
Dinklage, ſeien Sie nur ſtill. Ich habe keine Luft, 
mich mit Ihnen zu unterhalten. Geben Sie den 
anderen auch, was ihnen gehört. dann werden Sie 
auch zu dem Ihren kommen. Man muß nach die⸗ 
ſer Richtung hin mit gleichem Maß meſſen. Wenn 
Sie glauben, auf dieſem Gebiet die Verfaſſung 
heranziehen zu können, werden ſich auch die Hy⸗ 
pothekengläubiger darauf berufen. und dann wer⸗ 
den Sie auch Ihre Schulden zurückzahlen müſſen. 
(Zurufe.) Ich will zum Schluß kommen. (Abg. 
Brenner: Sagen Sie auch, daß Sie ebenfalls 
Hausbeſitzer waren, und aus welchem Grunde Sie 
verkauft haben!) Das bedauere ich auch außeror⸗ 
dentlich! ( Heiterkeit.) Ich bitte, dem Antrag zu⸗ 
zuſtimmen und ihn dem Siedlungsausſchuß zu 
überweiſen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung zu Punkt 4 der Tagesordnung. Der Aelte⸗ 
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ſtenaus chuß ſchlägt vor, die Vorlage dem Sied⸗ 

lungsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 

Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe 

Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetztenwurfs 

betr. Fernmeldeanlagen. 

Druckſache Nr. 43. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
die Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerspruch; es iſt demgemüß be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

ö Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Abänderung der Verordnung über das 
Entſchädigungsverfahren bei der Einführung 
des Tabalmonopols. 

Druckſache Nr. 48. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der vorliegende Geſetzentwurf gibt Veran⸗ 


laſſung, ſich mit der Tabakmonopolgeſetzgebung 


überhaupt einmal zu befaſſen. Es haben ſich im 
Laufe der Zeit Härten herausgeſtellt, die beſeitigt 
oder zum mindeſten gemildert werden müſſen. 
Wir wiſſen ja, daß das Tabakmonopol eine der 
übelſten Erbſchaften iſt, die der Rechtsſenat über⸗ 
nehmen mußte. (Lebhafte Zwiſchenrufe links.) 
Ich muß feſtſtellen, daß die Deutſchnationalen 
immer Gegner jeden Monopols geweſen ſind und 
auch heute noch Gegner von Monopolen ſind. 
(Zwiſchenrufe links.) Wir haben die Sanierung 
des Freiſtaates durchführen und auch in dieſen 
ſauren Apfel beißen müſſen. Die Vorverhand⸗ 
lungen über das Monopol waren unter dem 


Linksſenat jo weit gediehen, daß fie nicht mehr 


abgebremſt werden konnten. Die Vorverhand⸗ 
lungen ſtanden aber auch entſchieden unter einem 
ſchlechten Stern. Sie (nach links) hatten ſich, 
ſo weit ich unterrichtet bin, Herrn Hofrat Bal⸗ 
drian aus Wien verſchrieben, dem man ein Ge⸗ 


halt von 2000 Gulden monatlich gab. Er ſollte 


die finanztechniſchen und organiſatoriſchen Grund⸗ 
lagen, die Ausarbeitung der Unterlagen für das 
Monopol vorbereiten. Leider haben ſich dieſe 
Berechnungen als unrichtig erwieſen. Die falſche 
Monopolbegeiſterung eines Teiles der Danziger 
Bevölkerung iſt ſchuld daran, daß auch nach dieſer 
Richtung hin mit mangelnden Informationen 
gearbeitet worden iſt. Lange, ehe noch die Frage 
des Monopols feſtere Geſtalt gewann, haben 
weite Kreiſe der Wirtſchaft, der Angeſtellten und 
Arbeiter ihre warnende Stimme erhoben, jedoch 
bei der Linksregierung leider kein Gehör gefun⸗ 
den. Aber auch theoretiſch iſt der Gedanke nicht 
genügend durchgearbeitet worden. Warum gin⸗ 
gen Sie (nach links) damals nach Wien, wo die 
Frage doch gar nicht mehr akut war, wo man 
längſt die Entſchädigungs⸗Angelegenheiten ver⸗ 
geſſen hatte? Warum gingen Sie nicht lieber 
nach Schweden, wo die Sache noch jetzt in leb⸗ 
hafter Erinnerung iſt? Warum haben Sie ſich 
nicht der reichsdeutſchen Geſetzentwürfe bedient, 
des Entwurfs, den |. Zt. Bismarck anfertigen 
ließ? Sie wären dabei beſſer gefahren. (Zuruf 
des Abg. Hohnfeldt.) So hat Herr Baldrian die 
Entſchädigung, die der Staat an die Intereſſenten 
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zu zahlen haben dürfte, auf 3 Millionen geſchätzt. 
Man weiß heute, daß dieſe Schätzung unzutreffend 
war und ſpricht heute ſchon von einem Betrage 
von 5 Millionen bezw. 6 bis 7 Millionen. Die 
Folgen ſind allerdings kataſtrophal. Der Senat 
hat nur ſeine 3 Millionen bekommen, die verwirt⸗ 
ſchaftet ſind. Er ſoll die Mehrbeträge aus eigener 
Taſche geben. Bei ſeinem chroniſchen Geldmangel 
iſt das natürlich eine außerordentlich ſchwierige 
Sache. Die Antragſteller, die hoffnungsvoll an 
das Monopol⸗Entſchädigungsamt herantreten, 
haben es zu büßen. Man ſieht ja auch, daß die 
ganzen Verhältniſſe auf die Spruchpraxis des 
Monopol⸗Entſchädigungsamtes ſtark abfärben. 
Das Monopol⸗Entſchädigungsamt ſteht dauernd 
unter behördlichem Druck. Ich habe früher ſchon 
einmal in einer „Kleinen Anfrage“ die Dinge 


gekennzeichnet, aber auf die Anfrage nur eine 


nichtsſagende Antwort erhalten. Ebenſo ging es 
mir |. Zt., als ich fragte, ob es richtig ſei, daß man 
einen Herrn Nathan zum Generaldirektor er⸗ 
nennen wolle. Prompt antwortete der Senat: 
Davon ſei ihm nichts bekannt. (Das hat der Se⸗ 
nat der Köpfe gemacht! links.) Ich verſtehe nicht, 
wie man einen derartigen Beſcheid geben konnte. 
Das iſt nur ſo zu erklären, daß die Herren, die 
ihre Unterſchrift für die Beantwortung der Klei⸗ 
nen Anfrage gegeben haben, vorher einen ſtarken 
Baldriantee getrunken haben müſſen. (Abg. 
Loops: Herr Riepe hat ihn angeſtellt!) 

Ich ſagte, daß die Spruchpraxis des Monopol⸗ 
Entſchädigungsamtes unter ſtarkem behördlichem 
Druck ſteht. Ich möchte mir die Frage erlauben, 
wo da die Objektivität der Rechtſprechung bleibt, 
wenn der Vorſitzende des Entſchädigungsamtes 
darauf hingewieſen wird, möglichſt wenig Ent⸗ 
ſchädigung zu bewilligen. Schließlich wurden die 
Divergenzen der Meinungen ſo ſtark, daß man als 
Beruhigung eine Reiſe nach Schweden inſzenierte, 
worauf die zurückgekehrten Herren gewiſſe Richt⸗ 
linien aufſtellten, um nach dieſen zu entihädigen. 
Aber auch dieſe Richtlinien waren unſeres Er⸗ 


achtens nicht genügend ausgearbeitet. Man 


kann die Richtlinien Schwedens nicht einfach 
ſchematiſch auf die Danziger Verhältniſſe über⸗ 
tragen, ſondern hätte den beſonderen Verhält⸗ 
niſſen Danzigs Rechnung tragen müſſen. Schwe⸗ 
den iſt gegen Danzig ein großes Land und bietet 
ganz andere Verdienſtmöglicheiten. Es ſteht 
wirtſchaftlich gefeſtigt da, alles Dinge, die wir in 
Danzig nicht haben. Wenn man die Entſchä⸗ 
digungsgrundlagen und Richtlinien Schwedens 
für Danzig maßgeblich machen wollte, hätte man 
mindeſtens Zuſchläge von 50 bis 100 Prozent zu⸗ 
geſtehen müſſen. Es entſtand ferner die Frage, 
wer entſchädigt werden ſollte. Während man für 
gewöhnlich Inländer bei Einführung von Mono⸗ 
polen entſchädigt, hätte ſich Danzig für eine Ent⸗ 
ſchädigung der Danziger, Deutſchen und Polen 
einſetzen können. Es wäre nicht nötig geweſen, 
daß man Türken, Griechen, Armenier und andere 
Leute aus dem Oſten entſchädigte, und zwar, da 
ſich dieſe Herren meiſtens in leitender Stellung 
befanden, ſehr ſtark entſchädigte. Das ging und 
geht natürlich, weil die Decke von 3 Millionen 
zu kurz iſt, auf Koſten der Danziger Staatsange⸗ 
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(Mayen, Abgeordneter) > 

hörigen. Sie ſehen, daß auch nach dieſer Richtung 
hin ſtark geſündigt wurde. (Abg. Loops: Das 
hätten Sie Herrn Riepe ſagen müſſen!) So 
wurde die Spruchpraxis des Monopol⸗Entſchädi⸗ 
gungsamtes immer ungünſtiger. Damit nicht ge⸗ 
nug. Der Senat drückte weiter und verſuchte, die 
Vermittlungs⸗Vorſchläge um 20 bis 50 Prozent 
herabzudrücken. (Abg. Loops: Welcher Senat?) 
Ich komme darauf zurück. Es iſt jetzt noch viel 
ſchlimmer geworden. Dabei haben Sie doch ſchon 
durch die Monopolgeſetzgebung Kaufleute, Ange⸗ 
ſtellte und Arbeiter um jeden Rechtsanſpruch ge⸗ 
bracht. Sie haben ihnen ja nur einen Billigkeits⸗ 
anſpruch zuerkannt. Lediglich die Induſtrie 
machte hierbei eine Ausnahme. Die Dinge lie⸗ 
gen nun ſo, daß Angeſtellte und Arbeiter faſt 
völlig auf die Erwerbsloſenfürſorge angewieſen 
ſind. Auch die Sonderbelange der Angeſtellten 
hat man nicht im geringſten berückſichtigt. (Abg. 
Loops: Auch Herr Riepe nicht!) Ich habe wieder⸗ 
holt Fälle erlebt, wo man Angeſtellte, die 3, 4 
und 5 Jahre in der Branche tätig waren, mit 
einer Lappalie, mit einigen 100 Gulden abge⸗ 
funden hat. Außerdem hat man ihnen noch die 
Beträge der Erwerbsloſenunterſtützung in Abzug 
gebracht. Das iſt ein Verfahren, das zur Erbit⸗ 
terung weiteſter Kreiſe beitragen muß. Viele 
dieſer Angeſtellten kamen verzweifelt zu mir und 
baten um meinen Schutz. Aber auch die Klage 
vor dem Landgericht iſt außerordentlich ſchwierig. 
(Vom Rechtsſenat beſchnitten worden! links.) 
Auch mit dem Armenrecht liegen die Dinge ſchwie⸗ 


rig. Bezüglich der Erteilung des Armenrechts 
wird in letzter Zeit von irgendeiner Stelle aus 
außerordentlich ſtark gebremſt, ſo daß die Ange⸗ 
ſtellten, die das Armenrecht nachſuchten, es nicht 
erhalten. Das iſt die Sachlage. Nun kommt der 
Senat mit einem Geſetz, das ſeine Rechte noch 
weiter verſtärkt, und die der Intereſſenten, der 


Antragſteller, noch weiter erdroſſelt. So geht 
gutes deutſches Recht in Stücke, möchte ich ſagen. 
Es iſt bezeichnend, daß eine Regierung dieſen Ge⸗ 
ſetzentwurf vorlegt, in der die Sozialdemokratie 
die maßgeblichſte Stelle einnimmt, jene Gruppe, 
die nicht oft genug über Klaſſenjuſtiz zetern 
konnte. Es iſt ferner bezeichnend, daß die Sozial⸗ 
demokratie einen Geſetzentwurf vorlegt, der die 
Arbeiter und Angeſtellten, die mit ihren Forde⸗ 
rungen kommen, wirtſchaftlich erdroſſelt. Das iſt 
die Art und Weiſe, wie Sie von links vorzugehen 
belieben. Wir halten es für unmöglich, dieſen 
Geſetzentwurf anzunehmen, wir lehnen ihn ab. 
Wir werden im Ausſchuß fleißig mitarbeiten und 
Abänderungsanträge zu dieſem Geſetz ſtellen. 
Wir können dem vorliegenden Geſetz, das uns 
durchaus verantwortungslos erſcheint, unſere Zu⸗ 
ſtimmung nicht erteilen. (Bravo! rechts.) 
Vizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brenner. 8 
Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Der vorliegende Geſetzentwurf wird erſtens 
nicht das erreichen, was die Regierung zu er⸗ 
reichen beabſichtigt. Zweitens ſoll für den wirt⸗ 
ſchaftlich Stärkeren ein größeres Recht beanſprucht 
werden, als für den wirtſchaftlich Schwächeren, 
was unmoraliſch iſt. Drittens iſt es unzutreffend, 


wenn in der Begründung geſagt wird, daß die 
Gerichte bisher noch keine Gelegenheit gehabt 
haben, zu der Frage Stellung zu nehmen. Die 
rückwirkende Kraft, welche dem Geſetz verliehen 
werden ſoll, iſt ſomit ein Unfug. Viertens ver⸗ 
ſtößt die Geſetzesvorlage gegen den Artikel 110 
der Verfaſſung. 

Zu 1: Es beſteht bei dem Entſchädigungsamt 
der Offizialbetrieb und nicht der Parteibetrieb, 
d. h. es kommen die Vorſchriften der Zivilpro⸗ 
zeßordnung nicht in Anwendung mit Ausnahme 
bei den in der Entſchädigungsordnung vorgeſehe⸗ 
nen Paragraphen 3, 6 und 10. Nur auf dieſe fin⸗ 
den die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
den Parteibetrieb Anwendung. § 10 der Ent⸗ 
ſchädigungsordnung ſchreibt die Zuſtellung des 
Beſcheides an den Antragſteller vor. Wären die 
Vorſchriften der Zivilprozeßordnung anzuwen⸗ 
den, ſo müßte der Beſcheid beiden Parteien zuge⸗ 
ſtellt werden. Solches braucht aber, wie ſich aus 
der Faſſung des § 10 der Danziger Entſchädi⸗ 
gungsverordnung ergibt, nicht zu geſchehen. An⸗ 
derenfalls hätte der 8 10 lauten müſſen: „Nach 
Zuſtellung an die Parteien oder nach Zuſtellung 
an den Antragſteller und Antragsgegner“. Der 
Verfaſſer der Danziger Entſchädigungsverord⸗ 
nung hat ſicher den § 10 der Deutſchen Brannt⸗ 
weinmonopolgeſetzgebung zum Vorbild genom⸗ 
men. Nach § 60 des Branntweinmonopolgeſetzes 
hat unzweifelhaft lediglich und allein der Antrag⸗ 
ſteller das Recht zur Klage gegen die Entſcheidung 
der Ausſchüſſe zu erheben. Die Ausſchüſſe ſind 
dasſelbe, wie hier das Monopolentſchädigungs⸗ 
amt. Auch die Zuſtellung des Beſcheides an den 
Staat war im § 60 des Branntweinmonopolge⸗ 
ſetzes nicht vorgeſehen. Sie geſtatten, Herr Prä⸗ 
ſident, daß ich den 8 60 des Geſetzes verleſe: 

Gegen die Entſcheidung der Ausſchüſſe kann 
binnen einer Friſt von vier Wochen nach Zuftellung 
des Beſcheides der ordentliche Rechtsweg beſchritten 
werden, falls nicht der Antragſteller ſchriftlich gegen⸗ 
über dem Entſchädigungsausſchuß auf das Beſchreiten 
des Rechtsweges verzichtet. 

Alſo, wenn der Antragſteller verzichtet, war 
für den Fiskus nicht die Möglichkeit der Beſchrei⸗ 
tung des Rechtsweges gegeben. 

Das Geſetz ſagt in Abſatz 2 weiter, die Klage 
iſt gegen das Monopolamt zu richten. Das Mo⸗ 
nopolamt war vom Staat eingerichtet zur Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Intereſſen. Das Monopolamt 
hat binnen zwei Monaten nach Zuſtellung der 
Klageſchrift ſowie nach rechtskräftiger Entſcheidung 
dem Hauptamt Mitteilung zu machen. Alſo im 
§ 60 des Branntweinmonopolgeſetzes war nichts 
geſagt von dem Antragsgegner, ſondern allein von 
dem Antragſteller. Mithin war nur dieſem allein 
das Recht gegeben, den Rechtsweg beſchreiten zu 
können. Da es in der Folgezeit unbillig erſchien, 
daß lediglich der Antragſteller, aber nicht der 
Staat den Klageweg beſchreiten ſollte oder konnte, 
wurde durch die Novelle vom 31. März 1920 der 
§ 60 des Branntweinmonopolgeſetzes geändert. 
Die Abänderung beſteht darin, daß nunmehr die 
Zuſtellung des Beſcheides auch an den Staat vor⸗ 
geſchrieben iſt, und daß dem Staat weiter die Be⸗ 
fugnis zuerkannt worden iſt, auch ſeinerſeits den 
Rechtsweg zu beſchreiten. N 
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Der Verfaſſer der Danziger Entſchädigungs⸗ 


verordnung hat dieſe Novelle überſehen, wonach 


der & 60 des Branntweinmonopolgeſetzes geän⸗ 
dert wurde. Er hat daher dem 8 10 der Danziger 
Verordnung eine Faſſung gegeben, die dem des 
§ 60 des Branntweinmonopolgeſetzes entſpricht. 
Hiernach iſt der Beſcheid des Entſchädigungsamtes 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
lediglich dem Antragſteller zuzuſtellen. Somit 
hat lediglich der Antragſteller das Recht zur Klage 
und nicht, wie in der Begründung der vorliegen⸗ 
den Geſetzesvorlage geſagt wird, nur der Antrags⸗ 
gegner. f | 
Im 8 12 der Danziger Verordnung iſt bei 
Billigkeitsentſcheidungen auch das Recht des 
Antragſtellers nach 8 10 zur Klageerhebung aus: 
drücklich ausgeſchloſſen. Während alſo dem An⸗ 
tragſteller das Recht in § 10 eingeräumt wurde, 


iſt es ihm im 8 12 ausdrücklich genommen, und 


zwar geht man davon aus, wenn dem Antrag⸗ 
ſteller aus Billigkeit ein Anſpruch zuerkannt iſt, 
ſoll er nicht hinterher kommen und den Rechts⸗ 
weg beſchreiten dürfen. Somit kann auch der An⸗ 
tragſteller den Klageweg nicht beſchreiten, wenn 
er nicht glaubt, einen Rechtsanſpruch zu haben. 
Dem Antragsgegner, dem Staat, ſtand nach 8 12 
der Danziger Verordnung überhaupt kein Rechts⸗ 
mittel zu. Mit keinem Wort iſt weder in 8 10, 
noch in $ 12 von dem Antragsgegner die Rede. 
Die Billigkeitsentſcheidungen des Entſchädigungs⸗ 
amtes waren ſomit für beide Teile endgültige. 
Solange alſo der 8 10 nicht geändert wird, hilft 
auch die durch die Vorlage beabſichtigte Aende⸗ 
rung des § 12 Abſatz 2 nichts. Es müßte dann 
erſt einmal im § 10 gejagt werden, daß die Zu⸗ 
ſtellung an die Parteien oder an den Antrags⸗ 
ſteller, wie auch Antragsgegner zu erfolgen habe, 
zu 2), daß die Geſetzesvorlage unmoraliſch wirkt. 
Die Geſetzgebung ſoll den wirtſchaftlich Schwäche⸗ 
ren beiſtehen und nicht dem Staat als dem wirt⸗ 
ſchaftlich Stärkeren. Letzterer kann jahrelang 
prozeſſieren, und dies ſcheint auch die Spekulation 
des Staates zu ſein, den Entſchädigungsberech⸗ 
tigten durch einen jahrelangen Prozeß mürbe zu 
machen. Schon jetzt hat der Staat eine doppelte 
Garantie, daß die Intereſſen des Fiskus beim Zu⸗ 
ſtandekommen der Entſcheidung bei dem Entſchä⸗ 
digungsamt ausreichend berückſichtigt werden. 
Erſtens iſt der Staat in dem Entſchädigungsamt 
durch zwei Beamte vertreten, dem Vorſitzenden 
und einem Beiſitzer, während die Entſchädigungs⸗ 
berechtigten lediglich durch eine Perſon vertreten 
werden. Zweitens muß die Entſcheidung ein⸗ 
ſtimmig erfolgen. Es muß alſo auch der Beiſitzer 
aus den Intereſſentenkreiſen ſeine Zuſtimmung 
zur Entſcheidung geben, und es kann vorkommen, 
daß beide beamteten Mitglieder eine äußerſt ge⸗ 
ringe Entſchädigung vorſchlagen, und daß dann 
auch der Intereſſenten⸗Vertreter ſich dieſer Ent⸗ 
ſcheidung anſchließen muß, weil ſonſt der Entſchä⸗ 
digungsberechtigte überhaupt nichts erhalten 
würde, da, wie geſagt, die Entſcheidung einſtim⸗ 
mig ſein muß. Kiga‘ Br 
Sie erſehen hieraus, welches Uebergewicht der 
Staat beim Entſchädigungsamt hat, ſodaß er gar 
nicht geſchädigt werden kann, und der einzige Be⸗ 
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nachteiligte der Entſchädigungsberechtigte iſt. Das 
zu gehören nicht nur, wie es hier wieder hervor⸗ 
gehoben wird, die abgehalfterten Fabrikanten, 
nein, im Gegenteil, die abgehalfterten Fabrikan⸗ 


ten haben einen Rechtsanſpruch. Aber der Arbei⸗ 


ter, Angeſtellte, der Vertreter, der Kleinhändler, 
hat keinen Rechtsanſpruch, denen wird nur aus 
Billigkeit etwas zugeſprochen. Weil der Entſchä⸗ 
digungsberechtigte nur einen Billigkeitsanſpruch 
hat, und der Staat das Uebergewicht beſitzt, 
empfinde ich die Geſetzesvorlage als unmoraliſch. 

Zu 3. Es ſind bereits vier Prozeſſe beim 
ordentlichen Gericht anhängig. Das müßte der 
Senat ſehr genau wiſſen, denn in der Monopol⸗ 
kommiſſion ſitzen Herren, die ganz genau unter⸗ 
richtet ſind. Einer der Herren iſt ſogar mit der 
Führung eines dieſer Prozeſſe für den Staat be⸗ 
traut. (Abg. Hohnfeldt: Welcher Prozeß?) Es 
handelt ſich um die Prozeſſe des Vertreters Gaſi⸗ 
rowſki, des Vertreters Lauta, der Fabrikanten 
Schröder und Borg ſen. (Abg. Hohnfeldt: Wer iſt 
der Rechtsanwalt des Staates?) Das weiß ich 
nicht. Wenn wir der Vorlage rückwirkende Kraft 
gäben, ſo würde die Geſetzgebung in bereits 
ſchwebende Gerichtsverfahren eingreifen, was un⸗ 
zuläſſig iſt. Das werden Sie mir doch ſelbſt zu⸗ 
geben müſſen. Das iſt unzuläſſig, ſelbſt wenn es 
durch Geſetzgebung geſchieht. (Sehr richtig! 
rechts.) Wenn in der Begründung behauptet wird, 
daß die Gerichte noch keine Gelegenheit gehabt 
haben, zu der Frage Stellung zu nehmen, dann 
iſt es auch nicht notwendig, daß einer Geſetzes⸗ 
Aenderung rückwirkende Kraft verliehen wird. 
Iſt es tatſächlich ſo, wie in der Begründung be⸗ 
hauptet wird, daß ſich die Gerichte noch nicht da⸗ 
mit befaßt haben, ſo iſt die rückwirkende Kraft 
nicht erforderlich. tl 

Zu 4. Die Geſetzesvorlage würde aber auch 
gegen Artikel 110 der Verfaſſung verſtoßen, 
welcher ausdrücklich beſagt, daß in Streitfällen 
der Rechtsweg offen ſteht. 

Ich will noch darauf zurückkommen, daß, wie 
ich vorher bemerkte, die Entſchädigungsordnung 
des Branntweinmonopols nach zwei Jahren ab⸗ 
geändert worden iſt. Ich darf bitten, dieſe Aende⸗ 
rung zu verleſen. Da iſt ausdrücklich im zuge⸗ 
fügten Abſatz 2 zu 8 59 gejagt worden: 

Der Beſcheid it dem Monopolamt und dem An⸗ 

tragſteller zuzuſtellen. . 

Bisher war das nicht der Fall, ſondern genau 
wie es jetzt im Danziger Geſetz iſt, daß der Beſcheid 
nur dem Antragſteller zugeſtellt werden ſoll. 
Demzufolge haben nun beide Teile im Deutſchen 
Reich das Recht, den Klageweg zu beſchreiten. 
Dieſes Recht für den Staat darf hier nicht einge⸗ 
räumt werden. Der Staat als der wirtſchaftlich 
Stärkere könnte dann ohne weiteres den Rechts⸗ 
weg beſchreiten. Sie werden mir zugeben müſſen, 
daß die Durchführung eines Prozeſſes beim 
Landgericht und beim Obergericht eine Unmenge 
von Koſten verurſacht. Dieſe Koſten kann der Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigte, ein Arbeiter, ein Ange⸗ 
ſtellter uſw. nicht tragen. Zu dieſer Erkenntnis iſt 
man auch im Deutſchen Reich gekommen. Deshalb 
ſchreibt $ 59a ausdrücklich vor: 
Soweit die Koſten durch Erhebung einer Klage 
oder Widerllage des Monopolamtes entjtehlen, hat 
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e dieſe auch dann zu tragen, wenn es 

obliegt. 

Sollte auch in Danzig dem Staate das Recht 
zur Klage eingeräumt werden, dann müßte dieſe 
Beſtimmung im Intereſſe der Entſchädigungsbe⸗ 
rechtigten ebenfalls verlangt werden, welche, wie 
ich vorhin ſchon bemerkte, ſo gering im Entſchädi⸗ 
gungsamt vertreten ſind. Sie müſſen Erſatz der 
Koſten verlangen können, und es muß eine Be⸗ 
ſtimmung vorhanden ſein, daß der Staat, wenn 
er klagt oder Widerklage erhebt, die Koſten zu 
tragen hat. Das wäre analog dem deutſchen 
Brauntweinmonopolgeſetz. Es iſt dieſes auch in 
dem preußiſchen Enteignungsgeſetz hineingekom⸗ 
men, und zwar auf Betreiben des damaligen Ab⸗ 
geordneten Windthorſt. Vielleicht nehmen die 
Herren Zentrumsabgeordneten das zur Notiz. 
Auch bei den Verhandlungen im ſächſiſchen Land⸗ 
tag wurde zum Ausdruck gebracht, daß eine ſolche 
Beſtimmung nur dem Rechtsempfinden entſpricht. 
Nach alledem werden wir entſprechende Anträge 
einbringen, erſtens daß die Beſtimmung in 8 2 
„ein dahingehender Beſcheid kann nur einſtimmig 
erlaſſen werden“ geändert wird. Es ſollen alſo 
nicht alle drei, der Vorſitzende und die beiden 
Beiſitzer beim Entſchädigungsamt einem Beſchluß 
zuſtimmen müſſen, dem Entſchädigungsberechtig⸗ 
ten etwas zuzubilligen, ſondern es ſoll heißen 
„kann mit Stimmenmehrheit erlaſſen werden“, 
damit dieſe Einſtimmigkeit in Fortfall kommt, 
ferner wenn die jetzt eingebrachte Geſetzesvorlage 
wider Erwarten angenommen werden ſollte, den 
Antrag: „Die Nachprüfung durch die ordentlichen 
Gerichte kann ſowohl der Antragsſteller, wie auch 
der Antragsgegner verlangen.“ Das entſpricht 
der Billigkeit. Weiter: „Die Entſcheidung des 
Entſchädigungsamtes kann für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden“. Das muß ſchon deshalb 
geſchehen, weil, wenn der Staat allein das Ein⸗ 
ſpruchsrecht bekäme, dann der Entſchädigungsbe⸗ 
rechtigte nicht ſeine ihm vielleicht zugebilligten 
1000 Gulden ſofort bekommt, ſodaß er weiter 
darbt und auf der Straße liegt. Soll er noch die 
Durchführung des zweijährigen Prozeſſes abwar⸗ 
ten, ſo iſt das ſo gut, als wenn er ganz enteignet 
würde. Ich wiederhole daher nochmals, daß des⸗ 
halb hinzukommen muß, wie es im preußiſchen 
Enteignungsgeſetz enthalten iſt, daß die Entſchä⸗ 
digungspflicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
werden kann. Ferner, daß die Koſten, wenn der 
Staat klagt, auch durch den Staat getragen wer⸗ 
den müſſen, ſelbſt wenn er in dem Prozeß obſiegt. 

M. D. u. H.] Das wäre das, ſoweit es dieſe 


Geſetzes vorlage anlangt,. Aber ich habe noch etwas 
anderes auf dem Herzen. Ich kann es mir nicht 


verſagen, auf die Entſtehung des Monopols 
etwas näher einzugehen, und ich glaube, daß der 
weitaus größte Teil des hohen Hauſes von ber 
Entſtehungsgeſchichte des Monopols wenig »der 
gar nichts weiß. Es hat auch bisher in der 
Oeffentlichkeit eine völlig falſche Meinung ge⸗ 
herrſcht. Deshalb iſt es meiner Anſicht nach ganz 
zweckentſprechend, wenn hierüber einmal Klarheit 
gebracht wird. M. D. u. H. Die Gründe, weiche 
die damalige Regierung veranlaßt haben ſollen. 
das Monopol einzuführen, ſollen in folgendem 


beſtehen. Erſtens wurde geſagt und hervorgeho⸗ 
ben, wir können gar nicht anders, Poren kann 
uns zur Einführung des Tabakmonopols zwingen, 
weil Polen dies auf Grund der Pariſer Konven⸗ 
tion verlangen kann. Das iſt unrichtig. Die 
Pariſer Konvention ſagt im Artikel 17 nur, daß 
Danzig verpflichtet iſt, ſeine innere Geſetzgebung 
ſoweit möglich derjenigen Polens anzupaſſen. Bei 
einer Verhandlung, die in Warſchau ſtattfand, 
bei der ich als Sachverſtändiger zugegen war, 
wurde dann von dem polniſchen Delegations⸗ 
führer, Herrn Miniſter von Plucinſki, auf dieſen 


Paſſus des Artikels 17 der Konvention hinge⸗ 


wieſen. Der Führer der Danziger Delegation, 
Senator Pertus, machte ſofort darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß das Wort „möglichſt“ für Danzig kein 
zwingender Grund wäre, das Monopol einzu⸗ 
führen. Zweitens wurde geſagt, wir ſind zur Ein⸗ 


führung des Monopols durch die zollpolitiſchen 


Maßnahmen Polens gezwungen worden. Auch 
dies, m. D. u. H., iſt unrichtig. Als der Zoll auf 
1600 Zloty erhöht wurde, war dem polniſchen 
Finanzminiſter die Ermächtigung eingeräumt 
worden, für die Zolltarifpoſition 21 Abſatz 1 den 
bisherigen tarifmäßigen Zollſatz von 210 Zloty 
auch weiter auf Antrag in Geltung zu laſſen. Es 
iſt bisher noch in keinem Fall geweſen, daß 
Danzig 1600 Zloty Zoll für Tabak gezahlt hat. 
Es wurden der Danziger Induſtrie, wenn auch 
zuerſt nicht ausreichende Kontingente, aber 
immerhin Kontingente zuerteilt, zur Verzollung 
zu dem bisherigen Satz von 210 Zloty. Bei Ein⸗ 
führung der Kontingentierung waren noch weſent⸗ 
liche Läger in Rohtabaken hier vorhanden. Dem⸗ 
zufolge hat die polniſche Regierung, die ſich über 
die Vorräte Unterlagen hat geben laſſen, Kontin⸗ 
gente erſt in verhältnismäßig geringen Umfange 
gegeben, aber je mehr die Vorräte aufgearbeitet 
wurden, je größer wurde die Zubilligung der 
Kontingente. Es iſt alſo nicht richtig, daß die 
zollpolitiſchen Maßnahmen Danzig unbedingt da⸗ 
zu gezwungen haben, das Monopol einzuführen, 
weil ſonſt die Induſtrie zum Erliegen gekommen 
wäre. Das wäre ſchon aus dem Grunde nicht ge⸗ 
kommen, weil Polen gezwungen iſt, für den eige⸗ 
nen Bedarf Danzigs die entſprechenden Mengen 
an Rohſtoffen hereinkommen zu laſſen. Dieſem 
würde ſomit widerſprechen, wenn Zölle erhoben 
würden, die prohibitin wirken. Das würde einem 
Einfuhrverbot gleichkommen. Als Beiſpiel dafür, 
wie man hierüber in der Kaufmannſchaft denkt, 
bitte ich, mir zu geſtatten, eine Auslaſſung der 
Handelskammer hierüber zu verleſen. (Zurufe 
und Unruhe.) M. D. u. H., dies dürfte Sie auch 
intereſſieren und ich bitte Sie um ein wenig 
Aufmerkſamkeit. Die Auslaſſung der Handels⸗ 
kammer ſagt ausdrücklich: 

Polen kann auch auf Grund der Danzig⸗polniſchen 
Abkommen den Zollſatz gar nicht jo hoch schrauben, 
daß die Danz ger Induſtrie zum Erliegen gebracht 
würde. Der Artiel 212 des Oktoberabkommens, d 
won „Ein umd Ausfuhr beſchrän kungen! BE ent: 
hält die Beſtimmung, daß für den Verbrauch der 
eigenen Bevölkerung und den Bedarf der eigenen In⸗ 

duſtrie die Außenhandelsſtelle der Freien Stadt Kon⸗ 
tingente feſtſetzt. Polen ſtellte ſich zwar auf den 
Standpunkt, daß hiermit lediglich die Einfuhrverbote, 
nicht prohibitiv wirkenden Einfuhrzölle gemeint find. 
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(Brenner, Abgeordneter) 
Der Senat hat jedoch entſprechend dem Auftrage der 
Handelskammer den Standpunkt vertreten, daß in 
dem Artikel von Ein⸗ und Ausfuhrbeſchränkungen die 
Rede iſt und übermäßig hohe Zölle dieſelbe prohibi⸗ 


tive Wirkung wie Ein⸗ und Aus fuhrverbote Haben: 


können. Sowohl der Völkerbundskommiſſar als auch 
der Völkerbund haben grundſätzlich dieſen Standpunkt 
anläßlich der Streitfragen über die Ausfußrzölle an⸗ 
erkannt, jo daß die polniſche Regierung bei Erzeug⸗ 
niſſen der Danz ger 7 ie und der Danziger Land⸗ 
wirtſchaft die Ausfuhrzölle herabſetzen mußte. Was 
für die Ausfuhrzölle gilt, gilt natürgemäß auch für 
die Einfuhrzölle. Der Artikel 212 hat nach der Inter⸗ 
pretation des Völkerbundes die Bedeutung, daß durch 
ihn der Bedarf der Danziger Bevölkerung, Induſtrie 
und Landwirtſchaft ſichergeſtellt werden und nicht 


durch Einfuhrverbote oder prohibitiv wirkende Ein⸗ 


fuhrzölle eingeſchränkt werden ſoll. 

Alſo auch hieraus können Sie erſehen, daß kein 
Zwang zur Einführung des Tabakmonopols be⸗ 
ſtanden hat. ö 

M. D. u. H.! Als dritter Grund iſt angeführt 
worden, ja, den Zoll bekommt Danzig nicht, ſon⸗ 
dern nur anteilig mit 8 Prozent, während 92 
Prozent von dem eigenen Verbrauch Danzigs 
nach Polen gehen. Das iſt ja richtig, und wenn der 
Senat das Beſtreben hatte, dieſen nach Polen 
gehenden Zoll für ſich hereinzubekommen, dann 
wäre dagegen nichts zu ſagen geweſen. Das könnte 
ein Grund ſein, der die Regierung dazu beſtimmt 
hat, das Tabakmonopol einzuführen. Aber wie 
iſt es in Wirklichkeit geworden? Bekommt der 
Staat heute wirklich einen Betrag gleich dem Zoll, 
der bisher nach Polen gegangen iſt? Keineswegs! 
Heute liegt die Sache ſo, daß der Staat das Tabak⸗ 
monopol für ſechs Millionen Gulden verpachtet 
hat. (Sieben Millionen! links. — Die drüben! 
links.) Ich komme gleich zu Ihnen, nur nicht ſo 
mit der Haſt. Alſo, für nur 6 Millionen iſt das 
Monopol verpachtet worden und ohne den Zoll⸗ 
betrag, den man früher haben wollte. So iſt es 
in Wirklichkeit! Ich komme nun auf den Pacht⸗ 
vertrag ſelbſt zu ſprechen. 33 ¼ Prozent vom 
Kleinverkauf hat die Monopolgeſellſchaft im 
e Jahr zu zahlen, 35 Prozent im zweiten und 
erſt ſpäter tritt die Garantieſumme von 6 Milli⸗ 
onen ein. Dieſe 6 Millionen hat aber die Privat⸗ 
wirtſchaft nach Erhöhung der Banderole ſchon auf⸗ 
gebracht. 

Nun komme ich zu Ihnen, meine Herren! Sie 
behaupten immer, daß Sie Gegner des Monopols 
geweſen ſeien. (Abg. Fooken: Nein!) Wenn das 
nicht der Fall iſt, dann ſind wir uns ja einig! 
(Abg. Beyer: Staatsmonopole! — Zwiſchenrufe.) 
Ich habe noch etwas vergeſſen. Es wurde nämlich 
von der Regierung behauptet, wir müßten das 
Monopol einführen, weil ſonſt durch die zollpoli⸗ 
tiſchen Maßnahmen Polens das ganze Tabakge⸗ 
werbe zum Erliegen käme und die Fabrikation 
nicht aufrecht erhalten werden könne. Auch das 
iſt nicht zutreffend. Die Induſtrie hätte auch 1600 
Zloty Zoll ertragen können, wenn ſie ſo gewirt⸗ 
ſchaftet hätte wie heute das Tabakmonopol. Was 
hat das Tabakmonopol gemacht? Die Verdienſt⸗ 
ſpanne, die die Privatwirtſchaft dem Tabakklein⸗ 
händler mit 30 bis 35 Prozent einräumte, hat die 
Monopolgeſellſchaft mit einem Federſtrich auf 15 
Prozent herabgedrückt, ſodaß alle Kleinhändler 
hungernd auf der Straße liegen. Wenn die da⸗ 
malige Privatinduſtrie ſich auf 15 Prozent Ver⸗ 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. 


Mittwoch, den 7. März 1928. 


dienſtſpanne geeinigt hätte und dazu gelangt 
wäre, keine Luxuspackungen zu machen, wenn ſie 
die Qualitäten nicht ſo geliefert hätte, wie es der 
Fall war, entgegen dem Zeug, das heute gelie⸗ 
fert wird, wenn ferner die Privatinduſtrie davon 
abgekommen wäre, Drei⸗Pfennig⸗Zigaretten mit 
1400, 1500 und 1600 Gramm Tabakinhalt per 
1000 Zigaretten zu liefern, ſo hätte ſie auch bei 
1600 Zloty Zoll exiſtieren können. Das war kein 
Grund zur Einführung des Tabakmonopols. M. 
H. von links, nun ſagen Sie wieder, Sie ſeien 
gegen die Einführung des Tabakmonopols ge⸗ 
weſen. (Abg, Beyer: Gegen dieſe Art!) Gut, wenn 
Sie es anerkennen! (Abg. Leu: Wie kommen Sie 
dazu, jo etwas zu jagen!) 

Der Senat operiert beim Monopol⸗Entſchädi⸗ 
gungsamt durch ſeinen Vertreter, den Regierungs⸗ 
kommiſſar, folgendermaßen. Er ſagt, daß die da⸗ 
malige Geſetzesvorlage, welche die Banderolen⸗ 
ſteuer von 20 auf 50 Prozent erhöhte, lediglich 
eine ſteuerliche Maßnahme geweſen jei: So wird 
heute beim Monopol⸗Entſchädigungsamt von 
Seiten des Senats gegen die Entſchädigungsbe⸗ 
rechtigten operiert, obwohl ausdrücklich im Ge⸗ 
ſetz ſteht, „Geſetz zur Vorbereitung eines Tabak⸗ 
monopolgeſetzes“. Ich möchte Ihnen einen hierauf 
Bezug nehmenden Artikel aus der „Volksſtimme“, 
dem damaligen und jetzigen Regierungsblatt, be⸗ 
kanntgeben, in dem ausdrücklich geſagt wird, daß 
es keine ſteuerliche Maßnahme ſei, alſo gegenteilig 
zu dem, was heute beim Monopol⸗Entſchädigungs⸗ 
amt durch den Regierungskommiſſar behauptet 
wird. Die Ueberſchrift lautet: „Die Wahrheit 
über das Tabakmonopol“. Der Artikel iſt vom 
9. 6. 1926. Ich bitte, ihn verleſen zu dürfen, 
Herr Präſident. i 

Ueber das in Vorbereitung befindliche Tabak⸗ 
monopol herrſcht bekanntlich ein großer Meinungs⸗ 
ſtreit. Wesen iſt auch über das Geſetz welches den 

Titel „Geſetz zur Vorbereitung eines Ta bakmonopols“ 

führt, und welches eine höhere Beſteuerung von Ta⸗ 

bakmonopolen mit ſich bringt, ſelbſt zwiſchen den Par⸗ 
teien keine Klarheit. Der Steuerausſchuß des Volks⸗ 
tages hatte deshalb den Finanzſenator Dr. Volkmann 
und den Präsidenten Sahm gebeten, im Steuergus⸗ 
ſchuß zu erſcheinen und Aufklärung zu geben. Diele 

Sitzung fand geſtern ſtatt. An Stelle des verreiſten 

Präſidenten Sahm war Genoſſe Dr. Kamnitzer er⸗ 

ſchienen. Erklärung des Senators Dr. Volkmann: 

Finanzſenator Dr. Volkmann gab folgende Einfüh⸗ 

rung zum Geſetz: Der vielumitrittene Geſetzentwurf 

hei kein eigentliches Steuergeſetz, ſondern ein Vor⸗ 
dene ene für ein Monopol. Es ſei auch kein Er⸗ 
ſatz für ein Monopol. Den Geſetzentwurf könne man 
nur verſtehen, wenn man vom Gedanken eines Mo⸗ 
nopols ausgeht usw. 
Das genügt wohl. Alſo m. H. damals erklärte der 
offizielle Vertreter der Regierung im Steueraus⸗ 
ſchuß ausdrücklich, daß dies keine ſteuerliche Maß⸗ 
nahme ſei, ſondern die Vorbereitung zu einem 
Monopolgeſetz und heute kommt die Regierung 
und ſagt das Gegenteil, es ſei nur eine ſteuerliche 
Maßnahme geweſen, ergo kannſt du Entſchädi⸗ 
gungsberechtigter hierauf nicht Bezug nehmen, 
wenn du durch dieſe ſteuerliche Maßnahme zum 
Erliegen gebracht wurdeſt, denn es war keine Mo⸗ 
nopolmaßnahme. Du haſt ſomit keine Anſprüche 
an das Entſchädigungsamt. Heute ſagt die Regie⸗ 


rung, daß es eine ſteuerliche Maßnahme ſei, um 


nicht entſchädigen zu dürfen, damals um das 


(©) 
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— 


(Brenner, Abgeordneter) 


Monopol einführen zu können. (Abg. Beyer: Das 


war die alte Regierung!) Heute wirds ſo geſagt 
und Sie ſind (zu den Sozialdemokraten) doch 
wieder in der Regierung. Man hat ſich, wie be⸗ 
reits Herr Abg. Mayen hervorhob, ſeinerzeit ſo⸗ 
zuſagen als Beruhigungspulver den Herrn Bal⸗ 
drian aus Wien verſchrieben. Herr Baldrian hat 
mit den Händlern und Fabrikanten eine Be⸗ 
ſprechung auf dem Zollamt gehabt und hinterher 
einem der betreffenden Herren erklärt, ein Voll⸗ 
monopol für Danzig komme gar nicht in Frage. 
(Abg. Beyer: War das auch heute?) Zufolge 
ſeiner übergroßen Sachkenntnis wurde Herr 
Baldrian, der geſagt hat, für Danzig komme ein 
Vollmonopol gar nicht in Frage, in den Auf⸗ 
ſichtsrat der jetzigen Monopolgeſellſchaft geſteckt. 
(Abg. Beyer: War das auch heute?) Laſſen Sie 
mich zum Donnerwetter zu Ende reden, nachher 
quatſchen Sie! Der Umſtand, daß Herr Baldrian 
im Aufſichtsrat der Tabakmonopol⸗Geſellſchaft 
ſitzt, hat noch folgenden Erfolg gezeitigt. Solange 
die Privatwirtſchaft arbeitete, fragte kein Menſch 
nach öſterreichiſchen Monopolzigaretlen, heute 
wird aber mit einem Mal öſterreichiſche Monopol⸗ 
ware eingeführt, Sorte Nr. 3 zu ſage und ſchreibe 
8 Guldenpfennigen. (Abg. Beyer: Sie holen Sie 
ja ſelbſt aus der Tajhe!) Ich habe fie nicht ge⸗ 
kauft, ſie ſind mir überſandt worden. Sie konnen 
probieren, was das für ein Zeug iſt. (Abg. Beyer: 
Ermächtigungsgeſetz!) Ihr Juriſt Dr. Kamnitzer 
beſtreitet ja, daß das Ermächtigungsgeſetz zu 
Recht zuſtande gekommen iſt. Jetzt ſind Sie wie⸗ 
der an der Regierung, erklären ſie es nachträg⸗ 
lich für ungültig; löſen Sie darauf hin den Pacht⸗ 
vertrag auf und erklären Sie das Tabakmonopol 
für null und nichtig! (Große Heiterkeit links.) 
Jetzt haben Sie es in der Hand, weg mit dem 
Tabakmonopol! 

Nun noch einiges aus dem loſen Zuſammen⸗ 
hang. Der zweite große Sachverftandige, den ſich 
der Senat angenommen hatte, war Herr Nathan. 
(Nathan der Weiſe? rechts). Ob weiſe, weiß ich 
nicht! Ich kann Ihnen nur ſagen, der zeitige 
Rabbiner hat mit bezug auf Herrn Nathan zu 
einem Bekannten geſagt: „Der Moſes war ein 
ſehr kluger Mann, aber wenn er wäre aus Frank⸗ 
furt a. M. zu Hauſe geweſen, dann wäre er noch 
klüger geweſen! (Sind Sie aus Frankfurt a. M.? 
rechts.) Ich bin aus Danzig, und 61 Jahre hier! 
Ich weiß nicht, ob Sie aus Danzig ſind, Herr 
Mroczkowſki. (Abg. Mroczkowſki: Ich habe die 
Frage gar nicht geſtellt!) Dann entſchuldigen Sie 
bitte! (Heiterkeit) Dieſer Sachverſtändige des 
Senats hat in ſeinem großen Expoſé von ſoundſo⸗ 
vielen Seiten ausgeführt, ich darf das wohl ver⸗ 
leſen, Herr Präſident? 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wir haben jetzt 
die Ausſprache über die allgemeine Grundſätze des 
Entſchädigungs verfahrens. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.) Das ge 
hört dazu, Herr Präſident. Ich will ſagen, wie die 
Entſchädigungsberechtigten durch die Einführung 
des Monopols und die Gutachten des Sachver⸗ 
ſtändigen um die Früchte ihrer Arbeit gebracht 
wurden. Nathan ſagt in ſeiner Denkſchrift, es 
wäre ein leichtes, von einer beſtimmten auslän⸗ 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. Mittwoch, den 7. März 1928. 


191 


diſchen Gruppe, die gerade mit dem polniſchen 
Tabakmonopol in Verpachtungsverhandlungen 
ſteht, unter Garantie der beſten ausländiſchen 
Großbanken auf 20. Jahre einen Pachtpreis von 
10 Millionen pro Jahr für das Danziger Mono⸗ 
pol zu erzielen, wobei außerdem, 
komme ich darauf, Herr Präſident,) dieſe Pacht⸗ 


geſellſchaft noch die ganzen Abfindungen, An⸗ 
ſchaffungen, Ueberleitungsausgaben uſw. ſelbſt 
Entſchädigungsanſprüche zahlen würde. Alſo, 


der Staat hätte eine hohe Pachtſumme gehabt und 
würde entlaſtet worden ſein von der Entſchädi⸗ 
gung, wenn er hiernach gehandelt hätte, d. h. nach 
dem Gutachten ſeines Gutachters, Herrn Nathan. 
Dann hätte er keine 6 Millionen bekommen, ſon⸗ 
dern 10 Millionen, und es wäre außerdem durch 
die Gruppe alles beglichen worden, Entſchädigun⸗ 
gen, Abfindungen. Herr Nathan ſagt dann wei⸗ 
ter: „Aber dieſer Weg ſoll deshalb keineswegs 
empfohlen werden und wäre ſogar verkehrt für 
Danzig. — Danzig muß ein Monopol haben, wel⸗ 
ches ihm bereits nach fünf Jahren ſicher minde⸗ 
ſtens 30 Millionen Gulden einbringt.“ (Warten 
Sie ab, was kommt! links.) Sie haben wahr⸗ 
ſcheinlich die letzte Bilanz der Monopolgeſellſchaft 
nicht geleſen . Die Bilanz ſchließt ganz beſcheiden 
mit 5¼ Millionen Umſatz für die erſten 6 Mo⸗ 
nate ab, macht 11 Millionen Umſatz pro Jahr. 
Herr Nathan weisiagte, nach fünf Jahren 30 Mil⸗ 
lionen Gewinn herauszuwirtſchaften. Wie er das 
Kunſtſtück fertig bringen will, möchte ich ſehen. 
und wenn, weshalb iſt das Monopol mit nur 6 
Millionen verpachtet worden? 

M. D. u. H.! Jetzt komme ich noch auf einzelne 
Stellen des Pachtvertrages. Herr Präſident, Sie 


lietzt 


0 


m 


(D) 


müſſen ſchon geſtatten, daß ich das im Intereſſe 


der Entſchädigungsberechtigten verleſe. (Wahl⸗ 
rede! links.) Das iſt doch keine Wahlrede, es liegt 
im Intereſſe des Staates und der Steuerzahler, 
daß möglichſt alles geklärt wird. Ihnen mag das 
ja gleichgültig ſein, aber einem großen Teil der 
Bevölkerung nicht. Wenn Sie über Arbeiterfra⸗ 


gen ſprechen, wird Sie kein Menſch unterbrechen, 


und man wird Ihr Intereſſe anerkennen. So ver⸗ 
trete ich das Intereſſe der auf die Straße gewor⸗ 
fenen Entſchädigungsberechtitgen. Unter dieſen iſt 
ein großer Teil, der zu Ihnen gehört. Sie hätten 
mich ſomit nicht unterbrechen ſollen. (Sehr wahr! 
rechts. — Zurufe links.) Jetzt komme ich darauf, 
was Sie intereſſieren dürfte, Herr Leu. Der 8 4 
des Pachtvertrages mit dem Staat lautet folgen⸗ 
dermaßen: 

Die Geſellſchaft wird ſich verpflichten, während 
der Dauer des Vertrages den Betrieb des Tabakmono⸗ 
pols 9 gen daß l au führen, insbeſondere ſtets da⸗ 
für zu ſorgen daß in ausreichenden Mengen die vom 
Danziger Konſum gefragten Tabakfabrikate vor⸗ 
handen ſind. ö 

Die vom Konſum gefragten Tabakfabrikate ſind 
nicht vorhanden. Die von mir vorhin erwähnte 
3 Pfennig⸗Zigarette iſt vom Markt verſchwunden, 
und die 4 Pfennig⸗Zigarette iſt jetzt die billigſte 
geworden. (Wir wiſſen es nicht! links.) Vielleicht 
wiſſen Sie es wirklich nicht, aber die Anderen 
wiſſen es. Weiter: „Von dem Abſatz an Zigaretten 
wird die Geſellſchaft mindeſtens 95 Prozent aus⸗ 


ſchließlich in Fabriken cherſtellen, welche im Gebiet 5 


. —— re ne 
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der Freien Stadt gelegen find. Das gleiche gilt 
für Rauch⸗, Kau⸗ und Schnupftabak“. 5 
Anſtatt daß die 95 Prozent in Danziger Fa⸗ 
briken hergeſtellt werden, führt man die „öſterrei⸗ 
chiſche Nr. 3“ und die „Miß Blanche“ aus Belgien 
ein. Statt hier Arbeiter zu beſchäftigen, m. H. von 
links, führt man Fabrikate von außerhalb ein und 
die Arbeiter läßt man beſchäftigungslos. (Zurufe 
links.) Ich ſpreche nicht von den Deutſchnationalen, 
ſondern von der Bewirtſchaftung des Danziger 
Tabakmonopols. Der Staat hat bei der Geſell⸗ 
ſchaft ein Aufſichtsrecht, aber dieſes Aufſichtsrecht 
genügt nicht, es muß ein Kontrollrecht ſein, ein 
ſachliches Nachprüfungsrecht fehlt. Darauf hätte 
die damalige Regierung, die damaligen Senatoren 
achten müſſen. Das hätte in den Vertrag hinein⸗ 
kommen müſſen. (Zwiſchenrufe links.) Es haben 
Parteien mitgewirkt, z. B. die Deutſchliberale 
Partei, die damals auch zur Regierung gehörte. 
Weiter beſagt der Vertrag: 

Für Z garren gilt in den erſten drei Jahren eine 
Verpfbichtung zur Herſtellung im Inlande von minde⸗ 
ſtens 60 Prozent, in den nächſten Jahren 70, dann 
80 Prozent. u 


Am 1. Juli iſt das Tabakmonopol eingeführt wor: | 


den. Jetzt haben wir März und erſt im Februar 
hat man mit der Fabrikation der Zigarren be⸗ 
gonnen. Die Arbeiter hatten nichts zu tun, wäh⸗ 
rend man Zigarren einführte. Das hat das Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied Herr Adam gemacht. Das Geld 
iſt ins Ausland gegangen, ſtatt daß hier die Ar⸗ 
beiter beſchäftigt wurden. Dann kommen die Ar⸗ 
beiter zum Monopolentſchädigungsamt und dann 
ſoll das Entſchädigungsamt im Intereſſe der Ta⸗ 
bakmonopolgeſellſchaft dieſe Arbeiter unterſtützen 
bis die Tabakmonopolgeſellſchaft ſie einmal 
braucht. Iſt das ein Zuſtand! Nun ſteht weiter 
im Vertrag: 0 0 
Die Geſellſchaft iſt jedoch an dieſe Sätze nicht ge⸗ 
bunden, ſoweit Arbeitsſtreitigeiten und Fälle höherer 

Gewalt die Fabriation im Inlande bis zu dem vor⸗ 

geſeſhenen Umfang unmöglich machen. Auch wenn 

dieſe beſonderen Vorausſetzungen nicht vorliegen, ſoll 
die Geſellſchaft berechtigt fein, ihre Fabriation im 
Inlande einzuſchränken, wenn und ſoweit der Staats⸗ 
kommiſſar dem zustimmt. a 
Alſo aus irgendwelchen Gründen kann, wenn der 
Staatskommiſſar zuſtimmt, die Fabrikation hier 
eingeſchränkt werden. Man kann alſo luſtig von 
wo anders Waren beziehen. 

In den ferneren Paragraphen iſt geſagt wor⸗ 
den, daß die Tabakmonopolgeſellſchaft drei Mil⸗ 
lionen bereitzuſtellen hat für die Abfindung der 
Entſchädigungsberechtigten. Herr Nathan hat in 
einer Denkſchrift darauf hingewieſen, daß für die 
Abfindung von 100 Arbeitern wahrſcheinlich die 
Summe von einer Million benötigt würde. Auf 
meinen Einſpruch hin, daß es mir fraglich er⸗ 
ſchiene, daß ein Arbeiter 10 000 Gulden verdient 
hätte, ſchränkte er dieſe Summe auf eine halbe 
Million ein. Die Papiere darüber habe ich noch. 
Jetzt ſind im ganzen 3 Millionen zur Verfügung 
geſtellt worden und hiervon ſoll alles befriedigt 
werden. Sicher werden die 3 Millionen nicht rei⸗ 
chen und der Staat wird ſelbſt in den Säckel grei⸗ 
fen müſſen. Sie können ſich bei der heutigen Fi⸗ 
nanzlage des Staates ausmalen, wohin das füh⸗ 
ren wird, wenn nicht weiteres Geld durch die Ta⸗ 
bakmonopolgeſellſchaft zur Verfügung geſtellt 
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wird, was ſicher nicht geſchehen wird. Hieraus 
entſpringt die heutige Vorlage. Man will den 
Entſchädigungsberechtigten die Möglichkeit eines 
Einſpruches nicht geben und dieſes Recht nur für 
den Staat beanſpruchen. Ferner hat Herr Nathan 
ſich in ſeinem Vertrag wohlweislich noch etwas 
vorbehalten. Er hat gemeint, daß dieſe drei Mil⸗ 
lionen noch zu viel ſein werden an Abfindungen. 
An dieſer Hentersmahlzeit für die Entſchädigungs⸗ 
berechtigten ſollte ſich dann die Monopolgeſell⸗ 
ſchaft mit 25 Prozent und der Senat mit 75 Pro⸗ 
zent beteiligen. (Abg. Hohnfeldt: Was bekommt er 
Gehalt?) Er ſoll ſich mit Tantiemen auf 75 000 
Gulden ſtehen. (Abg. Liſchnewſki: Waren Sie 
nicht einmal Generaldirektor von ſieben Mann? 
— Heiterkeit.) Ich war wie Generaldirektor. (Abg. 
Liſchnewſki: Sie nannten ſich doch ſo!) Nein! Herr 
Liſchnewſki, Sie ſitzen an verkehrter Stelle, Sie 
ſind ja gar nicht Arbeiter, ſondern Unternehmer 
geworden. (Abg. Liſchnewſki: Reden Sie nicht!) 
Ich glaube, Herr Werner hat Sie zum Unterneh⸗ 
mer gemacht. (Abg. Weiß: Das iſt Laſchewfkil) 
Na, dann wollen wir uns wieder vertragen. (Hei⸗ 
terkeit. — Abg. Liſchnewſki: Mich beſchäftigen die 
Arbeitsloſen!) Das iſt auch ganz nett! 

Weiter iſt in einem weiteren Abſatz des Ver⸗ 
trages geſagt: „Von dem verbleibenden Reſte des 
jährlichen Ueberſchuſſes ſind 5 Prozent auf den ge⸗ 
ſetzlichen Reſervefonds zuzuführen, bis dieſer den 
zehnten Teil des Grundkapitals erreicht hat“. 
Dann erhalten die Aktionäre eine Dividende bis 
6 Prozent. Es werden an den Aufſichtsrat und 
den Vorſtand Tantiemen bis zum Höchſtbetrag von 
15 Prozent des vorhandenen Reingewinns ge⸗ 
zahlt werden. Rechnen Sie ſich aus, was 15 Pro⸗ 
zent Tantieme für die Aufſichtsratsmitglieder be⸗ 
trägt, wenn, wie Nathan kalkuliert hat, 30 Mil⸗ 
lionen Ueberſchuß erzielt werden können. An der 
Spitze der Tabakmonopolgeſellſchaft ſtehen 14 Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder und zwei Vorſtandsmitglie⸗ 
der. Dieſer Waſſerkopf leitet die Sache und wird 
derartige Tantiemen beziehen, und ſeine enormen 
Vorteile haben, während doch der Steuerzahler 
aus dem Tabakmonopol die Vorteile haben ſollte, 
die ihm aber jetzt aus der Tabakwirtſchaft ver⸗ 
loren gehen. Sehen Sie zu, daß das Monopol von 
der Bildfläche verſchwindet. Ich kann Ihnen ſa⸗ 
gen, es wird eine faule Sache werden. (Zuruf 
links.) Nein, ich bin nicht angeſtellt. 

Die Hauptſache iſt vorerſt, daß dem Staat das 
Kontrollrecht eingeräumt wird, daß nicht nur der 
Herr Staatskommiſſar bei der Tabakmonopolge⸗ 
ſellſchaft die Rechnungsbelege durchſehen darf, 
ſondern daß er auch eifrig nachkontrollieren kann 
bei Einkäufen uſw. (Abg. Beyer: Wie lief die 
Sache bei Ihrer Abfindung?) Es iſt weſentlich, 
wie die Geſchäftsgebahrung bei der Tabakmono⸗ 
polgeſellſchaft vor ſich geht. Mit dieſem Hinweis 
möchte ich meine Ausführungen ſchließen. Die 
Abänderungsanträge werden wir uns für die 
zweite Leſung vorbehalten. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Punkt 6 liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
die Vorlage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht; es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Nachdem inzwiſchen der Wirtſchaftsaus⸗ 


— 
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Bisepräfident Dr. Bogdan) 


(A) ſchuß die Vorlage betr. Viehſeuchen⸗Bekämpfung Wenn eine 


behandelt hat, und der Ausſchußbericht und die 
Abänderungsanträge verteilt find, rufe ich auf: 
Zweite Beratung des Geſetzentwurfs 
über die Bekämpfung der Rotzſeuche. 

Druckſache Nr. 65. Dazu iſt eine Entſchließung 
eingegangen. Ich bitte die Frau Schriftführerin, 
ſie zu verleſen. 

Zuper, Frau, Schriftführerin (3. 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
den Senat zu erſuchen, ſchon jetzt die erforderlichen 
Mittel für ſofortige Zahlung der Entſchädigung für 
wegen Rotz getötete Pferde ſicherzuſtellen und bei grö⸗ 
Berem Umfange der Seuche einen Teil der Koſten auf 
die Stagls kaffe zu übernehmen. 

Vollerthun, Dumont, Jahr, Dr. Blavier, 
Hohnfeldt, Regier. 

Vizeprädent Dr. Bogdan: Ich rufe § 1 auf und 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewſli. f 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, 
daß der Staat verpflichtet iſt, wenn Seuchen in 
einem Staat auftreten, die Seuchenherde zu be⸗ 
kämpfen, und daß er auch dementſprechende Ent⸗ 
ſchädigungen zahlen muß. Wir machen dabei aber 
einen Unterſchied zwiſchen denen, die von einer 
Seuchengefahr nicht oder weniger betroffen wer⸗ 
den, oder die durch Seuchengefahr wirtſchaftlich 
nicht ſo geſchädigt werden und allen denjenigen, 
die durch dieſe Seuchen in Notlage geraten. Da⸗ 
bei denken wir in erſter Linie an die kleinen Leute, 
die durch die Seuchengefahr und das dadurch be⸗ 
dingte Hinſterben ihrer Tiere um ihre Exiſtenz 
Die Großagrarier verſtehen es 
immer außerordentlich gut, den Staat mit Steuer⸗ 
beträgen hinters Licht zu führen. Sie bezahlen 
manchmal weniger Steuern, als ſie es ihrem Ein⸗ 
kommen gemäß müßten, häufig weniger Steuern 
als ein Landarbeiter. Dieſe Leute muß man von 
denen unterſcheiden, die in Meiſterswalde, im 
Kreiſe Danziger Höhe uſw. ihre eigene kleine 
Wirtſchaft haben, die zum Leben zu wenig und 
zum Sterben zu viel einbringt. Gemäß dieſem 
Anterſchied muß auch die Entſchädigung geſtaffelt 
werden. ö 

Wir haben Ihnen einen Abänderungsantrag 
zur Vorlage des Senats eingebracht, der folgenden 
Wortlaut hat: 

Hinter $ 1b iſt folgender $ Le anzufügen: 

In 8 3 Abſatz 1 des Geſetzes betr. Viehſeuchen⸗ 
Entſchſtädigung vom 8. 4 1921. Geſetzbl. S. 116, wird 
am Schluß des Abſatzes 1 folgender Satz hinzugefügt: 
Beſitzer eines Pferdes, wenn dasſelbe zum Erwer 
dient und Landwirte, die nur über ein Beſitztum in 
der Größe einer Ackernahrung verfügen, erhalten den 
vollen Wert als Entſchädigung. 

Die Senatsvorlage ſagt, daß die Beſitzer vier 
Fünftel der Entſchädigung erhalten ſollen. Dieſe 
Beſtimmung mag Geltung haben, aber vier Fünf⸗ 
tel des Wertes ſind für alle diejenigen unzurei⸗ 
chend, die ich eben bezeichnet habe, die Pferde⸗ 
halter in Danzig und Umgegend, die ſich mit Kar⸗ 
toffelhandel, Heringshandel uſw. ernähren. Wenn 
dieſen ein Pferd fällt, ſo wird ihnen die einzige 
Erwerbsmöglichkeit genommen, und ſie können 


ihren Lebensunterhalt nicht mehr verdienen. In⸗ 
folgedeſſen müſſen ſie mit dem vollen Entſchädi⸗ 
gungsſatz abgefunden werden, damit fie in der 
Lage ſind, ſich ein neues Zugmittel anzuſchaffen. 
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Mähre 100 Gulden koſtet, und vier 
Fünftel erſetzt werden, alſo 80 Gulden, ſo entſteht 
die Frage, wo der Mann die reſtlichen 20 Gulden 
hernimmt. Ich weiß aus ſehr vielen Familien, 
daß ſie dieſe 20 Gulden nicht aufbringen können. 
Manche kleinen Gewerbetreibenden ſtehen ich 
noch ſchlechter, als ein beſſer bezahlter Arbeiter, 
Maurer oder ſonſtiger Handwerker. Auch bei die⸗ 
ſen Handwerkern iſt bei dem jetzigen Verdienſt 
Schmalhans Küchenmeiſter und bei den Gewerbe⸗ 
treibenden noch viel mehr, weil ihnen durch die 
Steuern das Letzte aus der Taſche genommen 
wird. Alſo ſie trifft kein Verſchulden, daß im Frei⸗ 
ſtaat Danzig Seuchengefahr iſt. Deshalb muß 
ihnen der Staat die volle Entſchädigung zahlen, 
ebenſo auch denjenigen, die nur eine Ackernahrung 
beſitzen. Wir müſſen in Betracht ziehen, daß die 
Beſitzer in Meiſterswalde uſw. nur ungefähr 50 
bis 70 Morgen Land haben. Sie ſtehen heute 
genau ſo da, wie die Arbeiter und leben von der 
Hand in den Mund. Ihnen droht Gefahr, wenn 
eine Kuh oder ein Pferd fällt. Dann ſind ſie bei 
dem Ruin angelangt. Es dauert Monate, ehe re 
ſich wieder etwas anſchaffen können. Mir ſind 
Fälle bekannt, wo ſich Leute, denen ein Pferd ge⸗ 
fallen war, Monate lang eins vom Nachbarn ge⸗ 
borgt haben. Nur weil ſie nicht ſoviel hatten, um 
ſich ein neues anzuſchaffen. 

Hier muß der Staat eingreifen. Den Minder⸗ 
bemittelten muß auf Koſten der beſſergeſtellten 
Leute geholfen werden. Ein Großagrarier, der 
30 bis 40 Pferde hat, iſt imſtande, eine Kuh zu 
verkaufen oder von ſeinem Grund und Boden 
etwas abzugeben. Er bleibt trotzdem ein reicher 
Mann. Es genügt, wenn er etwas erſetzt bekommt. 
Aber der kleine Mann iſt nicht imſtande, etwas zu 
verkaufen. Denn, verkauft er ſeine Kuh, ſo leidet 
die Familie an Unterernährung. Der Staat muß 
hier alſo zwei Richtlinien in Betracht ziehen, vor 
allem muß den Minderbemittelten geholfen wer⸗ 
den. Daher haben wir unſeren Abänderungsan⸗ 
trag geſtellt. 
wir bereit, Ihrem Geſetzentwurf zuzuſtimmen, 
lehnen Sie unſeren Antrag ab der auch nur wenig 
geben will, dann lehnen wir Ihren Geſetzentwurf 
ab, weil Sie damit den Minderbemittelten nicht 
Rechnung tragen. 

Wir verlangen entſprechende Entſchädigung, 
damit dem kleinen Mann die Möglichkeit gegeben 
iſt, ſein Exiſtenzminimum zu bewahren. Für den 
kleinen Mann iſt das Pferd dasſelbe, wie für den 
Handwerker der Meißel oder die Kelle. Werden 
ihm die fortgenommen, dann verliert er ſein 
Handwerkszeug und iſt nicht in der Lage, ſeine 
Familie zu ernähren. Ich bitte Sie alſo, unſerem 


Abänderungsantrag zuzuſtimmen. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich ſchließe die 


Beſprechung zu § 1, da weitere Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir ſtimmen zunächſt über den 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki und der 
übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion 
in Druckſache Nr. 71 ab. Wer für den Abände⸗ 
rungsantrag iſt, bitte ich ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. (Unerhört! — Abg. Liſchnewiki: 
Hier ſollen Sie dem kleinen Mann helfen, Sie tun 
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Sollten Sie ihn annehmen, fo ſind 


(©) 


(D) 


an rn za en 


194 


(Bizepräfident Dr. Bogdan) 

es nicht, aber Sie buhlen um ſeine Stimme, eine 
Gemeinheit!) Wir kommen zu $ 1 des Seuats⸗ 
entwurfs. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, Wir kommen zur Abſtimmung. Ich hitte die 
Damen und Herren, die $ 1 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. Ich eröffne 
die Beſprechung zu § 2 und ſchließe ſie, da Wort: 
meldungen nicht vorliegen. Wer 8 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 2 iſt angenom⸗ 
men. Ich eröffne die Beſprechung zu 8 3. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
bitte diejenigen, die 8 3 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, S 3 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Bekämpfung der Rotz⸗ 
ſeuche“ und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte 
diejenigen, die die Ueberſchrift annehmen wollen, 
ih vom Platz zu erheben. ⸗(Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, das Geſetz iſt in zweiter Beratung an⸗ 
genommen. Ich rufe die dritte Beratung auf und 
eröffne die allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. (En bloc! 
beim Zentrum.) Es iſt en bloc-Abſtimmung bean⸗ 
tragt. Widerſpruch dagegen wird nicht laut. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Bitte diejenigen, die 
die 88 1 bis 3 und die Ueberſchrift annehmen wol⸗ 
len, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz it in dritter Beratung 
angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Entſchließung. Wer für die Entſchließung iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht 
die Mehrheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Wer für das Ge⸗ 
ſetz im ganzen iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle 
feſt, daß das Geſetz in dritter Beratung angenom⸗ 
men iſt. M. D. u. H., ich ſchlage nunmehr vor, 
die heutige Sitzung zu ſchließen und die nächſte 
Sitzung am Mittwoch, den 14. März, nachmittags 
3 Uhr 30 ſtattfinden zu laſſen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 
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RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
daß morgen getagt wird, und zwar deshalb, weil 
heute ein großer Teil, man kann jagen, zwei Drit⸗ 
tel der Tagesordnung unerledigt geblieben iſt. Es 
ſtehen noch wichtige Fragen auf der Tagesord⸗ 
nung, die unbedingt morgen erledigt werden 
müſſen. Ich beantrage deshalb, daß das Haus 
morgen tagt. . 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wir haben zu⸗ 
nächſt darüber zu beschließen, ob die nächſte Sitzung 
morgen ſtattfinden ſoll. Wer dafür iſt, daß mor⸗ 
gen getagt wird, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, es iſt ab⸗ 
gelehnt. Dann findet die nächſte Sitzung am Mitt⸗ 
woch, den 14. März, nachmittags 3 Uhr 30 Mi⸗ 
nuten, mit folgender Tagesordnung ſtatt: Reſt 
von heute, zunächſt: se 

Zweite Beratung betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
an Minderbemittelte. — Urantrag des Abg. Liſch⸗ 
newſbi u. 15 Druckſache Nr. 36 zu Nr. 1. 

Antrag des Abg. Dinblage u. Gen betr. Aufhebung 
des Diſziplingarverfahhrens gegen den Abg. Dr. Bla⸗ 

vier, Druckſache Nr. 59. 

Große Anfrage Nr. 1 des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
betr. Behinderung einzelner Kreisausſchußmitglie⸗ 

f Bin IR 82 Ausübung ihres Wahlauftrages, Druck⸗ 
ache Nr. 2. 

Große Anfrage Nr. 3 des Abg. Dr. em u. Fr. betr. 
Schutz gegen Hochwaſſer, Druckſache Nr. 42. 

Eingaben, Druckſachen Nr. 46 und 61. 

(Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Beibehal⸗ 
tung der Einwohnerwehr — Urantrag des Abg. 
Schwegmann u. Fr. — Druckſache Nr. 9 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Zahlung 
ſozialer Zulagen an Staals⸗ und Gemeindearbeiter. 
— Urantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — Druck⸗ 
ſache Nr. 58. 

Ferner folgende Punkte: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verſorgung 
der Militärperſonen. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abände⸗ 
zung des Einkommenſteuergeſetzes, des Vermögens⸗ 
een und des Gewerbeſteuergeſetzes. 

Antrag des Abg., Schwegmann u. Fr. betr. Einſetzung 
eines Unterſuchungsausſchuſſes betr. Auflöſung der 
Einwohnerwehr. 8 

Ferner bitte ich, den Herrn Präſidenten zu er⸗ 
mächtigen, weitere Vorlagen auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.) 
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13. Sitzung 
Mittwoch, den 14. März 1928. 
oe Seite 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abän⸗ 
derung des Geſetzes über die Verſorgung der 
Militärperſonen (Druckſache Nr. 64) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, 
„Gerichtsſchreiber“ und „Gerichtsdiener“. 
(Druckſache Nr. 72) 
Antrag des Abg. Schwegmann u. Fr. auf Ein⸗ 
ſetzung eines Unterſuchungsausſchuſſes betr. 
e der Einwohnerwehr (Druchſache 
r. 67 5% 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. ein- 
malige 
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Abg. 
Bõᷣ 


derung des Einkommenſtenergeſetzes, des Ver⸗ 
mögensſteuergeſetzes und des Gewerbeſteuer⸗ 
geſetzes. Urantrag des Abg. Dr. Ziehm u. Fr. 
(Druckſache Nr. 66) 


Raſchke (K. P.) 2 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung . 2 
Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 


18 B 
19 C 


Am Regierungstiſch: Senatoren Namminger, 
Reek, Sawatzki, Dr. Schwartz, Dr. Wiercinſki, 
Dr. Volkmann, Dr. Zint; Staatsrat Lademann; 
Obergerichtsrat Kettlitz; Oberregierungs⸗ und 
Finanzrat Winter; Regierungsräte Burmeiiter; 
Dr. Zaeſchmar. 

Präſident: Ich eröffne die 13. Vollſitzung. Ich 
habe dem hohen Hauſe bekannt zu geben, daß 
ein Arantrag des Herrn Abg. Raſchke u. Fr. ein⸗ 
gegangen iſt betr. Einführung des 1. Mai als 
Feiertag. Dann habe ich bekannt zu geben, daß 
ſich der Aelteſtenausſchuß dahin geeinigt hat, daß 
die Punkte 8 und 12 der heutigen Tagesordnung 
ohne Ausſprache, alſo dieſe Vorlagen, den betr. 
Ausſchüſſen überwieſen werden. Punkt 8: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Geſetzes über die 
Verſorgung der Militärperſonen. 

Druckſache Nr. 64. Die Vorlage ſoll dem Sozi⸗ 
alen Ausſchuß überwieſen werden. Punkt 12: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Bezeichnungen „Ge⸗ 
richtsſchreiberei“, „Gerichtsſchreiber“ und 
„Gerichtsdiener“. 

Druckſache Nr. 72. Dieſe Vorlage ſoll dem 
Rechtsausſchuß überwieſen werden. Widerſpruch 
gegen die Ueberweiſung dieſer beiden Punkte an 
die genannten Ausſchüſſe höre ich nicht. Ich ſtelle 
den Beſchluß des Hauſes feſt. Außerdem ſchlägt 
der Aelteſtenausſchuß vor, ſofort noch Punkt 10 
der Tagesordnung zu behandeln. Widerſpruch 
5 nicht laut. Das Haus tritt dem Vorſchlage 

ei: b 


Antrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
auf Einſetzung eines Unterſuchungsaus⸗ 
N betr. Auflöſung der Einwohner⸗ 
wehr. 

Druckſache Nr. 67. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die den Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, ich ſtelle die Mehrheit feſt. Es 
ſind mehr als 24 Stimmen für dieſen Antrag ab⸗ 
gegeben, die Einſetzung des Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuſſes iſt ſomit beſchloſſen. Ich bitte die Herren 
Fraktionsführer, mir umgehend die Mitglieder 
dieſes Ausſchuſſes bekanntzugeben, damit er ſeine 
Tätigkeit beginnen kann. Ich rufe jetzt Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe an 
Minderbemittelte. Urantrag des Abg. 
Liſchnewſti u. Fr. 

Druckſache Nr. 36 zu Nr. 1. Ich rufe 8 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewfki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Als ich 
meinen Platz im Saale einnahm, fand ich die 
Druckſache Nr. 83 vor, in der die Beibehaltung 
der Amſatzſteuer begründet wird. Die Umſatz⸗ 
ſteuer ſoll alſo fortbeſtehen bleiben. Das iſt na⸗ 
türlich für einen, der den Werdegang dieſer 

Steuer hier mitgemacht hat, wie ein Schlag ins 
Geſicht. Jetzt iſt es der Kommuniſtiſchen Kar. 
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tion ganz klar, daß in der neuen Regierung nach 
dem Ausſpruch des Abg. Weiß der Kurs derſelbe 
bleibt. Die Ausbeutung ſoll ein immer größeres 
Maß erreichen. Die Einnahmen ſollen vergrößert 
und die Ausgaben eingeſchränkt werden. In an⸗ 
betracht der Vergangenheit unſeres Urantrages 
betr. einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für Minder⸗ 
bemittelte ſehe ich ſchon, daß er in der Verſenkung 
verſchwinden wird. Dieſe Regierung ſcheint es 
ſich zur Aufgabe zu machen, die Einnahmen zu 
ſteigern und die Ausgaben zu vermindern, auch 
wenn dabei tauſende Proleten verhungern. 

Bei Begründung unſeres Urantrages erklär⸗ 
ten die Liberalen und die Sozialdemokraten, der 
Antrag wäre an ſich Unſinn, einmal, weil die Be⸗ 
lieferung mit Brennmaterial, Kartoffeln und 
Kohlen eine Unmöglichkeit ſei, und zweitens, 
weil es dem Staat zuviel Koſten verurſachen 
würde. Durch die lange Arbeitsloſigkeit und durch 
die Strenge des Winters ſind große Teile der Er⸗ 
werbsloſen an den Rand des Abgrundes gelangt. 
Es iſt weiterhin feſtzuſtellen, daß gerade in dieſem 
Winter die Zahl der Selbſtmorde der Minderbe⸗ 
mittelten einen großen Umfang angenommen hat. 


Wir haben weiter feſtſtellen können, daß Menſchen 


aus Verzweiflung andere Leute erſchoſſen haben 
und dann ſich ſelbſt. Alles auf Grund der Not⸗ 
lage in dieſem ſtrengen Winter und der langen 
Erwerbsloſigkeit. . 

Das zeigt uns mit aller Deutlichkeit, daß hier 
unbedingt eingegriffen werden muß, wenn nicht 
die Exiſtenz der Minderbemittelten aufs Spiel 
geſetzt werden ſoll. Sie haben in Ihrer Begrün⸗ 
dung erklärt, daß nicht genug Geld vorhanden ſei, 
um den Minderbemittelten zehn Zentner Kohlen, 
fünf Zentner Kartoffeln, einen Zentner Holz uſw. 
zu geben. Wir erklären aber, daß genügend Geld 
vorhanden iſt. Die Kommuniſtiſche Fraktion gibt 
Ihnen den Rat, alle Vermögen über 50 000 Gul⸗ 
den ſteuerlich, nach Stufen geſtaffelt, zu belaſten, 
damit Einnahmen hereinkommen und die ein⸗ 
malige Wirtſchaftsbeihilfe an die Minderbemit⸗ 
telten gezahlt werden kann. Es ließe ſich auch 
noch auf andere Art und Weiſe Geld ſchaffen, 
wenn Sie es mit der Not und dem Elend, die 
heute in weiteſten Kreiſen der Arbeiterſchaft 
herrſchen, ernſt meinen. Um die Verſprechungen, 
die Sie den Minderbemittelten ſ. Zt. bei der 
Wahl gegeben haben, zu kennzeichnen, hat die 
Kommuniſtiſche Fraktion andere Anträge geſtellt, 
die nicht ſo weit gehen, z. B. wird in der Druck⸗ 
ſache Nr. 41 ein Abänderungsantrag geſtellt, in 
deſſen 8 1 beantragt wird: 

Die Gemeinden werden verpflichtet, eine ein⸗ 
malige Wirtſchaftsbeihilfe zu zahlen, und zwar: 
1. An Erwerbsloſe in Höhe einer Wochenunter⸗ 


. Ar Kleinrentner, Wohlfahrtsempfänger, 
de. f ee und an Zivilbhinde die Hälfte 
der Monatsunterſtützungsſätze. . 

Die dazu erforderlichen Mittel ſtellt der Senat 
den Gemeinden sur Verfügung. 


Das ſind keine Millionen, die hier verlangt wer⸗ 
Was wäre es denn ſo Großes, wenn den 


den. 
Erwerbsloſen eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
in Höhe einer Wochenunterſtützung gezahlt würde. 
Ich erinnere an die früheren Jahre. Man hat 
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doch hin und wieder 300 000 Gulden zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, damit Wirtſchaftsbeihilfen gezahlt 
werden konnten. Im vorigen Jahr haben Sie 
der minderbemittelten Bevölkerung bei den 
Wahlen große Verſprechungen gemacht. In die⸗ 
ſem Jahr wollen Sie nichts zahlen, weil der 
Kurs derſelbe bleiben ſoll. Was nützt der Be⸗ 
völkerung letzten Endes eine ſozialiſtiſche Mehr⸗ 
heit oder eine große Partei im Freiſtaat, 
wenn die von ihr der Bevölkerung gemachten 
Verſprechungen nicht eingehalten werden, wenn 
die Bevölkerung jetzt einen Fußtritt erhält. Wei⸗ 
ter iſt es nichts. Sie haben die minderbemittelte 
Bevölkerung der Hoffnung beraubt. Geſtern iſt 
mir ein Kalender zu Augen gekommen, den Sie 
als Volkskalender vor allem für die Bevölkerung 
auf dem Lande, herausgegeben haben. Da ſteht: 
„Waswollen die Sozialdemokraten?“ U. a. wollen 
ſie die ſoziale Fürſorge ausbauen. Erklären Sie, m. 
H. Sozialdemokraten, inwiefern Sie bis jetzt die 
ſoziale Fürſorge ausgebaut haben. Das iſt nicht 
in einer Beziehung geſchehen, ſelbſt dann nicht, 
wenn es den Staat keinen Pfennig gekoſtet hätte, 
wie z. B. bei den Amneſtierungen. Es iſt auch 
ſoziale Fürſorge, wenn man denjenigen, die Straf⸗ 
taten aus Not begangen haben, die Strafen er⸗ 
läßt. Das Amneſtiegeſetz hätte nicht einen Pfen⸗ 
nig gekoſtet. Sie haben es abgelehnt. Was nützt 
es der Bevölkerung, wenn Sie erſt große Verſpre⸗ 
chungen machen und nachher nichts halten. 

Sollten Sie dieſen Antrag ablehnen, was nach 
der Vergangenheit dieſer neuen Regierung nicht 
ausgeſchloſſen erſcheint, ſo haben wir einen Even⸗ 
tualantrag geſtellt, der ſich auf Druckſache Nr. 41 
befindet. Danach ſoll der § 1 folgende Faſſung 
erhalten: 

Der Senat wird beauftragt, innerbalb 14 Ta⸗ 
gen 300 000 G zu außerordentlichen Unterſtützungs⸗ 
zwecken für die Erwerbsloſen, Kleinrentner, Wohl⸗ 
fahrtsempfänger, Kriegsbeſchädigten und Ziwilblin⸗ 
den den Gemeinden zur Verfügung zu jtellen. Ins⸗ 
beſondere find dabei auch Erwerbsloſe zu berück⸗ 
2 8 die eine Unterſtützung bisher nicht bezogen 
Wir haben insbeſondere den letzten Abſatz hin⸗ 

eingenommen, damit auch die Stauer oder Hafen⸗ 
arbeiter in den Genuß einer Beihilfe kommen. 
Wir denken z. B. an die Hafenarbeiter, die keine 
Erwerbsloſenunterſtützung beziehen und durch die 
lange Erwerbsloſigkeit ſehr leiden. Mir ſind 
hunderte von Fällen bekannt, daß Hafenarbeiter 
keine Unterſtützung beziehen. Es wäre wirklich 
am Platz, daß man ihnen eine Wirtſchaftsbeihilfe, 
und wenn es nur eine kleine iſt, gewährt. Wir 
haben dieſen Antrag geſtellt und bitten Sie, ihn 
anzunehmen. Der Antrag wurde im Sozialen 
Ausſchuß beraten. M. H.] Was nützt überhaupt 
eine Beratung im Sozialen Ausſchuß, wenn nie⸗ 
mand das Wort nimmt? Vom Abgeordneten 
Kloſſowſki wurde hier erklärt, daß er ſich der Er⸗ 
werbsloſen im Kreiſe Danziger Höhe beſonders 
annehme. Im Ausſchuß, wo dieſe Mißſtände zur 


Sprache hätten gebracht werden können, wo man 


die einzelnen Gemeindevorſteher zur Rechenſchaft 
hätte ziehen können, hat niemand den Mund auf⸗ 
gemacht. Da ſtand ein Kommuniſt allein auf 
weiter Flur. Es war tatſächlich eine Einheits⸗ 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

front von den Deutſchnationalen bis zu den Sozi⸗ 
aldemokraten zuſtande gekommen. Man kann es 
jetzt manchmal im Sozialen Ausſchuß, ſo bei der 
Behandlung der Eingaben beobachten, daß die 
Sozialdemokraten noch reaktionärer als die 
Deutſchnationalen ſind. 2 1 


Das zeigt uns mit aller Deutlichkeit, daß der 
Kurs derſelbe bleibt, ob eine deutſchnationale 
Regierung mit dem Zentrum und Liberalen oder 
eine ſozialdemokratiſche Regierung einſchl. Zen⸗ 
trum und Liberale am Ruder iſt. Das iſt genau 
ſo Jacke wie Hoſe. Wir Kommuniſten werden das 
der Bevölkerung mitteilen. Trotzdem unſer Kampf 
ſehr ſchwer iſt, werden wir ihn nicht fürchten. Er 
iſt deshalb ſchwer, weil leider die Arbeitermaſſen 
politiſch ziemlich indifferent ſind und weil ſie die 
Demagogie der ſozialdemokratiſchen Führer und 
der des Zentrums nicht erkennen. Sie glauben 
doch an deren Verſprechungen. Trotzdem wir 
manches Mal von den Maſſen nicht verſtanden 
werden, wird es unſere Aufgabe ſein, im Intereſſe 
der Minderbemittelten die Bevölkerung immer 
wieder darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie den 
Demagogen nicht glauben ſoll, wenn ſie nicht zu 
Grunde gehen will. 

Im Ausſchuß wurde nicht ein Wort im In⸗ 
tereſſe der Erwerbsloſen des Kreiſes Danziger 
Höhe geſprochen. Es wurde nicht geſagt, wie ſie 
dort behandelt werden. Mit einer Handbewe⸗ 


gung tut man dieſe Geſchichte ab. Wenn die Be⸗ 
ratungen im Sozialen Ausſchuß nichts 


nützen, 
kann man ſich die Arbeit ſparen und vor allem 
können der Bevölkerung die 3 Gulden für jeden 
Abgeordneten erſpart werden, wenn Sie doch 
nicht den Mund aufmachen. (Zurufe rechts.) Sie 
mögen darüber lachen, das iſt von ihrem Stand⸗ 
punkt als kapitaliſtiſcher Senator zu verſtehen, 
aber mir iſt das nicht lächerlich. Hier handelt es 
ſich um eine Wirtſchaftsbeihilfe für die Minder⸗ 
bemittelten, und der Senator für Soziales lacht 
dabei. (Ach wo lacht er! rechts.) Viele Menſchen 
haben ſich ſchon das Leben genommen, weil ihnen 
die Kraft zum Weiterleben fehlte, und hier lacht 
ein ſozialer Senator über die Ausführungen. Es 
iſt Zeit, daß die Arbeiterſchaft dieſe ganze korrupte 
Sippſchaft zum Teufel jagt. 

Aber noch eins iſt kennzeichnend, daß die Ab⸗ 
geordneten der Sozialdemokratiſchen Partei die⸗ 
ſen Antrag ablehnen, aber in den Gemeinden, 
wo ihnen die Bevölkerung auf die Finger ſieht, 
wo ſie einen Kaiſer, einen Bock kennt, werden der⸗ 
artige Anträge geſtellt und dann ſtimmen die ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Abgeordneten dafür. Hier im 
Volkstag ſtecken ſie die Naſe unter ihr Pult, um 
nichts zu hören und ſtimmen ihrem Führer, der 
ſie am Gängelband führt, zu. Das iſt kennzeich⸗ 
nend für Ihre Politik. Wenn Sie es weiter ſo 
machen, dann wird es einen ſchönen Tages paſſie⸗ 
ren, daß die Bevölkerung dieſe verfluchte Dema⸗ 
gogie erkennt. (Wir haben Euch wohl die Agi⸗ 
tation verdorben! links.) Die beſte Agitation für 
uns iſt Ihre Arbeit im Volkstag und Ihre Arbeit 
im Senat. Ich kenne Ihre perſönliche Einſtellung, 
wie ſie gehacken und gebacken ſind. Sie haben alle 
Pöſtchen von der Sozialdemokratiſchen Partei be⸗ 


kommen, Sie ſind froh, daß Sie die paar Gulden 
ſchlucken können und pfeifen auf die Erwerbsloſen. 
So fieht Ihre Arbeit in Wirklichkeit aus. Sie 
wollen ſich nur perſönliche Vorteile verſchaffen. 

Ich will nun noch auf unſeren Antrag zurück⸗ 
kommen. Der Urantrag der Kommuniſtiſchen 
Partei ſieht vor, daß den Erwerbsloſen 10 Zent⸗ 
ner Kohlen, 5 Zentner Kartoffeln, ½ rm. Holz, 
3 Zentner Kartoffeln für die Ehefrau, 1 Zentner 
für jedes Kind gegeben werden ſollen. Unver⸗ 
heiratete und Verwitwete erhalten die unter a 
und b angeführte Menge, ſoweit ſie ein eigenes 
Zimmer bewohnen. Der 83 lautet: „Dieſes Ge: 
ſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft“. 
Ich hoffe, daß Sie den Antrag nicht wieder ab⸗ 
lehnen werden, wie er auch im Ausſchuß leider 
abgelehnt iſt. Wir bitten Sie im Intereſſe der 


minderbemittelten Bevölkerung. Ans iſt es ſehr 


ernſt damit, wir treiben keine Agitation, und 
einem großen Teil der Aermſten und Armen wird 
dadurch geholfen werden. Uns liegt ſehr viel 
daran, daß dieſer Antrag und auch der Abände⸗ 
rungsantrag angenommen wird. Sollten Sie 
ihn zu Ihrer Schande ablehnen, dann bitten wir 
Sie, unſeren Eventualantrag anzunehmen. (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wir ſtimmen zuerſt 
ab über den Abänderungsantrag des Abg. Raſchke 
u. Fr. in Druckſache Nr. 41. Wird dieſer abge⸗ 
lehnt, ſo ſtimmen wir ab über den Eventualan⸗ 
trag, ebenfalls enthalten in Druckſache Nr. 41. 
Sollte auch der abgelehnt werden, ſo ſtimmen wir 
ab über 8 1 der Vorlage. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 41. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
jetzt zur Abſtimmung über den Eventualantrag, 
ebenfalls enthalten in Druckſache Nr. 41. Ich bitte 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Vir ſtimmen jetzt 
über $ 1 der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die § 1 der Vorlage annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, $ 1 iſt abgelehnt. Ich 
rufe $ 2 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe Sie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich bitte diejenigen, die $ 2 annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, $ 2 iſt abgelehnt. Ich rufe 
8 3 auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte 
diejenigen, die § 3 annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, § 3 iſt abgelehnt. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf: „Geſetz über eine einmalige Wirt⸗ 
ſchaftsbeihilfe an Minderbemittelte“. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Diejenigen, die die Weber: 
ſchrift annehmen wollen, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Somit iſt 
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(Bräfivent) 
das Geſetz in zweiter Leſung vollſtändig ‚abge: 
lehnt. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Antrag des Abg. Dinklage u. Gen. betr. 
Aufhebung des Disziplinverfahrens gegen 

den Abg. Dr. Blavier. f 

Druckſache Nr. 59. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 

Dinklage. 
Dinklage, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. 
H.! Geſtatten Sie mir einige Worte zur Begrün⸗ 
dung der Vorlage. Am 7. März 1928 haben wir 
das Amneſtiegeſetz beſchloſſen und verkündet. Nach 
dieſem Geſetz werden alle wegen politiſcher Ber: 
brechen und Vergehen erkannten Freiheits⸗, Geld⸗ 
und Nebenſtrafen erlaſſen. Die wegen ſolcher 
Verbrechen und Vergehen ſchwebenden Unter⸗ 
ſuchungen werden niedergeſchlagen. Iſt für ſolche 
ſtrafbaren Handlungen eine Unterſuchung noch 
nicht eingeleitet, ſo wird Straffreiheit gewährt. 
Es hat ſich die Notwendigkeit ergeben, eine Lücke 
zu ſchließen, die in dieſem Amneſtiegeſetz exiſtiert. 
Verſchiedene Rechtsgelehrte haben ſich dahin aus⸗ 
geſprochen, daß es durchaus zweifelhaft ſei, ob 
unter dieſes Amneſtiegeſetz auch die Niederſchla⸗ 
gung des Disziplinarverfahrens fiele, das gegen 
Dr. Blavier ſchwebt. Daß eine moraliſche Not⸗ 
wendigkeit beſteht, dieſe Sache jetzt einmal zu be⸗ 
graben, darüber werden nicht nur in der breiten 
Oeffentlichkeit, ſondern auch in dieſem Hauſe die 
Anſichten heute kaum mehr geteilt ſein. Es 
dürfte ganz außer Frage ſtehen, das haben mir 
Herren aus prominenteſten Danziger Kreiſen be⸗ 
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(B) ftätigt, daß es ſich hier um eine Angelegenheit 


rein politiſchen Charakters gehandelt hat. (Sehr 
richtig!) Wenn mein Kollege und Ihr Kollege 
m. H., Herr Abg. Dr. Blavier, der jahrelang un⸗ 
ter den Anfeindungen und Verfolgungen gelit⸗ 
ten hat, heute noch unter uns lebend und geſund 
da iſt, ſo iſt das, glaube ich, ein Beweis der un⸗ 
verwüſtlichen Natur und des guten Gewiſſens, 
deſſen ſich Herr Dr. Blavier erfreuen kann. 

Es iſt nicht meine Sache, politiſche Leiden⸗ 
ſchaften aufzupeitſchen. Wollen wir die Ange⸗ 
legenheit begraben und vergeſſen ſein laſſen! 
Es iſt auch nicht meine Sache, hier um Ihre 
Gnade zu bitten, ſondern was von Ihnen und 
uns verlangt werden muß, iſt nur Gerechtigkeit! 
Wenn hier manche Tugenden in dieſem Hauſe 
nicht immer ſo geübt werden, wie es im Privat⸗ 
leben ſelbſtverſtändliche Pflicht iſt, und manche 
Hinterhältigkeiten wohl oder übel in Kauf ge⸗ 
nommen werden müſſen, ſo meine ich doch, daß es 
ſich hier darum handelt, eine bürgerliche Tugend 
zu üben, die ſelbſtverſtändliche Pflicht jedes Bür⸗ 
gers iſt: Gerechtigkeit! Etwas anderes verlangen 
wir nicht. So wie es heute Herrn Dr. Blavier 
gegangen iſt, kann es manchen von Ihnen auch 
gehen. Gerade den Herren Beamten möchte ich 
das, ſo weit ſie hier ſind, bei dieſer Gelegenheit 
ans Herz legen. (Sie ſind nicht da! rechts.) Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß morgen oder übermorgen 
einmal Worte fallen können, vielleicht im Zuſam⸗ 
menhang mit Dingen, die jetzt zur Erörterung 
gekommen ſind und werden, die mit dem Eingehen 
der Einwohnerwehr in Zuſammenhang 


ferner mit den Dingen, die vor dem Unter: 


ſtehen, 
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ſuchungsausſchuß verhandelt werden. So manchem 
Beamten könnte es ſo gehen, wenn er im privaten 
Kreiſe einmal nicht vorſichtig genug mit ſeinen 
Aeußerungen iſt, daß ihm morgen ein ſolches Dis⸗ 
ziplinarverfahren, wie es Herrn Dr. Blavier an 
den Hals gehängt wurde, ebenfalls angehängt 
werden kann. Wenn nun einmal das Geſetz, die 
Verfaſſung, den Beamten das Recht gegeben hat, 
in Wort und Schrift ihre Anſichten kundzutun 
und zu verteidigen, dann darf man ihnen dies 
Recht auch nicht wieder nehmen. Es mag zuge⸗ 
geben werden, aber ich empfinde es und werde 
es ſtets mit Stolz empfinden, daß Herr Dr. Bla⸗ 
vier bisweilen an Temperament vielleicht etwas 
zu viel leiſtet. Aber ein Politiker braucht ſich 
ſeines Temperaments nicht zu ſchämen, auch wenn 
er einmal daneben gehauen hat. Es mag vorge⸗ 
kommen ſein, aber das wollen wir ihm nicht zu 
ſehr verübeln. Das laſſen Sie ſich geſagt ſein m. 
D. u. H., das werden Sie ſelbſt empfunden haben, 
und dieſe Ueberzeugung wird Ihnen auch aus 
dem gekommen ſein, was Sie in der Oeffentlich⸗ 
keit gehört haben: es handelt ſich hier um eine 
politiſche Angelegenheit. Deswegen bitte ich Sie, 
Gerechtigkeit walten zu laſſen und unſerm An⸗ 
trage zuzuſtimmen. (Bravo!) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Der 
Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen Antrag, 
Druckſache Nr. 59, dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Wir widerſprechen! Mitte. — Abg. Dr. 
Blavier: Das haben wir nicht beſchloſſen!) Wir 
können ja darüber abſtimmen. Erheben Sie 
Widerſpruch gegen den Vorſchlag? (Abg. Dr. 
Blavier: Wer hat es denn im Aelteſtenausſchuß 
beſchloſſen?) Ich kann nur wiedergeben, was dort 
beſchloſſen worden iſt. Erhebt ſich Widerſpruch 
gegen den Vorſchlag? (Abg. Weiß: Ich wider⸗ 
ſpreche!) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Rahn. 

Nahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich glaube, 
daß das Haus genügend über die Angelegenheit, 
um die es ſich hier handelt, informiert iſt. Nach 
meinem Dafürhalten kann daher über die Sache 
jetzt abgeſtimmt werden. i 

Präfident: Ich habe nichts dagegen gejagt. 
Pflichtgemäß habe ich dem hohen Hauſe den Vor⸗ 
ſchlag des Aelteſtenausſchuſſes unterbreitet. Wir 
haben jetzt darüber abzuſtimmen, ob der Antrag 
irgendeinem Ausſchuß überwieſen werden ſoll 
oder nicht. Ich bitte die Damen und Herren, die 
für Ueberweiſung an einen Ausſchuß ſind, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro 
iſt ſich einig, daß jetzt die Minderheit ſteht. Es 
iſt alſo beſchloſſen, den Antrag dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich rufe Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung au; 

Große Anfrage Nr. 1 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. betr. Behinderung einzelner 
Kreisausſchußmitglieder an der Ausübung 
ihres Wahlauftrages. 

Druckſache Nr. 2. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Rajchke. 219 4 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte an⸗ 

fragen, ob der Regierungsvertreter für dieſe 
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(Raſchte, Abgeordneter) 
Sache anweſend iſt. Ich ſehe den Herrn Ober⸗ 
ſchulrat Thiel nicht. (Regierungsrat Dr. Zaeſch⸗ 
mar: Ich vertrete die Sache!) Sie find da, dann 
danke ich ſchön. (Heiterkeit.) 

Präsident: Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Raſchke. 8 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich werde 
nicht zweimal reden. Ich habe mich vergewiſſert, 
ob der Regierungsvertreter da iſt. Sonſt kann 
ich meine Ausführungen noch einmal machen. 
Im Mai vorigen Jahres, alſo vor ( Jahren, 
ſind die Kreistage gewählt worden. Aus dieſen 
Kreistagen werden bekanntlich die Kreisaus⸗ 
ſchüſſe zuſammengeſetzt. Damit ſoll geſagt ſein, 
daß die Kreisausſchüſſe eine rein politiſche Kör⸗ 
perſchaft ſind und demnach unter den Artikel 24 
der Verfaſſung fallen. Der Artikel 24 lautet in 
ſeinem erſten Abſatz: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Volkstages, 
der Kreis⸗ und Gemeindevertretungen, der Aemter 
und Ausſchüſſe keines Urlaubs. 

Wir Kommuniſten haben in den Kreisausſchuß 
Danziger Niederung einen Vertreter entſandt. 
Dieſer Vertreter iſt ein Beamter des Staates, und 
der Staat verweigert unſerem Vertreter den Ur⸗ 
laub zur Wahrnehmung unſerer Intereſſen im 
Kreisausſchuß. Daß das verfaſſungswidrig iſt, 
ergibt ſich ſchon aus dem Artikel 24, 1 der Ver⸗ 
faſſung. Wenn der Senat ſich aber auf die Ar⸗ 
tikel 58 und 59 ſtützt, ſo können dieſe abſolut nicht 
herangezogen werden, weil die zu bildenden Aus⸗ 
ſchüſſe mit dem Kreisausſchuß abſolut nichts zu 
tun haben. Wenn ſolche Ausſchüſſe gebildet wer⸗ 
den, zu denen nach der Verfaſſung kein Urlaub 
notwendig iſt, ſo ſtehen wir auf dem Standpunkt, 
daß die Kreisausſchüſſe nicht unter den Artikel 
58 fallen. Die Ausſchüſſe, die noch gebildet wer⸗ 
den ſollen, können reine Verwaltungsausſchüſſe 
ſein. Dies iſt wöhl auch ein Verwaltungsaus⸗ 
ſchuß, aber nicht in dem Sinne, wie die dort zu 
bildenden. Es iſt eine reine politiſche Körper⸗ 


ſchaft. Daher bedarf man zur Ausübung des 


Mandats als Mitglied dieſes Kreisausſchuſſes 
keines Urlaubs. 

In der Vergangenheit 
anders gehandelt. 


hat der Senat auch 
Der alte Kreistag hat als 
Mitglieder genau ſo viele Beamte gehabt, wie die 
heutigen Kreisausſchüſſe. Es iſt dem Senat nie⸗ 
mals eingefallen, dieſen Beamten jemals den Ur⸗ 
laub zu verſagen. Auch jetzt ſind Beamte des 
Staats in dem Ausſchuß vertreten, und ihnen iſt 


Urlaub erteilt worden. Beiſpielsweiſe iſt im 
Kreis Danziger Höhe der Rektor Kreft tätig. 
Ihm iſt Urlaub, der eigentlich nicht notwendig 
iſt, erteilt worden. Unſer Vertreter für den Kreis 
Danziger Niederung, der Lehrer Stachel, hat 
einen Briefwechſel mit dem Senat und der Schul⸗ 
verwaltung gehabt. Aus dieſem Briefwechſel 
geht hervor, daß der Senat die Verweigerung des 
Urlaubs damit begründet, daß der Schulunterricht 
darunter leiden würde. Demgegenüber ſtellen 
wir feſt, daß Lehrer anderer Parteirichtungen 
beurlaubt worden ſind, trotzdem ſie nur eine ein⸗ 
klaſſige Schule verwalten und an ihr unterrichten. 
Beiſpielsweiſe iſt der Lehrer Wronſke bei einer 
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einklaſſigen Schule tätig. (Der iſt penſioniert! 
beim Zentrum.) In letzter Zeit wohl, aber er 
war auch als Lehrer im Kreisausſchuß tätig, trotz⸗ 
dem er nur eine einklaſſige Schule zu verwalten 
hatte. Er konnte demnach ſein Amt nicht ſo ver⸗ 
ſehen, wie es notwendig war. 

Wir ſtehen natürlich auf dem Standpunkt, 
daß die Schule darunter nicht leiden ſoll und ha⸗ 
ben beim Kreisausſchuß und beim Kreistag ange⸗ 
regt, daß die Sitzungen ſehr gut am Nachmittag 
ſtattfinden können. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Dagegen haben ſich die Herren Agra⸗ 
rier gewandt. Ihnen wird zuviel zugemutet, 
wenn ſie abends nach Hauſe fahren ſollen. Wenn 
Sie nach Danzig fahren, können ſie die Abend⸗ 
ſtunden nicht jo ſchön in den Bars, Dielen uſw. 
ausnutzen. Sie haben natürlich etwas anderes 
vorgeſchoben und geſagt, ſie hätten abends keine 
Verbindung und könnten nicht nach Hauſe fahren. 
Die Schule ſoll darunter nicht leiden, aber der 
Senat hat kein Recht, gegen die Verfaſſung zu 
verſtoßen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wenn ſich der Senat auf den Artikel 24 Abſatz 1 
ſtützt, dann hat er den Artikel 116, Abſatz 2 aus 
dem Auge gelaſſen. In dieſem Abſatz heißt es: 

Alle bei Inkrafttreten dieſer Verfaſſung im Ge⸗ 
biete der Freien Stadt Danzig geltenden Geſetze und 

Verordnungen bleiben in Kraft, joweit ſie nicht durch 

dieſe Verfaſſung oder durch Geſetz aufgehoben werden. 
(Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) In Deutſch⸗ 
land beſtehen Geſetze in Bezug auf Kreisaus⸗ 
ſchüſſe, Verordnungen und Geſetze, daß ein Ur⸗ 
laub nicht notwendig iſt. Daher beſtehen dieſe 
Verordnungen auch für den Freiſtaat. Wir ſagen 
alſo klipp und klar, daß der Senat hier einen 
Verfaſſungsbruch begangen hat. Er hat nicht nur 
das getan, ſondern er hat einfach das Mandat des 
Lehrers Stachel für erloſchen erklärt. Ich glaube, 
es wird niemand im Hauſe ſein, der behauptet, 
daß die Macht des Senats ſo weit gehen kann. 
Wenn hier ein Streitfall entſteht, ſo muß dieſe 
Frage endgültig geklärt werden, und zwar nicht 
allein durch den Senat. Der Senat hat kein Recht, 
das Mandat eines gewählten Parteivertreters 
für erloſchen zu erklären. Wo ſollte es hinführen, 
wenn der Senat dieſe Praxis beibehält? Glauben 
Sie, daß es noch einem Arbeiter möglich ſein wird, 
beſonders einem kommuniſtiſchen, im Kreisaus⸗ 
ſchuß tätig zu ſein? Der Senat erklärt, alle Be⸗ 
amten müſſen Urlaub haben, wenn ſie im Kreis⸗ 
ausſchuß tätig ſein ſollen. Er umgeht alſo die Ver⸗ 
faſſung. Wenn der Senat die Sache ſo handhabt, 
dann werden alle Unternehmer, die in ihren Be⸗ 
trieben Kreisausſchußmitglieder beſchäftigen, von 
dem gleichen Recht Gebrauch machen und werden 
ſagen: „Ich habe gar nicht nötig, Urlaub zu er⸗ 
teilen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Der 
Senat tut es gegenüber ſeinen Beamten nicht und 
ich fühle mich am allerwenigſten dazu verpflich⸗ 
tet.“ (Das iſt ein Ausnahmegeſetz gegen die Kom⸗ 
muniſten.) Der Unternehmer wird ſagen: „Ich 
habe keine Veranlaſſung, die Verfaſſung anders 
auszulegen als der Senat“. Ich glaube beſtimmt, 
daß die Verfaſſunggebende Verſammlung das 
nicht gewollt hat. Sie hat gewußt, der Kreisaus⸗ 
ſchuß iſt eine Körperſchaft, die auf den politiſchen 
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Parteien aufgebaut iſt. Es iſt eine Körperſchaft, 


die bereits damals beſtand. Man hat alſo mit 
voller Ueberlegung im Artikel 24, 1 auch das 
Wort Ausſchüſſe hineingenommen. Man hat da⸗ 
mit natürlich die Kreisausſchüſſe im Auge gehabt; 
denn es heißt hier bejonders: „Als Mitglied des 
Volkstages, der Kreis⸗ und Gemeindevertretun⸗ 
gen, der Aemter und Ausſchüſſe.“ 

Es gibt alſo in dieſem Fall keinen anderen 
Ausſchuß als den Kreisausſchuß. Nur der kann 
in dieſem Paragraphen gemeint ſein. Deshalb 
verlangen wir, daß das, was der Senat hier an⸗ 
gerichtet hat, zurückgeſchraubt wird. Sowohl dem 
Lehrer Stachel, wie dem Lehrer Plenikowſki muß 
das Recht eingeräumt werden, im Kreisausſchuß 
tätig zu ſein. Wir haben jetzt beiſpielsweiſe den 
letzten Kreisausſchuß⸗Vertreter unſerer Liſte im 
Kreis Danziger Niederung. Wenn dieſem einmal 
irgend etwas paſſiert, ſind wir nicht in der Lage, 
einen Erſatz zu ſtellen. Das iſt nur auf die Tätig⸗ 
keit des Senats zurückzuführen. Ich beantrage 
alſo nach der Ausſprache, daß dieſe Große Anfrage 
dem Rechtsausſchuß überwieſen wird, damit dort 
die Frage geklärt wird. Sie kann nur ſo geklärt 
werden, daß die erſten Kreisausſchußmitglieder, 
die von uns in die Kreisausſchüſſe entſandt wor⸗ 
den ſind, in ihr Amt eingeſetzt werden. Was ge⸗ 
ſchehen iſt, iſt, wie geſagt, ein Verfaſſungsbruch, 
und ich bin neugierig, was der Senat zur Begrün⸗ 
dung dieſes Verfaſſungsbruchs erklären wird. 

Prüſident: Das Wort hat der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter, Regierungsrat Dr. Zaeſchmar. 

Dr. Zaeſchmar, Regierungsrat: Auf die Große 
Anfrage des Herrn Abg. Plenikowfki habe ich im 
Auftrage des Senats folgende Erklärung abzu⸗ 
geben: 

Nach Artikel 24, Abſatz 1, der Verfaſſung be⸗ 
dürfen Beamte zur Ausübung ihres Amtes als 
„Mitglied des Volkstages, der Kreis⸗ und Ge⸗ 
meindevertretungen, der Aemter und Ausſchüſſe“ 
keines Arlaubs. Anter der Kreisvertretung und 
der Gemeindevertretung ſind zu verſtehen der 
Kreistag, die Stadtverordnetenverſammlung und 
in den Landgemeinden die Gemeindevertretung. 
Nicht aber gehören dazu der Kreisausſchuß, der 
Magiſtrat, der Stadtausſchuß und der Gemeinde⸗ 
vorſtand. Sie ſind behördliche Verwaltungsor⸗ 
gane; zur Ausübung der Tätigkeit in ihnen be⸗ 
darf es nach dem geltenden Beamtenrecht wie 
früher, ſo auch jetzt die Genehmigung der vorge⸗ 
ſetzten Dienſtbehörde und eines Urlaubs. Dies iſt 
durch höchſtrichterliche Entſcheidungen beſtätigt. 

Unter „Aemter und Ausſchüſſe“ im Sinne des 
Artikels 24, für die ein Arlaub nicht erforderlich 
iſt, ſind nicht Magiſtrate und Gemeindevorſtände, 
auch nicht die Kreisausſchüſſe und der Stadtaus⸗ 
ſchuß zu verſtehen, ſondern die nach Artikel 58 und 
59 zu bildenden Aemter und Ausſchüſſe. Alle 
Aemter und Ausſchüſſe in Staat, Kreiſen und Ge⸗ 
meinden darin einzubegreifen, iſt nach dem Sinne 
dieſer Beſtimmung unzuläſſig. Die beiden Fälle 
Stachel und Plenikowfki find in der Zeit der frü⸗ 
heren Regierung entſchieden worden. Da unter⸗ 
deſſen andere Perſonen des betr. Wahlvorſchlages 
an die Stelle der Herren Stachel und Plenikowſki 
in den Kreisausſchuß eingetreten ſind und dieſe 
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werden kann, beſteht für den Senat kein Anlaß, 
zu dieſen Einzelfällen Stellung zu nehmen. 

Der Senat ſteht entſprechend ſeiner Regie⸗ 
rungserklärung vom 26. 1. auf dem Standpunkt, 
daß kein Beamter oder Lehrer wegen ſeiner poli⸗ 
tiſchen Einſtellung, ſeiner Konfeſſion oder ſeiner 
Weltanſchauung zurückgeſetzt werden darf. (Abg. 
Liſchnewſki: Was iſt es denn, was Sie jetzt ge⸗ 
macht haben?) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus. Ich eröffne 
die Beſprechung. Ich bitte, die Wortmeldungen 
rechtzeitig einzureichen. (Abg. Plenikowſki: Wir 
werden uns danach richten!) Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die Erklärung, die der Herr Senatsvertreter 
abgegeben hat, war ein Verlegenheitsgeſtammel. 
Die jetzige Zentrumsregierung mit der ſozialde⸗ 
mokratiſchen Mehrheit (Was iſt das? im Zen⸗ 
trum.) weiß nämlich nicht, wie ſie den Verfaſ⸗ 
ſungsbruch der früheren deutſchnationalen Regie⸗ 
rung ſanktionieren ſoll und ſucht krampfhaft nach 
einem Ausweg. Die jetzige Koalitionsregierung 
hat wiederholt bewieſen, daß ſie die früheren Ver⸗ 
faſſungsbrüche der deutſchnationalen Regierung 
nicht allein deckt, ſondern ſie auch beſchönigt. Das 


haben wir bei der Ohraer Schulfrage geſehen und (DV 


bei dem Syſtem der Erwerbsloſen⸗Fürſorge, wie 
es augenblicklich in allen Kreiſen, nicht nur im 
Kreiſe Danziger Höhe, gehandhabt wird. Wir 
ſehen es auch wieder in dieſer Frage bezüglich der 
Behinderung der einzelnen Kreisausſchußmitglie⸗ 
der in der Ausübung ihres Mandats. Die deutſch⸗ 
nationale Regierung hat durch die Behinderung 
einzelner Kreisausſchußmitglieder in der Ausfüh- 
rung ihres Wahlauftrages einen glatten Verfaf⸗ 


ſungsbruch begangen. Daran ändert auch die Er⸗ 


klärung nichts, die der Regierungsvertreter abge⸗ 
geben hat. Die jetzige Regierung ſtimmt dem zu. 
Man hat hier keine Entſcheidung für einen Einzel⸗ 
fall getroffen, ſondern eine Entſcheidung herbei⸗ 
geführt, die für eine beſtimmte Berufsklaſſe, für 
eine beſtimmte Bevölkerungsſchicht eine Beſchnei⸗ 
dung ihrer politiſchen Rechte bedeutet. Man hat 
dem Genoſſen Lehrer Stachel erklärt, daß ihm die 
Genehmigung zur Ausübung ſeines Amtes als 
Kreisausſchußmitglied nicht erteilt werde, da ſein 
Beruf darunter leiden würde. Wo bleibt da der 
Artikel 73 der Verfaſſung? Artikel 73 der Ver⸗ 
faſſung beſagt, daß alle Staatsangehörigen der 
Freien Stadt vor dem Geſetz gleich ſind. Aus⸗ 
nahmegeſetze ſind unſtatthaft. Männer und 
Frauen haben die gleichen ſtaatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten. 

Hier macht man eine Ausnahme in bezug auf 
die Rechte, die einem Staatsbürger zuſtehen, und 
nicht nur eine Ausnahme einer Einzelperſon ge⸗ 
genüber, ſondern gegenüber einer ganzen Bevölke⸗ 
rungsſchicht. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Komiſcherweiſe macht man dieſe Ausnahme erſt 
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jetzt. Wir haben die Verfaſſung ſchon jahrelang, 
ſeit Beſtehen des Freiſtaates. Als ein ſozialde⸗ 
mokratiſcher Kreistagsabgeordneter in der vergan⸗ 
genen Periode ſein Amt als Kreisausſchußmit⸗ 
glied verwaltete, und zwar vier Jahre, hielt es 
der Senat nicht für notwendig, dieſelbe Erklärung 
abzugeben wie jetzt. Nur dadurch, daß auch 
kommuniſtiſche Beamte in den Kreisausſchuß hin⸗ 
eingewählt ſind, fühlt ſich der Senat dazu bemü⸗ 
Bigt, eine andere Stellung einzunehmen. Von 
jetzt ab iſt der Senat doch eigentlich gezwungen, 
die Stellungnahme, die er den kommuniſtiſchen 
Beamten gegenüber einnimmt, logiſcherweiſe auch 
gegenüber den Beamten der bürgerlichen Parteien 
einzunehmen. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Das geſchieht aber nicht; denn der Rektor 
Kreft ſitzt heute noch im Kreisausſchuß Danziger 
Höhe. (Hört, hört! bei den Kommuniſten. — 
Stimmt das? rechts. — Regierungsrat Dr. Zaeſch⸗ 
mar: Der iſt beurlaubt!) Der Herr Senatsver⸗ 
treter gibt ſelbſt zu, daß der betr. Herr Urlaub 
bekommt. Wenn er als Rektor ſeiner Schule fern 
bleibt, ſo wird darunter der Schulbetrieb weit 
mehr leiden, als wenn ein einfacher Lehrer Ur- 
laub erhält, deſſen Vertretung jederzeit von einem 
anderen Herrn ausgeübt werden kann. 
Komiſcherweiſe hat der Senat dem Lehrer 
Stachel die Genehmigung zur Ausübung des Am⸗ 
tes mit einer ganz anderen Begründung verſagt, 
als mir. Er bekam die Genehmigung nicht, weil 
ſein Beruf darunter leiden würde. Ich erhielt 
nicht die Genehmigung, weil ich durch mein Amt 
als Gemeindevorſteher ohnehin ſchon zu ſtark be⸗ 
laſtet ſei. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Warum wendet der Senat in dieſen beiden Fäl⸗ 
len, die doch ganz gleich gelagert ſind, nicht auch 
die gleiche Begründung an, um die Genehmigung 
zu verſagen? Durch dieſe Beſcheide des Senats 
nimmt man jedenfalls den Staatsbedienſteten die 
Möglichkeit, ſich politiſch ſo zu betätigen, wie es 


ihnen durch die Verfaſſung garantiert iſt. Artikel 


93 der Verfaſſung beſagt: 
Die Beamten find Diener der Geſamtheit, nicht 
einer Partei. Ihnen ſteht Freiheit ihrer politiſchen 
Geſinnung und Vereinigungsfreſheit zu. Sie dürfen 
hierin nicht beeinträchtigt werden. 
Die Beeinträchtigung liegt darin, daß ſie ſich gar 
nicht von irgend einer Partei oder Bevölkerungs⸗ 
ſchicht aufſtellen laſſen können. Sie müſſen das ab⸗ 
lehnen, und darin liegt die Beeinträchtigung ihrer 
politiſchen Tätigkeit. Wenn man nun aber erklärt, 
und das ſcheint tatſächlich ſo zu ſein, denn der 
Herr Rektor hat die Genehmigung zur Ausübung 
des Amtes bekommen und auch den Urlaub, daß 
nur in einzelnen Fällen, nämlich im Fall der kom⸗ 
muniſtiſchen Beamten, ſo entſchieden wurde, ſo 
wird das Unrecht dadurch nicht behoben, ſondern 
im Gegenteil noch größer Wenn man den bürger⸗ 
lichen Beamten kein Hindernis in den Weg legt, 
wenn ſie ihr Mandat ruhig im Kreisausſchuß 
wahrnehmen können, ſo ergibt ſich, daß man gegen⸗ 
über der Kommuniſtiſchen Partei eine Ausnahme⸗ 
ſtellung einnimmt. Das iſt der kritiſche Punkt. 
Innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
iſt man nämlich bereit, für Minderheiten einzu⸗ 
treten, wenn es ſich um bürgerliche Minderheiten 


handelt. Wenn es ſich aber um die kommuniſtiſche 
Partei handelt, dann ſetzt man ſich über Verfaf- 
ſungsbeſtimmungen hinweg, da hört die bürger⸗ 
liche Gemeinſchaft auf. Der Danziger Senat hat 
in dieſer Beziehung von der Pilſudſki⸗Regierung 
Polens gelernt. 

Es iſt hier wiederholt betont worden, daß die 
Stellungnahme der Regierung ein glatter Ver⸗ 
faſſungsbruch iſt. Der Artikel 24 der Verfaſſung 
iſt hier bereits zitiert worden. Dieſer Artikel be⸗ 
ſagt ganz klar und deutlich, daß nicht nur Beamte, 
Angeſtellte und Arbeiter zur Ausübung ihres 
Amtes als Mitglied des Volkstages, der Kreis⸗ 
und Gemeindevertretungen keines Urlaubs be⸗ 
dürfen, ſondern ebenfalls auch nicht für Aemter 
und Ausſchüſſe. Es iſt unfaßbar, wie der Senat 
hier einen Anterſchied in Bezug auf den Kreis⸗ 
ausſchuß machen kann. Der Kreisausſchuß iſt ein 
Ausſchuß der Kreisvertretung und fällt mithin 
auch unter den Artikel 24. Der Senat hat ſich be⸗ 
reits in einem früheren Verlegenheitsgeſtammel 
auf den Artikel 58 der Verfaſſung zu berufen ver⸗ 
ſucht. Artikel 58 beſagt: 

Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung 
einzelner Geſchäftszweige werden Aemter gebildet, 
an denen wahlberechtigte Staatsangehörige als Mit⸗ 
glieder ehrenamtlich beteiligt werden können. 

Man erklärt, zur Ausübung dieſer Aemter, die 
unter den Artikel 58 fallen, bedarf man keines Ur⸗ 
laubs. Der Kreisausſchuß iſt ein Verwaltungs⸗ 
organ, das bereits vor Inkrafttreten der Verfaſ⸗ 
jung vorhanden war. Dazu braucht man Urlaub. 
Mein Kollege Raſchke hat bereits auf den Artikel 
116 der Verfaſſung hingewieſen, der lautet: 

Alle bei Inkrafttreten der Verfaſſung im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig geltenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen bleiben in Kraft, ſoweit ſie nicht durch die 
Verfaſſung oder das Geſetz aufgehoben ſind. 

Damit iſt ganz klar geſagt, daß auch der Kreis⸗ 
ausſchuß unter die Verwaltungsorgane fällt, zu 
deren Ausübung es keines Urlaubs bedarf, denn 
entgegengeſetzte Beſtimmungen ſind aufgehoben. 

Es wird jetzt zu den Konſequenzen kommen, 
die ſchon mein Kollege Raſchke aufgerollt hat. 
Kein kommuniſtiſcher Arbeiter wird jetzt Gelegen⸗ 
heit haben, im Kreisausſchuß tätig zu ſein, weil 
der Arbeitgeber erklären wird: „Dazu gibt es 
keinen Urlaub. Wenn der Senat keinen Urlaub 
gibt, jo geben wir exit recht keinen.“ Die Verfaſ⸗ 
ſung wird aber ſo ausgelegt, weil man der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei nicht die Möglichkeit geben 
will, im Kreisausſchuß zu arbeiten. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Dieſer Sitz gehört Ihnen nicht, ſondern der 
Sozialdemokratiſchen Partei!) Haben Sie beim 
Abg. Mathieu dasſelbe geſagt? Da haben Sie den 
Sitz eingeſteckt. (Abg. Liſchnewſki: Da haben Sie 
den Mund gehalten!) Um aber auf die Frage ein⸗ 
zugehen, ob der Sitz, den ich im Kreisausſchuß 
Großes Werder bekommen habe, tatſächlich den 
Sozialdemokraten gehört, oder den Kommuniſten, 
ſo läßt ſich darüber nicht ſtreiten. Er gehört ganz 
einwandsfrei den Kommuniſten. Da die Frage 
hier angeſchnitten wurde, will ich eine einfache Be⸗ 
rechnung aufſtellen. 24 Mitglieder gehören zum 
Kreistag Großes Werder. Davon waren urſprüng⸗ 
lich 13 bürgerlich, neun Sozialdemokraten und 
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zwei Kommuniſten. Sechs Mitglieder wurden in 
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(A) den Kreisausſchuß gewählt. Wenn nun die Bür⸗ 


gerlichen, die Sozialdemokraten und die Kommu⸗ 
niſten eine beſondere Liſte eingereicht hätten, dann 
wäre die Verteilung, das können Sie ohne wei⸗ 
teres ausrechnen, jo erfolgt, daß die Bürgerlichen 
drei, die Sozialdemokraten zwei und die Kommu⸗ 
niſten einen Sitz bekommen hätten. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Das iſt ganz klar, die 
Kommuniſten haben einen Anſpruch darauf. Die 
ſozialdemokratiſchen Kreistagsvertreter hatten mit 
den kommuniſtiſchen Vertretern vereinbart, eine 
gemeinſame Liſte aufzuſtellen. Dadurch haben die 
Kommuniſten den Sozialdemokraten geholfen, drei 
Mitglieder in den Kreisausſchuß zu entſenden. 
Daraufhin ſollten die kommuniſtiſchen Mitglieder 
Sitze in anderen Ausſchüſſen erhalten, die ſie aber 
nicht bekommen haben, die man ihnen vorenthal⸗ 
ten hat. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Man 
hat alſo den Kommuniſten ein Anrecht zugefügt. 
Es iſt aber bezeichnend für die Zentrumsabgeord⸗ 
neten, wie warm ſie ſich für die lieben ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Koalitionsbrüder einſetzen. (Heiterkeit.) 

Was der Senat uns hier vorgeführt hat, iſt 
nichts weiter als eine lächerliche Komödie. Nach 
der Verfaſſung hat der Senat keinen Urlaub zu er⸗ 
teilen, ſondern die Beamten haben ohne weiteres 
das Recht, Kreisausſchußſitzungen zu beſuchen und 
an ihnen teilzunehmen. (Abg. Friedrich: Warum 
haben Sie das nicht gemacht?) Das war der ſprin⸗ 
gende Punkt. Wir verließen uns auf die Anſtän⸗ 
digkeit der Regierung. Sie haben Recht, wenn Sie 
lachen, Herr Friedrich, denn die Anſtändigkeit der 
Regierung geht nur bis zum Geldbeutel. Wenn 
es ſich um die Kommuniſtiſche Partei handelt, hört 
jede Anſtändigkeit auf, ob es ſich nun um eine ſo⸗ 
zialdemokratiſche oder eine deutſchnationale Re⸗ 
gierung handelt. Hätten wir keinen Urlaub be⸗ 
antragt, dann hätte der Senat trotzdem entſchie⸗ 
den, daß wir unſer Mandat nicht ausüben dürften 
und hätte uns ein Disziplinarverfahren an den 
Hals gehängt. 

Daß gerade die Sozialdemokratiſche Partei 
eine derartige Stellung einnimmt, iſt nicht ver⸗ 
wunderlich, da der jetzige Vizepräſident, Herr 
Gehl, einem ſozialdemokratiſchen Kreisausſchuß⸗ 
mitglied der vergangenen Periode Vorwürfe ge⸗ 
macht hat, daß ſich der Betreffende infolge der 
Ausübung des Mandats als Kreisausſchußmit⸗ 
glied ſoviel von der Schule beurlauben ließ. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Man ſieht es alfo 
bei gewiſſen Stellen der Soziäldemokratiſchen Par⸗ 
tei nicht gern, wenn Beamte Mitglieder des Kreis⸗ 
ausſchuſſes ſind. Deshalb iſt die Stellungnahme 
der jetzigen ſozialdemokratiſchen Regierung nicht 
verwunderlich. Bezeichnend iſt die Stellung der 
Sozialdemokratiſchen Partei gegenüber Verfaſ⸗ 
ſungsbrüchen. Sie ſtimmen ohne weiteres deutſch⸗ 
nationalen Verfaſſungsbrüchen zu und ſanktio⸗ 
nieren ſie. 5 

Als der Kreistag des Kreiſes Großes Werder 
den Kreisausſchuß wählte, ſtellte der Bürger⸗ 
meiſter Reek, jetzt Senator, bereits an den Land⸗ 
rat die Frage, im Kreiſe Großes Werder laufe das 
Gerücht, daß der Senat, wohlverſtanden der 
deutſchnationale Senat, dem Lehrer Plenikowſki 
die Genehmigung zur Ausübung ſeines Mandates 


| 


nicht erteilen wolle. 
mals vor Wahl des Kreisausſchuſſes die Abſicht ge⸗ 
habt, mir die Genehmigung zur Ausübung meines 
Kreisausſchuß⸗Mandats nicht zu erteilen. Nachher 
ſuchte man krampfhaft nach irgendwelchen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, um dieſe Stellungnahme 
nach außenhin auch zu rechtfertigen. Gerechtfer⸗ 
tigt wird die Sache durch dies Verlegenheitsge⸗ 
ſtammel des Regierungsvertreters nicht. Ich wun⸗ 
dere mich nur, daß Herr Senator Dr. Strunck nicht 
anweſend iſt, um die Stellungnahme der Regie⸗ 
rung zu vertreten. (Abg. Liſchnewſki: Dazu iſt er 
zu feige!) Ich möchte betonen, daß das Nachrücken 
ungeſetzmäßig erfolgt iſt; denn ſowohl Lehrer 
Stachel, als auch ich haben das Mandat noch nicht 
niedergelegt. (Frechheit! bei den Kommuniſten.) 
Es iſt mehr als eine Frechheit, wenn man Leute 
nachrücken läßt, die gar kein Anrecht auf den Sitz 
haben. Genau dasſelbe wäre es, wenn ein Volks⸗ 
tagsabgeordneter ſein Mandat nicht niedergelegt 
hat und trotzdem ein anderer nachrückt. Nach den 
Beſtimmungen für die Wahlen zum Kreistag hat 
kein Senat der Welt das Recht, die Wahl eines 
Kreistagsabgeordneten zum Kreisausſchußmit⸗ 
glied ohne triftige Gründe für ungültig zu erklä⸗ 
ren. Darüber hat aber der Senatsvertreter nicht 
geſprochen. 

Das iſt aber wieder eine andere Frage des 
Rechts, auf Grund welcher Beſtimmungen die 
Wahl eines Kreisausſchußmitgliedes als ungültig 
erklärt wird. Das wäre genau dasſelbe, als wenn 
man die Wahl eines Abgeordneten zum Volksbag 
ohne Gründe als ungültig erklärte. Dazu hat der 
Senat kein Recht. Ueber dieſe Frage geht man 
ſtillſchweigend hinweg. Man ſagt, die Kreisaus⸗ 
ſchuß⸗Mitglieder, die Beamte ſind, müßten Geneh⸗ 
migung bzw. Urlaub haben. Das mag gar nicht 
beſtritten werden und mag der Senat mit ſich 
ſelbſt abmachen, trotzdem es unſeres Erachtens ein 
Verfaſſungsbruch iſt. Das kommt erſt in zweiter 
Linie in Betracht. Der Senat wagt es aber, eine 
Wahl, die auf dem gleichen, allgemeinen und ge⸗ 
heimen Wahlrecht baſiert, für ungeſetzmäßig, un⸗ 
rechtmäßig und ungültig zu erklären. Das iſt mehr 
als ein Verfaſſungsbruch, das iſt eine Rechtsver⸗ 
letzung, wie man ſie von Behörden innerhalb des 
kapitaliſtiſchen Syſtems dauernd gewohnt it. Dar: 
über ſchweigt man. Die Wahl zum Kreisausſchuß⸗ 
mitglied baſiert auf dem gleichen, direkten und ge⸗ 
heimen Wahlrecht. Kein Senat der Welt iſt be⸗ 
rechtigt, dieſe Wahl als ungültig zu erklären. Wir 
haben unſer Kreisausſchußmandat nicht nieder⸗ 
gelegt. Man hat nur die nächſten Leute nach⸗ 
rücken und vereidigen laſſen. Dazu iſt der Senat 
nicht berechtigt, wenn die Vorhergehenden nicht 
erklärt haben, daß ſie ihr Mandat niederlegen. 

Nun kommt das Intereſſanteſte bei der ganzen 
Sache. Nachdem ich auf Grund meines Volkstags⸗ 
mandats ſeit dem 1. Januar bis zum 1. April vom 
Senat Arlaub bekommen habe, ſchreibt mir die 
Schulbehörde, daß ich mein Mandat jetzt wieder 
ausüben könne, weil ich jetzt Urlaub habe und 
keines beſonderen Arlaubs bedürfe. Was iſt das? 
Das iſt eine Komödie, über die ſich der Senat ſchä⸗ 
men müßte. Der Senat weiß ganz genau, daß er 
wenige Tage vorher erklärte, die Wahl ſei ungül⸗ 
tig. Trotzdem die Schulbehörde dieſe Erklärung 
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(Plenikowfti, Abgeordneter) 

des Senats kennen mußte, wagt man es noch, mir 
ein Schreiben zuzuſenden, daß ich wieder mein 
Mandat als Kreisausſchußmitglied ausüben 
könne. Gerechtigkeit haben wir von einer Bür⸗ 
gerblock⸗Regierung nicht zu erwarten. Wir wuß⸗ 
ten aber auch auf Grund der Entwicklung der Ar⸗ 
beiterbewegung, daß eine Koalitionsregierung 
der Arbeiterſchaft und ihren Führern keine Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren laſſen würde. Wir finden 
in dieſem Falle wieder beſtätigt, daß wir gegen 
die „Einheitsfront aller Anſtändigen“ wie Herr 
Loops ſich in der „Volksſtimme“ ausdrückte, kämp⸗ 
fen müſſen. Im Falle des Kreisausſchuſſes und 
in der Ohraer Schulfrage ſehen wir, wie die Ein⸗ 
heitsfront aller „Anſtändigen“ ausſteht. 

Weg mit dieſer Einheitsfront! Nur die Ein⸗ 
heitsfront aller Werktätigen kann uns zu dem 
führen, was der Menſchheit Erlöſung bringt: Be⸗ 
ſeitigung des Privateigentums an Produktions⸗ 
mitteln und Schaffung des Arbeiterſtaates. In 
dieſem Arbeiterſtaat werden wir den Werktätigen 
das geben können, was ſie verlangen und was 
ihnen gehört: Arbeit und Brot, Freiheit und 
Recht! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wir begrüßen die Erklärung der Regierung, weil 
ſie dem Standpunkt entſpricht, den wir von jeher 
in dieſer Frage eingenommen haben. Der Herr 


Abg. Plenikowſki hat eine Rede vorbereitet, die 
eigentlich nach der abgegebenen Regierungserklä⸗ 
rung nicht mehr gehalten werden durfte. 


Wir 
können doch an den Tatſachen nicht vorbeireden, 
und die Tatſache ſteht feſt, daß dieſe Polemik der 
Kommuniſten ſich gegen Maßnahmen der früheren 
Regierung richtet. (Abg. Plenikowſki: Die Sie 
ſanktioniert haben!) Wenn wir dieſe Maßnahmen 
jetzt aufgehoben haben, es aber praktiſch nicht in 
Erſcheinung tritt, ſo ſind das Dinge, an denen wir 
nichts ändern können. Herr Abg. Plenikowſki 
weiß genau, daß die nachfolgenden Kreistagsab⸗ 
geordneten vereidigt ſind, ſo daß an dem jetzigen 
Zuſtand trotz der prinzipiellen Erklärung des Se⸗ 
nats nichts zu ändern iſt. Ich weiß daher nicht, 
weshalb er gegen die jetzige Regierung Angriffe 
richtete. Alles, was er geſagt hat, richtete ſich 
eigentlich gegen die frühere Regierung. (Sehr 


richtig! links. — Abg. Plenikowſki: Sie ſanktio⸗ Ab 


nieren das doch!) a 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Friedrich. su 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Die Abgeordneten der Bürgerlichen Arbeits⸗ 
gemeinſchaft ſtellen ſich auf den Boden des Ar⸗ 
tikels 24 der Verfaſſung und ſind der Anſicht, daß 
den Lehrern Plenikowſki und Stachel auf jeden 
Fall der Urlaub zu erteilen geweſen wäre. Nach 
meiner Anſicht hätten ſie das Recht gehabt. ihr 
Mandat ohne beſonderen Urlaub auszuüben. 
Wenn ſie denſelben nachgeſucht haben, ſo war das 
eine Höflichkeitsform. Ich kann den Kollegen 
Mau auch nicht ganz verſtehen, wenn er ſagt, die 
Regierung ſtände jetzt vor vollendeten Tatſachen 
und könne nichts ändern. Der Senat hat doch 
Mittel und Wege, wenn nicht anders, durch geſetz⸗ 
liche Regelung, den früheren Zuſtand wieder her⸗ 


zuſtellen. Irgendwie muß doch den gewählten 
Kreisausſchußmitgliedern ihr Recht werden. 
Wenn man den Kreisausſchußmitgliedern einer 
anderen Partei ohne weiteres die Möglichkeit 
gibt, ihr Mandat auszuüben, ſo bedeutet es eine 
große Ungerechtigkeit, den genannten Kreisaus⸗ 
ſchußmitgliedern dieſe Möglichkeit zu entziehen. 

Ich frage den Senat, was mit dem Beamten 
geſchieht, der die anderen Kreisausſchußmitglieder 
nachrücken und vereidigen ließ. — Es muß Mittel 
und Wege geben, den beiden Herren zu ihrem 
Rechte zu verhelfen. (Abg. Kloſſowſki: Wohler⸗ 
worbenes Recht!) Wir haben genau dieſelben 
wohlerworbenen und verfaſſungsmäßigen Rechte 
wie Sie. Es wäre traurig, wenn Sie, nachdem 
Sie in der Regierung ſitzen, nun nicht mehr das 
verfaſſungsmäßige Recht der Staatsbürger an⸗ 
erkennen würden. Das ſähe Ihnen allerdings 
ähnlich, Herr Abg. Kloſſowſki. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wenn 
ich richtig verſtanden habe, wurde Ueberweiſung 
an den Rechtsausſchuß beantragt. Zuſtändig wäre 
aber der Hauptausſchuß. (Einverſtanden! bei den 
Kommuniſten.) Sie beantragen alſo Ueberwei⸗ 
jung, an den Hauptausſchuß. (Abg. Raſchke: 
Hauptausſchuß!) Es iſt der Antrag geſtellt, die 
Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Bitte diejenigen, die dieſem Antrag ſtattgeben 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 


auf: 5 
Große Anfrage Nr. 3 des Abg. Dr. Ziehm 
u. Fr. betr. Schutz gegen Hochwaſſer. 
Druckſache Nr. 42. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. (Abg. Schwartz: Ich melde mich zum 
Wort!) Die Wortmeldungen müſſen vorher 
ſchriftlich eingereicht werden. (Zwiſchenrufe.) Ich 
ſtelle feſt, daß Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Dann iſt Punkt 4 der Tagesordnung erledigt. 
(Unerhört! und Widerſpruch rechts.) Ich rufe 
Punkt 5 auf: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 47 und 61. 
Wortmeldungen liegen zu dieſen Eingaben nicht 
vor. (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Der 
Eingabenbericht des Ausſchuſſes für Soziale An⸗ 
gelegenheiten befindet ſich auf Drucksache Nr. 47. 
Abänderungsanträge liegen nicht vor, ich ſtelle 
ſomit feſt, daß ſich das hohe Haus den Vorſchlägen 
des Sozialen Ausſchuſſes anſchließt. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Da liegen doch Abänderungsanträge vor!) 
Zu Druckſache Nr. 47 nicht. Ich rufe den Ein⸗ 
gabenbericht des Rechtsausſchuſſes auf. Dazu lie⸗ 
gen Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 73 und 
74 vor. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es han⸗ 
delt ſich hier um die Gewährung der Staatsange⸗ 
hörigkeit an einen Olivaer Kutſcher. Der frühere 
Senat hatte es immer ſehr eilig, ſeinen Freunden 
die Staatsangehörigkeit zu geben, aber Arbeitern 
wurde die Danziger Staatsangehörigkeit nicht zu⸗ 
erkannt. Wir leben hier in Danzig unter ganz 
eigenartigen politiſchen Verhältniſſen. (Er hat 
doch die polniſche Staatsangehörigkeit!) Er be⸗ 
antragt aber die Danziger. Man ſoll dem Ar⸗ 
beiter die Staatsangehörigkeit geben, wenn be⸗ 
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ſtimmte Gründe dafür maßgebend ſind. Man iſt 
ſehr human gegenüber Leuten, die Geld haben, 
aber Arbeitern verweigert man die Zuerkennung 
der Staatsangehörigkeit. Ich will dafür ein paar 
Beweiſe bringen. a 
Die Danziger Staatsangehörigkeit iſt an einen 
beſtimmten Termin geknüpft, an die Anweſenheit 
hier im Gebiet der Freien Stadt am 10. Januar 
1920. Dieſer Termin iſt ein Paradoxon. Dafür 
will ich ein paar Beiſpiele angeben. Ein Händler, 
der augenblicklich die Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzt, wohnte Zeit feines Lebens im früheren 
deutſchen Gebiet, in Dirſchau. Er zog am 8. Ja⸗ 
nuar 1920 nach Ließau. Am 10. Januar war er 
in Ließau, im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
und hat damit die Danziger Staatsangehörigkeit 
erhalten. Vorher beſaß er die preußiſche Staats⸗ 
angehörigkeit. Demgegenüber wohnte ein Lie⸗ 
ßauer Arbeiter, der dort geboren iſt, bis 1919 in 
Ließau. Er zog dann nach Dirſchau, kehrte aber 
mit ſeinen Kindern wieder nach Ließau zurück und 
beantragt ſchon ſeit Jahren, daß ihm die Danziger 
Staatsangehörigkeit zuerkannt wird. Er hat ſie 
bis heute noch nicht. Das iſt das Paradoxon, daß 
Leuten, die Zeit ihres Lebens im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig gewohnt haben, die Staats⸗ 
angehörigkeit nicht zuerkannt wird, während an⸗ 
dere, die ſich nur eine Woche oder an ein paar Ta⸗ 
gen im Gebiet der Freien Stadt Danzig aufge⸗ 
halten haben, die Danziger Staatsangehörigkeit 
beſitzen. 

Aehnlich liegt der Fall Schlaß, um den es ſich 
hier handelt. Dieſer Mann iſt in Kölln geboren, 
nicht in Köln am Rhein. ſondern hier bei Oliva. 
(Zuruf rechts.) Ja, an der Plinte. Er hat ſich 
während ſeiner ganzen Jugendzeit im Gebiet der 
Freien Stadt um Oliva herum aufgehalten. Da 
ſeine Eltern noch heute in Kölln wohnen, war er 
vorübergehend 1920 dort. Er hat alſo jetzt die 
polniſche Staatsangehörigeit. Er wurde vom pol⸗ 
niſchen Militär erwiſcht und mußte ſeine Militär⸗ 
zeit in Polen abdienen. Er kehrte nach Danzig zu: 
rück und lebt ſeit ſechs bis ſieben Jahren mit ſei⸗ 
ner Familie in Danzig. Er war nur vorüberge⸗ 
hend abweſend, mußte allerdings in Polen ſeine 
Militärzeit abſolvieren. Er hat eine Danziger 
Staatsangehörige geheiratet und beantragt jetzt 
die Zuerkennung der Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit. Sie wird ihm verweigert. Ich weiß, daß 
man ſehr human mit Leuten umgeht, die den 
deutſchnationalen Kreiſen naheſtehen, nicht allein 
ihnen naheſtehen, ſondern deutſchnationale Par⸗ 
teiangehörige find. Ich wundere mich jetzt über 
die Stellungnahme einiger ſozialdemokratiſcher 
Abgeordneter. Der ſozialdemokratiſche Abg. Wier⸗ 
ſchowſki war es, der dieſe Maßnahmen der deutſch⸗ 
nationalen Regierung in Bezug auf die Einbür⸗ 
gerrung von Leuten ſehr ſcharf kritiſierte. Heute 
gehört er mit zur Regierungspartei und muß das 
beſchönigen, was eine kbapitaliſtiſch eingeſtellte 
Regierung tut. Wenn er wieder in der Oppoſi⸗ 
tion iſt, wird er wieder ſcharfe Kritik in Bezug 
auf die Einbürgerungen üben. ch 

Bei dem Fall, den ich im Auge habe, handelt 
es ſich um einen deutſchnationalen Kreistagsab⸗ 
geordneten, Herrn Dr. Lampe. Der Fall kenn⸗ 
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zeichnet die Einſtellung des früheren deutſchnatio⸗ 
nalen Senats und iſt ſehr eigenartig. Herr Dr. 
Lampe war nicht nur 1920, ſondern auch in den 
Jahren um 1920 herum Leiter eines Kranken⸗ 
hauſes in Poſen. (In Bromberg! rechts.) Wenn 
man Leiter eines Krankenhauses in Bromberg iſt, 
und zwar Jahre hindurch, wird man auch dort 
ſeinen Wohnſitz haben, das iſt ganz erklärlich. Als 
er dann im Jahre 1922 nach Danzig zurück⸗ 
kehrte, erhielt er ohne weiteres ſofort die Danzi- 
ger Staatsangehörigkeit. (Er beſaß hier ein 
Grundſtück! rechts.) Damit beweiſen Sie nur, 
daß Sie die Frage der Staatsangehörigkeit an 
Reichtum und Macht knüpfen. Ein Arbeiter, der 
ſein ganzes Leben im Gebiet der Freien Stadt 
zugebracht hat und nur einige Tage abweſend 
war, bekommt die Danziger Staatsangehörigkeit 
nicht, auch wenn er tauſend Anträge ſtellt. Aber 
wenn jemand hier Beſitz hat und der Deutſchna⸗ 
tionalen Partei angehört, ſo bekommt er die Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigkeit, auch wenn er vorher 
die polniſche oder griechiſche Staatsangehörigkeit 
hatte, ſelbſt wenn er Zeit ſeines Lebens in Hono⸗ 
lulu geweſen iſt. Das iſt der Klaſſenſtaat, wie er 
leibt und lebt. Deshalb beantragen wir, daß man 
auch die Anträge der Arbeiter auf Einbürgerung 
berückſichtigt. Hinzuzufügen iſt, daß ſich der Be⸗ 
treffende mit einer Danziger Staatsangehörigen 
verheiratet hat. Sonſt iſt man doch ſo rückſich:s⸗ 
voll gegenüber bürgerlichen Freunden, wenn }ie 
ſich mit Danziger Staatsangehörigen verheiraten. 
Dann wird ihnen die Einbürgerung erleichtert. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Liſchnewſfki. 
Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Es handelt 
ſich hier um die Eingabe Nr. 43 des Strafgefan⸗ 
genen Paul Feuke, der ſich über die Behandlung 
im Gefängnis beſchwert, vor allen Dingen über 
den Direktor. Die Kommuniſtiſche Fraktion hat 
die Angelegenheit geprüft, ſoweit ſie es konnte. 
Ich ſage ausdrücklich ſoweit; denn bisher war es 
einem kommuniſtiſchen Abgeordneten nicht mög⸗ 
lich, das Strafgefängnis zu betreten, auch wenn er 
die Genehmigung nachgeſucht hat. Ich wandte 
mich vor einiger Zeit an den Amtsgerichtsrat 
Bode, Vertreter des Senats, damit ich Genehmi⸗ 
gung zum Beſuch der Strafanſtalt erhielt. Sie 
wurde mir nicht erteilt. Darauf wandte ich mich 
an den Vizepräſtdenten Gehl. Auch er erklärte, 
es ginge nicht an daß ein einzelner oder einige 
Abgeordnete die Strafanſtalt beſuchen, auch nicht 
bei vorheriger Anmeldung, es ſei denn, daß der 
Rechtsausſchuß in ſeiner Geſamtheit die Strafan⸗ 
ſtalt beſichtigt. Dieſe Ablehnung des Beſuchs von 
Abgeordneten, die vom Volk gewählt find, damit 
ſte alle Mißſtände aufdecken, iſt kennzeichnend. Daß 
auch der Vizepräſident Gehl die Beſichtigung ver⸗ 
weigerte, iſt ebenfalls bezeichnend. Mit dem betr. 
Gefangenen, der ſich beſchwert, kann man alſo 
nicht ſprechen. Das iſt ausgeſchloſſen, man läßt 
uns nicht ins Gefängnis hinein, wahrſcheinlich 
wegen kommuniſtiſcher Bazillen oder Anſteckungs⸗ 
gefahr. (Abg. Raſchke: Cholera!) Wegen kommu⸗ 
niſtiſcher Cholera verſagt man den kommuniſtiſchen 
Abgeordneten den Beſuch des Gefängniſſes. (Abg. 
ee Ausnahmegeſetz gegen die Kommu⸗ 
niſten!) f 55 


(Liſchnewſki, Abgeordneler) 

Bei jeder Gelegenheit ſtellen wir feſt, daß ge⸗ 
genüber den kommuniſtiſchen Abgeordneten Aus⸗ 
nahmegeſetze angewandt werden. Aber durch 
Rückſprache mit früheren Strafgefangenen, die 
aus dem Gefängnis kamen, ſtellen wir feſt, daß in 
der Strafamſtalt große Ungerechtigkeiten paſſieren. 
Seiner Zeit habe ich ausgeführt, daß ein Gefan⸗ 
gener, trotzdem er dazu nicht verpflichtet war, faſt 
barfuß das Gefängnis verlaſſen mußte. (Hört, 
hört!) Ich habe mit Tatſachen aufgewartet, der 
Senat bleibt aber bis jetzt eine Antwort ſchuldig. 
Alſo ſtimmt es ſchon fo, was ich ſ. Z. im Volkstag 
geſagt habe, daß gegenüber den Gefangenen bo⸗ 
denloſe Ungerechtigkeit und Schikanen angewandt 
werden. Es würde zu weit führen, wenn ich Ihnen 
einzelne Fälle aufzählen wollte, wie die Ungerech⸗ 
tigkeiten in der Behandlung gegen die Strafge⸗ 
fangenen vor ſich gehen. Einzelne Abgeordnete 
läßt man nicht ins Gefängnis, damit ſie nicht 
ſehen, was eigentlich vor ſich geht. 

In der Eingabe beſchwert ſich ein Strafgefan⸗ 
gener über die Behandlung im Gefängnis. Zur 
Berichterſtatterin iſt Frau Abg. Meyer ernannt 
worden. Frau Abg. Meyer erklärte im Rechtsaus⸗ 
ſchuß, der Senat habe zum Ausdruck gebracht, daß 
die Beſchwerde des betr. Gefangenen Unſinn ſei, 
ſie ſchließe ſich den Ausführungen des Senatsver⸗ 
treters an. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Mit dem betr. Strafgefangenen hat ſie nicht ge⸗ 
ſprochen. Wenn geknebelte, geknechtete und ge⸗ 
drückte Menſchen ſich durch eine Eingabe Luft ver⸗ 
ſchaffen wollen, ſollte man von Abgeordneten ver⸗ 
langen, daß ſie zum mindeſten mit den Beſchwerde⸗ 
führern persönlich Rückſprache nehmen. Ich habe 
es bei der Bearbeitung von Eingaben, die mir 
überwieſen wurden, ſtets ſo gehandhabt, daß ich 
mit dem betr. Menſchen oder deſſen Familie Rück⸗ 
ſprache genommen habe, um mich perſönlich zu 
überzeugen, was an der Eingabe wahr iſt, um ob⸗ 
jektiv zu prüfen, ob die Eingabe berechtigt und die 
Abſtellung der Mängel eine Notwendigkeit iſt. 
Frau Abg. Meyer machte es anders. Sie erklärte, 
ſie ſchließe ſich den Ausführungen des Senatsver⸗ 
treters an. Damit war für ſie die Sache erledigt. 

Die Eingabe iſt mit der Begründung abge⸗ 
lehnt worden, daß der Inſtanzenweg nicht voll⸗ 
ſtändig erſchöpft ſei. Wie geht der Inſtanzenweg 
vor ſich? Die Beſchwerden gegen den Direktor, 
über den man ſich beſchwert, müſſen durch die 
Hände des Direktors gehen. Wenn eine Beſchwerde 
gegen ihn geführt wird, ſo weiß ich genau, daß der 
Direktor alle Fineſſen anwenden wird, damit die 
Beſchwerde nicht durchgeht. Es iſt menſchlich ver⸗ 
ſtändlich, daß die Gefangenen dieſen Beſchwerde⸗ 
weg nicht gehen und ſich direkt an den Volkstag 
wenden. Ich will Ihnen vorleſen, was der Mann 
ſchreibt: N 

Man wird ja ſeeliſch und körperlich zu Grunde 
gehen, weil mam für jede Kleinigkeit cheſtraft wird. 

Wenn man menſchlich handeln wollte, würde der Herr 

Direktor nicht auf ſolche Kindereien Acht geben. Man 

bat eine Freiheitsſtrafe und nicht eine Verbannung. 

Dieſes würde eher ein Verſorgungsheim für ehe⸗ 

malige Offiziere ſein, aber nicht für eine Freiheits⸗ 

ſtrafe, wo der Gefangene immer Anrecht hat. Diele 

Anſtalt geht brutal vor. Verlangt man Briefbogen 

und Kuvert, ſo bekommt man ſie nicht. Das Recht 

babe ich, an Behörden zu ſchreiben. Weil man ein 

Gefangener iſt, iſt man kein Menſch mehr. Die Zu⸗ 
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ſtände in der Anſtalt ſind ſo, daß man ſchweigen 

müßte. Nach meiner Straſperbüßung will ich Näberes 

in der Zeitung bekannt geben. 
Der Brief iſt ſtiliſtiſch nicht ganz einwandfrei, 
aber immerhin kann man aus dem Schreiben ent⸗ 
nehmen, wie dort die Behandlung iſt. Wenn der 
Direktor glaubt, den Gefangenen richtig zu be⸗ 
handeln, warum ſetzt er dann ſeine vorgeſetzte Be⸗ 
hörde in Bewegung und trifft Maßnahmen, damit 
die Volkstagsabgeordneten nicht die Strafanſtalt 
beſuchen. Wenn der geſamte Rechtsausſchuß z. B. 
die Strafanſtalt beſucht, dann weiß ich genau, daß 
wochenlang vorher alles in Bewegung geſetzt wird. 
An dem betreffenden Tage wird ganz beſonders 
gut gekocht. (Abg. Plenikowſki: Wie früher beim 
Kommiß!) Wir kennen das aus der Praxis. 
Mein Kollege Plenikowſti jagt, wie beim Kom⸗ 
miß, wenn dort einmal eine Beſichtigung war. 
Nicht nur in der Strafanſtalt iſt es ſo, ſondern 
leider auch in der Lungenheilſtätte. Ich war drei 
Monate in der Lungenheilſtätte. Als dort ein 
Schreiben von der Verſicherungsanſtalt Danzig 
kam, daß ein Regierungsvertreter kommen würde, 
um die Anſtalt zu beſichtigen, ſtand dort alles acht 


Tage lang auf dem Kopf. Als der betreffende Re⸗ 


gierungsvertreter hinkam, war alles in Ordnung. 
Solch ein Eſſen haben wir bis dahin nicht bekom⸗ 
men. Ich will damit nur ſagen, wenn eine Kör⸗ 
perſchaft ſich tagelang vorher anmeldet, ſo wird 
alles immer in ſchönſter Butter gefunden werden. 
Wenn aber einem Abgeordneten auf Antrag die 
Genehmigung erteilt wird, eine Strafanſtalt zu 
beſuchen, dann iſt das Bild ein anderes. Wir ha⸗ 


ben aber geſehen, daß ſogar der Herr Vizepräſident 


Gehl nicht einmal die Erlaubnis gibt, das Ge⸗ 
fängnis zu beſuchen. Dabei würde ich doch ab⸗ 
ſolut nicht ſtören. Ich würde nur das zur Kennt⸗ 
nis Genommene verwenden. 

Wie die Eingaben von der Frau Abg. Meyer 
behandelt werden, iſt einfach ſkandalös. Sie ſpricht 
nicht mit dem betreffenden Strafgefangenen und 
kümmert ſich nicht um die Verhältniſſe in der An⸗ 
ſtalt. Wenn daher der Rechtsausſchuß die Zurück⸗ 


weiſung dieſer Eingabe beantragt hat, ſo muß der 


Volkstag beſchließen, daß dieſe Eingabe Berück⸗ 
ſichtigung findet. Die Schikanen gegen dieſen 
Strafgefangenen müſſen beſeitigt werden. Ich 
bitte Sie, meinem Antrag zuzuſtimmen, der 
Ihnen vorliegt und auf Berückſichtigung lautet. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. 85 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Der Einſen⸗ 
der der Eingabe Nr. 8 verlangt nicht mehr und 
nicht weniger als 7 Meter Feſtholz zum Bauen. 
Die Eingabe ſtammt aus Stutthof von einem ge⸗ 
wiſſen Otto Will. Ich habe ſelbſt das Haus ge⸗ 
ſehen. Die Frau Abg. Meyer hätte den Bericht 
etwas deutlicher geben ſollen. Das Haus iſt ſo 
baufällig, daß der Wind durch die Wände pfeift. 
Es iſt überhaupt unmöglich, die Stube zu heizen, 
weil es drinnen genau jo kalt, wie draußen ilt. Es 
wäre deshalb Pflicht. wenn man eine ſolche Sache 
zu prüfen hat, das etwas beſſer zu machen. Der 
betreffende Otto Will hat verſucht, ſich Bauholz 
zu kaufen. Aber er iſt arbeitslos und es iſt ihm 
nicht möglich geweſen, ſoviel zu zahlen, als die 
ſogenannten notleidenden Agrarier und die Händ⸗ 


206 Volkstag Danzig — 13. Sitzung. 
(Langnau, Abgeordneter) 

ler. Aus dieſem Grunde verlangt er, daß der 
Volstag beſchließen möge, daß ihm das Holz zum 
Taxwert überlaſſen wird. M. D. u. H.! Trotzdem 
der Einſender micht alle Inſtanzen erſchöpft hat, 
iſt es dringend nötig, daß ihm geholfen wird, 
denn er it ſeines Lebens in dieſer Wohnung nicht 
mehr ſicher, auch der Mieter nicht. Ich bitte, daß 
der Volkstag unſerem Abänderungsantrag zu⸗ 
ſtimmt, damit der Mann imſtande iſt, ſein Haus 
zurechtzubauen. 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar ſtimmen wir ab über den Abänderungsan⸗ 
trag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. in Druckſache Nr. 
68 zur Eingabe 43. 

Wir beantragen: > 

die Eingabe Nr. 43 des Paul Feuke, Danzig, betr. 

Behandlung in der Strafanſtalt dem Senat zur Be⸗ 

rückſichtigung zu überweiſen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Abänderungsan⸗ 
trag auf Druckſache Nr. 68 zuſtimmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag des 
Abg. Langnau u. Fr. in Nr. 73 zu Eingabe Nr. 8. 

Wir beantragen: a 

die Eingabe Nr. 8 des Otto Will, Stutthof, betr. 

Ueberlaſſung von Bauholz nach dem Taxwert dem 

Senat zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Bitte diejenigen, die dem Abänderungsantrag 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
it abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Ab⸗ 
änderungsantrag Nr. 74 des Abg. Plenikowfki u. 
Fr. ab, der zu der Eingabe Nr. 10 geſtellt iſt. 

Wir beantragen: 

Die Eingabe Nr. 10 des Paul Schlaß, Oliva, betr. 

Antrag auf Einbürgerung dem Senat zur Berück⸗ 

ſichtigung zu überweiſen. 

Bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
it die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
ſtelle nunmehr feſt, daß das Haus ſämtlichen Vor⸗ 
ſchlägen der betreffenden Ausſchüſſe beigetreten 
iſt. Punkt 5 der Tagesordnung iſt ſomit erledigt. 
Das Wort zu einer 

Regierungserklärung über die Finanz⸗ 
lage der Freien Stadt Danzig 
hat jetzt außerhalb der Tagesordnung der Herr 
Finanzſenator Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.! IJ; 
Auftrage des Senats habe ich die folgende Erklä⸗ 
rung abzugeben, welche dem Volkstag eine aus⸗ 
1 ns über den 5 — 85 1 
zen, über unſere gegenwärtige Finanzlage geben 
ſoll und über die Etatsarbeiten für das kommende, 
am 1. April beginnende Rechnungsjahr. 

In der Regierungserklärung hat der Herr 
Präſident des Senats Dr. Sahm am 26. Januar 
1928 folgendes erklärt: 

Mit großer Sorgfalt prüft der Senat die Finanz⸗ 


lage des Staates und die finanziellen Probleme in 


ihrer Geſamtheit. Ein klares Bild über die künftige 
Einansgeſtaltung wird ſich erſt bei der Aufſtellung 
der Staatshaushaltspläne ergeben. Der Senat wird 
ſodann dem Volkstag eine ausführliche Ueberſicht 
über die Finanzlage und die damit zuſammenhängen⸗ 
den Fragen geben. Der Senat hat ſich bei allen 
ſeinen Maßnahmen von dem Gedanken äußerſter 
Sparſamkeit leiten laſſen und wird darauf beſtehen, 
daß in dem Staatshaushalt ein Ausgleich zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben herbeigeführt wird. 


Mittwoch, den 14. März 1928. 


„Die hier in Ausſicht geſtellte ausführliche Prü- ((O 


fung der Finanzlage iſt erfolgt. Die Ueberſicht 
über deren Ergebniſſe und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Fragen beabſichtigt der Senat, noch ehe 
die Aufſtellung und der Ausgleich der Haushalts⸗ 
pläne zum Abſchluß gekommen ſind, bereits heute 
zu geben. Abſchließend kann dieſe Ueberſicht heute 
natürlich noch nicht ſein. Ihre Ergänzung und 
ihre weitere Ausführung, ihre plaſtiſche und kon⸗ 
kretere Geſtaltung bleibt vorbehalten und muß er⸗ 
folgen, ſobald die Haushaltspläne dem Volkstag 
vorliegen und vom Senat in der üblichen Weiſe 
eingeführt werden. Eine Etatsrede auf Abſchlag 
möchte ich daher die heutigen Erklärungen be⸗ 
nennen und damit zugleich die ſich hieraus erge⸗ 
benden Vorbehalte ausdrücklich an die Spitze mei⸗ 
ner Darlegungen ſtellen. Der Senat iſt aber nach 
eingehenden Erwägungen zu der Ueberzeugung 
gelangt, daß der Volkstag und die öffentliche Mei⸗ 
nung in der Freien Stadt Danzig bereits heute 
einen Anſpruch darauf haben, über die gegenwär⸗ 
tige Finanzlage in authentiſcher Form informiert 
zu werden. 

Dieſes Anrecht erſcheint um ſo mehr begründet, 
weil leider die Etatsarbeiten im laufenden Jahre 
mehr noch als ſonſt im Rückſtande ſind. Der alte 
Senat hat die Aufſtellung der Haushaltspläne 
Went begonnen und hat in formeller Hinſicht die 

rarbeiten geleiſtet. Der alte Senat hat aber 
eine batſächliche Feſtſtellung der Haushaltspläne 
unmittelbar vor den Wahlen nicht vornehmen 
wollen und auch nicht vornehmen können, da er der 
neuen Regierung nicht vorgreifen durfte. Dann 
kamen die Wahlen die Bildung der Regierung 
und ihre Einarbeitung. Dieſe Umſtände haben 
eine weitere unvermeidliche Verzögerung herbei⸗ 
geführt. Der neue Senat hat ſich mit beſonderem 
Eifer, mit Ernſt und Hingebung, den Etatspro⸗ 
blemen gewidmet und hat, getragen von dem ho⸗ 
hen Verantwortungsgefühl, welches dieſes wich⸗ 
tigſte Geſchäft der Staatsverwaltung ſchon in nor⸗ 
malen Zeiten erfordert, die Etatsbearbeitung 
ſorgfältig und gründlich betrieben. 

Die größere Hälfte der Staatshaushaltspläne 
iſt vom Senat feſtgeſtellt worden. Es ſtehen aber 
noch mehrere und bedeutſame Einzel⸗Haushalts⸗ 
pläne aus, insbeſondere der Haushaltsplan der 


m Finanzverwaltung. Vor allen Dingen haben auch 


bisher weder der Senat, noch die Regierungspar⸗ 
teien die letzten Entſchlüſſe über die Maßnahmen 
gefaßt, welche zum Ausgleich zwiſchen Einnahmen 
und Ausgaben des Etats getroffen werden müſſen. 
So iſt auch in dieſem Jahr die Einbringung eines 
Geſetzes über einen vorläufigen Haushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1928 unvermeidlich, wie 
dies in der Danziger Verfaſſung in Artikel 50 und 
51 in ſolchen Fällen vorgeſehen und vorgeſchrie⸗ 
ben iſt. Derartige vorläufige Haushaltspläne 
oder Notetats ſind immer unerwünſchte Geſetze. 
Aber wir müſſen leider feſtſtellen, daß ſeit der 
Gründung des Freiſtaates noch nicht ein einziges 
Jahr vergangen iſt, in dem ein ſolcher Etat ſich 
hätte vermeiden laſſen. (Abg. Liſchnewſki: Da⸗ 
her haben Sie ſich daran ſo gewöhnt!) Iſt dies 
ſchon unter normalen Umſtänden bedauerlicher⸗ 
weiſe herkömmlich geworden, ſo wird unter den 


I bejonders ſchwierigen Umſtänden im laufenden 
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(Dr. Volkmann, Senator) 
Jahre, die ich eben dargelegt habe, der Zwang 
zum Notetat begreiflich ſein. Der Notetat für 
1928 iſt geſtern bereits dem Volkstage zugegan⸗ 
gen. Er unterſcheidet ſich von den früheren Not⸗ 
etats dadurch, daß die Zahl der einmaligen fort⸗ 
laufenden Ausgaben, die über den Haushaltsplan 
des vergangenen Jahres hinaus geleiſtet werden 
dürfen, außerordentlich beſchränkt iſt. 

Unvermeidliche und dringende Aufgaben zur 
Bekämpfung der Rotzſeuche, für die Arbeiten der 
Strafgefangenen in Lamenſtein, für den Wege⸗ 
bau und für die Moderniſierung in der Steuer⸗ 
verwaltung ſind die einzigen Poſten, welche der 
Notetat enthält. Die Geſamtausgaben, welche 
hierfür in § 2 des Geſetzentwurfs angefordert 
ſind, und über die Bewilligung des Vorjahres 
hinausgehen, belaufen ſich nur auf rund 150 000 
Gulden. Es iſt hier alſo eine ſtarke Selbſtbe⸗ 
ſchränkung der Verwaltung feſtzuſtellen. Und dieſe 
Selbſtbeſchränkung iſt und will ſein ein erſter Be⸗ 
weis der ſtrengen Sparſamkeit, mit welcher der 
Haushaltsplan für 1928 bisher ſchon aufgeſtellt 
worden iſt, gegenwärtig noch weiter aufgeſtellt 
wird, und auch in ſeinem letzten Teil noch auf⸗ 
geſtellt werden ſoll. 

Eine ſolche ſtrenge Sparſamkeit iſt von aller⸗ 
größter Bedeutung gerade in dieſem Jahr. Denn 
zu den formellen Schwierigkeiten für die recht⸗ 


zeitige Einbringung der Haushaltspläne, welche 1 


ich ſoeben dargeſtellt habe, treten die ungewöhn⸗ 
lichen materiellen Erſchwerniſſe hinzu, Erſchwer⸗ 
niſſe, die nach meiner feſten Ueberzeugung und 
nach den Erfahrungen, die ich in der Aufſtellung 
von Haushaltsplänen der Freien Stadt in neun 
verſchiedenen ſchweren Jahren gemacht habe, 
kaum je ſo groß geweſen ſind, wie gerade in dieſem 
Jahr. Ich ſehe es als meine Hauptaufgabe an, 
Ihnen dieſe Schwierigkeiten heute ſchon möglichſt 
offen und möglichſt ausführlich darzulegen, (Abg. 
Rahn: Möglichſt wahr!) dieſe Schwierigkeiten auf 
ihre Arſachen zurückzuführen, die Anvermeidbar⸗ 
keit und Anaufſchiebbarkeit des vorhandenen Fi⸗ 
nanzbedarfs und die Maßnahmen, welche zur Her⸗ 
ſtellung des Gleichgewichts im Staatshaushalt 
getroffen werden müſſen, ausführlich darzulegen. 

Meine Ausführungen werden getragen ſein 
von dem eigenen Verantwortungsgefühl für die 
Solidität der Finanzgebarung. Sie ſind frei von 
jeder parteipolitiſchen Einſtellung und frei von 
Koalitionsrückſichten gegenüber der Vergangen⸗ 
heit, Gegenwart und Zukunft. Sie ſind objektiv 
auf Zahlen und Tatſachen aufgebaut und be⸗ 
zwecken, die Mehrheit, wie die Oppoſition des 
Volkstages auzurufen zur Mitarbeit in einer 
Stunde, in der nur ernſte und energiſche Anſtren⸗ 
gungen Danzig davor bewahren können, in ſchwe re 
Kalamitäten und in gefährliche Störungen ſeiner 
finanziellen Leiſtungsfähigkeit zu geraten. 

Wie kommt es, daß ich heute bereits mit ſol⸗ 
chem Ernſte über die allgemeine Finanzlage ſpre⸗ 
chen muß. Der Haushaltsplan für 1927 war doch 
im Gleichgewicht und es haben ſich doch auch bei 
der Bewirtſchaftung der Haushaltspläne im lau⸗ 
fenden Jahre keine Fehlbeträge ergeben. Djeſe 
Annahme iſt richtig, aber nur zum Teil. Das 
Gleichgewicht im Haushaltsplan für 1927 iſt in⸗ 


ſofern ein künſtliches, ein fiktives, geweſen, als 1,4 ON 


Millionen Gulden Beiträge aus der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge als Einnahme eingeſtellt waren, in 
der ſicheren Erwartung, ein entſprechendes Geſetz 
würde verabſchiedet werden. Dieſe Erwartung iſt 
nicht in Erfüllung gegangen. Der alte Volkstag 
hat die Regierungsvorlage nicht angenommen. 
Die entſprechenden Einnahmen haben gefehlt. 
Dies Loch im Etat war alſo 1927 vorhanden. Ein 
ſolches Loch kann aber nicht weiter mitgeſchleppt 
werden. Für 1928 muß für die Deckung dieſes 
Betrages geſorgt werden. Bei der Einnahmeſeite 
muß in irgendeiner Weiſe der Betrag von 1,4 
Millionen Gulden 1928 beſchaffen werden. Im 
Rechnungsjahr 1927 hat ſich bei der Durchführung 
der Haushaltspläne dies Loch deswegen nicht jo 
empfindlich geltend gemacht, weil in den Sommer⸗ 
monaten durch Beſſerung des Arbeitsmarktes, be⸗ 
ſonders des Baumarktes, im Zuſammenhang mit 
den großen Aufträgen der öffentlichen Hand eine 
geringere Beanſpruchung der Exrwerbsloſenfür⸗ 
ſorge feſtzuſtellen war. Der Optimismus, als ob 
dieſe Beſſerung eine nachhaltige ſei, hat ſich leider 
nicht verwirklicht. Die letzten Ziffern der Er⸗ 
werbsloſen haben eine erſchreckende Höhe erreicht. 
Unterſtützt ſind 13 398, alſo faſt genau 13 400 Er⸗ 
werbsloſe. Insgeſamt ſind 16 564 Erwerbsloſe 
emeldet. Dieſe Zahlen gelten für den ganzen 
1 und für den Stichtag Mitte Februar 

Der außerordentliche Ernſt dieſer Lage und 
ihre ungeheure wirtſchaftliche und finanzielle 
Tragweite liegen in unſerem kleinen Stagatsweſen 
wohl klar vor aller Augen. Im übrigen ſind im 
Haushaltsplan für 1927 die Einnahmeſchätzungen 
und die Ausgabenanſätze im großen und ganzen 
innegehalten worden. In der Rechnung iſt es 
durch einige beſondere Amſtände, auf die ich hier 
nicht näher einzugehen brauche, gelungen, im 
Staatshaushalt das Gleichgewicht zu erhalten. 
Die Rechnung für 1927 wird, wie heute ſchon über⸗ 
ſehen werden kann, ohne einen Fehlbetrag und 
ohne Inanſpruchnahme des Ausgleichsfonds ab⸗ 
ſchließen. (Hört, hört!) Ich will gleich hinzufügen, 
daß es anders und ſehr viel ſchlechter in den kom⸗ 
munalen Haushaltsplänen ausſieht, vor allem im 
Haushaltsplan der Stadtgemeinde Danzig. (Hört, 


hört!) 


Nach dieſer Feſtſtellung ergibt ſich von ſelbſt 
die Frage, wie kommt es denn, daß mit einem 
Mal die Etatsbalance für 1928 ſo viel Schwierig⸗ 
keiten machen ſoll. Liegt das an Maßnahmen von 
Regierung und Volkstag, oder liegt dies vielmehr 
an Faktoren, die außerhalb dieſer Inſtanzen lie⸗ 
gen? Die Frage iſt in letzterem Sinne zu beant⸗ 
worten. Es war ſeit längerer Zeit vorauszusehen. 
daß das Rechnungsfahr 1928 beſonders kritiſch 
ſein würde. Dies iſt auf folgende Tatſachen zu⸗ 


rückzuführen: 


1. Der Zwang zur Verzinſung und Tilgung 
der Anleiheſchulden. Die Völkerbundsanleihe von 
1927 läßt den Haushaltsplan allmählich und in 
ſteigendem Grade in den Zinſendienſt hinein⸗ 
wachſen. Die Erforderniſſe hierfür betrugen im 
Haushaltsplan für 1927 750 000 Gulden. 1928 
beginnt erſt die Tilgung, und es entſteht hierdurch 
ein Mehrbedarf von rund 1 330 000 Gulden bei 


— ne 


— 
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einem Geſamtbedarf von über 2 Millionen. Die 
Aufbringung dieſes Zinſendienſtes iſt eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit unter ehrlichen Schuldnern, über 
die nicht weiter geredet werden darf. 8 1 
2. Das Deutſche Reich hat die Bezüge für 
Kriegsbeſchädigte, Invaliden, Penſionäre und 
ſonſtige Verſorgungsberechtigte erhöht. Die Freie 
Stadt Danzig hat von jeher die unglücklichen 
Opfer des Krieges und die ſonſtigen Verſorgungs⸗ 
berechtigten aus der Zeit vor der Gründung der 
Freien Stadt nicht ſchlechter geſtellt, als die deut⸗ 
ſchen Verſorgungsberechtigten. Hierüber hat auch 
niemals eine Meinungsverſchiedenheit beſtanden. 
Wir müſſen dieſem Bedarf als einen ſolchen be⸗ 
handeln, der auf rechtlicher Verpflichtung beruht 
oder dem auf rechtlicher Verpflichtung beruhenden 
gleichzuſtellen iſt. Die entſprechenden Vorlagen 
ſind im Volkstag gemacht worden. Der hieraus 
ſich ergebende Mehrbedarf beläuft ſich auf 1 Mil⸗ 
lion Gulden. | 
3. Der dritte große Mehrbedarf bei den Aus⸗ 
gaben entſteht durch die unaufſchiebbare Notwen⸗ 
digkeit, das Problem des Finanzausgleichs zwi⸗ 
ſchen Staat und Gemeinden zu löſen. Wenn es 
bisher trotz vieler Schwierigkeiten gelungen iſt, 
dauernd das Gleichgewicht im Staatshaushalt zu 
erhalten und ebenſo auch in den ſtaatlichen Rech⸗ 
nungen, ſo liegen die Verhältniſſe, wie ich ſchon 
ſagte, weſentlich anders bei den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden. Schon ſeit mehreren Jah⸗ 
ren iſt die kommunale Finanzlage durchweg 
immer angeſpannter geworden. Die Gemeinden 
ohne Unterſchied der Größe und mit ganz wenigen 
und unerheblichen Ausnahmen waren nicht mehr 
in der Lage, den an ſie herantretenden Anforde⸗ 
rungen auf kulturellem und ſozialen Gebiet nach⸗ 
zukommen, und für die Kreiſe und Gemeindever⸗ 
bände galt das gleiche. Die Unterſtützungen, 
welche der Staat den Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden zuteil werden laſſen konnte, waren lei⸗ 
der unzulänglich. Sie beruhen im weſentlichen 
darauf, daß leiſtungsfähige Gemeinden aus dem 
ſogenannten Ausgleichsfonds der Einkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer Zuweiſungen erhielten, 
daß ein höherer Anteil als die im Geſetz vorge⸗ 
ſehenen fünf Sechſtel bei der Erwerbsloſenfürſorge 
vom Staat übernommen wurden, ſo daß bei ein⸗ 
zelnen ländlichen Gemeinden der kommunale An⸗ 
teil an der Erwerbsloſenfürſorge nur noch ein faſt 


fiktiver war. In anderen Fällen hat der Staat 


von den Kreiſen bisherige Kreischauſſeen als 
Staatsſtraßen übernommen, hat in beſonderen 
Fällen ausnahmsweiſe auch Vorſchüſſe als Dar⸗ 
lehen zur Verfügung geſtellt. Das letztere iſt be⸗ 
ſonders bei der Stadtgemeinde Danzig erfolgt, 
welche dadurch, daß ſie in Betriebsmittelgemein⸗ 
ſchaft mit dem Staate ſteht, eine beſondere Stel⸗ 
lung innerhalb der Gemeinden einnimmt.“ 

Bei der Stadtgemeinde Danzig liegen die Ver⸗ 
hältniſſe ganz beſonders bedenklich. Dies Pro⸗ 
blem möchte ich hier nur inſoweit behandeln, wie 
es die Staatsfinanzen angeht und berührt. Das 
iſt aber in ſehr erheblichem Maße der Fall. Im 
übrigen behalte ich mir vor, den außerordentlich 
großen Ernſt der Finanzlage der Stadtgemeinde 


* 
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ſchaft ausführlich darzulegen, und ähnlich, wie ich (CA 


dies ſchon ſeit mehreren Jahren in der Stadtbür⸗ 
gerſchaft getan habe, auf das ernſteſte und ein⸗ 
dringlichſte zu durchgreifenden Reformen aufzu⸗ 
fordern. Der Hauptmißſtand bei der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig liegt darin, daß Jahre hindurch 
Ausgaben bewilligt worden ſind aus ſogenannten 
bereiten Mitteln, vorbehaltlich der Deckung aus 
künftiger Anleihe. Bereite Mittel ſind ſolche, die, 
man kann faſt ſagen, nicht bereit ſind, jedenfalls 
nicht in den eigenen Kaſſen bereit ſind. Man 
ſagt, wenn der Etat keine Deckung bietet, dann 
ſoll der Stadtkämmerer in irgend einen Topf grei⸗ 
fen und die bereiten Mittel anſpannen, von denen 
man ſich keine Vorſtellung macht. Man behält ſich 
vor, die Deckung durch künftige Anleihen vorzu⸗ 
nehmen. Beſonders zahlreich ſind Grundſtücke 
von der Stadtgemeinde in dieſer Weiſe gekauft 
worden. In ähnlicher Weiſe ſind auch Vorgriffe 


lauf Bewilligungen künftiger Jahre gemacht wor⸗ 


den. Beiſpielsweiſe hat man die Koſten für den 
Ausbau der großen Allee auf 3 bis 4. Jahre ver⸗ 
teilt, hat die Zahlungen aber innerhalb von we⸗ 
nigen Monaten bewirkt. Man hat auf künftige 
Mittel vorgegriffen, was zu einer Belaſtung der 
Betriebsmittelgemeinſchaft geführt hat. Da dieſe 
Gemeinſchaft zwiſchen Staat und Stadt beſteht, 
greift das die Mittel des Staates ebenfalls an. 
(Zwiſchenrufe links.) Leider hat ſich das geſchaf⸗ 
fene Extraordinarium der Stadtgemeinde nicht 
bereinigen laſſen. Die Verſuche, Anleihemittel 
zur Deckung dieſer Grundſtücksankäufe zu verwen⸗ 
den, ſind erfolglos geblieben. Die Inſtanzen des 


Völberbundes haben es abgelehnt, ihre Zuſtim⸗ 
mung dazu zu geben, daß unter Aenderung des 
Verwendungsplans der ſtädtiſchen Völkerbunds⸗ 
anleihe eine Abdeckung dieſes Extraordinariums 


aus Anleihemitteln erfolgte. Ein Weg, andere 
Anleihen hierfür zu erhalten, iſt bisher nicht ge⸗ 
funden worden. Aber auch für die laufenden Be⸗ 
triebsmittel zur Deckung des jeweiligen Ultimo⸗ 
bedarfs, für Bauvorſchüſſe in der bevorſtehenden 
Bauzeit, hat die Stadtgemeinde Danzig immer 
wieder die gemeinſamen Betriebsmittel in An⸗ 
ſpruch genommen. So iſt die Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig bei der Staatshauptkaſſe in die Kreide gera⸗ 
ten, hat Verpflichtungen zu decken, die ſich ſchon 
durch Jahre hinziehen, die in ihrer Höhe ſchwan⸗ 
ken und die gegenwärtig 9,1 Millionen betragen. 
(Hört, hört!) Hierin ſind enthalten das Extra⸗ 
ordinarium der Grundbeſitzverwaltung, rückſtän⸗ 
dige Hafenabgaben, Betriebsvorſchüſſe für das 
Leihamt uſw. Dieſe Vorſchüſſe gleichen einer Art 
ſchwebenden Schuld, welche die Stadtgemeinde 
beim Staat aufgenommen hat, und deren Deckung 
ihr gegenwärtig nicht möglich iſt, die einzufrieren 
droht, wenn ſie nicht ſchon eingefroren iſt. Die 
Tatſache dieſer Verpflichtungen iſt in der Oeffent⸗ 
lichkeit nicht unbebannt. Sie iſt wiederholt in der 
Stadtbürgerſchaft hervorgehoben worden. Ich 
habe darüber verſchiedene Erklärungen abgege⸗ 
ben. Der Bericht des Sachverſtändigen des Völ⸗ 
kerbundes, des Herrn Dr. Janſſen, weiſt ſchon dar⸗ 
auf hin, auch iſt die Erledigung, die Abdeckung 
dieſer Vorſchüſſe, dauernde Sorge der Verwaltung 
geweſen. Leider hat ſich aber auf dieſem Gebiet 


Danzig demnächſt wiederum in der Stadtbürger⸗ bisher ſehr wenig erreichen laſſen. Im Gegente:L, 


) ſchen Betriebe, Neuerungen der Krankenhäuſer, 
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(A) die Liquidität der Stadtgemeinde Danzig hat ſi h 


dadurch verſchlechtert, daß ihre Rechnungen neuer⸗ 
dings ſtarke Fehlbeträge aufweiſen. Die Anforde⸗ 
rungen an den Haushaltsplan der Stadtgemeinde 
ſind dauernd geſtiegen. Ein erheblicher Teil 
konnte aus Anleihemitteln gedeckt werden. 

Die Stadtgemeinde Danzig hat in den letzten 
drei Jahren nicht weniger als 46 Millionen Gul⸗ 
den an langfriſtigen Anleihen, meiſt für produk⸗ 
tive Zwecke aufgenommen, zum Bau des Ra⸗ 
daunewerks, für Schulbauten, Brückenbauten ujw. 
(Zurufe bei den Kommuniſten.) Ich habe nicht 
das Geld dafür gegeben, das iſt die Völkerbunds⸗ 
anleihe, Sparkaſſenanleihe. Weiter wurde das 
Geld für Erſchließungsſtraßen, Kanaliſation, 
Wohnungsbauten, Eingemeindung von Oliva 
und ähnliche Zwecke verwandt. Daneben hat die 
Stadtgemeinde Danzig noch weitere Aufwendun⸗ 
gen außer dieſen 46 Millionen für Grunddſtücks⸗ 
ankäufe und Straßenbauten gemacht, ich erinnere 
an das Beiſpiel der Großen Allee. 

Es iſt der Oeffentlichkeit vielleicht zu wenig 
zum Bewußtſein gekommen, wie ſehr ſich, nach⸗ 
dem der Krieg, die Nachkriegszeit und die In⸗ 
flation überwunden waren, in der Stadtgemeinde 
Danzig die zurückgeſtauten Bedürfniſſe hervor⸗ 
drängten, und wieviel an kommunalen Aufgaben 
geleiſtet wurde. Man darf auch nicht vergeſſen, 
daß die Stadtgemeinde Danzig einen erheblichen 
Bevölkerungszuwachs zu verzeichnen hat, und daß 
dadurch neue Aufgaben an die Stadtgemeinde 
he rangetreten find. Moderniſie rungen der ſtädti⸗ 


neue ſoziale Probleme, wie die Kleinrentnerfür⸗ 
forge, traten in dieſer Zeit noch hinzu. Der ſtei⸗ 
gende Hafenverkehr erforderte Aufwendungen 
auch für die Stadtgemeinde in unvorhergeſehenem 
Maße. Vor allem aber mußte für den Wohnungs⸗ 
bau gejorgt werden. Deſſen unmittelbare Koſten 
ſind nur zum Teil aus der Wohnungsbauabgabe 
beſtritten worden, zum Teil aber aus anderen, 
aus kommunalen Mitteln. Die mittelbaren Ko⸗ 
ſten für die Erſchließungsſtraßen der neuen Wohn⸗ 
viertel, für deren Kanaliſation, für die Berohru: 


uſw. hat Danzig aus eigenen Mitteln leiſten 
müſſen. 
An kulturellen Aufgaben wollte die Stadt 
nicht ſparen. Wie Sie alle wiſſen, hat ſie das 
Theater, welches hohe, ſogar ungewöhnlich hohe 
Zuſchüſſe erfordert, bisher nicht abgebaut. Allen 
dieſen Mehrausgaben in der Stadt ſtanden ge⸗ 
ringere Einnahmequellen gegenüber. Wenn auch 
die Stadtgemeinde Danzig faſt genau die Hälfte 
des Ertrages der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer für ihr Gebiet erhielt, ſo fehlte doch der be⸗ 
wegliche Faktor, den die Städte in der Vorkriegs⸗ 
zeit hatten, um ihre Haushaltspläne auszubalan⸗ 
cieren. Dieſer bewegliche Faktor beſtand in dem 
Zuſchlagsrecht zu den ſtaatlichen Steuern. Die 
Abſchaffung dieſer beweglichen Zuſchläge liegt in 
erſter Linie im Intereſſe der Steuerzahler, der 
Wirtſchaft, die bei dem neuen Syſtem mit einer 
feſtſtehenden Steuerbelaſtung im voraus rechnen 
kann, während fie früher Jahr für Jahr neu feſt⸗ 
geſetzte Zuſchläge hinnehmen mußte und darin ein 
großes Element der Anſicherheit für die Steuer⸗ 


Mittwoch, den 14. März 1928. 


zahler lag. Dieſen Vorteilen der Steuerzahler 
ſtehen aber gegenüber die ſteigenden Schwierig⸗ 
keiten in der Ausbalancierung des ſtädtiſchen 
Haushaltsplanes. Auch die ſonſtigen Steuern 
der Stadt find weſentlich zurückgegangen. Vor 
allem bringt die Grundwertſteuer, welche die 
wichtigſte und ertragreichſte der Realſteuern war, 
und unter normalen Umſtänden auch ſein ſoll, in 
den Zeiten der Wohnungszwangswirtſchaft nur 
einen Bruchteil des normalen Ertrages. 

Der Stadtgemeinde Danzig und den übrigen 
Gemeinden, in denen die Verhältniſſe ziemlich 
ähnlich liegen, iſt erſt durch die Finanzreform 
des Jahres 1924 die Möglichkeit der Selbſtver⸗ 
waltung wiedergegeben worden. Denn Selbſtver⸗ 
waltung bedeutet Selbſterhaltung, und Selbſter⸗ 
haltung iſt nur möglich, wenn der finanzielle 
Spielraum den Gemeinden vergönnt wird, um 
ihren Bedarf aus eigenen Einnahmen zu decken. 
Im Jahre 1924 haben daher Senat und Volkstag 
im Zuſammenhang mit der Finanzreform, den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden eine neue 
Steuer erſchloſſen, indem ſie ihnen den Ertrag der 
Umſatzſteuer überwieſen, einer Einnahmequelle, 
die ſtetig und reichlich fließt. Auch nachdem die Um⸗ 
ſatzſteuer von ihrer urſprünglichen Höhe von 2%), 
Prozent bis auf 1 Prozent abgebaut war, bildet 
ihr Ertrag noch das Rückgrat der ganzen kommu⸗ 
nalen Finanzen. Der alte Volkstag hat die Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer mit Wirkung vom 1. 
April 1928 beſchloſſen, in der Erwartung, daß es 
möglich ſein werde, die kommunalen Haushalts⸗ 
pläne jo aufzustellen, daß die Erträge der Um- 
ſatzſteuer entbehrt werden können. Die ernſteſten 
Anſtrengungen ſind in der Stadtgemeinde Danzig, 
aber auch in allen anderen Gemeinden gemacht 
worden, um dies Ziel zu erreichen. Die Gemeinde⸗ 
vorſteher, die Bürgermeiſter und die Vorſitzenden 
der Kreisausſchüſſe haben aber übereinſtimmend 
berichtet, daß beim beſten Willen die Gemeinden 
faſt ohne Ausnahme nicht in der Lage wären, 
ihren Ausgabebedarf zu decken, wenn ihnen die 
Umſatzſteuer fehlt. Es geht aber unmöglich an, 
daß man den Ortsarmen nimmt und den Ge⸗ 


ug meindeſchulen die notwendigen Mittel entziehe, 


um einen Steuerabbau zu betreiben. 5 

In der Stadtgemeinde Danzig liegen die Ver⸗ 
hältniſſe ganz ähnlich, wie in den anderen Ge⸗ 
meinden. Hier würde der Wegfall eines Ein⸗ 
nahmepoſtens von 3 100 000 Gulden den ſicheren 
und unvermeidlichen Bankerott in kürzeſter Zeit 
bedeuten. 

Es iſt aber auch eine neue Lage inſofern in⸗ 
zwiſchen eingetreten, weil der Steuerabbau, den 
der neue Senat in den Grenzen des Möglichen 
betreiben will, an anderer Stelle in Ausſicht ge⸗ 
nommen iſt oder doch in den Bereich der Möglich⸗ 
keit rückt. Die Lohnſummenſteuer fällt endgültig 
am 31. März weg. Schon dadurch tritt eine er⸗ 
hebliche Entlaſtung der Wirtſchaft ein. Die Re⸗ 
publik Polen hat den Anſpruch angemeldet, daß 
die ſogenannten Verkehrsſteuern, d. h. die Beför⸗ 
derungsſteuer und der Frachturkundenſtempel, be⸗ 
ſeitigt werden ſollen. Im Intereſſe des Danziger 
Exporthandels und des Hafenumſchlags würde 
ein ſolcher Steuerabbau dann vielleicht in Kauf 
genommen werden können, wenn durch Verbeſſe⸗ 


Volkstag Danzig — 18. Sitzung. 


(Dr. Volkmann, Senaior) . 


(A) rungen der Eiſenbahntarife ein voller Ausgleich 


geſchaffen wird. Der Wegfall betrifft immerhin 
2,5 Millionen Gulden und muß durch andere Ein⸗ 
nahmequellen gedeckt werden. Verhandlungen 
über dies höchſt bedeutſame Problem ſind geſtern 
mit einer polniſchen Delegation eingeleitet wor⸗ 
den und werden hoffentlich zu einem befriedigen⸗ 
den Ergebnis führen. 

Es liegt aber auf der Hand, daß keinesfalls 
Staat oder Gemeinden bei dem trotz aller Spor⸗ 
ſamteit immer noch ſteigenden Ausgabebedarf 
auf vier ſo bedeutſame Steuern, wie Umſatzſteuer, 
Lohnſummenſteuer, Beförderungsſteuer und 
Frachturkundenſtempel auf einmal verzichten 
können. Die Beibehaltung der Umſatzſteuer er⸗ 
ſcheint unter dieſen veränderten Umſtänden als 
eine zwar harte, aber unabweisbare Notwendig⸗ 
keit. Es hat keinen Zweck mehr, die Augen vor 
dieſer Notwendigkeit zu ſchließen und Verſtecken 
zu ſpielen. Wir müſſen uns an den Gedanken ge⸗ 
wöhnen, daß wir ſie bei aller verſtändlichen Ab⸗ 
neigung gegen dieſe Steuer in unſerer Lage weiter 
bezahlen müſſen, wie ſie auch im Deutſchen Reich 
und in Polen weiter erhoben wird. Die Geſetzes⸗ 
vorlage über die Beibehaltung der Umſatzſteuer 
iſt ſoeben dem Volkstag zugegangen. 

Leider iſt das Problem des Finanzausgleichs 
hiermit noch nicht erſchöpft. Der Mindeſtbetrag 
deſſen, was die Gemeinden an Einnahmequellen 
über die Umſatzſteuer hinaus zugewieſen bekom⸗ 
men müſſen, beläuft ſich auf etwa 2 Millionen 

ulden. Würde man in dieſer Beziehung Zu⸗ 
rückhaltung üben, ſo würde ſich das an anderer 
Stelle bitter rächen. Die Gemeinden müßten dann 
dazu übergehen, ihre Grundſteuern und Gewerbe⸗ 
ſteuern derartig zu erhöhen, daß die Belaſtung 
für Handel und Induſtrie, für Hausbeſitzer wie 
für Mieter insbeſondere aber auch für das Klein⸗ 
gewerbe unerträglich hoch würden. Eine uner⸗ 
wünſchte Verteuerung der Lebenshaltungskoſten 
würde die fernere Folge ſein. 

Die ernſte Prüfung der geſamten Finanzpro⸗ 
bleme hat mich zu der Ueberzeugung geführt, daß 
in der Sanierung der ſtädtiſchen und kommuna⸗ 
len Haushaltspläne und in der Löſung des Fi⸗ 
nanzausgleichs durch Zuweiſung weiterer Gin: 
nahmequellen an die Gemeinden der Angelpunkt 
unſerer Verwaltung und Geſetzgebung liegt. Kein 
Problem, das wichtiger wäre als dieſes. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Im Staatshaushalt haben wir leider auch bei 
anderen Haushaltsplänen mit einem Rückgang 
zu rechnen. Bei der Juſtizverwaltung ſind die 
Koſten und Gebühren ſchon im laufenden Jahr 
hinter dem Voranſchlag ſtark zurückgeblieben. Im 
nächſten Jahr iſt mit einem Rückgang zu rechnen, 
der über ein Drittel Millionen beträgt. Bei den 
Verbrauchsſteuern iſt mit einer Mindereinnahme 
von rund einer halben Million zu rechnen, welche 
ſich hauptſächlich daraus erklärt, daß in der 
Ueberleitungszeit das Tabakmonopol noch nicht 
den vollen Ertrag liefert, welcher im Beharrungs⸗ 
zuſtand vorgeſehen und garantiert iſt. Es hängt 
dies damit zujammen, daß das Monopol alle vor⸗ 
handenen Warenbeſtände, auch die unbrauchba⸗ 
ren und minderwertigen Tabake, Kartonnagen 
uſw. übernommen hat, um die Entſchädigungsan⸗ 
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ſprüche gegen den Senat zu mindern. (Zwiſchen⸗ (O) 


rufe bei den Kommuniſten.) Bei dieſer Sachlage 
kann von einem weiteren Steuerabbau leider 
einſtweilen nicht die Rede ſein. Ich muß mich auf 
das entſchiedenſte gegen alle Maßnahmen und 
Geſetze ausſprechen, welche geeignet ſein würden, 
den Ertrag der ſtaatlichen Einnahmequellen, mit 
denen der Haushaltsplan rechnen muß, irgendwie 
zu mindern. Vielmehr muß dieſer Ertrag noch 
geſteigert werden. Die Erwägungen, wie dies 
geſchehen kann, ſind zwiſchen den Regierungspar⸗ 
teien noch nicht abgeſchloſſen. Zu gegebener Zeit 
werden dem Volkstag die erforderlichen Vorlagen 
zugehen. (Abg. Liſchnewſki: Das wird eine Wirt⸗ 
ſchaft werden!) 

Es ſind große und ernſte Probleme, deren Lö⸗ 
ſung Senat und Volkstag zu finden haben. Es 
gehört der Mut zur Unpopularität für die Regie⸗ 
rung dazu, ſolche Probleme zu vertreten. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Es iſt gerade 
für eine neue Regierung doppelt ſchwer, die un⸗ 
bequeme Laſt der Unpopularität, welche in der 
Forderung von neuen Steuern liegt, auf ſich zu 
nehmen. Nur dann läßt ſich eine ſolche Politik 
bis ans Ziel verfolgen, wenn ſie vom Geiſt eigener 
Opferwilligkeit getragen it. (Abg. Liſchnewſki: 
Was ſagen Sie dazu?) Nicht anderen die Laſt 
aufbürden, ſondern ſelbſt Laſten übernehmen, und 
alle Laſten möglichſt gleichmäßig und nach der 
abe zu verteilen, iſt kluge Finanzpolitik. 
(Abg. Liſchnewſti: Dann fangen Sie nur bei ſich 
ſelbſt an!) Daher gewinnt das Problem der 


Sparſamkeit, das ich als erſtes Poſtulat an den (DJ 


Anfang meiner Ausführungen geſtellt habe, eine 
doppelte, ja eine dreifache Belaſtung für uns. 
Selbſt wenn der Rotſtift auf der Ausgabenſeite 
den Ausgleich zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
nicht allein herzuſtellen vermag, ſo hat die rück⸗ 
ſichtsloſe Anwendung dieſes Rotſtifts doch die 
größte moraliſche Bedeutung. Nur der hat ein 
inneres Recht, die Bewilligung von Einnahmen 
zu fordern, der bewieſen hat, daß durch eine Her⸗ 
abminderung der Ausgaben allein die Löſung 
nicht gefunden werden kann. Dieſe Politik iſt bei 
der Aufitellung des Haushaltsplans verfolgt wor- 
den und wird noch weiter auf das ſorgfältigſte 
verfolgt werden müſſen. Wir wollen und können 
zwar nicht die auf rechtlicher Verpflichtung beru⸗ 
henden Ausgaben, die ſozialen Aufwendungen, 
welche dem Teil unſerer Volksgenoſſen zugute 
kommen, deren Los am ſchwierigſten iſt, mindern. 
Wir müſſen aber die Uebernahme neuer Verwal⸗ 
tungsaufgaben ablehnen. Wir müſſen ſtrengſte 
Sparſamkeit auf allen Gebieten walten laſſen 
und auch höchſt erwünſchte, ſelbſt volkstümliche 
Forderungen zurückſtellen. In dieſem Geiſt muß 
auch das Beamtenproblem gelöſt werden. Die 
Löſung dieſes Problems iſt, darüber iſt ſich die 
Regierung mit der geſamten Beamtenſchaft einig, 
dringend und unvermeidlich. Eine geſetzliche Vor⸗ 
lage hierüber wird vorausſichtlich bald dem Volks⸗ 
tag zugehen. Das Ziel. welches hierbei zu ver⸗ 
folgen iſt, iſt auch bei allen Beteiligten ein völlig 
klares. Die Gehaltsſätze ſollen eben jo hoch be⸗ 
meſſen werden, wie im Deutſchen Reich und in 
Preußen. Wie aber dies Ziel zu erreichen iſt, 
wie insbeſondere die Ueberleitung vom gegenwär⸗ 
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tigen Zuſtand in den künftigen ohne Mehrkoſten 


herbeigeführt werden ſoll, wie mit anderen Mor: 
ten das Notopfer in eine geſetzliche Form über⸗ 
geführt werden kann, darin liegt die Schwierig⸗ 
keit. Ein Mehrbedarf beim Beſoldungsetat iſt 
dadurch eingetreten, daß die unteren Beamten 
in den Gruppen 1 bis 6 mit Wirkung vom 1. Ok⸗ 
tober 1927 Zulagen inſoweit erhalten haben, wie 
ſte eine Beſſerſtellung nach der neuen Regelung im 
Reich und in Preußen erfahren haben würden. 
Der Mehrbedarf hierfür beträgt jährlich 350 000 
Gulden. Ein weiterer Mehrbedarf entſteht durch 
allmähliches Aufrücken in höhere Altersſtufen, 
durch Zunahme der Kinderzahl uſw. Das Pro⸗ 
blem iſt, ob es möglich iſt und wie es durchgeführt 
werden kann, dieſen Mehrbedarf durch Ermäßi⸗ 
gung der Gehälter an anderen Stellen auszuglei⸗ 
chen. Denn die allgemeine Lage geſtattet es nicht, 
den Gehaltsbedarf irgendwie zu ſteigern. Für 
eine abſchließende Regierungserklärung iſt aber 
dies Problem noch nicht reif. Nur ſoviel möchte 
ich heute noch darlegen, daß dem Vorſitzenden des 
Finanzkomitees des Völkerbundes von den ver⸗ 
ſchiedenen Plänen und Erwägungen auf dieſem 
Gebiet Kenntnis gegeben worden iſt. Der Vor⸗ 
ſitzende des Finanzkomitees des Völkerbundes hat 
die Darlegung des Senats dem Komitee ſelbſt zur 
Kenntnis gegeben und ein Antwortſchreiben an 
den Senat gerichtet, aus dem hervorgeht, daß vom 
Finanzkomitee keine Einwendungen gegen die er⸗ 
wähnten Pläne vorhanden ſind, daß aber erwar⸗ 
tet wird, der Senat werde die in der Verordnung 
vom 30. November 1926 vorgeſehene Höchſtſumme 
für die Nettoausgaben des Haushaltsplanes im 
Rechnungsjahr 1928, nämlich von 76,8 Millionen, 
nicht überſchreiten, ferner, daß das Gleichgewicht 
I on in künftigen Jahren nicht gefähr⸗ 
et ſei. 

Ich halte es für erfreulich, daß das Finanz⸗ 
komitee dem Senat auf dieſem Gebiet die Bewe⸗ 
gungsfreiheit läßt, welche wir unter den verän⸗ 
derten Umſtänden gebrauchen. Ich ſehe aber in 
den beiden Vorbehalten auch eine weitere ernſte 
Mahnung zur Sparſamkeit. Ich glaube zwar, 
daß der erſte Vorbehalt der Begrenzung des Net⸗ 
toausgabenbedarfs ſich ohne beſondere Schwierig⸗ 
keiten im Haushaltsplan für 1928 erreichen läßt. 
Die zweite Bedingung der dauernden Herſtellung 
des Gleichgewichts iſt aber nur durchzuführen, 
wenn Senat und Volkstag im Willen zur äußer⸗ 
ſten Sparſamkeit einig ſind, wenn bei den bevor⸗ 
ſtehenden Geſetzesvorlagen von allen Seiten der 
Opferwille aufgebracht wird, ohne den der Staat 
nicht beſtehen kann. Gebt dem Staate, was des 
Staates iſt. (Lebhaftes Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Auf Grund der Ber: 
einbarungen im Aelteſtenausſchuß ſoll die Be⸗ 
ſprechung der Regierungserklärung am kommen⸗ 
den Mittwoch ſtattfinden. Ich höre keinen 
Widerſpruch, das hohe Haus ſchließt ſich dieſem 
Vorſchlag an. Ich rufe nunmehr Punkt 6 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Beibehaltung der Einwohnerwehr. 
Arantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 


Druckſache Nr. 9. Ich eröffne die Ausſprache 
zu 81. Das Wort hat der Herr Abg. Böcker. 

Boecker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Bei der ausgedehnten Ausſprache in der erſten 
Leſung wegen der Einwohnerwehr ſtanden ſich 
zwei verſchiedene Anſchauungen grundſätzlich 
und ſehr ſcharf gegenüber. Die eine Anſchauung 
ging dahin, daß die Einrichtung der bisherigen 
Einwohnerwehr als ein gut organiſiertes Hilfs⸗ 
polizeimittel in jeder Hinſicht durchaus zu be⸗ 
grüßen ſei und daß die Organiſation außerdem 
den Vorteil habe, ganz beſonders ſparſam ein⸗ 
gerichtet zu ſein und den Etat nur mit der für 
dieſen Zweck ganz gewiß niedrigen Summe von 
100 000 Gulden zu belaſten. Die andere Anſicht 
ging dahin, daß dieſe Einrichtung überflüſſig ſei, 
daß man dieſe 100 000 Gulden, die als ſehr viel 
bezeichnet wurden, ſparen könne und deswegen 
die Einrichtung der Einwohnerwehr ſo ſchnell 
wie nur irgend möglich beſeitigen müſſe. 

Gerade die Eile, mit der die Beſeitigung der 
Einwohnerwehr betrieben wurde, und die Tat⸗ 
ſache, daß man dieſem Punkt in der Regierungs⸗ 
erklärung beſonderen Wert beilegte, hat in wei⸗ 
teſten Kreiſen der Bevölkerung Erſtaunen und 
Mißbilligung hervorgerufen. (Sehr richtig! 
rechts.) Denn in dieſen Kreiſen empfand man das 
Vorgehen der Regierung als ein Mißtrauen ge⸗ 
gen diejenigen, die bisher der Einwohnerwehr 
angehört haben, als ein Mißtrauen, entſprungen 
parteipolitiſcher Engherzigkeit. Es wäre richtiger 
geweſen, dieſe Frage, wenn man ſie ſchon einmal 


anſchneiden wollte, in aller Ruhe und Gelaſſen⸗ 
heit eingehend zu beſprechen und zu erledigen, d. 
h. eine Umftellung vorzunehmen, aber nicht dieſe 
verwunderliche übertriebene Haſt gerade bei die⸗ 
ſem Punkte zur Schau zu tragen und mit einer 
durchaus verdächtigen Eile hier vorzugehen, wo 


doch der Regierung wahrhaftig viel wichtigere 
Dinge harrten. (Sehr richtig! rechts.) Die Em⸗ 
pörung über dieſes Vorgehen hat in weiteſten 
Kreiſen der Bevölkerung in Stadt und Land 
Platz gegriffen. Die hier ſowohl von ſeiten des 
Regierungsvertreters, der Regierung, oder auch 
von Seiten der Abgeordneten der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei vorgetragenen Argumente ha⸗ 
ben einen großen Teil des Hauſes und auch große 
Teile unſerer Bevölkerung nicht überzeugen kön⸗ 
nen. (Sehr richtig! rechts.) Vor allen Dingen 
haben wir es als wenig klug von Ihrer Seite be⸗ 
trachtet, daß Sie glaubten, unſern Antrag im 
Plenum durchpeitſchen zu ſollen, ohne der Ueber⸗ 
weiſung an den Ausſchuß zuzuſtimmen. Nach 
unſerer Auffaſſung wäre es richtiger und klüger 
geweſen, wenn Sie unſerm Antrag zugeſtimmt 
hätten. Es hätte ſich dann manches Wort im 
Plenum erſparen laſſen, und im Ausſchuß hätte 
die Angelegenheit ruhiger und ſachlicher beraten 
und beſprochen werden können. (Wer hat denn 
angefangen Krach zu machen, nur Sie! bei den 
Kommuniſten.) 

Aus dieſem Grunde ſchlage ich Ihnen bei der 
zweiten Leſung noch einmal vor, (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Schlagen Sie nicht daneben!) der Aus⸗ 
ſchußüberweiſung zuzuſtimmen. Ich beantrage 
alſo, die Vorlage dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
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weiſen und richte ganz beſonders an die Vertreter 
der in der Koalition vorhandenen bürgerlichen 
Parteien die dringende Forderung, dieſem un⸗ 
ſerm Antrage zuzuſtimmen, hat es ſich doch zur 
Genüge gezeigt, daß die Auffaſſung über die 
Frage innerhalb der Koalition durchaus keine ſo 
einheitliche iſt; denn die Ausführungen, die der 
Herr Vertreter des Zentrums hier gemacht hat, 
waren doch mindeſtens als ſehr weich zu bezeich⸗ 
nen, während ſich die andere Partei, die Liberale 
Partei, vollkommen ausgeſchwiegen hat. Aehn⸗ 
lich hat ſich 5 die Preſſe der einzelnen Parteien 
zu dieſer Angelegenheit verhalten. Alſo die An⸗ 
ſichten über dieſe Frage ſind auch innerhalb der 
Koalition durchaus nicht, das ſteht feſt, ſo einheit⸗ 
lich, als man es vielfach zeigen und behaupten 
möchte. 

Aus dieſen Gründen erſuche ich Sie, unſerm 
Antrag zuzuſtimmen, die ganze Angelegenheit 
dem Hauptausſchuß zur Beratung zu überweiſen. 
(Bravo! rechts.) 

Bizepräfident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung zu $ 1 der Vorlage. Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, die Vorlage, Druckſache Nr. 9, 
noch einmal an den Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich werde hierüber ſofort abſtimmen laſſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Antrag 
folgen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich rufe 8 1 auf und eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. Ich bitte diejenigen, die § 1 an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Jetzt ſteht die Mehrheit, 8 1 iſt abgelehnt. Ich 
eröffne die Beſprechung zu $ 2 und ſchließe fte, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 2 der Vorlage anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, § 2 iſt abgelehnt. 
Ich rufe § 3 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die § 3 anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, § 3 iſt abgelehnt. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz betr. die 
Einwohnerwehr.“ Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den Plät⸗ 
zen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, auch die Aeberſchrift iſt abgelehnt. Damit 
iſt die Vorlage als erledigt zu betrachten. 

Si rufe nunmehr Punkt 7 der Tagesordnung 
auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Jahlung ſozialer Zulagen an Staats⸗ 
und Gemeindearbeiter. — Urantrag des 

Abg. Liſchnewſki u. Fr. — 

Druckſache Nr. 58. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 


Die Kommuniſtiſche Fraktion hat Ihnen einen Staats- und Gemeindearbeitern. 
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Geſetzentwurf zugehen laſſen, wonach den Staats⸗ 
und Gemeindearbeitern die ſozialen Zulagen ſo 
gegeben werden ſollen, wie ſie die Beamten er⸗ 
halten. Der Geſetzentwurf lautet: 

Sämtliche Staats⸗ und Gemeindearbeiter erhal⸗ 
ten die ſozialen Zulagen nach dem Beamtendienſt⸗ 
einkommensgeſetz vom 23. Dezember 1921 in der Faſ⸗ 
jung vom 21. 11. 1924 (Geſetzbl. S. 515). 

Dies Geſetz ſoll am 1. April 1928 in Kraft treten. 
M. D. u. H.! Die Beſoldung und die ſozialen 

Zulagen der Staats⸗ und Gemeindearbeiter ſind 
in einer Vereinbarung ſeitens des Senats und 
der Staats⸗ und Gemeindearbeiter vom 23. 6. 
1926 geregelt. Die Regelung der ſozialen Zu⸗ 
lagen für die Staats⸗ und Gemeindearbeiter be⸗ 
deutet, daß ſie der Beamtenſchaft gegenüber ſehr 
zurückgeſetzt werden. Es iſt bekannt, daß die 
Staats- und Gemeindearbeiter die Stunde 5 Pf. 
ſoziale Zulage pro Kind erhalten. Wenn man 
einen Familienvater annimmt, der vier Kinder 
beſitzt und nun pro Kind 5 Pf. ſoziale Zulage er⸗ 
hält, ſo würde das für den Tag 40 Pf. ausmachen. 
Für die Woche berechnet, machen dieſe 40 Pf. 
2,40 G. aus. Rechnet man dieſen Betrag für 
einen Monat zuſammen, ſo hätte der betr. Arbei⸗ 
ter mit vier Kindern pro Monat 9,60 Gulden 
und für vier Kinder monatlich 38,40 Gulden. 
Das Geſetz ſieht weiter vor, daß die ſozialen Zu⸗ 
lagen nur für achtſtündige Arbeitszeit täglich, 
alſo für 48 Stunden in der Woche, gezahlt werden. 
Iſt der betreffende Staats⸗ oder Gemeindearbei⸗ 
ter einmal an der Arbeit verhindert, ſo wird ihm 
für die Zeit, die er ausgeſetzt hat, keine ſoziale 
Zulage gezahlt. Tritt ein Regentag ein, ſo be⸗ 
kommt er auch für dieſen keine Zulage. Das be⸗ 
deutet, daß die Arbeiter viel ſchlechter geſtellt 
ſind, als die Beamten. 

Wenn man das Geſetz betr. die ſozialen Zu⸗ 
lagen der Beamten betrachtet und ſieht, in welcher 
Form die ſozialen Zulagen gezahlt werden, dann 
wird man unwillkürlich zu der Auffaſſung kom⸗ 
men, daß es zweierlei Menſchen in dieſem Staat 
geben ſoll. Man wird fragen, warum der Beamte 
ein anderer Menſch ſein ſoll als der Staats⸗ und 
Gemeindearbeiter. Die Beamtenbeſoldung und 
die Zuſchläge für die Beamten weiſen verſchiedene 
Staffelungen auf. Sie erhalten ſie nach den neu⸗ 
eſten Vereinbarungen monatlich 30 bis 40 Gul⸗ 
den ſoziale Zulagen für ein Kind. Die Staffelung 
richtet ſich nach dem Alter der Kinder. Wenn ein 
Kind über 14 reſp. über 16 Jahre alt iſt, keinen 
Erwerb oder die höhere Schule beſucht, ſo wird 
dieſem betreffenden Beamten ein ſozialer Zu⸗ 
ſchlag gezahlt. Wir ſehen daraus, daß man den 
Staats- und Gemeindearbeiter kolloſſal weit zu⸗ 
rückſtellt. Es heißt im § 1 des Beamtenbeſol⸗ 
dungs⸗ und Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. 
Dezember 1921 in der Faſſung des Geſetzes: 

Die Veränderungen in den Dienſtbezügen der 
unmittelbaren Staatsbeamten vom uf. werden wie 
folgt geändert: Im 8 22 Abſ. 1 iſt die Zahl 22 durch 


30, die Zabl 26 durch 35 und die Zahl 30 durch 40 zu 
erſetzen. 


M., D. u. H.! Wir ſehen, daß man ſich in dieſem 
Geſetz den Beamten gegenüber außerordentlich 
entgegenkommend verhält, anders als zu den 
M. D. u. H.! 
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(Opitz, Abgeordneter) 
Man muß ſich doch fragen, warum man nicht den 
Staats⸗ und Gemeindearbeitern die gleichen Zu⸗ 
lagen gewährt. Hat der Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
arbeiter nicht das Beſtreben, ſeinen Kindern eine 
beſſere Schulbildung angedeihen zu laſſen? Ich 
glaube, man kann das beſtimmt mit Ja beant⸗ 
worten. Wir möchten hiermit nicht ſagen, daß 
wir den Beamten, namentlich den unteren, die 
ſozialen Zulagen irgendwie beſchneiden wollen. 
Das iſt in unſerem Geſetzentwurf nicht enthalten, 
ſondern es dreht ſich nur darum, daß man den 
Staats und Gemeindearbeitern das Gleiche gibt, 
wie den Beamten. Wenn die heutige Regierung 
dies ernſtlich wollte, ſo ließe ſich das mit großer 
Leichtigkeit durchführen. In der Regierungser⸗ 
klärung ſagte Herr Senator Dr. Volkmann ja 
erſt vor zehn Minuten: „Gebt dem Staate, was 
dem Staat gehört.“ Hier könnte man ſagen: „Gebt 
dem Arbeiter, was dem Arbeiter gehört.“ 
M. D. u. H.! Die Sache liegt doch ſo, daß man 
den Staats⸗ und Gemeindearbeiter ganz erheb⸗ 
lich zurückſetzt. Es iſt ganz erklärlich, daß Sie 
eine Grenze zwiſchen Menſchen und Menſchen 
ziehen und einen Keil zwiſchen dieſe treiben. Sie 
haben das Ziel im Auge, eine beſtimmte Schicht 
der Bevölkerung zufrieden zu ſtellen, damit dieſe 
im gegebenen Fall den Arbeitern in den Rücken 
fällt. Es ſteht auch feſt, daß gerade ein großer 
Teil dieſer gutbeſoldeten Kreiſe der Techniſchen 
Nothilfe angehören. Die Techniſche Nothilfe iſt 
es, die den Arbeitern im Streikfalle in den Rük⸗ 


ken fällt. Der heutige Volkstag und die heutige 


Regierung müßten die Verſprechungen, die ſie der 
Arbeiterſchaft während der Wahl gemacht haben, 
wahr machen. Sie haben keine Arſache, nachzu⸗ 
denken. Es iſt eine unbedingte Notwendigkeit, 
daß man die Staats⸗ und Gemeindearbeiter in 
Bezug auf die ſozialen Zulagen mit den Beam⸗ 
ten gleichſtellt. Der heutige Volkstag ſoll dar⸗ 
über beſchließen, ob man den Staats⸗ und Ge⸗ 
meindearbeitern das zuſprechen will oder nicht. 
Ich möchte beſonders an die Sozialdemokraten 
appellieren, die den Arbeitern während der Wahl 
die größten Verſprechungen gemacht haben. An 
Ihnen wird es liegen, wie Sie ſich zu ſolchen For⸗ 
derungen der Arbeiterſchaft ſtellen. Es ſind ja 
auch Vertreter des Staats⸗ und Gemeindearbei⸗ 
terverbandes anweſend, und es würde ſehr wün⸗ 
ſchenswert ſein, wenn gerade dieſe Herren zu die⸗ 
ſem Geſetzentwurf ſprächen. Wir würden dann 
von vornherein die Stellungnahme der einzelnen 
Parteien kennen lernen. Ich beantrage den Ge⸗ 
ſetzentwurf dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 


Vizepräfident Neubauer: Das Wort hat der 
Vertreter der Regierung Herr Oberbaurat Virus. 


Virus, Oberbaurat: Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Zu dem Antrag Liſchnewſki 
und Fraktion betr. Zahlung ſozialer Zulagen an 
Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter habe ich ſeitens 
des Senats folgende Erklärung abzugeben: 

Die Entlohnung der Gemeinde⸗ und Staats⸗ 
arbeiter erfolgt auf Grund tariflicher Beſtimmun⸗ 
gen, die vom Senat als Arbeitgeber mit den be⸗ 
teiligten Gewerkſchaften als Vertreter der Arbeit⸗ 
nehmer in freier Vereinbarung getroffen werden. 


Dies Verfahren der Feſtſetzung der Löhne durch 
Tarifvertrag entſpricht dem geltenden Tarifrecht, 
wonach die Bedingungen für den Abſchluß von 
Arbeitsverträgen auf Grund von freien Verein⸗ 
barungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitneh⸗ 
mern durch ſchriftlichen Vertrag, ſogenannten Ta⸗ 
rifvertrag, geregelt werden. Da die beſtehenden 
tariflichen und rechtlichen Verhältniſſe eine Re⸗ 
gelung der Löhne der Gemeinde⸗ und Staats⸗ 
arbeiter im Sinne des Antrages Liſchnewſki und 
Fraktion ausſchließen, bittet der Senat, den An⸗ 
trag Liſchnewſki und Fraktion abzulehnen. 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kloſſowſki. 2 
Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Wenn es ſich darum handelte, daß die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion den Standpunkt der Gewerk⸗ 
ſchaften in dieſer Frage wiſſen will, dann hätte 


fie es nicht nötig gehabt, ſich in geiſtige Unkoſten 


zu ſtürzen und den Volkstag mit dieſer Sache zu 
beläſtigen. Sie hätte dann bei den betr. Gewerk⸗ 
ſchaften anfragen können und die Antwort er⸗ 
halten, die darauf gegeben werden kann. Der 
Standpunkt der Gewerkſchaften und unſerer Par⸗ 
tei in dieſer Frage iſt wiederholt zum Ausdruck 
gekommen. Wir haben während der Wahlbewe⸗ 
gung keinem Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter et⸗ 
was derartiges verſprochen, weil ſich der größte 
Teil der Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter ſelbſt da⸗ 
gegen wendet. Ich habe folgende Erklärung 
meiner Partei abzugeben: N 

Die Gewerkſchaften haben von jeher den 
Standpunkt vertreten, daß es Sache der Arbeit⸗ 
geber⸗ und Arbeitnehmer⸗Organiſationen ſein 
muß, die Geſtaltung der Lohn⸗ und Arbeitsbe⸗ 
dingungen auf Grund freier Verhandlungen vor⸗ 


zunehmen. Aus dieſem Grunde lehnen auch die 


Funktionäre des Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter⸗ 
verbandes das Eingreifen außenſtehender Perſo⸗ 
nen oder des Parlaments in ihren Arbeitsvertrag 
ab und erklären, daß ſie ſich in ihren Organiſatio⸗ 
nen ſtark genug fühlen, ſelbſt den genügenden 


Einfluß auf die Geſtaltung des Arbeitsvertrages 


auszuüben. Dieſen Beſchluß der Funktionäre des 
Gemeinde⸗ und Staatsarbeiterverbandes macht 
die Sozialdemokratiſche Fraktion ſich zu eigen und 
lehnt deshalb den kommuniſtiſchen Geſetzentwurf 
betr. ſoziale Zulagen ab. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewfki. 8 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ich fühle 
mich bemüßigt, an die Ausführungen des Herrn 
Abg. Kloſſowſi noch einige Worte zu knüpfen. 
Er erklärte, daß die Funktionäre der Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter einen derartigen Antrag ab⸗ 
lehnen, weil ſie mit dem Staate einen Tarifver⸗ 
trag nach freier Vereinbarung eingegangen jind. 
Die Stimmung der Funktionäre iſt eine andere, 


als der Herr Abg. Kloſſowſki zum Vortrag ge⸗ 


bracht hat. (Hört, hört! und Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Die Staats⸗ und Gemeindear⸗ 
beiter ſind gewillt, für dieſe Forderung zu kämp⸗ 
fen. Im übrigen iſt das kein urſprünglicher 
kommuniſtiſcher Antrag, ſondern dieſer Antrag, 
die ſozialen Zulagen an die Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeiter zu zahlen, wurde vom Abg. Mau 
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geſtellt, als die Sozialdemokratie außerhalb der 
Regierung war. (Hört, hört! rechts.) So ſieht die 
Sache in Wirklichkeit aus. (Heiterkeit rechts.) 
Der Herr Abg. Mau hat in der vorigen Volks⸗ 
tagsperiode einen entſprechenden Antrag geſtellt, 
und von Ihnen iſt dieſem Antrag durch Erheben 
von den Plätzen zugeſtimmt worden. Jetzt, wo 
Sie in der Regierung ſind, und glauben, die Ein⸗ 
nahmen zu erhöhen und die Ausgaben des Staats⸗ 
haushalts vermindern zu müſſen, erklären Sie, 
die Funktionäre der Gemeinde⸗ und Staatsar⸗ 
beiter wollten dieſe ſoziale Zulage nicht haben. 
Wir werden den Wortlaut der Erklärung des 
Herrn Abg. Kloſſowſki den Funktionären vorlegen 
laſſen, und dann werden wir hören, was die Funk⸗ 
tionäre dazu ſagen. (Die haben ſchon geſprochen! 
links.) Die haben noch nicht geſprochen. Da ſpricht 
der Vorſtand, und der Vorſtand der Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter, vertreten durch Herrn Abg. 
Selow, verſteht es ausgezeichnet, es ſo darzuſtel⸗ 
len, als wäre der Staat dazu nicht in der Lage, 
die ſozialen Zulagen zu zahlen. 

Man erklärt auch weiter, die Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeiter wollten dieſe Zulagen deswegen 
micht, — das ſagt man hier nicht — weil ſie nicht 
die Löhne abbauen laſſen wollen. Aber die Ge⸗ 
meinde⸗ und Staatsarbeiter erklären, daß ein Ab⸗ 
bau der Löhne nicht ſtattfinden darf; denn die 


Lebenshaltungskoſten der Gemeinde⸗ und Staats⸗ 


arbeiter ſind geſtiegen. Je größer die Familie 
iſt, deſto mehr wird ſie von der Erhöhung der Le⸗ 
benshaltungskoſten betroffen. Daher muß ein 
Ausgleich durch die ſozialen Zulagen geſchaffen 
werden. Dieſe Tatſachen können nicht wegge⸗ 
leugnet werden. 

Es hat keinen Zweck, lange Reden darüber 
zu führen. Die Stellungnahme der Sozialdemo⸗ 
kratie innerhalb der Regierung zeigt ſich auch bei 
dieſem Antrag. Es zeigt ſich mit aller Deutlichkeit, 
wie verbürgerlicht die Sozialdemokratiſche Partei 
iſt, wenn ſie für die Einnahmen und Ausgaben 
des Staates verantwortlich iſt. Sie tun genau 
dasſelbe, wie die Deutſchnationale, die Zentrums⸗ 
oder Liberale Partei, rein bürgerliche Parteien. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten und 
Sozialdemokraten.) Ich möchte Euch bitten, Ge⸗ 
noſſen, laßt Euch mit dieſen Leuten nicht in eine 
Polemik ein, das hat keinen Zweck. Dieſe Leute 
ſind verbürgerlicht und haben keine Gefühle mehr 
für die Nöte der Arbeiterſchaft. Das wird die 
Arbeiterſchaft erkennen. Leider geſchieht das nur 
ſehr langſam, daher muß man mit Beweiſen die⸗ 
nen, daß die Sozialdemokratie weiter nichts als 
eine bürgerliche Partei iſt und nur vorgibt, 
Arbeiterintereſſen zu vertreten, um die Arbeiter 
als Stimmvieh zu ködern. (Abg. Kloſſowſti: Ar⸗ 
beiter ſind auch Bürger!) ir 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, es handelt ſich hier nicht um die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei, ſondern um den Geſetzent⸗ 
wurf über die Zahlung ſozialer Zulagen an 
Staats⸗ und Gemeindearbeiter. Ich bitte Sie, 
zur Sache zu ſprechen. 5 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Das iſt 
mir bekannt. Die Stimmung der Gemeinde⸗ und 
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Staatsarbeiter für die ſozialen Zulagen iſt vor⸗ 
handen. Der Werdegang der Geſchichte wird uns 
recht geben. Wenn Sie ſich dagegen ſträuben, 
wird die Sachlage doch anders werden. (Abg. 
Mau: Wir werden immer ſtärker!) Geſtatten 
Sie Herr Präſident, daß ich auf dieſen Zwiſchen⸗ 
ruf eingehe. Wenn Sie ſtärker werden, wird ſich 
die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft, die Ihnen frü⸗ 
her Gefolgſchaft leiſtete, von Ihnen abwenden und 
Sie werden aus dem bürgerlichen Lager Stimmen⸗ 
zuwachs erhalten. Sie leiſten die Arbeit für die bür⸗ 
gerliche Geſellſchaftsordnung. (Zuruf links.) Herr 
Abg. Bock aus Prauſt, bei den Anträgen über die 
einmalige Wirtſchaftsbeihilfe für Erwerbsloſe 
und Minderbemittelte war keine Einheitsfront 
zwiſchen Kommuniſten und Deutſchnationalen. 
Sie haben heute ſelbſt geſehen, daß die Einheits⸗ 
front gegen die minderbemittelte Bevölkerung 
von den Sozialdemokraten bis zu den Deutſch⸗ 
nationalen hergeſtellt war. Reden Sie alſo von 
keiner Einheitsfront zwiſchen den Deutſchnatio⸗ 
nalen und Kommuniſten. (Das tun Sie doch! 
links.) Ihr beſchränktes Gehirn läßt nicht zu, daß 
Sie das erfaſſen. Sie ſind froh, daß Sie einen 
Poſten haben und Ihren Lebensunterhalt durch 
die Sozialdemokratiſche Partei friſten können. 
Wenn jemand erſt ſeine Stellungnahme da⸗ 
nach richtet, wieviel er dafür bekommt, dann iſt 
ſeine Arbeit ſchon gekennzeichnet, auch die Tätig⸗ 
keit in den Verſammlungen der Arbeiterſchaft in 
Prauſt. 

Die Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter werden 
um dieſe Forderung mit der Kommuniſtiſchen 
Partei kämpfen. Wenn Sie es noch verſtehen, 
der Arbeiterſchaft durch Ihre Demagogie etwas 
vorzugaufeln, jo wird das doch nicht mehr lange 
ſein. Die Arbeiterſchaft erkennt, daß ihr nur ge⸗ 
holfen werden kann, wenn ſie den Klaſſenkampf 
im eigenen Intereſſe und dem ihrer Familie 
gegen die beſtehende bürgerliche Geſellſchaftsord⸗ 
nung aufnimmt, ſei es eine deutſchnationale Re⸗ 
gierung oder eine Zentrumsregierung mit ſozial⸗ 
demokratiſcher Mehrheit. Die Arbeiterſchaft wird 
im Verein mit der Kommuniſtiſchen Partei den 
Kampf um die Befreiung von ihrem Joch auf⸗ 
nehmen. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Soweit ich informiert bin, hat man ſich 
im Aelteſtenausſchuß dahin geeinigt, dieſe Vor⸗ 
lage dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Ich 
höre keinen Widerſpruch, das hohe Haus hat ſo 
beſchloſſen. Ich rufe nunmehr Punkt 9 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes, des Vermögensſteuergeſetzes und 
des Gewerbeſteuergeſetzes. Urantrag des 
Abg. Dr. Ziehm u. Fr. 

Druckſache Nr. 66. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und erteile das Wort dem Herrn 
Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Sehr weite Kreiſe der Danziger Wirtſchaft 
ſtehen der neuen Regierung mit großem Miß⸗ 
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(A) trauen gegenüber. And dies Mißtrauen it berech⸗ 


tigt, wenn man ſich überlegt, was die Regierung 
bisher für die Wirtſchaft getan hat. Ergab ſchon 
die Regierungserklärung nicht viel Gutes, ſo ha⸗ 
ben die Taten durchaus enttäuſcht. (Das hat doch 
Ihre Regierung geſchaffen! links.) Es iſt zu gro⸗ 
ßen Befürchtungen in der Wirtſchaft gekommen, 
die Sie auch mit Ihren Zwiſchenrufen nicht zer⸗ 
ſtreuen können, denn ſelbſt die „Danziger Zei⸗ 
tung“, die ja wohl mehr oder weniger als Regie⸗ 
rungsblatt zu bezeichnen iſt, hat ſich mit den 
Maßnahmen ihrer Koalitionsbrüder durchaus 
nicht einverſtanden erklärt und hat Ihre Maß⸗ 
nahmen als Experimente bezeichnet, die ſehr be⸗ 
denklich ſind. 

Die neue Regierung glaubt die Wirtſchaft da⸗ 
durch zu retten, daß ſie ihr neue Laſten auferlegt 
und neue Steuern bringt. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß eine Wirtſchaft nur ohne Feſſeln 
und ohne Belaſtungen gedeihen kann. Gebt ihr 
die Freiheit der Entwicklung, dann wird es auch 

beſſer werden! Durch die beabſichtigte Verlänge⸗ 
rung des Geſetzes über die Wohnungsbauabgabe 
will die Regierung die Zwangsmaßnahmen ver⸗ 
längern und, wie es ſcheint, verewigen. Weite 
Kreiſe des Erwerbslebens ſollen durch dieſen Plan 
der Regierung nach wie vor ganz oder teilweiſe 
entrechtet werden. Daß die von der Regierung 
erſtrebten Maßnahmen in keiner Weiſe zu der 
hier im Freiſtaat Danzig ganz beſonders notwen⸗ 
digen Belebung des Baumarktes beitragen kön⸗ 
nen, iſt bereits ſo häufig angeführt, und allgemein 


(B) auch als berechtigt angeſehen worden, daß es ſich 


erübrigt, darauf noch weiter einzugehen. 

Als ganz beſonders unfruchtbar und wirt⸗ 
ſchaftsfeindlich hat ſich aber die neue Regierung 
auf dem Gebiet des Steuerweſens gezeigt. Vor 
den Wahlen und in den Wahlen konnte ſie nicht 
genug gerade die Wirtſchaftskreiſe ihres größten 
Wohlwollens verſichern. Den Wählern wurde das 
Blaue vom Himmel verſprochen. Eine ganz be⸗ 
ſonders große Rolle bei den Verſprechungen 


ſpielte die Umſatzſteuer, deren Beſeitigung und. 


Aufhebung ſich die Sozialdemokratie als ganz be⸗ 
ſonderes Verdienſt anrechnete. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links.) Inzwiſchen iſt es um dieſe Sache 
recht ſtill geworden und immer ſtiller. Bis heute 
dem Hauſe der Geſetzentwurf vorgelegt wurde, der 
die Beibehaltung der Umſatzſteuer verlangt. 
(Abg. Senftleben: Wer hat die Schulden ge⸗ 
macht? Die vorige Regierung, die Linksregie⸗ 
rung! — Zurufe links.) 2 a 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat noch 
immer der Herr Abg. Bertling. Ich bitte, die 
Zwiegeſpräche zu unterlaſſen. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.)): Man hört 
nur noch Gerüchte darüber, und dieſe löſen wieder⸗ 
um große Befürchtungen der Wirtſchaft aus. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Kloſſowſti.) Ich bin 
noch nicht zu Ende, das kommt noch. Kommen 
Sie doch nach mir aufs Podium, ich habe Sie doch 
auch nicht unterbrochen. Man hört nur Gerüchte, 
und die geben zu beſonderen Bedenken Anlaß, daß 
ſich die Regierungsparteien, in der Hauptſache die 

Sozialdemokraten, dafür einſetzen wollen, die 
Einkommenſteuer bis zu 25 Prozent zu erhöhen, 
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| und zwar ſollen davon Einkommen, angefangen 60 


mit geringer Höhe, ergriffen werden. (Hört, 
hört! rechts.) Muß man dieſe Pläne ſchon als 
ganz beſonders wirtſchaftsfeindlich bezeichnen, ſo 
ſetzt doch die Art und Weiſe, in der dieſe lebens⸗ 
wichtigen Fragen von Ihnen behandelt werden, 
aller Wirtſchaftsfeindlichkeit die Krone auf. Es 
mußte doch der Linksregierung, in der ſich doch 
immerhin außer vorwiegend Gewerkſchaftsſekre⸗ 
türen auch einige Herren befinden, die ſelbſt Wirt- 
ſchaftler ſind, bekannt ſein, daß dem Kaufmann, 
dem Gewerbetreibenden, ganz beſonders dem ka⸗ 
pitalarmen Handwerker nicht auf dieſe Art und 
Weiſe geholfen werden kann. Er muß doch 
jeden Pfennig weiterer Belaſtungen bei Ueber⸗ 
nahme von Aufträgen in ſeiner Kalkulation be⸗ 
rückſichtigen und berechnen. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Kloſſowſki.) Will man alſo dieſe ungeheuren 
Mehrbelaſtungen an Steuern der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft aufbürden, jo muß die Regierung unter 
allen Amſtänden ſchnellſtens Farbe bekennen und 
der Oeffentlichkeit mitteilen, was ihr nun eigent⸗ 
lich auf dieſem Gebiete bevorſteht. Die Behand⸗ 
lung dieſer lebenswichtigen Fragen ſpricht nicht 
gerade für ein gutes Gewiſſen und läßt ſo manche 
Schlüſſe darauf zu, daß die immer ſo ſtark betonte 
Einigkeit der neuen Regierung auf ſehr ſchwachen 
Füßen ſteht. Wir verlangen, daß ſich der Ver⸗ 
treter der Regierung über die Steuerpläne mit 
der größten Beſchleunigung ſchon bei der Beſpre⸗ 
chung dieſer Anträge äußert. 

Die Deutſchnationale Volkspartei iſt im Ein⸗ 
vernehmen mit ſämtlichen Wirtſchaftskreiſen 
Danzigs, und zwar auch mit denjenigen, die der 
jetzigen Regierung angehören, der Anſicht, daß 
gerade auf dem Gebiet des Steuerweſens eine Re- 
form unbedingt notwendig iſt, die weiten Kreiſen 
der Wirtſchaft eine Entlaſtung und nicht eine Be⸗ 
laſtung bringt. (Abg. Beyer: Das Ableſen wird 
immer ſchlimmer! — Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Wir wiſſen aber auch ſehr wohl, daß derartige 
Reformen (Zwiſchenrufe) — ich habe noch gar 
nicht gefragt, was Sie ſind. Sie werden wahr⸗ 
ſcheinlich Gewerkſchaftsſekretär ſein und ſich beſſer 
ſtehen als ich. — Wir wiſſen, daß ſolche Reformen 
nicht von heute auf morgen in die Tat umzuſetzen 
ſind, ſondern daß dabei beſondere Streitpunkte, 
wie z. B. die Frage der Beſteuerung nach dem 
dreijährigen Durchſchnitt, die Aenderung ganzer 
Steuerſyſteme, die Vereinfachung der Veranla⸗ 
gung und die Angleichung an das deutſche Steuer⸗ 
recht Fragen ſind, die nicht von heute auf morgen, 
ſondern nach eingehender Prüfung und unter Aus⸗ 
ſchaltung politiſcher Geſichtspunkte betrachtet wer⸗ 
den müſſen. Meine Fraktion iſt der Anſicht, daß 
die beſchloſſene Aufhebung der Umſatzſteuer wegen 
der damit verbundenen Steuerentlaſtung es für 
dieſe nicht tragbar erſcheinen läßt, ihre weiteren 
Entlaſtungsänträge zurückzuſtellen, bis die vorher 
angeführte Reform durchgeführt iſt. Nachdem 
nun aber die Umſatzſteuer beſtehen bleibt und wei⸗ 
ter die Einkommenſteuer in einer geradezu un⸗ 
geheuerlichen Weiſe erhöht werden ſoll, erfordert 
die Notlage der Danziger Wirtſchaft ſchleunigſte 
Abhilfe, die durch den von den Deutſchnationalen 
vorgeſchlagenen Arantrag geſchehen ſoll. Es han⸗ 
delt ſich hier, wie ich ausdrücklich betonen möchte, 
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nicht um einen Agitationsantrag, (Heiterkeit 
links.) ſondern um Vorſchläge, die die Deutſch⸗ 
nationalen auch mit aller Energie vertreten wür⸗ 
den, wenn ſie ſelbſt in der Regierung ſäßen. 

Der Vorwurf, der mir gemacht werden wird, 
habe ich vorausgeſehen, daß wir ja, als wir in 
der Regierung waren, dieſe Anträge hätten ein⸗ 
bringen können. Ich habe ihn aber durch meine 
vorherigen Ausführungen ſo weit widerlegt, daß 
ich darauf nicht mehr einzugehen brauche. Wieder⸗ 
holen möchte ich aber, daß erſt die Nichtaufhebung 
der Umſatzſteuer und die Erhöhung der Einkom⸗ 
menſteuer in Verbindung mit der von den So⸗ 
zialdemokraten erſtrebten neuen Belaſtung den 
Anlaß zu dieſem Geſetzentwurf gegeben hat, der 
nur ein vorläufiges Proviſorium zur Abhilfe der 
dringendſten wirtſchaftlichen Not bedeutet. Des⸗ 
halb beſchäftigt ſich auch dieſer Geſetzentwurf ſehr 
ſtark mit der Not der Landwirtſchaft und legt be⸗ 
ſonderen Wert darauf, durch die vorgeſchlagene 
Aenderung des Gewerbeſteuergeſetzes die beſon⸗ 
ders großen Härten gerade dieſes Geſetzes zu be⸗ 
ſeitigen. 

Wenn uns nun, wie ich annehme, vorgehalten 
werden wird, daß es nicht richtig iſt, Geſetzesan⸗ 
träge einzubringen, für die keine Deckung vorhan⸗ 
den iſt, ſo hat die Deutſchnationale Volkspartei 
dieſe Erwägungen ſelbſtverſtändlich, und zwar 
ſehr gründlich angeſtellt. Sie glaubt, daß die 
Deckung für die durch den Geſetzentwurf herbei⸗ 
geführten Steuerausfälle mit aller Sicherheit 
vorhanden iſt, und zwar dadurch, daß durch Valo⸗ 
riſation der Zölle die Zolleinnahmen auch für 
Danzig höher ſein müſſen. Bei den guten Be⸗ 
ziehungen, die die Linksregierung mit Polen zu 
haben behauptet, wird ſie es ja wohl als vollkom⸗ 
men ſelbſtverſtändlich betrachtet haben, ſchon vor 
längerer Zeit über die Erhöhung der Danziger 
Zolleinnahmen infolge der Zollvaloriſation in 
Verhandlungen mit Polen eingetreten zu ſein. Es 
wird ihr ja auch bei ihren bekannten guten Be⸗ 
ziehungen zu Polen ein leichtes ſein, dieſe Bezie⸗ 
hungen zum Wohle Danzigs ſo zu führen, daß 
die Danziger Zolleinnahmen ſtark erhöht werden. 
Wir erwarten, daß uns die Regierung über dieſe 
Erhöhung der Zolleinnahmen ſchon jetzt eine klare 
und erfreuliche Auskunft geben kann. Wir möch⸗ 
ten zu Ehren der neuen Regierung annehmen, 
daß ſie nicht fo a gehandelt hat, daß fie in 
dieſer wichtigen Frage das notwendige Intereſſe 
noch gar nicht zugewandt hat. Wir müſſen es auch 
als fahrläſſig und im Intereſſe des Staates als 
durchaus abwegig bezeichnen, wenn dieſe Ver⸗ 
handlungen nicht ſchon jetzt zu einem ſolchen Er⸗ 
gebnis gebracht ſein ſollten, daß ſie bereits abge⸗ 
ſchloſſen ſind oder dem Abſchluß nahe ſtehen. 

Man bann jedenfalls mit aller Beſtimmtheit 
und ohne Uebertreibung behaupten, daß die be⸗ 
vorſtehende Erhöhung der Zolleinnahmen aus 
der Valoriſierung den Steuerausfall, der infolge 
des Urantrages der Deutſchnationalen entſteht, 
mehr als decken muß. (Abg. Kloſſowſki: Woher 
kaufen Sie Ihren Leim?) Ich frage nicht, wo Sie 
Ihre Gebühren beziehen. Ueberlaſſen Sie den 
den Leim mir. Sie brauchen ja auf dieſen Leim 
nicht zu gehen. ( Heiterkeit.) Die Deckungsfrage 
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kann alſo, wie ich nochmals ausdrücklich betonen 


möchte, in keinem Fall ausſchlaggebend und 
ſchwierig ſein. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) 
Quetſchen Sie ſich ruhig aus! 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte bitten, 
den Redner nicht zu unterbrechen. (Abg. Beyer: 
Er lieſt ab!) 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): Ich werde 
von Ihnen lernen und mich für die Zukunft eben⸗ 
jo verhalten, wie Sie. — Am nun auf den Antrag 
ſelbſt kurz einzugehen, möchte ich folgendes jagen: 
Der erſte Teil unſeres Antrages beſchäftigt ſich 
mit der unbedingt notwendigen ſteuerlichen Ent⸗ 
laſtung der Landwirtſchaft. Ueber die Not der 
Landwirtſchaft auch im Freiſtaat noch ein Wort 
zu verlieren, erübrigt ſich. Die ſozialiſtiſchen Re⸗ 
gierungen Preußens und Sachſens haben dieſe 
Not reſtlos anerkannt. Auch im Freiſtaat Danzig 
dürfte es keinen ernſthaften Wirtſchaftler oder 
Politiker geben, der ſich dieſer Anſicht nicht ange⸗ 
ſchloſſen hätte. Gerade ich als Vertreter des Hand⸗ 
werks glaube hierüber ein beſonders objektives 
Urteil abgeben zu können. Immer mehr werde 
ich von meinen Berufskollegen vom Lande und 
aus den kleinen Städten über die Not der Land⸗ 
wirtſchaft informiert. Das Handwerk lernt eben 
die Not der Landwirtſchaft am ſchnellſten kennen. 

Die Veranlagung des Einkommens der nicht 
buchführenden Landwirte erfolgt auf Grund von 
ſogenannten Normen. Die Veranlagung wurde 
ohne Rückſicht auf das tatſächliche Einkommen zu⸗ 
nächſt in dem Einkommenſteuergeſetz feſtgelegt und 
mußte dann für die folgenden Jahre von den 
Steuerausſchüſſen feſtgeſetzt werden. Zu dieſem 
auf Grund der Normen errechneten Einkommen 
kommt noch der Wert der eigenen Wohnung hin⸗ 
zu und die Beſtimmung des § 24 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes, der zu den Normen noch beſtimmte 
Zuſchläge bringt, deren Aufhebung in § 11 des 
deutſchnationalen Urantrages verlangt wird. 
Dieſe Zuschläge betragen für den Steuerpflichti⸗ 
gen, deſſen Ehefrau, ſonſtige im Haushalt lebende 
Erwachſene und die im Haushalt lebenden Kinder 
über 16 Jahre bei Beſitzungen bis 50 Hektar je 
ein Gulden, von Beſitzungen von 50 bis 100 Hek⸗ 
tar 1,50 G, bei Beſitzungen über 100 Hektar je 2 
Gulden. Für die im Haushalt lebenden Kinder 
unter 16 Jahren je 0,75, 1,15, 1,50 G. Für die 
im Haushalt des Steuerpflichtigen ganz oder vor⸗ 
übergehend tätigen Dienſtboten je ein Gulden. 

Die Deutſchnationale Fraktion hat ſchon bei 
der Beratung des Einkommenſteuergeſetzes dar⸗ 
auf hingewieſen, daß dieſe Beſteuerung eine Aus⸗ 
nahmebeſtimmung gegen die Landwirtſchaft dar⸗ 
ſtellt, weil ſie ein Einkommen auch in denjenigen 
Fällen feſtſtelle, in denen der Steuerpflichtige tat⸗ 
ſächlich kein Einkommen hat. Ein ſolches Ein⸗ 
kommen wird auf Grund der Pauſchſätze einfach 
berechnet. (Zwiſchenrufe links.) Sie haben Recht. 
Es iſt beſtimmt von Hoppenrath, daß man von 
allem, was man hat, muß zahlen. Es liegt on 
Ihnen, die Sache umzuändern. — Der Landwirt 
iſt zwar in der Lage, auf Grund ordnungsmäßig 
geführter Bücher eine Beſteuerung des wirklichen 
Einkommens zu erzielen. Die Vorſchriften über 
dieſe Buchführung find aber derartig ſchwierig, 
und ihre Durchführung iſt ſo kompliziert, daß der 
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mittlere und kleine Landwirt praktiſch gar nicht 
in der Lage iſt, eine ſolche ordnungsmäßige Buch⸗ 
führung einzurichten. Infolgedeſſen wirkt ſich 
das Geſetz bei der Beſteuerung der nichtbuchfüh⸗ 
renden Landwirte auch jetzt noch als Ausnahme⸗ 
beſtimmung aus. Die Deutſchnationalen haben 
ſchon bei der Beratung des Geſetzes dieſe Aus⸗ 
nahmebeſtimmungen mit aller Energie bekämpft. 
Die damalige Linksregierung, die genau ſo zuſam⸗ 
mengeſetzt war wie die heutige, hat die Anträge 
der Deutſchnationalen abgelehnt. (Zuruf Tints.) 
Ich lag damals auch nicht mehr in den Windeln 
und habe damals auch gelebt, genau wie Sie. 
Auch die Steuerausſchüſſe können nur im Wege 
beſonderer Billigkeitsbeſtimmungen in beſonderen 
Fällen helfen. (Abg. Loops: 
Rechtsregierung das nicht durchgeführt?) Wir 
wollten Ihnen das überlaſſen. Immer nach 
Ihnen! (Abg. Loops: Falſche Beſcheidenheit!) 
Sie können auch die Pauſchſätze nicht zu niedrig 
feſtſetzen, weil ſie nach dem Geſetz vom Verwal⸗ 
tungsgericht diktiert werden. 

Jede Beſteuerung nach feſten Pauſchſätzen, die 
den Gegenbeweis praktiſch nicht zuläßt, wie hier, 
iſt eine Ausnahmebeſtimmung und die größte Un⸗ 
gerechtigkeit. Wenn die Deutſchnationalen in dem 
vorliegenden Antrag nun nicht die Aufhebung 
der geſamten Pauſchſatzbeſteuerung der Landwirt⸗ 
ſchaft verlangen, ſo ſtehen wir auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Landwirtſchaft zu den Steuern her⸗ 
angezogen werden muß. (Seit wann? links.) Sie 
will auch zu den Steuern herangezogen werden. 


(B) (Zurufe links.) Darf ich fragen, wer dort aus der 


linken Ecke Steuern zahlt? Ich glaube, es wer⸗ 
den ganz wenige ſein. (Abg. Brill: Sie wiſſen 
das doch von den Krankenkaſſenbeiträgen!) Mei⸗ 
ner iſt immer pünktlich da. — Die Landwirtſchaft 
will und muß zu den Laſten des Staates in ent⸗ 
ſprechender Weiſe beitragen. Sie kann aber ver⸗ 
langen, daß dies in derſelben Weiſe geſchieht, wie 
bei den anderen Berufsgruppen, die ebenfalls 
dann keine Einkommenſteuer bezahlen, wenn ein 
Einkommen nicht da iſt. Die Aufhebung des 8 24 
erſcheint unbedingt notwendig, weil gerade dieſe 
Beſtimmung den wirtſchaftlich Schwachen, na⸗ 
mentlich den kleinen und mittleren Landwirt am 
ſtärkſten trifft. (Sie müſſen nicht ſo ſchnell leſen! 
links.) Wie unſinnig iſt es, wenn man folgenden 
Fall überlegt. Ein Grundſtück auf der Höhe von 
3 Hektar, das natürlich nicht eine Familie ernäh⸗ 
ren kann, gleichwohl ein Einkommen von 1900 
Gulden errechnet wird, wenn, wie es heute vor⸗ 
kommt, die Eheleute mit zwei Kindern über 16 
Jahre und 3 bis 4 Kindern unter 16 Jahre leben. 
Jeder Einſichtige weiß, daß ein ſolcher Ertrag 
doch gar nicht erzielt werden kann und daß die 
Leute durch zeitweiſe Annahme von Arbeit oder 
ſonſtige Nebenbeſchäftigung dieſen Betrag erzie⸗ 
len müſſen. Gleichwohl rechnet das Geſetz ſolchen 
bedauernswerten Menſchen zahlenmäßig und un⸗ 
ter vollkommener Verbennung der Wirklichkeit ein 
derartiges Einkommen aus. (Er bezahlt doch aber 
nicht! links.) i Au 

Auch auf dem Gebiete der Vermögensbeſteue⸗ 
rung halten die Deutſchnationalen Abänderun⸗ 
gen für unbedingt notwendig, wie ſie im § 2 des 


Warum hat die 
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Geſetzes vorgeſchlagen ſind. Ich kann mich wohl 
der Einfachheit halber auf dieſen Paragraphen 
beziehen. Der Gedankengang, m. D. u. H., der zu 
dieſem Vorſchlag geführt hat, iſt folgender: Die 
Vermögensſteuer nimmt an und für ſich keine 
Rückſicht darauf, ob ſie aus der Subſtanz oder aus 
Einnahmen bezahlt wird, was oft der Fall iſt. 
Kommt es vor, daß in einem Jahr die Einnahme 
des Steuerpflichtigen ſo gering iſt, daß die Ver⸗ 
mögensſteuer aus der Subſtanz gezahlt werden 
muß, ſo muß dieſe Tatſache dieſen Menſchen ſtark 
drücken. Wenn der Fall eintritt, wie es in den 
letzten Jahren war, daß die Vermögensſteuer jah⸗ 
relang von der Subſtanz genommen wird, ſo muß 
das zu einem Ruin führen. Die Leute werden 
geſchwächt, wenn ſie nicht zu Grunde gehen. Die 
Eigenart des landwirtſchaftlichen Betriebes, ins⸗ 
beſondete die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im 
Freiſtaat Danzig, bringen es mit ſich, daß die 
Landwirtſchaft ſchwerer als die meiſten anderen 
Berufe an einer ſolchen Verringerung der Sub⸗ 
ſtanz leiden und infolgedeſſen ſchneller zugrunde 
gehen müſſen. Beſonders ſcharf wirkt ſich dieſe 
Beſtimmung bei den kleinen Landwirten aus. 
Aus dieſem Grunde ſoll das Vermögensſteuerge⸗ 
ſetz eine Billigkeitsbeſtimmung enthalten, die die 
Steuerausſchüſſe in die Lage verſetzt, ebenſo, wie 
bereits im Einkommenſteuergeſetz, beſondere 
Gründe zugunſten des Steuerpflichtigen derart zu 
berückſichtigen, daß er ganz oder teilweiſe auf An⸗ 
trag von der Vermögensſteuer freigeſtellt werden 
kann, und zwar aus den Gründen, wie fie im 8 2 
angeführt worden ſind. Ich betone ausdrücklich 
das Wort „kann“, weil dadurch beſonders hervor⸗ 
gehoben werden ſoll, daß nur in Fällen wirklicher 
Not von dieſer Kannvorſchrift Gebrauch gemacht 
werden ſoll. (Zuruf des Abg. Dinklage.) Auch 
da rauf komme ich noch zu ſprechen, Herr Dinklage. 
Ich bin jahrelang Mitglied eines Steueraus⸗ 
ſchuſſes und wir haben uns immer auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß politiſche Rückſichten vollkom⸗ 
men in den Hintergrund zu rücken ſind. Das iſt 
auch von dem Steueramt anerkannt worden. 
Ebenſo habe ich mich mit Herren vom Lande un⸗ 
terhalten, die auch im Steuerausſchuß ſind und 
die haben beſtätigt, daß es bei ihnen in derſelben 
Weiſe gehandhabt wird. Allerdings höre ich hier 
aus Zurufen, daß es wohl auch Leute geben dürfte, 
die anders denken. (Zwiſchenrufe.) Es iſt auch da⸗ 
für geſorgt, wenn derartige Geſichtspunkte auf⸗ 
tauchen, daß die Steuerämter denen in energi⸗ 
ſcher Weiſe Widerſtand entgegenſetzen. 

Die beſonders ſtarke Vermögensſteuerveranla⸗ 
gung und die hohen Reſte derſelben für die zurück⸗ 
liegende Zeit machen es nach unſerer Anſicht not⸗ 
wendig, hier eine gewiſſe Rückwirkung eintreten 
zu laſſen. (Zuruf des Abg. Plenikowfki.) Ihnen 
werden ja die 10 Prozent bei der Gehaltszahlung 
abgezogen. — Wir rechnen mit Beſtimmtheit dar⸗ 
auf, daß ſich der Steuerausſchuß mit all dieſen 
Fragen eingehend beſchäftigen wird. Wir behal⸗ 
ten uns vor, ſobald wir die Anſicht der Regierung 
zu dieſer Frage gehört haben, Abänderungs⸗ oder 
Ergänzungsanträge gerade für dieſe Beſtimmung 
zu ſtellen, die auch der Beſteuerung des kleinen 
und ſchwachen Hausbeſitzes zugute kommt. 
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Ich habe ſchon vorhin erwähnt, daß das Ge⸗ 
werbeſteuergeſetz infolge ſeiner eigenartigen 
Struktur und ſeiner rohen Veranlagungsweiſe 
dasjenige Geſetz iſt, das von Gewerbetreibenden 
allet Art als beſonders hart und drückend emp⸗ 
funden wird. Da Gewerbeſteuer bezahlt werden 
joll, auch wenn keine Einnahmen vorhanden ſind, 
müſſen ſich dieſe Beſtimmungen in den Zeiten 
wirtſchaftlichen Niederganges beſonders ſtark und 
ungünſtig auswirken. Hier bann binnen kürzeſter 
Zeit eine Vernichtung der Exiſtenz oder eine 
Lahmlegung der Betriebe eintreten. Polen da⸗ 
gegen gewährt ſeinen wirtſchaftlichen Betrieben 
an Gdingen zehnjährige Gewerbeſteuerfreiheit, 
(Hört, hört! rechts) um die Wirtſchaft erſt einmal 
zu feſtigen. Ich möchte Ihnen die übereinſtim⸗ 
mende Anſicht der Wirtſchaft ſagen, die dies Ge⸗ 
ſetz als ganz beſonders reformbedürftig bezeichnet. 
Um hier zunächſt Abhilfe gerade im Intereſſe des 
kleinen Mannes und der wirtſchaftlich ſchwachen 
Unternehmungen zu ſchaffen, verlangt der § 3 des 
Geſetzes, daß in Fällen, in denen eine natürliche 
Perſon oder eine Körperſchaft keine Einkommen 
hat, auch keine Gewerbeſteuer erhoben werden 
Darf. Es wird ferner Fälle geben, in denen die 
Einnahmen ſo gering ſind, daß die Gewerbeſteuer 
das Beſtehen der Betriebe bedroht, oder zum min⸗ 
deſten ſtark ſchädigt. Hier ſoll die Billigkeitsbe⸗ 
ſtimmung nach § 3 Abſatz 3 Abhilfe ſchaffen. 

Der Hauptzweck des ganzen Geſetzes iſt, daß es 
beſchleunigte Geſetzeskraft erlangt, ſo daß die 
ſchwebende Steuerveranlagung ſchon nach dieſen 
Vorſchriften bewirkt werden kann. Wir beantra⸗ 
gen Ueberweiſung an den Ausſchuß, in dem noch 
eine Reihe von Fragen erörtert werden muß, die 
wir jetzt noch nicht anſchneiden wollen, weil wir 


die Anſicht der Regierung nicht kennen. (Bravo! 


Gebiete gezeigt haben, zu beſeitigen. 


rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Als aufrich⸗ 
tiger Politiker und Volksvertreter muß man ſa⸗ 
gen, daß einen das Gebaren der Parteien in die⸗ 
ſem Hauſe direkt anekelt. (Stimmt! rechts.) Das 
gilt auch für Sie, m. H. von rechts! Wenn Sie in 
der Regierung ſitzen, führen Sie das durch, was 


die Sozialdemokraten geſchaffen haben. Sitzen die 


Sozialdemokraten in der Regierung, führen ſie 
das durch, was die Deutſchnationalen ſelbſt ge⸗ 
ſchaffen haben. Eine ekelhaftere Politik kann ich 
mir überhaupt nicht vorſtellen. Wenn Sie (nach 
rechts) es ehrlich meinten, wäre es Ihre Aufgabe 
geweſen, die Mißſtände, die ſich auf ſteuerlichem 
Aber da 
führten Sie das durch, was die Regierung der 
Rettung beſchloſſen hatte. Wir haben in jedem 
Fall mitgemacht, wenn es galt, das Los der Ar⸗ 
beiter und der Kleingewerbetreibenden zu er⸗ 
leichtern. Wir haben Anträge zu Vermögens⸗ 
ſteuern vorgelegt, die das Vermögen bis 30 000 
Gulden frei laſſen ſollten. Sie haben es abge⸗ 
lehnt. In bezug auf die Einkommenſteuer haben 
wir Ihnen Wege gezeigt, wie man die Klein⸗ 
bauern, den Mittelſtand und die Arbeiterſchaft 
entlaſten kann. Aber da haben Sie dagegen ge⸗ 
ſtimmt, und haben dieſe Anträge abgewürgt, weil 
Sie in der Regierung ſaßen und das Geld ge⸗ 
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brauchten. Die Sozialdemoktaten ſtanden damals 


in der Oppoſition und unterſtützten unſe re An⸗ 
träge. Als ſie aber in der Regierung ſaßen, haben 
ſie ſie abgelehnt. Daraus geht hervor, daß Sie 
mit allen Mitteln beſtrebt ſind, gleichviel wer an 
der Krippe ſitzt, den kapitaliſtiſchen Staat zu be⸗ 
feſtigen und ihn auszubauen. Dieſer kapitaliſti⸗ 
ſche Staat kann aber nur auf Koſten der Ausge⸗ 
beuteten und der Arbeiterſchaft erhalten werden. 

Wenn Herr Abg. Bertling von Härten des 
Geſetzes ſpricht, ſo will ich ihn einmal fragen, was 
er unter Härten gegenüber der Arbeiterſchaft ver⸗ 
ſteht. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Wir 
haben uns beiſpielsweiſe jetzt des öfteren mit dem 
Steueramt inbezug auf Rückzahlung von Steuern 
in Verbindung geſetzt. Es ſind Arbeiter, die bei 
einem Verdienſt von 970 Gulden im ganzen Jahr 
60 Gulden Steuern bezahlt haben. Das macht 
auf das Jahr umgerechnet bei einem Stundenlohn 
von 1 Gulden ungefähr 160 Gulden Steuern das 
Jahr aus. Das bezahlt niemand aus Ihrer 
Klaſſe, es ſei denn, daß er mindeſtens über 1000 
Morgen guten Bodens verfügt. Beiſpielsweiſe 
Herr Ziehm, ein Mann Ihrer Kreiſe, hat einen 
Grundbeſitz von über tauſend Morgen beſten Bo⸗ 
dens. Er zahlt das ganze Jahr 300 G Steuern. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das iſt etwa 
noch einmal ſo viel, wie der Arbeiter bezahlt, der 
das ganze Jahr hindurch über 1800 Gulden ver⸗ 
dient. (Abg. Karkutſch! Welche Steuer iſt das?) 
Die Einkommenſteuer. (Abg. Liſchnewſti: Der hat 
keine Kinder und keine Frau!) Außerdem iſt er 
Junggeſelle. (Wer? rechts.) Herr Ziehm aus 
Ließau! Vielleicht hat er noch ein halbes Dutzend 
Wirtſchafterinnen, das kann man ihm ſchon zu⸗ 
trauen. 

Ebenſo verhält es ſich bei der Einkommenſteuer 
mit dem Abzug vom Lohn. Schon immer haben 
wir erklärt, daß es ein Ausnahmegeſetz gegen die 
Arbeiterſchaft iſt, wenn man ihr zehn Prozent 
vom Lohn abzieht. Nach Artikel 73 unſerer Ver⸗ 
faſſung darf kein Ausnahmegeſetze geſchaffen wer⸗ 
den. Sie ſetzen ſich aber mit einer Handbewegung 
darüber hinweg und erklären, der kapitaliſtiſche 
Staat gebrauche es, er müſſe es haben. Wenn aus 
der Haut des Arbeiters Riemen geſchnitten wer⸗ 
den, was geht es Sie an! Sie ſtellen ſich hier hin 
und glauben, die Arbeiterſchaft mit Reden beſof⸗ 
fen machen zu können. Auch für Sie, m. H. So⸗ 
zialdemokraten, wird die Stunde ſchlagen, wo die 
Arbeiterſchaft erkennt, wie Sie mit ihr Schind- 
luder treiben. Sie ſagten vorhin, wir würden 
ſchwächer und Sie ſtärker. Sehen Sie ſich die Li⸗ 
berale Fraktion an, und nehmen Sie ſich ein Bei⸗ 
ſpiel an ihr. Infolge ihrer Wankelmütigkeit hat 
ſie es dahin gebracht, daß ſie heute am Boden 
liegt. Bei Ihnen (nach links) ſind dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen auch gegeben. Diejenigen in Ihren 
Kreiſen, die dort die Intereſſen der Arbeiterſchaft 
vertreten, werden an die Wand gedrückt. Das 
ſieht man bei den Abg. Mau, Schmidt und Leu. 
(Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Wir willen Beſcheid, 
Herr Kloſſowſki, wir haben auf dieſem Gebiet Er⸗ 
fahrungen. Wenn die Regierung platzt, dann 
ſteht hier nicht ein Kamnitzer und redet, dann 
ſteht hier nicht ein Spill oder Gehl, ſondern dann 
werden Mau und Schmidt vorgeſchickt. Die ſollen 
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den Laden ſchmeißen und ihn wieder in Schwung daß Ihre Steuerlaſt ermäßigt wird. Wenn Sie 


bringen. Uns können Sie nicht ein X für ein U 
machen, wir wiſſen Beſcheid, wohin der Karren 
geht. i 

Huf Grund dieſes Antrages werden wir wie⸗ 
der Anlaß nehmen, Ihnen unſere Vorſchläge vor⸗ 
zutragen. Die Forderungen der Arbeiterſchaft 
gehen dahin, daß der zehnprozentige Lohnabzug 
abgeſchafft wird. Wir wollen nicht, daß die Ar⸗ 
beſterſchaft immer mehr ausgebeutet wird. Wenn 
nun die Arbeiterſchaft gezwungen iſt, wie ich vor⸗ 
hin gezeigt habe, die Laſten des Staates zu tra⸗ 
gen, jo iſt das eine Ungehörigkeit, noch dazu, wenn 
Sozialdemokraten in der Regierung ſitzen. Wir 
verlangen, daß der Vorkriegszuſtand wieder her⸗ 
beigeführt wird. Da war es nicht nur den Bour⸗ 
geois und den Agrariern gegeben, ſich ſelbſt einzu⸗ 
ſchätzen, ſondern auch der Arbeiterſchaft, wenn 
auch nur in beſchränktem Maße. Wir wiſſen ja, 
daß der Arbeitgeber geſetzlich gezwungen war, an⸗ 
zugeben, was der Arbeiter verdient hatte. Das 
darf auch nicht wieder in Erſcheinung treten. Wer 
zwingt die Agrarier und die Großinduſtriellen, 
das anzugeben, was ſie tatſächlich verdient haben? 
(Abg. Plenikowſki: Ihr Gewiſſen!) Auf Grund 
ihrer Finanzgebarung und ihrer Finanzen iſt es 
ihnen leicht, den Staat zu betrügen. Nicht nur 
heute, ſondern auch in aller Ewigkeit werden ſie 
davon Gebrauch machen. Wenn erſt die Arbeiter⸗ 
ſchaft die Macht in den Händen hat, wird ſie mit 
dem Betrug aufräumen, der dem Staat gegenüber 
dauernd begangen wird. Es wurde hier geſagt, 
daß mit der Erhöhung der Zölle zu rechnen iſt. 
Bei dem wenigen Verdienſt iſt die Arbeiterſchaft 


ſchon heute nicht in der Lage, ſich das Notwendige 


anſchaffen zu können. Um ſo weniger wird ſie es 
können, wenn durch die Zölle die Lebensmittel 
und Bedarfsartikel noch teurer werden. Deshalb 


müſſen wir ganz energiſch verlangen, daß die 


Steuerlaſten von den Arbeitern genommen wer⸗ 
den, ebenſo von den kleinen Gewerbetreibenden 
und Kleinbauern. 

Wenn Sie, Herr Abg. Bertling, ſich hierher: 
ſtellen und die Not der kleinen Bauern ſchildern, 
dann wollen Sie in erſter Linie, daß Ihr Geld in 
Sicherheit kommt. Sie wollen vor allen Dingen, 


es ehrlich meinten, hätten Sie genug Gelegenheit 
gehabt, dem kleinen Manne zu helfen. Wenn Sie 


nur gut dabei abſchneiden, laſſen Sie den Land⸗ 


proleten, den kleinen Bauern, verrecken, genau 
ſo, wie das Stadtproletariat und die kleinen An⸗ 
geſtellten. Alſo, ich ſtelle feſt, daß Ihr Antrag 
tatſächlich in dieſem Falle Agitation bedeutet, 
und daß Sie nur Ihre Kataſtrophenpolitik, die 
Sie ſo lange getrieben haben, wieder ein bißchen 
auffriſchen wollen. Das wird Ihnen aber nicht 
gelingen. Die letzte Wahl hat bewieſen, daß die 
Arbefterſchaft in den ländlichen Bezirken aufge⸗ 
wacht iſt. Wenn Sie es jo weiter treiben, dann 
wird die nächſte Wahl noch ganz anders aus⸗ 
fallen. Aber auch Sie ſind (zu den Sozialdemo⸗ 
kraten) Stützen des kapitaliſtiſchen Staates. Die 
nächſte Wahl wird auch mit Ihnen abrechnen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung tft ges 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſe 
Vorlage, Druckſache Nr. 66, dem Steuerausſchuß 
zu überweiſen. Ich höre keinen Widerspruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. Wegen der vorgerückten Zeit 
möchte ich vorſchlagen, daß ſich das Haus jetzt ver⸗ 
tagt. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt fo be⸗ 
ſchloſſen. In Anbetracht der fleißigen Arbeit, die 
das Haus heute geleiſtet hat, möchte ich vorſchla⸗ 
gen, nicht, wie im Aelteſtenausſchuß vereinbart 
wurde, morgen zu tagen, ſondern am nächſten 
Mittwoch, den 21. März, nachmittags 9,30 Uhr. 
Ich ſchlage folgende Tagesordnung vor: 

1. Erſte Beratung eim je . D h 

Ber mehr Geſetzes betr. Beibehaltung 

. NET eImes N { \ 

3. Erste Wera eines We eee beg Errich 

dung von Arbeitnehmerausſchüſſen, Druckſache 


Nr. 75. 
4. Beſprechung der Regierungserklärung. 
Außerdem möchte ich für den Herrn Präſiden⸗ 
ten um die Erlaubnis bitten, noch . 
auf die Tagesordnung zu ſetzen, falls es erforder⸗ 
lich erſcheint. Ich Höre keinen Widerspruch, es it 


ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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14. Sitzung. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 

Sahm; Senator Dr. Wiercinſti; Staatsräte Claa⸗ 
ßen, Lademann, Scheunemann; Oberregierungs⸗ 
räte Brieſewitz, Dr. Grentzenberg, Dr. Hemmen; 
Oberpoſtrat Dr. Eppich. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 14. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe ich 
noch einige geſchäftliche Mitteilungen 
zu machen. Der Herr Abg. Dr. Heinemann hat 
Urlaub bis zum 30. März beantragt. Ich höre 
D feinen Widerſpruch, der Urlaub iſt genehmigt. 

Der AUnterſuchungsausſchuß jest ſich aus fol⸗ 
genden Herren zuſammen: Abg. Mau, Brill, Klin⸗ 
genberg, Loops, Weber, Plettner, Fooken, Dr. 
Ziehm, Dr. Bogdan, Karkutſch, Philipſen, Du⸗ 
mont, Friedrich, Neubauer, Schilke, Liſchnewfki, 
Frau Richter. Vorſitzender des Ausſchuſſes iſt der 
Herr Abg. Liſchnewſki. Nach der Vereinbarung iſt 
ſtellvertretender Vorſitzender der Herr Abg. 
Fooken. 

Bezüglich der Tagesordnung habe ich im Auf⸗ 
trage des Aelteſtenausſchuſſes vorzuſchlagen, daß 
der Nachtrag Punkt 1 a, der den Herren Abgeord⸗ 
neten zugegangen iſt, vorweg behandelt werden 
werden ſoll. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Ich möchte weiter vorſchlagen, daß die Tages⸗ 
ordnung dahin umgeſtellt wird, daß Punkt 9, Be⸗ 
ſprechung der Regierungserklärung, alſo der Er⸗ 
klärung des Finanzſenators über die Finanzlage, 
mit Punkt 2, erſte Beratung eines vorläufigen 
Haushaltsgeſetzes für 1928, verbunden wird. Beide 
Punkte ſtehen in unmittelbarem Zuſammen⸗ 
hang. (Widerſpruch links.) Das iſt doch ganz klar. 
Wenn wir über das vorläufige Haushaltsgeſetz 
Beſchluß faſſen wollen, ſo müſſen wir dabei die Fi⸗ 
nanzlage erörtern. Ich glaube, wir ſind dies der 
Bevölkerung auch ſchuldig. Die Bevölkerung war⸗ 
tet darauf, die Meinung der Parteien Zu der Er⸗ 
klärung über die Finanzlage zu hören. Ich wieder⸗ 
hole, es hängt beides miteinander zuſammen; es 


{C) 
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würde nach meiner Auffaſſung unlogiſch ſein, 


wenn man die Beſprechung der Regierungserklä⸗ 
rung über die Finanzlage hinausſchieben und das 
vorläufige Haushaltsgeſetz ohne weiteres zur Ver⸗ 
abſchiedung bringen würde. Ich bin aber im Na⸗ 
men meiner Partei damit einverſtanden, daß das 
vorläufige Haushaltsgeſetz heute in den Ausſchuß 
geht. Wir werden Ihnen keine Schwierigkeiten 
machen, wie lange auch die Erörterung über die 
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beendet wird oder nicht, wir ſind damit einver⸗ 


A) Regierungserklärung dauern mag, ob fie heute tung 
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(Abg. Gehl: Das wollen wir auch nicht!) Dann 


ſtanden, wenn dieſer Geſetzentwurf heute am ſind wir einverſtanden. 


Schluß der Sitzung verabſchiedet und in den Aus⸗ 


Präfident: Der Vorſchlag geht dahin, als 


ſchuß geſandt wird. Ich glaube, daß nach dieſen Punkt 1 die Aufhebung der Disziplinanverfahrens 
Ausführungen kein Grund vorliegen könnte, die gegen Herrn Dr. Blavier zu nehmen und als 
Beſprechung der Regierungserklärung nicht mit Punkt 2 das Wohnungsbaugeſetz. Dann ſollen die 


der Beſprechung über das vorläufige Haushalts⸗ 
geſetz zu verbinden. 


Punkte 1,2 und 3 mit Punkt 9 der Tagesordnung 
verbunden werden. Widerſpruch erhebt ſich nicht. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung Das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe jetzt Punkt 


hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich würde mich 
mit dem Vorſchlag des Herrn Dr. Ziehm einver⸗ 
ſtanden erklären, wenn er ſeine Zuſtimmung dazu 
gibt, daß die erſten drei Punkte der Tagesordnung 
heute in den Ausſchuß gehen und ebenſo das Woh⸗ 
nungsbaugeſetz noch behandelt wird. Ich hoffe, 
daß die Deutſchnationale Fraktion zuſtimmt, daß 
die Tagesordnungspunkte 1, 2, 3 heute in den 
Ausſchuß gehen und ebenſo Punkt 4 behandelt 
wird. Dann könnten die erſten drei Punkte mit 
Punkt 9 der Tagesordnung verbunden werden. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (Dat.): Ich habe 
geſtern im Aelteſtenausſchuß darauf hingewieſen, 
daß die Deutſchnationale Volkspartei der dritten 
Beratung des Wohnungsbaugeſetzes heute wider⸗ 
ſprechen würde. Ich erkläre mich aber namens der 
Fraktion damit einverſtanden, daß die zweite Be⸗ 
ratung des Wohnungsbaugeſetzes heute erledigt 
wird, und zwar in derſelben Weiſe wie das vor⸗ 


(B) läufige Haushaltsgeſetz, das heißt in zweiter Be⸗ 


ratung. Ich glaube, das entſpricht dem Vorſchlage 
des Herrn Abg. Brill. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
daß das Wohnungsbauabgabengeſetz vorweg be⸗ 
handelt wird und dann die übrigen Punkte ſo wie 
Herr Dr. Ziehm vorgeſchlagen hat. (Abg. Dr. 
Ziehm: Nur zweite Leſung!) Jawohl! (Abg. Dr. 
Ziehm: Ich bin damit einverſtanden!) d 
Präſident: Der Herr Abg. Dr. Ziehm hat be⸗ 
antragt, Punkt 2 mit Punkt 9 der Tagesordnung 
zu verbinden. Leider ſind keine Anträge einge⸗ 
laufen. Die Parteien können das nicht nur unter 


| 


ich abmachen. (Abg. Brill: Ich beantrage, daß die 


Punkte 1, 2, 3 mit Punkt 9 verbunden werden und 
daß Punkt 4 vorweg behandelt wird!) Ich laſſe 
über dieſen Antrag abſtimmen. Es iſt beantragt 
worden, die Punkte 1, 2 und 3 mit Punkt 9 zu ver⸗ 
binden, außerdem den Punkt 4 als Punkt 1 b zu 
behandeln. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Nach dem, was 
hier vorhin geſagt wurde, würde wohl die Sache 
jo ſein, daß zuerſt der Punkt 1 a, alſo der Antrag 
des Herrn Abg. Dinklage behandelt wird, dann 
Punkt 4 das Wohnungsbaugeſetz, und dann wür⸗ 
den die Punkte 1, 2, 3 mit dem Punkt 9 verbun⸗ 
den werden. 
Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 
Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bin 
mit dem Vorſchlage des Herrn Gehl einverſtanden, 
weiſe aber darauf hin, daß wir der dritten Bera⸗ 


1 


1 a auf: i 

Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Abg. Dinklage u. Gen. betr. Auf⸗ 
hebung des Disziplinarverfahrens gegen 
den Abg. Dr. Blavier. 

Druckſache Nr. 96 zu Nr. 59. Ich eröffne die 
Beſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 
auf Aufhebung des Disziplinarverfahrens anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das Büro iſt ſich nicht einig, wir müſſen auszäh⸗ 
len. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) (Abg. 


[Raſchke: Es iſt bei Beginn der Sitzung nicht ge⸗ 


tutet worden! Wir haben oben nichts gehört! Wir 
jollen wohl ausgeſchloſſen werden!) Ich ſchließe die 
Auszählung. Geſtimmt haben 53 Abgeordnete. 
Das Haus iſt ſomit beſchlußunfähig. Ich beraume 
die nächſte Sitzung auf heute 4 Uhr mit der Ta⸗ 
gesordnung von heute ein. 

Schluß der Sitzung 3 Uhr 56 Minuten.) 


15. Sitzung. 
Die Sitzung wird 4 Uhr 5 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm. N 
Präsident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 15. 
Vollſitzung und rufe auf Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung: 5 f 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Abg. Dinklage u. Gen. betr. Auf⸗ 
hebung des Disziplinarverfahrens gegen 
den Abg. Dr. Blavier. h 
Druckſache Nr. 96 zu Nr. 59. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Jantzen. 
Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): Namens der 
Deutſchnationalen Fraktion beantrage ich nament⸗ 
liche Abſtimmung. (Abg. Kloſſowfti: Donner⸗ 
wetter!) N 
Präſident: Wird der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 
annehmen wollen, eine weiße Stimmkarte abzu⸗ 
geben, die ihn ablehnen wollen, eine rote und die 
ſich der Stimme enthalten wollen, eine blaue 
Stimmkarte abzugeben. Bitte die Plätze einzuneh⸗ 
men. Die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt jetzt nicht mehr der Fall, ich ſchließe 
die Abſtimmung. Abgegeben find 56 Stimmkarten, 
das Haus iſt beſchlußunfähſg. Ich ſetze 
die nächſte Sitzung auf 4 Uhr 15 Minuten 


des Wohnungsbaugeſetzes widerſprechen. (0 


(A) 


(B) 


(Präſident) 

mit folgender Tagesordnung an: Punkt 2 
der heutigen Tagesordnung, auf der alten Dages⸗ 
ordnung Punkt 4. Zweite und dritte Beratung 
eines Geſetzentwurfs betr. Abänderung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes, dann auf der alten Tagesord⸗ 
nung die Punkte 1, 2, 3 verbunden mit Punkt 9, 
dann den Antrag, über den wir eben abgeſtimmt 
haben und ſchließlich den Reit der heutigen Tages⸗ 
ordnung. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 15 Minuten.) 


16. Sitzung. | 
Die Sitzung wird 4 Uhr 20 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 
Am Regierungstiih: Präſident des Senats 
Dr. Sahm. 
Präſident: Ich eröffne die 16. Vollſitzung. Zur 


Volkstag Danzig — 15./16. Sitzung. 


Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
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Abg. Brill ſtattgeben wollen, daß die Tagesord⸗ 


nung nach ſeinem Vorſchlag umgeſtellt wird, ſich 
von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Ich 


rufe jetzt Punkt 1 der neuen Tagesordnung auf: 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 

trag des Abg. Dinklage u. Gen. betr. Auf⸗ 
hebung des Disziplinarverfahrens gegen 

den Abg. Dr. Blavier. esta 
Drucksache Nr. 96 zu Nr. 59. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die den Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Das Büro iſt ſich leider 
nicht einig, wir müſſen zur Auszählung ſchreiten. 
Ich bitte die Herren Abgeordneten den Saal zu 
verlaſſen. Die Auszählung beginnt. (Geſchieht.) 
Ich ſchließe die Auszählung. Das Ergbnis iſt fol⸗ 
gendes: Abgegeben ſind 65 Stimmen, davon 61 


Von deutſchnationaler Seite wird beantragt, die mit ja, 3 mit nein und eine Stimmenthaltung. 
Tagesordnung umzuſtellen. Wir haben unſere Der Antrag iſt ſomit angenommen. (Wie die Kin⸗ 
Zuſtimmung dazu unter der Vorausſetzung gege⸗ der, die müſſen alles dreimal machen! links.) Ich 


ben, daß die Tagesordnungspunkte ſo, wie ſie nun 
auf die Tagesordnung geiet wurden, glatt erle⸗ 
digt werden würden. Das iſt zweimal nicht geſche⸗ 
hen. Zweimal iſt von deutſchnationaler Seite 


rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Beibehaltung der Umſatzſteuer. 
Druckſache Nr. 83. Ich eröffne die allgemeine 


der Volkstag beſchlußunfähig gemacht worden. Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
Darum können wir natürlich dem Vorſchlage des nicht vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
Präſidenten nicht folgen, die Tagesordnung jo zu dieſen Geſetzentwurf dem Steuerausſchuß 


erledigen, wie er ſie vorgeſchlagen hat. Ich be⸗ 


zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut. 


antrage vielmehr, daß als erſter Punkt der Ta⸗ Das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der 
gesordnung der Antrag Dinklage behandelt wird, ee ee ed 


als zweiter die Beibehaltung der Umſatzſteuer, als 
dritter das vorläufige Haushaltsgeſetz für das 
Rechnungsjahr 1928, als vierter die vorläufige 


Erſte Beratung eines vorläufigen Haus⸗ 
haltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1928. 
Drucksache Nr. 81. Zur Geſchäftsordnung hat 


Regelung der Bezüge der Beamten und Angeſtell⸗ das Wort der Herr Abg. Dr. Jiehm. 


ten, 5. die Abänderung des Wohnungsbaugeſetzes, 


dann die Tagesordnungspunkte in der Reihen⸗ 5 


Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
.! Nun haben Sie Ihren Wunſch durchgeſetzt, 


folge, wie wir ſie durch Einladung vom Präſidium daß der erſte Punkt erledigt iſt. Ich möchte mir 


zugeſtellt bekommen haben. 


nun noch einmal den Vorſchlag erlauben, und zwar 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das im Intereſſe der ſchnelleren Erledigung der Ge⸗ 


Wort der Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): Ich habe 
den Herrn Vorredner ſo verſtanden, daß erſtens 
der Antrag Dinklage und dann die Punkte 1, 2, 
3 zuſammen kommen ſollen. (Abg. Brill: Jeder 


ſchäfte und einer logiſchen Handhabung der Ge⸗ 
ſchäftsordnung, die Punkte ſo zu verbinden, wie ich 
es vorhin vorgeſchlagen habe, und zwar aus den 
Gründen, die ich angeführt habe. 

Präſident: Ich eröffne die allgemeine Beſpre⸗ 


Punkt für ſich allein!) Die Beſprechung der Re⸗ chung. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe 
gierungserklärung würde danach heute nicht er⸗ die Beſprechung. Der delteſtenaueſguß ao 


folgen. (Abg. Brill: Als 10. Punkt!) Dem würde vor, dieſen Geſetzentwurf de m 


ich widerſprechen. Die Tagesordnung iſt durch 
die Erklärung des Herrn Präſidenten feſtgeſetzt 
worden. (Abg. Kloſſowſki: Unter beſtimmten Vor⸗ 


aussetzungen!) Das Haus hat natürlich die Mög⸗ 3 


lichkeit, die Abänderungen der Tagesordnung mit 
Mehrheitsbeſchluß vorzunehmen. Ich lege den größ⸗ 
ten Wert darauf, daß heute die Beſprechung der 
Regierungserklärung ſtattfindet. (Abg. Dr. Bla⸗ 
pier: Machen Sie doch nicht das Haus beſchlußun⸗ 
fähig!) Wir ſind Ihnen ſoweit entgegengekommen, 
daß wir Ihnen zuſicherten, daß die Punkte 1, 2 
und 3 heute in den Ausſchuß gehen und weiter die 
zweite Beratung des Punktes 4 ebenfalls erledigt 
wird. Das waren unſere Zugeſtändniſſe, die ha⸗ 
ben wir gehalten. (Abg. Kloſſowſki: Nein!) 
Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Antrag des 


Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut, das Haus hat ſo beſchloſſen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Dr. 
iehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (Dat.): Ich habe 
einen Antrag geſtellt, über den nicht abgeſtimmt 
worden iſt. Der Antrag ging dahin, die Beratung 
des vorläufigen Haushaltsgeſetzes mit Punkt 9 
der Tagesordnung zu verbinden. 

Präſident: Herr Abg. Ziehm, ich habe den An⸗ 
trag nicht gehört. (Abg. Dr. Ziehm: Ich habe ihn 
laut von der Tribüne verkündet, das ganze Haus 
iſt Zeuge!) Sie haben den Antrag nicht geſtellt. 
(Abg. Dr. Ziehm: Ich berufe mich auf das Proto⸗ 
toll und das ganze Haus als Zeugen! Zwiſchen⸗ 
ie rechts.) Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: f 


{C) 
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(Präfident) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über eine vorläufige Regelung der Bezüge 
der Beamten und Angeſtellten mit Ruhe: 
geldberechtigung im Amt und im Ruhe⸗ 
ſtande ſowie der Hinterbliebenen von Be⸗ 
amten und Angeſtellten. f 

Druckfache Nr. 94. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nitomifi. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Ich ſehe, daß die Zentrumsfraktion nicht an⸗ 
weſend iſt. Das kann man verſtehen — ach fie 
erſcheint ja ſchon — weil gerade dieſe Frage für 
fie eine ſehr bitzlige iſt und bereits zu ernſten Dif⸗ 
ferenzen in der Zentrumsfraktion geführt hat. 

In allen zurückliegenden Kämpfen des deut⸗ 
ſchen und auch des Danziger Proletariats zeigte 
es ſich immer wieder, daß es vor allen Dingen die 
Handarbeiter waren, die als erſte in den Kampf 


Volkstag Danzig — 16. Sitzung. 


traten, ſei es in privaten oder öffentlichen Betrie⸗ 
Kämpfe 
mit den Unternehmern, mit den Gemeinden und 


ben. Ueberall hatten die Handarbeiter 


mit den Ländern als Unternehmer. Die Ent⸗ 
wicklung des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
brachte es aber mit ſich, daß auch die Kopfarbeiter 


den Kampf mit dem Unternehmertum aufnehmen 


mußten, um ihre Exiſtenz ſicher zu ſtellen, und 
daß die Kopfarbeiter dieſen Kampf auch auf⸗ 
nahmen. Dieſe Kämpfe wurden ſowohl in den 
Pripatbetrieben, z. B. im Bankgewerbe, als auch 
in den öffentlichen Staatsbetrieben der Länder, 
Gemeinden und Kreiſe geführt. Aber in dieſen 
Kämpfen trat ſofort ein ſchwerer Mangel in Er⸗ 
ſcheinung, das war das zögernde unentſchloſſene 
Verhalten der Beamten und Angeſtellten. Ich er⸗ 
innere an den großen Eiſenbahnerſtreik in 
Deutſchland im Jahre 1922, wo dieſe rieſengroße 
Bewegung zuſammenbrach, faſt ausſchließlich in⸗ 
folge des Verhaltens großer Beamtenſchichten. 
Dieſes Verhalten der Beamten und Angeſtellten 
bei den Kämpfen der Arbeiterſchaft um eine 
Beſſerſtelung der Lage der Lohn⸗ und Gehalts: 
empfänger um Erringung politiſcher Freiheiten, 
iſt für die geſamte proletariſche Bewegung gefähr⸗ 
lich. 80 Prozent aller Beamten, und das ſind in 
Danzig viele Tauſende, ja mit den Familienan⸗ 
gehörigen Zehntauſende von Wählern, gehören 
den unteren und mittleren Beamtenſchichten an, 
insbeſondere den unteren. Dieſe Gruppen ſind nach 
ihrem Einkommen und ihrer Lebenslage eine 
durchaus proletariſche Schicht. Es iſt Pflicht einer 
jeden Arbeiterpartei, für dieſe Gruppen einzu: 
treten. (Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) 
Wie kommt es aber, daß gerade die Beamten⸗ 
ſchaft faſt durchweg arbeiterfeindlich, marxiſten⸗ 
feindlich eingeſtellt iſt? Zunächſt liegt das an der 
beſonderen Stellung, die der Beamte bisher 
innerhalb des Staates einnahm. Ich ſage bisher; 
denn wir werden ſehen, daß dieſe götterähnliche 
Stellung nicht mehr vorhanden iſt, ſondern inner⸗ 
1 5 des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems von 
ahr zu Jahr mehr abnimmt. Im Gegenſatz zu 


den Handarbeitern war die Stellung der Veam⸗ 


ten bisher in den meiſten Fällen eine geſi horte. 


Selbſt die Beamten der Privatbetriebe waren 


durch langfriſtige Anſtellungsverträge, durch 
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lange Kündigungsfriſten vor plötzlicher Kündi⸗ (©) 


gung geſichert. Einen beſonderen Vorteil in dieſer 
eziehung genoſſen ſelbſtverſtändlich die Beam⸗ 
ten und Angeſtellten des Staates. Ihre Erijtenz 
war abſolut geſichert. Nur im Wege des Diszipli⸗ 
narverfahrens war eine Entlaſſung möglich. In 
ſolchen Fällen mußten ganz beſondere Vergehen 
vorliegen. Ein weiterer Vorteil der B.anren- 
ſtellung war außerdem die Verſorgungsberechti⸗ 
gung. Kein Beamter glaubte, daß ihm jemals 
dieſe Rechte genommen werden könnten, da ſie ja 
auch geſetzlich und verfaſſungsmäßig feſtgelegt 
waren. Art. 92 unſerer Danziger Verfaſſung jagt: 
„Die Beamten werden auf Lebenszeit angeſtellt, 
Soweit nicht durch die Verfaſſung oder durch ein 
Geſetz etwas anderes beſtimmt iſt. Ruhegehalt und 
e werden geſetzlich geregelt. 
Die wohlerworbenen Rechte der Beamten ſind unver⸗ 
letzlich. — — — Die Beamten können nur unter den 
geſetzlich beſtimmten Vorgusſetzungen und Formen 
vorläufig ihres Amtes enthoben entlaſſen, einſtweillig 
oder endgültig in den Ruheſtand oder in ein anderes 
Amt mit geringerem Gehalt verſetzt werden.“ 
Dieſe Garantien für die Exiſtenz enthoben den 
Beamten der Sorge um die Erwerbsmöglichkeit, 
die bei den Arbeitern täglicher Gaſt iſt. Die Vor⸗ 
rechtsſtellung der Beamten führte ſelbſt in den 
mittleren und unteren Beamtenkreiſen zu einem 
gewiſſen Kaſtengeiſt. Die Beamten fühlten ſich ab⸗ 
ſolut geſichert und keiner glaubte, daß jemals die 
ſeine Stellung ſchützenden Rechte und Geſetze be⸗ 
ſeitigt werden könnten. 
Da nahte die große Wirtſchaftskriſe 1913/14, 
die zum Weltkriege führte. Dieſer Erſchütterung 


der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft folgten weitere. Ich (D) 


erinnere zum Beiſpiel an die Inflation. Die Not 
und das Elend der Erwerbstätigen jteigerte ſich 
ins Ungeheure. Auf der einen Seite ſahen wir die 
Akkumulation des Kapitals, auf der andern 
Seite die Akkumulation des Elends. Den Beſitz 
zog man nicht im geringſten zur Deckung der 
Staatsausgaben heran. Ich erinnere an die Vor⸗ 
gänge während der Kriegszeit in Deutſchland, wo 
man nicht daran dachte, die Kriegsgewinnler zu 
beſteuern, ſondern flott darauf los immer neue 
Noten ſchuf und den Unternehmern Millionen 
und Milliarden in den Rachen warf. Auch in der 
Nachkriegszeit war es ſo. Ich erinnere an die 
Fürſtenabfindung in Deutſchland, woran ſich 
gerade die Zentrumsleute ſehr aktiv beteiligten 
und den Fürſten genug in den Rachen werfen 
konnten. Ich erinnere außerdem an den Ruhrſkan⸗ 
dal, wo man den Unternehmern 720 Millionen in 
den Rachen warf, ich erinnere an die Subven⸗ 
tionen für die Großagrarier in Deutſchland und 
teilweiſe auch hier, an die Agrarzölle, an die In⸗ 
duſtriezölle in Deutſchland, an das famoſe Zucker⸗ 
geſetz in Danzig. 

Die Arbeiter brechen unter den Laſten, die ſie 
bereits tragen, zuſammen. Jetzt ſind die Beamten 
diejenigen, deren Exiſtenz der Erhaltung der 
kapitaliſtiſchen Privatwirtſchaft, der Profitwirt- 
ſchaft, geopfert werden ſoll. Es iſt hierbei not⸗ 
wendig, auf die Stellungnahme der einzelnen 
Parteien zum Beamtentum einzugehen. Wo ſind 
all die Verſprechungen, die man den Beamten vor 


der Wahl gemacht hat, um von ihnen den Stimm: 
zettel zu erhalten? (Sehr gut!) Mit allen mög⸗ 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 
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lichen Lug⸗ und Trugkünſten ſuchen auch jetzt die tritt die Deutſchnationale Partei denn für die 


bürgerlichen Parteien die Kluft und den Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen den Verſprechungen, die ſie jahre⸗ 
lang den Beamten gegenüber gemacht, und den 
Taten, die ſie nicht haben folgen laſſen, durch 
Stillſchweigen zu überbrücken. Wir Kommuniſten 
haben durchaus keine Arſache, die Demagogie der 
Parteien, angefangen von den Deutſchnationalen 
bis herab zu den Sozialdemokraten, nicht aufzu⸗ 
decken und an den Pranger zu ſtellen. Wenn von 
der rechten Seite ein paar „ſehr gut“ Zurufe 
kommen, dann werden dieſe Leute, die Dieſe 
Zwiſchenrufe machen, bald ſehen, daß ſie gerade 
diejenigen ſind, die am meiſten gegen die Beam⸗ 
tenſchaft arbeiten. (Sehr richtig!) 

Es iſt notwendig zu jagen, daß nicht der Ar⸗ 
beiterſtaat den Beamten und Angeſtellten ihre 
Rechte rauben wird, ſondern daß dieſe Rechte von 
dem Staat geraubt werden, in dem das kapitali⸗ 
ſtiſche Wirtſchaftsſyſtem herrſcht, der von den kapi⸗ 
taliſtiſchen Unternehmern regiert wird. Wenn wir 
uns umſchauen, ſo ſehen wir, daß man heute daran 
geht, die wohlerworbenen Rechte der Beamten, 


die vor dem Kriege feſt und unerſchütterlich da⸗ 


ſtanden, durch Entlaſſungen, Zwangspenſionie⸗ 
rungen, Verſetzungen uſw. zu erſchüttern und zu 
beſeitigen. Dieſe Maßnahmen, wie auch die Sper⸗ 
rung von Neueinſtellungen ſind Erſparniſſe des 
Senats im Intereſſe der Profitſteigerung des An⸗ 
ternehmertums. Wenn einzelne Arbeiterparteien 
herkommen und jagen, ſie ſparten bei den Gehäl⸗ 
tern, um die Erwerbsloſenunterſtützung zahlen zu 
können, ſo heißt ſparen innerhalb des kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsſyſtems, ſparen im Intereſſe des 
kapitaliſtiſchen Profits. 

Eine Menge niederträchtiger Mittel und Wege 
wendet man an, die Beamten los zu werden, die 
einen einigermaßen geraden Rücken ſich erhalten 
haben. Wir haben in Danzig ſich ſolche Szenen in 
der breiteſten Oeffentlichkeit abſpielen ſehen. Der 
Volkstag mußte heute dreimal vertagt werden, 
gerade weil ſich ein derartiger Vorfall ereignete. 


Es iſt Täuſchung, dem Proletariat weiß zu 


machen, daß man den hohen Beamten mit den 
Sparmaßnahmen genau ſo trifft, wie den unteren 
und mittleren Beamten. Das iſt Lüge. Wenn ein 
hoher Beamte bei einer Bürgerblock⸗ oder Koali⸗ 
tionsregierung abgebaut wird, dann wird dieſer 
hohe Beamte ſofort in einen Aufſichtsratspoſten 
überführt, oder es werden innerhalb des Staats⸗ 
weſens Nebenämter geſchaffen, damit ſeine Exi⸗ 
ſtenz wieder geſichert wird. 

Wir Kommuniſten werden demgegenüber die 
Oeffentlichkeit immer wieder darauf hinweiſen, 
daß man durch die Sparmaßnahmen des Staates 
gegenüber den Beamten und Angeſtellten immer 
nur die unteren und mittleren Beamten trifft. 
Rückſichtslos werden wir die Art und Weiſe 
brandmarken, wie man gerade auch in Danzig mit 
dieſen Beamten Schindluder treibt. Die Deutſch⸗ 
nationale Partei hat insbeſondere immer wieder 
ihr Eintreten für die Beamtenſchaft betont. Sie 
iſt eingetreten, aber nur für die hohe Beamten⸗ 
Haft. Unſere Partei macht eine ſehr ſcharfe Diffe⸗ 
renzierung zwiſchen den Beamten der unteren und 
mittleren Gehaltsgruppen einerſeits und den 
oberen Beamten andererſeits. (Sehr richtig!) Wie 


Intereſſen der unteren und mittleren Gruppen 
ein? Sie will den oberen Beamten durch beſon⸗ 
dere finanzielle und rechtliche Vergünſtigungen 
eine genau ſo bevorzugte Stellung geben, wie ſie 
die Unternehmer ihren Direktoren und Aufſichts⸗ 
räten gegenüber den Arbeitern und Angeſtellten 
geben, und zwar auf Koſten der unteren Beamten⸗ 
ſchaft. Haben die Deutſchnationalen während 
ihrer langen Regierungszeit jemals daran ge⸗ 
dacht, den unteren Beamten ihre Gehälter ſo zu 
erhöhen, daß ſie tatſächlich vor Not geſchützt ſind? 
Sie haben neun bis zehn Jahre Zeit gehabt das 
zu tun und haben es nicht gemacht. Die Gehälter 
der unteren Beamtengruppen ſind heute noch 
hundsgemein niedrig. Noch heute werden dieſe 
Beamten, die ihr Leben lang dem Staat gedient 
haben, ohne einen Pfennig oder mit Bettelpfen⸗ 
nigen auf die Straße geworfen. Die Deutſchna⸗ 
tionalen ketten nur die oberen Beamten an ihre 
Partei, um mit Hilfe dieſer Verräter die unteren 
Beamten an ihren Parteikarren zu ſpannen. Ein 
klaſſiſches Beiſpiel dafür war das Notopfer. Man 
wußte die oberen Beamten durch Senatorenfeſſel 
an ſich zu ketten, und dieſe mußten verſuchen die 
unteren Beamten auch zur Abgabe des Notopfers 
zu zwingen. Den beſten Vorteil haben diejenigen 
gehabt, die die untere Beamtenſchaft dazu ge⸗ 
zwungen haben, dem Staat das Notopfer zu geben. 
Es iſt hier genau das gleiche unwürdige Spiel 
von den ſogenannten Vertretern der Beamten⸗ 
ſchaft im Beamtenbund gegenüber der Beamten⸗ 
ſchaft getrieben worden, wie es bei den Sozialde⸗ 
mokraten gegenüber den Arbeitern der Fall iſt. 
Die ſogenannten Beamtenvertreter im Beamten⸗ 
bund haben Senatorenſeſſel geſchnappt, wurden 
teilweiſe in höhere Gruppen eingereiht, und die 
unteren Beamten mußten ein Jahr hindurch das 
Notopfer zahlen. Genau ſo tun es heute die Sozi⸗ 
aldemokraten. Sie gehen in die Regierung hinein, 
um die Arbeiterſchaft von Lohnkämpfen abzuhal⸗ 
ten. Desgleichen ſind die Beamtenvertreter in die 
Regierung gegangen, ſie haben Senatorenſeſſel 
bekommen, nur um die Erregung der niederen 
Beamtenſchaft abzudroſſeln. Wie das wahre Ge⸗ 
ſicht der Deutſchnationalen gegenüber den Beam⸗ 
ten ausſieht, merkt man am beſten, wenn man mit 
Großagrariern auf dem Lande ſpricht. Ein genau 
ſo verlogenes Verhalten den Beamten gegenüber 
zeigt die Beamtenpartei. 

Die Zentrumspartei erwähnte in einem Flug⸗ 
blatt vor den Wahlen ihre Beamtenfreundlichkeit, 
und zwar unter Hinweis auf den Finanzminiſter 
Dr. Köhler. In einem Flugblatt ſtand: 

Herr Finanzminiſter Dr. Köhler ſagte am 11. De⸗ 
zember in Magdeburg: „Die ſofortige Beſoldungs⸗ 
reform, das heißt Gehaltserhöhung, ‚it eine abſolute 
Staatsnotwendigkeit, fie ft zwar in ihrem vollen 
Umfang micht möglich, denn ſie muß ihre Grenze fin⸗ 
den in der finanziellen Leiſtungsfähſgkeit des 
Staates.“ 

Iſt es aber der Zentrumspartei nicht bekannt, 
daß dieſer Herr für die Beamten ſo ſorgte, daß ſie 
auf die Straße ziehen mußten, um ihre Hunger⸗ 
gehälter aufzubeſſern! Wahrlich nicht freiwillig 
hat man in Deutſchland die Beamtengehälter auf⸗ 
gebeſſert. Gewaltige Demonſtrationen und Kund⸗ 
gebungen, die mit einer ſeltenen Geſchloſſenheit 
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den einmütigen Willen der Beamtenſchaft kund⸗ 
taten, für ihre Sache einzutreten, erwieſen vas 
e wachende Klaſſenbewußtſein in den unteren und 
mittleren Beamtenſchichten, ſie zeigten, daß ſie es 


ſatt hatten, ſich durch die Verſprechungen der Par⸗ 


teien immer wieder hinhalten zu Tafjen. Wiſſen 
Sie m. H. vom Zentrum, wie Herr Dr. Köhler ſich 
zu dieſen Kundgebungen äußerte? Er ſagte wört⸗ 
lich: 


Ich weiß gar nicht was dieſe hyſteriſchen Kund⸗ 
gebungen ſollen, die in dieſem Jahr ſtattgefunden 
haben. 

(Hört, hört! bei den Kommunisten!) Wir Kom⸗ 
muniſten hoffen, daß dieſe Handlungsweise der 
Zentrumsführer auch die Beamten die bisher dem 
Zentrum nachgelaufen ſind, aus ihrer bisherigen 
Duldſamkeit herausfinden läßt. Es iſt bekannt, 
daß gerade wegen dieſes Geſetzes innerhalb der 
Zentrumspartei ſehr ſcharf gekämpft wird. Es 
war ja doch nur Theater, wie alles Theater iſt, 
was von den bürgerlichen Parteien aufgeführt 
wird, denn ſchließlich muß doch Rektor Weiß dieſes 
Geſetz ſeinen Kollegen gegenüber vertreten. Es 
iſt bekannt, daß Rektor Weiß nur deshalb einge⸗ 
willigt hat, daß dieſe 
ſtande kam, weil er auf einen Schulratspoſten 
reflektierte, und er annehmen mußte, daß eine 
Rechts regierung ihm dieſen Poſten nicht mit der⸗ 
ſelben Sicherheit gewährleiſtet hätte wie eine 
Koalitionsregierung. Das iſt bezeichnend für dieſe 
Art von Beamtenvertretern in den bürgerlichen 
Parteien, einer korrupter wie der andere! In 
Wirklichkeit vertreten ſie nicht Beamtenintereſſen, 
ſondern ihre eigenen. Aber auch die S. P. D. über⸗ 
bietet ſich mit den bürgerlichen Parteien im ge⸗ 
meinſamen Kampf gegen das Beamtentum. Herr 
Severing war es, der in Danzig vor den Wahlen 
erklärte: 

Schon im alten Deutſchland trat die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei für eine gute Bezahlung der Beam⸗ 
ten ein, weil ſie das gleiche für die Arbeiter und 
Angeſtellten erſtrebte. Die Beamtenſchaft darf jedoch 
micht Selbſtzweck werden, deshalb müſſen überflüſſige 
Funktionen abgebaut werden, damit die notwendigen 
Beamten beſſer bezahlt werden können. 

Gerade die untere und mittlere Beamtenſchaft 
hat der Sozialdemokratiſchen Partei bei den 
Wahlen ihre Stimme gegeben, hoffend, daß man 
dieſen Worten Severings auch die Taten folgen 


laſſen würde. Aber ſtatt deſſen wirft man nicht 


nur Beamte, und zwar Beamte der unteren und 
mittleren Gehaltsſtufen auf die Straße, ſondern 
den Uebriggebliebenen erhöht man nicht das Ge⸗ 
halt, wie Herr Severing das ſo ſchön zu ſagen 
wußte, ſondern im Gegenteil man reduziert es. 
Wie entrüſteten ſich die Sozialdemokraten, als die 
Beamten das Notopfer bewilligten. Sozialdemo⸗ 
kratiſche Beamtenvertreter aber waren es, die 
nicht wußten, wie ſchnell ſie dieſem Staat das 
Notopfer geben ſollten. Eine unmoraliſche Tat 
war es von der damaligen Bürgerblockregierung, 
die Beamten zu zwingen, das Notopfer zu zahlen, 
denn es waren Zwangsmaßnahmen, mit denen 
man gegen die Beamtenſchaft vorging. Eine genau 
ſo verwerfliche Tat iſt es jetzt, auch den unteren 
Beamten das Gehalt zu kürzen. Die Ausführun⸗ 
gen des Herrn Dr. Volkmann in ſeiner Etatsrede 
zeigten, daß auch die kommende neue Regelung 


Koalitionsregierung zu⸗ 


Mittwoch, den 21. März 1928. 


den Beamten nichts bringen wird, da er wörtlich (0) 


Mi te: 
. Die allgemeine Lage geſtattet es nicht, den Ge⸗ 
haltsbedarf irgendwie zu steigern. 

Wann hätten wir es jemals im kapitaliſtiſchen 
Staat erlebt, daß die allgemeine Finanzlage es 
geſtattete, den ärmeren unbemittelten Schichten 
ihre Löhne oder Gehälter zu erhöhen? (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten.) Welche Folgen wird 
aber gerade dieſes Geſetz für die Arbeiterſchaft 
Haben? Das Unternehmertum wird ſofort dazu 
übergehen, die Löhne der Arbeiter zu kürzen. Bei 
den Lohnverhandlungen werden die Unternehmer 
immer wieder auf dieſes Geſetz hinweiſen. Man 
wird erklären, daß es doch nur recht und billig ſei, 
daß z. B. Arbeitergruppen, die dasſelbe Einkom⸗ 
men haben wie die Beamten der unteren Gehalts⸗ 
gruppen, ihren Lohn zu kürzen, da ja die Gewerk⸗ 
ſchaftsvertreter der Sozialdemokratiſchen Partei 
für die Kürzung der Gehälter der unteren Beam⸗ 
ten eintreten. Sie werden dafür ſtimmen. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) Wir haben den 
Fall in Danzig gehabt, wo Gewerkſchaftsvertre⸗ 
tern dieſe Erklärung von Unternehmern gemacht 
worden fit. Man raubt den Arbeitern die nötige 
Stoßkraft und Sicherheit in ihrem Kampf und 
Verbeſſerung ihrer Löhne. Die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer zeigen ſich als Lakaien der Klawitter, 
Nos und Jewelowſki. Herr Mau war es, der bei 
der Etatsberatung im vergangenen Jahr wörtlich 
erklärte: 

Da erfand man das Notopfer, das bekanntlich 
wieder eigentlich nur die unteren und mittleren Be⸗ 
amten traf. 5 
Damit kennzeichnet man dies Geſetz, das 

augenblicklich dem Volkstag vorliegt; denn es iſt 
eine geſetzliche Regelung des Notopfers. Sie wer⸗ 
den auch hier wieder die Deckungsfrage anſchnei⸗ 
den und aufrollen. Nun ſchön, mögen einmal die⸗ 
jenigen Kreiſe die Ausgaben decken, deren 
Freunde nach dem Urteil ſelbſt bürgerlicher Zei⸗ 
tungen das finanzielle Unheil über Danzig her⸗ 
aufbeſchworen haben. Setzen Sie außerdem die 
Ausgaben für die hohen Beamten herab, ſtreichen 
»Sie die Gelder, die Sie den Pfaffen und Reli⸗ 
gionsgemeinſchaften in den Rachen werfen. Wir 
wiſſen, daß dieſe Regierung und dieſer Staat, 
wenn ſie wollten, tatſächlich Mittel zur Verfü⸗ 
gung hätten, um den unteren und mittleren Be⸗ 
amten nicht nur ihre Bezüge in der bisherigen 
Höhe weiter zu belaſſen unter Ausſchluß des Not⸗ 
opfers, ſondern auch den unteren Beamtengruppen 
eine Eehöhung ihrer Gehälter gu geben imſtande 
wären. Aber da der Staat eben ein Staat der 
Bourgeois, des Unternehmertums, der Großagra⸗ 
bier iſt, deshalb werden die Mittel des Staates 
in erſter Linie den genannten Gruppen zugewen⸗ 
det. Wir wiſſen aber auch, daß Sie dies Geſetz 
durchbringen werden, weil ja gerade die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei es immer wieder in ihrer 
Preſſe betont, daß der Völkerbund dies Verlangen 
ſtelle. Verlangen ſie doch, daß der Völkerbund⸗ 
kommiſſar hier endlich verſchwindet und deſſen 
Gehalt eingeſpart wird. Aber vor dieſem Völker⸗ 
bund kriechen die Parteien von den Deutſchnatio⸗ 
nalen bis zu den Sozialdemokraten herab auf 
dem Bauch herum. (Juruf rechts.) Das iſt klar, 


AB) 


(Plenitowfti, Abgeordneter) 
denn ſonſt wären fie nicht in der Liga für den Völ⸗ 
ferbund. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Die Korruptionsaffären dieſes Völkerbundrates 
ſtinken bis zum Himmel. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſti! Ich rufe 
Sie wegen dieſer Bemerkung zur Ordnung. 

Plenitowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich er⸗ 
innere nur an den letzten Skandal anläßlich der 
Ausſchreibung zum Bau des Völkerbundpalaſtes. 
Die Beamten der unteren und mittleren Gruppen 
werden jetzt jedenfalls klar erkennen, daß ſie ſich 
durch die Verſprechungen der Parteien, von den 
Sozialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen 
hinauf, nicht mehr einſchläfern laſſen dürfen. Nur 
durch eigene Kraft werden fie in der Lage jein, 
ihre Exiſtenz zu verbeſſern. Die unteren Beamten⸗ 
gruppen werden endlich erkennen müſſen, daß der 
Weg, den ſie bisher beſchritten haben, nicht zum 
Ziel führt, ſondern daß ſie das Ziel nur erreichen 
können in Gemeinſchaft mit der Arbeiterklaſſe. 
Die Beamten werden erkennen, daß ſie Schulter 
an Schulter mit der Arbeiterſchaft kämpfen müſſen, 
den ihre öſterreichiſchen Kollegen gegangen ſind: 
Nur durch ihre eigene Kraft und nur durch die 
Anwendung des Streiks werden ſie in der Lage 
jein, ihre Forderungen gegenüber dieſem Staat 
durchzudrücken! (Lebhaftes Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 5 ö 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Manthei. 

Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


H.! Ein Geſetz, das die Kürzung der Beamtenge⸗ 


hälter herbeiführen ſollte, hat den Volkstag be⸗ 
reits im Jahre 1926 auf Grund einer Vorlage der 
damaligen Regierung beſchäftigt, die ſich aus den⸗ 
ſelben Parteien zuſammenſetzte wie die jetzige. 
Anſere Fraktion hat damals ſchon den Standpunkt 
vertreten, daß ein ſolches Geſetz eine Verfaſſungs⸗ 
änderung darſtelle und nicht, wie die Regierung 
es wollte, ohne Fühlungnahme mit der Beamten⸗ 
ſchaft als einfaches Geſetz erlaſſen werden könne. 
Geſtärkt wurde unſere Auffaſſung durch das Gut⸗ 
achten des bekannten Berliner Staatsrechts⸗ 
lehrers, Prof Triepel, der mit überzeugender Be⸗ 
gründung zu dem Schluß kam, daß ein ſolches Ge⸗ 
je verfaſſungswidrig ſein würde. Die damalige 
Regierung hatte ſelbſt das Gutachten eingefor⸗ 
dert. Da es aber nicht ſo ausgefallen war, wie ſie 
es wünſchte, verheimlichte ſie es. Erſt die folgende 


Regierung hat das verloren gegangene Vertrau- 


ensverhältnis zwiſchen Staat und Beamtenſchaft 
wieder hergejtellt. Es iſt darauf zu dem Notopfer 
gekommen, das die Beamtenſchaft freiwillig über⸗ 
nommen hat, um der Notlage des Staates Rech⸗ 
mung zu tragen und das ſie bis zum heutigen Tage 
noch trägt. (Sehr richtig! rechts.) Inzwiſchen 
haben ſich die Verhältniſſe aber geändert. Im 
Deutſchen Reiche iſt eine umfaſſende Beſoldungs⸗ 
neuregelung zuſtande gekommen, während hier 
micht einmal die beim Notopfer verſprochene ge⸗ 
ringfügige Ausgleichung der Härten in der Beſol⸗ 
dungsordnung erfolgt iſt. (Abg. Plenikowſki: Sie 
hatten jahrelang Zeit dazu!) Weder in der Re⸗ 
gierungserklärung noch ſonſt wo hat die Regie⸗ 
rung zum Notopfer Stellung genommen und mit 
der Beamtenſchaft verhandelt. Im Gegenteil. 
Maßgebende Perſönlichkeiten aus der Regierung 
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haben ganz geringſchätzig vom Notopfer geſpro⸗ 
chen und dadurch die Beamtenſchaft brüskiert, 
während der Völkerbund die Opferwilligkeit der 
Beamtenſchaft als eine Großtat bezeichnete. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts, Widerſpruch links.) Diejenigen 
Beamten, die bei der Volkstagswahl ihre Stimm⸗ 
zettel den Linksparteien gaben, und zwar nur aus 
dem Grunde, weil ſie glaubten, in materieller 
Hinſicht Vorteile zu erringen, dürften ſchwer ent⸗ 
täuſcht ſein. (Sehr richtig! rechts.) Denn die Pa⸗ 
role der Sozialdemokratie war Fortfall des Not⸗ 
opfers. And ſiehe da, das wahre Geſicht: Verewi⸗ 
gung des Notopfers, in eine geſetzliche Form ge⸗ 
kleidet, unter Verletzung der verfaſſungsmäßig ga⸗ 
rantierten wohlerworbenen Rechte. (Sehr richtig! 
rechts.) Ein Senator zahlt auch heute noch nicht 
das Notopfer an den Staat. (Hört, hört! rechts.) 
Ebenſo eine Anzahl von Abgeordneten der größ⸗ 
ten Regierungspartei. Die veränderte Lage hat 
die Beamten veranlaßt, das Notopfer zu kündi⸗ 
gen. Die Ausgaben für die Beamtenſchaft ſind, 
wie der Senat ſelbſt anerkannt hat, durch Abbau 
und andere Maßnahmen ſo heruntergegangen, daß 
fie ſogar hinter dem von Genf zugebilligten Be⸗ 
trage zurückbleiben, auch wenn die Gehälter wie⸗ 
der in der geſetzlichen Höhe, alſo unter Fortfall 
des bisherigen Notopfers, gezahlt werden. Das 
Finanzkomitee hat in ſeiner kürzlich ſtattgehabten 
Tagung dieſen Standpunkt gebilligt und damit 
dem Senat den Verzicht auf das Notopfer ermög⸗ 
licht. (Hört, hört! rechts.) Wie kann eine Re⸗ 
gierung von der Beamtenſchaft überhaupt Opfer 
verlangen, wenn ein Mitglied der Regierung 
ſelbſt kein Opfer bringt! (Hört, hört! rechts.) 
Jetzt hat man ſich als Gutachter einen Oberregie⸗ 
rungsrat aus dem Reichsfinanzmimiſterium ge⸗ 
holt, der erklärt haben ſoll, ſein Miniſterium ſtehe 
auf dem Standpunkt, daß eine Kürzung der Be⸗ 
amtengehälter keine wohlerworbenen Rechte der 
Beamten verletze. Es mag zutreffen, daß das 
Miniſterium in der Theorie dieſen Standpunkt 
vertritt. In der Praxis hat man die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamtenſchaft ängſtlich geſchont; 
denn ſowohl im neuen deutſchen wie im preußi⸗ 
ſchen Beſoldungsgeſetz iſt der Beſitzſtand ausdrück⸗ 
lich anerkannt. Man iſt ſogar in vielen Punkten 
darüber hinausgegangen, indem man z. B. den 
bereits beförderten Beamten eine höhere Gruppe 
gab als denjenigen, die erſt in Zukunft beſördert 
werden ſollen und ihnen obendrein noch zubilligte, 
daß ſie in der höheren Gruppe bis zu deren Ende 
aufrücken können. In Danzig will man ſogar den 
Iſt⸗Beſtand, den zahlenmäßigen Beſitzſtand, an⸗ 
greifen. Dabei beſteht zwiſchen dem Deutſchen 


Reiche und Danzig noch ein erheblicher Unterſchied 
zugunſten der Danziger Beamtenſchaft; denn im 


Reiche iſt nach Artikel 153 der Verfaſſung eine 
Enteignung ohne Entſchädigung zuläſſig. Die 
Danziger Verfaſſung verbietet eine ſolche. (Lachen 
links.) Meine Fraktion wird die durch die Ver⸗ 
faſſung gewährleiſteten Rechte eines jeden Be⸗ 


( 


en 


rufsſtandes, welcher er auch immer ſei, achten und 


ſchützen. Was man heute der Beamtenſchaft an⸗ 
tut, kann man morgen einem anderen Berufsitand 
zufügen. Wir lehnen deshalb die Vorlage aus 
verfaſſungsrechtlichen Gründen ab. (Lebhaftes 


Bravo! rechts. — Abg. Plenikowſki: Ihre Partei 
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hat am allerwenigſten etwas für die Beamten zelnen Beamten, und zwar des Inhalts, er ver⸗ O 


getan!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Staats: 
rat Scheunemann. i 

Scheunemann, Staatsrat: M. D. u. H.! Ueber 
die Tragweite der Vorlage ſcheint noch nicht voll⸗ 
kommene Klarheit zu herrſchen. Wie bereits im 
Entwurf gejagt wit, handelt es ſich lediglich um 
eine Vorlage betr. die vorläufige Regelung der 
Bezüge der Beamten. Sie ſoll am 1. April d. Is. 
in Kraft treten, aber ste ſoll außer Kraft treten, 
ſobald das neue Geſetz wirkſam wird. Das neue 
Geſetz, mit deſſen Ausarbeitung der Senat gegen⸗ 
wärtig befaßt iſt, wird ſich eng an die Beſtimmun⸗ 
gen des preußiſchen und des Reichsbeſoldungsge⸗ 
ſetzes anlehnen und wird erſt die endgültige Re⸗ 
gelung ſchaffen. Bis das neue Geſetz in Kraft tritt, 
war aber irgend eine Regelung nötig. Weshalb 
war ſie nötig? Die Finanzen des Staates ſind ſo, 
daß ſie nach Auffaſſung des Senats, die in der letz⸗ 
ten Sitzung des Volkstages von dem Herrn Fi⸗ 
nanzſenator eingehend dargelegt wurde, eine wei⸗ 
tere Aufwendung für die Beſoldung der Beamten 
nicht mehr zulaſſen. Im Jahre 1927 waren die Fi⸗ 
nanzen des Staates durch das Notopfer ſehr weſent⸗ 
lich entlaſtet; der Betrag, den das Notopfer ein⸗ 
brachte, betrug 2,8 Millionen Gulden. Dieſe 2,8 
Millionen würden in Gefahr kommen, wenn das 
bisherige Beſoldungsgeſetz unverändert in Kraft 
bliebe, das neue aber erſt nach dem 1. April ver⸗ 
abſchiedet würde. Würde die endgültige Neurege⸗ 
fung der Bezüge ſchon am 1. April in Kraft treten, 
ſo wäre eine beſondere Regelung nicht nötig. Die 
Vorarbeiten ſind aber ſo umfangreich, daß, wie 
gejagt, eine Verabſchiedung des Geſetzes zum 1. 
April unter keinen Umſtänden mehr möglich iſt. 
Die Verabſchiedung wird vielmehr erſt im Som⸗ 
mer möglich ſein. Die Finanzen ſind aber derart, 
daß der Ausfall von 2,8 Millionen, die gegenwär⸗ 
tig durch das Notopfer eingebracht werden, nicht 
tragbar iſt. 

Ich bomme damit auf das Notopfer. Das Not⸗ 
opfer wird jeit dem 1. Januar 1927 von der Be⸗ 
amtenſchaft dargebracht. Das Notopfer iſt ein 
freiwilliges und entbehrt der geſetzlichen Grund⸗ 
lage. (Abg. Plenikowſki: Freiwillig? Hört, hört! 
Eine Zwangsmaßnahme!) Die Beamtenſchaft iſt 
durch die Maßnahmen, die in Preußen und im 
Reich hinſichtlich der Beſoldung der Beamten ge⸗ 
troffen ſind, verſtändlicherweiſe beunruhigt und 
beſonders diejenigen Beamten, die eine Aufbeſſe⸗ 
rung von der neuen Beſoldungsordnung für ſich 
erhoffen und erhoffen dürfen, verlangen, daß die 
gleiche Regelung auch in Danzig getroffen werde. 
Bei dieſer Unruhe, die in der Beamtenſchaft 
herrſcht, droht das Notopfer abzubröckeln. Die Be⸗ 
amten erklären, fie wollen es nicht mehr aufrecht 
erhalten. Schon jetzt iſt die einmütige Haltung 
der Beamten, die für das Jahr 1927 zu verzeich⸗ 
nen war, nicht mehr überall vorhanden. Es 
kommt hinzu, daß der Beamtenbund ſeinerſeits in 
einem Schreiben an den Senat erklärt hat, daß er 
für die weitere Darbringung des Notopfers ab 1. 
April d. Is. nicht mehr eintrete. Wenn nun auch 
das Notopfer nicht allein auf der Erklärung des 
Beamtenbundes beruht, ſondern auch auf einer da⸗ 
neben laufenden Verpflichtungserklärung jedes ein⸗ 
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pflichte ſich, das Notopfer ſolange zu tragen als die 
Finanzlage des Staates ſchlecht ſei und dieſe Maß⸗ 
nahme erfordere, ſo ſteht doch zu befürchten, daß 
dieſer oder jener Beamte ſeine Erklärung zurück⸗ 
zieht. Der Senat iſt dann gezwungen, entweder 
dem Beamten das Notopfer zurückzuzahlen bzw. 
es nicht mehr abzuziehen, oder aber es auf die 
rechtliche Austragung der Frage ankommen zu 
laſſen. In welchem Sinne dieſe rechtliche Ent⸗ 
ſcheidung der Frage getroffen werden wird, kann 
immerhin zweifelhaft ſein. Bröckelt aber das Not⸗ 
opfer ab, ſo entſteht einmal ein ſehr erheblicher 
Aufwand an Gehalt mehr und zweitens, darauf 
möchte ich beſonders hinweiſen, würde eine ver⸗ 
ſchiedene Beſoldung der Beamten die Folge ſein; 
denn diejenigen Beamten, die das Notopfer 'ra⸗ 
gen, würden in ihren Bezügen verkürzt werden, 
während diejenigen, die das Notopfer nicht tra⸗ 
gen, mehr beziehen würden. Sie würden dieſes 
Mehr auch endgültig behalten; denn nach dem Ge⸗ 
ſetz über die Beſoldung, das jetzt in Kraft tritt, 
darf bei einer Aenderung der Gehaltsbezüge 
nicht das zurückgefordert werden, was die Beam⸗ 
ten auf Grund der bisherigen Beſoldungsordnung 
bereits bezogen haben. Alſo eine Rückforderung 
würde unmöglich ſein. Es könnte leicht möglich 
jein, daß dadurch, daß das Geſetz erſt im Laufe des 
Jahres 1928 verabſchiedet werden kann, der Auf⸗ 
wand für die Beſoldung der Beamten über das 
Maß deſſen, was 1927 den Beamten gewährt iſt, 
hinausginge. Das iſt nach Anſicht des Senats 
nicht tragbar. Es könnte außerdem dahin kom⸗ 
men, daß wir zwei verſchiedenartig beſoldete Be⸗ 
amtengruppen hätten, die einen, die mehr bekom⸗ 
men, und die andern, die weniger bekommen. Das 
iſt vom Standpunkt der Beamten, es iſt auch vom 
Standpunkt des Senats aus nicht tragbar. 

Der Senat hat ſich deshalb entſchloſſen, hier 
eine vorläufige Regelung durchzuführen. Dieſe 


vorläufige Regelung iſt nun nicht jo gedacht, daß 


ſie dieſes Geſetz ablöſt, ſondern das gegenwärtige 
Geſetz joll endgültig erſt durch das neue Geſetz, das 
demnächſt kommt, abgelöſt werden. Hier iſt nur 
eine Zwiſchenregelung getroffen. Nun iſt von der 
Beamtenſchaft, und beſonders von den beiden 
Herren Vorrednern, die Befugnis der geſetzgeben⸗ 
den Körperſchaften bemängelt worden, ein derar⸗ 
tiges Geſetz zu erlaſſen. Dieſe Befugnis wird nach 
Anſicht des Senats den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften zu Unrecht beſtritten. Es kommt dabei auf 
die Frage hinaus, ob der Beamte auf die ihm ein⸗ 
mal zugebilligten Gehaltsbezüge ein wohlerwor⸗ 
benes Recht hat. Um dieſe Frage zu beurteilen. 
muß man zunächſt auf das Beſoldungsgeſetz, das 
gegenwärtig in Kraft iſt, zurückgreifen. Da heißt 
es im 8 34 des Geſetzes, der den Beſtimmungen 
des Reichsgeſetzes nachgebildet iſt: 

Aenderungen der durch dieſes Geſetz geregelten 
Dienſteinkommens bezüge und Kinderbeihilfen können 
durch Geſetz erfolgen. Werden Beamte durch eine 
ſolche Aenderung mit rückwirkender Kraft ese 
geſtellt, ſo ſind die bis zur Verkündung des betreffen⸗ 
den Geſetzes fällig gewordenen Unterſchiedsbeträge 
nicht zurückzuerſtatten. f 

Der Wortlaut dieſes Geſetzes iſt eindeutig und 
klar. Er ſagt einmal, es iſt eine Abänderung die⸗ 
ſer Bezüge möglich, und er ſagt in ſeinem zweiten 


O 


— 
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(Scheunemann, Staatsrat) 

Abſatz auch, in welcher Richtung fie möglich iſt. 
Dieſer Auffaſſung bann nach Anſicht des Senats 
nicht entgegengehalten werden, daß der § 34 des 
Beſoldungsgeſetzes dem Art. 92 der Danziger Ver⸗ 
faſſung widerſpreche. Der Artikel 92 der Danziger 
Verfaſſung, der ſchon von einem der Herren Vor⸗ 
redner zitiert wurde, ſagt: „Die wohlerworbenen 
Rechte der Danziger Beamten ſind unverletzlich.“ 
Bei wohlerworbenen Rechten kann es ſich nach 
Anſicht des Senats nur um ſolche Rechte handeln, 
die unabänderlich ſind. Diejenigen Rechte, die 
den Beamten durch das Beſoldungsgeſetz vom 
Jahre 1924 bewilligt worden ſind, ſind indeſſen 
nicht unwiderruflich bewilligt, ſondern wie aus 
dem 8 34, den ich eben vorlas, hervorgeht, ſind 
ſie mit der Maßgabe bewilligt, daß ſie ſpäter wie⸗ 
der anderweitig geregelt werden können. Gleich⸗ 
wohl iſt der Beamte durch die Beſtimmung des 
§ 34 des Beſoldungsgeſetzes nicht rechtlos gewor⸗ 
den. Der Art. 92 der Verfaſſung behält auch bei 
ſolcher Auslegung des § 34 ſeine Bedeutung und 
ſchützt den Beamten inſofern, als der Geſetzgeber 
danach nicht in der Lage iſt, den Beamten auf 
einen Gehaltsſatz herabzuſetzen, der der Verpflich⸗ 
tung des Staates, den Beamten lebenslänglich 
ſtandesgemäß zu alimentieren, widerſpricht. Die 
Bedeutung des § 34 iſt nur die, daß der Geſetz⸗ 
geber berechtigt iſt, wenn weſentliche Aenderun⸗ 
gen in der Wirtſchaftslage eintreten, die Bezüge 
zu ändern. Weſentliche Aenderungen der Wirt⸗ 
ſchaftslage liegen aber vor, einmal, wenn die 
Kaufkraft des Geldes weſentlich ſteigt, ſo daß das 
bisherige Gehalt in auffälligem Mißverhältnis 
zu der Kaufkraft ſteht, die es hatte, als es bewil⸗ 
ligt wurde. Wenn beiſpielsweiſe die Indexziffer 
von gegenwärtig 140 auf 80 herunterginge, würde 
es natürlich ungerechtfertigt ſein, daß die Beam⸗ 
tenſchaft dann noch das gleiche Gehalt hätte, denn 
die Kaufkraft des Geldes wäre in der Zwiſchen⸗ 
zeit faſt auf das Doppelte geſtiegen. 

Dieſe Beſtimmung muß nach Anſicht des Se⸗ 
nats auch dann gelten, wenn der Staat ohne Ge⸗ 
führbung ſeiner eigenen Finanzlage nicht mehr 
imſtande iſt, die Beamtengehälter zu zahlen. Auch 
dann muß er in der Lage ſein, die Gehälter in⸗ 
ſoweit zu reduzieren, wie es die Finanzlage des 
Staates erfordert. Das ſind die rechtlichen Er⸗ 
wägungen, von denen der Senat bei Erlaß dieſes 
Geſetzes ausgeht. Sie decken ſich mit den Erwä⸗ 
gungen, die im Reiche angeſtellt ſind, und die im 
Reiche ſowohl im Reichstag wie im Reichsrat von 
den Regierungsvertretern vorgetragen wurden, 
ohne Widerſpruch von Seiten der Parteien zu 
finden. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Friedrich. (Zuruf des Abg. Rahn.) 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. ſ. v. D. 
u. H.! Die Danziger Regierung und die Danziger 
Beamtenſchaft ſtehen zum zweiten Male vor der 


Entſcheidung über die für beide Teile äußerſt 


ernſte und wichtige Frage: Iſt es nach der Dan⸗ 
ziger Gesetzgebung zuläſſig, die Gehälter der Be- 
amten herabzuſetzen? (Abg. Plenikowſti: Danach 
fragt der Senat nicht!) Der Regierungsvertreter, 
Herr Staatsrat Scheunemann, ſagte eingangs 


ſeiner Rede, die Bevölkerung und vielleicht auch 
der Volkstag wären ſich über die Tragweite dieſer 
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Vorlage nicht vollkommen klar. Ich möchte feſt⸗ 
ſtellen, daß auch der Herr Regierungsvertreter die 
Tragweite dieſer Vorlage nicht voll und ganz ge⸗ 
kennzeichnet hat; denn es handelt ſich in Wirklich⸗ 
keit nicht darum, wieviel dem einzelnen Beamten 
abgezogen werden ſoll, es handelt ſich auch nicht 
darum, ob dieſe Maßnahme eine vorläufige iſt, 
ſondern es dreht ſich um die prinzipielle Frage, ob 
es überhaupt möglich iſt, die Bezüge der Beam⸗ 
ten zu kürzen. 

Nach Art. 92 unſerer Verfaſſung ſind die wohl⸗ 
erworbenen Rechte der Beamten unverletzlich. Die 
Verfaſſung macht einen ausdrücklichen Unterſchied 
zwiſchen dem hier gebrauchten Worte „unverletz⸗ 
lich“ und dem ſonſt im Abſchnitt über die Grund⸗ 


rechte mehrmals gebrauchten Worte „gewähr⸗ 


leiſtet“. Das Wort „unverletzlich“ bringt abſolu⸗ 
les Recht zum Ausdruck, während das Wort „ges 
währleiſtet“ nur ein bedingtes Recht garantiert. 
Auf dieſem Standpunkt ſteht auch der heute ſchon 
eingangs zitierte bekannte Staatsrechtslehrer 
Prof. Triepel, Berlin. Es iſt bezeichnend, daß das 
Gutachten dieſes bedeutenden Rechtslehrers ſei⸗ 
nerzeit nicht der Oeffentlichkeit übergeben wurde. 
Wie Herr Abg. Manthei ſchon erklärte, iſt dies 
Gutachten von der damaligen Koalition, die eben⸗ 
ſo zuſammengeſetzt war wie heute, eingefordert 
worden. Als es nicht den gewünſchten Wortlaut 
hatte, legte man es ſtillſchweigend zu den Akten. 
Es ſei mir deshalb geſtattet, aus dieſem Gutach⸗ 
ten einige für Behandlung der Angelegenheit 
durchaus wichtige Fragen bekanntzugeben. Ich 
glaube, auch die breiteſte Oeffentlichkeit, die ſonſt 
Stellung gegen die Beamten nimmt, wird die 
überzeugenden Darlegungen dieſes Mannes nicht 
widerlegen können. — Prof Triepel ſagt: 
Es iſt feſtzuſtellen, daß dieſe Verfaſſungsklauſel 
— die Klauſel des § 92 — bein bloßes Programm, 
keine rechtlich unverbindliche Meinungsäußerung des 
Geſetzgebers, auch nicht eine bloße Aufforderung an 
die künftige Geſetzgebung darſtellt, ſondern, daß ſie 
einen unmittelbar geltenden, ſofort mit der Verkün⸗ 
digung der Verfaſſung ins Leben getretenen Rechts⸗ 
ſchutz enthält. n 


Weiter heißt es in dem Gutachten: 


Der Satz ſchützt die wohlerworbenen Rechte micht 
nur, ſoweit ſie auf früheren Rechten beruhen, ſondern 
er will auch alle Rechte, die aus irgend einem in der 
Zukunft entſtehenden Rechtsſatze, ſei es Geſetz oder 
Verordnung oder Gewohnheitsrecht, einem Beamten 
erwachſen, für unverletzlich erklären. 

Dem zweiten Hauptabſchnitt unſerer Verfaſſung, 
der bekanntlich von den Grundrechten der Bürger 
handelt, iſt der Artikel 71 vorangeſtellt; der 
lautet: 

Die Grundrechte bilden Richtſchnur und Schranke 
für die Geſetzgebung, die Rechtspflege und die Ver⸗ 
waltung des Staates. 

Unſere ſchöne deutſche Sprache hat hier für die 
Verfaſſung ein ſehr paſſendes Wort hergegeben, 
wenn es heißt, die Grundrechte ſeien Richtſchnur 
und Schranke. Das Wort Schranke gibt ein 
paſſendes Bild. Wer ſich über die Schranke der 
Bahn leichtfertig hinwegſetzt, begibt ſich in Ge⸗ 
fahr, unter die Räder zu kommen. (Sehr gut! 
rechts.) Und eine Regierung, die ſich über die 
Schranken der Verfaſſung hinwegſetzt, gerät eben⸗ 
falls in die Gefahr, unter die Räder zu kommen. 
(Sehr richtig!) Die Erinnerung an das Jahr 
1926 ſollte doch den heutigen Koalitionsparteien, 
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(Friedrich, Abgeordneter) f 

die genau ſo zuſammengeſetzt ſind wie damals, 
eine Warnung ſein. Triepel folgert aus dem eben 
angeführten Artibel 71 der Verfaſſung, daß der im 
Artikel 92 enthaltene, die Rechte der Beamten 
ſchützende Rechtssatz nicht nur für die Verwaltung, 
ſondern auch die Geſetzgebung eine Schranke be⸗ 
deutet. (Sehr gut!) Er ſagt: 

Fein Geſetz kann, ohne daß zuvor oder gleichzeitig 
die Verfaſſung geändert wird, die Gehaltsanſprüche 
der Beamten ſchmälern oder gar vernichten. 

Dieſe Auffaſſung des bedeutenden Staatsrechts⸗ 
lehrers ſteht allerdings im Gegenſatz zu der Auf⸗ 
faſſung des jetzigen Senats, deſſen Meinung zu 
vertreten der Herr Regierungsvertreter die Auf⸗ 
gabe hatte. 

Nun wird von den Angehörigen der jetzigen 
Regierungsparteien geſagt, den Beamten geſchehe 
durch die geſetzliche Gehaltskürzung kein Unrecht. 
Sie hätten das Notopfer freiwillig übernommen 
und könnten und müßten es jetzt auch weiterzah⸗ 
len. Man überſieht aber dabei die Vorausſetzun⸗ 
gen und Bedingungen, unter denen das Notopfer 
übernommen wurde. 

Die Bereitwilligkeitserklärung zur Ueber⸗ 
nahme des Notopfers erfolgte unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß alle leiſtungsfähigen Kreiſe zur Lin⸗ 
derung der Not des Staates beitragen ſollten. Wie 
ſah dieſe Beteiligung aber in Wirklichkeit aus? 
Während allgemein zur Einkommenſteuer ein Zu⸗ 
ſchlag von 3 Prozent erhoben wurde, betrug das 
von der Beamtenſchaft über ein Jahr hindurch 
gebrachte Opfer 64 bis 130 Prozent der Einkom⸗ 
menſteuer des Einzelnen. Dadurch wurden der 
Staatskaſſe Einnahmen von jährlich 2,8 Millio⸗ 
nen zugeführt. 

Gehet hin und tut das Gleiche! 

Im Dankſchreiben des Senats hieß es: 

Die Beamtenſchaft hat damit ein rühmliches Bei⸗ 
ſpiel von Opferwilligkeit und Gemeinſinn gegeben, 
Möge dieſes Beiſpiel in weiteſten Kreiſen der Bevöl⸗ 
kerung Anerkennung finden. 

Wir vermiſſen die Anerkennung und vor allen 
Dingen die Nacheifrung! 

Wenn man jetzt das freiwillig übernommene 
Notopfer der Beamtenſchaft geſetzlich verankern 
will, ſo verſtößt man damit auch gegen die Artikel 
73 und 88 der Verfaſſung. Profeſſor Triepel ſagt: 

Die Verfaſſung enthält in ihrem Artikel 73 Ab⸗ 
ſatz 1 den Grundsatz: „Alle Staatsangehörigen der 
Freien Stadt Danzig ſind vor dem Geſetz gleich. Aus⸗ 
wahmegeſetze ſind ſunſtatthaft.“ Dieſer Grundsatz be⸗ 
deutet ebenſo wie die Vorſchrift des Artikels 92 eine 
Schranbe micht nur für die Rechtsſprechung und Ver⸗ 
waltung, ſondern auch eine Schranke für die Geſetz⸗ 
gebung. Wenn der Staat die Gehälter herabſetzen 
muß, 15 tut er es, weil er ſich ſſelbſt in finanziellen 
Schwierigkeiten befündet. 

(Woran liegt das? links.) 5 

Wenn er dafür Opfer gebracht wiſſen will, ſo 
werlangt die Gerechtigkeit, daß jeder Bürger in irgend 
einer Meile daran teilnimmt, genau wie die Bürger 
nach Artikel 88 der Verfaſſung ohne Unterſchied im 
Verhältnis ihrer Mittel zu allen öffentlichen Laſten 
beizutragen haben. Im Grunde wäre alſo ſchon ein 
Zweifel berechtigt, ob wicht die zum Zwecke der Ent⸗ 
laſtung des Staates vorgenommene Gehaltskürzung 
der Beamten dem Gleichheitsgrundſatz widerſtreitet, 

weil ſie nur den Beamten, nicht anderen ein Opfer 
gumutet. - 
(Zuruf des Abg. Dinklage.) ö i 

Andererſeits macht man der Beamtenſchaft den 
Vorwurf, daß ſie das Notopfer zum 1. April ge⸗ 
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kündigt hat. Man kann darüber verſchiedener 
Meinung ſein, ob der 1. April der vichtige Zeit⸗ 
punkt war. Tatſächlich war das Notopfer aber 
für die meiſten Beteiligten auf die Dauer eine 
unerträgliche Laſt geworden. Daran wird auch 
durch die Geſetzlichmachung nichts geändert. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Verſetzen Sie ſich doch in die 
Lage Ihrer ſtreikenden Arbeiter. (Haben die ſolch 
ein Gehalt wie Sie! Vergleichen Sie die kümmer⸗ 
lichen Löhne der Arbeiter mit den hohen Bezügen 
der oberen Beamten? links.) 

Eine Steigerung der Lebenshaltungskoſten iſt 
unverkennbar. Dazu kommt die Erhöhung der 
Zölle, die Erhöhung des Schulgeldes, die die Be⸗ 
amtenſchaft beſonders hart trifft; denn die Schul⸗ 
bildung iſt das einzige, was der Beamte ſeinen 
Kindern für den Kampf ums Daſein mitgeben 
kann. (Abg. Dinklage: Die meiſten haben Frei⸗ 
ſchule!) Weil ſie wohl die ſchlaueſten Köpfe in die 
Schule ſchicken. 

Auch kann man der Beamtenſchaft auf die 
Dauer nicht zumuten, zur Deckung von Fehlbeträ⸗ 
gen beizutragen, an deren Entſtehung ſie völlig 
unſchuldig iſt. Ich denke dabei an die Ausführun⸗ 
gen des Herrn Finanzſenators und erinnere an 
die Verſchuldung der Stadtgemeinde Danzig und 
an die geringen Erträge des Tabakmonopols, die 
weit hinter den Erwartungen zurückbleiben. 

In dieſem Zuſammenhang weiſe ich auch auf 
die ungeſunde Wirtſchaftsführung hin, die in ganz 
kurzer Zeit aus der Gegenwart die Verluſte des 
letzten Jahrzehnts herausholen will, anſtatt den 
Wiederaufbau der Wirtſchaft auf längere Zeit zu 
verteilen und auf breitere Schultern zu legen. Be⸗ 
zeichnend ſind die hohen Gewinne der Bankunter⸗ 
nehmen auf der einen Seite und die hohen Zinſen 
für Leihkapital auf der andern Seite, die ein An⸗ 
kurbeln der Wirtſchaft verhindern und den kleinen 
Gewerbetreibenden glatt abwürgen. Gerade der 
kleine Gewerbetreibende iſt bei dem Notopfer der 
Beamtenſchaft der Leidtragende; denn die 2,8 
Millionen Gulden fehlen doch im Umlauf, und der 
Gewinn geht namentlich dem Handwerk und klei⸗ 
nen Gewerbe verloren. Denken Sie, die 2,8 Mil⸗ 
lionen, die der Staat an der Beamtenſchaft ge⸗ 
ſpart hat, werden in den Sack geſteckt und dann 
verſchwinden ſie? Sie werden der Wirtſchaft ent⸗ 
zogen und gerade den kleinen Gewerbetreibenden, 
den Kleinbauern, dem Handwerk; denn welcher 
Beamter wäre in der Lage, das Plus, das er 
durch Weiterzahlung ſeiner vollen Bezüge bekäme, 
in den Strumpf zu ſtecken. (Zuruf des Abg. Dr. 
Blavier.) Schreien Sie nur gut, Sie ſind der rich⸗ 
tige Beamtenvertreter! — 

Wenn jetzt das Notopfer Geſetz wird, dann 
werden auch die in Danzig wohnenden 1500 Eiſen⸗ 
bahner davon erfaßt, und auch dieſe Beträge ge⸗ 
hen dem Danziger Wirtſchaftsleben verloren. Das 
Nachſehen haben die Gewerbetreibenden. Sie 
werden doch nicht ſagen, daß die kleinen Eiſenbah⸗ 
ner, und die meiſten ſind doch kleine Beamte, ihre 
Beträge erſparen, ſondern ſie gehen in das Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftsleben hinein. 

Tatſächlich wollen ſelbſt die objektiv denkenden 
Wirtſchaftler der Sozialdemokratiſchen Partei 
nicht ohne weiteres den Beamten die Gehälter 
kürzen. Nach Zuſammentritt der Regierung hat 
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(Friedrich, Abgeordneter) 

Herr Präſident Gehl in einer ſozialdemokratiſchen 
Verſammlung angedeutet, daß die Erhöhung der 
Beamtengehälter 2 Millionen in Anſpruch neh⸗ 
men würde. Wo find die 2½ Millionen, von 
denen Herr Gehl ſprach? Offenbar haben die 
Heißſporne, die auf Abbau dringen, auf der linken 
Seite der Koalition den Sieg davongetragen und. 
glauben ihr Stück durchdrücken zu können. Es iſt 
häufig ſo, Unvernunft ſiegt über Vernunft! — 
Wie Herr Mantzhei ſchon ſagte, verlangt auch 
der Völkerbund nicht den weiteren Abbau der Ge⸗ 
hälter, wie ihm von gewiſſen Herren, die dorthin 
gefahren ſind, nahegelegt wurde, und die gern mit 
dieſem Beſcheid zurückgekommen wären. Da iſt 
nichts herauszuholen geweſen. Der Herr Finanz⸗ 
ſenator ſagte, der Völkerbund verlangt weiter 


nichts als einen Ausgleich der Einnahmen und 


Ausgaben. Herr Abg. Weiß ſagte anläßlich der 
Regierungserklärung als Sprecher ſeiner Frak⸗ 
tion: = 
Daß die Rechte des Berufsbeamtentums unange⸗ 
taſtet bleiben müſſen, Tolle gar nicht erſt beſonders 
ausgeſprochen zu werden brauchen. Wir möchten der 

Beamtenſchaft die Verſicherung geben, daß irgend 

welche Befürchtungen grundlos find. 

Ich frage die wenigen Vertreter der Zentrums⸗ 
partei, die hier im Saale ſind: Stehen Sie heute 
noch zu den Worten des Sprechers Ihrer Fraktion? 

Ich hatte es urſprünglich nicht für meine Aus⸗ 
führungen vorgeſehen, auf den § 34 des Beſol⸗ 
dungsgeſetzes einzugehen, aber der Regierungs⸗ 
vertreter hat auf dieſen Paragraphen Bezug ge⸗ 
nommen und verſucht damit das Vorgehen des 
Senats zu rechtfertigen. Die Fragen, die Herr 
Profeſſor Triepel beantwortet hat, befaſſen ſich 
auch mit dem § 34. Profeſſor Triepel hat dar⸗ 
uͤber längere Ausführungen gemacht. Ich kann 
es mir erſparen, heute darauf einzugehen. Ich 
werde noch öfter Gelegenheit haben, mich mit die⸗ 
ſer Materie zu befaſſen. Triepel kommt zu dem 
Schluß, daß der $ 34 des Beſoldungsgeſetzes ver⸗ 
faſſungswidrig tft, Ich will Ihre Zeit damit heute 
nicht länger in Anſpruch nehmen. 

8 34 iſt verfaſſungswidrig und ungültig! 

Als der Paragraph geſchaffen wurde, hatte 
man einen ganz andern Gedanken. Man befand 
ſich damals in der Inflationszeit und wollte da⸗ 
hin wirken, daß Beträge, die damals gezahlt wur⸗ 
den, und die in die Millionen gingen, nicht weiter 
zu zahlen wären. Sonſt würden wir ja noch heute 
Millionen bekommen. ( Heiterkeit.) 

Ehe ich zum Schluß meiner Ausführungen 
komme, möchte ich noch ganz beſonders auf einen 
Punkt hinweiſen. Nach der vorliegenden Druck⸗ 
ſache ſoll das neue Beſoldungsgeſetz endgültig mit 
dem 1. April d. Is. in Kraft treten. Ich weiſe 
darauf hin, daß nach der uns auf unſere Kleine 
Anfrage gewordenen Antwort alle Beamten, die 
durch die Neuregelung eine Erhöhung der Bezüge 
erfahren, durch das ſpätere Inkrafttreten als im 
Reiche keinen Schaden erleiden dürfen. Ich bitte, 
zu gegebener Zeit dieſe Antwort zu erfüllen. Es 
gibt nicht nur Beamte der unteren Gruppen die 
jetzt die kleinen Vorſchüſſe bekommen, ſondern auch 
Beamte der höheren Gruppen, die Anſpruch auf 
höhere Bezüge haben. 

Wenn man die 


N allgemeine Wirtſchaftslage 
überblickt, ſo erkennt man, daß ſich der Kampf zwi⸗ 


ſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern von Tag zu 
Tag mehr zuſpitzt. Um die Schwere dieſes Kamp⸗ 
fes zu verdecken und die beiderſeitige Verantwor⸗ 
tung abzuſchieben, ſucht man nach einem Prügel⸗ 
knaben. Dieſen glaubt man in der Beamtenſchaft 
gefunden zu haben. (Zuruf links.) 

Die Regierungsparteien haben die Macht, Die: 
ſen Entwurf zum Geſetz zu machen. Dadurch wird 
er aber noch nicht geſetzmäßiges Recht. 

Reechtsbruch bleibt Rechtsbruch und Ver⸗ 
faſſungsbruch bleibt Verfaſſungsbruch! Darüber 
täuſcht auch kein Schein des Rechts hinweg. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Brill.) ur 

Dieſe Vorlage it ein Hieb gegen die Wurzel 
des Berufsbeamtentums. Sie trägt deshalb auch 
eine falſche Ueberſchrift. Die Ueberſchrift ſollte 
nicht lauten: „Geſetz über eine vorläufige Rege⸗ 
lung der Bezüge der Beamten“, ſondern „Geſetz 
ee Abbau des Berufsbeamtentums“. (Sehr 
gut!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Als ich vorhin einen Zwiſchenruf machte, 
hielt mir der Vertreter der Wirtſchaft, Herr Abg. 
Senftleben vor, ich ſolle in eigener Sache keinen 
Zwiſchenruf machen. Ihnen und dem Herrn Be⸗ 
amtenvertreter möchte ich ſagen: Reden Sie nicht 
in eigener Sache ſtundenlang, das macht einen 
ſchlechten Eindruck. Einen noch ſchlechteren Ein⸗ 
druck macht es, Herr Senftleben und Herr Philip⸗ 
ſen, wenn Sie den kleinen Zollvertreter reden 
laſſen, obgleich Sie eigentlich nur für die Gehälter 
der höheren Gruppen eintreten wollen. (Zuruf 
rechts.) Iſt es nicht perſönlich, wenn ein Lehrer 
für ſein eigenes Gehalt ſpricht? (Abg. Brill: Seit 
wann beſchäftigen Sie ſich mit Senftleben?) Aus 
den ganzen Reden klang heraus, daß es ſich um 
wohlerworbene Rechte handele. Der Herr Vor⸗ 
redner verzapfte ſogar, daß es um abſolutes Recht 
geht. Was iſt abſolutes Recht? Können Sie mir 
das einmal erklären? Wo bleibt das abſolute 
Recht der alteingeſeſſenen Hausbeſitzer, als man 
ihnen drei Pfennige Miete gab? Sie haben offen⸗ 
bar keine Ahnung, was man früher darunter ver⸗ 
ſtand. Wenn jemand 12 Jahre beim Kommiß 
heruntergeriſſen hatte, und weitere drei Jahre 
diente, wurde er Poſtſchaffner oder bekam ſonſt 
einen kleinen Poſten. Da konnte man ſagen, der 
Mann habe ein wohlerworbenes Recht auf ſein be⸗ 
ſcheidenes Gehalt. Aber, wenn Sie behaupten 
wollen, daß ſie Inflationsjünglinge, die kaum 4 
Jahre im Freiſtaat angeſtellt ſind, ein ewig ver⸗ 
brieftes, abſolutes Recht hätten, ſo machen Sie ſich 
lächerlich und Sie, m. H. Deutſchnationalen, erſt 
recht. Wir ſind die letzten, die denjenigen, die die 
Ausbildung und Vorbildung haben, das wohler⸗ 
worbene Recht beſtreiten wollen. Sie ſollen im 
Gegenteil ihr Recht behalten. Im Freiſtaat haben 
aber rund 50 Prozent der Beamtenſchaft ihre Stel⸗ 
lung nicht auf Grund alten Rechtes, ſondern, weil 
ſie Beziehungen zur Zentrumspartei oder zu den 
Deutſchnationalen hatten. Deshalb haben ſie die 
hohen Gehälter und wurden befördert. 

Die Vorlage verſtehe ich dahin, daß endlich ein⸗ 
mal mit dem groben Unfug aufgeräumt werden 
oll. Nicht mur bei den einzelnen Gehaltsgruppen, 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

ſondern auch bei den einzelnen Stufen iſt ſehr er⸗ 
heblich geſchoben worden, ſo daß man ſtaunen muß. 
Leute, die kaum 34 Jahre alt find, haben das 
Höchſtgehalt. Ereifern Sie ſich nicht, Herr Pfar⸗ 
rer Weiße, machen Sie das doch auf der Kanzel. 
(Heiterkeit.) Sie ſollten ſich für weltliche Dinge 
überhaupt micht intereſſieren, ſondern nur für das 
Wort Gottes. (Sehr richtig! links. Zurufe.) 

Sie ſehen aus dem Eifer, mit dem die Herren 
Deutſchnationalen meine Ausführungen zu unter⸗ 
brechen ſuchen, daß ich die Wahrheit ſage. Es gibt 
Leute, die kaum 34 Jahre alt ſind und zu Regie⸗ 
rungsräten als Referenten befördert wurden mit 
einem Dienſtalter, nach dem ſie gleich in die Stufe 
6 oder 7 ihrer Gehaltsgruppe kamen. Da gibt es 
kein wohlerworbenes Recht. Dieſe Schiebungen 
des Zentrums und der Deutſchnationalen müſſen 
rückgängig gemacht werden. (Abg. Brill: Das 
Dienſtalter rechnet vom Säuglingsalter!) Sagen 
Sie, Herr Bapolin, wo haben Sie Ihr vieles Geld 
verdient. Sie waren früher einfacher Handlungs⸗ 
gehilfe und jetzt ſind Sie ein ſchwer reicher Mann 
der Großinduſtrie. Wie iſt das zugegangen? (Zu⸗ 
ruf des Abg. Senftleben. Vom Moſtrich! Bezah⸗ 
len Sie Ihre Steuern! links.) Pullchen Sekt? Ich 
habe Sie auch öfter geſehen, wenn Sie hinten bei 
Aycke ſaßen. Der Herr Vorredner wollte insbe⸗ 
ſondere dem Handwerk und den Gewerbetreiben⸗ 
den gräulich machen. Er ſagte, wenn die Gehälter 
gekürzt werden, ſei die Kaufkraft der Beamten⸗ 
ſchaft nicht mehr da, dann könne der kleine Ge⸗ 
werbetreibende nicht exiſtieren. Auf dieſer Höhe 
bewegen ſich die wirtſchaftspolitiſchen Argumente. 
Dem möchten wir entgegenhalten, daß die Beam⸗ 
tenſchaft gar nicht bei dieſen kleinen Leuten kauft, 
ſondern in der Beamtenbekleidungsſtätte oder in 
Marienburg und Elbing. Zum kleinen Handwer⸗ 
ker gehen die Beamten doch nicht. Es ſtimmt alſo 
nicht, daß ein Abſtrich von Gehalt zu einer Schit⸗ 
digung des kleinen Gewerbes führen würde. Wenn 
das Gehalt verringert wird, fahren wicht alle Leh⸗ 
rerinnen nach Italien oder an den Rhein. Bei 
der Verbandstagung in Düſſeldorf traf ich auf 
dem Rheindampfer nicht weniger als vier Dan⸗ 
ziger Lehrerinnen, die ſich nagelneu eingekleidet 
hatten und eine vierwöchige Reiſe machten. Die 
Damen werden dann in Zukunft zu Hauſe ſitzen. 
(Wollen Sie wieder ein Disziplinarverfahren 
haben? links. Heiterkeit.) Dieſe wirtſchaftspoli⸗ 
tiihen Argumente gehen durchaus fehl. Gerade 
den Deutſchnationalen möchte ich noch einmal ins 
Gewiſſen reden. Sie haben neulich ſo ſchöne An⸗ 
träge eingebracht. Die ganze Gewerbeſteuer joll 
geſtrichen werden, die Landwiriſchaft ſoll über⸗ 
haupt keine Steuern mehr zahlen, alles ſoll ge⸗ 
ſtrichen werden. Auf der andern Seite bekämpfen 
Sie es, wenn der Staat ſeine Ausgaben vermin⸗ 
dern will. Eine elendere Demagogie hat Dr. 
Ziehm überhaupt noch nicht geübt. Man muß der 
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len. Sie werden hierdurch als echte Demagogen 
und Deutſchnationale entlarvt. (Bravo!) 
Vizepräſident Dr. Vogdan: Das Wort hat der 
Abg. Hohnfeldt. 8 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Zu dieſer Vorlage hat ſchon eine ganze 
Reihe von Rednern geſprochen, aber wunderbarer⸗ 
weiſe niemand von den Regierungsparteien. Ich 
bin über dieſe Sache ja nicht weiter enttäuſcht, 
wenn ich ſehe, daß Herr Dr. Blavier die Rolle der 
Regierungsparteien übernommen hat oder viel⸗ 
mehr ſeine Schuld abträgt für die Aufhebung des 
Disziplinarverfahrens. Im übrigen möchte ich 
Herrn Dr. Blavier und dieſer Art Wirtſchaftler 
vorhalten: wenn Sie klagen, daß Ihr Recht ge⸗ 
brochen wird, dann dürfen Sie ſich hierüber nicht 
wundern, wenn Sie es zulaſſen und noch unter⸗ 
ſtpeichen, daß anderen Leuten auch Unrecht ge⸗ 
ſchieht. M. D. u. H. Dieſe Vorlage haben wir 
erwartet, weil das Notopfer einmal einen Zuſam⸗ 
menbruch erleben mußte, ſchon deswegen, weil das 
Notopfer abbröckelt. Zu denjenigen, die abge⸗ 
bröckelt ſind, gehöre ich ſelbſt. (Zuruf bei den So⸗ 
zialdemokraten.) Rufen Sie nicht, Sie haben von 
Anfang an nichts gezahlt. Damit Sie ſich dar⸗ 
über klar ſind, um was es ſich handelt, will ich 
Ihnen ſagen, daß ich auf demſelben Standpunkte 
wie Herr Dr. Kamnitzer ſtehe, daß das Notopfer 
mit feinem Revers micht vechtlich zuläſſig äſt. Trotz⸗ 
dem habe ich von dem erſten Augenblick an meinen 
Gehaltsanteil in Höhe des Notopfers an eine Un⸗ 
terſtützungskaſſe überwieſen. (Das haben wir 
auch gemacht!) Es iſt von keinem Beamten di⸗ 
rekt abgeführt worden. Bei mir wurde dieſer An⸗ 
teil direkt von der Dienſtſtelle abgeführt. Ich 
weiß, daß Herr Klingenberg erklärt hat, nachdem 
Herr Dr. Kamnitzer das Notopfer nicht gezahlt 
hat, laſſe er ſich auch nicht abziehen. Es war ihm 
vorher abgezogen und er hat es ſich nachträglich 
wieder beſchafft. Als am 17. Dezember der Senat 
mit der Verordnung kam, daß ein Teil der Beam⸗ 
ten aus dieſem Notopfer entlaſſen ſei, hielt ich es 
ebenfalls nicht für richtig, dieſe ſchon durchbro⸗ 
chenen Richtlinien zu ſtützen. Von Herrn Abg. 
Friedrich iſt geſagt worden, wie hoch die Einnah⸗ 
men ſind, die aus dieſem Notopfer allein von 
einem Stand getragen werden. Ich nehme auch 
das Wort „freiwillig“ in den Mund, trotzdem ich 
der Meinung bin, daß es nicht richtig iſt. Ich 
möchte aber auch darauf hinweiſen, daß ein Teil 
der Beamten, der die Berechtigung hat, genau ſo 
geſtellt zu ſein wie in Preußen, vielleicht um Hun⸗ 
derte von Gulden pro Monat ſchlechter geſtellt iſt, 
wie in Preußen. Wenn ſich alſo die jetzige Regie⸗ 
rung nicht nur auf die Verfaſſung ſtützt, ſondern 
auch verſucht, die Abmachungen, die den preußi⸗ 
ſchen Beamten gegenüber gemacht ſind, als null 
und nichtig zu betrachten, dann kommt man über 
die Schranken und unter die Räder. Man foll 
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ſtündigen Dienſt. 


(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

die jetzt weniger bekommen ſollen. Das ſind die 
Erfolge Ihrer Politik (nach links). Ich bin dar⸗ 
über nicht überraſcht, weil Sie von jeher das Be⸗ 
rufsbeamtentum zu beſeitigen verſuchten. So wie 
hier mit der Kürzung des Gehalts vorgegangen 
wird, kann es nachher mit der Kündbarkeit wer⸗ 
den. Auf der einen Seite wird bei dem Gehalt 
angefangen und nachher kommt die Kündbarkeit. 
Sie wollen, daß es dieſem Stande ſo ſchlecht geht, 
wie den Arbeitern. Sorgen Sie dafür, daß es 
den andern genau ſo gut geht. Wenn Sie dem 


einen Stand etwas nehmen und dem anderen wundern, 


vielleicht noch etwas hinzugeben, iſt die Kritik 
mit Recht groß. Wenn dieſes Geſetz eingeführt 
werden joll, wird es noch mehr Prozeſſe geben. 
Bis jetzt ſind wohl zwei Prozeſſe angeſtrengt wor⸗ 
den; das eine iſt ein Polizeibetriebsbeamter aus 
Zoppot und noch en anderer Beamter. Diele ha⸗ 
ben die Klage auf Nachzahlung ihres Notopfers 
eingereicht. Die Prozeſſe werden nicht entſchieden, 
weil im Senat eine Entſchließung angenommen 
iſt, wonach das Notopfer nicht gezahlt werden ſoll. 
Man ſoll mit allen Mitteln daran gehen, dies 
Notopfer einzuziehen. Bei mir war es genau ſo. 
Ich aber kam mit dem Zahlungsbefehl, wie ich es 
ſchon von dieſer Stelle angeſagt hatte. Ich frage 
nun, was wird mit denjenigen angefangen, die 
das Notopfer nicht gezahlt haben, was wird mit 
Herrn Dr. Kamnitzer und mit denen, die ſich nichts 
abziehen laſſen? (Zwiſchenrufe links.) Dann 
kommen die Klagen, die zu erwarten ſind. Dann 
werden wir feſtſtellen, wie weit Sie das Recht 
noch weiter zu brechen ſuchen. Wir ſind uns 
darüber klar, daß dieſe Maßnahme verfaſſungs⸗ 
widrig iſt. Wenn es fo fit, wird es eine Reihe von 
Beamten geben, die verſuchen werden, das durch⸗ 
zuklagen. Es wird auch bei Ihnen (nach link) 
einige Leute geben, die gegen Ihre Partei vor⸗ 
gehen. Entweder iſt das Notopfer rechtlich zus 
läſſig, dann muß es allen abgezogen werden. Es 
muß aber auch feſtgeſtellt werden, ob der von 
Ihnen geplante Abzug zuläſſig iſt. Herr Abg. 
Friedrich hat darauf hingewieſen, daß es nicht 
möglich iſt. Dann wird es zur Klage kommen. 
Ich möchte dann aber die Regierung fragen, ob ſie 
denkt, daß die Beamten dabei ruhig bleiben wer⸗ 
den. Die Beamtenſchaft klagt heute über neun⸗ 
Die Sozialdemokraten haben 
nicht daran gedacht, den neunſtündigen Dienſt an⸗ 
zufaſſen. Sie klagen höchſtens darüber, daß die 
Arbeiter neun Stunden arbeiten müſſen, bei den 
Beamten iſt es ihnen gleichgültig. Ich wundere 
mich nicht, daß die Arbeiter länger als 8 Stunden 
arbeiten müſſen bei dem Beispiel, das bei den Be⸗ 
amten gegeben wird. Verſchlechtern Sie den 
Dienſt nur weiter bei den Beamten und Ange⸗ 
ſtellten! Sie verkümmern ja auch das Recht bei 
den Hausbeſitzern und bei den übrigen Berufs⸗ 
ſtänden. Mit einem Mal iſt bekannt geworden, 
daß es Recht und Gerechtigkeit nicht mehr gibt. 
Herr Dr. Blavier ſprach davon, daß es Beamte 
gibt, die außerhalb des Staates ihre Ferien ver⸗ 
leben. Will er etwa nicht zugeben, daß es bei an⸗ 
deren Berufsſtänden nicht auch jo it, oder iſt es 


nicht wahr, daß der Beſitzer eines hieſigen Waren⸗ 


hauſes 9 Monate in Italien war, mit Kindern, 
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Bonne und ſonſtigem Perſonal? Wenn Herr Dr. heirateten Perſonen, die 
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Blavier neidiſch iſt, ſo kann ich es ihm das nicht 
verdenken. Wenn jemand von ſeinem Gehalt 
etwa die Hälfte verpfänden muß, dann wundere 
ſich mich nicht, wenn er neidiſch iſt. Die Leute, die 
ſihr Gehalt nicht in Ordnung halten, können na⸗ 
türlich nicht auskommen. Sie verlangen dann 
aber von anderen Leuten, daß ſie auch nicht vech⸗ 
nen können. Es iſt geſagt worden, daß die Be⸗ 
amten verſchuldet ſind. Von einer Behörde ſoll 
ſogar verſucht worden ſein, eine Anleihe für die 
Beamten zu bekommen. Man ſoll ſich da nicht 
wenn Unterſchlagungen vorkommen. 
Dann gibt es nicht einen Heuſterberg⸗Prozeß, ſon⸗ 
dern mehrere. Die Senatoren haben geklagt, wie 
verworren es auf einigen Arbeitsſtellen ausſieht. 
Wenn Sie heute die billigen Arbeitskräfte der 
Zivilanwärter nehmen, ſo darf dieſen kein Pfen⸗ 
mig Unterhalt gezahlt werden. Dieſe Leute ma⸗ 
chen bei uns Ueberſtunden. Ich wundere mich 
nicht, wenn auch fie unzufrieden find. Ihnen (nach 
links) kommt es darauf an, möglichſt jedes Ein⸗ 
kommen herunterzudrücken und die Leute zu pro⸗ 
letariſieren. Dagegen wenden wir uns, und da⸗ 
her erklären wir dieſe Vorlage micht allein für 
verfaſſungswidrig, ſondern auch für unſittlich. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Vor⸗ 
lage dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſſen. 
Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Wohnungsbau⸗ 
geſetzes. 5 

Drucksache Nr. 93 zu Nr. 49. Ich eröffne die 
Beſprechung zu § 1. Das Wort hat der Herr Abg. 
Karkutſch. 5 : 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Im Siedlungsausſchuß haben unſere Aus⸗ 
ſchußmitglieder für das Geſetz geſtimmt. Die 
Fraktion hat dieſe Abſtimmung mißbilligt, weil 
ſte die Entſchuldigung der Regierung, daß ein end⸗ 
gültiges Wohnungswirtſchaftsgeſetz in der Zeit, 
in welcher wir nunmehr die Regierung haben, 
micht hätte verabſchiedet werden können, nicht als 
ſtichhaltig anerkennen kann. Die Fraktion der 
Deutſchnationalen Volkspartei ſteht vielmehr auf 
dem Standpunkt, den ich dabei auch bei der erſten 
Leſung vertreten habe, daß die Regierung bei gu⸗ 
tem Willen und der Erkenntnis der Notwendig⸗ 
keit möglichſt bald der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft ein Ende zu bereiten, unter allen Umſtän⸗ 
den ein ſo wichtiges und die allgemeine Wirt⸗ 
ſchaft förderndes Geſetz in dieſer Zeit hätte vor⸗ 
legen können. Wenn die Regierung eine diesbe⸗ 
zügliche Geſetzesvorlage moch nicht eingebracht hat, 
ſo können wir unſere Befürchtung wiederholen, 
daß ſich die jetzigen Koalitionsparteien auf keiner 
Baſis zuſammenzufinden vermögen. Wir verlan⸗ 
gen baldmöglichſte Beſeitigung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft, Freilaſſung des flachen Landes von jeg⸗ 
licher Bauabgabe, Herabſetzung der Wohnungs⸗ 
bauabgabe von 30 auf 10 Prozent. Ermäßigung 
der Wohnungsbauabgabe auf 5 Prozent bei Woh⸗ 
nungen, für welche die Wohnungsmiete nicht mehr 
als 30 Gulden beträgt, Mietebeihilfen bei ver⸗ 
ein Einkommen bei 


(© 
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einem unterhaltsberechtigten Kinde unter 125 
Gulden, bei zwei unterhaltsberechtigten Kindern 
unter 150 Gulden, bei drei unterhaltsberechtigten 
Kindern unter 175 Gulden, bei vier unterhalts⸗ 
berechtigten Kindern unter 200 Gulden, bei fünf 
und mehr unterhaltsberechtigten Kindern unter 
250 Gulden haben. Ferner verlangen wir, daß 
auch ſolche Eigentümer von der Abgabe befreit 
find, die Wohnungen Angeſtellten ihres Betriebes 
zur Verfügung ſtellen. Es ſind dies nur die aller⸗ 
beſcheidenſten Forderungen, die wir ſtellen, die 
aber jo dringend ſind, daß fie keinen Aufſchub er: 
leiden können. Darum können wir auch von einer 
Begrenzung des Geſetzes bis zum 30. September 
nicht abgehen. Die vom Siedlungsausſchuß ge⸗ 
faßte Entſchließung bietet uns keine Gewähr für die 
ſofortige Einbringung eines brauchbaren Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetzes. Wir haben entſprechende 
Abänderungsanträge geſtellt und bitten Sie, die⸗ 
ſen Abänderungsanträgen zuzuſtimmen und da⸗ 
mit den kleinen Hausbeſitzern und den Minder 
bemittelten die ſhnen nottuende Unterſtützung zu 
gewähren. Die uns vorgelegte Faſſung werden 


wir jedenfalls ablehnen und widerſprechen gleich 


jetzt der dritten Leſung. Dann möchte ich noch auf 
eins aufmerkſam machen. Im Abänderungsan⸗ 
trag iſt ein Druckfehler enthalten: Auf der letzten 
Seite muß es ſtatt „§ 2“ richtig „§ 3“ heißen. 
(Bravo! pechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brenner. 5 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): Nach 
Beratung der Vorlage im Siedlungsausſchuß iſt 
jetzt eine veränderte Situation geſchaffen worden. 
Nachdem die Sache nun derart iſt, daß neue Ab⸗ 


änderungsanträge eingebracht find, muß auch ich 


als Vertreter der Hausbeſitzer von der im Sied⸗ 
lungsausſchuß beſchloſſenen Vereinbarung zurück⸗ 
treten. Ich werde den Abänderungsanträgen der 
Deutſchnationalen, die am weitgehendſten ſind, 
zuſtimmen. Bei dieſen veränderten Verhältniſſen 
it es vielleicht notwendig, daß die Sache noch ein⸗ 
mal im Ausſchuß durchberaten wird. Daher be⸗ 
antrage ich Zurückverweiſung der Vorlage an den 
Siedlungsausſchuß. Für uns war die Hauptſache, 
daß der Kautſchukparagraph 2 im Siedlungsaus⸗ 
ſchuß zu Fall gebracht wurde. Infolgedeſſen ha⸗ 
ben wir unſere Abänderungsanträge zurückge⸗ 
ſtellt und eingewilligt, daß ſie der Regierung als 
Material überwieſen werden ſollten. Nachdem, 
wie geſagt, durch die neueingebrachten Abände⸗ 


rungsanträge aber eine andere Situation geſchaf⸗ 


fen worden iſt, beantrage ich, daß die Vorlage 
noch einmal an den Siedlungsausſchuß zur Be⸗ 
ratung geht. ö 8 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Es liegt zunächſt 
der Antrag auf Zurückverweiſung der Vorlage an 
den Siedlungsausſchuß vor. Ich laſſe darüber ab⸗ 
ſtimmen. Wer für Zurückverweiſung der Vorlage 
an den Siedlungsausſchuß it, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Das letztere iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag auf Zurückverweiſung iſt abge⸗ 
lehnt. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.! Zur zweiten Leſung haben wir Abände⸗ 
rungsanträge geſtellt, die ich ganz kurz erläutern 
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will. Es handelt ſich darum, daß die Nr. 3 des 
Geſetzes geſtrichen wird. Die Nr. 3 des alten Ge⸗ 
ſetzes gibt denjenigen Angehörigen des freien Ge⸗ 
werbes, wie Rechtsanwälten und Aerzten, den 
Vorzug, daß ſie die Zwangswirtſchaftsmiete be⸗ 
willigt bekamen. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß gerade die Reichen und dick verdienenden 
Leute im Zentrum der Stadt Danzig die freie 
Miete zahlen können. Die anderen, die ihren Be⸗ 
ruf in Privatwohnungen ausüben, fallen ſowieſo 
unter Ziffer 2 des Geſetzes. Wir möchten dieſen 
Abänderungsantrag noch einmal ſtellen. Dann 
haben wir Abänderungsanträge geſtellt, die die 
kleinen Hausbeſitzer berückſichtigen. Es handelt 
ſich darum, daß die große Maſſe der kleinſten 
Hausbeſitzer auf dem Lande und an der Peripherie 
von Danzig, die ſelbſt nur eine Einzimmerwoh⸗ 
nung und einen einzigen Einwohner haben, von 
der Wohnungsbauabgabe befreit werden. Dieſe 
Leute bekommen die Miete ſehr'ſelten ein. Wenn 
es aber geſchieht, ſo verwenden ſie das Geld, um 
die Kate auszubauen. Deshalb haben wir den 
Antrag geſtellt, daß dieſe Hausbeſitzer von der 
Wohnungsbauabgabe befreit ſind. Dieſe Zuſtände 
ſind typiſch für Lauental, Bröſen und die ganze 
Nehrung. Da wohnt ein Fiſcher oder Arbeiter auf 
der linken Seite einer Kate in einem Zimmer mit 
Küche und der Mieter wohnt auf der rechten Seite 
in einem Zimmer mit Küche. Der Mann iſt Pro⸗ 
letarier und die Koalition könnte dieſen Leuten 
die Wohnungsbauabgabe erlaſſen. 

Dann haben wir zu § 10 den Abänderungsan⸗ 
trag zu ſtellen, daß die bereiten Mittel nur zu 
kleinſten und Kleinwohnungen bis zu 85 Quadrat⸗ 
meter Grundfläche bewilligt werden. Die Worte 
„zu Siedlungszwecken“ ſollen geſtrichen werden. 
Es hat ſich gezeigt, daß nicht kleine Wohnungen, 
ſondern Villen für Leute geſchaffen wurden, die 
Beziehungen hatten oder die an der Futterkrippe 
ſaßen. Wir halten deshalb die Einſchränkung für 
gerechtfertigt, die wir beantragen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu $ 1 liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt über Druckſache Nr. 95, Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Karkutſch u. Fr. abzuſtim⸗ 
men, ſoweit fie ſich auf 8 1 bezieht, er lautet: 

A. 8 1 erhält folgende Faſſung: 

I. S 6 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
Dom 27. 3. 25 erhält folgende Faſſung: Die Abgabe 
beträgt: 

1055 Der Städten Danzig, Zoppot, Neuteich, Diegen⸗ 
Hof und an den Gemeinden Ohra, Emaus und Prauſt 
vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab 10 v. H. der 
Friedensmiete, \ 

im den übrigen Gemeinden fällt die Abgabe fort 

2. Die im Abſatz 1 feſtgelegte Abgabe iſt auf Antrag 
in den machſtehend aufgeführten Fällen auf die 
Hälfte des im Abſatz 1 genannten Satzes zu ermä⸗ 
ßigen, und zwar: 

J. bei Wohnungen, für welche die monatliche Frie⸗ 
densmiete nicht mehr als 24 Mark — 30 Gulden 
ausmacht, 


( 


D 


II. bei Grundstücken, die am 31. Dezember 1918 mit 


dinglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit 
einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 40 v. 
H. des Friedenswertes belaſtet waren und die im 
der Zeit vom 31. Dezember 1918 bis zum Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ihren Eigentümer nicht ge⸗ 
wechſelt haben oder in dieſer Zeit von dem Ehe⸗ 
gatten oder von Perſonen, die mit dem früheren 
Eigentümer bis zum dritten Grade verwandt: 
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‚oder bis zum zweiten Grade veuſchwägert ſind, 

erworben worden ſind. 

a) Als dingliche privatrechtliche Laſten gelten 
nicht Hypotheken, die gemäß §8 1187, 1190 
B. G. B. zur Sicherung von Schuldverſchreibun⸗ 
gen auf den Inhaber eingetragen worden ſind. 
Das Gleiche gilt bei Hypotheken, Grundſchul⸗ 
den, Rentenſchulden, die zugunſten von Ehe⸗ 
gatten oder won Perſonen, die mit dem Steuer⸗ 
ſchuldner bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade werſchwägert ſind, 
eingetragen worden ſind. 0 

b) Bei Berechnung der 1 iſt von dem 
Goldmarkbetrage der eingetragenen dinglichen 
Laſten auf Antrag der Goldmarkbetrag der 
bis zum 31. Dezember 1918 erfolgten Tilgung 
bzujegen. Als Tilgung gilt insbeſondere die 
Zahlung des Kapitals oder Ablöſungsbetra⸗ 
ges, die Vereinigung von Schuld und Forde⸗ 
rung in einer Perſon, die Tilgung von Til⸗ 
gungstaten. 

e) Bei denjenigen Grundſtücken, deren dingliche 
privatrechtliche Laſten in der Zeit nach dm 31. 
Dezember 1918 zurückgezahlt worden ſind, wird 
auf Antrag von dem Goldmarkbetrage der am 
31. Dezember 1918 eingetragenen dinglichen 
pripatrechtlichen Laſten der Goldmarkbetrag 
der Zurückzahlung abgeſetzt, ſoweit er mehr 


als 24 v. H. des Goldmarbbetrages der am 31. 


Dezember 1918 eingetragenen dinglichen pri⸗ 
vatrechtlichen Laſten beträgt. 

III. Bei Grundſtücken, die der Abgabepflichtige in 
der Zeit vom 1. Januar 1920 bis zum 31. März 
1924 zu einem Goldmarkpreis von mehr als 50 
v. H. des Friedenspreiſes erworben hat, 

IV. bei Grundſtücken, bei denen der Grundſtlücks⸗ 
eigentümer auf Grund des Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung vom 7. März 1925 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 111) gezwungen iſt, eine oder mehrere 
auf dem Grundstück ruhende Hypotheken oder ſon⸗ 
ſtige privatrechtliche dingliche Laſten in der Weiſe 
aufzuwerten, daß die aus der Aufwertung her⸗ 
rührende Geſamtbelaſtung mehr als 50 v. H. des 
Friedenswertes ausmacht. 8 

3. Eine weitere Ermäßigung der Abgabe als in Ab⸗ 
ſatz 2 vorgeſehen, iſt auch dann nicht zuläſſig, wenn 

bezüglich eines Grundſtücks mehrere der im Abſatz 2 

Ziffer I—IV aufgeführten Ermäßigungsgründe me⸗ 

beneinander gegeben ſind. i 

„Soweit die Vorausſetzungen für die Gewährung 
der in Abſatz 2 vorgeſchriebenen Ermäßigungen bei 
nkrafttreten des Geſetzes gegeben ſind, find die 

Ermäßigungsanträge innerhalb einer Ausſchluß⸗ 

friſt von 3 Monaten mach dem Inkrafttreten dieſes 

Geſetzes bei der für die Veranlagung der Abgabe 

in erſter Inſtanz zuständigen Skelle einzureichen. 

Die Ermäßigungen ſind in dieſem Falle mit rück⸗ 

wirkender Kraft vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes 

ab zu gewähren. 205 wit Se 
Treten die Vorausſetzungen für die Ermäßigung 
erit mit einem ſpäteren Zeitpunkt ein, ſo ſind ſie 
erſt vom Beginn des auf die Antragſtellung folgen: 
den Vierteljahhreserſten ab zu gewähren, Daß ein 


Ermäßigungsgrund im Sinne des Abſatzes 2 im 


einzelnen Falle gegeben iſt, iſt ſeitens des Antrag⸗ 
ſtellers glaubhaft zu machen dazu erforderliche Une 
terlagen, insbejondere Grundbuchauszüge, ſind auf 
Verlangen der Veranlagungsbehörde vom Antrag⸗ 
teller beizubringen. ? r 
5. Die gerechnung der Goldmarkbeträge richtet ſich bei 
den dinglich privatrechtlichen Laſten, die vor dem 
1. Januar 1919 eingetragen waren oder getilgt find, 
mach dem Nennbetrage der Laſt oder der Tilgung, 
im übrigen nach den Goldmarkbeträgen, die ſich er⸗ 
geben nach einem Vergleich mit dem Stande des 
Rordamerikaniſchen Dollars an der Danziger Börſe, 
ſoweit die Notierung dieſes Dollars an der Dan⸗ 
ziger Börſe micht erfolgt iſt, nach der Notiexung des 
Dollaritanbes an der Berliner Börſe. Der nord⸗ 
amerikaniſche Dollar iſt hierbei mit 4,20 Goldmark 
einzuſetzen. Te 

6, Als Friedenswert im Sinne der vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften gilt der bei der Ergänzungsſteuer⸗Veran⸗ 


Tagung für 1914/1916 feſtgeſtellte Wert des Grund⸗ 

ſtücks. Hat eine Veranlagung zur Ergänzungsſteuer 

1914/1916 micht ſtattgefunden oder iſt der dabei zu⸗ 

grumdegelegte Grundſtückswert nicht mehr feſtſtell⸗ 

bar oder iſt das Grundſtück nachträglich bebaut oder 
ein Wert durch ſpätere Um⸗ oder Neubauten we⸗ 
ſentlich verändert, jo gelten folgende Werte als 

Friedenswert: 

J. in Gemeinden, in denen im Jahre 1914 eine 
Grundwertſteuer nach dem gemeinen Werte er⸗ 
hoben wurde: 

a) für Gebäude, die vor dem 1. April 1914 er⸗ 
vichtet ſind, der für das Rechnungsjahr 1914 
feſtgeſtellte gemeine Wert, 

b) für ſpätere bis zum 31. Dezember 1916 er⸗ 
richtete Gehäude der bei der erſten Grund⸗ 
wertſteuer⸗Veranlagung feſtgeſtellte gemeine 


Wert, 

e) für mach dem 1. Januar 1917 errichtete Ge⸗ 
bäude das 20⸗fache des amtlich feſtgeſtellten 
Gebäudeſteuernutzungswertes. 

II in allen übrigen Gemeinden das 20⸗fache des 
amtlich feſtgeſtellten Gebäudeſteuernutzungswertes. 
7. Die Abgabe iſt in monatlichen Raten, und zwar bis 
um 15. jeden Monats zu entrichten 
II. S 7e) Es iſt einzuſchalten hinter Arbeitern „und 
Angeſtellten“. ; 
III. Im 8 9 Mt in Ziffer 6 zu ſetzen: 
a) ſtatt 100 Gulden 125 Gulden 
b 81255 150 


. 

IV. § 9 2) erhält folgende Faſſung: 
Mietbefhilfen dürfen nur gewährt werden bei 
Wohnungen bis zu 2 Zimmern und Nebenräumen. 
In Ausnahmefällen kann auch eine Mietbeihilfe 
bei Mehrzimmerwohnungen gewährt werden, wenn 
die Familienzahl des Mieters beſonders groß iſt, 
wenn Arbeitsloſigkeit vorliegt oder wenn unter 
Berückſichtigung beſonderer Amſtände die Gewäh⸗ 
rung der Mietbeſhilfe gerechtfertigt erſcheint. 

V. S 11 fällt fort. | 

Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Ich ſtelle 
feſt, daß jetzt die Mehrheit ſteht und der Antrag 
abgelehnt it. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag des Herrn Abg. Dr. Bla⸗ 
vier in Drucksache Nr. 101 zu § 1. 
8 1 enhält folgende Faſſung: 


In 8 1 des Geſetzes gur Bekämpfung der Woh⸗ 
mungsnot vom 27. 3. 25 wird Nr. 3 geſtrichen. 
II 


8 6 erhält folgende Faſſung: 

Die Abgabe beträgt 15 w. H. der Friedensmiete bei 
Wohnungen, für welche die monatliche Friedensmiete 
mehr als 24.— Mark — 30.— Gulden ausmacht. Die 
Abgabe beträgt 10 v. H. bei Wohnungen, deren 
en e en unter dieſem Satz liegt. 1- und 2⸗ 
Zimmerwohnungen find von der Wohnungsbauabgabe 
befreit, ſofern der Hauseigentümer mur eine derartige 
Wohnung vermietet. 


III. 

S 10 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

Die den Gemeinden zur Verfügung geſtellten Mit⸗ 
tel zur Förderung der Mohnungswirtihaft und für 
Wohnungsbauzwecke dürfen e e mur zur 
Förderung der Schaffung neuer Kleinſt⸗ und Klein⸗ 
wohnungen bis zu 85 Quadratmeter Grundfläche 
und zur Erhaltung beſtehender Wohnungen verwen⸗ 
det werden. 5 . 
Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen 

Antrag find, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Ich 
ſtelle feit, daß die Mehrheit ſteht. Der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über § 1 der Regierungsvorlage. Wer dafür wit, 
bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
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Das tt die Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. 8 2 
iſt bei der Ausſchußberatung abgelehnt, jo daß wir 
darüber nicht abzuſtimmen brauchen. Wir kommen 
zur Beſprechung über $ 3 der alſo jetzt 8 2 wird. 
Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen, und laſſe zunächſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag des Herrn Abg. Karkutſch u. Fr. 
in Druckſache Nr. 95 abſtimmen, ſoweit er ſich auf 
dieſen Paragraphen bezieht. 
B. 8 2 erhält folgende Faſſung: 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1928 in Kraft 
und gilt bis zum 30. September 1928. 

Wer für den Abänderungsantrag iſt, bitte ich ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Bitte um die 
Gegenprobe. (Geſchieht.) Jetzt ſteht die Mehrheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe $ 3, jetzt 8 2 der 
Regierungsvorlage auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe fie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß der 
Paragraph angenommen iſt. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf: Geſetz zur Abänderung des Wohnungs⸗ 
baugeſetzes vom 27. 3. 1925 (Geſetzblatt S. 79 ff. 
in der Faſſung v. 23. 12. 1925 (Geſetzblatt S. 


359/60). Ich bitte die Damen und Herren, die die 


Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Ich ſtelle feſt, daß die 
Ueberſchrift angenommen it. Damit iſt Punkt 5 
der Tagesordnung erledigt. Ich rufe Punkt 6 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Errichtung von Arbeitnehmeraus⸗ 

ſchüſſen. 
Druckſache Nr. 75. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat Herr Senator Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiercinfti, Senator: M. D. u. H.! Ge⸗ 
ſtatten Sie mir anläßlich der 1. Beratung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Errichtung von Arbeitnehmer⸗ 
ausſchüſſen einige Ausführungen. Die Begrün⸗ 
dung dafür, daß die Regierung dem Volkstag jetzt 
das Arbeitnehmerausſchußgeſetz vorlegt, liegt vor 
allen Dingen darin, daß das Arbeitsnehmeraus⸗ 
ſchußgeſetz die Grundlage des modernen Arbeits⸗ 
rechts darſtellt. Das Arbeitsrecht aber it eine 
von den Hauptgebieten, vielleicht das wichtigſte 
von dieſen, auf denen der ſoziale und kulturelle 
Fortſchritt zur Zeit ſich auswirkt. Ein weiterer 
Grund liegt darin, daß Deutſchland ſeit einer 
Reihe von Jahren ein entſprechendes Geſetz in 
Kraft geſetzt hat und nach ihm arbeitet. Die 
Wichtigkeit des Geſetzes erfordert es, wenn die ſo 
oft betonte Kulturgemeinſchaft ein tiefempfun⸗ 
denes Bedürfnis iſt, daß auch auf dieſem Gebiete 
des modernen Arbeitsrechtes die Gleichartigkeit 
der Geſetzgebung hergeſtellt wird. Der letzte und 
nicht minder ſchwerwiegende Grund iſt aber der, 
daß die Danziger Verfaſſung in ihrem Artikel 115 
die Bildung von Arbeiter⸗ und Angeſtelltenaus⸗ 
ſchüſſen worjieht und damit Senat und Volks tag 
die Pflicht auferlegt, dieſe Materie geſetzlich zu 
regeln. Alle bisherigen Regierungen haben ſich 
infolgedeſſen auch mit dieſer Materie befaßt, meh⸗ 
rere Referentenentwürfe haben vorgelegen und 
ſind in den Kommiſſions⸗ und Plenarſitzungen des 
Senats oft faſt bis zum Abſchluß gelangt. Die 
Schwierigkeit der Materie brachte es jedoch mit 
ſich, daß die Verhandlungen äußerſt langwierig 
waren und bei der politiſchen Bedeutung der Fra⸗ 
gen meiſt in einem Wechſel der Regierung ihr 
vorzeitiges Ende fanden. 
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Die jetzige Regierung hat bereits in ihrer 
Regierungserklärung angekündigt, daß ſie die in 
der Verfaſſung vorgeſehenen Geſetze über die be⸗ 
rufsſtändigen Vertretungen und über Arbeiter⸗ 
und Angeſtellten⸗Ausſchüſſe unverzüglich dem 
Volkstage vorgelegt werden, wobei die Danziger 
Geſetzentwürfe gegenüber den reichsdeutſchen Ge⸗ 
ſetzen beine Verſchlechterungen enthalten ſollen. 

Hinſichtlich des vorliegenden Geſetzentwurfes 
befand ſich die Regierung in einer günſtigen Lage, 
als ſie in der gleichen Zuſammenſetzung im Jahre 
1925/26 die Verhandlungen über dieſes Geſetz 
nahezu abgeſchloſſen hatte, als ſie damals zurück⸗ 
trat. Der Entwurf ſchließt ſich gemäß der in der 
Regierungserklärung gegebenen Zuſicherung dem 
deutſchen in ſeinen Grundzügen ſowohl, wie in ſei⸗ 
nen einzelnen Beſtimmungen eng an. Die Abän⸗ 
derungen, die erfolgt ſind, ergeben ſich aus den 
beſonderen Verhältniſſen Danzigs beſonders hin⸗ 
ſichtlich der Eigenart ſeiner wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe. Es iſt daher der Aufbau der Inſtanzen 
vereinfacht und ferner darauf Bedacht genommen, 
daß die in beſonderen ſchwierigen Verhältniſſen 
ſich befindende Danziger Wirtſchaft möglichſt vor 
Beunruhigungen und Erſchütterungen bewahrt 
bleibt. Aus dem Grunde ſollen die Wahlen zu 
den Ausſchüſſen nicht wie in Deutſchland alle 
Jahre, ſondern nur alle 2 Jahre ſtattfinden. Auch 
die Heraufſetzung des aktiven wie paſſiven Wachl⸗ 
alters auf die Altersſtufen, die für die Volkstags⸗ 
wahlen vorgeſchrieben ſind, wird ſich in dieſer 
Richtung hin auswirken. Dadurch, daß ſtatt bei 
50 erſt bei 100 Angeſtellten die Vorausſetzung die 
Pflicht, die Bilanz vorzulegen, gegeben iſt, dürfte 
ebenfalls der Danziger Wirtſchaft gegenüber der 
deutſchen eine weſentliche Erleichterung gewährt 
ſein. Von weiteren erheblichen Abweichungen 
hat die Regierung geglaubt, abſehen zu müſſen, 
da fie nur auf Koſten grundſätzlicher Abänderun⸗ 
gen möglich geweſen wären. N 

Seitdem das Geſetz dem Volkstage und damit 
der Oeffentlichkeit übergeben worden iſt, ft es in 
der Preſſe, in den Verſammlungen und Entſchlie⸗ 
ßungen von den verſchiedenſten Seiten beleuchtet 
worden. Es dürfte gut ſein, auf die hauptſächlich⸗ 
ſten Einwendungen, die gegen den Geſetzentwurf 
erhoben worden ſind, zu Beginn der Erörterungen 
hier im Volkstag einzugehen. 

Es iſt geſagt worden, das Geſetz gehe über die 
Verfaſſung hinaus, denn die Verfaſſung habe mit 
Vorbedacht die Bezeichnung „Betriebsräte“⸗Geſetz 
vermieden, um dadurch klar zum Ausdruck zu 
bringen, daß die Ausführung des Artikes 115 eine 
weſentliche andere, die Befugnis und Rechte der 
Ausſchüſſe viel weiter einſchränkende Faſſung er⸗ 
halten müſſen, als es im deutſchen Betriebsräte⸗ 
geſetz der Fall ſei. Es mag dahingeſtellt ſein, ob 
dieſes die Abſicht des Geſetzgebers bei der Schaf⸗ 
fung des Artikels 115 der Verfaſſung geweſen iſt. 
Aber ſelbſt, wenn dem ſo iſt, ſo muß der Artikel 
der Verfaſſung als eine Minimalforderung ange⸗ 
jehen werden. Es fit ganz zweifelsfrei, daß der 
Geſetzgeber die Freiheit hat, über die Minimal⸗ 
forderung der Verfaſſung bei der endgültigen Re⸗ 
gelung hinauszugehen. 

Es wird ferner auf die ſchwere Belastung der 
Wirtſchaft hingewieſen, die durch dieſes Geſetz er⸗ 
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folge. Als ſchwerſte Bedenken werden hervorge⸗ 
bracht, die Wirtſchaft müſſe zu Grunde gehen, ſie 
komme zum Stillſtand, der Grundgedanke des 
Geſetzes ſei Vernichtung der freien Wirtſchaft und 
des Eigentums und dergl. ſcharfe Stellungnahmen 
mehr. Nun iſt zwar zuzugeben, daß dieſes eine 
Einſchränkung des freien Verfügungsrechts 
Arbeitgebers darſtellt. Darin liegt ja gerade ſein 
Weſen, aber es iſt doch zu bedenken, daß der 
Unterſchied zwiſchen der augenblicklich im Frei⸗ 
ſtaat Danzig herrſchenden geſetzlichen Regelung 
und ihrer praktiſchen Handhabung einerſeits und 
der durch den Geſetzentwurf vorgeſehenen end⸗ 
gültigen Regelung andererſeits keine ſo erheb⸗ 
lichen Unterſchiede beſtehen, daß derartig ernſte 
Befürchtungen berechtigt wären, denn auch jetzt 
ſchon ſind durch Ausſchüſſe und Schlichtungsinſtan⸗ 
zen dem freien Verfügungsrecht des Arbeitgebers 
hinſichtlich der Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe 
Grenzen geſetzt. Ferner iſt zu bedenken, daß der ſo 
lebhaft befürchtete Eintritt der Beunruhigung der 
Wirtſchaft, insbeſondere durch die Wahlen zu den 
Ausſchüſſen, ſicher höchſtens in der Anfangszeit zu 
erwarten iſt. Das lehrt die Erfahrung auf ande⸗ 
ren Gebieten, und das beweiſt auch die Erfahrung, 
die in Deutſchland mit dem Betriebsrätegeſetz ge⸗ 
macht worden iſt. Eine ſolche Beunruhigung 
kommt aber überhaupt nicht in Frage, wenn all⸗ 
gemein werbindlich erklärte Tarifverträge jetzt 
ſchon die Schaffung von Arbeitnehmervertre⸗ 
tungen vorſehen, da dieſe dann an Stelle der 
gesetzlichen treten. Nicht außer Acht gelaſſen wer⸗ 
den darf ferner hierbei, wenn man an die Beun⸗ 


ruhigung denkt, die die Einführung des Geſetzes 
mit ſich bringt, daß notwendigerweiſe in der Ar⸗ 


beitnehmerſchaft Unruhe und Unwille entſtehen 
muß, wenn dieſes durch die Verfaſſung vorge⸗ 
ſehene Geſetz, in dem ſie eine ihrer vornehmſten 
Forderungen ſieht, auf die Dauer ihr vorent⸗ 
halten wird. 

Es iſt ferner bei der Kritik dieſes Geſetzent⸗ 
wurfes geſagt worden, daß die Angeſtellten zu 
Ungunſten der Arbeiter behandelt worden ſeien. 
Demgegenüber muß darauf hingewieſen werden, 
daß das Geſetz Angeſtellte und Arbeiter vollkom⸗ 
men paritätiſch behandelt. Allerdings iſt es mög⸗ 
lich, daß in der Zuſammenſetzung der Arbeitneh⸗ 
merſchaft die Zahl der Arbeiter und damit ihr 
Einfluß gegenüber den Angeſtellten überwiegt. 
Doch einmal iſt dieſes ein natürlicher Ausfluß des 
Minderheitsverhältniſſes, zum anderen iſt zu be⸗ 
denken, daß das Verhältnis ſich auch in manchen, 
beſonders kaufmänniſchen Betrieben, zu Gunſten 
der Angeſtellten geſtalten wird. Das deutſche 
Geſetz hat hier die gleiche Regelung, wie das 
Danziger Geſetz. Für Fragen, die allein die Ar⸗ 
beiter und allein die Angeſtellten angehen, iſt 
auch nur die betreffende Gruppenvertretung zu⸗ 
ſtändig, das heißt entweder der Arbeiterausſchuß 
oder der Angeſtelltenausſchuß. (Zuruf des Abg. 
Mayen.) Dem Erfordernis der Danziger Ver⸗ 
faſſung, die eine getrennte Errichtung von Aus⸗ 
ſchüſſen für beide Kategorien von Arbeitnehmern 
vorſchreibt, iſt hierdurch Genüge getan. 

Wenn in der Oeffentlichkeit von einer Be⸗ 
laſtung der Wirtſchaft durch d'es Geſetz geſprochen 
wird, ſo wird dabei meiſt an eine finanzielle Be⸗ 
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laſtung gedacht. Demgegenüber ſei darauf hinge⸗ (0 8 


wieſen, daß eine ſolche von irgendwelcher Beden⸗ 
tung weder in unmittelbarer noch mittelbarer 
Hinſicht in Frage kommen kann. Gerade dies 
vorliegende Geſetz hat den Vorzug, daß ohne 
weſentliche finanzielle Opfer des einen Teils der 
Wirtſchaft den berechtigten Forderungen des 
anderen Teils auf Gleichberechtigung und Achtung 
vor der Arbeit, auch wenn ſie Handarbeit iſt, 
Genüge getan wird. (Bravo! links.) 

Vizepräsident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): In der Re⸗ 
gierungserklärung, welche Herr Senatspräſident 
Sahm uns im Januar d. Is. vortrug, wurde 
geſagt, daß die Regierung notwendige Maßnah⸗ 
men treffen würde, um die Danziger Wirtſchaft in 
Stadt und Land zu ſchützen und zu fördern und 
die Entfaltung der Wirtſchaft durch neue Zwangs⸗ 
maßnahmen nicht zu beeinträchtigen. Dieſer löb⸗ 
lichen Erklärung folgt aber bald weiter, daß die 
Regierung beſtrebt iſt, die Aufſtellung des 
Arbeitsrechts im Anſchluß an die reichsdeutſche 
Geſetzgebung zu machen. Nun hat uns der Senator 
für die Arbeit, Herr Arczynſki, das Geſetz über 
die Arbeitnehmerausſchüſſe vorgelegt, das man 
als eine fleißige Arbeit betrachten muß (Abg. 
Arczynſki: Der andere Kollege!), die unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen wohl geeignet wäre, den 
ihm ſeinerzeit unter der vorhergehenden Links⸗ 
regierung zugedachten Poſten eines Regierungs⸗ 
rats oder Oberregierungsrates zu ſichern, ich weiß 
micht genau was es war. (Staatsrat! links.) 
Meinetwegen auch Staatsrat, ich weiß es nicht 
genau. Bei näherer Prüfung ſeiner Entwürfe 
findet man, daß dies von ihm eingebrachte Geſetz 
ſich Wort für Wort mit geringfügigen Aende⸗ 
rungen an das reichsdeutſche Geſetz aus dem 
Jahre 1919 anſchließt mit den Veränderungen, 
welche im vergangenen Monat neu hinzugetreten 
ind. Man kann ſich nur darüber wundern, daß die 
Regierung dies Geſetz, das doch ohne Frage — 
ich befinde mich hier im Gegenſatz zum Herrn 
Senator Dr. Wiercinſki — eine bedeutende Er⸗ 
ſchwerung der Wirtſchaft iſt, in dieſer abgeſchrie⸗ 
benen Form hat einbringen können. 

Sind denn die Vorausſetzungen, welche ſeiner⸗ 
zeit bei der Einführung des Betriebsrätegeſetzes 
in Deutſchland maßgebend waren, für uns in 
Danzig noch gleichfalls zutreffend? Zur Beant⸗ 
wortung dieſer Frage muß man ſich einmal die 
Zeit vergegenwärtigen, welche der Einbringung 
des Betriebsrätegeſetzes in Deutſchland voran⸗ 
ging. (Abg. Liſchnewſki: Da verkrochen Sie ſich in 
die Löcher!) Den unruhigen Monaten nach der 
Revolution im Jahre 1918 (Abg. Liſchnewfki: 
Da hatten Sie noch die Hoſen voll!) und den 
erſten des Jahres 1919 war es vorbehalten, den 
unglücklichen Ausgang des Krieges abzuſchwächen 
und neue Grundlagen für den Wiederaufbau in 
wirtſchaftlicher und politiſcher Hinſicht für das 
Deutſche Reich zu ſchaffen. Dem ſtarken Wider⸗ 
willen einiger Kreiſe war noch nicht die Einge⸗ 
wöhnung in die neue Zeit gefolgt, da durch den 
Krieg und die mit ihm verbundene Zwangswirt⸗ 
ſchaft vieles gelöſt und verloren gegangen war. 
Ein Streik jagte den andern, mit oder ohne Recht, 
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war gleichgültig. Die Forderung auf Sozialiſie⸗ 
rung aller Betriebe wurde erhoben, mit einem 
Wort, es fehlte zu einer ruſſiſch⸗bolſchewiſtiſchen 
Zeit eigentlich nur noch die Anerkennung bezw. 
der Sieg dieſer Kreiſe. 

Zu jener Zeit traten drohend Vertreter der 
großſtädtiſchen Arbeiterſchaft an die Regierung 
mit dem Verlangen auf Einrichtung und Veran⸗ 
kerung von Betriebsräten in die Verfaſſung her⸗ 
an. Es ſollte die Hauptaufgabe ſein, Arbeitneh⸗ 
mer und Angeſtellte in den ganzen Produktions⸗ 
prozeß geſetzlich einzugliedern und dadurch die 
verloren gegangene Ordnung und auch die 
Arbeitsluſt zu ſchaffen. Wenn auch nicht verkannt 
werden kann, daß der Krieg durch die Schickſals⸗ 
gemeinſchaft, welche alle Kreiſe des Volkes 
während der Kriegszeit ohne Anſehen der Perſon 
auf ein ganz anderes, gegenſeitiges Einleben ge⸗ 
ſtellt hat, ſo muß man doch ſagen, daß wir hier in 
Danzig mit der Einrichtung der Arbeiter⸗ und 
Angeſtelltenausſchüſſ vollauf ausgekommen 
wären, und es daher wohl richtiger geweſen wäre, 
dieſe Einrichtung, wenn ſie der heutigen Regie⸗ 
rung nicht weit genug ging, nur weiter auszu⸗ 
bauen und uns ein Geſetz vorzulegen, das unſeren 
kleinen, örtlichen Verhältniſſen ſicher beſſer ent⸗ 
ſprochen hätte als der jetzt vorliegende Entwurf 
des Geſetzes über die Arbeitnehmerausſchüſſe. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sehr wahr!) 

Ueber das Geſetz ſelbſt werden wir uns ja zu 
den einzelnen Paragraphen noch viel im Ausſchuß 
zu unterhalten haben und ganz beſonders darüber, 
daß es die ſonſt von Ihnen, m. H. Sozialdemokra⸗ 


ten ſtets verlangte Gleichheit des Bürgers vor dem 


Geſetz vermiſſen läßt. Wir können es nicht ver⸗ 
ſtehen, aus welchem Grunde Angeſtellte und 
Arbeiter nicht die gleichen Rechte haben ſollen. 
Aus welchem Grunde ſoll die Handfertigkeit der 
Arbeiter in den Ausſchüſſen ſtets die Uebermacht 
haben gegenüber den mehr geiſtig eingeſtellten 
Angeſtellten? (Sehr gut! rechts.) Die Beſtimmung 
in dem Geſetz über die Arbeitnehmerausſchüſſe, 
daß Angeſtellte und Arbeiter einen gemeinſamen 
Ausſchuß zu bilden haben, widerſpricht im übrigen 
unſerer Verfaſſung; (Abg. Di. Ziehm: Sehr 
richtig!) denn in Artikel 115 it ausdrücklich zum 
Ausdruck gebracht, daß Angeſtellte und Arbeiter 
eines Betriebes je einen Ausſchuß zu bilden 
haben. Es iſt wohl eine unbeſtrittene Tatſache, daß 
in faſt allen Betrieben die Anzahl der An⸗ 
geſtellten erheblich geringer iſt als die der Arbei⸗ 
ter oder Arbeitnehmer wie Sie ſagen und daher 
ſtets der Minderheit wegen in den Ausſchüſſen der 
Majoriſierung durch die Arbeitervertreter ausge⸗ 
ſetzt ſind. (Sehr gut! rechts.) 

Die Wirtſchaft befürchtet von dieſem Geſetz 
eine ganz außerordentlich ſtarke Beeinträchtigung 
aber auch dadurch, weil die verſchiedenen Aus⸗ 
ſchüſſe inſofern eine Belaſtung des Betriebes be⸗ 
deuten, als ſie nur die Möglichkeit hätten, in den 
freien Stunden nach der Arbeitszeit zu tagen, 
womit alſo geſagt iſt, daß auch während der 
Arbeitszeit Beſuche empfangen und ſonſtige Wahl⸗ 
handlungen uſw. vorgenommen werden können. 
(Zuſtimmung links.) Bereitſtellung von Mitteln 
für Reiſen dieſer Ausſchußmitglieder zu großen 
Verſammlungen, Bereitſtellung von Räumen, das 
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ſoll alles zu Laſten der Arbeitgeber fallen. Finden 
Sie etwa in 8 98 keine Laſt und vielleicht eine 
Gleichſtellung vor dem Geſetz, wenn der Arbeit⸗ 
geber mit Gefängnis bis zu einem Jahr und bis 
10 000 Gulden Geldſtrafe beſtraft werden kann 
und das Betriebsratsmitglied in den Fällen des 
$ 99, wenn er einen Verrat durch Preisgabe von 
Fabrikgeheimniſſen, Geſchäftsgeheimniſſen uſw. 
begeht, nur mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
der Kannvorſchrift einer Geldſtrafe bis zu 3000 
Gulden beſtraft wird? (Abg. Kloſſowſki: Geſchäfts⸗ 
geheimnis, wenn Steine mang die Kohlen 
geworfen ſind! Heiterkeit.) Wenn Sie derartige 
Koſten keine Laſten nennen, m. H. von links, ſo 
ſetzen Sie ſich in direkten Widerſpruch zu Ihrer 
eigenen Regierungserklärung, von der ich vorher 
ſagte, daß die Wirtſchaft geſchützt und gefördert 
werden ſoll. (Wer iſt die Wirtſchaft? links.) Das 
werden Sie hoffentlich ſelbſt wiſſen. Eine Förde⸗ 
rung der Wirtſchaft iſt nur dadurch möglich, daß 
man ſie von ſchweren Schädigungen befreit und 
ihr die unbedingt notwendige freie Entwicklungs⸗ 
möglichkeit gibt. Sie ſagen in Ihrem Geſetz, daß 
die Arbeitnehmerausſchüſſe auch den Unternehmer 
mit Rat und Tat unterſtützen ſollen. Wir werden 
ſehen, welche Vorteile das bringt. Sehen Sie fid: 
doch einmal an, wie ſeit der Abtrennung Danzigs 
vom Deutſchen Reich die Danziger Induſtrie und 
der Danziger Handel gekämpft haben, um über⸗ 
haupt noch an dem heutigen Tage Leben in ſich zu 
haben. Sie ſcheinen zu glauben, daß die Wirt⸗ 
ſchaft wie eine Zitrone ausgepreßt werden muß, 
nur aus dem Gedanken heraus, dem Wunſch und 
dem Willen der Gewerkſchaften zum obigen Ge⸗ 
ſetz nachzugeben. Ich warne Sie, den Bogen zu 
überſpannen; denn auf der einen Seite ſteht un⸗ 
jer altes Mutterland Deutſchland, auf der andern 
Seite Polen, bereit, an die Stelle der Danziger 
Induſtrie und des Danziger Handels zu treten, 
wenn dieſe unter dem Druck der Mittel, die die 
heutige Regierung anwendet, zuſammenb rechen. 
(Sehr gut! rechts.) Einſichtsvolle Unternehmer 
haben ſtets, auch ſchon vor dem Kriege, nach dem 
Grundſatz gehandelt, daß Unternehmer, Ange 
ſtellte und Arbeiter eines Betriebes eine Gemein⸗ 
ſchaft bilden (Aber Sie gehören nicht dazu! links) 
und nur dann etwas Erſprießliches herauskommt, 
wenn keine Differenzen oder Schwierigkeiten ge⸗ 
macht werden. Dies Geſetz iſt aber dazu angetan, 
die Unternehmungsluſt und den Wagemut der 
Unternehmer zu lähmen, da ihm Feſſeln angelegt 
werden in ſeinem Betrieb, die über das zuläſſige 
Maß hinausgehen. Ich habe ſeinerzeit Herrn Abg. 
Loops zugerufen, daß man ſich in Deutſchland um 
das Betriebsrätegeſetz nicht mehr viel kümmere, 
daß man in vielen Angeſtellten⸗ und Arbeitneh⸗ 
merkreiſen einſehe, daß dies Geſetz wicht geeignet 
ſei, ein Förderungsmittel für die Wirtſchaft zu 
fein, ſondern ſie direkt lähme. (Abg. Kloſſowfki: 
Das Gegenteil tt richtig!) Deshalb haben auch 
viele Kreiſe im Weſten und Oſten des Reiches da⸗ 
von Abſtand genommen, Angeſtellten⸗ und Arbei⸗ 
terräte zu bilden, und man iſt wieder zu dem 
alten vertrauensvollen Verhältnis zurückgekehrt, 
das ſich wohl in der Mehrzahl der Betriebe auch 
nach Anſicht der Angeſtellten und Arbeiter am 
beſten bewährt hat. Der beſte Beweis für meine 
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werkſchaften vorgenommene Verſchärfung des Ge⸗ 
ſetzes, die man keineswegs nötig gehabt hätte, 
wenn das alte Geſetz aus dem Jahre 1919 voll 
ſeine Schuldigkeit getan hätte. Aber man ſieht in 
den Gewerkſchaftskreiſen, wie das Intereſſe an 
den Betriebsräten immer mehr und mehr nach⸗ 


läßt. Man wollte wohl die ſonſt verlorene Macht Ab 


befeſtigen, denn es iſt eine unbeſtrittene Tatjache, 
daß nur etwa ein Viertel aller Erwerbstätigen 
in Gewerkſchaften organiſiert iſt. (Woher willen 
Sie das? links.) Das ergibt die Statiſtik. Wenn 
ich auch mehrfach erklärt habe, daß meine Partei 
nicht prinzipieller Gegner einer Mitwirkung der 


Angeſtellten und Arbeiter in den Ausſchüſſen iſt, 


ſo müſſen wir doch das Geſetz in der hier vorgeleg⸗ 
ten Form unbedingt ablehnen. (Bravo! rechts. 
Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Entweder muß man ſich über die Dummheit 
oder die Demagogie des Vorredners wundern. Ich 
kann es verſtehen, wenn zur Demaskierung einer 
beſtimmten Lüge eine Taktik eingeſchlagen wird. 
Dieſe Taktik hat der Vorredner eingeſchlagen, in⸗ 
dem er mit der Einbringung des Geſetzes einver⸗ 
ſtanden iſt. Er vertritt aber die Stellung, das jei 
der reine Bolſchewismus. Dies müſſe er bekämp⸗ 
fen. M. D. u. H.! Die Arbeiterklaſſe kämpft ſeit 
60 Jahren gegen das Unternehmertum, um ihre 
wirtſchaftliche Lage zu verbeſſern. Es war ihr in 
der Vergangenheit infolge des Aufſtiegs der Wirt⸗ 
ſchaft und des Geſamtkapitalismus möglich, kleine 
Erleichterungen zu erringen. Jeder Marxiſt 
wußte, daß eines Tages der Zeitpunkt da ſein 
würde, wo das jetzt beſtehende Wirtſchaftsleben 
keine weiteren Ausdehnungs möglichkeiten hat, 
und daß für die Arbeiterſchaft die Frage offen it, 
entweder übernimmt ſie die Produktion oder der 
Weg des Abſtiegs muß beſchritten werden. Dieſe 
Gedankengänge ſind zu einem großen Teil inner⸗ 
halb der Arbeiterſchaft akut geweſen. Der Füh⸗ 
rung der Arbeiterſchaft war es klar, daß der Weg 
der Entwicklung nicht unendlich iſtz und daß letzten 
Endes die Produktion auf eine andere Grundlage 


geſtellt werden muß. Aus dieſen Gedankengängen 


hat ſich die ſogenannte Arbeitsgemeinſchaftspolitik 
in der Vorkriegszeit gebildet. Die Arbeitsgemein⸗ 
ſchaftspolitik iſt ſo kraß und akut, als die Frage 
für die Arbeiterſchaft hrennend iſt, jetzt über⸗ 
nimmſt du die Produktion. Da traten ſpeziell die 
Führer der Gewerkſchaften und die Sozialdemo⸗ 
kratie auf den Plan und verwirklichten das, was 
ſie in den letzten Jahren gepredigt hatten. Sie 
ſind in die Breſche geſprungen und haben der Ar⸗ 
beiterſchaft den ſchlechteſten Dienſt erwieſen. Aus 
dieſem Gedanken ſind die Arbeiterräte in Deutſch⸗ 
land entſtanden, und aus dieſem Gedanken heraus 
ſollen auch die Arbeiterausſchüſſe in Danzig ent⸗ 
ſtehen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Die 
Betriebsräte in Deutſchland ſind nichts weiter als 


eine Krönung der Arbeitsgemeinſchaftspolitik. 
Die Volksbeauftragten waren Gegner der Be⸗ 


triebsräte in Deutſchland. Als man ſah, daß es 
nicht weiter ging, entdeckten ſie die wunderbare 


Idee, jetzt müſſen wir die Betriebsräte durch Ge⸗ 


ind, kann man in dem Geſetz micht verankern. 
Die Betriebsräte, die wir haben wollen, kann 
man nur benutzen, um die Arbeiter auf den revo⸗ 
lutionären Weg zu führen, um die Enteignung 
der Betriebe durchzuführen. Das Geſetz iſt ja in 
der Regierungserklärung und ſpeziell von Herrn 
og. Loops in der Volksſtimme wunderbar be⸗ 
gründet worden. Herr Abg. Loops ſagte: „Regen 
Sie ſich nicht auf, dies Geſetz iſt in Ihrem Inter⸗ 
elle.“ Darüber find wir uns alle klar. Es ſtimmt, 
was der Herr Vorredner ſagte, die revolutionäre 
Arbeiterſchaft in Deutſchland hat kein Intereſſe 
an dem Geſetz. Die Arbeiter werden auch in 
Danzig erkennen, daß mit dieſem Geſetz nichts zu 
erreichen iſt. Wir werden unſer eigenes Geſetz 
einbringen, aber wir wehren uns dagegen, daß 
in den Köpfen der Arbeiterſchaft der Gedanke 
aufkommt, daß vermöge dieſes Geſetzes die Arbei⸗ 
ter durch den Angeſtellten⸗ und Arbeiterausſchuß 
Einfluß auf die Produktion bekommen. Der Be⸗ 
triebsrat, deſſen Aufgaben nach dem Geſetz darin 
beſtehen, den Betrieb vor Erſchütterungen zu 


ſchützen, muß mit allen Mitteln beſtrebt ſein, den 


Betrieb in keine Gefahr hineinzuführen. Sie 
müſſen alles von ſich weiſen, was für die Arbeiter⸗ 
chaft ſchädlich iſt und müſſen ſie beruhigen. Es 
wird das eintreten, was ſich in Deutſchland ge⸗ 
zeigt hat, daß man mittels des Schlichtungs⸗ 
weſens immer wieder die Betriebsräte gemaßre⸗ 
gelt hat. 
in einem Betriebe iſt, ſo iſt das für den Arbeit⸗ 
geber eine Kleinigkeit, eher 2000 G zu bezahlen, 
als dieſen Arbeiter im Betriebe zu haben. Dieſer 
Betrag iſt für den betr. Arbeitgeber eine Kleinig⸗ 
keit. Er wird mit Freuden 2000 G zahlen, um 
den Menſchen herauszubekommen. Das zeigt die 


— 


praktiſche Erfahrung in Deutſchland. So werden 


die Betriebsräte verurteilt, wenn ſie ſich nicht 
herauswerfen laſſen wollen, zu Kreaturen des 
Arbeitgebers zu werden. Eine weitere Frage iſt 
die der Rationaliſierung, iſt die, wie man die 
Arbeitsmethoden verbeſſern kann. Sie wiſſen, 
welche Stellungnahme wir zur Rationaliſierung 


einnehmen. Wir ſind keine Maſchinenſtürmer, 


wir wollen die Maſchine in den Dienſt der menſch⸗ 
lichen Entwicklung ſtellen, da ſie die menſchliche 
Arbeitszeit verkürzt. Die Arbeiter haben da⸗ 
durch Zeit und könnten in ihrer freien Zeit den 
Klaſſenkampf beſchleunigen und das erreichen, 
was ſie alle wollen. Nach der Vorlage ſoll der 
Betriebsrat beſſere Arbeitsmethoden ausfindig 
machen und ſie gemeinſam mit dem Arbeitgeber 
zur Durchführung bringen. Hat er dies getan, 
ſo ſteht dem Betriebsrat allerdings das Recht zu, 
bei der Entlaſſung mitzuſprechen. Er ſoll ſeine 
Hand mit dazu hergeben, die Kollegen arbeitslos 
zu machen. Dann erlaubt man ihm, bei den Ent⸗ 
laſſungen mitzuſprechen. Die Rationaliſierungs⸗ 
methoden wenden ſich alſo ganz kraß gegen die 
Intereſſen der Arbeitnehmerſchaft. So ſieht das 
Geſetz aus. Arbeitervertreter wagen es noch, ſich 
dafür einzuſetzen. Es iſt ein Anſinn, daß man 
den Arbeitern Flauſen einreden will, durch dies 
Geſetz würde es möglich ſein, das Leben der Ar⸗ 
beiterklaſſe zu verbeſſern. Das wird nicht ein⸗ 


Wenn ein revolutionärer Betriebsrat 
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treten, weil es in der heutigen wirtſchaftlichen 
Epoche nicht geſchehen kann. Uns kann nur der 
ſchärfſte Klaſſenkampf befreien und keine Arbeits⸗ 
gemeinſchaftspolitik. Wenn wir auf dieſem Wege 
weiterſchreiten, werden wir nicht als Arbeiter die 
Leidtragenden ſein. Ein großer Teil der Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe, die heute noch in Kampfſtellung zur 
Arbeiterſchaft ſtehen, werden von dieſem Prozeß 
mitgeriſſen werden, ob ſie wollen oder nicht, weil 
die Entwicklung vorwärts geht und nicht ſtehen 
bleibt. Sie läßt ſich auch durch kein Gemäcker be⸗ 
ſeitigen, ob es von rechts oder der Mitte kommt! 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Lib.): M. D. 


Herr Abg. Dr. Unger. 
Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. 

u. H.] Nach den Ausführungen der Regierung 
ſind es zwei Gründe die die unbedingte Notwen⸗ 
digkeit der Einführung eines Geſetzes, wie es in 
dem Entwurf über die Betriebsausſchüſſe vor⸗ 
liegt, veranlaſſen. Erſtens die in der Verfaſſung 
darüber feſtgelegten Grundſätze und zweitens das 
Unvermögen, auf Grund der in Danzig bisher in 
dieſer Richtung erlaſſenen Beſtimmungen weiter⸗ 
zuarbeiten. Die Vorſchriften, die bisher bei der 
Erledigung der Fragen der Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchüſſe geltend waren, ſtammten aus dem Jahre 
1918 und trugen natürlich alle Zeichen der Zeit, 
in der ſie entſtanden ſind. Mit den Paragraphen, 
die auf dieſe Ausſchüſſe Bezug hatten, war ſchlecht 
etwas anzufangen. Es hat ſich aber im Laufe 
der Zeit eine Praxis ergeben, die eine geſunde 


) Grundlage für die weitere Entwicklung einer ent⸗ 


ſprechenden Geſetzgebung bietet und die unbe⸗ 
dingt hier bei der Bearbeitung des neuen Ge⸗ 
ſetzes weitgehende Berückſichtigung hätte finden 
müſſen. Die Verhältniſſe in unſerem kleinen 
Staate Danzig, mit ſeiner ausgeſprochenen Han⸗ 
delswirtſchaft liegen doch ganz anders als wie in 
Deutſchland mit ſeiner außerordentlich ausge⸗ 
dehnten Induſtrie. Es befinden ſich in Danzig 
nur wenige Großbetriebe, deren Aufbau aber 
auch von der deutſchen Induſtrie ſtark unterſchie⸗ 
den iſt, denn die Wirtſchaftsverhältniſſe ſind ja 
hier durch die Abtrennung andere geworden, als 
in Deutſchland. Daß dieſe Schwierigkeiten vor⸗ 
handen ſind, beweiſt ja das lange Hinauszögern 
des Erlaſſes eines entſprechenden geſetzlichen In⸗ 
ſtrumentes in dieſer Frage, die von den vorigen 
Regierungen geübt wurde. Auch dieſe waren 
von der Notwendigkeit einer geſetzlichen Regelung 
dieſer Fragen durchdrungen. Es wurden auch 
entſprechende Entwürfe vorbereitet, aber die da⸗ 
nach angeſtellten Erwägungen zwiſchen beiden 
ſich gegenüberſtehenden Parteien der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer konnten zu keinem befriedigen⸗ 
den Ergebnis führen. Es war nicht ſchlechter 
Wille von allen Beteiligten, ſondern lediglich die 
Schwierigkeit der Materie, die dieſes Hinaus⸗ 
ſchieben begründete. Soll doch letzten Endes die 
ſoziale Geſetzgebung auf dieſem Gebiete dazu 
dienen, die Geſamtwirtſchaft günſtig zu beein⸗ 
fluſſen und ſowohl der Arbeitgeber⸗ wie auch der 
Arbeitnehmerſeite Vorteile bringen, denn nur, 
wenn man den Wünſchen beider Teile gerecht 
wird, kann die geſamte Wirtſchaft Vorteile aus 


zum Ausdruck gekommen wäre. 
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einer derartigen Regelung ziehen. 
grundſatz ſehen wir an, daß auch eine Volksge⸗ 
meinſchaft in den gewerblichen Betrieben mehr 
und mehr Platz greift und daß Normen geſchaffen 
werden, die die Befugniſſe zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ſo regeln, daß die jetzt ſo in 
den Vordergrund gedrängten Gegenſätze zwiſchen 
dieſen beiden Berufsgruppen überbrückt werden, 
und daß ein möglichſt reibungsloſes gemeinſames 
Arbeiten am gemeinſamen Werk erfolgt. Wir 
haben alſo durchaus ein Intereſſe daran, daß die 
Geſetzgebung auf dieſem Gebiete ſich entwickelt, 
und daß Schäden, die ſich vielleicht aus einer fal- 
ſchen Einſtellung von beiden Seiten ergeben, auf 
rechtlicher Baſis beſeitigt werden. Wir glauben 
aber nicht, daß dieſer Aufgabe der vorliegende 
Geſetzentwurf gerecht wird. Stellt er doch nichts 
weiter dar, als eine Abſchrift des deutſchen Be⸗ 
triebsrätegeſetzes. Es ſind nur die Bezeichnungen 
geändert worden, es heißt hier „Ausſchuß“, was 
in dem deutſchen Geſetz „Betriebsrat“ genannt 
wird. Wie oben ausgeführt, ſind die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe in Deutſchland gänzlich ver⸗ 


ſchieden. Infolgedeſſen kann auch ein Geſetz, das 


aus dieſen wirtſchaftlichen Verhältniſſen erwach⸗ 
ſen iſt, hier in Danzig bei der Verſchiedenartig⸗ 
keit der Verhältniſſe nicht befriedigen, ſondern es 
iſt dringend erforderlich, daß die ganze Geſetz⸗ 
gebung den Danziger Verhältniſſen angepaßt 
wird und daß bei der Bearbeitung die Vorſchläge 
berückſichtigt werden, die in den zurückliegenden 
Zeiten von Seiten der Sachverſtändigen zu dieſer 
Materie gemacht ſind. Es erſcheint uns der Zeit⸗ 
punkt, zu dem das Geſetz vorgelegt wird, nicht 
recht geeignet, denn es iſt nicht anzunehmen, daß 
die Einführung der notwendigen Einrichtungen 
ſich ganz reibungslos im hieſigen Wirtſchafts⸗ 
leben vollziehen wird. Die Folge davon werden 
mehr oder weniger große Beunruhigungen in den 
einzelnen Betrieben ſein, ſo daß mit gewiſſen 
ſchädlichen Auswirkungen auf die Geſamtwirt⸗ 
ſchaft durchaus zu rechnen iſt. Bei der angeſpann⸗ 
ten wirtſchaftlichen Lage, die wir zur Zeit hier 
haben, und deren Vorhandenſein wohl von keiner 
Seite geleugnet wird, iſt es aber dringend erfor⸗ 
derlich, alles zu tun, um Erſchütterungen zu ver⸗ 
meiden und damit die Ertragsfähigkeit zu min⸗ 
dern. Wir haben im Gegenteil die Pflicht, alle 
Möglichkeiten auszuſchöpfen, die eine Vergröße⸗ 
rung und Erweiterung des hieſigen Produktions⸗ 
apparates haben, weil es ja nur ſo möglich wird, 
das Problem der Arbeitsloſen wirklich zu löſen. 
Nur eine intakte, ſich vergrößernde Wirtſchaft 
wird hier in Dansig in der Lage ſein, die Er⸗ 
werbsloſen von der Straße zu nehmen. Jede Er⸗ 
ſchütterung wird dieſen Geſundungsprozeß auf⸗ 
halten. Einem blühenden Wirtſchaftskörper 
wird es leichter ſein, alle die Folgen einer vor⸗ 
geſehenen Geſetzgebung zu überdauern und aus⸗ 
zugleichen. Sie werden dort nicht ſo hart in Er⸗ 
ſcheinung getreten, als bei einer Lage, wie wir fie 
hier augenblicklich in Danzig zu verzeichnen ha⸗ 
ben. Wir hätten infolgedeſſen gewünſcht, daß die 
vorſichtige Haltung, die bisher in Bezug auf dieſe 
Geſetzgebung beobachtet wurde, auch weiterhin 
Nachdem aber 


Als Haupt: (0 


(Dr. Unger, Abgeordneter) 


(A) von der jetzigen Regierung die Regelung energiſch 


in die Hand genommen werden ſoll, ſind auch wir 
natürlich bereit, an dieſem Problem mitzuarbei⸗ 
ten. Wir würden infolgedeſſen auch zuſtimmen, 
daß die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß über⸗ 
wieſen wird, in dem wir unſere entſprechenden 
Anträge und Vorſchläge zu den einzelnen Para⸗ 
graphen unterbreiten werden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kloſſowſki. i 

Kloßowſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Der vorliegende Geſetzentwurf wird von links 
und rechts in einer Meile bekämpft, die für mich 
völlig unverſtändlich iſt. Ganz unverſtändlich iſt 
mir der Kampf, der von rechts gegen das Geſetz 
geführt wird. Die Arbeitnehmer in Danzig, die 
Gewerkſchaftsmitglieder ſowohl als auch diejeni⸗ 
gen, auf die Herr Jantzen Bezug genoinmen hat, 
bie unorganiſierten, die auch Staatsbürger find 
haben ein großes Intereſſe daran, daß in Danzig 


einmal cine geſetzliche Grundlage auf dieſem Ge⸗ 


AB 


— 


biet geſchaffen wird. Wenn Herr Jantzen ſoviel 
von der Gleichheit der Bürger laut unſerer Ver⸗ 
faſſung ſpricht, dann verſtelhe ich es nicht, wie Herr 
Jantzen in demſelben Abemzuge der größten 
Schicht, den Arbeitern und Angeſtellten, dieſes 
Recht, das in der Verfaſſung verankert iſt, länger 
vorenthalten will. Wenn wir uns den Kampf der 
Arbeitgeber gegen die Arbeiterklaſſe anſehen, ſo⸗ 
lange wir die moderne Arleiterbewegung haben, 
ſo bedeutete jeder Pfennig Lohnerhöhung, der vor 
40 bis 50 Jahren zur Hebung der Kultur der Ar⸗ 
beiter gefordert wurde für den Arbeitgeber ein 
Unannehmbar, den Ruin der Wirtſchaft. Die Ein: 
führung der Invalidenverſicherung bedeutete den 
Tod der geſamten Wirtſchaft. Die Einführung der 
Angeſtelltenverſicherung bedeutete ebenfalls den 
Tod der Wirtſchaft. Die Wirtſchaft, zu ihr rechne 
ich auch die Arbeiterſchaft, Herr Jantzen, iſt ſoviel 
hundertmal geſtorben, als Geſetze eingeführt ſind. 
Alle dieſe ollen Kamellen müſſen bei der Unter: 
nehmerſchaft dauernd herhalten. Sie ſtehen heute 
noch auf dem Standpunkt, wie Ihre Vorfahren 
vor 50 Jahren. Man kann an Ihrer Entwicklungs⸗ 
möglichkeit zweifeln. g N 

Bei der Arbeiterſchaft äſt es anders. Obwohl 
miedergehalten, infolge ſchlechter Schulbildung, 
hat ſie doch mehr von dem Zuſammenhang der 
Dinge gelernt, als bei Ihnen hiervon die Rede 
ſein kann. Sie reden von den Unorganiſierten, 
Sie reden davon, daß es eine Belaſtung für Dan⸗ 
zig iſt, wenn hier das gleiche Geſetz wie in Deutſch⸗ 
land eingeführt wird. So viele Reden, fo viel An⸗ 
wahrheit! Der Staatsbürger in Danzig hat das 
freie Koalitionsrecht. Aber auch dies iſt den Un⸗ 
ternehmern aller Schattierungen ein Dorn im 
Auge. M. D. u. H.! Welche Druckmittel werden 
heute noch gegenüber den Arbeitern und Ange⸗ 
ſtellten angewandt, wenn die Arbeitnehmer jagen, 
daß ſie organiſtert ſind. Wollte man Ihnen alle 
die Ukaſſe und Verfügungen an die Wand hängen, 
die von den Vertretern der Wirtſchaftsverbände 
erlaſſen ſind, um die Arbeiter von den Beſtrebun⸗ 
gen der Organiſation fernzuhalten, dann würden 
Sie Ihren Spiegel, Ihr eigenes Geficht ſehen. 

So iſt es auch mit dieſem Geſetz. Ein kleiner 
Fortſchritt ſoll in Erſcheinung treten. Sie brauchen 
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Sie ſind ein Volkstribun in den Augen Ihrer 
geiſtig zurückgebliebenen Parteianhänger. Kom⸗ 
men Sie mit neuen Mitteln, mit Vorſchlägen, mit 
denen Sie der Arbeiterklaſſe dienen. Höhere Löhne 
zu zahlen, liegt Ihnen fern. Dieſe Anſicht werden 
Sie in Danzig bei Ihrer Pfefferſack⸗Geſinnung 
niemals bekommen. Das iſt von Ihnen auch nicht 
zu verlangen. Aber Sie können nicht von uns for⸗ 
dern, daß wir Ihnen in Ihren zurückgebliebenen 
Forderungen folgen und unſere Forderungen auf 
den St. Nimmerleinstag verſchieben. Seit 1920 
beſteht die Freie Stadt. Die Verfaſſung wurde ge⸗ 
ſchaffen und davin der Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
ſchaft dieſe Rechte zuerkannt. Seitdem haben an⸗ 
dere Stellen viel erreicht. Der Arbeiterſchaft iſt 
das vorenthalten worden. Warum haben Sie, 
wenn heute der Zeitpunkt ungünſtig iſt, dies Ge⸗ 
ſetz nicht früher eingeführt, warum nicht 1924, als 
wir im Gelde ſchwammen? Es iſt eine billige 
Ausrede, jetzt zu jagen, es jet ein ungünſtiger 
Augenblick. Geben Sie einen Zeitpunkt an, an 
dem Sie gewillt ſind, dies Geſetz oder ein ähnliches 
einzuführen. Das können und werden Sie nicht. 
Das dürfen Sie nicht, denn alles was wir an 
Fortſchritten für 80 Prozent der Staatsbürger 
ſchaffen wollen, bedeutet für Sie einen Verluſt, ein 
Aufgeben von Vorrechten. Warum? In der Be⸗ 
kämpfung dieſes Geſetzes kommt von Ihrer Seite 
die Geringſchätzung zum Ausdruck, die Sie gegen⸗ 
über den Arbeitnehmern an den Tag legen. Wenn 
Sie ſich hier hinſtellen und mit Emphaſe immer 
wieder das Wort Wirtſchaft in den Mund nehmen, 
als Kohlenhändler, wen meinen Sie mit Wirt⸗ 
ſchaft? Sind die hunderttauſend Staatsbürger, die 
auf dem Schlachtfelde der Arbeit für die Wirt⸗ 
ſchaft kämpfen, jedes Riſiko einſetzen, nicht Teile 
der Wirtſchaft? Iſt das allein die Wirtſchaft, die 
nur den Profit einheimſt und hier und da noch ein 
Riſiko trägt? (Sehr gut! links.) Das iſt keine Er⸗ 
kenntnis, kein Fortſchritt. Zur Wirtſchaft gehört 
neben dem Unternehmer auch der Arbeiter und 
der Angeſtellte. Wenn Sie ſich einmal zu dieſer 
Erkenntnis durchgerungen haben, werden Sie ſich 
nicht hinſtellen und immer von der Wirtſchaft 
ſppechen, die nur durch den vertreten werden ſoll, 
der ein Kohlengeſchäft, eine Werft oder einen 


Kramladen hat. Es iſt traurig, daß dieſe Anſicht 


noch bei Ihnen herrſcht. Auch in Deutſchland 
gibt es Unternehmer, die anderen Betrieben vor⸗ 
ſtehen, als den kleinen, den Zwergbetrieben, die 
wir hier in Danzig haben, und wo die Einführung 
dieſes Geſetzes mit größerem Riſiko verknüpft iſt. 
Dieſe haben erklärt, die Wirtſchaft iſt ohne Arbei⸗ 
ter und Angeſtellte nicht denkbar, daher begeht der 
ein Verbrechen, der dauernd von Wirtſchaft redet 
und die Arbeiter und Angeſtellten ausgeſchaltet 
wiſſen will. Lernen Sie aus der Geſchichte, viel⸗ 
leicht wird es Ihnen dann beſſer gehen. Wen die 
N verderben wollen, ſchlagen ſie mit Blind⸗ 
hei 5 . 2 1 MR 

Das Geſetz wind auch von der linken Seite be- 
kämpft. Ich bin mir bewußt, daß auf der linken 
Seite ſehr viel Unwiſſenheit darüber herrſcht, was 
das Geſetz bedeutet. Das Geſetz, das in Deutſchland 
beſteht, ſoll zum Teil nicht in de rſelben Form ein⸗ 
geführk werden: Wir tragen den beſonderen Er⸗ 


22 


ſalſo nur die alten Kamellen aufzuwärmen, und (0) 


0 


(A) 
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forderniſſen Danzigs bis zu einem gewiſſen Grade 
Rechnung, wofür wir glauben, die Verantwortung 
übernehmen zu können. Es iſt micht alles von 
Deutſchland abgeſchrieben. Es iſt bedeutend weni⸗ 
ger, als in Deutſchland vorhanden iſt. (Zwiſchen⸗ 
rufe rechts.) Aber wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkte, wenn wir nicht alles bekommen können, 
wenigſtens etwas zu erreichen. Wir ſagen, daß 
ein Anfang gemacht werden muß. Die Danziger 
Gewerkſchaftsfunktionäre haben ſich in großen 
Verſammlungen belehren laſſen und haben geſagt, 
unſere Münſche werden wenigſtens teilweiſe er⸗ 
füllt, es iſt nicht das deutſche Geſetz aber wir 
wollen es als Grundlage benutzen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) So etwas muß man anerkennen, wenn es 
auf Seiten der Arbeitnehmerſchaft in Erſcheinung 
tritt. Es mag auf den geringeren Bildungsgrad 
der Arbeitnehmerſchaft in Danzig zurückzuführen 
ſein. Ihr Verhalten ſoll ja wohl auf den hohen 
Bildungsgrad zurückzuführen ſein, den Sie in 
Erbpacht genommen haben. Was will das Geſetz? 
Es will den Unternehmer nicht vernichten, das 
iſt nicht Aufgabe der Gewerkſchaften, jo dumm ſind 
fie nicht. Ebenſo wenig, wie ein vernünftiger 
Menſch den Aſt abjägt, auf dem er ſitzt, wollen die 
Gewerkſchaften die Regierung und die Wirtſchaft 
totſchlagen. Das iſt ſelbſtverſtändlich. Herr Pleni⸗ 
kowſki, Sie können von der jetzigen Regierung 


nicht verlangen, daß ſie die Wirtſchaft in Danzig 


rſchlägt. Das mag vielleicht Ihre Aufgabe ſein 
alu Es it beſſer, wenn man Grundſätze hat, 
if keine, und bei Ihnen ſind ſie doch wohl zu ver⸗ 
miſſen. 

Ion dem Geſetz find für die Arbeiterſchaft viele 
wertvolle Beſtimmungen enthalten, die in Deutſch⸗ 
land längſt erfüllt ſind, und die hier auch längſt 
erfüllt ſein könnten. Der Arbeiter bekommt durch 
dieſes Geſetz Einfluß auf den Betrieb, nicht in der 
Weiſe, daß er den Gewinn des Arbeitgebers beein⸗ 
trächtigt, das will er nicht! Die Wälle von Dan⸗ 
zig ſind noch nicht lange abgekarrt. Das mag viel⸗ 
leicht mit ein Grund ſein, daß wir gegenüber an⸗ 
deren Großſtädten in Deutſchland zurückgeblieben 
ſind. Der Arbeitnehmer bekommt in Geſtalt ſeiner 
Angeſtelltenvertretung und Arbeitervertretung 
einen Einfluß auf die Geſtaltung des Betriebes. 
Er bekommt einen Einfluß darauf, daß die ſani⸗ 
tären Verhältniſſe verbeſſert werden, er bekommt 
Einfluß auf die Arbeitszeit, auf die Durchführung 

der abgeſchloſſenen Tarifverträge. Das fürchten 
Sie. Es gibt heute unendlich viel Arbeitgeber in 
Danzig, denen bekannt iſt, daß es für allgemein⸗ 
verbindlich erklärte Schiedsſprüche gibt. Trotzdem 
bebommen ſie es fertig, Arbeiter, die dumm genug 
find, zu zwingen, für den halben Lohn zu arbeiten. 
Dann wundern ſie ſich nachher, wenn das heraus⸗ 
kommt, und ſich die Gewerkſchaften der Leute an⸗ 
nehmen, um das einzuklagen, was der Arbeitgeber 
infolge ſeines Betruges glaubte einſtecken zu kön⸗ 
nen. Das iſt für dieſe Herrſchaften ſehr bitter, weil 
ſie einem Arbeiter 500, und einem anderen 2000 
Gulden haben nachzahlen müſſen. Hier ſind ſie die 
betrogenen Betrüger. Die Geſetze beſtehen nicht 
nur für den Arbeiter, ſondern auch für den Arbeit⸗ 
geber. Diejenigen, die die abgeſchloſſenen Tarif⸗ 
verträge nicht einhalten, ſind Schädlinge für die 
Wirtſchaft; denn ſie werden zur Schmutzkonkurrenz. 


— 
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Wenn ſie ihre Produkte nicht billiger liefern, iſt 
ihr Gewinn höher, als der der anſtändigen Ar⸗ 
beitgeber. (Zuruf rechts.) Herr Bertling, ſeien 
Sie lieber ſtill von Zoppot, bekleckern Sie ſich nicht 
mit Ruhm, wenn ich an Ihrer Stelle wäre, würde 
ih wegen der Zoppoter Ortskrankenkaſſe den 
Volkstag nicht mehr betreten. Man ſollte es nicht 
für möglich halten, daß es ſolche Zuſtände gibt, 
wie ſie in der vorigen Woche aufgedeckt wurden. 
Wir haben einen Vertreter der Wirtſchaft ausfin⸗ 
dig gemacht, der 60 Arbeiter und Angeſtellte bei⸗ 
derlei Geſchlechts in Danzig beſchäftigt. Für dieſe 
40 männlichen Perſonen und 20 Arbeiterinnen be⸗ 
ſteht nur ein gemeinſamer Abort. (Hört, hört! 
links,.) Das iſt eine Sauwirtſchaft, aber keine 
Wirtſchaft. Die Sache iſt dem Gewerbeaufſichts⸗ 
amt unterbreitet. Der Herr wird nun für ſeine 
Arbeiter drei Brillen anſchaffen müſſen. Dafür 
find wir ein Volk der Denker und Dichter. Wenn 
man ſolche Verhältniſſe den Kulis in China an⸗ 
böte, würde ſich deren Ehrgefühl dagegen ſträu⸗ 
ben. Hier aber in Danzig iſt ſo etwas möglich. 
Wenn nur ein einziger Abort für jo viele Leute 
vorhanden iſt, wird der Anſteckungsgefahr Vor⸗ 
ſchub geleiſtet, und der Staat belaſtet, wenn 
Krankheiten auftreten. Dem Staat entſtehen rie⸗ 
ſige Ausgaben, um die Geſundheit der Arbeiter 
wieder herzuſtellen, und er muß hohe Steuern ein⸗ 
ziehen, über die die Arbeitgeber dann Zetermor⸗ 
dio ſchreien. Dabei ſind ſie ſelbſt die Urſache einer 
ſolchen Erſcheinung. Aufgabe der Betriebsräte 
it es, dafür zu ſorgen, daß ſolche reaktionären Zu⸗ 
ſtände in den Betrieben beſeitigt werden. Die 
anſtändigen Arbeitgeber haben nichts von dieſer 
Einrichtung zu befürchten. Es gibt auch in Dan⸗ 
zig Arbeitgeber, die mit mir geſprochen haben, 
Leute aus den Kreiſen der Wirtſchaft, die ſagten, 
ſie verſtänden nicht, daß ſo viel Aufhebens von der 
Sache gemacht würde, und diejenigen als unſolide 
Elemente bezeichneten, die ſo viel Leben davon 
machen. Sorgen Sie dafür, daß ſanitär einwand⸗ 
freie Verhältniſſe beſtehen, und daß ein ange⸗ 
meſſener Lohn bezahlt wird, daß die Arbeitgeber 
die tarifliche Arbeitszeit einhalten, dann hat der 
Arbeitnehmerausſchuß nichts zu tun, und führt ein 
faules Leben. (Zuruf rechts.) Die Einrichtung, 


(0 


(0 


die durch die Verordnung der Volksbeauftragten 


vom 23. November 1918 geſchaffen wurde, iſt nicht 
ausreichend. Auch ſie iſt von der Danziger Unter⸗ 
nehmerſchaft vollſtändig ſabotiert worden. Wir 
haben heute eine ſehr große Anzahl von Betrie⸗ 
ben, die keinen Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchuß 
haben, und wo die Gründung eines ſolchen nicht 
möglich iſt, weil die Leute geſetzlich keinen Schutz 
haben. Wenn ſich ein Kollege dazu hergibt, die 

ntereſſen ſeiner anderen Kollegen zu vertreten, 
und dem Arbeitgeber ſagt, für 60 Leute ſei ein Ab⸗ 
ort zu wenig, dann erwidert ihm der Arbeitgeber, 
er ſolle ſich nicht darum kümmern, das ſei 30 Jahre 
ſo geweſen, nach uns die Sündflut, eventuell wird 
der Mann entlaſſen. (Abg. Brenner: Wozu iſt die 
Gewerbeinſpektion da und der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamte!) Wozu find Aerzte da? Vom Tode kön⸗ 
nen ſie die Menſchheit auch nicht befreien. Ich will 
auf Ihren Zuruf eingehen, Herr Brenner. Wäh⸗ 
rend in Königsberg das Gewerbeaufſichtsamt bei 
gleicher Einwohnerzahl mit 16 Beamten beſetzt 


(A) 


(B) 
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it, wird das Danziger Gewerbeaufſichtsamt von 
einem Beamten und einer Stenotypiſtin darge⸗ 
ſtellt. Sind Sie der Meinung, daß ein einziger 
Regierungsrat mit einer Hilfskraft Ordnung in 
die verrotteten Betriebe bringen kann? Das 
könnte micht geſchehen, ſelbſt wenn das Gewerbe⸗ 
auſſichtsamt täglich 24 Stunden arbeitete. Wenn 
man Sie an dieſe Stelle ſetzte, würden Sie auch 
nichts erreichen, Herr Brenner. Nachdem 8 Jahre 
cherum ſind, iſt es gelungen, dem Gewerbeaufſichts⸗ 
amt einige Leute zu Hilfe zu geben, damit eine 
ſcharfe Kontrolle ausgeübt werden kann. Dafür 
ſchallt es aus dem ganzen Blätterwald von der 
„Danziger Allgemeinen“ bis zur „Danziger Zei⸗ 
tung“: „Anerhörte Frechheit der Abteilung der 
Arbeit im Senat.“ Jetzt iſt die Spionage im vol⸗ 
len Gang.“ Der ſchöne Refrain lautet, daß es von 
Polen dafür Belohnung gebe. So läßt ſich über 
das Verhalten der Danziger Unternehmer eine 
Satire ſchreiben. Hören Sie auf mit Ihrem Spieß⸗ 
bürgertum. Nehmen Sie Lehre an von der Ent⸗ 
wicklung der Wirtſchaft anderer Länder. Die 
Wälle Danzigs ſind fort. Wir ſind jetzt in einem 
anderen Zeitalter. Wenn wir ſterben, ſchreitet 
die Entwicklung über uns hinweg. Sorgen Sie 
dafür, daß uns die Nachwelt das Zeugnis ausſtellt, 
daß wir wenigſtens etwas vom Entwicklungsgang 
der Geſchichte gewußt haben, und nicht unnötiger⸗ 
weile dem Fortſchritt entgegengetreten find. Wir 
find für das Gejeß, weil es für diejenigen, die ſich 
aus Intereſſe für die Sache hergeben, und ihre 
Kollegen in den Betrieben zu ſchützen ſuchen, ge⸗ 
ſetzlichen Schutz bringen. Es muß jemand da ſein, 
der in den Betrieben darauf achtet, daß die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen eingehalten werden. Wir 
wiſſen, daß aus dieſem Grunde verſchiedene Ar⸗ 
beitgeber in Danzig Zeter Mordio ſchreien. Sie 
wollen Herr im eigenen Haufe ſein, und ſehen in 
jedem Angeſtellten, der ſich um die Wahrnehmung 
ſeiner Rechte kümmert, einen Schädling des Ge⸗ 
ſchäfts. 1 0 5 herrſcht der Geiſt eines Klawitters, 
der in anderen Großſtädten Deutſchlands nicht 
mehr exiſtieren kann. Bei uns iſt es noch möglich. 
Den Geſchäftsinhabern entſteht durch dieſes Geſetz 
kein Riſiko, kein Schaden, wie er von Ihnen be⸗ 
fürchtet wird. In der vorigen Woche tagte der 
Gaſtwirteſtand unter dem Vorſitz des Herrn 
Bialke. Ausgerechnet die Gaſtwirte gehen gegen 
dieſes Geſetz vor, wie der Ritter von der trauri⸗ 
gen Geſtalt. Sie haben geſchrieen, ausgerechnet 
in dieſer Zeit komme man mit dieſem Geſetz. Was 
haben nur die Gaſtwirte mit dieſem Geſetz zu tun? 
Es gibt doch ſehr viele Betriebe in Danzig, wo 
der Mann oder die Frau dem Gaſt ein Glas Bier 
bringen, oder der Wirt nur einen Kellner be⸗ 
ſchäftigt. Es kommt für dieſes Geſetz nur eine 
Hand voll Gaſtwirte in Betracht. Die ſind ſtill, 
ſchreien tun die kleinen Krebſe, die ſich als Vor⸗ 
ſpann benutzen laſſen, die großen ſind vernünftiger 
und jagen, das Geſetz muß einmal eingeführt wer⸗ 
den. Ich will micht längere Ausführungen ma⸗ 
chen. Herr Jantzen hat im großen ganzen recht, 
das Geſetz it vom deutſchen Betriebsrätegeſetz ab⸗ 
geſchrieben. Das zu erkennen, braucht man micht 
viel Gehirnſchmalz. 
Neues entdeckt. Was in Deutſchland möglich iſt, 


Sie haben durchaus nichts 


auf die Kulturverbundenheit zwiſchen Danzig und 0 


Deutſchland hinweiſen. Wir haben dieſelben Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmungen, dieſelben ſozialen Geſetze. 
In der Verfaſſung ſteht, daß die Arbeiter und An⸗ 
geſtellten das Geſetz, das jetzt vorgelegt wird, be⸗ 
kommen Sollen. 

Nun zu den Angeſtellten, die hier vielleicht 
Sonderwünſche haben könnten. Ich möchte die An⸗ 
geſtelltenvertreter bitten, dafür zu ſorgen, daß der 
Kaſtengeiſt bei den Angeſtellten etwas verſchwin⸗ 
det. Ich habe es immer ſchmerzlich empfunden, 
wenn ich einen Angeſtellten von einem Arbeiter 
verächtlich ſprechen höre. S. Zt., als ich lernte, 
wagte der Arbeiter den Geſellen nicht mit Geſelle 
und Du anzureden. Wenn der Bauhilfsarbeiter 
mit mir ſprach, ſagte er: „Geſelle Kloſſowſki“. 
Denken Sie an die Handwerker, die etwas gelernt 
haben, die ihr Handwerk mit viel Verſtand aus⸗ 
führen müſſen. Nehmen Sie die Arbeit eines Ma⸗ 
ſchinenarbeiters, eines Buchdruckers uſw. Die 
Arbeiterſchaft iſt zu der Erkenntnis gekommen, 
daß Handwerker und Arbeiter das gleiche ſind, daß 
der Aubeiter ohne Handwerk nicht exiſtieren kann, 
daß beide im Produktionsprozeß aufeinander an⸗ 
gewieſen ſind. Der Kaſtengeiſt, der früher zwi⸗ 
ſchen Handwerkern und Arbeitern beſtand, iſt be⸗ 
graben. Die Handwerker haben eingeſehen, daß 
das überflüſſig iſt und ſind mit der Zeit fortge⸗ 
ſchritten. Die Fortſchritte in den Fabriken haben 
das ihrige dazu getan. Es gibt viele ungelernte 
Arbeiter in Druckereien, deren Arbeit heute ganz 
qualifiziert iſt, ſo daß man ſie nicht geringer ein⸗ 


ſchätzen kann, als die eines gelernten Handwerkers. (D) 


Ich bitte die Angejtellten, einmal von ihrem ho⸗ 
hen Roß herabzuſteigen und ſich zu tagen, daß der 
gelernte Handwerker und Arbeiter auch Kopfar⸗ 
beit verrichten muß. Wenn das Geſetz durchkommt, 
wird der Angeſtellte nichts ſchlechter fahren. In 
Betrieben mit einer Mehrzahl von Angeſtellten 
wird der Arbeiter weniger Recht haben. Wo mahr 
Arbeiter und Handwerker, alſo auch Kopfarbeiter 
vorhanden ſind, wird die Angeſtelltenſchaft pro⸗ 
portional nach ihrer Stärke vertreten ſein. Ich 
glaube nicht, daß es einen gelernten Arbeiter gibt, 
der im Gegenjaß zu den Lebensintereſſen des An⸗ 
geſtellten handeln wird. Wenn das nicht möglich 


iſt, haben die Angeſtellten wirklich kein Recht, 


hiervon abzuweichen und zwei Arbeitnehmeraus⸗ 
ſchüſſe zu ſchaffen. Wie wird es Herrn Jantzen 
gehen, der auf der einen Seite einen Arbeiteraus⸗ 
ſchuß von Arbeitern mit ſchwarzen Händen hat 
und auf der anderen Seite einen Angeſtelltenaus⸗ 
ſchuß mit weißen Händen? Er hätte ſtatt des 
einen Ausſchuſſes zwei Ausſchüſſe. Unter Um: 
1 müßte er zwei Büroräume zur Verfügung 
ſtellen. N 

Die Wirtſchaft wird von dieſem Geſetz nicht 
erſchlagen. Würde ſie es, jo würds auch die Arbei⸗ 
terſchaft erſchlagen. Wir haben die Hoffnung, 
daß wir durch dieſes Geſetz einen Schritt vorwärts 
kommen und das erreichen, was in der übrigen 
modernen Welt vorhanden at. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Gaikowſfki. i 

Gaikowſti, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 


iſt auch in Danzig möglich. Ich will noch einmal Artikel 115 unſerer Verfaſſung jagt ausdrücklich, 
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A) daß aus den Reihen der Arbeitnehmer Arbeit⸗ 


nehmerausſchüſſe gebildet werden müſſen, die zur 
Wahrung der Intereſſen der Arbeiter die unbe⸗ 
dingt nötige Arbeit zu leiſten haben. 
Jahren wartet die Danziger Arbeiterſchaft 
die reſtloſe Erfüllung des Artikels 115 der 
faſſung. Ich glaube kaum, daß wir heute noch 
eine Arbeitgeberſchaft haben, die den Arbeitern 
dieſes Recht nicht geben wollte. Ich hoffe nicht, 
daß es im 20. Jahrhundert noch Arbeitgeber gibt, 
die die Zeit des 18. und 19. Jahrhunderts zurück⸗ 
verlangen möchten, jene Zeit, wo der Arbeitneh⸗ 
mer nichts zu jagen hatte. Um den Arbeitern 
ein Recht einzuräumen, wurde im Jahre 1891 
endlich ein Arbeiterſchutzgeſetz geſchaffen, das 
allerdings nur den Charakter der Wohlfahrts⸗ 
einrichtung annahm. Infolgedeſſen mußte die 
preußiſche Regierung am 14. Juli 1905 und am 
28. Juli 1909 ein neues Geſetz ſchaffen, um den 
Arbeitern, ſoweit es Bergarbeiter waren, wenig⸗ 
ſtens ihre geſetzliche Vertretung zu ſichern. Den 
Induſtriearbeitern und den Arbeitern in Handel 
und Gewerbe gab man damals dieſes Recht noch 
nicht. Die Arbeitgeber dieſer Zeit ſtanden noch 
auf dem Standpunkte, daß Menſchenrechte in die 
Rumpelkammer gehörten. Gottlob, daß dieſe 
Zeit vorüber iſt. Allerdings mußte erſt das 
deutſche Volk die ſchwerſten Opfer auf ſich nehmen, 
um ſich ein Arbeiterrecht zu ſchaffen. Erſt am 
5. Dezember 1916, als die deutſche Arbeiterſchaft 
die größten Opfer brachte, mußte ſich auch die 
deutſche Regierung dazu bequemen, den Arbeitern 
ein größeres Arbeitsrecht zu geben, und zwar das 
Hilfsdienſtgeſetz. Aufgrund der Verordnung vom 
23. Dezember 1918 wurde dieſes Recht erweitert. 
Aber auch dieſe Verordnung, ſowohl das Hilfs⸗ 
dienſtgeſetz, als auch die Verordnung vom 
23. Dezember 1918 waren nicht das, was die Ar⸗ 
beiter brauchten, um überhaupt ein Intereſſe an 
ihrem Betrieb zu erwecken. Infolgedeſſen wurde 
am 4. Februar 1920 in Deutſchland das Betriebs⸗ 
rätegeſetz geſchaffen. 

Seit langen Jahren beſteht alſo das deutſche 
Betriebsrätegeſetz. Ich wundere mich, wenn hier 
geſagt wird, daß auf Grund des Betriebsrätege⸗ 
ſetzes der Wirtſchaft Zwangsmaßnahmen aufge⸗ 
bürdet ſeien, und ihr die Produktion erſchwert 
würde. Wir können feſtſtellen, das wird jeder 
einſichtige Unternehmer auch beſtätigen, daß die 
deutſche Wirtſchaft ſeit dem Jahre 1920 einen 
Aufſchwung genommen hat. Sie ſchütteln mit dem 
Kopf. Ich könnte Ihnen die Zahlen vorleſen, 
was die deutſche Großeiſeninduſtrie in 8 Monaten 
des Jahres 1927 fabriziert hat. Wiſſen Sie auch, 
daß die Erſchwerniſſe für die Induſtrie nicht durch 
das Betriebsrätegeſetz eingetreten ſind, ſondern 
daß ſie ſich ſelbſt Feſſeln, durch Abmachungen mit 
den Arbeitgeberverbänden anderer Länder auf⸗ 
erlegt hat! Nicht das Betriebsrätegeſetz wird die 
Erſchwerniſſe für die Entwicklung unſerer Indu⸗ 
ſtrie bringen, ſondern durch das Betriebsrätege⸗ 
ſetz iſt die Wirtſchaft in Deutſchland gehoben. 
Durch das Betriebsrätegeſetz iſt der Arbeiter am 
Betrieb intereſſiert. 9 80 

In der ſchwerſten Zeit der deutſchen Induſtrie, 


auf 


Seit 8 


Ver⸗ 


hier im Volkstage Annahme finden wird. 


„Mittwoch, den 21. März 1928. 


man die Arbeitnehmer finden. Da verſuchte man, 
die Arbeitnehmer zu intereſſieren, um die Be⸗ 
triebe zu retten. Als die deutſche Induſtrie im 
Jahre 1922 vor ähnlichen Erſchwerniſſen ſtand, 
und man befürchten mußte, daß ſie vernichtet 
würde, waren es die Betriebsratsmitglieder, die 
ſich unter Einſetzung ihres Lebens vor die Bajo⸗ 
nette der Franzoſen ſtellten, und die deutſchen 
Betriebe geſchützt haben (Sehr gut!). Hat man 
das ſchon vergeſſen? Nun wird geſagt, durch das 
Arbeitnehmerausſchußgeſetz, wie es uns im Ent⸗ 
wurf vorgelegt ſei, würde eine Verteuerung der 
Wirtſchaft eintreten. Das Geſetz ſagt ausdrücklich, 
daß der Arbeiterausſchuß mit dazu berufen iſt, 
die Errungenſchaften der Technik zu fördern, und 
ſelbſt darüber nachzudenken, ob ſich Verbeſſerungen 
im Betrieb einführen laſſen. Ich kenne eine 
Reihe von Arbeitern, auch Betriebsratsmitglie⸗ 
der in Deutſchland, die auf dieſem Gebiete her⸗ 


vorragendes geleiſtet haben. Eine Reihe von 
Unternehmern erklären, ſie möchten heute das 
Betriebsrätegeſetz nicht mehr miſſen. Ein Dan⸗ 


ziger Unternehmer war es, der Betreffende hat 
auch eine Zeit lang hier im Volkstag geſeſſen, 
und war auch vorübergehend hauptamtlicher Se⸗ 
nator, ich ſage alſo ziemlich deutlich, wer es iſt, 
der hier die Erklärung abgab: „Hätten wir in 
Danzig noch kein Arbeitnehmerausſchußgeſetz, und 
hätte ich in meinem Betriebe — ein ziemlich gro⸗ 


ßer Betrieb — noch keinen Arbeiterrat, ſo würde 


ich heute einen bilden.“ Das find Aeußerungen 
von Unternehmern, die wiſſen, daß der Arbeiter 
denkt und befähigt iſt, die Wirtſchaft mit vor⸗ 
wärts zu bringen. Aus dieſem Grunde glaube 
ich, daß es nicht angebracht iſt, zu erklären, daß 
der § 98 der neuen Vorlage der Wirtſchaft eine 
Erſchwernis oder Verteuerung bringe. Die Un⸗ 
ternehmer brauchen zu den Koſten des Betriebs⸗ 
rates keinen Pfennig beizuſteuern. Was ſie tun, 
iſt, gelegentlich etwas Papier und Bleiſtift zu 
liefern. Wenn ſie die 5 Pfennige nicht mehr auf⸗ 
bringen können, werden ſich die Gewerkſchaften 


dazu bereit finden. 


Wenn der Unternehmer ſagt, das Arbeitneh⸗ 
merausſchußmitglied laufe im Betriebe herum, 
nehme die Beſchwerden entgegen, Zeit werde ver⸗ 
geudet, die der Unternehmer bezahlen muß, ſo 
frage ich den Unternehmer, was beſſer iſt, daß ein 
Feuer im Keime erſtickt wird, oder größere wirt⸗ 
ſchaftliche Störungen im Betriebe auftreten? Ich 
glaube nicht, daß die Koſten des Arbeitnehmer⸗ 


ausſchuſſes ſo erheblich ſind, als daß ſie ſich gegen⸗ 


über den großen wirtſchaftlichen Störungen, die 
ſonſt entſtehen könnten, bezahlt machen. Durch 
dies Geſetz ſollen die wirtſchaftlichen Störungen 
auf das möglichſt geringſte Maß zurückgedrängt 
werden. Das kann nur geſchehen, wenn der Ar⸗ 
beiter den Betrieb, in dem er beſchäftigt iſt, mit 
als ſeinen Betrieb anſieht. In dieſem Sinne 
hat der Geſetzgeber das deutſche Betriebsrätege⸗ 
ſetz geſchaffen. So muß auch unſere heutige Vor⸗ 
lage betrachtet werden. Ich hoffe auch, daß ſie 
Wir 
ſind dafür, daß dies Geſetz dem Sozialen Ausſchuß 


als 1918 alles drunter und drüber ging, konnte überwieſen wird. (Bravo! Zentrum.) 
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Voltstag Danzig — 16. Sitzung. Mittwoch, den 21. März 1928. 


% Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage an den Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
| Es erhebt fi kein Widerſpruch, es iſt demgemäß 
beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Fooken. 
Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Ich würde Ihnen jetzt empfehlen, den Punkt 
ö 6 der Tagesordnung heute zu vertagen, und 
dafür die Punkte ſieben und acht in zweiter Le⸗ 
ſung zu erledigen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
geſtellt, Punkt 6 von der Tagesordnung abzu⸗ 
ſetzen, und die Punkte 7 und 8 zu erledigen. Wer 
für den Antrag iſt, bitte ich ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich rufe auf Punkt 7: f 


betr. Fernmeldeanlagen. 
Druckſache Nr. 89 zu Nr. 43. Ich rufe auf § 1 und 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für 
§ 1 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe auf $ 2 und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich kann feſtſtellen daß 8 2 mit derſelben 
Mehrheit angenommen iſt; es iſt jo beſchloſſen. 
Ich rufe auf § 3 und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
5 Ich ſtelle feſt, daß $ 3 mit derſelben Mehrheit 
angenommen iſt. Zu § 4 liegen keine Wortmel⸗ 
dungen vor, ich ſchließe die Befprechung und darf 
wohl auch die Annahme von 8 4 feſtſtellen. Das 
iſt der Fall. Wird gegen die En⸗bloe⸗-Annahme 
der übrigen Paragraphen Widerſpruch erhoben? 
(Abg. Raſchke: Bei der zweiten Leſung läßt ſich 
das nicht machen!) Nach 8 25 der Geſchäftsord⸗ 
nung iſt die En⸗bloc⸗Abſtimmung bei der zweiten 
Leſung zuläſſig, wenn kein Abgeordneter wider⸗ 
ipricht. Widerſpruch erfolgt nicht. Dann ſtelle ich 
die 88 5 bis 25 zur Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer 
für die Annahme der 88 5 bis 25 iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Die 88 5 bis 25 ſind angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift: „Geſetz über Fernmeldean⸗ 
lagen“ auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung, und kann wohl feſtſtel⸗ 
len, daß die Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit 
angenommen iſt. Damit iſt das Geſetz in zweiter 
Beratung angenommen. (Abg. Karkutſch: Ich be⸗ 
antrage dritte Beratung. — Abg. Rahn: Ich 
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widerſpreche, weil wir keine Galoppgeſetzgebung 0 


betreiben ſollen!) Dann 
Tagesordnung auf: 8 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes 
betr. Krankenverſicherung der Seeleute. 
Druckſache Nr. 92 zu Nr. 63. Der Ausſchuß⸗An⸗ 
trag iſt mit einer Berichtigung angenommen. Ich 
rufe Artikel 1 auf, und eröffne die Beſprechung. 
Ich schließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Artikel 1 annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 it angenommen. 
Ich rufe Artikel 2 auf. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wer für 
Artikel 2 iſt, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich ſtelle feſt, daß Artikel 2 angenom⸗ 
men iſt. Ich eröffne die Besprechung zu Artikel 3. 


rufe ich Punkt 8 der 


Zweite Beratung eines Geſehentwurſes Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 


Wer für Artikel 3 iſt. bitte ich, ſich vom Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel 3 iſt angenommen. Ich rufe Artikel 4 auf, 
und eröffne die Besprechung. Ich ſchließe fie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer für Ar⸗ 
titel 4 iſt. bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Artikel 4 iſt mit der gleichen Mehrheit 
angenommen. Ich rufe Artikel 5 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer Artikel 5 annehmen 


will, bitte ich, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 5 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
über Krankenverſicherung der Seeleute“. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen mehr vorliegen. Wer die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen will, bitte ich, ſich vom Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Gaikowſki das Wort. 
Gaikowſti, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage 
die 3. Leſung. (Abg. Naſchke: Wir widerſprechen!) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Dann ſind wir am 
Schluß unſerer heutigen Tagesordnung, wie fte 
nach den vorher gefaßten Beſchlüſſen ſein ſollte. 
Ich ſchlage vor, die Sitzung zu vertagen, 
und zwar auf morgen, Donnerstag, den 22. März 
1928, mit folgender Tagesordnung: 
1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einfüh⸗ 
rung des 1. Mai als Feiertag. (Drucksache Nr. 90.) 
2. Beſprechung der Regierungserklärung. 
3. Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 4 des Abg. 
Schwegmann und Fraktion betr. Verhandlungen 
mit Polen. (Druckſache Nr. 56. 
Ich höre keinen Widerſpruch. 00 ſtelle feſt, daß 
demgemäß beſchloſſen iſt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten.) 
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17. Sitzung. 


Donnerstag, den 22. März 1928. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Negierungstiih: Senatoren Dr. Volk⸗ 
mann, Dr. Schwarz. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 17. Vollſitzung und rufe den erſten 
Punkt der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Einführung des 1. Mai als Feier⸗ 
tag. Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 

Druckſache Nr. 90. Das Wort hat der Herr 
Abg. Liſchnewfki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Seit dem Jahre 1889 hat die revolutionäre 
Arbeiterſchaft um den 1. Mai, den Weltfeiertag, 
gekämpft. Ungeheure Schikanen durch Polizei 
und Behörden haben nicht vermocht, die Arbei⸗ 
terſchaft von dieſem Kampfe abzuhalten. Seit 
dem Jahre 1889 ſehen wir, wie die Arbeiterſchaft 
trotz Verfolgungen durch das Bürgertum, durch 
Kirchen und Behörden um dieſen erſten Feiertag 
kämpft und kämpfen wird. Wir haben einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag auch hier eingebracht, um zu 
dokumentieren, daß es nicht allein der Kraft und 
der Initiative der Arbeiterſchaft vorbehalten 
bleiben ſoll, ſich dieſen Weltfeiertag zu erkämp⸗ 
fen, ſondern daß auch die Vertreter der Arbeiter⸗ 
ſchaft für dieſen Weltfeiertag eintreten müſſen 
mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln, ſei 
es im Parlament, ſei es außerhalb desſelben. 


durch 


Wir haben auch deshalb nochmals dieſen Antrag 


eingebracht, um dem Bürgertum zu beweiſen, 
daß der Kampf um den Weltfrieden, und um den 
Sozialismus noch nicht beendet iſt, und daß die 
Arbeiterſchaft auch weiterhin um dieſes Recht 
kämpfen wird. Wie ich bereits betonte, iſt dieſer 
Kampf noch nicht abgeſchloſſen. Ich erinnere dar⸗ 
an, daß man die Arbeiterſchaft in der ganzen 
Welt lächerlich zu machen verſucht, und daß in der 


Vorkriegszeit Arbeiter in den Luſtigen Blättern 


abgebildet waren, die mit der Schnapsflaſche in 
der Taſche Taxameter fuhren. Das brachten Sie 
zu ſtande, um die Arbeiterſchaft in ihren Beſtre⸗ 


Volkstag Danzig — 17. Sitzung. Donnerstag, den 22. März 1928. 


bungen lächerlich zu machen. Trotz dieſes Kamp⸗ 


fes hat die Arbeiterſchaft es verſtanden, daß der 
1. Mai auf einem Sechſtel der Erde, nämlich in 
Sowjetrußland, eingeführt iſt. Auch in kapita⸗ 


liſtiſchen Ländern wird der 1. Mai als Feiertag 
durchgeführt. 


Das gilt für Thüringen. Auch in 
unſerem kleinen Freiſtaat werden es ſich die revo⸗ 
lutionären Arbeiter nicht nehmen laſſen, für die⸗ 
ſen Weltfeiertag zu kämpfen. Wir wollen dem 
Bürgertum beweiſen, daß unſere Beſtrebungen 


noch nicht zu Ende ſind, und daß wir den Kampf 


nicht aufgeben werden, bis auf der ganzen Welt 
die rote Fahne und der Weltfeiertag eingeführt 
iſt (Sehr richtig! bei den Kommuniſten). Wir 
wollen dem Bürgertum beweiſen, daß es uns mit 
dieſen Beſtrebungen ernſt iſt, und daß es unſeren 
Beſtrebungen Achtung entgegenbringen muß. Da⸗ 
her haben wir den Geſetzentwurf eingebracht. 
Wir wollen die Mißhandlungen der Arbeiter⸗ 
ſchaft am 1. Mai beſeitigen. Das Bürgertum iſt 
durch die Niederlage von 1918 nicht beeinträch⸗ 
tigt worden. Ueberall, wo die Arbeiterſchaft es 
wagt, den 1. Mai für ſich in Anſpruch zu nehmen, 
wird ſie mißhandelt. Darum haben wir den Ge⸗ 
ſetzentwurf eingebracht. Auch den Schulkindern 
der revolutionären Arbeiterſchaft ſoll Gelegenheit 
gegeben werden, dieſen Feiertag mitzufeiern, da⸗ 
mit ſie ſchon eine Lehre auf den Weg bekommen, 
welche Bedeutung dem 1. Mai als Weltfeiertag 
der revolutionären Arbeiterſchaft beizumeſſen iſt. 
Hätten wir als Schulkinder den 1. Mai als 
Feiertag erlebt, wie wir ihn uns als Vertreter 
der Arbeiterſchaft vorſtellen, dann wäre es wohl 
anders beſtellt. Dann würde ſich die Arbeiter⸗ 
ſchaft manchmal der politiſchen Bewegung gegen⸗ 
über nicht ſo teilnahmslos erweiſen, wie es heute 
vielfach der Fall iſt. Mit der Einführung des 
1. Mai als Feiertag wollen wir den Schulkindern 
der revolutionären Arbeiter Gelegenheit geben, 


dieſen Weltfeiertag gemeinſam mit der Arbeiter⸗ 


ſchaft zu begehen. 

In der Vergangenheit haben wir beobachten 
können, daß die Sozialdemokratie in Danzig für 
dieſe Beſtrebungen wenig übrig hat. Sie hat 


wohl vor einigen Jahren einen derartigen Anz 


trag geſtellt. Aber als die Kommuniſten einen 
ſolchen Antrag einbrachten, enthielt ſich die Sozi⸗ 
aldemokratiſche Fraktion der Stimme mit der Be⸗ 
gründung, daß es unter ihrer Würde ſei, wenn 
die Arbeiterſchaft ſich dieſen Feiertag nicht allein 
erkämpfen würde. Ich will dazu bemerken, daß 
es nicht allein Aufgabe der Arbeiterſchaft iſt, iht 
Fell zu Markt zu tragen und revolutionäre 


Kämpfe zu führen, ſondern daß es auch die Auf⸗ 


gabe der Führer iſt, den Kampf für die Beſtre⸗ 
bnugen der Arbeiter zu führen. Man muß den 
Kampf innerhalb und außerhalb des Parlaments 
mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln führen. 
Das iſt unſere Meinung. Aber nach der Vergan⸗ 
genheit zu urteilen, ſehen wir manches Mal et⸗ 
was anderes. Wir hoffen, daß ſich die Sozialde⸗ 
mokraten, die doch angeben, Vertreter der Arbei⸗ 


terſchaft zu ſein, die von Arbeitern gewählt ſind, 


unſerm Geſetzentwurf anſchließen und mit uns 
gemeinſam dafür ſtimmen werden, daß der 1. Mai 
geſetzlicher Feiertag wird. Das Band zwiſchen 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) - 
det revolutionären Arbeiterſchaft und den revo⸗ 
lutionären Führern muß hergeſtellt werden. Man 
kann heute wohl ſagen, daß die Sozialdemokratie 
ihre revolutionäre Vergangenheit aufgegeben 


hat. Sie führt jetzt die Arbeitsgemeinſchaftspoli⸗ 


tik, die Burgfriedenpolitik mit dem Bürgertum 
durch. Nach der Vergangenheit kann man wohl 
ſagen, daß Sie unſern Geſetzentwurf ablehnen 
werden. Voriges Mal haben Sie ſich der Stimme 
enthalten, den Burgfrieden zwiſchen dem Bürger⸗ 
tum und der Sozialdemokratie nicht zu ſtören. Ich 
behaupte, wenn die Burgfriedenpolitik von der 
Sozialdemokratie von 1914 bis jetzt nicht durch⸗ 


geführt worden wäre, wäre es ſchon längſt der 


Arbeiterſchaft gelungen, den 1. Mai als geſetz⸗ 
lichen Feiertag durchzuführen. Auch im Freiſtaat 
Danzig wäre er dann ſchon geſetzlich anerkannt. 
Gerade weil die Burgfriedenpolitik hier durch⸗ 


geführt und gepflegt worden iſt, hat man die Ar⸗ 


beiterſchaft immer beſchwichtigt. Die Sozialde⸗ 
mokratie iſt der Arbeiterſchaft immer in die Arme 
gefallen, wenn es ſich um eine Geſetzesvorlage 
handelte, die auf ſozialem Gebiet eine Beſſerung 
bringen ſollte, oder ſei es auch hier, wo es ſich 
darum handelt, den 1. Mai als geſetzlichen Feier⸗ 
tag anzuerkennen. Wer für ſich in Anſpruch 
nimmt, die Intereſſen der Arbeiterſchaft inner⸗ 
halb und außerhalb des Parlamentes zu vertre⸗ 
ten, muß unbedingt für dieſen Geſetzentwurf 
ſtimmen. Es kann nicht angehen, daß man nach 
den Führern hört, die mit der Arbeiterſchaft 
längſt gebrochen haben, die kein Verſtändnis für 
die ſoziale Not und die Beſtrebungen der Arbei⸗ 
ter haben. Diejenigen, die für ſich in Anſpruch 
nehmen, die Beſtrebungen der Arbeiterſchaft in 
jeder Beziehung zu fördern, müſſen für unſeren 
Geſetzentwurf ſtimmen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 2 
Beeſprechung der Regierungserklärung. 

Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. (Wir 
müſſen doch über den Punkt 1 abſtimmen! bei den 
Kommuniſten.) Es iſt kein Antrag auf Ausſchuß⸗ 
überweiſung geſtellt und auch vom Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß die Ueberweiſung an einen Ausſchuß nicht 
vorgeſchlagen. (Abg. Liſchnewſki: Sie müſſen über 
den Geſetzentwurf abſtimmen laſſen!) Jetzt noch 
nicht, er kommt ja noch zur zweiten Beratung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die von dem Herrn Finanzſenator im Auf⸗ 
trage des Senats am letzten Mittwoch abgege⸗ 
bene Regierungserklärung iſt ſehr verſpätet er⸗ 
folgt. Sie iſt trotz der Verſpätung unzureichend, 
wie ich im Laufe meiner Darlegungen näher aus⸗ 
führen werde. Sie bezeichnet ſich auch ſelbſt als 
eine Etatsrede auf Abſchlag, die Darſtellung der 
Finanzlage als keineswegs abſchließend und be⸗ 
hält ſich Ergänzungen und weitere Ausführungen 


ausdrücklich vor. Daß die Etatsarbeiten, wie wir 
willen, noch jo weit im Rückſtande find, iſt auch 


mit dem Regierungswechſel nicht ausreichend er⸗ 
klärt, auch nicht mit der wiederholten und für jede 


Regierung doch eigentlich ſelbſtverſtändlichen Er- 


klärung, daß die Regierung die Etatsberatungen 
mit beſonderem Ernſt, ſorgfältig und gründlich 
betreibt. Ich gehe wohl nicht fehl, wenn ich die 
Verzögerung auf Meinungsverſchiedenheiten über 


den Weg, der zur Löſung der beſtehenden Schwie⸗ 


rigkeiten gegangen werden muß, zurückführe. 

M. D. u. H.! Die Regierung erklärt, die finan⸗ 
ziellen Schwierigkeiten ſeien noch niemals ſo groß 
geweſen, wie in dieſem Jahr. Das iſt ſicherlich 
nicht richtig. Ich erinnere an die Schwierigkeiten, 
die ungleich größer waren, als ſich der Freiſtaat 
fonjtitwierte und wir ohne einen Pfennig daſtan⸗ 
den, behaftet mit einer ſchweren, kaum zu über⸗ 
windenden Sorge, wie wir die Bevölkerung ſatt 
machen ſollten. (Sehr richtig! rechts.) Ich ex: 
innere weiter an die ungeheuren Schwierigkeiten, 
die ungleich größer waren, wie heute, als die letzte 
Regierung die Geſchäfte übernahm und ſich völlig 
zerrütteten Finanzen gegenüber befand, (Sehr 
wahr! rechts) gegenüber einem Defizit aus dem 
vergangenen Jahre im Betrage von 15 Millionen. 
(Sehr gut! Sehr richtig! rechts)) M. D. u. H.! 
Die geſamte Innen⸗ und Außenpolitik richtete ſich 
doch damals allein auf das eine Ziel, wie können 
die Finanzen wieder in Ordnung gebracht wer⸗ 
den. Der Senat, der Volkstag, alle Ausſchüſſe, 
die Inſtanzen des Völkerbundes, das Finanzkomi⸗ 


tee wurden das ganze Jahr hindurch faſt aus⸗ 


ſchließlich, ſoweit Danziger Fragen in Betracht. 
kamen, mit der Frage befaßt: wie können die Dan⸗ 
ziger Finanzen wieder in Ordnung gebracht wer⸗ 
den? Wie iſt demgegenüber die Lage der Staats⸗ 


finanzen gegenwärtig? Der deutſchnationale Red⸗ 


ner erklärte bei der letzten Regierungserklärung, 
der Erklärung über das Programm der Regierung: 
Die veröffentlichten Quartalsüberſichten ergaben 
daß Einnahhmen und Ausgaben ſich im Rahmen des 
Voranſchlages hielten. Es iſt mit Beſtimmtheit anzu⸗ 
nehmen, daß die Rechnung des Jahres 1927/8. ohne 
Defizit, wahrſcheinlich mit einem kleinen Ueberſchuß 
abſchließen wird. ; 
Dieſe von unſerem Vertreter damals abgegebene 
Erklärung iſt wörtlich durch die Darlegungen des 
Herrn Finanzſenators voll inhaltlich beſtätigt 
worden. Er erklärte: 
in der Rechnung gelang es, das Gleichgewicht im 
ER altes f ie ec 1927725 
wird, wie ſchon heute mit Sicherheit überſehen wer⸗ 
den kann, ohne Fehlbetrag abſchließen. 5 ne 
(Hört, hört! rechts.) D. u. H.! Es iſt nötig, 
dieſe Erklärung beſonders ſcharf hervorzuheben, 
den Verdrehungen, Entſtellungen und Beſchuldi⸗ 
gungen gegenüber, welche die Finanzpolitik der 
früheren Regierung jetzt in der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Preſſe erfahren hat. Die „Volksſtimme“ 
ſchrieb am 15. Januar 1928: a 
Die Deutſchnationale Partei hat durch ihre Miß⸗ 
wirtſchaft die jetzige Finanzkalamität herbeigeführt. 
Natürlich ſekundiert das Organ des hieſigen 
diplomatiſchen Vertreters Polens. Es ſchreibt: 
Die Finanzen ſind dank der verfehlten Politik 
der Deutſchnationalen verzweifelt. 
So auffallend auch die Uebereinſtimmungen bei⸗ 
der Organe iſt, ſo tendenziös und falſch iſt doch 
dieſe Anſicht. Ich hätte gewünſcht, daß ich es nicht 
nötig gehabt hätte, auf die Vergangenheit zurück⸗ 
zugehen. Die gegenwärtige Lage erfordert ſicher 
die ganze Anſtrengung aller Organe, um die Sach⸗ 
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lage, wie ſie beſteht, zu beleuchten und zu prüfen. hinzugefügt, daß bis zu einer völligen Geſundung 


Aber gegenüber den Verdächtigungen und Verdre⸗ 


hungen Wit es doch im Intereſſe der Wahrheit nö⸗ 
tig, und liegt doch ſchließlich auch im Intereſſe der 
Mittelparteien, die mit uns zuſammen an der 
Organiſation der Finanzen und ihrer Ordnung 
gearbeitet haben. Es iſt um jo mehr nötig, als 
von verantwortlicher Stelle, von dem Vigeprä- 
ſidenten Gehl in einer Rede vor ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Vertrauensmännern erklärt wurde, es 
dürfe den Deutſchnationalen nicht mehr möglich 
ſein, der Oeffentlichkeit vorzulügen, daß ſie bei 
ihrem Austritt aus dem Senat 1925 gefüllte 
Kaſſen zurückgelaſſen haben. (Unverſchämtheit! 
links.) Die Erklärung haben Sie doch abgegeben, 
nicht wahr, Herr Präſident Gehl? Ueber den Ge⸗ 
ſchmack dieſer Ausdrucksweise will ich mich mit 
Ihnen nicht ſtreiten, (Sehr gut! rechts. — Abg. 
Mau: Das laſſen wir auch gar nicht zu! — Abg. 
Karkutſch: So ſehen Sie aus!) .. und die Unrich⸗ 
tigkeit der Behauptung des Herrn Vizepräsidenten 
des Senats nachweiſen an der Hand einer Erklä⸗ 
rung, welche von dem Herrn Senatsvizepräſiden⸗ 
ten mit verantwortlich gezeichnet iſt, nämlich an 
der Hand einer Erklärung, welche von der Links⸗ 
regierung im September 1926, kurz bevor die Re⸗ 
gierung auseinanderplatzte, durch die Senats⸗ 
preſſeſtelle in der Danziger Preſſe veröffentlicht 
worden iſt. Da heißt es wörtlich: Stand der Fi⸗ 
nanzen am 30. September 1925“. Das war der 
Beginn ver Regierungstätigkeit des Linksſenats. 
Es heißt wörtlich: 
Die Summe der Forderungen überſteigt die 
Summe der Verbindlichkeiten um 19 Millionen 300 
Tauſend Gulden. 
(Hört, hört! rechts.) Einen für Sie ſchlagenderen 
Beweis für die Richtigkeit unſerer Behauptungen, 
daß damals erhebliche Reſerven vorhanden wa⸗ 
ren, wir ſprachen von 15 Millionen, kann ich nicht 
anführen, als eine amtliche Aeußerung der Re⸗ 
gierung, der der Herr Senatsvizepräſident ſelbſt 
angehört hat. (Zuſtimmung rechts.) Demgegen⸗ 
über aus derſelben Darſtellung der Stand der 
Finanzen ein Jahr darauf, im Oktober 1926, 15 
Millionen ſchwebender Schulden, denen auf der 
Habenſeite nichts gegenüberſtand. (Hört, hört! 
rechts.) So fanden wir damals die Finanzlage 
vor. In ganz Danzig und in allen Inſtanzen des 
Völkerbundes war man ſich darüber klar, daß die 
damalige Regierung einer völligen Zerrüttung 
der Staatsfinanzen gegenüber ſtand. Die Auf⸗ 
gabe, den Staat aus dieſer gefahrvollen Lage zu 
befreien, hat die letzte Regierung gelöſt. Sie hat 
Ordnung in die Dinge hineingebracht. Sie hat 
nebenbei der Wirtſchaft erhebliche Erleichterungen 
verſchafft. Ich glaube, daß das das geſchichtliche 
Verdienſt der letzten Regierung iſt, welches auch 
durch keine gefärbten tendenziöſen parteipoliti⸗ 


ſchen Verdrehungen aus der Welt geſchaffen wer⸗ h 
den kann. (Sehr richtig! rechts. — Abg. Brill: 


Auf wen bezogen ſich die Verdrehungen, doch auf 
ſich ſelbſt!) Der Herr Finanzſenator hat damals 
bei Einbringung des Etats im Jahre 1927 mit 
einer gewiſſen durchaus berechtigten Genugtuung 
feſtgeſtellt, daß der Grund für eine dauernde Ge⸗ 
ſundung der Staatsfinanzen gegeben ſei. Ich 


| habe damals als Redner der Deutſchnationalen 
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intereſſen in Einklang zu bringen hätten. 


noch ein weiter und ſchwieriger Weg zu gehen ſei, 
und daß rückſichtsloſe Sparſamkeit in allen Reſ⸗ 
ſorts die erſte Pflicht jeder verantwortlichen 
Staatsregierung ſei. Dieſe Worte find in dem 
ſtenographiſchen Protokoll nachzuleſen. Wie iſt 
es demgegenüber zu erklären, daß die Rechnung 
des laufenden Jahres ohne Defizit abſchließt, und 
daß trotzdem das Bild, das uns der Herr Finanz⸗ 
ſenator gegeben hat, ſo trübe ausſieht? Man ſollte 
meinen, wenn es im vorigen Jahr gelungen iſt, 
den Etat ins Gleichgewicht zu bringen, ohne daß 
die Rechnung mit einem Defizit abſchließt, jo 
ſollte das auch im kommenden Jahre möglich ſein. 
Das Bild iſt nur ſo trübe, weil es nicht vollſtän⸗ 
dig iſt. Der Herr Finanzſenator führte eine Reihe 
von Momenten an, welche die Aufſtellung des 
neuen Etats beſonders erſchweren. Er erwähnt 
die Mehrbelaſtung durch die Verpflichtung der 
Anleiheſchuld, die Erhöhung der Bezüge der 
Kriegsbeſchädigten und Verſorgungsberechtigten 
infolge der kürzlich vom Deutſchen Reiche be⸗ 
ſchloſſenen Vermehrung dieſer Bezüge, er erwähnt 
ferner den Wegfall der Verkehrsſteuern und die 
Notwendigkeit eines Finanzausgleichs mit den 
notleidenden Gemeinden. Die Einſtellung des 
Schuldendienſtes ließ ſich vorausſehen, und die 
vorige Regierung hat ſelbſtverſtändlich auch damit 
gerechnet. Die Erhöhung der Bezüge der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten war nicht vorauszuſehen. 
Wir geben aber zu, daß fie infolge rechtlicher Ver⸗ 
pflichtungen neu eingeſtellt werden muß, und daß 
ſich Danzig dem nicht entziehen kann. Ein klares 
Bild über die ganze Finanzlage läßt ſich nicht bil⸗ 
den, ſo lange nicht die Einnahmen und Ausgaben 
in der Schlußſumme bekanntgegeben werden. 
(Sehr richtig! rechts.) Es ergibt ſich aus den 
Ausführungen des Herrn Finanzſenators auch 
nicht, welche Summe im Haushalt fehlt und ob 
überhaupt eine Summe im Staatshaushalt für 
die Aufbringung notwendig iſt. Das iſt eine 
offenbare Lücke in der Finanzdarſtellung des 
Herrn Finanzſenators. Ich nehme an, daß im 
Laufe der Erörterungen dieſe Lücke ausgefüllt 
wird. Wenn Schwierigkeiten für den Ausgleich 
entſtehen, ſo müſſen in erſter Linie nach unſerer 
Anſicht die Ausgaben zuſammengeſtrichen werden. 
An welchen Stellen das geſchehen kann, iſt auch 
wieder nur zu ſagen und zu beſtimmen an Hand 
des vorliegenden Etats, der Einzeletats und der 
Einzelpoſitionen. Es iſt aber unbedingt notwen⸗ 
dig, nach dieſer Richtung hin mit beſonderer Auf⸗ 
merkſamkeit die Etats durchzuſehen. M. D. u. H.! 
Ich weiß aus eigener Erfahrung, wie ungeheuer 
ſchwer es für den Geſamtſenat und die Finanzab⸗ 
teilung iſt, gegenüber übertriebenen Anforderun⸗ 
gen einzelner Reſſorts ein kategoriſches Nein zu 
ſagen. And doch iſt es unbedingt notwendig. Ich 
abe in meiner letzten Etatsrede, in der Beſpre⸗ 
chung der Etatsrede des Finanzſenators darauf 
hingewieſen, daß die 
nicht allein Reſſortminiſter, ſondern auch Staats⸗ 
miniſter ſeien, und daß ſie nicht allein ihr Reſſort 
zu vertreten und dafür zu ſorgen hätten, ſondern 
daß ſie ihr Reſſort auch mit den geſamten Er 

us 
den genannten Gründen wird auch unſere Erwide⸗ 
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rung nur eine Erwiderung auf Abſchlag ſein, ſo 
wie die Etatsrede des Herrn Finanzſenators eine 
Etatsrede auf Abſchlag war. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich möchte mit den Einzelpunkten beginnen, mit 
dem Wegfall der Verkehrsſteuer. Die Regierung 
erklärt, ſie wolle damit den Wünſchen der Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft entſprechen. Freilich iſt es, das gebe 
ich zu, dringend erwünſcht, daß die Wirtſchaft und 
der Verkehr von dieſen läſtigen Steuern befreit 
werden. Aber iſt es nicht merkwürdig, die Aufhe⸗ 
bung der Steuer in einem Moment zu beſchlie⸗ 
ßen, wo man erklärt, es fehlen Millionen Sum⸗ 
men für den Ausgleich des Etats. Ich möchte die 
Frage ſtellen: Entſpringt denn die Aufhebung 
der Verkehrsſteuern, die von der Regierung be⸗ 
ſchloſſen wurde, den eigenen Wünſchen der Regie⸗ 
rung, oder iſt vielmehr richtig, was aus der 


Preſſe hervorgeht, (Abg. Rahn: Herrn Straßbur⸗ 


der!) daß dies eine Forderung der polniſchen Re⸗ 
gierung iſt. Das iſt doch aus der Preſſe bekannt 


geworden. Wir ſind zwar über den Verlauf der 


Verhandlungen im einzelnen nicht unterrichtet, 
trotzdem wir dringend und wiederholt 
haben, uns über dieſe Verhandlungen zu unter⸗ 
richten, und obwohl es doch der bisherigen Ge⸗ 


pflogenheit widerſpricht, daß man Verhandlungen 


führt, daß man wirtſchaftliche Vertretungen un⸗ 
terrichtet und den Volkstag darüber ununterrich⸗ 
tet läßt. (Hört, hört! rechts.) M. D. u. H.! Es iſt 
mach den Mitteilungen der Preſſe, auf die ich mich 
beſchränken muß, weil ich durch authentiſche Mit⸗ 
teilungen des Senats nicht genauer unterrichtet 
bin, die Aufhebung der Verkehrsſteuern mit den 
Perſonen⸗ und Frachttarifen verbunden worden, 
die auf den Danziger Strecken von der polniſchen 
Eiſenbahn erhoben werden. Die Tarife, wie ſie von 
der polniſchen Regierung für die Danziger Strecken 
feſtgeſetzt ſind, ſind ein unhaltbarer Zuſtand. 
Es iſt ungerecht und widerſpricht den Verträgen, 
daß Polen für die Strecke auf dem Danziger 
Territorium höhere Gebühren fordert, als im 
polniſchen Staatsgebiet. Ein Beiſpiel: Die Fracht 


von Dirſchau bis Ließau, oder von Dirſchau bis 


Hohenſtein iſt Höher oder mindeſtens ebenſo hoch, 
wie die Fracht auf einer 10—20 mal jo langen 
Strecke auf polniſchem Gebiete von Schmentau bis 
Dirſchau. (Hört, hört! rechts). Das hängt damit 
zuſammen, daß Polen die Frachten vom Danziger 
Staatsgebiet ab neu berechnet und zwar den 
höheren Anfangstarif in Rechnung ſtellt. Aber 
abgeſehen davon, ſind die Tarife an ſich, Perſonen⸗ 
und Frachttarife, für Danzig unverhältnismäßig 
höher, als für Polen. Das iſt ein Zuſtand, der un⸗ 
bedingt beſeitigt werden muß, deſſen Beſeitigung 
die Regierung fordern muß, und deſſen Beſeiti⸗ 
gung, wenn die polniſche Regierung das Zuge⸗ 
ſtändnis von ſich allein nicht macht, leicht im 
erſtritten werden 
muß; (Sehr wahr, rechts.) denn ich kann mir nicht 
denken, daß der Völkerbund, wenn er mit der 
Sache befaßt wird, dieſe Ungerechtigkeit nicht 


einſieht und für ihre ſchleunige Abſtellung ſorgt. 
(Warum haben Sie es nicht vor den Völkerbund 
gebracht? links.) M. D. u. H.! Ein Völberbund⸗ 
kommiſſar hat bereits vor nicht langer Zeit er⸗ 
klärt, daß dies ein Recht Danzigs ſei, daß Danzig 
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nicht nötig hat, ſich dies Recht durch andere polni⸗ 
ſche Forderungen einhandeln zu laſſen. (Hört, 
hört! rechts.) umſomehr empfehle ich, Ihnen meine 
Herren dieſe Forderung ohne Rückſicht auf polni⸗ 
ſche Wünſche durchzudrücken und im Intereſſe 
Danzigs durchzuſetzen. Nun hört man aus der 
Preſſe, wenn es nicht richtig iſt, bitte ich zu wider⸗ 
ſprechen, — daß Polen die Regelung der Tarif- 
fragen von der Forderung abhängig macht, Dan⸗ 
zig ſolle auf Rechte verzichten, welche ihm zu⸗ 
ſtehen. Wenn das richtig iſt, m. D. u. H., ſo liegt 
darin eine Brutalität, die nach meiner Auffaſſung 
zurückgewieſen werden muß. Wir können der 
Regierung nur den dringenden Rat geben, daß ſie 
ſich nicht dazu hergibt, in dieſem Punkt nachzu⸗ 
geben und irgend ein Danziger Hoheitsrecht preis⸗ 
gegeben. Es könnte wohl einen vorübergehenden 
wirtſchaftlichen Vorteil dagegen eintauſchen, es 


würde ſich aber ſehr bald bitter rächen, wenn man 


dem Folge geben würde. (Zuruf des Abg. Rahn.) 
Der Herr Finanzſenator hat dann auf den Rück⸗ 
gang in den Einnahmen der Gerichtskoſten⸗ und 
Gebühren hingewieſen. Der Rückgang der Gebüh⸗ 
ren und Koſten bei Gericht iſt zum Teil auf die 
übermäßig hohen Tarife zurückzuführen, die vor 
Gerichtsverhandlungen und Notariatsakten ab⸗ 
ſchrecken, zum großen Teil aber auf die neuen 
Maßnahmen zurückzuführen ſind, welche die Re⸗ 
gierung in der Zwangswirtſchaft der Wohnungen 
beſchloſſen hat. Es iſt bekannt, daß das Mißlingen 
des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes auf dem Woh⸗ 
nungsmarkt einen vollſtändigen Stillſtand zur 
Folge gehabt hat. Hier ſieht man, wie Wirt⸗ 
ſchaftspolitik und Finanzpolitik eng zuſammen⸗ 
hängen. a 

Weiter iſt von dem Herrn Finanzſenator auf 
das Tabakmonopol hingewieſen worden, das nicht 
einmal den garantierten Mindeſtbetrag ein⸗ 
bringt! (Sehr richtig! rechts.) Darüber werden 
wir eingehende Aufklärung fordern müſſen. (Abg. 
Brill: Wer hat das Tabakmonopol gemacht?) 
Auf den Zwiſchenruf, wer das Tabakmonopl ge: 
macht hat, muß ich kurz antworten. Das Tabak⸗ 
monopol iſt die Folge des Jahres, in dem Sie in 
der Regierung waren. (Das Sie verſchuldet 
haben!) Warum fragen Sie denn wenn Sie es 
wiſſen. (Sie ſtellen ſich nur ſo dumm! kechts.) 

Der Finanzsenator hat weiter auf die mißliche 
Finanzlage insbeſondere der Stadtgemeinde 
Danzig hingewieſen. Sie wird, wie ich annehme 
die Stadtbürgerſchaft ſehr eingehend beſchäftigen. 
Der Herr Finanzſenator hat uns in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt, daß er in der Stadtbürgerſchaft, die ja zu⸗ 
ſtändig iſt, ſehr ausführliche Darlegungen in dieſer 
Hinſicht machen wird. Hier muß ich folgendes 
jagen. Die Erklärungen des Herrn Finanzſenators 
haben, wie er wohl ſelbſt aus der Preſſe feſtgeſtellt 
hat, Verwunderung hervorgerufen. Man hat dem 
Herrn Finanzſenator allgemein in der geſamten 
Preſſe mit Ausnahme der ſozialdemokratiſchen 
den Vorwurf gemacht, daß er ſelbſt einen großen 
Teil der Schuld der Verantwortung zu tragen 
habe, wenn, ich betone wenn, hier Zuſtände her⸗ 
vorgetreten ſind, die ſich hätten vermeiden laſſen, 
und wenn von der Stadtgemeinde Danzig Aus⸗ 
gaben gemacht wurden, die nicht notwendig oder 
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ohne Deckung waren. Die Darlegungen des Herrn 
Finanzſenators über die finanzielle Lage der 
Stadtgemeinde im Jahre 1925, die Darlegungen 
des Herrn Senatspräſidenten, die er damals machte 
in Vertretung des erkrankten Finanzſenators in der 
Stadtbürgerſchaft im Jahre 1926 und die Darle⸗ 
gungen, die der Herr Finanzſenator im Jahre 
1927 bei Einführung des Stadtetats in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft gemacht hat, gaben keinen Grund, zu 
einer irgendwie bedrohlichen Beurteilung der 
Lage der Stadtfinanzen. Ich habe mir die Mühe 
gemacht, dieſe Erklärungen nachzuleſen. Sie waren 
durchweg von dem Gedanken getragen, und die 
kommentierende Preſſe hat dem Gedanken Aus⸗ 
druck gegeben, daß es ein erfreuliches Bild ſei, und 
daß man durchaus mit der Lage der Stadtfinan⸗ 
zen zufrieden ſein könne. Es ſoll nicht geleugnet 
werden, daß gegenwärtig Schwierigkeiten vorhan⸗ 
den ſind. Aber welche Regierung hat, beſonders 


in Danzig keine Schwierigkeiten! Schließlich ſind 


die Schwierigkeiten doch da, daß ſie überwunden 
werden. Einen Vorwurf wird man der Regierung 
mit Recht machen können. Sie hat ſich damit be⸗ 
gnügt, die ſchwierige Lage der Oeffentlichkeit n 
bedrohlicher Art bekanntzugeben, ohne zugleich die 
Mittel zu einer Löſung anzugeben. (Sehr richtig! 
rechts.) Die Ausführungen des Herrn Finanz⸗ 
ſenators nötigen in dieſer Beziehung zu dem 
Schluß, daß die Regierung gegenüber den Schwie⸗ 
rigkeiten ratlos iſt. Das iſt das ſchlimmſte, was 
man einer Regierung nachſagen kann. Es mag 
auch richtig ſein, daß die Stadtgemeinde Danzig 
Aufwendungen gemacht hat, die mit Rückſicht auf 
die Not der Zeit hätten unterbleiben ſollen. Die 
Deutſchnationalen haben immer ihre Stimme er⸗ 
hoben, daß man Ausgaben nicht bewilligen ſoll, 
für die Deckung nicht vorhanden iſt. Sie haben 
ſich ſcharf gegen Grundſtücksankäufe, wie den An⸗ 
kauf von Lobeckshof, den Ankauf von Waldhof, 
den Ankauf der Ziegelei Gütland gewandt. Sie 
haben auf das ſchärfſte auch die mit dem Ausbau 
der Radaunewerke zuſammenhängende Finanz⸗ 
wirtſchaft bekämpft. Es hat aber keinen Zweck, 
nachträglich darüber Betrachtungen anzuſtellen, 
wem die Schuld dafür zukommt. Es erſcheint mir 
jedoch falſch, grundſätzlich falſch, die Lage der 
Stadt ſo darzuſtellen, als wenn ſie ſich in einer 
Kataſtrophe befände. Damit nützt man nicht der 
Stadtgemeinde oder dem Staat, im Gegenteil, man 
ſchädigt den Kredit und das Anſehen des Staates; 
das hätte vermieden werden ſollen. Man ſchädigt 
ebenfalls die Intereſſen der Wirtſchaft. Iſt es 
denn aber überhaupt richtig, daß die Lage der 
Stadtfinanzen ſo kataſtrophal iſt? Der Herr Fi⸗ 
nanzſenator hat zwei Zahlen genannt, mit denen 
er denjenigen, der nicht tiefer in die Zuſammen⸗ 
hänge der Finanzverhältniſſe zu dringen imſtande 
iſt, graulig machen kann. Das ſind 1. die 9 Mil⸗ 
lionen Vorſchüſſe, die der Staat der Stadt gegeben 
hat, 2. die 45 Millionen betragende Anleihe. In 
der von mir vorher erwähnten Aufſtellung der 
Staatsfinanzen aus dem Jahre 1926, wie ich 
ſchon hervorhob, aus der Zeit der Linksregierung, 
befindet ſich auch ein Punkt von Forderungen, die 
der Staat an die Stadt hat, und zwar in Höhe 
von 6 Millionen. (Hört, hört! rechts.) Es iſt alſo 
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keine Ueberraſchung, ſondern eine Uebung, die 
jahrelang beſteht, daß der Staat der Stadt Vor⸗ 
ſchüſſe gibt. Weiter muß man jedoch auch beachten, 
daß denſelben Schulden auch Werte von minde⸗ 
ſtens gleicher Höhe gegenüberſtehen. (Sehr richtig! 
rechts.) Es wird aber notwendig ſein, daß endlich 
eine reinliche Scheidung zwiſchen den Finanzen 
zwiſchen Staat und Stadt durchgeführt wird, 
(Sehr gut! rechts.) wie ſie bei Uebernahme der 
Geſchäfte des Magiſtrats durch den Senat ſowohl 
vom Senat feſtgeſetzt, wie auch von der Stadt: 
bürgerſchaft gefordert worden iſt. Was die An⸗ 
leiheſchuld von 46 Millionen anlangt, jo betrifft 
ſie in erſter Linie die Ausgaben für das Radaune⸗ 
kraftwerk ſowie die ſtädt. Werke, Gaswerk, Elek⸗ 
trizitätswerk und die im Intereſſe des Hafen⸗ 
ausbaues vorgenommenen Verbeſſerungen im 
ſtädt. Hafen. Die Völkerbundsanleihe, auf Grund 
derer dieſe Anleiheſchuld beruht, it auch erſt ge: 
geben worden, nachdem die Sachverſtändigen des 
Völkerbundes die Finanzlage der Stadt, die 
Sicherheit und Rentabilität der Anleihe geprüft 
haben. Sie haben feſtgeſtellt, daß die Jwecke, für 
die die Anleihe gegeben war, werbende Zwecke 
ſind. Es iſt auch richtig, daß dem Staate aus die⸗ 
ſen Anlagen Einnahmen zufließen, welche den 
Zinſendienſt erheblich überſchreiten. (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Es iſt alſo das richtig, was wir auch immer 
gerügt haben. Wir ſind niemals für die Anträge, 
die Bölkau betreffen, eingetreten. Dieſe Beſchlüſſe 
find gegen unseren Willen gefaßt. 

M. D. u. H.! Es iſt eine ſtarke Uebertreibung, 
von einem Bankerott der Stadt zu ſprechen. Der 
Betrag von 46 Millionen Schulden iſt doch auch 
keineswegs höher, als in gleich großen und ähn⸗ 
lichen Städten des Deutſchen Reiches. Ihm ſtehen 
doch auch Werte gegenüber, in denen die Mittel 
der Anleihe inveſtiert worden ſind, die höher 
find. Auch bei den anderen Gemeinden kann man 
nicht von einer kataſtrophalen Lage ſprechen. 
Eine ſolche Beurteilung ſteht im Widerſpruch mit 
der Entwickelung der Gemeinden. Ich erinnere 
an das großzügige Projekt, das Zoppot jetzt für 
die Erweiterung ſeines Kurgartens plant. Ich 
erinnere an die auch nicht allzu ſparſamen Maß⸗ 
nahmen in Neuteich auf dem Gebiete des Aus⸗ 
baues der Wege. Der Reek⸗Weg iſt ja in aller 
Munde. Ich erinnere daran, daß Tiegenhof oft 
von dem Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht hat. 
Ich erinnere an die Sportplätze, die von Tiegen⸗ 
hof und anderen Städten nach meiner Auffaſſung 
in einem Maße angelegt wurden, wie es nicht ab⸗ 
ſolut notwendig war. Wenn die ſtädt. Körper⸗ 
ſchaften die Beſchlüſſe gefaßt haben, ſo werden ſie 
ſich doch wohl geſagt haben, daß es mit ihren 
Finanzen nicht jo kataſtrophal ſei. Schließlich iſt 
es ja nicht Sache des Volkstages, die Finanzpoli⸗ 
tik der Städte im einzelnen zu beurteilen und zu 
krtiſieren. Das äſt Sache der Abt, Körperschaften. 
Wir haben hier nur zu prüfen, wie der Finanz⸗ 
jenator richtig hervorgehoben hat, die Gemeinde⸗ 
verhältniſſe und die Gemeindefinanzen inſoweit 
ſie mit den Staatsfinanzen zuſammenlaufen. 

Wir hören nun, daß die Aufſtellung des neuen 
Etats in Stadt und Staat, namentlich in der 
Stadt Danzig großen Schwierigkeiten begegnet. 
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(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
Wir müſſen vorausſchicken, daß es ſelbſtverſtä d⸗ 
lich iſt, daß die Regierung dafür ſorgt, daß der 
Etat auch für 1928 ausgeglichen wird. Das iſt 
ihre Pflicht. Nun entſteht die Frage, wie das 
geſchehen ſoll. Ich ſchicke voraus, daß wir die 
Wege, welche die neue Regierung gehen will, 
für verfehlt halten. Ich will das im einzelnen 
darlegen. 

Die Regierung will in erſter Linie die Umſatz⸗ 
ſteuer beibehalten. Die Umſatzſteuer iſt eine 
Steuer, die den Kommunen zu Gute kommt. Wir 
halten die Beibehaltung der Umſatzſteuer für 
einen ſchweren Fehler. Darüber müſſen ſich doch 
alle Parteien klar ſein, namentlich die Parteien, 
die mit uns zuſammen in der Regierung geweſen 
ſind, und auch die Herren Sozialdemokraten, daß 
dies eine ungeheure Zumutung an den Volkstag 
iſt. Der Volkstag hat einſtimmig beſchloſſen, die 
Umſatzſteuer aufzuheben. Die Deutſchnationalen 
haben niemals einen Zweifel gelaſſen, das wer⸗ 
den diejenigen, die mit uns in der Regierung ſind, 
beſtätigen, daß die Umſatzſteuer fallen muß und 
in Danzig nicht tragbar iſt. Die Umſatzſteuer iſt 
die läſtigſte und drückendſte von allen Staats⸗ und 
Kommunalſteuern. Sie iſt ein Ueberbleibſel aus 
der Inflationszeit, in der ſie eine Notmaßnahme 
war. Sie belaſtet Hauptjählid den notleidenden 
Mittelſtand, das Gewerbe in der Stadt und die 
Landwirtſchaft, die um ihre Exiſtenz ringt. Es 
werden hauptſächlich die kleinen Betriebe davon 
betroffen. Der Beſchluß, die Steuer wieder ein⸗ 
zuführen, hat, darüber werden Sie ſich doch auch 
(B) klar geworden ſein, in allen betroffenen Kreiſen 
den ſchärfſten Widerſpruch erfahren. Die weitere 

Beibehaltung der Umſatzſteuer iſt für Danzig eine 
völlige Unmöglichkeit. Die Regierung beruft ſich 
auf das Deutſche Reich und auf Polen, wo die Am⸗ 
ſatzſteuer auch beſteht. In beiden Ländern ſind 
doch völlig andere Verhältniſſe. Wir können uns 
mit dem Deutſchen Reich, wo die Umſatzſteuer 
übrigens geringer iſt, und auch mit Polen in den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht vergleichen. 
Hier in Danzig iſt die Wirtſchaft beſonders hart 
durch die ungeheuren Zölle betroffen. Die polni⸗ 
ſchen Zölle ſind dreimal ſo hoch, wie die, mit denen 
die Waren im Reich belaſtet ſind. Sie ſind die 
höchſten in ganz Europa, wie ich einmal hier dar⸗ 
gelegt habe. (Zuruf des Abg. Rahn.) Dazu kommt 
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Erſuchen, auf die Anträge des Senats die Sache 
hinauszuschieben, und für Danzig mildernde Be⸗ 
ſtimmungen herbeizuführen, nicht geantwortet. 
(Hört, hört!) Sie hat ſie über Nacht eingeführt. 
Die Zollverwaltung hat den ganzen Sonntag ge⸗ 
arbeitet, um dem Danziger Handel noch in letzter 
Minute einige Vorteile zuzuführen. Die polni⸗ 
ſche Regierung hat die Durchführung dieſer Zölle 
von heute auf morgen beſchloſſen. Dadurch ſind 
der Danziger Wirtſchaft Millionen Verluſte ent⸗ 
ſtanden, und ich muß ſagen, brutaler iſt die pol⸗ 
niſche Regierung gegenüber der Danziger Regie⸗ 
rung früher auch nicht vorgegangen, (Sehr rich⸗ 
tig! rechts) vielleicht niemals ſo brutal. (Das iſt 
das gute Einvernehmen! rechts.) M. D. u. H.! 
Der Herr Finanzſenator hat erklärt: „Die Auf⸗ 
hebung der Steuer iſt ausgeſchloſſen.“ Es ſtehen 
im Gegenteil ja noch weitere Erhebungen von 
Steuern bevor. Die Regierungsparteien ſind ſich 
nur noch nicht darüber einig, wer die unglücklichen 
Opfer ſein ſollen, die von den neuen Steuern be⸗ 
laſtet werden. Man ſpricht von einer zehnprozen⸗ 
tigen oder noch höheren Belaſtung der Läden. 
Man ſpricht von einer Erhöhung der Einkommen⸗ 
ſteuer. Ich weiß nicht, was die Regierung vor hat. 
Ich möchte aber ſagen, eine Erhöhung der ſteuer⸗ 
lichen Laſten iſt in Danzig unmöglich. Das hat 
auch das Finanzkomitee in dem von ihm ver⸗ 
öffentlichten Beſchluß ausdrücklich hervorgehoben. 
Dies ſteht auch im Widerſpruch mit dem Satz im 
Regierungsprogramm, der geſtern hier ſchon vor⸗ 
getragen wurde, der aber doch zu dem Verhalten 
der Regierung in kraſſem Widerſpruch ſteht. Ich 
möchte den Herren von den Regierungsparteien 
dringend empfehlen, dieſen Satz auszuſchneiden, 
und in ihrem Schreibzimmer über den Schreibtiſch 
1 hängen. Gegen ihn iſt nichts einzuwenden. Er 
autet: 
i Angeſichts der bedrohten Wirtſchaftslage werden 
alle notwendigen Maßnahmen getroffen werden, um 
die Danziger Wirtſchaft in Stadt und Land zu 
ſchützen und zu fördern, vornehmlich um die Kontur: 
renzfähigbeit Danzigs zu erhalten und zu fördern. 
(Bravo! rechts.) Wird die Konkurrenzfähig⸗ 
keit Danzigs durch die Maßnahmen, die Sie dem 
Volkstag vorgelegt haben, und die Sie ſich ent⸗ 
ſchloſſen haben, durchzuführen, erhalten und ge⸗ 
fördert? Kein Menſch wird das zugeben können, 
die Beibehaltung der Umſatzſteuer ſchlägt, verbun⸗ 


noch eins, die Valoriſierung der Zölle, die plötzlich! den mit den hohen polniſchen Zöllen, die Konkur⸗ 


eingeführt wurde. Sie bedeutet wieder einen 
ſchweren Schlag für die betroffenen Kreiſe. Man 
ört von Geſchäftsleuten, daß ſie nicht wiſſen, ob 
ie noch Abnehmer für ihre Waren finden werden, 


renzfähigkeit Danzigs völlig tot. 

Ferner hat die Regierung ein Geſetz vorgelegt 
zur vorläufigen Regelung der Beamtenbezüge: 
Die Regierung regelt alles vorläufig. Sie legt 
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nehm. Ich kann Sie verſichern, daß ich vieles in 
meinem Buſen bewahre und zurückhalte, um die 


Verhandlungen hier ſachlich und ruhig zu führen, 
um jeden unnötigen Gegenſatz in der heutigen un⸗ 
geheuer ſchwierigen Zeit zu vermeiden. (Sehr 
gut! rechts. — Abg. Raſchke: Soll das eine An⸗ 
biederung zur großen Koalition ſein?) Die Re⸗ 
gierung ſagt, die finanzielle Notlage zwinge dazu, 
daß das Notopfer durch eine geſetzliche Regelung 
erſetzt wird. Das Notopfer iſt von der vorigen 
Regierung angenommen und von der Beamten⸗ 
ſchaft damals einmütig beſchloſſen worden. (Abg. 
Plenikowſli: Einmütig?) Mit Ausnahme von 
einem ſozialiſtiſchen Senator; es waren 99,8 Pro⸗ 
zent, die zugeſtimmt haben. Ich gebe zu, mit 
Ausnahme einiger, die Sie kennen. (Heiterkeit 
rechts.) Ich wiederhole, daß das Notopfer ein⸗ 
mütig von der Beamtenſchaft beſchloſſen und da⸗ 
mals der Regierung angeboten und von ihr ange⸗ 
nommen wurde, weil des mit Rückſicht auf die kata⸗ 
ſtrophale Finanzlage notwendig war, daß die Be⸗ 
amtengehälter gekürzt wurden. (Sehr gut!) Die 
Beamten mögen ſich bei Ihnen darüber beklagen, 
daß dieſe Kürzung der Gehälter notwendig ge⸗ 
weſen iſt. (Abg. Gehl: Halten Sie weiter Agi⸗ 
tationsreden!) Sie nennen alles Agitationsreden, 
wenn etwas geſchieht, was Ihnen nicht paßt. (Zu⸗ 
ruf links.) Ich will die Schuldfrage gar nicht er⸗ 
örtern. Ich ſage nur, daß die Zwiſchenrufe mich 
reizen. Sorgen Sie dafür, daß Ihre Herren nicht 
unnötige Zwiſchenrufe machen. Dann kann 5 
mir auch die Antwort ſparen. Ich ſtelle feſt, da 


damals das Notopfer erlaſſen wurde, das der 


Völkerbundrat auch billigte. Die Beamtenſchaft 
entſchloß ſich hierzu, weil ſie ſich nicht einen unge⸗ 
ſetzlichen und verfaſſungswidrigen Eingriff in ihre 
Rechte gefallen laſſen wollte, weil ſie auf der an⸗ 
deren Seite aber einſah, daß der Not des Staates 
Rechnung getragen werden müßte, und weil ſie 
bereit war, in dieſer Not Opfer zu bringen. Ich 
glaube, das iſt ein Verhalten, das alle Achtung 
und Anerkennung verdient, und das auch weit 
über Danzig hinaus Aerkennung gefunden hat. 
Dies Notopfer hatte aber den Vorzug, daß es nicht 
ein Recht der Beamtenſchaft verletzte und 2. daß 
es die Möglichkeit vorſah, die Rechte wieder in 
Kraft treten zu laſſen, wenn die Finanzverhält⸗ 
niſſe ſich beſſern. ö f 
Was machen Sie nun? Sie bringen ein vor⸗ 


läufiges Geſetz ein, durch das das Notopfer, wie 


Sie ſagen, geſetzlich geregelt wird. (Zuruf des 
Abg. Gehl.) Wir haben heute Vormittag aus⸗ 
führlich im Hauptausſchuß darüber geſprochen, 
daß es zuſammenbricht. Warum bricht es zuſam⸗ 
men? Ich wills es Ihnen auch jagen. Weil Sie 
im Wahlkampf erklärt haben, das Notopfer müſſe 
fallen, und weil Sie weiter dauernd gegen dieſes 
Notopfer eine nach meiner Auffaſſung weit über 
die Grenzen des Zuläſſigen gehende Agitation trie⸗ 
ben. (Sehr richtig! rechts. — Abg. Gehl! Daß 
wir damals mit unſerer Anſicht recht hatten, be⸗ 
weiſt der jetzige Zuſtand.]) Mit dieſer geſetzlichen 
Regelung ſoll nun über die Rechte der Beamten 
hinweggegangen werden. Das iſt nach unſerer 
Auffaſſung erſtens ein Unrecht gegen die Beamten, 
es enthält einen Verfaſſungsbruch, einen Ver⸗ 
trauensbruch gegenüber den Beamten, die das 
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nicht verdienen. Weiter iſt es auch unklug, vers 
zeihen Sie den Ausdruck; denn es iſt doch ſehr ſtark 
mit der Möglichkeit zu rechnen, auch darüber iſt 
heute im Hauptausſchuß geſprochen worden, daß 
die Gerichte dieſes Geſetz als verfaſſungswidrig 
erklären werden. Auf die Frage, ob ſich die Regie⸗ 
rung den Beſchlüſſen der Gerichte fügen wird, hat 
die Regierung heute nur ausweichend geant⸗ 
wortet. N 5 ; 

Wenn Sie unjere Stellung gegenüber den Be⸗ 
amten hören wollen, jo läßt fie ſich in zwei Sätzen 
zuſammenfaſſen. Der eine Satz iſt, daß die Be⸗ 
amten Anſpruch darauf haben, eine auskömmliche 
Beſoldung zu erhalten. Es muß dabei, wie ich im 
Namen meiner Fraktion hinzufüge, auch auf die 
Finanzen des Staates Rückſicht genommen wer⸗ 
den. Der zweite Satz iſt: Die in der Verfaſſung 
den Beamten gewährleiſteten Rechte dürfen nicht 
angetaſtet werden. Das iſt doch eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit. Fangen Sie an mit der Antaſtung 
verfaſſungsmäßiger Rechte der Beamten, ſo kom⸗ 
men danach andere in der Verfaſſung gewährlei⸗ 
ſbete Rechte, insbeſondere das Eigentum. Es liegt 
ja in der Tendenz der Sozialdemokratie, das 
Eigentum abzuſchaffen. (Sehr richtig! rechts.) 
Das iſt ein gefährlicher Weg. (Lachen links.) Be⸗ 
ſtreiten Sie das? Das ſteht doch in jeder Ihrer 
Zeitungen. (Sehr richtig! rechts. — Unruhe und 
Zwiſchenrufe links.) Sie werden nur durch das 
Zentrum und die Liberalen jetzt an der Durchfüh⸗ 
rung gehindert. Sie wollen das erſt durchführen, 
wenn Sie ſelbſt die Mehrheit haben. Beſtreiten 
Sie, daß die Enteignung des Eigentums an ſich 
im ſozialdemokratiſchen Programm ſteht? (Abg. 


Loops: Da ſteht Eigentum an Produktionsmit⸗ 


teln!) Jawohl, das weiß ich. Wenn das Eigen⸗ 
tum an Produktionsmitteln abgeſchafft werden 
ſoll, ſo wird doch jedenfalls der weſentlichſte Teil 
des Eigentums abgeſchafft. (Sie ſprechen doch von 
den Beamtengehältern! links.) Ich bringe das 
damit in Zuſammenhang und ſage, wenn Sie ge⸗ 
währleiſtete Rechte der Beamten antaſten, ſo wer⸗ 
den Sie nicht davor zurückſchrecken, die ſonſt in der 
Verfaſſung gewährleiſteten Rechte abzuſchaffen. 
Das iſt nicht nur meine Empfindung, ſondern das 
hören Sie in jeder Beamtenverſammlung. (Abg. 
Gehl: Wer das ſagt, verſteht ſoviel von Marxis⸗ 
mus, wie Sie!) Uns iſt die Gewährleiſtung des 
Eigentums ein ebenſo fundamentaler Grundſatz 
unſerer Politik, wie die Wahrung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte der Beamtenſchaft, ſonſt hört der 
Staat auf, ein Rechtsſtaat zu ſein. Der Weg, den 
die Regierung mit dem Geſetzentwurf beſchreitet, 
iſt verhängnisvoll, iſt ein Unrecht, und er wider⸗ 
ſpricht der Rechtslage. Nun haben wir heute im 
Ausſchuß gehört, die Regierung beabſichtige das 
einheitliche Ortsklaſſenſyſtem abzuſchaffen. Sie 
beabſichtigt, die Beamten auf dem Lande in Zu⸗ 
kunft ſchlechter zu ſtellen, als in der Stadt. M. 
D. u. H.! Es war ſehr wohl überlegt, als man in 
Danzig ein einheitliches Ortsklaſſenſyſtem ein⸗ 


führte. Ich will nicht näher darauf eingehen. 


Wir erheben aber ſchärſſten Einſpruch gegen dieſe 
Maßnahme. Wir halten ſie für ein Anrecht ge⸗ 
genüber den ländlichen Beamten. Wir halten ſie 
für verhängnisvoll für die Beamtenpolitik. Die 
Beamten werden aus der kleinen Stadt heraus⸗ 
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‚ten, das wird niemand beitreiten, und zweitens 
auf den Rückgang der polniſchen Zölle. 
es ſehr auffallend, daß der Herr Finanzſenator 
von dieſen beiden wichtigſten Punkten keinen er⸗ 
wähnt. (Sehr richtig! rechts.) Er weiß doch ſicher 
Schr genau Beſcheid, wie es um dieſe beiden 


manches. 
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drängen, in der ſie ſich bisher wohlgefühlt haben 
und die Regierung wird die Folgen einer ſolchen 
Maßnahme bald peinlich ſpüren. Sie werden jetzt 
Jagen, kritiſieren iſt leicht, was werdet Ihr 
Deutſchnationalen jetzt machen. Der Herr Fi⸗ 
nanzſenator hat uns Deutſchnationale zur Mitar⸗ 
beit in einer gefahrvollen Lage aufgerufen. Ich 
weiß nicht, ob er dieſen Appell im Auftrage der 
Regierungsparteien an uns gerichtet hat. (Hört, 
hört! rechts.) Aber ich könnte mit einem Satz der 
„Volksſtimme“ aus den letzten Tagen antworten: 
„Es iſt doch nicht Sache der Oppoſition, für den 
Ausgleich des Etats zu ſorgen“. Ich leſe zwar die 
„Wolksſtimme“, ich mache fie mir aber nicht immer 
zu eigen. (Große Heiterkeit.) Es iſt an ſich eine 
etwas eigenartige Zumutung, uns zur Mitarbeit 
aufzufordern, angeſichts der Tatſache, daß Sie alle 
unſere Anträge, von denen Sie von keinem ſagen 
können, daß er irgend einen Agitationscharakter 
trägt, (Widerſpruch links) von denen jeder ein⸗ 
zelne das Maß des Zuläſſigen nicht überſchreitet, 
ablehnen. Wir nehmen bei der Stellung unſerer 
Anträge ſtets Rückſicht auf die Finanzlage. Aber 
die Art, wie Sie unſere Anträge abwürgen, wie 
Sie nicht einmal zulaſſen, daß ſie in die Ausſchüſſe 
gehen, wie Sie überhaupt, wenn wir Anträge im 
Hauſe ſtellen, darüber hinweggehen, ohne die An⸗ 
träge zur Abſtimmung zu bringen, wie Sie unſere 
Anträge auf Einberufung des Hauptausſchuſſes 
ablehnen, dieſe ganze Art würde an ſich nicht die 
Aufforderung zu einer Mitarbeit rechtfertigen. 
So behandelt man nicht die Oppoſition! Die 
Schwierigkeiten, die Sie bei der Aufſtellung Ihrer 
Etats haben, ſind die Folge unſerer wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Lage. Die ſchlechten Finanz⸗ 
verhältniſſe ſind auf die ungeheure Belaſtung 
durch die Erwerbsloſenunterſtützung zurückzufüh⸗ 


Nun iſt 


Punkte ſteht, und wie ſie auf unſere Finanzgeba⸗ 
rung einwirkten. Aber er hat ja erklärt, er ſpreche 
im Auftrage der Koalition, und das erklärt wohl 
(Heiterkeit.) Er hat allerdings die 
drückenden Laſten der Erwerbsloſenfürſorge in 


einem kurzen Satz von 5 Worten erwähnt. Er hat 


dern Arbeit. Die ſchärfſte Kritik des gegenwärti⸗ 
gen Syſtems der Erwerbsloſenunterſtützung hört 
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man von den arbeitenden Arbeitern. Eine lange (0 


Erwerbsloſigkeit wirkt auf die Betroffenen mora⸗ 
liſch niederdrückend und verwüſtend. Das be⸗ 
ſtehende Syſtem der Erwerbsloſenfürſorge reizt 
geradezu, eine Arbeitsgelegenheit nicht zu ergrei⸗ 
fen, weil die Erwerbsloſen befürchten, dadurch die 
Anwartſchaft auf die Unterſtützung zu verlieren, 
(Sehr gut! rechts) und weil in manchen Fällen die 
Unterſtützung höher iſt, als das Entgelt für die 
Arbeit, die ihnen geboten wird. (Sehr richtig! 
rechts. — Abg. Raſchke: Das glauben Sie doch 
ſelbſt nicht, Sie oller Gauner!) Der Zurufer rich⸗ 
tet ſich ſelbſt. Es iſt gar nicht nötig, daß der Prü⸗ 
ſident ihn zur Ordnung ruft. (Abg. Raſchke: Das 
ſind Sie auch gar nicht wert!) Sie kennen ja alle 
meine Aeußerung, daß in ſolchen Fällen, wo die 
Arbeitsloſenunterſtützung dazu führt, daß die Er⸗ 
werbsloſen die Arbeit ablehnen, die Unterjtügung 
eine Prämie auf die Faulheit iſt. Im Wahlkampf 
hat es auf den Litfaßſäulen groß geſtanden: „Dr. 
Ziehm ſagt:“ Ich nehme es Ihnen nicht übel, daß 
Sie damit Wahlagitation getrieben haben. Ich 
nehme Ihnen aber übel, daß Sie dieſe Aeußerung 
nicht ſo gebracht haben, wie ich ſie getan habe. So, 
wie ich ſie gemacht habe, wird ſie von jedem ver⸗ 
ſtändigen Arbeiter als richtig angeſehen. (Sehr 
richtig! rechts.) Wenn Sie meine Aeußerung nicht 
gelten laſſen wollen, ſo erinnere ich an eine 
Aeußerung des Herrn Bürgermeiſters Reek, der, 
wie ich gehört habe, eine viel draſtiſchere Bezeich⸗ 
nung für dieſe Art von Arbeitsloſen gebraucht hat, 
die die Arbeit ablehnen. Ich erwähne das im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Finanzlage. Die Regierung 
in Danzig wird nicht umhin können, die Erwerbs⸗ 
loſenfrage einmal zu regeln. Wenn es uns nicht 
gelungen iſt, damals das Geſetz zu verabſchieden, 
jo ſind wir nicht Schuld daran. Aber die Frage 
bleibt offen und wird einmal gelöſt werden 
müſſen. (Abg. Gaikowſki: Durch das Verſiche⸗ 
rungsgeſetz!) M. H. vom Zentrum! Wir waren 
uns hier einig, wir hatten ja das Geſetz vorgelegt. 
Es iſt von dem Völkerbund in dem berühmten Be⸗ 
richt des Herrn Janzen ausdrücklich erwähnt wor⸗ 
den, daß zu einer vollſtändigen Sanierung der Fi⸗ 
nanzen die Regelung der Erwerbsloſenfürſorge 
eine dringende Notwendigkeit iſt. Es haben ſich 
die Herren Finanzſachverſtändigen damals auch 
mit dem Herrn Senator für Soziales unterhalten 
und ihn gefragt, was er wohl glaube, was auf dem 
Gebiet der Erwerbsloſenfürſorge geſpart werden 
könne. In dem Bericht ſteht es geſchrieben, 5 
Millionen hat der Senator Dr. Wiercinſki gejagt. 
Unſer Entwurf geht nicht ſo weit. Er konnte nicht 
verabſchiedet werden und hat für Sie im Wahl⸗ 
kampf vielleicht gute Dienſte geleiſtet, das wird 
ſich aber für den Staat rächen. . 
Die zweite Urſache der Finanzkalamität iſt die 
unzureichende Regelung des Danziger Anteils an 
den Danzig⸗polniſchen Zolleinnahmen. Auch hier⸗ 


von ſagt der Herr Finanzſenator auffallenderweiſe 


kein Wort. Und doch ſind die Zolleinnahmen das 
Kernſtück unſerer Finanzen. Würden wir den 
Anteil an den Zöllen erhalten, der uns zuſteht, ſo 
hätten wir überhaupt keine Finanzkriſe gehabt 
und auch gegenwärtig keine Finanzkriſe. (Sehr 


richtig! rechts. — Wie berechnen Sie das? links.) 
Der Anteil aus den Zöllen betrug in den Jahren 


— 
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1924 und 1925, alſo vor dem Zuſammenbruch des 
polniſchen Zloty, im Jahre 28 Millionen. Das 
find nach Abzug der Koſten unſerer Zollverwal⸗ 
tung, die auf etwa 7—8 Millionen zu veranſchla⸗ 
gen ſind, wenigſtens 20 Millionen reine Einnah⸗ 
men im Jahr. Dieſe Einnahmen gingen in der 
Zeit des danach erfolgten Zuſammenbruchs der 
polniſchen Währung auf 8 Millionen Brutto zu⸗ 
rück. Daß diefer Ausfall von 20 Millionen kata⸗ 
ſtrophale Folgen für unſere Finanzen haben 
mußte, iſt doch jedem klar. Für den Staat Dan⸗ 
zig blieb nichts übrig. (Abg. Gehl: Daran haben 
wir doch keine Schuld!) Ich mache Ihnen keinen 
Vorwurf. (Abg. Gehl: Das ſind die wahren Ar⸗ 
ſachen, die Sie jetzt ſchildern!) Ich will überhaupt 
nicht polemiſch werden, ich will die Dinge ſo dar⸗ 
ſtellen, wie ſie ſind, damit auf der Grundlage die⸗ 
jer Darſtellung Entſchlüſſe gefaßt werden können. 
Es iſt nach unſerer Auffaſſung viel zu wenig in 
der Oeffentlichkeit bekannt, daß die Urſachen des 
finanziellen Zuſammenbruchs in den Jahren 1925 
und 1926 auf den Ausſall der Einnahmen aus den 
Zöllen zurückzuführen war. (Abg. Leu: Da ſpre⸗ 
chen Sie von der Mißwirtſchaft der Sozialdemo⸗ 
kratie?) Dieſer Ausfall iſt wieder die Folge des 
finanziellen und wirtſchaftlichen Zuſammenbruchs 
des polniſchen Staates, insbeſondere der polniſchen 
Währung und Des verzweifelten Ringens des pol⸗ 
niſchen Staates um die Rettung ſeiner Währung 
durch die Abdroſſelung ſeiner Einfuhr. Die pol⸗ 
niſche Preſſe und insbeſondere auch der hieſige 
däplomatiſche Vertreter Polens, ſowie ſelbſt pol⸗ 
niſche Miniſter ſtellten die Sache immer ſo dar, 
daß Danzig ſelbſt Schuld an ſeiner Finanzkata⸗ 
ſtrophe in den Jahren 1925 und 1926 war. Sie 
haben das Märchen vom überfütterten Beamten⸗ 
apparat aufgebracht und leider muß ich Ihnen 
auch einen Vorwurf machen (nach links), wenn ich 
mich auch in irgend welchen Vorwürfen ſehr zu⸗ 
rückhalte. Sie haben dieſe Vorwürfe aufgegrif⸗ 
fen. Wie in vielen Fällen ſind Sie auch hier auf 
die polnische Meuhode, die Schuld von ſich ab und 
auf Danzig zu wälzen, hineingefallen. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts. — Abg. Gehl: Das iſt uns gar nicht 
eingefallen!) Leider iſt auch ein großer Teil der 
Danziger Bevölkerung auf dieſe Lüge hinein⸗ 
gefallen. Es wird auch nicht genügend beachtet, 
daß Danzig den Abbau der in der Inflation auf⸗ 
geblähten Perſonalbeſtände mit großer Energie 
und gutem Erfolge betrieben hat. Die Zahlen des 
Abbaues, namentlich in der Zeit, in der die 
Deutſchnationalen, die Deutſchliberalen und das 


Zentrum in der Regierung waren, reden eine be⸗ 


redte Sprache. Auch die letzte Regierung hat, ob: 
wohl ſchon nahezu 30 Prozent der Beamten ab⸗ 
gebaut waren, immer noch einen Abbau vorge⸗ 
nommen. Danzig iſt alſo in ſeinen Anſtrengun⸗ 
gen, den durch die Inflation aufgeblähten Beam⸗ 
tenkörper zurückzuſchrauben, zu allen Zeiten vor⸗ 
wärtsgekommen. Es iſt dringend nötig, daß der 
Bevölkerung endlich die Augen geöffnet werden 
über die wahren Arſachen unjerer Finanzkriſe, da⸗ 
mit endlich die gegenſeitigen Selbſtanſchuldigun⸗ 
gen der Parteien aufhören und der wahre Schuldige 
als das, was er iſt, allen klar vor Augen geſtellt 
wird. (Zuſtimmung rechts.) Durch das Zollpro⸗ 
viſorium vom. 20. 9. 1926, durch das uns von Po⸗ 
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len der Minimalbetrag von 14 Millionen garan- 
tiert wurde, iſt ein Maximum von 20 Millionen 
feſtgeſetzt. Dadurch iſt das Problem der Zollein⸗ 
künfte Danzigs nicht endgültig gelöſt. Die garan⸗ 
tierte Mindeſteinnahme von 14 Millionen iſt ge⸗ 
genüber den Zolleinnahmen in den Jahren 1924 
und 1925 in Höhe von 8 Millionen völlig unzu⸗ 
reichend. Das Proviſorium läuft am 1. September 
1928 ab. Die Regierung ſagt uns nun kein Wort, 
ob ſie die Verhandlungen mit Polen ſchon über 
das Zollabkommen führt, wie die Verhandlungen 
laufen. And doch iſt das die wichtigſte Aufgabe 
der Regierung, (Sehr richtig! rechts) auf die em 
Gebiete für Danzig das ihm zuſtehende Recht zu 
erſtreiten und damit die endgültige Geſundung 
der Danziger Finanzen herbeizuführen. Danzig 
hat nach der Pariſer Konvention einen Anſpruch 
darauf, daß es den Betrag bekommt, welcher dem 
Verbrauch der eingeführten Waren entſpricht. 
Daß dieſer Verbrauch erheblich über dem Betrag 
ſteht, der uns durch das Warſchauer Abkommen 
zugeſtanden iſt, iſt ſtatiſtiſch nachgewieſen. Nun 
ſoll man nicht ſagen, daß der Herr Finanzſenator 
das nicht weiß. Er hat bei einer Quartalsbilanz, 
die zu hören heute ſehr intereſſant iſt, am 27. 
Auguſt 1924 erklärt, und zwar wörtlich: „Danzig 
leidet ſehr bezüglich ſeiner Zolleinnahmen und 
darunter, daß der Prozentſatz der an Polen abzu⸗ 
führenden Sätze viel zu hoch gegriffen iſt.“ In 
Warſchau iſt dem Senat öffentlich erklärt worden, 
daß Danzig von Polen jährlich 9 Millionen Zloty 
Zolleinnahmen bezieht. Das Gegenteil davon iſt 
der Fall. Polen erhält an Zolleinnahmen aus 
Danzig mindeſtens 30—35, aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach jedoch aber 40 Millionen Gulden. (Leb⸗ 
haftes hört, hört! rechts.) Dabei muß folgendes 
berückſichtigt werden: Wir verzollen in Danzig 30 
bis 40 Prozent aller Waren des ganzen Zollge⸗ 
bietes. Die Statiſtik weiſt ferner nach, daß von 
den Waren die nach Danzig kommen, faſt die 
Hälfte im Gebiet der Freien Stadt Danzie ver: 
bleiben. Selbſt wenn man alſo nur ein Drittel 
aller in das Zollgebiet eingeführten Waren in 
Danzig verzollte und nur 40 Prozent davon be⸗ 
hielte ſtänden uns 14 Prozent der Zolleinnahmen 
zu. In Wirklichkeit erhalten wir nur 7 Prozent. 
Es iſt (jo bemerkte damals der Finanzſenator), 
ein auf die Dauer unhaltbarer Zuſtand, daß ſich 
der polniſche Staatshaushalt auf Koſten Danzigs 
alimentiert. Dieſer Zuſtand ſtellt einen der größ⸗ 
ten Mängel unſeres Abkommens mit Polen dar, 
der ſich in unſerem Staat auf das unliebſamſte be⸗ 
merkbar macht. (Hört, hört!) Zu einer ſpäteren 
Zeit, im Jahre 1926, hat der Herr Finanzsenator 
ebenfalls darauf hingewieſen, daß eine Neurege⸗ 
lung des Zollverteilungsſchlüſſels dringend nötig 


X 


it. Er hat damals, es war kurz bevor die Sp: 


zialdemokraten in die Regierung eintraten. dar 


auf hingewieſen, daß, wenn dieſe Neuregelung 
wicht bald erfolge ſich für Danzig die Finanzlage 
kataſtrophal geſtalten würde. N 5 

M. D. u. H.! Der Herr Finanzſenator hat auch 


nichts über die Einkünfte aus den Zöllen geſagt, 


wie ſie gegenwärtig find, Ans iſt bekannt, daß die 
Einnahmen aus den Zöllen am Schluß des vori⸗ 
gen Jahres bereits, gerechnet nach dem Quartal, 
die Summe von 14 Millionen jährlich erreichen. 


01 


en 
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Berückſichtigt man, daß zu Beginn des Jahres die 
Einnahmen nur 8 Millionen betrugen, ſo ergibt 
ſich daraus, daß ſchon am Schluß des Jahres die 
Zolleinnahmen erheblich, und zwar nach meiner 
Rechnung um mehrere Milionen über dem Durch⸗ 
ſchnitt gelegen haben müſſen. Es iſt doch nicht an⸗ 
zunehmen, daß im nächſten Rechnungsjahr, für 
das Sie den Etat machen wollen, die Einnahmen 
zurückgehen werden; denn die Einnahmen haben 
Ah trotz des deutſch⸗polniſchen Zollkrieges erge⸗ 
ben. Wir können doch mit einem Weiterbeſtand 
des von Pilſudſki in Polen durchgeführten wirt⸗ 
ſchaftlichen und finanziellen Revirements rech⸗ 
nen. Wir können doch hoffen, daß die Geſundung 
oder der Fortſchritt zur Geſundung in Polen ſich 
auch auf Danzig auswirkt. Wir können alſo mit 
einer erheblich größeren Summe der Zolleinnah⸗ 
men im Jahre 1928 rechnen, wie im Jahre 1927. 
Da rüber it uns nichts gejagt worden. M. D. u. 
H.! Es iſt dringend nötig, daß dies beſonders bei 
den Verhandlungen, die mit Polen über den Zoll⸗ 
verteilungsſchlüſſel zu führen ſind, berückſichtigt 
wird. Es muß dabei darauf hingewirkt werden, 
daß die Minimalgrenze von 14 Millionen erheb⸗ 
lich heraufgeſetzt wird. Wir find doch ſchon jetzt in 
Gefahr, daß wir von der Minimalgrenze nichts 
haben, daß aber die Maximalgrenze von 20 Mil⸗ 
lionen uns ſchaden wird, namentlich wenn man 
berückſichtigt, daß durch die Valoriſierung der 
Zölle, welche für die Wirtſchaft eine verhängnis⸗ 
volle Maßnahme iſt, welche ſich aber für die 
Finanzen des Staates ſicher günſtig ausgeſtalten 
) wird, auf eine höhere Einnahme zu rechnen it. 
Allein die Zollvaloriſation gibt doch ſchon Anlaß, 
von Polen zu fordern, daß das Minimum, welches 
uns bei Zöllen zugebilligt iſt, die 30—70 Prozent 
unter dem jetzigen lagen, erhöht wird, und daß 
das Maximum beſeitigt wird. Wie aus den ver⸗ 
öffentlichten Quartalsüberſichten ſich ergibt, wer⸗ 
den auch die Einnahmen bei den Verbrauchs⸗ und 
Stempelabgaben gegenüber dem Voranſchlag ſtei⸗ 
gen. Sie können alſo, auch wenn Sie mit größter 
Vorſicht an die Aufſtellung des Voranſchlages her⸗ 
angehen, mit erheblichen Mehrerträgen an Zöllen 
gegenüber dem Vorjahre rechnen. 

Was den Etat der Stadtgemeinde anlangt, ſo 
fehlen 3 Millionen, die Sie durch Wiedereinführen 
der Umſatzſteuer decken wollen und dazu ein wei⸗ 
terer Betrag von 1—2 Millionen, den die Regie⸗ 
rung für nötig erachtet, um den notleidenden Ge⸗ 
meinden erhöhte Staatsbeihilfen zuweiſen zu kön⸗ 
nen. Es muß möglich fein, den ſtädt. Etat auch für 
das kommende Jahr in Ausgleich zu bringen wie 
er auch im vorigen Jahr ausgeglichen worden iſt. 
Den Etat zum Ausgleich zu bringen, iſt Pflicht der 
Regierung. Setzen Sie die Ausgaben rückſichtslos 
herab. Wir werden Ihnen dabei behilflich ſein. 
Geben Sie dem Finanzſengter das Recht und 
machen Sie es ihm zur Pflicht, gegen jede Aus⸗ 
gabe im ordentlichen und außerordentlichen Haus⸗ 
halte, für die keine Deckung vorhanden iſt, ent⸗ 
ſſcheidenden Einſpruch zu erheben. Der Ausgleich 
muß auch ohne die Umſatzſteuer durch Zuweiſung 
der nötigen Mittel aus den Staatsfinanzen und 
durch die Anwendung brutalſter Sparſamkeit auf 
allen Gebieten erfolgen. Wir wollen durch die 
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Verweigerung der an ſich untragbaren Umſatz⸗ 
ſteuer die Kommunen zur Sparſamkeit zwingen. 
Die im Jahre 1928 zu erwartende Beſſerung der 
Lage der Staatsfinanzen läßt auch eine Beſſerung 
der finanziellen Lage der Stadt erwarten. Wir 
haben als Oppoſitionspartei die Pflicht, darauf 
hinzuwirken, daß die im vorigen Jahre eingelei⸗ 
tete Maßnahme zur Ordnung der Staatsfinanzen 
fortgeſetzt und zum Abſchluß gebracht wird. Das 
iſt nach dem parlamentariſchen Syſtem die uns ob⸗ 
liegende Aufgabe, und darauf hinzuweiſen, wer⸗ 
den wir niemals unterlaſſen. Wenn Sie unſere 
Hilfe dabei brauchen, ſo ſollen Sie ſie haben; denn 
die Geſundung der Staatsfinanzen iſt die Grund⸗ 
lage für die Erhaltung unſerer Selbſtändigkeit 
und für die Erhaltung unſeres Staates. Die ſtädt. 
Finanzen kann man aber nicht abſchließend rich⸗ 
big beurteilen, wenn man nicht noch auf eine 
wunde Stelle hinweiſt. Das ſind die verhängnis⸗ 
vollen Folgen der Wohnungszwangswirtſchaft. 
Die Hauptſtütze der Gemeindefinanzen war bis 
zum Krieg immer die Grundſteuer. Ich weiß, 
welchen Anteil die Grundſteuer in allen Gemein⸗ 
den Preußens an den Geſamtfinanzen der Ge⸗ 
meinden hatte. Dieſer Zuſtand muß wieder her⸗ 
beigeführt werden. Herr Finanzſenator Dr. Volk⸗ 
mann hat in ſeinen Darlegungen darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Grundſteuer infolge der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft nur einen Bruchteil deſſen 
bringe, was ſie bringen könnte und bringen müßte. 
Hier ſieht man, daß Finanz⸗ und Wirtſchaftspoli⸗ 
tik eng miteinander zuſammenhängen. Durch die 
Feſſeln, welche der Wirtſchaft durch die Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft angelegt worden ſind, iſt 
auch den Gemeindefinanzen eine Feſſel angelegt. 
Die Rechtsregierung hat im vorigen Jahre einen 
großen weitausſchauenden Geſetzentwurf vorge⸗ 
legt, der nach einem beſtimmten Plan die Aufhe- 
bung der Zwangswirtſchaft vorſah, und dazu den 
Weg wies. Schon vom 1. April d. Is. ab, das 
ſollten ſich die betreffenden Kreiſe in Danzig mer⸗ 
ken, ſollte nach dieſem Geſetzentwurf eine weſent⸗ 
liche Erleichterung des Grundbeſitzes dadurch ein⸗ 
treten, daß ihnen ein Mehrbetrag von 20 Prozent 
der Miete zufließen ſollte. Daneben ſollte der nö⸗ 
tige Betrag für den Bau von Wohnungen aufge⸗ 
bracht werden. Dieſer Geſetzentwurf iſt zu Fall 
gebracht aus wahlagitatoriſchen Gründen, da die 
an ſich unſinnige, aber zur Verhetzung geeignete 
Wahlparole vom Mietswucher in die Maſſen ge⸗ 
worfen iſt. Mit der Beſſerung der Lage des 
Grundbeſitzes beſſert ſich auch automatiſch die Lage 
der Gemeindefinanzen. Die Sozialdemokratie hat 
ſich durch ihre Wahlagitation den Weg zur Beſei⸗ 
tigung der Zwangswirtſchaft erſchwert, wenn 
nicht verbaut. Aber, m. H. Sozialdemokraten, Sie 
werden nicht darum herum kommen, an die Auf⸗ 
hebung der Zwangswirtſchaft heranzugehen, wenn 
Sie die Wirtſchaft von einer lähmenden Feſſel be⸗ 
freien und ſie nicht dem Zuſammenbruch entgegen⸗ 
führen wollen, und wenn Sie den Gemeinden die 
Möglichkeit zur Geſundung ihrer Finanzen geben 
wollen. Die Wege. die Sie in der Wirtſchafts⸗ 
politik zu gehen ſich anſchicken, find nach unſerer 

Auffaſſung ebenſo verhängnisvoll für die Wirt⸗ 
ſchaft, wie für den Staat und ſeine Finanzen. 
(Sehr richtig! rechts.) Es iſt verkehrt, m. H. u. 


(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 

) Dyrunfere Finanzen fo grau in grau zu malen. 
Ein deutſcher Finanzminiſter hat einmal erklärt, 
ein Finanzminiſter muß bei der Darlegung der 
Finanzlage zwiſchen Optimismus und Peſſimis⸗ 
muß einen Eiertanz aufzuführen verſtehen. (Abg. 
Loops: Dann müſſen Sie Finanzminiſter wer⸗ 
den!) Es hat einmal ein deutſchnationaler Red⸗ 
ner, Herr Schede, Herrn Finanzminiſter Dr. Volk⸗ 
mann, als wir noch in der Regierung waren, den 
Vorwurf des Optimismus gemacht. Ich laſſe da⸗ 
hingeſtellt, ob mit Recht oder Anrecht. Aber jetzt 
müſſen wir dem Herrn Finanzſenator den Vor⸗ 
wurf des unberechtigten Peſſimismus machen. Ich 
gebe zu, daß die Führung der Danziger Staats⸗ 
finanzen ungemein ſchwierig iſt und ein außeror⸗ 
dentliches Geſchick, eine außerordentliche Kenntnis 
des Finanzweſens erfordert. Sie it deswegen ſo 
beſonders ſchwierig, weil unſere Finanzen nicht 
allein von unſerm eigenen Willen, ſondern von 
dem guten Willen des polniſchen Staates abhän⸗ 
gen. Damit keine falſchen Auffaſſungen in Dan⸗ 
zig und außerhalb Danzigs entſtehen, muß betont 
werden: Die Finanzen Danzigs ſind an ſich ge⸗ 
ſund. Das hat bereits der Herr Finanzſenator 
geſagt und iſt auch von den Herren des Finanz⸗ 
komitees des Völkerbundes ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen worden. Sehr erſchwert wird unſere Fi⸗ 
nanzlage durch den Mangel an Verſtändnis des 
Völkerbundes, unſeres hohen Protektors, (Sehr 
richtig! rechts) der es für richtig befunden hat, in 
einer Zeit, in der wir auf das ſchwerſte mit der 
Sanierung unſerer Finanzen zu kämpfen hatten, 
uns Auflagen zu machen, die als gerecht von kei⸗ 
nem Danziger empfunden wurden. (Sehr wahr! 
rechts.) Es wäre alſo zu wünſchen, daß uns auch 
von dieſer Seite etwas mehr und etwas größeres 
Verſtändnis entgegengebracht wird. Wenn Sie 
berückſichtigen wollen, wie die Finanzen ſind, ſo 
muß man ſich auch das vor Augen halten, daß in 
den Rechnungsabſchlüſſen der Vorjahre ſich jedes⸗ 
mal ein Ueberſchuß befunden hat. Im Jahre 
1923 ¼ö Million, 1924 2,3 Millionen, 1925 1 Mil⸗ 
lion. Im Unglücksjahr 1926, in dem wir nicht in 
der Regierung waren, beſtand ein Fehlbetrag, den 
ich ſchon erwähnt habe. Das letzte Jahr ſchließt 
wieder ohne Defizit ab. Wie ich hoffe, wird uns 
bei der endgültigen Finanzrede Auskunft gegeben 
werden. Ich vermute, daß dies Rechnungsjahr mit 
einem Ueberſchuß abſchließt. (Abg. Dr. Blavier: 
Im Jahre 1924 haben Sie 50 Millionen Gulden 
mehr verbraucht, als notwendig waren!) Von 
wem haben Sie ſich das Märchen aufbinden 
laſſen? Der Zuruf war weder überlegt noch witzig. 
Nun komme ich zum Schluß. Worauf iſt dieſe 
peſſimiſtiſche Färbung der Finanzlage in der Re⸗ 
gierungserklärung zurückzuführen? Es liegt in 
mehreren Momenten. Einmal will die Sozialde⸗ 
mokratie nicht zugeben, wie das aus ihrer Preſſe 
hervorgeht, daß ſie bei Uebernahme ihrer Regie⸗ 
rung geordnete Finanzen vorgefunden hat. Die 
Sozialdemokratie hat ein parteipolitiſches Inter⸗ 
eſſe daran, die Sache grau in grau zu malen, da⸗ 


mit ſie als der Retter des Staates erſcheint. Ich 


möchte nur wünſchen, daß die Rettung nicht wie⸗ 
der jo ausfieht, wie die Rettung der Regierung, 
die als Regierung der Rettung bezeichnet wurde. 
Sodann braucht man eine Begründung für die 
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Ablehnung aller von der Bevölkerung verlangten 
und von uns beantragten, durchaus beſcheiden be⸗ 
antragten Ermäßigungen der Belaſtungen, die die 
Wirtſchaft auf ſteuerlichem Gebiete braucht und 
insbeſondere eine Begründung für die Beibehal⸗ 
tung der Umſatzſteuer. Man wollte die Umſatz⸗ 
ſteuer damit plauſibel machen. Es wird Ihnen 
nicht gelingen, das der Bevölkerung und den be⸗ 
troffenen Kreiſen klar zu machen. Wir werden da⸗ 
für ſorgen, daß die Finanzlage ſo dargeſtellt wird, 
daß ſich ergibt, ob denn wirklich ein zwingender 


den war. Ich bringe ſie jetzt im Zuſammenhang 
mit der Aufhebung des Frachturkundenſtempels. 
(Zuruf rechts.) Alle Kreiſe der Wirtſchaft wün⸗ 
ſchen die Aufhebung. Wenn es ſich aber darum 
handelt, welche Steuer läſtiger iſt, wenn über⸗ 
haupt eine von beiden Steuern nötig iſt, ſo iſt dar⸗ 
auf hinzuweiſen, daß die Umſatzſteuer den Mittel⸗ 
ſtand und die kleinen Betriebe und kleinen Exi⸗ 
ſtenzen belaſtet, und daß der Frachturkundenſtem⸗ 
pel mehr den Großhandel und den Großbetrieb be⸗ 
laſtet. (Abg. Jewelowſki: Wie man jo etwas ja- 
gen kann!) Der Frachturkundenſtempel wird auf 
die Fracht gelegt. Ich weiß nicht, ob die kleinen 
Leute Fracht bezahlen. Aber wir verlangen auch 
die Aufhebung des Frachtſtempels. Sodann er⸗ 
folgt die graue Darſtellung aus Haß gegen das 
Berufsbeamtentum und um die hieraus fließen⸗ 
den verfaſſungswidrigen und geſetzwidrigen 
Schritte zu begründen und zu rechtfertigen. Wir 
warnen Sie vor allen dieſen Schritten. Der Be⸗ 
völkerung ſind jetzt ſchon die Augen darüber auf⸗ 
gegangen, welche verhängnisvollen Schritte durch 
die infolge der Wahlen herbeigeführten Wand⸗ 
lung der Innen⸗ und Außenpolitik entſtanden 
ſind. (Unruhe links.) Ja, meine Herren, Sie 
können das doch nicht beſtreiten! In den zwei 
Monaten, in denen Sie nun regieren, wird die 
Umſatzſteuer wieder eingeführt, der Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft werden weitere Feſſeln angelegt, 
die Rechte des Berufsbeamtentums werden an⸗ 
getaſtet, es ſollen der Wirtſchaft weitere Feſſeln 
angelegt werden. M. H., ich glaube, das iſt aller⸗ 
hand, da kann man ſagen, der Fachmann ſtaunt 
und der Laie wundert ſich. (Heiterkeit.) Sie ſe⸗ 
hen ja die Wirkungen. Ueberall im Lande erhebt 
ſich Widerſpruch. Sie erfahren den Widerſpruch 


aus allen Kreiſen der Wirtſchaft. Sie haben mit 


größten Widerſtänden der Beamtenſchaft zu 
kämpfen. Das ſind verhängnisvolle Folgen. Wie 
Sie unter dieſen Umftänden Ihre Maßnahmen 
glauben durchführen zu können, und wie Sie ſich 
das Vertrauen der Bevölkerung erwerben wollen, 
iſt mir völlig unverſtändlich. (Das laſſen Sie un⸗ 
ſere Sorge ſein! links.) In die Bevölkerung war 
durch die Maßnahmen der letzten Regierung wie⸗ 
der Vertrauen gekommen. Die Wirtſchaft hatte 
etwas Atem geſchöpft. (Abg. Gehl: Das haben 
wir bei den Wahlen geſehen!) Die Wahlen be⸗ 
ruhen auf einer Agitation, in der wir mit Ihnen 
nicht mitkönnen. (Heiterkeit links.) Wir verfol⸗ 
gen die Politik der Wahrheit, (Heiterkeit) und 
wir trauen unſern Wählern auch zu, daß wir 
ihnen die Wahrheit ſagen können. Wir ſagen 
ihnen die Wahrheit, ſelbſt wenn die Wahrheit zu 
(hören unangenehm iſt. Wir halten das für die 


Grund zur Einführung der Umſatzſteuer vorhan⸗ 


(D) 


(A) 


(B), 
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Aufgabe einer ihrer Pflicht bewußten Partei. 
Wir wiſſen auch, daß dieſe Politik auf die Dauer 
Erfolg hat. Mit Agitation allein mag man vor⸗ 
übergehende Erfolge haben, Sie werden aber die 
Folgen demnächſt an ſich erfahren. M. D. u. H., 
wir können Ihnen auf dieſem Wege in Ihrer Po⸗ 
litik nicht folgen. Wir ſehen klar, daß der Weg 
für Danzig und ſeine Wirtſchaft, auch für die Dan⸗ 
ziger Finanzen bergab führt, 
Ihre Politik mit allen zuläſſigen Mitteln be⸗ 
kämpfen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Loops. : E N 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Wenn man die ausführliche Rede von Herrn 
Dr. Ziehm hörte, kam einem immer wieder der 
Gedanke: „Zwei Seelen wohnen ach in ſeiner 
Bruſt.“ Dr. Ziehm hat ja auch am Schluß ſeiner 
Ausführungen ſchließlich den Grund für das Vor⸗ 
handenſein der Zweiſeelentheorie bei ihm ge⸗ 
geben. Er verſuchte einmal, die Rolle des objek⸗ 
tiven Staatsmannes zu ſpielen. Andererſeits iſt 
es anſcheinend für einen deutſchnationalen Red⸗ 
ner und gerade wohl auch nach dem kataſtropha⸗ 
len Ausgang der Volkstagswahlen notwendig, 
daß er auch immer wieder den Parteiagitator 
hervorkehren muß. So iſt ein Gemiſch in ſeiner 
Rede von objektiven wahren Bemerkungen und 
andererſeits von wahrheitswidrigen Verdrehun⸗ 
gen zuſtande gekommen. Ich möchte hier nicht 
ſtundenlang auf die Rede des Herrn Dr. Ziehm 
eingehen. Es iſt aber notwendig, daß einige der 
Tatſachen, mit denen er die jetzige Regierungs⸗ 
1 7 angriff, in das rechte Licht gerückt wer⸗ 
en. * 

Daß Herr Dr. Ziehm das nicht wahr machte, 
was er hier ausſprach, daß er nämlich objektive 
Ausführungen über die Gründe, die zu der jetzi⸗ 
gen finanziellen Schwierigkeit des Staates ge⸗ 
führt haben, machen wollte, ging ſchon aus ſeinen 
einleitenden Bemerkungen über die Finanzkriſe 
von 1925 und ihre Urſachen hervor. Was ſollte 
die Aufzählung der alten deutſchnationalen Agi- 
tationsmärchen? Herr Dr. Ziehm, Sie haben 
damit wieder zum Ausdruck gebracht, daß die Fi⸗ 
nanzkriſe von 1925/26 Schuld des damaligen Links⸗ 
ſenats geweſen ſei. Da ſprachen Sie als Partei⸗ 
agitator. Dann aber können Sie den objektiven 
Staatsmann oder ich will lieber ſagen Staatsrat, 
wieder nicht ganz verleugnen. Am Schluß Ihrer 
Ausführungen kamen Sie nämlich mit der Be⸗ 
hauptung, die Haupturſache an der damaligen 
Finanzkriſe läge daran, daß wir von Polen nicht 
genug Anteil an den Zolleinnahmen bekommen. 
Ich glaube, das iſt ein Widerſpruch in Ihren Aus⸗ 
führungen, welcher zeigt, wie wenig Sie Ihr 
eigenes Programm durchgeführt haben, nämlich 
nur objektiv und wahrheitsgetreu zu sprechen. 
Es iſt Ihnen doch bekannt, daß 1926 die Zollein⸗ 
nahmen nicht nur auf 8, ſondern auf 4,8 Milli⸗ 


onen zurückgegangen waren und daß dieſer Rück⸗ 


gang die Arſache für die Finanzkriſe von 1925/26 
geweſen iſt, und nicht, wie Sie wieder anzudeuten 
beliebten, und wie man das in deutſchnationalen 


Anterhaltungsabenden macht, daß die Mißwirt⸗ 


ſchaft des damaligen Linksſenats ſchuld war. An 


und wir werden 
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gehen, daß Sie unſern Staat ſo aufgebaut haben, 
daß von 76 Millionen Netto⸗Ausgaben 38 Milli⸗ 
onen für Beamtengehälter ausgegeben werden 
müſſen. Das iſt doch, glaube ich, eine Belaſtung 
des Staates, wie ſie wohl in einem andern Staat 
der Welt nicht zu finden ſein dürfte. (Widerſpruch 
des Abg. Dr. Ziehm.) Ich glaube nicht, daß es 
andere Staaten gebt, die jo deutſchnational 
regiert werden. (Abg. Dr. Ziehm: Das iſt ganz 
normal!) Schließlich kann uns Monaco oder ein 
Staat in Südamerika nicht als Vorbild dienen. 
Wie wenig Ihre weiteren Ausführungen, 
Herr Dr. Ziehm, auf Objektivität Anſpruch 
machen, geht weiter daraus hervor, daß uns 
empfohlen wird, für die Heilung unſerer Finanz⸗ 
not dadurch zu ſorgen, daß der Anteil an den pol⸗ 
niſchen Zolleinnahmen erhöht wird. Herr Dr. 
Ziehm, weshalb iſt das nicht früher geſchehen? 
Weshalb ſchieben Sie alle dieſe Aufgaben der 
Regierung zu, in der Sie augenblicklich nicht 
itzen? Am kraſſeſten kam das zum Ausdruck, als 
Sie ſagten, die jetzige Regierung ſolle verſuchen, 
darauf zu dringen, daß die Eiſenbahntarife in 
Danzig abgebaut werden. (Sie haben ja das 
Zollproviſorium abgeſchloſſen! rechts.) Als Herr 
Riepe hier oben ſtand, erklärte er das als ein 
Verdienſt des Rechtsſenats. Jetzt jagen Sie wie: 
der, weil die Einnahmen nicht hoch genug ſind, 
es ſei eine Tat des damaligen Linksſenats ge⸗ 
weſen. Sie können ſich nicht wundern, wenn Sie 
als Politiker nicht ernſt genommen werden, und 
daß die Danziger Bevölkerung ihrer Partei am 
13. November die Quittung verabreicht hat. 
Nun die Frage des Tabakmonopols. Man 
kann doch nicht eine ſo wichtige Frage damit 
abtun, daß man ſagt: „Das war eine Folge der 
von Ihnen herbeigeführten Finanzkataſtrophe.“ 
Nachher ſagen Sie ſelbſt, die Urſachen der Finanz⸗ 
kataſtrophe liegt in dem Rückgang aus den pol⸗ 
niſchen Zolleinnahmen. Es kommt nicht darauf 
an, was die Urſache des Tabakmonopols war, 
ſondern jetzt iſt für uns maßgebend, wie ſich das 
Tabakmonopol für die Danziger Finanzen aus⸗ 
wirkt. Das iſt das Entſcheidende, m. H. von den 
Deutſchnationalen. Das muß feſtgeſtellt werden, 
daß Sie das Tabakmonopol, wie es jetzt iſt, allein 
gemacht haben, nämlich in der Form, daß der 
Staat dabei am allerſchlechteſten fährt. (Sehr 
richtig! links.) Sie haben nicht ein Staatsmono⸗ 


— 


des Staates kam, ſondern Sie haben eine Reihe 


verſchiedene Kapitaliſten mit dem Hauptteil der 
Gewinneinnahmen beteiligt ſind, das dem Staat 
nur eine gewiſſe Summe, die verhältnismäßig 
klein iſt, abliefern muß und Sie haben außerdem 
dem Staat die Verpflichtung überlaſſen, auch noch 
die Entſchädigungen zu zahlen, während die jetzi⸗ 
gen Aktionäre für ſich die großen Gewinne ein⸗ 
ſtecken. Herr Abg. Dr. Ziehm, das Tabakmono⸗ 
pol mit all dieſen Schäden iſt Ihr Werk geweſen. 


gene Regierung ſchaffen wollte, die ein reines 


pol gemacht, wie wir es haben wollten, ein Mo⸗ 
nopol, von dem der ganze Gewinn in die Hände 


von größeren und kleineren Fabrikanten enteig⸗ 
net und dann ein Monopol geſchaffen, bei dem 


— 


Das war nicht ein Werk, wie es die vorangegan⸗ 


der einen Tatſache können Sie nicht vorüber⸗ (> 


D) 


CA 


«B 


— 


— 


(Loops, Abgeordneter) 


Stdatsmonopol geſchaffen hätte. Dann wären 


für den Staat viel reichlicher gefloſſen, als es bei 
dieſer Art von Monopol der Fall iſt. (Zuruf des 
Abg. Jewelowſti.) Sie hören von einem bürger⸗ 
lichen Vertreter auch noch einige Wahrheiten. 
Wenn nun geſagt wird, Sie ſtellten keine 
Agitationsanträge, wie faſſen Sie denn die Rede 
auf, die hier von Ihrem Parteifreund Bertling 
vor einiger Zeit gehalten wurde. Sie ſelbſt füh⸗ 
ren aus, daß Sie die ſchwierige Finanzlage des 
Staates wenigſtens zum Teil anerkennen. Dann 
kommt Ihr Parteifreund Bertling und begründet 
im Auftrage der Deutſchnationalen Partei einen 
Antrag, daß die Steuern ermäßigt werden ſollen. 
Als ihm dann die Frage vorgelegt wird, warum 
die Deutſchnationalen nicht die Steuerermäßi⸗ 
gung durchgeführt hätten, kommt ein fauler Witz, 
daß man der Sozialdemokratie den Vortritt laſſen 
wollte. Das iſt doch keine „ſtaatserhaltende 
Oppoſition“, wie Sie es immer auszudrücken be⸗ 
lieben. Das ſind Verlegenheitsmätzchen, mit 
denen Sie Ihre Zwieſpältigkeit glauben verber⸗ 
gen zu können. ö ind 15 

Eine Frage, die hier bereits angeſchnitten 
wurde, iſt das Beamtennotopfer. Wenn bekannt 
iſt, wie ſchwierig die Finanzlage des Staates iſt, 
ſo verſucht man auf beiden Seiten eines Etats 
Mittel anzuwenden, die dieſe Schwierigkeit be⸗ 


ſeitigen. Man verſucht alſo möglichſt die Ein⸗ 


nahmen zu erhöhen und die Ausgaben nach Mög⸗ 
lichkeit zu kürzen. Sie ſelbſt wehren ſich dagegen, 
daß die Einnahmen erhöht werden und ſagen, 
eine neue Belaſtung der Wirtſchaft dürfte nicht 
eintreten. Das wäre an und für ſich verſtändlich, 
wenn Sie nun den anderen Weg gingen und da: 
für eintreten würden, daß die Ausgaben eine Er⸗ 
mäßigung erfahren. Da wiſſen Sie allerdings 
nur das eine Heilmittel, daß die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung abgebaut werden ſoll. Aber für 
das erſte iſt die Arbeitsloſenunterſtützung nicht 
ſo entſcheidend für die Staatsfinanzen. Bei ihrem 
Abbau kommen Millionen⸗Summen nicht in 
Frage; es ſei denn, daß Sie die geſamte Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung abbauen wollen. Ich wei 
nicht, ob Sie das ſelbſt verantworten wollen. 
Wenn man nun einerſeits keine neuen Einnah⸗ 
men haben will, muß man notgedrungen den 
anderen Weg gehen, daß man die Ausgaben ver⸗ 
ringert. Da bleibt nichts übrig als den Weg zu 
beſchreiten, den die jetzige Regierung eingeſchla⸗ 
gen hat, das bisher gezahlte Notopfer in eine ge⸗ 
ſetzliche Form zu überführen. Was Sie in den 
letzten Tagen dagegen angeführt haben, ſteht mit 
den Tatſachen doch in völligem Widerſpruch. Tat⸗ 
ſache iſt nun einmal — das iſt auch heute ſelbſt 
vom Senatspräſidenten Dr. Sahm im Haupt⸗ 
ausſchuß ausgeführt worden — daß das Not: 
opfer urſprünglich dem Staat eine Erſparnis von 
2½ Millionen brachte. Im Laufe der Zeit iſt 
es faſt ganz abgebröckelt. Sie haben ſelbſt ge⸗ 
ſagt, daß ein Teil der Beamten es von Anfang 
an nicht gezahlt hat. Dann iſt hinzugekommen, 


daß in den letzten Monaten zum Beiſpiel die Be⸗ 
amten verſchiedener Kommunen ſchon längſt das 
Notopfer gekündigt haben und daß bei andern 
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f Behörden die Sache ſo gemacht wurde, daß man 
ſicher die Einnahmen aus dem Staatsmonopol 


den Beamten zwar das Notopfer abzog, ihnen 
aber aus irgend einem Fonds den Betrag zurück- 
gab. Eine Erſparnis trat alſo für den Staat in 
keiner Weiſe ein. Wenn das Notopfer in dieſer 


Form durchgeführt wird, können dadurch noch 


nicht die Finanzen gebeſſert werden. Das hat 


ſchließlich zu der Finanzkataſtrophe geführt, die 


letztens hier Herr Finanzſenator Dr. Volkmann 
näher dargelegt hat. Da kommen Sie nun und 
ſagen, die Sozialdemokratie habe ein Intereſſe 
daran, alles grau in grau zu malen. Man müßte 
dann annehmen, daß der Senator, der die Finanz⸗ 
rede hielt, zum ſozialdemokratiſchen Parteiagi⸗ 
tator geworden iſt. Selbſt wenn Herr Senator 
Dr. Volkmann Ihrer Partei nicht angehört, wer⸗ 
den Sie das doch nicht von ihm annehmen. Er 
hat im Gegenteil wörtlich erklärt, daß ſeine Aus⸗ 


führungen auf Zahlen und Tatſachen aufgebaut 


ſeien und daß er ſeine perſönliche Ueberzeugung 
vorbringe. Das müſſen Sie (nach rechts) ſelbſt 
gehört haben. Umſo weniger iſt Ihre Bemer⸗ 
kung angebracht, daß Dr. Volkmanns Finanzdar⸗ 
ſtellung aus ſozialdemokratiſchen Parteirückſichten 
erfolgt ſei. . i 

Wenn Herr Abg. Dr. Ziehm Herrn Finanz⸗ 
ſenator Dr. Volkmann zitierte, kann man es ver⸗ 
ſtehen. Das darf aber nicht ſo geſchehen, daß man 
nur einen Satz vorbringt und den wichtiger Nach⸗ 
ſatz fortläßt, Herr Dr. Volkmann hat ausgeführt, 
daß das Gleichgewicht im Haushaltsplan von 
1927 vorhanden war. Herr Dr. Ziehm zitierte 
dieſen Satz, um vor der Oeffentlichkeit zu erklä⸗ 
ren: „Als wir Deutſchnationale die Regierung in 
Händen hatten, war alles in beſter Ordnung.“ 
Der Herr Finanzſenator hat aber ſelbſt ausge⸗ 
führt, daß das 
von 1927 ein künſtliches, ein fiktives war, indem 
1,4 Millionen Gulden Beträge als Einnahme 
aus der Erwerbsloſenverſicherung eingeſtellt 
waren, die nicht eingekommen ſind. 
Abg. Dr. Ziehm.) Sie haben vergeſſen, zu be⸗ 
tonen, daß 1½ Millionen in Wirklichkeit im Etat 
fehlten, die Sie zwar im Anfang bei der Auf⸗ 


ß ſtellung des Etats einſetzten, die Sie aber ipäter. 


tatſächlich nicht einbefamen. Dieſes Minus kann 
natürlich nicht weiter geſchleppt werden. 
Fehlſumme mußte im nächſten Etatsjahr, nämlich 
in dem Etatsjahr, das die jetzige Regierungskoa⸗ 
lition zu verantworten hat, irgendwie aufgebracht 
werden. (Abg. Dr. Ziehm: Sie verwechſeln Vor⸗ 
anſchlag und Rechnung!) Das ſtimmt nicht. Selbſt 


Herr Senator Dr. Volkmann hat ausgeführt, daß 
es unmöglich war, dies Loch weiter auf den neuen 
Etat zu übernehmen. Ich habe hier eine Verfü⸗ 
gung des Senats, nicht des jetzigen Senats, ſon⸗ 
am 7. September 1927 
ſeiner 


dern die Verfügung iſt 


herausgekommen, wonach der Senat in 


Gleichgewicht im Haushaltsplan 


(Zuruf des. 


Die 


(O) 


Sitzung vom 6. September beſchloſſen hat, die 


Zuſammenſtellung aller Haushaltspläne ein⸗ 
gehend zu prüfen und zu erörtern. Das Ergebnis 
war ein höchſt bedenkliches. (Zuruf rechts.) Der 


nach den Anforderungen der Verwaltung noch 


ungedeckte Betrag beläuft ſich auf 17,5 Millionen 
Gulden. (Abg. Dr. Ziehm Das iſt in jedem 


Jahr ſo! Ich habe ja von den Anforderungen der 


(A 


— 
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(Loops, Abgeordneter) N | 
Reſſorts geſprochen!) Nun kommt weiter ein Fehl⸗ 
betrag, der über die Anforderungen der Reſſorts 
hinausgeht. Man könnte ſagen, Sie ſelbſt hätten 
dieſe Summe kürzen wollen. Es iſt in dem Rund⸗ 
ſchreiben ausgeführt: 5 5 
Hiebei iſt die Löſung direkter Fragen allgemei⸗ 
ner Art, wie Herſtellung des Finanzausgleichs zu⸗ 
gunſten der Gemeinden, beſondere Regelung uſw. 
noch nicht berückſichtigt 8 a 
Alſo Sie ſelbſt haben, als Sie die Regierung 
in Händen hatten, erkannt, in welch ſchwieriger 
Finanzkalamität ſich der Staat befindet. Sie 
haben das damals nur nicht mehr ausbaden 
müſſen, ſondern es dem jetzigen Senat überlaſſen, 
und Sie üben jetzt die bequeme Methode, ſich hier 
oben hinzuſtellen und der jetzigen Regierungs⸗ 

koalition Vorwürfe zu machen. 


M. D. u. H.! Ich möchte nicht in den Fehler 
verfallen, wie es Herr Dr. Ziehm getan hat, der 
die ſachlichen Erörterungen mehr zu einem politi⸗ 
ſchen Agitationsmittel gemacht hat. Ich möchte 
mich deshalb im weſentlichen darauf beſchränken, 
hier noch einige ſachliche Angaben über die tat⸗ 
ſächlichen Urſachen der jetzigen Finanzkriſe zu 
machen, Angaben, die durch keine deutſchnatio⸗ 
nalen Verdrehungen aus der Welt geſchafft wer⸗ 
den können. Da habe ich folgende Zuſammen⸗ 
ſtellung über die Gründe, die zu der jetzigen Fi⸗ 
nanzkalamität geführt haben. Es iſt geſagt wor⸗ 
den, warum der Etat von 1928 gegenüber dem von 
1927 eine Unterbilanz hat, was erhöhte Steuern 
notwendig macht und andererſeits erfordert, daß 
an den Ausgaben geſpart wird. Die Gründe lie⸗ 
gen nicht in irgend einer Mißwirtſchaft des jetzi⸗ 
gen Senats, man kann nicht einmal ſagen in 
neuen großen ſozialen Aufgaben. Dazu iſt leider 
die Zeit nicht angetan. Es muß eben auf allen 
Gebieten geſpart werden. Von den Deutſchnatio⸗ 


nalen werden allerdings Vorwürfe erhoben, daß 


große Verſchwendung durch die Errichtung der 
Abteilung Arbeit uſw. getrieben würde. Das find 
doch lächerliche Mätzchen. Die Errichtung der Ab⸗ 
teilung Arbeit koſtet den Staat nicht 100 000 
Gulden auch nicht 10 000. Die Beamten waren 
vorher da, die ſind bloß von einer Abteilung in 
die andere gekommen. Mit ſolchen Mätzchen 
gehen Sie in Ihre deutſchnationalen Kaffee⸗ 
kränzchen und ſagen dort: Deshalb haben wir die 
Unterbilanz, deshalb muß die Umſatzſteuer beibe⸗ 
halten werden, weil der Senat verſchwenderiſche 
Ausgaben für die Abteilung Arbeit macht. 

Die Urſachen für das Minus im Etat liegen 
in folgenden Tatſachen: Einmal in der Erhöhung 
des Zinſen⸗ und Tilgungsdienſtes für die An⸗ 


leihe, die im Etat für 1928 1 300 000 Gulden 


beträgt. Nun kommen die Deutſchnationalen und 
ſagen, ja, wir haben das vorausgeſehen. Sie 
mögen es vorausgeſehen haben, aber Sie haben 
doch nicht vorgeſorgt und dem jetzigen Senat die 
Arbeit abgenommen. Sie haben nicht geſagt, 
dieſe Summe kannſt du aus dem und dem Topf 
nehmen und damit bezahlen. Das haben Sie der 
jetzigen Regierung überlaſſen. Dabei handelt es 


ſich hier um eine ſehr weſentliche Summe. Dann 3 


it ein Mehrbedarf beim Etat für Soziales da, 


der 1 Million beträgt. Aber der kommt nicht 
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durch die Errichtung der Abteilung Arbeit, ſon⸗ 
dern hat ſeine Urſache in der Neuregelung der 
Renten für Kriegsbeſchädigte und Invaliden. 
Da wurde ſelbſt von deutſchnationaler Seite aus⸗ 
geführt, das wären rechtliche Verpflichtungen, die 
wir übernommen hätten, daran könne nicht ge⸗ 
ſpart werden. Dann erfordert der Finanzaus⸗ 
gleich der Gemeinden einen Mehrbedarf von 2 
Millionen. Das iſt ſchon eine Summe von 5 Mil⸗ 
lionen, die hier zuſtande kommt. 2 
Nun muß man auf der andern Seite beden⸗ 
ken, daß auch die Einnahmen zurückgegangen 
ſind. Es iſt ſchon geſagt worden, daß die Auf⸗ 
hebung der Verkehrsſteuern 2,2 Millionen Min⸗ 
dereinnahmen bringt. Nun wird geſagt, weshalb 
nicht die Amſatzſteuer in Fortfall kommt. Die 
Dinge liegen ſo, daß die Finanznot beſonders 
groß bei den Gemeinden iſt, und daß die Finanz⸗ 
not der Gemeinden in erſter Linie durch die Um⸗ 
ſatzſteuer gebeſſert werden kann und nicht durch 
die Verkehrsſteuer. Nun iſt ſchon vorhin darauf 
hingewieſen worden, daß die Deutſchnationalen 
ſelbſt die Aufhebung der Verkehrsſteuer ge⸗ 
wünſcht haben. Herr Karkutſch iſt einer der An⸗ 
tragſteller geweſen. Nun wurde allerdings von 
meinem Vorredner erklärt, daß dadurch nur die 
Großen entlaſtet werden. Das iſt ein ganz inter⸗ 
eſſantes Eingeſtändnis, daß Sie Anträge im In⸗ 
tereſſe der „Großen“ geſtellt haben. Ich will 
mich mit Ihnen darüber nicht auseinanderſetzen, 
das mögen Sie unter ſich abmachen. Jedenfalls 
zeigt ſich, daß in der Deutſchnationalen Partei 
einer gegen ſich ſelbſt ſpricht, daß Herr Dr. Ziehm 
in einem zweiten Satz ſeinen erſten widerlegt, 
und bei Herrn Karkutſch und Herrn Dr. Ziehm 
die verſchiedenſten Anſichten herrſchten. Die 
Aufhebung der Verkehrsſteuer war eine Notwen⸗ 
digkeit, weil ſich aus der Finanznot der Kommu⸗ 
nen ergibt, daß die Umſatzſteuer beibehalten wer⸗ 
den muß. Ich glaube, es ſollte von den Kreiſen, 
die ſich immer als Wirtſchaftler bezeichnen, be⸗ 
grüßt werden, daß wenigſtens die anderen 
Steuern, die Beförderungsiteuer, und die Fracht⸗ 
urkundenſtempelſteuer, beſeitigt ſind. Das iſt 
eine Entlaſtung der Wirtſchaft, die bei der 
Finanznot umſo höher veranſchlagt werden muß. 
Ein weiterer Verluſt iſt bei der Juſtizverwal⸗ 
tung, wo einige Hunderttauſend Gulden weniger 
in Einnahme geſtellt werden müſſen. Da iſt ein 
Rückgang an Koſten und Gebühren vorhanden. 
Wenn man deutſchnationale Finanzpolitik trei⸗ 
ben wollte, hätte man natürlich den alten Be⸗ 
trag mit hineinſetzen können. Man hätte dann 
dazu beigetragen, ſcheinbar einen Ausgleich im 
Etat herbeizuführen. In Wirklichkeit wäre dieſer 
Ausgleich nicht vorhanden geweſen. Am Schluß 
des Jahres hätte ſich gezeigt, daß einige Hundert⸗ 
tauſend Gulden nicht eingekommen find. Dieſe 
leichtfertige Politik hat der jetzige Senat nicht 
mitgemacht, und daraus iſt eben das große Man⸗ 
ko in den Staatsfinanzen zu erklären. Auch bei 
andern Steuern iſt noch mit einer minderen Ein⸗ 
nahme zu rechnen, bei den Verbrauchsſteuern 
B. auf einen Rückgang von etwa ½ Million. 
Das hängt insbeſondere mit dem Tabakmonopol 
zuſammen, weil da lange nicht die Einnahmen 
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gefloſſen find, die man vielleicht urſprünglich 
angenommen hat. Das hängt eben mit der Mono⸗ 
polwirtſchaft zuſammen, die ich vorhin ſchon 
kritiſiert habe. a 

M. D. u. H., das ſind die eigentlichen Ur⸗ 
ſachen, die zu unſern Finanzſchwierigkeiten ge⸗ 
führt haben. Die kann man nicht dadurch beſei⸗ 
tigen, daß man den Rat gibt, erhöht den Anteil 
an den polniſchen Zolleinahmen. Was der jetzige 
Senat dazu tun kann, wird er tun. Die von uns 
immer wieder geforderte Verſtändigungspolitik 
bietet doch wohl viel mehr eine Handhabe dafür, 
als die von Ihnen propagierte Politik von Haß, 
Gewalt uſw. Wenn wir hoffen können, daß viel⸗ 
leicht bei der Neuregelung des Abkommens über 
den Zollanteil Danzigs eine Beſſerung zu Gun⸗ 
ſten Danzigs eintritt, dann wird das nur ein 
Erfolg der von uns vertretenen Verſtändigungs⸗ 
politik ſein. Dieſe eine Quelle allein aber kann 
unſer Finanzelend nicht beſeitigen. Es iſt aus 
dieſem Grunde notwendig, die Wege zu gehen, die 
wir hier vorgeſchlagen haben und die Sie ſo wü⸗ 
tend bekämpfen. Das iſt einmal die Beibehaltung 
der Steuern, die ſicherlich auch für die breite 
Maſſe der Bevölkerung, das wollen wir hier ohne 
weiteres zugeben, ſehr unangenehm iſt. Das iſt 
ſelbſtverſtändlich. Der Heilungsweg, den Sie uns 
empfohlen haben, daß den Erwerbsloſen die Un⸗ 
terſtützungen gezogen werden, würde für die 
arbeitende Bevölkerung völlig unerträglich ſein. 
Aus dieſem Grunde kommen die Heilmethoden, 
die Sie uns hier vorgeſchlagen haben, nur zum 
Teil in Frage, ſoweit es ſich nämlich um den 
Zollanteil handelt. Ihre anderen Heilungswege 
find für die Bevölkerung überhaupt unannehm⸗ 
bar. Es bleibt eben nichts übrig, ſo unangenehm 
das im einzelnen auch ſein mag, als einige Steu⸗ 
ern beizubehalten. Aber andererſeits muß aus 
dieſem Grunde ebenſo darauf hingewirkt werden, 
daß der Teil der Bevölkerung, der eine geſicherte 
Exiſtenz hat, gegenüber der Maſſe von Arbeitern, 
von kleinen Gewerbetreibenden, die von der Hand 
in den Mund leben und häufig nicht wiſſen, ob 
ſie morgen noch ihre Arbeit oder Einnahmen aus 
ihrem Geſchäftchen haben, und der Teil, der ſich 
als Beamter in geſicherter Poſition befindet, 
auch dazu beiträgt, daß die Schwierigkeiten der 
Staatsfinanzen beſeitigt werden. Aus dieſem 
Grunde haben wir auch den Vorſchlag gemacht, 
das Notopfer in die geſetzliche Form überzufüh⸗ 
ren, wie er Ihnen ja auch morgen zugehen wird. 
Nur auf dieſem Wege iſt es möglich, die Beſſerung 
der Staatsfinanzen herbeizuführen und nicht 
durch die Methoden, die hier Herr Abg. Dr. 
Ziehm vorgeſchlagen hat und nicht mit den Ver⸗ 
dächtigungen, die hier vorgebracht wurden trotz 
all der ſchönen Redensarten vom Objeftivfein. 
In Wirklichkeit war das nicht der Fall. (Abg. 
Rahn: Waren 1920 denn 15, Millionen vorhan⸗ 
den?) Da möchte ich ſagen, daß wohl der beſte 
Gegenzeuge für dieſen deutſchnationalen Agita⸗ 
tionsſchwindel der Herr Prälat Sawatzki iſt, der 
erklärte, es wäre vorher weder ſolch ein Ueber⸗ 
ſchuß vorhanden geweſen, noch hätte der Links⸗ 
ſenat 15 Millionen verwirtſchaftet. Ich glaube, 
die Ausführungen des Herrn Prälaten Sawatzki 
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werden ſelbſt die deutſchnationalen Agitations⸗ 
redner nicht als Lüge und Schwindel hinſtellen. 
Herr Dr. Ziehm hat ganz andere Ausdrücke 
gebraucht, die ich zum Schluß gegenüber den Dar⸗ 
legungen widerholen möchte und die das waren, 
was er den andern vorwarf, nämlich tendenziöſe, 
unwahre Verdrehungen. Das waren trotz all der 
ſchönen ſalbungsvoll eingeſtreuten Redensarten 
in Wirklichkeit auch die deutſchnationalen Aus⸗ 
führungen. Damit iſt dem Staat nicht gedient. 
Damit können Sie vielleicht verſuchen, die ver⸗ 
lorene Schlacht vom 13. November zum Teil wett 
zu machen. Aber das wird Ihnen auch nicht ge⸗ 
lingen. Für Ihre Wahlniederlage war ja nicht 
nur die Arſache, daß etwa die ſozialdemokratiſche 
Agitation beſſer geklappt hat, ſondern die Urſache 
lag in ganz anderen Verhältniſſen, nämlich daß 
Ihre Politik Schiffbruch erlitten hat. Es iſt jetzt 
genau wie 1925 Aufgabe des jetzigen Senats, den 
Schaden, den Ihre Politik jahrelang zum Unheil 
Danzigs angerichtet hat, auszubeſſern, daß 
der Politik eine andere Richtung gegeben wird 
und daß ſo das Staatsſchiff und die Finanzen 
wieder flott werden, damit Danzig wieder vor⸗ 
wärts kommt. (Lebhaftes Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. - 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die letzten Sätze meines Vorredners laſſen klar 
und deutlich erkennen, daß dieſe in Grund und 
Boden gebrachte Wirtſchaft flott gemacht werden 
ſoll. Nur hat er zu jagen vergeſſen, auf weſſen 


(©) 


Knochen. Wir find voll und ganz davon über- (D) 


zeugt, daß die in Grund und Boden gewirtſchaftete 
Wirtſchaft auf Koſten der minderbemittelten Be⸗ 
völkerung wieder flott gemacht werden ſoll. Wir 
wollen nicht auf den Streit zwiſchen Deutſchnatio⸗ 
nalen und Sozialdemokraten eingehen, wollen aber 
feſtſtellen, daß tatſächlich die Wirtſchaft und die 
Finanzen durch die verfloſſene Regierung in die 
jetzige Kalamität hineingebracht worden ſind. Das 
ging auch aus der Regierungserklärung hervor, 
denn Herr Senator Dr. Volkmann ſagte in einem 
Abſatz ſeiner Rede, daß es ſeit längerer Zeit vor⸗ 
auszuſehen war, daß die Rechnungsjahre 1928 
und 1929 wieder kritiſch ſein würden. Alſo ſchon 
vor längerer Zeit hat der Senat erkannt, daß die 
Wirtſchaft am Boden liegt, daß die Staatskaſſen 
leer ſind. Da kam es den Herrſchaften ſehr gut 
gelegen, daß ſich wieder ein Retter in Form der 
Sozialdemokratie fand. Genau wie in der Kriſis 
1926 (Abg. Gehl: 19251) oder 1925, wo die So⸗ 
zialdemokraten eingeſprungen ſind, genau ſo ſte⸗ 
hen wir jetzt in einer Kriſis. Und wieder bieten 
Sie die Hand dazu, die Kriſis zu überwinden, um 


den kapitaliſtiſchen Staat flott zu machen. 1925 
haben Sie die Kriſe dadurch überwunden, daß Sie. 


gewillt waren, der Arbeiterſchaft Laſten aufzule⸗ 
gen und Sie hätten das durchgeführt. (Abg. Gehl: 
Das ſtimmt nicht!) Sie haben damals den Ab⸗ 
bau der Beamtengehälter propagiert, und auch 
durchführen wollen. Sie haben damals auch 
1 Prozent des Lohnes für die Anterſtützung der 


Erwerbslosen einziehen wollen. Sie wollten da⸗ 


mals die Einkommenſteuer erhöhen, beſonders 
den Lohnabzug. (Abg. Gehl: Stimmt nicht!) 
Herr Vizepräſident Gehl, was die deutſchnationale 
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Regierung nach Ihnen durchgeführt hat, war Ihr 
Programm. (Abg. Plenikowſki: Sehr richtia]) 
Sie wollten es auf geſetzlichem Wege durch einen 
Beſchluß des Volkstages herbeiführen. Die 
Deutſchnationalen haben es mit Hilfe des Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes getan. Heute ſtehen wir wieder 
vor derzelben Kriſe und Sie ſollen wieder den 
Karren herausſchleppen. Wir wünſchen Ihnen 
dazu viel Glück. (Abg. Gehl: Danke ſchön!) Wir 
wenden uns aber ganz entſchieden dagegen, daß 
Ste den Karren wieder lediglich auf Koſten der 


Herr Senatsvizepräſident, wenn Sie die Umſatz⸗ 
teuer beibehalten wollen? Wer bringt ſie auf? 
Ich habe hier ſchon in dieſem Rahmen Ausfüh⸗ 
rungen gemacht und nachgewieſen, daß die Fa⸗ 
milien, die die größte Kinderzahl haben, den größ⸗ 
len Anteil an der Umſatzſteuer aufbringen. Die 
Leute, die 1 oder 2 Kinder beſitzen, und über die 
erforderlichen Mittel verfügen, ins Ausland zu 
fahren, tätigen ihre Einkäufe im Ausland. Sie 
umgehen die Steuer, die ihnen vom Danziger 
Staat abgenommen werden ſoll. Aber die Ar⸗ 
beiterkreiſe, die an den Staat gebunden ſind, die 
ihre Einkäufe in Danzig tätigen müſſen, müſſen 
dee Amſatzſteuer aufbringen helfen. Das ſind die 
Kreiſe der Minderbemittelten. Es iſt bezeichnend, 
und da hat Herr Abg. Dr. Ziehm Recht, daß ſich 
alle Parteien ſeinerzeit für die Aufhebung der 
Umſatzſteuer eingeſetzt haben. Ich ſpreche Herrn 
Abg. Dr. Ziehm nicht das Recht zu, jetzt die Bel: 
behaltung dieſer Steuer kritiſieren zu wollen. Sie 
wäre ſchon lange begraben und hätte längſt begra⸗ 
ben ſein müſſen, als die deutſchnationale Regie⸗ 
rung noch am Ruder war. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Aber da wurden auch die Mittel 
für den kapitaliſtiſchen Staat gebraucht, und man 
ging rückſichtslos über die Anträge, die die Auf: 
hebung der Umſatzſteuer haben wollten, hinweg. 
Schon damals, Herr Senatsvizepräſident Gehl, 
haben die Deutſchnationalen gewußt, daß ſie das 


nicht mehr ſchaffen können und haben beſchloſſen, 


erſt am 1. April die Umſatzſteuer aufzuheben. Den 
Willen haben ſie natürlich nicht gehabt. Ich 
glaube beſtimmt, wenn ſie heute noch in der Re⸗ 
gierung wären, würden ſie genau mit demſelben 
Geſetz kommen, wie es vor acht Tagen hier einge⸗ 
bracht wurde. . i 

Sie ſagen weiter in Ihrem Programm, daß 
der Abbau der S De: durchgeführt 
werden muß. M. D. u. H.] Wir haben immer er⸗ 
klärt, daß die Gehälter der oberen Beamten ganz 
gehörig beſchnitten werden können. Aber es iſt 
nicht angebracht, auch nur einen Pfennig von den 
Gehältern der unteren Beamten abzubauen. 
(Abg. Gehl: Soll auch nicht geſchehen!) Ich ver⸗ 
ſtehe es nicht, Herr Gehl. Sie Sagen, es ſoll nicht 
geſchehen. Das iſt doch eine Vorlage, nach der den 
unteren Beamten auch ein gewiſſer Prozentſatz ab⸗ 
gezogen werden ſoll. Heute im Hauptausſchuß hat 
Herr Staatsrat Scheunemann erklärt, daß von 
dem Beſitzſtand bis zu Gruppe VI 3 Prozent ab⸗ 
gezogen werden, von Gruppe VI bis IX 5 Prozent, 
und von den oberen Gruppen 8 Prozent. Aber ab⸗ 
geſehen davon, geht doch aus Ihrer jetzigen Vor⸗ 
lage hervor, daß Sie den geſetzlichen Abbau der 
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Beamtengehälter analog des Notapfers her 

führen wollen. Das bringt mit ſich, daß die Löhne 
der Arbeiter auch abgebaut werden, daß die Un⸗ 
ternehmer mit aller Macht dahin ſtreben werden, 
die Löhne abzubauen. Sie, m. H. von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, geben ihnen die beſte Ge⸗ 
legenheit mit Ihrer Schlichtungsordnung, mit 
dem Arbeitsrechtsgeſetz, mit all den Verordnungen 
und Geſetzen, die Sie gewillt ſind einzubringen. 
In Deutſchland haben die Arbeiter die Erfahrung 
gemacht, daß 19 das Schlichtungsweſen und die 
Schlichtungsordnung nicht zu Gunſten der Arbei⸗ 
ter, ſondern zu Gunſten der Unternehmer ausge⸗ 
wirkt haben. Die Schlichtungsordnung hilft mit 


die Löhne abzubauen. Wollen Sie beſtreiten, daß 


die Unternehmer, wenn das Gehalt der unteren 
Beamten abgebaut wird, nicht auch davon Ge⸗ 
brauch machen und den Lohn der Arbeiter ab⸗ 
bauen werden? Als im Jahre 1925 die Frage 
des Abbaues der Gehälter der unteren Beamten 
akut war, da hatte Ihr Fraktionskollege Spill 
Verhandlungen im Holzgewerbe. Was wurde ihm 
von den Unternehmern da geſagt? „Herr Spill, 
was wollen Sie? Ihre Partei tritt im Volkstag 
für den Abbau der Gehälter ein, und hier ſtellen 
Sie Lohnforderungen. Das können wir abſolut 
nicht mitmachen. Wir denken ſtark daran, den 
Lohn abzubauen.“ (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
nilten,) Wenn der Baugewerksbund heute durch⸗ 
blicken läßt, daß 10 Pfennig Lohnerhöhung das 
wenigſte ſind, was gefordert wird, ſo ſage ich 
Ihnen, Sie werden mit 2 Pfennigen oder mit gar 
nichts nach Hauſe gehen. (Abg. Gehl: Das iſt un⸗ 
klug, daß Sie das jagen!) Mit weſſen Hilfe wird 
das geſchehen? Mit Hilfe der Geſetze, die Sie 
jetzt einführen. Wir nehmen an, und zwar mit 
Recht, daß die Unternehmer nicht ſo dumm ſind, 
wie der Gewerkſchaftsbund ſie einſchätzt. Glauben 
Sie nicht, Herr Gehl, daß ich den Unternehmern 
durch meine Ausführungen eine Handhabe gebe. 
So ſchlau ſind die Unternehmer auch ohne meine 
Rede. Was iſt die Lohnſummenſteuer? Sie iſt 
ein Geſchenk an die Unternehmer. Glauben Sie 
nicht, daß durch den Abbau dieſer Steuer und auch 
anderer Steuern die Produkte billiger werden. 
Bis jetzt hat ſich noch immer gezeigt, daß jeder 
Steuerabbau, der nach Meinung der Parteien der 
Wirtſchaft zugute kommt, lediglich in die Taſchen 


der Anternehmer fließt. (Sehr richtig! bei den 


Kommuniſten.) Wenn hier davon geſprochen wird, 
daß dieſe oder jene Steuer, die abgebaut wird, 
der Wirtſchaft zugute kommt, dann iſt man der 
Meinung, daß ſich die Waren verbilligen ſollen. 
Aber nichts davon tritt ein. Die Statiſtik weiſt 
nach, daß trotz Abbaues der einzelnen Steuern die 
Preiſe nicht billiger, ſondern teurer werden. So 
wird es auch bei der Umſatzſteuer ſein. Wenn man 
dieſe abbaut, ſo iſt es notwendig, daß Zwangs⸗ 
maßnahmen ergriffen werden, um die Preiſe feſt⸗ 
zuſetzen. Sie haben, m. D. u. H., in der jetzigen 
Koalition mit Ihren Richtpreiſen doch ſchon ein 
großes Fiasko erlitten. Gehen Sie auf den Markt, 
ſehen Sie, ob ſich jemand nach den Richtpreiſen 
richtet. Mir iſt folgendes erzählt worden: Auf 
dem Wochenmarkt liegt eine Kalbskeule, die mit 
65 Pfennig pro Pfund ausgezeichnet iſt. Nun 


kommt eine Frau und ſagt: „Schneiden Sie mir 
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ein Stück von 2 Pfund von der Keule ab.“ Da rauf 
wird geantwortet: „Wenn ich abſchneiden ſoll, 
koſtet das Pfund 90 Pfennig.“ Das ſind die Richt⸗ 
preiſe, die Sie herausgegeben und womit Sie bei 
der Bevölkerung Eindruck ſchinden wollen, weiter 
nichts. Tatſächlich iſt es ſo, daß ſich niemand an 
dieſe Richtpreiſe hält, daß niemand den Kopf da⸗ 
nach aufhebt. M. D. u. H.! Es ſoll weiter an den 
Ausgaben geſpart werden. Ich habe ſchon die Be⸗ 
amtengehälter erwähnt. Es iſt aber ein offenes 
Geheimnis, daß Sie ſich auch mit allen Mitteln 
für den Abbau der Erwerbsloſenunterſtützung ein⸗ 
teen. Die 1,4 Millionen, die im vorigen Etat 
als nichteingebracht galten, weil die Abänderung 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes nicht verabſchie⸗ 
det wurde, ſollen jetzt durch den Abbau der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung eingebracht werden. Sie 
finden auf dieſem Gebiet keine andern Wege, Sie 
glauben es bei dieſem einen Weg belaſſen zu 
müſſen. Die Erwerbsloſenverſicherung bringt ja 
unmittelbar einen Abbau der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Daran zweifeln heute ſelbſt ſozialdemokratiſche 
Arbeiter nicht mehr. Es wird noch mehr wie bis⸗ 
her die Aufgabe der Arbeiter ſein, ſich gegen die 
Einführung der Erwerbsloſenverſicherung zu weh⸗ 
ren. Auf der anderen Seite finden wir, daß mit 
Staatsgeldern direkt herumgeworfen wird. Auch 
im Hauptausſchuß iſt über das Monopol viel ge⸗ 
ſprochen worden. Da hat man feſtſtellen müſſen, daß 
Entſchädigungsſummen von einer Viertelmillion 
und ähnlich hohen Beträge an Leute gegeben wer⸗ 
den, die noch arbeitsfähig find, an Leute, die noch 
in Beruf und Arbeit ſtehen. (Abg. Liſchnewfki: 
Das nennt man Sozialiſierung!) Die Tabakar⸗ 
beiter, die tatſächlich erledigt find, findet man mit 
einer Handbewegung ab. Für die hat man nur 
150, und wenn es hoch kommt, 300 Gulden übrig. 
Daß die Gelder verſchleudert werden, iſt auf die 
Mißwirtſchaft der Deutſchnationalen und die In⸗ 


tereſſenpolitik gegenüber ihrer Klaſſe zurückzufüh⸗ 


ven. Ebenſo iſt es mit der Anleihe. Auch die An⸗ 
leihe wurde zu einem Zinsfuß und zu Bedinaun⸗ 
gen aufgenommen, die abſolut nicht notwendig 
waren. Wie ſtellt ſich die jetzige Koalition, wie 
ſtellen ſich die Sozialdemokraten dazu? Als die 
Frage der Anleihe akut war, waren Sie es doch 
damals, die mit allen Mitteln das Gebaren des 
Finanzſenators bekämpften. Sie haben nachge⸗ 


wieſen, daß die Anleihe beſſer und billiger zu ha⸗ 


ben war. Damals haben auch wir geſagt, daß 
dieſe Laſten von der ſchaffenden Bevölkerung 
allein getragen werden, und daß die beſitzende 
Klaſſe gar nicht daran denkt, die Mittel aufzu⸗ 
bringen, um die Anleihe zu amortiſieren und die 
Zinſen zu decken. Sie aber hat den größten Nut⸗ 
gen davon. Schließlich iſt durch dieſe Anleihe doch 
nur das abgedeckt worden, wofür Danzig eigentlich 
nicht verantwortlich gemacht werden kann. (Sehr 


richtig!) Hat Danzig die engliſche Beſatzung her⸗ 


geholt, hat Danzig verlangt, daß der Muni⸗ 
tionshafen ihm auf die Naſe geſetzt wird? Das 


hat der Völkerbund beſtimmt und dem Danziger 
Staat die Koſten auferlegt. Sie, m. H., ſind damit 


einverſtanden geweſen, ob Sozialdemokraten oder 


Deutſchnationale. Sie haben ſich ja alle mit Haut 
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ragen, für dieſe Zwecke, für den verlorenen Krieg, 
für die rigoroſe Politik des Völkerbundes und die⸗ 
ſer Völkerknechte darf der Freiſtaat kein Geld 
übrig haben. Genau ſo ſteht es mit der Luder⸗ 
wirtſchaft in der Stadt Danzig. Auch hier ſtellt 
ſich heraus, daß allein die deutſchnationale Regie⸗ 
rung den Karren ſo tief in den Dreck gefahren hat, 
daß bald kein Menſch mehr in der Lage iſt, ihn 
wieder flott zu machen. Auf Geheiß des Völker⸗ 
bundes hat man die Allee mit wunderbarem 
Aſphalt belegt, und die ſchaffende Bevölkerung 
muß das Geld dafür aufbringen. Daß es allein 
von der ſchaffenden Bevölkerung aufgebracht wer⸗ 
den ſoll, geht aus dem Programm der jetzigen 
Koalition zur Genüge hervor. Wir müſſen aber 
auch weiter feſtſtellen, daß es die deutſchnationale 
Regierung nicht gewagt hätte, das vorzulegen, 
was die jetzige Koalition der ſchaffenden Bevölke⸗ 
kerung zumutet. M. H. von der Sozialdemokra⸗ 
tie, die Deutſchnationalen ſind ſchlau genug, zu 
wiſſen, daß ſie ohne die Arbeiterſchaft dieſe Ge⸗ 
ſetze, die Sie jetzt einbringen, nicht einbringen 
könnten. Deshalb ſchiebt man die angeblichen 
Führer der Arbeiterſchaft vor, um die Arbeiter: 
ſchaft niederzuhalten und ſo das Staatsſchiff wie⸗ 
der ins richtige Fahrwaſſer bringen zu können. 
Sie geben ſich dazu her, Sie ſind ja gewillt, das 
kapitaliſtiſche Staatsſchiff wieder auf Koſten der 
Arbeiterſchaft flott zu machen. Wenn Sie die 
Finger davon gelaſſen hätten, wenn Sie nicht in 
die Regierung hineingegangen wären, wenn Sie 
außerhalb des Parlaments den Kampf gegen die 
Maßnahmen der deutſchnationalen Regierung 
aufgenommen hätten, dann würde es die 
deutſchnationale Regierung nicht wagen, die 
Laſten allein und ausſchließlich der ſchaffenden 
Bevölkerung aufzuerlegen. (Sehr richtig!) Dann 
würden Sie entweder den Bürgerkrieg heraufbe⸗ 
ſchwören oder mit dazu beitragen, daß dieſer ka⸗ 
pitaliſtiſche Staat wieder flott gemacht wird. Jetzt 
aber haben die Deutſchnationalen die Verantwor⸗ 
tung von ſich abgeſchoben, die Sozialdemokraten 
haben ſie übernommen. Nun wiſſen die Deutſch⸗ 


nationalen, daß das Staatsſchiff genau ſo gut 


oder noch beſſer von den Sozialdemokraten gelenkt 
wird, als es von ihnen gelenkt würde. Das iſt das 
Bedauerliche, das iſt das, was wir bekämpfen und 
der Arbeiterſchaft ſagen werden und immer ſagen 
werden, wie Sie die Arbeiterſchaft verraten. 
Wenn wir heute beiſpielsweiſe feſtſtellen, daß von 
der Führerclique der Freien Gewerkſchaften jeder 
Klaſſenkampf gemieden wird ſo gemieden wird, 
wie der Teufel das Weihwaſſer meidet, dann m. 
H. von der Sazialdemokratie, trifft das tatſächlich 
u. Als ich heute mittag nach Hauſe kam, lag ein 

rief für meine Frau da. Darin bemühte ſich der 
Zentralverband der Angeſtellten, um die Fami⸗ 
lienmitglieder des Verbandes zu einem Familien⸗ 
nachmittag einzuladen. Dort werden ſchöne Vor⸗ 
träge gehalten und unter anderm gibt es auch 
Kaffee und Kuchen. (Abg. Dr. Moczynſki: Und 
Schlagſabne!) Vielleicht auch noch Schlagsahne. 
Nennen Sie das Klaſſenkampf, Herr Leu? Glau⸗ 
ben Sie, daß Sie damit die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten wahrnehmen können? 


(Abg. Leu: Sollen wir gegen die eigenen Frauen 


und Haaren dem Völkerbund verſchrieben. Wir den Klaſſenkampf führen? Blödſinn!) Wir ſollen 
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als Arbeiter alles mögliche daran ſetzen, um den 
kapitaliſtiſchen Staat und ſeine Machtorgane zu 
zerſchlagen. Das muß durchgeführt werden. Aber 
mit Kaffee und Kuchen und mit ſchönen Vorträgen 
von Herrn Blumhoff werden Sie es abjolut nicht 
ſchaffen. Sie haben doch auf der Einladung noch 
vermerkt, daß Herr I 
Stadttheater Vorträge hält. Daß in dieſen Vor⸗ 
trägen Klaſſenkampf enthalten iſt und geſagt 
wird, wie ſich Arbeiter und Angeſtellte zum Klaſ⸗ 
ſenkampf zujammenzufinden haben, bezweifle ich 
ſtark. Davon wird in dieſen Vorträgen nichts zu 
merken ſein. Ich ſage alſo, daß in erſter Linie die 
Arbeiterſchaft gegen dieſe Maßnahmen geſchützt 
werden muß, und zwar mit allen Mitteln. Wir 
jagen, die Leute, die den Karren in den Dreck ge⸗ 
ſchoben haben, müſſen ihn wieder herausholen. 
Sie müſſen beweiſen, daß ſie es fertig bekommen 
und dürfen dazu nicht die Arbeiter als Vorſpann 
benutzen. Wir werden es nicht zulaſſen, daß der 
Staatskarren auf Koſten der Arbeiter wieder flott 
gemacht wird. f 

M. D. u. H.! Wenn Sie ſich durch Herrn Dr. 
Volkmann an uns wenden und uns zur Mitarbeit 
auffordern, dann werden wir Ihnen ſagen, ja⸗ 
wohl, wir werden mitarbeiten, aber nur dann, 
wenn in erſter Linie die Intereſſen der Arbeiter, 
die Intereſſen der Minderbemittelten wahrge⸗ 
nommen werden. Wir werden jede Steuererhö⸗ 
hung ablehnen, die Weiterbeibehaltung der Am⸗ 
ſatzſteuer und auch die Verlängerung des Wohn⸗ 
ungswirtſchaftsgeſetzes. Alle dieſe Maßnahmen 
ſind nicht dazu angetan, die Lage der ſchaffenden 
Bevölkerung zu erleichtern, ſondern zu verſchlech⸗ 
tern. Wir werden in dem Sinne mitarbeiten, daß 
wir für den Abbau der Steuern eintreten, die die 
Arbeiterſchaft bedrücken. Wir werden vor allem 
verlangen, daß der 10prozentige Lohnabzug au 
verſchwinden hat. Wir werden den Kampf dafür 
führen, daß die Beſchlagnahme der Wohnungen 
durchgeführt wird. Nicht auf Koſten der Arbeiter: 
ſchaft, nicht auf Koſten der Minderbemittelten 
kann der Wohnungsbau durchgeführt werden, ſon⸗ 
dern in erſter Linie ſind die Kreiſe heranzuziehen, 
die die Mittel dafür aufbringen können. M. D. u. 
H.! Wenn es Ihr Wille iſt, dann hätten Sie ſchon 
lange dem Geſetz eine andere Wendung geben 
müſſen. Es ſteht doch feſt, daß die Villenbeſitzer 
heute keinen Pfennig zum Wohnungsbau abfüh⸗ 
ren. Ja, es ſteht feſt, daß auf dem Lande die Be⸗ 
ſitzer ihre Wohnungen derart niedrig eingeſchätzt 
haben, um nur einen oder zwei Gulden Woh⸗ 
nungsbauabgabe abzuführen, trotzdem die Woh⸗ 
nungen mit 60 oder mit 100 Gulden eingeſchätzt 
werden müſſen. Sie laſſen das aber weiter be⸗ 
ſtehen, Sie wollen, daß auf dieſem Gebiet weiter 
gewurſtelt wird. Sie ſind schließlich auch ni cht aus 
dem Grunde in die Regierung gegangen, um der 
ſchaffenden Bevölkerung irgend eine Erleichterung 
zu bringen, ſondern Sie find allein in die Regie⸗ 
rung gegangen, um die Wirtſchaft flott zu machen. 
Wenn Sie hier jagen, unter Wirtſchaft verſtehen 
Sie auch Arbeiter und Angeſtellte, dann ſage ich 
Ihnen, m. H. von der Sozialdemokratie, das kön⸗ 
nen Sie Ihren alten Tanten erzählen. Wir glau⸗ 
ben Ihnen das nicht mehr. Genau jo wie die 
Deutſchnationalen ſehen auch Sie in der Wirt⸗ 


Blumhoff vom Danziger 


meiden, laſſen Sie es bei 
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ſchaft nur die beſitzenden Kreiſe, die Leute, die 
heute im Beſitz der Produktionsmittel, der Maſchi⸗ 
nen uſw. ſind. Das iſt für Sie genau wie für die 
Deutſchnationalen die Wirtſchaft, und die muß 
flott gemacht werden. Die Mittel dazu müſſen 
die Arbeiter aufbringen. Herr Loops hat hier. ja 
erklärt, daß die Verkehrsſteuer eine Entlaſtung 
der Beſitzenden darſtellt. Wenn ſie trotzdem auf⸗ 
gehoben wird, ſo iſt das ein Beweis dafür, daß 


eben nur die beſitzenden Kreiſe entlaſtet werden 
ſollen, daß die heutige Regierung nur in ihrem 
Intereſſe arbeitet. (Abg. Rahn: Das iſt ja dum⸗ 
mes Zeug, daß die Verkehrsſteuer eine Steuer für 
die Beſitzenden iſt, das iſt eine Steuer, die den 
Verkehr und die Wirtſchaft belaſtet!) Sie fließt 
lediglich in die Taſchen der Beſitzenden. 

Nun will ich zu Herrn Dr. Ziehm kommen. 
Seine Ausführungen haben mir die Erkenntnis 
gegeben, daß die Oppoſition der Deutſchnationalen 
abſolut keine Opposition iſt. Weshalb nicht? 
Weil auch Sie ein großes Intereſſe an der jetzigen 
Regierung haben. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Sie werden Ihre Hand nicht dazu bie⸗ 
ten, die Regierung zu ſtürzen, Sie werden mit ihr 
durch dick und dünn gehen. Wenn Sie wieder in 
die Regierung kommen und die Sozialdemokraten 
außerhalb der Regierung ſtehen, dann könnte der 
Moment eintreten, daß Sie von der Arbeiterſchaft 
das Leder gegerbt bekommen. Um das zu ver⸗ 
le | den jetzigen Verhält⸗ 
niſſen und ſagen, aha, es kann ja gar nicht ſchöner 
ſein, alle unſere Wünſche werden erfüllt, wir ma⸗ 


chen noch ein bißchen Oppoſition, damit noch mehr 


erfüllt wird. Bezeichnend für die 
für die Deutſchnationalen iſt es, daß Herr Loops 
es nicht gewagt hat, den Angriff des Herrn Dr. 
Ziehm gegen die Erwerbsloſen zurückzuweisen. 
Damit hat er zugegeben, daß die Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung, wie Herr Dr. Ziehm meint, eine Prä⸗ 
mie auf die Faulheit iſt. Daß das die gemeinſte 
Beleidigung der Erwerbsloſen iſt, iſt für uns 
Kommuniſten ſel! ſtverſtändlich. Welcher Er⸗ 
werbsloſe darf wagen, ihm nachgewieſene Arbeit 
zurückzuweiſen? Nennen Sie mir einen Fall, wo 
das geſchehen iſt und der Erwerbsloſe noch Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bekommen hat. Es gibt 
ſo etwas nicht unter der jetzt beſtehenden reaktio⸗ 
nären Verwaltungs maſchine. Jeder Erwerbs⸗ 
loſe, der ſich ſträubt, eine Arbeit anzunehmen, be⸗ 
kommt keine Unterſtützung. Es it jo, daß die Er⸗ 
werbsloſen ſagen, wir wollen die Pracherpfennige 
nicht, wir wollen lieber Arbeit. Wenn Ihr uns 
aber keine Arbeit beſchaffen könnt, dann ſeid Ihr 
verpflichtet, uns zu unterhalten; denn Ihr, die Ihr 
den Beſitz und die Produktionsmittel in Händen 
habt, wollt uns verhungern laſſen. Dagegen weh⸗ 
ren wir uns mit aller Macht. Das werden wir 
nicht zulaſſen. Wenn man ſich hier hinſtellt, und 
jagt, die Erwerbsloſenunterſtützung ſei eine Prä⸗ 
mie auf die Faulheit und das von der Koalition 
nicht zurückgewieſen wird, ſo iſt dies ein Beweis 
wie dieſe Kreise zuſammenhängen, wie ſie ſich ge⸗ 
genſeitig unterſtützen und wie ſie ſich ergänzen. 
Die Erwerbslosen verbitten ſich das, und werden 
auch bei anderer Gelegenheit Herrn Dr. Ziehm 
und auch der Koalition die Antwort geben, die 
ſie verdient haben. Es iſt bezeichnend, daß Dr. 
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) Ziehm es verſtanden hat, ſeinen Parteigängern 


Poſten zuzuführen, die ſchon lange nicht mehr im 
Staat notwendig waren. Es iſt darauf zurückzu⸗ 
führen, daß es die deutſchnationale Regierung 
war, die die Gehälter für die oberen Beamten ins 
Anermeßliche geſteigert hat. Wo iſt es heute an⸗ 
gebracht, und in welchem Staat werden Beamten⸗ 
gehälter von monatlich 1500, —, 2500, — uſw. ge⸗ 
zahlt? Alle Stände müſſen ſich heute einſchrän⸗ 
ken, nur die Beamten nicht, die aus deutſchnatio⸗ 
nalen Parteigängern beſtehen, die von Deutſchna⸗ 
tionalen auf ihre Poſten geſetzt ſind. Das iſt der 
Krebsſchaden hier in Danzig, daß man den Staat 
auf Koſten einer kleinen Klique belaſtet hat, auf 
Koſten derer, die zu der jeweiligen Regierungs⸗ 
koalition geſtanden haben. M. D. u. H.! Die 
finanzielle Lage iſt, wie geſagt, die miſerabelſte. 
Wenn ſie beſeitigt werden ſoll, dann kann es nur 
dadurch geſchehen, daß die direkten Steuern höher 
geſchraubt werden, als es bisher der Fall iſt. Wir 
haben zu dem Abänderungsantrag der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion bereits einen Vorſchlag ge⸗ 
macht, der dahingeht, die Einkommenſteuer erheb⸗ 
lich zu ſteigern, ſoweit das Einkommen 10 000 G 
überſteigt. Wir verlangen, daß bei einem Ein⸗ 
kommen von 100 000 Gulden 60 Prozent Einkom⸗ 
menſteuer gezahlt werden. Wir verlangen bei 


der Vermögensſteuer, daß Vermögen bis 30 000 
Gulden frei bleiben. Alles, was über 30 000 Gul⸗ 
den iſt, ſoll aber mehr verſteuert werden als bis⸗ 
her. Wenn Sie glauben, ſich als Retter des Staa⸗ 
tes aufſpielen zu müſſen, ſo möchte ich die Herren 


Deutſchnationalen einmal fragen, ob es in dieſer 
finanziell ſchwierigen Lage angebracht iſt, von 
einem vermögenden Mann, der 20 000 Gulden 
ſein Eigen nennt, nur 20 Gulden Steuer pro Jahr 
zu verlangen. Wir ſind der Meinung, daß ein 
Mann, der 20 000 Gulden beſitzt, nicht bezahlen 
ſoll, ſelbſt nicht, wenn er 30 000 Gulden hat. Wer 
aber 40 000 Gulden Vermögen beſitzt, kann dem 


Staat davon im Jahre ſehr gut 400 Gulden ab⸗ 


führen. Wenn die Geſetze ſo geſtaltet werden, 
wird es möglich ſein, die Umſatzſteuer zu beſeiti⸗ 
gen, ebenſo den 10-prozentigen Steuerabzug der 
Arbeiter. Dann iſt es angängig, die hundert in⸗ 
direkten Steuern, wie Bierſteuer, Branntwein⸗ 
ſteuer, Salzſteuer, Zuckerſteuer zu beſeitigen. 
Dann wird die ſchaffende Bevölkerung erſt ent⸗ 
laſtet werden und aufatmen können. Die ſchaf⸗ 
fende Bevölkerung hat kein Intereſſe daran, den 
kapitaliſtiſchen Staat erneut auf die Beine zu 
bringen, weil er ein Mordwerkzeug für die arbei⸗ 
tende Bevölkerung iſt. Dieſer kapitaliſtiſche Staat 
mit ſeinen Einrichtungen der Schupo und der Ein⸗ 
wohnerwehr, die noch lange nicht verſchwunden 
iſt, macht der Arbeiterſchaft das Leben ſchwer und 
ſauer. Die Arbeiterſchaft hat nichts zur Stützung 
dieſer Ginrichtungen und zum Unterhalt hochbe⸗ 
zahlter Beamter übrig. Sie lehnt es ab, dieſen 
Staat irgendwie zu unterſtützen, ſie wird den 
Staat fo ſchnell wie möglich zertrümmern. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Siebenfreund. ’ 

Siebenfreund, Abgeordneter (D.Lib.): M. D. 
u. H.! Das Bild der Finanzlage der Freien Stadt 
und der Kommunen, das der Herr Finanzſenator 
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hier entwickelt hat, iſt in der Tat 
trübes. Die Finanzen eines Staates oder einer 
Kommune werden dann beſonders ſchwer von 
einer ungünſtigen Entwicklung der allgemeinen 
Verhältniſſe beeinflußt werden, wenn in den Etats 
geringe oder keine ſtillen Reſerven enthalten 
ſind. Es iſt wohl ſicher, daß die Etats der letzten 
Jahre nur ſehr geringe ſtille Reſerven hatten. 
Man hat auf die Einnahmeſeite alles geſtellt, 
was irgend hineinzuſtellen war und die Ausgaben 
ſo knapp bemeſſen, daß bei ihnen nichts geſpart 
werden konnte. Nun hat ſich die Kritik des Herrn 
Finanzſenators beſonders ſcharf gegen die Käm⸗ 
mereiverwaltung gewandt, und es iſt dadurch wohl 
völlig deutlich geworden, wie notwendig es iſt, daß 
die ſtaatlichen und ſtädtiſchen Finanzangelegen⸗ 
heiten auf das ſchärfſte, genaueſte und klarſte von⸗ 
einander getrennt werden. Die Ausführungen, 
die wir gelegentlich der erſten Regierungserklä⸗ 
rung gemacht haben, unterſtreichen ja auch die 
Notwendigkeit, die Belange der Stadtgemeinde 
Danzig wieder klarer und ſelbſtändiger zu be⸗ 
tonen. Es wird ſich dann auch ergeben, ob die 
Zuſchüſſe für die Stadtgemeinde tatſächlich die 
außerordentliche Höhe haben müſſen, mit der die 
Finanzverwaltung augenblicklich glaubt rechnen 
zu müſſen. 2 ; 

Nun wird für den Etat eine Fülle von Ein⸗ 
nahme⸗Ausfällen propagiert. Je nach der politi⸗ 
ſchen Stellung der Antragſteller ſind es bald die, 
bald jene Steuern, die fortfallen ſollen. Die Um: 
ſatzſteuer, die Lohnſummenſteuer, die Verkehrs⸗ 
ſteuer, Abbau der Einkommenüeuer, Abbau der 
Gewerbeſteuer, Fortfall der indirekten Steuern, 
ja es gibt eigentlich keine Steuer, von der nicht 
der Wunſch laut geworden iſt, daß ſie wegfiele. 
Aber jeder dieſer Anträge reißt natürlich in das 
Finanzgefüge, in den Ausgleich, ein erhebliches 
Loch. Auf der anderen Seite ſind die Ausgaben 
ſo knapp bemeſſen, daß ſie kaum noch oder nur un⸗ 
weſentlich weiter ermäßigt werden können. 

Ich ſtimme Herrn Abg. Dr. Ziehm vollſtändig 
zu, wenn er den Grundſatz aufſtellt, daß die 
Reſſortſenatoren zugleich auch Staatsminiſter 
ſein müſſen und die ſtaatlichen Intereſſen bei der 
Aufſtellung ihrer Etats zu berückſichtigen haben. 
Aber man ſollte doch auch meinen, daß die An⸗ 
träge der Oppoſitionsparteien als ſtaatserhalten⸗ 
den Parteien dieſe Rückſicht auf den Geſamtetat 
nehmen müßten. Die Löcher, die durch die An⸗ 
träge der Deutſchnationalen geriſſen würden, ſind 
in keiner Weiſe auszufüllen. 
ſtaatlichen Etats iſt in ſeinem Ausmaß durch den 
Wunſch und die Vorſchrift des Finanzkomitees 
beſchränkt. Die Freie Stadt Danzig iſt nicht in 
der Lage, über eine beſtimmte Summe von 
Ausgaben hinaus ihren Etat aufzuſtellen. Da 
dieſe Summe eine ſtarke Beſchränkung gegenüber 
den Vorjahren bedeutet, jo find die ſachlichen 
Ausgaben in den Etats auf ein ſolches Minimum 
zuſammengeſtrichen und mußten zuſammenge⸗ 
ſtrichen werden, daß ſehr wichtige Aufgaben un⸗ 
gelöſt liegen bleiben und manches unterbleibt, 
was wirtſchaftlich, kulturell oder ſanitär von 
außerordentlichem Nutzen ſein könnte. Dieſer 
Ausfall an ſachlichen Ausgaben trifft nicht nur 
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die Induſtrie, nicht nur das Handwerk, nicht nur 
den Handel, ſondern alle Lohn⸗ und Gehalts⸗ 
empfänger unſerer Freien Stadt; denn es bedeu⸗ 
tet einen Ausfall an Arbeit. 

Faſt die Hälfte, faſt genau die Hälfte der Aus⸗ 
gaben im Staatshaushalt ſind perſönliche Aus⸗ 
gaben für die Beamtenbeſoldung. Wenn man die 
Ausgaben ermäßigen will, weil die Einnahmen 
gekürzt werden ſollen, dann erhebt ſich hier eine 
Mauer und eine Schranke, die zu überwinden faſt 
unmöglich ſein wird. Es wird ſchon die größten 
Schwierigkeiten machen, daß die Summe der Be⸗ 
- amtenbejoldung nicht höher wird als fie im Etats⸗ 
jahr 1927 war. Sie aber mit Rückſicht auf aus⸗ 
fallende Einnahmen unter dieſe Summe herab⸗ 
zudrücken, iſt ein Kunſtſtück, das wohl kein Dan⸗ 
ziger Politiker fertig bekommen wird. 

Herr Dr. Ziehm hat von den „wohlerworbe⸗ 
nen Rechten“ der Beamten geſprochen. Der Be⸗ 
griff ſelbſt iſt ſchon ein merkwürdiger; denn man 
ſollte meinen, daß jedes Recht, das irgend ein 
Menſch beſitzt, ein wohlerworbenes Recht iſt. 
Herr Dr. Ziehm hat als wohlerworbene Rechte 
0hingeſtellt, und ich ſtimme mit ihm darin voll: 
kommen überein, die lebenslängliche Anſtellung, 
das Ruhegehalt und eine auskömmliche Beſol⸗ 
dung. Nur über den Begriff auskömmliche Be⸗ 
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ein Danziger Hoheitsrecht aufgeben. Die Mah⸗ (O) 


nung von Herrn Dr. Ziehm iſt aus beſorgtem 
Herzen gekommen, dieſe Sorge teilen wir alle, die 
wir in der Regierungskoalition ſitzen. Keiner von 
uns iſt bereit und willens, ein Danziger Hoheits⸗ 
recht aufzugeben. Verkehrsſteuer und durchgerech⸗ 
nete Eiſenbahntarife haben bisher dem Handel 
und dem Abſatz außerordentliche Hinderungen 
auferlegt. Der Wirkungsbereich derjenigen Be⸗ 
triebe in Danzig, die mit dem Hinterlande Han⸗ 
del zu treiben geneigt und geeignet ſind, wird 
durch das Beſtehen der gebrochenen Tarife in ganz 
außerordentlicher Weiſe verengt. Auf der anderen 
Seite werden alle Waren, die auf der Eiſenbahn 
nach Danzig rollen, und das iſt die überwiegende 
Menge, erheblich verteuert. Die Verteuerung, die 
ſich zunächſt im Großhandel auswirkt, wird und 
muß ſich natürlich im Einzelhandel in einer Ver⸗ 
teuerung der Waren des täglichen Bedarfs aus⸗ 
wirken. Inſofern iſt die Aufhebung von Verkehrs⸗ 
ſteuern und die Einführung der durchgerechneten 
Tarife von Einwirkung auf allen Bedarf, der mit 
der Eiſenbahn, ſei es aus Deutſchland, ſei es aus 
Polen, bezogen wird. Die einzelnen Berufsgrup⸗ 
pen ſind jetzt in einer Weiſe überbeſetzt, daß der 
Wettbewerb zwiſchen dieſen einzelnen Betrieben 
ausreichend ſtark iſt, um Sondervorteile aus 


ſoldung werden wir uns nicht ganz verſtändigen einer ſolchen Verbilligung des Bezuges und Ein⸗ 
können. Es wird darüber wahrſcheinlich noch kaufs auszuſchließen. Die Danziger Geſchäfte wür⸗ 
ſpäter zu ſprechen ſein. Mir ſcheint es, daß der den allerdings in manchen Branchen beſſer die 
Begriff der auskömmlichen Beſoldung bei uns Wünſche der Danziger Bevölkerung befriedigen 
überſchritten iſt, wenn die Danziger Beamten können, wenn nicht noch immer ein großer Teil, 


durchgängig eine oder zwei Stufen höher als in gerade der beſſer ſituierten Danziger Bürger es 
Preußen beſoldet werden und ihre Bezüge nicht vorzöge, ſeine Bedürfniſſe im Reich zu decken. Mir 
unerheblich über den preußiſchen und deutſchen iſt von Textilwarengeſchäften geſagt worden, daß 


Gehältern ſtehen. fie der Meberzeugung find, daß etwa die Hälfte, 

Die Erleichterungen, die von ſeiten der Wirt⸗ wenn nicht mehr, aller Konfektion, die in Danzig 
ſchaft dringend gefordert werden, und nach meiner von den beſſeren Kreiſen, um dieſes vulgäre Wort 
Anſicht mit Recht, weil die Lage der Betriebe in zu benutzen, bezogen wird, aus Deutſchland ohne 


Danzig tatſächlich eine beſonders ſchwierige iſt, 
ſchwierig deshalb, weil ſie den Wettbewerb aus⸗ 
zuhalten haben mit den finanziell und in ihren 
Einrichtungen beſſer geſtellten deutſchen Betrie⸗ 
ben, und mit den hinſichtlich der Löhne ſehr viel 
günſtiger geſtellten polniſchen Betrieben. Aber 
einige Erleichterungen ſind doch ſchon gekommen. 
Die erſte iſt, daß die Lohnſummenſteuer vom 
1. April ab fortfällt. Wenn auch dieſe Lohnſum⸗ 
menſteuer nicht das Ausmaß darſtellt, wie manche 
anderen der genannten Steuern, ſo bringt ſie doch 
für den Wohnungsbau einen Ausfall, der an ſich 
zu beklagen iſt, der aber mit Rückſicht auf die 
Erforderniſſe der Wirtſchaft nach unſerer Anſicht 
getragen werden muß. Wegfallen wird auch, 
deſſen bin ich ſicher, die Verkehrsſteuer und der 
Frachturkundenſtempel. Wenn mit dem Fortfall 
dieſer beiden Steuern zugleich erreicht werden 
kann, daß die Eiſenbahntarife auf den Danziger 
Strecken durchgerechnet werden, ſo wird mit die⸗ 
ſen beiden Dingen etwas erreicht, was die Danzi⸗ 
ger Betriebe und der Danziger Handel ſeit 
Jahren mit Energie und Leidenſchaft gefordert 
haben, und was dieſe Kreiſe auch zu fordern 
durchaus berechtigt waren. N 

Natürlich wird kein Mitglied der Regierung, 
auch das glaube ich verſichern zu können, irgend 


Zahlung der Zölle herkomme. (Hört, hört!) Das 
iſt eine große Schädigung der Danziger Betriebe, 
und jeder Danziger, der ſo handelt, gefährdet den 
wirtſchaftlichen Beſtand unſerer Stadt. 

komme nun zu der Frage der Umſatz⸗ 
ſteuer. Ich glaube, es gibt in dieſem Haufe nie- 
mand, der beſſer als Herr Dr. Ziehm weiß, warum 
und weshalb die Umſatzſteuer nicht beſeitigt wer⸗ 
den kann. Wir beklagen es ſehr, daß die Umſatz⸗ 
ſteuer immer noch beſtehen muß, und ſogar in 
einer Höhe, die um ¼ Prozent über dem Satz, 
wie er im Deutſchen Reich iſt, liegt. Aber wenn ſie 
wegfiele, müßte Erſatz geſchaffen werden. Für die⸗ 
en Erſatz kann man verſchiedene Wege gehen. 
Ich glaube aber, wenn man dieſe Wege zeigt, wird 
ſich auf jedem eine drohende Hand erheben und 
ſagen: „Nein, nicht hier!“ Man kann daran 
denken, die Einkommenſteuer zu erhöhen, und den 
Ausfall der Umſatzſteuer dadurch zu decken. Das 
würde bedeuten, daß die Einkommenſteuer um 
mindeſtens 35 Prozent erhöht werden müßte. 
(Abg. Raſchke: Das kann ſie.) Man könnte es 
auch anders machen. Man könnte dazu übergehen, 
die ſozialen Abzüge bei der Einkommenſteuer, die 


bei uns in Danzig ganz weſentlich höher ſind als 


im Reich, wegfallen oder auf die Deutſchen Sätze 
zu ermäßigen. Man würde dadurch immerhin 
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rund 2 Millionen mehr Einnahmen haben. (Zu⸗ 


ruf des Abg. Raſchke.) Ich möchte das nicht, Herr 


Raſchke. (Abg. Raſchke: Geben Sie doch dem Ar⸗ 


beiter das Recht, ſich ſelbſt einzuſchätzen!) Bei den 


ſozialen Abzügen, die wir in Danzig haben, gibt 
es eine ſehr große Zahl von Arbeitern, die gar 
keine Steuern zahlen. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 
Ich ſage dagegen garnichts. Wer die Steuer be⸗ 
trügt, ſoll an die Hammelbeine genommen wer⸗ 
den, ich bin damit einverſtanden. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Von den Senatoren an!) Von den Sena⸗ 
toren an. (Abg. Hohnfeldt: Auch die, die ſich ſelbſt 
einſchätzen! Fangen Sie bei Ihrer eigenen Koali⸗ 
tion an!) Herr Hohnfeldt, Sie wiſſen ja Beſcheid, 
denn Sie ſitzen dadrinnen, aber ich weiß nichts 
davon. (Zuruf des Abg. Hohnfeldt.) Ich weiß 
nichts. Ich habe auch keine Veranlaſſung, mich 
mit Ihnen in ein Zwiegeſpräch einzulaſſen. 
Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt! Sie haben 
nicht das Wort. n 
Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lieb.) Ich 
wollte etwas ganz anderes ſagen, aber Herr Abg. 
Hohnfeldt hat mich mit ſeinen intereſſanten Aus⸗ 
führungen unterbrochen. (Abg. Hohnfeldt: Ich 
erinnere an Ihren Kollegen Fuchs, faſſen Sie den 
auch an die Hammelbeine, die ſind ganz kräftig!) 
Ich kenne den Fall nicht. (Abg. Hohnfeldt: Dann 
ziehen Sie beim Senat Informationen ein, ſolche 
Sachen werden niedergeſchlagen!) Der Zuſtand, 
der erreicht werden ſoll und erreicht werden muß, 
iſt, daß jeder Mann ſeine Steuern ehrlich be⸗ 
zahlt. Wenn man die Einkommenſteuer nicht er⸗ 


5) höhen will, könnte man eine Erhöhung der 


Grundwertſteuer vornehmen, eine Erhöhung der 
Grundwechſelabgabe oder man könnte die Ge⸗ 
werheſteuer erhöhen. Das alles ſind Wege, die 
natürlich Einnahmen bringen, von denen aber 
kein Menſch behaupten kann, daß ſie beſſere Wege 
ſind als die Umſatzſteuer. Die Deutſchnationalen 
haben einen Antrag eingebracht, die Gewerbe⸗ 
ſteuer in einem ſolchen Umfange zu ermäßigen, 
daß etwa nur die Hälfte davon einkommen würde. 
Neben dem Ausfall der Umſatzſteuer gibt das 
natürlich ein ganz enormes Loch im Staatshaus⸗ 
halt. F a 


Daß die Staatsfinanzen noch nicht völlig ge⸗ 
ſund ſein können, das hat Herr Abg. Dr. Ziehm 


auch anerkannt. Er ſagte ſelbſt, daß man ſich 
darüber klar ſein müßte, daß die Finanzſanierung 
die ſeinerzeit vorgenommen wurde, nicht die völ⸗ 
lige Geſundung endgültig herbeiführen konnte 
und daß bis zu dieſer noch ein weiter Weg ſei. 
Wir ſind noch dabei, dieſen Weg zu gehen. Er iſt 
dornig und uneben; denn immer noch iſt die Er⸗ 
werbsloſigkeit ſehr hoch. Sie iſt zwar nicht ſo hoch, 
wie im vorigen Jahre, ſondern ſteht etwa 10 bis 
15 Prozent darunter. (Abg. Plenikowſki: Die übri⸗ 
gen bekommen bloß keine Unterſtützung! Abg. Hohn: 
feldt: Die Zahl war höher!) Nach unſerer Anſicht 
muß die Arbeitsloſenverſicherung unbedingt kom⸗ 
men. Das iſt eine Regelung der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge, die ſeit Jahren erſtrebt wird und an der 
chon lange herumgearbeitet wird. Dieſe Regie⸗ 
rung wird die Arbeitsloſenverſicherung bringen 
müſſen und damit dieſe Frage in einer Weiſe 
regeln, die für den Staat jedenfalls eine ſehr 


ſcheuen haben werden. (Bravol) 


viel bejjere iſt. Nun noch ein Wort zu den Zoll: 
einnahmen. Es iſt darauf hingewieſen, daß die 
letzten Ausweiſe eine Steigerung der Zolleinnah⸗ 
men erbrachten. Das iſt wohl richtig, aber ein 
weſentlicher Teil dieſer Einnahmen ſtammt aus 
der Einfuhr von Maſchinen für fabrikatoriſche 
Einrichtungen in Polen. Dieſe Einfuhr wird in 
ihrer Steigerung möglicherweiſe nicht ſo anhal⸗ 
ten, beſonders dann nicht, wenn jetzt die hohen 
Zölle zu zahlen ſind; denn die Anſichten darüber, 
ob nach der ſogenannten Valoriſierung der Zölle 
ein Rückgang der Zolleinnahmen oder eine Mehr⸗ 
einnahme der Zolleinnahmen eintreten wird, 
ſind ſehr geteilt. Man wird infolgedeſſen mit 
dem Anſatz aus den Zolleinnahmen außerordent⸗ 
lich vorſichtig ſein müſſen. Anders iſt es mit dem 
Zollſchlüſſel. Auch wir ſind der Anſicht, daß der 
Anteil Danzigs mit 7 Prozent völlig unzuläng⸗ 
lich berechnet iſt. Wir hoffen und erwarten, daß 
bei den Verhandlungen, die mit Polen über dieſe 
Frage notwendigerweiſe herbeigeführt werden 
müſſen, eine günſtigere Berechnung und ein gün⸗ 


ſtiger Abſchluß erzielt wird; denn es iſt richtig, 


daß am 31. Auguſt d. Is. das Zollproviſorium 
abianſt ?: Dice aid AM 4 nz 
In einer Beziehung find wir durchaus einig 
mit dem Herrn Redner der deutſchnationalen 
Volkspartei, daß die Aufſtellung der Bilanz mit 
einer ſolchen Klarheit erfolgen muß, daß ſich 
jederman in der Freien Stadt Danzig ein Bild 
davon machen kann, wie die Finanzen ſtehen und 


da jederman einſehen wird, daß die Maßnahmen, 
die die Regierungsparteien, 


i 2 ngs die die Koalition 
dem Hauſe vorſchlägt, ſolche find, die das Licht 
des Tags und die Kritik in keiner Weiſe zu 


Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. Un: 
ger. (Abg. Dr. Moczynſki: Zur Geſchäftsordnung!) 
Jetzt hat Herr Abg. Dr. Unger das Wort, nachher 
erhalten Sie das Wort zur Geſchäftsordnung. Es 


können nicht zwei Abgeordnete zu gleicher Zeit 


ſprechen. ̃ 

„Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. 
U. H,! Wenn ich heute zu den Ausführungen des 
Finanzſenators über die Finanzlage von Stadt 
und Staat im Auftrage meiner Gruppe Stellung 
nehme, ſo habe ich nicht die Abſicht, den einzelnen 
Parteien dieſes Hauſes Vorwürfe über das zu 
machen, was in der Vergangenheit liegt, ſondern 
die Kritik ſoll rein ſachlich erfolgen und ſich über 
den Parteiſtandpunkt hinaus erheben und ledig⸗ 
lich die Lage vom rein wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus betrachten, ohne den unglückſeligen Ge⸗ 
genſatz zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
zwiſchen Kapitalismus und Sozialismus reſp. 
Kommunismus in die Wagſchale zu werfen. Weite 
wirtſchaftliche Kreiſe haben ſchon vor vier Jahren 
mit aller Deutlichkeit erkannt, daß die Finanz⸗ 
wirtſchaft der Freien Stadt Danzig mit nicht ge⸗ 
nügender Abwägung von Einnahmen und Aus⸗ 
gaben geführt und daß nicht die genügende Vor⸗ 
ausſicht bei der Aufſtellung der einzelnen Ans: 


gabenpoſten geübt worden iſt. Als zu Anfang der 


Legislaturperiode des vorigen Volkstages die 
Frage der Erhöhung der Beamtengehälter venti⸗ 
liert wurde, hat die Wirtſchaft immer und immer 
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) wieder die damals maßgebenden Faktoren darauf 


aufmerkſam gemacht, daß es unmöglich ſei, die ge⸗ 
plante Erhöhung der Beamtengehälter zu geneh⸗ 
migen und daß ſich ernſtliche Schwierigkeiten er⸗ 
geben müßten, wenn die vorgeſehenen Erhöhun⸗ 
gen durchgeführt würden. Die mit allem Ernſt 
ſowohl dem Senat als auch dem damaligen Vize⸗ 
präſidenten des Senats von ſeiten der Wirtſchaft 
We a Begründungen wurden aber als 
nicht ſtichhaltig bezeichnet. Es wurde vielmehr ge⸗ 
ſagt, die Schäden, die die Inflation bei den Feſt⸗ 
beſoldeten hervorgerufen habe, ſeien ſo groß, daß 
es unbedingt erforderlich wäre, zum Ausgleich 
eine erhöhte Beſoldung durchzuführen. Es ſei ja 
genügend Geld in der Staatskaſſe, wie die Erkun⸗ 
digungen bei dem Finanzſenator ergeben hätten, 
ſo daß alſo in keiner Hinſicht Bedenken beſtünden, 
dieſe Erhöhung durchzuführen. Damals zeigten 
ſich aber ſchon in den wirtſchaftlichen Betrieben 
die ſchlimmen Folgen der unglückſeligen Inflation 
in den kataſtrophalen Erſcheinungen der Defla⸗ 
tion, die dazu führten, daß die Aufträge in den 
Betrieben erſchreckend zurückgingen und daß eine 
ſtarke Kontraktion des geſamten Wirtſchaftslebens 
eintrat. Der Abbau mußte mit aller Rückſichts⸗ 
loſigkeit durchgeführt werden, weil dort keinerlei 
Möglichkeit beſtand, die notwendigen Geldmittel 
herbeizuſchaffen. Viele Betriebe mußten im Laufe 
der Zeit ihre Pforten ſchließen und damit fielen 
natürlich auch für den Staat Einnahmequellen 
weg. Die Anzahl dieſer notleidenden Firmen ver⸗ 
größerte ſich mehr und mehr, ſo daß ein erhebliches 


t) Defizit bei den Staatseinnahmen zu verzeichnen 


war, ganz abgeſehen davon, daß die Arbeitskräfte, 
die bisher in ausreichender Weiſe Stellung gefun⸗ 
den hatten, nun als arbeitslos dem Staat zur 
Verſorgung übergeben wurden. Deutlich kenn⸗ 
zeichnete ſich dieſe Lage ſchon vor 4 Jahren in der 
geſamten Wirtſchaft, und jeder, der die Augen 
offen hielt, mußte mit aller Deutlichkeit erkennen, 
wohin dieſe Entwicklung in finanzieller Hinſicht 
führen mußte, nämlich zur ſtarken Minderung der 
Einnahmen von Stadt und Staat. Vorausſchau⸗ 
ende Leute hätten unter allen Amſtänden den von 
jeiten der Sachkenner vorgebrachten Bedenken Ge⸗ 
hör geſchenkt, und hätten die damals geplanten 
Geſetzesvorlagen, die eine finanzielle Belaſtung 
für den Staat mit ſich brachten, darauf geprüft, 
ob es finanziell möglich geweſen wäre, ſie auf die 
Dauer durchzuführen. Die ſeiner Zeit vorhandene 
augenblickliche Flüſſigkeit der Finanzlage des 
Staates hätte niemals dazu führen dürfen, die 
kleinen Reſerven, die vorhanden waren, in allzu 
entgegenkommender Weiſe durch Bewilligungen 
aufzubrauchen, und damit dem Staat weitere grö⸗ 
ßere dauernde finanzielle Laſten aufzuerlegen. 
Aber nicht Sachlichkeit war für die Entſchließung 
der Regierung maßgebend, ſondern der partei⸗ 
politiſche Standpunkt, der immer und immer wie⸗ 
der in dieſem hohen Hauſe in den Vordergrund 
gedrängt wird, war die Urſache, daß dieſe ſo kla⸗ 


ren Zeichen für den Ausfall der Ginnamen des h. 


Staates überſehen wurden und allen Warnungen 
zum Trotz die geplanten Bewilligungen durchge⸗ 
führt wurden. Wie recht damals die Wirtſchaft 
mit ihren dringenden Vorſtellungen gehabt hat, 


rung. 
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erſieht man aus dem jetzigen Bericht der Regie⸗ 


Das Notopfer, das ſchon die vorige Regierung 
der Beamtenſchaft aufzuerlegen gezwungen war, 
wird von der Allgemeinheit der Beamtenſchaft 
viel ſchwerer empfunden, als wenn ſeinerzeit dem 
Drängen in voll verſtandenen ſachlichen Ausfüh⸗ 
rungen entgegengetreten und die Genehmigung 
zur Erhöhung der Gehälter nicht erteilt worden 
wäre. Die größeren Einkommen haben natürlich 
dazu geführt, daß die allgemeine Lebenshaltung 
des einzelnen ſich hierauf eingerichtet hat, und es 
iſt immer ein ſehr ſchmerzhafter Prozeß, wenn die 
dadurch bedingten Bedürfniſſe eine Einſchränkung 
erfahren müſſen. Es war eine ſehr unkluge Po⸗ 
litik, ſich den Warnungen ſachverſtändiger Leute, 
die mit Kapital umzugehen verſtehen, und deren 
Lebensaufgabe es it, Kapitalien zu verwalten, 
zu verſchließen. Auch die heutige Regierung 
ſcheint nicht die Abſicht zu haben, dieſen Fehler, 
der ſich ſo bitter bei der vorigen Regierung gerächt 
hat, zu beſeitigen, und bei ihren finanziellen Maß⸗ 
nahmen ſich den Rat der Wirtſchaftler einzuho⸗ 
len. Die Erwägungen über die Finanzen ſtehen 
viel zu ſehr unter dem Eindruck parteipolitiſcher 
Einflüſſe, die weniger in der Sachlichkeit begrün⸗ 
det, als vielmehr durch Stimmungen getragen 


find, die auf die Wohlmöglichkeit allzuſehr Rück⸗ 


ſicht nehmen. Man ſollte doch in dieſem hoher 
Hauſe nicht vergeſſen, daß wir am Anfang der Le⸗ 
gislaturperiode ſtehen und daß es nicht an der 
Zeit iſt, ſchon jetzt Wahlpropaganda zu treiben. 
Die Entſchlüſſe, die hier gefaßt werden, müſſen vor 
allem von fachlichen Geſichtspunkten geleitet wer⸗ 
den und dürfen nicht allzuſehr auf die Stimmun⸗ 
gen der Wählermaſſen Rückſicht nehmen. An den 
Ergebniſſen der Wirtſchaft, die durch trockene 
Zahlen repräſentiert werden, kann niemand un⸗ 
geſtraft vorbei gehen. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus betrachtet, zeigen die Erklärungen der Regie⸗ 
rung eine große Lücke. Die vorliegenden Tatſachen 
beweiſen, daß die Einnahmen hinter den Ausga⸗ 
ben zurückgeblieben ſind, und daß die Wirtſchaft 
nicht in der Lage iſt, neue Steuern in irgendeiner 
Form zu übernehmen. Es wird aber in der gan⸗ 
zen Rede nichts davon geſagt, wie eine Minderung 
der Ausgaben eintreten kann. Allgemeine Aus⸗ 
führungen, wie größte Sparkſamkeit bei der Auf⸗ 
ſtellung des neuen Haushaltsplanes, können in 
keiner Weiſe befriedigen, denn zum Schluß wird 
feſtgeſtellt, daß eben derſelbe Ausgabenbedarf vor⸗ 
handen iſt, wie in früheren Jahren, und daß man 
nicht in der Lage iſt, den Ausgabenetat weſentlich 
zu beſchränken. Man ſieht ſich aber bei den Ein⸗ 
nahmen um, ob man dieſe nicht vergrößern kann 
und kommt zu dem Ergebnis, daß die Umſatzſteuer, 
deren Abſchaffung im vorigen Volkstag beſchloſſen 
wurde, nicht aufgehoben werden kann, da ſonſt 
eine Ausbalancierung der Finanzen nicht möglich 
iſt. Dieſe Umſatzſteuer wird beſonders in Kreiſen 
des Einzelhandels als außerordentlich drückend 
empfunden, und die dagegen aufgeführten Gründe 
haben ja auch die vorige Regierung veranlaßt, an 
die Abſchaffung derſelben heranzugehen. Es muß 
Aufgabe dieſer Regierung ſein, die Möglichkeit zu 
fuchen, dieſer Erkenntnis Rechnung zu tragen und 
dafür zu ſorgen, daß die Ausgaben des Staates 
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ſo bemeſſen werden, daß auf dieſe Steuer verzichtet 
werden kann. Der Mehrbedarf an Zinſen und für 
Tilgung der Anleihen, der Mehrbedarf für 
Kriegsbeſchädigte und auch der Mehrbedarf der 
Invaliden und ſonſtigen Verſorgungsberechtigten 
ind Poſten, die eine einſichtige Finanzverwaltung 
vorher ſehen konnte und auf die ſchon bei der Geld⸗ 
wirtſchaft der früheren Jahre hätte gebührend 
Rückſicht genommen werden müſſen. Die Aus⸗ 
gaben in den Gemeinden durften nicht ſo geſteigert 
werden, daß eine Schuldenlaſt entſtand, wie ſie 
heute zutage liegt, und es war die Pflicht des Fi⸗ 
nanzſenators, hier ein unüberwindliches Veto ein- 
zulegen. Immer und immer wieder iſt aus Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen darauf aufmerkſam gemacht worden, 
daß auch im Staat keine Ausgaben vorgenommen 
werden dürfen, wenn nicht eine entſprechende 
Deckung vorhanden iſt. Die Finanzpolitik insbe⸗ 
ſondere der Stadt Danzig hat dieſen fundamenta⸗ 
len Grundſatz beiſeite geſchoben und fand bei der 
ee des Staates nur allzu großes 
Entgegenkommen, um dieſe falſchen Maßnahmen 
Wirklichkeit werden zu laſſen. Hätte die Stadtver⸗ 
waltung nicht die Möglichkeit gehabt, jo große 
Kredite aufzunehmen, dann wäre es auch nicht zu 
dieſer Aufſummung der Schulden gekommen. 
Dann hätten eben die Grundſtücksankäufe, die 
micht notwendig waren, zurückgeſtellt, und dann 
hätten Ausbauten und Anlagen, die nicht drin⸗ 
gend erforderlich waren, ſoweit hinausgeſchoben 
werden müſſen, bis die notwendigen Mittel vor⸗ 
handen waren. Gerade die Politik, die in Bezug 
auf Grundſtücksankäufe von ſeiten der Stadt ge⸗ 
führt iſt, wirkt ſich außerordentlich ungünſtig aus. 
Wenn auf der einen Seite zwar behauptet wird, 
daß ja die Gegenwerte dafür vorhanden ſeien, jo 
muß aber andererſeits darauf aufmerkſam gemacht 
werden, daß in der Zeit der Kapitalknappheit für 
dieſe Zwecke der Allgemeinheit der Wirtſchaft die 
dringend erforderlichen Mittel entzogen wurden 
und hier feſtgelegt waren, und daß bei dem da⸗ 
mals geltenden hohen Zinsſatz eine große Summe 
für Zinſen auflief, die natürlich auf den Selbſt⸗ 
koſtenpreis der Grundſtücke ſtark erhöhend wirkte, 
daß aber außerdem der Stadt Laſten durch Auf⸗ 
wertungsanſprüche auferlegt wurden, deren Höhe 
heute noch nicht abzuſehen iſt. So ſchwebt zur Zeit 
ein derartiger Prozeß, in dem einſtweilen bei 
einem einzigen Grundſtück ein Anſpruch von 
500 000 Gulden Aufwertung geſtellt wird. Es iſt 
nicht abzuſehen, wie hoch die endgültige Forde⸗ 
rung iſt, da vorerſt einmal ein Teilbetrag einge⸗ 
klagt wurde. Bei der ungünſtigen Judikatur, die 
gerade in Bezug auf Aufwertung herrſcht, liegt 
alſo in dieſem Grundſtücksankauf ein Riſiko, das 
eine Stadt⸗ oder Staatsverwaltung nie überneh⸗ 
men darf. Auch der Ausbau des Elektrizitäts⸗ 
werkes Bölkau hat unter dieſen falſchen wirtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen ſtattgefunden und ſtellt 
heute eine ungeheure Belaſtung der ſtädtiſchen 
Finanzen dar. Die Verhandlungen in früheren 
ſahren mit Wirtſchaftskreiſen haben auch hier 
immer und immer wieder gerade bei Behandlung 
dieſes Projektes auf dieſen Uebelſtand aufmerk⸗ 
ſam gemacht und haben dringend vor dem einge⸗ 
ſchlagenen Finanzgebaren gewarnt. Alles dieſes 
hat die damals verantworklichen Leute nicht ge⸗ 


hindert, den einmal betretenen Weg weiter zu 
verfolgen. Noch unangenehmer machen ſich die 
Maßnahmen bemerkbar, die durch die Monopoli⸗ 
jterung des Tabakgewerbes verurſacht ſind. Die 
bei den Unterhandlungen erwarteten Einnahmen 
haben eine ſtarke Verkleinerung ergeben, nachdem 
die ganze Aktion durchgeführt iſt. Auch hier er⸗ 


gibt ſich mit erſchreckender Deutlichkeit, je weiter 


ſich die Verhältniſſe entwickeln, wie gering das 
finanzielle Ergebnis aus dieſer Transaktion iſt. 
Der Tatſache, daß eine große Anzahl von Exiſten⸗ 
zen durch die Monopoliſierung vernichtet iſt und 
damit natürlich ein weſentlicher Ausfall an Steu⸗ 
ern zu verzeichnen iſt, ſteht kein finanzieller Ge⸗ 
genwert gegenüber. Im Gegenteil zeigen die Aus⸗ 
führungen des Finanzſenators gerade über dieſen 
Punkt eine ſtarke Unklarheit. Die Frage der Ent⸗ 
ſchädigung der durch die Monopolgeſetzgebung be⸗ 
troffenen Betriebe, Arbeiter und Angeſtellten, iſt 
ſo unklar, die finanzielle Auswirkung ſo wenig 
abzuſehen, daß man faſt verſucht iſt, anzunehmen, 
daß aus dem Monopol, wenigſtens in den erſten 
Jahren, kein finanzielles Plus, ſondern im Ge⸗ 
genteil ein erhebliches Minus zu erwarten iſt. 
Dieſes fällt natürlich in voller Wucht auf die 
Steuerzahler des Staates wieder zurück. Auch die 
neue Regierung ſcheint uns keinerlei Gewähr da⸗ 
für zu bieten, daß eine grundlegende Aenderung 
der Finanzwirtſchaft eintritt. Von ſeiten der 
Wirtſchaft erheben wir in dieſem Augenblick un⸗ 


ſere Stimme und rufen den maßgebenden Fakto⸗ 


ren des Staates zu: Bedient euch der ſachverſtän⸗ 
digen Wirtſchaftsführer bei Aufſtellung eurer 
Stadt⸗ und Staatsfinanzpläne und laßt keine 
Ausgaben zu, die nicht die entſprechende ſichere 
Deckung im Staatshaushalt finden. Benutzt die 
wirtſchaftlichen Kräfte des Staates, um eine Kon⸗ 
ſolidierung der vorhandenen Verbindlichkeiten 
herbeizuführen um damit eine Geſundung det Fi⸗ 
nanzen zu ermöglichen. Der Grund aber, der nach 
unſerer Meinung der ſtichhaltigſte für die Ver⸗ 
ſchlechterung der Finanzlage des Staates iſt, näm⸗ 
lich die ſtarke Erwerbsloſigkeit, wird in der Er⸗ 
klärung der Regierung nicht in der genügenden 
Weiſe hervorgehoben. Alle Maßnahmen des Staa⸗ 
tes und der Stadt ſollten darauf hinzielen dieſe 
Erwerbsloſigkeit zu beſeitigen und Mittel und 
Wege zu ſuchen um zu dieſem Ziele zu gelangen. 
Die Erwerbslosigkeit iſt eine Folge der Inflation. 
In der nachfolgenden Zeit, die unter einem un⸗ 
glaublichen Kapitalmangel litt, war die Wirt⸗ 
ſchaft nicht in der Lage, die infolge Feſtigung der 
Währung ausgeſchiedenen Arbeitskräfte weiter zu 
beſchäftigen und auch heute iſt die Situation noch 
ſo, daß die Danziger Wirtſchaft in abſehbarer Zeit 
ohne neue Anregung nicht die Möglichkeit beſitzt, 
das Heer der Erwerbsloſen in ihren Betrieben 
aufzunehmen. Das Problem muß aber gelöſt 
werden, wenn nicht der Staat an den ſich ergeben⸗ 
den Laſten, die nur kaum zu mindern ſind, zu 
Grunde gehen ſoll. Es iſt nicht damit getan, zu 
jagen, daß die Anterſtützungen an die Erwerbslo⸗ 
ſen aufhören oder verkleinert werden ſollen. Es 
iſt auch nichts damit getan, daß die Summen, die 
für die Erwerbsloſenunterſtützung notwendig ſind, 
nun durch eine Verſicherung in einſeitiger Weiſe 
der Wirtſchaft auferlegt werden, denn dieſes be⸗ 
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dingt neue Steuern für die einzelnen Betriebe, 
die heute ſchon über Gebühr durch die Abgaben 
und Steuern belaſtet ſind, ſondern es iſt vielmehr 
notwendig, Wege zu ſuchen, die die allgemeine 
Wirtſchaft im Staate dazu anregen, neue Er⸗ 
werbsmöglichkeiten zu ſchaffen. Dieſes läßt ſich 
nur dadurch herbeiführen, daß das Kapital heran⸗ 
gezogen und intereſſiert wird, um neue Betriebe, 
die ſich aus wirtſchaftlichen Notwendigkeiten er⸗ 
geben, einzurichten. Bei der augenblicklichen 
Steuer⸗ und Abgabenlaſt, die auf der Danziger 
Wirtſchaft im allgemeinen ruht, denken fremde 
Unternehmen nicht daran, ihr Geld zu dieſem 
Zwecke nach Danzig zu legen, im Gegenteil kann 
man feſtſtellen, daß eine ſtarke Kapitalabwande⸗ 
rung wegen dieſer ſteuerlichen Verhältniſſe beſteht. 
Wir haben ein Lebensintereſſe daran, daß die 
Steuern und Abgaben abgebaut werden, damit 
wir in der Lage ſind, Kapital für unſere Wirt⸗ 


ſchaft zu intereſſieren, um damit neue Arbeitsmög⸗ 


lichkeiten zu ſchaffen, die die Erwerbsloſen von der 
Straße nehmen und ähnen Brot geben und die 
letzten Endes den größten Poſten im Staatshaus⸗ 
halt verkleinern und vielleicht auch zum Ver⸗ 
ſchwinden bringen. Betragen doch die Mittel, die 
für die Erwerbsloſenfürſorge aufgebracht werden 
müſſen, faſt ein Drittel des geſamten Beamten⸗ 
gehalts, das der Staat zu bezahlen hat. Wie 
wichtig es für Danzig iſt, daß eine Minderung der 
allgemeinen, auf der Wirtſchaft ruhenden Laſten 
eintritt, geht auch aus dem Umſtande hervor, daß 
die Republik Polen im Konkurrenzhafen Gdingen 
in dieſer Hinſicht das allergrößte Entgegenkommen 
zeigt und ſogar für neue, ſich dort anſiedelnde Un- 
ternehmen weitgehende Steuerbefreiungen zu⸗ 
jagt. Die Folgen dieſer Politik zeigen ſich mit 
aller Deutlichkeit ſchon darin, daß auch Danziger 
Firmen aus Konkurrenznotwendigkeiten heraus 
ſich veranlaßt ſehen, ſich in Edingen anzuſiedeln 
und dorthin ihr Arbeitsfeld zu verlegen. Es iſt 
ohne weiteres klar, daß damit natürlich wiederum 
eine Mehrung der ſchwierigen Lage und eine 
Zunahme der Erwerbsloſigkeit ſtattfinden muß. 


(Das iſt Ihr Nationalismus? links.) Sorgen Sie 


dafür, daß es anders wird. Wir ſind gezwungen, 
uns in Danzig auch auf dieſe Verhältniſſe einzu⸗ 
richten. Die Minderung der allgemeinen Laſten 
kann aber nur dadurch erfolgen, daß jeder Staats- 
bürger ſich der Aufgabe bewußt iſt, an der Löſung 
des Arbeitsloſenproblems mitzuarbeiten, und daß 
nicht kleinliche Intereſſenanſichten bei der Bera⸗ 
tung von Finanzfragen von Stadt und Staat 
maßgebend ſein dürfen, ſondern daß nur die Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft bei der Erledigung dieſer Fragen 
Berücksichtigung finden darf. Das Kapital wird 
hier beſonders von der 
Hauſes faſt in jeder Sitzung auf das heftigſte be⸗ 
kämpft und doch ſehen wir von ſeiten der Wirt⸗ 
ſchaft kein anderes Mittel, eine Löſung der ſozia⸗ 


len Probleme durchzuführen. Nur auf einer ge⸗ 


ſunden Wirtſchaftsbaſis wird es möglich ſein, die 
ſozialen Wünſche weiter Volksſchichten zu erfüllen. 
Nur wenn wir dem Kapital Verdienſtmöglichkei⸗ 


ten in unſerem Staate geben, werden wir es ver⸗ 


anlaſſen, ſich hier zu betätigen. Dann werden 


neue Einnahmequellen für den Staat geſchafft, 
nicht mit dem Ausbau neuer Steuern, ſondern mit 


äußerſten Linken des 
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dem Abbau derſelben wird die Finanzwirtſchaft 
gefunden. Die Regierung und die Parteien dieſes 
Hauſes müſſen das Opfer auf ſich nehmen, der 
Allgemeinheit gegenüber bei der Durchführung 
der obigen Grundſätze vielleicht unpopulär zu er⸗ 
icheinen, die Zukunft wird aber beweiſen, daß ji 
dieſe Unpopularität in das Gegenteil verwandelt, 
wenn ſich das Ergebnis ſo wandelt, daß keine Ver⸗ 
mehrung des Staatsdefizits in Zukunft feſtzuſtel⸗ 
len ſein wird, ſondern daß im Gegenteil erheb⸗ 
liche Ueberſchüſſe erzielt werden, die dann zur 
Verwendung bereit und reif ſind. Wir von der 
Nationalliberalen Bürgerpartei werden nur den 
Entſchließungen zuſtimmen können, die den 
Grundſatz der Wirtſchaftlichkeit in ſich tragen und 
wir können uns mit der Finanzverwaltung ein⸗ 
verſtanden erklären, die ſich dieſer Verxantwortlich⸗ 
keit bewußt iſt. Nur durch Vergrößerung des 
Produktionsappaates und Vermehrung des Ka⸗ 
pitals iſt es möglich, allen Staatsbürgern Dan⸗ 
zigs Arbeit und Brot zu geben. (Bravo!) 

Präfident: M. D. u. H.! Ich ſehe mich aber 
doch genötigt, in Erinnerung zu bringen, daß nur 
ſolchen Abgeordneten das Verleſen von Reden ge⸗ 
ſtattet iſt, die der deutſchen Sprache nicht mächtig 
ind. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (P.): Die Zeit 
iſt weit vorgeſchritten und die Rednerliſte weiſt 
noch eine Reihe von Rednern auf. Da wir übri⸗ 
gens morgen ſowieſo tagen wollen, beantrage ich 
Vertagung auf morgen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich hatte 
die Abſicht, den gleichen Antrag zu ſtellen, mit 
Rückſicht darauf, daß wir um 8 Uhr eine Partei⸗ 
verſammlung haben und wir deshalb nicht hier⸗ 
bleiben können. Wenn wir weiter tagen, glaube 
ich, daß wir bei den vielen Wortmeldungen nicht 
vor 10 Uhr fertig werden. Ich beabſichtige, eine 
Stunde zu ſprechen. Daher bitte ich zu vertagen 
und morgen weiter zu verhandeln. 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Vertagung 
geſtellt. Die Rednerliſte enthält noch folgende 
Namen: Abg. Rahn, Dr. Moczynſki, Hohnfeldt 
und Zarſke. Ich bitte die Damen und Herren, 
die für die Vertagung ſtimmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchlage vor, 
die nächſte Sitzung morgen nachmit⸗ 
tag 3.30 Uhr abzuhalten, und zwar mit folgender 
Tagesordnung: a . 

1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
(Druckſache 


— 


änderung des Wohnungsbaugeſetzes. 
Nr. 93.) 

2. Zweite Beratung eines vorläufigen Haushaltsge⸗ 
ſetzes für das Rechnungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 
108 zu Nr. 81.) - 4 

3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. vor⸗ 
läufige Regelung der Bezüge der Beamten und 
Angeſtellten uſw. (Druckſache Nr. 107 zu Nr. 94.) 

4. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs hetr. Bei⸗ 

behaltung der Umſatzſteuer. (Druckſache Nr. 105 zu 
Nr. 83.) f 2 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Verſorgung der 
Militärperſonen. (Druckſache Nr. 99 zu Nr. 64.) 


(O 


D 


“u 


(B) 
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(Präfident) 
änderung der Verordnung über das Entſchädi⸗ 
gungsverfahren bei Einführung des Tabakmono⸗ 
Hols. (Druckſache Nr. 106 zu Nr. 48.) 
7. Fortſetzung der heutigen Debatte über die Regie⸗ 
rungserklärung. 
8. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zwecks Ab⸗ 
änderung der Bezeichnung „HGerichtsſchreiberei“ 
uſw. (Drucksache Nr. 98 zu Nr. 72.) 
9. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Kran⸗ 
kenverſicherung der Seeleute. (Druckſache Nr. 92 
zu Nr. 63.) 

10. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Fern⸗ 
meldeanlagen. (Druckſache Nr. 89 und Nr. 43.) 
(Dann muß der Tag 48 Stunden haben! rechts.) 
Wir können ja fleißig arbeiten. Zur Geſchäftsord⸗ 

nung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Wenn die 
Regierung Wert darauf legt, daß man Regie⸗ 
rungserklärungen in Zukunft einen Wert über⸗ 
haupt nicht mehr beimeſſen ſoll, dann empfehle 
ich ſo zu verfahren, wie der Herr Präſident vor⸗ 
ſchlägt, nämlich die Beſprechung einer Regie⸗ 
rungserklärung in vier verſchiedenen Abſchnitten 
vorzunehmen mit je einer Woche Differenz. Wenn 


aber die Regierung und das Haus Wert darauf 


legen, daß Regierungserklärungen und die Er⸗ 
klärungen des Parlaments und der Parteien zur 
Regierungserklärung in der Bevölkerung und der 
ſogenannten öffentlichen Meinung, von der Preſſe, 
ernſt genommen werden ſollen, wird es notwendig 
ſein, daß man Regierungserklärungen im Zuſam⸗ 
menhang beſpricht, ſonſt verlieren ſie jeden Wert. 
(Sehr richtig!) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Gehl. 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Es würde ja 
ſicher ſo verfahren werden können, wie der Herr 
Abg. Rahn geſagt hat. Aber der Herr Abg. Rahn 
wird zugeben, daß die vom Herrn Präſidenten 
genannten Punkte 1, 2, 3 und 4 ſehr wichtige 
Punkte ſind, die die zweite Beratung paſſieren 
ſollen und die noch vor dem 1. April in dritter 
Beratung erledigt werden müſſen. Es iſt ſehr 
riskant, die zweite Beratung auf nächſten Diens⸗ 
tag zu verſchieben. Die Geſetze ſind ſo wichtig, 
daß man ſie an die erſte Stelle der morgigen Be⸗ 
ratung ſetzen muß. Ich will aber gern entgegen⸗ 
kommen und vorſchlagen, daß wir vielleicht die 
Fortſetzung der Regierungserklärung als Punkt 5 
nehmen. Dann kann damit gerechnet werden, daß 
morgen die Beſprechung der Regierungserklärung 
noch rechtzeitig beendet wird. Die Herren werden 
ſchon auf ihre Rechnung kommen. Ich lege Wert 
darauf, daß die von mir zuerſt genannten Punkte 
morgen an die Spitze der Tagesordnung kommen. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Moczynſki. 


Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): Ich ſtelle 
den poſitiven Antrag, die Beſprechung der Regie⸗ 
rungserklärung morgen als Punkt 1 auf die Ta⸗ 
gesordnung zu ſtellen. Wenn das nicht geſchehen 
ſollte, würde von unſerer Seite gegen die zweite 
Leſung der Umſatzſteuer Einſpruch erhoben 
werden. (Abg. Gehl: Die Friſt können wir 
kürzen!) 


6. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
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Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnun 
hat der Herr Abg. Rahn. N 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Hinweis 
des Herrn Abg. Dr. Moczynſki iſt außerordentlich 
beachtenswert. Ich ſchließe mich ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen vollſtändig an, ſoweit das eine Geſetz in 
Frage kommt. In der zweiten Leſung hat die 
Regierungsmehrheit es zwar in der Hand, die 
Friſt zu kürzen, aber bei einer ganzen Anzahl Ge⸗ 
ſetze würden die Abgeordneten in der Lage ſein, 
das Zuſtandekommen der Geſetze vor dem 
31. März zu verhindern. Wir würden von dieſem 
Mittel Gebrauch machen, wenn man die kleineren 
Parteien in dieſer Weiſe zu ſchikanieren beab⸗ 
ſichtigt. b 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Gehl. 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 
zunächſt feſtſtellen, daß es niemand einfällt, die 
kleineren Parteien zu ſchikanieren. Uns liegt 
daran, daß die Geſchäfte dieſes Hauſes rechtzeitig 
erledigt werden, Herr Abg. Rahn. Nun möchte 
ich noch einmal darauf hinweiſen, daß ja die 
Friſtenkürzung zwiſchen der erſten und zweiten 
Beratung durch das Haus vorgenommen werden 
kann. Sie könnten nur die dritte Beratung des 
Wohnungsbaugeſetzes verhindern, die morgen 
dann nicht ſtattfinden könnte. Sie könnte aber 
am nächſten Dienstag erfolgen. Wenn Sie das 
heute ſchon ankündigen, würde es ratſam ſein, 
dieſen Punkt nicht auf die morgige Tagesordnung 
zu ſetzen. Dann kommen wir mit der Regierungs- 
erklärung einen Punkt vor. Ich bitte die Dinge 
jo zu nehmen, wie ſie wirklich gemeint find. Uns 
liegt daran, daß die Geſetze, die jetzt erledigt wer⸗ 


den müſſen, noch rechtzeitig fertig werden. Ich 


möchte bitten, uns keine unlauteren Motive zu 
unterſchieben. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Aus dieſer 
Kalamität kann man ſehr gut herauskommen, 
wenn man ſich an die Abmachungen des Aelteſten⸗ 
ausſchuſſes hält. Es wurde im Aelteſtenausſchuß 
geſagt, daß wir in der nächſten Woche Dienstag 
und Freitag tagen. Wenn wir dieſe beiden Tage 
einhalten, dann können die zweite und dritte Be⸗ 
ratung ſehr gut erledigt werden, ſo daß morgen 
mit der Beſprechung der Regierungserklärung 
fortgefahren werden kann. Wenn noch Zeit übrig 
bleibt, können zweite Beratungen ſtattfinden, 
wenn nicht, bleibt noch der nächſte Dienstag bezw. 
Freitag. Ich bin auch dafür, daß morgen die Be⸗ 
ſprechung weiter fortgeführt und daß Dienstag 
und Freitag nächſter Woche getagt wird. Die 
Koalition will ihren Willen durchſetzen, der dahin 
geht, daß auch nächſten Mittwoch getagt wird. 
Wenn die Geſetze ſo dringend ſind, muß ſie es auf 
ſich nehmen, einen Tag mehr zu tagen, wie es ihr 
beliebt. 

Präſident Wortmeldungen liegen nicht weiter 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. (Abg. Dr. 


Moczynſki: Ich habe einen poſitiven Antrag ge: 
ſtellt!) Ich habe gehört, Herr Dr. Moczynſki. Wir 


40) 
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(Präfident) : 

) ſtimmen zunächſt einmal über den Tag der näch⸗ 
ſten Sitzung ab. Ich ſchlage vor, morgen nach⸗ 
mittag 3.30 Uhr zu tagen. Wer dieſem Vorſchlag 
folgen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Es iſt ſomit 
beſchloſſen, daß die nächſte Sitzung morgen nach⸗ 
mittag 3.30 Uhr ſtattfindet. Jetzt kommt der An⸗ 
trag des Abg. Dr. Moczynſki, der verlangt, daß 
als erſter Punkt für die morgige Tagesordnung 
geſetzt werden ſoll: „Fortſetzung der Beſprechung 
der Regierungserklärung“. Wer dieſem Antrag 
ſtattgeben will, den bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. Ich bitte nun 


Donnerstag, den 22. März 1928. 


die Damen und Herren, die für die von mir vor⸗ CE 


geſchlagene Tagesordnung jind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) (Abg. Raſchke: 
Ich erhebe Widerſpruch gegen die dritte Leſung 
des Wohnungsbaugeſetzes!) Das iſt die Mehrheit, 
die Tagesordnung iſt angenommen. Wird der 
Widerſpruch gegen die dritte Leſung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes unterſtützt. (Geſchieht.) Die Un- 
terſtützung reicht aus. Die dritte Leſung darf 
morgen nicht ſtattfinden. Den Punkt ſetzen wir 
von der Tagesordnung ab. Wir ſind ſomit am 
Schluß der Sitzung angelangt. Ich ſchließe die 
Sitzung. f a a 
(Schluß der Sitzung 7 Uhr 40 Minuten.) 


{A) 


AB) 
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läufige Regelung der Bezüge der Beamten 
und Angeſtellten mit Ruhegehaltsberechtigung g 
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Nr. 99 zu Nr. 64) 
eh, Frau (KB. 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeldt (Nat. Soz.) 
Abänderungsanträge der Frau Abg. Kreft gu 
0 der Druckſache Nr. 64 (Druckſache 
Nr. 1 
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Bi ! * 
feldt (Nat. Soz.) zur Gelhäftsorbn: 310 
PR eat ber 5 75 A Kreft zu 
Artikel VIII der Druckſache Nr. 64 (Druck⸗ 
ſache Nr. 1100 e e 
Hohinfeldt (Nat. Soz.) 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. 311 A 
Were und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 311 A 
Brill rs zur Geihäftsordnung.. . 311B 
Raſchke (KP.) zur Geſchäftsordnung 311 C 
Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. a 
Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senator Dr. Volkmann; Staatsrat 
Scheunemann, Obergerichtsrat Kettlitz; Ober⸗ 
regierungsräte Dr. Grentzenberg; Dr. Hemmen; 


Oberpoſtrat Dr. Eppich. 8 

Bräfident: M. D. u. H.] Ich eröffne die 
18. Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dr. Moczynſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
5. In Anbetracht der geſtrigen Geſchäftsord⸗ 
nungsdebatte möchte ich doch nicht verſäumen, die 

elegenheit zu geben, daß die Sozialdemokratie 
den ſchlechten Eindruck verwiſcht, den fie geſtern 
durch ihre Stellungnahme, durch die Abſchnürung 
er kleinen Parteien und der kleinen Leute wie 
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Rahn, Dr. Moczynſki und meiner beſonderen 
Freunde der Herren Hohnfeldt und Zarfke gege⸗ 
ben hat. (Heiterkeit.) Ich ſtelle einen neuen An⸗ 
trag zur Abänderung der heutigen Tagesordnung, 
und zwar einen Kompromißantrag, der vielleicht 
für alle Parteien gangbar ſein wird, den Punkt 6 
mit den Punkten 1, 2 und 3 in der Beſprechung 
zu verbinden, ſo daß die Friſten für die Regie⸗ 
rungsparteien betr. der Punkte 1, 2 und 3 ge⸗ 
wahrt ſind. Es iſt doch ohne Frage, daß dieſe 
Punkte heute zur Abſtimmung gelangen werden. 

Präſident: Ich möchte mir geſtatten, darauf 
hinzuweiſen, daß die Punkte 1, 2 und 3 zweite 
Beratungen ſind, alſo eine Beſprechung in Verbin⸗ 
dung mit andern Punkten einfach nicht möglich 
iſt, weil jeder Paragraph einzeln aufgerufen und 
zur Beſprechung geſtellt werden muß. Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Antrag 
des Hern Dr. Moczynſki geht uns nicht weit ge 
nug. Wir verlangen, daß der Reſt der geſtrigen 
Tagesordnung heute als erſter Tagesordnungs⸗ 


302 p punkt weiter behandelt wird. Es kann nicht an⸗ 
gehen, daß die jetzige Koalition verſucht, mit Ge⸗ 


waltmaßnahmen die Minderheiten tot zu machen. 


5 (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Wir pro⸗ 


teſtieren ganz entſchieden dagegen. Die Regie⸗ 
rungserklärung muß erſt zu Ende geführt werden, 
und dann mögen Sie weiter verhandeln. M. H. 
von der Regierungskoalition, wenn Sie glauben, 
Ihre faule Rippe hier ſpielen zu laſſen, dann 
irren Sie ſich. Sie haben Zeit und Gelegenheit, 
dieſe Geſetze bis zum 1. April in zweiter und 
dritter Leſung zu verabſchieden. Sie wollen aber 
nicht am Dienstag und Freitag nächſter Woche, 
ſondern nur Mittwoch tagen. Dagegen erheben 
wir Einſpruch und verlangen, daß Freitag bezw. 
Dienstag getagt wird, um heute die Regierungs⸗ 
erklärung zu Ende führen zu können. Ich bean⸗ 
trage deshalb, daß der Punkt 6 als erſter Punkt 
verhandelt wird. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftordnung hat 
der Herr Abg. Gehl. j 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 


Es kann keine Rede davon fein, daß die Minder⸗ 


heit hier vergewaltigt wird (Was iſt es denn 
ſonſt? bei den Komuniſten.), fondern es kommt 
darauf an, daß hier heute praktiſche Arbeit ge⸗ 
leiſtet wird, und daß die Punkte 1, 2, 3 uſw. heute 
in zweiter Beratung erledigt werden. Das würde 
nicht der Fall ſein, wenn wir, dem Antrag des 
Herrn Abg. Raſchke Rechnung tragend, den ſechſten 
unkt der Tagesordnung zu dem erſten machen 
würden. Der Herr Abg. Rahn hat geſtern eine 
Zweiſtundenrede angekündigt, und m. D. u. H., 
wir wiſſen, daß auch der Herr Abg. Dr. Moczynſki 
und Herr Hohnfeldt zu den Dauerrednern gehö- 
ren. Wenn wir aljo den Punkt 6 als erſten 
Punkt behandeln, dann würde die Zeit ver⸗ 
ſtreichen, und wir würden nicht zur Erledigung 
der wichtigen Geſetzesvorlagen kommen, die heute 


als Punkt 1 bezw. 3 uſw. auf der Tagesordnung 


ſtehen. Nun mache ich aber auf folgendes auf⸗ 
merkſam Wenn wir heute nicht zur Erledigung 
der zweiten Beratung dieſer Punkte kommen, 
dann müßten wir am Dienstag die zweite Bera⸗ 


(D) 


Voltstag Danzig — 18. Sitzung. Freitag, den 23. März 1928. 5 


(Gehl, Abgeordneter) 
tung vornehmen, (Abg. Dr. Moczynſti: Warum ſein. Es müßte danach geſtrebt werden, daß dem () 
ſollen wir das nicht?) und dann die dritte Bera⸗ Hauſe der vollſtändige Etat jo ſchnell wie möglich 
tung beſtenfalls Freitag. (Abg. Dr. Moczynſki: vorgelegt wird, zumal der alte Etat den Wün⸗ 


Warum nicht?) Das will ich Ihnen jagen, hören 
»Sie zu. Freitag iſt der 30. März. Am 1. April 
ſollen die Geſetze in Kraft treten. Sie müſſen ver⸗ 
öffentlicht werden Das tt alles unmöglich, wenn 
wir heute dieſe Gegenſtände nicht erledigen. Des⸗ 
halb möchte ich Sie bitten, den Antrag der Herren 
Dr. Moczynſki und Raſchke abzulehnen. Es kommt 
nur alſo auf ſachliche Momente an, auf weiter 
nichts. Es fällt uns gar nicht ein, jemand abzu⸗ 
droſſeln. (Abg. Dr. Moczynſki: Dann können wir 
ja morgen tagen!) f 
Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. 
Der weitgehendſte Antrag ſcheint mir der des 
Abg. Naſchke zu ſein. Ich laſſe über dieſen ab⸗ 
ſtimmen. Wer für den Antrag Raſchke iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Antrag des Herrn Dr. 
Moczynſki ab. Ich habe vorhin ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen, daß er praktiſch unmöglich iſt. Ich bitte 
dietenigen, die für dieſen Antrag ſtimmen, ft 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 


iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt und 
die Tagesordnung bleibt ſo, wie ſie die Abgeord⸗ 
neten auf ihren Plätzen haben. Ich rufe Punkt 1 
auf:: het b a er 
Zweite Beratung eines vorläufigen 
Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 
1928. a 


f 1928. 5 
Diruckſache Nr. 108 zu Nr. 81. Ich rufe den 


Keen 


einzigen Artikel auf. Das Wort hat der Herr 
Abg. Raſchke. N an 

Maſchke, Abgeordneter (K. P.): Es muß im 
die Geſchäftsordnung hineinkommen, daß man ſich 
vor Beginn der Tagesordnung zum Wort zu mel⸗ 
den hat, ſonſt läuft man Gefahr, nicht zu Wort 
zu kommen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Der vorläufige Haushaltsetat für das Jahr 
1928 gibt uns Gelegenheit, auf dieſes Geſetz ein⸗ 
zugehen, und zwar deshalb, weil der neue Senat 
es nicht verſtanden hat, mit den Etatsgeſetzen ſo 
frühzeitig an den Volkstag zu kommen, daß ſie 
bis zum 1. April verabſchiedet werden können. 
Herr Finanzſenator Dr. Volkmann hat ja ſchon 


ſchen der Bevölkerung abſolut nicht mehr ent⸗ 
ſpricht. Nach dem vorläufigen Notetat ſoll aber 
nach der alten deutſchnationalen Tradition weiter 
gewirtſchaftet werden. Dies Weiterwirtſchaften 
führt dazu, daß der ſchaffenden Bevölkerung nicht 
etwa die Laſt abgenommen werden ſoll, ſondern 
daß ſie tiefer ins Elend und in den Dreck geſchleu⸗ 
dert werden ſoll. Ku: 

Wenn wir die einzelnen Poſitionen durch⸗ 
gehen, mit denen ſich ja auch ſchon die jetzige Re⸗ 
gierung beſchäftigt hat, ſo finden wir auf dem Ge⸗ 
biete des Schulweſens, daß es dieſer Regierung 
vorbehalten war, das Schulgeld für die mittleren 
Schulen zu erhöhen. Das bedeutet mit anderen 
Worten, daß die Kinder der Proleten, die Kinder 
der Arbeiter, nichts mehr in den mittleren Schu⸗ 
len zu ſuchen haben. Sie gehören nach Meinung 
der jetzigen Koalition nur noch in die Volksſchule 
und ſollen dort ihre Schuljahre zubringen. Das 
iſt eine Methode, die ein grelles Streiflicht auf 
die jetzige Koalition wirft. (Abg. Liſchnewfki: 
Faſchiſtenmethoden!) Wenn das Schulgeld der 
Mittelſchulen erhöht wird, werden die Kinder der 
unteren Schichten der Proleten aus dieſen Schulen 
ausgemerzt. M. H. von der Regierung, Sie wer⸗ 
den zugeben müſſen, daß es bei den jetzigen Ver⸗ 
hältniſſen den Eltern, die ihren Kindern eine 
beſſere Schulbildung angedeihen laſſen wollen, 
ſchon ſchwer wird, die heutigen Schulgeldſätze auf⸗ 
zubringen. Um wieviel ſchwieriger wird es ſein, 
wenn die Schulgelder noch erhöht werden. Dieſen 
Kindern wird deshalb die beſſere Bildung ver⸗ 
ſchloſſen. Sie ſollen weiter nichts bekommen als 
Religion, ein bißchen Rechnen, ein bißchen Schrei⸗ 
ben. Das genügt für die Ausbeutung. Alles 
andere iſt Ueberfluß und vom Uebel. (Vaterlän⸗ 
diſche Geſchichte! bei den Kommuniſten.) Auch das 
einbegriffen. Den größten Wert legt man aber 
auch bei dieſer Koalitionsregierung darauf, daß 
den Kindern Religion eingetrichtert wird, und 
daß ſie dabei nicht zu kurz kommen. Da in der 
Volksſchule die meiſten Religionsſtunden vorge⸗ 
ſehen find, und dieſe Stunden immer die erſten 
des Unterrichts ausmachen, hat man ein großes 


darauf hingewieſen, daß die Zeit nicht zugereicht Intereſſe daran, die Kinder der unteren Schichten 
hat, zumal die alte Regierung ſich mit dieſer Ma⸗ in der Volksſchule zu belaſſen. Das iſt kennzeich⸗ 
terie in der letzten Phaſe ihrer Regierungszeit nend für die Abgeordneten, die dem Freidenker⸗ 
nicht mehr beſchäftigt hat. Dennoch ſind wir der verband angehören, die ſogar hier für die Kirche 


Meinung, daß Zeit genug vorhanden geweſen 
wäre, wenn nur der Wille dageweſen wäre. Aber 


F gemangelt! Auch 


dieſe Koglition glaubte in dem alten Schlendrian 


wiskſchaften zu können, wie es die verſloſſenle Re⸗ 


gierung geta hat“ Es iſt ja auch geſagt worden, 
daß es den Regierungen des Freiſtaates Hoc, in 
keinem Jahr gelungen ist. den Ekot rechtzeitig 
einzubringen. Ganz beſonders ſcheint es aber in 


dieſem Jahr der Fall zu ſein Rach den Ausfüh⸗ 
rungen des Finanzſenators iſt damit zu rechnen, 


daß das ordentliche Etatsgeſetz evtl. im Dezember 
zur Verabſchiedung gelangen wird. Daß wir ſo⸗ 


lange abſolut nicht warten wollen und können, 


mit der Kirche zu kun haben. 


ſtimmen und im Freidenkerverband den Kindern 
Moralunterricht geben. Das iſt doch eine wunder⸗ 

bare Einſtellung, Me a Herr Abg. Btennert? 
Jemünd hat dazu gefugt, daß bei derartigen Leu? 
ten zwei Seelen in einer Bruſt wohnen. Ich laſſe 

es Lahingeſtellt ſein, ob es für Sie auch zutiftt, 
Hert Brenner Aber der ganzen Tendenz nach 
wird es wohl auf Sie fehr gut zutreffen. Man 
gibt hier alſo den Pfaffen das Gehalt und der 
Kirche die Möglichkeit, weiter zu exiſtieren. Auf 
der anderen Seite erteilt man den Kindern Mo⸗ 
ralunterticht und flößt ihnen ein, daß ſie nichts 


Damit hängt auch Kunſt und Volksbildung 
im allgemeinen zuſammen. Bei Antritt der neuen 


müßte auch den fetzigen Koalitionsparteien klar 


u 


1 
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Raſchke, Abgeordneter) 

Regierung hatte ich Gelegenheit, mit Koalitions⸗ 
leuten der Sozialdemokratiſchen Partei über das 
Geſetz, wonach die Filme zenſiert werden ſollen, zu 
ſprechen. Damals wurde ſchon geſagt, daß die 
Zenſur aufgehoben wird, da wir kein Intereſſe 
daran hätten, wenn im Freiſtatt die Filme noch 
einmal zenſiert werden, die bereits im Deutſchen 
Reiche zenſiert worden find. Wir fühlen uns als 
Volksgemeinſchaft, als Kulturgemeinſchaft und 
werden deshalb ſo ſchnell wie möglich dies Zen⸗ 
ſurgeſetz abſchaffen. Heute iſt dieſe Regierung be⸗ 
reits ein Vierteljahr vorhanden, aber wir haben 
auf dieſem Gebiete noch nichts bemerkt. Im Gegen⸗ 
teil, die Filmprüfſtelle beſteht nach wie vor und 
treibt weiter Unfug. Alle revolutionären Filme, 
die die Bevölkerung aufklären, werden nicht zu⸗ 
gelaſſen oder ſo verſtümmelt, daß kein Menſch 


mehr einen Zuſamenhang herausfindet. Auf der 


andern Seite aber haben wir auch feſtgeſtellt, daß 
das Zentrum bemüht iſt, Filme nach Danzig zu 
bringen, die ſeiner Tendenz entſprechen. Ich las 
letztens, daß man hier um die Oſterzeit einen 
Film aufführen will, der das Leben Jeſus Chri⸗ 
ſtus darſtellen ſoll. (Abg. Plenikowſki: Für reli⸗ 
giöſe Sozialiſten!) Auch die werden daran teil⸗ 
nehmen. Die „Landeszeitung“ hat freundſchaft⸗ 
lichſt eingeladen, daß ſich alle daran beteiligen 
ſollen. Sie empfiehlt ſogar, daß dieſer Film den 
Schulkindern vorgeführt wird. Sie iſt der Mei⸗ 
nung, daß alle Schulkinder gezwungen werden 
müſſen, ſich dieſen Film anzuſehen. (Da wird ſich 
Dr. Kamnitzer ärgern! rechts.) In dieſem Zuſam⸗ 


I) menhangce iſt die Frage angebracht, was die So⸗ 


zialdemokraten dazu ſagen. Sie haben nichts in 
ihrer Preſſe darüber verlauten laſſen, wie ſie ſich 
zu dieſem Film ſtellen. Sie haben nicht verſucht, 
dieſer Tendenz, die jetzt in Danzig verbreitet wer⸗ 
den ſoll, Einhalt zu gebieten. Die „Volksſtimme“ 


hat es nicht für nötig befunden, auch nur eine 


Zeile über dieſen Film zu ſchreiben und die zu 
warnen, die damit nichts zu tun haben wollen. 
Alſo auch hier verſagt die Regierung nach wie 
vor und denkt gar nicht daran, auf dieſem Gebiete 
etwas zu Gunſten der ſchaffenden Bevölkerung 
durchzuführen. Bei den ſozialen Einrichtungen, 
Geſundheitsweſen uſw. iſt gleichzeitig zu bemer⸗ 
ken, daß ſich auch in dieſem Vierteljahr abſolut 
nichts gegenüber der deutſchnationalen Regierung 
geändert hat. Die Erwerbsloſenbewegung läßt 
erkennen, daß man tatſächlich die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung abbaut, ohne im Exwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetz etwas zu ändern. Herr Finanzſenator 
Dr. Volkmann hat in ſeiner Rede beiſpielsweiſe 
zwei Zahlen genannt, und zwar ſagte er: Unter: 
ſtützte Erwerbsloſe waren 13 398 zu verzeichnen, 
insgeſamt betrug die Zahl 16 564. Daraus geht 
hervor, daß ungefähr 3 200 Erwerbsloſe keine Un⸗ 
terſtützung bekommen. Aber dieſe Zahl iſt inſo⸗ 
fern ſehr niedrig gegriffen, als darin alle diejeni⸗ 
gen, die nicht zum Stempeln zugelaſſen werden 
und die es ablehnen, den Weg zum Stempelamt 
zu machen, nicht enthalten ſind, ſo daß man ſehr 
gut mit einer Zahl von 6000 Nichtunterſtützten 
rechnen kann. Auch hier ſehen wir, daß die jetzige 
Regierungskoalition ſich nicht nur die Eigenſchaf⸗ 
ten der deutſchnationalen Regierung angeeignet 
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hat, ſondern noch darüber hinausgeht. Ich will 


nicht alle die Zahlen nennen, aber ich weiß be⸗ 


ſtimmt, daß ein ſo großer Zwiſchenraum zwiſchen 
denen, die unterſtützt werden und denen, die nicht 
unterſtützt werden, noch nie vorhanden war. 
Weiter das Kirchenweſen. Ich habe es ſchon 
kurz geſtreift, 
der Rede des Herrn Dr. Volkmann, wahrſcheinlich 
noch bis Weihnachten, wenn nicht darüber hinaus, 
in dem alten Stadium weiter gewurſtelt werden. 
Wir ſind der Meinung, daß endlich einmal mit 
dieſem Unfug Kirche ganz gehörig aufgeräumt 
werden muß. Wir können nicht dafür eintreten, 
daß Staatsgelder für dieſe Zwecke verſchleudert 
werden. Es kommt noch hinzu, daß man dieſen 
Kreiſen einfach Exekutivgewalt zubilligt, die ſi 
nicht verdient haben, auf die ſie abſolut keinen 
Anſpruch erheben dürfen. Ich denke dabei an die 
Eintreibung der Kirchenſteuer. Die Kirche iſt auf 
dieſem Gebiete noch rigoroſer als der Staat. Sie 
ſcheut ſich nicht, für Kirchenſteuer dem Arbeiter 
das Bett, ja die Matratze wegzunehmen, nur um 
id ihren unerſättlichen Magen füllen zu 
können. Wollen Sie das noch ein ganzes Jahr 
weiter gehen laſſen? Wollen Sie es zulaſſen, daß 
der Kirche dieſe Machtmittel eingeräumt werden, 
daß den Pfarrern die Gehälter zugebilligt werden, 
die ſie nicht zu bekommen haben? Wir erwarten, 
daß Sie wenigſtens Ihren Standpunkt, der noch 
lange nicht unſer Standpunkt in dieſer Beziehung 
iſt, wahren werden und daß Sie das durchdrücken, 
was Ihre Tendenz iſt, d. h. Trennung der Kirche 
vom Staat, daß die Kirche ſich ſelbſt unterhalten 
oll, daß ſie die Mittel, die fie für ihre Propagan⸗ 
diſten braucht, ſelbſt aufbringen muß. Das kann 


ſie auch, wenn nicht, dann ſoll ſie einpacken, wie 


alle die Parteien, die nicht in der Lage find, ſich 
ſelbſt finanzieren zu können. Wir ſehen die Kirche 


nur als eine Partei an, und zwar als eine der 


ſchlimmſten, die es überhaupt in einem Kultur⸗ 
ſtaat gibt. Es muß endlich mit dieſer Einrichtung 
aufgeräumt werden. Sie muß verſchwinden, damit 
die Bevölkerung aufatmet, damit dieſer Druck 
von ihr genommen wird. 

Auf dem Gebiete der Verwaltung des Innern 
ſoll der alte Schlendrian beibehalten werden. 
Auch hier ſtellen wir feſt, daß ſich in der Tendenz, 
beſonders bei der Schupo, nichts geändert hat. 
Nach wie vor findet man unter den Schupobeam⸗ 


Auch auf dieſem Gebiet ſoll nach 


0 


(D) 


ten Elemente, die die Bevölkerung provozieren, 
die die Bevölkerung niederſchlagen und mißhan⸗ 


deln. Nichts wird unternommen. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ iſt jetzt ſo zahm geworden, daß ſie immer 
nur die amtliche Meldung übernimmt und in 
ihrem Kommentar ſoweit geht, die Schuld der 
Bevölkerung in die Schuhe zu ſchieben. Nicht 
allein, daß das ſchon von amtlicher Stelle geſchieht, 
muß die „Volksſtimme“ noch einen Trumpf drauf⸗ 
geben und erklären, daß die Bevölkerungskreiſe 
es find, die den Schupobeamten, die für Ruhe und 
Ordnung zu ſorgen haben, das Leben ſauer 
machen. (Abg. Liſchnewſki: Die „Volksſtimme“ ift 
Regierungsblatt geworden!) Wir haben der Re⸗ 
gierung ſchon einmal Veranlaſſung gegeben einzu⸗ 
ſchreiten. Sie hat es nicht getan. Sie glaubt immer 
noch den Angaben der faſchiſtiſchen Beamten, den 
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Angaben der faſchiſtiſchen Verwaltun 
tungen. In letzter Zeit haben ſich auf dieſem Ge⸗ 
biet wieder ganz erhebliche Sachen abgeſpielt. Da 
iſt beiſpielsweiſe ein Fall in der Langgaſſe paſ⸗ 
ſiert. Zwei angebliche Zechpreller ſollten verhaftet 
werden. Sie verſuchten ſich dabei zu befreien. Ein 
dritter Arbeiter, völlig unſchuldig, kommt hinzu, 
wird von der Schupo an die Kandare genommen, 
d. h. an die Kette und zur Wache geſchleppt. Dort 
wird er dermaßen zerſchlagen, daß der Mann acht 
Tage lang nicht auf den Beinen ſtehen kann. Was 
ſagt die „Volksſtimme“? Sie erklärt, der Arbeiter, 
der auf der Schupowache geſchlagen wurde, habe 
ſich ſeiner Verhaftung entzogen und ſei agreſſiv 
gegen die Schupobeamten vorgegangen. Aber ge⸗ 
ſchlagen wurde er nicht. Als der Arbeiter ſich am 
anderen Tag auf meine Veranlaſſung ein ärzt⸗ 
liches Atteſt beſorgte und damit zur „Volks⸗ 
ſtimme“ ging, glaubte die „Volksſtimme“ auch 
etwas ſagen zu müſſen und ſchrieb, es wäre doch 
nicht angebracht, daß die Schupo immer auf die 
Arbeiter losſchlage. Heute hat der Arbeiter, der 
allein auf der Wache war und von 15 Schupo⸗ 
beamten mißhandelt wurde, einen Strafantrag 
bekommen. Man wirft ihm das Vergehen des 8 
133 vor und wenn ich nicht irre auch des § 183. 
Auf dieſen Paragraphen hin hat der Mann mit 
14 Tagen Gefängnis zu rechnen, wenn er gut weg⸗ 
kommt, und wenn er ſchlecht wegkommt, mit drei 
Jahren Gefängnis. Iſt das alſo eine Einrichtung 
im Staat, um die Bürger zu ihrem Recht kommen 
zu laſſen, oder iſt das eine Einrichtung, die Bürger 
zu tyranniſieren, ſie zur Verzweiflung zu bringen? 
Einmal wird der Mann von 15 Schupobeamten 
mit Gummiknüppeln geſchlagen und mit Füßen 
getreten, ſo daß er acht Tage ſeiner Arbeit nicht 
nachgehen kann. Dann werfolgt man ihn weiter 
und ſperrt ihn ſchließlich noch ins Gefängnis ein. 
Die Gerichtsverhandlung wird natürlich ergeben, 
daß ſich der Mann gegen das Strafgeſetzbuch ver⸗ 
gangen hat. Kein Gerichtshof wird ſagen, „Schupo 
du haſt hier nicht einwandfrei gehandelt“. Es 
verlangt von dem Mann, bringe den Beweis, daß 
du mißhandelt worden biſt. Das Gericht geht ſo⸗ 
weit, daß es ſich nicht einmal an die eingebrachten 
Atteſte hält, ſondern erklärt, das kann ja am an⸗ 
dern Tage bei einer anderen Gelegenheit paſſiert 
ſein. Wie willſt du mit dem Atteſt den Beweis er⸗ 
bringen, daß du gerade von Schupobeamten und 
noch dazu auf der Wache mißhandelt worden biſt? 
So wird die Sache aufgezogen, ſo werden, wie ge⸗ 
ſagt, die Arbeiter zur Verzweiflung gebracht. 

In dieſem Zuſammenhange komme ich zu dem 
Juſtizweſen. Auf dieſem Gebiete iſt man beſtrebt, 
alles beim alten zu laſſen. Auch hier ſollen die Ten⸗ 
denzurteile gegen die Arbeiterſchaft nicht beſei⸗ 
tigt, ſondern allem Anſchein nach noch erhärtet 
werden und weiter beſtehen bleiben. Auf dieſem 
Gebiete hat ſich auch in letzter Zeit gezeigt, daß 
man gegen die Arbeiterſchaft ganz rigoros vorgeht. 
Die kleinſten Vergehen, die kleinſten Uebertre⸗ 
tungen werden mit Gefängnis beſtraft. Es werden 
nicht etwa mildernde Umjtände herangezogen, ſon⸗ 
dern in den meiſten Fällen die härteſten Strafen 
verhängt. Damit will man natürlich der ſchaffen⸗ 
den Bevölkerung auch wieder das Leben ſo ſchwer 


gseinrich⸗ ö 
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wie möglich machen; denn jetzt hat man ja als 
deutſchnationale Regierung keine Verantwortung 
mehr, jetzt geht es ja viel ſchöner, jetzt kann man 
ja jagen, daß die Sozialdemokraten, die Mittel⸗ 
parteien ſchließlich Schuld daran ſeien. Man will 
ſo erreichen, daß dieſe Parteien in Mißkredit ge⸗ 
bracht werden. 

Wenn wir Ihnen ſagen, daß es auf dieſem Ge⸗ 
biete Ihre Aufgabe war, etwas anderes an die 
Stelle der zurzeit beſtehenden Einrichtungen zu 
ſetzen, ſo kann es ſich nur zu Ihrem Guten aus⸗ 
wirken. Aber wir wiſſen, daß Sie gar nicht die 
Abſicht haben, den Arbeiter irgend wie in Schutz 
zu nehmen. Sie ſind heute noch der Ueberzeugung, 
daß der Klaſſenrichter nur nach ſeinem Gewiſſen 
handelt und die Strafen vollzieht, die ihm das 
Geſetzbuch vorſchreibt und die ſich mit ſeinem Ge⸗ 
wiſſen vereinbaren. Wir ſind da anderer Meinung 
und ſagen, daß auf dieſem Gebiete viel geändert 
werden muß. Auch bei den Landratsämtern fin⸗ 
det man, daß der alte Schlendrian nach wie vor 
beibehalten wird. Die Schikanierung der Er⸗ 
werbsloſen durch die Landratsämter und nachge⸗ 
ordneten Gemeindeämter ſpottet jeder Beſchrei⸗ 
bung. Nicht nur deutſchnationale Gemeindevor⸗ 
ſteher ſind bemüht, die Erwerbsloſenunterſtützung 
ſo niedrig wie möglich zu halten, ſondern auch die 
Vertreter der Parteien, die heute in der Koalition 
ſitzen. Es ſcheint jo, als wenn hier ein Wettlauf 
ſtattfinden ſoll und ſich die Gemeindevertreter der 
jetzigen Koalitionsregierung den deutſchnationa⸗ 
len Gemeidevertretern an Rigoroſität gegenüber 
den Erwerbsloſen ebenbürtig erweiſen wollen. Be⸗ 
ſonders ſind es die Gemeindevertreter der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei. In Schöneberg iſt es einem 
ſozialdemokratiſchen Gemeindevorſteher zu ver⸗ 
danken, daß dort die Induſtriearbeiter einfach den 
Landarbeiterſatz erhalten. Induſtriearbeiter, die 
noch nie Landarbeiten verrichtet haben und dazu 
gar nicht in der Lage ſind, erhalten 3,30 Gulden, 
trotzdem ihnen auf Grund ihrer Kinderzahl und 
weil ſie Induſtriearbeiter ſind, täglich 4 Gulden 
gezahlt werden müßten. Der Herr Gemeindevor⸗ 
ſteher von Schöneberg geht mit einer Handbewe⸗ 
gung darüber hinweg und läßt ſich von ſeiner Ge⸗ 
meindevertretung beſcheinigen, daß die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung nicht höher ſein darf. Damit 
glaubt er, daß die ganze Sache für ihn erledigt 
iſt. (Das iſt eine Lüge! links.) 


Wenn die ſozialdemokratiſchen Gemeindevor⸗ 
ſteher ſchon ſo das Geſetz zu Ungunſten der Er⸗ 
werbsloſen auslegen, was ſoll man dann von 
einem reaktionären Deutſchnationalen und vom 

ſchwarzen Zentrum erwarten? Die werden dieſe 
Situation noch beſſer auszunutzen verſtehen und 
die Erwerbsloſenunterſtützung noch mehr als bis⸗ 
her kürzen. Wir haben aber auch gleichzeitig in 
dieſem Zuſammenhange endlich einmal vom Senat 
Klarheit darüber zu verlangen, wann er das 
Erwerbsloſen⸗Verſicherungsgeſetz einzuführen ge⸗ 
denkt. Es iſt nicht zur Verabſchiedung gekommen. 
Der Grund dafür war, daß man meinte, die Er⸗ 
werbsloſenziffer ſei zu hoch, das Erwerbsloſenver⸗ 
ſicherungsgeſetz könne nicht eingeführt werden. Da⸗ 
mals hatten wir eine Erwerbsloſenziffer von un⸗ 
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gefähr 6 000. Heute iſt die Zahl erheblich höher 
Aͤrbeiter mehr auszunutzen, als es die deutſchna⸗ 


und beträgt zwiſchen 17 und 20 000. f 
Ich frage nun den Senat, will man in dieſer 
Situation das Erwerbsloſenverſicherungs⸗Geſetz 
einführen, oder will man ſolange warten, bis die 
Erwerbsloſenziffer ſich verringert hat, bis ſie den 
Stand von 2000 Erwerbsloſen erreicht hat? Die 
damalige Regierung, die den Geſetzentwurf ein⸗ 
brachte, war der Meinung, daß ſich das Geſetz bei 
einer Erwerbsloſenziffer von 2 000 eventuell ein⸗ 
führen ließe. Iſt die Regierung dieſer Meinung, iſt 
ſie der Anſicht, daß das Geſetz erſt dann eingeführt 
werden kann, wenn die Erwerbsloſenziffer 2 000 
beträgt? Dann entſteht aber die andere Frage, 
nämlich die, wie die Regierung das Loch, das 
durch die Erwerbsloſenfürſorge in den Etat geriſ⸗ 
ſen ſein ſoll, zuſtopfen will. Will die Regierung 
bis zur Einführung des Erwerbsloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes die Erwerbsloſenfürſorgeſätze kürzen, 
will ſie den Abbau vornehmen, wie ihn die letzte 
Abänderung des Erwerbsloſen⸗Fürſorgegeſetzes, 
die die deutſchnationale Regierung einbrachte, 
vorſah? Ich frage, was hat die Regierung auf 
dieſem Gebiet vor? Wie denkt ſie die Erwerbs⸗ 
loſen⸗Fürſorge weiter zu handhaben? Iſt ſie der 
Anſicht, daß die Erwerbsloſenfürſorge abgebaut 
werden muß, daß die Sätze verringert werden 
ſollen, ujw. uſw.? Wir erwarten eine ganz be⸗ 
ſtimmte Antwort. Die Erwerbsloſen wollen end⸗ 
lich klaren Wein haben. Sie wollen wiſſen, wie 
ſich ihr Schickſal geſtalten ſoll, was man mit 
ihnen vor hat. Wenn Sie der Meinung ſind, daß 


G) auch bei der jetzigen Erwerbsloſenziffer das Er⸗ 
werbsloſen⸗Verſicherungsgeſetz eingeführt werden 


kann, dann muß ſo ſchnell wie möglich von der 
Regierung die Antwort an die Erwerbsloſen ge⸗ 
geben werden. Sie haben vor allem Urſache zu 
fragen, was mit ihnen gemacht werden ſoll, was 
man vor hat. 8 5 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich auch kurz 
auf die Notſtands⸗Arbeiten eingehen. Auch hier 
ſcheint die jetzige Regierung den Rekord ſchlagen 
zu wollen. 
worden ſein, daß die Regierung wieder Not⸗ 
ſtandsarbeiten einführt. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Sie will weitergehen wie die 
deutſchnationale Regierung, aber nur auf der 
einen Seite, d. h. ſie will acht Stunden arbeiten 


laſſen, während die deutſchnationale Regierung 


nur ſechs Stunden arbeiten ließ. Auf der anderen 
Seite ſchließt ſie ſich der Tendenz der deutſchnatio⸗ 


nalen Regierung an, d. h., auch ſie will keinen 


Pfennig Lohn mehr zahlen als die alte Regie⸗ 
rung. Die Forderung dieſer Notſtandsarbeiter 
geht aber nach wie vor dahin, vollen Tariflohn 
zu erhalten. Die Erwerbsloſen kennen keine Not⸗ 


ſtandsarbeiten. Sie lehnen es ab, ihre Not für die 


beſitzenden Kreiſe ausnutzen zu laſſen, indem ſie 
billige Straßen herſtellen. Dieſe Straßen kommen 
doch lediglich denen zugute, die dort Häuſer bauen, 
und das ſind die Hausagrarier. Dieſe werden da⸗ 
durch in den Genuß der billigen Anliegerkoſten 
verſetzt. Aber die Miete wird dadurch keinen 
Pfennig billiger werden. Die Hausagrarier wer⸗ 
den den höheren Prozentſatz in ihre Taſche ſtecken. 
Wir ſtellen alſo feſt, daß der Senat mit der 


Es ſoll teilweiſe ſchon durchgeführt 
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jetzigen Notſtandsarbeit die Tendenz verfolgt, die 


tionale Regierung fertig gebracht hat; denn 
acht Stunden Arbeitszeit bei dieſem miſerablen 
Lohn bedeutet, daß die Arbeiterſchaft noch mehr 
ins Elend verſetzt wird, als es bis jetzt ſchon der 
Fall iſt. Ich wünſche allen denen, die heute ihr 
gutes Auskommen haben, daß ſie einmal ein 
Vierteljahr lang täglich acht Stunden für Not⸗ 
ſtandslohn arbeiten müſſen, dann würde hier oder 
dort einer der dicken Bäuche oder die dicken Wan⸗ 
gen verſchwinden. Bezüglich der Notſtandsarbeit, 
muß, wie geſagt, Klarheit geſchaffen werden. Auch 
hier verlangen wir vom Senat, ob die Preſſemel⸗ 
dungen der letzten Wochen zutreffen, ob der Senat 
gewillt iſt, die ausgemergelten Arbeiter acht 
Stunden lang für hundsmiſerablen Lohn arbeiten 
zu laſſen. . 


Die Techniſche Nothilfe, die auch in der deutſch⸗ 
nationalen Regierungsmethode verankert war, 
ſoll allem Anſchein nach noch bis zum Dezember 
dieſes Jahres mitgeſchleppt werden. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Ohne die kann Arczynſki nicht auskom⸗ 
men!) Das ſcheint mir auch ſo zu ſein. Ja, ich 
möchte ganz poſitiv behaupten, daß das tatſächlich 
der Fall iſt. Der Arbeitsminiſter Arczynſki braucht 
allem Anſchein nach dieſe Schutzgarde, falls ſeine 
Arbeiter über das vorgeſchriebene Maß hinaus⸗ 
ſchießen, wenn ſie mit dem, was er an Lohn und 
Gehalt vorſchreibt, nicht mehr zufrieden ſind. 
Sollten ſie es wagen, in den Streik zu treten, 
dann muß man eine Garde haben, und das wird 
in dieſem Fall ſicher die Techniſche Nothilfe ſein. 
Wir ſehen nicht ein, daß die hier im Freiſtaat noch 
etwas zu verlieren hat. Sie hat zu verſchwinden, 
und zwar ſo ſchnell wie möglich. Sie darf aber 
nicht ſo verſchwinden, m. D. u. H. von der Regie⸗ 
rung, wie die Einwohnerwehr. Die Einwohner⸗ 
wehr iſt noch nicht verſchwunden und wird auch 
nicht verſchwinden. Unjere Annahme iſt um ſo 
richtiger, als das Geſchrei von rechts gegen die 
Einwohnerwehr ziemlich verſtummt iſt. Das be⸗ 
weiſt uns, daß die Vorſchriften oder die Verord⸗ 
nungen, die vom Senat erlaſſen worden ſind, nicht 
durchgeführt werden, daß die Kreiſe, die berufen 
find, das durchzuführen, darüber lachen und es 
nicht tun. Die letzte Auflöſungsverſammlung hat 
ganz klar und deutlich bewieſen, daß die führenden 
Köpfe der Einwohnerwehr gar nicht daran den⸗ 
ken fie aufzulöſen. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Sie waren es ja, die aufforderten, zu⸗ 
ſammenzubleiben und die durchblicken ließen, wir 
werden bald wieder gebraucht werden, denn in 
den Kriſenjahren 1928/29 iſt allerhand zu erwar⸗ 
ten, und man wird uns wieder auf den Plan 
rufen. Wenn alſo die Auflöſung ſo gedacht iſt, 
dann danken wir dafür. Wir ſehen in der Auf⸗ 
löſung etwas anderes und verlangen, daß fie 
ſtrikt durchgeführt wird, d. h., daß man mit Ver⸗ 
ordnungen nicht auskommt, wenn dahinter nicht 
kathegoriſche Strafen geſetzt werden, wenn Zu⸗ 
widerhandeln gegen dieſe Verordnung nicht ganz 
exemplariſch beſtraft wird. Wir können es aber 
auch nicht verſtehen, daß die Regierung geſtattete, 
daß in der Auflöſungsverſammlung noch die 
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Schupokapelle konzertierte und daß deutſchnatio⸗ 
nale Radaupolitik gemacht wurde. 

Es iſt ſehr bezeichnend für die jetzige Regie⸗ 
rungskoalition, daß man keinen Schritt von der 
verfloſſenen Regierungsmethode der Deutſchna⸗ 
tionalen abweichen will. Wir verſtehen es auch 
nicht, wie es möglich war, daß in der Auflöſungs⸗ 
verſammlung der Einwohnerwehr noch Waffen 
vorhanden waren. Hier wurde gejagt, die Waffen 
ſeien lange eingezogen, eine Einwohnerwehr mit 
Waffen gäbe es nicht mehr, die Waffen ſeien der 
Schupo übergeben. Bei der Auflöſungsverſamm⸗ 
lung ſtehen aber fünf jugendliche Burſchen mit 
Karabinern auf der Schulter als Ehrenwache da. 
(Abg. Rahn: Die warten darauf, daß Herr Gehl 
ſie abholt! — Heiterkeit.) Es ſcheint ſo. Außer⸗ 
dem iſt noch zu bemerken, daß auch die Aus⸗ 
ſchmückung des Saales und des Podiums ganz 
deutſchnational ausſah. Man hatte ſich nicht ge⸗ 
ſcheut, dort in erſter Linie die ſchwarz⸗weiß⸗rote 
Flagge tendenziös aufzuhängen. Nur ſo als klei⸗ 
ner Lappen, als Wiſchlappen erſchien nebenbei 
die Danziger Flagge. Wenn das alles unter der 
jetzigen Regierung aufgezogen wird, ſo bedeutet 
das, daß man nicht mit dieſen Elementen auf⸗ 
räumen will, daß man ſie nach wie vor unter⸗ 
ſtützt und dieſe Tendenz zuläßt. Auf der andern 
Seite aber bemüht man ſich nicht darum, die Ar⸗ 
beiterſchaft zu ihrem Rechte kommen zu laſſen. 
Man verſucht nicht, die rigoroſen Maßnahmen, 
die gegen die Arbeiterſchaft durchgeführt werden, 
abzuſtellen. Man verſucht nicht, das zu verhin⸗ 
dern, was unter der deutſchnationalen Regierung 
beſonders gegen die ausgebeuteten Kreiſe inſze⸗ 
niert wurde. 

Wir haben auch noch kurz die Strafanſtalten 
einer Beſprechung zu unterziehen. Auch hier iſt 
noch immer das alte Lied der Deutſchnationalen 
tonangebend. In der Strafanſtalt finden wir noch 
die alten porſintflutlichen Einrichtungen. Soll das 
auch noch bis zur endgültigen Verabſchiedung 
des Etats ſo bleiben, ſoll den Gefangenen immer 
noch die deutſchnationale Koſt vorgeſetzt werden, 
die heute noch darin beſteht, daß man Erbſen mit 
Soda kocht? Wir haben hier ja ein paar Haus⸗ 
frauen, vielleicht laſſen die ſich einmal über ſolch 
einen Fraß aus. Erbſen, Bohnen oder ſonſtige 
Speiſen werden mit Soda gekocht. Eine Zeitlang 
war es ja beim Kommiß auch ſo, da mußte man 
ebenfalls dieſen Fraß ſchlucken. Als ich im Jahre 
1908 diente, bekamen wir nicht mehr dieſe Koſt 
vorgeſetzt. Aber 1906 mußten wir das noch 
ſchlucken. Heute ſchreiben wir 1928 und in Dan⸗ 
zig wird es den Inhaftierten immer noch vorge⸗ 
ſetzt. Das iſt das Beſchämende dabei. Aber nicht 
allein die Gefängniskoſt, ſondern auch die Be⸗ 
handlung der Strafgefangenen iſt nicht mit der 
Zeit mitgegangen. Sie hat ſogar einen Rückſchritt 
erfahren, (Abg. Liſchnewſki: Die Abgeordneten 
werden nicht hineingelaſſen!) Das iſt noch das 
kleinere Aebel. Das größere iſt, daß man heute 
auch die Unterfuhungsgefangenen, wenn fie Be⸗ 
ſuche empfangen und mit ihren Angehörigen 
ſprechen wollen, hinter vergitterten Fenſtern ver⸗ 
ſteckt, die jo hoch find, daß ſich die Unterſuchungs⸗ 
gefangenen nur durch die Stäbe, wie alle andern 


Freitag, den 23. März 1928. 


Gefangenen, mit ihren Angehörigen unterhalten 0 


können. Das iſt erſt in neuerer Zeit in-Rraft ge- 
treten, noch vor kurzer Zeit war es nicht ſo. Wir 
hoffen, daß dieſe Zuſtände mit dieſem Etat für 
alle Ewigkeit verſchwinden. 


Wir erwarten, daß nicht erſt durch Einbrin⸗ 
gung des neuen Etatsgeſetzes Mittel für die von 
mir gekennzeichneten Dinge zur Beſeitigung der 
Mißſtände bereitgeſtellt werden. Wenn ich ſage, 
wir erwarten das, ſo habe ich bereits zu viel ge⸗ 
ſagt. Wir wiſſen, daß wir auch von dieſer Regie⸗ 
rung nichts zu erwarten haben. Nehmen Sie es 
alſo nur als eine Redewendung von mir hin. Ich 
wollte nicht zum Ausdruck bringen, daß wir et⸗ 
was von dieſer Regierung erwarten. Von dieſer 
Regierung, wie von der früheren deutſchnationa⸗ 
len Regierung iſt nur zu ſagen, daß ſie auf dieſem 
Gebiete nichts ändern will. Sie wollen den 
Schlendrian, die Schikanen, das rigoroſe Verhal⸗ 
ten der einzelnen Verwaltungsbehörden weiter 
beſtehen laſſen und mit deutſchnationaler Ten⸗ 
denz im deutſchnationalen Fahrwaſſer weiter 
arbeiten. Dadurch werden ſie der Bevölkerung den 
Strick noch feſter um den Hals legen als es bisher 
der Fall war. Ich möchte ſagen, daß uns jede ein⸗ 
zelne Poſition des Notetats zu gering erſcheint. 
Was iſt beiſpielsweiſe mit der Summe von 50 000 
Gulden für den Bau der Straße Danzig⸗Lang⸗ 
fuhr⸗Zoppot anzufangen? Das wird in einem 
Monat verbaut ſein, und dann müſſen die Arbei⸗ 
ter entlaſſen werden, weil die Mittel aufge⸗ 
braucht ſind. Wenn der Finanzſenator ſagte, es ſei 
damit zu rechnen, daß die Etats evtl. nicht vor 
Jahresſchluß vorgelegt werden, ſo ſind für uns die 
Summen im Notetat nicht maßgebend. Sie reichen 
nicht, um der Bevölkerung Arbeits⸗ und Ver⸗ 
dienſtmöglichkeiten zu geben. Wir müſſen fordern, 
daß dieſe Summen erheblich erhöht werden. 

Worauf es ankommt, möchte ich zum Schluß 
kurz zuſammenfaſſen und ſagen, die jetzige Regie⸗ 
rung hat in dieſem Vierteljahr nicht bewieſen, 
daß ſie die Verſprechungen, die ſie im Wahlkampf 
gegeben hat, durchführen und halten wird. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) Sie iſt nur in die 
Regierung hineingegangen, um den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat auf den Knochen der Arbeiter wieder 
auf die Beine zu bringen. (Sehr gut! bei den 
Kommuniſten.) Sie iſt nur hineingegangen, um 
die Arbeiterſchaft noch mehr wie die Deutſchnatlo⸗ 
nalen auszubeuten und ihnen ihr Leben ſchwer zu 
machen. Deshalb haben wir für dieſe Regierung 
nicht einen Pfennig übrig. Die revolutionäre 
Arbeiterſchaft vergrößert ſich immer mehr, immer 
größer werden die Kreiſe um uns. Sie nimmt den 
Kampf gegen den Sturz dieſer Koalition, wie 
überhaupt jeder Koalition auf. Sie hat deshalb 
kein Intereſſe an dem Beſtehen dieſer Regierung 
und auch kein Intereſſe, dieſer Regierung irgend 
wie Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Wir werden 
deshalb den Notetat ablehnen, weil dieſe Regie⸗ 
das Vertrauen der Werktätigen, has Vertrauen 
der ausgebeuteten Arbeiterſchaft nicht hat. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 


(A) 
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Plenikowſti, Abgeordneter (K. P. D.): M. D. 
u. H.! Der Herr Vizepräſident des Senats Gehl 
brauchte hier an dieſer Stelle die Worte: „Hin⸗ 
dern Sie uns doch nicht, praktiſche Arbeit zu 
leiſten.“ Dieſer Ausſpruch des Herrn Senatsvize⸗ 
präſidenten Gehl kennzeichnet die Stellung der 


Sozialdemokratiſchen Partei zur Frage des kapi⸗ 


taliſtiſchen Staates, (Sehr gut! bei den Kommu⸗ 
niſten) kennzeichnet die Einſtellung der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zum kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem überhaupt. Was heißt denn heute 
praktiſche Arbeit innerhalb dieſes Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems leiſten? Man hat in der heutigen „Volks⸗ 
ſtimme“ uns Kommuniſten wieder als Vulgär⸗ 
Marxiſten bezeichnet. Ich glaube, die Sozialde⸗ 
mokraten wiſſen heute überhaupt gar nicht, was 
ein Marxiſt iſt und was marxiſtiſch ſein bedeutet. 
(Zuruf des Abg. Lehmann.) Ich bin neugierig, ob 
Sie, Herr Lehmann, ſich hier nächſtens hinſtellen 
und über die Frage der marxiſtiſch eingeſtellten 
Sozialiſten in Bezug auf Schule, Kirche uſw. 
ſprechen werden. Sie werden es nicht wagen, ſich 
hier hinzuſtellen, um den Kampf gegen das kor⸗ 
rupte Syſtem in Bezug auf Schule und Kirche 
aufzunehmen. Mir fällt aber eine Epiſode ein. 
Vor zwei Jahren beſuchte ich einmal den Laden 
der „Volksſtimme“ und fragte nach marxiſtiſcher 
Literatur, vor allem nach einer neuen Ausgabe 
des „Kapital“ von Marx. Da wurde der ganze 
Bücherladen umgeſtöbert, aber das „Kapital“ 
war nicht zu finden. Da hörte ich die ſehr treffende 
Bemerkung von dem Verkäufer: „Seit mindeſtens 
drei bis vier Jahren hat niemals jemand nach 
marxiſtiſcher Literatur gefragt.“ (Heiterkeit.) 
Das iſt bezeichnend. Sie haben heute mit Marxis⸗ 
mus nichts zu tun, das Wort Marxismus it in 
Ihrem Munde eine Entweihung. (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten — Abg. Lehmann: Sie hätten 
das „Kapital“ auch nicht zu Ende geleſen, Sie 
haben es auch nicht zu Ende geleſen!) Ich freue 
mich, daß Sie es nicht zu Ende geleſen haben, Sie 
ſind wahrſcheinlich auf der erſten Seite ſtecken ge⸗ 
blieben. Praktiſche Arbeit leiſten innerhalb des 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems heißt die Pro⸗ 
fite der Unternehmer ſteigern, praktiſche Betäti⸗ 
gung in der Aufſtellung von Etats, praktiſche Be⸗ 
tätigung durch Zuſtimmung zu den Etats bedeu⸗ 
tet, zugeben daß der Profit des Unternehmers auf 
Koſten der Werktätigen vergrößert wird. Wenn 
Sie das „Kapital“ zu Ende geleſen hätten, Herr 
Lehmann, dann hätten Sie gemerkt, welche Stel⸗ 
lung Marx gegenüber der ſogenannten prakti⸗ 
ſchen Arbeit innerhalb dieſes kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems einnimmt. Sie hätten gefun⸗ 
den, daß Marx ſagt, daß innerhalb dieſes kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems nur immer der 
Profit des Unternehmers ſteigen wird, daß die 
Akkumulation des Kapitals ſich von Jahr zu 
Jahr ſteigern wird und ebenſo auch die Akkumu⸗ 
lation des Elends der Erwerbstätigen. (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten.) 

Ich will aber ein wenig näher auf die ſoge⸗ 
nannte praktiſche Arbeit dieſer neuen Koali⸗ 
tionsregierung eingehen. Wir kannten ja die 
Methode der früheren deutſchnationalen Regie⸗ 
rung gegenüber Forderungen der Werktätigen. 
Im Hauptausſchuß warfen ſich anläßlich der Be⸗ 
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ratung der Kürzung der Beamtengehälter die ( 
Vertreter der bürgerlichen Parteien, ganz beſon⸗ 
ders die Vertreter der Deutſchnationalen Partei, 
in die Bruſt und betonten, wenn Ihr es jetzt 
wagt, Recht und Geſetz zu verletzen, dann müßt 
Ihr erwarten, daß eine etwaige ſpätere Rechts⸗ 
regierung auch Euch gegenüber ſo verfahren wird, 
wie Ihr jetzt uns gegenüber verfährt. Glaubt 
denn die deutſchnationale Regierung, daß ſie in 
der früheren Zeit, als fie noch das Zepter „wang, 
etwa Geſetz und Recht heilig gehalten hat? 
Schockweiſe könnte man Beiſpiele anführen, wie 
ſich dieſe bürgerliche Rechtsregierung über jedes 
Recht, über die Verfaſſung hinweggeſetzt hat, wie 


ſie es auch verſtand, in die neu geſchaffenen Ge⸗ 


ſetze, die etwa Broſamen für die Werktätigen, für 
die Minderbemittelten brachten, Verklauſulie⸗ 
rungen hineinzuflechten, die dann den Minder⸗ 
bemittelten dieſe Broſamen wieder wegſtehlen 
ſollten. Wir kennen doch alle die famoſen Geſetze, 
nach denen heute regiert wird. Sie ſind dehnbar 
wie Gummi und können ſo ausgelegt werden, wie 
es der betreffende Verwaltungsbeamte will. Ich 
erinnere an das famoſe Erwerbsloſenfürſorgege⸗ 
ſetz, das unter der früheren deutſchnationalen Re⸗ 
gierung jo ausgelegt wurde, daß den Exwerbs⸗ 
loſen die paar Broſamen noch von den Verwal⸗ 
tungsbeamten weggeſtohlen werden. Das iſt auch 
klar, denn darin beſteht ja die Art und Weiſe des 
Regierens dieſer Verwaltungsbeamten, für den 
Staat auf Koſten der Werktätigen, der Arbeits⸗ 
loſen und der Minderbemittelten zu ſparen. Aber 
daß dieſen Kurs auch die neue Koalitionsregie⸗ 
rung einſchlägt und, wie ich gleich nachweiſen 
werde, noch viel ſchärfer und ſchlimmer, das iſt 
kennzeichnend für dieſe Koalitionsregierung. Es 
war doch der Herr Abg. Weiß, der erklärte, der 
Kurs bleibe der alte, der Kurs gehe vorwärts. 
Ja gewiß, er geht vorwärts auch in Bezug auf die 
Auslegung der Geſetze. Was erwartete denn der 
Arbeiter, der Erwerbslose, der Minderbemittelte, 
von dieſer Regierung? Nun, er iſt bereits durch 
die Führer der Sozialdemokratie und der Zen⸗ 
trumspartei genasführt worden. Ihm iſt bereits 
erklärt worden: „Bei den jetzt beſtehenden ſchlech⸗ 
ten Verhältniſſen des Staates können wir un⸗ 
möglich Verbeſſerungen für Euch herausholen. 
Wir können keine neuen Geſetze ſchaffen, die eine 
bedeutende Beſſerung Eurer Lage bringen. Wür⸗ 
den wir das verſuchen, würde der Aſt, wie Herr 
Kloſſowſki ſich hier ausdrückte, auf dem wir alle 
ſitzen, durchgeſägt werden und wir würden alle 
in die Tiefe fallen.“ Nun, Herr Kloſſowſki, fügen 
Sie von dieſem Baum der Wirtſchaft, wie die 
Deutſchnationalen ihn verſtehen, möglichſt viele 
Aeſte ab, wir werden Ihnen dabei behilflich ſein; 
denn der Stamm bleibt beſtehen, das iſt die Ar⸗ 
beiterſchaft. Die verdorrten Aeſte mögen ruhig 
abgeſägt werden. Die Arbeiterſchaft, die Werk⸗ 
tätigen, die Minderbemittelten hoffen auf eine 
humane Auslegung der Geſetze und daß ihnen 
innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems 
einige Zuckerſtücken, einige Broſamen gegeben 
werden. 

Gleich in den erſten Volkstagsſitzungen iſt ja 
auch von dieſer humaneren Auslegung geſprochen 
worden. Den Erwerbsloſen und Minderbemittel⸗ 
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ten draußen wurde weiß gemacht, daß jetzt die 
humanere Auslegung der Geſetze käme. Wir 
Kommuniſten haben auch vor der Wahl erklärt, 
daß eine unſerer Aufgaben im Parlament darin 
beſteht, euch Erwerbsloſen draußen, euch Werk⸗ 
tätigen und euch Minderbemittelten zu zeigen, 
daß auch eine Linksregierung nicht gewillt iſt, 
wirkliche Verbeſſerungen für euch durchzuführen. 
Um zu beweiſen, was wir den Werktätigen vor 
den Wahlen ſagten, dazu reichten wir unter an⸗ 
derm auch Kleine Anfragen in Bezug auf die 
Handhabung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
ein. Was zeigte ſich dabei? Daß dieſe Regierung 
die Geſetze viel ſchärfer und reaktionärer aus⸗ 
legt, als ſie unter der früheren deutſchnationalen 
Regierung in der Praxis gehandhabt worden 
find. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Da⸗ 
für einige Beweiſe. Das Erwerbsloſenfürſorgege⸗ 
ſetz macht einen deutlichen Anterſchied zwiſchen 
der Anrechnung der Einnahmen der Familien⸗ 
mitglieder, die im Haushalt wohnen, und der 
Einnahmen, die der Erwerbslose ſelbſt bezieht. 
Die Einnahmen der Familienmitglieder ſollen 
nach dem Geſetz nur zur Hälfte bei der Gewährung 
der Unterſtützung berückſichtigt werden. Es ſteht 
ganz ausdrücklich nichts von einer Anrechnung. 


Dagegen ſteht bei den Einnahmen, den Renten, 
die der Erwerbsloſe bezieht, ausdrücklich von 
einem Inbetrachtziehen und einer Anxechnung. 
In der Praxis wurde das bisher auch ſo gehand⸗ 
habt. Ein erwerbsloſer Familienvater bekam für 
ſich, ſeine Frau und ſeine etwaigen Kinder, die er 
bisher unterhalten hatte, die volle geſetzliche Un⸗ 


terſtützung. Hatte er erwachſene Kinder, die mit⸗ 
verdienten, jo wurde ihm von ſeiner Unter⸗ 
ſtützung, die er für ſich und ſeine Familie bezog, 
nicht etwa die Hälfte des Verdienſtes der Fami⸗ 
lienangehörigen abgezogen, ſondern ſie wurde je 
nach der reaktionären Einſtellung des betreffen⸗ 
den Verwaltungsbeamten auf die Unterſtützung 
angerechnet, natürlich lange nicht in dem Maße, 
daß man die Hälfte dieſer Einnahmen anrechnete. 
Das war in der Praxis gang und gäbe. In ſehr 
vielen Gemeinden rechnete man dieſe Einnahmen 
der Familienangehörigen überhaupt nicht an, 
ſondern gewährte den Erwerbsloſen für ſich, ſeine 
Frau und ſeine Kinder ohne Rückſicht auf die 
Einnahmen ſeiner erwachſenen Kinder die ganze, 
ihm voll zuſtehende Unterſtützung. Anläßlich 
eines ganz konkreten Falles fragte ich nun den 
Senat, ob er es billige, daß die Einnahmen der 
Familienangehörigen tatſächlich von der Unter⸗ 
ſtützung der Erwerbsloſen abgezogen würden. 
Prompt erwiderte der Senat, jawohl das muß 
geſchehen, und zwar beſtimmte er das im An⸗ 
ſchluß an den bereits erwähnten Fall. Dieſer 
Fall lag jo: In meiner Gemeinde erhielt ein Er⸗ 
werbsloſer für ſich, ſeine Frau und ſein ſechsjähri⸗ 
ges Kind eine Unterſtützung in der ihm geſetzlich 
zuſtehenden Höhe von 3,10 Gulden. Nun hatte er 
ein Stiefkind, ein Kriegshinterbliebenenkind. 
Dieſes Kriegswaiſenkind war 14 Jahre alt und 
ſtand bei einem Beſitzer gegen ein Wochenlohn 
von 8 Gulden in Arbeit. Natürlich reichte dieſer 
Wochenlohn bei weitem nicht aus, um dieſen 
Jungen zu ernähren und zu kleiden. Er bekam 
eine Kriegswaiſenrente in Höhe von ca. 7 Gulden. 


Freitag, den 23. März 1928. 


Der Senatsſekretär verlangte nun anläßlich der 
Prüfung der Erwerbsloſenakten, daß dieſe Unter⸗ 
ſtützung, dieſe Kriegshinterbliebenenunte rſtützung, 
die der Stiefſohn erhielt, den Erwerbsloſen von 
ſeiner Anterſtützung in Höhe der Hälfte der 
Kriegsrente abgezogen würde. Es wurde alſo an⸗ 
geordnet, Einnahmen, alſo auch Renten der Fa⸗ 
milienangehörigen, find den Erwerbsloſen zur 
1 von der Erwerbsloſenunterſtützung abzu⸗ 
ziehen. N 

Es half nichts, daß ich mich gegen dieſe Maß⸗ 
nahme mit aller Gewalt ſträubte. Senatsbefehl 
bleibt Senatsbefehl und ich mußte ihn ausführen. 
Dieſe Maßnahme ſteht aber in Widerſpruch zu der 
bisher geübten Praxis, ſagt aber klar und deut⸗ 
lich, daß tatſächlich alle Einnahmen, auch die 
Renten der Familienangehörigen, zur Hälfte an⸗ 
gerechnet werden und von der Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung abzuziehen ſind. Man hätte das ver⸗ 
ſtehen können, wenn der Stiefſohn auch den Zu⸗ 
ſchlag von 45 Pfennigen Erwerbsloſenunterſtüt⸗ 
zung bekommen hätte und man dann von dieſem 
Zuſchlag die Hälfte der Rente abzöge. Man kann 
es aber nicht verſtehen, wie die Rente eines 
Kriegswaiſenkindes dazu benutzt werden ſoll, um 
den Staat vor einer andern Ausgabe zu ſchützen. 
Das iſt der Fall geweſen. Ich wandte mich in 
einer kleinen Anfrage an den Senat, um die An⸗ 
gelegenheit zu klären; denn der eine konkrete 
Fall beſaß inſofern Bedeutung für die Allgemein⸗ 
heit, als jeder reaktionäre Verwaltungsbeamte, 
der davon Kenntnis erhielt — das wird der Se⸗ 
nat wahrſcheinlich nicht verabſäumt haben — 


auch ſo vorgehen und ſämtliche Einnahmen der 


Familienangehörigen einſchließlich der Renten⸗ 
bezüge der Familienangehörigen den Erwerbs⸗ 
loſen zur Hälfte von der Anterſtützung abziehen 
würde. Eine deutſchnationale Regierung hätte 
dieſe Maßnahme des Senatsſekretärs ohne wei⸗ 
teres ſanktioniert. Darüber bin ich mir klar, das 
ſteht feſt. Nun hoffte man aber von der Links⸗ 
regierung, da ſie immer betont hatte, ſie würde 
wenigſtens verſuchen, die Geſetze humaner auszu⸗ 
legen, daß ſie ein Veto einlegen würde und er⸗ 
klärt hätte, das Geſetz ſage klar und eindeutig, 
die Rentenbezüge der Familienangehörigen ſeien 
billigerweiſe in Betracht zu ziehen, und zwar zur 
Hälfte bei der Gewährung der Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung. Es ſteht nicht ein Wort von einer 
Anrechnung da. Der Senat antwortete nun auf 
meine Kleine Anfrage, jawohl, es ſind jetzt tat⸗ 
ſächlich in Zukunft Einnahmen, Renten nach dem 
Geſetz, wie der Senat es auslegt, von der Unter: 
ſtützung des Erwerbslosen abzuziehen. (Er will 
ſparen! bei den Kommuniſten.) Jawohl, er will 
ſparen, das hat er immer wieder betont. Er 
ſpart, wenn es auch geſetzwidrig iſt, wenn man 
bei dem Sparen auch über Verfaſſung und Geſetz 
hinweggeht. (Abg. Liſchnewſki: Wenn es über 
Leichen geht!) Durch dieſe Sparſamkeit ſchafft der 
Senat Leichen, denn die Selbſtmorde werden ſich 
nicht verringern, ſondern vergrößern. Das Elend 
wird ſich vermehren. Wir ſind uns auch klar dar⸗ 
über, daß innerhalb des jetzt beſtehenden Syſtems 
die Akkumulation des Elends fortſchreiten wird, 
ob ein Senatsvizepräſident Riepe hier ſteht oder 
ein Vizepräsident Gehl. 


(A): 


(8) 


ſamleit für den Profit des kapitaliſtiſchen Anter⸗ 
nehmers auf Koſten der Werktätigen. Aber den⸗ 


(Plenikowfki, Abgeordneter) 

In der Praxis war es doch bisher ſo, daß, 
wenn z. B. ein Erwerbsloſer eine alte Mutter zu 
Hauſe hatte, die Sozialrente bekam, ihm die So⸗ 
zialrente von der Unterſtützung nicht abgezogen 
wurde. In Zukunft ſoll das geſchehen. Man wird 
ſogar die ſozialen Bezüge der alten bedürftigen 
Leute den erwerbsloſen Angehörigen von ihrer 
Unteritügung zur Hälfte abziehen. Man wird 
alſo in Zukunft die ſozialen Bezüge, die Invali⸗ 
den⸗ und Anfallrenten, die Waiſenbezüge be⸗ 
nutzen, um den Staat in Bezug auf die Ausgaben 
für die Erwerbsloſen zu entlaſten. Das it nur 
ein Fall, der ganz kraß demonſtriert, daß der 
jetzige Senat und die jetzige Regierung durchaus 
nicht gewillt ſind, die Geſetze humaner auszule⸗ 
gen, ſondern ſie zeugen, daß dieſer Senat noch viel 
ſchärfer vorgeht in Bezug auf Sparſamkeit, auf 
Koſten der Erwerbsloſen und der Werktätigen. 

Ein anderer konkreter Fall. Nach dem Er⸗ 
werbsloſenfürſorgeſetz ſteht den Familienangehö⸗ 
rigen, die bisher von dem Erwerbsloſen ganz 
oder teilweiſe unterhalten worden ſind, der Zu⸗ 
ſchlag von 45 Pfennig zu, ohne Rückſicht darauf, 
wie alt das betreffende Familienmitglied iſt. Es 
iſt nicht geſagt, daß dieſer Zuſchlag nur an Fa⸗ 
milienangehörige bis zu einem beſtimmten Alter 
gewährt werden ſoll. Iſt der Sohn oder die Toch⸗ 
ter von 18, 19 oder 20 Jahren bisher von dem 
Erwerbsloſen unterhalten worden, ganz oder teil⸗ 
weiſe, dann hat die Behörde für dieſe erwachſene 
Perſon auch den Zuſchlag von 45 Pfennig zu zah⸗ 


len, wenn für die Perſon ein ſelbſtändiger Anter⸗ H 


halt nicht in Betracht kommt. Bei den Deutſch⸗ 
nationalen chatte es ſich nun im Laufe der Jahre, 
und zwar, wie ich bemerken möchte, im Wider⸗ 
ſpruch zu den Beſtimmungen des Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetzes, eingebürgert, nur den Familien⸗ 
mitgliedern unter 14 Jahren den Zuſchlag von 45 
Pfennigen Erwerbsloſenunterſtützung zu gewäh⸗ 
ren. War ein Kind 15, 15 ½ oder 16 Jahre, dann 
erhielt der Erwerbslose für dieſes Kind den Zu⸗ 
ſchlag von 45 Pfennig nicht. (Unruhe.) b 
Dieſe reaktionäre Einſtellung der deutſchna⸗ 
tionalen Beamten iſt beſonders unter einer 
deutſchnationalen Regierung nicht verwunderlich, 
da ja auch ihr Prinzip Sparſamkeit war, Spar⸗ 


ſelben Kurs ſchlug natürlich auch jetzt die Koali⸗ 
tionsregierung ein. Durch eine kleine Anfrage 
wollte ich dem Geſetz Recht verſchaffen. Ich 
wollte, daß der jetzige Senat mit den Erwerbs⸗ 
loſen humaner umgehen ſollte. Ich wollte, daß 
ſich der jetzige Senat an die Beſtimmungen des 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes halten ſollte. Ich 
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liege Bedenken, den Zuſchlag von 45 Pfennig an (C) 


Kinder über 14 Jahre zu zahlen. (Hört, hört! bei 
den Kommuniſten.) Warum denn? Wir haben 


werbsloſenfürſorgegeſetz verlangt, daß man die 
Grenze für den Bezug der ſelbſtändigen Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung auf das Alter von 14 Jahren 
feſtſetze. Die Begründung iſt damals gegeben 
worden. Heute erklärt der Linksſenat, ſobald die 
Kinder 14 Jahre alt ſind, haben ſie kein feſtes 
Recht auf die Gewährung des Zuſchlags von 45 
Pfennig. (Abg. Liſchnewſki: Sie brauchen nicht 
mehr zu eſſen!) Es muß in jedem einzelnen Fall 
genau geprüft werden, ob das betreffende Kind 
auch arbeitswillig iſt. Ich wundere mich, daß ſich 


ten, bei der ungeheuren Erwerbsloſigkeit hier im 
Freiſtaat. Nach den Schätzungen, die der Herr Re⸗ 
gierungsvertreter uns einmal von dieſer Stelle 
gegeben hat, beläuft ji die Erwerbsloſenziffer 
hier in Danzig auf ca. 30 000. Wie kann er dann 
noch von einer Prüfung der Arbeitswilligkeit der 
Kinder von 14 und 15 Jahren ſprechen? Was be⸗ 


nalen Gemeindevorſteher auf dem Lande? Wenn 
man dieſen Herren noch ſo oft mit Beweiſen 
kommt, daß das Kind hier und dort wegen Arbeit 
angefragt hat, und da und dort auch kurze Zeit 
gearbeitet hat, denn ſtändige Arbeit werden 14⸗ 
und 15⸗jährige Kinder bei dem jetzigen Wirt⸗ 


ausgelegt. 


wollte, daß der jetzige Senat endlich einmal dieſe 
reaktionären Verwaltungsbeamten zwingen 
ſollte, nach dem Wortlaut des Geſetzes die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu zahlen. Deshalb 
ſtellte ich eine Kleine Anfrage, ob der Senat be⸗ 
reit ſei, eine Verfügung herauszugeben, daß an 
alle Familienangehörigen ohne Rückſicht auf ihr 
Alter die Erwerbsloſenunterſtützung bzw. der Zu⸗ 
ſchlag von 45 Pfennig zu zahlen iſt, wenn dieſe 

amilienangehörigen von dem Erwerbsloſen bis⸗ 
her ganz oder in der Hauptſache unterhalten wur⸗ 


den. Da antwortete dieſer Linksſenat, es unter⸗ 


ſchaftsſyſtem ſelten haben, dann werden dieſe 
erren einfach erklären, das genüge nicht für den 
Beweis der Arbeitswilligkeit. Man wird, trotz⸗ 
dem man alſo die Beweiſe für eine Arbeitswillig⸗ 
keit der Kinder bringen könnte, ihnen den Zu⸗ 
ſchlag nicht geben. Aber noch etwas anderes, was 
dieſen Senat auch moraliſch kennzeichnet. Das 
iſt, daß dieſer Senat jetzt die Eltern zwingt, die 
Kinder, ſobald ſie aus dek Schule entlaſſen ſind, 
in die Fron der Arbeit zu ſchicken. Sie müſſen hin⸗ 
aus, zum Gutsbeſitzer, um ſich dort für ein paar 


Pfennige ausbeuten zu laſſen, trotzdem ihr Kör⸗ 
per noch lange nicht entwickelt iſt. Warum denn? 


Wenn ſie den Beweis der Arbeitswilligkeit nicht 


erbringen, dann laufen ſie Gefahr, im Falle der 


Erwerbsloſtigkeit ihres Vaters zu hungern. Die 


beiden Fälle, die ich anführte. beweiſen uns aber, 
wie human der Senat die Geſetze, die dem Ar⸗ 


beiter ein paar Broſamen bieten, auszulegen ge⸗ 
willt wit. (Sozialiſtiſch! rechts.) Sie müſſen jagen. 
ſozialdemokratiſch; denn ſozialiſtiſch iſt das nicht 
Wenn Sie meinten, die Geſetze wer⸗ 
den von der heutigen Regierung ſozialdemokra⸗ 
tiſch ausgelegt, jo mögen Sie Recht haben. (Abg. 
Hohnfeldt: Sie wollen gerade Sozialiſten ſein ]!) 

Nun zu den einzelnen Punkten des Haushalts. 
Es nimmt nicht Wunder, wenn der Bericht des 
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doch in unſerem Abänderungsantrag zum Er⸗ 


dieſer Senat nicht ſchämt, derartiges zu antwor⸗ 


ſagt nun dieſe Verfügung für die deutſchnatio⸗ 


(DJ 


Hauptausſchuſſes über den vorläufigen Haushalt 


ſagt: „Die Senatsvorlage wurde, nachdem der 
Regierungsvertreter ſeine Ausführungen in der 
Vollſitzung am 21. März 1928 ergänzt hatte, un⸗ 
verändert angenommen.“ (Abg. Hohnfeldt: 
Schluß!) Das nimmt nicht Wunder. Wir wer⸗ 
den noch viele ſolcher Druckſachen in ähnlicher 
Faſſung aus dem Hauptausſchuß bekommen. Aber 
deſto ausgiebiger werden wir hier die Beſpre⸗ 
chung vornehmen und die einzelnen Poſitionen 


(A 


(B) 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
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fritifieren. Es ſind hier Ausgaben für die Be⸗ halten wird; denn die Arbeiter werden ſowohl 


kämpfung der Rotzſeuche eingeſetzt. Es wäre doch 
endlich einmal an der Zeit, ernſthaft daran zu ge⸗ 
hen, die Seuche, die ſich das kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem nennt, zu beſeitigen. Dieſe Seuche 
wird man aber nicht beſeitigen wollen. Das 
kann allerdings nicht mit einigen Tauſend Gul⸗ 
den geſchehen, ſondern nur mit ganz andern 
Mitteln. 

Als das Geſetz gegen die Rotzſeuche verab⸗ 
ſchiedet wurde, waren es gerade die Kommuni⸗ 
ſten, die verlangten, daß der ärmeren bäueriſchen 
Bevölkerung, die nur ein Pferd beſitzt, der volle 
Wert erſetzt werden ſoll, falls das Pferd durch 
die Rotzſeuche fällt. Wir wieſen bereits darauf 
hin, daß auch dieſer Senat den Herren Großagra⸗ 
riern den Schaden, den ſie durch die Rotzſeuche er⸗ 
leiden, voll erſetzen wird. Die Herren Großagra⸗ 
rier, die faſt durchweg in allen Kommiſſionen ver⸗ 
treten ſind, werden ſogar trotz des Linksſenats 
bei dieſer Rotzſeuche noch ein ſehr gutes Geſchäft 
machen. Wenn zwiſchendurch einmal ein elender 
Klepper in ihrer Wirtſchaft gefallen iſt, werden 
ſie ihn als ganz ausgezeichnetes Pferdematerial 
hinſtellen und eine dementſprechende Entſchädi⸗ 
gung beantragen. Wenn aber ein kleiner Bauer 
oder Gewerbetreibender Schadenerſatz verlangt, 
wird man ihm erklären, er könne nicht ſo ein 
wertvolles Pferd gehabt haben, ſein Gaul werde 
nur eine Mähre geweſen ſein. Dementſprechend 
wird man das Pferd mit 50 Gulden beziffern und 
ihm vielleicht 40 auszahlen. Das war uns ſchon 
damals bei der Schaffung des Geſetzes klar. Nun 
haben die Herren Deutſchnationalen bereits 
einen Antrag bezüglich der Entſchädigung für die 
Gäule eingebracht, die infolge Rotzſeuche gefallen 
ſind. Das kennzeichnet ja auch das Theater, das 
die Bürgerlichen und Sozialdemokraten zuſam⸗ 
men ſowohl hier wie in den Verwaltungsbehör⸗ 
den und draußen aufführen. Die Deutſchnationa⸗ 
len werden niemals zufrieden ſein. Sie werden 
beim geringſten Anlaß immer wieder mit Anfra⸗ 
gen und Geſetzesvorlagen kommen, um das, was 
2 8 den Rachen geworfen wird, noch zu ver⸗ 
mehren. 

Das zeigt, daß die Deutſchnationale Partei 
ein ſehr gutes Klaſſenbewußtſein hat. Demgegen⸗ 
über kann ſich die Sozialdemokratiſche Partei 
nicht genug tun, die Arbeiter zu beruhigen und ſie 
von Forderungen abzuhalten. Die Deutſchnatio⸗ 
nalen wiſſen ganz genau, daß auch bei dieſer Koa⸗ 
litionsregierung die Intereſſen des Kapitals, des 
Beſitzes, ſehr gut aufgehoben ſind. Trotzdem kön⸗ 
nen ſie nach außen hin ein wenig Theater ſpie⸗ 
len. Dabei verfolgen ſie eine ganz ſchlaue Taktik. 
Sie ſchlagen zwei Fliegen mit einer Klappe. Zu⸗ 
nächſt verſuchen ſie, die Wähler, die ſie bei der 
letzten Wahl an die andern bürgerlichen Parteien 
und die Sozialdemokraten verloren haben, wie⸗ 


der zu ſich herüber zu bekommen. Sie wollen jetzt 


zeigen, daß ſie diejenigen find, die für dieſe Kreiſe 
wirken. Andererſeits aber geben ſie damit der 
Sozialdemokratiſchen Partei die Gelegenheit, den 
Arbeitern zu ſagen, wie heftig der Kampf iſt, den 
ſie gegen die deutſchnationale Oppoſition führen. 
Das iſt eine ganz ſchlaue Taktik der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei, die aber beſtimmt nicht lange vor⸗ 


die Daktik der Deutſchnationalen, wie der Sozial⸗ 
demokraten erkennen. Aber auch dies Rotzſeuchen⸗ 
geſetz kennzeichnet den jetzigen Senat. Er hielt 
es nicht für nötig, den armen Bauern, die wirk⸗ 
lich in Not und Elend ſind, zu helfen, indem die 
gefallenen Pferde voll erſetzt werden. Wir haben 
tatſächlich keine Urſache, dieſer Poſition des Etats 
zuzuſtimmen, weil es nur Gelder ſind, die man 
den Großagrariern in den Rachen wirft. Herr 
Abg. Dr. Ziehm, fürchten Sie nicht, daß die jetzige 
Regierung vielleicht daran gehen könnte, das 
Privateigentum zu ſozialiſieren. Das brauchen 
Sie bei dieſer Regierung nicht zu fürchten. Sie 
verwechſeln wohl die Sozialiſierung ihrer Ta⸗ 
baksdoſe mit der Sozialiſierung des Gutes Ihres 
Herrn Bruders in Ließau. (Abg. Dr. Ziehm: Ich 
habe keine Tabaksdoſe!) Dann ſchaffen Sie ſich 
eine an oder laſſen Sie ſich eine ſchenken. (Heiter⸗ 
keit.) Die jetzige Regierung wird vielleicht als 
Höchſtmaß die Sozialiſierung von Tabakdoſen 
verlangen, aber niemals eine Sozialiſierung der 
Produktionsmittel. Das iſt ganz ausgeſchloſſen. 
Sie können ruhig dabei ſchlafen, Herr Dr. Ziehm. 
Dieſe Regierung wird Sie nicht ſtören. Dafür ga⸗ 
rantieren Ihnen auch die Zentrums⸗ und die Li⸗ 
berale Partei. 

Aber das Eigentümliche iſt, daß die Sozial⸗ 
demokraten heute den Kampf nicht mehr grund⸗ 
ſätzlich gegen die ihnen entgegengeſetzte Weltan⸗ 
ſchauung führen, ſondern daß ſie den Kampf nur 
gegen eine Partei, gegen die Deutſchnationalen 
führen, nicht etwa gegen alle Parteien, die das 
beſtehende kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem ſtützen. 
Mein Genoſſe Naſchke ſagte auch ſchon, warum 
Sie dieſe eigenartige Stellung einnehmen müſſen, 
warum Sie nur gegen die Deutſchnationale Par⸗ 
tei kämpfen müſſen und nicht gegen die andern 
bürgerlichen Parteien, die durchaus nicht weniger 
reaktionär ſind wie die Deutſchnationale Partei, 
und zwar deshalb, weil Sie in der Koalitionsre⸗ 
gierung drinſitzen. Sie müſſen doch nun das ver⸗ 
teidigen, was die Koalitionsregierung beſchließt, 
auch wenn ſich dieſe Beſchlüſſe gegen die Werk⸗ 
tätigen richten. Sie müſſen es verteidigen, Sie 
müſſen es dulden, daß das verwirklicht wird. Frau 
Aenne Kurowſki hielt geſtern oder vorgeſtern 
einen intereſſanten Vortrag. Frau Aenne Ku⸗ 
rowſki mag ja ſehr liberale Anſchauungen haben, 
ſoweit man bei einer Dame, die der Zentrums⸗ 
partei angehört, von liberalen Anſchauungen 
ſprechen kann. Aber ich bin davon überzeugt, daß 
die „Volksſtimme“ den Vortrag der Frau Aenne 
Kurowski in Grund und Boden verdammt und 
verdonnert hätte, wenn die Sozialdemokratie 
nicht in der Koalition wäre. Schauen Sie ſich 
aber die „Volksſtimme“ einmal heute an. Es 
wird doch eigentlich ein Loblied auf das ange⸗ 
ſtimmt, was Frau Dr. Kurowſti dort in der Ver: 
ſammlung ausgeführt hat. Das ſind alles Kenn⸗ 
zeichen dafür, daß Sie, weil Sie jetzt in der Koali⸗ 
tion ſind, alles vertuſchen müſſen, was Sie ſonſt 
vielleicht aufdecken würden. Die bürgerlichen 


Parteien, ganz beſonders die Deutſchnationalen, 
lachen ſich ins Fäuſtchen. Sie machen zu Anfang 
etwas Donner und Doria, damit die Arbeiter 
nicht von der Sozialdemokratiſchen Partei weg⸗ 
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[Plenikowſti, Abgeordneter) 
laufen; denn, Herr Dr. Ziehm, Sie werden mir 
beſtätigen, daß es Ihnen lieber iſt, wenn die Ar⸗ 
beiter der Sozialdemokratiſchen Partei nachlau⸗ 
fen und nicht der Kommuniſtiſchen. Die Kommu⸗ 
niſten würden Ihnen vielleicht mehr als nur die 
Tabakdoſe wegnehmen. (Abg. Dr. Ziehm: Ich 
habe den Unterſchied noch nicht entdeckt!) Das 
beweiſt nur, daß Sie nicht der Staatsmann ſind, 
als den Herr Loops Sie hinſtellte. Wenn Sie den 
Unterſchied noch nicht entdeckt haben, dann packen 
Sie Ihre Akten zuſammen und verſchwinden Sie. 
Den Unterſchied werden Sie entdecken, wenn ji 
ein zweites 1918 abſpielt, aber nicht ſo ein 1918, 
wie es ſich in Deutſchland abgeſpielt hat, ſondern 
in Rußland. Dann werden Sie den Unterſchied 
entdecken. (Abg. Fooken: Warten wir es ab!) 
Dann ſind hier Ausgaben für die Steuerver⸗ 
waltung, und zwar zur Beſchaffung neuer Be⸗ 
triebsmittel, Buchungs⸗ und Vervielfältigungs⸗ 
maſchinen uſw. Die Maſchinen ſollen zur Ver⸗ 
beſſerung des Buchungsverfahrens dienen. Ich 
wundere mich nur, warum noch nicht Maſchinen 
eingeführt ſind, die die Menſchen überflüſſig ma⸗ 
chen. Natürlich wird es noch ſoweit kommen. 
(Abg. Fooken: Hoffentlich!) Aber nicht innerhalb 
des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems! Da wird 
die techniſche Entwicklung nur zum Nutzen der ka⸗ 
pitaliſtiſchen Geſellſchaft verwendet. (Vielleicht 
gibt es noch Erſatz für Abgeordnete! links.) Ich 
bin erſt kurze Zeit hier, aber der Ekel kann einem 
hochſteigen, wenn man dieſes Theater Woche für 
Woche erleben muß. (Sie ſich doch der Hauptdar⸗ 
ſteller! links.) . 
Wir haben immer erklärt, das hat auch in der 
letzten Sitzung mein Genoſſe Paul Kreft geſagt, 
daß wir keine Maſchinenſtürmer ſind. Als die 
Maſchinen zu Anfang der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung den Menſchen Brot und Arbeit 
zu rauben begannen, da ſtürmten die Werktäti⸗ 
gen, denen die Maſchinen Brot und Arbeit nah⸗ 
men, die Maſchinen und zerſtörten ſie. Ich erin⸗ 
nere nur an die großen Weberaufſtände. Die Ar⸗ 
beiter konnten das Wirtſchaftsſyſtem, in dem ſie 
lebten, nicht klar erkennen. Sie glaubten, die 
Zerſtörung der Maſchinen werde ihnen wieder 
Brot und Arbeit geben. Wir haben immer er⸗ 
klärt, daß wir nicht zu dieſen Maſchinenſtürmern 
gehören. Wir haben einen Marx und Engels ge⸗ 
habt. Der Sozialismus, u etwa der Sozial⸗ 
demofratismus, iſt eine Wiſſenſchaft. Diele 
45 000 Gulden, die hier eingeſetzt ſind, dienen der 
Techniſierung und Rationaliſierung im kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem, und das muß ſich gegen 
die werktätige Bevölkerung richten. (Sehr rich⸗ 
tig! bei den Kommuniſten.) Das iſt ganz un⸗ 
zweifelhaft. Wenn Sie, Herr Fooken, und die 
andern Führer der Sozialdemokratiſchen Partei, 
ich erinnere ganz beſonders an die Herren Ge⸗ 
werkſchaftsführer, betonen, Rationaliſierung und 
Techniſierung ſeien eine Notwendigkeit für die 
Arbeiterſchaft und müßten auch bei dem jetzt be⸗ 
ſtehenden Wirtſchaftsſyſtem durchgeführt werden, 
ſo zeigt das nur, wie weit Sie vom Marxismus 
abgerückt ſind. Techniſierung und Rationaliſie⸗ 
rung ſind zwei Begriffe, die zwar heute von bei⸗ 
den Seiten in die Wagſchale des Wirtſchaftsle⸗ 
bens geworfen werden, ſowohl von den Parteien, 
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die Beſchützer des Privateigentums find, von den 
bürgerlichen Parteien, als auch von den Parteien 
der Werktätigen, von den Arbeiterparteien. 
Die Sozialdemokratie denkt ſich die Sache ſo, 
daß Rationaliſierung und Techniſterung eine Ver⸗ 
einfachung, eine Konzentrierung des Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems bringen ſoll; ſie erklärt, daß bei den 
augenblicklich beſtehenden Zuſtänden, wo wir noch 
eine Anmenge von kleinen Betrieben neben ge- 
waltigen Truſts und Monopolgeſellſchaften ha⸗ 
ben, die Sozialiſtierung eine Unmöglichkeit ſei; 
uns fehlen die Kräfte, um alle dieſe Verwal⸗ 
tungsſtellen zu übernehmen, um die Produktion 
genügend zu kontrollieren oder ſogar ſie zu über⸗ 
nehmen. Es ſeien zu große Schwierigkeiten vor⸗ 
handen, an die ein Marx oder ein Engels nicht 
gedacht haben, als ſie damals den Sozialismus 
wiſſenſchaftlich begründeten. Wenn wir aber nur 
wenige Truſts und Monopolgeſellſchaften haben, 
dann wird es uns leicht gelingen zu ſozialiſieren. 
Wir nehmen einfach den ganzen Verwaltungs⸗ 
apparat der Truſts und Monopolgeſellſchaften in 
unſere Hand und dann iſt die Sozialiſierung da. 
So ungefähr ſtellen Sie ſich das Erkämpfen 
des Sozialismus vor, denken aber nicht daran, 
daß die Bürgerlichen ihre 
nicht auf dieſem Wege ausliefern werden. Glau⸗ 
ben Sie ja nicht, daß Sie die Sozialiſierung der 
Produktionsmittel durch irgend ein Geſetz durch⸗ 
führen werden. Im Gegenteil, je mehr Sie die⸗ 
ſen bürgerlichen Parteien und dieſem kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsſyſtem die Möglichkeit geben zu 
rationaliſieren und zu techniſieren, deſto feſter 
wird die Stellung des kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems nicht im Sinne einer Vorwärtsentwick⸗ 
lung der Menſchheit, ſondern einer gewiſſen Sta⸗ 
biliſierung des Elends ſein, die aber für die Lage 
der Werktätigen eine Rückwärtsbewegung be⸗ 
deute. (Sehr richtig!) Deshalb ſind wir Kommu⸗ 
niſten Gegner der Rationaliſierung und der Tech⸗ 
niſierung innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtems. Die Stellungnahme der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zur Techniſierung kenn⸗ 
zeichnet ein Artikel in der heutigen „Volks⸗ 
ſtimme“, den ich zufällig entdeckte. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ ſchreibt: „Speiſeölgewinnung im D⸗Zug⸗ 
Tempo. Eine neue deutſche Erfindung.“ Ge⸗ 
ſtatten Sie, Herr Präſident, daß ich es verleſe, 
( Heiterkeit.) 
Das Speiſeöl gehört bekanntlich zu denjenigen 
Fetten, deren man bei der Herſtellung von einer gro⸗ 
ßen Zahl von Speiſen bedarf. Deshalb iſt es auch 
zu einem faſt unentbehrlichen Zubereitungsmittel ge⸗ 
worden. Zur der Nase des Speiſeöls bedurfte es 
aber bisher großer Maſchinen und Anlagen, weshalb 
es auch in Deutſchland bis jetzt nur umfangreiche 
induſtrielle Werke gab, die ſich mit der Fabrikation 
von Speiſeöl beſchäftigten. Nunmehr iſt aber von 
der Firma A. Borſig eine Erfindung gemacht worden, 
die geeignet iſt, gewaltige Amwälzungen auf dem 
Gebiete der Herſtellung des Speiſeöls herbeizuführen 
und einen ganz neuen Gewerbezweig zu ſchaffen. Es 
handelt ſich dabei um eine ſogennannte automatiſche 
Oel⸗Extraktionsanlage, durch die es möglich iſt, in⸗ 
nerhalb von 30 Minuten aus einer Oelſaat von 60 
bis 90 Kilogramm die darin enthaltene flüſſige Fett⸗ 
menge zu gewinnen. 8 
Dieſe neue Maſchine ermöglicht es dem Beſitzer 
einer ſolchen Anlage, an einem Tage 300 Kilogramm 
Oel zu erzeugen. Sollte ein derartiges Unternehmen 
drei derartige Anlagen beſitzen, ſo würde es damit 
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durchgeführt werden, mag die Arbeiterſchaft da⸗ 
bei auch verrecken. Herr Karſchewſti war es, der 


nationalen und Sozialdemokraten. Warum muß 


auswirken? Nehmen Sie irgend eine neue Er⸗ 


Das wird die Beamtenſchaft nicht tun können. 
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etwa eine Tonne Oel pro Tag herſtellen können. Da⸗ 
bei bedarf dieſe Maſchinerie zu ihrer Bedienung a 
eines Mannes, der überdies vollkommen ungeſchult 
ſein kann. Mit einem Perſonal von etwa vier Ar⸗ 
beitern kann ein derartiger Betrieb alſo rund eine 
Tonne Speiseöl täglich erzeugen. N 1900 
x Daneben it Die neue Erfindung aber auch ins⸗ 
beſondere für die Länder mit wenig oder mit keiner 
Induſtrie von großer Bedeutung. So wird in zahl⸗ 
reichen tropiſchen Staaten noch heute die Herſtellung 
des Speiſefetts mit den primitivften Mitteln bolrie⸗ 
ben. Die neue deutſche Erfindung aber iſt auch dort 
geeignet, eine Amwälzung hervorzurufen. Außer⸗ 
dem aber bann auch der Export aus jenen Ländern 
im andere Staaten künftig in andere Bahnen gelenkl 
werden, indem man ſpäter nicht mehr die Saat ſelbſt 
ausführt, ſondern das ſchon an Ort und Stelle her⸗ 
geſtellte fertige Speiſebl. a : 
Schluß und Punkt, Streuſand darauf! Keinen 
Kommentar dazu, was dieſe Erfindung wieder 
für die Arbeiterſchaft bedeutet. Daß dadurch wie⸗ 
der Hunderte und Tauſende Arbeiter nicht nur in 
Deutſchland, ſondern in allen Ländern brotlos 
gemacht werden, davon ſchreibt die „Volks⸗ 
ſtimme“ heute kein Wort mehr. Rationaliſierung 
und Techniſierung ſind Notwendigkeiten, das ha⸗ 
ben ganz beſonders nicht nur in Danzig, ſondern 
auch in Deutſchland prominente Wirtſchaftsführer 
der Gewerkſchaften betont. Deshalb muß ſie 


neulich mit dem Kopf nickte und ſagte, das ſei 
richtig, doch wenigſtens mal einer, der den Be⸗ 
griff der Techniſierung richtig auffaßt, als mein 
Genoſſe Kreft erklärte, wir ſeien keine Maſchi⸗ 
nenſtürmer. Nun, Herr Karſchewſki beweiſt da⸗ 
mit nur, daß er den Anterſchied zwiſchen der So⸗ 
zialdemokratiſchen und der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei auch moch nicht erfaßt hat, genau ſo wie Herr 


Dr. Ziehm, und daß nicht die ſogenannten Bul⸗ 


gär⸗Kommuniſten an Gehirnverkalkung und Ver⸗ 
kleiſterung leiden, ſondern die Herren Deutſch⸗ 


fi gerade die Techniſterung innerhalb des jetzi⸗ 
gen Wirtſchaftsſyſtems gegen die Arbeiterſchaft 


findung, eine neue Maſchine, ſei es im Staats⸗ 
betrieb, wie z. B. die Buchungs⸗, Schreih⸗ und 
Vervielfältigungsmaſchine ſei es in einem Pri⸗ 
vatbetrieb. Was iſt die Folge der Techniſierung 
in einem Betriebe? Jedesmal werden ſo und ſo⸗ 
viele Arbeitskräfte auf die Straße geworfen. 
(Sehr vichtig!) Im Privatbetrieb heißt das Per⸗ 
ſonalabbau und im Staatsbetrieb Beamtenabbau. 

Ich werde heute noch vielleicht ganz einge⸗ 
hend das Problem des Beamtenabbaus behan⸗ 
deln und machweiſen, wie heute z. B. der Staat 
auch durch Techniſierung und Rationaliſierung 
bei der Beamtenſchaft abbaut und wie dadurch die 
wohlerworbenen Rechte der Beamtenſchaft auch 
ohne weiteres beiſeite gedrückt werden. Glaubt 
die Beamtenſchaft etwa, daß ſie die wohlerwor⸗ 
benen Rechte gegenüber der fortſchreitenden Tech⸗ 
nik und Rationaliſierung wird ſchützen können? 


Wenn Herr Fooken meinte, es ſei gut, es ſei auch 
jeine Meinung, wo werden dann die wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamten in Bezug auf lebens⸗ 
längliche Anſtellung uſw. bleiben? Man wird 
auch darüber hinweg zur Tagesordnung über⸗ 
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gehen. Sie haben Unrecht, m. H. von der Deutſch⸗ (O 
nationalen Partei. Nicht etwa die Sozialdemo⸗ 
kraten wollen das Berufsbeamtentum abſchaffen. 
Sie können es nicht, da in Deutſchland und in 
Danzig der größte Teil der Beamten ja ſchon ſo⸗ 
zialdemokratiſch iſt. Deshalb werden ſie unmög⸗ 
lich ihre eigenen Genoſſen abbauen. Das iſt ganz 
ausgeſchloſſen. Sie wollen das Berufsbeamten⸗ 
tum halten. Die Stellung der Kommuniſtiſchen 
Partei zum Berufsbeamtentum werde ich nachher 
noch ſchildern, und zwar in der Rede zu dem Ge⸗ 
ſetz betr. die Kürzung der Beamtengehälter. Wir 
ſind nämlich auch für das Berufsbeamtentum in⸗ 
nerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems. 
Das Berufsbeamtentum generell werden alſo 
durchaus nicht die Arbeiterparteien abſchaffen, 
ſondern das ſchaffen Sie ab, meine Herren von 
rechts. Die bürgerlichen Parteien ſind die Hen⸗ 
ker nicht nur der Werktätigen, ſondern auch der 
ganzen minderbemittelten Bevölkerung, auch der 
Beamten. Ihr Syſtem, das Sie ſchützen, das pri⸗ 
vatkapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem, wird nicht 
nur über die Rechte der Arbeiter hinweggehen, 
ſondern auch über die wohlerworbenen Rechte an⸗ 
derer Bevölkerungsſchichten. (Zwiſchenrufe.) 
Wenn man lauter ſpricht, klingt es eindrucks⸗ 
voller für dieſe Herren. (Heiterkeit. ) 

Ich glaube ganz klar und eindeutig nachgewie⸗ 
jen zu haben, daß Rationaliſterung und Techni⸗ 
ſierung ih innerhalb des privatkapitaliſtiſchen 
Syſtems nur zur Profitſteigerung für die Unter⸗ 
nehmer auswirken kann, ſei es im Privatbetrieb 
oder im Staatsbetrieb. Das Heer der Erwerbs⸗ 
loſen ſteigt von Jahr zu Jahr gerade durch die ka⸗ 
pitaliſtiſche Rationaliſierung und Techniſierung. 
Man denkt nicht daran, irgend etwas von den er⸗ 
höhten Profitſteigerungen, die die beſitzende 
Klaſſe durch die Rationaliſierung und Techniſie⸗ 
rung zieht, den Werktätigen, den Minderbemit⸗ 
telten, den Erwerbsloſen abzugeben. Wenn die 
Herren von der Rechten hier ſo ein großes Ge⸗ 
ſchrei wegen der ungeheuren Laſten erheben, die 
der Staat zu tragen hat, um den Erwerbslosen 
Unterſtützungen zu geben, ſo iſt das nur Theater 
von ihnen. Geben Sie den Erwerbsloſen keinen 
Pfennig, dann werden Sie, dafür garantiere ich, 
nicht mehr ſolange leben, wie Sie ſeit der Revo⸗ 
lution bis jetzt gelebt haben. Dann wird das ka⸗ 
pitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem in viel kürzerer 


Zeit beſeitigt werden, als Sie ſich denken. Glau⸗ 


ben Sie denn, daß die ſozialdemokratiſchen Füh⸗ 
rer hier im Volkstag, im Parlament und in den 
Verwaltungsſtellen die Erwerbsloſenfürſorge er⸗ 
kämpft haben? Die Erwerbsloſenfürſorge iſt von 
der Arbeiterſchaft erkämpft worden. Sie habe 

dem Druck nachgeben müſſen, nicht dem Druck der 
Herren, die augenblicklich in der Koalition ſitzen, 
ſondern dem Druck der Werktätigen. Die ſoge⸗ 
nannte ſoziale Fürſorge, ſoweit man von einer 
ſolchen innerhalb des privatkapitaliſtiſchen Sy⸗ 
ſtems ſprechen kann, iſt nur auf den Kampf der 
Werktätigen zurückzuführen, nicht etwa auf 
irgend welche Verhandlungen am grünen Tiſch. 
Herr Vizepräſident Gehl war es, der ſagte: „Wir 
ſind nicht Alles⸗ oder Nichts⸗Politiker, ſondern 
wir ſchreiten allmählich fort.“ Das allmähliche 
Fortſchreiten betonen aber auch die Zentrums⸗ 
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leute und die bürgerlichen Parteien, aber ſie 
ſchreiten durchaus nicht allmählich fort in Bezug 
auf eine Verbeſſerung der Lage der Werktätigen, 
ſondern ſie fallen der vorwärtsſtürmenden Ar⸗ 
beiterſchaft immer wieder in den Rücken. 
Wollen Sie poſitive Beweiſe dafür haben? 
Nun gut, Sie ſollen ſie haben. Die Arbeiterſchaft 
würde geſchloſſen gegen jede Mietserhöhung 
kämpfen, wenn ſie von irgend einer Rechtsregie⸗ 
rung durchgeführt würde. Schauen Sie ſich doch 
die Situation bei der heutigen Zuſammenſetzung 
des Volkstages an. Glauben Sie, meine Herren 
Sozialdemokraten, noch den Werktätigen weiß 
machen zu wollen, daß eine deutſchnationale Re⸗ 
gierung einen Pfennig Mieterhöhung durchgeſetzt 
hätte? Jeder Pfennig Mieterhöhung wäre der 
deutſchnationalen Regierung verweigert worden. 
Das wußten die Deutſchnationalen ganz genau, 
deshalb mußte genau wie 1925 die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei eingreifen. Sie aber werden jetzt 
die Maſſen doch nicht zum Kampf gegen eine 
Mietsſteigerung aufrufen. Sie erklären den Ar⸗ 
beitern: „Ihr zahlt in dieſem Jahr nur ein paar 
Pfennige mehr, im nächſten Jahr auch nur ein 
paar Pfennige. Demgegenüber habt Ihr das Be⸗ 
triebsrätegeſetz, habt viele Freiheiten erhalten 
und könnt deshalb die Mietſteigerung ruhig in 
Kauf nehmen.“ Wenn Sie aber in Oppoſition 
ſtehen würden, meine Herren Sozialdemokraten, 
und die Deutſchnationalen würden nur eine 
Mietſteigerung um 5 Prozent vornehmen, dann 
würden Sie einen gewaltigen Kampf gegen dieſe 
Mietſteigerung führen, allerdings auch nur bis 


7 


zu einem gewiſſen Grade; denn Sie treiben die 
Oppofition ja auch niemals als wirkliche Oppo⸗ 


ſition, um arbeiterfeindliche Geſetze zu Fall zu 
bringen, ſondern nur, um ſich bei der Wahl damit 
zu brüſten und zu agitieren. Sie führen dieſe 
Oppoſition genau ſo wie die Deutſchnationale 
Partei, nur als Scheinoppoſition. Aber bei der 
Mietſteigerung der bürgerlichen Regierung, auch 
bei der geringſten, würden Sie wie ein Mann 
aufſtehen und würden die Arbeiterſchaft zu Pro⸗ 
teſten aufrufen gegen dieſe Vergewaltigung. Sie 
haben es im vergangenen Jahr bewieſen, als die 
Mieten erhöht werden ſollten und Sie dagegen 
proteſtierten. Da haben Sie jene Taktik einge⸗ 
ſchlagen, die Sie ſonſt uns Kommuniſten vorwer⸗ 
fen. Sie ſind damals nämlich auch auf die Straße 
gezogen. Wenn wir hier erklären, wir werden 
den Kampf der Arbeiterklaſſe um Freiheit, um 
Rechte, um ſoziale Fürſorge nicht allein hier im 
Parlament führen, ſondern auch draußen auf der 
Straße, dann ſagen wir damit, daß wir auch 
außerhalb des Parlaments die werktätige Bevöl⸗ 
kerung aufrufen werden, mit uns gegen dieſe ar⸗ 
beiterfeindlichen Geſetze zu demonſtrieren, ſei es 
durch Verſammlungen, jei es durch De monſtra⸗ 
tionszüge auf den Straßen. Sie haben damals 
dieſen Weg auch gewählt, und ſind auf die Straße 
gezogen. Heute werden Sie die Bevölkerung ge⸗ 
gen dieſe arbeiterfeindlichen Geſetze nicht auf⸗ 
rufen. Ich könnte noch eine ganze Anzahl ſolcher 
Geſetze anführen, die Sie durchführen wollen, und 
die ſich gegen die Werktätigen auswirken werden. 

ch erinnere an das Erwerbsloſen⸗Verſiche⸗ 
rungsgeſetz. Gerade ſozialdemokratiſche Redner 
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haben ſich hier im Volkstag immer in Stillſchwei⸗ 
gen gehüllt, wenn das Geſpräch auf die Erwerbs⸗ 
lojenfürjorge kam. Sie rückten mit der Sprache 
nicht heraus. Es war Herr Siebenfreund, der 
hier erklärte, allerdings auch nur ganz kurz in 
einem Satz, daß das Erwerbsloſen⸗Verſicherungs⸗ 
geſetz unbedingt geſchaffen werden müſſe, um 
den Etat zu balancieren. Sie werden auch das 
Arbeitsloſenverſicherungsgeſetz durchführen, Sie 
werden es auch nicht beſſer machen, als es zur 
Zeit in Deutſchland iſt, ſondern im Gegenteil noch 
ſchlechter. Wenn ſolche Geſetze aus Deutſchland 
für Danzig übernommen werden, dann erklären 
Sie der Oeffentlichkeit, beſonders den Werktäti⸗ 
gen, immer wieder, Sie würden die Geſetze ſo 
übernehmen, wie ſie in Deutſchland gehandhabt 
werden und ſie nicht etwa verſchlechtern. Sagen 
Sie doch lieber frei heraus, daß Sie die Geſetze 
von Deutſchland übernehmen und ſie nicht ver⸗ 
beſſern werden. Das läuft doch auf eins hinaus 
und iſt wahrheitsgetreuer. 

Die Vorlagen, die Sie bisher einbrachten und 
die Sie aus Deutſchland eingeführt wiſſen wollen, 
haben Sie niemals irgendwie verbeſſert, ſondern 
Sie mußten ſie „den in Danzig herrſchenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſtänden“ anpaſſen. Es wurde dies 
und jenes geändert, das heißt, daß man bei den 
Geſetzen eine Verſchlechterung vorgenommen hat. 
Sie hängen ſich, m. H. von der Sozialdemokratie, 
wenn Sie in einer Koalition mit bürgerlichen 
Parteien ſtehen, wie Kletten an die Arbeiterſchaft, 
wenn ſich die Arbeiterſchaft wirklich etwas er⸗ 
kämpfen will. In der heutigen „Volksſtimme“ 
ſteht im wirtſchaftlichen Teil eine ſehr intereſſante 
Abhandlung, die die Stellungnahme der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zur Frage der Rationali⸗ 
ſierung und Techniſierung im kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtem beweiſt, und zwar iſt der Ar⸗ 
tikel überſchrieben: „Deutſchland verdoppelt ſeine 
Stahlwareneinfuhr. Wie es. die ausländiſche 
Konkurrenz zurückdrängt.“ Wir wiſſen, daß die 
Sozialdemokratiſche Partei heute eine rein natio⸗ 
nale Partei geworden iſt. Sie betont das ja im⸗ 
mer wieder in ihren Verſammlungen, wenn man 
irgendwie mit Argumenten kommt, wie ſich die 
ſozialdemokratiſchen Führer der zweiten Inter 
nationale in andern europäiſchen Ländern be⸗ 
nommen haben. Sie erklären, wir ſeien in Danzig 
und müßten zunächſt in Danzig dafür ſorgen, daß 
der Profit der Unternehmer geſteigert wird. Des⸗ 
halb iſt die Stellungnahme, die in dieſem Ar⸗ 
tikel zum Ausdruch kommt, durchaus nicht ver⸗ 
wunderlich, nämlich, wie die ausländiſche Kon⸗ 
kurrenz zurückgedrängt wird. 

Heute iſt es nun einmal ſo, daß außer Ruß⸗ 
land alle übrigen Mächte noch das kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsſyſtem haben. Dann muß es den So⸗ 
zialdemokraten doch bekannt ſein, wenn Sie we⸗ 
nigſtens die erſte Seite von Marx „Kapital“ ge⸗ 
leſen haben, Herr Lehmann, daß, wenn irgend 
ein kapitaliſtiſches Land einen größeren Auftrag 
bekommt, die Folge davon iſt, daß die Werktäti⸗ 
gen in einem andern Lande auf die Straße ge⸗ 
worfen werden. Das iſt eine naturnotwendige 
Folge des kapitaliſtiſchen planloſen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems. Wenn in irgend einem Lande eine Kon: 
junktur herrſcht, herrſcht dieſe Konjunktur immer 
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nur auf Koſten einer Depreſſion in irgend einem haltsplan der Juſtizverwaltung. Auch bier ſtehe 


andern kapitaliſtiſchen Land. In Deutſchland 
hatten wir in den letzten Jahren eine Konjunk⸗ 
tur. Dafür ſteht das jo „blühende“ Amerika vor 
einer Depreſſion. Die Erwerbsloſenziffer in 
Amerika beträgt heute auch ſchon 5 Millionen. 
Nun ſteht in dem Artikel ausführlich dargelegt, 
daß Deutſchland ſeine Stahlwarenausfuhr ver⸗ 
doppelt hat. Wir wiſſen, daß Deutſchland auch 
ſeine Kohlenausfuhr gegenüber 1913 vergrößert 


hat. 5 
Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, die Aus⸗ 
führungen über die verſchiedenen Wirtſchafts⸗ 
ſyſteme ſind ſehr intereſſant, aber ich muß Sie 
bitten, zu der Geſetzesvorlage zurückzukehren. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Prä⸗ 
ſident, im Haushaltsplan der Finanzverwaltung 
wird von der Beſchaffung neuer Buchungs-, 
Schreib⸗ und Vervielfältigungsmaſchinen geſpro⸗ 
chen. Das bedeutet, daß die Rationaliſierung und 
Techniſierung in dieſem Betrieb eingeführt wer⸗ 


den ſoll. f 


Präſident: Die Beurteilung darüber, ob Sie 
zur Sache ſprechen oder nicht, iſt vorläufig meine 
eigene Angelegenheit. Letzten Endes entſcheidet 


das Haus darüber. 


— 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man will 
Abgeordneten das Wort abſchnüren. Es iſt be⸗ 
kannt, daß die Koalitionsparteien Geſetze durch⸗ 
bringen, indem ſie die Minderheiten abwürgen. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowfki, ich rufe 
Sie zum erſten Mal zur Sache. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie ſind 
gewillt, das Syſtem der Vergewaltigung durch⸗ 
zuführen. Jetzt ſtrömen auch die Abgeordneten 
in den Saal herein, um dem Präſidenten evtl. 
Hilfe zu leiſten. ? 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe 
Sie zum zweiten Mal zur Sache und mache Sie 
auf die Folgen des dritten Rufes zur Sache auf⸗ 
merkſam. (Zurufe des Abg. Raſchke.) g 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Hier ſteht, 
daß 50 000 Gulden bewilligt werden ſollen, und 
zwar ſoll die Straße Danzig⸗Langfuhr— Zoppot 
verbreitert werden. Es iſt mir bekannt, daß man 
auch dieſe Arbeiten als Notſtandsarbeiten durch⸗ 
führen will. (Sehr richtig!) Mein Genoſſe 
Raſchke hat bereits darauf hingewieſen, daß die⸗ 
ſer Betrag von 50 000 Gulden ein ganz erbärm⸗ 
lich geringer iſt und vielleicht nur ausreichen 
wird, um die Arbeiten eine Woche lang durchzu⸗ 
führen. Der Anſicht bin ich auch. Die Frage iſt, 
warum man denn ſolch einen geringen Betrag ein⸗ 
geſetzt hat. Man will eben dieſe Arbeiten als 
Notſtandsarbeiten durchführen, weil auch der Se⸗ 
nat den Arbeitern nur 65 Pfennig Stundenlohn 
gewähren will. Deshalb werden wir natürlich 
auch dieſen Poſten ablehnen, wie überhaupt den 
geſamten Etat. uf 

Man müßte eigentlich zu den Notſtandsarbei⸗ 
ten Stellung nehmen, wie ſie unter dem vorigen 
Senat durchgeführt wurden und wie man gewillt 
iſt, ſie jetzt weiter zu führen, wenn ich dabei nicht 
fürchten müßte, den dritten Ordnungsruf zu er⸗ 
halten. (Abg. Hohnfeldt: Sie haben ja gar kei⸗ 
nen bekommen!) Deshalb will ich zu einem an⸗ 
dern Punkte übergehen, und zwar zum Haus⸗ 


ich auf dem Standpunkt, wenn man der Juſtiz⸗ 
verwaltung Gelder bewilligt, muß man genau 
unterſuchen, wofür ſie ausgegeben werden. Hier 
ſtehen Drainagearbeiten in Lamenſtein, Wege⸗ 
bauarbeiten in Lamenſtein. Damit ſetzt man nur 
das Syſtem der Notſtandsarbeiten bei den armen 
Strafgefangenen fort. (Sehr richtig!) Man läßt 
die Strafgefangenen arbeiten, um Staatsmittel 
zu ſparen. (Abg. Liſchnewſki: Wie die Galeeren⸗ 
ſklaven!) Ich würde mich nicht darüber wundern, 
wenn dieſe Regierung die Strafgefangenen dazu 
beorderte, die Verbreiterung der Pflaſterſtraße 
Danzig⸗Langfuhr vorzunehmen. Dann gibt der 
Senat nicht einmal 65 Pfennig pro Stunde, ſon⸗ 
dern gar nichts aus. Es braucht bloß das Futter 
für dieſe Strafgefangenen bezahlt zu werden, 
Futter, das Ihnen ſo eindringlich mein Genoſſe 
Raſchke ſchilderte. Gerade in der Juſtizverwal⸗ 
tung beſtehen ungeheure Mängel und das Haus 
hat ſich mit dieſen Mängeln bereits ganz einge⸗ 
hend beſchäftigt. Wir leben in einem Klaſſen⸗ 
ſtaat. Uns iſt es klar, daß in dieſem Klaſſenſtaat 
die Juſtizverwaltung und der ganze Juſtizappa⸗ 
rat immer nur einſeitig für die beſitzende Bevöl⸗ 
kerungsſchicht Stellung nehmen wird gegen die 
werktätige Bevölkerung. Aber kennzeichnend für 
die Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei zur heutigen Juſtiz iſt ein Ausſpruch, den der 
Herr Abg. Dr. Kamnitzer in einer Wahlverſamm⸗ 
lung vor dem 13. November brauchte. Dort ſagte 
ex nämlich wörtlich: „Allerdings müſſen wir Ar⸗ 
beiter uns ſehr hüten, daß nicht etwa der Juſtiz⸗ 
apparat allzuſehr nach links neigt und ein ein⸗ 
ſeitiges Klaſſeninſtrument in den Händen der Ar⸗ 
beiterſchaft wird.“ (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Das iſt doch kennzeichnend für die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei, wo ihr doch trotz der 
Koalitionsregierung bekannt ſein muß, daß in 
der Verwaltungsbehörde der Juſtizabteilung 
keine Aenderung eintreten wird, daß man nicht 
daran denken wird, die reaktionären Juſtizbeam⸗ 
ten davonzujagen. Sie fürchtet ſchon jetzt, der 
Arbeiter könnte zuviel Einfluß in der Juſtizver⸗ 
waltung gewinnen. Herr Dr. Kamnitzer berich⸗ 
tete damals über einen Vorfall bei einer Abur⸗ 
teilung durch das Geſchworenengericht, bei dem 
Herr Rahn Vorſitzender der Geſchworenen war, 
Geſchworenenobmann. Es handelte ſich um den 
Fall, wo halbwüchſige Burſchen ein Seil über die 
Straße geſpannt hatten, wodurch angeblich ein 
Auto umkippte. Die Geſchworenen ſprachen dieſe 
Burſchen frei. Da wagte es Herr Dr. Kamnitzer 
zu ſagen: „Wie kann man nur zum Freiſpruch 
kommen.“ (Abg. Rahn: Freigeſprochen ſind die 
nicht worden!) Deſto ſchlimmer, wenn ſich Herr 
Dr. Kamnitzer dagegen wendet, daß eine ſo ge⸗ 
ringe Strafe verhängt wurde. (Abg. Rahn: Die 
Geſchworenen waren zum großen Teil deutſchna⸗ 
tionale Bauern!) Er hätte ſie alſo gern härter 
beſtraft. (Heiterkeit.) Bei den Juſtizbeamten muß 
man immer ſehr vorſichtig ſein. Da bleibt es ſich 
gleich, ob ſie im deutſchnationalen Lager ſtehen 
oder im ſozialdemokratiſchen. (Sehr gut! bei den 
Kommuniſten.) Von den Juſtizverwaltungsbe⸗ 
amten, Juſtizräten und Rechtsanwälten iſt im 
großen ganzen nicht viel zu hoffen. (Abg. Liſch⸗ 
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ners, des Gen. Raſchke, an und ſage, wir wer⸗ 
den dieſen Etat ablehnen. Denn alles, was den 
Werktätigen von einer Rechts⸗ oder von einer 
Linkskoalition vorgelegt wird, kann nichts ent⸗ 
halten, was die Lage der Werktätigen irgendwie 
verbeſſert. Die Herren Sozialdemokraten mögen 
ſich doch des ſtolzen Liedes erinnern: „Es rettet 
uns kein höheres Weſen, kein Gott, kein Kaiſer 
und Tribun“. Uns kann nur eins retten, und das 
find die Werktätigen ſelbſt in ihrem Kampf gegen 
das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem. (Lebhaftes 
Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat 

Hohnfeldt. 
„Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
A. H.! Die heutige Tagesordnung iſt nach dem 
Willen der Regierungsmehrheit etwas eigenartig 
zuſammengeſetzt. Man ſoll zunächſt über ein vor⸗ 
läufiges Haushaltsgeſetz beraten, eine vorläufige 
Regelung der Bezüge der Beamten, eine Beibe⸗ 
haltung der Umſatzſteuer und ähnliche Sachen, 
und dabei enthält die Druckſache Nr. 81 über das 
vorläufige Haushaltsgeſetz keine eigentliche Ve⸗ 
gründung. Die Begründung zu dem Geſetz iſt in 
der Regierungserklärung gegeben. Es wäre eigent⸗ 
lich ganz logiſch geweſen, daß man die Regie⸗ 
rungserklärung, die die Grundlage für dieſes vor⸗ 
läufige Haushaltsgeſetz abgibt, zuerſt beſprochen 
hätte. Es bleibt nichts anderes übrig, als da 
man die Regierungserklärung als Begründun 
zu dieſem Geſetz beſpricht, oder mit anderen Wor⸗ 
ten, das, was die Regierungsmehrheit durch die 
Amſtellung der Tagesordnung zu erreichen 
glaubte, hat ſie doch nicht erreicht. 

Wir ſehen hier im vorläufigen Haushaltsgeſetz 
eine Reihe von Ausgaben, von der ich die erſte 
über die Rotzkrankheit beiſeite laſſen will. Dann 
kommen die einmaligen Ausgaben für die Straf⸗ 
gefangenen. Der Herr Abg. Plenikowſti hat über 
die Verpflegung der Strafgefangenen, über deren 
Entlohnung uſw. geſprochen. Ich möchte nur eins 
feſtſtellen, daß der 
wohl die Ausgabe für Strafgefangene 


der Herr Abg. 


vorläufige Haushaltsplan 
bringt, 


aber nicht, wie es die Regierung verhindern will, 


daß es neue Strafgefangene gibt. Ich glaube, 
wir werden auf den endgültigen Haushalt noch 
recht lange warten können. Infolgedeſſen wäre 
es erforderlich geweſen, daß man alle die Aus⸗ 
gaben gebracht hätte, mit denen man für Arbeit, 
d. h. nicht für Arbeit der Strafgefangenen, ſon⸗ 
dern der noch außerhalb der Mauern Befindli⸗ 
chen geſorgt hätte. Wenn das jetzt nicht der Fall 
geweſen iſt, dann wird die Regierung wohl bei 
dem endgültigen Haushaltsgeſetz die Verpflich⸗ 
tung haben, weitere Ausgaben für die Arbeits⸗ 
beſchaffung von Strafgefangenen einzuſtellen. 
Für die übrigen Volksgenoſſen, die draußen auf 
der Straße liegen, wird wohl nichts anderes übrig 
bleiben, als ſich hinter den Mauern der Zucht⸗ 


häuſer und Gefängniſſe zu verkriechen. Sie wiſ⸗ 
ſen, daß es heute eine Reihe von Erwerbsloſen 
gibt, die beſtraft worden ſind und die ſelbſt den 
Antrag ſtellen, daß ſie im Gefängnis aufgenom⸗ 
men werden, weil ſie es dort in mancher Bezie⸗ 
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A) newſki: Der Ochſe läßt von ſeinem Leder nicht!) hung beſſer haben als außerhalb der Gefängnis⸗ 
Ich ſchließe mich den Worten meines Vorred⸗ i 


mauern. Sie müſſen ſich dann aber ſelbſt die 


Schuld beimeſſen, wenn ſich die Zahl der Straf⸗ 


gefangenen von einem Jahr zum andern vergrö⸗ 
Bert. Wenn man fragt: warum, — dann geben 
Sie auch in dem vorläufigen Haushaltsplan nicht 
die Möglichkeit zur Beſchaffung von Arbeit. Dann 
kommt ſofort die Erklärung des Finanzſenators, 
wonach es keine Geldmittel hierfür gebe. Es wird 
nur immer geſagt, wenn Sie mit irgend welchen 
Anträgen für Gewährung von einmaligen Aus⸗ 
gaben oder laufenden Ausgaben kommen, müſſen 
Sie für Deckung ſorgen. Geſtern hat die Oppo⸗ 
ſition dem Finanzminiſter geſagt, daß er nicht 
bloß ſchwarz in ſchwarz malen ſolle, ſondern daß 
die Lage durchaus nicht allzu ſchlecht ſei. Es kam 
aber auch da zum Ausdruck, daß die Einnahmen 
in gewiſſer Weiſe hinter dem Voranſchlag zurüd- 
ſtehen, und daß man nicht weiß, wie man neue 
Mittel aufbringen kann. Es wurde von kommu⸗ 
niſtiſcher Seite der Vorſchlag gemacht, daß eine 
Erhöhung der Einkommenſteuer nicht ganz un⸗ 
möglich wäre, allerdings nicht bei den Leuten, 
die das Geſd nicht nur zum Leben haben, ſondern 
bei den Großverdienern. Wenn man die Zei⸗ 
tungen in den letzten Wochen geleſen hat mit all 
den Geſchäftsberichten, vor allem der Banken, und 
ſieht, welche rieſigen Gewinne zuſammengetragen 
ſind, die an eine kleine Zahl von Schwerverdie⸗ 
nern, aber nicht von Schwerarbeitern, ausge⸗ 
ſchüttet werden, dann wundert man ſich, daß der 
Staat da nicht feſter zugreift. Zunächſt wäre eine 
ſchärfere Erfaſſung der Steuern bei den Aktien⸗ 
geſellſchaften, den G. m. b. H. und bei den Banken 
möglich. Es würde ſich manch ein Pfennig mehr 


— 
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herausholen laſſen, als man bisher verſucht hat 


herauszuholen. Dann ſehe man ſich noch die 
Bank von Danzig an mit ihren Bilanzen und der 
Kursentwicklung und ſehe, daß bei dieſem Inſti⸗ 
tut die Gepflogenheiten einer Notenbank eigent⸗ 
lich ſchon bei Seite gelaſſen werden und alles 
darauf eingerichtet iſt, den Erwerbscharakter die⸗ 
ſer Bank von Danzig zu betonen. Es müßte vor 
allem eine Aenderung des Charakters der Bank 
von Danzig Platz greifen. Die wenigen Leute, 
die einen Vorteil aus den Dividenden und Kurs⸗ 
ſteigerungen bei der Bank von Danzig oder der 
Danziger Hypothekenbank haben, ſind auch ſtärker 
zu erfaſſen. Im übrigen ſind es Aktionäre, die 
große Einkünfte haben, aber in den allerwenig⸗ 
ſten Fällen zu den größten Steuerzahlern gehören. 

Ich möchte bemerken, daß es auch in dieſem 
Jahr nicht möglich war, Auskunft über die hohen 
Steuerzahler zu erhalten. Man hat nicht die 
Möglichkeit der Einſichtnahme geſchaffen, genau 
wie es mir im vorigen Jahre paſſierte. Ich hatte 
mir eine Liſte von mehr als hundert Schwerver⸗ 
dienern beſorgt und wollte nachſehen, wieviel 
Einkommenſteuer uſw. von den Betreffenden ge⸗ 
zahlt werden ſollte. Da wurde mir geſagt, ich 
möchte dieſe Liſte einreichen, dann würde man 
mir darauf Antwort geben. Ich habe nichts ge⸗ 
tan, um die Antwort nachträglich zu bekommen 
und habe ſie auch nicht in den ein einviertel Jah⸗ 
ren erhalten. Wenn jemand verſuchen würde 
nachzuſehen, wieviel Großverdiener wir in Dan⸗ 
zig haben, iſt ihm die Möglichkeit genommen. Die 


— ee Ser 


. (&) 


(B) 


denloſes Unrecht. 
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Zahl, die man ſeinerzeit vom Herrn Senatsprä⸗ auf Einſpruch eines Abgeordneten die Möglich⸗ (CI 


ſidenten herausbekam, waren 132 Leute, die mehr 
verdienten als der Senatspräſident ſelber. Ich 
behaupte, daß die Zahl im letzten Jahr geſtiegen 
iſt, und daß eine gewiſſe Beſſerung der Geſchäfts⸗ 
lage bei dieſen Leuten eingetreten iſt gegenüber 
der durchaus größeren Verſchlechterung in den all⸗ 
gemeinen Lebensverhältniſſen der eigentlichen 
Arbeiter. Wir haben vielleicht nicht mehr 132 
Leute, die mehr als der Senatspräſident verdie⸗ 
den, ſondern vielleicht die doppelte Anzahl. Aber 
von einer höheren Erfaſſung iſt bei der Einkom⸗ 
menſteuer nichts zu merken, was daran deutlich 
wird, daß im letzten Jahre und vor allen Dingen 


jetzt mehr Niederſchlagungen von Steuern erfol⸗ 


gen als in früheren Jahren. | 

Ich entſinne mich einer Reihe von Steuern, 
bei denen man annehmen müßte, daß Ermäßi⸗ 
gungen und Niederſchlagungen dabei überhaupt 
nicht ſtattfinden dürften. Bei der Grundwechſel⸗ 
ſteuer muß der Käufer ohne weiteres wiſſen, daß 
er die Grundwechſelſteuer ohne weiteres zu zah⸗ 
len hat. Gerade hier hat aber eine ſolche Epide⸗ 
mie von. Niederſchlagungen eingeſetzt, 
ſchlimmer gar nicht ſein kann. Wenn in Deutſch⸗ 
land ausgeſprochen worden iſt, daß die Juſtiz eine 
Dirne der Parlamentarier ſei, ſo iſt es bei uns in 
Danzig in mancher Beziehung die Steuerverwal⸗ 
tung geworden. Es gibt heute kaum einen ein⸗ 
zelnen Abgeordneten, der nicht in irgend einer 
Sache zur Steuerbehörde läuft und dort verſucht, 
ſeine Sachen durchzuſetzen. Es gibt wohl kaum 
einen Fall, bei dem die Steuerbehörde dieſen 
Wünſchen der Abgeordneten nicht entgegenkommt. 
(Hört, hört! — Abg. Dr. Moczynſti: Namen 
nennen!) Da kommen ſehr eigenartige Fälle vor. 
So gibt es einen Herrn, der Pfarrer war, ſeinen 
Beruf aber lange Zeit nicht ausgeübt hatte. Jetzt 
iſt er als Pfarrer aufs Land gekommen und ver⸗ 
kauft ſein Beſitztum in der Stadt für gutes Geld. 
(Abg. Dinklage: Iſt er Abgeordneter?) Ich ſtelle 
feſt, daß dieſer Mann eine Niederſchlagung feiner 
geſamten Steuer bekam, weil er angeblich ſein 
Haus nicht nach dem Lande mittragen konnte. 
Dabei wurde der Verdienſt beim Verkauf des 
Hauſes unberückſichtigt gelaſſen. Das iſt ein bo⸗ 
Der Mann war lange penſio⸗ 
niert und verſuchte, in ſeinen alten Beruf zurück⸗ 
zukommen. Wer ſich ein gutes Geſchäft mit Grund 
und Boden verſchafft, darf auf keinen Fall von 
ſolchen geſetzlichen Steuern freigelaſſen werden. 
Kommt dann aber ein Fall eines Kriegsinvali⸗ 
den, dann werden kleine Beträge nicht niederge⸗ 
ſchlagen. Wendet ſich ein prominenter Abgeord⸗ 
neter aber, wie im Vorjahre, direkt an die Be⸗ 
hörden, ſo kann er ſicher ſein, daß ſeinen Worten 
mehr Gehör geſchenkt wird, als dem Wort eines 
wirklich armen Kriegsinvaliden. Dann iſt ge⸗ 
ſagt worden, der Senat habe zum Teil Richtlinien 
erlaſſen. Wenn der Senat derartige Richtlinien 
aufſtellt, kann er ſich nicht wundern, daß ſeine 
eigenen Einnahmen zurückbleiben. Jeder Ver⸗ 
käufer von Grund und Boden z. B. weiß doch, daß 


er Grundwechſelſteuer bezahlen muß. Es wäre 


vorzuſchlagen, daß der Senat etwas ſchärfer die 
Durchführung der Steuern überwacht und nicht 


wie ſie 
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keit gibt, ſich vor feſtgeſetzten Steuern zu drücken. 

Ein weiterer Ausfall iſt das Tabakmonopol. 
Herr Abg. Brenner, der in der Sache genau Be⸗ 
ſcheid weiß, hat ſchon verſchiedenes davon geſagt. 
Wir haben auch aus dem Munde des Regierungs⸗ 
vertreters gehört, daß die erwarteten Einnahmen 
nicht erreicht werden. Es wird deshalb zu fordern 
ſein, daß auch hier eine Aenderung der Abma⸗ 
chungen getroffen wird. Früher beſtand die Mög⸗ 
lichkeit, zweifelhafte Geſchäfte zu annulliern. Ich 
habe das Gefühl, daß die Verwaltung des Tabak⸗ 
monopols gewiſſermaßen eine zweifelhafte Fir⸗ 
menführung iſt. Man hat das Gefühl, als wenn 
tatſächlich für den Staat mehr herausgeholt wer⸗ 
den könnte. Einen kleinen Fall der Perſonal⸗ 
politik beim Tabakmonopol will ich anführen. 
Ein früherer Abgeordneter dieſes Hauſes war bei 
der Raiffeiſenbank beſchäftigt. Als das Tabak⸗ 
monopol eingerichtet wurde, wurde er, trotzdem 
er in einer ſehr guten Stellung war, aus ſeiner 
Stellung herausgenommen und zum Tabakmono⸗ 
pol übernommen, ich glaube, mit einem Gehalt 


ungekündigt und ſehr gut bezahlt. Wenn man 
bei dieſer Tabakmonopolgeſellſchaft eine 
Perſonalpolitik treibt, obgleich Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer ſeinerzeit behauptete, es wäre ein 
glänzender Verſuch der Sozialiſierung, ſo wun⸗ 
dere ich mich nicht darüber, da der Staat ſeine 
Rechte aus der Hand gegeben hat und dabei den 
kürzeren zieht. 

Eigenartig war bei der Regierungserklärung, 
daß man beim Haushaltsplan des Staates die 
Verquickung der Finanzgeſchäfte des Staates und 
der Stadt berückſichtigen muß. Es iſt bedauerlich, 
daß ſich der Senat in dem einen Fall, wo er Re⸗ 
gierungsorgan des Staates iſt, ſich gleichzeitig 
wegen ſeiner Handlungen bei der Stadtgemeinde 
verteidigt. Wenn die großen Ankäufe bei der 
Grundbeſitzverwaltung der Stadt Danzig kata⸗ 
ſtrophal geworden ſind, ſo möchte ich daran erin⸗ 
nern, daß eine ſehr maßgebliche Regierungspar⸗ 
tei der jetzigen Koalition die Hauptſchuld trägt. 
Als jeinerzeit das Gelände bei Weichſelmünde 
verkauft wurde und annähernd eine Million 
Gulden brachte, ſoll ſeitens der Finanzverwal⸗ 
tung gefordert worden ſein, daß dieſer Betrag zur 
Deckung alter Schulden aus Grundkäufen ver⸗ 
wandt werden ſollte. Da war es die Zentrums⸗ 
fraktion mit dem Stadtverordneten Dr. Thun, 
die ſich gegen die Forderung der Finanzverwal⸗ 
tung ſtellte und neue Ankäufe machte. Trotzdem 
man einen erheblichen Schuldbetrag hatte, ging 
man nicht daran, ihn zu decken, ſondern über⸗ 
nahm neue Verpflichtungen. Das iſt ſehr eigen⸗ 
artig und würde bei einem Privatmann auch ge⸗ 
ſetzlich ſehr ſcharf gerügt werden. Die Stadt⸗ 
gemeinde kann ſich das erlauben. Da iſt doch zu 
fordern, daß hauptamtliche Senatoren und der 
Senat nicht mit Anklagen bzw. einer derartigen 
Verteidigungsrede kommen. Man müßte ver⸗ 
langen, daß er es gar nicht nötig hat, derartige 
Verteidigungsreden zu halten. Er hätte anders 
handeln können, wenn er der Meinung iſt, daß 
manche Anträge aus dem Volkstage oder der 
Stadtbürgerſchaft auf Gewährung von einmali⸗ 


von 1600 Gulden. Seine vorherige Stellung war 


ſolche 


(D) 


(A) 


(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

gen oder laufenden Leiſtungen den Etat über⸗ 
ſchreiten. Da hätte er ſein mahnendes Wort er⸗ 
heben können und nicht zuzuſtimmen brauchen. 
Wenn dieſe Forderungen aber ungerechtfertigt 
waren, und es ſind leider ſehr viele gerechtfertigte 
Forderungen ſozialer Art in dieſem Hauſe abge⸗ 
lehnt worden, ſo hätte er ſelbſt für den Eingang 
ſorgen müſſen. Was von der Regierung ver⸗ 
langt wird, iſt die Forderung an die ganze Oppo⸗ 
ſition, ſich zu bemühen, die Beträge zu decken. Die 
Forderung iſt ſehr ſchön, ſie wird gekennzeichnet 
durch das Entgegenkommen gegenüber der Oppo⸗ 
ſition, das geſtern von dem Redner der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion verlangt wurde, und heute 
morgen durch die Danziger Zeitung, einem maß⸗ 
geblichen Regierungsorgan, unterſtrichen worden 
iſt. Heute abend aber iſt durch die Umſtellung der 
Tagesordnung das Entgegenkommen bewieſen 
worden. Die Oppoſition hat gar keine Verpflich⸗ 
tung, etwa der Regierung auf die Sprünge zu 
helfen, wenn ſie ſelbſt nicht den Weg weiß. Wenn 
man tatſächlich Fingerzeige gibt, bin ich der 
Ueberzeugung, daß dieſe Fingerzeige nicht benutzt 
werden. Ich kann es mir nicht erklären, daß die 
Staatskaſſe nicht von einem derartigen Blühen 
von Aktiengeſellſchaften, von Banken uſw. einen 
Vorteil haben ſollte. Es ich mir unerklärlich, daß 
nicht in dem Augenblick, in dem ſeitens dieſer 
Banken uſw. geſagt wird, unſere Lage iſt gut, wir 
können 12 Prozent Dividende auswerfen, die 
Steuerkaſſe ſich nicht in erheblichem Maße füllt. 
Da muß man verlangen: Staat, wenn du meinſt, 
du haſt nicht das Geld um die notwendigen Aus⸗ 
gaben zu decken, nimm den Gewinn, der unge⸗ 
rechtfertigt iſt, ungerechtfertigt deshalb, weil 
wenige Leute einen Verdienſt einſtecken, für deſſen 
Erlangung ſie nichts getan haben. 

Nun kommen die Bauausgaben, die auch in 
dem vorläufigen Haushaltsgeſetz betont ſind. Da 
möchte ich auf eine andere Sache eingehen. Es 
wäre erforderlich, bei der Aufſtellung dieſes Vor⸗ 
läufigen Hauhaltsgeſetzes Mittel für den 
nungsbau bereitzuſtellen. Es iſt dies erforderlich, 
weil zwar überall gebaut wird, man es aber 
ſchließlich doch nicht fertig bringt, die erwerbslo⸗ 
fen Bauarbeiter in ührem Beruf unterzubringen. 
Man hat eine ganze Reihe von ſchönen Plänen 
aufgeſtellt. Die ſchönſten Pläne von wirklich 
eigenartigem Charakter ſind uns von dem jetzigen 
preußiſchen Miniſterialdirektor Kießling vorge⸗ 
legt, wobei ſich der berühmte Kampf zwiſchen dach⸗ 
loſem Haus und Haus mit Dach abſpielte. Wir 
haben den Verſuch unternommen, eine ganz mo⸗ 
derne Schule, die Peſtalozziſchule draußen an der 
Kriegerzeile zu bauen. Ich bin neugierig, wann 
mit dem Bau begonnen wird. Es hat keinen 
Zweck, eine neue Schule mit den ſchönſten Innen⸗ 
einrichtungen zu bauen, mit den ſchönſten künſtle⸗ 
riſchen Außenwänden, wenn man von ſchönen 
künſtleriſchen Außenwänden bei dieſem Kaſten 
überhaupt ſprechen kann. Es wäre beſſer, wenn 
man dafür ſorgte, daß die Kinder in den Familien 
beſſer aufgehoben wären. Da iſt immer wieder 
die Forderung aufzuſtellen, legen Sie kein vor⸗ 
läufiges und kein endgültiges Haushaltsgeſetz 
vor, das nicht den berechtigten Forderungen der 
minderbemittelten Bevölkerung Rechnung „trägt. 


* 
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Es iſt' die Verpflichtung des Staates, daß er in 
erſter Linie dazu beiträgt, daß die Kinder in den 


Familien etwas beſſer erzogen werden als bis⸗ 


her, nicht etwas, ſondern einen ganzen Teil beſſer, 
dann braucht man nicht Prunkbauten bei Schul⸗ 
gebäuden aufzuführen und hat nicht nötig, der⸗ 
artige Ausgaben für Strafgefangene zu machen. 
Das hängt eng miteinander zuſammen. Bei dem 
jetzt vorliegenden Haushaltsplan ſieht man nur 
die Berückſichtigung der Strafgefangenen und 
außerdem die paar kleinen Sachen, die dringend 
notwendig waren, wie zum Schluß die Neuan⸗ 
ſchaffung von Maſchinen bei der Steuerverwal⸗ 
tung. Dazu iſt zu ſagen, es wäre beſſer geweſen, 
wenn die Maſchinen vor längerer Zeit eingeführt 
wären. Es wären dann vielleicht manche Diffe⸗ 
renzen nicht entſtanden. Auch wäre die Arbeit 
mit den Maſchinen reibungsloſer verlaufen als 
heute. Vor einem halben Jahr, als die Maſchinen 
ankamen, fehlte die Reſervemaſchine. Kommt 
heute eine ſchwere betriebsreiche Zeit, dann rei⸗ 
chen die beiden Maſchinen nicht aus, und es muß 
zum Handbetrieb übergegangen werden. Vor 
allem bemängele ich, daß der vorliegende Haus⸗ 
haltsplan nichts enthält, um die Notlage der Be⸗ 
völkerung zu heben, und daß nichts getan wird, 
um die Schwerverdiener im Staate genügend zu 
erfaſſen. i 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung zu dem einzigen Artikel des Vorläufi⸗ 
gen Haushaltsgeſetzes. Ich ſtelle ihn zur Abſtim⸗ 


(©) 


mung. Wer für dieſen Artikel iſt, bitte ich, ſich (my 


vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Er iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Vorläufiges Haushaltsge⸗ 
ſetz für das Rechnungsjahr 1928“. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen Wer für die Ueberſchrift iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich 
ſtelle feſt, daß die Ueberſchrift angenommen iſt. 
Damit iſt das Geſetz in zweiter Beratung ange⸗ 
nommen. Wir kommen zu Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung: 5 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. vorläufige Regelung der Bezüge der 
Beamten und Angeſtellten mit Ruhege⸗ 
haltsberechtigung uſw. ö N 
Druckſache Nr. 107 zu Nr. 94. Bericht des 
Hauptausſchuſſes. Ich rufe 8 1 auf. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Plenikowſfki. f 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Es iſt anläßlich dieſes Geſetzes ſowohl hier in 
der Plenarſitzung, als auch im Hauptausſchuß 
lang und breit über die wohlerworbenen Rechte 
der Beamten geſprochen worden. Ich will nun 
einmal unterſuchen, wie es mit dieſen wohlerwor⸗ 
benen Rechten der Beamten ſteht, überhaupt 
Stellung nehmen zu dem Begriff wohlerworbenes 
Recht und den Nachweis führen, daß man objektiv 
von dem Begriff des wohlerworbenen Rechts 
nicht ſprechen kann, und zwar für keine Bevölke⸗ 
rungsſchicht. (Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) 
Was ſehen wir Kommuniſten als einziges 
wohlerworbenes Recht der Menſchheit an? Arbeit 
und Brot, und zwar Arbeit in dem Sinne, daß die 
Arbeit zur Luſt wird und nicht zur Qual, und 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 

Brot in ſo genügendem Maße, daß die Mehrheit 
der Bevölkerung nicht im Elend leben muß. Das 
find wohlerworbene Rechte. Und doch ſehen wir, 
daß man in allen kapitaliſtiſch regierten Ländern 
auf dieſe wohlerworbenen Rechte der Menſchheit 
pfeift und ſie mit Füßen tritt. (Rußland! beim 
Zentrum.) Dieſer Zwiſchenruf Rußland gibt mir 
Gelegenheit, ein wenig näher auf Rußland einzu⸗ 
gehen. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) Ich 
glaube nicht, ſehr verehrter Herr Abgeordneter, 
daß Sie jemals in Rußland geweſen ſind. (4 
Jahre! beim Zentrum.) Dann waren Sie wohl in 
der Zarenzeit da, und ich wundere mich, daß Sie 


nicht in irgend einem ſibiriſchen Kerker umgekom⸗ 


nn find. Damals waren keine Bolſchewiſten da. 
Dieſer Zwiſchenruf kennzeichnet Sie als Zen⸗ 
trumspartei, daß Sie ſich damit einverſtanden er⸗ 
klären, daß früher unter der Zarenknute die Zei⸗ 
ten herrliche waren. Haben Sie die Leidensge⸗ 
ſchichte der katholiſchen Bevölkerung vor dem 
Krieg in Rußland verfolgt? Ich glaube nicht. 
Jedenfalls ſteht feſt, daß auch die katholiſchen 
Bürger in Rußland heute entſchieden mehr Frei⸗ 
heit und es auch ſonſt beſſer haben als zur Zaren⸗ 
zeit. Das können Sie nicht ableugnen, mögen Sie 
das Gegenteil auch durch noch ſo viele Beweiſe 
erhärten wollen. Aber Ihr Stillſchweigen be⸗ 
weiſt, daß Sie mir Recht geben. Rußland iſt ein 
Land, in dem das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem 
tatſächlich endgültig beſeitigt iſt. Dort hat man 
den Zuſtand herbeigeführt, von dem Herr Dr. 
Ziehm geſtern befürchtete, die Herren Sozialde⸗ 
mokraten würden ihn vielleicht auch in Danzig 
einführen. Ich habe bereits heute nachgewieſen, 
daß dieſe Annahme vollkommen jeder Bearün⸗ 


dung entbehrt. Dieſe Herren werden das nicht 


tun. Aber dort in Rußland, dort beſteht das wohl⸗ 
erworbene Recht, von dem ich ſprach, das Recht 
auf Arbeit und ausreichende Unterſtützung. Die 
Arbeit iſt dort wirklich zur Freude geworden. 
Dort haben die Werktätigen ein Intereſſe daran 
zu arbeiten, weil ſie wiſſen, daß ihnen der Ar⸗ 
beitsertrag zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe 
zu gute kommt. 

Es iſt eigenartig, daß gerade Sie in der Zen⸗ 
trumsfraktion, die ſich doch eigentlich auch Wirt⸗ 
ſchaftler nennen — (Kümmern Sie ſich nicht um 
uns! im Zentrum.) ich bekümmere mich ſehr um 
dieſe Herren, gerade deshalb, weil es diejenigen 
ſind, die mich am meiſten mit Zwiſchenrufen bom⸗ 
bardieren, wenn ich ſpreche. (Abg. Schilke: Wir 
werden Sie gleich wieder verlaſſen!) Anſcheinend 
intereſſieren Sie meine Ausführungen ſebr ſonſt 
würden Sie nicht hierbleiben. — In Rußland 
haben wir den Zuſtand, daß der geſamte Arbeits⸗ 
ertrag den Arbeitern gehört. Sie haben ſich wahr⸗ 
ſcheinlich nicht im geringſten bemüht, die augen⸗ 
blicklichen geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen 
Zuſtände im kommuniſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem 
zu unterſuchen, ſonſt würden Sie auch zu der 
Stellungnahme kommen, die jeder objektiv den⸗ 
kende Menſch eigentlich einnehmen müßte, daß 
nämlich der Arbeitsertrag nicht mehr unter zwei 
Klaſſen verteilt werden darf. Die eine Klaſſe, die 
nicht arbeitet, nimmt den größten Teil des Ar⸗ 
beitsertrages für ſich und läßt den Werktätigen 
der arbeitenden Klaſſe den kleineren Teil zukom⸗ 


Freitag, den 23. März 1928. 


men. Der Arbeitsertrag wird alſo benutzt, um (0 


einer kleinen Schicht von un zum Wohl⸗ 
leben zu verhelfen. Herr Abg. Dr. Ziehm ſprach 
geſtern aus, daß man das Eigentum nicht antaſten 
dürfe, man dürfe nicht zum Dieb werden. Wie 
ſieht es denn in allen kapitaliſtiſchen Ländern 
aus? Nun, die kapitaliſtiſche Klaſſe wird täglich 
zum Dieb an der Arbeitskraft des Arbeiters. 
Was der Arbeiter ſchafft, was er erſchuftet, wird 
ihm von der beſitzenden Klaſſe weggeſtohlen. Das 
ſteht einwandfrei feſt. Man tyranniſiert und 
knechtet außerdem die Werktätigen und unter⸗ 
drückt ſie neben der Ausbeutung. 

Dieſen Zuſtand meine Herren, haben Sie in 
Rußland nicht. Laſſen Sie doch die nackten Tat⸗ 
ſachen ſprechen. Sie werden ihnen beweiſen, auch 
wenn Sie nicht in Rußland geweſen ſind, daß ich 
recht habe. Wir haben dort nicht Herren und 
Knechte, ſondern ein arbeitendes Volk. Die Unter⸗ 
drückung iſt verſchwunden, weil keine Unterdrücker 
da ſind. (Wer lacht da? beim Zentrum.) Sie 
mögen lachen, das beweiſt aber nur Ihre Dumm⸗ 
heit. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) So 
ſieht es in Rußland aus und wir Kommun ſten 
hoffen, daß dieſe Zuſtände ſehr bald in den euro⸗ 
päiſchen Ländern eingeführt werden. 

Nun die wohlerworbenen Rechte der Beam⸗ 
ten. Im Hauptausſchuß wurde anläßlich der Kür⸗ 
zung der Beamtengehälter das Problem der 
wohlerworbenen Rechte eingehend erörtert. Da 
kamen die Vertreter der bürgerlichen Parteien 
und der Beamtenpartei, die Herren Hennke und 
Friedrich, die alle möglichen dicken Bücher mit 
Verordnungen und Geſetzen heranſchleppten, um 
zu beweiſen, daß ſie dieſe wohlerworbenen Rechte 
beſitzen. M. H. von den bürgerlichen Parteien, 
Sie müßten eigentlich wiſſen, wenn Sie ein 
wenig in der Geſchichte herumgeſtöbert haben, daß 
es wohlerworbene Rechte auf Grund irgend wel⸗ 
cher geſetzlicher Verfügungen und Beſtimmungen 
nicht gibt, mögen dieſe wohlerworbenen Rechte 
noch ſo feſt in irgend einer Verfaſſung oder einem 
Geſetz verankert ſein. War es denn nicht ein wohl⸗ 
erworbenes Recht Wilhelms des Letzten, Kaiſer 
aller Deutſchen zu ſein? (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Das war ſo feſt verankert, daß 
1914 noch niemand daran dachte, daß ein 1918 
kommen könnte. Wo iſt dieſes wohlerworbene 
Recht Wilhelms des Letzten? Es iſt nicht mehr 
vorhanden. Alle Geſetzes⸗ und Verfaſſungspara⸗ 
graphen, die dem letzten Wilhelm die wohler⸗ 
worbenen Rechte zuſprachen, ruhen heute ver⸗ 
ſtaubt in irgend einem Aktenſchrank. Sie wären 
längſt verbrannt, wenn die Sozialdemokraten 
nicht dieſe verſtaubten Aktenſtücke noch heilig und 
in Ehren hielten und darauf rechneten, daß Wil⸗ 
helm noch einmal zurückkommen werde, um ihnen 
die ſchwere Bürde ihrer Koalitions regierung ab- 
zunehmen. (Heiterkeit.) Ich erinnere an die wohl⸗ 
erworbenen Rechte ganzer Bevölkerungsſchichten. 
Nehmen Sie doch die wohlerworbenen Rechte, ich 
greife ziemlich weit in der Geſchichte zurück, die 
der erſte und zweite Stand in Frankreich hatten. 
Dieſe wohlerworbenen Rechte, die feſt und uner⸗ 
ſchütterlich ſchienen, wurden durch die franzöſiſche 
Revolution hinweggefegt. Die wohlerworbenen 
Rechte der Junker in Preußen wurden auch hin⸗ 


(A) 


(B) 


(Plenitomſti, Abgeordneter) 
weggefegt von den Vätern und Vorfahren der: 
jenigen, die heute auf ihr wohlerworbenes Be⸗ 
amtenrecht pochen. Die Väter dieſer Leute ſtiegen 
damals auf die Barrikaden, um die verſtaubten 
und veralteten Vorrechte einer Bevölkerungs⸗ 
ſchicht hinwegzufegen. 

Damit will ich durchaus nicht ſagen, daß die 
ſogenannten wohlerworbenen Rechte der Beam⸗ 
ten, um die es ſich hier hauptſächlich handelt, die 
lebenslängliche Anſtellung und die Penſionie⸗ 
rung, bei uns als veraltet angeſehen werden. Im 
Gegenteil, ich glaube durch meine Ausführungen 
bewieſen zu haben, daß wir gewillt ſind, dieſe 
wohlerworbenen Rechte zu ſchützen und zu vertei⸗ 
digen. (Das iſt allerhand! rechts.) Die lebens⸗ 
längliche Anſtellung und Penſionierung ſind ein 
Stück ſozialen Inhalts und müſſen infolgedeſſen 
verteidigt werden. Das iſt ganz klar. (Abg. Gehl: 
Bravo!) Meine Ausführungen ſollen etwas an⸗ 
deres beweiſen, nämlich daß man ſich auf der 
rechten Seite bei den Bürgerlichen nicht ſo auf den 
Begräff der wohlerworbenen Rechte verſteifen 
ſoll, als wenn das etwas ganz Unumſtößliches ſei. 
Es ſollte nur bewieſen werden, daß die herr⸗ 
ſchende Macht im Staat ſich über Vorrechte hin⸗ 
wegſetzt, auch wenn ſie durch Dutzende von Jahren 
wohl erworben ſind, daß ſich die herrſchende Macht 
im Staat niemals nach irgend welchen geſetzlichen 
Verklauſelierungen richten wird, mögen ſie auch 
in der Verfaſſung verankert ſein. Macht geht vor 
Recht, und ich glaube, die bürgerlichen Beamten⸗ 
vertreter müßten das ſchon zur Genüge einge⸗ 
ſehen haben. Aber Sie wollen es nicht einſehen, 
weil, wie ich ſchon vorhin anführte, ſich gerade in 
der Beamtenſchaft, auch in der unteren und mitt⸗ 
leren, ein Kaſtengeiſt bemerkbar gemacht hat. 
Dieſer Kaſtengeiſt wird künſtlich durch die Par⸗ 
teien der bürgerlichen, insbeſondere die Deutſch⸗ 
nationale Partei groß gezogen, die alles Inter⸗ 
eſſe daran hat, den Kampf der Werktätigen zu zer⸗ 
ſplittern, um die werktätigen Gehaltsempfänger, 
die noch ein wenig beſſer daſtehen, die noch die 
Butter aufs Brot ſtreichen können, an ſich zu bet⸗ 


ten und fie gegen diejenigen auszufpielen, die ſich 


nicht einmal das trockene Brot leiſten können. 
Wie es aber mit der Beſoldungsordnung und 
dem Schutz der wohlerworbenen Rechte unter der 
früheren deutſchnationalen Regierung ausſah, 
will ich an einem Beiſpiel nachweiſen. Ich will 
deshalb darauf eingehen, weil es gerade deutſch⸗ 
nationale Abgeordnete waren, die im Hauptaus⸗ 
ſchuß erklärten: „Man darf an den Rechten des 
Staates nicht rühren, ſonſt wird man zermalmt.“ 
Die deutſchnationale Regierung aber war es, die 
ſich bei jeder Gelegenheit über Rechte hinweg⸗ 
ſetzte, auch wenn ſie durch die Verfaſſung garan⸗ 
tiert waren. Ich erinnere nur an die Affäre be⸗ 
züglich der Urlaubsgenehmigung einzelner Kreis⸗ 
ausſchußmitglieder zur Ausübung ihres Amtes. 
Sie müſſen doch zugeben, daß das ein Rechts⸗ und 
Verfaſſungsbruch war. Man berief und beruft 
ſich auf alle möglichen Verordnungen. Die Ma⸗ 
terie ſelbſt iſt hier erörtert worden. Ich will nur 
auf einige andere weſentliche Momente Hinwei- 
ſen, auf die damals noch nicht hingewieſen wor⸗ 
den iſt. Die Beamten ſollen angeblich die Er⸗ 
laubnis des Senats haben, um überhaupt das 
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Amt eines Kreisausſchußmitgliedes anzunehmen. 
Ich möchte nun bemerken, daß die Beamten, um 
die es ſich handelte, gar nicht darauf kamen, daß 
gerade für das Amt im Kreisausſchuß eine beſon⸗ 
dere Genehmigung brauchte, weil es ja ſeit Schaf⸗ 
fung der Verfaſſung ſo üblich war, daß man Be⸗ 
amten zur Ausübung des Kreisausſchußmandats 
keine beſondere Genehmigung gab, fie den Urlaub 
gar nicht beantragen durften. Sie konnten das 
Mandat ausüben. Deshalb waren wir auch be⸗ 
rechtigt, das Amt anzunehmen, ohne ein Geſuch 
um Genehmigung zur Uebernahme des Amts ein⸗ 
zureichen. Wir waren gewählt, und zwar von 
einer öffentlichrechtlichen Körperſchaft. Nun hätte 
ja der Senat gegen uns Beamte, die wir uns über 
Verfügungen und Verordnungen des Senats hin⸗ 
wegſetzten, ein Disziplinarverfahren einleiten 
ſollen. Das wäre die einzige Möglichkeit geweſen, 
gegen uns auf rechtlichem Wege vorzugehen, trotz⸗ 
dem wir, das muß ich betonen, um die Genehmi⸗ 
gung zur Ausübung des Mandats nachaeſucht, 
alſo den geſetzlichen Verordnungen entſprochen 
hatten. Aber man hätte ja ſagen können, ihr 
habt gar nicht das Recht, das Amt anzunehmen, 
ihr hättet von vornherein erklären müſſen, wir 
nehmen das Amt nicht an, wir laſſen uns nicht 
vereidigen, wir laſſen die Frage offen, bis wir 
die endgültige Genehmigung des Senats haben. 
Wir taten es nicht, ich ſagte ſchon warum: Weil 
wir annehmen mußten, zu den Ausſchüſſen, von 
denen in der Verfaſſung die Rede iſt, gehört auch 
der Kreisausſchuß. Wir wurden infolgedeſſen 
vereidigt, waren Mitglieder des Kreisausſchuſſes. 
Nun hätte der Senat, wie ich bereits erwähnte, 
gegen uns ein Disziplinarſtrafverfahren einleiten 
können. Es hätte ih natürlich Herausgeitellt, 
daß wir uns vereidigen ließen und das Amt an⸗ 
genommen haben aus Unkenntnis der beſtehenden 
Verfügungen. In der Praxis war es bisher ſo 
gehandhabt worden. Aber der Senat war nicht 
berechtigt, durch einen Senatsbeſchluß die Wahl 
für ungültig zu erklären. Das iſt ein Rechts⸗ 
bruch. Man hat uns vereidigt, und nachdem man 
uns vereidigt hatte, haben wit betont, wir blei⸗ 
ben Kreisausſchußmitglieder. Man hätte an uns 
das Anſinnen ſtellen können, entweder verzichten 
Sie auf das Amt als Kreisausſchußmitglied oder 
Sie müſſen im Weigerungsfalle die Konſequenzen 
ziehen. Im letzteren Falle hätte man ein Diszi⸗ 
plinarverfahren einleiten müſſen. Dann wäre der 
Senat folgerichtig und gerecht vorgegangen. Aber 
er durfte die Wahl nicht für ungültig erklären. 
a war eine unhaltbare, ungeſetzliche Entſchei⸗ 
ung. ’ 

Nun mögen Sie, meine Herren Deutſchnatio⸗ 
nalen, ſagen, von wem das Recht und die Ver⸗ 
faſſung gebrochen ſind, nämlich von der deutſchna⸗ 
tionalen Regierung. Gerade dieſe Angelegenheit 
beweiſt das am beiten. Daß aber auch die Koali⸗ 
tionsparteien nicht gewillt ſind, anders zu han⸗ 
deln, beweiſen die Worte, die Herr Mau hier 
brauchte, um dieſe Maßnahme der deutſchnatio⸗ 
nalen Regierung, um dieſen Bruch des Rechts zu 
beſchönigen. Er erklärte, wir ſtehen vor vollen⸗ 
deten Tatſachen, durch Beſchluß des Senats iſt 
die Wahl der betreffenden Kreisausſchußmitglie⸗ 
der für ungültig erklärt. Das durfte am aller⸗ 
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wenigſten ein Sozialdemokrat ſagen; denn eine 


andere Tatſache war nämlich die, daß wir ver⸗ 
eidigt und gültige Mitglieder des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes waren. Infolgedeſſen war der Senat gar 
nicht berechtigt, die anderen nachfolgenden Kreis⸗ 
ausſchußmitglieder in unſer Amt einrücken zu 
laſſen. Sie hätten ſich auf den Boden des Rechts 


geſtellt, wenn Sie gejagt hätten, der damalige 


Senatsbeſchluß iſt ungeſetzlich und wird aufgeho⸗ 
ben. Wir hatten ja von der Koalitionsregierung 
nichts anders erwartet. Wir haben ja nun einen 
Geſetzentwurf eingebracht, damit dieſe Sache end⸗ 
gültig geklärt wird. Die Herren Deutſchnationa⸗ 
len waren es, die in der Ausſchußſitzung betonten, 
Recht müſſe Recht bleiben. Wir wollen ſehen, ob 
gerade in dieſer Angelegenheit Recht Recht blei⸗ 
ben wird. N f 

Eine andere Sache, in der auch der vorige Se⸗ 
nat eine Entſcheidung fällte, zeigt gleichfalls, wie 
man ſich über Recht und Geſetz hinwegſetzt. In 
meiner Gemeinde hat die Domänenverwaltung 
einige Morgen Land. Dies Land wurde in einer 
öffentlichen Verſteigerung an den Höchſtbietenden 
verpachtet. Die Gemeinde bot mit, um für die 
Werktätigen, für die Minderbemittelten Land 
zum Kartoffelanbau zu erhalten, da ja gerade bei 
uns 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß der 
8 1 des Geſetzes über die Regelung der Bezüge 
für die Beamten zur Beſprechung ſteht. ir 

Plenikowſki, Abgeordneter (RB): Ich will 
mich in eine Polemik mit Ihnen nicht einlaſſen. 
Ich ſpreche hier von wohlerworbenen Rechten. Ich 
fürchte allerdings, wenn ich meinen Standpunkt 
darüber klarſtelle, zur Sache gerufen zu werden. 
Wenn ich aber zu der Frage der wohlerworbenen 
Rechte Stellung nehme, ſo iſt es notwendig, nach⸗ 
zuweiſen, wie ſowohl der frühere, als auch der 
fetzige Senat ſich über jedes wohlerworbene Recht 
hinwegſetzt, ſobald ihm das wohlerworbene Recht 
nicht in ſeinen Kram paßt. — Kommen Sie noch 
nicht herein, Herr Präſident, es iſt noch nicht ſo⸗ 
weit! — (Heiterfeit.) Eigentümlich iſt, daß der 
jetzige Senat das für falſch hält, was der vorige 
Senat für richtig hielt. Das iſt gerade in der 
Frage der Kürzung der Beamtengehälter der 
Fall. Wir ſehen chier ein Doppelſpiel. Der alte 
Senat hielt ſich an das Gutachten des einen Herrn 
Sachverſtändigen. Nun erfolgt eine andere Zu⸗ 
ſammenſetzung des Senats, der Senat ſtützt ſich 
auf andere Regierungsparteien, flugs wirft man 
das Gutachten dieſes Herrn beiſeite und zieht ein 
anderes Gutachten heran, das einen ganz entge⸗ 
gengeſetzten Standpunkt vertritt. Das beweiſt 
aber auch, daß man von Objektivität bei der Be⸗ 
urteilung der wohlerworbenen Rechte nicht im ge⸗ 
ringſten ſprechen kann. Gerade die Stellung⸗ 
nahme der verſchiedenen Senate beweiſt, daß man 
dieſe oder jene Auffaſſung von den wohlerwor⸗ 
benen Rechten hat, je nachdem es in den Kram 
des jeweiligen Senats paßt. Sind die Deutſch⸗ 
nationalen in der Regierung, dann heißt es, zu 
den wohlerworbenen Rechten gehören ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die Bezüge der Beamten. Kaum 
ſetzt ſich der Senat aus anderen Parteien zuſam⸗ 
men, ſo heißt es, daß die Bezüge der Beamten 
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ten gehören, ſondern nur die lebenslängliche An⸗ 
ſtellung und das Recht auf Penſionierung. Wir 
Kommuniſten ſagen, daß wir unter den wohl⸗ 
erworbenen Rechten der Beamten auch nur die 
lebenslängliche Anſtellung und den Penſionsan⸗ 
ſpruch verſtehen und durchaus nicht die Bezüge. 
Das iſt nicht nur der Standpunkt der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei, ſondern auch mein perſönlicher 
Standpunkt. Wir könnten ſchließlich ſoweit kom⸗ 
men, daß unter einer deutſchnationalen Regie⸗ 
rung die Bezüge der oberen Beamten, insbeſon⸗ 
dere der Herren Finanzſenatoren uſw. ins Un⸗ 
endliche geſteigert werden, etwa 5, 7 oder 8000 
Gulden monatlich, und die Gehälter der unteren 
Beamten bleiben auf dem niedrigen Niveau ſte⸗ 
hen. Das iſt natürlich ein vollkommen unhalt⸗ 
barer Zuſtand. Wir Kommuniſten ſagen, zu den 
wohlerworbenen Rechten der Beamtenſchaft ge⸗ 
hört ſelbſtverſtändlich eine auskömmliche Exi⸗ 
ſtenz, genügende Beſoldung und lebenslängliche 
Anſtellung, damit ſie genau ſo wie die anderen 
Werktätigen vor Not und Elend geſchützt ſind. 
Wir können es aber nicht dulden, daß die Gehäl⸗ 
ter der oberen Beamten endlos geſteigert werden, 
während man die untere Beamtenſchaft mit Hun⸗ 
gergehältern abſpeiſt. N 

Bei den jetzt beſtehenden Zuſtänden halten 
wir den Höchſtbetrag von 500, 600, eventuell von 
700 Gulden Monatseinkommen für vollſtändig 
ausreichend. Wir Kommuniſten ſagen ſogar, ein 
Gehalt von 500 oder 600 Gulden monatlich reicht 
nicht aus, um einer Familie die Bedürfniſſe ſicher⸗ 
zuſtellen, die der Menſchheit nach dem heutigen 
kulturellen Zuſtande gewährt werden müßte. 
Aber wir ſagen, es geht nicht an, daß man nur 
einem kleinen Teil der Bevölkerung die Möglich⸗ 
keit gibt, ſich dieſe Bedürfniſſe in äußerſt geſtei⸗ 
gertem Amfange anzueignen, während der größte 
Teil in Not und Elend dahinſtecht. Es muß ein 
Ausgleich geſchaffen werden. Deshalb ſagen auch 
wir Kommuniſten, daß wir dieſe hohen Bezüge 
der Beamten nicht zu den wohlerworbenen Rech⸗ 
ten zählen. Die Koalitionsregierung will die 
Gehälter aller Beamten abbauen. Gegen die 
Kürzung der Gehälter wenden ſich nun einige 
bürgerliche Parteien. Ich habe bereits bei der 
erſten Leſung dieſes Geſetzes nachgewieſen, daß es 
dieſen bürgerlichen Parteien mit ihrem Kampf ja 
gar nicht ernſt iſt. M. H. Deutſchnationalen! Sie 
wiſſen ja ganz genau, daß man die Kürzung der 
Gehälter durchführen wird, auch wenn Sie dage⸗ 
gen ſtimmen. Wenn es nämlich von Ihnen ab⸗ 
hängig wäre, ob die Kürzung der Gehälter durch⸗ 
geführt werden ſoll, dann würden Sie dafür ſtim⸗ 
men. Ich gehe ſogar ſoweit, zu behaupten, wenn 
wir heute eine bürgerliche Regierung hätten, dann 
wären Sie diejenigen, die verſuchen würden, die 
Gehälter der Beamten geſetzlich in der Weiſe zu 
regeln, daß eine Kürzung der Ausgaben für die 
Beamten erfolgt. M. H.] Warum behaupte ich 
das? Zunächſt beweiſt das ja das Notopfer⸗ 
ſyſtem. Ja, Herr Weiß, Sie ſchütteln ſo ungläu⸗ 
big mit dem Kopf. Ich werde Ihnen das aber 
nüchweiſen. (Abg. Hennke: Herr Weiß iſt nicht 
da!) Die damalige Koalitionsregierung hatte 
auf ihr Sanierungsprogramm den Abbau der Be⸗ 
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amtengehälter geſchrieben, 
Einkommen der Werktätigen, und zwar letzteres 
durch eine freiwillige Hergabe von Mitteln, um 
die Sicherſtellung der Erwerbsloſenfürſorge zu ge⸗ 
währleiſten, Steigerung der Einkommenſteuer 
uſw. Die damalige Koalitionsregierung, und 
ganz beſonders die Sozialdemokraten hatten bei 
der Bevölkerung genügend vorgearbeitet, ſo daß 
in der Bevölkerung bis tief in Arbeiterſchichten 
hinein der Gedanke da war, der Staat ſei im Zu⸗ 
ſammenbrechen, alle Kreiſe der Bevölkerung müß⸗ 
ten etwas tun, dieſen Zuſammenbruch aufzuhal⸗ 
ten. Es wurde der Bevölkerung eingeimpft, wenn 
der Staat zuſammenbreche, brächen wir wirt⸗ 
ſchaftlich alle zuſammen, auch die Arbeiter. Ich 
möchte nun bemerken, daß damals die Sozialde⸗ 
mokraten genau dasſelbe moraliſch verwerfliche 
Syſtem anwandten, und zwar den Arbeitern ge⸗ 
genüber, das ſie nachher bei Ihnen, m. H. Deutſch⸗ 


nationalen, in der Form des Notopfers jo kriti⸗ 


ſierten. Sie ſagten, das Notopfer ſei ein mora⸗ 
liſch verwerflicher Zwang, was ich ohne weiteres 
beſtätige. Man verwandte die obere Beamten⸗ 
ſchaft, ebenſo den Beamtenbund, dazu, um das 
Notopfer zur Durchführung zu bringen. Genau 
die gleiche moraliſch verwerfliche Tat aber 
wandten die Sozialdemokraten an, als ſie durch 
die Gewerkſchaften die Arbeiter zwangen, von 
ihrem Lohn etwas für dieſen Staat freiwillig zu 
opfern, zu opfern für die kapitaliſtiſche Geſell⸗ 
ſchaft. Sie ſollten ſich alſo gar nicht ſo ſehr über 
das Syſtem, das die deutſchnationale Regierung 
mit dem Notopfer einſchlug, aufregen; denn das⸗ 
ſelbe Syſtem wandten auch Sie an. Sie glauben 
doch ſelbſt nicht, daß das Gros der Arbeiterſchaft 
mit dem Abzug einverſtanden war. Ein Teil war 
wohl einverſtanden, weil man ihn hineinzuckerte, 
wenn du nicht die paar Pfennige abgibſt, müſſen 


die armen Erwerbsloſen es dulden, daß ihre Be⸗ 


So wußte man ihnen die 


züge verkürzt werden. . 
Genau ſo machte man es 


Abgabe zu verſüßen. 


ſeitens des Beamtenbundes gegenüber der 1 
Es 


tenſchaft, um das Notopfer einzuführen. 
wurde geſagt, dies Notopfer rettet die Wirtſchaft, 
und nur eine blühende Wirtſchaft gewährleiitet 
uns unſere Beamtengehälter. (Sehr richtig! 
rechts.) Sie ſagen „Sehr richtig“, ich will aber 
den Nachweis führen, Herr Weiß, daß Sie jetzt 
dieſes Notopfer auch geſetzlich verankert hätten. 
Was taten Sie damals, nachdem die Sozialdemo⸗ 
traten die Stimmung der Maſſen vorbereiten 
hatten, nachdem gerade auch Ihre Leute, Herr 
Weiß, (Abg. Weiße: Weiße heiß ich!) beſonders 
die Agrarier, die Wirtſchaftskreiſe gegen die Ge⸗ 
hälter der Beamten aufgeputſcht hatten, nachdem 
alſo die Oeffentlichkeit genügend bearbeitet war? 
Sie hielten die Zeit für gekommen, in die Regie⸗ 
rung wieder hineinzugehen. Jetzt brauchten Sie 
die Sozialdemokraten nicht mehr, die konnten ver⸗ 
ſchwinden. Die Arbeiter und die Beamten hatten 
ſich im großen ganzen mit der Situation ausge⸗ 
ſöhnt. Sie ſagten ſich, wir müſſen Opfer bringen, 
um den Staat und die Wirtſchaft zu retten. Da 
gingen Sie in die Regierung hinein und haben 
alle Maßnahmen zur Ausführung gebracht, die 


die frühere Koalitionsregierung auszuführen be⸗ 


abſichtigte. Allerdings machten Sie es in der 
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halb, weil die Opposition, der die Sozialdemo⸗ 
kraten jetzt mitangehörten, ziemlich ſtark war, und 
Sie nicht ſo reibungslos alle Maßnahmen durch⸗ 
zubekommen fürchteten, die die Sozialdemokra⸗ 
ten vorher propagiert hatten. Damals erklärten 
Sie, das Notopfer ſei notwendig, es müſſe von 
den Beamten gebracht werden. Sie ſagten, wir 
müſſen den Ausfall im Etat ausgleichen. Aller⸗ 


dings machen wir das anders wie die Sozialde⸗ 


mokraten. Wir werden nicht die Rechte der Be⸗ 
amten antaſten, dieſe wohlerworbenen Rechte. 
Deshalb werden wir verſuchen, auf gütlichem We⸗ 
ge das notwendige Geld von den Beamten zu be⸗ 
kommen. Sie haben aber damals erklärt, das 
Geld iſt notwendig. Leſen Sie es in dem Dan⸗ 
ziger Beamten⸗Jahrbuch für 1927 nach. Die da⸗ 
malige deutſchnationale Regierung erklärte, die 
Beamtenorganiſation muß dafür ſorgen, daß dieſe 
Einnahmen durch eine Kürzung der Beamtenge⸗ 
hälter geſchaffen werden. Der Beamtenbund ſolle 
aber ſelbſt nach einer Form ſuchen, um dieſe Er⸗ 
ſparniſſe herbeizuführen. 

Was iſt das denn? Iſt das etwas anderes, 
wenn man es auf dieſe Weiſe durchführt oder 
wenn man die Kürzung auf dem Wege vornimmt, 
die Koalitionsregierung jetzt beſchreitet? 
Wenn Sie heute in der Regierung ſäßen, dann 
würden Sie vielleicht nicht ganz genau ſo wie die 
Koalitionsregierung die Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter vornehmen. Dann würden Sie vielleicht 
wieder eine andere Methode erfinden, den Be⸗ 
amten ihre Bezüge zu kürzen, davon bin ich über⸗ 
zeugt. Es iſt nun einmal ſo, 
Wirtſchaftskreiſe, auch Arbeiterſchichten gegen die 
Beamtenſchaft, auch gegen die unteren und mitt⸗ 
leren Beamten, aufgehetzt ſind. Sie, m. H. 
Deutſchnationalen, würden tatſächlich um dieſe 
Kürzung der Beamtengehälter nicht herumkom⸗ 
men, wenn Sie jetzt in der Regierung ſäßen. Da 
ſind es wieder die Herren Sozialdemokraten, die 
für Sie in die Breſche ſpringen, und die tatſäch⸗ 
lich die Kürzung durchführen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Das beweiſt nur, daß wir Recht haben. 
Die Koalitionsregierung iſt nur da, um den 
Kampf der unteren und mittleren Beamten ge⸗ 
gen das beſtehende Wirtſchaftsſyſtem abzudroſſeln. 
Mit den Zwiſchenrufen geben Sie Ihr demago⸗ 
giſches Treiben zu. Sie geben zu, daß Sie nur eine 
Schein⸗Oppoſition führen. Sie ſind dafür, daß 
dieſe Regierung bleibt, bis die Sparmaßnahmen 
auf Koſten der Werktätigen und der unteren und 
mittleren Beamtenſchaft durchgeführt ſind. Dann 
werden Sie wieder in die Regierung hineingehen. 
(Woher wiſſen Sie das? rechts.) Sie bringen ja 
auch manchmal Meinungen zum Ausdruck, wo 
auch wir fragen müßten, woher wiſſen Sie das? 
Sie als Deutſchnationale Partei ſind nicht ge: 
willt, für die untere und mittlere Beamtenſchaft 
einzutreten. Wenn Sie das gewollt hätten, 
hätten Sie ſich mit dem Beamtenbund ins Ein⸗ 
vernehmen ſetzen und die unteren und mittleren 
Beamten vor der Zahlung des Notopfers ſchützen 
können. Wenn Sie dieſe Tat der Beamten als 
Heldentat hinſtellen, dann hätten Sie von den 
oberen Beamten mit Gehältern von 800, 1000 
und 2000 Gulden verlangen ſollen, zur Beſeiti⸗ 
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gung der Finanznot alle Gehälter über 800 Gul⸗ 
den zu notopfern, damit die Finanzlage des 
Staates endlich ins Gleichgewicht kommt. Das 
wäre eine ſogenannte heroiſche Tat geweſen. 
Dann hätten Sie ſich hinſtellen und davon ſprechen 
können, daß es Ihnen taſächlich daran gelegen 
war, für die unteren Beamten etwas zu tun. 
(Abg. Weiße: Wenn Sie Sowjetrat ſein werden!) 
Dann werden wir das zur Durchführung bringen. 
(Abg. Weiße: Fahren Sie doch nach Rußland!) 
Ich glaube, Sie haben mehr Geld, Herr Weiße, 
um einmal eine Fahrt nach Rußland zu machen. 
Ich würde mich aber freuen, wenn Sie mir die 
Geldmittel zu einer Fahrt nach Rußland zur Ver⸗ 
fügung ſtellten. Herr Fooken, Sie haben ja auch 
durch einen Zwiſchenruf bewieſen, daß Sie mit 


der Stellungnahme der bürgerlichen Parteien in 


Bezug auf Rußland einverſtanden ſind. Das 
Eigentümliche iſt, daß hier alſo klar zum Aus⸗ 
druck kommt, daß die Bürgerlichen, die Zentrums⸗ 
leute, die Sozialdemokraten vereint gegen Sow⸗ 
jetrußland kämpfen. Sie kritiſieren nicht die 
Methoden, die ein Muſſolini, ein Pilſudſki gegen 
die Arbeiterſchaft anwenden. Ein kurzer Bericht 
über dieſe Methoden ohne Kommentar in Ihren 
Zeitungen, und die Sache iſt abgetan. Bei Schil⸗ 
derung der Verhälniſſe in Sowjetrußland zieht 
man aber alles an den Haaren herbei. Ich er⸗ 
innere mich eines Berichtes der „Volksſtimme“ in 
einer Nummer, die vor zwei oder drei Wochen er⸗ 
ſchienen iſt. Da ſtand nämlich groß und breit zu 
leſen, wie furchtbar die Zuſtände in der ruſſiſchen 
Armee ſeien. Ich war nun neugierig, zu leſen, 
welche barbariſchen Zuſtände denn dort herrſchten. 
Ein Kriegsgefangener, ein Tscheche, war aus der 
Mongolei zurückgekommen, einem Gebiet außer⸗ 
halb der ruſſiſchen Grenze. Dort hatte ein Mon⸗ 
golenfürſt einem Verwandten die ganze Haut ab⸗ 
gezogen. Was hat dieſes Ereignis in der Mon⸗ 
golei bei barbariſchen Stämmen mit den Zuſtän⸗ 
den in der ruſſiſchen Armee zu tun? Solche Ge⸗ 
dieſe vom Mongolenfürſten ſind 
kennzeichnend für den Kampf der ſozialdemokra⸗ 
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tiſchen Preſſe gegen Sowjetrußland. Daß gerade 


Sowjetrußland ein Hort des Friedens iſt, bewei⸗ 
fen die letzten Vorgänge bei der Abrüſtungskon⸗ 
renz. 

Ich möchte noch ein wenig mehr auf das Not⸗ 
opfer eingehen, weil es die Grundlage der neuen 
Gehaltskürzung iſt, die die Sozialdemokraten 
bringen. Ich habe ſchon einmal darauf hinge⸗ 
wieſen, daß es Herr Abg. Mau war, der betonte, 
daß die Sozialdemokraten die Regelung des Not⸗ 
opfers für unſozial hielten, weil durch die Rege⸗ 
lung des freiwilligen Notopfers gerade die un⸗ 
teren und mittleren Beamtenſchaften allzu ſehr 
Ich möchte nun aber betonen, 
daß die Handhabung des Notopfers gegenüber 
dem früher eingebrachten Geſetzentwurf der So⸗ 
zialdemokraten in der früheren Koalitionsregie⸗ 
rung ſozialer war. Dieſer Geſetzentwurf war ge⸗ 
genüber dem freiwilligen Notopfer tatſächlich viel 
unjozialer, jo daß die Sozialdemokraten durchaus 
nicht auf ihre damalige geſetzliche Regelung ſtolz 
ſein durften. (Abg. Fooken: Na aljo!) Herr Foo⸗ 
ken! Sie ſind zu ſehr in Ihre Zeitung vertieft, um 
zu verſtehen, was ich ſage. Die deutſchnationale 


Regierung und die deutſchnationalen Führer des 
Beamtenbundes haben in gewiſſer Beziehung eine 
ſozialere Regelung der Kürzung der Beamtenge⸗ 
hälter herbeigeführt, als Sie es beabſichtigten. 
(Sehr richtig! rechts.) Ich will das einmal nach⸗ 
weiſen. (Abg. Fooken: Hoch die Deutſchnationa⸗ 
len!) Durchaus nicht! Wenn Sie jagen, daß wir 
Steigbügelhalter der Deutſchnationalen Partei 
ſeien, ſo klingt das verwunderlich, daß ich darauf 
gar nicht einzugehen brauche. (Zuruf vom Zent⸗ 
rum.) — Haben Sie keine Angſt, daß ich herunter⸗ 
falle, Sie wären am allerwenigſten der Mann, 
der mich ſtützen würde. — Zunächſt iſt es der da⸗ 
maligen Koalitionsregierung nicht gelungen, die 
höheren Gehälter mit mehr als 10 Prozent her⸗ 
anzuziehen. Das müſſen Sie zugeben, während 
nachher durch die freiwillige Regelung die höhe⸗ 
ren Gehälter ſogar bis zu 13 Prozent herangezo⸗ 
gen wurden. Sie müſſen zugeben, daß das tat⸗ 
ſächlich eine Verbeſſerung Ihrem Geſetzentwurf 
gegenüber bedeutet. Während Sie auch ganz ka⸗ 
tegoriſch das Gehalt nach Prozenten kürzten, ohne 
Rückſicht darauf, ob es ſich um Verheiratete oder 
Unverheiratete handelte, wurden beim Notopfer 
die Unverheirateten ſtärker als die Verheirateten 
herangezogen. Das iſt der beſte Beweis dafür, 
daß das Notopfer tatſächlich eine beſſere Regelung 
war und ganz beſonders, m. H. Sozialdemokraten, 
in Bezug auf die unteren und mittleren Beamten. 
(Sehr richtig! rechts.) Das ſteht einwandfrei feſt. 
Wenn Herr Mau ſich hier hinſtellte und betonte, 
daß das Notopfer gegenüber ihrer damaligen 
Vorlage die unteren und mittleren Beamten 
mehr belaſtet, ſo iſt das Demagogie und entſprich 
durchaus nicht den Tatſachen. f 
Ich gehöre auch zu denjenigen, die von vorn⸗ 
herein nicht das Notopfer bewilligten. Alſo auch 
einer von denen, die den Staat nicht retteten, 
einer von den Egoiſten, die nur danach trachten, 
möglichſt hohes Gehalt zu bekommen und ſich von 
ihren Bezügen nichts ſtreichen zu laſſen. (Abg. 
Falkenberg: Aha!) Warum tat ich das, Herr Fal⸗ 
kenberg? Zunächſt einmal aus der grundſätzlichen 
Einſtellung heraus, daß eine Kürzung der Beam⸗ 
tengehälter niemals eine Beſſerung der Lage der 
Werktätigen herbeigeführt hätte. Innerhalb des 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems iſt das nämlich 
eine Unmöglichkeit. Wenn die Beamtengehälter 
gekürzt werden, dann verwendet man die Mittel 
nur, um den Profit der Unternehmer zu ſichern 
oder ihn zu ſteigern. Das war zunächſt einmal 
meine grundſätzliche Auffaſſung, die damals auch 
von der Sozialdemokratiſchen Partei vertreten 
wurde. Die Sozialdemokratiſche Partei bröckelte 
aber von dieſer grundſätzlichen Einſtellung, wie 
ſie überhaupt von allen grundſätzlichen Fragen 
abgewichen iſt, ab. Zunächſt allerdings erklärte 
ſie, ihre Beamten werden das Notopfer nicht zah⸗ 
len. Es ſei moraliſch verwerflich, Beamte zu 
zwingen, dieſer deutſchnationalen Regierung frei⸗ 
willig einen Teil ihres Gehaltes zu opfern. Es 
ſei eine Vergewaltigung und kein freiwilliges 
Opfer. Ein großer Teil der Beamten mußte bei 
Nichtabgabe fürchten, ſich bei den hüheren Ver⸗ 
waltungsbehörden unbeliebt zu machen und bei 
nächſter Gelegenheit auf die Straße geſetzt zu 
werden. Dieſe grundſätzliche Stellung wurde bald 
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geändert, und nachher waren es gerade die Her⸗ 


ren Sozialdemokraten, allerdings mit einigen 
Ausnahmen, die ihren geraden Rücken nicht be⸗ 
hielten, die tatſächlich nicht wußten, wie ſie am 
eiligſten dieſem Staat und dieſem deutſchnationa⸗ 
len Senat das Notopfer zur Verfügung ſtellen 
konnten. Es iſt hier bereits geſagt worden, daß 
man es durchaus nicht in der Form tat, es irgend 
einem Fürſorgefonds zuzuführen. Dann hätte 
man das ganze Gehalt abheben und den Teil des 
Notopfers einer proletariſchen Fürſorgeorganiſa⸗ 
tion zuführen müſſen. Herr Dr. Kamnitzer ſelbſt 
war es, der es dem deutſchnationalen Senat über⸗ 
ließ, über das Notopfer zu verfügen. Mir gegen⸗ 
über ſuchte man einen gelinden Druck auszuüben, 
gerade mit dem Hinweis auf meinen damaligen 
Parteifreund Dr. Kamnitzer. Ich ſollte doch das 
auch tun, was die andern Herren der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei ebenfalls täten. Warum 
hatte ich perſönlich keine Urſache, mein Gehalt 
kürzen zu laſſen? Herr Falkenberg, Sie haben 
wahrſcheinlich keinen Vater, der bereits drei 
Jahre hindurch ſtempelt. Wenn Sie einen hätten, 
würden Sie ſich dann auch Ihr Gehalt wegneh⸗ 
men laſſen? (Abg. Falkenberg: Meiner iſt tot!) 
Meiner iſt nicht tot, und daß man von den Hun⸗ 
gerbezügen der Erwerbsloſenunterſtützung nicht 
leben kann, wiſſen Sie. Wenn ich dieſen Teil mei⸗ 
ner Beamtenbezüge meinen Eltern gebe, ſo war 
er beſſer verwandt, als wenn ich ihn dem kapita⸗ 
liſtiſchen Staate überließ. 

Dieſes Notopfer ſoll jetzt geſetzlich verankert 
werden. Warum haben wir als Kommuniſtiſche 
Partei einen Abänderungsantrag eingebracht? 
Wir kennen die ſozialen Verhältniſſe der jetzigen 
bürgerlichen Geſellſchaft. Wir ſehen auf der einen 
Seite Wohlleben und Pracht, auf der andern 
Seite Elend und Not. Es iſt Lüge, Heuchelei und 
Demagogie, wenn ſowohl die Bürgerblockregie⸗ 
rung als auch die ſozialdemokratiſche Koalitions⸗ 
regierung immer wieder betonen, es iſt kein Geld 
vorhanden, die Wirtſchaft müſſe entzwei gehen! 
Sie muß bei den Laſten, die ſie zu tragen hat, zu 
Grunde gehen! M. D. u. H.! Schauen Sie ſich doch 
einmal das luxuriöſe Leben der beſitzenden Kreiſe, 
beſonders mancher Wirtſchaftskreiſe, an. Dann 
werden Sie ſehen, daß dieſer Staat Geld haben 
muß. 

Wir haben Ihnen Wege gewieſen, wie man 
zu Geld kommen kann, ohne es aus der werktäti⸗ 
gen Bevölkerung herauszupreſſen, ohne durch 
Kürzung der Mittel für die Erwerbslosen, für die 
Rentenempfänger uſw. es zu „erſparen“. Weil 
wir den jetzigen geſellſchaftlichen Zuſtand klar er⸗ 
kennen, weil wir wiſſen, daß auf der einen Seite 
unerhörter Luxus getrieben wird, während auf 
der andern Seite Elend und Not täglicher Gaſt 
zu Hauſe ſind, deshalb wenden wir uns auch ge⸗ 
gen die Kürzung der Gehälter der unteren und 
mittleren Beamten, ſind aber für eine rigoroſe 
Kürzung der Gehälter der oberen Beamten. Ich 
habe ſchon da rauf hingewieſen, daß es nicht geht, 
daß auf der einen Seite die oberen Beamten Ge⸗ 
hälter in Höhe von 2000. 3000 und 4000 Gulden 
beziehen und auf der anderen Seite die unteren 
Beamten Gehälter in Höhe von 140, 200 Gulden 


bekommen. Deshalb muß hier eine Aenderung 
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in Gruppe XIII 1340 Gulden ausmacht. 
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geſchaffen werden. Deshalb erklärte ich auch, daß 
wir die Bezüge der Beamten durchaus nicht als 
ein wohlerworbenes Recht anſehen, daß wir es 
durchaus nicht als ein wohlerworbenes Rech an⸗ 
ſehen, daß irgend ein Beamter, der, wie Herr Dr. 
Blavier ſchon ausführte, vielleicht vor kurzer Zeit 
hier angeſtellt worden iſt, der vielleicht aus Riga, 
aus Lettland oder aus einer weißruſſiſchen Orga⸗ 
niſation kommt, vielleicht ein früherer zariſtiſcher 
Offizier iſt, jeden Monat 1000 Gulden in den Ra⸗ 
chen geworfen bekommt, während auf der an⸗ 
deren Seite die unteren Beamten mit ihren Hun⸗ 
gergehältern Not leiden müſſen. a 

Die wohlerworbenen Rechte beſtehen in Bezug 
auf lebenslängliche Anſtellung und Penſionie⸗ 
rung, nicht aber in Form der hohen Bezüge der 
oberen Beamten. Als erſtes, heiligſtes Recht der 
Menſchheit müſſen wir Arbeit und Brot anſehen, 
Arbeit allerdings nicht im Sinne einer Fron 
und Brot in ſo genügendem Maße, daß die Exi⸗ 
ſtenz des Einzelnen und ſeiner Familie ſicherge⸗ 
ſtellt iſt. Damit kennzeichnen wir gleichzeitig, 
daß wir auch die Bezüge der unteren Beamten 
durchaus nicht für ausreichend halten. Soll aber 
durchaus eine Kürzung der Beamtengehälter ein⸗ 
treten, gut, ſo ſind wir ohne weiteres damit ein⸗ 
veritanden. Wir haben deshalb unſern Abände⸗ 
rungsantrag geſtellt. g 

M. D. u, H.! Es iſt etwas Unerhörtes, aber 
kennzeichnend für die Einſtellung des kapitaliſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsſyſtems, daß das Grundgehalt 
der dritten Stufe mit 166 Gulden beginnt, (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten) und das ger. 

ar⸗ 
über hinaus hat man noch die Einzelgruppen ge⸗ 
ſchaffen und die Gehaltsſätze für die Senatoren 
bis zu einem Endgehalt von 4000 Gulden. Wenn 
man ſich dieſe Spanne der Beamtengehälter vor 
Augen hält, 166 Gulden auf der einen Seite und 
4000 Gulden auf der andern, dann muß man ſa⸗ 
gen, dies Syſtem iſt faul und morſch und muß jo 
ſchnell wie möglich bejeitigt werden, dies Syſtem, 
das den unteren Beamten mit 166 Gulden ab⸗ 
ſpeiſt und auf der andern Seite einigen wenigen 
Perſonen Bezüge in Höhe von 4000 Gulden ga⸗ 
rantiert. Das iſt ein unerhörter ſkandalöſer Zu⸗ 
ſtand. Ich wundere mich nur, daß die unteren 
Beamten mit dieſem Zuſtand nicht ſchon längſt 
aufgeräumt haben, daß ſie nicht ſchon längſt gegen 
dieſe hohen Bezüge der oberen Beamten Stellung 
genommen haben. Die Beamtenvertreter hier im 
Volkstag kämpfen grundſätzlich dafür, daß die 
Bezüge in der bisherigen Höhe für alle Beamten 
beſtehen bleiben. Sie erklären ſich mit dieſen 
ſkandalöſen Zuſtänden einverſtanden, daß auf der 
einen Seite alles gegeben wird und auf der an⸗ 
deren Seite Bettelpfennige hingeſtreut werden. 
Dann haben ſie zwar ein Recht, ſich Beamtenver⸗ 
treter im Sinne der oberen Beamten zu nennen. 
Sie haben aber kein Recht. ſich Beamtenvertreter 
inbezug auf die unteren oder mittleren Beamten 
zu nennen. 

Was wir durch unſeren Abänderungsantrag 
wollen iſt ein Ausgleich. Wir betonen, daß wir 
unieren Antrag auch nur als vorübergehende Re⸗ 
gelung anſehen, daß wir zu den eigentlichen Fra⸗ 
gen der Beamtenbeſoldung, zu der Frage der Be⸗ 


(© 


D) 


— me nen 2 


(A) 


(B) 


296 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Er der Beamten der einzelnen Gruppen bei dem 
Geſetz Stellung nehmen werden, das uns der Se⸗ 
nat hier vorlegen will. Ja, wir werden wahr⸗ 
ſcheinlich ein eigenes Beamtenbeſoldungsgeſetz 
hier einbringen. Für die vorübergehende Zeit 
wollen wir aber durch unſeren Abänderungsan⸗ 
trag dem Staat Wege weiſen, wie er ſparen kann. 
Wir wiſſen, daß man natürlich dieſe Wege nicht 
benutzen, und ſich damit ausreden wird, daß die 
Wege nicht gangbar ſeien. Wann häten Sie ſchon 
ein einziges Mal, m. D. u. H., angefangen von 
den Deutſchnationalen bis zur Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, einen von uns gewieſenen Weg für 
gangbar erklärt? Das Eigentümliche iſt aber, 
daß dieſe Wege, die wir zeigen, ſehr oft ſchon von 
Ihnen gewieſen wurden, und zwar jeweils dann, 
wenn Sie ſich in der Oppoſition befanden. Dann 
haben Sie oft die Wege gewieſen, die wir dann 
zeigten, weil Sie in der Oppoſition ſtanden, und 
für die gewieſenen Wege ein wenig Theater ma⸗ 
chen konnten. Aber im großen und ganzen haben 
Sie die Oppoſition ſo lauwarm geführt, daß die 
jeweils beſtehende Regierung doch das tun konnte, 
was ſie beabſichtigte. Das war der Fall, wenn 
die Sozialdemokraten in der Oppoſition ſtanden, 
und das war der Fall, wenn die Deutſchnationa⸗ 
len in der Oppoſition waren. 

Der von uns in Bezug auf die Kürzung der 
Beamtengehälter gewieſene Weg bringt den 
Staat nach meiner Berechnung ſo viel Erſparniſſe, 
daß er nicht allein auf die Kürzung der unteren 
Beamtengehälter verzichten darf, ſondern ſie ſo⸗ 
gar beträchtlich erhöhen könnte und noch Mittel 
zur Verfügung hätte, die ſoziale Fürſorge zu ver⸗ 
beſſern. Die „Danziger Beamtenzeitung“ ſchrieb 
vor der Wahl am 4. November, geſtatten Sie, 
Herr Präfident, daß ich das vorleſe: 

Wir richten aber an alle Beamten und ihre An⸗ 
örigen die dringende Bitte, nur ſolchen Parteien 
ihre Stimme zu geben, pon denen ſie annehmen kön⸗ 
nen, daß ſie nach ihrer bisherigen Tätigkeit im Volks⸗ 
tag und nach den Namen der auf ihren Liſten ſtehen⸗ 
den Kandidaten Gewähr dafür bieten, daß ſie für das 

Berufsbeamtentum, für ein zeitgemäßes Beamten⸗ 

recht und eine angemeſſene Beſoldung der Beamten 

eintreten werden. Die Aufhebung des Notopfers und 
die Einführung der deutſchen Beſoldungsneuordnung 
find zwei weitere Forderungen, deren Erfüllung wir 
von den Volkstagskandidaten erwarten müſſen, denen 
wir unſere Stimme geben ſollen. 
Das Eigentümliche dabei iſt daß ſie dann all die 
politiſchen Parteien anführten, die an ausſichts⸗ 
reicher Stelle Mitglieder des Beamtenbundes 
aufgeſtellt haben, und zwar alle Parteien von den 
Deutſchnationalen bis herab zu den Sozialdemo⸗ 
kraten. Ueber die Kommuniſtiſche Partei wird 
aber mit Stillſchweigen hinweggegangen. Sie ha⸗ 
ben ja in Ihren Ausführungen klar und deutlich 
zum Ausdruck gebracht, weshalb Sie üher die 
Kommuniſtiſche Partei ſtillſchweigend hinweg⸗ 
gehen, weil die Beamten nur ſolchen Parteien 
ihre Stimme geben ſollen, von denen ſie anneh⸗ 
men können, daß fie tatſächlich national deutſch 
eingeſtellt ſind, damit war die Kommuniſtiſche 
Partei als wählbar für einen Beamten natürlich 
ausgeſchloſſen. ER 
Als ich anläßlich der erſten Beſprechung der 
jetzigen Vorlage darauf hinwies, daß gerade ein 
großer Teil der unteren und mittleren Beamten 
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der Sozialdemokratiſchen Partei die Stimme ge 
geben hätten, da ſchüttelte Herr Karſchewſki mit 
dem Kopf und meinte, das ſei nicht der Fall, das 
ſeien Irrungen. Ich möchte aber betonen, daß 
dann innerhalb Ihrer Fraktion ſehr geteilte An⸗ 
ſichten darüber beſtehen, woraus ſich Ihre Wäh⸗ 
lerſchaft zuſammenſetzt. Im Hauptausſchuß war 
es der Abg. Mau, der den Rechtsparteien zurief, 
der größte Teil der unteren und mittleren Be⸗ 
amten hätte der Sozialdemokratie die Stimme ge⸗ 
geben, und er betonte außerdem, daß die unteren 
Beamten damit einverſtanden wären, daß die 
Kürzung der Gehälter in dieſer geſetzlichen Form 
erfolgte. Wir wollen uns nicht darüber ſtreiten, 
ob die Anſicht des Herrn Karſchewſki oder die des 
Herrn Mau richtig iſt. Darüber mögen ſich die 
Herren in der Fraktion auseinanderſetzen. (Abg. 
Rahn: Die Anſicht von Mau iſt richtig!) Da er 
erſter Parteiſekretär iſt, werden Sie ſich ſeiner 
Meinung fügen müſſen, Herr Karſchewſki. Nun 
erleben aber diejenigen, die etwas von der So⸗ 
zialdemokratie erhofften, daß ſie ſchmählich im 
Stich gelaſſen werden. Unſere Regelung, die wir 
Ihnen in den Abänderungsanträgen vorlegen, 
bedeutet eine grundſätzlich neue Aufſtellung der 
Kürzungen. Zunächſt verlangen wir, daß die Ge⸗ 
hälter der Gruppen III—IV nicht gekürzt werden; 
denn die Bezüge dieſer Beamten ſind nicht ſo hoch, 
daß ſie in ihrer Lebenshaltung tatſächlich vor Not 
geſchützt ſind. Bei den nicht planmäßigen Beam⸗ 
ten verlangen wir ſogar, daß die Gruppen III bis 
VIII keine Kürzungen erfahren ſollen. Dagegen 
fordern wir eine Kürzung der Bezüge der Beam⸗ 
tengehälter von VIII und bei den nicht planmäßi⸗ 
gen von Gruppe IX an aufwärts. Wenn Sie un⸗ 
ſere Abänderungsanträge prüfen, werden Sie 
finden, daß auch in den Gruppen VIII IX, die ja 
zum Teil noch als mittlere Beamtengruppen an⸗ 
zuſprechen ſind, die erſten Beſoldungsſtufen nur 
geringe Abzüge erfahren, weil das Gehalt unter 
500 G liegt, dem von uns bezeichneten Exiſtenz⸗ 
minimum, das jeder Arbeiter haben müßte. Erſt 
bei den Gruppen X, XI aufwärts und bei den Ein⸗ 
zelgehältern ſollen größere Kürzungen erfolgen, 
und zwar ganz gehörige Abſtriche. Wir können 
nicht dulden, daß auf der einen Seite ein Beam⸗ 
ter mit Familie mit 180—190 6 auskommen 
muß und auf der anderen Seite Beamte 800, 900, 
1000, ja 4000 G monatliches Einkommen haben. 
Deshalb haben wir dieſen Abänderungsantrag 
eingereicht. - 

Es iſt klar, m. D. u. H., daß Sie auch dieſen 
Antrag ablehnen werden. Ihre Stellungnahme 
dem Beamtentum gegenüber, m. H. Sozialdemo⸗ 
kraten, kennzeichnet z. B. auch die Ueberſchrift in 
der geſtrigen „Volksſtimme“. Da ſtand als Ueber⸗ 
ſchrift „Beamtenfragen und Arbeiterfragen“. Ich 
glaube, es hieß wörtlich ſo. Sie dokumentieren 
damit auch nach außen hin eine Gegenüberſtellung 
der Beamtenſchaft zur Arbeiterſchaft. Statt da⸗ 
für einzutreten, daß wir die untere Beamten⸗ 
ſchaft für uns gewinnen, treiben Sie den Keil ge⸗ 
rade zwiſchen untere Beamtenſchaft und Arbeiter⸗ 
ſchaft immer tiefer hinein. Sie hetzen genau ſo, 


wie gewiſſe bürgerliche Parteien es tun, die Oef⸗ 
fentlichkeit und ganz beſonders die Arbeiter gegen 
die Beamten auf. Sie gehen dabei ſo weit, daß 
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(Blenitowfti, Abgeordneter) 
Sie die Arbeiter auch gegen die unteren Beamten 
aufhetzen. Gehen Sie in die Verſammlungen, 
ganz beſonders auf dem Lande, wo man immer 
wieder mit dem Märchen kommt, als ob ein Be⸗ 
amter der Gehaltsgruppe VI bis VIII ein Ein⸗ 
kommen von 1000 Gulden hat. Sie ſind es aber, 
die dieſe Märchen ſyſtematiſch propagieren. Es 
ſind dies beſonders einzelne Ihrer Fraktionskol⸗ 
legen, und zwar diejenigen, die an und für ſich 
ſchon immer eine feindliche Stellung gegenüber 
den Beamten eingenommen haben. Anſer Stre⸗ 
ben geht dahin, die unteren und mittleren Beam⸗ 
ten für uns zu gewinnen, damit ſie mit uns 
Schulter an Schulter gegen die jetzt beſtehenden 
wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe 
kämpfen. N f 

Wenn Sie in der Oeffentlichkeit damit krebſen 


gehen werden, daß wir Kommuniſten vielleicht 


nicht mit einer Kürzung der Beamtengehälter 
einverſtanden wären, daß wir dadurch alſo dem 
Staat nicht die Möglichkeit und die Mittel geben 
wollten, die ſoziale Fürſorge aufrecht zu erhalten, 
dann wird dieſes Argument wirklich nicht mehr 
ziehen. Wenn Sie Mittel haben wollen für den 
Ausbau der ſozialen Fürſorge, dann kürzen Sie 
die Beamtengehälter nach unſerem Abänderungs⸗ 
antrag. Dann werden Sie Mittel bekommen. 
Uebrigens werden Sie die Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter am allerwenigſten verwenden, um die 
ſoziale Fürſorge damit ſicherzuſtellen. Die an⸗ 
deren Geſetze, die Sie einzubringen gedenken, be⸗ 
weiſen das ja aufs beſte. Das Erwerbsloſen⸗Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz bedeutet durchaus nicht eine Beſ⸗ 
ſerſtellung der Erwerbsloſen⸗Fürſorge, ſondern 
eine kolloſſale Verſchlechterung. Man kann auch 


durchaus nicht behaupten, daß etwa die Erhöhung 


der Miete eine Beſſerſtellung der Arbeiterſchaft in 
ſozialer Hinſicht bedeutet, ſondern entſchieden eine 
Verſchlechterung. Ich könnte noch andere Bei⸗ 
ſpiele anführen, wie Sie die Beamtengehälter 
kürzen wollen, ganz beſonders die unteren, ohne 
daran zu denken, etwa die ſoziale Fürſorge zu ver⸗ 
beſſern, ſondern trotz dieſer Kürzung wollen Sie 


auch die Fürſorge noch abbauen. 


Ich möchte noch den Beamtenvertretern etwas 
ſagen; denn ſie ſind es ja die ſich gleichfalls für 
die Erhaltung des augenblicklichen Wirtſchaftsſy⸗ 
ſtems einſetzen. Sie ſtellen ſich hin als Schützer 
des Privatbeſitzes an Produktionsmitteln. Dieſe 
Beſchützer bedenken nicht, daß man genau ſo wie 
gegen die Werktätigen auch gegen die Gahalts⸗ 
empfänger gegen die Beamten durch die Geſetze 
vorgeht, die man innerhalb dieſes Staates ſchafft. 
Wird etwa die Beamtenſchaft nicht von einem 
Geſetz betroffen, das eine Mieterhöhung bringt? 
O doch, und zwar ſehr ſcharf! Wird die Beamten⸗ 
ſchaft nicht von einem Geſetz betroffen, das eine 
Verteuerung der Lebensmittel herbeiführt, wie 
es die Umſatzſteuer tut oder das famoſe Zucker⸗ 


geſetz? So wird nicht nur die Lage der werktäti⸗ 


gen Handarbeiter, ſondern auch der werktätigen 
Kopfarbeiter durch die Geſetze verſchlechtert, die 
dieſer Staat ſchafft. ; 

Wenn Sie dieſes Wirtſchaftsſyſtem ſtützen, 
wenn Sie eine Regierung ſtützen, die dieſe Maß⸗ 
nahmen durchführt, dann kämpfen Sie doch gegen 
Boamtenintereſſen; denn der Beamte, der werk⸗ 
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tätige Kopfarbeiter, muß genau ſo wie der werk⸗ 
tätige Handarbeiter daran intereſſiert ſein, daß 
nicht Geſetze geſchaffen werden, die Verteuerung 
der Mieten, der Lebensmittel uſw. bringen. Sie 


ſchaffen werden, und daß man, wenn die Regie 
rung dieſe Geſetze ſchaffen will, dagegen pro⸗ 
teſtiert. b 

Man hat dies Geſetz eine vorläufige Regelung 
genannt, und hat damit bekundet, daß man ge⸗ 
willt iſt, ſo ſchnell wie möglich die neue preußiſche 
Gehaltsordnung zu übernehmen. Man hat ſich 
aber wohlweislich dagegen geſträubt, einen feſten 
Termin anzugeben, bis zu dem man das Geſetz 
einbringen will. Dies Geſetz betr. Kürzung der 
Beamtengehälter bzw. geſetzliche Feſtſetzune des 
Notopfers ſoll nur eine vorübergehende Feſt⸗ 
ſetzung ſein, bis das Beamtenbeſoldungsgeſetz 
kommt, das man noch in dieſem Jahr zu ſchaffen 
gedenkt. Ob es möglich ſein wird, noch in dieſem 
Jahr dies Geſetz betr. Kürzung der Beamtenge⸗ 
hälter durch ein neues Beſoldungsgeſetz abzulösen, 
iſt ſehr zweifelhaft, (Das ſoll ſchon im April kom⸗ 
men! rechts) und zwar deshalb, weil gerade be⸗ 
züglich des Beamtenbeſoldungsgeſetzes, das man 
ſchaffen will, ſehr ſcharfe Differenzen innerhalb 
der Koalitionsparteien entſtanden find. Es iſt 
typiſch, daß gerade der Herr Abg. Weiß von der 
Zentrumspartei zu den Auseinanderſetzungen im 
Anſchluß an die Kürzung der Beamtengehälter 
hier nicht anweſend iſt. Es iſt uns bekannt, daß 
Herr Abg. Weiß derjenige war, der mit Donner 
und Doria ein großes Theater aufführte, als in 
der Zentrumsfraktion dieſe Kürzung der Beam⸗ 
tengehälter behandelt wurde. (Das wiſſen Sie 
ja! beim Zentrum.) Natürlich, es beweiſt nur, 
wie man in der Zentrumspartei Theater zu ma⸗ 
chen gewöhnt iſt; denn Ernſt iſt es dem Herrn 
Weiß nicht, wenn er auch damit drohte, auszutre⸗ 
ten, ſein Mandat als Volkstagsabgeordneter nie⸗ 
derzulegen. Daran glaubt natürlich kein Kind. 
Er wird in der Fraktion bleiben, weil er, wie ich 
ſchon einmal betonte, auf einen Schulratspoſten 
hofft. Er macht ein bißchen Theater, um ſeinen 
Kollegen zu ſagen: „Ich habe mich mit aller 
Macht gegen die Kürzung geſträubt.“ Er muß 
aber dieſe Koalition aufrecht erhalten, weil nur 
ſie ihm eine höhere Stellung als Beamter garan⸗ 
tiert. (Zwiſchenrufe rechts.) Machen Sie nur noch 
mehr Zwiſchenrufe, ich werde auf alle eingehen. 

Das kommende Beſoldungsgeſetz, das dieſes 
Geſetz ablöſen ſoll, ſcheint der Beamtenſchaft auch 
nichts Gutes zu bringen, ſondern im Gegenteil 
etwas ſehr Schlechtes, und zwar gerade der unte⸗ 
ren und mittleren Beamtenſchaft. Man gedenkt, 
das Ortsklaſſenſyſtem wieder einzuführen. Man 
will alſo die Beamten auf dem Lande geringer be⸗ 
ſolden als in der Stadt. Nun könnte man ſehr 
viel darüber ſprechen, ob die Beamten auf dem 
Lande es tatſächlich in Bezug auf die Lebenshal⸗ 
tung beſſer haben als in der Stadt. (Abg. Beyer: 
Nur betreffs des Wohnungsgeldes!) Es kommt 
eine Beruhigungspille. Man will alſo das Grund⸗ 
gehalt einheitlich nach einer Ortsklaſſe zahlen 
und nur die Wohnungsgelder ſtaffeln. Herr Abg. 
Beyer, ich glaube aber annehmen zu können, daß 
das vielleicht nur Ihre Anſicht iſt. Das neue Be⸗ 


find daran intereſſiert, daß dieſe Geſetze nicht ge⸗ 
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ſoldungsgeſetz iſt noch nicht da. Deshalb können 
Sie noch nicht mit Sicherheit ſagen, daß ſich die 
Ortsklaſſeneinteilung nur auf das Wohnungsgeld 
erſtrecken ſoll. Ich bin im Gegenteil der Ueber⸗ 
zeugung, daß die Herren Liberalen mit aller 
Macht dafür kämpfen werden, daß ſich die Klaſſi⸗ 
fizierung auch auf die Grundgehälter ausdehnt. 
Das ſteht feſt; denn dieſe Befürchtungen ſind auch 
in Ihren Reihen laut geworden. Ich erinnere an 
die Proteſtaktion in Tiegenhof, wo ſelbſt Herr Se⸗ 
nator Reek Stellung gegen die geplante Klaſſifi⸗ 
zierung nahm. Als Senator muß er über die kom⸗ 
mende Beamtenbeſoldung beſſer informiert ſein 
als Sie, Herr Abg. Beyer. Trotz allem ſteht es 
feſt, daß keine Beſſerung eintreten wird; denn der 
Herr Finanzſenator hat hier klipp und klar er⸗ 
klärt, daß die Bezüge für die Beamten nicht über 
die Bezüge hinausgehen dürfen, die im vorigen 
Jahre feſtgelegt worden ſind. Wenn man hier 
der Meinung iſt, man werde die Gehälter der obe⸗ 
ren Beamten kürzen, um dadurch die Höhergrup⸗ 
pierung bzw. die Beſſerſtellung der unteren Be⸗ 
amten auszugleichen, ſo iſt das meines Erachtens 
eine Fiktion, eine bewußte Irreführung der Be⸗ 
amtenſchaft. Sie werden es nicht wegleugnen 
können, Herr Abg. Beyer, daß man auch gewillt 
iſt, die beſſere Gruppierung in Danzig gegenüber 
Deutſchland fortfallen zu laſſen. Das bedeutet 
gerade für die untere Beamtenſchaft eine Ver⸗ 
ſchlechterung. Bei der oberen Beamtenſchaft wird 
der Ausfall dadurch wettgemacht, daß die oberen 
Beamten nicht nur in eine höhere Gehaltsgruppe 
eingeſtuft, ſondern auch einen entſprechenden 
neuen Titel bekommen werden. Man wird viel⸗ 
leicht ſogar neue Titel ſchaffen, gleichgültig, ob 
eine deutſchnationale oder ſozialdemokratiſche 
Regierung am Steuer iſt. Es bleibt doch alles 
beim alten, der Kurs iſt immer derſelbe. Des⸗ 
halb wird man für die höheren Beamten, denen 
eventuell der Beſitzſtand angetaſtet wird, einen 
Ausgleich ſchaffen. Ich glaube nicht daran, daß 
die Bezüge der unteren Beamten erhöht werden. 
Vielleicht wird es in der Art geſchehen, wie bei 
den Kriegshinterbliebenen nach dem heute auch 
vorliegenden Geſetz. Man wird ſie mit ein paar 
Pfennigen abſpeiſen, aber nicht daran denken, 
ihre Notlage tatſächlich zu beſeitigen. Was man 
braucht, um etwa die Gehälter der unteren Be⸗ 
amten aufzubeſſern, wird man nicht bei den Ge⸗ 
hältern der oberen Beamten ſparen, ſondern durch 
Abbau. Man wird weiter abbauen, man wird 
rationaliſieren und techniſieren, auch im Staats⸗ 
betrieb und immer auf Koſten der unteren und 
mittleren Beamten. Deshalb ſtehen wir auch der 
neuen Beamtenbeſoldung ſehr peſſimiſtiſch gegen⸗ 
über. Sie werden die Gehälter der oberen Be⸗ 
amten in der neuen Beamtenbeſoldungsordnung 
nicht ſo kürzen, wie die Arbeiter und unteren Be⸗ 
amten es verlangen. Wenn Sie nun damit kreb⸗ 
ſen gehen, daß wir uns gegen eine Kürzung der 
Beamtengehälter ſträuben, dann iſt das inſofern 
unwahr, als wir für Kürzung der Beamtengehäl⸗ 
ter ſind. Wir ſtehen alſo nicht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Bezüge der Beamten ein wohler⸗ 
worbenes Recht ſeien. Wir erklären, die Bezüge 
der oberen Beamten müſſen gekürzt werden, und 
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zwar bedeutend, aber nicht die Bezüge der unteren 
und mittleren. 5 

Ich wies ſchon darauf hin, daß die Kürzung 
der unteren Beamtengehälter ſich auch auf die 


Lohnforderungen der Arbeiterſchaft auswirken 
wird. Wenn von ſozialdemokratiſcher Seite be⸗ 
tont wird, daß wir durch das, was wir hier in 
dieſer Beziehung ſagen, der Arbeiterſchaft in den 
Rücken fallen, jo iſt das Lüge und Demagogie; 
denn die Unternehmer werden dieſe Argumente 
anwenden, auch wenn wir ſie hier nicht geſagt 
hätten. Wir taten es nur, um die Arbeiterſchaft 
auf die Gefahren aufmerkſam zu machen, die ihr 
von ſeiten der Unternehmer in dieſer Beziehung 
drohen. Sie halten doch beſtimmt die Herren Un⸗ 
ternehmer nicht für ſo dämlich, daß ſie dieſen Be⸗ 
weis für eine Kürzung bzw. für ein Abwürgen 
der Lohnforderungen nicht anwenden werden. 
Die Unternehmer werden den Herren Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretären, die heute dafür ſtimmen, daß 
einem Beamten mit 180 oder 190 Gulden Gehalt 
noch Abzüge gemacht werden, das bei den Lohn⸗ 
verhandlungen entgegenhalten: „Sie haben doch 
den Staat durch Kürzung der unteren Beamten⸗ 
gehälter retten wollen, um gleichzeitig die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft zu retten, Sie wollen doch den 
Aſt nicht abſägen, auf dem wir alle ſitzen. Des⸗ 
halb dürfen Sie die Wirtſchaft erſt recht nicht an⸗ 
greifen und ſie durch Ihre Lohnforderungen er⸗ 
ſchüttern.“ Das wird man Ihnen entgegenhalten! 
Wenn man für die Kürzung der Gehälter der un⸗ 
teren Beamten ſtimmt, ſo fällt man der Arbeiter⸗ 
ſchaft bei ihrem Kampfe um Lohnforderungen in 
den Rücken. Wir Kommuniſten haben immer 
wieder betont, daß wir uns mit aller Energie für 
Erhöhung der Bezüge der unteren Beamtenſchaft 
einſetzen und den Beamten in den Gruppen VII 
und VIII ihre Bezüge weiter erhalten werden. 
Wir werden bei dem neuen Beſoldungsgeſetz, das 
kommen ſoll, unſere Forderungen ganz präziſe 
ſtellen. Wir ſind für Wiedereinſtellung der ab⸗ 
gebauten Beamten, Angeſtellten und Arbeiter, 
weil wir wiſſen, daß ſich der Abbau von Beamten 
und Angeſtellten innerhalb des kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaftsſyſtems immer gegen die untere und 
mittlere Beamtenſchaft richtet. Hin und wieder 
baut man ja auch einen Herrn aus der 12. oder 
13. Gehaltsſtufe ab; dieſen Herrſchaften ſchiebt 
man aber Aufſichtsratspoſten oder ſonſtige Neben⸗ 
ämter zu, wo ſie vielleicht noch höhere Bezüge be⸗ 
kommen wie bisher. (Abg. Weiße: Wie iſt das 
in Rußland, iſt das da auch ſo?) Wenn Sie ſo 
neugierig bezüglich der Zuſtände in Rußland ſind, 
jo fahren Sie doch hin! (Zwiſchenrufe rechts.) 
Wenn es ſich darum handelt, mit Rußland Ge⸗ 
ſchäfte abzuſchließen, dann wiſſen Sie nicht ſchnell 
genug, wie Sie das machen ſollen. Das eine ſteht 
feſt. und das hat ja auch Deutſchland verſpüren 
müſſen, daß ruſſiſche Arbeit erſtklaſſig iſt. Ich er⸗ 
innere nur an die Kritiken über den Film: „Das 
Ende von Petersburg“, die in den Zeitungen er⸗ 
ſchienen ſind. Das iſt durchaus kein Agitations⸗ 
film, aber ich wünſchte. daß er von allen Bevöl⸗ 
kerungskreiſen geſehen würde. Auch was wir ſonſt 
an ruſſiſcher Arbeit ſehen, iſt immer gut und erſt⸗ 
klaſſig. (Abg. Karkutſch: Waren Sie ſchon ein⸗ 
mal da?) Sie verwechſeln nur eins, meine 
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Herren: Sie willen doch ganz genau, wie es früher Ihren Reihen haben, jo beweiſt das du rchaus noch 
im zariſtiſchen Rußland ausſah, Sie willen, daß nicht die Nichtigkeit Ihrer Weltanſchauung. Die 


gerade die bürgerliche Bewölkerung einen ſcharfen 
Kampf gegen den Zarismus führte, gegen die 
Methoden, die der Zarismus gegenüber der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung angewandt hat. Ich kann 
Ihnen keinen Film aus Rußland hier vorführen, 
aber es iſt in Bälde ein Film über die ruſſiſchen 
Zustände zu erwarten. Einer bürgerlichen Film⸗ 
geſellſchaft iſt es geſtattet, alles in Rußland zu 
filmen, was ſie will, ohne Beeinträchtigung. Das 
beweiſt, daß wir keine Angſt haben, die Zuſtände 
in Rußland verfilmt zu ſehen. (Abg. Karkutſch: 
Das glauben Sie ſelbſt nicht!) Sie fürchten, daß 
die Arbeiter die wahren Zuſtände in Rußland er⸗ 
fahren und ſehen. Das aber bedeutet eine Ge⸗ 
fahr für Ihre Sicherheit. (Gehen Sie doch in das 
gelobte Land! rechts.) Sie wiſſen doch ſelbſt, daß 
es feige wäre, wenn ich die Werktätigen hier ver⸗ 
ließe, daß ich fortfahren muß, dafür zu kämpfen, 
die kapitaliſtiſchen Zuſtände hier ſo bald wie mög⸗ 
lich zu beſeitigen. Ihr Zuruf beweiſt aber, daß 
Sie mich ſo ſchnell wie möglich verſchwinden ſehen 
möchten. (Ach nein, bleiben Sie hier! rechts.) Na⸗ 
türlich bleibe ich hier! (Heiterkeit.) Sie wider⸗ 
ſprechen ſich wie Kinder. Einmal ſagen Sie: 
„Fahren Sie hin!“ und dann wieder: „Bleiben 
Sie hier“. (Abg. Karkutſch: Lernen Sie erſt 
etwas!) Ich war mit 17 oder 18 Jahren klug 
genug, um in den Krieg fürs Vaterland zu zie⸗ 
hen. (Ihr Vaterland! rechts.) Sie kennen unſere 
Einſtellung zu dem Begriff Vaterland zur Ge⸗ 
nüge. Ich brauche Ihnen keine Lektion zu geben, 
wie wir Kommuniſten dazu ſtehen. (Damals wa⸗ 
ren Sie noch nicht Kommuniſt! beim Zentrum.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki, ich bitte Sie jetzt zu dem Thema zurückzu⸗ 
kommen. f 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich muß 
unbedingt auf die Vorwürfe eingehen und muß 
mich verteidigen. Bereits bei der erſten Rede 
wurde mir das Wort abgeſchnitten, weil ich mich 
verteidigte. Jetzt ſucht man die gleiche Methode 


einzuſchlagen. (Sehr richtig! rechts.) Herr Hoppe 


vergißt ganz, daß ein objektiv denkender Menſch, 
der das durchmachte, was ich durchgemacht habe, 
Krieg, Inflation, die ganze wirtſchaftliche Depreſ⸗ 
fion, Not und Elend breiter Arbeiterſchichten, zu 
der Erkenntnis kommen muß, zu der ich gekommen 
bin. (Abg. Weiße: Ihr Bruder iſt es auch nicht!) 
Schade, aber ich Hoffe, daß er auch noch ſoweit 
kommen wird. Wir ſind leider noch nicht ſo weit, 
Herr Weiße, daß die Babys bereits in der Wiege 
kommuniſtiſche Weltanſchauungen zu hören be⸗ 
kommen. Weil der Jugend immer noch durch die 
Schule, durch das ganze Syſtem innerhalb dieſes 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſtaates die bürgerliche 
Weltanſchauung eingetrichtert wird, deshalb ſind 


leider immer noch weite Kreiſe vorhanden, die die 


Wahrheit nicht erkannt haben. Wir wiſſen aber, 
daß auch dieſe Kreiſe gezwungen durch Not und 
Elend, zur Erkenntnis kommen werden. (Abg. 
Weiße: Wir haben auch Arbeiter!) Sie haben ja 
ſogar Arbeiter Ihrer Partei hier im Volkstag, 
das iſt aber durchaus bein Beweis für die Rich⸗ 
tigkeit Ihrer Weltanſchauung. Ebenſo iſt es mit 


der Zentrumspartei. Wenn Sie Arbeiter in 


Leute, die zu uns gekommen ſind, haben das auf 
Grund freier Selbſterkenntnis getan. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Und bei uns nicht?) Nein, die ſind in 
Ihrem kapitaliſtiſchen Staat mit Ihrem kapitali⸗ 
ſtiſchen Futter hochgepäppelt. Schalten Sie die 
Beeinfluſſung in den Schulen und den anderen 
Anſtalten, in der ganzen Preſſe aus, ſchalten Sie 
das aus, was durch die katholiſche Kirche und die 
anderen Religionsgeſellſchaften der Bevölkerung 
eingeimpft wird, jo werden Sie ſehen, wie, jtarf 
und ſchnell ſich unſere Kreiſe vermehren werden. 
Aber gerade dadurch, daß Sie den Kindern in der 
Schule das Syſtem verzapfen, und die Geiſtlichen 
und die bürgerliche Preſſe ſchützen, halten Sie noch 
einen gewiſſen Teil der Arbeiterſchaft bei ſich. 
(Abg. Gaikowſki: Ein katholiſcher Pfarrer hat 
Sie ja ausbilden laſſen!) Soll ich wieder darauf 
eingehen, daß das Lüge iſt? Aber angenommen, 
ein katholiſcher Pfarrer hätte mir die Mittel ge⸗ 
geben, das zu werden was ich bin, dann wäre 
das doch ſehr nett, daß ich mit Hilfe von Zen⸗ 
trumsleuten in den Stand geſetzt bin, für die 
werktätige Bevölkerung gegen das Zentrumsgift 
zu kämpfen. Es iſt leider nicht ſo. Stellen Sie 
uns die Mittel zur Verfügung, damit wir tatſäch⸗ 
lich für uns arbeiten können in unſerm Sinne. 
Das können Sie unter anderm dadurch tun, daß 
Sie der Geiſtlichkeit keine Mittel bewilligen und 
dieſe Gelder dazu verwenden, tatſächlich ſoztale 
Fürſorge zu üben. Dann werden Sie ſehen, wie 
ſchnell Ihre Kreiſe die Religionsgeſellſchaft ver⸗ 
laſſen werden, denn nur das Geld, das Ihre 
Geiſtlichen vom Staat bekommen, ermöglicht es 
Ihnen noch, Wähler zu fangen. (Die katholische 
Kirche hat doch nur Gutes an Ihnen getan! 
rechts.) Was Sie nicht ſagen! Ich möchte behaup⸗ 
ten, daß nur die Werktätigen Gutes für die 
katholiſche Kirche getan haben und noch tün, weil 
aus den Knochen der Werktätigen die Gehälter 
für die Geiſtlichen und alle Religionsgeſellſchaſ⸗ 
ten herausgeſchunden werden. . 

Wir kämpfen auch für reſtloſe Einhaltung des 
Achtſtundentages und der 46 Stunden⸗Woche für 
die Beamten. Wir ſind uns darüber klar, daß eine 
Steigerung. des Achtſtundentages auf den Neun⸗ 
ſtundentag bei der Beamtenſchaft ſich auch gegen 
die Arbeiter auswirken wird. Man wird durchaus 
nicht die oberen Beamten ſolange arbeiten laſſen. 
Der obere Beamte wird von der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde nicht beaufſichtigt. Er arbeitet 
in ſeinem Zimmerchen für ſich allein und kann kun 
und laſſen, was er will. Er wird entſchieden nicht 
mehr als acht Stunden arbeiten. Aber gegen die 
untere Beamtenſchaft, die von allen Seiten be⸗ 
aufſichtigt wird, wird ſich die Verlängerung der 


Arbeitszeit richten. Deshalb ſind wir auch für 


ſtrikte Einhaltung des Achtſtundentages bezw. 
der 46⸗Stunden⸗Woche für die Beamtenſchaft. 


(Sie haben Ueberſtunden gemacht, es iſt ſchon 
9! rechts.) Ich habe niemals darauf geſehen, 
Feierabend zu machen, wenn es galt, die In⸗ 
tereſſen der Werktätigen wahrzunehmen. Sie 
mögen ja Feierabend machen, wenn Sie ein paar 
Stunden für Ihren Geldbeutel gearbeitet haben. 
Ich werde aber nicht aufhören, mag es 12 oder 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 
3 Uhr ſein, wenn ich ganz genau weiß, daß ich im 
Intereſſe der Werktätigen ſpreche. (Solange hal⸗ 
ten Sie es nicht aus! rechts. — Zuruf des Abg. 
Rahn.) i 2325 
Wir verlangen außer Einhaltung des Acht⸗ 
ſtundentages bei dem neuen Beamtenbeſoldungs⸗ 
geſetz auskömmliches Gehalt für alle Beamten 
und Verringerung der Spanne zwiſchen den obe⸗ 
ren und unteren Gehältern in der Form, wie es 
unſer Abänderungsantrag vorſieht. Wir fordern 
die Zuſammenleguna der dreizehn Beſoldungs⸗ 
gruppen auf höchſtens fünf, worin die Gruppen 
der Einzelgehälter auch enthalten ſind. Wir ver⸗ 
langen außerdem ein jährliches Aufrücken in der 
Form, daß nach fünf oder ſechs Jahren das 
Höchſtgehalt der Gruppe erreicht iſt, ebenſo ver⸗ 
langen wir den Ausbau der ſozialen Zulagen 


und Einheitlichkeit der Beſoldung für die Beam⸗ 


ten im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Ferner 
fordern wir, was bisher nicht durchgeführt wurde, 
die Gleichſtellung der Beamtinnen mit den Beam⸗ 
ten. Für gleiche Leiſtungen ſoll es den gleichen 
Lohn geben. In dieſem Sinne werden wir auch 
für die untere Beamtenſchaft kämpfen. Wir wer: 
den die Hand⸗ und Kopfarbeiter zum Kampfe 
gegen dieſes Syſtem aufrufen, weil ja nur den 
Kopf⸗ und Handarbeitern die Exiſtenz gewähr⸗ 
leiſtet werden kann, in einem Staat der Hand⸗ 
und Kopfarbeiter. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Schilke. (Abg. Raſchke: Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung, Sie müſſen die Klingel austönen 
laſſen!) Sie ſollen nachher das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung haben. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.] Im 
Namen der Zentrumsfraktion habe ich folgende 
Erklärung abzugeben 

Die Fraktion ſtimmt dem vorliegenden Geſetz⸗ 
entwurf betr. geſetzliche Regelung des Notopfers 
zu. Die Gründe für die Zuſtimmung find folgen⸗ 
de: 1. Der Senat hat grundſätzlich die Wahrung 
des Beſitzſtandes anerkannt, wenn auch die 
Schwierigkeit der Finanzlage des Freiſtaats eine 
gewiſſe Kürzung der Gehälter bedingt. 2. Ueber 
den Begriff der wohlerworbenen Rechte iſt eine 
Einigung weder unter den Parteien noch zwiſchen 
Beamten und Nichtbeamten zu erzielen. Die 
Gutachten deutſcher Rechtslehrer gehen über dieſen 
Begriff ebenfalls auseinander. Maßgebend für 
die Auslegung dieſes Begriffs kann daher für den 
Danziger Freiſtaat lediglich die Entſcheidung des 
Danziger Obergerichtes ſein. Sowohl das vor⸗ 
liegende wie das endgültige Beſoldungsgeſetz 
dürfen daher einer ſolchen Entſcheidung nicht vor⸗ 


greifen oder eine ſolche beſeitigen. 


Die Zentrumsfraktion will auf dieſem Wege 
die endgültige Klarſtellung dieſer bei jeder Beſol⸗ 
dungsregelung wiederkehrenden ſchwierigen Frage 
hierdurch ermöglichen. b er 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch (D. Nat.): Nachdem nunmehr die 


Redeſchlacht ihren Höhepunkt erreicht hat und es 
ſchon 9 Uhr iſt, beantragen wir Vertagung. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 


auf Vertagung geſtellt. Ich bringe dieſen Antrag 


Freitag, den 23. März 1928. 


zur Abſtimmung. Wer für die Vertagung iſt, bitte (C) 


ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Das 
Wort hat der Herr Abg. Hennke. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Trotz der vorgerückten Zeit muß ich Sie doch noch 
einen Augenblick um Gehör bitten. Der § 1 der 
Vorlage beginnt mit den Worten: „Vom 1. April 
1928 ab werden die Beamtengehälter gekürzt.“ 
Das iſt immerhin ein offenes Wort, ein Wort, das 
der Beamtenſchaft ſicherlich noch lange und hof⸗ 
fentlich noch bis zu dem Zeitpunkt der nächſten 
Wahlen recht unangnehm in den Ohren klingen 
wird. Vor wenigen Monaten ſahen die Dinge 
allerdings noch erheblich anders aus. Die Wahlen 
ſtanden damals vor der Tür, und Sie meine 
Damen und Herren von den Regierungsparteien, 
buhlten um die Gunſt der Beamtenſtimmen. Da⸗ 
bei haben Sie mit Verſprechungen nicht geſpart. 
Sie haben den Beamten bei jeder paſſenden und 
unpaſſenden Gelegenheit immer wieder geſagt, 
daß ihre wohlerworbenen Rechte unter allen Un: 
ſtänden gewährleiſtet würden. Es iſt heute über 
die Frage der wohlerworbenen Rechte viel ge⸗ 
ſprochen worden. Ich werde mir erlauben, auf 
dieſes Thema ſpäter noch zurückzukommen. 

M. D. u. H.! Die Wahlen ſind ja nun vorüber. 
Der Mohr hat ſeine Schuldigkeit getan und kann 
nun mit einem Fußtritt aus dem Wahltempel 
hinausbefördert werden. Aber die Beamten wol⸗ 
len ihr Recht. Doch was iſt bei Ihnen Recht und 
was fragen Sie nach Rechten? Wenn jemand im 
Volkstag von wohlerworbenen Rechten ſpricht, ſo 
haben Sie, m. H. von der Linken, hierfür in den 
meiſten Fällen nur ein höhniſches Lächeln. (Abg. 
Gehl: Das ſtimmt nicht! — Unfinn! links.) Ja⸗ 
wohl, das ſtimmt ſchon, ein Lachen für einen Satz 
in der Verfaſſung, den Sie ſelbſt geſchaffen haben. 
Fragen Sie bitte nur Ihre Kollegen Kloßowſfki, 
Schmidt, Mau uſw. Es iſt notwendig daß Ihnen 
dieſes einmal ganz unzweideutig von dieſer Stelle 
aus geſagt wird. (Sehr gut! rechts.) 

Herr Staatsrat Scheunemann hatte die ſehr 
zweifelhafte Aufgabe, hinſichtlich dieſer Vorlage 
die Auffaſſung der Regierung zu vertreten. Er 
ſtützt ſeine Ausführungen auf 8 34 der Beſol⸗ 
dungsordnung, der wie folgt lautet: 

Aenderungen der durch dis 5 eregelten 
Dneniteintorumensheglige 1 en A —.— 
durch Geſetz erfolgen. Werden Beamte durch eine 
ſolche Aenderung mit rückwirkender Kraft ſchlechter 
geſtellt, jo find die bis zur Verkündigung des betref⸗ 
fenden Geſetzes fällig gewordenen Unterſchiedsbeträge 
nicht zurückzuerſtatten. 

M. D. u. H.! Ich habe ſchon bei früheren Gelegen⸗ 
heiten darauf hingewieſen, daß dieſe Beſtimmung 
unter dem Eindruck der verfloſſenen Inflation 
entſtanden iſt. Es iſt aber notwendig, auseinan⸗ 
derzuſetzen, daß dieſer Paragraph auch in recht⸗ 
licher Hinſicht nicht haltbar iſt. Und da kann ich 
nichts Beſſeres tun, als mein Kollege Friedrich 
und mit dem Gutachten des Profeſſors Triepel 
antworten. Triepel ſagt über den § 34 der Beſol⸗ 
dungsordnung folgendes: 

} Der Wortlaut der Beſtimmung des 8 34 läßt über 
ihre Abſicht keinen Zweifel. Er will Raum dafür 


der Beamten nicht nur erhöht, ſondern auch herabge⸗ 
ſetzt werden können. Er will ſogar ermöglichen, daß 


ſchaffen, daß durch einfaches Geſetz die Dienſtbezülge 


— 
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(Hennke, Abgeordneter) 
eeime Herabſetzung der Gehälter mit rückwirkender 
Kraft ausgeſtattet werde; nur ſollen in dieſem Falle 
die bereits fällig geweſenen Anterſchtedsbeträge nicht 
zurückgezahlt zu werden brauchen. Die Klauſel hat 
alſo den offenſichtlichen Zweck, die Beamten gegen: 
über einer künftigen Geſetzgebung, die ihre Gehälter 
beſchneidet, wehrlos zu machen. Die aus dem Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz erwachſenden Anſprüche ſollen nicht 

un verletzlich ſeimnm. ER ; 2 

Es beſteſht für mich bein Zweifel — ſo jagt Triepel 
— daß dieſe Geſetzesbeſtimmung mit der Verfaſſung 

nicht an Einklang gebracht werden kann. Der Charak⸗ 
ter des den Beamten gewährleiſteten Rechts wird 
durch den Vorbehalt gar nicht berührt, es iſt genau 
ſo unbedingt, wie es ohne den Vorbehalt ſein würde. 

Der Vorbehalt iſt vielmehr ein ſelbſtändiger Rechts⸗ 

‚hab, der dem Geſetzgeber ein Recht einräumen ſoll. 
Dieſe Einräumung wäre gänzlich überflüſſig, wenn 
die Geſetzgebung keiner Schranke unterworfen wäre. 

Es würde ja vollkommen ſinnlos ſein, wollte ein 

ſſouperäner Geſetzgeber einem Rechtsſatze, durch den 

er für jemand ein ſubjektives Recht ſchafft, die Er⸗ 
klärung hinzufügen, er behalte ſich vor, das geſchaf⸗ 
fene Recht bei Gelegenheit wieder zu bejeitigen, 

Der Vorbehalt erklärt ſich im vorliegenden Falle 
eben ganz allein daraus, daß ſich der Geſetzgeber 
ſeinem Geſchöpf gegenüber gebunden fühlt, daß er 
eine Schranke ſſeht, die ihn himdert, das Geſchaffene 
in Zukunft mach Gutdünken zu zerſtören. Nur weil der 

Geſetzgeber weiß, daß alle Rechte, die er den Beamten 
verleiht, ſofort wohlerworbene Rechte im Sinne der 

Verfaſſung werden und daß er ſie nicht nach Gefallen 

wird vernichten oder ſchmälern können, ſieht er ich zu 

dem Vorbehalte veranlaßt. Er behält ſich alſo vor, 
das zu tun, was ihm die Verfaſſung gerade zu tun 
verbietet. Das kann er natürlich nicht. Wollte man 
die Sache anders auffaſſen, ſo wäre es ungemein 
leicht, die Beſtimmung der Verfaſſung nicht nur in 
einzelnem Fällen, ſondern überhaupt illuſoriſch zu 
machen. Meiner rechtlichen Ueberzeugung mach hätte 
der § 34 nur nach vorgängiger Aenderung der Ver⸗ 
faſſung erlaſſen werden dürfen, und da dies nicht ge⸗ 

ſchehen, iſt er ungültig. a f 
Klarer laſſen ſich die Beweiſe für die Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit der Porlage nicht erbringen. Es wun⸗ 
dert uns nur, daß die Regierung über ein derar⸗ 
tiges Gutachten jo leicht hin weggeht. 

M. D. u. H.! Es hat keinen Zweck, heute noch 
lange auf die Ausführungen des Herrn Pleni⸗ 
kowſki und auf die Zentrumserklärung einzuge⸗ 
hen. Bei der weit vorgeſchrittenen Zeit iſt das 
Haus, glaube ich, nicht mehr ganz aufnahmefähig. 
Wir werden uns das für die dritte Leſung auf⸗ 
ſparen. 

Daß die Beamtenſchaft eine ſolche Rechtsver⸗ 
letzung, wie fie in dieſer Vorlage geplant iſt, ſtill⸗ 
ſchweigend hinnehmen wird, kann doch niemand 
erwarten. Nur geſtatten Sie mir noch einige 
Worte zu der Frage des wohlerworbenen Rechts. 
Ganz kurz und grundſätzlich. Sie meine D. u. H. 
von der Regierungskoalition einſchließlich der 
Kommuniſten, verſtehen darunter lebenslängliche 
Anſtellung und Penſion. Der Anſpruch auf eine 
beſtimmte Höhe des Gehalts ſoll nach Ihrer 
Auffaſſung darunter nicht fallen. (Abg. Raſchke: 
Das ſoll ſich nach der wirtſchaftlichen Lage rich⸗ 
ten!) Das iſt Ihre Auffaſſung. Wir haben 
darüber eine andere Meinung. Es ſoll möglich 
ſein, jemanden, der monatlich 500 Gulden Gehalt 
hat, ſein Ginkommen auf 400 Gulden, oder wenn 


Sie wollen, auf 100 Gulden und ſchließlich noch 


weniger herabzusetzen. Wenigſtens nehmen Sie 
dieſes Recht für ſich in Anſpruch. Ich frage, was 


bleibt da noch von den wohlerworbenen Rechten 


übrig? (Wo haben Sie Ihr wohlerworbenes 
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Recht her?) Aus der Verfaſſung, d ie Sie, ſelbſt ge⸗ 1 


ſchaffen haben. (Zuruf links.) Ich habe geſagt aus 
der Verfaſſung! Es iſt ſchon ſpät heute abend, 
aber vielleicht ſprechen wir uns, wenn Sie ausge⸗ 
ſchlafen haben. 5 2. 3552 
M. D. u. H.! Wenn ein Arbeitgeber ſeinem 
Arbeitnehmer (Zuruf des Abg. Schmidt) 
das iſt das, Herr Schmidt, was ich vorhin gerügt 
habe, ich habe geſagt, wenn wir von wohlerwor⸗ 
benen Rechten ſprechen, haben Sie dafür nur ein 
Hohnlächeln. Sie beweiſen damit erneut, daß was 
ich vorhin ſagte, durchaus richtig war. — Wenn 
ein Arbeitgeber ſeinen Arbeitnehmer auf Lebens⸗ 
zeit anſtellt, ihm aber den vereinbarten Lohn 
nicht zahlt, ſo wird der Arbeitnehmer ſich doch 
für dieſe edle Zumutung, für einen Hundelohn 
oder gar für umſonſt lebenslänglich zu arbeiten, 
beſtens bedanken. Sie ſehen alſo, was dabei her⸗ 
auskommt, wenn man Ihre Auffaſſung teilt. 
Doch dieſe Maßnahme hat eine grundſätzliche 
Bedeutung. Es kommt gar nicht ſo ſehr auf das 
Geld an. Der Schlag richtet ſich gegen das Be⸗ 
rufsbeamtentum, dieſes ſoll beſeitigt werden. 
Man möge uns dies dann doch ganz offen ſagen, 
dem Staat und der Wirtſchaft wird damit aber 
nicht gedient. (Abg. Leu: Sie ſind ein altergrau⸗ 
ter Beamter!) Sie haben ſich nie mit Beamten⸗ 
fragen beſchäftigt. Sie können ſich deshalb auch 
kein Sachverſtändigenurteil anmaßen. (Zuruf des 
Abg. Schmidt.) Das laſſen Sie nur unſere Sorge 
ſein, Herr Schmidt! Sie haben bei den Wahlen 
alles verſprochen, aber gehalten haben Sie nichts! 
Die Sozialdemokratie hat in zäher Beharrlichkeit 
Ihren Weg, das Berufsbeamtentum zu beſeiti⸗ 
gen, bis heute fortgeſetzt. Wir müſſen Ihnen die 
Konzeſſion machen, daß Sie gerade in dieſem 
Punkte in den letzten Monaten einen erheblichen 
Fortſchritt erzielt haben. (Abg. Schmidt: Tut 
Ihnen das ſo weh!) Leider müſſen wir dabei feſt⸗ 
ſtellen, daß ſelbſt Beamte der Beamtenſchaft in, 
den Rücken gefallen find und der Sozialdemokra⸗ 
tie Hilfsdienſte geleiſtet haben. He 
In den Ausſchußberatungen haben wir ver⸗ 
ſucht, in das Geſetz eine Befriſtung hineinzuarbei⸗ 
ten. Die Abſtimmungsmaſchine hat dies leider 
verhindert. Es beſteht die Befürchtung, daß, wenn 
dieſe Vorlage erſt Geſetz geworden iſt, ſich der Se⸗ 
nat mit der Einbringung der neuen Geſetzesvor⸗ 


aber, daß die Erklärung, die der Herr Senats⸗ 
präſident im Ausſchuß abgegeben hat, die neue 
Beſoldungsvorlage dem Volkstag noch im Laufe 
des Monats April zugehen zu laſſen, innegehalten 
wird. Der Beamtenſchaft liegt viel daran, dieſe 


lernen. Er 
Bei Erörterung der Vorlage im Hauptaus⸗ 
ſchuß haben wir feſtſtellen müſſen, daß der Senat 
entgegen den deutſch⸗preußiſchen Beſtimmungen 
nicht daran denkt, den Beſitzſtand zu wahren und 
daß er ferner beabſichtigt, in Danzig wieder das 
alte dreigeteilte Ortsklaſſenſyſtem einzuführen. 
Notſtandsbeihilfen gedenkt der Senat ebenfalls 
nicht zu gewähren. Durch den immer noch fort⸗ 
dauernden Abbau wird der Beamtenſchaft durch⸗ 
weg eine erhöhte Arbeitslaſt auferlegt. Der 
Neunſtundentag reicht bei den meiſten Beamten 


lage nicht ſonderlich beeilen wird. Wir hoffen 


neue Beſoldungsregelung recht bald kennen zu. 


— 
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nicht aus. Würde auch für die Beamten der Acht: 
ſtundentag eingeführt und würden alle Ueber⸗ 
ſtunden bezahlt werden müſſen, ſo würde dies 
mehrere Millionen ausmachen. (Abg. Schmidt: 
Die nicht geleiſteten Aeberſtunden werden abge⸗ 
zogen!) Auch auf dieſen Zwiſchenruf werde ich ein⸗ 
gehen. Sie behaupten immer, daß es einen gro⸗ 
ßen Teil der Beamtenſchaft gebe, der nicht voll 
ſeine Pflicht erfülle und nicht voll ſeinen Dienſt 
tue. (Abg. Schmidt: Beſtreiten Sie das?) Das 
beziehen Sie meiſt auf die höheren Gruppen. Es 
iſt das eine ſo allgemein gehaltene Anſchuldigung 
und Beſchuldigung der höheren Gruppen, daß es 
notwendig iſt, ſie aufs allerſchärfſte zurückzuwei⸗ 
ſen. Ich hätte gewünſcht, daß die Regierung die 
Beamten gegen ſolche Anwürfe in Schutz nimmt. 
Leider hat ſie geſchwiegen. Bedauerlich iſt es aber, 
daß derartige Zwiſchenrufe und Vorwürfe von 
einer Regierungspartei kommen. Wenn Sie, 
meine Herren von den Sozialdemokraten, ſolche 


Anwürfe gegen die Beamtenſchaft erheben, dann 


müſſen Sie dafür auch die Beweiſe erbringen. Das 
haben Sie bis jetzt nicht getan. (Zurufe des Abg. 
Schmidt.) 

Präſident: Herr Abg. Schmidt, wenn Sie län⸗ 
gere Ausführungen machen wollen, bitte ich Sie, 
ſich zum Wort zu melden. 

Hennke, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle alſo feſt, daß der Senat von den Beam⸗ 
ten verlangt, mehr zu arbeiten, länger zu arbei⸗ 
ten und mit weniger Gehalt zufrieden zu ſein. 
Wenn der Arbeiterſchaft derartiges zugemutet 
werden würde, würde ſie ein ſolches Anſinnen mit 


Recht ablehnen. Daß aber der Senat mit dieſer 


Handlungsweiſe in der Beamtenſchaft Dienſtfreu⸗ 
digkeit wecken könnte, wird er ſelbſt nicht erwar⸗ 
ten. Wir haben bis jetzt jeder Regierungsvor⸗ 
lage unſere Zuſtimmung gegeben. Dieſe Vorlage 
müſſen wir aber ablehnen, weil wir uns nicht 
eines Verfaſſungsbruches ſchuldig machen wollen. 
Recht muß Recht bleiben. (Bravo! — Abg. Leu: 
Wenn der Staat auch dabei zugrunde geht!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Nach einer fünfſtündigen Redeſchlacht hat 
ſich das Bild etwas verändert, und zwar ganz am 


Schluß. Das Zentrum hat durch den Abg. Schilke 


eine Erklärung abgeben laſſen, wonach das Zent⸗ 
rum es für nicht angebracht hält, einer Entſchei⸗ 
dung des Obergerichtes über die Frage der Rechts⸗ 
gültigteit bzw. Verfaſſungsmäßigkeit dieſes Ge⸗ 
ſetzes vorzugreifen. Ich habe perſönlich den Herrn 
Abg. Schilke gefragt, was er unter dem Wort 
„vorgreifen“ verſteht. Wenn man einer Entſchei⸗ 
dung des Obergerichts nicht vorgreifen will, darf 
man dieſen Geſetzesantrag nicht rechtskräftig wer⸗ 
den laſſen. Wenn Sie erſt die Vorlage rechtskräf⸗ 
tig werden laſſen, haben Sie ſchon dieſem Urteil 
vorgegriffen. Ich möchte deshalb fragen — die 
Frage kann durch Zwiſchenruf beantwortet wer⸗ 
den —, ob das Zentrum nach dieſer Erklärung 
durch die Stellungnahme dieſer einen Partei die 
Waffen vor dem Gericht ſtreckt. 
damit nicht mehr zugeben, daß die Sache ohne 
weiteres verfaſſungsmäßig iſt. Sie befürchten 


ſelbſt in ihrer Partei, daß eine Verfaſſungswi⸗ 


ſtützung reicht aus. 


Sie wollen alſo § 
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drigkeit vorliegt. Wenn Sie das heute ſchon in 
der kleinen Erklärung zugegeben haben, ſo iſt das 
immerhin ein Troſt für die Beamten. Sie geben 
damit ſelbſt die ſchwache Grundlage an, auf der 
dies Geſetz ruht. Wir werden das Gerichtsurteil 
abwarten müſſen. r 

Ich bin allerdings der Meinung, daß die Re⸗ 
gierung nach einer derartigen Erklärung des 
Zentrums ſich einmal darüber klar werden müßte, 
ob die Einigkeit über die Vorlage innerhalb der 
Regierung noch vorhanden iſt. Die von Ihnen 
abgegebene Erklärung iſt ein Bruch des Koaliti⸗ 
onsprogramms und der erſte Schritt zum Bruch 
der Regierung ſelbſt. Wenn es auch nur eine An⸗ 
deutung iſt, ſo begrüßen wir dieſe Sache recht herz⸗ 
lich. Ich hoffe, daß es zu dieſen Differenzen noch 
recht oft kommt. Herr Schilke, antworten Sie 
durch einen Zwiſchenruf, ob Sie die Sache für ge⸗ 
ſetzlich halten oder nicht. (Zuruf des Abg. Schilke.) 
Ich bin nach dieſem Zuruf der Anſicht, daß das 
Zentrum nicht mehr an die Geſetzmäßigkeit 
glaubt. Sie wird auf ihrem Standpunkt behar⸗ 
ren müſſen. Das Geſetz wird abgelehnt werden 
ne um dem Obergericht die Entſcheidung zu 
aſſen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich laſſe zuerſt abſtimmen 
über den § 1 Abſatz a), dann über den Abände⸗ 
rungsantrag, Druckſache Nr. 109,zu der Anlage, 
dann über die Anlage ſelbſt, dann über Abſatz b), 
dann über die Anlage 2 zu 8 1b). Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be⸗ 
antrage für alle Abſtimmungen, die die Vorlage 
betreffen, namentliche Abſtimmung. 

Präſident: Wird der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt. (Geſchieht.) Die Unter⸗ 
Wir ſtimmen ab über 8 1 
Abſatz a), und zwar namentlich, ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die Plätze einzunehmen. Die 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Abgegeben 
find 63 Stimmkarten“), davon 63 mit Ja. $ 1 Ab⸗ 


) Endgültiges Abſtimmungsergebuis: 62, mit Ja 62. 


mit Nein —, ungültig 1 Stimme. 


Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſti, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Dinklage, Eiſer⸗ 
loh, Fr. Falk, Fischer, Fooken. Galkowſti, Gehl, Gerid, 
Grodnick, Grünhagen, Höhn, Hoog, Hopp Moor 
Joſeph, Kaiſer. Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Kloſſowſk 
Knauſt, Kruppte, Lehmann, Lemke, W., Loops, Mathieu, 
Mau, Miczewſki, Dr. Moczynſki, Moritz, Mrocgkowſbi, 
Müller, Bern., 1 0 Müller, 15 Pauls, Plettner, Raap,. 
Nahn, Regier, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſti, Rogo⸗ 
zinſei, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Sem rau. 
Siebenfreund, Spill, Stukowſei, Wahl, Weber, Werner, 
Wenne Zarſte. f er? 

ae 1 Stimme: Er 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bus 
randt, Cierocki, Dumont, Dyck II, Eichholtz, Falkenberg, 
Friedrich, Geifler, e Rob., Hallmann, Rud., Dr. 
einemann, Hennke 
Jantzen, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter, Fritz, Kla⸗ 
witter, Felix, Klingenberg, Fr. Kreft, Kreft P., rem 
Klein, Langnau, Lemke, Bruno, Lendzion, Liſchnewfti, 
Fr. Malikowſki, Manthei, Mayen, Fr. Meyer, Müller, 


1. 


(D% 


„ Sohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, 


TA 


— 


) 
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(Präſident) 
ſatz a) it angenommen. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag zur 


Anlage 1. Dieſer Abänderungsantrag iſt in 
Druckſache Nr. 109 enthalten. 

n der Anlage gu 8 1a werden die Ziffern, die 
die Kürzung der Gehälter darſtellen, für die Gruppen 
3—7 geſtrichen, für die nichtplanmäßigen Beamten 
auch die Ziffern für Gruppe 8. x 

Für die übrigen Gruppen werden folgende Zif⸗ 
fern eingeſetzt: 5 


8 der aufſtei⸗ 15 25 30 35 40 45 50 6 


9 genden Ge⸗ 25 35 45 55 75 100 125 150 
10 hälter mit 50 80 110 140 170 200 230 260 
11 feſten Grund⸗ 130 175 215 255 295 330 365 400 
12 gehalts⸗ 235 290 345 400 455 505 555 
13 ſätzen 350 450 550 640 740 
1 der Gehälter 300 340 380 415 450 485 520 555 
mit Mindeſt⸗ 

grund⸗ 
2 gehaltsfäßen 430 480 530 575 620 660 900 740 
1 der 900 ? 
II Einzel⸗ 1100 
I gehälter 1300 
IV inanz⸗ 1400 

enator 2425 
V 3000 

Der nichtplanmäßigen Beamten. 

9 10 15 20 25 30 
10 20 25 30 35 45 
11 60 70 80 90 100 


In der Anmerkung Anlage 1 zu 8 1a Zeile 6 iſt 
für die Ziffer „A“ die Ziffer „10“ zu ſetzen. 
In $ Ib werden die Worte „nach Maßgabe der 
Ze: 2" geſtrichen. Dafür wird folgender Zuſatz 
inzugefügt: TEE 
5 N ſie den Ft won 600 G überſchreiten“. 
Raſchke. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 109 anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Anlage 1 zu 8 1 Abſatz a). (Abg. Hohnfeldt: 
Namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir ſtimmen namentlich ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Plätze einzunehmen. Die 
namentliche Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Münſcht noch jemand ſeine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Ab⸗ 
chimmung. Es ſind 66 Stimmkarten“) abgegeben, 


Paul, Müller, Walter, Neubauer, Opitz, Papke, Philip⸗ 
jen, Plenikowſki, Raschke, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Senftleben, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß. Weiße, Dr. 
Ziehm, Fr. Zuper. 
2 Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 66, mit Ja 63, 
mit Nein 3. i \ ee 
- Meftimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſti, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Dinklage, Eiſer⸗ 
nn Ari aden, . 5 ee 
Grodnick, Grünhagen, Höhn, Hoog, Hoppe, Jewe 15 
Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Narſcherwſz, Kloſſowſki, 
aa, Kruppke, Lehmann, Lemke, W., Leu, Loops, Fr. 


Malikowſti, Mathieu, Mau, Miczewſki, Dr. Moczynſki, 


Moritz, Mroczkowſki, Müller, Bernh., Fr. Müller, Fr. 
Pauls, Plettner, Raap, Rahn, Regier, Rehberg, Fr. 
Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilfe, Schmidt, 
Selow, Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, 
Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſki, Zarſke. 

Geſtimmt haben mit Mein: Abg. Friedrich, Hennke, 
It, - 


iR 


davon 63 mit Ja, 3 mit Nein, die Anlage 1 zu 81 
Abſatz a) iſt angenommen. Wir ſtimmen jetzt über 
§ 1 Abſatz b) ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Wir ſtimmen jetzt über den Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Raſchke zu Anlage 2 ab, 
enthalten in Druckſache Nr. 109. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Abände⸗ 
rungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Antrag 
ſtimmen jetzt über die Anlage 2 zu § 1 Abſatz b) 
ab. Ich bitte die Damen und Herren, die die An⸗ 
lage 2 annehmen wollen, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Anlage 2 
iſt angenommen. Ich rufe $ 2 auf. Das Wort 
zu § 2 hat der Herr Abg. Mau. (Abg. Mau: Ich 
verzichte!) Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich ſchließe die Beſprechung zu 8 2 und bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, 8 2 iſt angenommen. Ich rufe § 3 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be⸗ 
ſprechung iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die 8 3 annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
3 iſt angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Geſetz über eine vorläufige Regelung der Bezüge 
der Beamten und Angeſtellten mit Ruhegeldbe⸗ 
rechtigung im Amt und im Ruheſtand ſowie der 
Hinterbliebenen von Beamten und Angeſtellten.“ 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt angenomm und ſomit das 
Geſetz in der zweiten Leſung. Ich rufe auf Punkt 
3 der Tagesordnung: 8 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Beibehaltung der Umſatzſteuer. 
Druckſache Nr. 105 zu Nr. 83. Ich rufe § 1 auf 
und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Abg. Fooken. 
Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Eins der heißumſtrittenſten Geſetze iſt unzweifel⸗ 
haft das Umſatzſteuergeſetz. Meine Fraktion war 
es, die von jeher für die Aufhebung dieſes Geſetzes 
eingetreten iſt, und die auch im vorigen Herbſt 
durch ihre Stimmabgabe dafür geſorgt hat, daß 
am 1. April d. Is. das Umſatzſteuergeſetz aufgeho⸗ 
ben werden ſollte. Wir waren uns bei der Ab⸗ 
ſtimmung darüber klar, daß verſucht werden 
müßte, die Einnahmen, die die Gemeinden aus 
dem Umſatzſteuergeſetz haben, anderweitig aufzu⸗ 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blapier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bu⸗ 
randt, Cierocki, Dumont, Dyck II, Eichholtz, Falbenberg, 
Geiſler, Hallhnann, Rob., Hallmann, Rud., Dr. Heine⸗ 
mann, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jantzen, Fr. Kalähne, 
Karkutſch, Klawitter, Fritz, Klawitter Felix, Klingenberg, 
Fr. Kreft, Kreft, P., Kurowſki, Klein, Langnau, Lemke, 
Bruno, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mayen, Fr. 


Meyer, Müller, Paul, Müller, Walter, Neubauer, Opitz, 


Papke, Philipſen, Plenikowſei, Raſchke, Schüß, Schwarz, 
em Seuſtleben, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, 
Weiße, Dr. Ziehm, Fr. Zuper. 


iſt abgelehnt. Wir 


0 


(Dr 


- 


(A) bringen. Wir durften uns in dem guten Glauben 


(B) 
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wiegen, daß die damalige Regierung der Köpfe 
in der Lage war, die Haushaltspläne ſowohl in 
der Stadt Danzig wie in den Kommunalverbän⸗ 
den und Kreiſen in Ordnung zu bringen, ſo daß 
es durch Erſparnismaßnahmen möglich geweſen 
wäre, von dieſem Jahre an auf die Umſatzſteuer 
als Einnahmequelle für die Kommunen zu ver⸗ 
zichten 25 a ai ö 5 

Leider Hat ſich das Gegenteil herausgeſtellt. 
Zu unſerem Leidweſen müſſen wir feſtſtellen, daß 
beſonders die Stadtgemeinde Danzig nicht in der 
Lage war, ihren Etat auszubalancieren, ſondern 
daß es möglich iſt, im Stadtparlament Anträge 
durchzubringen, und durchBeſchluß in die Wirk 
lichkeit umzuſetzen, die es erheiſchen, daß für das 
nächſte Jahr größere Mittel für die Stadt⸗ 
gemeinde Danzig aufgebracht werden müſſen. In 
ſeiner Etatsrede hat der Finanzſenator Dr. Volk⸗ 
mann darauf aufmerkſam gemacht, daß allein die 
Verwaltungsmittel⸗Gemeinſchaft, die zwiſchen 
Staat und Kommune beſteht, an dem Defizit von 
9,1 Millionen ſchuld iſt, das die Stadt im Jahre 
1927 zurückläßt. ü 
Dazu kommt, daß eine ganze Reihe von Ar⸗ 
beiten in der Kommune Danzig in Angriff ge⸗ 
nommen ſind. Ich erinnere nur an die Schule in 
der Peſtalozziſtraße, für die etatsmäßig von der 
Stadt Danzig moch in ſpäterer Zukunft Gelder aus 
bereiten Mitteln gegeben werden ſollen, um den 
Neubau durchzuführen. Trotz unſeres Drängens 
und unſerer Arbeit am Etat der Stadt hat es ſich 
nicht vermeiden laſſen, den Ausfall von rund drei 
Millionen zu ertragen. Wir ſehen uns daher zu 
unſerm Leidweſen gezwungen, die Beibehaltung 
der Umſatzſteuer vorläufig zu beſchließen und wer⸗ 
den heute in der Abſtimmung der Beibehaltung 
der Umſatzſteuer unſere Zuſtimmung geben. 

Präsident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schille. 5 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage 
Schluß der Debatte, (Hört, hört! und Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Es iſt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte eingegangen. Zum Wort hat ſich noch 
Herr Abg. Opitz gemeldet. Wer für den Antrag 
auf Schluß der Debatte iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. (Abg. Raſchke: Das iſt eine Ge⸗ 
meinheit, ſo der Minderheit das Wort abzuſchnei⸗ 
den.) Wir kommen zur Abſtimmung über $ 1. Ich 
bitte diejenigen, die 8 1 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) § 1 iſt 
angenommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne die 
Besprechung. Ich ſchließe fie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die § 2 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 2 
it angenommen. Ich rufe die Aeberſchrift auf: 
„Geſetz über die Beibehaltung der Umſatzſteuer“. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte die⸗ 
jenigen, die die Ueberſchrift annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. 
Das Geſetz iſt damit in zweiter Leſung erledigt. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
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= Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Verſorgung der Militärperſonen. 
Druckſache Nr. 99 zu Nr. 64. Ich rufe Artikel I 
auf und eröffne die Beſprechung. (Zwiſchenrufe 
und andauernde Unruhe.) Das Wort Hat Frau 
Abg. Kreft. F 5 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. 
H.! Bei der Abſtimmung über das letzte Geſetz, die 
Amſatzſteuer, hat der Volkstag wieder einmal be⸗ 
wieſen, wie ernſt es ihm mit den Intereſſen der 


werktätigen Bevölkerung iſt, wie er die Inter⸗ 


eſſen des werktätigen Volkes wahrnehmen will. 
Diejenigen, die als Minderheit eine beſtimmte 
Gruppe vertreten, werden einfach abgewürgt, 
werden nicht in die Lage verſetzt, das zu jagen, 
was zu dieſem Geſetz unbedingt notwendig iſt. 
(Abg. Hohnfeldt: Sehr richtig!) Man kann auch 
feſtſtellen, daß bei der jetzigen Regierungskoali⸗ 
tion das Pilſudſki⸗Regiment, das in Polen durch⸗ 
geführt wird, zur Anwendung kommt. (Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten und So⸗ 
zialdemokraten.) a : 

Präſident: Ich glaube, Sie werden doch etwas 
mehr Anſtand beweiſen müſſen. 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Es zeigt, 
daß ſich dieſer Volkstag die Pilſudſki⸗Methode an⸗ 
geeignet hat. Während es hier die Vertreter der⸗ 
ſelben Parteien ſind, die der Minderheit das 
Wort abſchneiden, ſind es dort die Vertreter der⸗ 
ſelben Parteien, die ſich darüber beſchweren, daß 
das Recht der Minderheiten nicht gewahrt iſt. 
Das zeigt ſo recht das Geſicht der jetzigen Koali⸗ 
tionsregierung und das Geſicht beſonders der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei. Nicht einmal hat die 
Deutſchnationale Fraktion fo gemeine Formen an⸗ 
gewandt, als es hier von der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion geſchieht, und zwar inſofern, daß, nach⸗ 
dem ein Vertreter ihrer Fraktion zu dieſem Ge⸗ 
ſetz Stellung genommen hat, niemand anders das 


Wort erteilt wird. Das zeigt ſo recht, wie dieſe 
Leute darauf bedacht ſind, die Intereſſen des ka⸗ 


pitaliſtiſchen Staates hier zu vertreten. 

Genau ſo wie in dieſer Frage iſt es auch in der 
Frage des hier vorliegenden Geſetzes. Seit De⸗ 
zember it dieſes Geſetz Hin Reiche angenommen 
und durchgeführt. Hier wird es erſt im März dem 
Volkstag eingereicht, dann ohne Ausſprache ſo⸗ 
fort dem Ausſchuß überwieſen. Zwei Tage ſpäter 
wird es dort verhandelt. Es iſt dieſes die Me⸗ 
thode, den kleinen Fraktionen nicht Gelegenheit 
zu geben, die Geſetze ſo durchzuarbeiten, wie es 
nötig iſt. Es ſcheint aber auch die Anſicht der 
führenden Kreiſe der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion zu ſein, daß es genügt, wenn nur zwei oder 
drei Leute aus der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
mit den Geſetzen überhaupt Beſcheid wiſſen. In 
der Kommuniſtiſchen Fraktion iſt die Anſicht ver⸗ 
treten, daß jedes Mitglied ſich die beſtehenden und 
vorgelegten Geſetze zu eigen macht, ſie durcharbei⸗ 
tet und dann mit den Vertretern der interelfterten 
Kreiſe Rückſprache nimmt. Dadurch aber, daß 
man die Geſetze ſofort dem Ausſchuß überweiit und 
dort ſchnell bearbeitet, wird der Kommuniſtiſchen 
Fraktion, ſowie jeder anderen Fraktion, die Mög⸗ 
lichkeit genommen, überhaupt zu dieſen Geſetzen 
im Ausſchuß jo Stellung zu nehmen, wie es unbe⸗ 


dingt notwendig iſt. Es war nicht möglich, im 


(C) 


(A 


— 


(B) 
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Ausſchuß Abänderungsanträge zu ſtellen. Wenn 
man nun ſchon im Ausſchuß die Geſchichte ſchnell 
behandelt, jo iſt es die Anſicht der großen Yraktio- 
nen auch im Volkstag, die Geſchichte ſchnell ohne 
Ausſprache zu verabſchieden, um nachher zu Kom: 
men und zu ſagen, die böſen Kommuniſten woll⸗ 
ten den Kriegsbeſchädigten die Erhöhung nicht zu⸗ 
kommen laſſen. a a 

Nun, wir wollen ſchon den Kriegsbeſchädigten 
die Erhöhung zukommen laſſen, nicht nur in der 
Höhe, wie es in dieſemGeſetz ſteht, ſondernwir ver⸗ 
langen das, was den Kriegsbeſchädigten laut Ver⸗ 
ſorgungsgeſetz aus dem Jahre 1906 zugeſprochen 
iſt. Wirwollen vor allem die Teuerungszulagen ge⸗ 
ben, die für die Kriegsbeſchädigten unbedingt not⸗ 
wendig ſind. Hier wird die Sache ſo durchgeführt, 
daß die Kriegsbeſchädigten wieder zurückgeſetzt 


werden, daher die ſchnelle Durchpeitſchung. Ge⸗ 


ben Sie zu den Kriegsbeſchädigten und jagen Sie 
Ihnen, die Kommuniſten wollen nicht, daß dieſes 
Geſetz ſchnell durchgeführt wird. Wenn ein Ge⸗ 


ſetz eingeführt wird, dann iſt es nötig, vorher die 


intereſſtierten Kreiſe darauf aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, was ihnen dies Geſetz bringt. (Andauernde 
Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Wenn man 
dieſes Geſetz durchſieht, dann iſt es erſt einmal 
Pflicht, ſich überhaupt die Kriegsfürſorge anzu⸗ 
ſehen, wie ſie jetzt durchgeführt wird, und dann 
daran zu denken, unter welchen Verſprechungen 
die Soldaten damals ins Feld geſchickt wurden, 
während die Sozialdemokraten ſich im Jahre 
1914 auf die Seite der Kriegstreiber ſtellten und 
den Arbeitern erzählten: „In der Stunde der 
Gefahr laſſen wir das Vaterland micht im Stich.“ 
Es ſind dieſelben Leute, wie ich ſpäter noch bewei⸗ 
ſen werde, die heute ganz anders ſprechen. Der 
Abg. Kloſſowſki hat gejagt: „Die Kriegsbeſchädig⸗ 
ten bekommen viel zu viel, ſie haben keine beſon⸗ 
deren Rechte.“ (Unerhört bei den Kommuniſten 
und große Unruhe.) Das iſt ein Vertreter derje⸗ 
migen Partei, die ſich 1914 mit Wilhelm zuſam⸗ 
menſtellten und erklärten: „Wir laſſen das Va⸗ 
terland nicht im Stich.“ Als Wilhelm erklärte: 
„Ich kenne keine Parteien mehr“, da waren es 
dieſe Leute, die vorher von der beſitzenden Klaſſe in 
Deutſchland als vaterlandsloſe Geſellen bezeichnet 
wurden, die mitgingen und die Arbeiter dazu auf⸗ 


forderten. Und was verſprach man den Kriegs⸗ 
beſchädigten damals? Ausreichende Unterjtüt- 


zung, Eigenheime mit Gärtchen. Nun, die Eigen⸗ 
heime hat ſchon ein großer Teil der Kriegsbeſchä⸗ 
digten, nämlich auf dem ſogenannten „Felde der 
Ehre“. Wenn man jetzt die Zettel lieſt, die in 
den Tagen von 1914 bis 1918 den Witwen und 
Eltern zugeſchickt wurden, kann es einen gruſeln, 
in welcher Form dieſe Geſellſchaft es verſtand, der 
Mutter klarzumachen, ihr Sohn ſei für das Va⸗ 
terland gefallen und ſie ſolle entſchädigt werden. 
us gibt man den Kriegseltern, den Hinterblie⸗ 
benen. Denen ſagt man, ihr Sohn wäre nicht ihr 
Ernährer geweſen. Das iſt der heutige Dank des 
Vaterlandes. Damals verſprach man Eigenheime, 
und nicht nur die auf dem „Felde der Ehre“ ge⸗ 
fallenen, ſondern tauſende von Kriegsbeſchädigten 
haben jetzt ſchon ein Eigenheim, das aus vier 
vettern genagelt iſt. 
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Präſident: Frau Abg. Kreft, ich geſtatte mir, 
darauf aufmerkſam zu machen, daß wir eine all⸗ 
gemeine Beſprechung nicht haben, ſondern nur 
eine Ausſprache zu Artikel I. (Abwürgungsme⸗ 
thode! bei den Kommuniſten.) a 


Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Ich möchte 


darauf aufmerkſam machen, daß ich dazu ſprechen 
werde, wie es nötig iſt. Es iſt jetzt die Methode 
der Regierung, die Geſetzesvorlagen ohne Aus⸗ 
ſprache an den Ausſchuß zu ſchicken und ſie nachher 
ohne Ausſprache zu erledigen. Wir werden uns 
dem nicht fügen und die Ausſprache durchführen. 
Auch einen Garten gibt man den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten, denn man ſchreibt ſo viel von den ſchönen 
Ehrenfriedhöfen, die in Oſtpreußen und in Frank⸗ 
reich angelegt ſind. Das ſoll der Dank des Vater⸗ 
landes an die Eltern und Frauen ſein, das ſind 
die Gärten der Kriegsbeſchädigten. 

Wie ſieht die Unterſtützung der Kriegsbeſchä⸗ 
digten aus? 1914 wurde den Kriegern viel ver⸗ 
ſprochen, falls ſie verſtümmelt würden. Heute iſt 
derjenige, der ein Auge verloren hat, abgefunden. 
Wer den Verluſt des Daumens der rechten Hand 
zu beklagen hat, iſt ebenfalls abgefunden. Wer 
drei Finger der rechten Hand verloren hat, iſt ab⸗ 
gefunden. Wer alle Zähne verloren hat, iſt ab⸗ 
gefunden. Wer den halben Anterkiefer verloren 
hat, iſt abgefunden. So könnte man die Liſte der⸗ 
jenigen aufſtellen, die während der Inflation 
als 20 Prozent⸗Beſchädigte abgefunden worden 
ſind, d. h. die aus der Verſorgung hinausgeworfen 
ſind. Aber ihnen verſprach man ebenfalls eine 
Aufnahme in das Geſetz und Entſchädigung. 

Was bringt dieſes Geſetz nun den Kriegsbe⸗ 
ſchädigten? Dies Geſetz bringt den Kriegsbeſchä⸗ 
digten lange nicht das, was ſie erwartet haben, 
was zu verlangen ihr gutes Recht iſt Während 


0 


(D) 


man auf der einen Seite den Kriegsbeſchädigten 


etwas zubilligt, iſt es auf der anderen Seite ſo, 
daß ſie durch das Verſorgungsamt ihrer Rente 
beraubt werden. Es liegen auf dem Danziger 
Verſorgungsgericht noch eine Menge Rekurfe, die 
nicht bearbeitet ſind. Von allen eingebrachten 
Anträgen werden 75 Prozent abgelehnt. Wie 
geht man dazu über, die einzelnen Renten abzu⸗ 
bauen? Man ſagt denjenigen, die einen Arm 
oder ein Bein verloren oder ſchwere innere Lei⸗ 
den haben, ſie hätten ſich an ihr Kriegsleiden ge⸗ 
wöhnt und dann wird ihre Rente um 20 oder 30 
Prozent abgebaut. Jetzt erhöht man wohl auf der 
einen Seite die Renten für die Leichtbeſchädigten, 
aber aus den Taſchen der Schwerbeſchädigten, 
deren Renten verkleinert werden. 

Daß der Staat alles Mögliche verſucht, um die 
Renten abzubauen, beweiſt ja, daß in dem Etat 
für 1926 und 1927 jedes Jahr 5000 Gulden mehr 
in den Etat für ärztliche Gutachten eingeſetzt ſind. 
Für Beobachtung in den Krankenhäuſern hat 
man auch 5000 Gulden hinzugeſetzt. Aber bei der 
Heilbehandlung hat man 41 000 Gulden in zwei 
Jahren geſtrichen. Das iſt das, was Danzig an 
den Kriegsbeſchädigten geſpart hat. Dann kommt 
man und ſagt, das ſei ein Geſetz, das den Kriegs⸗ 
beſchädigten allerhand gewährt. Die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten erheben noch immer die Forderung, daß 


die Zuſatzrenten, die ſogenannten Bedürftigkeits⸗ 
renten, endlich einmal aufhören und in die 
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Grundrente eingerechnet werden. Das iſt das, 
was ſie zu verlangen haben, aber nicht, daß nach 
Geſichtszügen, nach ſogennanntem Wohlgefallen, 
die Zuſatzrente gezahlt wird; denn der größte Teil 
der Kriegsbeſchädigten wird um die Zuſatzrente 
betrogen. Immer wieder iſt die Forderung der 
Kriegsbeſchädigten: Fort mit der Zuſatzrente, ſie 
muß in die Grundrente hineingearbeitet werden. 

Ich ſagte ſchon, daß die 10 und 20 Prozent⸗Be⸗ 
ſchädigten voll und ganz vergeſſen ſind, daß nichts 
für dieſe Leute übrig bleibt. In Deutſchland hat 
man eine Verordnung angenommen, daß dieje⸗ 
nigen, deren Leiden ſich auf 25 Prozent verſchlech⸗ 
tert hat, jetzt wieder eine Rente erhalten können. 
Im Danziger Volkstag und in Danzig iſt davon 
nichts zu ſpüren. Herr Abg. Kloſſowſki war es, der 
ſagte, dieſe Verbeſſerungen ſollten ſich die Kriegs⸗ 
beſchädigten auf dem Verhandlungswege zwiſchen 
Senat und Kriegsbeſchädigtenorganiſationen her⸗ 
ausholen. Das iſt das, was ein ſogenannter Ar⸗ 
beitervertreter den Kriegsbeſchädigten ſagt. Die 
Vorlage bringt den 30 und 40 Prozent⸗Beſchädig⸗ 
ten wohl eine Erhöhung ihrer Renten, aber den 
Schwerbeſchädigten bringt ſie ſehr wenig. Man 
hat die Zuſatzrenten abgebaut, ebenſo die anderen 
Renten. Es iſt alſo nicht ein Hineinarbeiten in 
den Geſetzentwurf, ſondern einfach ein Streichen 
der erhöhten Renten. 

Noch viel ſchlechter geht es aber den Hinter⸗ 
bliebenen der Kriegsbeſchädigten. Bei dieſen 
macht die ganze Erhöhung nach dieſem Geſetz für 
das Jahr 1,70 G, 1,20 G, ja noch weniger aus. 
Für die Eltern beträgt die Erhöhung verſchie⸗ 
dentlich 65 Pfennig für das ganze Jahr. Das 
nennt man eine Verbeſſerung für die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten. Bezüglich der Heilbehandlung habe 
ich ſchon geſagt, daß ſie immer mehr in Danzig 
abgebaut wird, und zwar in den letzten beiden 
Jahren um 41 000 G. Bezeichnend iſt, daß gerade 
unter der Regierung der Rettung für die Heilbe⸗ 
handlung 35 000 Gulden geſtrichen wurden. Wäh⸗ 
rend aber die Kriegsbeſchädigten wenigſtens noch 
eine Heilbehandlung haben, ſehen wir, daß die ge⸗ 
ſamten Hinterbliebenen aus der Heilbehandlung 
ausgeſchloſſen ſind. Man verweiſt die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten auf das Wohlfahrtsamt. Dann wird 
ihnen vom Wohlfahrtsamt ein Teil von ihrer Zu⸗ 
ſatzrente abgezogen. Deshalb werlangen wir im 
Abänderungsantrag, daß der § 23 geändert wird, 
daß auch die Hinterbliebenen unter das Geſetz 
fallen. Die Hinterbliebenen müſſen auch ein An⸗ 
recht auf Krankenfürſorge haben. Die Danziger 
Kriegsbeſchädigten fordern, daß die Hinterblie⸗ 
benen in die Heilbehandlung und Krankenfür⸗ 
ſorge aufgenommen werden. 

Das Weitere, was die Kriegsbeſchädigten be⸗ 
mängeln, iſt die Ausgleichszulage. Es iſt ſo, daß 
derjenige, der vor dem Krieg Handwerker war 
und ſeiner Arbeit jetzt nicht nachgehen kann, eine 
Ausgleichszulage bekommt. Die höheren Beamten 
und ſonſtige Leute bekommen eine erhöhte Aus⸗ 
gleichszulage. Die Kriegsbeſchädigten ſehen dies 
als ein Unrecht an und verlangen, daß die Aus⸗ 
gleichszulage verſchwinden ſoll. Es war der Herr 
Abg. Moritz, der im Ausſchuß erklärte, daß die 
Kriegsbeſchädigten das nicht fordern. Soviel ich 
aber Fühlung mit den Kriegsbeſchädigten habe, 
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verlangen ſie immer die Aufhebung der Aus⸗ 


gleichszulage. In den letzten Tagen iſt mir noch 
beſtätigt worden, daß es nicht ſo iſt, wie der Abg. 


Moritz ſagte. Nicht der größte Teil bekommt die. 
Ausgleichszulage, ſondern nur der kleinſte Teil. 
Wenn der Herr Abg. Moritz ſagte, daß der Land⸗ 
arbeiter, der nachweiſt, daß er vor dem Kriege 
ein Geſpann führen konnte, die Ausgleichszulage 
erhält, ſo ſtimmt das nicht. Andere Kriegsbeſchä⸗ 
digte, die ich gefragt habe, haben mir erklärt, daß 
darauf nicht Rückſicht genommen werde, ſondern 
ſie müßten nachweiſen, daß ſie Leute beaufſichtigt 
haben, dann können ſie die Zubage haben. Wenn 
Vertreter der Organiſationen das jagen, und auch. 


einzelne Kriegsbeſchädigte, ſo muß das ſchon ſtim⸗ 


men. Dann kann man ſich nicht hinſtellen und ſa⸗ 
gen, das iſt nicht ſo. 

Eine wichtige Forderung der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten iſt, daß diejenigen mit Beamtenſcheinen in den 
Beamtendienſt aufgenommen werden. Wir ha⸗ 
ben in Danzig ungefähr 300 bis 400 Kriegsbe⸗ 
ſchädigte mit Beamtenſcheinen, die ſchon fünf, 
sechs Jahre und noch länger auf Anſtellung war- 
ten, denen aber die Anſtellung nicht gewährt 
wird. Ein großer Teil der Kriegsbeſchädigten, 
die ebenfalls den Antrag auf Beamtenſcheine 
ſtellen konnten, haben das nicht getan, weil ſie 
ſich ſagten, wir kommen doch nicht in den Genuß 
einer Stelle. Warum jollen wir dann den An⸗ 
trag ſtellen. Die erſte Forderung muß ſein, die⸗ 
jenigen unterzubringen, denen man Beamten⸗ 
ſcheine gegeben hat. Bis jetzt iſt aber nur ein ge⸗ 
ringer Teil der Kriegsbeſchädigten berüchſichtigt 
worden. Wir jagen, es muß unbedingt dazu über⸗ 
gegangen werden, die Kriegsbeſchädigten mit Be⸗ 
amtenſcheinen in den Staatsdienſt aufzunehmen. 
Sonſt muß das durchgeführt werden, was auch im 
Deutſchen Reich geſchehen iſt, daß man den 
Kriegsbeſchädigten eine Abfindungsſumme gibt. 

Wir haben deshalb einen Abänderungsantrag 
eingereicht, in dem wir verlangt haben, was auch 
die Forderung der Kriegsbeſchädigten iſt, daß 
ihnen eine Abfindungsſumme von 3000 Gulden 
gewährt wird. Geſchieht das nicht, jo müſſen fie 


mindeſtens 15 Gulden monatlich als e er⸗ 


halten. Das iſt die Forderung, die die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten ſtellen. Was ſagte aber der Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki im Ausſchuß? Es it bezeichnend, daß der 
Vertreter der Deutſchnationalen Fraktion er⸗ 
klärte, daß ein Arbeitgeber beſtimmt nicht beſſer 
gegen die Kriegsbeſchädigten ſprechen konnte, als 
es der Abg. Kloſſowſki im Ausſchuß getan hat. 
(Sehr richtig! rechts.) Er erklärte, daß die Be⸗ 
amtenſcheine nicht nötig ſeien. Er ſagte: „War⸗ 
um ſollen dieſe Leute angeſtellt werden. Sie ſind 
ja in der Privatinduſtrie angeſtellt und jtehen. 
ſich beſſer wie die ſonſtigen Arbeiter. Wir haben 
gar keine Veranlaſſung, dieſe Leute eventuell ab⸗ 
zufinden.“ (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Er 
ſagte weiter: „Wenn eine Abfindung gezahlt 
wird, dann bin ich dafür, daß vorher erſt die Be⸗ 
dürftigkeitsfrage geprüft wird. And ich beant⸗ 
worte dieſe Frage mit Nein. Ich glaube nicht, 
daß die Leute mit Beamtenſcheinen in bedürfti⸗ 
ger Lage leben.“ Er ſagte, man könnte den Leu⸗ 


ten ja ſpäterhin ein Eigenheim geben oder die 


Kapitalien anlegen und ſpäter den Kindern und 
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Kindeskindern der Kriegsbeſchädigten, die viel⸗ diejenigen, die mit den Kriegsbeſchädigten und 
leicht in noch bedürftigerer Lage leben werden den Hinterbliebenen ſehr oft zuſammen ſind. Der 
als die heutigen Kriegsbeſchädigten, eine Abfin⸗ | Bein: und Armamputierte wird nicht an der Am⸗ 
dungsſumme auszahlen. Das iſt eine ſehr ſchöne putation ſeines Beines ſterben, ſondern an einem 
Theorie von einem Arbeitervertreter, der an⸗ inneren Leiden, weil ja alles zuſammenhängt. 
nimmt, daß es den Kindern und Kindeskindern Selbſt Aerzte geben zu, daß all dieſe Leiden auf 
noch ſchlechter gehen wird, als es den Arbeitern die inneren Organe zurückwirken. Deshalb ſtirbt 
heute ſchon geht. Wenn der Abg. Kloſſowſki eine der größte Teil der Armamputierten an Tuber⸗ 
ſolche Theorie vertritt, dann iſt er wohl ein Ver⸗ kuloſe und ſonſtigen Krankheiten. Aber die Wit⸗ 
treter der Arbeitgeber, aber kein Vertreter der wen ſind dann von der Rente ausgeſchloſſen. 
Arbeitnehmer. Ich hätte gewünſcht, daß die Heute traf ich eine dieſer Frauen, deren Mann 
Kriegsbeſchädigten⸗Vertreter dieſe Ausführungen beide Arme amputiert ſind. Sofort, als er aus dem 
gehört hätten, die dann wohl Herrn Kloſſowſti Felde kam, hatte er ein ſchweres Lungenleiden, 
etwas anderes gejagt hätten. Man muß ſich ſchä⸗ das man aber heute nicht als Kriegs dienſtbeſchä⸗ 
men, daß es die Deutſchnationalen waren, die digung anſieht. Als ich ſie fragte, wie es ihrem 
ſagten, ſchlimmere Ausführungen könnte auch ein Manne ging, ſagte die Frau, der Mann lebe noch 
Arbeitgeber nicht machen. und quäle ſich jetzt ſchon zwei Jahre. Solange 
Wir haben unſern Antrag vorgelegt. Wi er noch lebe, habe ſie mit den Kindern zu eſſen, 
find der Anſicht, daß alle dieſe Leute nur in dem aber wenn er ſterbe, bekomme fie keine Rente. 
Gefühl hinausgegangen find, wenn wir nach. Das find die Ausführungen der Kriegerwit⸗ 
Hause kommen, ſind wir geſichert, dann find u wen. So liegen Tauſende von Fällen. Laut 
Verſchlechterungen zu erwarten. (Sehr richtig! dieſes Paragraphen bekommt die Frau nichts, 
rechte.) Herr Abg. Weiße, Sie haben kein Re cht wenn ihr Mann angeblich nicht an den Folgen der 
als Deutſchnationaler, etwas anderes zu jagen. Kriegsdienſtbeſchädigung geſtorben iſt. Der 8 39 
Wenn Sie in der Regierung ſind, ſagen Sie genau behandelt die Abfindung der Witwen. Die Ab⸗ 
dasſelbe wie die Sozialdemokraten. Die Vertre⸗ findung der Kriegerwitwen ſpielt in der letzten 
ter der Deutſchnationalen waren es, die den Zeit in Danzig eine große Rolle. Bei den Land⸗ 
Kriegsbeſchädigten auch nichts geben wollten, Die ratsämtern und auch in Danzig forſcht man da⸗ 
Vertreter der Deutſchnationalen ſind es, die in nach, ob nicht eventuell eine Witwe einen Gelieb- 
allen Ländern Europas zu einem neuen. Krieg ten hat, mit dem fie zuſammenlebt. Dann nimmt 
hetzen. Sie treffen überall neue kriegeriſche Vor- man dieſen Witwen die Kinder ab, angeblich we⸗ 
bereitungen und ſie find es auch, die in Dentſch⸗ gen der moraliſchen und ſittlichen Gefährdung. 
land und Danzig die Kriegsrüſtungen durchfüh⸗ Man entzieht der Witwe die Zuſatzrente, weil 
ren. Während des Krieges ſegneten die Herren ſie ſich nicht mit dieſem Manne offiziell verheira⸗ 
Pfarrer die Waffen, damit die Leute viele Fran⸗ tet. Der Staat hat ihr den erſten M nom⸗ 
zof 1 und wiele Deutſche von den Fran⸗ F 
zoſen totſchoſſen und wiele 2 je Stellung men und ſie hat gar keine Veranlaſſung, ſich mit 
zoſen totgeſchoſſen wurden. Das war die Stellung einem weiteren Mann zu verheiraten. Nun 
der Kirche zum Kriege. Deshalb hat fie auch 5 kommt der Staat und ſagt: „Wenn Du Dich nicht 
Recht, in dieſer Frage etwas ie en verheirateſt, wenn Du nicht endlich aus der Für: 
Es ſieht augenblicklich jo aus, als ob die Nollen ſorge ausſcheideſt, werden wir Dich beſtrafen. 
vertauſcht wären, daß ſich die e e Daum mußt Du . Kriegsbeſchädigtenfür⸗ 
jetzt genau jo reaktionär eimitellen, wie die ſorge heraus“ Es iſt bezeichnend, mit welchen 
Deutſchnationalen ſelbſt; denn die e 5 [Mitteln man arbeitet, um die Kriegerwitwen aus 
des Herrn Kloſſowſti waren ſchlimmer als die der Fürſorge herauszubugſieren. Man will, daß 
eines Deutſchnationalen. ſie ſich verheiraten, damit die Fürſorge ſie endlich 
Nun die Frage des Sterbegeldes. Man jagt, los iſt. Was jagt man der Kriegerwitwe? Du 
die Kriegsbeſchädigten bekämen etwas mehr, Wie darfſt heiraten, aber nur einen Danziger Staats⸗ 
ſieht die Erhöhung des Sterbegeldes aus? Es bürger. Wenn fie einen Ausländer, einen Deut⸗ 
ſind lächerliche Summen, die man dort bewilligt ſchen, heiratet, wird ſie von der Abfindung aus⸗ 
hat. Ich glaube, daß durch die ſoziale Fürsorge geſchloſſen. Im Abſatz 2 des betreffenden Para⸗ 
ebenfalls Gelder bewilligt werden müßten. Wenn graphen heißt es zwar, daß die Abfindung ge⸗ 
eine Witwe begraben wird, ſo gibt man heute währt werden „kann“, wenn ſich die Witwe mit 
nach dem Geſetz ganze 80 Gulden. 80 und 67 einem Ausländer verheiratet. Wir wiſſen ja, 


Gulden ſind es ganz genau, die man für ein was ſolche Kannvorſchriften bedeuten. Deshalb 


Sterbegeld für die Witwen bewilligt hat. Ich verlangen wir, daß die Abfindung an die Krieger⸗ 
glaube, daß hier niemand anweſend iſt, der be⸗ witwe bei Verheiratung in jedem Fall gezahlt 
hauptet, daß für 67 Gulden jemand begraben werden muß, ob fie einen Deutſchen, einen Polen 
werden könne. Das ijt das, was man in dieſem oder ſonſt wen heiratet. Hier zeigt ſich nur, daß 
Geſetz den Kriegsbeſchädigten als etwas Groß⸗ man der Witwe nichts geben will. N 

artiges vorgelegt wird, das zeigen ſoll, welch Der 8 45 handelt wieder von der Bedürftig⸗ 
warmes Herz man für die Kriegsbeſchädigten hat. keitsfrage der Eltern. Sie müſſen nachweiſen, 

Nach den Beſtimmungen über die Witwenrente daß ihr Sohn der alleinige Ernährer war. Je 

muß der Mann an den Folgen der Kriegsdienſt⸗ ſoll man beweiſen, daß er, wenn er nicht der aus⸗ 
beſchädigung geſtorben ſein, d. h. an dem Leiden, ſchließliche Ernährer war, doch unter das Geſetz 
für das er eine Rente erhielt. Wieviel Tränen fällt. Das Wichtigſte iſt, wie hoch man die Be⸗ 
wegen dieſes Paragraphen fließen, wiſſen nur dürftigkeit anſetzt. Wenn die beiden alten Leute 
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klaſſen erhalten. Bis jetzt 


308 
(Kreft, Frau Abgeordnete) 
den Leierkaſten nehmen würden und den Tag 
über durch die Straßen ziehen, würden ſie be⸗ 
ſtimmt die Summe verdienen, die der Senat feſt⸗ 
geſetzt hat. Der Senat ſchreibt hier, wenn ſie 
71 Gulden den Monat verdienen, ſind ſie nicht 
mehr bedürftig, die Elternrente zu bekommen. 
Ich möchte fragen, welche Leute mit 71 Gulden 
auskommen werden. Auf dem Lande — in Dan⸗ 
zig haben wir vier Ortsklaſſen — ſollen die bei⸗ 
den mit 64 Gulden den Monat auskommen. Wir 
verlangen, daß dieſe Grenze mindeſtens auf 120 
Gulden monatlich feſtgeſetzt wird. Das iſt ſchon 
ſehr minimal gegriffen und ſicher kein Agitati⸗ 
onsantrag. Wir wollen dieſen Armen helfen. 
Das was die Kriegsinvaliden am meiſten be⸗ 
mängeln, iſt, daß auch in Danzig Ortsklaſſen be⸗ 
ſtehen, daß ſie auch hier die Zuſchläge nach Orts⸗ 
haben die Beamten 
nach einer Kategorie bezahlt bekommen. Jetzt 
will man ſie nach vier Gruppen bezahlen. Bei 
den Kriegsbeſchädigten zahlt man ſchon lange nach 
den vier Gruppen. Das ſehen die Kriegsbeſchä⸗ 
digten als große Härte an. Sie verlangen, daß 
fie im Freiſtaat nach einer einzigen Gruppe be⸗ 
zahlt werden. Im Gegenſatz dazu wollte uns der 
Abg. Kloſſowſki weiß machen, daß die Arbeiter in 
Danzig bedeutend billiger leben, als in Deutſch⸗ 
land. Die Lebensmittelpreiſe wären hier nicht 
ſo hoch. Außerdem ſeien die Mieten billiger. 
Herr Kloſſowſki erklärte, in Deutſchland bezahlten 
die Kriegsbeſchädigten 120 und 130 Prozent und 
in Danzig nur 100 Prozent. Wie iſt es mit der 
Billigkeit in Danzig? Ich weiß nicht, was billig 
iſt, vielleicht kann Herr Kloſſowſki es mir ſagen. 
Kartoffeln koſten ſchon 7 Gulden pro Zentner, 
Brot iſt auch nicht billig. Ich glaube, daß in der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion auch Hausfrauen 
ſind, die aber nicht wiſſen, daß in Danzig z. B. die 
Kolonialwaren billiger ſind als in Deutſchland. 
Jedes Stück, das wir in die Hand nehmen, iſt im 
Gegenſatz zu Deutſchland teurer. Jedes Klei⸗ 
dungsſtück, jedes Stück Wäſche, jede Stecknadel iſt 
teurer. Man braucht ſich über die Löhne auf der 
Schichauwerft und auch ſonſt nicht zu wundern. 
Deshalb verlangen wir, weil eben die Be⸗ 
darfsartikel teurer ſind, daß die Kriegsbeſchä⸗ 


digten hier nach einer Ortsklaſſe behandelt wer⸗ 


den, und zwar daß ſie die Zulage der Sonder⸗ 
klaſſe erhalten wie im Deutſchen Reich. Nach den 
neuen Zollſätzen wird es ſich ſo auswirken, daß 
die Kriegsbeſchädigten hier bedeutend ſchlechter 
ſtehen als in Deutſchland. Die Novelle, die den 
deutſchen Kriegsbeſchädigten ſchon wenig brachte, 
ſoll den Danzigern noch weniger bringen, und 
zwar in der Form, daß der Senat ſagt, die 
Kursverrechnungen müſſen aufhören, ſie haben 
nur jo ſtattzufinden, daß der Kurs von 1,23 
berechnet wird. Das iſt weiterer Abbau für die 
Kriegsbeſchädigten. M. D. u. H.! Sie ſehen, wie 
bei den Hinterbliebenen abgebaut iſt, 65 Pfennig 
für ein Elternpaar und dazu kommt noch die 


Kursverrechnung. Der Abg. Kloſſowſki ſagte: „Die 


Kursverrechnung iſt gerecht; denn es muß doch 
endlich einmal mit der Wirtſchaft aufgeräumt 
werden, wie ſie von den Deutſchnationalen ge⸗ 
führt wurde. Die Deutſchnationalen hatten kein 
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Vertrauen zu ihrer Währung, aber wir haben 
Vertrauen und deshalb muß endlich die Kursver⸗ 
rechnung auf 1,23 herabgeſetzt werden.“ Wir ſtel⸗ 
lei den Antrag, daß den Kriegsbeſchädigten die 
Rente nicht nach 1,23 Gulden, ſondern nach 1,25 
Gulden gezahlt wird. Es ſteht nicht feſt, ob eines 
Tages nicht der Kurs ein anderer ſein wird. 
Dann wird die Erhöhung nicht ſo ſchnell einſetzen. 
Deshalb verlangen wir, daß der Kurs nach 1,25 
verrechnet wird und nicht nach 1,23 Gulden, wie 
es hier nach dem Geſetz der Fall iſt. 

Noch eine andere Frage iſt wichtig, die der 
Abg. Kloſſowſki als Arbeitervertreter im Sozialen 
Ausſchuß vertrat. Er ſagte: „Wenn den Hinter⸗ 
bliebenen dieſe Novelle nichts Neues bringt, kein 
Mehr, dann können wir nichts dafür, daß früher 
ſo reingewirtſchaftet wurde.“ Er verwies auch auf 
die Debatte im Deutſchen Reichstag, wo geſagt 
wurde, daß die Renten der Kriegshinterbliebenen 
ſehr hoch wären, die Witwe würde mehr bekom⸗ 
men, als wenn der Mann in einem Betrieb ar⸗ 
beitete. Ich wünſchte, der Abg. Kloſſowſki und die 
übrigen Mitglieder würden die Reden leſen, die 


ihre Vertreter im Reichstag gehalten haben. Da 


ſprachen die Vertreter der Kriegsbeſchädigten an⸗ 
ders. Aber hier iſt man angeblich für den Staat 
mit verantworlich. Hier will man den bapitaliſti⸗ 
ſchen Staat erhalten, und deshalb fängt man bei 
den Kriegsbeſchädigten an. Den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten rufe ich aber von dieſer Stelle aus zu: „Seht, 
daß Euch diejenigen, die ſich als Vertreer der 
Arbeiterſchaft aufſpielen, nichts bewilligen, daß 
ſie nichts tun, um Euer Los zu lindern. Diejeni⸗ 
gen, die geſagt haben „Der Dank des Vaterlandes 
iſt Euch gewiß“ ſind es, die jetzt ſagen: „Ihr be⸗ 
kommt viel zu viel. Seht die Anfallrentner, die 
bekommen weniger!“ Das iſt genau ſo, als wenn 


der Gewerksſchaftsführer jagt: „Was, Ihr ver⸗ 


langt Lohnerhöhung? Seht doch nach Schichau, da 
bekommen die Leute weniger.“ Das iſt eine Ten⸗ 
denz. die ſich die Kriegsbeſchädigten merken ſoll⸗ 
ten. Wir wünſchen nur, daß Herr Kloſſowſki in der 
Oeffentlichkeit dieſelben Ausführungen machen 
möchte wie im Ausſchuß. (Abg. Hohnfeldt: Moritz 
auch! Eine unerhörte Frechheit!) 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 


g. 
Kreft, Frau Abg. (K. P.): Es iſt jo, daß dieſe. 


Leute den Kriegsbeſchädigten nicht ſagen, was 
ſie wollen. Hier ſchwingen ſie radikale Töne und 
tun ſo, als ob ſie den Kriegsbeſchädigten helfen 
wollen. Wir wollen ſehen, ob Sie unſern Abände⸗ 
rungsantrag ablehnen werden. Das wäre dann 
ein neuer Verrat an den Kriegsbeſchädigten. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) * 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel 1, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. In 
Druckſache Nr. 110 liegen eine Reihe Abänderun⸗ 
gen zu Artikel 1 vor: 
1. In Artikel 1 wird hinter Ziffer 5 b, Ziffer 50 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
. 23 Abſatz 1 Satz 1 erhält folgende 8 
Die Fürſorgeſtellen müſſen mit den Krankenkaſſen 


Vereinbarungen über die Heilfürſorge für micht⸗ 


verſicherte Kriegshinterbliebene ſchließen. 
Im Satz 3 § 23 wird für das Wort „kann“ das 
Wort „muß“ geſetzt. 


(D) 
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2. In Artikel I wird hinter Ziffer 8 eine neue Ziffer Schmidt. 


8a mit folgendem Wortlaut eingefügt: Hinter 
$ 33 wird folgender 5 = a eingefügt: 8 
A. 

Inhaber von Beamtenſcheinen erhalten auf 
Antrag gegen Rückgabe des Beamtenſcheines eine 
einmalige Abfindung von 3 000 Gulden oder eine 
laufende monatliche Entſchädigung von 15 Gulden. 
Derſelbe trifft auf alle diejenigen Schwerbeſchädig⸗ 
ten zu, die noch keinen Antrag auf Gewährung 
eines Beamtenſcheines geſtellt haben, aber die 
Vorausſetzungen des 8 33 Ziffer 1 und 2 erfüllen. 
Anträge müſſen ſpäteſtens ein halbes Jahr nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſtellt werden. 

3. In Artikel I Ziffer 12 werden die Worte „mit 
einem Danziger Staatsangehörigen“ geſtrichen. 

4. In Artikel I wird hinter Ziffer 12, eine Ziffer 12 a 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 8 39 Abſatz 2 
wird geſtrichen. 
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zu erheben. (Geſchieht.) 


(Abg. Schmidt: Verzichte!) Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel IV annehmen wollen, ſich vom Platz 
Das iſt die Mehrheit, 
Artikel IV ift angenommen. Artikel V; angenom⸗ 
men. Ich eröffne die Beſprechung zu Artikel VI. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schmidt. (Abg. 
Schmidt: Verzichte!) Ich ſtelle die Annahme des 
Artikels VI Felt. Ich rufe auf Artikel VII und er⸗ 


öffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 


Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P. D.): M. D. u. 
H.! Ich möchte in erſter Linie feſtſtellen, daß die 
jetzige Koalition ſich auf Grund der heutigen 


5. In Artikel 1 Ziffer 145 iſt für die Ziffer „71.35“ Tagung einen Namen verdient hat. Und zwar er⸗ 


die Ziffer „120“ geſetzt. 
6. Artikel 1 Ziffer 17 erhält folgende Faſſung: 
In 8 51 Artikel I werden hinter dem Wort 
„Ortszulage“ folgende Worte hinzugefügt „in 
Höhe der Gebührniſſe der Sonderklaſſe des Deut⸗ 
ſchen Reiches. 

Ich laſſe zunächſt über den Abänderungsantrag 
in Druckſache 110 zu Ziffer 5b abſtimmen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dieſen Abände⸗ 
rungsantrag der Frau Abg. Kreft annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
110 zu Ziffer 8. Bitte die Damen und Herren, 
die den Antrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Zwiſchenruf 
des Abg. Hohnfeldt.) Herr Abg. Hohnfeldt, ich 
rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung. Wir 
ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 110 zu Ziffer 12 ab. Bitte die⸗ 
jenigen, die den Abänderungsantrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag 
zu Ziffer 14b ab. Bitte diejenigen, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 110 zu 
Ziffer 17 ab. Bitte diejenigen, die den Abände⸗ 
rungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
Artikel I der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
ehrheit. Artikel I iſt angenommen. Ich rufe auf 
Artikel II. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren die Artikel II 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 
U it angenommen, Ich rufe auf Artikel III. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Artikel III annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, Artikel III iſt angenommen. Ich 
rufe auf Artikel IV. Das Wort hat der Herr Abg. 


Umrechnung nach Ihrer 


laube ich mir, ihr den Namen „Würgekoalition“ 
zu geben. (Hört, hört! links.) Es kann aus unſerm 
Gebahren nicht entnommen werden, daß wir bei 
den vorgelegten Geſetzen, abgeſehen von der Um- 
ſatzſteuer, die Abſicht hatten, Obſtruktion zu trei⸗ 
ben. Die Obſtruktion war uns von Ihnen aufok⸗ 
troyiert, weil Sie es für nötig befanden, die 
Minderheit abzuwürgen. (Sehr richtig!) Wir 


00 


wären ſchon lange mit der ganzen Tagesordnung 


fertig geweſen, wenn Sie nicht eigenmächtig und 
mit aller Gewalt die Tagesordnung umgeſtellt 
hätten. (Sehr richtig!) Wir wiſſen aber, daß be⸗ 
ſonders die „Volksſtimme“ es morgen in alle 
Oeffentlichkeit hinausſchreien wird: „Die Kom⸗ 
muniſten wollten nicht, daß den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten die paar Pfennige gegeben werden!“ Wir 
werden uns dieſer gemeinen Taktik gegenüber zu 
verteidigen wiſſen und wollen nur feſtſtellen, daß 
Ihre Methode uns am wenigſten ſchaden wird. 
Ich ſagte, daß Zeit geweſen wäre. Wir haben 
ſchon Situationen gehabt, wo ein Geſetz am 31. 
verabſchiedet wurde, das am 1. des folgenden Mo⸗ 
nats in Kraft treten mußte. Wir ſtellen feſt, daß 
Sie Abwürgungsverſuche unternehmen, weil Sie 
glauben, die Mehrheit zu haben. Ich bedaure es, 
wenn die Deutſchnationalen aus dieſem Schulbei⸗ 
ſpiel die Lehre ziehen. Dann wagen Sie es nicht, 
fi hierher zu ſtellen und über Terror zu klagen. 
Sie haben in dieſes Haus die faſchiſtiſchen 
Methoden eingeführt. 

Zu unſerm Abänderungsantrag habe ich noch 
folgende Ausführungen zu machen. Meine Frak⸗ 
tionsgenoſſin Frau Kreft hat ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen, daß man hier in Danzig dazu übergeht, 
die Kursumrechnung von 125 auf 123 vorzuneh⸗ 
men. Das iſt natürlich ein Abbau der Anter⸗ 
ſtützung, weil im Deutſchen Reiche zu wenig ge⸗ 
zahlt wurde, deshalb haben unſere Genoſſen dort 
die Vorlage abgelehnt. Weil Sie hier in Danzig 
aus dieſem Wenigen ein Nichts machen wollen, 
weil Sie den Kriegsbeſchädigten an Hand der 
Methode auch das 
Wenige, was Deutſchland bewilligt hat, vorent⸗ 
halten wollen, deshalb werden wir die Vorlage 
ablehnen. Es kommt aber weiter hinzu, daß Sie 
vor zehn Minuten in zweiter Leſung beſchloſſen 
haben, die Umſatzſteuer beizubehalten. Iſt Ihnen 
zum Bewußtſein gekommen, daß dadurch die Zu⸗ 
lagen der Kriegsbeſchädigten, die ſie vom Reiche 
zugebilligt bekamen, überhaupt illuſoriſch ge⸗ 
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macht werden. Es kann ſogar eintreten, in 
Deutſchland iſt das geſchehen, daß einzelne Grup⸗ 
pen noch Geld zugeben müſſen, trotz der im Reiche 
beſchloſſenen Erhöhung. 

Alſo, m. H., wenn Sie auf dieſem Gebiete 
weiter fortfahren, dann geben Sie immer wieder 
der Meinung Ausdruck, daß Sie ſchon lange nicht 
mehr die Intereſſen der 
rung, der Invaliden, der Erwerbsloſen und 
Kriegsbeſchädigten vertreten. Intereſſant war, 
was Frau Kreft über das Verhalten eines Ge⸗ 
werkſchaftsſekretärs, eines Mitglieds der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, des Abg. Kloßowſti geſagt 
hat, eines Herrn, der alle Bitterniſſe der unteren 
Stände erfährt, der täglich Geſuche macht, die 
ſich mit den Notſtänden der minderbemittelten 
Bevölkerung befaſſen. Ein Kloßowſki wagt es zu 
ſagen, die Kriegsbeſchädigten ſollten zufrieden 
ſein, mit dem, was ihnen geboten wird. Nur 
weiter ſo und der Weizen der Kommuniſtiſchen 
Partei wird blühen und gedeihen! (Abg. Gehl: 
Abwarten!) Wenn Sie der Meinung ſind, daß 
Sie Ihre Poſition wieder zurückgewinnen werden, 
ſo hat die Zeit etwas anderes bewieſen. Die Zeit 
ſchreitet vorwärts. Herr Dr. Kamnitzer, wir 
wünſchen Ihnen die Stimmen, die Sie evtl. noch 
gewinnen könnten. Darauf legen wir am aller⸗ 
wenigſten Wert. 

Präſident: Ich bitte Sie, endlich zu Artikel VII 
zu ſprechen. Sie haben das Wort zu Artikel VI. 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): Das ift mir 
bekannt. (Heiterkeit.) Wir legen weniger Wert 
auf Stimmenzuwachs als auf die Stimmung der 
Bevölkerung. (Lachen links.) Ihr Gelächter be⸗ 
weiſt ja ein gewiſſes Angſtgefühl. Revolution, 
Herr Grünhagen, als alter Sozialdemokrat 

Präfident: Ich rufe Sie zum erſten Mal zur 


ache. 
NRNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich will nur 
noch dieſen Satz zu Ende ſprechen. (Heiterkeit. ) 
Als altem Sozialdemokraten muß es Ihnen be⸗ 
kannt ſein, daß Revolutionen nicht bei der Wahl 
ausbrechen, ſondern noch immer in einer Wahl⸗ 
periode ausgebrochen ſind. (Zuruf des Abg. Grün⸗ 
hagen.) Seien Sie bitte ruhig, wir werden auch 
mit Ihnen und Ihrer Politik fertig werden. Was 
zu Artikel 7 noch zu ſagen iſt, iſt, daß ſich die 
ganze Verrechnung der Zulagen auf unſern Ab⸗ 
änderungsantrag aufbaut. Je niedriger Sie den 
Kurs greifen, umſo ſchlimmer iſt es für die 
Kriegsbeſchädigten und die Hinterbliebenen. 
Wenn Herr Moritz der Meinung iſt, daß genug 
getan iſt, wenn die Verrechnung mit 1,23 Gulden 
ſtattfindet, ſo behauptet er das wider beſſeres 
Wiſſen. Die Kriegsbeſchädigten, und nicht nur 
die, die hinter Herrn Moritz ſtehen, ſondern alle 
verlangen, daß der Umrechnungskurs mit 1,25 
Gulden beſtehen bleibt, und daß die Rente da- 
nach gezahlt wird. Lehnen Sie dieſen Artikel ab, 
ſo beweiſen Sie erneut, daß Ihnen die Intereſſen 
der Kriegsbeſchädigten nichts ſind, aber die In⸗ 
tereſſen der Beſitzenden, der Ausbeuter alles. 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich muß die Gelegenheit einer Wortmel⸗ 


arbeitenden Bevölke⸗ 


Freitag, den 23. März 1928. 


dung zur Geſchäftsordnung ergreifen, weil der 
Herr Präſident eben eine Wortmeldung, die ich 
durch einen Saaldiener hinaufreichen ließ, mit 


dem Bemerken zurückgab, ich müßte ſie ſelbſt ein⸗ 


reichen. Das iſt ein ſehr eigenartiges Verfahren. 
(Schriftführer: Abg. Beyer: Ich habe ſie zurück⸗ 


gewieſen, nicht der Präſident!) Sie gehören zur 


ſelben Kategorie. . 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich habe 
Ihnen das Wort zur Geſchäftsordnung erteilt, 
d. h. zu der Beſprechung über die weitere Ver⸗ 
handlung der Tagesordnung. Ueber die Amts⸗ 
führung des Präſidenten nehme ich jetzt keine 
Kritik entgegen. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Darauf 
verzichte ich auch. Ich bemerke, daß ich vorhin 
meine Wortmeldung einmal zurückgezogen habe. 
Wenn die Sozialdemokraten jetzt wollen, daß ich 
zum Artikel VIII ſpreche, ſo werde ich die nötigen 
Schlüſſe daraus ziehen. g 

Präſident: Wortmeldungen zu Artikel VII 
liegen nicht mehr vor, ich ſchließe die Beſprechung. 
Ich laſſe zunächſt über den Abänderungsantrag 
der Frau Abg. Kreft in Druckſache Nr. 110 zu 
Artikel VII abſtimmen. 

7. Hinter Artikel VII wird 

eingefügt: 
Die deutſchen Rentenbeträge find zum Kurſe von 
100 : 125 in Danziger Gulden umzurechnen. 
Ich bitte diejenigen, die den Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


folgender 


(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abge⸗ 


lehnt. Wir ſtimmen jetzt über Artikel VII ab. 
Bitte diejenigen, die Artikel VII annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Mehrheit, Artikel VII iſt angenommen. 


Ich rufe Artikel VIII auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Gerick. 


(Abg. Gerick: Ich verzichte aufs Wort!) Das 


Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich habe mich zu dieſem Artikel zu Wort 
gemeldet, weil hier der Wirkungstermin ange⸗ 
geben iſt, und zwar der 1. Oktober 1927. Da ich 
nach den Gepflogenheiten der Schiebungen und 
ähnlichen Geſchichten annehmen muß, daß in Zu⸗ 


kunft behauptet werden könnte, der 1. Oktober 


1927 bedeute, daß die frühere Regierungskoali⸗ 
tion ein derartiges Schmutzgeſetz eingebracht hätte, 


jo möchte ich betonen, daß das Geſetz in eriter- 


Linie auf dem Antrag der heutigen Regierungs⸗ 
koalition baſiert, ferner auf der Unterſtützung 
durch den Vertreter der Kriegsbeſchädigten 
Moritz und den famoſen Ausführungen des Abg. 
Kloſſowſti, außerdem auf der Anterſtützung des 
Herrn, der erſt nach der Schlacht von Tannen⸗ 
berg Deutſcher geworden iſt, des 
Jewelowſki. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel VIII. da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Bitte 
diejenigen, die Artikel VII annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 


Artikel IX auf und eröffne die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Ich verzichte!) Ich ſchließe die Beſprechung, 


Artikel VIIa 


Herrn. 


(O 


u (Präſident) 
KA) da Wortmeldungen n 


zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 
Artikel IX annehmen wollen, ji von den Plätzen 
zu erheben, (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel IX iſt angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung des Geſetzes 
über die Verſorgung der Militärperſonen uſw. 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die die Aeberſchrift annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Da⸗ 
mit iſt das Geſetz in zweiter Leſung angenommen, 
(Abg. Gaikowſti: Ich beantrage dritte Leſung! 
— Abg. Naſchke: Wir widerſprechen! — Abg. 
Gehl: Wer hat widerſprochen? — Abg. Raſchke: 
Wir widerſprechen.) Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Abg. Brill. Be 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
daß das Haus ſich jetzt vertagt. 

Präſident: Es iſt ein Vertagungsantrag ge⸗ 
ſtellt worden Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihm zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen. (Abg. Brill: Ich beantrage, 
daß die nächſte Sitzung am Dienstag ſtattfindet!) 
Es iſt der Antrag geſtellt worden, daß die nächſte 
Sitzung am Dienstag ſtattfindet. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſen Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 


B) ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 


genommen. Die nächſte Sitzung findet alſo Diens⸗ 
tag, den 27. März, nachmittags 3.30 Uhr, ſtatt. 
Ich ſchlage folgende Tagesordnung vor: 
1. Fortſetzung der Beſprechung einer Regierungser⸗ 
klärung. E = 
2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Wohnungsbaugeſetzes. 5 
3. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung der Verordnung über das Entſchädi⸗ 
gungsverfahren bei Einführung des Tabakmono⸗ 


pols. 

4. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. vor⸗ 
läufige Regelung der Bezüge der Beamten und 
Angeſtellten. : 5 

5. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Bei⸗ 
behaltung der Umſatzſteuer. 

6. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Verſorgung der 
Militärperſonen. 89 

7. Dritte Beratung eines Geſetzes zur Abänderung 
der Verordnung über das Entſchädigungsverfahren. 

8. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. die 


Bezeichnung „Gerichtsſchreiberei“ uw. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
als erſten Punkt der Tagesordnung die dritte Be⸗ 
ratung eines Geſetzes zur Abänderung des Woh⸗ 
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ſprechung der Regierungserklärung. i 

Präſident: Sie wünſchen alſo die Umſtellung 
des erſten und zweiten Punktes. Ich werde die 
Tagesordnung ſo umſtellen. Alſo erſtens dritte 
Beratung des Wohnungsbaugeſetzes und zweitens 
Fortſetzung der Beſprechung der Regierungser⸗ 
klärung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir können 
uns mit der vorgeſchlagenen Tagesordnung nicht 
einverſtanden erklären und verlangen, daß als 
erſter Punkt am Dienstag die Fortſetzung der Be⸗ 
ſprechung der Regierungserklärung kommen muß. 
Als zweiter Punkt muß die dritte Beratung des 
Militärverſorgungsgeſetzes kommen. (Große Hei⸗ 


terkeit links.) Was haben Sie nun davon, das 
Sie ſo lachen? Sie werden die Nacht nicht 
ſchlafen können, Sie regen ſich immer mehr auf. 
Sehen Sie, m. H., die Sabotage haben Sie her⸗ 
aufbeſchworen. (Lachen links. — Abg. Gaikowſki: 
Da wäſcht Sie kein Regen ab!) Ich habe Zeit, 
wenn Sie ausgelacht haben, rede ich weiter. (Sie 
haben nur fünf Minuten Zeit!) Wir ſchlagen das 
deshalb vor, weil bei der Umſatzſteuer und dem 
Wohnungsbaugeſetz eine längere Ausſprache ſtatt⸗ 
finden wird. Ihre Politik geht dahin, die Vor⸗ 
lage über die Umſatzſteuer jo ſchnell als möglich 
zu verabſchieden. Tritt das nicht ein und werden 
die Kriegsbeſchädigtenrenten dadurch nicht ver⸗ 
abſchiedet, ſo werden Sie der Bevölkerung ſagen, 
was Sie für freundliche Kerle ſind und daß Sie 
die Abſicht hatten, den Kriegsbeſchädigten etwas 
zu geben. Das iſt Ihre Abſicht, deshalb wollen 
Sie das Umſatzſteuergeſetz vor das Verſorgungs⸗ 
geſetz der Militärrentner ſetzen. Wenn Sie es 
aber mit dem Geſetz über die Verſorgung der 
Militärperſonen ehrlich meinen, dann ſetzen Sie 
die Sache als zweiten Punkt auf die Tagesord⸗ 
nung, damit ſie vorher verabſchiedet werden 
kann. (Abg. Gaikowſki. Wir hätten ja heute die 
dritte Leſung vornehmen können!) N 

Präſident: M. D. u. H.! Es liegen zwei Vor⸗ 
ſchläge vor. Ich laſſe über den Vorſchlag des 
Herrn Abg. Raſchke zur Tagesordnung abſtimmen. 
Ich bitte die Damen und Heren, die den Vor⸗ 
ſchlag des Herrn Abg. Raſchke annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, dieſer Vorſchlag iſt abgelehnt. Ich 
bitte nunmehr die Damen und Herren, die meinen 
Vorſchlag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ta⸗ 
gesordnung iſt alſo gemäß meinem Vorſchlag be⸗ 
ee Ich ſchließe die heutige Sitzung. (Bravo! 
inks. 


Schluß der Sitzung 10 Uhr 10 Minuten.) 
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Namentliche Abſtimmung über die Ueberſchrift 
Vertagung und di der Tagesordnung 


Die Sitzung wird 3 Ahr 45 Minuten 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Sawatzki, Dr. 
Volkmann; Staatsrat Scheunemann; Oberge⸗ 
richtsrat Kettlitz; Oberregierungsräte Brieſewitz, 
Dr. Grentzenberg. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 19. 
Vollſitzung. Ehe wir zur Tagesordnung kommen, 
habe ich dem hohen Hauſe noch bekanntzugeben, 
daß der Herr Abg. Eichholtz krankheitshal⸗ 


durch 


berſein Mandat niedergelegt hat. Sein 
Amt als Senator hat Herr Abg. 
Siebenfreund niedergelegt. Dann 


habe ich Ihnen im Auftrage des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes vorzuſchlagen, die Tagesordnung ſo umzu⸗ 
ſtellen, wie ſie jetzt auf Ihren Plätzen liegt. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe nun den 1. Punkt der Tagesordnung auf. 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs (D) 


2 5 Abänderung des Wohnungsbauge⸗ 
ſetzes. 

Druckſache Nr. 93. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Papke. 

Papke, Abgeordneter (Dat.): M. D. u. H.! 

Die Fraktion der Deutſchnationalen Volkspartei 
ſteht auf dem Standpunkt, den ſie bei der erſten 
und zweiten Leſung des Geſetzentwurfs eingenom⸗ 
men hat, baldmöglichſte Beſeitigung der Zwangs⸗ 


wirtſchaft, Freilaſſung des flachen Landes von 


der Wohnungsbauabgabe, Herabſetzung der Woh⸗ 
nungsbauabgabe von 30 auf 10 Prozent, Ermäßi⸗ 
gung der Wohnungsbauabgabe auf 5 Prozent bei 
Wohnungen, für welche die Wohnungsmiete nicht 
mehr als 30 Gulden beträgt, Mietbeihilfen für 
Verheiratete bis zu einem Einkommen und 
einem unterhaltsberechtigten Kind von 120,— 
Gulden, bei zwei unterhaltsberechtigten Kin⸗ 
dern bis 150,— Gulden, bei drei unter⸗ 
haltsberechtigten Kindern bis 170,— Gulden, 
bei vier unterhaltsberechtigten Kindern bis 
200,— Gulden und bei fünf unterhaltsberechtig⸗ 
ten Kindern bis 250,.— Gulden. Ferner wollen 
wir, daß auch ſolche Eigentümer von der Abgabe 
befreit ſind, die Wohnungen an ihre Angeſtellten 
uſw. zur Verfügung ſtellen. Diejes Geſetz tritt mit 
dem 1. April 1928 in Kraft. Es iſt vor den Wah⸗ 
len auf dem Lande faſt von allen Parteien ver⸗ 
ſprochen worden, den Kleinbauern zu helfen. Viele 


ſind beſtimmt darauf hereingefallen, denn die 
Wohnungsbauabgabe iſt für das Land untragbar. 
Schwer iſt es für den in der Stadt, der keine Woh⸗ 
nung hat, aber ſchwerer iſt es für den, dem mehr 
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auferlegt wird, als er tragen bann. Das Land iſt 
überlaſtet. Wenn die kleinſten Beſitzer mit ihren 
Strohhütten noch mit 40 Gulden veranlagt wer⸗ 
den, iſt das für dieſe ſchon ſehr viel. Wenn es bis 
jetzt bezahlt wurde, ſo iſt das darauf zurückzu⸗ 
führen, daß an den eigenen Wohnungen nichts 
gemacht iſt und daß man die Lebensweiſe einge⸗ 
ſchränkt hat. Auf die Dauer geht das nicht. Des⸗ 
halb lehnen wir das Geſetz in der vorgelegten 
Faſſung ab. Nun erfüllen Sie Ihr Verſprechen 
und nehmen Sie unſern Abänderungsantrag an. 
(Bravo! rechts.) 
8 em Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
reft. 5 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Ich habe in einer der letzten Sitzungen zu dem 
Geſetz Stellung genommen. Ich will nun grund⸗ 
ſätzlich noch einmal die Stellungnahme der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei zum Ausdruck bringen. Wir 
lehnen dies Geſetz grundſätzlich ab, weil wir auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß mit dieſem Geſetz 
nicht erreicht wird, was erreicht werden ſoll. Ich 
habe ſchon damals geſagt, daß dieſes Geſetz nichts 
weiter bedeutet als eine allmähliche Mietſteige⸗ 
rung. Wenn die Steigerung eine beſtimmte Höhe 
erreicht hat, wird dies Geſetz fallen und die Miet⸗ 
ſteigerung wird bleiben. Wir lehnen es ab, weil 
die Vergangenheit gezeigt hat, daß alles, was bei 
Einführung des Geſetzes geſagt worden iſt, nicht 
erreicht iſt. Die Wonungsnot iſt beſtehen geblie⸗ 
ben und das Wohnungselend iſt auch geblieben. 
Es war für mich ſehr intereſſant, in der letzten 
Sitzung feſtzuſtellen, daß grundſätzlich ſämtliche 
Parteien von rechts bis links die Auffaſſung zum 
Ausdruck brachten, daß das Geſetz neu geregelt 
werden muß. Natürlich wird die Neuregelung 
keine Verbeſſerung bringen, ſondern eine Ver⸗ 
ſchlechterung. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß das Geſetz vom 1. April ab verſchwinden ſoll, 
und daß wieder der alte Zuſtand, wie er früher 
beſtand, in Kraft tritt, d. h. daß 60 Prozent der 
Friedensmiete gezahlt werden. Der Senat ſoll 
auf andere Möglichkeiten ſinnen, um endlich ein⸗ 
mal die Wohnungsnot und das Wohnungselend 
zu beſeitigen. Wir haben Ihnen Wege gezeigt, 
mit denen man Wohnungsnot und Wohnungs⸗ 
elend beſeitigen kann. N a 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (H. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben nicht ſo weitgehende Abänderungsan⸗ 
träge geſtellt wie die Deutſchnationalen, weil wir 


314 


uns im voraus ſagten, daß bei der heutigen Ab⸗ 


ſtimmungsmaſchine ja doch kein vernünftiger An⸗ 
trag Ausſicht hat, Annahme zu finden. (Unruhe.) 
Beruhigen Sie ſich doch, m. H., wozu immer ſo 
aufgeregt? Im Intereſſe der kleinen Hausbeſitzer 
haben wir uns trotzdem veranlaßt geſehen, einen 
Antrag einzubringen, der wenigſtens einigerma⸗ 
ßen dem kleinen Grundbeſitz Rechnung trägt. In 
meiner vorigen Rede habe ich ſchon darauf hinge⸗ 
wieſen, daß die Mieten in Deutſchland um 20 
Prozent höher ſind als hier. Sie haben mir ent⸗ 
gegengerufen, daß dieſe nicht der Hausbeſitz be⸗ 
komme. Das iſt nur bedingt zutreffend, denn 
immerhin bekommt der Hausbeſitz in Deutſchland 
ungefähr 20 Prozent mehr an reiner Miete wie 
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hier, er erhält dort ungefähr 90 Prozent gegen⸗ 
über hier 70 Prozent. M. D. u. H.! Nach der Be⸗ 
gründung zu dem kautſchukartigen $ 2, der aller⸗ 
dings auch von Ihnen abgelehnt wurde, war es 
dem Senat in die Hände gegeben, alle möglichen 
Straßen anzulegen, mit Kanaliſation uſw. M. D. 
u. H.! Wenn dieſes zur Förderung neu zu erbau⸗ 
ender Häuſer vorgeſehen war, ſo ſollte man als⸗ 
dann dem alten Hausbeſitz in dieſer Beziehung 
erſt recht entgegenkommen. Ich weiſe darauf hin, 
daß jetzt in Heubude die Kanaliſation eingeführt 
wird als eine ſanitäre Maßnahme. Die Haus⸗ 
beſitzer in Heubude, die genau ſo arm ſind wie die 
Mieter dort, ſind nicht in der Lage, die Kanaliſa⸗ 
tion auf eigene Koſten durchzuführen. Sie wer⸗ 
den aber dazu gezwungen, ob ſie wollen oder nicht. 
Sie müſſen es machen. Sie ſollen die hohen Ko⸗ 
ſten dafür aufbringen und das können ſie bei den 
gegenwärtigen Mieten nicht. Zu dieſer Anſicht 
müßten Sie eigentlich auch kommen, m. D. u. H. 
Ich bitte Sie im Intereſſe der kleinen Hausbe⸗ 
ſitzer, endlich einmal ein Einſehen zu haben und bei 
dieſer Vorlage die kleinen Hausbeſitzer zu berück⸗ 
ſichtigen, derart, daß ihnen die Wohnungsbauab⸗ 
gabe von 30 Prozent auf 15 Prozent ermäßigt 
wird. Das wird nicht allzu viel im Etat aus⸗ 
machen, ſo daß Sie meinem Antrag wirklich im In⸗ 
tereſſe der kleinen Hausbeſitzer zuſtimmen könn⸗ 
ten. Ich beantrage für meinen Antrag nament⸗ 
liche Abſtimmung. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ic bitte 
den letzten Antrag anzunehmen. Ich habe eine 
große Maſſe von Material. Ich will heute nicht 
auf Details eingehen. Alle Unterſchriften in die⸗ 
ſen etwa 50 detailliert aufgeſtellten Bilanzen lau⸗ 
ten Maurer, Tiſchler oder ſonſt ein Arbeiterberuf. 
Alle dieſe Leute ſtehen vor dem Bankrott, wenn 
Sie nicht einen Abſtrich vornehmen. Namentlich 
aus den ländlichen Bezirken können wir mittei⸗ 
len, daß man dort einen 200prozentigen Zuſchlag 
zur Grundſteuer plant. Die Leute auf dem Lande 
ſind alle erledigt, wenn Sie den Antrag nicht an⸗ 
nehmen. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
rufe S 1 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Zu $ 1 liegen zwei Abänderungsanträge vor, und 
zwar in Druckſache Nr. 116 ein Antrag des Herrn 
Abg. Karkutſch und Fraktion 

A. $ 1 erhält folgende Faſſung. 

1. S 6 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungs 
not vom 27. 3. 25 erhält folgende Faſſung: Die Ab⸗ 
gabe beträgt 

1. in den Städten Danzig, Zoppot, Neuteich, Tiegen⸗ 
hof und in den Gemeinden Ohra, Emaus und 
Prauſt vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes ab 10 v. 
H. der Friedensmiete, 

in den übrigen Gemeinden fällt die Abgabe fort. 

2. Die im Abſatz 1 feſtgelegte Abgabe it auf Antrag 
in den nachſtehend aufgeführten Fällen auf die 
Hälfte des im Abſatz 1 genannten Satzes zu ermä⸗ 
Bigen, und zwar: 

I. bei Wohnungen, für welche die monatliche Frie⸗ 
densmiete nicht mehr als 24 Mark = 30 Gulden 


ausmacht, 
I. bei Grundſtücken, die am 31. Dezember 1918 mit 
dämglichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit 


(D) 


„ 


(A) 


8) 


(Präſident) 


einem Goldmarkbetrage von nicht mehr als 40 


b. H. des Friedenswertes belastet waren und die 
um der Zeit vom 31. Dezember 1918 bis zum In⸗ 
frafttreten dieſes Geſetzes ihren Eigentümer nicht 
gewechſelt haben oder in dieſer Zeit von dem Ehe⸗ 
gatten oder von Perſonen, die mit dem früheren 
Eigentümer bis zum dritten Grade werwandt 
oder bis zum zweiten Grade werſchwägert find, 
erworben worden ſind. 

a) Als dingliche privatrechtliche Laſten gelten 
nicht Hypolheken, die gemäß SS 1187, 1190 
B.G. B. zur Sicherung von Schuldverſchreibun⸗ 
gen auf den Inhaber eingetragen worden ſind. 
Das Gleiche gilt bei Hypotheken, Grundſchul⸗ 
den, Rentenſchulden, die zugunſten von Ehe⸗ 
gatten BR von Perſonen, die mit dem Steu⸗ 
erſchulßner bis zum dritten Grade verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verſchwägert ſind, 
eingetragen worden ſind. 

Bei Berechnung der Belaſtung iſt won dem 
Goldmarkbetrage der eingetragenen dinglichen 
Laſten auf Antrag der Goldmarkbetrag, der 
bis zum 31. Dezember 1918 erfolgten Tilgung 
abzuſetzen. Als Tilgung gilt insbeſondere die 
Zahlung des Kapitals oder Ablöſungsbetra⸗ 
ges, die Vereinigung von Schuld und Forde⸗ 
rung in einer Perſon, die Tilgung von Til⸗ 
gungsraten. ö 

Bei denjenigen Grundſtücken, deren dingliche 
privatrechtliche Laſten in der Zeit nach dem 
31. Dezember 1918 zurückgezahlt worden ſind, 
wird auf Antrag von dem Goldmarkbetrage 
der am 31. Dezember 1918 eingetragenen ding⸗ 
lichen privatrechtlichen Laſten der Goldmark⸗ 
betrag der Zurückzahlung abgeſetzt, ſoweit er 
mehr als 24 v. H. des Goldmarkbetrages der 
am 31. Dezember 1918 eingetragenen dingli⸗ 
chen Laſten beträgt. 


b 


— 


0 


— 


III. Bei Grundſtücken, die der Abgabepflichtige in 


der Zeit vom 1. Januar 1920 bis zum 31. März 
1924 zu einem Goldmarkpreis von mehr als 50 v. 
H. des Friedenswertes erworben (hat, 
IV. bei Grundſtücken, bei denen der Grundſtücks⸗ 
eigentümer auf Grund des Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung vom 7. März 1925 
(Geſegol S. 111) gezwungen iſt, eine oder meh⸗ 
tere anf dem Grundſtück ruhende Hypotheken oder 
ſonſtige privatrechtliche dingliche Laſten in der 


des nordamerikaniſchen Dollars an der Danziger 
Börſe, ſoweit die Notierung dieſes Dollars an der 
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Danziger Börſe nicht erfolgt iſt, nach der Notierung 
des Dollarſtandes an der Berliner Börſe. Der 
nordamerikaniſche Dollar iſt hierbei mit 4,20 Gold⸗ 
mark einzuſetzen. 5 

6. Als Friedenswert im Sinne der vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften gilt der bei der Ergänzungsſteuer⸗Veran⸗ 
lagung für 1914/16 feſtgeſtellte Wert des Grund⸗ 
ſtücks Hat eine Veranlagung zur Ergängungsſteuer 
1914/16 nicht ſtattgefunden oder iſt der dabei zu⸗ 
grundegelegte Grundſtückswert nicht mehr feſtſtell⸗ 
bar oder iſt das Grundſtück nachträglich bebaut oder 
fein Wert durch ſpätere Um⸗ oder Neubauten we⸗ 
entlich verändert, jo gelten folgende Werte als 
Friedenswert: 
J. in Gemeinden, in denen im Jahre 1914 eine 


Grundwertſteuer nach dem gemeinen Werte er⸗ 


hoben wurde: 

a) flir Gebäude, die vor dem 1. April 1914 er⸗ 
5 richtet ſind, der für das Rechnungsjahr 1914 

feſtgeſtellte gemeine Wert, 

b) für ſpätere bis zum 31. Dezember 1916 errich⸗ 
tete Gebäude der bei der erſten Grundwert⸗ 
ſteuer⸗Veranlagung feſtgeſtellte gemeine Wert, 

e) für mach dem 1. Januar 1917 errichtete Ge⸗ 
bäude das 20⸗fache des amtlich feſtgeſtellten 
Gebäudeſteuernutzungswertes, 

Län allen übrigen Gemeinden das 20⸗fache des 
amtlich feſtgeſtellten Gebäudeſteuernutzungs⸗ 
wertes. 
7. Die Abgabe iſt in monatlichen Raten, und zwar bis 
zum 15. jeden Monats zu entrichten. 
II. S 7e) Es iſt einzuſchalten hinter Arbeitern „und 
Angeſtellten“. 
III. Im $ 9 ift in Ziffer 6 zu ſetzen 
a) ſtatt 100 Gulden 125 Gulden 
D) wurde 0 
e) * 150 ” 175 ” 
d) * 175 57 200 * 
e) „ 200 7 250 2 
IV. § 9 2) erhält folgende Faſſung: 

Mietbeihilfen dürfen nur gewährt werden bei 
Wohnungen bis zu 2 Zimmern und Nebenräumen. 
In Ausnahmefällen kann auch eine Mietbeihilfe 
bei Mehrzimmerwohnungen gewährt werden, wenn 
die Familienzahl des Mieters beſonders groß iſt, 
wenn Arbeitsloſigkeit vorliegt oder wenn unter Be⸗ 
rückſichtigung beſonderer Umſtände die Gewährung 
der Mietbeihelfe gerechtfertigt erſcheint. 

V. S 11 fällt fort. 
B. S 2 erhält folgende Faſſung: 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1928 in Kraft 

und gilt bis zum 30. September 1928. 
und in Druckſache Nr. 121 ein Antrag des Herrn 
Abg. Brenner u. Gen. 
Der Negierungsvorlage wird im 8 1 dritter Satz 
hinzugefügt: 
„Bei Wohnungen, für welche die monatliche Frie⸗ 
densmiete nicht mehr als 24 Mark —: 30,— Dan⸗ 
ziger Gulden ausmacht, wird die Abgabe auf die 
Hälfte ermäßigt und beträgt jomit 15 v. H. der 
Friedensmiete.“ : 
Zu Nr. 121 iſt namentliche Abſtimmung beantragt 
worden. Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Anterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen jetzt 
über den Antrag in Druckſache Nr. 116 ab. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 


abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abände⸗ 


rungsantrag in Druckſache Nr. 121 ab, und zwar 
namentlich. Ich bitte die Damen und Herren die 
Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht von den Da⸗ 
men und Herren noch jemand eine Stimmfarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Abſtimmung. Ich bitte auszuzählen. (Geſchieht.) 
Das Abſtimmungsergebnis iſt folgendes: Abge⸗ 
geben ſind 96 Stimmen, davon 67 mit Nein, 29 


(0) 


(D) 


(A) mit Ja“), der Abänderungsantrag iſt 


rr ze: — 
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(Präſident) 


abgelehnt. 


Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den 8 1 


(B 


— 


Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 


der Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, 
die § 1 annehmen wollen, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, $ 1 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 2 auf, den früheren 8 3 und 
eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Vort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Zu 8 2 liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 116 vor. Wir 
ſtümmen erſt über den Abänderungsantrag ab. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 


men ab über § 2 der Vorlage. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, § 2 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift 
iſt angenommen. Es liegt nun eine Entſchließung 
mit folgendem Wortlaut vor: * 
Der Senat wird erſucht, ſpäteſtens bis zum 1. Ok⸗ 
tober ein Wohnungswirtſchaftsgeſetz dem Volkstag 
vorzulegen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, damit iſt das Ge⸗ 
ſetz in der dritten Leſung angenommen. Ich rufe 
auf Punkt 2 der Tagesordnung: N 

Fortſetzung der Beſprechung der Renie- 
rungserklärung. 

Wortmeldungen liegen micht vor, ſomit iſt die⸗ 
ſer Punkt der Tagesordnung erledigt. Ich rufe 
auf Punkt 3 der Tagesordnung: 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen: 96, mit Ja 29, mit Nein 67. 3 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdam, Brenner, urxandr, 
Dyck II, Hallenberg, Friedrich, Hallmann, Rud., Dr. Hei⸗ 
nemann, Dr. Hoppenrath, Jahr, Fr. Kalähne, Karkulſch, 
Klawitter, Fritz, Manthei, Fr. Meyer, Müller, Bern., 
Müller, Paul, Müller, Walter, Papke, Rahn, Schüt, 
Schwartz, Dr. Unger, Zarſke. Be 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arcgynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſerloh, 
Fr. Falk, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Geifler, Gerick, Grod⸗ 
nid, Grünhagen, Hallmann, Rob. Höhn, Hoppe, i 
dose Dr. Kamnmitzer, Karſchewſki, Klingenberg, Kol: 
ſowſki, Knauſt, Kreft, P., Kruppke, Klein, Lehmann, 
Lemle, Bruno, Lemke, W., Leu, Liſchnewſki, Loops, Fr. 
Malitowiti, Mathieu, Mau, Moritz, Mroczkowſki, Fr. 
Müller, Neubauer, Opitz, Fr. Pauls, Plenikowfki, Plelt⸗ 
ner, Raap, Raſchke, Rehberg, Fr. Richter, Rogalewfki, 
Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, Fr. N 
Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Mahl, Weber, 
Weiß, Werner, Wierſchowſki, Fr. Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dinklage, Dumont, 
Eichholtz, Fiſcher, Hennke, Hohnfeldt, Hoog, Jantzen, Jewe⸗ 
lowſki, Fr. Kreft, Kurowſki, Klawitker, Felix, Langnau, 
Lendzion, Mayen, Miczewifi, Dr. Moczynſki, Philipſen, 


Abgegebene 


— 


gehen. 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs (O) 


betr. Abänderung des Geſetzes 
Verſorgung der Militärperſonen. 

Druckſache Nr. 99 zu Nr. 64. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat Herr 
Abg. Schütz. 

Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Kriegsbeſchädigten haben ſeinerzeit eine 
Kommiſſion in den Sozialen Ausſchuß geſchickt, 
die ihre Wünſche vertreten ſollte. Wir haben 
alle Urſache, dieſe Wünſche der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten ganz objektiv zu prüfen und zu verſuchen, wie 
wir dieſen Menſchen helfen können. Sehr viele 
wiſſen, daß ſie, wenn ſie ſich an den Volkstag 
wenden, doch noch einige Abgeordnete finden, die 
Verſtändnis für ihre Notlage haben. Die 
Deutſchnationale Fraktion hat dieſe Wünſche nun 
nochmals geprüft und iſt zu dem Entſchluß ge⸗ 
kommen, einige Abänderungsanträge vorzulegen. 
(Abg. Plettner: Nachdem Sie bisher geſchlafen 
haben!) Es mag möglich ſein, daß Sie eben erſt 
aufgewacht ſind. — Die Druckſachen ſind noch 
nicht verteilt, werden aber dem Hauſe ſofort zu⸗ 
Ich werde mir erlauben, die Anträge der 
Deutſchnationalen Fraktion vorzutragen. Wir 
wünſchen, daß dem Artikel I hinter Ziffer 5 b 
eine Ziffer 5 wie folgt zugefügt wird, die wie 
folgt lautet: a 

1 an us 5 Die 1 = 

Der achtet, den Mebſu ER NATDELITCHELT 

Kriedsbeſchäd Br u 5 Nac e liebe 5 ale 

Wege der Vereinbarung mit den Krankenkaſſen 

durchzuführen. 

Das jetzige Geſetz beſagt, daß die Fürſorgeſtellen 
ermächtigt ſind, mit den Krankenkaſſen Verein⸗ 
barungen über die Heilfürſorge für bedürftige, 
nichtverſicherte Kriegsteilnehmer zu ſchließen. 
Das Wort „kann“ und das Wort „muß“ bezw. 
„verpflichtet“ ſind entgegengeſetzt, wie wir es ſo 
oft erfahren haben. Befindet ſich in einem Geſetz 
oder in einer Verordnung eine Kannvorſchrift, ſo 
hat ſie gewöhnlich zwei Seiten. Derjenige, der 
das Geſetz auszuführen hat, iſt in der Lage, aus 
dem. Worte „kann“ ein „Nichts“ zu machen. So 


über die 


D 


wird auch, glaube ich, meiſt verfahren. In den 


verfloſſenen vier Jahren, als ich die Ehre hatte, 
im Sozialen Ausſchuß mitzuwirken, haben wir oft 
erfahren, was eine Kannvorſchrift bedeutet. Wir 
wiſſen, daß man die Kriegsbeſchädigten immer 
auf dies Wort „bann“ hingewieſen hat. Wir ha⸗ 
ben den Fall eines Kriegsbeſchädigten Arndt ge⸗ 
habt. Die Mitglieder des damaligen Ausſchuſſes 
werden ſich dieſes Falles wohl noch entſinnen. 
Der Mann hat 4 Granatſplitter im Kopf, ein 
Auge verloren und einen ſchweren Schulterſchuß. 
Man hat ihn 30 Prozent erwerbsunfähig geſchrie⸗ 
ben, trotzdem er beinahe ganz erblindet iſt. Ich 
habe dieſen Fall im Sozialen Ausſchuß vorge⸗ 
tragen und den Senat gefragt, ob denn wirklich 
ein Kriegsbeſchädigter, der ein Auge verloren 


Dr. hat, 4 Granatſplitter im Kopf und einen ſchweren 


Schulterſchuß hat, nur 30 Prozent erwerbsun⸗ 
fähig iſt. Da ſagte der Senat: „Ja, die Beſtim⸗ 
mungen ſchreiben nichts anderes vor.“ Ich habe 
auf das menſchliche Gefühl hingewieſen. Darauf 


Negier, Schwegmann, Senftleben, Vollerthun, Weiße, 
Dr. Ziehm. 5 


wurde erwidert, man kann ja einmal den Fall 
Unterſuchen. Aber, m. D. u. H., es blieb dabei. 
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(Schütz, Abgrordneter) 

Ich habe Atteſte vom Städtiſchen Krankenhaus 
und von der Aniverſitätsklinik Königsberg bei⸗ 
gebracht. Es wurde geſagt, die könnten nicht 
ganz echt ſein, denn die Sachverſtändigengutach⸗ 
ten ſprächen dagegen. M. D. u. H.! Wenn in 
amtlichen Atteſten mit Unterſchriften von Pro⸗ 
feſſoren feſtgeſtellt iſt, daß der Mann dauernd er⸗ 
werbsunfähig iſt, dann verſtehe ich nicht, daß 
man ſagen kann, er iſt nur 30 Prozent erwerbs⸗ 
unfähig. Nun wollte der Mann noch eine Nach⸗ 
prüfung auf Grund ſeines ſchweren Leidens ha⸗ 
ben. Da wurde geſagt, das kann vielleicht ge⸗ 
nehmigt werden. Wir werden den Fall nochmals 
unterſuchen. Ich bekam von Herrn Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Hemmen ein Schreiben, ich möchte 
doch die Atteſte von der Univerſitätsklinik Kö⸗ 
nigsberg und vom Städtiſchen Krankenhaus 
Danzig einreichen, um zu prüfen, ob dort ein 
Irrtum vorläge. Ich habe polizeilich abgeſtem⸗ 
pelte Beſcheinigungen beigebracht, daß dem ſo iſt 
und habe ſie dem Senat eingereicht. Ich habe 
gebeten, mir Auskunft zu geben, wie dieſe Unter: 
ſuchung ausgefallen iſt. Bis heute habe ich noch 
keine Antwort bekommen, ich glaube, es iſt drei⸗ 
viertel Jahr her. Man ſieht alſo, daß man etwas 
für die Notleidenden und Kriegsbeſchädigten tun 
muß. Deshalb muß das Wort „kann“ durch 
„muß“ erſetzt werden, indem wir ſagen: „Die 
Fürſorgeſtellen ſind verpflichtet.“ Der Abände⸗ 
rungsantrag der Frau Abg. Kreft drückt etwas 
Aechnliches aus. Dort wird auch gejagt, daß das 
Wort „muß“ eingeſetzt werden ſoll. Das iſt das⸗ 
ſelbe, was wir mit dieſem Antrag wollen. Dann 
heißt es im dritten Satz: 

„In dem Vertrage kann vereinbart werden, 
daß die Krankenkaſſen gegen Erſatz der entſtandenen 
Koſten und eines entſprechenden Anteils an den 
Verwaltungskoſten Sachleiſtungen der Krankenver⸗ 
ſicherung für erkrankte von den Fürſorgeſtellen über⸗ 
wieſene Hinterbliebene gewähren.“ 

Auch hier wünſchen wir, daß in dieſem 3. Satz 
des § 23 für das Wort „kann“ das Wort „muß“ 
geſetzt werden ſoll. RE 

Die Wünſche der Kriegsbeſchädigten ind nach 
unſerer Auffaſſung berechtigt, und wir möchten 
bitten, daß das Haus dieſem Antrag ſtattgibt. 

eiter möchten wir im Artikel 1 8 33 folgenden 
Zuſatz n l 

Kriegsbeſchädigte, die Inhaber eines Beamten⸗ 
ſcheines nd, d N 15 Beamte einuſtellen. 
Für den Fall, daß eine Anſtellung nicht erfolgen 
kann, iſt eine einmalige Abfindung zu gewähren, und 
zwar bei Eignung zum mittleren Dienſt 3 000 Gul⸗ 
den, zum unteren Dienſt 2000 Gulden. Das gleiche 
gilt auch für Kriegsbeſchädigte, die erſt ſpäter in den 
Beſitz des Beamtenſcheins gelangen.“ 

Auch dieſe Frage des Beamtenſcheines iſt eine 
heikle Sache. Früher haben ſich einmal 
Kriegsbeſchädigten gefreut, wenn ſie einen Be⸗ 
amtenſchein bekamen, in dem Glauben, auch ein⸗ 
mal eine ſichere Lebensſtellung zu bekommen. 
Meines Erachtens iſt es aber für die Meiſten 
nur ein Bluff. Sie können von dieſen Beamten⸗ 
ſcheinen nicht leben und warten lebenslänglich 
auf ihre Anſtellung als Beamter. M. ſehr ver⸗ 
duten D. u. H.! Ich glaube, wenn ein Mann 

ie Berechtigung hat, einen Beamtenſchein zu 
verlangen und ihn auch bekommt, dann ſoll man 
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auch verſuchen, ihm dieſe Stellung zu geben. Ich 
kenne einen Mann in Plehnendorf, der hat einen 
Arm verloren und hat auch ſeit mehreren Jahren 
den Beamtenſchein. Herr Kollege Klein lacht, er 
wird es auch wiſſen. Der Mann läuft herum 
und verſucht eine Stellung zu bekommen. Ich 
glaube, er wird alt und grau werden. Dann wird 
man ſagen, er ſei zu alt. Er hat alſo von ſeinem 
Beamtenſchein nichts. Jede Regierung ſollte 
dann ſo ehrlich ſein und ſagen, wir werden dieſen 
Leuten, denen wir eine Anſtellung nicht geben 
können, eine Entſchädigung zahlen, damit ſie ver⸗ 
ſuchen, ſich eine eigene Exiſtenz mit Hilfe des 
Staates zu ſchaffen. Der Antrag, den wir geſtellt 
haben, iſt kein Agitationsantrag. Ich habe die 
Sache in aller Ehrlichkeit mit meinen Kollegen 
geprüft und wir haben geſagt, dieſe Anträge ſind 
berechtigt, und wir werden ſie einbringen und 
vertreten. Das gleiche gilt auch für Kriegsbe⸗ 
ſchädigte, die erſt jpäter in den Beſitz eines Bes 
amtenſcheins kommen. 

M. D. u. H.] Wir wünſchen weiter in Ar⸗ 
tikel II 8 51 folgenden Zuſatz: 

„Ab 1. April 1928 iſt eine Neuregelung der 

Ortsklaſſeneinteilung vorzunehmen. Die Ortsklaſſen 

C und D kommen in Fortfall.“ 
Dieſe Ortsklaſſeneinteilung iſt eine Sache, auf 
die man auch etwas näher eingehen muß. Wenn 
Sie in Ohra gewohnt haben und ziehen nach 
Stadtgebiet, wo gerade die Grenze iſt, ſind ſie in 
einer anderen Ortsklaſſe angelangt. Dement⸗ 
ſprechend ſind ihre Bezüge geſchmälert. Ich und 
meine Freunde ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
es für die geſamte Freie Stadt Danzig nur eine 
Ortsklaſſe geben kann. Unſere Stadt iſt nicht ſo 
groß, daß man ſagen kann, die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe find auf dem Lande anders als bei 
uns. (Zuruf des Abg. Kloſſowſki.) Wenn Sie 
alle ſolche Einſtellung haben wie Sie und ſagen, 
Sie haben kein Intereſſe daran, Sie ſehen wohl 
die Wünſche der Kriegsbeſchädigten als berechtigt 
an, aber das geht Sie nichts an, dann iſt das ſehr 
traurig, Herr Kloſſowſki. Ich glaube, gerade in 
dieſer Kriegsbeſchädigtenfrage ſollte Ihre Partei 
und Fraktion mehr Intereſſe an den Tag legen, 
als wie Sie es durch Ihren Zwiſchenruf dartun. 
Sie werden mich durch Ihre Zwiſchenrufe hier 
nicht herunterbekommen. (Abg. Kloſſowſki: Acht 
Jahre haben Sie mit Ihren lieben Freunden Zeit 
gehabt.) Bezüglich der Ortsklaſſeneinteilung 
wünſchen wir, daß ſie einer Neuordnung unter⸗ 
zogen wird. N | 

Wir wünſchen dann noch, daß hinter Artikel 
VII ein Artikel VII a eingefügt wird. (Zuruf des 
Abg. Kloſſowfki.) Ich glaube, ich habe in meinem 


die Leb 


eben mehr gearbeitet als Sie. Sie ſaßen auf 
dem Gewerkſchaftsbüro und haben die Leute ver⸗ 
hetzt, zu arbeiten verſtehen Sie nicht. Sie haben 
von dieſer Stelle aus geſagt, die Verhetzung habe 
den Fortſchritt gebracht, deshalb predigen Sie 
Haß und ſäen Unzufriedenheit. Ich habe ſtets für 
mein täglich Brot gearbeitet. Sie arbeiten aber, 
indem Sie die Leute verhetzen, und in den Ver⸗ 
ſammlungen anders reden als in dieſem Hauſe. 
(Sie ſprechen aus Erfahrung! links.) Ich habe 
noch nicht von Arbeitergroſchen gelebt! (Bravo! 
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(Schütz, Abgrordneter) 


rechts.) Sie müſſen ſich aber mit den Arbeiter⸗ Jahren ſeiner Verpflichtung aus dem S 
Sie nicht ge⸗ ſchädigtengeſetz entzogen hatte. (Hört, hört! links.) 


groſchen durchfüttern laſſen. Wenn 
nügend hetzen können, verlieren Sie Ihre Mit⸗ 
glieder. Wir ſagen uns aber als national ein⸗ 
geſtellte Arbeitnehmer, nicht die Verhetzung, ſon⸗ 
dern die Volksgemeinſchaft kann uns weiter brin⸗ 


gen. Anſere Partei hat das größte Intereſſe da⸗ 


ran, daß die Bevölkerung zufrieden geſtellt wird. 
Dann wird unſer Weizen blühen. Das geſchieht 
nicht durch Verhetzung, wie bei Ihnen! (Lebhaftes 
Bravo! rechts. Abg. Kloſſowſki: Armer Schütz!) 
Sie wiſſen ja, was Sie in den Wahlverſamm⸗ 
lungen geſagt haben, wie Sie den Kriegsbeſchä⸗ 
digten Verſprechungen gemacht haben, wenn Sie 
in die Regierung kämen. Die Kriegsbeſchädigten 
ſehen heute ſchon ein, daß Sie ſie auf Glatteis ge⸗ 
führt haben. (Acht Jahre lang haben ſie das 
eingeſehen! links.) Herr Kloſſowſki, wenn Ihre 
Regierung damals nicht dazu übergegangen wäre, 
die Staatsfinanzen zu zerrütten, dann wären wir 
in der Lage, heute mehr zu zahlen. (Lachen links.) 

Alſo m. D. u. H., wir wünſchen hinter Artikel 
VII einen Artikel VIU a einzufügen: 

„Die deutſchen Rentenbezüge find zum Kurſe von 

100 : 125 in Danziger Gulden umzurechnen.“ 

(Abg. Schmidt: Du haſt ſchon wieder zuviel 
getrunken!) Ich brauche das nicht, vielleicht laſſen 
Sie ſich von Moskau etwas ſchicken. Wir können 
uns von unſerm Gelde noch etwas kaufen. (Wol⸗ 
len wir noch einen nehmen? links. Heiterkeit.) 
Sie können ja keinen vertragen! (Erneute Hei⸗ 
terkeit.) Die Umrechnung von 100 Mark zu 123 
Gulden iſt wieder ein Bluff. Was man den 
Kriegsbeſchädigten auf der einen Seite gibt, 
nimmt man ihnen auf der andern. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß der Umrechnungskurs 
von 100 zu 125 beſtehen bleiben muß. (Sie haben 
keinen Standpunkt! links.) Wenn dieſe Abände⸗ 
rungsanträge angenommen werden, werden die 
Kriegsbeſchädigten einſehen, daß wir wenigſtens 
den Willen gehabt haben, zu helfen. Der Notlage 
der Kriegsbeſchädigten muß Rechnung getragen 
werden. Das hat die Deutſchnationale Fraktion 
immer getan und wird es auch in Zukunft tun. 
(Bravo! rechts. Zurufe links.) 

7 . Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u, H.! 
Nach den Ausführungen des deutſchnationalen 
Redners begrüßen es die Kriegsbeſchädigten für 


die Zukunft, daß auf der rechten Seite endlich. 


eine andere Stimmung gegenüber den Kriegs⸗ 
opfern eintritt. (Bravo!) Bisher war immer das 
Gegenteil der Fall. Wenn es ſich darum handelte, 
einen Kriegsbeſchädigten oder Schwerbeſchädigte 
einzustellen, fand man gerade in Ihren Kreiſen 
die allergrößte Abneigung und das allergrößte 
Beſtreben, ſich dieſen geſetzlichen Verpflichtungen 
zu entziehen. (Hört, hört!) Das ging ſogar ſoweit, 
daß ein Herr aus Ihren Reihen, der ſeinerzeit 
Senator war, ſich nicht entblödete, einen Ermitt⸗ 
lungsbeamten, der in dieſer Angelegenheit zu ihm 
kam, kurzer Hand hinauszuſetzen und zu fragen: 
„Wie kommen Sie dazu, hier derartige Töne an⸗ 
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Wenn man heute die lieblichen Töne hört, die 
von dieſer Seite kommen, muß man ſich daher ſehr 
wundern. Man muß ſich insbeſondere darüber 
wundern, daß dieſe Worte nicht ſchon acht Jahre 
früher geſprochen wurden. Es wurde hier kriti⸗ 
ſiert, daß die Heilbehandlung der Hinterbliebenen 
nur durch eine Kann⸗Vorſchrift geregelt iſt. Dar⸗ 
aus wird jetzt ein Vorwurf gemacht, daß in dieſer 
Beziehung nichts geſchehen iſt. Wen treffen dieſe 
Vorwürfe? Es ſind vier Jahre verfloſſen, ohne 
daß ſich dieſe Kannvorſchriften in Mußvorſchriften 
umgeändert hätten. Die Anträge, die Sie heute 
vorlegen, ſind bei den früheren Novellen ſtets von 
unſerer Seite durch den Abg. Gebauer geſtellt 
worden. Mit Rücksicht auf die Finanzlage des 
Staates find fie ſtets abgelehnt worden. Wenn 
Sie heute das Syſtem der Ortsklaſſen kritiſieren, 
ſo iſt das auf genau dasſelbe Blatt zu ſchreiben, 
wie die übrige Unkenntnis und Verſtändnisloſig⸗ 
keit gegenüber der Lage der Kriegsopfer. Gerade 
Sie ſind es doch geweſen, die ſeinerzeit derartige 
Vereinbarungen getroffen haben. Während es 
die Beamtenorganiſationen verſtanden haben, 
glaubhaft nachzuweiſen, daß in Danzig eine beſon⸗ 
dere Teuerung oder beſondere Verhältniſſe herr⸗ 
ſchen, hat man es trotzdem für gut befunden, die 
Kriegsopfer in vier Ortsklaſſen einzuteilen, ob⸗ 
gleich nach den Beſtimmungen des hier geltenden 
Verſorgungsgeſetzes die Verſorgung der Kriegs⸗ 
opfer in Uebereinſtimmung mit der Beamtenbe⸗ 
ſoldung erfolgen ſoll. Das haben ſich die Kriegs⸗ 
opfer acht Jahre lang gefallen laſſen müſſen. 
Wenn man das nicht mit einem Schlage umän⸗ 
dern kann, ſo iſt das die Schuld derjenigen, die 
dieſe Beſtimmungen eingeführt haben. 

Ich muß auf die Ausführungen eingehen, die 


der Herr Abg. Hohnfeldt in der vorigen Sitzung 


von dieſer Stelle aus gemacht hat. Er machte mir 
die ſchwerſten perſönlichen Vorwürfe. Demgegen⸗ 
über muß ich feſtſtellen, daß er in der Sitzung des 
Sozialen Ausſchuſſes, als dieſe Dinge verhandelt 
wurden, zwei Stunden zu ſpät gekommen iſt und 
gar nicht darüber informiert war, was überhaupt 
verhandelt wurde. Wenn er die Aeußerung ge⸗ 
brauchte, das Geſetz habe rückwirkende Kraft vom 
1. Oktober 1927 ab, und das wäre deshalb ſo ge⸗ 
macht worden, da es ein Schandgeſetz ſei, das die 
deutſchnationale Regierung ſicher nie gewagt 
hätte, den Kriegsbeſchädigten zu bieten, daß man 
alſo mit dem rückwirkenden Datum ſpäter den Be⸗ 
weis erbringen will, das hätten die Deutſchnatio⸗ 
nalen und nicht die Sozialdemokraten gemacht, 
ſo iſt dieſe Argumentation ganz abwegig. Es iſt 
ein Beweis dafür, daß der Herr Abgeordnete we⸗ 
der die Begründung geleſen hat, noch ſonſt die 
Materie kennt. Ihm kommt es nur darauf an, 
ſich als beſonderer Freund der Kriegsbeſchädigten 
aufzuſpielen. Das Kartell der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten st in der Beſprechung vor der Ausſchußſitzung 
gehört worden. Die einzelnen Sprecher haben ihre 
Forderung vorgebracht. Wir ſind alſo durchaus 
über die Wünſche der Kriegsopfer informiert. Es 


uſchlagen. Sie ſcheinen gar nicht zu wiſſen, daß hat ſich dabei herausgeſtellt, daß ein Teil dieſer 
Sie 8 ee zu tun haben.“ Dabei Forderungen nicht Sache der Geſetzgebung iſt, ſon⸗ 
wurde feſtgeſtellt, daß ſich dieſer Herr ſeit vier dern Sache der Verordnung, weil ſie im deutſchen 


D 


— 
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(Moritz, Abgeordneter) 

Reiche auch durch Verordnung geregelt ſind. Es 
beſtehen Abmachungen, wonach die Danziger 
Kriegsopfer⸗Verſorgung nicht ſchlechter als die 
deutſche ſein ſoll. Mit der Verabſchiedung dieſer 
Novelle iſt die Verſorgung der Danziger Kriegs⸗ 
opfer, ſoweit ſie auf geſetzlicher Grundlage beruht, 
wieder der deutſchen gleichgeſtellt. Was im Deut⸗ 
ſchen Reich an weiteren Verbeſſerungen vorhan⸗ 
den iſt, iſt auf dem Wege der Verordnung erfolgt. 
Unſere Partei hat das größte Intereſſe, daß auch 
in dieſer Beziehung eine Gleichſtellung der deut⸗ 
ſchen mit den Danziger Kriegsopfern erfolgt. Die 
hier eingebrachten Verbeſſerungsanträge ſind in⸗ 
ſofern nicht angebracht, weil dieſe Angelegen⸗ 


heiten durch Verordnungen zu erledigen ſind. Um 


ſie in das Geſetz hineinzubringen, dazu ſind die 
einzelnen Fragen noch nicht genügend geprüft. Ich 
bitte deshalb, die vorgelegten Abänderungsan⸗ 
träge abzulehnen und dafür eine Entſchließung 


anzunehmen, die ich mit Genehmigung des Herrn 


Präſidenten verleſen werde. A 
Der Volkstag beſchließt, den Senat zu erſuchen 

1. Anordnungen zu treffen, die Heilbehandlung micht⸗ 
verſicherter bedürftiger Kriegshinterbliebener durch 
Abſchlu won Vereinbarungen zwiſchen den guſtän⸗ 
digen Fürſorgeſtellen und Krankenkaſſen gemäß 
8 23 des 5 ſeſetzes zu ſtellen. 

2. Anſtellungsgrundſäge (8 33 Abſatz 2 letzter Satz) zu 
erlaſſen und Geldabfindungen für nidibenugte Be⸗ 
amten⸗ und Anſtellungsſcheine nach Maßgabe der 
deutſchen Sätze und unter den gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen in Erwägung zu ge - = 

3. Die Ortsklaſſeneinteilung 0 51) gu überprüfen und 
die gegenüber der Ortsllaſſeneinteilung der Beam⸗ 
geen e en beſtehenden Härten 


j n. * 
9190 ig und die übrigen Mitglieder der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion. 
Hoppe und die fe Bee ieder der Zentrums⸗ 
Wahl und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 
liberalen Fraktion. 
Ich geſtatte mir, die Entſchließung zu überreichen 
und bitte, ihr zuzuſtimmen. 
Präfident: Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Wir haben 
noch einmal die Abänderungsanträge eingereicht, 


auszu⸗ 
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die wieder zu Ende gegangen iſt. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Sehen wir nach Rußland!) Gerade die 
Vorſchläge der ruſſiſchen Delegation hat man ab⸗ 
gelehnt. Frankreich und England waren es, die 
dieſe Abänderungsanträge abgelehnt haben, aber 
Deutſchland hat unter beſtimmten Bedingungen 
die Abrüſtungsvorſchläge der Ruſſen angenom⸗ 
men btzw. ihnen zugeſtimmt. Warum? Weil es 
zu denjenigen Ländern gehört, die durch den Ver⸗ 
ſailler Friedensvertrag bis zu einem beſtimmten 
Grade abgerüſtet ſind und deshalb dadurch an die 
übrigen Großmächte herantrat mit der Bitte, helft 
auch uns. Sie wollten dadurch durchſetzen, daß 
Deutſchland die Möglichkeit zu einer Ausrüſtung 
bekommt. Das ſind die Fragen, die auf der Ab⸗ 
rüſtungskonferenz eine Rolle ſpielen. Es ſind 
Ihre Freunde, die mit allen Mitteln eine Milita⸗ 
riſierung, eine Kriegsausrüſtung haben wollen. 
Ich will nicht darauf eingehen, wie in der che⸗ 
miſchen Induſtrie alle Vorbereitungen für einen 
neuen Krieg getroffen werden. Sehen wir uns 
nur die Etats aus dem letzten Jahre an. Es wer⸗ 
den wieder Gelder für Flugzeughäfen ausgegeben, 
die nicht der Allgemeinheit dienen, ſondern der 
Vorbereitung eines neuen Krieges. Heute ſind 
Sie es (nach rechts), die angeblich ein warmes 
Herz für die Kriegsbeſchädigten haben. Die 
Kriegsbeſchädigten kennen die Taktik der Deutſch⸗ 
nationalen und wiſſen, was ſie von dieſen Anträ⸗ 
gen zu halten haben. Wenn die Koalitionspar⸗ 
teien jetzt noch eine Entſchließung einbringen, ſo 
wiſſen wir, daß dieſe Entſchließung für die Kriegs⸗ 
beſchädigten ſehr wenig bedeutet. Wir wiſſen, daß 
der Senat die Entſchließung wohl entgegennimmt, 
daß es aber bezüglich der Heilbehandlung der 
Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen jo blei⸗ 
ben wird wie heute. Auch mit den Beamtenſchei⸗ 
nen wird es ſo bleiben. Es war doch ein Vertre⸗ 
ter der Regierung, der ſagte: „Die Regierung iſt 
ſchon lange bemüht, die Leute mit Beamtenſchei⸗ 
nen unterzubringen.“ Dieſe Redensarten kennen 
wir und wiſſen, daß die Entſchließung an der Lage 
der Kriegsbeſchädigten nichts ändern wird. Wenn 


die wir ſchon zur zweiten Leſung eingereicht es heißt, die Abänderungsanträge können in Dan⸗ 


hatten, weil wir der Anſicht ſind, daß die Frak⸗ 
tionen zu dieſen Anträgen damals noch nicht Stel⸗ 
lung genommen hatten, aber zwiſchen der zweiten 
und dritten Leſung Zeit genug war, dieſes zu tun. 
Ich möchte nur ſagen, daß der Vertreter der 
Deutſchnationalen, der Herr Abg. Schütz, es ſich 
eigentlich hätte ſparen können, die Anträge ein⸗ 
zureichen, da ſie ſchon vorlagen. Es wäre nur 
Ihre Aufgabe geweſen, dieſen Abänderungsan⸗ 
trägen zuzuſtimmen. Im übrigen handelt es ſich 
darum, daß die Deutſchnationalen nur Agitation 


unter den Kriegsbeſchädigten treiben wollen, das 


heißt, ſie dieſe bis zu einem gewiſſen Grade für ſich 
gewinnen wollen. Im vergangenen Volkstag wa⸗ 
ten es die Deutſchnationalen, die jede Verbeſſe⸗ 
dung ablehnten und die ebenſo wie die jetzige Ko⸗ 
alitionsregierung mit der Ausrede kamen, es gehe 
nicht, weil die Verbeſſerung in Deutſchland nicht 
angenommen oder weil das Geld micht vorhanden 


ſei. Die Deutſchnationalen hatten damals und 


haben auch heute Geld, Kriegsvorbereitungen zu 
treffen. Sehen Sie einmal nach Deutſchland, 
ſehen Sie nach der Genfer Abrüſtungskonferenz, 


zig nicht angenommen werden, ſo wird es auch be⸗ 
züglich der Beamtenſcheine heißen: „Das kann für 
Danzig nicht angenommen werden. weiß 
nicht, weshalb die Heilbehandlung nicht in das 
Geſetz hineinkommen ſoll. Ich weiß nicht, warum 
die ſonſtigen Abänderungsanträge nicht angenom⸗ 
men werden können, wie z. B. das Herausſtreichen 
der Worte „Danziger Staatsangehörigkeit“ bei 
der Wiederverheiratung der Kriegerwitwen nicht 
angenommen werden ſollten. Die Kriegsbeſchä⸗ 
digten ſagen, Entſchließungen ſind ab und zu ganz 
gut, aber in beſonderen Fällen iſt es unbedingt 


(O) 


(D) 


nötig, mit Anträgen vor die Regierung zu treten. 


Die Kriegsbeſchädigten haben ſowohl zur deutſch⸗ 
nationalen Regierung als auch zur jetzigen Koali⸗ 
tions regierung nicht das Vertrauen, daß ihnen 
geholfen wird, wenn es nur auf dem Wege der 
Verordnung geſchieht. Wir haben deshalb unſern 
Abänderungsantrag noch einmal eingereicht und 
darüber hinaus eine Entſchließung, in der wir 
verlangen, daß die Verordnung, die in Deutſch⸗ 
land angenommen iſt, auch für den Freiſtaat zu⸗ 
treffen ſoll. In Danzig iſt zur Verbeſſerung er 


En en Senne 


(A) 


( 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 

Kriegsbeſchädigten, wenigſtens für die 10⸗ und 20⸗ 
prozentigen nichts getan, ſie bleiben weiter ausge⸗ 
ſchloſſen. Gerade die Lage dieſer Kriegsbeſchä⸗ 
digten iſt die ſchlimmſte, weil ſie mitunter die 
ſchwerſten Leiden haben. Im Ausſchuß find uns 
verſchiedene Fälle zu Ohren gekommen, wie ein⸗ 
zelne Kriegsbeſchädigte als 20 Prozent erwerbs⸗ 
unfähig geſtempelt werden und damit aus der 
Fürſorge herauskommen. Wir wiſſen, daß es 
dieſen Kriegsbeſchädigten nicht nur ſchlechter geht, 
weil ſie keine Rente bekommen, ſondern auf Grund 
ihrer Beſchädigung iſt es ihnen nicht möglich, Ar⸗ 
beit zu bekommen. Bei der großen Zahl der Er⸗ 
werbsloſen nehmen natürlich die Arbeitgeber und 
beſonders die Deutſchnationalen, lieber einen ge⸗ 
ſunden als einen kriegsbeſchädigten Arbeiter. Da 
iſt ihr deutſches Herz nicht vorhanden. Die 20 
Prozent⸗Beſchädigten laufen erwerbslos herum. 


Das Schwerbeſchädigtengeſetz ſagt, es können die 


30 Prozent⸗Beſchädigten unter das Geſetz fallen. 
Alſo auch hier ſind es wiederum die 10 und 20 
Prozent⸗Beſchädigten, die nicht berückſichtigt wor: 
den ſind und deren Lage am allerſchlimmſten iſt. 
Trotzdem die Novelle für die 10 und 20 Prozent⸗ 
Beſchädigten nichts tut, und auch der Danziger 
Volkstag ihnen nicht hilft, zeigt es ſich, daß der 
Senat nur die Verordnungen aus Deutſchland 
übernimmt, die ſich gegen die Kriegsbeſchädigten 
auswirken. Für die Verordnungen aber, die ſich 
für die Kriegsbeſchädigten auswirken, hat man 
einfach ein taubes Ohr, die übernimmt man ein⸗ 
fach nicht. Deshalb haben wir eine Entſchließung 
vorgelegt, in der wir verlangen, daß die Verord⸗ 
nung aus Deutſchland, wonach die Erhöhung des 
Grades der Erwerbsminderung der einzelnen 
Kriegsleiden wieder heraufgeſetzt wird, auch nach 
Danzig übernommen wird. Die Entſchließung 
autet: 
Zur Abänderung des Geſetzes über die Verſor⸗ 
Hanh, der Militärperſonen, Druckſache Nr. 99 zu 
Der. 


Der Senat wird beauftragt, die Verordnung zur 
Aenderung der Ziffer 1 der Verordnung vom 1. Sep⸗ 
tember 1920, (Reichsgeſ. Bl. S. 1633) zur Durchfüh⸗ 
rung des 8 25 des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 2. 

anuar 1927 (Reichsgeſetzbl. S. 491) für die Freie 

Stadt zu übernehmen. 

Das iſt die Entſchließung, die wir Ihnen vorlegen 
und die hier zur Annahme gebracht werden muß. 
Es iſt aber ſo, daß die Sozialdemokratiſche Frak⸗ 
tion im Sozialen Ausſchuß erklärt, daß es Auf⸗ 
gabe der Kriegsbeſchädigtenorganiſationen ſei, die 
Verordnung auf dem Verhandlungswege mit dem 
Senat durchzubringen. Gewiſſermaßen iſt man der 
Anſicht, daß ſich bei den Kriegsbeſchädigten die 
Ablehnung aller ihrer Anträge ſcharf ausgewirkt 
hat, ſo daß man ſelbſt dazu übergegangen iſt ein⸗ 


zelne Verordnungen aus Deutſchland zu überneh⸗ 


men. Nehmen Sie dieſe Verordnung an, dann 
wollen wir auch dafür ſorgen, daß ihr der Senat 
unbedingt Rechnung trägt. Wenn alle unſere Ab: 
änderungsanträge abgelehnt werden, werden wir 
ſelbſtverſtändlich dieſem Geſetz nicht unſere Zu⸗ 
ſtimmung geben, weil es den Kriegsbeſchädigten 
nicht das gibt, was ihnen verſprochen wurde. Wir 
wiſſen aber, daß ſich die Kriegsbeſchädigten nur 
helfen können, wenn ſie ſich mit dem geſamten 
werktätigen Proletariat zuſammenſchließen. Das 
kapitaliſtiſche Syſtem, das nur Geld für die Fort⸗ 


Volkstag Danzig — 19. Sitzung. 


Dienstag, den 27. März 1928. 


ſetzung der Kriegsrüſtungen zum Zwecke der Aus⸗ 
beutung der Arbeiterſchaft hat, muß beſeitigt wer⸗ 
den. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Einzelberatung. Ich 
rufe auf Artikel I und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Die An⸗ 
träge der Deutſchnationalen Fraktion ſind erſt vor 
ganz kurzer Zeit eingereicht, ſo daß eine Druck⸗ 
legung nicht mehr möglich war. Ich werde daher 
die von der Deutſchnationalen Fraktion zu Ar⸗ 
tikel ! geſtellten Abänderungsanträge verleſen 
und dann erſt darüber abſtimmen laſſen. Sodann 
wird über die Anträge in Druckſache Nr. 119 ab⸗ 
geſtimmt. Ich verleſe den Abänderungsantrag 
der Abg. Schütz, Mayen und der übrigen Mitglie⸗ 
der der Deutſchnationalen Fraktion: 

1. Im Artikel I wird hinter Ziffer 5b Ziffer 5% wie 

1995 zugefügt! * ? 

23, Abſatz 1, Satz 1: Die Fürſorgeſtellen find 
verpflichtet, die Heilfürſorge für nicht verſicherte 
Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene auf 
dem Wege der Vereinbarung mit den Kranken⸗ 
kaſſen durchzuführen. 

Im Satz 3 5 23 wird für das Wort „kann“ das 

Wort „muß“ geſetzt. “4 
2. Artikel IS 33 erhält folgenden Zuſatz 
Kriegsbeſchädigte, die Inhaber eines Beamten⸗ 
ſcheines ſind, find bevorzugt als Beamte einzuſtel⸗ 
ten. Für den Fall, daß eine Anstellung nicht erfol⸗ 
gen kann, iſt eine einmalige Abfindung zu gewäh⸗ 
ren, und zwar bei Eignung zum mittleren Dienſt 
3000 G, zum unteren Dienſt 2000 ©. 
Das gleiche gilt auch für Kriegsbeſ ädigte, die 
ee in den Beſitz des Beamtenſcheines ge⸗ 
Das ſind die Abänderungsanträge der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion zu Artikel J. Ich bitte die 
Damen und Herren, die dieſe Anträge annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit. Die Anträge ſind abge⸗ 
lehnt. Wir kommen jetzt zu den Abänderungsan⸗ 
trägen der Frau Abg. Kreft u. Fr. in Druckſache 
Nr. 119. und zwar zu Ziffer 5b. 
In Artikel I wird unter Ziffer 5 b Ziffer 5 0 mit 

folgendem Wortlaut eingefügt: 5 

523 Abſatz 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: Die 
ürſorgeſtellen müſſen mit den Kranlenkaſſen Verein⸗ 
arungen über die Deiffitorge für michtverſicherte 

Kriegshinterbliebene ſchließen. In Satz 3 § 23 wird 

für das Wort „kann“ das Wort „muß“ geſetzt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir kommen zum Abänderungsantrag zu Ziffer 
8, ebenfalls in Druckſache Nr. 119. 

n Artikel J wird hinter Ziffer 8 eine neue Zif⸗ 


fer Sa mit folgendem Wortlaut eingefügt: : Hinter 


833 wird folgender $ 33 a eingefügt: 


0 A. 5 
Inhaber von Beamtenſcheinen erhalten auf 


Antrag gegen Rückgabe des Beamtenſcheines eine ein⸗ 
malige Abfindung von 3000 Gulden oder eine lau⸗ 

nde monatliche Entſchädigung won 15 Gulden. Der⸗ 
elbe trifft auf alle diejenigen Schwerbeſchädigten zu, 


die noch keinen Antrag auf Gewährung eines Beam⸗ 


tenſcheines geſtellt haben, aber die Vorausſetzungen 

des § 33 Ziffer 1 und 2 erfüllen. Anträge müſſen 

ſpäteſtens ein halbes Jahr nach Inkrafttreten dieſes 

Geſetzes geſtellt werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir 


(D) 


(Präſident) j 


kommen zum Abänderungsantrag zu Ziffer 12 in 


Druckſache Nr. 119. 
In Artikel I Ziffer 12 werden die Worte „mit 
einem Danziger Staatsangehörigen“ geſtrichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu Artikel I liegt noch ein weiterer 
Antrag vor, eine Ziffer 12 a einzufügen, ebenfalls 
auf Druckſache Nr. 119 enthalten. 

In Artikel J wird Hinter Ziffer 12 eine Ziffer 12a 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
$ 39 Abſatz 2 wird geſtrichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den An⸗ 
trag zu Ziffer 12 a annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen nun zum 
Abänderungsantrag zu Ziffer 14 b in dieſer Druck⸗ 
ache. 
ſach In Artikel I Ziffer 14 b iſt für die Ziffer „71.35“ 

die Ziffer „120“ geſetzt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zum Abänderungsantrag zu 
Ziffer 17, enthalten auf Druckſache Nr. 119. 

Artikel I Ziffer 17 erhält folgende Faſſung: 

In 8 51 Artikel I werden hinter dem Wort „Orts⸗ 
zulage“ folgende Worte hinzugefügt „in Höhe der 
Gebührniſſe der Sonderklaſſe des Deutſchen Reiches“. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 

änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über Artikel J der Vorlage, die 
unverändert geblieben iſt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die Artikel J annehmen wollen, id 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Artikel I it angenommen. Ich rufe 
auf Artikel II und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Hierzu liegt ein 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Schütz und 
Fraktion vor. Er lautet: 
Artikel II 8 51 erhält folgenden Zuſatz: 


Ab 1. April 1928 iſt eine Neuregelung der Orts⸗ 


klaſſeneinteilung vorzunehmen. Die Ortsklaſſen C 

und D kommen in Fortfall. 
Ich bitte die Damen und Herren. die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab 
über Artikel II der Vorlage. Ich bitte die Damen 
und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Pbatz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel H it angenommen. Ich rufe auf 
Artikel III und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Artikel III 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel III iſt an⸗ 
genommen. Artikel IV; angenommen, Artikel V; 
angenommen, Artikel VI; angenommen. Ich er⸗ 
öffne dien Besprechung zu Artikel VII. Ich ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Zu Ar⸗ 
tikel VII liegen zwei Abänderungsanträge vor. 
Der Abänderungsantrag der Deutſchnationalen 
Fraktion hat folgenden Wortlaut: 

? Hinter Artikel VII wird folgender Artikel VII a 

eingefügt: 
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Die deutſchen Rentenheträge find zum Kurſe von 
100 : 125 in Danziger Gulden umzurechnen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Es liegt ferner der Abänderungsan⸗ 
trag der Kommuniſtiſchen Fraktion in Druckſache 
Nr. 119 vor, der genau denſelben Wortlaut hat, 
er iſt alſo auch abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abstimmung über Artikel VII der Vorlage. Ich 
bitte die Damen und Herren, die Artikel VII an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das it die Mehrheit, er it angenom⸗ 
men. Ich rufe Artikel VIII auf und ſtelle feſt, daß 
er angenommen iſt. Widerſpruch wird nicht laut, 
es iſt jo beſchloſſen. Artikel IX; angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung 
des Geſetzes über die Verſorgung der Militärper⸗ 
ſonen uſw.“. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich ſtelle feſt, daß die Ueberſchrift angenommen 
iſt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über die 
zwei Entſchließungen, die erſte iſt von den Herren 
Abg. Moritz, Hoppe und Wahl und den übrigen 
Mitgliedern ihrer Fraktionen abgegeben: 

Der Volkstag beſchließt, den Senat zu erſuchen: 

1. Anordnungen zu treffen, die Heilbehandlung nicht 
Abschuß d bedürftiger Kriegshinterbliebener durch 
Abſchluß won Vereinbarungen zwiſchen den zuſtän⸗ 
digen Fürſorgeſtellen und Krankenkaſſen gemäß 
8 23 des See ee ſicherzuſtellen. 

2. Anſtellungsgrundſätze (§ 33, Abſatz 2, letzter Satz) 
zu erlaſſen und Geldabfindungen für nichtbenutzte 
Beamten⸗ und Anſtelbungsſcheine nach Maßgabe der 
deutſchen Sätze und unter den gleichen Voraus⸗ 
jetzungen in Erwägung zu ziehen. 

3. Die Ortsklaſſeneinteilung (8 51) zu überprüfen und 
die gegenüber der Ortsklaſſeneinteilung der Be⸗ 
amtenbeſoldungsordnung beſtehenden Härten aus⸗ 

ugleichen. 

die zweite von dem Herrn Abg. Raſchbe und den 
übrigen Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion. 

Der Volkstag wolle folgende Entſchließung an⸗ 

nehmen: 

Der Senat wird beauftragt, die Verordnung zur 
Abänderung der Ziffer 1 der Verordnung vom 1. 9. 
1920 (R. G. Bl. S. 1633) zur Durchführung des § 25, 
Abſ. 3 und § 28 des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 
21. 12. 1927 (R. G. Bl. S. 491) für die Freie Stadt 
Danzig zu übernehmen. 


Ich laſſe über die erſte Entſchließung abſtimmen 


und bitte diejenigen, die ſie annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die gweite Entſchlie⸗ 
ßung. Ich bitte diejenigen, die ſie annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, die Entſchließung iſt ab⸗ 
gelehnt. Zu einer Erklärung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Namens der 
Kommuniſtiſchen Fraktion habe ich folgende Er⸗ 
klärung abzugeben: 

Nachdem in zweiter und dritter Leſung die Abe 
änderungsanträge der Kommuniſten von den Regie⸗ 
rungspärteien abgelehnt find und das Geſetz den 
Kriegsbeſchädigten keine weſentliche Erhöhung bringt, 
den Hinterbliebenen faßt nichts und auch deren Heil⸗ 
behandlung, die eine langjährige Forderung iſt, im 
Geſetz nicht verankert iſt, lehnt die Kommuniſtiſche 
Fraktion das Geſetz ab. N 

Nur durch gemeinſamen Kampf aller Ausgeben⸗ 
teten, aller derjenigen, die unter dem heutigen Sy⸗ 
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Raſchke, Abgeordneter) f 

ſtem leiden, wird die Grundlage zur Erfüllung ihrer 

Forderungen geſchaffen. 

Die Kommuniſtiſche Partei wird genau ſo, wie 
bisher, die Kriegsopfer im Kampf um ihre berechtig⸗ 
ten Forderungen tatkräftig unterſtützen. (Bravo bei 
den Kommuniſten.) 

Präſident: Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Ich bitte diejenigen, die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz iſt angenommen. Ich rufe Punkt 4 
der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines vorläufigen 
Haushaltsgeſetzes für das Jahr 1928. 

Druckſache Nr. 108 zu Nr. 81. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe den einzigen Artikel 
auf und eröffne die Beſurechung. Ich ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den einzigen Artikel annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Vorläufiges Haus⸗ 


haltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1928.“ Ich er⸗ B 


öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich darf wohl die An⸗ 
nahme feſtſtellen. Wir kommen zur Schlußab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte diejenigen, die das vorläufige 
Haushaltsgeſetz in der Schlußabſtimmung anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt angenommen. 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. vorläufige Regelung der Bezüge der 
Beamten und Angeſtellten mit Ruhe⸗ 
gehaltsberechtigung uſw. d 

Drucksache Nr. 107 zu Nr. 94. Ich eröffne die 
Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Müller. 

Müller, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Aus den bisherigen Verhandlungen über das Ge⸗ 
ſetz betr. eine vorläufige Regelung der Bezüge der 
Beamten erſcheinen mir folgende Tatſachen be⸗ 
merkenswert: Der Senat ſieht nach den Darle⸗ 


gungen des Herrn Senatspräſidenten im Haupt⸗ 


ausſchuß dieſe Regelung als eine vorläufige an, 
die keinen neuen Beſitzſtand ſchaffen wolle. Als 
ein zweites erſcheint mir bedeutungsvoll, daß der 
Sprecher der Zentrumsfraktion erklärte, daß über 
den Begriff der wohlerworbenen Rechte die Ent⸗ 
ſcheidung des Obergerichts maßgebend ſein ſolle. 
Er forderte: „Sowohl das vorliegende wie das 
endgültige Beſoldungsgeſetz dürfen einer ſolchen 
Entſcheidung nicht vorgreifen oder eine ſolche be⸗ 


ſeitigen. Drittens: Die Abgeordneten der Deutſch⸗ 


nationalen Fraktion und der Bürgerlichen Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft warnen entſchieden davor, daß 
mit der Annahme des vorliegenden Geſetzes ein 
Bruch der Verfaſſung gutgeheißen werde. Sie 
halten die Erklärungen der Regierung wie der 
Zentrumsfraktion für widerſpruchsvoll. Ich möchte 
zunächſt auf die Frage eingehen, ob es notwendig 
war, ein vorläufiges Beſoldungsgeſetz vorzulegen. 
Die Behauptug, daß es an Zeit gefehlt habe, die 
Vorbereitung eines endgültigen Geſetzes vorzu⸗ 
nehmen, kann nicht als ſtichhaltig anerkannt wer⸗ 
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den. Seitdem im Sommer des Jahres 1927 der 
Reichsfinanzminiſter Köhler die unzureichende 
Beſoldung der deutſchen Beamten in allen Einzel⸗ 
heiten dargelegt und die Neuordnung der deutſchen 
Beſoldungsordnung für das Deutſche Reich im In⸗ 
tereſſe des Staates ſehr dringend gefordert hatte, 
war es dem Danziger Senat und der Danziger 
Beamtenſchaft klar, daß Danzig an der Neuord⸗ 
nung der deutſchen Beſoldungsordnung nicht vor⸗ 
übergehen könne. Am 16. Dezember 1927 wurde 
das Reichsbeſoldungsgeſetz, am 17. Dezember 1927 
das preußiſche Beſoldungsgeſetz verabſchiedet, und 
ſchon in der Weihnachtswoche wurden den Danzi- 
ger Beamten der Beſoldungsgruppen III bis VI mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1927 Zulagen inſoweit 
zugebilligt, wie ſie eine Beſſerſtellung nach der 
Neuregelung im Reiche und in Preußen erfahren 
haben würden. Die Berechtigung der Wünſche der 
Danziger Beamtenſchaft, nicht tiefer eingeſtuft und 
beſoldet zu werden als ihre deutſchen Amtsge⸗ 
noſſen, wurde von dem früheren Senat anerkannt; 
dagegen wurde die Forderung der Beamtenſchaft 
auf eine geſetzliche Regelung der Beſoldung der 
eamten aller Gruppen nach dem Muſter der 
preußiſch⸗deutſchen Beſoldungsordnung von dem 
neuen Senat nicht als dringend empfunden und 
behandelt. Die Regierungserklärung ging auf 
die Frage des Notopfers nicht ein. In allgemei⸗ 
nen Sätzen ſtellte fie eine Regelung der Danziger 
Beſoldung nach dem Vorbild der preußiſch⸗deut⸗ 
ſchen Beſoldungsreform in Ausſicht, ſoweit die 
Staatsfinanzen es zulaſſen. Die Beamtenſchaft 
hätte erwartet, daß die jetzige Staatsregierung 
des Notopfers der Beamten mit einem Worte der 
Anerkennung gedacht hätte. Die Regierung ver⸗ 
lieh wohl ihrer Sorge über die verwerflichen 
Handlungen ungetreuer Beamter Ausdruck, aber 
für die Hingabe der Geſamtheit ihrer Staatsdie⸗ 
ner fand ſie kein Wort des Dankes. Die jetzige 
Regierung hat es auch nicht für notwendig erach⸗ 
tet, mit den Beamten ſogleich über die ſie bewe⸗ 


genden Fragen in Verhandlungen einzutreten. 


Während die Regierung mit einem Geſetz betreffs 
Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen beſchäf⸗ 
tigt war, ließ ſie außer Acht, daß nach Artikel 91 
der Verfaſſung die beſtehenden Beamtenvertretun⸗ 
gen zu den Vorarbeiten für Beamtengeſetze hinzu⸗ 
zuziehen ſind. Es hätte nahegelegen, ſich mit der 
Beamtenſchaft ins Einvernehmen zu ſetzen, und 
ihre Anſichten darüber zu hören, wie das beſte⸗ 
hende Notopfer angeſichts der immer mehr um ſich 
greifenden Not der Beamtenſchaft und in Anbe⸗ 
tracht der neuen preußiſch⸗deutſchen Beſoldungs⸗ 
regelung aufgelöſt werden könnte. Die Bitte des 
Beamtenbundes vom 21. Januar 1928, das Not⸗ 
opfer mit Rückwirkung vom 1. Oktober 1927 auf⸗ 
zuheben, wurde jedoch überhört. Erſt am 17. März, 
zwei Monate nach dem Amtsantritt der neuen 
Regierung, kam es zu einer Beſprechung mit Ver⸗ 
tretern des Beamtenbundes über Richtlinien zur 
Neuordnung der Danziger Beſoldung. Der vor⸗ 
liegende Geſetzentwurf wurde jedenfalls ohne Ein⸗ 
vernehmen mit der Beamtenſchaft ausgearbeitet. 
Dieſe Nichtachtung der berufenen Vertretung der 
Beamtenſchaft iſt bitter empfunden worden, zu⸗ 


(©) 


) 
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(Müller, Abgeordneter) 
mal die Beamtenſchaft dies vorläufige Geſetz als 
verfaſſungswidrig ablehnt. 

Nun iſt geſagt worden, daß die Beamtenſchaft 
keinen Grund zur Klage habe, da das Geſetz betr. 
die vorläufige Regelung der Bezüge der Beam⸗ 
ten im weſentlichen nur die beſtehenden Verhält⸗ 
niſſe durch Geſetz ſichere. Hätten die Beamten, ſo 
ſagt man, nicht freiwillig das Notopfer gezahlt, ſo 
wäre es zu der gegenwärtigen geſetzlichen Rege⸗ 
lung nicht gekommen. Einer ſolchen Auffaſſung 
muß man auf das allerentſchiedenſte wider⸗ 
ſprechen. Ich bin daher genötigt, auf den Unter- 
ſchied zwiſchen dem freiwilligen Notopfer und der 
erzwungenen geſetzlichen Regelung, die mit der 
Verfaſſung in Widerſtreit ſteht, einzugehen. Wie 
lagen denn die Verhältniſſe zu der Zeit, als ſich 
die Beamtenſchaft entſchloß, das Notopfer zu brin⸗ 
gen? Der Vorſchlag der damaligen Regierung, 
nach dem Zuſammenbruch der Staatsfinanzen eine 
Sanierung mit Hilfe eines einfachen Enteignungs⸗ 
geſetzes durchzuführen, fand ſchärfſte Ablehnung in 
der geſamten Beamtenſchaft. Es kam zu jener Pro⸗ 
teſtverſammlung in der Meſſehalle, die noch in 
Aller Erinnerung iſt. Die damalige Regierung 
hat es mit ihren Verhandlungsmethoden er⸗ 
reicht, daß die Beamtenſchaft des Staates ein⸗ 
mütig und geſchloſſen in Oppoſition trat. Der da⸗ 
malige Senat ſetzte ſeine Pläne nicht durch und 
mußte abtreten. Die vornehmſte Sorge der neuen 
Regierung war es dann, die zerriſſenen Fäden 
zwiſchen Staatsregierung und Beamtenſchaft 
wieder zu knüpfen. Es gelang ihr, das alte Ver⸗ 
trauensverhältnis, ohne das kein Staat beſtehen 
kann, wieder herzuſtellen. (Hört! hört! links.) Die 
Beamtenſchaft konnte ſich der Not des Staates nicht 
verſchließen und freiwillig gab ſie als Opfer, was 
ſie ſich durch ein verfaſſungswidriges Geſetz nicht 
hatte abzwingen laſſen wollen. Sie ſchuf eine Re⸗ 
gelung, die ſozialer war als der Vorſchlag der 
ſozialiſtiſchen Regierung; in ihr wurden die ſozia⸗ 
len Verhältniſſe der einzelnen Beamten ſtärker be⸗ 
rückſichtigt und die Beamten der oberen Gruppen 
ſtärker herangezogen. In dem Schreiben des Be⸗ 
amtenbundes vom 15. November 1926 unterbrei⸗ 
tete der Danziger Beamtenbund dem Senat ſeine 
Vorſchläge zum Notopfer. In dieſem Schreiben 
heißt es: 

Die Beamtenſchaft der Freien Stadt fühlt ſich un⸗ 
löslich mit dem Schickſal der Freien Stadt Danzig ver⸗ 
bunden; ſie nimmt deshalb trotz eigener ſchwieriger 
wirtſchaftlicher Lage einer großen Zahl ihrer Ange⸗ 
hörigen in ihrer Geſamtheit das Notopfer auf ſich. 
Sie glaubt auch, in der Zeit der Not der geſamten 
Bevölkerung nicht nur den Beweis der unumſtöß⸗ 
lichen Treue zum Staat und ſeinen öffentlichen Ein⸗ 
richtungen geben zu müſſen, und die ſchwerſten Opfer 
freiwillig zu übernehmen, ſie hofft damit auch, daß 
dieſes Opfer, zu dem auch der niedrigſt beſoldete Be⸗ 
amte ſeinen Beitrag gibt, nicht j zur von der geſam⸗ 
ten Bevölkerung Anerkennung finden wird, ſondern 
darüber hinaus einen Anſporn für alle Volksgenoſſen 


ſein werde, auch ihrerſeits für Volk und Staat zu 
Opfern bereit zu ſei. 


Es iſt wertvoll, dieſen Wortlaut wieder ins Ge⸗ 
dächtnis zurückzurufen. So war alſo die Stim⸗ 
mung der Beamtenſchaft. In wenigen Wochen 
hatte ſie ſich auf Grund der ſchwebenden Verhand⸗ 

ngen, auf Grund der eigenen Einſicht und der 
Rückſicht auf das Staatsweſen gewandelt. Damals 
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ſah jeder einzige Beamte ein, daß es beſſer ſei, 
ſelbſt an der Sanierung der Finanzen des Staates 
mitzuarbeiten, als ein Diktat von Genf entgegen 
zu nehmen. „Die Axt im Haus erſpart den Zim⸗ 
mermann“, hieß es damals in den Kreiſen der 
Beamtenſchaft, die die öſterreichiſchen Verhältniſſe 
aufmerkſam verfolgt hatten. Das Notopfer hatte 
große Vorzüge vor der geſetzlichen Regelung. Es 
ſtellte keinen Eingriff in die Rechte der Beamten 
dar, es ließ die Hoffnung auf Wiedererlangung 
des vorigen Beſitzſtandes. Freilich hatte die Beam⸗ 
tenſchaft erwartet, daß die andern Stände im 
Staate die gleiche Opferwilligkeit zeigen würden. 
In dieſer Erwartung iſt die Beamtenſchaft ent⸗ 
täuſcht worden. Statt des Dankes erntete ſie Miß⸗ 
achtung. Bis in die jüngſte Zeit hörte die Hetze ge⸗ 
gen die Beamtenſchaft nicht auf. Ein häßliches 
Bild in der der Regierung nahe ſtehenden Preſſe, 
in der Danziger Volksſtimme vom 24. März 1928 
zeigt, welchem Mangel an Verſtändnis die Beam⸗ 
tenſchaft noch heute bei der größten Regierungs⸗ 
partei begegnet. Als einen verknöcherten alten 
Paragraphenreiter mit ſtierem Blick und ſich 
ſträubendem Zopf ſtellt die Danziger Volksſtimme 
ihren Leſern den Typus des Danziger Beamten 
dar. Es paßt dazu, wenn von einem Abgeordneten 
dieſes Hauſes Danziger Regierungsräte als In⸗ 
flationsjünglinge bezeichnet wurden und behaup⸗ 
tet wurde, daß Beamte nur durch Schiebungen in 
ihre Poſten gekommen ſeien. Wenn durch ſolche 
Hetze dauernd das Anſehen der Danziger Beam⸗ 
tenſchaft herabgeſetzt wird, dann wundern Sie ſich 
nicht, daß darunter auch das Anſehen der Regie⸗ 
rung leidet. Der Danziger Senat ſollte Gelegenheit 
nehmen, die Ehre ſeiner Beamtenſchaft zu ſchützen. 
Ein Staat, deſſen Beamte dauernd ſchwerſten An⸗ 
griffen ausgeſetzt ſind, wird Schwierigkeiten haben, 
den nötigen Nachwuchs von tüchtigen ehrlichen 
Beamten zu gewinnen. Die Danziger Beamten⸗ 
ſchaft verdient es nicht, daß ſie in ihrem Kampf 
um das Recht verhöhnt wird. Das Notopfer hat 
die Beamtenſchaft fünf Vierteljahre getragen. 
Seine Ueberführung in geſetzliche Verhältniſſe war 
notwendig, aber die Beamtenſchaft hätte erwartet, 
daß dieſe Regelung von vornherein eine Aende⸗ 
rung nach dem Vorbild der preußiſch⸗deutſchen Re⸗ 
gelung ſein würde. Im vorliegenden Geſetzentwurf 
ſieht ſie einen Angriff gegen das Berufsbeamten⸗ 
tum und den Verſuch einer Enteigenung. Sie 
wird ſich gegen dieſe Abſichten der Regierung mit 
allen geſetzlichen Mitteln zur Wehr ſetzen. 

Die Rechtsauffaſſung der Beamtenſchaft iſt von 
meinem Fraktionsfreund Herrn Abg. Manthei bei 
der erſten Leſung dieſes vorläufigen Geſetzentwurfs 
dargelegt worden. Ich will auf die Gründe im 
einzelnen nicht zurückkommen, die uns veranlaſſen, 
den Geſetzentwurf als verfaſſungswidria abzu⸗ 
lehnen. Doch möchte ich darauf hinweiſen, daß 
der Vertreter der Regierung, Herr Staatsrat 
Scheunemann, mit ſeinen Ausführungen über die 
angemeſſene Beſoldung am beſten durch die kom⸗ 
muniſtiſchen Anträge widerlegt wird, nach denen 
jede Beſoldung, die 500 Gulden überſteigt, als 


windigen Anſicht über die Angemeljenheit der Be⸗ 
ſoldung möchte die Beamtenſchaft ihre Rechte nicht 


eo 
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nicht angemeſſen erachtet wird. Von einer ſo 
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abhängig machen. Herr Staatsrat Scheunemann gen. Wenn Herr Senator Dr. Volkmann in feiner (©) 


hat als Vertreter der Regierung ferner argumen⸗ 
tiert, es müſſe die Möglichkeit gegeben ſein, bei 
einer weſentlichen Aenderung der Wirtſchaftslage 
eine Anpaſſung der Gehälter auch nach unten vor⸗ 
zunehmen, etwa für den Fall, daß die Indexziffer 
von 140 auf 80 fiele. Von einer ſolchen Aenderung 
der Wirtſchaftslage welche eine Herabſetzung der 
Gehälter rechtfertigte, ſind wir ſehr weit entfernt 
in einer Zeit, wo infolge der Zollvaloriſierung, der 
Schulgelderhöhung und anderer Maßnahmen 
eine Vermehrung der Ausgaben für alle Beamten⸗ 
haushalte bevorſteht. Aber nicht die Höhe der Be⸗ 
ſoldung ſteht hier in Frage, ſondern der Schutz der 
wohlerworbenen Rechte der Beamtenſchaft. Wenn 
einer der Herren Abgeordneten den Begriff der 
wohlerworbenen Rechte als merkwürdig bezeichnet 
hat, ſo hat er ſicher das beſondere Vertrauensver⸗ 
hältnis, in dem der Beamte zum Staate ſteht, 
außer acht gelaſſen. Bemerkenswert bleibt, daß 
ſich die Regierung grundſätzlich bereit erklärt 
hat, die Wahrung des Beſitzſtandes der Beam⸗ 
tenſchaft anzuerkennen, jedoch eine Kürzung der 
Gehälter nicht als eine Beeinträchtigung dieſes 
Beſitzſtandes anſieht. Die Haltung der Regierung 
iſt widerſpruchsvoll. Die Entſcheidung des Dan⸗ 
ziger Obergerichts erſt wird eine Klärung der 
widerſtreitenden Anſchauungen herbeiführen. Wir 
werden uns ihr zu fügen haben. Ob der Senat die 
Entſcheidung des Danziger Obergerichts über den 
Begriff der wohlerworbenen Rechte als bindend 
erachten wird, darüber hat der Herr Senatspräſi⸗ 
dent eine Erklärung im Hauptausſchuß nicht abge⸗ 
ben können. Es wäre wünſchenswert, wenn die 
Stellung des Senats zu dieſer Frage in aller 
Oeffentlichkeit bekannt gegeben würde. 

Als eine vorläufige Regelung iſt das vorlie⸗ 
gende Geſetz gedacht. (Abg. Mau: Das werden die 
Beamten des Gerichts ſchon ſchieben!) Es liegt im 
Intereſſe der Beamtenſchaft und des Staates, daß 
dieſe Vorläufigkeit nicht von langer Dauer ſei. 
Die Regierung muß die Verpflichtung fühlen, ſo 


ſchnell wie möglich die endgültige Regelung der 


Beſoldung vorzunehmen, damit die Beunruhigung 
der Beamtenſchaft ſich nicht noch vermehre. In⸗ 
folgedeſſen ſtellt die Deutſchnationale Fraktion den 
Antrag, dem § 3 Abſatz 1 folgende Faſſung zu 
geben: 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1928 außer 
Kraft. 


Die Feſtlegung einer Friſt in einem Geſetz, das 
in der Ueberſchrift als vorläufig gekennzeichnet iſt, 
erſcheint notwendig, ſie wird auch der Beruhigung 
der Beamtenſchaft dienen. Schon ſind die Richt⸗ 
linien des Senats betreffs der Neuregelung der 
Beamten bekanntgegeben, aus ihnen geht hervor, 
daß eine Kürzung der bisherigen geſetzlichen Be⸗ 
züge um 3, 5 bezw. 8 Prozent beabſichtigt iſt, daß 
eine Aenderung des Beſoldungsdienſtalters zu Un⸗ 
gunſten der Danziger Beamten in Ausſicht ſteht, 


daß durch Einführung des Syſtems der Ortsklaſſen 


im Freiſtaat die auf dem Lande tätigen Beamten 
ſchwer benachteiligt werden ſollen. Die Kürzung 
der Bezüge und die Aenderung des Beſoldungs⸗ 


Finanzrede erklärte, daß die Mehrausgaben für 
Gehälter der Gruppen III— l durch Ermäßigung 
der Gehälter an anderen Stellen auszugleichen 
ſeien, ſo ſcheint mir dieſes ebenſo im Widerſpruch 
zu den ſonſtigen im Ausſchuß abgegebenen Er⸗ 
klärungen der Regierung zu ſtehen. Eine baldige 
Klärung der Anſicht innerhalb des Senats und 
der Regierungsparteien iſt dringend notwendig, 
wenn die Beunruhigung der Beamtenſchaft nicht 
ſchärfere Formen annehmen ſoll. Beſonders groß 
iſt die Erregung der Beamten auf dem Lande. Sie 
fürchten, durch Einführung des Ortsklaſſenſyſtems 
ganz und gar in ihren Rechten hintangeſtellt zu 
werden, obwohl ſie unter ungünſtigeren wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen leben als die Beamten der 
großen Stadt. Sehr wichtige Gründe haben ſeiner⸗ 
zeit dafür geſprochen, daß im Intereſſe der Einheit⸗ 
lichkeit unſeres Staates und unſerer Staatsbeam⸗ 
tenſchaft eine einheitliche Ortsklaſſe in Danzig, 
wie in Hamburg und Bremen geſchaffen wurde. 
Man ſollte nicht ohne Not die guten Gründe jetzt 
verwerfen. In Anbetracht der Erregung der Be⸗ 
amtenſchaft iſt es dringend notwendig, das vor⸗ 
liegende vorläufige Geſetz zu befriſten, damit ſo⸗ 
bald wie möglich wieder feſte Verhältniſſe ge⸗ 
ſchaffen werden. Ein zweiter Abänderungsantrag 
betrifft das Datum des Inkrafttretens des neuen 
57 ae u § 3 ſoll folgenden Zuſatz er- 
alten: 
Die Neubeſoldung erhält rückwirkende Kraft vom 

1. Oktober 1927. 

Das Datum des 1. Oktober 1927 iſt darum not⸗ 
wendig, weil von dieſem Zeitpunkt ab den Grup⸗ 
pen III l bereits die Beſoldung in Höhe der 
preußiſch⸗deutſchen Bezüge gezahlt wird und es 
nicht angeht, verſchiedenes Recht für die verſchie⸗ 
denen Gruppen der Beamtenſchaft zu ſchaffen. Wir 
bitten um Annahme unſerer Anträge. Das vor⸗ 
läufige Geſetz in ſeiner Geſamtheit lehnt die 
Deutſchnationale Fraktion als verfaſſungswidrig 
ab. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Präſident des Senats Dr. Sahm: M. D. u. H.! 
Die Kritik, die an dieſem Geſetzentwurf in der 
letzten Sitzung des Volkstages und auch heute ge⸗ 
übt worden iſt, geht von der Annahme aus, daß 
es ſich bei dieſem Geſetz um eine Angelegenheit 
von grundlegender Bedeutung handelt. Dieſe Auf⸗ 
faſſung muß als irrtümlich bezeichnet werden. Die 
Regierung denkt nicht daran, mit dieſem Geſetz⸗ 
entwurf an den Grundfeſten des Berufsbeamten⸗ 
tums zu rütteln. Die Regierung bringt dem Be⸗ 
rufsbeamtentum nicht Haß und Verachtung entge⸗ 
gen, wie es eben von dem Herrn Vorredner ge⸗ 
jagt worden iſt, [ adern dieſe Regierung hat Ver⸗ 
trauen zu dem Berufsbeamtentum und erwartet 
auf der anderen Seite, daß auch die Beamten zur 
Regierung Vertrauen haben. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Die Notwendigkeit eines Berufsbeamtentums und 
ebenſo deſſen Bedeutung iſt in der Regierungser⸗ 
klärung bei Antritt dieſer Regierung hervorgeho⸗ 
ben worden. Ich kann heute die damalige Erklä⸗ 


dienſtalters iſt mit der Zuſicherung der Wahrung rung für die Regierung nur wiederholen. Dieſes 
des alten Beſitzſtandes nicht in Einklang zu brin⸗ Geſetz aber, m. D. u. H., iſt notwendig geworden, 
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auf der einen Seite deshalb, weil es nicht mög⸗ Notopfer ſeitens der Beamten vom 1. April ab 


lich war, die endgültige Regelung des Beſoldungs⸗ 
dienſteinkommensgeſetzes zum 1. April fertigzu⸗ 
ſtellen und auf der anderen Seite durch die Ent⸗ 
wickelung, welche das Notopfer genommen hat. 
Wenn ich erklärt habe, daß es unmöglich geweſen 
iſt, bis zum 1. April das Geſetz über die endgültige 
Regelung fertig zu ſtellen, ſo wiederhole ich 
namens der Regierung und unter ausdrücklicher 
Beſtätigung durch den Senat die Erklärung, die 
ich im Hauptausſchuß des Volkstags abgegeben 
habe, daß die Regierung alles daran ſetzen wird, 
noch im Laufe des Monats April den Geſetzent⸗ 
wurf über die neue Beſoldungsordnung dem hohen 
Hauſe vorzulegen. Dieſem Geſetzentwurf ſoll nach 
den Richtlinien, wie ſie bereits den Beamtenver⸗ 
tretungen und auch dem Hauptausſchuß in der 
letzten Sitzung mitgeteilt worden ſind, rückwirkende 
Kraft vom 1. April d. Is. ab gegeben werden. Aus 
allem ergibt ſich, daß es ſich bei dieſem Geſetz um 
eine Zwiſchenlöſung handelt, die für eine Zwiſchen⸗ 


zeit notwendig geworden iſt, und die man am 


beſten als eine kaſſentechniſche Löſung bezeichnen 
kann. Dieſem Charakter wird der § 3 des Geſetzes 
gerecht, und dieſer Charakter wird noch durch den 
Zuſatzantrag zum 8 3 verſtärkt, der von den Ne: 
gierungsparteien im Hauptausſchuß 
iſt. Dieſer Zuſatzantrag lautet: 

Die in dieſem Geſetz feſtgelegten Bezüge gelten 
nur als vorübergehende. Für die Errechnung der 
Dienſtbezüge der neuen Beſoldungsordnung bleibt 
dieſes Geſetz außer Betracht. 

Ich glaube, deutlicher kann der proviſoriſche 
Charakter dieſes Geſetzes nicht zum Ausdruck kom⸗ 
men. Vor allem aber, m. D. u. H.! iſt dieſes Geſetz 
durch die Entwicklung notwendig geworden, 
welche das Notopfer genommen hat. Der Herr 
Abg. Hennke hat im Hauptausſchuß die Worte 
gebraucht: „Nachdem die Dinge nun einmal ſoweit 
gekommen ſind.“ Ich glaube, das kennzeichnet am 
beſten die Situation. Der Wert und die Bedeu⸗ 
tung des Notopfers lag darin, daß es faſt von der 
geſamten Beamtenſchaft dem Staat zur Beſeiti⸗ 
gung ſeiner Notlage dargebracht worden iſt. So 
war es gedacht, und dieſer gewollte Idealzuſtand 
iſt tatſächlich faſt ganz erreicht worden, wie 
rühmend auch bei der Beratung im Rat des 
Völkerbundes hervorgehoben wurde. Wäre in die⸗ 
ſem Zuſtand keine Aenderung eingetreten, dann 
wäre höchſtwahrſcheinlich auch dieſer Geſetzent⸗ 
wurf nicht notwendig geworden. Es iſt aber eine 
Aenderung eingetreten, und an dieſer Tatſache 
kann niemand vorbeikommen. Es iſt eben auch 
von dem Herrn Vorredner anerkannt worden, daß 
die Ueberführung des Notopfers in geſetzliche Ver⸗ 
hältniſſe notwendig war, und dieſe Ueberführung 
wird jetzt für eine Zwiſchenzeit vorgenommen. 
Wie haben ſich denn nun die Dinge entwickelt und 
was hat dieſe Notwendigkeit zur Ueberführung 
in geſetzliche Regelung herbeigeführt. Es liegt 
vor allen Dingen eine Erklärung des Beamten⸗ 
bundes vor, die nach meiner Anſicht zu Anrecht als 
Kündigung bezeichnet wurde, (Sehr richtig!) 
denn zu einer Kündigung iſt nach den beſtehenden 
Abmachungen die eine Seite der Vertragſchließen⸗ 
den nicht berechtigt geweſen, wohl aber liegt eine 


eingebracht 


nicht mehr dargebracht werden ſoll. (Hört, hört! 
links.) Damit war alſo dem Notopfer der Charak⸗ 
ter als einer freiwillig im Intereſſe des Staates 
dargebrachten Leiſtung genommen. Weiter lag 
die Erklärung der Zoppoter Beamtenſchaft vor, die 
einen ähnlichen Charakter hat. Ferner war die 
Tatſache zu verzeichnen, daß im Kreiſe Danziger 
Höhe ſeit dem 1. Januar d. Is. dieſes Notopfer 
nicht gezahlt wurde. Ferner waren eine ganze 
Reihe von Erklärungen, die nur bedingt aus⸗ 
geſprochen oder mit irgend welchen Klauſeln ver⸗ 
ſehen waren, zurückgenommen und verlangt wor⸗ 
den, daß vom 1. April ab das Gehalt ungekürzt 
gezahlt werden ſollte. Man konnte alſo ſehr wohl 
von einem Abbröckeln des Notopfers ſprechen. Nun 
ergab ſich für die Regierung die Frage, was in 
dieſem Fall geſchehen ſollte. Nach der Finanz⸗ 
lage des Staates war die Regierung auf dieſe Be⸗ 
träge angewieſen. Wir hatten uns bei der Auf⸗ 
nahme der Anleihe dem Finanzkomitee des Völ⸗ 
kerbundes und dem Völkerbundrat gegenüber ver⸗ 
pflichtet, eine derartige Kürzung vorzunehmen. 
Da nun ein freiwilliger Charakter nicht mehr zu 
erreichen war, erſchien es geboten, bieſe Leiſtung 
in eine geſetzliche zu überführen. 
Das iſt der ganze Zweck der Vorlage. Wenn 
man alles dies in Betracht zieht, dann ſoll man 
nicht davon ſprechen, daß hier Angriffe gegen das 
Berufsbeamtentum vorliegen, dann ſoll man 
nicht davon ſprechen, daß hier die wohlerworbe⸗ 
nen Rechte angetaſtet werden. (Sehr richtig! 
links.) Man ſollte möglichſt aus der Debatte her⸗ 
auslaſſen, daß nunmehr die Beamtenſchaft ge⸗ 
nötigt wäre, ſich ihr Recht im Wege des Prozeſſes 
zu erkämpfen. (Sehr richtig! links.) Vielmehr ſoll 
man anerkennen, daß es ſich um eine vorüber⸗ 
gehende Notmaßnahme handelt, die im Intereſſe 
des Staates liegt. Es handelt ſich nicht um 
Grundbegriffe des Beamtentums, ſondern um eine 
durch die Realität der Tatſachen bedingte 
Zwiſchenlöſung. (Bravo! links.) f 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 
Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Wenn man die Verhandlungen über das vorlie⸗ 
gende Kürzungsgeſetz der Beamtengehälter mit 
den Verhandlungen vom Sommer 1926 über die 
23. Aenderung der Beamtenbezüge vergleicht, ſo 
bewahrheitet ſich wieder einmal der alte Satz, 
daß alles im Leben ſchon einmal dageweſen iſt. 
Genau wie damals hält es die Regierung heute 
— die aus genau denſelben Parteien beſteht, wie 
damals — für angebracht, zur Sanierung der 
Staatsfinanzen einen einzelnen Berufsſtand in 
ganz beſonderem Maße heranzuziehen. Genau wie 
damals hält man es für richtig, eine Geſetzesvor⸗ 
lage über Beamtenbeſoldung einzubringen, ohne 
vorher mit der Beamtenſchaft in Verhandlungen 
getreten zu ſein, obwohl der klare Wortlaut der 
Verfaſſung im § 91 unzweideutig beſtimmt, daß 
die beſtehenden Beamtenvertretungen zu den Vor⸗ 


arbeiten für derartige Geſetze hinzuzuziehen ſind. 


Genau wie damals hat man in der Regierung das 
unangenehme Gefühl, etwas zu tun, was ſich mit 
den Beſtimmungen der Verfaſſung nicht ſo ganz in 
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und deshalb hat man auch diesmal wieder genau | 


wie 1926 ſich einen Berliner Gutachter verſchrie⸗ 

ben, ohne ſich des einfacheren Verfahrens zu be⸗ 

dienen und das Danziger Obergericht zu einer 
zutachtlichen Stellungnahme aufzufordern. 

In zwei wichtigen Punkten aber iſt die Sach⸗ 
lage von heute weſentlich verſchieden von der 
von 1926. Das iſt erſtens die Einſtellung des 
Völkerbundes und zweitens die in Preußen⸗ 
Deutſchland inzwiſchen erfolgte Neuregelung der 
Beamtenbezüge. In dem Sanierungsprogramm 
des Finanzkomitees des Völkerbundes vom Jahre 
1926 waren bekanntlich unter anderem vier 
Punkte enthalten: 3 
1. Die Danziger Beamtengehälter ſeien um 10 

Prozent höher als im Reich. 

2. Es können noch rund 800 Beamte abgebaut 

werden. 8 
3. Volkstag und Senat können verkleinert wer⸗ 

den. 

4. Das Syſtem der Danziger Erwerbsloſenver⸗ 
ſorgung erfordere rund 5 Millionen Gulden 
jährlich mehr, als das deutſche Syſtem erfor⸗ 
dern würde. 


Auf Grund dieſes Programms, das zugleich eine 


Forderung war, war die Regierung damals in 
der Lage, zu erklären, daß ſie gar nicht anders 
könne, ſelbſt wenn ſie wolle, da Genf klipp und 
klar eine Herabſetzung der Gehälter gefordert 
habe. Nach den Ausführungen des Herrn Fi⸗ 
nanzſenators in ſeiner letzten Rede hat man in 
Genf in dieſem Jahre eine derartige Forderung 
nicht geſtellt, der Regierung vielmehr vollkommen 
freie Hand in der Wahl ihrer Mittel zum Aus⸗ 
gleich des Haushalts gelaſſen. Es liegt in dieſem 
Jahre alſo durchaus kein zwingender Grund vor, 
die Gehaltskürzung weiter durchzuführen, be⸗ 
ſonders, da die Regierung wiſſen mußte, daß dieſe 
Frage erneut große Erregung hervorrufen würde, 
und daß ſie in ihrer Rechtsmäßigkeit durchaus 
ſtrittig iſt. Der zweite wichtige Anterſchied zwi⸗ 
ſchen damals und heute iſt die inzwiſchen verab⸗ 
ſchiedete Neuregelung der deutſchen Beamten⸗ 
bezüge. Bekanntlich wurde damals, wie aus dem 
bereits zitierten Programm des Genfer Finanz⸗ 
komitees erſichtlich it, der Unterſchied zwiſchen 
der deutſchen und Danziger Beſoldung ins Treffen 
geführt, um zu beweiſen, daß eine Reduzierung 
der Danziger Sätze erforderlich ſei. Dieſes Argu⸗ 
ment dürfte jetzt hinfällig ſein, da die deutſchen 
Gehälter erheblich, ſtellenweiſe bis um 38 Pro⸗ 
zent ſeit dem 1. Oktober vorigen Jahres höher 
gerückt find. Ich werde auf die Auswirkung 
dieſer Frage ſpäter noch näher eingehen. Im 
Jahre 1926 hat die Beamtenſchaft unter Würdi⸗ 
gung der Finanzlage des Staates und in Anbe⸗ 
tracht des Druckes, der von Genf ausgeübt wurde, 
freiwillig auf einen erheblichen Teil ihres Ge⸗ 
halts verzichtet und dadurch eine Tat von ſelbſt⸗ 
loſer Opferfreudigkeit dem Staat gegenüber ge⸗ 
bracht, die weit über die Grenzen des Freiſtaates 
hinaus Anerkenung und Würdigung gefunden 
hat. Wenn der Herr Senatspräſident ſoeben feſt⸗ 
ſtellte, daß das Notopfer nicht mehr zu halten ſei 
und allmählich abbröckele, ſo iſt dies darauf zu⸗ 
rückzuführen, daß die beiden erwähnten Voraus⸗ 
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ſetzungen, nämlich der Druck von Genf und der (C) 


Anterſchied zwiſchen der deutſchen und Danziger 
Beſoldung gefallen ſind, vor allen Dingen aber 
auch darauf .. . (Gehen Sie nach Sachſen! links.) 
Ich bin Danziger. Sie haben ſoviel Sachſen in 
Ihrer Partei, daß Sie unglücklich wären, wenn 
ſie alle nach Sachſen gingen. Vor allen Dingen 
aber auch darauf, daß die beiden übrigen Forde⸗ 
rungen des Finanzkomitees vom Jahre 1926, 
nämlich die Verkleinerung des Volkstages und 
des Senats und die Anpaſſung der Danziger Er⸗ 
werbsloſen⸗Verſorgung an die deutſche, nicht in 
derſelben prompten Weiſe ausgeführt wurden, wie 
die beiden Forderungen, die ſich auf Veamtenan⸗ 
gelegenheiten bezogen. Aus dieſen Gründen liegt 
für die Beamtenſchaft kein Grund mehr vor, die⸗ 
ſes Notopfer und dieſen Gehaltsabzug weiterhin 
freiwillig darzubringen, ein Entſchluß, den jeder 
nüchtern und ſachlich denkende Menſch wohl ohne 
weiteres billigen wird. Nun machen ausgerech⸗ 
net Sie, m. H. von der Sozialdemokratie, ſich in 
erſter Linie zum Verfechter des Gedankens, (Abg. 
Brill: Das müſſen Sie zur andern Seite jagen!) 


die Gehälter im Wege einfacher Geſetzgebung ab⸗ 


zuändern. Ich möchte vorausſchicken, daß kein 
Beamter einem Arbeiter wirtſchaftliche Vorteile, 
welcher Art fie auch ſein mögen, irgendwie neidet. 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Ihnen iſt doch 
auch bekannt, daß die Löhne der Staatsarbeiter 
in Danzig höher ſind, als im Reich, z. B. um 
26 Prozent höher als in Königsberg und um 10 
Prozent höher als in Stettin und daß 3. B. die 
Maurerlöhne in Königsberg um 10 Prozent und 
die der Bauarbeiter ſogar um 20 Prozent höher 
ſind als in Danzig. (Große Unruhe. Abg. Liſch⸗ 
newſki: Was wollen Sie damit jagen, Sie elen⸗ 
der Schurke!) 

Präsident: Herr Abg. Liſchnewſki! Sie haben 
den Redner einen elenden Schurken genannt, ich 
rufe Sie zur Ordnung. N 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Wenn je- 
mand auf den Gedanken kommen ſollte, dieſe 
Löhne für die Staatsarbeiter wegen der ſchlech⸗ 
ten Staatsfinanzen oder für die Bauhandwerker 
wegen der ſchlechten Wirtſchaftslage des Bauge⸗ 


werbes in Danzig herabzuſetzen ,, (Große 
Unruhe. Zurufe des Abg. Liſchnewſki.) 
Präſident: Herr Abg. Liſchnewfki! Ich rufe 


Sie zum zweiten Mal wegen fortgeſetzter Störung 
zur Ordnung. - 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Sie würden 
ſich dann wahrſcheinlich mit aller nur denkbaren 
Schärfe dagegen wenden, und wir wären die letz⸗ 
ten, die Ihnen das verdenken würden, weil wir 
eben auf dem Standpunkt ſtehen, daß die Lebens⸗ 
verhältniſſe in Danzig tatſächlich teurer find als 
im Reich und ſomit höhere Löhne und Gehälter 
rechtfertigen. Alſo billigen Sie uns doch das 
gleiche Recht zu und ſchaffen Sie durch Ihre 
eigenartige Stellungnahme nicht einen Präze⸗ 
denzfall, der möglicherweiſe ſpäter auch einmal 


auf die Löhne der Arbeiter Anwendung finden. 


könnte. Wie ich ſchon vorhin erwähnte, iſt durch 
die Neuregelung der deutſchen Beſoldung der 
Anterſchied zwiſchen den dortigen und den Dan⸗ 
ziger Gehältern zum größten Teil ganz beſeitigt, 
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(Jahr, Abgeordneter) 
und wo ein ſolcher noch beſteht, dürfte er durch 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in Danzig und 
die höheren Lebenshaltungskoſten, die durch die 
ſogenannte Zollvaloriſierung vorausſichtlich einen 
erneuten Aufſtieg nehmen werden, vollauf berech⸗ 
tigt ſein, jedenfalls in dem gleichen Maße, wie 
die höheren Löhne der Arbeiter, beſonders der 
Staatsarbeiter in Danzig. Der ganze Wider⸗ 
ſinn der Weiterführung des Notopfers über den 
1. Oktober hinaus geht aber aus der Tatſache 
hervor, daß nach dem Inkrafttreten der preußiſch⸗ 
deutſchen Beſoldungsordnung der Unterjchied 
zwiſchen der deutſchen und der Danziger Beſol⸗ 
dung nicht nur verſchwunden iſt, ſondern daß es 
in Danzig zahlreiche Beamte gibt, die durch den 
Abzug des Notopfers ein geringeres Gehalt be> 
kommen als die gleichen Stelleninhaber im Reich. 
Nun iſt bekannt, daß ſich Danzig bei der Konſti⸗ 
tuierung des Freiſtaats verpflichtet hat, die in 
ſeine Dienſte übergetretenen Beamten nicht 
ſchlechter zu ſtellen, als die deutſchen. Der be⸗ 
treffende Paragraph lautet: i 
Die Freie Stadt Danzig übernimmt den über⸗ 
getretenen Beamten gegenüber die Erfüllung aller 
Rechte und Anſprüche, die ihnen aus ihrem bisheri⸗ 
gen Dienſtverhältnis zuſtanden und verpflichtet ſich, 
dieſe Rechte und Anſprüche weder durch Geſetz noch 
im Verwaltungswege zum Nachteil der Beamten 
oder ihrer Hinterbliebenen irgendwie zu verändern. 
Profeſſor Triepel, der ſich in ſeinem Gutachten 
auch mit dieſer Frage beſchäftigt hat, folgert, 
nachdem er die Geſetzlichkeit einer Gehaltskürzung 
im Wege der einfachen Geſetzesänderung abge⸗ 
lehnt und nur im Wege der Verfaſſungsänderung 
für möglich erklärt hat, folgendes: 
a Die Freie Stadt Danzig iſt nicht nur dem Reich 
gegenüber, ſondern auch im Verhältnis zu den über⸗ 
getretenen Beamten verhindert, eine Verringerung 
der Gehälter in ſolchem Umfang vorzunehmen, daß 
dieſe Beamten weniger erhalten, als was ihnen 
nach Maßgabe ihrer früheren vom Reiche oder von 
Preußen gewährten Rechte zuzufließen hat. 
Eigenartigerweiſe hat aber der Senat die Kon⸗ 
ſequenz aus dieſer Sachlage nur in Bezug auf die 
Beamten in Gruppe I—VI gezogen, denen er ab 
1. Oktober den Anterſchiedsbetrag zwiſchen der 
neuen preußiſchen Beſoldung und der zur Zeit in 
Danzig beſtehenden auf die neu zu erfolgende 
Regelung auszahlt. Wenn ich ſoeben vom Wider⸗ 
ſinn des Notopfers ſprach, beziehe ich das auf den 
Amſtand, daß man auf der einen Seite den Be⸗ 
amten einen Teil ihres Gehaltes als Notopfer 
abzieht, auf der anderen Seite ihnen aber einen 
beſtimmten Betrag wieder zurückzahlt und da⸗ 
durch doch zugibt, daß der Abzug nicht gerecht⸗ 
fertigt war. Die Weiterführung des Notopfers 
wird alſo geradezu zur Lächerlichkeit gemacht. 
Was die unterſchiedliche Behandlung der Beam⸗ 
ten der Gruppen IVI und der von Gruppe VII 
an aufwärts anbetrifft, ſo haben wir dieſe Ange⸗ 
legenheit zum Gegenſtand einer kleinen Anfrage 
gemacht, um Klarheit zu ſchaffen. Es iſt unſerer 
Auffaſſung nach nicht angängig, für beſtimmte 


eamtengruppen die Neuregelung der Beſoldung 
am 1. Oktober 1927, für andere am 1. April 1928 
in Kraft treten zu laſſen. Wir können nicht an⸗ 
nehmen, daß der Senat hier zweierlei Recht gel⸗ 
ten laſſen will und fordern deshalb gleiches Recht 


Volkstag Danzig — 19. Sitzung. Dienstag, den 27. März 1928. 


327 


für alle Beamten. Wir werden deshalb den 
Abänderungsantrag des Abg. Müller von der 
Deutſchnationalen Partei, der die Neuregelung 
der Gehälter aller Beamtengruppen vom 1. Ok⸗ 
tober 1927 fordert, unterſtützen. Ich habe dieſe 
Ausführungen gemacht, um zu beweiſen, daß ab⸗ 
geſehen von der ſchiefen Rechtslage, über die die 
beiden Vorredner meiner Gruppe eingehend ge⸗ 
ſprochen haben, eine Weiterführung des Notopfers 
auch aus Gründen der Logik und der Moral nicht 
mehr haltbar iſt. Ich habe es auch deshalb getan, 
um die ſogenannte Kündigung des Notopfers, die 
der Herr Senatspräſident erwähnte, damit zu 
begründen und den Nachweis zu führen, daß 
dieſe Kündigung nach den angeführten Gründen 
in jeder Weiſe berechtigt war. Was nun die vor⸗ 
liegende Geſetzesvorlage ſelbſt anbetrifft, ſo iſt 
die ihr beigegebene kurze ſchriftliche Begründung 
in keiner Weiſe überzeugend. Ebenſo wenig 
überzeugend war die mündliche Begründung des 
Herrn Regierungsvertreters, die ſich faſt aus⸗ 
ſchließlich auf den § 34 des Beſoldungsgeſetzes 
ſtützt, den wir auf Grund des Triepelſchen Gut⸗ 
achtens als verfaſſungswidrig ablehnen müſſen. 
Von den Regierungsparteien hat lediglich das 
Zentrum eine kurze Erklärung abgegeben. Was 
den erſten Punkt dieſer Erklärung anbetrifft, ſo 
iſt dieſer ziemlich nichtsſagend. Eingangs wird 
nämlich geſagt, daß die Wahrung des Beſitz⸗ 
ſtandes grundſätzlich anerkannt wird, d. h. auf 
deutſch, daß der Beſitzſtand, alſo die Höhe des Ge⸗ 
halts, nicht herabgeſetzt werden kann. Im Nach⸗ 
ſatz aber ſteht, daß die ſchwierige Finanzlage eine 
gewiſſe Kürzung der Gehälter bedingt. Wenn 
die Gehälter aber gekürzt werden, muß der Be⸗ 
ſitzitand doch angegriffen werden. Der ganze 
erſte Satz iſt alſo ein Widerſpruch in ſich. Eine 
grundſätzliche Stellungnahme nützt der Beamten⸗ 
ſchaft nichts, wenn in der Praxis doch anders ver⸗ 
fahren wird. Weſentlich intereſſanter 
zweite Punkt, der ſich mit der Frage beſchäftigt, 
ob die Höhe des Gehalts als wohlerworbenes 
Recht zu betrachten und demnach für ein Kür⸗ 
zungsgeſetz eine verfaſſungsändernde Mehrheit 
erforderlich iſt. Dieſer zweite Satz lautet: 
Maßgebend für die Auslegung dieſes Begriffes 
kann daher für den Danziger Freiſtaat lediglich die 
Entſcheidung des Danziger Obergerichts ſein. Sowohl 
das vorliegende wie das endgültige Beſoldungs⸗ 
geſetz dürfen daher einer ſolchen Entſcheidung nicht 
vorgreifen oder eine ſolche beſeitigen. 
Wenn der Herr Senatspräſident in ſeinen Aus⸗ 
führungen ſoeben betonte, daß es nicht angängig 
wäre, oder daß es nicht erwünſcht erſcheine, daß 
die Beamten zur Klärung dieſer Frage eine Ge⸗ 
richtsentſcheidung herbeiführten, ſo muß dieſe Er⸗ 
klärung einer Regierungspartei, die doch klar 
darauf hinauszielt, eine derartige Entſcheidung 
des Obergerichts herbeizuführen, immerhin ver⸗ 
wundern. Wir hätten nur gewünſcht, daß das 
Zentrum in Konſequenz dieſer Erkenntnis dem 
vorliegenden Geſetzentwurf ſeine Zuſtimmung ver⸗ 
ſagt hätte. 

Ich ſagte ſchon eingangs, daß es klüger ge⸗ 
weſen wäre, eine gutachtliche Stellungnahme des 
Obergerichts vorher einzufordern, wie dies nach 
§ 84 des Ausführungsgeſetzes des Gerichtsver⸗ 
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faſſungsgeſetzes gegeben iſt. Jetzt wird die Sache 
daß nach dem 1. 
April die Beamten in großer Zahl ohne daß wir, 
oder der Beamtenbund ſie werden hindern können, 
klagen werden und das Obergericht doch zu ent⸗ 
ſcheiden haben wird. Hätte man dies verhindert 
durch eine vorherige gutachtliche Entſcheidung 
des Obergerichtes, ſo wäre dadurch das Miß⸗ 
trauen in der Beamtenſchaft gegen die Regierung 
nicht groß gezogen worden, und die unerfreuliche 
Spannung, die zwiſchen Regierung und Beamten⸗ 
ſchaft jetzt beſteht, und jedem verantwortungs⸗ 
bewußten Beamten im tiefſten Innern zuwider 
iſt, wäre vermieden worden. Aus der Zentrums⸗ 
Erklärung, noch mehr aber aus dem Kommentar 
zu dieſer in der Danziger Landeszeitung vom 
letzten Sonnabend iſt anzunehmen, daß das Zen⸗ 
trum ſeine Stellung zu der Vorlage ändern wird, 
wenn die Entſcheidung des Obergerichts in unſe⸗ 
rem Sinne ausfällt und die Höhe des Gehalts zu 
den verfaſſungsmäßig garantierten wohlerwor⸗ 
benen Rechten der Beamten gehörig bezeichnet 
wird. Die Landeszeitung ſchreibt hierzu: 

In dieſem Falle wird ſich die Zentrums⸗Partei 
ohne weiteres auf den gleichen Rechtsboden ſtellen 
und dies auch als unzweifelhaftes nicht amtaſtbares 
Recht des Berufsbeamtentums anerkennen und ſie 
wird ih nicht dazu hergeben, etwa durch ein Sperr⸗ 
geſetz oder durch Verabſchiedung eines ähnlichen Ge⸗ 
ſetzes mit verfaſſungsändernder Mehrheit die Rechte 
der Beamten anzutaſten. 

Ich möchte an die Herren vom Zentrum die Frage 


richten, ob ſie dieſe Stellung der Landeszeitung 


auch als die ihre bezeichnen. Trifft zies zu, be⸗ 
ſonders auch im Hinblick auf ein etwaiges Sperr⸗ 
geſetz, ſo dürfte das letzte Wort in dieſer Sache 
allerdings noch nicht geſprochen ſein. 

Wir haben es zu unſerem Bedauern nicht ver⸗ 
hindern können, daß dieſer Geſetzentwurf zur 
Vorlage und aller Wahrſcheinlichkeit wohl auch 
zur Annahme gelangen wird. Wir lehnen ihn 
aufs ſchärfſte ab, weil er nach unſerer Auffaſſung 
verfaſſungswidrig iſt. Verfaſſungswidrig in nor⸗ 
maler Beziehung, da die Beamtenvertretung zu 
den Vorarbeiten nicht hinzugezogen wurde und 
er ſomit gegen den § 91 der Verfaſſung verſtößt. 
Verfaſſungswidrig aber auch in fachlicher Bezie⸗ 
hung, da er gegen den 8 92 der Verfaſſung ver⸗ 
ſtößt, indem er die hier feſtgeſetzten wohlerwor⸗ 
benen Rechte der Beamten antaſtet. Wir lehnen 
ihn in dieſer Schärfe ab, nicht allein wegen der 
damit verbundenen materiellen Schäden, ſondern 
in aller erſter Linie deshalb, weil wir in ſeiner 
Durchführung einen Eingriff in die dem Berufs⸗ 
beamtentum durch die Verfaſſung gewährleiſtete 
Rechtsstellung erblicken. (Bravo und Sehr gut! 
rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Nahn. 5 

Nahn, Abgeordneter (D. V. P.): Wir haben es 
von jeher als das vornehmſte Recht des Berufs⸗ 
beamtentums angeſehen, daß ſeine Bezüge durch 
Geſetz feſtgeſetzt werden und haben deshalb das 
Notopfer, welches die letzte Regierung einführte, 
als geſetzeswidrig und des Berufsbeamtentums 
unwürdig bezeichnet. (Sehr richtig!) Wir ſehen 
es ferner als das vornehmſte Recht einer jeden 
Staatsregierung und einer jeden geſetzgebenden 
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Körperſchaft an, die Bezüge der Staatsdiener nach 


billigem Ermeſſen und nach den Bedürfniſſen der 
Lage des Staates feſtzuſetzen, damit das Ver⸗ 
trauen zu einer jeden Staatsregierung und einem 
jeden Geſetzgeber, daß er ſeine Staatsdiener nicht 
derart beſoldet, daß fie nach Lage der Verhältniſſe 
micht ein ordnungsmäßiges und ſtandesgemäßes 
Leben führen können, gewahrt bleibt. Wenn ſich 
jetzt die Notwendigkeit herausgeſtellt hat, das, 
was die vorige Regierung unordentlich gemacht 
hat, nämlich mit jedem Beamten einen beſonderen 
Vertrag zu ſchließen, wonach er auf einen gewiſſen 
Anteil ſeiner Bezüge verzichtet, in ordnunasge⸗ 
mäße geſetzliche Wege zu überführen, jo begrüßen 
wir dieſen beſchrittenen Weg und geben ihm un⸗ 
ſere Zuſtimmung. Wenn frühere Regierungen in 
Verkennung der wirklichen Lage des Staates die 
Bezüge der Beamtenſchaft anormal hoch gegriffen 
haben (Abg. Kloßowſki: Sehr qut!), jo daß der 
Staat unter den Laſten der Beamtenbeſoldung 
zuſammenzubrechen drohte, und bei der Neurege⸗ 
lung der Gehälter einige Herabſetzungen erfol⸗ 
gen müſſen, ſo iſt dies nur eine pflichtgemäße 
Handlung der Regierung, der wir unſere Zuſtim⸗ 
mung erteilen. Wir erblicken in den wohlerwor⸗ 
benen Rechten des Berufsbeamtentums micht die 
jeweilige Feſtſetzung der Gehälter, da dieſe von 
der jeweiligen Lage der Wirtſchaft des Staates 
abhängig find; denn ſonſt wäre es ja unmöglich 
geweſen, ſeinerzeit, als wir uns in Milliarden⸗ 
gehältern bewegten, dieſe Milliardengehälter 
einer Aenderung zu unterziehen. Nun ſteht aller⸗ 
dings das reichlich in dieſem Hauſe vertretene 
Berufsbeamtentum auf dem Standpunkt, daß 
durch die Neuregelung und etwaige Herabſetzung 
ihrer bisherigen Bezüge die Regierung und auch 
der Geſetzgeber einen Verfaſſungsbruch beabſich⸗ 
tigen, weil wohlerworbene Rechte angetaſtet wer⸗ 
den. Herr Senatspräſident Dr. Sahm hat es heute 
unternommen, die Wogen der Erregung zu glät⸗ 
ten, indem er hier auftrat. Als Herr Abg. Dr. 
Ziehm am worigen Donnerstag hier im Parla⸗ 
ment die neue Sachlichkeit vertrat, gab er unſerem 
Finanzſenator den Rat, einen Eiertanz zwiſchen 
Optimismus und Peſſimismus als Finanzſena⸗ 
tor aufzuführen. Ich habe den Eindruck, als 
wenn der Herr Senatspräſident in ſeiner heutigen 
Rede dieſe Lehre auch angewandt hat. Ich Hatte 
den Eindruck, als wenn zwiſchen den wohlerwor⸗ 
benen Rechten der Beamten und der Auffaſſung 
der jetzigen Koalition, daß wohlerworbene Rechte 
nicht verletzt werden, ein Eiertanz aufgeführt 
wurde. Die Beamten ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß wohlerworbene Rechte angetaſtet werden. Der 
Herr Senatspräſident ſagt, es ſei unrichtig, bei 
dieſer Regelung von grundlegenden Aenderungen 
zu ſprechen, es ſei unerwünſcht, an die Gerichte zu 
appellieren. 

Nachdem hier eine ganze Anzahl von Volks⸗ 
vertretern, die ſich in Beamteneigenſchaft befin⸗ 
den, erklären, fie hätten die Auffaſſung, daß 
Grundrechte angetaſtet würden, und daß ſie an 
die Gerichte appellieren werden, hat auch dieſe 
Erklärung, die der Herr Senatspräſident abgege⸗ 
ben hat, keinen Sinn. Ich bin der Ueberzeugung, 
daß die geſamte Beamtenſchaft von den Deutſch⸗ 
nationalen bis zum Zentrum, mit Ausnahme 
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meines Kollegen Dr. Blavier, (Heiterkeit) und 
der Beamten der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
an die Gerichte appellieren werden und ſich nicht 
durch die ſchönen Worte des Herrn Senatspräſi⸗ 
denten, die in ſo ruhiger und ſachlicher Form 
vorgetragen wurden, abhalten laſſen werden, ihr 
vermeintliches Recht zu ſuchen. Ich fürchte auch, 
daß ſich in Danzig ein Obergericht findet, welches 
aus Richtern zuſammengeſetzt iſt, denen man auch 


ihre Bezüge ſchmälert, die erklären werden, ihre 


8) 


wohlerworbenen Rechte ſeien angetaſtet und die 
dann ohne Rückſicht auf die Auffaſſung der Re⸗ 
gierung dies Geſetz als ein verfaſſungswidriges 
bezeichnen werden. Ich fürchte ferner, daß die Kla⸗ 
gen der Berufsbeamten unter dem Einfluß dieſer 
ſogenannten Berufsvertretung Beamtenbund 
beim Senat in allzu reger Form eingehen werden 
und daß die Ausfälle, die durch die nicht eingehen⸗ 
den Beträge eintreten werden, einen ganz erheb⸗ 
lichen Fehlbetrag im Staatsſäckel und damit eine 
Gefährdung der Finanzen der Freien Stadt Dan⸗ 
zig herbeiführen werden. Dann könnte die Re⸗ 
gierung eines ſchönen Tages, der Zeitpunkt dürfte 
nicht fern liegen, erklären, die Kaſſen ſeien leer, 
wir ſeien gezwungen, ſie zu ſchließen. Die Situ⸗ 
ation iſt doch ſehr ernſt. Nachdem eine große Re⸗ 
gierungspartei, — das Zentrum, welches die Ge⸗ 
legenheit ergreifen kann, dieſe Regierung aus dem 
Sattel zu heben, — bereits durch ihren Sprecher 
erklärt hat, te werde ſich der Entſcheidung des 
Obergerichts unterwerfen, kann dieſe Situation 
eintreten. Das Gericht entſcheidet manchmal ſehr 
ſchnell, ſo daß die Regierung und die Freie Stadt 
Danzig ſich vor ganz eigenartige Situationen ge⸗ 
ſetzt ſehen kann. Was ſoll das werden? Ich meine, 
die Situation iſt zu ernſt, um ſie auf die leichte 
Schulter zu nehmen. (Sehr richtig!) Ich glaube, 
die Situation iſt ſogar ſo ernſt, daß wir uns über⸗ 
legen müſſen, ob wir die Entſcheidung über die 
Verfaſſungsmäßigkeit von Geſetzen nicht in die 
Hand des Gerichts legen, welches in der Danziger 
Verfaſſung verankert iſt, nämlich des oberſten Ge⸗ 
richts, das wir noch zu ſchaffen haben. Ein Ge⸗ 


ſetzentwurf iſt in der vorigen Legislaturperiode 


eingebracht worden. Er iſt in den Akten vorrätig, 
wonach ein oberſtes Gericht geſchaffen werden ſoll, 
das über die Anklage von Senatoren zu entſchei⸗ 
den hat. Dies Gericht hätte auch über die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit von Geſetzen zu entſcheiden. Da⸗ 
mit wäre dem Berufsbeamtentum, welches eine 
Veränderung ſeines Gehalts als Eingriff in ſeine 
wohlerworbenen Rechte anſieht, mit Einſchluß der 
Richter, das Recht genommen, in letzter Inſtanz 
über ihre Gehaltsbezüge zu entſcheiden. Ein der⸗ 
artiges Privileg iſt für einen jeden Staat uner⸗ 
träglich. Es iſt hohe Zeit, daß man dazu übergeht, 
ein oberſtes Gericht der Freien Stadt Danzig zu 
Ihaffen, welches über Verfaſſungsmäßigkeit von 
Geſetzen zu entſcheiden hat und ſich aus Senatoren, 
Abgeordneten, Rechtsgelehrten und auch einigen 
Richtern zuſammenſetzt, wobei aber die Mehrheit 
nicht in den Händen der Richter liegt, welche kein 
geſundes Verſtändnis dafür haben, was ein Staat 
benötigt und was wohlerworbene Rechte ſind und 
was nicht. (Bravo! — Zuruf des Abg. Hennke.) 

Präſident: (Abg. Kloßowſki: Oller Schieber 
Sie!) Herr Abg. Kloßowſti! 3 
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daß Sie den Abg. Friedrich einen ollen Schieber 
genannt haben. Ich rufe Sie für den Ausdruck zur 
Ordnung. Das Wort hat Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Ein jeder 
Staat muß ſich ſeine Exekutivorgane ſchaffen. So 
hat ſich natürlich das bürgerliche Staatsſyſtem in 
den höheren Beamten die Organe geſchaffen, die 
dazu da ſind, die Klaſſenherrſchaft, wie ſie heute 
beſteht, bis in alle Ewigkeit zu gewährleiſten. Die 
jetzt beſtehende Staatsform wird die Geiſter, die 
ſie rief, nicht los, trotzdem ſie beim beſten Willen 
heute nicht in der Lage iſt, die Gehälter zu zah⸗ 
len. Wir Kommuniſten haben immer betont, daß 
wir für einen Gehaltsabbau ſind, aber ſo, daß 
das Exiſtenzminimum den Beamten gewährleiſtet 
iſt. Von einem Gehalt unter 500 G darf kein 
Pfennig abgezogen werden. Es iſt natürlich ein 
Unſinn, im großen ganzen von einem Gehaltsab⸗ 
bau zu ſprechen und zu ſagen, daß man ihn zur 
Durchführung bringen will, wie das mit dem 
neuen Geſetzentwurf geplant iſt. Bei den kleinen 
Beamten mit 180 oder 200 Gulden Gehalt fäng: 
man mit dem Gehaltsabbau an. Bei den Beam⸗ 
ten, die 100 Prozent über dem Exiſtenzminimum 
haben, fängt man auch an, das Gehalt abzubauen, 
hat aber auf der andern Seite die Möglichkeit, 
durch eine höhere Eingruppierung den ſcheinbaren 
Gehaltsabbau wettzumachen. 

Jetzt will ich mich ſpeziell mit dem Herrn Abg. 
Jahr befaſſen. Dieſer Herr, der über ein Exiſtenz⸗ 
minimum verfügt, wovon gut 10 Arbeiterfamilien 
exiſtieren können, dieſer Mann, der die Gemein⸗ 
heit beſitzt zu ſagen, daß die Arbeiter hier zuviel 
verdienen, zeigt einen ſo lumpenhaften Charakter, 
(Glocke des Präſidenten) wie man es nicht mit 
Worten ausdrücken kann. 

Präſident: Wenn die Glocke ertönt, haben Sie 
zu ſchweigen. Ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks 
zur Ordnung. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Dieſer 
gute Mann hat abſolut kein Recht, ſich hier hin⸗ 
zuſtellen und im Namen der Beamten zu ſprechen. 
Dieſer Mann, der es wagt, die Erwerbsloſen, die 
am Verhungern ſind, mit Dreck zu bewerfen, der 
es wagt, zu ſagen, die Erwerbsloſen haben zuviel, 
für dieſen Mann kann man keine andern Aus⸗ 
drücke gebrauchen. 

Präſident: Ich rufe Sie zum zweiten Mal zur 
Ordnung. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Sie mögen über die Beamtenfrage denken wie 
Sie wollen, eins ſteht feſt, das Problem der Be⸗ 
amten wird Sie auch in Zukunft beſchäftigen; 
denn die wirtſchaftlichen Verhältniſſe werden nicht 
beſſer werden, ſondern ſchlechter. Es kann das ein⸗ 
treten, was der Vorredner ſagte, daß man durch 
die Entſcheidung des Obergerichts den Beamten 
die Möglichkeit gibt, ihre Gehälter ſelbſt feſtzu⸗ 
legen, und die Volksvertretung und die Körper⸗ 
ſchaften auszuſchalten. Es tritt kraß zutage, was 
wir immer ſagten, daß die Beamten in dem Mo⸗ 
ment, wo es um ihren eigenen Geldbeutel geht, 
ſich brutal über alles hinwegſetzen, und ihr wahres 
Geſicht zeigen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. 


ch habe verſtanden, Wir gehen zur Einzelberatung über. Ich eröffne 
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die Beſprechung zu $ 1 und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir ſtimmen über 8 1 
einſchließlich der beiden Anlagen ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die § 1 einſchließlich der 
Anlagen annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 1 iſt 
mit den Anlagen angenommen. Wir kommen zu 
§ 2. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. Hennke: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über § 2. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand von den Damen und Herren eine 
Stimme abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Es ſind im ganzen 94 
Stimmen abgegeben, davon 67 mit Ja und 27 mit 
Nein“). § 2 iſt angenommen. Ich rufe $ 3 auf, ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Zu 8 3 liegen zwei 
Abänderungsanträge des Herrn Abg. Dr. Bogdan 
u. Fr. vor, die in Druckſache Nr. 117 enthalten 
ſind. Wir ſtimmen ab über den Abänderungsan⸗ 
trag, der lautet: 

8 Ds Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1928 

raff t. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir ſtimmen ab über den zweiten Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 117. 
Die neue Beſoldungsordnung erhält rückwirkende 

Kraft vom 1. Oktober 1927. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen über § 3 der Vorlage ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, 8 3 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf und darf wohl feſtſtellen, daß die 
Ueberſchrift angenommen iſt. Wir ſchreiten zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſe Vorlage in der Schlukabitim- 


alußer 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen: 94, mit Ja 67, mit Nein 27. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Blavier, Bock, Brennert, Brill, Dinklage, 
Eiſerloh, Fr. Falk, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grod⸗ 
nid, Grünhagen, Hallmann, Rud. Höhn, Hoog, Hoppe, 
Jewelowſki, Joſepßh, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſli, 
Klingenberg, Kloßowſki, Knauſt, Kruppke, Klein, Leh⸗ 
mann, Lemke, Bruno, Lemke, Wilh., Leu, Loops, Fr. 
Malikowfti, Mathieu, Mau, Morſtz, Mroczkowſki, Müller, 
Bern., Fr. Müller, Müller, Walter, Neubauer, Fr. Pauls, 
Plettner, Raap, Rahn, Regier, Reſhberg, Fr. Richter, Ro⸗ 
galewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, Fr. 
Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, 
Weber. Werner, Wierſchowſbö, Zarſke, Fr. Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Bertling, Böhm, Dr. 
Bogdan, Dyck II, Falkenberg, Friedrich, Hennke, Dr. 
Hoppentath, Jahr, Fr. Kalähne, Karkutſch, Fr. Kreft, 
Kreft P., Langnau, Liſchnewſki, Manthei, Fr. Meyer, 
Müller, P., Opitz. Papbe, Philipſen, Plenikowſti, Raſchke, 
Schütz, Senftleben, Schwartz, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmlarte gaben ab: Abg. Berger, Dr. Bing, 
Böcker, Brenner, Burandt, Cierocki, Dumont, Eichholtz, 
Fiſcher, Geiſler, Hallmann, Rob., Dr. Heinemann, Hohn⸗ 
feldt, Jantzen, Klawitter, Fritz, Klawitter, Felix, Ku⸗ 
1owſki, Lendzion, Mayen, Miczewſki, Dr. Moczuynſki, 
Schwegmann, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, Weiße. 
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mung annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Ge⸗ 
ſetz iſt damit in dritter Leſung angenommen. Wir 
kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Beibehaltung der Umſatzſteuer. 
Drucksache Nr. 105 zu Nr. 83, Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Böcker. 0 
Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Debatten über die Umſatzſteuer gehören ſeit 
Jahren ſchon zum eiſernen Beſtand dieſes Hauſes. 
Als Mitte vorigen Jahres hier mit großer Mehr⸗ 
heit, faſt einſtimmig, beſchloſſen wurde, die Um⸗ 
ſatzſteuer mit Ablauf des Etatsjahres am 31. 
März d. Is. zu beſeitigen, ging es wie ein Auf⸗ 
atmen durch dieſes Haus, daß damals dieſe Streit⸗ 
frage endlich beſeitigt ſei. Aber auch durch die ge⸗ 
ſamte Wirtſchaft ging ein Aufatmen der Erleich⸗ 
terung, daß dies Inflationsprodukt, dieſe ge⸗ 
haſſigſte und drückendſte aller Steuern, nun endlich 
verſchwinden ſollte. Leider war es eine Täuſchung. 
Die Regierung hat uns die Vorlage eingebracht, 
wonach die Umſatzſteuer beſtehen bleiben ſoll. Die 
von der Regierung gegebene Begründung, ſelbſt 
die vom Herrn Finanzſenator grau in grau, 
ſchwarz in ſchwarz, gehaltene Rede auf Abſchlag 
hat uns nicht überzeugen können, daß die Beibe⸗ 
haltung der Umſatzſteuer eine dringende Notwen⸗ 
digkeit iſt. Es iſt in dieſen Begründungen meines 
Erachtens viel zu wenig auf das eingegangen wor⸗ 
den, worauf früher auch ſchon immer hingewieſen 
worden iſt, wenn es ſich um die Beſeitigung der 
Umſatzſteuer handelte. Ich könnte es mir ſehr 
leicht machen, und die Reden verleſen, die der 
Herr Abg. Fooken im vorigen und vorvorigen 
Jahre bei den Anträgen der Sozialiſten für die 
Beſeitigung der Umſatzſteuer gehalten hat. Ich 
könnte die Argumente, die Herr Abg. Fooken gab, 
und die durchaus durchſchlagend und überzeugend 
waren, wiedergeben. Herr Abg. Fooken, alles das, 
was Sie damals angeführt haben, trifft auch 
heute zu. Sie haben wiederholt geſagt, die erſte 
Vorbedingung für die Beſeitigung der Umſatz⸗ 
ſteuer ſei, daß geſpart wird. Die neue Regie⸗ 
rung hat Zeit genug von Januar bis jetzt gehabt, 
ſich darauf einzuſtellen. Sie wußte ja ſchon vor 
Januar, daß man die Umſatzſteuer beſeitigt hatte, 
und ſie wußte genau ſo gut wie Sie es im vorigen 
Jahre wußten, daß gerade die Beſeitigung der 
Umſatzſteuer von der Wirtſchaft am allerdringend⸗ 
ſten verlangt wurde. Es ſind gerade die Kreiſe, 
die Ihnen naheſtehen, das kleinere Handwerk, 
das Gewerbe, das Kleinhändlertum, die dieſe 
Steuer am allerhärteſten empfinden und immer 
wieder nach der Beſeitigung dieſer Steuer rufen. 
Ich glaube auch, daß die jetzige Zeit für die Be⸗ 
ſeitigung der Umſatzſteuer gar nicht ſo ungünſtig 
geweſen wäre, wie man es uns glauben machen 
will. Es wurde hier wiederholt geſagt, daß unſere 
ganze ſtaatliche Finanzgebarung zu einem ganz 
großen Teil auf den Einnahmen aus den Zöllen 
baſiert. (Sehr richtig! rechts.) Denken Sie doch 
nur an die außerordentlich hohen Verzollungen 
der letzten Wochen und Monate, die im Hinblick 
auf die kommende Valoriſierung der Zölle erfolgt 
find. Denken Sie nur daran, daß wir unter allen 
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Umſtänden mit einer Erhöhung der Zölle in den 
nächſten Monaten werden rechnen müſſen, und 
zwar durch die einkommenden höheren Beträge. 
Es hätte ji alſo ein Weg finden müſſen, nach dem 
alten Rezept, wo ein Wille iſt, iſt auch ein Weg, 
der die Möglichkeit zur Abhilfe gibt. (Abg. Loops: 
Der Zollverteilungsſchlüſſel bleibt doch vorläufig, 
den haben Sie bis September abgeſchloſſen!) Es 
hätte ſich auch eine Möglichkeit finden laſſen, wenn 
die Gemeinden aus ſich heraus nicht in der Lage 
waren, ihren Etat derartig einzuſtellen, daß ſie die 
durch die Umſatzſteuer ausfallende Summe ein⸗ 
ſparten, von Staats wegen zu entſcheiden. Beque⸗ 
mer iſt natürlich dieſer Weg mit einem Geſetz von 
20 Worten, daß die Umſatzſteuer beizubehalten ſei. 
Das iſt für Sie aber ſehr bequem, weil Sie die 
Mehrheit beſitzen. Mit einer Ausſchußſitzung iſt 
die Sache erledigt. Nur für die Wirtſchaft iſt es 
etwas ſehr unbequem. Die Wirtſchaft wird auch 
nicht ruhig jein. Genau jo, wie ſich die intereſſier⸗ 
ten Kreiſe jahrelang um die Beſeitigung dieſer 
Steuer bemüht haben, genau ſo gut werden ſie auch 
in der Folgezeit immer und immer wieder ver⸗ 
langen, daß dieſe Steuer unbedingt ſo ſchnell wie 
möglich verſchwindet. Erledigt iſt dieſe Frage 
alſo nicht, wie Sie auch heute mit Ihrer Mehrheit 
beſchließen mögen. (Abg. Plenikowſki: Das hätten 
Sie ſchon im vorigen Jahr beſchließen können!) 
Wenn Sie im vorigen Jahre hier geweſen wären, 
wäre es beſſer geweſen. (Zwiſchenrufe rechts.) 
M. D. u. H.] Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
haben ſich in keiner Weiſe gebeſſert. Dieſe Be⸗ 
hauptung wird niemand hier aufſtellen wollen. 
Auch die Zollerhöhung bringt doch unter allen 
Umſtänden wieder eine Erſchwerung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe. Die Kaufkraft wird ganz 
gewiß an und für ſich nicht erhöht. Durch die ver⸗ 
minderte Kaufkraft iſt aber die Konkurrenz aus⸗ 
geprägter. Die Kalkulationen müſſen ſchärfer 
durchgeführt werden, um die Läger umzuſetzen. Es 
müſſen aus dieſem Grunde viele Notverkäufe ge⸗ 
ſchehen, die in vielen Fällen nur einen ganz gerin⸗ 
gen Nutzen, in vielen Fällen keinen und in vielen 
Fällen ſogar Verluſte bringen. Die Verluſte 
müſſen von dem Betrieb unter Umſtänden zwecks 
Aufrechterhaltung und Weiterführung der Ge⸗ 


ſchäfte getragen werden. Das furchtbar Harte an 


er will, 


dieſem in der Inflation entſtandenen Geſetz, dem 
ja niemand recht hat Freude abgewinnen können, 
iſt ganz gewiß, daß die Umſatzſteuer⸗auch bei allen 
Geſchäften erhoben wird, die ohne nennenswerten 
Verdienſt, ja mit Verluſt durchgeführt werden 
müſſen. Die Verbände der Danziger Zigarren⸗ 
händler haben ſich geſtern und heute noch an die 
einzelnen Fraktionen gewandt und ihrerſeits auf 
ihre beſondere Notlage, die durch die Einführung 
des Tabakmonopols entſtanden iſt, hingewieſen. 
Auch hier haben wir wieder einen Fall, wo ſich 
die Umſatzſteuer mit ganz beſonders großer Härte 
auswirkt. Hier iſt es ſo, daß der Händler nicht 
kaufen kann, wo er will, nicht einkaufen kann, was 
ſondern daß er bei einer beſtimmten 
Quelle das einkaufen muß, was man ihm liefert, 
und daß ihm ſowohl der Bruttoverkaufspreis, als 
auch der Verdienſt vorgeſchrieben werden. Aber 
auf die Ankoſten wird keinerlei Rückſicht genom⸗ 


men. So muß auch der Zigarrenhändler nach wie 
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123 vorgelegt, welcher bezweckt, 


331 


vor bei ſeinem außerordentlich geringen Verdienſt, 
den er an und für ſich hat, und bei der außeror⸗ 
dentlichen Notlage, in der ſich viele Zigarrenhänd⸗ 
ler augenblicklich befinden, die Umſatzſteuer in 
derſelben Höhe wie früher weiter bezahlen, trotz⸗ 
dem ihm, wie gejagt, die Hände voll und ganz ge⸗ 
bunden ſind. Herr Brenner wird wahrſcheinlich 
noch auf dieſe Angelegenheit beſonders eingehen. 
Jedenfalls haben ſich einige Herren der National⸗ 
liberalen Partei, ſowie einige Herren der Wirt⸗ 
ſchaftler und unſere Partei zuſammengeſchloſſen 
und einen Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
daß ſolange die 
Tabakmonopol⸗Geſellſchaft den Händlern nur eine 
Spanne von 15 Prozent einräumt, die verkauften 
Waren umſatzſteuerfrei ſein ſollen. M. D. u. H.! 
Wir haben vor drei Jahren die Handelagenten 
von der Umſatzſteuer befreit. Es hat ſich damals 
für meinen Antrag eine große Mehrheit in dieſem 
Hauſe gefunden. Was damals für die Handels⸗ 
agenten angeführt wurde, trifft in verſtärktem 
Maße für die Händler der Tabakwarenbranche zu. 
Ich bitte Sie deshalb, dieſen Antrag zu unter⸗ 
ſtützen. 


M. D. u. H.! Ich führte vorhin ſchon aus, daß, 


wie Sie mit Ihrer kompakten Mehrheit, die Sie 
nun einmal haben, auch beſchließen mögen, die 
Frage der Umſatzſteuer doch nicht erledigt iſt. Sie 
wird wieder kommen, und zwar ſehr bald, bis ſie 
einmal endgültig verſchwindet. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Plenikowſki. — Dieſe Zickzackpolitik der 
Deutſchnationalen! Leſen Sie nur ruhig weiter 
ab, laſſen Sie ſich nicht ſtören!) 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): Wir haben 
Ihnen jedenfalls in Druckſache Nr. 118 einen Ab⸗ 
änderungsantrag worgelegt, welcher das Geſetz bis 
zum 1. Oktober befriſten will. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, wenn das Geſetz ſchon einmal ange⸗ 
nommen wird, ſo ſoll man es unter allen Umſtän⸗ 
den auf eine beſtimmte Friſt beſchränken, um der 
Regierung gewiſſermaßen zwangsweiſe nahezule⸗ 
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gen, ſich dauernd mit der Frage zu beſchäftigen: 


Wie iſt die Umſatzſteuer ſo ſchnell wie möglich zu 
beſeitigen? (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Opitz. 


Das Wort hat der 


5 
Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Das 
Umſatzſteuergeſetz iſt wohl eins von den Geſetzen, 


welche in dieſem Hauſe am meiſten und ſchwerſten 
bekämpft worden ſind. Seit dem Beſtehen dieſes 
Geſetzes, dem Jahre 1922, haben ſich in dieſem 
Hauſe um dieſes Geſetz große Nachtſitzungen und 
ſchwere Kämpfe abgeſpielt. Wenn man heute die 
ſtenographiſchen Berichte nachlieſt, ſo kann man 
mit einem gewiſſen Stolz auf die Abgeordneten 
blicken, die ſich für die Beſeitigung dieſes Geſetzes 
eingeſetzt haben. Wie liegt es heute? Ein großer 
Teil der Bevölkerung glaubte, daß dieſes Geſetz 
am 1. April aufgehoben und tatſächlich verſchwin⸗ 
den würde. Wenn nun aber die Regierung in 
ihrer heutigen Zuſammenſetzung den Geſetzent⸗ 
wurf auf Beibehaltung der Umſatzſteuer ein⸗ 
bringt, ſo löſt das natürlich eine ganz gewaltige 
Entrüſtung aus. Mit Befremden ſtellt die Be⸗ 


völkerung feſt, wie es möglich iſt, daß eine Regie⸗ 
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rung, welche vorgibt, eine arbeiterfreundliche Re⸗ 
gierung zu ſein, es fertig bringt, einen ſolchen Ge⸗ 
ſetzentwurf einzubringen! (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Die Begründung, welche uns die 
Regierung vorlegt, beſagt, daß die Gemeinden, 
wenn die Umſatzſteuer fällt, nicht mehr in der 
Lage ſeien, ihre Etats zu balancieren. Es beſtehe 
die Gefahr, daß die Gemeinden keine Mittel mehr 
zur Verfügung hätten. Ich glaube, viele der 
Herren Abgeordneten werden der Meinung ſein, 
daß dieſe Begründung eine ſehr durchſichtige iſt, 
daß ſie bei weitem keine ſtichhaltige ſein kann. 
Wenn man die Frage unterſucht, warum und wes⸗ 
halb ſind die Gemeinden nicht in der Lage, ihre 
Etats zu balancieren, wird man zu einer anderen 
Schlußfolgerung kommen. Im Laufe meiner Aus⸗ 
führungen werde ich darauf zu ſprechen kommen. 
Ich ſagte alſo, daß ſeit Beſtehen dieſes Geſetzes 
große Kämpfe in dieſem Hauſe ſtattgefunden ha⸗ 
ben. Warum wohl große Kämpfe? Es iſt ganz 
erklärlich, daß gerade durch die Umſatzſteuer ein 
großer Teil der kleinen Landwirte bis aufs Mark 
ausgeſogen wird. Der kleine Bauer, der ſich von 
morgens früh, von Sonnenaufgang bemüht, ſeinen 
Acker zu bebauen und ſpät bis nach Sonnenunter⸗ 
gang ſchafft, um das unbedingt Notwendioe zu 
ſeinem Lebensbedarf zu haben, muß die Umſatz⸗ 
ſteuer zahlen. Wenn das Jahr vorüber iſt und er 
ſein Einkommen feſtſtellt und ſieht, daß es nicht 
zureicht, um ſeine Familie ſo zu ernähren, wie es 
notwendig iſt, iſt es begreiflich, daß er nicht an die 
Zahlung der Steuern denkt. Hier iſt es dann der 
Staat, der mit einem leichten Achſelzucken ohne 
Verſtändnis für die kleinen Bauern dieſen den 
letzten Zentner Roggen fortnimmt, den der kleine 
Bauer, der ſeine Ackernahrung baut, noch beſitzt 
und wovon er ſein Brot backen wollte. Wenn das 
nicht zureicht, nimmt man die Kuh, 
mehr aus. So ſieht es mit dem kleinen Landwirt 
aus. Ganz gleiche Verhältniſſe liegen bei dem 
kleinen Handwerker vor. Der kleine Handwerker 
verſucht durch ſeiner Hände Arbeit irgend etwas, 
den Kleiderſchrank oder ſonſtige Sachen fertig zu 
ſtellen, dieſe zu verkaufen, um daraus ſeinen Le⸗ 
bensunterhalt zu beſtreiten. Alles dies wird ihm 
in Geſtalt der Umſatzſteuer verſteuert, weil fie 
alles umfaßt, was er verbraucht und was an Geld 
durch ſeine Finger gegangen iſt. Am ſchwerſten 
wird die Arbeiterſchaft betroffen. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft iſt diejenige, die alle Umſatzſteuern aufbrin⸗ 
gen muß. Der Großkaufmann und auch der Händ⸗ 
ler, der die Waren abſetzt, werden ihre Preiſe da⸗ 
nach einſtellen und ſo kalkulieren, daß die Umſatz⸗ 
ſteuer mit bezahlt wird. Wie ſieht es aber mit 
dem Arbeiter aus? Der Arbeiter, der zum Kauf⸗ 
mann kommt, um ein Pfund Salz, Zucker, Streich⸗ 
hölzer, Brot, Nahrungsmittel oder Bekleidungs⸗ 
gegenſtände zu kaufen, muß überall die Am⸗ 
ſatzſteuer mit bezahlen, die bereits einkalkuliert 
iſt. Somit iſt der Arbeiter bei dieſer Steuer am 
ſchwerſten betroffen. Wenn man nachrechnet, was 
die Umſatzſteuer jährlich einbringt, ſo wird ſich 
herausſtellen, daß ſich mit Leichtigkeit andere 
Möglichkeiten finden würden, dieſen Steueraus⸗ 
fall von ca. 4 Millionen Gulden zu erſetzen. Man 
denkt aber nicht daran, ſondern da man die be⸗ 
ſitzende Klaſſe nicht belaſten will, ſoll die Umſatz⸗ 
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ſteuer beſtehen bleiben. Im Laufe der Jahre hat 
ſich gezeigt, daß man drauf und dran war, mit den 
Mitteln der Umſatzſteuer immer neue höhere Be⸗ 
amtenſtellen zu ſchaffen, ſie gut zu beſolden und 
die unterſten Volksſchichten immer mehr auszu⸗ 
ſaugen. Im Jahre 1925 zeigte ſich, daß der Staat 
die Umſatzſteuer ſchon gar nicht mehr benötigte. 
Der Staat ſtellte alſo feſt, daß die Umſatzſteuer 
nicht mehr benötigt wurde. Wäre damals der 
Volkstag oder der Senat dazu übergegangen, die 
Steuer endgültig zu beſeitigen, ſo hätte er damit 
der unterdrückten Klaſſe viel geholfen und eine 
heutige Regierung würde ſich nicht mehr erlauben, 
die Steuer noch einmal neu einzuführen. Der da⸗ 
malige Senat ſah nicht die Notwendigkeit ein, die 
Steuer endgültig zu beſeitigen. Er überließ 90 
Prozent des Aufkommens dieſer Steuer den Ge⸗ 
meinden. Für Eintreibungen, Buchungen uſw. 
verbraucht der Staat trotzdem noch 10 Prozent. 


[Wenn man die Frage ſtellt, warum die Gemein⸗ 


den nicht in der Lage ſind, ihren Etat zu balan⸗ 
cieren, finden wir, daß es gerade der Senat iſt, der 
den Gemeinden die größten Schwierigkeiten ent⸗ 
gegenſtellt. Der Senat iſt derjenige, der es ver⸗ 
ſteht, die Gemeinden lebensunfähig zu machen. 
Im Jahre 1926 kaufte der Senat das Gut Lobecks⸗ 
hof, welches zur Ortſchaft Brentau gehört, und 
für Brentau eine gute Steuerquelle war. Man 
hätte glauben ſollen, daß der Senat zum minde⸗ 
ſten der Gemeinde die Steuern zur Verfügung 
ſtellte, wie man ſie von jedem anderen Beſitzer be⸗ 
kommen hätte. Aber weit gefehlt. Die damalige 
Gemeindevertretung des Ortes ſtellte an den Se⸗ 
nat den Antrag, wenigſtens für den Monat, in 
welchem der Senat das Gut gekauft hatte, den 
Steuerausfall zu zahlen. Das wurde glattweg 
verweigert. Es fiel dem Senat gar nicht ein. Er 
hatte gar kein Intereſſe, dem Wunſche der Ge⸗ 
meindevertretung Rechnung zu tragen. Weiter 
kaufte der Senat den größten Teil des Grund und 
Bodens von dem Beſitzer Zindar. Infolgedeſſen 
iſt der Senat Eigentümer großer Teile der Ge⸗ 
meinde Brentau. Es dürfte ja bekannt ſein, daß 
das ſeinerzeitige Brüderhaus, jetzt Silberhammer 
genannt, auch ſtaatliches Eigentum geworden iſt. 
So wurden der Gemeinde immer mehr Steuer⸗ 
zahler genommen. Nun ſollte man glauben, wenn 
der Senat ſo etwas begangen hat, daß er ſich dann 
auch verpflichtet fühlt, der Gemeinde anderweitig 
unter die Arme zu greifen. Aber weit gefehlt. 
Wer das annehmen würde, denkt vollſtändig ver⸗ 
kehrt. Der Senat denkt gar nicht daran, in irgend 
einer Art zu helfen, ſondern er iſt derjenige, da 
die Gemeinde unter Kuratel ſteht, der ſogar die 
Zuſchüſſe verweigert, wenn die Gemeinde nicht in 
der Lage iſt, den Ortsarmenempfängern die Rente 
am Monatserſten zu zahlen, denn der Etat balan⸗ 
ciert, ſeitdem der Senat Eigentümer von halb 
Brentau iſt, nicht mehr. Aber hier verweigert 
der Senat teilweiſe den Zuſchuß, ſo daß es des öf⸗ 
teren vorgekommen iſt, daß nicht einmal die Orts⸗ 
armen am Monatserſten in den Genuß ihrer we⸗ 
nigen Groſchen kommen konnten. Die Unter⸗ 
ſtützungen ſind nicht hoch, ſondern betragen etwa 
20 bis 25 Gulden monatlich. Stellen Sie ſich vor, 
was es bedeutet, wenn z. B. einer ortsarmen Frau 
oder einem alten, ſiechen Mann am Monatserſten 
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nicht ſeine paar Groſchen auf den Tiſch gelegt wer⸗ 
den können, und dieſes nur, weil der Senat kein 
Verſtändnis für ſolch eine, vom Staate ſelbſt rui⸗ 
nierte Gemeinde zeigt. Dieſe alten Leute, welche 
ihre Jugend und ihre beiten Jahre wie auch ihre 
Kraft der beſitzenden Klaſſe zur Verfügung geſtellt 
haben, ſie müſſen am Leben verzweifeln. Sie 
müſſen das Vertrauen zur menſchlichen Geſellſchaft 
verlieren. Wenn man die Frage unterſucht, wo⸗ 
durch die Gemeinden zahlungsunfähig werden 
und wie man ihnen helfen könnte, daß die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, daß die Gemeinden ihre Etats ba⸗ 
lancieren können, wenn auch die Umſatzſteuer ab⸗ 
gebaut wird. Im früheren Volkstag waren es 
andere Vorkämpfer der linken Parteien, es war 
der Abg. Brill, der jetzige Senator Reek und der 


meinden helfen kann. (Abg. Liſchnewſki: Damals 
war es etwas anders!) Ich ſagte ſchon, dieſe 
Herren haben damals gezeigt, das heißt im Jahre 
1927, wie man den Gemeinden helfen kann. Hier⸗ 
bei muß man feſtſtellen, daß die Spanne vom 
Auguſt bis heute nicht allzu groß lt. Es it doch 
nur eine Spanne von ſieben Monaten. Aber die 
Herren von der Sozialdemokratie haben vergeſſen, 
was für Reden damals gehalten worden ſind. 
Heute gilt das alles nichts mehr, heute iſt es not⸗ 
wendig, daß die Umſatzſteuer beibehalten wird. 
Sie ſagten damals, und das ſage ich jetzt auch, 
weil ich bei Durchleſung der Berichte geſehen habe, 
daß es nach den Ratſchlägen, welche Sie ſelbſt ge⸗ 
geben haben, möglich iſt, den Gemeinden die Exi⸗ 
ſtenzmöglichkeit zu geben. Sie verlangten die Er⸗ 
höhung der Steueranteile auf 65 Prozent. Das 
iſt ein geſunder Vorſchlag. Warum hält man an 
dieſem Vorſchlag micht feſt? Sie dürfen denſelben, 
da Sie in der Regierung ſind, nur in die Tat um⸗ 
ſetzen. Bekanntlich bekommen die Gemeinden jetzt 
48 Prozent der Steueranteile. Würde man die 
Steueranteile von 48 auf 65 Prozent cheraufſetzen, 
ſo ergibt ſich, daß den Gemeinden ein großer Teil 
mehr zufließt als bisher. Sie ſagten, und das 
ſagen auch wir Kommuniſten, man kann den Ge⸗ 
meinden auch mehr von der Erbſchaftsſteuer, eben⸗ 
jo von der Vermögensſteuer belaſſen. Man ſoll 
aljo nach prozentualer Berechnung den Gemeinden 
das laſſen, was ſie unbedingt brauchen. Das iſt 
aber heute alles vergeſſen. Ich möchte hierbei ſa⸗ 
gen, daß wir Kommuniſten keine Luſt haben und 
auch nicht gewillt ſind einen großen Schmutzkübel 
oder einen Jauchekübel über die Sozialdemokratie 


auszugießen, wie ſie es verſchiedentlich in ihrer 


Zeitung geſchrieben hat. Daran denken wir 
nicht. Wir wollen nur nachweiſen, wie wankel⸗ 
mütig ſich gerade die Sozialdemokratie in der 
Frage der Umſatzſteuer verhält. 

M. D. u. H.! Eine andere Frage iſt die, man 
operiert mit dem Mittel, daß man ſagt, wenn die 
Umſatzſteuer abgebaut wird, tritt ſo wie ſo keine 

reisſenkung ein, der Beweis ſei erbracht. Das 
wurde auch im Steuerausſchuß geſagt. Da hieß es 
auch, die Erfahrungen hätten gezeigt, daß die Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer keine Preisſenkung mit 
ſich bringe. Es war in erſter Linie Herr Senator 
Dr. Volkmann, der dies erklärte. In der vorigen 
Sitzung hat er ſich bemüßigt geſehen, hier eine 
große Tafel aufzuſtellen, um jedem Abgeordneten 
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plauſibel zu machen, daß die Preiſe für Lebens⸗ 
mittel abſolut nicht gefallen ſeien, ſondern im Ge⸗ 
genteil noch ſteigen. Ja, m. D. u. H., natürlich hat 
Herr Senator Dr. Volkmann recht, daß die Preiſe 
für Lebensmittel nicht gefallen, ſondern geſtiegen 
jind. Das müſſen auch wir zugeben, das haben 
wir an unſerm eigenen Leibe ſelbſt erfahren, in⸗ 
dem man immer mehr für die Ware zahlen muß. 
Man muß aber die Frage unterſuchen, an wem 
liegt es, wenn die Umſatzſteuer abgebaut würde 
und die Preiſe nicht fielen? Es liegt an der da⸗ 
maligen deutſchnationalen Regierung. Das iſt 
doch klar wie Butter, es kann an nichts anderem 
liegen, als an der damaligen Regierung. Hätten 
Sie es verſtanden (nach rechts), eine genaue 


Preiskontrolle einzuführen, ſo hätte es möglich 
Abg. Fooken, die gezeigt haben, wie man den Ge⸗ 
eine andere Regierung. Wir haben heute eine 


ſein müſſen, die Preiſe zu ſenken. Heute haben wir 


Regierung, die von ſich behauptet, arbeiterfreund⸗ 
lich zu ſein, und die weiter angibt, dafür zu ſor⸗ 
gen, daß ſich jeder in Danzig wohl fühlen ſoll. Nun 
dürfte man doch der Meinung ſein, daß gerade 
dieſe Regierung es fertig bringen müßte, ab 1. 
April die Umſatzſteuer aufzuheben. Dann müßte 
eine genaue Kontrolle der Preiſe einſetzen. Es 
müßte möglich ſein, die Preiſe nach prozentualem 
Fortfall der Umſatzſteuer herunterzuſetzen. Man 
ſoll alſo nicht immer ſeitens der Regierungspar⸗ 
teien mit einer dummen Ausrede kommen und ſa⸗ 
gen, es hat keinen Zweck, daß wir die Steuer auf⸗ 
heben, die Preiſe werden jo wie jo nicht geſenkt. 
Ich möchte aber den Herren Abgeordneten der Re⸗ 
gierungsparteien ſagen, daß ſie ſelbſt es werden 
ausbaden müſſen; denn darüber ſeien Sie ſich doch 
klar, daß die Beibehaltung der Umſatzſteuer eine 
gewaltige Erbitterung in der Bevölkerung her⸗ 
vorrufen wird. An und für ſich darf man ſich nicht 
wundern, daß die Regierung zu dem Beſchluß ge⸗ 
kommen iſt, die Umſatzſteuer beizubehalten. 
Schreiten wir einmal bis zum Auguſt 1927 zurück. 
Da können wir feſtſtellen, daß ſo ziemlich alle Par⸗ 
teien, mit Ausnahme der Zentrumspartei, die 
nichts damit zu tun haben wollte, daß die Umſatz⸗ 
ſteuer aufgehoben würde, ſich über die Aufhebung 
einig waren. Darüber war man ſich in der da⸗ 
maligen Regierung und im damaligen Volkstag 
klar. Nur über eins war man ſich nicht klar, näm⸗ 
lich wann die Steuer aufgehoben werden ſollte. 
Von links wurde verlangt, daß die Umſatzſteuer 
vom 1. Oktober ab abgebaut werden ſollte. Von 
recht. ſagte man, mit dem 1. Oktober iſt nichts zu 
machen, da kommen wir in Druck. Das behaup⸗ 
teten die Deutſchnationalen. Von rechts wurde 
geſagt, nein, erſt von April 1928, dann wird es 
möglich ſein, daß ſich die Gemeinden darauf vor⸗ 
bereiten. Sie wiſſen dann, daß von der Umſatz⸗ 
ſteuer nichts mehr zu erhoffen iſt. Sie müſſen ſich 
umſtellen und ihre Etats anders aufbauen. So 
hat ſich damals der Kampf abgeſpielt. Bei dieſer 
Gelegenheit möchte ich ſagen, daß es gar keine 
Rolle ſpielt, wer heute in der Regierung ſitzt. Dar⸗ 
auf kommt es in der Frage der Umſatzſteuer gar 
nicht an. Meine Partei iſt fi darüber klar, daß 
die Deutſchnationalen, wenn ſie heute in der Re⸗ 
gierung ſäßen, mit demſelben Augument ankom⸗ 
men würden, wie die Sozialdemokraten und das 
Zentrum. Eins zeigt ſich, nämlich, daß die Bohn⸗ 
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chenjägerei, die Futterkrippenpolitik immer weiter 
und weiter getrieben wird, gleichgültig, ob wir 
eine Rechts⸗ oder eine Linksregierung haben. Die 
wenigen Monate des neuen Volkstags bringen 
uns zu der Ueberzeugung, daß hier keine Geſetze 
für die ſchaffende Bevölkerung geſchaffen werden. 
Ich ſagte ſchon, daß ſich im Auguſt 1927 faſt alle 
Parteien über die Aufhebung der Umſatzſteuer 
klar waren. Ich betonte auch, daß ſich heute ge⸗ 
rade die Sozialdemokratie darauf verſteift, daß 
die Umſatzſteuer unbedingt beibehalten werden 
muß. Ich möchte hier ein kleines Zitat aus der 
Rede des Abg. Fooken verleſen, und nehme an, 
daß der Herr Präſident nichts dagegen hat. Es ſoll 
mur dazu dienen, zu zeigen, daß ſich die Sozialde⸗ 
mokratie heute in einem großen Irrtum befindet. 
Der Herr Abg. Fooken ſagt folgendes. (Er kennt 
ſeine Rede! lins.) Wenn er ſeine Rede kennt, mein 


lieber Freund, ſo wundere ich mich um ſo mehr, 


daß er einer von denen iſt, die für die Beibehal⸗ 
tun der Umſatzſteuer eintreten. 

Der Herr Präſident weiſt daruf hin, daß die Ge⸗ 
meinden etatsmäßig micht in der Vage ſeien, den Aus, 
fall wett zu anachen. Das iſt richtig, Herr Präſident, 
aber dasſelbe iſt auch am 1. April der Fall. 

Mit dieſen wenigen Worten des Herrn Abg. Foo⸗ 
ken ſoll geſagt ſein, wie man damals um den 1. 
Oktober oder 1. April kämpfte. Der Präſident 
Sahm antwortete, daß ſich die Gemeinden nicht ſo 
ſchnell darauf einſtellen könnten. Deshalb ſollte 
die Steuer nicht am 1. Oktober, ſondern erſt am 
1. April aufgehoben werden. Wenn man den 
Willen hat, der Danziger Wirtſchaft eine Exleich⸗ 
terung zu bringen, ſo iſt das, was man am 1. 
April vor hat, auch am 1. Oktober möglich. So 
lauteten die Ausführungen des Herrn Abg. Foo⸗ 
ken. Intereſſant iſt auch ein kleines Zitat aus 
der Rede des jetzigen Senators Reek, das ich auch 
vorleſen möchte. Er ſagte: 

Wir find der Meinung, daß das Geſetz jo ſchnell 
als möglich verſchwinden muß. Solange es nicht auf⸗ 
gehoben wird, werden ſich die Verwaltlungskreiſe nicht 
um einen Erſatz kümmern. Wir jtelhlen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß bis zum 1. Oktober noch Zeit genug iht, 


dieſen Ersatz ſchaffen zu können. Sie brauchen Ihr 


Denkvermögen gar nicht fo anzuſtrengen. Wir haben 
öfter Vorſchlage gemacht. Ich erinnere daran, daß wir 
beantragt haben, die Erbſchaftsſteuer zu erhöhen. Wir 
wollten, daß den Gemeinden das Recht zugeſprochen 
werde, dieſe Steuer prozentual für ſich zu erheben. 
Das gleiche haben wir auch mit der Vermögensſtener 
cc lagen 
Herr Abg. Reek machte dann noch recht gute 
Vorſchläge, die ich in meinen Ausführungen teil⸗ 
weiſe auch ſchon geſtreift habe. Bei einer andern 
Gelegenheit hat Herr Abg. Reek darauf hinge⸗ 
wieſen, 5 
daß es für die Dauer ein unhaltbarer Zuſtand jei, 
wenn gwei ſolche kleinen Orte, wie Tiegenhof und 
Neuteich zwei Drittel der geſamten Kreisſteuern auf⸗ 
bringen ſollen. Wenn der Staat ſeine Inſtitutionen 
ſellbſt bezahlt, würden die beiden Gemeinden ſeßr 
wohl auf die Umſatzſteuer verzichten können; denn 
dieſe mache lange wicht jo: viel aus, wie die Beträge, 
die an die Kreiſe gezahlt werden müſſen. Außerdem 
tut der Senat alles, um die Gemeinden immer und 
immer wieder zu belaſten. Immer neue Erhöhungen 
kommen, ich erinnere nur an die Schullaften, die die 
Gemeinden jetzt aufs neue tragen ſollen, wogegen ſie 
ſich mit aller Entſchiedenheit wehren, ſo daß der 
Staat gewiſſermaßen den Staatsgemeinden gegen⸗ 
über als Gerichtsvollzieher auftritt, indem man 
ihnen rechtmäßige Steueranteile verpfändet. Erſt un⸗ 
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längſt iſt auch eine Erhöhung der Kleinrentnerfür⸗ 

ſorge vorgenommen worden, ohne daß ein Ausgleich 

erfolgte. Wenn beiſpielsweiſe eine Erhöhung der 

Steueranteibe auf 65 Prozent vorgenommen würde, 

ſo könnten die Gemeinden wollkommen auf die Umſatz⸗ 

ſteuer verzichten. Das iſt aber micht möglich, weil der 

Staatesſhaushalt abgeſchloſſen it. 

Das ſagte der Herr Senator Reek. Er meinte, 
weil im Oktober der Etat abgeſchloſſen ſei, könnte 
die Umſatzſteuer nicht jo ſchnell abgeſchafft wer⸗ 
den. Wir ſtehen aber jetzt vor einer neuen Etats⸗ 
beratung. Der Haushaltsplan iſt nicht abgeſchloſ⸗ 
ſen. Auch die Gemeinden ſtehen vor neuen Be⸗ 
ratungen von Etats, alſo auch dort ſind die Etats 
nicht abgeſchloſſen. Hier alſo bietet ſich Gelegen⸗ 
heit, das wahr zu machen, was man im Auguſt 
1927 geſagt hat. Will man die Frage näher und 
weiter unterſuchen, ſo kommt man zu folgenden 
Schlußfolgerungen. Ich ſagte vorhin, daß das Zen⸗ 
trum kein Intereſſe daran habe, daß die Umſatz⸗ 
ſteuer überhaupt jemals wieder verſchwindet. Das 
iſt natürlich begreiflich. So ein grober, unbeweg⸗ 
licher Klotz, wie es das Zentrum iſt, wird niemals 
zu erweichen ſein. (Das glauben Sie ſelbſt nicht! 
beim Zentrum.) Auch dann nicht, wenn die unter⸗ 
ſten Bevölkerungsſchichten dabei elend zugrunde 
gehen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wenn der Zwiſchenruf gemacht wurde, das glaub⸗ 
te ich ſelbſt nicht, ſo iſt doch der Beweis zur Ge⸗ 
nüge erbracht. Das Zentrum war die Fraktion, 
die niemals einen Fortfall der Umſatzſteuer haben 
wollte und die auch diesmal wieder die Partei iſt 
und ſein wird, die die andern Koalitionsparteien 
gezwungen hat, dieſer Sache zuzuſtimmen. 
(Widerſpruch im Zentrum.) Hier wird geſagt, das 
ſtimme nicht. Ich bin aber recht gut informiert 
und weiß, daß es zutrifft. Die Schlußfolgerung iſt 
richtig. Das ſoll natürlich für die Herren der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei keine Entſchuldigung 
ſein, im Gegenteil, es zeigt, wie feſt die Sozial⸗ 
demokratie an dieſer Futterkrippenwirtſchaft feſt⸗ 


hält, wie feſt ſie in den Senatorenſeſſeln ſitzen 
will, um nicht die ſchönen Seſſelchen und die 


ſchönen Gehälter zu verlieren. Sie werden es ja 
aber ſelbſt ausbaden müſſen, was Sie hier an der 
Arbeiterſchaft verbrechen. Weil wir grundſätz⸗ 
liche Gegner jeder indirekten Steuer ſind, werden 
wir das Geſetz mit allen uns zu Gebote ſtehenden 
Mitteln bekämpfen. Wenn die Sozialdemokratie 
den Willen hätte, mit uns gemeinſchaftlich zu 
kämpfen, auch auf die Gefahr hin, daß die jetzige 
Koalition zum Teufel geht, dann wollen wir ein⸗ 
mal ſehen, ob es nicht möglich iſt, die Umſatzſteuer 
aufzuheben, ſofern wir gemeinſchaftlich mit der 
Sozialdemokratie unter Mithilfe der Gewerkſchaf⸗ 
ten den offenen Kampf auf der Straße aufneh⸗ 
men. Weil man aber nicht den Willen hat und 
ſich auch vor dem Arbeiter fürchtet, läßt man dies 
natürlich im Stich. M. D. u. H.! Ich ſagte, daß 
Sie es ſelbſt ausbaden ſollen. Ich möchte daran 
erinnern, wie fein es die jetzige Koalition fertig 
bekommen hat, wie fein es die Regierungsparteien 
fertig bekommen haben, alle Anträge, die im In⸗ 
tereſſe der arbeitenden Bevölkerung, im Intereſſe 
der Minderbemittelten geſtellt waren, um dieſe 
mit Kohlen und Kartoffeln zu beliefern, um den 
Erwerbsloſen den Mindeſtſatz als einmalige 
Wirtſchaftsbeihilfe in Geſtalt einer wöchentlichen 
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Stempelunterſtützung zu geben, abzulehnen. Sie 
entlarven ſich dadurch nur um 100 Prozent 
ſchneller als wenn Sie in Oppoſition ſtehen. Die 
Verantwortung nach außen hin werden und 
müſſen Sie ſelbſt tragen. 

M. D. u. H.! Ich ſagte ſchon, daß es Herr Se⸗ 
nator Dr. Volkmann war, der immer wieder 
darauf hinwies, daß eine Preisſenkung nicht ein⸗ 
treten werde. Wir jind der Meinung, wenn die 
Sozialdemokratie den guten Willen hat, wirklich 
eine Preisſenkung herbeizuführen, dann muß es 
möglich ſein. Sie iſt es, die die Macht in Händen 
hat. Es kann natürlich nicht ſo ſein, daß nur ein 
allgemeiner Richtpreis herausgegeben wird. Dar⸗ 
auf pfeifen der Fleiſcher und der Händler. Sie 
wiſſen, daß keine Organe da ſind, die die Preiſe 
kontrollieren. Dieſe Richtpreiſe ſind nur dazu da, 
um dem Arbeiter zu ſagen: „Lieber guter Mann 
ſieh nur, was wir alles machen, erkennſt du das 
nicht an?“ Man ſtreut dem Arbeiter Sand in die 
Augen. Aber der Arbeiter wird ſich eines ſchönen 
Tages den Sand aus den Augen reiben und ſich 
die Leute angucken, die den Sand geſtreut haben. 

M. D. u. H.! Nun wird man ſagen: wo bleibt 
denn die Deckungsfrage? Die Deckungsfrage iſt 
leicht zu beantworten. Die Kommuniſtiſche Partei 
hat nicht nur in dieſem Volkstag, ſondern ſchon 
im vorigen wiederholt Wege gezeigt, wie Mittel 
beſchafft werden können. Gerade mein Freund 
Plenikowſki hat gezeigt, wie es möglich iſt, in der 
Beamtenfrage Mittel zu beſchaffen, in welchen der 
Senat erſaufen würde. Sie haben ſich vorhin dar⸗ 
über unterhalten, wie Sie den kleinen Beamten 
am beſten das Fell über die Ohren ziehen können, 
aber man hat vergeſſen, ſich darüber zu unterhal⸗ 
ten, wie man den höheren Beamten auch etwas 
nehmen könnte. Nach der prozentualen Berech⸗ 
nung kommt der unterſte Beamte in dieſer Frage 
wieder am ſchlechteſten weg, und der obere Be⸗ 
amte ſchneidet wieder gut ab. Würde man ſich für 
den kommuniſtiſchen Antrag erwärmen, der den 
oberen Beamten 600 Gulden geben will, dies iſt 
doch eine reichliche Bemeſſung, der Arbeiter und 
untere Beamte haben monatlich nur 150850, 
dann würden Sie ſehen, was für ungeheures 
Geld erſpart wird, wovon Sie alles beſtreiten und 
außerdem noch Beihilfen an die Minderbemittel⸗ 
ten und die Erwerbsloſen zahlen können. Sie 
wollen das nicht. Ich habe das ſchon geſagt, als 
man die Frage der ſozialen Zulagen für die 
Staats⸗ und Gemeindearbeiter behandelt, als wir 
verlangten, daß man dieſen die gleichen ſozialen 
Zulagen wie den Beamten geben ſollte. Sie wol⸗ 
len von allem nichts wiſſen. Sie wollen ſich eine 
beſtimmte Schicht von Menſchen ſchaffen, die mit 
Bajonetten und Handgranaten hinter Ihnen ſte⸗ 
hen, die man braucht, wenn die Leute, denen man 
die Steuerlaſten aufhalſt, einmal rebelliſch wer⸗ 
den ſollten. 

M. D. u. H.! Wir wiſſen, daß wir von dieſer 
Regierung nichts zu erwarten haben. Wir wiſſen 
auch, daß dieſe Negidrungsbrüder Sozialdemo⸗ 
kraten und Zentrum ſich im klaren ſind, daß Steu⸗ 
ern nur von den unterſten Schichten zu holen ſind 
und die auch durchbekommen. Da können die 
Oppoſitionsparteien unternehmen was ſie wollen. 

ie reden ja ſo wie ſo nur zu leeren Wänden. Es 


wird kein Gewicht darauf gelegt, was geſprochen 
wird. Fahren Sie nur weiter ſo fort, meine 
Herren! Wir haben es ja auch erfahren, als die 
zweite Leſung über das Umſatzſteuergeſetz in vori⸗ 
ger Woche hier vor ſich ging. Da ſcheuten ſich ja 
die Regierungsparteien davor oder fürchteten 
ſich, daß überhaupt ein Abgeordneter zu dieſem 
Geſetz ſprechen könnte. Sie haben ja Angſt, daß 
ein Abgeordneter zu irgend einem Geſetz, das ar⸗ 
beiterfeindlich iſt, ſpricht. Machen Sie es nur 
weiter ſo, Sie werden dabei nicht gut fahren. Gut 
fahren werden wir, darüber ſeien Sie ſich klar. 
Wir wiſſen ja, was ſich in den Jahren 1925 und 
1926 gezeigt hat. Da haben wir dasſelbe durchge⸗ 
macht wie heute. Wir haben feſtſtellen müſſen, 
daß man in ähnlicher Weiſe Steuerarten einge⸗ 
führt hat wie heute. Wir haben feſtſtellen müſſen, 
daß unter derſelben Regierung von Zentrum, So⸗ 
zialdemokraten und Liberalen die Mieten von 
80 auf 100 Prozent heraufgeſetzt wurden. Die 
jetzige Regierung ſchlägt alſo denſelben Kurs ein, 
den ſie ſchon in den Jahren 1925 und 1926 einge⸗ 


ſchlagen hat. (Es bleibt alles beim alten! bei den 


Kommuniſten.) Herr Vizepräſident Gehl hat ein⸗ 
mal geſagt: „Nur keine Bange meine Herren, es 
bleibt alles beim alten!“ Das iſt kennzeichnend 
für die heutige Stellungnahme der Sozialdemo⸗ 
kraten. Ich erwähnte ſchon die damaligen Mieter⸗ 
höhungen. Wir haben heute gehört, daß man in 
recht kurzer Zeit dem hohen Hauſe ein Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz vorlegen will. Wir ſind uns wohl 
darüber klar, daß dieſes Wohnungswirtſchaftsge⸗ 
ſetz ganz enorme Mietſteigerungen mit ſich bringen 
wird. Man wird dann natürlich verſuchen, und 
das tut man auch ſchon heute, draußen den Arbei⸗ 
tern zu erzählen: „Lieber Franz oder liebe 
Minna“, wie es in den Verſammlungen heißt, 
„wir können nicht anders, wir müſſen doch Woh⸗ 
nungen bauen, ſonſt hat dein Schwager keine 
Wohnung.“ So verſucht man den Arbeiter zu be⸗ 
ruhigen, damit er nicht rebelliſch wird. Man ver⸗ 
ſucht ihm die Speiſe, die man ihm vorſetzt, recht 
ſchmackhaft zu machen. Aber auch dieſes Trugbild 
wird einmal von der Arbeiterſchaft und dem ge⸗ 
ſamten Proletariat durchſchaut werden. Es iſt 
zwecklos, daß ſich Deutſchnationale und Sozialde⸗ 
mokraten hier im Hauſe darüber ſtreiten, wer 
ſchuld an der Einführung des Tabakmonopols iſt. 
Wir wiſſen doch, daß dies Geſetz 1926 zur Zeit der 
Regierung der Rettung geſchaffen wurde. Man 
hat natürlich verſucht, den Arbeitern vorzureden, 
daß man eine Bombenſache gemacht habe. Aber der 
Arbeiter hat ſehr ſchnell eingeſehen, daß dies Ta⸗ 
bakmonopol ihm nur nachteilig iſt. Wir ſind nicht 
Gegner vom Monopol, verſtehen aber darunter, 
daß ſich die Preiſe ſenken und nicht ſteigern. Hier 
iſt das Umgekehrte der Fall. Die Preiſe find heute 
für die lumpigen Zigaretten, die man von dem 
Tabakmonopol kaufen kann, ſehr geſtiegen. Die 
Vierpfennig⸗Zigarette hat z. B. abſolut keinen Ge⸗ 
ſchmack. (Wir behandeln die Umſatzſteuer, nicht 
das Tabakmonopol! links.) Sie müſſen mir ſchon 
überlaſſen, was ich erzähle. Es iſt doch meine 
Aufgabe, mein lieber Freund, nachzuweiſen, wo 
die Schädlinge der Arbeiterſchaft ſitzen. Der 


Zwiſchenruf erübrigt ſich alſo. (Zurufe links.) Ich 
habe hier noch ein kleines Zitat von Herrn Abg. 
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(Opitz, Abgeordneter) f 
Brill, der auch ganz verflucht gegen die Umſatz⸗ 
ſteuer losgezogen iſt. Wir ſehen aber, daß einer 
nach dem andern den Zurückzieher macht, zuliebe 
der Koalition und zuliebe des Zentrums. Alle ha⸗ 
ben Angſt, ſich für ihre Wähler einzuſetzen, von 
denen ſie hierher geſchickt worden ſind. Herr Brill 
ſagte 1927: 5 
Es läßt ſich auch abbauen, beseitigen Sie in Dan⸗ 
gig den Bezirksausſchuß, das Oberverwaltungsgericht, 
beſeitigen Sie die drei Kreiſe und heben Sie die 

Gutsbezirbe auf. Heben Sie die wielen einzelnen 

kleinen Gemeinden auf und ſchaffen Sie dafür andere 

Einrichtungen, danm werden Sie ſehen, daß Sie min⸗ 

deſtens 40 Prozent der Danziger Beamten abbauen 

können. 

Das hat der Herr Abg. Brill in der 42. Sitzung 
am Mittwoch, den 2. Dezember 1925, geſagt. Es 
iſt alſo nicht aus der Luft gegriffen. Weiter ſagt 
er: 

Danm werden wir ſehen, daß Sie mindeſtens 40 

Prozent der Danziger Beamten abbauen können und 

daß die übrigen 60 Prozent noch gut in der Lage 

ſind, die erforderliche Arbeit zu leiſten.“ Folgen Sie 
uns, wir werden in der nächſten Zeit entſprechende 

Anträge einbringen und damn ſehen, ob Sie tat 

ſächlich Sparſamkeit üben wollen oder noch weiter 

die Futterkrippenjägerei aufrecht erhalten werden 

Wenn man die geſamten Stenogramme der 
Reden der Abgeordneten der Sozialdemokratiſchen 
Partei durchlieſt, als ſie in Oppoſition ſtanden, 
könnte man ſagen, daß das Kämpfer für 
Proletariat geweſen ſind. Aber wenn man dann 
von der andern Seite die Stellungnahme betrach⸗ 
tet, die die Sozialdemokratie heute zum Ausdruck 
bringt, ſcheint mir, daß die Sozialdemokraten nicht 
Kämpfer für das Proletariat, ſondern Verräter 
am Proletariat ſind. Mein Freund Raſchke 
ſagte ſchon im Auguſt 1927, als es um die Um⸗ 
ſatzſteuer ging, daß die Sozialdemokraten es mit 
ihrer Oppoſition nicht ernſt meinten, ſondern 
glauben, nach der Wahl wieder in die Regierung 
zu kommen. Dann würde ſich ſchon ein Mittel⸗ 
chen finden, wie man wieder die Umſatzſteuer bei⸗ 
behalten könnte. Nun ſtellt ſich heraus, daß mein 
Freund Raſchke nur zu recht gehabt hat. Es iſt ein⸗ 
mal ſo, daß die Kommuniſten recht gut in die Zu⸗ 
kunft blicken können. 

Wie könnte man den Gemeinden helfen? In 
der Begründung der Vorlage wird geſagt, daß die 
Gemeinden ihre Etats nicht balanzieren könnten. 
Ich will unterſuchen, wie man den Gemeinden 
weiter helfen könnte, damit fie imſtande find, ihre 
Etats zu balanzieren. 

Vizepräfident Neubauer: Herr Abg. Opitz! Th 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Sie reichlich 
weit von der Sache abſchweifen. (Abg. Opitz: Ich 
kann mir nicht helfen, das gehört zu meinen Aus⸗ 
führungen!) Ich mache Sie darauf aufmerkſam, 
daß Sie nicht in dieſer Weiſe fortfahren können. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Ich habe nur ge⸗ 


ſagt, was notwendig war. Ich war dabei zu zei⸗ 


gen, wie man den Gemeinden Laſten abnehmen 
könnte. Mir wird verboten, das zu ſagen. Ich 
werde es aber trotzdem ausſprechen. Ich kann nicht 
darauf verzichten und dies ungeſagt laſſen. Wir 
haben drei Landkreiſe. Es wäre ſehr leicht möglich 
dieſe zu einem oder zwei Landkreiſen zuſammen 
zu legen und die Gemeinden, die in der Nähe der 


Stadt liegen, nach Danzig einzugemeinden. Da⸗ 


durch könne der Verwaltungsapparat verkleinert 


das 


Dienstag, den 27. März 1928. 


werden. Die Exiſtenzmöglichkeit vieler Gemein⸗ 
den iſt nun einmal gefährdet, und es beſteht keine 
Möglichkeit, wie dieſe Gemeinden einmal aus 
dem Schlammaſſel herausfinden werden. Ich ſagte 
ſchon, jeder dieſer Kreiſe hat einen Landrat, und 
dieſer Landrat muß durch Kreisſteuern, die die 
Inſaſſen des Kreiſes aufbringen müſſen, beſoldet 
werden. Richtig wäre es, daß der Senat, der den 
Betreffenden an die Spitze des Kreiſes ſetzt, ihn 
auch ſelbſt bezahlen müßte. Hierdurch würde man 
den Gemeinden eine große Laſt abnehmen, ſo daß 
es möglich wäre, ſie exiſtenzfähig zu machen. Die 
Kommuniſtiſche Partei wird nichts unverſucht 
laſſen, dieſes Geſetz mit allen Mitteln zu bekämp⸗ 
fen, die ihr zu Gebot ſtehen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 
Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Brenner. 
Brenner, Abgeordneter (H. P.): M. D. u. 
H.] Ich beabſichtige keineswegs lange Ausfüh⸗ 
rungen zu machen, denn ſowohl heute, wie bei 
früheren Gelegenheiten iſt ſchon bezüglich der Um⸗ 
ſatzſteuer genug geſprochen worden. Wir bekennen 
uns als Gegner der Regierungsvorlage, die für 
Beibehaltung der Umſatzſteuer eintritt. Wir 
ſehen hierin nicht eine Erfüllung des Verſprechens 
der Regierung, die erklärt hat, daß ſie die Wirt⸗ 
ſchaft fördern will, ſondern wir erblicken hierin 
das Gegenteil. D. u. H.! Genau wie ich bei 
dem Wohnungsbauabgabengeſetz für die bedräng⸗ 
ten kleinen Kreiſe eingetreten bin, ſo möchte ich es 
auch bei dieſer Gelegenheit für dieſelben Kreiſe 
tun, und zwar dieſes Mal für die Tabakhändler. 
Die Tabakhändler befinden ſich ſeit Einführung 
des Tabakmonopols in einer mehr wie bedrängten 
Lage. Das dürfte auch Ihnen, meine Herren, be⸗ 
kannt ſein. Durch die rigoroſe Geſchäftsführung 
der Tabakmonopolgeſellſchaft iſt die Verdienſt⸗ 
ſpanne von 30 bis 35 Prozent, wie ſie den Händ⸗ 
lern durch die Privatwirtſchaft eingeräumt war, 
jetzt auf 15 Prozent heruntergedrückt worden, und 
die Händler haben nicht die Möglichkeit, die Um: 
ſatzſteuer einzukalkulieren oder abzuwälzen. Sie 
müſſen alſo von dieſer knappen Verdienſtſpanne 
von 15 Prozent noch 1 Prozent Umſatzſteuer ab⸗ 
geben und mit 14 Prozent Bruttogewinn arbei⸗ 
ten. Schlecht gerechnet betragen die Unkoſten in 
einem Geſchäft für Miete, Steuern, Beleuchtung, 
Gehälter und dergleichen mindeſtens 12 Prozent, 
ſo daß dem Betreffenden vielleicht, aber auch das 
dürfte oft nicht der Fall ſein, 2 Prozent vom Um: 
ſatz für ſeinen Lebensunterhalt übrig bleiben. 
M. D. u. H.! Wenn Sie heute durch die Straßen 
Danzigs gehen und ſich die Läden einmal anſehen, 
dann werden ſie finden, daß viele Tabakläden von 
der Bildfläche verſchwunden ſind, und gerade in 
den entlegendſten Straßen, wo die kleinſten Klein⸗ 
händler wohnten. Wo heute noch ſolche Läden 
vorhanden ſind, ſucht ſich der Betreffende dadurch 
über Waſſer zu halten, daß er Stöcke, Wein, Obſt 
und dergleichen mitführt. (Abg. Liſchnewfki: 
Bilder!) Ich glaube nicht, daß Sie das etwa 
noch nicht ſollten beobachtet haben. Wodurch iſt 
das gekommen? Durch die Schaffung des Tabak⸗ 
monopols und die Beibehaltung der Umſatzſteuer. 
Es iſt ganz unmöglich, daß der Händler noch 1 


Das Wort hat der 


(DJ 


(Brenner, Abgeordneter) 

Prozent Umſatzſteuer zahlen ſoll! Die Geſchäfte, 
die heute knapp lebensfähig find, werden 
in ihrer Lebensfähigkeit durch dieſe Steuer noch 
mehr herabgedrückt. Noch mehr Läden werden 
verſchwinden und in anderer Beziehung werden 
die Steuern für den Staat in Wegfall kommen. 
Es tut mir ſehr leid, aber ich kann es mir nicht 
verjagen, auch bei dieſer Gelegenheit noch auf 
einen Paragraphen des Pachtvertrages zwiſchen 
der Monopolgeſellſchaft und dem Staat zurückzu⸗ 
kommen. In einem Paragraphen iſt der Mono⸗ 
polgeſellſchaft eine Pauſchalſumme für Steuern 
eingeräumt worden, und zwar für vier Steuer⸗ 
ſorten, für die Körperſchaftsſteuer, die Ergän⸗ 
zungsſteuer, die Gewerbe- und die Umſatzſteuer 
mit Summa 250 000 Gulden. Es iſt aber noch 
der Zuſatz gemacht, wenn die Geſchäfte der Tabak⸗ 
monopolgeſellſchaft ſich auch glänzend geſtalten 
ſollten, die Umſatzſteuer für ſie nicht erhöht wer⸗ 
den darf. Wäre es nicht richtiger zur Erhaltung 
der kleinen Exiſtenzen, daß man der Tabakmono⸗ 


polgeſellſchaft eine höhere Umſatzſteuer auferlegt 


mitteilung hier 


und die Kleinhändler davon entbindet? Ich 
will keine weiteren Ausführungen machen, ich 
glaube, das, was ich Ihnen zum Vortrag gebracht 
habe, dürfte eindrucksvoll genug ſein, daß auch 
Sie ſich dem nicht verſchließen werden. Ich bitte 
Sie daher dringend, nehmen Sie unſeren Abän⸗ 
derungsantrag an, der dahin geht, daß ſolange 
die Verdienſtſpanne nicht über 15 Prozent hinaus⸗ 
geht, die Tabakhändler nicht die Umſatzſteuer zu 
zahlen haben. Wird die Verdienſtſpanne ent⸗ 
ſprechend erhöht, dann werden ſie auch wieder 
ihre Umſatzſteuer zahlen können. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. N 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. u. 
H.! Ich beabſichtige mich auf den Boden der 
neuen Sachlichkeit zu ſtellen, die von Herrn 
Ziehm am letzten Donnerstag nach einer Preſſe⸗ 
im Volkstag in Szene geſetzt 
worden iſt. Ich will das nicht in der Weiſe tun, 
wie Herr Dr. Ziehm es tat, daß er dem Chef der 
gegenwärtigen Regierung und dem Geſamtſenat 
unterſtellte, daß ſie ihre Meinungen nach den 
Wünſchen anderer ausländiſcher Inſtanzen rich⸗ 
ten, wie das in der Frage der Verkehrsſteuer von 
Herrn Dr. Ziehm getan wurde. Ich beabſichtige, 
die Frage der Umſatzſteuer rein objektiv zu be⸗ 
handeln, wenn es auch ſchwer fällt, möglichſt bei 
der Objektivität zu bleiben. Man müßte eigent⸗ 
lich über das Thema „Amſatzſteuer“ eine Satyre 
ſchreiben. Als die Umſatzſteuer vor etwa 5 Jah⸗ 
ren gegen den Willen der geſamten Linken von 
den Deutſchnationalen, von den Deutſchliberalen 
oder wie ſie ſich damals nannten, Freie Wirtſchaft⸗ 
liche Vereinigung und dem Zentrum eingeführt 


wurde, entſpann ſich ein harter Kampf, der ſich 


über Monate hinzog. Der Aktivität, die von der 
inken entwickelt wurde, gelang es damals, die⸗ 
ſes Geſetz ſieben Monate lang zu verhindern. Es 
beſtand damals ebenſowenig ein Zwang, dieſes 
eſetz einzuführen, wie er heute beſteht, es auf⸗ 
rechtzuerhalten. Man hatte ſich in den Gedan⸗ 
hs verrannt, die Inflation mache es notwendig, 
ie Umſatzſteuer zu erhöhen. Man brauchte Geld 
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und überſah, daß die Umſatzſteuer die ungeeigneſte 
Steuer in der Zeit des ſinkenden Geldwerts war. 
Statt Geld zu erhalten, bekam man immer nur 
einen ſehr erheblichen Bruchteil, weil über Nacht 
die Geldentwertung raſende Fortſchritte machte, 
ja vielfach über 100 Prozent hinausging. Ich ha⸗ 
be von Anfang an das Geſetz aufs ſchärfſte be⸗ 
kämpft, und habe zu dem ſtärkſten Mittel der Op⸗ 
poſition gegriffen, um die Regierung zu verhin⸗ 
dern, der Danziger Bevölkerung dieſes Geſetz zu be⸗ 
ſcheren. Ich erinnere daran, daß die längſte Rede, 
die in Danzig gehalten wurde, nämlich eine Sechs⸗ 
Stundenrede, von mir aus Anlaß der Einführung 
der Umſatzſteuer gehalten wurde. Es iſt nicht 
Böswilligkeit, wenn ich dem anweſenden Senator 


ſage, daß er es war, der damals die Regierungs⸗ 


parteien im Foyer des Hauſes bei Stimmung hielt 
und dafür ſorgte, daß ſie etwas zu eſſen und zu 
trinken bekamen. Ich möchte auch den Schatten 
unſeres früheren Präſidenten Dr. Treichel herauf⸗ 
beſchwören, der damals noch nicht die Objektivität 
der Danziger Zeitung kannte und der durch Auf⸗ 
heben der Hände die Regierungsparteien zu Be⸗ 


ſchlüſſen nötigte, ſtatt ſich, wie es die Präſidialge⸗ 


walt verlangt, jedem Abgeordneten des Hauſes ge⸗ 
genüber verſtändlich zu machen, worüber abge⸗ 
ſtimmt wird. Ich will auch erwähnen, daß peri⸗ 
odiſch Abänderungsanträge auf Aufhebung dieſes 
Geſetzes geſtellt wurden, aber immer hat die Re⸗ 
gierung, die ſich bis 1925 immer aus den RNechts⸗ 
parteien bis zum Zentrum zuſammenſetzte, ſich ge⸗ 


(C) 


gen die Aufhebung dieſer Steuer gewandt. Glück⸗ 


lich gelang es dann im Dezember 1924 eine Mehr⸗ 
heit herbeizuführen, um die Umſatzſteuer zu beſei⸗ 
tigen. Auch Teile der Deutſchnationalen ſtimm⸗ 
ten für die Aufhebung der Umſatzſteuer. Wenn 
ich mich nicht falſch entſinne, ſtanden wir damals 
nämlich vor einer Neuwahl. Die Regierung er⸗ 
klärte darauf, die Umſatzſteuer könne nicht fallen. 
Da ſich Teile der Regierungsparteien aber feſtge⸗ 
legt hatten, erſchien der Finanzrat als rettender 
Engel und ſchrieb an den Senat folgendes Schrei⸗ 
ben, das ich mit Genehmigung des Hern Präſiden⸗ 
ten verleſen möchte. 8 | 
Angeſichts der die Umſatzſteuer betreffenden Be⸗ 
ſchlüſſe des Volkstages und der von ihm angenomme⸗ 
nen auf gänzliche Aufhebung der Umſatzſteuer ab⸗ 
zielenden Entſchließung weiſt der Finanzrat auf die 
unüberſehbaren Folgen hin, die durch einen über⸗ 
ſtürzten Abbau dieſer einen weſentlichen Teil der Ge⸗ 
meindeeinnahmen bedeutenden Abgabe in erſter Line 
für die Gemeindefinanzen eintreten müſſen. 
Auf Grund der Zuſendung dieſes Beſchluſſes des 
Finanzrats an den Volkstag und Einſpringen der 
Regierungsparteien wurde beſchloſſen, daß die 
Umſatzſteuer weiter erhoben wurde. Wir erhoben 
ſeinerzei laut Beſchlüſſen der Mehrheitsparteien 
die Umſatzſteuer für den Staat. Der Staat hatte 
als ſolcher auf die Umſatzſteuer verzichtet und den 
Gemeinden, die nie daran gedacht hatten, Anteile 
an der Umſatzſteuer zu nehmen, fiel das Geld in 
den Schoß. Natürlich konnten ſich die Gemeinden 
am Schluß der Inflation noch nicht an die neuen 
Guldenzahlen gewöhnen. In ihrem Inflations⸗ 
wahn bauten ſie nicht ab und konnten daher ohne 
Geld nicht auskommen. Die Umſatzſteuer mußte 
alſo, obwohl die Regierungsparteien 1924 einſa⸗ 


(D) 


(A 
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hen, daß fie aufgehoben werden konnte, weiter er⸗ſſo wenn Herr Abg. Dr. Ziehm in der Frage der 


hoben werden. Nun kamen neue Anträge auf Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer. Die Regierung war im⸗ 
mer noch nicht der Anſicht, daß ſie aufgehoben wer⸗ 
den konnte, Nun bekamen wir im Jahre 1925 die 
Regierung, beſtehend aus Sozialdemokratie, Zen⸗ 
trum und Liberalen. Die Deutſchnationalen hin⸗ 
terließen dieſer Regierung nach der neuen Sach⸗ 
lichkeit des Herrn Abg. Dr. Ziehm 15 Millionen 
Ueberſchuß in den Staatskaſſen. Warum konnte 
die Regierung, die durch Herrn Dr. Ziehm reprä⸗ 
ſentiert wurde und die nach Angabe des Staats⸗ 
mannes und fachlichen Parlamentariers Dr. Ziehm 
15 Millionen hinterlaſſen hatte, dann die Umſatz⸗ 
ſteuer nicht aufheben, die den Staats⸗ und Ge⸗ 
meindekaſſen 4 Millionen brachte? Wo blieb da⸗ 
mals die Sachlichkeit des Staatsmannes und 
Staatsrates Dr. Ziehm, dem man kürzlich in einer 
angeſehenen Danziger Zeitung ein „Wende“ als 
Zeugnis auf den Weg gab. Hätte dieſer Dr. 
Ziehm damals doch den Mut beſeſſen, die Um⸗ 
ſatzſteuer aufzuheben. Ich fürchte aber, daß die 
neue Sachlichkeit, die man uns vorgetragen hat, 
nicht vorhanden war, als er der jetzigen Regierung 
den verſteckten Vorwurf machte, der bis an das 
Disziplinarverfahren herranreicht, daß ſich die Re⸗ 
gierung von Anweiſungen fremder Regierungen 
leiten läßt. Das liegt auf dem gleichen Gleiſe, 
wie die Redensart mit den 15 Millionen. Wie 
kommt es denn, daß die jetzige Regierung erklärt, 
ſie könne die Umſatzſteuer nicht aufheben. Wir 
ſind für Aufhebung geweſen und ſind es noch heute. 


(B) Aber wir werden niemals jo irrſinnig ſein, einer 


Regierung, die pflichtbewußt erklärt, die Staats⸗ 
kaſſen geſtatteten es nicht, daß eine Steuer aufge⸗ 
hoben wird, den Vorwurf zu machen, daß ſie dolos 
handele oder ſich von fremden Anweiſungen leiten 
läßt. Wir ſind der Auffaſſung, daß Regierungs⸗ 
parteien, die für die Aufhebung einer Steuer 
eintreten, auch wiſſen müſſen, was ſie tun. 
Wenn ich in dieſem Zuſammenhange auch 
den Parteien, die in der Oppoſition ſte⸗ 
hen, ſtets zumuten muß, daß ſie nicht An⸗ 
träge einbringen, von deren Andurchführbarkeit 
ſie überzeugt ſind, kann ich nur annehmen, daß die 
Sozialdemokratiſche Partei, als ſie für die Auf⸗ 
hebung der Umſatzſteuer ſtimmte, ſich in dem Glau⸗ 
ben befand, bei einem Hineingehen in die Regie⸗ 
rung derartig gefüllte Kaſſen vorzufinden, um 
ihre Wahlverſprechungen zu erfüllen. Man ſieht, 
daß man ſich auf deutſchnationale Ausſagen nicht 
verlaſſen darf und daß man, wenn man dieſen 
Worten Glauben ſchenkt, bei der Wählerſchaft 
leicht den Anſchein erweckt, als wenn man die 
Wählerſchaft düpieren wollte. Ich habe keinen 
Grund, mir den Kopf darüber zu zerbrechen, wie 
die gegenwärtigen Parteien ihren Wählern klar⸗ 
machen werden, daß ſie das Verſprechen, die Um⸗ 
ſatzſteuer aufzuheben, nicht durchführen können. 
Unangenehm iſt es jedenfalls, wenn eine Regie⸗ 
rung in die gegenwärtige Situation hineinverſetzt 
wird. Genau ſo wenig, wie es mit Sachlichkeit 
etwas zu tun hat, wenn man den Vizepräſidenten 
Gehl und zwei Senatoren beſchuldigt, daß ſie ſich 
in der Frage der Einwohnerwehr von den Wün⸗ 
ſchen der polniſchen Regierung leiten ließen, eben⸗ 


Goldzölle den Wiſſenden ſpielt und die neue Sach⸗ 
lichkeit zum Vortrag bringt, genau ſo wenig hat 
das Verhalten der Deutſchnationalen mit ihrem 
Antrag der kürzlich hier durch Herrn Abg. Bert⸗ 
ling vertreten wurde, etwas mit Sachlichkeit zu tun, 
wenn gerade dieſe Partei im gegenwärtigen Mo⸗ 
ment die Aufhebung von Steuern verlangt. Nur 
diejenigen Parteien haben ein Recht, die Aufhe⸗ 
bung von Steuern zu verlangen, die das Staats⸗ 
weſen auch wirklich in den Stand ſetzen wollen, 
Steuern aufzuheben. Wenn man, wie vorhin die 
Nationalliberale Bürgerpartei es tat, bei der Fra⸗ 
ge der Ueberführung des Notopfers in den lega⸗ 
len geſetzmäßigen Zuſtand und des eventuellen 
Abbaus der Beamtenbeſoldung durch Abweſenheit 
glänzt, ſo wirkt es eigenartig, wenn wir unſer 
kleines Staatsweſen, das unter ſchwierigen Ver⸗ 
hältniſſen zu exiſtieren gezwungen iſt, mit einem 
Rieſenapparat von 8 000 Beamten ausrüſten und 
dieſer Beamtenſchaft ein 10 Prozent höheres Ge⸗ 
halt als den preußiſchen zahlen. Außerdem iſt 
dieſe große Beamtenſchaft noch ein bis zwei Stufen 
höher eingruppiert, und dann läßt man ihr noch 
einen ſehr erheblichen Kursgewinn bei der Ume 
rechnung der Gehälter zukommen. Wenn über 50 
Prozent der geſamten Staatseinnahmen für Be⸗ 
amtengehälter ausgegeben werden, ſo kann ein 
ſolcher Staat nicht exiſtieren. Das A und O un⸗ 
ſeres ganzen Freiſtaats iſt die Frage, wie verklei⸗ 
nern wir die Zahl der Staatsbeamten auf ein er⸗ 
trägliches Maß. Dann wird ſich auch die Frage 
der Beamtenbeſoldung und die Frage der wohler⸗ 
worbenen Rechte von ſelbſt ausgleichen, und der 
Staat kommt nicht in Gefahr, eines ſchönen Ta⸗ 
ges, wie ich es vorhin ſchon ausführte, ſeine Kaſſen 
ſchließen zu müſſen. Dieſen Weg will man nicht ge⸗ 
hen. Man will etwas anderes. Man will durch 
Einbringung von Anträgen, von deren Nichtdurch⸗ 
führbarkeit man überzeugt iſt, die gegenwärtige 
Regierung aus dem Sattel heben. Deshalb die 
häufig von dieſer Stelle gehörten Bemerkungen, 
weshalb denn die hauptamtlichen Senatoren ſich 
nicht gegen die nebenamtlichen Senatoren wenden. 
Das iſt eine Redewendung, die, wenn ſie früher 
aus oppoſitionellem Munde den Regierungspar⸗ 
teien entgegengeſchleudert worden wäre, von die⸗ 
ſen als eine Infamie bezeichnet worden wäre. 
(Sehr richtig! links). 

Aber in der gegenwärtigen Zeit, wo man wü⸗ 
tend iſt, daß ſich eine Koalition zuſammengefunden 
hat, welche gewillt iſt, den Zuſammenbruch des 
Staates zu verhüten, kommen dieſe ſtaatserhal⸗ 
tenden Elemente mit ihrer neuen Sachlichkeit und 
richten unter der Immunität, die ihnen zuſteht, 
die ſie bei andern aber möglichſt einſchränken wol⸗ 
len, bis an die Grenze des Disziplinarverfahrens, 
hier im Volkstag Angriffe, wie ich ſie vorhin cha⸗ 
rakteriſiert habe. Es iſt beſchämend, die früheren 
Regierungsparteien, die es in abſehbarer Zeit wie⸗ 
der zu werden hoffen, in dieſer Weiſe gegen die 
Regierung vom Leder ziehen zu ſehen. Nun hat⸗ 
te die moderne Sachlichkeit, vertreten durch Herrn 
Dr. Ziehm, letztens ausgeführt, warum ſollen wir 
Verkehrsſteuern aufheben, wo es doch ſo wichtig 
iſt, die Amſatzſteuer aufzuheben. Herr Dr. Ziehm, 
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keit zum Oberregierungsrat und Staatsrat avan⸗ 
ciert, mit 300 Gulden Diäten eines Senatsvize⸗ 
präſidenten und einem monatlichen Geſamtein⸗ 
kommen von etwas über 2000 Gulden, hat natür⸗ 
lich als Staatsmann keine Ahnung, weshalb Ver⸗ 
kehrsſteuern aufgehoben werden müſſen. Er ſagte, 
die Verkehrsſteuern kommen den Reichen zugute, 
ich glaube, die Verkehrſteuern kommen der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft zugute, machen ſie konkurrenzfähig 


und verſetzen ſie in die Lage, Arbeitskräfte zu be⸗ 


) 


ſchäftigen. Ein Staatsrat, der hinter verſchloſſe⸗ 
nen Türen ſeine Sitzungen abhält, und dafür ein 
hohes Gehalt bezieht, weiß in ſeiner neuen Sach⸗ 
lichkeit davon nichts! Er ſagte, unter Berückſich⸗ 
tigung der Zollvaloriſation, die jetzt erfolgt iſt. ha⸗ 
ben wir ſehr hohe Zolleinnahmen zu erwarten. 
Herr Dr. Ziehm hat als Staatsrat, der ein ſehr 
hohes Gehalt bezieht, von derartigen Dingen keine 
Ahnung. Es iſt ihm noch nicht einmal klar gewor⸗ 
den, daß die geſamte Zollgeſetzgebung der polni⸗ 
ſchen Regierung eine Geſetzgebung iſt, die prohibi⸗ 
tiv wirken ſoll, und daß Prohibitiv⸗Zölle geeignet 
ſind, jeglichen Import zu unterbinden. Wenn bei⸗ 
ſpielsweiſe, um bei dem Flugblatt der Deutſchna⸗ 
tionalen aus der Wahl zu bleiben, ein Artikel wie 
Sardellen — ich handele keine — bisher mit ei⸗ 
nem Zoll von 27,50 Zloty pro 100 Kilo belegt war, 
und der Zoll durch die neue Zollerhöhung auf 700 
Zloty per 100 Kilo erhöht wird, bei einem Wert 
der Ware von 100 bis 120 Gulden pro 100 Kilo, 
dann iſt es ſelbſtverſtändlich, daß bei ſolchen Pro⸗ 
hibitivzöllen ſelbſt die wohlſituierte Bevölkerung 
auf den Genuß von Sardellen verzichtet. Aus die⸗ 
ſem Artitel fließen dann keine Zölle. Die Waren, 
die mit den hohen Zöllen belegt ſind, werden dann 
überhaupt nicht mehr konſumiert. 

Jetzt möchte ich der Handelskammer, deren 
Syndikus als Abgeordneter anweſend iſt, eine 
Antwort auf den Artikel geben, den ſie neulich 
lanciert hat. Wann kommt es vor, daß man ſich 
vor dem Inkrafttreten ſolcher Beſtimmungen, 
wenn man an der Quelle ſitzt, Kontingentſcheine 
beſorgt, obgleich man nie mit derartigen Artikeln 
gehandelt hat? Wenn derartige Kontingentſchei⸗ 
ne in der Uebergangszeit mit 3 bis 800 Dollar pro 
100 Kilo gehandelt werden, dann iſt es ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, wenn ein Abgeordneter, der im kauf⸗ 
männiſchen Leben zu ſtehen die Ehre hat, aller⸗ 
dings nicht mit derartigen Artikeln handelt, der 
Handelskammer gelegentlich einer beſonderen 
Beſprechung zuruft: „Macht die Augen auf, wenn 
Handelskammermitglieder Einfuhrbewilligungen 
bei derartigen Artikeln beantragen, mit denen ſie 
nichts zu tun haben!“ Es iſt betrübend, daß Ver⸗ 
treter alter Firmen, die gern Geld verdienen wol⸗ 
len, ihre Handelskammertätigkeit dazu benutzen. 
Ich bin bereit, Herrn Dr. Heinemann draußen die 
Namen zu nennen. (Abg. Dr. Heinemann: Vor⸗ 
läufig Phantaſie von Ihnen!) Es iſt eine Unge⸗ 

örigkeit, mir Phantaſie zuzurufen, wenn ich ſage, 
daß ich bereit bin, Ihnen die Namen der Handels: 
ammermitglieder zu nennen. : 

Wenn Herr Dr. Ziehm darauf hinwies, daß 


früher Gerichtsrat, durch ſeine Regierungsſtetig 
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neuen Sachlichkeit des Herrn Dr. Ziehm zu treten, (O) 


der vorigen Regierung noch nachträglich, wie ich 
es ſchon früher getan habe, meinen Glückwunſch 
auszuſprechen, daß es ihr gelungen iſt, das vorzüg⸗ 
liche Abkommen zu Gunſten Danzigs zu treffen. 
Die gegenwärtige Regierung, die damals das Ab⸗ 
kommen traf, wird eine Verbeſſerung nicht durch⸗ 
drücken können, weil dem ſachliche Momente ent⸗ 
gegenſtehen, obgleich ich wünſchen würde, daß wir 
aus den Zolleinnahmen höhere Erträgniſſe hätten. 
Ich ſagte ſchon, ich muß es mir im Intereſſe der 
Freien Stadt Danzig verſagen, die Irrtümer und 


Fehler aufzudecken, welche Herr Dr. Ziehm wahr⸗ 


ſcheinlich ſeiner Meinung zugrunde gelegt hat. 
Wenn man beobachtet, daß der Import von Wa⸗ 
ren, der lediglich Zölle bringt, der Export bringt 
ja ſo gut wie keine Zölle, denn nur wenige Artikel 
ſind mit Ausfuhrzöllen belaſtet, immer und immer 
mehr gedroſſelt wird, daß der Import durch alle 
möglichen Maßnahmen der polniſchen Handelspo⸗ 
litik abgeſchwächt und der deutſch⸗polniſche Han⸗ 
delskrieg nach menſchlichem Ermeſſen noch ein bis 
zwei Jahre dauern wird und die polniſche Regie⸗ 
rung immer mehr und mehr daran geht, den Im⸗ 
port möglichſt von Danzig abzuziehen, nicht nur 
den Export, jo iſt mit einer Erhöhung der Zollein⸗ 
nahmen nicht zu rechnen. Als kleines Beiſpiel für 
die Tatſache, welche Konkurrenz wir vor unſeren 
Toren haben, mag Ihnen die heute morgen in der 
Danziger Zeitung erſchienene Nachricht über den 
Verkehr im Danziger und Gdinger Hafen im Koh⸗ 
lenexport dienen. Am geſtrigen Tage luden in 


Gdingen ſieben Schiffe Kohlen, in Danzig vierzehn, (D) 


mit 5357 To. in Gdingen und 13 000 To. in Dan⸗ 
zig. 50 Prozent des Gdinger Hafens nimmt am 
Kohlenexport teil. Am letzten Tage war das Ver⸗ 
hältnis in Danzig 5 ladende Schiffe, in Edingen 
ebenfalls 5 ladende Schiffe, in Danzig 7 800 To., 
in Edingen 2 400 To. Dank der irrſinnigen Poli⸗ 
tik, die die verfloſſene Regierung in Danzig in Be⸗ 
zug auf den Hafen von Danzig getrieben hat, dank 
det ſchlechten Behandlung des Imports und Ex⸗ 
ports durch die Danziger Regierung im Danziger 
Hafen, hat man einen Teil der Firmen, die über 
Danzig exportierten, immer mehr nach Edingen 
getrieben. Gehen Sie zu Baginski, zur Elibor und 
fragen Sie, ob dieſe Firmen noch eine Tonne Koh⸗ 
len über Danzig exportieren. Man wird erklären, 
dank der Schikanen, denen wir im Danziger Hafen 
ausgeſetzt ſind, ſehen wir uns gezwungen, nach Dan⸗ 
zig kein Schiff mehr zu bringen. Wir haben in der 
Danziger Handelskammer eine große Anzahl Sach⸗ 
verſtändige, die abſolut nicht darauf hinwirken, 
daß mit dieſer irrſinnigen Politik der Danziger 
Hafenverwaltung, die ſich in der ſtädtiſchen Forſt⸗ 
und Grundbeſitzverwaltung bezüglich des Kaiſer⸗ 
hafens kriſtalliſtert und bezüglich des übrigen Ha⸗ 
fens in unſerm Hafenausſchuß, vertreten durch ei⸗ 
nige Regierungsmitglieder und Beamte der Re⸗ 
gierung, Schluß gemacht wird. Das Mitglied des 
Hafenausſchuſſes, Herr Voſſelmann, ehemaliges 
deutſchnationales Mitglied dieſes Volkstages, der 
ſich vor Nationalismus nicht helfen konnte, hat 
ſehr ſchnell in Gdingen ein Büro etabliert. (Hört, 


* Zollverteilungsſchlüſſel für Danzig ungünſtig hört! links) Wahrſcheinlich iſt das die neue politi⸗ 
ſt, ſo verſage ich es mir, ohne auf den Boden der ſche Sachlichkeit. (Heiterkeit.) Würde Herr Jewe⸗ 
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lowski es wagen, auch nur einen Waggon Holz 
über Gdingen ſpeditionsweiſe zu leiten, oder un⸗ 
ternehme ich es, in Gdingen ein Büro zu etablie⸗ 
ren, das in meiner Branche dem Handel dient, 
obgleich es verlockend iſt, weil man dort drüben 
nennenswerte Vorteile von der Regierung zuge⸗ 
billigt erhält, ſo würde man mit Schimpf und 
Schande beworfen und mit Herrn Gehl und Dr. 
Kamnitzer zuſammen als Landesverräter auf eine 
Stufe geſtellt werden. (Heiterkeit links). Wenn 
man dazu noch die ſyſtematiſchen Anſtrengungen 
der polniſchen Regierung berückſichtigt, den Handel 
vom Danziger Hafen abzuziehen und ihn über 
Edingen zu leiten, wovon die Handelskammer na⸗ 
türlich wenig Kenntniſſe hat, weil fie ſich in einem 
ziemlich verſchloſſenen Kämmerchen bewegt, ſo ſoll⸗ 
te man alles tun, was in Danzig geeignet iſt, den 
Handel durch Steuerreduktion zu beleben. Da 
der Staat nur von Steuern leben kann, muß er 
ſeine Einnahmen durch Abbau der überzähligen 
Beamten und Steuerreduktion ſo einrichten, daß 
der Handel in Danzig leben kann. Ich hatte kürz⸗ 
lich einmal das Danziger Telephonadreßbuch be⸗ 


nutzt und etwas an die dort verzeichneten Adreſſen 


verſandt. Obgleich das Telephonadreßbuch noch 
nicht alt iſt, mußte ich erleben, daß 400 Druckſachen, 
alſo Adreſſen Danziger Firmen, mit dem Poſt⸗Re⸗ 
tourvermerk „verzogen“, „aufgelöſt“, „eingegan⸗ 
gen“, zurückkamen. Dies kleine Erlebnis datiert 
von Anfang Januar. Ich glaube, daß inzwiſchen 
noch eine weitere Anzahl von Firmen in den letz⸗ 
ten drei Monaten weggegangen ſind, ſo daß die 
Zahl noch erheblich größer geworden iſt. Wenn 
man ſich die Bilanzen des letzten Jahres, ſoweit 
ſie publiziert ſind, vor Augen hält und Kenntnis 
der Dinge hat, wie es in den Privatbetrieben aus⸗ 
ſieht, könnte man faſt verzweifeln. 

Ich würde der Regierung den guten Rat ge⸗ 
ben, ſich bei den Danziger Banken Informationen 
einzuholen, wie die Dinge in Danzig heute ſtehen, 
dank der Beſteuerung, die die verfloſſene Regie⸗ 
rung in Danzig zum Teil eingeführt und aufrecht 
erhalten hat. Es iſt natürlich für die gegenwär⸗ 
tige Regierung ſchlimm, wenn die Staatskaſſen 
leer ſind, Steuern aufzuheben, ſelbſt wenn man 
vorher noch ſo ſehr für den Abbau der Steuern ge⸗ 
weſen iſt. Wenn man in der Regierung ſitzt, ſoll 
man den geſetzmäßigen Verpflichtungen nachkom⸗ 
men. Wenn die Staatskaſſen das nicht erlauben, 
bleibt nichts anderes übrig, die Steuern aufrecht 
zu erhalten. Aber ich mache der gegenwärtigen 
Regierung den kleinen Vorwurf, daß ſie nicht ener⸗ 
giſch genug darauf bedacht iſt, die Laſten zu erleich⸗ 
tern, die der Staat zu tragen hat und, wo abge⸗ 
baut werden kann, für die Erleichterung zu ſorgen. 
Die Regierung hätte als erſte ihrer Handlungen, 
nachdem ſie neu zuſammengetreten war, den Ab⸗ 
bau der Beamtenziffer in energiſcherer Form vor⸗ 
nehmen müſſen, als das der Fall iſt. Sie hätte 
auch in gehaltlicher Beziehung viel ſchärfer vorge⸗ 
hen müſſen. Wir müſſen endlich einmal den gor⸗ 
diſchen Knoten durchhauen, der droht, den Staat 
vor den Ruin zu bringen. Die Wirtſchaft kann 
nicht weiter. Die Steuern haben eine große Höhe 
erlangt, obwohl die Betriebe nichts verdienen. 
Dieſe Höhe der Steuer iſt bei den kleinen Umſätzen, 
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die dank der Droſſelung des Handels durch den pol⸗ 
niſchen Staat herbeigeführt worden ſind, unerträg⸗ 
lich. Umfatzſteuern, Gewerbeſteuern und jogar 
Vorauszahlungen auf die Einkommenſteuer müſſen 
gezahlt werden. Damit ſoll man endlich einmal 
in Danzig aufräumen. Ich glaube, die Regierung 
hat das übernommen. Wir werden ihr dabei gern 
behilflich ſein, damit dafür geſorgt wird, daß Dan⸗ 
zig endlich einmal zum Atmen kommt und nicht 
unter der ſtändigen Laſt, unter dem ſtändigen 
Terror von 7000 Danziger Beamten zu leiden hat. 
Es iſt ein unhaltbarer Zuſtand, führte ich vorhin 
aus, daß 7000 Beamte ein Privileg in Danzig 
haben, während ſich 320 000 Menſchen dieſem Ter⸗ 
tor: beugen müſſen, incluf. des Obergerichts, wel: 
ches evtl. zu entſcheiden hat, dem man ebenfalls 
ans Portemonnaie gehen will. 

Deshalb muß man ſchleunigſt dieſe Frage klä⸗ 
ren, und dann auch die Umſatzſteuerfrage und ver⸗ 
ſuchen, die Frage der Verkehrsſteuer zu klären und 
einige andere den Konſum belaſtende indirekte 
Steuern aufzuheben. Es iſt unmöglich, wie wir es 
in den vergangenen Jahren hatten, die Steuern 
und Zölle gewaltig zu erhöhen und damit die Le⸗ 
benshaltungskoſten der Bevölkerung ins Unend⸗ 
liche zu ſteigern, während man andererſeits nicht 
die Steuern aufhebt. Es muß auch in dieſer Bezie⸗ 
hung noch ſehr viel getan werden. Wenn nun die 
Situation augenblicklich ſo iſt, daß die Regierung 
erklärt, jie könne die Umſatzſteuer nicht aufheben, jo 
werden Sie es uns nicht verargen, wenn wir bei 
unſerer Einſtellung, die wir ſtets für Aufhebung 
der Umſatzſteuer eingetreten ſind, Ihnen den klei⸗ 
nen Vorwurf machen, daß Sie nicht aktiv genug 
geweſen ſind. Bei unſerer Einſtellung können wir 
nicht für die Aufhebung der Umſatzſteuer ſtimmen. 
Aber ich erwarte, daß die Regierung mit größter 
Beſchleunigung den angedeuteten Weg beſchreitet 
und dafür ſorgt, daß ſie in Kürze in die Lage ver⸗ 
ſetzt wird, die Steuer aufzuheben. Es iſt unerträg⸗ 
lich, daß die heutigen Regierungsparteien einmal 
erklären, die Umſatzſteuer wird aufgehoben, ſie 
kommt vom 1. Oktober an in Wegfall. Dann 
kommt die frühere Regierung und ſagt, ſie wird 
zum 1. April aufgehoben. Nun kommen die frü⸗ 
heren Regierungsparteien, die die Aufhebung am 
1. Oktober haben wollten und ſagen, wir können 
die Umſatzſteuer nicht aufheben. Die Bevölkerung 
weiß ja nicht mehr, was ſie von ihrem Parlament 
zu halten hat. Deshalb muß mit größter Beſchleu⸗ 
nigung der Zeitpunkt herbeigeführt werden, an 
dem die Umſatzſteuer aufgehoben werden kann. 

15 Millionen, ſagte Herr Dr. Ziehm, wären 
vorhanden geweſen, als das frühere Kabinett 
Gehl ans Ruder kam. Es iſt bereits nachgewieſen 
worden, daß das unwahr iſt. Als kleiner Troſt 
für die Bevölkerung und für die Kreiſe, die die 
Aufhebung der Umſatzſteuer ſehnlichſt erwarten, 
muß doch rein objektiv, nicht mit der berühmten 
modernen Sachlichkeit, geſagt werden, daß, hätte 
die letzte Regierung nicht ſo kataſtrophal gewirt⸗ 
ſchaftet, die neue nach der Wahl mit an Sicherheit 
grenzender Wahrſcheinlichkeit in die Lage verſetzt 
wäre, die Umſatzſteuer aufzuheben. Hätte nicht 
die verfloſſene Regierung dem Finanzſenator das 
Recht gegeben, eine 40 Millionen⸗Anleihe aufzu⸗ 
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nehmen, von welcher kein Pfennig in die Staats⸗ 
kaſſe floß, ſondern wovon 15 Millionen der Repa- 
rationskommiſſion zufloſſen und 15 Millionen der 
Stadt Danzig gepumpt wurden, ſo ſtänden wir 
heute anders da. Dabei iſt es in Parentheſe ſehr 
niedlich, wenn der Finanzſenator als Kaſſierer der 
Freien Stadt dem Stadtkämmerer der Stadt Dan⸗ 
zig links und rechts ſchallende Ohrfeigen erteilt 
und ſagt, dieſer verfluchte Etat der Stadt Danzig, 
dieſe Bewilligung aus bereiten Mitteln, iſt ſchuld 
daran. Das iſt bei Herrn Dr. Volkmann möglich, 
bei einem Menſchen der die Finanzen der Freien 
Stadt verwaltet. Hätte die vorige Regierung 
nicht 49 Prozent der Tabakmonopol⸗Aktien pflicht⸗ 
widrig in den Beſitz des Auslandes gehen laſſen, 
hätte die vorige Regierung nicht das Sprit⸗ und 
Eſſigerträgnis, wovon uns bis heute noch nichts 
bekannt geworden iſt, für die Anleihe verpfändet, 
— ich lenke die Aufmerkſamkeit der Abgeordneten 
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Vizepräſident Neubauer: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P. D.): Wir 
proteſtieren aufs ſchärfſte gegen die Abwürge⸗ 
methode, die ſchon in der vorigen Sitzung ange⸗ 
wandt wurde. Wir ſind der Anſicht, daß die Re⸗ 
gierungskoalition Angſt hat, dieſe Ausſprache zu 
Ende zu führen. 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt Schluß der 
Debatte beantragt worden. Der Antrag muß von 
7 Mitgliedern unterſtützt werden. (Geſchieht.) Ich 
habe noch die Rednerliſte zu verleſen. Es haben ſich 
zum Wort gemeldet die Abg. Langnau, Liſchnewſki 
und Plenikowſki. Ich bitte diejenigen, die dem 
Antrag des Herrn Abg. Schilke zuſtimmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht. — Un- 
erhört bei den Kommuniſten.) Der Antrag iſt an⸗ 
genommen. (Vergewaltigungsmethode der Regie⸗ 
rung! bei den Kommuniſten.) Die allgemeine Be⸗ 


beſonders auf dieſe letzte Feſtſtellung — dann wä⸗ ſprechung iſt geſchloſſen. Wir treten in die Ein⸗ 


re die Freie Stadt Danzig wahrſcheinlich nicht in 
der Lage, durch ihre Regierung erklären zu müſſen, 
wir können die Umſatzſteuer jetzt nicht aufheben. 
Durch die Maßnahmen der verfloſſenen Regierung, 


zelberatung ein. Ich rufe $ 1 der Vorlage auf und 

erteile das Wort dem Herrn Abg. Fooken. 
Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 

Von ſeiten der Oppoſition ſind heute recht warme 


durch die geradezu kataſtrophalen Maßnahmen des Worte an die Regierung und an die Regierungs⸗ 
Herrn Dr. Volkmann, der ſeinem Namen Geheim⸗ parteien gerichtet worden, die ſicherlich draußen 
rat dadurch alle Ehre gemacht hat, daß er wahr⸗ im Lande Widerhall finden werden. Das bringt 


ſcheinlich der verfloſſenen Regierung nach dem Rat 
des Herrn Dr. Ziehm einen Eiertanz über die 
wahre Lage der Finanzen aufgeführt hat, iſt es 
dazu gekommen, daß die gegenwärtige Regierung 
ſich außerſtande ſieht, die Umſatzſteuer aufzuheben. 
Wundern muß ich mich nur, daß dieſer Mann, dem 
wir ſo oft Unrichtigkeiten ſeiner Geſchäftsführung 
nachgewieſen und vorgeworfen haben, ein Mann, 
der ſich ſcheute, dem damaligen Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß die Akten über ſeine berühmte Währungs⸗ 
anleihe vorzulegen, der die Regierung zwei Mo⸗ 
nate lang über die Lage der Finanzen im Dun⸗ 
keln ließ, noch immer auf ſeinem Poſten iſt. Ich 
verſtehe es wirklich nicht, daß ſich die jetzige Re⸗ 


gierung die Rede des Herrn Finanzſenators Dr. 


Volkmann gefallen läßt, in der er erklärte, er 
kümmere ſich nicht um die verfloſſene Koalition, er 
kümmere ſich nicht um die gegenwärtige Koalition 
und er kümmere ſich auch nicht um eine kommende 
Koalition. Das iſt eine Verhöhnung ſchlimmſter 
Art der gegenwärtigen Regierung. Das iſt eine 
Art und Weiſe des Auftretens in einem parlamen⸗ 
tariſch regierten Staat, die geradezu zum Himmel 
ſchreit. Wie man dieſen Mann, der ſoviel Unfug 
über Danzig gebracht hat, der die geſamte Schuld 
an der gegenwärtigen Zerrüttung der Finanzen 
der Freien Stadt und der Stadt hat, noch weiter 


im Amt behält — Herr Senator Jewelowski nickt 


mir zu —, iſt mir ſchleierhaft, iſt mir ein Rätſel. 
Ich gebe der gegenwärtigen Koalition den guten 

kat: Setzen Sie den dümmſten Ihrer Senatoren 
auf den Poſten des Finanzſenators, (Wer iſt das? 
links.) aber laſſen Sie den Senator Dr. Volkmann 
nicht länger Unfug anrichten. 


„ Vizepräfident Neubauer: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schilke. 
Schilke, Abgeordneter (3.): Ich beantrage 
nunmehr Schluß der Debatte. ö 


uns aber nicht über die Tatſache hinweg, daß die 
Regierung, jo, wie die Situation heute iſt, nicht in 
der Lage iſt, die Einnahmen aus der Umſatzſteuer 
entbehren zu können. Die Umſatzſteuer iſt von 
einer Staatsſteuer in eine Kommunalſteuer umge⸗ 


0 


wandelt worden. Als wir im vorigen Jahr darauf (DJ 


hingewieſen haben, daß die Umſatzſteuer abgebaut 
werden ſoll, haben wir gleichzeitig darauf hinge⸗ 
wieſen, daß es notwendig ſei, innerhalb der Kom⸗ 
munen nach Erſatz für dieſe Steuer zu ſuchen. 
Dieſer Weg iſt nicht ſo leicht, daß er ſich in der 
kurzen Zeit ſeit Antritt der jetzigen Regierung hat 
finden laſſen. (Abg. Liſchnewſki: 1925 haben Sie 
dieſelbe Erklärung abgegeben!) Das ſtimmt nicht, 
ich weiß, was ich ſage. Die Kommunen ſtehen vor 
der neuen Veranlagung der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer und der Grundwertſteuer draußen auf dem 
Lande wie in Danzig. Wenn die Kommunen es 
fertig bringen, den Ertrag aus dieſen Kommunal⸗ 
ſteuern ſo zu ſteigern, daß ſie auf die Einnahmen 
aus der Umſatzſteuer verzichten können, werden 
wir die erſten ſein, die dafür eintreten, daß die 
Umſatzſteuer reſtlos abgeſchafft wird. Solange das 
nicht der Fall iſt, ſolange die Kommunen notlei⸗ 
dend ſind, ſowohl die Stadt Danzig wie die an⸗ 
dern Gemeinden, werden wir wohl oder Uebel der 
Beibehaltung der Umſatzſteuer zuſtimmen müſſen. 

Vizepräfident Neubauer: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Mit Rückſicht auf 
die ergiebige Ausſprache der allgemeinen Bera⸗ 
tung beantrage ich nunmehr Schluß der Be⸗ 
ſprechung. . 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt Schluß der Be⸗ 
ſprechung beantragt. 0 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte die Damen und Herren die dem Antrage 
zuſtimmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen und ſomit die Beſprechung 


Wird der Antrag unter⸗ 


0 
8 
Bi 


„ 


6 

Be 
12 
* 
114 . 
2 


(A 


— 


8 


342 Volkstag Danzig — 19. Sitzung. 
(Neubauer, Vigepräſident) 
zu S 1 geſchloſſen. Wir kommen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung über $ 1 der Drucksache Nr. 83. (Abg. 
Paul Kreft: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung.) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Unterſtützung reicht nicht aus. Ich bitte die 
Damen und Herren die § 1 annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der 81 iſt angenommen. Ich rufe nun⸗ 
mehr den $ 2 auf. Es wäre zweckmäßig, daß wir 
zunächſt zur Druckſache Nr. 123 zurückgreifen. Ich 
halte es für zweckmäßig, über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Dr. Anger u. Gen. jetzt 
abzuſtimmen. 
Die Geſetzesvorlage wird dahin geändert, daß 
hinter § 1 ein neuer 8 2 Oingugefügt wird, lautend: 


Solange die Tabak⸗Monopol⸗Aktiengeſellſchaft 
den Händlern mit der Konzeſſion A nur eine 
Verdfenſtſpanne won 15 Prozent vom Kleinver⸗ 
kaufspreis einräumt, bleiben die von der Tabak⸗ 
Monopol ⸗Aktiengeſellſchaft bezogenen Tabak⸗ 
freien bei ihrem Weiterverkauf umſatzſteuer⸗ 
rei. 

/ 8 3. 

8 2 der Vorlage wird 8 3. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag (Abg. Rahn: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) Wir befinden uns bereits in der Ab⸗ 
ſtimmung. (Abg. Rahn: Noch nicht!) Sofern der 
Präſident gejagt hat, „ich bitte die Damen und 
Herren, die uſw.“, befindet ſich das Haus in der 
Abſtimmung. Dahin haben wir uns doch verſtän⸗ 
digt. Ich bitte alſo die Damen und Herren, die 
dieſem Abänderungsantrag zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich bitte 
um die Gegenprobe. Das iſt die Mehrheit, er iſt 
abgelehnt. Es erübrigt ſich ſomit die Abſtimmung 
über $ 3, den zweiten Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 123, ſo daß dieſe beiden Abände⸗ 
rungsanträge als erledigt zu betrachten ſind. Ich 
rufe auf $ 2 der Vorlage und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. 
(Abg. Liſchnewſki: Unverſchämtheit, die deutſch⸗ 
nationalen Methoden werden hier angewandt!) 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Es find Ab⸗ 
änderungsanträge zu § 2 geſtellt worden. (Abg. 
Liſchnewſki: Unerhört, Faſchiſtenmethoden. Das 
nennt man Demokratie und Parlamentarismus!) 
Es iſt notwendig, das Geſetz am 1. April in Kraft 
treten zu laſſen, damit in der heutigen Geſetzge⸗ 
bung keinerlei Lücken entſtehen. Eine Befriſtung 
iſt weniger angebracht, als es jeden Augenblick 
möglich iſt, daß die Gemeinden erklären können, 
ſie könnten auf die Umſatzſteuer verzichten. (Abg. 
Liſchnewſki: Ich werde Ihnen das beweiſen!) 
Dann wäre die Möglichkeit gegeben, den Antrag 
hier im Hauſe zu wiederholen, die Umſatzſteuer 
zu dieſem Termin aufzuheben. Aus dieſen Grün⸗ 
den werden wir der Regierungsvorlage und nicht 
den Abänderungsanträgen zuſtimmen. (Abg. 
Schilke: Ich beantrage Schluß der Ausſprache.) 

Bizepräfident Neubauer: Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag auf Schluß der Beſprechung zuſtimmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, die Ausſprache iſt ſomit ge⸗ 
ſchloſſen. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Liſchnewſfki. a 


Dienstag, den 27. März 1928. 


Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Die jetzige 
Regierung, die bei den Wahlen angegeben hat, 
die Intereſſen der werktätigen Bevölkerung wahr⸗ 
zunehmen und zu vertreten, hat hier Abwür⸗ 
gungsmethoden gebraucht, die die frühere deutſch⸗ 
nationale Regierung auch angewandt hatte. Das 
iſt kennzeichnend für die jetzige Regierung, für die 
ſogenannte Demokratie und den Parlamentaris⸗ 
mus. (Ihr ſeid doch Gegner! links.) Sie erklären, 
den Parlamentarismus und die ſogenannte De⸗ 
mokratie vertreten zu wollen. Durch Ihre Ab⸗ 
würgungsmaßnahmen haben Sie das wahre Ge⸗ 
ſicht der ſogenannten Demokratie aufgedeckt. Sie 
gehen mit Ihren Maßnahmen genau ſo vor, wie 
Pilſudſki in Polen und Muſſolini in Italien. Das 
iſt kennzeichnend für Ihre Einſtellung. Wir Kom⸗ 
muniſten wiſſen ganz genau, daß dieſe ſogenannte 
Demokratie und der Parlamentarismus weiter 
nichts iſt, als eine Phraſe, nur um der armen, 
ausgebeuteten und ausgepoverten Arbeiterſchaft 
Sand in die Augen zu ſtreuen, um ſich durch die 
Stimmen der Wähler in den Senatorenſeſſel zu 
erheben und dadurch materielle, perſönliche Vor⸗ 
teile zu ſchnappen. Das iſt die Demokratie, das iſt 
der Parlamentarismus, den Sie angeblich mit 
Löffeln gegeſſen haben. Aber diejenigen, die 
Ihnen ihre Stimme gegeben haben, müſſen er⸗ 
kennen, daß dieſe Demokratie, dieſer Parlamen⸗ 
tarismus, gleich, ob er von Deutſchnationalen 
oder von der Sozialdemokratie geübt wird, weiter 
nichts als eine Lüge im wahrſten Sinne des 
Worts iſt. (Abg. Plenikowſki: Sehr richtig!) Herr 
Abg. Fooken hat erklärt, daß erſt Beweis ange⸗ 
treten werden müſſe, daß die Gemeinden imſtande 
ſind, ohne Umſatzſteuer auszukommen. Ich erkläre 
als Volkstagsabgeordneter und Gemeindevertre⸗ 
ter von Ohra, daß in dieſer Gemeinde von 13 000 
Werktätigen der Haushalt ohne Umſatzſteuer feſt⸗ 
geſtellt iſt, trotzdem in Ohra die Bevölkerung zu 
90 Prozent aus Armen und Aermſten beſteht. Es 
iſt der Beweis erbracht, daß es gelingt, wenn wir 
die Steuerſchraube für die Beſitzenden noch mehr 
anziehen, ohne die Umſatzſteuer auszukommen. 


Es iſt eine Lüge, wenn erklärt wird, die Gemein⸗ 


den kommen ohne die Umſatzſteuer nicht aus. Der 
Staat, nicht die Gemeinden, ſollen finanziert 
werden, und die Leute mit hohen Gehältern ſollen 
bezahlt werden. 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte Sie dar⸗ 
auf aufmerkſam machen, daß Sie zur Geſchäfts⸗ 
ordnung nur 5 Minuten ſprechen dürfen. (Abg. 
Plenikowſki: Wir werden jo lange ſprechen, wie 
wir wollen! — Heiterkeit.) Sie müſſen ſich nach 
der Geſchäftsordnung richten. (Abg. Plenikowſki: 
Was wir jagen wollen, werden wir jagen! Wo 
bleibt die Redefreiheit? bei den Kommuniſten.) 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn hier 
Behauptungen aufgeſtellt werden, kann man nicht 
den Gegenbeweis antreten, wenn den Abgeord⸗ 
neten, die vom Volk gewählt ſind, nicht Gelegen⸗ 
heit gegeben wird, die Gegenbehauptung aufzu⸗ 
ſtellen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Daher ſind wir empört darüber, daß die jetzige 
Koalitionsregierung mit allen ihr zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln die Rechte eines Volksvertre⸗ 
ters mit Gewalt abwürgt. Wir werden alles 
daran ſetzen, um der Bevölkerung zu zeigen, daß 
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(Liſchnewſti, Abgeordneter) 
Sie weiter nichts ſind als die Staatsverbrecher an 
dem Wohle der Bevölkerung. (Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Wir kommen zus 
nächſt zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Böcker. 

8 2 erhält folgende Schlußworte: 

und am 1. Oktober 1928 außer Kraft. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 118 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bite um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über den 
§ 2 der Vorlage in Druckſache Nr. 83. Ich bitte 
diejenigen, die den 8 2 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz über die Beibehaltung 
der Umſatzſteuer.“ Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Fooken. (Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten. — Große Unruhe.) 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn Sie 
meine Rede ſtören wollen, müſſen Sie lauter ſein. 


= 


Ich verfüge über einen großen Stimmaufwand. 


M. D. u. H.! Zur Ueberſchrift möchte ich wenig 
jagen. Nach der Natur der Vorlage ſoll die Um: 
ſatzſteuer beibehalten werden. Wir werden für die 
Beibehaltung der Ueberſchrift, ſo wie ſie iſt, ein⸗ 
treten und dafür ſtimmen. ö 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich glau⸗ 
be, die Herren haben allmählich eingeſehen, daß 
fie mit dieſer Würgemethode nicht weiter kom⸗ 
men. (Die haben etwas verpaßt! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Dieſes Geſetz müßte eigentlich eine an⸗ 
dere Ueberſchrift haben, und zwar müßte ſie lau⸗ 
ten .. (Stellen, Sie doch einen Antrag! links.) 
Wenn wir einen Antrag ſtellen, wiſſen wir ja, 
was Sie mit dem Antrag tun werden. Deshalb 
werden wir es ſagen. (Abg. Kloßowſki: Das zieht 
nicht! Aus dieſem Munde nicht!) Es hat ſchon 
oft gezogen, was aus dieſem Munde kam, Herr 
Kloßowſki. Ihr Treiben hat die Arbeiterſchaft 
ſchon zur Genüge erkannt, daß es Ihnen nur um 
die Komödie zu tun iſt. — Das Geſetz müßte 
heißen: „Geſetz zur Beibehaltung des reaktionären 
Kurſes der Regierung auch in der Steuergeſetz⸗ 
gebung.“ Die Sozialdemokratiſche Partei hat vor 
den Wahlen ein ſehr intereſſantes Büchlein her⸗ 
ausgegeben, das Sozialdemokratiſche Wahlhand⸗ 
buch. Sie hielt das Büchlein vor der Wahl ge⸗ 
heim. (Zuruf des Abg. Gehl.) Sie wollen den 
Präſidenten wohl darauf aufmerkſam machen, daß 
ich zur Sache ſprechen ſoll? Herr Neubauer iſt 
päpſtlicher als der Papſt. (Abg. Liſchnewſki: Das 
iſt der Großvater des Parlamentarismus!) Die⸗ 
ſes Buch iſt aber ſchon vor den Wahlen in un⸗ 
rechte Hände gefallen. Mir liegt es jetzt auch vor. 

ie Verſprechungen, die Sie ſchon vor der Wahl 
gemacht haben, ſind feſtgelegt in dieſem Wahl⸗ 
handbuch. Hier ſteht auch, wie Sie Stellung zur 
Frage der indirekten Steuern genommen haben, 
insbeſondere zur Frage der Umſatzſteuer. Sie be⸗ 
tonen hier in der Besprechung, die Sie der Am⸗ 
ſatzſteuer widmen, daß die Deutſchnationalen eine 

ickzackpolitik getrieben haben. Das iſt ſehr wenig 
charf ausgedrückt, Zickzackpolitik treibt ſchließlich 
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jede andere bürgerliche Partei auch. Man ſieht, 
Sie faſſen die Deutſchnationale Partei mit Samt⸗ 
handſchuhen an. Aber dieſer Ausdruck beweiſt 
Ihre Sachlichkeit den bürgerlichen Parteien, vor 
allem der Deutſchnationalen Partei, gegenüber. 
Sie werfen der Deutſchnationalen Partei gerade 
in Bezug auf die Umſatzſteuer Zickzack⸗Politik vor. 
Wir haben der Deutſchnationalen Partei und den 
bürgerlichen Parteien ſtets etwas anderes vorge⸗ 
worfen, daß ſie eine Henkerpolitik dem Proleta⸗ 
riat gegenüber treiben. (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
richtig!) Dieſe Behauptung ſtellen wir auch beute 
auf und ſprechen nicht im Sinne einer neuen Sach⸗ 
lichkeit nur von einer Zickzackpolitik. Sie führen 
im Wahlbuch gerade in Bezug auf die Umſatz⸗ 
ſteuer folgendes aus. (Gehört das zur Ueber⸗ 
ſchrift? links.) Das gehört zur Ueberſchrift. Sie 
wollen wohl auch noch den Herrn Präſidenten 
unterſtützen, Sie ſind alſo auch päpſtlicher als der 
Papſt. — Ich habe extra betont, daß man dieſem 
Geſetz eigentlich die Ueberſchrift geben müßte: 
„Geſetz zur Beibehaltung des reaktionären Kurſes 
dieſer Regierung auch in der Steuergeſetzgebung! 
Nun muß ich doch eingehend begründen, warum 
man dieſem Geſetz tatſächlich dieſe Ueberſchrift 
geben müßte. Da iſt es notwendig, darauf zurüd- 


zugreifen, daß ich gerade im Anſchluß an das, was 


Sie vor den Wahlen der Bevölkerung verſprochen 
haben, Recht habe, daß das Geſetz eine andere 
Ueberſchrift haben müßte. Sie ſchreiben in dem 
Wahlhandbuch, ich leſe es vor, weil das Buch 
nämlich noch immer ſehr geheim gehalten wird — 
es wird in der „Volksſtimme“ nicht verkauft, des⸗ 
halb iſt es ſehr intereſſant, daß auch die Oeffent⸗ 
lichkeit etwas davon erfährt — folgendes: 
Die Umſatzſteuer. 

Während der Inflation wurde das Umſatz⸗ und 
Luxusſteuergeſetz nach monatelanger Obſtruktion der 
Sozialdemokratiſchen Partei und nach mehreren 
Nachtſitzungen angenommen. f 

Sie hatten damals Gelegenheit, Obſtruktion zu 
treiben und Sie haben es damals tatſächlich ge⸗ 
tan, um das Geſetz zu verhindern. Aber es war 


eine Obſtruktionskomödie, das beweiſen Sie jetzt 


durch Ihr Verhalten uns Kommuniſten gegen⸗ 
über. 
Durch das Umſatz⸗ und Luxusſteuergeſetz wurde der 
Verbrauch beſteuert. Infolge der tele 
mußten auch die bürgerlichen Parteien einſeſhen, daß 
die Umſatzſteuer von 2¼ Progent des Verkaufspreiſes 
micht mehr haltbar ſei. Da die Umſatzſteuer von jedem 
Verkauf erhoben wird, ergibt ſich im allgemeinen eine 
10prozentige Erhöhung des Waxenpreiſes, da die 
Waren, bis ſie vom Erzeuger an die Hände des Kon⸗ 
ſumenten gelangen, mehrere Etappen durchlaufen 
Taler. Vom 1. Januar 1925 ab wurde dann die 
Umſatzſteuer von 2½ auf 1 Prozent des Verkaufs⸗ 
wertes herabgesetzt. Die Sozialdemokratiſche 
1 5 ſtets die Aufhebung der geſamten 
ſteuer. 1 
(Auch jetzt noch! links.) — Daher dieſe Abwür⸗ 
gungsmethoden bei der Beratung des vorliegen⸗ 
den Geſetzentwurfs. ’ 
Die Deutſchnationale Volkspartei hat der wollkom⸗ 
menen Aufhebung der Umſatzſteuer immer entſchie⸗ 
denen Widerſtand entgegengeſetzt. > 
Nun ind die Herren mit der Aufhebung ein⸗ 
verſtanden und die Sozialdemokratie leiſtet dem 
Widerſtand. Aber es iſt ja auch den Deutſchnatio⸗ 
nalen nur Komödie. Säßen die Deutſchnationalen 
heute in der Regierung, ſo bin ich überzeugt, daß 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 5 
ſie nicht nur die Kürzung der Beamtengehälter, 
beſonders der unteren und mittleren Beamten 
vorgenommen hätten, genau wie es die jetzige Re⸗ 
gierung tut, ſondern daß ſie auch die Umſatzſteuer 
beibehalten würden. (Machen Sie es beſſer! links.) 
Wir werden hoffentlich bald Gelegenheit haben, 
zu beweiſen, daß unſere Worte Wahrheit ſind, daß 
wir den gordiſchen Knoten durchhauen, genau wie 
in Sowjetrußland. — 

Die Sozialdemokratiſche Partei forderte alſo 
ſtets die Aufhebung der geſamten Umſatzſteuer. 
Als am 16. Dezember 1924 der Steuerausſchuß des 
Volkstages die Aufhebung dieſer Steuer beſchloß, 
erklärte der damalige Bizepräfident Dr. Ziehm 
am 18. Dezember im Volkstage: 

Der Beſchluß des Steueralusſchuſſes über die ſo⸗ 
fortige wollſtändige Aufhebung der Umſatzſteuer iſt 
von tief einſchneidender Bedeutung für die Finanzge⸗ 
barung und für die Etatsgeſtaltung von Staat und 
Gemeinden. 

— Sie ſehen, daß damals auch Staat und Gemein⸗ 
den herhalten mußten, um die Beibehaltung der 
Umſatzſteuer zu entſchuldigen, genau wie jetzt. Die⸗ 
ſelben Herren Senatoren, die die Beibehaltung 


damals begründet haben, begründen ſie heute 
wieder. 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Pleni⸗ 


kowſki! Sie werden mir zugeben müſſen, daß ich 
Ihnen weitgehende Redefreiheit gewährt habe. 
Die Ausführungen, die Sie jetzt machen, gehören 
nicht mehr zur Sache. Jetzt ſteht die Ueberſchrift 
der Druckſache zur Debatte, während Ihre Aus⸗ 
führungen zur allgemeinen Beſprechung gehören. 
(Abg. Plenikowſki: Hat man uns ſprechen laſſen?) 
Es hat jemand von Ihrer Fraktion geſprochen. 
Ich möchte Sie bitten, ſich mit Rückſicht auf die 
fortgeſchrittene Zeit kurz zu faſſen. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Draußen gibt es warme Würſtchen, es 
können alle hier Abendbrot eſſen!) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ftehe 
demgegenüber auf dem Standpunkt, daß man ganz 
eingehend zur Frage der Umſatzſteuer überhaupt 
Stellung nehmen kann. In der Aeberſchrift iſt 
ganz klar geſagt: „Geſetz über die Beibehaltung! 
der Umſatzſteuer.“ Man kann bez. der Beſprechung 
darüber verſchiedener Meinung ſein. So kann 
man nur den Satz analyſieren, wie vielleicht ein 
Schulkind in der Schule. Dann kann man aber 


auch grundſätzlich zur 
überhaupt ſprechen. Da ich davon überzeugt bin, 
daß man bei dieſer Gelegenheit grundſätzlich dar⸗ 
über ſprechen kann, und nicht nur eine Satzana⸗ 
lyſe vornehmen ſoll, werde ich eingehend zu der 
Frage ſprechen. — Die Deutſchnationalen erklär⸗ 
ten damals, daß eine vollkomene Aufhebung der 
Umſatzſteuer ohne Erſatzbeſchaffung nicht möglich 
ſei. Der deutſchnationale Abgeordnete Bürgerle 
gab im Namen ſeiner Fraktion folgende Erklä⸗ 
rung ab: f 
Die vom Ausſchuß beſchloſſene völlige Aufhebung 
der Umſatzſteuer bedeutet nach der Erklärung des 
Senats zur Zeit eine ſchwere Gefährdung der Finanz⸗ 
gebarung der größten Gemeinde. Die Fraktion der 
Deutſchnationalen Volkspartei kann die Verantwor⸗ 
tung dafür nicht übernehmen. 
Als ſich einige Monate ſpäter aber die Deutſch⸗ 


Frage der Umſatzſteuer 


nationalen außerhalb der Regierung befanden, 
waren ſie demagogiſch genug, ſofort einen Antrag 


einzubringen, nach welchem die Umſatzſteuer völ⸗ 
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lig aufgehoben werden ſollte, trotzdem ſich in⸗ (O 


zwiſchen die Finanzlage des Staates und der Ge⸗ 
meinden bedeutend verſchlechtert hatte. Als dann 
im Sommer 1927 im Volkstag ein Antrag ange⸗ 
nommen wurde, nach welchem die Umſatzſteuer ab 
1. Oktober 1927 aufgehoben werden ſollte, lehnte 
der Bürgerblock, in welchem die Deutſchnationa⸗ 
len maßgebenden Einfluß hatten, dieſen Antrag 
ab. Dieſe Zickzackpolitik kennzeichnet am beſten die 
Demagogie der Deutſchnationalen. — Sie, meine 
Herren Sozialdemokraten, treten in die Fußſtapfen 
der früheren deutſchnationalen Regierung. Kenn⸗ 
zeichnend ſind dafür die Worte des Herrn Abg. 
Weiß, daß derſelbe Kurs verfolgt würde. Kenn⸗ 
zeichnend für Ihre Zickzackpolitik iſt deshalb ge⸗ 
vade Ihre Stellungnahme gegenüber der Umſatz⸗ 
ſteuer. Ihre Zickzackpolitik haben Sie nicht nur 
bei dieſem Geſetz bewieſen, ſondern Sie zeigen ſie 
auch bei allen politiſchen Fragen. Ich erinnere 
Sie nur an das Geſetz über Schutzzoll für Zucker. 
Da haben Sie ganz beſonders gezeigt, daß Sie 
auch dieſe Zickzackpolitik der Deutſchnationalen 
Partei betreiben. Das bewies auch der Herr Re⸗ 
gierungsvertreter, Herr Senator Dr. Volkmann 
in ſeiner Etatsrede auf Abſchlag. Dasſelbe it dann 


von Herren der Koalitionsparteien auch vertre⸗ 


ten worden, daß die Gemeinden die Umſatzſteuer 
ganz notwendig brauchten. 

Daß nicht alle Gemeinden die Umſatzſteuer ſo 
notwendig brauchen, hat Ihnen ja mein Trak⸗ 
tionskollege, Herr Liſchnewſbi gezeigt. Das hat 
Ihnen auch Herr Abg. Brill beſtätigt. Ohra iſt 
eine ziemlich große, aber leiſtungsfähige Gemein⸗ 
de. Trotzdem iſt für ſie die Umſatzſteuer keine Le⸗ 
bensnotwendigkeit. Es iſt alſo nur ein Täu⸗ 
ſchungsmanöver, wenn Herr Senator Dr. Volk⸗ 
mann hier behauptete, die Umſatzſteuer müßte 
beibehalten werden, weil es ſonſt die Ortsarmen 
und auch die Schulen in den Gemeinden ſpürten. 
In meiner Gemeinde ſind wir gezwungen, auch 
ziemlich hohe Grundſteuern zu erheben, und zwar 
bereits in Höhe von 800 Prozent. Es iſt möglich, 
daß im nächſten Jahre ein noch höherer Zuſchlag 
erhoben werden muß. Bei der Vergrößerung des 
Zuſchlages zur Grundſteuer in den Gemeinden 
ſpielt der Fortfall der Umſatzſteuer keine erheb⸗ 
liche Rolle. Das will ich Ihnen an meiner Ge⸗ 
einde beweiſen. Meine Gemeinde, mit 1300 Ein⸗ 
wohnern die drittgrößte im Werder, hat in der 
Ausgabe etwa 40 000 Gulden eingeſetzt. Der Be⸗ 


trag, der der Gemeinde aus der Umſatzſteuer zu⸗ 


fließt, beträgt ca 1000 Gulden. Es iſt klar, daß 
bei einem Etat von 40 000 Gulden die Einnahme 
von 1000 Gulden eine verſchwindend geringe 
Rolle ſpielt, zumal die 1000 Gulden Umſatzſteuer 
ohne weiteres durch andere Einnahmen erfſetzt 
werden könnten, und zwar ganz beſonders da⸗ 
durch, daß man wirklich leiſtungsfähigen Kreiſen 
eine höhere Einkommenſteuer auferlegt. Die Ge⸗ 
meinde Ließau hat vor drei Jahren noch Staats⸗ 
ſteueranteile in Höhe von 30 000 Gulden über⸗ 
wieſen bekommen. Im vergangenen Jahr ſind die 
Staatsſteueranteile auf 5 000 Gulden zuſammen⸗ 
geſchrumpft. Zuſamengeſchrumpft iſt nicht etwa 
die Umſatzſteuer, dieſe hat ſich auf der gleichen 
Höhe gehalten. Aber ſtark zuſammengeſchrumpft 
iſt die Einkommenſteuer. Die Gemeinde Ließau 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) : 
hat 5 Großgrundbeſitzer, darunter zwei Herren, 
die über 1000 Morgen guten Ackerboden haben. 
Trotzdem erhält die Gemeinde Ließau an Ein⸗ 
kommenſteueranteilen vom Staat nur die Summe 
von zirka 3 000 Gulden, ſo daß alſo eine Gemein⸗ 
de wie Ließau nur zirka 7000 Gulden an Ein⸗ 
kommenſteuer aufbringt. Der größte Teil der Gin: 
kommenſteuer wird außerdem noch durch die Be⸗ 
amten in Ließau aufgebracht, denn wir haben 
dort eine große Anzahl von Beamten. Ich erin⸗ 
nere nur daran, daß wir vier Lehrer, eine Reihe 
von Eiſenbahnbeamten, von Zollbeamten uſw. 
haben, ſo daß von den 7000 Gulden Einkommen⸗ 
ſteuer, die die Gemeinde Ließau aufbringt, viel⸗ 
leicht allein 3 bis 4000 Gulden durch die Beam⸗ 
ten aufgebracht werden. Die übrige Summe wird 
von kleinen Handwerkern, von den Gaſtwirten 
aufgebracht, ſo daß m. E. nichts von den Herren 
Großgrundbeſitzern gezahlt wird. Es iſt ja ſchon 
betont worden, wie hoch die Einkommenſteuer der 
Herren Großagrarier iſt. Es ſteht nicht nur zu be⸗ 
fürchten, ſondern mit voller Gewißheit feſt, daß 
die neue Regierung dieſe Herren auch nicht ſtärker 
zur Einkommenſteuer heranziehen wird. Man 
könnte alſo den Ausfall der Umſatzſteuer in dieſen 
Gemeinden ohne weiteres wettmachen, indem man 
die wirklich leiſtungsfähigen Kreiſe ſtärker zur 
Einkommenſteuer heranzieht. Ziehen Sie dieſe 
Herren zur Einkomenſteuer ſo heran, wie in den 
Jahren 1924 und 1925. Sorgen Sie dafür, daß 
die Gemeinden an Staatsſteueranteilen in Bezug 
auf die Einkommenſteuer genau denſelben Betrag 
erhalten wie im Jahre 1924 und 1925, dann 
werden Sie auf die UAmſatzſteuer verzichten können. 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki! Sie werden wohl ſelbſt zugeben müſſen, 
daß Ihre Ausführungen mit der Ueberſchrift 
nichts zu tun haben. (Abg. Liſchnewſki: Wir ſind 
uns im klaren über das Thema!) Zwingen Sie 
mich als amtierender Präſident nicht, Sie zur 
Sache zu rufen. Ich bitte Sie, möglichſt zur Sache, 
aljo zur Ueberſchrift zu ſprechen. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Vize: | 
präſident, ich habe bereits erklärt, daß ich zur 
Sache ſpreche. 

izepräſident Neubauer: Dann haben wir 
zwei verſchiedene Anſichten. Ich werde Sie, wenn 
Sie weiter vom Thema abſchweifen, zur Sache 
rufen. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es wäre 
nicht das erſte Mal, daß man einen Abgeordneten 
zur Sache ruft. Ich möchte nur ſagen, daß ſich den 
anderen beiden Herren Präſidenten nun auch Herr 
Präſident Neubauer anſchließt. Die andern bei⸗ 
den Herren waren es ja, die meine Ausführungen 
ſehr oft nicht für ſachlich erklärten. Ich werde 
jedenfalls zur Umſatzſteuer ſprechen, und zwar ſo, 
wie ich zu ſprechen gewillt bin, (Heiterkeit) und 
zwar zur Ueberſchrift. Ich habe ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Gemeinden auf die Umſatzſteuer 
verzichten können. (Abg. Cierocki: Wielange 
ſpricht er?) Das werden Sie ja ſpüren. Dadurch, 
daß man die leiſtungsfähigen Kräfte mehr heran⸗ 
zieht, ſtärker beſteuert, dadurch, daß man die Ge⸗ 
meindebehörden zwingt, die Grundſteuer in ſtär⸗ 
kerem Maße zu erheben, denn wir haben gerade 


auf dem Lande eine Unmenge von Gemeinden, 


die vielleicht nur 75 bis 100 Prozent Grundſteuer 
erheben, und zwar Gemeinden, die ſehr gut eine 
höhere Beſteuerung des Grundes durchführen 
können . 
Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki! Ich rufe Sie nunmehr zur Sache. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Man muß 
ſich nur darüber wundern, was Herr Abg. Rahn 


hier in Bezug auf die Umſatzſteuer ſagte. Der 


Herr Abg. Rahn hat eigentlich für die Koalition 
geſprochen, er hat der Sozialdemokratie das 


Sprechen für die Beibehaltung der Umſatzſteuer 


abgenommen, (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten) wahrſcheinlich mit dem Hinweis darauf, 
daß ja Herr Abg. Siebenfreund aus dem Senat 
ausgeſchieden iſt und daß vielleicht der Herr Abg. 
Rahn auf dieſen Senatorpoſten ſpekuliert. (Hei⸗ 
terkeit.) Man wird vielleicht dem Herrn Abg. 
Rahn für dieſe Rede bereitwilligſt einen Poſten 
im neuen Senat überlaſſen. 

Vizepräfident Neubauer: Ich rufe Sie zum 
zweiten Mal zur Sache und mache Sie auf die 
Folgen des dritten Rufs zur Sache aufmerkſam. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt 
heute und ſchon im letzten Jahr die Frage der 
Umſatzſteuer hier eingehend aufgerollt. Es iſt 
aber etwas nicht beachtet worden. (Abg. Liſch⸗ 
newjti: Wie Tautet die Ueberſchrift?) Geſetz zur 
Beibehaltung der Umſatzſteuer. (Abg. Liſchnewſki: 
Ganz falſch!) Es iſt aber noch nicht die Frage von 
der Sozialdemokratiſchen Partei aufgerollt wor⸗ 
den, wie die Arbeiter überhaupt zur Frage der 
Steuergeſetzgebung im kapitaliſtiſchen Staat 
ſtehen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Es 
wäre notwendig, das aufzurollen, wenn eine 
Steuer, wie die Umſatzſteuer, hier beibehalten 
werden ſoll. Wenn ſich die Sozialdemokratiſche 
Partei dafür einſetzt, dann muß man dem Prole⸗ 
tariat auch ſagen, wie wir überhaupt zur Steuer⸗ 
frage innerhalb des kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems ſtehen. Steuern ſind Tribute, die ein 
Staat als politiſches Herrſchaftsinſtrument zu 
ſeiner Erhaltung und Entfaltung erhebt. Jeder 
Klaſſenſtaat iſt ein Inſtrument der herrſchenden 
Klaſſe zur Aufrehterhaliung der Klaſſenherr⸗ 
ſchaft. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich rufe Sie nunmehr zum dritten Mal zur 
Sache. $ 62 unſerer Geſchäftsordnung lautet: 

Iſt ein Redner dreimal in derſelben Rede „zur 


Ordnung“ oder „zur Sache“ gerufen worden, ſo hat 


der Präſident den Volbstag zu befragen, ob dem 

Redner das Wort entzogen werden ſoll. Die Ab⸗ 

ſtimmung darüber findet ohne Beſprechung ſtatt. 
Ich frage das Haus, ob es Herrn Abg. Plenikowſki 
das Wort entziehen will. Ich bitte diejenigen, die 
dafür ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht. — Abg. Plenikowſki: Das iſt die Rede⸗ 
freiheit!) Das iſt die Mehrheit, dem Herrn Abg. 
Plenikowſti iſt das Wort entzogen. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Das iſt die Redefreiheit!) Wir kommen 
zur Abſtimung über die Ueberſchrift. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ſie annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Liſchnewſti.) Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 
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A) Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Es iſt bei der Abſtimmung über dies Geſetz 
nicht ein einziges Mal namentlich abgeſtimmt 
worden. Es wäre für die Bevölkerung ſehr 
wiſſenswert, wer von den Abgeordneten ſich für 
die Beibehaltung der Umſatzſteuer einſetzt. In⸗ 
folgedeſſen beantrage ich namentliche Abſtim⸗ 


mung. 

Vizepräſident Neubauer: Wird der Antrag 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Anterſtützung reicht 
aus. Wir kommen zur Schlußabſtimung. Ich bitte 
die Plätze einzunehmen, die namentliche Abſtim⸗ 
mung darüber beginnt. (Zwiſchenruf rechts. — 
Abg. Brill: Herr Bertling, bezahlen Sie die 
Krankenkaſſenbeiträge, die Sie den Arbeitern ab⸗ 
gezogen haben!) Ich bitte um mehr Ruhe, wir be⸗ 
finden uns in der Abſtimmung. (Abg. Hohnfeldt: 
Unerhört!) Herr Abg. Hohnfeldt! Ich verbitte mir 
jede Kritik meiner Geſchäftsführung. (Abg. 
Hohnfeldt: Schiebung!) Hat noch jemand von 
Ihnen einen Stimmzettel abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) Es find im ganzen 64 
Stimmen“) abgegeben worden, 59 mit Ja, drei 
Stimmkarten mit Nein und zwei ungültig. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 64, 

mit Ja 59, mit Neinz ungültig 2. 

eſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Cierocki, Eiſer⸗ 
Ich, Fr. Falk, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, 
Grünhagen Hallmann, Rob, Höhn, Hoog, Hoppe, Jewe⸗ 
lowfti, Kaiſer, Karſchewſki, Klein, Klingenberg, 
Kloßowſbi, Knauſt, Kurowſki, Lehmann, Lemke, Bruno, 
Loops, Fr. Malikowſki, Mathieu, Mau, Moritz, Fr. 
Müller, Neubauer, Fr. Pauls, Plettner, Raap, Regier, 
Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſki, Rogozinſli, Rohde, 
Schilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, 
Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wier⸗ 
1 Fr. Zuper. 

ſtimmt haben mit Nein: Abg. Müller, Bern., 
Müller, Walter, Rahn. 
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Die Vorlage iſt jomit in der Schlußabſtimmung (0) 


angenommen worden. Ich ſchlage vor, daß ſich das 
hohe Haus jetzt vertagt. Ich höre keinen 
Widerspruch, es iſt jo beſchloſſen. Ich ſchlage ferner 
vor, die nächſte Sitzung morgen, Mittwoch, 
den 28. März mit folgender Tagesordnung 
abzuhalten: 


1. Wahl eines Senators im Nebenamt. 

2. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Einfüh⸗ 
rung des 1. Mai als Feiertag. — Urantrag des Abg. 
Raſchbe u. Fr. — Druckſache Nr. 90. 

3. Große Anfrage Nr. 6. des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

betr. Abzüge von der Erwerbsloſenunterſtützung. 
Druckſache Nr. 82. 

4. Große Anfrage Nr. 7 des Abg. Karkutſch u. Fr. betr. 
Schutz vor Hochwaſſer. Druckſache Nr. 86. 

5. Große Anfrage Nr. 2 des Abg. Vollerthun u. Fr. betr. 
Anterſtützung der Landwiriſchaft. Druckſache Nr. 5. 
Dann würde ich den Reſt von heute vorſchlagen 

und als letzten Punkt die 
Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 4 betr. 
Auskunft über den Stand der Verhandlungen mit 
der Republik Polen. Druckſache Nr. 46 (8 89 der 
Geſch.⸗Ordn.) 


Ich höre keinen Widerſpruch. (Lebhafte Unruhe 
und Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. f 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 45 Minuten.) 


Ungültig: 2 Stimmen. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, 
Burandt, Dinklage, Dumont, Dyck II, Eichholtz, Falken⸗ 
berg, Fiſcher, Friedrich, Geisler, Hallmann Rud., Dr. 
Heinemann, Hennke, e Dr. Hoppenrath, Jahr, 
ngen, Joseph, Fr. Kalähne, Dr. Kamnmitzer, Karkuütſch, 
lawitter, Fritz, Klawitter, Felix Fr. Kreft, Kreft P., 
Kruppke, Langnau, Lemke W., Lendzion, Leu, Liſchnewſki, 
Manthei, Mayen, Fr. Meyer, Miczewſbi, Dr. Moczynſti, 
Mroczkowſki, Müller, P., Opitz, Papke, Philipſen, Pleni⸗ 
kowfli, Raſchke, Schütz, © rz, Schwegmann, Senft⸗ 
leben, Dr. Unger, Vollerthun, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Frank, 
Oberbaurat Virus, Oberregierungsrat Dr. Hem⸗ 
men, Diplomlandwirt Reßler. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 
20. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Mahl eines Senators im Nebenamt. 

Die Wahl iſt geheim und geſchieht durch Ab⸗ 
gabe von Stimmzetteln. Ich bitte die Mitglieder 
des hohen Hauſes, nach erfolgtem Namensaufruf 
an die Urne heranzutreten und den Stimmzettel 
abzugeben. Den Herrn Schriftführer bitte ich, die 
Namen zu verleſen. Der Wahlakt beginnt. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand von den Damen 
und Herren, einen Stimmzettel abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Dann ſchließe ich den Wahlakt 
und bitte, das Ergebnis feſtzuſtellen. (Geſchieht.) 
Das Ergebnis der Wahl iſt folgendes: Es ſind 64 
Stimmkarten abgegeben, davon erhielt Herr 
Staatsrat Dr. Evert 57 Stimmen und Herr Abg. 
Liſchnewſki 7 Stimmen. Herr Staatsrat Dr. Evert 
iſt ſomit zum Senator gewählt. (Abg. Raſchke: 
Hätte ich das gewußt! Das nennt ſich Regierung! 
— Heiterkeit.) Ich rufe Punkt 2 der heutigen 
Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Einführung des 1. Mai als Feiertag. 
— Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — 

Drudiache Nr. 90. Ich rufe § 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir haben über $ 1 abzu⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht. — Abg. Raſchke: Wo ſind die 
Zentrümler? Wollt ihr nicht mitſtimmen?) Ich 
ſtelle feſt, daß es die Minderheit iſt. 8 1 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe 8 2 auf. Das Wort hat der Herr 


Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Mit der Abſtimmung zu § 1 haben Sie der Oef⸗ 
fentlichkeit wieder ein großes Theater vorgeführt. 
Sie wollen ſich anſcheinend bei der Arbeiterſchaft 
wieder in gutes Anſehen bringen und haben ſich 
deshalb von Ihren Koalitionsfreunden erbeten, 
Ihnen die Abſtimmung hierüber freizuſtellen. 
Wir hatten wenigſtens erwartet, (Abg. Fooken: 


Daß wir dagegen ſtimmen!) — ſoviel Gemein⸗ 


heit trauen wir Ihnen leider noch nicht zu — wir 
hatten aber erwartet, daß Sie ſich in der Koali⸗ 
tion für die Annahme dieſes Geſetzes einſetzen 
würden. Das wäre Ihre Pflicht geweſen, und wenn 
Sie den ernſten Willen gehabt hätten, dann wäre 
es Ihnen auch gelungen. (Abg. Gehl: Wir machen 
alles, wir brauchen bloß zu kommandieren!) In 
dieſem Fall hätte es ſich machen laſſen, wenn Sie 
Ihr Wort in die Wagſchale geworfen hätten, 
und wenn die Leute ein Intereſſe gehabt hätten, 
den Arbeitern etwas entgegenzukommen. 

Den bürgerlichen Parteien möchte ich ſagen, 
daß in ihrem Staat Feiertage vorhanden ſind 
und von der Arbeiterſchaft gefeiert werden müſſen, 
die ſchon lange auf den Schutthaufen gehören, 
die ſchon lange hätten beſeitigt werden müſſen. 
Was hat heute noch ein Feiertag von einem aus⸗ 
gerückten Monarchen für eine Bedeutung? Was 
will man heute noch mit dem Buß⸗ und Bettag 
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beginnen? Weshalb wird die Arbeiterſchaft ge⸗ 


zwungen, dieſe Tage noch zu feiern und ſich dafür 
noch einen Lohnabzug gefallen zu laſſen? Sie 
werden keine Begründung dafür finden und wer⸗ 
den ſagen müſſen, daß dieſer Feiertag einer der 
blödſinnigſten iſt, die es überhaupt in einem 
kapitaliſtiſchen Staat gibt. Die Feiertage des 
Zentrums ſind dutzendweiſe als Blödſinn zu be⸗ 
zeichnen. (Heiterkeit. — Abg. Gaikowſki: Wir 
haben ja gar keine Feiertage]) Aus jedem un- 
haltbaren Anlaß wird ein Feiertag gemacht und 
werden die Arbeiter gezwungen, dieſe Tage zu 
feiern. Wenn das alſo Tatſache iſt, dann müßte 
es der Sozialdemokratie möglich ſein, ſich für 
einen Feiertag einzuſetzen, der tatſächlich wert iſt, 
gefeiert zu werden, wovon die Arbeiterſchaft et⸗ 
was profitieren kann, wovon ſie etwas hat. Das 
iſt der 1. Mai. 

M. D. u. H.! Auf die Bedeutung des 1. Mai 
einzugehen erübrigt ſich. Ob Sie im bürgerlichen 
Lager oder ſonſt wo ſtehen, alle müſſen Sie zu⸗ 
geben, daß dieſer ideelle Feiertag wert iſt gefeiert 
zu werden, und daß man von dem Bürgertum ver⸗ 
langen kann, wenn auch nicht poſitiv den Feier⸗ 
tag mitzufeiern, ſo wenigſtens dadurch, daß die 
Geſchäfte geſchloſſen werden. Sie haben aber durch 
das ſchlappe Verhalten der Sozialdemokratie 
wieder einmal dieſen „Feiertag ad acta gelegt 
ihm Ihre Zuſtimmung nicht gegeben. Die Arbei⸗ 
terſchaft fühlt ſich kräftig genug, dieſen Feiertag 
allein durchzuführen, ſo daß auch das Bürgertum 
gezwungen wird, ihn mitzufeiern, ähm die Achtung 
entgegenzubringen, die dieſer Feiertag verdient. 
Wenn es auch noch ein Jahr dauert, ſo wird es 
doch Tatſache werden. Die Arbeiterſchaft wird es 
nicht unterlaſſen, Rechenſchaft von Ihnen zu ver⸗ 
langen, weil Sie ſchon früher dieſem Feiertag 
nicht die Achtung entgegengebracht haben, die ihm 
zukommt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung über 
§ 2. Ich bitte die Damen und Herren, die für 82 
ſind, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der § 2 tft abgelehnt. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz betreffs Einfüh⸗ 
rung des erſten Mai als Feiertag.“ Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wer für die Ueberſchrift 


iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit, das Geſetz iſt in zweiter 
Beratung abgelehnt. Ich rufe Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

5 Große Anfrage Nr. 6 des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. betr. Abzüge von der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. 

Druckſache Nr. 82. Das Wort zur Begründung 
hat die Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): M. D. u. 
H.! Wir haben die Große Anfrage eingebracht, 
weil der Senat die Kleine Anfrage nicht jo be⸗ 
antwortet hat, wie es unbedingt notwendig war. 
Es zeigt ſich, daß die Verwaltungsſtellen das Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetz ſo auslegen, wie ſie wol⸗ 
len und dabei ungeſetzlich vorgehen. Wir glaub⸗ 
ten, daß der Senat in ſeiner jetzigen Zuſammen⸗ 
ſetzung darüber wachen würde, daß die Verwal⸗ 
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Geſetzgeber durchgeführt worden iſt. Da aber der 
Senat die Kleine Anfrage genau ſo beantwortet 
hat, als wenn wir eine deutſchnationale Regie⸗ 
rung hätten, haben wir uns genötigt geſehen, die 
Große Anfrage zu ſtellen, damit hier geſagt wird, 
wie die Regierungsparteien zu dieſer reaktionären 
Haltung ſtehen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter. . 

Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: Im Auf⸗ 
trage des Senats habe ich die Große Anfrage wie 
folgt zu beantworten: 

Wie ſchon in der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage Nr. 2 zum Ausdruck gebracht wurde, 
würde ein Verfahren, nach dem die Renten der 
Familienangehörigen zur Hälfte von der Unter⸗ 
ſtützung der Erwerbsloſen abgezogen werden, nicht 
den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechen, würde 
alſo vom Senat nicht gebilligt werden. Es iſt 
auch in der Praxis nicht geübt worden. Es ſind 
nur, da das Exwerbsloſenfürſorgegeſetz in § 8 
Abſatz 2 vorſchreibt, daß bei Feſtſtellung der Be⸗ 
dürftigkeit die Einnahmen der im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Angehörigen zur Hälfte zu 
berücksichtigen ſind, von dieſen Einnahmen die 
Renten nicht auszunehmen und auch nicht ausge⸗ 
nommen worden, da das Geſetz irgend welche 
Einſchränkungen hinſichtlich der Quellen, aus 
denen das Einkommen fließt, nicht macht, ins⸗ 
beſondere keine Sonderbehandlung der Renten 
vorſchreibt. Es erfolgt alſo kein Abzug der Rente 
bei der Anterſtützung, ſondern nur eine Berück⸗ 
ſichtigung bei der Prüfung der Bedürftigkeit, 
(Aha, bei den Kommuniſten) die durchaus nicht 
immer zu einer Kürzung der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zu führen braucht. 

Dann zu Punkt 2 der Großen Anfrage: Gemäß 
§ 15 des Erwerbsloſen⸗Fürforgegeſetzes iſt der 
Familienzuſchlag nur für die Angehörigen zu ge⸗ 
währen, die gegen den Erwerbsloſen einen fami⸗ 
lienrechtlichen Unterſtützungsanſpruch haben. Nach 
§ 1602 des Bürgerlichen Geſetzbuches iſt nur der 
unterhaltsberechtigt, der außerſtande iſt, ſich ſelbſt 
zu unterhalten. Für nicht voll erwerbsfähige 
Schulentlaſſene wird daher der Zuſchlag ohnehin 
gezahlt. Nach der Rechtſprechung hat aber ein 
nicht mehr ſchulpflichtiger voll erwerbsfähiger An⸗ 
gehöriger grundſätzlich keinen Unterhaltsanſpruch. 
Darüber hinaus haben wir jedoch in der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge auch in dieſen Fällen eine 
relative Exwerbsunfähigkeit dann angenommen 
und den Zuſchlag gewährt, wenn trotz Arbeitswil⸗ 
lens eine Arbeitsaufnahme wegen der ſchlechten 
Wirtſchaftslage nicht möglich war. Der Nachweis 
dieſer Arbeitswilligkeit läßt ſich aber, da Jugend⸗ 
liche von 14 bis 16 Jahren nicht der Stempelkon⸗ 
trolle unterliegen, nur in der Weiſe führen, daß 
dieſer ſelbſt dartut, daß er ſich vergeblich um Ar⸗ 
beit bemüht hat. Es iſt deshalb durchaus billig 
und keineswegs ungeſetzlich, wenn die Zahlung 
des Zuſchlages von einem ſolchen Nachweis ab⸗ 


ſten. — Abg. Naſchke: Ich beantrage Beſprechung 
der Großen Anfrage.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Beſprechung unterſtützt? (Geſchieht.) Die 


ſetz ſo auslegen, wie es vom (0) 1 


(D) 


hängig gemacht wird. (Zurufe bei den Kommuni⸗ 


(Bizepräfident Dr. Bogdan) 

Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Bezüglich der einen Anfrage hat der Senat 
einen ganz gewaltigen Zurückzieher gegenüber der 
erſten Beantwortung gemacht und bei der zweiten 
Anfrage beharrt er auf ſeinem reaktionären 
Standpunkt. Ich will zu den einzelnen damals 
geſtellten Anfragen erſt Stellung nehmen, und 
dann zur Beantwortung des Senats im Anſchluß 
an die damalige Kleine Anfrage. Der Vorfall, der 
dazu Anlaß gab, die einzelnen Kleinen Anfragen 
zu ſtellen, iſt bereits hier geklärt worden. Ich will 
es kurz wiederholen. In meiner Gemeinde bezog 
ein Erwerbsloſer für ſich, ſeine Frau und ſein 
ſechsjähriges Kind Unterſtützung in Höhe von 
3,10 Gulden täglich. Dieſer Erwerbsloſe hatte 
einen Stiefſohn, ein Waiſenkind, das eine Kriegs⸗ 
hinterbliebenenrente von ca. 7 Gulden erhielt. 
Dies Waiſenkind war 14 Jahre alt und ſtand bei 
einem Beſitzer in Arbeit. Der Verdienſt bei den 
Herren Beſitzern iſt wirklich nicht ſo bemeſſen, daß 
der Vater das Kind damit ernähren und unter⸗ 
halten kann. Anläßlich einer Nachprüfung der 
Erwerbsloſenakten verlangte Herr Kuberka, der 
Senatsſekretär, daß die Kriegsrente dieſes Wai⸗ 
ſenjungen zur Hälfte dem Erwerbsloſen von ſei⸗ 
ner Anterſtützung abzuziehen ſei. (Hört, hört! bei 
den Kommuniſten), daß alſo der Erwerbsloſe nicht 


mehr die ihm geſetzlich zuſtehende Unterſtützung in 8 


Höhe von 3,10 Gulden zu erhalten habe, ſondern 
25 Pfennig weniger. Das ſagt doch ganz klar und 
deutlich, daß man tatſächlich nicht nur die Ein⸗ 
nahmen der Familienangehörigen, alſo auch die 
Renten, nur zur Hälfte berückſichtigt hat, ſondern 
daß man außer der Berückſichtigung auch die Hälf⸗ 
te der Rente dem Erwerbsloſen von der Unter: 
ſtützung abgezogen hat. Etwas anderes zu behaup⸗ 
ten iſt Lüge und Demagogie. 

Die Antwort, die der Senat damals anläßlich 


dieſer Kleinen Anfrage gab, entſpricht nicht der 


Antwort, die heute gegeben wurde. In der Ant⸗ 
wort heißt es: „Nach § 8 Abſatz 1 des Erwerbs⸗ 


loſenfürſorgegeſetzes ſind bei Feſtſtellung der Be⸗ 


dürftigkeit die Einnahmen der im gemeinſamen 
Hauſe lebenden Familienangehörigen in Betracht 
zu ziehen, und zwar aller Familienangehörigen, 
nicht nur der unterhaltsberechtigten Verwandten. 
Eine Ausnahme für gewiſſe Bezüge, insbeſondere 
Renten, iſt bei den Angehörigen nicht gemacht, 
doch findet hier die Beſtimmung des § 8 Abſ. 2 
Anwendung, nach der die Einnahmen der An⸗ 
gehörigen nur zur Hälfte berückſichtigt werden 
ſollen. Eine Anordnung, daß die Renten der 
Stiefkinder ſchlechthin von der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung in Abzug zu bringen ſind, würde deshalb 
den geſetzlichen Beſtimmungen nicht entſprechen 
und iſt von dem Regierungsſekretär Kuberka auch 
micht getroffen. Damit erklärt ſich der Senat mit 
der Maßnahme einverſtanden, die Herr Kuberka 
getroffen hat; denn er ſagt, ſie ſei richtig; denn 
es ſtimme nicht, daß Herr Kuberka die ganze 
Rente in Abrechnung von der Erwerbsloſenun⸗ 
lerſtützung gebracht habe Nun, Herr Dr. Hem⸗ 
men, das iſt auch nicht behauptet worden. Viel⸗ 
mehr habe ich in meiner Kleinen Anfrage geſagt, 
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daß angeordnet ſei, daß Rentenbezüge von Stief⸗ 
kindern eines Erwerbsloſen dieſem von der Un⸗ 
terſtützung gemäß den Beſtimmungen des $ 8 des 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes abzuziehen ſind. Da⸗ 
mit ſagte ich ganz klar und deutlich, daß angeord⸗ 
net wurde, ſie zur Hälfte abzuziehen. Das iſt da⸗ 
mals geſagt worden. Nun fragte ich: Billigt der 
Senat, daß die Renten und die Einnahmen der 
Familienangehörigen dem Erwerbsloſen zur 
Hälfte von der Unterſtützung abgezogen werden? 
In der Kleinen Anfrage iſt mit Recht geſagt 
worden, daß Herr Kuberka es ſo angeordnet habe. 
Der Senat hat ſein Einverſtändnis mit dieſer An⸗ 
ordnung erklärt, weil ich heute noch nicht die Ant⸗ 
wort habe, ob die Maßnahme aufgehoben werden 
ſoll oder nicht. Es ſind heute bereits 3 Monate her 
und dem betreffenden Erwerbsloſen wird immer 
noch die Unterſtützung in Höhe von 25 Pfennig 
gekürzt. Heute erklärt der Senat alſo, daß die 
Renten und andere Einnahmen der Familienan⸗ 
gehörigen nicht zur Hälfte abgezogen werden 
dürfen, ſondern daß ſie nur bei Gewährung der 
Unterſtützung zu berückſichtigen ſind. Das war es, 
was wir vom Senat verlangten. Dieſe Erklärung 
wurde in der Beantwortung meiner Kleinen An⸗ 
frage nicht gegeben. Damit hat man ſich um eine 
klare Entſcheidung gedrückt, die man jetzt zu geben 
gezwungen war. 

Wie verhält es ſich bei der anderen Kleinen 
e Das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz ſagt im 


„Angehörige eines 10 t Erwerbsloſen, die 
Un 


auf eine familienrechtliche berſtützung Anſpruch 
haben oder im Falle ſeiner Leiſtungsfähigkeit haben 
würden und bis zum Eintritt der Unterſtützungs be⸗ 
dürftigkeit won ihm ganz oder in der Hauptſache 
unterhalten worden ſind, darf keine ſelbſtändige Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung ones werden. In ſolchen 
Fällen iſt vielmehr die Unterſtützung angemeſſen zu 
erhöhen. Es iſt alſo der Familienzuſchlag zu ge⸗ 
währen.“ h 

Hier iſt klar und deutlich zum Ausdruck gebracht 
worden, daß jedem Familienangehörigen der Zu⸗ 
ſchlag zu gewähren ſei, wenn er bisher von dem 
Erwerbsloſen ganz oder teilweiſe unterhalten 
worden iſt. Der Senat erklärt, hier ſei noch etwas 
anderes zu beachten. Nur die Familienangehöri⸗ 
gen haben einen Anſpruch auf Zuſchlag, die einen 
rechtlichen Unterſtützungsanſpruch haben. Jedes 
Geſetz iſt ſehr dehnbar. So iſt auch der Begriff 
rechtlicher Unterſtützungsanſpruch ſehr dehnbar. 
Der Senat erklärt nun, laut Paragraph ſo und 
ſoviel des Bürgerlichen Geſetzbuches hat nur das 
Familienmitglied einen familienrechtlichen Un⸗ 
terſtützungsanſpruch, das nicht imſtande iſt, ſich 
ſelbſt zu ernähren, das alſo krank oder invalide iſt. 
Deshalb muß bei allen Familienangehörigen 
über 14 Jahre, die geſund und arbeitsfähig ſind, 
erſt der Beweis der Arbeitswilligkeit erbracht 


werden. Damit liefert man aber die Gewährung 
des Zuſchlags der Willkür der deutſchnationalen 


Gemeindevorſteher auf dem Lande aus. M. D. u. 
H.! Sie wiſſen es doch ganz genau, und ſogar Ver⸗ 
treter der Koalitionsparteien haben es hier klar 
zum Ausdruck gebracht, wie die Erwerbsloſenfür⸗ 
jorge auf dem Lande gehandhabt wird, und daß 
nun endlich einmal humaner durchgegriffen wer⸗ 
den ſoll. Wenn Sie nun aber hier die Erklärung 
abgeben, an Familienangehörige über 14 Jahre 


(D) 
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(A) wird der Zuſchlag nur dann gewährt, wenn tat⸗ 


ſächlich der Nachweis der Arbeitswilligkeit er⸗ 
bracht worden iſt, dann geben Sie damit den 
deutſchnationalen Gemeindevorſtehern auf dem 
Lande die Möglichkeit, den Zuſchlag an Fami⸗ 
lienangehörige über 14 Jahre abzulehnen. Das 
wird rigoros auf dem Lande durchgeführt. Es 
bedarf dann monatelanger Beſchwerden, um den 
Zuſchlag zu erhalten. Es hätte klipp und klar ge⸗ 
antwortet werden müſſen, alle Familienange⸗ 


hörigen, ohne Rückſicht auf ihr Alter haben den. 


Zuſchlag zu erhalten, wenn ſie wirklich von dem 
Erwerbsloſen ganz oder teilweiſe unterhalten 
worden ſind. : 

M. D. u. H.! Die Entſcheidung des Senats, 
die heute gegeben wurde, entbehrt auch nicht ge⸗ 
wiſſer moraliſcher Mängel. Nehmen Sie ein 
Mädel oder einen Jungen, die eben aus der 
Schule entlaſſen worden ſind. Wenn der Vater 
ein verhältnismäßig gutes Einkommen hat, eine 
gute Arbeitsſtelle und vielleicht 200 Gulden im 
Monat verdient, das iſt natürlich eine Seltenheit, 
dann wird er ſeine Kinder nicht gleich in die 


Fronarbeit ſchicken, ſondern er wird das Mädel 


zur Unterſtützung der Mutter im Haushalt laſſen. 
Bei den heutigen ſchwankenden Wirtſchaftsver⸗ 
hältniſſen muß aber doch auch dieſer in Arbeit 
ſtehende Mann jederzeit mit einer Entlaſſung 
rechnen. Wird er arbeitslos, und hat er vorher 
ſein Mädel von 16 oder 17 Jahren nicht zur Ar⸗ 
beit geſchickt, weil er imſtande war, es bisher zu 
ernähren, dann bekommt er für dieſes Kind keinen 


8) Zuſchlag; denn er muß hier erſt den Nachweis der 


Arbeitswilligkeit erbringen. Das würde dieſem 
Arbeiter niemals gelingen; denn der Senat wird 
den Nachweis der Arbeitswilligkeit immer davon 
abhängig machen, ob das betreffende Kind bereits 
gearbeitet hat. Aber ſelbſtverſtändlich, Herr Dr. 
Hemmen, Sie mögen noch ſo mit dem Kopf 
ſchütteln! Sie mögen anderer Meinung ſein, aber 
die deutſchnationalen Gemeindevorſteher auf dem 
Lande werden den Nachweis der Arbeitswillig⸗ 
keit nur dann als erbracht anſehen, wenn ihnen 
ſo und ſo viele Arbeitsbeſcheinigungen vorgelegt 
werden. Geſchieht das nicht, dann wird man das 
von vornherein ablehnen. Deshalb gibt die Ant⸗ 
wort des Senats, die Herr Dr. Hemmen hier ab⸗ 
gegeben hat, den reaktionären deutſchnationalen 
Gemeindevorſtehern auf dem Lande Gelegenheit, 
jetzt ganz rigoros allen Familienangehörigen über 
14 Jahre den Zuſchlag zur Erwerbsloſenunter⸗ 


ſtützung zu verweigern. Deshalb werden wir auch 


in dieſer Beziehung kämpfen. Wir werden, um 
hier Klarheit zu ſchaffen, eine Geſetzesänderung 
einbringen, nach der das Wörtchen „familienrecht⸗ 
lich“ fallen muß, weil ſich auf dieſem Wörtchen die 
reaktionäre Erklärung des Senats aufbaut. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 5 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Es iſt hier von dem Regierungsvertreter die 
Frage der Jugendlichen herangezogen worden. 
Mit Hilfe des Geſetzes glaubt er verlangen zu 
müſſen, daß der Jugendliche, wenn er aus der 
Schule entlaſſen iſt, und der Ernährer Anſpruch 
auf Erwerbsloſenunterſtützung für ihn erhebt, der 
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[Nachweis erbracht werden muß, daß er ſich um 


(C) 


Arbeit bemüht hat. Daß es den Jugendlichen ſehr 


ſchwer iſt, den Nachweis zu bringen, wird, glaube 
ich, jedem einſichtigen Menſchen klar ſein. Selbſt 
wenn der Jugendliche bemüht iſt Arbeit zu erhal⸗ 
ten, wird er nicht immer den Nachweis bringen 
können, weil die Arbeitgeber zu bequem find, 
einen ſchriftlichen Beweis zu geben, daß er ſich um 
Arbeit bemüht hat. Andererſeits iſt es für die 
Jugendlichen überhaupt ſchwer, Arbeit zu bekom⸗ 
men, weil die Fortbildungsſchule hierbei eine 
große Rolle ſpielt. Die Stunden in der Fortbil⸗ 
dungsſchule finden heute teilweiſe während der 
Arbeitszeit ſtatt. Die Unternehmer ſträuben ſich 
mit Händen und Füßen dagegen, einen Jugend⸗ 
lichen einzuſtellen, der die Fortbildungsſchule in 
der Arbeitszeit beſucht. Ja, man geht ſoweit, daß 
man dieſen Jugendlichen einfach entläßt, wenn 
die Schulzeit nicht umgeſtellt wird. Es iſt beiſpiels⸗ 
weiſe auf meinen Redaktionstiſch ein Brief an 
einen Jugendlichen geflogen. Darin heißt es: 
An den Laufburſchen Sowieſo. Da die Fortbil⸗ 
dungsſchule auf Einhaltung der neuen Schulzeit be⸗ 
1998 kündigen wir das Arbeitsverhältnis zum 7. 4. 


Alſo dieſer Laufburſche, es kommen bei dieſem 
Betrieb vier in Frage, ging in die Fortbildungs⸗ 


ſchule und wurde in eine andere Stufe verſetzt. In 


dieſer Stufe waren ſie gezwungen, die Fortbil⸗ 
dungsſchule in der Arbeitszeit zu beſuchen. Der 
Betriebsinhaber, in dieſem Fall zwei, haben es 
nun abgelehnt, die Jugendlichen an dem Unter⸗ 
richt teilnehmen zu laſſen und haben ihnen ein⸗ 
fach den Dienſt gekündigt. Sie haben die Jungen 
nicht daran gehindert, haben ſie aber aus der Ar⸗ 
beit entlaſſen, weil ſie nicht einverſtanden ſein 
konnten, daß die Jugendlichen in der Arbeitszeit 
die Fortbildungsſchule beſuchten. Ich glaube, et⸗ 
was Gemeineres von Seiten der Unternehmer 
läßt ſich eigentlich nicht denken. Und doch gibt es 
noch Leute, die das fertig bringen. Es ſind nicht 
immer die deutſchnationalen Arbeitgeber, es ſind 
nicht immer die liberalen Arbeitgeber, es ſind auch 
ſozialdemokratiſche Arbeitgeber wie in dieſem 


Fall. Sehen Sie, m. H., dieſer Brief iſt von der 


„Volksſtimme“ an die vier Laufburſchen gerichtet 
worden und unterſchrieben von „Fooken und 
Unger.“ Alſo die „Volksſtimme“, ein ſozialdemo⸗ 
kratiſches Unternehmen, geht auch zu dieſem 
Terror über, wirft Jugendliche einfach auf die 
Straße, weil ſie die geſetzlichen Beſtimmungen be⸗ 
achten wollen, weil ſie die Fortbildungsſchule, die 
ihnen ſehr nötig iſt, beſuchen wollen. (Hört, Hört! 
bei den Kommuniſten.) Das ſoll ein Entgegen⸗ 
kommen der Arbeitgeber ſein. (Abg. Fooken: Da⸗ 
mit biſt Du ſchön hineingefallen!) Wollen Sie 
etwas abſtreiten? Sie haben es doch ſelbſt unter⸗ 
ſchrieben. Es heißt in dem Schreiben: „Da die 
Fortbildungsſchule auf Einhaltung der neuen 
Schulzeit beſteht“, — anſcheinend haben Sie mit 
der Fortbildungsſchule verhandelt und ſie beſteht 
darauf, daß die Jugendlichen in ihrer Arbeitszeit 
zur Schule gehen, — „kündigen wir das Arbeits⸗ 
verhältnis zum 7. April.“ (Hört, hört! bei den 


Kommuniſten.) Alſo deutſchnationaler kann man 
abſolut nicht mehr ſein. 
Fooken und Unger unterjchrieben. 
newſki: Hört, hört!) 


Das Schreiben iſt von 
(Abg. Liſch⸗ 


O) 


(A) 
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Das iſt das Los der Jugendlichen. Nicht nur, 
daß man den Eltern, die verpflichtet ſind, die 
Jugendlichen zu unterſtützen, die Anterſtützung 
entzieht, entzieht man auch in 99 von 100 Fällen 
den Jugendlichen, wenn ſie ſchon gearbeitet haben, 
die Anterſtützung. In den meiſten Fällen wird 
geſagt, der Vater ſei in Arbeit, er bekomme keine 
Erwerbsloſenunterſtützung. Dasjelbe iſt der Fall, 
wenn noch ein älterer Bruder oder eine Schweſter 
arbeitet. Der Jugendliche bis zum 18. und 20. 
Lebensjahre bekommt keinen Pfennig Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung. Er kann ſich keine Zigaretten 
kaufen, er kann ſich weder einen Bleiſtift noch ein 
Stück Papier kaufen, um ſich weiter zu bilden oder 
die Zeit zu vertreiben. Mit dem Schreiben iſt 
nicht nur die Entlaſſung der Laufburſchen be⸗ 
zweckt worden, ſondern es iſt gleichzeitig bezweckt, 
daß ſie keine andere Stelle erhalten. Ich glaube 
nicht, daß ſich die „Volksſtimme“ eines Betruges 
dem Staat gegenüber ſchuldig machen würde. Sie 
wird nicht ſchreiben, wegen Mangel an Arbeit ent⸗ 
laſſen, ſondern einen Weg finden müſſen, um aus 
dieſer Schlinge herauszukommen. Sie wird eben 
ſchreiben, die Entlaſſung ſei ordnungsgemäß er⸗ 
folgt. D. h. mit andern Worten, daß der Betref⸗ 
fende in der jetzigen wirtſchaftlichen Miſere jahre⸗ 
lang erwerbslos herumlaufen muß, daß er auf der 
einen Seite keine Arbeit, auf der andern Seite 
an Hand dieſes Entlaſſungsſcheines keine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bekommt. Das Los dieſer 
Erwerbsloſen iſt alſo ziemlich traurig und dazu 
angetan, ſie von der geraden Bahn abzubringen. 
Es iſt beſchämend, daß auch Sozialdemokraten 
mit dazu beitragen, um den Jugendlichen den Weg 
des Verbrechens zu zeigen. Ja, ſie ſogar auf dieſen 
Weg zu ſtoßen. 

Im Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz müſſen 
deshalb den Jugendlichen gegenüber andere Maß⸗ 
nahmen ergriffen werden. Das Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetz muß ſo geſtaltet werden, daß ganz be⸗ 
ſonders die Jugendlichen in den Genuß der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung kommen. Ihnen kommt 
es in erſter Linie auf Arbeit an. Nur dadurch 
können ſie auf den richtigen Weg gelangen. Dann 
werden ſie klaſſenbewußte Menſchen. Wenn dieſe 
Jugendlichen aber erwerbslos herumlaufen müſ⸗ 
ſen, wenn ſie hungern müſſen und nichts vom Le⸗ 
ben haben ſollen, bleibt nur der Weg des Ver⸗ 
brechens übrig. Alle die müſſen verurteilt werden, 
die dazu beitragen, die Jugendlichen auf den 
Weg des Verbrechens zu ſtoßen. f 

Wir verlangen deshalb, daß die Große An⸗ 
frage dem Sozialen Ausſchuß überwieſen wird, 
damit dazu in der zweiten Leſung poſitive An⸗ 
träge geſtellt werden können, die ſich beſonders auf 
die Jugendlichen und die Erhöhung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung beziehen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Booten, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Dem Hern Abg. Naſchke habe ich bereits zugeru⸗ 
fen, daß er wieder einmal gründlich mit jeinen 
Informationen hereingefallen iſt. (Hört, hört! 
links.) Es handelt ſich nicht um die Einſtufung 
von Arbeitsburſchen in eine neue Stufe, ſondern 
darum, daß die Fortbildungsſchulklaſſe, die bis 
jetzt in der Zeit von 4-6 Uhr nachmittags in 
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Danzig beſtanden hat, eingegangen iſt. Es wird 
nun von den Firmen gefordert, die Laufburſchen 
in der Zeit von 2—5 Uhr nachmittags zur Schule 
zu ſchicken. Um die Zeit von 2 Uhr aber müſſen die 
Zeitungen ihre Ausgaben durch die Laufburſchen 
expedieren laſſen. Es wäre uns dadurch unmöglich 


geworden, Laufburſchen zu beſchäftigen. Wir hät⸗ 


ten ſie entlaſſen müſſen. Wir haben dann verſucht, 
mit der Gewerbeſchule zu verhandeln, die uns er⸗ 
klärte, wenn wir uns den neuen Anforderungen 
der Schule nicht fügen könnten, dann müßten wir 
die Laufburſchen entlaſſen. (Lachen bei den Kom⸗ 
muniſten.) So liegen die Dinge. Dann haben wir 
eingegrifen und durch unſer Eingreifen iſt erreicht 
worden, daß die Laufburſchen am Freitag nach⸗ 
mittag von 3—6 Uhr zur Schule gehen können. 
Damit iſt der Konflikt erledigt. Laufburſchen ſind 
infolgedeſſen nicht entlaſſen worden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag geſtellt worden, die 
Große Anfrage an den Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe auf Punkt 4 der 
Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 7 des Abg. Kar⸗ 
kutſch und Fraktion betr. Schutz vor Hoch⸗ 
waſſer. 

Druckſache Nr. 86. Das Wort zur Begründung hat 
der Herr Abg. Schwartz. 

Schwartz, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Bei unſerer Großen Anfrage muß ich zunächſt 
noch die Hauptfrage ſtellen, ob es überhaupt mög⸗ 
lich iſt, daß wir bei der Stärke und koloſſalen 
Höhe des Dammes im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig noch einen Durchbruch und Hochwaſſerge⸗ 
fahr bekommen können. Dieſe Hauptfrage muß 
ich mit einem glatten Ja beantworten. (Donner⸗ 
wetter! links.) Wenn Sie ſo informiert wären 
wie ich, würden Sie das auch ſagen. Als gebore⸗ 
ner Niederunger kenne ich die Hochwaſſer⸗, Eis⸗ 
verſtopfungs⸗ und Durchbruchsverhältniſſe ſehr 
genau. Schon als ganz junger Menſch von 16 
Jahren habe ich auf den Dämmen mit Spaten, 
Picke und Axt mitgearbeitet, Tag und Nacht. 
(Bravo! links.) Ich erinnere an das Jahr 1888, 
wo bei dem überaus gefahrvollen Eisgang 1000 
Mann an den Deichen, links und rechts des Weich⸗ 
ſeldeltas gearbeitet haben. Acht Tage lang hat 
dieſe Arbeit bei Sturm und Regen und in fin⸗ 
ſterer Nacht bei Sturmlaternen gedauert. Da gab 
es kein Ausſetzen, da galt es, alle Kräfte daran 
zu ſetzen, den Kreis, die Provinz und das ganze 
Land zu retten. 

So ſollte man heute auch eingeſtellt ſein. 
Im Jahre 1888 haben wir ſolange ſtandgehalten, 
bis leider der Dammbruch im Kleinen Werder bei 
Jonasdorf erfolgte. Die Fluten ergoſſen ſich in 
das Kleine Werder und vernichteten und verheer⸗ 
ten dieſe Ortsteile im Kleinen Werder. M. D 
u. H.! Wer ſich das damals angeſehen hat, wie 
ich, dem wird dies Bild heute noch vor Augen 


ſtehen, und er wird ſich der Gewißheit hingeben 
müſſen, daß wir einen unverminderten Damm⸗ 
und Deichſchutz brauchen. (Sehr wahr! rechts). 


(D) 


(A) 


(B) 
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1888 hatten wir noch ein ſchönes, großes Vater⸗ 


land, (Lärm links. — Abg. Liſchnewſki: Und den 
lieben, guten Kaiſer!) und die Regierung war 
damals mächtig genug, ſolchen Ortsteilen, die von 
einer ſolchen Kalamität heimgeſucht waren, Zu⸗ 
ſchüſſe zu geben und die größte Not zu lindern. 
M. D. u. H.! Wenn uns das heute im Freiſtaat 
paſſiert, daß wir einen Dammbruch haben, dann 
iſt mit dem Tage der Freiſtaat tot. Der Weichſel⸗ 
durchſtich und die Regulierung unſerer Weichſel 
haben es nicht fertig gebracht, daß wir von einer 
Gefahr völlig frei find. Wir müffen heute noch 
darauf bedacht ſein, bei einer Hochwaſſergefahr 
und vor allem bei Eisverſtopfung auf dem Poſten 
zu ſein. Der Eisgang von 1924 hat das deutlich 
gezeigt. Wer ſich nach dem Eisgang die Außen⸗ 
deiche angeſehen hat, (Abg. Brill: Was hatten 
wir für eine Regierung 1924?) wie furchtbar ſtark 
der Damm unterwühlt war, ich habe es ſelbſt ge⸗ 
ſehen, der wird zu der Erkenntnis kommen müſſen, 
daß wir ganz unbedingt einig ſein müſſen in dem 
Schutz der Deiche. (Sehr wahr! rechts). Ich ſpre⸗ 
che jetzt nicht von Deutſchnationalen und von den 
linken Parteien, ich ſpreche von der Einigkeit des 
Freiſtadtvolkes, fi gegen das Waſſer zu ſchützen, 
gegen eine Gewalt, gegen die wir uns nur ge⸗ 
meinſam, wenn wir alle zuſammengehen wie ein 
Mann, ſchützen können. (Große Anruhe.) 


M. D. u. H.! Ich habe ſchon gejagt, die Ge⸗ 
fahr iſt heute noch ſo groß wie früher. Sie haben 
jetzt die Einwohnerwehr aufgelöſt. (Aha! links 
— Heiterkeit) Laſſen Sie mich ruhig ſprechen, ich 
bin nicht ſo eingeſtellt, wie Sie denken, ich be⸗ 
haupte aber, daß in der Einwohnerwehr eine 
große Zahl von Leuten war, die mit dem Spaten 


und mit der Hacke arbeiten konnten. Ich behaup⸗ 


te, daß dieſe Leute auf den Ruf, wenn Gefahr 


drohte, gekommen wären und ſich zur Verfügung 
geſtellt häten. Das iſt die Hauptſache, m. D. u. 
H.! Wenn Sie dann gejagt haben, jetzt werden das 
die Gewerkſchaften machen, ſo bin ich der Ueber⸗ 
zeugung, daß Sie in Ihren Gewerkſchaften ſehr 
viele Leute haben, die das genau ſo gut machen, 
wie die Leute in der Einwohnerwehr, genau ſo 
gut mit Hacken und Spaten arbeiten können. 
Aber eins iſt fraglich, ob ſie kommen werden. 
Wenn Sie uns die Gewißheit bringen, dann ſol⸗ 
len die Leute es beweiſen. Ich komme jetzt zur 
Mündung bei Schiewenhorſt. Die Mündung iſt 
dort derartig verſandet, daß es jeder Beſchreibung 
ſpottet. Die Deicheingeſeſſenen ſind darüber em⸗ 
pört, daß die Mündung nicht ſo geräumt wird, 
daß ein freier Abfluß des Hochwaſſers ſtattfinden 
kann. Man hat eine Fahrrinne nach Oſten für 
Fahrzeuge geſchaffen, die auf keinen Fall für den 
Abfluß des Hochwaſſers genügt. Die dort vor⸗ 
handenen Sandaufſchwemmungen müſſen natür⸗ 
lich das herabkommende Eis hindern, weiter ab⸗ 
zufließen. Es muß ſich anſtauen. Durch die ko⸗ 
loſſalen Verſtopfungen, die dort entſtehen, ſteigt 
das Waſſer naturgemäß in der Weichſel ein bis 
zwei Meter höher an, als es notwendig wäre. Es 
belaſtet unnötigerweiſe den Damm. Wir bitten 
den Hafenausſchuß bzw. den Senat, hier ein wach⸗ 
ſames Auge zu haben. g ö 


Mittwoch, den 28. März 1928. 


Auch die Mündung bei Neufähr genügt uns (0) 
nicht. Man kann es nicht beſtreiten, falls es wie⸗ 

der paſſiert, daß wir oberhalb einen Dammbruch 
bekommen, dann iſt bei Neufähr der Ausfluß. 

Wenn dieſer Ausfluß nicht in genügender Breite 

von mindeſtens 350 Meter ordnungsmäßig herge⸗ 

ſtellt iſt, dann wird das Waſſer in der Niederung 1 
bedeutend höher ſteigen, mindeſtens 1 Meter hö⸗ 
her, als wenn dieſer Ausfluß ſo liegt, wie wir es 
gewiſſermaßen verlangen können, mit 350 Meter 

Breite. Ich will noch kleine Tatſachen anführen, 

die ich von Autoritäten im Waſſerbaufach habe. 

Ich bitte den Herrn Präſidenten, das verleſen zu 

dürfen. Autoritäten im Waſſerbaufach haben an⸗ 
gegeben, bei einem Dammbruch in Stüblau wür⸗ 

den bei dem jetzigen Zuſtand der Mündung in 
Neufähr bzw. in Weßlinken 7000 ebm Waſſer in 

der Sekunde in die Niederung hineinfluten. Der 
Waſſerſtand würde auf 4,30 Meter ſteigen. Der 
Hochwaſſerſpiegel der Weichſel iſt im Gebiet der 

Freien Stadt Danzig 1924 7 Meter höher gewe⸗ 
ſen als das Pflaſter in der Langgaſſe und am 
Deutſchen Haus. Da können Sie ſich vorſtellen, mit 

welcher Gewalt das Waſſer hereinſtrömt, wenn 


der Damm reißt. Nicht nur die Niederung, ſon⸗ 


dern auch die Stadt Danzig würde in große Gefahr 
kommen. (Zwiſchenruf des Abg. Liſchnewſki.) 
Hiergegen müſſen wir uns wehren. Wir bitten 
den Senat, ein wachſames Auge zu haben und die 
Mündung von Neufähr zu räumen, damit ein der⸗ 
artiger Waſſerſtand nicht eintreten kann. (Abg. 
Liſchnewſki: Sie find ſehr ängſtlich!) Ich kenne die 
Gefahr und Sie nicht. Wenn Sie ſo alt ſein 
werden wie ich, werden Sie anders reden. Be⸗ ö 
zugnehmend auf meine kurzen Ausführungen bitte | 
ich nun, unjere Große Anfrage weitgehendſt zu | 
unterſtützen. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Regierungsvertreter „Oberbaurat Virus. 

Virus, Oberbaurat: Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Zu dieſer Großen Anfrage 
habe ich ſeitens des Senats folgende Erklärung 
abzugeben: 

Zur Abwendung der Hochwaſſergefahr von 
dem Gebiet der Freien Stadt Danzig ſind fol⸗ 
gende Maßnahmen getroffen: 

1. Geſetzlicher Art: Die Verteidigung der 
Stromdeiche der Weichſel bei Hochwaſſer und Eis⸗ 
gang iſt durch das Statut für den Weichſel⸗Nogat⸗ 
Deichverband v. 20. Juni 1889 und durch die Eis: * 
wachordnungen der einzelnen Deichverbände ge⸗ 
regelt. Danach iſt die Verteidigung der Strom⸗ 
deiche Sache der Häuptdeichverbände, die bei ein⸗ 
tretender Gefahr und gewiſſen Hochwaſſerſtänden 
die Eiswachen beziehen. ö 

2. Techniſche Maßnahmen: Die techniſchen N 
Maßnahmen find von der früheren Preußiſchen ö 
Regierung durchgeführt worden. Sie beſtehen f 
a) in der Ausführung des Durchſtiches bei Nickels⸗ | 
walde—Schiewenhorjt zur direkten gradlinigen 1 
Leitung der Weichſel in die Oſtſee, b) in der Re⸗ 5 
gulierung des Hochwaſſerbettes durch eine ſchlan⸗ 
ke Führung der Deiche in ungefähr gleichmäßigem i 
Abſtande und durch Verſtärkung und Erhöhung ö 
dieſer Deiche, e) durch den Abſchluß der Neben⸗ 
arme der Weichſel. 9 


D 


r 


Volkstag Danzig — 20. Sitzung. Mittwoch, den 28. März 1928. 353 


(Virus, Oberbaurat) 

Mit dieſen Maßnahmen Hand in Hand ging 
die Einrichtung eines Eisbrech⸗ und großzügig 
organiſierten Hochwaſſermeldedienſtes. Durch den 
Hochwaſſermeldedienſt find wir rechtzeitig über 
den Zeitpunkt des Eintreffens, der Höhe und 
Dauer einer Hochwaſſerwelle im Danziger Ab⸗ 
flußgebiet unterrichtet und ſind dadurch in der La⸗ 
ge, alle in den einzelnen Fällen erforderlichen 
Maßnahmen rechtzeitig zu treffen. (Das iſt doch 
nichts Neues! rechts) Durch den Eisbrechdienſt, 
der ſich in der Regel weit über die Grenzen des 
Freiſtaats ſtromaufwärts erſtreckt, wird den Ge⸗ 
fahren einer Eisverſetzung im Freiſtaatgebiet vor⸗ 
gebeugt. Hierbei mag auf eine beſondere Ge⸗ 
fahrenſtelle hingewieſen werden, die kurz nach 
dem Kataſtrophenhochwaſſer 1924 an der Mün⸗ 
dungsſtrecke der Weichſel dadurch eingetreten war, 
daß ſich hier das Strombett bis auf rund 10 Me⸗ 
ter Waſſertiefe ausgetieft hatte, ſo daß die Waſſer⸗ 
geſchwindigkeit ſehr ſtark verringert war und der 
Eisabgang erſchwert wurde. Dieſe Gefahr kann 
heute auch als behoben gelten, da die nachfolgen⸗ 
den kleinen Hochwäſſer bereits eine ſtarke Rück⸗ 
bildung der Sohlenlage herbeigeführt haben. Auch 
an den Sandbänken vor der Mündung der Weich⸗ 
ſel ſind bereits die notwendigen Maßnahmen ge⸗ 
troffen worden. 

Die von der preußiſchen Verwaltung durchge⸗ 
führte Hochwaſſerregulierung hat ſich, wie das 
Kataſtrophenhochwaſſer 1924, bei dem die Abfluß⸗ 
menge über 10 000 cbm pro Sekunde betrug, ge⸗ 
zeigt hat, durchaus bewährt, ſo daß mit der Ge⸗ 

fahr eines Deichbruches nach menſchlichem Er⸗ 
meſſen kaum gerechnet werden kann. Das ſchließt 
natürlich nicht aus, daß man auch Maßnahmen 
für dieſen äußerſten Fall treffen und bei Hoch⸗ 
waſſergefahr den äußerſten Fall eines Deich⸗ 
bruches ins Auge faſſen muß. 

Bei einem Deichbruch liegen auf der rechten 
Seite der Weichſel, dem Gebiet des Marienbur⸗ 
ger Deichverbandes, die Verhältniſſe günſtiger, 
als auf der anderen Seite. Hier kann mit ver⸗ 
hältnismäßig einfachen Mitteln den eindringen⸗ 
den Waſſermengen die erforderliche Vorflut nach 
dem Haff gegeben werden. Weit ungünſtiger lie⸗ 
gen die Verhältniſſe auf der anderen Seite, im 
Gebiet des Danziger Deichverbandes, wo bei 
einem Bruch des Hauptdeiches die Waſſermaſſen 
allmählich die Danziger Niederung überfluten, 
ohne zunächſt die erforderliche Vorflut zu finden. 
Infolgedeſſen ſind hier beſondere Maßnahmen ge⸗ 
troffen, einerſeits um die einbrechenden Waſſer⸗ 
maſſen ſo ſchnell wie möglich wieder abzuleiten. 
und andererſeits die Stadt Danzig und den Dan⸗ 
Ager Hafen vor einer Ueberflutung zu ſchützen. 
Für die Ableitung der Waſſermaſſen iſt das Wer⸗ 
en von zwei Ausfällen bei Weßlinken gegenüber 
der Neufährer Mündung in die Oſtſee und bei 
„Roter Krug“ vorgeſehen. Auch an dem Durchbruch 
bei Neufähr ſind erſt kürzlich größere Baggerungen 
vorgenommen worden. 

Für den Schutz der Stadt Danzig und des 

anziger Hafens ſind Verteidigungsmaßnahmen 
vorbereitet worden, die hauptſächlich in einer teil⸗ 
eur Erhöhung des Dammes der Plehnendorfer 
hauſſee und in der Schließung von Deich⸗ und 


Wall⸗Lücken beſtehen. Für die Durchführung die⸗ 
ſer Maßnahmen zur Ableitung der Waſſermaſſen 
aus der Danziger Niederung war bisher der Ein⸗ 
ſatz der Einwohnerwehr vorgeſehen. Als Erſatz 
dafür iſt nach Verhandlungen mit dem Arbeit⸗ 
geberverband für Hoch⸗ und Tiefbau ein Kom⸗ 


mando von Bauarbeitern — alſo Facharbeitern 


— zuſammengeſtellt worden, das bei drohender 
Deichbruchgefahr von beſonderen Sammelplätzen 
aus an Ort und Stelle transportiert wird. 

Hand in Hand mit den techniſchen Maßnahmen 
für die Ableitung der Hochwaſſermengen iſt die 
Durchführung von Rettungsmaßnahmen organi⸗ 
ſiert worden, ſo daß alle Maßnahmen getroffen 
ſind, um Hochwaſſer und Eisgefahr abzuwenden 
und im Falle von Deichbrüchen die Waſſermaſſen 
möglichſt ſchnell aus den gefährdeten Gebieten ab⸗ 
zuleiten und die erforderlichen Rettungsmaßnah⸗ 
men durchzuführen. (Zuruf des Abg. Brill. — 
Abg. Plenikowſki: Da ſtaunen Sie! — Abg. 
Schwartz: Ich wundere mich nur!) 

Präſident: Beſprechung wird nicht verlangt. 
Damit iſt die Große Anfrage erledigt. Ich rufe 
auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 2 des Abg. Voller⸗ 
thun u. Fr. betr. Unterſtützung der Land⸗ 
wirtſchaft. 

Druckſache Nr. 5. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Vollerthun. 

Vollerthun, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


H.] Zur Begründung unſerer Anfrage betreffend 


die Not der Landwirtſchaft erlaube ich mir, zu⸗ 
nächſt feſtzuſtellen, daß die Anfrage nicht aus 
parteipolitiſchen Intereſſen geſtellt wurde, ſondern 
lediglich deshalb, weil die Kriſis in der Danziger 
Landwirtſchaft ſich in letzter Zeit ganz erheblich 
verſchärft hat. Als die neue Regierung in ihrer 


Regierungserklärung mit keinem Wort der Not 


der Landwirtſchaft Erwähnung tat, bemächtigte 
ſich weiter Kreiſe meiner Berufsgenoſſen ſtarke 
Beunruhigung, und man hätte es auf dem Lande 
nicht verſtanden, wenn dieſe Anfrage an den Se⸗ 
nat nicht geſtellt worden wäre. (Abg. Dr. Ziehm: 
Sehr wahr!) 

Laſſen Sie mich noch einmal kurz die Gründe 
zuſammenfaſſen, wie es möglich geweſen iſt, daß 
die Danziger Landwirtſchaft in verhältnismäßig 
ſo kurzer Zeit in eine derartige Notlage geraten 
konnte. Als der Krieg ausbrach, hatte die Land⸗ 
wirtſchaft je nach dem Vermögen des Einzelnen 
ihr Betriebskapital zum größten Teil im Konto⸗ 
korrentverkehr mit irgend einer Bank feſtgelegt. 
Im Laufe des Krieges wurde der irgendwie ent⸗ 
behrliche Teil alsdann in Kriegsanleihe angelegt. 
Durch den Verluſt des Krieges und die darauf ein⸗ 
ſetzende Inflation wurden beide Anlagen wertlos 
und gingen reſtlos verloren. Hier bereits ſind die 
Keime der ſpäter kataſtrophalen Lage der Land⸗ 
wirtſchaft zu ſuchen. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Nun wächſt der anfangs noch kleine 
Schneeball der Verelendung der Landwirtſchaft 
im Laufe der Folgezeit zu einer Lawine heran, 
die alles mit ſich zu reißen droht. Gegen Ende 
der Inflation, als der Gulden noch nicht in die 
Erſcheinung trat, wurde die Landwirtſchaft ge⸗ 
zwungen, um überhaupt eine feſte Währung in 
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die Hand zu bekommen, ihre Ernte zum Durch⸗ 
ſchnittspreiſe von 1 Dollar pro Zentner zu ver⸗ 
kaufen. Es folgten die Vermögensabgaben, die 
etwaige Schulden unberückſichtigt ließen und die 
Feſtſetzung einer Einkommenſteuer, die viel zu 
hoch bemeſſen war. (Hauptſächlich im Großen 
Werder! links.) Die Steuerverwaltung, die durch 
die Inflation ebenfalls zuſammenzubrechen 
drohte, ſah ſich nach immer neuen Steuern um, 
um ihren Etat balanzieren zu können. Der Land⸗ 
wirt wurde gezwungen, um allen Anforderungen 
gerecht zu werden, die Subſtanz anzugreifen. Die 
Viehbeſtände wurden ſtark verkleinert, und als 
alles nichts helfen wollte, wurden Schulden ge⸗ 
macht, und zwar Schulden zu einem Zinsfuß, der 
ans Märchenhafte grenzte. Die Lawine geht nun 
weiter. Es kamen die naſſen Jahre, die vollkom⸗ 
mene Mißernten brachten. Die Ländereien der 
Niederungen konnten das Waſſer nicht mehr auf⸗ 
nehmen. Die Entwäſſerungsmühlen gingen Tag 
und Nacht, und die Entwäſſerungskoſten ſtiegen 
ins Ungeheuerliche. Dazu kam, daß vor einigen 
Jahren faſt alle Betriebe von der Maul⸗ und 
Klauenſeuche heimgeſucht wurden, deren verhee⸗ 
a Folgen auch heute noch nicht ganz beſeitigt 
ind. i 

Zu all dieſem Kataſtrophalen kommt als 
Haupturſache der Not für uns Danziger Landwirte 
noch die wirtſchaftliche Verkoppelung mit Polen 
hinzu. Da letzteres erheblich billiger produziert 
als wir und außerdem dort die Soziallaſten lange 
nicht unſere Höhe erreichen, folgt mit mathemati⸗ 
ſcher Sicherheit, daß Danzigs Landwirtſchaft mit 
der polniſchen nicht in Wettbewerb treten kann, zu⸗ 
mal die polniſche Währung nur etwas über die 
Hälfte der Danziger Währung ausmacht. 

Ich möchte Ihnen nun noch einige Zahlen ſa⸗ 
gen, um die Not der Danziger Landwirtſchaft zu 
beleuchten. Die Ernteerträge in Hackfrüchten und 
Getreide liegen infolge der ſchlechten Witterung 
der letzten Jahre 30 bis 40 Prozent unter den 
Durchſchnittserträgen normaler Jahre, wie dieſes 
ſelbſt in der „Danziger Zeitung“ wiederholt zum 
Ausdruck gebracht wurde, und wie dieſes auch mit 
dem Ergebnis der amtlichen Bekanntmachungen 
des Statiſtiſchen Landesamts übereinſtimmt. 
Wurde durch dieſe Ernteausfälle die Lage der 
Danziger Landwirtſchaft erheblich verſchlechtert, 
ſo kommt als zweiter tiefgreifender Einfluß hinzu, 
daß die Preiſe für Getreide um 20 Prozent unter 
den deutſchen und unter den Weltmarktpreiſen 
lagen. 

Für Schlachtvieh erreichte der Unterſchied ſogar 
die Höhe von 30 Prozent. In welchem Uebermaß 
die polniſche Konkurrenz auf den Danziger Markt 
drückt, geht auch daraus hervor, daß der polniſche 
Anteil der Verſorgung mit Schlachtvieh nach der 
Statiſtik des Schlachtviehhofes dauernd im Stei⸗ 
gen begriffen iſt. Während im Jahre 1925 noch 
etwa 58 Prozent der Rinder von der Danziger 
Landwirtſchaft geliefert wurden, betragen dieſe 
Zahlen in den letzten Jahren nur 26 Prozent. Bei 
Schweinen war die Danziger Landwirtſchaft im 
Jahre 1925 noch mit 25 Prozent an der Verſor⸗ 
gung beteiligt. In den letzten Jahren nur mit 7 
und 8 Prozent. Dieſer Rückgang, der ſogar in der 
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druck kommt, iſt in erſter Linie auf den polniſchen 
Preisdruck zurückzuführen. Die polniſchen Land⸗ 
arbeiterlöhne liegen 25 Prozent unter den Dan⸗ 
zigern, und die Stundenlöhne für Handwerker be⸗ 
tragen in Danzig das Doppelte derjenigen in 
Polen. Die Disparität der Preiſe wird weiter 
noch erhöht durch die außerordentlich hohen Zoll⸗ 
ſätze auf Maſchinen und Geräte, die im Durch⸗ 
ſchnitt etwa 20 Prozent des Kaufpreiſes aus⸗ 
machen. Aehnlich hoch ijt die Belaſtung für die 
Mehrzahl der anderen landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebsmittel, die vom Ausland bezogen werden 
müſſen. Zu erwähnen wäre wohl noch als ſteu⸗ 
erliche Belaſtung die Wohnungsbauabgabe, die 
gerade den kleinen Landwirt ſtark bedrückt und die 
Wegebaulaſten, die die geſamte Landwirtſchaft 
ſchwer belaſten. 


Nun kommen noch in dieſem Jahr zwei Schick⸗ 
ſalsſchläge hinzu, die die Danziger Landwirtſchaft 
zu erdroſſeln drohen. Das erſte iſt die Rotzſeuche, 
die beſonders im Kreiſe Danziger Höhe einen 
außerordentlichen Amfang angenommen hat, und 
das zweite iſt die Auswinterung, von der man 
heute noch nicht weiß, in welchem Ausmaß ſie ſich 
auswirken wird. Wer heute die Chauſſeen dort 
oben durch den Kreis Großes Werder und die 
Danziger Niederung entlang fährt, wird ſehen 
müſſen, daß der Raps reſtlos futſch iſt. Ich kon⸗ 
ſtatiere auch, daß der ſpät geſäte Weizen, der ge⸗ 
rade im Aufgehen war, reſtlos kaputt geht, wenn 
auch hier und da noch ein paar grüne Pflänzchen 
hervorragen. Er iſt nicht mehr tragfähig. Schwer 
bedroht iſt auch der Klee, der ganz außerordent⸗ 
liche Lücken hat, und ich muß auch konſtatieren, 
daß der ſpät geſäte Roggen wahrſcheinlich eben⸗ 
falls zugrunde gegangen iſt. 

Aeberall in der ganzen Welt bemühen ſich die 
Staaten, ihre einheimiſche Landwirtſchaft aus 
volkswirtſchaftlichen Gründen zu ſchützen und ren⸗ 
tabel zu erhalten. Deutſchland, das dies bisher 


unterlaſſen hatte, rafft ſich in letzter Stunde auf, 


um zu retten, was noch zu retten iſt. Ich richte 
daher an den Senat die Frage, was er zu tun ge⸗ 
denkt, um der Danziger Landwirtſchaft, die noch 
erheblich ſchlechter daſteht, als die im deutſchen 
Reich, über die jetzige ſchwere Zeit hinweg zu 
helfen. Ich möchte auch die Frage aufwerfen, 
wie iſt es möglich geweſen, daß die Außenhandels⸗ 


ſtelle an die hieſigen Mühlen Kontingentſcheine 


für deutſchen Weizen in einer Höhe ausgegeben 
hat, daß der einheimiſche Weizen in den vorigen 
Monaten nicht los zu werden war. (Abg. Grün⸗ 
hagen: Wo laſſen Sie Ihren Weizen?) Den habe 
ich leider verkaufen müſſen. (Abg. Grünhagen: 
Nach Polen haben Sie verkauft!) Ich nicht! Auch 
die Behandlung der Saiſonarbeiterfrage, die Kür⸗ 
zung der beantragten Zahl um rund 25 Prozent, 
iſt ein Kapitel, das nicht gerade von Wohlwollen 
für die Danziger Landwirtſchaft zeugt. Sie können 
verſichert ſein, daß kein Landwirt mehr Saiſon⸗ 
arbeiter angefordert hat, als er unbedingt in 
ſeinem Betrieb braucht. Die Rübenpflanze iſt 
aber ein Gewächs, das ſo ſubtil im Anfangsſtadi⸗ 
um ſeines Wachstums iſt, daß jeder verſpätete 
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Termin beim Verziehen unendlichen 
bringt. 

Zum Schluß möchte ich nochmals wiederholen, 
was ich anfangs meiner Ausführungen geſagt 
habe, nicht parteipolitiſche Agitation iſt es, die 
uns zu dieſer Anfrage bewogen hat, ſondern die 
Not unſeres Berufsſtandes, die letzten Endes die 
Not des ganzen Volkes iſt. Falls die Mitarbeit 
ſeitens des Landbundes gewünſcht wird, um die 
Maßnahmen zu beraten, die geeignet ſind, der 
Landwirtſchaft Hilfe zu bringen, werden wir die 
Letzten ſein, die ſich dieſer Pflicht entziehen wür⸗ 
den. Wir werden die Ueberweiſung an den Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß beantragen und dort poſitive Vor⸗ 
ſchläge machen. (Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter Senator Dr. Frank. 

Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.] Namens 
und im Auftrage des Senats habe ich auf die ſo⸗ 
eben begründete Große Anfrage der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion folgendes zu antworten: 

Die Regierung erkennt an, daß ſich die Land⸗ 
wirtſchaft Danzigs Jahr und Tag in einer ſehr 
ernſten Lage befindet, und daß dieſe ſchwierige 
Lage ſich mehr und mehr zu einer beſorgniserre⸗ 
genden Notlage entwickelt hat. Der Senat ſtimmt 
mit dem Herrn Vorredner darüber überein, daß 
dieſe Notlage von keiner Seite zu einer parteipoli⸗ 
tiſchen Agitation ausgenutzt werden darf. Dazu iſt 
die Situation zu ernſt. Alle Parteien und alle 
beteiligten Stellen müſſen es als ihre Aufgabe be⸗ 
trachten, gemeinſam und sine ira et studio die 


Schaden 


Verhältniſſe zu prüfen und die Maßnahmen zu 
erwägen, die etwa zur Begegnung dieſer Kriſe ge⸗ 
troffen werden können. 

Bei den beſonderen Verhältniſſen in unſerem 
Staat liegt es nahe, daß man bei der Beſchäfti⸗ 


gung mit wirtſchaftlichen und wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen Fragen in erſter Linie und in überwiegen⸗ 
dem Maße an Handel und Induſtrie und ſtädtiſche 
Gewerbe denkt. Darüber darf man aber nicht 
überjehen, welche hochbedeutſame Rolle auch die 
Landwirtſchaft in unſerem Wirtſchaftsleben ſpielt. 
Wir find nicht nur Stadtſtaat, nicht nur See- und 
Handelsſtaat, ſondern faſt ein Drittel unſerer ge⸗ 
ſamten Bevölkerung findet unmittelbar in der 
Landwirtſchaft ihren Lebensunterhalt, die zu⸗ 
gleich in erheblichem Maße für die Ernährung 
unſerer ſtädtiſchen Bevölkerung ſorgt. Das Ge⸗ 
deihen dieſer Landwirtſchaft, die Erhaltung ihrer 
Produktionsfähigkeit, ihrer Kauf⸗ und Steuer⸗ 
kraft ſind daher für das Wohl und Wehe unſeres 
Staates, für ſeine wirtſchaftliche Geſundung und 
die Geſtaltung ſeiner ſtaatlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Bilanz von einſchneidendſter Bedeutung. 

aher berührt die gegenwärtige Kriſe der Land⸗ 
wirtſchaft nicht nur dieſe ſelbſt, ſondern jeden Ein⸗ 
zelnen und den ganzen Staat. In ſeltener Ein⸗ 
mütigkeit hat man dies drüben in Deutſchland er⸗ 
kannt, und alle Parteien in Stadt und Land ha⸗ 
ben ſich dort geſchloſſen der Not der Landwirtſchaft 
angenommen und ſich in dem Beſtreben vereinigt, 
ihr zu helfen. Es wird gut ſein, wenn man ſich 
auch bei uns dieſer engen Schickſalsgemeinſchaft 
et Stadt und Land nachdrücklichſt bewußt 
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Der Herr Vorredner hat darauf hingewieſen, 
daß es in den Kreiſen der Landwirtſchaft unange⸗ 
nehm empfunden worden ſei, daß die Regierung 
in ihrer Erklärung, die ſie bei Antritt ihres 
Amtes abgab, nur allgemein von der Wirtſchaft 
in Stadt und Land geſprochen und ſich nicht auch 
ausdrücklich mit der Lage der Landwirtſchaft be⸗ 
ſchäftigt habe. Daraus haben manche Landwirte 
geglaubt annehmen zu ſollen, daß der Regierung 
das Wohl der Landwirtſchaft nicht weiter am 
Herzen liegt. M. D. u. H.! Dieſe Auffaſſung iſt 
irrig und ich bin ausdrücklich autoriſiert, zu er⸗ 
klären, daß ſich die Regierung des Ernſtes der 
Lage der Landwirtſchaft und ihrer Pflichten wohl 
bewußt iſt, und daß ihr die Landwirtſchaft ebenjo 
wie jeder andere Berufsſtand am Herzen liegt, 
und daß die Regierung gewillt iſt, der Landwirt⸗ 
ſchaft in ihrer gegenwärtigen Notlage, ſoweit ſie 
es kann, zu helfen. 

Die Gründe, die zu der gegenwärtigen Kriſe 
in der Landwirtſchaft geführt haben, ſind ſo häu⸗ 
fig und eingehend erörtert, und der Herr Vor⸗ 
redner hat ſie auch noch einmal zuſammenfaſſend 
im Weſentlichen zutreffend rekapituliert. Es er⸗ 
übrigt ſich daher für mich, auch noch meinerſeits 


ausführlich auf die Einzelheiten einzugehen. Aber 


m. D. u. H., nicht der Verluſt des Betriebskapitals 
in der Inflationszeit, nicht die beklagenswert 
ſchlechten Ernten in den letzten Jahren, nicht die 
Maul- und Klauenſeuche vor eineinhalb Jahren 
und auch nicht die gegenwärtige Rotzſeuche ſind 
das Ausſchlaggebende. Das alles ſind bedauerliche 
Momente, die die Situation verſchärfen, aber der 
Kern des Problems liegt in der gegenwärtigen 
mangelnden Rentabilität der Landwirtſchaft. 
Das Miß verhältnis zwiſchen den Produktions⸗ 
koſten, den zu zahlenden Schuldenzinſen und den 
Preiſen, die die landwirtſchaftlichen Produkte 
bringen, iſt ſo groß, daß in einer großen Zahl der 
Betriebe gegenwärtig tatſächlich die Ausgaben 
die Einnahmen überſteigen. Ueber dieſe Verhält⸗ 
nille wird, wie Ihnen allen bekannt, auch drüben 
im Reiche, namentlich im Oſten, geklagt. Aber es 
iſt zutreffend, was der Herr Vorredner ſagte, bei 
uns liegen die Verhältniſſe noch ſchlimmer als 
dort. Es unterliegt keinem Zweifel, daß gerade 
auf unſere Landwirtſchaft ſich die Abtrennung 
von Deutſchland und die Zoll⸗ und Wirtſchafts⸗ 
union mit Polen außerordentlich nachteilig aus: 
gewirkt hat. Das iſt ja unter anderm auch von 
den Finanzſachverſtändigen des Völkerbundes, die 
im Jahre 1926 die Finanzlage und die Verhält⸗ 
niſſe in Danzig ſtudierten und ein Gutachten 
darüber abgaben, ausdrücklich anerkannt worden. 

Mit ſteigender Sorge verfolgt die Regierung 
ſeit Jahren dies Mißverhältnis zwiſchen den 
landwirtſchaftlichen Produktionskoſten und den 
Preiſen der Agrarprodukte. Während jene, wie 
ſchon der Herr Vorredner hervorhob, zum Teil 
ſehr erheblich über den Friedenspreiſen und auch 
über den deutſchen Produktionskoſten liegen, er⸗ 
reichen die von der Landwirtſchaft erzielten Preiſe 
bei uns überall nicht die deutſchen Preiſe und lie⸗ 
gen zum Teil meiſt auch noch unter den Friedens⸗ 
preiſen. Es nützt gar nichts, davor die Augen Zu 
verſchließen: Wenn dieſer Zuſtand, der nun ſchon 
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ſeit Jahren beſteht und unſere Landwirtſchaft 


mehr und mehr in Schwierigkeiten geführt hat, H 


noch lange fortbeſtehen bleibt, drohen daraus in 
der Tat ſehr ernſte Gefahren. 

Es fragt ſich nun, ob man demgegenüber die 
Hände in den Schoß legen und abwarten ſoll, wie 
ſich die Verhältniſſe entwickeln werden, oder was 
geſchehen kann und muß, um dieſen Gefahren zu 
begegnen. Es iſt in der Großen Anfrage auf die 
Verhältniſſe drüben im Reiche hingewieſen wor⸗ 
den und auf die Maßnahmen, die die deutſche 
Reichsregierung und die preußiſche Regierung zur 
Stützung der Landwirtſchaft getroffen haben. M. 
D. u. H.! Ich glaube, wir ſind uns alle darüber 
klar, daß wir die Wege, die drüben in Deutſch⸗ 
land beſchritten ſind, leider nicht gehen können. 
Das verbieten uns die Verhältniſſe unſeres 
Staatsweſens, und das verbietet uns unſere 
Finanzlage. Im Deutſchen Reich iſt man in der 
Lage, durch zur Verfügungſtellung großer Sum⸗ 
men zur Linderung beſonders drückender Nöte und 
Einleitung durchgreifender Hilfs - Maßnahmen 
beizutragen. Dazu fehlen uns leider die finanziel⸗ 
len Mittel. Dort drüben iſt man ferner in der 
Lage und auch gewillt, durch zollpolitiſche und 
wirtſchaftspolitiſche Maßnahmen der Landwirt⸗ 
ſchaft den inneren Markt nach Möglichkeit zu 
ſichern und auf die Regulierung der Preiſe hinzu⸗ 
wirken. Das iſt drüben in Deutſchland wohl mög⸗ 
lich. wo man über feine Zollverhältniſſe nach eige⸗ 
nem Ermeſſen beſtimmen kann. Deutſchland iſt 
ferner ein großes, in ſich geſchloſſenes Wirtſchafts⸗ 
gebiet, das im weſentlichen durch ſeine einheimi⸗ 
ſche Landwirtſchaft ernährt werden kann. Wir 
find auch dazu nicht in der Lage. Wir brauchen die 
polniſchen Agrarprodukte zur Ernährung unſerer 
Bevölkerung und ſind auf Grund der geſchloſſenen 
Verträge nicht in der Lage, uns durch ſtaatliche 
Maßnahmen gegen die Konkurrenz. auch wenn 
wir ſie ſchädigend empfinden, zu wehren. Wir 
müſſen dazu andere Mittel und Wege ſuchen und 
auf andere Weiſe verſuchen, unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft den Abſatz nach innen und außen zu ange⸗ 
meſſenen Preiſen ſicher zu ſtellen und die Konkur⸗ 
renz aus dem Felde zu ſchlagen. (Schutzzölle! bei 
den Kommuniſten.) Ich erlaubte mir darzulegen, 
daß wir dazu nicht in der Lage ſind. 

Aber nicht Kreditgewährung, nicht Staats⸗ 
hilfe können unſerer Landwirtſchaft allein die er⸗ 
wünſchte Rettung bringen, ſondern daß kann im 
weſentlichen nur durch die Selbſthilfe der Land⸗ 
wirtſchaft geſchehen. Unſere Landwirtſchaft muß 
ſich mit ihren Betrieben an die neuen veränderten 
Betriebs⸗ und Abſatzverhältniſſe anpaſſen. Durch 
überlegene Kenntnis, überlegene Technik und 
überlegene Organiſation ſowie überlegene Lei⸗ 
ſtung muß ſie den Kampf zu gewinnen verſuchen. 
Sie muß die Betriebe umſtellen und durch Aus⸗ 
nutzung aller betriebstechniſchen Neuerungen und 
Möglichkeiten, durch Vervollkommnung aller 
Methoden und Ausnutzung aller ſich bietenden 
Konjunkturen und durch ſcharfes kaufmänniſches 
Rechnen die Rentabilität der Betriebe wieder 
herzuſtellen ſuchen. Dazu iſt es notwendig, daß 
nur Produkte erzeugt werden, die in ihrer Quali⸗ 
tät der Konkurrenz überlegen ſind und ſich durch 
ihre Qualität ſelbſt den Markt und auskömmliche 


Mittwoch, den 28. März 1928. 


Preiſe verſchaffen. Es iſt Ihnen bekannt, m. D. u. 
„daß derartige Beſtrebungen überall, nament⸗ 
lich auch drüben in Deutſchland mit Nachdruck 
verfolgt werden. Auch bei uns ſind Anſätze dazu 
vorhanden. Aber es darf nicht verkannt werden, 
daß wir hierin noch erheblich im Rückſtand ſind. 
Deshalb muß zunächſt in dieſer Beziehung mit 
allem Nachdruck angeſetzt werden. Das hat in 
erſter Linie von der Landwirtſchaft ſelbſt zu ge⸗ 
ſchehen. Aber die Regierung iſt bereit, dabei för⸗ 
dernd mitzuwirken und auch durch »ur Verfügung⸗ 
ſtellung von Geldmitteln zu helfen. 

Im einzelnen kündigt die Regierung folgende 
beſondere Maßnahmen im Intereſſe und zur För⸗ 
derung der Landwirtſchaft an: 

1. Der Senat wird dem Volkstag demnächſt 
den Entwurf eines Landwirtſchafts⸗Kammerge⸗ 
ſetzes vorlegen. Der Senat glaubt damit einem 


langgehegten Wunſche der Landwirtſchaft zu ent⸗ 


ſprechen und beabſichtigt, dadurch der Land⸗ 
wirtſchaft die notwendige und einheitliche 
Berufsvertretung zu geben, die gerade in 
dieſer Notzeit zur Vertretung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen wünſchenswert iſt. In 
der Landwirtſchaftskammer wird die Landwirt⸗ 
ſchaft dann auch diejenige Organiſation erhalten, 
die der notwendige Träger und Förderer aller der⸗ 
jenigen Beſtrebungen ſein wird und muß, die in 
der vorher gedachten Richtung liegen und die dar⸗ 
auf abzielen, die Landwirtſchaft den neuen Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen und ihr einen lohnenden 
Markt zu erkämpfen. 

2. Von der Erwägung ausgehend, daß nur der 
wohlausgebildete und mit den neueſten Kennt⸗ 
niſſen und Errungenſchaften der Wiſſenſchaft und 
Technik vertraute Landwirt den ſchweren Kampf 
der Gegenwart beſtehen kann, iſt die Regierung 
gewillt, noch weitere Maßnahmen als ſchon bisher 
zur Förderung der landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
ausbildung zu treffen. Zu dieſem Zweck hat der 
Senat beſchloſſen, die landwirtſchaftliche Fakultät 
an der Techniſchen Hochſchule weiter auszubauen. 
Er hat daher in den Etat die Mittel für die Ein⸗ 
richtung eines Lehrauftrages für landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebslehre eingeſtellt. 

3. Aus dem gleichen Grunde iſt die Regierung 
bereit, die Beſtrebungen des landwirtſchaftlichen 
Inſtituts der Techniſchen Hochſchule auf Angliede⸗ 
rung eines wiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken die⸗ 
nenden Verſuchsguts zu unterſtützen. Die Ver⸗ 
handlungen des Inſtituts auf Pachtung eines ſol⸗ 
chen Verſuchsgutes in Prauſt ſind zum Abſchluß 
gelangt. Für die Uebernahme und erſte Fortfüh⸗ 
rung der Wirtſchaft wird der Senat aus bereiten 
Mitteln eine gewiſſe Summe, über deren Höhe 
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noch Erwägungen ſchweben, zur Verfügung ſtellen. 


4. Um die Landwirtſchaft in ihrem Kampf ges, 
gen Pflanzenſchädlinge zu unterſtützen, namentlich 
im Intereſſe der kleinen Gemüſebauer, in der Um⸗ 
gegend von Danzig, iſt der Senat grundſätzlich be⸗ 
reit, den Anträgen der Landwirtſchaft auf Ein⸗ 
richtung einer Stelle für Pflanzenſchutz entgegen 
zu kommen und auch für dieſen Zweck ſtaatliche 
Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Wie eine ſolche 
Stelle am zweckmäßigſten einzurichten iſt und in 
welchem Maße Mittel dafür erforderlich ſein und 
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(Dr. Frank, Senator) 
gegeben werden können, bleibt noch weiterer Prü⸗ 
fung vorbehalten. 0 

5. Der Senat iſt ferner bereit, die Beſtrebun⸗ 
gen der Landwirtſchaft auf Erzeugung von Quali⸗ 
tätsprodukten, auf Herſtellung von Markenware, 
kurz die ſogenannten Standardiſierungs⸗Beſtre⸗ 
bungen, und zwar zunächſt auf dem Gebiete der 
Molkereiprodukte, nach Kräften zu unterſtützen, ſei 
es durch Erlaß entſprechender Beſtimmungen, ſei e⸗ 
durch Mitwirkung ſtaatlicher Organe oder durch 
pekuniäre Beihilfen. Auch hier müſſen die Ein⸗ 
zelheiten noch näherer Erwägung und Beratung 
vorbehalten bleiben. Das Lebensmittelgeſetz, das 
der Senat in Kürze dem Volkstag vorlegen wird, 
wird vielleicht als Grundlage für dieſe Beſtrebun⸗ 
gen dienen können. 

6. Um den Abſatz der Danziger Agrarprodukte 
auch nach dem Auslande, insbeſondere nach un⸗ 
ſerm alten Vaterlande ſicherzuſtellen, hat der Se⸗ 
nat in den gegenwärtig ſchwebenden Verhandlun⸗ 
gen über den deutſch⸗polniſchen Handelsvertrag 
die Forderungen der Danziger Landwirtſchaft mit 
Nachdruck zur Geltung gebracht und wird auch 
weiterhin beſtrebt bleiben, dieſe Forderungen nach 
Möglichkeit durchzuſetzen. 

7. Im Intereſſe einer energiſchen Bekämpfung 
der gegenwärtigen Rotzſeuche hat der Senat ferner 
bereits in dem Notetat 28 000 G angefordert, die 
für die Durchführung der erforderlichen veteri⸗ 
nären Maßnahmen Verwendung finden ſollen. 
Dabei möchte ich bemerken, daß die Rotzſeuche er⸗ 
freulicherweiſe ihren Höhepunkt überſchritten zu 
haben ſcheint, und ſcheinbar nicht den großen Um- 
fang mehr annehmen wird, der urſprünglich be⸗ 
fürchtet wurde. Ä 

M. D. u. H.! Aus meinen Ausführungen und 
den vorſtehend angekündigten Maßnahmen wer⸗ 
den Sie den ernſten Willen des Senats entneh⸗ 
men, der gefährdeten Landwirtſchaft nach Möglich⸗ 
keit zu helfen. Der Senat iſt ſich darüber klar, 
daß dieſe Maßnahmen nicht von heute auf morgen 
einen durchgreifenden Wandel herbeiführen kön⸗ 
nen. Er glaubt aber dadurch mithelfen zu kön⸗ 
nen und damit die Wege gewieſen zu haben, auf 
denen fortſchreitend und ausbauend es unſerer 
Landwirtſchaft hoffentlich gelingen wird, die ge⸗ 
genwärtige Kriſenzeit zu überwinden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Karkutſch. 

Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage Beſprechung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt Beſprechung 
beantragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
treten in die Beſprechung ein. Das Wort hat der 
Herr Abg. Regier. 2 

Regier, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. H.! 
Ich begrüße dieſe Anfrage deshalb, weil ſie mir 
Gelegenheit gibt, an die deutſchnationalen Frage⸗ 
ſteller die Rückfrage zu richten, weshalb ſie denn 
nicht, ſolange ſie ſelbſt in der Regierung waren, 
die von ihr jetzt geforderten Hilfsmaßnahmen 
ſchon durchgeführt haben. In der Anfrage wird 
naiv gefragt, ob dem Senat bekannt it, daß die 
wirtſchaftliche Lage der Danziger Landwirtſchaft 
noch viel ungünſtiger ſei als im Reich. Ich möchte 
die Deutſchnationalen fragen, ob ſie zu dieſer Er⸗ 
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kenntnis erſt gekommen ſind, nachdem ſie vor we⸗ 


nigen Monaten aus der Regierung ausgeſchieden 
ſind. 


nalen zu ihrer eigenen Regierung nicht das Ver⸗ 
trauen gehabt haben, daß ſie der Landwirtſchaft 
helfen würde, und außerdem berührt eigenartig, 
daß die Deutſchnationalen, die ſich als die Hüter 
der Landwirtſchaft hinſtellen, die neue Regierung 
lediglich fragen, was ſie zu tun gedenkt, anſtatt 
ſelbſt konkrete Vorſchläge zu machen, die ihr doch 
nicht ſchwer fallen ſollten, weil ja ein halbes 
Dutzend Landwirte in ihrer Fraktion ſitzen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe und Unruhe.) 

Jetzt iſt es natürlich ſehr ſchwer, der Not zu 
ſteuern, nachdem die Deutſchnationalen nicht nur 
alles verſäumt haben, um der Landwirtſchaft zu 
helfen, ſondern abſichtlich die Landwirtſchaft ver⸗ 
ſchieden behandelt und die große Maſſe der klei⸗ 
neren Beſitzer von einer Reihe von Vergünſtigun⸗ 
gen ausgeſchaltet haben. Trotzdem ſtehen wir auf 
dem Standpunkt, daß alles getan werden muß, um 
der Landwirtſchaft zu helfen; denn es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß die Landwirtſchaft das gleiche Ent⸗ 
gegenkommen von der Regierung genießen muß, 
wie Handel, Induſtrie und Gewerbe. Es braucht 
in dieſem Zuſammenhang nicht einmal beſonders 
darauf hingewieſen zu werden, daß die Kaufkraft 
der 150 000 ländlichen Konſumenten für den Dan⸗ 
ziger Handel von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. 

Was mich und meine politiſchen Freunde be⸗ 
ſonders intereſſiert, iſt, den kleineren und mitt⸗ 
leren Beſitzern vor allen anderen und möglichſt 
ſchnell zu helfen. Ich bitte daher den Senat, fein 
Hauptaugenmerk darauf zu richten, bei allen Maß⸗ 
nahmen, die im Intereſſe der Landwirtſchaft er⸗ 
griffen werden ſollen, die Bedürfniſſe der mittle⸗ 
ren und kleineren Beſitzer zum Maßſtab für die 
Nöte der geſamten Landwirtſchaft und der auf 
dem Lande wohnenden Gewerbetreibenden zu 
machen. (Zwiſchenrufe.) 

Ich mache dem Senat ſchon heute Vorſchläge, 


deren Durchführung keine beſonderen Koſten erfor⸗ 


dert, die aber geeignet ſind, der Landwirtſchaft 
Hilfe zu leiſten. Es iſt eine alte Klage der klein⸗ 
bäuerlichen Züchtervereinigung des Großen Wer⸗ 
ders, daß ihre Mitglieder keinerlei Anteil an den 
Vorteilen haben, die die Mitglieder der Herdbuch⸗ 
geſellſchaft dadurch haben, daß fie ihr Zuchtvieh 
nach Deutſchland abſetzen können. Ich bitte die 
Regierung, mit allen Mitteln dafür einzutreten, 
daß dieſe unterſchiedliche und als ungerecht emp⸗ 


fundene Behandlung beſeitigt wird, damit auch 


den bäuerlichen Züchtern ein lohnenderer Abſatz 
ihres Zuchtviehs ermöglicht wird. 

Ferner wolle die Regierung der unbedingt not⸗ 
wendigen Gründung einer Bauernbund⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft dadurch zu Hilfe kommen, daß ſie unter ge⸗ 
willen Vorausſetzungen die Staatsgarantie über⸗ 
nimmt. Die mittleren und kleineren Beſitzer er⸗ 
halten von der unter dem Einfluß des Großgrund⸗ 


d beſitzes ſtehenden Landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 


ſchaftsbank und den Kreisſparkaſſen fait gar keine 
Kredite. (Hört, hört!) Nachdem ein großer Teil 
der mittleren und kleineren Beſitzer nun auch aus 
dem Landbund ausgeſchieden ſind, wird ſich der 
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Großgrundbeſitz gegen die Hergabe von Krediten 


an dieſe Kreiſe noch mehr ſträuben. 

Ich bitte auch die Regierung, dafür zu ſorgen, 
daß bei den kommenden Wirtſchaftsverhandlungen 
mit Polen ein möglichſt großer Anteil an den Aus⸗ 
fuhrkontingenten für landwirtſchaftliche Produkte 


erreicht wird. Ich begrüße ferner die von der Re⸗ 


gierung beabſichtigte Regelung der Staiſonarbei⸗ 
terfrage und ſpreche die Hoffnung aus, daß nach 
wie vor für die in Frage kommenden Arbeiten ge⸗ 
nügend Saiſonarbeiter hereingelaſſen werden, 
desgleichen muß die Regelung der Kinderarbeit 
ſo erfolgen, daß nicht gewiſſe, auf dem Lande von 
Kindern gern geleiſtete Arbeiten unter das Ver⸗ 
bot fallen. a 

Das Geſetz über die Errichtung einer Land⸗ 
wirtſchaftskammer wird hoffentlich dem Volkstag 
bald zugehen. Es iſt ſehr intereſſant, daß die Füh⸗ 


rer des Landbundes ſich heute auf den Standpunkt 


ſtellen, daß ſie die Landwirtſchaftskammer nicht 
mehr brauchen, nachdem ſie jahrelang mit großem 
Aufwande an Propaganda dafür gekämpft haben. 
Jetzt ſoll auf einmal der Landbund die geeignete 
Stelle ſein, die die Intereſſen der Landwirtſchaft 
vertritt. Wir mittleren und kleineren Beſitzer, 
insbeſondere aber der Bauernbund, legen großen 
Wert darauf, daß die Landwirtſchaftskammer nun 
erſt recht geſchaffen wird, weil wir nur in der 
Landwirtſchaftskammer unſere Standesvertretung 
ſehen, in der wir in dem uns zukommenden 
Stärkeverhältnis vertreten ſein wollen, 

Ich behalte mir vor, der Regierung meine 
Wünſche noch näher zu erläutern und beſchränke 
mit heute darauf, im allgemeinen dieſe Vorſchläge 
zu machen. Den deutſchnationalen Frageſtellern 
kann ich nur nochmals zurufen, daß ſie ſich etwas 
eher hätten um die Landwirtſchaft kümmern 
ſollen, mindeſtens aber poſitive Vorſchläge hätten 
machen müſſen. 

Ich habe die feſte Zuverſicht, daß mit der 
Durchführung meiner Vorſchläge der Landwirt⸗ 
ſchaft geholfen werden kann, und meine politiſchen 
Freunde und ich werden alles daran ſetzen, um 
dieſe Vorſchläge zu verwirklichen. Die große Maſſe 
der mittleren und kleineren Beſitzer muß endlich 
einſehen, daß ihr nur geholfen werden kann, wenn 
ſie ſich endgültig von dem unter Führung ein⸗ 
zelner deutſchnationaler Großgrundbeſitzer ſtehen⸗ 
den Landbund losſagt. 

Das Wort hat der 


Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir verhandeln heute nach vielen Wochen und 
Monaten über die Druckſache Nr. 5, eine der erſten 
Aufgaben, die überhaupt dem neuen Volkstag 
geſtellt worden ſind. Schon dieſe eine Tatſache be⸗ 
weiſt, daß das Intereſſe für die Landwirtſchaft 
ſeitens der neuen Regieruung nicht derartig iſt, 
wie wir es als Landwirte an ſich verlangen könn⸗ 
ten. Woran dieſe lange Verzögerung liegt, möchte 
ich dahingeſtellt ſein laſſen. Es ſoll nur dieſe eine 
Tatſache in den Vordergrund meiner Beſprechung 
geſetzt werden. Demgegenüber möchte ich feſtſtel⸗ 
len, daß verſchiedene Geſetze vor dieſer Anfrage er⸗ 
ledigt worden find, die nicht gerade die Landwirt⸗ 
ſchaft ſchonend behandelt haben und nicht gerade 
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laſten. Ich erinnere an das Geſetz über die Woh⸗ (C) 


nungsbauabgabe. Die Abſchaffung der Woh⸗ 
nungsbauabgabe iſt von der Landwirtſchaft ſtän⸗ 
dig im letzten Volkstage verlangt worden. Es iſt 
faſt zur Annahme dieſes Entlaſtungsgeſetzes ge⸗ 
kommen, jetzt iſt wieder das alte Geſetz verewigt. 
Ich erinnere weiter an die Beibehaltung der Um- 
ſatzſteuer, die eine neue ſchwere Belaſtung des 
platten Landes mit ſich bringt und ich erinnere 
ſchließlich an die Auflöſung der Einwohnerwehr, 
deren Beibehaltung von der Landwirtſchaft ſtän⸗ 
dig gefordert wurde, und die trotz allen Proteſtes 
und Einſpruches von der Landwirtſchaft ohne viel 
zu fragen, mit einem Federſtrich aufgehoben iſt. 

M. D. u. H.! Die Einſtellung der geſamten Be⸗ 
völkerung für oder gegen die Landwirtſchaft ließ 
ſich bei dem letzthin abgehaltenen Landbundtag 
am 25. Februar außerordentlich gut überblicken. 
Es iſt außerordentlich intereſſant, zu ſehen, wie 
ſich die einzelnen Parteien zu dem Landbundtag 
eingeſtellt haben. Nun ſagt Herr Regier, daß ſich 
die Deutſchnationalen überhaupt nicht um die 
Landwirtſchaft bekümmert haben. Ich kann Herrn 
Abg. Regier dieſe Einſtellung nicht übelnehmen. 
Er war bisher nicht in dieſem hohen Hauſe und 
hat ſich im Landbund oder bei ſonſtigen Arbeiten 
nicht betätigt, ſo daß er beim beſten Willen nicht 
weiß, was bisher geleiſtet worden iſt. Wenn Herr 
Regier ſich die Mühe gemacht hätte, die verſchie⸗ 
denen Eingaben, beſonders die der landwirtſchaft⸗ 
lichen Berufsorganiſation, durchzuleſen, oder auch 
nur Einblick in die Zeitung des Danziger Land⸗ 
bundes zu nehmen, ſo hätte er geſehen, daß wir bei 
jeder Regierungserklärung und bei allen ſich bie⸗ 
tenden Gelegenheiten mit unſerer Wirtſchaftsor⸗ 
ganiſation hervorgetreten ſind und unſere Wünſche 
geäußert haben. Im Parlament iſt die Deutſch⸗ 
nationale Partei die einzige Partei geweſen, die 
rückhaltlos die Intereſſen der Landwirtſchaft ver⸗ 
treten hat. (Abg. Dr. Ziehm: Sehr vichtig!) Wo 
ſind im vorigen Volkstag Landwirtſchaftsvertre⸗ 
ter geweſen? (Zuruf links.) Sie haben auch ge⸗ 
ſchlafen, Herr Wierſchowſki! In welchen Parteien 
ſaßen die Landwirtſchaftsvertreter? Herr Regier 
kann die letzten Liſten durchſehen. Man kann 
keiner Partei zumuten, landwirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſen zu vertreten, wenn bei ihr Landwirte nicht 
vorhanden ſind. 

Wie ſind wir dazu gekommen, daß wir jetzt 
mit einem Mal die wirtſchaftliche Not in den Vor⸗ 
dergrund ſchieben? Sehen Sie nach dem deutſchen 
Reich. Langſam haben ſich da die Verhältniſſe 
zugeſpitzt. Die Landwirtſchaft iſt aus ſich heraus 
getrieben, ſich zuſammenzuſchließen und endlich 
einmal in geſchloſſener Maſſenorganiſation gegen 
die Not anzukämpfen, die ſie jetzt getroffen hat. 
Das, m. H. von links, müſſen Sie doch am beſten 
verſtehen, da Sie jahrzehntelang gewerkſchaftlich 
um Exiſtenz und Intereſſen der Arbeiterſchaft 
kämpfen. Genau in derſelben Weiſe ſchließt ſich 
die Landwirtſchaft in allen deutſchen Landen zu⸗ 
ſammen und kämpft um ihre Exiſtenz. Sie werden 
es ihr nicht verbieten können. Sie müßten die 
erſten ſein, die den Exiſtenzkampf unſerer Land⸗ 
wirtſchaft verſtehen. 

Es iſt außerordentlich intereſſant, hier einmal 


dazu beigetragen haben, die Landwirtſchaft zu ent⸗ feſtzuſtellen, wie ſich die einzelnen Parteien zum 
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(Burandt, Abgeordneter) a 
Landbundtag geſtellt haben. Beſonders intereſſant 
war mir die Einſtellung der ſozialdemokratiſchen 
Zeitung, die ſchon am Sonnabend vor dieſer Ver⸗ 
ſammlung von Bauernrebellion uſw. geſchrieben 
hat. Es war nicht der Zweck der Verſammlung, 
nach gewerkſchaftlich⸗ſozialiſtiſchem Muſter eine 
Rebellion oder einen Aufſtand zu inszenieren, ſon⸗ 
dern im Gegenteil, die Ruhe, Ordnung und Diſzi⸗ 
plin in dieſer Verſammlung ſollte wirken und hat 
gewirkt. Ihre Zeitung mit dem Artikel „Bauern⸗ 
rebellion“ hat weit über das Ziel geſchoſſen. Ich 
glaube, daß diejenigen, die dieſen Artikel aufge⸗ 
nommen haben, ſich ſehr blamiert vorgekommen 
ſind, als ſie nachher abſolut keinen Anlaß mehr da⸗ 
zu hatten, irgend etwas über Bauernrebellion zu 
ſchreiben. Was die „Volksſtimme“ über den Ver⸗ 


lauf der Verſammlung berichtete, war nur ein An⸗ 


griff gegen den von uns ſehr verehrten Kammer⸗ 
herrn von Oldenburg, indem ſein Telegramm zer⸗ 
pflückt wurde. Wir haben leider vermiſſen müſſen, 
daß die „Volksſtimme“ etwas Sachliches über das, 
was in der Verſammlung über die Not der Land⸗ 
wirtſchaft geſprochen wurde, erwähnt hat. Die 
anderen Zeitungen haben ſich auf den Standpunkt 
geſtellt, den Herr Senator Dr. Frank hier zum 
Ausdruck gebracht hat, daß die Not in der Land⸗ 
wirtſchaft beſteht, und daß dieſer Not unter allen 
Umſtänden geſteuert werden müßte. Wir hoffen, 
daß dieſe Feſtſtellung allein ſchon einen Erfolg un⸗ 
ſeres Landbundtages darſtellt und durch die ein⸗ 
mütige Haltung der geſamten Verſammlung der 
Danziger Bevölkerung vor Augen geführt wird, 
daß es heute an der Zeit iſt, ſich endlich einmal 
mit der Not der Landwirtſchaft zu befaſſen. 

Der Herr Regierungsvertreter hat auch über 
die Hilfe für die Landwirtſchaft im Reiche geſpro⸗ 
chen. Ich kann wohl ſagen, daß das Reich der 
Landwirtſchaft durchſchlagende Hilfe hat zuteil 
werden laſſen. Ich erinnere an die Schutzzölle, 


Zinsverbilligung, Erleichterung der Ausfuhr, Er⸗ 


mäßigung von Eiſenbahnfrachten uſw. Wir ſind 
uns vollkommen darüber klar, daß alle die Hilfen, 
die im Reich durchgreifend geweſen ſind, für uns 
nicht in Frage kommen, weil wir in unſerem 
Staatsgebilde gar nicht die Möglichkeit haben, der 
Landwirtſchaft mit derartigen Hilfsmitteln ent⸗ 
gegenzukommen, da der Staat dieſe Anforderun⸗ 
gen nicht erfüllen kann. 

Sie haben gehört, daß einen großen Teil der 
Schuld an der Notlage der Landwirtſchaft die Ver⸗ 
kuppelung mit Polen trägt. Ich will beſonders 
auf eine Forderung des Landbundes hinweiſen, 
das iſt der Ruf: Zurück zum Deutſchen Reich. Wir 
machen da von dem Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker Gebrauch, das gerade von der Sozialdemo⸗ 
kratie ſo oft im Munde geführt worden iſt. Wir 
ſchreien es in die Welt hinaus, daß wir zum Deut⸗ 
ſchen Reiche zurück wollen, weil wir im Danziger 
Staat nicht mehr eine Rettung ſehen und eine 
Exiſtenz für die Landwirtſchaft nicht möglich iſt. 
(Zuruf des Abg. Schmidt.) Ich möchte darauf er⸗ 
widern, daß es der Landwirtſchaft außerordentlich 
daran liegt, ebenſo wie Ihnen, daß die deutſche 

ultur im Freiſtaat unter allen Umſtänden auf⸗ 
rechterhalten wird. Dazu gehören die ganzen ſo⸗ 
zialen Aufwendungen uſw. genau ſo, wie alles an⸗ 
dere. Weil wir die deutſche Kultur aufrechterhal⸗ 
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ten wollen, ſagen wir, wir müſſen zurück zum Deut⸗ 
ſchen Reich. M. D. u. H.! Die „Volksſtimme“ hat 
recht, wenn ſie ſchreibt, daß das eine Forderung iſt, 
deren Erfüllung von Danzig überhaupt nicht mög⸗ 
lich iſt. Wir wiſſen das, aber ich betone noch ein⸗ 
mal, daß das nicht eine Forderung iſt, die die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung nicht trifft, ſondern wir richten 
dieſe Forderung hinaus in die Welt, damit Völ⸗ 
ferbund und ſonſtige Inſtitutionen ſehen, daß wir 
uns nicht nach Polen ſehnen, ſondern danach, in 
die deutſche Kulturgemeinſchaft zurückzukommen. 
M. D. u. H.! Die Landwirtſchaft ſtellt ſich nicht 
vor die Regierung und den Volkstag und ſagt: 
„Helft uns, wir ſind ohnmächtig“, ſondern wir 
ſtreben die Selbſthilfe in ähnlicher Weiſe, wie es 
Herr Senator Dr. Frank zum Ausdruck gebracht 
hat, an. Aber es iſt furchtbar leicht für eine Re⸗ 
gierung zu ſagen: „Helft Euch ſelbſt!“ Das iſt die 
Schwierigkeit für die Landwirtſchaft, daß uns 
heute die Selbsthilfe wegen Mangel an Mitteln 
unterbunden tft. Wenn wir die Mittel bekommen, 
um die Selbſthilfe durchzuführen, ſind wir einen 
Schritt weiter. 

Ich will auf die einzelnen Verſprechungen der 
Regierung zurückkommen. Gründen Sie, m. H., 
einmal eine Organiſation zur Selbſthilfe, grün⸗ 
den Sie eine Genoſſenſchaft. Dazu gehört Geld. 
Das Geld iſt heute nicht aufzubringen. Jede Um⸗ 
ſtellung der Wirtſchaft äſt mit Koſten verbunden. 
Das iſt der Grund der Not der Landwirtſchaft, daß 
wir uns nicht umſtellen können, weil wir im Zin⸗ 
ſendienſt, den die Landwirtſchaft zu tragen hat, 
feſtgefahren ſind. Die Forderungen, die wir an 
den Senat geſtellt haben, ſind ſchriftlich präziſiert 
worden, und jeder, der ſich die Mühe gemacht hat, 
die Entſchließung durchzuleſen, wird ſehen, daß 
wir ganz präziſe Forderungen geſtellt haben. Ich 
möchte hier nicht auf die Forderungen im einzel⸗ 
nen eingehen, und möchte mich etwas allgemeiner 
faſſen. Ein Punkt, den auch der Herr Senatsver⸗ 
treter bei der Einſtellung zur jetzigen Regierung 
erwähnt hat, war die Anterlaſſung der Erwäh⸗ 
mung der Landwirtſchaft. Ich habe nichts in der 
Regierungserklärung geleſen von der Mirtſchaft 
in Stadt und Land. Es iſt nicht einmal das Land 
erwähnt worden, ſondern nur von der Wirtſchaft 
geſprochen worden. Das Wörtchen „Land“ hat in 
der ganzen Regierungserklärung nicht geſtanden. 
Es iſt auch durch die Zentrumspreſſe zugegeben 
worden, daß das Zentrum das als einen Mangel 
der Regierungserklärung empfunden hat. Ich 
möchte hier ausſprechen, daß ich es bedaure, daß 
das Zentrum ſich bei dieſer Geſchichte nicht hat 
durchſetzen können, ſo daß trotz des Einſpruchs des 
Zentrums dieſe Regierungserklärung ſo hinaus⸗ 
gegangen iſt. 

M. D. u. H.! Der Herr Regierungsvertreter 
hat über die Bedeutung der Landwirtſchaft ge⸗ 
ſprochen, und ich möchte Ihnen allen vor Augen 
führen, was die Landwirtſchaft auch in unſerm 
Stadtſtaat bedeutet. Denken Sie nur an die Pro⸗ 
duktion der einzelnen Artikel, die Fleiſchproduk⸗ 
tion, die Milchproduktion, die Hackfrüchte, Ge⸗ 
treide, Zucker. Dieſe Bedeutung ſollte ſich jeder 
Städter vor Augen führen, wenn er die Landwirt⸗ 
wirtſchaft heute als Anhängſel unſeres Freiſtaats 
betrachtet. Die Landwirtſchaft iſt im Gegenteil 
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der Hauptproduzent des ganzen Staates und muß 
als Hauptproduzent erwähnt werden. 

Nun möchte ich die Aufmerkſamkeit der Regie⸗ 
rung auf einige Punkte hinlenken, die mir in der 
Erklärung des Herrn Senators Dr. Volkmann 
über die Finanzlage des Staates aufgefallen ſind. 
M. D. u. H.! Das Bild, das uns Herr Senator Dr. 
Volkmann hier gemalt hat, iſt für die Landwirt⸗ 
ſchaft geradezu verheerend. Herr Dr. Volkmann 
ſtellte ſich hier hin und erklärte: „Die Stadtge⸗ 
meinde Danzig hat 9 Millionen Schulden“ — an 
ſich ein ſehr trauriges Kapitel, daß eine einzige 
Gemeinde 9 Millionen Schulden macht. Aber 
dieſen neun Millionen ſteht ein Realbeſitz der 
Stadtgemeinde Danzig von vielen hunderten von 
Millionen gegenüber. Herr Senator Dr. Volk⸗ 
mann hat von dieſer Stelle aus erklärt, daß er es 
bedaure, daß die Stadtgemeinde Danzig immer 
wieder neuen Realbeſitz aufkauft, alſo auf Koſten 
des Staates Schulden macht. M. D. u. H.! Das 
iſt ein Betrug, wenn die Stadtgemeinde Danzig 
Schulden macht, und die Mittel, wie geſagt dazu 
aus der Staatskaſſe genommen werden. Ueber die 
Staatswirtſchaft, beſonders bei der Bewirtſchaf⸗ 
tung ländlicher Grundſtücke, wiſſen wir genug, wir 
wiſſen, daß ländliche Grundſtücke immer Verluſt⸗ 
geſchäfte find. Aus dieſem Grunde iſt es bedauer⸗ 
lich, daß die Stadtgemeinde ſich darauf einläßt, 
dauernd neues Beſitzland zu erwerben. Es iſt ſo 
viel vom Siedeln geſprochen worden. Die Stadt⸗ 
gemeinde hat allen Grund, Siedlungsland zu ver⸗ 
kaufen und mit dem Erlös von dieſem Siedlungs⸗ 
land ihre Schulden abzudecken. Daß Siedlungs⸗ 
land nicht abzuſtoßen iſt, ſtimmt nicht. Ich möchte 
an die Verhandlungen mit der Ortskrankenkaſſe 
erinnern. Sie hat mit der Stadt Danzig über 
Baugelände verhandelt, das ihr am Wiebenwall 
angeboten wurde. Für altes Feſtungsgelände mit 
ſchlechtem Untergrund hat die Stadtgemeinde 200 
Gulden pro Quadratmeter verlangt, 100 Gulden 
ſind ihr geboten worden. Die Firma Berghold 
hat dann das jetzige Gelände für 60 Gulden be⸗ 
ſorgt. Hätte die Stadtgemeinde damals zugeſchla⸗ 
gen, hätte ſie einen ganzen Teil ihrer Schulden 
damit abdecken können. Es iſt auch ſoviel von der 
Uebernahme von Oliva geſprochen worden, daß 


die Stadtgemeinde damals in die Breſche geſprun⸗ 


gen iſt. Es iſt kein Kunſtſtück, eine Gemeinde mit 
großem Grundbeſitz zu übernehmen und dauernd 
die Einkünfte aus dieſer Gemeinde zu ziehen. 

Ich habe erfahren, daß in den neuen Etat zwei 
Millionen für leiſtungsſchwache Gemeinden ein⸗ 
geſetzt werden ſollen. Ich habe ferner erfahren, 
daß die Stadtgemeinde Danzig den Löwenanteil 
bekommt. Das iſt eine Ungerechtigkeit. Wie 
kommt die Stadtgemeinde Danzig, die hunderte 
von Millionen in feſten Werten beſitzt, dazu, aus 
der Staatskaſſe Zuſchüſſe zu verlangen? Sie hat 
die verfluchte Pflicht und Schuldigkeit, wie jeder 
Privatmann, ſich durch Abſtoßen von realem Be⸗ 
ſitz zu ſanieren. Sie hat aber keine Urſache, aus 
dem Ausgleichsfonds zuſammen mit den armen 
Landgemeinden Mittel zu beziehen. Ich möchte 
die Regierungsparteien bitten, daran zu denken, 
daß die Landgemeinden ihren Anteil daraus be⸗ 
kommen, und nicht alles in die Stadtgemeinde 
Danzig fließt, die dieſe Zuſchüſſe nicht braucht. 
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Das Kraftwerk Bölkau iſt auch ein beſonderes 
Kapitel. Die Waſſerkraft iſt dort vom Staat ent⸗ 
eignet worden, und der Staat hat der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig den Ausbau und die Nutzung 
übertragen. Das iſt ein Staatsgeſetz geweſen. Die 
Stadt Danzig aber macht Geſchäfte mit dieſem 
Kraftwerk. Die Erträgniſſe dieſes Werkes fließen 
in die Stadtlkaſſe und nicht in die Staatskaſſe. Das 
iſt ebenfalls eine Benachteiligung des platten 
Landes. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit ſagen, 
daß ſich meine Fraktion gegen dieſe Regelung aus⸗ 
geſprochen hat. (Zwiſchenruf.) Ich habe keinen 
Einfluß auf die Stadtverordnetenverſammlung. 
Leider ſitzen dort keine Landwirte, die ihre Stim⸗ 
me erheben könnten. Ich wäre allen Herren dank⸗ 
bar, wenn ſie ſich für dieſe Sache einſetzten. 

In den Landkreiſen wird jetzt verboten, 5 t⸗ 
Laſtwagen auf den Straßen laufen zu laſſen, weil 
die Kreiſe nicht die Mittel haben, um die Wege in 
Ordnung zu alten. Auf den ſtädtiſchen Straßen 
können die 5 t⸗Laſtwagen verkehren. Das iſt eine 
Erſchwerung und faſt eine Behinderung des Rü⸗ 
benbaues, weil die Zuckerfabriken die Rüben mit 
5 t⸗Laſtwagen abfahren. Es iſt nicht möglich, die 
Verordnung aufzuheben, wenn den Kreiſen nicht 
die Möglichkeit gegeben iſt, ihre Straßen 2 
eigenen Mitteln in Ordnung zu halten. Jetzt 
wird das neue Kreisverkehrsgeſetz herauskommen 
Den Kreiſen find: 25 ⅛ Prozent des Aufkommens 
angeboten. Das iſt zu wenig. Ich bitte die Re⸗ 
gierungsparteien, ſich dafür einzuſetzen, daß die 
Kreiſe mehr Zuſchüſſe für den Straßenbau bekom⸗ 
men. Heute iſt die Unterhaltung der Straßen 
nicht mehr dasſelbe, wie früher. Heute verkehren 
Hunderte und Tauſende von Autos, die die Stadt 
verſorgen, auf unſeren Landſtraßen. Daher iſt es 
Pflicht des Staates, dafür einzutreten daß die 
Kreiſe auch die Möglichkeit bekommen, die Stra⸗ 
ßen in Ordnung zu halten. 

Ein ganz trauriges Kapitel ijt die Rotzbekämp⸗ 
fung. Sie iſt von Anfang an ſeitens des Staates 
mit völlig unzureichenden Mitteln vorgenommen 
worden. Sie wiſſen, daß der Staat verpflichtet 
iſt, Viehſeuchen ebenſo wie menſchliche Seuchen zu 
bekämpfen. Das liegt im Staatsintereſſe und iſt 
Aufgabe und Pflicht des Staates. Die Mittel, die 
hierfür angewandt ſind, ſind jämmerlich. Es iſt 
nicht möglich geweſen, bei der Geſundheitsverwal⸗ 
tung genügendes Perſonal einzuſtellen und die 
Unterſuchungen im Geſundheitsamt vornehmen zu 
laſſen, um die Seuche einwandfrei zu erkennen. 
Herr Senator Dr. Frank hat geſagt, daß die 
Seuche im Abflauen begriffen iſt. Ich ſage Ihnen 
von dieſer Stelle, daß ich den Eindruck habe, daß 
viel zu viel Pferde getötet worden ſind. Die Rotz⸗ 
ſeuche iſt unheilbar, ſo heißt es. In meinem Be⸗ 
triebe ſind acht Pferde von der Rotzſeuche geſund 
geworden. Das liegt daran, weil die Geſundheits⸗ 
verwaltung nicht die Mittel vom Staat bekom⸗ 
men hat, zweckmäßig vorzugehen. Es werden in 
der nächſten Zeit Prozeſſe angeſtrengt werden we⸗ 
gen Rotzſeuchenentſchädigung durch den Staat. Ich 
habe den Eindruck, daß zuviel Tötungen vorge⸗ 
nommen ſind. Das bedeutet eine ſchwere Schädi⸗ 
gung der Landwirtſchaft. Die Landwirtſchaft hat 
ſich dauernd an den Senat gewandt und verlangt, 
daß die Mittel zur Verfügung geſtellt würden, um 
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die Rotzſeuche zu bekämpfen. Nach dem Vieh⸗ 
ſeuchen⸗Entſchädigungsgeſetz ſind die Entſchädi⸗ 
gungen aus der Staatskaſſe zu bezahlen. Die 
Staatskaſſe gibt kein Geld. Sie hat 60 000 Gul⸗ 
den eingeſetzt, wir brauchen aber hunderttauſende. 
Wenn geſagt wird, es wären nicht mehr Mittel 
da, ſo weiſe ich darauf hin, daß das Geſetz es for⸗ 
dert, daß die Staatskaſſe die Entſchädigung zu be⸗ 
zahlen hat. Ich wäre dem Herrn Senator dafür 
dankbar, wenn er den betreffenden Paſſus des Ge⸗ 
ſetzes vorläſe. 

Wir ſtehen vor der Frühjahrsbeſtellung. Es 
iſt bittere Not in den Kreiſen der Landwirtſchaft, 
in denen Pferde erſchoſſen worden ſind. Pro 
Pferd ſind 300 Gulden entſchädigt worden. Wenn 
einem kleinen Landwirt der größte Teil ſeines 
Pferdebeſtandes erſchoſſen wurde, und er bekommt 
für die Pferde 300 Gulden, trotzdem ſie mehr wert 
geweſen find, ſo iſt es für ihn eine Unmöglichkeit, 
heute die Frühjahrsbeſtellung zu machen. Zu den 
bisherigen Schädigungen durch die Rotzſeuche tre⸗ 
ten dann noch weitere Schädigungen durch den 
Ausfall der Ernte hinzu. Es iſt ein Naturereig⸗ 
nis, das die Landwirtſchaft betroffen hat. Daher 
iſt es Pflicht der Regierung, einzugreifen und 
Mittel zur Verfügung zu ſtellen, um die Entſchä⸗ 
digung voll zu bezahlen. M. D. u. H.! Wir wiſſen, 
daß die Aufwendungen durch Umlage von der 
Landwirtſchaft aufzubringen ſind. Aber es iſt 
eine Unmöglichkeit, dieſe hohen Mittel durch eine 
Umlage auf einmal aufzubringen. Deshalb ver⸗ 
langen wir von der Regierung, daß ſie zunächſt 
einmal die Mittel vorſchußweiſe bereit ſtellt, da⸗ 
mit ſämtliche Betroffenen ſchnellſtens befriedigt 
werden können. > 

Eine andere Erſcheinung, die die Landwirt: 
ſchaft ſchwer bedrückt, ſind die ſozialen Aufwen⸗ 
dungen. Die Landwirtſchaft iſt der Meinung, daß 
die ſoziale Fürſorge, wie ſie heute beſteht, aufrecht⸗ 
erhalten werden muß. Ich ſagte ſchon vorhin, 
daß wir uns auf den Standpunkt ſtellen, daß wir 
die deutſche Kultur unter allen Umſtänden auf⸗ 
rechterhalten müſſen. Wenn aber die ſtärkſte Re⸗ 
gierungspartei einen Mißbrauch der ſozialen Für⸗ 
ſorge in jeder Weiſe unterſtützt, wenn die Gewerk⸗ 
ſchaften jedem Menſchen zu einem Vorteil aus der 
ſozialen Fürſorge verhelfen wollen und die Mög⸗ 
lichkeit gegeben iſt, die ſoziale Fürſorge zu miß⸗ 
brauchen, werden wir niemals vorwärts kommen. 
Ich möchte an die ſtärkſte Regierungspartei, die 
Sozialdemokratie, die Bitte richten, daß ſie dafür 
ſorgt, daß durch die Gewerkſchaften die ſoziale Für⸗ 
ſorge nicht mißbraucht wird. Die Landwirtſchaft 
tritt als Mahner vor den Volkstag, auch durch die 
Tagung des Landbundes. Wir ſind bisher in 
ganz ruhiger und ſachlicher Form an die Oeffent⸗ 
lichkeit getreten, um Ihnen unſere Wünſche mit⸗ 
zuteilen und Sie darauf hinzuweiſen, daß die La⸗ 
ge der Landwirtſchaft eine außerordentlich ſchwie⸗ 
rige iſt und daß wir von der Staatsregierung ver⸗ 
langen, daß ſie der Landwirtſchaft Hilfe bringt. 

Demgegenüber haben wir jetzt von dem Herrn 
Regierungsvertreter gehört, welche durchgreifen⸗ 
den Maßnahmen er der Landwirtſchaft in Aus⸗ 
ſicht ſtellt. Erſtens das Landwirtſchaftskammer⸗ 
geſetz. Herr Regier ſagte, daß der Landbund ge⸗ 
gen das Landwirtſchaftskammergeſetz ſei. Mit Be⸗ 


dem Landwirtſchaftskammergeſetz 
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zug darauf, daß es eine neue Belaſtung der Land⸗ 
wirtſchaft bringt, lehnt der Landbund das Land⸗ 
wirtſchaftskammergeſetz ab. Die Landwirtſchaft iſt 
nicht in der Lage, neue Belaſtungen zu tragen. Nach 
des Reiches 
wiſſen wir ganz genau, daß in unſeren drei küm⸗ 
merlichen Landkreiſen die Aufziehung einer Land⸗ 
wirtſchaftskammer, die ihre Pflichten als Kammer 
erfüllen kann, derartige Mittel verſchlingen wird, 
daß die Landwirtſchaft zur Tragung dieſer Mittel 
nicht in der Lage iſt. Wenn Sie dagegen den 
Staatszuſchuß für die Landwirtſchaftskammer fo 
hoch ſetzen, daß die Landwirtſchaft einen Erfolg 
von der Kammer hat und keine neuen Belaſtun⸗ 
gen für die Landwirtſchaft entſtehen, werden wir 
gern bereit ſein, einem Landwirtſchaftskammerge⸗ 
ſetz zuzuſtimmen. Weiter die Berufsausbildung 
durch die Techniſche Hochſchule. Die Berufsaus⸗ 
bildung iſt etwas ſehr wichtiges für die Landwirt⸗ 
ſchaft. Die gute Berufsausbildung wird ſich aber 
erſt in Jahrzehnten auswirken, wenn die Jugend, 
die ausgebildet wird, herangewachſen iſt und in 
den Beſitz von ſelbſtändigen Wirtſchaften kommt. 
Das nützt uns aber gegenwärtig nichts, wenn jetzt 
von heute auf morgen Berufsausbildung getries 
ben werden ſoll. Für den jetzigen Zeitpunkt hat 
das keine große Bedeutung. Ich will Ihnen auch 
verraten, daß die Verſuchsgutsgeſchichte längſt von 
Prof. Häuſer mit dem Verbande weſtpreußiſcher 
Landwirte abgeſchloſſen iſt. Da kommt die Regie⸗ 
rung einen Poſttag zu ſpät. Das hätte vorher be⸗ 
trieben werden müſſen. Nachdem die Sache er⸗ 
ledigt iſt, kleckert die Regierung hinterher. Es iſt 
zwar dankenswert, wenn ſie ſich der Angelegenheit 
annimmt, ſie iſt aber bereits perfekt. Der Kampf 
gegen die Pflanzenſchädlinge ſcheint keine durch⸗ 
greifende Maßnahme zur Erhöhung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Rentabilität zu ſein. Das Raupen- 
greifen iſt ſehr ſchön und dankenswert, wird aber 
keine durchſchlagende Hilfe für die Landwirtſchaft 
darſtellen. 

Was die Schaffung von Qualitätserzeugniſſen 
anlangt, ſo ſind wir der Regierung außerordent⸗ 
lich dankbar, wenn fie uns durch Verfügungen un⸗ 
terſtützt, beſonders aber durch Geld. Ich ſagte 
ſchon, daß gerade die Erzeugung von Qualitäts⸗ 
waren Geld erfordert, Geld und nochmals Geld. 
Ohne Organiſationen, die Geld erfordern, iſt es 
nicht möglich, die Qualität zu heben und die Land⸗ 
wirtſchaft in der Weiſe vorwärts zu bringen, wie 
es nötig iſt. Die Forderung des Handelsvertra⸗ 
ges iſt außerordentlich dankenswert, es wird aber 
eine Weile dauern, bis die Auswirkungen ſich be⸗ 
merkbar machen. Zur Bekämpfung der Rotzſeuche 
ſind 28 000 Gulden in den Etat eingeſtellt worden. 
Wenn damals das große Schreckgeſpenſt der Rotz⸗ 
ſeuche nicht an die Wand gemalt worden wäre, 
ſo wäre dieſer Betrag von 28 000 Gulden dafür 
nicht bereit geſtellt worden. Jedenfalls ſind wir 
dafür dankbar. Sehen Sie die Punkte 1 bis 7 
durch und Sie werden feſtſtellen können, daß der 
finanzielle Erfolg, der Inausſichtſtellung und Ver⸗ 
ſprechung ein außerordentlich dürftiger iſt und 
nicht dazu beitragen wird, der Landwirtſchaft von 
Grund auf das Leben zu erleichtern. 

M. D. u. H.! Ich möchte dieſe Gelegenheit be⸗ 
nutzen, um Ihnen zuzurufen: „Bauernnot iſt Vol⸗ 
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kes Not“, und ich möchte Sie bitten, dafür zu ſor⸗ 
gen, daß die Hetze, die ſeit der Inflationszeit in 
ſtädtiſchen Kreiſen, und beſonders in einzelnen 
Parteien, herrſcht, (Abg. Plenikowſki: Hetzen Sie 
nicht gegen die ſoziale Fürſorge!) aufhört, und 
daß jetzt einmal eingeſehen wird, daß die Not der 
Landwirtſchaft beſteht, und daß es im Staatsinter⸗ 
eſſe notwendig iſt, dieſe Not zu bekämpfen. Wir 
fordern von der Staatsregierung und vom Volks⸗ 
tag, daß nicht immer gegen das Land regiert 
wird, ſondern daß mit der Landwirtſchaft zuge⸗ 
wandtem Geſicht regiert wird. (Heiterkeit. — So, 
wie die letzten acht Jahre! links.) In den letzten 
acht Jahren haben wir leider Gottes auch ſehr 
wenig davon gemerkt. (Große Heiterkeit links.) 
Ich habe mich mit meinen Ausführungen gerade 
an Ihre Partei (nach links) gewandt. Von Ihnen 
haben wir nie etwas davon gemerkt. In dieſer 
Verbindung möchte ich Sie bitten, daß Sie endlich 
einmal Einſicht haben und ſich daran beteiligen. 
Alle Parteien haben ja die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft erkannt, wie ich aus der Preſſe geſehen habe, 
bis auf die kommuniſtiſche Preſſe, die ich leider 
nicht leſe. Herr Regier hat ja das Wort ergriffen 
und ebenfalls etwas über die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft geſagt. Nach der Rednerliſte wird ja noch 
ein anderer Berufskollege das Wort ergreifen und 
etwas über die Not der Landwirtſchaft ſagen. Sie 
werden daraus entnehmen können, daß nicht nur 
aus der deutſchnationalen Ecke die Not der Land⸗ 
wirtſchaft geſchildert wird. 

Ich möchte zum Schluß alle Parteien bitten, 
bleiben Sie bei der Erkenntnis der Not der Land⸗ 
wirtſchaft nicht ſtehen, ſondern zeigen Sie alle 
durch die Tat, daß es erforderlich iſt, endlich der 
Landwirtſchaft zu helfen und ihr die Wiederher⸗ 
ſtellung der Rentabilität zu ermöglichen. Ich be⸗ 
antrage die Aeberweiſung der Großen Anfrage an 
den Wirtſchaftsausſchuß. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Ehe ich auf 
die Große Anfrage eingehe, will ich dem Herrn 
Abg. Vollerthun perſönlich etwas ſagen. Der 
Herr Abg. Vollerthun iſt Amtsvorſteher. Er legte 
ſich hier ſo für die notleidende Landwirtſchaft ins 
Zeug. Er denkt aber nicht an die Arbeiter, die in 


ſeinem Amtsbezirk ſozuſagen zum Tode verurteilt 


ſind. In der Gemeinde Lakendorf wohnt ein Ar⸗ 
beiter Reddig, der ſchon mehrmals zu dem Abg. 
Vollerthun in ſeiner Eigenſchaft als Amtsvor⸗ 
ſteher hingegangen iſt und ihn gebeten hat, ihm 
eine andere Wohnung zu beſorgen, weil ſeine 
Wohnung lebensgefährlich iſt. Die Balken ſind 
zerbrochen. Wenn man mit den Füßen gegen die 
Wand ſtößt, zittert das ganze Haus. Der Amts⸗ 


vorſteher, Herr Abg. Vollerthun, hat es aber nicht 


für nötig befunden, Abhilfe zu ſchaffen. Ich habe 
aber das Glück gehabt, bei ihm die Schweineſtälle 
zu ſehen. Die Schweineſtälle waren hundert mal 
beſſer, als die Wohnung des Arbeiters. 

Betreffs der Großen Anfrage müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß in den letzten Monaten eine große Un- 
ruhe unter den Kleinbauern herrſcht. Es haben 
auch Demonſtrationen ſtattgefunden. Dieſe Un⸗ 
ruhe der Kleinbauern nutzt die Deutſchnationale 
Volkspartei aus, um auf Knochen der Klein⸗ 


bauern ihre Profite zu ſichern. Wie in Danzig, 
ſo iſt es auch in Deutſchland. Ich erinnere an die 
Grüne Woche. Was man mit dem Aufmarſch im 
Zirkus Buſch bezwecken wollte, daß man die Klein⸗ 
bauern und Landarbeiter fangen wollte, wurde 
nicht in die Tat umgeſetzt. Es erſchienen nur die 
Reitervereine, der Jungdeutſche Orden uſw. Be⸗ 
merkenswert iſt, daß in Deutſchland auch ein 
Bauer die Not der Landwirtſchaft anerkennt. Das 
iſt der Reichspräſident Hindenburg, der zu einer 
Bauerndelegation geſagt hat: „Ich ſelbſt ſpüre, 
wie es mir als Gutsbeſitzer geht.“ Es iſt eine Ver⸗ 
höhnung der Kleinbauern und der Landarbeiter, 
wenn ein Reichspräſident, der zugleich Gutsbeſitzer 
iſt, ſagt, er ſpüre es an ſeinem eigenen Leibe, daß 
es der Landwirtſchaft ſchlecht gehe. In Deutſch⸗ 
land wird die Agitation der Deutſchnationalen 
aus dem Grunde betrieben, damit ſie bei den 
Wahlen keine Niederlage erhalten. In Deutſch⸗ 
land haben die Kleinbauern ſchon früher erkannt, 
daß ihr Weg nicht nach rechts zu den Deutſchnatio⸗ 
nalen geht, ſondern nach links, ſogar zu der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Die Deutſchnationalen in Danzig wol⸗ 
len die Schlappe, die ſie am 13. November auf dem 
Lande erlitten haben, wieder gutmachen. Als ſie 
in der Regierung waren, haben ſie für die kleinen 
Landbeſitzer nichts getan. Mit ihnen iſt es gerade 
ſo wie mit den Sozialdemokraten. Als ſie in der 
Regierung waren, waren fie gegen die Umſatz⸗ 
ſteuer, jetzt find ſie für die Amſatzſteuer. Dasſelbe 
iſt bei den Deutſchnationalen der Fall. Sie erken⸗ 
nen nur dann die Not an, wenn ſie nicht in der 
Regierung ſind. 

Die Landbundtagung unter der Parole „Hei⸗ 
mat und Scholle“, die am 25. Februar im Schützen⸗ 
haus ſtattfand, hat auch gezeigt, daß nur die dicken 
Großagrarier unter ſich allein blieben. Klein⸗ 
bauern fallen auf dieſe Phraſen nicht hinein. Be⸗ 
merkenswert iſt, daß die „Danziger Allgemeine 
Zeitung“, ſchrieb, daß der Vertreter der geſamten 
Landarbeiter des Freiſtaats Danzig anweſend 
war. Das war der Gelbling Sukatus. Dieſer 
Herr, ein Judas, iſt es geweſen, der den deutſch⸗ 
nationalen Agrariern zugerufen hat: „Sorgen 
Sie dafür, daß unſere Bewegung“ — alſo die Be⸗ 
wegung der gelben Arbeitnehmer — „hoch geht. 
Nicht an uns liegt es, ſondern an Ihnen!“ Wenn 
er zu ſagen wagt, daß er die geſamte Landarbei⸗ 
terſchaft des Freiſtaats Danzig vertritt, dann wird 
ihm nicht einmal ein dummer Großagrarier dieſes 
glauben. Die Landbund⸗Tagung hat gezeigt, daß 
die Großagrarier wunderbare Töne anſchlagen. 
Wenn ein Landarbeiter ſolche Töne angeſchlagen 
hätte, wäre er von einer deutſchnationalen Regie⸗ 
rung, auch wohl von einer Koalitionsregierung, 
ins Gefängnis geworfen worden. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) 

Die andere Parole lautete „Landvolk in Not“. 
Was verſtehen der Landbund und die Deutſch⸗ 
nationalen unter der Phraſe „Landvolk in Not?“ 
Doch nicht die Kleinbauern, nicht die Landarbei⸗ 
ter, ſondern bei ihnen fängt der Bauer erſt bei 
über 50 Hektar Boden an. Der Herr Abg. Dyck 
war es, der in ſeiner Rede ſagte: „Was wir von 
unſern Vätern ererbt haben, dafür müſſen wir 
kämpfen.“ Es glaubt doch kein Menſch, daß Sie 
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das, was Sie jetzt bewirtſchaften, von Ihren Vä⸗ 
tern geerbt haben. Ihre Väter haben unſere Ar⸗ 
beitsbrüder und Schweſtern ausgebeutet, und Sie 
deuten ſie noch heute aus. Die Agrarier haben 
das doch nicht durch ihrer zehn Finger Arbeit er⸗ 
rungen. (Sie junger Mann haben doch noch über⸗ 
haupt micht gearbeitet! rechts.) 

Wenn man von der ſchlechten Lage der Land⸗ 
wirtſchaft ſpricht, ſo möchte ich anführen, daß ich 
geſtern noch geſehen habe, daß moch jetzt, im Monat 
März, auf dem Gut Junkertroylhof Getreide ge⸗ 
droſchen wird. Iſt es richtig, daß Sie das Ge⸗ 
treide von den Mäuſen und Ratten verzehren 
laſſen? Nur aus dem Grunde, damit Sie die 
Preiſe für das Getreide in die Höhe ſchrauben 
können? Die Speicher bei den Großagrariern ſind 
heute noch voll. Sie haben es nicht nötig, im 
Herbſt oder Frühjahr das Getreide zu verkaufen. 
Sie warten ſolange, bis die kleinen Bauern, die 
kein Getreide mehr haben, es von den Großagra⸗ 
riern kaufen müſſen. (Abg. Raſchke: Mit 100 
Prozent Aufſchlag!) \ 

Wenn man weiter über die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft ſpricht, wäre es intereſſant, wenn ſich die 
Regierung einmal die Geburtstagsfeiern der not⸗ 
leidenden Landwirtſchaft anſähe. Wenn ein Kind 
von fünf Jahren Geburtstag hat, wird ſoviel ver⸗ 
zehrt, daß davon fünf bis ſechs Landarbeiter leben 
könnten. In einer Gemeinde im Großen Werder 
wurde bei der Geburtstagsfeier eines fünfjähri⸗ 
gen Kindes die kleine Summe von 2000 Gulden 
verbraucht. (Hört, hört!) Iſt dies die Not der 
Landwirtſchaft? Den Großagrariern iſt es bei 
ihrer ſchlechten wirtſchaftlichen Lage noch möglich, 
acht Wochen ins Bad zu reiſen, trotzdem ſie kern⸗ 
gejund ſind. Der Landarbeiter, der es wirklich 
nötig hätte, ſich einmal acht Wochen von ſeinen 
Strapazen zu erholen, kann es nicht, weil ihm das 
Geld dazu fehlt. Dann iſt die notleidende Land⸗ 
wirtſchaft ſoweit geſunken, daß man noch neue 
Grundſtücke kaufen kann. Vielleicht kennen die 
Herren Deutſchnationalen ihren Leidensgenoſſen 
Hermann Tyſſen in Brunau. Er beſitzt ein Gut 
von fünf Hufen. Dazu hat er ſich im Herbſt noch 
ein weiteres Grundſtück von vier Hufen zugekauft. 
Die Großagrarier müſſen alſo noch Geld genug 
haben. Es iſt unſere Aufgabe, zu unterſuchen, 
welche Landwirtſchaft Not leidet. Die Not der 
Kleinbauern werden wir Kommuniſten zu jeder 
Zeit und Stunde anerkennen. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Der Kleinbauer leidet wirk⸗ 
lich Not. Er kann mit dem Getreide und den Kar⸗ 
toffeln nicht ſolange warten, wie die Herren Groß⸗ 
agrarier. Sofern er geerntet hat, muß er ſein biß⸗ 
chen Getreide verkaufen. Die notleidenden Groß⸗ 
agrarier kaufen dies Getreide auf, um es nachher 
mit einem 100prozentigen Aufſchlag wieder abzu⸗ 
legen. Der Kleinbauer iſt heute nicht ämſtande, 
ſich das Saatgetreide zu kaufen. Wo ſoll es her⸗ 
genommen werden? Die nächſte Ernte der Klein⸗ 
bauern iſt ſchon verſchuldet. Darauf haben ſie 
ſchon geborgt. 

Es ijt bemerkenswert, daß ſich Herr Abg. Re⸗ 
gier geſtern für die Umſatzſteuer einſetzte. Er weiß, 
aß der größte Teil der Kleinbauern gegen die 
Umſatzſteuer iſt. Geſtern war er für die Umſatz⸗ 
ſteuer. Die Kleinbauern haben nicht verlangt, 
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daß der Abg. Regier mit den Deutſchnationalen (O) 


zuſammen gehen ſollte. Ich erinnere an die Flug⸗ 
blätter, die die Wirtſchaftsliſte der Kleinbauern 
herausgegeben hat. Was konnte man auf dieſen 
Flugblättern leſen? „Kleinbauern, wenn Ihr 
wieder betrogen werden wollt, wählt die Deutſch⸗ 
nationalen! Wenn Ihr wieder betrogen werden 
wollt, wählt die Deutſchliberalen!“ Heute ſitzt der 
Vertreter der Kleinbauern mit den Deutſchlibe⸗ 
ralen zuſammen. Aber die Kleinbauern werden 
auch erkennen, daß der Abg. Regier nicht der Ver⸗ 
treter des Kleinbauerntums iſt, ebenſo, wie ſie er⸗ 
kannt haben, daß es die Deutſchnationalen nicht 
ſind. Sie werden den Weg zur Kommuniſtiſchen 
Partei gehen. 

Nun zur Frage der Rotzſeuche. Als mein Frak⸗ 
tionsgenoſſe Liſchnewfki den Abänderungsantrag 
ſtellte, daß die Kleinbauern, die nur eine Acker⸗ 
nahrung beſitzen, den vollen Wert der getöteten 
Pferde erhalten ſollten, ſtimmten die Deutſchna⸗ 
tionalen und auch der Abg. Regier dagegen. Alſo 
man ſieht, daß, wenn Sie über die Not der Klein⸗ 
bauern ſprechen, es nur Heuchelei bei Ihnen iſt! 
(Abg. Plenikowſki: Sehr richtig!) Nun glaube 
ich, daß zu der Landwirtſchaft auch noch eine 
Klaſſe Menſchen gehört, die man gar nicht unter 
die Lupe genommen hat, das ſind die Landarbei⸗ 
ter, oder glauben Sie, daß die Landarbeiterſchaft 
nicht zur Landwirtſchaft gehört? Gerade die 
Landarbeiterſchaft iſt es, die unter der größten 
Not zu leiden hat. Bei einer zwölfſtündigen Ar⸗ 
beitszeit haben dieſe Menſchen abſolut nichts von 
ihrem Leben. Man muß es als eine ganz gemeine 
Frechheit vom Landbund bezeichnen, daß er den 
Tarif gekündigt hat. Es wird angegeben, die 
Löhne der Landarbeiter ſeien zu hoch. Es muß 
endlich einmal in die Welt hinausgeſchrien wer⸗ 
den, mit welchen erbärmlichen Löhnen die Land⸗ 
arbeiter abgeſpeiſt werden. Bei achtſtündiger Ar⸗ 
beitszeit erhält ein verheirateter Freiarbeiter pro 


Tag 1,80 Gulden. Sind Sie imſtande, damit eine 
Familie zu ernähren? (Rechnen Sie das Deputat 
nichts? rechts.) Ach das Deputat. Es beſteht aus 
vier Pfund Roggen und einem Liter Milch. Das 
iſt das Deputat, das ein verheirateter Freiarbei⸗ 
ter bei achtſtündiger Arbeitszeit erhält. Aber der 
Sonntag, der geheiligt werden ſoll, wird am be⸗ 
ſten bezahlt. Für die Sonntagsarbeit bekommt 
ein verheirateter Freiarbeiter, ſowie der Depu⸗ 
tant, den Herrenlohn von einem Gulden. (Abg. 
Liſchnewſki: Hört, hört!) Alſo am Feiertag muß 
er den ganzen Tag im Viehſtall arbeiten und er⸗ 
hält dafür einen Gulden. Es iſt eine Gemeinheit, 
wenn Sie es noch wagen, von der notleidenden 
Landwirtſchaft zu ſprechen. Das iſt die deutſche 
Kultur, und ſogleich die größte Heuchelei. Be⸗ 
trachten Sie die Wohnungen der Landarbeiter, 
die wie Viehſtälle ausſehen. Zeigen Sie mir eine 
Schlafſtätte der Jugendlichen, die nicht im Vieh⸗ 
ſtall untergebracht iſt. Die deutſche Kultur 
bringt es fertig, daß die jugendlichen Landarbei⸗ 
ter zuſammen mit dem Vieh im Stall ſchlafen 
müſſen. Dabei iſt es im Viehſtall im Winter jo 
kalt, daß an der Außenwand in vielen Gehöften 
daß Waſchwaſſer eingefroren iſt. Wenn es im 
Sommer regnet, ſind die Jugendlichen nicht im⸗ 
ſtande, ihre Kleider trocknen zu können. Die Klei⸗ 
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der, die ſie noch haben, weritoden ganz und gar. 
Dann ſprechen Sie noch von der Not der Groß⸗ 
agrarier. Ihre Aufgabe muß es ſein, erſt einmal 
derjenigen zu gedenken, und für die einzutreten, 
die am meiſten unter der Not zu leiden haben, die 
Ihnen alles zuſammenarbeiten, durch die Sie ſolch 
ein gutes Leben führen können. Aber die Groß⸗ 
agrarier haben kein Herz für die Landarbeiter; im 
Intereſſe ihres Profits gehen Sie über Leichen. 
Es wird hier die Aufgabe der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei ſein, insbeſondere der Führer des 
Deutſchen Landarbeiterverbandes, daß ſie nicht 
immer an den Wirtſchaftsfrieden denken, ſondern 
daß ſie endlich einſehen, daß dieſe Hallunken von 
rechts nicht darauf eingehen werden, was ſie 
ihnen ſagen werden. Die ſind ſo ſtarrköpfig, wie 
es nur irgend möglich iſt. Die Aufgabe der Land⸗ 
arbeiter muß ſein, zu erreichen, daß auch für ſie 
der Achtſtundentag eingeführt wird. Es darf 
nicht weiter ſo ſein, daß die Landarbeiter als 
Menſchen zweiter Klaſſe betrachtet werden. Man 
ſollte meinen, daß der Landbund endlich einſehen 
müßte, daß er den Landarbeitern, die die Land⸗ 
wirtſchaft hoch halten, auch etwas geben müßte. 
Aber weit gefehlt, vor ein paar Tagen wurde der 
Schiedsſpruch für die Landarbeiter des Kreiſes 
Danziger Niederung gefällt. Dieſer Schiedsſpruch 
ſtellt eine Verhöhnung der geſamten Landarbeiter 
dar. Die Landarbeiter haben gedacht: „Wir haben 
jetzt eine neue Regierung, einen neuen Volkstag 
und einen neuen Schlichter, der wird arbeiter⸗ 
freundlich ſein und ſich für die Landarbeiter ein⸗ 
ſetzen.“ Er hat ſich aber nicht arbeiterfreundlich, 
ſondern arbeiterfeindlich gezeigt. Es wird unſere 
Aufgabe ſein, den Landarbeitern zu ſagen, daß ſie 
von dem Schlichter nichts zu erwarten haben. Der 
Schiedsſpruch bringt keine Verbeſſerung für die 
Landarbeiter. Es iſt nur eine Verdrehung der 
Tatſachen. In dem Moment, wo die jugendlichen 
Landarbeiter die Schlafſtellen verlangen, wird 
man ihnen die Stellen kündigen und ſagen, ſie 
hätten keine Beköſtigung und feine Schlafitelle zu 
verlangen. Der Landbund hat dieſen Schieds⸗ 
ſpruch abgelehnt. Es iſt deshalb falſch und aber⸗ 
mals falſch von den Führern des Landarbeiter⸗ 


verbandes, daß ſie dieſen Schiedsſpruch angenom⸗ Mü 


men haben, (Sehr richtig! bei den Kommuniſten) 
nur um des lieben Friedens willen. Es wird nicht 
möglich ſein, auf dem Wege des Verhandelns 
etwas für die Landarbeiter herauszuholen. Nur 
durch den gemeinſamen Kampf aller Landarbeiter 
wird es möglich ſein. Nicht die gelben und ſchwar⸗ 
zen Organiſationen werden den Landarbeitern 
das bringen, was ſie brauchen, ſondern wir Kom⸗ 
muniſten werden immer und immer wieder den 
Landarbeitern zurufen, daß ihre Organiſation 
nur der Deutſche Landarbeiterverband iſt. Aber 
der Deutſche Landarbeiterverband muß unter re⸗ 


volutionärer Führung ſein. 


Wenn uns das gelungen iſt, dann werden Sie 
nicht mehr ſolche Töne anſchlagen, dann werden 
wir die Landarbeiter in den Streik führen. Den 
Kleinbauern und Landarbeitern müſſen die Steu⸗ 
ern erlaſſen werden. Unter Kleinbauern verſtehen 
wir Kommuniſten diejenigen, die ſelbſt ihr Land 
bearbeiten, die nicht fremde Kräfte ausbeuten. 
Man muß ihnen billige Kredite beſorgen. Es 
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zeigt fi, daß für Land drei⸗ bis vierfache Pachten 


gezahlt werden wie vor dem Kriege. Um den 
Kleinbauern Vorteile zu verſchaffen, muß man die 
Großagrarier vom Schlage Vollerthun noch mehr 
beſteuern, als es jetzt der Fall iſt. Die Arbeiter 
und Kleinbauern werden es immer mehr einſehen, 
daß es nicht die Deutſchnationalen ſind, auch nicht 
die anderen Parteien, die es ehrlich mit ihnen 
meinen, ſondern daß es nur die Kommuniſtiſche 
Partei iſt. Wir Kommuniſten werden den Kampf 
gegen die Deutſchnationalen und gegen die Groß⸗ 
agrarier führen. Wir werden es aber auch den 
Arbeitern ſagen, daß es die Sozialdemokraten ſind, 
die die Arbeiter bei jeder Sache von dem Kampf 
abhalten, daß ſie es nicht zulaſſen, daß die Arbei⸗ 
terſchaft mit dieſen Herren einmal aufräumt. Wir 
werden jederzeit für die Forderungen der Klein⸗ 
bauern eintreten. Wir werden ihnen keine Illu⸗ 
ſionen machen, wir werden nicht ſagen, Ihr be⸗ 
kommt dies und das, wenn Ihr Eure Hände in 
den Schoß legt, ſondern wir werden ihnen den 
Weg zeigen, daß es nur durch Zuſammenſchluß 
aller Ausgebeuteten möglich iſt, ihre Lage zu ver⸗ 
beſſern, und daß ſie den Weg gehen müſſen, wie 
die ruſſiſchen Bauern. In Rußland iſt der Bauer 
ein freier Mann auf freier Scholle. Er wird nicht 
mehr von den Großagrariern ausgebeutet wie 
hier. Da iſt es auch nicht mehr möglich, daß man 
den Landarbeiter zwölf und dreizehn Stunden 
ſchuften läßt. Der Befreiungskampf der Klein⸗ 
bauern und Landarbeiter kann aber nicht geſche⸗ 
hen, wenn ſie mit den Großagrariern zuſammen⸗ 
gehen. Der Kampf für ihre Befreiung muß gegen 
die Junker, gegen den jetzigen Staat geführt 
werden. 

Ich erinnere daran, daß es vor 500 Jahren 
auch die Kleinbauern waren, die den Kampf gegen 
die Großagrarier aufnahmen. Der Geiſt von vor 
500 Jahren lebt noch, und heute ſingt man noch: 
„Geſchlagen ziehen wir nach Haus, unſere Enkel 
fechten's beſſer aus“. Die Kleinbauern und Land⸗ 
arbeiter werden auch jetzt unter Führung der 
Kommuniſtiſchen Partei das erkämpfen, was 
ihnen zuſteht. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

. Das Wort hat der Herr Abg. 
er. 

Müller, Walter, Abgeordneter (D. V. P.): M. 

D. u. H.! Wir Deutſch⸗Danziger begrüßen die An⸗ 


frage über die Not der Landwirtſchaft, können es 
aber nicht verſtehen, daß gerade die Deutſchnati⸗ 


onale Fraktion, die doch acht Jahre Gelegenheit 
gehabt hat, für die Landwirtſchaft einzutreten, es 
unterlaſſen hat, irgendetwas zu tun. Gerade Ihr 
Führer, Herr Abg. Schwegmann, hat es in der 
Hand gehabt, uns Kleinbauern, beſonders in Uhl⸗ 
kau Bölkau, Lamenſtein und Katzke zu helfen. 
Er hat es nicht getan. Wir waren in äußerſter 
Not, wollten eine Anleihe aufnehmen. Da kam 
von der Bauernbank, natürlich auf Anweiſung des 
Herrn Schwegmann, die Antwort, wenn ihr uns 
dies und das anerkennt, Forderungen, die gar 
nicht berechtigt waren, (Hört, hört!) werden wir 
euch den Kredit zur Verfügung ſtellen, ſonſt nicht. 
Die Bauern waren in ſchwerſter Not. Auf der 
Bahn befanden ſich Waren, die unbedingt abge⸗ 
holt werden mußten. Ich kann Ihnen die Namen 
nennen. Meine Herren Deutſchnationalen, Ihre 
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Führer haben da nichts für die Landwirtſchaft ge⸗ 
tan. Die Bauern wußten ſich nicht zu helfen. Sie 
fuhren nach Hauſe, ſie überlegten hin und her mit 
der Familie: „Wie ſoll ich es machen, wie kann ich 
es tun?“ Sie mußten das Geld haben und fuhren 
zur Stadt. Von 5 000 Gulden mußten ſie ſich von 
der reaktionären Bauernbank 1800 Gulden ab⸗ 
ziehen laſſen. Da frage ich Sie, meine Herren 
Deutſchnationalen, was haben Sie für die Not der 
kleineren und mittleren Bauern getan? Bisher 
nichts! Sie ſtellen jetzt Agitationsanträge, von 
denen Sie genau wiſſen, daß ſie micht ausgeführt 
werden. Als Sie früher in der Regierung ſaßen, 
haben Sie ſolche Anträge nicht geſtellt. Wir 
Deutſch⸗Danziger werden für die Beſeitigung 
jeder Notlage eintreten, und empfehlen der Regie⸗ 


rung dringendſt, Mittel für die Kleinbauern be⸗ 


reit zu ſtellen. Wir lehnen es aber ab, für die 
Unterſtützung der Großagrarier einzutreten. Wir 
ſind lange genug von den Großagrariern geknech⸗ 
tet worden. Dafür will ich folgendes Beiſpiel an⸗ 
führen. Ich als kleiner Landwirt mit 100 Mor⸗ 
gen muß an die Berufsgenoſſenſchaft pro Hektar 
etwa 3 Gulden bezahlen, während der Ritterguts⸗ 
beſitzer in Senslau 80 Pfennig pro Hektar bezahlt. 


(Lebhaftets Hört, hört!) Genau ſo verhält es ſich 


mit der Einkommenſteuer und mit der Gewerbe⸗ 
ſteuer. 

Die Deutſchnationalen haben es acht Jahre in 
der Hand gehabt, den Kleinbauern zu helfen. Die 


Erbitterung iſt groß. Lachen Sie darüber nicht, 


meine Herren. Auch diejenigen, die heute noch 
ſchlafen, werden einmal aufwachen. Ans iſt die 
Scholle genau ſo lieb, wie Ihnen. Wir kämpfen 
um unſere Scholle. Was haben Sie für die Land⸗ 
wirtſchaft getan? Sie haben nichts geleiſtet, ſon⸗ 
dern einen großen Bankerott geſchaffen. Sie ſind 
überhaupt nicht in der Lage, uns zu helfen. Sie 
nutzen jede Möglichkeit aus, um uns zu unter⸗ 
drücken. Zur Frage der Wohnungsbauabgabe 
hätte ich von dieſer Stelle gern Stellung genom⸗ 
men. Ich bin bei Leuten geweſen, die 5 ⅛ bis 12 
Morgen haben. Sie haben nicht das Salz zu den 
Kartoffeln. Sie können hinkommen, wann Sie 
wollen, immer eſſen ſie Pellkartoffeln und Salz. 
Warum ſchaffen Sie für dieſe Leute nicht eine Er⸗ 
leichterung. Hier muß durchgegriffen werden. 
Das möchte ich den Regierungsparteien für die 
endgültige Regelung der Wohnungsbauabgabe 
auf den Weg geben. Man kann es gar nicht mit 
Worten ſchildern, in welcher Not ſich die Leute be⸗ 
finden. Warum helfen Sie ihnen nicht? (Die 
Deutſch⸗Danziger haben es verhindert! rechts.) 
Ich weiß beſſer Beſcheid als Sie. Wenn Sie im 
Volkstag geſeſſen und vier Jahre geſchlafen haben, 
ann tut es mir leid. Ich ſaß auf der Tribüne 
und habe den Lauf der Dinge genau verfolgt. 
(Zwiſchenrufe.) Die Bauernſchaft iſt ſich bewußt, 
daß der Staat Steuern haben muß. Sie arbeitet 
12 und 14 Stunden, weil ſie gern Steuern zahlt. 
Sie will ſich aber nicht reſtlos alles wegſteuern 
laſſen. Für ihre bitterſchwere Arbeit will ſie auch 
einen Verdienſt haben. 
Der jetzigen Regierung möchte ich dringend 
ans Herz legen, in Zukunft auch die Bauernſchaft 
zu berückſichtigen, die gern ſtaatserhaltend denkt 
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und gern arbeiten will. Aber fie will dann auch 
etwas für die Arbeit haben. Wir Deutſch⸗Dan⸗ 
ziger werden für die Beſeitigung der Not der 
Landwirtſchaft eintreten, aber eine Not der Groß⸗ 
agrarier kennen wir nicht. (Sehr richtig! und leb⸗ 
haftes Bravo!) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Es iſt 
beantragt, die Große Anfrage dem Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Erhebt ſich hiergegen 
Widerſpruch? Ich ſtelle feſt, daß das nicht der 
Fall iſt. Die Große Anfrage iſt ſomit dem Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß überwieſen. Ich rufe auf Punkt 6 
der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Krankenverſicherung der Seeleute. 
Druckſache Nr. 92 zu Nr. 63. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung, das Wort hat der Herr 

Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben uns ſoeben über die Notlage der Land⸗ 
wirtſchaft und beſonders die Notlage der Land⸗ 
arbeiter unterhalten. Wenn wir jetzt den vorlie⸗ 
genden Geſetzentwurf über die Krankenverſiche⸗ 
rung der Seeleute betrachten, ſo muß ich von vorn⸗ 
herein feſtſtellen, daß die Seeleute mit zu der Ar⸗ 
beitergruppe gehören, die man von früher her bis 
heute noch immer unter Ausnahmebeſtimmungen 
ſtellt. Dieſe Einſtellung, die in der Vergangen⸗ 
heit den Seeleuten gegenüber immer vertreten 
wurde, iſt auch im vorliegenden Geſetzentwurf 
zum Ausdruck gekommen. Die Seeleute müſſen 
unter den ſchwerſten wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
ihrem Beruf nachgehen. Ich erinnere an den 
Heizerberuf. Die Heizer müſſen bei 40 bis 60 
Grad Hitze im Keſſelraum arbeiten. Vier Stun⸗ 
den arbeiten ſie, vier Stunden ruhen ſie. Bei 
Schiffen über 2000 To. wird vier Stunden ge⸗ 
arbeitet und acht Stunden geruht. Wer die Logis 
auf den Schiffen kennt, wird ſie nicht als Woh⸗ 
nungen bezeichnen, ſondern als Löcher, in denen 
der größte Teil der Tiere verkommen müßte. Die 
Seeleute haben natürlich jahrzehntelang um eine 
Krankenverſicherung gekämpft. Bis in die Gegen⸗ 
wart hat man das zu verhindern verſucht. Die 
Seeleute leiden heute noch unter einem ſo reaktio⸗ 
nären Geſetz wie der Seemansordnung. Die Ge⸗ 
ſindeordnung iſt 1918 gefallen. Die Seemanns⸗ 
ordnung iſt aber noch viel ſchärfer und iſt beibe⸗ 
halten worden. Es iſt typiſch, daß dieſer Geſetz⸗ 
entwurf auf die Seemansordnung zurückgreift. 
Dementſprechend muß man die Gedankengänge be⸗ 
urteilen, die für die Schaffung dieſer Vorlage 
maßgebend waren. 

Wir Kommuniſten ſtehen dem Geſetzentwurf, 
wie er vorgelegt worden iſt, nicht ſympathiſch ge⸗ 
genüber. Er bewilligt den Seeleuten nichts 
Neues, ſondern ſchafft etwas, was der Seemann 
in Wirklichkeit bereits gehabt hat. Was das 
Weſentliche iſt, ſo wird dadurch ein Auseinander⸗ 
ziehen des Verſicherungsweſens, ſpeziell der Kran⸗ 
kenverſicherung geſchaffen. Die Arbeiterſchaft 
wünſcht auf allen ſozialen Gebieten eine Verein⸗ 
heitlichung, um vermöge der Zuſammenfaſſung 


mehr Einfluß zu gewinnen und letzten Endes das 
Prinzip der Selbſtverwaltung überall zur Durch⸗ 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 


führung zu bringen. In den letzten Jahren der 


Nachkriegszeit zielte man darauf hin, die Sozial⸗ 
verſicherung zu zerreißen. Die Intereſſenvertreter 
haben immer das größte Intereſſe daran, nur mit 
kleinen Gruppen zu verhandeln, weil ſie dann 
eher ihre Wünſche durchbringen können. Es iſt 
bezeichnend, daß die Krankenverſicherung der See⸗ 
leute, wie ſie in Danzig geſchaffen werden ſoll, 
berechtigt ſein ſoll, mit Zuſtimmung der Kranken⸗ 
kaſſe mit einzelnen Gruppen zu verhandeln. 
Wenn man ſich das Geſetz näher betrachtet und 
ſieht, daß im Geſetz ſteht, daß die Krankenkaſſen 
letzten Endes verpflichtet ſind, für die Familien⸗ 
angehörigen und alle anderen die Krankenhilfe 
zu gewährleiſten, dann muß man es als Unſinn 


bezeichnen, daß man eine beſondere Krankenkaſſe meinen Ortskrankenkaſſe zu unterſtellen. 


ſchafft und die Seeleute nicht den Ortskranken⸗ 
kaſſen angegliedert hat. 
Geſetz abgeklatſcht. In Deutſchland ſind aber in 
dieſer Beziehung ſchwere Kämpfe entbrannt. Ich 
kann die Sozialdemokraten nicht verſtehen. In 
Deutſchland haben Sie geſagt, daß es Ihnen nicht 
möglich war, das Geſetz ſo zu ſchaffen, wie es ſein 
müßte. Hier haben Sie ſich das Leben leicht ge⸗ 
macht und haben geſagt, was ſollen wir viel her⸗ 
umarbeiten, wir wollen das Geſetz ſo annehmen, 
wie es iſt. Hier hätten Sie die Möglichkeit gehabt, 
das Geſetz den Ortskrankenkaſſen anzugliedern 
und es unter die Reichsverſicherungsordnung zu 
bringen. a 

In dem Entwurf wird von einer ominöſen 
Satzung geſprochen, die noch geſchaffen werden ſoll. 


(B) Damit wird der größte Teil der Verſicherung noch 


beſeitigt werden. Wenn man ſich den deutſchen 
Entwurf anſieht, und feſtſtellt, daß 2", Prozent 
der Verſicherungsbeiträge ausreichen ſollen, und 
wenn man hier ſieht, daß die Ortskrankenkaſſe 
7—8 Prozent braucht, dann kann man feſtſtellen, 
was für Leiſtungen herauskommen werden. 

Wir können uns aus dieſen Gründen für den 
Geſetzentwurf nicht erwärmen. Ich mache die Re⸗ 
gierungsparteien darauf aufmerkſam, daß ſie ſich 
der Tragweite des Geſetzes nicht bewußt ſind. Sie 
haben das Geſetz ſo, wie es von Deutſchland ge⸗ 
kommen iſt, abgeklatſcht und haben ſich von dem 
Regierungsvertreter Dr. Grentzenberg einſeifen 
laſſen, weil er die Aerzte und das Verſicherungs⸗ 
amt regiert. Ich als zweiter Vorſitzender der 
Ortskrankenkaſſe kann ein Liedchen davon ſingen, 
auf welchen geſetzlichen Standpunkt ſich die Kör⸗ 
perſchaften manchmal ſtellen, daß ſie ſich über Au⸗ 
toritäten in Deutſchland hinwegſetzen und hier 
ſelbſt entſcheiden. Die Sozialdemokratie hätte 
dieſen Geſetzentwurf als Handhabe nehmen 
müſſen, um auf dem Gebiet der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung, wie ſie hier noch beſteht, mit eini⸗ 
gen Ausnahmen, die in Danzig nicht angemeſſen 
ſind, aufzuräumen und alle Maßnahmen, die in 
Deutſchland zur Durchführung gebracht ſind, auch 
zu ſchaffen. Es genügt ein Verſicherungsamt, das 
ſeinen Sitz in Danzig hat, aber man ſoll dann 


noch Inſtanzen ſchaffen, bei denen man ein Be⸗ 


ſchwerderecht hat. Hier entſcheidet das Oberver⸗ 
ſicherungsamt, ob es richtig iſt oder nicht, ob es 
den geſetzlichen Beſtimmungen entſpricht oder 
nicht. Die Sozialdemokratie hat zuſammen mit 
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der Zentrumspartei das Verbrechen begangen, daß 
ſie das nicht aufgerollt hat. Sie hätte die Mög⸗ 
lichkeit gehabt, auf dieſem Gebiete Remedur zu 
ſchaffen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Werner. i 
Werner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Es gibt wohl keinen Geſetzentwurf, in dem 
die Kommuniſten nicht zum mindeſten einen Ver⸗ 
rat der Sozialdemokratie erblicken. So iſt es auch 
in dieſem Fall. Ich werde den Nachweis erbrin⸗ 
gen, daß das, was Sie verlangen, im höchſten 
Grade eine Schädigung der Seeleute darſtellt. 
Auch wir vertreten den Standpunkt, daß es am 
richtigſten geweſen wäre, die Seeleute der 1 
ber 
dieſer Weg hat ſich bei den vielen Beratungen, die 


Man hat das deutſche in Deutſchland geführt wurden, als nicht gangbar 


ıerwiejen. Das liegt erſtens daran, daß der deut⸗ 
ſche Seemann, ebenſo wie der Danziger, ſehr oft 
die Nationalität der Schiffe wechſelt. Aus dieſem 
Grunde beſteht keine Möglichkeit, etwas Einheit⸗ 
liches für die Seeleute zu ſchaffen. Es iſt Tat⸗ 
ſache, daß der Seemann, der in Hamburg wohnt, 
ſehr oft Schiffe nimmt, die in Stralſund oder in 
Wismar beheimatet ſind, wo die Krankenkaſſen 
nicht den gleichen Ausbau erfahren haben, wie in 
Hamburg. Man hat, als man die Seekranken⸗ 
kaſſe ſchuf, die beſten Satzungen der Hamburger 
Ortskrankenkaſſe zu Grunde gelegt. Einmal ſteht 
der Kreis der Verſicherten im voraus feſt, weil die 
Seeberufs⸗Genoſſenſchaft und die Seekaſſe von je⸗ 
dem Schiff ein genaues Beſatzungsverzeichnis hat. 
Zweitens iſt die Einheitlichkeit der Leiſtungen für 
den Seemann ein dringendes Erfordernis. Es 
kann nicht angehen, daß der Seemann in Ham⸗ 
burg anders in der Krankenverſicherung daſteht, 
als der Seemann, der in Graßwick am Stettiner 
Haff wohnt. 

Auch wir hätten gewünſcht, daß die Möglichkeit 
beſtanden hätte, hier in Danzig zum mindeſten, 
weil wir ein kleines Staatsweſen ſind, die See⸗ 
leute der Krankenverſicherung zu unterſtellen. 
Aber die Krankenverſicherung der Allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe, die allein in Frage kommt, iſt 
derartig mangelhaft ausgebaut, daß ſie nicht in 
Frage kommen kann. Die Allgemeine Ortskran⸗ 
kenkaſſe kann dem Seemann nur für 26 Wochen 
Krankenfürſorge geben. Sie kann keine Zuſchläge 
für den verheirateten Seemann geben. Die 
Wochenhilfe iſt bei der Seekrankenkaſſe ganz an⸗ 
ders ausgebaut, als es in Danzig der Fall ſein 
würde. Es kommt hinzu, daß die Ortskrankenkaſſe, 
wenn wir die Seeleute angliedern wollten, ein be⸗ 
ſonderes Statut für die Seeleute hätte ſchaffen 
müſſen. Dann erhebt die Ortskrankenkaſſe 7 Pro⸗ 
zent, die Seekrankenkaſſe aber nur 2½ Prozent 
Beitrag. (Abg. Naſchke: Dafür leiſtet ſie auch 
nichts!) Die Vertretung der einzelnen Körper⸗ 
ſchaften iſt hier bei der Ortskrankenkaſſe / zu ?/, 
geſtaffelt, während dort eine Zweifünftel⸗ zu 
Dreifünftel⸗Teilung vorgenommen iſt. Es wird 
nun hier geſagt: „Dafür leiſtet ſie auch nichts!“ 


Leſen Sie ſich bitte die Satzung der Seekranken⸗ 
kaſſe durch, und Sie werden ſehen, daß die Lei⸗ 
ſtungen erheblicher als bei der Ortskrankenkaſſe 
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ſind oder vielleicht in vielen Jahren ſein werden. 
Wenn der Seemann auf die Unterjtellung unter 
die Reichsverſicherungsordnung gedrungen hat, ſo 
aus dem Grunde, weil ihm die Familienfürſorge 
fehlte. Die Fürſorge für ſeine Perſon hatte er 
immer, ſie war unbegrenzt, aber ihm fehlte die 
Familienfürſorge. Dieſe Fürſorge iſt in viel 
weitgehenderem Maße ausgebaut und wird auch 
in Danzig ausgebaut, als das bei der Ortskran⸗ 
kenkaſſe der Fall iſt oder bei irgendeiner anderen 


Krankenkaſſe in Danzig. Darüber ſind ſich die 


(B) 


maßgebenden Parteien einig, daß die Satzungen 
der Seekrankenkaſſe nur mit beſtimmten Abände⸗ 
rungen für die Danziger Verhältniſſe übernom⸗ 
men werden. Deswegen liegt im Abänderungs⸗ 
antrag eine Verſchlechterung gegenüber dem, was 
die Vorlage will. Daher bitte ich Sie, den An⸗ 
trag der Kommuniſten abzulehnen. (Bravol) 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe 
auf Artikel 1 und eröffne die Beſprechung. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Zu 
Artikel 1 liegt ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 112 vor. 

Artikel 1 erhält folgende Faſſung: 

Sämtliche Seeleute unterliegen den allgemeinen 
Beſtimmungen der Ortskranbenkaſſen. 
In Ausſchuß und Vorſtand müſſen verſicherungs⸗ 
pflichtige Seeleute und Angeſtellte vertreten ſein. 
H. Kreft u. d. übrigen Mitglieder der Kom. Fr. 

Wir ſtimmen darüber ab. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dieſen Abänderungsantrag 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über Artikel 1 der 
Vorlage ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel 1 der Vorlage annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſcheht.) Artikel 1 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe auf Artikel 2. Da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen, darf ich wohl ohne be⸗ 
ſondere Abſtimmung die Annahme feſtſtellen; es 
iſt jo beſchloſſen. Artikel 3; angenommen. Ar⸗ 
tikel 4; angenommen. Artikel 5; angenommen. Ich 
rufe auf die Ueberſchrift: „Geſetz über die Kran⸗ 
kenverſicherung der Seeleute. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
ungen vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, die Ueberſchrift, ebenſo die Ab⸗ 
ſchnittsüberſchriften ſind angenommen. Wir ſchrei⸗ 


ten zur Schlußabſtimmung. Zur Geſchäftsordnung 


hat das Wort der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Nachdem unſer 
Antrag abgelehnt iſt, habe ich im Namen der 
Kommuniſtiſchen Fraktion eine Erklärung abzu⸗ 
geben. Sie geſtatten, daß ich ſie verleſe. 

Präſident: Erklärungen müſſen vorher vorge 
legt werden. Ich bitte, ſich die Geſchäftsordnung 
durchzuleſen. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): 

Die Seeleute, die ihren Beruf unter großen Ge⸗ 
fahren und ſchlechten Arbeitsbedingungen ausüben, 
baben einen ganz beſonderen Anſpruch auf eine gute 

In dere Ste ebe ee dach 
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Land. Jahrzehntelang lebten ſie unter Ausnahmebe⸗ 
ſtimmungen und wurden dadurch zu Arbeitern zweiter 
Klaſſe degradiert. Sie unterſtehen heute noch der 
reaktionären Seemannsordnung. Die Seeleute for⸗ 
dern die Uebertragung ihrer. Krankenverſorgung auf 


die ee e damit fie endlich auch n dieſer, 
0 


Beziehung ihren Arbeitsbrüdern auf dem Lande 

gleichgeſtellt werden. Weil die neue Regelung durch 

dieſes vorliegende Geſetz keine weſentliche Verbeſſerung 
bringt, kann die Kommuniſtiſche Fraktion dieſem Ge⸗ 

ſetz ihre Zuſtimmung nicht geben. 

Präſident: Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 


mung. Ich bitte die Damen und Herren, die die 


Vorlage in der Schlußabſtimmung annehmen wol⸗ 
len, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Das Geſetz iſt in dritter Leſung 
erledigt. Ich rufe auf Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung: . 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Fernmeldeanlagen. 

Druckſache Nr. 89 zu Nr. 43. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe auf $ 1 (en bloc! rechts). 
Wir können es verſuchen. Ich werde erſt über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 104 ab⸗ 
ſtimmen laſſen. Sollte dieſer Antrag abgelehnt 
werden, ſo iſt ja wohl nichts dagegen einzuwenden, 
daß wir en bloc abſtimmen. Widerſpruch höre ich 
nicht, ich werde ſo verfahren. Wir ſtimmen jetzt 
über den Abänderungsantrag, enthalten in Druck⸗ 
ſache Nr. 104, ab: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

Im 8 22 Abſatz 1 Zeile 4 und 5 die Worte „Vor⸗ 
ſchriften der Landesgeſetzgebung“ zu ſtreichen und 
dafür die Worte „geſetzliche Vorſchriften“ zu ſetzen. 
Plettner u. d. übrigen Mitglieder der Sozialdem. Fr. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 

nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Wir ſtimmen jetzt en bloc über die 
durch den eben angenommenen Abänderungsan⸗ 
trag veränderte Vorlage ab. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Vorlage annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Vorlage iſt angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift „Geſetz über Fernmeldeanlagen“ 
auf und ſtelle ihre Annahme feſt. Wir kommen 
zur Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt in 
dritter Leſung erledigt. Ich rufe auf Punkt 8 der 
Tagesordnung: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Verordnung über das 
Entſchädigungsverfahren bei Einführung 
des Tabakmonopols. 

Druckſache Nr. 106 zu Nr. 48. Ich rufe auf 
Artikel 1 und eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Mayen. 

Mayen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir haben zu dieſem Geſetz ſchon in der erſten Le⸗ 
ſung unſere ſchweren Bedenken geltend gemacht. 
In den Beratungen im Hauptausſchuß haben wir 
den Eindruck gewonnen, daß dieſe Bedenken nicht 
nur an ſich berechtigt ſind, ſondern darüber hinaus 
ſelbſt die Aufmerkſamkeit der Sozialdemokraten im 
Ausſchuß erregten. Es konnte feſtgeſtellt werden, 
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daß man über die Spruchpraxis des Tabakmono⸗ 
in der Oef⸗ 
fentlichkeit nicht genügend unterrichtet iſt. Ich 
hatte mir daher erlaubt, einige Fälle anzuführen, 
die gerade auf dieſe Spruchpraxis ein ganz eigen⸗ 
tümliches Licht werfen. Da war ein Fall, wo ein 
Angeſtellter durch den Rechtsanwalt Neumann 
40 000 Gulden anhängig machte. Er erhielt vom 
Monopolentſchädigungsamt 5000 Gulden zuge: 
ſprochen, gegen die der Regierungskommiſſar noch 
Einſpruch erhob. In einem anderen Fall wurden 


einem Angeſtellten 3000 Gulden zuerkannt, der 


ungefähr 9 Jahre in der Branche tätig war. Auch 
hiergegen erhob der Regierungskommiſſar Ein⸗ 
ſpruch. In einem dritten Fall wurde einem jun⸗ 
gen Angeſtellten, der einige Jahre Gehilfe in der 
Tabakbranche war, 150 Gulden Entſchädigung zu⸗ 
gebilligt. Der Regierungskommiſſar erhob auch 
gegen dieſe 150 Gulden noch Einſpruch. (Hört, 
hört!) Sie ſehen, in welcher Weiſe unter dem Druck 
des Senats verfahren wird, und wie man gerade 
alle ſozialen Geſichtspunkte bei der Rechtſprechung 
außer Acht läßt. Das gilt weniger für das Tabak⸗ 
monopolentſchädigungsamt, als für den Regie⸗ 


rungskommiſſar und den Senat. 


Wir haben uns daher veranlaßt geſehen, eine 
Reihe von Abänderungsanträgen zu dem Geſetz 
einzubringen, die dieſe Härten beſeitigen ſollen. 
Im Artikel 1 8 10 wollen wir, daß Klein⸗Beträge 
bis zu 1000 Gulden ſofort für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar erklärt werden können. Das geſchieht mehr 
nach dem Grundſatz: Wer ſchnell hilft, doppelt hilft. 


(B) Die kleinen Gewerbetreibenden und Angeſtellten, 


zum Teil auch Arbeiter, die das Geld dringend 
und bitter brauchen, wollen es natürlich ſofort 
haben. Wir haben dann weiter den Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Einſtimmigkeit der Beſchlußfaſſung im 
Tabakmonopolentſchädigungsamt zu beſeitigen 
und dafür die einfache Stimmenmehrheit einzu⸗ 
führen. Wir gehen dabei von den Erwägungen 
aus, daß dieſelben Grundſätze, die für die Laien: 
gerichte Gültigkeit haben, auch in der Rechtſpre⸗ 
chung des Entſchädigungsamts entſcheiden müßten. 
Es iſt nicht einzuſehen, warum gerade beim Ta⸗ 
bakmonopolentſchädigungsamt anders verfahren 
werden ſoll als ſonſt in der juriſtiſchen Praxis. 
Aber auch dieſer Antrag wurde von der jetzigen 
Regierungskoalition abgelehnt. Schließlich haben 
wir noch einen weiteren Abänderungsantrag ein⸗ 
gebracht, Entſchädigungsbeträge bis 5 000 Gulden 
endgültig zu verabſchieden. Auch bei den Laien⸗ 
gerichten haben wir eine beſtimmte Summe, die 
nicht berufungsfähig iſt, daher wollen wir auch 


hier denſelben Weg beſchreiten, und einen be⸗ 


ſtimmten Satz feſtlegen, um die ganz kleinen An⸗ 
gelegenheiten endgültig aus der Welt zu ſchaffen. 
Dies wäre ſicher eine Erleichterung für die 
Spruchpraxis beim Tabakmonopolentſchädigungs⸗ 
amt. Ich weiſe dabei darauf hin, daß die end⸗ 
gültige Entſcheidung bis zum Betrage von 5000 
Gulden keineswegs immer zu Gunſten des Antrag⸗ 
ſtellers ausfallen muß. Aber wir wollen dies mit 
in den Kauf nehmen Ar lieber dafür ſorgen, daß 
ſchnell und praktiſch Recht geſprochen wird. 
Schließlich ſcheint uns ganz untragbar, das Ge⸗ 
ſetz mit rückwirkender Kraft vom 1. April 1927 ab 
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durchzuführen. Durch dieſe Geſetzesvorlage will 
der Senat das Recht einſeitig zu ſeinen Gunſten 
entſcheiden. Darin liegt eine große Gefahr für 
die Rechtſprechung im allgemeinen. Unſere An⸗ 
träge, im Intereſſe der Intereſſenten geſtellt, ſind 
von der Regierungskoalition niedergeſtimmt wor⸗ 
den. Es iſt erſtaunlich ind bezeichnend, daß man 
bei der Sozialdemokratie kein Verlangen mehr für 
die Nöte der armen Bevölkerung zeigt. Es iſt 
dies beſonders erſtaunlich, wenn man erfährt, wie 


großzügig die Sozialdemokratie auf der anderen 


Seite verfahren kann. Mir wird ſoeben mitge⸗ 
teilt, daß die Abmachungen mit der Firma Borg 
zu einem Abſchluß gelangt ſind. Es kann ſein, 
daß der Vertrag ſchon unterzeichnet iſt oder mor⸗ 
gen unterzeichnet wird. Nach dieſen Vereinba⸗ 
rungen ſoll die Firma Borg 3,1 Millionen Ent⸗ 
ſchädigung erhalten. (Wiederholtes Hört, hört! 
rechts und Mitte). Wenn dies den Tatſachen ent⸗ 
ſpricht, wäre es ungeheuerlich. Auf der anderen 
Seite erdroſſelt man die Aermſten der Armen, 
auf der anderen Seite zeigt ſich der Senat in der 
Hergabe von Kapitalien von einer Großzügigkeit, 
die man einfach nicht verſteht, ganz beſonders, 
wenn man bedenkt, daß dem Senat ſogar 100 000 
Gulden für die Einwohnerwehr zuviel waren, und 
daß er den Kriegsbeſchädigten nicht einmal das 
geben will, was ihnen gebührt. 

Ich möchte Sie bitten, unſeren Abänderungs⸗ 
anträgen zuzuſtimmen, die, wie ich betonen möchte, 
lediglich dem ſozialen Prinzip dienen und die den 
Aermſten der Armen, durch das Tabakmonopol 


Entrechteten, Gerechtigkeit geben wollen. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchle, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn der Staat Monopole einführt, und damit 
eine gewiſſe Enteignung vornimmt, ſo ſtehen wir 
auf dem Standpunkt, daß eine Entſchädigung für 
einzelne Kreiſe der Bevölkerung abſolut nicht in 
Frage kommen kann. Wenn große Zigaretten⸗ 
fabriken und Tabak verarbeitende Fabriken vom 
Staat übernommen werden, dann hat der Beſitzer 
dieſer Fabrik keinen Anſpruch auf Entſchädigung. 
(Na, na! rechts.) Geſtatten Sie, meine Herren, 
unſere Genoſſen in Rußland haben das durchge⸗ 
führt, und es hat ſich ſehr gut bewährt. Wir ſtehen 
nach wie vor auf dieſem Standpunkt. Das iſt 
auch ſchließlich gar nicht anders möglich. Trotz 
dieſer entſchädigungsloſen Enteignung wird den 
Kreiſen, die von der Entſchädigung betroffen wer⸗ 
den, das ſind die Beſitzer der Produktion, immer 
noch ſoviel verbleiben, daß ſie ihren Lebensabend 
beſſer beſchließen können, wie die Arbeiter. Auch 
da möchte ich ein Beiſpiel von Rußland anführen. 
Sehen Sie, die Herren, die man in Rußland ent⸗ 
eignet hat, die noch mit geſunden Knochen aus 
Rußland herausgekommen ſind, leben heute mit 
Hilfe ihres aus den Knochen der Arbeiter geſchun⸗ 
denen Geldes ſehr gut in Paris, in Deutſchland, 
in allen größeren Weltſtädten. (Abg. Karkutſch: 
Zum Teil, zum andern Teil find fie ſehr arm!) 
Sie haben nicht nötig zu hungern. Wenn ſie nicht 
aus Rußland ausgerückt wären, würden ſie Arbeit 
erhalten haben und könnten dem Staat nützlich 
ſein. Aber die Leute wollten nicht arbeiten. Sie 
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(RNaſchke, Abgeordneter) 
haben das Weite geſucht, und wir können abſolut 
nichts dafür, wenn ſie im Auslande hungern. 
Schaden tut es ihnen aber nichts. 


Soweit die Entſchädigungen die beſitzenden 
Kreiſe betreffen, haben wir nicht einen Pfennig 
übrig, können uns abſolut nicht damit einverſtan⸗ 
den erklären, daß dieſe Kreiſe irgendwie entſchä⸗ 
digt werden. Anders verhält es ſich mit den Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten. Wenn, wie wieder in 
dieſem Fall beim Tabakmonopol Arbeiter und An⸗ 
geſtellte um Lohn und Brot kommen, dann fol 
man ſie in weiteſtem Maße unterſtützen. Man 
ſoll ihnen neue Arbeit nachweiſen, und wenn das 
nicht möglich iſt, ſoll man ſie ſo unterſtützen, daß 
ſie leben können. Sie müſſen mindeſtens ſo viel 
haben, wie ſie als Arbeiter bezw. als Angeſtellte 
verdient haben. 

Wir haben im Hauptausſchuß zu dieſen Fra⸗ 
gen Stellung genommen und haben auch einen Ab⸗ 
änderungsantrag geſtellt. Bei der Beratung dieſes 
Antrages ſtellte ſich heraus, daß der Senat aber 
gewillt war, den Begriff Angeſtellte ſehr weit zu 
ſtecken. Es kam zum Ausdruck, daß man einen 
Herrn, der ein Jahresgehalt von 100 000 Gulden 
bezogen hat, eigentlich auch als Angeſtellten an⸗ 
ſprechen müßte. M. D. u. H.! Soweit kann der Be⸗ 
griff nicht gehen. Für uns kann das kein Ange⸗ 
ſtellter mehr ſein. Deshalb haben mir unſerem 
Abänderungsantrag, nachdem er im Hauptaus⸗ 
ſchuß abgelehnt wurde, eine andere Formulierung 
gegeben. Wir wollen damit zum Ausdruck brin⸗ 
gen, daß nur diejenigen Angeſtellten, die mit We⸗ 
nigem auskommen mußten, entſchädigt werden 


ſollen. Ich möchte weiter bemerken, daß dieſer § 12, 


der von einer Billigkeit ſpricht, eigentlich für uns 
auch nicht maßgebend iſt. Wir ſehen in der Ent⸗ 
ſchädigung der Angeſtellten und Arbeiter nicht 
eine Billigkeit, ſondern wir verlangen einen 
Rechtsanſpruch. Deshalb müßte eigentlich das 
ganze Entſchädigungsgeſetz grundſätzlich geändert 
werden, und zwar ſo, daß auch die Arbeiter und 


Angeſtellten einen Rechtsanſpruch auf Entſchädi⸗ 


gung, ſoweit es ſich um ausgefallenen Lohn oder 
Gehalt handelt, zu ſtellen haben. Aber die 
Deutſchnationalen und auch Herr Brenner laſſen 
ſich davon leiten, daß dieſer Billigkeitsanſpruch 
gegeben iſt und verankert werden muß. Die Her⸗ 
ren vergeſſen dabei, daß ein Billigkeitsanſpruch 
kein Rechtsanſpruch iſt. Wenn Sie den Arbeitern 
das Recht des Einſpruchs gegen die Entſchädigung 
zuſprechen, dann kann es kommen, daß das ordent⸗ 
liche Gericht einfach erklärt; „Sie haben keinen 
Rechtsanſpruch, wir werden überhaupt nicht über 
dieſe Frage verhandeln.“ Oder wenn verhandelt 
wird, wird man das Wenige, was das Entſchädi⸗ 
gungsamt dem Arbeiter zugeſprochen hat, ableh⸗ 
nen, weil ein Rechtsanſpruch nicht beſteht. Sie 
würden nach meinem Dafürhalten mit Ihrem An⸗ 
trag nicht die Arbeiter und Angeſtellten ſchützen, 
wie Sie immer vorgeben, ſondern Sie würden das 

egenteil erreichen, daß beiſpielsweiſe das ordent⸗ 
liche Gericht erklärt, es beſtehe kein Rechtsan⸗ 


ſpruch, die Verordnung ſpreche in dieſem Fall nur 


don einem Billigkeitsanſpruch, und Billigkeitsan⸗ 
prüche gelten vor Gericht nicht, alſo werden ſie 
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abgelehnt. (Abg. Brenner: Dann müſſen Sie 
auch dieſer Geſetzesvorlage entgegentreten!) Ich 
ſagte, daß dieſes Geſetz grundſätzlich geändert wer⸗ 
den muß. Es läßt ſich aber noch verwerten, wenn 
man unſeren Antrag annimmt, der beſagt, daß 
dem Senat ein Einſpruchsrecht gegen das Entſchä⸗ 
digungsamt nicht zugebilligt wird, wenn es ſich 
um die Summe bis zu 5 000 Gulden handelt. Sie 
wollen aber, daß auch dem das Recht des Ein⸗ 
ſpruchs gegeben wird, wenn er 5 000 Gulden vom 
Entſchädigungsamt erhalten hat. (Abg. Brenner: 
Iſt ein Maſchinenführer kein Arbeiter?) Ueber 
die Höhe läßt ſich ſtreiten. Aber es muß beſon⸗ 
ders verankert werden, daß dem Senat das Recht 
des Einſpruchs nicht zugeſtanden wird, wenn es 
ſich um gewiſſe Kreiſe von Angeſtellten und Ar⸗ 
beitern handelt. Ich kann aber dem Senat das 
Recht des Einſpruchs nicht nehmen, wenn es ſich 
um Angeſtellte handelt, die ein jährliches Gehalt 
von 100 000 bezw. 75 000 Gulden verdient haben 
und die nunmehr auch noch Anſprüche ſtellen und 
keine unerheblichen Anſprüche. Wir wiſſen ja, 
daß dieſe Kreiſe mit allen Fineſſen arbeiten und 


‚es in der Hand haben, mit Hilfe ihres Einkom⸗ 


mens und ihres Vermögensſtandes nicht nur ei⸗ 
nen, ſondern mehrere Rechtsanwälte auffahren zu 
laſſen, um zu ihrem Recht zu kommen. Dagegen 
wird es einem Arbeiter oder Angeſtellten ſchwer 
ſein das durchzufechten, wenn der Senat gegen die 
kleinen Beträge auch Einſpruch erhebt. Inſofern 
können wir nur den Angeſtellten ſchützen. Wir 
haben Ihnen ja deshalb unſeren Abänderungs⸗ 
antrag vorgelegt. Ich glaube, er wird das tref⸗ 
fen, was auch Sie wollen. Sie haben im Haupt⸗ 
ausſchuß, und Herr Abg. Mayen hat auch hier 
wieder zum Ausdruck gebracht, daß es ihm ledig⸗ 
lich um die beſitzloſen Kreiſe gehr. Sie rücken in 
Ihren Ausführungen immer wieder von den Be⸗ 
ſitzenden ab. Wenn man ſich die Anträge an⸗ 
ſieht, die Sie vorgelegt haben, ſo kommt man zu 
der Einſtellung, daß nur die Kleinen vorgeſcho⸗ 
ben werden ſollen, um für die Großen die Kaſta⸗ 
nien aus dem Feuer zu holen. 

Was nun den Antrag der Deutſchnationalen 
Fraktion anlangt, ſo können wir uns für die Ab⸗ 
änderung des § 10 der Verordnung abſolut nicht 
erwärmen. $ 10 handelt davon, daß die rechtli⸗ 
chen Anſprüche vom Entſchädigungsamt geregelt 
werden. Die Zigarettenfabriken Borg, Hellas, 
Garbaty, Kanty Paka und wie fie alle heißen, 
fallen unter den § 10. Ihnen ſteht ein rechtlicher 
Anſpruch zu. Sie ſind leider ſchon in dem Geſetz 
verankert. 
1000 Gulden müßten für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden, wenn das Entſchädigungsamt ei⸗ 
nen dahingehenden Spruch gefällt hat. Wir ſa⸗ 
gen nein, dieſe Leute werden die 1000 Gulden 
nicht befriedigen; denn es ſind nicht die Klein⸗ 
ſten, weil ja unter dieſen Paragraphen nur die 
Produktionsbeſitzer fallen. Sie warten nicht auf 
die 1000 Gulden. Im Falle eines Einſpruchs des 
Senats ſteht ja den Herren das Recht zu, die Sa⸗ 
che gerichtlich auszutragen. Dann ſollen ſie ſo⸗ 
lange warten, bis das Gericht geſprochen hat. Wir 
können nicht zubilligen, daß dieſen Leuten 1000 


Gulden vorher gezahlt werden. 


Nun ſagt Herr Mayen, Beträge bis 
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Ebenſo verhält es ſich mit dem Abänderungs⸗ 
antrag zu § 12 Abſatz 1, der da will, daß das heu⸗ 
tige Entſchädigungsamt ſeine Sprüche auch mit 
Stimmenmehrheit faſſen kann. Bis jetzt beſteht 
die Vorſchrift, daß die Sprüche nur mit Stim⸗ 
mengleichheit gefällt werden können. Wenn es 
ſich um eine Entſchädigungsſumme handelt, die 
auf Billigkeitsgründen aufgebaut iſt, müſſen alle 
drei Herren des Spruchamtes für dieſe Entſchä⸗ 
digungsſumme ſtimmen. Wenn wir jetzt Stim⸗ 
menmehrheit einſetzen, ſo beſteht die Gefahr, daß 
auch wieder die gutfundierten Kreiſe das beſte 
Geſchäft dabei machen. Stellen Sie ſich einmal 
die Zuſammenſetzung des Entſchädigungsamtes 
vor. Ein Regierungsvertreter, Herr Dr. Dor⸗ 
meyer iſt dort als Vorſitzender tätig, außerdem 
ſitzt ein Vertreter der Intereſſentenkreiſe darin. 
Jetzt kommt jemand aus den beſitzenden Kreiſen 
und verlangt eine Entſchädigungsſumme von 
40 000 Gulden. Regierungsvertreter neigen im⸗ 
mer zu den beſitzenden Kreiſen, daran können Sie 
nichts ändern. Die beiden Herren, Regierungs⸗ 
vertreter und Herr Dr. Dormeyer, werden dann 
mit Stimmenmehrheit beſchließen, daß der Be⸗ 
treffende 40 000 Gulden bekommt. (Zuruf des 
Abg. Liſchnewſki.) Kommt aber ein Arbeiter und 
erhebt einen Auſpruch auf 4000 Gulden, dann 
wird es ſchwer ſein, Herrn Dr. Dormeyer oder 
auch nur den Regierungsvertreter davon zu 
überzeugen, daß dieſe Forderung gerecht iſt. Der 


Intereſſentenvertreter wird dann allein daſtehen. 


Die Stimmenmehrheit wird ſich alſo in den mei⸗ 


(B) ſten Fällen nicht zugunſten der Minderbemittel⸗ 


ten auswirken, ſondern in erſter Linie zugunſten 
der Beſitzenden und derer, die ſchon die Taſchen 
voll haben. Wenn nun jemand, wie Herr Abg. 
Mayen angeführt hat, mit einer Forderung von 
über 3 Millionen Gulden kommt, dann iſt es nach 
unſerem Dafürhalten ſehr angebracht, wenn der 
Intereſſentenvertreter dagegen Einſpruch erhebt 


und ſeine Stimme dafür nicht hergibt. Ihm muß 


wenigſtens das Recht eingeräumt werden, ob er 
es tut, iſt eine andere Frage. 
lehnen wir auch Stimmenmehrheit ab und ver⸗ 
5 8 daß die Stimmengleichheit beibehalten 
wird. 

Zum Abſatz 2 habe ich ſchon geſagt, daß wir 
es nicht zulaſſen können, daß beiden Teilen das 
Recht des Einſpruchs gegeben iſt. Wir verlan⸗ 
gen, wie es in unſerem Antrag niedergelegt iſt, 
daß dem Senat das Einſpruchsrecht nicht zuge⸗ 
billigt wird bei Forderungen bis 5 000 Gulden. 


Der Antrag des Herrn Abg. Brenner bewegt ſich 


ja im ſelben Rahmen, wie der Antrag der Deutſch⸗ 
nationalen. Er iſt nur inſofern etwas weitge⸗ 
hender, als er die Vollſtreckbarkeit für jede Sum⸗ 
me verlangt, die das Entſchädigungsamt aus⸗ 
ſpricht. Das können wir, wie geſagt, abſolut 
nicht mitmachen. 

ch möchte zuſamenfaſſend ſagen, daß unſer 
Standpunkt grundſätzlich der iſt, daß die beſitzen⸗ 
den Kreiſe keine Forderungen an den Staat zu 
ſtellen haben, umſomehr aber die Beſitzloſen. Dieſe 
Forderungen müſſen berückſichtigt werden. Das 
läßt ſich natürlich nicht alles ins Geſetz hineinar⸗ 
beiten, wie wir es gerne haben möchten. Wir 
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begnügen uns deshalb damit, daß insbeſondere 
das Recht der unteren Angeſtellten und Arbeiter 
gewahrt wird. Wir ſehen eine Beſſerung darin, 
wenn geſagt wird, falls die zugeſprochene Ent⸗ 
ſchädigungsſumme nicht 5 000 Gulden überſteigt, 
fällt für den Senat das Recht des Einſpruchs, und 
er muß dieſe 5 000 Gulden zahlen. Aeberſteigt 
die Summe 5 000 Gulden, ſo ſoll dem Senat das 
Recht gegeben werden, Einſpruch zu erheben; denn 
wir können nicht zulaſſen, daß mit den öffentlichen 
Geldern Schindluder getrieben wird. Wenn Sie, 
meine Herren, der Meinung ſind, daß den unteren 
Beamten, den Angeſtellten und Arbeitern gehol⸗ 
fen werden ſoll, dann ſtimmen Sie dieſem Antrag 
zu. 2 

Nun noch ein paar Worte zu der Regierungs⸗ 
koalition. Da möchte ich ſagen, ſie hat auch einge⸗ 
ſehen, daß unſere Forderung berechtigt iſt, nur 
kann ſie ſich nicht zu dem Standpunkt durchringen, 
daß dieſe Forderung geſetzlich verankert werden 
muß. Sie hat ſie dem Hauptausſchuß in Form 
einer Entſchließung vorgelegt, und dieſe Entſchlie⸗ 
zung wurde natürlich auch angenommen. Iſt aber 
der ſchaffenden Bevölkerung mit einer Entſchlie⸗ 


ßung gedient? Es iſt doch ein offenes Geheimnis, 


daß kein Menſch etwas auf eine Entſchließung gibt, 
daß ſelbſt Regierungskreiſe und Verwaltungsbe⸗ 
hörden auf eine Entſchließung nichts geben, hat 
ſich geſtern ganz klar und deutlich gezeigt, als der 
Finanzrat das Wohnungsbaugeſetz zurückgab, 
weil ihm die Entſchließung als ein Nichts er⸗ 
ſcheint. Er ſagt der Regierung, mit Eurer Ent⸗ 
ſchließung könnt Ihr gehen wohin Ihr wollt, ſie 
meinetwegen für hinterliſtige Zwecke benutzen, ſie 
hat abet mit dem Geſetz nichts zu tun. Wenn Ihr 
dem Geſetz die richtige Faſſung geben wollt, muß 
dieſe Entſchließung in einem Paragraphen feitge- 
legt werden. Das ſagen auch wir. Deshalb wird 
es die Aufgabe der Koalitionsparteien ſein, dieſen 
Antrag, der dem Inhalt der Entſchließung ent⸗ 
ſpricht, anzunehmen. Nur ſo iſt Gewähr geboten, 
daß den Arbeitern und Angeſtellten das gegeben 
wird, was ſie rechtlich zu beanſpruchen haben. Ich 
hoffe und erwarte, daß die Regierungskoalition 
unſerm Antrag die Zuſtimmung gibt und damit 
das Necht der kleinen Angeſtellten und der Ar⸗ 
beiter wahrt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Ich kann nicht ohne weiteres anerkennen, 
daß meine Ausführungen, welche ich hier bei der 
erſten Beratung gemacht habe, ſowie diejenigen, 
welche ich im Hauptausſchuß gemacht habe, ſeitens 
des Herrn Regierungsvertreters juriſtiſch zer⸗ 
ſtückelt worden ſind. Ich ſtehe nach wie vor auf 
dem Standpunkt, daß meine Ausführungen, die 
ich gemacht habe, zutreffend ſind. Ich befinde mich, 
um es noch einmal zu wiederholen, mit dieſer 
meiner Anſicht in guter Geſellſchaft mit allererſten 
Juriſten Danzigs. Ich möchte an den Herrn Re⸗ 
gierungsvertreter die Anfrage richten, hat die 
Entſchädigungsverordnung des deutſchen Brannt⸗ 
wein⸗Monopolgeſetzes der Danziger Entſchädi⸗ 
gungs verordnung für das Tabakmonopol als Vor⸗ 
lage gedient oder nicht? Oder iſt die Entſchädi⸗ 


gungsverordnung des deutſchen Branntwein⸗Mo⸗ 
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nopolgeſetzes in irgendeiner Weiſe bei der Aus⸗ 
arbeitung für das Tabakmonopolgeſetz berückſich⸗ 
tigt worden? Trifft ſolches zu, dann habe ich in⸗ 
ſofern recht, als der Rechtszuſtand der iſt. — die 
Entſchädigungsverordnung des deutſchen Brannt⸗ 
weinmonopolgeſetzes liegt mir hier vor — daß der 
Staat heute katſächlich weder ein Einſpruchsrecht 
bei Billigkeitsanſprüchen hat, noch ein Einſpruchs⸗ 
recht bei Rechtsanſprüchen. 

Ich möchte hierbei noch einmal den 8 60 des 
deutſchen Branntweinmonopolgeſetzes anziehen, 
der in ſeinem Schlußſatz jagt: 

„Falls nicht der Antragſteller ſchriftlich gegen⸗ 
über dem Entſchädigungsausſchuß auf Beſchreitung 
des Rechtsweges verzichtet.“ 

Verzichtet alſo der Antragſteller auf die Beſchrei⸗ 
tung des Rechtsweges, dann ſteht nach 8 60 des 
deutſchen Branntwein⸗Monopolgeſetzes dem Staat 
ein Einſpruchsrecht nicht zu. Ich habe ſchon früher 
ausgeführt, daß dann ſpäter, und zwar nach zwei 


Jahren, eine Novelle zur Entſchädigungs⸗Verord⸗ 


nung zum deutſchen Branntwein⸗Monopolgeſetz 
herausgekommen iſt, wonach unter anderm ein 
Zuſatz zu § 59 gemacht wurde, der beſagte, daß 
nunmehr der Beſcheid dem Monopolamt und dem 
Antvagſteller zuzuſtellen iſt. Alſo beiden. Bisher 
war das nicht der Fall. Im § 10 der Danziger 
Verordnung ſteht, daß dem Antragſteller der Be⸗ 
ſcheid zuzuſtellen iſt. Daraus geht ſchon hervor, 
daß der Antragſteller ein Einſpruchsrecht nicht 
hat. Meine Auffaſſung wird aber auch durch die 
Einbringung der Geſetzesvorlgeg anerkannt; denn 
läge die Sache tatſächlich ſo, daß, wie in der Be⸗ 
gründung geſagt wird, nur dem Antragsgegner 
das Recht des Einſpruchs zuſteht, was aller⸗ 
dings in negativer Form zum Ausdruck gebracht 
ſein ſoll, und was jetzt poſitiv ausgeſprochen wer⸗ 
den joll, dann wäre es doch meines Erachtens 
nach gar nicht nötig geweſen, dieſe Geſetzesvorlage 
einzubringen. Daß aber dieſe Geſetzesvorlage ein⸗ 
gebracht wird, zeugt eben davon, daß der Senat 
eine hölliſche Angſt hat, daß das Gericht meinen 
Standpunkt anerkennen wird, der dahin geht, daß 
heute der Antragsgegner, der Senat, kein Ein⸗ 
ſpruchsrecht hat. f 
M. D. u. H.! Bei der erſten Beratung habe ich 
dafür gekämpft, daß die zeitliche Verordnung wie 
ſie beſteht, bleiben ſoll. Wir haben dieſerhalb 
große Auseinanderſetzungen im Hauptausſchuß ge⸗ 
habt. Aber, meine Damen und Herren, ich bin der 
feſten Ueberzeugung, daß trotzdem in Ihren Krei⸗ 
ſen die richtige Vorſtellung über die Auswirkung 
nicht beſteht. Auch der Herr Abg. Raſchke hat hier 
zum Ausdruck gebracht, daß über dieſe Geſetzes⸗ 


vorlage Unklarheit herrſcht. Er hat ſelbſt den 


Wunſch, daß noch vieles hineingebracht werden 
müßte. Ich möchte Ihnen demzufolge den Vor⸗ 
ſchlag machen, unterſtützen Sie meinen Antrag, 
daß dieſe Geſetzesvorlage noch einmal an den 
Hauptausſchuß zur Beratung zurückgewieſen wird. 
Es iſt nicht nötig, dieſe Vorlage hier mit über⸗ 
großer Eile durchzupeitſchen, ähnlich wie das 
Wohnungsbauabgaben⸗Geſetz, bei welchem ich für 
die kleinen Hausbeſitzer eingetreten bin oder wie 
das Umſatzſteuergeſetz, bei dem ich für die kleinen 
Händler eintrat. Es liegt abſolut kein Riſiko für 
den Staat vor, wenn dieſe Sache nicht beſchleunigt 
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rückwirkende Kraft ausdrücklich vor. Alſo ob Sie 
fie heute verabſchieden, oder in 14 Tagen, kann 
dem Staat abſolut keinen Nachteil bringen. 

Ich möchte Sie noch einmal m. D. u. H. von 
der Linken, darauf hinweiſen, daß es mir völlig 
fern liegt, für die von Ihnen genannten großen 
Intereſſenten hier auftreten zu wollen. Ich be⸗ 
tone noch einmal, Herr Raſchke, daß Sie da im 
Irrtum ſind. Die Fabrikanten haben für ihre 
Sachwerte, die in der Hauptſache mit in Frage 
kommen, ohne weiteres einen Rechtsanſpruch und 
können den Rechtsweg beſchreiten, auch wenn dieſe 
Vorlage Geſetz wird, es ſei denn, Herr Raſchke, 
daß die Verfaſſung im Artikel 110 geändert wird. 
Dann wäre es allerdings etwas anderes, bei 
einer Enteignung ohne Entſchädigung. Solange 
aber die Verfaſſung beſteht, und die Artikel 110 
und 112 vorhalten, ſteht dem Fabrikanten der 
Rechtsweg offen, dagegen können Sie nichts 
machen. Was ich alſo vor allen Dingen auch in 
Ihrem eigenſten Intereſſe jagen möchte iſt, über⸗ 
haſten Sie die Sache nicht. Ich bin der feſten 
Ueberzeugung, daß Sie die Tragweite nicht über⸗ 
ſehen. Die Arbeiter gehören doch zu Ihnen. Bei 
einer Arbeiterin, der ſeintens des Entſchädigungs⸗ 
amtes 3 750 Gulden zugeſprochen wurden, hat der 
Herr Regierungskommiſſar ſofort Einſpruch er⸗ 
hoben und geſagt, den Vergleich würde er nicht 
annehmen. Das kann ebenſogut bei einem Ma⸗ 
ſchinenführer eintreten, dem 8 000 Gulden zuge⸗ 
ſprochen ſind. Wenn der Senat, der Einſpruch ein⸗ 
gelegt, wozu ihm durch die Vorlage das Recht ein⸗ 
geräumt werden ſoll, weil die Summe, wogegen 
dieſes nicht geſchehen kann, auf nur 3 000 Gulden 
beſchränkt werden ſoll, kann dann der Betreffende 
den Prozeß beim Landgericht und Obergericht 
durchführen? Nehmen wir einmal an, die Summe 
gegen welche Ginſpruch eingelegt wird, würde 
dem Entſchädigungsberechtigten tatſächlich nach 
erfolgter Rechtſprechung in ein oder zwei Jahren 
doch zuerkannt werden. Dann kommt es dazu, was 
lich Ihnen auch ſchon einmal gejagt habe, dann iſt 
das Brot gebacken und das Kind liegt auf der 
Totenbahre. Wovon ſollen dieſe Entſchädigungs⸗ 
berechtigten bis zur Prozeßaustragung leben? Ich 
bitte Sie dringend, meinen Worten zu glauben, 
daß ich nicht für die großen Intereſſenten ſpreche, 
ſondern gerade für die Kreiſe, von denen Sie vor⸗ 
geben, daß Sie ſie vertreten wollen. Herr Abg. 
[Fooken, Sie ſchütteln mit dem Kopf. Es mag 
Ihnen komiſch erſcheinen, daß jemand aus den 
bürgerlichen Kreiſen für die Intereſſen der Ar⸗ 
beiter eintreten kann. Das wollen Sie nicht an⸗ 
erkennen, aber ich ſage Ihnen, meine Herren, wir 
werden in entſprechender Weiſe die Arbeiterſchaft 
und die Angeſtelten aufklären. Ich bitte Sie zum 
ſoundſovielten Male, meinem Antrag zuzuſtim⸗ 
men und die Vorlage noch einmal an den Haupt⸗ 
ausſchuß zurückverweiſen, in welchem wir uns über 
dieſelbe dann nochmals eingehend unterhalten 
können. 7 f € 

Die Gelegenheit der heutigen Ausſprache will 
ich gleich benutzen, — weil es eng mit der Ent⸗ 
ſchädigungsfrage zuſammenhängt — um auf einen 
Satz in der Etatsrede auf Abſchlag des Herrn 
Senators Dr. Volkmann zurückzukommen. Er hat 


behandelt wird; denn die Vorlage ſieht ja die (0) 
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geſagt, „daß bei den Verbrauchsſteuern mit einer 
Mindereinnahme von rund ½ Million zu rechnen 
iſt, welche ſich hauptſächlich daraus erklärt, daß 
in der Ueberleitungszeit das Tabakmonopl noch 
nicht den vollen Ertrag liefert, welcher im 
Beharrungszuſtand vorgeſehen iſt. Es hängt dies 
damit zuſammen, daß das Monopol alle vorhan⸗ 
denen Warenbeſtände, auch die unbrauchbaren 
und minderwertigen Tabake übernommen hat. 
um die Entſchädigungsanſprüche gegen den Staat 
zu mindern.“ Dieſem muß ich ganz entſchieden 
entgegentreten. Es liegt für den Staat keine Ver⸗ 
pflichtung vor, minderwertige oder unbrauchbare 
Ware entſchädigen zu müſſen. Dem Entſchädi⸗ 
gungsamt wird es nie im Leben einfallen, da wo 
es ſich erweiſt, daß es ſich um minderwertige und 
unbrauchbare Waren handelt, dieſe zu entſchädi⸗ 
gen. Dafür liegt keine Entſchädigungspflicht vor. 
Ich vermute, daß der Herr Finanzſenator ſich von 
dem Herrn Direktor der Tabakmonopol⸗A.⸗G. hat 
falſch unterrichten laſſen. Ich glaube es nicht, daß 
der Herr unbrauchbaren Tabak übernommen hat. 
Wenn tatſächlich unbrauchbarer Tabak übernom⸗ 
men ſein ſollte, dann verſtehe ich es nicht, wie 
er als Fachmann ſo etwas hat tun können. Un⸗ 
brauchbaren Tabak, den er nicht verwenden konn⸗ 
te, mußte er ein für allemal zurückweiſen, weil 
hierfür eine Entſchädigungspflicht des Staates 
nicht vorliegt. Die Behauptung kann ſomit gar⸗ 
nicht zutreffend ſein. Die Tabake, die von der Pri⸗ 
vatwirtſchaft, der Zigaretteninduſtrie verarbeitet 
wurden, waren gut. Mit denſelben iſt ein derartig 
brauchbares und billiges Fabrikat hergeſtellt 
worden, deſſen Umjat demjenigen der Tabakmo⸗ 
nopolgeſellſchaft von heute bei weitem überſteigt. 
Es iſt ja auch ſchon erwähnt worden, daß die 
Fabrikate der Privatwirtſchaft wegen ihrer guten 
Qualität ſehr beliebt waren. 

Mein Herr Vorredner hat hier den Fall einer 
ſehr hohen Entſchädigungsſumme erwähnt. Dieſer 
Fall iſt es ja eigentlich geweſen, der den Anſtoß 
zu dieſer Geſetzesvorlage gegeben hat; denn der 
Herr Staatskommiſſar hat mir bei meinen Aus⸗ 
führungen im Hauptausſchuß entgegengehalten, 
daß ich es wüßte, daß auch ein Billigkeitsanſpruch 
von einer viertel Million zuerkannt ſei. Nachdem 
nun nach den Ausführungen meines Herrn Vor⸗ 
redners, des Herrn Abg. Mayen, dieſer Fall durch 
einen Vergleich ausſcheidet, alſo der größte Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigte, ſo liegt um ſo weniger An⸗ 
laß vor, die Geſetzesvorlage überhaſtet durchzu⸗ 
peitſchen. 

Nun komme ich zu den Abänderungsanträgen, 
die ich geſtellt habe und die zum größten Teil von 
den Deutſchnationalen übernommen worden ſind. 


Vor acht Tagen ſtand an dieſer Stelle bei Be⸗ 


ratung des Betriebsrätegeſetzes Herr Kloßowfki 
und vief mit einem Schwall von Worten aus: 
„Sehen Sie nach Deutſchland, ſehen Sie dort die 
ſoziale Geſetzgebung, der wir uns doch anpaſſen 
müſſen, das iſt das mindeſte, was wir verlangen 
können.“ In dieſem Falle der Entſchädigungs⸗ 
Verordnung denkt man nicht an Deutſchland, nicht 
an deſſen Geſetze und will tatſächlich dem Staat 
als Stärkeren gegenüber dem Entſchädigungsbe⸗ 
rechtigten als den Schwächeren einen Vorteil ein⸗ 
räumen. M. H. von der Linken, ſagen Sie offen 
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und ehrlich, ob das ſozial gedacht ist. Ich kann mir (0 


etwas Unſozialeres nicht denken, als wenn man 
einem wirtſchaftlich Stärkeren eine größere Macht 
einräumt, als dem wirtſchaftlich Schwächeren. 

Die Abänderungsanträge, die von uns, reſpek⸗ 
tive von mir eingebracht worden ſind, und von 
denen auch der letzte Punkt durch Sie, m. H. von 
der Linken beanſtandet worden iſt, nämlich, daß 
bei Erhebung einer Klage oder Widerklage durch 
den Antragsgegner, alſo durch den Staat, dieſer 
die Koſten zu übernehmen hat, auch wenn er ob⸗ 
ſiegt, ſind aus dem deutſchen Branntwein⸗Mono⸗ 
polgeſetz entnommen worden. In dem deutſchen 
Branntwein⸗Monopolgeſetz ſteht ausdrücklich in 
dem 8 59a: „Soweit die Koſten durch Erhebung 
einer Klage oder Widerklage des Monopolamts 
entſtehen — das Monopolamt vertritt die Inter⸗ 
eſſen des Deutſchen Staates — hat das Monopol⸗ 
amt auch dieſe zu tragen, wenn es obſiegt.“ Ich 
finde es richtig, wenn es hier auch ſo gehandhabt 
wird, namentlich im Intereſſe der Arbeiter oder 
Angeſtellten, welche nicht in der Lage ſind, einen 
Prozeß durchführen zu können. Wenn einem ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten Arbeiter, Angeſtellten, 
Händler etc. über die Grenze der nicht einſpruchs 
fähigen Summe von 3 000 Gulden hinaus 3 200 
Gulden oder 3 500 Gulden zugeſprochen ſind, und 
der Staat erhebt alsdann Einſpruch, dann kann 
der Betroffene nichts anders tun als ſagen: „Ich 
bin auf Gnade und Ungnade mit dem zufrieden, 
was du Staat oder Regierung mir bieteſt, da ich 
nicht in der Lagdebin, die Koſten einer Prozeß. 
führung aufzubringen auch nicht zu riskieren. 

M. D. u. H.! Sie haben ja durch meinen Vor⸗ 
redner gehört, daß heute ein Fall verglichen ſein 
ſoll, bei dem es ſich um wer weiß wie viel handelt. 
Sie werden ſomit ſehen, daß der Staat ſich ſehr 
verrechnet hat, als er den Pachtvertrag abſchloß 
und nur eine Entſchädigungsſumme von 3 Mil⸗ 
lionen mit der „Tmag“ vereinbart hat. Dieſe 3 
Millionen werden nun für einen Fall verbraucht 
werden müſſen. Seitens des Monopolenſchädi⸗ 
gungsamtes ſind meines Wiſſens ſchon 1¼ 
Millionen Entſchädigungen zuerkannt worden, 
und es ſtehen noch ſo und ſoviele Anſprüche aus. 
Sie können hieraus ermeſſen, wie der Staat in 
ſeinen Beutel wird greifen müſſen, um die Ent⸗ 
ſchädigungen zu erledigen. Damals — vor Mono⸗ 
poleinführung — als die Intereſſenten in Denk⸗ 
ſchriften, die an die Regierung und auch an die 
damaligen Volksvertreter gerichtet wurden, und 
in denen darauf hingewieſen wurde, daß die Ent⸗ 
ſchädigungen mindeſtens 10 Millionen betragen 
werden, wurden wir verlacht. Der jetzige Direktor 
der Tabakmonopolgeſellſchaft hat dieſe Ausfüh⸗ 
rungen in der Denkſchrift als demogogiſch bezeich⸗ 
net. So hat man in den Pachtvertrag nur 3 Mil⸗ 
lionen als Entſchädigung hineingenommen, von 
denen man glaubte, daß ſie noch nicht einmal auf⸗ 
gebraucht werden würden; denn ein weiterer Satz 
in dem bezüglichen Paragraphen des Pachtver⸗ 
trages beſagt, daß von dem verbleibenden Reſt die 
Monopolaktiengeſellſchaft 25 Prozent und der 
Staat 75 Prozent bekomen ſoll. Ich habe ſchon 
einmal ausgeführt, man glaubte, an dieſen beiden 
Stellen ſich noch an der Henkersmahlzeit der Ent⸗ 
eigneten gut tun zu können. Sie werden weiter 


> 


(D) 


— —— . . — ß 


Volkstag Danzig — 20. Sitzung. Mittwoch, den 28. März 1928. 373 


(Brenner, Abgeordneter) 

erſehen, m. D. u. H., daß die Garantiepachtſumme 
mit 6 Millionen ſobald nicht überſchritten werden 
wird. Erſt am 1. Januar 1929 tritt die Garantie⸗ 
ſumme in Kraft, bis dahin hat die Monopolgeſell⸗ 
ſchaft nur 33 Prozent vom Umſatz in den erſten 
1½ Jahren zu zahlen, in dem weiteren Jahre 35 
Prozent, und erſt vom Jahre 1929 tritt wie geſagt 
die garantierte Pachtſumme von 6 Millionen in 
Kraft. Wir werden eine entſprechende Anfrage an 
den Senat richten, welche Steuerhöhe v. H. Ab⸗ 
gabe die Privatwirtſchaft ſeit Erhöhung der Ban⸗ 
derole aufgebracht hat. Ich behaupte, daß die 
Privatwirtſchaft im Tabäkgewerbe ſchon 6 Mil⸗ 
lionen aufgebracht hat. 

Welcher Vorteil liegt nun hier in der Schaf⸗ 
fung des Monopols reſp. in der Verpachtung des 
Monopols? Die Sache geht ſoweit, daß wenn im 
Jahre 1929 die Tabakmonopol⸗Aktiengeſellſchaft 
nicht ſoviel verdient hat, als die 6 Millionen aus⸗ 
machen, alſo z. B. nur 5 Millionen, ſie an den 
Staat alerdings 6 Millionen zu zahlen hat. Bei 
evtl. ſpäteren günſtigeren Abſchlüſſen, an denen 
der Staat prozentual teilnehmen ſoll, muß er ſich 
die Summen, welche die „Tmag“ vorher zu der 
Garantieſumme hat zulegen müſſen, abziehen 
laſſen. 

N. D. u. H.! Es würde zuweit führen, wenn 
ich Ihnen hier den bezüglichen Paragraphen des 
Pachtvertrages vorleſen würde. Ich komme heute 
noch einmal darauf zurück, daß mir völlig fern 
liegt, daß ich irgendwie persönliche Intereſſen 
vertrete oder ſonſt Stellung gegen die Monopol⸗ 
Aktiengeſellſchaft nehme. Ich erachte nur den ab⸗ 
geſchloſſenen Pachtvertrag als für den Staat ſo 
ſchädlich, daß dieſer Sache endlich einmal beige⸗ 
kommen werden muß. Es muß irgend welche 
Mittel geben, dieſen Pachtvertrag, der ausſchließ⸗ 
lich die Intereſſen der „Tmag“, deren Vorſtands⸗ 
mitglieder und der vorhandenen 14 Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder wahrt. unbedingt zugunſten des Staa⸗ 
tes abzuändern. In der Hauptſache mit würde ich 
darauf beſtehen, daß dem Herrn Staatskommiſſar 
ein größeres Recht eingeräumt wird, als er es bis 
heute hat. Heute hat er nur das Recht, daß er die 
Buchführung nachprüfen kann, daß er die Ned) 
nungsbelege nachprüfen kann, aber ein ſachliches 
Kontrollrecht z. B. beim Einkauf hat der Herr 
Staatskommiſſar nach meiner Auffaſſung nicht. 
Das muß angeſtrebt werden. Es müſſen ſich irgend 
welche Wege finden für Abänderung des Ver⸗ 
trages, wenn der Staat nicht ſelbſt an dieſem Mo⸗ 
nopol zugrunde gehen will. Wenn Herr Senator 
Dr. Volkmann hier geſagt hat, daß es ſich um ein 
Uebergangsſtadium handelt und der Beharrungs⸗ 
zuſtand noch nicht da ſei, ſo muß ich ſagen, wenn 
eine feſte Pachtſumme abgemacht wäre, jeit ” > *- 
tung des Monopols von dem 1. Juli ab in Höhe 
der für ſpäter garantierten Summe von 6 Mil⸗ 
lionen, dann iſt es ganz egal, ob es ſich um ein 
Uebergangsſtadium oder einen Beharrunaszu⸗ 
ſtand handelt. Dann müſſen die 6 Millionen von 
Beginn der Pachtung gezahlt werden. Was nützt 
es dem Staat in ſeiner heutigen finanziellen Be⸗ 
drängnis, wenn er vielleicht die Ausſicht hat, nach 
drei bis vier Jahren eine Summe zu bekommen, 

und aus dem Vollen leben könnte, wenn er zur 
Zeit aber verhungern muß! Die Zeiten ſind doch 


heute ſo ſchwer, und heute fehlen uns die Ein⸗ 
nahmen. Die Einnahmen aus dem Tabakmonopol 
ſollten doch meiner Auffaſſung nach dazu dienen, 
den Zinſendienſt und die Amortiſation der An⸗ 


leihe zu garantieren. Heute reicht es dazu noch 


nicht. Heute muß der Staat in den Säckel greifen 
und zulegen, und der Leidtragende iſt der Steuer⸗ 
zahler und höchſtwahrſcheinlich der Hausbeſitzer, 
der den Fehlbetrag aufbringen ſoll. 

Ich ſtelle nunmehr folgenden Antrag. Bei 
unſerm Abänderungsantrag beantrage ich, daß 
nicht die einzelnen Artikel in ihrer Geſamtheit 
zur Abſtimmung gelangen, ſondern daß über jeden 
einzelnen Punkt geſondert abgeſtimmt wird. Fer⸗ 
ner bitte ich nochmals dringend, insbeſondere die 
Damen und Herren von der Linken, dem zuzuſtim⸗ 
men, die Vorlage noch einmal an den Haupt⸗ 
ausſchuß zurückzuverweiſen, um noch einmal ein⸗ 
gehend darüber zu beraten. (Zuruf.) Den Verſuch 
wollen wir nicht unterlaſſen. Stimmen Sie daher 
meinem Antrage zu, die Vorlage zur nochmaligen 
Beratung an den Hauptausſchuß zurückzuver⸗ 
weiſen. 8 

Präſident: Ich habe wiederholt gehört, daß 
Sie das Haus erſucht haben, irgendeinem Antrage 
von Ihnen zuzuſtimmen. Ich mache Sie aber dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß Sie bis jetzt einen Antrag 
auf Zurückverweiſung nicht geſtellt haben. Das 
Wort hat Herr Abg. Hohnfeldt. (Abg. Brenner: 
Ich beantrage, das habe ich doch geſagt!) 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.) M. D. u. 
H.! Nachdem ſo reichlich über dieſen Punkt der 
Tagesordnung geſprochen iſt, will ich mich ganz 
kurz faſſen, weil ich an den Herrn Regierungs⸗ 
vertreter eine Spezialfrage zu ſtellen habe, die er 


im Ausſchuß nicht beantworten wird, da die Vor⸗ 


lage kaum an den Ausſchuß zurückgehen dürfte. 
Herr Abg. Mayen hat einen Fall angeſchnitten, 
der in der vorigen Woche auch von Herrn Abg. 
Brenner genannt wurde. Allerdings war Herr 
Brenner damals der Meinung, daß der Staat 
eine Klage einleiten würde, weil der Anklage⸗ 


vertreter des Senats der Abg. Kurowſki ſei. In⸗ 


zwiſchen hat ſich das Bild geändert und der Senat 
iſt mit der betreffenden Firma in Vergleichsver⸗ 
handlungen getreten. Herr Abg. Mayen hat den 
Fall angedeutet. Herr Abg. Brill hat behauptet, 
daß die angegebene Summe unrichtig ſei. Wollen 
wir annehmen, es handelt ſich um ein Gerücht. 
Die Sache wird aber als ziemlich wahre Tatſache 
betont. Wenn ſie noch nicht Tatſache ſein ſollte, 
wird dieſe Gelegenheit benutzt werden müſſen, um 
den Senat aufzufordern und zu warnen, damit er 
nicht den Beſchluß zuläßt, den man bis heute 
abend als Tatſache verkündet hat. 

Es handelt ſich um folgendes. Als die vorige 
Linksregierung herrſchte, hatte die Zigaretten⸗ 
firma Borg ihren eigenen Vertreter im Senat, 
den Herrn Senator Boetzel. Auf ihn ging ein Teil 
der Verhandlungen über die Entſchädigungsfrage 
zurück. (Widerſpruch links.) Natürlich, jetzt ſagen 
Sie, es ſei nicht wahr. Ich wünſche, daß Sie es 
auch in Zukunft ſagen, ſonſt komme ich auf ganz 
beſtimmte Vermutungen. Heute hat die Firma 
Borg nicht einen Antrag von 1,5 Millionen ge⸗ 
ſtellt, mit denen ſich der junge Borg vor einem 
Jahr zufrieden geben wollte, heute verhandelt die 
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Firma wegen einer Entſchädigungsſumme, die 
mit 3,1 Millionen genannt wird. Und zwar wer⸗ 
den die Verhandlungen im Vergleichswege nicht 
von dem ſehr geſchäftsgewandten Herrn Jewe⸗ 
lowjfi geführt, auch nicht von einem Staatsrat, 
der nur zum Staat da zu ſein ſcheint, auch nicht 
von einem Oberregierungsrat oder einem ſonſti⸗ 
gen Senatsvertreter, ſondern die Vorverand⸗ 
lungen werden von einem Privatkaufmann Berg: 
hold geführt. Sind meine Behauptungen zutref⸗ 
fend? Ich bitte hierauf um Antwort, weil ich im 
Anſchluß daran die weitere Frage ſtellen muß: 
Welche Entſchädigung gibt der Senat dieſem Pri⸗ 
vatunterhändler, und glaubt der Senat nicht, daß 
et bei einer Klage günſtiger abſchnitte als bei 
einem Vergleich? Ich bin der Meinung, daß in der 
Monopolgeſellſchaft genug Handelsjuden ſitzen, 
als daß ſich der Senat noch zu ſeiner Vertretung 
einen ſolchen Handelsjuden nimmt, der ſeine In⸗ 
terejlen beſtimmt nicht jo wahrnimmt, wie es jein 
ſollte. Ich habe ein berechtigtes Mißtrauen gegen 
alle Handelsjuden, die ſich in die Geſchäfte des 
Staates hineindrängen. Der Senat verhanden 
lange in der Sache Borg und es ſtand feſt, daß 
durch den Senator Kurowſki Klage erhoben wer⸗ 
den ſollte. Wenn er heute davon Abſtand nimmt 
und private Verhandlungen durchführt, ſo ſind 


die Befürchtungen der Bevölkerung begründet, 


(B) 


daß mit den Steuergeldern der Staatsbürger her⸗ 
umgeſchleudert wird. Gibt der Senat zu, daß er 
im Klageweg beſſer fahren würde, dann iſt es 
ein Unrecht, daß er den Kaufmann Berghold mit 
den Vergleichsverhandlungen betraut hat. Steht 
der Senat auf dem Standpunkt, daß er mit ſeiner 
Klage nicht durchkäme, dann wundere ich mich, 
daß er ſich einen Privatmann nimmt, der be⸗ 
ſtimmt nicht billig iſt. Jedenfalls iſt die Sache jo 
ſchwerwiegend, daß der Senat ſofort darauf ant⸗ 
worten müßte. Aber nicht ſo wie ſeinerzeit, als ich 
die Anfrage ſtellte, ob Herr Nathan Direktor der 
Monopolgeſellſchaft werden ſollte, und der Se⸗ 
natspräſident ſpäter zugeben mußte, daß Nathan 


tatſächlich damit betraut wäre, trotzdem er mit 


der Danziger Induſtrie nie etwas zu tun gehabt 
hat. Wenn der Senat die Frage nicht klärt, hat 
man nicht nur Bedenken gegen die Entſchädi⸗ 
gungsfrage als ſolche, ſondern gegen die Praxis 
des Senats in der Vertretung des Staates. 

Präſident: Das Wort hat Herr Obergerichts⸗ 
rat Kettlitz. b 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Es iſt 
richtig, daß Vergleichsverandlungen mit dem 


Fabrikanten, der die größte Entſchädigungs⸗ 
ſumme zu beanſpruchen hat, geführt werden. 


Ueber die Gründe dazu brauche ich mich nicht aus⸗ 
zulaſſen, es ſind rein praktiſche Erwägungen. Die 
Verhandlungen ſind in Fluß. Ich habe ſie zum 
Teil mit geführt und dabei den Senat zu vertre⸗ 
ten den Vorzug gehabt. Gleichzeitig war der Re⸗ 
gierungskommiſſar Arnſtädt für den Senat tätig. 
Außerdem iſt der Kaufmann Berghold als Sach⸗ 
verſtändiger hinzugezogen worden. (Abg. Dr. 


Kamnitzer: Schon von der früheren Regierung! 
— Abg. Hohnfeldt: Wollen Sie ſich damit rein⸗ 
waſchen? — Heiterkeit.) Bei einer ſolchen Ver⸗ 
handlung ſind wichtige Fragen mit Sachkunde zu 
entſcheiden, ſo daß der Senat nach meiner Auf⸗ 
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faſſung wohl dazu gezwungen war, ſich eines I "- 
verſtändigen Herrn zu bedienen. (Abg. Hohnfeldr: 
Halten Sie Berghold überhaupt für einen Sach⸗ 
verſtändigen in der Frage?) Da die Verhand⸗ 
lungen noch ſchweben, ſo wäre es wohl ihrem 
Gange nicht förderlich, jetzt ſchon Näheres über den 
Abſchluß und die Ziffer zu ſagen. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wird der Oeffentlichkeit und vor allen Dingen 
auch dieſem hohen Hauſe davon Mitteilung ge⸗ 
macht werden. Aber ich fühle mich nicht befugt, 
jetzt vielleicht hindernd in dieſe Vergleichsver⸗ 
handlungen einzugreifen und irgend etwas dazu 
zu ſagen. Sie neigen ſich hoffentlich bald einem 


zu. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): Ich be⸗ 
antrage, daß dieſe Vorlage noch einmal an den 
Hauptausſchuß zurückverwieſen wird. 

Präſident: Herr Abg. Brenner hat beantragt, 
daß die Vorlage noch einmal an den Hauptaus⸗ 
ſchuß zurückverwieſen wird. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſem Antrag ſtattgeben wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt d' 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Da weitere 
Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung über Artikel 1. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Zu Artikel 1 liegen Abänderungsan⸗ 
träge in den Druckſachen Nr. 115, 120 und 122 
vor. Ohne Zweifel geht der Abänderungsantrag 
in Drucksache Nr. 120 am weiteſten: 


Artikel 1. 

§ 10 der Verordnung (Geſetzblatt 1927 S. 126) er⸗ 
hält folgenden Abſatz 2: 

„Die Entſcheidung des Entſchädigumgsamtes kann 
auf Antrag des Antragſtellers ganz oder teilweiſe für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt werden, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung des Entſchädigungsamtes einen geringeren 
Betrag als 1000 Gulden feſtſetzt.“ 2 

Im 8 12 Abſatz 1 werden in dem letzten Satz die 
Worte „nur einſtimmig“ geſtrichen und dafür die 
Worte „mit Stimmenmehrheit“ geſetzt, ſo daß dieſer 
Satz dann lautet: „Ein dahingehender Beſcheid kann 
mit Stimmenmehrheit erlaſſen werden.“ . 

§ 12 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: „Die Nach⸗ 
prüfung der Angemeſſenheit einer 5 Beſtehen 
eines rechtlichen Anſpruchs zugebilligte Entſchädigung 
durch die ordentlichen Gerichte kann ſowohl der An⸗ 
tragſteller als auch der Antraggegner verlangen. Die 
Nachprüfung einer ſolchen Entſcheidung kann weder 
vom Antragſteller, noch vom Antragsgegner verlangt 
werden, wenn die Höhe der von dem Entſchädigungs⸗ 
amt feſtgeſetzten Entſchädigung insgeſamt 5 000 G 
micht überſteigt. Wird dem Antragſteller vom Gericht 
aus Rechtsgründen eine Entſchädigung zugeſprochen, 
ſo iſt bei Bemeſſung derſelben die vom Entſchädi⸗ 
gungsamt zugebilligte Entſchädigung anzurechnen.“ 

Dr. Hoppenra E 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
8 Fraktion. 3 

Ich laſſe darüber zuerſt abjtimmen, dann über 
Druckſache Nr. 122 und Nr. 115. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 120 annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über Druckſache Nr. 122 ab: 


Artikel 1. 
Dem 8 10 der Verordnung (Geſetzbl. S. 126) it 
als Abſatz 2 hinzuzufügen: En 
„Die Entſchädigung des Entſchädigungsamtes kann 
auf Antrag für vollſtreckbar erklärt werden.“ 


Im 8 12 Abſatz 1 werden in dem letzten Satz die 


Worte „nur einſtimmig“ geſtrichen und dafür „mit 
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(Präſident) 
Stimmenmehrheit“ geſetzt, 
lautet: 

„Ein dahingehender Beſcheid kann mit Stimmen⸗ 
mehrheit erlaſſen werden.“ 

Ferner tritt im 8 12 Abſatz 2 anſtelle des jetzigen 
erſten Satzes als erſter Satz: 

„Die Nachprüfung eines ſolchen Beſcheides durch 
die ordentlichen Gerichte, kann ſowohl der Antrag⸗ 
ſteller, wie der Antragsgegner verlangen.“ 

Weiter wird dem § 12 Abſatz 2 ein dritter Satz 
hinzugefügt, lautend: ; 

„Soweit Koſten durch die Erhebung einer Klage 
oder Widerklage des Antragsgegners entſtehen, hat 
der Antragsgegner dieſe auch dann zu tragen, wenn 
er obſiegt.“ 


ſo daß der Satz dann 


Otto Brenner. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 122 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen zul Abſtimmung über Druckſache Nr. 


115: 5 

Der Regierungsvorlage wird ein zweiter Satz 
folgenden Inhalts angefügt: 

„Das Recht der Nachprüfung iſt nicht gegeben, 
wenn die Höhe der Entſchädigung 5000 Gulden nicht 
überjteigt.“ 

Raſch ke. . 


Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag in Nr. 115 annehmen wollen, 
fih vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über Artikel 1 der Vorlage ab. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel 1 iſt angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe fie, da 
keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kom⸗ 


men zur Abſtimmung. Zu Artikel 2 liegen zwei 


Abänderungsanträge vor, und zwar in Druckſache 
Nr. 120 und 122. Wir ſtimmen zuerſt ab über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 120: 
Artikel 2. r 
ne Geſetz tritt mit ſeiner Verkündigung in 
Kraft. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
schieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 122 ab: a 
5 1 Geſetz dritt mit feiner Verkündigung in 
Kraft. 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über Artikel 2 der Vorlage ab. Ich 
bitte diejenigen, die Artikel 2 der Vorlage an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Ge⸗ 
ſetz zur Abänderung der Verordnung vom 31. 
März (Geſetzblatt Seite 126) über das Entſchädi⸗ 
gungsverfahren bei der Einführung des Tabakmo⸗ 
nopols.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich bitte 
diejenigen, die die Ueberſchrift annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift it angenommen. 
Es liegt zu dieſem Geſetz eine Entſchließung vor, 
enthalten in Druckſache Nr. 106: 
Der Volkstag beſchließt. den Senat zu erſuchen, 
bei Billigkeitsbeſcheiden von der Möglichkeit, die 
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ordentlichen Gerichte anzurufen, möglichſt keinen Ge⸗ 

brauch zu machen, wenn die Höhe der zugesprochenen 
Billigteitsentſchädigung 3000 G nicht üiberjteigt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die 
Entſchließung iſt angenommen. (Abg. Raſchke: 
Jeden Tag wird die Geſchäftsordnung geändert! 
Entſchließungen werden doch erſt in der dritten 
Leſung angenommen! — Abg. Fooken: Ich bean⸗ 
trage dritte Lejung! — Abg. Hohnfeldt: Ich 
widerſpreche!) Ich rufe Punkt 9 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zwecks Abänderung der Bezeichnung „Ge⸗ 
richtsſchreiberei“ uſw. 

Druckſache Nr. 98 zu Nr. 72. Ich rufe Artikel 
1 auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Bitte diejenigen, die Artikel 1 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das ijt die Mehrheit, Artikel 1 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf. Da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen darf ich wohl feſtſtel⸗ 
len, daß Artikel 2 angenommen iſt. Ich rufe 
Artikel 3 auf; angenommen. Wir kommen zu Ar⸗ 
tikel 4. Da Wortmeldungen nicht vorliegen, kom⸗ 
men wir zur Abſtimmung. Zu Artikel 4 liegt ein 
Abänderungsantrag unterzeichnet Schilke, Plett⸗ 

ner, Fr. Richter in Druckſache Nr. 111 vor: 
In Artikel 4 Zeile 1 iſt hinter dem Worte „Abſatz“ 

die Zahl „1“ einzufügen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt angenommen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die den ſo veränderten Ar⸗ 
tikel 4 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Artikel 
4 iſt in der neuen Faſſung angenommen. Wir 
kommen zur Ueberſchrift: „Geſetz zur Aenderung 
der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, „Ge⸗ 
richtsſchreiber“ und „Gerichtsdiener“. Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Die Ueberſchrift it angenommen 
und damit das Geſetz in zweiter Leſung erledigt. 
(Abg. Brill: Ich beantrage die dritte Beratung!) 
Wird gegen die dritte Beratung Widerſpruch er⸗ 
hoben? Das iſt nicht der Fall. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen, ſchließe ich ſie. Wir kommen zur Einzel⸗ 
beratung. (En bloc!) Es wird beantragt, über die 
Artikel 1, 2, 3, 4 und die Ueberſchrift En bloc ab- 
zuſtimmen. Ich höre keinen Widerſpruch. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, 
die die Artikel 1, 2, 3, 4, und die Ueberſchrift an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt 
bis auf die Schlußabſtimmung erledigt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dies Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Das Geſetz iſt damit erledigt. Zur Geſchäfts⸗ 

ordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 


(©) 


(D) 


wenn 


— — 


— nme 


— -Komere > 


— — . 


— ee, N SE DIERAE 


(A) 


376 Volkstag Danzig — 20. Sitzung. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
Vertagung. 


Präſident: Es iſt Vertagung beantragt wor⸗ 


den. Ich bitte die Damen und Herren, die dem 
Antrag ſtattgeben wollen, ſich von ihren Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Das 
Haus hat beſchloſſen, ſich zu vertagen. Ich ſchlage 
vor, daß die nächſte Sitzung morgen, Donnerstag, 
den 29. März, nachmittags 3.30 Uhr mit folgender 
Tagesordnung ſtattfindet: 


Mittwoch, den 28. März 1928. 


1. Amtseinführung eines Senators. 5) 
2. Wiederholte dritte Beratung des Geſetzentwurfs 
betr. Wohnungsbau. ; 
3. Punkt 10 von heute, Beſprechung der Großen An⸗ 
frage Nr. 4 des Abg. Schwegmann bbetr. Berhand- 
lungen mit Polen, Druckſache Nr. 46. 
Widerſpruch gegen die von mir vorgeſchlagene 
Tagesordnung wird nicht laut. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr.) 


(B) 


21. Sitzung. 


Donnerstag, den 29. März 1928. 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Neubauer eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senator Dr. Evert; Oberregierungs⸗ 
rat Brieſewitz. } 

Vizepräſident Neubauer: Die Sitzung iſt er: 
öffnet. Herr Staatsrat Dr. Evert hat dem Herrn 
Präſidenten des Volkstages ſchriftlich mitgeteilt, 
daß er die auf ihn gefallene Wahl als Senator 
im Nebenamt annimmt. Zu einer perſönlichen Er⸗ 
klärung hat das Wort der Herr Abg. Geisler. 

Geisler, Abgeordneter (b. k. F.): 

Unter Bezugnahme auf meine Erklärung in der 
Volkstagsſitzung vom 15. Februar dieſes Jahres, mit 
welcher ich meinen Austritt aus der Kommuniſtiſchen 
Partei Bezirk Danzig mitteilte, habe ich Heute fol⸗ 
gendes bekanntzugeben. Ich habe mich mit dem hheu⸗ 
tigen Tage der revolutionären Arbeiterpartei, Kom⸗ 
muniſtenbund Danzig, welche ſich vor einigen Tagen 
in Danzig gebildet hat, als Mitglied angeſchloſſen. 
Ich werde von mun ab die Intereſſen dieſer Partei 
in dieſem Hauſe vertreten. 

(Oho, Donnerwetter! — Heiterkeit.) 

Vizepräſident Neubauer: Wir treten in die 
Tagesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Amtseinführung eines Senators. 
Ich erteile das Wort dem Herrn Präſidenten des 
Senats. 8 N 

Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
2. In der letzten Sitzung des Volkstages iſt zum 
Senator Herr Staatsrat Dr. Evert gewählt wor⸗ 
den. Gemäß Artikel 28 habe ich in der nächſten 
nach der Wahl ſtattfindenden Sitzung des Volks⸗ 
tages den neugewählten Senator in ſein Amt ein⸗ 
zuführen. Ich werde die Eidesformel vorſprechen 


und bitte, es mir dann zu geloben. Die Eides⸗ 


formel lautet: 8 
Ich werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim zu 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 

Senator Dr. Evert: Ich gelobe es, ſo wahr 

mir Gott helfe. 
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Vizepräſident Neubauer: Herr Senator Dr. (O) 


Evert, geſtatten Sie mir den Wunſch auszudrücken, 
daß Ihre Mitarbeit im Senat zur gedeihlichen 
Entwickelung unſeres Freiſtaates mit beitragen 
möge. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Wiederholte dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs betr. Abänderung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes. (§ 34 Ziffer 3 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung.) 
Druckſache Nr. 124. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir treten in die Einzelberatung ein. 
Ich rufe $ 1 der Vorlage auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
bitte die Damen und Herren, die 8 1 der Vorlage 


annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 


(Geſchieht.) Das it die Mehrheit. 8 1 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe § 2 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 


vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die 


§ 2 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 8 2 iſt 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Ge⸗ 
ſetz zur Abänderung des Wohnungsbauaeſetzes 
vom 27. 3. 1925 (Geſetzbl. S. 79 ff.) in der Faſſung 
vom 23. 12. 1925 (Geſetzbl. S. 359/60)“. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich bitte die Damen 


und Herren, die die Ueberſchrift annehmen wol⸗ 


len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die das Geſetz 
in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit. Das Geſetz iſt angenommen. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beſprechung der Großen Anfrage Nr. 4 
des Abg. Schwegmann u. Fr. betr. Ver⸗ 
handlungen mit Polen. ($ 39 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung.) 

Druckſache Nr. 46. Wir treten in die Beſprechung 
der Großen Anfrage ein. Das Wort hat der Herr 
Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D, u. 
H.! Die Geiſtesrichtung der jüngſten Epoche, die 
Umwertung aller Werte vorzunehmen, hat auch 
vor dem Gebiet der Diplomatie nicht Halt ge⸗ 
macht. Man überlegte, die Geheimdiplomatie habe 
ſich als unfähig erwieſen, ein Volk zu leiten. Die 
Mißerfolge ſeien augenſcheinlich. An ihre Stelle 
müſſe eine andere Diplomatie treten, die Diplo⸗ 
matie der Offenheit. Die Regierung dürfe nicht 
mehr nach eigenen Entſchlüſſen handeln, ſondern 
als Funktion der Parlamentsmehrheit. Sie müſſe 
für ihre Maßnahme Richtung und Ziel von der 
jeweiligen parlamentariſchen Mehrheit erhalten, 
und ſie ſei dieſer parlamentariſchen Mehrheit für 
alle Handlungen verantwortlich. A Er 

Es ſoll nicht unterſucht werden, ob die Politik 
der Offenheit möglich oder nützlich iſt, oder ob 
dieſe Theorie weiter nichts iſt als eine leere Re⸗ 
densart, berechnet, der Maſſe den Glauben einzu⸗ 
flößen, als ob ſie die Politik beſtimme. Allerdings 
ſind wir weit davon entfernt, daß die Politik der 
Offenheit Platz gegriffen hat. Selbſt in einem 
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Lande wie Deutſchland, wo die begeiſtertſten An⸗ 
hänger der Politik der Offenheit zu finden ſind, 
ſind die Verträge von Locarno und Thoiry eine 
Ueberraſchung für das Parlament geweſen; denn 
der Außenminiſter hatte ſie heimlich vorbereitet 
und trat mit abgeſchloſſenen Verträgen vor das 
Parlament. Er hat ſich bei den Verhandlungen 
auch gar nicht nach den Inſtruktionen des Parla⸗ 
ments gerichtet. (Abg. Rahn: Nach den Inſtruk⸗ 
tionen der deutſchnationalen Miniſter!) Die hat 
er nicht befolgt. Trotz dieſer Einſchränkung be⸗ 
ſteht aber in allen demokratiſch regierten Ländern 
ein letzter Reſt von Offenheit in der Politik. Es 
beſteht die Gepflogenheit, den Hauptausſchuß über 
ſchwebende Verhandlungen zu unterrichten, die 
Ziele der Regierung anzuzeigen und Wünſche und 
Anregungen des Ausſchuſſes entgegenzunehmen. 
Dies Verfahren hat auch in Danzig bis zur Bil⸗ 
dung der jetzigen Regierung beſtanden. (Abg. 
Rahn: Das iſt unwahr!) Regelmäßig iſt vor den 
Tagungen in Genf der Hauptausſchuß zuſammen⸗ 
getreten. Die Regierung hat die Verhandlungs⸗ 
gegenſtände behandelt und hat Aufklärung gege⸗ 
ben, in welcher Weiſe ſie dieſe Gegenſtände zu be⸗ 
handeln gedenkt. Regelmäßig iſt der Hauptaus⸗ 
ſchuß einberufen worden, wenn wichtige Verhand⸗ 
lungen mit Polen gepflogen worden ſind. Auch 
hier hat man die Meinung des Ausſchuſſes gehört 
und hat ſich danach gerichtet. Wenn Herr Rahn 
behauptet, das ſei unwahr, ſo zielt er wahrſchein⸗ 
lich darauf hin, daß er als Tribun der Demokratie 
ſtets darauf gedrungen hat, daß die Beratungen 
im Hauptausſchuß ungenügend wären, da für den 
Hauptausſchuß die kleinen Gruppen und einzelne 
Abgeordnete nicht in Frage kämen. Er wollte die 
Oeffentlichkeit ſoweit ausgedehnt wiſſen, daß die 
Gegenſtände hier im Plenum behandelt würden. 
(Abg. Rahn: Nein, weil die Geſchäftsordnung ver⸗ 
bietet, daß der Hauptausſchuß einberufen wird, 
wenn das vor das Plenum gehört!) Ich glaube 
Ihnen das als einem guten Kenner der Danziger 
Geſchäftsordnung. (Heiterkeit.) 


Nun hat man in Danzig auch dieſen letzten 


Reſt von Offenheit beſeitigt und iſt zur Geheim⸗ 
diplomatie ſchlechthin zurückgekehrt. Zum erſten 
Mal ſeit Beſtehen des Volkstages iſt vor einer Ta⸗ 
gung in Genf der Hauptausſchuß nicht zuſammen⸗ 
getreten. Zum erſten Male werden wichtige Ver⸗ 
handlungen mit Polen geführt, ohne daß der 
Hauptausſchuß einberufen und ihm Gelegenheit 
geboten wäre, den Stand der Dinge zu erfahren. 
Vielleicht fürchtete die Regierung, daß die Ver⸗ 
handlungen im Hauptausſchuß Schaden ſtiften 
könnten. Dem hätte man begegnen können, indem 
man die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen hätte. (Abg. 
Raſchke: Erſt wollen Sie die Oeffentlichkeit, und 
jetzt wollen Sie die Oeffentlichkeit ausſchließen!) 
Es iſt auch ſehr unwahrſcheinlich. daß die Beratun⸗ 
gen im Hauptausſchuß oder im Volkstag einen un⸗ 
günſtigen Einfluß auf die Verhandlungen hätten 
haben können. Nach meiner Meinung läßt ſich 
jeder Gegner in den vertragſchließenden Parteien 
nur von einem einzigen Grundſatz leiten. Das iſt 
das Wohl des eigenen Landes. Ob die Verhand⸗ 
lungen geheim oder offen ſind, ob ſie von einer 
Links⸗ oder Rechtsregierung geführt werden, kann 
den vertragſchließenden Parteien ganz gleichgültig 
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ſein. Beide müſſen nur einen Grundſatz haben, (O) 


das Wohl des eigenen Landes. Ein anderes Ge⸗ 
ſetz kann es hierbei gar nicht geben. Die Oppo⸗ 
ſition müßte der Regierung eigentlich ſehr will- 
kommen ſein. Es iſt Pflicht der Oppoſition, die 
Regierung bei ihren Verhandlungen zu ſtärken. 
Die Regierung kann und ſoll auf den Widerſtand 
der Oppoſition bei ihren Verhandlungen hinwei⸗ 
ſen und ein Entgegenkommen mit dem Hinweis 
auf dieſen Widerſtand ablehnen. Die Haltung der 
Oppoſition kann ein Mittel werden, der Regie⸗ 
rung zu helfen, das Beſte aus den Verhandlungen 
herauszuſchlagen. (Sehr richtig! rechts.) Ich er⸗ 
innere nur daran, wie Ariſtide Briand es in 
Frankreich macht; er lehnt die Räumung des 
Rheinlandes mit dem Hinweis euf die nationale 
Oppoſition in Frankreich ab und ſagt, er könne es 
nicht machen, ſonſt ſei er, der ſozialiſtiſche Mini⸗ 
ſterpräſident in Frankreich, erledigt und dann gehe 
es den Deutſchen noch ſchlechter. Mit dem Hin⸗ 
weis auf die nationale Oppoſition in Frankreich 
lehnt er jedesmal die Räumung des Rheinlandes 
ab. (Zuruf des Abg. Brill.) 

Die Regierung kann aus jeder Oppofition 
etwas Gutes herausſchlagen. Wenn die Regie⸗ 
rung es nicht tut und dieſes Hilfsmittel nicht be⸗ 
nutzt, iſt ſie keine gute Regierung. Die Danziger 
Regierung verſchmäht dies bewährte Mittel. Sie 
hat es abgelehnt, den Hauptausſchuß in dieſer An⸗ 
gelegenheit zuſammentreten zu laſſen. Es wurde 
unſerem Antrag vom 22. Februar aus dem 
Grunde widerſprochen, weil die Beſprechungen mit 
der polniſchen Regierung noch nicht abgeſchloſſen 
ſeien, und weil vorausſichtlich noch weitere Be⸗ 
ſprechungen ſtattfinden würden. Wir haben da⸗ 
mals verlangt, daß die Regierung, wie es bisher 
üblich war, vor Abſchluß ihrer Beſprechungen über 
ihre Stellungnahme und Abſichten dem Hauptaus⸗ 
ſchuß Bericht erſtattete. Der Volkstag muß in die 
Lage verſetzt werden, rechtzeitig ſeine Meinung zu 
äußern, um auf die Stellungnahme der Regierung 
Einfluß zu gewinnen. Wir haben dann eine Große 
Anfrage an den Senat gerichtet. Dieſe Große An⸗ 
frage wurde am 5. März abſchlägig beſchieden, der 
Senat ſei nicht in der Lage, ſie zu beantworten, da 
ſich die Verhandlungen erſt im Anfangsſtadium 
befänden. Und doch wußte man aus den kleinen 
Nachrichten der Preſſe, daß der Handelsſenator 
ſchon den Kreiſen der Wirtſchaft Mitteilungen 
hatte zugehen laſſen, daß die Verhandlungen kurz 
vor dem Abſchluß ſtänden. Man fragt ſich ver⸗ 
gebens, warum dem Volkstag nicht Mitteilung ge⸗ 
macht wird, wenn den Handelskreiſen und Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen Aufſchluß darüber gegeben wird. 

ir haben Kenntnis von den Danzig⸗polni⸗ 
ſchen Verhandlungen durch die polniſche Telegra⸗ 
phenagentur bekommen. Ginige Tage ſpäter folgte 
dann auch die Preſſeſtelle des Senats. Bei den 
Verhandlungen ſcheint es ſich vornehmlich um die 
Einführung einheitlicher Transportbeſtimmungen 
zu handeln. Danzig hat ein eigenes Geſetz⸗ 
gebungsrecht in Eiſenbahntarifangelegenheiten. 
Soll das nun beſeitigt werden? Man hat nichts 
davon gehört, daß es Schaden angerichtet haben 
ſollte. Man hat auch nicht den Beweis erbracht, 
daß es überflüſſig ſei. Im Gegenteil iſt mir eine 
Nachricht, ein Beiſpiel zugegangen, das beleuchtet, 
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wie wichtig dies eigene Geſetzgebungsrecht auf die⸗ 
ſem Gebiete iſt. Nachdem die Zölle vor kurzem 
durch die polniſche Regierung erhöht worden find, 
ſollte auch für die Stückgüter, die auf dem Leege⸗ 
torbahnhof liegen, höheres Lagergeld gezahlt wer⸗ 
den. Da konnte man dieſem Uebel entgehen, in⸗ 
dem man auf das Danziger Geſetzgebungsrecht 
hinwies. Die Kaufmannſchaft hat das höhere La⸗ 
gergeld für die Stückgüter nicht zu bezahlen brau⸗ 
chen. 

Die Danziger Preſſeſtelle erklärt, den Anſprü⸗ 
chen nach einer Vereinheitlichung des Transport⸗ 
rechtes liegen keine Hinderungsgründe entgegen. 
Wir ſind der Anſicht, daß ſehr viele Hinderungs⸗ 
gründe entgegenſtehen. Danzig iſt eine Induſtrie⸗, 
See⸗ und Handelsſtadt. Polen iſt dem größten 
Umfange des Landes nach ein Binnenland. Es 
iſt doch ſelbſtverſtändlich, daß für beide Gebiete 
nicht dieſelben Transportbedingungen und Rechte 
gelten können. Wie wird es denn fein, 
wenn Polen einmal Gdingen oder Dirſchau zu Un⸗ 
gunſten Danzigs bevorzugen ſollte? Wird man 
dann auch noch davon ſprechen können, daß keine 
Hinderungsgründe vorliegen? Wird Polen dann 
die Intereſſen Danzigs immer ſo wahrnehmen, 
wie ſeine eigenen Intereſſen? Ein Rückblick auf 
die Vergangenheit läßt nichts Gutes ahnen. Es 
ſei bloß an die letzte rapide Zollerhöhung, die den 
Tabak betraf, erinnert, die durch nichts gerechtfer⸗ 
tigt war. Sie hatte nur den einzigen Zweck, Dan⸗ 
zig Schaden zuzufügen. Auch der Herr Finanz⸗ 
ſenator erklärte vor den Herren der Danziger 
Wirtſchaft, das Danziger Geſetzgebungsrecht habe 
nur untergeordnete Bedeutung. Wir ſind der ent⸗ 
gegengeſetzten Anſicht. Alles, was uns noch an 
Recht geblieben iſt, müſſen wir bis auf den letzten 
Buchſtaben verteidigen und halten. (Sehr richtig!) 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir es auch in die⸗ 
ſem Falle tun. Es kann nicht angehen, daß man 
von einem Recht der Geſetzgebung behauptet, 
augenblicklich habe es nur untergeordnete Bedeu⸗ 
tung. Wie aber, wenn es einmal in Zukunft Be⸗ 
deutung haben ſollte? Kann man wiſſen, wie ſich 
die Dinge entwickeln werden, wann, wo und wie 
dies Recht einmal Bedeutung gewinnen könnte. 
Augenblicklich ſcheint es vielleicht ſo, aber man 
muß doch auch an die kommenden Tage denken. 
Wenn es von ganz untergeordneter Bedeutung 
wäre, würde Polen die Beſeitigung entſchieden 
nicht verlangen. (Sehr wahr! rechts.) 

Auch bei künftigen Aenderungen ſoll Ueberein⸗ 
ſtimmung erzielt werden. Das iſt eine Bindung 
für die Zukunft. Was will man denn tun, wenn 
dieſe Beſtimmungen für Danzig unmöglich ſind, 
wenn man Edingen z. B. außerordentlich bevor⸗ 
zugt, wenn man Dirſchau bevorzugt, wenn man 
die Eiſenbahnen in den übrigen polniſchen Landen 
gegenüber den Eiſenbahnen bei uns bevorzugt? 
Dann ſind wir gebunden und können nichts da⸗ 
gegen tun. Soll dann eine Kontrolle unmöglich 
ſein? Soll kein Schiedsverfahren mehr eingeführt 
werden können? Das ſind alles offene Fragen, 
deren Beantwortung im Hauptausſchuß oder auch 
im Volkstag ſehr gut hätte erfolgen können und 
erfolgen müſſen. 

Auch maßgebende Danziger Wirtſchaftskreiſe, 
ich betone ausdrücklich maßgebende Danziger 
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Wirtſchaftskreiſe, ſind keineswegs der Anſicht, daß 
Danzigs Geſetzgebungsrecht auf dem Gebiete des 
Transportweſens überflüſſig ſei, ſondern vertreten 
den Standpunkt, daß es mit allen Mitteln vertei⸗ 
digt und beibehalten werden müſſe. Die Preſſe⸗ 
ſtelle berührt dann noch einen zweiten Punkt, die 
Frage der gebrochenen Tarife und Aufhebung der 
Verkehrsſteuern, die in engem Zusammenhang 
ſtehen. Alſo beides ſei ein Komplex und müſſe 
daher miteinander verhandelt werden. Wenn das 
eine geſchehe, müſſe auch das andere geſchehen. Po⸗ 
len hat aber auf Grund des Schiedsverfahrens die 
Pflicht, die gebrochenen Tarife zu beſeitigen. Eine 
Gegenleiſtung kann es dafür gar nicht verlangen. 
Jede Regierung, auch die ſozialiſtiſche Regierung, 
die Vorgängerin dieſer, hat an Polen die Forde⸗ 
rung geſtellt, die Tarife zu vereinheitlichen. Polen 
hat dieſem Anſinnen auch ſtets nachgegeben. Bei 
der letzten Regierung waren die Verhandlungen 
im Gange, die Regierung konnte ſich damals nicht 
entſchließen, den Forderungen Polens nachzukom⸗ 
men, die Verkehrsſteuern fallen zu laſſen. Wenn 
dieſe Regierung nun die Verkehrsſteuer beſeitigt 
hat, iſt es eine ſelbſtverſtändliche Folge, daß die 
Tarife nun einfach zu vereinheitlichen ſind. Wir 
fragen: Liegen über die Verhandlungen ſchriftliche 
Berichte vor? Welche Stellung nimmt Danzig und 
welche Polen ein? Für welchen Zeitpunkt iſt die 
Aufhebung der gebrochenen Tarife vorgeſehen? 
Wir erſuchen um Antwort auf alle Fragen, 
welche wir in der Großen Anfrage geſtellt haben 
und auf die, welche ich hier noch beſonders aufge⸗ 
führt habe. Es ſollen ferner diejenigen Fragen 
erörtert werden, die von Herrn Senator Jewe⸗ 
lowſki zum Gegenſtand der Beſprechung in War- 
ſchau gemacht worden ſind, die Frage der Aus⸗ 
nutzung der Weſterplatte als Depot für Kriegs⸗ 
material und Exploſivſtoffe, und drittens die 
Frage der Stationierung der polniſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe in Danzig, viertens über ſonſtige von dem 
Senat geführte Verhandlungen. Wir bitten den 
Senat, uns Auskunft über alle dieſe Fragen zu ge⸗ 
ben, ſie dem Hauſe nicht vorzuenthalten und den 
alten demokratiſchen Grundſatz, der doch nun ein⸗ 
mal gelten ſoll, wirklich zur Durchführung zu brin⸗ 
gen, daß die Regierung nur Funktion der Parla⸗ 
menstmehrheit iſt und über ihre Abſichten den 
Volkstag zu unterrichten habe. (Bravo! rechts.) 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats. 
Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen dem 
Senat und dem Volkstag, bezw. dem Hauptaus⸗ 
ſchuß des Volktages in der Behandlung auswär⸗ 
tiger Fragen iſt mit dem Antritt der gegenwär⸗ 
tigen Regierung kein Syſtemwechſel eingetreten. 
(Widerſpruch rechts.) Die Danziger Regierung 
wird wie bisher den Hauptausſchuß in ſachge⸗ 
mäßer Weiſe und zu rechter Zeit über die bevor⸗ 
ſtehenden Verträge und die ſtattgehabten Ver⸗ 
handlungen unterrichten. Es wird nicht beabſich⸗ 
tigt, den Volkstag oder den Hauptausſchuß mit 
der Vorlegung bereits unterzeichneter Verträge 
zu überraſchen, ſondern die Regierung wird genau 
wie bisher zur gegebenen Zeit dem Hauptaus⸗ 
ſchuß Mitteilung über die ſtattgehabten Verhand⸗ 
lungen und die bevorſtehenden Verträge machen. 
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Mit dem Herrn Vorredner beſteht nur in 
einem Punkt eine Meinungsverſchiedenheit, der 
Senat iſt der Auffaſſung, wie er ſowohl auf die 
Einladung zur Berichterſtattung im Hauptaus⸗ 
ſchuß, wie auf die Große Anfrage ſchriftlich geant⸗ 
wortet hat, daß dieſer Moment noch nicht gekom⸗ 
men iſt, daß ſich die Verhandlungen noch in ei⸗ 
nem Stadium befinden, welches im Intereſſe der 
Verhandlungen eine Mitteilung nicht geeignet er⸗ 
ſcheinen läßt. Wenn Anfang März geſagt worden 
iſt, daß die Verhandlungen kurz vor dem Abſchluß 
ſtänden, ſo zeigt ja ſchon die Tatſache, daß inzwi⸗ 
ſchen der März beinahe zu Ende iſt und ein Ver⸗ 
tragsabſchluß noch nicht ſtattgefunden hat, daß da⸗ 
mals die Verhandlungen noch nicht vor dem Ab⸗ 
ſchluß geſtanden haben. Ich kann erklären, daß 
ſie auch heute noch nicht vor dem Abſchluß ſtehen. 
Es ſind eine ganze Reihe von Fragen mit Polen 
zur Erörterung geſtellt worden. Es liegt dies in 
dem Prinzip der gegenwärtigen Regierung, wie 
es in der Regierungserklärung zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt. Dieſe Verhandlungen werden auch 
in der Form geführt, wie in der Regierungser⸗ 
klärung mitgeteilt worden iſt. Sie werden aber 
auch dem Inhalt nach ſo geführt, wie es die Re⸗ 
gierungserklärung dem Volkstag gegenüber fei⸗ 
erlich verſprochen hat, nämlich unter Wahrung 
der Danziger Hoheitsrechte. Materiell auf die 
Frage einzugehen, iſt mir mit Rückſicht auf den 
gegenwärtigen Stand der Verhandlungen nicht 
möglich. (Bravo!) 
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liegen nicht weiter vor. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Dr. Ziehm. 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bit⸗ 
te, die Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. 5 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt beantragt, 
die Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht) 
Die Unterjtügung reicht aus. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die die Große Anfrage dem Hauptausſchuß 
überweiſen wollen, ſich von den Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht) Ich bitte um die Gegenprobe. 
(Geſchieht) Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Weitere Anträge liegen nicht vor. 
Die Große Anfrage iſt ſomit als erledigt zu be⸗ 
trachten. 5 

M. D. u. H.! Wir find am Schluß unſerer 
heutigen Tagesordnung. Nach den Vereinbarun⸗ 
gen im Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, daß die 
nächſte Sitzung am Mittwoch, den 18. April, nach⸗ 
mittags 3.30 Uhr mit folgender Tagesordnung 
ſtattfindet: 

Erſbe Beratung eines Geſetzentwurfs zur Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplanes für 1928. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt fo beſchloſſen. 
Ich wünſche allen Mitglieder des hohen Hauſes 
ein recht frohes Oſterfeſt. (Danke, gleichfalls!) 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 10 Minuten.) 


Volkstag Danzig — 22. Sitzung. Mittwoch, den 18. April 1928. 


22. Sitzung. 


Mittwoch, den 18. April 1928. 


Beurlaubungen 5 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Feſtſtel⸗ 
lung des Staatshaushaltsplans (Druckſache 
Nr. 132.) 3 
Dr Sahm, Präſident des Senats 
Dr. Volkmann, Senator 
Erſte Beratung eines Ergänzungsgeſetzes zum vor⸗ 
läufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928 (Druckſache Nr. 129.) 
Brenner (Hausbeſ. P.) 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 390 D 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Stellv. Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Arczynſki, Runge, Dr. Schwartz, Dr, 
Volkmann, Dr. Wiercinſki; Staatsrat Lademann; 
Oberregierungs⸗ und Finanzrat Winter; Ober⸗ 
regierungsrat Alter; Finanzdirektor Stuntz; 
Oberinſpektor Brockſch. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 22. 
Vollſitzung. Am Urlaub haben nachgeſucht die 
Herren Abg. Dinklage, vom 31. März bis 30. 
April, Herr Abg. Dr. Kamnitzer vom 6. bis 21. 
April, Herr Abg. Friedrich vom 14. April bis 5. 
Mai. Ich ſtelle feſt, daß das Haus keinen Wider⸗ 
ſpruch erhoben hat. Der Urlaub iſt ſomit geneh⸗ 
migt. Wir kommen zur Tagesordnung. Ich rufe 
Punkt 1 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans. 

Druckſache Nr. 132. Das Wort hat der Herr 

Präſident des Senats. 


H.] Nach dem beſtehenden Brauch gibt die Ein⸗ 
bringung des Staatshaushaltsplans der Regie⸗ 
rung zu allgemeinen Ausführungen Gelegenheit, 
die ſich, wie üblich, namentlich mit Fragen der 
auswärtigen Politik befaſſen ſollen. Die allge⸗ 
meinen Richtlinien der Politik der Danziger Re⸗ 
gierung gegenüber dem Völkerbund und gegen⸗ 
über den ausländiſchen Staaten, namentlich der 
Nachbarrepublik Polen, ſind erſt vor kurzer Zeit 
in der Regierungserklärung vom 26. Januar 
dieſes Jahres klargelegt worden. Die Stellung 
der Regierung hat ſich in den vergangenen Mona⸗ 
ten hierzu nicht geändert, ſo daß ein nochmaliges 
Eingehen hierauf überflüſſig erſcheint. 

Mit großer Befriedigung kann die Regierung 
ſeſtſtellen, daß während der letzten Tagung des 
Welkerbundes im März die Frage des Klagerechts 

er Danziger Eiſenbahner gegen die polniſche 
Staatsbahndirektion vor den Danziger Gerichten 
a Grund eines Gutachtens des Internationalen 
Simichtshofes im Haag ihre Erledigung in dem 
inne erfahren hat, wie er von Anfang an von 
anzig vertreten wurde. Es hat ſich auch bei die⸗ 


Dr. Sahm, Präſident des Senats: M. D. u. 
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ſer Gelegenheit aufs neue gezeigt, daß für die Er⸗ 
ledigung der Danzig⸗polniſchen Streitfragen vor 
dem Rate des Völkerbundes größter Wert darauf 
gelegt werden muß, daß eine ſorgfältige Prüfung 
nach der rechtlichen Seite hin erfolgt. Jedenfalls 
iſt nunmehr für die Danziger Eiſenbahnbedienſte⸗ 
ten die von ihnen ſeit langer Zeit erwünſchte und 
erſtrebte Klarſtellung ihres Verhältniſſes zur 
Staatsbahndirektion auf Grund des Beamtenab⸗ 
kommens erfolgt. Die Eiſenbahnbedienſteten ha⸗ 
ben durch ihre Gewerkſchaften dem Senat für ſeine 
Mitwirkung bei Erledigung dieſer Fragen ihren 
wärmſten Dank ausſprechen laſſen. Wenn auch in 
dieſem Punkt nach langen Bemühungen eine Be⸗ 
ruhigung für die Danziger Eiſenbahnbedienſteten 
erzielt worden iſt, ſo möchte ich die Gelegenheit be⸗ 
nutzen, mitzuteilen, daß auf einem andern Ge⸗ 
biet noch lebhafte Beunruhigung in dieſem Per⸗ 
ſonenkreis beſteht, wie es auch bereits in einer 
Großen Anfrage zum Ausdruck gekommen iſt. 

Die von der polniſchen Staatsbahndirektion 
Ende 1926 getroffene Regelung der Sprachen⸗ 
frage und im engſten Zuſammenhang damit die 
Frage der Anſtellung Danziger Staatsangehöriger 
im polniſchen Eiſenbahndienſt hat zu lebhaften 
Beſchwerden ſeitens der beteiligten Perſonen An⸗ 
laß gegeben. Seit längerer Zeit ſchweben bei dem 
Hohen Kommiſſar des Völkerbundes, bei dem 
Danzig im wergangenen Jahr einen Antrag auf 
Entſcheidung geſtellt hat, Verhandlungen, die aber 
noch nicht zu einem befriedigenden Ergebnis ge⸗ 
führt haben. Es iſt zu wünſchen, daß auch in die⸗ 
ſem Punkt baldmöglichſt eine Löſung gefunden 
wird, die den berechtigten Intereſſen der Danziger 
Staatsangehörigen und der bereits im Dienſte 
befindlichen Beamten gerecht wird. 

Hinſichtlich des allgemeinen Verhältniſſes zur 
Republik Polen möchte ich noch hervorheben, daß 
aller Wahrſcheinlichkeit nach auf der nächſten Ta⸗ 
gung des Rats des Völkerbundes in Genf im Juni 
keine Danzig⸗polniſche Streitfrage auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen wird. Aus der Januar⸗Erklärung 
der Regierung möchte ich nur einen Satz hervor⸗ 
heben, wiederholen, und dadurch noch beſonders 
betonen. Es heißt darin: „Die neue Regierung 
wird bemüht ſein, einen Fortſchritt in der Ent⸗ 
wicklung des Verhältniſſes zwiſchen der Freien 
Stadt und Polen herbeizuführen, damit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſen beider Staaten im Ver⸗ 
hältnis zueinander Genüge geſchehen kann.“ Ich 
möchte heute dieſen Satz dahin erweitern, daß die 
Bemühung der Regierung in der eben genannten 
Richtung ſich auch auf die Entwicklung des Wirt⸗ 
ſchaftsverkehrs zu anderen Mächten, der naturge⸗ 
mäßen wirtſchaftlichen Intereſſenſphäre der Frei⸗ 
en Stadt erſtreckt, nämlich auf die für uns ſo wich⸗ 
tigen Wirtſchaftsgebiete des Deutſchen Reiches und 
der Union der ſozialiſtiſchen Sowjetrepubliken, ſo⸗ 
wie auf die Uferſtaaten der Oſtſee. Ich gebe hier⸗ 
bei der beſtimmten Erwartung und Hoffnung 
Ausdruck, daß die Regierung der polniſchen Re⸗ 
publik, ſoweit ihre Mitwirkung nach den Beſtim⸗ 
mungen des Vertrages von Verſailles und nach 
der Pariſer Konvention hierbei in Frage kommt, 
im Intereſſe der Förderung der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft und unter voller Berückſichtigung der hiſtori⸗ 
ſchen Tatſachen, die zur Begründung der Freien 
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Stadt geführt haben, unſer Beſtreben mit beſtem 
Willen und tatkräftig unterſtützt. 

Meine nachfolgenden Ausführungen zu dieſer 
Frage ſollen unter dem Motto „Verkehr und Wirt⸗ 
ſchaft“ ſtehen. Für einen Staat von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Struktur der Freien Stadt ergibt ſich 
auf der einen Seite die Bedeutung dieſer beiden 
großen Fragenkomplexe von ſelbſt. Auf der an⸗ 
dern Seite zeigt ſich bei näherer Betrachtung eine 
innere Verbundenheit der Fragen des Verkeh ‘5 
und der Fragen der Wirtſchaft, insbeſondere wenn 
man den Begriff des Verkehrs möglichſt weit zieht. 
Aus der Verbindung dieſer beiden Fragen ergib: 
ſich weiter aber auch von ſelbſt, daß überall da, wo 
es notwendig erſcheint, auch Fragen der inneren 
Politik geſtreift werden müſſen, namentlich, wenn 
es ſich um die direkte Förderung der vier großen 
Wirtſchaftsgebiete, Gewerbe, Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft handelt, deren Stärkung in 
jeder Beziehung der Senat ſich in gleicher Weiſe 
angelegen ſein laſſen wird. N 

Entſprechend der überragenden Bedeutung des 
Hafens für unſer Wirtſchaftsleben ſoll die Betrach⸗ 
tung über den Hafen an die Spitze der Erörterun⸗ 


gen geſtellt werden. Wir bringen der Entwicklung 


und dem Ausbau des Danziger Hafens ein beſon⸗ 
deres Intereſſe entgegen, in dem Bewußtſe in, daß 
nach der ausdrücklichen Erklärung der alliierten 
und aſſoziierten Mächte zu den Friedensbedingun⸗ 
gen des Verſailler Vertrages Danzig als der ein⸗ 
zige Hafen für den polniſchen Im⸗ und Export 
konſtituiert fit, daß daher der Danziger Hafen 
jederzeit in der Lage ſein muß, ſeiner Aufgabe als 
Zugang Polens zum Meer gerecht zu werden. Mit 
erheblichen Anleihemitteln hat bisher ſchon der 
Hafenausſchuß ſowohl Verbeſſerungen, als Erwei⸗ 
terungen des Danziger Hafens in Angriff genom⸗ 
men und zum Teil ſchon beendet. Es iſt beſonders 
das neue Maſſengutbecken in Weichſelmünde zu 
erwähnen, das in modernſter Weiſe mit Ume 
ſchlagseinrichtungen für Kohlen, Erze und andere 
Maſſengüter ausgerüſtet fein wird. Weitere drin⸗ 
gende Aufgaben für die Erweiterung des Hafens 
ſind vom Hafenausſchuß bereits beſchloſſen, wie 
eine neue Stückguthalle auf der Südſeite des Frei⸗ 
bezirks, als auch in Ausführung begriffen. Nach 
den Berichten der Danziger Delegation des Hafen⸗ 
ausſchuſſes it zu erwarten, daß in nächſter Zeit 
der Hafenausſchuß mit einem größeren Baupro⸗ 
gramm hervortreten wird. 

In die Hafenfrage münden alle einzelnen Ver⸗ 
kehrs⸗ und Wirtſchaftsfragen und werden letzten 
Endes von der Hafenfrage beherrſcht. Danzig und 
ſein Hafen bilden ein untrennbares Ganzes. Wir 
haben ein Programm für den Verkehr zu Waſſer, 
zu Lande und in der Luft. Anſer Programm um⸗ 
faßt Wünſche und Anſprüche, deren Berechtigung 
ſich nach meiner Ueberzeugung niemand verſchlie⸗ 
ßen kann, der die Förderung der Wirtſchaftsinter⸗ 
eſſen des Freiſtaates im Auge hat. An erſter Stelle 
dieſes Programms ſteht die Forderung, im Ver⸗ 
kehr zwiſchen Danzig und Polen die gebrochenen 
Tarife zu beſeitigen. Mit Rückſicht auf die ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen, über deren Stand ich in 
einer der letzten Sitzungen des Volkstages be⸗ 
richtet hatte, will ich es mir verſagen, heute nä⸗ 
here Ausführungen über die rechtlichen Grund⸗ 
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lagen unſeres Anſpruches und die damit in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Nebenfragen zu machen. Die 
Verhandlungen, die infolge anderweiter Inan⸗ 
ſpruchnahme der Mitglieder der polniſchen Dele⸗ 
gation und auch infolge der Oſterzeit vertagt wa⸗ 
ren, ſtehen unmittelbar vor der Wiederaufnahme. 
Wir hoffen, demnach bald in der Lage ſein zu 
können, dem Hauptausſchuß des Volkstages nä⸗ 
here Mitteilungen zu machen. 

In einer gewiſſen Verbindung mit dieſer 
Frage — es mag dahingeſtellt bleiben, ob dieſe 
Verbindung rechtlich oder tatſächlich iſt — ſteht 
die Frage der Aufhebung der ſogenannten Ver⸗ 
kehrsſteuern, alſo des Frachturkundenſtempels und 
der Beförderungsſteuer. Trotzdem die Beſeitigung 
dieſer Steuern einen nicht unerheblichen Ausfall, 
nämlich den Betrag von 2,2 Millionen Gulden für 
den Staatshaushalt ausmacht, liegt es doch im 
Finanzprogramm der Regierung, dieſe Steuern 
außer Hebung zu ſetzen, ſobald die Verhandlungen 
über die gebrochenen Tarife zu einem befriedigen⸗ 
den Ergebnis geführt haben. Die Aufhebung die⸗ 
ſer Steuern wird hoffentlich der Wirtſchaft einen 
neuen Auftrieb geben. Für den Verkehr zu Lande 
kommt von Seiten des Freiſtaates nur eine Ver⸗ 
beſſerung des Zuſtandes der Landſtraßen in Be⸗ 
tracht. Hier iſt nicht fremde Mitwirkung, ſondern 
nur eigener Wille entſcheidend. Der Zunahme des 
Kraftwagenverkehrs müßte mit wirklich ausrei⸗ 
chenden Mitteln Rechnung getragen weredn. Lei⸗ 
der reichen dazu die ſchwachen Kräfte des Frei⸗ 
ſtaates in vollem Umfange nicht aus. Aber es ſoll 
doch ein Anfang mit der zeitgemäßen Verbeſſe⸗ 
rung der Straßen zwecks Anpaſſung an den ge⸗ 
ſteigerten Verkehr gemacht werden, zu welchem 
Zwecke einer Mehrausgabe von 500 000 Gulden in 
den Haushaltsplan eingeſtellt worden iſt. Die 
Mittel dazu ſollen durch Einführung einer neuen 
Kraftfahrzeugſteuer aufgebracht werden, die zu⸗ 
gleich auch den Städten und Kreiſen neue Mittel 
für den genannten Zweck zuführen ſoll. Eine ent⸗ 
ſprechende Geſetzesvorlage wird demnächſt dem 
Volkstag vorgelegt werden. 

An dieſer Stelle ſei es mir geſtattet, einige 
Worte über die Bedeutung des Fremdenverkehrs 
zu ſagen, für welchen es im deutſchen Sprachſchatz 
das wenig ſchöne Wort Fremdeninduſtrie gibt. 
Die in den Danziger Statiſtiſchen Mitteilungen 


veröffentlichten Zahlen über den Fremdenverkehr 


im Jahre 1927 zeigen mit 86 000 gemeldeten 
Fremden gegenüber dem Jahre 1926 einen Zu⸗ 
wachs von rund 12 000. Nach einer von der Ver⸗ 
kehrszentrale aufgeſtellten Berechnung dürften die 
Fremden einſchließlich der in der genannten Zahl 
nicht enthaltenen nicht gemeldeten Fremden etwa 
29 Millionen Gulden im Jahre in Danzig zurück⸗ 
gelaſſen haben, eine ſicherlich beachtenswerte Tat⸗ 
ſache. Auch in dieſem Jahre werden wir die 
Freude haben, in Danzig und Zoppot eine große 
Zahl von Kongreſſen wiſſenſchaftlicher Art aus 
dem Deutſchen Reiche begrüßen zu können. Die 
Beſuche dieſer Art werden nicht nur in wirtſchaft⸗ 
licher, ſondern auch in nationaler Hinſicht ſtets als 
äußerſt wertvoll empfunden. Die Förderung des 
Fremdenverkehrs, deren ſich dankenswerterweiſe 
die Danziger Verkehrszentrale annimmt, ſoll 
von allen Seiten mehr als bisher gepflegt werden. 
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Leider nimmt die Zahl der Geſchäftsreiſenden, wie den Luftverkehr iſt zunächſt zu jagen, daß Danzigs 


aus dem Bericht der Verkehrszentrale hervorgeht, 
infolge der Zollſchwierigkeiten immer mehr ab. 
Zu den Zollſchwierigkeiten dürften die noch immer 
vorhandenen Paßſchwierigkeiten hinzukommen. 
Für den weiteren Ausbau der Wirtſchaftsbezie⸗ 
hungen Danzigs zu fremden Staaten iſt die Ab⸗ 
ſchaffung des Einreiſeviſums für Danziger Staats⸗ 
angehörige in die fremden Staaten dringend er⸗ 
wünſcht. Das Einreiſeviſum für Danziger haben 
bereits abgeſchafft das Deutſche Reich, Oeſterreich, 
die Schweiz und die Tſchechoflowakei. Nach dem 
im internationalen Verkehr geltenden Grundſatz 
der Gegenſeitigkeit iſt zur Abſchaffung dieſes Ein⸗ 
reiſeviſums lediglich eine einſeitige Erklärung des 
betreffenden Staates erforderlch, da der Freiſtaat 
bekanntlich ſeit ſeiner Gründung keinerlei Ein⸗ 
reiſeviſum werlangt. Ich darf an dieſer Stelle an 
die in Danzig vertretenen Konſulate, die ſich bis⸗ 
her in äußerſt dankenswerter Weiſe der Pflege 
der Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen der Freien 
Stadt und ihrem Lande angenommen haben, den 
Appell richten, für die Abſchaffung des Einreiſe⸗ 
viſums für Danziger Staatsangehörige bei ihren 
Regierungen bemüht ſein zu wollen. Sie würden 
damit nur im Sinne der Beſtrebungen des Völ⸗ 
kerbundes auf Abſchaffung dieſer Einrichtungen 
der Nachkriegszeit handeln. 

In meiner Etatsrede im März 1926 habe ich 
hinſichtlich der Verkehrserleichterungen einen 
Appell an die polniſche Regierung gerichtet. Ich 
muß heute feſtſtellen und bedaure, es tun zu 
müſſen, daß herzlich wenig für die Freiheit des 


Verkehrs in den vergangenen zwei Jahren geſche⸗ 


hen iſt. Zwar ſind damals Verhandlungen zwi⸗ 
ſchen Danzig und Polen aufgenommen, die an⸗ 
fänglich zu einem gewiſſen Optimismus berech⸗ 
tigten. Das, was bis heute erreicht wurde, iſt, 
daß im Jahre 1927 zwei viſumfreie Zugpaare 
zwiſchen Danzig und Marienburg eingeſtellt wor⸗ 
den ſind. Wenn ich ſagen muß, das iſt alles, ſo 
ſage ich damit zugleich, das iſt herzlich wenig. Ich 
kann nur immer wieder in aller Oeffentlichkeit 


einen warmen Appell an die polniſche Regierung 


richten, recht bald für Abhilfe zu ſorgen und einen 
direkten, ungehinderten Tages⸗ und Nachtverkehr 
zwiſchen Danzig und dem Weſten einzurichten. 
Sehr erfreulich hat ſich der Verkehr auf der Linie 
Swinemünde — Danzig — Pillau geſtaltet. Die 
Hoffnungen, die auf die Indienſtſtellung der bei⸗ 
den großen und ſchönen Dampfer „Preußen“ und 
„Hanſeſtadt Danzig“ geſetzt wurden, haben ſich in 
reichlichem Maße erfüllt. Im Jahre 1927 ſind in 
der Zeit vom 6. April bis 5. Oktober nicht weni⸗ 
ger als 42 145 Perſonen befördert worden, eine 
Jahl, mit der man im Anfang ſicher nicht gerechnet 
hat. Im Jahre 1928 hat der Dienſt am 28. März 
begonnen und dauert vorausſichtlich bis zum 16. 
Oktober. In der Zeit vom 23. Mai bis 2. Sep⸗ 
tember werden beide Schiffe gleichzeitig verkehren, 
und zwar werden die Schiffe während dieſer Zeit 
viermal wöchentlich in jeder Richtung ankommen 
es abfahren. Durch dieſe Verbeſſerung des Ver⸗ 
i ehrs wird ſicherlich auch eine Steigerung der Zahl 
der Paſſagiere eintreten, da dieſer von jedem Vi⸗ 
ſumzwang befreite Verkehr ſich einer ſtändig wach⸗ 
ſenden Beliebtheit beim Publikum erfreut. Für 


günſtige geographiſche Lage ſich auch im Luftver⸗ 
kehr auswirkt. Hier gilt es vor allem, den vor⸗ 
handenen Linienbeſtand aufrecht zu erhalten, der 
unzweifelhaft Danzig zu einem wichtigen Ver⸗ 
kehrszentrum im Luftverkehr gemacht hat. Dies 
kann nur dann geſchehen, wenn der an ſich günſtig 
gelegene Flughafen ausgebaut wird, um dauernd 
den an einen modernen Flughafen zu ſtellenden 
Anforderungen gerecht zu werden. Zu dieſem 
Zweck ſind in den Etat für den weiteren Ausbau 
des Flughafens in Danzig⸗Langfuhr 75 000 Gul⸗ 
den und für den Waſſerflughafen bei Oeſtlich⸗ 
Neufähr als zweite Rate 30 000 Gulden ein⸗ 
geſtellt. Man muß ſich aber darüber klar ſein, daß 
in Zukunft noch größere Mittel benötigt werden, 
namentlich wenn das erſtrebte Ziel erreicht wer⸗ 
den ſoll, den Luftverkehr noch weiter auszubauen. 
Zuſammenfaſſend kann ich über den Verkehr 
ſagen, daß auf allen Gebieten reges Leben herrſcht, 
daß aber auch mancherlei Sorgen und Nöte auf 
uns laſten, um dem Freiſtaat und ſeinen verkehrs⸗ 
techniſchen Einrichtungen die gebührende zur Auf⸗ 
wärtsentwicklung der Wirtſchaft notwendige Stel⸗ 
lung und Freiheit zu verſchaffen. Der Weg zum 
Ziel iſt ſteinig und ſteil. Nur Einigkeit im Innern 
kann dazu helfen, alle Hinderniſſe aus dem Weg 
zu räumen und dem Ziel näherzukommen. Hier 
dürfen Parteiſchranken nicht hinderlich ſein. 
Ueber die Lage der Wirtſchaft iſt in der erſten 
Regierungserklärung nur die allgemeine Bemer⸗ 
kung enthalten geweſen, daß ſie unſicher und be⸗ 
droht ſei. Auf die Lage in den einzelnen großen 
Wirtſchaftsgebieten ſind wir damals abſichtlich 
nicht eingegangen, um erſt der neuen Regierung 
zu ermöglichen, einen Ueberblick zu gewinnen. 
Wenn man die Lage in den vier großen Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten betrachtet, ſo wird man von vorn⸗ 
herein und ohne weiteres erkennen können, daß 
die Lage der Landwirtſchaft beſonders ſchwierig 
iſt. Hinſichtlich der Stellungnahme der Regie⸗ 
rung zu der Notlage der Landwirtſchaft kann ich 
auf die erſt vor kurzem abgegebene Erklärung zur 
Beantwortung einer Großen Anfrage verweiſen. 
Im übrigen ſcheint hinſichtlich der allgemeinen 
Wirtſchaftslage eine Veranlaſſung zu einem be⸗ 
ſonders ſtark betonten Peſſimismus nicht gegeben 
zu ſein. Ein gewiſſer Gradmeſſer zur Beurteilung 
des Wirtſchaftslebens iſt ſtets die Zahl der Ar⸗ 
beitsloſen geweſen. Infolgedeſſen unterliegt die 
Bewegung auf dem Arbeitsmarkt ſtets einer ſorg⸗ 
ſamen Beobachtung durch eine jede Regierung. 
Wenn man nun die Zahl der Arbeitsloſen in den 
letzten drei Jahren in einer graphiſchen Darſtel⸗ 
lung feſtlegt, ſo ſieht man ſtets im Winter die Er⸗ 
reichung des Höchſtbeſtandes, die mit einer gleich⸗ 
bleibenden Regelmäßigkeit erfolgt, erſte Abſen⸗ 
kung Ende März, um in den folgenden Monaten 
entſprechend einer geſteigerten Arbeitsmöglichkeit 
ſtändig zu fallen. Es dürfte hiernach die Zahl der 
Erwerbsloſen am 1. April jeden Jahres von Be⸗ 
deutung ſein, da man mit einer gewiſſen Sicher⸗ 
heit nach dieſer Zahl auf den Umfang der Er⸗ 
werbsloſigkeit im Sommer ſchließen kann. Es 
dürfte daher von Intereſſe für die Beurteilung 
der Wirtſchaftslage ſein, die Zahlen für die letz⸗ 
ten drei Jahre zu nennen. Die Zahl der Unter- 
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ſtützten betrug im geſamten Freiſtaat am 1. April 
1926 — 18 262, am 1. April 1927 — 14 404, am 
1. April 1928 — 14 257, und der gegenwärtige 
Stand beträgt 10 038. 

Die Lage des Arbeitsmarktes hat ſich leider 
im verfloſſenen Etatsjahr nicht ſo gebeſſert, als 
man nach den Zahlen vom Frühjahr 1927 anneh⸗ 
men konnte. Es iſt deshalb damit zu rechnen, daß 
auch im kommenden Etatsjahr die Aufwendungen 
für die Erwerbsloſenfürſorge nach wie vor einen 
ſehr erheblichen Umfang haben werden. Eine 
dauernde Entlaſtung der Staatsfinanzen wird erſt 
mit Einführung der Erwerbsloſenverſicherung 
eintreten. Dieſe iſt für den 1. Oktober in Ausſicht 
genommen. (Abg. Liſchnewſki: Hört, hört!) 
Schätzungsweiſe werden von dieſem Zeitpunkt bis 
zum Schluß des Rechnungsjahres durch Beiträge 
1,6 Millionen aufgebracht werden. Dies iſt bei 
Aufſtellung des Haushaltsplans berückſichtigt wor⸗ 
den. (Abg. Liſchnewſki: Unerhört!) Schon dieſe 
Ausführungen beweiſen, um die vorher gebrauch⸗ 
ten Worte zu wiederholen, daß die Wirtſchafts⸗ 
lage bedroht iſt. Sie iſt aber auch unſicher aus 
Gründen, die außerhalb der Grenzen unſeres 
Staates liegen. Für den Kaufmann iſt eine Wirt⸗ 
ſchaftspolitik wertvoll, die ſtetig iſt. Wir ſehen 
aber in Polen, mit dem wir in Zollunion, und 
in gewiſſem Sinne auch in einer Wirtſchaftsunion 
leben, bei den wirtſchaftlichen Maßnahmen eine 
Art von Unitetigkeit, wodurch auch die beiten 
Dispoſitionen des Kaufmanns über den Haufen 
geworfen werden können. Beſonders bedauerlich 
iſt, daß über bevorſtehende Maßnahmen, nament⸗ 
lich auf dem Gebiet des Zollweſens, ſowie der Ein⸗ 
und Ausfuhr die Danziger Regierung nicht gehört 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet wird. 

Den polniſch⸗deutſchen Handelsvertragsver⸗ 
handlungen bringen wir nach wie vor das regſte 
Intereſſe entgegen und haben auch über den Stand 
der Verhandlungen uns nach Möglichkeit durch 
direkte Fühlungnahme mit den zuſtändigen Stel⸗ 
len in Warſchau Kenntnis zu ſchaffen verſucht. 
Wir ſind uns mit der geſamten Wirtſchaft dar⸗ 
über einig, 
Handelsvertrag, an dem der Freiſtaat als Ver⸗ 
tragsteil teilnehmen wird, für die Danziger Be⸗ 
lange von der größten Bedeutung iſt. Dieſe Dan⸗ 
ziger Intereſſen nach Kräften zu wahren, wird 
die Aufgabe der Regierung ſein, die bereits ſeit 
längerer Zeit die Wünſche der beteiligten Inter⸗ 
eſſentenkreiſe feſtgeſtellt hat. Der Anbahnung di⸗ 
rekter Beziehungen zu dem großen und für Dan⸗ 
zig ſo bedeutend geweſenen Wirtſchaftsgebiet der 
Union der ſozialiſtiſchen Republiken bringen wir 
nach wie vor das größte Intereſſe entgegen und 
ſind überzeugt, auch auf der Gegenſeite volles Ver⸗ 
ſtändnis und Entgegenkommen dafür zu finden. 
Wir wollen hoffen, daß auch die Einholung von 
Offerten für den Bau von Schiffen durch Danziger 
Werften bald zur Erteilung von Bauaufträgen 
führen wird. Der Verkehr mit Rußland auf dem 
Landwege, der naturgemäß für unſere Wirtſchaft 
von der größten Bedeutung iſt, iſt aber von pol⸗ 
niſchen Tarifmaßnahmen abhängig. In dieſer 
Hinſicht iſt leider ein Fortſchritt der Verhandlung 
in der letzten Zeit nicht zu verzeichnen geweſen. 
Für die Anbahnung von Wirtſchaftsbeziehungen 
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mit andern Staaten würde es nach allgemeiner 
Auffaſſung von größter Bedeutung ſein, wenn das 
der Freien Stadt in der Pariſer Konvention ver⸗ 
briefte Recht auf Entſendung von Konſular⸗Atta⸗ 
chés endlich nach 8 Jahren vergeblichen Wartens 
in die Tat umgeſetzt werden würde. (Sehr rich⸗ 
tig!) Es ſind Verhandlungen über dieſe Materie 
mit der polniſchen Regierung in der nächſten Zeit 
in Ausſicht genommen. 

Aus allen meinen Darlegungen über Verkehr 
und Wirtſchaft ergibt ſich, daß noch eine Fülle von 
Verhandlungen bevorſteht, die hoffentlich in 
ihrem Ergebnis dazu beitragen werden, das nicht 
allzu helle Bild der Danziger Wirtſchaft etwas 
freundlicher zu geſtalten. Einen gewiſſen Anhalt 
zur Beurteilung der wirtſchaftlichen Lage im Frei⸗ 
ſtaat geben auch die Ziffern über die Konkurſe. 
Im erſten Vierteljahr 1926 wurden 34 Anträge 
geſtellt, im Jahre 1927 waren es 16 und 1928 
nur 13 Anträge. 

Zu den Arbeiten auf außenpolitiſchem Gebiet, 
namentlich ſoweit es ſich um die Förderung von 
Verkehr und Wirtſchaft, wie vorſtehend dargelegt, 
handelt, kommen noch für den Senat die Arbeiten 
hinzu, die der Regierung zur Erfüllung ihres in 
der Januar⸗Erklärung niedergelegten Programms 
obliegen. Nach wie vor ſieht der Senat als eine 
ſeiner wichtigſten Aufgaben die Förderung des 
Wohnungsbaues an. Die Freie Stadt braucht ſich 
der Leiſtungen auf dieſem Gebiete nicht zu ſchä⸗ 
men, wenngleich durch das bisher Geſchaffene eine 
Löſung dieſes vielleicht wichtigſten ſozialen Pro⸗ 
blems noch nicht erreicht iſt. 

In der Stadtgemeinde Danzig, für die genaues 
ſtatiſtiſches Material dem Senat zur Verfügung 
ſteht, ſind an Wohnungen hergeſtellt worden: im 
Jahre 1924 — 343, im Jahre 1925 — 481, im 
Jahre 1926 — 840 und im Jahre 1927 — 1150. 
In allen dieſen Jahren beſteht die größte Zahl der 
hergeſtellten Wohnungen in Kleinwohnungen von 
ein bis zwei Zimmern. So ſind im Jahre 1927 
640 Wohnungen mit ein bis zwei Zimmern und 
497 Wohnungen mit drei Zimmern hergeſtellt 
worden. (Abg. Liſchnewſki: Leider ſehr wenig!) 
Auch für das Jahr 1928 iſt damit zu rechnen, daß 
in der Stadtgemeinde Danzig etwa 1000 Woh⸗ 
nungen und hoffentlich noch etwas mehr gebaut 
werden, und daß auch in den übrigen Gemeinden 
der Wohnungsbau in der bisherigen Weiſe fort⸗ 
geführt wird. 

Die Arbeit, die im Senat bereits durch die 
Fertigſtellung von Geſetzesvorlagen und nicht zu⸗ 
letzt durch die Einbringung des Staatshaushalts⸗ 
planes geleiſtet worden iſt, iſt ſehr groß geweſen. 
Mit Dankbarkeit gedenkt die Regierung hierbei 
der wertvollen Mitarbeit, die die beteiligte Be⸗ 
amtenſchaft hierbei geleiſtet hat. Wichtige Ge⸗ 
ſetzesvorlagen, unter denen ich die Regelung der 
Beamtenbeſoldung und die Abänderung der Ver⸗ 
faſſung hervorheben möchte, werden in kürzeſter 
Friſt dem Volkstag vorgelegt werden. Auch für 
den Volkstag ſtehen Wochen angeſtrengteſter Tä⸗ 
tigkeit bevor. Möge die gemeinſame Arbeit von 
Parlament und Regierung der Freien Stadt 
Nutzen und Segen bringen und namentlich un⸗ 
ſerer Wirtſchaft zu einer gedeihlichen Fortentwick⸗ 
lung verhelfen. Die Regierung rechnet hierbei 
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(Dr. Sahm, Präſident des Senats) 
auf die verſtändnisvolle und verſtändigungs⸗ 
bereite Mitarbeit aller Parteien. (Lebhaftes 
wiederholtes Bravo!) 5 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: Nur, wenn man den 
Blick vorwärts und rückwärts lenkt, kann man die 
Gegenwart erkennen. Nur, wenn man den Haus⸗ 
haltsplan im Zuſammenhang mit ſeinen Vorgän⸗ 
gern betrachtet und wenn man zugleich den Blick 
in die Zukunft richtet, gewinnt man das rechte 
Bild, gewinnt man volle Einſicht in dieſes Gebilde 
von Zahlen, von Spalten und Etatstiteln, welches 
als Haushaltsplan Jahr für Jahr zur Genehmi⸗ 
gung der Volksvertretung nach den Vorſchriften 
der Verfaſſung vorgelegt wird. Und doch iſt dieſes 
komplizierte Gebilde das Rückgrat des Finanz⸗ 
weſens jeden Staates und jeden öffentlichen Ge⸗ 
meinweſens. Und doch iſt das Finanzweſen ſeiner⸗ 
ſeits die Vorausſetzung für die Erfüllung aller ſo⸗ 
zialen, aller kulturellen und aller ſonſtigen Auf⸗ 
gaben, die dem Staat geſtellt ſind und die das 
Volk von ſeinem Staat erwartet und verlangt. 

Die Genehmigung der Haushaltspläne iſt nicht 
nur hiſtoriſch die Wurzel des Parlamentarismus 
und des Volksſtaates, ſie iſt auch heute noch die 
bedeutungsvollſte Aufgabe aller Volksvertretun⸗ 
gen. Nicht nur die bedeutungsvollſte Aufgabe, 
ſondern auch die ſchwierigſte; denn das Eindrin⸗ 
gen in das ſpröde Zahlenmaterial des Haushalts⸗ 
planes iſt nie und nirgends eine leichte Aufgabe 
geweſen. Es entſpricht daher einem guten, aber 
auch zweckmäßigen, vielleicht notwendigen 


Brauche, wenn vor der Volksvertretung und vor 
der ganzen Oeffentlichkeit der verantwortliche 
Leiter der Staatsfinanzen zur Einführung der 
Haushaltspläne eine größere Rede über die Fi⸗ 
nanzlage hält mit einem Rückblick auf die Ver⸗ 
gangenheit, mit einer Darlegung der Gegenwart 


und mit einem vorausſchauenden Blick in die 
Zukunft. 

Zur Ergänzung der Etatsrede ſind nicht nur 
die gewohnten Tabellen und Vermerke wie in je⸗ 
dem Jahr über die wichtigſten Zahlengruppen und 
Vergleichsziffern vorgelegt worden, ſondern zum 
erſten Mal iſt in dieſem Jahre eine Denkschrift 
über den Haushaltsplan für 1928 aufgeſtellt wor⸗ 
den, welche Ihnen ſoeben zugegangen iſt und die 
Sie auf Ihren Plätzen finden werden. Dieſe Denk⸗ 
ſchrift führt die Ueberſchrift „Ueberblick über den 
Haushaltsplan für 1928“ und enthält eine genaue 
Zuſammenſtellung des weſentlichſten Inhalts der 
neuen Haushaltspläne. Beigegeben ſind der 
Denkſchrift eine Reihe von Tabellen über die Ver⸗ 
pflichtungen der Freien Stadt Danzig, über die 
Ergebniſſe der Rechnungen der vier letzten Jahre, 
über den Perſonalabbau und zum erſten Mal auch 
über die Bilanz der Freien Stadt Danzig, ſowie 
über die Quartalsergebniſſe der Einnahmen und 
Ausgaben. Ich bitte, dieſe Denkſchrift als eine 
Art Leitfaden für die Etatsrede anzuſehen und 
zugleich als grundlegendes Material für die kom⸗ 
menden Etatsberatungen. Auf den Inhalt dieſer 
Denkſchrift werde ich im weiteren Verlaufe meiner 
Etatsrede noch zu ſprechen kommen. 
ku Laſſen Sie mich zunächſt einige Vorbemer⸗ 

ungen über die formelle Geſtaltung der Haus⸗ 
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haltspläne machen. Es ſcheint mir ein konſtrukti⸗ 
ver Mangel unſerer Verfaſſung zu ſein, daß in 
jedem Schaltjahr die Aufſtellung der Haushalts⸗ 
pläne, als Verwaltungsarbeit betrachtet, aus zwei 
Teilen beſtehen muß, die ſich nicht recht ineinan⸗ 
der fügen wollen. Der erſte, vorbereitende Teil der 
Etatsbearbeitung muß vor den Wahlen von einer 
Regierung erledigt werden, welche nicht weiß, ob 
ſie die Geſchäfte nach den Wahlen weiterführen 
wird, der zweite, mehr ausführende Teil von 
einer Regierung, welche die Geſchäfte erſt neu 
übernommen hat und noch micht genau überſehen 
kann, welches finanzielle Erbe ſie antritt. Alle 
vier Jahre ergibt ſich daher eine unvermeidliche 
Verzögerung daraus, daß die Wahlen zum Volks⸗ 
tag im November ſtattfinden, alſo in einer Zeit, 
in welcher die Feſtſtellung der einzelnen Haus⸗ 
haltspläne im Senat und ihre Ausgleichung in 
vollem Gange ſein ſollte. Alle vier Jahre ergibt 
ſich daher auch notwendigerweiſe eine beſonders 
ſtarke Verzögerung in der Etatsfeſtſtellung, welche 
höchſt unerwünſcht iſt, welche ein Etatsnotgeſetz 
unvermeidbar macht und welche dem Wortlaut 
der Verfaſſung micht entſpricht. Artikel 50 der Ver⸗ 
faſſung der Freien Stadt Danzig beſagt: 
Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 
müſſen für jedes Jahr im woraus veranihlagt und 
im Staatshaushaltsplan zuſammengeſtellt werden. 
i läuft vom 1. April bis zum 31. 
Dieſer fundamentale Grundſatz, auf welchem 
das Etatsrecht des Parlaments beruht, ſteht in 
Gefahr, beeinträchtigt zu werden bei verſpäteter 
Etatsfeſtſtellung Eine Verſpätung der Etatsfeſt⸗ 
ſtellung iſt wiederum unvermeidlich, wenn die 
Wahlen in die Zeit der Etatsbearbeitung fallen. 
In andern Ländern ſucht man dieſen Mangel zu 
vermeiden. In Deutſchland hat man aus dieſen 
Erwägungen ſich auf ein Notprogramm geeinigt, 
und die Neuwahlen erſt nach Verabſchiedung des 
Etats angeſetzt. In Danzig iſt dies aber nicht 
möglich, weil nach unſerer Verfaſſung im Gegen⸗ 
ſatz zu anderen Verfaſſungen bindende Vorſchrif⸗ 
ten für die Wahltermine feſtgelegt ſind. So hat 
die Vorbereitung des Haushaltsplans für 1988 
volle ſieben Monate in Anſpruch genommen. Be⸗ 
reits im September 1927 begann die Aufitellung 
der einzelnen Haushaltspläne. Der alte Senat hat 
dieſe Vorarbeiten nur durch allgemeine Anord⸗ 
nungen mit der Tendenz zur größmöglichſten 
Sparſamkeit begonnen, die Feſtſtellung ſelbſt aber 
dem neuen Senat überlaſſen. Wie notwendig die 
rückſichtsloſeſte Sparſamkeit auch in dieſem Jahr 
wieder war, zeigen die Etatserlaſſe, welche dem 
Volkstag zur Kenntnas gegeben wurden. (dp. 
Liſchnewſki: Leere Redensarten!) Dies zeigen 
aber auch nicht weniger die Maßnahmen des 
neuen Senats, welche ich in meiner vorläufigen 
Haushaltsrede vom 14. März 1928 näher darge⸗ 
legt habe. Die Etats aller Verwaltungen ſind mit 
größter Sorgfalt in allen Einzelheiten in den Se⸗ 
natskommiſſionen durchberaten und ſodann einer 
erneuten ſtrengen Prüfung im Senat unterworfen 
worden. Zahlreiche wichtige, vor allem grundſätz⸗ 
liche Fragen wurden zur erneuten Prüfung in die 
Senatskommiſſionen zurücküberwieſen, bis es 
ſchließlich gelang, die Anforderungen der Ver⸗ 
waltungen ſoweit einzuſchränken, wie dies die 
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allgemeine Finanzlage, und wie dies die Steuer⸗ 
kraft des Staates erfordert. 

Das Etatsſchema, alſo der Haushaltsplan in 
ſeiner äußeren Form, iſt im neuen Haushalts⸗ 
plan ſo geſtaltet worden, daß die Vergleiche 
mit der Vergangenheit möglichſt erleichtert 
ſind. Die Form des vorjährigen Haushaltsplans 
iſt zwar möglichſt beibehalten worden. Neu iſt 
es aber, daß dem Etatsvoranſchlag eine Spalte 
über die tatſächlichen Ergebniſſe nach den letzten 
vorliegenden Rechnungsabſchlüſſen beigegeben iſt. 
Ich bin überzeugt, daß gerade dieſe Spalte, welche 
überall da ausgefüllt worden iſt, wo dies möglich 
war, die weitere Bearbeitung im Hauptausſchuß 
des Volkstages ſehr erleichtern wird. Neu iſt fer⸗ 
ner, daß der bisherige Haushaltsplan, welcher den 
Namen führte „Betriebe, Verkehr und Arbeit“ ver⸗ 
ſchwunden iſt und infolge der Zuſammenlegung 
der beiden Senatsabteilungen für Betriebe und 
für öffentliche Arbeiten in einen einheitlichen 
Haushaltsplan, welcher den Namen führt „Oef⸗ 
fentliche Arbeiten“ hineingearbeitet wurde. Die 
neugebildete Senatsabteilung für Arbeit hat noch 
micht einen eigenen Haushaltsplan, vielmehr blei⸗ 
ben die zu ihr gehörigen Verwaltungszweige für 
1928 einſtweilen noch in den verwandten oder 
benachbarten Haushaltsplänen, nämlich in den 

Etats für Handel und für Soziales. Es iſt jedoch 
beabſichtigt, im Jahre 1929 einen neuen Haus⸗ 
haltsplan für dieſe Senatsabteilung einzurichten. 
Eine wichtige formelle Aenderung iſt ferner noch 
im neuen Haushaltsplan enthalten, indem bei den 
Vermögensfonds, den Rücklagen uſw. die vorhan⸗ 
denen Beſtände in der Erläuterungsſpalte an⸗ 
gegeben ſind. 

Laſſen Sie mich nun zum Inhalt des Haus⸗ 
haltsplans übergehen. Der Haushaltsplan ſchließt 
in der Bruttozahl auf der Ausgabeſeite und auf 
der Einnahmeſeite mit je 118 Millionen Gulden 
ab, das ſind 5,4 Millionen Gulden mehr als im 
Vorjahre und in der Nettoziffer mit 74,4 Mil⸗ 
lionen Gulden, das ſind 2 Millionen Gulden 
weniger als im Vorjahre. Die Zahlen bei den 
durchlaufenden Poſten, nämlich den Ueber⸗ 
weiſungen an die Gemeinden, der Beitrags⸗ 
leiſtungen der einzelnen Verwaltungen für den 
Anleihedienſt und ähnlichen durchlaufenden 
Poſten haben ſich erhöht, der reine Zuſchuß⸗ 
bedarf der einzelnen Verwaltungen hat ſich 
dagegen gemindert. Mit dieſen Brutto⸗ und 
Nettozahlen iſt der Haushaltsplan im Gleich⸗ 
gewicht, freilich nur bei einer Entnahme aus dem 
Ausgleichsfondes von rund 872 000 Gulden. Die⸗ 
ſer Betrag ſteht im Ausgleichsfonds aus Erſpar⸗ 
niſſen früherer Jahre zur Verfügung. Es war auch 
bereits im Haushaltsplan für 1927 eine ähnliche 
Entnahme aus dem Ausgleichsfonds zur Herſtel⸗ 
lung des Gleichgewichts vorgeſehen. Durch die 
nicht unbefriedigende Geſtaltung der Rechnung 
für 1927 braucht dieſe letztjährige Etatsbe⸗ 
willigung aber nicht in Anſpruch genommen 
zu werden. Noch ein weiterer weſentlicher 
Vorbehalt muß bei der Feſtſtellung erklärt wer⸗ 
den, daß das Gleichgewicht im Haushaltsplan für 
1928 erreicht ſei. Es iſt der Vorbehalt, daß die 
Geſetze, welche dem Volkstag noch zugehen ſollen, 
ohne finanziell erhebliche Aenderungen verab⸗ 
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ſchiedet werden. Dieſe wichtigen Geſetze, auf denen 
der Haushaltsplan beruht, ſind im weſentlichen 
folgende: 1. Das Geſetz über die Erwerbsloſen⸗ 
verſicherung, mit deren Einführung bis ſpäteſtens 
am 1. Oktober 1928 der Etat rechnet, und welche 
im Haushaltsplan für 1928 bereits mit einer 
Ausgabenminderung von 1,6 Millionen für das 
zweite Halbjahr eingeſtellt worden iſt, zweitens 
die Neuregelung der Beamtenbeſoldung in einer 
Weiſe, welche einen Mehrbedarf für den Staat 
nicht erfordert, drittens die Neuregelung der 
Branntweinſteuer, welche unvermeidlich iſt für das 
Gleichgewicht im Haushaltsplan und insbeſondere 
auch, um den vorgeſchlagenen Steuerabbau, ins⸗ 
beſondere die Aufhebung der Verlehrsſteuer, ver- 
des ganzen 
Fuſels muß der Senat ausjaufen, der muß die 
Steuer aufbringen! bei den Kommuniſten.) 
Wenn dieſe drei wichtigſten Vorausſetzungen 
erfüllt ſind, ſo iſt der Etatsausgleich gewährleiſtet. 
Die Ausgabezahlen decken ſich mit den Einnahme⸗ 
ziffern, jedoch nur ſo, daß keine ſtillen Reſerven 
im Etat vorhanden ſind. Eine elaſtiſche Geſtaltung 
des Haushaltsplans wäre an ſich wohl erwünſcht, 
um für unvorgeſehene und unvorherſehbare Auf⸗ 
wendungen gerüſtet zu ſein, die im Laufe des 
Jahres eintreten können, die erfahrungsgemäß 
auch immer eintreten. Die allgemeine wirtſchaft⸗ 
liche Lage und die Finanzquellen des Staates 
ſind jedoch nicht ſo geſtaltet, daß im Jahre 1928 
für eine derartige erwünſchte Elaſtizität Raum 
wäre. Auch wenn man mit geſundem Optimismus 
in die Zukunft blickt, ſo bleibt die Einnahmedecke 
für 1928 doch immer noch eine außerordentlich 
knappe. Es darf nicht vergeſſen werden, daß für 
unſere Steuererträge nicht eine erhoffte beſſere 
Zukunft, ſondern die Gegenwart, meiſt ſogar, wie 
bei Einkommens- und Vermögensſteuern, die Ver⸗ 
gangenheit maßgebend iſt, und daß wir alſo im 
Jahre 1928 noch mit den vielfach ungünſtigen 
Ergebniſſen des Wirtſchaftsjahres 1927 zu rechnen 
haben. Das Jahr 1928 ſoll außerdem einen wei⸗ 
teren Steuerabbau bringen. Falls es gelingt, bei 
den ſchwebenden Verhandlungen mit der Republik 
Polen eine befriedigende Löſung der Tariffrage 
zu erreichen, iſt beabſichtigt, die ſogenannten Ver⸗ 
kehrsſteuern, alſo den Frachturkundenſtempel und 
die Beförderungsſteuer demnächſt außer Hebung 
zu ſetzen. Der Ausfall beträgt 2,2 Millionen. 
Die Lohnſummenſteuer mit einem Ergebnis von 
1 Million Gulden iſt vom 1. April 1928 ab be⸗ 
reits außer Hebung. Eine unſichere Größe liegt 
ferner in den Zolleinnahmen. Durch das ſoge⸗ 
nannte Londoner Abkommen mit der polniſchen 
Regierung iſt ſtatt der von Danzig erſtrebten 
Neufeſtſetzung des Zollverteilungsſchlüſſells eine 
proviſoriſche Regelug in der Weiſe wereinbart 
worden, daß ein Mindeſtertrag an Zöllen von 14 
Millionen Gulden jährlich für zwei Jahre vom 
1. September 1926 an gewährleiſtet worden iſt. 


Das Abkommen läuft alſo am 31. Auguſt 1928, 


d. h. fünf Monate nach Beginn des Rechnungs⸗ 
jahres 1928 ab. Der Antrag des Senats auf 
Wiederaufnahme der Verhandlungen wegen einer 
Neufeſtſetzung des Zollverteilungsſchlüſſels hat 


[bisher noch nicht zu Verhandlungen mit der 
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Republik Polen geführt. Trotzdem wird aber 
erwartet, daß 1928 wenigſtens der Mindeſtertrag 
an Zöllen im ganzen Jahr eingehen wird, welcher 
für die erſten fünf Monate garantiert iſt, alſo 14 
Millionen Gulden. 

Die Entwicklung der tatſächlichen Zollein⸗ 
nahmen hat ſich bis Ende des Kalenderjahres 
1927 im gemeinſamen Danzig ⸗ polniſchen Zoll⸗ 
gebiete etwa ſo geſtaltet, daß der Danziger 
Anteil nach dem Zollverteilungsſchlüſſel des 
Warſchauer Abkommens gerade die garantierte 
Mindeſtſumme, nämlich die erwähnten 14 Milli⸗ 
onen ergab. Als die Zollvaloriſierung ange⸗ 
kündigt wurde, trat eine ſtarke Einfuhr⸗ 
ſteigerung ein, welche die Zolleinnahmen in 
Danzig wie in Polen ſtark anſchwellen ließ. 
Man darf aber dieſe Steigerung nicht als eine 
dauernde anſehen und man darf erſt recht nicht auf 
derartigen Spitzenerträgen die Etatsveranſchla⸗ 
gung aufbauen. Denn, mit dieſer Voreinfuhr war 
zugleich eine Vorverſorgung verbunden und die 
Vorratswirtſchaft bedeutet ein Senken des Be⸗ 
darfs, alſo auch eine Minderung der Zolleinnah⸗ 


men für die nächſte Zeit. Dies macht ſich bereits 


jetzt deutlich fühlbar. Es darf auch nicht vergeſſen 
werden, daß die Voreinfuhren nicht zu den neuen 
erhöhten, ſondern zu den alten niedrigen Zoll⸗ 
ſätzen erfolgt ſind, daß alſo die Staatseinnahmen 
durch die erhöhten Zölle auf abſehbare Zeit noch 
nicht geſteigert werden können. Außerdem iſt es 
auch noch ſehr die Frage, ob die ſtarke Erhöhung 
der Zölle nicht die Einfuhr hemmen wird und die 
Zollerträge jo zurückgehen läßt. In dieſer N’: 


tung müſſen weitere Erfahrungen erſt abgewartet 
werden. PER 

Von den übrigen Einnahmeanſätzen des Haus⸗ 
haltsplanes iſt nicht viel zu bemerken. Die Ver⸗ 
änderungen ſind nicht ſehr erheblich und zeigen 
erſt ein ganz langſames und allmähliches Auf⸗ 


ſteigen aus der wirtſchaftlichen Depreſſion der 
letzten Jahre. Sehr unerfreulich hat das Steuer⸗ 
ergebnis bei der Vermögensſteuer beeinflußt, daß 
es dem alten Volkstag nicht möglich geweſen iſt, 
das Wohnungsbaugeſetz zu verabſchieden. Dies 
hat eine Entwertung auf dem Grundſtücksmarkt 
herbeigeführt, die ſich auf die kommenden Steuer⸗ 
erträge ſtark auswirkt. 

Die Kraftfahrzeugſteuer ſoll als Zweckſteuer 
umgeſtaltet werden, wie der Herr Präſident des 
Senats bereits erwähnte, um dem Ausbau des 
Straßen⸗ und Chauſſeenetzes zu dienen. Hierüber 
wird eine beſondere Vorlage dem Volkstage bald 
zugeleitet werden. Ueber die Neuregelung der 
Stempelſteuern ſchweben Erwägungen. Die Er⸗ 
träge des Tabakmonopols erreichen ihren garan⸗ 
tierten Mindeſtbetrag erſt nach Ueberwindung der 

ebergangszeit, d. h. vom 1. Januar 1929 an. 

egen der Neugeſtaltung der Branntweinſteuer 
abe ich eine allgemeine Erklärung bereits abge⸗ 
geben. Weiteres bleibt der Einbringung einer ent⸗ 
ſprechenden Geſetzesvorlage vorbehalten. 
Die Geſamtſumme aller Staatsſteuern, welche 
am Jahre 1927 in Danzig eingenommen worden 
un alſo die Erträge in ihrer Geſamtſumme be- 
auft ſich auf 68,1 Millionen Gulden. Außerdem 
erheben die Gemeinden noch eigene Steuern, 
welche in der Stadtgemeinde Danzig allein 11,5 
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Millionen Gulden im Jahre 1927 betragen. 
Rechnet man den Kopfſatz für dieſe beiden Ziffern 
aus, ſo ergibt ſich eine ſteuerliche Kopfbelaſtug 
von insgeſamt faſt genau 235 Gulden. Der Durch⸗ 
ſchnittsſatz iſt, wenn die übrigen Gemeinden be⸗ 
rückſichtigt werden, zwar etwas geringer, wird aber 
immer noch 200 Gulden nicht unerheblich über⸗ 
ſteigen. Vor dem Kriege, im Jahre 1913, war im 
Deutſchen Reiche der Geſamtertrag der Zölle, der 
Reichsſteuern, der von den Bundesſtaaten und 
Gemeinden erhobenen Steuern auf den Kopf de: 
Bevölkerung 70,21 Mark. Könnte man die Kopf⸗ 
belaſtung vor dem Kriege für das Gebiet des 
jetzigen Freiſtaats Danzig in exakter Weiſe be⸗ 
rechnen, ſo käme man auf einen Satz, der wegen 
der geringeren ſteuerlichen Leiſtunasfähigkeit 
Danzigs nicht unweſentlich unter dem Durchſchnitt 
von 70,21 Mark liegen würde. Es zeigt ſich alſo, 
daß trotz der eingetretenen Verarmung und trotz 
der ſchwierigen wirtſchaftlichen Lage der Steuer⸗ 
druck, auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, 
ſich mehr als verdoppelt hat, man kann ruhig 
ſagen, auf mehr als das zweieinhalbfache geſtie⸗ 
gen iſt. Dieſe nüchterne und ernſte Feſtſtellung 
zeigt, wie begründet die Klagen aller Schichten 
unſeres Volkes jind, daß der Steuerdruck ein 
außerordentlich großer, ja ein unerträglich hoher 
ſei, und es iſt ein ſchwacher Troſt, daß ähnliche 
Steigerungen des ſteuerlichen Drucks in faſt allen 
Ländern und auch im Deutſchen Reiche feſtzuſtel⸗ 
len ſind. Es darf bei derartigen Vergleichen auch 
nicht vergeſſen werden, daß die ſteuerliche Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit in Danzig leider keine hohe iſt, 
weil das Durchſchnittseinkommen in Danzig aaf 
den Kopf der Bevölkerung von jeher und insbe⸗ 
ſondere auch ſeit der Abtrennung vom Deutſchen 
Reiche unter dem Durchſchnittseinkommen in 
Deutſchland liegt, (Hört, hört! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) und weil die Zahl der ſtarken Steuerträger 
bedauerlicherweiſe in Danzig gering iſt. Auch von 
dem wirtſchaftlichen Auftrieb, der in Deutſchland 
bereits im ganzen letzten Jahre unverkennbar 
war, war in Danzig bisher noch wenig zu ſpüren. 
Aus all dieſen Gründen muß man ſich auf das 
ſorgfältigſte hüten, die Steuerkraft unſeres kleinen 
Gemeinweſens zu überſchätzen. Ja, zu all dieſen 
Gründen kommt eine weitere ſehr ernſte Erwä⸗ 
gung hinzu. Die Ueberhöhung des ſteuerlichen 
Druckes mindert die Konkurrenzfähigkeit Danzigs 
im Wettbewerb ſeiner Induſtrien mit den unter 
beſſeren Bedingungen arbeitenden Induſtrien an⸗ 
derer Gebiete, mindert die Konkurrenzfähigkeit 
des Danziger Ein⸗ und Ausfuhrverkehrs im 
Wettbewerb mit anderen Hafenplätzen und 
mindert überhaupt die Konkurrenzfähigkeit des 
Danziger Gewerbes vom kleinſten Betriebe an 
bis zu den großen Unternehmungen des Hand⸗ 
werks, des Detailhandels, der Spedition, der 
Verſicherung und des Großhandels, ſowie aller 
anderen wirtſchaftlichen Zweige. 

Zweitens aber wirkt ſich die Ueberhöhung des 
ſteuerlichen Druckes auch in einer ſozial ſehr ern⸗ 
ſten ud teilweiſe bedenklichen Weiſe aus. Die Zahl 
der Zwangsbeitreibungen wegen rückſtändiger 
Steuerforderungen hat eine Höhe erreicht, die 
dringend der Abhilfe bedarf. Andererſeits iſt die 
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Zahl der Niederſchlagungen aus wirtſchaftlichen 
wie aus Billigkeitsgründen ſo hoch geworden, wie 
nie zuvor. Das alte Wort vom Kampf gegen den 
Steuerexekutor muß erneut zur Forderung des 
Tages werden. Der Steuerdruck muß ſo nach der 
Leiſtungsfähigkeit verteilt werden, daß er den 
Einzelnen nicht erdrückt. 

Ich bin damit am Ende meiner Betrachtungen 
über die Einnahmen und gehe nunmehr zu den 
Ausgaben über. Ich habe dabei die umgekehrte 
Reihenfolge beobachtet, die gewöhnlich innegehal⸗ 
ten wird. Im Volkstage iſt es üblich, bei der Be⸗ 
ratung der Haushaltspläne zunächſt die Ausga⸗ 
ben zur Erörterung zu ſtellen und ſodann die Ein⸗ 
nahmen folgen zu laſſen. Es iſt dies natürlich und 
zweckmäßig und auch in andern Parlamenten ge⸗ 
bräuchlich. Es ſoll damit wohl nicht zum 
Ausdruck kommen, daß ſich die Einnahmen nach 
den Ausgaben zu richten hätten. In einer ſolchen 
Auffaſſung würde auch eine große Gefahr liegen. 
Gewiß muß der Staat für alle unerläßlich not⸗ 
wendigen Ausgaben, die auf der Verfaſſung und 
den Geſetzen beruhen, oder zu denen er ſonſt recht⸗ 
lich verpflichtet it, für die Deckung durch Um: 
lagen ſorgen. Gewiß haben ſich in dieſem Sinne 
die Einnahmen nach den Ausgaben zu richten. 
Aber nicht minder gilt auch der Satz, daß ſich die 
Ausgaben nach den Einnahmen richten müſſen. 
Der Satz gilt ſogar beſonders für ſolche Ausgaben, 
welche nicht auf rechtlichen Verpflichtungen be⸗ 
ruhen. Der Satz gilt doppelt. wenn die ſteuerliche 
Leiſtungsfähigkeit bereits ſo ſtark angeſpannt iſt, 
wie dies in neuerer Zeit, und wie dies beſonders 
bei uns der Fall iſt. Ich habe daher mit voller 
Abſicht in dieſem Jahr die Betrachtung der Ein⸗ 
nahmeſeite des Haushaltsplans an die Spitze der 
ſachlichen Erörterungen geſtellt, und ich möchte 
daher auch mit Abſicht die Betrachtung der Aus⸗ 
gabeſeite beginnen, indem ich zunächſt zu begrün⸗ 
den verſuche, oder vielleicht richtiger geſagt, eine 
Erklärung dafür gebe, warum die Kopfbelaſtung 
an Steuern in Danzig von 1913 bis 1927 von 70 
Reichsmark auf mehr als 180 Reichsmark geſtie⸗ 
gen iſt. Wir ſtehen noch mitten in der Liquida⸗ 
tion des verhängnisvollen Kriegserbes und haben 
daher Staatsaufgaben zu erfüllen, welche die Vor⸗ 
kriegszeit nicht gekannt hat. 

Die drei wichtigſten und koſtſpieligſten dieſer 
neuen Staatsaufgaben erfordern allein eine Kopf⸗ 
belaſtung von zuſammen 70 Reichsmark. Es ſind 
dies der Wohnungsbau mit über 33 Gulden 
Kopfbelaſtung, die Erwerbsloſenfürſorge mit über 
27 Gulden Kopfbelaſtug und die Aufwendungen 
für die Kriegsopfer, Kriegsbeſchädigten, Klein⸗ 
rentner uſw. mit insgeſamt etwa 24 Gulden auf 
den Kopf der Bevölkerung. Rechnet man noch die 
Mehrkoſten, welche ein jeder Kleinſtaat notwen⸗ 
digerweiſe wegen des weniger rationellen Betrie⸗ 
bes aller kleinen Verwaltungen erfordert, hinzu, 
rechnet man die ſonſtigen dem Staat durch den 
Krieg und nach dem Kriege neu auferlegten Aus⸗ 
gaben, nämlich den Zinſendienſt für die Zahlungen 
an den Botſchafterrat und Reparationskommiſ⸗ 
ſion, ferner die Koſten des Hohen Kommiſſars des 
Völkerbundes und des Volkstages hinzu, berück⸗ 
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ſichtigt man ferner die geſunkene Kaufkraft des 
Geldes, jo überſteigt die ſteuerliche Kopfbelaſtung, 


welche dann für 1927 und für 1928 noch verbleibt, 


nicht mehr erheblich diejenige, welche vor dem 
Krieg vorhanden war. 

Anders war es allerdings noch im Jahre 1924 
in dem der verbleibende Reſt die Friedensbela⸗ 
ſtung noch erheblich überſtieg. In dieſer Minde⸗ 
rung äußert ſich die Wirkung des bereits erzielten 
Steuerabbaus, ferner auch des ſtarken Beamten⸗ 
abbaus, welcher erfolgreich in den letzten Jahren 
betrieben worden iſt. Hierin zeigt ſich ſchließlich 
das Ergebnis rückſichtsloſeſter Sparſamkeit. Tat⸗ 
ſächlich iſt Danzig in ſeiner Zurückhaltung bei 
neuen Ausgaben, insbeſondere bei Inveſtitions⸗ 
ausgaben, bis an die äußerſte Grenze des nur eben 
Erträglichen gegangen. 

Was den Perſonalbedarf betrifft, ſo finden Sie 
in der Denkſchrift zum Haushaltsplan ſehr ein⸗ 
gehende Angaben hierüber und finden auch in den 
Tabellen auf Seite 7 und 8 Nachweiſungen über 
die bisherigen Ergebniſſe des Beamtenabbaus. 
Die Perſonalverminderung von 1923 bis 1928 be⸗ 
trägt ſchon faſt 3000 Köpfe und hat prozentual die 
außerordentliche Höhe von 28 v. H. bereits 
überſchritten. Im Gegenſatz zu dieſen dauernd 
ſteigenden Zahlen beim Beamtenabbau ſinkt da⸗ 
gegen das Verhältnis der perſönlichen Koſten zu 
den Geſamtausgaben bei den Zuſchußverwaltun⸗ 
gen in erfreulicher Weiſe. Bei den wichtigſten 
Saushaltsplänen, nämlich den neun Einzeletats, 
die auf Seite 8 der Tabelle näher aufgeführt ſind, 
war das Verhältnis der perſönlichen Ausgaben zu 
den Geſamtausgaben im Jahre 1926 noch 37,35 
Prozent. Es ſank im Jahre 1927 auf 33,69 Pro⸗ 
zent, um im Jahre 1928 weiter auf 32,96 Prozent 
zu ſinken. f 

Auch bezüglich der ſächlichen Ausgaben enthält 
die Denkſchrift eine genaue Zuſammenſtellung 
aller neuen Forderungen, und wenn Sie ſich dieſe 
Tabellen auf Seite 2 und 3 näher anſehen, ſo fin⸗ 
den Sie, daß die Geſamtſumme der einmaligen 
Ausgaben für Oeffentliche Arbeiten, für Bauten 
usw. recht gering iſt im Vergleich zu der Geſamt⸗ 
ſumme des Haushaltsplans, welcher netto über 
74 Millionen Gulden beträgt. Die ſtattlichſte Lei⸗ 
ſtung hat der Staat auf dem Gebiete des Woh⸗ 
nungsbauweſens zu verzeichnen. Ich will von den 
Leiſtungen, die in der Inflationszeit und in der 
erſten Zeit nach der Stabiliſierung der Währung 
für Neubauten gemacht werden konnten, ganz ab⸗ 
ſehen. Beachtenswert erſcheint mir aber, daß al⸗ 
lein in den Jahren 1926 bis 1928 aus öffentlichen 
Mitteln der Wohnungsbauabgabe, der Lohnſum⸗ 
menſteuer, der Anleihen und der Sparkaſſen für 
den Wohnungsbau insgeſamt rd. 32 Millionen 
Gulden verwendet ſind oder für die bevorſtehende 
Bauzeit verfügbar ſein werden. Das iſt eine Lei⸗ 
ſtung, die fürwahr ganz außerordentlich iſt und 
den ernſten Willen zeigt, das große Wohnungs⸗ 
elend, in dem wir uns leider immer noch befinden, 
durch die energiſchen Anſtrengungen zu beſeitigen. 
Man mag darüber ſtreiten, ob beim Wohnungs⸗ 
bau immer der richtige Weg gegangen wurde, oder 
ob noch andere Wege zum Ziele führen würden. 
Die Bedeutung aber dieſer von unſerer ganzen Be⸗ 
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völkerung aufgebrachten Leiſtungen bildet einen 


Ruhmestitel und wird niemand beſtreiten können. 
Wir ſind aber noch lange nicht am Ende und 
müſſen noch in den nächſten Jahren weitere ener⸗ 
giſche Anſtrengungen auf dieſem Gebiete machen. 
Nächſt dem Wohnungsbau iſt die zweite be⸗ 
deutende wirtſchaftliche Leiſtung des Staates 
von der Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung be⸗ 
wirkt worden. Das bei Bildung des Frei⸗ 
ſtaats übernommene Fernſprechnetz war außer⸗ 
ordentlich überaltert, und mit Grauen denken 
wir alle noch an die Zeiten der Jahre 1921 
und 1922, wo es fait wie ein großes Los 
erſchien, wenn man einen Telephonanſchluß 
erreichen konnte. Für die Verlegung der überir⸗ 
diſchen Leitungen in unterirdiſche Kabel, für die 
fortſchreitende Automatiſierung des Fernſprech⸗ 
netzes und für den Ausbau der poſtaliſchen Einrich⸗ 
tungen ſind in den letzten Jahren ſo viel Mittel 
inveſtiert worden, daß heute unſere Poſt auf voller 
Höhe ihrer Leiſtungsfähigkeit ſteht und den Ver⸗ 
gleich, ja auch den Wettbewerb mit jeder andern 
Poſt aufnehmen kann. Ohne Berückſichtigung 
deſſen, was in der Inflationszeit hierfür inve⸗ 
ſtiert wurde, ſind allein ſeit der Einführung der 
Danziger Währung über 7 Millionen Gulden für 
die Verbeſſerung der poſtaliſchen Einrichtungen 
aufgewandt worden. Dabei iſt es der Poſtverwal⸗ 
tung erfreulicherweiſe möglich geweſen, zur Ent⸗ 
laſtung des ſteuerlichen Drucks ſehr ſtattliche Be⸗ 
träge dem allgemeinen Haushaltsplan zuzuführen. 
Auf anderen Gebieten iſt dagegen der Ausbau der 
ſtaatlichen Einrichtungen nicht in ſolchem Maße 
bewirkt, wie dies vielleicht erwünſcht geweſen 
wäre. Viele Verwaltungen haben ihre fachlich 
wohl begründeten Forderungen zurückſtellen müſ⸗ 
ſen und immer wieder verſagt bekommen, weil die 
allgemeine Finanzlage die Erfüllung nicht zuließ. 
Insbeſondere auf dem Gebiete des Straßenbaues 
ſind die Arbeiten der Umſtellung auf den Automo⸗ 
bilverkehr im Vergleich zu anderen Ländern noch 
ſtark im Rückſtand. Vor allem fehlt es aber den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden von Jahr zu 
Jahr mehr an den elaſtiſchen Einnahmequellen, 
welche ſie zur Herſtellung des Gleichgewichts in 
ihren Haushaltsplänen gebrauchen. Es iſt leider 
ſo und muß offen ausgeſprochen werden, daß den 
Gemeinden immer wieder neue Aufgaben durch 
die Geſetzgebung des Staates überwieſen werden 
und daß auch die vorhandenen kommunalen Ver⸗ 
waltungsaufgaben einen ſteigenden Bedarf zeigen. 
Beſonders bemerkbar iſt dies bei den ſozialen Auf⸗ 
wendungen und bei den Schulausgaben. In einer 
bevölkerungspolitiſch ſehr erwünſchten Weiſe ſteigt 
die Zahl der Schulkinder nach Ueberwindung der 
ſchweren und kinderarmen Zeit des Krieges und 
der Nachkriegszeit. Die Kinder, welche zwiſchen 
1920 und 1922 geboren find, wachſen jetzt in das 
schulpflichtige Alter hinein. Die Klaſſen reichen 
nicht mehr aus, neue Schulbauten müſſen bewirkt 
werden, und ſo entſteht ein Bedarf, welcher nicht 
ae werden kann und welcher nicht vorgeſehen 
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Auch die ſoziale Fürſorge erfordert infolge der 
ſehr ernſten Erſcheinung eines weiteren ſozialen 
Abſtieges weiter Kreiſe der Fürſorgeberechtigten in 
die öffentliche Wohlfahrtspflege der Gemeinden 
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dauernd ſteigende Mittel. Der Senat hat ſich da⸗ 
her mit dem Problem des Finanzausgleichs auf 
das ernſteſte und ſorgfältigſte beſchäftigen müſſen. 
Der Gedanke, den Gemeinden zu geſtatten, Zu⸗ 
ſchläge zu den Staatsſteuern zu erheben, iſt als un⸗ 
zweckmäßig, ja als höchſt bedenklich, vielleicht ſogar 
als undurchführbar abgelehnt worden. Eine Stei⸗ 
gerung des Ertrages der eigenen Einnahme⸗ 
quellen der Gemeinden, insbeſondere der wichtig⸗ 
ſten unter ihnen, nämlich der Grund⸗ und Gewer⸗ 
beſteuern, iſt wegen der außerordentlich ſtarken 
Anſpannung beider Steuerquellen gleichfalls un⸗ 
möglich. So blieb nur übrig, entweder den An⸗ 
teil der Gemeinden an der Einkommenſteuer und 
der Körperſchaftsſteuer zu erhöhen oder den Ge⸗ 
meinden unter dem Namen des Finanzausgleichs 
einen neuen geſetzlichen Anſpruch auf Grund des 
Haushaltsplanes gegenüber dem Staat einzuräu⸗ 
men. 


Nach eingehender Prüfung hat der Senat den 
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letzteren Weg für angezeigt erachtet ſchon deswe⸗ 


gen, weil die Verhältniſſe beim Staat ſelbſt noch 
nicht ſo befeſtigt ſind, daß er auf die Dauer auf 
einen größeren Anteil an den Einkommenſteuern 
verzichten könnte. Dabei iſt aber der Geſamtbedarf 
für den Finanzausgleich auf das Mindeſtmaß des 
unerläßlich Notwendigen begrenzt worden und 
findet ſich mit 2 Millionen Gulden im Etat der 
Finanzverwaltung eingeſtellt. Ueber die Durch⸗ 
führung des Finanzausgleichs, welche im Haus⸗ 
haltsplan ſelbſt feſtgelegt werden ſoll, werden im 
Hauptausſchuß von der Regierung eingehendere 
„ und Erläuterungen abgegeben wer⸗ 
den. 

Die Entſchädigungen für diejenigen Perſonen 
und Betriebe, welche durch die Einführung des 
Tabakmonopols Schaden erlitten haben, iſt im 
Haushaltsplan bisher nur ſoweit behandelt wor⸗ 
den, wie es ſich dabei um die Verwaltungskoſten 
des Tabakmonopol⸗Entſchädigungsamtes handelt. 
Ein Geſetzentwurf iſt dem Volkstag kürzlich zuge⸗ 
gangen, welcher eine Ergänzung zum Notetat be⸗ 
zweckte. Seine Einarbeitung in den endgültigen 
Haushaltsplan erſcheint mir zweckmäßig und 
würde im Hauptausſchuß bewirkt werden können. 

Ich glaube, hiermit die größeren Aenderungen, 
welche der neue Haushaltsplan bringt, ziemlich 
erſchöpfend dargelegt zu haben. Hinſichtlich der 
kleineren Neuforderungen verweiſe ich auf die 
Denkſchrift ſelbſt, die ich, um Ihre Aufmerkſamkeit 
nicht zu ſehr zu ermüden, nicht im einzelnen hier 
vortragen möchte. Im ganzen bleibt die vom Se⸗ 
nat vorgeſehene Summe, deren Bewilligungen von 
Ihnen im Etatsgeſetz erbeten wird, mit 74,4 Mil⸗ 
lionen Gulden noch unter dem planmäßigen Be⸗ 
darf an Nettoausgaben zurück, welcher bei der 
Durchführung der Sanierung im Jahre 1926 im 
Einvernehmen mit dem Finanzkomitee des Völ⸗ 
kerbundes vorgeſehen und durch Verordnungen 
feſtgelegt worden iſt. Dieſer Bedarf beträgt für 
das Jahr 1928 76,6 Millionen Gulden. Im gan⸗ 
zen ſoll dieſer Haushaltsplan nach Ueberwindung 
der ſchweren Depreſſion, die hinter uns liegt und 
hoffentlich endgültig abgeſchloſſen iſt, uns einen 
weſentlichen Schritt vorwärts und aufwärts brin⸗ 
gen. (Bravo!) f f 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Gemäß den Ver⸗ 
einbarungen im Aelteſtenausſchuß ſoll die Fort⸗ 
ſetzung der Beratung am Dienstag folgender 
Woche erfolgen. Damit iſt Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung erledigt. Ich rufe Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Erſte Beratung eines Ergänzungsgeſetzes 
zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für das 
Rechnungsjahr 1928. 

Druckſache Nr. 129. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Brenner. 

Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Ich will mich ganz kurz faſſen und möchte 
nur auf die Begründung zu der Vorlage zurück⸗ 
kommen, in der geſagt wird, daß ſchon bei der Ein⸗ 
führung des Monopols erwartet worden iſt, daß 
der noch zur Verfügung ſtehende Betrag von rund 
1400000 Gulden überſchritten werden wird. 
Hierin finde ich eine Gegenſätzlichkeit zu dem, was 
im Pachtvertrag gejagt iſt. Im Pachtvertrag 8 6 
Abſ. 3 wird ſeitens der Monopolgeſellſchaft der 
Regierung eine Summe von nur 3 Millionen 
Gulden zur Entſchädigung zur Verfügung geſtellt. 
An dieſer zur Verfügung geſtellten Summe glaubte 
man noch einen erklecklichen Teil einſparen zu kön⸗ 
nen, denn nach einem Nachſatz in dem 8 6 ſollten 
die Regierung mit 75 Prozent und die Monopol⸗ 
geſellſchaft mit 25 Prozent an dem noch verblei⸗ 
benden Gelde partizipieren. Ich bin der Anſicht, 
daß auch die jetzt weiter angeforderten Summen 
keineswegs für die Entſchädigungen ausreichen 
werden. Es wird keineswegs dazu kommen, daß 
von den angeforderten 3 Millionen etwa noch eine 
Million erſpart werden könnte. 

In der Begründung wird geſagt, daß die Feſt⸗ 
ſtellungen durch das Monopolentſchädigungsamt 
noch nicht jo weit gediehen ſind, um ziffernmäßige 
Angaben machen zu können. Ich kann aber heute 
ſchon ſagen, daß nach den von mir gemachten Auf⸗ 
zeichnungen allein von Seiten der Fabrikanten 
noch eine Anmeldungsſumme von ca. 10 Millio⸗ 
nen Gulden vorliegt, über welche das Entſchädi⸗ 
gungsamt zu beraten und zu entſcheiden hat. Ich 
kann mir nicht denken, daß von dieſen 10 Millio⸗ 
nen Gulden, die zur Anmeldung gelangt ſind, die 
Abfindung nur 300 000 Gulden und im Höchſtfall 
nur 1 300 000 Gulden betragen dürfte. Man wird 
ſich hierbei genau ſo verrechnen, wie man ſich bei 
dem einen Entſchädigungsberechtigten verrechnet 
hat, den man auch ſehr gering glaubte abfinden 
zu können, und bei dem es ſich jetzt herausgeſtellt 
hat, daß der Abfindungsbetrag erheblich größer ge⸗ 
worden iſt, was nun den Anlaß gegeben hat, daß 
dieſe Nachtragsforderung kommen mußte. Ich 
ſtehe auch ferner auf dem Standpunkt, daß der in 
der Begründung aufgeführte vorausſichtliche Um⸗ 
ſatz von 2 Millionen ſobald nicht erreicht werden 
wird, ſo daß der Staat meines Erachtens in den 
nächſten Jahren gar nicht die Ausſicht haben wird, 


eine Summe von über 6 Millionen, wie angege⸗ 


ben, aus dem Tabakmonopol zu erzielen. Ich weiß 
nicht, wer dieſe Angaben gemacht hat. Sollten ſie 


wieder von dem Sachverſtändigen herrühren, der 
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auch die früheren Angaben gemacht hat, dann bin 
ich der Ueberzeugung, daß er ſich hier ebenſo ver⸗ 
kalkuliert hat, wie das ſeinerzeit bei ihm der Fall 
geweſen iſt. Aus dieſem Grunde haben wir eine 
Kleine Anfrage eingebracht, nach der wir wiſſen 
wollen, wie die Einnahmen aus der freien Wirt⸗ 
ſchaft durch die Banderolen⸗Steuer geweſen ſind, 
um hiernach ermeſſen zu können, welche Umſätze 
ſeinerzeit bei der freien Wirtſchaft getätigt worden 
ſind, die meines Erachtens weit größer geweſen 
ſind als heute bei der Monopolwirtſchaft, weil da⸗ 
mals ganz andere Faktoren mitgewirkt haben. Die 
Fabriken haben viel eifriger gearbeitet, ſchon der 
Konkurrenz wegen, als es heute die Monopol⸗ 
geſellſchaft nötig hat. Sollte man aber tatſächlich 
heute eine Erhöhung aus dem Umſatz erzielen 
wollen, ſo würde nichts anderes übrig bleiben, als 
die Preiſe der Tabakfabrikate ganz weſentlich in 
die Höhe zu ſetzen. Schon jetzt it es der Fall, daß 
die 3 Pfennig⸗Zigarette vom Markt verſchwunden 
iſt, die billigſte Marke ohne Mundſtück iſt die 
4 Pfennig⸗Zigarette. Will man alſo den Umſatz 
weſentlich erhöhen, dann wird man dazu ſchreiten 
müſſen, die Preislagen zu erhöhen. Ich fürchte 
aber, daß das auch nichts nützen wird, denn genau 
ſo, wie vorhin der Herr Finanzſenator ſagte, daß 
bei einem erhöhten Zoll die Einfuhr leidet, wird 
der Umſatz leiden, wenn die Preislage in die Höhe 
geſetzt wird. 

Kurz zuſammengefaßt bin ich der Anſicht, daß 
die hier geforderten 3 Millionen nicht genügen, 
ſondern daß ſie mindeſtens auf 6 Millionen erhöht 
werden müſſen. Alles Weitere kann im Ausſchuß 
beraten werden. Ich behalte mir dann noch wei⸗ 
tere Ausführungen vor. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt die Ueber⸗ 
weiſung an den Hauptausſchuß vor. Ich höre kei⸗ 
nen Widerſpruch. Ich ſtelle feſt, daß demgemäß 
beſchloſſen iſt. Wir ſind am Ende unſerer Tages⸗ 
ordnung. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung 
Dienstag, den 24. April, nachmittags 3,30 Uhr, 
mit folgender Tagesordnung abzuhalten: 

1. Fortſetzung der erſten Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs gur 11 102 des Stantshaushaltsplanes. 
(Druckſache Nr. 132). e 

2, Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 

rung der Verordnung über das Entſchädigungsver⸗ 
fahren bei Einführung des Tabakmonopols. (Druck⸗ 
ſache Nr. 106 zu Nr. 48.) 

3. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aende⸗ 
rung des preußiſchen Geſetzes zur Bekämpfung über⸗ 
tragbarer Krankheiten. (Drucfache Nr. 130.) 

4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. — Urantrag 
des Abg. Liſchnewſki u. Fr. — (Druckſache Nr. 97.) 

5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung der Landgemeindeordnung. — Urantrag des 
Abg. Langnau u. Fr. — (Druckſache Nr. 102.) 


6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Wahl 
von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern durch 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. — Urantrag 
des Abg. Plenikowſki zu. Fr. — (Drucksache Nr. 103.) 

Widerſpruch wird nicht laut, es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr 5 Minuten.) 
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Erſte Beratung 
Hung des 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Dr. Frank, Runge, Dr. 
Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Volkmann, Dr. Wier⸗ 
cinſki; Staatsrat Lademann. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 23. 
Vollſitzung. Wir kommen zum erſten Punkt der 
Tagesordnung: 

Beratung eines Geſetzentwurfs zur Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplanes. Fort⸗ 
ſetzung. 

Druckſache Nr. 132. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Einbringung des Haushaltsplanes durch den 
Senat gibt den politiſchen Parteien die erwünſchte 
Gelegenheit, zu der Geſamtpolitik des Senats 
Stellung zu nehmen. Was die auswärtige Poli⸗ 


tik angeht, ſo begrüßen wir das Urteil des Haager 


Schiedsgerichts betreffend das Klagerecht der 
Eiſenbahner. Wir bedauern nur, daß es überhaupt 
zu dieſem Urteil hat kommen müſſen. Es wäre viel 
richtiger geweſen, wenn das, was durch das Urteil 
erreicht wird, vorher durch Verhandlungen erreicht 
worden wäre. Es iſt bedauerlich, daß es in Be⸗ 
zug auf die Eiſenbahntariffrage noch immer nicht 
zu einer Einigung zwiſchen Danzig und Polen 
gekommen iſt. Die Frage der Eiſenbahntarife 
iſt für Danzig von derart einſchneidender Bedeu⸗ 
tung, daß die Regierung unter allen Umſtänden 
einen Weg finden muß, um dieſe Frage in einem 
den Lebensbedürfniſſen des Danziger Wirtſchafts⸗ 
lebens entſprechenden Sinne zu erledigen. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich die Regie⸗ 
rung auf die rapide Entwicklung des Gdinger 
Hafens aufmerkſam machen, in der eine große 
Gefahr für die Beſchäftigung des Danziger Ha⸗ 
jens und den Beſtand der Danziger Wirtſchaft zu 
erblicken iſt. Wir haben nie zu denen gehört, die 
den Ausbau von Gdingen zunächſt belacht haben, 
Maden wir haben dies Problem ſtets mit großer 
lurtmerkſamkeit verfolgt und die raſche Entwick⸗ 
ung des Edinger Hafens geſehen. Wir glauben, 


p heute für ſich allein wirtſchaften. 
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daß jetzt der Zeitpunkt gekommen iſt, wo wir die 
Regierung auf die große Gefahr aufmerkſam 
machen müſſen, die der Danziger Wirtſchaft vom 
Edinger Hafen droht. Und wir müſſen die Re⸗ 
publik Polen daran erinnern, daß nach dem Ver⸗ 
ſailler Vertrag die Freie Stadt Danzig geſchaffen 
worden iſt, um als Hafen von Polen zu dienen. 
Daraus ergibt ſich für Polen auch die Verpflich- 
tung, Danzig als ſeinen Hafen voll auszunutzen. 
Wir begrüßen es, daß die Regierung erneut ihren 
Verhandlungswillen kundtut. Aber zur Verſtän⸗ 
digung gehören zwei, das ſollte auch die polniſche 
Regierung einſehen; denn die politiſche Verſtän⸗ 
digung ebnet auch den Weg für die notwendige 
wirtſchaftliche Verſtändigung der Völker. Der 
Krieg und die Nachkriegszeit haben gelehrt, daß 
der wirtſchaftliche Fortſchritt nur gemeinſame 
Sache der Völker ſein kann. Kein Volk kann 
Die internati⸗ 
onale Verbundenheit der einzelnen Wirtſchaften 
iſt eine Naturnotwendigkeit. Kein Volk kann 
durch Schutzzoll und durch Unterſtützung ſeiner 
Induſtrie mit ſtaatlichen Beihilfen zum wirt⸗ 
ſchaftlichen Wohlſtand gelangen. Dafür iſt, wie 


die Richtlinien der Genfer Weltwirtſchaftskonfe⸗ 


renz ganz richtig zeigen, der Zuſammenſchluß 
aller Nationen notwendig. Die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe eines Landes ſind das Spiegelbild ſeiner 
Wirtſchaft. Andererſeits aber beeinfluſſen die 
politiſchen Ereigniſſe die Wirtſchaft in weiteſtem 
Ausmaß. Darum darf der bekundete Verſtändi⸗ 
gungswille nicht nur ein Lippenbekenntnis ſein, 
ſondern er muß ein Tatbekenntnis auf beiden 
Seiten ſein. 

Wir wollen den ſozialen, den wirtſchaftlichen 
und kulturellen Aufſtieg der alle Kulturwerte 
erzeugenden lebendigen, menſchlichen, körperlichen 
und geiſtigen Arbeit. Daß die Danziger Bevölke⸗ 
rung dieſen Weg gehen will, zeigte der Ausgang 
der Wahl vom November vorigen Jahres. Dem⸗ 
entgegen ſteht aber ein Wirtſchaftsſyſtem, das ge⸗ 
gründet iſt auf Ausbeutung des Menſchen durch 
den Menſchen, eine Geſellſchaftsordnung, die dar⸗ 
auf beruht, daß immer Tauſende arm fein müſſen, 
damit einer im Wohlleben ſchwelgen kann. Aber 
die tauſendjährige Geſchichte der Menſchheit zeigt, 
daß die Entwicklung niemals ſtillſteht. Der Se⸗ 
nat muß ſich unter allen Umjtänden das Ver⸗ 
trauen ſeiner Nachbarvölker und darüber hinaus 
das Vertrauen der Welt erwerben. Die Aus⸗ 
führungen des Finanzſenators endeten mit der 
Aufforderung zur größten Sparſamkeit. Mit den 
Warnungen zur Sparſamkeit ſteht es ſo, daß man 
einen bekannten Spruch Leſſings umdichten 
könnte: 

Wer wird die Sparſamkeit nicht loben! Doch 
wird ſie jeder üben? Nein! 
Gepredigt wird nur ſtets von oben, die unten 
jollen ſparſam jein. 
Wir hegen ſtärkſtes Mißtrauen gegen alle Spar⸗ 
maßnahmen, die nur von oben ausgehen, und ſich 
nach unten dahin auswirken, daß Arbeiter und 
Angeſtellte entlaſſen, oder daß die Bezüge dieſer 
Schichten gekürzt werden. Damit hilft man der 
kranken Wirtſchaft nicht auf die Beine und auch 
nicht dem Staate; denn er iſt es, der am Ende 
wieder die Erwerbsloſen und Kranken unter⸗ 


ı 
| 


(A) 


B) 


392 Volkstag Danzig — 23. Sitzung. 


(Brill, Abgeordneter) 
ſtützen muß, damit ſie 
gehen. 

Bei einem ordentlichen Haushalt kommt es 
nicht allein darauf an, die Ausgaben mit den 
Einnahmen in Einklang zu bringen, die Kunſt 
beſteht vielmehr darin, mit den vorhandenen 
Mitteln möglichſt große Leiſtungen zu vollbrin⸗ 
gen. Und daran hat es bisher in Danzig ſehr, 
ja ſogar ſehr gemangelt. Die Danziger Finanzen 
ſind troß der ſchlechten Leiſtungen ungeſund. Die 
Ordnung im Staatshaushalt iſt die Voraus⸗ 
ſetzung für die ruhige Entwicklung der geſamten 
Wirtſchaftslage. Es muß verſucht werden, durch 
eine andere Verwendung der zur Verfügung 
ſtehenden Gelder der gewaltigen Arbeitsloſigkeit 
entgegenzuwirken; denn es iſt für geſunde, ſtarke, 
arbeitswillige Menſchen ein unerquicklicher Zu⸗ 
ſtand, aus Mitteln der Allgemeinheit unterſtützt 
zu werden. Die Danziger Staatsgemeinſchaft 
hat die Verpflichtung, ihnen dieſes Recht im Rah⸗ 
men des Möglichen zu verſchaffen. Es muß für 
ausreichende Fürſorge invalider, kranker und alter 
Perſonen geſorgt werden, weil das eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit in einem modernen Staat iſt. 
Wer unverſchuldet ſeiner geregelten Berufstätig⸗ 
keit beraubt worden iſt, hat Anſpruch auf ſtaat⸗ 
liche Hilfe. 

Das Danziger Volk trägt ſchwer an den Fol⸗ 
gen des verlorenen Krieges. Die wirtſchaftlichen 
Schäden derartiger Kataſtrophen laſſen ſich nicht 
in wenigen Jahren und vor allen Dingen nicht 
ohne Arbeit und Mühe überwinden. Die breiten 
Schichten der Bevölkerung haben in den letzten 
Jahren gezeigt, daß ſie gewillt ſind, durch fleißige 
Arbeit, durch ſparſamſtes Wirtſchaften, den Wie⸗ 
deraufbau der Danziger Wirtſchaft zu ermög⸗ 
lichen. Dieſe Beſtrebungen der breiten Schichten 
der Bevölkerung müſſen von einer umſichtigen und 
klugen Finanzwirtſchaft des Staates unterſtützt 
werden. Auch für die Leiter des Staates trifft 
das zu, was das Handelsgeſetzbuch von jedem 
Privatunternehmer verlangt: „Die Geſchäfte ſind 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
zu führen.“ Dies ſollte beſonders von vielen 
Aemtern im Staat beachtet werden. Sehr häufig 
werden bei Beurteilung der Beamtenzahl, das 
trifft im beſonderen bei den unteren und mitt⸗ 
leren Beamten zu, Vergleiche aus der Vorkriegs⸗ 
zeit angeſtellt. Dieſe Vergleiche müſſen natürlich 
immer hinken. Erſtens einmal deshalb, weil die 
Bevölkerungsziffer gegenüber der Vorkriegszeit 
ganz gewaltig gewachſen iſt, zweitens, weil durch 
den Krieg dem Staat ganz andere Aufgaben zuge⸗ 
fallen ſind, und drittens ſind die Aufgaben des 
Staates in einem Volksſtaat andere als in einem 
Obrigkeitsſtaat. Aber darauf werde ich ſpäter 
noch zurückkommen. 

Unſer Standpunkt zur Erzielung von Erſpar⸗ 
niſſen bei den Perſonalausgaben iſt, kein ſchema⸗ 
tiſcher Abbau von Arbeitern, Angeſtellten und Be⸗ 
amten, ſondern Vereinfachung des Verwaltungs⸗ 
apparates durch Beſeitigung des Leerlaufs und 
der bürokratiſchen Schwerfälligkeit, keine willkür⸗ 
liche Beförderung und keine Vermehrung der Be⸗ 
amtenſtellen, ſolange ſich der Bedarf mit den vor⸗ 
handenen Kräften beſtreiten läßt. Wenn in die 


nicht völlig zu Grunde 


Dienstag, den 24. April 1928. 


Beamtenſchaft mehr freigewerkſchaftlicher Geiſt 
einziehen würde, dann würde es auch mit der 
Verwaltungsreform beſſer vorwärts gehen. 


Nicht nur der Verkehr mit den Nachbarvölkern 
muß im Intereſſe des Staates und der Wirtſchaft 
Verbeſſerungen erfahren, ſondern auch der Ver⸗ 
kehr mit dem flachen Lande. Das rund 180 372 
ha umfaſſende von 136 704 Perſonen bewohnte 
Danziger Landgebiet, das in zwei Städten, 252 
Landgemeinden und 64 Gutsbezirken vereinigt 
iſt, iſt bisher ſehr vernachläſſigt worden. Zur 
Stützung der Landwirtſchaft, ganz beſonders der 
kleinen, ſind durchgreifende Verbeſſerungen in den 
Verkehrsverhältniſſen dringend notwendig. Das 
flache Land muß für den Verkehr aufgeſchloſſen 
werden. Der frühere Senat hat ſeine Finanz⸗ 
und Wirtſchaftspolitik im Sinne des Großkapi⸗ 
tals betrieben. Aber dort, wo es galt, für die ge⸗ 
ſamte Volkswirtſchaft etwas zu erreichen, hat er 
verſagt. Wir hören die berechtigten Klagen der 
Landwirtſchaft; der Landbund rief die Landbe⸗ 
völkerung zum Proteſt auf. Gegen wen ſollte die 
Landwirtſchaft revolutionieren? Wir haben 


doch bis in die neueſte Zeit hinein eine deutſchna⸗ 


tionale Regierung mit einem deutſchnationalen 
Landwirtſchaftsſenator gehabt? Was hat die 
deutſchnationale Regierung mit dem deutſch⸗ 
nationalen Landwirtſchaftsſenator getan, um die 
Landwirtſchaft zu fördern? Wodurch haben ſie 
bisher die Not der Landwirtſchaft gelindert? 
Jetzt mit einem Schlage wollen Sie die Not der 
Landwirtſchaft gelindert haben. Es iſt zu ver⸗ 
urteilen, daß deutſchnationale Kreiſe die Not der 
Landwirtſchaft zu Propagandazwecken für die 
Deutſchnationale Partei mißbrauchen. Aber ſie 
können ſicher ſein, dieſe Spekulation wird miß⸗ 
lingen. Das Landvolk hat erkannt, daß ſeine 
Intereſſen mit denen der Deutſchnationalen und 
Großgrundbeſitzer nicht zuſammen gehören. Die 
Bauern gehören zu dem arbeitenden Volk. Die 
Trennung geht nicht zwiſchen Stadt und Land, 
ſondern die Trennung geht zwiſchen Arbeit und 
Großgrundbeſitz. Der kleine Bauer hat ſich durch⸗ 
gehungert, während der große Herr noch immer 
die Allüren von früher aufrecht hält. Der Bauer 
rackert ſich ab und vergeudet leider ſeine Kräfte, 
weil er die Arbeitsmethoden anderer Länder, na⸗ 
mentlich Amerikas, Hollands und Dänemarks nicht 
kennt. Der Danziger Bauer wird in ſeinem eigenen 
Intereſſe dieſe Dinge kennen lernen müſſen. 


Die große Maſſe der ländlichen Bevölkerung 
iſt für den Danziger Induſtriearbeiter als Ab⸗ 
nehmer induſtrieller Produkte von größter Bedeu⸗ 
tung. Darum begrüßen wir es, daß Einnahme⸗ 
quellen zum ländlichen Wegebau erſchloſſen wer⸗ 
den ſollen. Aber wir ſagen, das genügt noch nicht. 
Die Geſetzgebung muß für das Landgebiet mehr 
ausgebaut werden. Die Gutsbezirke müſſen nun 
endlich den beſtehenden Landgemeinden ange⸗ 
gliedert und mit ihnen vereinigt werden. Durch 
Bereitſtellung von weiteren 2 Millionen Gulden 
wird die Finanzwirtſchaft der Landgemeinden 
aufgebeſſert. Die Landgemeinden haben gegen⸗ 
ficke der Vorkriegszeit größere Aufgaben zu er⸗ 
üllen. 


Sie ſind aber in ihren Einnahmen ſehr 
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beſchränkt und dadurch gezwungen, die Förderung 
wichtiger kultureller und ſozial-wirtſchaftlicher 
Aufgaben zu unterlaſſen. 

Eine der wichtigſten ſozialen und wirtſchaft⸗ 
lichen Aufgaben iſt nach wie vor auch die Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot. Es muß durch ſtark 
vermehrten Wohnungsbau dem großen Woh⸗ 
nungselend entgegengewirkt werden. Es müſſen 
Wohnungen gebaut werden, in denen eine gute 
Durchlüftung möglich iſt. Die Forderung der 
jetzigen Zeit ſtellt an den Wohnungsbau neue 
und große Anſprüche: Licht, Luft und Sonne 
in der Wohnung, geſunde Durchlüftung, weite 
durchſonnte Höfe, auf denen die Kinder ſpielen 
können, und von denen aus die Sonne auch Zu⸗ 
tritt in die Räume des Hinterhauſes hat. Das 
find die Forderungen, die heute an eine Wohnung 
geſtellt werden müſſen. Und die Technik ermög⸗ 
licht es heute, darüber hinaus zu fordern, daß 
die Wohnungen mit einer praktiſch eingerichteten 
hellen Küche, mit Heißwaſſer, Badeeinrichtung 
und neuzeitlicher Heizungsmöglichkeit, ſowie mit 
guten elektriſchen Anlagen ausgeſtattet werden. 
Dieſe fortſchrittlichen techniſchen Möglichkeiten 
laſſen ſich erfüllen. Richtige Anwendung techni⸗ 
ſcher Fortſchritte beim Bauen kann ſoviel Bau⸗ 
Verbilligung erzielen, daß die Koſten für eine 
beſſere Einrichtung getragen werden können, wenn 
ſorgfältig vorbereitete Bauprogramme für längere 
Zeit, für weite Sicht, aufgeſtellt werden. Dieſen 
neuen Wohnbedürfniſſen muß ſich das Bauen un⸗ 
bedingt anpaſſen. Es darf nicht gebaut werden, 


um nur aus dem Wohnungsbau Profite zu er⸗ 
zielen. Wir wiſſen, daß heute einige Kreiſe die 
jetzige Wohnungsnot zu großen Spekulations⸗ 
zwecken ausnutzen. Ich erinnere an die Bauten 


am Heeresanger. Ich führe das abſichtlich an, 
um auch hier den Senat aufmerkſam zu machen, 
zu überlegen und zu prüfen, ob der Wohnungs⸗ 
bau wie am Heeresanger weiter durchgeführt 
werden ſoll. Immer warten noch Tauſende auf 
eine Wohnung, und immer gibt es noch zahlreiche 
Fälle, wo ſich zwei bis drei Familien mit einer 
kleinen Wohnung begnügen müſſen. Außerdem 
gibt es noch viele alte Wohnungen, die man nicht 
als menſchliche Behauſungen anſprechen kann. 
Das große Problem der Wohnungsnot löſen, heißt 
eine ſoziale Großtat vollbringen, die nicht nur von 
en kommenden Geſchlechtern, ſondern mehr noch 
von dem der Gegenwart gewürdigt werden wird. 
Die zur Durchführung dieſer Aufgaben notwendi⸗ 
gen Gelder müſſen unter allen Umſtänden geſchafft 
werden. 

Außer dem Wohnungsbau fordern wir, daß 
nun endlich die in der Verfaſſung feſtgelegten 
Rechte der Arbeiter durchgeführt werden, und daß 
das Betriebsausſchußgeſetz vom Volkstag jo ſchnell 
wie möglich verabſchiedet wird; denn der Träger 

es ſozialen Rechts der Arbeiter muß auch ein 
Träger der Wirtſchaft ſein; denn die Erfüllung 
es Lebensſchickſals des Arbeiters liegt nicht in der 
egenwart mit ihren furchtbaren Zuſtänden, ſon⸗ 
0 ſie liegt vielmehr in der Zukunft. Die Ar⸗ 
eiterklaſſe iſt als Klaſſe an die Zukunft gebun⸗ 
un Ihr Aufſtieg hört auf, wenn fie den Kampf 
in die ſinnvolle Geſtaltung jedes Geſchehens auf⸗ 
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gibt. Wir haben immer noch kein einheitliches 
Arbeiterrecht. Immer noch herrſcht auf dem Ge⸗ 
biete des Arbeiterrechts Zerſplitterung und Un⸗ 
überſichtlichkeit und vor allen Dingen auch innere 
Unausgeglichenheit. Das alles muß noch über⸗ 
wunden werden. 

Wir wünſchen, daß der Schulunterricht fort⸗ 
ſchritlicher geführt wird. Der erfordert natürlich 
mehr Lehrkräfte, weil weniger Schüler auf einen 
Lehrer kommen ſollen. Aber dieſe Ausgaben 
müſſen gemacht werden, weil ſie im Intereſſe des 
Volkes liegen. Ebenſo muß dem geſteigerten Ver⸗ 
kehr mehr wie bisher Rechnung getragen werden. 
Faſt täglich kommen Unfälle vor, die nach Mög⸗ 
lichkeit vermieden werden müſſen. f 


Ebenſo verbeſſerungsbedürftig iſt der Straf⸗ 
vollzug, um die mittelalterlichen Zuſtände unſeres 
Gefängnisweſens zu beſeitigen. Auch das Unter- 
ſuchungsverfahren muß anders geleitet und durch⸗ 
geführt werden, als es ſich gerade in letzter Zeit 
beim hieſigen Gericht entwickelt hat. Mir iſt neu, 
daß der Unterſuchungsrichter zur Unterſuchung 
ſtrafrechtlicher Sachen das Ausland beſucht und 
für dieſe Reiſen nicht die Staatskaſſe die Koſten 
trägt, ſondern dritte Perſonen die Koſten tragen 
müſſen. Er quittiert nicht ſeine Reiſeentſchädi⸗ 
gung bei der Gerichtskaſſe, ſondern bei dritten 
Perſonen, die ein Intereſſe an der Beſtrafung 
des Anterſuchungsgefangenen haben. Ich glaube, 
dieſer Zuſtand iſt in der geſamten Juſtizgeſchichte 
neu. Ebenſo taktlos iſt es, wenn der Unter⸗ 
ſuchungsrichter bei Vernehmung von Unter: 
ſuchungsgefangenen Zigarren raucht. Die Ver⸗ 
nehmung iſt eine amtliche Tätigkeit, die es erfor⸗ 
dert, daß er während der Vernehmung von Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen das Rauchen einſtellt. Im 
Ausſchuß werden wir auf dieſe Angelegenheiten, 
wie auf den Schutz der Volksgeſundheit, der öffent⸗ 
lichen Jugendpflege, der Jugendfürſorge und der 
ſozialen Fürſorge noch eingehend zurückkommen. 


Der Herr Finanzſenator hat hier nun Steuer⸗ 
geſetze angekündigt. Dieſe Geſetze müſſen beſonders 
behandelt und ſehr eigehend ihre Zweckmäßig⸗ 
keit und Tragbarkeit geprüft werden. Wir 
verkennen nicht unſere ſchwierige Lage. Wir ha⸗ 
ben, wie 1925 ſo auch dieſes Mal, die deutſchnati⸗ 
onale Bankerottwirtſchaft übernehmen müſſen. 
(Widerſpruch und Heiterkeit rechts.) Wir ſollen 
auch jetzt die Finanzen ſanieren. Lachen Sie nur! 
Vor vier Wochen hat doch der Herr Finanzſena⸗ 
tor von dieſer Stelle die Rechnung aufgemacht 
und hat nachgewieſen, wie Sie mit den Finanzen 
gewirtſchaftet haben. Ich glaube, der Volkstag 
und der Senat ſind ſich einig in der Anerkennung 
der Notwendigkeit, daß das Gleichgewicht unſeres 
Etats hergeſtellt werden muß, und daß darin eine 
äußerſte Beſchränkung unſerer Ausgaben drin⸗ 
gend notwendig iſt. Wir würden eine Politik 
treiben, die ſich auf die Dauer als ungeſund er⸗ 
weiſen würde, wenn wir durch ſtärkere Belaſtung 
irgend eines Teils unſerer Bevölkerung eine Er⸗ 
höhung unſerer Einnahmen erzwingen würden, 
die nicht unbedingt notwendig iſt. Wir würden 
aber auch gegen das Volksintereſſe handeln, wenn 
wir nicht auf die äußerſte Beſchränkung auf der 
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Ausgabenſeite des Haushalts mit allem Nachdruck 
hinwirken würden. 

Wer da glaubt, daß wir zur Zeit hier in Danzig 
eine Arbeiterpolitik ohne Koalition treiben können, 
ſoll die Hände von der Politik laſſen; denn er 
hat keine Ahnung von den Kräften im Staate. 
Die Sozialdemokratie fühlt ſich ihren Wählern 
gegenüber verantwortlich und wird ſtändig für 
die Verwirklichung der in ihrem Wahlprogramm 
aufgeſtellten Forderungen eintreten. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Koalitions⸗Klaſſenkampf!) Herr Pleni⸗ 
kowſti, unter Amſtänden iſt auch eine Koalition 
Klaſſenkampf! (Abg. Plenikowſki: Hört! hört! 
Das weiß ich ſchon ſeit Eurem Parteitag neulich!) 
Ich freue mich, daß Sie wenigſtens etwas lernen. 
Sie haben ſchon viel gelernt, und ich glaube, daß 
Sie ſich noch weiter durchmauſern werden, und daß 
ich Sie vielleicht am Ende der Periode auf einer 
anderen Seite des Hauſes als jetzt finden werde. 
(Abg. Plenikowſki: Das glauben Sie doch ſelbſt 
nicht! Das Märchen iſt zu alt!) Bei verſchie⸗ 
denen ja, aber es gibt Leute, bei denen nichts un⸗ 
möglich iſt. (Abg. Naſchke: Beſonders bei der S. 
P. D. iſt nichts unmöglich!) Es muß endlich ge⸗ 
lingen, der großen Maſſe der minderbemittelten 
Bevölkerung den ihr gebührenden Einfluß im 
Staat und in den Gemeinden zu verſchaffen. Das 
kann und wird nur durch die einzig richtige Taktik 
der Sozialdemokratie geſchehen, die immer und 
immer wieder durch die Tat bewieſen hat, daß 
fie die einzige große Partei des Fortſchritts auf 
allen Gebieten iſt. Dies wird ſie auch in dieſer 


(B) Koalition bleiben, trotz der ſtändigen Begeiferung 
der Kommuniſten und den haltloſen und gemeinen 
Verdächtigungen und Verleumdungen der Deutſch⸗ 
nationalen. (Lebhaftes Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 


Hoppenrath. 

Dr. Hoppenrath, Abgeordneter (D. Nat.): M. 
D. u. H.! Wenn man den Inhalt der beiden Etats⸗ 
reden, des Herrn Senatspräſidenten und des Herrn 
Finanzſenators, mit klaren Worten treffend kenn⸗ 
zeichnen will, dann muß man zu der Rede des 
Herrn Senatspräſidenten ſagen: „Er verſchwieg 
mit wenigen Worten viel und ſagte mit vielen 
Worten wenig.“ Die Rede des Finanzſenators 
möchte ich mit der Ueberſchrift verſehen: „Wie 
ſage ich es meinem Kinde?“ (Große Heiterkeit.) 
Die beiden Herren haben eine ſchlechte Preſſe ge⸗ 
habt. Die herbe Kritik, die die Regierungszei⸗ 
tungen durchweg an dieſen Reden geübt haben, 
macht die Aufgabe der Oppoſition ſehr leicht. 
Dieſe Aufgabe wird noch leichter gemacht durch 
die Ausführungen, die wir eben hier von dieſer 
Stelle gehört haben. (Abg. Schwegmann: Sehr 
richtig!) 

Man kann aus der Rede meines Herrn Vor⸗ 
gängers, auf die ich nachher noch zurückkomme, 
ſehr viele Punkte durchaus unterſchreiben. Aber, 
m. D. u. H., dieſe Punkte bedeuten keine Recht⸗ 
fertigung der Taten der bürgerlichen Regierung. 
r h richtig! rechts.) Die Regierungspreſſe hat 
in ihrem Kampf, möchte ich ſagen, gegen die Re⸗ 
gierung, eine Anzahl von treffenden Worten ge⸗ 
prägt, die ich insbeſondere mit Rückſicht auf die 
Erſcheinungen des Zeitungsſtreiks mir nicht ver⸗ 
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ſagen möchte, hier noch einmal zu verleſen. Es 
wirkt immer ganz gut, wenn man ſolche Worte 
möglichſt im Zuſammenhang hört. Nach der 
„Volksſtimme“ blieb der Herr Senatspräſident 
beim Verleſen ſeines Manuſkripts recht matt und 
ohne irgend welche Höhepunkte. Die „Volks⸗ 
ſtimme“ glaubte dies mit Bedauern feſtſtellen zu 
müſſen. Der Auftakt zu einer Etatsberatung ſei 
beileibe kein Leichenſchmaus. Hier hat die „Volks⸗ 
ſtimme“ allerdings Unrecht; denn die ſeelig Ent⸗ 
ſchlafene, an deren Grab dieſe ſchöne Rede gehal⸗ 
ten wurde, iſt die Verſtändigungspolitik mit Po⸗ 
len. Es handelt ſich alſo doch um einen Leichen⸗ 
ſchmaus, wenn er ſich hier auch in einem anderen 
Sinne abſpielt, als die „Volksſtimme“ es dachte. 

Die „Danziger Landeszeitung“ hört aus den 
Reden beider Herren, insbeſondere aus der des 
Herrn Senatspräſidenten, eine überaus ſtarke Re⸗ 
ſignation heraus, die doch zu gewiſſen ernſten Be⸗ 
ſorgniſſen Anlaß gebe. Die „Danziger Zeitung“ 
äußert Aehnliches und die „Neue Zeit“, die man 
wohl zum mindeſtens in Fragen der Verfaſſung 
als halboffiziös bezeichnen könnte (Heiterkeit.), 
ſpricht von einem Begräbnis. Wenn ich nun am 
Schluſſe dieſer traurigen Angelegenheit ſage, daß 
die „Danziger Allgemeine Zeitung“ von einer ge⸗ 
radezu frappierenden Farbloſigkeit ſpricht, daß 
man ſich des Eindrucks nicht erwehren könne, die 
Regierung habe allen Grund, über zahlreiche ihr 
peinlich erſcheinende Fragen hinwegzugleiten, ins⸗ 
beſondere ihre Erfolge auf dem Gebiete der aus⸗ 
wärtigen Politik in keine allzu helle Beleuchtung 
zu ſetzen, ſo können Sie, m. D. u. H., mir nicht 
unterſtellen, daß ich hier irgend welche demago⸗ 
giſchen oder agitatoriſchen Behauptungen vom 
Stapel laſſe, die nur den Zweck haben, der neuen 
Regierung Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen, 
ſondern ich wiederhole das, was Ihre eigene 
Preſſe in ihrem Kampf gegen die eigene Regie⸗ 
rung geſagt hat. Ich werde mir erlauben, auch 
noch im weiteren Verfolg meiner Rede einige 
dieſer Stilblüten zum beſten zu geben; denn ſie 
dienen außerordentlich dazu, die Luft des Leichen⸗ 
begängniſſes und der Traurigkeit zu reinigen. 
(Abg. Gehl: Wenn man keine eigenen Gedanken 
hat, dann ja!) Dann nimmt man immer fremde, 
insbeſondere die von der Sozialdemokratie. (Hei⸗ 
terkeit. — Abg. Jewelowſki: Sprechen Sie doch 
von Ihren Erfolgen in der auswärtigen Politik!) 
Man kann ohne Widerſpruch behaupten, daß alles 
das, was das Zentrumsblatt und die „Volks⸗ 
ſtimme“ zu den Etatsreden ſagten, ebenſogut von 
der deutſchnationalen Oppoſition in der „Danzi⸗ 
ger Allgemeinen Zeitung“ hätte geſagt werden 
können. 

Die Regierungspreſſe tut dem Herrn Senats⸗ 
präſidenten bitter Unrecht. Die Farbloſigkeit und 
die Leere der Ausführungen des Herrn Senats⸗ 
präſidenten ſind nicht ſeine Schuld. Schuld iſt 
vielmehr die vollkommene Ausſichtsloſigkeit der 
Sache, die er hier vertreten zu müſſen ſich für ver⸗ 
pflichtet gehalten hat. Dieſe Sache iſt ſo ſchlecht, 
daß ſie beim beſten Willen nicht beſſer vertreten 
werden könnte. Der heiße Brei, um den der Herr 
Senatspräſident mit Bedacht und Geſchicklichkeit 
herumzugehen bemüht war und herumgegangen 
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iſt, iſt das Verhältnis von Danzig zu Polen. 
(Abg. Klingenberg: Das ſollte jetzt der Unter: 
ſuchungsausſchuß klären!) Wo ſind ſie geblieben, 
die Blütenträume von Verſöhnung? (Und die Ge⸗ 
rüchte! links.) Wo iſt der Wiederaufſtieg der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft geblieben? Enttäuſchte Hoffnun⸗ 
gen, Seifenblaſen, ein Trümmerhaufen! Wenn 
jemals eine Angelegenheit gründlich Fiasko ge⸗ 
macht hat, ſo iſt es die mit großer Reklame an⸗ 
gekündigte Reife des Herrn Jewelowſki nach 
Warſchau. (Abg. Schwegmann: Wie war es denn 
in Rußland?) Wie es in Rußland war, weiß ich 
nicht. Ich bin heute einmal bei Zitaten, und ich 
glaube, das Ergebnis dieſer Reiſe kann man am 
beſten in die Worte kleiden: „Ueber allen Gipfeln 
it Ruh, unter allen Wipfeln ſpüreſt du kaum einen 
Hauch!“ (Heiterkeit.) Das find keine Potemkin' 
ſchen Dörfer, das ſind ſchon Potemkin'ſche Städte. 
Bei der Erörterung der Verſtändigungspolitik 
möchte ich hier wiederum nur denjenigen Stim⸗ 
men Gehör verſchaffen, die aus den Blättern 
ſtammen, die zu der Regierung in den engſten Be⸗ 
ziehungen ſtehen. Die „Danziger Zeitung“ ſtellt 


in ihrer Nummer vom 8. April feſt, „daß die 


ſtolze Danzig leck gelaufen ſei, daß das Steuer 
verbogen ſei.“ „Die Offiziere, die die Erſten ſein 
ſollten, die Mannſchaft zu ſammeln, um Hand 
ans Werk zu legen, das Leck zu ſtopfen, laufen 
ſchreiend und ſchimpfend an Bord umher.“ Wenn 
die „Danziger Zeitung“ unter den Offizieren, 
wie ſie ſagt, unſere Parlamentarier verſteht, ſo 
kann ſie damit doch nur ſagen wollen, daß das 


parlamentariſche Senatoren der Regierungspar⸗ 
teien ſeien, denn nur dieſe können ja als Offiziere 


die Leitung haben. Wahrſcheinlich iſt der Herr 
Verfaſſer gerade aus einer Senatsſitzung gekom⸗ 
men. (Heiterfeit.) 

Die „Danziger Landeszeitung“ ſieht in der 
Rede „einen ernſten Ruf, eine nachdrückliche 
Mahnung an Polen, Danzig nun endlich die Le⸗ 
bensbedingungen zu geben. Polen habe bisher 
immer noch keine ernſten Anſtalten gemacht, dies 
zu tun.“ Die „Landeszeitung“ möchte deshalb 
die Rede des Herrn Senatspräſidenten auch „als 
einen Ruf“ an die weite Oeffentlichkeit anſehen, 
einen Ruf an das Weltgewiſſen, dafür zu ſorgen, 
daß Danzig, das in ſeiner heutigen Geſtalt gegen 


jeinen Willen geſchaffen worden ſei, auch lebens⸗ 


und exiſtenzfähig bleibt.“ Die „Landeszeitung“ un⸗ 
terſtreicht dann noch die ſchon von dem Herrn Se⸗ 
natspräſidenten angeſchnittenen Fragen, die nicht 
geklärte Sprachenfrage bei den Eiſenbahnern, 
wozu noch die völlig unbefriedigende Behandlung 
der Danziger Arbeiter durch den Hafenausſchuß 
komme. Hierbei, m. H. von links, iſt intereſſant, 
feſtzuſtellen, daß die Sozialdemokratie, die doch 
einen erheblichen Teil ihrer Wähler unter der 
Arbeiterſchaft hat, ſich offenbar nicht hat dazu 
aufraffen können, von ſich aus die unbefriedigende 
Behandlung der Danziger Arbeiter durch den 
Hafenausſchuß anzuſchneiden, ſondern dies viel⸗ 
mehr anderen Parteien überlaſſen hat. Die 
„Landeszeitung“ ſtellt ſich mit dem Herrn Senats⸗ 
präſidenten auf den Standpunkt, „daß ſeitens 
teplen herzlich wenig für die Freiheit des Ver⸗ 
ehrs in den zwei vergangenen Jahren geſchehen 


ſie ihrer Anſicht Ausdruck gegeben hat. 
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ſei.“ Sie beklagt mit dem Senat „die polniſchen 
unſteten Maßnahmen auf dem Gebiet des Zoll⸗ 
weſens und auf den übrigen Gebieten auf denen 
Danzig mit Polen wirtſchaftlich eng verflochten 
ſei.“ Sie weiſt mit Recht darauf hin, „daß be⸗ 
reits Ende September das Abkommen über den 
Zollverteilungsſchlüſſel abläuft, daß Polen aber 
bisher ſich zu Verhandlungen über die Neurege⸗ 
lung noch nicht bereit gefunden hat.“ Sie unter⸗ 
ſtreicht die überaus ſchweren Sorgen, die Danzig 
wegen des deutſch-polniſchen Handelsvertrages 
habe, wo Polen Danzig nicht die Möglichkeit gibt, 
ſeine Intereſſen hinreichend zu wahren. Auf 
dem Gebiet der polniſchen Tarifmaßnahmen ſieht 
ſie ebenſo wenig einen Fortſchritt, weil die Ver⸗ 
wirklichung des verbrieften Rechtes Danzigs, 
Konſular⸗Attachés zu entſenden, nun von Polen 
bereits ſeit acht Jahren hintertrieben werde. 

Schon dieſe wenigen Hinweiſe genügen zu der 
Feſtſtellung — und ich habe dieſe Feſtſtellung nicht 
geführt durch Preſſeſtellen und Aeußerungen aus 
deutſchnationalen Kreiſen, ſondern ich habe dieſe 
Feſtſtellungen aus Regierungsblättern — genü⸗ 
gen, um zu erkennen, wie hoffnungslos dieſe ſtarke 
Regierungspartei die Lage anſieht, und wie offen 
Wenn 
ſchon das Zentrum die Verſtändigungspolitik mit 
Polen mit ſolchen Augen anſieht, was ſollen wir 
dann erſt dazu ſagen! (Sehr richtig! rechts.) Viel⸗ 
leicht iſt der Herr Senatspräſident der Deutſch⸗ 
nationalen. Volkspartei noch dankbar dafür, daß 
ſie noch dasjenige ſeinen Ausführungen hinzufügt, 
was hinzuzufügen uns unbedingt notwendig er⸗ 
ſcheint. 

Die Frage des Munitionsbeckens in Neufahr⸗ 
waſſer, mit den damit zuſammenhängenden Fra⸗ 
gen, harrt immer noch ihrer Löſung. Es gibt 
wohl kaum einen Menſchen in Danzig, außer viel⸗ 
leicht den ſehr geringen Anhängern der polniſchen 
Fraktion, der nicht dieſe Tatſache als vollkommen 
untragbar für Danzig jetzt und in alle Zukunft 
bezeichnen muß. Nach unſerer Anſicht hätte der 
Herr Senatspräſident die Pflicht gehabt, auf 
dieſe ewige Wunde mit allem Ernſt und mit allem 
Nachdruck hinzuweiſen, wie er nach unſerer An⸗ 
ſicht ebenſo auch gut getan hätte, wenn er auf die⸗ 
jenigen Fragen hingewieſen hätte, die mit dem 
Ausbau des Hafens von Edingen im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. 

Auch in dieſer Sache möchte ich außer den Er⸗ 
klärungen meines Herrn Vorredners wiederum 
einem Regierungsblatt das Wort erteilen, und 
zwar der „Danziger Zeitung“. In ihrer Nummer 
vom 5. April gibt fie eine ausführliche Darſtel! 
lung der in Frage kommenden Geſichtspunkte. Sie 
weiſt zunächſt darauf hin, daß Polen verpflichtet 
iſt, den Danziger Hafen voll und ganz für Han⸗ 
delszwecke auszunutzen, wie es die Entſcheidung 
des Völkerbundskommiſſars vom 15. Auguſt 1921 
und das Abkommen vom 23. September 1921 
zwiſchen Danzig und Polen verlangen. Sie führt 
mit Recht aus, daß der Ausbau Gdingens als 
Handelshafen eine Verletzung dieſes Abkommens 
bedeutet, und daß Gdingen nicht aus wirtſchaft⸗ 
lichen, ſondern aus politiſchen Gründen gebaut 
werde. (Sehr richtig! rechts.) Sie weiſt richtig 
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auf einen Artikel im „Tygodnik Handlowy“ mit 


der Ueberſchrift: „Das Schwert von Gdingen“ hin, 
in dem klar zum Ausdruck gebracht wird, daß 
Gdingen als Bedrohung für Danzig zur Erzwin⸗ 
gung politiſcher Forderungen dienen ſoll. Man 
kann dieſen ganzen Ausführungen, denen man die 
weiteſte Verbreitung auch im Auslande und be⸗ 
ſonders in Genf wünſchen müßte, nur reſtlos zu⸗ 
ſtimmen. Wir wiſſen es doch alle, daß man die 
Weichſel nicht reguliert und nicht ausbaut, ſon⸗ 
dern vernachläſſigt, dagegen ungezählte Milli⸗ 
onen für den Bau einer Bahn nach Edingen aus⸗ 
gibt. Man denke an die Verſandung der Weich⸗ 
ſelmündung bei Neufähr, und man vergegenwär⸗ 
tige ſich, daß Polen die Weichſel von Dirſchau 
nach Schiewenhorſt ausbaggert, um auch den Dir⸗ 
ſchauer Kohlenumſchlag von Danzig abzuziehen. 
Durch Tarife und andere Einrichtungen jeder Art 
wird Edingen auf Koſten Danzigs bevorzugt. 
Polen ermöglichte es, in kürzeſter Zeit bei einer 
Eiſenbahnkonferenz in Rom zwiſchen Italien und 
Polen ermäßigte Eiſenbahntarife von Polen nach 
den adriatiſchen Häfen feſtzulegen, während Dan⸗ 
zig noch immer vergeblich um die durchgehenden 
Tarife kämpft, die Polen jetzt im Zeichen der Ver⸗ 
ſöhnung und Verſtändigung offenbar durch einen 
ſtarken Druck auf Aufhebung der ſogenannten 
Verkehrſteuern ſich aushandeln laſſen will. Auch 
hier zitiere ich die „Danziger Zeitung“. Auch bei 
dieſer Gelegenheit muß mit aller Deutlichkeit dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß die Frage der Auf⸗ 
hebung der Verkehrsſteuern, man mag zu ihnen 


ſtehen wie man will, eine innere Angelegenheit 
Danzigs iſt, (Sehr richtig! rechts.) und daß Dan⸗ 
zig ferner ein Recht darauf hat, die Aufhebung 
55 en Tarife zu verlangen. (Sehr wahr! 
rechts. 


Ich möchte das hohe Haus nicht weiter mit 
dem Verleſen von Ausſchnitten aus polniſchen und 


Regierungsblättern in Anſpruch nehmen. Das, 
was hier zu dieſer Frage von liberaler Seite und 
von Zentrumsſeite geſagt worden iſt, und was 
Sie in polniſchen Zeitungen ſeit langer Zeit und 
bis in die letzte Zeit hinein leſen können, iſt der 
beſte Beweis dafür, daß die erſtrebte Verſtändi⸗ 
gungspolitik mit Polen ſchon jetzt elendiglich 
Schiffbruch gelitten hat, und daß diejenige Poli⸗ 
tik Polen gegenüber die richtige iſt, die die 
Deutſchnationalen in Zuſammenarbeit mit den 
bürgerlichen Parteien der jetzigen Regierungs⸗ 
koalition getrieben haben, und die dann in der 
Senatserklärung vom 18. März 1927 wie folgt 
niedergelegt iſt: 

Demgegenüber legt die Regierung Wert darauf, 
vor aller Welt und mit dem ſchärfſten Nachdruck feſt⸗ 
zuſtellen, daß es nicht ein einziges Regierungsmit⸗ 
glied gegeben hat oder gibt, das nicht den allergröß⸗ 
ten Wert gelegt hätte und legt auf die Pflege und 
Förderung einwandsfreier nachbarlicher und enger 
wirtſchaftlicher Beziehungen zur Republik Polen. Für 
unſern Willen zu verſöhnlichem Entgegenkommen hat 
es nur eine Grenze gegeben, Wahrung der Freiheit 
und Selbſtändigkeit unſeres kleinen Staatsweſens im 
Rahmen der geltenden Verträge und Wahrung un⸗ 
ſerer deutſchen kulturellen Eigenart. 

Dieſen Standpunkt vertreten wir Deutſchnationale 
auch heute noch. Es wäre zu wünſchen, daß es 
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keinen in Danzig gäbe, der einen anderen Stand⸗ 
punkt einnimmt. (Sehr richtig! rechts.) 

Im Grunde genommen ſind wir uns, m. D. 
u. H., in dieſem Hauſe und wohl auch außerhalb 
dieſes Hauſes mit wenigen Ausnahmen darüber 
einig, daß eine andere Politik zwiſchen Danzig 
und Polen, jedenfalls ſolange die bisherige Ein⸗ 
ſtellung in Polen herrſcht, jetzt und in Zukunft gar 
nicht möglich iſt. (Sehr richtig! rechts.) Der ein⸗ 
zige Unterſchied zwiſchen Ihnen und uns beſteht 
darin, daß wir ganz offen unſere Anſicht darüber 
ſagen, und uns für verpflichtet halten, auf die⸗ 
jenigen Punkt hinzuweiſen, die den erſtrebten 
und gewünſchten einwandfreien, nachbarlichen und 
engen Beziehungen zu Polen entgegenſtehen. In 
anderen Parteien der Regierung denkt man hier⸗ 
über, ſowie über das Scheitern der Verſtändi⸗ 
gungspolitik mit Polen im ſtillen Kämmerlein 
ebenſo wie wir. Man glaubt aber wohl, aus Par⸗ 
teitaktiſchen Gründen dieſe Anſicht nicht bekannt 
geben zu können. Das iſt ja auch verſtändlich; 
denn die Sozialdemokratie und die mit ihr in 
dieſem Punkte verbündeten Liberalen trugen ja 
in den Wahlkampf die Parole Verſöhnung mit 
Polen. Jetzt ſtellt ſich heraus, daß dieſe Parole 
nicht in die Wirklichkeit umgeſetzt werden kann. 
Die Wähler werden irre und werden ſich in Zu⸗ 
kunft die Parole einiger Parteien etwas genauer 
anſehen. (Abg. Kloſſowſti: Speziell Ihre!) Das 
laſſen Sie ganz unſere Sorge ſein. Jedenfalls 
bedeutet das, was der Herr Senatspräſident zu 
dieſer Frage ſagte und das, was er wohl infolge 
des Einfluſſes insbeſondere der Sozialdemokratie 
in der Regierung verſchweigen zu müſſen glaubte, 
was aber die Zentrumspreſſe und die andere 
Danziger Preſſe ebenfalls geſagt hat, eine glän⸗ 
zende Rechtfertigung der deutſchnationalen Poli⸗ 
tik, wie ja überhaupt kaum jemals eine Regie⸗ 
rungserklärung ſo ſchlagend die Richtigkeit der 
Politik der Oppoſition beſtätigt hat. (Abg. Jewe⸗ 
lowſki: Donnerwetter!) Eine Beſtätigung werden 
Sie auch zum großen Teil aus den Ausführungen 
des Herrn Abg. Brill entnehmen können. 

In der Rede des Herrn Senatspräſidenten 
vermiſſen wir den Hinweis auf unſere kulturelle 
und wirtſchaftliche Verbundenheit mit dem Deut⸗ 
ſchen Reiche (Abg. Kloſſowſki: Das brauchen wir 
nicht erſt zu betonen!) und den Dank dafür, daß 
das Reich, ſoweit es in ſeinen Kräften ſteht, ſich 
für Danzig eingeſetzt hat. Bei dieſer Gelegenheit 
möchten wir in aller Oeffentlichkeit und mit 
größtem Ernſt darauf hinweiſen, daß es ſowohl 
im Reich, als auch in Preußen noch eine Anzahl 
von Strömungen und Dienſtſtellen gibt, die 
immer noch nicht das notwendige Verſtändnis für 
die Schwierigkeiten haben, mit denen die Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft kämpfen muß. (Abg. Kloſſowſfki: 
Ihre Parteigenoſſen!) Ich glaube, wir haben in 
Preußen kaum eine deutſchnationale Regierung. 
Wir möchten wünſchen und hoffen, daß dieſe Stel⸗ 
len alsbald erkennen mögen, wie außerordentlich 
groß die Bedeutung Danzigs für die Wirtſchaft 
des Reiches iſt und wie ſehr die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft durch eine kluge und verſtändige Wirtſchafts⸗ 
politik des Reiches gefördert werden muß. (Abg. 
Brill: Alle Unfähigen aus Deutſchland haben 
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Sie uns hierher geſchickt!) Gott ſei Dank bin ich 
nicht aus Deutſchland gekommen. (Abg. Brill: 
Weil Sie ſich in Tiegenhof nicht ernähren konn⸗ 
ten, drängten Sie ſich an die Futterkrippe! — 
Abg. Senftleben: Er ſieht nicht ſo aus, als wenn 
er ſich nicht ernähren konnte! — Heiterkeit.) Sie 
können mir glauben, daß ich über meine Vermö⸗ 
gensverhältniſſe etwas beſſer informiert bin, als 
es Herr Brill geſagt hat. Es genügt nicht, daß bei 
dieſer oder jener Gelegenheit ſchöne Redensarten 
gemacht werden. Wir möchten im ureigenſten 
Intereſſe der Danziger Wirtſchaft bald entſpre⸗ 
chende Tatſachen ſehen. 

Die wirtſchaftlichen Ausführungen in der 
Rede des Herrn Senatspräſidenten ſtellen zum 
allergrößten Teil bereits allgemein bekannte Tat⸗ 
ſachen feſt, ſo daß ſich ein beſonderes Eingehen 
hierauf wohl erübrigt. Nicht unwiderſprochen 
darf jedoch das bleiben, was der Herr Senats⸗ 
präſident über die geringe Zahl der Konkurſe in 
Danzig ſagte und die Folgerungen, die er daraus 
entnehmen wollte. Die geringe Zahl der Kon⸗ 
kursanträge hängt damit zuſammen, daß nicht 
mehr allzuviel Betriebe vorhanden ſind, die noch 
Konkurs machen können, und daß bei vielen Be⸗ 
trieben die Pleite eine derartig intenſive iſt, daß 
die Gläubiger aus Mangel an Maſſe und weil 
die Maſſe die Koſten nicht lohnt, von Konkurs⸗ 
anträgen Abſtand nehmen. Während der Herr 


Senatspräſident teilweiſe Feſtſtellungen recht all⸗ 
gemeiner Natur machte, muß man andererſeits 
das Eingehen auf wichtige wirtſchaftliche und kul⸗ 


turelle Fragen beinahe vollkommen vermiſſen. 
Jedenfalls macht ſich in der Etatsrede die Förde⸗ 
rung und Stärkung der Wirtſchaft ausſchließlich 
nach der negativen Seite hin bemerkbar. Die Not 
der Kleinrentner, der Opfer der Inflation, wird 
nicht einmal erwähnt. Auch der beſonders not⸗ 
leidende Mittelſtand ſcheint die Regierung ledig⸗ 
lich als Objekt der Geſetzgebung zu intereſſieren, 
worüber noch weiter unten das Nähere geſagt 
werden ſoll. Der ſelbſtändige Mittelſtand in Stadt 
und Land iſt der Geſundbrunnen und der Jung⸗ 
brunnen des Volkes, und zwar um ſo mehr, je 
größer die Zahl ſelbſtändiger Betriebe iſt, deren 
Leiſtungsfähigkeit durch die Wirtſchaft und ihren 
Aufbau ſicher geſtellt iſt. Als Freunde und beru⸗ 
fene Vertreter des Mittelſtandes müſſen wir heute 
mehr denn je den Uebergriffen der öffentlichen 
Hand in das Gebiet der Privatwirtſchaft ſtarken 
Widerſtand entgegenſetzen. Dieſe Uebergriffe 
haben ja einen viel größeren und verhängnis⸗ 
volleren Umfang angenommen als es früher der 
Fall war. Mit Recht ſetzt ſich daher die geſamte 
Wirtſchaft zur Wehr. Alle Experimente der Re⸗ 
volutionszeit und der folgenden Jahre haben ge⸗ 
zeigt, daß der öffentliche Betrieb demjenigen der 
Privatwirtſchaft nicht gewachſen iſt. (Sehr richtig! 
rechts. — Anſinn! links.) 

Wir fordern für den Mittelſtand gleiches Recht 
und gleiche Konkurrenzmöglichkeit. Wir wollen, 
daß die Betriebe der öffentlichen Hand nicht durch 
teuerliche oder ſonſtige aus der Behördenorgani⸗ 
ſation ſich ergebende Vorteile bevorzugt werden. 
Es darf nicht mit Zuſchüſſen gewirtſchaftet wer⸗ 


den, die auf Koſten der Steuerzahler und des 


durch dieſe Konkurrenz geſchädigten Mittelſtandes 
ſelber gehen. Das gleiche gilt gegenüber manchen 
Konſumgenoſſenſchaften und ähnlichen Unterneh⸗ 
mungen, gegenüber Warenhäuſern und dem Hau⸗ 
ſierhandel. Wir fordern für den Mittelſtand 
gleiches Recht und innerhalb der Wirtſchaftsord⸗ 
nung die Freiheit, ſich ungehemmt und ungeſtört 
durch behördliche Bevormundung und Zwangs⸗ 
wirtſchaft betätigen zu können. Wir werden Ge⸗ 
legenheit nehmen, uns mit dieſen Fragen bei der 
Beſprechung der einzelnen Etats ſehr lebhaft zu 
beſchäftigen. Dann werden wir, m. D. u. H. von 
links, auch Gelegenheit nehmen feſtzuſtellen, daß 
es in dieſer Frage eine große Anzahl von Punkten 
gibt, in denen wir durchaus zuſammenarbeiten. 

Auf dem Boden einer ſolchen geſunden Mittel⸗ 
ſtandspolitik läßt ſich auch eine geſunde Sozial⸗ 
politik aufbauen und entwickeln. Die Experimente 
ſozialiſtiſcher Geſetzgebung aber, wie die ſoziali⸗ 
ſtiſchen Gewerkſchaften ſie durch die Sozialdemo⸗ 
kratie erſtreben, müſſen aber bei dem Darnieder⸗ 
liegen der Wirtſchaft zu ſehr ſchweren Bedenken 
und Sorgen Anlaß geben. Auch hier, m. D. u. H. 


von links, befinden wir uns wiederum in aller⸗ 


beſter Geſellſchaft hervorragender Führer der 
Wirtſchaft auch aus der Regierungskoalition, wie 
Sie ſich durch das Studium der „Danziger Zei⸗ 
tung“ und der „Danziger Landeszeitung“ über⸗ 
zeugen können. Es iſt nicht angängig, ſich mit 
leeren Redensarten und Verdächtigungen über 
den Standpunkt maßgebender Wirtſchaftskreiſe 
hinwegzuſetzen, wie ſie z. B. in der Danziger Han⸗ 
delskammer verkörpert ſind. Wir Deutſchnatio⸗ 
nale, die wir in unſeren Kreiſen eine nicht geringe 
Zahl von Arbeitnehmern haben, wenden uns 
durchaus nicht gegen einen geſunden Fortſchritt. 
(Arbeitnehmer wie Sie! links.) Wir wenden uns 
nur gegen die Ueberſpannung, weil wir uns ſagen, 
daß nur auf dem Boden einer geſunden Wirtſchaft 
eine geſunde ſoziale Geſetzgebung möglich und 
durchführbar iſt. Auf einem ſolchen Boden wird 
ſich auch eine geſunde und zielbewußte Löſung 
derjenigen kulturellen Fragen ermöglichen laſſen, 
die jetzt leider in der Not der Zeit zu unſerm 
größten Leidweſen zurückſtehen müſſen. Wir leh⸗ 
nen aber z. B. auf dem Gebiet der Schulfragen 
die Experimente ab, die mein Vorredner hier an⸗ 
zudeuten beliebte. (Abg. Brill: Alſo kein Fort⸗ 
ſchritt in der Schule!) Wir wollen den Fortſchritt. 
(Sie lehnen ihn doch ab! Sie haben Angſt! links.) 

Als beſonders unzureichend und ungenügend 
müſſen wir die Erklärungen des Herrn Senats⸗ 
präſidenten bezüglich der Landwirtſchaft bezeich⸗ 
nen. Die von der Regierung gelegentlich der Be⸗ 
antwortung der Großen Anfrage der Deutſch⸗ 
nationalen in der Sitzung vom 28. März ange⸗ 
führten Hilfen ſind vollkommen ungenügend. Die 
Not der Landwirtſchaft, auf die wir Deutſchnati⸗ 
onale ſchon zu einer Zeit hingewieſen haben, 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) als viele andere 
Parteien, die jetzt auf einmal aus ſehr durch⸗ 
ſichtigen Gründen auch ihr Herz für die Landwirt⸗ 
ſchaft entdeckt haben, wenigſtens auf dem Papier, 
uns mit Hohn und Spott überſchütteten, kann nur 
durch Wiederherſtellung der Rentabilität behoben 
werden. Hierfür iſt billigere Produktion und 
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beſſerer Abſatz Vorbedingung. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen werden jedoch nicht durch Ratſchläge er⸗ 
zielt, die zum Teil noch nicht einmal richtig ſind, 
oder durch leere Verſprechungen, ſondern durch 
die Tat. 

Von ſolchen Taten der Regierung ſieht man 
aber nur die, daß der Etat der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Verwaltung gegen das Vorjahr, ich glaube, 
um etwa 4900 Gulden gekürzt iſt. Wir verlangen 
die Einſtellung eines größeren Betrages in den 
Etat zur Förderung des Abſatzes landwirtſchaft⸗ 
licher Produkte. Aus dieſen Etatsmitteln ſoll 
die Herſtellung von erſtklaſſigen Erzeugniſſen 
jeder Art, ihr genoſſenſchaftlicher Abſatz, ſowie 
die Schaffung günſtiger Abſatzgebiete gefördert 
werden. Zur Selbſthilfe fehlen der Landwirt⸗ 
ſchaft die nötigen Mittel. Wir verlangen reſt⸗ 
loſe Entſchädigung für die infolge Rotzverdacht 
erſchoſſenen Pferde. Wir verlangen Mittel für 
geeignete Meliorationen. Wir verlangen Fort⸗ 
fall der Verkehrserſchwerniſſe im Großen Werder 
und auf der Nehrung. Beſonders ſtellt ſich das 
Fährgeld der ſtaatlichen Fähre in Schiewenhorſt 
immer mehr als geradezu kataſtrophal für das 
Wirtſchaftsleben auf der Nehrung heraus. Wir 
haben dann noch eine Reihe weiterer Wünſche, 
auf die wir bei der Beratung der Einzeletats noch 
zurückkommen werden. (Abg. Brill: Herr Hoppen⸗ 
rath, wir wollten ja die Ueberführung in Schie⸗ 
wenhorſt unentgeltlich haben! Das haben Sie ab⸗ 
gelehnt! Sie gehören doch zu der Partei, oder 
haben Sie Ihre eigene Partei in der Deutſch⸗ 
nationalen Partei?) Wir werden uns auch mit 
Ihren Ausführungen, Herr Brill, über die Land⸗ 
wirtſchaft beſchäftigen. (Abg. Brill: Sehr gern be⸗ 
reit!) Ihre Ausführungen, Herr Brill, zeigten 
eine derartige Unkenntnis der Verhältniſſe auf 
dem Lande, daß man darauf eingehen müßte, 
was aber die Aufmerkſamkeit des hohen Hauſes 
zu ſtark in Anſpruch nehmen würde. (Abg. Brill: 
Sie ſind der Fachmann für Landwirtſchaft! Nach 
Ihrem Ausſehen ja! Laſſen Sie ſich doch einmal 
zeigen, was eine Harke iſt! links.) Aeberhaupt hat 
die Landwirtſchaft im Freiſtaat das Gefühl, daß 
bei der Zuſammenſetzung des Senats und der Ver⸗ 
kopplung ſtaatlicher Aufgaben mit denen der 
Stadt Danzig die Intereſſen des Landes ſtark be⸗ 
nachteiligt werden. (Sehr richtig! rechts.) 

Unter der Landbevölkerung aller Parteien hat 
es das größte Befremden erregt, daß die Stadt 
Danzig bei dem Staat Kredite, die der Herr Fi⸗ 
nanzſenator als eingefroren bezeichnen mußte, in 
Anſpruch genommen hat. Dieſe wurden zunächſt 
auf über 9 Millionen angegeben, haben ſich aber 
jetzt, wie aus dem Ueberblick zum Haushaltsplan 
hervorgeht, auf 12 150 000 Gulden erhöht. (Alles 
unter der deutſchnationalen Regierung! links.) 
Hat dieſe Tatſache ſchon in ſtädtiſchen Kreiſen 
ſtark befremdet, ſo herrſcht auf dem Lande hier⸗ 
über hellſte Empörung. (Daß die Deutſch⸗ 
nationalen die Politik trieben! links.) So 
ſehr uns auch die Intereſſen der Stadt Danzig 
am Herzen liegen, ſo müſſen wir doch ſagen, daß 
dieſe Empörung verſtändlich iſt. Man kann es 


nicht verſtehen, wie ſo etwas überhaupt möglich 
Wie ſind dieſe Gelder verwendet 


geworden iſt. 
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worden, warum iſt dieſe offenbare Benachteili⸗ 
gung des Landes zu Gunſten der Stadt geduldet 
und unterſtützt worden? (Abg. Brill: Fragen 
Sie Dr. Ziehm und fragen Sie Senftleben!) Ich 
werde Ihnen den Gefallen tun, und wir werden 
uns in einer Beratung darüber unterhalten. (Sie 
haben acht Jahre geſchlafen! links.) Ich ſage 
doch nur das, was Ihr verehrter Vorredner, 
Herr Brill, auch geſagt hat. Das Land verlangt 
mit aller Schärfe, daß die Stadt Danzig die 
ernſteſten Anſtrengungen macht, dieſen Betrag in 
kürzeſter Zeit zurückzuerſtatten, und daß er zur 
Unterſtützung der Wirtſchaft in Stadt und Land 
durch Steuerſenkungen und andere Erleichterun⸗ 
gen verwendet wird. (Abg. Plenikowſki: Die 
Großagrarier werden überhaupt keine Einkom⸗ 
menſteuer zahlen!) 

Eine ſolche einſeitige Bevorzugung der Stadt 
hat auch auf dem Lande ſchweres Mißtrauen er⸗ 
weckt bezüglich der Verwendung des in Ausſicht 
genommenen Ausgleichsfonds von 2 Millionen 
Gulden. Darüber werden wir uns beim Steuer⸗ 
etat unterhalten, Herr Plenikowſki. (Abg. Brill: 
Wie Sie im Großen Werder den kleinen Beſitzer 
heranziehen und den großen ſchonen!) Bei der 
Beratung dieſer Fragen wird meine Fraktion be⸗ 
ſondere Garantien verlangen, die eine billige und 
gerechte Verteilung dieſes Betrages auf Stadt und 
Land gewährleiſten. 

Daß das Mißtrauen des Landes nicht unbe⸗ 
rechtigt iſt, geht auch aus folgendem hervor. Die 
Automobilſteuer, die doch lediglich als Zweck⸗ 
ſteuer gedacht war, iſt nur zu einem ganz geringen 
Teil den Landkreiſen zugefloſſen, die die Chau⸗ 
ſſeen in Ordnung halten müſſen, die von den zum 
größten Teil ſtädtiſchen Automobilen zerfahren 
werden. Der Hauptbetrag dieſer Zweckſteuer iſt 
offenbar in den großen Topf mit der ſchönen Auf⸗ 
ſchrift gefloſſen „Betriebsmittelverkehr zwiſchen 
Stadt und Land“ und dort mit verwendet wor⸗ 
den. M. D. u. H.! Ich glaube, dieſes ſchöne Wort 
wird Schule machen. Wenn man nächſtens einem 
Angeklagten vorwerfen wird, daß er etwas weg⸗ 
genommen hat, dann wird er ſich vielleicht auch 
damit entſchuldigen und ſagen, er habe einen Be⸗ 
triebsmittelverkehr zwiſchen ſich und dem Geſchä⸗ 
digten eingerichtet. (Heiterkeit rechts.) 

Im zweiten Teil meiner Ausführungen möchte 
ich mich mit der Rede des Herrn Finanzſenators 
Dr. Volkmann beſchäftigen. (Das war der erſte 
Streich! links.) Der zweite folgt ſogleich! (Zuruf 
des Abg. Brill.) Auch hier muß die Oppoſition 
eine wenig freundſchaftliche Stellung der Regie⸗ 
rungspreſſe zu den Erklärungen ihrer eigenen 
Regierung feſtſtellen. Dann müſſen aber die 
Deutſchnationalen mit allergrößter Deutlichkeit 
darauf hinweiſen, daß die Finanzpolitik der frü⸗ 
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heren Regierungen, in denen die Deutſchnatio⸗ 


nalen ſaßen, gar nicht beſſer gerechtfertigt werden 
konnte als durch die Etatsrede der jetzigen Links⸗ 
regierung. (Abg. Klingenberg: Wo bleibt das 
Zitat?) Das kommt noch. — Es kann nicht wider⸗ 
legt werden, daß das Etatsjahr, für das die ver⸗ 
floſſene Regierung verantwortlich war, wie der 
Herr Finanzſenator ausdrücklich feſtgeſtellt hat, 
ohne Fehlbetrag abſchließt und ohne, daß der Aus⸗ 
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gleichsfonds in Anſpruch genommen wird. Hin⸗ 
gegen muß der Ausgleichsfonds für die Ausba⸗ 
lanzierung des Etats 1928 mit rund 800 000 
Gulden in Anſpruch genommen werden. Außer⸗ 
dem muß zum Ausgleich dieſes Etats die Wirt⸗ 
ſchaft noch mit hohen neuen Steuern belaſtet wer⸗ 
den. (Abg. Arczinſki: Entlaſtet, bleiben Sie bei 
der Wahrheit!) Ich nenne das belaſtet. — Wo 
bleiben Ihre Behauptungen von der Mißwirt⸗ 
ſchaft der Deutſchnationalen, die im Wahlkampf 
nicht oft genug mit den größten Uebertreibungen 
aufgeſtellt wurden? (Zuruf des Abg. Jewelowſfki.) 
Sie als Kaufmann müßten wiſſen, wie eine Bi⸗ 
lanz ausſieht. (Abg. Brill: Ihre Bankerottwirt⸗ 
ſchaft wurde erſt nachher aufgedeckt!) Darauf 
komme ich noch. — Was ſagen jetzt diejenigen, die 
ſich damals als Retter der Wirtſchaft aufſpielten? 
(Abg. Brill: Die müſſen jetzt ſanieren, wie da⸗ 
mals!) 

Sehr intereſſant iſt noch die Zuſammenſtel⸗ 
lung auf Seite 5 des Verwaltungsgerichts des 
Finanzſenators, die mit unzweifelhafter Deutlich⸗ 
keit ergibt, daß in den Jahren 1923, 1924 und 25, 
in denen die Deutſchnationalen in der Regierung 
ſaßen, keine Fehlbeträge vorhanden waren, wäh⸗ 
rend im Jahre 1926, dem denkwürdigen Jahr der 
Regierung der Rettung, ſich ein erheblicher Fehl⸗ 
betrag herausgeſtellt hat. (Das glaubt niemand 
mehr! links.) Das können Sie aber nachleſen! 
(Abg. Brill: Prälat Sawatzki hat das widerlegt!) 
Ich ſage nur, was der Finanzſenator in ſeinem 
Bericht geſagt hat. Ich möchte es vermeiden, den 
Blick zuviel in die Vergangenheit zu lenken. Man 
ſollte nach den Wahlen einen Strich unter Ver⸗ 
gangenes ſetzen und ſich mit den politiſchen Geg⸗ 
nern in der Gegenwart beſchäftigen, und zwar 
unter Achtung der gegneriſchen Aeberzeugung und 
unter Vermeidung perſönlicher Angriffe. Damit 
aber in dieſem hohen Hauſe und auch ſonſt in Zu⸗ 
kunft die Vorwürfe einer deutſchnationalen Miß⸗ 
wirtſchaft nicht mehr erhoben werden können, 
müſſen wir dieſe Feſtſtellung der jetzigen Links⸗ 


regierung als ganz beſonders wertvoll bezeichnen. 


Aus demſelben Grunde müſſen wir uns auch noch 
mit der ſogenannten Bilanz per 31. 12. 1927 auf 
Blatt 5 beſchäftigen. Dieſe Bilanz hat doch, wie 
frühere Reden maßgebender Regierungsvertreter 
ergeben, den Zweck, klar und einwandfrei feſtzu⸗ 
ſtellen, in welchem Zuſtand die jetzige Regierung 
die Finanzen des Staates von ihrer Vorgängerin 
übernommen hat. In dieſer Bilanz ſind die Ver⸗ 
pflichtungen um 11300 000 Gulden höher als die 
orderungen eingeſtellt. Es iſt aber gleichzeitig 
mit anerkennenswerter Offenheit geſagt worden, 
daß Immobilien und Mobilien nicht aufgenom⸗ 
men ſind und daß aus den Verpflichtungen erheb⸗ 
lich höhere Beträge für Zwecke werbender Art 
inveſtiert oder vergütet worden find. Dieſe Bi⸗ 
anz, die nach den gemachten Ausführungen gar 
keine richtige Bilanz ſein kann und wohl auch 
nicht ſein ſoll, ergibt wiederum, daß die jetzige Re⸗ 
gierung von ihrer Vorgängerin durchaus geord⸗ 
nete Finanzen übergeben erhalten hat. (Abg. 
Kloſſowſki: Unerhört!) Unerhört, aber wahr! 
(Ein Schwindel, den man wiederholt, wird da⸗ 
durch nicht Wahrheit! links.) Auch nicht, wenn 
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er aus Ihrem Munde kommt! — Ebenjo wie die (O) 


Worte des Finanzſenators über die gute Finanz⸗ 
politik der bürgerlichen Regierungen eine glän⸗ 
zende und unwiderlegbare Rechtfertigung für 
deren Tätigkeit war, ſo erſtreckt ſich dieſe glän⸗ 
zende Rechtfertigung auch noch auf andere Fragen, 
die insbeſondere im Wahlkampf gegen die Deutſch⸗ 
nationalen in höchſtem Maße agitatoriſch ausge⸗ 
nutzt worden ſind. 

Die Regierungserklärung ſtellt ausdrücklich feſt, 
daß der Staat auf dem Gebiete des Wohnungswe⸗ 
ſens die ſtattlichſte Leiſtung zu verzeichnen habe 
und daß dieſe Leiſtungen einen Ruhmestitel für 
Danzig bedeuten. (Abg. Plenikowſki: Sie gehören 
in eine verfallene Inſtkate hinein!) Ich zitiere 
nur die Regierungserklärungen. — Eine größere 
Anerkennung der Wohnungspolitik, wie ſie von 
den früheren bürgerlichen Regierungen getätigt 
iſt, kann durch die jetzige Linksregierung kaum 
feſtgeſtellt werden. Die Zahl der hergeſtellten 
Wohnungen erſcheint uns aber im Verhältnis zu 
den dafür aufgewandten Mitteln außerordentlich 
gering. (Abg. Dr. Blavier: Das war vorhin aber 
ein ſchwerer Bomber!) Ich nehme Ihnen wohl 
die Pointe fort, Herr Dr. Blavier. — Wieder 
ein Beweis dafür, daß die öffentliche Hand auch 
nicht im entfernteſten zu denſelben Leiſtungen be⸗ 
fähigt iſt, wie die Privatwirtſchaft. (Abg. Brill: 
Deutſchnationale Anternehmer haben die Häuſer 
gebaut!) Erſt wenn man die Privatwirtſchaft 
im weiteſten Amfange an dem Wohnungsbau be⸗ 
teiligen wird, erſcheint uns eine rationelle Ver⸗ 
wendung der bereitgeſtellten Mittel möglich. Bei 
dieſer Gelegenheit müſen wir die Worte des 
Herrn Finanzſenators ſehr ſtark unterſtreichen, 
„daß die Nichtverabſchiedung des Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetzes durch die Schuld der Linken ſchwere 
1 Schädigungen für den Staat gebracht 

a 


In dieſem Zuſammenhange muß es ganz be⸗ 
ſonders intereſſieren, wie ſich eine Regierungs⸗ 
partei, nämlich das Zentrum, in der „Danziger 
Landeszeitung“ zu dieſer Frage äußert. Mit Ge⸗ 
nehmigung des Herrn Präſidenten möchte ich dem 
hohen Hauſe dieſe prägnanten Worte, denen wir 
nicht das Geringſte hinzuzuſetzen haben, und die 
10 uns voll zu eigen machen, wörtlich bekannt 
geben: 


1 amüſant (allerdings vom Hauſe ſcheinbar 
unbemerkt) wirkte die ſchallende Ohrfeige, die Se⸗ 
nator Dr. Volkmann den Sozialdemokraten gab. Es 
dürfte wohl ſonſt kaum vorkommen, daß ein Mitglied 
der Regierung die ſtärkſte Regierungspartei ſo kräf⸗ 
tig moraliſch ohrfeigt, wie es Dr. Volkmann, und 
zwar mit Recht, getan hat. Die Sozialdemokraten 
baben bekanntlich im vorigen Volkstag das Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz, für das das Zentrum ge⸗ 
ſchloſſen eintrat und ſtets geſtimmt hat, mit allen 
Mitteln der Obſtruktion bekämpft und zu Fall ge⸗ 
bracht und ſich dieſer Tat bei der Wahl und bis auf 
den heutigen Tag ſtändig gerühmt, durch ſie bei der 
Wahl manche Stimme eingefangen. Dafür müſſen 
ſie ſich nun aber vom Finanzſenator der eigenen 
1 folgende Verſe ins Stammbuch ſchreiben 
laſſen. 


Es folgen die wörtlichen Aeußerungen des Fi⸗ 
nanzſenators. Irgendetwas hinzuzuſetzen wäre 
nach unſerer Anſicht vom Uebel. (Sehr gut! links. 
— Heiterkeit.) 
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Ebenſo glänzend rechtfertigt die Etatsrede der 
Linksregierung die Taten der früheren bürger⸗ 
lichen Regierungen auf dem Gebiete des Beam⸗ 
tenabbaues. Wir können nur die Tabellen auf 
Seite 7 des von der Regierung angefertigten 
Ueberblids allen denjenigen einer ſorgfältigen 
Beachtung empfehlen, die den Deutſchnationalen 
die Schuld an einem aufgeblähten Beamtenappa⸗ 
rat in agitatoriſcher Form immer wieder vor⸗ 
werfen. Dieſe Tabellen ergeben, daß von den 
bürgerlichen Regierungen unter den rund 30 Pro⸗ 
zent abgebauten Staatsbedienſteten rund 25 Pro⸗ 
zent abgebaut ſind, während 1926 unter der Re⸗ 
gierung der Rettung und 1928 unter der jetzigen 
Regierung zuſammen ganze rund 6 Prozent ab⸗ 
gebaut ſind. Die Regierungserklärungen enthal⸗ 
ten merkwürdigerweiſe auch gar nichts mehr über 
die Verwaltungsreform, und was uns hier vorher 
Herr Brill zu dieſer Frage geſagt hat, waren Kli⸗ 
ſchees aus irgend welchen Wahlflugblättern, aber 
irgend welche poſitiven Vorſchläge hat auch Herr 
Brill nicht gemacht. (Sie bauen ſchon zehn Jahre 
ab! links.) Das iſt deswegen nur ganz beſonders 
merkwürdig, weil die Linksparteien doch Zeit ge⸗ 
nug hatten, dies von ihnen propagierte großzügige 
Reformprogramm fertigzuſtellen. Sie hätten nach 
unſerer Anſicht auch die Verpflichtung gehabt, an 
die Verwirklichung dieſes Reformprogramms bald 
heranzugehen. Es iſt aber nichts geſchehen. (Abg. 
Kloſſowfki: Vielleicht kommt es bald! Sorgen Sie 
9 wir das nächſte Mal 70 Mandate krie⸗ 
gen! 

Eine Verwaltungsreform, m. D. u. H., bedeu⸗ 


tet in erſter Linie einen Abbau der Aufgaben des 
Staates und der einzelnen Verwaltungszweige, 
insbeſondere einen Abbau der Aufgaben des Se⸗ 
nats. Wie dieſer Abbau jetzt ausſieht, ſehen Sie 


aus dem Aufbau der Abteilung Arbeit. (Abg. 
Kloſſowſki: Furchtbar!) Gerade zu dieſen Fragen 
werden wir bei der Beratung der Einzel-Etats 
beſonders viel zu ſagen haben. Wir ſind der An⸗ 
ſicht, daß auch weiterhin ganz erhebliche Erſpar⸗ 
niſſe perſoneller und ſachlicher Natur, insbeſon⸗ 
dere an einzelnen Zentralſtellen der Verwaltung 
eintreten können, und wir werden gerade der Ru⸗ 
brik „künftig fortfallende Stellen“ unſere ganz be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit zuwenden, auch nach der 
Richtung hin, ob es nicht möglich iſt, in einzelnen 
Verwaltungen Stellen, z. B. bei der Poſt, die bis⸗ 
her lediglich den höheren Beamten vorbehalten 
waren, nunmehr als Beförderungsſtellen auch der 
mittleren und unteren Beamtenſchaft zugänglich 
zu machen. (Heiterkeit links. — Abg. Brill: Er⸗ 
klären Sie das etwas deutlicher!) Wie wir über⸗ 
haupt beſtrebt ſein werden, dahin zu wirken, daß 
die wertvollen Kräfte, die in der unteren und der 
mittleren Beamtenſchaft vorhanden ſind, die not⸗ 
wendigen Aufſtiegs⸗ und Entfaltungsmöglichkei⸗ 
ten erreichen können. 

Dieſe Momente dürfen ſich aber nicht dahin 
auswirken, daß lediglich in den Zentralverwal⸗ 
tungen eine ſtarke Verdichtung dieſer Aufitiegs- 
möglichkeiten auftritt. Mir liegt eine Gegen⸗ 
überſtellung eines unpolitiſchen Vereins vor, deſ⸗ 
ſen Vorſitzender nicht deutſchnational iſt, und in 
dem bei der Zuſamenſetzung des Vorſtandes und 
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der Mitglieder die ſichere Gewähr dafür gegeben 
iſt, daß in ihm Politik überhaupt nicht getrieben 
wird. Nach dieſer Aufſtellung beträgt die Zahl 
der Amtsräte und Oberinſpektoren in der allge⸗ 
meinen Staatsverwaltung gegenüber der Zahl 
der Inſpektoren und Oberſekretäre 47,1 Prozent, 
zu 52,9 Prozent. Das bedeutet, daß beinahe die 
Hälfte ſämtlicher mittlerer Beamten in dieſen 
Stellen Amtsräte und Oberinſpektoren ſind, und 
zwar Amtsräte 19,1 Prozent und Oberinſpektoren 
28 Prozent. Demgegenüber betragen dieſelben 
Zahlen, d. h. für Amtsräte und Oberinſpektoren 
beim Zoll z. B. 24,2 Prozent mit 8,6 Prozent 
Amtsräten und 15,6 Prozent Oberinſpektoren, bei 
der Juſtiz 25,3 Prozent mit 4 Prozent Amtsräten 
und 21,3 Prozent Oberinſpektoren, bei der Steu⸗ 
erverwaltung 12,9 Prozent mit 3,7 Prozent Amts⸗ 
räten und 9,2 Prozent Oberinſpektoren. Auch in 
allen anderen Verwaltungen ergeben ſich ähnliche 
Zahlen, die nicht im entfernteſten an die Zahlen 
in der Zentralverwaltung heranreichen. Das 
Merkwürdige hierbei iſt, daß dieſe Verdichtung 
an den Zentralſtellen geſchehen iſt und geſchieht, 
ohne Rückſicht darauf, ob wir eine bürgerliche Re⸗ 
gierung oder eine Linksregierung haben. Sie iſt 
im weſentlichen durch das parlamentariſche Sy⸗ 
ſtem und durch die Bürokratie bedingt. Gerade 
dieſer Bürokratie, ſei es in welcher Form und an 
welchen Stellen, ſie zum Ausdruck kommt, ſagen 
wir ſchon jetzt den allerſchärfſten Kampf an (Hei⸗ 
terkeit links.) und werden zu den Einzel⸗Etats 
ſehr viel zu ſagen haben. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Kloſſowſki.) Gerade in dieſem Kampf müßten wir 
eigentlich die meiſten Bundesgenoſſen aus allen 
Teilen der Bevölkerung und ohne Rückſicht auf 
ihre politiſche Einſtellung, insbeſondere bei Ihnen 
finden, (Abg. Kloſſowſki: Wir verzichten auf Ihre 
Bundesgenoſſenſchaft!) weil in dieſem Problem 
der Angelpunkt der Verwaltungsreform in Dan⸗ 
zig zu liegen ſcheint. Gerade hier müßten alle 
Parteien ihre Mitarbeit zur Verfügung ſtellen. 

Ueber dieſe Fragen wird ja bei der Beſol⸗ 
dungsreform noch ſehr viel zu ſagen ſein. Hier 
möchten wir nur kurz feſtſtellen, daß nach unſerer 
Anſicht auch die Beſoldungsreform lediglich dazu 
dienen ſoll, unter Wahrung der in der Verfaſſung 
gewährleiſteten Rechte der Beamten einen Aus⸗ 
gleich zwiſchen den Verhältniſſen in Danzig und 
im Reich bezw. Preußen dahin zu bewirken, daß 
kein Danziger Beamter in einer entſprechenden 
oder gleichwertigen Dienſtſtellung in Danzig 
ſchlechter geſtellt iſt, als ein ſolcher Beamter im 
Reich bezw. in Preußen. ö 

Als eine ſolche Schlechterſtellung müſſen wir 
es z. B. aber bezeichnen, wenn die von der Regie⸗ 
rung beabſichtigte Ortsklaſſeneinteilung für die 
Beamten des platten Landes Geſetz wird. Dieſes 
würde für dieſe für das Landvolk beſonders wert⸗ 
volle Beamtenkategorie unter Berückſichtigung 
der eigenartigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Freiſtaates tatſächlich eine Schlechterſtellung be⸗ 
deuten. Unter keinen Umſtänden darf aber die 
Beſoldungsordnung dazu führen, auf dem Umweg 
über ſie Sonderwünſchen nach Beſſerſtellung ſtatt⸗ 
zugeben. Ein ſolcher Ausgleich iſt, wie ſchon ge⸗ 
ſagt worden iſt, nur dann möglich, wenn der bis⸗ 
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herige Zuſtand in Danzig ſchlechter war, als der 
bisherige Zuſtand im Reich bezw. in Preußen. 
Die Wirtſchaft könnte eine ſolche Beſſerſtellung 
keineswegs tragen, zumal der Optimismus, der 
aus der Rede des Herrn Senatspräſidenten teil⸗ 
weiſe hervorzuleuchten ſchien, nach unſerer Anſicht 
nicht berechtigt iſt. 

Die von dem Herrn Finanzſenator in dankens⸗ 
werter Weiſe gegebenen Zahlen über die Steuer⸗ 
belaſtung ſprechen ein ſo deutliches Bild, daß wir 
nichts mehr hinzuzuſetzen brauchen. Es gibt aller⸗ 
dings eine Möglichkeit, dieſes Bild ganz erheblich 
günſtiger zu geſtalten, auf die aber in den Etats⸗ 
reden nicht in der Weiſe eingegangen iſt, wie es 
uns nötig erſcheint. Ich meine das Gebiet der 
Zölle. Aus dem Ueberblick des Herrn Finanz⸗ 
ſenators geht hervor, daß die Zölle bereits bis zum 
31. Dezember 1927 das volle Soll decken, d. h. die 
14 Millionen, die Polen uns als Einnahme aus 
den Zöllen garantieren mußte, ſind erreicht. Der 
Herr Finanzſenator hat ſelbſt geſagt, daß durch 
die Valoriſation der Zölle hohe Einnahmen er⸗ 
zielt worden ſind. Es mag richtig ſein, daß eine 
gewiſſe Voreindeckung des Bedarfs ſtattgefunden 
hat. Die ſehr ſpäte Bekanntgabe der Valoriſa⸗ 
tion und der Möglichkeit, die alten Zölle noch 
auszunutzen, hat es aber dem Handel nicht er⸗ 
möglicht, Waren in größerem Ausmaß noch zum 
alten Zoll hereinzubringen. Die Wirtſchafts⸗ 
kreiſe hatten auch hierfür teilweiſe gar nicht die 
nötigen Mittel, wie der Herr Finanzſenator das 
ja auch am beſten wiſſen muß. Es kann deshalb 
keine Rede davon ſein, daß durch dieſe verhältnis⸗ 
mäßig geringe Voreindeckung eine Verminderung 
der eigentlichen laufenden Zolleinnahmen hätte 
eintreten müſſen. Die Zollerhöhung iſt auch ſo 
außerordentlich hoch, daß ſie einen prächtigen 
Mehrerlös bringen muß. Sie beträgt z. B. bei 
Automobilen 72 Prozent, für Textilwaren im 
Durchſchnitt 49,6 Prozent, für Papier⸗ und Pa⸗ 
pierwaren etwa 63,1 Prozent, für Glas und Glas⸗ 
waren etwa 70,2 Prozent und für Tonwaren etwa 
67,6 Prozent. Ich habe dieſe Zahlen zum größten 
Teil der ſehr dankenswerten Zuſammenſtellung 
des Herrn Neubauer aus der „Danziger Landes⸗ 
zeitung“ entnommen. Sie können alſo nicht ſagen, 
m. D. u. H., daß es ſich hier um agitatoriſche Be⸗ 
hauptungen handelt. Es wird ſie aber intereſſie⸗ 
ren, daß, wie ich aus dieſer Zuſammenſtellung 
ebenfalls entnehme, die Belaſtung im einzelnen 
bei Hüten 72,6 Prozent bis 117,9 Prozent, bei 
Schirmen 110 Prozent, bei Möbeln 86,8 Prozent, 
bei Papierwaren und Briefpapier von 124,4 bis 
zu 177 Prozent bedeutet. Daß derartige untrag⸗ 
bare Belaſtungen die Wirtſchaft insgeſamt und 
gerade den kleinen Mann ganz beſonders treffen 
müſſen, brauche ich gar nicht näher auszuführen. 

Um auf die Zollfrage zurückzukommen, ſo 
nimmt hier nach unſerer Anſicht die Regierung 
eine falſche Stellung ein. Wenn Polen die Zölle 
um 30 bis 72 Prozent erhöht, jo folgt daraus lo⸗ 
giſcher Weiſe, daß Polen die Garantieſumme für 

anzig in einem gleichen Ausmaß erhöhen müßte. 
Bei den freundſchaftlichen Beziehungen und der 
Verſtändigungspolitik des jetzigen Senats müßte 
es ja auch gar nicht ſo ſchwer ſein, eine gerechte 
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Anerkennung des Danziger Standpunktes bei den 
Verhandlungen über den Zollverteilungsſchlüſſel 
zu erreichen, auf deren baldigſten Beginn der Se⸗ 
nat mit aller Kraft hinzuwirken verpflichtet iſt. 
Danzig muß dadurch eine Mehreinnahme von 
mehreren Millionen Gulden erzielen, die dazu 
verwandt werden müſſen, den Steuerdruck zu mil⸗ 
dern und die Wirtſchaft zu entlaſten. Es muß 
hier in aller Offenheit geſagt werden und alle 
Parteien müßten ſich dieſer Feſtſtellung anſchlie⸗ 
ßen, daß die von Polen betriebene Zollpolitik 
Danzigs Bevölkerung in unerhörtem Maße Po⸗ 
len gegenüber tributpflichtig gemacht hat und 
weiter macht. Unter dem Schutz dieſer hohen Zölle 
ſteigen die Preiſe der nicht gleichwertigen polni⸗ 
ſchen Waren und dieſe Verteuerung bezahlen ge⸗ 
rade die ärmſten Volksſchichten, insbeſondere die 


Arbeitnehmer, weil ſie ſich z. B. deutſche Waren, 


die mit dem hohen Zoll belaſtet ſind, einfach nicht 
kaufen können. 

Durch dieſe Zollpolitik hat Polen indirekt ge⸗ 
rade Ihren Wählern, m. H. von links, jährlich 
Millionen aus der Taſche gelockt. Deshalb müßte 
eigentlich die Sozialdemokratie, wenn ſie die 
Intereſſen der Arbeiterſchaft fördern will, den 
allergrößten Nachdruck auf Erhöhung des Zollver⸗ 
teilungsſchlüſſels legen. (Sehr gut! rechts.) Uns 
erſcheint es aber, als wenn der Einſtellung füh⸗ 
render ſozialdemokratiſcher Kreiſe auf dem Altar 
der Verſöhnungspolitik auch der Zollverteilungs⸗ 
ſchlüſſel zum Opfer gebracht werden ſoll. (Abg. 
Brill: Setzen Sie einen neuen Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß ein, damit Sie ſich noch mehr blamieren!) 

Dieſen von uns immer wieder gewieſenen 
Weg der Entlaſtung der Wirtſchaft ſcheint die 
Regierung aber nicht gehen zu wollen. Sie hat 
offenbar größere Neigung, den Weg weiterer Be⸗ 
laſtung der Wirtſchaft zu gehen. Das iſt ja auch 
vom Standpunkt der Sozialdemokratie aus durch⸗ 
aus verſtändlich und folgerichtig; denn je eher 
die jetzige Form der Privatwirtſchaft infolge der 
jetzt betriebenen Wirtſchaftspolitik zuſammen⸗ 


bricht, deſto eher erreicht die Sozialdemokratie das 


von ihr nach ihrem Parteiprogramm erſtrebte 
Ziel, das die „Volksſtimme“ in ihrer Nummer 
vom 21. April 1928 deutlich ankündigt und das 
fie in die Worte des Arbeiterdichters Heinrich 
Lerſch kleidet: „Den Hammer her, ich ſchlage auf 
die Ketten, bis ſie zerſchlagen ſind.“ Zerſchlagen 
werden ſoll die jetzige Privatwirtſchaft und den 
Hammer helfen halten und führen, das muß lei⸗ 
der geſagt werden, auch Parteien, die man nach 
Zuſammenſetzung und Vergangenheit doch ohne 
weiteres als bürgerliche Parteien bezeichnen muß. 
(Volksſtimme iſt Gottesſtimme! links.) Wenn das 
der liebe Gott iſt, dann trete ich aus. (Heiterkeit.) 
Vielleicht glauben die Parteien auch den Hammer 
noch aufhalten zu können. Dieſen Optimismus 
können wir aber nicht teilen. Die vorher er⸗ 
wähnte Belaſtung der Wirtſchaft ſehen wir in den 
neuen Steuerprojekten — und in den ſonſtigen 
Plänen der Regierung. 

Eine Belaſtung der Wirtſchaft bedeutet es, 
wenn eine Automobilſteuer nach deutſchem Muſter 
angekündigt wird. Dieſe würde mindeſtens eine 
Verdoppelung der bisherigen Sätze ergeben. Die 
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Automobile ſind aber heute zum größten Teil nicht 
mehr Gegenſtände des Luxus, ſondern wirtſchaft⸗ 
liche Notwendigkeiten, wie es insbeſondere die 
Laſtkraftwagen in den verſchiedenſten Betrieben 
ſind. Eine Belaſtung der Wirtſchaft bedeutet die 
Einführung der Erwerbsloſenverſicherung und die 
offenbar erſtrebte Aufrechterhaltung des bisheri⸗ 
gen Syſtems der Erwerbsloſenfürſorge, ohne daß 
die Mißſtände, auf die wir immer wieder hin⸗ 
weiſen müſſen, aufgehoben werden. (Abg. Brill: 
Warum verzichten Sie nicht auf Ihr Gehalt 
während der Zeit, wo Sie keinen Dienſt leiſten?) 
Wir wenden uns, wie wir immer wieder erklären, 
nur gegen die Auswüchſe in dem Syſtem der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge, vor allen Dingen dagegen, daß 
in vielen Fällen die Erwerbsloſenunterſtützung 
höher iſt als der Lohn von Arbeitern. (Abg. 
Langnau: Sie ſind ſo ein Auswuchs! — Zwi⸗ 
ſchenrufe. — Abg. Kloſſowſki: Warum zahlen Sie 
ſolche miſerablen Löhne!) Wenn wir ſolche Be⸗ 
hauptungen aufſtellen, werden fie als demagogiſch 
oder unwahr bezeichnet. Ich darf aber wiederum, 
wie ſchon wiederholt, die Sozialdemokratie ſelbſt 
als Kronzeugen gegen die Sozialdemokratie an⸗ 
führen. 


In der „Volksſtimme“ vom 16. April 1928 
ſteht wörtlich, „daß der Lohn, den die Werftar⸗ 
beiter beziehen, ſehr oft niedriger iſt, als die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung.“ (Abg. Brill: Darum iſt 
auch die Wirtſchaft kaputt!) Eine weitere Be⸗ 
laſtung der Wirtſchaft bedeutet zweifellos die ge⸗ 
plante Erhöhung der Branntweinſteuer, die im 
Etat der Finanzverwaltung mit 3 250 000 Gul⸗ 
den höher erſcheint. Eine Belaſtung der Wirt⸗ 
ſchaft bedeutet ſchließlich auch die Tatſache, daß 
durch die Heraufſetzung der Vermögenswerte bei 
der Veranlagung zur Grundwertſteuer dieſe für 
Danzig in vielen Fällen den doppelten Betrag 
ergeben ſoll. Dieſe Tatſache iſt für den ſchwer um 
ſeine Exiſtenz ringenden Hausbeſitz geradezu kata⸗ 
ſtrophal. Auf der einen Seite ſtellt der Herr Fi⸗ 
nanzſenator feſt, 
Wohnungsbaugeſetzes die Preiſe der Grundſtücke 
erheblich zurückgegangen ſind. Auf der anderen 
Seite ſoll aber entgegen dem offenbaren erheb⸗ 
lichen Rückgang der Preiſe für Grundſtücke in 
Danzig der Wert derſelben für die Bemeſſung der 
Grundwertſteuer beinahe verdoppelt werden. 


Eine weitere Belaſtung der Wirtſchaft bedeutet 
der Fortbeſtand der Umſatzſteuer. Eine Belaſtung 
der Wirtſchaft iſt auch in der bitteren Medizin 
enthalten, die uns der Herr Finanzſenator in dem 
ſozuſagen erweiterten Nachtragsetat in Geſtalt 
der 3 Millionen als Entſchädigung für das Tabak⸗ 
monopolgeſetz einflößen will. Würden dieſe 3 
Millionen in den Etat eingeſetzt werden, ſo würde 
das Bild des Etats ſich um 3 Millionen zu ſeinen 
Ungunften verſchlechtern. Der Weihrauch, den 
die „Volksſtimme“ ſchon jetzt der neuen Regie⸗ 
rung anzündet, und den heute Herr Brill hier ſehr 
lebhaft angefächelt hat, würde noch weniger am 
Platze ſein. Was ſoll man ſagen, wenn die 
„Volksſtimme“ in ihrer Nummer vom 24. April 
jagt: (Abg. Kloſſowſki: Haben Sie keine andere 
Zeitung?) Nein! 


daß durch die Ablehnung des. 


Dienstag, den 24. April 1928. 


Es it nun ſchon zum zweiten Mal, daß die So⸗ 
zialdemokratie bei ihrer Mitarbeit im Senat einen 
großen Teil ihrer Arbeitskraft dazu verwenden muß, 
die Finanzen des vorwiegend bürgerlichen Staates 
ins Gleichgewicht zu bringen. 

Ich hebe demgegenüber hervor, daß die Regie⸗ 
rung in ihrer Etatsrede die ausdrückliche Feſt⸗ 
ſtellung machen mußte, daß ſie geordnete Finanzen 
übergeben erhalten hat, und daß der Ausgleichs⸗ 
fonds nicht in Anſpruch genommen zu werden 
brauchte. Ich weiſe darauf hin, daß der Etat der 
neuen Regierung faktiſch mit einem Defizit ab⸗ 
ſchließt, troß einer im großen Umfang erhöhten 
Belaſtung der Wirtſchaft und der Bevölkerung. 
Wenn dieſer Zuſtand von der Sozialdemokratie 
als Ausgleich der Finanzen bezeichnet wird, wo 
mag dann erſt die Unordnung in den Finanzen be⸗ 
ginnen, wie Sie ſie ſehen! Wer, m. D. u. H., nicht 
in der Lage iſt, einen ſolchen Unterſchied zwiſchen 
Gleichgewicht und Unordnung klar zu erkennen, 
kann auch ein ſolches Gleichgwicht nicht herſtellen. 
(Sehr gut! rechts.) 

Dieſer Belaſtung der Wirtſchaft gegenüber be⸗ 
deutet es nichts, daß die Lohnſummenſteuer auf⸗ 
gehoben iſt, deren Aufhebung ja auch unter der 
vorigen Regierung bereits beſchloſſen war. Es be⸗ 
deutet auch wenig daß die ſogenannten Verkehrs⸗ 
ſteuern in Fortfall kommen ſollen; denn die Auf⸗ 
hebung der Verkehrſteuern erfolgt nicht zur Ent⸗ 
laſtung der Wirtſchaft, ſondern aus dem Verſtän⸗ 
digungsſtandpunkt der Regierung heraus in Ver⸗ 
bindung mit dem erſtrebten ungebrochenen Tarif. 
Hier kann aber nicht deutlich genug zum Ausdruck 
gebracht werden, daß uns bezüglich der ungebro⸗ 
chenen Tarife, die für die Danziger Wirtſchaft eine 
Lebensfrage ſind, Polen ſeit Jahren ein Recht vor⸗ 
enthalten hat, auf das wir auf Grund der Erklä⸗ 
rungen des Völkerbundskommiſſars Anſpruch zu 


haben glauben. Wenn man dieſe Selbſtverſtänd⸗ 


lichkeit Polen gegenüber in genügender Weiſe zum 
Ausdruck bringt, ſo erſcheint es uns nicht praktiſch, 
die Berechtigung dieſes Standpunktes dadurch ab⸗ 
zuſchwächen, daß man die Aufhebung der Ver⸗ 
kehrsſteuer, die wohl gemerkt nicht die Danziger 
Wirtſchaft, ſondern Polen in erſter Linie verlangt, 
als Kompenſationsobjekt anbietet. Wir ſtehen 
nicht an, zu erklären, daß uns auch die Aufgabe der 
Verkehrſteuer angenehm und richtig erſcheint. Wir 
bemängeln nur, daß die Regierung unter Verken⸗ 
nung oder unter Nichtberückſichtigung des Rechts⸗ 
ſtandpunktes an dieſes Problem herangeht. Uns 
erſcheint es nicht angängig, ein inneres politiſches 
Recht zum Gegenſtand eines Kuhhandels mit Po⸗ 
len zu machen. Auch in der Frage der gebrochenen 
Tarife wird die Regierung dafür ſorgen müſſen, 
daß ſich dabei keine Verwaltungs⸗ und Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen einſchleichen, die der Danziger 
Wirtſchaft abträglich ſind. 

Abſchließend möchte ich ſagen, daß dieſer Etat 
der Regierung in keiner Weiſe die Verſprechungen 
einlöſt, die in ſo freigiebiger und in ſo agitato⸗ 
riſcher Weiſe von den Linksparteien gemacht wor⸗ 
den ſind. Er bedeutet nicht eine Entlaſtung, ſon⸗ 
dern eine ſchwere Belaſtung der Wirtſchaft. Er 
gibt der Wirtſchaft keine Erleichterungen, ſondern 
nur Beſchränkungen und Erſchwerniſſe. Er bedeu⸗ 
tet nur inſofern einen Fortſchritt, als er den kla⸗ 
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ren Willen der Sozialdemokratie erkennen läßt, 
mit der Privatwirtſchaft möglichſt bald und end⸗ 
gültig Schluß zu machen, wie es der Herr Abg. 
Brill ja auch ſchon früher ausgeſprochen hat. Die⸗ 
ſen klaren Willen der Sozialdemokratie, mit dem 
ſie nur ihr Programm verwirklichen will, müßte 
der ebenſo klare und einige Wille aller derjeniger 
Kreiſe der Bevölkerung Danzigs entgegenſtehen, 
die auf dem Boden der Privatwirtſchaft ſtehen. 
Auf dieſem immer mehr und immer ſchwerer be⸗ 
drängten Boden der Privatwirtſchaft müßte es 
möglich ſein, eine geſchloſſene Front gegenüber 
den Gegnern dieſer Privatwirtſchaft aufzuführen. 
Aber der Deutſche kommt gewöhnlich erſt im Zeit⸗ 
punkt der größten Not zur Beſinnung, und es 
ſcheint, als ob dieſer Zeitpunkt der größten Not 
noch nicht nahe genug gerückt iſt. (Abg. Kloſſowſki: 
Gut, das Sie das erkannt haben!) 

Die Regierung ruft die Oppoſition zur Mit⸗ 
arbeit auf. Wir können aber dieſen Aufruf nach 
den bisherigen Erfahrungen als nicht beſonders 
ernſt gemeint bezeichnen, weil die Behandlung, 
die die Regierung unſeren Anträgen und Anfragen 
angedeihen ließ, bisher den Willen, uns wirklich 
zur Mitarbeit heranzuziehen, keineswegs erken⸗ 
nen ließ. Unſere Anträge werden, mögen ſie auch 
noch ſo ſtichhaltig und gut begründet ſein, nieder⸗ 
geſtimmt, unſere Anfragen werden entweder nicht 
beantwortet oder nicht beſprochen. (Abg. Klo⸗ 
ßowſki: Acht Jahre lang haben Sie die Radaune 
verſanden laſſen!) M. D. u. H.! Was haben wir 
nicht alles gemacht! Wie wir uns in Zukunft 
in der Frage der Mitarbeit verhalten werden, 
wird davon abhängen, ob die Regierung bereit iſt, 
ihren bisherigen Standpunkt zu ändern. (Zuruf 
des Abg. Kloßowſki) Herr Kloßowſki ſtellt ja eben 
bereits ſeine Mitarbeit hier zur Debatte. 
en wir werden uns noch finden. (Große Heiter⸗ 
eit. 

Es bedeutet zweifellos für unſer Danzig eine 
ſehr große Gefahr, wenn die ſehr wertvollen 
Kräfte der Wirtſchaft, die in den Oppoſitionspar⸗ 
teien vertreten ſind, offenbar bewußt und gewollt 
von jeder Mitarbeit im Sinne der Förderung der 
Wirtſchaft und der Erhaltung des Staates ausge⸗ 
ſchloſſen werden. Möge dieſe Einſicht, m. D. u. H., 
nicht zu ſpät kommen! (Lebhaftes Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Neubauer. 

„Neubauer, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
In ernſten und eingehenden Beratungen hat ſich 
die Zentrumsfraktion mit den Erklärungen be⸗ 
faßt, die der Präſident des Senats und der Fi⸗ 
nanzſenator in der letzten Volkstagsſitzung anläß⸗ 
lich der Einbringung der Staatshaushaltpläne 
abgaben. Wenn wir auch zu einem abſchließenden 
Ergebnis noch nicht gekommen ſind, ſo bin ich aber 
doch in der Lage, die Stellung meiner Fraktion 
im allgemeinen zu den Ausführungen der Regie⸗ 
rungsvertreter zu ſkizzieren. Wir werden dabei 
nicht umhin können, zur Beurteilung der am 
letzten Mittwoch abgegebenen Regierungserklä⸗ 


rungen auch noch die vom Finanzſenator kürzlich 
gehaltene „Etatsrede auf Abſchlag“ in den Kreis 
4 Erörterungen zu ziehen. Wir haben damals 
ei der Beſprechung der Rede des Herrn Finanz⸗ 
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ſenators im März geſchwiegen, da wir bei der all⸗ 
gemein gehaltenen Schilderung der finanziellen 
Lage Danzigs noch nicht klar genug zu ſehen ver⸗ 
mochten. Jetzt, wo der Staatshaushaltsplan fer⸗ 
tig vor uns liegt, können wir uns an Hand des 
Zahlenmaterials ein beſſeres Bild von den Fi⸗ 
nanzen des Staates machen und können viel ſiche⸗ 
rer unſere Meinung und Kritik ausſprechen. 

Die Reden des Herrn Präſidenten des Se⸗ 
nats Dr. Sahm und desHerrn Finanzſenators Dr. 
Volkmann am letzten Mittwoch zeigten beide et⸗ 
was Gemeinſames, und zwar etwas gemeinſam 
Gutes. Die Reden beider Herren waren erfreuli⸗ 
cherweiſe in ihrem Grundton auf die Wirtſchaft 
abgeſtimmt, auf ihre Belange und die Voraus⸗ 
ſetzungen für ihre günſtige Entwicklung und die 
Verfolgung des Staatswohls. Durch die Rede des 
Herrn Präſidenten des Senats zog ſich wie ein 
roter Faden der ſtete Hinweis auf die Bedeutung 
und den Wert der Wirtſchaft und Verkehr. 

Ich führte eingangs meiner Rede bereits aus, 
weshalb wir ſeinerzeit in die Debatte über die 
Finanzlage der Freien Stadt nicht das Wort er⸗ 
griffen hatten. Tatſächlich iſt ja erſt jetzt die be⸗ 
ſte Gelegenheit dazu gegeben, nachdem wir die fi⸗ 
nanzielle Situation des Staates in ihrer Geſamt⸗ 
heit überſehen können. Was wir im März in der 
Erklärung des Senats zu hören bekamen, das hat 
uns bereits, das muß offen ausgeſprochen werden, 
etwas betroffen gemacht. Da der heutige Tag ein 
Tag der klaſſiſchen Zitate zu ſein ſcheint, ſo ge⸗ 
ſtatten Sie auch mir vielleicht die Anwendung ei⸗ 
nes ſolchen. In Goethe's „Fauſt“ heißt es an 
einer Stelle: „Welch Unheil muß auch ich erfahren 
— wir wollen alle Tage ſparen und brauchen alle 
Tage mehr und täglich wächſt mir neue Pein.“ 
. D. u. H., es ſcheint jo, als wenn wir dies 
Goethe⸗Wort in unſerem lieben Danzig praktiſch 
am eigenen Leibe verſpüren ſollen. Das Bild, 
das durch die Ergänzungsrede des Herrn Finanz⸗ 
jenators vom letzten Mittwoch uns klar vor Augen 
geführt worden iſt, erſcheint doch ernſt und trübe 
und fordert um ſo mehr zum Nachdenken auf, als 
die ſchwere Finanzlage ſchonungslos dargeſtellt 
wird, ohne, daß wir auf einen „Silberſtreifen“ 
am Horizont der Danziger Finanz⸗Verhältniſſe 
hingewieſen werden, den wir früher einmal ſehen 
und auch erwarten durften. 

Woher kommt denn nun die ernſte Finanzlage 
des Staates? Haben ſich denn die Finanzen ſo 
plötzlich von heute auf morgen, etwa ſeit Ablöſung 
der Regierung der alten Koalition durch die Re⸗ 
gierung der neuen Koalition geändert? Die 
Deutſchnationalen behaupten, daß die letzte Re⸗ 
gierung geordnete Finanzen zurückgelaſſen habe. 
Die Sozialdemokraten hingegen behaupten, daß 
ſie zerrüttete Finanzen übernomen hätten. (Abg. 
Plenikowſki: Sie werden die Wahrheit verkün⸗ 
den!) Wir, die wir der alten Regierung ange⸗ 
hörten und jetzt in der neuen Regierung ſtehen, 
haben ſchon bei den Koalitionsverhandlungen 
auf die Schwierigkeiten der Finanzen hingewieſen. 
Wir waren und ſind der Meinung, daß ſie bei 
gutem Willen der Parteien behoben werden könn⸗ 
ten. Die Schwierigkeiten ſind ja im weſentlichen 
dadurch entſtanden, daß einmal die frühere Oppo⸗ 
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() ſition mit einem Teil der Regierungsparteien auf 
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Einnahmen verzichten zu können glaubte, die der 
Staat gebraucht hat, zum andern, daß die damali⸗ 
ge Regierung in eigentlicher Verkennung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſamtlage keine neuen Einnahme⸗ 
quellen ſchuf, deren der Staat jetzt gleichfalls be⸗ 
darf. Ferner entſtand durch die Nichtverabſchie— 
dung des Arbeitsloſenverſicherungsgeſetzes im 
Staatsbudget ein Manko von allein 1,4 Millionen 
Gulden. Wertvolle Mittel gingen dem Staat fer⸗ 
ner durch die verſpätete Verabſchiedung des Ta⸗ 
bakmonopolgeſetzes verloren. 

M. D. u. H.! Vor der Wahl war es leicht und 
populär, die Steuern und damit die Staatsein⸗ 
künfte abzubauen. Wir vom Zentrum haben da⸗ 
mals davor gewarnt. (Sehr richtig!) Die Anträ⸗ 
ge auf Abſchaffung der Umſatzſteuer wurden aber 
damals faſt vom ganzen Hauſe nur gegen die 
Stimmen des Zentrums angenommen. Man 
ſieht daraus, daß Agitationsanträge, mögen ſie 
noch ſo populär ſein, nicht geſtellt werden ſollten, 
wenn ſie ohne Schädigung des Staatswohles und 
der Staatsfinanzen doch nicht erfüllt werden kön⸗ 
nen. (Sehr gut!) Die Folge dieſer Politik iſt, daß 
ſich die Wirtſchaft in ihrem Vertrauen auf die 
Einlöſung dieſer Verſprechungen getäuſcht ſieht. 
Es darf daher die Regierung nicht wundern, daß 
die Wirtſchaft aus ihrer Enttäuſchung und ihrer 
Verärgerung nun auch keinen Hehl macht. Hier⸗ 
für, das muß aber auch ausgeſprochen werden, kann 
nicht die jetzige Regierung verantwortlich gemacht 
werden, ſondern verantwortlich ſind die Parteien, 
die ſeinerzeit die Wirtſchaftslage Danzigs als ſo 
außerordentlich günſtig beurteilten. Der frühere 
Volkstag, die Regierungsparteien ſowohl, wie die 
Oppoſitionsparteien, tragen letzten Endes die 
Schuld daran, daß wir nunmehr vor dieſen Schwie⸗ 
rigkeiten ſtehen. Den Senat namentlich trifft die 
Schuld inſoweit, als er ſich den Wünſchen des 
Volkstages nicht ſtark genug entgegengeſtemmt hat. 
Trotz dieſer uns bekannten verfahrenen Lage ſind 
wir vom Zentrum in die neue Regierung einge⸗ 
treten, weil es die politiſchen Notwendigkeiten 
und das Staatsintereſſe erforderten. 

Wir ſind bereit, an der Löſung dieſer politiſch 
ſehr undankbaren Aufgabe mitzuarbeiten, ſelbſt 
wenn wir, parteipolitiſch geſehen, dabei Schaden 
erleiden ſollten. M. D. u. H., der Senat hat in 
ſeiner Erklärung vom 26. Januar 1928 geſagt, daß 
er ſich bei allen ſeinen Maßnahmen von dem Ge⸗ 
danken äußerſter Sparſamkeit leiten laſſen wolle, 
und daß er darauf beſteht, daß im Staatshaushalt 
ein Ausgleich zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
herbeigeführt wird. Dieſe Erklärung war uns 
angenehm zu hören. Wir müſſen aber dieſem 
Wunſche eine präziſere Form dahin geben, daß die⸗ 
ſe äußerſte Sparſamkeit nun aber auch wirklich in 
die Tat umgeſetzt wird, daß alſo nun auch wirklich 
geſpart wird. Mir ſcheint, als wenn bei der Auf⸗ 
ſtellung des vorliegenden Etats dieſem Umſtande 
noch nicht genügend Rechnung getragen iſt. So iſt 
es uns aufgefallen, daß in den Etats ſo außeror⸗ 
dentlich viel verſchleierte und unklare Punkte vor⸗ 
handen ſind, die wir aus dem vorgelegten Zahlen⸗ 
material heraus nicht kontrollieren können. Es 
erwecken z. B. die Zahlen der Poſt für die Hilfs⸗ 
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kräfte der Poſt und bei der Zollbehörde, auch z. B. 
bei der Hochſchule, durchaus den Anſchein, als ob 
auf der einen Seite Beamte abgebaut und auf der 
andern Seite Beamte eingeſtellt werden ſollen. 
Eine ſolche Maßnahme würden wir nicht verſtehen 
können. Auch bei den Poſten für Neubauten und 
Neuanſchaffungen ſcheint der Herr Finanzſenator 
eine unklare Taktik angewandt zu haben. Dieſe 
Poſten ſind für uns durchaus unüberſichtlich (Wie 
iſt es mit den Kirchenbeamten? bei den Kommu⸗ 
niſten) und unkontrollierbar. Wie wird bei ſol⸗ 
chen Poſten der Verbleib der verbrauchten Gelder 
nachgewieſen“ Auf alle dieſe Fragen werden wir 
noch beſonders bei der Spezialberatung eingehen. 
Wir müſſen verlangen, daß das Rechnungsprü⸗ 
fungsamt die Belege gerade ſolcher Poſten rechtzei⸗ 
tig nachprüft und ſie dann ſofort dem Parlament 
vorlegt. Wenn dies erſt nach zwei bis drei Jah⸗ 
ren, jetzt z. B., geſchieht, iſt eine Kontrolle durch 
den Volkstag zu ſpät. Sie iſt meines Erachtens 
dann aber auch überflüſſig. 

Wir verſtehen unter „Sparen“ das tatſäch⸗ 
liche Vermeiden von Staatsausgaben in den 
Grenzen des Möglichen. Wir hoffen, daß auch die 
Regierung ſo den Begriff „Sparen“ auslegt, zu⸗ 
mal ſie ja ſelbſt erklärt hat, daß eine ſtrenge Spar⸗ 
ſamkeit von allergrößter Bedeutung für dieſes 
Jahr iſt. Für die Freie Stadt muß es das oberſte 
Geſetz ſein, rückſichtslos die Finanzen in Ordnung 
zu bringen und zu halten, dabei aber nach Kräften 
die Wirtſchaft von der Ueberlaſt der Steuern zu 
befreien und ihr neuen Lebensſaft durch eine wirt⸗ 


ſchaftsverſtändige, auswärtige Politik zuzuführen. O) 


Auf keinen Fall darf bei der äußerſt angeſpannten 
Lage von Handel, Induſtrie und Gewerbe der 
Wirtſchaft eine neue Belaſtung durch Steuern in 
irgend einer Form oder unter irgend welchem 
Namen auferlegt werden. Meine Parteifreunde 
werden bei der Einbringung neuer Steuergeſetze 
die die Wirtſchaft belaſten können, jedesmal ihre 
Vorausſetzungen, ihre Begründung und ihre Fol⸗ 
gen prüfen. 

Einen gangbaren und uns genehmen Weg 
hat der Herr Präſident des Senats in ſeiner letzten 
Rede gezeigt, der das treffende Motto „Wirtſchaft 
und Verkehr“ voranzuſtellen iſt. Mit Befriedi⸗ 
gung haben wir davon Kenntnis genommen, daß 
die Verbeſſerungen und Erweiterungen im Dan⸗ 
ziger Hafen in Angriff genommen worden ſind, 
ſodaß von polniſcher Seite irgendwelche Bemänge⸗ 
lungen und Scheinrügen nicht ſtichhaltig ſein wer⸗ 
den, um den Danziger Hafen nicht voll auszu⸗ 
nutzen. Wir bitten aber dringend, die Steigerung 
der Leiſtungsfähigkeit des Danziger Hafens in 
ein noch kräftigeres Tempo zu führen, damit wir 
nicht von anderen Häfen überflügelt werden. Die 
Menge der z. B. über den Hafen von Gdingen 
ausgeführten Güter gibt doch ſehr zu denken An⸗ 
laß. Der Warenverkehr des Danziger und des 
Gdinger Hafens ſtellt ſich in den letzten beiden 
Jahren folgendermaßen dar: Danzig hatte im 
Jahr 1926 641 000 Tonnen Einfuhr, 5,6 Milli⸗ 
onen Tonnen Ausfuhr, im Jahre 1927 1517 000 
Tonnen Einfuhr, 6,3 Millionen Tonnen Ausfuhr. 
Demgegenüber hatte Gdingen im Jahre 1926 kei⸗ 
ne Einfuhr und 414000 Tonnen Ausfuhr, im 
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Jahre 1927 6 700 Tonnen Einfuhr, 890 000 Ton⸗ 
nen Ausfuhr. Nach den Ausführungen des pol⸗ 
niſchen Handelsminiſters in der Preſſe ſoll die 
Umſchlagsfähigkeit Gdingens bis 1930 auf 5 Mil⸗ 
lionen Tonnen, 1932—1933 auf 8 Millionen Ton⸗ 
nen, alſo höher als die jetzige Danzigs, gebracht 
werden. Schon heute beträgt die Umſchlagsmög⸗ 
lichkeit des Gdinger Hafens 1,5 Millionen Ton⸗ 
nen! M. D. u. H.! Dieſe Zahlen ſprechen eine deut⸗ 
liche Sprache. 

Wenn wir uns dabei vor Augen halten, daß 
nur den wirtſchaftlichen Forderungen Polens fol- 
gend Danzig von ſeinem Mutterlande getrennt 
und mit ſeiner kerndeutſchen Bevölkerung zu einer 
Freien Stadt gemacht worden iſt, ſo müſſen wir im 
Hinblick auf die Ankündigungen des polniſchen 
Handelsminiſters über den Ausbau des Edinger 
Hafens doch ſagen, daß dann die damaligen Vor⸗ 
ausſetzungen für die Begründung der Freien Stadt 
nicht mehr zutreffen. Polen hat nach den Verträ⸗ 
gen und Abſprachen die Verpflichtung, zunächſt den 
Danziger Hafen auszunutzen und erſt bei voller 
Ausnutzung dieſes Hafens den Aeberſchuß ſeines 
Warenverkehrs über andere Häfen zu leiten. 
Wir geben uns daher der Erwartung hin, und ver⸗ 
langen von der Regierung, daß ſie dieſe Verpflich⸗ 
tung Polen rechtzeitig und wiederholt ins Ge⸗ 
dächtnis zurückruft. Auch die Beſtrebungen Stet⸗ 
tins, die Holzausfuhr aus Polen und die Erzein⸗ 
fuhr nach Polen durch Erlangung günſtiger Ta⸗ 
rife an ſich zu ziehen, werden vorbeugend im Auge 
zu behalten ſein. Auch in der Anſtellungs⸗ und 
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polniſchen Eiſenbahndienſt iſt ein eindringlicher 
Appell an Polen auf verſtändnisvolle Einſicht in 
dieſen Lebensnotwendigkeiten Danzigs erfor⸗ 
derlich. 

Für die Beſeitigung der im Verkehr zwiſchen 
Danzig und Polen beſtehenden gebrochenen Tarife 
bitten wir die Regierung ſchleunigſt und mit allem 
Nachdruck einzutreten, damit der Fortfall des 
Frachturkundenſtempels und der Beförderungs⸗ 
ſteuer baldigſt in die Tat umgeſetzt wird. An die 
polniſche Regierung muß nochmals dringlichſt 
herangetreten werden, den Verkehr durch Vermeh⸗ 
rung der viſumfreien Züge zu erleichtern. Danzig, 
eine Stadt von ſolcher eminent wirtſchaftlichen 
Bedeutung, muß ohne Behinderung auf dem Rei⸗ 
ſeweg erreicht werden können. Auch ich, m. D. u. 
H., muß offen geſtehen, daß namentlich in Bezug 
auf Polen in dieſen Dingen doch herzlich wenig er⸗ 
reicht worden iſt, weshalb wir auch in dem Ver⸗ 
halten und in dem Verhältnis zu Polen nicht ſo 
voller Vertrauen und voller Zuverſicht ſind, wie 
andere Parteien. Die Richtigkeit dieſer Einſtel⸗ 
lung haben auch die letzten Jahre zur Genüge be⸗ 
wieſen. Andererſeits hat ſich aber auch in weiten 
Kreiſen der Oeffentlichkeit Danzigs die Aeberzeu⸗ 
gung vertieft, daß eine Außenpolitik ſtarrer Ver⸗ 
neinung einer vertrauensvollen Mitarbeit Dan⸗ 
zigs mit Polen und eine bewußte Herausarbeitung 
des Gegenſätzlichen keinerlei Fortſchritte und ſchöp⸗ 
feriſche Löſungen zu bieten hat. Polen und Dan⸗ 
zig bilden nun einmal einen wirtſchaftlichen 
Zweckbund, und die ſchwere Kriſe, die zur Zeit 
faſt auf der ganzen Weltwirtſchaft, beſonders aber 
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auf Danzig und Polen wegen des Zollkrieges mit 
Deutſchland laſtet, lehrt beide Teile, in verſöhn⸗ 
lichem Geiſt zu handeln. Für die Danziger Zen⸗ 
trumspartei kann unter Beachtung dieſer Grund⸗ 
ſätze eine ſachliche Aenderung ihrer außenpoliti⸗ 
ſchen Einſtellung weder in der früheren noch in 
der jetzigen Regierung in Frage kommen. 

In dieſem Zuſammenhange intereſſiert aufs 
neue die Weſterplatten⸗Frage. Was gedenkt die 
Regierung in dieſer Beziehung zu tun? Wir er⸗ 
warten, daß dieſe Angelegenheit nicht etwa zu den 
Akten gelegt wird. 


M. D. u. H.! In den früheren Etatsreden der 
Regierung war immer von der Verwaltungsre⸗ 
form die Rede. Wir haben leider in den Erklä⸗ 
rungen der Herren Regierungsvertreter Angaben 
über die ſo oft geforderte und angekündigte Ver⸗ 
waltungsreform vermißt. Wir geben ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zu, daß ſich ja manches in den letzten Jah⸗ 
ren geändert hat, aber das genügt noch nicht. An 
eine gründliche Verwaltungsreform muß einmal 
herangegangen werden. Das hat mit dem Beam⸗ 
tenabbau als ſolchen garnichts zu tun. Wir er⸗ 
blicken in der Verwaltungsreform nicht einen ein⸗ 
fachen ſchematiſchen Abbau von Staatsaufgaben 
oder Beamten; wir verlangen aber einen ratio⸗ 
nellen, mehr auf kaufmänniſcher Baſis aufgebau⸗ 
ten Verwaltungsapparat, der frei von jeglichem 
überflüſſigen Ballaſt und ohne ſchablonenhafte In⸗ 
ſtanzen poſitive Arbeit für das Volksganze leiſtet. 


Es muß hier einmal mit ſcharfem Beſen auf⸗ 
geräumt werden, Die Leiter der einzelnen Ver⸗ 
waltungsbehörden müſſen angehalten werden, für 
die klarſte und einfachſte Geſchäftshabung ihrer 
Dienſtſtellen zu ſorgen. Schaffen wir dieſen un⸗ 
möglichen, teilweiſe veralteten Verwaltungsballaſt 
einzelner Aemter beiſeite oder verkleinern wir ihn 
zunächſt, ſo wird dieſe Erſparnis nicht nur der 
Wirtſchaft, ſondern mit der Wirtſchaft dem Ein⸗ 
zelnen und damit dem Staatsganzen zugute kom⸗ 
men. Schuld an dieſem Mangel, an, ich möchte 
jagen, Verwaltungskonzentration, hat auch der 
Volkstag mit ſeiner nie raſtenden Geſetzesmaſchine. 
Wir müſſen uns Maß in der Vorlage von Geſetzen 
auferlegen, zu deren Ausübung doch nur wieder 
Aemter oder wenigſtens Beamte notwendig ſind. 
Es iſt unmöglich, jeden Gedanken immer gleich in 
eine Geſetzesform zu kleiden. Bei dieſer Verwal⸗ 
tungsreform muß aber auch jeder Beamte am rich⸗ 
tigen Platz, auf richtigem Poſten ſtehen, um mit 
ſeiner ganzen Kraft auch wirklich dem Staate die⸗ 
nen zu können. Ich glaube, daß auch da noch viel 
geſündigt wird. Die Perſonalpolitik der Regie⸗ 
rung für die Beamten und Staatsangeſtellten wird 
da eingreifen müſſen. In letzter Zeit ſollen wie⸗ 
der ein Regierungsrat und ein Oberinſpektor aus 
dem deutſchen Reichsdienſt nach Danzig übernom⸗ 
men worden ſein. Wir fragen die Regierung, ob 
dies zutrifft. Wir müſſen erklären, daß wir ſolche 
Maßnahmen nicht verſtehen und nicht billigen, 
wo wir einerſeits abbauen wollen, zum weiteren 
aber auch ausreichend Akademiker und Beamte 
im Staatsdienſt zur Verfügung haben, von denen 
doch wohl der eine oder der andere die Stellung 
dieſer Herren hätte ausfüllen können. 
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Wir haben ferner in den letzten Monaten mit 
Schrecken geſehen, welche ungeheuren Summen 
durch gewiſſenloſe Beamte unterſchlagen worden 
ſind. Schon um das Anſehen des Beamtentums 
nicht zu ſchädigen, muß da energiſch durchgegriffen 
werden. Wenn man bedenkt, daß mehr als eine 
Viertelmillion Gulden allein bei der Oberzoll⸗ 
kaſſe unterſchlagen worden ſind, ſo wird man ſich 
auch ſagen müſſen, daß da etwas nicht in Ordnung 
iſt. Die Schuldigen und auch die verantwortli⸗ 
chen Kontrollbeamten müſſen ſcharf zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen werden. Was nützen denn ſchließlich 
alle Maßnahmen und alle Sparſamkeit, wenn al⸗ 
lein an einer Stelle durch zwei bis drei Beamte 
ein Betrag von mehr als 250 000 Gulden unter⸗ 
ſchlagen wird! Wir verlangen hierin von der 
Regierung ſchärfſtes Einſchreiten. Wir müſſen 
auch unbedingt erfahren, wie hoch ſich die unter⸗ 
ſchlagenen Beträge belaufen, um die der Staats⸗ 
ſäckel und damit die Allgemeinheit betrogen wor⸗ 
den iſt und wieviel durch Beſchlagnahme uſw. 
ſichergeſtellt worden iſt. Man munkelt auch jetzt 
noch, daß der Betrag eine halbe Million Gulden 


erreichen wird, daß die Anterſuchungen noch nicht 


abgeſchloſſen ſeien und noch weitere Verhaftungen 
bevorſtänden. M. D. u. H., ſo kann eine wirt⸗ 
ſchaftliche Sanierung überhaupt nicht erfolgen, 
wenn Gelegenheit geboten wird, den Staat in 
aller Gemütsruhe um Tauſende und Tauſende zu 
prellen. Wenn wir durch die Verwaltungsreform 
von der poſitiven Seite her zu Staatserſparniſſen 
kommen, müſſen wir dies negativ auch dadurch 
unterſtützen, daß nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
dem Vorkommen ähnlicher Verfehlungen vorge⸗ 
beugt wird. 

Nun noch etwas zur Frage der Beamtenbe⸗ 
ſoldungsreform. Wir halten feſt an einer aus⸗ 
kömmlich beſoldeten Berufsbeamtenſchaft, da nur 
ſie unbeſtechlich ihren wichtigen Funktionen als 
Hüter in der Staatsgewalt nachkommen kann. Da⸗ 
bei gehen wir aber von der Erwartung aus, daß 
auch die Beamtenſchaft nicht von der finanziellen 
Lage des Staates und der Wirtſchaft die Augen 
verſchließt. Auch die Beamten werden letzten En⸗ 
des nicht vergeſſen, daß Danzig doch nur ein klei⸗ 
ner Staat iſt, der im Gegenſatz zu Deutſchland 
wirtſchaftlich äußerſt beengt und beſchränkt iſt 
daß ſeine Wirtſchaft, Handel und Gewerbe zu dem 
noch mit einem ihm ſonſt weſensfremden Staat 
verkoppelt ſind. Wir können mit Genugtuung feſt⸗ 
ſtellen, daß der einſichtige und weiterdenkende Teil 
unſerer Beamtenſchaft dieſe Tatſache und dieſe un⸗ 
ſere Sorge auch verſteht. (Herr Weiß gehört nicht 
dazu! bei den Kommuniſten.) Auch mein Kollege 
Weiß gehört zu dieſen Beamten! Wir hegen die 
Hoffnung, daß bezüglich der in Angriff genomme⸗ 
nen Beſoldungsreform ein Weg gefunden wird, den 
auch die Beamtenſchaft, wenn auch mit Opfern, 
zu gehen bereit iſt. Die Verhandlungen in dieſer 
Frage zwiſchen Senat, Parlament und Vertretung 
der Beamtenſchaft werden zwar ſchwierig ſein. 
Hoffen wir, und wir appellieren an das Zuſam⸗ 
mengehörigkeitsgefühl von Staat und Beamten⸗ 
ſchaft, daß ſich ein Weg findet, der zu einer Eini⸗ 
gung führt. In dieſem Zuſammenhang darf ich 
nochmals auf die von dem Redner der Zentrums: 


fraktion bei der Beratung des Geſetzes zur Reg⸗ 
lung des Notopfers gemachten Ausführungen ver⸗ 
weiſen, deren Standpunkt meine Fraktion auch 
heute noch einnimmt. M. D. u. H., eine gute 
Außenpolitik und eine geſunde innere Staatspo⸗ 
litik iſt die Vorausſetzung für das Gedeihen der 
wirtſchaftlichen Kräfte unſeres Volkes. Staat und 
Wirtſchaft und Wirtſchaft und Staat ſind eng 
aneinander gekoppelt, ſie ſind nicht von einander 
zu trennen, eines iſt auf das andere angewieſen. 
Es gibt aber leider Wirtſchaftler, die mit einer 
gewiſſen Verachtung auf die Politik ſchauen, faſt 
als glauben ſie, die Politik ſei die Magd der Wirt⸗ 
ſchaft. (Sehr richtig! beim Zentrum.) Das iſt 
eine grundverkehrte Einſtellung der Wirtſchaft; 
denn auch die Männer der Wirtſchaft müſſen ſich 
jagen, daß die Staatsintereſſen über die privat⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſen gehen, (Sehr gut!) Ge⸗ 
wiß wollen wir die Bedeutung der Wirtſchaft für 
den Staat nicht verkennen, aber ebenſo wenig dür⸗ 
fen die Männer der Wirtſchaft die Bedeutung 
eines ſtarken Staates und einer ſtarken ſelbſtän⸗ 
digen Regierung überſehen. Ein gegenſeitiges 
Anerkennen und Hand⸗in⸗Hand⸗arbeiten iſt nötig. 

Hierbei möchte ich gleich auf einen Amſtand 
hinweiſen, der mir für die Geſundung der Staats⸗ 
finanzen und der Wirtſchaft am praktiſchſten und 
geeigneſten erſcheint, nämlich die Heranziehung 
der Handelskammer bei der Ausarbeitung von 
wirtſchaftlich bedeutſamen Geſetzentwürfen. Bei 
der Abänderung bezw. Neuſchaffung von Geſetzen, 
die für das Danziger Wirtſchaftsleben von ein⸗ 
ſchneidender Bedeutung ſind, wird aus allen dieſen 
Gründen notwendig ſein, die zuſtändigen beruf⸗ 
lichen Vertretungen mehr als bisher und rechtzei⸗ 
tig zur gutachtlichen Aeußerung heranzuziehen. 

Zur Wirtſchaftslage möchte ich noch kurz auf 
die vom Herrn Senatspräſidenten als Symptom 
der Beſſerung der Danziger Wirtſchaftslage ange⸗ 
führten Konkurszahlen eingehen. Zwar ſind die⸗ 
ſe Zahlen ſeit dem Hauptkriſenjahr der Danziger 
Wirtſchaft 1925 erheblich zurückgegangen, doch darf 
nicht vergeſſen werden, daß ſeit April 1926 das 
Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes in Kraft iſt. Bei einem Vergleichsver⸗ 
fahren wird zwar der Konkurs abgewendet, aber 
trotzdem erleidet der Gläubiger große Verluſte. 
Rechnet man die Zahl der Vergleichsfälle den ei: 
gentlichen Konkursfällen zu, ſo erkennt man, daß 
die Jahre 1926 mit 111 Fällen und 1927 mit 54 
Fällen doch als Jahre ſchwerſter Wirtſchaftsde⸗ 
preſſion anzuſehen ſind. In derſelben Richtung 
wirkte ſich auch die Konkurrenzbelaſtung des Klein⸗ 
handels aus, die daraus entſtanden iſt, daß die 
Tabakwaren⸗Kleinhändler durch Einführung des 
Tabakmonopols ſich zwangsweiſe anderen Zwei⸗ 
gen des Kleinhandels, meiſt dem Lebensmittel- 
kleinhandel, zugewandt haben und dadurch dem 
ohnehin ſchon überhetzten Detail⸗handel weiter die 
kargen Verdienſte ſchmälern. In meinen Ausfüh⸗ 
rungen zur Sozialpolitik werde ich noch auf dieſe 
Mittelſtandskriſe zurückkommen. 

M. D. u. H.! Den Ausführungen des Herrn 
Finanzſenators konnten wir jüngſt entnehmen, daß 
es trotz vieler Schwierigkeiten bisher gelungen 
war, dauernd das Gleichgewicht im Staatshaus⸗ 
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halt und ebenſo auch in den ſtaatlichen Rechnun⸗ 
gen zu erhalten, daß es aber bei den einzelnen 
Gemeinden und Gemeindeverbänden weſentlich 
anders liege. Nicht unbekannt war es, daß auch 
dort wie hier die kommunale Finanzlage immer 
angeſpannter geworden iſt. Begreiflich finden 
wir auch die Erklärung, daß die Gemeinden mit 
ganz wenigen Ausnahmen nicht mehr in der Lage 
waren, den an ſie auf kulturellem und ſozialem Ge⸗ 
biet herantretenden Anforderungen voll nachzu⸗ 
kommen. Leider haben wir dann aber vermißt, 
zu hören, zu welchen Sparſamkeitsmaßnahmen die 
Gemeinden und die Gemeindeverbände angehal⸗ 
ten und welche Anterſtützungsummen und für 
welche Zwecke ſie ihnen gegeben wurden. 

Als ganz beſonders kataſtrophal hat uns der 
Herr Finanzſenator Dr. Volkmann die Lage der 
Stadtgemeinde Danzig geſchildert. Uns will ſchei⸗ 
nen, daß dieſes aus mancherlei Erwägungen her⸗ 
aus nicht beſonders klug und glücklich geweſen iſt. 
Wir zweifeln natürlich nicht, daß die uns von 
Herrn Dr. Volkmann gemachten Ausführungen 
über die finanzielle Lage der Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig zutreffen, aber man ſoll ſich, nachdem man die 
Sache ſozuſagen jahrelang mitgemacht hat, nicht 
hierher ſtellen und plötzlich alles in Grund und 
Boden verdammen. (Sehr richtig!) Schließlich hat 
die Angelegenheit auch ihre guten Seiten. Un⸗ 
ſeres Erachtens iſt die Scholz'ſche Bodenpolitik, die 
die Stadtgemeinde Danzig getrieben hat, durchaus 
geſund und entſpricht unſerem Programm. Ge⸗ 
wiß muß es in Zukunft anders werden, aber wir 
wundern uns doch ſehr, daß der Herr Finanzſena⸗ 
tor, der zugleich Stadtkämmerer iſt, es ſo weit 
hat kommen laſſen. Weiterhin hat die damalige 
Rede des Herrn Finanzſenators jedem wohl nun 
auch die enge finanzielle Verkoppelung der Stadt⸗ 
gemeinde mit dem Staate Danzig vor Augen ge⸗ 
führt. Tatſächlich ſcheint hier mehr oder minder 
alles durcheinander und ineinander zu fließen. 

Wir werden meiner Meinung nach uns bald 
und gründlich überlegen müſſen, ob dieſe Verkop⸗ 
pelung zwiſchen Staat und Stadt weiter ſo be⸗ 
ſtehen kann. Eine ſcharfe Trennung der ſtaatli⸗ 
chen und ſtädtiſchen Finanzangelegenheiten dürfte 
nach allem des Geſchehenen durchaus notwendig 
ſein. Tatſache iſt doch nun einmal, daß die Stadt 
beim Staat dieſe ungeheuren Schulden hat, die 
nicht gedeckt werden können. Wir müſſen hierbei 
im Intereſſe einer geordneten Verwaltung und 
für die anderen Gemeinden des Freiſtaats den 
Vorwurf erheben, daß es geradezu unerhört iſt, 
wie mit den Staatsgeldern zum Nutzen der Stadt 
umgegangen wird. Die anderen Gemeinden ha⸗ 


ben jedenfalls nicht ſo billige und günſtige Geld⸗ 


geber gehabt. Die Gerechtigkeit gegenüber der 
Allgemeinheit erheiſcht es, dieſes hier deutlich zu 
erklären, wiewohl ich ſelbſt Danziger Bürger bin. 
Die Schuld der Stadt muß beim Staat entweder 
zurückgezahlt oder in eine ordnungsmäßige Schuld 
umgewandelt werden. Weitere Ausführungen 
über dieſes Kapitel Stadt Danzig erſpare ich mir, 
da ſie in die Stadtbürgerſchaft gehören. 

‚Mit dem Herrn Finanzſenator ſtimmen wir 
darin überein, daß für das Gleichgewicht im 
Staatshaushalt viel vom kommenden neuen Zoll⸗ 
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verteilungsſchlüſſel abhängen wird. Wir hoffen, 
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daß die Verhandlungen rechtzeitig in einem für 


Danzig günſtigen Sinne verlaufen werden. Im 
übrigen dürfte anzunehmen ſein, daß die Zoller⸗ 
träge zukünftig mehr abwerfen werden. Die Ein⸗ 
nahmen haben ja bisher eine aufſteigende Kurve 
gezeigt. Nach der nunmehr eingetretenen Valo⸗ 
riſierung der Zölle müſſen dieſe unbedingt höher 
werden, wenn man auch mit einem gewiſſen Rück⸗ 
gang der Wareneinfuhr, wenigſtens in der erſten 
Zeit wird rechnen müſſen. 


Einer der wichtigſten Punkte in dem geſam⸗ 
ten Regierungskomplex, der ſich auch bei der Auf⸗ 
ſtellung der Etats infolge ſeiner überragenden Be⸗ 
deutung in den Vordergrund ſchiebt, iſt das Steu⸗ 
erproblem. Unjere grundſätzliche Einſtellung hier⸗ 
zu iſt ja ſtets die geweſen, bei Maßnahmen zur 
Senkung des Steuerdrucks vorſichtig abzuwägen, 
inwieweit dadurch den wirtſchaftlichen Kreiſen, an 
deren Erhaltung die Allgemeinheit lebenswichtige 
Intereſſen hat, geholfen wird. Andererſeits braucht 
aber keine Rückſicht auf ſolche lebensunwichtigen 
Unternehmungen genommen zu werden, die ſich 
doch zum Schaden der Geſamtwirtſchaft nur dahin⸗ 
ſchleppen. Dieſes muß auch beſonders bei der 
Eintreibung der Steuern beachtet werden; denn 
m. D. u. H., es muß etwas geſchehen bezüglich der 
Steuereingänge und gerechten Eintreibung der⸗ 
ſelben. Gegen den wirklichen Säumigen und 
Drückeberger muß energiſch vorgegangen werden. 
Ganz offen muß ausgeſprochen werden, daß eine 
große Zahl überhaupt keine Steuern zahlt, wobei 
ſie meiſt geſchickt die wirtſchaftliche Notlage des 


ſes iſt eine kraſſe Ungerechtigkeit gegenüber allen 
denen, welche ſich bemühen, ihre Steuern gewiſſen⸗ 
haft und pünktlich zu zahlen, untragbar, das ſage 
ich als Mitglied der Wirtſchaft, gegenüber den 
Gehalts⸗ und Lohnempfängern, die prompt ihre 
Steuern bezahlen müſſen. Andererſeits muß aber 
auch gegebenenfalls Mildewaltung bei der Steu⸗ 
ereinziehung in dieſen ſchwierigen Zeiten herr⸗ 
ſchen. Es kann ferner verlangt werden, daß die 
Steuerbeamten ſich etwas mehr als bisher auf 
den wirtſchaftlichen Einzelfall einſtellen. M. D. 
u. H.! Ich erkenne durchaus die Zuläſſigkeit an, 
daß die Steuerbehörde z. B. die ihr vorgelegten 
Bilanzen und Steuereinſchätzungen ſorgfältig und 
gewiſſenhaft prüft, ſachgemäße Beanſtandungen 
macht und um weitere Aufklärungen zu einzelnen 
Poſten und Poſitionen erſucht. Es geht aber nicht 
an und muß als äußerſt frivol bezeichnet werden, 
wenn in einem mir bekannt gewordenen Fall, der 
ſich kürzlich ereignete, der Steuerbeamte dem Zen⸗ 
ſiten erklärte, daß die Steuerbehörde die Bilanzen 
von vornherein zu beanſtanden und als falſch an⸗ 
zuſehen pflegt. (Unerhört! beim Zentrum.) M. D. 
u. H.! Dieſes Verhalten muß als unerhört bezeich⸗ 
net werden. Wir erwarten von der Staatsregie⸗ 
rung, daß ſie da Abhilfe ſchaffen wird und den zu⸗ 
ſtändigen Beamten Handhaben für die richtige 
Einſtellung zu dieſem ſo überaus wichtigen und 
heiklen Problem, wie es die ſteuerliche Einſchätzung 
darſtellt, gibt. Auf Einzelheiten bezüglich der 


Steuerarten hier einzugehen, muß ich mir verſagen 
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M. D. u. H.! Wir bitten die Regierung, ihr 
Augenmerk auch auf die Not der Landwirſchaft 
zu richten. Sie, als bodenſtändiges Stück unſeres 
Staates, hat ein ganz beſonderes Anrecht auf 
Schutz zur Gewährung von genügenden und billi⸗ 
gen Krediten. Das gleiche wie für die Landwirt⸗ 
ſchaft gilt auch für den Mittelſtand. Der Mittel⸗ 
ſtan wird wohl den größten Teil deſſen, was er be⸗ 
nötigt, durch Selbſthilfen und eigene Tüchtigkeit 
ſich erringen müſſen. Reicht die eigene Kraft nicht 
aus, ſo muß auch für dieſe Schicht die Staatshilfe 
einſetzen. 

Wir werden bereits in nächſter Zeit der Re⸗ 
gierung und dem Volkstag entſprechende Vorſchlä⸗ 
de unterbreiten und ſind auch bereit, alle ſonſti⸗ 
gen Vorſchläge zu prüfen, die verhindern, daß un⸗ 
ſer Danziger Mittelſtand immer tiefer ſinkt. Wir 
fordern aber auch von der Regierung, daß auch 
ſie jetzt und ſpäterhin alle Möglichkeiten prüft, wie 
für Mittelſtand und Landwirtſchaft die drückenſten 
Reallaſten erleichtert werden können. Die Erhal⸗ 
tung einer möglichſt großen Anzahl leiſtungsfä⸗ 
higer Eigenbetriebe in Handwerk, Handel und 
Gewerbe halten wir für eine volkswirtſchaftliche, 
ſoziale und ſtaatspolitiſche Notwendigkeit. Im 
Rahmen unſerer allgemeinen dauernden Beſtre⸗ 
bungen nach einer gerechten Verteilung und Sen⸗ 
kung der öffentlichen Abgaben werden wir auf eine 
Entlaſtung der wirtſchaftlich Schwachen in allen 
Ständen drängen. 

M. D. u. H.! Als eine z. Z. beſonders wichti⸗ 
ge wirtſchaftspolitiſche Aufgabe erachtet die Zen⸗ 
trumspartei die baldmöglichſte Beſeitigung der 
Wohnungsnot, um danach die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft aufheben zu können. (Sehr richtig! 
beim Zentrum.) Durch allmähliche Angleichung 
der Mieten an die Preisſteigerung der ſonſtigen 
Lebensbedürfniſſe muß die Beteiligung des Pri⸗ 
vatkapitals am Wohnungsbau möglich gemacht 
werden. Dadurch würde der Wohnungsbau be⸗ 
ſchleunigt werden und andererſeits Staatsmittel, 
die bisher auf lange Zeit in den Bauten unpro⸗ 
duktiv feſtgelegt wurden, zukünftig produktiven 
Zwecken zugeführt werden können. Wir können 
und wollen dieſes Ziel aber nur verwirklichen, 
wenn gleichzeitig jeder Mietwucher bekämpft wird. 
Wir vertreten grundſätzlich den Standpunkt, die 
Wohnungszwangswirtſchaft nur ſolange aufrecht 
zu erhalten, bis wir einen Ausgleich von Ange⸗ 
bot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt ha⸗ 
ben. Ich habe damit bereits das Gebiet der So⸗ 
zialpolitik betreten. Wenn die Forderung meiner 
politiſchen Freunde, daß der Geiſt des Chriſten⸗ 
tums das öffentliche Leben durchdringen müſſe, 
auch für die Politik Geltung hat, dann iſt das 
erſt recht auf dem Gebiet der Sozialpolitik der 
Fall. Allgemein hat die Sozialpolitik die Auf⸗ 
gabe, die im freien Wirtſchaftsleben ſich ergeben⸗ 
den Härten durch Maßnahmen zu Gunſten der Be⸗ 
troffenen auszugleichen. Wir haben immer den 
Standpunkt vertreten, daß die kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsordnung ohne eine durchgreifende Sozial⸗ 
politik unhaltbar iſt. Wir verlangen, daß die 
ſozialpolitiſche Geſetzgebung darauf abzielt, daß die 
eigentumsloſen Menſchen ſich durch die Rechts⸗ und 
Schutzbeſtimmungen der Sozialpolitik als ein 
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Glied des Volkes, als vollwertige Bürger der 
Freien Stadt fühlen. Dann wird die Sozialpoli⸗ 
tik zu ihrem Teil an der Verwirklichung der ſo⸗ 
zialen Volksordnung mitwirken, die in freier Ent⸗ 
wicklung nie zu erreichen iſt, ſo ſehr gerade die 
Zentrumspartei von der Geſetzgebung etc. allein 
nicht die ideale Ordnung der menſchlichen Geſell⸗ 
ſchaft erwartet. Die Sozialpolitik iſt ja auch kei⸗ 
neswegs unproduktiv; denn Maßnahmen, die den 
Produktionsfaktor „Arbeitskraft“ in ſeiner Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit erhalten und ſtärken, dienen auch 
dadurch direkt der Produktion. Leitgedanke der So⸗ 
zialpolitik iſt die Anerkennung der Perſönlichkeit 
des Arbeitnehmers. Er darf von der Geſetzgebung 
nicht mehr als Schutz- und Hilfsbedürftiger, ſon⸗ 
dern muß als Nechtsperſönlichkeit behandelt wer⸗ 
den. In dieſem Sinne wünſchen wir daher auch 
die geeigneſten Schutzmaßnahmen für die altge⸗ 
wordenen Angeſtellten und Arbeiter, denen nach 
Jahren langer Arbeit keine Penſion winkt. Auch 
dieſe haben letzten Endes, wenn auch nicht in einer 
Staatsſtellung, für die Wirtſchaft und für das 
Volksganze gearbeitet. 

M. D. u. H., die ſich durchſetzende Anerkennung 
der Perſönlichkeit des Arbeitnehmers hat auch 
eine Mitwirkung des Arbeitsnehmers bei der 
Regelung der Arbeitsbedingungen in einem viel 
ſtärkerem Maße als bis dahin zur Folge, ſo ſind 
wir denn auch zu dem kommenden Geſetz über 
Angeſtellten⸗ und Arbeiterausſchüſſe poſitiv ein⸗ 
geſtellt, wenn auch der vorliegende Geſetzentwurf 
verſchiedene Aenderungen und Milderungen nach 
der einen oder anderen Seite hin noch unterwor⸗ 
fen werden muß. Dem Geſetz über die Erwerbs⸗ 
loſenverſicherung, welches zum 1. Oktober d. Is. 
eingeführt werden muß, werden wir unſere Zu⸗ 
ſtimmung nicht verſagen, da es nicht länger an⸗ 
geht, daß der Staat allein die Summen für die 
Erwerbsloſen aufbringt. Was wir ſtets betont 
haben, wiederholen wir auch heute. Ein Zurück⸗ 
bleiben in ſozialpolitiſcher Beziehung hinter un⸗ 
ſerem Mutterlande wollen wir in Danzig keines⸗ 
wegs. Wir wollen Schritt halten mit dieſem. 
Wir werden von dieſem unſeren Grundſatz auch 
in Zukunft nicht abgehen, ſolange es die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe auch nur irgendwie ge⸗ 
ſtatten. Wir müſſen den Senat bitten, bei allen 
ihm untergeordneten Stellen ſtrengſtens dahin zu 
wirken und darauf zu halten, daß alle notwendi⸗ 
gen Feſtſtellungen und Unterſuchungen bei Unter- 
ſtützungsbedürftigen ſchnellſtens erledigt werden. 
Jede Fürſorge ſoll von bürokratiſcher Kleinlich⸗ 
keit frei ſein. Gerade hierüber wird noch vieler⸗ 
orts und vielfach Klage geführt. Der Erfolg und 
der Ausbau der Fürſorge hängt von den Perſön⸗ 
lichkeiten ab, die die Organiſation leiten, die den 
toten Buchſtaben des Geſetzes erſt Leben geben. 
Gerade bei dieſen Perſonen liegt es, in ſozialem 
Sinne Abhilfe zu ſchaffen. Wir fordern von allen 
Perſ nlichkeiten, die in die Fürſorge eintreten, 
die ſie leiten oder ausüben, ſoziale Einſtellung 
und ſoziale Ausbildung. 

Wir müſſen auch beſonderes Gewicht auf die 
Mitarbeit der Frau in der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrtspflege legen. Der Einfluß der Frau ſoll ſich 
auch in den leitenden Stellungen geltend machen. 
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Bei den Kommunalbehörden beſonders muß dar⸗ 
auf hingewirkt werden, daß bei den dortigen 
Wohlfahrtsämtern der weibliche Einfluß nicht 
bloß durch die Kreisfürſorgerin ausgeübt wird, 
ſondern daß in der Leitung neben den Männern 
auch Frauen tätig ſind. Dieſe Gelegenheit möchte 
ich benutzen, um nochmals unſere Wünſche in be⸗ 
zug auf die paritätiſche Beſetzung zum Ausdruck 
zu bringen. Wir werden es nicht länger dulden, 
daß dem katholiſchen Volksteil bei der Beſetzung 
von Stellen in den Fürſorgeorganiſationen ſyſte⸗ 
5 Schwierigkeiten gemacht werden. (Sehr 
gut! 

Wir ſprechen auch den Wunſch aus, daß die 
Bekämpfung der Volksſeuchen, die zur Zeit die 


größten Verheerungen anrichten, mit allen Mit⸗ 


teln gefördert wird und bitten deshalb den Se⸗ 
nat, die Geſetze, die in Preußen bezw. im Reiche 
zu dieſem Zwecke geſchaffen ſind, auch hier baldigſt 
vorlegen zu wollen. In der Schulfrage iſt unſer 
Standpunkt bekannt. Wer eine Entchriſtlichung 
der Schule fordert, wird bei uns auf Granit bei⸗ 
Ben. (Sehr gut! beim Zentrum. — Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) 

Das ſind, m. D. u. H., die Bemerkungen und 
Wünſche, auf die wir uns zum vorliegenden Etat 
zunächſt einmal beſchränken wollen. Im Haupt⸗ 
ausſchuß wird zu den einzelnen Etats und Titeln 
noch ſo manches zu ſagen ſein. Wenn der Herr 
Präſident des Senats in ſeinem Schlußwort am 
vergangenen Mittwoch im Namen der Regierung 
den Appell zur verſtändnisvollen und verſtändi⸗ 
gungsbereiten Mitarbeit an alle Parteien dieſes 
hohen Hauſes richtete, ſo habe ich im Namen 
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ten werden kann. Man verſucht, aus den Krei⸗ 
ſen, die bereits am Hungertuch nagen, noch das 
Letzte herauszuholen. Die Entwickelungsgeſchichte 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft iſt natürlich be⸗ 
grenzt. Durch den Krieg wurden der kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaft die elementarſten Vorbedin⸗ 
gungen für einen Aufſtieg genommen. Ich will 
nur an die Gedankengänge von Sombart erin⸗ 
nern, daß es innerhalb des Imperialismus keinen 
Aufſtieg mehr gäbe, ſondern daß alle Nutznießer 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft ernſthaft beſtrebt 
ſind, dies Syſtem ſolange wie möglich zu halten. 
Das können wir verſtehen, wir können aber nicht 
verſtehen, daß ſich prominente Vertreter der Ar⸗ 
beiterſchaft für dieſe Gedankengänge erwärmen 
und ſich zum Handlanger für die bapitaliſtiſchen 
Nutznießer hergeben. 

Was die Deutſchnationalen hier machen, iſt 
ein Theater. In Wirklichkeit ſind ſie froh und 
müſſen es ſein, daß die Sozialdemokraten ſie aus 
dem Dreck herausgeholt haben. Der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Redner betonte ja, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten ſeinerzeit ſaniert hatten und jetzt wieder 
ſanieren müſſen. Wenn die Sozialdemokraten 
die beſtimmten Geſetze zur Durchführung gebracht 
haben, werden ſie den Fußtritt erhalten. Es gibt 
Menſchen, die froh ſind, wenn ſie hin und wieder 
einen Fußtritt bekommen und ſich dabei wohl und 
glücklich fühlen. Wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß man mit den Mätzchen, Redensarten 
und den angeführten Argumenten nicht die Wirt⸗ 
ſchaft retten kann. Die Geſchichte mit ihrem Ent⸗ 
wicklungsgang wird weitergehen. Wie ich ſchon 
ſagte, halten das nicht bloß die Kommuniſten für 


meiner Fraktion zu erklären, daß wir dieſem Ruf gut, ſondern alle ehrlichen kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 


gern folgen werden. 
links.) a 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Paul Kreft. 


(Beifall im Zentrum und ſchaftler ſtehen auf demſelben Standpunkt. Natür⸗ 


lich können wir es verſtehen, daß man mit allen 
Mitteln verſucht, dieſes Wirtſchaftsſyſtem auf⸗ 
recht zu erhalten. Es iſt typiſch, daß der Finanz⸗ 


Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. ſenator zum Ausdruck brachte, daß das Erbe des 


H.! Als Einleitung will ich kein Zitat von Goethe 
oder Leſſing anführen, ſondern das wiedergeben, 
was die Danziger Arbeiterſchaft gegenüber dieſem 
hohen Hauſe dauernd zum Ausdruck bringt: „Es 
wird nirgends ſo viel geſchwindelt, wie in dem 
hohen Hauſe auf Neugarten.“ Alle Vorredner, 


die ſich bis jetzt zum Wort gemeldet haben, haben 


natürlich von dieſer wunderbaren Taktik ausrei⸗ 
chend Gebrauch gemacht. Mit recht vielen Wor⸗ 
ten und großem Redeſchwall wurde verſucht, viel 
zum Ausdruck zu bringen, in Wirklichkeit aber 
nichts zu ſagen. Wenn wir Kommuniſten zum 
bürgerlichen Etat Stellung nehmen, tun wir es 
nicht, wie die Redner von rechts bis zu den Sozi⸗ 
aldemokraten, um den Staat zu erhalten. Dabei 
will man, genau wie in der Vergangenheit, die 
Mittel dazu aus den Kreiſen der Arbeiterſchaft 
herausholen. Hinter dem Wort „Wirtſchaft“, 
as nicht nur in dieſem Parlament, ſondern in 
allen Parlamenten, in allen Zeitungen und Fach⸗ 
zeitſchriften gebraucht wird, muß doch etwas 
tecken. Dieſer Wirtſchaft ſoll es jetzt ſo koddrig 
gehen, daß ihre prominenteſten Vertreter es ſich 
angelegen ſein laſſen, zu dieſer Frage von dieſer 
ribüne Stellung zu nehmen, wie die Wirtſchaft 
mit gewiſſen Pfläſterchen noch lebensfähig erhal⸗ 


Krieges noch ſo ſchwer drückt, daß die Bevölkerung 
der Freien Stadt heute noch darunter zu leiden 
hat. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß dieſe 
Epoche es iſt, die Kriege in einer ganz kurzen 
Zeit gebären muß, und daß daher die Leiden, die 
heute die ſchaffende Bevölkerung zu ertragen hat, 
in Zukuft noch ſchwerer werden. 

Wir wiſſen ganz genau, daß der nächſte Krieg 
für die Arbeiterſchaft bedeutend mehr Laſten und 
mehr Schaden bringen wird. Wenn man natür⸗ 
lich auf dem kapitaliſtiſchen Standpunkt ſteht, 
und gerade die Sozialdemokraten ſind ja jetzt 
immer ſtaatsbejahend, ſie haben für den Marxis⸗ 
mus nichts mehr übrig und ſetzen alles dafür ein, 
um die Gunſt der notleidenden Bevölkerung zu 
mißbrauchen, um dieſem korrupten verfaulten 
Staat die Mittel zu gewähren, der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft Lebensmöͤglichkeiten zu geben. Das 
iſt ein Verbrechen, das ſo groß iſt, daß ſämtliches 
Waſſer auf der Welt nicht hinreichen wird, um 
dieſe Schuld von der Sozialdemokratie abzuwa⸗ 
ſchen. Wenn wir den Kampf gegen die Sozial⸗ 


demokratie führen, ſo tun wir es nicht, weil wir 
ihre Feinde find, ſondern weil wir willen, daß ſo⸗ 
lange die Sozialdemokratie dieſen Verrat an der 
Arbeiterſchaft begeht, dieſe Kreiſe ſich über die 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 
Intereſſen der Arbeiterſchaft hinwegſetzen werden. 

Nun der Völkerbund! Der Völkerbund iſt der 
Garant von Danzig. Es iſt ſehr ſchlimm, wenn 
ſich ein Staatsweſen auf eine organiſierte Räu⸗ 
berbande ſtützt. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Herr Abg. Kreft, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Der Völ⸗ 
kerbund iſt eine Geſellſchaft von gleichgeſinnten, 
kapitaliſtiſchen Großunternehmern, in Staats⸗ 
form gekleidet, geſchaffen zur Sicherſtellung ihres 
Profits, den ſie durch den Krieg errungen hat. 
Dieſes iſt der Garant von Danzig. Danzig iſt 
nicht geſchaffen, weil die Danziger ſchöne Augen 
haben oder ſonſtige wunderbaren Eigenſchaften, 
ſondern Danzig war ein beſtimmtes Pfand, das 
ſich eine Mächtegruppe geſchaffen hat, um zu ver⸗ 
ſuchen, dies auszuſpielen. Beſtimmte Mächte, in 
dieſem Fall England, rechneten damit, in abſeh⸗ 
barer Zeit den Kreuzzug gegen das ruſſiſche Pro: | 
letariat zu führen, und da brauchte man den 
Danziger Hafen, um über Danzig die Truppen⸗ 
transporte zu leiten. Das Weltproletariat hat 
in dieſer Hinſicht eine andere Stellung eingenom⸗ 
men, und die Imperialiſten haben es heute noch 
nicht gewagt, den Kreuzzug in die Tat umzu⸗ 
ſetzen. Sie werden es auch nicht wagen. Es wird 
das eintreten, was der Zentrumsmann hier ſagte, 
ſie werden nicht nur auf Granit beißen, ſondern 
mit allen Mitteln abgewehrt werden. Man hat 
alſo beſtimmte politiſche Intereſſen für Danzig. 
Der Völkerbund hat andere Sorgen, als ſich mit 
Danzig zu befaſſen. Er wird ſich auf Danzig be⸗ 
ſinnen, wenn er es braucht. Wie ſein Intereſſe 
für Danzig iſt, haben wir aus den Ausführungen 
der einzelnen Redner heute gehört. Wir wiſſen, 
daß ſich Polen in der Frage des Hafens, der für 
Danzig eine Lebensfrage iſt, nicht an die Ab⸗ 
machungen hält, ſondern einen eigenen Hafen in 
Gdingen baut, um Danzig zu zwingen, letzten 
Endes im polniſchen Reich aufzugehen. 

Wenn Polen dieſe Politik weiter treibt, wird 
eines Tages die Arbeiterklaſſe mit Unterjtügung: 
der polniſchen Arbeiter und mit Unterſtützung der 
ſowjetruſſiſchen Arbeiter den Kampf aufnehmen. 
Dann wird es möglich ſein, dieſe Frage zu löſen. 
Dann werden die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
kräftiger ſein, und Danzig wird letzten Endes doch 
im polniſchen Staat aufgehen müſſen. Dann 
werden wir das Schauſpiel erleben, daß alle die⸗ 
jenigen, die heute glauben, das Deutſchtum in 
Erbpacht zu haben, ſich mit dem Gedanken ganz 
wunderbar abfinden werden, weil heute ſchon alle 
in Danzig ſagen, ach hätten wir doch die wunder⸗ 
baren Arbeitsmethoden, unter denen das polniſche 
Proletariat zu leiden hat. Es iſt ja typiſch, daß 
gerade Herr Hoppenrath anführte, daß die Anter⸗ 
ſtützung für die Erwerbsloſen höher ſei, als der 
Lohn der Schichau⸗Arbeiter. Das iſt natürlich 
beſchämend für einen Menſchen, der auf dem 
Standpunkt ſteht, daß die Arbeiterſchaft auch an 
den Kulturerrungenſchaften teilhaben ſoll. Wenn 
ein Schichau⸗Arbeiter weniger verdient, als die 
Anterſtützung für die Erwerbsloſen beträgt, dann 
kann man nicht argumentieren, wie es Herr 


Hoppenrath tat, daß die Anterſtützung zu hoch iſt. 


Dienstag, den 24. April 1928. 


Sie wollen damit ſagen, daß die Löhne zu hoch (0) 


ſind und daß die Unterſtützung abgebaut werden 
muß. Das iſt natürlich Unfinn, aber Ihr Haupt⸗ 
prinzip iſt, dauernd Unfinn zu verzapfen, und es 
finden ſich noch Leute, die den Unſinn glauben. 


Ich will auf Danzig zurückkommen, und da 
muß ich bei den wunderbaren Geſetzen anfangen, 
die der Volkstag zu verabſchieden ſich anſchickt. Da 
will ich daran anknüpfen, was die Parteien jetzt 
der Arbeiterſchaft einzureden verſuchen, daß dieſe 
Geſetze große Errungenſchaften für die Arbeiter 
bedeuten. Ich will anfangen bei dem Arbeitneh⸗ 
merausſchußgeſetz. Die Vergangenheit hat gezeigt, 
daß man in Danzig gegenüber Deutſchland 1 
oder 2 Jahre zurück iſt. In dieſem Fall beſinnt 
man ſich in Danzig darauf, was in Deutſchland 
vor acht Jahren eingeführt worden iſt. Dies Ge⸗ 
ſetz will man jetzt auch hier zur Durchführung 
bringen. Ich habe heute die Auffaſſung, daß die 
Zeit reif iſt. Wenn Sie heute keine Regierungs⸗ 
koalition hätten, müßten die Deutſchnationalen 
doch das Geſetz einbringen, um die Rationaliſie⸗ 
rung zur Durchführung zu bringen, natürlich mit 
all den Verſchlechterungen wie in Deutſchland. 
Alſo dieſes Geſetz ſucht man jetzt einzuführen und 
man will den Arbeitnehmern beweiſen, daß es 
möglich ſein wird, ihnen mehr Einfluß in den Be⸗ 
trieben zu geben, man bringt auch noch andere 
Mätzchen in Anwendung. Lernen Sie doch aus 
den Ereigniſſen in Deutſchland, daß nichts davon 
eingetreten iſt. Am Anfang der Rationaliſierung 
haben die reformiſtiſchen Gewerkſchaftsführer, 
und die, die auf dem Boden der Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft ſtehen, der Arbeiterſchaft eingeflößt, wir 
müſſen rationaliſieren. Wenn wir rationaliſiert 
haben, wird für die Arbeiterſchaft auch etwas übrig 
bleiben. Dieſelben Gewerkſchaftsführer müſſen 
heute feſtſtellen: Die deutſche Induſtrie hat Rieſen⸗ 
verdienſte erzielt, aber der Arbeiter hat nichts 
erzielt, weil leider der Kapitaliſt noch nicht ſo 
viel Ehrlichkeit im Leibe hat und den Arbeitern 
noch nichts gegeben hat. M. H., mit dieſen Ge⸗ 
dankengängen wird es Ihnen vielleicht noch ge⸗ 
lingen, eine beſtimmte Zeit die Arbeiterſchaft 
zu narren. Aber letzten Endes wird die Arbei⸗ 
terſchaft Sie an Ihren Taten erkennen und ſich 
dementſprechend einſtellen. Das war das Arbeit⸗ 
nehmerausſchuß⸗Geſetz. 


Ein noch wunderbareres Geſetz iſt die Arbeits⸗ 
loſenverſicherung. Es iſt ganz ſchön, wenn man 
heute verſucht, dem Arbeiter zu erzählen, es ſei 
viel beſſer, wenn er einen Anſpruch auf Anter⸗ 
ſtützung habe und nicht betteln zu gehen brauche, 
wenn er erwerbslos iſt. Aus der Erklärung des 
Herrn Senators Dr. Volkmann kann man ohne 
weiteres feſtſtellen, daß der Senat ſchon die Er⸗ 
ſparnis berechnet hat. In einem halben Jahr be⸗ 
trägt fie 1,6 Millionen. Wie ſollen ji dann die 
Verbeſſerungen auswirken, die man gegenüber der 
Arbeiterſchaft anwenden will. Die Beträge ſollen 
aus den Knochen der Arbeiterſchaft herausgeholt 
werden. Die Herren Wirtſchaftler werden ihre 
Produkte nicht billiger verkaufen. Sie werden 
die Mehrbelaſtung auf die Warenpreiſe aufſchla⸗ 
gen und die Arbeiterſchaft wird doppelt belaſtet 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

ſein. Das Ergebnis iſt, daß der Staat im Jahre 
3 bis 4 Millionen ſpart und Mittel frei behält, 
um letzten Endes für ſeine Klaſſen⸗Genoſſen etwas 
mehr zu tun. Wenn man die Gedankengänge ver⸗ 
folgt, die heute Herr Abg. Brill zum Ausdruck 
brachte, daß ſogar eine Regierungskoalition ein 
Stück Klaſſenkampf ſei, ſo geht mir die Puſte aus 
und ich muß ſolche Gedankengänge als Gehirn⸗ 
verkleiſterung anſehen, die jeder Beſchreibung 
ſpottet. Wenn man dieſen Staat als Staat der 
Arbeiterſchaft anſieht und eine Koalition als ein 
Stück Klaſſenkampf, ſo hört die Gemütlichkeit auf. 
Sie ſollen ſich daran gewöhnen, meine Herren von 
links, wenn man Sie dementſprechend bewertet. 
Sie nehmen für ſich in Anſpruch, auf dem Boden 
des Marxismus zu ſtehen. Ich muß aber feſt⸗ 
ſtellen, daß das nicht der Fall iſt. Sie werden 
auch in Zukunft alles tun, um die Arbeiterſchaft 
an der Stange zu halten und ſie zu ködern. Durch 
die Auswirkungen des Krieges iſt eine Verſchlech⸗ 
terung der Geſamtlage der Arbeiterſchaft einge⸗ 
treten. Durch die Nachwirkungen ſind auch der 
Mittelſtand und die Kreiſe betroffen, die früher 
Nutznießer des Produktionsprozeſſes waren. Sie 
ſind von ihren eigenen Klaſſengenoſſen enteignet 
worden. Jetzt auf einmal kommen die Leute, die 
die kleinen Geſchäftsleute enteignet haben, ent⸗ 
decken ihr wunderbares Herz und ſagen, daß auch 
dem Mittelſtand geholfen werden müſſe. Ihm 
wird geholfen, indem man ihm 20 oder 25 Gulden 
im Monat gibt. Damit iſt die Sache abgetan. 
Jeder wird ſagen müſſen, daß dies ein Raub an 
der Bevölkerung geweſen iſt. Darum kümmert 
ſich kein Staatsanwalt oder Gericht. Das war 
ein kapitaliſtiſches Geſchäft und befand ſich ganz 
in Ordnung, weil das ganze kapitaliſtiſche Syſtem 
auf Lug, Trug und Schwindel aufgebaut iſt und 
alle Mittel benutzt, ſei es Kirche, Preſſe, Kino 
oder ſonſtiges Gift, das in die Arbeiterſchaft hin⸗ 
eingebracht wird. Soll es in Zukunft ſo bleiben? 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Etats⸗ 
beratungen bei dem Stand der heutigen Koali⸗ 
tionsregierung von dem Geſichtspunkt aus ge⸗ 
macht werden, wie die Wirtſchaft zu entlaſten ſei. 
Aus den Knochen der Arbeiterſchaft wurden bis⸗ 
her Mittel herausgeholt, um eine Atempauſe für 
die verfaulte Wirtſchaft zu gewinnen. Wir gön⸗ 
nen es Ihnen, weil wir wiſſen, daß Sie doch 
Schiffbruch leiden müſſen. a 
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Das Jahr 1927 war eine reiche Ernte für die 
deutſche Induſtrie. Heute kommen die Zerfalls⸗ 
erſcheinungen ganz kraß zum Ausdruck. Wenn all 
dieſe Maßnahmen auf Koſten der Arbeiterſchaft 
zur Durchführung kommen, werden wir noch 
ſchneller als in Deutſchland feſtſtellen müſſen, daß 
alles nichts genützt hat und daß vermitelſt dieſer 
Umſtände der Radikaliſierungsprozeß innerhalb 
der Arbeiterſchaft mit Rieſenſchritten vorwärts 
getrieben wird. Sie mögen über die Gedanken⸗ 
gänge denken, wie Sie wollen. Sie ſind ſtaats⸗ 
erhaltend und Nutznießer des Staates. Man kann 
daher nicht verlangen, daß Sie ſich ſelbſt abſägen 
ſollen oder, wie Herr Kloſſowſki ſagte, den Aſt ab⸗ 
ſägen, auf dem Sie ſitzen. Sie werden die ſtaats⸗ 
erhaltende Politik ſo verbrämen und verklauſu⸗ 
lieren, daß ſie letzten Endes der Arbeiterſchaft 
gegenüber draußen nicht ſo kraß zum Ausdruck 
kommt. Wir werden natürlich nicht ſtaatserhal⸗ 
tend wirken, ſondern unſere Aufgabe iſt es, weil 
dieſe Wirtſchaft verfault und nicht mehr lebens⸗ 
fähig iſt, mit allen Mitteln zu verſuchen, dieſen 
Prozeß ſo viel wie möglich zu beſchleunigen und 
mit allen Mitteln zu verſuchen, dieſer Wirtſchafts⸗ 
form das Genick zu brechen. Das iſt die edelſte 
Tat der Menſchheit, weil man nur damit eine 
zukünftige Verelendung beſeitigen kann. Wenn 
wir dies erreichen, haben wir eine Tat vollbracht, 
von der unſere Nachkommen jahrhundertelang 
ſprechen werden. Damit haben wir der Menſchheit 
den größten Dienſt erwieſen! (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Siebenfreund zur Geſchäftsordnung. 


Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): Ich 
1 den Antrag, die heutige Sitzung zu ver⸗ 
agen. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt ein Antrag 
auf Vertagung der Sitzung geſtellt. Ich bitte 
diejenigen, die für dieſen Antrag ſind, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen 
nachmittag 3½ Uhr mit der Tagesordnung abzu⸗ 
halten: Fortſetzung des heutigen Punktes 1 der 
Tagesordnung und im übrigen Reſt von heute. 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 


(©) 


(D) 


{A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 24. Sitzung. Mittwoch, den 25. April 1928. 


24. Sitzung. 


Mittwoch, den 25. April 1928. 


Seite 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Feſtſtel⸗ 

lung des Staatshaushaltsplans. Fortſetzung 

(Druckſache Nr. 132) 
Siebenfreund (D. Lib.) 
Heinemann (Nat. Lib.) 
Dr. Blavier (D. D. V.) 
Dr. Moczynſki (P.)) 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 428 D 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräfidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Senatoren Runge, Sawatzki, Dr. 
Schwartz, Dr. Strunk, Dr. Wiercinſki, Dr. Volk⸗ 
mann; Oberregierungsrat Dr. Hemmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 24. 
Vollſitzung und rufe den erſten Punkt der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans. — 
Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 132. 
Abg. Siebenfreund. 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.! Die beiden Reden der Regierungsvertreter, 
des Herrn Präſidenten des Senats und des Herrn 
Finanzſenators, zeichneten ſich durch eine beſon⸗ 
dere Kühle des Tons aus, die vielleicht der 
augenblicklichen Jahreszeit und dem ungünſtigen 


Das Wort hat der Herr 


Frühjahr entſpricht, die uns aber doch nicht be⸗ 


ſonders wohlgetan hat. Insbeſondere haben wir 
in dieſen Reden vermißt, daß die Verfaſſungs⸗ 
änderungen, die doch einen ſehr weſentlichen Teil 


im Wahlkampf eingenommen haben, überhaupt 


erwähnt waren. Wir legen beſonders Ge⸗ 
wicht darauf, daß die Vorlagen, die auf die Ver⸗ 
faſſungsänderung bezug haben, mit möglichſter 
Schnelligkeit dem Hauſe zugehen. 

Der Herr deutſchnationale Redner hat eine 
der merkwürdigſten Reden gehalten, die ich bisher 
in dieſem Haufe kennen gelernt habe, ſie war be⸗ 
onders dadurch charakteriſiert, daß ſie das geiltige 

üſtzeug für die Ausführungen im weſentlichen 
aus klaſſiſchen und nicht Hafjiichen Schriftſtellern 
entnahm, wobei die nicht klaſſiſchen aus der Dan⸗ 
ziger Preſſe einen beſonders großen Umfang ein⸗ 
men. (Abg. Hoppenrath: Der wenig klaſſiſchen 
reſſe!) Ja, der wenig klaſſiſchen Preſſe, das gilt 
aber auch für die „Danziger Allgemeine Zeitung“! 
5 ſei mir dazu noch ein Wort geſtattet. Es wer⸗ 
en jo gern, das iſt auch geſtern in den Ausführun⸗ 
gen des Herrn Abg. Dr. Hoppenrath geſchehen, die 
su erungen der Preſſe mit den Meinungen, 
nſchen und Plänen der Parteien identifiziert. 
te enge Verbundenheit zwiſchen Partei und 
elle, wie fie beiſpielsweiſe bei der Deutſchnati⸗ 
nalen Volkspartei und der „Allgemeinen Zei⸗ 
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tung“ beſteht, beſteht nun zwiſchen der Deutſch⸗ 


liberalen Partei und den liberalen Zeitungen 
nicht in dem Maße. Die liberalen Zeitungen be⸗ 
wahren ſich eine ſehr weitgehende Selbſtändigkeit 
ihres Urteils, und es iſt nicht immer richtig, die 
Meinungen, die von den Zeitungen geäußert ſind, 
ohne weiteres mit der Meinung der Partei zu 
identifizieren. Aber das eine kann ich zu den 
Ausführungen des Herrn Dr. Hoppenrath ſagen, 
in dem Ziel, das auch geſtern von ihm für die 
Außenpolitik der Freien Stadt aufgeſtellt 
worden iſt, ſind, glaube ich, alle deutſchen Parteien 
durchaus einig. Alle treten dafür ein und wer⸗ 
den das auch in Zukunft tun, daß die Rechte der 
Freien Stadt gewahrt bleiben, daß ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit unter allen Umſtänden aufrecht erhal⸗ 
ten bleibt, und daß die deutſche Kultur in ihr die 
Pflege erhält, die ſie traditionsgemäß und nach 
unſeren Wünſchen und Bedürfniſſen braucht. Wo⸗ 
rin wir uns von den Deutſchnationalen unter⸗ 
ſcheiden, kam geſtern ſehr deutlich zum Ausdruck, 
das ſind die Methoden, mit denen man ein ſolches 
Ziel verteidigt oder zu erreichen verſucht. Da hat 
Herr Hoppenrath von dem Scheitern der Verſöh⸗ 
nungspolitik geſprochen, ja er hat ſogar dieſes 
„Scheitern der Verſöhnungspolitik“, wie er ſagte, 
in ein humoriſtiſches Bild zu kleiden für gut be⸗ 
funden, in das Bild eines Leichenſchmauſes. (Abg. 
Dr. Hoppenrath: Nicht von mir!) 

M. D. u. H.! Die Zeit, in der die neue Regie⸗ 
rung am Ruder iſt, iſt jo kurz, daß es falſch wäre, 
wenn man ein abſchließendes Urteil über den Er⸗ 
folg oder Nichterfolg der Verſtändigungspolitik, 
wie ſie ſich dieſe Regierung zur Richtſchnur geſetzt 
hat, ſprechen wollte. Es iſt ſicher, daß greifbare 
Erfolge der Verſtändigungspolitik in dieſen drei 
Monaten nicht auf der Hand liegen. (Hört, hört! 
Alſo doch! rechts.) Alſo doch; denn die Fragen — 
Sie müſſen den Nebenſatz auch erſt hören — denn 
die Fragen, die im Gange ſind, ſind noch nicht ab⸗ 
geſchloſſen. Zum Abſchluß iſt nur die eine Frage 
betr. das Klagerecht der Eiſenbahner gekommen. 
Es iſt ein zweifelloſer Erfolg, daß dieſe Frage 
zugunſten der Eiſenbahner entſchieden iſt. Es iſt 
noch eine andere poſitive Tatſache anzuführen, und 
wir begrüßen dieſe Tatſache als ein Zeichen dafür, 
daß die Verſtändigungspolitik der jetzigen Regie⸗ 
rung nicht nutzlos und unſinnig iſt, nämlich, daß 
auf der nächſten Genfer Tagung kein Danzig⸗pol⸗ 
niſcher Streitfall verhandelt werden wird. M. D. 
u. H.! Die politiſche Lage zwiſchen Danzig und 
Polen wird nicht dadurch verbeſſert, daß man auf 
jeder Genfer Tagung über Streitigkeiten verhan⸗ 
delt. Wenn Tagungen vorkommen, auf denen ein 
ſolcher Streitfall nicht vorliegt, ſo iſt das zweifel⸗ 
los ſowohl angenehm für die beteiligten Parteien, 
als auch für den Völkerbundsrat ſelbſt, als auch 
für das deutſche Reich. 

M. D. u. H.! 
Deutſchland und Polen die deutſch⸗polniſchen Han⸗ 
delsvertrags⸗Verhandlungen im Gange ſind, daß 
das eine Verhandlung iſt, die ſich außerordentlich 


ſchwierig geſtaltet, und daß diejenigen ſicher auf 
dem Holzwege ſind, die da annehmen, daß der ſoge⸗ 
nannte kleine Handelsvertrag bald unter Dach 
ſein wird. Das wird noch ſehr lange dauern. Es 


Wir wiſſen alle, daß zwiſchen 
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wird aber für das Reich ſehr angenehm ſein, daß 
dieſe Verhandlungen zwiſchen Danzig und Polen 
nicht durch Streitfälle belaſtet werden, in denen 
ſich das Reich für die Danziger Belange einſetzen 
muß, wie es dies bis heute getan hat. Wir er⸗ 


kennen mit großer Dankbarkeit die Unterſtützung 


an, die uns das Reich bei ſolcher und anderer Ge⸗ 
legenheit hat zuteil werden laſſen. Wir ſind 
überzeugt, daß die Verſtändigungspolitik, wie ſie 
die jetzige Regierung wünſcht und betreibt, ihre 
Früchte tragen wird, und zwar zum Segen Dan⸗ 
zigs. Wir müſſen allerdings feſtſtellen, daß dieſe 
Verſtändigungspolitik nicht nur von deutſchnati⸗ 
onaler Seite beſtritten wird, ſondern daß ſich auch 
in Polen Stimmen hören laſſen, die alles andere 
als geeignet ſind, eine ſolche Luft der Verſtändi⸗ 
gung zu beſſern. Ja, man kann die Augen nicht 
davor verſchließen, daß manche Stimme direkt ſo 
klingt, als ob weite Kreiſe in Polen eine ſolche 
Verſtändigungspolitik mit Danzig nicht wünſchen. 
(Das haben wir ſchon lange gewußt! rechts.) Zu 
dieſem Zwiſchenruf möchte ich ſagen, wenn man 
fi) zur Verſtändigungspolitik mit Polen bekennt, 
und das tun wir, dann bedeutet das nicht, daß 
man die Augen davor verſchließt, daß auf der Ge⸗ 
genjeite Kräfte am Werk ſind, die einer ſolchen 
Verſtändigungspolitik entgegenarbeiten. (Abg. 
Beyer: Genau wie hier!) Genau wie in Danzig. 
Das iſt eine notwendige Feſtſtellung, um zu zeigen, 
wo die Hinderungen, Hemmungen und Wider⸗ 
ſtände ſtecken, die einer ſolchen Verſtändigungs⸗ 
politik den Weg verſperren. Aus dieſem Grunde 
führe ich auch ein paar Stimmen von Polen an, 
die durchaus ungeeignet ſind, der Verſtändigungs⸗ 
politik Boden zu bereiten. Der ehemalige pol⸗ 
niſche Generalkonſul von Königsberg Stofomifi, 
der ein Buch über die Probleme der polniſchen 
Außenpolitik geſchrieben hat, fordert darin die 
Abkehr von der Danzig gegenüber bisher betrie⸗ 
benen Politik, da ſonſt die ganze Wirkſamkeit Po⸗ 
lens an der Oſtſee zu nichts führe. Ein angeſe⸗ 
hener polniſcher Schriftſteller, Przybyſzewſki, 
ſtellt verſchiedene Forderungen auf, die auch alles 


andere ſind, als im Sinne einer Verſtändigungs⸗ 


politik geſprochen. Er ſagt als wirtſchaftliche For⸗ 
derung: „Ohne Danzig und dadurch ohne einen 
wirklich freien Zugang zum Meer muß Polen er⸗ 
ſticken.“ Ueber die kulturelle Lage ſagt er, daß 


das polniſche Element in Danzig zu ſtärken ſei, 


und daß es den Kampf beſtehen kann, um den ihm 
beſonders in Danzig unerhört feindlich geſinnten 
Deutſchen das Paroli zu bieten. 

M. D. u. H.! Dieſe letztere Bemerkung iſt ſo 
unwahr, wie nur möglich. Ich wünſchte, daß alle 
Deutſchen als Minderheit überall in der Welt den 
Schutz und die Fürſorge genießen, wie die polniſche 
Minderheit in Danzig. (Sehr richtig!) Wenn 
ſolche nationaliſtiſchen Aeußerungen die Entwick⸗ 
lung zur Verſtändigung hemmen, ſo werden wir 
trotzdem an unſerm Programm feſthalten. Wir 
richten allerdings an Polen die beſondere Auf⸗ 
forderung, daß es umſomehr in ſeinen amtlichen 
Stellen verpflichtet iſt, zu beweiſen, daß ſolche 
Stimmen vereinzelte Stimmen ſind und daß das 
amtliche Polen derartige Wünſche, Meinungen 
und Anſichten mißbilligt. Der Wille zur Zuſam⸗ 
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menarbeit muß auf dem Boden der Anerkennung 
der beiderſeitigen Rechte wirkſam werden; denn 
nur ſo kommt man vorwärts. 

Wir bedauern es außerordentlich, daß die 
Verhandlungen zwiſchen Danzig und Polen we⸗ 
gen der gebrochenen Tarife noch nicht zum Ab⸗ 
ſchluß gekommen ſind und wünſchen, daß dieſe Ver⸗ 
handlungen recht bald ans erſehnte Ziel führen. 
Die ungebrochenen Tarife ſind für Danzig unbe⸗ 
dingt notwendig, ja es iſt ſogar für Danzig er⸗ 
forderlich, daß es gewiſſe Vorzugstarife gegen⸗ 
über anderen Hafenplätzen erhält. (Abg. Neu⸗ 
bauer: Sehr richtig!) Allein mit der Gleichbe⸗ 
rechtigung gegenüber Königsberg oder Stettin iſt 
dem Platze Danzig noch nicht geholfen. Der 
Platz muß hinſichtlich ſeiner beſonderen Eigen⸗ 
ſchaften als der Hafen für das Danzig⸗polniſche 
Wirtſchaftsgebiet auch eine beſondere bevorzugte 
Stellung genießen. (Abg. Kloßowſki: Sehr rich⸗ 
tig!) Seine durch die natürliche Lage gegebene 
Vormachtſtellung darf durch ungünſtige oder un⸗ 
1 Tarifverhältniſſe nicht beeinträchtigt 
werden. 


Im Zuſammenhang hiermit iſt in manchen 
Kreiſen gerade der Kaufmannſchaft in Danzig der 
Eindruck vertreten, daß der polniſche Staat man⸗ 
ches tut, was das Ziel haben könnte, den Verkehr 
und den Handel von Danzig fortzuziehen. (Abg. 
Doerkſen: Hört, hört!) Herr Abg. Neubauer hat 
in ſeinen Ausführungen ſchon darauf hingewie⸗ 
ſen, daß der Hafen von Gdingen in einem Stile 
ausgebaut wird, daß in den Jahren 1932/33 
feine Amſchlagskapazität größer ſein wird, als 
die Kapazität des Danziger Hafens jetzt. Das 
iſt richtig. Es wird aber auch Dirſchau zu einer 
Kapazität von mehr als einer Million Tonnen 
ausgebaut. Alle dieſe Amſtände find ſchwierig 
für das Danziger Wirtſchaftsleben und es muß 
alles geſchehen, um die Stellung Danzigs in dem 
Wirtſchaftsorganismus Danzig⸗Polen auf der 
Höhe zu halten, auf die es durch Natur und 
Vertrag geſtellt iſt. Dabei wird es dringend not⸗ 
wendig ſein, daß der Danziger Hafen ſo modern 
wie möglich ausgeſtaltet wird, daß ſeine Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit ſo viel wie möglich erhöht wird. 
Wir werden alle Beſtrebungen der Regierung, 
die dieſem Ziele dienen, auf das lebhafteſte 
unterſtützen. 

Wir werden ebenſo alles mit Aufmerkſam⸗ 
keit verfolgen, was dem Verkehr dient und was 
geeignet iſt, den Verkehr zu erleichtern; denn 
der Fremdenverkehr iſt für Danzig in der Tat 
von außerordentlich großer Bedeutung. In die⸗ 
jer Beziehung könnte von der Stadt Danzig und 
ihren Bürgern noch etwas mehr geleiſtet werden. 
Es würde vom Fremdenverkehr außerordentlich 
angenehm empfunden werden, wenn das Dan⸗ 
ziger Hotelweſen ſtärker und beſſer ausgebaut 
werden würde als es jetzt der Fall iſt. Die Kla⸗ 
gen über die Zuſtände in manchen Danziger 


Hotels ſind ſo häufig, daß der Ruf der Danziger 
Hotels darunter draußen ſehr leidet. Es kommt 
noch ein Weiteres hinzu. Die Danziger Verkehrs⸗ 
zentrale könnte noch mehr, als ſie es bisher ſchon 
in dankenswerter Weiſe getan hat, dafür ſor⸗ 
gen, daß die Reiſenden, die nach Danzig kommen, 
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über alle notwendigen Beſtimmungen hinſichtlich 


Paßviſum und ſonſtige Schwierigkeiten beſſer un⸗ 
terrichtet werden. Ich gebe zu, daß es für einen, 
der nicht in dieſem ganzen Betriebe drinſteckt, ſehr 
kompliziert iſt, und ich wundere mich nicht ſo ſehr, 
daß es nur ganz wenige Stellen im Reich gibt, 


bei denen der Reiſende eine richtige Auskunft 
darüber bekommt, mit welchem Zug er ohne 


Viſum fahren kann und mit welchem Zug mit 
Viſum. (Sehr richtig!) Schon aus dieſem Grunde 
wäre eine Vereinfachung in dieſen Verhältniſſen 
auf das dringendſte zu wünſchen. Die Verkehrs⸗ 
zentrale könnte doch durch Anſchläge und Werbe⸗ 
plakate im Reiche dafür ſorgen, daß an den 
Stellen, an denen der Fremdenverkehr vorbei⸗ 
flutet, die allernotwendigſten Auskünfte gege⸗ 
ben werden. 

Für die Frage der Konſularattachés intereſ⸗ 
ſieren wir uns ganz beſonders. Wir ſind davon 
überzeugt, daß gerade die Konſularattachés dazu 
berufen ſein können, neue Handelswege und 
neue Handels verbindungen für Danzig zu er⸗ 
ſchließen. Wir hoffen, daß es der Regierung ge⸗ 
lingen wird, recht bald in aussichtsreiche Verhand⸗ 
lungen mit Polen zu 
von der polniſchen Regierung, daß ſie in dieſer 
Frage, die nun ſchon ſo viel und jo eingehend bis⸗ 
her ohne Erfolg erörtert worden iſt, ein Ein⸗ 
ſehen haben wird und die für Danzig erforder⸗ 
lichen Poſten zugibt. So ſteht in der Außenpoli⸗ 
tik Vieles nicht in dem Gleichgewicht, das wir 
wünſchen. 

Anders iſt es im Etat, in dem zwar das 
Gleichgewicht hergeſtellt iſt, aber nur unter Vor⸗ 
behalten und mit Schwierigkeiten erreicht werden 
konnte. Wir begrüßen es, daß die Erwerbsloſen⸗ 
Verſicherung kommen ſoll. Wir halten es für das 
einzige Mitel, um die Schwierigkeiten und Unzu⸗ 
träglichkeiten, die die jetzige Regelung der Er⸗ 
werbsloſen⸗Anterſtützung bringt, zu beſeitigen. 

Von ganz beſonderer Wichtigkeit iſt die Neu⸗ 
regelung der Beamtenbeſoldung. Das Erbe, das 
die jetzige Regierung in dieſer Beziehung ange⸗ 
treten hat, iſt ein ſehr unerfreuliches. Das Not⸗ 
opfer hat ſich nicht als ſtichfeſt und dauerhaft 
erwieſen, ſo daß die jetzige Regierung zu einer 
Aenderung hat ſchreiten müſſen. Die Urſachen 
für dieſe Schwierigkeiten liegen weit zurück. Sie 
find letzten Endes eine Folge der übermäßigen 
Erhöhung im Jahre 1924. Damals wurde 
die Vorlage auf Erhöhung der Beamten⸗ 
gehälter eingebracht, die nicht weniger als 
8,2 Millionen Gulden erforderte. (Senator 
Dr. Volkmann: Hat der Finanzſenator nie ein⸗ 
gebracht!) Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner 
Rede vom Februar 1924 dieſe Zahlen genannt. 
(Senator Dr. Volkmann: Mehrbedarf!) Ich habe 
\veben gejagt, der Herr Finanzſenator hat im 
Jahre 1924 die Mehrforderungen für die Ge⸗ 
haltserhöhungen der Beamten mit 8,2 Millionen 
Gulden bemeſſen. Das habe ich dem amtlichen 
Stenogramm des Volkstages entnommen, und i 
nehme an, daß das richtig iſt. (Sehr richtig! beim 
Zentrum. — Abg. Beyer: Und Nachzahlungen 
für ein Vierteljahr! — Sie haben ſie auch ge⸗ 
nommen! rechts. — Heiterkeit!) Zu dieſer Vor⸗ 
lage hat der Herr Vertreter der Deutſchnationa⸗ 


kommen, und wir hoffen 
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len folgendes gejagt: „Für jeden Kenner des 
Wirtſchafts⸗ und Finanzlebens ſteht das eine feſt, 
daß äußerſte Sparſamkeit in jeder Beziehung ob⸗ 
walten muß. Dieſem Moment iſt zweifellos bei 
der Aufſtellung des Etats Rechnung getragen 
worden.“ (Heiterkeit.) Die Sparſamkeit iſt wirk⸗ 
lich klaſſiſch. Die Zulage, die damals gewährt 
wurde, ging weit über das notwendige Maß hin⸗ 
aus, und dieſe übermäßige Zulage zu den dama⸗ 
ligen Beamtengehältern iſt eine der Hauptur⸗ 
ſachen für die Finanzmiſere, in die wir in den 
folgenden Jahren gekommen ſind. (Sie waren 
doch damals auch in der Regierung! rechts.) 
Nein! 

Nun hat der Herr Finanzſenator zu dieſem 
Etat Vermerke gemacht, die in Tabellen gedruckt 
dem Hauſe vorgelegt worden ſind. In dieſen Ta⸗ 
bellen iſt auf Seite 8 eine Aufſtellung enthalten, 
die die perſönlichen Koſten im Verhältnis zu den 
Geſamtausgaben der einzelnen Zuſchußetats ent⸗ 
hält. Es ergibt ſich aus dieſer Rechnung, daß der 
Anteil der perſönlichen Ausgaben an den Geſamt⸗ 
ausgaben von 1926 bis 1928 allmählich geſunken 
iſt. Zum Teil liegt dieſe Senkung darin, daß bei 
den ſachlichen Ausgaben ſehr ſtark geſtrichen wer⸗ 
den mußte. Es iſt aber bedauerlich, daß eine ſolche 
vergleichende Aufſtellung nicht damals auch ge⸗ 
macht worden iſt; denn dann würde wahrſchein⸗ 
lich ein Bild herausgekommen ſein, durch das 
man zu einer kritiſcheren Betrachtung der dama⸗ 
ligen Vorlage gekommen wäre. Ich habe für das 
Jahr 1924 für einige Etats dieſe Rechnung durch⸗ 
geführt und komme dabei zu folgenden Ergeb⸗ 
niſſen: Der Etat der Allgemeinen Verwaltung 
zeigte im Jahre 1924 vor der Erhöhung der Be⸗ 
amtengehälter einen Anteil der perſönlichen 
Koſten an den Geſamtausgaben von 69 Prozent 
gegenüber jetzt 62 Prozent. Nach der Erhöhung 
aber ſtieg dieſe Summe auf 89 Prozent. Bei den 
Ausgaben für Soziales, Geſundheit und Kirchen⸗ 
weſen betrug 1924 dieſer Anteil 5,9 Prozent 
gegenüber jetzt 7,5 Prozent und nach der Er⸗ 
höhung 11,5 Prozent, alſo faſt genau das Dop⸗ 
pelte von dem, was jetzt iſt. Bei dem Etat für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung waren es 


damals auch 67,3 Prozent gegenüber jetzt 67 Pro⸗ 


zent, nach der Erhöhung aber 92 Prozent. Das 
ſind Zahlen, die ſchon damals ſehr zum Nach⸗ 
denken angeregt hätten, wenn man ſie hätte ver⸗ 
gleichen können. An dieſer Ueberlaſtung des 
Etats haben wir noch immer zu doktern, denn 
dieſe Etats haben, wie ich ſchon einmal aus⸗ 
führte, mangelnde Reſerven, ſo daß Erſchüt⸗ 
an 15 on, ſchwer und nachtei⸗ 
ig bemerkbar machen. erinnere an das Jahr 
1925/26. x . a 

Wie labil die Grundlinien der Etats ſind, 
und wie gefährlich es iſt, auf ſtille Reſerven zu 
verzichten, erſieht man aus folgenden Gegenüber⸗ 
ſtellungen: In dem Etat für das Etatszahr 
1925 find von Oktober bis April an Zöllen 4,9 


ch Millionen weniger eingegangen. Im nächſten 


halben Jahr vom 1. April 1926 ab 4,5 Millionen 
weniger als Folge des Sinkens des Zlotykurſes, 
ſo daß in dieſen zwölf Monaten, die ich eben an⸗ 
geführt habe, eine Mindereinnahme an Zöllen 
von 9,4 Millionen ſich ergab. Der zweite außer⸗ 
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ordentlich labile Poſten iſt der Anſatz für die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung. In dem Halbjahr von 
Oktober 1925 bis April 1926 ſind für Erwerbs⸗ 
loſe 4,3 Millionen mehr und im nächſten halben 
Jahr 800 000 Gulden mehr, zuſammen 5,1 Mil⸗ 
lionen Gulden verbraucht. Das ſind zuſammen 
mit dem Zollausfall 14), Millionen. 

Ich nenne dieſe Zahl gerade deshalb, weil in 
einer der letzten Sitzungen auch wieder von einem 
Redner erwähnt worden iſt, daß die damalige 
Regierung der jetzigen Koalition 15 Millionen 
verwirtſchaftet habe. M. D. u. H.! Dies ſind die 
15 Millionen, die unvorhergeſehen und unvor⸗ 
herſehbar damals an Ausfall oder Mehrausgabe 
entſtanden. (Abg. Kloßowſki: Sehr gut!) Es darf 
dabei nicht überſehen werden, daß von dieſen 15 
Millionen 9,2 Millionen allein zu Laſten der 
Etats gingen, die noch aus dem Jahre 1925 
laufen. Bei dieſer Lage iſt, wie ich eingangs 
ſchon erwähnte, die Einrichtung der Erwerbs⸗ 
loſenverſicherung von äußerſter Bedeutung. 

Von ebenſo großer Bedeutung iſt es aber auch, 
daß das Zollabkommen mit Polen geregelt wird. 


Das jetzige Proviſorium läuft noch bis Auguſt 


dieſes Jahres. Wir hoffen und wünſchen, daß die 
Verhandlungen, die die Regierung mit der Re⸗ 
publik Polen zu führen haben wird, zu einem Er⸗ 
gebnis gelangen, das alle unſere Wünſche erfüllt, 
und den Anteil Danzigs an der polniſchen Zoll⸗ 
einnahme verbeſſert. Der Herr Finanzſenator hat 
in einer Rede dann einen Vergleich zwiſchen der 
Steuerbelaſtung in der Vorkriegszeit im Reiche 
und der Steuerbelaſtung der Jetztzeit in Danzig 


gezogen. Er hat als Zahlen 70 Reichsmark und 


230 Gulden genannt. In dieſem Satz iſt auch das 
Aufkommen an Zöllen enthalten. Das Aufkom⸗ 
men aus reinen Steuern iſt alſo etwas niedriger. 
(Zuruf des Senators Dr. Volkmann.) Es iſt eine 
faule Sache, daß man eine Vorkriegszahl in 
Reichsmark mit einer gegenwärtigen Guldenzahl 
vergleicht. Das gibt, wenn Vergleiche ſchon hin⸗ 
ken, ein beſonders hinkendes Bild. Wenn man 
nämlich die heutigen Zahlen im Reich zum Ver⸗ 
gleich heranzieht, ſo kommt man ungefähr auf 
dieſelbe Belaſtung, wie hier in Danzig. Ich will 
damit nicht ſagen, daß die Belaſtung in Danzig 
noch höher ſein dürfte, ſondern im Gegenteil; die 
Steigerung gegenüber der Vorkriegszeit iſt tat⸗ 
ſächlich eine ungeheuer große, denn zu den Steuer⸗ 
und Zollbelaſtungen kommen noch die Bela⸗ 
ſtungen, die in der Vorkriegszeit nicht vorhanden 
waren — z. B. Wohnungsbauabgabe und Er⸗ 
höhung der ſozialen Laſten. Es iſt ſicher, daß dies 
übermäßig iſt und daß alles daran geſetzt werden 
muß, um eine weitere Steigerung zu vermeiden. 
Wo ſie nicht vermieden werden kann, darf ſie ſich 
natürlich nur in ſolchen Grenzen bewegen, die 
auch nach unſerer Anſicht unvermeidlich ſind. 
Immerhin können wir darauf hinweiſen, daß die 
Lohnſummenſteuer weggefallen iſt und wir 
hoffen zuverſichtlich, daß die Verkehrsſteuer auch 
fallen wird. f 
Bei dieſer Gelegenheit möchte ich auf eine 
Anregung zurückgreifen, die der Herr Abg. Neu⸗ 
bauer gegeben hat. Sie geht dahin, daß vor dem 
Erlaß von Steuergeſetzen die Handelskammer ge⸗ 
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hört werden ſoll. Ich begrüße dieſe Anregung. 


ſehr. Sie würde auch einem Zuſtande entſprechen, 
wie er in Preußen geſetzlich iſt. Schon aus dieſem 
Grunde kann man an dieſer Anregung nicht ohne 
weiteres vorbeigehen und darf dieſe Bemerkung 
nicht zu einem leeren Wort werden laſſen. Danzig 
als Handelsſtadt ijt, wie in den Ausführungen 
des Herrn Präſidenten des Senats richtig hervor⸗ 
gehoben wurde, durch die unſtete Zollpolitik 
Polens ſehr häufig bedroht und benachteiligt. 
Auch die Zollvaloriſation bringt Danzig große 
Schäden. Die Wettbewerbslage Danzigs iſt des⸗ 
halb beſonders ſchwierig, weil ſowohl der Handel 
wie auch die Induſtrie dem Wettbewerb von Po⸗ 
len ausgeſetzt ſind. Hinzu kommt, daß es allzuviele 
Menſchen in Danzig, ich möchte ſagen, ſportmäßig, 
betreiben, ihre Einkäufe außerhalb des Zollge⸗ 
bietes zu machen, und dieſer erfolgreiche Schmug⸗ 
gel mit Kleidungsſtücken und Ausſtattungsſachen 
iſt beliebter Gegenſtand aller Kaffeekränzchen 
und Unterhaltungen an Biertiſchen. (Abg. Klo⸗ 
ßowſki: In deutſchnationalen Kreijen!) Leider 


beſchränkt fi das nicht auf eine Partei, ſonſt 


würde es nicht ja ſo ſchlimm werden. (Heiterkeit.) 

In dieſer ſchwierigen Situation, in der ſich 
die Danziger Induſtrie und der Danziger Handel 
befinden, iſt die augenblicklich in Danzig befind⸗ 
liche Lohnbewegung von außerordentlich kata⸗ 


ſtrophalen Folgen. Eine Erhöhung der Danziger 
Löhne bedeutet für viele Zweige des gewerblichen 
Lebens einen weſentlichen Ausfall an Wettbe⸗ 


werbsfähigkeit, einen erheblichen Ausfall an 
Aufträgen. Jedes Gewerbe, das jetzt eine Erhö⸗ 
hung ſeiner Lohnſätze erfahren wird, wird not⸗ 


wendigerweiſe zu einer Einſchränkung der Be⸗ 
triebe kommen. (Nur die „Volksſtimme“ nicht! 


rechts.) Eine ſolche Erſcheinung iſt die Folge da⸗ 


von, daß die Kapitalarmut in Danzig ſo groß iſt. 
Es iſt wiederholt darauf hingewieſen worden, 
daß die Kapitallage in Danzig ſich weſentlich ge⸗ 


beſſert habe, daß beiſpielsweiſe die Einlagen in 
den Sparkaſſen ſo geſtiegen ſind. Das iſt vollkom⸗ 
men richtig. Man darf aber nicht vergeſſen, daß 


ein großer Teil dieſer Spargelder früher in zwei⸗ 


ten Hypotheken angelegt wurde, und daß dieſe 
Anlagemöglichkeit jetzt fortfällt. Alle die Gelder, 


(C) 


0 


die früher in ſolche Kanäle floſſen, kommen jetzt 
zu den Sparkaſſen. So iſt der Schluß, den man 


aus dieſer Tatſache zieht, ein trügeriſcher. 


Der Kapitalarmut Danzigs gegenüber ſtehen 


die außerordentlich großen Inveſtitionen, die in 
Polen in der Induſtrie gemacht worden ſind. Ein 
Blick auf die polniſchen Einfuhrzahlen beweiſt, 


daß eine ungeheuere Steigerung der Maſchinen⸗ 
einfuhr und der Einfuhr an Rohſtoffen zu ver⸗ 


zeichnen iſt. Es iſt klar, daß die Induſtrie ſtarke 
Befruchtung findet. Die Folge davon iſt, daß die 
polniſchen Erzeugniſſe reichlicher und beſſer her⸗ 
auskommen, und daß auch der Danziger Handel 
in ſteigendem Maße polniſche Erzeugniſſe über⸗ 
nimmt. Gerade weil dieſe Tatſache zu verzeichnen 
iſt, iſt es nach meiner Anſicht falſch, wenn die 
polniſche Regierung bei den Danziger Kontin⸗ 
gentverhandlungen dieſe Kontingente immer 
weiter herabzudrücken verſucht. Iſt die polniſche 
Induſtrie konkurrenzfähig und leiſtet ſie gute 


A) 


{B) 
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Arbeit, dann findet der Handel allein den Weg 
dorthin. Es zeigt ſich, daß auch in ſolchen Waren, 
die unter dem Druck des Kontingents nicht ſo zu 
leiden haben, die polniſchen Waren Eingang 
finden, wenn ſie gut und preiswert ſind. Die 
Wege des Handels laufen von ſelbſt, wenn man 
ihnen freie Bahn läßt. Polen verſucht mit allen 


dieſen Mitteln den Protektionismus, der ſchon 


durch die hohen Zollſätze gegeben iſt, noch zu ver⸗ 
ſchärfen. 

Danzig iſt bei dieſen Maßnahmen leider nur 
das Objekt einer Zollgeſetzgebung, die ſich im 
weſentlichen nach den Finanzbedürfniſſen Polens 
richtet, und die Einwirkung Danzigs auf dieſe 
Dinge iſt leider eine nur ſehr geringe. Darum iſt 
es notwendig, daß wir als Liberale unſer altes 
Bekenntnis zum Freihandel beſonders laut und 
nachdrücklich verkünden. Dieſem Bekenntnis zum 
Freihandel können ſich nach meiner Anſicht in 
unſerm Lande nicht nur die Kaufleute des Groß⸗ 
und Einzelhandels, ſondern auch die Induſtrie 
und die Landwirtſchaft anſchlleßen; denn hier 
liegen die Verhältniſſe jo, daß der Schutzzoll 
gegen die empfindlichſte Konkurrenz micht ſchützt, 
(Sehr richtig! links), daß der Schutz aber davon 
abhält, notwendige Bedarfsartikel ohne Ver⸗ 
teuerung nach Danzig hineinzunehmen, daß der 


Schutzzoll nichts anderes bedeutet als eine Ver⸗ 


teuerung für die Danziger Betriebe bei einer 
ſchutzloſen Darbietung gegen den Wettbewerb von 
Polen. Dieſe Folge des Vertrages von Verſailles 
find wir nicht in der Lage zu beſeitigen. Wir 
können aber unſere Stimme immer wieder er⸗ 
heben und lauteſte Kritik an einem Zollſyſtem 
wie dem polniſchen äußern; denn dies hindert den 
Danziger Handel, ſich frei zu betätigen. Hier wie 
überall kann man ſehen, daß ein ſolcher Druck der 
Zollmauern auch Gegendruck erzeugt. Gegenüber 
den polniſchen Zollmauern, die mit der ſogenann⸗ 
ten Valoriſation wieder etwas höher gebaut ſind, 
ſtehen die Zollmauern aller andern Länder, die 
unjere Induſtrie, unjere Landwirtſchaft mit ihren 
Erzeugniſſen nicht überſteigen können. Ganz Eu⸗ 
ropa iſt von ſolchen hemmenden Scheidewänden 
durchzogen. Das kleine Danzig leidet an dieſem 
Uebel empfindlich mit. Wenn wir auch nicht in 
der Lage ſind, dieſe Verhältniſſe abzuändern, ſo 
können wir doch immer wieder unjere Stimme 
erheben und mit den Liberalen aller Länder für 
den Abbau der Wirtſchaftsſchranken zwiſchen den 
Staaten werben. Wenn die großen Staaten den 
Wirtſchaftsliberalismus verwirklichen, wird auch 
Polen von ſeinen protektoniſtiſchen, wirtſchafts⸗ 
feindlichen Zollmaßnahmen ſich abkehren müſſen, 
und dann wird eine wirtſchaftliche Atmoſphäre 
geſchaffen ſein, in der das Danziger Erwerbsleben 
freier und beſſer gedeihen kann als jetzt. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Heinemann. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.) : M. 
D. u. H.] Die Regierungserklärung, die wir zum 
Haushaltsplan gehört haben, weiſt unſeres Er⸗ 
achtens mehr negative Momente als poſitive auf. 
Der negative Teil enthält vor allen Dingen eine 
Aufzählung von Zielen, die man wohl erreichen 
wollte, die aber nicht erreicht worden ſind. Der 


poſitive Teil iſt inſofern außerordentlich ſchwach, 
als er eigentlich nur neue Belaſtungen für die 
wirtſchaftliche Tätigkeit im Freiſtaat ankündigt. 
Die Finanzlage iſt, wie wir geſehen haben, im 
ganzen trübe, aber ſie darf nicht verzweifelt ge⸗ 
nannt werden. 

Der Herr Senatspräſident hat im Anfang 
ſeiner Rede unſer Verhältnis zu Polen in den 
Vordergrund geſtellt. Daß wir mit Polen im 
gegenſeitigen Intereſſe zuſammen arbeiten müſ⸗ 
ſen und auch wollen, brauche ich an dieſer Stelle 
nicht weiter zu erörtern. Die Regierungserklä⸗ 
rung läßt aber das eine erkennen, daß wir in 
dieſer Beziehung nicht weitergekommen ſind. 
Polen muß unſeres Erachtens endlich von der 
do ut des-⸗Politik Abſtand nehmen. Wir haben 
ein Recht darauf, daß Polen den Danzig gegen⸗ 
über eingegangenen Verpflichtungen nachkommt. 
Dem jungen Freiſtaat ſind im Verſailler Ver⸗ 
trag und in der Pariſer Konvention beſtimmte 
Verpflichtungen auferlegt worden. Danzig kann 
für ſich in Anſpruch nehmen, daß es dieſe Ver⸗ 
pflichtungen ſtets erfüllt hat und noch heute er⸗ 
füllt. Andererſeits müſſen wir aber fordern, daß 
auch Polen die Danziger Wirtſchaftsintereſſen 
nicht vernachläſſigt. Polen iſt Danzig gegenüber 
beſtimmte wirtſchaftliche Verpflichtungen einge⸗ 
gangen. Ich bitte mir zu geſtatten, eine Zuſam⸗ 
menſtellung dieſer Verpflichtungen wörtlich zu 
verleſen. Im Warſchauer Abkommen Artikel 197 
Abſ. 5 heiß es betr. die Zollpolitik: 

Die Regierung Polens wird in ihren Zollgeſetzen 
und in ihren Zolltarif die Intereſſen der Freien 
Stadt Danzig nach Möglichkeit ſchützen. 

Hinſichtlich der Hafenpolitik. Entſcheidung des 
Hohen Kommiſſars vom 15. Auguſt 1921, Punkt 
De „Ich entſcheide daher, die polniſche Regierung 
wird ſich verpflichten, den Hafen von Danzig voll 
auszunutzen, welche andere Häfen ſie in Zukunft 
auch an der Oſtſeeküſte eröffnen mag.“ 

Hinſichtlich der Eiſenbahntarifpolitik heißt 
die ergänzende Vereinbarung Nr. 2 zum Genfer 
Abkommen vom 23. September 1921: 

Bei der Geſtaltung der Tarife ſind die Erforder⸗ 
niſſe des Danziger Wirtſchaftsbebens zu berüchiichti⸗ 
gen. Dabei wird die Wettbewerbsfähigkeit Danzigs, 

mit andern Häfen nach Möglichkeit gefördert werden. 
Eine weitere ergänzende Vereinbarung heißt: 

Die polniſche Eiſenbahnverwaltung wird die not⸗ 
wendigen, direkten Eiſenbahnverbindungen mit 
durchgehender Abfertigung von Gütern auf den Ver⸗ 
kehrswegen von Danzig nach Polen und über Polem 
ene umgebehrt möglichſt beibehalten oder 


en 


Vorredner 
worden ſind. Leider müſſen wir auch feſtſtellen, 
daß die Danziger Induſtrie innerhalb des Zoll⸗ 
uniongebietes keine freien Abſatzmöglichkeiten 
hat. Die polniſche indirekte Verbrauchsſteuerge⸗ 
ſetzgebung, beſondere Maßnahmen auf dem Ge⸗ 
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biete der Lebensmittelgeſetzgebung, wie örtliche 
Verwaltungsmaßnahmen aller Art und ein teil⸗ 
weiſe und zeitweiſe ſyſtematiſch betriebener Boy⸗ 
kott machen der Danziger Induſtrie den Abſatz 
nach Polen außerordentlich ſchwierig, teilweiſe 
ſogar unmöglich, während wir in umgekehrter 
Richtung feſtſtellen dürfen, daß die polniſche In⸗ 
duſtrie nach Danzig freien Zutritt hat. Die Frage 
der Durchbrechung der Eiſenbahntarife iſt leider 
bis jetzt nicht weiter gekommen. Es will mir 
ſcheinen, daß, je mehr man in Danzig Verſtändi⸗ 
gungswillen und Verſtändigungsbereitſchaft ver⸗ 
kündet und je lauter und je eindringlicher man 
davon in Danzig ſpricht, die Republik Polen um 
ſo höher ihre Forderungen ſchraubt. (Sehr rich⸗ 
tig! rechts.) Erſt hörte man davon, daß Polen 
die Aufhebung der Eiſenbahnverkehrsſteuer und 
des Frachturkundenſtempels verlangt. Heute läßt 
die polniſche Preſſe, z. B. die offiziöſe „Epoca“ 
und die Handelszeitſchrift „Tygodnik Handlowy“ 
bereits erkennen, daß nicht mehr und nicht min⸗ 
der verlangt wird, als daß Danzig ſich des Rech⸗ 
tes einer eigenen Eiſenbahngeſetzgebung begeben 
ſoll. (Hört, hört! rechts.) Demgegenüber möchte 
ich in Erinnerung zurückrufen, daß die Entſchei⸗ 
dungen des Hohen Kommiſſars vom 12. Dezem⸗ 
ber 1922 folgendes beſagt: 

Für die polniſche Eiſenbahnverwaltung kommt 
lediglich der nutzbringende Betrieb der Eiſen bahn in 
Betracht. Sie muß, da ſie keine erworbenen Rechte 
der Freien Stadt Danzig hat, ſich nach den Geſetzen 
des Staates richten. 

Ich gebe der Hoffnung und der Ueberzeugung 
Ausdruck, daß auch die gegenwärtige Regierung 
entſprechend ihren öffentlichen Erklärungen 
daran feſthalten wird, daß ſie kein Jota Danziger 
Hoheitsrechte preisgibt. Der Forderung der Re⸗ 
gierung betr. die Beſtellung won Konſularattachés 
bei polniſchen Konſulaten muß zugeſtimmt wer⸗ 
den. Ueber dieſe Frage wird allerdings bereits 
ſeit dem Jahre 1923 verhandelt. Während in 
wirtſchaftlichen Kreiſen die Orte wie z. B. Riga, 
Helſingfors, Bukareſt, Moskau und London als 
wichtig in erſter Linie für die Beſetzung mit Kon⸗ 
ſularattachés bezeichnet worden find, hat Polen 
bis jetzt nur einen einzigen Konſularpoſten zuge⸗ 
ſtanden, nämlich den in Hamburg. Der Wert die⸗ 
ſes Konſularpoſtens iſt für uns nur von ſehr be⸗ 
ſchränkter Bedeutung aus dem einfachen Grunde, 
weil die meiſten Danziger Kaufleute nach Ham⸗ 
burg direkte perſönliche Beziehungen haben. 

Mit Recht iſt die Forderung erhoben worden: 
Mehr Freiheit dem Verkehr. Wir müſſen zu⸗ 
‚geben, daß einige Erleichterungen geſchaffen 
worden ſind. Trotzdem ſind die Eiſenbahnver⸗ 
kehrsverhältniſſe nach Danzig vom Weſten her im 
Zeitalter des Flugverkehrs und des Funkſpruches 
noch geradezu worſintflutlich. Es muß unbedingt 
das polniſche Tranſitviſum abgeſchafft werden. 
Aber es iſt auch erforderlich, daß Danzig beſon⸗ 
ders durch direkte Schnellzugsverbindungen über 
Dirſchau nach und vom Weſten verbunden wird. 
(Abg. Gaikowſti: Sehr gut!) Der Herr Finanz⸗ 
ſenator hat in ſeiner Rede behauptet, daß die 
Leiſtungen auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ 
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ganz anderer Auffaſſung ſind. Die ſtaatliche Woh⸗ 
nungsbewirtſchaftung und das Problem der 
Förderung des Wohnungsbaues durch die öffent⸗ 
liche Hand hat kläglich Schiffbruch erlitten. Ich 
will heute nur darauf hinweiſen, daß die Grund⸗ 
lage der Herſtellung von Wohnbauten der Hypo⸗ 
thekarkredit iſt und bleibt. Aber gerade die Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft und die Wohnungsbau⸗ 
abgabe haben dieſe Grundlage zerſchlagen. Es 
muß bedenklich ſtimmen, wenn der Herr Finanz⸗ 
ſenator ſelbſt zugibt, daß durch die Nichtverab⸗ 
ſchiedung des Wohnungsbaugeſetzes im vergange⸗ 
nen Volkstage eine Entwertung der Grundſtücke 
eingetreten iſt, die ſich auch auf die kommenden 
Steuerergebniſſe ſtark negativ auswirken wird. 
Der Herr Finanzſenator hat ferner darauf 
hingewieſen, daß ſich für Danzig eine ſteuerliche 
Kopfbelaſtung in Höhe von fait 230 Gulden er⸗ 
gibt. Er hat auch zugegeben, daß die Aeberhöhung 
des ſteuerlichen Druckes die Konkurrenzfähigkeit 
Danzigs gegenüber anderen Plätzen mindert. Der 
ſeit Jahren verlangte Steuerabbau muß endlich 
in Angriff genommen werden. Der Wegfall der 
Eiſenbahnverkehrsſteuer und der Lohnſummen⸗ 
ſteuer beſagt nichts, wenn ſtatt dieſer Steuer in 
der Kraftfahrzeugſteuer, in der Arbeitslojenve”- 
ſicherung und in der Branntweinſteuer neue 
Steuern in Erſcheinung treten, die die Wirtſchaft 
in ihrer Tätigkeit belaſten. Die Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung ſtellt ganz gewiß eine Neubelaſtung der 
Wirtſchaft dar, die ein Vielfaches der aufgehobe⸗ 
nen Lohnſummenſteuer bedeutet. Das Arbeits⸗ 
loſenproblem iſt in ſtaatsfinanzieller, in ſozialer 
und in kultureller Hinſicht eine der ſchwierigſten 
Fragen. Durch die Erwerbsloſenverſicherung wird 
dieſe Frage nicht gelöſt. Helfen könnte unſerer 
Auffaſſung nach in dieſer Hinſicht nur eine attrak⸗ 
tive Steuerpolitik, um die wir den Herrn Finanz⸗ 
ſenator bei dieſer Gelegenheit bitten. Neue In⸗ 
duſtrie⸗ und neue Gewerbebetriebe, die ſich in 
Danjig anſiedeln, müſſen, ſoweit ſie nicht den be⸗ 
ſtehenden Betrieben eine künſtlich bevorzugte 
Konkurrenz machen, durch mehrere Jahre gewähr⸗ 
leiſtete Steuerfreiheit herangezogen werden um 
auf dieſe Weiſe Arbeit und Brot zu ſchaffen. 
Man blicke in dieſer Hinſicht nur auf das Beiſpiel 
von Edingen. Ich kann es mir erſparen, hier auf 
die Gefahren des Ausbaues von Gdingen hinzu⸗ 
weiſen, da das ja ſchon in ausreichendem Maße 
von den Herren Vorrednern geſchehen iſt. Es 
erſcheint uns z. B. kurzſichtig, wenn bei der Neu⸗ 
gründung von Geſellſchaften in Danzig der 
Staat von vornherein einen Stempel von 5 Pro⸗ 
zent des Grundkapitals nimmt. (Sehr richtig!) 
Ans iſt bekannt, daß infolge dieſer Verhältniſſe 
die Niederlaſſung mancher induſtrieller Betriebe 
unterblieben iſt. Auch ſollte die Regierung die in 
Danzig beginnende Abwanderungstendenz der 
Induſtrie ſorgfältig beachten. Durch den Steuer⸗ 
abbau müſſen die gewerblichen Betriebe wieder 
in die Lage verſetzt werden, Reſerven anzuſam⸗ 
meln. Der deutſche Reichsaußenminiſter Streſe⸗ 
mann hat mit Recht auf einer großen wirtſchaft⸗ 
lichen Tagung in Berlin vor vierzehn Tagen un⸗ 


baues ein Ruhmestitel für Danzig ſeien. ich muß gefähr folgendes ausgeführt. Ich bitte, das ver⸗ 
betonen, daß meine Freunde in 


dieſer Hinſicht!l leſen zu dürfen: 
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(A) Hinzu kommt moch die Sorge der Wirtſchaft, daß fähr 5 Prozent beträgt. Hieraus, wie auch aus (0 


— 


man ihr verwehren will, ſtille Reſerven zu bilden, 
die nicht nach außen in die Erſcheinung treten. Wenn 
wir aber einen Aufbau der deutſchen Wirtſchaft 
bilden wollen, ſo müſſen die Unternehmungen auch in 
der Lage ſein, von einem Ueberſchuß wieder etwas in 
Unternehmungen ſelbſt hineinzuſtecken. Dieſes Ver⸗ 
halten iſt nicht nur die beſte Wirtſchafts⸗ ſondern 
auch die beſte Steuerpolitik. (Sehr richtig!) Was dem 
Staat heute dadurch eingeht, bekommt er künftig 
hundertfach hinein. Gleichzeitig it es auch die beſte 
Sozialpolitik; denn was immer auch eine Lohnbewe⸗ 
gung bedeutet, wie immer die Organiſation der Ge⸗ 
werkſchaften geſchaffen iſt, fie werden nur in die Höhe 
kommen, wenn die Wirtſchaft ſelbſt in die Höhe 
kommt. Die Landwirtſchaft wird zerſchellen, wenn 
fie wicht mehr in der Lage Alt, ſich ſelbſt zu behaup⸗ 
ten. 

Wie iſt nun die Lage der Wirtſchaft in Dan⸗ 
zig? Der Herr Senatspräſident hat in ſeiner 
Rede auf die zurückgegangene Zahl der Konkurſe 
hingewieſen. Das iſt kein richtiger Maßſtab. Man 
kann ſich vorſtellen, daß, wenn von ungefähr 
3 800 Firmen 1500 Firmen liquidiert haben 
oder in Konkurs gegangen find, hinſichtlich der 
reſtlichen Firmen die Zahl der Konkurſe kleiner 
werden muß. Ich habe verſucht, mir aus den Er⸗ 
trägniſſen der Danziger Aktiengeſellſchaften ein 
vergleichendes Bild zu machen. Während in frü⸗ 
heren Jahren kaum von UAeberſchüſſen im Durch⸗ 
ſchnitt die Rede ſein konnte, zeigt eine Durch⸗ 
ſchnittsberechnung der Bilanzen von 40 Aktien⸗ 
geſellſchaften ab Juli vergangenen Jahres bis 
jetzt, ſoweit ſie für das Geſchäftsjahr 1927 in Be⸗ 
tracht kommen, bei einem Kapital von 30 144 500 
Danziger Gulden einen Gewinn von ungefähr 
987 000 Gulden, alſo einen Gewinn von 3½ Pro⸗ 
zent. (Zwiſchenrufe links.) Wir können froh ſein, 
Herr Kloßowſki, wenn wir wieder einmal Ab⸗ 
ſchreibungen machen können, und zwar im Inter⸗ 
eſſe der Geſamtunternehmungen, ſowohl der Ar⸗ 
beitgeber wie der Arbeitnehmer, damit man auch 
etwas hat, wenn die Konjunktur ſchwankt und 
herabgeht, und zwar die Unternehmungen als 
ſolche, als Arbeitsſtätte. (Abg. Kloßowſki: Die 


Aktionäre! — Abg. Unger: Reden Sie nicht jo! 


dummes Zeug!) 

Wir ſehen aus dieſem allen jedenfalls, daß 
das vergangene Jahr Anſätze einer Beſſerung ge⸗ 
bracht hat, wenn auch eine wirtſchaftliche Befrie⸗ 
digung und ein normaler Stand noch längſt 
nicht erreicht ſind. Ich habe mir gerade heute 
morgen des längeren von einem Kaufmann, der 
nach Polen chin große Geſchäfte tätigt und mit 
Polen ſehr viel zu tun hat, auseinander ſetzen 
laſſen, daß in Danzig der Nutzen noch längſt nicht 
im Verhältnis zum Riſiko ſteht, daß im allge⸗ 
meinen das Riſiko der Danziger Geſchäfte bedeu⸗ 
tend größer iſt als das Riſiko an andern Plätzen 
im Deutſchen Reich und im deutſchen Kulturge⸗ 
biet. Ich möchte gerade hierauf im Zuſammen⸗ 
hang mit der Behauptung hinweiſen, die dahin 
geht, daß es dem Danziger Kaufmann an dem 
nötigen Wagemut fehlt. (Abg. Kloßowſki: Die 
leben alle nur vom Riſiko!) Den Berechnungen 
des Statiſtiſchen Amts in der deutſchen Zeitſchrift 
„Wirtſchaft und Statiſtik“ entnehme ich, daß die 
entſprechende Gewinnziffer, die ich für Danzig 
mit 3,2 Prozent ausgerechnet hatte, allerdings 
nicht für den genau gleichen Zeitabſchnitt, unge⸗ 


einer Reihe von anderen Anzeichen dürfen wir 
entnehmen, daß die wirtſchaftliche Lage im Deut⸗ 
ſchen Reich bedeutend beſſer als in Danzig iſt. Im 
Deutſchen Reich iſt aber die aufſteigende Kon⸗ 
junktur bereits zum Stillſtand gekommen. Man 
weiß nicht, ob die Verhältniſſe ſtandhalten, oder 
ob wiederum ein Umſchwung nach unten eintre⸗ 
ten wird. Auch in Danzig liegt die Gefahr vor, 


daß der kümmerliche Beſſerungsanſatz, den wir 


wieder verſchwindet. Der Danziger Ge⸗ 
treide⸗ und Zuckerhandel liegt bekanntlich voll⸗ 
kommen darnieder. (Abg. Kloßowſki: Getreide 
wird wieder eingeführt!) Etwas Mehleinfuhr, 
etwas Getreideeinfuhr iſt wohl vorhanden, aber 
der normale Handel iſt zur Zeit verloren und 
wahrſcheinlich auf lange Zeit. (Abg. Felix Kla⸗ 
witter: Das wiſſen Sie nicht jo gut wie Kloßowſki! 
— Heiterkeit.) Die kleine Einfuhr auf wenige 
Monate, die jetzt ſtattfindet, iſt keine normale 
Erſcheinung. Die Wareneinfuhr nach Danzig 
wird durch die neuen Zollerhöhungen, wie be⸗ 
reits ausgeführt wurde, ſtark bedrückt. Die Holz⸗ 
ausfuhr über Danzig iſt außerordentlich zurück⸗ 
gegangen, und wir wiſſen, daß die zur Zeit noch 


haben, 


immer beträchtliche Ausfuhr der Kohle über 
Danzig nur einen Quotenkampf bedeutet für 


das in Ausſicht ſtehende, die europäiſchen Haupt⸗ 
produzenten umfaſſende Kohlenkartell. 

Wir ſehen alſo die Zukunft außerordentlich 
ſchwankend und unſicher an. Unter dieſen unſiche⸗ 
ren Anzeichen der zukünftigen Entwicklung 
ſprechen wir die Warnung aus, daß die Danziger 
Regierung ſich hüten möge, die leiſen Anſätze der 
Beſſerung, von denen wir heute bereits nicht 
mehr wiſſen, ob und iwieweit ſie noch beſtehen, 
durch ſteuerliche und ſozialbürokratiſche Maßnah⸗ 
men zu erdroſſeln und zu erſticken. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Wie der Redner der Deutſchnationalen 
ſeine Ausführungen mit vielen Zitaten eröffnet 
hat, möchte ich meine Rede auch mit einem Zitat 
beginnen. ( Heiterkeit.) Und zwar möchte ich dies⸗ 
mal literariſch werden und unbedingt den Fauſt 
zitieren. Wenn ich die Rede des Herrn Finanz⸗ 
ſenators, die uns ja hauptſächlich intereſſiert, 
durchleſe und wenn ſie die Danziger Bevölkerung 
durchlieſt, kann ſie eigentlich dazu nur eins er⸗ 
klären: „Mir wird von alledem ſo dumm, als 
ginge mir ein Mühlrad im Kopf herum.“ Es iſt 
zweifellos die Bilanz einer ſiebenjährigen Fi⸗ 
nanzwirtſchaft, die der Herr Finanzſenator gezogen 
hat; denn die Ausführungen enthalten nicht etwa 
die Abſicht für die Zukunft, ſondern ſie enthal⸗ 
ten eine Bilanz der ganzen bisherigen Wirtſchaft 
des Senats und der betreffenden verantwort⸗ 
lichen Parteien. 

Gleich zu Anfang meiner Rede möchte ich dem 
Herrn Redner des Zentrums, Herrn Abg. Neu⸗ 
bauer erwidern, daß es nicht ſtimmt, was er 
ſagte, daß der geſamte Volkstag ſchuld daran iſt, 
daß wir ſoweit gekommen ſind. Mindeſtens hat 
das Zentrum und der Abg. Neubauer ein ge⸗ 


rüttelt Maß Schuld an den Zuſtänden. So wollen 
wir nicht arbeiten, daß jetzt in dem Moment, in 
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dem wir einen Strich unter das Bisherige ziehen 
und weiter in die Zukunft wollen, erklärt wird, 
es ſei alles ſchuld daran. Nein, ſchuld ſind zweifel⸗ 
los diejenigen, die nunmehr einen Etat geſtützt 
und eingebracht haben, der zu dieſem Bankerott 
geführt hat. (Sehr richtig!) Es iſt zweifellos, daß 
die Aufſtellung, die uns unter dem Titel „Ueber⸗ 
blick über den Haushaltsplan für 1928“ vorge⸗ 
legt wird, einigermaßen befremden muß; denn 
die Bilanz zeigt doch, daß der Staat die ganzen 
Jahre vorher wie ein Bankerotteur gewirtſchaf⸗ 
tet haben muß, d. h. er hat Ausgaben gemacht, 
ohne die Einnahmen zu haben. Ja, Herr Abg. 
Schilke, es ſtimmt ſchon, auch wenn Sie noch ſo 
ſüßſauer lächeln. Sie werden es in Ihrer Partei 
gerade am beſten wiſſen, daß einer Ihrer Herren, 
nämlich der Herr Abg. Weiß ſtreikt, weil ihm die 
neue Richtung in dieſem Sinne nicht paßt. Aber 
eins iſt ſelbſtverſtändlich. Nicht nur dieſer Etat, 
ſondern die geſamten Etats ſeit Begründung des 
Freiſtaates hatten ungefähr die Proportion 50 
Prozent Ausgaben an Beamtengehältern und 
nur 50 Prozent ſachliche Ausgaben. 

Für uns handelt es ſich 
darum durch ein Nachprüfen der Urſachen des 
Zuſammenbruchs vielleicht doch die Möglichkeit 
zu bekommen, hier den Volkstag endlich einmal 
zu einer verfaſſungsändernden Mehrheit zuſam⸗ 
menzubringen, um reinen Tiſch zu machen. Ich 
glaube, ſämtliche Parteien müſſen nunmehr der 
Ueberzeugung ſein, daß hier etwas geſchehen 
muß. Die Ausſichten, die der Herr Finanzſenator 
uns gab, waren ja mehr als troſtlos. Ein Satz 
intereſſierte uns zunächſt, nämlich das Bekennt⸗ 
nis, daß wir den Kampf dem Steuerexekutor an⸗ 
jagen müßten. Das war allerdings etwas, was 
jeden Denkenden erheblich in Erſtaunen ſetzen 
mußte. Wir kennen ja alle aus der Jugend oder, 
wenn wir gebildeter ſind, aus dem Original den 
Don Quichotte. Wir wiſſen, daß dieſer Ritter 
mit ſeiner Lanze gegen alles anritt, ſogar gegen 
Windmühlenflügel. Gegen ſich ſelbſt allerdings 


iſt er niemals vorgegangen, das konnte er nicht. 


Das war Herrn Rinanzjenator Dr. Volkmann 
überlaſſen, der am Vormittag die geſamten 
Steuerexekutoren auf die Wirtſchaft gehetzt hat 
und nachmittags erklärte: Kampf dem Steuer⸗ 
exekutor! (Hört, hört! rechts.) Inſofern, das muß 
ich offen erklären, verſtehe ich den Herrn Finanz⸗ 
ſenator nicht, insbeſondere auch nicht nach der 
Richtung hin, daß er es fertig bekommen hat, 
einen Kardinalfehler, nämlich die verkehrte Woh⸗ 
nungspolitik der verfloſſenen Jahre inſofern 
herauszuſtreichen als er ſagte, die Wohnungs⸗ 
wirtſchaft und das in der Wohnungswirtſchaft 
Geleiſtete bildeten ein Ruhmesblatt in der Dan⸗ 
ziger Finanzgeſchichte. Daß Herr Abg. Kloßowſki 
mit dieſer Wirtſchaft einverſtanden iſt, wundert 
mich nicht. Aber das ein an ſich doch bürgerlicher 
und ziemlich rechtsſtehender Senator dieſe rein 
ſozialiſtiſche Wirtſchaft ein Ruhmesblatt nennt, 
wird uns ewig ſchleierhaft bleiben, genau ſo, 
Herr Abg. Hoppenrath. wie es uns unerfindlich 
iſt, wie Sie ſich dieſem geradezu kataſtrophalen 
Bekenntnis vom bürgerlichen Standpunkt aus an⸗ 
ſchließen können. Herr Abg. Dr. Ziehm hat im 
Moment der Gefahr, als der AUnterſuchungsaus⸗ 


im weſentlichen 


Mittwoch, den 25. April 1928. 


ſchuß eingeſetzt war, das Schlachtfeld geräumt. 
Er handelt ebenſo wie viele, die ſich deutſchnatio⸗ 
nal nennen und nicht Stange halten. Sie haben 
den kleinen Fehler gemacht und erklärt, es ſei 
ſchon jo, daß die bisherige Wirtſchaft ein 
Ruhmesblatt bedeute. Wir behaupten das ſtrikte 
Gegenteil. Die geſamte Kataſtrophe des Frei⸗ 
ſtaates iſt nur deshalb eingetreten, weil der Se⸗ 
nator Ihrer deutſchnationalen Partei erklärt hat, 
wir müßten den Zwang im Wohnungsweſen ein⸗ 
führen und weil er die Höchſtmieten und die 
Zwangswirtſchaft eingeführt hat. Herr Schilke, 
lachen Sie nicht, Sie haben es ja mitgemacht. Sie 
und Ihre Partei ſind hauptſächlich an dem gan⸗ 
zen Unglück mit ſchuld. Einmal bringen Sie ein 
Wohnungswirtſchaftsgeſetz ein, dann reden Sie 
in einer Verſammlung, Sie dächten gar nicht 
daran, das Geſetz durchzubringen, wenn Sie Ar⸗ 
beiter vor ſich haben. (Zuruf des Abg. Schilke.) 
Ja, weil Sie dem Mann erklärten, wenn er jetzt 
nicht zurüziehe, würde er gemaßregelt. So ſehen 
Sie aus, Herr Schilke. Jedenfalls ſtelle ich feſt, 
daß Zentrum und Deutſchnationale dieſe Zwangs⸗ 
wirtſchaft eingeführt haben und daß es ziemlich 
troſtlos iſt, daß ſie bisher micht erkannt haben, 
daß zum mindeſten die Einführung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft keinen Ruhmestitel in der ganzen 
Danziger Finanzwirtſchaft bedeutet. 

Der Herr Finanzſenator ſagte, wir müßten 
den Steuerexekutor nicht auf die Bevölkerung 
hetzen, wir müßten ihm das Handwerk beſchnei⸗ 
den. Es iſt ſelbſtverſtändlich ſehr ſchwer, im 
gegenwärtigen Moment alles das ohne weiteres 
rückgängig zu machen, was bisher geſchehen iſt. 
Wir unſererſeits, Herr Abg. Dr. Hoppenrath, 
kämpfen ſelbſtverſtändlich mit allen Miteln da⸗ 
für, daß der Einfluß der öffentlichen Hand einge⸗ 
dämmt wird, daß es nicht, wie bisher, dazu 
kommt, daß heute im weſentlichen 80 Prozent 
der geſamten Privatwirtſchaft enteignet ſind. 
Aber, Herr Hoppenrath, wenn Sie ſich hier hin⸗ 
ſtellten und die Rede hielten, hat das wohl ſeinen 
guten Grund. Sie haben offenbar die ganzen 
ſieben Jahre in Tiegenhof, oder wo Sie waren, 
geſchlafen. Sonſt würden Sie wiſſen, daß im 
weſentlichen von Ihrer Partei die öffentliche 
Hand in Danzig in einer Weiſe ausgebaut iſt, 
daß wir und unſere Partei gezwungen waren, in 
die allerſchärfſte Oppoſition zu treten. Nur des⸗ 
halb, weil Ihre Partei in einer geradezu unver⸗ 
antwortlichen Weiſe ſozialiſtiſche Politik trieb. 
(Heiterkeit.) Deshalb ſind wir in die Oppoſition 
getrieben worden. Jetzt haben Sie den Mut, ſich 
hier hinzuſtellen und zu bedauern, daß die öffent⸗ 
liche Hand in Danzig immer weiter ausgebaut 
wird. Sie ſtellen ſich hin und erklären namens 
Ihrer Partei, daß Sie der Sozialdemokratie den 
ſchärfſten Kampf anſagen. Ich muß Ihnen offen 
ſagen, wenn ſich der Herr Finanzſenator mit 
ſeiner Anſicht, Kampf gegen den Steuerdiktator, 
ſchon einen Don Quichotte-Streich geleiſtet hat, 
sit Ihre Geſchichte eine Leiſtung des Herrn 


Sancho Panſa, wie ſie beſſer nicht ſein kann. Herr 
Hoppenrath, Sie wollen den Kampf mit der 
Bürokratie aufnehmen, (Abg. Dr. Hoppenrath: 
Jawohl!) und Sie ſind doch mit der Bürokratie 
verſchwägert. Jeder Menſch, der ſich hier während 
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der vergangenen Legislaturperiode hingeſtellt 
hat und ein freies Wort wagte, wie Herr Gutt⸗ 
zeit, der der Bürokratie den Kampf erklärte, als 
Sie noch in der Regierung waren, wird abgeſägt, 
wie ja auch Herr Guttzeit nicht wieder auf der 
Abgeordnetenliſte erſchienen iſt. Herr Dr. Ziehm 
desavouierte ihn damals und jagte, es wäre nicht 
richtig, daß das die Meinung der Partei wäre. 
Herr Dr. Hoppenrath, Sie haben Glück, daß Herr 
Dr. Ziehm nicht hier iſt. (Heiterkeit. ) 
Aber gerade deshalb möchte ich Ihnen noch 
einmal bezüglich der Wohnungswirtſchaft folgen⸗ 
des in die Ohren rufen. Gerade damals, als es 
ſich darum handelte, die öffentliche Hand nicht zu 
bevorzugen, gerade bei Einführung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft und bei Schaffung des jetzt noch gel⸗ 
tenden Geſetzes bin ich namens der Partei zu 
Herrn Dr. Ziehm und auch zu Herren Dr. Leske 
gegangen. Ich hatte vor den Wahlen in öffent⸗ 
lichen Verſammlungen gegen die Zwangswirt⸗ 
ſchaft Stellung genommen. Da wurde ich zu 
Herrn Dr. Leske und Herrn Dr. Ziehm zitiert, 
und es wurde mir geſagt: „Herr Regierungsrat, 
wenn Sie es wagen, gegen Maßnahmen der Re⸗ 
gierung vorzugehen, wenn Sie wagen, unſere 
Pläne in der Zwangswirtſchaft zu durchkreuzen, 
werden wir diſziplinariſch gegen Sie vorgehen.“ 
Das hat Herr Dr. Leske im Auftrage des Senats 
mir eröffnet, nachdem mir der Polizeipräſident, 
ich war damals auf der Polizei tätig, Aehnliches 
angedroht hat. 
So iſt es gekommen, daß wir jetzt vor einer 
Kataſtrophe ſtehen, daß tatſächlich jetzt nicht nur 
der Beſitz, ſondern die geſamte Wirtſchaft in die 
öffentliche Hand übergeführt iſt; denn gerade Ihre 
Herren haben im weſentlichen die öffentliche Hand 
in Danzig ſo ausgebaut, daß jetzt kein Gewerbe⸗ 
treibender mehr Licht und Luft hat. Da muß ich 
ja ſagen, es iſt für mich perſönlich augenblicklich 
eine Befriedigung, daß ich feſtſtellen kann: Ich für 
meine Perſon, Herr Hoppenrath, habe damals die 
Stirn gehabt zu bleiben und den Kampf durchzu⸗ 
führen, im Intereſſe meiner Sache und des Be⸗ 
fißes, während auf der andern Seite, das bin ich 
Ihnen ſchuldig, Herr Dr. Hoppenrath, wegen 
Ihres Zwiſchenrufes von vorhin, Herr Dr. Ziehm, 
nachdem er doch offenbar in gutem Glauben die 
jetzige Regierung wegen der Einwohnerwehr an⸗ 


griff, a tempo das Schlachtfeld verläßt und flüchtet. 


Er mußte als Offizier hier bleiben und durch⸗ 
kämpfen. Was dem Regierungsreferendar damals 
recht war, nämlich das Diſziplinarverfahren, iſt 
Herrn Dr. Ziehm billig, nicht, weil er für die 
Einwohnerwehr war; denn ich ſtehe auf dem 
Standpunkt, daß die Einwohnerwehr erhalten 
bleiben mußte, aber weil er hier eine Sache an⸗ 
langt, ohne ſie durchzuführen. Ich wünſche ihm. 
das Diſziplinarverfahren, weil er uns damals 
durch ſeine Politik in die Oppoſition getrieben 
hat, weil er kein Herz für den Beſitz hatte, ſondern 
nur ſeine verdammte Politik trieb. Deshalb it 
es ſo unerhört, das muß ich offen ſagen, daß Sie 
ſich namens Ihrer Partei hier hinſtellen und er⸗ 
klären: „Wir wollen der Bürokratie den Kampf 
ansagen.“ (Abg. Hoppenrath: Warten Sie ab!) 
Sie ſagen der Bürokratie ſolange den Kampf an, 
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als Sie in der Oppoſition ſitzen. Wenn Sie in der 
Regierung ſitzen, kennen Sie nur eins, die Büro⸗ 
kratie und die Intereſſen Ihrer Bürokratie. 

M. D. u. H.! Es iſt ſchon jo, das Anglück iſt 
über Danzig gekommen, weil man im weſentlichen 
in Danzig dachte, wir werden die Macht behalten, 
wir haben eine Verfaſſung, die eine Auflöſung des 
Parlaments nicht kennt, wir können alſo regieren. 
Und zwar haben Sie nicht etwa regiert in dem 
Sinne eines Kampfes gegen die öffentliche Hand, 
nicht im Sinne eines Kampfes für das Gewerbe, 
wie Sie erzählen. Gewöhnlich war es ſo, daß 
unter der bürgerlichen Regierung Herr Habel, 
wenn er als Handwerkskammerpräſident irgend 
welche Maßnahmen hier empfahl, in splendid 
isolation blieb und auch allein für die Aufhebung 
der Schneiderwerkſtätte beim Zoll uſw. ſtimmte. 
Wenn es ſich um die Gefangenenarbeit handelte, 
ſtimmte er allein, während die bürgerliche Koali⸗ 
tion dagegen ſtimmte. (Abg. Philipſen: Das iſt 
nicht wahr!) Ich hätte Ihnen geraten, nicht jo 
mit Zwiſchenrufen zu arbeiten, ſonſt müßte ich 
Ihnen gegenüber deutlicher werden. Sie haben 
als Vertreter Ihrer Bürokratie die Hauptſchuld. 
Gerade dieſes Beiſpiel der Wohnungswirtſchaft 
und der Einführung der Wohnungswirtſchaft be⸗ 
weiſt am beſten, wie Sie lediglich leere Worte 
gemacht haben. (Abg. Philipſen: Wenn Sie nicht 
ſabotiert hätten!) Ich habe Ihnen ſchon erzählt, 
weil Ihr Senator mit einem Diſziplinarverfahren 


kam, weil ich für den Beſitz eintrat, mußte ich in. 


die Oppoſition gehen. Wenn Sie das nicht lernen 
wollen, wundere ich mich, daß Sie Oberpoſtinſpek⸗ 
tor geworden find. Oder ſind Sie etwa jo ſchwer 
von Begriff, wie Herr v. Tobien im Unterſu⸗ 
chungsausſchuß? (Zuruf des Abg. Philipſen.) 
Laſſen Sie doch die Zwiſchenrufe, hören Sie zu, 
dann lernen Sie etwas. (Abg. Philipſen: Sie 
haben ſabotiert, das iſt die Wahrheit, die können 
Sie nicht ertragen!) 


Vizepräſident Neubauer: Sie haben nicht das 
Wort, Herr Philipſen, das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Ge⸗ 
legentlich der Frage der Zwangswirtſchaft komme 
ich ſelbſtverſtändlich auf das Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz, von dem Herr Philipſen ſagte, daß 
wir das Geſetz ſabotiert hätten. (Abg. Philipſen: 
Ich bewundere Ihre Dreiſtigkeit, das noch zu be⸗ 
ſtreiten! Ihre Dreiſtigkeit überſteigt tatſächlich 
alles!) Schon mein Herr Vorredner hat erklärt, 
daß das Wohnungswirtſchaftsgeſetz nach der 
Aeußerung des Herrn Finanzſenators im weſent⸗ 
lichen als ein Finanzierungsgeſetz für den Staats⸗ 
ſäckel gedacht war. Es ſtimmt ſchon, was der Herr 
Vorredner ſagte. In der Rede des Finanzſenators 
findet ſich ein Satz, der ungefähr lautet: „Anſer 
Etat iſt augenblicklich ſchlecht zu balancieren. Wir 
haben große Ausfälle, weil das Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz nicht Geſetz geworden iſt.“ Sehen Sie, 
Herr Philipſen, nun komme ich zu dem entſcheiden⸗ 
den Punkt. (Zuruf des Abg. Philipſen.) Melden 
Sie ſich doch nachher zum Wort! (Abg. Philipſen: 
Fragen Sie jeden Hausbeſitzer, was er durch Ihre 
Sabotage bis jetzt verloren hat!) 


) 


j 
) 
| 
! 
| 
j 


(A) 


(B) 


422 Volkstag Danzig — 24. Sitzung. 


Vizepräſident Neubauer: Ich möchte Sie drin⸗ 


gend bitten, den Herrn Redner nicht dauernd zu 
unterbrechen. (Abg. Philipſen: Wenn er ſich per⸗ 
ſönlich an mich wendet, muß ich antworten!) 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Nächſten 
Dienstag iſt Neuwahl des Hausbeſitzervereins. 
Kommen Sie hin und reden Sie da! M. D. u. H.! 
Es handelt ſich hier um die Frage, wer das Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz ſabotiert hat und weshalb. 
Es handelt ſich darum, daß der Finanzſenator hier 
erklärt hat (Zuruf des Abg. Philipſen), es iſt hier 
von Regierungsſeite erklärt worden, der Ausfall, 
den die Regierung erlitten habe, ſei merklich fühl⸗ 
bar. Man hat alſo, was wir ſchon lange dachten, 
das Geſetz lediglich benutzen wollen, um neue Mit⸗ 
tel hereinzubekommen, und zwar war es der be⸗ 
rühmte § 5, der das beſtimmte. Herr Philipſen, 
ſehen Sie das Geſetz nach, da ſteht, daß bei Nicht⸗ 
zahlung der Wohnungsbauabgabe durch den Mie⸗ 
ter der Hausbeſitzer mit ſeinem Beſitz haftet. Da 
haben wir natürlich dem Geſetz eiſernſte Oppoſi⸗ 
tion geboten. Wir wußten ja und wir haben heute 
den Beweis in der Hand, daß das Geſetz ſofort 
lombardiert werden ſollte. Herr Dr. Volkmann 
wäre nach London gefahren und hätte es kapitali⸗ 
ſiert. Er hätte auf 8 Jahre 35 Millionen ge- 
pumpt, um den Staatsbankerott weiter ver⸗ 
ſchleiern zu können, den er heute bekennen muß. 
Weil wir den Hausbeſitz nicht dazu hergeben woll⸗ 
ten, um auf ihm das Defizit und die bürokratiſche 
Wirtſchaft zu ſtützen, deshalb haben wir ſolange 
eiſernen Widerſtand geleiſtet, als es nicht klar 
war, daß dieſe Beſtimmung fiel. In demſelben 
Augenblick, in dem der Regierungsvertrteter er⸗ 
klärte: „Wir denken niemals daran“, haben wir 
uns ſofort in der nächſten Sitzung für das Geſetz 
erklärt, und dafür geſtimmt, Herr Abg. Philipſen. 
Das iſt die Wahrheit. (Fragen Sie Herrn Bren⸗ 
ner und Herrn Bahl! rechts.) Mit dem haben Sie 
Freundſchaft geſchloſſen? Nett von Ihnen, früher 
hatten Sie ihn gar nicht leidem mögen. (Heiterkeit.) 

Ich ſtelle alſo feſt, daß wir die Finanzpolitik 
nach dieſer Richtung hin aufs ſchärfſte bekämpfen 
müſſen. Der Beſitz iſt nicht dazu da, um aus 
ſeinen Mitteln etwa ein Staatsdefizit zu decken. 
Daß das Defizit da iſt, ergibt ja die Aufſtellung 
ganz einwandfrei. Es ſind nach der Aufſtellung 
11 300 000, — Gulden Defizitverpflichtungen da. 
Es ſind aber auch bei der Aufſtellung über Forde⸗ 
rungen und Ausſtände Poſitionen enthalten, wel⸗ 
che das Loch noch erheblich tiefer machen. Es han⸗ 
delt ſich beiſpielsweiſe um Steuerforderungen am 
31. 12. 1927 in Höhe von 4,8 Millionen, aljo rund 
5 Millionen. Ich glaube, der kluge Kaufmann 
würde dieſe Forderungen conto dubiosa buchen, 
weil er genau weiß, daß er die Forderungen nicht 
einbekommt. Es ſind dann Wohnungsbaudar⸗ 
lehen aus der Pfundanleihe 3 800 000 an die Stadt 
Danzig gegeben worden. Wenn Sie glauben, daß 
Sie ſie zurückbekommen, ſind Sie ein großer Op⸗ 
timiſt. Wenn Sie meiter meinen, aus dem Konto 
„Betriebsmittel, Verkehr“ 12 Millionen zurück zu 
bekommen, ſo iſt das noch gefährlicher. Gerade 
Ihnen, m. H. Deutſchnationalen und Herr Philip⸗ 
ſen, müßte die Poſition vorausgezahlte Gehälter 
in Höhe von 4 Millionen einiges zu denken geben. 
Es werden Schulden gemacht und die Beträge 
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zwiſchen Staat und Kommunen herumgeworfen. 
(Zurufe rechts.) Sie ſind in die A. T.⸗Diele mit 
dem E. K. I gegangen, betrunken und haben 
„Deutſchland, Deutſchland über alles“ geſungen. 
Wollen Sie das leugnen, Herr Abg. Philipſen? 
(Hört, hört! links.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte bitten, 
die perſönlichen Anwürfe zu unterlaſſen. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (DV. P.): Ich 
ſtelle feſt, daß ſich Herr Abg. Philipſen mir gegen⸗ 
über einen Zuruf erlaubt hat, worauf ich ihm er⸗ 
klärt habe, er ſolle bei ſich ſelbſt anfangen. 

Vizepräſident Neubauer: Ich habe damit auch 
Herrn Abg. Philipſen gemeint. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Herr 
Abg. Philipſen ſoll nicht den ſtell vertretenden 
Fraktionsvorſitzenden erſetzen, der heute auch nicht 
hier iſt. Sie werden doch nicht Amtsrat werden. 
Jetzt iſt die Geſchichte aus, mit Ihren Zwiſchen⸗ 
rufen werden Sie es nicht. ( Heiterkeit.) M. D. u. 
H.! Es ſteht feſt, daß die Unterbilanz da iſt und 
daß wir nicht geſunden werden. Da muß ich der 
jetzigen Regierung erklären, daß der uns vorge⸗ 
legte Etat vielleicht einigen Willen zur Beſſerung 
zeigt, aber auch zu ſchwerſten Bedenken Anlaß 
gibt. Im Etat für öffentliche Arbeiten könnten 
jetzt Erſparniſſe gemacht werden. Einer der Re⸗ 
gierungsräte iſt diſziplinariſch gemaßregelt wor: 
den, weil er irgendwie bei der Domänenverwal⸗ 
tung ſich bei den Großagrariern mißliebig gemacht 
hat und einige Dächer nicht machen wollte. Der 
iſt abgeſägt. Der oberſte Chef vom Hochbauamt in 
der Gehaltsgruppe ! iſt auch glücklich nach Deutjch- 
land gegangen und einer it irgendwo gewählt 
worden. Wir ſind alſo in der geradezu glücklichen 
Lage, zwei Regierungsrats⸗ und eine Referenten⸗ 
ſtelle frei zu haben. (Abg. Raſchke: Das iſt ein 
Poſten für Sie! — Heiterkeit.) Da finde ich es 
eigenartig, daß die jetzige Regierung dieſe Poſi⸗ 
tionen nicht ſtreicht, denn ſo leicht werden wir ja 
Beamte nicht los. Wir werden Herrn Dr. Ziehm 
los werden, weil das Diſziplinarverfahren gegen 
ihn eröffnet wird. Ich nehme das wenigſtens an. 
Ich nehme an, daß man Herrn v. Tobien wegen 
allzu großer Dummheit ein Diſziplinarverfahren 
an den Hals hängt. (Er wird Attaché! links.) Dazu 
wäre er geeignet. Die drei Poſten in der Bauver⸗ 
waltung könnte man alſo einſparen. Früher hatten 
wir Im der ganzen Provinz drüben im Senatsge⸗ 
bäude einen Herrn, der das gut machte. Dann war 
noch ein Herr bei der Stadt und ein Regierungs⸗ 
baumeiſter. Die bauten ſämtliche Provinzial⸗ 
ſchulgebäude und alles. Wozu jetzt drei neue 
Herren herholen? Ich weiß, daß die Stelle im 
Verwaltungsblatt ausgeſchrieben iſt und daß aus 
Deutſchland wieder einmal jemand hergeholt wer⸗ 
den ſoll. Da müſſen wir energiſch dagegen Front 
machen. Die drei Stellen ſind glatt einzuſparen. 
Wir haben ſoviel abgeſägte Bauräte und Inge⸗ 
nieure in Danzig, daß dieſe Stellen mit dieſen 
Herren beſetzt werden könnten. 
micht den Luxus leiſten, daß, wenn Herrn Senator 
Runge die Naſe eines Baurats nicht gefällt, der 
Baurat abgeſägt und an eine Stelle geſetzt wird, 
wo er nichts leiſten kann. Wir haben beiſpiels⸗ 
weiſe den Baurat Schulz. Der iſt ſeit ein paar 
Jahren abgeſtellt, weil er Elektrotechniker iſt und 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

Herrn Runge nicht gefallen hat. Heute macht er 
ungefähr den Dienſt eines Sekretärs. Wir können 
jo nicht weiter wirtſchaften. Ich habe ſelbſtver⸗ 
ſtändlich den beſten Einblick in die geſamte Se⸗ 
natswirtſchaft und in die Art und Weiſe der Per⸗ 
ſonalpolitik. 

Der Anterſuchungsausſchuß hat ja gezeigt, daß 
ich beiſpielsweiſe recht hatte, wenn ich immer er⸗ 
klärte, daß die Dienſtſtelle eines Majors in Ge⸗ 
haltsgruppe 12 als Leiter der Polizeiſchule über⸗ 
flüſſig fer und daß die Stelle nebenamtlich von 
irgend einem Juriſten oder meinetwegen auch von 
einem Hauptmann oder Major der Schutzpolizei 
verſehen werden könne. Daß der betreffende Ma⸗ 
jor unfähig iſt, das hat der Anterſuchungsausſchuß 
bewieſen. Der Mann konnte nicht drei Sätze im 
Zuſammenhang sprechen, iſt aber Leiter der Poli⸗ 
zeiſchule und beſchäftigt ſich im weſentlichen mit 
politiſchem Klatſch im Senatsgebäude. Was nützt 
hier alles Reden, wenn in die Luft geſprochen 
wird. Daten müſſen folgen! Ich habe ein Beiſpiel 
herausgegriffen, die Bauverwaltung, wo jetzt drei 
Bauräte eingeſpart werden könnten. Wenn wir 
alles zuſammenrechnen — es wird noch eine Woh⸗ 
nung in Anſpruch genommen — ſo iſt das eine 
jährliche Ausgabe von rund 50 000 Gulden. So 
kommt eins zum anderen. Ich nehme nur eine 
Poſition, wieder aus dem Etat für öffentliche Ar⸗ 
beiten, nämlich die Wärmeſtelle. Da haben Sie, 
Herr Abg. Dr. Hoppenrath, erklärt: Kampf der 
Verſtaatlichung. Die Wärmeſtelle iſt eine Einrich⸗ 
tung unſerer lieben bürgerlichen Regierung. Die 
Wärmeſtelle koſtet auch 50 000 Gulden, und nimmt 
elektrotechniſchen Betrieben lediglich Licht und 
Luft. So ſchluckt die öffentliche Hand das, und die 
Privatwirtſchaft geht pleite. Ich will mich nicht 
in Details verlieren, ſonſt könnte ich Ihnen Ver⸗ 
ſchiedenes erzählen, wie da geſpart iſt. Ich greife 
nur die Fälle heraus, bei denen augenblicklich 
Stellen nicht beſetzt ſind. Es muß ein Schnitt ge⸗ 
macht werden, und zwar ein ganz energiſcher. Es 
geht nur ſo zu machen, wie in jedem faufmänni- 
ſchen Betrieb. Da mir gerade die Landwirtſchaft 


am nächſten liegt, möchte ich folgendes erzählen. 


Geſtern teilte mir ein großer Beſitzer, der früher 
einen Beamten, einen Eleven, eine Wirtſchafterin 
und anderes Perſonal hatte, mit, daß er jetzt ohne 
einen Beamten, ohne Eleven und ohne Wirtſchaf⸗ 
terin arbeite, weil er das Geld nicht mehr habe, 
um ſie behalten zu können. 1 
Jetzt gibt es für uns nur eins. Der Etat wird 
io balanciert, daß von 72 Millionen mehr als die 
Hälfte, nämlich 43 Millionen oder noch mehr für 
Beamte ausgegeben wird. Es geht nun nur ſo wie 


im kaufmänniſchen Betrieb zu machen, ſtreichen 


Sie hier enorm, ſtreichen Sie 10 Millionen und 
jagen Sie, der Staat muß die 10 Millionen ſpa⸗ 
ren. Wie er ſpart, iſt gleichgültig. Das hat auch 
niemand dem Landwirt geſagt oder den Gewerbe⸗ 
treibenden, als ſie ſich nach der Inflation um⸗ 
ſtellen mußten. Streichen Sie 10 Millionen, ſtrei⸗ 
chen Sie an den Beamtengehältern. Laß die Re⸗ 
gierung fi umſtellen! Nur jo kann der Staat ge 
rettet werden, ſonſt hat es keinen Zweck, den Etat 
anzunehmen. 5 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Moczynſki. a 
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Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.] Es geht das Gerücht um... (Heiterkeit. — 
Wollen Sie einen Unterſuchungsausſchuß ein⸗ 
ſetzen? links. — Nun ſpricht Warſchau! rechts.) 
Sie müſſen niemals von ſich ſelbſt auf andere ur⸗ 
teilen, und wenn Sie im Namen Berlins zu ſpre⸗ 
chen pflegen, nicht von ſich ſelbſt auf andere ſchlie⸗ 
ßen! — Alſo zum dritten Mal, es geht das Ge⸗ 
rücht um, als ob es in England einen Prinzen von 
Wales gäbe, welcher in ſeinem Lande die Rolle 
eines lebendigen Knigge nicht nur für alle Back⸗ 
fiſche, ſondern für alle übrigen ſpleenigen Englän⸗ 
der übernommen hat. In unſerm reaktionären 
Danzig verſuchte vor ungefähr einem Jahr der 
Herr Kollege Dr. Blavier den Parlaments⸗ 
Knigge für Danzig zu ſpielen und die Farbe der 
Beinkleider für amtierende Finanzſenatoren ein 
für allemal feſtzulegen, ohne jedoch Beachtung zu 
finden. (Heiterfeit.) Ein weſentlich größerer Er⸗ 
folg war jedoch den bahnbrechenden Beſtrebungen 
des Finanzſenators ſelbſt beſchieden, welcher ſeine 
finanzpolitiſchen Erklärungen ſchon rein äußerlich 
als Dichtung zu kennzeichnen verſuchte, indem er 
dieſelben mit klaſſiſchen Dichterzitaten, namentlich 
von Chamiſſo, zu finaliſieren pflegte. 

And er hat Schule gemacht! Was ein Akademi⸗ 
ker iſt, merkt gleich einen Wink mit dem Zaun⸗ 
pfahl, und wenn es auch nicht gleich Chamiſſo iſt, 
jo muß doch wenigſtens ein Goethe herhalten. Und 
jo haben wir das erhebende Schauspiel bei den 
geſtrigen Beratungen gehabt und auch heute von 
Herrn Dr. Blavier, daß ein Teil der Redner ihre 
finanztechniſchen Erwägungen mit Goethes Zita⸗ 
ten auszuſchmücken verſuchten. Dieſe Ueberlegen⸗ 
heit ließ mir den ganzen Tag keine Ruhe, (Heiter⸗ 
keit) zumal es beſchämend wäre, in ſolchen Fällen 
die klaſſiſche Bildung unter den Scheffel zu ſtellen. 
Doch wie das in ſolchen und ähnlichen Fällen vor⸗ 
zukommen pflegt, „der Geiſt iſt willig, doch das 
Fleiſch iſt ſchwach“. — Verzeihung, das iſt nur ein 
Sprichwort, welches ich nicht auf die Regierungs⸗ 
erklärungen beziehe, ſondern auf meinen Zuſtand, 
als ich nach einem klaſſiſchen Dichterzitat ſuchte. 
Endlich nach mehrmaligem Durchleſen der Rede 
des Herrn Senatspräſidenten Dr. Heinrich Sahm, 
entrang ſich mir unwillkürlich der klaſſiſche Seuf⸗ 
zer des armen Gretchens: „Heinrich, mir graut vor 
Dir!“ (Heiterkeit.) 

Di.ieſes geflügelte Goethe⸗Zitat war wirklich 
das, was ich brauchte, um meine Gleichwertigkeit 
mit den geſtrigen Rednern zu beweiſen; denn es 
iſt wirklich kein beſonderes parlamentariſches Ver⸗ 
gnügen, zu Regierungserklärungen Stellung neh⸗ 
men zu müſſen, über welche die Schriftgelehrten, 
ſowohl der Regierungsparteien wie der Oppoſi⸗ 
tion, einer Meinung ſind. Wenn dieſes auch nicht 
ohne Einſchränkungen betreffend der Reden der 
Herren Sahm und Dr. Volkmann geſagt werden 
kann, ſo war diesmal die Preſſe beider Richtungen 
wenigſtens darin einig, daß beide Herren in 
einem ſo reſignierten Tone geſprochen haben, als 
ob ihnen vollkommen die Ueberzeugung des vor⸗ 
getragenen Stoffes fehlte. Das an und für ſich faſt 
halbleere Haus quittierte dieſe Vorträge auch 
kaum mit einigen verſchämten Bravo⸗Rufen, wel⸗ 
che den Eindruck bei dem in ihrem Nickerchen auf⸗ 
geſcheuchten Inhabern der Diplomatenloge er⸗ 
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wecken konnten, daß nicht der Senatspräſident, ſon⸗ 


dern ein Minderheitsvertreter im Genre eines Dr. 
Moczynſki eine von ſeinen üblichen anmaßenden 
Reden beendet habe. ( Heiterkeit.) Und doch kann⸗ 
ten wir es einſt anders: Herr Dr. Volkmann 
konnte einſt das Rednerpult beſteigen und anſtatt 
einer ſachlichen Erklärung dreimal Vaterunſer 
herunterbeten, der Beifall der Rechten war ihm 
immer ſicher. 

Was iſt denn nun eigentlich los? Ich ſehe da 
zwei Möglichkeiten: Einmal laſten auf den Herren 
doch zu ſehr die von Bethmann⸗Hollweg ins preu⸗ 
ziſche Beamtenlexikon hineingebrachten „gott⸗ 
gewollten Abhängigkeiten“, welche ſie bei der miß⸗ 
lichen Finanzlage zwingen, einen Etat einzubrin⸗ 
gen, der nur den Anſchein eines ausbalancierten 
Etats hat, und zweitens liegt die Wahrſcheinlich⸗ 
keit nahe, daß im Senat doch Gärungen vorhan⸗ 
den ſind, welche jeden Augenblick zum Ausbruch 
kommen können. 

M. D. u. H.! Es iſt wirklich eine ſtarke Zumu⸗ 
tung von dem Finanzſenator, dem Hauſe einen 
Haushaltsplan vorzulegen, deſſen Ziffern auf Ge⸗ 


ſetzen beruhen, welche noch gar nicht vom Volks⸗ 


tage beſchloſſen ſind, welche nicht einmal einge⸗ 
bracht oder dem Wortlaut nach bekannt ſind, wie 
3. B. das Geſetz über die Arbeitsloſen⸗Verſicherung 
und andere. Es gehört auch eine gute Portion 
wirklicher Anmaßung dazu, zu behaupten, daß der 
vorgelegte Etat 2 Millionen Netto⸗Erſparniſſe 
gegenüber dem Vorjahre bringe, und in derſelben 
Minute einen Nachtragsetat vorzulegen mit einer 
neuen Belaſtung von 3 Millionen. Alles dies ſind 
Kinkerlitzchen, die wir von Herrn Dr. Volkmann 
ja immer gewohnt waren, die aber in jo bdraſtiſcher 
Form wohl ſelten das Haus zu brüskieren ver⸗ 
ſuchten. Es iſt klar, daß jedem Finanzminiſter 
daran gelegen ſein muß, einen günſtig beleuchte⸗ 
ten, ausbalancierten Etat vorzulegen, doch hat 
jede finanztechniſche Ornamentierung ihre Gren⸗ 
zen, wo es ſich um poſitiven Schaden des Staates 
handelt. Und ein fundamentaler Schaden des 
Danziger Staatsweſens iſt es zweifellos, wenn zu 
dem von Herrn Dr. Volkmann für das nächſte 
Jahr in ſeiner „Etatsrede auf Abſchlag“ Hrophe⸗ 
zeiten Defizit auch noch das im vorliegenden Etat 
verborgene Defizit treten ſollte, um den geruh⸗ 
ſamen Danziger Bierfilz erſt dann, anſtatt ſchon 
heute, aus ſeinem Winterſchlafe zu erwecken. Aber 
Herr Dr. Volkmann weiß ganz genau, daß er über 
ein Jahr nicht mehr Danziger Finanzſenator ſein 
wird, wenn ich auch nicht gerade ſagen will, daß 
er ſich alsdann vergnügt die Hände reiben wird, 
um zu behaupten: „Ja, wo ich nicht mehr am Ru⸗ 
der bin, da iſt die Peſt in die Danziger Finanz⸗ 
wirtſchaft gefahren.“ Aber rein menſchlich ge⸗ 
nommen, wie nahe liegt jedem doch das Motto 
„Apres nous la deluge!“ (Senator Dr. Volkmann: 
Le deluge wollen wir jagen!) Bitte ſchön, aber 
natürlich: le deluge! „Nach uns die Sintflut.“ 
Pflicht des Parlaments iſt es aber, es dazu 
nicht kommen zu laſſen und nur einen Etat zu ge⸗ 
nehmigen, der den realen Tatſachen und Ziffern 
entſpricht, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß es kein 
ausgeglichener Etat ſein ſollte. Die Wege zum 
Ausgleich noch innerhalb der Wirtſchaftsperiode 
zu ſuchen, iſt keine Schande, zumal, wenn man ſich 
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bewußt iſt, daß eine neu in die Breſche ſpringende (Cr 


Regierung noch lange an dem Nachlaß ihrer Vor⸗ 
gänger zu kauen hat. Alſo aus dieſem Grunde iſt 
es rein erzieheriſch für die weiten Volksſchichten 
der Stammtiſchpolitiker angebracht, wirkliche Zif⸗ 
fern mit einem Fehletat zu bringen, anſtatt im 
nächſten Jahr den ganzen Vorwurf einer — Gott 
gebe es — unverdienten Mißwirtſchaft auf ſich zu 
nehmen und, m. H. von der Linken, daß Ihnen 
alsdann dieſer Vorwurf nicht wird erſpart wer⸗ 
den, daß er von den deutſchnationalen Stim⸗ 
mungsmachern in üblicher Weiſe ausgenutzt wer⸗ 
den wird, ſollten Sie doch nach den Erfahrungen 
des neueſten Unterſuchungsausſchuſſes genau jo 
gut wiſſen wie ich. Es iſt ja eine nur allzu beliebte 
Methode, bei ſkrupelloſen politiſchen Gegnern nach 
dem Motto „Etwas bleibt doch hängen“ zu arbei⸗ 
ten, zumal man da parteipolitiſche Erfolge ohne⸗ 
poſitive Arbeit erzielen kann. 

Ein ganz grelles Schlaglicht auf Vorgänge, 
welche ſich hinter den Kuliſſen abſpielen, wirft die 
Brüskierung des Herrn Dr. Volkmann an die 
Linke des Hauſes, der er infolge vorjähriger Ab⸗ 
lehnung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes die 
Mitſchuld an der troſtloſen Lage der heutigen Fi⸗ 
nanzen vorhält. 

Herr Senatsvizepräſident Gehl hat auf meine 
letztmalige Bemerkung, daß grundlegende Regie⸗ 
rungserklärungen eigentlich von parlamentari⸗ 
ſchen Senatoren gehalten werden müßten, be⸗ 
ſchwichtigend geantwortet, daß der Danziger Se⸗ 
nat eine Körperſchaft ſei und ſolche Sachen vorher 
in Billigung des ganzen Senatskollegiums erhal⸗ 
en. 
nator Dr. Volkmann nicht das Sprachrohr des 
Herzens des Herrn Senatsvizepräſidenten geweſen 
iſt ſondern ſich einen ſeiner unüberlegten Fa⸗ 


ſchingsſcherze erlaubte, welche doch noch das Se⸗ 


natskollegium nachträglich beſchäftigen dürften. 
Im Etat der Allgemeinen Verwaltung habe ich 
den ſchönen wilhelminiſchen Ausdruck von „ab⸗ 
kommandierten“ Beamten geleſen und dement⸗ 
ſprechend richte ich an die von dem Parlament ge⸗ 


wählten Senatoren die in ihrem eigenen Inter⸗ 


eſſe liegende Bitte, für die Zukunft nur ſolche 
hauptamtlichen Senatoren zu maßgebenden Re⸗ 
gierungserklärungen abzukommandieren, welche 
auch wirklich ihr Sprachrohr ſein können und» 
wollen. Höchſt erbaulich für die deutſchnationale 
Oppoſition dürfte aber, wie wir das ja geſtern be⸗ 
reits hörten, der Leitartikel der famoſen „Landes⸗ 


zeitung“ ſein, welche begierig dieſen Paſſus der 


Volkmannſchen Rede aufgreift und mit unver⸗ 


hohlener Freude von einer ſchallenden Ohrfeige 


an die Sozialdemokratie ſpricht, wobei das Er⸗ 
götzlichſte der Amſtand wäre, daß die dummen 
dickfelligen Sozis bei der Geſchicklichkeit Volk⸗ 
manns nichts davon gemerkt hätten. 

Es ſoll mir fern liegen, für die S. P. D. eine 
Lanze zu brechen, — dazu wird die ſtärkſte Partei 
dieſes Hauſes ſelbſt fähig ſein. Aber ſolche hinter 


die Kuliſſen der Koalition fallenden Schlaglichter 


deren es ja ſchon einige bei der Errichtung des Ar⸗ 
beitsdezernats gegeben hat, laſſen doch klar erken⸗ 
nen, warum der Senat, welcher unter dem Kriegs⸗ 
geſchrei der Verfaſſungsänderung die abgemagerte⸗ 


Senatsroſinante beſtieg, (Heiterkeit) nunmehr: 


Ich will diesmal annehmen, daß Herr Se⸗ rn 
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Volkstag Danzig — 24. Sitzung 


(Dr. Moczynſti, Abgeordneter) 

ganz ſtill über dieſen Punkt geworden iſt. Das 
Parlament hat aber ein dringendes Bedürfnis, zu 
erfahren, wie weit die Vorarbeiten zur Einbrin⸗ 


würfe gediehen ſind. Mir deucht beinahe, daß die 
Koalitionsparteien nicht nur voreinander Angſt 
verſpüren, ſondern auch ühren eigenen Schatten zu 
fürchten beginnen, damit er ja nicht auf den wel⸗ 
ken Salat im Garten des deutſchnationalen Nach⸗ 
barn falle, (Heiterkeit) woraus vielleicht eine neue 
Unterſuchungsaffäre entſtehen könnte. Darum 
nehme ich es auch weiter nicht tragiſch, wenn der 
Senat glaubt, den Deutſchnationalen ſchuldig zu 
ſein, zu erklären, daß das mangelnde Entgegen⸗ 
kommen Polens ihm nicht ermögliche, Fortſchritte 
auf dem wirtſchaftlichen Gebiete aufzuweiſen. 
Doch wäre es vielleicht angebrachter und klüger, 
anſtatt dem anderen Kontrahenten, mit dem man 
am Verhandlungstiſch ſitzt, aus demagogiſchen 
Gründen vor den Kopf zu ſtoßen, offen zu beken⸗ 
nen, daß das, was in acht Jahren verbruddelt 
worden iſt, nicht in zwei Monaten wieder gut zu 
machen geht. (Sehr gut! links.) Dabei weiß Herr 
Dr. Sahm doch ebenſo gut wie ich, daß es ſich bei 
den Verhandlungen betr. die gebrochenen Tarife 
lediglich um die Annahme der Verkehrsordnung 
handelt. Herr Sahm weiß auch ſicher, daß beide 
Delegationen ſich darauf geeinigt haben, die in 
den nächſten Tagen erſcheinende neue polniſche 
Verkehrsordnung abzuwarten, um alsdann die 
Verhandlungen zu beſchließen. Herr Senatsprä⸗ 
ſident Sahm iſt ja auch in ſeinem Inneren über⸗ 
zeugt, daß dieſe Verhandlungen mit der Auf⸗ 
hebung der gebrochenen Tarife endigen werden, 
aber Herr Sahm jagt micht, daß dieſe Verhandlun⸗ 
gen erſtmalig im Jahre 1921 begonnen haben und 
in ſieben Jahren ſo vermaſſelt worden ſind, daß 
man ſchon von einem Erfolg ſprechen kann, daß der 
neue Senat ſie in zwei Monaten ſo weit gefördert 
hat, wie fie jetzt ſtahen. (Hört, hört! links.) 

Und nun Edingen, ein Schreckgeſpenſt, welches 
nach anfänglichem Hohnlachen feſte Formen an⸗ 
nimmt. Wem iſt der raſche Ausbau dieſes Hafens 
mehr zu verdanken, als Ihnen, meine Herren von 
den Danziger Deutſchnationalen? Oder glauben 
Sie denn, daß Polen das Geld dazu hat, einen 
Hafen zu bauen, nur um ſeine 3½ Torpedoboote 
darin zu ſtationieren, ohne denſelben auch in an⸗ 
derer Hinſicht wirtſchaftlich geſtalten zu wollen? 
(Abg. Schwegmann: Franzöſiſche Intereffen!) Ha- 
ben Sie keine Bange vor den Franzoſen! Aber 
auch ſo ſcheint mir bei Annäherung an normale 
Verhältniſſe ſicher, daß zwei Häfen für ein Hinter⸗ 
land von der Größe Polens, ferner unter Berück⸗ 
ſichtigung des früher oder ſpäter einzusetzenden 
ruſſiſch⸗ukrainiſchen Verkehrs, reichlich Beſchäfti⸗ 
gung haben werden und ſich ſehr gut ergänzen kön⸗ 
Dei, anſtatt für einander verhaßte Konkurrenten 
zu ſein. Dabei muß man freilich aber frei von 
Tieberphantaſten ſein und nicht den polniſchen 
Teufel dort an die Wand malen, wo er nicht zu 
ſuchen iſt. 

7 Wie war es doch, Herr Senatspräſident, mit 
15 7 Lager des polniſchen Tabakmonopols? Soviel 
.) mich entſinne, ging durch die Preſſe vor kurzem 
ie Nachricht, daß Polen dieſes wertvolle Lager 


Jrundſätzlich im Danziger Hafen errichten wollte, 
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ein zweifelloſes Entgegenkommen auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet an den neuen Senat. Darauf ſetzte 
die Danziger Preſſe mit einer Kampagne ein, 
welche von einer neuen polniſchen Anmaßung fa⸗ 
ſelte, Danziger Hoheitsrechte durch das polniſche 
Staatsmonopol bedroht ſah und dergleichen Un⸗ 
ſinn. Die natürliche Folge war, daß Polen um⸗ 
gehend ſein Vorhaben änderte und das Lager nach 
Gdingen verlegte. Und nun wird von der Dan⸗ 
ziger Preſſe wieder feſt drauflos gejammert, daß 
Polen den Danziger Hafen mit ſeinen Tabakſen⸗ 
dungen zu boykottieren gedenke. Ja, meine Her⸗ 
ren Senatoren, wozu haben Sie denn vor kurzem 
die Preſſeſtelle des Senats errichtet, als dazu, um 
die Preſſe in Ihrem Sinne zu informieren und zu 
beeinfluſſen? Wieviel Gutes könnte gerade auf 
dieſem Wege geſchehen und wieviel Böſes vermie⸗ 
den werden, zumal dieſe Preſſeſtelle doch in den 
Händen eines der augenblicklichen Koalition ſehr 
naheſtehenden Politikers ruht. Eine ähnliche 
zweifelhafte Liebenswürdigkeit hat Herr Senator 
Dr. Volkmann am Leibe, wenn er wörtlich erklärt 
— Sie geſtatten, daß ich es vorleſe: 
Der Antrag des Senats auf Wiederaufnahme der 
Verhandlungen wegen einer Neufeſtſetzung des Zoll⸗ 
verbeilungsſchlüſſels hat bisher 17 nicht zu münd⸗ 


lichen Erörterungen mit der Repub if Polen geführt. 


n 


Dieſe Liebenswürdigkeit ſcheint den Vorzug zu 


haben, unwahr zu ſein. Mein Gedächtnis müßte 


mich nämlich gewaltig täuſchen, wenn ich glaube, 
vor einiger Zeit in den Tagesblättern geleſen zu 


haben, daß der Departementsdirektor des polni⸗ 


ſchen Finanzminiſteriums, Herr Raſinſti, welcher 
gewöhnlich dieſe Verhandlungen von polniſcher 
Seite leitete, in Danzig geweſen ſei und gerade in 
dieſer Angelegenheit dem Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten Sahm ſeine perſönliche Aufwartung gemacht 


habe, weil Herr Dr. Volkmann damals nicht in 


= 


Danzig anweſend geweſen ſei. Vielleicht weiß der 


Herr Finanzſenator nichts davon, doch nach der 


Erklärung des Herrn Gehl müßte man das be⸗ 


zweifeln. Nach dieſer Erklärung handelt es ſich 
doch beim Senat um ein einheitliches Kollegium 


von 22 Köpfen, worin freilich augenblicklich ein 


Kopf fehlt. 

Um wieviel wohltuender, anſtatt die Schuld 
auf andere abzuwälzen, würde es berühren, wenn 
frank und frei eigne Fehler zugeſtanden würden. 
Wie war es doch, Herr Finanzſenator, als Sie 


mir vor einigen Jahren auf einen Zwiſchenruf 


mit der Ihnen geläufigen Geſte antworteten: 
„Ach was, Herr Abg. Dr. Moizynſki, laſſen Sie 


den armen Zollkopf ruhig ſchlafen. Der oberſte 


Zollbeamte bin ich, und was beim Zoll vorgeht, 
habe ich zu verantworten!“ Ein ſchönes Wort, 
Herr Finanzſenator, ein echtes derbes Beamten⸗ 
wort, durchdrungen von deutſcher Pflichterfüllung 
und wilhelminiſchem Selbſtbewußtſein. (Heiter⸗ 
keit links.) Nun, Herr Finanzſenator, iſt die Reihe 
an Ihnen, dieſes Wort wahr zu machen. Und jo 
frage ich Sie, wieviel Millionen Gulden hat Dan⸗ 
zig durch die Mißwirtſchaft der Zollbeamten mit 


den roten Zetteln verloren? Sie werden antwor⸗ 


ten: „Das wird der Prozeß zeigen, das kann ich 
ja gar nicht wiſſen!“ Herr Finanzſenator, Sie 
wiſſen, daß es kaum einige Hunderttauſend ſind, 
die bisher feſtgeſtellt wurden. Sie willen aber 
auch, daß weſentlich mehr defraudiert worden fit, 
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als bisher nachgewieſen werden konnte. Sie 
wiſſen, daß infolge der Buchungstechnik der Zoll⸗ 
abfertigungen dieſer Schaden nicht von Polen, 
ſondern einzig und allein von Danzig zu tragen 
iſt, und laſſen Sie es ſich zu guter Letzt von mir 
leiſe ins Ohr flüſtern, daß der Geſamtſchaden 
Danzigs an die 3 Millionen heranreichen dürfte. 
(Hört, hört! links.) Nun, Herr Finanzſenator, iſt 
die Reihe an Ihnen, verantworten Sie mannhaft 
dieſen einzig daſtehenden Sbandal und ſagen Sie: 
„Wenn ich anders gebaut wäre, ſo hätte ich mei⸗ 
nen lieben Danzigern die verkehrsfeindlichſte aller 
Steuern, die Umſatzſteuer, erſparen können!“ 
Der Finanzminiſter eines jeden Staates, der Di⸗ 
rektor jedes kaufmänniſchen Betriebes würde, 
wenn micht gezwungenermaßen, ſo doch aus eige⸗ 
nem Antrieb die Konſequenzen ziehen, die Sie 
nicht ziehen wollen. 
Von einer Verſchuldung der Gemeinden 
ſprachen Sie vor kurzem, Herr Finanzſenator. 
Aber wo war der Senat, als die in die Millionen 
gehende Mißwirtſchaft der Sparkaſſen in aller 
Heimlichkeit ihre Orgien feierte? Und billigen 
Sie, Herr Finanzſenator, und decken Sie mit 
Ihrer Perſon die Mißwirtſchaft bei der Steuer⸗ 
behörde? Erklären Sie uns doch gefälligſt, wo 
und in welchem Etat befinden ſich die Poſten der 
ſogenannten Vigilantengelder, von denen die 
Oeffentlichkeit erſt aus dem Prozeß Hoppenrath⸗ 
Wujewſki Kenntnis erhält! Wo in aller Welt iſt 
es üblich, daß der Leiter eines Steueramtes per⸗ 
ſönlich die Rolle des Steuerexekutors ſpielt, daß 


) er beim Quittieren von Steuerſtrafen nicht die 


vorgeſchriebenen Formulare benutzt, daß er die 
eingezogenen Strafen nicht ſofort an die Steuer⸗ 
kaſſe abführt, ſondern einfach als Vigilantengel⸗ 
der⸗Beträge, die in die Tauſende gehen, mit 
warmer Hand an die Beamten verteilt. (Hört, 
hört! links.) Als Sie, Herr Finanzſenator, das 
Wort von dem Kampf mit dem Steuerexekutor 


ausſprachen, hatten Sie wahrſcheinlich gerade 


dieſe Sorte von fragwürdigen Exekutionen im 
Sinne. Aber dieſen Kampf aufzunehmen hätten 
Sie ſchon längſt nicht verſäumen dürfen, und dann 
wäre dem Steuerzahler ſicher der Kampf mit dem 
wirklichen Steuerexekutor zum großen Teil erſpart 
geblieben. 

Die Steuerbelaſtung auf den Kopf der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung iſt tatſächlich kaum tragbar 
und es iſt nicht wahr, was eine hieſige Tages⸗ 
zeitung behauptet, daß die Wertminderung des 
Geldes heute dieſe Belaſtung in keinem ſo er⸗ 
ſchreckenden Lichte erſcheinen laſſe. Dies iſt dar⸗ 
um nicht wahr, weil der Gradmeſſer des Wohl⸗ 
ſtandes der Bevölkerung in einem immerhin ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsgebiet, wie es Danzig 
trotz aller Zwangs wirtſchaft noch iſt, nicht in der 
größeren oder kleineren Kaufkraft des Geldes 
fundamentiert iſt, ſondern in dem größeren oder 
kleineren Werte des Grundbeſitzes, welcher die 
fundamentale Einheit der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung immer bleiben wird, auf welchen 
Nenner alle wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen 
zurückzuführen ſind. Und der Wert des Danziger 
Grundbeſitzes iſt nicht größer, ſondern eher kleiner 
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nur für den ſtädtiſchen Beſitz die Urſache vielleicht 
in der Zwangswirtſchaft zu ſuchen iſt, was jedoch 
für die Beurteilung der realen Tatſachen vollkom⸗ 
men nebenſächlich bleibt. Aus dieſem Grunde 
werden wir auch neuen Steuern die allergrößten 
Bedenken entgegenbringen. Dies gilt nament⸗ 
lich auch der Kraftfahrzeugſteuer gegenüber, die 
entweder nur Luxus⸗ und Perſonenfahrzeuge um⸗ 
faſſen dürfte oder aber, um gerecht zu ſein, ſi 

auf alle Fuhrwerke im Gebiet der Freien Stadt 
und nicht nur auf Automobile, erſtrecken müßte. 

Um eine Krankheit heilen zu wollen, muß man 
ſich über die Urſachen vollkommen einig fein und 
ſo glaube ich, daß heute zwei Tatſachen klar ſind, 
welche den heutigen Zuſtand verſchuldet haben 
und beide ſind mit der Zeitpſychoſe begründet: 
Der erſte Grund wäre vielleicht darin zu ſuchen, 
daß ſeit Beſtehen der Freien Stadt die Regierun⸗ 
gen Danzigs ſich nicht daran gewöhnen konnten, 
die Trennung vom Reich als dauernd anzuſehen, 
und glaubten, Wirtſchaftsprogramme auf kurz⸗ 
friſtiger Baſis wären zulänglich, um Danzig nach 
dem erhofften Zuſammenbruch des polniſchen Sai⸗ 
ſonſtaates unter die reichsdeutſche Flagge zurück⸗ 
ſteuern zu können. Der zweite Grund wäre viel⸗ 
leicht der Inflationswahnſinn, welcher es jahre⸗ 
lang zu einem Kinderſpiel gemacht hat, Etats 
aufzuſtellen, Gehälter zu erhöhen, mit Begriffen 
von „wohlerworbenen Rechten“ zu 
und Beamtenmaſſen nicht nach Bedarf und Eig⸗ 
nung, ſondern nach politiſcher Ueberzeugungs⸗ 
treue heranzuzüchten, wie z. B. das Beiſpiel in 
der heutigen Sitzung des Unterſuchungsausſchuſſes 
des vom bibliſchen deutſchnationalen Walfiſch im 
Unterſuchungsausſchuß ausgeſpuckten baltiſchen 
Regierungsrates Tobias oder Tobien beweiſt. 
(Heiterkeit. ) 

Die erſte Tatſache, nämlich die der neugeſchaf⸗ 
fenen politiſchen Verhältniſſe als vorübergehend 
für Danzig zu betrachten, haben außer einigen 
Unbelehrbaren wahrſcheinlich alle mit der Zeit 
verworfen, wie wir bereits vor Monaten aus 
dem Munde namhafter Danziger Senatoren, wie 


3. B. des Herrn Prälaten Sawatzki, gehört haben. 


Es bliebe alſo äußerlich nur übrig, in der Praxis. 
mit der Inflationspſychoſe reſtlos zu brechen und 
ſich zu Großvaters Deviſe durchzuringen: „Wer 
den Pfennig nicht ehrt, iſt des Talers nicht wert.“ 


Ich ſage „äußerlich“, weil ich mir wohl bewußt 


bin, daß das Danziger Problem der Finanzen 
auf dieſen Nenner zurückgeführt wohl einen 
Schritt der Löſung entgegengebracht iſt, aber trotz⸗ 
dem von der vollkommenen Löſung auch ſo noch 
ſehr, ſehr weit entfernt bleibt. 

Der bisher negative Erfolg beweiſt wohl am 
beſten, daß Danzig bisher nicht einmal auf dem 
Wege geweſen iſt, welcher einen ruhigen zweck⸗ 
mäßigen Aufbau der Finanzen geſtattet hätte. 
Die Mahnrufe des Finanzſenators, daß es rigo⸗ 
roſer Maßnahmen zur notabene fragwürdigen 
Ausbalanzierung ſchon der letzten Etats bedürfe, 
ſind uns noch allen in den Ohren, wenn auch die 
neulich eröffnete Perſpektive von den mageren 
Jahren 1928 und 29 beſonders zu denken gibt. 
Die bisherigen Anleihen waren Notwendigkeiten, 


als im Jahre 1913, wobei — nebenbei geſagt — ohne welche ein Zuſammenbruch ſchon längſt er⸗ 
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folgt wäre, doch das Uebel dieſer Anleihen liegt 
darin, daß ſie einer Finanzpolitik dienten, welche 
nur noch von der Hand in den Mund lebte. 

Es iſt intereſſant, die Aeußerungen des Direk⸗ 
tors Meißner von unſerer Notenbank mit den 
Ausführungen des Herrn Finanzſenators zuſam⸗ 
men zu ſtellen, zumal beide Exposés, das eine auf 
der Generalverſammlung der Bank von Danzig, 


das andere im Volkstag als „Etatsrede auf Ab⸗ 


ſchlag“ zeitlich ziemlich zuſammenfallen. Der 
Herr Finanzſenator hat mir bereits einmal vor 
Jahr und Tag vorgeworfen, daß ich Gegenſätze 
zwiſchen ihm und Herrn Meißner konſtruieren 
wolle. Weit gefehlt, Herr Dr. Volkmann, doch 


auch heute iſt es mein gutes Recht, wieder einmal 


zu ſagen, daß vieles, recht vieles, mir in den Aus⸗ 
führungen des Herrn Meißner gründlicher und 
urſächlicher behandelt erſchien, als in Ihren letz⸗ 
ten Regierungserklärungen. Wenn ich auch dem 
leiſen Optimismus, der im Anſchluß an die trüge⸗ 
riſche Kapitalsbildung aus den Worten des Herrn 
Meißner herausklang, nicht zu folgen vermag, ſo 
ſind gerade jedoch ſeine Worte eine eindringliche 
Mahnung, daß die Finanzpolitik eines Staates 
nicht als ein abgetrenntes Ganzes ohne Berück⸗ 
ſichtigung des pulſierenden Wirtſchaftslebens er⸗ 
folgen kann. Wenn Herr Direktor Meißner rein 
zahlenmäßig das ſtarke Anwachſen der Spargut⸗ 
haben in letzter Zeit betont, ſo glaube ich nicht 
fehl zu gehen, wenn ich behaupte, daß dieſe Gut⸗ 
haben zu 90 Prozent in Händen der Beamten⸗ 
ſchaft liegen. Ein Bekannter, welcher eine Hy⸗ 
pothek ſuchte, zeigte mir neulich die auf ſeine An⸗ 
zeige hin eingegangenen Angebote, und zu meiner 
größten Ueberraſchung fand ich unter den 20 An⸗ 
geboten 18 Offerten von geldverleihenden Be⸗ 
amten. (Hört, hört!) Dieſer Zuſtand iſt ungeſund; 
ungeſund, weil die Wirtſchaft nicht dazu da iſt, 
um ſich durch Steuern auspreſſen zu laſſen, um 
ihr Aeußerſtes zu dem Zwecke hinzugeben, damit 
es in die Taſchen der Beamten als Ueberfluß 
fließe, der Beamten, die ſicher gut bezahlt werden 
ſollen, aber die außer dieſer guten Beſoldung 
doch auch im Alter noch Penſion zu gewärtigen 
haben und ſicher nirgends als kapitalbildendes 
Element außer in Danzig in Erſcheinung treten. 


Als eine Finanzpolitik, welche nur von der 
Hand in den Mund denkt, der der weite Blick zu 
fehlen ſcheint, müſſen wir auch die Beibehaltung 
der Umſatzſteuer betrachten. Abgeſehen davon, 
daß dieſe Steuer die wirtſchaftsfeindlichſte aller 
Steuern iſt, iſt ſie auch diejenige, welche den ehr⸗ 
lichen Kaufmann und Steuerzahler gerade dem 
unehrlichen gegenüber ins Hintertreffen geraten 
läßt. Es ſind keine überzeugenden Argumente, 
daß Polen und das Reich dieſe Steuern noch be⸗ 
ſitzen, fie find und bleiben ein wirtſchaftshemmen⸗ 
des Uebel, für welches wir niemals zu haben ſein 
werden. Wir halten dies Uebel ſogar für ſo groß, 
daß es nicht einmal für den Preis von 3 Milli⸗ 
onen als Lückenfüller des vorliegenden Etats 
wiederkehren dürfte, zumal dieſe Summe viel⸗ 
leicht ausnahmsweiſe in dieſem Jahr aus ge⸗ 


teigerten Zolleinnahmen unerwartet hereinkom⸗ 
men dürfte. Nicht aus einer erdroſſelten Wirt⸗ 
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ſchaft fließen Staatseinnahmen, ſondern aus 
einer normal auflebenden. 

Gerade aus dieſem Grunde glaube ich ſicher, 
daß manche prinzipielle Zwangsmaßnahme fallen 
könnte, um auch den Grundſtücksmarkt zu beleben, 
damit auch wieder aus dieſem Titel dem Staate 
Einnahmen erwachſen könnten. Eine Aufhebung 
der Zwangswirtſchaft für alle Wohnungen über 
5 Zimmer würde zweifellos dieſen Zweck erfüllen, 
ohne die eigentliche Aufgabe der notwendigen 
Wohnungszwangswirtſchaft zu durchbrechen. Auch 
das Grundſtücksſperrgeſetz, welches jeden Grunder⸗ 
werb von der Genehmigung des Senats abhängig 
macht — übrigens ein typiſches Ausnahmegeſetz 
nach wilhelminiſchem Muſter gegen die Polen 
und Juden —, iſt eine verkehrsfeindliche Dumm⸗ 
heit, welche jede Kaufluſt und Unternehmungs⸗ 
freudigkeit im Danziger Grundſtückshandel lahm⸗ 
legt und ſicher große Summen von Grundwechſel⸗ 
ſteuern dem Staatsſäckel entzieht. Die Aufhe⸗ 
bung dieſes Geſetzes iſt für die Finanzpolitik des 
Staates ein ebenſolches Gebot weitſichtiger Klug⸗ 
heit, wie die Aufhebung der Zwangswirtſchaft 
für größere Wohnungen. 

ueberhaupt iſt aus der Inflationszeit noch jo 
mancher Krempel zurückgeblieben, deſſen Revi⸗ 
ſion im Intereſſe der Finanzwirtſchaft zu über⸗ 
prüfen wäre. Ich denke da z. B. an die hohen 
Gründungskoſten der Geſellſchaften mit beſchränk⸗ 
ter Haftung und Aktiengeſellſchaften, welche 
immer noch 5 Prozent betragen. Ich bin ſicher, 
daß bei einer Herabſetzung dieſes Satzes die Grün⸗ 
dungsfreudigkeit eine größere werden dürfte und 
die Einnahmen aus dieſem Titel ſteigen würden. 
Ebenſo wird der Handel mit ausländiſchen Wert⸗ 
papieren und Effekten in Danzig durch die hohen 
Stempelſteuern vollkommen unterbunden, ſo daß 
jeder, der an dieſem Handel beteiligt iſt, ſich 
ſcheut, die Stücke nach Danzig zu nehmen und es 
vorzieht, dieſelben im Auslande zu laſſen und 
dort zu handeln. Auch hierbei dürfte eine nach⸗ 
ſichtige Klugheit, welche dem pulſierenden Leben 
Rechnung trägt, den Umſatz an Wertpapieren ſo 
ſtark heben, daß trotz herabgeſetzter Sätze eine 
weſentliche Erhöhung dieſes Einnahmepoſtens er⸗ 
folgen dürfte. Freilich dürften aus allen oben 
angeführten Maßnahmen keine Einnahmen her⸗ 
einkommen, die welterſchütternd wirken würden. 
Doch würde damit ein gut Teil modriger Inflati⸗ 
onsluft verſchwinden und ein moderner, friſcher 
Zug in die Danziger Finanzprobleme hineinkom⸗ 
men, anſtatt das ewige Abzählen an den grau 
karierten Hoſenknöpfen, ob man nachmittags wie⸗ 
der die Umſatzſteuer einführen ſoll, die man vor⸗ 
mittags aus wahlagitatoriſchen Gründen aufge⸗ 
hoben hat. 

Wenn man jedoch wirklich großzügig auf lange 
Sicht Danziger Finanzpolitik treiben will, ſo wird 
man ſich jedoch früher oder ſpäter zu einer Maß⸗ 
nahme entſchließen müſſen, welche bei der natio⸗ 
naliſtiſchen Verhetzung wohl ſehr unpopulär, aber 
durchaus dringend erforderlich ſein wird, um die 
finanzielle Selbſtändigkeit Danzigs zu bewahren 
und auch die Finanzen für die Zukunft ſicher zu 
ſtellen. Es muß eben ein größerer Ausgaben⸗ 
poſten des Danziger Etats verſchwinden, um die 


(©) 


2 


D) 


(A) 


(B) 


428 Volkstag Danzig — 24. Sitzung. 


(Dr. Moczynſki, Abgeordneter) er 
inanzen Danzigs ein für allemal in die richtige 
Walen zu bringen. Ich ſpreche vom Zolletat. 
Es wird ja ſchon an und für ſich nötig werden, 
in der allernächſten Zeit mit Polen in Verhand⸗ 
lungen über den Zollverteilungsſchlüſſel einzu⸗ 
treten, zumal das bisher gültige Proviſorium in 
einigen Monaten abläuft. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit müßte endlich das bisherige Syſtem der üb⸗ 
lichen Fortwurſtelei gebrochen werden, und das 
ganze Zollproblem müßte neu aufgerollt werden 
und eine Reviſion des Zollabkommens eintreten. 
Hierbei muß verſucht werden, die Koſten des Zoll⸗ 
etats, welche wohl ungefähr 6—7 Millionen Gul⸗ 
den im Etat ausmachen, zum großen Teil auf Po⸗ 
len abzuwälzen, zumal ich ja vor einigen Wochen 
von dieſer Stelle ausgeführt habe, daß es ſich 
zwiſchen Danzig und Polen um keine Zoll⸗ 
union gleichberechtigter Faktoren, (Heiterkeit 
rechts) ſondern um eine wirkliche Zollgemein⸗ 
ſchaft handelt. Freilich dürfte eine derartige Ab⸗ 
wälzung des Zollausgabenetats auf Polen nur 
mit einer ſicher nicht kleinen Minderung der ſoge⸗ 
nannten Danziger Zollhoheitsrechte zu erkaufen 
ſein. (Aha! rechts.) Seien wir ehrlich, m. D. 
U. H. von der Rechten, die ſogenannte Zollhoheit 
iſt doch nur ein Phantom, nachdem die wirkliche 
Zollgeſetzgebung in Warſchau ruht. Sie iſt doch 
wirklich nur aus dem Willen geboren, die Schar 
Danziger Beamter zu vermehren und auf dieſer 
Baſis deutſchnationale Beſtrebungen zu fördern. 
Ich bin mir wohl bewußt, daß mich morgen 
— falls der Druckerſtreik bis dahin beendet — 
in einer gewiſſen Danziger Preſſe wieder einmal 
der Vorwurf treffen wird „pour le roi de Pologne 
geſprochen zu haben. Es wäre jedoch feige, wenn 
ich mich durch derartige kindiſche Anwürfe davon 
abhalten laſſen wollte, Ihnen das zu jagen, was 
ich objektiv für richtig halten muß, was Ihnen 
ſicher jeder unbeteiligte Neutrale beſtätigen 
würde und was vielleicht, wenn Sie es ſelber nicht 
glauben wollen, vielleicht alsdann ein vom Völ⸗ 
kerbund eingeſetzter Finanzdiktator einfach dekre⸗ 
tieren wird. And dann m. D. u. H., betrachten 
Sie, wenn Sie wollen, die Sache auch von Ihrem 


deutſchen nationalen Standpunkt und ſehen Sie 


ſich die Kehrſeite der Medaille an. Iſt es not⸗ 
wendig, ſich an imaginäre Hoheitsrechte zu kramp⸗ 
fen, um dafür früher oder ſpäter gezwungen ſein 
zu müſſen, wirklich ideelle, kulturelle Güter aus 
Sparſamkeitsrückſichten aufgeben zu müſſen, wie 
das Danziger Theater oder ſich mit dem Gedanken 
herumzuſchlagen, was an ſanitärer oder ſozialer 
Fürſorge noch eingeſpart werden könnte!? (Abg. 
Dr. Heinemann: Erſt fängt man ſo an, und dann 
hört man damit auf!) Herr Dr. Heinemann, Sie 
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ſcheinen eine mathematiſche Größe zu ſein und ſich 
deswegen auf die rechten Bänke des Hauſes ge⸗ 
ſetzt zu haben, weil Sie wiſſen, daß Nullen nur 
dann etwas gelten, wenn ſie rechts von einer 
Ziffer ſtehen. (Große Heiterkeit links.) 

Wenn nicht alles trügt, ſo ſcheint es, daß die 
von mir vor einigen Wochen angeſchnittene Frage 
der gebrochenen Tarife ſich auf dem beſten Lö⸗ 
ſungswege befindet. Ich zweifle aber nicht, daß 
auch die von mir angeſchnittene Zollfrage, wenn 
auch ſchwerer, doch immerhin möglich iſt. gelöſt 
zu werden, wodurch der jährlich wiederkehrende 
Danziger Etat endlich den Stempel des Behelfs⸗ 
mäßigen verlieren würde. Die Mahnung zur 
Sparſamkeit gilt natürlich daneben in unvermin⸗ 
dertem Maße. . 

Kein Vorwurf darf die Finanzwirtſchaft tref⸗ 
fen für Ausgaben im Rahmen der ſogenannten 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge, jedoch hat die 
Stadt ſicher auch manchen Luxus einſparen kön⸗ 
nen, der einer armen Stadtverwaltung nicht zu 
Geſicht ſteht. Ich führe hier als Beiſpiel die luxu⸗ 
riöſen Renovierungsarbeiten an den drei Ge⸗ 
bäuden des ſogenannten Steffenshauſes an, wel⸗ 
a ganz unheimliche Summen verſchlungen haben 
ollen. 

Kein geringerer als Direktor Meißner hat 
übrigens in ſeiner oben zitierten Rede die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt, daß Danzig an und für ſich 
in der Lage ſein müßte, mit ſeinen Einnahmen 
auszukommen. Freilich iſt dabei zwiſchen den 
Zeilen zu leſen ein Nachſatz, der vielleicht folgen⸗ 
dermaßen lauten dürfte: „Solange ſeine Ausga⸗ 
ben in vernünftigen Grenzen bleiben.“ Hieraus 
ergibt ſich aber die wirkliche Meinungsverſchie⸗ 
denheit zwiſchen Meißner und Dr. Volkmann, die 
wirkliche Quinteſſenz der Danziger Finanzpotilik⸗ 
Weisheit: Während Herr Dr. Volkmann zur 
Ausbalancierung ſeiner Etats neue Einnahme⸗ 
quellen, wie z. B. die Umſatzſteuer ſucht, ſtrebt die 
andere Theorie danach, unter Vermeidung jeg⸗ 
licher Neubelaſtung, die nur die Wirtſchaft tref⸗ 
fen kann, die bisherigen Ausgaben abzubauen. 
Und dieſe letzte Theorie iſt meiner Anſicht nach 
die einzig richtige. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt mir von allen 
Fraktionen und Gruppen der Wunſch übermittelt, 
die heutige Sitzung aus mancherlei Gründen jetzt 
zu vertagen. Ich ſchlage daher vor, die nächſte 
Sitzung am Donnerstag, den 26. April, nach⸗ 
mittags 3,30 Uhr mit der Tagesordnung: Reit 
von heute, abzuhalten. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; es iſt jo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 15 Minuten.) 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Feſt⸗ 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Neubauer eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senatoren Sawatzki, Dr. Schwartz; 
Staatsrat Dr. Neumann; Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen; Regierungsräte Burmeiſter, Köppen; 
Finanzdirektor Stuntz. 

Vizepräſident Neubauer: Die Sitzung iſt eröff⸗ 
net. Wir treten in die Tagesordnung ein: 

i Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans. — 
Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 132. Das Wort hat der Herr 
Senator Dr. Volkmann. 

Dr. Volkmann, Senator: M. D. u. H.] Das 
Ziel der erſten Leſung des Haushaltsplans iſt 
ſeine Ueberweiſung an den Hauptausſchuß. Nur 
im Hauptausſchuß können auch die Spezialbera⸗ 
tungen der einzelnen Haushaltspläne und ihrer 
Anſätze erfolgen. Nur im Hauptausſchuß iſt es 
möglich, auf zahlreiche Einzelfragen Antwort zu 
geben. Ich möchte daher auch von der Fülle des 
Materials, das die Reden der Regierungsparteien 
und der Oppoſition zum Etat beigebracht haben, 
die Einzelfragen ausscheiden und zur weiteren Er⸗ 
örterung und Klärung im Hauptausſchuß zurück⸗ 
ſtellen. Nur der Teil der vielen Probleme die die 
acht Redner der Parteien und Gruppen geſtern 
und vorgeſtern behandelt haben, welche dem Senat 
ein allgemeines Intereſſe zu haben ſcheinen, ſei 
hiermit zwiſchen der erſten und zweiten Reihe der 
Redner kurz behandelt. 

Das Problem des Zollverteilungsſchlüſſels 
ſcheint mir für die Geſtaltung unſerer Staats⸗ 
inanzen im kommenden Jahre und auch für eine 
weitere Zukunft von ausſchlaggebender Bedeutung 
zu ſein. Das Londoner Provijorium läuft am 31. 
Auguſt 1928 ab, und es tritt dann automatiſch, 
1 nicht eine andere Einigung bis dahin zu⸗ 
1 kommen ſollte, wiederum die Verteilung 
Re dem Warſchauer Abkommen in Kraft. Ich 
| 50 heute nicht auf die materielle Seite der An⸗ 
= Lgenheit eingehen, deren Schwierigkeiten wohl 
ſind allen Seiten des Hauſes genugſam bekannt 
Aber ich muß doch die Feſtſtellung des Herrn 
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Abg. Dr. Moczynſki über die geſchäftsordnungs⸗ 
mäßige Behandlung der Angelegenheit auf Grund 
der Akten richtigſtellen. Bereits in einer Note 
vom 12. Oktober 1927, alſo vor mehr als einem 
halben Jahre, hat Danzig die Neuregelung des 
Zollverteilungsſchlüſſels im Wege der Verhand⸗ 
lungen beantragt und hat ſpäter noch in weiteren 
vier Noten um Erledigung der Angelegenheit ge⸗ 
beten. Tatſächlich iſt es aber trotz dieſer Bemü⸗ 
hungen Danzigs bisher zu keinen Verhandlungen, 
weder zu ſchriftlichen, noch zu mündlichen, noch zur 
Einſetzung einer Kommiſſion oder zu irgendwel⸗ 
chen ſachlichen Erklärungen der polniſchen Regie⸗ 
rung gekommen. Richtig iſt, daß Herr Departe⸗ 
mentsdirektor Raſinſki vom polniſchen Finanz⸗ 
miniſterium am 12. April 1928 einen Beſuch bei 
Herrn Präſidenten Sahm gemacht hat. Er hat ſich 
aber vorher weder bei Herrn Präſidenten Sahm 
noch bei mir angemeldet, und es war von dieſem 
Beſuche auch ſonſt nichts bekannt. Am Schluß einer 
Ausſprache über andere Fragen erwähnte Herr 
Raſinſki Herrn Präſidenten Sahm gegenüber, daß 
er mit Senator Dr. Volkmann die Frage des 
Zollverteilungsſchlüſſels beſprechen wolle, nament⸗ 
lich in der Richtung, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
handlungen formell ſtattfinden ſollten. Hiervon 
habe ich übrigens erſt nach meiner Rede Kenntnis 
erhalten. Man kann gewiß nicht behaupten, daß 
eine ſolche Bemerkung bei Anlaß eines unvermu⸗ 
teten Beſuchs als eine Verhandlung anzuſehen iſt. 
Wir begrüßen es natürlich außerordentlich, daß 
Herr Direktor Raſinſki, mit dem der Senat ſchon 
jeit Jahren in wichtigen Fragen Verhandlungen 
gepflogen hat, nach Danzig gekommen iſt, und ich 
werde baldigſt, wie ich ſchon vor der Rede des 
Herrn Abg. Dr. Moczynſki mit Herrn Präſidenten 
Sahm beſprochen hatte, auch meinerſeits eine 
mündliche Aus prache mit Herrn Direktor Raſinſki 
ſuchen. Trotzdem bleibt es aber Tatſache, daß es 
leider über ſechs Monate ohne jede Schuld von 
Danziger Seite nicht möglich war, auch nur einen 
Schritt in der Frage des Zollverteilungsſchlüſſels 
vorwärts zu kommen. (Hört, hört! rechts.) 

Im Zuſammenhang mit meinen Feſtſtellungen 
wegen des Zollverteilungsſchlüſſels laſſen Sie mich 
die von Herrn Abg. Dr. Moczynſki behandelte 
Frage der Uebernahme der Koſten der Zollver⸗ 
waltung durch Polen behandeln. Der Herr Abge⸗ 
ordnete Dr. Moczynſki hat die Forderung aufge⸗ 
ſtellt, Danzig ſolle von Polen verlangen, daß Po⸗ 
len dieſe Koſten in Höhe von ſechs bis ſieben Mil⸗ 
lionen Gulden übernehme, und dafür ſolle Danzig 
auf die eigene Zollverwaltung verzichten. Ich 
glaube nicht, daß eine derartige Forderung von 
polniſcher Seite bei den bevorſtehenden Verhand⸗ 
lungen geſtellt werden wird, möchte aber, trotzdem 
ich hiernach die Anregung von Herrn Dr. Mo⸗ 
czynſki nicht als aktuell erachten kann, vorbeugend 
auf ſie eingehen. Herr Dr. Moczynſki meint, bei 
weniger chauviniſtiſcher Einſtellung würde ein ſol⸗ 
cher Verzicht auf die eigene Zollverwaltung nicht 
ſchwer fallen. Der Senat ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß hier ſehr ernſte und ſehr wichtige In⸗ 
tereſſenfragen auf dem Spiele ſtehen. An der 


eigenen Zollverwaltung hat Danzig ein ſehr gro⸗ 
Bes, ja ein lebenswichtiges wirtſchaftliches Inter⸗ 
Es iſt auch gar nicht einzuſehen, warum eine 
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(Dr. Volkmann, Senator) . 

Verbindung, oder wie der übliche Ausdruck jetzt 
lautet, ein Junctum, zwiſchen beiden Fragen her⸗ 
geſtellt werden ſoll. Nach der Pariſer Konvention 
hat Danzig einen Anſpruch darauf, daß es von den 
Einnahmen, die auf ſeinem Gebiete erhoben wer⸗ 
den, die Verwaltungsausgaben der Zollverwal⸗ 
tung vorweg für ſich einbehält. Auf dieſe Befug⸗ 
nis iſt im Warſchauer Abkommen verzichtet wor⸗ 
den, um dafür die ſechsfache Kopfquote für die Be⸗ 
rechnung des Zollverteilungsſchlüſſels von Polen 
zu erlangen. Wird alſo die Neuregelung des Zoll⸗ 
verteilungsſchlüſſels verlangt, ſo wird man ſich in 
der Tat auch fragen müſſen, ob Danzig auf das 
alte Recht nach der Pariſer Konvention zurück⸗ 
greifen ſoll. Dies iſt aber ein Danzig zuſtehendes 
Recht und braucht nicht erſt durch Verzicht auf 
irgend einem andern Gebiet erkauft zu werden. 
Erſt recht nicht, weil in den grundlegenden Ver⸗ 
trägen ausdrücklich gewährleiſtet iſt, daß Danzig 
eine Verwaltungseinheit auf dem Gebiet der 
Zölle bilden muß, welche Beamten der Freien 
Stadt anvertraut iſt. Auf dieſes außerordentlich 
bedeutſame Recht kann Danzig im eigenſten In⸗ 
tereſſe niemals verzichten. 

Zu dem traurigen Kapitel der Anterſchlagun⸗ 
gen bei der Zollverwaltung. Die Regierung hat 
in ihrer erſten Regierungserklärung über dieſes 
traurige Kapitel bereits ihr Urteil gefällt und da⸗ 
mals folgendes erklärt: 

Die Regierung verfolgt es mit großer Sorge, daß 

Beamte in mehreren Dienſtbetrieben und Kaſſenſtellen 

Unterſchlagungen begangen haben und iſt entſchloſſen, 

dieſe ſchweren Verfehlungen aufs ſtrengſte zu ahnden. 

Sie wird alle Kräfte dafür einſetzen, daß insbejondere 

durch Einführung von verſchärften Kontrollmaßnah⸗ 

men Vorſorge gegen eine Wiederholung derartiger 

Verfehlungen getroffen wird. Sie richtet an die Be⸗ 

amtenſchaft den Appell, ſich im Intereſſe des eigenen 

Anſehens von umjauberen Elementen fern zu halten 

und won ſich aus mitzuwirken, ſolche Perſonen, die 

micht würdig ſind, Beamte zu ſein, auszumerzen. (Abg. 

Mau: Streicht die Penſion!) 

Sofort, als der erſte Verdacht der vorgekommenen 
Unterſchlagungen, welche die öffentliche Meinung 
ſeit einiger Zeit beſchäftigen, aufgetaucht iſt, hat 
der Senat eine Sonderkommiſſion eingeſetzt, 
welche ſich mit der gründlichen Unterſuchung dieſer 
Angelegenheit beſchäftigen ſollte. Die tüchtigſten 
Fachleute des Rechnungsweſens und der Krimi⸗ 
nalpolizei haben die Angelegenheit mit größter 
Energie unterſucht. Der neue Leiter des Landes⸗ 
zollamtes hat ſich in der erſten Zeit ſeiner amt⸗ 
lichen Tätigkeit ganz überwiegend mit dieſer An⸗ 
gelegenheit beſchäftigt und ſich um die Aufklärung 
dieſer Fälle bemüht. Wir haben uns, um ein 
möglichſt klares Bild zu gewinnen, entſchloſſen, die 
gründliche Prüfung des geſamten Kaſſenweſens 
der Zollverwaltung vorzunehmen. Wie hoch der 
Schaden iſt, läßt ſich leider noch immer nicht über⸗ 
fehen. Die Erklärungen des Herrn Abg. Dr. Mo⸗ 
czynſki können nur auf Mutmaßungen beruhen. 
Die Prüfung der Bücher und Belege umfaßt näm⸗ 
lich den ganzen Zeitraum von 1923 bis Anfang 
1927 und iſt dadurch erſchwert, daß ein Teil der 
Bücher und Belege vernichtet oder beiſeite ge⸗ 
ſchafft worden iſt. Unter dieſen Umſtänden iſt die 
genaue Feſtſtellung des eingetretenen Schadens 
natürlich außerordentlich ſchwierig und zeitrau⸗ 
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bend und wird auch noch einige Zeit in Anſpruch 
nehmen. 
Der Redner der Deutſchnationalen Volks⸗ 


partei hat bei ſeinen Betrachtungen über das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Stadt und Staat ein bemerkens⸗ 
wertes Verſehen begangen, welches ich richtig ſtel⸗ 
len muß. Er hat in zutreffender Weiſe feſtgeſtellt, 
daß die Stadtgemeinde Danzig dem Staat gegen⸗ 
wärtig 9,1 Millionen ſchuldet und hinzugefügt, daß 
dieſe Forderung ſich ſeitdem auf über 12 Milli⸗ 
onen Gulden erhöht habe. Woher Herr Abg. Dr. 
Hoppenrath dieſe Zahl hat, weiß ich nicht genau. 
Ich nehme aber an, daß ſie aus der Tabelle in dem 
Ueberblick über den Haushaltsplan für 1928 ent⸗ 
nommen wurde. Es iſt die Ihnen bekannte Druck⸗ 
schrift. Dort iſt auf Seite 5 die Zahl mit 
12 150 000 Gulden, alſo faſt genau dieſelbe Zahl 
aufgeführt. Es ſteht aber ausdrücklich über dieſer 
Tabelle: „per 31. Dezember 1927“. Demnach iſt 
nicht eine Verſchlechterung von 9 Millionen auf 
12 Millionen eingetreten. Vielmehr iſt im Ge⸗ 
genteil eine Verbeſſerung dieſes Kontos jeit dem 
31. Dezember 1927 von 12 Millionen auf 9 Mil⸗ 
lionen Gulden feſtzuſtellen. 

Bei dieſer Frage darf nicht überſehen werden, 
daß die Betriebsmittelgemeinſchaft zwiſchen 
Staat und Stadt neben den von uns genügend 
hervorgehobenen Bedenklichkeiten auch erhebliche 
Vorteile geboten hat, und daß im übrigen der 
Staat hierbei nicht, wie vielfach angenommen zu 
werden ſcheint, zu kurz gekommen iſt. Selbſtver⸗ 
ſtändlich hat die Stadtgemeinde für die entnom⸗ 
menen Vorſchüſſe reguläre Zinſen zu zahlen und 
hat ſie auch taſächlich gezahlt, und zwar in Höhe 
der jeweiligen Selbſtkoſten des Staates. Auch iſt 
nicht daran zu zweifeln, daß der Staat zu ſeinem 
Gelde kommen kann und kommen wird. Im übri⸗ 
gen iſt eine Prüfung der Frage beim Senat ein⸗ 
geleitet, ob die ſogenannte Betriebsmittelgemein⸗ 
ſchaft zwiſchen Staat und Stadt in Zukunft ein⸗ 
geſchränkt oder beſeitigt werden ſoll. Dies würde 
natürlich insgeſamt größere Kaſſenreſerven erfor⸗ 
dern und mithin auch gewiſſe Nachteile haben. 
Wenn angenommen wurde, daß die übrigen Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände derartige Ver⸗ 
günſtigungen nicht haben, ſo wird überſehen, daß 
auch die Gemeinden und Gemeindeverbände aus 
den Staatlichen Betriebsmitteln wiederholt Dar- 
lehen für beſtimmte Zwecke, wie Wohnungsbau 
uſw. erhalten haben, und daß auch in ſonſtiger 
Weiſe für leiſtungsſchwache Gemeinden vom Staat 
aus ſeinen Haushaltsmitteln geſorgt wird. (Zuruf 
des Abg. Plenikowſki.) Sie geben zu, daß das 
Große Werder verſorgt wird. Sie haben gar nicht 
mehr beantragt. 

Den Herrn Abg. Neubauer möchte ich bitten, 
den von ihm vorgebrachten Fall, in welchem von 
vornherein die Glaubwürdigkeit einer kaufmänni⸗ 
ſchen Bilanz von einem Steuerbeamten angezwei⸗ 
felt wurde, mir unter Angabe der Namen der Be⸗ 
teiligten mitzuteilen. Ich mißbillige eine derar⸗ 
tige Einſtellung eines Steuerbeamten durchaus 
und werde für Abſtellung ſorgen. 

Meine Feſtſtellungen über die vorausſicht⸗ 
lichen Veranlagungsergebniſſe bei den Grund⸗ 
und Gebäudevermögen ſind von mehreren Seiten 
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leider mißverſtanden worden. Ich habe feſtgeſtellt, 
daß die bekannte Beunruhigung des Grundſtücks⸗ 
marktes zu einer unerwünſchten Senkung der ge⸗ 
meinen Werte geführt hat. Daß dieſe gemeinen 
Werte für die Steuerveranlagung maßgebend ſind, 
iſt bekannt. Eine Senkung der gemeinen Werte 
aber muß notwendigerweiſe das Ergebnis der 
Bermögensiteuer beeinfluſſen. Dieſe Beeinträch⸗ 
tigung des Ergebniſſes der Vermögensſteuer habe 
ich feſtgeſtellt und begründet. Es läßt ſich doch tat⸗ 
ſächlich auch nicht leugnen, daß die Beunruhigung 
des Grundſtücksmarktes mit dem Geſchick der Vor⸗ 
lage über die Wohnungsbauabgabe im Zuſam⸗ 
menhang ſteht. Aus der einfachen Feſtſtellung 
dieſer Tatſache iſt gar kein Urteil über die 
Zwangswirtſchaft herauszuleſen. In der Tat habe 
ich mich auch mit keinem Wort zu dieſer Frage ge⸗ 
äußert, geſchweige denn, daß eine Kritik politiſcher 
Art geübt wurde. Die Auffaſſungen des Senats 
in dieſer Frage ſind bekannt und ſie brauchen wirk⸗ 
lich an dieſer Stelle nicht wiederholt zu werden. 


Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 


Herr Abg. Loops. 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nachdem wir an den letzten beiden Tagen hier 
ſehr reichlich mit klaſſiſchen und anderen Zitaten 
gefüttert worden ſind, glaube ich, wird es auch 
zweckmäßig ſein, wenn wir uns etwas ausführ⸗ 
licher mit den politiſchen, wirtſchaftlichen und 
finanziellen Problemen beſchäftigen, die im vor⸗ 
liegenden Etat enthalten ſind. Ich will mich da⸗ 
her, ſagen wir einmal, einer neuen Sachlichkeit 
befleißigen und die Dinge betrachten, die im Vor⸗ 
dergrund des öffentlichen Intereſſes in Danzig 
ſtehen. Es hat ſich bei der diesmaligen Etatsbe⸗ 
ratung das eigenartige Bild ergeben, daß alle 
Parteien von rechts bis nach links am Finanz⸗ 
ſenator ſcharfe Kritik geübt haben und daß er hier 
eigentlich ohne jeden Verteidiger aus den Reihen 
der Parteien daſteht. Nun hat vor einiger Zeit 
ein hieſiges bürgerliches Blatt den Satz geprägt, 


daß vor der Staatskaſſe die Oppoſition Halt ma⸗ 


chen müſſe. Das hört ſich im erſten Augenblick ſehr 
treffend an. Dieſer Satz war wahrſcheinlich auch 
auf die Angriffe der Deutſchnationalen gemünzt, 


die als Oppoſitionspartei das fordern, was ſie 


einige Wochen vorher als Regierungspartei ſtrikt 
abgelehnt haben. Trotzdem iſt allerdings dieſer 


Satz nicht ganz zutreffend; denn es iſt natürlich, 
daß jede Partei, ob fie nun Oppoſitions⸗ oder Re⸗ 


gierungspartei iſt, beſtrebt iſt, auch die finanziel⸗ 
len Grundlagen des Staates, ſoweit ſie in dieſem 
Etat zum Ausdruck kommen, von ihrem Geſichts⸗ 
punkt, von ihrem Programm aus feſtzulegen. Da⸗ 
her iſt es ſelbſtverſtändlich auch das Recht der Op⸗ 
poſition, und das wird von der Sozialdemokratie 
der Oppoſition auch gar nicht beſtritten, daß ſie 
Aenderungen zum vorliegenden Etat in Vorſchlag 
bringt. Es handelt ſich alſo auch nicht darum, daß 
dieſes Recht irgendwie von ſeiten der Regierungs⸗ 
parteien beſchnitten wird. Aber das muß men 
von dieſer Oppoſition verlangen, daß ſie bei der 
Vertretung ihrer Wünſche bei der Wahrheit 


bleibt. Das iſt allerdings bei einem großen Teil 
der Oppoſition bisher nicht der Fall geweſen. 
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M. D. u. H.! Soweit ſich der vorliegende Etat 
mit den finanziellen Fragen beſchäftigt, iſt an 
ihm, wie ich ſchon ſagte, von den verſchiedenſten 
Seiten Kritik geübt worden. Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat gar keine Veranlaſſung zu erklären, daß 
der vorliegende Etat durchaus nicht in allen 
ſeinen Formulierungen den Forderungen und 
Wünſchen der Sozialdemokratie entſpricht. (Abg. 
Raſchke: Das iſt die billigſte Ausrede, die Sie 
haben!) Das iſt dieſelbe Ausrede, die 10 Jahre 
nach dem Beſtehen der Sowjetrepublik gebraucht 
wird, daß der finanzielle Stand Rußlands auch 
noch nicht nach dem kommuniſtiſchen Programm 
endgültig erfüllt ſein kann. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) Trifft das nach einer 10jährigen Dik⸗ 
tatur in Rußland zu, ſo trifft das natürlich erſt 
recht bei einer dreimonatigen Mitregierung der 
Sozialdemokratie zu. (Zwiſchenrufe der Abg. Liſch⸗ 
newſki und Plenikowſki.) Die Sozialdemokratie 
hat, wie geſagt, keine Veranlaſſung, den vorlie⸗ 
genden Etat als ein Idealgeſchöpf anzuſehen, ſon⸗ 
dern es iſt ſelbſtverſtändlich, daß es ſich bei dieſem 


Etat erſt um einen Anfang handeln kann. Es iſt 
einmal ſo, daß die Sozialdemokratie doch zum 
zweitenmal eigentlich die Liquidation einer 


Rechtsregierung auch in finanzieller Hinficht hier 
im Freiſtaat übernehmen muß. Es iſt trotzdem ſehr 
erfreulich, daß mindeſtens hier bei dem vorliegen⸗ 
den Etat ein Anfang gemacht worden iſt. Es iſt 
in erſter Linie das Prinzip der Sparſamkeit, das 
in der jetzigen ſchwierigen wirtſchaftlichen, fin un 
ziellen Lage auch beim Staatsetat zur Anwendung 
kommen muß, und da iſt es immerhin begrüßens⸗ 
wert, daß der Senat bemüht geweſen iſt, die For⸗ 
derungen, die die Sozialdemokratie hier in frü⸗ 
heren Jahren bei allen Etatsberatungen vertreten 
hat, nämlich eine Verkleinerung der Staatsaus⸗ 


gaben durch Abbau des Beamtenapparats, bei 


dem diesmaligen Etat wenigſtens zu einem Teil 
zu erfüllen. Nach der Mitteilung, die uns 
zugegangen iſt, ſind immerhin 91 Beamte, 72 An⸗ 
geſtellte und 63 Arbeiter gegenüber dem vorjähri⸗ 
gen Etat in Fortfall gekommen. Ich muß immer 
wieder betonen, es handelt ſich hier nur um einen 
Anfang. Es wäre dringend notwendig, wenn uns 
vom Senat in den Erläuterungen des Finanzſena⸗ 
tors die Abbauzahlen der letzten Jahre, die uns 
vorgelegt worden ſind, auch mehr ſpezialiſiert 
worden wären, daß insbeſondere die einzelnen 
Gruppen, die abgebaut ſein ſollen, genau aufge⸗ 
führt worden wären. Damit iſt natürlich nicht ge⸗ 
dient, daß nur allein „Staatsbedienſtete“ abge⸗ 
baut werden, das heißt in der Hauptſache untere 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter, ſondern der 
Abbau muß auch in den höheren Gruppen zum 
Ausdruck kommen. Da wäre ein Nachweis, daß 
das wirklich geſchehen iſt, dringend notwendig. 


Damit würden den Abgeordneten auch Unterlagen 


für das gegeben werden, was in Zukunft noch auf 
dieſem Gebiet zu tun iſt. 

M. D. u. H., es iſt nicht damit getan, daß man 
ſich als Oppoſitionspartei hier herſtellt und kriti⸗ 
ſiert, daß der diesmalige Etat mit einem Minus 
abſchließt und daß neue Steuern notwendig ſind, 
daß der Ausgleichfonds angegriffen werden mußte, 
was aber im vorigen Jahr, als eine Rechtsregie⸗ 
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rung am Ruder war, nicht notwendig war. Herr 
Dr. Hoppenrath hat ſich die Sache hier ſehr leicht 
gemacht, indem er uns finanzielle Schieberkunſt⸗ 
ſtückchen vorführte. Aber ſchließlich ſind wir nicht 
in einer Dominiksbude, in der man ſich durch Ta⸗ 
ſchenſpielerkunſtſtückchen verblüffen läßt. Aus die⸗ 
ſem Grunde hätte jemand, der den Doktortitel er⸗ 
worben hat und ſich in höherer Staatsſtellung be⸗ 
findet, ſolche finanziellen Täuſchungsmanöver 
hier doch nicht aufführen dürfen. Wenn Herr Dr. 
Hoppenrath hier anführte, daß der vorjährige 
Etat aufgeſtellt und durchgeführt wurde, ohne daß 
der Ausgleichsfonds in Anſpruch genommen iſt, 
und daß diesmal der Linksſenat den Ausgleichs⸗ 
fonds hat angreifen müſſen, ſo müßte es doch 
einem Staatsbeamten in höherer Stellung be⸗ 
kannt ſein, aus welchem Grund ſich die Ausgaben 
des Staates in dieſem Jahr erhöht haben. Wenn 
es noch ſo wäre, daß der Linksſenat auf Veran⸗ 
laſſung der Sozialdemokratie die Renten, die Un⸗ 
terſtützungen, die Löhne der Arbeiter ganz bedeu⸗ 
tend erhöht hätte, dann hätten die Deutſchnatio⸗ 
nalen von ihrem Standpunkte aus ein Recht ge⸗ 
habt, über die erhöhten Ausgaben des Staates zu 
klagen. Aber das iſt nicht der Fall. Ich ſage, 
leider iſt das nicht der Fall. 

Es wäre wünſchenswert geweſen, wenn wir 
Sozialdemokraten unſer Programm weit mehr 
hätten durchführen können, aber, wie geſagt, das 
iſt leider nicht der Fall. Es muß einem verant⸗ 
wortlichen Politiker der Oppoſition doch bekannt 
ſein, aus welchen Gründen die erhöhten Ausgaben 
des Staates im Etat für 1928 notwendig waren. 
Wie ich ſchon ſagte, hatte die diesmalige Regie⸗ 
rung die Aufgabe, die Finanzwirtſchaft des vori⸗ 
gen Senats zu liquidieren. Daß das keine leere 
Behauptung iſt, zeigt die Tatſache, daß in dieſem 
Jahr für den Zinſendienſt und für die Tilgung 
der Anleihe 1 133 000 Gulden mehr eingeſtellt 
find als in den vorigen Etat. Das iſt doch eine 
Summe, die auf Grund der Finanzwirtſchaft not⸗ 
wendig war, die der Senat im vorigen Jahr ge⸗ 
trieben hat. Dieſe Summe mußte unbedingt auf⸗ 
gebracht werden, das wiſſen Sie ebenſo gut wie 
wir. Es iſt deshalb eine Täuſchung der Oeffent⸗ 
lichkeit, wenn Sie ſich hier hinſtellen und ſagen, 
wir hatten das im vorigen Jahr nicht notwendig. 
Im vorigen Jahr haben Sie eine 40 Millionen⸗ 
Anleihe gemacht. Da brauchten Sie nicht die Steu⸗ 
ern zu erhöhen, Sie brauchten nicht den Aus⸗ 
gleichsfonds anzugreifen, Sie nahmen alles aus 
dem großen Genfer Faß. In dieſem Jahr fließt 
das Genfer Faß nicht mehr, und der Senat muß 
anfangen, den Pump abzuzahlen. Es darf nicht 
Aufgabe der Oppoſition ſein, dieſe Tatſachen zu 
werſchweigen, bloß um ſich damit in ein beſſeres 
Licht zu ſtellen. M. D. u. H. von rechts, wenn 
Ihnen das nicht mit andern Mitteln möglich iſt, 
wenn Sie ſich hier nicht hinſtellen können und 
wirkliche Fehler des jetzigen Senats aufdecken und 
demgegenüber ein beſſeres Programm vor der 
Oeffentlichkeit entwickeln, ſollten Sie ſchon aus 
Anſtandsgründen nicht verſuchen, mit ſolchen Täu⸗ 
ſchungsmanövern zu arbeiten. 

Die anderen Summen, die auch diesmal eine 
Erhöhung der Ausgabenſeite des Etats notwendig 


gemacht haben, ſind auch keine Folgen unſerer ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Wirtſchaft. Beim Finanzaus⸗ 
gleich der Gemeinden iſt eine Summe von minde⸗ 
ſtens 2 Millionen erforderlich. Iſt das nun etwa 
eine Folge der ſozialdemokratiſchen Mißwirtſchaft, 
wie Sie es hier hinzuſtellen belieben? Haben Sie 
doch den Mut, aufzutreten und weiſen Sie im ein⸗ 
zelnen nach, daß es ſozialdemokratiſche Senatoren 
geweſen ſind, die dieſe Summe irgend wie zum 
Fenſter hinausgeworfen haben, die vielleicht 
einige kommuniſtiſch oder ſozialdemokratiſch ver⸗ 
waltete Gemeinden mit Hunderttauſenden von 
Gulden beſchenkt haben und dadurch das Staats⸗ 
ſäckel leer gemacht haben. Das werden Sie nicht 
nachweiſen können. Im Gegenteil, die Summe iſt 
zum allergrößten Teil verausgabt worden, indem 
Sie mitbeſtimmend waren. Wenn dieſe Summe, 
die verausgabt worden iſt, jetzt irgendwie herein⸗ 
gebracht werden muß, dürfen Sie ſich nicht hierher⸗ 
ſtellen, um über die Mißwirtſchaft des Linksſenats 
Zetermordio zu ſchreien. Dasſelbe iſt bei andern 
Summen der Fall, die in die Millionen gehen, ſo 
iſt z. B. beim Etat für Soziales auf Grund der 
Neuregelung der Renten für Kriegsbeſchädigte, 
Invaliden, Penſionäre und andere Verſorgungs⸗ 
berechtigte ein größerer Mehrbedarf notwendig. 

Das ſind einige der Haupturſachen, die zu der 
Anſchwellung des Etats geführt haben. Niemand 
bedauert dieſe Anſchwellung der Ausgabeſeite 
mehr als wir, aber es war für den Senat ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß er ſowohl die Genfer Verpflich⸗ 
tungen erfüllte, als auch die ſozialen Verpflichtun⸗ 


— 


O 


gen, die Sie mit zum Teil übernommen hatten. (D) 


Ich glaube, Sie ſelbſt wollen auch nicht den Grund⸗ 
ſatz aufgeben, daß wir hier mit unſeren Renten 
auf derſelben Höhe bleiben wie im Reich. Das 
iſt eine Verpflichtung, die wir unſeren Kriegs⸗ 
opfern gegenüber übernommen haben. Der Links⸗ 
ſenat ſieht es als ſelbſtverſtändlich an, daß dieſe 
Verpflichtung auch erfüllt wird. Wenn die Dinge 
aber ſo liegen, dann ſollte von verantwortungs⸗ 
voller Seite, insbeſondere von einer Oppoſition, 
die ſich ſtaatserhaltend nennt, nicht mit ſolchen 
Mitteln der Etat heruntergeriſſen und der Verſuch 
gemacht werden, ſich nun in der Oeffentlichkeit als 
die Retter Danzias hinzuſtellen. 

Wenn das von einer Seite geſchieht, die nicht 
über die genügende politiſche Kenntnis verfügt, 
wenn es verärgerte Kleinbürger ſind, die ſich aus 
Steuerunluſt zu irgend welchen Aeußerungen über 
die Steuerlaſt hinreißen laſſen, ſo iſt es zu verſte⸗ 
hen. Aber von einer „verantwortungsvollen“ 
Ooppoſition ſollte man doch etwas anderes erwar⸗ 
ten, als es in der Rede von Herrn Abg. Dr. Hop⸗ 
penrath zum Ausdruck kam. Allen Mitgliedern 
des Danziger Volkstages iſt ein Rundſchreiben 
eines Schneidermeiſters Arndt zugegangen, der 
ausrechnete, daß die Belaſtung des Mittelſtandes 
und der Gewerbetreibenden ungeheuer groß ſei. 
Er kommt zu der Schlußfolgerung, daß infolge der 
Verarmung der Bevölkerung heute andere Kreiſe 
zur Zahlung der Steuern herangezogen werden 
müßten als in der Vorkriegszeit. Alſo, es ſollen 
andere Kreiſe herangezogen werden. Auch von 


deutſchnationaler Seite wurde der ungeheure 
Steuerdruck kritiſiert. Es wäre ſehr zweckmäßig, 
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wenn irgend einer dieſer Kritiker einmal ſagte, wo 
ſolche Kreiſe vorhanden ſind, die ſtärker erfaßt 
werden könnten. Wenn die Sozialdemokratie hier 
die Forderung aufſtellt, möglichſt an Steuern zu 
ſparen, aber auch die Ausgaben herabzuſetzen, und 
die Beamtengehälter jetzt nicht wieder zu erhöhen, 
dann ſind Sie es, m. H. von rechts, die dagegen 
Sturm laufen. Sie wollen alſo, daß die Ausgabe⸗ 
ſeite nicht vermindert wird. Dann müſſen Sie aber 
auf jeden Fall als „ſtaatserhaltende Oppoſition“ 
einen beſſeren Weg zeigen. Es iſt uns nicht mit 
dem Satz des Herrn Schneidermeiſters gedient, daß 
andere Kreiſe herangezogen werden ſollten. (Abg. 
Kloſſowſki: Das iſt eine Frau! — Sit die auch 
deutſchnational? rechts.) Sie werden das ja am 
beſten beurteilen können, ich habe nicht Ihre Mit⸗ 
gliederliſte. 

Zu der Frage, welche Kreiſe evtl. zu größerer 
Steuerleiſtung herangezogen werden könnten, 
möchte ich einige Zahlen nennen, die insbeſondere 
auch für den Herrn Finanzrat Dr. Hoppenrath 
ſehr intereſſant ſein werden. In den letzten Mo⸗ 
naten iſt ſehr die Rede von der Not der Landwirt⸗ 
ſchaft geweſen. Die Sozialdemokratie verkennt 
keinen Augenblick, daß auch in beſtimmten Kreiſen 
der Landwirtſchaft heute eine wirtſchaftliche Rot 
herrſcht. insbeſondere bei den Kleinbauern im 
Kreis Danziger Höhe. Wenn die Dinge nun ſo 
liegen, daß ein großer Teil der Arbeiterſchaft ar⸗ 
beitslos iſt, alſo keine Steuern aufbringen kann 
und die andern einen ſo niedrigen Lohnſatz haben, 
daß ſie auch keine größeren Steuerſummen auf⸗ 
bringen können, wenn weiter die Kreiſe der Ge⸗ 
werbetreibenden und des Handels und der Indu⸗ 
ſtvie dauernd erklären, ſie ſeien ſteuerlich über⸗ 
laſtet, jo muß es dann doch irgend welche Gruppen 
geben, von denen der Staat ſeine Steuern nehmen 
kann. Da it es nun in der Landwirtſchaft z. B. 
ſo, daß jetzt ein großer Teil der Landwirte von der 
Steuerzahlung gänzlich befreit iſt. (Einkommen⸗ 
ſteuer! rechts.) Ja, von der Einkommenſteuer. Ich 
habe hier eine Tabelle, die uns die Steuerverhält⸗ 


niſſe des Kreiſes Danziger Höhe und des Kreiſes 


Großes Werder zeigt. Der Kreis Großes Werder iſt 
ja wohl der Hauptſitz des Herrn Finanzrats Dr. 
Hoppenrath. (Geweſen! rechts.) Dieſe Summen 
ſind auch aus dem Jahre 1926, als Sie da noch 
wenigſtens auf ſteuerlichem Gebiet als unum⸗ 
ſchränkter König regierten. (Abg. Dr. Hoppenrath: 
Sie wiſſen doch, daß es Steuerausſchüſſe gibt! — 
Abg. Plenikowſki: Wann rufen Sie die zuſam⸗ 
men?) Die Dinge liegen ſo, daß im Kreiſe Dan⸗ 
ziger Höhe von den 1015 Beſitzungen 35 ſteuerfrei 
waren. Im Kreiſe Gr. Werder waren von Be⸗ 
ſitzungen von 6 ha an von 1381 nicht weniger als 
838 ſteuerfrei. (Hört, hört! links.) Das iſt gegen⸗ 
über dem Kreiſe Danziger Höhe eine außerordent⸗ 
lich große Summe, wenn man bedenkt, daß es ſich 
bei Danziger Höhe immerhin um einen ſehr ärm⸗ 
lichen, ſteinigen Boden handelt und daß im Gro⸗ 
ßen Werder ein ſehr fetter, ſaftiger Boden vorhan⸗ 
den iſt. Von dieſen Großbauern zahlt alſo über die 
Hälfte, nämlich 61 Prozent, keine Einkommen⸗ 
ſteuer. (Abg. Brill: Herr Hoppenrath, was jagen 
Ste dazu?) Wenn matürlich diejenigen Kreiſe, 


ie in erſter Linie noch wirtſchaftlich dazu in der 
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Lage wären, nicht einmal die notwendigen Steu⸗ 
ern zahlen, wo ſoll dann der Landarbeiter, der In⸗ 
duſtriearbeiter, der Kleingewerbetreibende die 
Summen hernehmen, um die Steuern für den 
Staat aufzubringen? Ich möchte hier zur Ergän⸗ 
zung noch mitteilen, daß es ſich bei den ſteuerfreien 
Wirtſchaften nicht etwa um Zwergwirtſchaften 
handelt, ſondern es ſind fünf darunter, die über 
200 ha umfaſſen, alſo es handelt ſich um ſehr an⸗ 
ſehnliche Bauerngüter. (Abg. Hohnfeldt: Was 
zahlen ſie aber ſonſt für Laſten? — Große Un⸗ 
ruhe.) Herr Hohnfeldt, Sie können ſich doch ſonſt 
nicht genug über die jüdiſchen Händler entrüſten, 
die ja auch Umſatz⸗ und Gewerbeſteuer zahlen, die 
nach Ihrer Meinung aber noch die 10fache Ein⸗ 
kommenſteuer zahlen können. Was bei denen recht 
iſt, dürfte bei den großen Gutsbeſitzern billig ſein. 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte um etwas 
mehr Ruhe für den Herrn Redner. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe hier 
eben einige Zahlen genannt, die da zeigen, daß es 
immerhin heute noch große, wirtſchaftlich gut fun⸗ 
dierte Kreiſe gibt, die ſich um die Steuerzahlung 
für den Staat drücken, und dem ſteht die Tatſache 
gegenüber, daß aus den Kreiſen der arbeitenden 
Bevölkerung gerade die Einkommenſteuer ſehr 
häufig mit großer Schärfe eingezogen wird. Mir 
wurde vorhin ein Beiſpiel mitgeteilt, das als Ge⸗ 
genüberſtellung zu dem vorhin Geſagten immerhin 
ganz intereſſant iſt. Ein Arbeiter, Witwer, 65 
Jahre alt, hat bei 350 Gulden Einkommen 40 Gul⸗ 
den Steuern gezahlt. Er erhält keinen Pfennig 
von der Steuer zurück, trotzdem er 52 Wochen ar⸗ 
beitslos war. (Zwiſchenrufe.) Dieſe Tatſache wird 
wird mir von einem Abgeordneten mitgeteilt, der 
täglich mit dieſen Fragen zu tun hat, an den ſich 
die Leute in ihrer Not wenden, und der dieſe 
Dinge vertreten muß. Mein Herr Vertreter der 
Oppoſition, wenn Sie ſich nun vorgeſtern hier hin⸗ 
ſtellten und dem jetzigen Senat Vorwürfe machten, 
daß er zum Beiſpiel die Umſatzſteuer beibehält 
und andere Steuern erhöhen will, dann hätten Sie 
ſich ein viel beſſeres Verdienſt um den Staat er⸗ 
worben, wenn Sie, ſtatt dieſe Dinge zu kritiſieren, 
dafür geſorgt hätten, daß der Senat das überhaupt 
nicht notwendig gehabt hätte, indem erſt einmal 
die hinter Ihnen ſtehenden Kreiſe ihre Steuern 
regelrecht für den Staat eingezahlt hätten. (Sehr 
richtig! links.) Dann wären dieſe Steueroperatio⸗ 
nen nicht nötig geweſen. Solange aber in Ihren 
Kreiſen eine ſolche Steuerdrückebergerei herrſcht, 
muß der Staat verſuchen, das Geld, das er braucht, 
hereinzubekommen, und es iſt nur traurig, daß 
durch ſolche Regierungsbeamte wie Sie, die mit 
dieſen Herren unter einer Decke ſtecken, nicht die 
Kreiſe erfaßt werden, die die Steuer aufbringen 
können. (Sehr gut! links.) Da wird nur durch 
eine Verwaltungsreform Remedur geſchaffen wer⸗ 
den können. (Abg. Brill: Als Anwalt konnte er ſich 
micht ernähren, nun ſitzt er an der Futterkrippe 
und da ſchiebt er!) | 

Es iſt hier als eine Ohrfeige für die Sozialde⸗ 
mokratie die Bemerkung des Herrn Finanzſena⸗ 
tors über das Wohnungsbaugeſetz herangezogen 


worden. Nun, die Sozialdemokratie hat die dama⸗ 
lige Bemerkung des Herrn Finanzſenators nicht 
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überhört. Es war nicht, wie es der Vertreter der 
Oppoſition hier auf Grund einiger bürgerlicher 
Zeitungsnotizen hinſtellte, eine ſchallende Ohr⸗ 
feige, die der Finanzſenator den Sozialdemokraten 
gegeben hat. Wir Sozialdemokraten ſind uns na⸗ 
türlich von vornherein bewußt geweſen, daß in der 
Frage des Wohnungsbaugeſetzes verſchiedene Auf⸗ 
faſſungen in den Koalitionsparteien beſtanden. 
Das läßt ſich nicht leugnen, weil natürlich eine 
Koalitionspartei wie das Zentrum im vorigen 
Jahr das Wohnungsbaugeſetz mit eingebracht hat. 
Es wäre töricht, dieſe verſchiedene Auffaſſung zu 
leugnen. Es iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich, daß der 
Herr Finanzſenator dieſe Dinge, ich möchte einmal 
jagen, faſt ausſchließlich vom finanziellen Stand⸗ 
punkt betrachtet. Von dieſem Standpunkt aus ge⸗ 
ſehen wäre es ihm lieb, wenn eine Erhöhung der 
Gebäude- und der Vermögensſteuer eingetreten 
wäre. Ich will nicht leugnen, daß das möglich ge⸗ 
weſen wäre, daß das wahrſcheinlich eingetreten 
wäre, aber es wäre das nur auf Koſten der brei⸗ 
ten Maſſen der Minderbemittelten geſchehen. Da 
haben wir natürlich nicht mitgemacht. Dieſe Ver⸗ 
mögensbildung auf Koſten der breiten Maſſen 
haben wir abgelehnt. (Vorläufig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Es iſt deshalb nichts Blamables für 
die Sozialdemokratie, daß der Finanzſenator dieſe 
Darlegungen gemacht hat. Wir waren uns über 
die verſchiedene Auffaſſung in dieſer Frage zwi⸗ 
ſchen uns und den anderen Parteien ſowohl, als 
auch zwiſchen dem Fachſenator Dr. Volkmann von 
vornherein klar. Wie die wirtſchaftlichen Dinge 
heute liegen, werden wir auch bei der künftigen 
Beratung des Wohnungsbaugeſetzes alles dafür 
einſetzen, daß eine ſolche Vermögensbildung auf 
Koſten der breiten Maſſen auch in Zukunft verhin⸗ 
dert wird. (Abg. Plenikowſki: Den Schwindel 
glaubt niemand mehr, vor den Wahlen ſagten Sie 
das auch!) 

Es iſt nun hier der Satz aufgeſtellt worden, 
der Etat zeige, daß die Sozialdemokratie in Dan⸗ 
zig mit der Privatwirtſchaft Schluß machen will. 
Das ſagt nämlich Herr Dr. Hoppenrath. 
Dr. Hoppenrath: Sie ſagen das doch alle! — Hei⸗ 
terkeit links. — Abg. Brill: Deswegen braucht 
man nicht Doktor zu werden, um das nachzuplap⸗ 
pern!) Es iſt ſelbſtverſtändlich das Ziel der So⸗ 
zialdemokratie, darum dreht es ſich nicht, daß fie 
an die Stelle der kapitaliſtiſchen Ausbeutungs⸗ 
wirtſchaft die Gemeinwirtſchaft ſetzen will. Aber 
es bleibt einem Finanzgenie, wie Herrn Dr. Hop⸗ 
penrath, vorbehalten, nachzuweiſen, daß ſie das 
jetzt ſchon will, daß das jetzt ſchon bei dem dies⸗ 
jährigen Etat eingetreten iſt, (Heiterkeit) der bis 
auf ein paar kleine Abweichungen dem vorjähri⸗ 
gen Etat wie ein Ei dem andern gleicht. Es iſt 
dann allerdings wahrſcheinlich etwas Wahres an 
den Behauptungen des Herrn Abg. Dr. Blavier, 
daß die allerſchlimmſten Sozialiſten und Mar⸗ 
riſten gerade die Deutſchnationalen ſind. Wenn 
Sie nämlich die Sozialiſierung aus dem diesjäh⸗ 
rigen Etat herausleſen wollen, bleibt nur dieſe 
Schlußfolgerung übrig. Sie treten hier auf und 
behaupten, daß Sie gegen die Betätigung der 
öffentlichen Hand ſeien. Ja, m. D. u. H. von rechts, 
warum iſt denn das Tabakmonopol von Ihnen 
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durchgeführt worden? Und zwar in einer Art und 
Weiſe, daß es hier nichts mehr mit Sozialismus 
zu tun hat, ſondern heute nur ein Monopol für 
eine kleine Gruppe von Kapitaliſten iſt. Wenn 
Sie ſich hier hinſtellen und ſagen, daß der Mittel⸗ 
ſtand und die ſelbſtändigen Gewerbetreibenden ge⸗ 
ſchützt werden ſollen und daß Sie deshalb gegen die 
Konſumgeſellſchaften ſind, warum werden denn ge⸗ 
rade in Fhren Kreiſen die Konſumgenoſſenſchaften 
mit beſonderer Vorliebe gepflegt. Gibt es micht 
ſchon in Danzig ſeit 1898 einen Beamtenkonſum⸗ 
verein, der einer Reihe von Kolonialwarenhänd⸗ 
lern die Erwerbsmöglichkeit nimmt und weiter 
eine unter Ihrem Einfluß ſtehende Konſum⸗ 
genoſſenſchaft für das Bekleidungsgewerbe, das 
einer Reihe von Textilwarengeſchäften die Er⸗ 
werbsmöglichkeit nimmt? Dieſe Dinge werden 
von Ihnen mitgemacht, wenn es ſich darum dreht, 
für die Bauern und die Beamten beſſere Einkaufs⸗ 
möglichkeiten zu ſchaffen. Dann gründen Sie länd⸗ 
liche Genoſſenſchaften, die den Zwiſchenhandel aus⸗ 
ſchalten, die billiger einkaufen wollen und die 
ohne die Händler die landwirtſchaftlichen Produkte 
verwerten wollen. Sie ſelbſt halten hier in der 
Stadt ſolche landwirtſchaftlichen Konſumgeſchäfte 
der landwirtſchaftlichen Hausfrauenorganiſatio⸗ 
nen. Das iſt doch Sozialiſierung, die Sie treiben. 
Dann dürfen Sie ſich aber nicht hinſtellen und nur, 
um die Stimmen der Kleingewerbetreibenden, des 
Mittelſtandes zu gewinnen, ſagen, Sie ſeien gegen 
die Ausſchaltung des privaten Handels. Sie ma⸗ 
chen das ſelbſt alles mit, wenn es in Ihrem Inter⸗ 
eſſe liegt. Sie wagen nur nicht, es offen zuzugeben 
und als ein wirtſchaftliches Programm, das dem 
Fortſchritt dient, auch der Ihnen naheſtehenden 
Bevölkerung beizubringen. (Selbſtwehr gegen den 
Sozialismus! rechts. — Heiterkeit links.) Ich 
werde mir das notieren. Ich möchte dieſe Tatſache 
anführen, weil hier ſo viel vom Marxismus und 
Sozialismus geſprochen und geſchrieben worden 
iſt. Von deutſchnationaler Seite iſt ſogar als Be⸗ 
weis für die Herrſchaft des Marxismus in Danzig 
vor einiger Zeit in einem Artikel der „Danziger 
Allgemeinen Zeitung“ das Tabakmonopol hinge⸗ 
ſtellt worden. Als dann Dr. Ziehm dieſen Artikel 
geleſen hat, hat er allerdings die Hände über dem 
Kopf zuſammengeſchlagen und den Ausſpruch ge⸗ 
tan, den vor 20 Jahren der Beſitzer der freikon⸗ 
ſervativen „Poſt“ nach der Lektüre eines Zeitungs⸗ 
artikels ausgeſprochen hat: „Welcher Eſel hat das 
wieder verbrochen?“ Als Beweis für den in Dan⸗ 
zig herrſchenden Marxismus werden die jüdiſchen 
Sachverſtändigen erwähnt, die der Senat gewählt 
hätte. Dabei iſt es ein Rechtsſenat geweſen, der 
dieſe Herren als Sachverſtändige hinzugezogen 
hat. (Hört, hört! links.) Mit dieſen Mätzchen 
machen Sie aber in der Oeffentlichkeit Politik und 
verſuchen, dadurch den Sozialismus in Mißkredit 
zu bringen. Damit bringen Sie die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei nur um den letzten Reſt ihres An⸗ 
ſehens. Uns kann dieſe Politik ja nur recht ſein. 

Die Frage, die eine andere Oppoſitionspartei 
anſchnitt, war, daß ſich Danzig im Intereſſe 
ſeiner Entwicklung gegen ſozial⸗reaktionäre Büro⸗ 
kratie wehren müſſe. Es wäre ja wünſchenswert 


geweſen, wenn ſich der Herr Vertreter der Natio⸗ 
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nalliberalen Bürgerpartei etwas 
über dies Thema ausgelaſſen hätte. Aber wir 
wiſſen ja, was damit gemeint war, nämlich das⸗ 
ſelbe, was der Vertreter der anderen Oppoſitions⸗ 
partei, der Deutſchnationalen, ausſprach, daß man 
ih gegen „ſozialiſtiſche Gewerkſchaftsexperimente“ 
zur Wehr ſetzen müſſe. Damit iſt das vorliegende 
Geſetz über die Betriebsausſchüſſe gemeint. Es 
ind die Nationalliberalen geweſen, überhaupt die 
Liberalen, die vor 70, 80 und 100 Jahren mit den⸗ 
ſelben Gründen, wie ſie heute von der Sozialde⸗ 
mokratie für die Arbeiterſchaft vertreten werden, 
die Mitregierung des Bürgertums im Staate ver⸗ 
langten. Wenn Sie eine ganz alte Danziger Zei⸗ 
tung leſen, ſo werden Sie finden, daß dieſelben Ge⸗ 
danken, die Sie heute gegen das vorliegende Ar⸗ 
beitnehmerausſchußgeſetz ausſprechen, damals ſchon 
ausgeſprochen wurden. Man ſagte damals, die 
Mitarbeit der Bevölkerung durch ein Parlament 
ſei vielleicht ganz gut, aber die jetzige Zeit ſei dazu 
nicht angetan, ſolche Pläne durchzuführen, der 
Staat ſei in ſchwerer Bedrängnis. Alſo, die ſchwie⸗ 
rige Zeit war vor 100 Jahren vorhanden, ſie war 
auch noch 20 Jahre ſpäter vorhanden und immer 
wieder vorhanden, wenn eine herrſchende Klaſſe 
einen Teil ihrer Macht an eine andere Klaſſe ab⸗ 
treten ſollte. Immer mußte die ſchwere Zeit her⸗ 
halten, die angeblich eine ſolche Reform nicht zu⸗ 
ließ. (Sie verwechſeln Politik und Wirtſchaft! 
rechts.) Es handelt ſich um dasſelbe Prinzip, Herr 
Dr. Heinemann, das Ihre Großväter damals 


keine willenloſen Sklaven im Staat ſein wollten 


und daß die Arbeiter heute keine willenloſen Skla⸗ 
ven im kapitaliſtiſchen Betrieb ſein wollen. (Zuruf 
des Abg. Dr. Heinemann.) Die Gewerlſchaften 
können zwar die Verhältniſſe im ganzen regeln, 
können aber nicht innerhalb der einzelnen Be⸗ 
triebe mitſprechen, wie es häufig notwendig iſt. 
(Abg. Liſchnewſki: Vergeſſen Sie nicht, daß Dr. 
Heinemann eine rechte Null iſt! — Heiterkeit.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte Sie drin⸗ 
gend bitten, die perſönlichen Angriffe nach Mög⸗ 
lichkeit zu vermeiden. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt da⸗ 
mals gerade auch von ſeiten der Vertreter des 
Danziger Liberalismus immer wieder betont 
worden, wenn die geſamte Bevölkerung mit teil 
an der Regierung des Staates und ſeiner Ver⸗ 
waltung hat, gereiche es dem Staate zum Nutzen. 
Was damals für den geſamten Staat galt, gilt 
heute auch für die Wirtſchaft. Es würde nur 
im Intereſſe der ſogenannten Wirtſchaft ſelbſt lie⸗ 
gen, ſie würde Komplikationen vermeiden, wenn 
die jetzigen Kapitäne der Wirtſchaft, die noch un⸗ 
umſchränkt herrſchen, die Zeichen der Zeit richtig 
verſtehen würden, und wenn ſie eine Baſis für 
eine gemeinſame Arbeit mit der Arbeiterſchaft 
finden würden. Wenn Sie das nicht tun, m. D. 
u. H., wenn Sie bei Ihrem Unveritand bleiben, 
bei Ihrem Herrenſtandpunkt, dann wird es Ihnen 
genau ſo gehen, wie der anderen Kaſte, die nach 
dieſer Methode in Preußen gehandelt und es 1918 
in den Abgrund gebracht hat. 

Das wären die Fragen der Wirtſchaft⸗ und Fi⸗ 
nanzpolitikt. Nun noch einige Ausführungen zur 
Frage der Außenpolitik. Da fürs erſte einmal 


ausführlicher 
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eine Richtigſtellung. Es iſt hier geſagt worden, 
die Verſöhnungspolitik hat Schiffbruch gelitten. 
Es war gerade der Hauptredner der deutſchnati⸗ 
onalen Oppoſition, der dauernd von der Verſöh⸗ 
nungspolitik ſprach. Der Senat und die Koali⸗ 
tionsparteien haben nie den Ausdruck Verſöh⸗ 
nungspolitik gebraucht, ſondern haben immer von 
Verſtändigungspolitik geſprochen. Das mußte 
Ihnen bekannt ſein. Aber ſetzen wir einmal die⸗ 
ſen Ausdruck Verſtändigungspolitik an Stelle des 
andern, wie iſt es da, wenn Sie nun behaupten, 
dieſe Verſtändigungspolitik ſei völlig ausſichtslos, 
weil ſie nach drei Monaten noch nicht zum Ziel 
geführt hätte. M. D. u. H., da iſt wohl die beſte 
Antwort darauf die Antwort, die Ihr deutſch⸗ 
nationaler Parteiführer Graf Hergt einem Red⸗ 
ner der Nationalſozialiſten im Deutſchen Reichs⸗ 
tag gab. Ihr Parteiführer wurde doch angegrif- 
fen, daß die Deutſchnationalen die Locarno-Poli⸗ 
tik mitgemacht hätten, die ganze Verſtändigungs⸗ 
politik Streſemanns, und es zeige ſich doch, daß 
ſie völlig erfolglos wäre, weil das Rheinland 
noch immer nicht geräumt wäre. Darauf wurde 
von deutſchnationaler Seite geantwortet: „Wir 
wollen nicht über die Zweckmäßigkeit oder Nicht⸗ 
zweckmäßigkeit der Streſemann'ſchen Verſtändi⸗ 
gungspolitik ein Urteil abgeben, aber eins ſollte 
für jeden denkenden Menſchen klar ſein, daß ſich 
eine ſolche Politik nicht in ſo kurzer Zeit auswach⸗ 
en kann, daß man da nicht nach der Methode des 
Kindes verfahren kann, das morgens ein Sa⸗ 
menkorn in die Erde ſteckte und nachmittags eine 


— 


ſchöne Blume haben wollte.“ 


Was dort gegenüber den nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Angriffen gilt, gilt hier gegenüber den An⸗ 
griffen, die gegenüber dem jetzigen Senat wegen 
ſeiner Verſtändigungspolitik erhoben wurden. 
Dabei wollen wir Sozialdemokraten keinen Au⸗ 
genblick die Tatſache verſchweigen, daß natürlich 
eine Verſtändigung mit einer Regierung, die in 
der Hauptſache von einer Militärdiktatur abhän⸗ 
gig iſt, außerordentlich ſchwer iſt. Das iſt eine 
Selbſtverſtändlichkeit, die wir Sozialdemokraten 
natürlich gerade in dieſem Augenblick feſtſtellen 
können. Es liegt natürlich nicht im Intereſſe 
Danzigs, wenn alle dieſe Fragen, die zwiſchen 
Danzig und Polen zu behandeln ſind, weniger 


vom polniſchen Außenminiſterium als vom 
polniſchen Kriegsminiſterium behandelt und 
entſchieden werden. Das iſt natürlich eine 


große Erſchwerung der ganzen Verhandlungen. 
Aber wenn wir dieſe Schwierigkeit nicht leug⸗ 
nen, dann müſſen wir uns immer wieder die 
Frage vorlegen: Iſt es auf einem andern Wege 
möglich, ſchneller zu einem Ziel zu kommen? Das 
müſſen wir ganz entſchieden ablehnen. Gerade die 
Erfahrung der ganzen acht Jahre zeigt uns ja, daß 
der Kurs, den Sie (nach rechts) eingeſchlagen ha⸗ 
ben, noch viel weniger zu einem Ziel führt, als der 
Kurs, der jetzt vom Senat eingeſchlagen iſt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts und links.) Es wäre nur wün⸗ 
ſchenswert, daß die Politik des jetzigen Senats 
nicht durch Beamte ſabotiert würde, die in maß⸗ 
gebenden Staatsſtellungen ſitzen. Leider iſt das 


heute noch immer der Fall, ſowohl auf dem Ge⸗ 
biet der Außenpolitik, als auf dem Gebiet der 
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Innenpolitik. Gerade die Vorgänge, die jetzt im 
parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuß geklärt 
worden find, zeigen, welche Kräfte hier in unſerer 
Danziger Staatsverwaltung am Werke ſind, um 
die Politik der Regierung zu ſabotieren. Es iſt 
ein Skandal ſondergleichen, daß ſich Beamte in 
verantwortlichen Stellen, ſogar höhere Beamte, 
Regierungsräte, dazu hergeben, um gegen die 
Mitglieder der Regierung zu hetzen, (Hört, hört! 
links) ſich zu der Rolle hergeben, die der vielge⸗ 
nannte Regierungsrat v. Tobien geſpielt hat, der 
es zwar notwendig fand, eine Aeußerung, die ihm 
zugetragen war, dem Führer der Oppoſition, 
Herrn Staatsrat Dr. Ziehm, Kenntnis zu geben, 
aber nicht ſeinen Vorgeſetzten, weder dem Herrn 
Präſidenten Sahm, noch dem politiſchen Haupt 
der Regierung, Herrn Präſidenten Gehl. Solange 
natürlich ſolche Kräfte hier in Danzig in der Ver⸗ 
waltung ſitzen und die Geſetze und Beſchlüſſe des 
Parlaments, der Volksvertretung, angeblich aus⸗ 
führen, aber in Wirklichkeit ſabotieren, ſolange iſt 
allerdings nicht daran zu denken, daß wir hier in 
Danzig vorwärts kommen. 

Es iſt deshalb unbedingt notwendig, daß wir 
im nächſten Jahr bei der Etatsberatung einen 
beſſeren Etat zu ſehen bekommen, damit wir dann 
feſtſtellen können, daß die und die Erfolge innen⸗ 
und außenpolitiſch erzielt worden ſind. Dazu aber 
muß vor allen Dingen unſere Aufgabe in nächſter 
Zeit erſt ſein, die Vorbedingungen dafür zu ſchaf⸗ 
fen. Die Vorbedingungen liegen in einer Reform 
der Verwaltung, liegen darin, daß die Danziger 
Beamtenſchaft in den maßgebenden Stellen von 
den deutſchnationalen Saboteuren befreit wird. 
Nur wenn dieſe Vorbedingung erfüllt iſt, wird es 
möglich ſein, daß Beſchlüſſe, die der Senat faßt, 
auch ſinngemäß von der Beamtenſchaft durchge⸗ 
führt werden. Die Beamtenſchaft beruft ſich immer 
auf ihre wohlerworbenen Rechte. Nun gut, die 
wohlerworbenen Rechte ſind ja hier an und für 
ſich von niemand beſtritten worden, aber Pflicht 
der Beamtenſchaft und vor allem derjenigen 


Kreiſe, die in führender Stellung in der Beamten⸗ 


ſchaft ſtehen, ſollte es ſein, dann auch die Beamten 
zu einer Staatsauffaſſung zu bringen, daß ſie der 
Regierung, die nun durch die Mehrheit der Volks⸗ 
vertreter an die Spitze des Staates geſetzt worden 
iſt, nun auch ihre ganze Arbeitskraft widmen, daß 
ſie im Sinne dieſer Regierung auch zu arbeiten 
haben. 

Wenn das nicht geſchieht, wenn ſich dieſe Be⸗ 
amtenkreiſe das Recht herausnehmen, als Beamte 
gegen ihre eigene Regierung, nicht nur als Par⸗ 
lamentarier hier aufzutreten, wie es ſeinerzeit 
Herr Dr. Blavier getan hat, was ihm den ſchärf⸗ 
ſten Tadel einbrachte, ſondern hinter dem Rücken 
der politiſchen Parteien, hinter dem Rücken ihrer 
Vorgeſetzten politiſche Handlangerdienſte für den 
Führer der Oppoſition zu leiſten, dann wird aller⸗ 
dings eine Aenderung nicht eintreten. (Abg. 
Rahn: Herr Dr. Ziehm iſt nicht Führer, ſondern 
Mitglied der Deutſchnationalen Partei! Wir be⸗ 
danken uns, ſolche Führer zu haben!) Nur Führer 
der Partei! Ich kann mir denken, daß Sie mit der 
andern Oppoſition nicht auf einen Standpunkt ge⸗ 
ſtellt werden wollen. Nur wenn der Senat hier 
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energiſch durchgreift und dies deutſchnationale 
Brutneſt, dieſe Saboteure aus der Verwaltung 
herausgebracht werden, iſt die Möglichkeit einer 
Beſſerung gegeben. Der Herr Finanzſenator hat 
ſeinerzeit einmal von dem Silberſtreifen am Ho⸗ 
rizont geſprochen. Wir haben Jahr für Jahr ge⸗ 
wartet, dieſen Silberſtreifen zu ſehen. Er iſt bis⸗ 
her nicht gekommen und er wird nicht kommen, ſo⸗ 
lange nicht vom Linksſenat auf dem Gebiete der 
Innen⸗ und Außenpolitik ein Strich unter die bis⸗ 
herigen Methoden gemacht und ein anderer Ton 
angeſchlagen wird, als es unter dem Rechtsſenat 
der Fall war. Erſt wenn nach dieſer Methode auf 
dem Gebiet der Finanzpolitik, der Wirtſchafts⸗ 
und Kulturpolitik gearbeitet wird, natürlich auch 
in der Außenpolitik, wird der Silberſtreifen, den 
bisher der Finanzſenator allein wahrnahm, von 
der geſamten Bevölkerung wahrgenommen wer⸗ 
den. (Lebhafter Beifall links.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Böcker. 

Böcker, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Hoffen wir, daß der Silberſtreifen, von dem der 
Herr Vorrredner geſprochen hat, recht bald zu ſe⸗ 
hen iſt. Wir glauben allerdings ſehr wenig dar⸗ 
an. Der Herr Vorredner hat ſeine Ausführungen 
mit dem ſo beliebten Hinweis auf die neue Sach⸗ 
lichkeit begonnen. Ich glaube allerdings bemer⸗ 
ken zu dürfen, daß in ſeinen Ausführungen davon 
recht wenig enthalten war, konnte er ſich doch des 
öfteren nicht verkneifen, gegen einzelne Perſonen 
außerordentlich ſcharf, um nicht den Ausdruck ge⸗ 
häſſig zu gebrauchen, vorzugehen. Das hätte ſich 
bei ſeinen Ausführungen durchaus vermeiden 
laſſen. Er hätte vielleicht noch etwas mehr ſagen 
können, ohne dieſe perſönliche Schärfe in die 
Dinge hineinzubringen. Auf die einzelnen Aus⸗ 
führungen des Herrn Vorredners möchte ich in 
dieſem Augenblick nicht eingehen. Wir behalten 
uns vor, bei den Einzelberatungen ſowohl im 
Ausſchuß als auch hier an dieſer Stelle, ſoweit es 
notwendig iſt, ausgiebigſt dazu Stellung zu neh⸗ 
men. Steuerprobleme laſſen ſich doch bei der all⸗ 
gemeinen Etatsberatung nicht von dieſer Stelle 
aus löſen. Wenn wir dabei noch berückſichtigen, 
daß wir augenblicklich durch die Verhältniſſe in 
der Danziger Zeitungsinduſtrie, in der Preſſe, in 
der gerade nicht angenehmen Lage ſind, daß alle 
Berichte über die Verhandlungen dieſes Hauſes 
nur in einer Zeitung, der „Volksſtimme“ erſchei⸗ 
nen, ſo ſollte es eigentlich durchaus zweckmäßig 
ſein, die Verhandlungen auf das äußerſte zu be⸗ 
ſchränken; denn die „Volksſtimme“ ſollte doch die 
Aufgabe in ſich fühlen, in dieſer Zeit, wo das 
breiteſte Publikum nur auf dieſes Blatt angewie⸗ 
ſen iſt, ſich vorübergehend, wenn es auch ſchwer 
fällt, einer beſonderen Sachlichkeit, der neuen 
Sachlichkeit, zu befleißigen. (Sehr gut! rechts.) 

Auf einiges möchte ich noch eingehen. Wenn 
mein Herr Vorredner, Herr Abg. Loops, auf die 
Steuerzahler der einzelnen Kreiſe hingewieſen 
hat und dafür die Verhältniszahlen angab, ſo 
bedeuten dieſe Zahlen ohne irgend welche Erklä⸗ 
rungen dazu noch gar nichts. Man muß doch 
hierbei berückſichtigen, daß die wirtſchaftlichen 


und die Bodenverhältniſſe in den einzelnen Dan⸗ 
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(A) ziger Landkreiſen grundverſchieden find. Sie 


(8) 


find auch von den Witterungsverhältniſſen ab⸗ 
hängig. Derartig naſſe Jahre, wie wir ſie letzt⸗ 
hin gehabt haben, müſſen ſich unbedingt viel 
ſchwerer in den Niederungskreiſen auswirken als 
im Kreiſe Danziger Höhe. Wenn hier nur die 
nackten Einkommen ⸗ Steuer = Zahlen oder deren 
Verhältniſſe angegeben werden, ſo will das gar 
nichts beſagen. Sie wiſſen doch, daß gerade auf 
dem Lande die Beſteuerung des Grund und Bo⸗ 
dens mit den teilweiſe geradezu horrenden Zu⸗ 
ſchlägen ſich außerordentlich ſchlimm auswirkt. 
(Abg. Plenikowfki: 50 Prozent!) Sie wiſſen ganz 
genau und müßten es wiſſen, daß wir Gemeinden 
mit 400, 600, 700, 800, ja ſogar 1000 Prozent 
beſitzen. (Abg. Plenikowſki: Das ſind die größten 
Drüdeberger!) Mit ſolchen Zwiſchenrufen iſt doch 
nichts zu erreichen. 

Auf die Ausführungen des Herrn Abg. Loops 
über den Anterſuchungsausſchuß will ich an dieſer 
Stelle nicht eingehen. Wir werden zu gegebener 
Zeit dazu Stellung nehmen. Wir müſſen uns 
dann auch vorbehalten, ausführlich zu den Dar⸗ 
ſtellungen des Herrn Abg. Dr. Blavier Stellung 
zu nehmen, der geſtern in ganz beſonders ſcharfer 
Weiſe meinen Fraktionsfreund Dr. Ziehm per⸗ 
ſönlich angriff. Ich bedaure das deswegen außer⸗ 
ordentlich, weil Herr Dr. Ziehm nicht anweſend 
iſt. (Ausgekniffen! links.) Dieſe Unterſtellung 
weiſe ich auf das entſchiedenſte zurück. Herr Abg. 
Dr. Ziehm hat im Ausſchuß erklärt, daß er in⸗ 
folge dringenden ärztlichen Anratens und eines 
Atteſtes, das er vorlegen wolle, gezwungen ſei, 
ſofort einen Erholungsurlaub anzutreten, von 
dem er ſeit Wochen geſprochen und den ihm ſein 
Hausarzt ſeit Wochen angeraten hatte. Der Vor⸗ 
ſitzende des Ausſchuſſes, Herr Abg. Liſchnewſi, 
hat nach dem Protokoll beſtätigt, daß Krankheit 
entſchuldige. So liegen die Dinge. Weshalb wer⸗ 
den in Abweſenheit des Herrn Dr. Ziehm derar⸗ 
tige Unterjtellungen gemacht? 

Herr Abg. Loops hat verſucht, beſonders die 
Ausführungen meines 
Hoppenrath beſonders zu zerpflücken, vielleicht 
deshalb, weil ihm dieſe Ausführungen wenig an⸗ 
genehm waren, haben dieſe Ausführungen doch 
hier im Hauſe eine ſeltene Aufmerkſamkeit und 
Zuſtimmung gefunden, ohne Frage nicht nur 
wegen ihrer Sachlichkeit, ſondern auch ganz be⸗ 
ſonders wegen ihres ſachlichen Inhalts. (Zurufe.) 
Auf das, was Herr Dr. Hoppenrath im weſent⸗ 
lichen hervorgehoben hat, iſt Herr Loops auch 
nicht eingegangen oder nur ſehr wenig. Den 
Schluß ſeiner Rede, nämlich unſere außenpoliti⸗ 
ſchen Verhältniſſe und damit insbeſondere unſer 


Verhältnis zu Polen hat der Herr Abg. Loops 


mit wenigen Worten abgetan. 

Die Reden der Vertreter der Koalitionspar⸗ 
teien behandelten durchweg unſer Verhältnis zu 
Polen, das der hauptſächlichſte Pfeiler unſeres 
Wirtſchaftslebens und unſerer Wirtſchaftslage iſt. 

as ging beſonders aus den Reden der Herren 
eubauer, Siebenfreund und Dr. Heinemann 
hervor. Bei allen dieſen Rednern kam je na 
ihrer parteipolitiſchen Einſtellung mehr oder 


weniger die Enttäuſchung darüber zum Ausdruck, 


Fraktionsgenoſſen Dr. 


daß Polen noch immer nicht daran denkt, ſeinen 
Danzig gegenüber beſtehenden vertraglichen Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen. Herr Abg. Neubauer 
ſagte, Polen müſſe an ſeine Pflicht erinnert wer⸗ 
den, in erſter Linie den Danziger Hafen voll 
auszunutzen. Glauben Sie denn, daß dieſe freund⸗ 
liche Erinnerung etwas fruchten würde? Es 
handelt ſich doch bei dem Ausbau Gdingens um 
ein ganz großzügiges, wohlüberlegtes und durch; 
dachtes Projekt Polens, demgegenüber doch in 
erſter Linie eine wahre Erkenntnis der Sachlage 
notwendig iſt und ein Kopfindenſandſtecken keinen 
Zweck hat. 

Wenn Herr Abg. Siebenfreund beſonders be— 
tonte, daß auf der nächſten Tagung des Völker⸗ 
bundes keine Danzig⸗polniſchen Angelegenheiten 
zur Beratung ſtehen, (Abg. Dr. Moczynſki: Das 
tut Ihnen leid!) jo kann ich mir kaum vorſtellen, 
daß das eine ganz beſondere Ehre ſein ſoll. 
(Heiterkeit links.) Wenn Danzig vollkommen tot 
iſt, wenn Polen alles erreicht hat, dann kann der 
Völkerbund ſich nicht mehr mit Danzig befaſſen. 
(Abg. Dr. Moczynſki: Dauernde Spazierfahrten, 
das ſind Ihre Erfolge!) Glauben Sie doch nicht, 
daß wir Deutſchnationalen Leute ſind, die mit 
einer gewiſſen Freude nach Genf gelaufen ſind, 
um eine Entſcheidung des Völkerbundes herbei⸗ 
zuführen. Glauben Sie doch nicht, daß wir einen 
beſonderen Spaß gehabt haben. (Abg. Dr. 
Moczynſki: Sie nicht, aber die, die hinfuhren!) Es 
ſind auch Herren der neuen Koalition ſehr gern 
nach Genf gefahren. M. D. u. H., es blieb doch bei 
den Fällen, die in Genf verhandelt wurden, 
nichts anderes übrig, als zu dieſem letzten Mittel 
zu greifen, als von dieſem letzten unſerer Rechte 
Gebrauch zu machen. (Abg. Liſchnewſki: Außer der 
Einwohnerwehr!) Jede Regierung, wie ſie auch 
zuſammengeſetzt iſt, muß unbedingt von dieſem 
letzten ihr zu Gebot ſtehenden Mittel Gebrauch 
machen, wenn ſie nicht Danziger Hoheitsrechte 
opfern will. 

M. D. u. H., vor Monaten hat man oft davon 
geſprochen, daß die Verhandlungen zwiſchen Dan⸗ 
zig und Polen ſich nur deshalb ſo außerordent⸗ 
lich ſchwierig geſtalteten, weil die damalige Dan⸗ 
ziger Regierung mit einer gewiſſen Angeſchicklich⸗ 
keit gerade immer die für ſolche Fälle ungeeig⸗ 
netſten Vertreter entſandt hätte. In einer Wahl⸗ 
verſammlung hat Herr Jewelowſki gejagt, wenn 
man die richtigen Leute zu den Verhandlungen 
ſchickte, würde es möglich ſein, viele Fälle 
in wenigen Stunden zum Abſchluß zu brin⸗ 
gen. Man weiß ja aus der Preſſe, daß Herr Je⸗ 
welowſki ſelbſt in den letzten Monaten recht 


(C) 


(D) 


eifrig mit den polniſchen Regierungsſtellen und 


deren Vertreter über alle möglichen Angelegen⸗ 
heiten verhandelt hat. Die Preſſe wußte verſchie⸗ 
dentlich zu berichten, daß dieſe Verhandlungen 
gut vorwärts gingen und vor dem Abſchluß ſtän⸗ 
den. Von irgendwelchen, wenn auch nur den 
kleinſten Erfolgen, haben wir allerdings bisher 
noch nichts vernommen. (Abg. Dr. Moczynſki: 
Setzen Sie doch einen Unterſuchungsausſchuß ein!) 


ch Auch die „Volksſtimme“ hat von einem poſitiven 


Erfolg nichts berichten können. Herr Abg. Loops 
hat ebenfalls in ſeinen letzten Ausführungen nicht 


(A) 


(B) 
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von einem poſitiven Erfolg geſagt. (Warten Sie 


ab, bis Ihre Zeitung erſcheint!) Herr Sieben⸗ 
freund mußte ſchweren Herzens zugeben, daß die 
Verhandlungen über den Gegenſtand, an dem die 
geſamte Danziger Wirtſchaft das größte Intereſſe 
hat, nämlich über die Tarife, leider ins Stocken 
geraten ſeien. Wenn Herr Siebenfreund in ſeinen 
Ausführungen über die Verkehrspolitik beſonders 
ſtark betonte, daß die vielen unnötigen Hem⸗ 
mungen durch die polniſche Verkehrspolitik im 
Verkehr mit Danzig jo ſchnell wie möglich beſei— 
tigt werden müßten, ſo pflichten wir ihm voll⸗ 
kommen bei. Wenn er aber bei dieſer Gelegenheit 
die Zuſtände in Danziger Hotels einer beſon⸗ 
deren Kritik unterzieht, ſo kann ich ihm darauf 
nur erwidern, wenn die Reiſe⸗Hemmniſſe im Ver⸗ 
kehr mit Danzig fallen würden, wenn die Ein⸗ 
reiſemöglichkeiten nach Danzig erheblich erleich- 
tert würden. Wenn wir außer den durchaus be⸗ 


grüßenswerten Kongreſſen, die wir im Laufe des 


Sommers hier haben, außer der kurzen Badezeit, 
auch in der andern Zeit des Jahres einen nur 
einigermaßen normalen Reiſeverkehr in Danzig 
in ungefähr der Höhe hätten, wie früher, dann 
würden auch die Danziger Hotelunternehmungen 
in der Lage ſein, ihre Betriebe ſo modern und 
zeitgemäß auszugeſtalten, wie ſie es ſelbſt ganz 
gewiß am meiſten wünſchen. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich nehme ganz gewiß nicht an, daßHerr Sieben⸗ 
freund die Kritik an den Danziger Hotels in böſer 
oder ſchädigender Abſicht geübt hat. Das will 
ich Herrn Siebenfreund nicht unterſtellen. Aber 
Sie ſehen an dieſem einen Fall, wie faſt alles in 
unſerer Wirtſchaft, wenn es ſich nach Auffaſſung 
mancher Herren auch um nebenſächliche Betriebe, 
wie Hotels oder Gaſtwirtsunternehmungen han⸗ 
delt, in ganz erheblichem Maße, man kann ſagen 
faſt nur, hinſichtlich ihres Gedeihens von Polen 
abhängen, von der Einſtellung Polens abhängen, 
in dieſem Fall von der Einſtellung der polniſchen 
Verkehrspolitik. (Abg. Rahn: Was machen Sie 
mit Ihrem Geſchäft, wenn der Vertrag in ein bis 
zwei Jahren abläuft?) Ich will darauf eingehen. 
Wir haben in Danzig Gott ſei Dank auch noch Be⸗ 
triebe, die in Privathand find. Dieje Betriebe 
find bei der großen Steuerlaſt und bei der Unren⸗ 
tabilität, zu der faſt alle Gaſtſtätten Danzigs, die 
großen wie die kleinen verurteilt ſind, nicht in 
der Lage, große Aufwendungen in hygieniſcher 
und in moderner Beziehung zu machen. 

Auf die geſtrigen Ausführungen des Herrn 
Abg. Dr. Moczynſki iſt ja Herr Finanzſenator Dr. 
Volkmann ſchon eingegangen. Die klare Zumu⸗ 
tung des Herrn Dr. Moczynſki, den größten Teil 
der Danziger Koſten für die Zollbeamten auf Po⸗ 
len abzuwälzen und damit Danziger Hoheits- 
rechte an Polen abzutreten, müßte doch auch denen, 
die bisher anderer Auffaſſung geweſen ſind, voll⸗ 
kommen die Augen öffnen, wohin der Weg gehen 
ſoll. Beſonders intereſſant war es aber auch, zu 


hören, daß nach der Rede des Dr. Moczynifi die 
Verhandlungen über die Tarife nicht ins Stocken 
geraten ſind, auch nicht abgebrochen werden, ſon⸗ 
dern nur vertagt ſind — er weiß alſo beſſer Be⸗ 
ſcheid als Herr Siebenfreund —, um das Heraus⸗ 
kommen der neuen polniſchen Verkehrsordnung 


untergewirtſchaftet habe. 
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abzuwarten. M. D. u. H., hier können wir Ihnen 
nur zurufen: „Achtung, Fußangeln!“ Was hat 
die polniſche Verkehrsordnung mit der Einführung 
der ungebrochenen Tarife für Danzig zu tun, auf 
deren Einführung doch Danzig ein vertragliches 
Recht hat? (Abg. Dr. Moczynſki: Wo?) Herr 
Dr. Heinemann hat geſtern ſchon geſagt, daß wir 
die Einführung der polniſchen Verkehrsordnung, 
die niemand im Hauſe außer vielleicht Herr Dr. 
Moczynſki kennt, aufs entſchiedenſte ablehnen 
müſſen. (Abg. Hohnfeldt: Herr Jewelowſki iſt 
anderer Meinung!) Das glaube ich, Herr Jewe— 
lowſki ſpricht nach mir und wird ſeiner anderen 
Meinung ausgiebig Raum verſchaffen unter der 
Deviſe: „Wir klagen an.“ 

Herr Abg. Loops hat von der Blume der Ver⸗ 
ſtändigung geſprochen, die nicht etwa nach kind⸗ 
licher Auffaſſung in kurzer Zeit blühen und ge⸗ 
deihen könnte. Er hat gemeint, daß eine ganz 
erhebliche Zeit dazu gehöre. Wir ſind der Anſicht, 
daß zu einer Verſtändigung immer zwei gehören. 
Wenn ſich nur einer verſtändigen will, iſt keine 
Verſtändigungspolitik möglich. Wir fürchten, daß 
ſich die Dinge hier ſo entwickeln, daß es eine ein⸗ 
ſeitige Verſtändigungspolitik wird. Wenn aber 
ein wirklicher Verſtändigungswille auf beiden 
Seiten vorhanden wäre und vorhanden iſt, 
müßte es möglich geweſen ſein, in dieſen faſt vier 
Monaten wenigſtens ein ganz kleines Blümchen 
der Verſtändigungspolitik vorzeigen zu können. 
Hoffen wir, daß Ihre Erfolge in dieſer Hinſicht 
in Zukunft größer ſind, als in der letzten Zeit, 
hoffen wir es im Intereſſe der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft. (Lebhaftes Bravo! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ein Blümchen gab es ſchon, die Einwoh⸗ 
nerwehr iſt verſchwunden.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jewelowſki. 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. u. 
H.! Ihnen allen iſt bekannt, daß bei Uebernahme 
der Regierungsgeſchäfte durch die neue Koalition 
eine Bilanz über das Vorhandene und das Ueber- 
nommene aufgeſtellt werden ſollte. Als die ſei⸗ 
nerzeitige Linksregierung vor zwei Jahren ab⸗ 
trat, hat die Deutſchnationale Partei immer wie- 
der behauptet, daß dieſe Linksregierung die 
Staatsfinanzen heruntergebracht und alles her— 
Obgleich ein maßge⸗ 
bendes Mitglied der Regierung, Herr Prälat Sa⸗ 
watzki erklärte, daß dieſe Behauptung nicht wahr 
ſei — ſie iſt ja auch frei erfunden — hat die 
Deutſchnationale Partei immer wieder die gleiche 
Behauptung aufgeſtellt und verſuchte, damit im 
Lande Eindruck zu machen. Ich möchte einmal 
eine Bilanz der Regierungstätigkeit der Deutſch⸗ 
nationalen Partei in den letzten vier Jahren zie⸗ 
hen. Die Abſchlüſſe der letzten vier Jahre zeigen, 
daß die Etats in der Hauptſache balanziert haben, 
äußerlich! Aber die Deutſchnationalen haben es 
fertig bekommen, im Laufe dieſer Jahre beinahe 
100 Millionen Schulden in Stadt und Land zu 
machen. (Hört, hört! links.) Es ſcheint, als wenn 
die Deutſchnationale Partei darauf ganz beſon⸗ 
ders ſtolz iſt. Beſonders ſtolz iſt ſie ferner dar⸗ 
auf, was ſie alles dafür verpfändet hat: In der 
Stadt Gas, Waſſer, Elektrizität, im Staat das 
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Tabakmonopol. Das genügte aber noch nicht, 
denn die Einnahmen aus Spiritus und Eſſig ſind 
nicht vergeſſen worden. Wenn jetzt noch etwas 
verpfändet werden ſollte, weiß ich nicht, was dazu 
noch vorhanden wäre, es ſei denn die Intelligenz 
der Deutſchnationalen Partei (Zurufe), ich glaube, 
darauf hat auch Herr Senator Dr. Volkmann bei 
ſeiner letzten Londoner Reiſe nichts erhalten. 
Herr Abg. Karkutſch, über Ihre Intelligenz werde 
ich mich gleich unterhalten. (Iſt ſie auch verpfän⸗ 
det? links.) 

Hier iſt immer davon geſprochen worden, daß 
wir keine Hoheitsrechte aufgeben ſollten. Jeder 
deutſchnationale Redner ſprach mit beſonderer 
Verve von den Hoheitsrechten. Iſt jemand von 
Ihnen in der Lage, zu ſagen, daß die erſte Regie⸗ 
rung von 1920 bis 1924 irgend ein Danziger Ho⸗ 
heitsrecht aufgegeben hat? Dann bitte nennen 
Sie es. Damals waren es Liberale, die haupt⸗ 


ſächlich die Verhandlungen führten. Treten Sie 


vor und nennen Sie einen einzigen Fall, wo ein 
Danziger Hoheitsrecht aufgegeben worden iſt! 
(Tiefes Schweigen bei den Deutſchnationalen! 
links.) Aber umgekehrt! Ich will nur einen der 
letzten Fälle erzählen und ich kann mir die Er⸗ 
regung ungefähr vorſtellen, wenn ich eine ſolche 


Regelung abgeſchloſſen hätte, nämlich, wenn ich 


) 


dem Auslande 49 Prozent des Tabakmonopols 
gegeben hätte, um dafür eine Anleihe hereinzube⸗ 
kommen, von der der Staat bis jetzt auch nicht 
einen roten Heller für ſeine Kaſſen erhalten hat. 
(Hört, hört! links.) Aber m. D. u. H., beim Tabak 
monopol haben Sie eine Beſtimmung, daß die 
Tantiemen etwa bis 300 000 Gulden betragen. 
Ich ſtelle mir vor, was geſchehen wäre, wenn einer 
von unſerer Partei eine ſolche Vereinbarung ge⸗ 
troffen hätte. Die weiteren Verhandlungen in 
Genf bezüglich des Beamtenabbaus und des Ab⸗ 
baus der Gehälter ſind doch alles deutſchnationale 
Arbeiten in Wahrung der Danziger Intereſſen. 
(Abg. Schwegmann: Wir haben kein Hoheitsrecht 
preisgegeben!) Wollen Sie, daß ich Ihnen einige 
nenne? Die Deutſchnationale Partei hat die 
Wirtſchaft geſtützt, indem ſie in Kenntnis der Ver⸗ 
hältniſſe es ruhig hat darauf ankommen laſſen, 
den Streit mit den D.⸗Banken bis zum Aeußerſten 
zu treiben. Auch eine Förderung der Danziger 
Wirtſchaft! 

Wenn wir vergleichen, was die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei in Danzig ſonſt Beſonderes geleiſtet 
hat, muß ich auf eine Bemerkung des Herrn Abg. 
Dr. Hoppenrath zurückkommen. Er hat uns etwas 
ganz Neues erzählt, nämlich, daß die Deutſch⸗ 
nationale Partei jetzt den Aufſtieg der mittleren 
Beamten fördern will, ſie ſollen nach Möglichkeit 
in obere Stellen aufrücken. Ich habe in den erſten 
vier Jahren des Beſtehens des Freiſtaates den 
Verſuch unternommen, dieſen Aufſtieg zu propa⸗ 
gieren und dafür öffentlich einzutreten. Der Er⸗ 
folg war eine Beſchwerde an den Senat wegen 
dieſes unerhörten Auftretens, unterzeichnet von 

r. Kaufmann, Treichel, Kirchner und anderen. 
Sie werden finden, daß das alles Namen Ihrer 
artei ſind, und nicht etwa Namen liberaler oder 
ſozialdemokratiſcher Parteiangehöriger. Dieſe 


Herren erhoben ſchärfſten Proteſt dagegen, daß 


man tüchtigen mittleren Beamten den Aufſtieg 
ermöglichen wollte. (Hört, hört! links.) 

Was haben Sie in den letzten vier Jahren 
alles getan? Haben Sie den Hafenverkehr geför⸗ 
dert? Haben Sie dafür geſorgt, daß unſer Hafen 
konkurrenzfähig iſt? Wenn Sie mir antworten, 
dazu ſei der Hafenausſchuß da, ſo möchte ich er⸗ 
widern, daß die beiden Delegationen des Hafen⸗ 
ausſchuſſes uneinig geweſen ſind. Sie waren ſehr 
wohl in der Lage, dieſe Streitfrage nach Genf zu 
bringen. Das haben Sie natürlich nicht getan. 
(Abg. Schwegmann: Es war gar keine Streitfrage 
geweſen!) Es war eine ſehr große Streitfrage. 
Ebenſo wenig haben Sie die Streitfrage bezüg⸗ 
lich der gebrochenen Tarife nach Genf gebracht. 
Was haben Sie im Laufe der Jahre alles getan, 
um dieſe Frage einer Löſung zuzuführen? Sie ha⸗ 
ben nichts getan und haben damit die geſamte 
Danziger Wirtſchaft ruiniert. Herr Schwegmann 
ſagt: „Dummes Zeug!“ Sehen Sie es ſich doch an, 
wie ſämtliche Maſſengüter von Danzig weggehen. 
Die geſamte Induſtrie, ich nenne die Holzinduſtrie, 
die Tauſende beſchäftigt hat, iſt durch dieſe Tarif⸗ 
politik zugrunde gegangen und kommt nicht mehr 
nach Danzig. Der übrige Verkehr iſt von Danzig 
weggegangen, aber Sie haben niemals den Mut 
gefunden, dieſe Frage einer Löſung zuzuführen. 
Als durch eine private Reiſe einiger Danziger 
Kaufleute im Sommer vorigen Jahres die Ange⸗ 
legenheit aufgerollt wurde, da wurde uns entge⸗ 
gengehalten: „Wir haben ja in der Sache längſt 
etwas unternommen.“ Was haben Sie unter⸗ 
nommen? Ich habe vergeblich verſucht, etwas 
Poſitives zu finden, abgeſehen von einigen Noten, 
die zu einem Erfolg niemals geführt haben. 

M. D. u. H., es iſt dann die Frage Gdingen 
und Dirſchau erwähnt worden, eine Frage von 
ungeheuerer Wichtigkeit. Sehen Sie einmal die 
Reden durch, die Sie gehalten haben und in denen 
Sie ſich über die Frage Gdingen in den erſten 
Jahren lächerlich gemacht haben. Heute iſt dieſe 
Frage für uns eine Schickſalsfrage geworden. Ich 


habe nicht geſehen, daß Sie in der Frage bis da⸗ 


hin etwas unternommen haben. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) Auf die militäriſche Bedeutung! 
Daß dieſe Frage aber auch eine eminent wirtſchaft⸗ 
liche Frage war, dazu fehlte Ihnen die Erkennt⸗ 
nis. (Abg. Plettner: Das iſt bitter, Herr Schweg⸗ 
mann!) 

M. D. u. H.! Sie ſprechen von dem Schutz der 
Landwirtſchaft. Sie haben in den früheren Jah⸗ 
ren immer wieder die Landwirtſchaftskammer ver⸗ 
langt, die allein in der Lage iſt, dieſen Schutz aus⸗ 
zuführen. Jetzt, wo Sie in dem Landbund eine 
politiſche Körperſchaft zum Zweck der Agitation, 
zur Ausſchaltung der Kleinen geſchaffen haben, 
jetzt wollen Sie die Landwirtſchaftskammer nicht. 
Wir legen aber größten Wert darauf, daß das Ge⸗ 
ſetz ſehr bald zuſtande kommen möge. (Sehr gut!) 
M. D. u. H., wenn ich noch eine Bemerkung machen 
ſoll, einer der maßgebenden Herren in der Zucker⸗ 
induſtrie ſagte mir, daß alle ſeine Bemühungen, 
den Führer der Deutſchnationalen Partei für dieſe 
die geſamte Landwirtſchaft ſtark intereſſierende 


Frage zu gewinnen, vergeblich geweſen wären. 
Wenn er Verſtändnis gefunden hätte, ſo wäre das 
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(Jewelowſki, Abgeordneter) 
bei einem Linkspolitiker geweſen, der ihm geholfen 
habe, daß dieſes Geſetz im Volkstage Geſetz wurde. 
Der deutſchnationale Führer, der dafür ſo wenig 
Verſtändnis hatte, war Herr Schwegmann. (Abg. 
Schwegmann: Wie oft habe ich in der Fraktion 
die Sache vorgetragen!) Sie werden mir zugeben, 
daß ich in dieſer Frage ſehr genau informiert bin. 
(Sie find ſelbſt beteiligt! rechts.) Deshalb weiß 
ich auch, welche Hilfe Sie geleiſtet haben. (Abg. 
Schwegmann: Ich habe mich energiſch dafür ein⸗ 
geſetzt, mehr kann ich nicht!) Herr Regierungsrat 
Dr. Hoppenrath, Herr Abg. Dr. Hoppenrath hat 
die Automobilſteuer erwähnt und geſagt, daß das 
eine neue Belaſtung wäre, die die Linksregierung 
herbeiführe. Ich ſehe in dieſer Steuer keine Be⸗ 
laſtung; denn jeder Intereſſent und auch die Ver⸗ 
bände treten für dieſe Steuer ein, wenn ſie als 
Zweckſteuer ausgeſtaltet wird, um die Straßen zu 
verbeſſern, denn man zahlt lieber eine höhere Ab⸗ 
gabe, wenn die Straßen entſprechend ausgebaut 
werden. Es iſt dies eine Förderung der Wirt⸗ 
ſchaft und nicht umgekehrt. (Abg. Rahn: Die 
Steuer müſſen Sie nach amerikaniſchem Muſter als 
Benzinſteuer erheben, dann ſparen Sie viele Be⸗ 
amte!) i 

Ich bin überzeugt, daß die Frage der gebro- 
chenen Tarife ſchon längſt abgelöſt wäre, wenn 
Sie (nach rechts.) mit Nachdruck bereit geweſen 
wären, die Verkehrsſteuer fallen zu laſſen. Eine 
Verkehrsſteuer, die von allein fallen muß, weil ſie 
nicht tragbar iſt, trägt mit dazu bei, daß die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft zugrunde geht. Das haben Sie 
nicht getan, Sie haben nicht darauf beſtanden, daß 
dieſe Steuer beſeitigt wird. Nun zur Umſatz⸗ 
ſteuer. Ich ſelbſt habe die Kämpfe mitgemacht, 
als die Umſatzſteuer hier eingeführt wurde, auch 
die Nachtſitzung (Die berühmte Bowle! links.) Es 
war damals die Sozialdemokratiſche Partei, die 
mit allen Mitteln der Oppoſition dieſe Steuern 
zu vereiteln ſuchte. M. D. u. H., auch meine Par⸗ 
tei tritt mit allem Nachdruck für ſchleunigſte Be⸗ 
ſeitigung dieſer Steuer ein. Wenn wir, das Zen⸗ 
trum und die Sozialdemokraten, jetzt gezwungen 
waren, dieſe Steuer wieder einzuführen, ſo können 
Sie daraus erſehen, wie groß die Not des Staates 
iſt. Gerade die Sozialdemokratiſche Partei ver⸗ 
dient große Anerkennung, daß ſie aus Staatsnot⸗ 
wendigkeit dafür eintrat. (Abg. Plenikowſki: Ein 
Lob aus dieſem Munde!) Ja, Herr Liſchnewſki, 
Sie haben ja erklärt, daß Sie den Staat zugrunde 
richten wollen, (Abg. Liſchnewſki: Sehr richtig!) 
die Sozialdemokratie als Vertreterin der Arbei⸗ 
terſchaft hat aber ein anderes Intereſſe. (Abg. 
Plenikowſki: Sie mögen ein guter kapitaliſtiſcher 
Wirtſchaftler ſein, aber davon haben Sie keine 
Ahnung!) Ich werde nächſtens bei Ihnen Anter⸗ 
richt nehmen, Sie verſtehen etwas von der Wirt⸗ 
ſchaft und Finanzen! (Gehen Sie zu Dr. Heine⸗ 
mann, der hat eine Broſchüre geſchrieben! bei den 
Kommuniſten.) 

Präſident: Ich bitte doch, 
ſprächen aufzuhören. 

Sewelowifi, Abgeordneter (D. Lib.): Sie jagen 
doch, daß Sie (nach rechts) für die Wirrſchaft fo 
furchtbar viel getan haben. Unſer Verhältnis zu 
Polen iſt doch ein ganz merkwürdiges. Ich bin 


mit den Zwiege- 


gebrockt hat. 
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Verſtändigungspolitiker, und Sie ſehen darin ein 
Verbrechen. Ich habe bereits eingangs erwähnt, 
daß bis jetzt niemand bewußt irgend ein Danziger 
Hoheitsrecht aufgegeben hat und auch niemand be⸗ 
reit iſt, jemals ein derartiges Hoheitsrecht preis⸗ 
zugeben. Leider iſt dieſe Frage jetzt eine politi⸗ 
ſche Phraſe geworden und nicht eine ernſt zu neh⸗ 
mende Sache. Da niemals irgend ein ſolches 
Recht aufgegeben war, muß man ſich fragen, 
warum Sie immer wieder mit dieſer Phraſe kom⸗ 
men, um von anderen Dingen abzulenken. 

Die Frage der gebrochenen Tarife wäre natür⸗ 
lich längſt erledigt, wenn wir nicht zähe auch den 
kleinſten J⸗Punkt Danziger Rechte verteidigen 
würden. Im übrigen iſt das den Herren der 
Deutſchnationalen Partei auch bekannt. Die gegen⸗ 
teiligen Behauptungen ſind natürlich bewußte 
und beabſichtigte Unwahrheiten. (Hört, hört! 
links.) M. D. u. H.! Ich habe im früheren Volks⸗ 
tag ſehr oft eine Perſon bekämpfen und auch ver⸗ 
teidigen müſſen. Ich bin damals für eine Aende⸗ 
rung in der Zollverwaltung eingetreten, weil ich 
mir ſagte, der damalige Leiter der Zollverwal⸗ 
tung, ein ungewöhnlich fleißiger, anſtändiger und 
auch tüchtiger Mann, würde an anderer Stelle 
für den Staat außerordentliche Dienſte leiſten, in 
der Frage der Organiſation hat er verſagt. Wie 
wurde ich deswegen angegriffen, weil ich im 
Staatsintereſſe eine Aenderung nach der Richtung 
vornehmen wollte, in unſerem Sinne, nicht etwa, 
um Polen eine Gefälligkeit zu erweiſen. Wir ha⸗ 
ben damals annähernd 1800 Zollbeamte gehabt, 
die recht zuſammengewürfelt waren. Nur Fach⸗ 
leute fehlten uns, die haben wir damals alle nach 
Deutſchland weggehen laſſen, ohne alles zu tun, 
um die Herren hier zu halten. Die Folgen haben 
Sie jetzt geſehen. Der Nachfolger des Leiters des 
Landeszollamtes, von dem wir ſehr viel erwarten, 
muß jetzt das auslöffeln, was ſein Vorgänger ein⸗ 
Aber damals wurde mir erwidert: 
„Treue um Treue!“ Ich weiß nicht, was darunter 
gemeint iſt. Heißt das die Treue für den Staat 
oder gegen den Staat? Treue um Treue muß doch 
in erſter Reihe für den eigenen Staat gelten und 
nicht für irgend eine Perſon. (Sehr gut!) 

Es iſt dann die Frage des Zollverteilungs⸗ 
ſchlüſſels, eine der wichtigſten Fragen, die uns in 
Zukunft beſchäftigen wird, erörtert werden. An⸗ 
geſichts der Tatſache, daß wir jetzt in Danzig ſehr 
viel mehr Waren abfertigen müſſen, als jemals 
vorauszuſehen war, muß eine größere Vergütung 
erfolgen. Das erſcheint mir ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, wie die Frage ſelbſt. Daß wir auch hierbei 
nicht, wie Herr Abg. Dr. Moczynſki meinte, unſer 
Ziel erreichen können, indem wir irgend ein Recht, 
um das wir damals ſehr lange geſtritten haben, 
aufgegeben haben, iſt ganz ſelbſtverſtändlich. Des⸗ 
halb habe ich die Bemerkung des Herrn Abg. Dr. 
Moczynſki auch gar nicht übermäßig ernſt genom⸗ 
men. Es iſt ſeine private Anſicht, die er haben 
kann. Wir werden jedenfalls von den damaligen 
Vereinbarungen nach der Richtung hin nichts 
preisgeben. 

Ich bin dann noch gezwungen, auf die Preſſe⸗ 
hetze einzugehen, die vor den Wahlen und nachher 
von Danzig aus nach dem Deutſchen Reich geleitet 
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wurde und welche jetzt fortgeſetzt wird. Dieſe da⸗ 
mals inſzenierte Preſſehetze ſollte den deutſchnati⸗ 
onalen Gedanken in Danzig fördern und uns ſchä⸗ 
digen. Was haben Sie erreicht? Sie haben mit 
all den Gefahren, die Sie ſchilderten, die nicht be⸗ 
ſtehen, Danzig auf das allerſchwerſte geſchadet. 
(Hört, hört! links.) Wenn Sie heute ernſte deutſche 
Politiker fragen, die Leiter der größeren wirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe, ſo werden Ihnen dieſe beſtä⸗ 
tigen, welcher Schade damals dadurch entſtanden 
iſt. Wenn ich mir die neueſten deutſchen Zeitun⸗ 
gen anſehe, namentlich Ihre Büros zur Verbrei⸗ 
tung von Verleumdungen aller Art (Hört, hört!) 
jo kann ich Ihnen Zeitungen aus Ulm, aus allen 
Gegenden vorlegen, in denen über Danzig Berichte 
ſtehen, welche Landesverräter hier exiſtierten. 
(Hört, hört! links.) Das iſt die Arbeit deutſch⸗ 
nationaler Politiker, um Danzig in der ganzen 
Welt bekannt zu machen. (Abg. Schwegmann: 
Herr v. Wilpert war doch nicht deutſchnational!) 
Haben Ihre Leute nicht von hier aus berichtet? 
Wir wiſſen, wo dieſer Herd ſitzt und werden ver⸗ 
ſuchen, ihn zu beſeitigen. 

Die Deutſchnationale Partei hat alſo keine 
Leiſtungen aufzuweiſen, die ſie im Intereſſe der 
Freien Stadt Danzig vollbracht hat, abgeſehen 
von der zuletzt ausgeſprochenen Beförderung des 
Herrn Steinhoff zum Steuerinſpektor. Das iſt 
eine Leiſtung, für die Sie durchaus Anerkennung 
verdienen. Herr Dr. Ziehm hat Herrn Steinhoff 
ſeinerzeit aus ſeiner Stellung herausgebracht, weil 
er es damals als Freund von Dr. Blavier wagte, 
Dr. Ziehm und den Senat durch Artikel in der 
„Neuen Zeit“ und in öffentlichen Reden anzugrei⸗ 
fen. Herr Dr. Ziehm hat Herrn Steinhoff damals 
aus ſeiner Stellung im Polizeipräſidium heraus⸗ 
gebracht. Als ſich aber Herr Steinhoff von Herrn 
Dr. Blavier trennte und anfing, Herrn Dr. Bla⸗ 
vier anzugreifen, um ſchließlich bei der deutſch⸗ 
nationalen Partei zu landen, da änderte ſich die 
Situation. Zuletzt hat es Herr Franz Ziehm, der 
Bruder von Dr. Ziehm, durchgeſetzt, und zwar 
gegen den ausdrücklichen Willen der Finanzver⸗ 
waltung und namentlich gegen den Antrag des 
Leiters des Landeszollamtes, daß dieſer Mann als 
Belohnung dafür, daß er andere Bürger Danzigs 
bewußt verleumdet und beleidigt hat, und ſich in 
allen Verſammlungen als ein Hanswurſt ſchlimm⸗ 
ſter Art zeigt, befördert wurde. (Wiederholtes 
Hört, hört! links — Treue um Treue! links. — 
Zuruf des Abg. Schwegmann.) Ich möchte dazu 
noch eine kleine Bemerkung machen. Ich hatte 
Herrn Steinhoff einmal in einer Verſammlung 
als Clown bezeichnet. Ich mußte dieſen Ausdruck 
zurücknehmen; denn ein Clown muß, um wirken 
zu können, Geiſt und Witz beſitzen. Da ich feſt⸗ 
geſtellt habe, daß bei dieſem Herrn von Geiſt und 
Witz keine Rede ſein kann, mußte ich dieſen Aus⸗ 
druck zurücknehmen und ihn als das bezeichnen, als 
was er ſich in allen Verſammlungen erwieſen hat. 
Dafür haben Sie ihn, m. D. u. H. von rechts, 
gegen den Willen ſeines Vorgeſetzten befördert. 
(Abg. Brill: Das war die Treue um Treue!) Sie 
haben noch weiteres Poſitive geſchafft. Ich muß 


dabei leider auf die Einſetzung des Anterſuchungs⸗ 
ausſchuſſes zurückkommen. Wenn in der Danziger 


Bevölkerung noch nicht bekannt war, in welcher 
Weiſe man eine Verleumdung, von der man über⸗ 
zeugt iſt, daß ſie eine Verleumdung darſtellt, in die 
Tat umſetzt, ſo haben Sie dies Ziel jetzt reſtlos er⸗ 
reicht. Das Gerücht wurde in der deutſchnationa⸗ 
len Fraktion in der Meinung produziert, die jetzige 
Regierung nach außen hin bloßzuſtellen. Dieſe 
Aktion wurde in einem Moment unternommen, 
als die Herren wußten, welche ſchwierigen und de⸗ 
likaten Verhandlungen mit Polen eingeleitet 
waren. (Hört, hört! links.) Da brachten Sie außen⸗ 
politiſche Momente hinein, indem Sie Senatoren 
des Landesverrats bezichtigten, die dieſe Verhand⸗ 
lungen führen. Dadurch haben Sie direkt oder 
indirekt eine gewiſſe Störung der Verhandlungen 
erzielt. (Hört, hört! links.) Das iſt Ihr Erfolg! 
(Abg. Schwegmann: Warum weiſen Sie die Vor⸗ 
würfe nicht zurück?) Es iſt nicht nötig, wenn 
irgend jemand, den Sie ſelbſt nicht ernſt nehmen, 
einen derartigen Vorwurf erhebt, ſofort aufzu⸗ 
ſtehen und es als Unwahrheit zu bezeichnen, na⸗ 
mentlich, wenn kein Vertreter des Senats anwe⸗ 
ſend war. Ihre Parteizeitung, die Danziger All⸗ 
gemeine Zeitung, hatte ſich erdreiſtet, einen Artikel 
mit der Ueberſchrift: „Kabinett Sraßburger⸗Jewe⸗ 
lowſki“ zu ſchreiben, ſofort bin ich dagegen einge⸗ 
ſchritten und habe Anklage erhoben. Sie haben 
alſo geſehen, daß wir uns nach der Richtung hin 
gar nichts gefallen laſſen. Dazu haben wir auch 
keine Veranlaſſung. Wenn Sie irgend einen Be⸗ 
weis hätten, ſei es aus der Vergangenheit oder 
jetzt, daß irgend ein Recht von uns aufgegeben iſt, 
könnte man nichts ſagen. Wenn ſich aber jetzt 
Staatsbeamte dazu hergeben, wie wir es feſtge⸗ 
ſtellt haben, um die Verleumdungen gegen die 
eigene Regierung auszuſtreuen, ſo iſt das eine 
Handlung, für die jeder Danziger kein Verſtänd⸗ 
nis haben wird. (Sehr richtig!) 

Es wird notwendig ſein, gerade dieſe Frage 
ſehr eingehend zu behandeln. Es genügt nicht, 
wenn man zwei kleine Beamte aus ihren Stellun⸗ 
gen bringt. Mir ſcheint, daß der Urheber des 
Ganzen jetzt die Suppe auslöffeln müßte, die er 
eingebrockt hat (Sehr richtig!) und daß dieſer 
Mann die Konſequenzen aus ſeiner Handlung für 
den Schaden zu ziehen hätte, den er dem Staat zu⸗ 
gefügt hat. (Abg. Gerick: Er iſt mit der blauen 
Brille geflohen!) Herr Dr. Heinemann hat die 
Rede des Herrn Senatspräſidenten kritiſiert und 
gemeint, ſo wie er ſie auffaſſe, wäre ſie ganz nega⸗ 
tiv ausgefallen. (Abg. Dr. Heinemann: Ganz 
nicht, mehr negativ als poſitiv!) Als ich die Worte 
hörte, ſagte ich mir, wenn er die Rede ſo aufge⸗ 
faßt hat, muß ſie ja Muſik in ſeinen Ohren ſein; 
denn ich habe an anderer Stelle feſtgeſtellt, daß die 
Geſchäftsſtelle, die Herr Dr. Heinemann verwaltet, 
eigentlich in den letzten Jahren nur negativ tätig 
war. (Sehr gut! links. — Große Heiterkeit.) M. 
D. u. H.! Es iſt dann geſagt worden, die jetzige 
Regierung habe bis jetzt noch nichts erreicht. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß man die Fehler vieler 
Jahre nicht in kurzer Zeit wieder gutmachen kann. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß es ſchwieriger Arbeit 
bedarf, um das wieder einzurenken, was die an⸗ 
dern auseinandergebracht haben. Die Frage der 
gebrochenen Tarife wird wohl bald einer Löſung 
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(Sewelowiti, Abgeordneter) 

zugeführt werden. In der Sache ſelbſt beſteht ja 
keine Meinungsverſchiedenheit, ſondern mehr in 
der Formulierung. Sollte das nicht der Fall ſein, 
ſo glaube ich, iſt es eine Sache, die wir unverzüg⸗ 
lich nach Genf zur Entſcheidung bringen müßten, 
eine Frage, die ſchon vor zwei bis drei Jahren 
hätte gelöſt werden müſſen. Damit im Zuſammen⸗ 
hang ſteht die Verkehrsſteuer, für deren Beſeiti⸗ 
gung wir eintreten, die Herr Dr. Hoppenrath be⸗ 
kämpft hat, (Widerſpruch rechts.) trotzdem ſich ſein 
Fraktionskollege Karkutſch nicht für die gebroche⸗ 
nen Tarife, ſondern auch bezüglich der Verkehrs⸗ 
ſteuer mit dem polniſchen Geſandten hier in Dan⸗ 
zig, Miniſter Sraßburger, wiederholt unterhalten 
hat, (Hört, hört! links.) nicht nur in wirtſchaft⸗ 
lichen Verhandlungen, ſondern auch die Gaſt— 
freundſchaft in Anſpruch genommen hat, (Hört, 
hört! links.) etwas, was ich durchaus nicht ver⸗ 
urteile. (Abg. Karkutſch: Das habe ich ja im Un⸗ 
terſuchungsausſchuß geſagt!) Ich verurteile das 
durchaus nicht, ſondern Sie wiſſen, daß ich es 
billige. Ich erwähne es nur, weil mich ein Mit- 
glied Ihrer Partei im Unterſuchungsausſchuß 
fragte, ob ich geſellſchaftlichen Verkehr mit Herrn 
Straßburger pflege. Das ſah ſo aus, als wenn das 
als ein Verbrechen angeſehen wird. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Das hat Ihnen niemand zum Vorwurf ge⸗ 
macht!) Welchen Zweck hatte dann die Frage? 
(Abg. Schwegmann: Um weitere Fragen zu 
ſtellen! — Abg. Klingenberg: Das war unſchul⸗ 
dige Naivität!) Es wurde dann geſagt, wir ſollten 
uns in die deutſch⸗polniſchen Handelsvertrags⸗ 
verhandlungen einſchalten. Ich glaube, daß wir 
das getan haben, um Danzig in jeder Hinſicht zu 
nützen, wie wir auch verſuchen werden, uns in die 
polniſch⸗ruſſiſchen Verhandlungen einzuſchalten, 
und ich glaube, daß die Regierung alles tun wird, 
um dieſes Ziel zu erreichen. 

Es iſt dann vom Steuerabbau geſprochen wor⸗ 
den. Sie vergeſſen, m. H. u. D. von rechts, daß 
die Regierung den Steuerabbau nicht vornehmen 
kann. Sie verlangen, daß wir alles, was Sie in 
den letzten vier Jahren geſchaffen haben, inner⸗ 
halb weniger Monate ändern. Woher wir das 
Geld nehmen ſollen, ſagen Sie nicht. Daß wir 
auch einen Steuerabbau wünſchen und zwar recht 
bald, iſt ſelbſtverſtändlich, nur müſſen wir erſt 
Gelegenheit haben, die Erſatzſteuern zu ſchaffen; 
denn die Pumpwirtſchaft wollen wir vermeiden. 

Auch die Klärung der Frage der Weſterplatte 
iſt eine Angelegenheit, die ich nicht parteipolitiſch 
anſehe, ſondern die jeder Danziger, oder wie ich 
bei einer Beſprechung mit polniſchen Herren ſagte, 
von den in Danzig lebenden Menſchen mindeſtens 
99,99 Prozent erſtreben. Auch die Frage der 
Weſterplatte muß in irgend einer Form bald einer 
Löſung zugeführt werden. Auch ein Wohnungs⸗ 
baugeſetz wünſchen wir bald in einer Form, welche 
geeignet iſt, der Danziger Wirtſchaft zu nützen, 
und ich verrate, glaube ich, kein Geheimnis, wenn 
ich ſage, daß die Vorbeſprechungen zur Schaffung 
eines ſolchen Geſetzes alle befriedigen werden. M. 
D. u. H., es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß die 


Wirtſchaftspolitik bei 16 000 Erwerbsloſen eine 
beſondere Rolle ſpielen muß. Welche Kämpfe die 
neue Koalition wird durchführen müſſen, beweiſt 


Donnerstag, den 26. April 1928. 
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von Galizien nach Hamburg die ſehr niedrigen 
polniſchen Frachten unterboten, und der Maſſen⸗ 
verkehr geht nicht nach Danzig, ſondern nach Ham⸗ 
burg. Wenn derartige Tarife auch etwa nach Kö⸗ 
nigsberg und Stettin eingeführt werden ſollten, 
jo werden Sie verſtehen, in welcher wirtſchaft⸗ 
lichen Lage wir uns befinden, und was wir unter⸗ 
nehmen müſſen, um dieſen Gefahren durch Verein⸗ 
barungen anderer Art zu begegnen. Daß das 
nicht von heute auf morgen geht, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Das ſind Aufgaben, die die jetzige Regierung 
zu erfüllen hat, Aufgaben, die Sie m. D. u. H. 
von rechts, ſchon ſeit Jahren hätten vorbereiten 
müſſen. Dieſe Arbeit haben Sie uns überlaſſen. 
Wir ſollen das machen, Sie werden als Kritiker 
auftreten. (Sehr gut! links.) Herr Schwegmann 
hat zwar gemeint, er werde uns auf die Finger 
klopfen, wir werden leider gezwungen ſein, ihm 
noch ſehr oft auf die Finger für die Vergangenheit 
zu klopfen, um zu zeigen, was Sie alles in Danzig 
geſündigt haben. Zeigen Sie irgend eine poſitive 
Leiſtung, aber ſie werden nicht eine einzige auf⸗ 
weiſen können. (Zuruf rechts.) Ich kann für mich 
in Anſpruch nehmen, in vier Wochen mehr gelei⸗ 
ſtet zu haben, als Sie in acht Jahren. (Eigenlob! 
rechts.) Es iſt nicht Eigenlob, es iſt die Erwide⸗ 
rung auf Ihren Zwiſchenruf. Mit Reden allein 
nützt man Danzig nichts, ſondern mit Taten. Ich 
bitte Sie, zeigen Sie irgendwelche Taten. (Abg. 
Karkutſch: Seit Jahren ſind die Liberalen 
in der Regierung!) Die haben immer gegen Sie 
gekämpft. Sie waren ja früher auch liberal. 
(Heiterkeit.) M. D. u. H.! Die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft erſtrebt ſeit langer Zeit eine Ermäßigung 
der Gerichts⸗, Anwalts⸗ und Notariatsgebühren. 
Ich habe nicht gehört, was Sie in den letzten Jah⸗ 
ren, als dieſe Forderung immer ſtärker wurde, 
nach der Richtung unternommen haben. Ich muß 
ſagen, wenn es noch möglich wäre, in dieſem Etat 
eine Aenderung vorzunehmen, ſo würden meine 
Partei und ich das zweifellos ſehr begrüßen. 
Wir müſſen auch dafür ſorgen, daß die Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit des Danziger Hafens durch eine 
anderweitige Einſtellung der Grundſtücksverwal⸗ 
tung beſtärkt wird, damit wir neue Anterneh⸗ 
mungen hier herziehen, die in der Lage ſind, zu 
mäßigen Preiſen Plätze zu pachten, um neues Le⸗ 
ben hierher zu bringen. Gdingen tut es, das 
wiſſen Sie ja alle. Wir müſſen nach der Richtung 
hin jetzt viel energiſcher vorgehen, um dieſer Kon⸗ 
kurrenz zu begegnen. M. D. u. H.! Die Aufgaben, 
die die neue Regierung hat, ſind angeſichts der 
wirtſchaftlichen Not ganz ungeheure. Wir haben 
zwar gehört, daß eine prominente Danziger Per⸗ 
ſönlichkeit, Präſident Meißner, die wirtſchaftliche 
Situation nicht als ungünſtig bezeichnet hat. Ich 
bin leider anderer Auffaſſung. Auf Grund der 
bekannten Tatſache, daß es der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft im ganzen, Handel, Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft zum Teil recht ſchlecht geht, iſt es unſere 
beſondere Pflicht, alles zu tun, um dieſe Wirt⸗ 
ſchaft vor Erſchütterungen zu bewahren. Ich 
nehme keinen Anſtand, von dieſer Stelle aus aus⸗ 
zuſprechen: In dieſem Augenblick Lohnbewegungen 
in Danzig entſtehen zu laſſen, bedeutet keine För⸗ 
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gierungskoalition von rechts bis links gebildet 


Deutſchnationale Partei unmöglich gemacht. Sie 


geleiſtet wird, nicht möglich. Es liegt einmal in 
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(Jewelowſki, Abgeordneter) 

Nur die 
Preiſe in die Höhe treiben!) Die Wirtſchaft treibt 
nicht die Preiſe in die Höhe, ſie iſt froh, wenn ſie 
eine mäßige Exiſtenz hat. Es iſt kein Dienſt am 
Staat, wenn man dadurch die Wirtſchaft irgend⸗ 
wie erſchüttert. Ich bin vor den Wahlen und auch 
nach den Wahlen dafür eingetreten, daß eine Re⸗ 


werden möge, nicht weil ich Herrn Schwegmann 
liebe, ſondern im Intereſſe des Staates, weil ich 
mir ſage, der Wirtſchaft kann nur geholfen wer⸗ 
den, wenn wir alle jetzt gemeinſam arbeiten. 
Dieſe gemeinſame Arbeit iſt leider durch die 


it ſchon dadurch unmöglich, daß ſie es jetzt vorge⸗ 
zogen hat, ſtatt dem Rufe der Regierung zur Mit⸗ 
arbeit zu folgen, zu einer Verleumdungskampagne 
ſchlimmſter Art überzugehen. Sie haben uns da⸗ 
mit den Kampf nicht mit ehrlichen, ſondern mit 
unehrlichen Waffen angekündigt. Wir in der 
neuen Regierung nehmen dieſen Kampf auf und 
ſind uns deſſen ſicher, daß die überwiegende Mehr⸗ 
heit der Danziger Bevölkerung uns und nicht der 
Deutſchnationalen Partei folgen wird. (Wieder⸗ 
holtes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. | 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Den Streit im Volkstag um die Ausbalan⸗ 
cierung der Etats kann man als den Streit zwi⸗ 
ſchen Großagrariern und Großinduſtriellen bezeich⸗ 
nen. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) Man 
kämpft um Entlaſtung. Sind die Deutſchnatio⸗ 
nalen in der Regierung, ſo kämpfen ſie natürlich 
für das Großagrariertum und verwandte Schich⸗ 
ten, damit dieſen eine Entlaſtung zuteil wird. Die 
Ausführungen des Herrn Abg. Jewelowſki zeigten 
uns, wie es die Großinduſtrie verſtanden hat, noch 
beſſer als die Landwirtſchaft mit der Arbeiterſchaft 
umzugehen oder zum mindeſten mit den Vertre⸗ 
tern der Arbeiterſchaft. Sie ſichern ſich ihre Pro⸗ 
fite, indem ſie der Arbeiterſchaft in den Mund 
ſchmieren, daß eine Arbeitsgemeinſchaftspolitik 
durchgeführt werden ſoll. Das zeigten die Aus⸗ 
führungen des Herrn Jewelowſki, der ſagte, man 
müſſe der Sozialdemokratie dafür dankbar ſein, 
daß ſie ſich zu dieſer Anſicht durchgerungen habe. 
Er hat recht. Wenn kein ſcharfer Trennungsſtrich 
zwiſchen der Arbeiterſchaft und dem Großkapital, 
der Großinduſtrie und dem Großagrariertum be⸗ 
ſtände, dann wäre natürlich eine Ausbeutung, wie 
fie heute vom Agrariertum und Induſtriekapital 


der ſozialdemokratiſchen Politik, daß ſich die So⸗ 
zialdemokratie der Arbeitsgemeinſchaftspolitik 
verſchrieben hat, nicht nur in Danzig, ſondern in⸗ 
ternational. Ich bedaure nicht, daß die Wahlen 
in Frankreich der Sozialdemokratie infolge ihrer 
Arbeitsgemeinſchaftspolitik eine außerordentlich 
große Niederlage bereitet haben. Dort hat ſich die 
Arbeiterſchaft von der Arbeitsgemeinſchaftspolitik 
der Sozialdemokratie losgeſagt. Aber nicht nur in 
Frankreich, ſondern in allen Ländern iſt derſelbe 
Schluß zu ziehen. So habe ich z. B. einen Bericht 
des Preußiſchen Landtages vom 29. November 
1921, wonach Severing im Preußiſchen Landtag 
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geſagt hat: Soweit das wirtſchaftspolitiſche Pro⸗ 
gramm des Herrn Stinnes in Frage kommt, kann 
man es, glaube ich, zu einem guten Teil unter⸗ 
ſchreiben.“ (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Das iſt kennzeichnend für die Einſtellung der 
Sozialdemokratie. Alſo dieſe Ausbeuterpolitik, 
die Jewelowſki und Stinnes durchführen, machen 
die ſozialdemokratiſchen Führer mit, und es war 
außerordentlich intereſſant, zu bemerken, wie die 
Sozialdemokratie aufmerkſam der Rede des Herrn 
Jewelowſki zuhörte, um ſich kein Wort entgehen zu 
laſſen. Man lobt nicht Jewelowſki und Stinnes, 
man lobt auch Noske. Bei Krawallen der kleinen 
Bauernſchaft erklärten die Großagrarier, da Noske 
Regierungspräſident iſt: „Man kann zu Nosle ſte⸗ 
hen wie man will, aber ſeine Verdienſte am kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat darf man nicht verkennen.“ 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das iſt kenn⸗ 
zeichnend für die Stellung der Sozialdemokratie. 
Der Dank Jewelowſkis an dieſer Stelle iſt ja ge⸗ 
tätigt worden. M. H. Sozialdemokraten, die Sie 
angeben, Arbeiterintereſſen zu vertreten, gegen 
Ihre politiſche Meinung kann man nichts einwen⸗ 
den, aber mit Arbeiterintereſſen hat Ihre Politik 
abſolut nichts zu tun, ebenſo wenig, wie mit Mar⸗ 
xismus. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) Wenn 
Sie ehrlich ſeim wollen, dann erklären Sie den Ar⸗ 
beitern, daß Sie ſich von der früheren Politik ab⸗ 
wenden mußten, daß Sie keine Marxiſten mehr 
ſind, ſondern eine rein bürgerliche Partei. Dann 
iſt wenigſtens das ehrliche Geſicht gewahrt. In 
den Verſammlungen erklären Sie ſich als Marxi⸗ 
ſten und Sozialiſten, und hier treiben Sie aus⸗ 
ſchließlich bürgerliche Politik. Aufgabe der ein⸗ 
zelnen Gewerkſchaftsführer iſt es, ſich der Arbeits⸗ 
gemeinſchaftspolitik anzuſchließen. Proletarier 
aber, die der kapitaliſtiſchen Ausbeutung ausgeſetzt 
ſind, müßten ſich nach meinem Erachten von dieſer 
Partei loslöſen. Ich werde mich bemühen, auf 
Grund der Etats zu beweiſen, daß zwiſchen einer 
deutſchnationalen Politik einſchließlich Zentrum 
und Liberalen und einer Koalitionspolitik des 
Zentrums, der Sozialdemokraten und Liberalen 
abſolut kein Unterſchied beſteht. Auf Grund der 
Etats haben wir feſtgeſtellt, daß betreffs der ſo⸗ 
zialen Fürſorge der Etat noch ſchlechter geſtellt it 
als früher. (Frau Abg. Kreft: Sehr richtig!) Aber 
auf der andern Seite ſtellen wir feſt, daß für Kir⸗ 
chenweſen uſw. uſw. mehr verausgabt wird als 
früher. Ich werde Ihnen das an Hand der 
Etats beweiſen. 

Ich beginne mit dem Etat des Volkstages. Sie 
reden hier alle immer von Sparſamkeitsmaßnah⸗ 
men. Ich kenne eine Reihe von Abgeordneten, und 
es ſind gar nicht wenige, die ein Einkommen von 
über 500 Gulden im Monat haben. Wenn man ſich 
als Abgeordneter oder Senator hinſtellt und er⸗ 
klärt, Sparmaßnahmen ſeien nötig, dann müßte 
man eigentlich von dieſen Abgeordneten verlan⸗ 
gen, daß ſie ſich auf ſich beſinnen. Wir wünſchten, 
daß alle Abgeordneten, die ein Einkommen von 
über 500 Gulden haben, auf die Diäten verzichten, 
das wäre der richtige Anfang, wenn Sie wirkliche 
Volksvertreter wären. Aber nichts von alledem 
iſt zu merken, daher die Summe in dem Volkstags⸗ 
etat. 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

In dem Etat für Soziales haben wir zu bemän⸗ 
geln, daß die Verpflegungsgelder für Wohlfahrts⸗ 
anſtalten uſw. erhöht werden. Von den Aermſten 
der Armen, von Vätern und Müttern, deren Kinder 
im Waiſenhaus ſind und bei denen die Aufbrin⸗ 
gung des Pflegegeldes möglich iſt, verlangt man 
erhöhte Gelder. Im ganzen ſind es 10 000 Gulden 
mehr als im vorigen Etat. Aber die Ausgaben 
ſind geringer geworden. Man ſpart an Kleidungs⸗ 
ſtücken, man ſpart an der Verpflegung der betref⸗ 
fenden Zöglinge. Aber die Einnahmen hat man 
erhöht. Bei der Frauenklinik ſehen wir genau 
dasſelbe. Wir ſehen, daß die Verpflegungsgelder 
in der Frauenklinik erhöht werden, aber die Be⸗ 
handlung und Ernährung wird eine ſchlechtere. 
Das bemängeln wir und wünſchen entſprechende 
Abſtellung. Wir werden uns für dieſe Abſtellung 
in dem betreffenden Ausſchuß einſetzen. Im Ar⸗ 
beitsloſenfürſorgegeſetz haben Sie 3 Millionen we⸗ 
niger eingeſetzt als im Etat für 1927 in der Vor⸗ 
ausſicht, daß das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz 
eingeführt wird. Wir ſind aber überzeugt, daß 
Sie bis zur Einführung des Geſetzes, die am 1. 
Oktober erfolgen ſoll, Maßnahmen ergreifen wer⸗ 
den, die weit über den Rahmen des Möglichen 
hinausgehen. Bei ganz kleinen Vergehen wird 
die Erwerbsloſenunterſtützung nicht gezahlt. Da⸗ 
her die Erſparniſſe von 3 Millionen bei den Aerm⸗ 
ſten der Armen. Sie, m. H. Sozialdemokraten, die 
Sie angeben, Arbeiterintereſſen zu vertreten, 
geſtatten, daß in dem Haushalt ein Abzug von 


3 Millionen gemacht wird. Das beſagt mit andern 


Worten, daß 3 Millionen an den Aermſten der Ar⸗ 
men geſpart werden ſollen. Für Jugendpflege ſind 
188 000 Gulden eingeſetzt. Wer weiß, wie die Ju⸗ 
gendpflege heute beſchaffen iſt, muß ſich fragen, 
was man mit 188 000 Gulden machen kann. Man 
müßte von einer Linksregierung erwarten, daß ſie 
die Beträge erhöht, um eine wirkliche Jugendfür⸗ 
ſorge einzuführen. Sie haben niemals Worte ge⸗ 
nug, um Sowjetrußland zu beſchmutzen. Sie wer⸗ 
den aber niemals ſagen, daß Sie es beſſer machen 
wollen als Rußland. Ich erinnere daran, daß 
Sowjetrußland die äußerſte Aufmerkſamkeit auf 
die Jugendpflege richtet, um die kommende Gene⸗ 
ration leiblich und ſeeliſch zu ſtärken. Es werden 
Mittel bereit geſtellt, damit die kommende Gene⸗ 
ration ſich kräftig in das Leben ſtellen kann. Nun 
die Anſtalt Tempelburg. Sie haben früher geſagt, 
daß die Behandlung in Tempelburg zu wünſchen 
übrig laſſe. Wir haben gehört, daß den Zöglingen 
in Tempelburg infolge Nachläſſigkeit des Arztes 
rſw. die Füße abgefroren find. Sie müßten dafür 
ſorgen, daß dieſe betreffenden Zöglinge, die infolge 
der Verhältniſſe in die Anſtalten hineingekommen 
ſind, die Sie geſchaffen haben, es heute unter der 
Linksregierung beſſer haben müßten als früher. 
Aber wir haben feſtgeſtellt, daß Sie für den Got⸗ 
tesdienſt in der Tempelburger Anſtalt mehr aus⸗ 
geben als früher. (Hört, hört! links.) Sie machen 
noch eine beſſere deutſchnationale Politik als die 
Deutſchnationalen ſelbſt. Daß die bürgerliche Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung der Todfeind der werktätigen 
Bevölkerung iſt, wiſſen wir und werden ſie ent⸗ 
ſprechend einſchätzen und bekämpfen. Sie aber, die 
Sie angeben, Arbeiterintereſſen zu vertreten, Sie, 


früher. 
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die Sie, wenn Sie in der Oppoſition ſtehen, die (CP 


deutſchnationale Politik kritiſieren, geben für 
Seelſorge und Gottesdienſt noch mehr aus als 
Das iſt kennzeichnend für Ihre Politik. 
Der eingeſtellte Betrag für die Kriegsbeſchädigten 
iſt uns zu wenig. Dieſen Kriegsbeſchädigten, die 
auf mehr hofften als ſie jetzt bekommen, müßte in 
erſter Linie geholfen werden. Wir verlangen, daß 
die Hinterbliebenen mit in die Heilbehandlung 
einbezogen werden. Bisher war es nur jo, daß die 
Kriegsbeſchädigten nur eine Heilbehandlung auf 
Grund ihrer Krankheit bekamen. Aber wir ver⸗ 
langen auch, daß die Hinterbliebenen eine Heil⸗ 
ae bekommen, wenn fie krank und ſiech⸗ 
ind. . 

Bei der Anfallverſicherung haben Sie wieder 
10 000 Gulden geſpart. Sie haben ſich immer von 
dem Geſichtspunkt leiten laſſen, die Ausgaben zu. 
vermindern und die Einnahmen zu erhöhen. Wir 
ſtellen aber an Hand der Haushaltspläne feſt, daß 
Sie immer dort ſparen, wo es die werktätige Be⸗ 
völkerung betrifft. Bei der Unfallverſicherung 
haben Sie 10 000 Gulden geſpart. Ich frage die 
Arbeiter, ob die Anfallvorſchriften genügen oder 
nicht. Die Zeitungsmeldungen und die Statiſtik 
zeigen uns, daß die Unfälle in erſchreckendem 
Maße zunehmen und daß dadurch ungeheure Op⸗ 
fer gefordert werden. Sie geben ſich dazu her, 
10 000 Gulden trotz der vielen Unfälle auf der 
Schichauwerft und der Danziger Werft bei der Un- 
fallverſicherung zu ſparen. Wenn Sie das verant⸗ 
worten können, ſoll es Ihre Sache ſein. Wir wol⸗ 
len es immer wieder den Arbeitern jagen, wie 
hier mit ihnen geſpielt wird. In der Invaliden⸗ 
verſicherung bemängeln wir, daß die Arbeiter 
ihren Anſpruch auf Rente verlieren, wenn zwei 
bis drei Marken fehlen, trotzdem ſie achtzehn, 
zwanzig und mehr Karten geklebt haben. Hier iſt 
eine Lücke, die ausgefüllt werden muß. Die Leute 
erhalten als Wohlfahrtsunterſtützung 10, 15 und 
20 Gulden das reicht nicht zu. Infolge der jahre⸗ 
langen Arbeit für den Kapitaliſten, wären die 
Kapitaliſten verpflichtet, für die Siechen und⸗ 
Kranken zu ſorgen. Zur Bekämpfung der Tuber- 
kuloſe ſind 5000 Gulden eingeſetzt. Bei dieſer 
Krankheit, die einen erſchreckenden Umfang ange⸗ 
nommen hat, zeigen ſich die Folgen des Krieges in 
voller Schärfe. Ich weiß aus Erfahrung, daß 5000 
Gulden zur Bekämpfung der Tuberkulose ſoviel 
wie nichts bedeuten. Ich weiß, daß 3. B. bei einer 
Beſichtigung von Tuberkuloſekrankenanſtalten den 
Proletariern mit guten Ratſchlägen nicht gedient 
it. Hier muß kräftig eingegriffen werden, damit 
ſie Luft, Licht und Sonne haben. 5000 Gul⸗ 
den zur Bekämpfung der Tuberkulose it ein 
lächerlicher Betrag. Dadurch wird die Volksſeuche 
nur vergrößert. 

Ich komme zum Kirchenweſen. Bezeichnend iſt, 
daß bei der jetzigen Regierung 73 000 Gulden 
mehr ausgegeben werden, als es früher der Fall 
war. M. H. Sozialdemokraten, oder Sie, die an⸗ 
geben, liberale Tendenzen zu verfolgen, wie verein⸗ 
baren Sie es mit Ihrem Gewiſſen und verantwor⸗ 
ten es gegenüber Ihrer Wählerſchaft, daß Sie noch 
73 000 Gulden mehr ausgeben, als die Deutſch⸗ 
nationalen? Damit will ich nicht jagen, daß die: 
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Deutſchnationalen zu wenig ausgegeben hätten, tallarbeiter, die Techniſche Nothilfe müſſe ver⸗ 


im Gegenteil. Aber es iſt kennzeichnend, daß Sie 
noch über das Maß der früheren Ausgaben hin⸗ 
ausgehen und 73 000 Gulden mehr bewilligen. 
Zum Etat der Hochſchule hätte ich zu bemerken, 
daß uns jeder Hochſchüler bekanntlich etwa einen 
Zuſchuß von 600 Gulden koſtet. Wir ſind für freies 
Studium der mittelloſen Schüler. Die Freie Stadt 


ſollte es ſich aber überlegen, ob die faſchiſtiſchen 


Vereinigungen, wie ſie heute an der Hochſchule be⸗ 


ſtehen, die Aufwendungen rechtfertigen, die heute 


dafür von den Steuerzahlern geleiſtet werden müj- 
ſen. Der Staat muß 600 Gulden zugeben, gleichgül⸗ 
tig, ob der betreffende Hochſchüler aus Honolulu, 
Polen oder ſonſt wo her iſt. An der Hochſchule 
werden die Studenten zu Faſchiſten erzogen, da⸗ 
mit ſie nachher gegen die werktätige Bevölkerung 
Stellung nehmen. Das bemängeln wir und über⸗ 
laſſen es Ihnen, derartige Mittel für ſolche Zwecke 
bereitzuſtellen. Da wir nun ſchon von den Schulen 
ſprechen, möchte ich gleich ein anderes Bild ent⸗ 
rollen. Für 6 000 Schüler der höheren Lehranſtal⸗ 
ten wird derſelbe Betrag ausgegeben, wie für 
45 000 Volks⸗ und Mittelſchüler. Wäre es nicht 
Ihre Aufgabe, als Vertreter der werktätigen Be⸗ 
völkerung und der Mittelſchichten, dafür zu ſorgen, 
daß den Volksſchulen mehr Mittel zur Verfügung 
geſtellt und den höheren Schulen fortgenommen 
werden. Das geſchieht aber nicht, der Kurs bleibt 
derſelbe. Es werden noch reaktionärere Maßnah⸗ 
men durchgeführt als früher. Wir bemängeln, daß 
die Schulgelder erhöht worden ſind und daß ſechs 
Lehrkräfte bei den Volksſchulen eingeſpart werden. 
Bei den unterſten Schichten ſpart man wieder 
Lehrkräfte, die Zahl der Schüler der höheren 
Schulen in einer Klaſſe wird jedoch verringert. 
Die Volksſchulbildung müßte verbeſſert werden, 
damit die unteren Schichten nicht mehr mit 
Dummheiten eingefangen werden können. Sie 
jollten denkende und freie Menſchen werden, die 
ſich zu bewegen verſtehen und als Klaſſenkämpfer 
erzogen worden ſind. 

Wir bemängeln weiterhin, daß für reaktionäre 
Vereine 1500 Gulden mehr eingeſetzt find. Das 
iſt kennzeichnend dafür, daß die reaktionären Be⸗ 
ſtrebungen noch größer geworden ſind. Für Sport 
und Leibesübungen iſt dagegen zu wenig einge⸗ 
fetzt. Die Jugend muß durch Sport geſtählt wer⸗ 


den, beſonders die Jugend der Arbeiterſchaft. Für 


die oberen Schichten wird in dieſer Beziehung ge⸗ 
Torgt. Was hat die Sozialdemokratie, die jetzt in 
der Regierung ſitzt, getan, um der Arbeiterſchaft 


neue Mittel für Sport und Leibesübungen zu ver⸗ 


ſchaffen? Die werktätige Bevölkerung muß ſich für 
die Beſtrebungen des Sportes und der Leibes⸗ 
Übungen einſetzen. 

Wie ich ſehe, iſt der Herr Senator Arczynſki 
oeben hinausgegangen. Er ſoll wohl das Neſſort 
Arbeit und Verkehr haben. Wir finden im Haus⸗ 
haltsplan wieder die Techniſche Nothilfe. ch 


frage Sie, meine Herren Sozialdemokraten, ob die 


Aufrechterhaltung der Techniſchen Nothilfe noch 
erforderlich iſt. Trauen Sie nicht den Worten, die 
Sie predigen? Glauben Sie, daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft eines Tages doch noch trotz Ihrer Beſchwich⸗ 
tigungsverſuche in den Streik tritt? Herr Arczyn⸗ 
ki erklärte früher als freigewerkſchaftlicher Me⸗ 


ſchwinden. Wo bleibt jetzt der Abſtrich, nachdem 
er Senator geworden iſt? Die Techniſche Nothilfe 
iſt genau ſo vorhanden, wie unter der deutſch⸗ 
nationalen Regierung. Wozu ſitzen Sie noch in der 
Regierung? Am Herrn Jewelowſti Verdienſt zu⸗ 
zuſchanzen oder zu verhindern, daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft auf dem Lande gegen die Deutſchnationalen 
nicht rebelliſch wird? Wollen Sie die Deutſch⸗ 
nationalen ſtützen, daß auf dem Land die Arbei⸗ 
terſchaft nicht rebelliſch wird? Es ſieht ſo aus, 
ſonſt würden Sie etwas tun, um eine Erleichte⸗ 
rung für die Arbeiter herbeiführen. Es bleibt 
alles beim alten. Bei der Polizei ſind dieſelben 
reaktionären Beſtrebungen im Gange. Dieſelben 
Mittel werden bewilligt. Früher haben Sie ge⸗ 
ſchrien, daß das Oberverwaltungsgericht beſeitigt 
werden ſollte. Das Oberverwaltungsgericht 
exiſtiert heute noch, ebenſo die Polizeiſchule. Ich 
frage Sie angeſichts der Verhältniſſe, in denen wir 
uns befinden: Sit tatſächlich eine Polizeiſchule 
notwendig? Iſt es wirklich nötig, das ſich Major 
Schwahn dort als Schwan breitmacht, um ſeine 
Schüler unter ſeine Fittiche zu bekommen? (Frau 
Abg. Kreft: Sechs Jahre dieſelben Schüler!) Sechs 
Jahre immer ein und dasſelbe. Das iſt eine ver⸗ 
ſteckte Reſerve der Schupo. Nichts wird unter⸗ 
nommen, um dieſe überflüſſige Poſition zu beſeiti⸗ 
gen, um dieſe Mittel zu erſparen. Nicht dort ſpart 
man, ſondern bei den Maßnahmen, die die werk⸗ 
tätige Bevölkerung angehen. Ich erinnere mich 
ſehr gut, daß Sie früher immer von der Aufhe⸗ 
bung der Landratsämter ſprachen. Sie erklärten, 
hier kann geſpart werden, ein großer Verwal⸗ 
tungsapparat kann eingeſpart werden. Iſt ſchon 
etwas geſchehen, oder wird etwas geſchehen? Es 
bleibt alles beim alten. Wir werden uns für die 
Aufhebung der Landratsämter weiter einſetzen 
und werden der Bevölkerung begreiflich machen, 
daß wenn die werktätige Bevölkerung ihr Ziel 
verwirklichen will, einzig und allein die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei auf weiter Flur ſtehen wird, um 


ihre Intereſſen innerhalb und außerhalb des 
Parlaments zu vertreten. 

Ich möchte zu dem Etat Handel und Gewerbe 
kommen. Hier ſtehen z. B. 45 000 Gulden mehr 
für die Gebühren der Einfuhr der Waren. Iſt 
Ihnen, meine Herren Regierungsmitglieder oder 
Ihnen, die Sie zu den Regierungsparteien ge⸗ 
hören, nicht klar, daß wenn für ſolche Zwecke 
45 000 Gulden mehr eingeſetzt werden, die Ware 
ſich verteuert? Letzten Endes müſſen doch die 
Käufer dieſe 45 000 Gulden bezahlen. Es wird 
ein Mehr zan indirekten Steuern herausgeholt, 
trotzdem Sie angeben, gegen die indirekten Steu⸗ 
ern zu ſein. Sie ſchaffen immer neue Belaſtungen 
für die werktätige Bevölkerung. Hier iſt z. B. eine 
Poſttion auf Seite 4 unter B III Stelle 2 Zucker⸗ 
raffinerie. Da ſteht z. B.: „Die Weſtpreu⸗ 
ßiſche Zuckerraffinerie hat eine fällige Hypo⸗ 
thekenforderung in Höhe von 300 000 Gulden 
nicht einlöſen können. Infolgedeſſen iſt der 
Senat genötigt, auf Grund ſeiner Bürg⸗ 
ſchaft für dieſe Forderung einzutreten und die 


erſten beiden Raten im Betrage von 150 000 


Gulden zu zahlen!“ Was ſagen Sie dazu, meine 
Herren Sozialdemokraten? Das iſt Unterſtützung 
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der Großindustrie in der höchſten Potenz! Das 
it Ihre Politik, 150 000 Gulden als erſte Rate 
geben Sie an die Zuckerraffinerie, die ausgezeich⸗ 
nete Geſchäfte getätigt hat, aber nicht die Hypo⸗ 
thek von 300 000 Gulden bezahlen kann. Da greift 
der Staat ein, und du Steuerzahler zahle, bis das 
Blut aus den Rippen ſchwitzt. Das nennen Sie 
eine Politik für die Werktätigen. Sie ſind doch 
in die Regierung eingetreten, um der werktätigen 


Bevölkerung zu helfen. O, Ihr Heuchler! Auch 
Ihnen wird die werktätige Bevölkerung die 


Maske vom Geſicht reißen. Man wird erkennen, 
wie Sie die Großinduſtrie unterſtützen. Niemand 
im Volkstag, ſei es von deutſchnationaler, von 
Zentrums⸗ oder von liberaler Seite hat dieſe Po⸗ 
ſition, die Ihnen anſcheinend unangenehm iſt, mit 
einem Wort erwähnt. Sie gehen mit einer Hand⸗ 
bewegung daran vorüber, damit die Oeffentlich⸗ 
keit nichts davon erfährt. Herr Dr. Volkmann er⸗ 
klärte ja auch in ſeiner Rede, er werde alles hin⸗ 
ter verſchloſſenen Türen machen, dann wiſſe die 
Oeffentlichkeit nichts davon. In der Dunkelkam⸗ 
mer ſollen ſolche Poſitionen geſchoben werden. 
(Senator Dr. Volkmann: Im Hauptausſchuß!) 
Wie hat man die kleinen Wirtſchaften im Kreis 
Danziger Höhe unterſtützt, dieſe armen Bauern, 
die auf ihrer Scholle nicht leben und nicht ſterben 
können, die die Hypotheken auch nicht bezahlen 
konnten? Haben Sie die unterſtützt, Herr Dr. 
Volkmann? An die denken Sie nicht, die verkom⸗ 
men auf ihrer Scholle, aber die Zuckerraffinerie, 
die Vertreterin der Großinduſtrie, müſſen Sie 
ſtützen. Natürlich laſſen Sie nicht von Ihren Ka⸗ 
meraden, von Ihren Freunden. Da iſt Treue um 
Treue, wie hier erklärt worden iſt. 

Ich bemängele auch in dem Haushaltsplan 
für Handel und Gewerbe die Gewerbeinſpektion. 
Sie haben zwar eine Poſition eingeſetzt, aber die 
Gewerbeinſpektion iſt äußerſt mangelhaft. Ich er⸗ 
innere daran, daß den Vorſchriften in Bäckereien, 
Fleiſchereien und überhaupt in den Betrieben 
nicht nachgekommen wird. Die Arbeitskraft wird 
ausgenutzt, und was die Sauberkeit der Produkte 
anbetrifft, die der Menſchkeit zugeführt werden, 
ſo iſt ſie mangelhaft. Die Gewerbeinſpektion wird 
ſehr wenig ausgeübt. Hier muß durchgegriffen 
werden, damit die Bevölkerung und die Arbei⸗ 
terſchaft vor Krankheit und Ausbeutung geſchützt 
werden. Wir verlangen, daß die Gewerbeinſpek⸗ 
tion der Kontrolle der Gewerkſchaften unterſtellt 
wird. Arbeiter ſollen ſie durchführen, weil ſie am 
beſten wiſſen, was in ſolchen Betrieben notwendig 
iſt, wie die Waſchräume ſein müſſen uſw. Die Ge⸗ 
werkſchaften können das am beſten machen. Da⸗ 
her wünſchen wir die Kontrolle der Gewerbe⸗ 
inſpektion durch die Gewerkſchaften. 

Ich gehe die einzelhen Etats durch. Ich er⸗ 
wähne das Weſentliche, das uns Kommuniſten an 
dieſen Haushaltsplänen auffällt. Den Streit 
zwiſchen Deutſchnationalen und der jetzigen Koa⸗ 
litionsregierung machen wir nicht mit. Wir ſehen, 
daß alle Parteien von den Deutſchnationalen bis 
zu den Sozialdemokraten uns gegenüber als eine 
Einheitsfront ſtehen. Daher machen wir den 
Streit nicht mit. Ich beſchränke mich auf die 


Haushaltspläne, die uns beſonders intereſſieren. 


Donnerstag, den 26. April 1928. 


[Wir Kommuniſten werden uns für die Vorſchläge, 
die wir hier gemacht haben und die ſich auch im 
bürgerlichen Staat verwirklichen laſſen, eintreten, 
um der werktätigen Bevölkerung zu ſagen, was 
mit ihren Steuergroſchen unternommen wird. Im 
Haushaltsplan für Juſtiz ſehe ich eine ungeheure 
Zahl von Beamten bis Gruppe 12, die ſehr hohe 
Löhne bekommen. Ich möchte mir erlauben, der 
Oeffentlichkeit mitzuteilen, wie ungefähr unſer 
Gericht ausſieht. Wir haben da einen Gerichtsprä⸗ 
ſidenten, zwei Senatspräſidenten beim Oberge⸗ 
richt, einen Oberſtaatsanwalt in Gruppe 13, 10 
Obergerichtsräte in Gruppe 13, acht Landgerichts⸗ 
direktoren in Gruppe 13, einen Amtsgerichtsdirek⸗ 
tor als aufſichtsführenden Richter, auch Gruppe 13. 
Zwei erſte Staatsanwälte in Gruppe 
Landgerichtsräte und Amtsgerichtsräte von Grup⸗ 
pe 11 und 12, 7 Staatsanwaltſchaftsräte, einen 
Direktor des Rechnungsamtes in Gruppe 11 bis 
12, zwei Land⸗ und Amtsrichter als ſtändige 
Hilfsarbeiter in Gruppe 11, 2 Amtsanwaltſchafts⸗ 
räte in Gruppe 11, 3 Amtsanwälte in Gruppe 10 
bis 11, 2 Juſtizamtsräte. Man muß direkt ſtaunen, 
was für Räte es bei uns gibt. Vor lauter Räten 


rentmeiſter in Gruppe 11, 2 Rechnungsreviſoren 
in Gruppe 10, 11 Juſtizoberinſpektoren in Gruppe 
10, 1 Oberbuchbalter bei der Juſtizhauptkaſſe in 
Gruppe 10, 1 Juſtizoberrentmeiſter, 1 Dolmet⸗ 
ſcher, 31 Juſtizinſpektoren in Gruppe 9. Es würde 
wahrhaftig zu weit führen, alles vorzuleſen. (Du 
haſt den Vorſitzenden des Unterſuchungsausſchuſſes. 
vergeſſen! links.) Nach den Geiſtesgrößen zu ur⸗ 
teilen, die mir momentan vorſchweben, wäre es 
zu begrüßen, wenn von dieſen Räten und Rät⸗ 
chen mindeſtens 50 Prozent abgebaut würden. 
Was ſehen wir aber, m. H. Sozialdemokraten? Ich 
weiß nicht, ob Sie die Haushaltspläne jo nachge⸗ 
ſehen haben. Erſpart werden ein Juſtizſekretär 
und zwei kleine Aſſiſtenten. Aber die Räte und 
Rätchen ſitzen feſt, die ziehen Gehälter aus Gruppe 
12, 13 und Einzelgehälter, alſo ungeheure Sum⸗ 
men. Dabei wiſſen die Leute nicht, ob ſie vor Lan⸗ 
gerweile leben oder ſterben ſollen. Sie müſſen nach, 
Kiſſingen und anderen Bädern reiſen, um Ent⸗ 
fettungskuren durchzumachen, und zwar 
Koſten der Steuerzahler. Niemand außer den. 
Kommuniſten tritt auf, um dieſe Mißwirtſchaft 
aufzudecken. Die Steuerzahler müſſen vor der 


Flur und treten für Abbau der oberen Beamten 
unteren Beamten ein; denn dieſe müſſen die Ar⸗ 


ihre Nerven zerrüttert ſind, wenn ſie von ihrer Ar⸗ 
beitsſtelle kommen. Die oberen Beamten ſind die 
Nutznießer der Arbeit der unteren und mittleren 
Beamten. So ſieht die Sache in Wirklichkeit aus. 
Sie, die Sie den Steuerzahlern vor den Wahlen 
Verſprechungen gemacht haben, was haben Sie 
bis jetzt geleiſtet? Der Haushaltsplan für 1928 


hohen Beamten abzubauen. Wer abgebaut wird, 
it ein Juſtizſekretär und zwei kleine Aſſiſtenten. 
Das iſt Ihre berühmte Sparſamkeit im Freiſtaat 
So ſieht der Senat aus. 


12, 42 


kommt man noch unter die Räder. Ein Juſtizland⸗ 


Ausbeutung durch dieſe Beamtenſchaft geſchützt 
werden. Die Kommuniſten find allein auf weiter 


beit leiſten und ihre Geiſteskraft hergeben, jo daß⸗ 


iſt fertig, aber niemand vollbringt es, einen der 
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Ich komme zu der Poſition betr. die Gefange⸗ 
nen und ſtelle feſt, daß Sie bei der Gefangenen⸗ 
verpflegung 46 000 Gulden Erſparniſſe gemacht 
haben. Bei dieſen Leuten, die durch wirtſchaftliche 
oder vielleicht politiſche Umſtände ins Gefängnis 
geworfen ſind, ſparen Sie 46 000 Gulden. Pfui 
Teufel, ſage ich, ſchämt Euch bis in Eure Seelen 
hinein. Bei dem Arbeitsverdienſt der Strafgefan⸗ 
genen erſpart man 3500 Gulden. Dieſe Erſparniſſe 
macht man bei den Aermſten der Armen, die 
ſchuldlos ſind und vielleicht durch Verarmung in 
ihre jetzige Lage kamen. Auch bei dem Arbeits⸗ 
lohn, bei den paar Pfennigen, die man ſonſt ge⸗ 
zahlt hat, muß man Streichungen vornehmen, 
ſonſt könnten ſich ja nach Ihrer Annahme die 
Strafgefangenen ein Rittergut kaufen und dem 
Ziehm von Ließau Konkurrenz machen. Der Ar⸗ 
beitsverdienſt von 2 Pfennig pro Tag iſt wirklich 
nicht hoch. Es iſt auch nicht dafür Sorge getragen, 
die Milchglasſcheiben zu beſeitigen. Wiſſen Sie, 
wie es in der Seele eines Strafgefangenen aus⸗ 
ſieht, der 10 oder 15 Jahre Gefängnis oder Zucht⸗ 
haus hat, haben Sie eine Ahnung, wie ihm zu⸗ 
mute iſt, wenn er in ſeiner Zelle Jahr für Jahr 
den Stankeimer ſtehen hat und jahrelang hinter 
den Milchglasſcheiben ſitzen muß, durch die er 
nicht ſieht, wie das Grün im Frühjahr hervor⸗ 
sprießt. Aber Sie verdammen dieſen Gefangenen 
zum lebendigen Tode und zum Wahnſinn. Erſt 
laſſen Sie ihn ſchuldig werden und dann überant⸗ 
worten Sie ihn der Pein. Das iſt Ihre Klaſſen⸗ 
juſtiz. Die Strafgefangenen tragen auch Menſchen⸗ 
antlitz und ſtehen geiſtig vielleicht höher als Sie. 
Man müßte den gordiſchen Knoten zerhauen und 
den Staat beſeitigen, um den Menſchen eine an⸗ 
dere Lebensmöglichkeit zu geben. Haben Sie ſchon 
einmal gehört, wie in Sowjetrußland die Straf⸗ 
gefangenen behandelt werden? Haben Sie davon 
geleſen, daß auch Politiker und Wirtſchaftler 
Sowjetrußland beſucht haben? Haben Sie gele⸗ 
ſen, wie ganz anders Sowjetrußland ſeine ſoge⸗ 
nannten Verbrecher behandelt? (Abg. Dr. Unger: 


Das durfte nicht kommen!) Es ſtand letztens in 


der Illuſtrierten Zeitung, geſchrieben von einem 
einwandfreien Berichterſtatter, der die Behand⸗ 
lung der Strafgefangenen geſchildert hat, daß ſie 
ausgehen können, Urlaub haben, ihr Gefängnis 
ſelbſt verwalten uſw. Die Abbildungen waren da⸗ 
bei, Photographien, und da ſagen Sie: „Das ſollte 
nicht kommen.“ Das können wir verantworten. 
Wenn Sowjetrußland nur 10 Jahre beiteht, und 
die Beſtrebungen gehen ihren Gang und die 
Formarbeit geht weiter, jo wird der Unterſchied 
zwiſchen heute und der zariſtiſchen Regierung be⸗ 
ſonders groß. In Ihrem nationaliſtiſchen Haß 
gegen Sowjetrußland, in Ihrem Haß gegen die 
werktätige Bevölkerung gehen Sie ſoweit, daß 
Ihnen keine Verleumdung gut genug iſt, um ſie 
der Oeffentlichkeit mitzuteilen. Uns kümmert das 
nichts. Wir werden wie unſere Brüder in allen 
Ländern für unſere kommuniſtiſchen Beſtrebungen 
kämpfen, und zwar ſolange, bis wir unſeren Be⸗ 
ſtrebungen zum Sieg verholfen haben. Ihr 
Schmutz reicht nicht an uns heran. Wir werden 
unſern Weg weitergehen und werden die Menſch⸗ 
heit von ihrer Unterdrückung und ihrem Joch be⸗ 
freien. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
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Ich komme zu dem Etat Oeffentliche Arbeiten. 
Da finden wir unter Einnahmen 37 000 Gulden, 
die die Fähren einbringen ſollen. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit möchte ich etwas Sonderbares berühren. 
Vor einiger Zeit bin ich von Steegen nach Stutt⸗ 
hof gefahren. Da kam ein Beamter und wollte 15 
Pfennig von mir haben. Ich fragte ihn, zu wel⸗ 
chem Zweck das wäre, da ſagte er: „Es wird ein 
Brückengeld erhoben.“ Da erinnerte ich mich daß 
den Anliegern von Nickelswalde ſeinerzeit von 
den Deutſchnationalen verſprochen war, ſie ſollten 
freie Fahrt haben, ſolange wie die Weichſel fließt. 
weil der Weg da geht. Jetzt erheben Sie von den 
Menſchen Fährgeld. Sie ſchämen ſich nicht, auch 
heute noch 37000 Gulden als Mehreinahme in 
dieſen Haushaltsplan einzuſetzen. Das iſt auch ein 
Geſchäft des Senats, der die werktätige Bevölke⸗ 
rung dazu benutzt, um dem Staat indirekte Ein⸗ 
nahmen zuzuführen. Für den Flugplatz ſind 75 000 
Gulden eingeſtellt, für den Waſſerflugzeuabafen 
30 000 Gulden. Wir verlangen, daß dieſe Paſitio⸗ 
nen geſtrichen werden. Wir halten dieſe Kriegs⸗ 
vorbereitungen nicht für notwendig. Das iſt 
weiter nichts als eine Verſchleierung der Tat⸗ 
ſachen, daß Sie mit Deutſchland zuſammen zu 
einem internationalen Krieg gegen Sowjetruß⸗ 
land rüſten. Wir ſind daher konſequent und ver⸗ 
hafen. die Streichung für den Ausbau der Flug⸗ 
häfen. 

Weiter ſind 30 000 Gulden für Wegebauten 
eingeſetzt zur Anterſtützung der Gemeinden. Herr 
Abg. Brill, der hier ein ſo wunderſchönes Referat 
gehalten hat, hat die Bemerkung vergeſſen, was 
eigentlich die Gemeinden mit 30 000 Gulden zur 
Verbeſſerung der Wege anfangen ſollen. Ich weiß, 
wie es heute in manchen Gemeinden ausſieht, daß 
man Heiſterkopf ſchießen muß, wenn man mit dem 
Fahrrad fährt oder zu Fuß geht. Ich möchte 
fragen, was Sie mit 30 000 Gulden machen 
wollen. Das ſoll Ihre Aufgabe ſein, aber wir kri⸗ 
tiſieren es hier, um Ihnen zu zeigen, daß Sie 
wohl gut reden können, aber wenn es ſich darum 
handelt, den Gemeinden betreffs der Wegebauten 
zu helfen, gehen Sie mit einer Handbewegung 
darüber hinweg. Die 30 000 Gulden ſtehen drin, 
mehr kann nicht verausgabt werden. Seht, wie 
Ihr weiterkommt, ob das Fuhrwerk zum Teufel 
geht oder die Leute in den Graben fallen, iſt egal. 
Hier iſt auch ein Stück Demagogie zu verzeichnen. 

Staatlicher Grundbeſitz. Ich möchte behaupten, 
daß wir außerordentlich unter dem Wucher der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zu leiden 
haben, vor allem die werktätige Bevölkerung. 
Was ſich aber an Wucher und Schikanen der Mie⸗ 
ter der Senat leiſtet, überſchreitet jede Grenze. 
Einen größeren Wucher gibt es nicht wie den heu⸗ 
tigen reaktionären Senat. Die Arbeiter dürfen 
nicht ein bißchen Geburtstag feiern, dann kommt 
gleich ein Senatsbeamter und erklärt, daß ſie auf 
die Straße geſetzt würden, wenn ſie nicht Ruhe 
hielten. Wenn ein Arbeiter einmal eine rote 


Fahne am 1. Mai flattern läßt, ſo wirkt das auf 
den Senat wie das rote Tuch auf den Stier. So⸗ 
fort ſtürzt ſich ein Senatsangeſtellter auf das rote 
Tuch und erklärt es für gemeingefährlich, dadurch 


können Revolutionen in Danzig ausbrechen, das 
Tuch muß weg. (Abg. Weiße: Wir haben doch 
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einen Linksſenat!) Sie ſollten lieber den Mund 
halten. Ebenſo reaktionär wie der frühere Senat 
iſt auch der jetzige. Bei Ihnen geht es nur um 
den Mammon, und auch Sie als Pfarrer ſind da⸗ 
von nicht ausgeſchloſſen, weil Sie von dem Kapi⸗ 
tal abhängig ſind. Je mehr der Pfennig in dem 
Beutel klingt, die Seele in den Himmel ſpringt. 

Ich möchte mich nun der Landwirtſchaft zu⸗ 
wenden. Ich habe ſchon eingangs geſagt, daß für 
Siedlungen z. B. 50 000 Gulden eingeſetzt ſind. 
Es iſt uns bekannt, daß Siedlungen im Kreiſe 
Großes Werder und zum Teil auch im Kreis Dan⸗ 
ziger Höhe ſtattfinden. Die Unterſtützung der Land⸗ 
wirtſchaft ſehen wir von einem ganz anderen 
Standpunkt an, wie die Deutſchnationalen. Den 
minderbemittelten kleinen Siedlern ſoll und muß 
geholfen werden, weil ſie nicht leben und nicht 
ſterben können. Aber an die denken Sie nicht. 
Wenn Sie hier für die Landwirtſchaft eintreten, 
denken Sie nur an die Großagrarier. Die kleinen 
Bauern in Meiſterswalde können verrecken. Die 
zählen Sie zu den Proletariern, und die können 
ruhig zugrunde gehen. Wir Kommuniſten wer⸗ 
den uns beſonders zur Aufgabe machen, dieſe Pro⸗ 
letarier darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ſich 
in den Klaſſenkampf einzureihen haben, in die 
Front der revolutionären Arbeiter. (Abg. Dörk⸗ 
ſen: Wie wollen Sie ihnen helfen?) Wir wollen 
Sie, Herr Dörkſen, mit Ihrem Anhang beſeitigen. 
(Er iſt Kleinrentner! rechts.) Wir wiſſen Be⸗ 
ſcheid! Der Junior hat alles übernommen, wir 
kennen die Geſchichte. Sie ſollen ſich Ihr Brot 
ebenſo verdienen, wie die Leute oben bei Mei⸗ 
ſterswalde mit einem Pferd und einer Kuh. Sie 
müſſen an den Pflug anfaſſen und die Garben auf 
den Wagen heben, dann ſterben Sie nicht an 
Herzverfettung. Ihnen, Herr Hoppenrath, wäre 
vor allem mit ſolcher Kur gedient. (Abg. Dörkſen: 
Damit iſt den kleinen Bauern nicht geholfen!) 
Damit iſt den Gemeinden geholfen, ſo wie man 
den Kleinbauern geholfen hat, daß man den Staat 
kaputtſchlug und dann wieder neu aufbaute. So 
werden wir auch den Kleinbauern helfen. Glau⸗ 
ben Sie, daß 10 Tage ruſſiſcher Revolution mög⸗ 
lich wären, wenn die Kleinbauern nicht hinter der 
Sowjetregierung ſtänden? Die ruſſiſchen Klein: 
bauern hätten nicht ihr Joch abgeſchüttelt, wenn 
ſie nicht hinter der ruſſiſchen Regierung geſtanden 
hätten, wenn ſie nicht ſelbſt ihr Schickſal in die 
eigene Hand genommen hätten. 

Ich komme zur Forſtverwaltung. Ein klein 
wenig Kenntnis in Bezug auf die Landwirtſchaft 
und Forſtverwaltung muß man mir ſchon zubilli⸗ 
gen, weil ich vom Lande bin. Ich habe ſtunden⸗ 
lang die Wälder durchſtreift, um mich als Volks⸗ 
tagsabgeordneter davon zu überzeugen, was mit 
unſern Wäldern los iſt. Wenn Sie noch 10 Jahre 
ſo weiter mit unſeren Forſten im Freiſtaat wirt⸗ 
ſchaften, dann bekommen Sie in 10 Jahren nicht 
einmal Holz zum Feueranmachen. Ganz lange 
Strecken von 10 kulmiſchen Morgen ſind vollſtän⸗ 
dig ausgerodet. Das Waſſer hat ſich auf dieſem 
Moor geſetzt, wo früher Birken und Eſchen ſtan⸗ 
den. Das Holz iſt ausgerodet und nicht eine Hand 
hat ſich gerührt, um dieſe ungeheuren Flächen 


aufzuforſten. Mir fehlen ſtatiſtiſche Zahlen. Herr 


‚lich, 


Donnerstag, den 26. April 1928. 


Abg. Dörkſen, wenn Sie ſich von meinen Angaben 
überzeugen wollen, dann empfehle ich Ihnen, die 
Tour Meiſterswalde — Stangenwalde zu machen. 
Der Oberforſtrat oder wie er heißt in Gruppe 13 
gibt bei der Beratung des Etats einen einfachen 
Bericht. In den Wäldern läßt ſich der Herr aber 
nicht hören und ſehen. Die Landarbeiter erklären, 
daß ſie den ſogenannten Forſtrat von Angeſicht 
noch nie geſehen haben. Soweit ich informiert 
bin, ſoll die Beratung der Forſtverwaltung durch 
die Forſtverwaltung in Königsberg ſtattfinden. 
Als ich in der Lungenheilſtätte war, habe ich auch 
die oſtpreußiſchen Wälder beſucht. Dort iſt aber 
jede Handbreit Land aufs äußerſte rationell aus⸗ 
genutzt. Hier ſind aber Ländereien von 5, 10 und 
mehr Morgen unausgenutzt. Keine Hand bewegt 
um dies Land wieder zu Kulturland zu 
machen. 

Es iſt nicht meine Aufgabe als Kommuniſt, 
dieſen zerrotteten und zermürbten Staat darauf 
aufmerkſam zu machen, welche Mißwirtſchaft hier 
getrieben wird. Aber einmal tun uns die Gro⸗ 
ſchen der Steuerzahler leid, von denen die Gehäl⸗ 
ter gezahlt werden, dann befürchten wir aber auch, 
daß die Arbeiterſchaft, wenn es dazu kommt, ſpäter 
eine Ruine übernehmen muß, wie ſeinerzeit die 
ruſſiſchen Brüder ſie von der zariſtiſchen Regie⸗ 
rung übernommen haben. Wir werden uns dafür 
einſetzen, daß die Mißſtände beſeitigt werden. Be⸗ 
treffs der Waldweide iſt erklärt worden, daß ſie 
nicht zugelaſſen werden könne. Ich weiß, daß 30 
oder 40 Kühe, auf einmal hineingelaſſen, jede 
Pflanzung kaputtmachen. Wenn aber ein kleiner 
Bauer, ſeine Frau oder ein Kind die einzige Kuh 
im Walde weiden, ſo entſteht kein Schaden. Im 
Gegenteil, die Kühe freſſen das Gras weg, an dem 
ſonſt die kleinen Bäumchen erſticken müſſen. Man 
kann es ſehr oft beobachten, daß die jungen Tan⸗ 
nen oder kleinen Fichten durch das Gras erſtickt 
werden. Das könnte nicht entſtehen, wenn Wald⸗ 
weide bis zu zwei Kühen zugelaſſen wird. Das 
wäre ſchon deshalb zweckmäßig, weil die Füße der 


Kühe die Käfer tottreten, die ſonſt an den Wur⸗ 


zeln der Bäumchen freſſen. Sie ſehen alſo, daß 
ich unterrichtet bin. Ich trete dafür ein, daß die 
Waldweide eingeführt wird und daß weiter die 
Forſtwirtſchaft rationell gehandhabt wird, damit 
wir ſpäter nicht den Staat als Ruine übernehmen 
müſſen. Wir verlangen, daß die oberen Beamten 
ihre Pflicht tun. Der Oberforſtrat, der nicht der 
geeignete Mann iſt, ſoll ruhig abgebaut werden. 
Die Tätigkeit kann auch von anderen Beamten 
gemacht werden. 

Bei der Poſt und Telegraphie iſt ein Ueber- 
ſchuß von 4 Millionen erzielt worden. Es iſt be⸗ 
kannt, daß der techniſche Betrieb eingeführt wurde 
und vor allen Dingen die unteren Beamten ab⸗ 
gebaut worden ſind, wodurch Geld erſpart worden 
iſt. Ein Arbeiter iſt bei Legung von Telegraphen⸗ 
leitungen verunglückt. Er hat ſeine Eltern unter⸗ 
ſtützt und ernährt. Die Eltern haben nun Klage 
geführt, um von der Poſt eine Unterftügung zu 
erhalten. Sie ſind einfach abgewieſen worden. 
Oberpoſtrat Eppich erklärte, für dieſe Zwecke ſeien 
keine Mittel da, er würde aber in dieſer Bezie⸗ 
hung dafür ſorgen, daß eine Poſition im Haus⸗ 
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haltsplan der Poſtverwaltung vorgeſehen würde, 


damit den betreffenden Eltern geholfen werden 
könne. Bis jetzt iſt aber nichts geſchehen. Die 
unteren Beamten arbeiten und ſchuften. Die 


Leute, die die Telegraphendrähte legen, laſſen ſich 
Wind und Wetter um die Ohren ſauſen. Bei 
den kleinſten Vergehen werden ſie weggejagt. Es 
wird alles ſo rationiert, daß der Arbeiter auf das 
beſte ausgebeutet wird. Daher ſind die 4 Milli⸗ 
onen Ueberſchuß aufgekommen. Wir werden unſer 
Augenmerk darauf richten, daß die unteren Be⸗ 
amten zu ihrem Recht kommen. 

Wir verlangen beim Etat der Finanzverwal⸗ 
tung Streichung des 10⸗prozentigen Steuerabzuges 
und die Erhebung einer erhöhten Vermögens⸗ 
ſteuer. Die Umſatzſteuer muß geſtrichen werden. 
Weiter fordern wir, daß die Erbſchaftsſteuer er⸗ 
höht wird. Im Haushaltsplan iſt die lächerliche 
Summe von 50 000 Gulden als Einkünfte aus 
der Erbſchaftsſteuer eingeſetzt. Was ſoll das hei⸗ 
ßen? Sie erklären immer, es ſei kein Geld da, 
der Staat ſei bankerott, Jewelowſki weiß nicht, 
woher er das Geld nehmen ſoll, Jewelowſti wird 
zuletzt ganz irre. Wenn Sie Wert darauf legen, 
daß die Minderbemittelten entlaſtet und die Be⸗ 
ſitzenden mehr herangezogen werden, ſo iſt Ihnen 
Gelegenheit geboten, die Erbſchaftsſteuer zu erhö⸗ 
hen. Hier iſt eine lächerliche Summe von 50 000 
Gulden eingeſetzt. Ich glaube, daß dieſe 50 000 


Gulden nur ausreichen werden, um die Verwal⸗ 


tung zu bezahlen. Dann ſetzt man aber noch eine 
Poſition ein „Erbſchaftsſteuer 50 000 Gulden“. 
Betreffs der Amſatz⸗ und der Einkommen⸗ 
ſteuer verlangen wir, daß die Minderbemittelten, 
die eine Ackernahrung haben, von den rückſtändi⸗ 
gen Steuern einmal befreit werden. Der Streit 
wäre aus der Welt geſchafft, wenn man ihnen die 
rückſtändigen Steuern einmal erließe. Die Be⸗ 


ſitzenden können ſie tragen, aber bei den kleinen 


Bauern in Meiſterswalde uſw. müſſen die rück⸗ 
ſtändigen Steuern geſtrichen werden. 

Ich komme zum Schluß. Ich habe verſucht, an 
Hand von Beweiſen feſtzuſtellen, daß man bei den 
ärmeren Leuten ſpart, und daß der Kurs betreffs 
der Wohlhabenden derſelbe bleibt. Nichts iſt ge⸗ 
ändert worden, und alle Redensarten können 
nicht darüber hinwegtäuſchen, daß alles beim 
Alten bleibt. Man verſucht, die Einnahmen zu 
erhöhen und die Ausgaben zu vermindern. Man 
erhöht die Einnahmen, die die unteren Schichten 
bezahlen müſſen, bis zum Mittelſtand hinauf. Die 
Ausgaben erſpart man ebenfalls bei den unterſten 
Schichten bis zum Mittelſtand. Das iſt die Ten⸗ 
denz der jetzigen Regierung. Das wird weiter ſo 
bleiben, wenn ſich die Bevölkerung nicht bewußt 
wird, daß ſie dieſes Joch nur im Verein mit der 
Kommuniſtiſchen Partei abſchütteln kann. Es 
wird ſonſt nie anders werden, ob die Sozialdemo⸗ 
kraten in der Regierung oder außerhalb ſind. Das 
ſpielt beim Parlamentarismus keine Rolle. Der 
Streit geht um Großinduſtrie und Großagrarier. 
Wenn die Großinduſtrie drin iſt, Herr Jewelowſki 
uſw., dann entlaſtet ſie ſich, und die Sozialdemo⸗ 
kraten leiſten dieſem Beſtreben Helfersdienſte. 


Wenn ich Maler wäre, möchte ich folgendes Bild 
malen: Herrn Jewelowſki und Herrn Senatsvize⸗ 


ſchaft. 


U. H.! 


ſchäftsordnungsmäßige 
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präſidenten Gehl wünſchte ich auf einen Karren 
geſetzt, und ein Proletarier mit aufgekrempelten 
Aermeln fährt die beiden aus dem Freiſtaat hin⸗ 
aus. Wenn ich Maler wäre, malte ich dieſes Bild. 
Das könnte aber nur geſchehen, wenn die Arbei⸗ 
terſchaft es täte. Es iſt kein Unterſchied zwiſchen 
Herrn Gehl und Herrn Jewelowſki, und es iſt auch 
kein Unterſchied zwiſchen Herrn Jewelowſki und 
den Herren Schwegmann und Ziehm. Die Korona 
it ſich einig in der Unterdrückung der Arbeiter⸗ 
Herr Jewelowſki hat ja gejagt, man muß 
den Sozialdemokraten dankbar ſein, daß ſie ſo ver⸗ 
nünftig ſind und uns aus dieſer miſerablen Lage 
heraushelfen. Sie haben alſo Veranlaſſung, den 
Sozialdemokraten tatſächlich noch dankbar zu ſein. 
Es iſt den Sozialdemokraten gelungen, 
Haushaltsplan ſo aufzuſtellen, wie er jetzt vor⸗ 
liegt. Ihnen (nach rechts) wäre das nicht mög⸗ 
lich geweſen. Sie waren ja auch ganz geknickt 
und ganz ruhig. Sie ſind froh, daß dieſe Hand⸗ 
langer Ihnen die Arbeit leiſten. Ich komme daher 
zum Schluß und möchte der werktätigen Bevölke⸗ 
rung zurufen: „Wach auf, o Volk, die Flammen⸗ 
zeichen rauchen, und laß dich nicht vom Parlament 
mißbrauchen“. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 


Abg. Gerick. 

Eerick, Abgeordneter (S. P. D.): Der vorge⸗ 
ſchrittenen Zeit wegen beantrage ich im Namen 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion, daß wir uns 
heute vertagen. 

Präſident: Zunächſt hat noch das Wort zu 
einer perſönlichen Bemerkung der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
1 Der Herr Abg. Jewelowſfki hat in dem zu⸗ 
ſammengewürfelten politiſchen Ragout, das er dem 


Hauſe vorgeſetzt hat, auch eine ganze Anzahl von 


Behauptungen aufgeſtellt, die auf mich perſönlich 
gemünzt waren. Leider verhindern mich die ge⸗ 
Lage des Hauſes ſowie 
auch die Vereinbarungen im Aelteſtenausſchuß, 
auf dieſe Rede einzugehen. Wir werden bei ſich 
bietender Gelegenheit alle dieſe Anwürfe zurück⸗ 
weiſen. Wir haben umſomehr Veranlaſſung, das 
ſpäter zu tun, weil man ja bei dem Streik der 
Preſſe hier ſozuſagen unter Ausſchluß der Oeffent⸗ 
lichkeit ſpricht. 

Präſident: Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen 
vor, den Geſetzentwurf zur Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushaltsplans dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Es 
liegt jetzt ein Antrag auf Vertagung bis zum 
nächſten Mittwoch vor. Erhebt ſich dagegen Wi⸗ 
derſpruch? Das iſt nicht der Fall. Das Haus hat 
alſo beſchloſſen, ſich bis nächſten Mittwoch, den 
2. Mai, nachmittags 3,30 Uhr zu vertagen. 
ſchlage als Tagesordnung das Material vor, das 
heute zurückgeblieben iſt und evtl. aus dem Aus⸗ 
ſchuß herauskommende Geſetze. Widerſpruch wird 
nicht laut. Das Haus hat ſo beſchloſſen, ich ſchließe 
die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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Vertagung 

Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Regierungrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich erkläre die 26. 
Vollſitzung für eröffnet. Ich rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Senats auf Genehmigung 
zur Strafverfolgung gegen einen Abge⸗ 
ordneten. 

Druckſache Nr. 143. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Es iſt ſo üblich, dieſe Anträge dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Erhebt ſich gegen den 
Vorſchlag Widerſpruch? Das iſt nicht der Fall, 
der Antrag iſt ſomit dem Rechtsausſchuß über⸗ 
wieſen. Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Verordnung über das 
Entſchädigungsverfahren bei Einführung 
des Tabakmonopols. 

Druckſache Nr. 106 zu Nr. 48. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 


Einzelberatung. Ich rufe Artikel 1 auf und er⸗ 
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öffne die Beſprechung. Ich ſchließe fie, da Wort⸗ 


meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Zu Artikel 1 liegen 2 Abänderungs⸗ 
anträge vor, enthalten in Druckſache Nr. 125 und 


Nr. 138. Wir ſtimmen zunächſt über die Abände⸗ 
rungsanträge ab, zuerſt über den Antrag des 


1255 Dr. Hoppenrath u. Fr. in Druckſache Nr. 
9. 
Artikel 1. 


§ 10 der Verordnung Geſetzblatt 1927 Seite 126 


erhält folgenden Abſatz 2: 

„Die Entſcheidung des Entſchädigungsamtes kann 
auf Antrag des Antragſtellers ganz oder teilweiſe 
für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden, wenn die 
Entſcheidung des Entſchädigungsamtes einen gerin⸗ 
geren Betrag als 1000 Gulden feſtſetzt.“ 

Im 8 12 Abſatz 1 werden in dem letzten Satz die 
Worte „nur einſtimmig“ geſtrichen und dafür die 
Worte „mit Stimmenmehrheit“ geſetzt, ſo daß dieſer 
Satz dann lautet: „Ein dahingehender Beſcheid kann 
mit Stimmenmehrheit erlaſſen werden.“ 

§ 12 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: „Die 
Nachprüfung der Angemeſſenheit einer ohne Beſtehen 
eines rechtlichen Anspruchs zugebilligten Entſchädi⸗ 
gung durch die ordentlichen Gerichte kann ſowohl der 
Antragſteller als auch der Antragsgegner verlangen. 
Die Nachprüfung einer ſolchen Entſcheidung kann 
weder vom Antragſteller, noch vom Antragsgegner 
verlangt werden, wenn die Höhe der von dem Ent⸗ 
ſchädigungsamt feſtgeſetzten Entſchädigung insgeſamt 
5000 G micht überſteigt. Wird dem Antragſteller vom 
Gericht aus Rechtsgründen eine Entſchädigung zuge⸗ 
ſprochen, ſo iſt bei Bemeſſung derſelben die vom Ent⸗ 
ſchädigungsamt zugebilligte Entſchädigung anzu⸗ 
rechnen.“ 

Ich bitte die Damen und Herren, die den Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
fetzt über den Abänderungsantrag des Abg. 
Brenner u. Gen. in Druckſache Nr. 138 ab: 


Artitel 1. 

Dem 8 10 der Verordnung (Geſetzblatt Seite 126) 
iſt als Abſatz 2 hinzuzufügen: 

„Die Entſcheidung des Entſchädigungsamtes kann 
auf Antrag für vollſtreckbar erklärt werden.“ 

Im $ 12 Abſatz 1 werden in dem letzten Satz die 
Worte „nur einſtimmig“ geſtrichen und dafür „mit 
Stimmenmehrheit“ geſetzt, ſodaß der Satz dann lautet: 

„Ein dahingehender Beſcheid kann mit Stimmen⸗ 
mehrheit erlaſſen werden.“ 

Ferner tritt im § 12 Abſatz 2 an Stelle 
jetzigen erſten Satzes als erſter Satz: 

„Die Nachprüfung eines ſolchen Beſcheides durch 
die ordentlichen Gerichte, kann ſowohl der Antrag⸗ 
ſteller, wie der Antragsgegner verlangen. Teilklagen 
ſind zuläſſig.“ 

Weiter wird dem § 12 Abſatz 2 ein dritter Satz 
hinzugefügt, lautend: 

„Soweit Koſten durch die Erhebung einer Klage 
oder Widerklage des Antragsgegners entſtehen, hat 
der Antragsgegner dieſe auch dann zu tragen, wenn. 
er obſiegt.“ N 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab über 
Artikel 1 der Vorlage. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich rufe 
Artikel 2 auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Auch hier liegen 
Abänderungsanträge vor, enthalten in den Druck⸗ 


des 
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ſachen Nr. 125 und Nc. 138. Wir ſtimmen ab 


über den Abänderungsautrag in Druckſache Nr. 
125: 
Artikel 2 


raft. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen ab über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 138, der mit dem 
Antrag in Druckſache Nr. 125 gleichlautend iſt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen ab über Artikel 2 der 
Vorlage. Ich bitte die Damen und Herren, die 
Artikel 2 der Vorlage annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 2 iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung der 
Verordnung über das Entſchädigungsverfahren 
bei Einführung des Tabakmonopols.“ Ich eröffne 
die Beſprechung und ſchließe ſie. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Aeberſchrift anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt 
angenommen. Da Aenderungen nicht erfolgt ſind, 
können wir die Schlußabſtimmung ſofort vor⸗ 
nehmen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die das Geſetz 
in der Schlußabſtimmung annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz iſt in dritter Beratung 
angenommen. (Abg. Schwegmann: Entſchließung!) 
Die Entſchließung iſt in der zweiten Leſung an⸗ 
genommen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Preußiſchen Geſetzes 
zur Bekämpfung übertragbarer Krank⸗ 
heiten. 

Druckſache Nr. 130. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen. Widerſpruch wird nicht laut, ich 
ſtelle den Beſchluß des Hauſes feſt. Ich rufe auf 
Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des preußiſchen Geſetzes 
über die Form der Auflaſſung vom 13. 
Mai 1928. 

Druckſache Nr. 144. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, die Vorlage dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht laut; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes. — Urantrag des Abg. Liſchnewfki 


u. Fr. — 
Druckſache Nr. 97. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 


nmewfki. 


5 ieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in 


Mittwoch, den 2. Mai 1928. 


Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Wir haben eine Aenderung des Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes vom 18. 1. 1927 beantragt. 
Das iſt bekanntlich das Geſetz, das infolge des 
Ermächtigungsgeſetzes eingeführt wurde. Wir 
wünſchen den alten Zuſtand wieder herbeigeführt 
zu ſehen. Es hat ſich mittlerweile herausgeſtellt, 
daß der Einzelrichter Straftaten außerordentlich 
hart beſtraft hat, ſo hart, daß man ſagen möchte, 
dieſe Strafen wären bei einem Zuſammenwirken 
von Richtern und Laienrichtern nicht möglich ge⸗ 
weſen. Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat 
ſeinerzeit einen entſprechenden Antrag einge⸗ 
bracht. Wir werden ſehen, wie ſich die Sozialde⸗ 
mokratie, die heute in der Regierung ſitzt, dazu 
ſtellt. (Abg. Gehl: Das iſt doch keine ſachliche 
Begründung, gehen Sie auf den Kern der Sache 
ein und warten Sie ab, welchen Standpunkt wir 
einnehmen werden!) Herr Vizepräſident Gehl, 
Sie ſagen, das ſei keine ſachliche Begründung. 
Das müſſen Sie den Kommuniſten allein über⸗ 
laſſen, wie ſie ihre Anträge begründen. Die Be⸗ 
lehrung von einem Sozialdemokraten lehnen wir 
ganz entſchieden ab. (Lachen links.) 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat ſeiner⸗ 
zeit, als ſie außerhalb der Regierung war, auch 
einen Antrag geſtellt. Unſere Anträge find faſt 
dieſelben, ſo daß die jetzige Koalitionsregierung 
nicht erklären kann, die Kommuniſten ſtellten 
ſolche welterſchütternden Anträge, wie ſie heute 
in einem bürgerlichen Staat nicht zu verwirk⸗ 
lichen ſeien. M. H. Sozialdemokraten, hier bietet 
ſich die Gelegenheit, das Unrecht, das die Deutſch⸗ 
nationalen damals begangen haben, wieder gut⸗ 
zumachen. In meinen Ausführungen bei anderer 
Gelegenheit habe ich gezeigt, wie die Laienrichter 
bei Aburteilungen vor allen Dingen gegen das 
Proletariat vorgingen und wie die Beſitzenden 
mild abgeurteilt werden. Ich habe ſeinerzeit 
ausgeführt, daß ein Arbeiter wegen 3 Gulden 
ſechs Monate Gefängnis erhielt und der bekannte 
Heuſterberg für eine Anterſchlagung, die in die 
Hunderttauſende geht, mit zwei Jahren Gefäng⸗ 
nis weggekommen iſt. Er hat auch dieſe noch nicht 
abgeſeſſen, weil er anſcheinend krank ſein ſoll. 

Ich komme nun zu den betreffenden Artikeln, 
die hier eine einſchneidende Verſchlechterung be⸗ 
deuten, und zwar ſteht im § 26: 

Der Amtsrichter allein entſcheidet ferner bei den 
Verbrechen des ſchweren Diebſtahls und der Hehlerei, 
ſowie bei ſolchen ſtrafbaren Handlungen, die nur we⸗ 
gen Rückfalls Verbrechen ſind, wenn die Staatsan⸗ 
waltſchaft es bei Einreichung der Anklageſchrift, oder, 
falls es einer Anklageſchrift nicht bedarf, bei der 
mündlichen Erhebung der Anklage beantragt. 

Alſo wir wollen, daß der alte Zuſtand herbeige⸗ 
führt wird, daß ein Amtsrichter und zwei Schöf⸗ 
fen für dieſe Angelegenheiten in Frage kommen. 
Auch im § 28 iſt es dasſelbe. Es ſteht wieder, 
daß der Amtsrichter allein entſcheiden kann. Wir 
wünſchen, daß die Schöffen hinzugezogen werden, 
wie es früher der Fall war. Uns iſt nämlich be⸗ 
kannt, daß den Deutſchnationalen die Schöffen 
ſchon lange ein Dorn im Auge ſind. Bei den 


Schöffen waren meiſtens Proletarier vorhanden, 
daher waren den Deutſchnationalen die Schöffen 
ein Dorn im Auge und darum haben ſie bei dem 
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grobe Verletzung der Ordnung feſtſtellen. 
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(Liſchnewſli, Abgeordneter) 


Ermächtigungsgeſetz die Geſthichte durchgeführt. 


Beim 8 28 iſt es alſo dasſelbe. Wir wünſchen 
weiter, daß der Artikel 6a geſtrichen wird. Der 
§ 28 ſoll nach unſerm Vorſchlag folgende Faſſung 
erhalten: 

Für die Verhandlung und Entſcheidung der zur 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte gehörenden Straf⸗ 
ſachen werden bei dem Amtsgericht in Danzig 
Schöffengerichte gebildet. 

Im 8 29 iſt der Abſatz 2 zu ſtreichen. Auch im 
§ 62 wird der Satz 2 geſtrichen. Es handelt ſich 
hier auch um die Schwurgerichte. Wir wünſchen, 
daß der alte Zuſtand mit zwölf Geſchworenen 
wieder eingeführt wird. 


Das iſt unſer Entwurf, wie er Ihnen vorliegt. 
Ich will mir weitere Worte erſparen. Möglicher⸗ 
weiſe wird Gelegenheit ſein, im Rechtsausſchuß 
die einzelnen Paragraphen zu beſprechen. Ich 
möchte bei dieſer Gelegenheit bitten, daß unſer 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß überwieſen 
wird. Ich möchte noch einmal darauf zurückkom⸗ 
men, daß die jetzige Koalitionsregierung mit 
Einſchluß der Sozialdemokratie unbedingt für 
unſern Entwurf ſtimmen muß, weil ja in dem 
Programm der Sozialdemokratiſchen Partei, das 
am 22. April 1928 in Zoppot angenommen 
wurde, auch folgender Satz ſteht: 

Die Sozialdemokratiſche Partei bekämpft jede 
Klaſſen⸗ und Parteigujtiz und tritt ein für den ſozi⸗ 
alen Geiſt in der Rechtspflege unter entſcheidender 
Mitwirkung von Laienrichtern in allen Zweigen und 
Stufen der Juſtiz. 

Hier m. H. Sozialdemokraten, bietet ſich die 
beſte Gelegenheit, für Ihre Grundſätze einzutre⸗ 
ten. Ich bezweifle allerdings, daß Sie welche 
haben. Sie haben ſchon ſo oft das Hemd gewechſelt 
(Das beruht auf Gegenſeitigkeit! links.) vom 
Erfurter bis zum Zoppoter Programm. Sie haben 
das Erfurter Programm nicht gehalten und wer⸗ 
den auch Ihr Zoppoter Programm nicht halten. 
Hier bietet ſich Ihnen die beſte Gelegenheit, das 
Unrecht der verfloſſenen Regierung wieder gutzu⸗ 
machen, indem Sie unſern Geſetzentwurf anneh⸗ 
men. Ich bitte, unſern Geſetzentwurf dem Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 


Präſident: Da Wortmeldungen nicht weiter 
vorliegen, ſchließe ich die Beſprechung. Der Herr 
Abg. Liſchnewſki hat den Antrag geſtellt, den 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Ich laſſe über dieſen Antrag abſtimmen. (Abg. 
Raſchke: Seit wann iſt das Mode? Eine ſolche 
Abwürgemethode! Wenn kein Widerſpruch er⸗ 
folgt, iſt der Entwurf dem Rechtsausſchuß über⸗ 
wieſen! Kein Menſch erhebt Widerſpruch! 
Zwiſchenrufe des Abg. Liſchnewſki. Große 
Anruhe.) Herr Abg. Raſchke, Ich rufe Sie wegen 
dieſer Ausdrücke zur Ordnung. (Abg. Naſchke: 
Das iſt ſehr leicht! — Große Unruhe.) Ich bitte 
die Damen und Herren, die den Urantrag dem 
Rechtsausſchuß überweiſen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Der Antrag ift angenommen. (Abg. Raſchke: 
o etwas verbitten wir uns ganz energiſch!) Ich 
bitte Sie, ſich zu mäßigen, ſonſt muß ich 11 
(Abg. 


Raſchke: Halt die Schnauze!) Herr Abg. Raſchke, 
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ich rufe Sie zum zweiten Mal zur Ordnung. Ich 
rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Landgemeindeord⸗ 
nung. 

Urantrag des Abg. Langnau und Fraktion. 
Druckſache Nr. 102. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P. D.): In der 
Regierungserklärung, ſowie bei allen Regie⸗ 
rungsreden kommt zum Ausdruck, daß der Wille 
des Volkes maßgebend ſein ſoll. Bis heute haben 
wir aber erfahren, daß in dieſem Hauſe nicht der 
Wille des Volkes zum Ausdruck kommt, ſondern 
daß gegen den Willen des Volkes gearbeitet wird. 
Ein Wille des Volkes iſt insbeſondere die Auf⸗ 
löſung der Gutsbezirke. Aber die Regierung hat 
es bis heute noch nicht für richtig befunden, dem 
Volkstag einen ſolchen Geſetzentwurf vorzulegen. 
Es ſcheint jo, als ob die andern Geſetze betr. Um⸗ 
ſatzſteuer, Arbeitnehmerausſchußgeſetz, von der 
Regierung für wichtiger gehalten werden, weil ſie 
ſich zum Schaden der Arbeiterſchaft auswirken. 
Herr Abg. Brill hat ſeinerzeit bei den Be⸗ 
ſprechungen immer ausgeführt, daß die Gutsbe⸗ 
zirke aufgelöſt werden müſſen. Aber auch ſeine 
Partei hat bis heute nicht dazu Stellung genom⸗ 
men. Der Volkstag hat ſich ſchon mit der Auf⸗ 
löſung der Gutsbezirke mehr als einmal be⸗ 
ſchäftigt. Wie bei allen Geſetzen, hat man auch bei 
dem Geſetz vom 3. Juni 1928 ein Geſetz geſchaffen, 
welches dehnbar wie ein Gummiband iſt. Das 
Geſetz iſt nur eine Vorſpiegelung falſcher Tat⸗ 
achen. In dem Geſetz vom 3. Juni 1924 heißt es: 
„Die Gutsbezirke müſſen aufgelöſt werden, wenn 
die Gutsbeſitzer damit einverſtanden ſind.“ Es 
wird uns doch allen klar ſein, daß die Gutsvor⸗ 
ſteher niemals damit einverſtanden ſein werden. 
Wir wiſſen, daß die Kaiſer, Könige und Fürſten 
weggejagt ſind, müſſen aber feſtſtellen, daß ſich 
ein Gutsvorſteher in ſeinem Gutsbezirk noch als 
ſolch ein kleiner Kaiſer fühlt und danach handelt. 
Alles muß nach ſeiner Pfeife tanzen. Trotzdem 
bereits in der Gemeinde die ſoziale Fürſorge 
eine ſchlechte iſt, iſt die ſoziale Fürſorge in den 
Gutsbezirken noch viel miſerabler. Die Zurück⸗ 
zahlung der Steuern, die die Gutsbeſitzer vom 
Staat erhalten, verbrauchen ſie nicht für die 
Einwohner des Gutes, ſondern ſie verſtehen es, 
dieſes Geld in ihre eigene Taſche zu ſtecken. Dazu 
haben ſie Gründe genug, denken wir an die 
Wegeverbeſſerung ujw. Darum wird der Guts- 
vorſteher niemals mit der Auflöſung der Guts⸗ 
bezirke einverſtanden ſein. 

Im Freiſtaat Danzig haben wir 64 Gutsbe⸗ 
zirke, im Kreiſe Danziger Höhe 50 Gutsbezirke 
mit 8 550 Einwohnern, im Kreiſe Danziger Nie⸗ 
derung zehn Gutsbezirke mit 822 Einwohnern, 
im Großen Werder vier Gutsbezirke mit 1329 


— 


— 


D) 


Einwohnern. Ueber dieſe Geſamtzahl von 10 701 


Einwohnern herrſchen 64 Gutsbeſitzer. Die Ein⸗ 
wohner find ihnen auf Gnade und Angnade aus⸗ 
geliefert. Für ſie beſteht nicht das Gemeinde⸗ 
Wahlrecht. Sie werden als Menſchen zweiter 
Klaſſe angeſehen. Es iſt bemerkenswert, daß die 
„Fackel“, das Mitteilungsblatt der Sozialdemo⸗ 


(A) 
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kratie, in ihrer letzten Nummer ſchreibt: „Die 
Landarbeiter haben wohl die Rechte eines 
Menſchen von 1918, aber den Verſtand von 
1848“. Sind das Rechte eines Menſchen 
aus dem Jahre 1918, wenn er nicht mit 
entſcheiden kann, wenn er nicht zu den Ge⸗ 
meindewahlen gehen kann? Die Schreibweiſe 
der „Fackel“ iſt eine Schuftigkeit. Dieſer Artikel 
hat bei der Landbevölkerung Empörung hervor⸗ 
gerufen. Die Landarbeiter werden der Sozial⸗ 
demokratie die Quittung geben und ihnen zeigen, 
daß ſie den Verſtand von 1928 haben. 

Unſer Antrag will dieſe Härten beſeitigen. Es 
ſoll nicht heißen, daß die Gutsbezirke mit Ein⸗ 
verſtändnis der Gutsvorſteher aufgelöſt werden 
ſollen, ſondern die Gutsbezirke müſſen innerhalb 
einer vom Senat feſtgelegten Friſt aufgelöſt wer⸗ 
den. Innerhalb einer vom Senat feſtgelegten 
Friſt müſſen die Gutsvorſteher angeben, welchen 
Gemeinden ſie zugeſchlagen werden ſollen. Wenn 
die Gutsvorſteher das nicht angeben, muß es von 
Amts wegen gemacht werden. Deshalb muß dieſer 
Antrag ſo ſchnell wie möglich erledigt werden, da⸗ 
mit die Gutseinwohner wenigſtens zu den Ge⸗ 
meindewahlen wählen können. Ich beantrage, 
daß der Antrag dem Gemeindeausſchuß überwie⸗ 
ſen wird. Trotz der Annahme dieſes Antrages 
werden wir den Landarbeitern ſagen, die jetzt in 
den Gutsbezirken wohnen, daß ſie ſich keine Illu⸗ 
ſionen machen ſollen. Sie werden trotzdem Not 
und Elend erleiden. Dies Elend wird erſt dann 
beſeitigt werden, wenn das kapitaliſtiſche Syſtem 


(B) geſtürzt iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Nach 
unſerer Geſchäftsordnung müſſen Uranträge durch 
ſofortige Abſtimmung oder durch Ueberweiſung 
an einen Ausſchuß erledigt werden. Darum 
laſſe ich wieder darüber abſtimmen, ob dieſer 
Urantrag einem Ausſchuß überwieſen werden 
ſoll. (Zuruf des Abg. Raſchke.) Ich bitte die 
Damen und Herren, die dafür ſtimmen, daß dieſer 
Urantrag dem Gemeindeausſchuß überwieſen wer⸗ 
den ſoll, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, das hohe Haus hat be⸗ 
beſchloſſen den Arantrag dem Gemeindeausſchuß 
zu überweiſen. Ich rufe Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
„ Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Wahl von Beamten, Angeſtellten und 
Arbeitern durch Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts. Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 
Druckſache Nr. 103. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Die Geſetzesmaſchine funktioniert. Eine halbe 
Stunde, und alles iſt vorbei. Die Herren Groß⸗ 
agrarier und Induſtriekapitaliſten reiben ſich die 
Hände und gehen ſchmunzelnd nach Hauſe, um 
neue Profite zu ſchinden. Wie herrlich weit hat 
es doch der Parlamentarismus gebracht. Droht 
der Parlamentarismus irgendwie den Profit 
der beſitzenden Klaſſe zu ſchmälern, dann führt 
man ein anderes Wahlſyſtem ein, dann macht 


man es, wie man es mit Hilfe der Sozialdemo⸗ 
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kratiſchen Partei in Frankreich getan hat. Mögen 
auch ein Zehntel der Wähler der Kommuniſtiſchen 


Partei die Stimme geben, von den 611 Abgeord⸗ 
neten kommen doch nur 14 Kommuniſten in das 
Parlament hinein. Dann brüllt die ganze Rechts⸗ 
preſſe mit Einſchluß der Sozialdemokraten: „Seht, 
die Kommuniſten ſind geſchlagen!“ ö 
Artikel 24 unſerer Verfaſſung, unſerer wahr⸗ 
haft „demokratiſchen, freiheitlichen“ Verfaſſung, 
(Abg. Liſchnewſki: Hört, hört!) ſagt folgendes. 
Ja, ſchmunzelnd betrachte ich auch von hier oben 
die Einheitsfront Jewelowſki—Gehl. Sie haben 
wirklich Urſache gehabt, Herr Jewelowſki, Herrn 
Gehl dankbar zu ſein für das, was er Ihnen 
leiſtet. Artikel 24 der famoſen Verfaſſung beſagt: 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung ihres Amtes als Mitglied des Volkstages, 
der Kreis⸗ und Gemeindevertretungen, der Aemter 
und Ausſchüſſe keines Urlaubs. 
Im Laufe der wenigen Jahre ſeit Beſtehen dieſer 
Verfaſſung hat ſich aber herausgeſtellt, daß auch 
hier Mängel vorhanden ſind. Wo gäbe es denn 
etwas annähernd Vollkommenes im heutigen 
Syſtem? Das einzig Vollkommene iſt, daß Sie 
jetzt alle Urſache haben, mit Hilfe der Sozialde⸗ 
mokraten Ihre Profite auf Koſten der Werktäti⸗ 
gen zu ſteigern. Das iſt das einzig Vollkommene, 
e erreicht haben und noch mehr erreichen 
werden. 


Es hat ſich jedenfalls herausgeſtellt, daß all⸗ 
mählich unhaltbare Zuſtände einriſſen. Gerade 
hier hat es ſich gezeigt, daß es kein demokratiſcher 
Verfaſſungsartikel, ſondern ein Artikel war, auf 
den geſtützt die bürgerliche Klaſſe es verhinderte, 
daß auch Arbeitervertreter im Intereſſe der Werk⸗ 
tätigen ihre Aemter in den Kreis-, Gemeindever- 
tretungen uſw. ausüben konnten. Gerade mit 
Hilfe dieſes Artikels hat man verhindert, daß Be⸗ 
amte, die, von Arbeitern gewählt, die Intereſſen 
der Arbeiter in dieſen Ausſchüſſen vertreten ſoll⸗ 
ten, keinen Urlaub erhielten. Der Geſetzgeber 
hat ganz entſchieden bei Schaffung dieſe Artikels 
auch ſagen wollen, daß Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern keine Schwierigkeiten bei Aus⸗ 
übung von Aemtern gemacht werden dürften, die 
ſie vom Volk übertragen erhielten. 


Dieſer Senat hat natürlich alle Urſache, die 
Geſetze und die Verfaſſung ſo zu drehen und zu 
wenden, wie es in ſeinen Kram paßt. Handelt 


es ſich um Angehörige der Rechtsparteien oder 


auch der Sozialdemokraten, dann wird man den 
Beamten, Angeſtellten und Arbeitern dieſer Par⸗ 
teien keine Schwierigkeiten in den Weg legen, um 
Ausſchüſſe der bezeichneten Art zu beſetzen. Han⸗ 
delt es ſich aber um Beamte, Angeſtellte oder Ar⸗ 
beiter der Kommuniſtiſchen Partei, dann legt man 


dieſen Perſonen Schwierigkeiten in den Weg. Das 


iſt der beſte Beweis dafür, daß heute die Kampf⸗ 
parole lautet: „Klaſſe gegen Klaſſe“, und daß als 
Vertreter der Unterdrücktenklaſſe einzig und allein 
die Kommuniſtiſche Partei anzuſprechen iſt, und 
daß die Sozialdemokratiſche Partei heute aller⸗ 
dings auch noch eine Klaſſenkampfpartei iſt, aber 
eine für die beſitzende Klaſſe. Der Mangel, der 
ſich bei der Urlaubserteilung bemerkbar machte, 


trat auch bereits in Erſcheinung bei dem famoſen. 


(C 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Finanzrat. Sie wiſſen ja, wer im Finanzrat 
ſteckt. Nun ſtellt es ſich mit einem Mal heraus, 
daß nach Artikel 24 der Verfaſſung auch die Mit⸗ 
glieder des Finanzrats kein Anrecht auf Urlaub 
haben. Was macht man da? Man ſchafft ſchnell 
ein Geſetz, das gar nicht lang und breit erörtert 
wurde, das genau in derſelben Weiſe wie alle 
übrigen Geſetze hier verabſchiedet wurde. Warum? 
Weil die Herren, die im Finanzrat ſitzen, Ange⸗ 
hörige der bürgerlichen Parteien ſind, Beamte in 
höherer Stellung. Da ſchuf man, um dieſen Herren 
ſo ſchnell wie möglich Urlaub zu geben, ein Geſetz. 
Jetzt können die Herren, ohne irgend welchen Ur⸗ 
laub zu beantragen, zu den Finanzratsſitzungen 
gehen, und ſie erhalten auch für die Sitzungen 
noch eine entſprechende Entſchädigung. Gerade 
dieſer Fall beweiſt, daß es notwendig iſt, dieſes 
demokratiſche Recht auch auf alle anderen Verwal⸗ 
tungsorgane und Ausſchüſſe auszudehnen. Was 
dem einen recht iſt, iſt dem andern billig. Das 
haben ja die Herren auf der rechten Seite immer 
ſo ſehr betont. Wir hoffen, daß ſie auch hier ſo 
handeln werden und dieſem Geſetzentwurf zuſtim⸗ 
men werden. 

Warum iſt es notwendig, daß wir dies Geſetz 
einbrachten? Zunächſt einmal, um die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte zu erweitern, und zwar ſo, da 
alle Staatsangehörigen dieſelben Rechte haben, 
dann aber auch, um den Arbeitern und Angeſtell⸗ 
ten für ihren Ausfall an Lohn und Gehalt eine 
Entſchädigung zu geben. Wenn ein Arbeiter 
heute in den Volkstag gewählt wird und in Ar⸗ 
beit ſteht, dann verliert er ſeinen Lohn für die 
Zeit, in der er an den Sitzungen teilnehmen 
muß. Der Privatunternehmer zahlt ihm dieſen 
Lohn nicht. Wir ſehen auch hier wieder eine fa⸗ 
moſe Gleichheit dieſes Staates. Die ſogenannten 
ſelbſtändigen Unternehmer, die Herren Großagra⸗ 
rier vom Schlage eines Ziehm, die Herren Kapi⸗ 
taliſten vom Schlage eines Herrn Jewelowſfki 
werden ſagen, wenn wir an den Volkstagsſitzun⸗ 
gen und an den Ausſchüſſen teilnehmen, dann ver⸗ 
lieren wir auch Geld. Ich möchte demgegenüber 
betonen, daß bei Ihnen Ihre Betriebe weiter ar⸗ 
beiten, ob Sie anweſend ſind oder nicht. Sie 
haben ſowieſo Ihre Profite auf Koſten der Werk⸗ 
tätigen. Wenn Sie hier herkommen, dann ver⸗ 
lieren Sie keine Zeit. Wenn ſich ein Herr Jewe⸗ 
lowſki hier hinſtellt und jagt, wir ſind der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei zu Dank verpflichtet, ſo hat 
er das, was er für ſeine Klaſſe herausgeſchlagen 
hat, doch durch die Verhandlungen mit der Partei 
hier im Volkstag herausgeſchlagen. (Zuruf des 
Abg. Jewelowſki.) Das müſſen Sie am beiten 
wiſſen, weil Sie den Ausſpruch hier getan haben, 


den ich eben zitierte. Alſo die Zeit, die Sie hier 
verbringen, bedeutet für Sie durchaus keinen Aus⸗ 
fall am Profit. Ihr Profit wird im Gegenteil 
durch Ihre Teilnahme an den Volkstags⸗ und 
Ausſchußſitzungen noch erhöht, indem Sie die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei dazu bringen, Ihnen be⸗ 
hilflich zu ſein. Deshalb iſt es recht und billig, 
daß man auch den Arbeitern und Angeſtellten den 
Ausfall an Lohn vergütet. 

Im 8§ 2 muß es ſinngemäß ſtatt 1922 1927 
heißen. Wir haben den § 2 hineingebracht, weil 
wir dadurch einen Verfaſſungsbruch des früheren 
Senats aus der Welt ſchaffen wollten. Die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei hat vor einigen Wochen 
erklärt: Was haben wir mit der ganzen Kreis⸗ 
ausſchußgeſchichte zu tun? Das war eine Sache 
des früheren Senats. Der frühere Senat hat 
einen Verfaſſungsbruch begangen. Wir können 
daran nichts ändern. Wir wollen ſehen, ob Sie 
jetzt gewillt ſind, etwas daran zu ändern. Wir 
bieten Ihnen die Gelegenheit dazu. Es war ein 
Verfaſſungsbruch; denn es geht nicht an, daß man 
vom Volk gewählten Vertretern den Urlaub ver⸗ 
jagt. Um das Unrecht wieder gut zu machen, 
haben wir den $ 2 dem Geſetz zugefügt. Wir be⸗ 
antragen, daß man dieſen Geſetzentwurf dem 


ß Rechtsausſchuß überweiſt. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wenn dieſes Geſetz an 
einen Ausſchuß überwieſen werden ſoll, würde 
wahrſcheinlich der Hauptausſchuß zuſtändig ſein. 
(Abg. Raſchke: Darauf kommt es nicht an!) Ich 
bitte diejenigen, die dieſen Urantrag dem Haupt⸗ 
ausſchuß überweiſen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
es iſt abgelehnt. (Das iſt kennzeichnend! bei den 
Kommuniſten.) Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 
mung über den Urantrag. Ich bitte die Damen 
und Herren, die den Urantrag annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Urantrag iſt abgelehnt. 

Wir ſind am Schluß unſerer Tagesordnung. 
Ich bin heute nicht in der Lage, Ihnen den Zeit⸗ 
punkt der nächſten Sitzung vorſchlagen zu können 
und ebenſo auch nicht die Tagesordnung. Ich 
bitte daher um die Ermächtigung, die nächſte 
Sitzung feſtſetzen zu dürfen und ebenſo auch die 
Tagesordnung, je nachdem die einzelnen Geſetze 
aus den Ausſchüſſen einlaufen werden. Ich ſtelle 
feſt, daß Widerſpruch nicht laut wird und daß 
dieſe Ermächtigung erteilt iſt. Ich ſchließe ſomit 
die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 20 Minuten.) 
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27. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Mai 1928. 


Geſchäftliches 
Zweite Beratung eines Ergänzungsgeſetzes zum 
vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rech⸗ 
nungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 164 zu Nr. 
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Schwegmann (D. Nat.) 457 B 
e e 457 C 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung und Ergänzung des Hypothekenbankge⸗ 
ſetzes. (Druckſache Nr. 163.) 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Wahl 

von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern 
durch Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 
— Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — 
(Drucksache Nr. 103.) 
Plenikowſki (K. P.) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Erhal⸗ 

tung der Privatwirtſchaft. — Urantrag des 


1 


Abg. Dr. Heinemann u. Gen. — (Druck⸗ 

ache r. 8 465 B 
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Reit, Pour 8 470 D 
Siebenfreund (D.Lib.) 472 D 
Hallmann, Robert (3.7 474 A 


Dr. Blavier (D. V. P.) 
Gehl, Stellv. Präſident des Senats, Er⸗ 
klärung 4 
Eingaben (Druckſache Nr. 139 und Nr. 1655 
Entſchließung zur Druckſache Nr. 165 (Druckſache 


„ e , e #6, 7 


Nr. 1 * 55 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 27. 
Vollſitzung. Bevor wir in die Tagesordnung 
eintreten, habe ich bekanntzugeben, daß die 
Deutſchnationale Fraktion in den Hauptausſchuß 
die Abgeordneten Doerkſen, gleichzeitig Vorſitzen⸗ 


der, Schwegmann, Philippſen und Dr. Hoppen⸗ 


rath entſendet. Neu eingegangen iſt der Entwurf 
eines Geſetzes über den Verkehr mit Lebens⸗ 
mitteln und Bedarfsgegenſtänden und der Ent⸗ 
wurf eines zweiten Geſetzes über den Ausbau der 
Angeſtelltenverſicherung. Wir treten jetzt in die 

agesordnung ein. Ich rufe Punkt 1 auf: 
Zweite Beratung eines Ergänzungsge⸗ 
ſetzes zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für 

das Rechnungsjahr 1928. 
Druckſache Nr. 164 zu Nr. 129. Ich eröffne die 
weſprechung. Das Wort hat Herr Abg. Schweg⸗ 
nn. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. 9.1 Ich habe nicht die Abſicht, mich hier ein⸗ 
gehend mit dieſer Vorlage zu befaſſen. Das iſt 
ja bereits geſchehen. Wenn ich mich zum Wort 


457 


gemeldet habe, ſo nur, 
Berichts aufzuklären. In dem Bericht Druckſache 
Nr. 164 ſteht auf der zweiten Seite ziemlich 
unten: „Die Deutſchnationalen erklären ſich be⸗ 
reit, dem Geſetz zuzuſtimmen.“ Das iſt ein Irr⸗ 
tum der Berichterſtattung. Es hat weder irgend 
jemand von uns eine derartige Erklärung ab⸗ 
gegeben, noch iſt die Abſtimmung ſo erfolgt. Wir 
haben im Ausſchuß das Geſetz abgelehnt und 
werden es auch hier ablehnen. 8 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Mit dem vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf beabſichtigt der Senat 
wiederum, neue 3 Millionen an indirekten Steu⸗ 


ern aufzulegen. Wenn auch in der Begründung 


geſagt wird, daß durch den Ausbau des Tabak⸗ 
monopols, durch Uebernahme eines Teils der 
Tabakerzeugniſſe von Polen die Summe von 
3 Millionen eingebracht werden ſoll, ſo befin⸗ 
det ſich Herr Dr. Volkmann und mit ihm die 
Regierung in einem ſehr ſtarken Irrtum. Wenn 
das Tabakmonopol weiter ausgebaut werden 
ſoll, ſo iſt das inſofern unhaltbar, weil die kurze 
Zeit, in der das Tabakmonopol exiſtiert, be⸗ 
wieſen hat, daß es nicht vorwärts, ſondern weiter 
rückwärts geht. Die Ware an und für ſich kann 
man nur als Dreck und Schund bezeichnen. Be⸗ 
ſonders die Zigarette zu 4 Pfennig kann heute 
kein Arbeiter mehr rauchen, wenn er nicht ſeine 
Geſundheit opfern will. (Abg. Liſchnewſki: Sehr 
richtig!) Nicht allein die 4 Pfennig⸗, ſondern 
auch die 5⸗ und 6⸗Pfennig⸗Zigarette entſprechen 
lange nicht der Qualität, die ſie vor Einführung 
des Monopols hatten. Es iſt alſo nicht damit zu 
rechnen, daß durch die Qualität ein größerer Am⸗ 
ſatz in Erſcheinung treten wird. Es iſt auch nicht 
damit zu rechnen, daß Polen ſeinen Verpflich⸗ 
tungen nachkommen wird. Polen hat bis heute 
noch nicht das Quantum, das es übernehmen 
ſollte, vom Monopol übernommen und wird dies 
auch nicht übernehmen, weil dieſe Ware in Polen 
nicht umgeſetzt werden kann. Die Monopol⸗ 
zigarette in Polen iſt 100 Prozent beſſer als die 
Danziger. Es wäre eine große Dummheit von 
Polen, wenn es dieſen Schund in ſeinem Lande 
einführte und ſeinen Rauchern zumutete, dieſen 
Schund zu rauchen. Dieſe beiden Punkte ſchalten 
alſo völlig aus. 

Der dritte Punkt, daß durch größeren Umſatz 
der Gewinnanteil größer wird, fällt in ſich zu⸗ 
ſammen. Hier muß man noch beſonders erwähnen, 
daß an einen erhöhten Gewinn für den Senat 
inſofern nicht zu denken iſt, als die Gewinne an 
die Tabakmonopol⸗Intereſſenten jo verteilt wer⸗ 
den, daß für den Senat nichts übrig bleibt. Ja, 
man kann damit rechnen, daß nicht die 6 Millio⸗ 
nen, die angeſetzt ſind, einkommen werden, ſon⸗ 
dern, daß dieſe Summe geringer ſein wird. Die 3 
Millionen, die als Schatzwechſel aufgenommen 
werden ſollen, werden für die Kreiſe benutzt wer⸗ 
den, die entſchädigt werden ſollen. Der Senat 
hielt es im Hauptausſchuß nicht für nötig, 
reinen Wein einzuſchenken. (Die ſind ſchon in die 
Ferien gegangen! bei den Kommuniſten). Er 
hält es auch heute nicht für nötig, das Geſetz zu 


um einen Irrtum des (I 
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vertreten. Er hat ja genug Lakaien hier im 
Hauſe, die werden es ſchon machen. Der Senat 
hat ſich um die Frage nur herumgedrückt und hat 


nicht geſagt, wie dieſe 3 Millionen verteilt wer⸗ 


den ſollen. Wir haben erklärt, daß mit dieſen 3 
Millionen Millionäre entſchädigt werden ſollen. 
Beiſpielsweiſe Herr Borg, der ſchon Millionär 
iſt, verlangt noch ungefähr 3 Millionen Entſchä⸗ 
digung auf Grund des Tabakmonopols. (Abg. 
Liſchnewſki: Unerhört!) Wenn Sie, meine Her⸗ 
ren, dies mitmachen wollen, wenn Sie dieſen 
Millionären noch weitere Millionen in den Hals 
werfen wollen, dann wird Ihnen die ſchaffende 
Bevölkerung die gebührende Antwort erteilen. 
Wir haben aber kein Intereſſe, zuzulaſſen, daß 
mit den Staatsgeldern hier Schindluder getrie⸗ 
ben wird. Denn letzten Endes wird das Tabak⸗ 
monopol durch den Mehrgewinn nicht dieſe 3 
Millionen abdecken, ſondern ſie werden wieder 
durch indirekte Steuern aufgebracht werden. 
Aber ſelbſt wenn das ſo wäre, muß letzten Endes 
die ſchaffende Bevölkerung dieſe 3 Millionen da⸗ 
durch aufbringen, daß das Fabrikat verſchlechert 
und verteuert wird. Wenn man alſo ſchon heute 
damit hauſieren geht und ſagt, es wird ein 
größerer Gewinn erzielt, ſo heißt das, die Tabak⸗ 
waren werden noch teurer und ſchlechter, 

Wir haben deshalb für dies Geſetz keine Zu⸗ 
ſtimmung übrig. Wir überlaſſen es den Koali⸗ 
tionsparteien, die Taſchen der ſchaffenden Be⸗ 


völkerung noch ſtärker zu ſchröpfen. Es iſt auch 
bezeichnend, daß im Hauptausſchuß von Seiten 


der Sozialdemokratie behauptet wurde, ſie wäre 
an dieſem Monopol ſchuldlos. Wenn es nach 
Ihnen ginge, wäre es ein reines Staatsmonopol 
geworden. Ich fühle mich verpflichtet, dieſe An⸗ 
ſicht endlich einmal zu zerſtreuen und der Wahr⸗ 
heit die Ehre zu geben. Tatſache iſt, daß weder 
die deutſchnationale Regierung, noch die Regie⸗ 
rung der Rettung das Monopol ſo eingeführt 
hat, wie wir es jetzt haben. Das Gebot des 
Völkerbundes war genau ſo Befehl für die Sozial⸗ 
demokraten, wie für die Deutſchnationalen. 
Wenn damals die Sozialdemokraten dies Mo⸗ 
nopol eingeführt hätten, hätten ſie es ſo einfüh⸗ 
ren müſſen, wie es jetzt iſt. Wenn die Sozialde⸗ 
mokraten aber heute erklären, bei unſerer Regie⸗ 
rung wäre etwas ganz anderes herausgekommen, 
dann möchte ich dieſen Herren den guten Rat 
geben, ſich jetzt an den Völkerbund zu wenden und 
dafür zu ſorgen, daß das Monopol ein reines 
Staatsmonopol wird. Es wird ſich dann zeigen, 
wer hier in Danzig zu beſtimmen hat, ob die vom 
Volk gewählte Regierung oder der Völkerbund 
hier in Danzig das Heft in Händen hat. I 
wollte das hier in aller Oeffentlichkeit feſtſtellen, 
daß die Sozialdemokratie kein Recht hat, an die⸗ 
ſem Monopol herumzukritiſieren. 

Zu dem Geſetz möchte ich noch ſagen, daß wir 
es ablehnen werden. Wir haben keine Arſache, 
denen noch drei Millionen in den Hals zu werfen, 
und noch mehr Vermögen zu verſchaffen, als ſie 
bereits haben. Wenn entſchädigt werden ſoll, ſo 
können nur die Kreiſe entſchädigt werden, die 
heute enteignet ſind und nicht mehr die Mittel 
haben, eine neue Exiſtenz zu gründen. Nur für 
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die Kreiſe, die heute brotlos geworden find, kann (O) | 


eine Entſchädigung in Frage kommen. Alle an⸗ 
deren Kreiſe müſſen von der Entſchädigung aus⸗ 
geſchaltet werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, weil 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem einzigen Artikel der Druck⸗ 
ſache Nr. 164 zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Er 
iſt angenommen. Ich eröffne die Beſprechung zur 
Ueberſchrift: „Ergänzungsgeſetz zum vorläufigen 
Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1928“. 
Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
die Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit angenom⸗ 
men iſt; es iſt ſo beſchloſſen. Die Vorlage iſt ſomit 
in der zeiten Leſung erledigt. Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung und Ergänzung des Hypo⸗ 
thekenbankgeſetzes. 


Druckſache Nr. 163. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Vor⸗ 
lage dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Ich höre 
keinen Widerſpruch, das hohe Haus hat ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Wahl von Beamten, Angeſtellten 
und Arbeitern durch Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki und Fraktion. — 


Druckſache Nr. 103. Ich rufe § 1 auf und eröffne 
die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! In der vorigen Plenarſitzung entrüſteten ſich 
die Parteien von rechts bis zu den Sozialdemo⸗ 
kraten darüber, daß wir gegen die eigenartige Ge⸗ 
ſchäftsführung proteſtierten, und man erklärte, 
unſere Aufregung ſei vollſtändig unnötig, man 
denke gar nicht daran, uns zu vergewaltigen und 
bewies dies ſcheinbar damit, daß man zwei unſe⸗ 
rer Vorlagen tatſächlich den Ausſchüſſen über⸗ 
wies. Das war nichts anderes, als ein abgekar⸗ 
tetes Spiel; denn in Wirklichkeit galt es dem drit⸗ 
ten Geſetzentwurf den Garaus zu machen und zu 
verhindern, daß dieſer Geſetzentwurf dem Aus⸗ 
ſchuß überwieſen wurde. Es war nämlich allen 
Parteien von den Deutſchnationalen bis zu den 
Sozialdemokraten herunter unbequem, daß dieſer 
Geſetzentwurf eingehend im Ausſchuß beraten 
werden ſollte. Dabei wäre nämlich ſehr viel ans 
Tageslicht gekommen, was dieſe Herrſchaften zu 
ſcheuen hatten. Es iſt deshalb notwendig, die 
ganze Materie, die uns veranlaßte, dieſen Geſetz⸗ 
entwurf einzureichen, hier noch einmal eingehend 
zu erörtern. 

Welches ſind die Urſachen zur Einbringung 
gerade dieſes Geſetzes? Wenn wir uns die Ver⸗ 
faſſung anſehen, leſen wir im Artikel 73: . 

Alle Staatsangehörigen der Freien Stadt Danzig 
an 9 1 dem Geſetz gleich. Ausnahmegeſetze ſind un⸗ 
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Bereits anläßlich unſerer Großen Anfrage habe 
ich darauf hingewieſen, daß man hier ein Aus⸗ 
nahmegeſetz gegen die Kommuniſtiſche Partei ge⸗ 
ſchaffen hat, indem man Mitglieder der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei hinderte, ihre Tätigkeit im 
Kreisausſchuß aufzunehmen. Das war ein glatter 
Verfaſſungsbruch. Die Verfaſſung ſagt ausdrück⸗ 
lich, daß die Rechte aller Staatsbürger gleich ſind 
und Ausnahmegeſetze unſtatthaft ſeien. Wenn 
man den Kommuniſten auf Grund irgend einer 
Verfügung die Möglichkeit nimmt, ihre Tätigkeit 
im Kreisausſchuß auszuüben, ſo iſt dieſe Verfü⸗ 
gung eben eine Ausnahmeverfügung und richtet 
ſich gegen die Verfaſſung. Man iſt gar nicht be⸗ 
rechtigt, dieſe Verfügung heranzuziehen, um uns 
zu hindern, unſere Tätigkeit auszuüben. 

Wie handelte man bisher in der Praxis? Wir 
hatten bereits vor den Ereigniſſen des vergange⸗ 
nen Jahres Beamte, die Sitz und Stimme in den 
Kreisausſchüſſen beſaßen. Man hielt es gar nicht 
für notwendig, dieſe Herren aufzufordern, Urlaub 
nachzuſuchen. Es war gang und gäbe, daß ſie ihre 
Tätigkeit ausüben durften, ohne Urlaub zu be⸗ 
antragen. Das iſt der beſte Beweis dafür, 
dieſe Herren der herrſchenden Klaſſe nicht gefähr⸗ 
lich zu werden drohten, daß ſie genau ſo bürger⸗ 
liche Politiker waren, genau ſo ſanfte und fried⸗ 
liche Menſchen, wie irgendein Zentrumsmann 
oder Liberaler. Man hat in den vergangenen 
Perioden der Kreistage alſo auch den Sozialde⸗ 
mokraten die Möglichkeit gegeben, im Kreisaus⸗ 
ſchuß zu amtieren, ohne von ihnen Urlaub zu ver⸗ 
langen. Als aber Kommuniſten in den Kreistag 
hineingewählt wurden, ſchlug man eine andere 


Taktik ein. Nachdem die Wahl vollzogen war, 
forderte man nämlich die kommuniſtiſchen Beam⸗ 
ten, die in den Kreisausſchuß gewählt waren, auf, 
die Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
zur Uebernahme des Amtes beizubringen, und 


zwar verlangte man die Genehmigung nicht 
allein für den Kreisausſchuß, ſondern man ging 
ſogar ſo weit, dieſe Genehmigung für alle anderen 
Ausſchüſſe und Kommiſſionen zu fordern, 
dieſe Mitglieder gewählt waren. So habe ich ein 
Schreiben des Herrn Landrats in Tiegenhof, der 
mich auffordert, die Genehmigung der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde zur Uebernahme meines Amtes als 
Mitglied der Kommiſion zur Prüfung der Kreis⸗ 
kommunalkaſſen⸗ und Kreisſparkaſſenrechnung ein⸗ 
zureichen. Das beweiſt, daß man Furcht hatte, uns 
auch in dieſe Aemter hineinzulaſſen. (Abg. Opitz: 
a muß etwas nicht in Ordnung jein!) 
„Der Staat mußte dieſe neue Maßnahme na⸗ 
türlich begründen. Wir haben geſehen, daß der 
Herr Präſident die neue Handhabung der Ge⸗ 
ſchäftsordnung auch irgendwie zu begründen 
ſuchte. So ſuchte auch der Senat zu begründen, 
warum gerade jetzt die Genehmigung der vorge⸗ 
ſetzten Dienſtbehörde erforderlich ſei. Es ſteht feſt, 
daß man nur ein abgekartetes Spiel trieb. Nach 
meiner Anſicht iſt der Landrat Poll und auch der 
Landrat des Kreiſes Danziger Niederung bereits 
vor der Wahl beauftragt worden, „Wenn unan⸗ 
genehme Perſonen gewählt werden — und man 
hat dabei vielleicht auf ganz beſtimmte Perſonen 
hingewieſen — dann verlangen Sie von dieſen 


daß 


in die 


Perſonen erſt die Genehmigung der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde. Wenn dieſe Perſonen dann um 
die Genehmigung einkommen, werden wir — der 
Senat — die Genehmigung verweigern.“ 

Daß wir Recht haben, dieſe Vermutung aus⸗ 
zuſprechen, dafür folgende Illuſtration: Bereits 
vor der Wahl zum Kreisausſchuß ſtellte Herr 
Bürgermeiſter Reek an Herrn Landrat Poll die 
Frage: „Es laufen Gerüchte im Werder um, daß 
man dem Lehrer Plenikowſki die Genehmigung 
zur Ausübung ſeines Amtes als Kreisausſchuß⸗ 
mitglied verweigern will.“ Darauf entgegnete 
der Landrat Poll: „Ich kann darauf nicht ant⸗ 
worten, das iſt Sache der vorgeſetzten Dienſtbe⸗ 
hörde.“ Alſo hat man bereits vorher darüber 
verhandelt, wie man uns daran hindern könnte, 
das Amt als Kreisausſchußmitglied auszu⸗ 
üben. Man verlangte nun von uns, daß wir die 
Genehmigung vorlegten. Nun hätten wir ja, 
worauf Herr Abg. Friedrich auch von dieſer 
Stelle hinwies, um die Genehmigung gar nicht 
einzukommen brauchen. Herr Abg. Friedrich, Sie 
nicken jetzt mit dem Kopf, aber bei der erſten 
Beratung blieben Sie auch ruhig ſitzen und 
ſtimmten dagegen. (Zuruf des Abg. Friedrich.) 
Sie waren damals nicht da, nun dann wird es ſich 
ja heute zeigen, was Sie tun werden. (Er kann 
nicht aus ſeiner Haut heraus! Bei den Kommu⸗ 
niſten.) Wir hätten uns nun auf die Verfaſſung 
berufen und erklären können, wir haben gar nicht 
die Pflicht, um die Genehmigung einzukommen, 
weil die Verfaſſung das gar nicht verlangt. Herr 
Abg. Friedrich betonte aber, daß wir wahrſchein⸗ 
lich als anſtändige Menſchen dieſer Höflichkeits⸗ 
form nachkamen in der Vorausſetzung, daß man 
uns ſelbſtverſtändlich die Genehmigung erteilen 
würde, da man ſie in der vorigen Periode ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten auch gegeben hat. 

f Nun ſetzt die Fortſetzung der Komödie ein, 
die bereits vor der Wahl eingefädelt war. Auf 
mein Geſuch um Genehmigung zur Uebernahme 
des Amtes erhielt ich vom Senat folgendes 
Schreiben. Sie geſtatten, Herr Präſident, daß ich 
es verleſe: 

Die Genehmigung zur Uebernahme des Amtes als 
Kreisausſchußmitglied kann Ihnen gemäß Beſchluß 
des Senats der Freien Stadt vom 29. Juli 1927 
nicht erteilt werden, weil Sie durch Ihre neben⸗ 
amtliche Tätigkeit als Gemeindevorſteher bereits 
ſtark belaſtet ſind. Durch Ihre weitere Inanſpruch⸗ 
nahme als Mitglied des Kreisausſchuſſes würden 
die Intereſſen der Schule beeinträchtigt werden. 

(Zuruf rechts.) Dort wird „Sehr richtig!“ geſagt, 
ich glaube von der rechten Seite. Ich weiß nicht, 
ob der Ruf gerade von den Deutſchnationalen 
kam. Als aber Ihr Rektor Kreft in den Kreis⸗ 
ausſchuß gewählt wurde, wurden dadurch die In⸗ 
tereſſen der Schule nicht verletzt. Er übt das Amt 
heute noch aus, trotzdem er Rektor iſt und durch 
die Ausübung ſeines Amtes die Schule noch mehr 
leidet. (Er iſt nicht Gemeindevorſteher! rechts.) 
Es wird geſagt, er war kein Gemeindevorſteher. 
Die Behörde hätte feſtſtellen müſſen, ob durch 
mein Gemeindeamt die Intereſſen der Schule ſehr 
ſtark beeinträchtigt wurden. Das ſcheint zu ſtim⸗ 
men; denn als ich im Intereſſe der Gemeinde ein⸗ 
mal Urlaub verlangte, erhielt ich vom Kreisſchul⸗ 
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rat folgendes Schreiben. Sie Herr 
Präſident, daß ich es verleſe: 


Sie haben innerhalb eines Jahres zwei bis drei 
Mal Urlaub beanſprucht, um Angelegenheiten der 


geſtatten, 


Gemeinde zu erledigen. Ich habe Sie ſeinerzeit dar⸗ 


auf hingewieſen, daß die Verwaltung des Gemeinde⸗ 
amtes Sie in keiner Weiſe in der Ausübung des 
Schulamts beeinträchtigen darf. Der Senat hat 
Ihnen die Genehmigung zur Uebernahme des Amts 
mur erteilt, wenn Sie ſich in den Pflichten Ihres 
Hauptamts nicht behindern laſſen. Ich kann Sie in 
Zukunft für ſolche Zwecke nicht mehr beurlauben und 
empfehle Ihnen, Ihren Vertreter im Gemeindeamt 
mit der Wahrnehmung ſolcher Dienſtgeſchäfte zu be⸗ 
trauen. 
M. D. u. H.! Ich habe nämlich in 1½ Jahren 
zwei bis drei Mal im Intereſſe der Gemeinde 
Urlaub beantragt und auch erhalten. Ich möchte 
aber darauf hinweiſen, daß weit über den Durch⸗ 
ſchnitt die Lehrer nicht allein zwei bis drei Mal 
in 1½ Jahren Urlaub beantragen und auch vom 
Senat bekommen, ſondern wahrſcheinlich in ſehr 
vielen Fällen zehn und zwölf Mal. Ich habe 
ſonſt meine Tätigkeit nicht vernachläſſigt. Ich 
habe die Intereſſen der Schule durch die Aus⸗ 
übung meines Amtes als Gemeindevorſteher 
nicht beeinträchtigen laſſen. Aber man muß na⸗ 
türlich etwas finden, um die Stellungnahme des 
Senats zu begründen. An den Tagen, an denen 
ich um Urlaub nachſuchte, handelte es ſich fait 
durchweg um eine Unterſchlagungsaffaire gegen 
den früheren Gemeindevorſteher, wobei ich als 
Zeuge in Danzig erſcheinen und ſowieſo Urlaub 
haben mußte. Dieſer betreffende Gemeindevor⸗ 


ſteher war ein Zentrumsmann. (Nie Zentrums⸗ 
mann geweſen! beim Zentum.) Leugnen Sie es 
doch nicht! Er beruft ſich heute noch darauf, Zen⸗ 
trumsmann zu ſein. (Widerſpruch im Zentrum.) 
Es iſt ſchön, daß Sie endlich von dieſem Herrn 


abrücken. Dieſer Herr ſchreibt dauernd an die 
Zentrumspartei Beſchwerden, macht alles Mög⸗ 
liche und beruft ſich dabei darauf, der Gewährs⸗ 
mann der Zentrumspartei in der Gemeinde 
Ließau zu fein. (Abg. Liſchnewſki: Sie wollen 
jetzt von ihm abrücken!) Ja, jetzt iſt es dem Zen⸗ 
trum unangenehm. Wir werden wahrſcheinlich 
bei Erwerbsloſenfragen noch darauf zu ſprechen 
kommen. 

Es ſteht feſt, daß ich mich in meiner Tätigkeit 
als Gemeindevorſteher durchaus nicht an der 
Ausführung meines Lehreramtes behindern ließ, 
ſondern meinen Pflichten nachgekommen bin. 
Nun ſagt Herr Cierocki, Kreft ſei kein Gemeinde⸗ 
vorſteher, Plenikowſki iſt Gemeindevorſteher. Ich 
wies nach, daß mein Gemeindevorſteheramt mich 
nicht an der Ausübung meines Schulamts ge⸗ 
hindert hat, daß ich meine Pflichten genau er⸗ 
füllt habe. Herr Cierocki vergißt aber, daß man 
auch dem Kommuniſten Stachel die Uebernahme 
des Amts als Kreisausſchußmitglied verweigert 
hat. Der Lehrer Stachel iſt nur Lehrer und hat 
kein Nebenpöſtchen. Nun machen Sie eine Hand⸗ 
bewegung, die beſagt, da liegt die Sache anders. 
Das beweiſt hier nur, daß man gegen die Kom⸗ 
muniſten vorgehen wollte. (Lehrer Sorau vom 
Zentrum hat man es auch verweigert! beim Zen⸗ 
trum.) Nachdem man den Kommuniſten die Ge⸗ 
nehmigung nicht gegeben hat, kann man ſie den 
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andern auch nicht geben. Der legte vielleicht kein 
Gewicht darauf. Da rutſchte vielleicht ein an⸗ 
derer Zentrumsmann nach und die Sache war 
erledigt. 

War nun der Senat berechtigt, Urlaub zu 
verweigern? In den Beſtimmungen über die 
Kreisausſchüſſe heißt es: 

Die Mitglieder der Kreisausſchüſſe und der 
Kreiskommiſſionen werden in allgemeinen, unmittel⸗ 
baren und geheimen Wahlen mach den Grundſätzen 
der Verhältniswahl gewählt. 

In dem Geſetz betr. die Wahl zu dem Kreis⸗ 
tag vom 1. Februar 1920 heißt es im § 26 Ab⸗ 
ſchnitt 2: 

Bei der erſten Tagung der Kreistage find Neu⸗ 
wahlen zum Kreisausſchuß und zu den Kreiskom⸗ 
miſſionen vorzunehmen. Sie erfolgen nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl. Im übrigen wer⸗ 
den die näheren Beſtimmungen über die Wahlart 
durch Beſchluß des neuen Kreistages feſtgeſetzt. 
Wählbar zum Kreisausſchuß und den Kreiskommiſſi⸗ 
onen iſt jeder, der zum Kreistag wählbar iſt. 

Im 8 29 heißt es: 

Gleichzeitig treten die dieſem Geſetz entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften außer Kraft. 

Der Senat hat jetzt eine neue Methode einge⸗ 
führt, er erläßt Geſetze. Wenn man nun dazu 
übergeht, dieſe Geſetze auch auszuführen, d. h. 
nächſtens wieder einen Kreisausſchuß zu wählen, 
dann werden die betreffenden Mitglieder des 
Wahlvorſchlags, die Beamte find, erklären müj- 
ſen: „Ans dürft ihr gar nicht aufſtellen, wir müj- 
ſen vor der Wahl die Genehmigung einholen, ob 
wir überhaupt gewählt werden dürfen.“ Ja, m. 
D. u. H., es wird ſoweit kommen, daß man bei 
jeder Wahl zu einer öffentlich rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft, vielleicht ſogar ſpäter zu den Volkstags⸗ 
wahlen erklären wird, daß die Beamten die Ge⸗ 
nehmigung des Senats brauchen, um aufgeſtellt 
zu werden. Die Verfaſſung beſagt etwas anderes, 
aber man hat ſich ſchon ſo oft über die Verfaſſung 
hinweggeſetzt, ich erinnere nur an die Ohraer 
Schule. Man wird ſich auch weiter über die Ver⸗ 
faſſung hinwegſetzen. (Heiterkeit beim Zentrum.) 
Sie machen ſich nur lächerlich, wenn Sie behaup⸗ 
ten, der betreffende Gewährsmann in Ließau ſei 
nicht Ihr Mann. (Sagen Sie doch, wen Sie 
meinen! beim Zentrum.) Sie wiſſen es doch beſſer, 
ich meine den Nachfolger des Mehrheitsſozia⸗ 
liſten. Beide waren wegen Unterſchlagung ange⸗ 
klagt, der beſte Beweis, daß beide in dieſelbe 
Kerbe gehauen haben. 

Wie war nun der Rechtszuſtand? Auf Grund 
der Wahl zum Kreisausſchuß waren wir Mit⸗ 
glieder des Kreisausſchuſſes. Wir waren gewählt, 
waren beſtätigt, hatten die Wahl angenommen 
und waren auch ſchon vereidigt. Auch darauf 
kommt es an. Damit war kein Senat der Welt 
imſtande, dieſe Wahl als ungültig zu erklären. 
Es iſt notwendig, auf dieſen Rechtszuſtand hinzu⸗ 
weiſen, weil Sozialdemokraten und der jetzige 
Koalitionsſenat erklären, es ſei nichts daran zu 
ändern, die Nachfolger ſeien nachgerückt und ver⸗ 
eidigt, es iſt ein Rechtszuſtand geſchaffen worden, 
den wir nicht abändern können. Wir weiſen 
aber darauf hin, daß dieſer neue Rechtszuſtand 
kein Rechtszuſtand iſt, ſondern daß immer noch 
der alte Rechtszuſtand beſteht, nämlich die Gül⸗ 
tigkeit unſerer Wahl. Der Senatsbeſchluß, der 
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unſere Wahl als ungültig erklärte, war kein 
Rechtsbeſchluß. Er iſt rechtsungültig und hat 
überhaupt nicht in Kraft zu treten. Aber nun 
war unterdeſſen eine andere Situation entſtan⸗ 
den. Ich trat von der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei zur Kommuniſtiſchen Partei über. Die Herren 
Sozialdemokraten hatten es damals ſehr eilig, 
und ſetzten ſich ſehr eifrig dahinter, daß ich ja in 
den Kreisausſchuß kam. Herr Reek ſtellte an den 
Landrat die Frage, es gehe das Gerücht um, daß 
man den Lehrer Plenikowſki nicht beſtätigen 
wolle. Nun gab es für die Sozialdemokratiſche 
Partei eine andere Situation. (Zuruf links.) 
Wenn Sie dieſen Zwiſchenruf machen, Herr Kar⸗ 
ſchewſki, möchte ich darauf etwas entgegnen. Sie 
bemerkten, daß ich es mir mit meinem Gehalt, 
das die Allgemeinheit aufbringen muß, leiſte, 
zwei Wohnungen zu halten. Aus dem einfachen 
Grunde, weil ich nicht dauernd von Ließau nach 
Danzig kommen kann, habe ich mir ein kleines 
Zimmerchen gemietet. Sie vergeſſen aber ganz, 
daß Ihre Parteigenoſſen drei, vier Häuſer und 
Villen haben. (Abg. Liſchnewſki: Auf Holzſchlor⸗ 
ren ſind ſie nach Danzig gekommen!) Es iſt eine 
Gemeinheit, Herr Karſchewſki, jo zu kämpfen. 
Unterdeſſen war eine andere Situation entſtan⸗ 
den, weil ich Kommuniſt war. Jetzt konnten die 
Sozialdemokraten mit den Deutſchnationalen in 
dieſelbe Kerbe hauen und verhindern, daß ich in 
den Kreisausſchuß hineinkam. Sie erklärten den 
Wählern, daß ich nicht mehr bereit ſei, praktiſche 
Arbeit zu leiſten. Die Sozialdemokraten erklären, 
ſie ſeien diejenigen, die überall in die Gemeinde⸗ 
Parlamente hineingehen, in die Kreisparla⸗ 
mente und die entſprechenden Ausſchüſſe, auch in 
die Regierung, um dort praktiſche Arbeit für die 
werktätige Bevölkerung zu leiſten. Die Kom⸗ 
muniſten könnten nichts als das Maul aufreißen, 
große Reden ſchwingen und ſich lächerlich machen, 
wie auch jetzt wieder behauptet wird. Das ſuchte 
man nachzuweiſen, und daher mußte man verhin⸗ 
dern, daß ich in den Kreisausſchuß hineinkam und 
auch für die werktätige Bevölkerung arbeitete, 
allerdings anders, als es der Senator Reek tut. 
Deshalb gab man ein Flugblatt heraus. Es war 
nach meinem Webertritt, nachdem die Kreisaus⸗ 
ſchuß⸗Affaire aufgerollt war. In dem Flugblatt 
erklärte man, daß ich bisher immer erklärt hätte, 
den Arbeitern könne nur durch praktiſche Politik 
geholfen werden, jetzt ſei ich ſelbſt von der prak⸗ 
tiſchen Arbeit geflüchtet und füttere die Arbeiter 
mit kommuniſtiſchen Phraſen. Anläßlich einer 
ahlrede in Tiegenhof erklärte ein Sozialdemo⸗ 
krat, ich ſei geflüchtet und ſitze deshalb nicht mehr 
im Kreisausſchuß; ich hätte mich nicht bemüht, 
im Kreisausſchuß zu bleiben. Man wollte den 
Arbeitern damit dokumentieren, daß ich nicht im 
Kreisausſchuß arbeiten wolle. Nun erklären 
wir, jawohl, wir gehen in den Kreisausſchuß 
mein, um zu arbeiten, aber Ihr ſeid diejenigen, 
ie es verhindern, daß wir hineinkommen. Wir 
haben alſo recht, wenn wir ſagen, auch die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei iſt daran intereſſiert, uns 
nicht zu unſerem Rechte zu verhelfen. 
Dafür ein paar Beiſpiele. Nachdem der Senat 
erklärt hat, er erteile nicht die Genehmigung zur 


Ausübung des Amtes als Kreisausſchußmitglied, (O) 


wurde mir die nächſte Kreisausſchußſitzung gar 
nicht mehr mitgeteilt. Der Senat hatte die Un- 
gültigkeit der Wahl noch gar nicht ausgeſprochen, 
da wagte man es bereits, mir keinen Beſcheid 
über die nächſte Sitzung des Kreisausſchuſſes zu⸗ 
kommen zu laſſen. Aber meinem Nachfolger, 
einem Sozialdemokraten, hatte man bereits Be⸗ 
ſcheid geſagt. Der wartete unten an der Treppe 
des Kreisamtes darauf, daß ihn der Landrat 
nach oben rufen und vereidigen würde, wenn er 
telephoniſch vom Senat die Nachricht bekäme, 
meine Wahl ſei ungültig. So kam es. Vor der 
Kreisausſchußſitzung telephonierte der Landrat an 
den Senat, der meine Wahl für ungültig erklärte. 
Da hatte der Landrat Poll nichts eiligeres zu 
tun, als Herrn Dreyer zu vereidigen. Wenn die 
Sozialdemokraten erklären, der Schuldige ſei 
Landrat Poll, der den Nachfolger vereidigt habe, 
jo möchte ich fragen, warum es der Sozialdemo⸗ 
krat Dreyer ſo eilig gehabt hat, ſich vereidigen zu 
laſſen. Er mußte doch wiſſen, daß es ein Verfaſ⸗ 
ſungsbruch des deutſchnationalen Senats war, 
wenn mir die Genehmigung verweigert wurde. 
Deshalb mußte er ſagen, es ſei erſt notwendig, 
die ganze Sache zu klären, dann würde er ſich be⸗ 
reit erklären, das Amt zu übernehmen. 

Wie ſah es in der Niederung aus? Dort wurde 
dem Lehrer Stachel das Amt verweigert. Sein 
Nachfolger war ein Kommuniſt. Der ſagte fol⸗ 
gendes: „Ich übernehme das Amt nicht, bis die 
Rechtslage geklärt iſt.“ Während zwei oder drei 
Sitzungen waren nur fünf Kreisausſchußmitglie⸗ 
der vorhanden; denn Lehrer Stachel wurde nicht 
eingeladen, und ſein Nachfolger weigerte ſich, zu 
erſcheinen. Da übte man von oben einen Druck 
auf die Kommuniſtiſche Partei aus und erklärte 
ihr, wenn der Nachfolger des Lehrers Stachel nicht 
das Amt annimmt, ſo erklären wir auch ſeine 
Wahl für ungültig und laſſen deſſen Nachfolger, 
ich glaube es war ein Sozialdemokrat, nachrücken. 
So war er gezwungen, das Amt anzunehmen und 
ſich vereidigen zu laſſen, trotzdem u. E. auch hier 
der Rechtszuſtand noch nicht geklärt iſt, und Leh⸗ 
rer Stachel noch Kreisausſchußmitglied iſt. Es 
war nach den Wahlen. Die ganze Sachlage war 
rechtlich noch nicht geklärt. Der Senat und die 
vorgeſetzte Dienſtbehörde hatte uns zwar die Ge⸗ 
nehmigung zur Ausübung des Amtes verweigert, 
aber jetzt tauchte eine neue Situation auf. So⸗ 
wohl ich, als auch der Lehrer Stachel weigerten 
ſich, ihr Amt freiwillig niederzulegen und erklär⸗ 
ten: „Wir ſind nach der Verfaſſung und dem Ge⸗ 
ſetz Mitglieder des Kreisausſchuſſes und werden 
unſer Amt behalten und mit allen Mitteln 
kämpfen, wenn man uns unſer Recht raubt.“ 
Deshalb mußte ein offizieller Senatsbeſchluß ge⸗ 
faßt werden, in dem die Wahlen als ungültig er⸗ 
klärt wurden, um ganz reinen Tiſch zu ſchaffen, 
und zwar mußte das geſchehen, bevor die Herren 
Sozialdemokraten in die Regierung hineinkamen, 
ſonſt wären fie für dieſen Verfaſſungsbruch des 
Senats mit verantwortlich. Dieſer Beſchluß, der 
einen glatten Rechtsbruch darſtellt, wurde einzig 
von der Zentrumspartei gefaßt. Die war die 
alleinige Regierungspartei. (Hört, hört! bei den 


ä —— EEE ng 


— 


— 6 


—̃ä — 


— 


— 


462 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


Kommuniſten.) Dieſer Beſchluß wurde am 11. 


Januar gefaßt. (Abg. Liſchnewſki: Hört, hört! 
Die Deutſchnationalen hatten den Verfaſſungs⸗ 
und Rechtsbruch eingeleitet, die Zentrumsleute 
führten ihn aus und die Sozialdemokraten ſank⸗ 
tionieren ihn jetzt. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten. — Heiterkeit.) So ſieht die ganze Sache 
aus. 

Wir wandten uns an den Senat und forderten 
Klarſtellung der Rechtslage, ob die Wahl über⸗ 
haupt für ungültig erklärt werden, ob der betref⸗ 
fende Landrat tatſächlich unſere Nachfolger nach⸗ 
rücken und vereidigen laſſen kann. Damit beſchäf⸗ 
tigte ſich der Senat und darauf erhielt ich das fol⸗ 
gende Schreiben. Sie geſtatten Herr Präſident, 
daß ich es verleſe. 

In der Angelegenheit Ihres Kreisausſchuß⸗ 
mandats hat der Senat durch Verfügung vom 11. Ja⸗ 
muar dahin entſchieden, daß mangels Genehmigung 
der vorgeſetzten Dienjtbehörde die Wahl zum Kreis⸗ 
ausſchußmitglied als nicht wirkſam zu betrachten iſt. 

Zunächſt möchte ich bemerken, daß dieſer Senats⸗ 
beſchluß eigentlich von einer Regierung gefaßt 
wurde, die gar nicht Regierung war, denn ſie 
ſchwebte in der Luft. Die alte Regierung hatte 
abgedankt. (Sie war aber da!) Sie (zum Zen⸗ 
trum) fühlen ſich als der ſtarke Mann. Sie 
halten noch immer den geraden Kurs, bis ſchließ⸗ 
lich die rote Fauſt kommen wird. Mögen Sie 
nur lachen, die Bürgerlichen haben in Rußland 
auch gelacht, bis ihnen das Lachen vergangen iſt. 
Kaiſer Wilhelm hat 1914 auch gelacht, als er die 
Maſſen zum Völkermord hinausmarſchieren ſah. 
1918 iſt ihm das Lachen vergangen. Schade, daß 
ihm das Lachen nicht ſo vergangen iſt, wie ge⸗ 
wiſſen Herren in Rußland. (Das Zentrum wird 
nicht fahnenflüchtig! beim Zentrum.) Es iſt aber 
gut, wenn man nur rechtzeitig zur Erkentnis 
kommt. Sie wirken ja doch auch immer auf die 
Leute ein, daß die armen Sünder ſich bekehren 
und zur richtigen Erkenntnis kommen. Und zwar 
arbeiten Sie mit Beichtſtuhl und Kanzel. Sie 
ſagen immer, daß es lächerlich iſt, was wir vor⸗ 
bringen. (Das iſt es auch! beim Zentrum.) Es 
iſt doch lächerlich, daß Sie eine Wahl für ungültig 
erklären, weil die vorgeſetzte Behörde die Geneh⸗ 
migung zur Ausübung des Amtes nicht gibt. Sie 
müſſen doch fühlen, wie lächerlich es iſt, wenn Sie 
eine Wahl für ungültig erklären, bloß weil die 
Genehmigung der vorgeſetzten Behörde nicht vor⸗ 
liegt. Die Zentrumsleute hatten reinen Tiſch ge⸗ 
macht, ſie konnten den Sozialdemokraten erklären: 
Die ganze Kreisausſchußgeſchichte iſt erledigt, 
immer hinein in die Koalition. Den Sozialdemo⸗ 
kraten war etwas unbehaglich zu Mut, beſonders 
den gewählten Abgeordneten im Werder. Ich 
ſprach mit einem, der erklärte: „Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich Pflicht, daß wir als Sozialdemokraten 
dafür ſorgen, daß Ihr wieder in den Kreisaus⸗ 
ſchuß kommt.“ Man mußte ſich aber nun auch von 
ſozialdemokratiſcher Seite aus decken und vollen⸗ 
dete die Komödie. 

Dieſer Senatsbeſchluß wurde am 11. Januar 
gefaßt. Am 19. Januar erhielt ich dieſen Senats⸗ 
beſchluß und am 28. Januar, ungefähr zwei 
Wochen ſpäter, bekam ich ein Schreiben vom Se⸗ 
nat — lachen Sie nicht allzuſehr, denn hier haben 


Volkstag Danzig — 27. Sitzung. 


Mittwoch, den 16. Mai 1928. 


ſich der Senat und die ganzen damaligen Regie⸗ 0 


rungsparteien lächerlich gemacht —. Sie geſtat⸗ 


ten, Herr Präſident, daß ich es verleſe: 


Da Sie nach Ihrer Mitteilung auf Grund Ihrer 
Inanſpruchnahme durch die Ausübung des Mandats 
als Volkstagsabgeordneter zunächſt bis Oſtern d. Is. 
keinen Dienſt in der Schule tun werden, fällt der 
Grund der Ablehnung Ihres Antrages auf Geneh⸗ 
migung zur Uebernahme des Amtes als Kreisaus⸗ 
ſchußmitglied fort. In Abänderung unſerer Verfü⸗ 
gung vom ſoundſovielten erteilen wir Ihnen daher 
für die Dauer der Niederlegung des Schuldienſtes die 
Genehmigung zur Uebernahme des Amtes als Kreis⸗ 
ausſchußmitglied. 

(Heiterkeit.) Das iſt doch wirklich Blödſinn, das 
iſt doch lächerlich! Eine Stelle des Senats weiß 
nicht, was die andere tut. Die Linke weiß nicht, 
was die Rechte tut. Die Sozialdemokraten wiſſen 
nicht, was die Zentrumspartei während der kur⸗ 
zen Uebergangsperiode verbrochen hat. Die Sozi⸗ 
aldemokraten erklärten bei der erſten Beratung 
des Geſetzes, die neue Rechtslage iſt entſtanden, 
weil der deutſchnationale Senat den Urlaub nicht 
erteilte. Wir können an dieſen Tatſachen nichts 
ändern. Wir haben auch die deutſchnationale 
Verfügung aufgehoben, daß uns die Genehmigung 
zum Urlaub nicht erteilt werden ſollte. Jetzt be⸗ 
kamen wir die Genehmigung, und die Herren So⸗ 
zialdemokraten ſtanden rein gewaſchen da, wir 
ſind doch Engel, denn wir haben Euch die Geneh⸗ 
migung zum Arlaub erteilt, allerdings nur, weil 
ich zufällig beurlaubt war. Sie erklären aber 
weiter, wenn der Urlaub aufhört, haben Sie wie⸗ 
der Ihr Amt als Kreisausſchußmitglied nieder⸗ 
zulegen. Wenn man alſo mit faſchiſtiſchen Metho⸗ 
den politiſche Minderheiten vergewaltigen will, 
ſollte man ſich dabei nicht noch lächerlich machen. 
Das haben Sie getan. Das haben die Tatſachen 
bewieſen, die ich angeführt habe. Sie ſind ganz 
ſtill geworden. Das Lächerliche iſt Ihnen zum 
Bewußtſein gekommen. (Widerſpruch.) 

Wir führen alle dieſe Tatſachen nicht an, um 
Sie zu überzeugen; denn bei Ihnen iſt Hopfen 
und Malz verloren. Aber wir ſprechen zu den 
Maſſen draußen. Die werden Ihren Kurs er⸗ 
kennen. Das ſind Tatſachen, die nicht zu wider⸗ 
legen ſind. Was beweiſen die angeführten Tat⸗ 
ſachen? Zunächſt beweiſen ſie die Lächerlichkeit 
der ſogenannten Gleichheit aller Staatsbürger 
vor dem Geſetz. Nur ein paar Namen als Beweis 
dafür: auf der einen Seite der Lehrer Stachel, 
auf der anderen Seite der Rektor Kreft. Der 
Rektor Kreft bekommt die Genehmigung zur 
Ausübung des Amtes, trotzdem er Rektor einer 
Schule iſt. Auf der anderen Seite erhält der 
Lehrer Stachel die Genehmigung nicht. Die So⸗ 
zialdemokraten begründen natürlich auch, warum 
ſie es ſo eilig hatten, den Nachfolger einrücken zu 
laſſen. Sie führten folgendes an: Im Kreisaus⸗ 
ſchuß ſind drei bürgerliche Mitglieder und drei 
ſozialdemokratiſche. Wenn die ſozialdemokratiſchen 
Mitglieder nicht vollzählig an den Ausſchußſitzun⸗ 
gen erſcheinen, dann überſtimmt uns die Rechte. 
Sie bedenken aber nicht, daß das ſchließlich auch 
von dem Landrat abhängt und daß dieſer doch 
immer reaktionär eingeſtellt iſt und niemals mit 
der Linken zuſammen ſtimmen wird, ausgenom⸗ 
men, die Linke betreibt genau dieſelbe Kuhhan⸗ 
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delspolitik, die ſie hier im Volkstag betreibt. Daß 
es Demagogie iſt, zu erklären, daß es notwendig 
ſei, daß die linken Abgeordneten immer vollzählig 
im Kreisausſchuß ſitzen müßten, beweiſen die Er⸗ 
eigniſſe, die ſich in der Niederung abſpielen. Trotz⸗ 
dem in der letzten Zeit zwei Kreisausſchußſitzun⸗ 
gen geweſen ſind — dort iſt das Verhältnis auch 
drei bürgerliche und drei linke Vertreter, nämlich 
zwei Sozialdemokraten, ein Kommuniſt — trotz⸗ 
dem es notwendig war, daß jeder Abgeordnete 
der Linken erſcheint, hat Herr Senator Rehberg 
an dieſen Ausſchußſitzungen nicht teilgenommen. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 

Dieſe Tatſachen zeigen aber auch das wahre 
Geſicht der bürgerlichen Demokratie, die nur für 
all diejenigen da iſt, die auf dem Boden der bür⸗ 
gerlichen Weltanſchauung ſtehen und daß man 
ganz brutal vorgeht, wenn irgend ein Kommuniſt 
in eine Verwaltungsbehörde hineingewählt wird. 
Die Verfaſſung und das Geſetz gelten eben nicht 
für die Kommuniſtiſche Partei und ihre Vertre⸗ 
ter. Unſer Geſetzentwurf bezweckte, Wandel zu 
ſchaffen. Die Sozialdemokraten mögen bedenken, 
daß es gilt, ſolche faſchiſtiſchen Methoden 
deutſchnationalen Senats zu beſeitigen. Sie 
werden doch nicht etwa glauben, daß man ſie 
jahrzehntelang in der Regierung ſitzen laſſen 
wird. Wenn Sie Ihre Pflicht und Schuldigkeit 
getan haben, heißt es: „Der Mohr kann gehen!“ 

Man hat die Sozialdemokraten in die Regie⸗ 
rung hineingehen laſſen, um das auszuführen, 
was der Etat jetzt beweiſt. Deshalb gilt es, neuen 
eines deutſchnationalen 
auch eines Koalitions⸗ 


faſchiſtiſchen Methoden 
Senats und ſchließlich 5 
ſenats einen Riegel vorzuſchieben. Das geſchieht 
dadurch, daß wir ein Geſetz einbringen, nach dem 
Beamte, Angeſtellte und Arbeiter zur Ausübung 
eines Amtes, wenn ſie durch eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts gewählt worden ſind keines 


Arlaubs bedürfen. Man wird jetzt nicht allein 
kommuniſtiſchen Beamten den Urlaub verwei⸗ 
gern, ſondern man wird auch dazu übergehen, 
kommuniſtiſchen Arbeitern den Urlaub zu ver⸗ 
weigern. Wenn ſie vielleicht zuföllig erwerbslos 
find, wird man ihnen erklären. wenn Ihr an dem 
Tage der Sitzung nicht zur Stempelkontrolle er⸗ 
ſcheint, gibt es keine Erwerbsloſen⸗Anterſtützung. 
(Abg. Liſchnewſki: Das iſt bereits geſchehen!) Das 
wird der deutſchnationale Senat beſtimmt jo 
machen. } 
Um hier eine Aenderung zu ſchaffen, ijt dies 
Geſetz notwendig, in dem ſteht, daß Gehalt und 
Lohn weiter zu zahlen ſind. Ich habe bereits an⸗ 
läßlich der erſten Beratung darauf hingewieſen, 
daß es notwendig iſt, auch dem Arbeiter, der im 
Privatbetrieb angeſtellt iſt, ſeinen Lohn weiter 
zu zahlen, wenn der Beamte ſeinen Lohn weiter 
bekommt. Ich erkläre auch, daß der Profit der 
Beſitzer, die an den Vollſitzungen oder Ausſchuß⸗ 
ſitzungen des Volkstages teilnehmen, durchaus 
nicht darunter leidet, daß ſie an denſelben teil⸗ 
nehmen. Deshalb iſt es nur berechtigt, daß auch 
der Arbeiter ſeinen Lohn bekommt, wenn er hier 
an den Sitzungen teilnimmt oder in eine andere 
Körperſchaft gewählt wird. Wenn Sie mit dieſer 
oder jener Faſſung des Geſetzes nicht einverſtan⸗ 


eines 
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den ſind, ſo läßt ſich vieles im Ausſchuß klären, 
trotzdem wir natürlich unſern Standpunkt bei 
dieſem Geſetz voll und ganz vertreten werden. 
Aber es kommt doch ſchließlich auch für Sie dar⸗ 
auf an, ſolchen faſchiſtiſchen Methoden eines 
deutſchnationalen Senats einen Riegel vorzu⸗ 
chieben. Der deutſchnationale Senat kann 
chließlich auch noch gegen andere Minderheiten, 
vielleicht ſogar einmal gegen die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei, vorgehen. Ein Zwiſchenruf bewies, 
daß man gegen die Zentrumspartei auch ſo vor⸗ 
gegangen iſt. Man hat die Zentrumspartei nicht 
vergewaltigt. Man hatte die Kommuniſten nicht 
in den Kreistag hineingelaſſen, nun konnte man 
auch den Zentrumsmann nicht hineinlaſſen, viel⸗ 
leicht, weil der Herr keinen Wert darauf legte, 
mitzuarbeiten. Sie haben in der Zentrumspar⸗ 
tei einen ſehr großen Einfluß und ſetzen ſich über 
Verfaſſung und Geſetz weg. Es wäre dem Lehrer 
Sorau auch geſtattet worden, trotzdem uns die 
Genehmigung verweigert wurde. 

In der erſten Leſung haben alle Parteien 
von rechts bis links ohne Ausnahme die Ueber: 
weiſung an einen Ausſchuß abgelehnt. Dieſe ein⸗ 
mütige Ablehnung aller Parteien von den 
Deutſchnationalen bis herab zu den Sozialdemo⸗ 
kraten zeigt die Einheitsfront gegen die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei. Es zeigt ſich der Kampf 
Klaſſe gegen Klaſſe, und daß zur bürgerlichen 
Klaſſe heute ſchon die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei gehört. Es zeigt ſich das wahre Geſicht der 
bürgerlichen Demokratie, das wahre Geſicht aller 
Parteien. Die Deutſchnationale Partei, die ſich 
hier hinſtellt als Erbpächterin von Gerechtigkeit 
und Tugend, die ſogar Geiſtliche im Volkstag 
ſitzen läßt, um zu dokumentieren, wie reich ſie an 
chriſtlicher Tugend iſt, wie ſie die alten deutſchen 
Tugenden, Recht und Gerechtigkeit in Erbpacht 
genommen hat, einem Rektor Kreft hat Ihr 
Senat und Ihre Partei die Genehmigung zur 
Ausübung des Amtes erteilt. (Abg. Schwegmann: 
Er iſt ja Zentrumsmann!) Ich habe darauf hin⸗ 


gewieſen, daß es der deutſchnationale Senat ge⸗ 


tan hat. Einem Kommuniſten Stachel wurde 
die Genehmigung aber verſagt. Ich will nicht auf 
die vielen Ungerechtigkeiten, Verfaſſungs⸗ und 
Geſetzesbrüche eingehen, die Ihr Senat, hinter 
dem Sie ſtanden, begangen hat. Sie haben nicht 
das Recht, ſich als Beſchützer von Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit aufzuſpielen, wie Sie es nicht nur in 
der Plenarſitzung, ſondern auch in den Ausſchüſſen 
machen. In der Zeitung haben Sie wegen Tobien 
ein großes Geſchrei erhoben, daß man es wagte, 
ihn zu maßregeln. Was tun Sie, wenn Sie uns 
die Genehmigung zur Ausübung des Amtes ver⸗ 
weigern? Das war auch eine Maßregelung. Sie 
ſchrien darüber, daß man die deutſchnationalen 
Beamten beſchnüffeln läßt. Die Kommuniſten 
ſind allerdings davon überzeugt, daß man dieſe 
Herren nicht beſchnüffelt, ſondern ſie ruhig weiter 
wirken läßt. Dafür haben wir Beweiſe. Anter 
Ihrer Regierungszeit hat man gerade die links 
eingeſtellten Beamten in gemeinſter Art und 
Weiſe beſchnüffelt und bei der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde angezeigt, weil ſie vielleicht bei der Wahl 
eine rote Fahne aus dem Fenſter hinausgeſteckt 
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haben oder ein Theaterſtück mit ſozialiſtiſchem In⸗ 
halt aufführen ließen. Dafür zitierten Sie mich 
vors Gericht. Da ich damals Sozialdemokrat 
war, richteten ſich die Maßnahmen anſcheinend 
gegen die Sozialdemokraten. Die Herren erkann⸗ 
ten aber ſchon ganz gut, daß ich nicht ein Sozial⸗ 
demokrat, ſondern ein Sozialiſt war. In einer 
Verſammlung trat ich für die Erwerbsloſen ein. 
Da wagten es zwei deutſchnationale Beſitzer, eine 
Anzeige wegen Aufreizung zum Diebſtahl zu er⸗ 
ſtatten. Man zitierte mich drei Mal vor das Fo⸗ 
rum, drohte mit einem Diſziplinarverfahren, ſo⸗ 
gar mit gerichtlicher Beſtrafung bis zu ſechs Mo⸗ 
naten Zuchthaus. Sie ſind die Schnüffler! 

Aber auch die anderen bürgerlichen Parteien 
ſind durchaus nicht beſſer. Die liberalen Tradi⸗ 
tionen ſind ſchon lange über Bord geworfen. Ihre 
Väter ſtiegen damals für die Parole „Freiheit 
und Gleichheit“ auf die Barrikaden. Es waren 
auch damals nur Phraſen. Freiheit und Gerech⸗ 
tigkeit ſollten für die Bourgeoiſie gegenüber dem 
Feudaladel gelten. Als ſie dann die Freiheit und 
Gleichheit für ſich und ihre Geldbeutel hatten, 
wandten ſie die gleichen Anterdrückungsmethoden 
des Feudaladels und der Fürſten gegen die vierte 
Klaſſe, das Proletariat, an. Nun machen Sie 
endgültig Schluß mit dieſen Phraſen. Ich erinnere 
nur an Amerika, an das demokratiſche und libe⸗ 
rale Amerika, wo es die Menſchheit durchaus 
nicht beſſer hat als in allen kapitaliſtiſch regier⸗ 
ten Ländern, ob ein König oder Kaiſer an der 
Spitze ſitzt. Herr Abg. Dr. Blavier ſtellte ſi 
auch in der letzten Proteſtverſammlung der Be⸗ 
amten als Vertreter der Beamtenſchaft hin. Dazu 
hat er kein Recht. Das hat auch dies Geſetz be⸗ 
wieſen. Herr Dr. Blavier hat durchaus nicht für 
dies Geſetz geſtimmt, damit es an den Ausſchuß 
kam, genau wie die Herren Hennke und Friedrich 
als Beamten⸗Vertreter. (Abg. Friedrich: Das 
ſtimmt nicht!) Wenn Herr Friedrich erklärt, daß 
er nicht hier geweſen iſt und Herr Hennke vielleicht 
auch nicht hier geweſen iſt, ſo heißt das, daß Sie 
dagegen geſtimmt haben. Denn Stimmenthaltung 
iſt dasſelbe. 

Ueber das Zentrum darf man nicht viel Worte 
verlieren; denn ich habe nachgewieſen, daß es das 
Zentrum geweſen iſt, das verhindert hat, daß wir 
in den Kreisausſchuß kamen. Das Zentrum hat ſich 
über das Geſetz und Gerechtigkeit hinweggeſetzt. 
Die Zentrumspartei war damals für die Maß⸗ 
nahmen des Senats verantwortlich. Der Beſchluß 
wurde am 11. Januar gefaßt. Die Zentrumsleute 
ſind friedliche Schafe, wenn ſie ihr Futer be⸗ 
kommen. Ich erinnere nur an die Inquifition im 
Mittelalter. Als damals durch Luther der ganze 
katholiſche Bau in Deutſchland ins Wanken geriet, 
— Luther war durchaus nicht beſſer als Ihre Ver⸗ 
treter, — da drohten Ihnen die fetten Pfründe 
verloren zu gehen. Deshalb bekämpfte man die 
neue Bewegung. Hexenverbrennungen erfolgten, 
Tauſende mußten auf den Scheiterhaufen. Sie 
verfolgen bis in die Gegenwart dasſelbe Manöver. 
Ich erinnere nur an die Vorgänge in Mexiko. Als 
man Ihnen da das Futter ein bißchen nehmen 
wollte, ſtellten ſich Ihre Geiſtlichen an die Spitze 
von Banden und ſchoſſen unſchuldige Kinder 
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nieder. Es ſind Ihre Koalitionsfreunde, die das (O) 


in den Zeitungen mitgeteilt haben, ſetzen Sie ſich 
mit Ihren Koalitionsfreunden auseinander, ob 
die Wahrheit oder Lüge verbreiten. Sie werden zu 
reißenden Wölfen, wenn man es wagt, an Ihrer 
Futterkrippe zu rütteln. 

Den bürgerlichen Parteien ſchließt ſich voll 
und ganz auch die S. P. D. an. Die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei weiſt anläßlich dieſes Geſetzes immer 
wieder auf vollendete Tatſachen hin. Das verſteht 
die Sozialdemokratiſche Partei ganz vorzüglich. 
Am vergangenen Sonntag wagte man anläßlich 
der Proteſtaktion der unteren Beamten ſogar fol⸗ 
gendes zu erklären: „Das neue Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetz, das jetzt kommt, iſt das unſozialſte Ge⸗ 
bilde, das überhaupt je geſchaffen wurde. Aber 
nicht die Koalitionsregierung iſt daran ſchuld, 
ſondern der reaktionäre Beamtenbund und die 
Deutſchnationale Partei; denn dieſe Leute haben 
das Geſetz geſchaffen.“ (Heiterkeit rechts.) Es 
ſtimmt nämlich, daß fie das Geſetz geſchaffen 
haben, es ſtimmt, daß der reaktionäre Deutſche 
Beamtenbund nicht genug nach der preußiſchen 
Beſoldungsordnung ſchreien konnte. Sie ſind die 
Väter des famoſen Geſetzes, das heute der Be⸗ 
amtenſchaft vorgelegt wird. Aber intereſſant iſt 
es, daß man dies reaktionäre Geſetz der Beamten⸗ 
ſchaft vorlegt. Man legt es nicht nur vor, ſondern 
man wird es auch durchdrücken. Das beweiſt nur, 
daß wir Recht haben, wenn wir den Arbeitern er⸗ 
klären, die reaktionären Maßnahmen ſind von der 
Deutſchnationalen Partei und den übrigen bür⸗ 
gerlichen Parteien geplant. Sie (nach rechts) 
haben aber Angſt, es durchzuführen. Sie haben 
Angſt, die Mieten zu erhöhen und die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge zu verſchlechtern, weil Sie dann auf 
den Granit der einigen Arbeiterklaſſe ſtoßen wür⸗ 
den. Deshalb haben Sie die Sozialdemokratif che 
Partei herbeigeholt. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei führt alles durch, was Sie begonnen und be⸗ 
ratſchlagt haben. Das beweiſt ja auch die famoſe 
Beamtenbeſoldungsordnung. Jetzt kommen die 
Sozialdemokraten und erklären: „Wir ſtehen vor 
vollendeten Tatſachen, wir können nichts ändern, 
es geht beim beſten Willen nicht.“ 

So macht man es auch bei dieſem Geſetz. Herr 
Mau erklärte: „Was will Herr Plenikowſki mit 
ſeiner Polemik gegen die jetzige Regierung? Sein 
Kampf richtete ſich nur gegen die frühere Regie⸗ 
rung und nicht gegen die jetzige .“ Darauf möchte 
ich erwidern, ich habe Ihnen an Hand von Tat⸗ 
ſachenmaterial gezeigt, daß es gerade die Koali⸗ 
tionsparteien ſind, die durchführen, was begonnen 
wurde. Sie ſanktionieren es; denn Herr Dr. 
Zaeſchmar erklärte hier als Regierungsvertreter 
anläßlich der Großen Anfrage folgendes: 

Da unterdeſſen andere Perſonen des betreffenden 
Wahlvorſchlags am die Stelle der Herren Stachel und 
Plenikowſki in den Kreisausſchuß eingetreten find und 
dieſe Regelung mach dem Geſetz nicht rückgängig ge⸗ 
macht werden kann, beſteht für den Senat kein Anlaß, 
zu dieſen Einzelfällen Stellung zu nehmen. s 

Wir find weiß wie die Engel, erklärt die Regie⸗ 
rung, wir können nichts daran ändern, und dabei 
ſteht es doch feſt, daß Sie es geweſen ſind, die ſo 
ſchnell wie möglich die Nachfolger eintreten ließen. 
Als der eine Kommuniſt nicht wollte, übte man 
von oben einen gelinden Druck aus. Man ſtellt jetzt 
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die Sachlage ſo hin, als ob die Nachfolger ohne 
weiteres nachgerückt ſind. Auch das ſtimmt nicht. 
Der jetzige Zuſtand iſt ein ungeſetzlicher, und der 
Ba Zuſtand, der geſetzlich war, beſteht heute 
noch. 

Wir verlangen darum, daß dies Geſetz, um 
endgültig Klarheit zu ſchaffen, dem Ausſchuß über⸗ 
wieſen wird. Sie haben damals in Ihrer Mehr⸗ 
heit die Ueberweiſung an den Ausſchuß verwei⸗ 
gert, damit dokumentieren Sie, daß es Ihnen un⸗ 
angenehm war, im Ausſchuß vielleicht noch mehr 
Tatſachenmaterial anhören zu müſſen als hier. 
Die Ablehnung beweiſt, daß Sie heute ſchon zu 
offenen faſchiſtiſchen Methoden greifen. Ich er⸗ 
innere nur an die Ereigniſſe bei der Abwürgung 
der Umſatzſteuer. Wir werden Sie heute durchaus 
nicht lange bitten, anders zu ſtimmen als bei der 
erſten Beratung. Wenn dieſe oder jene Partei, 
vielleicht auch Beamtenvertreter heute vielleicht 
der Ueberweiſung an den Ausſchuß zuſtimmen 
werden, dann ſind wir überzeugt, daß ſie es nut 
aus taktiſchen Gründen tun, aber nicht aus recht⸗ 
lichen Erwägungen. Auf Ihre demokratiſche Ge⸗ 
ſinnung pochen wir nicht. Es wäre zwecklos; denn 
an Ihnen iſt Hopfen und Malz verloren. Wenn 
wir hier ſprechen, reden wir zu den Maſſen drau⸗ 
Ben. Sie werden allmählich unſere Politik ver⸗ 
ſtehen, Sie mögen noch ſo mit dem Kopf ſchütteln, 
Herr Fooken. Die Ereigniſſe ſeit 1914, ſeitdem Sie 
damals den ſchändlichſten Arbeitervervat betrieben 
haben, beweiſen es in allen Ländern, daß Sie elend 
Schiffbruch gelitten haben und weiter leiden wer⸗ 
den. Wir bitten nicht, wir ſtreiten für Wahrheit 


und Recht! Mögen Sie uns knebeln und unſeren 
Kampf mit allen faſchiſtiſchen Methoden hemmen, 


werden 
Kommu⸗ 
nicht 


den Befreiungskampf der Arbeiterſchaft 
Sie nicht aufhalten! (Bravo! bei den 
niſten. Abg. Gehl: Sie werden ihn 
führen! — Die Arbeiterſchaft!) i 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte 
die Damen und Herren, die der Ueberweiſung an 
den Hauptausſchuß zuſtimmen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
es iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die §S 1 annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Ich rufe § 2 auf. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie und darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß § 2 mit derſelben Mehrheit abgelehnt 
iſt. Es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe $ 3 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe fie und darf 
wohl ebenfalls feſtſtellen, daß § 3 abgelehnt iſt. 
Wir kommen zur Ueberſchrift: „Geſetz betr. Wah 
von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern durch 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes.“ Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie. Ich bitte die 
Damen und Herren, die die Ueberſchrift annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. 
Damit iſt das Geſetz in zweiter Leſung und ſomit 
endgültig erledigt. Ich rufe Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Erhaltung der Privatwirtſchaft.— 
Urantrag des Abg. Dr. Heinemann u. Gen. 

Druckſache Nr. 162. Ich eröffne die allgemeine 
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Beſprechung. Das Wort zur Begründung hat Herr 
Abg. Dr. Heinemann. 

Dr. Heinemann, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. 
D. u. H.! Ich habe nicht die Abſicht, Ihnen bei die⸗ 
ſer Gelegenheit einen Vortrag über die verſchie⸗ 
denen Formen der Sozialiſierung zu halten, dieſe 
Formen, die ſich vom Syndikalismus zum Staats⸗ 
ſozialismus, von der Produktiv⸗Genoſſenſchaft ſo⸗ 
zialiſtiſcher Färbung bis zur modernen gemiſcht⸗ 
wirtſchaftlichen Geſellſchaft ausprägen und die wir 
hier zum Teil in Danzig kennen. Wir wiſſen, daß 
es in dieſer Beziehung eine Fülle der Möglich⸗ 
keiten der Betätigung der öffentlichen Hand gibt, 
daß aber Erfahrungen und Praxis auch gezeigt 
haben, daß im Intereſſe der Allgemeinheit eben⸗ 
falls ſtarke Grenzen vorliegen. Die Frage öffent⸗ 
liche Hand oder Privatwirtſchaft bzw. richtiger ge⸗ 
ſagt, öffentliche Hand und Privatwirtſchaft hat in 
dieſen Tagen in der Preſſe eine große Rolle ge⸗ 
ſpielt, ſo daß ich es mir wohl erſparen kann, hier 
die Gründe und Gegengründe irgendwie zu erör⸗ 
tern. Ich möchte auf dieſe Angelegenheit materiell 
nicht weiter eingehen, ſondern lediglich erörtern, 
wie wir praktiſch weiter vorwärts kommen, um 
einerſeits Mißſtänden abzuhelfen, andererſeits 
aber auch zukünftige Entwicklungen nicht zu ver⸗ 
bauen. 

Der Ihnen von der Nationalliberalen Bürger⸗ 
partei vorgelegte Geſetzentwurf läßt grundſätzlich 
die Entwicklung offen, ſieht aber ein geordnetes 
Verfahren vor, um Prüfung, öffentliche Kontrolle 
und klare Entſcheidung in jedem Falle zu ermög⸗ 
lichen. Das iſt, glaube ich, eine Einſtellung, der 
m. E. alle Parteien zuſtimmen könnten. Der Staat 
und die Verwaltung ſollen nach unſerer Auf⸗ 
faſſung ſo wenig als möglich Wirtſchaft treiben 
und Konkurrenten ihrer eigenen Steuerzahler ſein. 
Aber wir dürfen nicht vergeſſen und laſſen auch 
unſererſeits nicht außer Acht, daß es Fälle gibt, — 
ich erinnere nur an Eiſenbahn und Poſt — in 
denen zu prüfen iſt, ob eine techniſch oder wirt⸗ 
ſchaftlich bedingte Monopolſtellung in die Hände 
Privater gelangen oder verbleiben darf. Wir 
können heute die techniſche Entwicklung nicht vor⸗ 
ausſehen. Der Ihnen vorgelegte Geſetzentwurf ne⸗ 
giert daher nicht, ſondern ſieht nur ein geſetzlich 
feſtzulegendes Verfahren vor. Die Forderung, daß 
alljährlich eine bilanzmäßige Gewinn⸗ und Ver⸗ 
luſtrechnung aufzuſtellen und ferner öffentlich be⸗ 
kannt zu machen iſt, ſpricht für ſich ſelbſt. Der 
Steuerzahler hat das Recht, zu erfahren, wo ſeine 
Gelder bleiben. Außerdem muß geprüft werden, 


Job der betreffende Betrieb der öffentlichen Hand 


rentabel arbeitet oder nicht. 

Des weiteren erheben wir die Forderung, daß 
die neu in Angriff genommenen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetriebe der öffentlichen Hand Steuern 
und Abgaben zahlen, genau ſo wie Privatbetriebe. 
Es läßt ſich einerſeits die Rentabilität nur nach⸗ 
prüfen, wenn dieſe Forderung erfüllt wird. Ande⸗ 
rerſeits entſpricht dieſe Forderung unſerer Auf⸗ 
faſſung nach dem Prinzip der Gerechtigkeit. Mit 
Recht hat die „Danziger Zeitung“ die Erörterung 
„öffentliche Hand und Privatwirtſchaft“ aufgegrif⸗ 
fen und weiter verfolgt. Hier heißt es „Farbe be⸗ 
kennen“, eine Forderung, die wie ich heute geſehen 
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habe, auch von der „Danziger Allgemeinen Zei⸗ 
tung“ aufgegriffen worden iſt. 

Meine Freunde und ich möchten nun nicht 
lediglich einen demonſtrativen Antrag einbringen, 
ſondern möchten praktiſche Arbeiten leiſten und 
bitten Sie, dieſem Geſetzentwurf zuzuſtimmen. 


(Bra vol) 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Die Deutſchnationale Volkspartei iſt von jeher 
hier als Hüterin der Wirtſchaft aufgetreten und 
hat nicht verſäumt, ſeit Beginn dieſer Legislatur⸗ 
periode bei jeder Gelegenheit den Senat an ſeine 
Regierungserklärung aus dem Januar und auch 
den folgenden Monaten zu erinnern, muß aber 
leider feſtſtellen, daß ſich dieſe Regierungserklä⸗ 
rungen zwar mit vielen Worten für die Förderung 
der Privatwirtſchaft ausgeſprochen haben, aber 
dieſe Worte find mur ein leerer Schall geblieben. 
Sowie dieſe neue Regierung Geſetze einbringt oder 
in Ausſicht ſtellt, find fie ſofort eine Belaſtung der 
Wirtſchaft. Ich weiſe auf das Kraftverkehrsſteuer⸗ 
Geſetz uſw. hin. Die Privatwirtſchaft in jeder nur 
erdenklichen Weiſe zu fördern iſt unſer erſtes und 
höchſtes Prinzip. Wir begrüßen es daher, gelegent⸗ 
lich der Einbringung dieſes Geſetzentwurfs über 
die Erhaltung der Privatwirtſchaft vor aller Oef⸗ 
fentlichkeit erklären zu können, daß wir nunmehr 
ohne Pflichten nach anderer Seite unſere wirkliche 
und wahre Geſinnung und Intereſſe für die Pri⸗ 
vatwirtſchaft zu bekräftigen in der Lage ſind. 

Der hier von Herrn Dr. Heinemann und den 
übrigen Unterzeichnern eingebrachte Entwurf fin⸗ 
det daher unſere unbedingte Zuſtimmung. Wir 
unterlaſſen aber nicht, darauf hinzuweiſen, daß 
wir ſelbſt zum Etat eine Entſchließung eingebracht 
haben, die auf eine ſtärkere Betonung der Privat⸗ 
wirtſchaft hinausläuft. Man ſollte eigentlich 
meinen, daß es auch der Sozialdemokratie etwas 
mehr Ernſt mit der Erhaltung der Privatwirt⸗ 
ſchaft ſein ſollte, da ſie ja als ſtärkſte Partei die 
verſchiedentlichen Regierungserklärungen mit ver⸗ 
antwortlich gezeichnet hat. Außerdem hat ja auch 
ein ſo hervorragendes Mitglied der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei wie Herr Loops Herrn Staatsrat 
Dr. Jiehm gegenüber gelegentlich ſeiner großen 
Rede den Zwiſchenruf getan, daß ſich die Soziali⸗ 
ſierung nur auf die Produktion, alſo die Boden⸗ 
ſchätze, beziehen ſoll. Das würde für uns Danziger 
alſo bedeuten, daß Seetang und Seeſand zu ſoziali⸗ 
ſieren ſeien. (Heiterkeit.) 0 0 

Unſere Zuſtimmung zu dem Geſetz it alſo eine 
ungeteilte. Unſere Wünſche gehen indeſſen noch 
darüber hinaus und verlangen wir, daß der Senat 
alle Maßnahmen ergreifen und einleiten ſoll, die 
geeignet ſind, die öffentlichen Verwaltungen zur 
Einſtellung ihrer privatwirtſchaftlichen Betäti⸗ 
gung zu bringen. Wir empfinden es, gelind geſagt, 
als eine Ungerechtigkeit, wenn ſie wagemutigen 
Unternehmern bei Verkehrsunternehmen die Ver⸗ 
träge kündigen, um wegen der ihnen günſtig er⸗ 
ſcheinenden Betriebsergebniſſe ſelbſt Verkehrs⸗ 
unternehmungen ins Leben zu rufen und ſie durch⸗ 
zuführen. Mögen dieſe Geſellſchaften auch noch ſo 
gut von Beamtenkräften geleitet ſein, es iſt und 
bleibt ein Eingriff und eine Konkurrenz gegen die 
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Privatwirtſchaft. Wir wollen natürlicherweiſe 
auch gern zugeben, daß gewiſſe wirtſchaftliche Be⸗ 
tätigungen in der öffentlichen Hand verbleiben 
können, aber wir verlangen, daß hier eine geſetz⸗ 
mäßige Feſtlegung ſolcher wirtſchaftlichen Betäti⸗ 
gung gemacht wird. Hierzu würden z. B. die öf⸗ 
fentlichen Verſicherungsgeſellſchaften rechnen, die 
Angeſtellten⸗, Invaliden⸗, Kranken⸗ und Unfall⸗ 
verſicherungen, die öffentlichen Sparkaſſen, Armen⸗ 
häuſer, nötigenfalls Gas⸗ und Elektrizitätswerke 
und die von Herrn Dr. Heinemann bereits ge⸗ 
nannte Poſt. Aber wir verlangen auch, daß un⸗ 
ſeren öffentlich⸗vechtlichen Berufsvertretungen der 
Wirtſchaft, alſo Handelskammer und Handwerks⸗ 
kammer ein Einſpruchsrecht gegen privatwirt⸗ 
ſchaftliche Handlungen öffentlicher Verwaltungen 
gewahrt wird. Wir müſſen leider feſtſtellen, daß 
dieſen Berufsvertretungen in der Nachkriegszeit 
eine viel zu geringe Bedeutung beigemeſſen wird. 
In der von Ihnen ſo viel geſchmähten Vorkriegs⸗ 
zeit war dies anders. 

Wir verlangen weiter, daß die Konkurrenz der 
Gefängnisarbeit endgültig beſeitigt wird. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten. — Abg. Liſchnewfſki: 
Wollen Sie die Leute im Gefängnis zum Tode 
verurteilen?) Es iſt unberechtigt im höchſten 
Grade, daß dem Inhaftierten ein geringes Entgelt 
für ſeine Arbeit gegeben wird und ſich die öffent⸗ 
liche Hand dazu hergibt, daß dieſe Arbeiten in 


Konkurrenz gegen die ſchwer ringenden wirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe zur Verteilung gelangen unter 
Umgehung gleichgearteter Betriebe. Wir wollen 
zugeben, daß es menſchlich gedacht iſt, dieſen Ge⸗ 
fangenen eine gute Kenntnis ſolcher Handfertig⸗ 
keit zu geben. (Abg. Liſchnewſki: Was ſchlabbern 
„Sie denn! — Heiterkeit.) Dann muß man aber die 
Produkte dieſer Handfertigkeit den Fabriken oder 
Handelsgeſchäften zum Verkauf geben, die ſich im 
wirtſchaftlichen Leben mit dem Verbauf derartiger 
Produkte befaſſen. Daher wäre es natürlich, daß 
dieſe Arbeiten ſo eingerichtet werden, daß ſie über⸗ 
haupt keine Konkurrenz für die in Danzig anſäſſi⸗ 
gen Wirtſchaftskreiſe bilden können. Das Hand⸗ 
werk wird ſchon ſowieſo außerordentlich geſchädigt, 
auch durch die neuerdings beliebte Art des Sub⸗ 
miſſionsweſens. Es werden Schwarzarbeiten von 
öffentlichen Anſtalten gefördert und Erwerbsloſe, 
die Erwerbsloſenunterſtützung beziehen, machen 
als Unternehmer Arbeiten und werden ſogar von 
öffentlichen Anſtalten hierin unterſtützt. Es mag 
ſein, daß man auf Regierungsſeite noch nicht über 
dieſen Unfug unterrichtet iſt, es iſt aber nötig, 
hierauf aufmerkſam zu machen und zu verlangen, 
daß öffentliche Arbeiten nur an ſolche Perſonen 
vergeben werden dürfen, die ſich durch eine beſon⸗ 
dere ſteuerliche Legitimationskarte als ſelbſtän⸗ 
dige Handwerker ausweiſen können. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Hierzu gehört aber noch, 
daß in den ſtaatlichen Gefängniſſen teilweiſe eine 
regelrechte handwerkliche Ausbildung von Gefan⸗ 
genen betrieben und mit Geſellenprüfungen abge⸗ 
ſchloſſen wird. Es dürfte wohl kaum der Sinn 
einer Strafe ſein, daß der Gefangene moch oben⸗ 
drein nach ſeiner Entlaſſung ein ſchwerer Schaden 
für die Wirtſchaft oder die Stelle wird, die er vor 
ſeiner Inhaftierung vielleicht durch Diebſtahl oder 
anders geſchädigt hat. (Hört, hört! bei den Kom⸗ 
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(Jantzen, Abgeordneter) 

muniſten. — Abg. Liſchnewſki: Sie wollen die 
Verbrecher großziehen! — Frau Abg. Kreft: Ich 
wünſchte, daß man Sie 10 Jahre einſteckt, aber 
keine Arbeit machen läßt!) Vielleicht, wenn Sie 
an der Regierung ſind! 

Ein beſonders ſich ſeit der Inflation recht un⸗ 
liebſam bemerkbar machendes Gewerbe iſt das im 
Umherziehen. Dieſe wilden Hauſierer verkaufen 
Heringe, Butter, Obſt in lieblichem Durchein⸗ 
ander, (Abg. Gehl: Kohlen auch!) — Darauf 
komme ich noch, Herr Präſident — alſo in einer die 
Hygiene völlig außer Acht laſſenden Weiſe. Sie 
bieten Holz und Kohlen in derartig ruheſtörender 
Weiſe an, daß wir häufig genug in den Zeitungen 
Klagen haben leſen können, die ſich mit dieſem Ge⸗ 
genſtand befaſſen. Es iſt hier unbedingt ein Man⸗ 
gel des § 56 der Gewerbeordnung, der geändert 
werden müßte, (Zuruf des Abg. Liſchnewſki) da es 
genügend Geſchäfte gibt, die ſich mit derartigen 
Artikeln in einwandfreier Weiſe und zum Wohle 
der Verbraucher beſchäftigen. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß hier nicht nur die Wirtſchafts⸗ 
kreiſe ſtark geſchädigt werden, ſondern auch der 
Staat und die Stadt; denn die Frage der Ge⸗ 
werbe⸗ und Umſatzſteuer dürfte hier ſo aufzufaſſen 
ſein, daß von einer richtigen Bezahlung keines⸗ 
wegs die Rede ſein kann; denn das Hauptbuch die⸗ 
ſer Herrſchaften befindet ſich wohl nur im Kopf. 

Wir verlangen daher eine weſentlich ſtärkere 
Beſteuerung dieſer Art des Handels. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Dann werden wir bei Ihnen anfangen!) 
Ich muß ja Bücher führen, bei mir iſt alles klar.— 
Ju verurteilen ſind ebenſo die Manderlagerver⸗ 
käufe. Früher gingen aus Schleſien kommende 
Frauen und Männer mit großen Tuchbündeln auf 
dem Rücken von Haus zu Haus, heute iſt dieſe Art 
der Verkäufer ſchon moderner ausgeſtattet. Man 
bedient ſich des Automobils und ſchädigt durch 
dieſe Art des Verkaufens nicht nur in ſtarker 
Weiſe die Wirtſchaft, ſondern ebenſo auch die Ver⸗ 
braucher; denn ſolche Wanderlagerverkäufer ſind 
nicht mehr zu fallen, wenn ſich die Käufer darüber 
klar geworden ſind, daß eine Uebervorteilung 
ſtattgefunden hat. Bei ortsanſäſſigen Geſchäften 
hat man die Möglichkeit der Reklamation ſtets 
zur Hand. h 
Ein recht unerfreuliches Kapitel find auch noch 
die irreführenden Firmenbezeichnungen. Man 
lieſt häufig „Kohlengroßhandlung“, „Erſtes und 
einziges Konſumgeſchäft“ oder „Originalverkauf 
von Produktionen“, aber wenn man hinter dieſe 
Firmenbezeichnungen leuchtet, ſo findet man ein 
unbedeutendes Geſchäft. Die Geſchäftsinhaber 
haben keine diesbezüglichen Aufträge, auch keine 
andern Beziehungen oder Verbrauch⸗möglich⸗ 
keiten, wie jedes andere Handelsgeſchäft. Wir ver⸗ 
langen daher, daß die Vorſchriften des Handels⸗ 
vegiiters ſchärfer gebraucht werden, daß die mit 
irreführenden Firmenbezeichnungen verſehenen 
Geſchäfte im Handelsregiſter zwangsweiſe gelöſcht 
werden, daß an allen Geſchäften an leicht auffind⸗ 
baren Stellen die genaue Nennung des bzw. der 
Geſchäftsinhaber zu erfolgen hat. 

Sodann wünſchen wir, daß ein zentraliſierter 
Einkauf von Bedarfsgegenſtänden von Behörden 
nur dann erfolgt, wenn ohne ſolche die Bedarfs⸗ 
lieferung der Behörde durch den freien Handel 
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nicht erfolgen kann. Bei der heute ſtarken Ueber⸗ 
ſetzung im Handel bilden ſchon nicht gerade zu um⸗ 
fangreiche Mengen, welche ſeitens der Behörden 
eingekauft werden, ſtets den Punkt großen Inter⸗ 
eſſes, da man bei den Behörden wenigſtens auf 
prompten und pünktlichen Eingang des Geldes 
rechnen kann und die Preiſe ſchon in der außeror⸗ 
dentlich ſchärfſten Weiſe kalkuliert werden müſſen, 
um den Anbietern die Ausſicht auf einen Auftrag 
zu ſichern. Hierbei muß aber von den Behörden 
auch daran gedacht werden, und wir verlangen 
das mit abſoluter Deutlichkeit, daß Danziger Fir⸗ 
men unbedingt ſelbſt bei kleineren Differenzen im 
Preiſe den Vorzug vor Auslandsfirmen zu erhal⸗ 
ten haben. Der Senat ſoll nicht vergeſſen, daß die 
Danziger Firmen hier Steuerzahler ſind, die Aus⸗ 
landsfirmen indeſſen ihre Einkünfte in anderen 
Staaten zu verſteuern haben. Es wird dies noch 
viel zu wenig beachtet. Mir ſind Fälle bekannt, 
daß man um eines kleinen Vorteils willen ſehr 
notwendige Büroutenſilien in größerer Zahl in 
Deutſchland gekauft hat, anſtatt in Danzig. 

Im Submiſſionsweſen finde ich auch recht un⸗ 
angenehme Erſcheinungen und verlangen wir da⸗ 
her, daß jeder unberechtigte Druck bezüglich der 
Preisgeſtaltung, der den betreffenden Lieferanten 
zu unrentablen Ausgaben zwingen würde, zu uns 
terlaſſen iſt. Wir verlangen, daß beim öffentlichen 
und beſchränkten Submiſſionsweſen mochmalige 
Submiſſionen und Verhandlungen wegen Preiser⸗ 
mäßigung und Bedingungsverſchärfungen als un⸗ 
zuläſſig zu unterbleiben haben. Es wird weiter 
von uns verlangt, daß die Submiſſions⸗Bedingun⸗ 
gen und die Herausgabe dieſer nicht von jeder 
Stelle, die eine Submiſſion ausſchreiben will, er⸗ 
folgen kann ſondern ſtets mit Genehmigung des 
Senats. So hat ſich jetzt kürzlich eine Stelle eine 
Ergänzung zu beſonderen Bedingungen erlaubt, 
die das zuläſſige Maß doch überſchreitet. Wie 
kommt dieſe Stelle dazu, in eineinhalb Seiten lan⸗ 
gen Bedingungen feſtzuſtellen, daß Gewährung 
von Geſchenken und anderen Vorteilen den Auf⸗ 
traggeber zu allen möglichen Rechten und den Auf⸗ 
tragnehmer zu allen möglichen Pflichten zwingt, 
alſo ſozuſagen rechtlos macht. Wenn derartige Ge⸗ 
ſchenke oder nennen wir es einmal deutlich, Be⸗ 
ſtechungen vorkommen, ſo haben wir in unſeren 
Geſetzen hinreichende Beſtrafungsmöglichkeiten der 
Perſonen, die an einer derartigen unſauberen Sa⸗ 
che beteiligt ſind. Wenn aber dieſe Senatsſtelle 
derartige Bedingungen herausgibt, ſo beleidigt ſie 
micht nur den ordentlichen und ſubmiſſionsgemäß 
eingeſtellten Handel, ſondern ſie beleidigt auch den 
Beamten, der mit derartigen Lieferungen befaßt 
wird. Wir ſtehen weiter auf dem Standpunkt, 
daß die Gerichts⸗ und anderen Koſten an die heu⸗ 
tigen Wirtſchaftsmöglichkeiten und Notwendig⸗ 
keiten anzupaſſen ſind. Wir ſehen bei dem Juſtiz⸗ 
etat die ungeheuren Summen, die an Gebühr und 
Koſten veranſchlagt werden. Daher betrachten wir 
es als eine Selbſtverſtändlichkeit, daß der Wirt⸗ 
ſchaft und den anderen beteiligten Kreiſen nur 
Gebühren auferlegt werden ſollen, die unter den 
heutigen Amſtänden als tragbar anzuſehen ſind. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß die Gas⸗ und Elek⸗ 
trizitätswerke, die ſich hier in Danzig ja aus) chließ⸗ 
lich in öffentlicher Hand befinden, eine rege Be⸗ 
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triebſamkeit im Intereſſe des Abſatzes ihrer Pro⸗ den Weg gelegt werden, zu beſeitigen. Wenn wir 


dukte entwickeln. Wir begrüßen und freuen uns 
des Eifers der Beamten. (Hört, hört! links.) Es 
iſt unſerer Anſicht nach aber nicht hiermit verein⸗ 


bar, daß nun Gegenſtände und Geräte, die mit die⸗ 


ſen produzierenden Kraftquellen in Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, auch von den Kommunen vertrieben 
werden, wie Badeeinrichtungen uſw. Es iſt nicht 
gerade die Aufgabe dieſer Gas⸗ und Elektrizitäts⸗ 
werke, in Konkurrenz gegen den freien Handel und 
das Gewerbe zu treten. Wir verlangen daher, daß 
der Senat mit allem Nachdruck darauf hinwirkt, 
daß ſich die Kommunen künftig von jeder derarti⸗ 
gen Konkurrenz fern zu halten haben. 

Auch wünſchen wir die Vorlage eines neuen 
Geſetzes, das den unlauteren Wettbewerb ſchärfer 
beſtraft, um der reellen Wirtſchaft beſſere Wett⸗ 
bewerbs⸗Verhältniſſe zu ſchaffen. Mit dieſen For⸗ 
derungen ſtellt ſich die Deutſchnationale Volkspar⸗ 
tei als zuverläſſige und ſtärkſte Förderin der Wirt⸗ 
ſchaft dar. Wir erwarten beſtimmt, daß der Senat 
dieſen berechtigten Wünſchen der Wirtſchaftskreiſe 
ſchnellſtens nachkommt. Jetzt haben Sie das Wort, 


Herr Präſident Gehl! (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


Präſident: Das müſſen Sie mir ſchon geſtatten, 
Herr Abgeordneter, wem ich das Wort erteile. Das 
Wort hat der Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Man konnte heute einigermaßen neugierig ſein, 
was uns alles vorgetragen würde, wenn man in 
den letzten Tagen die Leitartikel der Zeitungen 
der rechtsſtehenden Parteien verfolgte. Es war 
intereſſant, zu leſen, wie der Wettlauf um die Ret⸗ 
tung der Wirtſchaft einſetzte, nachdem die Natio⸗ 
nalliberale Partei damit den Anfang gemacht 
hatte. (Abg. Plettner: Sehr gut!) In verſchie⸗ 
denen Leitartikeln wurde der ſtaunenden Danziger 
Leſerſchaft vor Augen geführt, daß hier in Danzig 
allerhöchſte Zeit ſei, nun endlich die Wirtſchaft zu 
retten und ſie vor der Sozialiſierung zu bewahren. 
In der deutſchnationalen Zeitung war ſogar zu 
leſen, daß man es unter allen Amſtänden verhin⸗ 
dern müſſe, daß der Marxismus, dieſer ſchreckliche 
Zuſtand, in die Danziger Wirtſchaft Einzug halten 
könne. Wir waren höchſt neugierig, was man uns 
heute nun vorſchlagen würde, um die Danziger 
Wirtſchaft zu retten. Wir waren beſonders neu⸗ 
gierig, nachdem Herr Abg. Dr. Heinemann in ſei⸗ 
nen Anfangsworten verkündete, alle dieſe ſozialen 
Probleme, die ſicherlich in der Luft liegen, nicht 
erörtern zu wollen, ſondern in die Praxis hinein⸗ 

zuſteigen und zu zeigen, wie die darnieder liegende 
Danziger Wirtſchaft zu retten ſei. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Es ſoll nicht mit Kohlen gehandelt wer⸗ 
den! — Abg. Dr. Heinemann: Ich habe Ihnen in 
der Rettung keine Konkurrenz gemacht!) Wenn 
man in den letzten Tagen dieſen Wettlauf mit an⸗ 
geſehen hatte, durfte man heute mit Beſtimmtheit 
erwarten, daß neue Wege gezeigt würden, wie 
dieſe zur Debatte ſtehenden Probleme von ernſtlich 
zu bewertenden Wirtſchaftlern gelöſt werden 
ſollten. — 

Die Regierungserklärung hat ſ. Z. darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es eine der höchſten und wichtigſten 
Aufgaben der Regierung ſei, alles daran zu ſetzen, 
um die Danziger Wirtſchaft ſich entwickeln zu 
laſſen, um Hinderniſſe, die dieſer Entwicklung in 


uns die Arſachen der darniederliegenden Danziger 
Wirtſchaft betrachten, dann ſind es ſicherlich nicht 
die in dem Urantrag der Nationalliberalen Bar: 
tei und in der famoſen Entſchließung der Deutſch⸗ 
nationalen Partei angegebenen Gründe, die ein 
Blühen und Gedeihen der Danziger Wirtſchaft 
nicht aufkommen laſſen wollen. Die Gründe ſind 
dort zu ſuchen, wo ihre Quellen liegen, und wo der 
Hebel angeſetzt werden muß, um die Danziger 
Wirtſchaft zu entwickeln. Es darf nicht außer Acht 
gelaſſen werden, daß wir mit unſerer Danziger 
Wirtſchaft in ein wirtſchaftliches Gebiet hineinge⸗ 
ſetzt worden ſind, das unter ganz anderen Ver⸗ 
hältniſſen und ganz anderen Umſtänden als wir 
in Danzig auf dem Wirtſchaftsmarkt auftreten 
kann. Die polniſche Wirtſchaft, die ſich durch ihre 
hohen Schutzzölle vor dem Ausland abſchließt und 
wir Danziger, die wir in dies Schutzzollgebiet ein⸗ 
geſchloſſen ſind, werden es nicht möglich machen 
können, in unſerem alten Wirtſchaftsgebiet in 
Deutſchland mit den in Danzig erzeugten Waren 
erfolgreich Konkurrenz machen zu können. Infol⸗ 
gedeſſen ſind uns weſentliche Abſatzgebiete ver⸗ 
ſchloſſen, die in der Vorkriegszeit zu den Abſatzge⸗ 
bieten der Danziger Wirtſchaft gehörten. Dazu 
kommt, daß wir es mit unſeren Einrichtungen hier 
in Danzig, mit unſer weit höher bewerteten Va⸗ 
luta ſchwer haben, in der weit billiger produzie⸗ 
renden polniſchen Wirtſchaft ein Abſatzgebiet zu 
finden. Dieſe Verhältniſſe, an denen von Regie⸗ 
rungsjeite ſchwer etwas zu ändern iſt, bedingen es, 
daß unſere Danziger Wirtſchaft, die früher aus⸗ 
geſprochene Abſatzgebiete in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
und in Pommerellen hatte, kaum einen neuen Ab⸗ 
ſatzmarkt gewinnen kann. Dazu kommt, daß unter 
der Einwirkung der nationalen Verhetzung ein 
weſentlicher Grund vorhanden iſt, der es uns un⸗ 
möglich macht, zum Teil ſehr erſchwert, innerhalb 
der polniſchen Wirtſchaft unſere Ware abzuſetzen. 
Die Aufgabe der jetzigen Regierung muß es im⸗ 
mer wieder ſein, dieſe Hinderniſſe zu beſeitigen, 
um der Danziger Wirtſchaft größere Abſatzmöglich⸗ 
keiten zu ſchaffen. Es wäre intereſſant geweſen, 
wenn die Vertreter der Wirtſchaftsparteien, (Abg. 
Arczynſki: Sogenannten Wirtſchaftsparteien!) ſo⸗ 
genannten Wirtſchaftsparteien; denn zu den Wirt⸗ 
ſchaftsparteien gehören nicht nur diejenigen, die 
die Produktion vertreten, ſondern ebenfalls die⸗ 
jenigen, die den großen Kreis der Verbraucher und 
der Arbeiterſchaft vertreten, wenn uns die Vertre⸗ 
ter der rechten Seite der Danziger Wirtſchaft ge⸗ 
zeigt hätten, wie ſie es ſich ihrerſeits angelegen ſein 
laſſen würden, die Wege, die ihnen die Koalitions⸗ 
parteien und auch die Danziger Regierung gezeigt 
haben, zu fördern, auszubauen und weiter zu ge⸗ 
ſtalten. Aber nichts von alledem! (Abg. Dr. Hei⸗ 
nemann: Nehmen Sie den Entwurf an, und wir 
werden weiter fehen!) 

Was Sie in Ihrem Entwurf zeigen, Herr Dr. 
Heinemann, bann man mit einem Wort abtun 
„Krähwinkelei“, nichts als Krähwinkelei und aus⸗ 
geſprochene Krähwinkelei. Von einer großzügigen 
Wirtſchaftspolitik, die uns allein in Danzig helfen 
kann, keine Spur. Von Ihnen und der Stellung, 
die Sie bekleiden, hätte man erwarten können, daß 
Sie den ganzen Fragenkomplex von einer höheren 
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(Fooken, Abgeordneter) 
Warte aus zu betrachten in der Lage geweſen wä⸗ 
ren. (Sehr richtig! links. — Abg. Rahn: Wes⸗ 
halb halten Sie dem Herrn, der Abgeordneter iſt, 
hier vor, was er ſonſt im bürgerlichen Leben iſt!) 
Das, was Sie und auch die Deutſchnationalen hier 
in Ihrem Antrag und in Ihrer Entſchließung 
einer Kritik unterziehen und wofür Sie Aenderun⸗ 
gen erheiſchen, ja m. H. von der rechten Seite, das 
iſt doch das, was Sie in den acht Jahren Ihrer 
Regierungstätigkeit geſchaffen haben. (Abg. Dr. 
Heinemann: Wir nicht!) Sie mögen nicht direkt in 
der Regierung geweſen ſein, aber ihr Einfluß in⸗ 
nerhalb der Regierung iſt von jeher zu ſpüren ge⸗ 
weſen. (Abg. Dr. Heinemann: Leider nein!) Die 
Deutſchnationalen ſind die erfolgreichſten Verfech⸗ 
ter Ihrer Partei geweſen. Alles, was Sie kritiſie⸗ 
ren, was Sie abgeändert haben wollen, iſt das 
Produkt Ihrer achtjährigen Regierungstätigkeit. 
(Sehr richtig! links.) Sie werden der Sozialdemo⸗ 
kratie nicht nachweiſen können, daß ſie an dieſem 
Verhältnis ſchuld iſt oder daß die Koalitionspar⸗ 
teien ſo, wie ſie heute in der Regierung ſind, wenn 
hier und dort Mißſtände vorhanden ſind, mitſchul⸗ 
dig an dieſen Verhältniſſen ſind, ſondern die Kri⸗ 
tik, die Sie hier übten, richtet ſich in vollem Maße 
nach rechts. Wir ſind verwundert darüber, daß 
die Deutſchnationalen in ihrem Wettlauf um die 
Wirtſchaftsrettung das über den Haufen werfen, 
was ſie in den langen Jahren ihrer Tätigkeit hier 
aufgebaut haben. 

Aber Sie wollen ja gar nicht das, was Sie in 
Ihrem Geſetz zum Ausdruck bringen. Das, was 


hier inſzeniert wird, und was in den Leitartikeln 
Ihrer Zeitungen in ausgeſprochenem Maße zum 
Ausdruck kommt, iſt nicht die Rettung der Privat⸗ 
wirtſchaft, iſt nicht eine Rettung der Danziger 
Wirtſchaft, ſondern Sie wollen einen Keil in die 


Koalitionsparteien hineintreiben. Sie konſtru⸗ 
ieren das künſtlich, um den Erfolg der Koalitions⸗ 
parteien, den Sie ſich anbahnen ſehen, im Keim zu 
erſticken. (Abg. Dr. Heinemann: Das liegt uns 
vollkommen fern! — Abg. Liſchnewſki: Das be⸗ 
ruht auf Gegenſeitigkeit!) Zu den Kommuniſten 
komme ich noch, denn ſie ſind die brapſten Helfer 
der rechten Seite des Hauſes! Wenn man alſo ein 
recht aufmerkſamer Leſer der Ausführungen der 
Leitartikel iſt, dann kann man ſagen, daß das, was 
klar und unzweideutig darüber zum Ausdruck ge⸗ 
bracht wurde, nicht anderes iſt, als daß Sie (nach 
rechts) einen Keil in die Koalitionsparteien hin⸗ 
eintreiben wollen, die das Beſtreben haben, der 
Danziger Wirtſchaft zu helfen. (Wir denken nicht 
Daran! rechts.) Wenn Sie aber, m. D. u. H., dies 

iel verfolgen, dann kann ich von uns aus ſagen, 
daß dieſe Bemühungen vergeblich ſein werden. Die 

valitionsparteien werden alles daran ſetzen, der 
Danziger Wirtſchaft Luft zu verſchaffen und Ar⸗ 
beitsmöglichkeiten nach Danzig heranzuholen, 
weil auch wir als Danziger Arbeiter wiſſen, daß 
die ſchönſten und beſten Beſchlüſſe des Volkstages 
oder Regierungserklärungen uns nicht helfen 
können, ſondern nur Arbeit und immer wieder Ar⸗ 
beit, die nach Danzig kommt. (Abg. Liſchnewfki: 
300 000 Gulden für die Zuckerraffinerie!) In die⸗ 
gen Beſtrebungen wiſſen wir uns eins mit den 
übrigen Koalitionsparteien. 
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Aber nach der anderen Richtung hin, m. H., iſt 
es Ihnen ja auch gar nicht ernſt mit den Fragen, 
die Sie hier angeſchnitten haben. Es iſt Ihnen 
gar nicht ernſt mit der Bekämpfung des Soziali⸗ 
ſterungsgedankens oder dem Gedanken, den Sozia⸗ 
lismus ernſtlich von der Wirtſchaft abzuwenden. 
Wenn ich Ihnen vorhin ſchon ſagte, daß alles das, 
was Sie hier kritiſieren, nicht Angelegenheiten 
ſind, die die Koalitionsregierung auf dem Ge⸗ 
wiſſen hat, ſondern Ihre Rechtsregierung, ſo kann 
ich wohl ſagen, daß eine der intereſſanteſten Aus⸗ 
ſprachen neulich im Hauptausſchuß bei der Beſpre⸗ 
chung des landwirtſchaftlichen Etats gepflogen 
wurde. Sie war für uns Sozialdemokraten ins⸗ 
beſondere lehrreich und intereſſant, als wir erken⸗ 
nen mußten, daß der Gedanke des Sozialismus 
auch in der Landwirtſchaft feſten Fuß gefaßt habe. 
Herr Abg. Burandt forderte die Einſetzung eines 
Staatskommiſſars, um den Gedanken der Solida⸗ 
rität in der Landwirtſchaft zu befeſtigen. (Hört, 
hört! links.) Für uns war das recht erfreulich. Es 
zeigt uns, das Sie ſich, ob Sie wollen oder nicht, 
immer mehr und mehr mit dem Gedanken des So⸗ 
zialismus und der ſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
form vertraut machen müſſen. Herr Abg. Burandt 
war es, der uns ſagte, die Landwirtſchaft in ihrer 
bedrückten Lage, die kein Menſch abſtreiten will, 
könne nicht allein den Stürmen der Zeit ſtandhal⸗ 
ten, man brauche Genoſſenſchaften auf allen Gebie⸗ 
ten, im Molkereiweſen, als Einkaufsgenoſſenſchaf⸗ 
ten, man brauche Zucht⸗Genoſſenſchaften, Abſatz⸗ 
Genoſſenſchaften für hochgezüchtetes Vieh, für 
Qualitätsware, die wir hervorbringen müſſen, 
weil ſoviel andere Ware auf den Markt kommt, 
daß es nicht lohnt, die Danziger Arbeiter und uns 
ſelbſt damit zu beſchäftigen. Wir haben Herrn 
Burandt Recht gegeben. Es iſt notwendig, daß 
dieſer Weg nicht nur in der Landwirtſchaft nach 
dem Vorbild der Arbeiter⸗Genoſſenſchaften be⸗ 
ſchritten wird, ſondern daß dieſer Gedanke wirt⸗ 
ſchaftlicher Solidarität und Zuſammengehörigkeit 
auch in Handel und Induſtrie verwirklicht wird. 
Wir ſind beſonders erfreut, daß unter dem Druck 
der wirtſchaftlichen Not immer weitere Kreiſe der 
Bevölkerung ſich mit dieſem Gedanken vertraut 
machen müſſen, und der ſo ſehr bekämpfte und ge⸗ 
haßte Marxismus immer weitere und tiefere 
Kreiſe auch in Ihren Reihen zieht zum Nutzen und 
Frommen Ihrer eigenen Partei⸗ und Wirtſchafts⸗ 
freunde. (Abg. Liſchnewſki: Nur die Arbeiter 
merken nichts davon!) Ich hätte den dringenden 
Wunſch, daß die Arbeiterſchaft dieſen Gedanken im 
ihren eigenen Reihen weit mehr als bisher för⸗ 
derte und daraus die notwendigen Konſequenzen 
zöge. Dann würde es mit der Lage der Arbeiter⸗ 
ſchaft beſſer beſtellt ſein, wenn ſie, ſtatt auf die Ti⸗ 
raden der Kommuniſten zu horchen, praktiſche Ar⸗ 
beit leiſtete. (Zuruf bei den Kommuniſten.) 

Wenn wir uns alſo die ganze Materie, wie ſie 
heute vorliegt, betrachten, dann kommen wir zu 
der Erkenntnis, daß Sie eigentlich unklug geweſen 
find, gerade dieſe Frage der öffentlichen Beſpre⸗ 
chung zu unterziehen. Sie, m. H. von der rechten 
Seite, waren es, die alles das, was Sie heute als 
öffentliche Hand betrachten, und als Wirtſchaft der 
öffentlichen Hand beſeitigen möchten, wogegen Sie 
Sturm laufen, in den erſten Anfängen aus der 
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(Booten, Abgeordneter) 8 
richtigen Erkenntnis der wirtſchaftlichen Notwen⸗ 
digkeit heraus geſchaffen haben. So lange Sie in 
den Kommunen, jo lange Sie in der Staatsregie⸗ 
rung diejenigen waren, die mit dieſen Mitteln ar⸗ 
beiteten, und für ſich zur Anwendung bringen 
konnten, haben Sie kein Wort der Kritik gegen 
dieſe Einrichtungen gefunden. (Irrtum! rechts.) 
Erſt in dem Augenblick, wo auch die Arbeiterſchaft 
die ihr zukommende Macht ergriffen hat, ſehen wir 
den überraſchenden Vorſtoß dieſer Kreiſe gegen 
Einrichtungen, die ſie ſelber geſchaffen haben. Sie 
haben dieſe Einrichtungen geſchaffen und werden 
ſich daher auch mit den Auswirkungen vertraut 
machen müſſen. 8 

Nun haben Sie noch eine andere Frage be⸗ 
rührt, die Beſchäftigung von Gefangenen. Da muß 
ich Ihnen, Herr Abg. Jantzen, leider ſagen, daß 
Sie ſich zum Sprachrohr einer Beſtrebung gemacht 
haben, die ſicherlich nicht vom ſozialen Geiſt erfüllt 
iſt. Wir find der Meinung, daß derjenige, der ge⸗ 
ſtrauchelt iſt, nicht ins Gefängnis geſteckt wird, da⸗ 
mit der Fehltritt gerächt wird. Vielmehr ſoll man 
ihn zu einem beſſeren Menſchen erziehen, damit er 
nach Verbüßung der Strafe als geläuterter und 
gebeſſerter Menſch wieder in die menſchliche Ge⸗ 
ſellſchaft zurückkehrt. (Sehr gut! links.) Herr Abg. 
Jantzen, wie joll Die Gefängnisperwaltung es 
machen, wenn ſie keine geeignete Arbeit für die 
Strafgefangenen hat, wenn ſie nicht in der Lage 
iſt, jemand in ſeiner langen Haft, nachdem er in 
feiner Jugend einen falſchen Weg gegangen it, au 
einem nützlichen Glied der menſchlichen Geſellſchaft 
auszubilden? Sie mögen jede Arbeit nehmen, die 
im Gefängnis hergeſtellt wird, Ihe it und muß ein 
Abtrag derjenigen Arbeitsgelegenheit ſein, die der 
freie Arbeiter, gleichgültig welchem Beruf er an⸗ 
gehört, ausüben kann. Wenn man aber die hohe 
ſittliche Pflicht der Menſchheit anerkennt, aus 
Strafgefangenen nützliche Menſchen zu erziehen, 
dann wird man auch die Arbeit nicht aus den Ge⸗ 
fängniſſen herausnehmen können, ſondern dafür 
ſorgen müſſen, daß diejenigen, die geſtrauchelt ſind, 
in den Gefängniſſen durch die Arbeit zu nützlichen 
Gliedern der menſchlichen Geſellſchaft erzogen 
werden. RAR, 

Wenn man Ihre Anträge einer Kritik unter⸗ 
1 5 wird a nen wieder auf den Gedanken 
ſtoßen, daß Ihre Anträge künſtlich hervorgeſucht 
worden find. Das Ziel vlt dabei nicht die Rettung 
der Privatwirtſchaft, ſondern die Hineintreibung 
eines Keils in die jetzige Regierung. So find die 
Anträge zuſammengeſetzt und veröffentlicht wor⸗ 
den. Sie beſchweren ſich darüber, daß es der Wirt⸗ 
ſchaft ſchlecht geht, daß ſich die Arbeitsloſen be⸗ 
mühen, auf ehrliche Art und Weiſe etwas zu ver⸗ 
dienen. Sie beſchweren ſich, daß alle möglichen 
Leute handeln. Sie ſind in ihrer Not dazu ge⸗ 
zwungen, weil ſie in ihrem ordentlichen Beruf 
keine Unterkunft finden. Sie verſuchen, von der 
drückenden Laſt der Erwerbsloſenunterſtützung 
frei zu kommen und auf ehrliche Art und Weiſe 
ihr Brot zu verdienen. Wollen Sie ſie daran hin⸗ 
dern? Auf der andern Seite ſchimpfen Sie, das 


lieſt man dauernd in Ihren Zeitungen, über das 
große Heer der Erwerbslosen, die nicht arbeiten 
wollen. Wenn ſie nach nützlicher Arbeit greifen, 


zu 
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heißt es, „Staat, bekämpfe dieſe nützliche Arbeit, 
damit ſie uns keine Konkurrenz macht“. 

Ich möchte einmal in Ihre wirtſchaftlichen 
Methoden hineinleuchten, die auf dem Wirt⸗ 
ſchaftsmarkt immer wieder zum Vorſchein kom⸗ 
men, namentlich in das Submiſſionsweſen. Das 
Submiſſionsweſen treibt ſonderbare Blüten, die 


Submiſſionsweſen hereinkommen, bei denen eine 
ordnungsmäßige Arbeit nicht ausgeführt werden 
bann. Hier zeigt ſich wieder das, was ich Ihnen 
ſchon bei der Besprechung der Anträge der Land⸗ 
wirtſchaft durch Herrn Abg. Burandt gezeigt habe, 
mangelndes Solidaritätsgefühl, mangelndes Zu⸗ 
ſammengehörigkeitsgefühl, das immer wieder da⸗ 
zu führt, daß Sie auf dem Wirtſchaftsmarkt als 
einzelne nur auf den eigenen Vorteil bedachte 
Perſonen erſcheinen und das wirtſchaftliche Ziel 
des großen Ganzen nicht berückſichtigen wollen und 
nicht berückſichtigen können. 

Unſer Wunſch und Wille geht dahin, daß dieſe 
Ausſprache, wie fie heute hier im Volkstag ſtatt⸗ 
findet, auch bei Ihnen dazu führen möchte, daß 
der Gedanke des Sozialismus, der Gedanke der 
Zufammengehörigteit, der Gedanke der Solidari⸗ 
tät und der wirtſchaftlichen Kampfgemeinſchaft 
auch in Ihren Reihen, ſowie in den Reihen der 
Arbeiterſchaft feſten Fuß faßt. Dann, m. D. u. H., 
wird es in der Danziger Wirtſchaft beſſer aus⸗ 
ſehen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Paul Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Als 
von ungefähr 100 oder 120 Jahren das Bürger⸗ 
tum ſich von den Feſſeln des Feudalismus zu be⸗ 
freien ſuchte, haben die Feudalherren mit denſelben 
Argumenten operiert, wie heute die Herren von 
rechts, daß ſie die Hüter der Wirtſchaft ſind und daß 
ſie beim beſten Willen nicht verſtehen können, daß 
ſich mit einem Mal andere Kreiſe finden, die ihnen 
dieſe Machtbefugnis aus der Hand nehmen wol⸗ 
len. Die Geſchichte iſt über dieſe Argumente hin⸗ 
weggegangen, und die bürgerliche Geſellſchafts⸗ 
ordnung hat die Profitwirtſchaft eingeführt. Die 
bürgerliche Geſellſchaftsordnung hat mittels des 
freien Spiels der Kräfte die Profitwirtſchaft bis 
zu 
iſt die Miſſion, die die Profitwirtſchaft in der Ver⸗ 
gangenheit erfüllt hat. Dieſe Periode iſt vorbei. 
Mögen Sie heute auch alle möglichen Pfläſterchen 
ausfindig machen, Sie werden niemals eine ge⸗ 
ſunde Baſis für eine Profitwirtſchaft finden. Die 
Revolution im Jahre 1848 wurde unter der Pa⸗ 


Durchführung gebracht, ſpeziell mit Hilfe der deut⸗ 
ſchen Proleten. Das Bürgertum verſtand unter 
der Parole Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
die Freiheit der Ausbeutung, die Brüderlichkeit 
der Ausbeutung. Die Arbeiterſchaft hat ſich da⸗ 
mals mißbrauchen laſſen, ſie hat für andere Leute 
die Kaſtanien aus dem Feuer geholt. Die Revo⸗ 
lution, die damals die bürgerliche Geſellſchaft mit 
Hilfe des Proletariats zur Durchführung gebracht 


ten Sie das nicht ab, jo gut wie wir das nicht ab⸗ 


ſtreiten können, daß der Entwicklungsgang der 
Privatwirtſchaft eine hiſtoriſche Notwendigkeit ge⸗ 


daraus entſtehen, daß immer wieder Angebote im 


einer beſtimmten Höhe entwickeln können. Das 


role „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ zur 


hat, war eine geſchichtliche Notwendigkeit. Strei⸗ 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 

weſen iſt. Wir ſtehen heute auf dem Standpunkt, 
daß die Durchführung der proletariſchen Revolu⸗ 
tion eine hiſtoriſche Notwendigkeit war. Das 
Recht, das man als einziges hiſtoriſches Recht an⸗ 
ſprechen kann, iſt das, ſich das Leben beſſer zu ge⸗ 
ſtalten als es momentan iſt. Wenn man die Ge⸗ 
ſchichte kennt, wird das jeder, nicht nur wir Kom⸗ 
muniſten, ſagen, ſondern auch Bürgerliche, die auf 
dem gleichen Standpunkt ſtehen. Sie geben heute 
Ratſchläge, wie es möglich iſt, das Syſtem der 
Ausbeutung aufrecht zu erhalten. Es muß mit 
allen Mitteln bekämpft werden, wenn Sie der Ar⸗ 
beiterſchaft das Recht nehmen wollen, ſich dies Le⸗ 
ben beſſer zu geſtalten. Die Nutznießer, die es 
heute im Intereſſe von wenigen Menſchen wagen, 
den Arbeitern dies Recht ſtreitig zu machen, 
müſſen bekämpft werden. Es iſt in einer der letzten 
Sitzungen ſchon erklärt worden, daß natürlich der 
Krieg mit Schuld iſt, daß die heutige Wirtſchaft 
ſo belaſtet iſt. Das ſtimmt. Wir wiſſen aber alle, 
daß dies Syſtem Kriege erzeugen muß, weil es auf 
Raub und Mord aufgebaut iſt, und immer neue 
Kriege gebären muß. Der Produktionsprozeß wird 
in Zukunft ein kürzerer ſein und die Schäden, die 
einreißen müſſen, werden in Zukunft noch ſchärfer 
ſein. Wenn letzten Endes nicht etwas anderes ein⸗ 
treten wird, wie wollen Sie die Lebensmöglich⸗ 
keiten für das Gros der Welt herſtellen? Mit 
dieſen Mitteln geht es abſolut nicht, darüber ſind 
wir alle einig. 

M. D. u. H.! Die Herren Sozialdemokraten 
und ſogar der Herr Vorredner erlaubte ſich, uns 
ziemlich gemein den Vorwurf zu machen, daß wir 
letzten Endes die Steigbügelhalter der Deutſch⸗ 
nationalen ſeien. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter, 
Sie dürfen dem Vorredner nicht Gemeinheit vor⸗ 
werfen. (Wir nehmen ihn nicht ernit! links.) 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Das mö⸗ 
gen Sie halten, wie Sie wollen, ich nehme Sie 
ſchon lange nicht ernſt. Man muß es verſtehen, 
dieſen Punkt von einer beſtimmten Plattform zu 
beurteilen. Da die Herren von der Sozialdemo⸗ 
kratie heute auf dem Standpunkt ſtehen, daß dies 
ihr Staat iſt, wie dies in Deutſchland auch ſo kraß 
zum Ausdruck gebracht wird, daß dies der Staat 
iſt, den Sie ſich gezimmert haben, der Staat der 
Arbeiterklaſſe, dann kann man es verſtehen, daß 
Sie heute gegenüber den Deutſchnationalen und 
der Arbeiterklaſſe zum Ausdruck bringen „Du Ar⸗ 
beiter begnüge Dich mit weniger Lohn, Du Arbei⸗ 
ter nimm keine Erwerbsloſenunterſtützung, Du 
Arbeiter zahle mehr Miete, damit wir dieſen 
Staat aufbauen können, natürlich keinen Staat 
für die Arbeiter, ſondern eine rein kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft“. Von dieſen Gedankengängen laſſen 
Sie ſich leiten, weil Sie einem Wahngebilde nach⸗ 
laufen, weil Sie glauben, die Lebenslage der Ar⸗ 
beiter zu verbeſſern, wenn es möglich ſein wird, 
dieſe Wirtſchaftsform ſo, wie in der Vorkriegszeit, 
aufzubauen. M. D. u. H.! Sie haben mit Mar- 
xismus nichts mehr gemein, und es iſt ſchade um 
jedes Wort, das Sie in den Mund nehmen. Sie 
dürfen den Marxismus für ſich nicht mehr in An⸗ 
ſpruch nehmen. Wir Kommuniſten kommen immer 
wieder darauf zurück, aber nicht, weil wir glau⸗ 
ben, bei Ihnen etwas zu erben. Bei Ihnen iſt 
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Hopfen und Malz verloren. Ich ſagte ſchon ein- 


mal, der größte Teil der geiſtigen Führer der So⸗ 
zialdemokratie leidet an Gehirnverkalkung, und 
es iſt nicht möglich, von ihnen etwas anderes zu 
verlangen, es ſei denn, ſie treten frei zu den Fa⸗ 
ſchiſten über. Ich erinnere an Paul Boncourt, 
ich erinnere an Winnig, ich erinnere an den Vize⸗ 
präſidenten Gehl, deſſen Lebenswerk eine Verfaſ⸗ 
ſungsänderung iſt, und der glaubt, wenn er die 
Verfaſſungsänderung geſchaffen hat, werde etwas 
für die Arbeiterſchaft herauskommen. Es kommt 
nichts heraus. Aber das iſt natürlich ein typiſches 
Symptom für die geiſtige Einſtellung Ihrer Füh⸗ 
rer. Etwas anderes kann man nicht verlangen. 
(Zuruf links.) Halten Sie den Mund, lieber 
Freund! Wenn Sie etwas auf dem Herzen ha⸗ 
ben, können Sie heraufkommen, ich werde mich 
nachher mit Ihnen auseinanderſetzen und habe 
jetzt keinen Anlaß, mich mit Ihnen perſönlich zu 
unterhalten. Ich will kurz zuſammenfaſſen, die 
Konzentration des Kapitals hat auf internatio⸗ 
nalem Gebiete eine hohe Stufe erreicht. Ich er⸗ 
innere nur daran, daß Amerika allein, trotzdem 
es nur 6 Prozent der geſamten Bevölkerung der 
Welt vereinigt, über 50 Prozent der Weltproduk⸗ 
tion, bei den Automobilen ſogar 90 Prozent be⸗ 
ſitzt. Alſo die Produktionsmittel in einem Lande 
wie Amerika überſteigen 50 Prozent des ganzen 
Weltbedarfs. Wir haben ein Zuviel an Produk⸗ 
tionsmitteln, die nicht mehr ausgeſchaltet werden 
können, zuviel angelegte Werte, die beim beſten 
Willen nicht rentabel zu machen ſind. Von dieſer 
Seite iſt abſolut nichts zu machen. Das wiſſen 
alle, die es erkannt haben, indem ſie ganz rabiat 
alle überſchüſſigen Nutznießer des Kapitalismus 
bei Seite ſchieben, indem ſie ſich zu großen Kon⸗ 
zernen zuſammenſchließen. Mit dieſen Mitteln 
verſucht man aus der Sackgaſſe herauszukommen. 
Es wird dahin kommen, was andere Leute vor 
vier, fünf Jahren geſagt haben, daß in einer kur⸗ 
zen Spanne Zeit 500 Menſchen die ganze Welt 
regieren, und nur ein paar Proleten Kohlen und 
Heringe auf der Straße verkaufen werden. Das 
wird als Konkurrenz angeſehen. Wenn Sie ſich 
als Wirtſchaftler mit keinen anderen Gedanken⸗ 
gängen beſchäftigen können als mit den Hauſie⸗ 
rern, ſo iſt das der beſte Beweis dafür, daß Sie 
alles andere als Wirtſchaftler ſind und nur für 
55 Herings⸗ und Kohlenverkauf zu gebrauchen 
ind. 

Auch das Gefängnisweſen iſt typiſch. Vor we⸗ 
nigen Wochen wurde in der „Berliner Illuſtrier⸗ 
ten Zeitung“ eine Artikelſerie veröffentlicht. Da 
ſchilderte ein Unparteiiſcher das Gefängnisweſen 
in Sowjetrußland Der Unparteiiſche hat den 
ſehnlichſten Wunſch, wenn er einmal etwas aus⸗ 
frißt, die Strafe nur in Sowjetrußland zu verbü⸗ 
ßen. Im Gefängnis wird nicht die Rache gekühlt, 
ſondern es werden Erziehungsmethoden in An⸗ 
wendung gebracht, damit die Gefangenen das Ge⸗ 
fängnis als nützliche Glieder der menſchlichen 
Geſellſchaft verlaſſen. Sie haben aber nur das 
Intereſſe, erſt den Proleten ſchuldig werden zu 
laſſen und ihn dann zu beſtrafen. Wenn er her⸗ 
auskommt, ſoll er nicht in den alten Fehler ver⸗ 
fallen, ein paar Kartoffeln oder Kohlen zu ſteh⸗ 
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(Kreft, Paul, Abgeordneter) 
len. Dieſe Methoden der Erziehung haben keinen 
Zweck. In Sowjetrußland hat man andere Me⸗ 
thoden in Anwendung gebracht, die ſind wunder⸗ 
bar. f 
Wir ſtellen nun nicht das Verlangen, daß Sie 
dieſe Methoden übernehmen ſollen. Sie können 
nicht ſelbſt den Aſt abſägen, auf dem Sie ſitzen. 
Das durchzuführen, iſt Sache der Arbeiterſchaft. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
freie Spiel der Kräfte, ſo lange es exiſtiert, auch 
im Gefängnisweſen zur Anwendung bringen. Es 
handelt ſich darum, ob das freie Spiel der Kräfte 
ſtärker iſt als das Gefängnisweſen. Wenn das 
Gefängnisweſen ſtärker iſt, haben Sie ſich zum 
Teufel zu ſcheren. Aber Sie ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß der heutige Staat alle ſeine 
Mittel benutzen müſſe, um die Privatwirtſchaft 
zu ſchützen. Sie glauben, daß dieſer Staat nicht 
genug für die Unternehmer tut und kommen da⸗ 
her mit ſolchem Techtelmechtel. Als Herr Dr. 
Heinemann den Ausdruck Sozialismus brauchte, 
hatte ich den Eindruck, daß er von allem anderen, 
nur nicht von dieſen Sachen eine Ahnung hat. Als 
Syndikus der Handelskammer ſetze ich voraus, 
daß er ſich nicht allein mit der kapitaliſtiſchen 
Profitwirtſchaft beſchäftigt, ſondern auch mit an⸗ 
deren Theorien. Er muß wiſſen, daß es inner⸗ 
halb dieſer Wirtſchaftsform ſchwer möglich ſein 
wird, den Sozialismus zu verwirklichen. Die be⸗ 
ſtehende Geſellſchaftsform muß geſtürzt werden. 
Dann kann man erſt daran gehen, den Sozialis⸗ 
mus aufzubauen. Das wird noch eine Reihe von 
Jahren dauern. Die Herren Sozialdemokraten 
vertreten immer die Meinung, daß zehn Jahre 
proletariſcher Diktatur in Rußland keine Fort⸗ 
ſchritte gebracht hätten. Daß dies gemeine De⸗ 
magogie iſt, wird jeder zugeben müſſen, der da⸗ 
von etwas verſteht. Die kapitaliſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ordnung hat zwei, drei Menſchenalter gebraucht, 
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Debatte ſtehen, natürlich nicht, ob ein Proletarier 
oder ein kleiner Gewerbetreibender Kartoffeln 
verkauft, das ſpielt keine Rolle, aber es iſt typiſch, 
daß in dieſem Hauſe nur mit dieſen kleinen Ar⸗ 
gumenten operiert wird, und daß die Herren, die 
etwas von der Sache verſtehen, ſich nicht an das 
Gebiet herantrauen, weil fie wider beſſeres 
Wiſſen ſprechen müßten. Die Ausführungen des 
errn Fooken, die letzten Endes darauf hinaus⸗ 
gingen, die Deutſchnationalen in Schutz zu neh⸗ 
men, beſagten, wir können heute nichts Beſſeres 
tun, ſeht die ſchlechten Verhältniſſe in Deutſch⸗ 
land, drüben Polen und auf der anderen Seite 
Deutſchland und hier das kleine Ländchen Danzig. 
Wir können es nicht ändern. Wann wird es aber 
beſſer in Danzig werden? (Zuruf links.) O nein, 
wenn wir allein in Danzig regieren, würde es 
beſſer werden. Wir würden in dem betreffenden 
Lande die Arbeiterſchaft vor allem ſchulen, weil 
wir infolge der Schulung der Arbeiterklaſſe die 
beſte Gewähr haben, daß wir unſere Ziele ſo 
ſchnell wie möglich zur Durchführung bringen. 
Mit den Methoden der Sozialdemokratie wird 
man es für eine kürzere Zeit bewerkſtelligen, 
man wird aber nicht die Wirtſchaftslage des 
kleinen Gewerbetreibenden beſſern können. 

Der Kreis der Leute, die unter der wirtſchaft⸗ 
lichen Not zu leiden haben, wird immer größer. 
Ebenſo die Zahl der Leute, die dies erkennen und 
zielklar darauf hinarbeiten. Wir können für uns 
in Anſpruch nehmen, die beſte praktiſche Arbeit 
im Intereſſe des Proletariats, im Intereſſe der 
Menſchheit zu tun. Es kommt darauf an, zielklar 
und geſchloſſen darauf hinzuſteuern. Der Moment 
iſt noch nicht da, die Arbeiterſchaft iſt noch nicht 
ſo weit, aber wer praktiſche Arbeit in dieſem 
Sinne leiſtet, tut den größten Dienſt im Intereſſe 
des Proletariats und der Menſchheit. Das Pro⸗ 


letariat iſt letzten Endes nicht ausſchlaggebend. 


um dieſe hohe Stufe zu erreichen. Von unſeren Die Nutznießer werden auch diejenigen Kreiſe ſein, 


ruſſiſchen Genoſſen, die auf dem Wege des Sozia⸗ 
lismus ſind, verlangt man, daß ſie innerhalb 
zwei, drei Monaten den Sozialismus in Rein⸗ 
kultur verwirklicht haben ſollen. Dieſe Anſchau⸗ 
ung kann man einem Menſchen nicht verübeln, 
der nichts davon verſteht. Wenn aber Abgeord⸗ 
nete mit ſolchen Mätzchen kommen, ſo ſind es ent⸗ 
weder Dummköpfe oder Demagogen. 

Den Sozialismus kann man nur aufbauen, 
indem man die Geſellſchaftsordnung zerſtört und 
vermittels der Diktatur des Proletariats den So⸗ 
zialismus einführt. Wenn er nichts Beſſeres 
leiſtet als die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung, 
ſo hat er keine Lebensberechtigung und wird zu 
Grunde gehen. Sozialismus bedeutet nicht tei⸗ 
len, ſondern Ausbau der Produktivkräfte, bedeu⸗ 
tet Verbeſſerung des Loſes der Menſchheit, He⸗ 
bung der Kultur und Aufklärung. Wenn er das 
nicht kann, wird der Sozialismus von den an⸗ 
deren kapitaliſtiſchen Staaten überrannt werden, 
die auf dem Standpunkt ſtehen, daß es nicht mög⸗ 
lich ſein wird, den Sozialismus zu verwirklichen. 
Wir haben die felſenfeſte Aeberzeugung als Mar⸗ 
xiſten, daß das niemals eintreten wird, weil wir 
wiſſen, daß die hiſtoriſche Entwicklung der Privat⸗ 
wirtſchaft erfüllt iſt. Das Problem müßte hier zur 


die uns heute feindlich gegenüberſtehen. Mit Aus⸗ 
nahme verſchiedener Wirtſchaftskreiſe, und dazu 
rechne ich auch die Anhänger, die ſich in der Mitte 
bewegen, das heißt die Herren mit den ſchwarzen 
Mänteln und den dicken Köpfen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 
Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Siebenfreund. 
Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.) M. D. 
u. 9.! Der Herr Abg. Fooken hat den Geſetzent⸗ 
wurf der Nationalliberalen Bürgerpartei und 
den Antrag der Deutſchnationalen Volkspartei 
als einen überraſchenden Vorſtoß bezeichnet. Ich 
glaube, man tut damit doch dieſen beiden Vor⸗ 
lagen zu viel Ehre an. Es iſt kein überraſchender 
Vorſtoß, ſondern es iſt eine Aeußerung, die durch⸗ 
aus im Einklang mit einer Bewegung ſteht, die 
ſich nicht nur hier in Danzig in den Spalten der 
Preſſe, ſondern die ſich auch im Reich ſehr deutlich 
bemerkbar macht. Es iſt die Reaktion auf die Zeit 
des Krieges und die Nachkriegszeit, in der der 
Staat gezwungen war, vielerlei Aufgaben zu 
übernehmen, die ſolange der Privatwirtſchaft 
überlaſſen waren. Der Staat mußte damals dieſe 
Dinge übernehmen, weil höhere Intereſſen auf 
dem Spiel ſtanden. Als Auswirkung dieſer Not⸗ 
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(Siebenfreund, Abgeordneter) 

wendigkeit ergab ſich vielfach ein allzudeutliches 
Streben nach der Staatshilfe. Der Ruf nach dem 
Staat wurde auch in den Kreiſen der Unterneh- 
mer nach dem Krieg häufig lauter und eindring⸗ 
licher erhoben, als es eigentlich im Intereſſe der 
Unternehmerſchaft gelegen hätte. Das war eine 
Folge der vernichtenden und zerſtörenden Aus⸗ 
wirkung der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit. 

Nun kommt die Reaktion. Dieſe Reaktion 
will, daß dem Bewußtſein, daß die Privatwirt- 
ſchaft die Grundlage unſerer Volkswirtſchaft 
bildet, ein erheblich ſtärkeres Gewicht verliehen 
wird. Wir ſind auch, das iſt allen bekannt, der 
Ueberzeugung, daß auch die Grundlage des Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftslebens in den Privatbetrieben, 
in der Privatwirtſchaft ruht, und daß dieſe pri⸗ 
vate Wirtſchaft infolgedeſſen Pflege, Schonung 
und Förderung verdient. Es iſt ſicher, daß dieſe 
private Wirtſchaft auch dann Privatwirtſchaft 
bleibt, wenn ſie ſich zu größeren Gruppen, zu 
größeren Organiſationen, zu größeren Gemein⸗ 
ſchaften zuſammenſchließt. Ich bin nicht der An⸗ 
ſicht des Herrn Abg. Fooken, daß durch einen 
ſolchen Zuſammenſchluß ſchon eine gewiſſe So⸗ 
zialiſierung eintritt. Privatbetriebe bleiben Pri⸗ 
vatbetriebe, auch wenn fie zuſammengeſchloſſen 
ſind. Aber dies Gemeinſchaftsgefühl, dies Zuſam⸗ 
mengehörigkeitsgefühl zu pflegen, darin ſtimme 
ich dem Herrn Abg. Fooken bei, iſt durchaus 
wünſchenswert und liegt auch im Intereſſe der 
Allgemeinheit. 

Der Herr Abg. Jantzen hat Kritik daran ge⸗ 
übt, wie die Regierung dieſe Privatwirtſchaft be⸗ 
handelt. Er hat die kühne Behauptung aufge⸗ 
ſtellt, daß die Vorlagen der Regierung, insbe⸗ 
ſondere die Steuervorlagen, nichts anderes als 
neue Belaſtungen der Wirtſchaft darſtellen. Eine 
ſolche Behauptung ſtimmt nicht. (Abg. Jantzen: 
Na, na, Gewerbeſteuer!) Die Gewerbeſteuer iſt 
bekanntlich unverändert geblieben. (Abg. Jantzen: 
Die Umſatzſteuer!) Die Umſatzſteuer iſt nicht ver⸗ 


ändert worden, dagegen die Lohnſummenſteuer 


aufgehoben worden, und auch die Verkehrs⸗ und 


Beförderungsſteuer wird aufgehoben werden. Es 


geht nicht an, daß man jetzt über dieſe beiden 
Steuern, die als außerordentlich läſtig und hem⸗ 
mend von allen Kreiſen der Wirtſchaft bezeichnet 
wurden, mit einer leichten Handbewegung hin⸗ 
weggeht, als ob mit dieſen 3 und mehr Millionen 
der Danziger Wirtſchaft eine Entlaſtung geboten 
ſei. Eine Entlajtung iſt da und kommt der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft zugute, es liegt an ihr, ſich dieſe 
orteile zunutze zu machen, insbeſondere in Be⸗ 
zug auf die Verkehrsſteuer, die, wie allen bekannt 
iſt, ja nun auch beſtimmt fällt. N 
Das vorliegende Geſetz, der Urantrag, iſt in 
ſeiner Faſſung nicht klar und beſtimmt. Wir 
haben an ihm bezüglich ſeiner Faſſung außeror⸗ 
dentlich viel auszuſetzen und finden manche Para⸗ 
graphen und manche Stellen in dieſen Paragra⸗ 
phen äußerſt mangelhaft. Dieſer Geſetzentwurf 
geht uns in mancher Beziehung zu weit. Es at 
nicht möglich, daß man dieſe Fragen, die eine zum 
eil ſehr genaue örtliche Kenntnis erfordern, in 
der Regierung konzentrieren will und damit die 
Selbſtverwaltung, die für uns ein außerordent⸗ 
lich hohes Gut darſtellt, in dieſer Frage vollkom⸗ 
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men ausſchaltet. Der Herr Abg. Dr. Heinemann 
hat ja ſchon ausgeführt, daß dieſer Geſetzentwurf 
vor ſolchen Einrichtungen Halt machen will, wie 
ſie die ſtädtiſchen Betriebe darſtellen. Außerdem 
will dieſer Geſetzentwurf aber auch vor all dem 
Halt machen, was heute bei Behörden als gewerb⸗ 
liche Anternehmung und gewerblicher Betrieb 
ſchon im Gange iſt. In dieſer Beziehung ſtehen 
wir allerdings auf dem Standpunkt, daß da man⸗ 
ches ſehr abbauwürdig iſt. In den Werkſtätten 
der Schupo, beim Zoll und bei der Poſt iſt man⸗ 
ches vorhanden, was im Intereſſe des Dienſtes, 
im Intereſſe der Behörde ſelbſt nicht notwendig 
iſt. Anders und ſchwieriger liegt die Frage tat⸗ 
ſächlich beim Gefängnis; denn auch wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß die Strafe für die Gefan⸗ 
genen nicht eine Zeit ſein darf, in der ſie zum 
Nichtstun verurteilt ſind, um moraliſch, ſeeliſch 
und geiſtig zu verkommen, ſondern daß dieſe Zeit 
dazu benutzt werden ſoll, um ihnen den Anſchluß 
an die bürgerliche Gemeinſchaft wieder zu ebnen. 
Infolgedeſſen iſt dieſe Frage der Beſchäftigung 
der Gefangenen außerordentlich ſchwer zu löſen. 
Es bedarf ſehr ſorgſamer Prüfung, was im ein⸗ 
zelnen dabei geſchehen ſoll. Letzten Endes hängt 
die gute Löſung dieſes Problems davon ab, ob 
der Staat in der Lage ſein wird, für dieſen Zweck 
Mittel erheblicher Art einzuſtellen. (Sehr rich⸗ 
tig!) Bei den anderen Behörden aber bedarf es 
eines ſolchen Geſetzes für die Abänderung des be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes nicht, das läßt ſich durch Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen zweckmäßig und gut durch⸗ 
führen. Es iſt ſicher, daß die Frage einer ſolchen 
Abänderung nicht von dem Geſichtspunkt beurteilt 
werden kann: Privatwirtſchaft oder öffentliche 
Hand. Nach unſerer Ueberzeugung iſt dieſe Frage⸗ 
ſtellung falſch. Es gibt in dieſer Frage nicht ein 
Entweder — oder, ſondern es wird immer ein Ne⸗ 
beneinander geben. Das, was heute iſt, kann man 
nicht mit einem Strich aus der Welt ſchaffen. Es 
hat immer Aufgaben gegeben, die im öffentlichen 
Intereſſe gelöſt werden müſſen, die aber die Pri⸗ 
vatwirtſchaft nicht zu löſen in der Lage ſein wird. 
So iſt die Frageſtellung Privatwirtſchaft oder öf⸗ 
fentliche Hand nach unſerer Anſicht falſch geſtellt. 
Es iſt aber nicht angängig, daß die Behörden⸗ 
leiter den Ehrgeiz entwickeln, nun auch innerhalb 
ihres Amtes einen ſogenannten wirtſchaftlichen 
Betrieb einzurichten, der dann Rentabilitätsbe⸗ 
rechnungen aufſtellt, bei denen wichtige Punkte 
fehlen, bei denen Verwaltungskoſten und Steuer⸗ 
belaſtungen fehlen, ſo daß dieſe Betriebe die Kon⸗ 
kurrenz gegen die freie Wirtſchaft mühelos auf⸗ 
nehmen können. Gerade in Danzig, einem ſo klei⸗ 
nen und in ſeinen wirtſchaftlichen Bedingungen 
ſo bedrohten Gebiet. werden ſolche Auswirkungen 
von beſonders großem Nachteil ſein. Es wird 
einer ganz beſonderen Fürſorge und Sorgfalt be⸗ 
dürfen, um in dieſen Fragen den richtigen Weg 
und die richtige Form zu finden. 

Das Geſetzesgebiet, das mit dieſer Vorlage 
beſchritten iſt, iſt ein überaus ſchwieriges. Es iſt 
uns bekannt, daß auch im deutſchen Reiche ſehr 
umfangreiche Vorarbeiten im Gange ſind, um 
dieſe Frage einer Löſung entgegen zu führen. Im 
Reiche, wo die Sachkenner dichter geſät ſind, als 
bei uns, hat man es noch nicht fertig gebracht, 
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) einen ſolchen Geſetzentwurf zu veröffentlichen. Es 


iſt zweifelhaft, ob es für Danzig richtig iſt, in 
dieſer Frage voranzugehen und ob es nicht zweck⸗ 
mäßiger wäre, in dieſem Fall die Geſetzgebung 
des deutſchen Reiches abzuwarten, wie wir es ja 
auch auf anderen Geſetzesgebieten tun. Dieſer Ge⸗ 
ſetzentwurf hat jedenfalls nach unſerer Ueber⸗ 
zeugung ſehr erhebliche Mängel und enthält ſehr 
große Unklarheiten. Wir behalten uns vor, bei 
der Behandlung im Wirtſchaftsausſchuß unſere 
Anträge zu ſtellen und Ergänzungen zu meinen 
heutigen Ausführungen zu machen. Wir werden 
bei der Gelegenheit auch die zweifellos ſchwierige 
Frage des Submiſſionsweſens, ich will ſagen, des 
Submiſſions⸗Unweſens, zur Erörterung bringen 
und mit daran arbeiten, dieſe Mängel und Schä⸗ 
den zu überwinden. (Abg. Rahn: Unweſen iſt es 
doch nur, wenn man durchfällt!) 

Wir werden dem Antrag auf Ueberweiſung 
an den Wirtſchaftsausſchuß zuſtimmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Robert Hallmann. 

Hallmann, Robert, Abgeordneter (Z.) M. D. 
u. H.! Der uns vorliegende Geſetzentwurf fällt 
nach Anſicht meiner Fraktion unter die von mei⸗ 
nem Fraktionskollegen, Herrn Neubauer, in 
ſeiner Etatsrede angedeutete bzw. befürchtete Ge⸗ 
ſetzesmacherei, wobei er ſagte, daß es nicht aut 
möglich ſei, jedem guten Gedanken gleich eine ge⸗ 
ſetzliche Form zu geben. Die „Staatsanzeiger“⸗ 
Inſeraten⸗Angelegenheit, die wohl als Urjadhe 
dieſes Geſetzentwurfs anzuſehen iſt, und die von 
uns im Sinne der Wirtſchaftskreiſe behandelt 
wurde, beweiſt, daß auch ohne ein diesbezügliches 
Geſetz auszukommen iſt. Der erwähnten Etats⸗ 
rede des Herrn Abg. Neubauer war zu entneh⸗ 
men, daß wir um die Wirtſchaft mindeſtens eben⸗ 
jo beſorgt find, wie jede andere Partei des den 
Hauſes. Der Geſundung der Wirtſchaft wird die 
Zentrumspartei ſtets ihr größtes Augenmerk 
ſchenken und Anforderungen des Staates dort 
eine Grenze ziehen, wo ein Mehr die Entwicklung 
der Wirtſchaft hindern kann. 

Allerdings muß ich zugeben, daß wir mit dem 
Wort Wirtſchaft nicht nur den engen Kreis ver⸗ 
ſtehen, der den Herren Antragſtellern vorſchwebt. 
Wir haben den Grundſatz der wirtſchaftlichen Ge⸗ 
rechtigkeit, woraus folgt, daß es keine iſolierte 
Einzelmaßnahme in der Wirtſchafts⸗Verbunden⸗ 
heit eines Volkes geben darf; denn alle Maßnah⸗ 
men wirken auf alle Stände. Die Auswirkungen 
müſſen deshalb gerecht berückſichtigt werden. Aber 
auch ohne ein Geſetz, wie es der Entwurf vorſieht, 
haben wir die Abſicht, die Tätigkeit der öffent⸗ 
lichen Hand genau zu beobachten. Trotzdem der 
Geſetzentwurf im 8 1 ausdrücklich das Weiterbe⸗ 
ſtehen der beſtehenden Einrichtungen verlangt, 
werden wir uns nicht ſcheuen, zu gegebener Zeit 
dahin zu wirken, daß ſolche aufgelöſt werden, 
wenn ſie unnötig werden ſollten, oder wenn der 
Zweck unter verhältnismäßig gleichen Umſtänden 
auch in anderer Weiſe erreicht werden kann. 


Kleine Hinweiſe dieſer Art werden wir der Re⸗ 

gierung jetzt noch bei der Etatsberatung geben. 
Es iſt wohl nicht mehr nötig, daß ich auf die 

einzelnen Sachen eingehe, die ausführlich beleuch⸗ 
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tet ſind. Wir werden aber dieſe Gelegenheit da⸗ 
zu benutzen, in dieſer Hinſicht aufklärend zu wir⸗ 
ken und werden deshalb dem Antrag auf Ueber⸗ 
weiſung an den Wirtſchaftsausſchuß unſere Zu⸗ 
ſtimmung geben. 


Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): M. D. 
u. H.] Wir haben den Antrag mit Freude be⸗ 
grüßt und ihn dementſprechend auch unterſchrie⸗ 
ben. Der Antrag enthält eigentlich nur die geſetz⸗ 
liche Fixierung eines von uns etwa vier Jahre 
lang geführten a gegen den Einfluß der 
ſtaatlichen Hand. x bedauern, daß erſt ge⸗ 
legentlich der ziemlich unerheblichen Inſeraten⸗ 
Angelegenheit die Geſchichte ins Rollen gekom⸗ 
men iſt, und daß ſich die berühmte Großmacht der 
Preſſe ſo matt für unſere Ideen einſetzt; denn es 
dreht ſich doch um erheblich mehr. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Redners der Sozialdemokraten, des 
Herrn Fooken, enthielten doch erhebliche Irrwege. 
Herr Fooken jagte, man könne den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken nicht totſchlagen, man müſſe unbedingt 
gerade den genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß 
fördern. Daher könne man, wenn man überhaupt 
für den genoſſenſchaftlichen Aufbau und den Ge⸗ 
meinſchaftsgedanken ſei, dieſem Geſetz nicht fol⸗ 
gen. Herr Fooken warf dabei allerdings zwei 
Ideen erheblich durcheinander, nämlich die mar⸗ 
piſtiſche Idee der Verſtaatlichung und die rein ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Ideen, die liberaler Herkunft 
ſind. Sie täuſchen ſich, wenn Sie glauben, den 
genoſſenſchaftlichen Gedanken für den Marxismus 
in Anſpruch zu nehmen. Marx war zweifellos 
der ſchärfſte Gegner der Genoſſenſchaften, weil er 
in ihnen ſeine Feinde ſah. Alſo, ſo liegen die 
Dinge doch nicht, daß Sie mit einem eleganten 
Salto mortale hier erklären, wir ſollten als Bür⸗ 
gerliche eine ſozialdemokratiſche Weltanſchauung 
einführen, wenn wir überhaupt den genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Gedanken propagierten. Obſchon ich 
ſonſt meine Freunde, die Deutſchnationalen, nicht 
in Schutz nehme, ſo war es doch falſch zu ſagen, 
(Heiterkeit) daß ſich hier bei der Angelegenheit 
der ländlichen Verhältniſſe die Deutſchnationalen 
mit einem Mal ſozialdemokratiſch gezeigt hätten. 
Nein, ſie haben ſich nicht ſozialdemokratiſch ge⸗ 
zeigt, wenn ſie die genoſſenſchaftliche Idee propa⸗ 
gierten. Herr Siebenfreund ſagte es ſchon, es iſt 
durchaus privatwirtſchaftlich gedacht, wenn Die 
Einzelnen ſich zur Genoſſenſchaft zuſammenſchlie⸗ 
ßen, alſo inſofern liegen die Dinge erheblich 
anders. 

Aber, wir wollen uns über dieſe theoretiſchen 
Fragen nicht weiter auseinanderſetzen. Wir tref⸗ 
fen uns ja in der Praxis. Wenn Sie, m. H. So⸗ 


Das Wort hat der 


zialdemokraten, den Marxismus ſo auffaſſen, daß 


Sie ihn in die genoſſenſchaftliche Idee umbiegen 
wollen, dann können wir alle zuſammenarbeiten. 
Dann iſt der Deutſchnationale genau ſo, wie der 


Liberale, ein Marxiſt. Herr Dr. Heinemann wird 


Ihnen auch ſagen, daß der Truſt bloß eine große 
Genoſſenſchaft iſt, und er iſt ein Vertreter des Ka⸗ 
pitalismus. So liegen die Dinge, daß wir durch⸗ 


aus nicht die logiſche Antitheſe zu behandeln. 
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(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

brauchen, wenn Sie damit einverſtanden ſind, Sie 
wollten lediglich genoſſenſchaftlich arbeiten. Was 
will aber der Geſetzentwurf? Er will den Mar⸗ 
xismus im engſten Sinne, nämlich den Eingriff 
des Staates verhindern. Wenn Sie ſoweit gehen 
wollen, daß Sie nur die genoſſenſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhänge propagieren, können wir dem Zu⸗ 
ſammenhang folgen. (Abg. Raſchke: Sie haben 
doch die Beamtengenoſſenſchaft auch bekämpft, 
vor einem Vierteljahr haben Sie hier dagegen 
gewettert!) Ich habe erklärt, bei der ſpezifiſchen 
Lagerung des Verhältniſſes zwiſchen Beamten 
und Staat iſt es unrecht, wenn ſich die Beamten 
zu einer Genoſſenſchaft zuſammenſchließen, weil 
der Beamte kraft ſeiner Weltanſchauung etwas 
anderes iſt als jeder andere. Deshalb habe ich 
Herrn Plenikowſki erklärt, wenn er mit ſeinem 
Streikgedanken an die Beamtenſchaft herantritt, 
mache er den Beamten lediglich zu einem kommu⸗ 
niſtiſchen Arbeiter, der grundſätzlich den Staat 
negiert. Das kann kein Beamter. 

M. D. u. H.! Von dieſen Geſichtspunkten aus 
können wir uns alle treffen. Wir wollen gemäß 
dem Inhalt des Geſetzes den Staat möglichſt ali⸗ 
nieren. Da iſt es erſtaunlich, mit welchem Ge⸗ 
ſchick die Deutſchnationale Partei ein Salto mor⸗ 
tale macht. Zweifellos trifft die Haupturſache 
an dem ganzen Elend die Deutſchnationalen, die 
in einer großen Entſchließung zum Staatshaus⸗ 
haltsplan mit einem Mal ein Sündenregiſter 
ihrer eigenen Tätigkeit aufzählen, wie es ſchärfer 
noch niemals vorhanden war. Wenigſtens haben 
fie jetzt ändern wollen, was ſie in den ſieben Jah⸗ 
ren ihrer Regierung geſchaffen haben. Es äjt 
wirklich naiv, wenn Sie jetzt hier erſcheinen und 
das Submiſſionsweſen bekämpfen. Sie ſind ja 
hier neu, Herr Jantzen, aber ich will Ihnen ſagen, 
das Submiſſionsweſen hat die korrupten Formen 
gerade während Ihrer Regierung angenommen. 
Wenn das Submiſſionsweſen korrupt geworden 
iſt, ſo deswegen, weil nur Ihre Genoſſen die 
Staatsaufträge bekommen haben. Wir haben 
uns im Ausland mit unſerem Submiſſionsweſen 
erheblich blamiert. Ich kam einmal von einer 
Verſammlung aus Kalthof und fuhr mit einem 
ſehr bekannten Vertreter der Danziger Elektrizi⸗ 
täts⸗ und Eiſenbranche zuſammen. Er kam aus 
Oſtpreußen und hatte einen Auftrag bekommen. 
Ich ſagte zu ihm: „Weshalb bleiben Sie nicht in 
Danzig, warum fahren Sie nach Oſtpreußen?“ 
Er antwortete: „In Danzig iſt kein Geſchäft zu 
machen. Ich bin im Frieden in Rußland geweſen. 
Da wußte man, was man zu zahlen hatte, nämlich 
10 Prozent für den oberen Beamten, 5 Prozent 
für den unteren. In Danzig kann man kein Ge⸗ 
ſchäft machen, da kenne ich nicht den Tarif.“ Das 
iſt die Stimmung eines Mannes, der die Sache in 
Danzig kennen gelernt hat. 

Ich möchte an dieſer Stelle noch einmal beto⸗ 
nen, daß wir geſchloſſen den Geſetzentwurf mit⸗ 
machen werden, daß wir geſchloſſen auch die Ent⸗ 
ſchließung annehmen können. Allerdings ſagen 
wir zu Ihnen (nach rechts) mea culpa, mea 
Waxima culpa. Sie ſind es, die doch die ganze 
Sache eingebrockt haben. Das kann uns nicht hin⸗ 
dern, mit aller Kraft eine Aenderung herbeizu⸗ 
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führen zu ſuchen. Es ſtimmt nicht, daß die Nach⸗ 
kriegszeit daran ſchuld iſt. Das iſt jetzt neun 
Jahre her, und die Wirtſchaft it tatſächlich auf⸗ 
ſteigend dazu übergegangen, hier aliniert zu wer⸗ 
den. Wir wiſſen auch, daß der Staat in den erſten 
paar Jabren nach dem Kriege dieſe Tätigkeit noch 
nicht ausgebaut hat. Es iſt erſt zwei Jahre her, 
daß Herr Senator Runge hier die Wärmeſtelle 
propagierte, und daß wir die Abſicht des Herrn 
Runge kennen die geſamte Wirtſchaft zu zentrali⸗ 
ſieren. Die Dinge ſind feine Folgeerſcheinung 
des Krieges, ſondern eine Folgeerſcheinung der in 
Danzig herrſchenden Abſicht, im marxiſtiſchen 
Sinne zu ſozialiſieren, nicht im Sinne des Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens. Inſofern begrüßen wir den 
Geſetzentwurf, weil er uns hoffentlich Gelegenheit 
geben wird, hier grundſätzlich Klarheit zu ſchaffen. 
Ich glaube, nachdem die Sozialdemokraten den 
marxiſtiſchen Standpunkt verlaſſen haben, wer⸗ 
den ſie die Erſten ſein, die uns folgen und dem 
Geſetzentwurf zuſtimmen werden. 


Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die allgemeine Beſpre⸗ 
chung iſt geſchloſſen. Das Wort zu einer Erklä⸗ 
am hat der Herr Stellvertretende Präſident des 

enats. 


Gehl, Stell vertretender Präſident des Senats; 
Aus den Worten des Herrn Abg. Dr. Blavier 
kann entnommen werden, als ob Danziger Be⸗ 
amte beſtechlich ſeien. Ich weiß micht, ob ſich der 
Herr Abg. Dr. Blavier jo hat äußern wollen. Je⸗ 
denfalls muß ich dieſe Verdächtigung der Beam⸗ 
tenſchaft auf das entſchiedenſte zurückweiſen. 


Vizepräſident Neubauer: Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlägt vor, dieſen Geſetzentwurf dem Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch, das hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Eingaben. Druckſachen Nr. 

Nr. 165. 

Dazu liegt die Druckſache Nr. 184 vor, die fol⸗ 
gende Entſchließung enthält: 

Der Senat wird erſucht, dahin zu wirben, daß 
für die Spielklub⸗Angeſtellten durch Einrichtung 
eines Schiedsgerichts oder einer ähnlichen Stelle Ga⸗ 
rantien geſchaffen werden, daß die allgemeinen 
Rechtsgrundſätze für ihr Dienſtverhältnis Anwen⸗ 
dung finden. 

Falls keine Wortmeldungen und Abänderungs⸗ 
anträge vorliegen, nehme ich an, daß dieſe Ent⸗ 
ſchließung, ebenſo wie die Eingaben ſelbſt entſpre⸗ 
chend den Anträgen der Ausſchüſſe angenommen 
find; es iſt jo beſchloſſen. Damit ſind wir am 
Schluß der Sitzung angelangt. Ich ſchlage nun⸗ 
mehr vor, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 
23. Mai 1928, nachmittags 3,30 Uhr abzuhalten, 
und zwar mit folgender Tagesordnung: 

1. Dritte Beratung eines Ergänzungsgeſetzes zum 
vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928. Druckſache Nr. 164 zu Nr. 129. 15 5 

Berich I Rechtsausſchuſſes zum Antrag des Se⸗ 
ns 1 0 e en einen Abgeordne⸗ 
ten. Druckſache Nr. 187 zu Nr. 143. Berichterſtatter: 
Abg. Plettner. 

3. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

ee oe Preußiſchen Geſetzes über die 
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Volkstag Danzig — 27. Sitzung. 


(Vizepräſident Neubauer) 
Bsem der Auflaſſung. Bericht des Rechtsaus⸗ 
ſchuſſes. Druchſache ur 189 zu Nr. 144. Bericht⸗ 
erſtalter: Abg. Schilke 
4. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Verkehr 
mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden. 
Druckſache Nr. 182. 
5. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den Aus⸗ 
bau der Ange eſtelltenverſichenung. Druckſache Nr. 183 
6. Zweite Beratung eines W gur Abäm⸗ 
. des G Pihl 1 ſetzes. — Uran⸗ 
trag des Abg. Liſchnewfki u. Fr. — Bericht des 
Rechtsausſchuſſes. Hege Nr. 188 zu Nr. 97. 


Mittwoch, den 16. Mai 1928. 


Außerdem möchte ich für den Herrn Präſidenten (5 


um die Erlaubnis bitten, im Einvernehmen mit 
dem Aelteſtenausſchuß weitere Punkte auf die Ta⸗ 
gesordnung zu ſetzen, falls dies erforderlich er⸗ 
ſcheint. Es erfolgt kein Widerſpruch, das hohe 
Haus iſt damit einverſtanden. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Minuten.) 


(A) 


{B) 


Volkstag Danzig — 28. Sitzung. Mittwoch, den 23. Mai 1928. 
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keinen Widerſpruch. Das Haus hat den Urlaub 


genehmigt. Weiter hat Herr Abg. Siebenfreund 


28. Sitzung. 
Mittwoch, den 23. Mai 1928. 
8 Seite 
D See (3 mie Geihähtäoruing . . . A77C 


vorläufigen Haushaltsgeſetz für das Rech⸗ 
nungsjahr 1928 (Druckſache Nr. 164 gu Nr. 
129) 


* 0 * 


Brenner (Hausbeſ. P.) 
Bericht des Rechtsausſchuſſes zum Antrag des Se⸗ 
nats auf Strafverfolgung gegen einen Abge⸗ 
ordneten. (Drucksache Nr. 187 zu Nr. 143) 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des preußiſchen Geſetzes über 
die Form der Auflaſſung. (Druchſache Nr. 189 
n N es äh a re: f 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Ver⸗ 
kehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegen⸗ 
ſtänden. (Drückſache Nr. 182 7 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
Ausbau der Angeſtelltenverſicherung (Druck⸗ 
ſache Nr. 183) 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Ur⸗ 
antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. (Druck⸗ 
ſache Nr. 188 zu Nr. 97) 


r 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
nung des Geſetzes über das Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen. (Druckſache Nr. 1850) . - 

Große Anfrage Nr. 5 des Abg. Klein betr. Perſo⸗ 
malpolitik bei der Staatsbahndirektion Dan⸗ 
zig. (Druckſache Nr. 76) 

Schilke (Z.) 
Büttner, Staatsrat 


LE e e e 


r Re 


Schilke (Z.) zur Geſchäftsordnung 480 D 
r a „ 480 D 
Mrtcaunitt S e 189 
Schwegmann (D. Nat.) 486 D 
ache K p a 487 C 
Geisler (bk Fr „488 & 
Hohnfeldt (Nat. Soz. )) 489 A 
Dr. Moczynſki (P.)) 490 A 


Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 

e or 
Beile ? 8 
Raſchke (K. P.) zur Geihäftsordnung . . 
Dr. Bogdan (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 


IIII11IfCͤö;¹ RR Dale ef 492 C 
Raſchke (K. P.) gur Geſchäfts ordnung. 492 C 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 493 A 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Staatsrat Büttner. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 28. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung habe 


ich Ihnen folgende geſchäftliche Mitteilung zu 
machen. Neu eingegangen iſt der Entwurf eines 
Geſetzes zur Abänderung des Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
geſetzes und ein Antrag des Senats auf Entla⸗ 
ſtung der Jahresrechnung für 1925. Der Herr 
Abg. Fritz Klawitter hat für die Zeit vom 21. 
Ich höre 


Mai bis 2. Juli Urlaub beantragt. 


vom 24. Mai bis 10. Juni Urlaub beantragt. Ich 
höre auch hier keinen Widerſpruch, der Urlaub 
iſt genehmigt. 
Wort Herr Abg. Schilke. 

Schilte, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! 
Nachdem geſtern der Aelteſtenausſchuß beſchloſſen 
hat, die Abänderung der Verfaſſung heute von der 
Tagesordnung abzuſetzen, beantrage ich als Punkt 
7 a auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung 
die Große Anfrage Nr. 5 betr. Einſtellung von 


Arbeitern bei der polniſchen Eiſenbahndirektion 


zu ſetzen. 

Präſident: Ich höre keinen Widerſpruch. Das 
hohe Haus hat ſo beſchloſſen. Wir behandeln 
alſo nach Punkt 7 die Große Anfrage Nr. 5 als, 
Punkt 7a. Wir kommen jetzt zur Tagesordnung. 
Ich rufe den erſten Punkt auf: \ 

Dritte Beratung eines Ergänzungsge⸗ 
ſetzes zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für 
das Rechnungsjahr 1928. 

Druckſache Nr. 164 zu Nr. 129. Ich eröffne die 


‚allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 


Abg. Brenner. 


Brenner, Abgeordneter (Hausbeſ. P.): M. D. 
u. H.! Es iſt mehr als bedauerlich, daß es zu die⸗ 
ſer Geſetzesvorlage hat kommen müſſen, dieſelbe 
wäre vermieden worden, wenn das Tabakmono⸗ 


Zur Geſchäftsordnung hat das 


pol nicht eingeführt wäre. Die Vorlage bedeutet 


nichts anderes, als daß der Staat bei ſeiner jetzi⸗ 
gen Finanzkalamität noch weitere 3 Millionen. 
Schulden eingehen muß. Ich bin der Ueberzeu⸗ 
gung, daß dieſe 3 Millionen auch noch nicht aus⸗ 
reichen werden, da dieſelben, wie in einer frühe⸗ 
ren Sitzung hier vorgebracht wurde, für nur einen 
Entſchädigungsberechtigten als Abfindung aufge⸗ 
wandt werden ſollen reſp. aufgewandt werden 
müſſen. Mit den anderen 3 Millionen, welche 
die Tabakmonopolaktiengeſellſchaft für Entſchädi⸗ 
gungen zur Verfügung geſtellt hat, dürften wohl. 
kaum die berechtigten Anſprüche der anderen 
Entſchädigungsberechtigten, der Arbeiter, Ange⸗ 


ſtellten, Vertreter, Händler und Fabrikanten ab⸗ 


gegolten werden können. 
Natürlich wird der Senat verſuchen, mit die⸗ 
ſer ihm verbleibenden Summe auszukommen und 


demzufolge wohl in den meiſten Fällen nunmehr; 


gegen die Entſcheidungen des Entſchädigungs⸗ 


O 


amtes Einſpruch einlegen und Klage androhen, 


um den Entſchädigungsberechtigten durch dieſen 


Druck ſeinem Willen gefügig machen zu können. 


Bedauerlicherweiſe hat der Volkstag dem Senat 
durch Verabſchiedung des Geſetzes über die Abän⸗ 
derung für die Entſchädigungsverordnung zum 
Tabakmonopol das Mittel dazu in die Hand ge⸗ 


geben. Ein Ruhmesblatt war die Verabſchiedung. 


dieſes Geſetzes für einen Rechtsſtaat ſicherlich 


nicht; denn man bedenke, daß durch dieſes Geſetz 


dem Senat einſeitig das Recht zuerkannt wor⸗ 
den iſt, gegen die Entſcheidungen des Entſchädi⸗ 
gungsamtes den Klageweg beſchreiten zu können, 
daß dieſes Recht aber dem wirtſchaftlich Schwä⸗ 
cheren, dem Entſchädigungs berechtigten, genom⸗ 
men worden iſt. Das trifft gerade die kleinen 
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(Brenner, Abgeordneter) 
Entſchädigungberechtigten. (Abg. Kloſſowſki: 
Sind Sie der deutſchen Sprache nicht mächtig?) 
Ich habe nicht verſtanden. (Abg. Beyer: Wer ab⸗ 
lieſt, iſt der deutſchen Sprache nicht mächtig.) 
Herr Beyer, Sie treten immer, wie Ihre Zeitung 
ſchreibt, als großer Pädagoge hervor. (Abg. 
Beyer: Ich habe nur wiederholt, weil Sie nicht 
verſtanden haben!) Ich bin heute leider geſund⸗ 
heitlich nicht in der Lage, mich auf Zwiſchenrufe 
einlaſſen zu können, ſonſt würde ich das wohl tun. 
Ich will zugeben, daß ein großer Teil der klei⸗ 
nen Entſchädigungsberechtigten ohnehin nicht den 
Rechtsweg hätte beſchreiten können, weil ſie eine 
lange Prozeßführung und bei ſo hohen Koſten 
nicht hätten durchhalten können. Es wäre aber 
immerhin möglich geweſen, daß das ordentliche 
Gericht dem Entſchädigungsberechtigten, der einen 
Prozeß hätte durchführen können, eine höhere 
Entſchädigungsſumme zugeſprochen hätte, als ſie 
das Entſchädigungsamt feſtgeſetzt hat. Durch 
die Geſetzesvorlage, die verabſchiedet worden iſt, 
iſt dem Entſchädigungsberechtigten das Recht 
zur Klageerhebung genommen worden und da⸗ 
mit auch die Erreichung obenerwähnter Möglich⸗ 
keit. Für einen Rechtsſtaat erachte ich das nicht 
für recht und billig. Der Fabrikant, dem für 


ſeine Sachwerte ein Rechtsanſpruch zuſteht, wird 


hiervon nicht betroffen. Ich bin der feſten Ueber⸗ 
zeugung, daß es ſomit zu Prozeſſen ſeitens der 
Fabrikanten kommen wird, wenn nur dieſe drei 
Millionen Gulden für das ganze Heer der Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten ausreichen ſollen. 


M. D. u. H.]! Woran liegt nun aber die 
Hauptſchuld, daß der Staat nicht entſprechend ent⸗ 
ſchädigen kann? Das liegt am Vertrag, den er 
mit der Monopolgeſellſchaft geſchloſſen hat, bei 
welchem ſämtliche Vorteile nur auf ſeiten der 
Monopol⸗Aktiengeſellſchaft ſind und alle Nach⸗ 
teile auf ſeiten des Staates. Wenn im Bericht 
des Hauptausſchuſſes hervorgehoben wird, daß 
man ſchon bei Einführung des Tabakmonopols 
mit einer Entſchädigungsſumme von 9 Milli: 
onen gerechnet hat, dann iſt es verwunderlich, daß 
der Staat ſich bei Abſchluß des Pachtvertrages 
für die Entſchädigungen nur 3 Millionen ausbe⸗ 
dungen hat. Dadurch iſt es gekommen, daß dieſe 
Vorlagen gemacht werden müſſen, und dadurch 
wird nicht allein die Schuldenlaſt des Staates 
vergrößert, ſondern dieſe Schulden müſſen natür⸗ 
lich auch noch verzinſt werden. Es iſt fraglich, 
zu welchem Kurſe die Schatzwechſel begeben wer⸗ 
den ſollen, und ſomit iſt die Gefahr vorhanden, 
daß die Regierung durch eine eventuelle Kurs⸗ 
differenz noch weiteren Schaden erleiden wird. 
Am 10. April d. Is. haben ich und die übrigen 
Mitglieder der Gruppe der Nationalliberalen 
Bürgerpartei an den Senat eine Kleine Anfrage 
gerichtet, damit dieſer bekannt geben ſoll, welche 
Einnahmen der Staat aus der Tabakbewirtſchaf⸗ 
tung gehabt hat, als noch die Banderolenſteuer 
beſtand, und zwar für die Zeit vom 1. Juli 1926 
bis Einführung des Tabakmonopols 1927. 
wohl hierüber nunmehr eineinhalb Monate ver⸗ 
ſtrichen ſind, hat der Senat die Anfrage noch nicht 
beantwortet. Bis zur Beantwortung muß ich die 
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Behauptung aufſtellen, daß der Staat in der von 
mir genannten Zeit aus der Banderolenſteuer 
eine Einnahme von mindeſtens 6¼ Millionen, 
wenn nicht ſogar 6, Millionen Gulden gehabt 
hat. Zu dieſer Summe kommt noch der Zoll hin⸗ 
zu, welcher dem Staat anteilig aus dem Roh⸗ 
tabak und den Tabakfabrikaten zuſtand und den 
ich auf mindeſtens 200 000 Gulden veranſchlage, 
ſo daß der Staat aus der bisherigen Tabakwirt⸗ 
ſchaft durch die Banderole und den Zoll eine Ein⸗ 
nahme von ca. 6½ bis 6°, Millionen Gulden ge⸗ 
habt hat. Welcher Gewinn ſteht nun jetzt dem 
gegenüber? Von einem Gewinn kann man lei⸗ 
der überhaupt nicht ſprechen, ſondern nur davon, 
welchen Schaden der Staat gegenüber der bisheri⸗ 
gen Einnahme erleidet. (Daran haben Sie ſelbſt 
die Schuld! Mitte.) Ich bin bei Herrn Sieben⸗ 
freund geweſen und habe gefragt, wie ſich das 
Tabakmonopol vermeiden läßt. Ich bin perſön⸗ 
lich nicht für das Tabakmonopol geweſen, aber 
Sie ſind es geweſen, die es geſchaffen haben. M. 
D. u. H.] Die Einnahmen aus dem Tabakmono⸗ 
pol ſind im Etat mit 5 Millionen veranſchlagt 
worden. Von dieſer Summe gehen die Koſten 
ab für die Einrichtung des Entſchädigungsamts, 
für die Sachverſtändigen uſw., was nach meiner 
Berechnung mindeſtens 100 000 Gulden aus⸗ 
macht. Dazu kommen die Zinſen für die Schatz⸗ 
wechſel, die aufgenommen werden ſollen, die we⸗ 
nigſtens eine Viertelmillion pro Jahr betragen 
werden, jo daß der Staat jetzt ungefähr 4½ Milli- 
onen Einnahmen aus dem Tabakmonopol ziehen 
wird gegenüber 6⅛ Millionen früher aus der 
Privatwirtſchaft. (Zwiſchenrufe links.) Wider⸗ 
legen Sie es mir doch! Das wäre einfacher und 
beſſer, als Ihre zweckloſen Zwiſchenrufe. 

M. D. u. H., als das Tabakmonopol geſchaf⸗ 
fen werden ſollte, wurde der Bevölkerung vorge⸗ 
gaukelt, daß die Steuerlaſt durch die Einkünfte 
aus dem Tabakmonopol herabgemindert werden 
könnte, und daß ferner der Verbraucher den Vor⸗ 
teil haben werde, ein beſſeres und billigeres Fa⸗ 
brikat zu bekommen. All dieſes iſt nicht in Er⸗ 
füllung gegangen. Im Gegenteil, der Staat und 
die Raucher haben, wie ich ſchon ausgeführt habe, 
nichts weiter wie Nachteile und werden auch 
ſpäter keine Vorteile haben. (Das haben Sie 
uns ſchon mindeſtens zehn Mal erzählt, ſolange 
Sie im Volkstag ſind! links.) Ich glaube, Sie be⸗ 
greifen es trotzdem nicht. Ich halte nach wie vor 
daran feſt, daß unbedingt Mittel und Wege ge⸗ 
ſchaffen werden müſſen, damit die Tabakmonopol⸗ 
Aktiengeſellſchaft, welche den ganzen Vorteil aus 
dem Monopol hat, auch zu den Entſchädigungen 
voll und ganz herangezogen werden wird, und 
daß nicht nur 3 Millionen ſeitens der Tabakmo⸗ 
nopol⸗Aktiengeſellſchaft zur Verfügung geſtellt 
werden. Wenn nicht anders, muß auf geſetzlichem 
Wege die Tabakmonopol⸗Aktiengeſellſchaft ge⸗ 
zwungen werden, die volle Entſchädigung zu 
übernehmen und nicht, daß der Staat durch Aus⸗ 
abe von Schatzwechſeln eine weitere größere 
Schuldenlaſt auf ſich nehmen ſoll. 


Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
‚Hung, da weitere Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 


(A 


®) 


— 
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(Präſident) « 


gen. Wir treten in die Einzelberatung ein. Ich ratung angenommen. Ich rufe Punkt 4 der Ta- 
rufe den einzigen Artikel auf und eröffne die Be⸗ N 


ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die den einzigen Artikel an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe die Aeberſchrift auf: „Ergän⸗ 
zungsgeſetz zum vorläufigen Haushaltsgeſetz für 
das Rechnungsjahr 1928.“ Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Ueberſchrift mit derſelben Mehr⸗ 
heit angenommen iſt. Es iſt ſo beſchloſſen. Da 
Aenderungen nicht eingetreten ſind, können wir 


gleich zur Schlußabſtimmung ſchreiten. Ich bitte 
die Damen und Herren, die das Geſetz in der 
Schlußabſtimmung annehmen wollen, ſich von 


den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; das Geſetz iſt angenommen. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 


Bericht des Rechtsausſchuſſes zum An⸗ 
trag des Senats auf Strafverfolgung gegen 
einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 187 zu Nr. 143. Es liegt ſchrift⸗ 
licher Bericht vor, der den Herren Abgeordneten 
zugegangen iſt. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die den Antrag des Senats annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 


Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zur Abänderung des preußi⸗ 
ſchen Geſetzes über die Form der Auflaj- 
ſung. 

Druckſache Nr. 189 zu Nr. 144. Es liegt ſchrift⸗ 
licher Bericht vor. Ich rufe den einzigen Artikel 
auf und eröffne die Beſprechung. Da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen, ſchließe ich ſie. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die den einzigen Artikel annehmen wol⸗ 
len, ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Abänderung 
des Preußiſchen Geſetzes über die Form der Auf⸗ 
laſſung vom 13. Mai 1918.“ Ich darf wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Aeberſchrift angenommen iſt. Da⸗ 
mit iſt die zweite Leſung erledigt. Wir kommen 
zur dritten Leſung. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir treten in die Einzelbera⸗ 
tung ein. Ich rufe den einzigen Artikel auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die den Ar⸗ 
tikel annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß auch 
die Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung anehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. 


Das Geſetz iſt ſomit in zweiter und dritter Be⸗ 


gesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 


betr. Verkehr mit Lebensmitteln und Be⸗ 
darfsgegenſtänden. 


Druckſache Nr. 182. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 


nicht vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß 
vor, dieſen Geſetzentwurf 


ſchlägt 


rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſiche⸗ 


rung. 

Druckſache Nr. 183. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, dieſes Geſetz dem Sozialen Ausſchuß zur Be⸗ 
ratung zu überweiſen. 
Be Haus hat jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 

auf: 5 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 


zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungs⸗ 


geſetzes. — Urantrag des Abg. Liſchnewſki 
u. Fr. f 


Druckſache Nr. 188 zu Nr. 97. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 


nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte diejenigen, die den Geſetzentwurf an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, das Geſetz iſt 


abgelehnt. Ich rufe die Aeberſchrift auf: „Geſetz 


zur Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes.“ 


Ich darf wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift mit: 
der gleichen Mehrheit abgelehnt iſt. Zu dieſem 


dem Wirtſchaftsaus⸗ 
ſchuß zur Beratung zu überweiſen. Widerſpruch 
wird nicht laut, das Haus hat jo beſchloſſen. Ich, 


Widerſpruch wird nicht 


— 


— 


Geſetz liegt eine Entſchließung in Druckſache Nr. 


188 vor: 


Der Senat wird erſucht, an Hand der in Danzig 


und Deutſchland mit der ſogenannten Juſtizreform 
gemachten Erfahrungen zu prüfen, inwieweit ſich die 
neuen Vorſchriften bewährt haben und in welchem 
Amfange fie einer Aenderung bedürfen. 


Wir kommen zur Abſtimmung über die Ent⸗ 


ſchließung. Ich bitte die Damen und Herren, die 


ſie annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, lie iſt 
Das Geſetz iſt damit in zweiter 


angenommen. 
Beratung endgültig abgelehnt. Ich rufe Punkt 7 
der Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes über das Ver⸗ 
fahren in Verſorgungsſachen. f 

Druckſache Nr. 185. Ich eröffne die allge⸗ 
meine Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt vor, den Geſetzentwurf dem Ausſchuß für 
Soziale Angelegenheiten zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch wird nicht laut, das Haus hat ſo beſchloſ⸗ 
ſen. Ich rufe Punkt 7a der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 5 des Abg. Klein 
betr. Perſonalpolitik bei der Staatsbahn⸗ 
direktion Danzig. 

Druckſache Nr. 76. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Schilke. 


O. 


D 


a 


(00 
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E Schilke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Als 
bei der Regierungsbildung hier die Regierungs⸗ 
erklärung abgegeben wurde und das hohe Haus 


in die Beſprechung dieſer Erklärung eintrat, ha⸗ 
ben wir von dieſer Stelle aus darauf hinge⸗ 


wieſen, daß wir nicht inſoweit Optimiſten ſind, 
als wir glauben, daß mit der Bildung dieſer 


neuen Regierung die Schwierigkeiten, die wir im 


Danziger Freiſtaat, insbeſondere bei den Ver⸗ 
handlungen mit Polen immer gehabt haben, nun 
mit einmal verſchwinden werden. Wir haben zwar 
auch mit Beſtimmtheit ausgeſprochen, daß wir 
hoffen, daß nunmehr Polen den guten Willen zei⸗ 
gen wird. Aber leider müſſen wir feſtſtellen, daß 
wir ſeit dem Januar dieſes Jahres in dieſer Fra⸗ 
ge, wir können wohl ſagen, kaum einen Schritt 
weitergekommen ſind. (Hört, hört! rechts.) Polen 
hat leider nach wie vor bei der polniſchen Eiſen⸗ 
bahndirektion Arbeitern, die polniſcher Zunge 
ſind und insbeſondere ſolchen, die auch polniſche 
Staatsangehörige ſind, den Vorzug bei der Ein⸗ 
ſtellung gegeben. Ja, man iſt jetzt ſoweit ge⸗ 
kommen, daß man überhaupt die Einſtellung als 
Arbeiter von dem Mitgliedsbuch der polniſchen 
Gewerkſchaft abhängig macht. Das ſind Verſtöße 
gegen die Konvention, die Polen nicht rechtferti⸗ 
gen kann. Dieſe Verſtöße liegen nicht vereinzelt 
vor, ſondern wiederholen ſich täglich. In letzter 
Zeit iſt die Eiſenbahndirektion auch ſoweit ge⸗ 
gangen, alte, im Dienſt ergraute Arbeiter, die ins⸗ 
beſondere im Kreiſe Danziger Höhe in den Dör⸗ 
fern ſeit Jahrzehnten an der Bahnſtrecke entlang 
ihren Wohnſitz haben und auch einen kleinen 
Grundbeſitz haben, mit ganz kurzer Friſt einfach 
anderen Bahnmeiſtereien zuzuteilen. In einem 
Falle ſind acht Arbeiter von Kahlbude nach Neu⸗ 
fahrwaſſer mit der ſtrikten Anweiſung verſetzt 
worden, daß, wenn innerhalb der geſetzten Friſt 
von drei Tagen der Dienſt nicht angetreten würde, 
der Betreffende friſtlos entlaſſen wird. 

Wir ſehen in allen dieſen Maßnahmen, daß 
die polniſche Eiſenbahndirektion, vielleicht durch 
untere Organe, nicht ihr Verſprechen hält, das ſie 


bei der Abfaſſung der Konvention gegeben hat. 


Wir ſind deshalb gezwungen, dieſe Härten und 
dieſe Mißhelligkeiten, die täglich zum Ausdruck 
kommen, dem Senat in einer Großen Anfrage 
l Druckſache Nr. 76, die folgendermaßen 
lautet: 8 


Iſt dem Senat bekannt, daß 
1. bei Einstellung von Arbeitern durch die volniſche 
Giſenbabndirektion die Einstellung von der Zuge⸗ 
hörigkeit zur polniſchen Gewerkſchaft und Kennt⸗ 
mis der polniſchen Sprache abhängig gemacht wird, 
2. alte Hilfsbeamte wegen mangelnder Beherrſchung 
der polniſchen Sprache trotz Beamtenſcheins nicht 
zur Anſtellungsprüfung und Anſtellung zugelaſſen 


werden, 

Z. bei Neueinſtellungen von Arbeitern Söhne von 
Eiſenbahnern keine Berückſichtigung finden, 

4. die polniſche Staatsbahndirektion eine Verfügung 
an die Dienſtſtellen im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig erlaſſen hat, wonach alte Arbeiter von 58 
bis 63 Jahren, wohnhaft in Kahlbude, Hohenſtein 
und Simonsdorf, nach Danzig und Neufahrwaſſer 
zwangsweiſe verſetzt werden, ohne ihnen die Um: 
zugskoſten zu erſtatten, obwohl letzteres im Lohn⸗ 
tarif ausdrücklich feſtgelegt äſt; ferner in der Ver⸗ 
fügung zum Ausdruck kommt, daß Leute, die dieſer 


Verfügung nicht nachkommen, ſofort zu entlaſſen 


find, ohne Nückſicht darauf, ob es ihnen möglich it, 
an 1 Dienſtort eine Wohnung zu erhalten 

5. Hal b die Staatsbahndirektion dem Senat Mittei⸗ 

lung zukommen laſſen darüber, daß ein Eiſenbahn⸗ 
ſekretär polniſcher Staatsangehörigkeit von Tuchel 
mach Hohenſtein verſetzt und eine Wohnung Dan⸗ 
ziger Eiſenbahnern dadurch verloren gegangen iſt. 
Was gedenkt der Senat zu tun, um dieſe durch 
nichts gerechtfertigten Härten von den Eiſenbahnbe⸗ 
dienſteten abzuwenden und ihnen ihre durch das 

Danzig ⸗polniſche Eiſenbahnabkommen gewährten 

Rechte zu gewährleiſten? 

Wir bitten den Senat, dieſe Anfrage zu be⸗ 
antworten. Wir werden dann zu der Antwort 
des Senats Stellung nehmen und werden es von 
der Antwort des Senats abhängig machen, ob 
wir noch eine Ueberweiſung an den Ausſchuß be⸗ 
antragen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Staatsrat 
Büttner. 

Büttner, Staatsrat: Im Auftrage des Senats 
habe ich die Große Anfrage Nr. 5 wie folgt zu 
beantworten: 

Die Fragen zu 1 bis 3, nämlich die Fragen, 
die die Einſtellung von Arbeitern durch die pol⸗ 
niſche Eiſenbahnverwaltung behandeln, die Be⸗ 
handlung der Hilfsbeamten, die von der Anſtel⸗ 
lung wegen mangelnder Kenntnis der polniſchen 
Sprache zurückgeſtellt werden, die Nichtberückſich⸗ 
tigung von Kindern von Danziger Eiſenbahnbe⸗ 
amten ſind Gegenſtand eines beim Hohen Kom⸗ 
miſſar anhängigen Streitverfahrens. Der Senat 
hat durch eine Note vom 14. Mai d. Is. den Ho⸗ 
hen Kommiſſar gebeten, dieſem Verfahren Fort⸗ 
gang zu geben. Der Hohe Kommiſſar hat dem 
Antrag des Senats ſofort entſprochen. Die letzte 
Verhandlung in dieſer Sache hat geſtern beim 
Hohen Kommiſſar ſtattgefunden. 

Was die Frage 4 angeht, die Verſetzung von 
Arbeitern von einer Dienſtſtelle zu einer abge⸗ 
legenen anderen Dienſtſtelle, ſo iſt im Wege der 
Verhandlung erreicht worden, daß die polniſche 
Staatsbahndirektion zur Vermeidung von heute 
undurchführbaren Wohnungswechſeln zugeſagt 
hat, im Falle des Ueberzähligwerdens von Arbei⸗ 
tern an einer Dienſtſtelle den Ausgleich mit den 
Nachbardienſtſtellen vorzunehmen. Die Arbeiter, 
die von Kahlbude nach Neufahrwaſſer verſetzt 
waren, ſind inzwiſchen nach Kahlbude zurückver⸗ 
ſetzt worden. Was den letzten Punkt angeht, die 
Verſetzung des polniſchen Eiſenbahnbeamten na⸗ 
mens Kulczik von Tuchel nach Hohenſtein, ſo iſt 
durch den Herrn Polizeipräſidenten feſtgeſtellt 
worden, daß dieſer Beamte die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzt. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Schilke. 


das 


Schilke, Abgeordneter (3.): Im Namen der 


Zentrumsfraktion beantrage ich Beſprechung der 
Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag auf Beſprechung 
unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich eröffne ſomit die Beſprechung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Klein. 

Klein, Abgeordneter (3.): M. D. u. H.! In 
der Regierungserklärung, die Herr Senator Dr. 


O 
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Volkmann in der 13. Vollſitzung des Volkstags 
abgegeben hat, wurde die Zahl der Erwerbsloſen 
mit 16 564 angegeben, von denen 13 398 Unter⸗ 
ſtützung beziehen. In dieſer Zahl ſind auch eine 
Anzahl ungerechte Entlaſſungen von der polni⸗ 
ſchen Eiſenbahndirektion enthalten, die für die 
deutſchdenkende Danziger Arbeiterſchaft zur größ⸗ 
ten Not und Erbitterung führen. Hunderte von 
Danziger Arbeitern, die um Einſtellung auf den 
Dienſtſtellen mündlich oder ſchriftlich nachgeſucht 
haben, ſind zurückgewieſen und nicht eingeſtellt 
worden. Auf ſchriftliche Geſuche erfolgt nach einer 
zweijährigen Wartezeit in den meiſten Fällen 
keine Antwort. Früher wurden die Einſtellungen 
von ſämtlichen Arbeitern und Handwerkern von 
den Dienſtſtellen⸗Vorſtehern vorgenommen. Die⸗ 
ſen war es möglich, ſich Leute auszuſuchen, die 
gute Zeugniſſe aufwieſen und daher auch ihre 
Arbeit verſtanden. Heute wird nicht nach den 
Kenntniſſen der Arbeitsleiſtung, ſondern von der 
Zugehörigkeit zur polniſchen Berufsvereinigung 
und Beherrſchung der polniſchen Sprache die Ein⸗ 
ſtellung abhängig gemacht. Die Einſtellung von 
Arbeitern und Handwerkern iſt ſchon lange ſämt⸗ 
lichen Dienſtſtellen⸗Vorſtehern mit Ausnahme der 
Betriebswerkſtätte Saſpe, wo zurzeit ein polni⸗ 
ſcher Dienſtſtellen⸗Vorſteher iſt, entzogen worden. 
Nur in Ausnahmefällen können Bahnmeiſter 
Leute einſtellen, und zwar beiſpielsweiſe bei 


Schneeverwehung. Die Bahnmeiſter haben ſtrenge 
Anweiſung von der Eiſenbahndirektion durch das 
Eiſenbahnbauamt erhalten, 


nur Leute von der 
polniſchen Berufsvereinigung einzuſtellen. 


Dies iſt unſeres Erachtens darauf zurückzu⸗ 
führen, daß dieſe Organiſation dem Herrn Mi⸗ 
niſter Strasburger eine Entſchließung zugeſandt 
hat, die wie folgt lautet: e 

An den Generalkommiſſar der Republik Polen, 
Herrn Miniſter Dr. Strasburger, Danzig. 

Die am 1. Februar d. Is. in „Dom Polfki“ 

(Polniſches Haus) auf der Konferenz verſammelten 

Vorſitzenden der Sektionen und der einzelnen Fili⸗ 


alen, ſowie die Vertrauensmänner der polniſchen Be⸗ 


rufsvereinigung in der Freien Stadt Danzig, wie 

alle polniſchen Arbeiter der verſchiedenen Berufe, 

auf dem Gebiete der Freien Stadt Danzig vertreten, 

bitten die polniſche Regierung folgendes zu unter⸗ 

ſtützen: 
mit dem 31. März d. Is. läuft die Friſt der ſei⸗ 
tens des Deutſchen Reiches beurlaubten Eiſenbahn⸗ 
beamten ab. Die Verſammelten bitten die pol⸗ 
miſche Regierung, dieſe Friſt nicht zu verlängern, im 
Gegenteil um eine kategoriſche Entlaſſung und Aus⸗ 
füllung dieſer Stellen vor allem mit Danziger Polen. 

2. Alle freien Stellen, ſei es als Büroarbeiter, Ar⸗ 
beiter in der Werkſtatt oder auf einem anderen 
1 in erſter Reihe mit Danziger Polen zu be⸗ 
Negen. 

3. Die Verſammelten bitten die polniſche Regierung, 
baldige Maßnahmen betreffs der Beamten und 
Arbeiter des Ausſchuſſes für den Hafen und die 
Waſſerwege zu treffen, nämlich jede freie Stelle 
ft nur mit Polen zu beſetzen, damit das Verhält⸗ 
mis 50 zu 50 ſchnellſtens durchgeführt wird. Die 
Verſammelten bitten die polniſche Regierung um 
ſchleunigſte Reorganiſation der Zuſamenſetzung der 
polniſchen Delegation des Hafenausſchuſſes, näm⸗ 
lich, daß in ihre Zuſammenſetzung ein vom Zen⸗ 
tralvorſtand der Polniſchen Berufsvereinigung 
delegierter Arbeitervertreter hineingeht, welcher 
gleich den Vertretern von ſeiten der Danziger De⸗ 


legierten die Angelegenheiten des polniſchen Ar⸗ (C) 


beiters verteidigen wird. b x 
Das trifft nicht in dieſer Frage zu, ſondern beim 
Hafenausſchuß: 

4. Die Verſammelten bitten die polniſche Regierung, 
für alle freien Stellen und jede gebrauchte Anzahl 
Arbeiter nur durch das Arbeitsvermittelungsbüro 
bei der polniſchen Berufsvereinigung zu verlangen. 
(Hört, hört!) 

5. Die Verſamanelten bitten im Sinne der ſchon ſeit 
dem Jahre 1922 durch die polniſche Berufsvereini⸗ 
gung berührten Angelegenheit auf dem Gebiete 
der Speditionsarbeitergenoſſenſchaft um baldigſte 
erneute Prüfung dieſer Angelegenheit und deren 
Inkraftſetzen. 3 

Die Verſammelten erblicken in dieſer Angelegen⸗ 
heit die einzige Möglichkeit der Schaffung eines rein 
polniſchen Arbeiter⸗Vorpoſtens und dies zum Wohle 

des Danziger polniſchen Arbeiters. f 

Polniſche Berufsvereinigung in der 
Freien Stadt Danzig. 


Dieſe Entſchließung zeigt wohl jedem Staatsbür⸗ 
ger, daß es ſich hier um reine Poloniſierungsbe⸗ 
ſtrebungen der Eiſenbahndirektion handelt. Als 
man nun in der Oeffentlichkeit erfuhr, daß meine 
Fraktion dieſe Große Anfrage einbrachte, erſchien 
in der „Gazeta Gdanſka“ ein Artikel, der das Ge⸗ 
genteil erweiſen wollte, und der in deutſcher 
Ueberſetzung wie folgt lautet: 

Die Danziger Deutſchen haben in der letzten 
Zeit Klagen gegen die Eiſenbahndirektion in Danzig 
erhoben, daß ſie angeblich vor allen Dingen Polen 
oder Danziger polniſcher Sprache engagiert. Es ſind 

ſogar Interpellationen im Danziger Volkstag und 
an die Adreſſe des Danziger Senats eingebracht 
worden, die eine Aenderung in dem Vorgehen der 
Eiſenbahnbehörden verlangen. 

Wie wenig die deutſchen Klagen gegenüber der 
Eiſenbahndirektion berechtigt ſind, dafür zeugt am 
beſten die Tatſache der fortwährenden Klagen, die 
ſeitens der polniſch⸗Danziger Bevölkerung gegen die 
polniſche Eiſenbahn einlaufen. So erhält die „Ge⸗ 
mina Polſka“ und die „Gazeta Gdanſka“ ſeitens der 
polniſch⸗Danziger Bevölkerung fortwährend Berichte, 
daß die Eiſenbahndirektion vor allen Dingen die 
Deutſchen berückſichtigt und Polen werhältnismäßig 
wenig oder gar nicht anſtellt. Letztens wurden auf 
den Verſammlungen der polniſchen Vereine in Gr. 
Trampken, in Lamenſtein und Kleſchkau der Eiſen⸗ 
bahndirektion Vorwürfe gemacht, daß Polen entlaſſen 
werden oder gar nicht zur Arbeit angenommen wer⸗ 
den, während man Deutſche, die ſogar der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei angehören, berückſichtigt. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) 

Die Unterſuchung in dieſer Sache wird jetzt durch 
maßgebende Faktoren zum Schutze der Intereſſen der 
Bevölkerung auf dem Gebiete der Freien Stadt Dan⸗ 
zig und hauptſächlich durch die „Gemina Polſka“ ge⸗ 
führt. Wenn es ſich zeigen ſollte, daß polniſche In⸗ 
ſtitutionen nicht Danziger Polen begünſtigen, ſon⸗ 
dern die. Danziger Polen benachteiligen, werden wir 
mit aller Schärfe dagegen auftreten, und wir bitten 
die Bevölkerung, uns Einzelheiten über ſolche Fälle 
mitzuteilen, die die polniſche Bewölkerung ſchädigen. 
Die polniſchen Inſtitutionen müßten doch Verſtändnis 
für die Nöte der eigenen Landsleute haben. 

Wir bitten auch die Geſchädigten, der „Gazeta 
Gdanſka“ konkretes Material zuzuſtellen, und wir 
werden dieſe Angelegenheit vor das öffentliche Fo⸗ 
rum bringen, wenn eine wertrauliche Intervention 
keinen Erfolg haben wird. 

Dieſen Artikel würde man am leichteſten wider⸗ 
legen können, indem man die einzelnen Dienſt⸗ 
ſtellenvorſteher von der Schweigepflicht entbinden 
würde. Es würde dann feſtgeſtellt, daß nicht wie 
im Zeitungsartikel angegeben, die Polen, ſondern 
die Danziger zurückgeſetzt werden. Von der Re⸗ 
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gierung müßte meines Erachtens dieſes von der 
Eiſenbahndirektion gefordert werden, damit end⸗ 


lich den Danzigern bei der Einſtellung Gerechtig⸗ 


keit wiederfährt. Durch mündliche und ſchrift⸗ 
liche geheime Verfügungen werden Anordnungen 
getroffen, daß nur Polen einzuſtellen ſind. Ueber 
den Erlaß von Verfügungen würde meines Er⸗ 
achtens Dr. Pekel die beſte Auskunft erteilen kön⸗ 
nen, weil ihm ſämtliche Bahnmeiſtereien im Ge⸗ 
biet der Freien Stadt unterſtellt ſind. 

Aehnlich liegen die Einſtellungsverhältniſſe 
beim Maſchinenbauamt auf der Direktion. Vor 
zirka drei Jahren wurde von der Direktion dem 
Eiſenbahnbauamt aufgegeben, ſämtliche Arbeiter 
in den Bahnmeiſtereien zu befragen, welcher Ge⸗ 
werkſchaft ſie angehören. Auf den Proteſt der 
drei Danziger Gewerkſchaften hin wurde dieſe 
Verfügung äußerlich aufgehoben. Hierüber iſt ja 
in den Tageszeitungen genügend berichtet wor⸗ 
den. Im Januar 1927 wurde von Herrn Dr. 
Pekel dem Eiſenbahnbauamt aufgegeben, ſämt⸗ 
liche Arbeiter zu befragen, ob ſie der deutſchen 
oder der polniſchen Nationalität angehörten. 
Danziger Nationalität wurde nicht verlangt. Die 
Verfügung lautet wie folgt: 

Die Staatsbahndirektion braucht Angaben über 
ſſämtliche bedienſteten Hilfsbeamten und Arbeiter, 
die ſeit dem 1. 1. 1923 von den Bahnmeiſtereien 
übernommen ſind, und zwar nach folgendem Muſter: 
Vor⸗ und Zuname, Dienſtſtellung, Tag der Ueber⸗ 
nahme, Nationalität. 

Auf genaue Aufſtellung der Nachweiſung wird 
beſonders hingewieſen. 5 

Die Stelle iſt rot angeſtrichen, welche Nationali⸗ 
tät gemeint war. Auch hier wurde auf unſeren 
Proteſt hin Abhilfe verſprochen. Ob das Ver⸗ 
ſprechen eingelöſt worden iſt, wiſſen wir nicht; 
denn im Dezember 1927 hat das Eiſenbahnbau⸗ 
amt zum zweiten Mal auf Anordnung der Direk⸗ 
tion feſtſtellen laſſen, wer deutſcher oder polni⸗ 
ſcher Nationalität iſt. Man muß aus dieſer zwei⸗ 
ten Verfügung die Schlußfolgerung ziehen, daß 
bei der erſten Aufforderung im Januar 1927 das 
ganze Material noch nicht vollzählig war und da⸗ 
her die Wiederholung notwendig war. 

Bei meinen weiteren Ausführungen werde ich 
noch Gelegenheit haben, mehr Material der Oef⸗ 
fentlichkeit zu übergeben. Man ſollte annehmen, 
daß die polniſche Berufsvereinigung die Inter⸗ 
eſſen der Eiſenbahner zu vertreten hat und nicht 
immer dies den Danziger Gewerkſchaften allein 
überläßt. Feſtſtellen müſſen wir, daß die polni⸗ 
ſche Berufsvereinigung ſich als Arbeitsamt ohne 
geſetzliche Grundlage etabliert, um der Eiſenbahn⸗ 
direktion den polniſchen Nachwuchs zu ſichern. 
(Abg. Hohnfeldt: Hört, hört!) Ein Beweis iſt 
vorhanden. Die polniſche Berufsvereinigung hat 
Schreiben an Eiſenbahnbedienſtete gerichtet, von 
denen ſie beſtimmt wußte, daß ſie Mitglieder an⸗ 
derer Danziger Organiſationen waren. In die⸗ 
ſem Schreiben wurden die Leute aufgefordert, im 
Büro der polniſchen Berufsvereinigung zu erſchei⸗ 
nen und dort Mitglied zu werden. Gefordert 
wurde natürlich der Austritt aus ihrer bisheri⸗ 
gen Organiſation. Ferner hat dieſe Organiſation 
am 28. Mai 1927 Schreiben an Dienſtſtellen ge⸗ 
richtet, ihre Mitglieder einzuſtellen. Ein ſolches 
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Schreiben liegt mir in Abſchrift vor Es lautet: (CY 


Wir ſchicken Ihnen die angeforderten Arbeiter 
Benzel, Petka, Piſgczola, Klawfkowſki, Grochowfki 


zu wollen. 
Hochachtungsvoll 

m Polniſche Berufsvereinigung. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit bemerken, daß 
dieſe Bitte ein Befehl für die Dienſtſtellenvor⸗ 
ſteher iſt. Würden in dieſem Falle die Dienſt⸗ 
ſtellenvorſteher von ihrer Schweigepflicht entbun⸗ 
den werden, ſo würden die haarſträubendſten 
Sachen zutage gefördert werden. 

Zum Beweis dafür, wie weit die Poloniſie⸗ 
rung vor ſich geht, möchte ich mir geſtatten, eben⸗ 
falls ein Schreiben zu verleſen, das ein Danziger 
Pole an den Herrn Präſidenten gerichtet hat. 

Herrn Staatsbahnpräſidenten Czarnowſti, Danzig. 

i Hochverehrter Herr Präſident! N 

„ Ich bin bei der hieſigen Staatsbahndirektion als 
Eiſenbahneleve vornotiert. Da doch ſeitens der 
Staatsbahndirektion den im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig wohnendn Perſonen polniſcher Nationalität 
der Vorzug bei den Einſtellungen im Eiſenbahndienſt 
gewährt wird, jo geſtatte ich mir die ergebene Bitte, 
mich auch berüdjichtigen zu wollen. 

Ich ſtehe im 21. Lebensjahr und bin Danziger 
Staatsangehöriger polniſcher Nationalität. Auch bin 
ich Mitglied der Ziednoczenie Zadowe Polfkie. 

Der polniſchen Sprache bin 
mächtig. Am das Fehlende hierin zu ergänzen, 
nehme ich an den von der Studentenſchaft „Bratnia 
powo“ veranſtalteten Sprachburſus teil. Von Beruf 
bin ich kaufmänniſcher Angeſtellter. 

Falls ich für den Dienſt eines Eiſenbahn⸗Eleven 
nicht in Frage kommen ſollte, bitte ich um Zuweiſung 
einer Stelle als Schreiber, 
Einſtellungen von Perſonen, die weder der polniſchen 
Sprache mächtig waren, noch irgend einer polniſchen 
Eewerkſchaft angehören, vorgenommen worden ſind. 
So war der kürzlich erſchoſſene Paul Miſſun bei der 
Bahnmeiſterei Zoppot als Bürohilfsarbeiter tätig. 
Hat der Betreffende polniſch geſprochen reſp. war er 
Mitglied einer volniſchen Vereinigung? Soviel mir 
befannt, nicht. 

Ich bitte 


; höflichſt um Berüdjihtigung meines 
Schreibens 


und zeichne ganz ergebenſt 
> Bruno Makowili. 
Darauf iſt folgende Antwort erteilt worden: 
Auf Ihre Eingabe wom 5. 8. 1927 werden Sie 
aufgefordert, an einem der nächſtfolgenden Tage bei 
dem Herrn Vorſtande der Perſonalabteilung zwiſchen 
10 und 12 Uhr mittags worzuſprechen. 
1 ges. Unterſchrift. 
Nun m. D. u. H., möchte ich Ihnen noch etwas 
vortragen, was für die Einſtellung der polni⸗ 
ſchen Berufsvereinigung bezeichnend iſt. Mir iſt 
folgendes Schreiben zugegangen: f 


1 Am 5. ds. Mts. war ich mit einem Verwandten 
im wolniſchen Verband bei Herrn Lendzion zwecks 
Rückſprache wegen Einſtellung desselben. Im Ver⸗ 
bands büro waren etwa 10 bis 11 Perſonen anweſend. 
Auf meine Anfrage beim Herrn Lendzion, ob eine 
Möglichkeit beſtehe, ihn fin der Werkſtatt in Saſpe 
einzustellen, wurde mir erwidert, daß er nur als 
Wagenmeiſter nach entſprechender Ausbildung an⸗ 
kommen könne. Schmiedegeſellen kämen für den Lo⸗ 
komotipdienſt nicht in Frage. Uebrigens würde er 
die Sache mit meinem Verwandten erledigen, er 
müſſe ſich aber erſt näher mit meiner Perſon beſchäf⸗ 
tigen. Auf die Frage „In welchem Verbande ſind 


Sie organiſiert“ ſagte ich: „bei Herrn Klein“. „Wenn 
Sie in einem Zentrumsverbande ſind, ſo haben Sie 
auch Zentrum gewählt“. Darauf ſagte ein Anweſender: 
„Die Danziger Eiſenbahner ſind nur gut zum Gehalt 
nehmen, ſie halten ſich nicht an das Sprichwort: 
„Weſſen Brot ich eſſe, deſſen Lied ich ſinge.“ Ihr 


und Powanowſki, mit der Bitte, dieſelben einſtellen 


ich nur zum Teil 


da doch in letzter Zeit 


— 
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Klärung herbeizuführen. 


(Klein, Abgeordneter) 5 
verfluchten Hunde, Euch müßte man den Schädel aus⸗ 
einanderſpalten.“ Darauf brüllte Lendzion: „Ihren 
Namen, Ihren Namen.“ Ich ſagte: „Bedaure ſehr, 
meinen Namen kann ich Ihnen nicht ſagen.“ Warf 
die Tür zu — wie ich die Treppe hinunterkam, weiß 
ich nicht — jedenfalls fanden wir beide uns heil auf 
der Straße wieder. Lendzion brüllte mir noch fol⸗ 
gendes nach: „Warte Du verfluchter Hund, ich werde 
Dich auf der Eiſenbahndirektion ſchon annageln. 
So fieht es in Wirklichkeit aus. Zum zweiten 
Punkt der Anfrage ſteht feſt, daß etwa 30 Hilfs⸗ 
beamte mit Beamtenſchein, die jahrelang Beam⸗ 
tendienſt verrichten und ſchwerkriegsbeſchädigt 
find, nicht ins Beamtenverhältnis übernommen 
werden, weil ſie der polniſchen Sprache nicht mäch⸗ 
tig ſind. Noch im März dieſes Jahres fand erneut 
eine Prüfung ſtatt. Man ließ hier einige Prüf⸗ 
linge durchfallen, trotzdem dieſe mitgeholfen ha⸗ 
ben, das polniſche Volk von der Unterdrückung 
Rußlands zu befreien. Die Direktion hat Anwei⸗ 
ſung gegeben, alte Hilfsbeamte aus dem Rangier⸗ 
dienſt zurückzuziehen und dafür Leute einzuſtellen, 
die ſich bei der letzten Wahl für Polen betätigt 
haben. Dieſe beſetzen die Stellen der Danziger, 
die aus dem Rangierdienſt zurückgezogen und der 
Bahnmeiſterei zugeführt find. Bei Ueberſchrei⸗ 
tung der Kopfzahl in den Bahnmeiſtereien iſt die 
Entlaſſung dieſen Leuten ſicher. Grundſätzlich 
wird alles von der polniſchen Sprache abhängig 
gemacht. 
Die Entſcheidung des Hohen Kommiſſars vom 
5. September 1921 auf Seite 48 hat ja auch dieſe 
Frage geregelt. Ich möchte nicht die ganzen Ent⸗ 
ſcheidungen vorleſen, ſondern will nur den einen 
Satz hervorheben: 

Ich entſcheide, daß die deutſche Sprache bei allen 
Dienſtzweigen der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
im Verkehr mit dem Danziger Publikum oder mit 
den Eiſenbahnbeamten, Angeſtellten oder Arbeitern 
Danziger Staatsangehörigkeit zur Anwendung kom⸗ 
men ſoll. 

Daraus geht klipp und klar hervor, daß die Amts⸗ 
ſprache deutſch iſt. Der Senat hat nun den Hohen 
Kommiſſar Herrn van Hamel angerufen, eine 
Schon am 12. Auguſt 
vorigen Jahres hatten die drei Gewerkſchaften 
eine Beſprechung beim Hohen Kommiſſar, um die 
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Sprachenfrage endlich zu klären. Die polniſche 


Eiſenbahndirektion hat ein ſehr großes Intereſſe, 


dieſe Angelegenheit zu verſchleppen um ihre Ver⸗ 
fügungen, die lie in dieſer Hinſicht herausgege⸗ 
ben hat, zu verwirklichen. Schon am 15. Dezem⸗ 
ber 1924 hat der Präſident der Eiſenbahndirek⸗ 
tion folgende Verfügung herausgegeben: 

An was Maſchinenamt Danzig. 

Es wird neuerlich darauf hingewieſen, daß die 
Ernennung zu Beamten in Hinkunft von der Kennt⸗ 
nis der polniſchen Sprache abhängig gemacht wird. 
Mit Rückſicht darauf erhält das Amt den uftrag, 
nur ſolche Bedienſtete in Einſchulung zu nehmen, 
welche die polniſche Sprache beherrſchen. 

Der Präſident der Staatsbahndirektion 
5 i gez. Czarnowſki. 
Eine zweite Verfügung erging im Januar 1926 
und beſchäftigte ſich ebenfalls mit der Ausbildung 
im Beamtendienſt. 
SR Zulaſſen zur Ausbildung im Beamten⸗ 
den, 
\ Im Anſchluß an die Verfügung Nr. 872/23 vom 
25. 2. 1924 ordnet die Staatsbahndirektion hiermit 
an, daß von ſofort ab die für die Ausbildung im Be⸗ 


amtendienſt und für ihre Zulaſſung zur Verwendung 
im Hilfsbeamtendienſt in jedem Falle die Entſchei⸗ 
dung der Staatsbahndirektion einzuholen iſt. 

Für die Ausbildung werden grundſätzlich nur 
ſolche Bedienſtete zugelaſſen werden, die neben der 
deutſchen Sprache ausreichende Kenntniſſe in der pol⸗ 
miſchen Sprache nachweiſen können. 

Nach Erteilung der Genehmigung iſt die Ge⸗ 
ſchäftsnummer und das Datum der genehmigenden 
Direktionsverfügung in den Perſonalpapieren der in 
Frage kommenden Bedienſteten zu vermerken. 

N Der Präſident der Eiſenbahndirektion. 
gez. Unterſchrift. 
Auch dies it noch nicht die letzte Verfügung. Ich 
habe noch eine da, die ich ebenfalls bekannt geben 
möchte. Aber ich bin der feſten Ueberzeugung, daß 
ſie nur eine von den vielen iſt, die geheim her⸗ 
ausgegeben werden, die man niemals zu Geſicht 
bekommt, da die Beamten an die Schweigepflicht 
gebunden find. 
An alle Bahnmeiſtereien im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig. 

Die Staatsbahndirektion verlangt umgehend die 
Vorlage einer Nachweiſung über diejenigen ſtändi⸗ 
gen Lohnempfänger, welche das 30. Lebensjahr noch 
nicht überſchritten haben und die polniſchen Sprach⸗ 
kenntniſſe beherſchen. Die Bahnmeiſtereien haben da⸗ 
ber dem Amt ſofort entſprechende Nachweiſungen vor⸗ 
zulegen und namentlich nachzuweiſen, wer von den 
aufgeführten Lohnempfängern die polniſche Sprache 
vollkommen und wer ſie nur ſchwach beherrſcht. 

Die Perſonalpapiere der namhaft gemachten 
Lohnempfänger ſind der Nachweiſung beizufügen. 

gez. Unterſchrift. 
Daß die Sprachenfrage gleichzeitig eine Nationa⸗ 
litätenfrage iſt, geht aus folgender Darſtellung 
hervor. In der Bahnmeiſterei Zoppot ſind im 
Jahre 1922 ſieben Leute eingeſtellt, die noch nicht 
ins ſtändige Arbeitsverhältnis überführt ſind. 
Gerade die letzten Verfügungen ſprechen davon, 
daß die Leute, die nicht im ſtändigen Arbeitsver⸗ 
hältnis „Ntehen, namhaft zu machen find. Dieſe 
Leute können jeden Tag entlaſſen werden. Von 
ihnen beherrſchen ſechs ſogar die polniſche Sprache 
und trotzdem bleiben ſie Zeitarbeiter, weil ſie 
nicht der polniſchen Berufsvereinigung angehö⸗ 
ren. Dagegen ſind Leute im Jahre 1927 einge⸗ 
ſtellt, kurz vor den Wahlen, Herr Lendzion, weil 
ſie Mitglied der polniſchen Berufsvereinigung 
ſind, und ins ſtändige Arbeitsverhältnis übernom⸗ 
men. Der Herr Präſident der polniſchen Staats⸗ 
bahndirektion hat uns immer erklärt, er müſſe 
darauf beſtehen, daß die Bedienſteten die polni⸗ 
ſche Sprache beherrſchen müſſen, um ſich mit dem 
reiſenden Publikum verſtändigen zu können. 
Hieraus muß man folgern, daß es ſich um die Na⸗ 
tionalitätenfrage und politiſche Gewaltmaßnah⸗ 
men handelt. Ich möchte die Frrage aufwerfen, 
was hat ein Weichenſteller, Rangierer, Lokomo⸗ 
tivführer oder Güterbodenarbeiter mit dem rei⸗ 
ſenden Publikum zu tun? Der Weichenhebel, die 
Laterne des Rangierers oder der Regulator der 
Lokomotive bedarf nur der richtigen Handhabung 
und nicht der polniſchen Sprache. Trotzdem iſt 
Grundbedingung erſt polniſche Prüfung, dann An⸗ 
ſtellung. Ob der Dienſt richtig verſtanden und 
ausgeführt wird, it Nebenſache. Man muß nun 
fragen: Iſt unter dieſen Umſtänden die Sicher⸗ 


heit für das reiſende Publikum gewährleiſtet 
oder nicht? Dieſe Frage kann man mit Nein 
beantworten. 


| 483 


(©) 


D 


{A) 


() 


484 


Volkstag Danzig — 28. Sitzung. 


Mittwoch, den 23. Mai 1928. 


(Klein, Abgeordneter) 


Die drei Danziger Gewerkſchaften haben ſelbſt heutigen Zeit viel zu wenig Eiſenbahnbedienſtete (C) 


polniſche Sprachkurſe eingerichtet und Mittel auf⸗ 
gewandt, um ihren Mitgliedern die Möglichkeit 
zur Erlernung der polniſchen Sprache zu geben. 
Berückſichtigen muß man allerdings hierbei un⸗ 
ſere Danziger Wohnungsverhältniſſe, wo Fami⸗ 
lien mit mehreren Kindern oft nur in einem 
Zimmer untergebracht ſind. Wie ſoll da der 
Eiſenbahner nach Verrichtung ſeines ſchweren 
verantwortungsvollen Dienſtes noch Polniſch ler⸗ 
nen! Der Senat hat für dieſe Zwecke im Etat 
Mittel zur Verfügung geſtellt, dagegen die pol⸗ 
niſche Staatsbahndirektion nicht einen Pfennig, 
ja, nicht einmal eine Dienſterleichterung geſchaf⸗ 
fen. Die polniſche Verwaltung hat ſomit ſelbſt 
kein Intereſſe gezeigt, daß ihr etwas daran gele⸗ 
gen iſt, daß unſere Danziger Eiſenbahner polniſch 
lernen. 

Wenn meine Fraktion an die Freiſtaatregie⸗ 
rung die Frage gerichtet hat, warum die Kinder 
von Eiſenbahnern bei der Einſtellung nicht be⸗ 
rückſichtigt werden, ſo haben wir vollen Grund 
hierfür. General Haking ſagt in einer Entſchei⸗ 
dung vom 5. September 1921 folgendes: 

Ich entſcheide daher, daß in allen Fällen, wo bei 
den Eiſenbahnen Danzigs Stellen frei werden, ſei⸗ 
tens Polens den Danziger Bürgern den Vorrang ge⸗ 
geben werden muß, beſonders denjenigen Familien, 
die jahrelang bei der Eiſenbahn beſchäftigt ſind, und 
bei denen die Kinder dem Beruf ihrer Vorfahren 
zu folgen wünſchen. 

Es geht alſo klipp und klar aus dieſer Entſchei⸗ 
dung hervor, daß wir berechtigt waren, dieſe 
Frage aufzurollen. Die drei Danziger Eiſenbah⸗ 
nergewerkſchaften haben dem Herrn Delegierten 
für Eiſenbahnangelegenheiten eine Liſte mit mehr 
als hundert Perſonen eingereicht, worin die Na⸗ 
men der Kinder der Eiſenbahner aufgeführt wa⸗ 
ren. Was iſt bis jetzt geſchehen? Ich glaube 
nicht fehl zu gehen, wenn ich der Anſicht bin, daß 
dieſe Liſte in den Papierkorb gewandert iſt. 

Zum vierten Punkt iſt ja eine Aenderung ein⸗ 
getreten, und wir können wohl ſagen, daß die Er⸗ 
klärung des Herrn Senatsvertreters uns in dieſer 
Hinſicht befriedigt hat, denn die Leute ſind jetzt 
zurückverſetzt worden. Aber eine Frage iſt noch zu 
klären, und das iſt die Geldangelegenheit. Dieſe 
Leute ſind auf Grund einer Verfügung, die eben⸗ 
falls vorliegt, einfach nach Neufahrwaſſer verſetzt, 
hatten aber nicht die notwendige Bahnverbin⸗ 
dung. Man ging von der Tatſache aus, wenn ſie 
der Verfügung nicht nachkommen, werden ſie ge⸗ 
kündigt. Kommen ſie aber andererſeits mit dem 
Lohn nicht aus, dann ſind ſie ebenfalls gezwun⸗ 
gen, aufzuhören. Dann würden dieſe Stellen 
frei. Auf der anderen Seite hat man, ſobald 
dieſe Leute überwieſen waren, zehn Leute in 
Kahlbude eingeſtellt. Ob die von Gr. Kleſchkau, 
Lamenſtein oder ſonſt wo herkamen, habe ich nicht 
nachprüfen können, weil mir die Namen nicht be⸗ 
kannt ſind. Jetzt ſind ſie wieder zu ihrer alten 
Dienſtſtelle zurückgeführt worden, aber wer die 
Koſten bezahlen wird, weil ſie ſich der Eiſenbahn⸗ 
direktion zur Verfügung ſtellten, iſt noch nicht ge⸗ 
klärt. Der Artikel 57 letzter Abſatz regelt auch 
dieſe Frage. Da kann ebenfalls gar keine Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit entſtehen, daß wir in der 


haben. Polen war verpflichtet, die Kopfzahl vom 
9. November 1920 zugrunde zu legen. Ich habe 


auch hierüber eine Aufſtellung, die genau feſtlegt, 


wie die Sache ausſieht. Ich möchte nur ſagen, 
daß Herr Direktor Pekel es ausgezeichnet verſteht, 
den Etat herauf⸗ und herunterzuſetzen, wie es ihm 
paßt. In dieſer Kurve iſt genau feſtgeſtellt, daß 
immer kurz vor den Wahlen eine erneute Ein⸗ 
ſtellung erfolgt, und daß nachher, wenn die Wah⸗ 
len getätigt ſind, wieder eine leichte Abſchwä⸗ 
chung erfolgt. M. D. u. H.! Hier tritt klipp und 
klar die Nichtachtung der Entſcheidung und des 
Tarifvertrags durch die Staatsbahndireftion zu⸗ 
tage. Arbeiten ſind genügend vorhanden, aber 
man zwingt den Leuten indirekt die Entlaſſung 
in die Hand. Man weiß genau, kommen ſie der 
Verfügung nicht nach, ſo werden ſie mit dieſem 
Einwande entlaſſen. 

Ich komme nun zu einer Sache, die auch er⸗ 
wähnenswert iſt, und zwar iſt ſeit Beſtehen der 
Eiſenbahn oder ich will ſagen, vor dem Kriege 
bis heute das geſamte Schienenmaterial von 
Dirſchau bis Danzig nicht erneuert worden. Man 
hat immer geſagt, man habe keine Arbeiter. M. 
D. u. H.! Ich möchte auf folgendes hinweiſen: 
Wenn Sie Fachmann wären und ſich das Schienen⸗ 
material anſehen würden, ſo würden Sie finden, 
daß die Schienen derart zerfahren ſind, daß an der 
einen Seite die Franſen herunterhängen. Herr 
Direktor Pekel hat angeordnet, anſtatt die Schie⸗ 
nen durch neue zu erſetzen, die Arbeiter ſollten 
mit Hammer und Meißel die Franſen abhauen. 
= das produktive Arbeit iſt, wage ich zu bezwei⸗ 
eln. 

Nun zur fünften Frage, wie man den Danzi⸗ 
ger Eiſenbahnern die Wohnungen wegnimmt. 
Dazu will ich anführen, daß Eiſenbahnſekretär 
Kulczik von Laskowitz nach Danzig verſetzt iſt und 
die polniſche Staatsangehörigkeit beſitzt. Der Herr 
Senatsvertreter hat ausgeführt, daß dieſer Herr 
die Danziger Staatsangehörigkeit habe. 
Sie mich auch hier einige Ausführungen machen. 
Es iſt nicht nur der eine Kulczik, ich kann Ihnen 
mit mehr Namen dienen, und zwar: Eiſenbahn⸗ 
ſekretär Grabowski von Graudenz nach Marien⸗ 
burg (Simonsdorf), Eiſenbahnſekretär Nitka von 
Bromberg nach Danzig, Wagenaufſeher Leon Ja⸗ 
ſinſti von Graudenz nach Danzig⸗Saſpe, Eiſen⸗ 
bahnoberaſſiſtent Rohde von Laskowitz nach Saſpe, 
Lademeiſter Bielawſki von Dirſchau nach Simons⸗ 
dorf, Eiſenbahn⸗Oberaſſiſtent Zilinſki von Gdin⸗ 
gen nach Neufahrwaſſer, Eiſenbahn⸗Aſſiſtent Rut⸗ 
kowſki von Dirſchau nach Langfuhr. Warum habe 
ich dieſe Anfrage geſtellt, warum hat meine Frak⸗ 
tion die Große Anfrage gerade auf dieſen Punkt 
bezogen? Das geſchah aus dem einfachen Grunde, 
weil kein einziger Ausländer im polniſchen Staat 
die Beamteneigenſchaft erreichen kann. Erſt wenn 
er die polniſche Nationalität, die Staatsbürger⸗ 
ſchaft hat, kann er polniſcher Beamter werden. 
Dieſe Leute haben ſich in Danzig unbeliebt ge⸗ 
macht und es vorgezogen, die Danziger Grenzen 
zu verlaſſen und ſind nach Polen ausgewandert. 
Heute kommen ſie wieder zurück. Jetzt iſt aber die 
Frage nach der Danziger Staatsangehörigkeit 
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nach unſerm Geſetz zur Erlangung und Erwer⸗ 
bung der Danziger Staatsangehörigkeit zu klären. 
Da heißt es im $ 15 und 16, wer eine Beamten⸗ 
ſtelle im Auslande angenommen hat, verliert die 
Danziger Staatsangehörigkeit, oder die Freie 
Stadt kann ihn auffordern, den Beamtenpoſten 
aufzugeben. (Hört, hört!) Es ſind vier Zugrevi⸗ 
ſoren nach Danzig verſetzt worden. Wie ſollen 
nun unſere Wohnungsverhältniſſe beſſer geregelt 
werden? Die Danziger Regierung und das Dan⸗ 
ziger Parlament beſchäftigen ſich mit der Frage, 
wie die Danziger Bürger unterzubringen ſind. 
Auf der anderen Seite werden uns aber die Woh⸗ 
nungen weggenommen. 

Ueber die Danziger Wohnungsverhältniſſe 
möchte ich noch etwas ſagen. Seit der Uebernahme 
der Eiſenbahn durch die polniſche Eiſenbahnver⸗ 
waltung am 10. Januar 1920 bezw. 1. Dezember 
1921 ſind neue Wohnungen für Danziger Eiſen⸗ 
bahnbedienſtete in der Freien Stadt Danzig nicht 
ausgeführt worden. (Hört, hört!) Bei der frü⸗ 
heren Verwaltung geſchah das alljährlich. Seit 


dieſer Zeit iſt aber nicht ein Haus gebaut wor⸗ 


den. Beſtehende Gebäudeteile, die durch die pol⸗ 
niſche Eiſenbahnverwaltung zu Wohnungen ein⸗ 
gerichtet worden ſind, ſind reſtlos mit nicht woh⸗ 
nungsberechtigten polniſchen Staatsangehörigen 
beſetzt worden. Es ſind ausgebaut worden: 


a) Altes Empfangsgebäude Danszig⸗Leegetor: Beſetzt 
mit 12 Familien, 

b) Magazingebäude Olivager Tor: Beſetzt mit drei Fa⸗ 
milien, 

e) Empfangsſchuppen Zoppot: Beſetzt mit zwei Fami⸗ 


Lien. 
Beſetzt 


d) Stellwerksgebäude 

mit einer Familie. 

Uebernommene ſtaatseigene Mietwohnungen, die in⸗ 

en mit polniſchen Staatsangehörigen beſetzt 

ind: 5 

a) Hohenſtein: Stopczinſki, Bürobeamter der Eiſen⸗ 
bahndirektion. 

b) Danzig: 2 Wohnungen Bironſki, Gabſki, Bürobe⸗ 
amte der Eiſenbahndirektion. 

e) Langfuhr: 1 Wohnung, Name konnte noch nicht feſt⸗ 
geſtellt werden. 

d) Oliva: 1 Wohnung Milewſki, 

Bauamtes. 

e) Zoppot: 1 Wohnung Malak, Betriebsbeamter des 

Bahnhofs Zoppot. 

„Staatseigene Mietwohnungen find infolge Zu⸗ 
teilung der Eiſenbahn an Polen in den Beſitz der 
Staatsbahndirektion übergegangen: 

Große Allee — Bahnhof Odz. — 30 Wohnungen⸗ be⸗ 
ſetzt mit 30 Danziger Eiſenbahnern. 

Stiftswinkel 21/25: beſetzt mit 1 Polen und 38 Dan⸗ 
ziger Eiſenbahnern. 

Alte Schichaukolonie: beſetzb mit 15 Danziger Eiſen⸗ 
bahnern. 

Sandgrube 26 und 35: beſetzt mit 5 Polen und einem 

Danziger Eiſenbahner. 

Schichaugaſſe 26 bis 30: beſetzt mit einem Polen und 

30 Danziger Eiſenbahnern. 

Langfuhr, Kastanienallee: beſetzt mit einem Polen 

und 12 Danziger Eiſenbahnern. 

Oliwa, Schefflerſtraße: beſetzt mit einem Polen und 

10 Danziger Eiſenbahnern. 

Gebäude der Staatsbahndirektion — Olivaer Tor: 
beſetzt mit 3 Polen und einem Danziger Eiſen⸗ 

bahner. 

Abſtellbahnhof Olivaer Tor: beſetzt mit 3 Danziger 

Eiſenbahnern. 

Stadtgebiet: eine Wohnung beſetzt mit einem Polen. 

Boltengaſſe: beſetzt mit einem Polen und 12 Danzi⸗ 
ger Eiſenbahnern. 


Danzig ⸗Neufahrwaſſer: 


Bürobeamnter des 
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Hohenſtein: beſetzt mit einem Polen und 30 Danziger 
Eiſenbahnern. f 

So geht es weiter. Daher werden Sie es auch 
verſtehen können, daß man ſich gegen dieſe Machi⸗ 
nationen wendet und der Danziger Oeffentlichkeit 
vorträgt, wie die Wohnungsverhältniſſe dadurch 
verſchlechtert werden, ſo daß Danziger Einwoh⸗ 
nern und ſeien es auch Eiſenbahnbedienſtete, nicht 
die Möglichkeit gegeben iſt, eine Wohnung zu er⸗ 
halten. Das Wohnungsamt hat allerdings 65 
Wohnungen vermittelt, alſo das größte Entgegen⸗ 
kommen gezeigt. Auf der anderen Seite findet 
man aber kein Entgegenkommen. Wohnungen 
werden nicht gebaut und vorhandene Wohnungen 
werden, ſobald ſie frei ſind, mit Polen beſetzt, die 
in Danzig nicht wohnungsberechtigt ſind. 

Damit will ich zum Schluß kommen. Ich 
möchte aber noch eine Frage erörtern, die dafür 
kennzeichnend iſt, wo Ehrlichkeit vorhanden iſt. 
Da wurde am 19. März 1928 im Gebäude der 
Staatsbahndirektion ein Wohltätigkeitskonzert 
veranſtaltet. In der Einladung heißt es: 

Das Haupthilfskomitee für Witwen und Wa iſen 
der Eiſenbahnbedienſteten beehrt ſich, Euer Wohlge⸗ 
boren zu einem muſikaliſchen Geſellſchaftsabend, wel⸗ 
cher am 19. März d. Is. um 19,30 än den Räumen 
der Staatsbahndirektion, Danzig, ſtattfinden wird, 
einzuladen. 

5 Für das Komitee 
Stefanie v. Czarnowfka. 

Wir haben nichts dagegen, wenn für Wohltätig⸗ 
keitszwecke Sachen geſammelt werden, die den 
Hilfsbedürftigen zugute kommen. Wo die Not 
am größten iſt, ſollen wir helfen. Dazu werden 
ſich auch die Eiſenbahner ſtets bereit erklären. 
Aber der Präſident der Staatsbahndirektion hat 
im Auftrage ſeiner Frau ein Schreiben an ſämt⸗ 
liche Dienſtſtellen herausgegeben und dieſe auf⸗ 
gefordert, ſie möchten ſich an dieſer Mildtätigkeit 
beteiligen und wöchentlich bezw. monatlich vom 
Lohn oder Gehalt etwas abgeben, damit es zur 
Verteilung kommt. Dies iſt von ſämtlichen Orga⸗ 
niſationen, auch von den beiden polniſchen, abge⸗ 
lehnt worden. Man iſt auch an einzelne Bier⸗ 
brauereien herangetreten. Die Danziger Aktien⸗ 
Bierbrauerei hat 60, 30 und noch einmal 30 Liter 
Bier geliefert. Weiter möchte ich Ihnen noch et⸗ 
was Intereſſantes bekanntgeben: 

Zu Ehren des Marſchall Pilſudſki veranſtalten 
verſchiedene polniſche Verbände am 19. d. Mts., dem 
Namenstag des Marſchalls, beſondere Feiern. So 
der Sokol und der Verband früherer Flieger. Ebenſo 
veranſtaltet die Eiſenbahndirektion eine Feier. 

So ſieht die Sache aus, ſo wird mit dem Gelde der 
Danziger gewirtſchaftet. (Lebhaftes Bravo!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Arc⸗ 
zynſki. f 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Arczynſki. 

Arczynſti, Abgeordneter (S. P. D.): Meine jehr 
verehrten D. u. H.! Namens meiner Fraktion 
habe ich zu erklären, daß uns die Erklärung der 
Regierung vorläufig befriedigt. Soweit die fünfte 
Frage betroffen wird, kann ſie als erledigt ange⸗ 
ſehen werden; denn wir können nicht verhindern, 
daß Danziger Staatsangehörige nach ihrer Hei⸗ 
mat zurückkehren. Das iſt aber mit dem Eiſen⸗ 


bahnſekretär der Fall, der aus Tuchel nach Dan⸗ 
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zig zurückverſetzt worden iſt und nach ſeiner Hei⸗ 
mat zurückkehrte. 

Was die vierte Frage angeht, die Verſetzung 
der älteren Arbeiter von 58 bis 63 Jahren von 
Kahlbude nach Neufahrwaſſer uſw., jo kann auch 
dieſe Frage als erledigt angeſehen werden, weil, 
wie wir von dem Herrn Vertreter der Regierung 
eben gehört haben, die Verfügungen zurückgenom⸗ 
men worden ſind. Ich möchte in dieſem Zuſam⸗ 
menhange bemerken, daß es uns notwendig er⸗ 
ſcheint, daß für derartige Fälle, wie ſie unter 


Punkt 4 zu verzeichnen waren, in den abgeſchloſ⸗ 


ſenen Tarifverträgen zwiſchen den Danziger Ge⸗ 
werkſchaften und der Staatsbahndirektion ent⸗ 
ſprechende Sicherungen zu treffen. Wir haben ja 
auch in allen andern Tarifverträgen der Privat⸗ 
induſtrie ſolche ſichernde Beſtimmungen zum 
Schutze der Arbeiter. Wenn es ſich um einen Be⸗ 
trieb handelt wie die Staatsbahn, ſo ſtehen wir 
vollkommen auf dem Standpunkt des Herrn Fra⸗ 
geſtellers, daß man insbeſondere unter Bexückſich⸗ 
tigung der miſerablen Wohnungsverhältniſſe nach 
Möglichkeit die Arbeiter an ihrem Wohnort laſſen 
ſoll. Dieſes iſt allerdings im Eiſenbahnbetrieb 
nicht immer durchführbar, weil eine gewiſſe Ver⸗ 
ſetzung der Arbeiter im Intereſſe des Eiſenbahn⸗ 
dienſtes unvermeidlich iſt. 

Was die Fragen 1 bis 3 anlangt, ſo iſt das eine 
Angelegenheit, die wohl alle Jahre hier zur 
Sprache kommt. Meine Fraktion ſteht auf dem 
Standpunkt, daß eine allgemeine Regelung nur 
dann erfolgen kann, wenn klar umriſſene Rechts⸗ 


zuſtände geſchaffen werden, die durch die Inſtan⸗ 


) 


zen des Völkerbundes zu treffen wären. Es iſt 
richtig, daß die polniſche Berufsvereinigung in 
das Arbeitsverhältnis der Arbeiter eingreift, ins⸗ 
beſondere daß die Einſtellung der Giſenbahnarbei⸗ 
ter faſt ausſchließlich durch die polniſche Berufs⸗ 
organiſation geht. Das iſt ein unhaltbarer Zu⸗ 
ſtand. Wir kennen alle die Mißſtände, die ſich 
früher ergeben haben, als die Induſtrie einſeitige 
Arbeitsnachweiſe für ähre Betriebe geſchaffen 
hatte, die ſich als Maßreglungsbüros betätigten. 
Deswegen ging die Forderung der Arbeiter ſeit 
jeher dahin, daß die Arbeitsvermittlung paritä⸗ 
tiſch erfolge. Man hat in neuerer Zeit Nachweiſe 
geſchaffen, die gemeinſam von den Unternehmern 
und der Arbeitervereinigung verwaltet werden. 
Meine Fraktion ſteht auf dem Standpunkt, daß 
es auch hier möglich iſt, durch Schaffung einer be⸗ 
ſonderen Arbeitsvermittlungsſtelle dieſe unange⸗ 
nehme und häßliche Frage, wie ich mit Nachdruck 
betonen möchte, aus der Welt zu ſchaffen. An 
einer ſolchen paritätiſchen Vermittlungsſtelle 
müßte die Staatsbahndirektion auch ein Intereſſe, 
wenn ſie nicht unter der Vormundſchaft einer be⸗ 
ſtimmten Organisation ſtehen will, haben. Der 
jetzige Zuſtand muß als unhaltbar bezeichnet wer⸗ 
den; denn m. D. u. H., es iſt doch recht merkwür⸗ 
dig, wenn man feſtſtellt, daß z. B. im Jahre 1927 
von 288 angeſtellten Arbeitern nicht ein einziger 
Deutſch⸗Danziger war, ſondern daß es alles Ar⸗ 
beiter polniſcher Nationalität waren oder jeden⸗ 
falls ſolche, die der polniſchen Sprache mächtig 
waren. (Hört, hört! links. — Abg. Dr. Moczynſfki: 
Danziger Staatsangehörige!) Das ſpricht dafür, 
daß die Tätigkeit der polniſchen Berufsvereini⸗ 
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gung unheilvoll it: Ich nehme an, daß Sie auch (0) 


keiner Sonderorganiſation ein Recht einräumen 
wollen, ſondern daß Sie auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß hier eine unparteiiſche Vermittlung 
erfolgen muß. Wir würden gern ſehen, wenn 
dieſes Ziel erreicht werden könnte und haben die 
Hoffnung, daß es dann möglich ſein wird, dieſe 
mißliche Angelegenheit aus der Welt zu ſchaffen. 

Im übrigen iſt zu den Punkten 1 bis 3 der 


Großen Anfrage zu ſagen, daß ſie im allgemeinen, 


ſoweit die Sprachenfvage in Betracht kommt, nur 
geändert werden können, wenn entſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen der Völkerbundsinſtanzen vorliegen. 
Der Regierungsvertreter hat erklärt, daß entſpre⸗ 
chende Maßnahmen ergriffen worden ſind. Ich 
möchte noch einige wenige Worte zu den Danziger 
Eiſenbahnern im allgemeinen ſagen, und das iſt, 
daß ſie ſoweit es unbedingt notwendig iſt, die pol⸗ 
niſche Sprache zu erlernen, es tun ſollen. Die Or⸗ 
ganiſationen pflegen jeit Jahren den polniſchen 
Sprachunterricht und haben teilweiſe günſtige 
Erfahrungen gemacht. Meine Fraktion ſteht auf 
dem Standpunkt, daß die Kenntnis der polniſchen 
Sprache nicht in allen Zweigen des Eiſenbahn⸗ 
dienſtes notwendig iſt. Wir erkennen nicht an, 
daß die Arbeiter die polniſche Sprache beherrſchen 
müſſen. Notwendig würde die Kenntnis der pol⸗ 
niſchen Sprache ſein, ſoweit der Schalterdienſt, 
höherer Dienſt in den Verwaltungen und unmit⸗ 
telbarer Verkehr mit dem Publikum in Frage 
kommt. An allen andern Stellen glauben wir, 
daß die deutſche Sprache vollkommen genügt, um 
den Betrieb aufrecht zu erhalten. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. 
u. H.] Nach einer Zeitungsmeldung wird der 
Herr Völkerbundskommiſſar drüben in der Loge 
ſitzen, wenn die Verfaſſungsvorlage hier behan⸗ 
delt wird. Es wäre beſſer geweſen, wenn der 
Herr Völkerbundskommiſſar heute hier geweſen 
wäre und ſich die berechtigten Klagen angehört 
hätte, die hier gegenüber der polniſchen Eiſen⸗ 
bahndirektion vorgebracht werden. Die Dinge 
liegen ſo, daß, ſeitdem die Eiſenbahn durch den 
Gewaltſpruch von Genf dem polniſchen Staate 
ausgeliefert iſt, wir uns dauernd mit den Klagen 
der Eiſenbahner befaſſen müſſen. Es handelt ſich 
hier aber nicht bloß um die Intereſſen der Eiſen⸗ 
bahner allein, ſondern die Intereſſen der geſamten 
deutſchen Bevölkerung ſtehen dahinter und decken 
ſich mit dem, was die Eiſenbahner fordern. Die 
Eiſenbahn iſt ja Polen nicht in dem Sinne aus⸗ 
geliefert worden, daß es damit ſchalten und wal⸗ 
ten kann wie es will, ſondern es ſind bereits in 
dem Pariſer Abkommen Beſtimmungen enthalten, 
die die deutſche Sprache hier gewährleiſten. Es 
muß feſtgeſtellt werden, daß die polniſchen Beſtre⸗ 
bungen, die deutſche Sprache zu beeinträchtigen, 
insbeſondere den Eiſenbahnbeamten die polniſche 
Sprache aufzuzwingen, eine Verletzung der Pa⸗ 
riſer Konvention bedeuten. Wenn verſucht wird. 
dieſe Maßnahme mit Erforderniſſen des Verkehrs 
zu begründen, ſo wird niemand außer den drei 
polniſchen Herren hier ſein, der ſagt, daß eine Not⸗ 
wendigkeit vorliegt, in der Freien Stadt die pol⸗ 


niſche Sprache zu beherrſchen. Auch alle diejeni⸗ 
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gen, die von auswärts kommen, kennen die 
deutſche Sprache ſoweit, daß ſie ſich genügend ver⸗ 
ſtändigen können, ſoweit es im Eiſenbahndienſt 
notwendig iſt. a 5 4 0 

Man kann aus der Handhabung der Sprachen⸗ 
frage erkennen, daß Polen beſtrebt iſt, die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung zu einem Staat im Staat zu 
machen, zu einem polniſchen Staat in Danzig, mit 
der ausgeſprochenen Abſicht, Danzig mit Hilfe der 
Eiſenbahn zu poloniſieren, ihm ſeinen deutſchen 
Charakter zu nehmen. Man mißbraucht die Eiſen⸗ 
bahn zu dieſem Zweck und zu nichts anderm, wäh⸗ 
rend die Eiſenbahn ein Mittel ſein ſoll, den Dan⸗ 
ziger Intereſſen zu dienen. Dagegen müſſen wir 
uns mit allem Nachdruck wehren Hier bietet ſich 
eine Gelegenheit für den geſamten Volkstag, mit 
Ausnahme der drei polniſchen Herren, mit Nach⸗ 
druck die Intereſſen der Danziger Eiſenbahner zu 
wahren. Wir werden auch als Oppoſition gern 
bereit ſein, die Regierung dabei zu unterſtützen; 
denn wir erblicken in dieſer Frage keine Partei⸗ 
frage, ſondern eine Frage, die das geſamte deutſche 
Volk angeht. n 

M. D. u. H.! Den Eifer, der hier von Polen 
entwickelt wird, ſollte es lieber auf andern Gebie⸗ 
ten entfalten. Es iſt bereits von dem Herrn Vor⸗ 
rener Klein, der außerordentlich wertvolles Ma⸗ 
terial vorgetragen hat, das in weiteſten Kreiſen 
bekannt zu werden verdient, ausgeführt worden, 
wie der Zuſtand der Eiſenbahngleiſe iſt. Es muß 
hervorgehoben werden, daß auch ſonſt zahlreiche 
Mängel vorhanden ſind, und daß die Eiſenbahn 
im Freiſtaat immer mehr hinter dem Zuſtand an⸗ 


derer Eiſenbahnen zurückbleibt, auch hinter dem 


Zuſtand, in dem ſich die Deutſche Reichsbahn be⸗ 
findet. Dabei müſſen wir feſtſtellen, daß die 
Deutſche Reichsbahn die ungeheuren Laſten des 
Dawes⸗Abkommens zu tragen hat. Das iſt hier 
nicht der Fall. Dabei geſchieht von Polen faſt 
nichts, um die Danziger Intereſſen zu berückſich⸗ 
tigen. Sehen Sie ſich die unwürdigen Zuſtände 
an, die auf dem Bahnhof Langfuhr beſtehen, 
einem Ort von einem halben Hunderttauſend Ein⸗ 
wohnern. Es wuchert dort auf den Anlagen, die 


Preußen zu bauen angefangen hat, Unkraut. 


Einem Fremden darf man Langfuhr von der Seite 
überhaupt nicht zeigen. Ebenſo liegt es auf vielen 


andern Gebieten. Es muß moch darauf hingewie⸗ 


gegen wehren wir uns. 


ſen werden, daß Polen ſeine Stellung in der Spra⸗ 
chenfrage auch ſonſt mißbraucht, indem es dauernd 


Aufſchriften anbringt, die mit den Beſtimmungen 


der Verträge nicht in Einklang zu bringen ſind. 
Sie brauchen nur die Eiſenbahnanlagen zu durch⸗ 
wandern, dann können Sie feſtſtellen, daß es ſich 
vielfach keineswegs nur um Aufſchriften handelt, 
die im geſundheits⸗ und ſicherheitspolizeilichen 
Intereſſe geſtattet ſind. Die Klagen, die von uns 
und anderen in der Richtung vorgebracht ſind, ſind 
leider verhallt. Wir bitten bei dieſer Gelegen⸗ 
heit den Senat, dafür zu ſorgen, daß dieſe unzu⸗ 
läſſigen Auſſchriften verſchwinden. Man will der 


Oeffentlichkeit einen polniſchen oder halb polni⸗ 


ſchen Charakter der Freien Stadt vortäuſchen. Da⸗ 
Danzig iſt eine deutſche 
Stadt und wird es bleiben. (Zuruf des Abg. Liſch⸗ 


newſki.) Sie denken doch wohl genau fo darüber 


wie wir. 


| 


M. D. u. H.! Ich will hier keine weiteren Yus- 


führungen machen. Mir ſcheint es, daß über dieſe 
Dinge Worte genug gewechſelt ſind. Es kommt 
da rauf an, daß wir endlich Taten ſehen. Wir for⸗ 
dern, daß die Danziger Rechte mit allem Nachdruck 
gewahrt werden und bitten die Regierung, tat⸗ 
kräftig nach dieſer Richtung hin zu wirken. Wir 
können ihr auf dieſem Gebiete nur das Wort zu⸗ 
rufen: „Landgraf, werde hart!“ (Wiederholtes 
Bravo! rechts.) 8 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Ausſprache über dieſe Große Anfrage des 
Zentrums hat wieder einmal bewieſen, daß die ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staaten lediglich auf dem Ausbeu⸗ 
tungs⸗ und Unterdrückungsſyſtem aufgebaut ſind. 
Ob Sie von Polen, Deutſchland oder Danzig re⸗ 
den, bleibt ſich gleich. Bezeichnend iſt, daß das 
Zentrum hier eine Nationalität vertritt und ſich 
darin von den andern Parteien abſolut nicht 
unterſcheidet. Weiter iſt bezeichnend, daß das 
Zentrum hier verſucht, Arbeiter gegen Arbeiter 
auszujpielen. (Sehr richtig! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Was hat es für einen Sinn? Gönnen 
Sie den polniſchen Arbeitern hier nicht die Be⸗ 
ſchäftigung? Nach Ihren Ausführungen zu ſchlie⸗ 
ßen, wollen Sie überhaupt keine polniſchen Arbei⸗ 
ter in Danzig haben, aber recht viel Danziger in 
Polen bzw. in Deutſchland. (Zuruf des Abg. Gai⸗ 
kowſki. — Heiterkeit.) Ich habe den Zwiſchenruf 
nicht verſtanden. Sie haben ſo einen großen Bart, 
laſſen Sie ſich den beſchneiden, ſonſt verſteht man 
ſie nicht, wenn Sie einen Zwiſchenruf machen. — 
Im vorigen Volkstag war es Ihr Fraktions⸗ 
genoſſe Neubauer, der nach Kolonien ſchrie, um 
Danziger Proleten in die Kolonien zu ſchicken. 
Das werden Sie nicht abſtreiten können. Sehen 
Sie das Protokoll der betreffenden Sitzung durch, 
dann werden Sie finden, was Herr Neubauer da⸗ 
mals geſagt hat und was der Sinn war. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß natürlich 
die polniſchen Arbeiter oder die Arbeiter unter 
polniſcher Regie am ſchwerſten zu leiden haben, 
ſchwerer als die Danziger bzw. die deutſchen Ar⸗ 
beiter. Weshalb? Weil Polen ein rein faſchiſti⸗ 
ſcher Staat iſt, weil er drauf und dran iſt, den 
Faſchismus in Danzig einzurichten. Deshalb auch 
das Streben nach Danzig. Muſſolini in Ita en 
iſt heute derjenige, der ſeine Fühlhörner überall 
ausſtreckt und ſein Reich über die ganze Welt aus⸗ 
dehnen möchte. (Abg. Falkenberg: Er iſt ein alter 
Sozialdemokrat! — Heiterkeit!) Genau ſo ent⸗ 
wickelt ſich der Herr Pilſudſki. (Zuruf rechts. — 
Erneute Heiterkeit.) Auch er hat das Beſtreben, 
die ganze Welt in die Taſche zu ſtecken, in erſter 
Linie Danzig. Es wird deshalb gar keinen Zweck 
haben, wenn die Regierungsparteien und auch die 
Deutſchnationalen ſich von dieſer Stelle aus an 
den Völkerbund wenden und glauben, den Völker⸗ 


bund mobil machen zu müſſen. Die Erfahrung 


lehrt, daß der Völkerbund für Danzig abſolut 


nichts tut. Er hat auch gar nicht die Abſicht, Dan⸗ 
zig zu unterſtützen. Den Beweis dafür haben wir 
ſchon ſo oft angetreten, und er iſt immer gelungen. 
Jedesmal, wenn die Völkerbundsfrage auf der 
Tagesordnung ſtand, zeigte ſich, daß er Danzig 
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Wort erwähnt, Herr Klein. 
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gegenüber verſagt hat, daß er in erſter Linie die 
Intereſſen des polniſchen Staates wahrgenom⸗ 
men hat. Es hat alſo keinen Zweck, ſich an den 
Völkerbund zu wenden. 

Was uns aber bei dieſen Fragen beſonders 
intereſſiert, und was wir vom Zentrum erwartet 
hätten, iſt, daß es ſich überhaupt für die Zuſtände 
bei der polniſchen Eiſenbahn in Bezug auf polni⸗ 
ſche und Danziger Eiſenbahner eingeſetzt hätte. 
Kein Wort davon, daß täglich im Freiſtaat bei 
der Eiſenbahn ein Unglück zu verzeichnen iſt, kein 
Wort davon, daß die Arbeiter und auch die unte⸗ 
ren Beamten und Angeſtellten bei der polniſchen 
Eiſenbahn das Maul zu halten haben, kein Wort 
reden dürfen und ſchikanjert werden, daß ihnen 
die Galle hoch kommt. Davon haben Sie kein 
Sind Ihnen dieſe 
Zuſtände nicht bekannt? Sie haben lediglich ver⸗ 
ſucht, einen Arbeiter gegen den andern auszuſpie⸗ 
len. Wenn Sie, Herr Klein, ſich im Namen Ihrer 
Fraktion über die Entlohnung der Eiſenbahner 
beklagen und ich will die polniſche Regierung gar 
nicht in Schutz nehmen, ſo ſehen wir uns einmal 
im eigenen Lande um. Sie befinden ſich in der 
Koalition. Schauen Sie einmal zu den Ge⸗ 
meinde⸗ und Staatsarbeitern, die jetzt auch eine 
Forderung geſtellt haben und wo der Staat ſich 
eine Lohnerhöhung aufzwingen läßt, wo er die 
Forderungen der Staats⸗ und Gemeindearbeiter 
durch Schiedsſpruch, durch Verbindlichkeitserklä⸗ 
rung, einfach abwürgt. Das iſt auch eine Staats⸗ 
einrichtung in einem angeblich freien, demokrati⸗ 
ſchen Staat. 

Was die Einwanderung anbetrifft, ſo ſtehen 
wir auf dem Standpunkt, daß hier vollſtändige 
Freizügigkeit herrſchen muß. Es iſt unſere Auf⸗ 
gabe, Ihre natürlich nicht, den Arbeitern klar zu 
machen, daß ſie ſowohl von Polen wie vom Dan⸗ 
ziger Unternehmertum ausgebeutet werden. Es 
iſt unſere Aufgabe, den Arbeitern klar zu machen, 
daß ſie ſich dagegen wehren müſſen, daß ſie ſich 
nicht gegenſeitig Konkurrenz bieten dürfen. Wenn 
Wohnungen ſo knapp ſind, ſo liegt das an dem Sy⸗ 
ſtem, unter dem wir jetzt leben. Warum werden 
nicht die großen Wohnungen beſchlagnahmt? 
Warum wird immer zugelaſſen, daß ein Herr und 
eine Dame in Zehnzimmer⸗Wohnungen ſitzen, 
und daß auf der andern Seite, wie Sie ausgeführt 
haben, zehn Perſonen in einem Loch ſitzen müſſen? 
(Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) Sie haben doch 
Gelegenheit, dieſe Zuſtände zu meiſtern und ſie 
abzuſtellen. Aber Sie wollen es nicht tun. Sie 
wollen hier nur große Reden ſchwingen, um nach 
außen hin den Anſchein zu erwecken, als ob Sie 
nun für die Danziger Arbeiterſchaft eintreten. 
Wenn Sie für die Danziger Arbeiterſchaft eintre⸗ 
ten wollten, dann hätten Sie ſchon des öfteren 
Gelegenheit dazu gehabt. Sie hätten ſchon öfter 
Ihr Licht in dieſer Beziehung leuchten laſſon 
können. Wir ſagen, die Freizügigkeit darf nicht 
beſchnitten werden. Wo der Arbeiter arbeiten 
will, muß ihm Gelegenheit gegeben werden, ſeiner 
Arbeit nachzugehen. Wir werden finden, daß ſich 
letzten Endes mehr Danziger Arbeiter im Aus⸗ 
lande herumtreiben müſſen, als fremde Arbeiter 
in Danzig vorhanden ſind. Das hindert uns aber 
nicht, zu erklären, daß es allein die Aufgabe der 


Arbeiterſchaft iſt, dieſe Zuſtände zu beſeitigen und 
ſie werden erſt beſeitigt werden, wenn das kapita⸗ 
liſtiſche Syſtem geſtürzt iſt, wenn an ſeiner Stelle 
der Staat aufgebaut wird, den wir immer predi⸗ 
gen, den Staat der Arbeiter und Bauern. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Geisler. 

Geisler, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. H.! 
Wenn man die Große Anfrage Punkt für Punkt 
durchgeht, reſp. die Ausführungen des Abg. Klein 
hört, muß man meinem Vorredner, den Serrn 
Abg. Raſchke, vollkommen recht geben. Ich ſpreche 
ſelbſt als Eiſenbahner und kann daher nur beſtä⸗ 
tigen, daß die Große Anfrage bzw. die Ausfüh⸗ 
rungen des Abg. Klein rein nationaliſtiſch auf⸗ 
gezogen worden ſind. Der Herr Abg. Schweg⸗ 
mann konnte nicht beſſer im nationaliſtiſchen 
Sinne auftreten, als es hier durch das Zenkrum 
geſchah. Bei dem Punkt 5, der von der Zuwei⸗ 
ſung einer Wohnung an einen Eiſenbahner 
ſpricht, wozu ſich der Regierungsvertreter und der 
Begründer der Großen Anfrage geäußert haben, 
handelt es ſich in Wiklichkeit um einen Mann, der 
im deutſchnationalen Beamtenbund organiſiert 
iſt, der die Wohnung bekommen hat. Des weite⸗ 
ren Punkt 4, der von der Zuweiſung von Arbei⸗ 
tern von einer Dienſtſtelle zur andern handelt. 
Wenn der Herr Abg. Klein als Gewerkſchafts⸗ 
führer in dieſem Fall die Intereſſen ſeiner Kol⸗ 
legen wirklich wahrnehmen würde, dürfte eine 
Kleine Anfrage in dieſem Fall Erfolg haben. Die 
Staatsbahn würde das dann aus der Welt ſchaf⸗ 
fen. Es beſteht bei der Staatsbahn ein Arbeiter⸗ 
rat, und ſolche kleinen Fälle, die ſich in dem 
Kampf zwiſchen Arbeit und Kapital ergeben, wer⸗ 
den dauernd erledigt. 

Des weiteren wird in der Großen Anfrage die 
Einſtellung von Arbeiterkindern erwähnt. Es iſt 
gut und ſteht wohl in allen Abkommen, die Dan⸗ 
zig mit Polen getroffen hat, daß Eiſenbahner⸗ 
kinder bevorzugt werden ſollen. Wie wirkt ſich 
das aber aus? Jeder klaſſenbewußte Eiſenbahner 
wird es ablehnen, wenn er auf der Straße das 
große Heer der Erwerbslosen ſieht. Eiſenbahner, 
die vielleicht fünf erwachſene Söhne haben, wer⸗ 
den nicht verlangen, daß dieſe in den Betrieb kom⸗ 
men und ſich auf der Straße ein anderer Vater 
mit fünf Söhnen erwerbslos herumtreibt. Dies 
wirkt ſich vollkommen antiſozial aus. Weiter 
ſind Beſchwerden da, daß zu viel mit der polni⸗ 
ſchen Sprache herumgeworfen wird, daß zu viel 
von den Eiſenbahnarbeitern in dieſer Frage ver⸗ 
langt wird. Es ſind in dieſer Hinſicht Beſchwerden 
da, aber nicht, um im nationaliſtiſchen Fahrwaſſer 


großgezogen zu werden. Sie gehören doch zu den 


Regierungsparteien, Herr Klein, Sie ſind doch in 
der Lage, ein Arbeitsnachweisgeſetz zu ſchaffen. 
Der Volkstag hat ſich wiederholt mit dieſen Fra⸗ 
gen beſchäftigt. In dieſem Falle iſt ein Abkom⸗ 
men zwiſchen dem Senat, und es war doch ein 
deutſchnationaler Senat, in dem die Zentrums⸗ 
partei drin war, und der Eiſenbahndirektion ge⸗ 
ſchloſſen worden, daß Eiſenbahner bis zu fünf 
Mann ohne Nachweis eingeſtellt werden können. 
Alſo Sie haben doch alles ſelbſt gutgeheißen, und 
nun mit einemmal finden Sie, daß da bittere 


Tropfen drin find, (Heiterkeit und Zwiſchenrufe.]) 


(C) 


O). 


A 


— 


es wohl verſtehen, wenn die polniſche Eiſenbahn⸗ 


Augenblick, wo es ſich um die Intereſſen der von 


B) 


ſind, daß ihre Arbeiter ruhig auf der Straße blei⸗ 


Volkstag Danzig — 28. Sitzung. Mittwoch, den 23. Mai 1928. 


(Geisler, Abgeordneter) a 


Selbſtverſtändlich erkenne ich einen Teil der Be⸗ 


ſchwerden genau ſo an wie Sie. (Zwiſchenrufe.) 
Ich habe noch meine Geſinnung, und in dieſem 
Fall erkläre ich als Kommuniſt, das werden auch 
die Abgeordneten Klein und Lendzion ſtets au⸗ 
erkennen müſſen, daß ich abſolut keine Urſache 
habe, für Polen oder Deutſchland einzutreten. Ich 
lehne den Nationalismus ab und ſtelle mich auf 
den Boden des internationalen Klaſſenkampfes. 
Den Eiſenbahnern wird nicht geholfen werden, 
wenn Sie heute auf die polniſche Verwaltung 
ſchimpfen. Das wurde früher von den Deutſch⸗ 
nationalen gegenüber den Polen in den Oſtmar⸗ 
ken ebenſo getrieben. Das wird erſt anders wer⸗ 
den, wenn ſich die Arbeiterſchaft ihrer Macht be⸗ 
wußt wird und dieſen kapitaliſtiſchen Staat nicht 


mehr ſtützt. (Heiterkeit.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Hohnfeldt. N 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Man kann ſeitens der Danziger Bevölke⸗ 
rung dem Herrn Klein für das Material dank⸗ 
bar ſein, das er hier vorgebracht hat. Aber ich 
bin der Meinung, daß Herr Schwegmann mit 
ſeiner Hoffnung, die Einſtimmigkeit des Volks⸗ 
tages für die Erklärung der interpellierenden 
Partei zu haben, vorbeigegriffen hat. Ich kann 


direktion oder auch die polniſche Berufsvereini⸗ 
gung für ihre Leute herauszuholen verſucht, was 
ſie herausholen kann. Aber es iſt mir unklar, 
daß ſogenannte deutſche Arbeitervertreter in dem 


ihnen vertretenen Arbeiter handelt, der Anſicht 


ben können und daß die Danziger Polen bevorzugt 


werden. Freizügigkeit uſw., das ſind doch nur 


Decknamen für das, was die Polen treiben. Sie 
(nach links) wollen nicht die Freizügigkeit für 
Ihre Leute ſchaffen, ſondern nur für die polniſchen 


Arbeiter. Wenn von der Wahl geſprochen wurde, 
ſo kann ich mich an folgendes erinnern. Es wur⸗ 
den einen Sonntag vor der Wahl die Streckenar⸗ 
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men will und daß man für die Danziger Arbeiter 
nichts herausholen wird. Glauben Sie, daß die 
Polen auf den Wunſch, eine gemeinſame Arbeits⸗ 
vermittlung zu haben, eingehen werden? (Abg. 
Arczynſbi: Ich glaube an nichts!) Daß Sie an 
nichts glauben, will ich ſelbſt glauben. Ich nehme 
auch von Ihnen an, daß Sie nicht glauben, daß 
es Unterſchiede zwiſchen der Arbeitsleiſtung des 
polniſchen und des Danziger Arbeiters gibt. Wenn 
Sie und Herr Klein die Hoffnung haben, daß Po⸗ 
len ſich mit Ihnen an einen Tiſch ſetzen und die 
Arbeiter paritätiſch einſtellen werde, jo iſt dieſe 
Hoffnung abwegig. 

Die polniſche Berufsvereinigung muß ja von 
der polniſchen Eiſenbahndivektion bevorzugt wer⸗ 
den. (Zuruf des Abg. Klingenberg.) Es iſt mir 
lieb, daß Sie mir das zurufen. Ich will das gleich, 
auf die polniſche Eiſenbahndirektion angewandt, 
vortragen. Ich habe ſchon einmal auf dieſem 
Platz von der Perſonalpolitik des Herrn „Bi⸗ 
ronſki“ geſprochen. Dieſer Herr iſt aus der Tſche⸗ 
choſlowakei gekommen und hieß früher Birnbaum. 
Sein Bruder heißt als früherer Italiener „Bi⸗ 
roni“, der hat den Warteſaal hier bekommen. Ein 
Deutſcher bekam ihn nicht, der Bruder des Herrn 
„Bironſki“ bekommt ihn. Dieſe Familie hat noch 
zwei Mitglieder, das eine von ihnen heißt 
„Gruſchki“. Der hat ſich mit ſeinem Namen auch 
dem beſtehenden Syſtem in der Tſchechei angepaßt. 
(Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Es ſind vier Brü⸗ 
der, der vierte ſitzt in Moskau und heißt „Biro⸗ 
noff“. (Heiterkeit.) Sie können von dieſen Leuten 
nicht erwarten, daß ſie Arbeiterintereſſen entwe⸗ 
der deutſcher oder auch polniſcher Arbeiter vertre⸗ 
ten. Es kommt der Eiſenbahndirektion auch nicht 
darauf an, ob der Betreffende etwas leiſtet, ſon⸗ 
dern es kommt darauf an, daß „Bironſki“ als an⸗ 
geblicher Pole die polniſchen Intereſſen vertritt. 
Dann müßte man von Ihnen (nach links) aber 
mindeſtens erwarten, daß Sie als Deutſche auch 
die deutſchen Arbeiterintereſſen vertreten. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Kommuniſten.) Heute beſchimp⸗ 
fen Sie ſich gegenſeitig. Heute erklärt ein Zen⸗ 


beiter gefragt, wer für die polniſche Propaganda trumsvertreter, daß das polniſche Vorgehen nicht 


frei haben wollte. Es wurde den Leuten eine 


Liſte in die Hand gedrückt, die das Unglück hatten, 
ihre Namen mit „ſti“ zu endigen. 


Ich weiß, 
daß Leute, die ſich nicht eingetragen hatten, eine 
Woche ſpäter ihre Entlaſſung als Streckenarbeiter 


bekamen. Bei den andern Angeſtellten und Ar⸗ 


beitern wird es nicht anders geweſen ſein. Dann 
müßte man aber meinen, daß ſich die deutſchen 


Gewerkſchaftsſekretäre auf Abwehr dieſes polni⸗ 


ſchen Terrors einſtellen, und daß ſie für ihre 


Leute etwas zu erreichen ſuchen würden. Aller⸗ 
dings hat ſich der jetzige ſozialdemokratiſche Se⸗ 


nator für Arbeit, der in erſter Linie die Inter⸗ 


eſſen der Danziger Arbeiter zu berückſichtigen hätte, 


mit der Erklärung des Senats als Abgeordneter 
einverſtanden erklärt. Das war zu erwarten. Ich 
bin der Meinung, daß man mit der Erklärung des 
Senats nicht zufrieden ſein kann, beſonders dann 
nicht, wenn der Arbeitsſenator hinterher als ſo⸗ 
dialdemokratiſcher Abgeordneter kommt und das 
moch unterſtreicht. Wir ſehen daraus, daß man 
den Kampf für die Danziger Arbeiter ſeitens ſo⸗ 


angängig geweſen wäre. Neulich ſaß Herr Abg. 
Werner mit den drei Herren von der polniſchen 
Fraktion draußen und unterhielt ſich mit ihnen 
über die Einſtellung von Arbeitern im Hafen. 
Das Geſpräch wurde ziemlich laut geführt, und 
ich habe es gehört. Da waren Sie ſich darüber 
klar, daß im Hafen keine andern Arbeiter einge⸗ 
ſtellt werden dürften als ſozialdemokratiſch und 
polniſch eingeſtellte Arbeiter. (Große Heiterkeit 
und Zwiſchenrufe.) Der Herr polniſche Pfarrer 
war dabei und Herr Werner war der Verhandeln⸗ 
de. Das iſt Verrat an den deutſchen Arbeitern. Der 
deutſche Arbeiter, der bei den Sozialdemokraten 
organijtert iſt, wird von dieſen Leuten nicht in 
der Arbeitsleiſtung vertreten. (Abg. Arczynſki: 
Hohnfeldt, das iſt nicht wahr!) Dafür kann ich 
jederzeit einen Eid ablegen. Es war der Tiſch 
an der Glasveranda. Man ließ ſich den nötigen 
Schnaps verabfolgen, und die vier Herren ver⸗ 
handelten dann. 

Das ſind die Vertreter der deutſchen Arbeiter. 
Ich kann es daher den Polen nicht verübeln, wenn 


Zialdemokratiſcher Gewerkſchaftler nicht aufneh⸗ fie jo verfahren. Ich glaube, daß eine Regierung, 
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in der Sie maßgeblich durch dieſen Arbeitsmini⸗ 
ſter vertreten ſind, gar nichts leiſten kann. (Aber 
Sie ja! bei den Sozialdemokraten.) Ich würde 
ſolches nicht zulaſſen. (Abg. Arczynſki: Das gehört 
zur Abteilung O!) Es iſt gleich, ob Sie die Ar⸗ 
beitsabteilung oder die Abteilung O haben; denn 
da ſitzen auch Ihre Leute drin. Im übrigen kann 


ich den Zentrumsleuten zurufen, daß ſie ihren Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki als hauptamtlichen Sena⸗ 


(B) 


tor haben. Wenn von Ihrer Seite eine Inter⸗ 
pellation kommt, ſo ſprechen Sie das Gegenteil 
von dem aus, was in der Regierungserklärung 
ſteht. Heute kommen Sie und geſtehen ein, daß 
eine Verſtändigung nicht möglich iſt. Das iſt das 
eine Fazit, das man aus der Interpellation zie⸗ 
hen kann. Das weitere Fazit, das man daraus 
ziehen muß, iſt, daß Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten immer unzuverläſſig ſind, wenn es ſich 
um Vertretung nationaler Arbeitskräfte handelt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Moczynſki. 

Dr. Moczynſti, Abgeordneter (Pol.): M. D. 
u. H.! Ich bin leider erſt in der Mitte der Rede 
des Herrn Abg. Klein in den Saal hereingekom⸗ 
men und muß mich daher auf einige Richtigſtel⸗ 
lungen beſchränken. Es kann mich von dieſer 
Stelle nicht intereſſieren, was die Staatsbahn⸗ 
direktion an der Eiſenbahnkonvention gefehlt hat. 
Es iſt mir natürlich auch im Moment vollkommen 
unmöglich, darüber ein Urteil abzugeben. Dazu 
ſoll der Senat mit der Staatsbahndirektion ſelbſt 
verhandeln. Dazu ſind die entſprechenden In⸗ 
ſtanzen da, um die Sache ins richtige Gleis zu 
bringen. Es ſoll mich natürlich auch nicht inter⸗ 
eſſieren, ob der Herr Bieronſki einen Bruder in 
Moskau hat, der Bironoff heißt. Es ſoll mich 
nicht intereſſieren, ob andere deutſchnationale oder 
geſinnungsverwandte Abgeordnete eine jüdiſche 
Großmutter gehabt haben. (Heiterkeit.) Das ein⸗ 
zige, worauf ich eingehen möchte, iſt das Verhält⸗ 
nis der Danziger Eiſenbahnbedienſteten. (Zuruf 


links. — Abg. Hohnfeldt: Fühlen Sie ſich getrof⸗ 


fen? ich nicht!) Es iſt das Moment der nationa⸗ 
len Verhetzung, wie wir ſie ſeit Monaten, ich 
möchte beinahe jagen, ſeit Jahren lin dieſem Haufe 
nicht gehört haben, die heute gerade aus dem 
Munde eines Vertreters einer der Regierungs⸗ 
parteien, des Herrn Klein, zu hören war. Dieſe 
nationale Verhetzung, dieſe Worte, die aus dem 
Munde des Herrn Klein gefallen ſind, ſind gerade 
ein Beweis dafür, wie weh eine Zurückſtellung 
aus nationalen Gründen tun kann. Sie wiſſen 
ganz genau, m. D. u. H., daß wir Polen dieſe na⸗ 
tionale Zurückſetzung jahrhundertelang erlebt 
haben. Sie wiſſen ganz genau, daß gerade Sie es 
waren, m. 9. von rechts, welche in Preußen nicht 
nur keinen Polen überhaupt im Staatsdienſt an⸗ 
ſtellten, ſondern, wenn Polen eingeſtellt wurden, 
wurde Namensänderung verlangt. (Ihr Vater 
war Lehrer! rechts.) Ich werde Ihnen darauf die 
Antwort geben, Herr Weiße, trotzdem es in dieſem 
Moment vielleicht nicht am Platze iſt. Sie werfen 
mir vor, daß mein Vater preußiſcher Beamter 
war. (Der war in preußiſchen Dienſten! rechts.) 
Wiſſen Sie, wo ich groß geworden bin? Eine 
Meile von der holländiſchen Grenze, wohin mein 


ganz, aber allgemein ſtimmen. 


Mittwoch, den 23. Mai 1928. 


Vater „im Intereſſe des Dienſtes“ verſetzt wurde. (O). 


Dort habe ich polniſche Geſinnung und den Haß 
gegen Sie, m. H. von den Deutſchnationalen, ge⸗ 
erbt, damit Sie es wiſſen. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) Sie haben von mir ſo oft auf die 
Naſe bekommen, daß Sie es nicht mehr verſuchen 
jollten, mich anzurempeln. (Abg. Schwegmann: 
Polen hat vertragliche Verpflichtungen, Preußen 
war frei!) 

In einem Punkte ſind wir uns vollkommen 
mit Herrn Klein einig. Das iſt der Punkt, den. 
wir immer und oft genug unterſtrichen haben, 
daß, ſolange Danziger Staatsangehörige ohne 
Anſehung der Mutterſprache in Danzig arbeits⸗ 
los ſind, polniſche Staatsangehörige nicht nach 
Danzig hereingezogen werden ſollen. Den Stand⸗ 
punkt haben wir vertreten, ohne jedoch die natio⸗ 
nalen Gegenſätze der Danziger Mitbürger ſo zu 
verhetzen und ſo damit Schindluder zu treiben, 
wie es ſoeben der Abg. Klein gemacht hat. M. 
D. u. H.! Sie verlangen paritätiſche Beſetzung der 
Stellen bei der Eiſenbahn. Ich werde Ihnen aus 
dem Kopf Ziffern rezitieren, die vielleicht nicht 
Soviel ich mich 
aus einem Geſpräch entſinne, das ich vor längerer 
Zeit geführt habe, und das einige Monate zurück⸗ 
liegen mag, ſind 7000 Familien deutſcher Mutter⸗ 
ſprache und Danziger Staatsangehörirgkeit bei der 
Staatsbahndirektion in Danzig beſchäftigt. Auf 
dieſe 7000 deutſchen Familien fallen 200 ſtändige 
polniſche Familien Danziger Staatsangehörigkeit. 
wozu freilich vorübergehend ca. 500 Danziger pol⸗ 
niſcher Nationalität oder polniſcher Mutterſprache 
hinzukommen. Wenn Sie das, Herr Klein, pari⸗ 
tätiſch nennen, ſo ſind wir anderer Anſicht. Sind 
Sie damit einverſtanden, eine paritätiſche Be⸗ 
ſetzung der Eiſenbahnerſtellen vor dem Hohen 
Kommiſſar zu verlangen? (Abg. Schwegmann: 
Wo ſteht das?) Sie werden ein Schauſpiel er⸗ 
leben, von dem Sie nicht erbaut ſein werden. 
(Abg. Schwegmann: Das ſteht nirgends!) Sagen 
Sie, wo das ſteht, was Sie verlangen. (Abg. 
Schwegmann: In der Pariſer Konvention, wir 
verlangen, daß Sie die einhalten!) Das ſoll der 
Senat verlangen. Wir haben gar nichts zu ver⸗ 
langen. Ich bin hier auf dieſem Platz, um die 
Rechte der Danziger Staatsangehörigen polni⸗ 
ſcher Mutterſprache zu verteidigen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Ihre Regierung verletzt ſie! — Zwiſchen⸗ 
rufe.) Meine Regierung ſitzt dort, damit Sie end⸗ 
lich begreifen lernen, was ich ſeit fünf Jahren 
predige, wenn Sie es mit Ihrer Berliner Men⸗ 
talität nicht begreifen, können Sie mir leid tun. 
(Abg. Schwegmann: Ich bin iin Weſtfalen gebo⸗ 
ren!) An dieſe Rede, die Sie heute gehalten ha⸗ 
ben, Herr Klein, die die Ablehnung ſämtlicher 
Arbeiterfraktionen in dieſem Haufe gefunden hat, 
werden Sie noch vielmals zurückerinnert werden. 
Dieſe Rede wird Ihnen noch ſehr oft ins Gedächt⸗ 
nis gerufen werden. (Das iſt die Verſtändigung! 
bei den Kommuniſten.) 


| Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Tagesordnung iſt damit erledigt. 


Gemäß den Verabredungen im Aelteſtenausſchuß⸗ 


ſchlage ich vor, die heutige Sitzung zu vertagen 
und die nächſte Sitzung morgen nachmittag 3,30% 


(A) 


KB} 


gliedern des Hauſes, 


Volkstag Danzig — 28. Sitzung. Mittwoch, den 23. Mai 1928. 


(Bräfident) 


Uhr abzuhalten mit der Tagesordnung: „Abän⸗ 


derung der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig“. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schwegmann. 
Schwegmann, Abgeordneter (D Nat.): M. D. 


u. H.! Weber den nächſten Sitzungstag iſt im Ael⸗ 


teſtenausſchuß eine Einigung nicht erzielt worden. 
Infolgedeſſen muß das Haus über die nächſte 
Sitzung entſcheiden. Ich ſtelle namens meiner 
Fraktion den Antrag, die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, den 6. Juni mit der vom Herrn Prä⸗ 
ſidenten vorgeſchlagenen Tagesordnung abzuhal⸗ 


ten. Auch uns liegt daran, daß die Vorlage über 


die Aenderung der Verfaſſung mit möglichſter 


Beſchleunigung verabſchiedet wird. Aber es geht 


nicht, daß man eine ſo wichtige Vorlage den Mit⸗ 
insbeſondere den Oppoſi⸗ 
tionsparteien erſt am Montag zugehen läßt. We⸗ 
nigſtens iſt ſie erſt am Montag in die Hände der 
Abgeordneten gelangt. Nun wird von ihnen 
verlangt, daß ſie in zwei Tagen dazu Stellung 
nehmen. Ein ſolches Verfahren mag Platz greifen, 
wenn es ſich um Fragen von geringerer Bedeu⸗ 
tung handelt. Aber bei Angelegenheiten, die für 
die Bevölkerung ſo bedeutſam ſind wie die Ver⸗ 
faſſung, kann man die Oppoſition nicht ſo be⸗ 
handeln. Das müſſen wir als Rückſichtsloſigkeit 
bezeichnen. Ich möchte hervorheben, daß wir 
dieſe Ausführungen nicht auf den Herrn Präſi⸗ 
denten münzen, wenn er den Punkt auf die Ta⸗ 
gesordnung ſetzen will. Das ſteht auf einem an⸗ 
dern Blatt. Es handelt ſich darum, daß die Ver⸗ 
treter der Regierungsparteien nicht geneigt wa⸗ 
ren, die Sitzung etwas ſpäter ſtattfinden zu laſſen. 
Glauben Sie micht, daß Sie die Angelegenheit da⸗ 
mit beſchleunigen. Geben Sie uns Gelegenheit, 
die Vorlage in Ruhe und Sachlichkeit zu behan⸗ 
deln. Wir haben ſchließlich Mittel in der Sand, 
uns gegen eine ſolche Vergewaltigung zu wehren. 
Wir wollen das nicht. Uns liegt daran, daß die 


Frage ſachlich behandelt wird. Es geht nicht, daß 


eine ſo wichtige Frage nach ſo kurzer Friſt von 
zwei Tagen behandelt wird. Es iſt ausreichend 
Zeit, dieſe Vorlage in Ruhe zu erledigen. Uns 
liegt nicht daran, dieſe Angelegenheit hintan zu 
halten. Wir wollen in der Frage mitarbeiten, 


verlangen aber die gebührende Rückſichtnahme 


auf die Oppofition. 


Präfident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 


chat der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ſtelle gegen⸗ 
über den Ausführungen des Herrn Schwegmann 


feſt, daß geſtern im Aelteſtenausſchuß beſchloſſen 


wurde, daß heute die Verfaſſungsfrage nicht be⸗ 


handelt werden, ſondern für Donnerstag bleiben 


ſollte. Der Aelteſtenausſchuß war ſich weiter dar⸗ 
über einig, daß vor Pfingſten die erſte Leſung er⸗ 
ledigt werden ſollte. Nachdem der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß dies geſtern beſchloſſen hat, beantrage ich, 
daß morgen die Verfaſſungsfrage behandelt wird. 


Präfident: Zur Geſchäftsordnung hat das 


Wort der Herr Abg. Raſchke. 


Naſchte, Abgeordneter (K. P.): So, wie der 
Herr Abg. Brill die Vorgänge im Aelteſtenaus⸗ 
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ſchuß ſchilderte, ſind ſie allerdings nicht geweſen. 
Die Oppoſitionsparteien wollten auch morgen 
nicht die Verfaſſungsänderung beraten. Es wurde 
darauf hingewieſen, daß dann evtl. noch Freitag 
getagt werden müßte. Es wurde der Wunſch aus⸗ 
geſprochen, die erſte Leſung bis nach den Pfingſt⸗ 
ferien zurückzuſtellen. Darauf wurde keine Eini⸗ 
gung erzielt. Dann erklärte der Herr Präſident: 
„Hier iſt keine Einigung zu erzielen, die Mehr⸗ 
heit wird entſcheiden, ob wir Donnerstag tagen.“ 
(Sehr richtig! rechts.) Dieſer Ausſpruch iſt nur 
gefallen, weil der Herr Präſident der Anſicht iſt: 
„Ich habe die Mehrheit, alſo werden wir beſtim⸗ 
men, nun redet was Ihr wollt im Ausſchuß. das 
geht mich nichts an.“ (Heiterkeit.) Man will die 
Minderheit abwürgen, das iſt die Tendenz der 
jetzigen Regierungskoalition. (Sehr wahr!) Wir 
wenden uns ganz entſchieden dagegen. Wenn hier 
derartige ſchwerwiegende Fragen behandelt wer⸗ 
den, ſo iſt es üblich, daß den Parteien Gelegen⸗ 
cheit gegeben wird, die Vorbereitungen durchzu⸗ 
führen. (Sehr richtig!) Ich erinnere daran, wenn 
3. B. am Mittwoch eine Regierungserklärung vom 
Stapel gelaſſen wird, dann wird das Haus bis 
zum nächſten Mittwoch vertagt. Sie geben alſo 
allen Parteien acht Tage lang Zeit, zu der Erklä⸗ 
rung Stellung zu nehmen, und zwar nur deshalb, 
weil in dieſem Fall auch die Regierungsparteien 
micht recht im Bilde darüber ſind, was der Regie⸗ 
rungsvertreter hier ſagen wird. Aber hier in die⸗ 
ſer Frage ſind die Regierungsparteien bereits im 
Bilde. Sie wiſſen, um was es geht. Sie haben 
die Vorbeſprechung gehabt und wollen nun diktato⸗ 
riſch beſtimmen, daß die Minderheitsparteien ſich 
der Mehrheit zu fügen haben. (Sehr wahr!) Da⸗ 
gegen proteſtieren wir ganz entſchieden und ver⸗ 
langen auch, daß dieſe Frage erſt am Mittwoch, 
den 6. Juni hier behandelt wird. 


Präſident: Ich möchte nur klarſtellen, daß der 
Aelteſtenausſchuß keine Beſchlüſſe zu faſſen hat. 
Die Beratungen des Aelteſtenausſchuſſes ſollen 
nur dazu dienen, eine Vereinbarung über die Be⸗ 
handlung der vorliegenden Tagesordnung zu ge⸗ 
ben. Geſtern lagen die Dinge ſo, daß die Mehr⸗ 
heit im Aelteſtenausſchuß die Anſicht vertrat, 
morgen Punkt 8 der heutigen Tagesordnung zu 
verhandeln. Demgemäß war ſelbſtverſtändlich, 
daß ich dieſen Vorſchlag machen mußte. Das We⸗ 
ſen der Demokratie kennzeichnet ſich dadurch, daß 
die Mehrheit beſtimmt. — Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
möchte die Ausführungen des Herrn Abg. Brill 
wichtigſtellen. Der Herr Präſident hat ja bereits 
darauf hingewieſen, daß von mir aus im Aelte⸗ 
ſtenausſchuß der Antrag geſtellt worden iſt, die 
nächſte Beſprechung der Vorlage über die Ver⸗ 
faſſungsänderung am Mittwoch, den 6. Juni ſtatt⸗ 
finden zu laſſen. Dem Vorſchlag, die Sitzung für 
Donnerstag anzuberaumen, haben wir nicht zu⸗ 
geſtimmt. Der Zweck der Beſprechung im Aelte⸗ 
ſtenausſchuß war damit erfüllt, daß die Parteien 
ihre Meinung bekannt gaben. Ich muß zurückwei⸗ 
ſen, daß wir uns irgendwie einverſtanden erklärt 
haben und dieſe Vereinbarungen heute brechen. 
(Zuruf des Abg. Brill.) Ich möchte den Antrag 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter) 5 
des Herrn Abg. Schwegmann unterſtützen, den ich Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
„ N a en hat der Herr Abg. Schwegmann. 

habe. Ich glaube, bei einer jo wichtigen Vorlage 

iſt es erforderlich, daß ein längerer Zwiſchenraum Schwegmann, Abgeordneter (D Nat.): Ich 
gelaſſen wird als es geſchäftsordnungsmäßig vor⸗ kann den Ausführungen des Herrn Abg. Gehl — 
geſehen iſt. Bei unwichtigen Sachen würden wir als Abgeordneter haben Sie ja wohl geſprochen, 
keine Schwierigkeit machen, wenn eine Angelegen- | — nicht folgen. Gewiß it es richtig, daß gewiſſe 
heit am Montag bekannt gemacht und am Mitt⸗ Punkte der Verfaſſungsänderung ſchon in der Re⸗ 
woch behandelt wird. Aber wenn die Sache jo gierungserklärung behandelt find. Aber bei einer 
wichtig iſt, wie hier, iſt es nötig, daß ein längerer ſolchen Frage kommt es darauf an, wie die For⸗ 
Zwiſchenraum eintritt. Es it richtig, daß die mulierungen im einzelnen find. Beiſpielsweiſe 
Herren von den Regierungsparteien darüber un⸗ iſt die Formulierung über die Verwaltung der 


terrichtet find, aber die anderen Parteien müſſen Stadtgemeinde Danzig in dieſer Form neu. Es 


ich darüber erſt klar werden. Tut man das nicht, mag ſein, daß Ihnen das weniger neu vorkommt, 
kultledet 1 5 die erſte Leſung ihrer grundſäz weil Sie ſich innerhalb der Koalition dauernd da⸗ 
lichen Bedeutung; denn das iſt doch der Zweck mit befaßt haben, während wir als Außenſtehende 
der erſten Beratung, daß zu den Vorlagen grund⸗ den Dingen anders gegenüberſtehen. Es kommt 
ſätzlich Stellung genommen wird. ö ſehr genau darauf an, was vorgeſchlagen wind. 
Man muß jede Einzelfrage genau prüfen. Auch 
Präfident: Das Wort zur Geſchäftsordnung Sie haben ein Intereſſe daran, daß die Oppoſi⸗ 
hat der Herr Abg. Gehl. 9155 1 Srage ar kann. Wir wollen 
f die Vorlage vorwärts bringen, verlangen aber 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! eine Rückſichtnahme hinſichtlich der Zei 
Wenn die Sache heute hier ſo dargeſtellt wird, Argen 115 ee ee 
als wüßten die Parteien, die nicht zu den Regie⸗ rung nicht allzu viel Neues bringen. Entscheidend 
rungsparteien gehören, nichts davon, was die Re⸗ iſt, was wir zu der Vorlage ſagen. Um zu den 
gierungsparteien fordern, jo iſt das doch ſehr Vorſchlägen Stellung zu nehmen, gebrauchen wir 
merkwürdig. Wenn Sie ſich die Vorlage richtig eine gewiſſe Zeit. 
anſehen, ſo finden Sie, daß ſie nichts enthält, was 
nicht ſchon im Januar durch die Preſſe bekannt Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
geworden iſt, was ganz Danzig weiß. Es ſind hat der Herr Abg. Raſchke. 
einige konkrete Fragen, die hier behandelt wer⸗ 


die Begründung durch die Regie- 


den und die Sie, Herr Abg. Schwegmann, heute 


genau ſo gut behandeln können, wie morgen. Ich 
weiß wicht, was es für einen Zweck haben ſoll, 
morgen keine Sitzung abzuhalten, ſondern erſt am 
6. Juni. Ich erinnere daran, daß am 6. Juni der 
Etat beraten werden ſoll. Das Beamtendienſtein⸗ 
kommensgeſetz iſt auch ziemlich fertig. Es kann 
nur noch Tage dauern, dann kommt es auch an 
den Volkstag. Dies ſind wichtige Punkte, die in 
der nächſten Zeit zur Beratung ſtehen. Es kommt 
doch nur darauf an, daß die Parteien zu dieſer 
Vorlage grundſätzliche Erklärungen abgeben. 
Wenn wir in dieſer Woche noch die erſte Leſung 


Naſchte, Abgeordneter (K. P.): Ich kann auch 


nur ſagen, daß die Vorlage gegenüber den ſeiner⸗ 
zeit in der Preſſe gebrachten Mitteilungen ganz 
erheblich abweicht. Aber angenommen, Herr Gehl, 
es wäre ſo, dann erlaube ich mir an die Regie⸗ 
rung die Frage, weshalb ſie erſt jetzt mit dieſer 
Vorlage kommt, wenn vom Januar ab nichts 


mehr daran geändert worden iſt. (Abg. Gehl: 


Wir haben doch die Etats beraten!) Die Etats 


liegen ſeit vier Wochen im Hauptausſchuß. 


Sie in der Regierung brauchen alſo vier Monate, 
um die acht Artikel der Vorlage zu beraten. Den 


Parteien wollen Sie aufoktroyieren, das in drei 


erledigen können. jo kann der Verfaſſungsaus⸗ Tagen zu erledigen, wozu Sie vier Monate ge- 
ſchuß in der Zwiſchenzeit den Entwurf beraten. brauchen. (Sehr gut!) Es wird hier von Frak⸗ 


(Abg. Raſchke: Zu grundſätzlichen Fragen müſſen tionen geſprochen. Das mag vielleicht für Sie zu⸗ 


die Fraktionen ſprechen!) Das ſollen fie auch, das treffen. Bei uns iſt nicht allein die Fraktion aus⸗ 
will niemand verhindern. Ich möchte nicht die ſchlaggebend, ſondern die Parteimitgliedſchaft. 
Meinung aufkommen laſſen, als wenn irgendeine Die hat auch mitzureden und zu beſtimmen, wel⸗ 
Partei majoriſiert werden ſoll. Es kommt nur chen Standpunkt wir hier zu vertreten haben. 
darauf an, daß die Geſchäfte des Hauſes ſchnell Wir find nicht ſelbſtherrlich, wie Sie, m. H., wenn 
und gut erledigt werden. i ö Sie den Arbeitern übers Maul fahren und erklä⸗ 
ren, ſie 
Deswegen bitte ich Sie, zu beſchließen, daß wir ER 
morgen, meinetwegen auch am Freitag, wenn Sie ſchaft. 
es wünſchen, die Vorlage hier behandeln. Wenn 
es gewünſcht werden ſollte, daß die Regierung 
noch heute die Vorlage begründet — wir haben 
genügend Zeit — werde ich dazu bereit ſein. Wenn 
Sie das haben wollen, ſo ſtellen Sie den Punkt Verfaſſungsänderung für morgen abgeſetzt 


mitgliedſchaft über die 
Vorlage vorlegen. 


Aus dieſen Gründen verlangen wir, daß die 


auf die Tagesordnung. Dann haben Sie Zeit, früheſtens am Mittwoch nach dem Feſt, am 6. 
dazu in der Fraktion Stellung zu nehmen und Juni, behandelt wird. Wir haben Zeit genug. 
morgen Ihre Meinung zum Vortrag zu bringen. Der ganze Sommer liegt noch vor uns. Da kann 
Sie erſehen auch daraus, daß nicht die Abſicht vor⸗ noch ſehr viel beraten werden. Verſteifen Sie ſich 
liegt, irgendjemand zu majoriſieren. 


hätten zu gehorchen. Wir führen nur den 
unſerer Mitglieder aus, unſerer Arbeiter⸗ 
Deshalb müſſen wir mit unſerer Partei⸗ 
Frage reden und ihr die 


und 


heute nicht auf den einen Tag. Ich habe auch im 


C 


Pr 
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(Raſchke, Abgeordneter) 5 
Aelteſtenausſchuß erklärt, daß wir nach dem Feſt Tagesordnung Punkt 8 von heute, die erſte Be⸗ (B) 
in der Woche zwei oder drei Tage Sitzungen ab⸗ ratung eines Geſetzentwurfs zur Abänderung der 9 
halten können, dann werden wir die Arbeit ſchaf⸗ Verfaſſung der Freien Stadt Danzig. Ich bitte 
fen. Wir können nicht zulaſſen, daß jetzt die Sache die Damen und Herren, die meinen Vorſchlag an⸗ | 0 
übers Knie gebrochen wird. nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ N 
Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung. Ich ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, mein Vorſchlag iſt 
laſſe zuerſt über meinen Vorſchlag abſtimmen. angenommen. Ich ſchließe die heutige Sitzung. ö 
Ich gebe ihn noch einmal bekannt: Ich habe vor⸗ | 
geſchlagen, morgen Nachmittag 3,30 Uhr zu tagen, (Schluß der Sitzung 5 Uhr 50 Minuten.) 0 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm; Stellv. Präſident des Senats Gehl; 
Senatoren Dr. Schwartz, Dr. Wiercinſki; Regie⸗ 
rungsrat Köppen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 29. Vollſitzung. Außerhalb der Ta⸗ 
gesordnung habe ich zunächſt mitzuteilen, daß ein 
Urlaubsgeſuch des Herrn Abg. Grünhagen vom 
25. Mai bis 25. Juni vorliegt. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt genehmigt. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 


Bei dieſer Regierung iſt es nicht nur üblich, daß 


ſie uns mit Vorlagen überſchwemmt und dieſe ſo 
ſchnell einbringt, daß keine Partei 
Stellung nehmen kann, ſondern es iſt bei dieſer 
Regierung auch üblich, daß während der Plenar⸗ 
ſitzungen die Ausſchüſſe tagen. Man hat beiſpiels⸗ 
weiſe heute wieder beſchloſſen, daß der Haupt⸗ 
ausſchuß während der Plenarſitzung tagt. (Hei⸗ 
terkeit.) Wir erheben ganz entſchieden Proteſt da⸗ 
gegen. Die Geſchäftsordnung ſieht darüber lei⸗ 
der nichts vor, aber wir ſagen, daß das unmöglich 
iſt. Heute iſt es deshalb unmöglich, weil unſer 
Vertreter für den Hauptausſchuß gleichzeitig im 
Präſidium ſitzt. Wir ſind nicht in der Lage, einen 
anderen Vertreter ſtellen zu können. Wir ver⸗ 
langen, daß der Volkstag dies inhibiert und die 
Hauptausſchußſitzung vertagt. Wir wollen tagen, 
wenn keine Plenarſtitzungen find. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Doerkſen. 
Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bin 
Vorſitzender des Hauptausſchuſſes und habe in der 
etzten Sitzung gefragt, ob jemand widerſpreche. 
Der Herr kommuniſtiſche Abgeordnete hat aber 
Kigeltimmt, (Sehr richtig! rechts. — Abg. Raſchke: 
r hat nicht gewußt, daß heute Plenarſitzung iſt.) 


dazu richtig 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich rufe nunmehr (C) 


Punkt 1 der Tagesordnung auf: N 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Verfaſſung der Freien 
Stadt Danzig. 

Druckſache Nr. 190. Das Wort hat der Herr 
Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellv. Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! Der vorliegende Geſetzentwurf betr. die Aen⸗ 
derung der Verfaſſung ſtellt eine der bedeutſam⸗ 
ſten geſetzgeberiſchen Arbeiten dar, vor die der 
Volkstag ſeit langem geſtellt worden iſt. Es ſind 
jetzt acht Jahre her, ſeit ſich der neugegründete 
Freiſtaat eine Verfaſſung gegeben hat. Die Be⸗ 
ſonderheiten und Schwierigkeiten der damaligen 
politiſchen Situation geben auch der Verfaſſung 
ihr Merkmal. Danzig war plötzlich und gegen 
ſeinen Willen zu einem Staat geworden. Damit 
tauchten auch Probleme auf, für deren Löſung es 
an der notwendigen Erfahrung fehlte. Zwar 
hatte man in der Weimarer Verfaſſung ein gutes 
Vorbild, aber man blieb in weſentlichen Punkten 
hinter dieſem Vorbild zurück. Hinzu kam, daß die 
Verfaſſung ein Kompromiß nur einzelner zu 
einem Block verbundener Parteien darſtellte, und 
daß dadurch die Forderungen großer Volkskreiſe 
keinen Ausdruck fanden. So kam es, daß die Dan⸗ 
ziger Verfaſſung in einer Reihe von Punkten ge⸗ 
gen das Prinzip der Demokratie verſtößt, ohne 
das heute die Verfaſſung eines modernen Staates 
nicht mehr denkbar iſt. 

Dieſe Mängel der Verfaſſung will der jetzige 
Entwurf beſeitigen. 
Beſtimmungen über den Senat. Die Verkoppe⸗ 
lung der alten Magiſtratsverfaſſung mit dem 
parlamentariſchen Syſtem, wie es unſere Verfaſ⸗ 
ſung vorſieht, kann nach den Erfahrungen der acht 
Jahre nicht mehr aufrecht erhalten werden. Wenn 
man daran gedacht hat, mit der Einrichtung der 
hauptamtlichen Senatoren Fachbeamte als Leiter 
beſtimmter Dezernate zu berufen, ſo hat die Pra⸗ 
xis gezeigt, daß eine Reihe von Fachdezernaten 
ſehr oft gewechſelt hat, und daß die meiſten Fach⸗ 
ſenatoren mit vielen anderen Aufgaben ſo ſtark 
belaſtet waren, daß ihnen zur eigentlichen Lei- 
tung ihrer Dezernate nicht genügend Zeit übrig 
blieb. Weiter haben ſich dadurch, daß die haupt⸗ 
amtlichen Senatoren auf Zeit gewählt und dem 
Volkstag nicht verantwortlich ſind, politiſche 
Schwierigkeiten ergeben, die den bei Schaffung 
der Verfaſſung beabſichtigten überwiegenden Ein⸗ 
fluß der parlamentariſchen Senatoren oft nicht 
hinreichend zur Auswirkung kommen laſſen. Dieſe 
Erfahrungen haben gezeigt, daß ein demokrati⸗ 
ſcher Staat nur parlamentariſch regiert werden 
kann. (Sehr richtig! links.) 

Die Vorlage empfiehlt eine Abänderung der 
Verfaſſung in dieſem Sinne unter gleichzeitiger 
Verkleinerung des Senats auf zwölf Mitglieder. 
Ebenſo bringt der Entwurf eine Verkleinerung 
des Volkstags auf 72 Mitglieder. Wir glauben, 
daß dieſe Zahl jetzt nach Konſolidierung der Ver⸗ 
hältniſſe genügen wird, um geſetzgeberiſche Arbei⸗ 
ten zu leiſten. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit 
darauf hinweiſen, daß in der Oeffentlichkeit die 
Aufgaben des Volkstags erheblich unterſchätzt 
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(Gehl, Stellmertr. Präſident des Senats) 
werden, und daß er, ſo klein unſer Staat auch iſt, 


dieſelben geſetzgeberiſchen Aufgaben zu erfüllen D 


hat, wie im Reich der Reichstag und ein Landes⸗ 
parlament. Bei dieſer Gelegenheit ſoll auch hier 
das demokratiſche Prinzip inſoweit zur Anerken⸗ 
nung gebracht werden, als der Volkstag das Recht 
der Selbſtauflöſung erhält. Da der Volkstag die 
Vertretung des Volkes iſt, von dem nach unſerer 
Verfaſſung alle Macht im Staate ausgeht, ſo er⸗ 
ſchien es in Anerkennung dieſes Grundſatzes rich⸗ 
tig, die Einführung der vom Volkstage gewählten 
Senatoren in ihr Amt vom Präſidenten des 
Volkstags vornehmen zu laſſen, wie bereits in 
der Vergangenheit der Präſident des Senats 
durch den Präſidenten des Volkstages eingeführt 
worden iſt. 

Der Richterwahlausſchuß ſoll beſeitigt werden. 
Seinem Gedanken nach ſtellt er ein Kompromiß 
zwiſchen der Wahl der Richter durch das Volk und 
der Ernennung der Richter dar. Dieſe Halbheit 
hat ſich nicht bewährt. Es hat ſich insbeſondere 
gezeigt, daß die eigentlichen Vertreter des Volkes 
in dieſem Ausſchuß nach der Art ſeiner Zuſam⸗ 
menſetzung ohne Einfluß bleiben mußten. Es 
ſcheint demgegenüber beſſer, zu dem Syſtem zu⸗ 
rückzukehren, wie es im Reich und in Preußen be⸗ 
ſteht, dem ſich unſere Gerichtsverfaſſung in allen 
andern Punkten aufs engſte anſchließt. 

Einer aus allen Kreiſen der Bevölkerung er⸗ 
hobenen Forderung kommt der Teil des Geſetz⸗ 
entwurfs entgegen, der der Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig im weſentlichen ihre Selbſtverwaltung wie⸗ 
dergeben will. Wir glauben, daß dies der Stadt⸗ 
gemeinde Danzig nur zum Vorteil gereichen kann. 
Es hat ſich gezeigt, daß bei den beſonderen Schwie⸗ 
rigkeiten der politiſchen Situation unſeres Staa⸗ 
tes die Löſung der Staatsaufgaben im Senat oft 
ſo ſehr im Vordergrund ſteht, daß die Kommunal⸗ 
aufgaben nicht voll auf ihre Rechnung kommen. 
Die bei weitem größte Gemeinde des Staates hat 
aber ein Recht darauf, daß ihre Angelegenheiten 
1 5 aller nur möglichen Sorgfalt behandelt wer⸗ 

en. 

Es mag Parteien in dieſem hohen Hauſe ge⸗ 
ben, denen dies oder jenes in dieſem Geſetzent⸗ 
wurf nicht gefällt. Einigen wird er nicht weit 
genug und anderen wieder zu weit gehen. Auch 


er ſtellt ein Kompromiß dar und hat gewiß auch 


die Mängel eines Kompromiſſes. Aber im Gan⸗ 
zen ſtellt er einen weſentlichen Fortſchritt auf dem 
Wege zur Demokratie dar, der einzigen Staats⸗ 
1 5 die eines politiſch mündigen Volkes würdig 
iſt. 


Dieſer Entwurf kann nur Geſetz werden, wenn 
die große Mehrheit dieſes Hauſes ihm zuſtimmt. 
Hierzu iſt notwendig, daß die eine Seite auf die 
Verwirklichung der einen oder anderen in dem 
Entwurf nicht vorgeſehenen Forderung verzichtet 
und die andere Seite dieſe oder jene Beſtimmung 
in den Kauf nimmt. Jede Partei treffe ihre 


Entſcheidung aus dem Gefühl der Verantwortung 
für das Geſamtwohl, für das Gemeinwohl. Die⸗ 
ſes aber verlangt der Fortſchritt, den dieſes Geſetz 
bringt. (Beifall.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Schwegmann. 
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Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): 
lt Bevor ich die Stellungnahme der 
Deutſchnationalen Fraktion zu der Vorlage über 
die Aenderung der Verfaſſung klarlege, muß ich 
einige allgemeine Betrachtungen vorausſchicken. 
Was unſere Auffaſſung über die jetzt geltende 
Verfaſſung anlangt, ſo haben wir niemals ein 
Hehl daraus gemacht, daß ſie keinesfalls überall 
unſeren Wünſchen entſpricht. Die Verfaſſung iſt 
ſ. Z., wie auch Herr Vizepräſident Gehl vorhin 
geſagt hat, unter ſchweren Kämpfen im Wege 
eines Kompromiſſes unter den damaligen bür⸗ 
gerlichen Parteien zuſtande gekommen. Dieſe 
Einigung wurde ſchließlich erreicht, weil das Ver⸗ 
faſſungswerk überhaupt zu ſcheitern drohte, und 
die Gefahr beſtand, daß eine fremde Hand Dan⸗ 
zig ſeine Verfaſſung vorſchrieb. Aus dieſer Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte erklärt ſich, daß die bisherige 
Verfaſſung volle Zufriedenheit auch bei keiner 
derjenigen Parteien ausgelöſt hat, die an ihrer 
Schaffung beteiligt waren. Es nimmt daher kein 
Wunder, daß mit der gegenwärtigen Verfaſſung 
eigentlich niemand voll zufrieden iſt. Es darf 
aber geſagt werden, daß auch dann, wenn die ge⸗ 
genwärtige Vorlage Geſetz werden ſollte, ſich dar⸗ 
an nicht viel ändern wird. Einen Hauptmangel 
der Verfaſſung haben wir von jeher darin er⸗ 
blickt, daß ſie ſich zu eng an die Verfaſſung von 
Weimar anlehnt, die von einem Nichtdeutſchen 
verfaßt, ſchon längſt ſchweres Unglück über das 
deutſche Volk gebracht hat. Inſofern bin ich ganz 
anderer Meinung, als Herr Präſident Gehl, der 
in der Weimarer Verfaſſung ein gutes Vorbild 
ſah. Wir erblicken darin ein ſchlechtes Vorbild. 
Ein Fehler der Verfaſſung iſt es auch, daß ſie ſich 
zu ſehr an die Verfaſſungen der Hanſeſtädte an⸗ 
gelehnt hat. Hierbei iſt nicht genügend beachtet 
worden, daß die Hanſeſtädte Gliedmaßen des 
Deutſchen Reiches ſind und heute nur eine be⸗ 
ſchränkte Geſetzgebungsgewalt haben. Die Freie 
Stadt Danzig hingegen iſt ein unabhängiges ſou⸗ 
ne Staatsweſen und zugleich ein Einheits⸗ 
aat. 

Welches Ziel muß bei der Schaffung einer 
Verfaſſung geſteckt werden? Mir ſcheint, es 
kommt darauf an, in einer Verfaſſung diejenigen 
Kräfte im Staats⸗ und Volksleben zur Auswir⸗ 
kung zu bringen, die für den Staat von lebens⸗ 
wichtiger Bedeutung ſind. Es kommt ferner 
darauf an, dem Staate eine Regierung zu ge⸗ 
währleiſten, die unabhängig nach jeder Richtung 
hin nach innen und nach außen imſtande iſt, die 
Wohlfahrt von Staat und Volk zu fördern. 

Dieſen Gedankengängen tragen die Verfaſ⸗ 
ſungen anderer Staaten in weiteſtem Umfange 
Rechnung. Wir finden dort überall einen Aus⸗ 
gleich der Kräfte. Sehen Sie nach England. Sie 
haben dort das Oberhaus und das Unterhaus. 
Sie haben darüber als ausgleichende Macht das 
engliſche Königtum, deſſen Einfluß viel größer 
iſt, als allgemein angenommen wird, und deſſen 
Bedeutung noch im Wachſen begriffen iſt, ſeitdem 
vor einigen Jahren das Verhältnis Englands zu 
ſeinen Kolonialſtaaten Canada, Südafrika, Auſtra⸗ 
lien und Neuſeeland neu geregelt iſt. Auch in 
den Vereinigten Staaten von Amerika haben Sie 
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dieſen Ausgleich. Dort haben Sie zunächſt das 
Nebeneinanderwirken der Einzelſtaaten und des 
Bundes in einer bundesſtaatlichen Verfaſſung. 
Sie haben auch dort das Zweikammer⸗Syſtem, 
Senat und Repräſentantenhaus und an der Spitze 
des Staates den Präſidenten mit Machtvollkom⸗ 
menheiten, die größer ſind als die des deutſchen 
Kaiſers es je waren. Der Präfivent beruft ſeine 
Staatsſekretäre, die die Funktionen von Mini⸗ 
ſtern ausüben. Sie können nicht durch einen 
Mißtrauensantrag des Parlamentes ihrer Aem⸗ 
ter enthoben werden. 

Kehren wir wieder nach Europa zurück und 
laſſen wir dabei die Staaten, die eine monar⸗ 
chiſche Verfaſſung haben, außer betracht. Auch 
in den republikaniſchen Staaten Europas finden 
Sie überall das Zweikammerſyſtem, z. B. in 
Frankreich. In der Schweiz, deren Verfaſſung 
uns manche Lehren bietet, iſt gleichfalls das 
Zweikammerſyſtem vorhanden. Dort iſt ganz be⸗ 
ſonders der Gedanke der Anabhängigkeit der Re⸗ 
gierung verwirklicht; denn der ſchweizeriſche Bun⸗ 
desrat iſt nicht von dem Vertrauen der Bundes⸗ 
verſammlung abhängig. Er wird auf drei Jahre 
gewählt und kann nicht durch einen Mißtrauens⸗ 
antrag aus dem Amte entfernt werden. Gerade 
dieſe unabhängige Stellung des Bundesrates hat, 
wie mir wiederholt gut unterrichtete Schweizer 
Kreiſe beſtätigt haben, beſonders dazu beigetra⸗ 
gen, daß ſich die Entwickelung der ſchweizeriſchen 
Verhältniſſe in ſehr ruhigen Bahnen vollzogen 
hat. Bemerkenswert iſt in der ſchweizeriſchen 
Verfaſſung auch, daß die Mitglieder des Bundes⸗ 
rats nicht eine „Beamtung“ haben, noch irgend⸗ 
einen Beruf oder Gewerbe ausüben dürfen. 

Unter den anderen europäiſchen Ländern iſt 
die Entwicklung noch ſehr viel weiter gegangen. 
Dort hat man das parlamentariſche Regierungs⸗ 
ſyſtem mehr oder weniger überhaupt über Bord 
geworfen. Ich verweiſe hierbei auf Spanien und 
ganz beſonders auf Italien. (Heiterkeit.) Jeder 
Beſucher dieſer Länder kann feſtſtellen, wie ſehr 


dieſe Länder jetzt politiſch und wirtſchaftlich im 


Aufſtieg begriffen ſind. Es zeigt ſich auch, na⸗ 
mentlich in Italien, daß die Arbeiterſchaft dort 
der Sozialdemokratie in weitem Umfange den 
Laufpaß gegeben hat. Man hat dort in dieſem 
ehemals ſo ſtark ſozialiſtiſchen Lande erkannt, daß 
die Sozialdemokratie das Hemmnis einer geſun⸗ 
den Entwickelung iſt. (Unruhe links.) Das kann 
man ruhig ausſprechen, ohne ein beſonderes Lob⸗ 
lied für Muſſolini anzuſtimmen. Gerade wir 
Deutſchen haben ihm ja wegen Südtirol viel nach⸗ 
zutragen. Bei neu eingerichteten Staaten, z. B. 
der Türkei, können wir feſtſtellen, daß genau die⸗ 
ſelben Erſcheinungen zu beobachten ſind, daß eine 
tatkräftige Führer⸗Perſönlichkeit, wie Kemal 
führ es iſt, das Land einem Aufſtieg entgegen 

„Wenn ich mich nach dieſem Ausblick der gegen⸗ 
wärtigen Vorlage zuwende, ſo muß zunächſt feſt⸗ 
geſtellt werden, daß die Begründung, die der Se⸗ 
nat dieſer Vorlage gab, recht dürftig iſt. Auch 
das, was Herr Vizepräſident Gehl hinzugefügt 
hat, waren nur einige allgemeine Bemerkungen, 
ie kaum irgend etwas Neues boten. Wenn i 
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einige kritiſche Bemerkungen machen ſoll, ſo kann 
ich der Vorlage nur das allerſchlechteſte Prädikat 
geben. Der Senat bietet uns in der Vorlage 
durchaus das Schlechteſte vom Schlechten. Die 
Vorlage iſt zum Teil ein Pfuſchwerk und keines⸗ 
wegs geeignet, Danzig beſſeren Verhältniſſen ent⸗ 
gegen zu führen oder überhaupt die verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe der Freien Stadt Danzig 
zu beſſern. Im Gegenteil, ich bin der Meinung, 
daß die Vorlage nach verſchiedenen Richtungen 
eine Verſchlechterung des gegenwärtigen Zuſtan⸗ 
des bedeutet. 

Das Kernſtück der ganzen Vorlage ſind, dar⸗ 
über ſind wir uns einig, die Beſtimmungen über 
den Senat. Sie wollen das rein parlamentariſche 
Regierungsſyſtem, d. h. das Syſtem der reinen 
Parteiherrſchaft auch in Danzig einführen. Sie 
wollen dieſes Syſtem einführen, obwohl nicht die 
geringſten Sicherungen gegenüber Mißbräuchen 
gegeben ſind, Sicherungen, wie ſie ſelbſt im Deut⸗ 
ſchen Reiche in dem Reichswirtſchaftsrat und in 
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der Stellung des Reichspräſidenten und auch in 


der Tatſache gegeben ſind, daß das Deutſche Reich 
ein Bundesſtaat iſt. Wenn Sie nun dieſes völlig 
bankerotte Syſtem in Danzig einführen (Heiter⸗ 
keit.), ſo werden ſich die Auswirkungen ſehr bald 
zeigen. Wir laſſen uns auch darüber nicht täu⸗ 
ſchen, daß Sie in Ihrer Vorlage einen Unterſchied 
zwiſchen Senatoren im Hauptamt und Senatoren 
im Nebenamt machen; denn die bloße Tatſache 
der Beſoldung bedeutet keine Sicherung gegen⸗ 
über den Mißbräuchen, die aus der reinen Par⸗ 
teiherrſchaft entſtehen können. (Zwiſchenrufe 
links.) Es iſt auch ein Irrtum, anzunehmen, daß 
ſich in der Zukunft tüchtige Perſönlichkeiten fin⸗ 
den werden, Fachleute, die bereit ſind, in den 
Dienſt der Freien Stadt zu treten, wenn ſie bei 
den zerriſſenen Parteiverhältniſſen jeden Tag be⸗ 
fürchten müſſen, aus ihren Aemtern entfernt zu 
werden, wenn es dieſer oder jener kleinen ver⸗ 
antwortungsloſen Gruppe im Volkstag gefällt. 
Auch kann dieſe Einrichtung unter Umſtänden, 
wenn ſie mit Penſionen verknüpft iſt, recht teuer 
werden. Gerade die Freie Stadt in ihrer wirt⸗ 
ſchaftlich ſo gefährdeten Lage bedarf einer feſten 
unabhängigen Regierungsgewalt, wenn die ſchwe⸗ 
ren Gefahren gemeiſtert werden ſollen. Will man 
die Verfaſſung reformieren, ſo muß meines Erach⸗ 
tens gründlichere Arbeit geleiſtet werden, als ſie in 
der Regierungsvorlage geſchehen iſt. Es wird dabei 
die Frage zu prüfen ſein, wie weit ſich in der ver⸗ 
floſſenen Zeit die Verbindung der hauptamtlichen 
mit den nebenamtlichen Senatoren bewährt hat. 
Anſere Auffaſſung über dieſe Fragen iſt im übri⸗ 
gen im allgemeinen bekannt. Wir behalten uns 
vor, im Verfaſſungsausſchuß, an den ja wohl die 
Vorlage verwieſen wird, umfangreiche Anträge zu 
ſtellen. Ich habe keine Veranlaſſung, heute ſchon 
auf Einzelheiten in dieſem Rahmen der allge⸗ 
meinen Ausſprache einzugehen. 

Sie wollen dann den Richterwahlausſchuß be⸗ 
ſeitigen. Sie beſeitigen damit eine Einrichtung, 
die ſich nach unſerer Auffaſſung durchaus bewährt 
hat, die ſich auch in Bremen, wo ſie beſteht, nach 
der Auffaſſung der dortigen Bevölkerung bewährt 
Dieſe Einrichtung, die auch ihre Mängel 
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haben mag, hat die Folge gehabt, daß die Dan⸗ 
ziger Rechtspflege durch unabhängige, nur dem 
Geſetz unterworfene Richter ausgeübt wird, nach 
deren politiſcher Parteieinſtellung niemand fragt. 
Daß Ihnen, meine Herren Sozialdemokraten, die⸗ 
ſer Zuſtand nicht beſonders gefällt, glaube ich 
wohl. Wie das Beiſpiel in anderen Ländern, ſo 
in Preußen, zeigt, haben Sie das Beſtreben, die 
Rechtspflege Ihrer Parteipolitik dienſtbar zu 
machen. In dieſem Beſtreben werden Sie uns als 
unbeugſame Gegner finden. (Abg. Dr. Kam⸗ 
niger: Die Rede iſt wohl vor der deutſchen Wahl 
gemacht worden!) Die deutſche Wahl hat mit dem 
Richterwahlausſchuß nichts zu tun. Wir können 
uns nur wundern, daß die bürgerlichen Parteien 
in der Koalition ihre Hand dazu bieten, die 
Rechtspflege politiſchen Einflüſſen zu unterwer⸗ 
fen. Es muß leider wieder einmal geſagt werden, 
daß in der gegenwärtigen Regierungskoalition 
die Sozialdemokratie der maßgebende Teil iſt, 
dem ſich die übrigen Koalitionsparteien unterord⸗ 
nen. Der Verfaſſungsentwurf iſt von parteipoli⸗ 
tiſchen Rückſichten diktiert und läßt die Rückſicht 
auf das Wohl der Freien Stadt völlig vermiſſen. 


Hinter dieſen Hauptfragen treten die anderen 
Fragen zurück. Es ſind mehr oder weniger Zweck⸗ 
mäßigkeitsfragen. So ſoll die Verwaltung der 
Stadtgemeinde Danzig anders geregelt werden. 
Wie aus unſeren damaligen Reden bei Schaffung 
der Verfaſſung entnommen werden kann, ſind wir 
von jeher für die Beibehaltung der Selbſtver⸗ 
waltung der Stadtgemeinde Danzig eingetreten. 
Wir befanden uns dabei in ſcharfem Gegenſatz 
zu den Mehrheitsſozialiſten und vor allen Dingen 
der Deutſchdemokratiſchen Partei, der Vorgänge⸗ 
rin der jetzigen Deutſchliberalen Partei. Es mag 
beſonders auf die Stellung hingewieſen werden, 
die der damalige Abg. Herr Dr. Loening in dieſer 
Frage eingenommen hat. Nach ſchweren Kämpfen 
kam auch in dieſer Frage ein Kompromiß zu⸗ 
ſtande. Auf dieſes Kompromiß iſt es zurückzu⸗ 
führen, daß die gegenwärtige Stadtbürgerſchaft 
geſchaffen wurde, die auf einen deutſchnationalen 
Antrag in die Verfaſſung gekommen iſt. Es war 
vorher beabſichtigt, die Arbeiten der Stadtge⸗ 
meinde durch einen Ausſchuß des Volkstages erle⸗ 
digen zu laſſen. Wenn wir durchaus nicht abge⸗ 
neigt ſind, einer Neuregelung der Beziehungen 
zwiſchen Stadt und Land zuzuſtimmen, ſo müſſen 
wir allerdings ſagen, daß die Vorſchläge des Se⸗ 
nats gänzlich unbrauchbar ſind. Der Hauptgrund 
für die gegenwärtige Regelung liegt darin, daß 
ausgeſprochenermaßen eine Gleichmäßigkeit in der 
Zuſammenſetzung des ſtädtiſchen Vertretungskör⸗ 
pers einerſeits und des Senats und Volkstag an⸗ 
dererſeits erreicht werden ſollte. Man wollte ver⸗ 
hindern, daß die Freie Stadt Danzig bei ihrer 
überragenden Bedeutung und der Staat ſich ge⸗ 
genſeitig in ihren Maßnahmen durchkreuzten. 
Wenn dieſe Gleichartigkeit in der Zuſammen⸗ 


ſetzung von Stadtbürgerſchaft und Volkstag be⸗ 
ſeitigt wird, ſo liegt kein Grund mehr vor, die 
Wahl der Stadtbürgerſchaft durch den Volkstag 
vornehmen zu laſſen. In dieſem Falle iſt die lo⸗ 
giſche Folge, daß man dann die Wahl der Stadt⸗ 


Volkstag Danzig — 29. Sitzung. 


Donnerstag, den 24. Mai 1928. 


bürgerſchaft oder der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung durch die Bürger der Stadt Danzig vorneh⸗ 
men läßt und nicht mehr auf dem künſtlichen Um- 
weg über den Volkstag. Wie geſagt, dieſe Frage 
hängt damit zuſammen, ob man die Gleichmäßig⸗ 
keit in der Zuſammenſetzung von Volkstag und 
Stadtbürgerſchaft preisgeben will oder nicht. Es 
iſt dann kein Grund mehr vorhanden, die Wahlen 
durch den Volkstag vorzunehmen, um ſo mehr, 
als die Vorſchläge, die Sie in dieſer Beziehung 
machen, gänzlich undurchdacht ſind. Der Satz, 
daß die Stadtbürgerſchaft nach dem Verhältnis 
der im Freiſtaat Danzig nach den Volkstagswah⸗ 
len abgegebenen Stimmen durch den Volkstag ge⸗ 
wählt werden ſoll, widerſpricht ſich ſelbſt. Das 
Wählen bedeutet die Abgabe von Stimmen durch 
die Wahlberechtigten, d. h. in dieſem Fall die 
Mitglieder des Volkstags. Will man ein ſolches 
Wahlrecht haben, ſo kann man das Wahlrecht 
nicht wiederum negieren, indem man eine Zuſam⸗ 
menſetzung der Stadtbürgerſchaft vorſchreibt, die 
keine Beziehungen mehr zum Wahlrecht der Wäh⸗ 
lenden, nämlich der Volkstagsmitglieder hat. Das 
iſt eine widerſprechende Regelung, die unter kei⸗ 
nen Umjtänden Geſetz werden darf. Will man 
ein ſolches Wahlrecht haben, ſo muß man es den 
Bürgern der Stadt zubilligen. Was ſonſt noch in 
der Vorlage enthalten iſt, ſind Fragen zweiten 
Ranges, kann man ſagen. Die Herabſetzung der 
Zahl der Mitglieder des Volkstages hätte ſchon 
längſt erreicht werden können, wenn Sie den von 
unſerer Seite wiederholt geſtellten Anträgen zu⸗ 
geſtimmt hätten. Auch heute ſind wir gern be⸗ 
reit, ohne Rückſicht auf die ſonſtigen Beſtimmun⸗ 
gen der Verfaſſung unſere Stimme dafür abzuge⸗ 
ben, daß die Zahl der Abgeordneten herabgeſetzt 
wird. Freilich glauben wir, daß die von Ihnen 
vorgeſchlagene Zahl von 72 Abgeordneten zu hoch 
iſt. Danzig kann mit einer noch geringeren Zahl 
auskommen. Was die Möglichkeit der Selbſtauf⸗ 
löſung anlangt, ſo braucht man gegen ſolche Auf⸗ 
löſungsmöglichkeiten keine grundſätzlichen Beden⸗ 
ken zu haben. Die Nichtauflösbarkeit der Danzi⸗ 
ger Volksvertretung hängt mittelbar mit der Be⸗ 
ſtimmung über die hauptamtlichen Senatoren und 
ihre vierjährige Amtsdauer zuſammen. In dem 
Augenblick, wo Sie die vierjährige Amtsdauer 
im bisherigen Sinne beſeitigen, fällt die Notwen⸗ 
digkeit, dieſe Anauflösbarkeft beſtehen zu laſſen. 
Das ſind Folgerungen, die ſich ergeben. 


Wenn in dieſer Frage eine brauchbare Neu⸗ 
regelung zuſtande kommen ſollte, wenn es gelingt, 
eine Verfaſſungsänderung durchzuführen, die als 
zweckmäßig anzuerkennen iſt, ſo muß unſeres Da⸗ 
fürhaltens die Bevölkerung der Freien Stadt aus 
dieſer Tatſache ihren Schluß ziehen können. Man 
ſoll dann der Bevölkerung auch das Recht geben, 
auf der Grundlage der neuen Verfaſſung ſich eine 
neue Vertretung zu wählen. Das entſpricht dem 
Gebot der Vernunft. Es iſt ja auch nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb man, wenn man ſich auf eine neue 
Verfaſſung einigt, beiſpielsweiſe die Zahl von 120 
Abgeordneten noch in den nächſten 3", Jahren 
beſtehen laſſen ſoll. Dann wollen wir recht bald 
mit dieſer Zahl Schluß machen. Richtig iſt, daß 
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man nicht den gegenwärtigen Volkstag halbieren 
kann. Man muß dazu übergehen, eine Neuwahl 
vorzunehmen. 

Im übrigen behalten wir uns unſere endgül⸗ 
tige Stellungnahme zu der Vorlage für die Aus⸗ 
ſchußberatung vor. Wir behalten uns vor, um⸗ 
fangreiche Abänderungsanträge zu ſtellen. Es 
wird ſich dann zeigen, ob die Herren von der Lin⸗ 
ken ernſthaft gewillt ſind, eine vernünftige Ver⸗ 
faſſungsänderung vorzunehmen, oder ob ſie nur 
vor den Wahlen Verſprechungen gemacht haben, 
die unerfüllt bleiben. An unſerer ſachlichen Mit⸗ 
arbeit wird es nicht fehlen. (Lebhaftes Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Verfaſſungen ſind niemals Ewigkeitswerke ge⸗ 
weſen, und alle Verfaſſungen ſind im Laufe der 
Jahre, ſelbſt wenn ſie Jahrzehnte dauerten, ſchließ⸗ 
lich abgeändert worden. Ich darf daran erinnern, 
daß z. B. die amerikaniſche Verfaſſung ſeit ihrem 
Beſtehen etwa zwanzig Mal abgeändert worden 
it und bis heute über zwanzig Ergänzungen er⸗ 
halten hat. Das Recht auf eine Aenderung der 
Verfaſſung, wenn es ſich herausgeſtellt hat, daß 
die Beſtimmungen unpraktiſch ſind und nicht mehr 
dem Geiſt der Zeit entſprechen, iſt wohl ſ. Z. am 
beſten bei der Schaffung der Vereinigten Staaten 
von Amerika begründet worden. Als ſ. Z. die 
Proklamation erfolgte, hieß es darin: „Das Recht 
auf Verfaſſungsänderung. Zum Schutz dieſer 
Rechte, nämlich Leben, Freiheit und Streben nach 
Glück, ſind unter den Menſchen Regierungen ein⸗ 
gerichtet, die die Rechtmäßigkeit ihrer Gewalten 
von der Zuſtimmung der Regierten ableiten. So 
oft eine Regierungsform dieſen Endzwecken ver⸗ 
derblich wird, iſt es das Recht des Volkes, ſie ab⸗ 
zuändern oder abzuſchaffen und eine neue Regie⸗ 
rung einzurichten und fie auf den Grundſätz en 
aufzubauen und ihren Befugniſſen die Form zu 
geben, die am geeignetſten erſcheint, die Wohlfahet 
und das Glück des Volkes hierbei zu fördern.“ 

Das iſt 1776 in der Unabhängigkeits⸗Erklä⸗ 
rung ausgeſprochen worden. Das iſt auch heute 
die beſte Proklamation für das Recht der neuen 
Verfaſſungsänderung. M. H. von rechts, ich darf 
Sie daran erinnern, daß dieſe Grundſätze Ameri⸗ 
kas ſ. Z. ſogar von einem Manne anerkannt wor⸗ 
den find, der Ihnen ſehr nahe ſtand, nämlich von 
Friedrich II., der ja die Amerikaner, die ſich auf 
Grund dieſer Unabhängigkeitserklärung eine 
eigene Republik, unabhängig vom engliſchen Kö⸗ 
nigstum ſchufen, mit Soldaten, Geld uſw. unter: 
ſtützt hat. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) Sein 
General, Herr von Steuben, iſt hinübergegangen 
und hat die amerikaniſchen Truppen gegen die 
engliſchen Monarchiſten geführt. (Auf Privat⸗ 


dienſtvertrag! rechts.) Dann iſt es eigenartig, 
Herr Dr. Heinemann, daß ein Nachfolger Fried⸗ 
rich II. ein Denkmal hinüberſchickt, obgleich es ſich 
nur um eine private Angelegenheit gehandelt ha⸗ 
ben ſoll, wie Sie ſagen. Aber manche Revolu⸗ 
tionen, die ſ. 3. ſogar von den Hohenzollern unter⸗ 
ſtützt worden ſind, werden ihnen dann nachher 
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ſehr unangenehm, weil daraus das Recht auf eine 
weitere Revolution hergeleitet werden könnte. 
Was dort ſ. Z. für die amerikaniſche Verfaſſung 
ausgeſprochen wurde, gilt auch für den Geſetzenr⸗ 
wurf, der uns hier vorgelegt worden iſt. Auch 
dieſer Geſetzentwurf will durch eine Aenderung 
der Verfaſſung die Wohlfahrt und das Glück des 
Volkes herbeiführen, ſoweit es unter den heu⸗ 
a kapitaliſtiſchen Wärtſchaftszuſtänden mög⸗ 
ich iſt. 

Die Verfaſſung, die jetzt durch die Vorlage ab⸗ 
geändert werden ſoll, iſt unter ganz eigenartigen 
Zuſtänden zuſtande gekommen. Sie beſteht aller⸗ 
dings erſt acht Jahre, aber ſchon nach ganz kurzer 
Zeit ſetzte nicht nur bei den Parteien, die die Ver⸗ 
faſſung überhaupt abgelehnt hatten, ſondern auch 
in anderen Kreiſen die Kritik an der Verfaſſung 
ein, und es zeigte ſich, daß hier nicht ein Werk ge⸗ 
ſchaffen wurde, das, wie damals der Präſident des 
Volkstages meinte, für Jahrzehnte Lebenskraft 
beſitzt. Wir wollen uns darüber klar ſein, daß das 
verſtändlich iſt; denn jede andere Staatsverfaſ⸗ 
ung iſt durch eine Parteigruppierung zuſtande 
gekommen, die ſich in ihren Grundauffaſſungen 
einig war. Das war in Amerika der Fall. Als 
man dort die Verfaſſung ſchuf, gab es überhaupt 
keine Partei⸗Unterſchiede. (Gottſeidank! rechts. 
— Heiterkeit.) Damals gab es noch nicht den 
Großkapitalismus, Herr Dr. Heinemann! Der hat 
ſich in Amerika erſt ſpäter entwickelt. (Abg. Dr. 
Heinemann: Damals gab es bloß die Kolonial⸗ 
Geſellſchaften!) Gegen dieſe Kolonialgeſellſchaften, 
gegen die Ausbeutung des amerikaniſchen Volkes, 
haben ſich gerade die Amerikaner empört, ſie woll⸗ 
ten nicht von Ihren Geſinnungsgenoſſen in Lon⸗ 
don ausgebeutet werden. Darum haben ſich die 
chriſtlich frommen Farmer in Amerika zuſammen⸗ 
getan, weil ſie nicht ausgebeutet werden wollten. 
Sie müſſen die Geſchichte ſtudieren, wenn Sie 
Zwiſchenbemerkungen machen wollen. Es iſt auch 
bei anderen Verfaſſungen immer eine einheitliche 
Auffaſſung bei den Vätern der Verfaſſung ge⸗ 
weſen. Das war 1789 in Frankreich der Fall, und 
war ſogar der Fall 1919. Die Parteien, die die 
Weimarer Verfaſſung geſchaffen haben, waren ſich 
in weltanſchaulichen Fragen nicht einig. Aber 
ſie waren ſich einig in der politiſchen Grundauf⸗ 
faſſung, und das iſt bei unſerer Danziger Ver⸗ 
faſſung nicht der Fall geweſen. Hier haben Par⸗ 
teien mitgewirkt, die ſich in politiſcher Beziehung 
in ihren Auffaſſungen ganz entgegengeſetzt gegen⸗ 
über ſtanden. Ich darf daran erinnern, daß die 
Danziger Verfaſſung ein Kompromiß zwiſchen den 
konſervativen Kreiſen, die ſich nach der Revolu⸗ 
tion in der Deutſchnationalen Partei zuſammen⸗ 
gefunden hatten, und andererſeits zwiſchen den 
Liberalen und demokratiſchen Bürgerparteien 
war. Dann kam noch eine andere Kraft hinzu, die 
hier bei der Verfaſſung ſehr ſtark mitgewirkt hat. 
Das war die ſtädtiſche Bürokratie aus dem ehe⸗ 
maligen Danzig, die natürlich ein Inte reſſe daran 
hatte, daß die Verfaſſung des neuen Staates nur 
als eine erweiterte Stadtverwaltung aufgebaut 
wurde. (Abg. Rahn: Sie haben das Zentrum ver⸗ 
geſſen! — Abg. Liſchnewſki: Das find doch Demo⸗ 
kraten! — Abg. Gaikowſki: Zweifeln Sie daran? 
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(Loops, Abgeordneter) 
— Abg. Liſchnewſki: Schon lange! — Abg. Gai⸗ 
kowſki: Dem iſt nicht zu helfen!) 

Vorher iſt nun allerdings vom Redner der 
Deutſchnationalen angeführt worden, die Wei⸗ 
marer Verfaſſung könne für uns nicht verbindlich 
ſein, vor allem nicht aus dem Grunde, weil ſie 
nicht von einem Deutſchen herrühre. Es wäre ſehr 
zweckmäßig geweſen, wenn Herr Abg. Schweg⸗ 
mann dieſen Satz noch etwas erläutert hätte. Ich 
weiß nicht, was er damit meint, daß die Verfaſ⸗ 
ſung nicht von einem Deutſchen ſtamme. (Abg. 
Schwegmann: Fremdes Gewächs!) Wahrſchein⸗ 
lich, weil Herr Preuß mitgewirkt hat. Die Auf⸗ 
faſſung der Deutſchnationalen iſt alſo, daß die 
deutſche Verfaſſung kein deutſches Erzeugnis ſei, 
weil ein deutſcher jüdiſcher Mitbürger an ihrer 
Schaffung mitgewirkt hat. (Aus Frankreich ge⸗ 
holt! rechts.) Dann muß ich daran erinnern, daß 
das Parteiprogramm der Konſervativen auch von 
einem getauften Juden ſtammt. Das iſt dann 
ebenjo wenig ein deutſches Erzeugnis, wie die 
Weimarer Verfaſſung. (Heiterkeit links. — Abg. 
Schwegmann: Reden Sie nicht jo törichtes Zeug!) 

Herr Abg. Schwegmann hat auf die engliſche 
Verfaſſung verwieſen und ſie für uns als vorbild⸗ 
lich bezeichnet. Wir haben Jahrzehnte lang in 
Deutſchland die Möglichkeit gehabt, und die So⸗ 
zialdemokratie hat gefordert, daß in Deutſchland 
die engliſche Verfaſſung eingeführt würde. Da⸗ 
mals waren es gerade Ihre Kreiſe, die dies angeb⸗ 
liche engliſche Schatten⸗Königtum ablehnten und 
es für einen deutſchen Fürſten unwürdig erklär⸗ 
ten. Jetzt mit einem Mal iſt Ihnen die engliſche 
Verfaſſung und das engliſche Königtum mit 
ſeinen Machtvollkommenheiten vorbildlich. Es 
wäre ſicher beſſer um Deutſchland beſtellt geweſen, 
wenn Sie vielleicht 20 oder 30 Jahre früher zu die⸗ 
ſer Erkenntnis gekommen wären und Wilhelm II. 
einen Teil ſeiner Macht abgenommen hätten. 
(Sehr gut! links.) 

M. D. u. H.! Der Einfluß, den die Deutſch⸗ 
nationalen auf die Schaffung der Verfaſſung ge⸗ 
habt haben, war durchaus nicht berechtigt; denn 
Sie ſelbſt haben zugegeben, daß der große Wahl⸗ 
erfolg, den Sie 1920 erzielt haben, nicht dadurch 
ereicht wurde, daß Sie dem Volke ſagten, wir 
wollen eine konſervative Staatsverfaſſung, ſon⸗ 
dern den haben Sie aus nationalen Gründen ge⸗ 
habt, (Abg. Hohnfeldt: Als Reaktion auf die Re⸗ 
volution!) weil der Gegenſatz zwiſchen Deutſchen 
und Polen damals ſo ſtark war. Viele Kreiſe tra⸗ 
ten zu Ihrer Partei über, weil ſie in der die beſten 
Hüter des Deutſchtums geſehen haben. Dieſe 
Kreiſe haben Ihnen aber keine Vollmacht gegeben, 
nun bei der Schaffung der Verfaſſung in der reak⸗ 
tionären Art zu wirken, wie Sie es nachher getan 
haben. 

Es dreht ſich bei dem vorliegenden Verfaſ⸗ 
ſungsentwurf um folgende Grundlinien. Einmal 
iſt die Verkleinerung des Volkstags und des Se⸗ 
nats vorgeſehen. M. D. u. H.! Ich darf daran er⸗ 
innern, daß ſeinerzeit bei der Schaffung der Ver⸗ 
faſſung mein Parteifreund Dr. Zint an dieſer 
Stelle das Wort vom Waſſerkopf des Senats 
prägte. Damit hat er ſicherlich Recht behalten; 


denn wenn man ſich vor Augen hält, wie viel Se⸗ 


Donnerstag, den 24. Mai 1928. 


natoren wir in den acht Jahren des Beſtehens 
dieſer Verfaſſung gehabt haben, (Abg. Schweg⸗ 
mann: Und wieviel Miniſter im Deutſchen Reich 5 
dann kann man zu der Auffaſſung kommen, daß 
ein Verein ehemaliger Senatoren faſt mehr Mit⸗ 
glieder haben wird, als heute noch ein Verein 
ehemaliger Fünfer oder Sechsunddreißiger. Das 
war die eine Folge Ihrer Senatsbildung. Die 
weitere viel wichtigere Frage iſt die, daß die Vor⸗ 
lage das politiſch⸗parlamentariſche Syſtem bringt. 
In dieſer Frage waren damals bei Schaffung der 
Verfaſſung, wie es ja vorhin auch der deutſchna⸗ 
tionale Redner, Herr Schwegmann, ausgeführt 
hat, die größten Gegenſätze vorhanden. Die 
Deutſchnationalen haben damals erklärt, daß das 
parlamentariſche Syſtem dem deutſchen Weſen 
fremd ſei. Sie haben es bekämpft, ſo lange es 
ging und haben ſchließlich auch verhindert, daß es 
hier zur Annahme kam. Dieſem parlamentariſchen 
Syſtem hat damals der Sprecher der Deutſchnatio⸗ 
nalen, Herr Dr. Ziehm, ſeine Auffaſſung entgegen⸗ 
geſtellt. Er hat hier ausgeführt, daß er hoffe, 
unſer Heil liege in der altpreußiſchen Bürokratie, 
und er hoffe, daß Danzig von Männern geführt 
werden möge, die in der Schule des alten preußi⸗ 
ſchen Beamtentums erzogen ſind. Es war damals 
ein Redner der bürgerlichen Partei, und zwar der 
Vertreter des Zentrums, der Herr Abg. Schüm⸗ 
mer, der gerade dieſe Auffaſſung von den Vor⸗ 
teilen der Bürokratie hier ſcharf bekämpft hat, und 
Das zum Ausdruck brachte, was bei dem bürokrati⸗ 
ſchen Syſtem ſo außerordentlich zu bedauern iſt, 


(©) 


daß es eine Einrichtung iſt, die dem Volksleben (D) 


ewig fremd bleibe. Ich will damit micht dem ein⸗ 
zelnen Beamten zu nahe treten, aber es liegt im 
Weſen der Bürokratie, daß ſie eben volksfremd iſt. 
Sie klebt am Buchſtaben, ſie kann davon nicht los⸗ 
kommen. Das wurde damals ſogar von einem 
Vertreter des Zentrums geſagt. Er hat es ge⸗ 
genüber der konſervativen Staatsauffaſſung der 
Deutſchnationalen hier zum Ausdruck gebracht. 
M. D. u. H.] Selbſt die Väter der Verfaſſung, 
ſelbſt diejenigen Parteien, die dieſe Verfaſſung 
damals ſchließlich mit der Einſchränkung des par⸗ 
lamentariſchen Syſtems übernommen haben, ha⸗ 
ben ſich an dieſer Stelle offen als Freunde des rein 
parlamentariſchen Syſtems bekannt. Das geſchah 
damals einmal von Seiten der Demokraten, und 
andererſeits war es wieder der Redner des Zen⸗ 
trums, der Herr Abg. Schimmer, der damals von 
dieſer Stelle aus zum Ausdruck brachte: „Auch 
wir in der Zentrumspartei erachten die rein par⸗ 
lamentariſche Regierung für das Zweckmäßigſte, 
für das Vorteilhafteſte in unſerem Freiſtaat. 
Wenn wir mit unſerer Anſicht nicht durchgedrun⸗ 
gen ſind, ſo liegt das daran, daß wir unter einem 
Zwang ſtanden.“ Alſo damals ſchon, bei der 
Schaffung der Verfaſſung zeigten ſich die großen 
Gegenſätze, die in einer grundlegenden Frage bei 
den Vätern der Verfaſſung beſtanden. Es iſt dann 
kein Wunder, daß ein Kompromiß zuſtande kam, 
das man wirklich als faules Kompromiß bezeich⸗ 
nen muß und daß in den Jahren, in denen es in 
Danzig Geſetzeskraft gehabt hat, auch gezeigt hat, 
daß es nicht den Intereſſen der Freien Stadt ent⸗ 
ſpricht. Das iſt ja ſogar Ihre Auffaſſung, denn 
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(Loops, Abgeordneter) 


Sie haben hier vorhin zum Ausdruck gebracht, 


auch Sie wünſchten eine Aenderung der Verfaſ⸗ 
ſung, eine Reform, allerdings in einem ganz re⸗ 
aktionären Sinne. Immerhin haben Sie hier 
ſelbſt anerkannt, daß dies Kompromiß nicht ge⸗ 
rade ſehr glücklich iſt, und das wird auch immer ſo 
ſein, wenn in einer jo grundlegenden Frage ein 
Kompromiß geſchloſſen werden muß. 

Welche Gründe haben nun damals die anderen 
Parteien, die nicht dieſen konſervativen Stand⸗ 
punkt, den antidemokratiſchen Standpunkt, wie 
die Deutſchnationalen einnahmen, veranlaßt, die⸗ 
ſer Verfaſſung ſchließlich ihre Zuſtimmung zu ge⸗ 
ben? Es war einmal die Auffaſſung, daß wir bei 
dem rein parlamentariſchen Syſtem keine tüchtigen 
Fachſenatoren bekommen würden. Ich muß daran 
erinnern, weil vorhin Herr Schwegmann Davon 
ſprach, die Gefahr beſtände in der Zukunft, wenn 
dieſer Entwurf Geſetzeskraft erlangte, daß er da⸗ 
mals ſogar ſagte, ſelbſt wenn wir die Beamten⸗ 
ſenatoren für ſechs Jahre wählen, laufen wir Ge⸗ 
ſahr, keine tüchtigen Beamten hierher zu bekom⸗ 
men. Er hat damals den Antrag geſtellt, der auch 
durchging, die Wahlzeit von ſechs auf zwölf Jahre 
zu verlängern. Wenn das nicht geſchehen iſt, ſo 
iſt das nur dem Eingreifen des Völkerbundes zu 
verdanken, der dieſe reaktionäre Beſtimmung aus 
der Danziger Verfaſſung beſeitigt hat. Dies Sy⸗ 
ſtem der Beamtenſenatoren wurde damals gerade 
von Ihrer Seite als eine große Erſparnis hinge⸗ 
ſtellt. Es iſt aber von Vertretern der Linken, von 
dem Herrn Abg. Rahn, damals ſchon darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß dieſe Erſparnis in keinem 
einzigen Fall eintreten werde. Damals hat Herr 
Abg. Rahn hier ausgeführt: „Sie werden doch 
nicht etwa annehmen, daß die Senatoren letzten 
Endes alle Verfügungen herausgeben werden. 
Ich gebe Ihnen Brief und Siegel, daß für jeden 
Senator ein halbes Dutzend Geheimräte oder Re⸗ 
gierungsräte beſtellt werden, die die Arbeit zu 
machen haben.“ Nach dem amtlichen Stenogramm 
wird an dieſer Stelle Widerſpruch von Ihrer 
Seite verzeichnet. Sie wollten das nicht gelten 
laſſen. Sie lehnten dieſe Prophezeiung des Herrn 
Abg. Rahn ab. Der deutſchnationale Dr. Ziehm 
ſtellte ſich ſogar hier hin und erklärte: „Wir ſind 
der Ueberzeugung, daß das nicht eintreten wird, 
namlich daß für jeden Fachſenator noch ſoundſo⸗ 
viele höhere Verwaltungsbeamte, alſo Regie⸗ 
rungsräte uſw. beſtellt werden.“ Herr Dr. Ziehm 
meinte: „Deshalb ſind ja gerade die hauptamt⸗ 
lichen Senatoren gewählt worden, daß ſie auch die 
f rbeit leiſten, und zwar nicht allein die Arbeit 
der politiſchen Leitung, die Arbeit der Vertretung 
im Parlament, ſondern auch die Arbeit der Ver⸗ 
waltung ihres Amtes. Das iſt der grundlegende 
Anterſchied unſeres kleinen Staatsweſens gegen⸗ 
über großen Staatsweſen, daß hier die Miniſter 
auch Verwalter ihres Amtes ſein müſſen, und 
zwar zum Teil ohne weitere Kräfte, die ihnen die 
Teitung der Verwaltung abnehmen.“ Nun frage 
ich Sie, ob das eingetreten iſt, was Herr Dr. 
Ziehm damals Hier ausgeſprochen hat. Nein, es 
it das eingetreten, was Ihnen damals hier vom 
Abgeordneten Rahn gejagt wurde. Die Exſpar⸗ 


nis in der Verwaltung iſt in keinem Falle einge⸗ 
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treten; denn jeder der Fachſenatoren hat ein hal⸗ 
bes Dutzend Staatsräte, Oberregierungsräte und 
Regierungsräte zur Seite, die ihnen die Verwal⸗ 
tungsarbeit abnehmen müſſen. 

Wenn das aber ſchon bei dieſem Syſtem der 
Fachſenatoren eingetreten iſt, ſo können Sie nicht 
behaupten, daß das eine Erſparnis in der früheren 
Verwaltung gebracht hat. Mehr Regierungs⸗ 
räte, Staatsräte und Oberregierungsräte werden 
auch beim rein parlamentariſchen Syſtem nicht ge⸗ 
braucht. Im Gegenteil, es beſteht ſehr wohl die 
Möglichkeit, daß eine Anzahl dieſer Herren noch 
entbehrlich wird. Der andere damals angeführte 
Grund war nun der, daß Fachſenatoren, die für 
die Stellenbeſetzung in Frage kommen, nicht ſolch 
ein Amt annehmen würden, wenn ihnen nicht eine 
längere Wirkungsmöglichkeit garantiert it. Es 
iſt ja allgemein Ihre Auffaſſung, daß Leute, die 
nicht Jahrzehnte lang in der höheren Bürokratie 
tätig geweſen ſind, nicht für die Verwaltung eines 
Staates geeignet ſind. Das iſt kürzlich von der 
deutſchnationalen Zeitung in einem Artikel über 
die Gefahren des Syſtems Severing dargelegt 
worden. Dabei kam zum Ausdruck, daß bei dem 
parlamentariſchen Syſtem ehemalige Handwerks⸗ 
burſchen Miniſter und hohe Staatsbeamte werben. 
Das iſt nach Ihrer Auffaſſung anſcheinend etwas 
jo Entſetzliches, daß Sie es unter allen Umſtänden 
verhüten wollen. Das iſt nun allerdings micht 
eingetreten; denn in der Praxis ſind Sie ſelbſt 
Ihren eigenen Grundſätzen untreu geworden. Ich 
darf Sie daran erinnern, daß gerade mit deutſch⸗ 
nationalen Stimmen bei der erſten Senatswahl 
für die Verwaltung des Reſſorts des Innern ein 
Mann gewählt wurde, der durchaus nicht aus der 
höheren Bürokratie ſtammte, ſondern der früher 
ein einfacher Metallarbeiter geweſen iſt, Senator 
Schümmer. (Abg. Gaikowſti: Der mindeſtens 
ſeine Sache gut gemacht hat!) Das iſt der beſte 
Beweis dafür, daß die deutſchnationale Auffaſ⸗ 
ſung nicht zutrifft, daß es etwas Furchtbares ſei, 
wenn ehemalige Handwerksburſchen Miniſter und 
Staatsbeamte werden. (Abg. Rahn: Wie iſt das 
mit dem Reichsminiſter Koch?) 

„Das Prinzip iſt ja auch von Ihnen in einigen 
Fällen nicht befolgt worden. Sie wollten ſagen, 
daß unter geeigneten Kräften zur Leitung eines 
Reſſorts ſolche Senatoren zu verſtehen ſeien, die 
ſich jahrelang vorher als Beamte die notwendigen 
Kenntniſſe angeeignet hätten. Dann darf ich Sie 
daran erinnern, daß z. B. als hauptamtlicher Se⸗ 
nator von Ihnen ein Mann beſtellt wurde, der ſich 
die notwendigen Fachkenntniſſe, bevor er das Se⸗ 
natorenamt annahm, gar nicht erworben hatte. 
Herr Dr. Frank hat Jura ſtudiert und war nach⸗ 
her im Verſicherungsweſen tätig. Trotzdem wurde 
er als hauptamtlicher Senator für Handel, Indu⸗ 
ſtrie und Landwirtſchaft beſtellt. Wenn ein Juriſt 
imſtande ſein ſoll, das Dezernat des Handels und 
der Landwirtſchaft zu führen, kann natürlich ein 
Mann aus einem anderen Beruf, wenn er nur ein 
ganzer Kerl iſt, und über das nötige Maß von 
Intelligenz verfügt, ebenſo jedes höhere Staats⸗ 
amt annehmen und viel beſſer verwalten, als ein 
vertrockneter Bürokrat. Im übrigen muß ich dar⸗ 
an erinnern, daß uns früher in den königlich preu⸗ 
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ßiſchen Schulen mit beſonderer Vorliebe die Ge⸗ 
ſchichte von einem brandenburgiſchen General ge⸗ 
lehrt wurde, der in ſeiner Jugend nur ein Hand⸗ 
werksgeſelle war, nämlich Derfflinger, der früher 
Schneidergeſelle war. Den angehenden Lehrern 
in den preußiſchen Lehrerſeminaren iſt es ganz 
beſonders nahegelegt worden, das den Kindern 
als Beweis dafür zu erzählen, daß in Preußen 
jeder aus ganz unteren Kveiſen zu den höchſten 
Staatsämtern emporſteigen kann. Ich nehme an, 
daß Sie das nicht bloß für die Zeit von vor zwei⸗ 
hundert Jahren gelten laſſen, ſondern dies Recht 
des demokratiſchen Aufſtieges im heutigen Zeit⸗ 
alter, das den Gedanken der Demokratie viel mehr 
vertritt, erſt recht gelten laſſen werden. Sie ſelbſt 
haben es ja ſchließlich zum Teil auch ſchon ange⸗ 
wandt. Ein Mann wie der Hausmeiſter Bro⸗ 
dowſki war bei Ihnen Abgeordneter. Das will 
gegenüber Ihrer früheren Einſtellung von vor der 
Revolution allerlei bedeuten. Dann ſehe ich nicht 
ein, daß Sie der Demokratie in dem einen Fall 
eine kleine Konzeſſion gemacht haben. Dann 
müſſen Sie es erſt recht auch im Staatsganzen kun. 


Das parlamentariſche Syſtem, das die Vorlage 
hier bringt, iſt auch aus einem anderen Grunde 
für Danzig unbedingt notwendig. Es iſt doch jetzt 
jo, daß Vertreter der Oppoſition im Senat ſitzen, 
daß die Oppoſitionsparteien mehrere Senatoren 
drüben in der Regierung haben und es ſich trotz⸗ 
dem leiſten können, gegen den Senat in heftigſter 
Oppoſition zu ſtehen, während ihre eigenen Par⸗ 
Das iſt ein 
ganz ungeſunder Zuſtand, der wohl in keinem an⸗ 
deren Lande der Welt vorhanden ſein wird. Im 
Gegenteil, ich brauche nur an Amerila zu erin⸗ 
nern. Wenn dort ein Regierungswechſel eintritt, 
— Amerika wurde ja vorhin von Herrn Schweg⸗ 
mann ſo rühmend hervorgehoben — wird dort ſo⸗ 
gar die ganze Beamtenſchaft ausgewechſelt. Nun 
liegen aber die Dinge hier ſo, daß wir mehrfach 
Regierungswechſel gehabt haben, daß aber die 
Parteien, die aus der Regierung ausſchieden, 
trotzdem durch ihre Beamten⸗Senatoren im Senat 
vertreten waren. Das iſt auf die Dauer ſchließlich 
ein ganz unhaltbarer Zuſtand. Die ganze Oppo⸗ 
ſition, die Sie treiben, wird dann doch nur zu 
einem unehrlichen Manöver. Das wollen Sie 
ſelbſt nicht. Aus dieſem Grunde muß Klarheit 
geſchaffen werden, daß ſich auch ein Regierungs 
wechſel voll auswirkt. 


Nun noch ein Weiteres: Die Aenderung der 
Verfaſſung iſt auch noch gerade im Intereſſe der 
hauptamtlichen Senatoren notwendig. Ich habe 
eigentlich immer die hauptamtlichen Senatoren 
bedauert, wenn ſie heute der einen Regierungs- 
koalition dienen mußten und morgen der anderen. 
Dieſes Regierungsſyſtem führt dazu, daß entwe⸗ 
der die hauptamtlichen Senatoren mit der Re⸗ 
gierungskoalition, der ſie nicht angehören, im 
Kampfe ſtehen und ſich in dieſem Kampf aufreiben 
oder daß ſie zur politiſchen Charakterloſigkeit er⸗ 
zogen werden und alles mitmachen, ſelbſt wenn 
es ihrer eigenen Auffaſſung widerſpricht. Das iſt 
ein höchſt ungeſunder Zuſtand, und auch aus die⸗ 
ſem Grunde muß eben das rein parlamentariſche 
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Syſtem eingeführt werden, wie es die Vorlage in 
Ausſicht geſtellt hat. 

Nun iſt vorhin geſagt worden, auch durch 
einen Zwiſchenruf, das parlamentariſche Syſtem 
würde uns mit ungeheuren Koſten belaſten. M. 
D. u. H., es iſt doch nicht ſo, daß beim parlamen⸗ 
tariſchen Syſtem unbedingt alle vier oder acht 
Wochen ein Regierungswechſel eintreten muß. (Es 
kann aber jo jein! rechts.) Es gibt aber eine Reihe 
von Fällen, wo das nicht geſchieht. Ich darf Sie 
3. B. an Hamburg erinnern, das ſeit Jahren eine 
ſtändige Koalition hat. (Abg. Rahn: In Preu⸗ 
ßen!) In Preußen iſt es genau dasſelbe. Es iſt 
da für die Koalitionsparteien gerade die Notwen⸗ 
digkeit um ſo mehr gegeben, die Koalition lebend 
und arbeitsfähig zu erhalten; denn es iſt ja klar. 
daß die Regierungsparteien ſelbſt kein Intereſſe 
daran haben, daß allzu häufig ein Regierangs⸗ 
wechſel eintritt. Ein Regierungswechſel iſt nur 
notwendig, wenn entweder durch ein Urteil des 
Volkes der bisherigen Regierung das Vertrauen 
entzogen worden iſt, wie jetzt in Deutſchland bei 
der Reichstagswahl bei der Rechtsblockregierung, 
oder wenn zwiſchen den Koalitionsparteien, die 
eine Regierung bilden, ſich ſolche großen Unſtim⸗ 
migkeiten herausſtellen, daß eben dieſe Koalition 
micht mehr zuſammen bleiben kann. Aber gerade 
der von Ihnen gemachte Einwand wird auch mit 
dazu führen, daß die Koalition, die ſich nach einer 
Wahl, nach einem Arteil des Volkes gebildet hat, 
auch lebend und arbeitsfähig bleiben wird, mehr 
als es jetzt der Fall iſt. 

M. D. u. H.! Das ſind die Notwendigkeiten, 
die für die Einführung des parlamentariſchen Sy⸗ 
ſtems vorliegen. Das iſt ja auch der Hauptpunkt 
der Vorlage. Die anderen Dinge, die die Vorlage 
bringt, ſind ja auch ſehr wichtig, aber ſtehen doch 
an Bedeutung gegen die Forderung der Einfüh⸗ 
rung des parlamentariſchen Syſtems weit zurück. 
Es it dann weiter die Verkleinerung des Volks⸗ 
tages vorgeſehen. Hier hat der Redner der 
Deutſchnationalen erklärt, die Zahl von 72 Ab⸗ 
geordneten ſei noch zu hoch. Es wäre ſicher zweck⸗ 
mäßig geweſen, wenn Herr Schwegmann eine Zahl 


genannt hätte, die ihm als ideal erſcheint. (Abg. 
Schwegmann: 60 Abgeordnete!) M. D. u. H. von 


rechts, es iſt ja die Forderung nach der Verklei⸗ 
nerung des Volkstages nicht nur von Ihnen aus⸗ 
geſprochen worden, ſondern auch von allen bürger⸗ 
lichen Kreiſen, die der Auffaſſung waren, das 
würde eine große Erſparnis im Staatshaushalt 
herbeiführen. Ich bin entgegengeſetzter Meinung. 
Je mehr wir den Volkstag verkleinern, um ſo 
mehr ſchaffen wir ein Berufsparlamentariertum. 
Es iſt doch heute ſchon ſo, daß manche Parteien 
kaum die Möglichkeit haben, in den Ausſchüſſen 
mitzuarbeiten, daß ſie gar nicht mehr die Kräfte 
finden können, die in den Ausſchüſſen, wo die Ge- 
ſetze gemacht werden, tatkräftig mitarbeiten. Da 
muß ich erklären, daß die Zahl von 72 ſchon die 
äußerſte Grenze darſtellt. Es wäre nach unſerer 
Auffaſſung wohl zweckmäßiger geweſen, wenn wir 
die Zahl nicht ſo ſehr herabgeſetzt, wenn wir ſie 
vielleicht auf 90 Abgeordnete beſchränkt hätten. 
Wir hätten dann etwas mehr Raum geſchaffen. 
Das iſt nach meiner Meinung der einzig praktiſche 
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Grund, der für eine Verkleinerung des Volkstages 
ſpricht. Die anderen angeführten Gründe, wie 
z. B. die Erſparnis, werden nicht ſehr mitſprechen. 
Was wir auf der einen Seite erſparen, werden 
wir für die viel mehr beſchäftigten Parlamen⸗ 
tarier ausgeben müſſen, oder wir kommen zu dem 
Zuſtand, daß als Volkstagsabgeordnete nur noch 
Beamte oder Rentiers gewählt werden, höchſtens 
noch Beamte oder Privatperſonen, die von politi⸗ 
ſchen Organiſationen geſtellt werden. Aber es 
kann doch nicht Ihre Auffaſſung ſein, daß wir hier 
nur Staats⸗ und politiſche Beamte ſowie Rentiers 
haben, und daß wir alle anderen Kreiſe der Be⸗ 
völkerung von der Mitarbeit ausſchalten. Das 
wird aber eintreten, das iſt die Folge, wenn wir 
den Volkstag zu ſehr verkleinern. 

Die Frage, die auch in dem Geſetzentwurf an⸗ 
geſchnitten wird, iſt die, die die Stadt Danzig an⸗ 
geht. Das iſt nicht von ſo ungeheurer Bedeutung, 
aber entſpricht doch den Wünſchen, die in den 
Kreiſen der Danziger Bevölkerung häufig zum 
Ausdruck gekommen ſind. Es iſt der Wunſch ge⸗ 
weſen, daß die Selbſtverwaltung der Stadt Dan⸗ 
zig wenigſtens zu einem Teil wiederhergeſtellt 
wird. Die Deutſchnationalen haben nun vorhin 
hier erklärt, daß ſie dann wünſchen, daß die volle 
Selbſtändigkeit Danzigs hergeſtellt wird. Das 
wird ſich mit wenigen Worten hier nicht entſchei⸗ 
den laſſen. Darüber wird im Verfaſſungsausſchuß 
eingehend beraten werden müſſen. Aber ich muß 
zunächſt betonen, daß dieſer Entwurf ja nur die 
Grundlinien der Verfaſſungsänderung bringt, 
und daß z. B. manches, was noch in Bezug auf die 
Stadt Danzig ſelbſt abzuändern iſt, nicht der Ver⸗ 
faſſungsänderung vorbehalten bleibt, ſondern 
einem zu ſchaffenden Stadtbürgerſchaftsgeſetz, 
(Das beſteht ja! links) das wir jetzt haben, das 
wir dann aber abändern müſſen. Das kommt aber 
wicht für die Verfaſſung in Frage. Ich glaube, 
hier wird ſchon den Wünſchen der Danziger Bür⸗ 
ger in weiteſtem Maße Rechnung getragen, wenn 
wir ihnen die Möglichkeit geben, die Geſchäfte 
der Stadt wieder durch ſelbſtgewählte Perſönlich⸗ 
keiten verwalten zu laſſen. 

M. D. u. H.! Das ſind die Grundzüge der Vor⸗ 
lage. Es geht daraus hervor, daß ſie durchaus 
nicht in allen ihren einzelnen Teilen den Wün⸗ 
ſchen der Sozialdemokratie entſpricht. Die So⸗ 
zialdemokratie hatte in manchen Punkten noch 
viel weitergehende Forderungen in ihrem Pro⸗ 
gramm, hat aber dieſe Forderungen zurückgeſtellt, 
hat hier einem Kompromiß zugeſtimmt, weil es 
nur möglich iſt, auf dieſer Grundlage ein Werk 
zu ſchaffen, das Ausſicht hat, vom Volkstag ver⸗ 
Abjchicbet zu werden. Im Gegenſatz zu dem alten 
Lerfaſſungstompromiß iſt hier zu betonen, daß 

1 5 Kompromiß nicht aus entgegengeſetzten Auf- 
faſſungen zuſtandegekommen iſt, wie damals von 
8 onſervativen, Liberalen, Demokraten, ſondern 
daß ſich die Väter dieſes Kompromiſſes weniaſtens 
m ihren politiſchen Auffaſſungen, ſoweit die 
Grundſätze der Demokratie in Frage kamen, einig 
waren. Wir wollen die Entwicklung der Freien 
Stadt Danzig für die nächſten Sahre und Jahr⸗ 
zehnte ermöglichen. Die Grundlage aber für die 
Entwicklung und für den Aufſtieg iſt unſer haupt⸗ 
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ſich in den Jahren der Vergangenheit gezeigt, daß 
die bisher beſtehende Verfaſſung den Anforderun⸗ 
gen nicht entſpricht, daß ſie reformbedürftig iſt. 
Es wird nun an uns liegen, dieſe notwendige Re⸗ 
form ſo ſchnell als möglich durchzuführen. Wenn 
wir uns alle zu dieſer Arbeit zuſammenfinden, m. 
D. u. H., dann werden wir ein Werk ſchaffen, das 
uns die Gewähr für einen weiteren Aufſtieg un⸗ 
ſerer Freien Stadt Danzig gibt! (Wiederholtes 
Bravo! links.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: 
Herr Abg. Lemke. 

Lemke, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Aus 
dem vorliegenden Geſetzentwurf möchte ich insbe⸗ 
ſondere ſechs Neuerungen hervorheben, und ſie 
einer kurzen Betrachtung unterziehen. Ein großer 
Teil dieſer Neuerungen entſpricht dem Wunſche 
der weiteſten Kreiſe unſerer Bevölkerung. Das 
gilt insbeſondere von den drei Neuerungen, die 
ich als erſte hier voranſtellen möchte, 1. die Ver⸗ 
kleinerung des Volkstages, 2. die Verkleinerung 
des Senats, 3. die Trennung der Stadtverwal⸗ 
tung von der Staatsverwaltung. 

Daß der Volkstag verkleinert werden ſoll, iſt 
unendlich viele Male von vielen Kreiſen der Be⸗ 
völkerung von den verſchiedenſten Seiten gefor⸗ 
dert worden. Wir halten dieſe Verkleinerung 
nicht für unbedingt notwendig, wollen aber gern 
dem Wunſche der Mehrheit der Bevölkerung Folge 
leiſten. Wir meinen aber auch, einen dreifachen 
Nutzen aus dieſer Verkleinerung des Volkstages 
erſehen zu können. Erſtens glaube ich, daß eine 
Erſparnis von Geldausgaben durch die Verringe⸗ 
rung der Aufwandsentſchädigung eintritt, zwei⸗ 
tens erhofft man eine raſchere Arbeit von einem 
kleineren Parlament, alſo eine Erſparnis an Zeit. 
Man meint, wenn weniger Abgeordnete da ſind, 
wird ſich die Länge und Menge der Reden ver⸗ 
ringern. Ob das eintreten wird, iſt abzuwarten. 
Wir hoffen jedoch, daß auch da eine günſtige Wen⸗ 
dung eintreten wird. Der dritte Nutzen iſt der, 
daß bei einer Verringerung der Zahl der Abge⸗ 
ordneten ſich auch die Zahl der Splitterparteien 
verringern wird; denn man muß in Zukunft eine 
größere Zahl von Stimmen aufbringen, um einen 
Kandidaten zu einem Abgeordneten machen zu 
können. Wir halten aber die Verringerung der 
Zahl der Splitterparteien für etwas durchaus 
Günſtiges für unſere politiſche Arbeit. Der über⸗ 
triebene Subjektivismus, die einſeitige Betonung 
der rein wirtſchaftlichen, materiellen Berufsin⸗ 
tereſſen und die Loslöſung dieſer kleinen Gruppen 
vom Volksganzen, von der Volksgemeinſchaft, das 
alles dürfte in Zukunft verringert werden. Bei 
einer geringeren Zahl von Parteien wird auch 
das Bilden einer Regierungsmehrheit leichter 
ſein als bisher. 

Die Verringerung des Senats ſteht in logi⸗ 
ſchem Zuſammenhang mit der Verringerung des 
Volkstages. Auch da kann man wohl eine gewiſſe, 
wenn auch geringe Erſparnis an Geldausgaben 
erwarten. 

Die dritte Neuerung, die Trennung der Stadt⸗ 
verwaltung von der Staatsverwaltung, iſt eben⸗ 
falls ein Wunſch, der ſo alt iſt, wie die alte Ver⸗ 


Das Wort hat 


— 


O 


D) 


(A 


— 


(B) 


504 Volkstag Danzig — 29. Sitzung. 
(Lemke, Abgeordneter) 

faſſung. Wir erinnern uns wohl alle daran, wie 
hart damals um dieſe Beſtimmungen gekämpft 
wurde. Es beſteht nicht bloß auf Seiten der Dan⸗ 
ziger Bürger der Wunſch, in der eigenen Verwal⸗ 
tung ſelbſtändig zu ſein, ſondern der Wunſch wird 
auch von außerhalb der Stadt Wohnenden geteilt, 
ſo daß wir gern die Gelegenheit begrüßen, dieſen 
Wunſch, der ſo weit verbreitet iſt, zu erfüllen. 
Wenn man bisher dieſe Trennung nicht vorgenom⸗ 
men hat, ſo geſchah das aus der Befürchtung her⸗ 
aus, daß eine Gegenſätzlichkeit zwiſchen Stadtver⸗ 
waltung und Staatsverwaltung eintreten könnte. 
Dieſe Gegenſätzlichkeit, meinte man, müßte von 
ungünſtigen Folgen ſein, weil die Kommune 
Danzig die größte, bedeutungsvollſte des ganzen 
Freiſtaates it. Dieſe Befürchtung und Möglich⸗ 
keit beſteht auch jetzt noch. Wir glauben aber 
dieſe Schwierigkeit der Gegenſätzlichkeit durch 
einige Beſtimmungen aus dem Wege geräumt zu 
haben, nämlich durch die Beſtüimmung, daß die 
Zahl der Senatoren und Stadträte im Magiſtrat 
eine gleiche ſein ſoll, ferner die Beſtimmung, daß 
der Senatspräſident zugleich der Vorſitzende des 
Magiſtrats ſein ſoll. Durch dieſe Maßnahmen er⸗ 
warten wir, daß eine einheitliche Verwaltung des 
Staates und der Stadt die Folge ſein wird. Man 
darf nicht ſagen, daß dann die Selbſtändigkeit der 
Stadtverwaltung und der Stadtbürgerſchaft be⸗ 
hindert wird. Es wird natürlich auch ein neues 
Stadtbürgerſchaftsgeſetz folgen müſſen. Das wird 
Beſtimmungen enthalten, die die vollſtändige 
Selbſtändigkeit der Bürgerſchaft garantieren. 

Die vierte Neuerung iſt die Aufhebung des 
Richterwahlausſchuſſes, eine Neuerung, der wir 
gern und leichten Herzens unſere Zuſtimmung ge⸗ 
ben. (Sehr gut!) Es kommen nun die beiden Neu⸗ 
erungen, die ich als Nr. 5 und 6 bezeichnen möchte, 
die am ſchwerwiegendſten ſind und die größte, 
einſchneidendſte Bedeutung für unſer Staatsweſen 
haben, das iſt das Doppelrecht des Volkstages, 
ſich ſelbſt aufzulöſen und die Vertrauensfrage zu 
ſtellen gegenüber dem Senat und gegenüber dem 
einzelnen Senator. 

Man kann es verſtehen, daß manche Kreiſe un⸗ 
ſerer Bevölkerung, manche Politiker und manche 
Parteien, die es mit unſerm Staatsweſen ſicherlich 
gut meinen, dieſe Neuerung für eine gewiſſe Ge⸗ 
fahr halten, und daß fie meinen, daß unſer Frei⸗ 
ſtaat ein zu kleines Gebilde ſei, um es ſolchen 
Gefahren auszuſetzen. Man befürchtet eine zu 
häufige Auflöſung des Volkstages oder eine zu 
Häufige Abſetzung des Senats und dadurch eine 
gewiſſe Unſtebigkeit in der Fortführung der Re⸗ 
gierungs⸗ und Staatsgeſchäfte. Ich möchte dem⸗ 
gegenüber betonen, daß ja auch in deutſchen Par⸗ 
lamenten ähnliche Beſtimmungen beſtehen. Wir 
haben ja die Gewohnheit, uns gern an das Vor⸗ 
bild Deutſchlands anzuſchließen, wenn wir es 
auch nicht für notwendig halten, daß jedes Mal 
eine ſklaviſche Nachbildung deutſcher Verhältniſſe 
ſtattfinden muß. Ferner enthält dieſe Neuerung 
eine Erweiterung der Volksrechte. Eine derartige 
Maßnahme entſpricht der Geſinnung der Zen⸗ 
trumspartei. Es wird niemand leugnen, wenn 
es galt, einen ſozialen Fortſchritt durch geſetzliche 
Maßnahmen zu erringen, iſt die Zentrumspartei 
immer dabei geweſen. Alle ſozialen Fortſchritte 
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hat ſie begrüßt und gern gefördert. Wir treten 
insbeſondere gern ein für die große Maſſe der Be⸗ 
völkerung, z. B. für die Mittelſtändler, oder für 
die 45 Prozent Arbeiter und 25 Prozent Angeſtell⸗ 
ten. Dieſe großen Maſſen des Volkes kommen 
dann um ſo mehr zur Geltung, und können um ſo 
eher für dieſe Rechte und Freiheiten kämpfen, ſo 
daß dieſe Neuerung mit ihrer Erweiterung der 
Volksrechte durchaus der bisherigen Arbeit und 
den bisherigen Beſtrebungen unſerer Partei ent⸗ 
ſpricht. Die Gefahren einer zu häufigen Auflö⸗ 
ſung und einer Unſtetigkeit der Regierung ſind 
vorhanden. Aber wir glauben, daß dieſe Auf⸗ 
löſung doch nicht jo oft geſchehen wird, als die 
Gegner dieſer Beſtimmung befürchten und aus⸗ 
ſprechen. Es ſind Ventile vorhanden, durch welche 
dieſe Gefahr beſeitigt werden kann. Junächſt, 
wenn der Senator redlich, ehrlich und gerecht ſein 
Amt verwaltet, wenn er ohne Anſehen der Per⸗ 
ſon und Partei wirklich das Volksganze im Auge 
hat, jo liegt kein Grund vor, ihn abzuſetzen oder 
zu beſeitigen. Die Zentrumsfraktion würde jeden⸗ 
falls nie die Hand dazu bieten, aus irgendwelchen 
unſachlichen Gründen im Senat eine Aenderung 
herbeizuführen. Andererſeits, wenn die Situation 
eine derartige iſt, daß der Senator ſeine Geſchäfte 
ſo führt, wie es dem Volkswohl tatſächlich nicht 
entſpricht, und der Mehrheit der Bevölkerung 
widerſpricht, dürfte eine Aenderung durchaus 
zweckmäßig oder ſogar von Nöten ſein. Die be⸗ 
treffenden ſtürzenden Parteien werden dann aller⸗ 
dings auch die Pflicht haben, dafür zu jorgen, daß 
dieſe Aenderung und Neuerung auch eine Beſſe⸗ 
rung enthält. Ferner hat es auch der Volkstag 
in ſeiner Hand, dieſe ſelbſtändige und häufige Ver⸗ 
änderung der Regierung zu vermeiden. Wenn 
jeder Volkstagsabgeordnete tiefes Verantwort⸗ 
lichkeitsgefühl hat, wenn er bedenkt, daß er Volts- 
vertreter und nicht Vertreter eines Berufs, eines 
Standes, eines Kreiſes, auch nicht bloß allein ſei⸗ 
ner Partei und ſeiner Parteiintereſſen iſt, ſondern 
daß er nur im Sinne ſeiner Partei für das ganze 
Volk zu arbeiten hat, wird er nicht leichtſinnig 
dafür eintreten, daß der Senat geſtürzt wird aus 
irgendwelchen perſönlichen oder unwichtigen 
Gründen. Wenn weniger Parteien vorhanden 
ſind, iſt eine Regierungsmehrheit leichter zu bil⸗ 
den, ſagten wir vorher. Die Regierungsmehrheit 
wird aber auch eine feſtere Form haben, ſo daß 
die Oppoſition nicht fo leicht zu ihrem Siege kom⸗ 
men würde, außer, wenn wirklich maßgebende 
Gründe vorliegen. 

M. D. u. H.! Es iſt mehrfach hervorgehoben 
worden, daß der ganze Entwurf die Folge eines 
Kompromiſſes iſt. Auch wir haben mancherlei Be⸗ 
denken gehabt. Durch Verhandlungen ſind die 
Bedenken mehr oder weniger aus dem Wege ge⸗ 
räumt worden, ſo daß wir mit gutem Gewiſſen 
für dieſe neue Verfaſſung eintreten können. Mir 
hoffen, damit in gerechter und unparteiiſcher 
Weiſe für das Volkswohl arbeiten zu können. 
Wir werden für Ueberweiſung an den Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuß ſtimmen. (Bravo! im Zentrum.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir als 
Kommuniſtiſche Fraktion zu der eingebrachten Ge⸗ 
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ſetzesvorlage Stellung nehmen, jo möchte ich von 
vornherein bemerken, daß wir das Gefühl haben, 
daß es der jetzigen Koalition mit der Verfaſſungs⸗ 
änderung abſolut nicht ernſt iſt. (Widerſpruch.) 
Ich werde Gelegenheit nehmen, das nachzuweiſen, 
Ihnen, Herr Gaikowfki, im beſonderen. Wenn man 
einen ſo großen Wert auf die Verfaſſungsände⸗ 
rung legt und außer der Koalition noch andere 
Parteien braucht, dann hat man die Pflicht, auch 
auf dieſe Parteien Rückſicht zu nehmen. Dieſe 
Rückſicht haben Sie beiſeite geſchoben, indem Sie 
geſtern kategoriſch beſtimmt haben, heute wird 
verhandelt, erledigt, alles andere iſt Nebenſache. 
Aber nicht nur dieſer eine Punkt iſt es, ſondern 
die Verfaſſungsänderung, die Sie vorgelegt ha⸗ 
ben, läßt weiter den Schluß zu, daß Sie die Sache 
gar nicht ernſt nehmen. Wenn beiſpielsweiſe im 
Wahlkampf geſagt worden iſt, die Verfaſſung muß 
geändert werden, um Sparmaßnahmen durchfüh⸗ 
ven zu können, jo ſchlagen Sie dieſen damaligen 
Verſprechungen mit der jetzt eingebrachten Vor⸗ 
lage direkt ins Geſicht. Geſpart wird abſolut 
nichts, wenn wir die Verfaſſungsänderung ſo 
durchführen, wie Sie es haben wollen. 

Ste erklären beiſpielsweiſe, daß von den 14 
nebenamtlichen Senatoren ſieben abgebaut wer⸗ 
den ſollen. Auf der anderen Seite ſchaffen Sie 
aber fünf Stadträte, denen mindeſtens dieſelbe 
Entſchädigung gezahlt werden ſoll, wie heute den 
nebenamtlichen Senatoren. Hier kommt noch eine 
Mehrausgabe in Frage, weil die nebenamtlichen 
Senatoren größtenteils gleichzeitig Volkstagsab⸗ 
geordnete ſind und dann nur 100 Gulden mehr im 
Monat bekommen. Wenn Sie aber der Stadt⸗ 
verwaltung fünf Stadträte auf die Naſe ſetzen, 
dann ſind das keine Volkstagsabgeordneten, und 
Sie müſſen ihnen den vollen Diätenſatz zahlen, 
den ein nebenamtlicher Senator bekommen würde, 
wenn er nicht Volkstagsabgeordneter wäre. Alſo 
hier kommt abſolut keine Erſparnis in Frage. Bei 
den hauptamtlichen Senatoren werden zwei er⸗ 
ſpart, ganze zwei. Wir haben bekanntlich heute 


nur ſieben Senatoren. Einer iſt ein ganzes Jahr 


lang erſpart worden. Alſo kann man heute nur 
von einer Erſparnis von zwei hauptamtlichen Se⸗ 
natoren ſprechen. Auf der anderen Seite wird 
aber im Freiſtaat die Koalition des öfteren wech⸗ 
ſeln. Wenn das Zentrum dasſelbe wie im deut⸗ 
ſchen Reiche wäre, könnte man eventuell dieſe Be⸗ 
denken zurückſtellen, aber ſich mit dieſen Wander⸗ 
brüdern in eine Koalition einlaſſen, heißt alle 
bierzehn Tage eine neue Koalition haben. (Hei⸗ 
terkeit.) Deshalb beſteht die Gefahr, daß, wie 
bereits ein Klub nebenamtlicher Senatoren mit 
einer erheblichen Anzahl beſteht, wir in nächſter 
Zeit einen Klub hauptamtlicher Senatoren haben 
werden. Der Umterjchied iſt nur der, daß die 
hauptamtlichen entgegen den nebenamtlichen Se⸗ 
natoren nach dem Penſionsgeſetz ganz erheblich 
abgefunden werden ſollen. Alſo auch da nichts 
von Erſparniſſen, nichts von Aenderungen der 
Sache an und für ſich. N 
Nun die Verkleinerung des Volkstages. Der 
ertreter des Zentrums hat hier drei Momente 
angeführt, die für die Verkleinerung des Volks⸗ 
tages ſprechen. Es fehlt nur noch das vierte, das 
wird verheimlicht, weil man nicht den Mut hat, 


offen zu bekennen, was taſächlich mit der Verklei⸗ 
nerung des Volkstages erreicht werden ſoll. Das 
iſt, ich habe es ſchon einmal geſagt, das Ausſchal⸗ 
ten des proletariſchen Elements im Volkstag. Mit 
der Verkleinerung des Volkstags will man die 
Arbeiter, die tatſächlich die Intereſſen des Prole⸗ 
tariats vertreten, ebenſo auch die Intereſſen des 
Mittelſtandes, ausſchalten und an die Wand 
drücken. Nicht allein bei den Kommuniſten, ſon⸗ 
dern auch bei den Sozialdemokraten iſt feſtgeſtellt, 
daß von Nr. 30 ab Abgeordnete auf der Liſte ſte⸗ 
hen, die heute noch in den Betrieben tätig ſind, 
die ſich von ihrer Hände Arbeit ernähren müſſen. 
Wenn nun der Volkstag verkleinert wird, werden 
eventuell die Sozialdemokraten bei der nächſten 
Wahl mit derſelben Stimmenzahl hier einziehen. 
Das wäre eine Stärke der Fraktion von etwa 30. 
Was hinter 30 kommt, was an proletariſchem 
Element vorhanden iſt, ſoll hinausgeworfen wer⸗ 
den. Man will, wie geſagt, unter ſich ſein. Man 
will nur die Vertreter der beſitzenden Kreiſe hier 
haben. Die paar Renommierarbeiter der bürger⸗ 
lichen Parteien werden dann auch verſchwinden. 
Gerade von dieſem Geſichtspunkt aus haben auch 
die bürgerlichen Parteien ein Intereſſe daran, 
das Parlament zu verkleinern. 

Die Abänderung inbezug auf die Stadtverwal⸗ 
tung, die ſozuſagen die Selbſtverwaltung bekom⸗ 
men ſoll, hinkt inſofern, als es abſolut keine 
Selbſtverwaltung iſt. Was wollen ſchließlich die 
fünf Stadträte gegen die fünf Senatoren aus⸗ 
richten? Wir ſind uns noch nicht darüber klar, 
wie die Abſtimmung in dieſer Körperſchaft vor 
ſich gehen ſoll, ob dort der Präſident des Senats 
bei Stimmengleichheit beſtimmt, ob der Antrag 
angenommen oder abgelehnt wird. Die Praxis 
iſt ja ſo, daß der Vorſitzende über die Ablehnung 
oder die Annahme bei Stimmengleichheit entſchei⸗ 
det. Es wird ſich zeigen, daß das keine Selbſt⸗ 
verwaltung iſt, ſondern daß ſie nach wie vor un⸗ 
ter dem Diktat des Senats ſteht und vom Senat 
regiert wird. Wie ſich das Regime des Senats 
beſonders bei der Stadtverwaltung in der Ver⸗ 
gangenheit ausgewirkt hat, darüber ſind ja genü⸗ 
gend Tatſachen vorhanden. Es hat ſich gezeigt, 
daß die Stadt mit Hilfe des hauptamtlichen bzw. 
des nebenamtlichen Senats in Grund und Boden 
gewirtſchaftet worden iſt. Alſo dieſe Momente 
laſſen, wie geſagt, erkennen, daß man nach außen⸗ 
hin den Eindruck erwecken will, wir wollen der 
ſchaffenden Bevölkerung etwas bringen. Tatſäch⸗ 
lich iſt das aber nicht der Fall. 

Ebenſo verhält es ſich mit der Auflöſungs⸗ 
Möglichkeit und mit dem Mißtrauensvotum ge⸗ 
genüber dem Senat durch den Volkstag. Die Auf⸗ 
löſungsmöglichkeit des Volkstages, für die wir na⸗ 
türlich jederzeit zu haben ſind, iſt zwar vorgeſehen. 
Aber wenn wir uns den Vorſchlag dafür anjehen, 
ſo finden wir, daß Klauſeln vorhanden ſind, die 
eine Auflöſung unmöglich machen. Sie wollen 
(zu den Sozialdemokraten) beiſpielsweiſe einmal 
zur Einbringung eines ſolchen Antrages zwanzig 
Unterſchriften haben. Kleineren Parteien wird 
alſo nicht Gelegenheit gegeben, einen derartigen 
Antrag zu ſtellen. Andererſeits verlangen Sie 


bei der erſten Abſtimmung Zweidrittel⸗Mehrheit. 
Wenn die nicht erreicht worden iſt, wird nach einer 
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Aber 
dieſe Woche iſt die beſondere Fußangel. Sie wird 
natürlich ſofort ausgenutzt werden, die Wider: 
ſtände zu überbrücken, Verkleiſterungs⸗Politik zu 
treiben und hier und dort Zugeſtändniſſe zu ma⸗ 
chen, um die Auflöſung hintertreiben zu können. 
Genau Dasjelbe it bei Mißtrauens⸗Anträgen der 
Fall, die ſich gegen den Senat wenden. Auch hier 
ſind dieſe Klauſeln enthalten, auch hier macht man 
die Abberufung des Senats vollſtändig illuſoriſch 
und wird, trotzdem das Volk die Auflöſung ver⸗ 
langt, oder das Mißtrauen ausſpricht, weiter: 
wurſteln und ſich an den Willen des Volkes abſo⸗ 
Tut nicht halten. . 

Das iſt, wie geſagt, die Abänderung, die von 
der heutigen Regierungsmehrheit kommt. Wir 
haben uns ſchließlich auch gar nichts anderes vor⸗ 
geſtellt und nichts anderes erwartet. Die Phra⸗ 
ſeologie, daß durch dieſe Verfaſſungsänderung 
etwas im Intereſſe des ſchaffenden Volkes erreicht 
werden ſoll, kennen wir ja, daran find wir ge⸗ 
wöhnt. Nicht nur wir, ſondern auch der größte 
Teil der Bevölkerung iſt der Anſicht, daß mit die⸗ 
ſer Verfaſſungsänderung abſolut nichts erreicht 
wird und auch nichts erreicht werden ſoll. 

Wenn Herr Abg. Loops hier ſagte, daß von 
dieſer Verfaſſungsänderung Wohlfahrt und Glück 
des Volkes abhängen, nun, dann iſt das, wie ge⸗ 
jagt, eine Phraſe, die billig iſt, jedoch tatſächlich 
bei der ſchaffenden Bevölkerung keinen Anklang 
findet. Wir hatten mindeſtens erwartet, daß ſich 
die Sozialdemokratie für das einſetzt, was ſie im 


(8) Wahlkampf verſprochen hat, zumal ſich ihre Ver⸗ 


ſprechungen mit den Verſprechungen der Liberalen 
Partei gedeckt haben. Beide Parteien verlang⸗ 
ten nämlich nur ein Senatorenſyſtem. Beide Par⸗ 
teien ſagten, daß ſieben Senatoren für den Frei⸗ 
ſtaat ausreichen, und daß es ein doppeltes Syſtem 
nicht geben kann. Hiervon iſt man vollſtändig 
abgekommen, das hat man wieder wie alle die 
anderen Verſprechungen fahren laſſen. Man 
glaubt nun, auf dem Wege der Kompromiſſe 
etwas zu erreichen, was natürlich für das Volk 
abſolut nicht ausſchlaggebend iſt. 

Wir wundern uns auch darüber, daß man die 
anderen Mißſtände, die ſich im Laufe der acht 
Jahre bei der Verfaſſung herausgeſtellt haben, 
micht jetzt auch beſeitigen will. Ich möchte nicht 
die ganze Verfaſſung durchgehen, aber einzelne 
Paragraphen, die unbedingt geändert werden 
müſſen, glaube ich hier doch anführen zu müſſen. 
Im Artikel 8 wird beiſpielsweiſe geſagt, daß der 
Volkstag von allen über zwanzig Jahre alten 
männlichen und weiblichen Staatsangehörigen ge⸗ 
wählt wird. M. H. von der Sozialdemokratie, 
ſind Sie micht auch der Meinung, daß man ſchon 
demjenigen das Wahlvecht zuſprechen muß, der 
für den kapitaliſtiſchen Staat feine Haut zum 
Markte trägt, der ſchon mit 18, ja mit 14 Jahren 
in das Joch des Kapitals eingeſpannt wird? Er 
muß mindeſtens mit 18 Jahren das Wahlrecht 
haben. Er muß mindeſtens mitbeſtimmen kön⸗ 
nen, was hier im Volkstag vor ſich geht, wie die 
Geſetze gemacht und verabſchiedet werden. Weiter 
hat ſich gezeigt, daß der Artikel 24, der von dem 
Urlaub der Arbeiter, Angeſtellten zu den Kreis⸗ 
und Gemeindevertretungen ſpricht, daß dieſe Frei⸗ 


Donnerstag, den 24. Mai 1928. 


zügigkeit durch die Verfaſſung beſchnitten worden 
iſt, ja, daß die Verfaſſung von der verfloſſenen 
Regierung verbogen wurde. Es wäre deshalb 
notwendig, daß auch dieſer Artikel abgeändert und 
ſo klar gefaßt wird, daß es dem Senat micht mehr 
möglich iſt, daran zu deuteln oder zu drehen. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte, die Privat⸗ 
unterhaltungen zu unterlaſſen und den Herrn 
Redner nicht zu ſtören. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es heißt in 
der Vorlage weiter, daß die Richter auf Lebens⸗ 
zeit gewählt werden ſollen. Dieſer Artikel hat ja 
auch bei der Sozialdemokratie ſchon des öfteren 
Anſtoß erregt. Auch ſie iſt der Meinung, daß die 
Wahl der Richter auf Lebenszeit nicht zweckmäßig 
iſt, ſondern daß die Richter durch das Volk ge⸗ 
wählt werden müſſen und jederzeit abzuberufen 
ſind, wenn das Volk es verlangt. Aber nichts iſt 
daran geändert worden. 

Wie die jetzige bürgerliche Verfaſſung immer 
wieder zugunſten der Beſitzenden und der ſie un⸗ 
terſtützenden Kreiſe ausgelegt wird, geht aus dem 
Artikel 73 hervor. Gerade dieſer Artikel wird 
immer wieder von den herrſchenden Klaſſen, ja 
auch von den deutſchnationalen Regierungen ver⸗ 
bogen. Es heißt dort nämlich, daß alle Staats⸗ 
angehörigen der Freien Stadt vor dem Geſetz 
gleich ſind. Anter Geſetz verſtehen wir natürlich 
auch Verordnungen. Was ſich die Regierung auf 
dieſem Gebiet wieder in der letzten Zeit erlaubt 
hat, möchte ich an einem Beiſpiel illuſtrieren. Am 
erſten Pfingſtfeiertag will der Rote Frontkämp⸗ 


ferbund in Danzig ein Treffen veranſtalten, 


gleichzeitig auch der Wehrwolf, die Faſchiſten. Der 
Rote Frontkämpferbund, der ſeine Anmeldung 
für dieſen Umzug früher als der Wehrwolf einge⸗ 
reicht hat, wird vom Polizeipräſidenten einfach 
an die Wand gedrückt. Die Anmeldung des Wehr⸗ 
wolfs, die ſpäter eingegangen it, wird bevorzugt, 
und dieſem faſchiſtiſchen Geſindel wird der Vorzug 
erteilt. Die Herren haben hier in Danzig zu be⸗ 
ſlimmen, ſie ſind tonangebend, denen wird Danzig 
freigegeben, während das revolutionäre Proleta⸗ 
riat in der Ecke zu ſtehen hat. So wird die Ver⸗ 
faſſung ausgelegt, trotzdem es heißt „alle Staats⸗ 
bürger ſind vor dem Geſetz gleich“. Hier müßte 
natürlich auch Wandel geſchaffen werden. Das 
müßte entſprechend abgeändert werden, damit eine 
andere Auslegung abſolut nicht möglich iſt. M. D. 
u. H.! Der Artikel 83 iſt aber typiſch für die Ver⸗ 
faſſung an und für ſich und für die bürgerliche Re⸗ 
gierung ünsbeſondere. Es heißt mämlich dort: 
„Die Jugend iſt gegen Ausbeutung, ſowie gegen 
ſittliche, geiſtige und körperliche Verwahrloſung 
zu ſchützen.“ M. D. u. H.! Num ſehen Sie ſich doch 
einmal die Zustände im heutigen Staat an, ob 
die dazu angetan ſind, dieſen Artikel Wahrheit 
werden zu laſſen. Wenn Sie von einer Verhütung 
der ſittlichen Verwahrloſung ſprechen und auf der 
anderen Seite zulaſſen, daß die Jugend mit ihren 
Eltern gemeinſam ein Schlafzimmer, ja ein Bett 
teilen muß, dann kann man von einer ſittlichen 
Erziehung oder von der Abwendung einer ſitt⸗ 
lichen Gefahr abſolut nicht ſprechen. 

Was die Ausbeutung anbetrifft, ſo empfehle 
ich den Herren der Regierung, ſich auf dieſem Ge⸗ 
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biet einmal umzuſehen. Iſt es keine Ausbeutung, 
wenn es ein Schichau in der Hand hat, die Jugend 
mit ein paar Pfennigen abzuſpeiſen und ſie 10 
oder 12 Stunden lang zu beſchäftigen. Wollen Sie 
jagen, daß durch Ihre Regierung, durch Ihr Sy⸗ 
ſtem die Verfaſſung beachtet wird? Nein, ſage 
ich, ſie wird täglich gebrochen, ſie wird täglich um⸗ 
gangen. 5 
Weiter haben wir den Artikel 103, der in ſei⸗ 
nem letzten Abſatz ſagt: „Der Unterricht und die 
Lehrmittel in den Volks⸗ und Fortbildungsſchulen 
find unentgeltlich.“ Wo it die Durchführung 
dieſes Artikels? Welche Regierung kann ſagen, 
daß ſie auch nur etwas von dieſem Artikel durch⸗ 
geführt hat? Nach wie vor ſind die Eltern der 
Volksſchüler und der Mittelſchüler gezwungen, die 
Lehrmittel ſelbſt zu beſchaffen, trotzdem das in 
der Verfaſſung verankert iſt, trotzdem in der Ver⸗ 
faſſung gejagt worden iſt, daß die Lehrmittel un⸗ 
entgeltlich zu liefern ſind. Dann haben wir den 
Artikel 104 in der Verfaſſung, der das Schul⸗ 
weſen an und für ſich behandelt. Was hat die 
jetzige Regierungskoalition mit dieſem Artikel 


104 gemacht? Die Ohraer Schule galt für die So⸗ 


zialdemokraten als neuerbaute Schule und ebenſo 
auch für die Liberalen. Dieſe beiden Parteien 
ſind über dieſe Verfaſſungsbeſtimmung hinweg⸗ 
gegangen, haben dem Zentrum nachgegeben, ha⸗ 
ben die Schule dem Pfaffentum ausgeliefert und 
haben damit die Verfaſſung gebrochen; denn heute 
hat ſich ja herausgeſtellt, daß die neuerbaute 
Schule eine eigene Verwaltung bekommen hat 
und daß ſie alſo unter den Begriff neuerbaute 
Schule fällt. Aber Sie laſſen ſich, wie geſagt, ins 
Schlepptau Ihrer Koalitionsfreunde des Zen⸗ 
trums nehmen und glauben, ſich denen mit Haut 
und Haar verſchreiben zu müſſen. 

In dieſem Rahmen bewegt ſich auch die jetzige 
Verfaſſungsänderung. Das Zentrum iſt tonan⸗ 
gebend. Das Zentrum hat erklärt, wir machen 
etwas Verſchwommenes, nicht Mann nicht Weib, 
das wird dem kapitaliſtiſchen Staat keinen Ab⸗ 
bruch tun. 
methode keinen Knüppel zwiſchen die Beine wer⸗ 
fen. Wenn nun der Herr Vizepräſident des Se⸗ 
mats zum Ausdruck gebracht hat, daß alle Parteien 
die Verantwortung auf ſich nehmen wollen und 
die Verantwortung kann doch nur die ſein, daß 
die Verfaſſungsänderung verabſchiedet wird, ſo 
ſagen wir dem Herrn Vizepräſidenten, daß wir 
Verantwortungsgefühl haben und bereit ſind, an 
der Verfaſſung mitzuarbeiten, trotzdem ſie noch 
lange nicht ſo ausgeſtaltet wird, wie wir es haben 
wollen. Sie wiſſen, daß wir für eine von dem 
bürgerlichen kapitaliſtiſchen Staat geſchaffene Ver⸗ 
faſſung nichts übrig haben. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Aber wir wollen auch in 
dieſem Staatsweſen die Demokratie gewahrt 
wiſſen, wollen aber auch, daß dieſe Demokratie ſo 
feſtgelegt wird, daß Daran nicht zu rütteln iſt. Die 
jetzige Verfaſſung läßt, wie ich bewieſen habe, noch 
viel Rütteln zu. Sie läßt zu, daß die Demokratie 
in die kapitabiſtiſche Diktatur umgewandelt wird. 

afür find genug Beweiſe vorhanden. Wenn wir 
eine rein demokratiſche Verfaſſung ſchaffen wollen, 
dann kann es mit der uns vorgelegten Vorlage 
micht ſein Bewenden haben. Es muß weiter ge⸗ 


Das wird der jetzigen Regierungs⸗ 


gangen werden, die Verfaſſung muß von Grund 
auf umgemodelt werden. Es muß eine tatſächliche 
Demokratie in die Verfaſſung einziehen, damit 
die ſchaffende Bevölkerung in erſter Linie Bewe⸗ 
gungsfreiheit bekommt. Mit der jetzt beſtehenden 
Verfaſſung und mit der vorgeſchlagenen Aende⸗ 
rung iſt dieſe Bewegungsfreiheit noch lange nicht 
gegeben. Wenn Sie, wie hier angeführt wurde, 
dieſe Verfaſſungsänderung durchführen wollen, 
um Sparmaßnahmen vorzunehmen, ſo haben wir 
Ihnen ſchon des öfteren Wege gezeigt. Wir gehen 
in dieſer Beziehung mit den Vorſchlägen der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei konform, die ſeinerzeit 
bei den Wahlen gemacht worden ſind. Wir ſagen, 
wenn ſchon ſieben Senatoren ſein ſollen, — wir 
halten auch fünf für genug, — dann kann es eine 
Unterſtützung oder ein Penſionsgeſetz für dieſe 
Herren nicht geben. Wenn ſie das Vertrauen des 
Volkes nicht mehr haben, und ſie ſind aus dem Be⸗ 
amtenſtand hervorgegangen, ſollen ſie in die Be⸗ 
amtenlaufbahn zurückgehen. Diejenigen, die aus 
dem Kaufmannsſtand, aus den freien Berufen, 
hervorgegangen ſind, ſollen wieder in ihre Berufe 
zurückgehen, ſollen wieder ihr Gewerbe ausüben. 
Wenn Sie es ſo durchführen wollen, dann werden 
Sie die Sparmaßnahmen finden, die Sie einfüh⸗ 
ren wollen. 

Ganz entſchieden werden wir uns aber gegen 
die Verkleinerung des Volkstages wehren. Wenn 
Sie es nicht bei 120 Abgeordneten bewenden laſſen 
wollen, wenn Sie die Zahl verkleinern wollen, 


jo können wir das nicht mitmachen. Dagegen 
ſträuben wir uns gang entihieden, weil das 


ſchließlich mit der Demokratie nichts zu tun hat. 
Zu den andern Vorſchlägen werden wir, wie ge⸗ 
ſagt, unſere Abänderungsanträge vorlegen und es 
wird darauf ankommen, wie ſich die Koalitions⸗ 
parteien zu dieſen Abänderungsanträgen ſtellen. 
Wir werden Ihnen Gelegenheit geben, tatſächlich 
Sparmaßnahmen durchzuführen, auch in bezug 
auf die Diätenfrage der Volkstagsabgeordneten, 
in bezug auf die Senatoren, die Stadtverwaltung 
uw. Wir werden alſo mitarbeiten und die Ver⸗ 
faſſung jo geſtalten, daß man tatſächlich von einer 
demokratiſchen Verwaltung ſprechen kann. Aber 
das ſchließt nicht aus, daß wir ſchon heute der 
ſchaffenden Bevölkerung ſagen, daß mit dieſer Ver⸗ 
faſſung, und ſei ſie noch ſo demokratiſch, die Aus⸗ 
beutung und die Unterdrückung nach wie vor be⸗ 
ſtehen bleibt. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
miſten.) 

Wenn man die Anterdrückung und die Aus⸗ 
beutung beſeitigen will, muß man auch dieſe Ver⸗ 
faſſung beſeitigen, muß man dieſen Staat zer⸗ 
trümmern, und an deſſen Stelle den Staat ſetzen, 
der in erſter Linie und allein die Intereſſen der 
werktätigen Bevölkerung vertritt. (Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat Frau 
Abg. Richter. ö 

Richter, Frau, Abgeordnete (D. Lib.): M. H. 
u. D.! Die Aenderung der Verfaſſung iſt eine An⸗ 
gelegenheit, mit der ſich die Deutſchliberale Par⸗ 
tei ſchon im vorigen Volkstag beſchäftigt hat. Es 
erübrigt ſich deshalb, heute längere Ausführun⸗ 
gen darüber zu machen. Wir begrüßen es, daß 


die jetzige Regierung endlich den Mut gefunden 
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hat, die Löſung dieſer Frage in die Hand zu neh⸗ 
men. Es hat ſich doch in den verfloſſenen Jahren 
gezeigt, daß unſere Verfaſſung gerade mit Rück⸗ 
ſicht auf die Kleinheit des Staates und die Fülle 
der ſtaatlichen Aufgaben erhebliche Mängel auf⸗ 
weiſt. Der Senat iſt in ſeiner jetzigen Stärke zu 
groß. Die Wünſche unſerer Partei auf Abbau 
gingen noch weiter, als es der jetzige Entwurf 
vorſieht. Aber der Herr Vizepräſident hat ſchon 
ausgeführt, daß die Vorlage ein Kompromiß dar⸗ 
ſtellt und wir unſere weitergehenden Wünſche zu 
dieſem Punkt deshalb zurückſtellen mußten. 

Die Größe des Volkstages entſpricht auch nicht 
der Kleinheit des Staates. Auch hier gingen un⸗ 
ſere Wünſche nach einem Abbau bis auf 60 Ab⸗ 
geordnete. Aber wir ſind der Meinung, daß Po⸗ 
litik die Kunſt des Möglichen iſt und billigen des⸗ 
halb die Vorlage, die 72 Abgeordnete vorſieht. 
Unſer Wunſch, einen Senat zu bekommen, der dem 
Volkstag voll verantwortlich iſt, iſt der Wunſch 
weiteſter Kreiſe der Bevölkerung. Eine Auflö⸗ 
ſungsmöglichkeit für den Volkstag muß ebenfalls 
gegeben ſein. Die Vorkommniſſe im Volkstag, 
wie wir ſie in der Vergangenheit erlebt haben, 
ſind nicht dazu angetan, das Anſehen der Volks⸗ 
vertretung zu heben. Der Volkstag muß die Mög⸗ 
lichkeit haben, ſich bei herausſtellender vollſtändi⸗ 
ger Arbeitsunfähigkeit ſelbſt auflöſen zu können. 

Die teilweiſe Wiederherſtellung der Selbſtän⸗ 
digkeit der Stadtgemeinde Danzig muß ebenfalls 
als eine dringende Notwendigkeit bezeichnet wer⸗ 
den. Die letzten Stadtverordneten, zu denen ich 
auch gehörte, die ſich ſ. Zt. mit allen Mitteln ge⸗ 
gen eine Auflöſung des Magiſtrats gewehrt ha⸗ 
ben, und mit großer Sorge der Zukunft gedachten, 
haben leider mit ihren gehegten Befürchtungen 
Recht behalten. Aber wir haben jetzt die Mög⸗ 
lichkeit, den angerichteten Schaden zum Teil wie⸗ 
der gutzumachen, indem wir uns mit allem Nach⸗ 
druck für die Abänderung der Verfaſſung nach 
dem vorgelegten Entwurf einſetzen. 

Wir bitten alle Mitglieder des Volkstages um 
ſachliche Mitarbeit und hoffen, daß aus dem Aus⸗ 
ſchuß ein dem Staat und der Allgemeinheit die⸗ 
nendes Geſetz herauskommen wird. (Bravol) 


Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Unger. 


Dr. Unger, Abgeordneter (N. Lib.): M. D. u. 
H.! Schon im Ausſchuß habe ich meinem Verwun⸗ 
dern darüber Ausdruck gegeben, daß eine ſo wich⸗ 
tige Vorlage wie eine Verfaſſungsänderung und 
ſo ein wichtiges Geſetz ſo kurzer Hand den Volks⸗ 
tagsabgeordneten und dem Volkstag vorgelegt 
und verlangt wird, ganz plötzlich Stellung zu 
einer derartigen Angelegenheit zu nehmen, ohne 
daß man ſich darauf vorbereiten kann. Wenn ge⸗ 
ſagt wurde, dieſe Frage ſei doch ſchon ſo viel in 
den Zeitungen und in der Allgemeinheit erörtert 
worden, daß jedem wohl darüber klar ſein könne, 
was er zu dieſer Angelegenheit zu jagen. habe, 
ſo mag das für die Damen und Herren ſtimmen, 
die im Volkstag geweſen ſind und die Arbeiten, 
die mit der Feſtſtellung der Verfaſſung zuſam⸗ 
menhingen, mitgemacht haben. Aber alle die⸗ 


jenigen, die dieſen Dingen fern geſtanden haben, 
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fühlen ſich ſtark durch die Art und Weiſe brüskiert, 
wie das Geſetz jetzt behandelt und bearbeitet wer⸗ 
den ſoll. Ich glaube, es iſt auch nicht taktiſch rich⸗ 
tig von Seiten der Parteien, die augenblicklich in 
der Regierung ſitzen, daß ſie dieſen Weg gehen; 
denn letzten Endes iſt zur Aenderung der Verfaſ⸗ 
jung doch wohl eine Zweidrittel⸗Mehrheit des 
Hauſes notwendig, und es muß auf die Mitarbeit 
der Parteien gerechnet werden, die dazu notwen⸗ 
dig ſind, damit die erforderliche Anzahl dafür 
ſtimmender Abgeordneter vorhanden iſt. 

Es wäre wohl richtig geweſen, wenn man vor⸗ 
her mit den Kreiſen der Bevölkerung, die auch 
früher ſchon Intereſſe für eine Verfaſſungsände⸗ 
rung gezeigt haben, Fühlung genommen und ſich 


bei dieſer Gelegenheit nach ihren Wünſchen ge⸗ 


richtet hätte. Es wird die kommenden Arbeiten 
in den Ausſchüſſen außerordentlich erſchweren, 
wenn die Taktik, die hier bei Einbringung des 
falls befolgt wurde, weiter befolgt werden 
ollte. 


Im Namen meiner Gruppe möchte ich drin⸗ 
gend bitten, daß gerade bei der Verfaſſungsände⸗ 
rung etwas mehr Entgegenkommen gezeigt wird, 
und daß das, was vorgelegt wird, nicht als unab⸗ 
änderlich gilt, ſondern daß es möglich iſt, dieſe 
Dinge auch im Laufe der Verhandlung zu ändern. 
Bisher mußten wir leider die Erfahrung machen, 
daß Möglichkeiten hierzu nicht beſtanden, und daß 
alles das, was teilweiſe in den Ausſchüſſen und 
auch im Volkstage geſagt wurde, verhallte und 


( 


darüber zur Tagesordnung übergegangen wurde. (DJ 


Die Dinge liegen bei der Verfaſſungsänderung 
inſofern etwas anders, als eine größere Mehrheit, 
nicht bloß die einfache Mehrheit notwendig iſt, 
um die Vorlage durchzubringen. Wir haben alle 
ein Intereſſe daran, daß dieſe Verfaſſungsände⸗ 
rung nun auch durchgeführt wird; denn gerade die 
Agitation vor den Wahlen hat allgemein gezeigt, 
daß die Verfaſſung in ihrer vorliegenden Form 
nicht genügend erſcheint, und daß man wünſcht, 
eine Aenderung eintreten zu laſſen. Die verſchie⸗ 
denen Begründungen, die von den Vorrednern 
gegeben wurden, haben alle etwas Wahres und 
Richtiges. Es iſt etwas Unvollkommenes, was 
aus der damaligen turbulenten Zeit geboren 
wurde. Wir dürfen uns aber keiner Täuſchung 
hingeben, daß die labile Zeit etwa endgültig 
überwunden iſt. Wir ſtehen immer noch in einem 
ſehr wechſelvollen Schickſal. 

„Wir in Danzig müſſen auf dieſe Dinge Rück⸗ 
ſicht nehmen; denn wir ſind nicht unſere eigenen 
Herren. Wir ſind viel zu ſehr abhängig von un⸗ 
ſeren Nachbarſtaaten und Nachbarreichen und da⸗ 
von, wie dort der Wind weht. Davon werden un⸗ 
ſere Meinungen ſehr ſtark berührt, und dieſe Mei⸗ 
nungen übertragen ſich auf den Volkstag und auf 
die Bevölkerung. Eine kleine Bevölkerung von 
300 000 Menſchen iſt viel leichter in Bewegung 
zu bringen, als eine Bevölkerung im deutſchen 
Reich oder in Polen, wo eine Stabilität in der 
Trägheit der Maſſe liegt. Das iſt es, was bei 
dem Entwurf nicht genügend berückfichtigt wird. 
Gerade in der Parlamentariſierung, die vorge⸗ 
ſehen und die hier als das erſtrebenswerteſte 
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Ziel angeſehen wird, liegt eine Gefahr vor, die 
bei den Ausführungen, die wir gehört haben, 
ebenfalls nicht genügend berückſichtigt wurde. 
Wir müſſen uns hier in Danzig unbedingt eine 


Sicherung dafür verſchaffen, daß nicht momentane 


Einflüſſe, die wir nicht kontrollieren können, maß⸗ 


gebend für eine Aenderung der Regierung ſind. 


Wo ſollen wir hinkommen, wenn irgendwelche 
Einflüſſe von außerhalb es ermöglichen, daß die 
Regierung geändert wird, und daß wir dann vor 
einer neuen Zuſammenſetzung des Senats ſtehen, 
ohne daß die Möglichkeit beſteht, daß auf alten 
Verhältniſſen weiter gebaut wird. 


M. D. u. H.! Wir haben uns in Induſtrie⸗ 
und Handelskreiſen und in den Kreiſen der In⸗ 
telligenz vor den Wahlen ſehr viel über dies Pro⸗ 
blem unterhalten und ſind ſchließlich zu der Mei⸗ 
nung gekommen, daß es nicht möglich und zurzeit 
für das Wohl Danzigs nicht richtig iſt, eine völ⸗ 
lige Parlamentariſierung des Senats durchzufüh⸗ 
ren. Wir würden uns in eine Zukunft begeben, 
die gänzlich ungewiß iſt und von der wir nicht 
wiſſen, ob wir in der Lage ſind, in kritiſchen Zei⸗ 
ten die Entwicklung aufzuhalten. Davor wollen 
wir uns ſelbſt und auch diejenigen, die wir ver⸗ 
treten, bewahren. Wir müſſen dafür ſorgen, daß 
wir eine ſtabile Regierung haben, eine Regie⸗ 
rung, die in der Lage iſt, ſich den jeweiligen Ver⸗ 
hältniſſen anzupaſſen und die ſachkundig von der 
Vergangenheit her iſt, damit ſie in der Lage iſt, 
den Staat zu regieren. Wenn die Möglichkeit vor⸗ 
liegt, daß Leute durch eine zufällige parlamenta⸗ 
riſche Mehrheit aus ihren Poſten weggejagt wer⸗ 
den können, ſo werden tüchtige Menſchen derartige 
Poſten nicht einnehmen wollen. Es wird dann 
außerordentlich ſchwer ſein, da ſtimme ich dem Red⸗ 
ner der Deutſchnationalen Partei vollkommen zu, 
Kräfte zu bekommen; die hier die Geſchicke Dan⸗ 
zigs als Senatoren verantwortlich und ſachgemäß 
leiten ſollen. Es kann Idealiſten geben, das gebe 
ich zu, die das machen werden, aber die Möglich⸗ 
keit, daß man Fehlſchläge in dieſer Hinſicht erlebt, 
iſt viel größer als das Umgekehrte. Wir können 
es uns nicht ohne weiteres leiſten, hier in Danzig 
nun alle Jahre oder alle 
vollkommen neuen Senat zu haben. Das wird 
außerordentlich teuer werden, ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß wir die Mittel dazu nicht haben. Es 
wird von ſozialdemokratiſcher Seite, beſonders 
von Hern Loops, geſagt, die neue Verfaſſung gebe 
in ihrer Zuſammenſetzung die Gewähr, daß das 
nicht eintreten würde. Die Vergangenheit zeigt 
uns das Gegenteil. Das Fundament, auf dem 
unſer Volkstag beruht, die Meinung der Bevöl⸗ 
kerung hat ſich nicht geändert und wird auch nicht 
dadurch geändert, daß wir heute eine Verfaſſungs⸗ 
änderung einführen. Es iſt dasſelbe Fundament, 
und aus demſelben Fundament können ſich nur 
dieſelben Folgen ergeben. Dieſe Folgen ſind heute 
noch nicht derartig, daß ein ſolches Syſtem, wie es 
in der Vorlage vorgeſchlagen wird, nämlich die 
vollſtändige Parlamentariſierung des Senats, zu⸗ 
gelaſſen werden kann. Wir von unſerer Gruppe 
und den Kreiſen, die hinter uns ſtehen, möchten 
dringend davor warnen, dieſes Syſtem in der 


halben Jahre einen 
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vorliegenden Form einzuführen. Ich bitte, im 
Ausſchuß den wohlbegründeten entgegengeſetzten 
Meinungen Gehör zu ſchenken und zu verſuchen, 
auf einer mittleren Linie das Problem zu löſen. 

Wir auf der rechten Seite des Hauſes, beſon⸗ 
ders meine Gruppe, haben das ernſte Beſtreben, 
mit Ihnen zu arbeiten. Wir wollen nicht grund⸗ 
ſätzliche Oppoſition treiben. Wir wollen mit Ihnen 
zuſammenkommen. Wir wiſſen, daß jeder das 
Recht auf ſeine Meinung hat. Wir wollen das 
Beſte des Staates Danzig. Dabei muß aber auch 
die andere Seite des Hauſes den Weg zur Ver⸗ 
ſtändigung mit uns finden. Die Gründe, die wir 
angeben, ſind nicht bloß aus Profitgier oder aus 
mangelndem Entgegenkommen diktiert, ſondern 
ſie fußen in dem Willen und in der Liebe zur 
Freien Stadt Danzig. 

Daß die Verkleinerung des Volkstages er⸗ 
wünſcht iſt, wiſſen auch wir. Wir ſehen auch ein, 
daß eine allzugroße Verkleinerung eine Belaſtung 
für den einzelnen Volkstagsvertreter bedeuten 
würde, die eine gute Durchführung der Arbeiten 
vielleicht erſchweren und einem Beamtenparla⸗ 
mentarismus das Wort reden würde. Wir glau⸗ 
ben aber, daß die Zahl 72 trotzdem noch etwas 
hoch erſcheint. Die Vorſchläge, die früher in den 
Kreiſen, die mir naheſtehen, gemacht ſind, bewe⸗ 
gen ſich um 60. Letzten Endes iſt es aber gleich⸗ 
gültig, ob 60 oder 72 Abgeordnete da ſind, das 
Prinzip muß vorherrſchen. Wir müſſen auch als 
Volkstag der Allgemeinheit zeigen, daß wir ge⸗ 
willt ſind, den aufgeblähten Apparat etwas ab⸗ 
zubauen. Wir fordern von den Beamten, wir 
fordern von unſerer Wirtſchaft einen Abbau der 
Verwaltungskoſten, wir wiſſen, daß der Krieg 
dieſen großen Aufbau hervorgerufen hat. Auch 
wir haben bei der Konſtituierung des Volkstages 
unter dem Eindruck eines aufgeblähten Verwal⸗ 
tungsapparates und einer aufgeblähten Wirt⸗ 
ſchaft geſtanden und müſſen, nachdem ſich die Ver⸗ 
hältniſſe geklärt haben, dafür ſorgen, daß der 
Volkstag die Verkleinerung an ſich vornimmt. 

Es ſpricht bei den vielen Ausgaben, die wir 
haben, geldlich nicht viel mit, ob wir 120 oder 
70 Abgeordnete haben. Aber die Tatſache ſelbſt 
iſt es, die in den Vordergrund tritt und die an⸗ 
erkannt werden wird. Jede Partei hat ſich vor 
den Wahlen die Meinung zu eigen gemacht, daß 
der Volkstag verkleinert werden muß, damit auch 
von der politiſchen Vertretung der Wille zum Ab⸗ 
bau und zum Sparen kundgetan wird. M. D. u. 
H.! Auch wir waren davon überzeugt, daß eine 
fehlende Auflöſungsmöglichkeit des Volkstages 
als ein großer Mangel der Verfaſſung anzuſehen 
war. Wir hätten gewünſcht, daß dieſe Auflö⸗ 
ſungsmöglichkeit vorhanden wäre, aber ſo, wie 
das Problem von der Vorlage gelöſt wird, glaube 
ich nicht, daß wir uns damit einverſtanden erklä⸗ 
ren können. Eine Selbſtauflöſung des Volkstages 
iſt an ſich zu begrüßen, aber es muß auch eine 
Möglichkeit beſtehen, daß dieſer Volkstag auch von 
anderer Seite aufgelöſt werden kann, wenn er 
aus ſich heraus in Situationen, wo es erforderlich 


iſt, nicht den Entſchluß der Selbſtauflöſung auf⸗ 


bringen kann. Ich glaube, daß dies notwendig 
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iſt. Es würde ſehr erzieheriſch auf die Arbeit 
des Volkstages wirken, wenn eine Möglichkeit be⸗ 
ſtände, ihn aufzulöſen, was vielleicht durch den Se⸗ 
natspräſidenten, alſo den Vorſteher der jeweili⸗ 
gen Regierung, ausgeführt werden könnte. (Abg. 
Rahn: Arbeitgeberverband!) Im übrigen iſt die 
Beantwortung dieſer Frage durchaus nicht akut, 
ich werfe ſie nur in die Diskuſſion, um zu ſagen, 
daß wir nicht der Meinung ſind, daß die Auflö⸗ 
ſungsmöglichkeit, wie ſie in der Vorlage vorge⸗ 
ſehen iſt, das Richtige iſt. 

Wenn wir letzten Endes den ganzen Geſetz⸗ 
entwurf verfolgen, kommen wir darauf hinaus, 
daß nicht mehr die Sachlichkeit entſcheidet, ſondern 
daß die Dinge lediglich vom parteipolitiſchen 
Standpunkt betrachtet werden. Ich ſelbſt habe ja 
außerhalb geſtanden und den Dingen zugeſehen, 
ohne im Volkstag tätig geweſen zu ſein und 
glaube, daß ich in dieſer Hinſicht ein unbeein⸗ 
flußtes Urteil habe. Ich enthalte mich jeder Kri⸗ 
tik und möchte nur darauf aufmerkſam machen, 
daß die Parteipolitik ganz gewiß nicht geändert 
wird. Gerade dies iſt der Grund dafür, daß wir 
ſtabile Verhältniſſe in der Regierung haben wol⸗ 
len, um nicht parteipolitiſchen Erwägungen klein⸗ 
licher Natur in unſerem Staatsweſen ausgeliefert 
zu ſein. Dieſe Erkenntnis iſt ja überall und viel⸗ 
fach durchgedrungen. Es iſt ja ſchon erwähnt 
worden, daß gerade die Vereinigten Staaten es 
find, die auf dieſen Umſtand Rückſicht genommen 
haben. Die Vereinigten Staaten haben in ihrem 
Präſidenten ein derartiges Regulativ geſchaffen. 
Dort ſieht man auf eine vielhundertjährige Ge⸗ 
ſchichte des Parlamentarismus und der Demo⸗ 
kratie zurück. Die Erfahrungen, die dort gemacht 
ſind, ſollte man ſich zu eigen machen. Es iſt un⸗ 
bedingt notwendig, auch die Vergangenheit mit 
heranzuziehen, wenn wir die Gegenwart und die 
Zukunft meiſtern wollen. 


Vielfach und immer wieder wird das Beiſpiel 
der deutſchen Hanſaſtädte herangezogen und be⸗ 
wieſen, daß Hamburg, Bremen und Lübeck derar⸗ 
tiges auch haben. Wir haben hier in Danzig an⸗ 
dere Verhältniſſe. Die deutſchen Hanſeſtädte mit 
ihrem Rückhalt an dem großen deutſchen Reich 
ſind nicht mit Danzig zu vergleichen. Wir ſtehen 
hier vollkommen allein und müſſen unſer Geſchick 
allein führen. Wir haben keine Möglichkeit, uns 
in kritiſchen Situationen auf eine Organiſation 
wie das deutſche Reich zurückzuziehen. 

Wir haben gerade in der demokratiſchen 
Preſſe, die für die Parlamentariſierung des Se⸗ 
nats eingetreten iſt, ſehr oft und ſehr viel davon 
geleſen, daß es nicht richtig iſt, dem Volkstag eine 
derartig dominierende Stellung einzuräumen, wie 
ſie in dieſem Geſetzentwurf vorgeſehen iſt. Herr 
Juſtizrat Lewinſky hat in ſeinen Veröffentlichun⸗ 


gen vom 12. November 1926 ſich für feine Partei ch 


auf den Standpunkt geſtellt, daß hier unbedingt 
eine Regulierung eintreten müßte, und daß die 
Omnipotenz des Volkstages in vielen Fragen 
durchaus zu beſchränken ſei. Alſo auch in den 
Kreiſen der jetzt die Regierungskoalition bilden⸗ 
den Parteien iſt früher die Meinung vertreten 
geweſen, daß es notwendig ſei, gerade dieſem Am⸗ 
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ſtand der Omnipotenz des Volkstages Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu ſchenken und dafür zu ſorgen, daß hier 
ein kleines Regulativ, ein kleiner Riegel, vorge⸗ 
ſchoben wird. Es wird nicht zum Nachteil von 
Danzig ſein, wenn dies gemacht wird, denn die 
Erkenntnis von damals beſteht heute noch. Die 
anderen Fragen, die in der Vorlage behandelt 
ſind, das iſt ja auch von anderer Seite ausgeführt 
worden, ſind mehr nebenſächlicher Natur. Ob der 
Richterwahlausſchuß beſtehen ſoll, iſt nebenſäch⸗ 
lich und hat mit der Verfaſſung und dem allge⸗ 
meinen Syſtem nichts zu tun. 

Ebenſo ſteht es mit der Geſtaltung des Ver⸗ 
hältniſſes der Stadt zum Staate Danzig. Wie 
die ſchwierige Frage zu löſen iſt, dürfte wohl wei⸗ 
teren umfangreichen Beratungen vorbehalten 
bleiben. So, wie es in der Vorlage vorgeſehen 
iſt, glaube ich nicht, daß eine Grundlage zu irgend 
einer praktiſchen Ausgeſtaltung dieſes Verhält⸗ 
niſſes vorhanden iſt. Die Gemeinde Danzig ſoll 
vollkommen von der Staatsverwaltung gelöft 
werden. Auf der anderen Seite ſoll eine voll⸗ 
ſtändige Perſonalvereinigung ſtattfinden. Das 
iſt keine Löſung, wie ſie die Stadt fordert und wir 
ſie von Seiten des Staates anſtreben müſſen. 
Hier dürften noch ſehr große und umfangreiche 
gegenſeitige Ausſprachen ſtattfinden, um eine ge⸗ 
eignete Baſis zu finden. Wir ſelbſt können bei 
der Kürze der Zeit keine definitive Stellung zu 
dieſer Frage einnehmen. Dies Thema, das ſo 
wichtig für den Beſtand des Staates und der 
Stadt Danzig iſt, muß reiflich und in ſachlicher 
Weiſe erörtert werden. Wir beſchränken uns, 
darauf aufmerkſam zu machen, daß dies Verhält⸗ 
nis in anderer Weiſe gelöſt werden muß, als es 
hier vorgeſehen iſt. Wir werden, wie ich eingangs 
betont habe, bemüht ſein, in jeder Weiſe mitzuar⸗ 
beiten, bitten aber um Entgegenkommen und auch 
um Achtung und Berückſichtigung unſerer Mei⸗ 
nung. Wir werden dafür ſtimmen, daß dieſe Vor⸗ 
lage dem Verfaſſungsausſchuß überwieſen wird. 


(Bravol) 
Das Wort hat der 


Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Bevor ich auf 
den Geſetzentwurf als ſolchen eingehe, den Herr 
Senatsvizepräſident Gehl als die bedeutſamſte ge⸗ 
ſetzgeberiſche Arbeit bezeichnete, mit welcher der 
Volkstag ſich ſeit langer Zeit zu befaſſen hätte — 
ich wünſchte, daß dieſer Entwurf in ſeiner geſetz⸗ 
geberiſchen Tendenz auch die Irrtümer, die darin 
enthalten ſind, vermieden hätte, damit man von 
einem wirklich bedeutſamen geſetzgeberiſchen Werke 
reden könnte, — bevor ich auf dieſes Werk ſelbſt 
eingehe, geſtatte ich mir, einige allgemeine Aus⸗ 
führungen zu machen und mich etwas mit meinen 
Herren Vorrednern zu beſchäftigen, die Ausfüh⸗ 
rungen gemacht haben die man bei der Beſpre⸗ 
u der einzelnen Artikel nicht gut abwenden 
ann. 

Wenn wir die letzten acht Jahre ſeit der Schaf⸗ 
fung der Danziger Verfaſſung betrachten, könnte 
man eine Satire über die Danziger Verfaſſung 
ſchreiben. Die Verfaſſung wurde nicht aus einem 
Kompromiß geboren, auch nicht aus dem Grunde, 
wie Herr Schwegmann ausführte, weil die Gefahr 
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beſtand, daß höhere Mächte Danzig vielleicht ſonſt 
eine Verfaſſung geben konnten, ſondern der eng⸗ 
ſtirnige oſtelbiſche Standpunkt der Deutſchnatio⸗ 
nalen, die ihre alte Firma „Konſervative“ mit 
dieſem neuen Firmenſchild übertüncht hatten, und 
der Wunſch der hauptamtlichen Beamten des Dan⸗ 
ziger Magiſtrats, die Magiſtratspoſten in das 
neue Staatsweſen für die Dauer von zwölf Jah⸗ 
ren hinüber zu retten, gab den Ausſchlag für dieſes 
Stückwerk, das damals geſchaffen wurde, und für 
die Beſeitigung des demokratiſchen Rechts einer 
parlamentariſchen Regierung, das wir bereits bei 
der Abtrennung Danzigs vom Deutſchen Reich in 
Danzig hatten. Die Herren bezahlten Magiſtrats⸗ 
mitglieder hatten nämlich eine Vereinbarung, daß 
ſie ſämtlich in den Senat der Freien Stadt Dan⸗ 
zig übernommen werden wollten. And zwar wurde 
deshalb eine Beſtimmung in die Verfaſſung auf⸗ 
genommen, daß die Herren Senatoren im Haupt⸗ 
amt zwölf Jahre amtieren und nicht verantwort⸗ 
lich ſein ſollten. Einige hauptamtliche Senatoren 
hielten den anderen micht die Treue, jo daß Herr 
Bürgermeiſter Bail und die Herren Stadträte 
Grünſpan, Dumont und Hellwig den Kürzeren 
zogen und nicht in den Senat aufgenommen wur⸗ 
den. Lediglich der intenjiven Tätigkeit der dama⸗ 
ligen Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei und dem demokratiſchen Empfinden des der⸗ 
zeitigen Oberkommiſſars Haking war es zu ver⸗ 
danken, daß der Völkerbund die 12jährige Amts⸗ 
dauer der Senatoren nicht anerkannte. Der Senat 
war rechtswidrig gewählt worden, weil die Ver⸗ 


<B) faſſung rechtlich noch gar nicht beſtand — ſie 


wurde erſt 1922 vom Völkerbund genehmigt, und 
der erſte Senat wurde bereits Anfang 1921 ge⸗ 
wählt und arbeitete. Als die Oppoſition die 
rechtswidrig gewählten Senatoren nicht amtieren 
laſſen wollte, ging der Senat zum hieſigen Se⸗ 
kretär des Oberkommiſſars und ließ ſich eine Be⸗ 
ſtätigung geben, daß der Völkerbund die Ver⸗ 
faſſung anſcheinend ſanktioniert hätte, und mit 
dieſem Bluff regierten die Herren weiter. Es 
entwickelten ſich aber weitere Differenzen. Perio⸗ 
diſch von Vierteljahr zu Vierteljahr ſind Anträge 
auf eine demokratiſche Aenderung der Verfaſſung 
eingebracht worden. Die früheren Koalitions⸗ 
parteien und die frühere Regierung wollten die 
Verfaſſung aber nicht ändern; ſie wollten die 
Pfründe, die ihnen das hauptamtliche Senatoren⸗ 
amt brachte, nämlich die vierjährige Amtsdauer, 
auf die der Völkerbund die Verfaſſung ſchließlich 
abgeändert hatte, — auf deſſen Wunſch die Aen⸗ 
derung hier erfolgte, — nicht bejeitigen. Es waren 
in Danzig viel unfähige Elemente in der Regie⸗ 
rung, wie Herr Dr. Frank und Herr Dr. Leske, 
die viel Unfug in ährer achtjährigen Tätigkeit an⸗ 
gerichtet haben. Man wollte dieſe unfähigen 
Kräfte aus parteipolitiſchen Gründen aber in der 
Verwaltung haben. Darunter leidet die Danziger 
Verwaltung ja gerade, daß noch mehr unfähige 
Kräfte in den Hauptämtern ſitzen, die nicht her⸗ 
auszubringen ſind, und die Verfaſſung es unmög⸗ 
lich macht, auch notoriſch unfähige Menſchen aus 
er Regierung zu beſeitigen. 


Herr Abg. Schwegmann hat ausgeführt, daß 


das demokratiſche Syſtem, wie es jetzt hier veran⸗ 
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tert werden ſoll, und wie es vor der Konſtituie⸗ 
rung der Freien Stadt Danzig bereits in Deutſch⸗ 
land beſtand, ſich hier ſchädlich auswirken wird, 
und wie viel weniger demokratiſch die engliſche 
Verfaſſung gegenüber der Weimarer ſei. Die 
engliſche Verfaſſung iſt kein geſchriebenes Werk, 
ſie iſt lediglich Gewohnheitsrecht, bzw. ein ſolches, 
das aus einzelnen Akten beſteht. Die engliſche 
Krone und das engliſche Oberhaus wünſchten es 
aber ſehr gerne, daß dem engliſchen König die 
Rechte des deutſchen Reichspräſidenten zuſtehen 
würden. Auch das engliſche Oberhaus wünſchte 
ſehr gern den Zeitpunkt herbei, wo es die Rechte 
des deutſchen Reichsrats hätte, nämlich ein ſuſpen⸗ 
ſives Veto bei allen Arbeiten des Reichstages zu 
haben. Wenn Herr Abg. Schwegmann in dem 
engliſchen Verfaſſungsrecht etwas beſſer Beſcheid 
wüßte, könnte er Derartiges nicht ausgeſprochen 
haben. Der engliſche König iſt nur Repräſentant 
der Nation, das engliſche Oberhaus eine Inſtanz, 
die ſehr wenig, und ſtändig weniger zu ſagen hat. 
Aber das engliſche House of Commons hat eine 
Machtvollkommenheit, die unbeſchränkt iſt, und 
gegenüber welchem der Deutſche Reichstag noch in 
einigem zurückſteht. Wenn man ſich auf andere 
Verfaſſungen beruft, ſo ſoll man ſich zunächſt darin 
vertiefen. Herrn Schwegmanns Schwärmerei für 
die italieniſche und ſpaniſche Verfaſſung, trotzdem 
von ſolchen de facto nicht geſprochen werden kann, 
iſt ſehr verſtändlich; denn Herr Schwegmann und 
ſeine Getreuen möchten ja ein Parlament über⸗ 
haupt nicht haben, es ſei denn, daß es ein Parla⸗ 
ment von Deutſchnationalen wäre oder in einer 
Koalition, in der die Deutſchnationalen die Füh⸗ 
rung haben. Sie haben dann die Möglichkeit, 
ihre Parteianhänger in gut bezahlte Poſitionen 
hineinzubringen. Wir haben dafür typiſche Be⸗ 
weiſe in der Vergangenheit gehabt. Sämtliche 
Beamte, die Mitglieder der Deutſchnationalen 
Volkstagsfraktion waren, ſind wegen ihrer Tätig⸗ 
keit im Volkstag in nennenswert höhere Staats⸗ 
ſtellungen verſetzt worden. Ich erinnere an Herrn 
Dr. Ziehm, der in der Kriegszeit die Milchvertei⸗ 
lung als Regierungsrat hatte. Er wurde über 
den Oberregierungsrat Staatsrat. Ich erinnere 
an die übrigen Beamten Herrn Dr. Bumke und 
Bürgerle, die aus dem Amtsrichter zu dem Land⸗ 
gerichtsdirektor hinaufavancierten, und an andere 
Leute; wie wir auch geſehen haben, daß die deut⸗ 
ſche Mutterpartei von Herrn Schwegmann es ſehr 
gut verſtanden hat, die Söhne der Herren Wall⸗ 
raff und Genoſſen außeretatsmäßig in das Reichs⸗ 
amt des Innern hineinzuſchmuggeln und über den 
Regierungsrat ſehr ſchnell zu Miniſterialräten 
und Miniſterialdirektoren anvancieren zu laſſen. 
Wo Sie an der Krippe ſitzen, haben Sie ſehr gut 
gezeigt, wie man ſeine Parteiangehörigen ver⸗ 
ſorgt. Es iſt ein Verſehen von Herrn Schweg⸗ 
mann, wenn er hier erklärt, daß die gegenwärtig 
am Ruder befindliche Regierungspartei Sehnſucht 
nach gut bezahlten Staatsſtellungen hat. So un⸗ 
fähig, wie die Danziger Sozialdemokratie ſich in 
Bezug auf das Unterbringen von Parteiangehöri⸗ 
gen in gut bezahlte Staatsſtellungen gezeigt hat, 
fo unfähig hat ſich noch keine in der Regierung be⸗ 
findliche Partei gezeigt. (Heiterkeit.) Ich hoffe, 


(O 


(D} 


(A 


(B 


— 


— 


512 Volkstag Danzig — 29. Sitzung. 
(Rahn, Abgeordneter) 


zum Ruhm der Sozialdemokratiſchen Partei, daß 


ſich das nach dieſen Worten nicht allzu ſehr ändert. 
Schaden könnte es nicht, wenn ſie ſich für die po⸗ 
litiſchen Poſitionen auch die Vertrauensleute 
ſchaff. damit man ihr nicht auf der Naſe herum⸗ 
tanzt. 

Wenn nun hier davon geſprochen wurde, daß 
der Regierungsentwurf für Danzig nicht benutz⸗ 
bar ſei, ſo bemerke ich dazu: Wir ſtreben ja alle 
in allem die Anpaſſung an das deutſche Recht an. 
Ich frage, beſtand unter der kaiſerlichen Regie: 
rung in dieſem Lande nicht ſchon ein Recht, durch 
welches nur eine Regierung geſchaffen werden 
konnte, die vom Vertrauen des Reichstages ab⸗ 
hängig war? Ich erinnere Sie daran, daß am 
28. Oktober 1928 der deutſche Kaiſer das diesbe⸗ 
zügliche Recht dem deutſchen Volke verkündet hat, 
daß wir alſo vor der Revolution ſchon ein verant⸗ 
wortliches Reichskabinett hatten, welches auf Vor⸗ 
ſchlag des Reichskanzlers durch den Kaiſer ernannt 
und auf ein Mißtrauensvotum des Reichstages 
jederzeit beſeitigt werden mußte. Auch nach der 
Revolution galt hier einige Zeit die deutſche 
Reichsverfaſſung aus Weimar, die hier vom 11. 
Auguſt 1919 bis 10. Januar 1920 in Kraft war. 
Dieſe Reichsverfaſſung beſtimmt, daß in jedem 
deutſchen Land ein Parlament beſtehen muß, wel⸗ 
ches jederzeit die Möglichkeit hat, die Staatsregie⸗ 
rung durch ein Mißtrauensvotum zu beſeitigen. 
Wenn Sie ſich Deutſche nennen und Wert darauf 
legen, den engen Konnex zum deutſchen Mutter⸗ 
lande aufrechtzuerhalten, weshalb wollen Sie in 
dieſer Frage eine reaktionäre Sonderwurſt gebra⸗ 
ten haben. Ich verſtehe nicht, wie man einer der⸗ 
artigen Auffaſſung ſein kann, wenn man ſich mit 
allen Faſern des Herzens nach dem alten deutſchen 
Mutterlande zurückſehnt, mit Ausnahme der hier 
ſitzenden drei Vertreter der polniſchen Fakultät. 
Wenn man dieſen Wunſch ſtill im Herzen trägt, 
oder ihn auch, wie es auf der rechten Seite der 
Fall iſt, täglich in die Welt hinauspoſaunt, iſt es 
mir unklar, wie man bereit ſein kann, in das 
deutſche Mutterland zurückzugehen und dort eine 
„verdammte demokratiſche“ Regierung zu haben, 
welche jederzeit abgeſetzt werden kann. Wenn wir 
den Wunſch haben, einſt nach Deutſchland zurück⸗ 
zukehren, ſo wollen wir das dortige gute, demokra⸗ 
tiſche Syſtem auch jetzt nach hier übernehmen. Wir 
wollen, wenn ſich Unfähigkeit auf der Regierungs⸗ 
bank zeigt, die Möglichkeit haben, unfähige Leute 
in kürzeſter Friſt aus der Regierung zu beſeitigen, 
damit nicht noch größerer Unfug angerichtet wird. 


Es iſt mir alſo unklar, wie ein Vertreter einer 
liberalen Partei, wie es vorhin Herr Dr. Unger 
tat, ſich gegen dies demokratiſche Syſtem wehren 
kann. Er möge Herrn Dr. Streſemann fragen! 
Die geſetzgebende Körperſchaft repräſentiert die 
höchſte Macht, ſie iſt aus direkter Wahl des Vol⸗ 
kes hervorgegangen. Ihr haben ſich die Leute, die 
hier auf der Regierungsbank ſitzen, zu beugen, 
denn ſie ſind durch die Volksvertreter in ihre 


Aemter geſetzt worden und der Volksvertretung 
verantwortlich. 

Weshalb wählt das deutſche Reich den Reichs⸗ 
präſidenten in direkter Wahl? Weil man ihm als 
Gegenſpieler zum Reichstag eine Machtvollkom⸗ 
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menheit geben wollte, die ſich ausſchließlich aus 
der direkten Volkswahl ableitet. Da wir hier un⸗ 
ſere Senatoren indirekt aus dem Parlament her⸗ 
aus wählen, ihre Wahl alſo aus unſerm Kreiſe 
hervorgeht, iſt es ein Ding der Unmöglichkeit, daß 
die Regierungsmitglieder über den Volkstag do⸗ 
minieren können. Das höhere Recht kann nur 
hier entſtammen, nämlich aus dem Parlament. 
Deshalb ſind wir es, die die Regierung wählen, 
die auch das jederzeitige Abberufungsrecht der 
Regierung haben müſſen. 

Das iſt natürlich für Perſonen mit national⸗ 
liberalen Gedankengängen unverſtändlich. Ein⸗ 
mal treten dieſe Kreiſe bei großen, öffentlichen 
Verſammlungen im Schützenhaus, wie Herr Dr. 
Unger, auf und verlangen dort, daß man in Dan⸗ 
zig eine Diktatur einrichte, (Hört, hört! links) 
während er ſich heute von dieſer Stelle ausläßt, 
das Parlament ſei nicht genügend ſachverſtändig, 
es könnte parteipolitiſchen Einflüſterungen unter⸗ 
worfen ſein, ja es könnte ſich von außen ein Ein⸗ 
fluß bemerkbar machen. Hat ſich Herr Dr. Unger 
immer noch nicht von der deutſchnationalen In⸗ 
fektion einer Auflöſung der Einwohnerwehr auf 
polniſche Anordnung freigemacht? Was ſollen 
derartige Injurien, derartige Unterjtellungen, 
daß eine Danziger Volksvertretung, ganz gleich, 
wie ſie zuſammengeſetzt iſt, Einflüſſen vom außen 
unterliegen könnte, ſich ſelbſt aufzulöſen oder etwa 
die Regierung zum Teufel zu jagen? Nein, Herr 
Abg. Dr. Unger, Sie ſind in dieſer Beziehung noch 
zu viel Neuling. Lernen Sie erſt, dann werden 
Sie dahinter kommen, (Bravo! links) daß keine 
Partei und kein Abgeordneter ſo gewiſſenlos iſt, 
leichtſinnig einer Regierung das Mißtrauen aus⸗ 
zuſprechen, daß hinter der Auflöſung der Regie⸗ 
rung nicht nur die Frage des Auseinanderja gens 
ſteht, ſondern auch die Frage, wie man eine neue 
Regierung zuſammenſetzen kann. Wenn allerdings 
im Danziger Volkstag nur Parteien vom Schlage 
der Nationalliberalen Bürgerpartei mit dem An⸗ 
hängſel „Danziger Neueſte Nachrichten“ vorhan⸗ 
den wären, ſo iſt die Möglichkeit gegeben, daß die 
Bedenken, die Dr. Unger äußerte, zu Recht be⸗ 
ſtehen. Da das Gros verantwortungsbewußte 
Parteien ſind, die nicht leichtſinnig Regierungen 
zum Teufel jagen, ſondern ſehr wohl erwägen, 
wenn ſie ein Mißtrauensvotum ausſprechen, und 
dann auch die Möglichkeit ins Auge gefaßt haben, 
daß eine neue Regierung mit größter Beſchleuni⸗ 
gung gebildet wird, dann iſt es nicht gefährlich, 
wenn man der Demokratie freie Bahn ſchafft und 
dafür ſorgt, daß unfähige Regierungen oder Ne⸗ 
gierungen, die größenwahnſinnig werden, und ſich 
über das Parlament erheben, mit größter Be⸗ 
ſchleunigung beſeitigt werden. Es liegt wirklich 
kein Grund vor, das rein parlamentariſche Syſtem 
mit der Verantwortlichkeit der Regierung nicht 
einzuführen. (Zuruf des Abg. Dr. Heinemann.) 
Herr Dr. Heinemann, Sie ſitzen in der Hundegaſſe 
und leſen zu wenig fremde Verfaſſungen. Wenn 
Sie das täten, würden Sie nicht ausſprechen, daß 
es überall Korrektive dagegen gäbe. In allen 
deutſchen Gliedſtaaten gibt es keinen einzigen, in 
welchem ein Korrektiv gegen die Selbſtauflöſung 
der geſetzgebenden Körperſchaften bzw. gegen ein 
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Mißtrauensvotum gegen die Regierung beſteht. waltung ſo zuſammengelegt werden kann, 


Nehmen Sie Preußen, Sachſen und ſämtliche 
Gliedſtaaten nach der Reihe, Sie finden einzig 
und allein im Reichstag die Auflöſung des Reichs⸗ 
tags durch den Reichspräſidenten mit dem Korrek⸗ 
tiv der Zuſtimmung des Reichskanzlers, alſo des 
Vertreters der Reichstagsmehrheit, ſomit eines 
Korrektivs zugunſten des Parlaments gegen einen 
übermütigen Präſidenten. Wenn Sie hier Prä⸗ 
ſident von Danzig werden und ſich lächerlich ma⸗ 
chen wollen, dann ſuchen Sie ſich gefälligſt die 
Narren, die Sie wählen. Wenn die Herren beab⸗ 
ſichtigen, in Danzig einen Präſidenten zu ſchaffen, 
ſo ſprechen Sie das aus, und geben Sie ſich dem 
Fluch der Lächerlichkeit preis. Man ſoll micht über 
Dinge reden, die man nicht genügend kennen ge⸗ 
lernt hat, da man ſich nicht die Mühe gab, Ver⸗ 
faſſungen durchzuleſen. Es genügt nicht, in einer 
Handelskammer zu ſitzen. Wenn man ſtaatspoli⸗ 
tiſch denken will, ſoll man auch die Verfaſſungen 
leſen und ſie vor allem durchdenken. 

Wenn nun der Wunſch laut wird, neben der 
Einführung der Verantwortlichkeit der Senato⸗ 
ren, die ſelbſt gegen die Anſicht der Nationallibe⸗ 
ralen Bürgerpartei geſichert zu ſein ſcheint, den 
Senat zu verkleinern, damit fange ich abſichtlich 
an, ſo iſt dieſe Abſicht löblich, aber ich kann wirk⸗ 
lich nicht einſehen, daß die Regierung, deren Ver⸗ 
treter ſo viel Gutes und Schönes über das demo⸗ 
kratiſche Syſtem ſagte, nicht einen Schritt weiter 
gehen will, dem Weſtentaſchenſtaat Danzig die 
Regierung zu geben, die er verdient, nämlich, da 
hauptamtliche Kräfte gebraucht werden, ſich auf 
eine Zahl von fünf, höchſtens ſieben, zu einigen. 
Wenn es zwölf Senatoren ſein ſollen, dann brau⸗ 
chen wir die Verfaſſung nicht zu ändern. Wir wäh⸗ 
len dann nach Ablauf der Zeit der hauptamtlichen 
Senatoren einzig nur zwölf parlamentariſche Se⸗ 
natoren mit dem Vizepräſidenten und haben die 
parlamentariſche Regierung ohne Verfaſſungsän⸗ 
derung, das iſt eine höchſt einfache Sache. Soll der 
Zuſtand, daß ſich der parlamentariſche Vizepräſi⸗ 
dent um die ganzen Geſchäfte kümmert, in Zukunft 
jo weitergehen, daß er den ganzen Tag von mor⸗ 
gens bis abends für 350 Gulden in der Regierung 
ſitzt und dieſe leitet? Iſt das ein Zuſtand! Ich 
habe das ſchon bei der Regierungserklärung an⸗ 
läßlich der Regierungsbildung geſagt. Sollen die 
anderen Herren im Senat dort als Miniſter ohne 
Portefeuille ſitzen und die Wände angucken? 
Brauchen wir die Männer, dann müſſen ſie tüchtig 
ſein und ſollen ährer Leiſtung entſprechend beſoldet 
werden. Es genügen aber für Danzig fünf oder 
ſieben Senatoren. Warum alſo wieder das Sy⸗ 
ſtem aufrecht erhalten, das ſich als ſo ſchädlich er⸗ 
wieſen hat und nichts nützt. Was hat es für einen 
Sinn, der Eitelbeit Vorſchub zu leiſten, damit die 
Herren ſpäter auf ihre Viſitenkarten Senator a. 

2. ſchreiben und den Titel auf Briefbogen drucken 
können! Wenn der Mann kein Amt zu verſehen 
hat und keine Verantwortung trägt, weiß man 
micht, was das ſoll. 

Ich bitte Sie deshalb, ſich die Sache bei den 
Ausſchußberatungen noch einmal veiflich zu über⸗ 
legen, dann werden Sie zu der Auffaſſung kom⸗ 
men, daß für dieſen kleinen Staat die Staatsver⸗ 
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daß 
fünf Männer vollſtändig genügen, die Staats⸗ 
geſchäfte zu leiten. Alles, was darüber iſt, iſt 
vom Uebel. Ich ſehe aber noch etwas weiter. Es 
wäre dringend notwendig, daß nicht der Volkstag 
die fünf Senatoren wählt, von denen ich hier ge⸗ 
ſprochen habe, ſondern nur den Senatspräſidenten, 
und daß der Senatspräſident aus den ſich zur Un⸗ 
terſtützung bereit erklärenden politiſchen Parteien 
die Männer auswählt, die er für geeignet hält, 
ihn in der Führung der Staatsgeſchäfte zu unter⸗ 
ſtützen, daß alſo, ähnlich wie im Reiche der verant⸗ 
wortliche und die Richtung angebende Senatsprä⸗ 
ſident Männer auswählt, ſie dem Parlament prä⸗ 
ſentiert und dieſes Kabinett ſich das Vertrauen 
votieren läßt. Es würde dann vermieden werden, 
daß die Senatoren, wie es heute teilweiſe der 
Fall iſt, Abhängige der interfraktionellen Aus⸗ 
ſchüſſe ſind. Die Regierung ſoll regieren und ſich 
nicht von interfraktionellen Ausſchüſſen leiten 
laſſen. Wenn die Regierung den Wunſch hat, mit 
den Koalitionsparteien Fragen über geſetzgebe⸗ 
riihe Arbeiten zu klären, ſoll fie die Führer der 
Fraktionen zu ſich bitten, die Fragen gründlich be⸗ 
ſprechen und nach reiflicher Ueberlegung Ent⸗ 
ſchlüſſe faſſen, ſich aber nicht zur Kreatur eines in⸗ 
terfraktionellen Ausſchuſſes machen, in dem ganz 
nach Belieben fünf Zentrumsabgeordnete, drei 
Liberale und zwei oder drei Sozialdemokraten er⸗ 
ſcheinen, und dieſe neun oder zehn Männerchen 
zuſammenreden, was Zeug und Leder hält, wäh⸗ 
rend die Herren Senatoren die Willensvollſtrek⸗ 
ker dieſes Gremiums ſind. Wer derartige Bera⸗ 
tungen und Beſchlüſſe geſehen hat, der kann vor 
dieſer Art des parlamentariſchen Syſtems und 
vor dieſer Art der Demokratie allerdings Grauen 
empfinden. Ich hätte gewünſcht, daß die Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie in den übrigen deutſchen Parlamen⸗ 
ten Platz gegriffen haben, auch hier endlich Platz 
greifen würden, und daß dies interfraktionelle 
Syſtem, wie es die Deutſchnationalen eingeführt 
haben, unter Führung der Sozialdemokratiſchen 
Partei endlich beiſeite geſchoben wird. In einer 
Demokratie muß die Regierung vom Vertrauen 
des Parlaments getragen ſein und führen, oder 
ſie muß einer anderen Platz machen. 

Die Frage der Anzahl der Senatoren glaube 
ich genügend behandelt zu haben. Ich würde mich 
freuen, wenn ſich die Regierungsparteien unſeren 
Münſchen anſchließen würden und auch in dieſer 
Frage gründlich reinen Tiſch machten. 

Was die fünf Senatoren mit dem Herrn 
Senatspräſidenten in der Stadtverwaltung Dan⸗ 
zig zu ſuchen haben, iſt ſchlechterdings ein Rätſel 
der gegenwärtigen Regierungskoalition. In der 
Danziger Bevölkerung iſt der Wunſch nach voller 
Selbſtverwaltung lange und ſtarh vorhanden. 
Dieſer Wunſch könnte bei dieſer Gelegenheit einer 
Verfaſſungsänderung endlich erfüllt werden. Es 
iſt nicht nötig, daß man der Stadt Danzig als 
größter kommunalpolitiſcher Körperſchaft einen 
Vormund hinſetzt. Die Dinge, die ſich kürzlich er⸗ 
eignet haben, als Herr Dr. Volkmann als 


Finanzſenator von dieſer Stelle aus ſich ſelbſt 
als Stadtkämmerer links und rechts ohrfeigte, 
als daß man wünſchen 


waren ergötzlich genug, 
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(A) könnte, daß dieſer Zuſtand noch länger aufrecht⸗ 


(B) 
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erhalten wird. Die finanzielle Verquickung 
zwiſchen Staat und Stadt, die es möglich machte, 
daß der Staat der Stadt 12 Millionen borgte, 
und man ſich nun herumzankt, auf weſſen Ver⸗ 
anlaſſung das geſchehen iſt, und die übrigen Ge⸗ 
meinden ſich benachteiligt fühlen, würde vermie⸗ 
den, wenn volle kommunale Selbſtverwaltung 
der Stadt geſchaffen würde. Laſſen Sie doch der 
Stadt Danzig die fünf oder ſechs beſoldeten Ma⸗ 
giſtratsmitglieder, die ſie benötigt, laſſen Sie der 
Stadt ihre aus direkter Wahl hervorgegangene 
Stadtverordnetenverſammlung, wie ſie jede an⸗ 
dere Stadt hat. Dann wird die Staatsregie⸗ 
rung, die allen Kommunen gegenüber objektiv 
ſein ſoll, auch die nötige Objektivität gegenüber 
der Stadt Danzig aufbringen. Heute kann von 
einer Objektivität der Staatsregierung gegen⸗ 
über den übrigen Kommunen keine Rede ſein. 
Die Klagen über Benachteiligung der einzelnen 
Gemeinden gegenüber der Stadt hören nicht auf. 
Solange dieſe Verquickung zwiſchen Magiſtrat 
Danzig und Senat beſteht, werden wir auch zu 
keiner Aenderung der Verhältniſſe kommen. Wir 
würden es gern ſehen, wenn die Stadt Danzig 
finanziell und kommunalpolitiſch wieder auf 
ſelbſtändige Beine geſtellt würde. Die Befürch⸗ 
tungen, daß die Stadt Danzig gegen die Inter⸗ 
eſſen und Auffaſſungen des Staates und der 
Staatsregierung arbeiten könnte, teile ich nicht, 
denn die Intereſſen ſind ſo verſchieden, und die 
Staatsregierung iſt ja gerade dazu da, darüber 
zu wachen, daß die Kommunen Dinge, die den 
Staat angehen, nicht behandeln. Es beſteht viel⸗ 
mehr jetzt die Gefahr, daß die Stadtbürgerſchaft 
hin und wieder politiſche Fragen anſchneidet und 
daß eine Kolliſion in der Auffaſſung der Staats⸗ 
regierung und des Parlaments mit der Bürger⸗ 
ſchaft der Stadt Danzig in der Stadtbürgerſchaft 
zum Ausdruck kommt. 


Nun die Frage der Verkleinerung des Volks⸗ 
tages. Ich habe in dieſer Beziehung nie ein Hehl 


daraus gemacht, daß die Zahl von 120 Abgeord⸗ 


neten für einen ſo kleinen Staat, wie Danzig, viel 
zu groß iſt. Es iſt nicht möglich, unter 380 000 
Menſchen, worunter etwa 220 000 Wähler ſind, 
für eine geſetzgebende Körperſchaft 120 politiſch 
denkende Menſchen herauszufinden, die Luſt und 
Zeit haben ſich dieſer ſchwierigen Arbeit zu wid⸗ 
men. Es hat abſolut keinen Zweck, wenn in dieſer 
geſetzgebenden Körperſchaft Leute ſitzen, die man 
gewöhnlich mit dem Ausdruck Nullen bezeichnet. 
Ich meine nicht die Null, die hinter einer Zahl 
ſteht, wie Herr Dr. Moczynſki neulich ſagte, ſon⸗ 
dern ich meine die Null im eigentlichen Sinne 
des Wortes, d. h. alle die Leute, die nicht ge⸗ 
nügend politiſch vorgebildet ſind und dann 
Reden halten, wie wir ſie heute wieder vereinzelt 
gehört haben. Eine kleine Anzahl von Abgeord⸗ 
neten, die aus einer ſorgfältigen Auswahl der 
Parteien hervorgeht, würde zweckmäßiger wirken 
und ſchnellere Arbeit leiſten. Wenn man die Zif⸗ 
fer 72 nun ſchon ausgewählt hat, dann ſoll man 
dieſe Ziffer keineswegs erhöhen, wie Herr Abg. 
Raſchke es wünſchte, ſondern er mag ſich zufrieden 


ler gemacht worden iſt. 
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geben. Prozentual werden Kommuniſten bei 72 
Abgeordneten genau ſoviel gewählt, wie heute 
und über die Sozialdemokratiſche Partei ſoll er 
ſich nicht den Kopf zerbrechen. Ich bin überzeugt, 
daß die ſozialdemokratiſchen Wähler und Partei⸗ 
angehörigen ſowieſo ihre erprobten Führer in das 
künftige Parlament ſchicken werden. Es hat keinen 
Zweck, ſich den Kopf darüber zu zerbrechen. Es 
kommt darauf an, daß wirklich tüchtige, politiſch 
denkende Leute, die wiſſen, was ſie wollen, in den 
Volkstag gewählt werden, die ſich nicht auf der 
Naſe herumtanzen laſſen, wie das leider häufig 
der Fall geweſen iſt. Mit der Zahl 72 würde man 
ſich befreunden können, obgleich ich und meine 
Freunde es gern ſehen würden, wenn man die 
Ziffer noch etwas reduzierte, um das Haus ar⸗ 
beitsfähig zu erhalten. Nun die Auflöſungsmög⸗ 
lichkeit des Volkstages, der immer Bedenken ent⸗ 
gegenſtanden, und der jetzt die Zentrumspartei 
und auch die Kommuniſtiſche Partei zuſtimmt. 
Der Beſchluß der Auflöſung des Volkstages findet 
eine Analogie in faſt ſämtlichen Verfaſſungen der 
deutſchen Gliedſtaaten. Da wir die deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe hier haben wollen, ſteht nichts entgegen, 
daß wir das übernehmen. 

Ich will aber hierbei gleich eine Frage dabei 
aufwerfen, und das iſt die folgende. Man ſcheint 
den Artikel 12 dieſes Abänderungsgeſetzes nicht 
ſorgfältig durchdacht zu haben. Ich komme ſpäter 
noch zu einer anderen Stelle, wo der gleiche Feh⸗ 
Inſofern iſt dieſe geſetz⸗ 
geberiſche Arbeit keine ſorgſame geweſen. Der 
Volkstag ſoll ſich auflöſen können, wenn die Mehr⸗ 
heit ſämtlicher Abgeordneten dafür tt, und, ſofern 
der Beſchluß nicht mit einer Mehrheit von ?/, der 
Anweſenden gefaßt iſt, ſoll eine zweite Beratung 
und Abſtimmung früheſtens nach 7 Tagen erfol⸗ 
gen. Es genügt dann der Beſchluß der Mehrheit 
ſämtlicher Abgeordneten. Die Mehrheit ſämtlicher 
Abgeordneten iſt 61; der Volkstag iſt beſchlußfähig 
mit 60 Mitgliedern. Nach dieſem Wortlaut könn⸗ 
ten alſo 60 Abgeordnete, von denen 40 dafür ſein 
müßten, den Volkstag auflöſen. Die zweite Be⸗ 
ſtimmung widerſpricht alſo der erſteren. Herr 
Vizepräsident Gehl ſchüttelt den Kopf. Sie woll⸗ 
ten wahrſcheinlich in dieſen Artikel etwas anderes 
hineinſchreiben als ſich nach dem klaren Wort⸗ 
laut dieſer bedeutſamen geſetzgeberiſchen, aber 
leider unordentlichen Arbeit, ergibt. Warum 
laſſen Sie das einen Regierungsrat Koeppen aus⸗ 
arbeiten? Der kann das nicht machen. Warum 
laſſen Sie es nicht von Herrn Dr. Kamnitzer 
machen? (Heiterfeit.) Es heißt wörtlich: 

Der Beſchluß erfordert die Zuſtimmung der 

Mehrheit ſämtlicher Abgeordneten und, ſofern er 

nicht mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der An⸗ 

-weienden gefaßt iſt, eine zweite Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung früheſtens nach ſieben Tagen. In dieſem 

Fall genügt der 

Abgeordneten. 
Sie haben etwas anderes ſagen wollen. Nämlich: 
es genügt die Zuſtimmung der Mehrheit der Ab⸗ 
geordneten, alſo 61, wenn nicht der Beſchluß mit 
zwei Dritteln der geſetzmäßigen Mitgliederzahl 


Beſchluß der Mehrheit ſämtlicher 


des Volkstages gefaßt wurde, alſo nicht der An⸗ 
weſenden. a 

Dieſer Lapſus iſt zum zweiten Mal bei der 
Frage des Mißtrauensvotums unterlaufen. Wir 
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können mit 61 Ja⸗Stimmen dem Senat das Miß⸗ 
trauen ausſprechen. Wenn das nicht gelingt, 
können wir mit 40 bei 60 Anweſenden den Senat 
in die Wüſte ſchicken. Das iſt reparierbar. Ich 
führe das nur zur Berichtigung des Geſetzes an. 


Nun iſt die Frage des Mißtrauensvotums der 
Regierung aufgeworfen und ebenſo die Anzahl der 
Abgeordneten, die notwendig iſt, um der Regie⸗ 
rung das Mißtrauen auszuſprechen. Sowohl die 
Auflöſung des Parlaments, wie auch das Miß⸗ 
trauensvotum wird immer nur zuſtande kommen, 
wenn ſich eine der nennenswerten Koalitionspar⸗ 
teien der Koalition entfremdet und mit der übri⸗ 
gen Oppoſition die Möglichkeit gegeben iſt, ent⸗ 
weder eine andere Regierung zu bilden oder aber 
das Parlament aufzulöſen und Neuwahlen aus⸗ 
zuſchreiben, wenn ſich die Möglichkeit der neuen 
Regierungsbildung nicht ergibt. Die Verhältniſſe 
können ſich ſehr leicht ſo entwickeln, daß eines 
ſchönen Tages eine Koalition nicht mehr zuſam⸗ 
menkommt und eine arbeitsfähige Regierung 
nicht zu bilden iſt. Dann bleibt kein anderer 
Weg, nicht der Regierung das Mißtrauen auszu⸗ 
ſprechen, ſondern den Volkstag aufzulöſen und an 
das Volk zu appellieren. Dieſes Korrektiv, den 
Appell an das Volk, iſt etwas ſo Bedeutendes, daß 
wir es in jeder modernen Verfaſſung haben. Wir 
haben es häufig ſowohl in Preußen, als in Sach⸗ 
ſen und anderen Ländern des Reichs erlebt, daß 
dieſer Weg beſchritten wurde, als ſich die Unmög- 
lichkeit herausſtellte, eine andere Koalitionsregie⸗ 
rung zuſammenzuſetzen. Nun möchte ich aber dieſe 
Mißtrauensvoten nicht von allzu großen Schwie⸗ 
rigkeiten abhängig machen. Wenn ſich 61 Abge⸗ 
ordnete bereit finden, und ich glaube nicht, daß 
auch nur ein Mitglied dieſes Hauſes in dieſer Be⸗ 
ziehung dolos handelt oder leichtfertige Gründe 
gelten läßt und ſagt, die Regierung ſei nicht mehr 
lebensfähig, fie müſſe beſeitigt werden. — Herr 
Gehl, Ihnen iſt die Demokratie genau ſo ans Herz 
gewachſen wie mir, — wozu die Schwierigkeiten, 
wozu noch ſieben Tage ins Land gehen laſſen, wo⸗ 
zu zweimal abſtimmen laſſen, wozu das alles? 
In demokratiſchen Staaten ſtellt der Präsident der 
Regierung, wenn ſich die Oppoſition geltend 
macht, bei Geſetzentwürfen, die die Regierung ein⸗ 
gebracht hat, die Vertrauensfrage. Vor dieſer 
Vertrauensfrage kippt entweder die Abgeordne⸗ 
tenſchaft um, oder ſie bleibt ſteifnackig, und dann 
geht das Kabinett, und es wird ein neues gewählt. 
Poincaré hat ſeine ganze Finanzreform, ſo weit 
fie gediehen it, mit hunderten von Vertrauens⸗ 
f ragen gelöſt. Im engliſchen Parlament tritt die 

egterung bei allen wichtigen Fragen a tempo 
zurück, wenn das Parlament eine Geſetzesvorlage, 
die ſie eingebracht hat, ablehnt. 

Weshalb können Sie nicht echte Demokratie 
auch in Danzig pflegen und uns von dieſen halb⸗ 
abſolutiſtiſchen Regierungsmethoden, von dieſen 
blerſchalen des Halbabſolutismus freimachen, die 
wir moch an einem gewiſſen Körperteil kleben 


haben? (Heiterkeit.) Wir müſſen uns von der Be⸗ 
bormundung freimachen und als höchſter Geſetz⸗ 
geber ſagen, wenn es uns im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen erforderlich erſcheint, geht die Regierung 


auseinander, und wir bilden eine andere. Was 


515 


ſollen alle dieſe halben Dinge? Wenn man ſchon 
die Verfaſſung ändern will, das hat lange genug 
gedauert, ſo ändern Sie ſie gründlich. Lehnen 
Sie ſich an das deutſche Recht an und laſſen Sie 
alle dieſe Halbheiten, die Sie im Begriff jind, zu 
ſchaffen. Ich ſagte, daß die Zahl von 72 für die 
Abgeordneten akzeptiert werden kann, und daß 
man ſich in der Zahl der Senatoren auf fünf bis 
ſieben parlamentariſche beſoldete Senatoren eini⸗ 
gen könnte, die auf einfaches Mißtrauensvotum 
hin zu gehen haben. Ich ſagte, daß man der Auf⸗ 
löſung des Volkstages herzlich gern zuſtimmen 
ſoll, dafür aber die Erſchwerniſſe bei dieſem Be⸗ 
ſchluß beſeitigen möge. Entweder gibt es die Re⸗ 
gierung einer neuen Koalition oder die Alterna⸗ 
tive, Auflöſung. 5 2 

Ich wermiſſe aber im Entwurf das Sicherheits⸗ 
ventil, das hier benötigt und dringend gewünſcht 
ſein würde, das darin beſteht, wenn ſich der Volks⸗ 
tag ſelbſt auflöſt und wir bei unſern angeblich 
ſchwierigen ſtaatlichen Verhältniſſen in die Situ⸗ 
ation verſetzt werden, den Herrn Oberkommiſſar 
mit einer Streitfrage zwiſchen Danzig und Polen 
zu behelligen, und dieſe Regierung, die aus fünf 
oder ſieben Mann beſteht, ſich nicht ganz ſicher iſt, 
ob ſie dieſen Schritt gehen ſoll oder ein Appell 
nach Genf ratſam iſt, wer dann in der Uebergangs⸗ 
zeit den Willen des Volkes repräſentieren ſoll. 
Daß der Staat von der Auflöſung bis zur Neu⸗ 
wahl vollſtändig ohne Parlament iſt, iſt ein Ding 
der Unmöglichkeit. Nach unſerer Verfaſſung iſt 
der Hauptausſchuß micht legitimiert. Es bleibt 
nichts anderes übrig, als dem Artikel 3 einen Zu⸗ 
ſatz zu geben, und einen Ausſchuß des alten Volks⸗ 
tages zu beſtimmen, welcher die Rechte des Par⸗ 
laments ſehr präziſe ausdrückt, damit micht Zwei⸗ 
felsfragen wie im Reiche auftreten, ob der ſtän⸗ 
dige Ausſchuß nach der Auflöſung des Reichstages 
auch ein Mißtrauensvotum an die unfähige Keu⸗ 
dell⸗Regierung geben könne. 

Dieſe Frage muß ventiliert und feſtgelegt wer⸗ 
den, damit darüber keine Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſtehen, und damit der Ausſchuß, wenn er 
in die Verlegenheit kommt, in wichtigen Fällen zu 
tagen, nicht unnütz die Zeit mit der Frage vertrö⸗ 
delt, ob er die Regierung in die Wüſte ſchicken und 
aus dem Ausſchuß heraus eine neue Regierung 
beſtellen kann. Die Frage iſt außerordentlich 
wichtig. Die Zwiſchenzeit zwiſchen der Auflöſung 
und dem Zuſammentritt des neuen Parlaments 
läßt den Herrn Präſidenten und die beiden Herren 
Vizepräſidenten des Volkstages zu ſeiner Vertre⸗ 
tung für die Geſchäftsführung des Hauſes gewiſ⸗ 
ſermaßen als Miniſter dieſes Hauſes beiſammen 
und aktionsfähig. Aber für das Parlament, für 
die Volksvertretung iſt keine Stelle da, die dem 
Willen des Volkes Ausdruck gibt, wenn derartige 
wichtige Fragen zu entſcheiden ſind. Die Regie⸗ 
rung wird nicht nur in der Uebergangszeit Ge⸗ 
ſchäftsminiſterium ſein. Es können bei uns Fra⸗ 
gen akut werden, wo die Regierung eine Beratung 
mit den hauptſächlichſten in einem Ausſchuß ver⸗ 
tretenen Parteien, die mit an Sicherheit grenzen⸗ 
der Wahrſcheinlichteit wieder aus der kommenden 
Wahl hervorgehen werden, dringend nötig hat. 
m dies Sicherheitsventil muß noch geſchaffen 
werden. 
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Donnerstag, den 24. Mai 1928. 


(Rahn, Abgeordneter) 

Nun zur Frage der Wahl der Richter. Ich 
habe von jeher die Richterwahl in dieſer Form 
hier bekämpft und beſonders die einſeitige deutſch⸗ 
nationale Parteirichterſchaft, die wir in Danzig 
haben. In Danzig haben wir micht nur eine 
Klaſſenjuſtiz, ſondern neben ihr noch eine deutſch⸗ 
nationale Parteijuſtiz, eine Juſtiz, deren Richter 
lediglich aus deutſchnationalen Kräften — außer 
zwei Sozialdemokraten und einem ehemaligen 
Sozialdemokraten, dem früheren Abg. Müller — 
beſteht. Die geſamte übrige Danziger Richter⸗ 
ſchaft iſt deutſchnational durchlaucht, und man 
kann hier in Danzig von einer unparteiiſchen 
Rechtſprechung überhaupt nicht mehr reden. Wenn 
die Verwaltung dem Bürger gegenüber in der ge⸗ 
meinſten und ſchmutzigſten Form als Exekutiv⸗ 
organ und Richter auftritt, wie es die Finanz und 
Steuerämter tun, dann muß man ſich fragen, ob 
man das Syſtem weiter beibehalten ſoll. Ich ver: 
weiſe beſonders auf den kürzlichen Fall mit der 
Quittung des Herrn Steuerrats Dr. Hoppenrath, 
wo der Mann von dem Gericht verurteilt wurde, 
und wo der Ausſteller der Quittung, der die 1500 
Gulden Koſten eigenhändig in Empfang genom⸗ 
men hat, Herr Dr. Hoppenrath ſein Zeugnis ver⸗ 
weigern kann. Der Mann wird verurteilt, ob⸗ 
gleich ihm ſchlimmes Unrecht geſchieht. Wenn eine 
ſolche Verwaltung und eine ſolche Parteijuſtiz 
Platz greifen kann, dann muß man ſich die Frage 
überlegen: Kann dieſes Syſtem ſo bleiben, oder 
müſſen wir nicht über die Beſtellung der Richter 
durch die jeweilige Staatsregierung hinaus wei⸗ 
tere Vorſichtsmaßnahmen ſchaffen. Ich erinnere 
Sie an das Schwurgericht ſ. Zt. gegen die Abge⸗ 
ordneten Rahn und Schmidt, wo ein deutſchnatio⸗ 
nales Geſchworenen⸗Kollegium gegen Recht und 
Geſetz zum Gaudium ſämtlicher Staatsrechtslehrer 
eine Verurteilung aus dem § 105 des Strafgeſetz⸗ 
buches durchführte, und die drei gelehrten Richter 
gemein genug waren, dieſes Urteil der Geſchwo⸗ 
renen nicht aufzuheben; denn ſie mußten wiſſen, 
daß ein Abgeordneter in Ausübung ſeines Amtes 
bei Obſtruktion im Parlament nicht gegen den 
§ 105 verſtoßen kann. 

Es iſt wicht nur nötig, daß wir die Verfaſſung 
in dieſer Beziehung ändern und den Richterwahl⸗ 
ausſchuß beſeitigen, ſondern es wird auch notwen⸗ 
dig ſein, daß die in den Verträgen vorgeſehenen 
Inſtanzen mit dem deutſchen Reich einem Staats⸗ 
vertrag ſchließen, wonach das deutſche Reichs⸗ 
gericht als oberſtes Gericht für Zivil⸗ und Straf⸗ 
ſachen auch für die Freie Stadt Gültigkeit hat. Es 
kann nicht weiter ſo bleiben, daß bei der Ver⸗ 
ſchwägerung der hieſigen Richterſchaft mit der 
Verwaltung und mit der deutſchnationalen Klicke 
der Wunſch durchführbar wird, in höhere Richter⸗ 
ämter aufwärts zu ſteigen, vom Richteramt zum 
Verwaltungsamt zu wechſeln, vom Oberrichter 
und Obergerichtsrat zum Staatsrat. Das ſind 
Dinge, die zum Himmel riechen. Dem Recht muß 
wieder Gerechtigkeit verſchafft werden. Wir 
müſſen eine geordnete Juſtiz bekommen. Die iſt 
nur zu ſchaffen, wenn wir den Staatsgerichtshof 
einſetzen, der über die Verfaſſungsmäßigkeit der 
Geſetze zu entſcheiden hat, wie ihn die Sozialdemo⸗ 


vorgeſehen hat. Wir müſſen uns ferner für das 
Zivil⸗ und Strafrecht über die beſtehenden hieſi⸗ 
gen Inſtanzen hinaus die dritte Inſtanz ſchaffen 
und wiederum dieſe Rechtſprechung in die Hände 
des deutſchen Reichsgerichts legen können. 

Ich ſagte, wir haben hier eine Klaſſenjuſtiz 
und eine deutſchnationale Parteijuſtiz. Ein deut⸗ 
ſcher Univerſitätsprofeſſor des Rechts hat dieſer 
Tage in der Berliner Univerſität zu ſeinen Stu⸗ 
denten gejagt: „Es iſt keine leere Redensart, wenn 
das deutſche Volk und beſonders die ärmeren. 
Schichten und die arbeitende Klaſſe ſich über eine 
Klaſſenjuſtiz beklagen. Unſere Richterſchaft ſpricht 
unbewußt Klaſſenjuſtiz, weil ſie die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des einfachen Mannes nicht 
kennt und in die Pſyche des Unterdrückten nicht 
hineinſchauen, die Verhältniſſe, unter denen eine 
Handlung begangen wurde, alſo auch nicht vichtig 
beurteilen kann. Wir müſſen uns deshalb davon 
frei machen, das einfach als leeres Gerede hinzu⸗ 
ſtellen, ſondern uns bemühen, uns in die Seele der 
Volkskreiſe hineinzuverſetzen und ihnen gerecht zu 
werden. Sie müſſen mehr hineingehen ins prak⸗ 
tiſche Leben und nicht von dem wunderſchönen 
Familienhaus über das Geld des Vaters auf die 
Univerſität und dann über die Examen in das 
Richteramt hineinkommen.“ Das ſind ſehr wahre 
Worte. 

Ich möchte noch einmal ſagen, daß das Vor⸗ 
geſchlagene für Danzig nicht genügt. Wir haben 
hier nicht nur aus den eben angeführten Gründen 
eine Klaſſenjuſtiz, ſondern wir haben noch etwas 
anderes, und das iſt die deutſchnationale Partei⸗ 
juſtiz, die ſich in den acht Jahren in Danzig derart 
breit gemacht hat, daß es ſehr ſchwer ſein wird, ſie 
zu beſeitigen. Es wird eventuell in Erwägung 
gezogen werden müſſen, durch ein verfaſſungs⸗ 
änderndes Geſetz ſchon jetzt für eine beſtimmte 
Zeit von Jahren die Möglichkeit zu ſchaffen, Rich⸗ 
ter, die ihr hohes Amt hinter der parteipolitiſchen 
Mitgliedskarte, natürlich auch hier unbewußt, 
hervorleuchten laſſen, durch Disziplinarverfahren 
oder andere Mittel aus ihrem hohen Amt zu ent⸗ 
fernen. Die franzöſiſche Republik hat nach 1870 
für die Dauer von drei Jahren dieſen Weg be⸗ 
ſchreiten müſſen. Es wird notwendig ſein, auch 
hier die Zustände, die hier eingeriſſen find, mit 
derartigen Mitteln zu beheben, damit endlich in 
an vernünftiges Recht geſprochen werden 
ann. 

M. D. u. H., bejonders von den Regierungs- 
parteien, ich habe bisher, ſoweit ich die einzelnen 
Abänderungsparagraphen behandelte, meine und 
die Zuſtimmung meiner Parteifreunde zu dieſem 
Geſetzentwurf durchblicken laſſen. Wie geſagt, 
würden wir eine etwas weitergehende Verfaſ⸗ 
ſungsänderung lieber ſehen. Wenn ſich eine 
Mehrheit für dieſe weitergehenden Wünſche nicht 
finden ſollte, ſo wird man ja, wenn einem die De⸗ 
mokratie ans Herz gewachſen iſt, ſich dem Be⸗ 
ſchluß der Mehrheit anſchließen müſſen. Aber die 
gegenwärtige Regierungskoalition mit ihren 67 
Mandaten von den 80 Stimmen, welche fie zu die⸗ 
ſem verfaſſungsändernden Geſetz braucht, wird ſich 
doch ſagen müſſen, ob es nicht zweckmäßig iſt, wenn 


kratiſche Partei in dem Entwurf Rahn ſeiner Zeit man nichts aufgibt, ſondern etwas erhält, was mit 
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den Wünſchen vieler Abgeordneter der Koalition 


übereinſtimmt, dann muß es doch den übrigen 
Abgeordneten, welche dieſer Geſetzesvorlage zuzu⸗ 
ſtimmen willens ſind, nicht ſchwer fallen, in ein⸗ 
zelnen Fragen nachzugeben. Es kann doch nicht 
ſchwer jein, dieſe Erweiterung der Vorlage zur 
wahren Demokratie vorzunehmen. Ich will dabei 
allerdings nicht ſo weit, wie der Kollege Raſchke, 
gehen, der verſteckt die wirtſchaftliche Demokratie 
meinte, weil die ſich ja erſt ſukzeſſive, wenn wir, 
die politiſche Demokratie haben, in der kommen⸗ 
den Zeit entwickeln hann. Aber weshalb wollen 
wir, wenn uns die politiſche Demokratie geboten 
wird, ſie jetzt ausſchlagen und damit auch der kom⸗ 
menden wirtſchaftlichen Demokratie einen Quer⸗ 
baum vorlegen? Deshalb würde ich es begrüßen, 
wenn die kommuniſtiſchen Abgeordneten zunächſt 
für die politiſche Demokratie eintreten und damit 
helfen würden, die Ziffer von 80 Abgeordneten, 
die wir benötigen, entweder poſitiv oder auch ne⸗ 
gativ zu ſchaffen, damit das Verfaſſungswerk 
wirklich zuſtandekommt, und wir nach den acht 
Jahren endlich eine Aenderung der Verhältniſſe 
erzielen. 

Ich ſage alſo, ſchwer kann es der Regierungs⸗ 
koalition nicht fallen in dieſer Frage, in der wir 
eine Erweiterung der Vorlage nach der wahren 
Demokratie wünſchen, nachzugeben. Ich hätte 
nur gewünſcht, daß ſich die Führung der Koalition 
über die Vorlage vorher etwas mit den Parteien, 
auf deren Unterſtützung die Regierung bei der 
Annahme dieſer Vorlage rechnet, verſtändigt 
hätte. Dann hätte nämlich nicht der Fall eintre⸗ 
ten können, daß jetzt nachträglich noch Wünſche 
angemeldet werden, ſondern man hätte ſich vor⸗ 
her über alles geeinigt. Wenn man ſchon ſtiller 
Kompagnon der gegenwärtigen Regierung iſt, 
ſie gewählt hat und bei allen möglichen Situati⸗ 
onen ſtützt, will man nicht nur Stimmvieh, nicht 
nur Null von den 120 Abgeordneten ſein. (Zwi⸗ 
ſchenruf.) Meine politiſchen Freunde und ich ſind 
gern bereit, bei der kommenden Verkleinerung 
des Volkstages die Hälfte unſerer Vertreter auf⸗ 
zugeben, die nicht wieder in dies hohe Haus zu⸗ 
rückkehren. Dann will man doch wenigſtens die 
Wünſche, die man ſelbſt bei dieſer Vorlage hat, 
berückſichtigt ſehen; denn „Friß Vogel oder ſtirb“ 
kann es bei dieſer Situation nicht geben. Wenn 
die Regierungskoalition ungefähr vier Wochen 
gebraucht hat, um dieſen Geſetzentwurf zu bera⸗ 
en, dann wird Zeit geweſen ſein, auch mit den 

arteien, die dieſem Entwurf ihre Zuſtimmung 
geben ſollen, die Vorlage in ein oder zwei Bera⸗ 
tungen durchzuſprechen und die Meinungen zu 
klären. 

Wenn das geſchehen wäre, hätten wir es nicht 
nötig gehabt, noch unſere Wünſche in bezug auf 
ein weitergehendes Geſetz anzumelden. Wir haben 
bereits bei der Regierungsbildung unſere Wün⸗ 
ſche vorgetragen, woran ſich Herr Abgeordneter 
und Vizepräſident Gehl wohl erinnern wird. In 
der Politik, hat Bismarck geſagt, entſcheiden 
Machtverhältniſſe. Ferner hat er ausgeſprochen: 
„Politik iſt ein Geſchäft, in der Politik gibt es 
Geben und Nehmen.“ Was gibt die Regierungs⸗ 
koalition, der die Demokratie ans Herz gewach⸗ 
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jen iſt, mindeſtens ebenſo ſtark wie mir? Sie wird 
es ſehr ungern ſehen, wenn dieſer Lieblings⸗ 
wunſch, die Abänderung der Verfaſſung, ſcheitert. 
Was gibt die Regierung für die Zuſtimmung zu 
dieſem Geſetz? Herr Abg. Raſchke iſt beſcheiden. 
Er verlangte nur ein ganz klein wenig kollegi⸗ 
alere Behandlung in der Frage der geſchäftsord⸗ 
nungsmäßigen Behandlung von Vorlagen, wahr⸗ 
lich beſcheiden für einen Kommuniſten! Wir find 
gleichfalls beſcheiden, wir üben keine Erpreſſung 
aus. Wir ſagen nicht „Friß Vogel oder ſtirb! 
Wohnungsbaugeſetz oder Verfaſſung.“ Aber wir 
haben ſ. Zt. angedeutet, die Regierung ſoll ſich 
bis zur Einbringung des Geſetzes darüber klar 
werden und uns ſagen, wie lange ſie nach ihrer 
Anſicht noch die Zwangswirtſchaft im Wohnungs⸗ 
weſen aufrecht zu erhalten beabſichtigt, und welche 
Wege ſie zu gehen glaubt, um dieſes Problem zu 
löſen und den Wünſchen der Kreiſe, die in der 


Deutſch⸗Danziger Volkspartei organiſiert ſind, ge⸗ 


recht zu werden. Wir hatten nicht zu viel ver⸗ 
langt, die Regierung hatte Zeit genug. Herr Je⸗ 
welowſki, glaube ich, ſagte kürzlich vor ſeiner Ab⸗ 
reiſe, es ſolle ein Wohnungswirtſchaftsgeſetz kom⸗ 
men, welches alle Kreiſe befriedigt. Wo iſt dieſes 
alle befriedigende Geſetz? Wir ſind gern bereit, 
der Regierung mit unſeren Stimmen zur An⸗ 
nahme dieſes Geſetzes, auch wenn es nicht in der 
von uns gewünſchten Weiſe erweitert wird, zu 
verhelfen. Aber wir wollen, wenn wir dem Ge⸗ 
ſetz die Zuſtimmung geben, wiſſen, wie ſich die 
Regierung die Frage denkt, die uns bewegt, und 
die neben der Demokratie genau ſo wichtig iſt, 
weil ſie eine ſittliche Forderung iſt. Wie denkt 
die Regierung dieſe Frage zu löſen, und in wel⸗ 
cher Zeit beabſichtigt ſie das? 

Den Kopf in den Sand ſtecken, hilft nicht. 
Die Regierung muß Farbe bekennen, wenn ſie 
dies Geſetz unter Dach und Fach haben will. Es 
iſt nicht zu viel verlangt, wenn wir ſagen, wir 
wünſchen von der Regierung eine Erklärung, was 
geſchehen ſoll. Wir ſind durch die Behandlung 
bei dieſem Geſetz unangenehm berührt, daß man, 
obwohl man auf unſere Stimmen angewieſen iſt, 
wenn das Geſetz durchgebracht werden ſoll, unſere 
Wünſche nicht erfragt hat. Wir ſind unbefriedigt, 
daß man das Wohnungswirtſchaftsgeſetz bisher 
vollſtändig ausgeſchieden hat. Wenn die Regie⸗ 
rung ſich weiter ſo verhält, dann befürchte ich, 
daß das Werk, das mit großem Redeſchwall auf⸗ 
gezogen wurde, leider negativ werden wird. Die 
Regierung und die Regierungsparteien haben es 
in der Hand, dem Werk zur Wirklichkeit zu ver⸗ 
helfen. Dann muß ſie auch die Methoden an⸗ 
wenden, die in demokratiſch regierten Staaten 
üblich ſind, und wie man ſie Parteien gegenüber 
anwendet, auf deren Anterſtützung und Zuſtim⸗ 
mung man rechnet. (Bravo!) 

Präsident: Das Wort hat 


Friedrich der Herr Abg. 


Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Man ſoll eine Regierungsvorlage nicht grund⸗ 
ſätzlich verdammen, wenn man nicht derſelben 
Regierungspartei und derſelben Regierungsmehr⸗ 
heit angehört. Ich ſtehe nicht an zu erklären, daß 
uns eine große Anzahl der Artikel der vorliegen⸗ 
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den Geſetzesvorlage durchaus zuſagt. Das ſoll 
uns andererſeits nicht abhalten, zur rechten Zeit 
Kritik zu üben und unſere Wünſche zu äußern. 
Wir ſtimmen mit der Mehrheit des Hauſes und 
mit der Mehrheit der heutigen Redner der Ver⸗ 
kleinerung des Volkstages und der Verkleinerung 
des Senats zu. Bezüglich der Veränderung der 
Zuſammenſetzung des Senats und der Rechte des 
Senats kann man aber doch verſchiedener Mei⸗ 
nung ſein. Es iſt wohl ratſam, den Senat als 
ſolchen auf rein parlamentariſcher Grundlage auf⸗ 
zubauen. Es laſſen ſich aber Bedenken, die damit 
verbunden ſind, nicht ohne weiteres bei Seite ſtel⸗ 
len. Herr Loops deutete ſelbſt ſchon an, daß wir 
im Freiſtaat zurzeit bereits eine große Zahl par⸗ 
lamentariſcher Senatoren a. D. haben. Es iſt zu 
befürchten, daß die Zahl dieſer Senatoren a. D. 
bei dem neuen Regierungsſyſtem entſchieden grö⸗ 
ßer wird und ſich in ſchnellerem Tempo mehrt als 
jetzt. Ganz beſonders bedenklich iſt es aber, daß 
dieſe Senatoren a. D. auch Penſionen beziehen 
werden, die den Staat doch nicht unweſentlich be⸗ 
laſten. Herr Loops meinte, das würde nicht der 
Fall ſein. Ich ſagte ihm, es könne der Fall ſein. 
Wie es in Wirklichkeit ſein wird, wird ja die Zu⸗ 
kunft lehren. Wenn wir weiter den Gedanken⸗ 
gang verfolgten, und dem Wunſche nachkämen, 
und die hauptamtlichen Senatoren auch von einer 
parlamentariſchen Mehrheit getragen werden 
müßten, und auch die höheren politiſchen Beamten 
ſtets der betr. Mehrheit angepaßt ſein müßten, 
jo könnte das doch die Zahl der penfionierten 
Staatsräte eventuell ins Uferloſe treiben. 


Verfaſſungsparagraph und Verfaſſungsartikel 
müſſen nicht nur ſo geleſen werden, wie ihr Wort⸗ 
laut iſt, ſondern ſie ſind durchaus dehnbar und 
auslegungsfähig. Das hat man ja in den letzten 
Jahren geſehen, ich möchte ſagen, auch zum Leid⸗ 
weſen der Bevölkerung erfahren müſſen. Ich er⸗ 
innere nur an den Artikel 146 der Reichsverfaſ⸗ 
ſung und 104 der Danziger Verfaſſung. Nachzu⸗ 
weiſen, welche Dehnbarkeit dieſem Artikel anhaf⸗ 
tet, kann ich mir heute in vorgerückter Stunde er⸗ 
ſparen. Wenn man ſchon zur Verfaſſungsände⸗ 
rung greift, ſollte man auch ganze Arbeit machen, 
und auch die Artikel ändern, die bisher immer 
ein Stein des Anſtoßes waren, oder ein Rührmich⸗ 
nichtan auch für die jetzige Koalition bedeuten. 

Ich hätte erwartet, daß die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion das Beſtreben gezeigt hätte, den 
Artikel 104, den bekannten Schulparagraphen, zu 
ändern, damit das unerquickliche Verhältnis, das 
jetzt für die Zentrumspartei beſteht, endlich ge⸗ 
ändert wird und ein wirklich freundſchaftliches 
Verhältnis, das auf verfaſſungsmäßiger Grund⸗ 
lage beruht, entſtehen könnte Wie geſagt, die 
Auslegung und die Stellungnahme zu den Para⸗ 
graphen dieſer Verfaſſungsänderung iſt durchaus 
nicht ſo freundſchaftlich, wie Herr Loops das deu⸗ 
tete. Er ſagte, als die damalige Verfaſſungs⸗ 
änderung zuſtande kam, wäre keine große Mehr⸗ 
heit dafür geweſen, ſie wäre nur mit Mühe und 
Not zuſtandegekommen. Iſt in Wirklichkeit bei 
der jetzigen Koalition denn die Einigkeit ſo groß? 
Worauf beruht ſie denn? Selbſt innerhalb der 


Schulen zu verlangen. 
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Fraktionen kann die Einigkeit nicht ſo groß ſein. 
Der Her Abg. Weiß hat beim Zuſammentritt die⸗ 
ſer Regierung oder bei den erſten Verhandlungen 
ausdrücklich erklärt, an der jetzigen Art der Ver⸗ 
faſſung, der Stellung der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren, laſſe die Zentrumsfraktion nicht rütteln 
und rühren. Das hat er mehrmals erklärt. Herr 
Lemke hat heute geſagt, daß die Zentrumsfraktion 
einer Aenderung ſehr wohl zuneige; denn ſie ent⸗ 
ſpreche der Auffaſſung des Volkes. Ich perſönlich 
pflichte Herrn Lemke bei, aber wir ſehen, ſelbſt 
innerhalb einer Partei gehen die Meinungen 
auseinander. 

Ich komme wieder auf den Artikel 104 der 
Verfaſſung zurück. Die Sozialdemokratiſche Frak⸗ 
tion war es, die vor acht Jahren mit mir zuſam⸗ 
men den Artikel 104 aufs ſchärfſte bekämpfte. 
Jetzt wäre die beſte Gelegenheit, da ſie die über⸗ 
wiegende Mehrheit in dieſer Koalition beſitzt, 
hier zu verlangen, daß der Artikel 104 eine an⸗ 
dere Faſſung bekommt oder iſt es in Wirklichkeit 
ſo, wie ihr Koalitionsfreund, Herr Lemke, erſt 
neulich in einer Verſammlung ſeiner Partei ſagen 
mußte: „Die Sozialdemokraten haben ſich dem 
Diktat des Zentrums beugen müſſen.“ Es ſcheint 
ſo zu ſein; denn die Sozialdemokraten antworten 
nicht darauf. Es ſollte mir leid tun, wenn es in 
Wirklichkeit ſo wäre. Hier wäre Gelegenheit, mit 
dieſem unhaltbaren Zuſtand ſeitens einer großen 
Partei ein Ende zu machen. Sehen Sie hinüber 
in das Reich. Da iſt der Artikel 146 der Reichs⸗ 
verfaſſung, derſelbe unſelige Kompromißpara⸗ 
graph, wie hier der Artikel 104. Hier hat die 
Minderheit das Recht, neben der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Simultanſchule jederzeit konfeſſionelle 
Aber die anderen haben 
nicht das Recht, neben der als Ausnahme beſtehen⸗ 
den Bekenntnisſchule ihre Simultanſchule zu ver⸗ 
langen. Hier muß eine Aenderung geſchaffen 
werden. Wir werden dem hohen Hauſe Gelegen⸗ 
heit geben, hier ändernd einzugreifen und endlich 


Verhältniſſe zu ſchaffen, die dem Ganzen dienen 


und vor allem in die Erziehung unſerer Jugend 
Ruhe, Sicherheit und Stetigkeit hineinbringen. 
Sie erſehen daraus, auch unſere Partei iſt gewillt, 
tatkräftig mitzuarbeiten und Aenderungen her⸗ 
beizuführen, die zum Wohl des Ganzen dienen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Geisler. 

Geisler, Abgeordneter (b. k. Fr.): M. D. u. 
H.] In Anbetracht der vorgerückten Zeit werde 
ich mich ganz kurz faſſen und in dieſem Fall die 
Stellung meiner Partei, der revolutionären Ar⸗ 
beiterpartei, dem Hauſe zur Kenntnis bringen. 
(Zuruf des Abg. Raſchke.) Naſchke, Du kommſt 
auch gleich ran! Wir ſehen nicht das Schwerge⸗ 
wicht bei der Verfaſſungsänderung in dem Ar⸗ 
tikel 6, daß die Zahl der Volkstagsabgeordneten 
von 120 auf 72 herabgeſetzt wird. Das Schwer⸗ 
gewicht ſehen wir in der Verringerung des Se⸗ 
nats und in der vollen Verantwortung des Se⸗ 
nats gegenüber dem Parlament. Das iſt es, was 
uns in dieſem Falle gerade von der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Fraktion trennt. Die Kommuniſten ja- 
gen, wir ſind für 120 Abgeordnete; denn wir 
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müſſen eine breite Arbeiterbaſis im Parlament ab, ſich als Werkzeug für ein reformiſtiſches Flick⸗ 


haben. Aber es wird immer von den Kommuni⸗ 
ſten in Verſammlungen geſagt, es genügt voll⸗ 
kommen, wenn einige wenige Arbeitervertreter 
im Parlament ſitzen, in dieſer parlamentariſchen 
Quatſchbude. (Heiterkeit bei den Kommuniſten.) 
Gerade weil Ihr ſo demagogiſch vorgeht. Ihr 
ſchwingt hier ſchöne radikale Phraſen, aber Eure 
Taten ſind alles andere. Wenn Ihr noch den 
Verrat an der Arbeiterſchaft wenigſtens in Euren 
Verſammlungen offen anerkennen möchtet. Ich 
will es beweiſen. Ihr habt doch bei der Wahl 
eines reaktionären bürgerlichen Senators mit 
Euren Stimmen dieſem zur Wahl verholfen. Das 
ſind doch Taten. (Zuruf des Abg. Raſchke.) Es 
ſind noch viele andere Schmerzen da, es kommt 
noch. 

Wir legen das Schwergewicht darauf, daß der 
Volkstag jederzeit auf Mehrheitsbeſchluß auflös⸗ 
bar iſt. Ich glaube, daß in den Ausſchußſitzungen 
durch die Parteien verſchiedene Giftzähne aus 
dieſem Geſetzentwurf gezogen werden. Natürlich 
werden wir dem Abänderungsantrag der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei, der verlangt, daß ſämtliche 
Senatoren nicht als feſtbeſoldete und penſions⸗ 
berechtigte Beamte anzuſehen ſind, ſondern nur 
eine Aufwandsentſchädigung erhalten, zuſtimmen. 
Weiter wollen wir, daß ſich der Volkstag durch 
einfachen Mehrheitsbeſchluß auflöſen kann. Des 
weiteren werden wir für die Abänderung des Ar⸗ 
tikels, in dem ſteht, daß die Richter auf Lebens⸗ 
zeit gewählt werden, und dafür eintreten, daß die 
Richter durch das Volk gewählt werden und auch 
ihre Abſetzung durch das Volk geſchieht. Verfaſ⸗ 
ſungsfragen ſind Machtfragen, deshalb ſehen wir 
die Aenderung der Verfaſſung nur als eine tak⸗ 
tiſche Frage an und werden uns dementſprechend 
auch bei der Schlußabſtimmung verhalten. 

Mir liegt ein Flugblatt der Kommuniſtiſchen 
Partei vor, die einige Verbeſſerungen reſp. Ab⸗ 
änderungen zu dieſem Geſetzentwurf oder zu einer 
beabſichtigten Verfaſſungsänderung einbringen 
wird. In dieſem Flugblatt ſteht, die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei lehnt es aber mit aller Entſchiedenheit 


werk mißbrauchen zu laſſen. Wir werden in die⸗ 
ſem Fall, auch wenn die Abänderungsanträge 
der Kommuniſtiſchen Partei abgelehnt werden, 
trotzdem dem uns vorliegenden Geſetzentwurf 
oder der Aenderung der Verfaſſung zuſtimmen, 
weil wir es als eine taktiſche Frage auffaſſen, 
wohlgemerkt, weil die Eroberung der proletari⸗ 
ſchen Macht immer, das zeigt uns die ruſſiſche Re⸗ 
volution, nur über den Leichnam des Reformis⸗ 
mus geht. Ich ſchließe meine Ausführungen da⸗ 
mit, daß gerade die kommuniſtiſchen bolſchewiſti⸗ 
ſchen Reformiſten nicht handeln, ſondern nur mit 
Phraſen auf der Tribüne auftreten. 


Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung, da weitere Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich ſchlage vor, dieſen Geſetzentwurf dem 
ſofort zu bildenden Verfaſſungsausſchuß zur Be⸗ 
ratung zu überweiſen. Widerſpruch wird nicht 
laut, es iſt ſo beſchloſſen. Der Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß iſt, wie ich ſchon ſagte, noch als Sonderaus⸗ 
ſchuß zu bilden. Den Vorſitzenden und den Stell- 
vertretenden Schriftführer des zu bildenden Aus⸗ 
ſchuſſes ſtellt die Deutſchnationale Fraktion, den 
Stellvertretenden Vorſitzenden und den Schrift⸗ 
führer die Sozialdemokratiſche Fraktion. Ich bitte 
ſämtliche Fraktionen, mir die Mitglieder, die in 
dieſen Ausſchuß geſandt werden, bis ſpäteſtens 
31. Mai anzuzeigen. 


Weiter ſchlage ich vor, die nächſte Sitzung am 
Mittwoch, den 6. Juni, 3½ Uhr mit folgender 
Tagesordnung abzuhalten: Zweite Beratung 
eines Geſetzentwurfs über die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1928. Widerſpruch höre ich nicht, das hohe Haus 
hat jo beſchloſſen. M. D. u. H.! Ich wünſche allen 
vergnügte Pfingſtfeiertage und knüpfe daran den 
Wunſch, daß wir alle mit neuer Arbeitskraft zu⸗ 
rückkehren, um den Haushaltsplan in kurzer Zeit 
zu erledigen. Mit dieſem Wunſche ſchließe ich die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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30. Sitzung. 


Mittwoch, den 6. Juni 1928. 


rale Fraktion: Abg. Siebenfreund. Vorſitzender 
dieſes Ausſchuſſes iſt der Herr Abg. Dr. Bogdan, 
Stellvertretender Vorſitzender Herr Abg. Loops. 
Der Schriftführer, den die Sozialdemokratiſche 
Fraktion ſtellt, iſt noch nicht benannt. Ich bitte, 
ihn zu benennen. Den ſtellvertretenden Schrift⸗ 
führer ſtellt die Deutſchnationale Fraktion. Der 
Ausſchuß iſt ſomit gebildet und ich bitte den Herrn 
Vorſitzenden, baldigſt mit der Arbeit zu beginnen. 


Wir kommen jetzt zur Tagesordnung. Ich rufe 


Mitteilung von der Mandatsniederlegung des 
Abg. Lehmann (S. P. D.) und Eintritt des 
Abg. Beſſer in das Haus 

Bekanntgabe der Zuſammenſetzung des Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuſſes 1 > 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1928 (Drucksache Nr. 181 
zu Nr. 132) 20 

Haushaltsplan des Volkstages (Druckſache Nr. 166) 

Karkutſch (D. Nat.) 
Opitz (K. P.) 

Abänderungsantra 
zu Drudiahe Nr. 166 

Abänderungsantrag des Abg. O 
Drucksache Nr. 166, Abſchnitt II. 
Nr. 219) . 

Abänderungsantrag des Abg. Opitz u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 166, Abſchnitt VI. (Druckſache 
Nrr. 219) 

Haushaltsplan 
(Druckſache Nr. 167) 

RNaſchke (K. P.) 

Abänderungsantrag der Frau Abg. Richter, Abg. 
Plettner, Schilke u. Fraktionen zu Druckſache 
Nr. 167 (Druckſache Nr. 203) 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Drucksache Nr. 167 (Druckſache Nr. 218) 

Haushaltsplan für Soziales und Geſundheitsweſen. 
(Drucksache Nr. 168) 

Jantzen (D. Nat.) 

Scheunemann, Staatsrat 

Dr. Roſenbaum, Medizinalrat 

Plenikowſkti (P.) nee 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 

Dr. Wiercinſki, Senator 

Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 

nung 0 

Lemke, Wilhelm (Muc. P. 

Schilke (3.) zur Geſchäftsordnung 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


(Druckſache 


Die Sitzung wird um 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. f 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiercinſki, 
Polizeipräſident Froböß, Staatsrat Scheunemann, 
Obergerichtsrat Kettlitz, Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen, Regierungsrat Köppen. 

Präſident: M. D. u. H.] Ich eröffne die 30. 
Vollſitzung. Geſchäftlich habe ich mitzuteilen, daß 
der Herr Abg. Lehmann ſein Mandat niedergelegt 
hat und an deſſen Stelle der Herr Abg. Beſſer ge⸗ 
treten iſt. (Abg. Beſſer: Hier!) Ich begrüße Sie 
und heiße Sie in unſerer Mitte willkommen. 
Als Mitglieder für den Verfaſſungsausſchuß 
ſind mir folgende Heren benannt: Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion: Abg. Loops, Mau, Plettner, Dr. 
Bing, Dr. Kamnitzer, Weber. D. Nat. Fraktion: 
Abg. Dr. Ziehm, Schwegmann, Böcker, Dr. Bog⸗ 
dan. Nationalliberale Fraktion: Abg. Dumont. 
Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft: Abg. Friedrich. 
Zentrum: Abg. Ruromffi, Lemke, Bruno. Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion: Abg. Raſchke. Deutſchlibe⸗ 


Punkt 1 auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
planes für das Rechnungsjahr 1928. 

Wir beginnen mit der Anlage 1: 

Haushaltsplan des Volkstages. 

Druckſache Nr. 166. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Karkutſch. 


Karkutſch, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Der Hauptausſchuß hat bei den diesjährigen 
Haushaltsplänen wegen der ſchlechten Finanzlage 
allergrößte Sparſamkeit in den Ausgaben walten 
laſſen wollen. Hiergegen wollen Sie, m. D. u. 
H., beim Haushaltsplan des Volkstages verſto⸗ 
ßen. Gerade bei dieſem Etat ſollten ſich die Ab⸗ 
geordneten ganz beſondere Zurückhaltung in Be⸗ 
zug auf Ausgaben, die ihre perſönliche Bequem⸗ 
lichkeit betreffen, auferlegen. Bisher haben die 
Abgeordneten neben allen andern Freikarten die 
Bahnfahrt nach Zoppot frei. Nunmehr hat der 
Ausſchuß beſchloſſen, außer der Bahnfahrt auch 
die Autobuslinie, die bekantlich weitaus teurer 
iſt als die Bahnfahrt nach Zoppot, den Abgeord⸗ 
neten freizugeben. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß dies zu 
weit geht. Wir verſchließen uns nicht der Tat⸗ 
ſache, daß verſchiedene Abgeordnete bei Benutzung 
der Autobuslinie, die ihnen oft bequemer liegen 
mag, Unkoſten haben, aber andere Abgeordnete 
haben auch Unkoſten. die ihnen nicht erſetzt wer⸗ 
den. Ich erinnere nur an diejenigen Herren, die 
in Heubude uſw. wohnen. Jedenfalls entſpricht 
es nicht dem Geiſt eines Ehrenamtes, wenn Abge⸗ 
ordnete fordern, daß ihnen jedwede Unkoſten er⸗ 
ſetzt werden. 

Der Ausſchuß verlangt, daß die bereits recht 
ſtattliche Summe von 8000 G für Freikarten für 
Abgeordnete nunmehr auf 11000 G erhöht wird. 
Wenn auch dieſe Erhöhung von 3000 G für unſe⸗ 
ren Etat nur eine kleine Summe darſtellt, müſſen 
wir die Bewilligung dieſer Erhöhung grundſätz⸗ 
lich ablehnen, umſomehr, als kleinere Summen, 
die wir für u. E. weitaus wichtigere und unbe⸗ 
dingt erforderliche Mehrausgaben wie Kinder⸗ 
gärten, Kleinrentner uſw. gefordert haben, von 
der Regierungskoalition aus Sparſamkeitsgrün⸗ 
den abgelehnt worden ſind. 

M. D. u. H.! Anſer hohes Haus findet leider 
in der Bevölkerung nicht die Anerkennung, die 
ſeiner Würde entſpricht. Viele Vorfälle in dieſem 
Hauſe haben es im Anſehen herabgedrückt. Wir 
hoffen, daß in dieſer Legislaturperiode in dieſer 
Beziehung eine Beſſerung eintreten möge. Dazu 
aber gehört, daß die Abgeordneten das, was ſie 
im Volkstag vertreten, auch in eigener Sache hoch 


(A) 


der Abgeordneten von 8000 © auf 11.000 © her⸗ 


(B) 
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(Karkutſch, Abgeordneter) 
halten. Sparſamkeit in allen Haushaltsplänen 
bedingt doppelte Sparſamkeit im Haushaltsplan 
des Volkstags. Lehnen Sie darum, m. D. u. H., 
dieſe Erhöhung von 8000 G auf 11000 G ab. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 
Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H. 
Mein Vorredner bemängelte, daß der Hauptaus⸗ 
ſchuß beſchloſſen habe, die Koſten für Freikarten 


aufzuſetzen. Wenn wir uns in der Lage befän⸗ 
den, wie Herr Karkutſch und ſeine Parteifreunde, 
dann würden wir überhaupt auf Diäten verzich⸗ 
ten und unſer Amt vollkommen ehrenamtlich aus⸗ 
üben. Herr Karkutſch hätte ſich in die Lage eines 
Arbeiters verſetzen müſſen, der kein Geld übrig 
hat, nebenſächliche Ausgaben von der Aufwands⸗ 
entſchädigung zu beſtreiten, wir ſehen die Erhö⸗ 
hung für begründet und richtig an. 5 

Der Bericht des Hauptausſchuſſes ſagt, daß in 
Abſchnitt II, Stelle 1, hinzuzuſetzen iſt: „1 Amts⸗ 
gehilfe.“ Dafür ſoll ein Angeſtellter in Fortfall 
kommen. Wir haben dem hohen Hauſe einen an⸗ 
deren Abänderungsantrag vorgelegt und verlan⸗ 
gen, daß ein Angeſtellter hinzukommt und ſomit 
wieder fünf Angeſtelltenſtellen da ſind, und zwar 
aus ganz beſonderen Gründen. Wenn man jetzt 
in das Büro kommt, zeigt ſich, daß die Stenoty⸗ 
piſtinnen ſehr überarbeitet ſind und mehr als acht 
Stunden täglich ununterbrochen an ihrer Ma⸗ 
ſchine ſitzen müſſen. Das iſt eine geiſtig ſchwer 
anſtrengende Arbeit. Wenn eine Stenotypiſtin 
in Arlaub geht, wird keine Aushilfe herangezo⸗ 
gen. Hier muß unbedingt Abhilfe geſchaffen wer⸗ 
den und daher auch eine Stenotypiſtin für den 
Volkstag wieder eingeſtellt werden. 

In Abſchnitt VI, Stelle 1 a, ſollen 2000 G für 
die Interparlamentariſche Union eingeſetzt wer⸗ 
den. Wir lehnen dieſe Summe ab, weil wir keine 
Freunde dieſes Parlamentes ſind. Immer wieder 
zeigt ſich, daß dies Parlament nur dazu da iſt, die 
unterſten Volksſchichten zu unterdrücken. Daher 
beantragen wir, dieſen Poſten zu ſtreichen. Außer⸗ 
dem bleibt noch manches im Volkstag zu be⸗ 
mängeln. Wenn man jetzt einen Angeſtellten ins 
Beamtenverhältnis übernehmen will, ſo iſt das 
eine große Ungerechtigkeit. Es wäre zweckmäßig 
und richtiger geweſen, ſtatt eines Angeſtellten alle 
drei ins Beamtenverhältnis zu übernehmen. Die⸗ 
ſer eine Angeſtellte hat ſich im Laufe der Jahre 
ein Leiden zugezogen. Auf Grund dieſes Leidens 
ſoll er bevorzugt werden. Das bedeutet aber eine 
Zurückſetzung der beiden anderen Angeſtellten. 
Wir werden dementſprechende Anträge einreichen, 
die dieſe Ungerechtigkeit wieder gut machen. Wenn 
man unterſucht, wodurch ſich der eine Angeſtellte 
ein Leiden zugezogen hat, ſo ergibt ſich, daß die 
Telefonzentrale viel zu klein iſt. Es iſt kaum 
Luft zum Atmen vorhanden, und doch ſollen Men⸗ 
ſchen dort acht Stunden lang ihre Arbeit verrich⸗ 
ten. Es wäre notwendig, auch für dieſe Ange⸗ 
ſtellten geſunde Räume zu ſchaffen, wo ſie arbeiten 
können. 5 

An Perſonal wird hier im Volkstag überall 
geſpart. Wenn ein Abgeordneter kommt, um 


irgend ein kleines Schreiben anfertigen zu laſſen 
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und eine Stenotypiſtin bittet, dieſen Antrag zu 
ſchreiben, muß der Abgeordnete erſt untertänigſt 
beim Direktor des Volkstages anfragen, ob es 
auch geſtattet iſt. Auch das muß in Zukunft an⸗ 
ders werden, das kann keinesfalls ſo weiter gehen. 


(Abg. Neubauer: Ordnung muß jein!) Ordnung 


nenne ich etwas anderes. Das Handbuch, welches 
den Abgeordneten ausgehändigt worden iſt, ſagt 
ausdrücklich, daß es jedem Abgeordneten frei ſteht, 
Schreibhilfe in Anſpruch zu nehmen. Wir ſehen 
alſo nicht ein, daß es geſtattet iſt, eine Schreibhilfe 
in Anſpruch zu nehmen, wenn man erſt unter⸗ 
tänigſt bei dem Direktor des Volkstages um Er⸗ 
laubnis bitten muß. 

Es iſt auch intereſſant, wie der Volkstag es 
überhaupt verſtanden hat, das Perſonal immer 
weiter zu beſchränken. Es zeigt ſich auch hier in 
dieſem Hauſe, daß die Rationaliſierung ſchöne 
Fortſchritte macht. So ſind im Jahre 1923 8 Be⸗ 
amte, 16 Angeſtellte und 2 Stenographen be⸗ 
ſchäftigt geweſen. Im Jahre 1923 war gegenüber 
dem Jahr 1922 ein Abbau von 22.5 Prozent zu 
verzeichnen. 1924 waren beſchäftigt 6 Beamte, 
9 Angeſtellte, 2 Stenographen. Es erfolgte alſo 
ein Abbau von 63 Prozent. Man ſieht, daß hier 
im Hauſe auch nur auf Koſten der unteren Beam⸗ 
ten und Angeſtellten wieder abgebaut wird, wo⸗ 
gegen man das beim Senat nicht gemacht hat. 
Dort find nur 28—30 Prozent abgebaut. Wenn 
man nun das neue Beamtenbeſoldungsgeſetz be⸗ 
trachtet, welches kommen wird oder ſchon in Kraft 
iſt, dann zeigt ſich, daß man trotz der überwälti⸗ 
genden Arbeit, die hier in den Büros zu erledi⸗ 
gen iſt, den Beamten einen beſtimmten Teil ihres 
Gehalts weggenommen hat, ungeachtet der Ueber⸗ 
ſtunden, die ſie leiſten müſſen. Es kommt ſehr oft 
vor, daß man die Angeſtellten über Mittag in den 
Büros trifft. Es kann ſomit von einem Dienſt 
von acht Stunden keine Rede ſein. Es wird Auf⸗ 
gabe der Regierungsparteien ſein, dieſes abzuſtel⸗ 
len und dafür zu ſorgen, daß in den Büros ge⸗ 
regelte Verhältniſſe eintreten. Es kann nicht an⸗ 
gehen, daß man auf der einen Seite gibt und auf 
der anderen Seite nimmt. Wir bitten, unſerm 
Antrag zuzuſtimmen. ; 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
denke zuerſt über die Abänderungsanträge ab⸗ 
ſtimmen zu laſſen und dann über den evtl. verän⸗ 
derten Haushaltsplan. Wir ſtimmen zunächſt 
über den Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Schwegmann und Fraktion in Druckſache Nr. 202 


ab: 

Ju Ausgabe Abſchnitt I, Stelle 2: 

ne von 11000 © iſt auf 8000 G herabzu⸗ 
Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Danke, das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den erſten Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Opitz und der übrigen 
1 der Kommuniſtiſchen Fraktion ab. Er 
autet: 

Im Abſchnitt II, 2 iſt für die Ziffer 40 950 zu 
ſetzen „46 000“. Unter Erläuterung iſt zu ſetzen ſtatt 
4 Angeſtellte (V), „5 Angeſtellte (V)“. 


(C) 


D) 


(A) 


G 
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(Präſident) 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
den Abänderungsantrag ab, der ebenfalls in 
Druckſache Nr. 219 enthalten iſt: 

Abſchnitt VI, Stelle 1a — neu —. 

Für die interparlamentariſche Union 2000 G — wer⸗ 

den geſtrichen. 

Ich bitte diejenigen, die den Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen erheben zu wollen. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den nicht 
abgeänderten Etat des Volkstags ab. Ich bitte 
die Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, der Etat iſt angenommen. Ich 
rufe nun Anlage 2 auf: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Ver⸗ 
waltung. f 


9 
Druckſache Nr. 167. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu dieſem 
Etat haben wir auch einen Abänderungsantrag 
vorgelegt, und zwar handelt es ſich darum, beſon⸗ 
ders die oberen Beamtenſtellen einzuſparen. Es 
iſt ja im Hauptausſchuß bei dieſem Etat darauf 
hingewieſen worden, daß beſonders der obere Be⸗ 
amtenkörper überſchwemmt iſt, daß aber nur all⸗ 
mählich abgebaut werden ſoll, d. h. wenn hier 
und dort eine Stelle eingeht, wenn der Herr we⸗ 
gen Altersſchwäche ausſcheidet, ſoll ſie nicht mehr 
beſetzt werden. Daß wir damit nicht einverſtan⸗ 
den ſein können, iſt ſelbſtverſtändlich, weil man 
auf der anderen Seite nur immer bei den unteren 
Beamten abbaut. Dieſer Etat iſt ein Zeichen da⸗ 
für, daß man nur obere Beamte berückſichtigt, und 
daß die einzelnen Reſſorts beſonders von oberen 
Beamten verſehen werden. Wenn wir beiſpiels⸗ 
weiſe die Präſidialabteilung nehmen, ſo kommt 
auf ungefähr 25 Beamte ein Staatsrat. Ob ſich 
der kleine Freiſtaat dies leiſten kann, ob er die 
Koſten dafür aufbringen kann, müſſen wir ganz 
entſchieden verneinen. Wenn Sie Sparmaßnah⸗ 
men ergreifen wollen, dann iſt hier die beſte Ge⸗ 
legenheit geboten. Aber wir finden, daß man 
hier wieder nur bei den unteren Beamten ſpart, 
bezw. bei den mittleren. So ſollen beiſpielsweiſe 
ein Regierungskanzliſt und ein Kanzleivorſteher 
eingeſpart werden, aber an Staatsräte, Oberre⸗ 
gierungsräte und Regierungsräte hat man abſo⸗ 
lut nicht gedacht. 

Schlimmer ſieht die Sache noch bei der Dan⸗ 
ziger Delegation des Hafens aus. Da finden 
wir für die ganze Abteilung einen Staatsrat und 
einen Oberregierungsrat. Alſo der Oberregie⸗ 
rungsrat wird von dem Staatsrat beaufſichtigt 
oder umgekehrt wahrſcheinlich der Staatsrat von 
dem Oberregierungsrat; denn in den meiſten Fäl⸗ 
len iſt es ſo, daß die unteren Beamten immer et⸗ 
was ſchlauer ſind, als die oberen. Wahrſcheinlich 
iſt es auch hier ſo, daß der Oberregierungsrat 
den Staatsrat beaufſichtigen muß. Dieſe beiden 
Herren haben nun ein Reſſort für ſich. Auch bei 
der Rechnungsprüfungsſtelle finden wir eine er⸗ 
hebliche Anzahl der oberen Beamten. Der Ver⸗ 
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treter der Beamtenſchaft, Herr Staatsrat Scheu⸗ 
nemann, und auch Senatoren im Hauptausſchuß 
haben erklärt, daß ein gewiſſes Verantwortungs⸗ 
gefühl und eine gewiſſe Autorität vorhanden ſein 
muß. Sie glauben dieſe Autorität darin zu ſehen, 
daß ein Beamter der Gruppe XIII den Beamten 
der Gruppe XII beaufſichtigt. Alſo wenn nicht ge⸗ 
hörig Gehalt gezahlt wird, taugt die Autorität 
anſcheinend nichts. 

Um dieſe Mißſtände zu beſeitigen, beantragen 
wir, daß bei dem Rechnungsprüfungsamt die 
oberſte Stelle eingeſpart wird. Wir ſagen, wenn 
zwei Beamte in derſelben Beſoldungsgruppe vor⸗ 
handen ſind, und einer dieſer beiden wird be⸗ 
ſtimmt die Arbeiten des anderen zu beaufſichtigen 
haben, bezw. der weiter unten ſtehenden Beamten, 
jo muß die Autorität vorhanden ſein. Die Be⸗ 
amten, die unter ihm ſtehen, bezw. der Beamte, 
der in derſelben Gruppe ſteht, muß ſich der Auto⸗ 
rität fügen, muß ſeinem Dienſt nachkommen. Wir 
können nicht nur in einer höheren Bezahlung eine 
Autorität ſehen. Wenn es ſo mit den Beamten be⸗ 
ſtellt iſt, ſollten ſie ſich lieber nicht Beamte ſchimp⸗ 
925 ſondern dorthin gehen, von wo ſie gekommen 
ind. 

Wir haben weiter den Antrag geſtellt, daß die 
100 000 Gulden für Preſſe⸗ und Werbearbeiten 
geſtrichen werden. Wie ſieht es damit aus? Man 
kommt hier noch nicht ſo hinter das, was ſich hin⸗ 
ter den Kuliſſen abſpielt. In Deutſchland ſind 
dieſe Summen für Werbeangelegenheiten der bür⸗ 
gerlichen Preſſe geſchenkt worden. Der Tagespreſſe 
ſind gewiſſe Summen in den Hals geworfen wor⸗ 
den, damit ſie die Bevölkerung noch mehr als bis⸗ 
her verdummen kann. Wenn man hier noch nicht 
ſo Einblick hat, ſo haben wir das Gefühl, daß auch 
hier die Tendenz vorhanden iſt, daß man bei⸗ 
ſpielsweiſe den bürgerlich eingeſtellten Zeitungen 
hier und dort unter die Arme greift, ihnen Sub⸗ 
ventionen zubiegt, die die arme Bevölkerung mit⸗ 
tels der Steuern aufbringen muß. Wir brauchen 
keine Werbeſummen für das Ausland. Wir leh⸗ 
nen es ab, der Preſſe Staatsmittel zur Verfügung 
zu ſtellen. Dieſe Sache muß natürlich aus dem 
Etat verſchwinden. 

In dieſem Zuſammenhang möchte ich auch auf 
die Arbeitszeit der Beamten eingehen. Es ijt 
Ihnen ja allen bekannt, daß vor kurzer Zeit die 
Angeſtellten eine Proteſtverſammlung einberufen 
hatten, weil man dazu übergehen wollte, den 
Sieben⸗Ahr⸗Ladenſchluß einzuführen. Die Ange⸗ 
ſtellten haben mit Recht erkannt, daß bei Einfüh⸗ 
rung des Sieben⸗Uhr⸗Ladenſchluſſes auch der 
Achtſtundentag beſeitigt wird. Es waren in die⸗ 
ſer Verſammlung ja auch Leute vertreten, die hier 
im Volkstag als Abgeordnete tätig ſind. Auch Sie 
haben ſich dieſem Proteſt angeſchloſſen und zum 
Ausdruck gebracht, daß am Achtſtundentag für die 
Angeſtellten nicht gerüttelt werden darf. Wir 
fragen nun, wie es mit dem Achtſtundentag der 
unteren Beamten ſteht. Wenn Sie auf der einen 
Seite für die Angeſtellten den Achtſtundentag ver⸗ 
langen und ihn verankert wiſſen wollen, müſſen 
Sie dasſelbe Recht auch den unteren Beamten 
einräumen. Dieſe Forderung kann nicht genug 
wiederholt werden. Immer wieder werden wir 
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verlangen, daß endlich auch die unteren Beamten 
den Achtſtundentag bekommen, und daß auf der 
anderen Seite die oberen Beamten gezwungen 
werden, ebenfalls acht Stunden zu arbeiten. 
Ich habe ſchon oft Gelegenheit gehabt, von die⸗ 
ſer Stelle die Mißſtände auf dieſem Gebiet zu 
kennzeichnen. Aber es ſcheint ſo, daß auch dieſe 
Regierung über das Gerede hinweggeht und es 
bei den augenblicklichen Verhältniſſen bewenden 
laſſen will. Wenn Sie noch ein bißchen Moral 
im Leibe haben, (Abg. Gehl: Eine ganze Menge!) 
müſſen Sie mit allen Mitteln dahin ſtreben, daß 
das, was ſie für die Angeſtellten und Arbeiter 
verlangen, auch den Beamten gegeben wird und 
in erſter Linie den unteren Beamten. Sie wiſſen 
ganz genau, daß die unteren Beamten gezwungen 
find, neun Stunden zu arbeiten. Aber wie ſieht 
es damit aus? Als ich Gelegenheit nahm, dieſe 
Frage im Hauptausſchuß anzuſchneiden, wurde 
mir zwiſchendurch geſagt, den Achtſtundentag für 
die unteren Beamten einführen heißt, vier Milli⸗ 
onen mehr in den Etat einzuſetzen. Wir erkennen 
daraus, daß mit dieſer einen Stunde Mehrarbeit 
die Beamten dem Staat vier Millionen in die 
Taſche hineinarbeiten. Das iſt ein Zeichen dafür, 
wie die unteren Beamten ausgebeutet werden. Es 
wird Aufgabe der Herren von der Koalition ſein, 
dafür zu ſorgen, daß hier der Achtſtundentag ein⸗ 
geführt wird. Wenn man es von den Anterneh⸗ 
mern verlangt, dann muß man mit gutem Bei⸗ 
ſpiel vorangehen, dann dürfen die Unternehmer 
nicht die Handhabe haben, nachzuweiſen, daß es 
bei der Regierung anders iſt. Wenn die unteren 
Beamten noch lange neun Stunden Dienſt machen 
müſſen, iſt auch der Achtſtundentag für die Ange⸗ 
ſtellten und für die Arbeiter in Gefahr; denn die 
Anternehmer ſind raffiniert genug, das als Richt⸗ 
ſchnur zu nehmen und zu erklären: „Seht euch die 
Regierung an, dort wird neun Stunden gearbeitet, 
warum ſollen wir ſchlechter ſein.“ Ich erſuche die 
Koalition, unſere Anträge, die Sparmaßnahmen 
durchführen wollen, anzunehmen. Dem Antrag 
der Koalition, der bei den Entſchädigungen für 
Angeſtellte die Summe wieder eingeſetzt haben 
will, werden wir unſere Zuſtimmung geben. 
Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe über den Ab⸗ 
änderungsantrag, Druckſache Nr. 203, unterſchrie⸗ 
ben von Frau Abg. Richter, Abg. Plettner, Schilke 
und Fraktionen abſtimmen: 

Wir beantragen, in Ausgabe Abſchnitt B J., 
> Stelle 2, ſtatt 30.000 Gulden zu hießen: 46 551 Gulden. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. Wir 
ſtimmen jetzt ab über die Abänderungsanträge des 
Herrn Abg. Raſchke u. Fraktion in Druckſache 
Nr. 218 

Ausgabe: 

1. In Abſchnitt KI, 1b iſt zu ſtreichen „1 Staatsrat, 
1 Oberegierungsrat“. 
Für „3 Regierungsſekretäre“ iſt zu ſetzen „4 Re⸗ 
gierungsſekretäre“. 
Für „1 Kanzleioberſekretär“ 
„2 Kanzleioberſekretäre“. 
2. In Abſchnitt A J, 1 c iſt zu ſtreichen „1 Staatsrat“. 


it zu ſetzen 


Mittwoch, den 6. Juni 1928. 


3. In Abſchnitt AL 1d iſt zu ſtreichen „1 Leiter 
( XIII)“ 


4. In Abſchnitt A II, 10 ist zu Streichen „Für Preſſe⸗ 
und Werbeangelegenheiten 100 000“. 

5. In Abschnitt BI, 1 iſt zu ſtreichen „1 Direktor 

die dieſe 


(XII/XIII)“. 

Ich bitte die Damen und Herren, 
Anträge annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Anträge ſind abgelehnt. (Abg. Raſchke: Das ſind 
die Sparmaßnahmen!) Wir ſtimmen jetzt ab über 
den durch die Annahme der Druckſache Nr. 203 
veränderten Etat der Allgemeinen Verwaltung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. Der Etat iſt angenommen. 
Ich rufe die Anlage 3 auf: 

Haushaltsplan für Soziales und Ge⸗ 
ſundheitsweſen. 

Druckſache Nr. 168. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Jantzen. 
8 Jantzen, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. H.! 
In den Ausſchußberatungen ſind wir etwas über⸗ 
raſcht worden, und zwar durch die Entſcheidung, 
daß eine zweite Leſung nicht ſtattfinden ſoll. Es 
iſt uns daher leider nicht möglich geweſen, unſere 
Anträge einzubringen. Der Ausſchußbericht be⸗ 
jagt ja auch, daß dieſe erſt nach beendeter Bera⸗ 
tung eingegangen ſind. Wir haben daher Veran⸗ 
laſſung genommen, dieſe Anträge hier erneut ein⸗ 
zubrüngen und zu begründen. 
Zuerſt haben wir den Antrag geſtellt, zu Ab⸗ 
ſchnitt I Stelle 1 einen Staatsrat zu ſtreichen. 
Dieſer Poſten iſt bereits ſeit längerer Zeit nicht 
beſetzt. Er iſt in dieſem Etat mit einem Stern⸗ 
chen verſehen. Damit ſoll zum Ausdruck gebracht 
werden, daß er bei Freiwerden der Stelle ein⸗ 
gehen ſoll. Wenn die Stelle nun längere Zeit 
unbeſetzt geblieben iſt, können wir es eigentlich 
nicht verſtehen, aus welchen Gründen man trotz⸗ 
dem dieſe Stelle neu in den Etat hineingebracht 
hat. Die Arbeiten dieſes Staatsrats find nach 
Fortgang des bisherigen Stelleninhabers zu all⸗ 
ſeitiger Zufriedenheit von dem Herrn Medizinal⸗ 
rat Dr. Roſenbaum ausgeübt worden. Daher 
glauben wir mit vollem Recht annehmen zu 
können, daß dieſe Staatsratsſtelle auch fernerhin 
unbeſetzt bleiben kann. Wir ſparen dadurch 
jedenfalls ein erhebliches Geld. Die Arbeit wird 
in keiner Weiſe beeinträchtigt. Daher liegt unſer 
Antrag vor, dieſe Stelle zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt K V Stelle 2, Vergütungen und 
Löhne, haben wir gleichfalls einen Antrag ge⸗ 
ſtellt. Der in dem Etat ausgeworfene Voran⸗ 
ſchlag von 69 722 Gulden erſcheint uns ganz we⸗ 
ſentlich zu hoch. Es ſind bereits unter Stelle 1 
Regierungsrat, Amtsräte, Oberinſpektoren uſw., 
zuſammen 17 Perſonen genannt. Stelle 2 führen 
die Erläuterungen noch insgeſamt 16 Perſonen 
auf, das ſind im ganzen 33 Perſonen. Unſerer 
Anſicht nach iſt der Umfang der Arbeiten im ſtaat⸗ 
lichen Verſorgungs⸗ und Penſionsamt keineswegs 
derartig groß, daß ein ſolcher Stab notwendig iſt. 
Im Intereſſe der Sparſamkeſt glauben wir, bei 
der Stelle 2 ungefähr 30 000 Gulden ſparen zu 
können. Es wird jedenfalls zweifellos im all⸗ 
gemeinen Intereſſe liegen. Mit derſelben Begrün⸗ 
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dung würde auch unſer Antrag gegen Stelle 3, 
Vergütung für Hilfskräfte, zu belegen ſein. Da 
ſtellt man noch einmal 10 000 Gulden ein. Wir 
haben den Antrag geſtellt, die Summe von 10 000 
Gulden auf 1000 Gulden herabzuſetzen. Es iſt 
eigentlich blos noch ein Anſtandspoſten und eine 
Freundlichkeit gegen die Koalition, damit dieſer 
Poſten wenigſtens nicht aus dem Etat verſchwin⸗ 
det. Jedenfalls glauben wir, daß dieſe Erſparnis 
unbedingt notwendig iſt und die Arbeitsteilung 
in dem Amt eine derartige ſein kann, und wohl 
auch ohne Schwierigkeiten ſein wird, wenn man 
dort den Maßſtab an die Arbeiten anlegt, den 
wir glauben anlegen zu dürfen. Daher unſer 
Antrag. 

Weiter haben wir den Antrag geſtellt, im Ab⸗ 
ſchnitt A X, Stelle 1—5, das Lohnamt betr., 
gänzlich zu ſtreichen. Wir wiſſen nicht recht, was 
dieſes Lohnamt noch zu tun hat. Es iſt doch ledig⸗ 
lich eine Stelle, die ſtatiſtiſche Arbeiten auszufüh⸗ 
ren hat. Da haben wir doch ſchon in dem Etat 
der Allgemeinen Verwaltung beim Statiſtiſchen 
Amt ungefähr 90 000 Gulden. Wenn das Lohn⸗ 
amt noch alle möglichen anderen Arbeiten hätte, 
könnte man es wohl verſtehen, daß es exiſtieren 
müßte. So iſt es nicht zu werjtehen. Dieſe 20 000 
Gulden ſind vollkommen hinausgeworfenes Geld. 

Dann wünſchen wir unter A XI, den Demobil⸗ 
machungskommiſſar zu ſtreichen. Seit Kriegsende 
ſind jetzt zehn Jahre verſtrichen. Wenn der De⸗ 
mobilmachungskommiſſar auch in den erſten Jah⸗ 
ren der wirtſchaftlichen Demobilmachung notwen⸗ 
dig war, damit den zurückflutenden Kriegern die 
Möglichkeit geſchaffen wurde, wieder in Stellen 
hineinzukommen, in denen ſie entweder geweſen 
waren, oder, falls das nicht möglich war, ihnen 
aus irgend welchen Gründen wieder eine Beſchäf⸗ 
tigung zu geben, für die ſie von vornherein durch 
ihre Kenntnis der Dinge prädeſtinſert waren, jo 
ſind dieſe Gründe auf keinen Fall jetzt noch maß⸗ 
gebend. Was macht denn eigentlich der Demo⸗ 
bilmachungskommiſſar noch? Die hin und wieder 
einmal erfolgten Appelle nach Schlichtungs⸗ 
ſprüchen find vereinzelt geworden. In der Haupt: 
ſache leiſtet der Demobilmachungskommiſſar doch 
wohl andere Arbeiten. Aber eine Summe von 
faſt 34000 Gulden für dieſen Zweck einzuſetzen, 
erſcheint unangebracht, nicht bloß aus Sparſam⸗ 
keitsgründen, ſondern um überhaupt unſere Stel⸗ 
lungnahme dahin zu prägziſieren, daß der Demo⸗ 
bilmachungskommiſſar hier in Danzig endlich auch 
derichwinden muß, wie er in Deutſchland bereits 
ſeit Jahren verſchwunden iſt, haben wir den An⸗ 
trag geſtellt, auch dieſe Stelle zu ſtreichen. 

Weiter haben wir den Antrag zu Abſchnitt 
B V, Stelle 9 a geſtellt, Vorſchüſſe an die Seuchen⸗ 
verſicherung für Seuchenſchäden 60 000 Gulden 
einzuſetzen. Das ſind ja nur Vorſchüſſe, und wenn 
ſie nicht gebraucht werden, fo werden ſie wiederum 
in dem nächſten Etat in der Einnahme erſcheinen 
können. Wir haben jetzt bei der Rotzſeuche ge⸗ 
ſehen, wie außerordentlich notwendig es iſt, daß 
Beträge ſchnell zur Hand ſind, damit die Beſitzer, 
die vielleicht nur über ein Pferd oder eine Kuh 
verfügen, aus denen fie in der Hauptſache ihren 
Lebensbedarf ziehen, für den Fall, wenn durch 
die Seuche ein Vieh zu Grunde gegangen iſt, ſich 


ſofort ein neues beſchaffen können. Wir haben 
leider bei der Rotzſeuche feſtſtellen müſſen, daß 
hier etwas im Argen liegt, und daß es an den nö⸗ 
tigen Mitteln gefehlt hat, um derartige Beträge 
zu verauslagen. Es iſt ja vorgekommen, daß von 
ſchwachen Stellen die Beträge vielleicht auch nicht 
zur Genüge eingegangen ſind, aber Stellen, die 
das wohl können, haben ſich keinesfalls geweigert, 
die ihnen vom Staat auferlegten Beiträge zu be⸗ 
zahlen. Wir ſtehen jedenfalls auf dem Stand⸗ 
punkt, daß der Staat unbedingt einen Etatspoſten 
haben muß, aus dem er ſchnell Hilfe leſſten kann, 
daher unſer Antrag. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich habe dieſe Anträge ſoeben begrün⸗ 
det und Ihnen gezeigt, daß wir ungefähr 100 000 
Gulden erſparen können. 

Zum Schluß haben wir noch einen anderen 
Antrag eingebracht zu Abſchnitt B I, Stelle 5 a, 
einen neuen Etatspoſten einzubringen, und zwar 
zur Anterſtützung für dienſtunfähige Hebammen 
einen Betrag von 18 000 Gulden eingujeten. Es 
handelt ſich hier um Hebammen im Alter von 65 
Jahren und darüber in einer Anzahl von un⸗ 
gefähr 30. Wenn man berückſichtigt, wie außer⸗ 
ordentlich körperlich und ſeeliſch anſtrengend der 
Dienſt dieſer Hebammen geweſen iſt, die jetzt ein⸗ 
fach auf Verfügung des Senats künftighin nicht 
mehr ihren Dienſt ausüben dürfen, ſo iſt es eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß der Staat aus ſeiner 
Stellungnahme unbedingt die Folgerung ziehen 
muß, dieſe alten Perſonen, die in Ehren grau ge⸗ 
worden ſind, auch ihren Lebensabend, die wenigen 
Jahre, die ihnen vielleicht noch auf der Erde zu 
wohnen geſtattet ſind, nicht im Elend verbringen 
zu dürfen. Es ſei hierbei feſtgeſtellt, daß die Ge⸗ 
ſundheitsverwaltung einigen wenigen dieſer Heb⸗ 
die große Summe von 
hat. Dies it natürlich 


ammen auf Antrag jährlich 
hundert Gulden gezahlt 
verſtändlich; denn die Geſundheitsverwaltung hat 


keine Titel, aus denen ſie wirkliche Beiträge 
teilten kann. Darum haben wir den Antrag ge⸗ 
ſtellt, daß eine Summe von 18 000 Gulden in den 
Etat eingeſetzt wird. Wir halten uns dabei micht 
an die Beiſpiele von Bremen und Sachſen. Bre⸗ 
men gibt den alten Hebammen ungefähr 600— 
800 Mark. Sachſen geht darüber hinaus und be⸗ 
willigt 800 —1200 Mark. Wenn wir mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verhältniſſe hier im Danzig und die 
zweifellos billigeren Anterhaltsverhältniſſe nur 
600 Gulden pro Hebamme und Jahr rechnen, ſo 
glauben wir allerdings nicht, daß ſie mit dieſem 
Betrage werden auskommen können. Wir neh⸗ 
men aber an, daß es auch noch andere Möglich⸗ 
keiten geben wird, dieſen alten ehrwürdigen Per⸗ 
ſonen weiter über den Berg zu helfen. (Zuruf 
des Abg. Liſchnewſki.) Sie werden es doch wohl 
auch nötig gehabt haben. — Es it nicht ange⸗ 
bracht, dieſe alten Perſonen darauf hinzuweiſen, 
daß man ſie in das Pelonker Altersheim ſtecken 
wird, wo ſie zu vier bis ſechs in ein Zimmer ge⸗ 
pfercht werden und vielleicht noch die Mittel zu 
ihrem Lebensunterhalt in Geſtalt von Naturalien 
bekommen können. Man weiß, wie es im Alter 
geht. Man will aus den Verhältniſſen, in denen 
man bisher war, nicht gern heraus. Wenn man 
ſelbſt eine Wohnung gehabt hat und eigene Mö⸗ 
bel, mag man nicht gern mit anderen Perſonen 
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zuſammenziehen. Wir glauben, daß wir mit die⸗ 
ſem Antrag außerordentlich ſozial und vielleicht 
ſozialer find, als die Herren, die das Wort ſozial 
in ihrer Firma haben. (Sie haben Ihr Herz wohl 
erſt heute entdeckt? links.) Sie kennen mein Herz 
noch lange nicht. (Heiterkeit) Sie willen gar 
nicht, wie ſozial wir denken. Jedenfalls bitten 
wir die Koalition, dieſem Antrag Ihre Zuſtim⸗ 
mung nicht zu verſagen. Sie wird jedenfalls bei 
dieſen alten Perſonen eines außerordentlichen 
Dankes ſicher ſein. (Bravo! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowfli: Was jagen Sie von den Erwerbsloſen?) 

Präſident: Das Wort hat der Staatsrat 
Scheunemann. . 

Scheunemann, Staatsrat: Der Herr Abg. 
Jantzen hat beantragt, die Stelle des Staatsrats 
bei der Sozialen Abteilung zu ſtreichen. Namens 
der Regierung möchte ich bitten, dieſen Antrag ab⸗ 
zulehnen. Allerdings iſt nicht beabſichtigt, dieſe 
Stelle wieder mit einem Staatsrat zu beſetzen. 
Dieſe Poſition muß aber im Etat ſein. Ich möchte 
auch bitten, die jetzige Höhe der Koſten beſtehen 
zu laſſen, weil erſt durch die neue Beſoldungsord⸗ 
nung darüber Beſchluß gefaßt werden muß, in 
welche Gruppe dieſe Stellung eingereiht wird. 
Vorausſichtlich wird ſie nicht als Staatsratsſtelle, 
ſondern in eine tiefere Gruppe eingeſtuft werden. 
Ich möchte aber bitten, die Poſition jetzt in der 
Gruppe zu belaſſen. 

Präſident: Das Wort hat Herr Medizinalrat 
Dr. Roſenbaum. 

Dr. Roſenbaum, Medizinalrat: M. D. u. H.! 
Die Stadt Danzig hat bisher das preußiſche Heb⸗ 
ammengeſetz nicht übernommen, weil die finan⸗ 
zielle Belaſtung, die ſich daraus ergeben hätte, 
eine außerordentlich große geweſen wäre. Es 
hätten gegen 60 000 Gulden jährlich aufgebracht 
werden müſſen. Es iſt aber kein Zweifel, daß 
mamentlich bei den alten Hebammen eine Not vor⸗ 
handen iſt, der abgeholfen werden muß. Demnach 
wird jetzt von der Geſundheitsverwaltung ein Ge⸗ 
ſetzentwurf vorbereitet, der in nächſter Zeit dem 
Senat zugehen wird und der eine geſetzliche Re⸗ 
gelung dieſer Frage vorſieht. Namentlich die 
ſchlimmſten Härten in der Altersverſorgung ſollen 
beſeitigt werden. Es iſt in Ausſicht genommen, 
eine Rente von ungefähr 100 Gulden pro Monat 
zu geben. Den Hebammen. die bereits jetzt in der 
Angeſtelltenverſicherung ſind, und zwar ſein 
müſſen, ſoll ein Zuſchuß von 50 Gulden gewährt 
werden. Die Geſetzesvorlage iſt faſt fertig und 
wird demnächſt dem Senat zugehen. (Abg. Rahn: 
Laſſen Sie ſich, Herr Gehl, von Ihrem Regie⸗ 
rungsrat ſagen, daß Ihnen nächſtens ein Geſetz 
zugeht!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die bür⸗ 
gerlichen Zeitungen konnten in den letzten Tagen 
in ihren Beſprechungen über das Geſetz zur Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung nicht genug betonen, wie 
notwendig es ſei, den Redefluß hier einzudäm⸗ 
men. Ich höre da eben „Sehr richtig“. Sie haben 
ja ganz das Sprechen verlernt. (Abg. Gerick. Sie 
hören Gras wachſen! — Abg. Loops: Das „Sehr 
richtig“ ſteht doch nur in Ihrem Manuskript! — 
Heiterkeit.) Ich wiederhole, daß die Zeitungen 
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ausgiebige Bemerkungen hierüber machten. Hier 
wird aber faſt gar nicht geſprochen, ſondern im 
Gegenteil, die Geſetze werden ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich durchgepeitſcht, die Koalitionsparteien reiben 
ſich die Hände, die Deutſchnationalen mäkeln viel⸗ 
leicht eine oder zwei Minuten, ſind aber im gro⸗ 
Ben ganzen zufrieden, weil die Koalitionsparteien 
die Kaſtanien aus dem Feuer holen und die La⸗ 
ſten ja auf die arbeitende Bevölkerung abgewälzt 
werden. Die Deutſchnationalen ſind die lachen⸗ 
den Dritten, die der Sotzialdemokratiſchen Partei 
nachher einen Fußtritt geben und ſelbſt wieder in 
die Regierung einziehen werden. 

In der Regierungserklärung vom 26. Januar 
1928 ſagte Herr Präſident Sahm, die ſoziale Für⸗ 
ſorge werde nach Möglichkeit ausgebaut. Nun, 
wenn da das Wort „Sehr wahr“ fällt, dann iſt 
dies Wort nicht mit dem hier vorliegenden Etat 
für Soziales und Geſundheitsweſen in Ueberein⸗ 
ſtimmung zu bringen. (Sehr richtig!) Wollen Sie 
etwa die ſoziale Fürſorge ausbauen, wenn Sie 
dieſen Etat um 4 Millionen verkürzen? Das iſt 
kein Ausbau der ſozialen Fürſorge. Roſa Luxem⸗ 
burg hat im Jahrgang 1900/1901 der „Neuen 
Zeit“ bereits zu dem damaligen Eintritt Mille⸗ 
rands in die franzöſiſche bürgerliche Regierung 
Stellung genommen. Es iſt notwendig, darauf 
einzugehen, wie eine Regierung, in der der größte 
Teil der Verantwortlichen aus Sozialdemokraten 
beſteht, dazu kommt, die Ausgaben in dieſem für 
die Bevölkerung wichtigſten Etat um 4 Millionen 
zu kürzen. Das iſt etwas ſo Erſchütterndes, daß 
man unbedingt die Arſachen dafür feſtſtellen muß. 
(Sehr wahr!) Roſa Luxemburg ſagte in der 
„Neuen Zeit“ folgendes, was ich mit Genehmi⸗ 
gung des Herrn Präſidenten verleſe: 

Der Eintritt Millerands wird von Jaurès und 
ſeinem Anhang durch drei Momente begründet: durch 
die Notwendigkeit, die Republik zu verteidigen, durch 
die Möglichkeit, ſoziale Reformen zum Wohle der 
Arbeiterklaſſe durchzuführen, endlich durch die all⸗ 
gemeine Auffaſſung, wonach die Entwicklung der Tas 
pitaliſtiſchen Geſellſchaft zum Sozialismus ein Ueber⸗ 
gangsſtadium erzeugen muß, in dem die politiſche 
Herrſchaft von der Bourgeoiſie und dem Proletariat 
gemeinſam ausgeübt wird, was äußerlich an dem An⸗ 
115 15 Sozialiſten an der Regierung zum Ausdruck 

Nun, meine Herren, vor 28 Jahren erklärte Roſa 
Luxemburg die Gründe, die die Sozialdemokra⸗ 
ten damals in Frankreich für die Notwendigkeit 
des Eintritts in eine bürgerliche Regierung an⸗ 
gaben. Dieſelben Gründe, die die franzöſiſchen 
Sozialdemokraten damals angaben, werden auch 
heute noch von allen Sozialdemokraten für ihre 
Koalitionspolitik angegeben. Allerdings fällt 
der erſte Grund für Danzig weg, nämlich die Ver⸗ 
teidigung der Republik. Aber die beiden anderen 
Gründe werden deſto mehr von der Danziger ſo⸗ 
zialdemokratiſchen Führerſchaft erwähnt, um ihren 
Eintritt in die bürgerliche Regierung zu begrün⸗ 
den, nämlich die Möglichkeit, durch dieſen Koali⸗ 
kionsſenat ſoziale Reformen zum Wohl der Ar⸗ 
beiterklaſſe durchzuführen. Ich brauche gar nicht 
auf Frankreich einzugehen, ich brauche gar nicht 
darauf einzugehen, wie ſich der Eintritt Mille⸗ 
rands damals bewährt hat. Wir wiſſen, wie es 
heute in Frankreich ausſieht, ob in dieſen 28 Jah⸗ 
ren die Lage des Proletariats eine beſſere gewor⸗ 


(A) 


(B) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

den iſt. Sie iſt ſchlechter geworden. Die Frei⸗ 
heiten ſind ihm genommen. Ich erinnere daran, 
daß das Wahlrecht zur Farce geworden iſt. Den⸗ 
ken Sie an die letzte Wahl. Nun kommen Sie mit 
denſelben Manövern auch hier in Danzig und 
ſagen, die Koalitionsregierung iſt notwendig, um 
ſoziale Reformen zum Wohle der Arbeiterklaſſe 
durchzuführen. Ihren Kampf in der Koalition 
für die geſamte Sozialreform beweiſt dieſer Etat 
für Soziales und Geſundheitsweſen. Ihr Kampf 
iſt genau ſo zu werten, wie Roſa Luxemburg da⸗ 
mals die Arbeit Millerands und ſeiner Freunde 
in Frankreich bewertete. Sie ſchrieb damals fol⸗ 
gendes, Sie geſtatten, Herr Präſident, daß ich es 
verleſe: 

5 Die Miniſterſchaft Millerands verwandelt die 
ſozialiſtiſchen Kritiken ſeiner Freunde in der Kam⸗ 
mer in leere Paradeſtücke, in Schauſtellungen ohne 

jeden Einfluß auf die praktiſche Politik der Re⸗ 
gierung. i 
Das ſtimmt auch hier, wenn Sie ſich hier oder 
im Ausſchuß hinſtellen und tönende Worte von 
ſich geben, ſo ſind es leere Paradeſtücke ohne jeden 
praktiſchen Einfluß auf die Politik der Regie⸗ 
rung. Mögen Sie noch ſo Ihr ſoziales Gewiſſen 
enthüllen, die praktiſche Arbeit beweiſt etwas an⸗ 
deres, nämlich 4 Millionen Abbau beim Etat für 
Soziales. (Senator Dr. Wiercinſki: Das ſtimmt 
ja nicht!) Der Etat der Erwerbsloſenfürſorge iſt 
abgebaut worden. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Wenn weniger Erwerbslose find, wird weniger 
ausgegeben!) Sie wollen doch nicht ſagen, daß die 
Erwerbslosigkeit abnimmt. (Abg. Liſchnewſfki: 
Dieſen Menſchen in Bürgerwieſen haben Sie auf 
dem Gewiſſen, weil Sie ihm die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung verweigert haben!) Ein Vertreter 
der Regierung erklärte vor einigen Monaten, daß 
wir in Danzig circa 15 000 Erwerbsloſe haben; 
wenn wir nun die Anträge der Kommuniſtiſchen 
Partei erfüllen würden, dann müßten wir 30 600 
Perſonen die Erwerbsloſenunterſtützung geben. 
Damals wurde alſo von offizieller Regierungs⸗ 
ſeite erklärt, daß in Wirklichkeit eine doppelte An⸗ 
zahl von Erwerbsloſen vorhanden wäre, als Un⸗ 
terſtützung bekämen. Wenn Sie natürlich jeden 
Monat Erwerbsloſe aufs Straßenpflaſter werfen, 
dann kommen Sie zu dem Reſultat, daß es keine 
Erwerbsloſe gibt. Ich werde Beweiſe dafür 
bringen. 
„Das franzöſiſche Schauſpiel wiederholt ſich 
überall da, wo die Sozialdemokraten in eine bür⸗ 
gerliche Regierung gehen. Die Worte Roſa Lu⸗ 
remburgs, die ich jetzt verleſen werde, muten an, 
als ob ſie heute geſchrieben wären. Roſa Luxem⸗ 
burg jagt in derſelben Zeitſchrift, Sie geſtatten, 
Herr Präſident, daß ich es werleſe: 

Er — nämlich Millerand — fiat auch den Cha⸗ 
rakter der ſozialen Reform nicht beſtimmt. Die Ver⸗ 
hältniſſe haben ſich ſtärler als einzelne Perſonen er⸗ 
wieſen. Der Sozialiſt, der in eine bürgerliche Re⸗ 
gierung eingetreten iſt, hat nicht die Sozialpolitik 
der Regierung zum Werkzeug der ſozialiſtiſchen Be⸗ 
ſtrebungen gemacht, ſondern iſt umgekehrt in ſeiner 
Sozialpolitik zum Werkzeug der bürgerlichen Regie⸗ 
tung geworden. Tatſächlich wird durch die Anhänger 
Millerands in Frankreich ein Zuſtand der Verblen⸗ 
dung und der Hypnoſe herbeigeführt, indem jede ſo⸗ 
zialpolitiſche Maßnahme der Regierung von vorn: 
herein als ein epochemachendes ſozialiſtiſches Werk 
aufgenommen wird. 
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Als wären die Worte heute geſchrieben! Sie ver⸗ 
künden alles, was dieſe Regierung durchführt, als 
epochemachende ſozialiſtiſche Arbeit. Nicht Sie 
führen Reformen im ſozialiſtiſchen Sinne durch, 
ſondern Sie laſſen ſich ins Schlepptau der Bürger⸗ 
lichen nehmen, um bürgerliche Sozialpolitik zu 
treiben. Dieſe Etats konnten nur auf der Baſis 
einer Koalitionsregierung geſchaffen werden. In⸗ 
tereſſant iſt es, was der Auſtro⸗Marxiſt Max 
Adler im Juni⸗Heft der ſozialdemokratiſchen Zeit⸗ 
ſchrift „Der Klaſſenkampf“ in einem Leitartikel 
ſchreibt. Die ſozialdemokratiſche Führerſchaft in 
Danzig war nämlich bis vor kurzer Zeit in ge⸗ 
wiſſer Beziehung auch zu den Auſtro⸗Marxiſten 
zu rechnen, d. h. ſie waren links eingeſtellt. Aber 
dieſe Koalitionspolitik zeigt mit aller Deutlichkeit 
ihren Weg nach rechts. Wie in Deutſchland ift es 
auch hier, der rechte Flügel ſchaltet den linken 
aus. Bei dem linken iſt es noch inſofern gefähr⸗ 
lächer, als ſie den Maſſen weiß zu machen ſuchen, 
ſie ſeien doch die wahren Vertreter der Arbeiter⸗ 
klaſſe. Genau ſo iſt Max Adler zu bewerten. 
Aber es iſt intereſſant, was er überhaupt zur Ko⸗ 
alitionspolitik ſagt, und es paßt wie die Fauſt 
aufs Auge auf die Zuſtände in Danzig. Sie ge⸗ 
ſtatten, Herr Präſident, daß ich es verleſe. Adler 
ſchreibt: 

Das iſt das Entſcheidende bei dieſer Frage na 
der Beſchaffenheit der zukünftigen eee deren 
ſchen Politik, 5 

Er nimmt nämlich Stellung zu der Bildung der 
kommenden großen Koalition in Deutſchland. 
daß die Koalitionspolitik zur Machtbetätigung der 
Sozialdemokraten gar nicht notwendig iſt, ſondern im 
Gegenteil nur ahinderlich wirkt, wenn ſie freilich eine 
revolutionäre Partei fein und bleiben will und nicht 
eilige Sorge hat, es ſich im Staat möglichſt bequem 
zu machen. Kann und wird das Zentrum der Koali⸗ 
tion zu Liebe ſeine klerikale Geſinnung, ſeine feind⸗ 
liche Stellung gegen eine freie Schule, freie Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt und freie Lebenshaltung aufgeben? 
Werden die Demokraten die Wünſche des gebildeten 
Bürgertums aber auch der Händler und Geſchäfts⸗ 
leute erfüllen? Werden fie der Roalition zu Liebe 
zulaſſen, daß an die Grundlagen der heutigen Kultur, 
wie fie fie verſtehen, an die Profitwirtſchaft ernſtlich 
Hand angelegt wird, oder wird die Deutſche Volks⸗ 
partei, die Partei der großbürgerlichen Ordnung und 
Autorität, ihnen helfen, ſich dazu hergeben, der Kog⸗ 
liition zu Liebe ſich wieder an der Austreibung des 
Herrſchaftsgeiſtes aus der Reichswehr zu beteiligen? 
Wenn dies alles nicht zu erwarten iſt, wenn die So⸗ 
zialdemokratie aus der Koalition weder einen 
nennenswerten Gewinn für die Bekämpfung des Kle⸗ 
rikalismus moch des übrigen Regimes des Verwal⸗ 
tungsgerichts und Gerichtsweſens, noch der kapita⸗ 
liſtiſchen Herrſchaft über die Arbeiter dapontragen 
kann, den ſie nicht auch durch ihre Oppofition er⸗ 
zielen könnte, wozu lt dann die Koalition gut? 
Wollen Sie behaupten, daß Sie durch die Koali⸗ 
tion mit den bürgerlichen Parteien irgend welche 
nennenswerten Erfolge für die Arbeiter heraus⸗ 
geholt haben? Das Gegenteil kann behauptet 
werden. Herr Adler hat recht, wenn er ſagt, der 
Klerikalismus wird im Gegenteil auf ſeine Ko⸗ 
ſten kommen. Ich erinnere nur an die Ohraer 


Schulfrage, und als Sie ein bißchen verſuchten, 
bei einigen Teilen — ich kann nicht einmal ſagen 
Privatwirtſchaft, ſondern an einzelnen Zweigen 
— öffentlicher Arbeiten mehr den Staatseinfluß 
geltend zu machen, denken Sie da an das Gebrüll, 
daß die Bürgerlichen und ſogar die Parteien, die 
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die Regierung ſtützen, über die Sozialiſierung der 
Privatwirtſchaft erhoben. 

Aber die Koalition äiſt doch zu etwas gut, näm⸗ 
lich dazu, um einen Schandetat wie dieſen durch⸗ 
zudrücken. Dazu find die Sozialdemokraten gut 
und dazu werden ſie in der Koalition gebraucht. 
Die Wohlfahrtspflege in den kapitaliſtiſchen 
Staaten tt ein Hohn auf die bürgerliche Kultur. 
Die bürgerlichen Parteien und die Anhänger der 
bürgerlichen Weltanſchauung können ſich nicht ge⸗ 
nug der hohen Kultur rühmen, die ſich die Menſch⸗ 
heit erobert hat. Um die Fäulnis dieſer Kultur 
nachzuweiſen, genügt es, die Exiſtenzbedingungen 
der beiden Klaſſen, der beſitzenden Klaſſe und der 
beſitzloſen Klaſſe, gegenüberzuſtellen. Auf der 
einen Seite Glanz, Luxus und Pracht, auf der 
andern Seite Elend und Not, die von Jahr zu 
Jahr größer wird und nicht etwa geringer. Herr 
Senator Dr. Wieroinſki behauptet immer, daß die 
Erwerbsloſigkeit abnimmt. Sie werden doch nicht 
beſtreiten können, daß ſich in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern in der Nachkriegszeit eine ſich von Jahr 
zu Jahr ſteigernde Erwerbsloſigkeit bemerkbar 
macht. Wenn die Erwerbsloſigkeit auch vorüber⸗ 
gehend eingedämmt wird, ſo bricht ſie doch bei 
irgend einer kleinen Kriſe mit ungehemmter Ge⸗ 
walt, verſtärkt und vermehrt wieder vor als vorher. 

Die Mittel, die dieſer Staat für die Fürſorge 
bereit ſtellt, zeigen ſich immer deutlicher, ganz be⸗ 
ſonders in den Jahren nach der Kriegszeit, nur 
als Palliativ⸗Mittel, die das immer größer wer⸗ 
dende Elend und den Ruin der Volksgeſundheit 
nicht aufzuhalten vermögen. Sehen wir uns doch 


einmal die Zerſplitterung des Wohlfahrtsweſens 
an. Das ganze Wohlfahrtsweſen, das an und für 
ſich ſchon aus rein techniſchen Gründen einheitlich 
geſtaltet werden müßte, da es ja einen einheit⸗ 
lichen Feind zu bekämpfen gilt, nämlich Elend 
und Not der Werktätigen, hat man in unzählige 


Haupt⸗ und Nebengruppen zerſpalten. Drei 
Hauptgruppen ſind es vor allen Dingen. Dieſe 
Hauptgruppen ſind noch in unzählige einzelne 
Gruppen zerſplittert. Da ſehen wir zunächſt das 
öffentliche und private Wohlfahrts⸗ und Für⸗ 
ſorgeweſen. Die zweite Hauptgruppe iſt, das 
ganze Verſicherungsweſen, Krankenkaſſen, Inva⸗ 
liden⸗ und Angeſtelltenverſicherung uſw. Die 
dritte Hauptgruppe bildet ſchließlich die Kriegs⸗ 
opfer⸗ und Beamtenverſorgung. 

Durch dieſe Zerſplitterung der Wohlfahrts⸗ 
pflege und des Verſicherungsweſens hat man es 
ausgezeichnet werſtanden, den Unternehmerein⸗ 
fluß auf dieſe Einrichtungen zu ſichern; denn im 
kapitaliſtiſchen Staat hat natürlich alles den 
Zweck, die Rechte der herrſchenden Klaſſe zu 
ſichern. Man will durch die Zerſplitterung die 
einzelnen Gruppen der auf Anterſtützung ange⸗ 
wieſenen Volksgenoſſen gegeneinander ausſpielen. 
Das verſtehen ganz beſonders famos die Deutſch⸗ 
nationalen zu tun, wenn ſie ſich hier hinſtellen 
und von der Not der Kleinrentner und Heb⸗ 
ammen ſprechen und für die Not der Erwerbslosen 
und der übrigen Notleidenden nicht ein Wort 
übrig haben. Immerhin beweiſt das, wie ver⸗ 
kehrt die Zerſplitterung im Wohlfahrtsweſen iſt. 
Durch die Verſchiedenheit der materiellen Leiſtun⸗ 
gen und der Vorausſetzungen zu deren Gewäh⸗ 


Mittwoch, den 6. Juni 1928. 


rung wird ein heilloſes Durcheinander geſchaffen. 
Der ungeheure Verwaltungsapparat, den dieſe 
Zerſplitterung außerdem noch bedingt, hat zu⸗ 
nächſt einmal die Aufgabe, für ſich ſelbſt zu ſor⸗ 
gen. Seine weitere Aufgabe beſteht darin, — 
dabei hat ſich unter der glorreichen Koalitions⸗ 
regierung nichts geändert, — durch die raffinier⸗ 
teſte Ausnutzung der Vorausſetzungen, nach denen 
die Unterſtützungsleiſtungen gewährt werden, die 
Kaſſen der Einrichtungen möglichſt zu ſchonen, da⸗ 
mit andere Einrichtungen des Staates oder auch 
private Unternehmungen mit den angeſammelten 
Geldern in Geſtalt möglichſt billiger Kredite 
wirtſchaften können. Da wird es beſonders 
Herr Leu beſtätigen können, wie z. B. mit 
den Geldern der Angeſtelltenverſicherung in 
Deutſchland Schindluder getrieben worden iſt, 
wie man den Angeſtellten in Deutſchland nicht 
einmal genügende ärztliche Hilfe brachte und 
gab, aber Hunderttauſende an Krediten für 
die notleidende Großagrarierſchaft auslieh. 
Sind jedoch die geſetzlichen Vorausſetzungen 
für den Verſicherungsfall erfüllt, dann gibt es 
immer noch andere Mittel, die Anſprüche auf Un⸗ 
terſtützung bzw. Rentengewährung zurückzuwei⸗ 
ſen. Zu dieſem Zweck halten ſich dann die „ſozia⸗ 
len“ Einrichtungen, die der Staat geſchaffen hat, 
einen Stab von Vertrauensärzten, deren Aufgabe 
es iſt, die Zahl der Anterſtützungsempfänger zu 
beſchränken. 

Was nun die Arbeiter und die Bevölkerung 
erhofften, die der S. P. D. noch nachlaufen, war 
das Feſthalten der bereits einmal erkämpften 
Poſitionen in ſozialer Beziehung, ganz abgeſehen 
von deren weiterem Ausbau. Damit haben Sie 
doch vor den Wahlen immer wieder Agitation ge⸗ 
trieben. Sie wollten in die Regierung hinein⸗ 
gehen, um wenigſtens die ſozialen Errungenſchaf⸗ 
ten der Arbeiterſchaft zu erhalten und ſie vor Ver⸗ 
ſchlechterung zu bewahren. Das Reſultat, das Sie 
in der Koalitionsregierung erzielt haben, beweiſt, 
daß allein bei der Poſition Abſchnitt A I des vor⸗ 
liegenden Etats, alſo beim Wohlfahrtsweſen, 
2 655 450 Gulden weniger eingeſetzt ſind, als im 
vergangenen Jahre. Das iſt das Feſthalten an 
dem bereits einmal Erreichten. Sie brüſten ſich 
immer damit, daß Sie einen bankerotten Staat 
übernommen haben, daß es gilt, dieſen Staat 
aufzurichten und die Wirtſchaft wieder in Gang 
zu bringen, um überhaupt noch leben zu können 
und der notleidenden Wirtſchaft überhaupt noch 
zu helfen. Schauen Sie hin, da (nach rechts) 
ſitzen die bürgerlichen Bankrotteure, die auch die 
Danziger Bevölkerung in Elend und Not gebracht 
haben, Sie übernehmen die Aufgabe, den von 
dieſen bürgerlichen Bankrotteuren in den Dreck 
geſchobenen Karren herauszuziehen. (Zuruf 
rechts.) Das ſind keine Phraſen, Herr Falken⸗ 
berg, die machen Sie. Ihre Senatoren haben die 
Kataſtrophenpolitik beſtätigen müſſen, die Ihre 
Partei betrieben hat, als ſie in der Regierung 
war. Wenn das pon hier beſtätigt wird, iſt das 
keine Phraſe, ſonſt müßte alles das, was der Herr 
no Dr. Volkmann gejagt hat, auch Phraſe 
ein. 

Bei den einzelnen Stellen des Etats bewahr⸗ 
heitet ſich zunächſt das, was ich vorhin ſchon er⸗ 
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(Blenitowiti, Abgeordneter) 

wähnte, daß nämlich ein ungeheurer Verwal⸗ 
tungsapparat vorhanden iſt und daß man dieſen 
Verwaltungsapparat auch noch ausbaut. Man 
baut nicht etwa die ſoziale Fürſorge aus, ſondern 
den Verwaltungsapparat, der notwendig iſt, um 
dieſes zerſplitterte Wohlfahrtsfürſorgeweſen über⸗ 
haupt leiten zu können. In dieſem Jahr hat man 
16 391 Gulden mehr für dieſen Verwaltungs⸗ 
apparat eingeſetzt. Die Deutſchnationalen kom⸗ 
men mit einem Agitationsantrag und verlangen, 
daß die eine Staatsratsſtelle geſtrichen werden 
ſoll. Wer iſt ſchuld daran, daß dies jetzt zur Not⸗ 
wendigkeit wird? Phraſen ſind es, ſchade, daß der 
Herr Abg. Falkenberg verſchwunden iſt — wenn 
die Deutſchnationalen von dem aufgeblähten Ver⸗ 


waltungsapparat ſprechen, der abgebaut werden auf hingewieſen, 


Im Gegenteil, ſie merken gerade, daß fie noch mehr 0 


leiden müſſen, wie bisher. Wie lächerlich gering⸗ 
fügig dieſe Poſitionſäſt, dafür einige Beiſpiele. Das 
Erwerbsloſen⸗Fürſorgegeſetz gewährt den Land⸗ 
arbeitern während der Wintermonate nur eine 
Höchſtunterſtützung von 3,30 Gulden bezw. 3,20 
Gulden. Die erwerbsloſen Landarbeiter mit drei, 
vier oder mehr Kindern bekommen nicht entfernt 
die Anterſtützung, die z. B. ein Induſtriearbeiter 
bekommt. Hier müßte man laut Verfaſſung ein⸗ 
greifen, um kinderreichen Familien den Anſpruch 
auf ausreichende Fürſorge zu geben. Hier müßte 
tatſächlich eine ausreichende Fürſorge geſchaffen 
werden. Ich habe bereits bei unſeren Abände⸗ 
rungsanträgen bei der Erwerbsloſenfürſorge dar⸗ 
daß es ſehr leicht wäre, hier 


müſſe, ſie hatten doch Gelegenheit, das zu tun. Sie Fürſorge zu treiben. Unſere Anträge wurden ab⸗ 


haben nicht abgebaut, ſondern aufgebaut! Die 
Sozialdemokraten werden natürlich ihren Wäh⸗ 
lern gegenüber betonen, wie ſozial ſie eingeſtellt 
ſeien; denn man habe z. B. bei der außerordent⸗ 
lichen Wohlfahrtspflege 7 000 Gulden mehr ein⸗ 
geſetzt, man habe doch z. B. für gemeinnützige An⸗ 
ſtalten allein 20 000 Gulden mehr eingeſetzt. Man 
habe auch großmütig bei der Landarmen⸗Verwal⸗ 
tung 95 722 Gulden mehr eingeſetzt. Dann führt 


man noch dieſe oder jene Poſition an und wird 
den Arbeitern erklären, wie man tatſächlich inner⸗ 
ſei, für die werktätige 


halb der Koalition gewillt 
Bevölkerung zu arbeiten. 
Aber was ſteht denn dieſem Mehr an Weniger 
gegenüber? Sie werden dieſes Mehr immer wie⸗ 
der hervorkehren und werden mit dem Mehr Pro⸗ 
paganda treiben, werden aber nicht auf das We⸗ 
niger eingehen. Dieſes Weniger beträgt allein bei 
der Erwerbsloſenunterſtützung 2 754 400 Gulden. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Wir haben 
nun, um wenigſtens etwas zu lindern, Abände⸗ 
rungsanträge eingebracht. Wie die bürgerlichen 
Parteien ſich zu unſeren Abänderungsanträgen 
ſtellen werden, brauche ich ja nicht zu erörtern. 
Der deutſchnationale Sprecher hat es ja bereits 
im Großen und Ganzen etwa ſo geſagt, es wird 
noch zu wenig abgebaut, es muß noch mehr ge⸗ 
ſtrichen werden. Aber beſchämend iſt es gerade 
für die Sozialdemokratiſche Partei, daß ſie auch 
nicht auf die geringſte Verbeſſerung, die unſere 
Anträge bezwecken, eingeht, ſondern einfach mit 
aller Brutalität mit den Bürgerlichen zuſammen 
unſere Anträge niederſtimmt. (Zuruf des Abg. 
Gerick.) Sie ſind ſonſt ſehr freigebig geweſen, 
wenn Sie in der Oppoſition ſtanden. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft wird erkennen, daß Ihre Anträge nicht ernſt 
gemeint ſind, ſonſt würden Sie helfen, mindeſtens 
einige Anträge durchzubringen. 
Die Anträge, die die Kommuniſtiſche Partei 
eingebracht hat, ſtellen das allermindeſte an For⸗ 
erungen dar, die das Proletariat ſtellt. 
Abſchnitt A J, Stelle 5, verlangt unſer Abände⸗ 
fungsantrag eine Erhöhung von 10000 auf 
30 000 Gulden. M. D. u. H. In der Verfaſſung 
heißt es ja, kinderreiche Familien haben Anſpruch 
auf ausreichende Fürſorge. Aber von dieſer aus⸗ 
reichenden Fürſorge merken die Familien mit 
zahlreicher Kinderſchar heute, nachdem dieſe Ver⸗ 
faſſung 10 Jahre in Kraft iſt, immer noch nichts. 


Bei 


gelehnt. Man erklärte kein Geld zu haben. M. 
D. u. H.] Gerade in dieſem Fall kann einwands⸗ 
frei nachgewieſen werden, daß es ſich um eine 
Mehrbelaſtung von nur 50 000 Gulden für den 
ganzen Freiſtaat handelt. Mit dieſen 50 000 
Gulden könnte man viel Elend und viel Not lin⸗ 
dern. Ich habe den gleichen Antrag im Kreistag 
Großes Werder geſtellt. Ich verlangte, daß der 
Kreis Mittel zur ausreichenden Fürſorge für kin⸗ 
derreiche Familien zur Verfügung ſtellen ſollte. 
Da war es der ſozialdemokratiſche Senator Herr 
Reek, (Hört, hört! bei den Kommuniſten) der auf⸗ 
ſtand und erklärte: „Wo ſollen wir das Geld da⸗ 
für hernehmen?“ Als es dann zur Abſtimmung 
kam, — nachdem ich darauf hingewieſen hatte, 
Du 10 . für Kirchen, für 

andere Einrichtungen dieſes kapitaliſtiſchen 
Staates Geld in Hülle und Fulle Jabs N 
ten ſich die Heren Sozialdemokraten aufzuſtehen, 
auch Herr Reef und die Zentrumsleute. So kam 
es, daß im Kreis Großes Werder ein Fonds für 
die ausgleichende Fürſorge geſchaffen wurde. Und 
warum ſtimmten die Herren dafür? Weil auf der 
Tribüne 40 — 50 Erwerbsloſe zuhörten. Hier 
werden Sie die gleichen Anträge ablehnen. Sie 
werden Gelegenheit haben zu zeigen, ob Sie für 
den Abänderungsantrag ſtimmen werden oder 
nicht. Sie werden das aber nicht machen. Die 
Arbeiterklaſſe kann nur den Kampf gewinnen 
195 die Bankerotteure der Arbeiterpolitik hin⸗ 

eg. 

Wie ſich die Bürgerlichen zu den ki i 
Familien ſtellen, dafür ein Beweis Gen 
werbsloſen Arbeiter iſt plötzlich die Induſtriear⸗ 
beiterunterſtützung auf die Landarbeiterunter⸗ 
ſtützung ohne jeden Grund gekürzt worden. Als 
er nun dem Gemeindevorſteher mitteilte, daß er 
mit dieſer Hungerunterſtützung ſeine Kinder nicht 
mehr ernähren könne und die Kinder dem Ge⸗ 
meindevorſteher und dem Staat zur Verfügung 
1 9 famoſe Gemeindevorſteher fol⸗ 

„Sie geſtatten Herr Präſi i 
ee g Herr Präſident, daß ich es 

Daß Sie Ihre eigenen Kinder der Gemeinde 

übergeben wollen, zeigt, wie wenig Sie ſich Ihrer 

Elternpflichten bewußt ſind. Für gottesfürchtige 

Menſchen ſind Kinder ein Geſchenk, das ſtändig treu 

zu hüten iſt. Sie ſcheinen Kinder als eine Laſt auf⸗ 

zufaſſen, welche Sie, was ſehr bequem üjt, anderen 
Menſchen aufbürden wollen. 


die Juſtiz O0) 


(A 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
So ſieht das ſoziale Gewiſſen der Gemeindevor⸗ 
ſteher, beſonders der Deutſchnationalen aus! 
Wir ſehen, daß die von uns beantragte Erhö⸗ 
hung von 10 000 auf 30 000 Gulden nicht im ent⸗ 
fernteſten ausreicht, um den Ausgleich für dieſe 
kindereichen Familien zu ſchaffen, ganz abgeſehen 
davon, daß die Summe auch noch zur Milderung 
der Folgen von Unglücksfällen dienen ſoll. M. 
D. u. H.! „Die Volksſtimme“ hat neulich einen 
ſehr netten Artikel über die Zunahme der Un⸗ 
glücksfälle geſchrieben, aber Wort und Tat ſind 
bei dieſen Leuten nicht nur zwei verſchiedene 
Worte, ſondern auch zwei verſchiedene Begriffe. 
Dieſer Etat beweiſt es, daß man mit ſchönen Wor⸗ 
ten um ſich zu werfen verſteht, aber dieſe Worte 
nicht in die Tat umſetzen will. Wollten Sie die 
Worte der „Volksſtimme“ jetzt in die Tat um⸗ 
ſetzen, dann müßten Sie dieſe Poſition nicht auf 


30 000 ſondern auf 100 000 Gulden erhöhen. Auch 


dann würde ſie nicht ausreichen. Sie ſehen dar⸗ 
aus, daß unſere Forderung, dieſe Poſition auf 
30 000 Gulden heraufzuſetzen, durchaus nicht agi⸗ 
tatoriſch zu bewerten iſt. 

In Stelle 6 hat man wieder die Poſition ge⸗ 
laſſen „Gewährung von Geldgeſchenken zur Be⸗ 
ſchaffung von Andenken an bedürftige Ehepaare 
aus Anlaß der Feier der goldenen und diamant⸗ 
nen Hochzeit“. Auch wieder eine Stelle, die be⸗ 
weiſt, wie man die Proleten in ihrem Alter mit 
Geſchenken uſw. abſpeiſt. Sie verzichten auf Ge⸗ 
ſchenke, wenn man ihnen das Notwendigſte zum 
Lebensunterhalt gibt. In Stelle 7 hat man 
50 000 Gulden für widerrufliche Zuſchüſſe für 
gemeinnützige Anſtalten und Vereine angeſetzt. 
Wir haben für dieſen Zweck keine Gelder zur Ver⸗ 
fügung. Sie haben ſogar dieſen Poſten um 20 000 
Gulden erhöht und kommen ſich wunder wie ſozial 
vor. Letzten Endes dienen dieſe Summen nur 
privaten Zwecken. Der Staat hat für die Gefan⸗ 
genen eine Fürſorge einzurichten, der Staat hat 


auch für kranke Hilfsbedürftige zu ſorgen, und er 


ſoll dieſe Fürſorge nicht den ſogenannten gemein⸗ 
nützigen Anſtalten und Vereinen überlaſſen. Des⸗ 
tenen wir beantragt, daß man dieſe Stelle 
treicht. 


Am intereſſanteſten iſt aber die Poſition 8, die 
die Mittel für die Erwerbsloſenfürſorge bereit 
ſtellt. Wie die Bürgerlichen zu der Streichung 
gerade dieſer Poſition ſtehen, hat der deutſch⸗ 
nationale Sprecher gezeigt. Er verlor nicht ein 
Wort darüber, daß man hier über 2 Millionen 
eingeſpart hat. Aber da Herr Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki ſo liebenswürdig war, zu bemerken, wir 
könnten hier ſparen, da die Anzahl der Erwerbs⸗ 
loſen abnimmt, iſt es notwendig, daß wir ein we⸗ 
nig näher auf die Erwerbsloſenfürſorge im Frei⸗ 
ſtaat Danzig eingehen. Ich glaube nachweiſen zu 
können, daß Herr Senator Dr. Wiercinſki ſich irrt. 
Uebrigens glaube ich nicht, daß er ein Prophet in 
dem Sinne iſt, daß es der Wirtſchaft immer beſſer 
gehen wird. Ich bin inſofern ein Prophet, als ich 
Ihnen ſage: Die Erwerbsloſenziffer wird ſich im⸗ 
mer mehr ſteigern. Das werden Sie auch nicht 


beſtreiten können. Bei dieſem Syſtem der kapita⸗ 
liſtiſchen Rationaliſierung und Techniſierung muß 
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ſich die Erwerbsloſenziffer erhöhen. Es iſt aber 
intereſſant, hier einmal feſtzunageln, wie das 
Zentrum eigentlich zu der ſozialen Fürſorge über⸗ 
haupt und ganz beſonders zu der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge ſteht. Da ſind mir ſo einige nette Zei⸗ 
tungsartikel in die Hände gefallen. Zunächſt ein⸗ 
mal ein Artikel aus der „Danziger Volksſtimme“ 
vom 26. April 1927, aus dem zu erſehen iſt, wie 
damals die Sozialdemokraten die Zentrumspartei 
bewerteten. Sie geſtatten, Herr Präſident, daß 
ich die Stelle verleſe: 

Kann alſo zur Sozialdemokratie jeder gehören, 
der in umſeren ärdiſchen Zielen mit uns einig iſt, jo 
haben wir allerdings alle Kräfte anzuſpannen, um 
der werktätigen Bevölkerung in Stadt und Land 
immer wieder die ſoziale Einſtellung des Zentrums 
zu zeigen, das bereit iſt, Angriffe des Unternehmer⸗ 
tums auf die ſozialen Rechte der Arbeiterſchaft zu 
ſunterſtützen, wenn es dadurch Vorteile für die ka⸗ 
aholiſche Kirche herausſchlagen kann. 

M. H. Sozialdemokraten, glauben Sie, daß ſich 
dieſe reißenden Wölfe in dieſem Jahr zu fried⸗ 
lichen Mönchen umgewandelt haben? Die haben 
dieſe Einſtellung immer noch. Das Intereſſante 
iſt, daß Sie heute dieſe Einſtellung auch haben; 
denn was Sie hier von der Zentrumspartei ſchrei⸗ 
ben, paßt heute in Bauſch und Bogen auch für die 
Sozialdemokratiſche Partei. (Vielleicht haben 
Sie den Artikel geſchrieben? links.) Sie ſtellen 
mir ein gutes Zeugnis aus. Damit geben Sie 
zu, daß damals noch eine andere Einſtellung vor⸗ 
handen war. Der Artikel ſagt die Wahrheit, das 
werden Sie nicht beſtreiten können, auch wenn 
Sie mit dieſen Herren in einem Ehebett liegen. 
Es iſt intereſſant, was der hier öfter zitierte 
Pfarrer Aeltermann in Bezug auf die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge zu ſagen hat. Intereſſanter noch iſt, 
daß es das Zentrumsorgan tatſächlich wagte, die⸗ 
ſen Artikel des Herrn Pfarrer Aeltermann aufzu⸗ 
nehmen. Das Blatt iſt vom 28. Februar 1927, 
da führte Herr Pfarrer Aeltermann wörtlich aus: 

Na und dann die Erwerbsloſenfürſorge, ſie iſt 

eim Kapitel für ſich, jo wie ſie eingeriſſen iſt. Man 

dann wohl jagen, die Menſchen find nicht reif oder die 

Zeit war nicht reif hierfür. Noch beſſer dürfte man 

jagen, die Geiſter, die ich rief, die werde ich niemals 

los. Dazu darf doch ſolche Fürſorge nicht ausarten, 
daß der ſtrebſame und fleißige Menſch der Dumme 
iſt und zahlt für Faulenzer und Drückeberger. Da⸗ 
durch wird die Arbeitsluſt untergraben. Es iſt un⸗ 
erhört, daß man ſich micht um Arbeit zu kümmern 
braucht, aber auch micht nötig hat, durch anſtändiges 

„Benehmen, durch Pünktlichkeit ſein Brot zu erhalten 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Das beweiſt 
die Einſtellung der Zentrumspartei gegenüber der 
Erwerbsloſenfürſorge. Das ſind Ihre Freunde, 
mit denen Sie heute gemeinſam die Bezüge der 
Erwerbsloſenfürſorge kürzen. Das, was die bür⸗ 
gerlichen Parteien in ähren Preſſeorganen als 
grundſätzliche Einſtellung äußern, führt der Staat 
als Werkzeug der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftskreiſe 
ganz rigoros durch. Der Staatsapparat zeigt ſich 
ganz beſonders bei der Erwerbsloſenfürſorge als 
Ausführungsorgan der herrſchenden Klaſſe und 
iſt nichts anderes als ein Werkzeug zum Abbau 
der ganzen Erwerbsloſenfürſorge. 

Die Mittel, durch die den Erwerbsloſen die 
Bezüge entzogen oder geſchmälert werden, will 
ich Ihnen hier einmal in groben Umriſſen dar⸗ 
legen. Wir müſſen dabei drei große Hauptgrup⸗ 
pen unterſcheiden. Zunächſt einmal die Gruppe 
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und früher ſelbſtändig waren. 
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der Nichtempfänger der Erwerbsloſenunterſtüt⸗ 
zung, zweitens die Gruppe derjenigen Erwerbs⸗ 
loſen, denen man die Unterſtützung in der bru⸗ 
talſten Art und Weiſe kürzt, drittens die Gruppe, 
der man die bereits gezahlte Unterſtützung wieder 
entzieht. Wenn Herr Senator Dr. Wiercinſki 
hier erklärt, die Erwerbsloſenziffer nehme ab, ſo 
wird ihm doch bekannt ſein, daß ein großer Teil 
der Werktätigen überhaupt keine Unterſtützung 
erhält. Das hat ja auch der Herr Regierungsver⸗ 
treter damals zum Ausdruck gebracht, indem er 
darauf hinwies, daß eine weit größere Anzahl 
Erwerbsloſer unterſtützt werden müßte, wenn die 
kommuniſtiſchen Anträge angenommen würden. 
Wer empfängt keine Unterſtützung? Alle die⸗ 
jenigen, die heute ohne Erwerb, ohne Arbeit ſind 
Die Zahl dieſer 
Leute iſt durchaus nicht gering und nimmt mit 
der kapitaliſtiſchen Rationaliſierung und Techni⸗ 
ſierung zu. Denken Sie an all die Hand⸗ 
werker, an all die Leute aus dem Mittel⸗ 
ſtand, die durch den Großbetrieb ihr Brot 
verlieren, die alſo nicht mehr imſtande ſind, ſich 
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durch ſelbſtändige Arbeit ihr Brot zu verdienen. 
All dieſe Leute ſind von dem Bezug der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung ausgeſchloſſen. Gehen Sie hin⸗ 
aus auf die Dörfer. Dort haben die Schneider, 
Schuhmacher und andere Handwerker nichts mehr 
zu tun. Niemand bringt ihnen Arbeit. Wenn ſie 
um Unterſtützung einkommen, werden ſie überall 
abgewieſen. 
keine Unterſtützung empfängt. Das ſind all die 
Arbeiter. die ordnungsmäßig entlaſſen werden. 
Senator Dr. Wiercinſki wird dieſe Gruppe 
ganz genau kennen, denn er wird bereits hun⸗ 
derte von Beſchwerden erhalten haben. Ord⸗ 
nungsmäßig entlaſſen bedeutet, daß es keine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung gibt. Wer wird ord⸗ 
nungsmäßig entlaſſen? Faſt immer nur die Ar⸗ 
beiter, die aufrecht daſtehen und dem Unterneh⸗ 
mer gegenüber ein gerades Kreuz zeigen. Das 
Fürſorgegeſetz gibt den Unternehmern jo, wie es 
augenblicklich gehandhabt wird, geradezu eine 
Handhabe, um ſolche Leute aus ihren Betrieben 
hinauszuwerfen. Der Staat hat für dieſe Leute, 
die ordnungsmäßig entlaſſen ſind, nichts übrig, 
ſondern überweiſt ſie der Wohlfahrtspflege, d. h. 
dem Hungertode. Eine dritte Untergruppe von 
Leuten, die keine Anterſtützung bekommen, find 
alle die, die noch nicht 16 Jahre alt find, die Ar⸗ 
beitsburſchen und Arbeitsmädel von 14—16 Jah⸗ 
ren. Sie wiſſen, wie dieſes Wirtſchaftsſyſtem 
gerade dieſe unentwickelten Arbeiterinnen un 
Arbeiter zwingt, mit 14 Jahren bereits in den 
Betrieb zu gehen, um ſich das tägliche Brot zu 
verdienen. Wenn ſie wegen Arbeitsmangel ent⸗ 
laſſen werden, erhalten ſie keine Anterſtützung, 
ſie ſind ja noch nicht 16 Jahre alt. Die geſetzliche 
Handhabe iſt nicht gegeben, um ihnen die Anter⸗ 
ſtützung zukommen zu laſſen. 

Eine zweite große Gruppe bilden alle diejeni⸗ 
gen, denen man die Anterſtützung kürzt. Hier nun 
zeigt es ſich in aller Deutlichkeit, wie dieſer Staat 
dazu kommt, die Summe für die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge herabzuſetzen. Wem wird die Unter- 


Dann eine zweite Untergruppe, die 


ſtützung gekürzt? Wer eine Kuh oder einen klei⸗ 


nen Garten hat, bekommt entweder die Erwerbs⸗ 
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loſenunterſtützung gar nicht oder nur im be⸗ 
ſchränkten Maße. Dafür ein Beiſpiel. Der 
Maurer Karl Philipſen hat einen Obſtgarten. 
Er iſt verheiratet und hat fünf Kinder. Da er 
erwerbslos iſt, müßte er eine Unterſtützung von 
4,60 Gulden pro Tag erhalten, dazu während 
der Wintermonate noch die Winterbeihilfe. Weil 
er nun aber einen Garten hat, kürzt man ihm die 
Unterſtützung um 1,30 Gulden pro Tag, d. h. alſo, 
er bekommt monatlich inkl. Kürzung der Winter⸗ 
beihilfe 44,20 Gulden weniger, als ihm nach dem 
Geſetz zuſtehen. Der Garten bringt natürlich 
nicht im entfernteſten 44,20 Gulden monatlich ein. 
Man kümmert ſich gar nicht darum, ob der Garten 
tatſächlich jo groß ült, 44, 45 oder 50 Gulden zu 
bringen. Man erklärt einfach: „Du haſt einen 
Garten, deshalb iſt dieſe Kürzung gerechtfertigt.“ 
Es war dieſer Koalitionsſenat, der dieſe Entſchei⸗ 
dung fällte. Die Antwort auf die Beſchwerde 
dieſes Arbeitsloſen ſeitens des Senats lautet, Sie 
geſtatten, Herr Präſident, daß ich es verleſe: 

Auf die Beſchwerde vom 6. 3. 1928 betr. den 
Maurer Karl Philipſen in Neuſtädterwald teilen. 
wir folgendes mit: 

„Die Zahlung der vollen Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung erſcheint im Hinblick auf das nicht unbedeu⸗ 
tende Beſitztum des Beſchwerdeführers nicht gerecht⸗ 
fertigt. Die Einnahmen aus dem Garten, die na⸗ 
türlich auf das ganze Jahr zu verteilen ſind, ſind 
micht, wie dort angegeben würd, nur zur Hälfte zu 
berückſichtigen, weil die Beſtimmung des $ 8 Abſ. 2 
des HER Mad y an ſich nur auf die 
Einnahmen der Familienangehörigen erſtreckt, es ſich 
Ge um Einnahmen aus eigenem Beſitztum 
en deshalb nicht, der Beſchwerde zu 

Der Staat hat 44,20 Gulden monatlich bei einem 
Erwerbsloſen geſpart. Ich möchte aber fragen, ob 
der Staat von einem Großagrarier höhere Steu⸗ 
ern einzieht, wenn die Herren einen großen Gar⸗ 
ten haben. Wird den Beamten auf dem Lande, 
die in Gruppe XI und XII find und ſich ein oder 
zwei Kühe halten, eine höhere Beſteuerung auf⸗ 
erlegt? Nein, es wird erklärt, was die Kuh an 
Einnahmen bringt, das verbraucht ſie auch. Wenn 
der Betreffende eine oder zwei Kühe hat, ſo geben 
wir ihm ohne weiteres Recht. Aber dem Erwerbs⸗ 
loſen jagt man: „Da Du ein oder zwei Kühe haſt, 
kannſt Du Deinen Lebensunterhalt friſten Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bekommſt Du nicht.“ So 
ſpart man auf Koſten der Erwerbsloſen, d. h 
. Recht für . 8 

ine zweite Antergruppe, die beweiſt, wi 
man in dieſem Staat ſpart, iſt die 1 0 = 


d Erwerbsloſen, bei denen die rechtsmäßigen Nach⸗ 


zahlungen unterbleiben. Da möchte ich an d 

Senat die Frage richten: Hat der e Ver- 
fügung erlaſſen, daß Nachzahlungen an Erwerbs⸗ 
loſe nur von dem Zeitpunkt an zu erfolgen haben, 
an ale die Klage als gerechtfertigt anerkannt 
wird? Es ſoll vom Senat eine Verfügung er⸗ 
laſſen worden ſein, die beſagt, wenn der Betref⸗ 
fende vor zwei oder drei Monaten irgendwie ſe ine 
volle Anterſtützung nicht bekommen hat, und es 
ſtellt ſich jetzt heraus, daß er ſie zu bekommen 


hatte, hann fie ihm nicht nachgezahlt werden, ſon⸗ 
dern es iſt erſt vom Zeitpunkt der Entſcheidung 
die erhöhte Unterſtützung zu zahlen. Das wurde 
mir auf dem Arbeitsamt in Tiegenhof erklärt. 
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Der Senat handelt auch danach. Er kann die Ber: 
fügung vielleicht abſtreiten, aber nicht Tatſachen. 
Dafür ein Beiſpiel. In einer Gemeinde im Wer⸗ 
der iſt einem Erwerbsloſen im vergangenen Jahr 
Winterbeihilfe nicht ausgezahlt. Der betreffende 
Arbeiter wendet ſich ſofort beſchwerdeführend nach 
Tiegenhof. Tiegenhof veranlaßte beim Gemeinde⸗ 
amt die Nachzahlung bzw. unternahm den Ver⸗ 
ſuch, die Gemeinde zur Nachzahlung zu veran⸗ 
laſſen. Es geſchah nichts. Der Betreffende be⸗ 
ſchwerte ſich immer wieder das ganze Jahr hin⸗ 
durch, es half nichts, bis ich in dieſem Jahr end⸗ 
gültig noch einmal eine Beſchwerde einreichte. 
Auf die Beſchwerde habe ich folgende Antwort be⸗ 
kommen, Sie geſtatten, Herr Präſident, daß ich es 
verleſe: 

U hre Beſchwerde vom 14. 1. d. Is. betr. Ge⸗ 
a Ver Win erbeihilfe 11 den Acheter Johann 
Stafaſt aus Parſchau für den Winter 1926/27 teilen 
wir mit, daß der a in ſeiner 
Sitzung am 19. er. die Beihmerde zurückgewieſen hat, 
da Zahlungen für eine Zeit, die über ein Jahr aus 
rückliegt, nicht mehr vorgenommen werden können. 

Man hat dieſem Erwerbsloſen die Winterbeihilfe 
nicht ausgezahlt, trotzdem er einen geſetzmäßigen 
Anſpruch darauf hat. Er reichte fortwährend 
Beſchwerden ein und jetzt erklärt man, die Sache 
ſei veraltet, er habe auf die Unterſtützung keinen 
Anſpruch. Das beweiſt, daß man in jeder Art und 
Weiſe ſpart. 

Weiter wird geſpart, indem man die Behe⸗ 
bung der Bedürftigkeit durch einen Teilbetrag als 
gerechtfertigt anerkannt, weil in demſelben Haus⸗ 
halt noch ſo und ſo viele mitverdienen. Eigen⸗ 
artig iſt es, daß man immer den Angaben der be⸗ 
treffenden Verwaltungsbehörde Glauben ſchenkt, 
ohne ſich davon zu überzeugen, ob dieſe Angaben 
der Verwaltungsbehörden tatſächlich wahrheits⸗ 
getreu ſind. Man erklärt mit aller Brutalität, 
es ſei das und das berichtet worden und das müſſe 
Wahrheit ſein. Dann ſtellt ſich in ſehr vielen 
Fällen heraus, daß dieſe Berichte erlogen find. 
Der Soziale Ausſchuß hat ſich wor einigen Wochen 
mit ſolch einem Fall beſchäftigt, wo ſich heraus⸗ 
geſtellt hat, daß die Berichte des betreffenden Ge⸗ 
meindevorſtehers von A bis Z erlogen und er⸗ 
ſtunken waren. Trotzdem hat ſich der Senat nicht 
bemüht, die Wahrheit herauszuſuchen. (Abg. 
Raſchke: Dafür hat er keine Zeit!) Ich habe hier 
einige Fälle, in denen man erklärt, der Bedürf⸗ 
tigkeit könne durch einen Teilbetrag abgeholfen 
werden. Eine Familie, beſtehend aus fünf Köp⸗ 
fen, hat nach Angabe der Familie, und zwar 
können dieſe Angaben durch die Steuerbücher 
nachgewieſen werden, ein monatliches Einkommen 
von 228 Gulden. Davon gehen 52 Gulden 
Miete ab, 20 Gulden Licht und Heizung. Es 
bleiben alſo 156 Gulden monatlich. Die Frau 
iſt ſchwer krank, ſo daß ein Teil der Ausgaben 
noch für Medikamente drauf geht. Den fünf Per⸗ 
ſonen bleibt alſo für Kleidung und Ernährung 
ein Betrag von ungefähr 130 oder 140 Gulden 
monatlich. Der Vater iſt erwerbslos und hätte 
mit ſeiner Frau den täglichen Unterſtützungsſatz 
von 2,65 Gulden bekommen müſſen. Man gibt 
ihm nur einen Gulden und erklärt, das genüge 
vollkommen, um die Bedürftigkeit zu beheben. 


(Zuruf des Abg. Raſchke.) 
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Daß in die gleiche Kerbe auch ſozialdemokra⸗ 
liſche Gemeindevorſteher hauen, dafür ein Bei⸗ 
ſpiel aus Paſewark. Dort zahlt der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Gemeindevorſteher einem Erwerbsloſen, 
der 25 Jahre alt iſt, nicht 1,70 G, ſondern nur 1,50 
täglich. Warum? Sein Vater iſt auch erwerbs los 
und bekommt ſchon Erwerbsloſenunterſtützung. 
Sonſt ſind keine Einnahmen vorhanden. Ein an⸗ 
derer Erwerbsloſer im Alter von 25 Jahren, er⸗ 
hält ebenfalls nicht 1,70 G, ſondern nur 1,50 G, 
weil der Vater Landarbeiter iſt und drei ſchul⸗ 
pflichtige Kinder zu ernähren hat. Ein anderes 
Einkommen iſt in dieſem Haushalt nicht vorhan⸗ 
den. Wenn das ſchon an grünem Holz geſchieht, 
was wird dann erſt am verdorrten Holz der 
deutſchnationalen Gemeindevorſteher entſtehen. 
Die kürzen nicht nur, die geben überhaupt keine 
Unterſtützung. Wenn man ſich beſchwerdeführend 
an die vorgeſetzte Behörde wendet, erklärt die ſich 
mit dieſen Kürzungsmaßnahmen einverſtanden. 
Herr Senator Dr. Wiercinſki muß begründen, 
weshalb zwei Millionen abgebaut werden. (Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki: Ganz andere Gründe!) Sie 
können nachher die andern Gründe klarlegen, die 
werden aber nicht ſtichhaltig ſein. So hatte ein 
Arbeiter aus einer Gemeinde im Werder auch Er⸗ 
höhung der Unterſtützung von 1,25 G auf 1,70 G 
beantragt. Er wohnt im Haushalt ſeines Schwa⸗ 
gers, iſt 25 Jahre alt, hat alſo ohne weiteres An⸗ 
ſpruch auf 1,70 G. Er wandte ſich beſchwerde⸗ 
führend nach Tiegenhof und erhielt folgende Ant⸗ 
wort, die ich mit Genehmigung des Herrn Präſi⸗ 
denten verleſe: 

Auf Ihre Beſchwerde vom 29. 2. d. Is. betr. 
Zahlung der vollen Exwerbsloſenunterſtützung an 
den Arbeiter Wilhelm Ficht in Damerau teilen wir 
mit, daß der Kreisfürſorgeausſchuß in ſeiner Sitzung 
am 19. d. Mts. die Beſchwerde zurückgewieſen hat. 
Da v. Sicht ſich im Haushalt ſeines Schwagers auf⸗ 
hält, wird die gezahlte Erwerbsloſenunterſtützung als 
ausreichend erachtet. Zudem ſteht er ſeit Mitte März 
wieder in Arbeit. 

Der letzte Satz iſt intereſſant. Damit tut man 
einen großen Teil der Beſchwerden ab. Wenn der 
Arbeiter wieder Beſchäftigung hat, iſt die ganze 
Angelegenheit erledigt. Was werden wir uns 
weiter darum bekümmern. Das iſt Ihre Auf⸗ 
faſſung. 

Eine andere Gruppe von Erwerbsloſen, denen 
man die ihnen geſetzlich zuſtehende Unterſtützung 
kürzt, ſind die, die ſich während ihrer Erwerbs⸗ 
loſigkeit verheiraten. Wir ſind im heutigen Kul⸗ 
turſtaat weit gekommen. Ein Erwerbsloſer hat 
heute nicht mehr die Möglichkeit, ſich zu verheira⸗ 
ten. Wenn ſie heiraten, bekommen ſie nicht den 
Zuſchuß für Frau und Kinder. Das wird Herr 
Senator Dr. Wiercinſti beſtätigen müſſen. Es 
wird höchſte Zeit, daß eine Verfügung erlaſſen 
wird, um dieſe Maßnahme außer Kraft zu ſetzen; 
denn geſetzlich iſt fie nicht direkt feſtgeſetzt, ſondern 
man hat ſie erſt herausgeklaubt. Sie werden ſich 
da auf den Paragraphen berufen, in dem es heißt, 
der betreffende Erwerbsloſe hat nur Anſpruch auf 
den Zuſchlag für ſolche Familienangehörigen, die 
er bis zu ſeiner Erwerbsloſigkeit unterhalten hat. 
Nun ſagen Sie, wenn er während ſeiner Erwerbs⸗ 
oſigkeit heiratet, und Kinder bekommt, hat er fie 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
vor ſeiner Erwerbsloſigkeit nicht unterhalten. 
Deshalb bekommt er nicht den Zuſchlag für Frau 
und Kinder. Herr Pfarrer Weiſe, Ihnen ſind das 
alles böhmiſche Wälder, das iſt der Kulturſtaat. 
Erwerbsloſen iſt nicht geſtattet zu heiraten, ſonſt 
müſſen Frau und Kinder verrecken. 
Dieſer Zuſtand iſt unter dem Koalitionsſenat 
noch immer nicht beſeitigt worden. Auch da ſpart 
der Senat natürlich einen Teil der zwei Milli⸗ 
onen. Ich kenne einen ganz kraſſen Fall, wo man 
ganz rigoros vorgehen wollte. Ein Arbeiter ſteht 
bis zum Montag in Arbeit, wird erſt am Montag 
entlaſſen. Am Sonntag hatte er Hochzeit. Er 
beantragte Unterjtügung und erhielt fie nur für 
ſich. Es mußten erſt endloſe Beſchwerden geſchrie⸗ 
ben werden, bis dieſer unhaltbare Zuſtand beſei⸗ 
tigt wurde. Sogar in ſolchen Fällen ſtellen ſich 
Senat und Landratsamt auf den Standpunkt, daß 
der Arbeiter für ſeine Frau keine Erwerbsloſen⸗ 
Unterſtützung erhalten darf, da er bis dahin ſeine 
Frau nicht ernährt hat. Der Betreffende konnte 
nicht wiſſen, daß er am Montag entlaſſen würde. 
Er hätte dann aber wohl auf Hochzeit trotz der 
ſchon getroffenen Vorbereitungen verzichten müſ⸗ 
ſen. (Abg. Liſchnewſki: Dann müßte er ſich Montag 
ſcheiden laſſen!) Dann eine andere Gruppe von 
Erwerbsloſen, bei denen man ſpart. Das ſind alle 
diejenigen, die früher viel verdient haben. Nen⸗ 
nen Sie eine Arbeiterkategorie, die viel verdient. 
Die können Sie mit der Laterne ſuchen, die werden 
Sie nicht finden. Intereſſant iſt es aber, daß das 
Zentrum, als es im vergangenen Jahre die neuen 
Abänderungen in Bezug auf das Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetz begründete, darauf hinwies, ein 
Teil der Erwerbsloſen wird ſogar mehr Unter⸗ 
ſtützung erhalten als bisher, und zwar alle die⸗ 
jenigen, die dementſprechend früher viel verdient 
haben. Man machte alſo allen Arbeitern, die 
früher viel verdient hatten, den Mund wäſſrig: 
„Wenn Ihr erwerbslos werdet, bekommt Ihr 
eine höhere Unterſtützung.“ Man wendet ja auch 


dieſes Mittel bei der kommenden Erwerbsloſen⸗ I 


verſicherung an, indem man ſagt, die Arbeiter, 
die früher viel verdient haben, kleben höhere 
Marken und bekommen auch eine höhere Unter⸗ 
ſtützung. Wir ſagen und wir werden Recht behal⸗ 
ten, man wird auch nachher bei der Markenkle⸗ 
berei dieſelbe Entſcheidung fällen wie hier. Wer 
die Verhältniſſe in Deutſchland kennt, weiß, daß 
wir Recht haben, wenn wir derartiges behaupten. 

Man gewährt alſo einem Arbeiter 1927 nicht 
die Erwerbsloſenunterſtützung, weil er zirka 1000 
bis 1400 Gulden im Jahre vorher verdient hatte. 
Nun, dieſe Summe hat das Landratsamt ange⸗ 
geben, und zwar hat es dieſe Summe vom Ge⸗ 
meindevorſteher erfahren, ſie ſtimmt natürlich bei 
weitem nicht. Aber angenommen, ſie hätte ge⸗ 
ſtimmt, was iſt das für eine rieſengroße Summe 
1400 Gulden in ſieben bis acht Monaten! Es 
heißt aber, Du haſt viel verdient, deshalb haſt Du 
keinen Anſpruch auf Anterſtützung. Wenn Du 
mehrere Monate ohne Anterſtützung geblieben 
biſt, werden wir Dir eine Teilunterſtützung ge⸗ 
währen. So antwortete der Kreisausſchuß Tie⸗ 
genhof auf eine Beſchwerde folgendermaßen. Ich 
darf es wohl verleſen, Herr Präſident: 
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Auf Ihr Schreiben vom 14. 1. cr. betr. Gewäh⸗ 
rung der Erwerbsloſenunterſtützung an den Arbeiter 
Paul Kreutzner in Trappenfelde teilen wir mit, daß 
der Kreisfürſorgeausſchuß in ſeiner Sitzung am 27. 
1. cr. die Zahlung der Unterſtützung abgelehnt hat, 
da P. Kreutzner im Sommer ein Einkommen von 
1400 Gulden gehabt hat und daher Bedürftiskeit 
worläufig nicht anerkannt werden kann. 

Dieſe Entſcheidung iſt am 27. Januar gefallen, 
und der betreffende junge Mann, er iſt 27 Jahre 
alt, war bereits ſeit Oktober arbeitslos. Da er⸗ 
klärt man ihm am 27. Januar, er habe im Som⸗ 
mer 1400 Gulden verdient und deshalb bekomme 
er keine Erwerbsloſenunterſtützung. Und wie ſah 
es in dem Haushalt dieſes jungen Mannes aus? 
Der Vater war Landarbeiter. Sie kennen das 
Gehalt eines Landarbeiters, die Mutter iſt krank 
und dauernd bettlägerig, was durch ein Atteſt 
nachgewieſen werden konnte. Außerdem iſt im 
Hauſe noch eine 16⸗jährige Tochter, die nichts ver⸗ 
dienen konnte, da ſie die Mutter pflegen mußte. 

Sie ſehen, allmählich kommt es heraus, wes⸗ 
halb die zwei Millionen eingeſpart werden, Herr 
Senator Dr. Wiercinſki, auch wenn die Erwerbs⸗ 
loſenziffer nicht abnimmt. Eine andere Kategorie 
erhält die Unterſtützung nicht, weil ſie zu kurze 
Zeit gearbeitet hat. Gewöhnlich ſind es Perſonen, 
die 16 oder 17 Jahre alt ſind. Sie konnten durch 
einen Arbeitsnachweis nicht vermittelt werden, 
ſie mußten ſich ſelbſt Arbeit ſuchen. Wenn ſie für 
zwei bis drei Wochen eine Arbeit fanden und ſich 
nun mit 16 Jahren erwerbslos melden, heißt es, 
ſie hätten die geſetzlichen Bedingungen nicht er⸗ 
füllt und bekämen keine Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung. So habe ich hier eine Entſcheidung aus 
Tiegenhof, die folgendermaßen lautet, Sie ge⸗ 
ſtatten Herr Präſident, daß ich es verleſe: 

Auf Ihr Schreiben vom 7. 12. 27 betr. Gewäh⸗ 
rung der Erwerbsloſenunterſtützung an die Arbeiterin 
Lieſe Hilbrecht aus Gr. Lichtenau teilen wir mit, daß 
der Kreisfürſorgeausſchuß in feiner Sitzung am 11. 
cr. die Beſchwerde zurückgewieſen hat, da die nachge⸗ 
wieſene Arbeitszeit von einigen Tagen — 

es 1 ſich nicht um einige Tage, ſondern um 
ochen — 
| für den Bezug der Erwerbsloſenunterſtützung nicht 
als ausreichend erachtet wird. Sie hätte im Sommer 
ſehr wohl längere Beſchäftigung haben können, wenn 
ſie ſich darum bemüht oder an den Gemeindevorſteher 
gewandt hätte. 
Sie war im Sommer 15 Jahre alt und der Ge⸗ 
meindevorſteher hätte erklärt: „Du biſt 15 Jahre 
alt, das Arbeitsamt hat mit Perſonen von 15 
Jahren nichts zu tun.“ Außerdem würde ſie nicht 
eingeſtellt worden ſein, weil die Herren Großagra⸗ 
rier nur gezwungen hieſige Arbeitskräfte einſtel⸗ 
len. Da kommt die betreffende Verwaltungsſtelle 
und jagt: „Mädel, Du biſt 16 Jahre alt, Du 
müßteſt eine Unterjtügung bekommen. Es ſteht 
feſt, daß Du arbeitswillig biſt, denn Du haſt ver⸗ 
ſucht, Deinen Lebensunterhalt durch eigene Ar⸗ 
beit zu friſten, aber Du haſt leider zu kurze Zeit 
gearbeitet und kannſt deshalb eine Anterſtützung 
nicht bekommen.“ 

Eine andere Gruppe von Erwerbsloſen, denen 
man die Anterſtützung kürzt und bei denen man 
ſpart, ſind alle die Induſtriearbeiter, die man 
einfach kurzer Hand zu Landarbeitern macht, und 
bei denen man den Anterſtützungsſatz in vielen 


Fällen von 4,60 Gulden auf 3,20 herabſetzt. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Außerdem ſpart man noch die Winterbeihilfe. 
Auch dafür einige Beweiſe. Ein Arbeiter in Neu⸗ 
kirch konnte den Nachweis führen, daß er die letz⸗ 
ten Jahre hindurch durchweg als Arbeiter bei 
höherem Lohn gearbeitet hat, daß er alſo die letz⸗ 
ten Jahre hindurch nicht in der Landwirtſchaft 
tätig war. Er reichte auch die Arbeitsbeſcheini⸗ 
gungen ein und erhielt darauf folgenden Beſcheid, 
den ich wohl verleſen darf, Herr Präſident: 
Auf Ihr Schreiben vom 30. Januar 1928 betr. 
Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung für den 
Arbeiter Guſtaw Lobiinifi aus Neukirch, teilen wir 
mit, daß der Kreisfürſorgeausſchuß in ſeiner Sitzung 
am 17. 2. 28 die Beſchwerde zurückgewieſen hat, da 
die für die Gewährung der Anterſtützung als Indu⸗ 
ſtriearbeiter nachgewieſenen Arbeitszeiten in Indu⸗ 
ſtriebetrieben nicht als ausreichend erachtet werden. 
Dabei hat der Mann die letzten zwei Jahre hin⸗ 
durch für einen höheren Lohn gearbeitet, als ihn 
die Landarbeiter bekommen. 

Ganz rigoros iſt aber die Entſcheidung in 
einem anderen Fall, der mir hier vorliegt. Ein 


Arbeiter iſt ſeit 1922 bis in dieſem Jahr bei den 
Eindeichungsarbeiten beſchäftigt. Sie werden doch 
Eindeichungsarbeiten, Herr Senator, beim beſten 
Willen nicht als Landarbeit bezeichnen können. 
Sie ſchütteln mit dem Kopf. (Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki: Induſtriearbeit iſt es auch nicht!) Es han⸗ 
delt ſich beim Geſetz, Sie müſſen es doch kennen, 
nicht um Induſtrie⸗ und Landarbeit, ſondern um 
den früher verdienten Lohn und da werden Sie 
mir Recht geben müſſen, daß bei den Eindeichungs⸗ 
arbeiten höhere Löhne gezahlt werden als bei der 
Landarbeit. Die Leute erhielten 80 P die Stunde. 
Auch wenn ſie 60 P bekommen hätten, wäre es 
ein höherer Lohn geweſen, als ihn die Landarbei⸗ 
ter bekommen. Es iſt nachgewieſen, daß der Mann 
von 1922 bis jetzt ununterbrochen bei den Eindei⸗ 
chungen gearbeitet hat, und zwar gegen einen hö⸗ 
heren Lohn, als ihn die Landarbeiter bekommen. 
In dem betreffenden Paragraphen ſteht, daß die 
Leute an Unterſtützung 80 Prozent des Lohnes 
bekommen ſollen, den ſie erhalten würden, wenn 
ſie nach den für ihren Tarif geltenden Beſtimmun⸗ 
gen in voller Arbeit ſtänden. Dem Mann werden 
nur 3,20 Gulden gezahlt, trotzdem er geſetzlich auf 
eine höhere Unterſtützung Anſpruch hat. Auf eine 
Beſchwerde kommt der Beſcheid, Sie geſtatten 
Herr Präſident, daß ich es verleſe: 

Auf Ihre Beſchwerde vom 6. 3. cr. betr. Gewäh⸗ 
rung der Erwerbsloſenunterſtützung als Induſtrie⸗ 
arbeiter an den Arbeiter Johann Liedtke in Zeyers⸗ 
worderkampen teilen wir mit, daß der Kreisfürſorge⸗ 
ausſchuß in ſeiner Sitzung am 19. cr. zurückgewiesen 
hat, da Liedtke als Induſtriearbeiter nicht anerkannt 
werden kann. Er hat die ihm als Landarbeiter zu⸗ 
ſtehende Erwerbsloſenunterſtützung erhalten und 
kommt ſomit eine Erhöhung derſelben nicht in Frage. 
Jetzt fangen Sie ſchon an, die Geſetze zu ver⸗ 

drehen. Sie erklären jetzt Leute, die einen An⸗ 
ſpruch auf höhere Anterſtützung haben, zu Land⸗ 
arbeitern. Im Geſetz iſt etwas derartiges gar 
nicht vorgeſehen. Sie haben dieſen Leuten 80 


Prozent des Lohnes als Höchſtunterſtützung zu 
bezahlen, den ſie früher bekamen bzw. den ſie 
bekommen würden, wenn ſie in Arbeit ſtänden. 
Nun, Herr Senator, der Mann arbeitete von 1922 
bis jetzt bei den Eindeichungsarbeiten, und Sie 
können ihn doch nicht als Landarbeiter anſpre⸗ 


chen. Er kann ebenſo gut in der Induſtrie, in der 
Stadt eingeſtellt werden. Sie können nicht will⸗ 
kürlich ſagen, für den Mann komme eine Einſtel⸗ 
lung nur in der Landwirtſchaft in Frage. (Zuruf 
des Senators Dr. Wiercinſki.) Von 1922 ab nicht! 
Er war alſo ſechs Jahre gegen einen höheren 
Lohn bei den Eindeichungsarbeiten tätig. Mit 
demſelben Recht wäre anzunehmen, daß er in 
beſſer bezahlten Stellungen untergebracht wird. 
Aber gerade im Winter werden Sie Landarbeiter 
nicht unterbringen können. (Senator Dr. Wier⸗ 
oinſki: In der Induſtrie auch nicht!) Da viel 
eher als in der Landwirtſchaft, das ſteht feſt. Es 
galt nachzuweiſen, in welch brutaler Art und 
Weiſe man hier den Erwerbsloſen die Unterjtüt- 
zung kürzt. Dann ſtellt man ſich hier hin und er⸗ 
klärt, die Beträge für die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung hätten ih um zwei Millionen verringert. 
Ich möchte hören, was die Sozialdemokraten zu 
dem angeblichen Abnehmen der Erwerbsloſen 
jagen. 

Dann die dritte große Gruppe von Erwerbs⸗ 
loſen. Da ſpart man, indem man auf irgend eine 
Weiſe einen Vorwand konſtruiert, um ihnen die 
Unterſtützung für Wochen und Monate zu entzie⸗ 
hen. Ich will einen ganz kraſſen Fall anführen. 
In der Gemeinde Gr. Lichtenau veranſtalteten 
die Herren Großagrarier, wie üblich, eine Treib⸗ 
jagd. Der Vorfall fällt auch in die Zeit des jetzi⸗ 
gen Koalitionsſenats. Die Herren Großagrarier 
fordern nun Erwerbsloſe an. Die Erwerbslosen 
ſind bereit zu erſcheinen, fragen aber nach der 
Entlohnung. Da erklärt man, es werde Tarif⸗ 
lohn gezahlt. Die Landarbeiter erwiderten, das 
ſei keine Landarbeit, die Treibjagd könne nicht 
unter den Tarif der Landarbeiter fallen. Hinzu 
kommt, daß ſich einwandfrei nachweiſen läßt, daß 
an dem Tage ein furchtbares dreckiges Wetter 
herrſchte. Bei dieſem dreckigen Wetter im Winter 
ſollten nun die Erwerbsloſen für den Arbeits⸗ 
lohn von 30 bzw. 40 Pfennig, Unverheiratete 
weniger, durch die Felder jagen, um den Groß⸗ 
agrariern die Haſen zuzutreiben. Die Erwerbs⸗ 
loſen weigerten ſich ſelbſtverſtändlich und erklär⸗ 
ten, daß ſie auch mit der Kleidung nicht darauf 
eingerichtet ſeien. Was geſchah nun? Man er⸗ 
klärte dieſe Weigerung als Arbeitsverweigerung 
und entzog 16 Erwerbsloſen ſofort die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung, weil ſie ſich weigerten, zur 
Treibjagd für 30 oder 40 P die Stunde zu er⸗ 
ſcheinen. Ich ſetzte mich mit dem Landratsamt 
in Verbindung und machte dieſe Maßnahme rück⸗ 
gängig. Aber aus der Welt war dieſe Tatſache 
noch nicht geſchafft. Sie wurde wieder dem fa⸗ 
moſen Kreisfürſorgeausſchuß zur Entſcheidung 
vorgelegt. Dieſe Entſcheidung des Kreisfürſorge⸗ 
ausſchuſſes im Werder möchte ich mit Genehmi⸗ 
gung des Präſidenten verleſen: 

Auf Ihr Schreiben vom 14. 1. 28 betr. Gewäh⸗ 
rung der Erwerbsloſenunterſtützung an die Arbeiter 
Joſef Leiſing und Genoſſen aus Gr. Lichtenau teilen 
wir mit, daß dem Gemeindevorſteher aufgegeben 
war, zunächſt die Zahlung bis zur Entſcheidung durch 
den Kreisfürſorgeausſchuß vorzunehmen. Der Kreis⸗ 
fürſorgeausſchuß hat jedoch in ſeiner Sitzung vom 
17. 2. 28 beſchloſſen, die Zahlung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung für 8 Tage einzustellen, da die betref⸗ 
fenden Arbeiter die ihnen für Tariflohn zugewieſene 
Arbeit verweigerten. 
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Plenitowſti, Abgeordneter) 
(Abg. Liſchnewſki: Der Landrat nahm auch an 
der Treibjagd teil!) Ich werde die Sache bis 


zum Senat bringen und bin neugierig, wie ih) 


der Senat dazu ſtellen wird, ob der Senat auch 
die Treibjagd für eine Arbeit anſieht, die die Ar⸗ 
beiter werpflichtet ſind, für Landarbeitertariflohn 
zu leiſten. Wenn auch irgend eine günſtige Ent⸗ 
ſcheidung getroffen wird, den Leuten ſind doch 
ſchon acht Tage Erwerbsloſenunterſtützung ge⸗ 
zogen worden. An eine Nachzahlung wird man 
nicht denken. Denn iſt es ein beliebtes Manöver, 
um dem Erwerbsloſen die Unterstützung für Wo⸗ 
chen und Monate zu entziehen, die Angabe, er ſei 
betrunken geweſen. Im Erwerbsloſenfürſorgege⸗ 
je ſteht, daß die Erwerbsloſenunterſtützung we⸗ 
gen Trunkſucht entzogen werden kann, d. h. alſo, 
wenn der Betreffende tatſächlich vielleicht mehrere 
Male in einem ſehr betrunkenen Zuſtande ange⸗ 
troffen wird, wenn ſich annehmen läßt, daß er 
ſeine Erwerbsloſenunterſtützung für dieſe Zwecke 
verwendet. Aber ich habe Beweiſe, daß man Er⸗ 
werbsloſen, die vielleicht von irgend einem an⸗ 
deren Arbeiter, der in Arbeit ſtand, zu einem 
Gläschen eingeladen waren und die dann etwas 
angeheitert gejehen wurden, ſofort die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung für Wochen und Monate ent⸗ 
zog. Weiter gebe ich einen ganz kraſſen Fall 
wieder, in welch brutaler Art man den Erwerbs⸗ 
loſen die Anterſtützung entzieht. Ein Arbeiter 
aus Kalthof, der erwerbslos war, wurde zu einem 
Beſitzer nach Schönau zur Arbeit geſchickt. Der 
betreffende Erwerbsloſe iſt Epileptiker und fällt 
ſehr oft in Krämpfe. Nun ſollte er bei dem Be⸗ 
ſitzer Dung fahren und beim Dreſchen, alſo bei 
einer Maſchine, helfen. Er erklärte dem Beſitzer, 
er werde die Arbeit annehmen, mache ihn aber 
darauf aufmerkſam, daß er Epileptiker ſei und daß 
der Beſitzer für die evtl. eintretenden Folgen ein⸗ 
ſtehen müſſe. Daraufhin wurde er von dem Be⸗ 
ſitzer nicht eingeſtellt, kehrte zum Gemeindevor⸗ 
ſteher zurück und erhielt die Unterſtützung weiter. 
Der betreffende Erwerbsloſe gehört dem Roten 
Frontkämpferbund an. Darauf mag es zurückzu⸗ 
führen ſein, daß der Gemeindevorſteher ihn zum 
zweiten Male zu demſelben Beſitzer ſchickte. Der 
Erwerbsloſe beſorgte ſich nun ein ärztliches 
Atteſt. Darin wird beſcheinigt, daß der Erwerbs⸗ 
loſe Arbeiten bei Pferden, Maſchinen uſw. wegen 
ſeiner Krankheit nicht ausführen kann. Dies 
Atteſt legt er dem Gemeindevorſteher vor; der er⸗ 
klärt aber: „Sie haben die Arbeit verweigert.“ 
Die Anterſtützung wurde ihm entzogen, ſeit Ja⸗ 
nuar hat er alſo keine Unterſtützung bekommen. 
Auf eine Beſchwerde antwortet das Landratsamt 
Tiegenhof, ich bitte um die Genehmigung, Herr 
Präſident, das Schreiben zu verleſen: 
Auf Ihre Beſchwerde vom 22. Januar d. Is. 
betr. Wiedergewährung der ee e 
zung an den Arbeiter Peter Barkowſki aus Kalthof 
teilen wir mit, daß der Kreisfürſorgeausſchuß in ſei⸗ 
mer Sitzung am 10. d. Mts. die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen hat. Der Ausſchuß erachtet die Arbeit in 


der Zuckerfabrik für gefährlicher wie landwirtſchaft⸗ 
liche Arbeit und iſt daher der Grund zur Ablehnung 
der landwirtſchaftlichen Arbeit bei 
Wiebe in Schönau nicht ſtichhaltig. 
Die Herren im Fürſorgeausſchuß pfeifen auf ein 
ärztliches Atteſt und ſagen, die Anterſtützung ſei 
So, meine Herren, 


dem Hofbeſitzer 


zu recht entzogen worden. 


535 


werden Millionen bei der Erwerbsloſenfürſorge 
erſpart. 
„Zu allen dieſen Tatſachen, die ich eben an⸗ 
führte, kommen dann noch die unerhörten Schi⸗ 
kanen der Erwerbslosen durch die Gemeindevor⸗ 
ſteher. Da möchte ich nur auf den Vorfall hin⸗ 
weiſen, der ſich neulich in Bürgerwieſen abgeſnielt 
hat, wo man einem Erwerbslosen, der im Winter 
ſelbſtändig gearbeitet hatte, indem er Holz kaufte 
und verkaufte, eine Erwerbsloſenunterſtützung 
nicht gab. Er ſollte Wohlfahrtsunterſtützung er⸗ 
halten. Sie wiſſen, was ſich darauf ereignete. 
Als der betreffende Mann jagte: ln ich die 
Mittel nicht erhalte, um meine Frau und meine 
Kinder zu ernähren, dann bleibt mir nur ein 
Weg übrig“, da erklärte der Gemeindevorſteher 
zyniſch: „Dann ſind wir Sie endlich los!“ Ich 
möchte fragen, was mit dieſem Gemeindevorſteher 
jetzt ſchon geſchehen iſt? Aber das will ja dieſer 
Staat, dieſe kapitaliſtiſche Geſellſchaft, daß der⸗ 
artige Ereigniſſe eintreten. (Abg. Raſchke: 12 000 
Arbeiter ſind zuviel im Freiſtaat, erklärte Herr 
Sahm, die müſſen beſeitigt werden!) Genau wie 
die kapitaliſtiſchen Kreiſe in Deutſchland vor eini⸗ 
gen Jahren erklärt haben, in Deutſchland ſeien 
50 000 Arbeiter zu viel. Wenn Sie jetzt die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge immer mehr einſchränken, und 
nicht nur dieſe, ſondern auch die Poſitionen für 
das Wohlfahrtsweſen, dann werden ſich noch mehr 
ſolche Fälle ereignen. Wer iſt dafür werantwort- 
lich? Dieſer Staat und dieſes Geſellſchaftsſyſtem. 
An dieſen Schikanen gegen die Erwerbsloſen 
beteiligen ſich aber durchaus nicht nur die deutſch⸗ 
nationalen und die andern bürgerlich eingeſtell⸗ 
ten Gemeindevorſteher, ſondern leider auch So⸗ 
zialdemokraten. Ich wies bereits auf einen Fall 
hin, und es wird Sache der ſozialdemokratiſchen 
Führerſchaft ſein, dieſe Angelegenheit nachzuprü⸗ 
fen. Ein anderer Fall hat ſich jetzt in Plehnen⸗ 
dorf abgeſpielt. Der Gemeindevorſteher aus Kl. 
Plehnendorf iſt Sozialdemokrat. Er hält es für 
richtig, die Erwerbsloſen, 40-50 Mann, jeden 
Tag gegen ihren Willen nach Danzig zur Stem⸗ 
pelkontrolle zu ſchicken. Das ſind hin und zurück 
14—15 Kilometer. Arbeitsvermittlung haben 
dieſe Erwerbsloſen in Danzig micht zu erwarten. 
Im Gegenteil, das Städt. Arbeitsamt erklärt: 
„Hier werdet ihr Arbeit nicht finden, und wenn 
hier Arbeit vorhanden iſt, werden wir zunächſt 
unſere ſtädtiſchen Arbeiter einſtellen.“ Alſo eine 
Begründung für dieſe Maßnahme iſt nicht ge⸗ 
geben. Die Erwerbsloſen haben ſich in einer 
Proteſtverſammlung dagegen gewehrt. Sie ha⸗ 
ben eine Kommiſſion gebildet und dieſe zum Se⸗ 
nat geſchickt, Bu, Herrn Dr. Hemmen. Herr Sena⸗ 
tor Dr. Wiercinſki war nicht zu ſprechen. Herr 
Dr. Hemmen ſagte zu, ſein Möglichſtes zu tun. 
Er wollte nachprüfen, ob das den Tatſachen ent⸗ 
ſprach und übergab die Sache dem Landratsamt. 
Nun prüfte dieſes die Angelegenheit. Das iſt 
ſchon einige Wochen her, und die Erwerbsloſen 
laufen immer noch jeden Tag 14—15 Kilometer. 
Die paar Pfennige, die ſie an Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommen, zerreißen ſie durch das Hin⸗ 
und Herlaufen an Schuhſohlen. Ich war geſtern 
dieſerhalb beim Landratsamt. Da erklärte mir 


der Herr Landrat: „Die Sache iſt dem Senat zur 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Entſcheidung übergeben.“ Ich begab mich darauf 
ſofort zu Herrn Dr. Hemmen. Dieſer erklärte: 
„Wir wiſſen nichts davon, uns iſt nichts davon 
bekannt, daß wir entſcheiden ſollen.“ Letzten En⸗ 
des hat ja auch das Landratsamt zu entſcheiden. 
Das ſtimmt. Ich wies bereits den Herrn Land⸗ 
rat darauf hin, daß er die vorgeſetzte Behörde 
des Gemeindevorſtehers ſei und dementſprechend 
eine Aenderung herbeizuführen habe. Der Se⸗ 
nat hat erſt zu entſcheiden, wenn das Landrats⸗ 
amt nach Anſicht der Erwerbsloſen eine Fehl⸗ 
entſcheidung trifft. So ſchiebt eine Behörde die 
Schuld auf die andere. Jede Behörde drückt ſich 
davor, eine Entſcheidung zu fällen. Das Land⸗ 
ratsamt überläßt die Entſcheidung dem Senat, 
der Senat überläßt die Entſcheidung dem Land⸗ 
ratsamt. Die Quinteſſenz iſt, geholfen wird nicht, 


es bleibt alles beim Alten. Wir hoffen, daß in 


dieſer Beziehung aber doch etwas geändert wird, 


und daß auch die Herren Sozialdemokraten ihren 
Parteigenoſſen energiſch auf die Füße treten, daß 


ſie nicht in dieſer unverantwortlichen Weiſe die 
Erwerbsloſen ſchikanieren. 
Schilke ſchickt noch 60jährige Menſchen 14 Kilo⸗ 
meter zur Arbeit!) 

Der Senat hat vor zwei Jahren eine Verfü⸗ 
gung erlaſſen, in der es heißt, Sie geſtatten, Herr 
Präſident, daß ich es verleſe: 

Diejenigen erwerbsloſen einheimiſchen Landar⸗ 
beiter, die Ihnen — d. h. den Beſitzern — während 
der Dauer der Beſchäftigung der Saiſonarbeiter zu⸗ 
gewieſen werden gegen den ortsüblichen Lohn zu be⸗ 
ſchäftigen oder für dieſe Arbeiter die ihnen geſetz⸗ 
lich zuſtehende Erwerbsloſenunterſtützung an die 
Staatshauptkaſſe zu zahlen. 

Nun möchte ich fragen: Sind dem Senat die Vor⸗ 
fälle, die ſich augenblicklich auf dem Lande ab⸗ 
ſpielen, bekannt? Weiß der Senat, wie ſich die 
Herren Großagrarier dagegen ſträuben, die er⸗ 
werbsloſen Landarbeiter einzuſtellen, wie ſie mit 
den gemeinſten Mitteln die Einſtellung zu ver⸗ 
hindern ſuchen? Ein Fall nur, der ſich in Bröske 
abſpielte. Intereſſant iſt, daß ich dem Vorſitzen⸗ 
den der Sozialdemokratiſchen Partei in Bröske 
einmal mitteilte: „Es wird ſich in dieſem Jahr 
nichts beſſern in Bezug auf die Einſtellung der 
Landarbeiter.“ Er erklärte darauf: „Unſer Se⸗ 
nat wird es ſchon durchdrücken, er wird die betr. 
Agrarier ſchon zu Geldſtrafen heranziehen.“ Ge⸗ 
rade in dieſer Gemeinde begannen die Saiſonar⸗ 
beiter die Arbeit aufzunehmen, ohne daß die Er⸗ 
werbsloſen eingeſtellt wurden. Der Betreffende, 
den ich eben erwähnte, wandte ſich ans Landrats⸗ 
amt, auch an die Sozialdemokratiſche Partei. Der 
Schlußeffekt iſt, daß die Beſitzer nicht etwa be⸗ 
ſtraft wurden, ſondern ſie taten folgendes: Sie 
entließen die männlichen Saiſonarbeiter und be⸗ 
hielten nur die weiblichen. Sie erklärten: „Nach 
der Verfügung des Senats ſind wir nicht gezwun⸗ 
gen, männliche ländliche Arbeiter einzuſtellen, da 
wir nur weibliche Hilfskräfte beſchäftigen.“ Die 
erwerbsloſen Landarbeiter in Bröske ſind noch 
immer ohne Arbeit, wenn ſie nicht jetzt durch eine 
Zwangsmaßnahme eingeſtellt ſind. Wenn ſie ein⸗ 
geſtellt ſind, iſt es nicht Ihr Verdienſt, meine 
Herren Sozialdemokraten, ſondern weil die Land⸗ 
arbeiter um die Einſtellung kämpfen, das Land⸗ 
ratsamt belagern uſw. 


(Abg. Raſchke: Herr 
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In Neukirch paſſierte das Gleiche. Die Sai⸗ 
ſonarbeiter arbeiteten bereits wochenlang. Die 
Erwerbsloſen wandten ſich an das Landratsamt, 
und dies fing an mit „ſtrengen“ Maßnahmen 
vorzugehen, die aber nicht etwa in einer Beſtra⸗ 
fung der betreffenden Großagrarier beſtanden, 
ſondern man ſchickte einen Sekretär nach Neukirch, 
der ſollte die Sache regeln. Der Sekretär veran⸗ 
laßte taſächlich, daß der Gemeindevorſteher die 
Erwerbsloſen dieſen Großagrariern überwies. 
Am Montag erſchienen die für die Beſitzer ein⸗ 
geteilten Arbeiter aber wieder beim Landrat und 
erklärten, ſie ſeien eingeſtellt, aber der Beſitzer 
habe ſie doch nicht genommen. Sie ſeien von dem 
Beſitzer wieder mit der Erklärung und der Ar⸗ 
beitsentlaſſungsbeſcheinigung zurückgeſchickt wor⸗ 
den, daß ſie wegen Geldmangel nicht eingeſtellt 
werden könnten. Der Senat ſcheint alle dieſe Zu⸗ 
ſtände zu dulden. Er ſcheint genau ſo wie der 
frühere deutſchnationale Senat, mit Stillſchwei⸗ 
gen darüber hinwegzugehen. 

Wir find überzeugt, daß auch dieſer Senat 
keine wirklichen Maßnahmen treffen wird und ſie 
auch gar nicht treffen kann, die eine Aenderung 
herbeiführen. Wir werden aber die Forderung 
erheben, daß allen dieſen erwerbsloſen Landarbei⸗ 
tern, die nicht rechtzeitig in Arbeit eingeſtellt 
worden ſind, der Lohnausfall erſetzt wird, alſo der 
Anterſchied zwiſchen ihrer Unterftügung und dem 
Lohn, den ſie erhalten hätten, wenn man ſie 
rechtzeitig eingeſtellt hätte. Wer das zahlt, ob 
es der Staat oder der Beſitzer tut, iſt an und für 
ſich Nebenſache. Die Leute haben einen Anſpruch 
darauf. Der Senat hat ihnen verſprochen: „Wenn 
die Saiſonarbeiter eingeſtellt werden, erhalten 
die erwerbsloſen Landarbeiter auch ſofort Arbeit, 
damit alſo auch einen höheren Lohn, jedenfalls 
eine beſſere Bezahlung als die elende Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung.“ Man hat die Landarbeiter 
betrogen, läßt ſie wochenlang weiter darben und 
unternimmt nichts, ihnen Arbeit zu verſchaffen. 
Deshalb werden wir verlangen, daß man ihnen 
die Differenz zwiſchen Erwerbsloſenunterſtützung 
und der Lohnzahlung auszahlt. 

un hat man einen Teil der Erſparniſſe da⸗ 
mit begründet, daß im Oktober das Arbeitsloſen⸗ 
verſicherungsgeſetz kommen werde. Wenn die So⸗ 
zialdemokraten über die kommende Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in Lobhymnen ausbrechen, ſo beweiſt 
dieſer Etat, was die Arbeiterſchaft vom Arbeits⸗ 
loſen⸗Verſicherungsgeſetz zu erwarten hat. Wir 
werden den ſchärfſten Kampf gegen dieſes Geſetz 
aufnehmen und wollen hoffen, daß es der Arbei⸗ 
terſchaft gelingen wird, zu verhindern, daß dies 
Schandgeſetz wirklich Geſetz wird. Wie es ſich 
auswirken ſoll, beweiſt dieſe Poſition. Der Staat 
ſoll auf Koſten der Erwerbstätigen entlaſtet wer⸗ 
den. Nicht der Staat ſoll die Mittel für die Für⸗ 
ſorge aufbringen, ſondern die Werktätigen ſelbſt. 
Sie kennen doch, meine Herren Sozialdemokra⸗ 
ten, den Standpunkt der Sozialdemokratie in Be⸗ 
zug auf Anfall⸗ und Krankenverſicherungsgeſetz 
z. Zt. Bismarcks. Die Partei hat erklärt, was 
man ſchaffe, ſei Flick⸗ und Stückwerk. Man denke 
ſoziale Fürſorge zu treiben, ſondern 
dem Staat eine Verpflichtung ab. 
der die Verpflichtung hat, für die 
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Hilfsbedürftigen zu ſorgen, wälzt dieſe Verpflich⸗ 
tung auf die Werktätigen ab, die jetzt von ihrem 
Lohn moch die ſoziale Fürſorge beſtreiten ſollen. 
Das Gleiche führt man ein, wenn man das Ar⸗ 
beitsloſenverſicherungsgeſetz ſchaffen will. Ich 
will gar nicht auf all die vielen Schäden und 
Nachteile eingehen, die dies Geſetz für die Ar⸗ 
beiterſchaft bringen wird. Ich weiſe allein auf 
die furchtbare Tatſache hin, daß die Bezugsdauer 
nur eine beſchränkte iſt. Wenn Sie darauf hin⸗ 
weiſen, daß dieſe Beſtimmungen in Deutſchland 
ſchon Geſetz geworden find, jo wiſſen Sie ganz ge⸗ 
nau, daß in Deutſchland vor Schaffung des Ar⸗ 
beitsloſenverſicherungsgeſetzes die Bezugszeit für 
die Erwerbsloſenunterſtützung ſchon eine be⸗ 
ſchränkte war, während ſie hier in Danzig unbe⸗ 
ſchränkt iſt. Wenn man jetzt eine beſchränkte Be⸗ 
zugszeit einführen wird, ſo bedeutet ſchon das 
allein eine ungeheure Verſchlechterung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge. 

Was tut man mit all den tauſenden Erwerbs⸗ 
loſen, die die Erwerbsloſenunterſtützung nicht be⸗ 
kommen? Sie werden der Wohlfahrtspflege 
überwieſen. Wenn ſie ſich um Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung an den Senat wenden, werden ſie mit 
Hungerpfennigen abgeſpeiſt oder man gibt ihnen 
gar nichts. Dann kommt es zu den Kataſtrophen 
wie letztens in Bürgerwieſen. Das werden auch 
die Folgen des Arbeitsloſenverſicherungsgeſetzes 
ſein. Die Arbeiterſchaft wird es micht dulden, daß 
ſich die Sozialdemokratiſche Partei dazu hergibt, 
dies Geſetz im Intereſſe der beſitzenden Klaſſe zur 
Durchführung zu bringen. Ich glaube an Hand 
von Tatſachenmaterial zur Genüge bewieſen zu 
haben, wo die eingeſparten 2¾ Millionen liegen. 
Die Erwerbsloſenziffer wird micht fallen. Ein 
derartiger Prophet ſind Sie nicht, Herr Senator, 
zu beurteilen, ob im kommenden Winter die Er⸗ 
werbsloſigkeit geringer als im vergangenen 
Winter ſein wird. Auf dieſe unſichere Vermutung 
hin die Anterſtützung abzubauen, iſt brutal. 
Wenn die Erwerbsloſigkeit abnimmt, ſollen die 
Mittel verwandt werden, um den übrigen Er⸗ 
werbsloſen eine beſſere wirtſchaftliche Exiſtenz zu 
vermitteln, dann ſoll man das Geld dazu verwen⸗ 
den, um entweder die Erwerbsloſenunterſtützung 
zu erhöhen oder dieſem Geſetz die übrigen Gift⸗ 
zähne auszumerzen, aber nicht um die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung um 2%, Millionen herabzu⸗ 
ſetzen. Ich habe es ja ganz klar und einwandfrei 
nachgewieſen, wo die 2¾ Millionen erſpart wer⸗ 
den ſollen. Ich bin der Ueberzeugung, daß dies 
Syitem immer mehr Schule machen wird, das 
darin beſteht: Kürzung oder Nichtgewährung der 
Unterſtützung. Dadurch ſollen noch mehr Mil⸗ 
lionen geſpart werden. 

Wir beantragen weiter Abſchnitt A I, Stelle 9 
zu ſtreichen. Sie kennen ja unſere Stellungnahme 
gu dieſer Poſition. Es handelt ſich um die pro⸗ 
duktive Erwerbsloſenfürſorge. Wir verlangen, 
daß die Erwerbsloſen volle Tarifbezahlung er⸗ 
halten und daß man ſie nicht mit Notſtandslöhnen 
usw. abſpeiſt. Die Deutſchnationalen haben hier 
immer wieder betont, daß ſie ſich für die Klein⸗ 
rentner einſetzen, d. h. für die Kreiſe, die durch 
die Inflation in eine bedrängte wirtſchaftliche 
Lage geraten ſind. Ich habe darauf hingewieſen, 
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daß Frau Abg. Kalähne immer wieder verlangte, 
daß die Kleinrentnerunterſtützung erhöht wird. 
(Frau Abg. Kalähne: Wir haben das Geſetz ge⸗ 
ſchaffen!) Sie haben jahrelang in der Regierung 
geſeſſen und die Kleinrentner mit Hungerunter⸗ 
ſtützungen abgeſpeiſt. Wenn Sie dieſes Geſetz 
ſchufen, dann haben Sie es nicht freiwillig aus 
gutem Herzen geſchaffen, ſondern, weil Sie es 
ſchaffen mußten, weil dieſe Kreiſe ein Anrecht 
hatten, auch zu leben. Wenn Sie hier angeben, 
das Geſetz gel chaffen zu haben, wo haben Sie dann 
all die Kleinrentner gelaſſen, die weniger als 
8000 Mark durch die Inflation verloren haben? 
All dieſe Kreiſe haben Sie micht berückſichtigt. Das 
ſind gerade diejenigen, die am meiſten bedürftig 
ſind, all die Kleinrentner, die früher ein Ver⸗ 
mögen von 5— 7000 Mark hatten und ſich in Frie⸗ 
denszeiten einigermaßen von den Zinſen ernäh⸗ 
ren konnten. Alle die hat man nicht berückſichtigt. 
Sie erhalten micht einen Pfennig Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung, ſondern werden abgeſpeiſt. An ſie 
hat man nicht gedacht. 

In Stelle 17 hat man 6000 Gulden eingeſetzt, 
die zur Unterſtützung in Not geratener Danziger 
Staatsangehöriger im Ausland dienen ſollen. Es 
muß den Sozialdemokraten doch bekannt ſein, wie 
gerade die Argentinienfahrer drüben Not leiden. 
(Zuruf des Senators Dr. Miercinſki.) — Ich 
habe den Fonds dafür noch nicht herausgefunden. 
— (Senator Dr. Wiercinſki: Produktive Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge, den Sie herausgeſtrichen haben 
wollen? — Abg. Raſchke: Wieviel bekommt 
Schichau davon?) Ich wundere mich, daß aus 
dieſer, Poſition noch in Not geratene Danziger 
Staatsangehörige im Auslande unterſtützt werden 
ſollen. (Senator Dr. Wiereinjfi: Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung!) Wir ſind der Ueberzeugung, daß Sie nichts 
für dieſe Leute geben werden, wenn Sie nicht eine 
beſondere Poſition dafür ſchaffen. Die einzige 
Poſition, die in Frage kommt, iſt dieſe. Die haben 
Sie in der alten Höhe gelaſſen. Es iſt notwendig, 
daß ſie erhöht wird. Wir haben deshalb die Er⸗ 
höhung von 6000 auf 12 000 Gulden beantragt. 
Am intereſſanteſten iſt, Herr Senator, daß laut 
Rechnung 1926 ausgegeben ſind 8712 Gulden. Es 
iſt alſo einwandfrei nachgewieſen, daß mehr als 
6000 Gulden gebraucht werden, um wenigſtens die 
Not der Auslandsdanziger zu ſtillen. Daß man 
trotzdem nicht einmal die Summe von 8000 bzw. 
9000 Gulden eingeſetzt hat, iſt bezeichnend. (Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki: Wenn wir 1927 ſo viel ge⸗ 
braucht hätten, hätten wir den Betrag eingeſetzt!) 

Die Koſten der Landarmenverwaltung hat 
man großzügiger Weiſe auf 1300000 Gulden er⸗ 
höht. Dieſe Summe iſt zu gering. Es iſt mir aus 
meiner Praxis bekannt, wie ſich gerade der Senat 
gegen jede Erhöhung der Landarmenbezüge 
ſträubt. Wenn alſo in einer Gemeinde ein Be⸗ 
ſchluß gefaßt wird, die Bezüge der Ortsarmen zu 
erhöhen und analog die Bezüge der Landarmen 
erhöht werden, verlangt der Senat eine ganz ein⸗ 
gehende Begründung, ob es notwendig ſei, die 
Bezüge der Landarmen zu erhöhen. Erſt nach 
langem Sträuben, nach langem Hin und Her, er⸗ 
klärt er ſich endlich bereit, weil ſchließlich in der 
betreffenden Gemeinde die Ortsarmen dieſelbe 
Unterſtützung erhalten. Ich möchte den Senat 
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fragen, ob er nicht endlich dazu übergehen wird, 
einheitliche Grundſätze für die Anterſtützung der 
Landarmen zu ſchaffen. Sie wiſſen, wie gerade 
die Ortsarmenfürſorge unter dieſer uneinheit⸗ 
lichen Zerſplitterung leidet, daß alſo in einer Ge⸗ 
meinde eine Familie mit 15 Gulden monatlicher 
Unterſtützung auskommen muß und in andern 
Gemeinden 30 oder 50 Gulden gezahlt werden. 
Das iſt ein unhaltbarer Zuſtand, der ohne wei⸗ 
teres einer Aenderung bedarf. 

Nun wird man einwenden, die Armenfürſorge 
st Sache der betreffenden Gemeinde, und wir kön⸗ 
nen ohne weiteres keine Regelung treffen, es 
müßte ein Geſetz da ſein. Man hätte ſchon lange 
ein Geſetz in dieſer Beziehung ſchaffen können, das 
Mindeſtſätze für Bedürftige in den einzelnen Ge⸗ 
meinden vorſieht. Man hat natürlich etwas an⸗ 
deres zu tun. Man hat ſich darüber zu ſtreiten, 
ob der Volkstag 120 Abgeordnete oder 60 oder 40 
haben ſoll. Mit allen möglichen Fragen beſchwert 
man ſich die Köpfe, aber die nötigen Geſetze bringt 
man micht ein. Wenn fie von uns eingebracht 
werden, ſtimmt man ſie nieder und bezeichnet ſie 
als Agitation. Man hätte alſo ſchon längſt eine 
einheitliche Regelung der Bezüge für die Land⸗ 
armen ſchaffen können. Das hätte beſonders der 
jetzige Koalitionsſenat machen können. Ich möchte 
fragen, ob er nicht ſo ſchnell wie möglich Richt⸗ 


linien herausgeben will für die Mindeſtſätze der 


Unterſtützungen an Landarme. Das wird ſich als 
notwendig erweiſen. Dann reicht aber der ein⸗ 
geſetzte Betrag bei weitem nicht aus; denn die 
Gemeinden geben den Landarmen genau dieſelben 
Hungerunterſtützungen, die ſie ihren Ortsarmen 
geben. Da müßte ſich gerade dieſer Koalitions⸗ 
ſenat ſozialer und humaner zeigen. Wenn er in 
dieſer Beziehung nichts regelt, dann erklärt er 
ſich mit der Höhe der von den deutſchnationalen 
Gemeindevorſtehern gezahlten Armenunterſtüt⸗ 
zungsſätze einverſtanden. Wir haben deshalb be⸗ 
antragt, daß dieſe Poſition von 1 300 000 auf 
2 000 000 erhöht wird. 

Stelle 23, Koſten der Jugendpflege und Für⸗ 
ſorgeerziehung, 188 000 Gulden. Es iſt nicht not⸗ 
wendig, auf die Jugendpflege und die Fürſorge⸗ 
erziehung innerhalb des kapitaliſtiſchen Syſtems 
näher einzugehen. Die Taten ſprechen die deut⸗ 
lichſte Sprache. Sie zeigen, daß dieſes Syſtem für 
Jugendpflege und Erziehung nichts übrig hat, als 
höchſtens einmal die Schaffung eines Geſetzes 
über neue Pöſtchen. Aber geändert wird an dem 
Syſtem der Jugendpflege und Fürſorgeerziehung 
nicht das Geringſte. Das beweiſt, daß dieſer Se⸗ 
mat für dieſe Poſition nicht einen einzigen Gul⸗ 
den mehr übrig hat wie der frühere deutſchnatio⸗ 
nale Senat. Wir haben deshalb beantragt, daß 
dieſe Poſition von 188 000 auf 500 000 Gulden 
heraufgeſetzt wird. 

Bei der Poſition Abſchnitt A II, Stelle 2 heißt 
es in den Erläuterungen, daß Angeſtellte, Arbei⸗ 
ter, Haus⸗ und Küchenangeſtellte und freie Hilfs⸗ 


kräfte nach freier Vereinbarung beſoldet werden. 
Seit wann erklären ſich die Herren Sozialdemo⸗ 


kraten mit dieſem Paſſus einverſtanden? Die 
Leute werden alſo nicht nach Tariflohn beſchäftigt, 
ſondern nach freier Vereinbarung. Das beweiſt, 
daß ſich auch dieſer Staat von den privatkapitali⸗ 
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ſtiſchen Unternehmern in nichts unterſcheidet, daß 
er genau wie die Großagrarier mit ſeinen Unter⸗ 
gebenen um die Höhe des Lohnes feilſcht. Wenn 
die Großagrarier erklären: „Die Akkordlöhne ſind 
uns zu hoch, ihr müßt weniger bekommen“, und 
hin und herfeilſchen, dann ſchlägt jetzt der Senat 
in dieſelbe Kerbe und fängt ſchon an, nach freier 
Vereinbarung ſeine Angeſtellten und Arbeits⸗ 
kräfte zu beſolden. Wir werden es noch im Laufe 
der Jahre erleben, daß der Senat mit ſeinen Be⸗ 
amten auch freie Vereinbarungen über die Ge⸗ 
haltszahlung treffen wird. Wir werden im Laufe 
der Jahre durch Stellenabbau und durch Hinaus⸗ 
wurf eine Menge von arbeitsloſen Beamten 
haben, ſo daß auf dem Arbeitsmarkt eine Un⸗ 
menge Beamte vorhanden ſein wird. Der Senat 
wird dann erklären, der Arbeitsmarkt iſt durch 
Beamte geſättigt, nun wollen wir einmal die gan⸗ 
zen Beſoldungsgeſetze zum Teufel werfen und wol⸗ 
len die Gehälter mach freier Vereinbarung feſt⸗ 
ſetzen. Wer ſeine Arbeitskraft am billigſten an⸗ 
bietet, kann Senator werden. Die Zuſtände wer⸗ 
den wir vielleicht noch bekommen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Es wird ſoweit kommen. Man wird die 
billigſten Arbeitskräfte nehmen, um ſparen zu 
können. Wir beantragen deshalb, daß die Worte 
„nach freier Vereinbarung“ durch die Worte „nach 
Tariflohn“ erſetzt werden. 

Eigenartig mutet es bei dieſem Koalitions⸗ 
ſenat in verſchiedenen Etats an, wenn das 
Wörtchen „Gottesdienſt“ auftaucht. Nun, wir 
wußten ja, daß die Herren Sozialdemokraten dem 
Klerikalismus durchaus nicht zu Leibe rücken wür⸗ 
den, daß ſie ihn im Gegenteil unterſtützen werden. 
Wir haben auch ſchon die Beweiſe, ſiehe Ausbau 
des Kirchenetats, ſiehe Bereitjtellunn von neuen 
Mitteln für katholiſche Privatſchulen, die früher 
unter dem deutſchnationalen Senat nicht einen 
einzigen Pfennig erhielten, uſw. Alſo die Herren 
von der ſchwarzen Reaktion werden in jeder Be⸗ 
ziehung unterſtützt, und deshalb darf es nicht 
wunder nehmen, wenn man ſchließlich noch Gottes⸗ 
dienſt und dergleichen mehr hier ſtehen läßt und 
auch die Mittel hierfür bewilligt. Die Sozial⸗ 
demokraten ſind ja auch zu der Ueberzeugung ge⸗ 
langt, daß den Fürſorgezöglingen in Silberham⸗ 
mer und in Tempelburg, daß den in der Blinden⸗ 
anſtalt untergebrachten Leuten der Gottesdienſt 
und Religionsunterricht ſehr not tut, und daß 
ſie vielleicht noch viel lieber als die Bürgerlichen, 
als die Liberalen, Mittel dafür in den Etat ein⸗ 
ſetzen. Sie kennen unſere grundſätzliche Einſtel⸗ 
lung, — und zwar iſt es die, die die Sozialdemo⸗ 
kraten der Vorkriegszeit auch hatten, — gegenüber 
derartigen Poſitionen. Deshalb haben wir be⸗ 
antragt, das Wort „Gottesdienſt“ und in der Er⸗ 
läuterung die Worte: „Geiſtliche Verſorgung 80 
Gulden“ zu ſtreichen. (Abg. Liſchnewſki: Sie ſoll⸗ 
ten lieber leibliche Verſorgung geben!) Ich habe 
bereits betont, daß die Sozialdemokraten noch 
weit mehr als die Liberalen intereſſiert find, den 
Fürſorgezöglingen möglichſt viel geiſtliche Verſor⸗ 
gung zu bieten, aber nicht leibliche. Ich werde 
noch bei einigen anderen Poſitionen darauf zu 
ſprechen kommen. In Abſchnitt A III, Stelle 2 hat 
man 4500 Gulden geſpart. Es handelt ſich da 
um Tarifangeſtellte. Man denkt, Tarifangeſtellte 
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ſeien nicht ſo notwendig wie Staatsräte und könn⸗ 
ten erſpart werden. U. E. reichen die Tarifange⸗ 
ſtellten bei weitem nicht aus, um ihrer Aufgabe 
in der Fürſorgeanſtalt Silberhammer gerecht zu 
werden. Es ſind entſchieden zu wenig Angeſtellte 
vorhanden. Deshalb ſollte man hier nicht ſparen, 
nicht 4500 Gulden abbauen, ſondern man ſollte 
hier aufbauen. Sparen Sie doch die Staatsräte 
ein. Sie ſehen, die Herren Deutſchnationalen 
find damit einverſtanden, daß Diele und jene 
Staatsräte werſchwinden, wahrſcheinlich deshalb, 
weil fie nicht an der Futterkrippe ſitzen. Sie wür⸗ 
den ſonſt keinen Antrag ſtellen, Staatsräte ein⸗ 
zuſparen, ſondern würden neue Staatsräte ſchaf⸗ 
fen. Das werden fie in einigen Jahren beweiſen, 
wenn fie wieder an der Staatskrippe ſitzen. Wein 
die Deutſchnationalen einverſtanden ſind, warum 
ſtreichen Sie denn micht den Staatsratspoſten? 
Wir haben genug Staatsräte und find der Anſicht, 
daß die Zahl der Tarifangeſtellten von 14 auf 16 
erhöht werden muß. (Zuruf des Senators Dr. 
Wiercinſki.) Ich ſehe mit Erſtaunen, daß dies 
Tatſache iſt. Sie ſollen aber nicht denken, Herr 
Senator, daß ich das nicht entdeckt habe. Wenn 
man nach vier Jahren, oder wenn die Auflöſungs⸗ 
möglichkeit geſchaffen iſt, noch früher in die Wah⸗ 
len eintreten will, muß man eine Poſition haben, 
bei der man darauf hinweiſen kann, daß man 
Gutes geſchaffen hat. Die 4 Millionen, die 
man erſpart hat, muß man irgend wie zu ver⸗ 
decken verſuchen, indem man einige neue Poſitio⸗ 
nen ſchafft oder hin und wieder ein paar tauſend 
Gulden mehr einſetzt. Ich bin ſogar der Ueber⸗ 
zeugung, Herr Senator, daß Sie dieſe 8000 Gul⸗ 
den gar nicht aufbrauchen werden. Die Poſition 
ſteht nur da, um zu zeigen, daß Sie auch für das 
Perſonal etwas übrig haben, bzw. für die Ver⸗ 
mehrung des Perſonals. Aber ich bin neugierig, 
wieviel von dieſen 8000 Gulden verbraucht wer⸗ 
den, um neue Hilfskräfte einzuſtellen. Beim näch⸗ 
ſten Etat werden wir uns darüber weiter unter⸗ 
halten. 

Nun kommt eine ſehr intereſſante Poſition, 
Abſchnitt A III, Stelle 11, Unterhaltung der 
Häuslinge. Für die Unterhaltung dieſer Häus⸗ 
linge — es handelt ſich wohl bei der Fürſorgean⸗ 
ſtalt Silberhammer um Kranke, Geiſtesſchwache 
uſw. — hat man als täglichen Verpflegungsſatz 
die horrende Summe von 1,10 Gulden eingeſetzt. 
Ich wünſchte nur, die Herren Senatoren und alle 
die andern, die dieſe Regierung ſtützen, müßten 
einen Monat hindurch dort untergebracht und für 
1,10 Gulden verpflegt werden. (Senator Dr. 
Wiercinſki: Es it dort ein eigener landwirtſchaft⸗ 
licher Betrieb!) Deshalb dürfen Sie alſo nichts 
beizuſteuern, um dieſen Betrag heraufzuſetzen. Sie 
können doch nicht leugnen, daß Sie einen Betrag 
von 1,10 Gulden pro Tag und Perſon für die Be⸗ 
köſtigung eingeſetzt haben. Glauben Sie, daß das 
genügt, um einen Kranken ausreichend zu be⸗ 
köſtigen? (Senator Dr. Wiercinſki: Doch!) Dann 
müſſen Sie das ſelbſt auch durchmachen. (Senator 
Dr. Wieroinſki: Ich habe keine Landwirtſchaft!) 
Vielleicht kommen Sie noch in die Verlegenheit, 
dort untergebracht zu werden. Wir haben ſchwan⸗ 
kende Zuſtände. und durch die neue Verfaſſungs⸗ 
änderung ſollen auch Senatoren abgebaut werden. 
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Man weiß nicht, was die Zukunft bringen wird. 
(Abg. Rahn: Er iſt doch kein Jugendlicher mehr! 
— Zuruf des Abg. Arczynſki.) Herr Arczynſki, 
es iſt intereſſant, daß Sie immer wieder mit 
Moskau und den ruſſiſchen Zuſtänden kommen. Da 
iſt ſehr intereſſant, was Bebel einmal in Bezug 
auf die Pariſer Kommune geſagt hat. Sie wiſſen, 
daß das, was die Pariſer Kommune durchzufüh⸗ 
ren verſuchte, die ruſſiſchen Arbeiter zur Durch⸗ 
führung gebracht haben. Was ſagte Bebel? (Das 
haben Sie ſchon einmal vorgeleſen! links.] Leider 
hatte ich noch keine Gelegenheir dazu. Bebel 
führte folgendes aus, es war in einer Rede im 
Reichstag am 25. Mai 1871. Entſchuldigen Sie, 
Herr Präſident, da aber der Zwiſchenruf fiel, muß 
ich darauf eingehen: 
Mögen die Beſtrebungen der Kommune in Ihren 
Augen auch moch jo verwerflich ſein, oder wie geſtern 
hier im Haufe privatim geäußert wurde, verruchte 
ſein. Seien Sie feſt überzeugt, das ganze europäiſche 
Proletariat und alles, was noch ein Gefühl der Frei⸗ 
a ore Unabhängigkeit in der Bruſt trägt, ſieht 
So iſt es auch heute. Leute, die noch ein Gefühl 
für Freiheit und Unabhängigkeit haben, ſchauen 
nach Moskau und Rußland. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) 

Der Satz von 1,10 Gulden reicht bei weitem 
nicht für die Verpflegung einer Perſon aus, wenn 
auch Herr Dr. Wiercinſbi mit dem Kopf nickt und 
ſagt, er reiche aus. (Senator Dr. Wiercinſki: 
Ueberzeugen Sie ſich, ob das Eſſen ſchlecht iſt!) Ich 
habe mich wiederholt davon durch Berichte über⸗ 
zeugt, und die beweiſen etwas anderes. Wenn 
man das nicht fürchtete, würde man auch meinem 
Kollegen Liſchnewſki geſtattet haben, dieſe Anſtal⸗ 
ten zu beſuchen. (Zwiſchenruf links.) Damals 
handelte es ſich um eine Gefangenenanſtalt. (Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki: Stammen die Berichte von 
den Kranken?) Es handelt ſich auch noch um die 
Erziehungsanſtalt Tempelburg. Sie mögen noch 
lo betonen, daß das Eſſen gut iſt, der geſunde 
Menſchenverſtand muß jagen, daß tatſächlich ein 
Satz won 1,10 G nicht ausreichend iſt. Dasſelbe 
iſt in der Erziehungsanſtalt Tempelburg der Fall. 
(Senator Dr. Wiercinſki: Da it auch Landwirt⸗ 
ſchaft!) Das reicht bei weitem nicht aus. Die 


Sozialdemokraten erklären ſich damit einverſtan⸗ 


den, weil ſie in der Regierung ſind. (Abg. Ar⸗ 
czynſki: Gehen Sie doch einmal nach Silberham⸗ 
mer!) Alſo Sie ſind mit dem Satz einverſtanden! 
Das iſt kennzeichnend dafür, daß Sie alles, was 
dieſer famoſe Staat ſchafft, ſtützen und ſchützen. 
Mr haben deshalb einen Abänderungsantrag 
gebracht, daß man dieſen Satz von 1,10 Gulden 
auf 1,50 Gulden heraufſetzen ſoll und ſtatt der Zif⸗ 
fer 5700 Gulden 6000 Gulden und ſtatt der Ziffer 
5700 Gulden die Ziffer 12 000 Gulden zu ſetzen. 
Die Poſition ſelbſt beantragen wir von 132 942 
Gulden auf 175 830 Gulden zu erhöhen. 

In Abſchnitt A III. Stelle 13 beantragen wir 
wieder das famoſe Wörtchen „Gottesdienſt und“ 
zu ſtreichen, ebenſo in der Erläuterung die erſten 
vier Zeilen. Dieſer Staat ſtöhnt immer darüber, 
daß er kein Geld zur Verfügung habe. Er hat 
aber Geld, um den Kranken in Silberhammer, 
den Fürſorgezöglingen in Tempelburg noch katho⸗ 
liſche Geiſtliche, evangeliſche Geiſtliche uſw. zu 


ſtellen, die Orgel ausbauen zu laſſen, für Unter⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

haltung der Kirche und für Altarbedürfniſſe Geld⸗ 
ſummen einzuſtellen. Ein großer Teil der In⸗ 
ſaſſen dieſer Anſtalten verzichtet darauf, von der 
Geiſtlichkeit bevormundet zu werden. Aber dar⸗ 
um kümmern ſich die Herren Sozialdemokraten 
auch nicht. Auf der einen Seite muß geſpart wer⸗ 
den, da wird ein Kopfſatz von 1,10 Gulden für 
Beköſtigung angeſetzt, und auf der andern Seite 
ſind doppelte und dreifache Ausgaben für geiſt⸗ 
liche Verſorgung. Leibliche Verſorgung iſt Ne⸗ 
benſache, geiſtliche Verſorgung iſt dieſem Koali⸗ 
tionsſenat, in dem das Jentrum die ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielt, Hauptſache. 

In Abſchnitt A III, Stelle 15 beantragen wir, 
in der Erläuterung den letzten Abſchnitt zu ſtrei⸗ 
chen. Hier iſt man ſogar ſoweit gegangen, daß 
man zur Herſtellung einer Empore in der Kirche 
1000 Gulden einſetzt. Der Ausbau iſt erforderlich, 
um die in der Anſtalt wohnenden Kirchenbeſucher 
unterzubringen. Wie rührend man doch für die 
geiſtliche Verſorgung der Proletarier, denn um 
dieſe handelt es ſich doch, Sorge trägt! (Zwiſchen⸗ 
rufe bei den Kommuniſten.) Im Gefängnis iſt 
es genau dasſelbe. 
daß man immer neue Poſitionen ſchafft und dem 
Klerikalismus Vorſchub leiſtet, und der lacht ſi 
ins Fäuſtchen. 

In Abſchnitt A IV, Stelle 10 handelt es ſich 
wieder um den famoſen Kopfſatz von 1,10 Gulden 
täglich. Ich brauche dazu keine weiteren Ausfüh⸗ 
rungen zu machen, wir haben uns bei der einen 
Poſition ſchon ſehr intereſſant darüber unterhal⸗ 
ten. Wir beantragen auch hier, daß der Kopfſatz 
von 1,10 Gulden auf 1,50 Gulden heraufgeſetzt 
wird. Dann beantragen wir noch die Erhöhung 
eines anderen Kopfſatzes. Hier find für die Rein⸗ 
haltung des Körpers und Inſtandhaltung der 
Wäſche für 120 Zöglinge je 20 Gulden eingeſetzt. 
Wollen Sie etwa beſtreiten, Herr Senator, daß 
dieſer Satz nicht zureicht, daß 20 Gulden für jeden 
Zögling im Jahr zur Reinigung des Körpers und 
Inſtandhaltung von Wäſche und Kleidern aus⸗ 


reichen? Wir haben deshalb beantragt, ihn von 


20 Gulden auf 40 Gulden heraufzuſetzen. 
Ziffer iſt entſprechend von 94725 Gulden auf 
122 625 Gulden zu erhöhen. Im Abſchnitt A IV 
beantragen wir die Streichung der Worte: „Got⸗ 
tesdienſt und“. In Abſchnitt A VII, Stelle 6 hat 


man die hohe Summe von 100 000 Gulden für 


Heilbehandlung, Berufsberatung, Berufsausbil⸗ 
dung, Arbeitsvermittlung von Kriegsbeſchädigten 
und Hinterbliebenen eingeſetzt und wird ſich wahr⸗ 
ſcheinlich ſtolz in die Bruſt werfen, daß man die⸗ 
ſen Betrag gegenüber dem Vorjahr gehalten hat, 
trotzdem man mit der Erklärung kommen könnte, 
daß jo und ſoviel Kriegsbeſchädigte den Weg alles 
Irdiſchen gegangen ſind und ſich ihre Zahl ver⸗ 
ringert. Dieſe Summe reicht jedoch bei weitem 
nicht aus, um den Opfern des Krieges zu geben, 
was ſie brauchen. Auf den Dank des Vaterlandes 
haben dieſe Opfer ſchon längſt verzichten müſſen. 
Hindenburg hat das doppelt und dreifach erreicht, 
was er ſeinen Kriegern werſprochen hat. Der hat 
nicht nur ein Häuschen, der hat einen Palais. 
Sein Einkommen ermöglicht es ihm micht nur, 
jeine Bedürfniſſe zu befriedigen, ſondern er kann 
ſich ungeheure Luxusbedürfniſſe leiſten. (Das iſt 


Dieſer letzte Abſchnitt beweiſt, N 
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gemein! rechts.) Gemein iſt es, wenn ein Mann (0 


wie Hindenburg den Leuten verſprochen hat, ein 
Häuschen zu geben und jetzt nicht mehr an ſie 
denkt. Das iſt eine Schweinerei. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) Das Beſte wäre es, wenn dieſer 
Mann tatſächlich in die Lage eines Kriegsbeſchä⸗ 
digten käme und mit dieſem Hungergehalt aus⸗ 
kommen müßte. Sie wiſſen doch, daß Hindenburg 
geſagt hat, daß der Krieg ihm wie eine Badekur 
bekommen hat. Das merkt man. Er iſt heute bei 
ſeinem hohen Alter noch ſo rüſtig, daß er die Ge⸗ 
ſchäfte eines Reichspräſidenten ausüben kann. 
Hindenburg hat die Möglichkeit, die Opfer des 
Krieges zu unterſtützen. Er iſt Reichspräſident 
und hat eine Rechtsregierung, die jedoch nicht im 
geringſten daran denkt, den Leuten zu helfen. Er 
iſt verantwortlich für all das Elend, er iſt ein 
Maſſenſchlächter. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abgeordneter 
Plenikowſki, ich rufe Sie wegen des letzten Aus⸗ 


drucks zur Ordnung. (Zwiſchenruf des Abg. 
Raſchke.) 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich 


wünſchte nur, daß deutſchnationale Abgeordnete 
zur Ordnung gerufen würden, wenn ſie in ganz 
un verantwortlicher Weiſe über die Erwerbsloſen 
herziehen. (Abg. Raſchke: Wo iſt die Ludendorff⸗ 
ſpende, Herr Weiße?) Vor einiger Zeit erſchien 
bei mir ein Kriegsbeſchädigter, der ein Atteſt, es 
war wohl von Herrn Dr. Bing, hatte, daß er un⸗ 
bedingt in Heilbehandlung überführt werden 
müſſe, das Verſorgungsamt kümmerte ſich nicht 
darum, ſondern ließ wochenlang das ärztliche 
Atteſt liegen. Erſt, als ich perſönlich beim Ver⸗ 
ſorgungsamt erſchien, lud man dieſen Kriegsbe⸗ 
ſchädigten zur erneuten Unterſuchung ein. Das 
werden Fälle ſein, die ſich jede Woche, jeden Tag 
ereignen. Die Summe von 100 000 Gulden iſt 
alſo zu gering. Sie entrüſten ſich darüber, was 
ich ſagte. Dann ſtimmen Sie doch mit uns dafür, 
daß man dieſen Kriegsopfern nicht 100 000 Gul⸗ 
den gibt, ſondern 300 000 Gulden, wie wir es be⸗ 
antragt haben. Dem werden Sie aber nicht bei⸗ 
bimmen, davon bin ich überzeugt. 

In Abſchnitt A VIII, Stelle 6 beantragen wir 
die Summe von 420 000 Gulden auf 600 000 Gul⸗ 
den zu erhöhen. Es handelt ſich hier um die ge⸗ 
ſetzlichen Staatszuſchüſſe für Familienhilfe und 
Wochenfürſorge. Die Summe von 420 000 Gul⸗ 
den beweiſt, daß es taſächlich notwendig iſt, hier 
helfend einzugreifen. Wenn dieſer Staat und 
dieſes Wirtſchaftsſyſtem 420 000 Gulden übrig 
haben für die geſetzlichen Staatszuſchüſſe der Fa⸗ 
milienhilfe und Wochenfürſorge, dann wiſſen wir, 
daß hier wirklich Elend und Not herrſcht, und daß 
hier geholfen werden muß. Wir haben die Er⸗ 
höhung beantragt, weil viele Familien, beſonders 
Familien, die die Danziger Staatsangehörigkeit 
nicht beſitzen, einfach von der Familienhilfe und 
Wochenfürſorge ausgeſchloſſen werden. Man er⸗ 
klärt, ſie ſeien ſtaatenlos und hätten mit dem 
Danziger Staat nichts zu tun. Erſt nach endloſen 
Beſchwerden gibt man ihnen dann ein paar Bet⸗ 
telpfennige. Die Stelle 7 des Abſchnitts A VIII 
beantragen wir von 100 000 Gulden auf 110 000 
Gulden zu erhöhen. Das ſind die geſetzlichen Ko⸗ 


ſten der Unfallverſicherung. Wir ſehen nicht ein, 
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arbeitung, um hier endlich Wandel 


unterſtützung wird ihnen entzogen. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) | 
warum gerade bei dieſer Poſition 10 000 Gulden 
geſpart werden jollen. Im vergangenen Jahre 
hatte man 110 000 Gulden eingeſetzt, diesmal nur 
100 000 Gulden. Als Grund gibt man in der Er⸗ 
läuterung an, daß ein Teil der Unfallrenten weg⸗ 
gefallen iſt. Wir ſind der Ueberzeugung, daß man 
einzelne Renten gekürzt hat und dadurch die 
10 000 Gulden erſparen will. 

In Abſchnitt A IX wünſchen wir in Stelle 3 
eine Erhöhung von 2000 Gulden auf 4000 Gul⸗ 
den. Es handelt ſich um Reiſekoſten der Ver⸗ 
ſicherten, Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren, 
ſowie die Koſten für Wahrnehmung von auswär⸗ 
tigen Beweisterminen. Wir wiſſen am beſten, 
wie leichtfertig man die Verſicherten abſpeiſt und 
ihnen die Renten nicht gewährt. Es iſt deshalb 
notwendig, jeden Rentenantrag genauer zu prü⸗ 
fen, um feſtzuſtellen, ob auch wirklich Renten ge⸗ 
währt werden müſſen. Dazu iſt natürlich notwen⸗ 
dig, daß man eine größere Summe ausſetzt, um 
mehr Zeugen und Sachverſtändige zu vernehmen. 
Daher iſt die beſcheidene Heraufjegung von 2000 
Gulden auf 4000 Gulden durchaus angebracht. In 
Abſchnitt B I, Stelle 12 beantragen wir die Er⸗ 
höhung von 3000 Gulden auf 6000 Gulden. Es 
handelt ſich um die Geſchlechtskranken⸗Beratungs⸗ 
ſtellen. Ich wies bereits einmal bei dieſem Etat 
darauf hin, daß dieſer Staat den erwerbsloſen 
Arbeitern überhaupt die Möglichkeit nimmt, zu 
heiraten. Sie wiſſen aber auch, daß dies wirt⸗ 
ſchaftliche Syſtem es einem großen Teil der Ar⸗ 
beiter nicht ermöglicht, zu heiraten. Mit 26, 27, 
28 Jahren laufen die Arbeiter noch ohne Arbeit 
herum. Wochenweiſe werden ſie eingeſtellt und 
bekommen dann nur ein paar Pfennige, um dann 
wieder entlaſſen zu werden. Die Erwerbsloſen⸗ 
Sie haben 
nicht die Möglichkeit, ſich einen eigenen Haus⸗ 
ſtand zu gründen. Gerade durch dieſe Tatſache 
nimmt aber die Verbreitung der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten zu, darüber müſſen wir uns klar ſein. Wenn 
der Senat auch in dieſem Jahr nur 3000 Gulden 
für die Geſchlechtskranken⸗Beratungsſtelle einſetzt, 
dann iſt das unſeres Erachtens zu wenig. So, wie 
das Syſtem der Geſchlechtskranken⸗Beratungsſtelle 
jetzt beſteht, kann es nicht weiter gehen. Der Se⸗ 
nat hat auch, ſoviel ich weiß, ein Geſetz in Aus: 
zu ſchaffen. 
Wir ſehen aber auch dieſem Geſetz mit Mißtrauen 
entgegen. Wir wiſſen, es wird der Arbeiterſchaft 
nicht das bringen, was es eigentlich bringen 
müßte. 

In Abſchnitt BI, Stelle 14 beantragen wir die 
Erhöhung von 5000 Gulden auf 20 000 Gulden. 
Das iſt eine Poſition, die der Tuberkuloſebekämp⸗ 
fung dient. Sie wiſſen, daß die ſchlimmſte Prole⸗ 
tarierſeuche die Lungenſeuche iſt. Die Herren 
Deutſchnationalen, die ſich in Entrüſtungsſtürmen 
nicht genug tun konnten, als ich ihren vielgelieb⸗ 
ten Hindenburg angriff, hatten ſehr viele Worte 
für die Pferdeſeuche, die Rotzſeuche übrig. Sie 
beantragten eine Erhöhung der Poſition und Be⸗ 
reitſtellung von neuen Mitteln für dieſe Seuche. 
Aber der Herr Deutſchnationale trat nicht mit 
einem einzigen Wort für die Erhöhung der Sum⸗ 
me ein, die zur Bekämpfung der Lungenſeuche 
dienen ſoll. Darüber ging er mit Stillſchweigen 
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hinweg. (Abg. Weiße: Es wird wohl genug ſein!) 
5000 Gulden ſind genug für die Einrichtungen, die 
der weiteren Ausbreitung der Lungenſeuche ent⸗ 
gegentreten ſollen, aber für Ihre Rotzſeuche ſind 
40 000 Gulden zu wenig. Da wollen Sie noch 
60 000 Gulden extra einſetzen. Sehen Sie nicht 
ein, wie beſchämend das iſt! Wir beantragen hier 
nur eine Erhöhung von 5000 Gulden auf 20 000 
Gulden. Das iſt an und für ſich ſehr geringfügig. 
Daß die Sozialdemokraten, ganz beſonders ein 
Teil der ſozialdemokratiſchen Führer, hierfür 
nichts übrig haben wird, dafür ein Beiſpiel aus 
dem Großen Werder. In der Kreistagsſitzung, in 
der der Kreisetat beraten wurde, beantragte ich 
die Erhöhung einer Poſition im Kreishaushalts⸗ 
plan von 1000 Gulden auf 2000 Gulden. Es 
handelte ſich um die Bereitſtellung von Mitteln 
für Lungenkranke, die Anſchaffung von Betten, 
Kleidern uſw. Die 1000 Gulden waren auf meinen 
Antrag an einer anderen Stelle geſpart. Ich be⸗ 
antragte, ſie hier einzuſetzen. Bei der Abſtimmung 
ſtimmten die Herren Sozialdemokraten Reek und 
Wierſchowſki dagegen, (Hört, hört! bei den Kom⸗ 
muniſten) die anderen Herren Sozialdemokraten 
ſtimmten dafür. (Zwiſchenrufe links.) Jawohl, 
Herr Wierſchowſki, Sie haben mit den Deutſch⸗ 
nationalen zuſammen dagegen geſtimmt und auch 
Herr Reek. Als beantragt wurde, dafür zu ſtim⸗ 
men, blieben Sie und Herr Reek ſitzen. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Wir ſind deshalb 
der Ueberzeugung, daß Sie auch hier nichts än⸗ 
dern werden. Sie werden die Poſition von 5000 
Gulden ſtehen laſſen. Sie werden vielleicht zur 
Ueberzeugung gelangen, den deutſchnationalen 
Antrag durchzubringen, d. h. die Bewilligung von 
60 000 Gulden für die Pferdeſeuche. Sie werden 
aber nicht mit uns in Erwägung ziehen, dieſe 
Poſition auf 20 000 Gulden heraufzuſetzen. 

In Abſchnitt B I, Stelle 15 beantragen wir, 
die Poſition von 1000 Gulden auf 3000 Gulden 
zu erhöhen. Es handelt ſich um die Bekämpfung 


des Alkoholmißbrauchs und des Mißbrauchs von 


Betäubungsmitteln. Eigenartig iſt es, daß die 
Sozialdemokraten dem Alkohol mit einer Beſteue⸗ 
rung zu Leibe gehen wollen. Sie wiſſen doch, daß 
man mit einer Beſteuerung des Alkohols dieſen 
nicht aus der Welt ſchafft. Dadurch werden im 
Gegenteil die Arbeiterfamilien noch mehr ver⸗ 
elendet. Wir ſind gegen jede Beſteuerung des 
Alkohols, ſolange man den Fuſel noch nicht ver⸗ 
boten hat. Wir kämpfen dafür, daß der Alkohol 
verboten wird. Solange das nicht geſchieht, wird 
es auch Alkoholmißbrauch geben. Wir ſind aber 
gegen jede Beſteuerung; denn durch die Steuern 
belaſtet man den Arbeiteretat, d. h. die wirtſchaft⸗ 
liche Lage der Arbeiter wird noch mehr verſchlech⸗ 
tert. Wenn man hier die lächerliche Summe von 
1000 Gulden einſetzt, ſo braucht man weiter dar⸗ 
über keine Worte zu verlieren. 

In Abſchnitt BL, Stelle 16 beantragen wir die 
Erhöhung der Summe für Krüppelfürſorge von 
4000 Gulden auf 8000 Gulden. Es iſt unſeres 
Erachtens zu wenig, wenn man nur 4000 Gulden 
einſetzt. Die Kreis⸗ und Gemeinden ſetzen dafür 
auch Mittel ein, aber ſie wiſſen, daß viele Ge⸗ 


meinden leiſtungsſchwach und nicht imſtande ſind, 
die hohen Anſtaltsgebühren für die Krüppelfür⸗ 
ſorge zu tragen. Bezüglich der Kreiſe kann man 
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genau das gleiche jagen. Sie werden zugeben 


müſſen, daß die Kreiſe auch ziemlich belaſtet ſind. 
Wenn der Staat dann nur 4000 Gulden einſetzt, 
dann wird dieſe Summe entſchieden nicht reichen, 
um Abhilfe zu ſchaffen. In Abſchnitt B I wird 
beantragt, hinter Stelle 18 eine neue Stelle 18 a 
mit folgender Faſſung einzuſetzen: „Erweiterungs⸗ 
bau der Lungenheilſtätte Jenkau 100 000 Gul⸗ 
den.“ Ich brauche auf die Notwendigkeit des Er⸗ 
weiterungsbaues nicht einzugehen. Sie werden 
alle wiſſen, daß die Lungenheilſtätte bei weitem 
nicht ausreicht, um tatſächlich alle Lungenkranken 
unterzubringen. Ein großer Teil wird zurückge⸗ 
wieſen. (Senator Dr. Wiercinſki: Sie ſteht leer!) 
Es wird nicht ſtimmen, aber wenn es der Fall 
ſein ſollte, ſo wird es daran liegen, daß niemand 
die Koſten tragen will. Die Gemeinden weigern 
ſich, ſie können es nicht. Die Kreiſe tragen die 
Koſten nicht. Wer ſoll es letzten Endes tun? Es 
liegt daran, daß jede Stelle ſich weigert, für die 
betreffenden Patienten das Geld zu zahlen. Die 
zweite Tatſache äſt, daß man ſich ſeitens des Staa⸗ 
tes gar micht bemüht, Lungenkranke feſtzuſtellen. 
Nicht einmal in den Schulen wird ordnungsmäßig 
durchgegriffen. Sie wiſſen, daß z. B. Röntgenauf⸗ 
nahmen in den ſeltenſten Fällen gemacht werden. 
Dieſe Tatſachen ſtehen feſt, Herr Senator. Sie 
können nicht das Leerſtehen der Anſtalt darauf 
zurückführen, daß keine Lungenkranken da ſind. 
Die ſind in Hülle und Fülle vorhanden. Wenn 
die Anſtalt nicht beſetzt iſt, dann geſchieht es, weil 
die Kreiſe und die Gemeinden nicht die Koſten 
tragen können. (Abg. Liſchnewſbi: Die Lungen⸗ 
kranken werden ins Ausland geſchickt!) Hand in 
Hand mit unſerm Antrag auf Erweiterung der 
Anſtalt in Jenkau gehen Anträge, daß man Mit⸗ 
tel und Wege finden muß, die Lungenkranken feſt⸗ 
zuſtellen und Gelder aufzubringen, um ſie ord⸗ 
nungsmäßig behandeln zu können. 

In Abſchnitt B II, Stelle 2, Staatliche Frauen⸗ 
klinik, verlangen wir, daß unter Erläuterung zu 
ſetzen iſt ſtatt „2 Aſſiſtenzärzte“ „3 Aſſiſtenzärzte“ 
und ſtatt „53 Schweſtern uſw.“ „70 Schweſtern 
uſw.“ Die Summe für Vergütungen und Löhne 
iſt entſprechend zu erhöhen. Bei der Staatlichen 
Frauenklinik werden Sie zugeben, daß ſie über⸗ 
füllt iſt, daß die Frauen auf die Korridore geſtellt 
werden, daß in vielen Fällen kein Nachtdienſt vor⸗ 
handen iſt und manchmal alles drunter und drü⸗ 
ber geht. Wir werden beantragen, daß die Frauen⸗ 
klinik erweitert wird und das Perſonal vermehrt 
werden kann. Wenn Sie ſparen wollen, dann 
bauen Sie die Staatsräte ab. Dazu bieten die 
Deutſchnationalen die Hand. Hier aber bauen 
ſie auf. In dieſem Fall muß ſelbſt von Senats⸗ 
ſeite zugegeben werden, wie furchtbar es um die 
Staatliche Frauenklinik beſtellt iſt. Dieſer Antrag 
muß daher durchgeführt werden. Es wird ſich zei⸗ 
gen, ob Sie (nach rechts) nicht nur für die Pferde 
und Bullen ein Herz übrig haben, ſondern auch 
für die Menſchen. (Abg. Weiße: Jawohl!) In 
Abſchnitt B II, Stelle 15 werden die Worte: „für 
geiſtliche Verſorgung und“ mit der Begründung 
geitrichen, die ich vorhin gab. Dann wird in Ab⸗ 
ſchnitt B II eine neue Stelle 22 eingeſetzt, und zwar 
Erweiterungsbau der Staatlichen Frauenklinik 


erſte Rate 100 000 Gulden. In der Spalte Er⸗ 
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läuterung iſt zu ſetzen: „Erweiterungsbau der 
Staatlichen Frauenklinik 500 000 Gulden“. Die 
Notwendigkeit dieſes Exrweiterungsbaues habe ich 
eben begründet. Auch von der Senatsſeite iſt zu⸗ 
gegeben worden, daß dieſer Erweiterungsbau not⸗ 
wendig iſt. Bei der Poſt ſchafft man einen Er⸗ 
weiterungsbau. Dafür ſetzt man 500 000 Gulden 
aus. Der Betrag wird ohne weiteres bewilligt. 
Wir ſind neugierig, ob man ebenſo bereitwillig 
auch dem Erwefterungsbau der Staatlichen 
Frauenklinik zuſtimmen wird und als erſte Rate 
100 000 Gulden einſetzt. Wir find es ja gewohnt, 
daß man uns auf unſere Abänderungsanträge 
immer wieder erklärt: „Wo ſollen wir das Geld 
hernehmen, es muß geſpart werden!“ Nun möchte 
ich den Sozialdemokraten einmal mitteilen, was 
Bebel in Bezug auf das Sparen im bürgerlichen 
Staat geſagt hat, und zwar bereits im Jahre 1892 
auf einer Konferenz in Zürich. Sie geſtatten, 
Herr Präſident, daß ich es verleſe. 

In dem Moment, wo der Staat merkt, daß in⸗ 
folge der Kriſe die Einnahmen kleiner und die Aus⸗ 
gaben größer werden, beginnt er ebenfalls zu ſparen. 

Das ſagte Bebel bereits 1892. M. D. u. H.! Sie 
merken doch die Verwandſchaft mit heute. Es iſt 
in der Beziehung alles beim Alten geblieben. 

Es wird z. B angeordnet, daß die Eiſenbahn⸗ 
ſchaffner und Kondukteure ſich die Pelze ſelbſt anzu⸗ 
ſchaffen haben, ohne daß ihnen eine Gehaltserhöhung 
gegeben wird. Die Schullehrer werden mit wahren 
Hungerlöhnen abgeſpeiſt. 

Heute könnte man andere Poſitionen dafür ein⸗ 
ſetzen, nämlich, daß die Erwerbsloſen mit Hun⸗ 
gerunterſtützungen abgeſpeiſt werden mit der Be⸗ 
gründung, es müſſe geſpart werden. Alſo der 
Sinn it der gleiche geblieben. (Abg. Arczynſki: 
Die Lehrer haben ſich verbeſſert!) Ja, ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, weil ſich gerade in der Vorkriegszeit die 
Sozialdemokratiſche Partei dafür eingeſetzt hat, 
daß die Erzieher der Jugend, des Volkes, beſſer 
geſtellt werden. Wenn Sie irgend welche Zurufe 
machen, die das nicht als richtig anerkennen. ſo 
beweiſt das wieder, wie weit Sie von der Auf⸗ 
faſſung der Vorkriegszeit abgewichen ſind. Bebel 
ſagt weiter: 

Der Schmutz, die Korruption, zeigen ſich in der 
ganzen bürgerlichen Geſellſchaft. Meberall in der Mo⸗ 
marchie wie in der Republik ſtinkt es, um mich eines 
derben Ausdrucks zu bedienen, überall Korruption, 
Schwindel und Betrug. Ueberall begegnet man dem 
Streben des Einzelnen, ſich auf Koſten der Geſamt⸗ 
Heit die Taſchen zu füllen. Es iſt das Loſungswort 
der bürgerlichen Geſellſchaft: „Sehe jeder, wo er 
bleibe, ſehe jeder, wie er's treibe und wer ſteht, daß 
er nicht fällt!“ 8 

Damit kennzeichnet Bebel mit treffenden Worten 
auch die Situation von heute. Sie erwähnen 
immer wieder Rußland. Wir wiſſen, wie die 
bürgerliche Geſellſchaft gegenüber Rußland einge⸗ 
ſtellt iſt. Die Sozialdemokraten ſollten ſich daran 
ein Beiſpiel nehmen. Bebel ſagte: „Wenn die 
Bürgerlichen uns bekämpfen, dann ſcheint die Sa⸗ 
che richtig zu ſein.“ Sie ſehen, wie die Bürger⸗ 
lichen immer wieder Rußland beſchmutzen, Sie 
tun das gleiche. Den Schluß ziehen Sie. 

Die Situation iſt heute alſo genau dieſelbe, 
wie ſie uns damals Bebel geſchildert hat. Ueber⸗ 
all Korruption, überall ſtinkt es. Weil Unter⸗ 
ſchlagungen begangen wurden, weil die Bankerot⸗ 
teure dieſen Staat in den Dreck gefahren haben, 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

deshalb muß gejpart und ſaniert werden auf Ko⸗ 
ſten der Werktätigen. Diejenigen, die dabei be⸗ 
hilflich ſind, ſind die Sozialdemokraten, die ſich 
immer wieder von der Zentrumspartei jagen 
laſſen: „Wenn Ihr nicht ſo wollt wie wir, fliegt 
Ihr heraus, oder wir gehen aus der Regierung. 
Alſo entweder kuſcht Ihr oder wir gehen aus dem 
Senat heraus und dann geht Ihr Eurer Sena⸗ 
torenſeſſel verluſtig.“ Sie wiſſen, was die Herren 
in der Stadtbürgerſchaft bei der Beratung des 
Feuerbeſtattungsetats taten. Die kümmern ſich 
den Dreck um die Bindungen mit der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei, die gehen ihrer eigenen Naſe 
nach geradeaus, wie Herr Weiß betonte. Aber Sie 
haben heute nichts mehr von der grundſätzlichen 
Einſtellung der Vorkriegszeit. Die Sparmaß⸗ 
nahmen des Staates ſind nichts anderes als die 
Brutalität der herrſchenden Klaſſen gegen das 
Proletariat. Das ändert ſich nicht, ob die Deutſch⸗ 
nationalen den Flötenton angeben oder die So⸗ 
zialdemokraten, das Syſtem iſt das gleiche. Des⸗ 
halb iſt auch die Art und Weiſe, wie das Prole⸗ 
tariat bekämpft wird, dieſelbe. Dieſer Brutalität 
dieſes Staates und dieſer Wirtſchaftsordnung in 
Bezug auf die ſoziale Fürſorge ſetzen wir den 
Kampf der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft nach 
einer einheitlichen ausreichenden Fürſorge unter 
Berückſichtigung der Erwerbsloſigkeit, Hilfsloſig⸗ 
keit, Pflegebedürftigkeit und Zahl der Familien⸗ 
angehörigen entgegen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Senator Dr. Wiercinſki. 

Dr. Wiercinſti, Senator: M. D. u. H.! Mein 
Herr Vorredner iſt davon ausgegangen, daß in 
dieſem Etat vier Millionen erſpart würden. Dies 
machte er zur Grundlage für ſeine Vorwürfe ge⸗ 
gen die Regierung. Ich ſtelle feſt, daß dieſe Be⸗ 
hauptung falſch iſt. Sie brauchen ſich nur auf der 
letzten Seite des Sozialen Etats die Zuſammen⸗ 
ſtellung anſehen, dann werden Sie feſtſtellen, daß 
die Ausgabe im vergangenen Jahr 33 Millionen 
war und in dieſem Jahr wieder. Es iſt im Gegen⸗ 
teil unter Hinzunahme der Ausgaben für Geſund⸗ 
heitsweſen in dieſem Jahre eine Mehrausgabe 
von einviertel Millionen zu verzeichnen. Ich 
glaube, daß es ſich gegenüber dieſem fundamenta⸗ 


len Irrtum erübrigt, auf die einzelnen Ausſtellun⸗ 


gen einzugehen. (Sehr richtig! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Erſparnis bei der Erwerbsloſenfürſorge!) 

Was die Erſparniſſe bei der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge anlangt, fo befindet ſich der Abg. Plenikowſki 
ebenfalls in einem fundamentalen Irrtum. Er 
hat immer davon geſprochen, daß hier eine Er⸗ 
ſparnis von etwa 2 Millionen erzielt iſt. Wenn 
er die Stellen genau anſieht, wird er finden, daß 
die Ausgabe 7½ Millionen beträgt, das iſt eine 
Million weniger als im vergangenen Jahr. Er 
hat den Vorwurf erhoben, es wäre leichtſinnig 
und falſch, hier eine Prophezeiung auszuſprechen 
und prophezeit ſelbſt, es würde ſchlechter werden. 
Ich nehme für mich und die Regierung in An⸗ 
ſpruch, auch abzuſchätzen und bin dabei in der gün⸗ 
ſtigen Lage, daß meine Prophezeiung in dieſem 
Punkte bisher immer richtig geweſen iſt; denn 
1926 hat man eine Ausgabe von 9½ Millionen 
gehabt. Wir haben ſie im nächſten Jahre 1927 
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auf 8¼ Millionen eingeſchätzt und es hat faſt bis 
auf den Gulden geſtimmt. Wir glauben auch nach 


der ganzen Entwicklung des Wirtſchaftslebens be⸗ 
rechtigt zu ſein anzunehmen, daß die Kurve in der 
Erwerbsloſenziffer auch weiter in demſelben 
Maße ſinken wird, jo daß eine weitere Million ge⸗ 
ſpart werden kann. 

Auf die Anträge, die geſtellt ſind, hier einzu⸗ 
gehen, erübrigt ſich meines Erachtens. Es iſt aus⸗ 
geſchloſſen, hier im Plenum des Volkstages die 
vorgebrachten Einzelheiten zu widerlegen. Da⸗ 
für iſt lediglich der Ausſchuß das richtige Forum. 
Auch wir in der Regierung müſſen ſicherlich alle 
feſtſtellen, daß mancher Wunſch auf ſozialem Ge⸗ 
biet unerfüllt geblieben iſt und hätten gern man⸗ 
cherlei noch verwirklichen wollen. Aber leider 
ſind wir auch gezwungen, an die Deckung zu den⸗ 
ken. Ich bitte daher, die weitergehenden Anträge 
des Herrn Abg. Plenikowſki abzulehnen. 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die Uhr iſt weit über ſieben. Ich beantrage 
daher jetzt Vertagung. 

Vizepräſident Neubauer: Die Zeit iſt ja ſchon 
etwas weit worgeſchritten. Ich würde aber doch 
empfehlen, daß wir dieſen Haushaltsplan für 
Soziales noch verabſchieden; denn es hat ſich nur 
noch der Herr Abg. Wilhelm Lemke zum Wort 
gemeldet. Er wollte ſich, wie mir berichtet wurde, 
recht kurz faſſen. (Abg. Schwegmann: Ich ziehe 
meinen Antrag zurück!) Der Antrag auf Verta⸗ 
gung wird zurückgezogen. Ich erteile das Wort 
Herrn Abg. Wilhelm Lemke. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
M. D. u. H.! Ich halte es für eine Art Verhäng⸗ 
nis, daß ich voriges Mal meine Rede zurückziehen 
mußte, es war bei der Regierungserklärung, weil 
vor mir ein Herr über zwei Stunden ſprach. Heute 
ſind es drei Stunden geworden, und ich bin nun⸗ 
mehr gezwungen, Sie auch noch eine Zeit lang 
in Anſpruch zu nehmen. 

„Als Anfang Januar d. Is. der Herr Senats⸗ 
präſident die Regierungserklärung abgab, hat er 
das Soziale nur ſehr leicht geſtreift und die Für⸗ 
ſorgeangelegenheiten mit ſieben Worten abgetan. 
Ich möchte das mit einem Sprung über dies Ge⸗ 
lände vergleichen, wobei nur der Mantelzipfel 
das Gelände geſtreift hat. Ich muß ausdrücklich 
ſagen, daß ich damals enttäuſcht war. Ich ver⸗ 
lange nicht, daß man ſofort, nachdem eine neue 
Regierung gebildet iſt, mit großartigem Brillant⸗ 
feuerwerk in Reden hervortritt, ebenſo wenig, wie 
man als rechtlich denkender Menſch verlangen 
kann, daß nun die neuen Regierungsparteien ver⸗ 
gnügt in den Zirkus ſpringen und Glanzſtücke 
machen können. Die müſſen auch überlegen, und 
ich traue es den Parteien, die ſich zur Regierung 
zuſammengeſchloſſen haben, zu, ich erwarte und 
hoffe es von ihnen, daß ſie ihre Verſprechungen 
redlich erfüllen. Davon bin ich überzeugt. 

Ich wende mich nunmehr nach links. Ich habe 
es mit Freude begrüßt, daß für die ſchuldlos er⸗ 
werbslos Gewordenen ein Erwerbsloſenverſiche⸗ 
rungsgeſetz geſchaffen werden ſoll. (Abg. Raſchke: 


Das wollen die Erwerbsloſen gar nicht!) Dies 


Geſetz muß meiner Ueberzeugung nach aber voll 
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und ganz der Menſchenwürde entſprechen. Es 
kann auf keinen Fall in eine Schablone gefaßt 
werden. Es muß berückſichtigt werden, ob der un⸗ 
ſchuldig erwerbslos Gewordene noch eine Frau 
und eventuell nichterwerbsfähige Kinder zu un⸗ 
terhalten hat. Da iſt es die Pflicht der Allge⸗ 
meinheit, im Staats⸗ und Allgemeinwohl dafür 
zu ſorgen, daß dieſen Perſonen die Not weggenom⸗ 
men wird, daß ſie nicht verführt werden, aus Not 
vom Wege der Ehrlichkeit abzuweichen und da⸗ 
durch die Kriminalität zu vermehren. Ich bin 
davon überzeugt, daß im großen und ganzen alle 
Arbeiter arbeitswillig ſind, (Sehr gut! links) daß 
ſie natürlich auch, wie das Sprichwort ſagt, „jeder 
Arbeiter iſt ſeines Lohnes wert“, entſprechend ho⸗ 
noriert werden müſſen. Wenn man das ins Auge 
faßt und danach handelt, bin ich überzeugt, daß 
auch Zufriedenheit bei den Arbeitern eintreten 
wird. Man muß nicht vergeſſen, daß, wenn man 
die Leute hungern läßt, ſie zum Diebſtahl, zu 
Raub und Plünderung übergehen müſſen, weil ſie 
ſich ernähren wollen. Das Vergehen iſt ſelbſt⸗ 
redend zu verurteilen, aber es geht nicht anders, 
denn die Not des Mannes zwingt ihn dazu. Wir 
dürfen aber nicht vergeſſen, daß die kommende 
Generation, alſo die Kinder dieſer Arbeiter, das 
wertvolle Material iſt, das in Zukunft, ich möchte 
ſagen, die Arbeitsbienen ſein ſollen. Eine ſchlecht 
ernährte junge Generation wird niemals das 
leiſten können, (Abg. Liſchnewſki: Sehr gut!) wie 
ein gut ernährter jugendlicher Körper, der ge⸗ 
line) zur Arbeit antreten kann. (Sehr richtig! 
links. 

Damit verlaſſe ich dieſe Seite und komme nun⸗ 
mehr zu den andern Proletariern. Dieſes Pro⸗ 
letariat, zu dem auch ich gehöre, iſt das Proleta⸗ 
riat der Entrechteten, denen man das Geld und 
den Erfolg der Lebensarbeit genommen hat. Das 
Reſultat iſt werflüchtet. Man Hat gejagt, es iſt 
durch die Inflation vernichtet. Ich ſage, meiner 
Ueberzeugung nach ſind das Phraſen und Un⸗ 
wahrheiten. Wir Kleinrentner haben gehört, 
daß der Dezernent für dieſe Sachen, alſo Herr Se⸗ 
nator Dr. Wierceinſki, erklärt hat, daß ein Klein⸗ 
rentnergeſetz geſchaffen werden ſoll, welches dieſen 
Leuten einen Rechtsanſpruch gewährt. Allerdings 
hat er geſagt, wir wollen abwarten, was in 
Deutſchland geſchieht. Meine verehrten Damen 
und Herren, wir alten Leute haben nicht mehr 
lange Zeit zu warten. Wir werden es aber un⸗ 
ſern Kindern einimpfen, was an Unrecht und an 
Sünde gegen uns getan wurde, damit ſie das nicht 
vergeſſen. (Abg. Plenikowſki: Der Staat hat kein 
Geld!) Ich habe die Hoffnung und das Ver⸗ 
trauen zum Herrn Senator Dr. Wiercinſki und 
dem Herrn Referenten, daß ſie in Aufrichtigkeit 
und feſtem Willen mit uns ein Geſetz ſchaffen 
werden, welches, wenn auch nicht voll, ſo doch 
einigermaßen befriedigt und den Anfang der 
Sühne für alles Unrecht bildet. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie werden ſtaunen, wir find die wahren 
Propheten! — Heiterkeit. — Abg. Dr. Kamnitzer: 
Stalin iſt groß und Plenikowfſki iſt ſein Pro⸗ 
phet! — Erneute Heiterkeit.) 

M. D. u. H.! 
darüber zu ſprechen. Ich werde mich nicht dazu 
verführen laſſen, Mitglieder des Volkstages an⸗ 


Es iſt ein ſehr heikles Thema, 
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zugreifen, obgleich ich dazu reichlich Veranlaſſung 
hätte, weil ich glaube, daß ich unfair behandelt 
worden bin. Ich tue das ab. Aber man muß 
die Sache beim richtigen Namen nennen. Man 
darf nicht verſchweigen, daß dieſer ſeinerzeitige 
Antrag der Deutſchnationalen für die Kleinrent⸗ 
ner eine repetitio ad aeternum iſt. (Abg. Klo⸗ 
Bowiti: Richtig! — Heiterkeit.) Aus meiner 
eigenen Feder — ich bin Vorſtandsmitglied des 
Kleinrentnerverbandes des Freiſtaates, — ſind 
mehrfach Anträge beim Senat und beim Wohl⸗ 
fahrtsamt geſtellt worden. Herr Senator Dr. 
Wiercinſbi wird mir das hoffentlich beſtätigen 
können. (Frau Abg. Kalähne: Nicht dieſelben!) 
Ich habe mich niemals ablehnend dagegen ver⸗ 
halten, ſondern erklärt, ich nähme das Gute von 
jeder Partei, es iſt mir egal, ob es won rechts oder 
links kommt. Im Sozialen Ausſchuß wurde feiner 
Zeit die Ablehnung dieſes Antrages beantragt. 
Ich will keine Anerkennung haben und mir auch 
kein Lorbeerblatt pflücken. Ich erkläre den Herren 
Abgeordneten von der rechten Seite, daß es meine 
Vorſtellungen bei den Regierungsparteien er⸗ 
reichten, daß ſie den Antrag nicht unter den Tiſch 
fallen ließen, ſondern daß er wenigſtens dem Se⸗ 
nat zur Erwägung überwieſen wurde. Ich hoffe, 
daß dieſer Antrag auch Berückſichtigung findet; 
denn nach Ausſage des Herrn Regierungsdezer⸗ 
nenten ſind die Beträge, durch die der Etat be⸗ 
laſtet wird, außerordentlich geringfügig. Daß 
man aber die Rückerſbattungsverordnung der 
Rentenbezüge geſchaffen hat, zu den körperlichen 
Qualen und zu der körperlichen Not alſo auch noch 
die Seelenqual und Seelennot hinzugefügt hat, 
erinnert an das tiefſte Mittelalter, wo man zum 
Tode verurteilte Leute vorher marterte und 
quälte. 

Ich glaube, es iſt vom moraliſchen und ethi⸗ 
ſchen Standpunkt nur zu wünſchen, daß auch der 
Senat ſich dazu entſchließt — es braucht kein Ge⸗ 
ſetz geſchaffen zu werden, weil es nur eine Aus⸗ 
führungsbeſtimmung iſt, — dieſe Sache im Ver⸗ 
ordnungswege zu tilgen. Das erwarten die Klein⸗ 
rentner und die Bitte, daß es geſchehe, erneuere 
ich nochmals. Wenn man eine Krankheit konſta⸗ 
tiert und erkannt hat, ſoll man nach den Urſachen 
forſchen und ſie möglichſt erſt aus dem Wege räu⸗ 
men. (Abg. Dr. Moczynſki: Volkmann!) Ich richte 
jetzt meine Worte an den Herrn Senator Dr. 
Volkmann. Er iſt allerdings nicht hier, aber ich 
weiß, daß er das Stenogramm zu leſen bekom⸗ 
men wird. Ich werde mich ſo verhalten, als wenn 
Herr Senator Dr. Volkmann anweſend wäre. Ich 
habe nicht die Abſicht, die perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe des Herrn Geheimrats Dr. Volkmann hier 
zu zerpflücken. Das geht mich nichts an. Ich 
habe nicht die Abſicht, in dieſer Beziehung In⸗ 
vektiven zu machen. Geſellſchaftlich mag er ja 
ein ſehr liebenswürdiger und begehrenswerter 
Herr ſein. Das hat hiermit nichts zu tun, ich 


ſpreche nur vom Verwalter der Staatsfinanzen. 
(Abg. Rahn: Beſonders auf Maskenbällen!) Da 
ſage ich mir, was hat dieſer Mann in den langen 
Jahren, die er Verwalter der Staatsfinanzen iſt, 
geleiſtet? Darauf muß ich erwidern, daß er eine 
außerordentlich unglückliche Hand gehabt 
(Zuruf des Abg. Kloßowſki.) 


hat. 


— 


C) 


o 


(A) 


(B) 


Not entſtanden. Ich Hatte vor vier Jahren eine 
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(Lemke, Wilhelm, Abgeordneter) 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Lemke, 
ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß wir jetzt 
beim Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen ſind. Der Haushaltsplan der Finanz⸗ 
verwaltung folgt an 14. Stelle. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
Das iſt eine Begründung, die zu den ſozialen Auf⸗ 
wendungen gehört. Ich muß es aljo erwähnen. 
Ich bin nicht ſo töricht und ungerecht, nunmehr 
dem Herrn Finanzſenator den ganzen Packen der 
Finanzmiſere aufzuladen. Das tue ich nicht; denn 
es ſind noch andere Umſtände, die ſehr in die 
Wage fallen. Jedenfalls iſt aber der Packen, der 
zu ſeinen Laſten geht, reichlich groß. Ich kon⸗ 
zediere ihm auch, daß er nach beſtem Wiſſen und 
Können gehandelt hat, muß aber hinzufügen: 
Ultra posse nemo obligatur. (Zuruf — Heiter⸗ 
keit.) Das heißt auf deutſch: „Ueber ſeine Kraft 
hinaus kann niemand etwas leiſten.“ * 

Als die dritte deutſche Steuernotverordnung 
kam, habe ich einen Artikel für die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ geſchrieben, die ihn auch 
aufgenommen hat. Allerdings hat ſie mir einige 
lapidare Sätze eskamotiert. Geſtatten Sie, Herr 
Präsident, daß ich die kurze Sache verleſe. Es 
handelt ſich um den Artikel „Hat Danzig ein Auf⸗ 
wertungsgeſetz nötig“. Der Teil daraus lautet: 

Es wird von der Regierung hervorgehoben, da⸗ 
Geſetz diene dem Wirtſchaftsaufbau, es ſei unbedingt 
notwendig, wenn nicht alles zuſammenbrechen un 
der Kredit wollends vernichtet werden ſolle. Wenn 
der Herr Finanzſenator dieſen ungeheuerlichen Ein⸗ 
griff in die privatrechtlichen Beziehungen der Bürger 
zu einander mit der Abſicht rechtfertigen zu können 
glaubt, der Wirtſchaft wieder den nötigen Kredit 
zu beſchaffen, ſo zeigt dies nur, wie jehr unter dem 
erdrückenden Einfluß der Wirtſchaft, d. h. der Schuld⸗ 
ner, die Objektivität und die klare Einſicht in die 
wirtſchaftlichen und ethiſch⸗pſychologiſchen Geſetze bei 
der Regierung in den Hintergrund gedrängt ſind. 

Das angegebene Ziel dieſer Maßnahmen, die Her⸗ 

ſtellung der Kreditfähigkeit der dadurch von ihren 

alten Schulden befreiten Schuldner iſt dadurch keines⸗ 
falls erreicht; denn einmal beruht jede Kreditfähig⸗ 

keit auf dem allgemeinen Vertrauen, daß der Schul d⸗ 

ner ſeine Gläubiger nach Recht und Vermögen zu ber 

friedigen bereit iſt, ſodann aber auch gehört Dazu 
das Vertrauen in die ſtaatlichen Organe, insbeſon⸗ 
dere im die Regierung und Geſetzgebung, daß dieſe 
nötigenfalls die Rechte der Gläubiger ſchützen. 
M. D. u. H., aus dieſem Geſetz iſt die ſoziale 


‘> 


Beſprechung mit dem Herrn Finanzſenator Dr. 
Volkmann. Ich richtete dabei an ihn die Frage: 
„Herr Senator, wie ſtehen Sie zu der Aufwer⸗ 
tung?“ Da ſetzte er ſich in Poſitur und ſagte zu 
mir: „Ich bin Finanzſenator, ich habe mit der 
Aufwertung nichts zu tun. Da müſſen Sie ſich 
an den Herrn Juſtizſenator wenden. Ich habe 
darauf kein Wort erwidert. Ich ſagte mir aber 
folgendes: Entweder haben ſeine Kollegen, mit 
denen ich geſprochen habe, und die prominenten 
Leute, die es beſtätigt haben, die Unwahrheit ge⸗ 
ſagt, oder Herr Finanzſenator hat morgens Lethe 
getrunken und hat alles vergeſſen. (Heiterfeit.) 
Nun kam das Aufwertungsgeſetz. Ich bin kein 
Beamtenfeind, aber erwähnen muß ich es, es 
ſollen 38 Beamte im vorigen Volkstag geweſen 
ſein, davon hat der größte Teil für die Aufwer⸗ 
tungs⸗ und Ausgleichsgeſetze geſtimmt. Da iſt 


es ihnen nicht eingefallen, was es heißt, Enteig⸗ 
nung ohne Entſchädigung und wohlerworbene 
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Rechte und wohlerworbenes Vermögen. (Sehr 
richtig!) Ich erkläre, ich bin kein Beamtenfeind, 
ich achte den Beamtenſtand, wenn er ſeine Pflicht 
erfüllt, aber räudige Schafe gibt es ja überall. 
(Heiterkeit.) 


Was hat das nun bewirkt? Wir ſind aus un⸗ 
ſerer ſozialen Sphäre gewalttätig entfernt. Man 
ſagt aber zu andern Bürgergruppen, wir müſſen 
Euch ſtützen, daß Ihr Eure Kinder ſo erziehen 
könnt, daß ſie nicht aus der jogialen Sphäre her⸗ 
ausgedrängt werden. M. D. u. H., aber das 
mutet man uns zu. Das iſt das Reſultat, welches 
wir am Schluß unſeres Lebens durchkoſten müſſen, 
deklaſſiert jollen unſere Nachkommen werden. Ich 
frage Sie, ob Sie das menſchlich verantworten 
können, ob Sie vom ethiſchen und moraliſchen 
Standpunkt eine Entſchuldigung dafür finden. 
Ich glaube nicht. Wer überhaupt noch eine Spur 
von rechtlichem Denken hat, der wird mir zuſtim⸗ 
men, daß ich recht habe, ob Sie nun rechts oder 
links ſitzen oder in der Mitte. Ich glaube, der 
rechtlich geſonnene Menſch wird ſagen, der Mann 
hat recht. (Abg. Rahn: Sie kriegen es aber nicht!) 


Um noch einmal von Herrn Dr. Volkmann zu 
ſprechen, möchte ich folgendes ſagen. Als er im 
vorigen Jahr von Genf nach dem Arvethal fuhr, 
nach Chamonix, da habe ich ihn in Gedanken be⸗ 


d gleitet. Ich kenne das Terrain wie meine Taſche. 


Da habe ich mir geſagt, er wird — es geht ja 
jetzt eine Bahn hinauf —, auf den Montanvers 
gefahren und von hier aus zum Mer de Glace hin⸗ 
aufgeſtiegen ſein. Da wird er auch den berühmten 
Abſtieg nach Argentiere gemacht haben. Da heißt 
eine Stelle Mauvais Pas. Da iſt ihm vielleicht 
eingefallen, wie viele mauvais pas er in den acht 
Jahren ſeiner Tätigkeit hier ſchon gemacht hat. 
Wir empfinden es jedenfalls heute. Der franzöſi⸗ 
ſche Miniſter Tardieu hat jeiner Zeit, als die Auf⸗ 
wertung ſchon im Gange war, geſagt: „Les 
affaires financielles d' Allemagne sont deluge⸗ 
ables.“ Das iſt zu merken! Ich will Ihnen aber 
noch etwas anderes ſagen, weil es gewiſſermaßen 
keine Feinde mehr von uns ſind, ſondern eine 
Nation, mit der wir heute wieder in freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen ſtehen. Ich muß es zuerſt in 
engliſch ſagen, werde es nachher aber ins Deutſche 
übertragen. Im amerikaniſchen Repräſentanten⸗ 
haus wurde folgendes geſagt: „That is purely 
legalized thievery of from 75, to 97½ . This is 
not a law on the South Sea Islands. No! It is law 
in that great German Republic.“ Das heißt auf 
deutſch: „Das Gejeß it ein klar erwieſener geſetz⸗ 
lich genehmigter Diebſtahl von 75 bis 97½ %. 
Das iſt nicht ein Geſetz, welches die Wilden auf 
den Südſeeinſeln gemacht haben, ſondern das iſt 
ein Geſetz, das in der großen deutſchen Republik 
gemacht wurde.“ (Abg. Liſchnewſki: Die unter 
den Wilden ſteht!) Ich ſage nur folgendes Meine 
Bitte geht dahin, ſuchen Sie einen Weg zur 
Sühne zu finden. Wo ein Wille iſt, it auch ein 
Weg. Man kann nicht erwarten, daß man alle 
Vögel, die weggeflogen find, wieder einfängt. 
Das tun wir mit unſern Vermögensverluſten auch 
nicht. Aber wir wollen wenigſtens nicht unter 
die Füße getreten werden, wir wollen nicht ſozu⸗ 
ſagen das gebildete Proletariat bilden. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Lemke, Abgeordneter) i 

Der Mittelſtand iſt vernichtet, unſere Finan⸗ 
zen ſind derartig, daß man ſagen kann, das rote 
Blut iſt allen bis auf wenigen Geſicherten abge⸗ 
zapft und jetzt geht's an's weiße Blut. Als die 
Stabiliſierung kam, hat man große Töne geredet 
und geſagt: Jetzt haben wir eine neue Währung, 
welch eine große Tat, wie iſt es möglich, daß ein 
Mann dies alles an Weisheit leiſten kann? Die 
Stabiliſierung der Mark oder die Schaffung der 
Guldenwährung war leicht und kein Kunſtſtück. 
Es war weiter nichts, als die Erfüllung der lange 
vernachläſſigten Pflicht. Ich für meinen Teil 
nehme an, daß keine Lorbeeren zu verſchwenden 
waren, daß man nie und nimmer daraus Ehrun⸗ 
gen herleiten durfte. (Sehr gut! links.) 

Ich richte jetzt nur noch einige Worte an den 
auch nicht anweſenden Herrn Senatspräſidenten. 
Ich habe es mit großem Bedauern empfunden, 
daß ſich der Herr Senatspräſident damals perſön⸗ 
lich für die Annahme des Ausgleichsgeſetzes ein⸗ 
geſetzt hat. Da führte er an, und zwar nach Zei⸗ 
tungsnachrichten, im Stenogramm habe ich es 
nicht gefunden, die Wohnungsbauabgabe war ge⸗ 
rade acht Tage vorher geſchaffen worden: „Krö⸗ 
nen Sie Ihre Arbeit mit Annahme auch dieſes 
Geſetzes“. Im Stenogramm ſteht, das Geſetz möge 
verabſchiedet werden. Der Herr Senatspräſident 
hat einen Ausspruch von Bismarck dazu zitiert: 
„Es kommt nicht darauf an, wie es gemacht wird, 
ſondern daß es gemacht wird.“ Das iſt ein Aus⸗ 
ſpruch Bismarcks, den er in einem ganz kleinen 
Kreiſe gemacht hat. Ich will Ihnen aber einen 


anderen Ausſpruch mitteilen, den Bismarck im 
Reichstag machte, und zwar vor über 40 Jahren 
gelegentlich des Beginnes der ſozialenGeſetzgebung, 
als er ſich gegen die bisherigen Regierungspar⸗ 
teien im Kampf befand. Da ſagte er folgendes: 
„Nehmen Sie den Leuten den Glauben an Gott, 
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den Glauben an ihre Familie, nehmen Sie ihnen 
das, was ſie erworben haben, was ſie erwerben, 
um es ihren Kindern zu vererben, ſo werden die 
Leute ausrufen: Fluch dem Glauben, Fluch der 
Hoffnung und vor allem Fluch der Geduld.“ Das 
klingt anders als der vorhin zitierte Ausſpruch, 
den der Herr Senatspräſident Sahm gemacht hat. 
Ich hoffe, daß Herr Präſident Sahm, wenn er 
dies im Stenogramm lieſt, gern bereit ſein wird, 
hier an dieſem Pult zu erklären, er hätte ſich 
ſeiner Zeit geirrt und ſehe ſeinen Irrtum ein und 
er würde ſich dafür einſetzen, gewiſſermaßen eine 
Sühne für das Ausgleichsgeſetz zu ſchaffen. Das 
wäre eine große Ehre für ihn, weit über den Frei⸗ 
ſtaat hinaus. (Abg. Liſchnewfki: Sie werden noch 
größere Enttäuſchungen erleben!) 
Ich habe die Hoffnung, daß alle Parteien ohne 
Ausnahme ſich nicht den Anregungen verſchließen 
werden, die ich gegeben habe. Ich werde mit dem 
Schillerſchen Wort ſchließen: 

Kannſt Du nicht allen gefallen mit Deiner Tat 

und Kunſtſtück, 

Mache es wenigen recht, 

Vielen gefallen, iſt ſchlimm. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Schilke. 

Schilke, Abgeordneter (Z.): Ich beantrage 
nunmehr Vertagung. 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt der Antrag 
auf Vertagung geſtellt. Widerſpruch erhebt ih 
nicht, das hohe Haus hat fo beſchloſſen. Ich ſchlage 
vor, die nächſte Sitzung am Freitag, den 8. Juni, 
3 Uhr 30 mit der Tagesordnung abzuhalten: Reſt 
von heute. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 50 Minuten.) 


(O) 


— 


D) 


(B) 


31. Sitzung. 


Freitag, den 8. Juni 1928. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 
ee), e nee 

Haushaltsplan für Soziales und Geſundheitswe⸗ 
fen (Druckſache Nr. 16 

Raſchke (K. P.) zur 
Aenderung der T.⸗O. 


Raſchke (K. P.) 


Abänderungsantrag des 
(Druckſache Nr. 204.) 


Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
inh. st 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
Süsser! 8 350 A 

Haushaltsplan für Kirchenweſen. (Druckſache 
Rr. /h „ e 
r a 350K 


nung — Antrag auf namentliche Ab⸗ 
ſtümmu gs 
Namentliche Abſtimmung 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 


bildung. (Druckſache Nr. 170.))) -. 552 C 
Maener e 8 ; 5526 
Plenikowſki (KP) =. 


Friedrich (BAG.) 
Winderlich, Staatsrat 
Abänderungsantrag des Abg. 

(Druckſache Nr. 206.) 
Abänderungsantrag des Abg. 
(Drucksache Nr. 222) 
Abänderungsantrag des Abg. 
(Druckſache Nr. 233) 
Abänderungsantrag des Abg. 
(Druckſache Nr. 234) Eine 
Abänderungsantrag des Abg. Friedrich u. Gen. 
Haushaltsplan der Verwaltung des Innern. 
(Druckſache Nr. 171) ne en = 
Liſchnewſki (K. P.) 
Jahr G a a 7 
Abänderungsantrag der Abg Frau Richter, Plett⸗ 
ner, Schilke u. Fr. (Druckſache Nr. 208) 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 


P. Müller u. Fr. 
Plenikowſki u. Fr. 


Friedrich u. Gen 


61 Le 


(Druckſache Nr. 2280). 70 
Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewerbeverwal⸗ 

tung. (Druckſache Nr. 172 ͥ p . v2... 571 B 

Dantzen ah a 571 B 


Kreft, Paul (K. P.) ? ; 
Abendenungsantrag der Abg. Gerick, Schilke, u. 
Frau Richter u. Fr. (Druckſache Nr. 224) 
Abänderungsantrag des Abg. P. Kreft u. Fr, 
(Druckſache Nr. 225) 
Vertagung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten 
den Vizepräſidenten Neubauer eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senatoren Arczynſki, Dr. 


durch 


Evert; Staatsrat Dr. Winderlich; Polizeipräſi⸗ 


dent Frobös; Obergerichtsrat Kettlitz; Oberbau⸗ 
rat Chariſius; Oberregierungsräte Alter, Dr. 
emmen; Regierungs- und Medizinalrat Dr. Ro⸗ 


ſenbaum; Regierungs⸗ und Bauräte Exner, von 


Struſzynſki; Regierungsräte Hagemann, Köppen, 


Dr. Sandheim. 
Vizepräſident Neubauer: Ich eröffne die 31. 


Vollſitzung und rufe auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
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plans für das Rechnungsjahr 1928. — 

Fortſetzung. — 

Druckſache Nr. 181 zu Nr. 132. Ich rufe auf den 

Haushaltsplan für Soziales und Ge⸗ 
ſundheitsweſen. 
Hierzu liegen Abänderungsanträge in Druckſachen 
Nr. 204, 220 und 237 vor. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Am Mittwoch iſt die Freie Stadt von einem ziem⸗ 
lich ſchweren Unglück heimgeſucht worden. Es 
dürfte allen bekannt ſein, daß in Giſchkau 2 Ar⸗ 
beiterhäuſer niedergebrannt ſind, und daß da⸗ 
durch acht Arbeiterfamilien brotlos und woh⸗ 
nungslos geworden ſind. Aus dieſen Erwägungen 
beantragen wir, daß als erſter Punkt ein Antrag 
der Kommuniſtiſchen Fraktion behandelt wird, 
der folgenden Inhalt hat: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
den durch Feuersbrunſt in Giſchkau geſchädigten Min⸗ 
derbemittelten als erſtmalige Rate 50 000 Gulden zu 
bewilligen. 

Ich hoffe, daß die Parteien keinen Widerſpruch 
gegen die ſofortige Behandlung dieſes Antrages 
erheben werden. 

Vizepräſident Neubauer: M. D. u. H.! Sie 
haben den Antrag des Herrn Abg. Raſchke ge⸗ 
hört. Nach $ 48 unſerer Geſchäftsordnung dürfen 
Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung ſte⸗ 
hen, nur beraten werden, wenn kein Abgeordneter 
widerſpricht. Ich bitte diejenigen, die für den An⸗ 
trag des Herrn Abg. Naſchke find, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 


derheit, der Widerſpruch des Hauſes iſt erfolgt. D) 


(Abg. Raſchke: Es hat doch niemand wider⸗ 
ſprochen!! Ich habe doch beſonders abſtimmen 
laſſen. (Abg. Raſchke: Unerhört!) Das Wort hat 
jetzt der Herr Abg. Moritz. (Abg. Moritz: Ich ver⸗ 
zihte!) Dann hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. (Abg. Raſchke: Ich möchte das Wort zur 
Geſchäftsordnung haben!) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle feſt, 
daß der Herr Senator Dr. Wiercinſki, dem ich be⸗ 
ſonders antworten müßte, wegen ſeiner Aeußerun⸗ 
gen in der letzten Sitzung, nicht anweſend iſt. Ich 
beantrage in erſter Linie, daß Herr Senator Dr. 
Wiercinſki herbeigerufen wird, damit er meine 
Ausführungen mit anhört. Ich bitte, über dieſen 
Antrag abſtimmen zu laſſen. 

Vizepräſident Neubauer: Der 8 66 unſerer Ge⸗ 
ſchäftsordnung lautet: 

Jeder Abgeordnete kann die Herbeirufung eines 
Senators jederzeit, auch außerhalb der Tagesordnung, 
beantragen. Der Volkstag entſcheidet darüber. Vor 
der Abſtimmung iſt die nn über den Antrag 
zu eröffnen, wenn ein dahingehendes Verlangen von 
ſieben anweſenden Abgeordneten unterſtützt wird. 

Wünſchen Sie eine Beſprechung? (Abg. Raſchke: 
Nein, ich habe beantragt, daß Herr Dr. Wiercinſki 
herbeigerufen wird!) Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte diejenigen, die für die Herbeirufung des 
Herrn Senators Dr. Wierceinſki ſind, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Das Wort zur 
Sache hat nun der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das war wie⸗ 
der ein Zeichen dafür, wie ſtabil die Koalition iſt. 


(A 


(B) 
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(Abg. Liſchnewſki: Durch die Deutſchnationalen!) 


Man hat es als Senator nicht mehr nötig, ſich um 
ſein Reſſort zu kümmern. Es ſind genug Leute 
da, die das beſorgen. Das iſt das Zeichen der 
jetzigen Koalition, das haben wir ſchon ſo oft er⸗ 
lebt. M. D. u. H.! Herr Senator Dr. Wiercinſki 
betrat am Mittwoch hier die Rednertribüne unter 
dem Motto: „Rette, was noch zu retten iſt!“ Er 
glaubte, mit ſeinen Ausführungen all das wider⸗ 
legen zu können, was mein Fraktionsgenoſſe be⸗ 
hauptet hatte. Seine Erwiderung war ziemlich 
kurz. Man konnte demgemäß daraus ſchließen, 
daß er nichts zu jagen hatte. Und es war auch jo. 
Er konnte dem nichts entgegenſetzen. Das eine, 
worauf er ſich glaubte berufen zu müſſen, waren 
die Schlußzahlen im Sozialen Etat. Mit Hilfe 
dieſer Schlußzahlen glaubte Herr Senator Dr. 
Wiercinſki den Beweis erbracht zu haben, daß das, 
was Herr Plenikowſki hier vorgetragen hat, ab- 
ſolut nicht ſtimmt. M. D. u. H.! Ich werde Ge⸗ 
legenheit nehmen, Ihnen etwas anderes nachzu⸗ 
weiſen. Für uns kommen nicht die Schlußzahlen 
in Frage, ſondern für uns kommt bei dieſem Etat 
vor allem in Betracht, was wird vom Staat zu⸗ 
geſchoſſen. Wenn wir von dieſem Geſichtspunkt 
aus die Sache betrachten, dann bekommen wir 
allerdings ein anderes Bild. Wenn Herr Senator 
Dr. Wiercinſki ſich nur auf die Schlußzahlen be⸗ 
rufen hat, jo möchte ich jagen, er hat damit der 
Koalition in der Oeffentlichkeit nur einen Bären⸗ 


dienſt geleiſtet; denn Tatſache iſt, daß in dieſem 


Jahr von Seiten des Senats, von Seiten der 
Regierung für dieſen Etat 4½ Millionen weniger 
Zuſchüſſe bewilligt werden wie im vorigen Jahr. 
Das läßt ſich nicht wegſtreiten. Das iſt durch 
Zahlen in dieſem Etat feſtgelegt. Wenn Sie die 
letzte Seite des Etas durchſehen, dann finden Sie 
unter dem Bruttoabſchluß A) Soziales, Einnah⸗ 
men für dieſes Jahr 16 924 490 Gulden. Im 
vorigen Jahre war nur eine Einnahme von 
12 444 850 Gulden nachgewieſen. Wir haben alſo 
1928 eine Mehreinnahme von 4 479 640 Gulden. 
Herr Senator Dr. Wieroinſki beruft ſich auf die 
Schlußzahlen der Ausgabe, das ſtimmt natürlich, 
das ſind 34 355 730 Gulden, die da in Betracht 
kommen. Aber wenn in dieſem Jahr der Etat in 
Einnahmen 16,9 Millionen verzeichnet und im 
vorigen Jahr nur 12¼ Millionen, ſo ergibt ſich 
mit aller Notwendigkeit, daß in dieſem Jahr das, 
was mehr eingenommen, weniger an Juſchüſſen 
gebraucht wird. Demgegenüber werden in dieſem 
Jahr 4479640 Gulden an Zuſchüſſen geſpart. 
Wenn ſich dann Herr Senator Dr. Wiercinſki auf 
die Zahl der Erwerbsloſen beruft und glaubt 
ſagen zu müſſen, daß die Zahl der Erwerbsloſen 
von Jahr zu Jahr zurückgeht, ſo ſtimmt das, wenn 
man die Nurunterſtützungsberechtigten zu Grunde 
legt. Wenn man ſich nur an die Zahl der Unter: 
ſtützungsberechtigten hält, dann geht dieſe aller⸗ 
dings von Jahr zu Jahr zurück. Aber auf der an⸗ 
deren Seite ſteigt die Zahl derjenigen, die keine 
Anterſtützung erhalten. Das iſt der Anterſchied! 
Die Geſamtzahl der Erwerbsloſen bleibt dieſelbe. 
Man kann jagen, daß nur kleine Unterſchiede vor⸗ 
handen ſind. Wir wiſſen, daß 1927 gegenüber 
dem Jahr 1926 eine höhere Erwerbsloſenziffer zu 
verzeichnen war. Aber natürlich wurden 1927 
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nicht ſo viele Erwerbsloſe unterſtützt, wie im 
Jahre 1926. Man hat hier alſo einerſeits Recht 
und andererſeits Unrecht. Dabei iſt das Unrecht 
jo ſchwer, daß es durch eine Rede des Herrn Se- 
nators Dr. Wiercinſki nicht beſeitigt werden kann. 
Wir ſtellen feſt, daß die Zahl der Unterjtügungs- 
berechtigten von Jahr zu Jahr zurückgeht, aber die 
Zahl der Erwerbsloſen keinen Abbruch erleidet. 
Alſo iſt die logiſche Folgerung die, daß die Zahl 
der nicht unterſtützten Erwerbsloſen von Jahr zu 
Jahr ſteigt. Wenn Herr Senator Dr. Wiercinfki 
erklärte, daß für dieſes Jahr nur eine Million 
Erwerbsloſenunterſtützung abgebaut werden ſoll, 
jo ſtimmt das auch nicht; denn man will ja wohl 
7 Millionen Erwerbsloſenunterſtützung zahlen. 
Aber der Anterſchied iſt wieder der, daß die drei 
Millionen, die zu den 7 Millionen fehlen, von den 
Arbeitern ſelbſt aufgebracht werden ſollen und 
werden müſſen, wenn die Koalition auf ihrem 
Standpunkt in Bezug auf Einführung des Er⸗ 
werbsloſenverſicherungsgeſetzes beharrt. Alſo dort 
wird der Staat ganz erheblich entlaſtet und die 
ſchaffende Bevölkerung wird weiter erneut gehörig 
belaſtet. Das wollte ich Herrn Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki jagen. Die Oeffentlichkeit wird erkennen, 
daß Herr Dr. Wiercinſki verſuchen wollte, zu ret⸗ 
ten, was noch zu retten iſt, aber abſolut nichts ge⸗ 
rettet hat. Kein Wort hat er von dem widerlegen 
können, was der Herr Abg. Plenikowſki hier vor⸗ 
getragen hat; Wort für Wort iſt richtig und trifft 
zu. Es wird lediglich an den Unterjtügungs- 
ſätzen der Erwerbsloſen auf Koſten der Erwerbs⸗ 
loſen geſpart zu Gunſten der beſitzenden Kreiſe. 
Nun, m. H., noch eine andere Frage zu dieſem 
Etat. And zwar haben wir ſchon durch unſeren 
Dringlichkeitsantrag bewieſen, daß der Freiſtaat, 
daß vor allem ein Teil der Arbeiter von Giſchkau, 
durch eine Feuersbrunſt ſchwer geſchädigt iſt. Sie 
haben heute in der Druckſache Nr. 237 eine Abän⸗ 
derung zum Etat für Soziales und Geſundheits⸗ 
weſen auf Ihrem Tiſch liegen. Dieſer Antrag 
will das, was Sie im Dringlichkeitsantrag abge⸗ 


lehnt haben. Die Summe iſt in dieſem Fall nicht 
50.000, 


ſondern 100 000 Gulden. Wenn dieſer 
Antrag heute bei der zweiten Leſung der Etats 
angenommen und in den Etat verankert wird, iſt 
es der Regierung möglich, ſchon morgen Beihilfen 
zu zahlen. Wir ſind aber nicht der Anſicht, daß 
für dieſe Frage der Kreis Danziger Höhe in Frage 
kommt. Wenn die Sozialdemokratie heute in der 
„Volksſtimme“ zum Ausdruck bringt, daß ſie beim 
Kreis Danziger Höhe einen dahingehenden An⸗ 
trag geſtellt hat, jo jagen wir, daß das an Spiegel- 
fechterei grenzt. Die Sozialdemokratie ſollte doch 
wiſſen, daß ſie im Kreiſe Danziger Höhe nicht die 
Mehrheit hat und daß damit zu rechnen iſt, daß 
die Bürgerlichen, beſonders die Deutſchnationalen, 
dem Antrag nicht ſtattgeben werden. Wann wird 
der Kreistag zuſammentreten und die Sache ver⸗ 
handeln? Vielleicht, wenn ein Teil der Arbeiter 
auf der Landſtraße verreckt iſt. Die Sache iſt aber 
nach unſerm Dafürhalten ſehr dringend und des⸗ 
Halb muß dieſen Abgebrannten jo ſchnell als mög⸗ 
lich geholfen werden. Wir verlangen alſo, daß 


ſofort die Mittel zur Verfügung geſtellt werden. 
Zu der Höhe der Summe möchte ich ſagen, daß 
wohl ein Teil der Geſchädigten durch die Feuer⸗ 
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verſicherung gedeckt iſt. Aber Arbeiter kommen Ich bitte die Damen und Herren, die für dieſen 
dafür am wenigſten in Frage. Hinzu kommt noch, Antrag ſind, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
daß dieſe Arbeiter, die wohnungslos geworden Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 


find, gezwungen werden, möbliert zu wohnen. Sie 


Wir kommen zum Abänderungsantrag in 


werden alle wiſſen, daß eine möblierte Wohnung Druckſache Nr. 220, unterſchrieben Raſchke und 
weit teurer iſt als eine Wohnung, die man direkt Fraktion. 


vom Wirt abmietet. Die Mehrausgaben werden 
aljo beträchtlich ſein. Beſchleunigung iſt deshalb 
notwendig, weil der Gemeindevorſteher von Giſch⸗ 
kau, ſeines Zeichens deutſchnationalen Colleurs, 
es abgelehnt hat, Hilfe zu gewähren. Dieſer noble 
Herr geht ſogar ſo weit und erklärt: „Ich kann 
euch keine Lebensmittel zur Verfügung ſtellen, 
was geht mich überhaupt die ganze Sache an, ſeht 
zu, wie ihr vorwärts kommt.“ Wenn die Situ⸗ 
ation ſo iſt, wenn die Leute dort kein Dach über 
dem Kopf haben und keinen Pfennig Geld in 
Händen, um ſich Lebensmittel kaufen zu können, 
dann iſt der Staat moraliſch verpflichtet, jo ſchnell 
als möglich einzugreifen. Ich glaube, ich brauche 
mir keine allzu große Mühe zu geben, um dieſe 
Notwendigkeit zu begründen. Ich hoffe alſo, daß 
die Koalitionsparteien dieſem Antrag zuſtimmen 
werden und daß gleichzeitig, wenn der Antrag an⸗ 
genommen wird, der Senat die Mittel ſofort zur 
Verfügung ſtellt, die notwendig ſind, um den 
Aermſten der Armen, die durch die Feuersbrunſt 
geſchädigt ſind, zu helfen. Wenn Sie das ableh⸗ 
nen und in Giſchkau ſolche Dinge geſchehen, wie 
letztens in Bürgerwieſen, dann tragen Sie die 
Verantwortung. Dann werden Sie der Bevölke⸗ 
rung nicht ſagen können, daß Sie es bedauern, 
wenn es ſo gekommen iſt. Die Bevölkerung wird 
dann erkennen, daß Sie diejenigen ſind, die die 
Leute ins Unglück geſtürzt haben, genau ſo wie 
der Gemeindevorſteher von Bürgerwieſen, der 
dem Madowſki die Lyſolflaſche in die Hand 
gedrückt hat. Wenn Sie dieſen Antrag ablehnen, 
werden Sie dem einen oder andern Arbeiter die 
Sellſtmordwaffe in die Hand drücken. Es iſt not⸗ 
wendig, daß dieſen Leuten ſofort geholfen wird. 
Deshalb muß dieſer Antrag angenommen werden 
und morgen ſchon muß die Hilfe einſetzen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung zu dieſem Haushaltsplan. Wir kommen 


zur Abſtimmung. Ich werden zunächſt über den 


Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 204 abſtim⸗ 
men laſſen, dann über die Abänderungsanträge 
zin den Druckſachen Nr. 220 und Nr. 237. 
Wir ſtimmen alſo ab über den Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 204. 
Zu Ausgabe Abſchmitt A I, Stelle 1. Beſoldungen: 
1 Staatsrat: Die Stelle iſt zu ſtreichen. 
Zu Ausgabe Abſchnitt A V, Stelle 2: ſtatt 69 722 find 
40 000 G zu ſetzen. 
Zu Ausgabe Abſchwitt A V, Stelle 3: ſtatt 10 000 ſind 
1000 G zu ſetzen. 
Zu Ausgabe Abſchnitt K X, Stelle 1—5. Lohnamt: 
Die Poſitionen ſind zu ſtreichen. 
Zu Ausgabe Abſchnätt A XI, Stelle 1—6. Demobil⸗ 
machungskommiſſar: zu ſtreichen. 
Zu Ausgabe Abſchnitt B I, Stelle 5a neu: Unter 
ſtützung für dienſtunfäßhige Hebammen: 18 000 G. 
Zu Ausgabe Abſchnitt B V, Stelle ga neu: Vorſchüſſe 
an die Seuchenverſicherung für Seuchenſchäden 
(Rotz): 60 000 G. 
Sch wegmann 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
8 0 \ Fraktion. 


1. In Abſchnitt A I, Stelle 5 iſt für 
10 000“ die Ziffer „30 000“ zu ſetzen. 

2. Abſchnitt A 1, Stelle 7 wird geſtrichen. 

3. Abſchnitt A I, Stelle 8 erhält folgende Faſſung: 
Erſtattung auf die von den Gemeinden zu gaßhlende 
Erwerbsloſenunterſtützung, 10 000 000 G. 
In Spalte Erläuterungen wird der Abſatz unter 8 
gestrichen. 

4. Abſchnitt K I, Stelle 9 wird geſtrichen. 

5. In Abſchnitt. A I, Stelle 17 iſt für die Ziffer 
„000“ die Ziffer „12 000“ zu ſetzen. 

6. Abſchnitt A J, Stelle 22: ſtatt 1300 000 G zu ſetzen 
2.000.000 G. l 

7. Abſchnitt A J, Stelle 23 ft für die Ziffer „188 000“ 
die Ziffer „500 000“ zu ſetzen. 


die Ziffer 


8. In Abſchnitt A II, Stelle 2 (Erläuterung) find für 


die Worte „nach freier Vereinbarung“ die Worte 
„Rach Tariflohn“ zu ſetzen. 

9. In Abſchnitt A II, Stelle 10 wird das Wort 
„Gottesdienſt“ und in der Spalte Erläuterung die 
Worte „Geiſtliche Verſorgung 80 G“ geſtrichen. 

10. Abſchnitt A III, Stelle 2: ſtatt 44 329 G zu ſetzen 
50000 G. In der Erläuterung ſtatt „14“ „16“ 
Tarifangeſtellte zu ſetzen. 

11, In Abſchnitt A III, Stelle 11: ſtatt der Ziffer 
„133 942“ zu ſetzen „175 830“. In der Erläuterung 
ſtatt „je 1,10 G“ „je 1,50 G“. Statt der Ziffer 
„700 G“ „8000 G“ und Statt der Ziffer „5700“ 
die ale 512 000“ zu ſetzen. 

12. In Abſchnitt A III, Stelle 13 werden die Worte 
„Gottesdienſt und“, in der Erläuterung die erſten 

vier Zeilen geſtrichen. 

13. In Abſchnitt & III, Stelle 15 wird in der Erläu⸗ 
terung der letzte Abſchnitt geſtrichen. 

14. In Abſchnitt A IV, Stelle 10 wird für die Ziffer 
94725 die Ziffer 122 625 geſetzt. In der Erläute⸗ 
rung wird für die Ziffer 1.10 die Ziffer 1,50, für 
die Ziffer 20 die Ziffer 40 geſetzt. 

15. In Abſchnitt A IV, Stelle 12 werden die Worte 
Bottesdienſt und“ geſtrichen. 

16. Im Abſchnitt A VII, Stelle 8 wird für die Ziffer 
„100 000° die Ziffer „300 000“ geſetzt. 8 

7. In Abſchnitt A VIII, Stelle 6 wird für die Ziffer 
2420 000“ die Ziffer „600 000“ geſetzt. 

18. In Abſchnätt A VIII, Stelle 7 iſt für die Ziffer 
2100 000“ die Ziffer „110 000“ zu ſetzen. 

19. In Abſchnitt A J, Stelle 3 wird für die Ziffer 
22000“ die Ziffer „4000“ gelegt. 

20. In Abſchnitt B J, Stelle 12 iſt ſtatt „3000 G“ 
26000 G“ gu ſetzen. 

21. In Abſchnätt B I, Stelle 14: ſtatt „5000 G“ 
„20 000 G“ zu ſetzen. 8 

22. In Abſchnitt B J, Stelle 15: ſtatt „1000 G“ 

23 Se Abc Ber Stell 

23. In Abſchni J Stelle 16 it für die Ziffer 
24000“ die Ziffer „8000“ zu 1 Sn 

24. In Abſchnitt B I wird hinter Stelle 18 eine Stelle 
18 a mit folgender Faſſung eingeſetzt: 

18 a: Erweiterungsbau der Lungenheilſtätte 
Jenkau 100 000 G. 

25. In Abſchnitt B U, Stelle 2 (Staatliche Frauen⸗ 
klinik: unter Erläuterung gu ſetzen ſtatt „2 Aſſi⸗ 
ſtenzärzte“ „3 Aſſiſtenzärzte“ und ſtatt „53 Schwe⸗ 
ſtern uſw.“ „70 Schweſtern uſw.“, die Summe für 
n en engen und Löhne dementſprechend zu er⸗ 


öhen, 
26. In Abſchnitt B II, Stelle 15 werden die Worte „für 
geiſtliche Verſorgung und“ geſtrichen. 
27. N a B II wird eine neue Stelle 22 ein⸗ 
geſetzt: 
Erweiterungsbau der Staatlichen Frauenklinik 
(J. Rate) 100 000 Gulden. In der Spalte Er⸗ 
läuterung iſt zu ſetzen: Erweiterungsbau der 


— 


15 Staatlichen Frauenklinik 500 000 Gulden. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem 
Abänderungsantrag zuſtimmen wollen, ſich vom 


(©) 


(D) 
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(Neubauer, Vizepräſident) 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 237, unter⸗ 
ſchrieben vom Abg. Raſchke und Fraktion. 

Aus ga be. 
In Abſchnitt A I wird eine neue Stelle 24a mit fol⸗ 
gendem Wortlaut eingeſetzt: 
Einmalige Ausgabe 100 000, — G. 

In der Erläuterung: Für die durch Feuersbrunſt Ge⸗ 

ſchädigten in Giſchbau. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem 
Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt ebenfalls abgelehnt. (Abg. Raſchke: 
Das iſt unerhört!) Wir kommen mun zur Ab⸗ 
ſtimmung über den unveränderten Haushalts⸗ 
plan, wie er aus dem Hauptausſchuß gekommen 
iſt. Ich bitte die Damen und Herren, die den 
Haushaltsplan nach den Beſchlüſſen des Haupt⸗ 
ausſchuſſes annehmen wollen, ſich vom Platze zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
Haushaltsplan für Soziales und Geſundheits⸗ 
weſen iſt angenommen. Ich rufe Ziffer 4 auf: 

Haushaltsplan für Kirchenweſen. 

Druckſache Nr. 169. Berichterſtatter Abg. 
Bruno Lemke. Ich eröffne die Beſprechung und 
erteile das Wort dem Herrn Abg. Liſchnewſfki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Für dieſen Etat findet ſich außer von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion kein Redner. Das iſt kenn⸗ 
zeichnend, daß alle Parteien von den Sozialdemo⸗ 
kraten bis zu den Deutſchnationalen hier die Ein⸗ 
heitsfront bilden und mit dem Etat für Kirchen⸗ 
weſen einverſtanden ſind. Ich will das ausdrück⸗ 
lich feſtſtellen, um der ſpäteren Generation zu zei⸗ 
gen, wie man Arbeiterintereſſen angeblich ver⸗ 
tritt, und wie man das wahr macht, was man in 
der Oeffentlichkeit erklärt, daß erſtens Religion 
Privatſache it und zweitens, daß Religion Opium 
für das Volk iſt. Dies erklären die Sozialdemo⸗ 
kraten und z. T. auch die Liberalen. In den frü⸗ 
heren Jahrhunderten, ja noch vor Jahrzehnten 
herrſchte hier in Danzig die ſchwarze Kulturreak⸗ 
tion. Das wird Ihnen allen bekannt ſein. Hier 
ſchwang noch vor kurzem das dunkle Mittelalter 
ſein Zepter. All die Meineide, die hier zur Ver⸗ 
handlung gekommen ſind, haben ein Bild entrollt, 
wie die Kirche die Kulturbeſtrebungen unterdrückt 
hat, wie Menſchen für einen halben Liter Schnaps 
jahrelang ins Zuchthaus gekommen ſind, weil die 
Kirche ihnen den Eid micht als das eingeprägt hat, 
was er ſein ſoll, ſondern die Kirche iſt leichtſinnig 
über dieſe Verpflichtungen gegenüber dem Gericht 
hinweggegangen. Wir haben hier noch feſtzuſtel⸗ 
len, daß, wenn auch nicht gerade Hexenverbren⸗ 
nungen ſtattgefunden haben, aber doch Menſchen 
verprügelt wurden, die im Ruf ſtanden, Hexen zu 
ſein. Es it zirka 14 Jahre her, als ſich dies im 
Kreis Danziger Höhe zugetragen hat. Auch heute 
ſehen wir, daß ſich noch das Mittelalter hier breit 
macht, indem noch an Beſprechungen uſw. geglaubt 
wird. Dies iſt nur möglich, weil es vom Mittel⸗ 
alter hinüber gerettet iſt und weil die Kirche ihr 
Zepter ſchwingt und das Volk alles glaubt, was 
ihm von der Kirche direkt und indirekt eingeimpft 
wird. Daher dieſer Tiefſtand des Volkes. Jeder 
einzige, der es ernſt mit einer freiheitlichen Ge⸗ 


ſinnung meint, muß dieſen Beſtrebungen einen 
Damm entgegenſetzen. Das Volk muß mit den 
neuen Zielen und den freiheitlichen Beſtrebungen 
mitgehen, weil das Zeitalter es einfach verlangt. 
Der Menſch ſoll wicht ein niedergedrücktes Stück 
Vieh ſei, ſondern ein freiheitliches Gebilde, das 
den allgemeinen kulturellen und techniſchen Be⸗ 
ſtrebungen nicht taten⸗ und widerſtandslos ent⸗ 
gegenſteht, ſondern mithilft, das Rad der Welt⸗ 
geſchichte zu drehen. Wir müſſen alle das Drük⸗ 
kende, das an uns noch haftet, und die Feſſeln, die 
wir heute noch haben, von uns ablegen. Den Be⸗ 
ſtrebungen der Kirche, das Volk in Dummheit zu 
erhalten, das Volk in ſeinem Diefſtand zu erhal⸗ 
ten, wurde von einem ſogenannten liberalen Mi⸗ 
miſter, es war damals Bismarck, ein Damm ent⸗ 
gegengeſetzt. Man ſchuf damals das Jeſuitengeſetz. 
Heute, nachdem Jahrzehnte verfloſſen ſind, öffnet 
man dieſen reaktionären Beſtrebungen wieder 
Tür und Tor. Man ſieht heute ſchon die erſten 
Anzeichen dafür, wie die Pfarrer dazu übergehen, 
das Volk zu nerdummen. Ich will eine kleine 
Illuſtration dafür geben, wie man von den Kan⸗ 
zeln das Volk vor dem Kommunismus graulich 
machen will. Ein Pfarrer im Kreis Danziger 
Höhe erklärte, daß in Moskau bei der Revolution 
eine Hungersnot war, wobei die Kinder elend zu 
Grunde gingen, und daß man dazu überging, die 
Kinder aufzueſſen. Dies hörten die Frauen und 
erzählten dann: „Wählt nur nicht die Kommuni⸗ 
ſten, denn die freſſen die kleinen Kinder!“ (Heiter⸗ 
keit.) Sie lachen, und doch wit es ernſt. Man hat 
erzählt, daß die Kommuniſten die kleinen Kinder 
freſſen. Das ſind die Beſtrebungen der Kirche, 
um das Volk zu verwirren. Sie wiſſen auch ge⸗ 
nau, daß wenn der betreffende Geiſtliche Gelegen⸗ 
heit hätte, die Geſchichte nachzuprüfen, dann 
feſtgeſtellt werden würde, daß Rußland an der 
Hundersnot ſchuldlos war, daß dieſe Naturkata⸗ 
ſtrophen periodiſch immer wiederkehren. Da der 
Sozialismus eben erſt eingeführt wurde, gelang 
es der Sowjetmacht nicht, die Hungersnot ſo ſchnell 
einzudämmen, wie es ſein müßte. Ich kann Ihnen 
verſichern, daß Dank der Vorſichtsmaßnahmen der 
Sowjetunion keine Hungersnot, wie ſie in der 
Zarenzeit und in der Revolution ſtattgefunden 
haben, mehr vorkommen wird. Es werden un⸗ 
geheure Lebensmittelvorräte dafür bereit geſtellt. 
Das ſagte aber der Herr Pfarrer nicht. Nur um 
die Menſchen ängſtlich zu machen, erklärte er dies 
und jenes und folgerte daraus, daß die Kommu⸗ 
niſten kleine Kinder eſſen. So ſieht die ſchwarze 
Reaktion in Danzig aus. Danzig gehörte immer 
zu Oſtelbien, zu dem dunklen Deutſchland, wo ſich 
die Wölfe gute Nacht ſagen. Das iſt zum großen 
Teil darauf zurückzuführen, weil die Kirche ihre 
Hand auf die ſreiheitlichen Beſtrebungen legt. 
(Zuruf beim Zentrum.) Herr Abgeordneter, Sie 
glauben ſelbſt nicht das, was Sie vertreten. Sie 
ſchließen ſich der Zentrumsfraktion nur wegen 
Ihrer perſönlichen finanziellen Vorteile an. Der 
Glaube, mit dem außerordentlich viel Schindluder 
getrieben wird, hat hier nichts zu ſuchen, ſondern 
die Kirche erobert ſich durch die Dummheit der 
Menſchen weltliche Poſitionen. Die Tendenz der 
katholiſchen Kirche lt, ſich durch die Dummheit des 
Volkes die weltliche Macht zu erobern. Die an⸗ 
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dern, die Nutznießer dieſer ſchwarzen Kulturreak⸗ 
tion ſind, glauben ſchon längſt nicht mehr das, was 
Sie angeben. M. D. u. H.! Sozialismus und 
Kirche ſtehen ſich gegenüber wie Feuer und Waſſer. 
Da ich erkannt habe, daß der Sozialismus die 
heutige Geſellſchaftsordnung ablöſen muß und 
auch die Beſtrebungen dieſer Kirche, kann ich nicht 


umhin, Ihnen noch ein paar Worte in dieſer Be⸗ 


ziehung zu ſagen. Sie, m. H. Sozialdemokraten, 
bewilligen den Etat mit allen Folgen, die ent⸗ 
ſtehen. Sie geben damit zu, daß die Kulturreaktion 
in Danzig weitere Fortſchritte machen ſoll. Ich 
will Ihnen die Beweiſe liefern, daß die katholiſche 
Kirche und mit ihr das Zentrum, das auch nur 
Handlanger der katholiſchen Kirche und des Pap⸗ 
ſtes iſt, Ihnen ſo gegenüber ſtehen wie Sie gegen⸗ 
über der katholiſchen Kirche und ihren Beſtrebun⸗ 
gen. Ich habe hier ein Schreiben vom Pfarrer 
Aeltermann aus Meiſterswalde. (Abg. Hoppe: 


Wozu der nicht alles herhalten muß! — Heiter⸗ 


keit. — Das haben Sie ſchon im Hauptausſchuß 
geſagt! beim Zentrum.) Das haben Sie gehört, 
aber nicht die Oeffentlichkeit. Uns als Kommu⸗ 
niſten kommt es darauf an, die Proletarier drau⸗ 
ßen, die ſich zum Sozialismus und Klaſſenkampf 
bekennen, darauf hinzuweiſen, welche Gefahr 
ihnen durch die ſchwarze Reaktion droht. Das 
Schreiben lautet: 

Alle Katholiken, welche irgend welchen Vereinen 
der Sozialdemokraten angehören, haben zu beachten, 
was der Biſchof von Danzig in dem Hirtenbrief vom 
25. Februar 1924 ſchreibt und von allen Kanzeln der 
Diözeſe Danzigs verleſen ließ, nämlich, wer ſich zum 
Sozialismus als Syſtem, zu ſeinen Grundanſchau⸗ 
ungen und Hauptzielen offen bekennt oder wer offen 
für die ſozialiſtiſche Sache kämpft, entbehrt, ſolange 
er in dieſer Geſinnug verharrt, derjenigen Vorbedin⸗ 
gumgen, die zum würdigen Empfang eines Sakramen⸗ 
tes unerläßlich find. 

24. 4. 28. 
Das Katholiſche Pfarramt. 
Aeltermann. 

(Abg. Raſchke: Iſt das der Aeltermann, der alle 
Tage auf dem Gericht liegt?) Sie ſehen, wie die 
katholiſche Kirche und mit ihr das Bistum in 
Danzig, den Proletariern, die ſich halb und halb 
zum Sozialismus bekennen, und die noch nicht 
von den Feſſeln der ſchwarzen Kulturreaktion be⸗ 
freit ſind, den Daumen aufs Auge drückt und daß 
ihnen gedroht wird, ſie kämen nicht in den Him⸗ 
mel, wenn ſie ſozialdemokratiſch oder kommuni⸗ 
ſtiſch wählten oder organiſiert ſind. (Was ſtört 
Sie das? beim Zentrum.) Uns ſollen ſie zufrieden 
laſſen. Die Arbeiter, die freiheitlich geſinnt ſind, 
jollen fie in Ruhe laſſen und ihnen nicht mit 
Ihrer Kulturreaktion drohen. Das iſt in der heu⸗ 
tigen Zeit nicht mehr notwendig. Das iſt eine 
Schweinerei von Ihnen. Sie ſind die ärgſten Ver⸗ 
brecher, die es in Danzig gibt. 

Vizepräſident Neubauer: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki! Sie dürfen Ausdrücke wie Verbrecher uſw. 
hier nicht anwenden. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich 
Ausführungen mache, die im Rahmen des Kir⸗ 
chenetats liegen, dann ſollen mich die Abgeord⸗ 
neten nicht reizen. M. H. Sozialdemokraten, Sie 
geben an, ſich zum Sozialismus zu bekennen und 
den Marxismus in Erbpacht genommen haben. 
Sie werden auch die Schrift unſeres verehrten 


Führers Auguſt Bebel geleſen haben. Wenn Sie 
dieſen Mann in Ihren Reihen hätten, wäre es 
nicht möglich, daß Sie der ſchwarzen Kulturreak⸗ 
tion auch in Danzig Mittel bewilligten, die alles 
andere ſind als das, was Sie vorgeben. Bebel 
ſprach am 24. September 1902 in Bamberg: 

Die Kirche hat die Sklaverei nicht gebrochen, ſie 
hat es vielmehr ſtets meiſterlich verſtanden, ſich den 
ſherrſchenden ökonomiſchen Zuſtänden anzubequemen, 
8 hat allezeit auf Seiten der Hetechenden ge⸗ 

aden. 
Das ſtimmt, heute gelten dieſe goldenen Worte 
noch für uns und jeden Arbeiter. Er ſagt weiter: 

Wie einſt die Kirche für die Sklaverei, die Leib⸗ 
eigenſchaft und die Hörigkeit eintrat, ſo tritt fie auch 
für die Aufrechterhaltung des Lohnſyſtems und der 
lapitaliftiihen Wiriſchaftsweiſe ein. Sie betrachtet 
es als ihre Aufgabe, die Arbeiter zu einem willigen 
Werkzeug des Staates und der Unternehmer zu 
machen. 

Sie ſtellen ſich den Beſtrebungen der Arbeiterſchaft 
entgegen, die mehr Lohn und Brot und beſſere 
wirtſchaftliche Bedingungen haben wollen. Das 
war auch ſchon früher ſo, ſolange die Kirche be⸗ 
ſteht. Sie vertröſten die Menſchen auf den Him⸗ 
mel. Sie ſelbſt aber ſchlemmen mit ihrem dicken 
Wanſt im Zoppoter Sande oder ziehen nach der 
Riviera in Italien. Das alles können die Be⸗ 
ſitzenden machen, aber der Arme, der Verſklavte 
ſoll weiter entrechtet werden und wird auf den 
Himmel vertröſtet. Bebel ſpricht in ſeiner Rede 
in Bamberg weiter: 

Wir verlangen nicht, daß die Kirche etwas für 
die Arbeiter tun ſoll. Sie ſoll aber den Arbeitern 
die Freiheit laſſen, ihre politiſchen und gewerkſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten ſelbſt zu werrichten, wie ſie es 
für motwendig halten. Die Kirche kümmert ſich leider 
um die Arbeiter viel zu viel, und zwar einzig und 
allein, um ſie in ſklaviſcher Abhängigkeit von den 
Unternehmern zu erhalten. Das iſt, was wir auf das 
entſchiedenſte bekämpfen. 

Das bekämpfen wir Kommuniſten auch auf das 
entſchiedenſte. Sie als angeblicher Nachfolger 
von Auguſt Bebel, die Sie noch in der Sozialde⸗ 
mokratie ſind, müßten es auch tun. Lebte Auguſt 
Bebel noch, ſo wäre er ſicher nicht in Ihren Rei⸗ 
hen. Dieſe Worte ſind goldene Worte, die ſich die 
Kommuniſtiſche Partei zum Beiſpiel nimmt. Sie 
als Sozialdemokraten bewilligen aber der Kultur⸗ 
reaktion 73 000 Gulden mehr als unter der 
deutſchnationalen Regierung. Ich habe ſchon frü⸗ 
her in meinen Ausführungen erklärt, daß wir eine 
Zentrumsregierung mit einer ſozialdemokratiſchen 
Mehrheit haben. Dieſer Ausſpruch paßt wie der 
Daumen aufs Auge. Das Zentrum regiert und 
die Liberalen und Sozialdemokraten müſſen ku⸗ 
ſchen. So wird es heute gemacht. In bezug auf 
die Kirche habe ich zu ſagen, daß Sie die Arbeiter 
in Ruhe laſſen ſoll. Sie ſoll ihnen nicht vorſchrei⸗ 
ben, wo ſie ſich zu organiſieren haben und wie ſie 
ihre freiheitlichen Beſtrebungen geſtalten. Beim 
Kirchenetat haben wir als Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion zu bemängeln, daß für die Inſtandſetzung des 
Kloſtergebäudes eine Summe eingeſetzt iſt, die die 
Kirche tragen ſoll. Dafür liegt für den Staat gar 
keine Arſache vor. In der „Danziger Volksſtimme“ 
wird immer von Sparmaßnahmen geredet. Das 
geſchieht beim Kirchenetat nicht. Es werden ſogar 
73 000 G mehr ausgegeben. Das iſt kennzeichnend 
für die jetzige Regierung. Als ich Einwendungen 
machte, daß dieſe Summe für den Biſchof gezahlt 
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und ausgegeben wird, erklärte Herr Abg. Schilke, 
das Zentrum arbeitet in dieſer Beziehung zielbe⸗ 
wußt. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Er 
warf ſich in die Bruſt und ſagte, die Herren So⸗ 
zialdemokraten und Abgeordneten der Liberalen 
müßten folgen. (Das ſtimmt nicht! im Zentrum.) 
Wenn man ſich nach 14 Tagen nicht mehr be⸗ 
ſinnen kann, was man im Ausſchuß ſpricht, ſo 
kann einem die Geiſtesverfaſſung dieſes betreffen⸗ 
den Abgeordneten leid tun. Wir haben für den 
ganzen Kirchenetat keine Anträge geſtellt. Das 
liegt uns nicht. Es entſpricht nicht unſerer Würde 
als Kommuniſten, am Kirchenetat irgend etwas 
zu ändern. Wir als Freidenker und klaſſenbe⸗ 
wußte Arbeiter lehnen den Kirchenetat konſequent 


ab. Ich appelliere noch einmal von dieſer Stelle 


an die angeblichen Klaſſenkämpfer, die ſich zum 
Sozialismus bekennen und die in der Freidenker⸗ 
organiſation organiſiert find, um der Kulturreak⸗ 
lion einen Damm entgegenzuſetzen. Zur Unter⸗ 
ſtützung dieſer Beſtrebungen iſt der Verein der 
Freidenker am beſten berufen. Den Klaſſenkämp⸗ 
fern rufe ich zu: „Hände weg von dieſem Etat! 
Der Kirche in dieſem Fall keinen Heller und Pfen⸗ 
nig! (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Da man 
nach den Ausführungen des Herrn Abg. Liſch⸗ 
newſki Zweifel über die Abſtimmung der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion hegen kann, beantrage ich 


Vizepräſident Neubauer: Ich möchte zunächſt 
jagen, daß Anträge zu dieſem Haushaltsplan nicht 
vorliegen. Wir können alſo ſofort über dieſen 
Haushaltsplan abſtimmen. Es iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt worden. Wird der An⸗ 
trag unterſtützt? (Geſchieht.) Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen alſo zur namentlichen 
Abſtimmung über den Haushaltsplan für Kirchen⸗ 
weſen. Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht. — Abg. Raſchke: Den Kindern Moral⸗ 
unterricht geben, aber die Kirche unterſtützen!) 
Herr Abg. Raſchke. Ich bitte die Abſtimmung nicht 
zu ſtören. (Zwiſchenrufe. — Abg. Raſchke: Wir 
wollen nur feſtſtellen, wer von den Freidenkern 
für die Kirche ſtimmt!) Herr Abgeordneter, das 
Büro hat hier Schwierige Arbeit zu verrichten, ich 
bitte die Unterhaltung etwas leiſer zu führen. 
Wünſcht noch jemand von den Damen und Herren 
eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Es ſind im 
ganzen 78 Stimmkarten!) abgegeben worden, 


Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 77, 
mit Ja 68, mit Nein 7, ungültig 2. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſbi, Beſſer, Ber⸗ 
gund, Bertling, Beyer, Dr. Bing, Dr. Bogdan, Brennert, 
Eierocki, Doerkſen, Eiſerloh, Fr. Falk, Falkenberg Fiſcher, 


Foolen, Friedrich, Gaikowſti, Gehl, Gerick, Grodnick, Hall⸗ 


mann, Rud., Hennke, Höhn, Hoog, Hoppe, Jahr, Jantzen, 
Joſeph, Fr. Kalähne, Karkutſch, Karſchewſki, Klawitter, 
Fritz. Klein, Klingenberg, Knauſt, Kruppke, Lemke, 
Bruno, Lemke, Wilhelm, Lendzion, Leu, Loops, Manthieu, 
Moritz, Mroczkowſki, Fr. Müller, Müller, Paul, Neu⸗ 
bauer, Papke, Fr. Pauls, Raap, Rehberg, Fr. Richter, 
Nogalewſbi, Rogozinſti, Rohde, Schilke, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann, Fr. Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Weber, 
Werner, Wierſchowſki, Zarske, Fr. Zuper. 


davon 70 mit Ja, 7 mit Nein und eine ungültige 
Stimmkarte. Der Haushaltsplan für Kirchen⸗ 
weſen üſt nach den Beſchlüſſen des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes angenommen. Ich rufe nunmehr Nr. 5 auf: 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. 

Druckſache Nr. 170, Berichterſtatter Abg. 
Friedrich. Hierzu liegen Abänderungsanträge in 


Druckſachen Nr. 206, 222, 233 und 234 vor. Dazu: 


iſt mir ſoeben noch ein neuer Antrag eingereicht 
worden: 

Abänderungsantrag zum Haushaltsplan für Wiſſen⸗ 

ſchaft, Kunſt und Volksbildung. 

Zu E I, Stelle 3. Der Betrag von 7 146 390. G 
it auf 7467 390, — G zu erhöhen. Die letzte Zeile 
der Erläuterungen zu E I, 3 iſt zu ſtreichen. 

= Friedrich 
und die die übrigen Mitglieder der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft. 
Ich eröffne die Beſprechung und erteile das Wort 
dem Herrn Abg. Müller. 

Müller, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Der Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung erfordert 11 Millionen Gulden Zu⸗ 
ſchuß, d. h. ein Viertel des geſamten Zuſchuſſes 
wird für das Bildungsweſen aufgewandt. Denn⸗ 
noch beſtehen bewegliche Klagen über den Mangel 
an Räumen für die Volksſchule, über die Einrich⸗ 
tung fliegender Klaſſen für die Kinder der erſten 
Schuljahrgänge und über den Mangel an Lehr⸗ 
kräften, da die in Genf übernommene Verpflich⸗ 
tung des Beamtenabbaus auch auf die Lehrer der 
Volksſchulen ausgedehnt wird. 

Der Mangel an Schulräumen hat zum Teil 
ſeinen Grund darin, daß nach der Aufhebung der 
privaten Vorſchulen der Senat es übernommen 
hat, in der Grundſchule für alle ſchulpflichtigen 
Kinder zu ſorgen. In den Jahren des Geburten⸗ 
rückgangs infolge des Krieges bereitete das 
Staatsſchulmonopol dem Senat keine Schwierig⸗ 
keiten. Jetzt aber, wo die zahlenmäßig ſtarken 
Nachkriegsjahrgänge in die Schulen einrücken, iſt 
nicht bloß die frühere Zahl von Volksſchulklaſſen 
wieder herzuſtellen, es kommt hinzu die Zahl der 
Vorſchulklaſſen, die früher aus privaten Mitteln 
der Eltern unterhalten wurden. Die Laſten, die 
dem Staat daraus erwachſen, daß er die Rechte der 
Eltern beſchränkt hat, machen ſich jetzt fühlbar. 
Wenn man allein an den vom Staat unterſtützten 
nichtſtaatlichen Lehranſtalten, den privaten Schu⸗ 
len, die erſten drei oder vier Klaſſen hätte be⸗ 
ſtehen laſſen, jo wären für 600 bis 800 Schüler die 
Koſten von den Eltern ſelbſt aufgebracht worden, 
d. h. um einen Betrag von über 100 000 Gulden 
hätten die ſtaatlichen Zuſchüſſe für dieſe Anſtalten 


Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Fr. Kreft, Kreft, 
Paul, Langnau, Liſchnewſki, Opitz, Plenikowſki, Raſchke. 

Ungültig: 2 Stimmen. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Brenner, Brill, Burandt, Dinklage, Du⸗ 
mont, Dyck II, Geiſler, Grünhagen, Hallmann, Rob., Dr. 
Heinemann, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jewelomift, 
Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Klawitter, Felix, Kloſſowſki, Ku⸗ 
rowſki, Fr. Malikowſii, Mau, Mayen, Fr. Meyer, Mi⸗ 
czewſti, Dr. Moczynſki, Müller, Bernhard, Müller, Wal⸗ 
ter, Philipſen, Plettner, Rahn, Regier, Schmidt, Selow, 
Senftleben, Siebenfreund, Dr. Anger, Vollerthun, Wahl, 
Weiß, Weiße, Dr. Ziehm. 
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herabgeſetzt werden können. Die Verfaſſung ver⸗ 
bietet, daß private Vorſchulen von den Eltern 
freiwillig unterhalten werden. Dafür fehlt es in 
der Grundschule an Raum für die Kinder. Die 
Summen aber, die früher die Eltern zur Ent⸗ 
laſtung der öffentlichen Schule beigeſteuert ha⸗ 
ben, fehlen an anderer Stelle, nämlich zur Unter⸗ 
haltung der mittleren und höheren Schulen. Für 
die mittleren und höheren Schulen fehlte es den 
Staaten, die das Grundſchulmonopol geſchaffen 
haben, an Geld. Es kam zur Aeberlaſtung der 
Lehrkräfte durch den Schematismus der Pflicht⸗ 
ſtundenzahl und zur Erhöhung des Schulgeldes in 
Preußen wie in Danzig. Im Intereſſe der Durch⸗ 
führung der neuen Unterrichts: und Erziehungs⸗ 
ziele hatte die Deutſchnationale Fraktion im 
Hauptausſchuß zwei Entſchließungen eingebracht, 
die bezweckten, den Schulleitern eine ſachgemäße 
ermög⸗ 
lichen, daß von ihnen nicht eine ſchematiſche An⸗ 
wendung der Beſtimmungen über die Pflichtſtun⸗ 
denzahl gefordert wird, und zweitens, Erleich⸗ 
terungen in der Pflichtſtundenzahl denjenigen 
Lehrkräften zu gewähren, die durch die Verwal⸗ 
tung von Sammlungen, Büchereien, Tätigkeit in 
Schülervereinen, Unterricht in der Oberſtufe oder 
die Ausbildung von Anwärtern für das Lehramt 
ſtark in Anſpruch genommen ſind. Dieſe Entſchlie⸗ 
Bungen find nicht angenommen worden, ebenſo 
wenig die Entſchließung, durch die die Deutſchna⸗ 
tionale Fraktion ſoziale Erleichterungen bei der 
Erhöhung des Schulgeldes herbeizuführen beab⸗ 
ſichtigte. In einer Zeit, in der die am eifrigiten 
nach Bildung drängenden Schichten unſerer Be⸗ 
völkerung, insbeſondere alle Kreiſe des Mittel⸗ 
ſtandes um ihre Exiſtenz ringen und in einer 
guten Schulausbildung ihrer Kinder die einzige 
Möglichkeit ſehen, weiterzukommen, wird ihnen 
eine Laſt auferlegt, die ſie als beſonders hart 
empfinden und die gerade diejenigen am ſchwer⸗ 
ſten trifft, die mehrere Kinder in die höhere 
Schule und auf die Hochſchule ſchicken. In Preußen 
hat man bei der Erhöhung des Schulgeldes für 
einen Ausgleich der ſozialen Härten geſorgt. In 
Danzig iſt das nicht geſchehen. Die Entſchließungen 
der Deutſchnationalen Fraktion, die in Preußen 
geltenden Geſchwiſterermäßigungen und Befrei⸗ 
ungen vom Schulgeld auch für Danzig anzuord⸗ 
nen, ſind von den Regierungsparteien im Haupt⸗ 
ausſchuß abgelehnt worden. Obwohl nach Artikel 
104 der Verfaſſung für die Aufnahme eines Kin⸗ 
des in eine beſtimmte Schule nicht die wirtſchaft⸗ 
liche Stellung ſeiner Eltern maßgebend ſein ſollte, 
obwohl gerade von der Seite einer der jekigen 
Regierungsparteien früher zu unrecht der Vor⸗ 
wurf erhoben wurde, die höheren Schulen ſeien 
Standesſchulen, billigt man doch die Erhöhung 
des Schulgeldes. 

„Da die Entſchließungen der Deutſchnationalen 
Fraktion im Hauptausſchuß, die Erleichterungen 
für die ſozialbedrängten Eltern ſchaffen wollten, 
abgelehnt find, beantragt die Deutſchnationale 
Fraktion, von einer Erhöhung des Schulgeldes 
überhaupt abzuſehen und die Einnahmen aus 


dem Schulgeld nach den alten Sätzen zu berechnen. 
Sie beantragt zu Einnahme B I 1e das Schulgeld 
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von 49 980 auf 37 485 Gulden herabzuſetzen 
und zu Einnahme B I, 2c (Schulgeld) eine 
Herabſetzung von 70 990 auf 58 244 Gulden 
vorzunehmen. Die bisherige Höhe des Schul⸗ 
geldes iſt durchaus angemeſſen, wenn man 
bedenkt, daß abgeſehen von Preußen, das doch be⸗ 
deutende Ermäßigungen von den allgemein gel⸗ 
tenden Sätzen zuläßt, die einzelnen Länder des 
Deutſchen Reiches alles tun, um mi cht ihre höheren 
Schulen zu Standesſchulen werden zu laſſen. 
Würtemberg fordert an Schulgeld für die höheren 
Schulen 60 bis 75 Mark, Bayern 90 Mark, Baden 
und Sachſen 120 Mark. In den Hanſeſtädten 
Bremen und Lübeck ſowie in Thüringen it das 
Schulgeld nach dem Einkommen der Eltern ge⸗ 
ſtaffelt, ſo daß für die mittlere Einkommen von 
2—5 000 Mark bedeutende Ermäßigungen der 
normalen Sätze gewährt werden. In den meiſten 
deutſchen Staaten wird für Geſchwiſter das Schul⸗ 
geld beträchtlich herabgeſetzt. Es iſt bedauerlich, 
daß der Senat bei ſeinem Entſchluß, das Schul⸗ 
geld zu erhöhen, ſich nicht das Beiſpiel der deut⸗ 
ſchen Länder hinſichtlich der ſozialen Erleich⸗ 
terungen zum Vorbild genommen hat. 
5 Für Danzig kommt noch ein beſonderer Am⸗ 
ſtand hinzu. „Für auswärtige Schüler, Danziger 
Staatsangehörigkeit — darauf werden wir in 
einer Entſchließung zur dritten Leſung zurück⸗ 
kommen — das heißt für die Söhne unſerer 
Landbewohner, wird an den ſtädtiſchen höheren 
Schulen Danzigs ein erhöhtes Schulgeld verlangt. 
Da namentlich nach der Aufhebung des Staat⸗ 
lichen, Gymnaſiums die im Werder und auf der 
Höhe wohnenden Eltern nicht immer die Möglich⸗ 
keit haben, ihre Kinder in die gewünſchten Staat⸗ 
lichen Schulen zu ſchicken, ſo wird die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion in einer beſonderen Entſchlie⸗ 
Bung den Senat erſuchen, dahin zu wirken, uß 
von den tädtijchen Schulen in Danzig für aus- 
wärtige Schüler Danziger Staatsangehörigkeit 
1 11 Schulgeld wie für einheimiſche erhoben 

Einen beſonderen Antrag bringt die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion zum Abſchnitt EI, Stelle 16 
betr. Kindergärten ein. Sie beantragt, die Bei⸗ 
hilfen für die Kindergärten von 400 auf 1000 
Gulden zu erhöhen. Aus dem Bericht über die 
Tätigkeit des Jugendfürſorgeverbandes geht her⸗ 
vor, daß nicht alle Kinder, die Aufnahme in einen 
deutſchen Kindergarten begehren, auch Aufnahme 
finden. Die Deutſchnationale Fraktion wünſcht 
mit ihrem Antrag zum Ausdruck zu bringen, daß 
der Senat beſonderen Anlaß hat, ſich der deut⸗ 
ſchen Kindergärten anzunehmen und ernſtlich auf 
die deutſche Erziehung der Vorſchulpflichtigen 
a on rechts.) 

izepräſident Neubauer: Das Wort N 

Herr Abg. Plenikowſki. 1 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Der Herr 
Senator Dr. Volkmann führte 15 1 Rede 1 
Haushalt folgendes aus. Geſtatten Sie, Herr 


Präſident, daß ich das verleſe: 

„In einer bevölkerungspolitiſch ſehr erwünſchten 
Weiſe ſteigt die Zahl der Schulkinder nach Ueber⸗ 
windung der ſchweren und kinderarmen Zeit des 
Krieges und der Nachkriegszeit. Die Kinder, welche 
zwiſchen 1920 und 1922 geboren find, wachſen jetzt in 


(©) 


— 


D) 


(A) 


(B 


— 


554 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
das ſchulpflichtige Alter hinein. Die Klaſſen reichten 
nicht mehr aus, neue Schulbauten müſſen bewirkt 
werden und ſo entſteht ein Bedarf, welcher nicht ge⸗ 
deckt werden kann und welcher micht vorgeſehen war.“ 
Damit gibt die Regierung die Richtlinien für 
die Schulpolitik, wie ſie jetzt in den nächſten 
Jahren betrieben werden ſoll. Die Regierung er⸗ 
kennt an, daß die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder 
nicht nur ſtagnieren ſondern zunehmen wird. 
Trotzdem ſind keine Mittel da, um neue Schul⸗ 
bauten auszuführen oder mehr Lehrkräfte anzu⸗ 


ſtellen. Die Regierung erklärt, daß ſie ſo handeln 


müſſe, um die Wirtſchaft nicht vollkommen zus 
grunde gehen zu laſſen und dieſer wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Einſicht beugen ſich alle Parteien von den 
Deutſchnationalen bis zu den Sozialdemokraten 
herab. Trotz aller dieſer ſchönen Worte ſind wir 
der Anſicht, daß gerade beim Schuletat nicht ge⸗ 
ſpart werden darf, daß beim Schuletat die Sp er⸗ 
ſamkeit halt machen muß. Der ſozialdemokratiſche 
Abg. Brill erklärte im Anſchluß an die Etatsrede 
des Herrn Volkmann folgendes: 

„Wir wünſchen, daß der Schulunterricht fortſchritt⸗ 
licher geführt wird. Das erfordert natürlich mehr 
Lehrkräfte, weil weniger Schüler auf einen Lehrer 
kommen ſollen. Aber dieſe Ausgaben müſſen gemacht 
werden, weil ſie im Intereſſe unſeres Volles liegen.“ 
Das ſind ſchöne Worte, die Taten ſehen anders 

aus. Der Herr Senator Dr. Volkmann erklärte: 
„Die Zahl der Kinder nimmt zu, und allein da⸗ 
durch wird ſchon eine Mehreinſtellung von Lehr⸗ 
kräften bedingt.“ Außerdem erklärte der Vertreter 
der ſtärkſten Regierungspartei: „Wir wollen 
mehr Lehrkräfte einſtellen, um die Klaſſenfrequenz 
niederzudrücken.“ Das erfordert eine größere Ein⸗ 
ſtellung von Lehrkräften. Und die Tat? Man 
baut wieder Volksſchullehrer ab! Sie werden 
ohne weiteres zugeben, daß ſich die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei nicht lächerlicher machen konne, 
als mit den Worten, die Herr Brill hier oben ab⸗ 
gegeben hat. Der Herr Abg. Müller ſprach unge⸗ 
fähr eine viertel Stunde lang und brachte auch 
einige Anträge ein, um zu beweiſen, daß die 
Deutſchnationale Partei doch etwas für den Schul⸗ 
etat und damit auch für kulturelle Forderungen 
übrig habe. Auch nur ſchöne Worte Herr Abg. 
Müller!, denn den Standpunkt Ihrer Partei hat 
der Herr Abg. Hoppenrath vor einiger Zeit anders 
gekennzeichnet. Beweis: Als der Herr Abg. Bill 
hier betonte, daß Lehrkräfte eingeſtellt werden 
müßten, damit weniger Schüler auf einen Lehrer 
kämen, erklärte Herr Hoppenrath, der im An⸗ 
ſchluß an Herrn Brill hier ſprach, Sie geſtatten 
Herr Präſident, daß ich es verleſe: 

„Auf einem ſolchen Boden — er meint den Boden 
einer geſundem wirtſchaftlichen Entwicklung — wird 
ſich auch eine gielbewußte Löſung derjenigen kulturel⸗ 
len Fragen erledigen laſſen, die fetzt leider in der Not 
der Zeit zu unſerm größten Leidweſen zurückſtehen 
müſſen. Wir lehnen z. B. auf dem Gebiet der Schul⸗ 
fragen die Experimente ab, die mein Vorredner — 
nämlich der Herr Abg. Brill hier anzudeuten 
beliebte.“ 

Was wagte denn der Herr Abg. Brill hier anzu⸗ 
deuten. Nichts anderes, Sie können ſich an Hand 
der Berichte davon überzeugen, als daß ein paar 
Lehrkräfte mehr eingeſtellt werden ſollten. Das 


bezeichnete Ihr Fraktionskollege ſofort als Ex⸗ 
periment, das die Deutſchnationale Partei auf 
das entſchiedenſte ablehnen müſſe. 


Nun wird 
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Ihnen zum Bewußtſein kommen, wie lächerlich 
Sie ſich machen, wenn Sie ſich hier hinſtellen und 
ſchöne Worte zum Schuletat und in kultureller 
Beziehung ſprechen. Es bleibt trotzdem alles beim 
alten, wie ja auch Herr Abg. Weiß erklärt hat: 
„Der Kurs bleibt der alte, der Kurs geht gerade⸗ 
aus.“ Wir haben bei allen Etats die hier zur Be⸗ 
ratung ſtanden darauf hingewieſen, daß keine 
Aenderung eintritt außer eine Aenderung zu noch 
ſchlimmeren. Am Mittwoch haben wir dafür den 
beſten Beweis geliefert, indem wir zeigten, daß 
man gerade beim Etat für Soziales die größten 
Abſtriche gemacht hat. Man könnte von einem 


neuen Kurs nur inſofern ſprechen, wenn man 


etwa den Fortſchritt meint, den gerade der Kleri⸗ 
kalismus, die Zentrumspartei für ihre Zwecke er⸗ 
reicht hat. Da erinnere ich an die Ohraer Schule 
und an die Mittel für die katholiſche Privatſchule 
in Wotzlaff, von der ich noch ſprechen werde. Das 
ſiſt das, was man eigentlich als neuen Kurs be- 
zeichnen könnte, ſonſt iſt alles beim alten ge⸗ 


blieben. 
Was erklärte auch die Regierung bei dieſem 
Etat? Der Regierungsvertreter bemerkte im 


Hauptausſchuß ungefähr folgendes: „Der Etat iſt 
mit allergrößter Sparſamkeit aufgeſtellt worden. 
Notwendige Ausgaben mußten zurückgeſtellt wer⸗ 
den, und darum konnten die Wünſche, die geäußert 
wurden, nicht berückſichtigt werden. Andererſeits 
haben wir dann aber auch die Einnahmen er⸗ 
höhen müſſen.“ Wie ſtehen nun die Parteien, 
ſeien es Oppoſitions⸗ oder Regierungsparteien zu 
dieſer Regierungserklärung und zu dieſem Etat 
überhaupt? Intereſſant it, daß ſich ſogar die Re⸗ 
gierungsparteien teilweiſe im Hauptausſchuß da⸗ 
von überzeugen laſſen mußten, daß eine zweite 
Leſung des Etats im Hauptausſchuß notwendig 
ſei. Es war ein Abgeordneter der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei, der bemerkte: „Die Anträge, die 
hier geſtellt worden ſind, ſind nicht ohne weiteres 
von der Hand zu weiſen. Aber wir können doch 
nicht ohne mit unſerer Partei Fühlung zu 
nehmen, ohne dieſe Anträge mit ihr zu beſprechen, 
die Anträge annehmen. Er beantragte ſelbſt eine 
zweite Leſung. Die Vertreterin der Liberalen 
Partei ſtimmte dem zu, weil auch ihr Bedenken 
kamen, die geſtellten Abänderungsanträge kurzer 
Hand abzulehnen und niederzuſtimmen. Die 
gleichen Bedenken äußerte ſogar eine Vertreterin 
der Zentrumspartei. Sie können nicht mit dem 
Kopf ſchütteln Frau Abg. Dr. Semrau, das ent⸗ 
ſpricht den Tatſachen. Alle drei Regierungspar⸗ 
teien haben alſo ſelbſt Bedenken über das rigoroſe 
Niederſtimmen der geſtellten Anträge geäußert 
und alle drei Regierungsparteien wünſchten eine 
nochmalige zweite Leſung dieſes Schuletats. Ein 
Abgeordneter der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
erklärte jedoch: „Wir haben aber keine Zeit, eine 
zweite Leſung vorzunehmen, wir müſſen ſchnell 
arbeiten.“ Damit fiel die zweite Leſung unter 
den Diſch. Die Regierungsparteien, auch die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei, haben es nicht für nötig 
gehalten, ſelbſt zur zweiten Beratung irgend 
welche Abänderungsanträge zu ſtellen. Sie wer⸗ 
den, davon bin ich überzeugt, ich ſagte es auch 
ſchon im Hauptausſchuß, ſelbſt wenn man mit 
Engelszungen reden würde, alle Abänderungs⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
anträge niederſtimmen. 
Sozialdemokratiſche Partei ihre ablehende Hal⸗ 
tung zu den geſtellten Abänderungsanträgen? 
Eigenartig war, was der Herr Abg. Klingenberg 
ausführte, der ſich eigentlich durch ſeine Ausfüh⸗ 
rungen ſehr lächerlich gemacht hat. Dieſe Lächer⸗ 
lichkeit iſt ihm vielleicht gar nicht zum Bewußt⸗ 
ſein gekommen. Er ſagte wörtlich folgendes: 
„Dieſelben Anträge, die in dieſem Jahr von den 
Oppoſitionsparteien geſtellt werden, haben wir 
zum größten Teil im vergangenen Jahr ſelbſt ge⸗ 
ſtellt.“ Ja, da war die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei eine Oppoſitionspartei und ſtellte dieſe An⸗ 
träge, weil ſie auch wahrſcheinlich wußte, daß ſie 
nicht angenommen werden. Teilweiſe ſtimmte es 
ſogar nicht, denn es iſt den Sozialdemokraten im 
vergangenen Jahr gelungen, die Streichung von 
20 Lehrerſtellen zu verhindern. Aber lächerlich 
iſt es, wenn Herr Klingenberg alle Abänderungs⸗ 
anträge damit zu erledigen denkt, indem er er⸗ 
klärt: „Wir haben im vergangenen Jahr die⸗ 
ſelben Anträge gebracht.“ Damit dokumentiert er 
alſo, wieviel die ſozialdemokratiſche Lehrerſchaft 
und die Sozialdemokratiſche Partei für den Schul⸗ 
etat übrig haben. In gleicher Weiſe äußerte ſich 
ein anderer Sprecher der Sozialdemokratiſchen 
Partei und gleichfalls ein Lehrer, der erklärte: 
„Die Finanzlage und die Bindung durch die Koa⸗ 
lition zwingen uns zunächſt. nicht zu verzichten, 
ſondern zurückzuſtellen.“ Wie oft haben wir doch 
dieſe Erklärung gerade von den Führern der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei gehört! (Zuruf des 
Abg. Klingenberg.) Es zeugt nicht nur won Ihrer 
Lächerlichkeit, ſondern auch von Ihrer Dummheit, 
wenn Sie immer wieder mit dem Schlagwort von 
der Weltrevolution kommen. 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte, einem Ab⸗ 
geordneten nicht Dummheit vorzuwerfen. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Immer 
wieder, wenn die Sozialdemokraten etwas ent⸗ 
ſchuldigen müſſen, kommen ſie mit der Bremſe der 
Bindung durch die Koalition und ſagen, die Fi⸗ 
nanzlage zwinge zu dieſer Einſtellung. Eine bür⸗ 
gerliche Zeitung hat den Sozialdemokraten ſchon 
gezeigt, wie eigenartig es iſt, in der Oppoſition 
zu ſtehen und Anträge zu ſtellen, die man nachher, 
wenn man ſelbſt Regierungspartei iſt, nicht ſelbſt 
durchführen kann und daß man ſich mit dieſer Art 
und Weiſe des Kampfes lächerlich macht. (Zuruf 
links.) Herr Abg. Klingenberg, mit all dieſen 
Argumenten, Weltrevolution ujw., wollen Sie 
Ihren Verrat entſchuldigen. Den werden Sie 
nicht abwiſchen können. Die Sozialdemokraten 
ſind ſogar ſoweit gegangen, daß ſie das alte Vor⸗ 
kriegsſyſtem lobten und zur Nacheiferung auf⸗ 
tiefen. Die Stellung des Zentrums zu dieſem 
Etat iſt ja genügend gekennzeichnet durch die Ein⸗ 
ſtellung, die das Zentrum überhaupt zu Kultur⸗ 
forderungen hat. Wenn das Zentrum erklärt, 
daß der Schuletat der einzige Weg ſei, bei dem 
auch micht geſpart werden dürfe, dann iſt das ge⸗ 
nau ſo demagogiſch, als wenn die Sozialdemokra⸗ 
ten das erklären. Beide ſind Regierungsparteien, 
beide erklären, es dürfe nicht geſpart werden. Sie 
paren aber doch, wenn auch nicht beim Kirchen⸗ 
etat, Die im Todeskampf liegende kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft ſucht ſich aufzubauen. Deshalb wird 
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Womit begründete die das Proletariat mit immer neuen Steuern be- 


laſtet. Ich darf nur an all die indirekten Steu⸗ 
ern erinnern, Salzr und Zuckerſteuer, Brannt⸗ 
weinſteuern und Umſatzſteuer. Aber nicht nur 
materiell, nicht nur wirtſchaftlich, ſondern auch 
kulturell wird das Proletariat zurückgedrängt. 
Was man aber an der Volksſchule ſpart, gibt man 
doppelt und dreifach für die höheren Schulen aus, 
in Danzig auch für die Techniſche Hochſchule. Die 
Bourgeoiſie, die bürgerliche Klaſſe braucht zu 
ihrer Sicherheit, um Herrſchen zu können, einen 
zuverläſſigen Stab von ausführenden Organen, 
ſowohl im Produktions- als auch im Herrſchafts⸗ 
ſtaat. Um dieſen zuverläſſigen Staat heranzu⸗ 
züchten, braucht man Hochſchule und höhere Schule. 
Dafür gibt man hier Millionen aus und ſpart an 
der Volksſchule Millionen. Die Züchtungsanſtal⸗ 
ten für dieſen Apparat, für dieſe Organe ſind die 
Hochſchulen, Brutſtätten der Reaktion. Wenn hier 
vor kurzer Zeit von einem Regierungsvertreter 
die Erklärung abgegeben wurde, die höhere Schule 
ſolle die Führer des Volkes heranbilden, dann war 
das nicht nur ein Lapſus, meine Herren Sozial⸗ 
demokraten, ſondern dieſe Einſtellung herrſcht auch 
heute noch grundſätzlich in dieſem Staat. Hoch⸗ 
ſchule und höhere Schulen ſollen die Führer des 
Volkes heranzüchten, die es dann in Not und 
Elend ſtürzen, die dann derartige Wirtſchaftskata⸗ 
ſtrophen heraufbeſchwören, wie den Weltkrieg. In 
dieſen höheren Schulen werden die Schüler zur 
bürgerlichen Klaſſenwirtſchaft erzogen und damit 
auch meiſt zu erbitterten Feinden der Arbeiter⸗ 
klaſſe. Durch lange Studiendauer, durch hohe Ge⸗ 
bühren ſucht man die Hochſchule und auch die hö⸗ 
heren Schulen zu Brivilegien-Schulen der beſitzen⸗ 
den Klaſſe zu machen. Das, was man von den 
Hochſchulen ſagen kann, kann man auch von den 
höheren Schulen ſagen. Führer des Volkes wer⸗ 
den entſchieden nicht durch die Art und Weiſe her⸗ 
vorgebracht, wie in dieſen Schulen der Unterricht 
gehandhabt wird. Was tut man demgegenüber 
für die Volksſchulen? Dieſer Staat und dieſes 
Wiirtſchaftsſyſtem macht nur Ausgaben für die 
Volksſchule, weil die herrſchende Klaſſe vor der 
Notwendigkeit ſteht, ſich wenigſtens einen einiger⸗ 
maßen arbeitsfähigen Nachwuchs für Induſtrie 
und Landwirtſchaft zu ſichern, außerdem auch für 
die Durchſetzung ihrer imperialiſtiſchen Ziele. Die 
beſitzende Klaſſe braucht zur Aufrechterhaltung 
ihrer Macht billige Ausbeutungsobjekte und dar⸗ 
um auch die unumſchränkte Macht, die dieſer 
Staat und dieſes Wirtſchaftsſyſtem den Religions⸗ 
geſellſchaften auf die Erziehung des Kindes ein⸗ 
räumt. Daß ich Recht habe, daß die bürgerliche 
Klaſſe die Ausgaben für die Volksſchule nur des⸗ 
halb bewilligt, um einigermaßen arbeitsfähige 
Kräfte für Induſtrie und Landwirtſchaft zu er⸗ 
halten, davon zeugen auch die Ausſprüche von 
Vertretern der bürgerlichen Parteien und auch 
der Sozialdemokratiſchen Partei. Herr Abg. 
Beyer erklärte im Ausſchuß unter anderm: „Wenn 
wir die Inſerate in den Zeitungen aufmerkſam 
verfolgen, ſo ſieht man, daß Lehrlinge gebraucht 
werden, die eine beſſere Schulbildung haben.“ 
Alſo, Sozialdemokraten wünſchen ſelbſt eine 
beſſere Schulbildung nur, weil das Kapital Lehr⸗ 
linge mit beſſerer Schulbildung braucht. Das 
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gleiche wurde auch von einem Vertreter der bür⸗ 
gerlichen Parteien geäußert, der erklärte, die 
Wirtſchaft müſſe ſelbſt einſehen, daß die Sparmaß⸗ 
nahmen hier falſch ſeien, weil ſie ſchädlich für die 
bürgerliche Geſellſchaft ſich auswirken würden; 
denn die Induſtrie brauche doch gute Kräfte. Alſo 
mur deshalb ſollen die Volksſchüler eine beſſere 
Ausbildung bekommen. Das iſt ungefähr dasſelbe 
wie das, was der Jeſuitenpater Muckermann den 
Liberalen zurief, als ſich dieſe gegen die Konfeſſio⸗ 
naliſierung der Schulen in Deutſchland ſträubten. 
Ich habe es bereits einmal erwähnt und will es 
kurz wiederholen. Muckermann erklärte, man 
jollte von den Kreiſen der alten Nationalliberalen 
erwarten, daß ſie ſchon des eigenen Nutzens wegen 
die konfeſſionelle Schule gewähren ließen, hätten 
ſie doch ein Intereſſe, wenn nicht am Chriſtentum, 
jo doch an der Sicherheit, die eine chriſtliche Welt⸗ 
ordnung ihren Geſchäften bringe. Alſo nur im 
Intereſſe der Geſchäfte des Kapitals gibt man 
überhaupt noch etwas für die Volksſchule aus. 
Der deutſchnationale Vertreter im Hauptaus⸗ 
ſchuß wollte die ſogenannte politiſche Neutralität 
in der Schule betont wiſſen. Mit dieſer politi⸗ 
ſchen Neutralität iſt es ein eigenartiges Ding. 
Die politiſche Neutralität iſt natürlich nicht im 
entfernteſten vorhanden, kann auch gar nicht vor⸗ 
handen ſein, weil jeder Menſch ſubjektiv denken 
und handeln wird, je nach ſeiner politiſchen Ein⸗ 
ſtellung. Aber die politiſche Neutralität in der 
Schule iſt auch ſchon dadurch nicht gewahrt, daß 
alle Lehrbücher ganz einſeitig im religiöſen und 
nationaliſtiſchen Sinne geſchrieben ſind. Ich will 
nicht einmal auf die Geſchichtsbücher in den Volks⸗ 
ſchulen eingehen. Ich habe hier gerade das Leſe⸗ 
buch für die oberen Jahrgänge der Volksſchule zur 
Hand. Wenn Sie es durchblättern, werden Sie 
finden, daß von den wirklichen Führern des Vol⸗ 
kes nicht ein einziger Artikel vorhanden iſt. Wir 
finden nichts über Marx, Engels, über Liebknecht 
Bebel, aber deſto mehr über den großen Kurfür⸗ 
ſten, über Friedrich den Großen und über all die 
andern Monarchen und ſtellenweiſe Ausführun⸗ 
gen, die entſchieden nicht dazu dienen, um die Völ⸗ 
ker zu verſöhnen und wirkliche Friedenspolitik zu 
treiben. Hier iſt z. B. ein Abſchnitt: „Der Ab⸗ 
ſchied der deutſchen Regimenter von Danzig.“ Da 
heißt es u. a.: 

Die Mannſchaft marſchiert langſam und lang⸗ 
ſamer. Zögerte der Fuß, den heimatlichen Boden zu 
werlaſſen, den nun der Fremde entweihen würde? 

Wenn dieſes Leſeſtück in der Schule durchgenom⸗ 
men wird, was wird dann wohl ein deutſchnatio⸗ 
nal eingeſtellter Lehrer an Erläuterungen und 
Erklärungen abgeben? Das mögen Sie ſich ſelbſt 
ausmalen. Ein anderer Artikel heißt: „Die 
Schlacht bei Tannenberg.“ Gerade der deutſch⸗ 
nationale Sprecher betonte im Hauptausſchuß, daß 
die Jugend von Jahr zu Jahr mehr verwildere. 
Er möge doch nur dieſen Artikel hier durchleſen, 
dieſen Leſeabſchnitt über die Schlacht von Tannen⸗ 
berg. Dann wird er ſehen, daß die Jugend direkt 
zu dieſer Verwilderung erzogen wird. Es fehlt 
natürlich nicht das Lob derjenigen, von denen ich 
einen hier worgeſtern als Maſſenſchlächter bezeich⸗ 


nete. (Pfui! rechts.) So ſteht hier „von dem gro⸗ 
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burg, dem Mann mit dem warmen Herzen, auf 
den das Volk in ſeiner Not ſieht, und von dem die 
Zuverſicht für die Zukunft ausſtrahlt.“ Das deut⸗ 
ſche Volk hat dieſe Ausſtrahlungen der Zuverſicht 
für die Zukunft, ſeitdem dieſer gute Mann Reichs⸗ 
präſident geworden iſt, zur Genüge genoſſen. So 
ſieht die politiſche Neutralität in der Schule aus. 
Wo bleiben demgegenüber die Schulgeſetze, die 
eine geiſtig freiere Entfaltung der Volksſchul⸗ 
binder gewährleiſten? Man hat in all den Jah⸗ 
ren noch nicht daran gedacht, ein einziges Geſetz 
einzubringen, das tatſächlich einen Fortſchritt auf 
dem Gebiet des Schulweſens bedeutet. Dem ge⸗ 
genüber hat man der ſchwarzen Reaktion Vor⸗ 
ſchub geleiſtet, indem man die Ohraer Schule der 
Zentrumspartei verkaufte, indem man Mittel be⸗ 
reitſtellt, um katholiſche Privatſchulen zu unter⸗ 
halten. Wie beurteilt die ganze bürgerliche Preſſe 
und auch die Sozialdemokratiſche Partei unſere 
Abänderungsanträge? Es wird erklärt, ſie ſeien 
micht durchführbar, ſie erfordern zu viel Mittel, 
ſie ſeien revolutionäre Forderungen und was weiß 
ich nicht noch alles. Wenn ich jetzt zu den einzel⸗ 


nen Anträgen Stellung nehme, dann wird man 


ohne weiteres einſehen, daß alle diefe Anträge 
nicht Agitationsanträge, ſondern daß ſie alle prak⸗ 
tiſch durchführbar ſind und daß ſich die Ausgaben 
für dieſe Anträge tatſächlich im Rahmen des 
Möglichen halten. 

In der Ausgabe beantragen wir in Abſchnitt 
Al, Stelle 4 die Worte zu ſtreichen: „und Funk⸗ 
tionszulagen für den Rektor“. In der Erläute⸗ 
rung iſt die Poſition & I, 4f zu ſtreichen. Es han⸗ 
delt ſich hier um eine Funktionszulage für den je⸗ 
weiligen Rektor der techniſchen Hochſchule. Im 
Kreiſe Werder haben die Sozialdemokraten ſelbſt 
bei der letzten Etatsberatung den Antrag geſtellt, 
die Aufwandsentſchädigung des Landrats, die un⸗ 
gefähr der Funktionszulage des Rektors entſpricht, 
zu ſtreichen. Sie ſind damit nicht durchgedrungen, 
weil die Abgeordneten der Linken in der Minder⸗ 
heit blieben. Hier werden Sie nicht dafür ſtim⸗ 
men, die Funktionszulage zu ſtreichen; denn der 
Redner der Sozialdemokraten erklärte, das ſei 
nicht möglich. Man könne es nicht tun. Der Rektor 
müſſe dieſe beſondere Funktionszulage haben und 
dergleichen mehr, aber hier ſieht man auch die In⸗ 
konſequenz der Sozialdemokratiſchen Partei. Vor 
einigen Monaten beantragten Sie, die Aufwands⸗ 
entſchädigung des Landrats zu ſtreichen und 
ſtimmten dafür. Hier beantragen wir, die Funk⸗ 
tionszulage für den Rektor zu ſtreichen, der ent⸗ 
ſchieden ein bedeutend höheres Gehalt hat, und 
das lehnt man ab. Wir ſehen nicht ein, warum 
man dieſen Beamten, der wirklich ein außerordent⸗ 
lich gutes Einkommen hat, noch dieſe Funktions⸗ 
zulage gewähren will. Bei Abſchnitt A I, Stelle 
5 beantragen wir, daß hinter: „Stipendien“ neu 
eingefügt wird „und Lernmittel für minderbe⸗ 
mittelte Studierende“. Der Betrag von 75 370 


Gulden iſt auf 150 000 Gulden zu erhöhen. Dieſe 
Erhöhung iſt zunächſt einmal notwendig, um den 
minderbemittelten Studenten unentgeltliche Lehr⸗ 
und Lernmittel zur Verfügung zu ſtellen. Wenn 
im Hauptausſchuß entgegengehalten wurde, daß 
die Studenten ſehr wenig an Lehr⸗ und Lern⸗ 
mitteln brauchen, dann ſtimmt das nicht. 
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(A) brauchen tatſächlich ganz erhebliche Geldſummen, dann an den Verein „Freie Volksbühne“ abzu⸗ (C) 


um ſich Lehr- und Lernmittel zu beſchaffen. Wir führen find. In Abſchnitt D I, Stelle 2 beantra⸗ 


haben deshalb beantragt, daß für dieſe Lehr⸗ und gen wir eine Herabſetzung der Ausgaben von 5184 Hi 
Lernmittel eine Summe von 50000 Gulden ein: | Gulden auf 4800 Gulden. Es werden hier Mittel 


für katholiſchen Chorgeſang in der ſtaatlichen Re⸗ 
alſchule in der Weidengaſſe zur Verfügung geſtellt. 
Man erteilt nicht nur Religionsunterricht und 


geſetzt wird, und zwar für alle Studierenden, die 
ſich aus einem ſelbſterarbeiteten Einkommen von 
weniger als 2500 oder einem ſolchen der Eltern 
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von weniger als 6000 Gulden erhalten. Außerdem 
beantragen wir, die Poſition A I, 5 b in den Er⸗ 
läuterungen von 9 560 Gulden auf 34 190 Gulden 
zu erhöhen, um denminderbemittelten Studenten 
die Möglichkeit zu geben, hier ſtudieren zu können, 
alſo ihnen eine Unterſtützung in größerer Höhe zu 
geben. 

In Abſchnitt A II, Stelle 7 beantragen wir 
eine Senkung der Ausgaben von 23 000 Gulden 
auf 12000 Gulden. Unter Erläuterungen iſt 
hier eine Summe von 5000 Gulden eingeſetzt als 
Beihilfe zu Reiſen für Profeſſoren. Wir ſehen 
nicht ein, warum die Herren Profeſſoren für ihre 
Reifen noch beſondere Geldmittel bewilligt erhal⸗ 
ten. Man wird dem gegenüberhalten, daß dieſe 
Reiſen zu Studienzwecken notwendig ſeien. Die 
Profeſſoren müßten, um ihre Kenntniſſe zu erwei⸗ 
tern, dieſe Reiſen unternehmen. Was aber dem 
einen recht iſt, iſt dem andern billig. Wenn Sie 
den Profeſſoren dieſe Reiſemittel zur Verfügung 
ſtellen, dann müſſen Sie mit der gleichen Berech⸗ 
tigung auch den übrigen Lehrern der Volks⸗ und 
Mittelſchulen ſolche Reiſebeihilfen zur Verfügung 
ſtellen. Dieſe Lehrkräfte mit ihrem bedeutend ge⸗ 
ringeren Gehalt haben es mehr notwendig, ſolche 
Reiſebeihilfen zu bekommen, um ihren Geſichts⸗ 
kreis, ihre Kenntniſſe zu erweitern. Außerdem 
it da noch eine andere Poſibion Reiſe⸗ und Am⸗ 
zugskoſten bei Berufungen für Profeſſoren in 
Höhe von 6000 Gulden. Auch das beantragen 
wir zu ſtreichen. Es wird dadurch eine Senkung 
der Ausgaben um 11000 Gulden erzielt. Dann 
iſt außerdem noch eine Poſition, Wohlfahrtsein⸗ 
richtungen, ſowie Beihilfen für Leibesübungen an 
der Techniſchen Hochſchule in Höhe von 10 000 
Gulden eingeſetzt. Ich möchte den Senat fragen, 
ob ihm bekannt iſt, daß ein Teil dieſer Ausgaben 
zu rein faſchiſtiſchen Zwecken verwandt wird, das 
Kleinkaliber⸗Schützenvereinigungen beſtehen und 
dergleichen mehr, und dieſe Geldmittel zur Ver⸗ 
fügung erhalten. Dieſe Vereinigungen ſind rein 
reaktionär eingeſtellt. In Abſchnitt B I, Stelle 9 
beantragen wir eine Erhöhung von 5000 Gulden 
auf 20 000 Gulden. Es handelt ſich hier um Bei⸗ 
hilfen zur Förderung künſtlicher Beſtrebungen 
minderbemittelter Danziger an den Verein Freie 
Volksbühne. Die ganzen 5000 Gulden bekommt 
der Verein „Freie Volksbühne“. Ich will gegen 
die Freie Volksbühne nicht polemiſieren. Will 
man aber tatſächlich etwas für die künſtleriſchen 
Beſtrebungen von Danziger Minderbemittelten 
beiſteuern, dann muß man hier eine Poſition ein⸗ 
ſetzen, die es den Erwerbslosen ermöglicht, an ſol⸗ 
chen Beſtrebungen teilzunehmen, d. h. einige The⸗ 
atervorſtellungen zu beſuchen. Wir haben deshalb 
beantragt, daß von den von uns beantragten 20000 
Gulden 15 000 Gulden für Theateraufführungen 
eingeſetzt werden, zu denen die Erwerbsloſen Frei⸗ 


karten erhalten und daß die übrigen 5000 Gulden! 


bewilligt dafür Summen, die zum Fenſter hin⸗ 
ausgeworfen werden, ſondern ſetzt für 20 Stunden 
katholiſchen Ghorgeſang Extramittel ein. Wir Des 
antragen, dieſe Mittel zu ſtreichen, desgleichen 
auch die Mittel für den jüdiſchen Religionsunter⸗ 
richt. Wenn Sie ſparen wollen, haben Sie hier 
Gelegenheit zu ſparen, In Abſchnitt D II, Stelle 
1 taucht wie in den vergangenen Jahren das 
Wort „Kronprinz Wilhelm Realgymnaſium Dan⸗ 
zig⸗Langfuhr“ auf. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Die Sozialdemokraten haben ſich in 
früheren Jahren gegen dies Wörtchen in Abände⸗ 
rungsanträgen gewandt. Jetzt ſind ſie in der Re⸗ 
gierung und müſſen auch dies Wörtchen verteidi⸗ 
gen. Sie müſſen es dulden, daß man auch dieſe 
Bezeichnung hier wieder hineinſetzt. Es iſt be⸗ 
zeichnend, daß man auch rein äußerlich alles beim 
alten läßt, nicht nur innerlich. Wir beantragen, 
daß die Bezeichnung geſtrichen wird und dafür 
die Bezeichnung: Danziger Realgymnaſium ein⸗ 
geſetzt wird. In Abſchnitt D II, Stelle 2 bean⸗ 
tragen wir gleichfalls eine Herabſetzung der Sum⸗ 
me von 1800 Gulden auf 856 Gulden. Auch hier 
hat man es wieder für notwendig gehalten, den 
Schülern des Kronprinz Wilhelm Realgymna⸗ 
ſiums in Danzig⸗Langfuhr katholiſchen Chor⸗ 
geſang zu gewähren. Ich habe mit einigen Gym⸗ 
naſtaſten darüber gesprochen, die ſich darüber är⸗ 
gern, daß ſie tatſächlich immer noch an dieſem 
Chorgeſang teilnehmen müſſen. Alſo ſogar An⸗ 
gehörige der katholiſchen Kirche erklären, daß es 
nicht nötig iſt die Mittel hierfür zur Verfügung 
zu ſtellen. Aber man muß ja die Jugend geiſtig 
verdummen, damit man für die Kapitaliſten 
Ausbeutungsobjekte ſchafft. 

In Abſchnitt D III, Stelle 4 hat man das 
Wörtchen „würdige“ auch wieder in dieſen Etat 
hineingeſetzt. Die Poſition heißt: „Stypendien 
an bedürftige und „würdige“ Schüler und Schü⸗ 
Terinnen der höheren Lehranſtalten insbeſondere 
aus dem Landgebiet.“ Ja, meine Herren, mer⸗ 
ken Sie da nicht, wie unwürdig es iſt, dies Wört⸗ 
chen „würdig“ ſtehen zu laſſen? Man macht tat⸗ 
ſächlich eine Trennung zwiſchen Schülern derſelben 
Schule. Die eine Kategorie bezeichnet man als 
„würdige“ und die andere Kategorie als „unwür⸗ 
dige“ Schüler. Daß Sie nicht einmal hier eine 
Abänderung ſchaffen, kennzeichnet das ganze Sy⸗ 
ſtem. Wir beantragen, daß dies Wörtchen ge⸗ 
ſtrichen und die Poſition von 3500 auf 5000 Ger⸗ 
höht wird, und zwar damit für alle Schüler die 
Anterſtützung erreichbar iſt, wicht nur für würdige 
Schüler; denn gewöhnlich bezeichnet man gerade 
die Kinder als würdig, deren Eltern den Parteien 
der Regierung nahe ſtehen, diejenigen, die viel⸗ 
leicht ſehr oft zur Kirche laufen. (Zuruf beim 
Zentrum.) Sie bezeichnen die Kinder als un⸗ 
würdig, deren Eltern nicht zur Kirche laufen, 


deren Eltern der Kommuniſtiſchen Partei ange⸗ 
Das wiſſen wir ganz genau, weil es die 
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Praxis tatſächlich ſehr oft gezeigt hat. Daher be⸗ 
antragen wir, das Wort „würdig“ zu ſtreichen. 
In Abſchnitt D IV, Stelle 7 ſoll der Betrag 
von 2800 Gulden auf 10 000 Gulden erhöht wer⸗ 
den. Dieſer Betrag iſt, — fallen Sie nicht auf 
den Rücken, — als Beihilfe für Abiturienten ein⸗ 
geſetzt, die ſich an einer Pädagogiſchen Akademie 
auf den Lehrerberuf vorbereiten. Sie wiſſen, daß 
es hier mit der Vorbereitung auf den Lehrerberuf 
ſehr im Argen liegt. Sie wiſſen ganz genau, daß 
wir im nächſten Jahre bereits einen ſehr fühl⸗ 
baren Lehrermangel haben werden. (Abg. Fried⸗ 
rich: Den haben wir jetzt ſchon!) Er beſteht auch 
teilweiſe jetzt ſchon. Wenn Senator Dr. Volk⸗ 
mann ſelbſt erklären mußte, daß die Zahl der 
ſchulpflichtigen Kinder zunehmen wird, wenn die 
ſozialdemokratiſchen Sprecher erklärten, wir müß⸗ 
ten mehr Lehrkräfte einſtellen, um die Klaſſen⸗ 
frequenz zu ſenken, wo wollen Sie dann in Danzig 
die Lehrkräfte hernehmen. Sie gerade wollen die 
Lehrkräfte ſchlechter als in Deutſchland beſolden. 
Glauben Sie, daß aus Deutſchland noch Lehr⸗ 
kräfte zu einem viel ſchlechteren Gehalt herkom⸗ 
men werden? Ganz entſchieden nicht. Aber 
Deutſchland wird ja ſelbſt in Zukunft keine Lehr⸗ 
kräfte übrig haben. Deutſchland, Preußen geht 
jetzt bereits dazu über, die hier beſchäftigten Lehr⸗ 
kräfte wieder zurückzurufen, und zwar ganz junge 
Lehrkräfte, die 23 und 24 Jahre alt ſind. Wie 
denken Sie ſich den Nachwuchs für den Lehrer⸗ 
beruf? Man braucht gar nicht Prophet zu ſein, 
um zu verkünden, daß es in dieſer Beziehung im 
nächſten Jahre zu einer Kataſtrophe kommen 
wird. Der bürgerliche Staat wird ſich darüber 
hinwegſetzen, indem er die Klaſſenfrequenz auf 60 
und 70 Schüler heraufſetzt, davon bin ich über⸗ 
zeugt. Er wird dann mit dem Argument kommen, 
daß vorläufig keine Lehrkräfte zur Verfügung 
ſtänden, wir müßten uns augenblicklich mit der 
geſchaffenen Lage abfinden, man würde jetzt an 
die Ausbildung der Lehrkräfte ſehr ſcharf heran⸗ 
gehen und der Mangel wird in einigen Jahren 
behoben ſein. Das wird aber micht eintreten, da 
man dann wieder erklären wird, keine Geldmittel 
zur Verfügung zu haben. Nun ſetzt man hier für 
den Lehrernachwuchs die Summe von 2800 Gul⸗ 
den ein. Die Summe reicht nicht im entfernteſten, 
um vielleicht einem einzigen die Ausbildungs⸗ 
möglichkeit zu gewähren; denn hier im Freiſtaat 
hat er die Ausbildungsmöglichkeit nicht, er muß 
nach Preußen, nach Elbing oder ſogar bis an den 
Rhein nach Bonn. Die, die dieſen Beruf ergrei⸗ 
fen, gehören größtenteils den minderbemittelten 
Bevölkerungsſchichten an, denn die Kreiſe, die gut 
verdienen, werden ihren Kindern eine beſſere Fort⸗ 
bildungsmöglichkeit geben. Sie werden dafür ſor⸗ 
gen, daß ſie einen vorteilhafteren Beruf ergrei⸗ 
fen. Es handelt ſich alſo durchweg um Kinder 
minderbemittelter Bevölkerungsſchichten. Man 
ſetzt aber nur die Summe von 2800 Gulden hier 
ein. Man ſoll ſich hier nicht auf die Erklärungen 
des Senats ſtützen, daß ſich vor der Hand nur we⸗ 
nige gemeldet haben, die dieſen Beruf ergreifen 
wollen. Woran liegt das? Daran, daß man kein 
Geld zur Verfügung ſtellt. Wenn man dies tut, 


werden ſich beſtimmt mehr Kräfte für dieſen Beruf 
melden. Es muß hinzugefügt werden, daß man 
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hier im Freiſtaat eine Ausbildungsmöglichkeit für 
dieſen Beruf ſchaffen muß. Wir haben beantragt, 
daß man dieſe Summe auf 10 000 Gulden erhöhen 
ſoll. Es wäre doch wirklich beſchämend, wenn die 
Regierungsparteien und auch die Deutſchnationale 
Partei, die ſich ſo ſehr dafür eingeſetzt haben, daß 
Lehrkräfte in größerer Zahl ausgebildet werden 
müßten, auch dieſen Antrag ablehnen würden, 
trotzdem es ſich nur um eine Summe von 7200 
Gulden handelt. In Abſchnitt E I, Stelle 3 bean⸗ 
tragen wir gleichfalls eine Erhöhung, und zwar 
hängt dieſe Poſition eng zuſammen mit der, zu 
der ich eben geſprochen habe. Unſer Antrag kreuzt 
ſich da mit einem Antrag der Bürgerlichen Ar⸗ 
beitsgemeinſchaft, der etwas ähnliches vorſieht. 
M. D. u. H.! Ich habe bereits darauf hingewie⸗ 
ſen, wie erſchütternd es doch iſt, wenn die Regie⸗ 
rung und die Regierungsparteien immer wieder 
erklären, beim Schuletat darf nicht geſpart werden 
und hier ſparen Sie wieder 6 Stellen ein. Immer 
wieder wird erklärt, daß die Schülerzahl zunimmt, 
und demgegenüber ſenkt man die Anzahl der 
Lehrkräfte. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Deutſchnationale Partei im vergangenen 
Jahr 20 Lehrſtellen ſtreichen wollte. Dieſe Tat⸗ 
sache allein kennzeichnet auch den Wert der Aus⸗ 
führungen des Herrn Abg. Müller. Es iſt der 
Sozialdemokratiſchen Partei damals gelungen, 
das zu verhindern. In dieſem Jahr ſind wir neu⸗ 
gierig zu erfahren, ob die Sozialdemokratiſche 
Partei auch wirklich ernſthaft gegen die Abſetzung 
dieſer 6 Stellen kämpfen will. Wir haben deshalb 
beantragt, dieſe Summe von 7 163 870 Gulden 
auf 7 200 000 Gulden zu erhöhen. Es iſt zweck⸗ 
los, hier lang und breit darüber zu ſprechen. 
Wahrſcheinlich wird auch noch der Herr Abg. 
Friedrich gerade zu dieſer Stelle das Wort ergrei⸗ 
fen. In Abſchnitt E I, Stelle 8 iſt eine Summe 
von 260 000 Gulden für außerordentliche Ergän⸗ 
zungsbauten und für Schulneubauten eingeſetzt. 
Man hat die Poſition in dieſem Jahr um 34000 
Gulden erhöht und wird nun ſagen, wir haben 
tatſächlich für die Schulbauten etwas übrig, ſonſt 
hätten wir dieſe Poſition nicht erhöht. Nun kom⸗ 
men die unverſchämten Kommuniſten und fordern 
ſogar eine Erhöhung von 260 000 auf 500 000 
Gulden. Iſt dieſe Erhöhung notwendig? Jawohl! 
Ich darf den Senat nur an die allerdringlichſten 
Bauten erinnern, an Langfuhr, an Lichtenau, an 
Brentau. Ich könnte noch Dutzende von Schulen 
hier im Freiſtaat aufzählen, die ohne weiteres ſo⸗ 
fort einen Neubau verlangen. Die Summe ron 
260 000 Gulden reicht nicht im entfernteſten. 
Hinzu kommt noch, daß die Gemeinden bei der 
augenblicklichen finanziellen Lage auch nicht im 


Stande ſind, irgend welche größeren Mittel bereit⸗ 


zuſtellen, ſie ſich auch größtenteils ſträuben, ſolche 
Mittel bereitzuſtellen. Der Senat beſitzt nicht das 
nötige Rückgrat, da energiſch durchzugreifen. 
Aber der Senat ſoll ſelbſt mit gutem Beiſpiel vor⸗ 
angehen und ſoll nicht 2 Millionen aus dem Steu⸗ 
erausgleichsfond für die Gemeinden ſtreichen. Er 
ſoll die 2 Millionen zahlen, damit die Gemeinden 
Mittel haben, an Schulneubauten zu denken. Er 
ſoll weiter die Summe von 260 000 auf 500 000 
Gulden erhöhen; denn 260 000 Gulden reichen 
nicht im entfernteſten aus, um auch nur die not⸗ 
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wendigſten Schulneubauten durchzuführen. In 
Stelle 9 it eine ganz neue Poſition zur Förderung 
von Turnen und Sport in Landſchulen und für 
Schülerwanderungen geſchaffen worden. Man 
hat nun endlich eingeſehen, daß man auch den 
Landſchülern etwas bieten und mit ihnen Wan⸗ 
derungen unternehmen muß. Sie werden aber 
wiſſen, daß gerade für die Landſchüler Wanderun⸗ 
gen, bei denen ſie etwas lernen ſollen, Geld koſten. 
Sie können nicht immer nur von einem Dorf zum 
andern laufen. Das genügt vielleicht ein Jahr. 
Größere Wanderungen können die Landſchulen 
nicht unternehmen. Die einzelnen Gemeinden 
ſtellen nur ſehr geringe oder gar keine Geldmittel 
zur Verfügung. Zu Fuß können die Landſchüler 
nicht nach Danzig gehen, ſie müſſen mit der Bahn, 
dem Autobus oder der Kleinbahn fahren, das 
koſtet Geld. Da reichen die 1700 Gulden nicht 
einmal für die Schülerwanderungen aus, ge⸗ 
ſchweige denn für Turnen und Sport. Wir be⸗ 
antragen, daß man die lächerlich geringe Summe 
von 1700 auf 5000 Gulden erhöht. Dividiert 
durch die Anzahl der Volksſchulen werden Sie fin⸗ 
den, daß jede Landſchule vielleicht 40 bis 50 Gul⸗ 
den bekommt. In Stelle 12 ſind 4000 Gulden 
wieder zur Unterſtützung an „würdige“ und be⸗ 
dürftige Schüler und Schülerinnen der Mittel⸗ 
und Volksſchulen eingeſetzt. Man hat nicht daran 
gedacht, dieſe Summe zu erhöhen. Im vergan⸗ 
genen Jahre hat man 4000 Gulden eingeſetzt. In 
dieſem Jahre ſind es auch nur 4000 Gulden. Die 
Summe reicht natürlich auch nicht im entfernteſten 
um wirklich auch nur einem Teil der bedürftigen 
Schüler und Schülerinnen der Mittel- und Volks⸗ 
ſchulen Anterſtützung zu geben. Wie rigoros man 
vorgeht, um das Schulgeld einzutreiben, dafür ein 
Beiſpiel. Mir liegt hier ein Mahnzettel vor, 
ausgeſtellt am 7. Juni 1928. Ein Erwerbsloſer, 
der 2½ Jahre erwerblos iſt, ſchickt ſeine Kinder 
in die Mittelſchule, um ihnen eine beſſere Schul 
ausbildung zu geben. Er bleibt, da er 2½ Jahre 
erwerbslos iſt, mit der Zahlung des Schulgeldes 
im Rückſtand. Sein älteſter Sohn iſt jetzt ent⸗ 
laſſen. Für ihn ſind aber noch 24 Gulden Schul⸗ 
geld zu bezahlen. Der Erwerbsloje bat, ihm dieſe 
zu erlaſſen, trotzdem bekommt er einen Mahn⸗ 
zettel, die 24 Gulden innerhalb 3 Tagen zu bezah⸗ 
len, ſonſt wird gepfändet. Als die Frau dem be⸗ 
treffenden Beamten erklärt, ſie habe nicht das 
Geld, der Mann ſei erwerbslos, erwidert der be⸗ 
treffende Beamte: „Ich ſehe hier noch verſchiedene 
Sachen ſtehen, die können gepfändet werden.“ 
Dann ſetzt man noch die Summe von 4000 Gul⸗ 
den für Unterſtützungen an bedürftige Schüler 
aus. Wir beantragen, daß man dieſe Summe von 
4000 auf 200 000 Gulden erhöht. Warum? Um 
taſächlich allen bedürftigen Schülern und Schüle⸗ 
rinnen der Mittel- und Volksſchulen die Lern⸗ 
mittel unentgeltlich zu liefern. Sie wiſſen, daß 
die Verfaſſung das verlangt und daß die Fami⸗ 
lienväter ſich bei den Lehrern darüber beſchweren, 
daß ſie für die Kinder im Jahr 10, 20 und 30 Gul⸗ 
en allein für Schulbücher ausgeben ſollen. Wenn 
die Kinder entlaſſen werden, bringen ſie die Ver⸗ 
faſſung nach Haufe, die uns allen ſozuſagen als 
ein Heiligtum des Staates dargeſtellt wird. Darin 
ſteht, daß die Lernmittel den Kindern unentgelt⸗ 
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lich bewilligt werden ſollen. Der betreffende 
Lehrer erklärt dann dem Frageſteller, der Ver⸗ 
faſſungsartikel ſei noch nicht Geſetz geworden, 
deshalb könnten die Lernmittel immer noch nicht 
unentgeltlich geliefert werden. Die betreffende 
Regierung erklärt dann, ein derartiges Geſetz ſei 
nicht übers Knie zu brechen. Es müßte ein ganz 
neues Volksſchulgeſetz ausgearbeitet werden, das 
dauert Monate und Jahre, es ſprächen Koali⸗ 
tionsbindungen und alles mögliche mit, das ginge 
nicht jo einfach. Um die Sache nun einfach zu ge⸗ 
ſtalten, ſoll man eine Summe von 200 000 Gulden 
einſetzen. Die würden ungefähr reichen, um den 
beſcheidenſten Bedarf zu decken. Wenigſtens den 
bedürftigſten Volksſchülern und Volksſchülerinnen, 
wenn auch nicht allen, könnten die Lernmittel 
dann unentgeltlich geliefert werden. Ich möchte 
überhaupt fragen, ob man bei den Volksſchülern 
eigentlich von Bedürftigkeit ſprechen darf. Die 
Bevölkerungskreiſe, die einigermaßen ein gutes 
Auskommen haben, werden ihre Kinder in die 
höheren Schulen ſchicken. In die Volksſchulen 
ſchicken ausſchließlich das Proletariat und die pro⸗ 
letariſierten Mittelſchichten, die unteren und mitt⸗ 
leren Beamten die Kinder. Deshalb ſind alle 
Volksſchüler und Volksſchülerinnen als bedürftig 
anzusprechen und allen Volksſchülern und Schüle⸗ 
rinnen die Lernmittel unentgeltlich zu liefern. Die 
Summe von 4000 Gulden mutet bei dieſer Tat⸗ 
ſache wirklich lächerlich an. Die 200 000 Gulden 
reichen auch bei weitem nicht aus. Wir bean⸗ 
tragen aber nur 200 000 Gulden, damit man nicht 
immer wieder erklärt, es ſei unmöglich, größere 
Summen zur Verfügung zu ſtellen. Gegenüber 
dieſer Poſition hat man aber eine andere Poſition 
beibehalten, Beihilfen an Kuratorien und Ge⸗ 
meindeſchulvorſteher, die außerſtande ſind, die an 
den Privatſchulen beſchäftigten Lehrkräfte zu be⸗ 
ſolden. Wenn man ſich die Verfaſſung durchlieſt, 
wird einem der Widerſpruch klar. Man denkt alſo 
auch jetzt nicht im entfernteſten daran, endlich die 
Privatſchulen zu beſeitigen. Wenn die Vorſteher 
der Privatſchulen nicht imſtande find, ihren Lehr⸗ 
kräften eine angemeſſene Beſoldung zu geben, ſoll 
man dieſe Schulen doch verſtaatlichen und die 
Lehrkräfte in den Staatsdienſt übernehmen. Man 
ſpricht ſo viel vom gleichen Recht für alle, aber 
man denkt nicht daran, dieſen Spruch zu verwirk⸗ 
lichen. Das beweiſt gerade die Beſoldung der 
Lehrkräfte an den Privatſchulen. Die Lehrkräfte 
an den Privatſchulen haben dieſelbe Arbeit zu 
leiſten, wie die Lehrkräfte an den ſtaatlichen 
Schulen. Ihrer Beſoldung iſt aber geringer. Der 
Staat ſoll endlich einmal dazu übergehen, dafür 
zu ſorgen, daß dieſe Lehrkräfte genau dieſelbe Be⸗ 
ſoldung erhalten, wie die ſtaatlich beſoldeten 
Lehrkräfte und daß vor allen Dingen die Privat⸗ 
ſchulen beſeitigt werden. Wir beantragen daher, 
daß dieſe Poſition geſtrichen wird. Der Staat er⸗ 
ſpart dadurch dieſen Betrag. Dem kann man aller⸗ 
dings entgegenhalten, daß wieder die Lehrkräfte 
angeſtellt und beſoldet werden müſſen. Nun, der 
Staat hat ſchon ſo oft hunderttauſende aus dem 
Fenſter hinausgeworfen, ſo daß er für dieſen Zweck 
Geld haben muß. Ich erinnere an die Zucker⸗ 


raffinerie, der man 150 000 Gulden als erſte Rate 
zur Verfügung ſtellt, weil dieſe Privatgeſellſchaft 
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ihren Verpflichtungen nicht nachkommen konnte. 
Ich erinnere daran, daß man z. B. den Kirchen⸗ 
etat gegen früher um 73 000 Gulden erhöht hat. 
In Abſchnitt FI, Stelle 5 hat man eine Sum⸗ 
me von 5000 Gulden für Zuſchüſſe an kleine länd⸗ 
liche Fortbildungsſchulen eingeſetzt. Der Senat 
richtet nur dort Fortbildungsſchulen ein, wo ein 
dahingehender Antrag geſtellt wird. Ich möchte 


den Senat daran erinnern, daß es ſeine Pflicht. 


it, an möglichſt allen Orten auf dem Lande Fort⸗ 
bildungsſchulen einzurichten und nicht erſt zu war⸗ 
ten, bis dieſe oder jene Gemeinde den Antrag 
ſtellt. er Senatsvertreter hat auch ausgeführt, 
an wie vielen Orten auf dem Lande bereits Fort⸗ 
bildungsſchulen ſind. Das iſt aber nur ein ganz 
geringer Bruchteil. Wir verlangen, daß der Senat 
dazu übergeht, an allen größeren Orten auf dem 
Lande Fortbildungsſchulen zu errichten. Um das 
durchzuführen, reichen 5000 Gulden nicht aus. 
Wir haben beantragt, daß man dieſe Summe auf 
10 000 Gulden erhöhen fol. Auch das wird nicht 
reichen, es ſoll aber wenigſtens ein Anfang ge⸗ 
macht werden, und zwar ſchon in dieſem Jahr. Ich 
habe bereits im Hauptausſchuß angefragt, ob dem 
Senat bekannt iſt, daß man dieſe Fortbildungs⸗ 
ſchulen auch dazu verwendet, katholiſchen Reli⸗ 
gionsunterricht zu erteilen. Ich habe gefragt, ob 
man dieſe Fortbildungsſchulen nur deshalb ein⸗ 
richtet, um die Möglichkeit zu haben, auch der 
ſchulentlaſſenen Jugend dieſes Gift weiter einzu⸗ 
träufeln. Ich habe auch eine Gemeinde genannt, 
in der das der Fall fit, wo ein Geiſtlicher während 
der Fortbildungsſchulzeit katholiſchen Religions⸗ 
unterricht erteilt. (Kommuniſtiſchen Unterricht! 
beim Zentrum.) Das wäre zweckmäßig und wün⸗ 
ſchenswert. Das iſt ein Fortſchritt. 

In Abſchnitt G I, Stelle 1 hat man für Bei⸗ 
hilfen zur Pflege der Leibesübungen insgeſamt 
im Landgebiet 4500 Gulden eingeſetzt. Es han⸗ 
delt ſich um eine Summe, die wahrſcheinlich ein⸗ 
zelnen Vereinen, die ſich die Pflege der Leibes⸗ 
übungen zur Aufgabe geſtellt haben, gegeben wer⸗ 
den ſoll. 4500 Gulden, es iſt dieſelbe Summe, die 
man im vergangenen Jahr eingeſetzt hat. Aber 
die Zahl der Vereine, die auf dem Lande Sport 
treiben, hat ſich bedeutend vermehrt. Wir haben 
in dieſem Jahr eine ganze Anzahl neue Vereine, 
die Sport treiben. Schon dadurch tt eine Erhö⸗ 
hung dieſer Summe bedingt. Aber kennzeichnend 
für die Sozialdemokratiſche Partei iſt es, daß ſie 
wicht daran gedacht hat, bei den Etatsberatungen 
hier eine höhere Summe einzuſetzen. Es it der 
Sozialdemokratiſchen Partei doch bekannt, daß 
auch der Arbeiter⸗Turn⸗ und Sportbund eine An⸗ 
zahl neuer Sportvereine beſonders auf dem Lande 
ins Leben gerufen hat und daß die Gemeinden 
und Kreiſe gerade Arbeiter⸗Sportvereine faſt gar 
nicht oder wenig berückſichtigen. Trotzdem läßt 
man die lächerlich geringe Summe des vergan⸗ 
genen Jahres ſtehen. Wir haben beantragt, daß 
die Summe von 4500 auf 10 000 Gulden erhöht 
wird, desgleichen die Summe in der nächſten 
Stelle — es handelt ſich um Beihilfen an 
leiſtungsſchwache Gemeinden für Spiel und Sport 
von 11 000 auf 20 000 Gulden. Erinnern Sie ſich 
doch nur an die Verhältniſſe der Volksſchulen auf 
dem Lande. Sie wiſſen, daß es unzählige Schulen 
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gibt, die nicht einmal einen Platz haben, auf dem 
die Kinder während der Pauſe ihr Frühſtücksbrot 
verzehren können, daß ſich manchmal die Kinder 
während der Pauſe direkt auf der Landſtraße auf⸗ 
halten müſſen. Die Gemeinden erklären, kein 
Geld zur Verfügung zu haben, um Land anzu⸗ 
kaufen und Spiel- und Sportplätze anzulegen. 
Dann aber wagt man es, die lächerliche Summe 
von 11000 Gulden hier anzuſetzen. Man ſollte 
dazu übergehen, wenigſtens für die größeren Schu⸗ 
len auf dem Lande einen Sportplatz zu ſchaffen, 
einen Platz, auf dem die Kinder während den 
Pauſen herumtollen können. Dazu iſt es aber 
notwendig, daß man die Summe von 11000 Gul⸗ 
den auf 20 000 Gulden erhöht. 

Die nächſte Poſition betrifft Beihilfen zur 
Unterſtützung von größeren ſportlichen und turne⸗ 
riſchen Veranſtaltungen. Wir wünſchen ſie von 
7000 Gulden auf 15000 Gulden zu erhöhen. 
Unter Erläuterungen iſt zu ſetzen: „G 1, 2 b für 
die Teilnahme Danziger Arbeiterſportler an der 
Spartakiade in Moskau die Summe von 5 000 G.“ 
M. D. u. H.! Sie wiſſen, daß man den bürger⸗ 
lichen Sportlern im vergangenen Jahr und in 
den Jahren vorher tauſende zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt hat für irgend eine größere ſportliche Ver⸗ 
anſtaltung, daß aber die Arbeiterſportler ſtets 
ins Hintertreffen gerieten. Das ſcheint auch in 
dieſem Jahr wieder der Fall zu ſein. Die bür⸗ 
gerlichen Sportler rüſten zur Teilnahme an einer 
Veranſtaltung, ich glaube in Köln. Man wird 
von dieſen 7000 Gulden auch unter dem jetzigen 
Koalitionsſenat den Löwenanteil den Bürger⸗ 
lichen zukommen laſſen und den Arbeiterſport⸗ 
lern einen verſchwindend geringen Bruchteil ge⸗ 
ben. Man wird von dieſen 7000 Gulden auch 
nicht einen einzigen Pfennig für die Beteiligung 
der Arbeiterſportler an der Spartakiade in Mos⸗ 
kau zur Verfügung ſtellen. Wir haben deshalb 
beantragt, daß die Summe von 7000 Gulden auf 
15000 Gulden erhöht wird, um dem Staat die 
Möglichkeit zu geben, von dieſer erhöhten Summe 
wenigſtens einige tauſend Gulden den Arbeiter⸗ 
ſportlern für die Beteiligung an der Spartakiade 
in Moskau zur Verfügung zu ſtellen. Desgleichen 
gilt es, für die Teilnahme der Arbeiterſänger am 
Bundesfeſt in Hannover einen Betrag zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Die Arbeiterſänger haben be⸗ 
reits einen dahingehenden Antrag an den Senat 
gerichtet. Dem Senat wird es bekannt ſein, daß 
dieſer Antrag eingereicht iſt. Ich bin aber über: 
zeugt, daß der Senat erklären wird: „Ans ſtehen 
laut Etat keine Mittel zur Verfügung, um Euch 
eine Beihilfe zu geben.“ Deshalb beantragen wir, 
daß man dieſe Mittel in den Etat einſetzt, daß 
man eine neue Stelle unter F II, Stelle 2 ſchafft 
und die Summe von 5000 Gulden für die Arbei⸗ 
terſänger einſetzt. Wir haben nun noch einen 
Eventualantrag eingebracht, um bis zum Aeußer⸗ 
ſten zu gehen. In dieſem Jahr hat der Senat 
Mittel zur Verfügung geſtellt, und zwar erſtma⸗ 
lig, für eine katholiſche Privatſchule in Wotzlaff. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Dieſe katho⸗ 
liſche Privatſchule hat bis jetzt nicht einen einzi⸗ 
gen Pfennig vom Staat bekommen. Nun, die 


Sozialdemokraten bilden ja mit den Zentrums⸗ 
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leuten eine Koalitionsregierung, und jetzt tri⸗ 
umphiert der Klerikalismus. Jetzt wird nicht 
allein der Kirchenetat erhöht, ſondern jetzt be⸗ 
kommen auch die katholiſchen Privatſchulen, die 
bis dato nicht einen Pfennig vom Staat erhalten 
haben, Mittel zur Verfügung. M. D. u. H. 
Dies Beiſpiel wird Schule machen. Es iſt ganz 
klar, daß die übrigen Privatſchulen, ganz gleich 
welcher Konfeſſion, ganz gleich welcher politiſchen 
Richtung, jetzt Anträge um Beihilfen an den Se⸗ 
nat ſtellen werden. Was dem einen recht iſt, iſt 
dem andern billig. Wenn man der katholiſchen 
Privatſchule in Wotzlaff Mittel zur Verfügung 
ſtellt, warum ſollen dann den anderen Privat⸗ 
ſchulen nicht auch Mittel zur Verfügung geſtellt 
werden? Man wird dieſes Privatſchulweſen 
nicht etwa abbauen, ſondern man wird es gerade 
züchten, wenn man tatſächlich dieſe Mittel für 
dieſe Privatſchule im Etat ſtehen läßt. Wenn die 
Koalitionsparteien, insbeſondere die Sozialde⸗ 
mokraten nicht gewillt ſind, die ganze Summe von 
84 000 Gulden für Beihilfen an Kuratorien, Ge⸗ 
meindeſchulvorſteher uſw. zu ſtreichen, dann be⸗ 
antragen wir in einem Eventualantrag, wenig⸗ 
ſtens die Ausgaben für die katholiſche Privat⸗ 
ſchule in Wotzlaff zu ſtreichen, weil das eine ganz 
grundſätzliche Frage iſt. Außerdem haben wir 
einen Eventualantrag eingebracht, den Betrag 
von 7000 Gulden auf 10 000 Gulden zu erhöhen, 
alſo nicht, wie im eigentlichen Abänderungsan⸗ 
trag auf 15 000 Gulden. Es war ja Herr Senats⸗ 
präſident Sahm, der hier erklärte, daß der Frei⸗ 
ſtaat freundſchaftliche Beziehungen auch mit der 
Sowjetunion pflegen wollte. Als mein Kollege 
Raſchke den Zwiſchenruf machte: „Vorn die 
Fratze, hinten den Dolch“, erhielt er dafür einen 
Ordnungsruf. Die Regierung hat jetzt Gelegen⸗ 
heit tatſächlich zu beweiſen, ob ſie die freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen mit der Sowjetunion zu pfle⸗ 
gen gedenkt. Die Arbeiterſportler Rußlands 
feiern in dieſem Jahre in Moskau die Sparta⸗ 
kiade. Die Danziger Sportler haben beſchloſſen, 
daran teilzunehmen und eine Delegation hinzu⸗ 
ſchicken. Sie können es ſelbſtverſtändlich nicht, 
wenn ſie die Mittel dafür nicht erhalten. Des⸗ 
halb beantragen wir, um die freundſchaftlichen 
Beziehungen zur Sowjetunion tatſächlich zu pfle⸗ 
gen, Mittel zur Verfügung zu ſtellen, um den Ar⸗ 
beiterſportlern die Teilnahme an der Sparta⸗ 
kiade in Moskau doch zu ermöglichen. (Sehr gut!) 
Bei dem Antrag zur Bereitſtellung von Mitteln 
für die Arbeiterſänger am Bundesfeſt Hannover 
haben wir 5000 Gulden verlangt. Der Staat 
wird erklären, es ſeien keine Mittel vorhanden, 
wir könnten dieſen Etat nicht noch mehr durch 
Ausgaben belaſten. Deshalb geben wir den Ko⸗ 
alitionsparteien die Möglichkeit ohne Mehraus⸗ 
gaben, Mittel für die Arbeiterſänger bereitzu⸗ 
ſtellen. Wir beantragen, daß man von der Sum⸗ 
me, die hier eingeſetzt iſt unter Abſchnitt F I, 
Stelle 5, allgemeine Aufwendungen für Volks⸗ 
bildungspflege, den Arbeiterſängern 2500 Gul⸗ 
den zur Verfügung zu ſtellen, um ihnen die Teil⸗ 
nahme am Bundesfeſt in Hannover zu ermög⸗ 
lichen. Um auch dieſe Summe ſicherzuſtellen, be⸗ 


antragen wir unter Erläuterungen hinter IT ein 
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a zu ſetzen. Neu zu ſchaffen iſt die Poſition b (O) 


(Einmalige Ausgabe): Für die Teilnahme der 
Arbeiterſänger am Bundesfeſt in Hannover 2500 
Gulden. Es iſt kein Mehrbedarf, 7500 Gulden 
bleiben beſtehen. Wir verlangen nur, daß von 


H.] dieſer Summe 2500 Gulden bereitgeſtellt werden, 


um den Arbeiterſängern die Teilnahme am Bun⸗ 
desfeſt in Hannover zu ermöglichen, das entſchie⸗ 
den auch der Volksbildungspflege dient. Wir 
haben dann noch einige Abänderungsanträge zur 
Einnahme geſtellt. In Abſchnitt A I, Stelle 1 b 
beantragen wir, die Summe von 453 000 Gulden 
auf 600 000 Gulden heraufzuſetzen. Wir geben 
Ihnen dadurch die Möglichkeit wenigſtens einige 
Ausgaben zu decken. Die Erhöhung iſt ohne wei⸗ 
teres möglich. Man kann die Semeſtergebühren 
für einen Teil der Studenten ganz beträchtlich 
erhöhen. Ich möchte nur darauf hinweiſen, daß 
für die polniſchen Studenten eine polniſche Geſell⸗ 
ſchaft die Gebühren an der Hochſchule bezahlt und 
für die deutſchen Studenten eine deutſche Geſell⸗ 
ſchaft und daß hinter beiden Geſellſchaften die in⸗ 
duſtriellen Kreiſe der betreffenden Länder ſtehen, 
daß alſo hinter der deutſchen Geſellſchaft die deut⸗ 
ſchen Induſtriellen ſtehen und hinter der polni⸗ 
ſchen Geſellſchaft polniſche Induſtrielle, ja ſogar 
der polniſche Staat. Wenn man dementſprechend 
die Semeſtergebühren für einen großen Teil der 
Studenten erhöht, hat man die Möglichkeit einen 
Teil der mehr verlangten Ausgaben zu beſtreiten. 
Wir beantragen außerdem in Abſchnitt E I, 
Stelle 1 b, die Eintrittsgelder für die Muſeen zu 
ſtreichen, es handelt ſich hier um eine Summe von 
600 Gulden. Wenn der Staat Muſeen ſchafft, 
dann ſoll er auch allen Bevölkerungskreiſen die 
Möglichkeit geben, dieſe Muſeen zu beſichtigen, 
ohne Eintrittsgeld zu erheben. (Sehr gut!) Die 
Summe von 600 Gulden ſpielt dabei entſchieden 
keine Rolle. Ich wundere mich, daß die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei es überhaupt geduldet hat, 
daß dieſe Summe von 600 Gulden noch eingeſetzt 
wird. Wie ſieht der Geſamtabſchluß dieſes Etats 
aus? Man wird hier wie 
Etat erklären, daß ja eine Mehrausgabe vorhan⸗ 
den ſei, das heißt alſo, daß dieſer Staat in dieſem 
Jahr durchaus nicht weniger Mittel für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung verausgabt, ſon⸗ 
dern ſogar mehr. Dieſe Mehrausgabe iſt eine 
ſcheinbare; denn in Wirklichkeit gibt der Staat 
in dieſem Jahr für dieſe Zwecke weniger aus. 
Zunächſt hat man die Einnahmen erhöht. Durch 
die Erhöhung der Einnahmen kommt ſogar ein 
Weniger an Ausgaben gegenüber dem Vorjahr 
heraus. Es kommt darauf an, was der Staat für 
dieſe Ausgaben gibt. Der Staat gibt in dieſem 
Jahr in Wirklichkeit für den Etat 56 740 Gulden 
weniger aus. Es wird hier dasſelbe Täuſchungs⸗ 
manöver aufgeführt wie beim Sozialen Etat, als 
Herr Senator Dr. Wiercinſki ſich hierher ſtellte 
und erklärte, die von den Kommuniſten angege⸗ 
benen Zahlen ſtimmten nicht. Es ſei nicht wahr, 
daß 4 Millionen beim Sozialen Etat geſpart wür⸗ 
den; denn wir gäben ja in dieſem Jahr für dieſen 
Etat eine viertel Million mehr aus. Das ſtimmt 


nicht, das iſt eine Irreführung. Man ſoll nicht 
an den Tatſachen rütteln und die Tatſachen ſa⸗ 
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bei dem Sozialen 
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gen, daß beim Sozialen Etat der Staat im ver⸗ 
gangenen Jahr 21 Millionen zur Verfügung 
ſtellte, in dieſem Jahr nur 16 Millionen. Genau 
ſo iſt es mit dieſem Etat. Im vergangenen Jahr 
ſtellte der Staat 11135540 Gulden zur Verfü⸗ 
gung und in dieſem Jahr nur 11078 800 Gulden. 
Bei den Ausgaben für das Proletariat, für die 
Werktätigen wird alſo geſpart. Beim Kirchen⸗ 
etat, beim Juſtizetat, beim Etat der Inneren 
Verwaltung ſetzt man Hunderttauſende von Gul⸗ 
den mehr an. Durch unſere Anträge wird eine 
Erſparnis von rund 250 000 Gulden erreicht. 
Demgegenüber verlangen unſere Abänderungsan⸗ 
träge eine Mehrausgabe von rund 600 000 G. 
Es wäre mithin eine Mehrausgabe von rund 
350 000 Gulden zu decken. Ich gehe deshalb dar⸗ 
auf ein, weil in allen bürgerlichen Zeitungen 
und auch in der ſozialdemokratiſchen „Volks⸗ 
ſtimme“ immer wieder erklärt wird, daß wir un⸗ 
erfüllbare und undurchführbare Anträge ſtellen. 
Ich möchte doch hören, ob ein einziger Abgeord⸗ 
neter der Sozialdemokratiſchen Partei imſtande 
iſt den Nachweis zu erbringen, daß ein einziger 
unſerer Abänderungsanträge nicht praktiſch 
durchführbar iſt. Sie ſind alle durchführbar und 
auch erfüllbar. Es handelt ſich darum, 350 000 
Gulden mehr für den Etat einzuſetzen, und alle 
unſere Abänderungsanträge ſind gedeckt. Denken 
Sie daran, daß es ſich darum handelt, ſechs Lehr⸗ 
kräfte mehr einzuſtellen und für die Volksſchüler 
freie Lernmittel zur Verfügung zu ſtellen. Sie 
werden dieſe Summe von 350 000 Gulden für die⸗ 
ſen Etat nicht zur Verfügung ſtellen, ſondern Sie 
werden die Abänderungsanträge ablehnen, auch 
die allernotwendigſten. Die „Danziger Allge- 
meine Zeitung“ wagte es in Bezug auf unſere An⸗ 
träge gleichfalls zu ſchreiben: „Zum Schluß kamen 
die üblichen Moskauer Revolutions⸗Forderun⸗ 
gen.“ Wir werden in der Oeffentlichkeit das 
Proletariat fragen, ob die Anträge, die wir hier 
gebracht haben, Agitations⸗Forderungen ſind oder 
ob es Forderungen ſind, die notwendig erfüllt 
werden müſſen. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Mögen Sie unſere Abänderungsanträge 
als Revolutions⸗Forderungen, oder um jetzt mit 
der „Volksſtimme“ zu ſprechen, als nicht im ge⸗ 
ringſten praktiſch durchdacht bezeichnen, 
Werktätigen ſind anderer Meinung. Sie wiſſen 
aber auch, daß die wirtſchaftliche und ganz beſon⸗ 
ders die geiſtige Befreiung der Arbeiterklaſſe erſt 
in einem Staat der Arbeiter und Bauern durch⸗ 
geführt werden kann. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 
Präſident: 
Friedrich. 
Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. 
u. H.] Wir haben uns erlaubt, Ihnen einige 
Abänderungsanträge zu unterbreiten. Geſtatten 
Sie mir, daß ich dieſelben ganz kurz begründe. 
Wir beantragen zu D III, 4 die Anterſtützung der 
Schüler der höheren Lehranſtalten zu erhöhen. 
Der Etat ſieht in dieſer Poſition die geringe 
Summe von 3500 Gulden vor. Wenn in dem 
Etat beſonders darauf hingewieſen wird, daß dieſe 
Unterſtützungen ſämtlich den Kindern des Land⸗ 


Das Wort hat der Herr Abg. 


die 


gebiets zugute kommen ſollen, ſo werden Sie ohne 
weiteres einſehen, daß mit dieſem Betrag beim 
beſten Willen nichts anzufangen iſt. Das gleiche 
gilt für den Betrag, der für Anterſtützungen an 
Schülerinnen an Mittel- und Volksſchulen einge⸗ 
ſetzt iſt. Der Herr Abg. Müller hat heute ſchon 
darauf hingewieſen, daß man das Schulgeld an 
den höheren und Mittelſchulen erhöht hat, und 
daß ganz beſonders die Landbevölkerung unter 
dieſer Erhöhung leidet; denn die Landbevöl⸗ 
kerung muß ja an ſämtlichen ſtädtiſchen Schulen 
ein höheres Schulgeld bezahlen. Wenn man die 
Erhöhung des Schulgeldes prozentual berechnet, 
ergibt ſich, daß die Landbevölkerung zum Schul⸗ 
geld an den höheren Schulen ſtärker herangezo⸗ 
gen iſt als die ſtädtiſche. Aus dieſer Erwägung 
heraus bitten wir, die eingeſetzten Beträge zu er⸗ 
höhen. 

Aber mit der Erhöhung dieſer Anterſtützungs⸗ 
ſumme iſt der Landbevölkerung allein nicht ge⸗ 
holfen. Es muß endlich ein Wandel in der Be⸗ 
ſchulung der Landbevölkerung eintreten. Ich habe 
vor Jahren ſchon Gelegenheit genommen darauf 
hinzuweiſen, daß im Freiſtaat noch immer die 
Aufbauſchule fehlt, die ſich in Preußen und 
Deutſchland gut bewährt hat. Es dürfte an der 
Zeit ſein, dazu überzugehen, eine derartige Schul⸗ 
form einzuführen. Für die Landbevölkerung iſt 
die Schule nötig. Man komme nicht mit dem Ein⸗ 
wand, die Landbevölkerung ſei in den ſtädtiſchen 
Schulen ausreichend beſchult. Hunderte von Kin⸗ 
dern, das iſt keine Uebertreibung, ſind auf Auto⸗ 
buſſen oder auf der Bahn ſtundenlang unterwegs, 
um ihre Schule zu erreichen. Morgens um 5 Uhr, 
im Stockdunkeln, beginnen ſie ihre Fahrt, abends 
um 5 Uhr, im Stockdunkeln, kommen ſie heim. Was 
das für die Eltern an Ausgaben, an Geld uſw. 
bedeutet, läßt ſich hier zu ſo ſpäter Stunde nicht 
mehr ſchildern. Man ſollte das ſchaffen, was ſich 
in Preußen lange bewährt hat. Man iſt in der 
neuen Regierung leicht geneigt, Maßnahmen von 
Preußen zu übernehmen, namentlich, wenn ſi 
reaktionär ſind. Man ſollte auch hier geneigt 
ſein, eine fortſchritliche Maßnahme der preußiſchen 
Regierung zu übernehmen. 

Ebenſo unzulänglich wie die Beihilfen für die 
höheren und mittleren Schulen ſind die ſonſtigen 
Beihilfen im Etat, die für die Landſchulen einge⸗ 
ſtellt find. Herr Kollege Plenikowſki hat zum 
Teil, ich muß ſagen, recht treffend darauf hinge⸗ 
wieſen. Wenn man für Turnen und Sport der 
Landſchulen ganze 1700 Gulden einſetzt, ſo bitte 
ich die Herren vom Senat, zu ſagen, was man mit 
den 1700 Gulden anfangen ſoll. Die Zahl der 
Schüler, die auf dem Lande zu betreuen ſind, iſt 
doch nicht ſo gering. Wenn man die Zahl dieſer 
Schüler mit denen der höheren Schulen vergleicht, 
dann ergibt ſich erſt, welch lächerliche Summe ein⸗ 
geſetzt iſt. Wir find beſcheidener als die Kommu⸗ 
niſten an mancher Stelle, aber wir bitten, unſere 
beſcheidenen Wünſche zu erfüllen, Entgegenkom⸗ 
men zu zeigen und den Etatspoſten zu erhöhen. 

Dasſelbe gilt von den ländlichen Fortbil⸗ 
an Herr Plenikowſki wies ſchon dar⸗ 
auf hin. 


Was ſoll man mit einem Betrag von 
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5000 Gulden für die Volksbildung auf dem Lande 
anfangen. In der Stadt hat man verhältnis⸗ 
mäßig günſtige Summen für Theater, Kunſt und 
andere Beſtrebungen zur Verfügung. Es kommt 
eine ganz ſtattliche Summe heraus. Auf dem 
Lande fällt das alles unter den einen Begriff 
„Allgemeine Volksbildung“. Wenn Sie da nicht 
mehr bereitſtellen, können die freiwilligen Kräfte, 
die alle unentgeltlich arbeiten, mit dieſen gerin⸗ 
gen Beträgen wahrlich nichts anfangen. Nun 
komme ich zu dem Kapitel E I, 3 und zwar führt 
es in dem Etat die Benennung „Lehrerbeſol⸗ 
dung“. Es kommt mir weniger auf die Lehrer⸗ 
beſoldung an als auf das, was damit im Zuſam⸗ 
menhang ſteht. Meine Vorredner haben ſchon 
darauf hingewieſen, daß Danzig zurzeit unter 
Lehrermangel leidet und, was noch ſchlimmer iſt, 
unter überfüllten Klaſſen. Es iſt im Augenblick 
nicht möglich, Vertreter für erkrankte Lehrer zu 
beſchaffen. Wir haben infolge des Raummangels 
eine Anzahl von fliegenden Klaſſen. Was das 
bedeutet, können nur die nachfühlen, die das er⸗ 
leben. Verſetzen Sie ſich in die Lage einer Mutter, 
die die Kinder um 11 Uhr fortſchicken muß, die 
erſt um 2 Uhr wiederkommen. Gerade über Mit⸗ 
tag ſitzen die Kinder in der Schule. Es fehlt 
ihnen das warme Mittageſſen. Kinder und Häus⸗ 
lichkeit leiden darunter. Demgegenüber ſtehen 
die überfüllten Klaſſen mit über 50 Kindern. 
Zurzeit verſieht in Ohra ein Lehrer drei Klaſſen 
des zweiten Schuljahres, wenn ich nicht irre. Daß 
die Arbeitskraft des Mannes darunter leidet, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Wo bleibt da die Ausbildung 
der Kinder? Man komme nachher nicht und 
ſage, die Schule leiſtet nicht das, was ſie leiſten 
ſoll. Wenn man ihr Licht und Luft zum Atmen 
nimmt, kann ſie nicht das leiſten, was ſie unter 
normalen Verhältniſſen leiſten könnte. 


Hier muß man Wandel ſchaffen. Eine Regie⸗ 
rung, die ſich zum großen Teil aus Sozialiſten zu⸗ 
ſammenſetzt, ſollte ſoviel Mittel im Etat bereit 
ſtellen, daß die Kinder der ſozialiſtiſchen Volks⸗ 
ſchichten richtig erzogen werden. Hier dürften die 
Mittel nicht rückſichtslos geſtrichen werden. 
Wir haben zurzeit kombinierte Abteilungen, 
Turnabteilungen, Religionsabteilungen uſw. 
die von mehr als 70 Kindern beſucht 
werden. Wie ſoll der Lehrer da einen 
geordneten Unterricht erteilen und wie 
ſollen die Kinder in dieſem Falle ordnungsmäßig 
unterrichtet und erzogen werden? Man kommt 
immer mit den ſchönen Durchſchnittszahlen. Der 
Regierungsvertreter ſprach davon, daß die Durch⸗ 
ſchnittszahl günſtig ſei, ſie bewege ſich um 40 her⸗ 


um. Wenn ich das Wort Durchſchnitt höre, er⸗ 


innere ich mich immer folgender Aeußerung eines 
alten Kollegen. Der ſagte im Rechenunterricht 
immer: „Jungs hütet Euch vor den Durchſchnitts⸗ 
zahlen.“ Dann gab er folgendes Beiſpiel. Zwei 


Wanderer kehren müde und matt in ein Wirts⸗ 
haus ein. Sie beſtellen ein Mittagbrot und der 
Wirt bringt zwei ſchöne Beefſteaks. Der eine hält 
es für notwendig, den Staub von den Füßen zu 
ſchütteln, inzwiſchen ißt der andere beide Beef⸗ 
ſteaks auf. Wieviel hat jeder im Durchſchnitt ge⸗ 
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geſſen? ( Heiterkeit.) Genau jo wie mit dieſen 
Durchſchnittszahlen iſt es mit den Durchſchnitts⸗ 
beſuchziffern in den Schulklaſſen. Man hat Schul⸗ 
klaſſen, die von 30 Schülern beſucht ſind. Man 
hat dafür andere, die von 70 beſucht ſind. Der 
Normaldurchſchnittsſatz, der herausgeſucht wird, 
beträgt dann ungefähr 50 Schüler. Jedenfalls 
will ich damit beweiſen, daß man mit den Durch⸗ 
ſchnittszahlen nicht auskommt. Man muß viel⸗ 
ex in allen Orten reguläre Verhältniſſe ſchaf⸗ 
en. 

Geſtatten Sie, daß ich noch auf eine andere 
Frage zu ſprechen komme, die z. T. in das Kapitel 
Lehrerbeſoldung hineingehört, zum andern Teil 
in die Privatſchulen. Herr Plenikowſki hat bereits 
angedeutet, daß für Privatſchulen in Wotzlaff bei 
aller Sparſamkeit Mittel bereit geſtellt werden. 
Meine Anfrage richtet ſich weniger gegen die Kon⸗ 
feſſion als gegen das Prinzip, das man verfolgt. 
Zunächſt bitte ich den Herrn Regierungsvertreter, 
die Frage zu beantworten, wie hoch dieſe Mittel 
für die Privatſchule in Wotzlaff ſind. Weiter lau⸗ 
tet meine Frage, welche Lehrkräfte an der Privat⸗ 
ſchule in Wotzlaff unterrichten. Entſpricht die 
ganze Einrichtung der Privatſchule in Wotzlaff 
den ſonſtigen Beſtimmungen über Privatſchulen 
und des öffentlichen Schulweſens. Vielleicht er⸗ 
gibt ſich in der dritten Beratung Gelegenheit zur 
Beantwortung dieſer Frage. Man kann aber 
etwas anderes befürchten. Die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei und die Zentrumspartei bilden eine 
Koalition und haben die Liberalen mit in das 
Bündnis aufgenommen. Es iſt abgemacht wor⸗ 
den, an der Ohraer Schulfrage nicht zu rühren. 
Das Zentrum hat ſich verpflichtet, während dieſer 
Zeit der Koalition nicht die Einrichtung von kon⸗ 
feſſionellen Schulen zu beantragen. Mir will 
ſcheinen, daß hier in Wotzlaff etwas auf Um⸗ 
wegen gemacht wird, was ſich mit dem Koalitions⸗ 
vertrag nicht verträgt. Iſt das vielleicht der erſte 
Anfang zur Einrichtung weiterer Kloſterſchulen. 


Im Reich geht man den Weg, daß man private 


Kloſterſchulen einrichtet, die man mit ſtaatlichen 
Mitteln ausſtattet. Ich mache die Sozialdemo⸗ 
kraten darauf aufmerkſam, daß man den Koaliti⸗ 
onsvertrag umgeht. Gerade für die Schule in 
Ohra beſteht die Bindung, daß die konfeſſionelle 
Schule erhalten werden ſoll. Nun iſt im vorigen 
Jahre in Ohra eine Hilfsſchule eingerichtet wor⸗ 
den und zwar wie es die Verfaſſung vorſchreibt 
auf ſimultaner Grundlage. In dieſem Jahr, als 
die Zahl der Hilfsſchüler wuchs, hat man ſtatt 
einer Klaſſe zwei. Statt die Schule nun auf die⸗ 
ſer Grundlage auszubauen, hat man ſie zu zwei 
einklaſſigen konfeſſionellen Hilfsſchulen zerſchla⸗ 
gen. Sie werden ſagen, das iſt ſelbſtverſtändlich, 
die beiden Ohraer Schulen ſind konfeſſionell. Das 
iſt aber nicht ſelbſtverſtändlich, weil es ſich um 
Hilfsſchulen handelt. Es widerſpricht allen heil⸗ 
pädagogiſchen Geſichtspunkten, dieſe Kinder, die 
ſchon von der Natur und vom Schickſal benachtei⸗ 
ligt ſind, jetzt in Schulen hineinzuzwängen, die 
ihnen eine geringere Ausbildung geben, als eine 
voll ausgebildete Hilfsſchule. Die Hilfsſchule in 
Ohra war der Anfang zu einer Hilfsſchule, die 
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voll ausgebaut werden ſoll. Die Hilfsſchulen mit 
3 bis 4 Klaſſen gelten als voll ausgebaut. Sie 
ſind nicht Anhängſel der beſtehenden Volksſchulen, 
ſondern ſelbſtändig. Hier iſt der Artikel 104 der 
Verfaſſung umgangen worden, ohne daß die Sozi⸗ 
aliſten es gemerkt haben. Die ſozialiſtiſchen Leh⸗ 
rer aus Ohra haben nicht gemerkt, was in ihrem 
eigenen Dorf vorging. Laſſen Sie ſich vom Zen⸗ 
trum nicht über den Löffel balbieren und retten 
Sie aus dem Koalitionsvertrag, was zu retten iſt. 
Ich meine es nur gut mit Ihnen und der Schule. 
Aus allen dieſen Erwägungen heraus bin ich zu 
dem Antrag gekommen, die ſechs geſtrichenen Leh⸗ 
rerſtellen wieder einzuſetzen. Sie werden ſagen, 
wir haben keine Lehrer, wir können jetzt die Ver⸗ 
tretungen nicht beſetzen, wo ſollen wir die ſechs 
Lehrer herbekommen. Herr Plenikowſki hat be⸗ 
reits angedeutet, daß Sie zur Vertretung aus 
dem Reich keine Lehrer mehr herbekommen. Die 
werden ſich ſchlau hüten, das zu tun. Die ganz 
jungen Lehrer ſichern ſich das Rücktrittsrecht. Die 
alten Lehrer kommen nur her, wenn ſie gute Stel⸗ 
len in der Stadt bekommen. Die Landſtellen, jo 
ſagen ſie, können wir für uns behalten. Wenn 
Sie den jungen Lehrern nicht die Möglichkeit der 
dauernden Beſchäftigung geben, bekommen Sie 
keine Vertreter. Dann werden Sie die Fälle wei⸗ 
ter erleben, daß in allernächſter Zeit Wochen hin⸗ 
durch drei Klaſſen und mehr von ein und derſel⸗ 
ben Lehrkraft betreut werden müſſen. Wir haben 
der Schulabteilung des Senats ſehr oft geſagt, 
daß die Stunde kommt, wo ſich der Lehrermangel 
bemerkbar macht. Da hieß es immer, wir ſeien 
auf Jahre eingedeckt. Jetzt ſind Sie eingedeckt, 
aber nicht mit Lehrern. (Heiterkeit.) 

Ich trete nicht für die ſechs Lehrerſtellen ein, 
um den Lehrern mehr Brot zu geben, fie haben 
Brot genug; aber es it erbärmlich, wenn die 
Kinder nicht beſſer betreut werden. Aus dieſem 
Grunde haben wir den Antrag geſtellt, die ſechs 
Stellen wieder einzuſtellen und in der Erläute⸗ 
rung die betreffenden Zeilen zu ſtreichen. In en⸗ 
gem Zuſammenhang mit dem Lehrermangel ſteht 
die Frage des Lehrernachwuchſes. Auch in dieſe 
Hinſicht muß ich erklären, daß ich mich mit der 
Behörde nicht im Einklang befinde. Ich habe die 
Frage ſchon im Hauptausſchuß angeſchnitten, in 
welcher Weiſe der Lehrermangel gedeckt werden 
ſoll. Zuzug aus dem Reich bekommen wir nicht. 
Es wurde geſagt, es ſeien einige junge Leute auf 
der Akademie in Elbing, einige in Bonn. Man 
hat 2800 Gulden für die Lehrerausbildung bereit⸗ 
geſtellt. Damit befindet ſich alles in ſchönſter Ord⸗ 
nung. Der Senatsvertreter ſagte ſogar, es wird 
das zweckmäßigſte und praktiſchſte ſein, wenn man 
die Lehrerausbildung nach Preußen verlege, weil 
es Akademien habe. So wie Preußen komman⸗ 
diert: „Rückwärts Richt Euch“, macht es der Frei⸗ 
ſtaat mit, jagt es aber „Vorwärts“, dann ſtoppt 
der Freiſtaat. So fit es immer geweſen. Der Herr 
Senatsvertreter ſchilderte in bunten Farben die 
preußiſche Lehrerausbildung und ſagte, die preu⸗ 
ßiſchen Lehrerakademien ſeien das Geeignete für 
den Lehrernachwuchs des Freiſtaates. Zur Be⸗ 


gründung führte er noch an, daß Bayern und Ba⸗ 
den ähnliche Wege gingen. Die Wege, die Bayern 
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und Baden geht, ſind noch rückſchrittlicher. Herr 
Senatsvertreter, Sie hätten dem Hauptausſchuß 
und namentlich den Herren, die nicht den Lehrer⸗ 
kreiſen angehören, nicht vorenthalten ſollen, daß 
es eine große Zahl deutſcher Staaten gibt, die in 
der Lehrerbildung einen anderen Weg gegangen 
ſind. Ich erinnere nur an Hamburg, Sachſen, 
Braunſchweig, Thüringen, die beiden Lippe u. a. 
Alle haben den Weg der vollakademiſchen Lehrer⸗ 
bildung beſchritten. Sollte das bei uns nicht auch 
möglich ſein? Um auf die pädagogiſchen Akade⸗ 
mien zurückzukommen, ſo mögen ſie ihren Wert 
haben. Ob ſie aber das Wertvollſte, was ſie an 
Lehrerbildung bieten können, leiſten, kann be⸗ 
zweifelt werden. Zum mindeſten würden ſie ſich 
nicht für den Freiſtaat eignen, denn die Weſensart 
der preußiſchen Akademie iſt, daß ſie den Lehrer 
beſonders für ihr Heimatgebiet ausbilden. Die 
heimatliche Volkskunde iſt das Hauptgebiet, das 
die neuen preußiſchen Akademien bieten. Nun 
wird geſagt werden, Elbing ſteht uns räumlich 
nahe. Wollen Sie Elbing zumuten, daß es unſere 
Lehrer ausbildet? Wenn die jungen Leute in 
Bonn ausgebildet werden, lernen ſie dort rhei⸗ 
miſche Volkskunde kennen und nicht unſere heimat⸗ 
liche. Hieraus geht hervor, daß ſich die Lehrer⸗ 
bildung nicht ohne weiteres auf den Freiſtaat 
übertragen läßt. Man könnte auch hier pädago⸗ 
giſche Akademien unterhalten. Dann wird aber 
das Zentrum kommen und ſagen, man ſollte ka⸗ 
tholiſche Akademien errichten. Dann wird dazu 
noch eine ſimultane Akademie kommen. Wird der 
Freiſtaat in der Lage ſein, drei Lehrerbildungs⸗ 
anſtalten zu errichten? Der einzig richtige Weg 
iſt der über die Techniſche Hochſchule. Die Tech⸗ 
niſche Hochſchule iſt ſehr wohl in der Lage, die 
Lehrerbildung im Freiſtaat zu übernehmen. Schon 
vor Jahren haben führende Leute, z. B. der da⸗ 
malige Rektor Sommer erklärt, die Hochſchule ſei 
in der Lage, die Ausbildung von Volksſchullehrern 
zu übernehmen. Ein großer Teil der Lehrer ſteht 
dieſer Frage durchaus ſympathiſch gegenüber. Eine 
große Anzahl von Lehrfächern läßt ſich ohne wei⸗ 
teres hier belegen. Die Dozenten ſind vorhanden. 
Ich will heute nicht näher darauf eingehen. Selbſt 
für die Fächer, für die Dozenten nicht vorhanden 
ſind dürfte es nicht ſo ſchwierig ſein, dieſe zu fin⸗ 
den. Ich erinnere an die Ausbildung in Muſik, 
an die Ausbildung in Leibesübungen. Auch für 
dieſe Fächer ſind recht tüchtige Anſätze hier vor⸗ 
handen. Nun werden aber die Herren vom Zen⸗ 
trum ſagen: „Wo bleibt die konfeſſionelle Aus⸗ 
bildung?“ Auch das ſollte hier gehen. Wir ha⸗ 
ben zweifellos in beiden Konfeſſionen Kräfte, die 
in der Lage wären, die Lehrerausbildung zu über⸗ 
nehmen und Dozentenſtellen auszufüllen. Sollte 
die religibſe Betreuung der Volksſchullehrer viel⸗ 
leicht dadurch eine ungünſtigere ſein, als wenn ein 
Laie an einer Akademie eine Vorleſung hält? 
Wenn nun Mitglieder der Geiſtlichkeit die Aus⸗ 
bildung übernehmen, werden wir einen Schritt 
vorwärts kommen mit der Einſichtnahme der 
Kirche in den Religionsunterricht. Wenn Führer 
der beiden Konfeſſionen an dem Unterricht der zu⸗ 
künftigen Lehrer beteiligt ſind und die jungen 
Leute kennen, ſollten ſie dieſen dann nicht ſo viel 
Vertrauen entgegenbringen, daß ſie auf die Ein⸗ 
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(Friedrich, Abgeordneter) 

ſichtnahme in den Religionsunterricht ganz ver⸗ 
zichten? Jedenfalls doch viel eher, als wenn die 
Herren in Bonn oder Kiel ausgebildet ſind. Das 
alles ſind Sachen, die ſich die Damen und Herren 
reichlich durch den Kopf gehen laſſen ſollten. Es 
handelt ſich um die Erzieher ihrer Kinder, die 
ihnen am Herzen liegen ſollten. Nun weiß ich 
wohl, daß es Gegner der rein akademiſchen Lehrer⸗ 
bildung gibt, und daß man jagt, es iſt ein Unding, 
die Ausbildung der Lehrer an die Techniſche Hoch⸗ 
ſchule zu verlegen. Man hat damit aber gute Er⸗ 
fahrungen gemacht. Die Hochſchulen ſind geeignet, 
die Ausbildung der Volksſchullehrer zu überneh⸗ 
men, ſchon durch ihre ſtarke akademiſche und natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Ausbildung. Die Herren Dozen⸗ 
ten dieſer Fächer werden froh ſein, eine große 
Zahl von Hörern zu bekommen. In Braunſchweig, 
wo die Herren der Techniſchen Hochſchule anfäng⸗ 
lich der Frage ablehnend gegenüberſtanden, hat es 
ſich gezeigt, daß ſich die Ausbildung der Lehrer 
dort durchaus bewährt hat. Aehnlich liegen die 
Dinge in Sachſen. Ich möchte noch auf einen Um- 
ſtand hinweiſen, der mich veranlaßt, hier in Dan⸗ 
zig die Lehrerbildung an die Techniſche Hochſchule 
zu verlegen und nicht an die preußiſchen Akade⸗ 
mien. Wie ich ſchon ſagte, ſoll der neue Lehrer 
ein Mann ſein, der ganz und gar im Boden der 
Heimat wurzelt. Er ſoll auch ein ſozial empfin⸗ 
dender Menſch ſein, der in der Gemeinſchaft ſteht 
und lebt, in der er wirken ſoll. Wie kann ich 
einen Menſchen ſo durchblicken, daß er dieſe Auf⸗ 
gabe wirklich erfüllen kann? Es kommen unſere 
eigenartigen Danziger Verhältniſſe hinzu. Sie 
wiſſen alle aus dem politiſchen Leben, wie ſchwer 
es iſt, einen Uebergang won Oſten nach Weſten zu 
finden. Die „Danziger Zeitung“ brachte vor 
einiger Zeit einen Artikel „Mittler zwiſchen Oſt 
und Weſt“. Vor allem muß der Lehrer ein Mitt⸗ 
ler zwiſchen Oſten und Weſten ſein können. Er 
muß mit den Danziger Verhältniſſen vertraut und 
entſprechend ausgebildet ſein. Solche Ausbildung 
kann er nicht fern der Heimat erlangen, ſondern 
mur hier in der Techniſchen Hochſchule. Nun wer⸗ 
den die Herren der Wirtſchaft ſagen, das iſt alles 
ganz gut und ſchön, aber die Ausbildung wird 
teurer werden und die Mittel ſind nicht vorhan⸗ 
den. Wird die Ausbildung an einer Techniſchen 
Hochſchule teurer ſein als die Ausbildung an einer 
Akademie? Ich beſtreite das ganz entſchieden, zu⸗ 
nächſt für den Staat ſelbſt. Wenn er weiter die 
Mittel zahlt und Lehrer in größerer Zahl in 
Preußen ausbilden laſſen will als es jetzt der 
Fall iſt, werden die Ausgaben bedeutend größer 
jein. Hier an der Techniſchen Hochſchule find Lehr: 
mittel in reichem Maße vorhanden. Sodann iſt 
hier eine Bibliothek, die von den Lehrern der 
kommenden Lehrergeneration benutzt werden 
kann. Das ſind alles Werte, die verloren gehen 
würden. Denken Sie z. B. an das Elternhaus 
ſelbſt. Der Sohn muß in der Fremde hohe Pen⸗ 
ſion zahlen. Die Eltern müſſen ganz beträchtliche 
Zuſchüſſe geben. Nun heißt es, den jungen Leuten 
Anterſtützungen zahlen. Das Geld, das durch die 
Danziger Wirtſchaft aufgebracht wird, fließt nach 
Deutſchland und geht der Danziger Wirtſchaft 
verloren. Werden die jungen Leute hier ausge⸗ 
bildet, dann bleibt das Geld für die Ausbildung 


im Lande und kann hier verwandt werden. Das 
gilt auch für die hier anzuſtellenden Profeſſoren, 
die hier ihre Gehälter verzehren und nicht in 
Deutſchland. Dann noch eins. Man betont immer 
die Verbindung mit dem Mutterlande. Man will 
deutſche Studenten in größerer Zahl an unſerer 
Hochſchule haben. Hier ſagt man aber: „Geht nur 
nach Preußen und ſtudiert da, wir hier im Frei⸗ 
ſtaat brauchen euch nicht.“ 

Ich glaube, durch dieſe Ausführungen darge⸗ 
legt zu haben, daß es wirklich der einzig richtige 
Weg iſt, die kommende Lehrerſchaft an der hieſi⸗ 
gen Techniſchen Hochſchule auszubilden. Es iſt 
höchſte Zeit, ſich mit dieſer Frage zu beſchäftigen, 
wenn wir nicht, wie Herr Abg. Plenikowſki ſchon 
ausführte, bezüglich des Lehrererſatzes vor einer 
Kataſtrophe ſtehen wollen. Wir haben uns des⸗ 
halb erlaubt, für die dritte Leſung im Einver⸗ 
nehmen mit der Nationalliberalen Bürgerpartei 
zu bitten, die Ausbildung der Lehrer an der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule zu prüfen und dem Anterrichts⸗ 
ausſchuß des Volkstages Bericht zu erſtatten. Ich 
glaube, durch meine Ausführungen die Herren von 
der Sozialdemokratiſchen Partei und vielleicht 
auch die Damen und Herren vom Zentrum über⸗ 
zeugt zu haben. Ich bitte Sie, unſerer Entſchlie⸗ 
Bung, die ja kein Geld koſtet und dazu beſtimmt 
iſt, der Ausbildung Ihrer Kinder zu dienen, zu⸗ 
zuſtimmen. (Bravol) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Staatsrat 
Winderlich. 

Winderlich, Staatsrat: Auf die Anfrage des 
Herrn Abg. Friedrich wegen der privaten katho⸗ 
liſchen Schule in Wotzlaff möchte ich antworten, 
daß neben der dortigen evangeliſchen Schule be⸗ 
reits ſeit 60 Jahren eine private katholiſche Schule 
beſtanden hat, deren perſonelle und ſachliche 
Koſten von der katholiſchen Kirche getragen wor⸗ 
den ſind. Im Herbſt vorigen Jahres trat ein 
Lehrerwechſel ein, es iſt eine einklaſſige Schule. 
Als ein neuer Lehrer angeſtellt wurde, trat die 
Kirche an den Senat mit der Bitte heran, fortan 
eine Beihilfe zu gewähren, da ſie nicht mehr in 
der Lage wäre, die ſteigenden Koſten aufzubrin⸗ 
gen. Da iſt damals bereits beſchloſſen worden, 
daß wir in dieſen Etat einen Poſten einſetzen 
wollten, um uns mit 50 Prozent an den perſonel⸗ 
len Koſten zu beteiligen. Das würde alſo pro Jahr 
etwa 2000 Gulden machen, womit die katholiſche 
Gemeinde unterſtützt werden ſoll. (Abg. Hohn⸗ 
feldt: Die Ausführungen des Herrn Abg. Frie⸗ 
drich werden damit beſtätigt!) 

Zu den Ausführungen des Herrn Abg. Frie⸗ 
drich wegen der künftigen Lehrerbildung möchte 
ich meine Erklärung aus dem Hauptausſchuß 
wiederholen, daß bereits ſeit längerer Zeit im 
Senat eine eingehende Prüfung dieſer Frage 
ſtattfindet, welchen der von dem Herrn Abg. 
Friedrich gekennzeichneten Wege wir in Danzig 
gehen werden. Bei der außerordentlich wichtigen 
kulturellen und auch finanziellen Auswirkungen 
dieſer Entſcheidung iſt dieſe Prüfung noch nicht 
abgeſchloſſen. 

Präſident: Die Beſprechung it geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 
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(Präſident) 
Zu Ausgabe E I, 16. Für Kindergärten: ſtatt 400 : 
1000 G zu ſetzen. 
Paul Müller 
und die übrigen Mitglieder der 
Deutſchnationalen Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Abänderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
ab über den Abänderungsantrag in Druckſache 
222 des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

Aus ga be, } 

Abſchnitt A I, Stelle d: Es ſind die Worte gu 
ſtreichen: „und Funktionszulage für den Rektor“. 
Der Betrag von 425.800 G ift auf 422 200 G herz 
abzulegen. In der Erläuterung iſt die Poſition 
Al, 4 f gu ſtreichen. ä ; 

Abſchwitt AT, Stelle 5: Hinter „Stipendien“ iſt neu 
hinzuzufügen: „und Lernmittel für minderbemit⸗ 
telte Studierende“. Der Betrag ft won 75370 G 
auf 150000 G gu erhöhen. Unter Erläuterungen 
iſt neu hinzuzufügen die Poſition A I, Sid: Lehr⸗ 
und Lernmittel für alle Studierende, die aus 
einem ſelbſt erarbeiteten Einkommen von weniger 
als 2500 G oder einem ſolchen der Eltern von 
weniger als 6000 G ſich erhalten — 50 000 G. 
Der Betrag der Poſition A J, 5b in den Erläu⸗ 
terungen iſt won 9 560 G auf 34190 G zu er⸗ 


höhen. 
Abſchnitt AU, Stelle 7: Der Betrag iſt won 23 000 G 
auf 12 000 G herabzusetzen. In den Erläuterungen 
find die Poſitionen A II, 7 a und c zu ſtreichen. 
Abſchnitt B I, Stelle 9: Hinter „Danziger“ iſt das 
ort „und“ zu ſſetzen. Der Betrag von 5 000 G iſt 

auf 20 000 G gu erhöhen. In der Erläuterung iſt 
der Satz hinter der Poſition B I, 9 zu ſtreichen un 
dafür zu ſetzen: a) Für die Freie Volksbühne 

5 000 6 b) für unentgeltlichen Beſuch von 
Theatervorführungen für Erwerbsloſe 15000 G. 
Abſchnitt D I. Stelle 2: Der Betrag von 5 184 G i 


2 


auf 4800 G herabzuſetzen. In der Erläuterung iſt 
in der Poſition D 1 2 die Vergütung für den kath. 
Ghorgeſang und den jüdiſchen Religionsunterricht 
zu ſtreichen. 3 

Abſchnitt D I, Stelle 1: Die Bezeichnung „Kron⸗ 
e e ſiſt zu Streichen 
und zu erſetzen durch „Realgymmaſium“. j 

Abſchnitt D II, Stelle 2: Der Ba von 1800 6 Hi 
auf 856 G 0 In den Erläuterungen iſt 
in der Poſition D II, 2 die Vergütung für den 
kath. Chorgeſang und für den kath. Religions⸗ 
unterricht zu ſtreichen. 


1 


Abſchnitt D III, Stelle 4: Die Worte „und würdige“ 


ſind zu ſtreichen. Der Betrag von 3500 © iſt auf 
5 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt D IV, Stelle 7: Der Betrag von 2800 G 
iſt auf 10 000 G zu erhöhen. 
e E I, Stelle 3: Um die Verſchlechterung der 
olksſchulbildung zu verhindern, hat die Erſparnis 
der 6 Stellen zu unterbleiben. Der Betrag von 
7 168.870 G iſt auf 7 200 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt E I, Stelle 8: Der Betrag tft won 260 000 © 
auf 500 000 G zu erhöhen. In den Erläuterungen 
ſind in Poſition E I. 8 die Worte „Konfeſſioneller 
Unterricht“ zu ſtreichen. 
Abſchnitt E I, Stelle 9: Der Betrag ift von 1700 6 
auf 5 000 zu erhöhen. 
Abſchnitt E I, Stelle 12: Der Wortlaut der Stelle 
liſt zu ſtreichen und ſtatt deſſen zu ſetzen: „Für un⸗ 
entgeltliche Hergabe von Lernmitteln an Schüler 
und Schülerinnen der Mittel⸗ und Volksſchulen.“ 
e iſt von 4000 G auf 200 000 G zu 
erhöhen. 
Abſchnitt E I, Stelle 13 iſt zu ſtreichen. 
Abschnitt FI, Stelle 5: Der Betrag iſt von 5 000 G 
auf 10 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt G I, Stelle 1: Der Betrag ift von 4 500 G 
auf 10 000 G zu erhöhen. 7 
Abſchnitt G l, Stelle 2a: Der Betrag iſt von 11 000 G 
auf 20 000 G zu erhöhen. ; 
Abſchnitt G I, Stelle 2b: Der Betrag iſt von 7 0006 
auf 15 000 G zu erhöhen. Unter Erläuterungen iſt 
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zu ſetzen: GI, 2b: Für die Teilnahme Danziger 
Arbeiterſportler an der Spartaliade in Moskau 


Abſchnitt G U, neu Stelle 2: Für die Teilnahme der 
Arbeiterſänger am Bundesfeſt in Hannover 
5 000 G. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem 
Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über 
den Eventual⸗Antrag ebenfalls in Druckſache Nr. 
222 enthalten. 

Eventuglamtrag. 

Zu EI, 13. Die Ausgaben für die katholiſche Privat⸗ 
ſchule Wotzlaff find zu ſtreichen und der Ausgabe⸗ 
betrag dementſprechend herabzuſetzen. 

Eventualambtrag. 
Zu Gl, 2b. Der Betrag iſt von 7000 G ü auf 
10 000 G zu erhöhen. Unter Erläuterungen iſt zu 
ſetzen: G I, Ab (Einmalige Ausgabe): Für die 
Teilnahme Danziger Arbeiterſportler an der 
Spartakiade in Moskau 3 000 G. 
Gventualantrag. 

Zu G II. Unter Erläuterungen iſt hinter II ein a zu 
ſetzen; neu zu ſchaffen it die Poſition: b (Ein⸗ 
malige Ausgabe): Für die Teilnahme der Arbei⸗ 
terſänger am Bundesfeſt in Hannover 2 500 G. 

Einnahme. 

Abſchnitt A I, Stelle 1b: Der Betrag von 453 000 G 

it auf 600 000 G zu erhöhen. 


Abschnitt E I, Stelle 1 b iſt zu r den. 
5 Lenikowſki. 
und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 
Fraktion. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Eventualantrag annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen ab über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 233. 

Zu D erhöhe Der Betrag iſt won 3 500 G auf 5 000 G 

zu erhöhen. 

Zu 5 I 950 Der Betrag iſt won 1700 G auf 3 000 G 

zu erhöhen. ? 

Zu 5 Ih, 960 Der Betrag iſt von 4000 G auf 8 000 G 

u erhöhen. 

Zu 1 I. 5: Der Betrag iſt von 5.000 G auf 7500 G 

zu erhöhen. 

Zu G II: Der Betrag iſt von 7 500 G auf 10 000 G 

zu erhöhen. 
F rie d vj ch 
und die übrigen Mitglieder der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Anträge annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen ab über die 
Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 234. 

1. Zu Einnahme BI, 16e Schulgeld: 

won 49 980 G auf 37 485 G herabzuſetzen. 
(Als Erläuterung: 245 Schüler zu 180 G — 44 100 G 
ab 15 Proz. Freiſchüler = 6 6156) 


5 37 485 G) 
2. Zu Einnahme B I, 20 Schulgeld: 
von 70 990 G auf 53 244 G herabzuſetzen. 
(Als Erläuterung: 348 Schüler zu 180 G — 62 640 G 
ab 15 Proz. Freiſchüler = 9 396 G 


53 244 G) 
Paul Müller 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Anträge annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über 
den Antrag des Herrn Abg. Friedrich und der 
übrigen Mitglieder der Bürgerlichen Arbeitsge⸗ 
meinſchaft. 
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(Präſident) ’ 

Zu E I 3: Der Betrag iſt von 7146890 G auf 

7 167 390 G zu erhöhen. 
Die letzte Zeile der Erläuterung zu E 1 3 iſt zu 
ſtreichen. 
Friedrich 
und die übrigen Mitglieder der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, auch 
dieſer Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun ab 
über den Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
der Etat iſt angenommen. Ich rufe auf Ziffer 6: 

Haushaltsplan für die Verwaltung des 
Innern. 
Druckſache Nr. 171. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Im allgemeinen kann man ſagen, daß dieſer 
Etat das Geſicht des Staates iſt. Wenn wir uns 
dieſes Geſicht anſehen, ſo ſtrotzt es von reaktio⸗ 
nären Maßnahmen, vor allen Dingen gegen die 
werktätige Bevölkerung. Zur Einführung möchte 
ich ſagen, daß Sie fortwährend erklären, die Spar⸗ 
maßnahmen der Kommuniſtiſchen Partei ſeien 
unannehmbar und nicht durchführbar. Wenn man 
ſie ganz objektiv prüft, ſind ſie durchführbar, auch 
in einem bürgerlichen Staat. Dazu gehört nicht 
nur eine Burgfriedens⸗Politik und eine Arbeits⸗ 
gemeinſchafts⸗Politik, dazu gehört ein gewiſſenhaf⸗ 
ter Klaſſenkampf, um den Etat ſo zu balanzieren, 
wie es im Sinne der werktätigen Bepölkerung not⸗ 
wendig iſt. Wir finden unter Abſchnitt B, Ein⸗ 
nahme und Ausgabe Oberverwaltungsgericht und 
Bezirksausſchuß. Wir halten dieſe Körperſchaften 
für überflüſſig und wünſchen, daß dieſe Poſitionen 
geſtrichen werden. Den Poſten für Techniſche Not⸗ 
hilfe wünſchen wir ebenfalls zu ſtreichen. Damals 
ging ein ungeheurer Entrüſtungsſturm durch die 
Reihen der Bürgerlichen, vor allem durch die 
Reihen der Deutſchnationalen, als die Einwoh⸗ 
nerwehr abgebaut werden ſollte. Man erklärte, 
die Einwohnerwehr ſollte wegen der dadurch er⸗ 
zielten Erſparnis abgeſchafft werden. Ich weiß 
nicht, ob es zutrifft. Das feſtzuſtellen bleibt Sache 


des Anterſuchungsausſchuſſes. Nur möchte ich bei 


dieſer Gelegenheit fragen, ob es im Intereſſe der 
Steuerzahler nicht notwendig erſcheint, auch die 
Techniſche Nothilfe abzubauen. Ich halte die Tech⸗ 
niſche Nothilfe für überflüſſig. Sie iſt eine un⸗ 
nötige Ausgabe für den Staat und eine Be⸗ 
laſtung der Steuerzahler. Wir beantragen, daß 
die Poſition der Techniſchen Nothilfe im Etat des 
Innern geſtrichen wird. Weiter haben wir ver⸗ 
langt, daß im Etat des Innern in Ausgabe A I 
ein Oberregierungsrat und ein Regierungsamtsrat 
geſtrichen wird. Wir wünſchen auch, wie ich ſchon 
erwähnte, daß beim Oberverwaltungsgericht die 
Ausgaben geſtrichen werden. Ausgabe Abſchnitt C 
erhält die Ueberſchrift Landratsamt Danzig. 


Es beſtehen jetzt noch immer im Freiſtaat drei 
Landratsämter. Dieſer Zuſtand wirkt verteuernd. 
Die Poſition Danziger Höhe ſchließt mit 62 286 
Gulden ab. Etwa 28 000 Gulden werden für Ge⸗ 
hälter ausgegeben. Die Vergütungen und Löhne 
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einſchließlich Verſicherungsbeiträge betragen faſt 
18 000 Gulden. Das ſind allein rund 50 000 
Gulden. Wenigſtens von einem Landratsamt 
könnte die Summe eingeſpart werden. Wir wün⸗ 
ſchen, daß ein Landratsamt geſtrichen wird und 
daß nur noch ein Landratsamt Danzig und ein 
Landratsamt Großes Werder beſteht. Die Bei⸗ 
behaltung des Landratsamtes Großes Werder 
wünſchen wir, um es nachher in einen Landkreis 
Danzig einzureihen. Vorläufig fordern wir, daß 
das Landratsamt Danziger Niederung geſtrichen 
wird, um ſo mehr, da es ſich mit dem Landrats⸗ 
amt Danziger Höhe in einem Gebäude befindet. 
Die beiden Landratsämter könnten alſo ſehr gut 
zuſammengelegt werden. Dadurch würden min⸗ 
deſtens zwei höhere Stellen eingeſpart. Im 
Hauptausſchuß hat unſere Fraktion auch einen 


dementſprechenden Antrag geſtellt. Der Senat 
ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß nach dem 


Vorbild des Abg. Weiß alles beim alten bleibt. 
Die Sparmaßnahmen, die man dem Volk ver⸗ 
ſprochen hatte, werden nicht durchgeführt, ſondern 
nur Maßnahmen getroffen, die vor allen Dingen 
das Proletariat ſchädigen. Bei allen Landrats⸗ 
ämtern beſteht eine Poſition Reiſekoſten, Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädiagung und Fahrkoſtenvergütung. 
Wir wünſchen, daß dieſe Poſitionen geſtrichen 
werden. Ich bedaure außerordentlich, den Herren 
Abg. Brill hier nicht zu ſehen. Dieſer Abgeord⸗ 
nete fühlte ſich bemüßigt, bei der Etatsberatung 
des Kreiſes Danziger Höhe außerordentlich mit 
den Herren ins Gericht zu gehen, die nach ſeiner 
Meinung die Gelder unnötig ausgeben. Es iſt ein 
lügenhafter Zuſtand, wenn man ſich im Kreis 
Danziger Höhe hinſtellt und erklärt, daß dieſe 
Poſitionen geſtrichen werden ſollen, z. B. die Auf⸗ 
wandsentſchädigung für den Landrat im Betrage 
von 1080 Gulden, dazu Fahrkoſtenvergütung für 
den Landrat 3 000 Gulden. Reiſekoſten und Tage⸗ 
gelder 500 Gulden. Das find ungefähr 4 500 Gul⸗ 
den, die die Landräte von allen drei Kreiſen er⸗ 
halten. Außerdem haben Sie ihr Gehalt nad) 
Gruppe 12. Im Volkstag ſpricht niemand davon. 
Im Kreis kann man ſich das erlauben. Da iſt eine 
bürgerliche Mehrheit, aber hier ſind die Sozial⸗ 
demokraten in der Koalition. Hier erlaubt man 


teilen, wie ſich die Sozialdemokraten hier im 
Volkstag in dieſer Beziehung verhalten. 

Wir wünſchen in Ausgabe in Abſchnitt D I, 
Polizei, zu ſtreichen: 1 Staatsrat, 2 Polizeiamts⸗ 


O) 


(D) 


(A) 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 
räte, 2 Polizeioberinſpektoren. Wir halten den 
oberen Beamtenapparat für all zu aufgebläht und 
wünſchen Streichung vor allem der oberen Beam⸗ 
ten. Wir wiſſen aus Erfahrung, daß die unteren 
Beamten vor allem die Arbeit leiſten müſſen, daß 
die oberen Beamten ſich außerordentlich zu drücken 
verſtehen, daß ſie nur die Unterſchriften leiſten, 
Konferenzen abhalten uſw., daß ſie ſich erzählen, 
wie es in ihrer Fliederlaube ausſieht uſw. 
(Heiterkeit.) Das iſt eine perſönliche Erfahrung 
von mir. Man trifft ja die Herren manchmal bei 
dieſen Unterhaltungen. Es iſt intereſſant, das 
feſtzuſtellen. Wir wünſchen, daß die oberen Be⸗ 
amten geſtrichen werden, und daß den unteren Be⸗ 
amten, die die Arbeit leiſten, Gelegenheit gegeben 
wird, in obere Stellen aufzurücken. Wir wünſchen 
überhaupt. daß die Zuſätze „In gehobener Stel⸗ 
lung“ verſchwinden. Was heißt das, in gehobener 
Stellung? Einmal ſitzt man etwas tiefer und ein⸗ 
mal höher. ( Heiterkeit.) Wir wünſchen, daß dieſe 
aus dem Altertum übernommenen Sachen mit 
den Frackſchößen uſw. aufgehoben werden. Wir 
wünſchen, daß die gehobene Stellung verſchwindet. 
In Abſchnitt DI, Stelle 1 iſt bei Außendienſt 
zu ſetzen „durch eine freigewerkſchaftlich organi⸗ 
ſierte Wachmannſchaft.“ Uns paßt der ganze Poli⸗ 
zeiapparat gar nicht. Es iſt nicht ſchuld der unte⸗ 
ren Wachmannſchaften. Wir haben feſtſtellen 
müſſen, daß ſich auch unter dieſer ganz vernünftige 
Menſchen befinden. Sie ſind aber in der Hand von 
Objekten oder Subjekten, die ſie zu dieſen tieri⸗ 
ſchen Handlungen dreſſieren. (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten.) Aus dieſem Grunde wünſchen wir, 
daß der ganze Polizeiapparat in eine freigewerk⸗ 
ſchaftliche Wachmannſchaft umgeändert wird, da⸗ 
mit nicht jeder Polizeipräſident mit dem Gummi⸗ 
knüppel bekommt. (Große Heiterkeit.) Wir wün⸗ 
ſchen Sie vor Schaden zu bewahren, damit Sie 
nicht mit dem Gummiknüppel bekommen. Wir 
wiſſen, daß die freigewerkſchaftlichen Arbeiter ver⸗ 
nünftige Kerle ſind, die wiſſen, wie man mit 
Menſchen umgeht. Dann würden ſolche Exzeſſe, 
wie ſie in letzter Zeit vorgekommen ſind, nicht 
mehr vorkommen. Ich möchte bei dieſer Gelegen⸗ 
heit die Stellung der Polizei im Polizeipräſidium 
ſcharf verurteilen. In letzter Zeit iſt wohl ein 
Konflikt auf dem Kohlenmarkt vorgekommen. Ich 
war nicht dabei. Dabei kam es zu Exzeſſen, aber 
niemand kennt den Täter. Man fahndet nun auf 
ihn unter den Roten Frontkämpfern. Wir wiſſen 
ja aus politiſcher Erfahrung, daß Provokateure 
am Werke ſind, um den Klaſſenkämpfern etwas 
an die Rockſchöße zu hängen. Es iſt leicht möglich, 
daß ein Provokateur dieſe Handlungen begangen 
hat. Man will aber durchaus den Roten Front⸗ 
kämpfern etwas an die Rockſchöße hängen. Seit 10 
Tagen finden Vernehmungen ſtatt. Man ver⸗ 
ſpricht den Roten Frontkämpfern ſie ſollten pro 
Stunde einen Gulden bekommen, wenn ſie hier⸗ 
bleiben und ſich anſehen, wer es geweſen iſt. Alſo 
Kameraden ſollen gegen Kameraden ausjagen. 
(Abg. Opitz: Man zwingt ſie Protokolle zu unter⸗ 
ſchreiben!) Ganz richtig, Genoſſe, man zwingt 
fie Protokolle zu unterſchreiben, die fie gar nicht 
geleſen haben. Nach dem Vorbilde von Ungarn, 
Rumänien uſw. will man hier etwas machen, um 
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Menſchen hinter Schloß und Riegel zu ſetzen. Ich (C) 


kann won dieſer Stelle erklären, daß es keine 
Roten Frontkämpfer geweſen ſind. Die lehnen 
ſolche Handlungen ab. Wir kämpfen gegen das 
Syſtem. 

Das iſt zu dieſer Angelegenheit zu ſagen. Wir 
wünſchen auch, daß die Polizeiſchule geſtrichen 
wird. Wir wiſſen aus perſönlicher Erfahrung, daß 
die Polizeiſchule der Vater der ganzen reaktio⸗ 
nären Beſtrebungen iſt. Ich weiß, daß der Poli⸗ 
zeiſchule ein Schwan vorſteht. Von den beiden 
Schwänen, die jetzt in Danzig angeſchafft ſind, iſt 
es keiner ſondern es it ein anderer. Er iſt wohl 
Major und wird außerordentlich gut beſoldet. 
Dieſer Mann, der beinahe Tränen darüber ge⸗ 
weint hat, daß die Einwohnerwehr verſchwand, 
ſteht dieſer Polizeiſchule vor. Es iſt uns bekannt, 
daß die Polizeimannſchaft ſechs Jahre lang in 
der Polizeiſchule beſchäftigt wird und Dienſt ver⸗ 
richten muß. (Frau Abg. Kreft: Sechs Jahre die- 
ſelben Leute!) Wir halten die Polizeiſchule für 
überflüſſig und wünſchen ihre Streichung. 

Dann iſt in Abſchnitt D III, Stelle 2 für Poli⸗ 
zeigefangene ein Betrag von 7000 Gulden einge⸗ 
ſtellt. Die Verpflegung im Gefängnis für die 
Polizeigefangenen iſt faſt dieſelbe wie für die Ge⸗ 
fangenen. Sie iſt zwar reichlich, ich will das ganz 
objektiv ſagen ohne Voreingenommenheit; das 
Eſſen iſt reichlich, aber es fehlt ihm Saft und 
Kraft. Die Menſchen, die dieſe Koſt jahrelang ge⸗ 
nießen, gehen zugrunde. Ich komme noch beim 
Juſtizetat dazu, darüber zu ſprechen, weil mir die 
Bearbeitung ſeitens der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion übertragen iſt. Die Gefangenen gehen im 
Gefängnis langſam zugrunde. Wir wünſchen, das 
auch die Verpflegung im Polizeigewahrſam eine 
beſſere wird und beantragen eine Erhöhung von 
7 000 auf 10 000 Gulden. Dieſe Summe kann im 
Etat eines bürgerlichen Staates ſehr wohl aufge⸗ 
bracht werden. Wir fordern die Streichung des 
Dienſtkleidungszuſchuſſes für Offiziere. Ich habe 
niemals gehört, daß Maurer oder Zimmerleute, 
die Arbeiter auf der Danziger oder Schichauwerft 
oder Poſt, oder ſonſtige kleine Beamte, Kleider⸗ 
geldzuſchüſſe erhalten. Wenn die Offiziere Spritz⸗ 
fahrten nach Deutſchland zu Kundgebungen 
machen können, können ſie ſich auch ihren Waffen⸗ 
rock ſelbſt kaufen, den Ehrendegen bekommen ſie 
ſowieſo. Wir wünſchen auch eine Streichung des 
Poſtens Unterhaltung und Ergänzung der Muni⸗ 
tion und des Geräts für den Schießdienſt. Auf 
wen ſoll das Schießen ſtattfinden, doch nicht auf 
Tiere, ſondern auf Menſchen. (Abg. Plenikowfki: 
Jagd auf Kommuniſten!) Wir halten dieſen 
Poſten für überflüſſig und beantragen ſeine 
Streichung. 

In Abſchnitt D X finden wir Kraftfahrzeuge 
und Motorboote. Mit dieſen Dingen wird 
Schindluder getrieben. Ich habe bereits im 
Hauptausſchuß erklärt, daß wir nicht grundſätzlich 
gegen Motorboote und Kraftfahrzeuge ſeien. Jede 
techniſche Neuerung ſoll durchgeführt werden. Es 
ſchadet gar nichts, wenn die Wegſchaffung von 
Verunglückten durch Motorräder oder mit dem 
Auto geſchieht. Es iſt begrüßenswert, daß in 


dieſer Beziehung ſchnelle Hilfe geleiſtet wird. Wir 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

halten aber die Spritzfahrten der Polizeibeamten 
mit ihrer Familie nach Heubude uſw. für über⸗ 
flüſſig, ebenſo die Beteiligung an Wettrennen mit 
den Dienſt⸗ Kraftfahrzeugen. Wir wünſchen daher 
eine Herabſetzung der Poſition auf die Hälfte der 
eingeſetzten Summe. Wenn man von all dieſen 
Poſten die Hälfte ſtreicht, koſtet es doch noch eine 
nette Summe. Unter Abſchnitt D XI, Stelle 5, 
finden wir Unterhaltung und Ergänzung der Son⸗ 
derbekleidung für die Leibesübungen. Wir wün⸗ 
ſchen, daß dieſe Poſition geſtrichen wird. Kraft 
und Schönheit in allen Ehren. Für Sport ſind wir 
ſehr zu haben. Wir begrüßen den Arbeiterſport 
außerordentlich herzlich und wünſchen ihm recht 
gutes Gedeihen. Wir haben auch nichts dagegen, 
daß die Sportler der Schupo ſich ſportlich betäti⸗ 
gen. Der Staat hat ja immer derartige Beſtrebun⸗ 
gen unterſtützt. Geben Sie den Arbeiter⸗ 
ſportlern Zuſchüſſe, dann läßt ſich darüber reden. 
Aber ſolange für Arbeiterſport ſo wenig Gelder 
bewilligt werden, liegt keine Urſache vor, für Son⸗ 
derbeſtrebungen oder nationaliſtiſchen Beſtrebun⸗ 
gen in der Sportbewegung Mittel zu gewähren. 
(Abg. Plenikowſki: Die Schupo ſoll in die Arbei⸗ 
terſportverbände!) Das iſt zu empfehlen. Sie 
können in die Arbeiterſportverbände treten und 
35 ebenfalls Preiſe erhalten, wenn ſie tüchtig 
ind. 

Ich komme nun zu einem beſonderen Kapitel. 
Es handelt ſich um die Unterhaltung der Muſik⸗ 
kapelle der Schutzpolizei. Sie kennen alle die un⸗ 
geheure Erwerbsloſigkeit unter den Muſikern. Die 
Schutzpolizei ſoll ruhig Muſik machen, aber es iſt 
ein großer Mißſtand, einerſeits Gehalt zu empfan⸗ 
gen und ſich noch Nebenverdienſt zu ſchaffen. Wir 
wünſchen eine Beſeitigung dieſes Zuſtandes. Die 
ziemlich große Summe von 75 000 Gulden kann 
für andere Beſtrebungen der minderbemittelten 
Bevölkerung eingeſpart werden. (Zuruf.) Gut daß 
Sie mich an die Schalmeien⸗Kapelle erinnern. Ich 
möchte nur hören, was Sie dazu ſagen würden, 
wenn wir für dieſe Kapelle einen Zuſchuß bekämen. 
Eigentlich iſt es dasſelbe. Die Sache iſt nicht als 
lächerlich zu betrachten, denn es läßt ſich feſtſtellen, 
daß die Schallmeien⸗Kapelle in der Bevölkerung 
von Danzig beliebter iſt, als die Kapelle der 
Schutzpolizei. (Heiterkeit) Wir haben eine Ent⸗ 
ſchließung eingebracht: 

Sämtliche Beamte und Angeſtellte der Schutz⸗ 
polizei ſind, ſoweit ſie nicht verheiratet und eigene 
Wohnung haben, in Einzelquartiere außerhalb der 
Kaſernements unterzubringen. Der Dienft der Be⸗ 
amten darf nur inſoweit in geſchloſſenen Formationen 
ſtattfinden, als es zur Sicherheit des Publikums 
(Unterricht) notwendig iſt. 

Im übrigen darf der Dienſt den Rahmen einer 
Polizeimannſchaft entſprechend nicht überſchreiten. 

enn die unteren Polizeibeamten ſchon Dienſt 
tun, ſoll man ſie während ihrer Dienſtzeit nicht zu 
Tieren herabdrücken. Ich habe oftmals feſtge⸗ 
ſtellt, daß die Leute tatſächlich übermüdet ſind. 
Einzelne, die vom Lande ſind, und von Muttern 
ordentlich durchgefüttert werden, haben zwar dicke 
Backen, im großen Ganzen kann man aber feſt⸗ 
ſtellen, daß die unteren Beamten vom Zugwacht⸗ 
meiſter ab einen ſehr gequälten Eindruck machen. 
Das muß ich feſtſtellen, trotzdem ſich die Schupo 
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manchmal recht rigoros gegen die Kommuniſtiſche 
Partei benimmt. Das Gerechtigkeitsgefühl der 
Kommuniſten tritt auch für dieſe Proletarier ein, 
die man außerordentlich zum Dienſt heranzieht. 
Ihnen wird dadurch das Mark aus den Knochen 
geſaugt. Das muß in aller Oeffentlichkeit feſtge⸗ 
ſtellt werden. Wir wünſchen weiter, daß dieſe 
Menſchen nicht gezwungen werden, in Kaſernen 
zu wohnen. Sie müſſen dort Koſtgeld bezahlen. 
Wir wünſchen, daß dieſe Leute ihre freie Zeit im 
Familienkreiſe zubringen können. Die Unter- 
bringung in Kaſernen halten wir für überflüſſig. 
Dadurch werden ſchließlich nur eingeengte Men⸗ 
ſchen erzogen und die heutige Zeit iſt nicht dazu 
angetan, ſolchen Kadavergehorſam zu pflegen und 
zu fördern. 


M. D. u. H.! Ich habe ſchon eingangs geſagt, 
der Etat des Innern zeigt wieder das Geſicht des 
Staates. Ich muß bei dieſer Gelegenheit über die 
rigoroſen Maßnahmen der Polizeibehörde noch 
ein paar Worte ſagen. Heute erſchien ein Arbei⸗ 
ter in keinem betrunkenen Zuſtande mit einem 
Kindchen im Volkstag. Er iſt ſechs Monate ob⸗ 
dachlos, ohne jede Wohnung. Wir haben uns be⸗ 
müht, hier Remedur zu ſchaffen. Wir haben ver⸗ 
ſucht, dieſen Mann unterzubringen. Es ſcheitert 
unſeres Erachtens nur an der Polizeibehörde, ſo⸗ 
weit wir informiert ſind, wenn die Menſchen noch 
immer ohne Obdach ſind. Die Polizei iſt ver⸗ 
pflichtet, dieſe Familie unter Dach und Fach zu 
bringen. Der Mann heißt Armanſki und wohnt 
Breitgaſſe 35. Er iſt mehrere Male vornotiert 
worden ohne daß ihm auch nur eine Notwohnung 
zugewieſen wird. Die Kinder fingen zu weinen 
an. Selbſt mir ſtanden die Tränen in den Augen, 
als ich ſah, wie die Verhältniſſe in dieſem bürger⸗ 
lichen Staat ſind. Es iſt himmelſchreiend! Der 
Mann hat ſich ans Wohnungsamt und an die Po⸗ 
lizei gewandt. Keine Bhörde fühlt ſich bemüßigt, 
hier etwas zu tun. Ich glaube, es iſt noch ein Ab⸗ 
geordneter, Herr Hennke, der für dieſe Fragen zu⸗ 
ſtändig iſt. Der Mann iſt im Vorzimmer des 
Volkstages. Er bittet flehentlich um eine Woh⸗ 
nung, andernfalls heute oder morgen ſein letzter 
Tag iſt. Er ſagt das in allem Ernſt. Der Mann 
iſt durch das Weinen der Kinder und der Frau ſo 
weit getrieben, daß er wohl ein Ende machen wird. 
Ich bitte die Polizei, dem Manne im Laufe des 
morgigen Tages eine Wohnung zuzuweiſen, damit 
es ihm nicht ſo geht, wie dem Mann in Bürger⸗ 
wieſen, dem man die Erwerbsloſenunterſtützung 
verweigert hat. Er ſagte damals, er wäre gezwun⸗ 
gen, ſich das Leben zu nehmen, worauf der Ge⸗ 
meindevorſteher antwortete: „Dann ſind wir Sie 
los. Das ſcheint mir auch hier der Fall zu ſein. 
Ich glaube, der Mann bekommt es fertig, ſich ein 
Leid anzutun. Ich bitte, ihm ſofort eine Not⸗ 
wohnung zu geben. 

Wir haben dieſen Etat eingehend durchbera⸗ 
ten. Anſere Fraktion hat ſo kleine Anträge wie 
möglich geſtellt, damit Sie nicht kommen und ſa⸗ 
gen, daß wir Agitationsanträge ſtellen. Wenn 
Sie Sparmaßnahmen durchführen wollen, dann 
ſollen dieſe nicht nur gegenüber der werktätigen 
Bevölkerung und den unteren Beamten ange⸗ 


(C) 


D 


(A) 


(B) 
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wandt werden, ſondern man muß oben anfangen. 
Den unteren Beamten ſoll Gelegenheit gegeben 
werden, in die oberen Stellen einzurücken. Ein 
altes Sprichwort ſagt: „Wem Gott ein Amt gibt, 
gibt er auch Verſtand.“ Wir wünſchen, daß die al- 
ten gehirnverkalkten höheren Beamten von ihrem 
Poſten verſchwinden. Wir bitten, unſeren Abän⸗ 
derungsantrag anzunehmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 
Auf die ſachlichen Ausführungen des Herrn Abg. 
Liſchnewſki zum Etat der Abteilung des Innern 
näher einzugehen, erübrigt ſich wohl, da die bei⸗ 
derſeitigen Grundanſchauungen über dieſe Fragen 
zu verſchieden ſind, um darüber zu einer Einigung 
zu kommen. Ich möchte lediglich dieſe Ausführun⸗ 
gen, ſoweit ſie Angriffe gegen einzelne Beamte 
oder Behauptungen bezüglich ungeſetzlicher Maß⸗ 
nahmen einzelner Beamten enthalten, zurück⸗ 
weiſen. 

Im allgemeinen möchte ich auf den Etat hier 
nicht mehr eingehen. Wir haben uns das für die 
3. Leſung vorbehalten. Ich möchte nur namens 
meiner Gruppe einige Worte zu der Druckſache 
Nr. 208, Abänderungsantrag zum Abſchnitt D 
Stelle 1d ſagen. Im Hauptausſchuß iſt von den 
verſchiedenſten Seiten und nicht zuletzt auch von 
dem Herrn Polizeipräſidenten feſtgeſtellt worden, 
daß in Danzig bei der Polizei eine ſtarke Unter⸗ 
bewertung der verſchiedenſten Beamtenſtellen zu 
beobachten iſt, das ſoll heißen, daß in Danzig die 
gleichen Dienſtverrichtungen, die im Reich von 
Beamten höherer Beſoldungsgruppen verſehen 
werden, von Beamten der unteren Beſoldungs⸗ 
gruppen ausgeführt werden. Die beſcheidenen 
Abänderungsanträge dieſer Art, die im Haupt⸗ 
ausſchuß geſtellt wurden, wurden mit der Begrün⸗ 
dung abgelehnt, daß grundſätzlich keine Aenderung 
des vorliegenden Etats ſtattfinden ſollte. Solche 
Härten ſollten gelegentlich des Beſoldungsgeſetzes 
durch einen beſonderen Stellenbeſetzungsplan aus⸗ 
geglichen werden. Amſo verwunderlicher iſt, daß 
es entgegen dieſer Verſicherung des Herrn Se- 
nators Dr. Schwartz ausgerechnet die Regierungs⸗ 
parteien für angebracht halten, einen ſolchen Ab⸗ 
änderungsantrag zu ſtellen. 

Zu dieſer Frage ſelbſt habe ich im Hauptaus⸗ 
ſchuß längere Ausführungen gemacht und darauf 
hingewieſen, daß die Unterbewertung der einzel⸗ 
nen Beamtenſtellen ſich ganz beſonders bei der 
Verwaltung der Schutzpolizei auswirke. Ich habe 
darauf hingewieſen, daß die Verwaltung der 
Schutzpolizei beiſpielsweiſe in Königsberg ausge⸗ 
führt werde von einem Polizeirat, 15 Oberin⸗ 
ſpektoren, 6 Oberſekretären und 7 Sekretären, alſo 
29 Beamten der mittleren und gehobenen mitt⸗ 
leren Beamtenlaufbahn. Dieſer geſamte Dienſt 
wird in Danzig von 2 Beamten dieſer Art im üb⸗ 
rigen aber von Beamten der unteren Gruppen, 
Wachtmeiſtern und zum Teil ſogar Unterwacht⸗ 
meiſtern ausgeführt. Das iſt unſeres Erachtens 
ein unhaltbarer Zuſtand. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß dieſe Laufbahn der Verwal⸗ 
tungsbeamten genau ſo aufgebaut werden muß, 


wie die übrige Beamtenlaufbahn. Man muß es 
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vor allem ſcharf ablehnen, daß man Beamte mit 
niedrigen Gehaltsſätzen in Stellen verwendet, die 
überall im Reich und auch in Danzig von höher 
beſoldeten Beamten ausgeführt werden. Unjer 
Etat ſieht lediglich zwei Beamte für den Verwal⸗ 
tungsdienſt vor, einen Stabszahlmeiſter nach 
Gruppe X und einen Oberzahlmeiſter nach Grup⸗ 
pe IX. Jetzt wird von den Regierungsparteien 
beantragt, dieſen Oberzahlmeiſter zum Stabs⸗ 
zahlmeiſter zu befördern. Die Verwaltung würde 
alſo lediglich aus zwei Stabszahlmeiſtern beſte⸗ 
hen. Wenn man gerecht ſein will, iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß man dann auch den bisherigen 
Stabszahlmeiſter eine Gruppe höher und die zahl⸗ 
reichen unteren Beamten ebenfalls entſprechend 
höher rückt, und daß man ſie in ſolche Beſoldungs⸗ 
ſtellen bringt, wie ihre dienſtlichen Leiſtungen es 
erfordern. Es muß alſo zunächſt der aus dem 
Etat abgeſetzte Unterzahlmeiſter wieder einge⸗ 
ſtellt, und dann muß eine Stelle für einen Zahl⸗ 
meiſter und Oberzahlmeiſter als Beförderungs⸗ 
ſtellen für dieſe aus dem Wachtmeiſterſtande her⸗ 
vorgehenden Beamten geſchaffen werden. 

Ich mache dieſe Ausführungen, um Ihr Inter⸗ 
eſſe auf dieſe ſehr wichtige Frage hinzulenken und 
um Sie, m. D. u. H., von den Regierungsparteien 
zu bitten, daß Sie dieſes Wohlwollen, das Sie 
hier einem einzelnen Beamten entgegenbringen, 
auf die ganze Gruppe der in dieſem Dienſtzweig 
tätigen Beamten ausdehnen, daß Sie ſich nicht 
nur für einen einzelnen Beamten, der zufälliger⸗ 
weiſe einer politiſchen Partei angeſchloſſen iſt, die 
der Regierung angehört, einſetzen, ſondern daß 
Sie dieſe berechtigte Begünſtigung auch auf die 
andern Beamten anwenden, die nicht einer poli⸗ 
tiſchen Partei angeſchloſſen ſind, ſondern die es 
lediglich für ihre Pflicht halten, ihren Dienſt zu 
tun und ſich um parteipolitiſche Sachen nicht 
kümmern. Wenn wir dieſem Antrag der Regie⸗ 
rungsparteien trotzdem zuſtimmen, ſo tun wir das 
in der feſten Erwartung, daß Sie den diesbezüg⸗ 
lichen Abänderungsanträgen die wir bei der drit⸗ 
ten Leſung ſtellen werden, in gleicher Weiſe zu⸗ 
ſtimmen werden, wie Sie die Zuſtimmung hier 
einem einzelnen Beamten geben. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Wir ſtimmen über den 
Abänderungsantrag Druckſache Nr. 208 ab. 

Wir beantragen, im Abſchnitt D Stelle 1d 

die Stelle des Oberzahlmeiſters zu ſtreichen und da⸗ 

für eine zweite Stabszahlmeiſterſtelle einzusetzen. 

rau A. Richter 

und die übrigen Mitgl. der Deutſchliberalen Fraktion. 

Plettner 
und die übrig. Mitgl. je 5 Fraktion. 
[4 


d N f 
und die Zentrumsfraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt angenommen. Wir ſtimmen über den 


Abänderungsantrag Druckſache Nr. 228 ab. 
1. Einnahme Abſchnitt B, Oberverwaltungsgericht 
und Bezirksausſchuß, iſt zu ſtreichen. 
2. Einnahme Abſchnitt E, Techniſche Nothilfe, iſt zu 
ſtreichen. 2 
3. Ausgabe Abſchnitt AI, Stelle 1. Beſoldungen. 


D) 


(A) 


) 


(Prüſident) 
Es find zu ſtreichen: 1 Oberregierungsrat, 1 Re⸗ 
gierungsamtsrat. 
4. Ausgabe Abſchnitt B, Oberverwaltungsgericht und 
Verwaltungsgericht, iſt zu ſtreichen. 
3a) Ausgabe C, Abſchnitt I, erhält die Ueberſchrift: 
„Landratsamt Danzig“. 

5b) Ausgabe O, Abſchnitt I find die Stellen 4, 5 
und 6 (Reiſekoſten, Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung, Fahrkoſtenentſchädigung) zu ſtreichen. 

6. Ausgabe O, Abſchnitt II, Landratsamt Niederung 
iſt zu ſtreichen. 

7. Ausgabe C, Abſchnitt III, Landratsamt Großes 
Werder. Es ſind die Stellen 3, 4, 5 (Reiſekoſten, 
Dienſtaufwandsentſchädigung und Fahrkoſtenent⸗ 
ſchädigung) zu ſtreichen. 

8. Ausgabe Abſchnitt DI, Polizei, Beſoldungen: 
Es ſind zu ſtreichen: 1 Staatsrat, 2 Polizeiamts⸗ 
räte, 2 Polizeioberinſpektoren, 

ferner in Zeile 2 die Worte 
Stellung“. 

9. Abſchnitt DI, Stelle 1, d) Außendienſt iſt zu ſtrei⸗ 
chen, dafür iſt einzuſetzen: d) Außendienſt durch 
eine freigewerkſchaftlich organiſierte Wachmann⸗ 


„in gehobener 


mannſchaft. 5 

10. Abſchnitt DI, Stelle 1, e) Polizeiſchule, iſt zu 
ſtreichen. 

11. Abſchnitt D I, Stelle 8, Reiſekoſten pp. iſt zu 
ſtreichen. 


12. Abſchnitt D III, Stelle 2, „Polizeigefangene“. Der 
eingeſtellte Betrag von 7000 G iſt auf 10 000 G 
zu erhöhen. 

13. Abſchnitt DIV, Stelle 5, Dienſtkleidungszuſchuß 
für Offiziere iſt zu ſtreichen. 

14. Abſchnitt D VI, Stelle 1 — 4, iſt zu ſtreichen. 

15. Abſchnitt D IX, Stelle 4, Unterhaltung und Er⸗ 
gänzung der Munition und des Geräts für den 
Schieß dienſt, iſt zu ſtreichen. 

16. Abſchnitt D X, „Kraftfahrzeuge und Motorboote.“ 

Es ſind herabzuſetzen: 
Stelle 1 Unter haltung und Ergänzung 
der Kraftfahrzeuge von 69 000 G auf 34 500. G 
Stelle 2 Unterhaltung und Ergänzung 
der Motorboote von 36 000. — G auf 18 000. G 
Stelle 3 Betriebsſtoff won 28 000.— G 
14 000. G 


auf 
Stelle 4 Kraftfahrzeugſteuer von 
7 500.— G auf 3 750.— G 

17. Abſchnitt D XI, Stelle 5, Unterhaltung und Er⸗ 
gänzung der Sonderbekleidung für die Leibes⸗ 
übungen, iſt zu ſtreichen. 

18. Abſchnitt D XI, Stelle 6, Leibesübungswett⸗ 
kämpfe, Ehrenpreiſe, Beteiligung an öffentlichen 
Wettbewerben, iſt zu ſtreichen. . 

19. Abſchnitt D XIII, Unterhaltung der Muſikkapelle 
der Schutzpolizei, iſt zu ſtreichen. ö 5 

20. Ausgabe Abſchnitt E, Techniſche Nothilfe, iſt zu 


ſtreichen. 
Liſchnewſki und Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Anträge annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen über den 
Etat ſelbſt ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihm zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit. 
Der Etat iſt angenommen. 

Ich rufe auf Anlage 7: 

Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbeverwaltung. 
Druckſache Nr. 172. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jantzen. 
(Arbeiten Sie nur ein bißchen! Heiterkeit. Abge⸗ 
ordneter Jantzen: Ich wollte Sie doch davon be⸗ 


freien!) 
Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


.] Napoleon I. (Zurufe. Abg. Loops: Fried⸗ 
rich II.) wird der Ausſpruch zugeſchrieben, die Po⸗ 
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litik iſt das Schickſal. Der Geſinnungsgenoſſe 
unſeres Handelsſenators Herr Walter Rathenau 
hat geſchrieben, die Wirtſchaft ſei das Schickſal. 
Wenn man ſich nun fragt, was richtig iſt, muß 
man wohl ſagen, beides iſt richtig. Die Politik 
vor dem Kriege, die für Deutſchland letzten Endes 
in der Niederlage endete, hat Deutſchland in die 
ſchwierige wirtſchaftliche Lage gebracht und damit 
auch Danzig. Wir ſind durch die Verkoppelung 
mit Polen eigentlich noch mehr geſchädigt. Die 
Wirtſchaft iſt aber die hauptſächlichſte Grundlage 
des Staates und eine Regierung kann nur dann 
eine gute Politik treiben, wenn ſie eine geſunde 
Wirtſchaft hat. Nun hat unſere Regierung hier 
ja dieſen Grundſatz befolgt. Gelegentlich der Ein⸗ 
bringung des Geſetzes über die Privatwirtſchaft 
habe ich hier bereits ausführen müſſen, daß die 
Regierung für die Wirtſchaft zwar viele Worte 
hat, aber die Taten ſind ausgeblieben. Wenn man 
den Handelsetat durchſieht, muß man ſagen, daß 
er im Grunde genommen eigentlich wenig für den 
Handel bringt. Nur ein einziger Poſten zeigt, 
daß er dafür iſt und zwar Abſchnitt BI, Stelle 2, 
zur Förderung von Handel, Induſtrie und Ge⸗ 
werbe 5000 Gulden. Unter Erläuterung wird ge⸗ 
ſagt, daß dieſer Betrag zur Förderung des Hand⸗ 
werks, der Schiffahrt, der Ausbildung des ſee⸗ 
männiſchen Nachwuchſes und als Beihilfe zur Ge⸗ 
werbehalle dienen ſoll. Als wir im Ausſchuß un⸗ 
ſern Handelsſenator hierüber um Auskunft baten, 
ſagte er, es wäre ihm lieber geweſen, wenn hinter 
dieſen 5000 Gulden noch eine Null ſtände. Wir 
haben doch aber einen Vollbluthandelsſenator, 
oder wie er auch einmal im Januar genannt 
wurde, einen Senator großen Formats. Solche 
Kraftnaturen ſetzen ſich doch durch, auch tauſend 
Widerſtänden zum Trotz. Ich hatte gedacht, daß 
der Herr Handelsſenator nach Goethes Wort han⸗ 
deln würde: „Allen Gewalten zum Trotz ſich er⸗ 
halten.“ Aber der Herr Handelsſenator wird ja 
wohl für Goethe nicht viel übrig haben. (Abg. Dr. 
Kamnitzer: Goethe auch nicht für den Handel! 
Heiterkeit.) Goethe war ja ſo etwas ähnliches wie 
deutſchnational. (Erneute Heiterkeit. Abg. Leu: 
Der wird ſich noch im Grabe herumdrehen! Abg. 
Rahn: Wen reklamieren Sie alles für die Deutſch⸗ 
nationalen!) Weitere Erklärungen konnte er zu 
dieſer Frage nicht geben. Für uns ſchien es nicht 
paſſend, dieſen Poſten hier im Plenum durch einen 
Antrag abzuändern. Es genügt uns vollkommen 
feſtzuſtellen, daß dieſe Regierung zur Förderung 
von Handel, Induſtrie und Gewerbe ganze 5000 
Gulden übrig hat. (Abg. Dr. Kamnitzer: Ich 
glaube, der Handel hilft ſich ſelbſt!) Der Handel 
hilft ſich allerdings auch ſelbſt, aber wenn ihm die 
Regierung in allen möglichen Dingen in die Ar⸗ 
me fällt, wie es auch das jetzt verteilte Kraftver⸗ 
kehrsſteuergeſetz wieder zeigt, dann iſt die Sache 
für ihn allerdings etwas ſchwieriger. Wir haben 
im Ausſchuß zu vielen anderen Poſitionen Stel⸗ 
lung nehmen müſſen. Durch die dort gegebenen 
Erklärungen ſind wir in keiner Weiſe befriedigt. 

Wenn wir trotzdem davon Abſtand genommen 
haben, heute hier erneut die ganze Sache aufzu⸗ 
rollen, ſo iſt das nur darauf zurückzuführen, daß 
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D) 
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wir ſachliche Oppoſition treiben und nicht immer 
dasſelbe erzählen wollen, was ſchon oft erzählt 
worden iſt. Nur zwei Punkte haben wir uns vor⸗ 
behalten, hier anzuführen. (Abg. Plenikowſti: 
Einer Kritik zu würdigen!) Vielen Dank für 
freundliches Vorſagen. Zur Außenhandelsſtelle 
haben wir den Antrag geſtellt, die Einfuhrgebüh⸗ 
ren von 85 000 Gulden auf 40 000 Gulden herab⸗ 
zuſetzen. Wir haben im Ausſchuß zum Ausdruck 
gebracht, daß dieſe Einfuhrgebühr keineswegs da⸗ 
zu dienen darf, ein Verdienſtpoſten des Staates 
zu ſein. Die Außenhandelsſtelle erfordert an 
Ausgaben 18 000 Gulden, denen Einnahmen von 
ungefähr 85 000 Gulden gegenüberſtehen. Es iſt 
uns im Ausſchuß erwidert worden, daß die Gebüh⸗ 
ren im einzelnen außerordentlich niedrig ſind. Ich 
will das gern zugeben. Der Herr Regierungsrat, 
der uns dieſe Frage beantwortete, mag damit 
recht haben. Aber, m. D. u. H., dieſe Einfuhrge⸗ 
bühren ſind Abgaben, die uns nur infolge des 
Kampfes zwiſchen Deutſchland und Polen aufer⸗ 
legt worden ſind, und aus dieſer für Danzig ſchwie⸗ 
rigen Lage darf man nicht den Danziger Verbrau⸗ 


chern noch Gebühren auferlegen, die fie unter Um- | 


Händen ſchwer belaſten. Wenn auch die Gebühren 
im einzelnen niedrig ſein mögen, ſo muß man nicht 
vergeſſen, daß für jeden Poſten ein Formular aus⸗ 
geſtellt werden muß, für das jedesmal die ent⸗ 
ſprechende Gebühr entrichtet werden muß. Wenn 
jemand z. B. von 10 verſchiedenen Firmen 10 
kleine Päckchen kauft, ſo hat er dafür 10 Scheine 
auszuſtellen und pro Schein 50 P zu bezahlen, 


(B) das find 5 Gulden. Wenn jemand vielleicht 10 


Waggons Kohlen aus Deutſchland hereinnimmt, 
ſo iſt der Betrag an und für ſich höher, aber er 
belaſtet den Betreffenden vielleicht nicht fo ſtark. 
Man darf aber weiter nicht vergeſſen, daß es kei⸗ 
neswegs mit dieſer einmaligen Abgabe abgetan 
iſt. Die Danziger Empfänger ſind nicht Herren 
über die Lieferanten. Es kann ſehr leicht vor⸗ 
kommen, daß die Lieferanten aus irgend welchen 
Gründen die Sendung verſpätet abſenden und ab⸗ 
rechnen. Dann muß die Gebühr nochmals, viel⸗ 
leicht auch noch zum zweiten und dritten Mal be⸗ 
zahlt werden; denn jeder Einfuhrſchein hat nur 
eine vierwöchige Laufzeit. Es kann alſo unter Am⸗ 
ſtänden der Fall eintreten, daß im Wert ziemlich 
niedrige Sendungen durch dieſe Gebühren unge⸗ 
heuer verteuert werden. Wir glauben daher mit 
Recht den Antrag ſtellen zu müſſen, daß im Inter⸗ 
eſſe der Wirtſchaft, die dadurch wieder mehr be⸗ 
laſtet wird, dieſe Gebühren ungefähr auf die 
Hälfte herabgeſetzt werden, ſo daß im Etat nur 
ein Einnahmepoſten von 40 000 Gulden zum Aus⸗ 
druck gebracht werden ſoll. 

Aehnlich, wenn auch nicht ſo ſchwerwiegend, 
liegt die Sache beim Eichamt. In der Ausgabe 
iſt der Poſten mit 37 000 Gulden ausgeſtattet 
worden und in der Einnahme mit 74 000 Gulden. 
Auch hier iſt wieder der Staat inſofern der Nutz⸗ 
nießer, als er die Gebühr zu einer Einnahme⸗ 
quelle geſtaltet hat. Einnahmequellen eines 
Staates ſollen aber Steuern, Zölle, Poſt uſw. ſein, 
jedoch nicht derartige kleine Gebühren, die man 
eigentlich Speſen nennen ſollte. Wenn ſich hier 
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Einnahmen und Ausgaben decken, ſo iſt das voll 
und ganz genügend. Die Gebühren beim Eichamt 
ſind nach den Ausführungen des Herrn Gewerbe⸗ 
rats auch niedrig. Wenn ich nicht irre, ſagte er, 
ſie wären niedriger als in Deutſchland. Auch das 
ſoll meinethalben zugegeben ſein. Das iſt 
aber für uns kein durchſchlagender Grund, die Ge⸗ 
bühren in der jetzigen Höhe erhalten zu ſehen. 
Auch hier muß man wiederum an einzelne Fälle 
herantreten. Wenn ſich jemand eine Einzentner⸗ 
ſchale kauft, ſo muß dieſe nach zwei Jahren dem 
Eichmeiſter vorgeführt werden. Mit dieſen Eich⸗ 
amtsgebühren iſt aber eine ſolche Eichung nicht 
abgetan. Um die Schale ordnungsmäßig eichen 
zu können, verlangt der Eichinſpektor mit vollem 
Recht die vorherige gründliche Reparatur der 
Schale. Die Kegel, das Eiſenwerk müſſen nach⸗ 
geſehen, neu angeſchliffen werden uſw. Wenn 
eine eichungsnötige Schale vielleicht an Eichungs⸗ 
koſten ungefähr 15 Gulden erfordert, ſo machen 
die Reparaturkoſten mindeſtens das Doppelte oder 
vielleicht noch mehr aus. (Abg. Rahn: Transport⸗ 
koſten.) Dann kommt noch der Transport hinzu, 
ſo daß die Eichung einer ſolchen Schale auf 75 
Gulden, vielleicht auch auf 100 Gulden anſchwel⸗ 
len kann. Wenn man dieſe Fälle noch einmal 
richtig ins Auge faßt, muß man ſagen, daß der 
Staat mit einer ſolchen Verfügung, die er erläßt, 
noch obendrein die betreffenden Kreiſe mit Ge⸗ 
bühren belaſtet, die als zu hoch bezeichnet werden 
müſſen. Das geht ja aus dem Etat und aus den 
Zahlen, die ich eben genannt habe, zur Genüge 
hervor. Wir haben dieſe beiden Anträge, die ſi 
auf die Einnahmepoſten beziehen, geſtellt, und 
bitten Sie, dieſen Anträgen Ihre Zuſtimmung 
nicht zu verſagen. 

Nun habe ich aber noch einige weitere Münſche. 
Als der Herr Handelsſenator aus Warſchau von 
ſeiner Reiſe im März, glaube ich, zurückgekommen 
war, hatte er Wirtſchaftskreiſe aus Handel, Indu⸗ 
ſtrie, Handwerk, Gewerbe, Landbund uſw. in das 
Rathaus gebeten. Bei dieſer Sitzung berichtete er 
auch über ſeine Verhandlungen wegen der durch⸗ 
zurechnenden Tarife. Da nahm Herr Senator 
Grünhagen das Wort, um namens der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Fraktion zu erklären, ſie würde gern 
bereit ſein, um dieſe für die Wirtſchaft unbedingt 
notwendigen durchgerechneten Tarife zu erreichen, 
die Verkehrsſteuer gern daran zu geben. Sie fühlt 
ſich ganz beſonders gehoben und als weſentlich 
beſſer daſtehend, als jene Danziger Kaufleute aus 
den 1840er Jahren, die in Verkennung der bedeut⸗ 
ſamen Tatſache der Einführung des Eiſenbahnver⸗ 
kehrs die Eiſenbahnlinie Berlin — Königsberg 
nicht über Danzig, ſondern über Dirſchau führen 
ließen. Ich glaube, behaupten zu dürfen, daß Herr 
Senator Grünhagen dieſe Behauptung keines⸗ 
wegs abſichtlich aufgeſtellt hat, ſondern nur in An⸗ 
kenntnis der wirklichen Dinge. So habe ich mich 
daran gemacht, einmal das auszugraben, was 
Herr Dr. Damme am 6. November 1917 in dieſer 
Angelegenheit in der Danziger Zeitung veröffent⸗ 
licht hat. Auch ihm hat naturgemäß ſehr daran 
gelegen, einmal dieſer Frage, die ja vielfach in 
Danzig erörtert wurde, nachzugehen, um feſtzu⸗ 
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ſtellen, was denn tatſächlich damals geſchehen iſt 
und ob Danziger Kaufleute wirklich zu jener Zeit 
ſo kurzſichtig geweſen ſind, um die Einführung 
dieſer bedeutſamen Neuerung zu hintertreiben. 
Bei dieſen Arbeiten iſt er dann auf eine umfaſ⸗ 
ſende Arbeit des Regierungsrats Dr. Born, 
Bromberg, geſtoßen, die ſich im Archiv für Eiſen⸗ 
bahnweſen, herausgegeben vom Kgl. Preußiſchen 
Miniſterium für öffentliche Arbeiten, Jahrgang 
1911, befindet. In dieſer ſehr wichtigen fachwiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Arbeit iſt auf dieſe Frage für Dan⸗ 
zig eingegangen. Sie gibt Aufſchluß über die 
Vorgänge, die ſich vor Inangriffnahme des Baues 
dieſer Bahnlinie abſpielten. Es iſt mehrfach von 
mehreren Städten aus dem Oſten und Weſten 
darüber geſchrieben worden. Eine Eingabe aus 
Aachen iſt ſehr intereſſant. Das Schriftſtück iſt 
vom 17. Januar 1854 und ſtammt von einem 
Herrn, deſſen Namen ich nicht nennen will. Die 
Eingabe iſt an den Preußiſchen Miniſterpräſiden⸗ 
ten gerichtet und trägt die Ueberſchrift: „Gefahren 
für Schamhaftigkeit und Tugend des weiblichen 
Geſchlechtes auf der Eiſenbahn.“ Man ſtelle ſich 
einmal vor, wie ſ. Zt. in einzelnen Köpfen die 
Eiſenbahn betrachtet worden iſt. Aber was Dan⸗ 
zig anbelangt, jo iſt nirgends auch nur das kleinſte 
Anzeichen dafür zu finden, daß von hier aus eine 
verkehrsfeindliche Stimme laut geworden iſt. Im 
Gegenteil betont der Verfaſſer wörtlich. 

Präſident: Ich möchte darauf aufmerkſam 
machen, daß wir keine hiſtoriſche Unterrichts- 
ſtunde haben, ſondern den Etat behandeln. (Abg. 
Jantzen: Das gehört zum Etat!) Das beſtreite ich 
ganz entſchieden. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): Die Kauf⸗ 
mannſchaft und die ſtädtiſchen Behörden von Kö⸗ 
nigsberg, Danzig, Inſterburg und Graudenz, die 
Kreisſtände, jeder ſuchte die Eiſenbahn, dies merk⸗ 
würdige Erzeugnis der Zeit für ſeine Vorteile in 
Anſpruch zu nehmen. Alſo ſeitens der Danziger 
Kaufmannſchaft wurde nichts gegen die Eiſenbahn 
eingewandt. Das Einzige, was in Frage kommen 
könnte iſt, daß die Bahnlinie Dirſchau Danzig 
nicht vom Staat, ſondern von der Privatwirt⸗ 
ſchaft gebaut werden ſollte. Dies dürfte vielleicht 
von den Danziger Kaufleuten abgelehnt worden 
ſein, weil die Koſten ungefähr 1,8 Millionen Ta⸗ 
ler betrugen. Es hat mir ſehr daran gelegen, ge⸗ 
rade hier beim Etat, dieſe Ausführungen machen 
zu dürfen, weil vom Herrn Senator Grünhagen 
in der Sitzung beim Herrn Handelsſenator dieſe 
Bemerkung gefallen iſt. Ich als Danziger Kauf⸗ 
mann fühle mich verpflichtet, für unſere Vorfah⸗ 
ren und alten Danziger Kaufleute einzutreten, 
um falſche Bemerkungen richtig zu ſtellen. 

Zum Schluß möchte ich noch die Regierung 
bitten, mit einem alten Ladenhüter Schluß zu 
machen und zwar mit der Preistreibereiverord⸗ 
nung. In der Kriegszeit war dieſe Verordnung 
vielleicht angebracht. Man litt damals in jeder 
Beziehung Mangel, ſei es an Kohlen, Lebens⸗ 
mitteln, oder anderen Dingen. Da war eine 

reistreibereiverordnung unbedingt am Platz; 
enn die Bevölkerung durfte in keinem Fall durch 
nternehmer ausgeſogen werden, die vielleicht 


— 


nicht das richtige Maß beim Verdienſt hatten. In 
der Inflationszeit wurde dieſe Preistreibereiver⸗ 


ordnung ſchon etwas überflüſſig. (Abg. Rahn: 


Da war ſie Unfinn!) Der falſche Standpunkt des 
Gerichts Mark gleich Mark hat ſchon der Wirt⸗ 
ſchaft außerordentlich viel Schaden verurſacht. Es 
wurde ſpäter häufig genug nachgewieſen, daß 
Kaufleute, die ihre Ware teurer verkauft hatten, 
ſie am Goldwert gemeſſen, doch ſehr viel billiger 
verkauften, ſo daß von einem Wucher, von einer 
Preistreiberei überhaupt nicht die Rede geweſen 
ſein konnte, ſondern daß dieſer Verkäufer, der an⸗ 
geblich Wucher getrieben haben ſollte, ſich ſelbſt 
im höchſten Grade geſchädigt hat. Heute iſt dieſe 
Preistreibereiverordnung überhaupt nicht mehr 
am Platze. Deutſchland hat ſie infolgedeſſen ſeit 
Einführung der Feſtmark auch ſchon aufgehoben, 
wenn ich nicht irre, 1924. Hier beſteht ſie noch in 
aller Ruhe weiter. Was kann dieſe Preistreibe⸗ 
reiverordnung hier noch nützen? Die Preiſe wer⸗ 
den heute durch Angebot und Nachfrage reguliert. 
(Abg. Rahn: Nicht nur! Die Leute beſchließen, un⸗ 
ter beſtimmten Preiſen nicht zu verkaufen.) Es 
kommt weiter hinzu, daß dieſe Preistreibereiver⸗ 
ordnung nur von Elementen benutzt werden 
wird, die aus irgend welchen Gründen dem betref- 
fenden Verkäufer ſchaden wollen, der ihnen viel- 
leicht keinen Gefallen getan hat, auf Wünſche 
nicht eingegangen iſt ujw. Der Käufer geht dann 
vielleicht zum Kadi und ſagt: „Ich bin von dem 
Mann bewuchert worden und zeige ihn an.“ Das 
kann man mit Nennung des Namens machen, es 
kann auch ebenſo gut anonym erfolgen. Einer 
ſolchen Preistreibereiverordnung, die vollkommen 
den Grund unter den Füßen verloren hat, ſoll 
man den Garaus machen, und darum bitte ich die 
Regierung. (Bravo! rechts.) 

Präſident: M. D. u. H.! Ich ſehe mich veran⸗ 
laßt, daran zu erinnern, daß bei der zweiten Le⸗ 
ſung eine allgemeine Beſprechung nicht ſtattfindet, 
ſondern nur bei der erſten und dritten Leſung. Ich 
muß feſtſtellen, daß z. B. Herr Abg. Jantzen nur 
allgemein geſprochen hat, auch einige andere 
Herren. Ich habe das durchgehen laſſen, weil es 
neue Abgeordnete waren, fühle mich aber veran⸗ 
laßt zu erklären, daß es in Zukunft nicht ſo weiter 
gehen kann. (Abg. Rahn: Es ſei denn, daß das 
Haus es beſchließt.) Das iſt etwas anderes. Dann 
muß ein Antrag vom Hauſe kommen. Das Wort 
hat jetzt der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Ich will keinen Vortrag über alte Geſchichte 
halten, will auch nicht in dasſelbe Fahrwaſſer 
verfallen wie der Herr Vorredner, ich will mich 


ganz kurz faſſen. Unter Einnahme ſtehen wir zu 


Abſchnitt B Il auf dem Standpunkt, daß die Ge⸗ 
bühren der Außenhandelsſtelle eine indirekte Be⸗ 
ſteuerung darſtellen. Infolge unſerer grundſätz⸗ 
lichen Einſtellung beantragen wir, daß der Satz 
von 85 000 Gulden geſtrichen werden ſoll, desglei⸗ 
chen im Abſchnitt C III, Stelle 1, Eichamtsgebüh⸗ 
ren 74 000 Gulden. Ich möchte dazu bemerken, 
daß wir nicht dieſelben Gedankengänge haben wie 
der Herr Vorredner, der nur ſeinen Geldbeutel 


füllen will. Wir ſind auch davon überzeugt, daß 
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die Preistreibereiverordnung etwas ſchärfer ge⸗ 
handhabt werden kann, damit die Konſumenten 
etwas merken und daß nicht, wie der Herr Vor⸗ 
redner ſagte, infolge der Streichung der Handel 
einen Vorteil hat. 

Bei den Ausgaben ſind wir der Anſicht, daß 
der Beamtenapparat ſehr reichlich bemeſſen iſt. 
Da wir ſparen müſſen, möchten wir das Haus er⸗ 
ſuchen, bei dieſer Poſition etwas zu ſtreichen. Wir 
möchten vor allem einen Regierungsoberinſpektor 
unbedingt geſtrichen haben, weil über ihm noch 
ein höherer Beamter ſteht. Unter Abſchnitt C I, 
Stelle 1, ſoll ein Gewerberat geſtrichen werden. 
Der ganze Apparat iſt ſo aufgezogen, daß immer 
ein Beamter auf den anderen aufpaſſen ſoll. Bei 
der geringen Arbeit iſt das abſolut nicht notwen⸗ 
dig. Unter Abſchnitt D V, Stelle 2, iſt der Zuſchuß 
an die Seemaſchiniſtenſchule in Höhe von 3000 
Gulden enthalten. Wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß, wie das ganze übrige Schulweſen ver⸗ 
ſtaatlicht werden ſoll, auch die Seemaſchiniſten⸗ 
ſchule verſtaatlicht werden muß, und dann, wenn 
es nötig iſt, im Intereſſe der Schüler den Zuſchuß 


erhöhen. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht weiter vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, zunächſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 224. 

Wir beantragen: Unter Ausgabe C I, Stelle 4a, 
zu ſetzen: 

„Für Gewerbehygiene 8 000, — Gulden.“ 


Geri 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokr. Fraktion. 
e 

und die übrigen e der Zentrumsfraktion. 
achter 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchliberalen Fraktion. 
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Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. (Geſchieht.) Das erſte war die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. Wir ſtimmen jetzt 
über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 
225 ab. 

Einnahmen: 

Abſchnitt B II Stelle 1. Außenhandelsſtelle, Einfuhr⸗ 

gebühren wird die Summe won 85 000 Gulden ge⸗ 


ſtrichen. 
Abſchnitt C III, Stelle 1. Eichamtsgebühren 74 000 
werden geſtrichen. 
Ausgaben: 
Abſchnitt A I, Stelle 1. 
wird geſtrichen. 
Abc CA, Stelle 1. 1 Gewerberat wird geſtrichen. 
Abſchnitt D V, Stelle 2. Seemaſchiniſtenſchule, Zu⸗ 
ſchuß 3000 Gulden, werden geſtrichen. 
P. Kreft und Fraktion. 

Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Etat ſelbſt ab. Ich bitte 
diejenigen, die den Etat annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit. Der Etat iſt angenommen. 

Ich ſchlage jetzt vor, die Sitzung zu vertagen. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht, das Haus hat ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchlage weiter vor, die nächſte Sitzung 
am Dienstag, den 12. Juni, nachmittags 3.30 Uhr 
mit der Tagesordnung abzuhalten: Fortſetzung der 
zweiten Beratung des Staatshaushaltsplans, 
Druckſache Nr. 181 zu Nr. 132. Ich ſtelle feſt, daß 
das Haus ſo beſchloſſen hat. Ich ſchließe 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 55 Minuten.) 
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32. Sitzung. 


Dienstag, den 12. Juni 1928. 


Fortſetzung der zweiten Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1928. 
(Drucksache Nr. 181 zu Nr. 132) 

Einzelhaushaltspläne: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung (Druck⸗ 
IS r ee ne 
Hohnfeldt (Nat Soz.) 
Liſchnewſki (K. P.) e 
Kettlitz, Obergerichtsrat 2 

Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſüi zu 
Drucksache Nr. 173 (Druckſache Nr. 216) . 
Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten 

e ,, en 
Janzen (D. Nat.) 

Kreft, Paul (K. P.) 

Doerkſen (DNat.) . 

Vierus, Oberbaurat 8 
Meyer⸗Barbhauſen, Oberregierungsrat 

Abänderungsantrag des Abg. Kreft, Paul und 
Fraktion (K P.) zu Drucksache Nr. 174 (Druck⸗ 

r ee 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann und 
Fraktion (D.Nat.) zu Drucksache Nr. 174 
Duc ; 8 
Haushaltsplan der Staatlichen Grundbeſitz⸗ 

verwaltung (Druchſache Nr. 17557 
rer an ,,, : 

Abänderungsantrag des 10 0 Kreft, Paul und 
Fraktion (K. P.) zu Drudlade Nr. 175 (Druck⸗ 
jn; See 

Ordnungsruf für den Abg. Kreft, Paul (K. P.). 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Ver⸗ 

waltung einſchließlich Fiſcherei und Domä⸗ 

nenverwaltung (Druckſache Nr. 176) 

Doerkſen (Dat.) 
nn ,, 

Abänderungsantrag des Abg. Doerkſen und Frak⸗ 
tion (D. Nat.) zu Drucksache Nr. 176 (Dvuck⸗ 

cc ( SE 

Abänderungsantrag des Abg. Langnau und Frak⸗ 
98 nr zu Drudiahe Nr. 176 (Druckſache 
ne e , ee ee 

Abänderungsantrag des Abg. Dyck und Fraktion 
2 zu Druckſache Nr. 176 (Druckſache 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung (Druck⸗ 

HCT! ͤĩ 
Liſchnewſbi (K. P.) 8 
8 Dr. Frant, Senator 

Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewſki und 
Fraktion (K. P.) zu Drucksache Nr. 177 (Druck⸗ 
. „ 

aushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 

Bea (Druckſache Nr. 1789 

Falkenberg (D Nat.) 
Plenilowſki (K. P.)) 
Schwegmann (Dat.) zur Geſchäfts⸗ 
£ ggg 

Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſei und 
Fraktion (K. P.) zu Drucksache Nr. 178 (Druck⸗ 
ſache Nr. 228) 


Haushaltsplan für die Finanzverwaltung 


(Druchſache Nr. 179) 
Boecker (D. Nat.) 
Opitz (K. P.) 


S „ 


Manthei (Dat. 
Hohnfeldt 
ordnung 


. 
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Abänderungsantrag des Abg. Manthei und Frak⸗ 
tion (D. Nat.) zu Druckſache Nr. 179 (Druck⸗ 
)))) 
Abänderungsantrag des Abg. Opitz und Fraktion 
15 P.) zu Druckſache Nr. 179 (Druckſache 
!!! 
Abänderungsantrag der Abg. Frau Richter und 
Fraktion (D. Lib.), des Abg. Fooken und Frak⸗ 
tion (S. P. D.) und des Abg. Mathieu und 
Fraktion (3.) zu Druckſache Nr. 179 (Druck⸗ 
eee ne er 
Namentliche Abſtimmung über A I — Einnahme 
Vertagung infolge Bclihlugunfähigkeit. . . . . 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
575 C [den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Jewelowſki, 
Kurowski; Staatsrat Zander, Obergerichtsrat 
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575 C Kettlitz, Oberbaurat Virus, Regierungsfinanzrat 
576 Rodenacker. 


Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 32. 
580 B Vollſitzung. Wir fahren fort in der 
Zweiten Beratung des Geſetzentwurfs 


2 über die Feſtſtellung des Haushalts⸗ 
580 C 

582 K planes. 

585 B Ich rufe auf Anlage 8: 

88375 Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 


Druckſache Nr. 173. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
ſchung. Das Wort hat der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 

u. H.] Ich will vom Juſtizetat die Ausgabepo⸗ 
585 B tion A J erörtern, und zwar die Beſoldungs⸗ 
poſttion des Oberſtaatsanwalts. Für 
585 C nahme einer derartigen Gehaltspoſition iſt die 
Vorausſetzung maßgebend, daß man zu dem be⸗ 
treffenden Poſteninhaber, zu der Dienſtſtelle und 
586A zu dem Dienſtbetrieb Vertrauen hat. Seitens 
585 C der Kommuniſten iſt ein Ablehnungsantrag für 
ſämtliche Beamten eingebracht. Eine ähnliche 


586 K Begründung, wie fie die Kommuniſten für die 
6586 Ablehnung der Ausgabeetats vorbringen, möchte 


586 C ich auch geben. 


588 D Antrag erlebt, 


5890 A ſollte. In dieſem Jahre iſt ein Streit hierüber 


589 A 
580 B ſelbe iſt, wie der jetzige Oberſtaatsanwalt. Gegen 


592K Reihe von Bedenken rein ſachlicher Art vor, die 

die Dienſtleiſtung betreffen. Wir haben in der 
5920 letzten Zeit mehrere größere Skandalprozeſſe in 
8 Danzig gehabt, den Fall der Olivaer Sparkaſſe, 


den, Herrn Heyn auf Grund der Feſtſtellungen in 
607 Al dieſem Prozeß zu verhaften. Der Staatsanwalt⸗ 
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die An⸗ 


(D) 
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ſchaftsrat hat ſich dahin geäußert, daß ihm das 


nicht einfalle. Schließlich hat der Vorſitzende der 
Erſten Strafkammer, ſoviel ich weiß, von ſich aus 
das Verfahren beantragt, und es iſt ein Straf⸗ 
verfahren gegen den Sparkaſſendirektor Heyn 
eingeleitet worden. Es fragt ſich nur, wo es 
augenblicklich liegt und ob nach den bisherigen 
Gepflogenheiten des Oberſtaatsanwalts dies 
Verfahren überhaupt einmal durchgeführt werden 
wird. Anzunehmen iſt es kaum. In den letzten 
Tagen iſt ein Nachtrag zu dieſen Meineidsanzei⸗ 
gen gegen den Sparkaſſendirektor Heyn einge⸗ 
gangen. Nunmehr wird ſich der Senat mit dieſer 
Sache etwas energiſcher befaſſen müſſen als in 
der Beleidigungsklage Heyn gegen Schröter⸗Bla⸗ 
vier. Im Falle Schröter⸗Blavier hatte Schröter 
behauptet, daß ſeitens des Sparkaſſendirektors 
Heyn nicht vorſchriftsmäßig vorgegangen ſei. 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich muß Sie 
darauf aufmerkſam machen, daß wir bei der zwei⸗ 
ten Beratung nicht eine allgemeine Ausſprache 
haben. Sie werden das alles für die dritte Le⸗ 
ſung vorbehalten können. Ich bitte, ſich jetzt an 
den Etat zu halten. (Abg. Hohnfeldt: Ich be⸗ 
gründe die Ablehnung für die Stellen des Ober⸗ 
ſtaatsanwalts.) Dieſer Etat hat mit dem Prozeß 
nichts zu tun, Sie können das alles bei der drit⸗ 
ten Leſung vorbringen. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
will nur erklären, daß der jetzige Inhaber dieſer 
Stelle Abſchnitt I nicht die Perſon iſt, die ihren 
Dienſtbefugniſſen nachkommt. Wenn ich das be⸗ 
haupte, begründe ich damit die Ablehnung dieſer 
Poſition und muß zu dieſer Behauptung auch den 
Beweis antreten können. Ich halte mich an die⸗ 
ſen Rahmen und behaupte, daß auch in dieſem 
Falle nicht der Oberſtaatsanwalt eingegriffen 
hat. Es wurde eine Klage gegen Schröter ein⸗ 
geleitet und in dem abgekürzten Verfahren wurde 
Schröter zu 600 Gulden Strafe verurteilt. Als 
der Rechtsanwalt nachträglich Einſpruch erhob, 
iſt die Sache reſtlos unter den Tiſch gefallen. Das 
beweiſt, daß die Behauptungen Schröters zum 
größten Teil wahr ſein müſſen. Iſt das erwieſen, 
ſo verlange ich von dem Poſteninhaber, daß er 
als Oberſtaatsanwalt ſofort die Anklage gegen 
den Direktor der Sparkaſſe erhebt. Wir haben 
das Gefühl, daß dieſe an ſich politiſchen Beamten, 
wie es die Staatsanwälte ſind, im Rahmen des 
Haushalts, der hier beſchloſſen wird, nicht etwa 
die Geſchäfte des Volkes und der Allgemeinheit 
wahrnehmen, ſondern die Intereſſen einer ganz 
beſtimmten Regierungsmehrheit. Der Ober⸗ 
ſtaatsanwalt iſt an die Weiſungen gebunden, die 
ihm vom Senat gegeben werden. Wenn der Se⸗ 
nat ein Meineidsverfahren gegen Heyn und Ge⸗ 
noſſen, zu denen man auch den Senator Fuchs II 
rechnen muß, zu verhüten ſucht, ſo bin ich der 
Meinung, daß der Poſten des Oberſtaatsanwalts 
als der eines politiſchen Beamten gehandhabt 
wird. Gegen dieſen politiſchen Beamten, gegen 
dieſe Poſition wende ich mich ausdrücklich und 
behaupte, daß dieſer Mann als getreuer Knecht 
ſeiner Regierung Perſonen, die mit der Regie⸗ 
rung engſtens liiert ſind, ſchützt und nicht den Ge⸗ 
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ſetzen entſprechende Amtshandlungen vornimmt. 

Dasſelbe gilt für die Durchführung der Ver⸗ 
fahren. Es iſt eigenartig, darauf habe ich in 
meiner Kleinen Anfrage ſchon hingewieſen, daß 
man Perſonen, die nicht Danziger ſind, irgend 
welche galiziſchen Juden, die ſich mit ſchuldig ge⸗ 
macht haben, einfach frei laufen läßt, während 
der Oberſtaatsanwalt einen Danziger Staats⸗ 
bürger einfach inhaftiert, wenn er damit vielleicht 
ſeinem Herrn, dem er als Knecht dient, nützen 
kann. Wir kommen auch zu dem Ergebnis, daß 
die Durchführung der Anterſuchungsverfahren, 
die Behandlung der Gefangenen und alles das, 
was ſchließlich vom Oberſtaatsanwalt überwacht 
wird, in einer ſolchen Weiſe geſchieht, daß man 
öffentliche Klage gegen den Oberſtaatsanwalt 
vorbringen muß. Wenn mir vorgehalten wird, 
daß ich eine nähere Begründung bei der zweiten 
Leſung nicht vorbringen kann, ſo beruhige ich 
mich. Ich habe mein Material ſoweit bearbeitet, 
daß ich mich in der dritten Leſung nicht zu behin⸗ 
dern laſſen brauche. (Abg. Rahn: Auch bei der 
zweiten Leſung nicht!) Ich habe nicht die Abſicht, 
mein Material in einzelne Teile zerpflücken zu 
laſſen. Ich begründe ganz kurz, daß ich für einen 
derartigen Beamten, der an ſich nichts weiter tut, 
als die Vorſchläge ſeiner Regierung durchzufüh⸗ 
ren, nicht das Gehalt bewilligen kann, und daß 
ich eine derartige Etatspoſition, die ſich als rein 
politiſche erweiſt, als gefährlich für die Allge⸗ 
meinheit betrachte. Zum mindeſtens müßte ſie 
mit einem anderen Beamten beſetzt ſein, für den 
Recht als Recht gilt und nicht Unrecht auf Befehl 
der Regierung ausgeführt werden kann. Damit 
habe ich ganz kurz begründet, daß eine derartige 
Stelle im Etat abgelehnt werden muß. Das 
weitere behalte ich mir für die dritte Leſung vor. 

Ne Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 

Liſchnewſäki, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Fraktion legt dem Hauſe eine Reihe 
Abänderungsanträge vor, die ſich zum Teil auf 
das Gericht, zum Teil auf das Gefängnisweſen 
beziehen. So haben wir verlangt, daß bei Ab⸗ 
ſchnitt K I, Stelle 1 folgende Stellen zu ſtreichen 
ſind: 1 Gerichtspräſident, 1 Senatspräſident beim 
Obergericht, 1 Oberſtaatsanwalt, 5 Obergerichts⸗ 
räte, 4 Landgerichtsdirektoren, 1 Erſter Staats⸗ 
anwalt, 20 Landgerichtsräte und Amtsgerichts⸗ 
räte, 3 Staatsanwaltſchaftsräte, 1 Land⸗ und 
Amtsrichter, 1 Amtsanwaltſchaftsrat, 1 Amtsan⸗ 
walt, 1 Juſtizamtsrat, 1 Rechnungsreviſor, 5 Ju⸗ 
ſtizoberinſpektoren. Wir wollen aber beantragen, 
daß die Stellen für einen Juſtizſekretär und für 
zwei Kanzleiaſſiſtenten wieder in den Etat ein⸗ 
geſetzt werden. Wir halten die Aufſtellung, wie ſie 
im Etat betr. die Beſoldung für das Gerichts⸗ 
weſen vorgeſehen iſt, für unannehmbar. Wir jehen 
überhaupt, daß das Gericht von oberen Beamten 
überfüllt iſt, trotzdem die ganze Arbeit größten⸗ 


teils von den mittleren, reſp. unteren Beamten 


ausgeführt wird. Sie erklären das mit Sparſam⸗ 
keit und ſagen, es ſoll und muß abgebaut werden. 
Die Beamtenfragen ſpielten bei den Volkstags⸗ 
wahlen eine ſehr große Rolle. Vor allem konnten 
Iſich die Sozialdemokraten und das Zentrum nicht 
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D) 
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Kiinnemfti, Abgeordneter) 


A) genug tun in Entrüſtung über den hohen Beam⸗ 


(8) 


tenapparat. Das Zentrum gab z. T. den Deutſch⸗ 
nationalen die Schuld daran, daß dieſer Beamten⸗ 
apparat vorhanden ſei. Jetzt, wo eine Koalition 
zwiſchen Zentrum, Sozialdemokraten und Libera⸗ 
len vorhanden iſt, ſehen wir, daß ein wirklicher 
Abbau des oberen Beamtenapparats auch nicht 
vorgenommen worden iſt. Ich weiß auch, warum 
nicht bei den höheren Beamten abgebaut worden 
it. Ich habe den Verdacht, daß bei dieſem Abbau 
evtl. auch Herr Dr. Kamnitzer herankäme, und 
Fleiſch läßt nicht vom Fleiſch, Blut läßt nicht vom 
Blut. Da er zu der oberen Kategorie der Beamten 
gehört, ſorgt er dafür, daß ſeinen Brüdern nicht 
Unrecht geſchieht. (Zwiſchenrufe links.) Es würde 
nichts ſchaden, wenn Herr Dr. Kamnitzer abgebaut 
würde. Ich halte den Mann für genau ſo reak⸗ 
tionär, wie die Deutſchnationalen. (Abg. Rahn: 
Du bauſt Dich doch auch nicht als Abgeordneter 
ab! — Heiterkeit.) Mein Mandat als Abgeordne⸗ 
ter iſt mir von der Kommuniſtiſchen Partei, reſp. 
von der revolutionären Arheiterſchaft entgegen 
meinem Willen zugeteilt worden. Ich hätte dieſes 
Amt nicht angenommen, aber ich halte mich für 


verpflichtet, den Befehlen der Kommuniſtiſchen 


Internationale reſp. der Kommuniſtiſchen Partei 
Deutſchlands zu folgen und darauf zu hören. 

M. D. u. H.! Sie wünſchen bei dieſem Etat, 
daß die oberen Beamten bleiben ſollen und wollen 
die Stellen für zwei mittlere Beamte ſtreichen, 
und zwar einen Juſtizſekretär und zwei Kanzlei⸗ 
aſſiſtenten. Ich habe ſchon ausgeführt, daß dieſe 
Beamten den wirklichen Dienſt machen müſſen. 
Wenn die oberen Beamten nicht verſchwinden, iſt 
dem Aufrücken der mittleren und unteren Beam⸗ 
ten ein Riegel vorgeſchoben. Sie können durch 
den Nichtabbau nicht in höhere Stellen hinein⸗ 
kommen. Neues Blut kann dem Gericht nicht zu⸗ 
geführt werden. Den Gerichtsreferendaren aus 
den unteren und mittleren Schichten, die ſchon 
lange auf eine Anſtellung warten, und die nach 
der neueſten Reform arbeiten wollen, meinethal⸗ 
ben auch nach der Gerichtsreform der kapitaliſti⸗ 
ſchen Regierung, iſt nicht die Möglichkeit gegeben, 
hier im Gerichtsweſen Fuß zu faſſen. Wir wün⸗ 
ſchen, daß dieſen reaktionären Beſtrebungen Ein⸗ 
halt geboten wird. Wir wollen, daß die oberen 
Beamten abgebaut werden. Die Sozialdemokraten 
erklären in dem Regierungsorgan, der „Volks⸗ 
ſtimme“, daß die Kommuniſten wohl gute Vor⸗ 
ſchläge machen können, aber fie machen die Vor⸗ 
ſchläge nur, weil ſie vorweg wiſſen, daß ſie un⸗ 
ausführbar ſind. Meine Herren Sozialdemokra⸗ 
ten, machen Sie ſich won dieſer langen Liſte, die 
wir Ihnen vorſchlagen, doch nur einige Vorſchläge 
zu eigen, dann würde die werktätige Bevölkerung 
ſehen, daß Sie einen Anfang machen. Sie bauen 
aber nicht einen einzigen der höheren Beamten 
ab, trotz Ihrer radikalen Reden, die Sie in der 
vorigen Volkstagsperiode geführt haben. Der 
Kurs bleibt derſelbe, wie Herr Abg. Weiß erklärt 
hat. Es bleibt alles beim alten. Sie werden da⸗ 
her auch die Quittung erhalten. Wir wünſchen, 
daß die Abrechnung mit Ihnen noch vor den näch⸗ 
ten Volkstagswahlen erfolgt. (Abg. Kurowſki: 
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rechnung vornimmt. — Für Entſchädigung der Ge⸗ 
ſchworenen haben Sie eine Summe von 18 500 
Gulden eingeſetzt. Wir ſehen, daß an manchen 
Stellen außerordentlich geſpart wird. Die Ge⸗ 
ſchworenen müſſen erklären, wo ſie arbeiten und 
wieviel ſie verdienen. Andere Leute, ich erinnere 
3. B. an die Unterſuchungen bei der Invaliden⸗ 
verſicherung, erhalten andere Beträge. Die be⸗ 
amteten Aerzte bekommen z. B. für eine Anter⸗ 
ſuchung ein Honorar von 10,— Gulden und brau⸗ 
chen keinen Nachweis zu geben. Wir halten dieſe 
Schnüffelei nach dem vorherigen Verdienſt der 
Geſchworenen für unzuläſſig und wünſchen, daß 
anſtatt 18500 Gulden 25 000 Gulden eingeſetzt 
werden. 

Beim Gerichtsweſen möchte ich noch allgemein 
bemerken, daß wir bei uns wie in allen andern 
Ländern eine Klaſſenjuſtiz haben. Ich kann es 
deswegen ſagen, weil ich in der letzten Zeit einer 
Gerichtsverhandlung beigewohnt habe, in der dar⸗ 
über verhandelt wurde, daß ein Proletarier für 
einen anderen Proletarier ein Schreiben gemacht 
hat. Für dieſes Schreiben, indem die Worte ſtan⸗ 
den: „Der Gemeindevorſteher iſt als Lügner be⸗ 
kannt“ bekam er zwei Wochen Gefängnis. (Abg. 
Gaikowfki: Beleidigungen ſchreibt man micht hin⸗ 
ein!) Die Reviſion wird erweiſen, daß es keine 
Beleidigung iſt, denn es wird der Nachweis ge⸗ 
führt werden, daß der betreffende Gemeindevor⸗ 
ſteher die Behörden außerordentlich belogen hat. 
Ich will damit nur ſagen, daß, wenn das Gericht 
einen Arbeiter in die Hände bekommt, es ſofort 
eine Voreingenommenheit gegen ihn hat. Ich 
möchte auch noch bemerken, daß die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei ſ. Zt. einen Abänderungsantrag ein⸗ 
gebracht hat, wonach ein neues Reformgeſetz ein⸗ 
geführt werden ſollte. Die Sozialdemokraten 
haben dieſes Geſetz abgelehnt, trotzdem wegen der 
Kritik der „Volksſtimme“ gegen einen Abgeord⸗ 
neten wegen Beleidigung Strafantrag geſtellt 
wurde. Es iſt eine Ironie der Geſchichte, wenn 
man ſo ſagen darf, daß ſich hier der Redakteur 
einer Zeitung beſtrafen laſſen muß wegen der 


Kritik, die er an dieſem Geſetz geübt hat und hier 


im Volkstag, wo grundlegend etwas an dieſem 
Etat geändert werden kann, da ſteckt man die Naſe 
unter das Pult und läßt den lieben Gott einen 
guten Mann ſein. So ſieht die Tätigkeit der heu⸗ 
tigen Koalition und der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion aus, die immer angeben, die werktätige 
Bevölkerung zu vertreten. Hoffen wir, daß die 
Arbeiter, wie in Polen, in Deutſchland und in an⸗ 
deren Ländern ſchnell erkennen, weſſen Geiſtes 
Kinder dieſe Volksvertreter ſind. 

5 Ich komme zu dem Gefangenenweſen. Es it 
ein Schandfleck in der Geſchichte Danzigs, daß bei 
der ſelben Zahl der Gefangenen für die Verpfle⸗ 
gung unter der Regierung der Sozialdemokraten 
und des Zentrums 46 000 Gulden weniger in den 
Etat eingeſetzt ſind als unter der deutſchnationa⸗ 
len Regierung. (Hört, hört! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Wir haben ſchon immer bemängelt, daß die 
Verpflegung in dem Gefängnis reſp. Zuchthaus 
zu wünſchen übrig läßt. Wir haben feſtgeſtellt, 
daß mit Soda gekocht wird. Bei der letzten Unter- 


Wie ſoll die werden?) Das überlaſſen Sie der ſuchung haben wir geſehen, daß das Eſſen zwar 


Kommuniſtiſchen Internationale, wie ſie die Ab⸗ 


reichlich iſt, aber von den Gefängnisinſaſſen nicht 
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genoſſen werden kann, weil es nach Soda ſchmeckt, 
reſp. zu mager iſt. Trotzdem die deutſchnationale 
Regierung die Verpflegungsſätze außerordentlich 
niedrig angeſetzt hat, kommt die neue Regierungs⸗ 
koalition an und ſetzt noch 46 000 Gulden weniger 
ein als früher. Es iſt ein Schandmal ſonderglei⸗ 
chen. Die Schamröte muß Ihnen ins Geſicht ſtei⸗ 
gen, wenn Sie dieſen ausgebeuteten, dieſen recht⸗ 
loſen, durch die Klaſſenjuſtiz wegen Not verur⸗ 
teilten Proletariern die Koſt ſo weit herabſetzen, 
daß ſie elend krepieren müſſen. Ich rede das nicht 
als Unjinn, ſondern ich begründe meine Ausfüh⸗ 
rungen. Mehrere Male haben ſich Strafgefangene 
in ihrer Not an uns gewandt. Das iſt auch ſchon 
früher geſchehen. Es find Hilferufe aus tiefſter 
Bedrängnis. Uns kommuniſtiſchen Abgeordneten 
wird jedoch der Zutritt zum Gefängnis verwehrt. 
Es war uns, trotzdem wir bei den zuſtändigen 
Stellen um Erlaubnis baten, leider unmöglich, die 
Gefangenen zu ſprechen. Das hat Senator Dr. 
Frank rigoros abgelehnt. Er erklärte einem Ab⸗ 
geordneten: „Was iſt denn los?“, als wenn er es 
mit einem dummen Jungen zu tun hätte. Das 
kann er ſich unter Ihren Leuten erlauben. Es 
iſt Ihre Schuld, wenn man einen Proletarier mit 
Händen und Füßen an die Dielen feſtnagelt und 
jo ſtehen läßt, bis er bewußtlos zuſammenbricht. 
(Hört, hört!) So ſieht das Gefängnisweſen aus. 
Wenn erklärt wird, es ſei alles in Ordnung, ſo 
ſage ich Ihnen vor aller Oeffentlichkeit, daß das 
nicht ſtimmt. Es wird eine Stunde kommen, in 
der die Gefangenen auf Neugarten rebelliſch wer⸗ 
den, weil die Behandlungsweiſe ſo unter menſch⸗ 
licher Würde iſt, daß es einfach nicht mehr aus⸗ 
zuhalten iſt. So ſieht die Behandlung aus. Die 
Gefangenen zerbrechen Eiſen, womit man ſie an⸗ 
ſchnallt, wie Glas. Sie ſchlagen fingerdicke Eiſen⸗ 
ſtäbe kaputt und liegen jetzt mit zerſchundenen 
Gliedern in den Lazaretten. Glauben Sie denn, 
daß ſich ein Menſch das Fleiſch von den Knochen 
mit Wolluſt abreißt? Dieſer Gefangene wendet 
ſich hilfeſuchend an uns. Er wünſcht eine Unter⸗ 
redung mit einem Abgeordneten, um auf dieſe 
Zuſtände hinweiſen zu können. Dieſe Unterredung 
wird uns verweigert. Ein anderer Gefangener 
ſchreibt, er bittet um den Beſuch eines Abgeord⸗ 
neten zwecks Beſprechung einer wichtigen Ange⸗ 
legenheit, die ſich nicht auf dem ſchriftlichen Wege 
erledigen läßt. Vier ſolcher Schreiben innerhalb 
acht Tagen haben wir ſchon bekommen. Niemand 
läßt uns zu dieſen enterbten, entrechteten und be⸗ 
ſtraften Menſchen. Das nennen Sie parlamenta⸗ 
riſches Syſtem, das iſt die neue Zeit, das iſt die 
Demokratie. Es iſt ſchlimmer als im Mittelalter. 
Wir haben ein wunderbares Parlament. Die 
Herren Abgeordneten der Sozialdemokratiſchen 
Partei glauben, daß der Direktor ein vernünfti- 
ger Menſch it, wenn fie mit ihm Skat ſpielen ge⸗ 
hen. Als wir bei der Beſichtigung des Gefäng⸗ 
niſſes in die Zellen oder Arbeitsräume eintraten, 
ſpritzten die Gefangenen in ſtrammer Haltung vor 
und meldeten militäriſch ſo und ſo viel Mann. 
Ich habe ſchon einmal erklärt, daß das unter aller 
Würde iſt. (Abg. Plenikowſki: Chriſtliche Kul⸗ 


tur! — Abg. Gaikowſki: Ruſſiſche Kultur!) Auf 
Ihren Zuruf will ich erwidern, daß vor kurzem 
ein Berichterſtatter in der „Berliner Illuſtrierten 
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Zeitung“ über das Gefängnisweſen in Rußland 
geſchrieben hat. Es iſt bekannt, daß der Ullſtein⸗ 
verlag kein kommuniſtiſcher Verlag iſt, ſondern 
eher alles andere. Trotzdem wünſcht dieſer Mann, 
wenn er jemals im Leben etwas ausfreſſen ſollte, 
die Strafe in Sowjetrußland abbüßen zu können. 
(Abg. Raſchke: Hört, hört!) Das ſagt ein bürger⸗ 
licher Berichterſtatter, der Sowjetrußland monate⸗ 
lang bereiſt hat. Sie machen ja Spritztouren nach 
Schweden, Amerika, nach Genf uſw. Bereiſen Sie 
auch einmal Sowjetrußland und überzeugen Sie 
ſich durch eigenen Augenſchein, wie die ſogenannte 
Sowjetkultur ausſieht. Kommen Sie nicht immer 
mit dieſen ſchnoddrigen Redensarten, die zu be⸗ 
antworten eigentlich eines Kommuniſten unwür⸗ 
dig ſind. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr! — Abg. 
Raſchke: Sehen Sie nach Mexiko, was die ſchwar⸗ 
zen Schweine da angerichtet haben!) Wir wün⸗ 
ſchen eine Streichung dieſes Direktorpoſtens. Für 
die unmenſchliche und brutale Behandlung iſt der 
Direktor verantwortlich. Deshalb halten wir 
dieſe Stelle für überflüſſig. Wenn Sie durchaus 
einen Direktor für notwendig halten, ſo kann ein 


mittlerer Beamter aufrücken, der beſſer mit Ge⸗ 


fangenen umzugehen werſteht, als dieſer Mann. 
Dieſer Mann übt ſein Amt in wilhelminiſcher 
Manier aus. Er glaubt, mit den Gefangenen im 
Kaſernenhofton fertig zu werden. Alle Kapazi⸗ 
täten der ganzen Welt im Juſtiz⸗ und Gefan⸗ 
genenweſen erklären, daß man Gefangene nicht ſo 
behandeln darf. Der Gefangene muß äußerſt 
liebevoll behandelt werden, damit ſein menſch⸗ 
liches Gefühl geweckt wird. In jedem Menſchen, 
und mag er noch ſo geſunken ſein, ſteckt ein guter 
Kern, der geweckt werden muß, damit der Be⸗ 
treffende der menſchlichen Geſellſchaft wieder zu⸗ 
geführt werden kann. Gefangene dürfen nicht wie 
Tiere behandelt werden. Ich habe ſchon erklärt, 
daß jetzt für die Verpflegung der Gefangenen we⸗ 
niger ausgeſetzt iſt, als unter der deutſchnationa⸗ 
len Regierung. Sie ſcheuen ſich aber nicht, 73 000 
Gulden mehr für die Kirche zu bewilligen, Sie 
ſcheuen ſich nicht, 4 Millionen für ſoziale Aus⸗ 
gaben abzubauen. Leider iſt es in Danzig ſo, daß 
die Bevölkerung politiſch noch nicht ſo reif iſt. Ich 
wünſche aber ſehnlichſt, daß ſich alle Menſchen mit 
Politik befaſſen, damit ſie erkennen, wen ſie ge⸗ 
wählt haben und welche Leute fie vertreten. Für 
Faſfung; D I, Stelle 11 wünſchen wir folgende 
Faſſung: 
8 Benitigung an die Gefangenen und deren An⸗ 
gehörige aus dem Arbeitsverdienſt. Der eimgeſetzte 
etrag von 15 000 G iſt auf „200000 G“ zu erhöhen. 
Tariflöhne.) 
Wir wünſchen, daß dieſe Menſchen tariflich ent⸗ 
lohnt werden. Sie, als ſogenannter Linksſenat, 
ſollten beſſer als die Deutſchnationalen ſein. Die 
Deutſchnationalen ſind unſere Todfeinde; das er⸗ 
kläre ich in aller Oeffentlichkeit. Aber Sie, die 
angeben, beſſere Politik zu treiben, haben 35 000 
Gulden für Bewilligung der Arbeiten, die im Ge⸗ 
fängnis verrichtet werden, weniger eingeſetzt. Das 
iſt kennzeichnend für Ihre Einſtellung. Die Libe⸗ 
ralen und das Zentrum haben ſich dafür eingeſetzt, 
daß den Proletariern im Gefängnis nicht einmal 
das gegeben wird, was ſie früher beſaßen. Wenn 
ein Gefangener jetzt aus dem Gefängnis heraus⸗ 
kommt, hat er nichts auf den Füßen. Zur Förde⸗ 
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rung der Fürſorge der Gefangenen haben Sie 


20 000 G eingeſetzt. Vor drei Tagen erſchien auf 
dem Gemeindeamt in Ohra ein Strafgefangener, 
der 6 Jahre Zuchthaus erhalten hatte. Es waren 
Einzelſtrafen, aber er war im ganzen ſechs Jahre 
im Zuchthaus geweſen. Er machte natürlich einen 
ſehr anſtändigen Eindruck, weil ſein Bruder ihm 
einen Anzug gegeben hatte. Dieſer Mann bittet 
um Arbeit. (Abg. Raſchke: Sie glauben wohl, 
ein Zuchthäusler kann keinen anſtändigen Ein⸗ 
druck machen!) Nein, er ſoll ſo auf der Straße 
gehen, wie ich es neulich gezeigt habe, mit zer⸗ 
viſſenen Hoſen und Stiefeln. Das iſt kennzeichnend 
für ihre Einſtellung zu der unterdrückten Menſch⸗ 
heit. — Dieſer betreffende Mann wollte Arbeit 
haben. Die Gemeinde war dazu aber nicht in der 
Lage. Es iſt eine kleine Gemeinde und fie kann 
nicht aus dem Handgelenk Arbeit ſchaffen. Auf 
Befragen, ob er nicht aus dem Arbeitsverdienſt 
etwas erhalten habe, erklärte er uns, das Wenige, 
was er bekommen habe, ſei dadurch drauf gegan⸗ 
gen, daß er ſich Sonderzuſchläge hat geben laſſen, 
und zwar etwas Schmalz, Butter, Wurſt. Nichts 
iſt dem Menſchen übrig geblieben, trotzdem er ſechs 
Jahre im Zuchthaus war. Wir wünſchen, daß die 
Gefangenen anſtändig entlaſſen werden und zwei⸗ 
tens, daß ihnen Arbeitsmöglichkeit gegeben wird 
und daß ſie noch ein paar Pfennige auf den Weg 
bekommen. Sie müſſen die Möglichkeit haben, 
ſich eine Exiſtenz zu ſchaffen, ſei es dadurch, daß ſie 
ſich ſelbſtändig machen, ſei es durch etwas anderes. 
Es müſſen ihnen Mittel zur Verfügung geſtellt 
werden, damit ſie nicht wieder mit dem Geſetz in 
Konflikt geraten, denn es ſteht feſt, daß zwei 
Drittel der Gefangenen aus Not hinter den Ge⸗ 
fängnismauern ſchmachten. Deshalb ſetzen wir 
uns für die Enterbten ein. Damit in dieſer Be⸗ 
ziehung etwas geſchieht, haben wir Abänderungs⸗ 
anträge geſtellt, und zwar ſolche, die im Rahmen 
des Etats, im Rahmen der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaftsordnung verwirklicht werden können. Wenn 
wir ein Juſtizweſen und eine Gefangenenfürſorge 
aufziehen würden, dann würden wir von ganz an⸗ 
deren Geſichtspunkten ausgehen, und zwar von 
ſolchen, wie ſie in Rußland zur Anwendung ge⸗ 
kommen find. (Abg. Kurowſki: Sibirien!) Dort 
werden die Menſchen auch als Menſchen behan⸗ 
delt. (Abg. Kurowski: Na, na!) Sie ſehen doch 
mur zu, wie Sie Ihre Dittchen bekommen. Sie 
hauen als Rechtsanwalt den armen Proletariern 
übers Ohr, wenn Sie nur Ihr Geld bekommen! 
Nur die Zentrums⸗ und päpſtliche Politik ſcheint 
Sie zu intereſſieren, alles andere nicht. Daher Ihre 
Einſtellung gegen Sowjetrußland, daher Ihre 
Aeußerung über Sibirien. Faſeleien, Dumm⸗ 
heiten, Blödigkeiten können Sie hier verzapfen. 
Dieſe Geiſtesverfaſſung geben Sie hier von ſich. 


Man kann von einem Ochſen nicht mehr verlan⸗ 


gen, als ein Stück Rindfleiſch. Aber man muß ſich 
wundern, daß ſolche Ochſen überhaupt in den 
Volkstag hineinkommen. (Große Heiterkeit.) Bei 
ſolchen Geſetzen treten ſie als Volksvertreter auf 
und wiſſen nichts von der Volkswirtſchaft, wiſſen 
nichts vom Juſtizweſen. (Abg. Rahn: Ich erteile 
Ihnen einen Ordnungsruf, weil der Herr Präſi⸗ 
dent es unterläßt!) Ich danke ſchön, Sie ſind der 
Berufenſte dazu. Sie ſind der Vater des Parla⸗ 


Menſchen im freien Staat werden. 
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ments. Ich erinnere Sie an Ihre frühere Tätig⸗ 
keit als Kommuniſt. (Abg. Rahn: Was hat das 
damit zu tun? Ich mache den Präſidenten nur 
darauf aufmerkſam!) Laſſen Sie den Präſidenten 
nur in Ruhe, das iſt ein halber Noske! (Heiter⸗ 
keit.) Wir haben Ihnen eine Entſchließung vor⸗ 
gelegt, die folgenden Wortlaut hat: 

Jeder Abgeordnete Hat das Recht: 

a) die Strafanſtalten jederzeit ohne Anmeldung zu 

beſichtigen, 

b) mit jedem Strafgefangenen ohne Anweſenheit 

eines Aufſichtsbeamten zu verhandeln. 

Ich habe jetzt eine Eingabe vom Rechtsausſchuß 
zur Bearbeitung erhalten. Es iſt den Abgeordne⸗ 
ten unmöglich, mit den Strafgefangenen in Be⸗ 
rührung zu kommen. Es heißt, man ſoll ſie auf⸗ 
ſuchen, wenn ſie ihre ſechswöchige Beſuchszeit 
haben. Das kann man nicht, denn manches Mal 
werden die Eingaben vorher behandelt. Man muß 
daher vorher mit dem Strafgefangenen ſprechen 
können. So ſieht aber die Gefangenenpflege unter 
der jetzigen Regierung aus. Wir haben für die 
Leute von rechts wahrhaftig nichts übrig. Aber 
Sie (nach links) verfahren ja noch viel ſchlimmer, 
indem Sie Beträge geſtrichen haben für die Ge⸗ 
fangenenpflege, indem Sie keinen Beamtenabbau 
vornehmen und das Proletariat immer noch mehr 
bedrohen. Das iſt kennzeichnend. Wir hoffen, 
daß die Bevölkerung das ſo ſchnell wie möglich er⸗ 
kennen wird. Sie muß ſich dem Klaſſenkampf zu⸗ 
wenden; denn all dieſe Reformarbeiten werden 
niemals im kapitaliſtiſchen Staat durchgeführt 
werden, davon ſind wir überzeugt. Hier ſpielt es 
keine Rolle, ob Sozialdemokraten an der Regie⸗ 
rung ſind oder Deutſchnationale, ſondern es iſt 
und bleibt ein kapitaliſtiſcher Klaſſenſtaat. Am 
dieſen zu beſeitigen, um die ganze Klaſſenjuſtiz zu 
beſeitigen, um dieſe reaktionäre Strafgefangenen 
fürſorge zu beſeitigen, iſt es notwendig, daß die 
Proletarier ſich von dieſen ausgeſprochenen Volks⸗ 
verrätern loslöſen, daß ſie ſich wieder dem Klaſſen⸗ 
kampf zuwenden, den Marx und Engels, Wilhelm 
und Karl Liebknecht gepredigt haben, und dieſe 
Geſellſchaft zum Teufel jagen, damit wir freie 
(Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Obergerichts⸗ 
rat Kettlitz. 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Die 
Ausführungen, die der Herr Abg. Hohnfeldt vor⸗ 
hin machte, richten ſich mehr gegen die Perſon 
des Herrn Oberſtaatsanwalts als gegen die Stelle 
als ſolche. Sie laſſen ſich vielleicht darin zuſam⸗ 
menfaſſen, daß der Oberſtaatsanwalt parteipoli⸗ 
tiſche Anweiſungen entgegennehme und danach 
handle. Ich bin in der Lage zu erklären, daß das 
nicht der Fall iſt. Die gegen ihn gerichteten An⸗ 
griffe, beſonders in den angezogenen Prozeſſen, 
die namhaft gemacht wurden, entbehren jeder 
Grundlage und er muß deshalb energiſch in Schutz 
genommen werden. Es iſt jetzt nicht möglich, 
weiter auf Einzelheiten einzugehen; denn Herr 
Abg. Hohnfeldt teilte ja ſelbſt mit, daß das Ver⸗ 
fahren wegen Meineid gegen Herrn Heyn noch 
ſchwebt; ebenſo ſchwebt auch das andere Verfah⸗ 
ren. Erſt, wenn die Verfahren abgeſchloſſen 
ſind, wird ſich entſcheiden laſſen, ob der Vorwurf 
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dem Schein nach berechtigt iſt, der Sache nach, wie 
jetzt ſchon mit ziemlicher Gewißheit vorauszu⸗ 
ſagen iſt, iſt er es nicht. 

Auf das, was Herr Abg. Liſchnewfki ausführte, 
möchte ich nur auf den Vorwurf zur Ausgabe B I, 
Stelle 8, eingehen. Er tadelte es als unſozial, 
daß für die Gefangenenpflege 46 000 G weniger 
eingeſetzt ſeien. Die Tatſache iſt richtig, erklärt 
ſich aber dadurch, daß regelmäßig die Gefangenen⸗ 
zahl, die ſich im Vorjahr durchſchnittlich als Be⸗ 
legziffer ergab, der Berechnung zugrunde gelegt 
wird. Exfreulicherweiſe iſt die Anzahl der Ge⸗ 
fangenen zurückgegangen. Daher durfte und 
mußte eine geringere Ziffer für die Gefangenen⸗ 
pflege eingeſetzt werden, ſonſt wäre man ja zu 
Ziffern gekommen, die fiktiv ſind und ein fiktiver 
Etat iſt ein falſcher. 

Wegen der Beſuche der Gefangenen durch 
Abgeordnete ſind gerade in dieſen Tagen Grund⸗ 
ſätze aufgeſtellt worden. Soviel ich weiß, hat 
oder wird ſich der Volkstag ſelbſt damit beſchäf⸗ 
tigen. Insbeſondere wird den Herren Abgeord- 
neten, die gleichzeitig Berichterſtatter für Ein⸗ 
gaben ſind, eine größere Freiheit gewährt. Sie 
ſind nicht, wie Herr Abg. Liſchnewſki ſagte, an die 
Beſuche gebunden, die den Gefangenen regel⸗ 
mäßig nach der Dienſt⸗ und Vollzugsordnung er⸗ 
laubt ſind, ſondern ſie können außerhalb der Be⸗ 
ſuche mit den Gefangenen ſprechen. Dieſe Be⸗ 
ſuche rechnen nicht mit zum Konto der Beſuche, 
die ein Gefangener entgegennehmen darf. (Abg. 
Raſchke: Bisher war es jo!) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wir ſtimmen zuerſt 
über den Abänderungsantrag Druckſache Nr. 216 
ab. Er lautet: 

1. Bei Abſchnitt A I Stelle 1 find zu ſtreichen: 

1 Gerichtspräſident, 

1 Senatspräſident beim Obergericht, 
1 Oberſtaatsanwalt, 

5 Obergerichts räte, 

4 Landgerichtsdirektoren, 

1 Erſter Staatsanwalt, 
20 Landgerichtsräte und Amtsgerichtsräte, 
3 Staatsanwaltſchaftsräte, 

1 Land⸗ und Amtsrichter, 

1 Amtsanwaltſchafts rat, 

1 Amtsanwalt, 

1 Juſtizamtsrat, 

1 Rechnungsreviſor, 

5 Juſtisoberinſpektoren, 

hinzuzufügen: — 

1 Juſtizſebretär, 

2 Kankzleiaſſiſtenten. 

2. Abſchnitt A I, Stelle 11, 

Entſchädigung der Geſchworenen, Schöffen und 
Vertrauensperſonen anſtatt „18 500, — G“ — 
„28 000, — Gl. 

3. Abſchnitt B I, Stelle 1, ſind zu ſtreichen: 

1 Strafanſtaltsdirektor, 
1 Strafanſtaltsinſpektor, 
ferner iſt in Zeile 4 au ſtreichen „und Organijt“. 

4. Abſchnitt B I, Stelle 8: 

Gefangenenpflege iſt zu ſetzen anſtatt „220 000 
G“ „300 000 G“. 

5. Abſchnitt B J, Stelle 11, erhält folgende Faſſung: 
Bewilligung an die Gefangenen und deren An⸗ 
gehörigen aus dem Arbeitsverdienſt. Der ein⸗ 
geſetzte Betrag von 15000 © iſt auf „200 000 G“ 
zu erhöhen. („Tariflöhne“). 
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6. Abſchnitt B I, Stelle 12: 
Entſchädigung der Gefangenen und deren An⸗ 
gehörigen im Falle der Verletzung oder der 
Tötung eines Gefangenen durch einen bei der 
Beſchäftigung erlittenen Unfall iſt der einge⸗ 
ſetzte Betrag 1000 G auf 2000 6 zu erhöhen. 
7. Abſchnitt B I, Stelle 13: 
Förderung der Fürſorge für die aus der Straf⸗ 
haft Entlaſſenen iſt der eingeſetzte Betrag von 
20 000 G auf 50 000 G zu erhöhen. 

8. Abſchnitt B I, Stelle 18 
wird die Summe auf 25 000 G erhöht. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
Etat der Juſtizverwaltung ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 


Mehrheit, der Etat iſt angenommen. Ich rufe 
auf Anlage 9g: 
Haushaltsplan für Oeffentliche Ar⸗ 


beiten. 

Ich eröffne die Beſprechung und 
Wort dem Herrn Abg. Jantzen. 

Jantzen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Zu dieſem Haushaltsplan haben wir vor die 
Vollverſammlung lediglich den Antrag gebracht, 
die Wärmewirtſchaftsſtelle ganz zu ſtreichen. Im 
Ausſchuß wurde eine Entſchließung angenommen, 
die beſagt, daß die Beſchaffung von Heizmaterial 
den einzelnen Behörden ſo weit zu überlaſſen iſt, 
wie ſie preiswerter als durch die Wärmewirt⸗ 
ſchaftsſtelle erfolgen kann. (Zurufe bei den 
Kommuniſten.) Die Wärmewirtſchaftsſtelle 
braucht im Jahre ungefähr 15 000 Tonnen Koh⸗ 
len. Wenn nun dieſer Entſchließung ſeitens der 
Mehrheit ſtattgegeben werden ſoll, würde für 
den Handel ein außerordentliches Riſiko ent⸗ 
ſtehen, d. h., es würden aus den 15 000 Tonnen 
30 000 Tonnen werden müſſen, wenn die Preiſe 
ordnungsmäßig gegenübergeſtellt werden ſollen, 
damit auch tatſächlich feſtgeſtellt werden kann, 
ob die Wärmewirtſchaftsſtelle beſſer einkauft. 

Ich glaube, daß dieſe Entſchließung wohl recht 
gut gemeint iſt, aber jedenfalls unter keinen Um⸗ 
ſtänden zu Gunſten des Handels wirkt. Wir 
ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß die 
Stelle für die Wärmewirtſchaftsſtelle unter allen 
Umſtänden geſtrichen werden muß. Sie geht nach 
unſerer Anſicht bei der Schaffung von Brennma⸗ 
terial in keiner anderen Weiſe vor, als es früher 
der Fall war. Sie fordert den Handel zur Offer⸗ 
ten⸗Abgabe auf, ſucht ſich entweder einzelne Fir⸗ 
men aus — in dieſem Jahr erfolgte eine öffent⸗ 
liche Ausſchreibung — dann liefen die Angebote 
ein. Die günſtigſten werden ausgeſucht, die Lie⸗ 
ferungen erfolgen. Die Abnahme erfolgt dann 
wieder genau ſo, wie früher. Dieſe Operation 
koſtet uns aber, wie aus dem Etat hervorgeht, 
im Jahr ungefähr 40 000 Gulden mehr gegen 
früher, wo es nichts koſtete. Früher haben es die 
einzelnen behördlichen Stellen, die ſich mit dem 
Einkauf von Brennſtoff zu befaſſen hatten, ebenſo 
gemacht. Der betreffende Beamte diktierte der 


erteile das 


Stenotypiſtin einen Brief. Dieſe ſchrieb ihn ein⸗ 
mal, ſchlug ihn fünf⸗ oder ſechsmal durch und 
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dann ging die Sache genau ſo vor ſich, wie bei 
der Wärmewirtſchaftsſtelle; die Offerten wurden 
durchgeſehen uſw. Die Arbeit dieſer Stelle um⸗ 
faßte früher vielleicht eine Stunde, um die Offer⸗ 
ten zu verlangen und die Aufträge zu verteilen. 

Nun hat die Wärmewirtſchaftsſtelle behauptet 
— ſie hat es durch Herrn Oberbaurat Chariſius 
veröffentlichen laſſen — daß ſie 72 000 Zentner 
Kohlen und 30 000 Zentner Koks eingeſpart hat. 
Wir haben darüber eine kleine Anfrage an den 
Senat gerichtet und werden ſehen, wie die Ant⸗ 
wort lautet, um nachher feſtzuſtellen, wie das an⸗ 
gebliche Sparen ausſieht. Effektiv hat ja aller⸗ 
dings die Wärmewirtſchaftsſtelle geſpart, aber 
nicht etwa durch ihre Maßnahmen, ſondern da⸗ 
durch, daß die Winter außerordentlich milde 
waren. Die andere Stelle hätte alſo zweifellos 
genau dieſelbe Menge eingeſpart, die die Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle eingeſpart hat. In den Bedin⸗ 
gungen der Wärmewirtſchaftsſtelle und der an⸗ 
deren Stellen ſind genau die gleichen Grundſätze 
enthalten, d. h. daß die Stellen in der Lage ſind, 
20 Prozent weniger oder 20 Prozent mehr der 
angefragten Menge einzufordern. 

Als die Wärmewirtſchaftsſtelle eingerichtet 
wurde, iſt dieſe Einrichtung von Herrn Kloſſowſki 
in der „Volksſtimme“ — ich habe den Artikel 
nicht geleſen — ſehr nett gloſſiert worden. Er 
ſoll da geſagt haben, es kam ein Beamter herein, 
maß Länge, Breite und Höhe des Zimmers und 
an Hand des kubiſchen Inhalts dieſes Zimmers 
wurde feſtgeſtellt, was dieſe Stelle tatſächlich an 
Brennſtoff verbrauchen darf. Aber ſelbſt dieſe 
Maßnahmen haben, wie ich ſchon ſagte, nicht dazu 
geführt, einen Minderverbrauch feſtzuſtellen. Der 
einzige Unterſchied gegen die frühere Abnahme 
iſt vielleicht darauf zurückzuführen, daß hin und 
wieder einmal Beamte der Wärmewirtſchafts⸗ 
ſtelle mit dem Zentimetermaß auf die Bahnhöfe 
gegangen ſind, um nachzumeſſen, ob die betref⸗ 
fende Nußſortierung 200440 gehabt hat. Das war 


ja ſchon ſehr intereſſant, es zu machen. Preislich 


ſind nun auch keine Vorteile, denn früher war 
der Einkauf ebenſo günſtig. 

Wir ſtehen alſo auf dem Standpunkt, daß die 
Wärmewirtſchaftsſtelle bezüglich Kohleneinkaufs 
unter keinen Umjtänden die Berechtigung hat, 
weiter zu exiſtieren. Nun wird aber geſagt wer⸗ 
den, die Wärmewirtſchaftsſtelle hat auch noch 
andere Aufgaben und zwar die Einrichtung, Be⸗ 
aufſichtigung uſw. der Zentralheizungsanlagen. 
Wie geht die Sache vor ſich? Wir haben in den 
Zeitungen geleſen, beſonders in den letzten Tagen, 
daß ſie jetzt an ihre Ausſchreibung von dem und 
dem Tage erinnert. Was iſt da für ein Anter⸗ 
ſchied gegen früher? Früher machte es lediglich 
der betreffende Baurat oder was er ſonſt war. 
Er ſagte auch in den Ausſchreibungen, bei einer 
Außentemperatur von etwa 20 Grad müſſen in 
den Zimmern plus 20 Grad ſein. An Hand die⸗ 
ſer Angaben und der Zeichnugen kamen dann die 
verſchiedenen Intereſſenten, die ſich für die Ein⸗ 
richtung intereſſierten. Sie ſtellten feſt, wie ſtark 
die Heizkörper ſein müßten, wie ſtark der Keſſel 
ſein mußte. Die Offerte wurde eingereicht und 


581 


vergeben. Früher: Arbeit eine Stunde, Geld⸗ 
betrag = Null. Heute wieder ein ganz erheb⸗ 
licher Geldbetrag, ein hoher Prozentſatz von den 
ſchon einmal erwähnten 40 000 Gulden. Bei 
größeren Reparaturen wird in ähnlicher Weiſe 
verfahren werden. Kleinere Reparaturen werden 
vielleicht die Heizer oder ſonſtige andere Sachver⸗ 
ſtändige machen können. Alſo nach unſerer An⸗ 
ſicht iſt auch bei Zentralheizungsanlagen das 
Weiterbeſtehen der Wärmewirtſchaftsſtelle unter 
feinen Umjtänden gut zu heißen. 

Nun wird zum Schluß evtl. auch gejagt wer⸗ 
den, auch das reicht nicht aus, ſondern hier dreht 
es ſich um ein großes Werk, das Fernheizwerk. 
Es kann ja ſein, daß der jetzige Leiter der Wär⸗ 
mewirtſchaftsſtelle vielleicht beſonders zur Ein⸗ 
richtung dieſes Werks hierher gekommen iſt und 
daß nur aus Mangel an Mitteln oder aus an⸗ 
deren Gründen, die ich nicht kenne, dieſes Werk 
vorerſt zu bauen unterbleibt. Ueber Fernheiz⸗ 
werke hat man ab und zu geleſen, beſonders 
waren es ablehnende Stimmen, hin und wieder 
auch zuſtimmende. Feſtzuſtellen iſt aber, daß 
Fernheizwerke ſich nur in gemeindlicher Hand be— 
finden, nicht in Privathänden. Das iſt für mich 
als Kaufmann ſchon ein hinreichender Grund da⸗ 
für, daß Fernheizwerke nicht rentabel ſein können. 
Die gemeindliche Hand hat einen großen Topf, 
aus dem die Sache gemacht wird. Ankoſten, die 
von einer privatwirtſchaftlich eingeſtellten Stelle 
für das Fernheizwerk genau kalkuliert werden 
müſſen, fallen hier fort. Alſo auch damit iſt es 
nichts. Nun ſteht in unſerem Etat verſchiedent⸗ 
lich, daß neue Keſſel eingerichtet ſind. Es werden 
verſchiedene Summen dafür angefordert. Wenn 
man neue Keſſel eingebaut hat, ſo iſt doch wohl 
anzunehmen, daß man den Bau des Fernheiz⸗ 
werks vorerſt wiederum zurückgeſtellt hat. Warum 
will man dann noch die Wärmewirtſchaftsſtelle 
erhalten. Aber ich will einmal unterſtellen, daß 
das Fernheizwerk tatſächlich gebaut, und 
der leitende Ingenieur der Wärmewirtſchafts⸗ 
ſtelle mit ſeinem Stab dort tätig ſein wird. Dann 
wird möglicherweiſe der Staat geringe Vorteile 
haben. Ich glaube es allerdings nicht. Nachteile 
wird aber unter allen Umjtänden die Stadtver⸗ 
waltung haben; denn alle die Mengen Gaskoks, 
die heute an Stellen gehen, die dem Fernheizwerk 
benachbart ſind, alſo Volkstag, Gerichtsgebäude, 
Regierung uſw. würden zweifellos in Fortfall 
kommen. Die Stadt würde alſo einen ganz un⸗ 
geheuren Verluſt erleiden, dem ein Vorteil bei 
der Stadtverwaltung nach meiner Ueberzeugung 
nicht gegenüber ſtehen wird. Zu mindeſt werden 
ſich dieſe beiden Poſten ausgleichen. Wenn aber 
dieſe Gaskoksmengen nicht mehr von den Stellen 
übernommen werden, die ſie augenblicklich brau⸗ 
chen, jo würde die Gasanſtalt dieſe Mengen evtl. 
auf Lager nehmen müſſen oder aber, da dieſes 
ſehr unrentabel iſt, — denn infolge der Lagerung 
wird die Ware keineswegs beſſer — muß es ſie 
in den Export hineinbringen. Im Export gibt es 
aber außerordentlich ſchlechte Preiſe. Dieſe 
Preiſe im Export richten ſich nach den engliſchen 
konkurrierenden Marken. 
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Alſo alles in allem genommen können wir 
nur auf dem Standpunkt ſtehen, daß die Wärme⸗ 
wirtſchaftsſtelle überflüſſig iſt. Es gibt noch an⸗ 
dere Gründe, die gegen das Weiterbeſtehen der 
Stelle ſprechen. Ich verzichte aber darauf, ſie 
hier vorzubringen, da ſie meiner Anſicht nach nicht 
vor dieſes Forum gehören. Ich ſtelle daher den 
Antrag, die Wärmewirtſchaftsſtelle zu beſeitigen 
und den Betrag aus dem Etat herauszubringen. 
Ich bitte Sie um Zuſtimmung. 

& ig: Das Wort hat der Herr Abg. Paul 
weft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Wenn man die Ueberſchrift von dieſem Etat 
lieſt und wenn man ein Träumer wäre, müßte 
man in dieſem Etat alle die ſchönen Luftſchlöſſer 
ſehen, die während der Wahlkampagne und zu 
den Regierungserklärungen von ſämtlichen Red⸗ 
nern dieſes Hauſes verſprochen worden ſind. Be⸗ 
ſonders der Herr Abg. Brill ſah ſchon im Traum 
hübſche helle Wohnungen, Planſchwieſen, Grün⸗ 
gürtel, Spielwieſen uſw., die er zu ſchaffen ver⸗ 
ſprach. Von alledem iſt hier nichts enthalten. 
Etwas anderes iſt aber da, und darauf werde ich 
im Laufe meiner kurzen Ausführungen kommen. 

Wir beantragen zuerſt in Abſchnitt IV, Stelle 
2 für den Fährbetrieb 102 000 Gulden zu ſtrei⸗ 
chen. So weit ich mich entſinne, iſt gerade der 
Fährbetrieb in Schiewenhorſt bis vor einem Jahr 
gratis geweſen. Da iſt früher eine Chauſſee durch⸗ 
gegangen und der Freiſtaat hat die Verpflichtung 
übernehmen müſſen, daß der Fährbetrieb unent⸗ 
geltlich ſein ſoll. Der löbliche Senat ſteht auf dem 
Standpunkt, in dem Moment, wo es ſich um 
Rechte handelt, ſich dieſe anzueignen, in dem Mo⸗ 
ment, wo es Pflichten ſind, exiſtieren die Ab⸗ 
machungen nicht für ihn. Er iſt dazu übergegan⸗ 
gen, für das Ueberjegen mit der Fähre Gelder zu 
erheben. Es iſt eine ſtarke Belaſtung für die Be⸗ 
völkerung, wenn vor acht Uhr 15 Pfennige und 
mach acht Uhr 30 Pfennige bezahlt werden müſſen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Fähr⸗ 
betrieb unentgeltlich ſein muß. 

Im Abſchnitt III, Stelle 6 — Beihilfen an die 
Gemeinden zur Unterſtützung des Gemeindewege⸗ 
baues — wollen wir, daß ſtatt 30 000 Gulden 
60 000 Gulden geſetzt werden. Von verſchiedenen 
Rednern iſt im Laufe der letzten Monate zum 
Ausdruck gebracht worden, daß die Straßen repa⸗ 
raturbedürftig ſind und daß Mittel zur Verfügung 
geſtellt werden müſſen, um die dringenden Arbei⸗ 
ten zur Durchführung zu bringen. 30 000 Gulden 
ſind aber für dieſen Zweck eine ſehr kleine Summe, 
wir beantragen daher, ſie auf 60 000 Gulden zu 
erhöhen. 

Jetzt kommen wir zu einem beſtimmten Gebiet, 
und das it das Flugweſen. Bevor ich auf das 


Flugweſen näher eingehe, geſtatten Sie wohl, 


Herr Präſident, daß ich ein paar kurze Abſchnitte 
von Ausführungen der Sozialdemokratie zitiere, 
die in letzter Zeit nicht mehr als wahr akzeptiert 
werden. Dieſe Ausführungen beweiſen, daß das, 
was wir gejagt haben, vichtig iſt. Das find die 
Ausführungen des Herrn Abg. Loops auf dem 


Parteitag der Sozialdemokratiſchen Partei 1927. 
Da ſchreibt er, eine Reihe von europäiſchen Staa⸗ 
ten, wie Italien, Rumänien, Ungarn und auch 
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Polen ſeien mehr oder minder nur Puppen in 
der Hand der engliſchen Außendiplomatie. Unſer 
Staat iſt aber erſt recht eine Puppe im großen 
politiſchen Welttheater. Das zeigt ſich wohl am 
beſten darin, daß es im vorigen Sommer dem 
Linksſenat nicht möglich war, in London die Ha⸗ 
fenbauanleihe zu erhalten, da England damals 
im Danziger Hafen eine Konkurrenz für ſeinen 
eigenen Kohlenexport ſah. Jetzt hat England 
größtes Intereſſe am Ausbau des Danziger Ha⸗ 
fens aus militäriſchen Gründen wegen Rußland, 
und die Anleihe wurde genehmigt. Alſo alles, 
was wir geſagt haben, hat Herr Loops ein Jahr 
früher geſagt. Er hat ſich nicht entblödet, das als 
Lüge und Schwindel zu bezeichnen, als wir mit 
denſelben Argumenten operierten. (Zuruf des 
Abg. Loops.) Das Flugzeugweſen, wie es heute 
beſteht, wird ein Zuſchußgebiet bleiben, ebenſo wie 
das Eiſenbahnweſen von der zweiten Klaſſe nach 
oben dauernd ein Zuſchußgebiet iſt. Aber warum 
wird noch heute gerade auf dem Gebiet des Flug⸗ 
weſens ſoviel Geld hinausgeworfen? Warum wird 
der Nationalismus ſo entfacht, wenn es einem 
deutſchen Flieger gelingt, nach Amerika zu fliegen 
und wenn es einem amerikaniſchen Flieger ge⸗ 
lingt, nach Deutſchland zu fliegen? Das geſchieht, 
weil vermittels des Flugweſens die militäriſchen 
Möglichkeiten ins Unendliche geſteigert werden. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Aus dieſem 
Grunde erhitzen ſich die nationaliſtiſchen Gemüter 
bis zum Exzeß und verſtehen es, auf der andern 
Seite hinter ſich einen beſtimmten Kreis von Nutz⸗ 
nießern zu ziehen. Dieſelben Geſichtspunkte ſind in 
der Mittelbewilligung für den Flugzeughafen und 
für den Ausbau des Waſſerflugzeughafens bei 
Neufähr ausſchlaggebend. Das werden Zuſchuß⸗ 
gebiete bleiben, ſolange nur einzelne Leute dieſe 
Transportmöglichkeit benutzen können. Wenn es 
heute eine beſtimmte Klaſſe von Menſchen gibt, 
die das Verlangen haben, Flugzeug zu fahren, fo 
wollen wir es ihnen nicht verwehren. Wir wehren 
uns nur dagegen, daß es auf unſere Koſten geht. 
Herr Loops und Herr Senator Dr. Volkmann wa⸗ 
ren es im Ausſchuß, die darauf hinwieſen, daß 
Sowjet⸗Rußland das größte Intereſſe habe, daß 
der Flugzeughafen beſtehen bleibt. Sowjetruß⸗ 
land hat das größte Intereſſe, daß die Verbindun⸗ 
gen von Moskau nach Berlin gut funktionieren. 
Aber es wird niemals Mittel zur Verfügung ſtel⸗ 
len, damit die Stätten ausgebaut werden können. 
Solange die Ruofluggeſellſchaft die Linie Moskau 
— Berlin flog, wurde in Langfuhr gehalten. Als 
aber der Hanſaflug die Sache übernahm, wurde 
erklärt, es werde nicht angehalten. Als Grund 
dafür wurde angegeben, daß die Beleuchtung nicht 
genüge und die Abfahrtsmöglichkeiten nicht aus⸗ 
reichten. Man wollte Argumente geltend machen, 
um nicht landen zu brauchen. Wenn jetzt Paſſa⸗ 
giere abſteigen wollen, dann wird gehalten, ſonſt 
nicht. Alſo hat Herr Dr. Volkmann falſch argu- 
mentiert und Herr Loops auch. Wenn eine Flug⸗ 
linie beſteht, haben die Ruſſen auch ein Intereſſe 
daran, daß man in Danzig einſteigen und ab⸗ 
fahren kann. Sie haben ſich nur bereit erklärt, 
durch die gemeinſame Geſellſchaft auf die Hanſa⸗ 
geſellſchaft einen Druck auszuüben, hier anzuhal⸗ 
ten, Paſſagiere aufzunehmen und abzuladen. Das 
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iſt das Entgegenkommen, das Rußland in dieſem licher Anterſchied. Es hat ſich immer mehr her⸗ 


Falle gezeigt hat, und nicht umgekehrt. Sie ver⸗ 
ſuchen es jo hinzuſtellen, als ob die Kommuniſten 
nicht die Mittel bewilligen wollten. Sie wollten 
ausdrücken: Eure Brüder in Rußland ſind impe⸗ 
rialiſtiſch und wollen ganz etwas anderes als ihr. 
So iſt die Sache nicht. Die Mittel für den Flug⸗ 
hafen in Langfuhr und den Waſſerflugplatz in 
Neufähr ſind weggeworfenes Geld und werden 
nach unſerer Anſicht nur auf Drängen des Völker⸗ 
bundes bewilligt. Herr Loops hat ſo wunderbar 
erklärt, daß Sie kein Geld für den Hafenausbau 
bekommen haben, weil die Vergrößerung des Ha⸗ 
fens ſolange noch nicht akut war. Mit dem Mo⸗ 
ment, wo die Vergrößerung akut wurde, wurde 
die Anleihe bewilligt, weil die Vergrößerung des 
Hafens im Intereſſe Englands notwendig war. 
Ebenſo iſt es mit dem Flugplatz in Langfuhr und 
dem Waſſerflugplatz in Neufähr. Der Senat und 
all die Herren, die Stiefellecker des Völkerbundes 
ſind, überſchlagen ſich in Liebenswürdigkeiten und 
ſagen, ſie würden es bewilligen. Nachher dreht 
man den Spieß um und ſagt, aus verkehrstechni⸗ 
ſchen Gründen iſt es unbedingt notwendig, daß 
der Flugplatz in Langfuhr vergrößert wird und 
der Hafen von Neufähr einen Ausbau erfährt. 
Hier werden Gelder hinausgeworfen. Speziell die 
Herren Sozialdemokraten bewilligen die Gelder, 
um ſo den Brudermord noch beſſer in die Wege zu 
leiten, obwohl ſie gegen den Krieg ſein wollen. 
Das find die ſonnigen Mohnungen, die Grün- 
gürtel und Planſchwieſen, wie der Abg. Brill in 
der Etatsrede erwähnte. Die Planſchwieſe hat 
uns ja ſchon die glorreiche Zeit von 1914 bis 1918 
gebracht. Wir beantragen, daß in Abſchnitt IV, 
Stelle 13 für den Betrieb der Sicherungsanlagen 
auf dem Flugplatz 48 050,— Gulden geſtrichen 
werden. Weiter verlangen wir, daß in Abſchnitt 
V, Stelle 1, die Stelle für 1 Regierungsbaurat ge⸗ 


ſtrichen wird. Der Freiſtaat muß an den vielen. 


Regierungsräten erſticken. Wir haben ſo viel Re⸗ 
gierungsräte und andere Räte, daß ſich ein Rat 
vor dem andern nicht mehr auskennen kann. Wei⸗ 
ter beantragen wir, daß in Abſchnitt VII, Stelle 3 
für den weiteren Ausbau des Flughafens Danzig⸗ 
Langfuhr 75 000 Gulden geſtrichen werden. 
In a VII. Stelle 5 lautet unſer Antrag: 
Für den weiteren Ausbau des Waſſerflughafens 
ame 2. Rate 30 000 Gulden werden ge- 
ſtrichen. 
Ich erſuche beſonders die Herren Sozialdemokra⸗ 
ten und Zentrümler, im Intereſſe der Grün⸗ 
gürtel und geſunden und ſonnigen Wohnungen 
dieſen unſern Anträgen zuzuſtimmen und ſich nicht 
mit einem Grinſen zu begnügen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Doerkſen. 

Doerkſen, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
9.! Der Herr Vorredner hat bei Beginn ſeiner 
Ausführungen die Frage der Fährgelderhebung 
in Schiewenhorſt geſtreift. Geſtatten Sie, daß ich 
etwas näher auf dieſe Frage eingehe. Meine 


Fraktion geht nicht ſo weit, wie die Kommuniſti⸗ 
ſche, die ſämtliche Fährgelder beſeitigen will. Wir 
wollen nur die Fähre in Schiewenhorſt koſtenlos 
benutzt wiſſen. Zwiſchen der Fähre von Schiewen⸗ 
horſt und den andern Fähren beſteht ein weſent⸗ 


ausgeſtellt, daß die Fährgelderhebung in Schie⸗ 
wenhorſt für die Bewohner von erheblicher wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung iſt. In Anerkennung dieſer 
Tatſache hat der letzte Kreistag einſtimmig — ich 
bemerke einſtimmig — beſchloſſen, den Kreisaus⸗ 
ſchuß zu beauftragen, nach dieſer Richtung hin bei 
der Regierung vorſtellig zu werden. Durch Schaf⸗ 
fung des Weichſeldurchſtichs von Schönbaum nach 
Schiewenhorſt wurde der Verkehr auf der damali⸗ 
gen Provinzial⸗Chauſſee Bohnſack—Stutthof un⸗ 
terbrochen. Der Unternehmer dieſes Durchſtichs 
war der Preußiſche Staat. Für ihn beſtand die 
Verpflichtung, die unterbrochene Verbindung wie⸗ 
der herzuſtellen. Er hat das niemals beſtritten. 
In eingehenden Verhandlungen, das weiß ich noch 
aus eigener Erfahrung, hat der Staat die Zuſiche⸗ 
rung gegeben, hier niemals Fährgelder zu er⸗ 
heben. Der Nachfolger des Preußiſchen Staates 
iſt der Freiſtaat. Dieſer hat lange Jahre hin⸗ 
durch in Schiewenhorſt kein Fährgeld erhoben, 
bis vor zwei Jahren eine Aenderung eintrat. 
(Durch die Deutſchnationalen iſt es geſchehen! 
links.) Ich bin damals im Ausſchuß geweſen und 
habe gleich auf die Bedenken aufmerkſam gemacht. 
Wenn auch die Bewohner der Nehrung von einer 
Fährgelderhebung befreit ſind, ſo genügt das nicht. 
Die Nehrung iſt ein Landſtrich von hohem land⸗ 
wirtſchaftlichem Reiz. Mit der Zunahme 
Automobilverkehrs wird die Nehrung immer mehr 
Ausflugsort. Wenn die Automobilbeſitzer zweimal 
Fährgeld zahlen müſſen, bei Bohnſack und bei 
Schiewenhorſt, ſo verteuert das die Reiſe. Auch 
beklagen ſich die Bewohner der Nehrung, die An⸗ 
gehörige in der Stadt haben, die Sonntags zu 
ihnen herauskommen und nicht unbeträchtliche 
Gebühren zu bezahlen haben. Die Bevölkerung 
hat den Eindruck, daß es ſich um das nicht Ein⸗ 
halten eines gegebenen Verſprechens handelt; 
denn die Freiſtaat⸗Regierung iſt die Nachfolgerin 
der Preußiſchen Staatsregierung, die dieſe Rege⸗ 
lung getroffen hat. Ob hier gerade eine rechtliche 
Verpflichtung worliegt, iſt eine Frage, die ich nicht 
entſcheiden will. Jedenfalls liegt die moraliſche 
Verpflichtung vor. Der Antrag iſt im Kreistag 
Danziger Niederung von allen Fraktionen ein⸗ 
ſtimmig angenommen worden. Ich hoffe, daß Sie 
auch unſere Entſchließung einſtimmig annehmen 
werden. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Oberbau⸗ 
rat Virus. 

Virus, Oberbaurat: Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Wegen der Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Jantzen möchte ich zu⸗ 
nächſt feſtſtellen, daß die Wärmewirtſchaft ſich 
immer mehr zu einer Spezialwiſſenſchaft ent⸗ 
wickelt hat und daß dafür eine Dienſtſtelle erfor⸗ 
derlich iſt, die mit Fachleuten beſetzt iſt. Ich 
möchte zunächſt ganz kurz den Aufgabenkreis der 
Wärmewirtſchaftsſtelle erläutern. Das Arbeits⸗ 
gebiet erſtreckt ſich 1. auf Neuanlagen: Ausarbei⸗ 
tung der Vorprojekte von Heizungs⸗, Lüftungs⸗ 
und ſonſtigen wärmetechniſchen Anlagen und der 
Ausſchreibungsunterlagen, Prüfung der Ange⸗ 
bote, Ausarbeitung der vollſtändigen Montage⸗ 
unterlagen, Ueberwachung der Montage, Ver⸗ 
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handlungen mit den Dienſtſtellen und den Fir⸗ 
men, Vornahme der Probeheizungen, Abnahme 
der Anlagen und Montageberechnungen; 2. für 
die beſtehenden Anlagen: Ueberwachung und 
Kontrolle des Betriebes bezw. des Brennſtoff⸗ 
verbrauchs, Inſtandhaltung der Anlagen, An⸗ 
weiſung des Perſonals, Verbeſſerungen der An⸗ 
lagen auf Grund der Betriebsbeobachtungen; 3. 
für die Brennſtoffbeſchaffung und Verteilung: 
Feſtſtellung des zuläſſigen Brennſtoffverbrauchs, 
Führung der Kontrolliſten, Ausſchreibung des 
Brennſtoffbedarfs, Verhandlungen mit den Fir⸗ 
men und Lieferungsabſchlüſſe, Verteilung auf die 
einzelnen Dienſtſtellen, etwa 300, Prüfung der 
Brennſtoffrechnungen; 4. Bearbeitung von Vor⸗ 
ſchlägen für Verbeſſerung bezw. für Vereinfachung 
des Betriebes, wie z. B. Fernwärmeverſorgung, 
Nachprüfung der Wirtſchaftlichkeit wärmetech⸗ 
niſcher Betriebe; 5. Fachberatung für die Allge⸗ 
meinheit. 

Bei der Wärmewirtſchaftsſtelle ſind zurzeit 
beſchäftigt ein Diplomingenieur, ein Heizungs⸗ 
ingenieur, ein Heizungstechniker, ein Regiſtrator 
und ein Bauaufſeher. Von dieſem Perſonal ſind 
im Jahre 1927 folgende Arbeiten geleiſtet: 1. die 
Beſchaffung von Brennmaterialien im Werte von 
700 000 Gulden und Ueberwachung des Ver⸗ 
brauchs; 2. Ergänzung und Neubauten folgender 
Anlagen: Keſſel und Boiler im Polizeipräſidium, 
Zentralheizung im Direktorwohnhaus Tempel⸗ 
burg, Zentralheizung Hauptfeuerwache Hunde⸗ 
gaſſe, Zentralheizung Feuerwache Langfuhr, Um- 
bau Wohlfahrtsküche Neufahrwaſſer, Projekt 
Kühlanlage Frauenklinik, Sparkaſſen⸗Wohnge⸗ 
bäude Langfuhr, Boiler, Umänderung Suppen⸗ 
küche Langfuhr, Keſſelſpeiſepumpe Frauenklinik, 
Zentralheizung Hygieniſches Inſtitut, Umände⸗ 
rung in der Polizeiſtation Ohra, Keſſel im Rat⸗ 
haus Oliva, Beheizung der Zellen im Rathaus 
Oliva, Entlüftungsanlage im Krankenhaus, An⸗ 
lage in der Kampfbahn Niederſtadt, Zentralhei⸗ 
zung in der Turnhalle Schupokaſerne, Umände⸗ 
rung in der Strandhalle Bröſen, Keſſel im Lehrer⸗ 
ſeminar, Wohlfahrtsküche Schwarzes Meer, Neu⸗ 
bau Waſchanſtalt Silberhammer, Neubau Straf⸗ 
anſtalt Frauengefängnis, Neubau Strafanſtalt 
Büro und Männerſtation, Poſtamt Oliva, Neu⸗ 
bau Sparkaſſe Danzig, Altersheim Pelonken, 
Neubau Peſtalozziſchule Langfuhr, Keſſel im 
Landesſteueramt, Keſſel im Stefan⸗Wetzold⸗Lyze⸗ 
um, Keſſel im Rathaus Langgaſſe, Keſſel und um⸗ 
fangreiche Umänderung im Senatsgebäude, Um⸗ 
änderung im Altſtädtiſchen Rathaus, Neuanlage 
im Volkstagsgebäude, Keſſelreparatur im Amts⸗ 
gericht, Keſſel und Amänderung im Arbeits⸗ und 
Siechenhaus, Umänderung im Hauſe Langer 
Markt 41, Heizung im Krankenhaus. 

Folgende Projekte liegen vor. Hallenſchwimm⸗ 
bad am Krebsmarkt, Fernwärmeverſorgung vom 
Elektrizitätswerk bezw. Schlachthaus aus, Behei⸗ 
zung des Landeszollamtes. Fernwärmeverſorgung 
des Deutſchen Lyzeums und der Schule Neuſchott⸗ 
land von der Frauenklinik aus, Zentralheizung 
im Deutſchen Lyzeum, Zentralheizung in der 
Schule Neuſchottland, Volkstagsgebäude dritter 
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Bauabſchnitt, Beheizung der Schulen Feldſtraße 
vom Städtiſchen Krankenhaus aus, Rathaus 
Langgaſſe, Lungenheilſtätte Jenkau. 

Ich will nicht weiter darauf eingehen, wie 
ſich die Arbeiten verteilen. Sie werden aus dem 
Arbeitsgebiet erſehen haben, was von uns an 
Arbeit zu leiſten iſt. Ich möchte auch auf die Er⸗ 
ſparniſſe zu ſprechen kommen, die durch die 
Brennſtoffbeſchaffung durch die Wärmewirtſchafts⸗ 
ſtelle eingetreten ſind. Zunächſt ſind bei der Be⸗ 
ſchaffung von Steinkohlen, wobei Verbrauch und 
Menge von 1924/25 zur Berechnung zu Grunde 
zu legen iſt, (Zurufe rechts) die Preiſe geſenkt 
worden, trotzdem die Grubenpreiſe und Frachten 
ſich ſeit 1924 um 10 Prozent erhöht haben. Es 
iſt bei denſelben Mengen eine Erſparnis von 
95 996 Gulden eingetreten. Bei den bisherigen 
Preiſen wäre ein Betrag von 528 000 Gulden er⸗ 
forderlich geweſen. Bei den neuen Preiſen iſt 
nur ein Betrag von 432 319 Gulden erforderlich. 
Der Preis hat z. B. für die Dienſtſtelle Verkehrs⸗ 
weſen 1924/25 36 Gulden pro Tonne betragen, 
er beträgt jetzt 25 Gulden pro Tonne. Weiter 
ſind Erſparniſſe durch die zentrale Beſchaffung 
von 150 000 Zentner Koks eingetreten. Früher 
wurden 100 000 Zentner Hüttenkoks verwandt 
und 50 000 Zentner Gaskoks. Jetzt wird auf 
allen Dienſtſtellen nur Gaskoks mit demſelben 
Erfolg verwandt. Die Preisdifferenz beträgt 
40 Pf., alſo bei 100 000 Zentner 40 000 Mark, 
wobei zu bemerken iſt, daß das Geld in Danzig 
bleibt. Durch Erzielung 
von 10 Prozent wurden 25 000 Gulden geſpart, 
durch zentrale Anfuhr für ſämtliche Dienſtſtellen 
ein Betrag von 7500 Gulden. Durch zentrale 
Holzbeſchaffung und Minderverbrauch durch Ein⸗ 
wirkung der Abteilung Wärmewirtſchaft in Höhe 
von 33 Prozent wurde ein Betrag von rund 8 000 
Gulden geſpart. Durch Einwirkung der Abtei⸗ 
lung für Wärmewirtſchaft für den Kohlenbezug 
wurde ein Betrag von 113 000 Gulden geſpart, 
an Koks 69 370 Gulden. Die Geſamterſparnis 
beträgt demnach 358 770 Gulden. 

Im übrigen möchte ich noch bemerken, daß, 
wie der Herr Abg. Jantzen ſchon betont hat, die 
Brennſtoffe öffentlich ausgeſchrieben und durch 
den zuſtändigen Ausſchuß vergeben werden, ebenſo 
wie auch die Anfuhr. Es ſind bei der Lieferung 
fünf Danziger Firmen beteiligt, größere und 
kleinere. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Oberregie⸗ 
rungsrat Mayer⸗Barkhauſen. i 

Meyer⸗Barkhauſen, Oberregierungsrat: M. D. 
u. H.! Ich möchte kurz zu den Ausführungen des 
Herrn Abg. Doerkſen über die Fähre in Schiewen⸗ 
horſt Stellung nehmen, damit keine Mißverſtänd⸗ 
niſſe aufkommen. Bei der Fähre Schiewenhorſt 
werden ſeit dem vorigen Jahre Gebühren erho⸗ 
ben. Sie ſind in den Etat für 1927 aufgenommen 
worden, nachdem in dieſem Hauſe eingehende De⸗ 
batten in der Frage ſtattgefunden haben. Es kann 
nicht anerkannt werden, daß eine rechtliche Ver⸗ 
pflichtung für eine Freifähre bei Schiewenhorſt 
worliegt. Das hat auch Herr Abg. Doerkſen nicht 
behauptet. Er meinte nur, es läge eine moraliſche 
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(Meyer⸗Barkhauſen, Oberregierungsrat) 


(A) Bindung vor. Auch dieſe kann nicht vom Senat 


(B) 


anerkannt werden. Die Frage iſt ſehr eingehend 
mit dem beteiligten Landkreis verhandelt wor⸗ 
den. Es iſt dem Kreiſe nicht möglich geweſen, 
irgend welche Unterlagen beizubringen. Bei den 
Senatsakten ſind ſie auch nicht zu finden. Wenn 
eine ſolche Verpflichtung vorläge, würde ſie auch 
nur zu Gunſten der Bevölkerung beſtehen, die in 
der Gegend wohnt und dieſe Bevölkerung hat 
Freifahrt auf der Fähre. Die Gebühren werden 
nur vom Fernverkehr bezahlt. (Abg. Raſchke: Nach 
der Verfaſſung ſind alle Staatsbürger gleich!) 
Die Meinung, daß der Verkehr infolge der Erhe⸗ 
bung von Gebühren nachgelaſſen hätte, kann zah⸗ 
lenmäßig widerlegt werden. In der Zeit vom 1. 
Juli bis 30. November 1926 ſind 70 603 Perſonen 
gezählt worden. In derſelben Zeit für 1927 — 
75 446 Perſonen. Die Einnahmen aus dieſem 
Fernverkehr, wenn ich mich ſo ausdrücken darf, 
find mit 20 000 Gulden eingeſetzt. Die Fähre 


koſtet 100 000 Gulden. Der Senat ſteht auf dem 


Standpunkt, daß, mit Rückſicht auf die allgemeine 
Finanzlage, auf dieſen Betrag nicht verzichtet 
werden ſollte. 

Präſident: Die Beſprechung über Anlage 9 iſt 
geſchloſſen. Wir ſtimmen ab über die vorliegenden 
Abänderungsanträge, und zwar erſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 227: 

Einnahmen: 

Abſchnitt IV, Stelle 2 
Fährbetrieb 102 000 Gulden werden geſtrichen. 
Ausgaben: 
Abſchnitt III, Stelle 6 
Beihilfen an die Gemeinden zur Anterſtützung 
des Gemeindewegebaues, ſtatt 30 000 Gulden — 
60 000 Gulden. 
Abſchnitt IV, Stelle 13 
Für den Betrieb der Sicherungsanlagen auf dem 
lugplatz 48 050 Gulden werden 8 
Abſchnitt V, Stelle 1 
1 Regierungsbaurat wird geſtrichen. 
Abſchnitt VII, Stelle 3 
Für den weiteren Ausbau des Flughafens Dan⸗ 
gig⸗Langfuhr 75 000 Gulden werden geſtrichen. 
Abſchnitt VII, Stelle 5 
Für den weiteren Ausbau des Waſſerflughafens 
Oeſtlich⸗Reufähr, 2. Rate 20 000 Gulden werden 
gestrichen. £ 
P. Kreft und Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Minderheit, die Anträge ſind abgelehnt. Wir 
ſtimmen nun ab über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 244. 
Abſchnitt IId 23—31 Wärmewirtſchaft ift zu ſtreichen 
Danzig, den 9. Juni 1928. 
S ch weg mann, 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. N 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
Etat für Oeffentliche Arbeiten ab. Ich bitte die 
Damen und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt 
die Mehrheit, der Haushaltsplan für Oeffentliche 
Arbeiten iſt angenommen. Ich rufe auf Anlage 10: 
Haushaltsplan der Staatlichen Grund⸗ 
beſitzverwaltung. 
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Druckſache Nr. 175. 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Der Völ⸗ 
kerbund als Inſtrument des Friedens, der Völker⸗ 
bund als Inſtrument der Zukunft, ſo ſagen die 
Herren, die die Mittel bewilligen. Wir ſtehen auf 
einem andern Standpunkt und bezeichnen den 
Völkerbund, wie ich es immer wieder betont habe, 
als eine organiſierte Räuberbande, die die Räu⸗ 
ber nach dem Kriege zur Sicherung ihres Raubes 
geſchaffen haben. 

Präſident: Herr Abg. Kreft, ich rufe Sie we⸗ 
gen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. 

Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 


Ich eröffne die Beſpre⸗(C) 


zu den Friedensengeln gehören, kann ich nichts 


dagegen machen. Ich gönne es Ihnen herzlich 
gern. Jedenfalls werde ich mich dadurch nicht da⸗ 
von abhalten laſſen, zu ſagen, was notwendig iſt. 
(Bravo! bei den Kommuniſten. — Abg. Dr. Kam⸗ 
nitzer: Das kam ſehr ſchüchtern heraus!) Mein 
lieber Herr Abgeordneter, ich bin kein Freund von 
perſönlichen Unterhaltungen. Wenn Sie aber 
etwas zu ſagen haben, ſo kommen Sie hier herauf 
und bringen Sie Ihre Meinung zum Ausdruck. 
Laſſen Sie ſich nicht durch Ihren Fraktionszwang 
davon abhalten, Ihre Meinung zu ſagen. Der 
Völkerbund zur Sicherung des Raubes ſoll für die 
Zukunft die Gewähr bieten, daß der Raub am 
Proletariat geſichert wird. Das Proletariat müßte 
dieſe Räubergeſellſchaft mit Hilfe der Sozialdemo⸗ 
kratie zum Teufel jagen. Innerhalb der Arbei⸗ 
terſchaft wird aber dieſer Völkerbund noch zu 
einem Friedensinſtrument dokumentiert. Das iſt 
das hiſtoriſche und taſächliche Verbrechen, das Sie 
heute an der Arbeiterſchaft begehen. Aus dieſem 
Grunde lehnen wir jeden Pfennig für dieſe In⸗ 
ſtitution ab und haben den Antrag geſtellt, daß 
der Anteil Danzigs für die Koſten des General⸗ 
kommandos geſtrichen wird. Mein lieber Herr 
Dr. Kamnitzer, wenn Sie ein Arbeiter wären, 
würde ich Sie ernſt nehmen. Sie als Intellektu⸗ 
eller müſſen ſich ſchämen, über Arbeiterintereſſen 
zu ſchwatzen und Zwiſchenrufe zu machen. Sie als 
Bohnchenjäger, wie wir Proleten ſagen, müſſen 
ſich ſchämen, hier den Mund aufzutun. Anſer zwei⸗ 
ter Antrag lautet: 

In Abſchnitt X, Stelle 2 werden Grundwertſteuer 
und Deichgebühven für die Grundſtücke Danziger 
Werft und der Eiſenbahnhauptwerkſtätte Troyl 
124 459 Gulden geſtrichem. 

Ich glaube, es iſt Ujus, daß dieſe Koſten der Un⸗ 
ternehmer trägt. Wenn dieſe Beſtimmung in den 
Vertrag mit aufgenommen worden iſt, kann es 
nur aus Dummheit geſchehen fein. Daher erſu⸗ 
chen wir, dieſe Grundwertſteuer zu ſtreichen. Wenn 
das micht möglich iſt, ſoll man ſich an denen ſchad⸗ 
los halten, die den Vertrag mit der Werft ab⸗ 
geſchloſſen haben. Sie betonen immer, daß Sie 
Geld brauchen. Die Werft gehört zu einem An⸗ 
ternehmen, das mit einem ganz bedeutenden 
Ueberſchuß arbeitet, ſo daß es ganz gut die Grund⸗ 
wertſteuer und Deichgebühren tragen kann. 


Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 


kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe zunächſt über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 226 ab⸗ 
ſtimmen: 


(D) 


(A) 


®) 
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(Präſident) 
Einnahmen: 
Abſchnitt III 
Unterhaltung des Grundſtücks des ehemaligen 
Generalkommandos wird der Anteil der Freien 
Stadt Danzig geſtrichen. 
Ausgaben: 
Abſchnitt X, Stelle 2 
Girundwertitauer und Deichgebühren für die 
Grundſtücke Danziger Werft und der Eiſenbahn⸗ 
hauptwerlſtätte Troyl 124459 Gulden werden 
geſtrichen. 
Danzig, den 6. Juni 1928. 
P. Kreft und Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über 
den Haushaltsplan der Staatlichen Grundbeſitz⸗ 
verwaltung ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Ich rufe auf Anlage 11: 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei⸗ und Domä⸗ 
nen verwaltung. 
Drucksache Nr. 176. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Doerkſen. 
Doerkſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Wir haben unſere Anträge, die wir zum Land⸗ 
wirtſchaftsetat eingebracht hatten, ſoweit ſie ab⸗ 
gelehnt worden find, wieder eingebracht. Es iſt 
zu begrüßen, daß jetzt von allen Parteien, das 
kann man wohl jagen, die Not der Landwirtſchaft 
anerkannt wird, ſowohl beim großen, wie beim 
kleinen Grundbeſitz. Mit dieſer Anerkennung 
allein iſt es jedoch nicht getan, wenn nicht Taten 
geſchehen. Wir haben daher zunächſt den Antrag 
geſtellt, Druckſache Nr. 239, zu Ausgabe B I neu 13 
einzuſetzen: Förderung des Abſatzes landwirt⸗ 
ſchaftlicher Produkte: 100 000 G. Dadurch ſoll 
das Genoſſenſchaftsweſen gefördert werden, ganz 
beſonders unter dem kleinen Grundbeſitz. Zur 
Förderung des Genoſſenſchaftsweſens ſind unbe⸗ 
dingt Geldmittel erforderlich, die der kleine 
Grundbeſitz nicht hat. Dann beantragen wir zu 
Ausgabe B II, 1, daß die Aufwendungen zur För⸗ 
derung von Landesmeliorationen von 80 000 auf 
200 000 G erhöht werden. Es handelt ſich hier 
um das Lienau⸗Projekt und das Dreivorfluten⸗ 
projekt. Beide Projekte liegen im Intereſſe der 
Landeskultur und auch der Arbeitsbeſchaffung. Ich 
empfehle auch die Annahme dieſer Anträge. Dann 
haben wir weiter den Antrag geſtellt, im Fiſcherei⸗ 
weſen für Beihilfen zur Behebung der Not der 
Fiſcher 60 000 Gulden in den Etat einzuſtellen. 
Der Antrag, den meine Freunde ſchon im Aus⸗ 
ſchuß geſtellt haben, iſt abgelehnt worden. Es han⸗ 
delt ſich hierbei nicht um eine milde Gabe, ſondern 
nur um Darlehen, die an die Fiſcher gegeben wer⸗ 
den ſollen, und die wieder zurückgezahlt werden 
müſſen. Von Seiten der Regierung wurde im 
Ausſchuß behauptet, daß dieſe Darlehen ſehr lang⸗ 
ſam zurückgezahlt würden. Wenn das der Fall 
iſt, ſo iſt das auf die beſtehende große Notlage der 
Fiſcher zurückzuführen und nicht auf übel wollen, 
wie man das von ſozialdemokratiſcher Seite im 
Ausſchuß behauptete. 
Wir haben ferner folgende Entſchließung ein⸗ 
gebracht: 
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Der Senat wird erſucht, nachdrücklich dahin zu 
wirken, daß die Verſandung der Weichſelmündung in 
Neufähr beseitigt wird und für die Zufunft dafür zu 
ſorgen, daß die Wiederholung verhindert wird. 

Das iſt dringend geboten. Im Intereſſe der Fi⸗ 
ſcher bitte ich, unſern Antrag anzunehmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Bei jeder Gelegenheit iſt es die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion, die, wenn es um die Land⸗ 
wirtſchaft geht, ſich hinſtellt und der breiten 
Oeffentlichkeit zeigen will, daß ſie die berufene 
Vertreterin des kleinen Bauerntums iſt. Die 
Geſchichte hat es uns überliefert, daß es gerade 
die Vorfahren der Deutſchnationalen geweſen 
ſind, die die Feinde der ſchaffenden Bauern 
waren. Ich will mir erlauben, mit Genehmigung 
des Herrn Präſidenten ein Zitat vorzuleſen, wel⸗ 
ches nicht von einem Kommuniſten ſtammt, ſon⸗ 
dern von einem chriſtlich nationalen Landbund⸗ 
führer und zwar von Herrn Dr. Nagel aus An⸗ 
klam. Er ſagt u. a.: „So erzwangen die Branden⸗ 
burgſchen Adligen von dem verſchwenderiſchen 
Kurfürſten Joachim II. um 1560 das Vorrecht 
des „Bauernlegens“. D. h., ſie durften fortan ihre 
hörigen Bauern und Koſſäten von Hof und Hufen 
vertreiben (ohne Entſchädigung!) und deren Land 
zu Schäfereien und Vorwerken zuſammenlegen. 
Ganz ähnlich geht es dann in Oſt⸗Holſtein, Meck⸗ 
lenburg, Schleſien, Oſtpreußen. Im Jahre 1616, 
alſo noch vor dem dreißigjährigen Kriege, muß 
der Herzog von Pommern ſeinen Landſtänden die 
berüchtigte „Bauern⸗ und Schafferordnung“ be⸗ 
willigen, in der es heißt: „Die Bauern ſind in 
unſerm Herzogtum keine Erbzins⸗ oder Pacht⸗ 
leute, ſondern Leibeigene. Sie müſſen daher an⸗ 
gemeſſene Frondienſte ohne Beſchränkung leiſten. 
Auch ſind ſie und ihre Söhne nicht mächtig, ohne 
Vorwiſſen der Obrigkeit, und Erlaſſung der Leib⸗ 
eigenſchaft von den Höfen und Hufen wegzube⸗ 
geben. Demgemäß gehören die Hufen, Aecker 
uſw. einzig und allein der Herrſchaft jedes Ortes. 
Die Bauern haben keinerlei Nutzungsrecht von 
den Hufen und Aeckern, ſelbſt wenn ſie und ihre 
Vorfahren die Höfe über 50, 60 oder 100 Jahre 
bewohnt haben. Der Bauer muß ohne Widerrede 
weichen und den Hof nebſt Ackerbau und Zubehör 
der Herrſchaft laſſen.“ Die Bauern ſtehen der 
Willkür der Herren machtlos gegenüber und der 
Willkür der letzteren iſt Tür und Tor geöffnet. 
Sie ſehn, daß es die Vorfahren der Deutſchnatio⸗ 
nalen geweſen ſind, die die Kleinbauern von An⸗ 
fang an gepeinigt haben. Wir ſehen, daß die 
Deutſchnationalen überhaupt nicht das Recht ha⸗ 
ben, ſich hier als Vertreter der Kleinbauern hin⸗ 
zuſtellen und daß es keine Gemeinſchaft zwiſchen 
Großagrariern und Kleinbauern geben kann. Die 
Erfahrung hat gelehrt, daß im 15. Jahrhundert, 
wo der Bauernkrieg ſtattfand, der Kampf gegen 
die Großagrarier ging, gegen die Unterdrücker der 
Kleinbauern. Ich erinnere nur, daß damals die 
Kleinbauern unter der Loſung kämpften wie heute 
die Kommuniſtiſche Partei. Sie ſtanden damals 
ſchon auf dem Standpunkt, daß nicht mit der De⸗ 
mokratie den Kleinbauern geholfen werden kann, 
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ſondern ſchon im 15. Jahrhundert wurde die Dik⸗ 
tatur der Werktätigen gepredigt, und zwar war 
es Thomas Münzer. Ich erinnere an den Sturm 
der Bauern auf die Feſte Weinzberg. Die Klein⸗ 
bauern find, weil fie damals nicht die Unter- 
ſtützung der Induſtriearbeiter hatten, in ihrem 
Freiheitskampfe gegen die Großagrarier unter⸗ 
legen. Das zeigt, daß nicht die Deutſchnationalen, 
auch nicht die anderen Parteien, den Kleinbauern 
helfen, ſondern die Kleinbauern müſſen ſich mit 
den Induſtriearbeitern zuſammenſchließen; denn 
nur Sichel und Hammer erretten aus Elend und 
Jammer. Wenn heute die Unterdrückung auch 
nicht ſo iſt wie im 15. Jahrhundert, ſo ſehen wir 
doch, daß heute die Agrarier und das Kapital zu⸗ 
ſammen gehen, um die Kleinbauern zu unter⸗ 
drücken. Es wird jedem bekannt ſein, daß die 
Kleinbauern auf dem Lande die Steuern aufzu⸗ 
bringen haben. Von der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion des Reichstages wurde verlangt, daß die 
Bauern, die bis 20 Morgen Land haben, keine 
Steuern zahlen ſollten. Da war es ein Deutſch⸗ 
nationaler Reichstagsabgeordneter der da ſagte: 
„Das geht nicht, dann muß 
noch mehr zahlen. Sie wiſſen doch, daß die meiſten 
Steuern von den Kleinbauern aufgebracht wer⸗ 
den müſſen.“ Wenn ſich die Kleinbauern nicht 
bald beſinnen, werden ſie von ihrer Scholle ver⸗ 
trieben werden und in das Heer der Arbeiter hin⸗ 


eingeſtoßen werden. Aus den angeführten Grün⸗ 


den kann es keine Schickſalsgemeinſchaft auf dem 
Lande geben, ſo klug muß auch die Deutſchnatio⸗ 
nale Fraktion ſein, um das zu wiſſen. Man 
ſchreit in die Welt wohl hinaus, das Landvolk 
müſſe einig ſein. M. D. u. H.! Es kann keine 
Schickſalsgemeinſchaft auf dem Lande geben, weil 
dort gerade wie in der Stadt Ausbeuter und Aus⸗ 
gebeutete ſind. Wenn die Deutſchnationalen dieſe 
Parole hinauspoſaunen, dann nur deswegen, um 
durch dieſe Schickſalsgemeinſchaft, die Landarbei⸗ 
terſchaft und das Kleinbauerntum noch weiter 
auszubeuten. Es iſt doch ein Ding der Unmöglich⸗ 
keit, daß der Landarbeiter, der Tag für Tag für 
Hungerlöhne bei den Großagrariern ſchuften muß, 
ihm die Hand reichen und zu ihm ſagen kann: 
„In der Not müſſen wir zuſammenſtehen.“ Auch 
der Kleine Bauer muß mit ſeiner Frau und ſeinen 
Kindern von früh bis abends arbeiten. Der 
Großagrarier fährt aber ſpazieren und verſucht 
nur, die Arbeiter anzutreiben. Darüber, daß 
zwiſchen Kleinbauer und Großagrarier auch keine 
Gemeinſchaft beſtehen kann, wird ſich jeder den⸗ 
kende Menſch klar ſein. Die Deutſchnationalen 
haben ja auch gar nicht das Intereſſe, den Klein⸗ 
bauern zu helfen. Herr Abg. Dyck ſagte bei der 
Landbundtagung, wir müſſen uns nicht nach dem 
Oſten, ſondern nach dem Weſten wenden. Wie 
ſieht es im Weſten aus? Dort werden die Klein⸗ 
bauern unterdrückt. Im Weſten muß die Klein⸗ 


bauernſchaft die Opfer bringen. Sehen wir aber 
nach dem Oſten: In Sowjetrußland iſt der Klein⸗ 
bauer ein freier Mann auf ſeiner Scholle. Wenn 
Sie dem Kleinbauern helfen wollen, müſſen Sie 
ihm ſagen, daß er dasſelbe macht, was die ruſſi⸗ 
ſchen Bauern getan haben. 


Senator Dr. Frank 


ja der Großbetrieb 
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erklärte anläßlich der großen Anfrage der Deutſch⸗ 
nationalen, daß die Regierung die Not der Land⸗ 
wirtſchaft anerkenne. Das ſagt jede Regierung, 
ob darin die Deutſchnationalen oder die Sozial⸗ 
demokraten maßgebend ſind. Alle erkennen die 
Not der Landwirtſchaft an, helfen tut ihr aber 
keiner. Der Haushaltsplan für Landwirtſchaft, 
Fiſcherei⸗ und Domänenverwaltung liegt uns vor. 
Wir ſehen, daß auch hier wieder alles beim alten 
geblieben iſt. Wir haben beantragt, daß bei der 
Senatsabteilung Abänderungen erfolgen, und 
zwar ſollen in Abſchnitt A J, Stelle 1, die Stellen 
für einen Regierungsrat als Referenten und ein 
Regierungsoberinſpektor geſtrichen werden. Bei 
den Staatsbeihilfen, die die Regierung der Land⸗ 
wirtſchaft gibt, findet man u. a. Pferdezucht uſw. 
Es iſt doch klar, daß der Kleinbauer keine Pferde⸗ 
zucht betreiben kann. Der Kleinbauer iſt froh, 
wenn er Arbeitspferde hat, mit denen er arbeiten 
kann. Das Geld erhalten insbeſondere die Ver⸗ 
eine, die unter deutſchnationaler Leitung ſind. 
Dieſe werden es nicht den Kleinbauern zukommen 
laſſen, ſondern ihren Freunden, den Großagra⸗ 
riern geben. Man hat der Landwirtſchaft dann 
noch in einer anderen Hinſicht, nämlich den Haus⸗ 
haltungsſchulen, geholfen. Die Haushaltungs⸗ 
ſchulen ſind die Brutſtätten der Deutſchnationalen, 
wo ſie für ihre Partei Propaganda machen. Das⸗ 
ſelbe iſt mit den Winterſchulen und den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Fortbildungsſchulen der Fall. Wir 
Kommuniſten begrüßen die Schulung und die 
Bildung des Landproletariats. Wir haben aber 
die Erfahrung gemacht, daß man bis jetzt nur in 
den Gemeinden Fortbildungsſchulen eingerichtet 
hat, wo keine revolutionäre Bewegung vorhanden 
iſt, wo man die Landarbeiterjugend deutſchnatio⸗ 
nal verſeuchen kann, und mit Hilfe der katholiſchen 
Pfaffen Religionsunterricht zu erteilen in der 
Lage iſt. Die „Volksſtimme“ hat ſelbſt einen Ar⸗ 
tikel aus dem Kreiſe Großes Werder gebracht, wo 
man in den Fortbildungsſchulen verſuchte, von 
einem evangeliſchen und ſpäter von einem katho⸗ 
liſchen Pfaffen den Unterricht erteilen zu laſſen. 
(Meinen Sie, daß das etwas ſchadet? beim Zen⸗ 
trum.) Selbſtverſtändlich! Ich kenne viele Ge⸗ 
meinden im Großen Werder, die größer als die 
ſind, in denen jetzt Fortbildungsſchulunterricht ab⸗ 
gehalten wird. Weshalb kommt man nicht dort⸗ 
hin? Sollte in dieſem Winter in der Gemeinde 
Brunau eine Fortbildungsſchule eingerichtet wer⸗ 
den, ſo glaube ich, daß es nicht möglich ſein wird, 
einen katholiſchen Pfarrer heranzuholen; denn 
in der Gemeinde Brunau beſteht ein kommuniſti⸗ 
ſcher Jugendverband in Stärke von 65 Mitglie⸗ 
dern. Dieſe jungen Proletarier würden ihnen 
etwas anderes erzählen, als katholiſchen Religi⸗ 
onsunterricht anzuhören. (Abg. Gaikowſki: Wir 
ſind gar nicht ſo ängſtlich.) Es wird Aufgabe der 
Regierung ſein, nicht nur in den Gemeinden Fort⸗ 
bildungsſchulen zu ſchaffen, wo die ſchwarzen Ge⸗ 
ſellen die Mehrheit haben, ſondern auch an an⸗ 
deren Orten, damit ſich die Landarbeiterſchaft 
mehr Wiſſen aneignet. Es wird Aufgabe der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei ſein, das durchzuführen, 
denn die S. P. D. war es, die da erklärte, die 
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(Langnau, Abgeordneter) 
Landarbeiter hätten den Verſtand von 1848. 
Für die Bullenſtation hat man nach langem 
Hin und Her 3000 Gulden eingeſetzt mit dem Be⸗ 
merken, daß die Poſitionen gegenſeitig deckungs⸗ 
fähig ſind. Wir beantragen, daß man in Ab⸗ 
ſchnitt B, Stelle (12), anſtelle 3000 — 10 000 Gul⸗ 
den für die Kleinbauern einſetzt, für die alle Par⸗ 
teien mit Worten eingetreten ſind. Ferner bean⸗ 
tragen wir, Stelle 14 neu einzuſetzen, wonach 
Kleinbauern bis zu einer Ackernahrung Beihil⸗ 
fen erhalten können, und zwar wollen wir hier⸗ 
für 100 000 Gulden eingeſetzt haben. Jeder wird 
zugeben, daß die Kleinbauern durch die Auswin⸗ 
terung des Rapſes ſchwer geſchädigt worden ſind. 
Die Großagrarier werden nicht zu Grunde gehen; 
denn ſie ſind noch imſtande, in Saus und Braus 
zu leben. Wenn man den Kleinbauern aber nicht 
Hilfe angedeihen läßt, wird ihre Lage verſchlech⸗ 
tert. Deshalb tut ſchnelle Hilfe not. Zur Förde⸗ 
rung der Siedlungstätigkeit hat man nur 50 000 
Gulden eingeſetzt. Wir beantragen eine Erhöhung 
dieſes Betrages auf 150000 Gulden. Es muß 
möglich ſein, daß jeder Arbeiter auf freier Scholle 


leben kann. Aufgabe der Regierung iſt es daher, 


eine Vorlage einzubringen, nach der die Domänen 
aufgeteilt werden, damit den Arbeitern dadurch 
geholfen wird. Man ſoll aber den Arbeitern, die 
ſelbſt bauen wollen, dieſe Möglichkeit erleichtern. 
Vor vier Monaten haben mehrere Arbeiter aus 
der Gemeinde Brunau an den Senat den Antrag 
geſtellt, man ſolle ihnen Bauland verkaufen. Der 
Senat hält es nicht für nötig, dieſen Arbeitern 
Nachricht zu geben. Nur zwei Arbeiter haben 
Nachricht bekommen, daß ſie Land pro Quadrat⸗ 
meter für 30 Pfennig erhalten könnten. Iſt das 
etwa ſozial gedacht, wenn man 30 Pfennig für 
1 Quadratmeter fordert? Man will die Arbeiter 
nicht zu einer freien Scholle kommen laſſen, ſon⸗ 
dern verſuchen, ſie immer unter dem Druck der 
Großagrarier zu halten. 

M. D. u. H.! An die Fiſcher hat man über⸗ 
haupt nicht gedacht. Man hat nur für Ausbildung 
der Fiſcher 300 Gulden eingeſetzt. Jeder Abgeord⸗ 
nete, der nur ein wenig mit dem Fiſcherberuf Be⸗ 
ſcheid weiß, muß zugeben, daß man mit 300 Gul⸗ 
den im Jahr die Fiſcher nicht für ihren gefähr⸗ 
lichen Beruf ausbilden kann. Deshalb müſſen 
wenigſtens 1000 Gulden bei dieſer Poſition ein⸗ 
geſetzt werden. Zur Hilfe der Fiſcher hat man 
überhaupt nichts vorgeſehen. Es wird jedem klar 
ſein, daß der Fiſcherberuf ein Glücksberuf iſt. Der 
Fiſcher weiß niemals, ob er etwas fangen wird, 
ob es ihm möglich ſein wird, ſeine Exiſtenz zu 
wahren. Wenn er dann noch das Unglück hat, 
durch Sturm uſw. ſeine Netze zu verlieren, dann 
ſteht er ganz mittellos da. Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung erhält er nicht. Er muß alſo zu denen 
gerechnet werden, die im Freiſtaat zu viel ſind. 
Er gehört zu den 12 000 Arbeitern, die auswan⸗ 
dern ſollen und zwar auswandern auf dem Wege 
des Hungertodes. Wir beantragen, daß man für 
die Fiſcher eine Beihilfe von 50 000 Gulden ein⸗ 
ſetzt. Als ich den Abänderungsantrag, den wir 
eingereicht hatten, ſah, bemerkte ich, daß nicht 


50 000 Gulden ſondern 70 000 Gulden darauf auf⸗ 


warten, aber die 
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geführt waren. Ein Abgeordneter hat ſich den 
Spaß gemacht, telefoniſch mit dem Herrn Direktor 
zu ſprechen und ihm zu ſagen, da die Deutſchnatio⸗ 
nalen 60 000 Gulden fordern, müſſen die Kom⸗ 
muniſten 70 000 Gulden fordern. Es iſt eine Un- 
verſchämtheit, daß man auf dieſe Weiſe mit dem 
Los der Fiſcher Schindluder treibt und ſagt, ſeht 
nur die Kommuniſten, die wollen immer mehr 
fordern als die Deutſchnationalen. Wir haben 
im Ausſchuß eine Erhöhung um 50 000 Gulden 
gefordert und dieſelbe Erhöhung fordern wir auch 
bei der zweiten Beratung. Das mit den 70 000 
Gulden iſt von einer unberufenen Hand gemacht 
worden. Dieſem Abgeordneten müßte die Scham⸗ 
röte ins Geſicht ſteigen. Wenn die Deutſchnatio⸗ 
nalen 60 000 Gulden fordern, ſo iſt dieſes nur 
Heuchelei. Sie haben während ihrer Regierungs⸗ 
zeit nicht an die Fiſcher gedacht. (Widerſpruch 
rechts.) Als die Sozialdemokraten in der Oppo⸗ 
ſition waren, ſtellten ſie Abänderungsanträge für 
die Notleidenden. Da ſtimmten die Deutſchnatio⸗ 
nalen nicht dafür und jetzt iſt es umgekehrt. In⸗ 
nerhalb des Parlaments wird nur Schindluder 
mit der geſamten Arbeiterſchaft getrieben. 

Wenn Sie unſeren Abänderungsanträgen zu⸗ 
ſtimmen, ſo ſind wir uns deſſen bewußt, daß da⸗ 
durch die Not und das Elend der Kleinbauern 
und der Fiſcher noch nicht beſeitigt wird. Inner⸗ 
halb des kapitaliſtiſchen Staates gibt es für die 
Werktätigen keine Rettung. Herr Senator Dr. 
Franck ſagte vor einiger Zeit: „Nicht Kredit, nicht 
Beihilfen können der Landwirtſchaft helfen, ſon⸗ 
dern nur die Selbſthilfe.“ Ich will das etwas an⸗ 
ders ſagen und zwar, nicht Kredite, nicht Beihilfen 
können den Kleinbauern helfen, ſondern nur die 
Selbſthilfe. Aber die Selbſthilfe kann nur dann 
zum Ziel führen, wenn ſich die Kleinbauernſchaft 
zuſammen mit der Induſtriearbeiterſchaft verbin⸗ 
det und dieſe kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung 
ſtürzt. Nur die Agrarier und Kapitaliſten haben 
durch die proletariſche Revolution nichts zu er⸗ 
andern Bevölkerungsſchichten 
können nur gutes davon erhoffen. Unjere Auf⸗ 
gabe wird es ſein, die Arbeiter und Kleinbauern 
zuſammen zu ketten und ihnen zuzurufen: „Wenn 
Ihr auf Eurer Scholle frei ſein wollt, müßt Ihr 
in die Kommuniſtiſche Partei eintreten und ge⸗ 
meinſam mit ihr kämpfen!“ Unter dieſer Loſung 
werden wir den Arbeitern und den Kleinbauern 
den Weg zeigen, den das ruſſiſche Proletariat ge⸗ 
gangen iſt; denn nur unter einer Arbeiter- und 
Bauernregierung wird der werktätigen Bevölke⸗ 
rung geholfen werden. (Bravo bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 
die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 210. 

Zu Ausgabe (, Abſchnitt II, Stelle 5 meu: 

Beihilfe zur Behebung der Not der Fiſcher: 60 000 G. 
Danzig, den 5. Juni 1928. 

Doerkſen 

und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren, die ſie anneh⸗ 

men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 

ſchieht.) Ich danke, das iſt die Minderheit, der 
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(Präſident) 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über 
den Antrag in Druckſache Nr. 212. 

Ausgabe. 

1. Abſchnitt K I, Stelle 1: „A Regierungsrat als Re⸗ 
ferent“ zu ſtreichen. 

2. Zu ſetzen jtatt „2 Regierungsoberinſpektoren“ „1Re⸗ 
gierungsoberinſpektor“. 

3. Abſchnitt B J, Stelle (42). Einrichtung von Bullen⸗ 
tationen für Kleinbauern anſtatt 3000, — G — 
10 000. — G. 

4. Neu einzuſetzen Stelle 14: 

„Beihilfe für Kleinbauern bis zu einer Ackernah⸗ 

CCC 

5 0 306: Ä : au ſetzen ſtatt: „50000 G 

Abbſchmi I, Stelle 4: zu Ai 5 

a 110 67 6 5 Stelle 4: zu ſetzen ſtatt „300 G 

„Abſchnitt C II: it einzu S 5: eihilfi 

für Fischer ar ehen Stelle 5: „Beihilfe 
Danzig, den 4. Juni 1928. f 

Langnau 
und die übrigen Mitglieder der Kommunmiſtiſchen 
Fraktion. 

Ich bitte die Damen und Herren die die Anträge 

annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 

(Geſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, die 

Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab 
über die Anträge in Druckſache Nr. 239. 

1. Zu Ausgabe B I, neu 13: Förderung des Abſatzes 
landwärtſchaftlicher Produkte: 100 000 G. 

2. Zu Ausgabe B II, 1: Aufwendungen zur Förderung 
von op von 80 000 auf 200.000 G 
gu erhöhen. 

Danzig, den 8. Juni 1928. 
Dyck II, Vollerthhun, Doerkſen, Sch waar tz, 
und die übrigen e der Deutſchnationalen 
aktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ſie anneh⸗ 
men wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Minderheit, ſie ſind ab⸗ 
gelehnt. Wir ſtimmen nun über den Etat der 
Landwirtſchaftlichen Verwaltung ab. Ich biete 
diejenigen, die ihn annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Danke, das iſt die 
Mehrheit, der Etat iſt angenommen. Ich rufe die 
Anlage 12 auf: 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 

Druckſache Nr. 177. Ich eröffne die Beſpre⸗ 

chung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 

H.] Wohl kein Etat, auch nicht der des Kirchen⸗ 
weſens, arbeitet mit ſo vielen Verwaltungsgel⸗ 
dern wie der Etat der Forſtverwaltung. Sie kön⸗ 
nen das gleich feſtſtellen, wenn Sie die Angelegen⸗ 
heit prüfen. Es ſtehen dort als Einnahmen 
551 900 Gulden, für Holzverkauf 435 600 Gulden 
und aus Nebennutzungen 97 500 Gulden. Dieſe 
beiden Poſitionen für Holz und Nebennutzung, 
alſo reine Wald⸗ und Landangelegenheiten, brin⸗ 
gen 533 100 Gulden. Sie ſehen, daß Einnahmen 
vorhanden ſind. Dem gegenüber ſtehen Ausgaben 
in Höhe von 523 300 Gulden. Eine ſolche Sau⸗ 
wirtſchaft wie bei der Forſtverwaltung ſtinkt zum 
Himmel. Aus dieſer Poſition iſt Geld herauszu⸗ 
holen. Aber niemand kümmert ſich darum. Sei 
es der Forſtrat, ſei es ein anderer oberer Beamter. 
Bei einem Etat, wo wirklich noch Einnahmen zu 
erzielen ſind, werden dieſe verwirtſchaftet, ver⸗ 
ſchleudert, und für neue Einnahmen wird nicht 
geſorgt. Ich werde Ihnen an Hand von Beweiſen 
zeigen, was für eine Schlendrian⸗Wirtſchaft dort 
eingeriſſen iſt. Wo Einnahmen erzielt werden 
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könnten, liegen dieſe brach und werden nicht aus⸗ 
genützt. N 

Ich komme nun zu der Angelegenheit des 
Herrn Oberregierungs⸗ und Forſtrats und möchte 
mich vor allem mit dem Herrn Oberrevierförſter 
aus Stangenwalde beſchäftigen. Dieſer hat eine 
derartige Stellung in der Forſtverwaltung, daß 
alle andern, auch der Oberforſtrat oder Forſtrat, 
kuſchen müſſen. Das hat ſeinen Grund darin, weil 
in dem Hauſe des Revierförſters von Stangen⸗ 
walde Herr Sahm Rehe ſchießen geht. (Heiterkeit) 
Unſer Heinrich hat dort zwei Zimmer zur Verfü⸗ 
gung. (Zwiſchenrufe.) Der lange Heinrich hat zwei 
Zimmer zu ſeinem Bedarf dort und geht Rehe 
und Haſen ſchießen. (Er ſoll ſchon einmal einen 
geſchoſſen haben! links.) Ich habe ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt, daß die Haſen und Rehe im Zimmer ge⸗ 
ſchoſſen werden. Ich glaube auch jagen zu müſſen, 
daß ich noch nie gehört habe, daß Herr Sahm einen 
Hirſch, ein Reh oder einen Haſen geſchoſſen hat. 
Aber ich habe ſchon gehört, daß man im Zimmer 
verſchiedenen Dingen den Hals umgedreht hat. Da 
liegt der Haſe im Pfeffer. (Heiterkeit.) Aus 
dieſem Grunde beſitzt der Herr Revierförſter aus 


| Stangenwalde einen Einfluß, daß alle andern 


kuſchen müſſen. Nebenbei bemerkt, iſt dieſer Re⸗ 
wierförſter ein Balte, der hierher übernommen 
worden iſt, weil er ſich außerordentlich in der 
Kommuniſtenverfolgung hervorgetan hat. Er iſt 
deutſchnational eingestellt und war früher ein 
außerordentlich tüchtiger Ruſſe. Jetzt iſt er ein 
tüchtiger Danziger und morgen kann er vielleicht 
ein tüchtiger Deutſcher ſein. Man kann nicht 
wiſſen, was in ſolch einem Kerl ſteckt. (Heiterkeit. ) 
Das ſind Sachen, die ich feſtſtelle, um der Korrup⸗ 
tion in der Forſtverwaltung einen Riegel vorzu⸗ 
ſchieben. Dieſer Herr beſorgt alles mögliche, nur 
das nicht, was er ſoll. Vor dem Forum des Volks⸗ 
tages ſtelle ich feſt, daß der Revierförſter aus 
Stangenwalde ſeit 1927 nicht zur Holzabnahme 
in Mallentin geweſen it. Am die Förſter, die 
ihm unterſtellt ſind, kümmert er ſich am aller⸗ 
wenigſten. Um das Revier, Holzabnahme und die 
Neuanforſtungen bekümmert ſich der Herr über⸗ 
haupt nicht. Sollte das der Herr Revierförſter 
leugnen, ſo bitte ich folgende Förſter eidlich zu 
vernehmen: Senatsförſter Nenke, Sekretär Stell⸗ 
macher und Kaſſenrendant Kuſchel, alle in Stan⸗ 
genwalde. Die Vernehmung dieſer Förſter muß 
aber, wie geſagt, eidlich erfolgen, ſonſt hat es kei⸗ 
nen Zweck. Sie ſollen ausſagen, was der Revier⸗ 
förſter in Stangenwalde im Dienſt leiſtet. Wenn 
dieſen Leuten nicht ein Eid auferlegt wird, wer⸗ 
den ſie natürlich erklären, daß alles in Ordnung 
jei. Ich verlange hier als kommuniſtiſcher Abge⸗ 
ordneter, daß dieſe Leute über dieſe Korruption 
Ausſagen machen. Der Revierförſter kümmert fich 
nicht um ſeinen Dienſt, ſondern um die Weiber. 
In Johannistal iſt eine hübſche Witwe. (Heiter⸗ 
keit.) Für dieſe Korruptionswirtſchaft iſt der 
Forſtrat verantwortlich. Wenn der Forſtetat nur 
28 000 Gulden Ueberſchuß aufweiſt, jo lohnt es 
nicht, eine ſolche Wirtſchaft weiter aufrecht zu er⸗ 
halten. Mit Recht erklären die Kleinbauern und 
Steuerzahler, daß eine ſolche Wirtſchaft unter den 
Hammer kommen muß. Es hat keinen Zweck, für 
ſolche Zwecke Mittel zur Verfügung zu ſtellen, 
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wenn nur 28 000 Gulden aus der Forſtverwal⸗ 
tung herauskommen. Das iſt ein Skandal. Rech⸗ 
nen Sie aus, was dieſer Apparat für Geld ver⸗ 
ſchlingt. (Abg. Gaikowſki: Die Wälder ſind die 
Lungen der Großſtadt!) Bei rationeller Wirt— 
ſchaft kann aus dieſen Wäldern eine Einnahme 
erzielt werden. Wenn die oberen Beamten ihrer 
Pflicht nachgehen, muß hier ein größerer Ueber⸗ 
ſchuß zu erzielen ſein. (Abg. Gaikowſki: Das iſt ein 
Zweites!) Eine ſolche Sauwirtſchaft kann ſich der 
Staat nicht leiſten. Sonſt ſchreien Sie immer 
nach rationeller Wirtſchaft, um dem Staat Gelder 
zuzuführen. Aus den Wäldern geht mehr heraus⸗ 
zuwirtſchaften, wenn man nur rationelle Wege 
beſchreitet. Im Diſtrikt 5 bei Mallentin befindet 
ſich ein 5 ha. großes Stück Moorland, das nicht 
nur aus Moor beſteht, ſondern zum Teil auch aus 
ſandigem Boden. Darum kümmert ſich keine 
Seele. Kühe dürfen dort nicht geweidet werden, 
weil Sie gegen die Entſchließungen, die das er⸗ 
reichen wollten, geſtimmt haben. Es war eine ſozi⸗ 
aldemokratiſche Entſchließung, den Einwohnern 
die Kuhweide zu geſtatten. Wenn Sie in dieſes 
5 ha. große Gelände hineingehen, verſinken Sie 
bis über die Knie ins alte Gras vom vorigen 
Jahr, das nicht ausgenutzt wird. Dort wächſt 
kein Baum und kein Strauch. Ich beantrage, daß 
ſich einmal der Wirtſchaftsausſchuß aufmacht und 
ſich dieſe Bewirtſchaftung der Wälder anſieht. Da 
läßt ſich Geld herausholen. Ich könnte noch mehr 
ſolcher Diſtrikte nennen. Wenn dieſe Ländereien 
entwäſſert würden, wenn ſie angeforſtet würden, 
würden ſie wenigſtens einen Zweck erfüllen. Dieſe 
Ländereien könnten auch Torf liefern. Die Ein⸗ 
wohner wären außerordentlich dankbar dafür, 
wenn man ihnen den Torfſtich geſtattete. Dies 
Brennmaterial iſt immerhin billiger als Kohlen 
und Holz. Schon vor fünf Jahren iſt vorgeſchla⸗ 
gen worden, die Entwäſſerung vorzunehmen. 
Keine Menſchenſeele kümmert ſich aber um dieſe 
Ländereien. Dafür iſt der Revierförſter bezw. der 
Forſtrat verantwortlich. So ſieht es im allge- 
meinen in der Forſtwirtſchaft aus. Um den Forſt 
im Kreis Danziger Höhe bei Stangenwalde küm⸗ 
mert ſich niemand. Es geht nicht nach Schema F 
zu arbeiten und zu erklären, daß dieſem oder je⸗ 
nem Diſtrikt jo und ſoviel Meter Holz herausge⸗ 
ſchlagen werden. Das muß dem Förſter überlaſſen 
bleiben. Er muß wiſſen, wie Holz herausgeſchla⸗ 
gen wird. Höchſtens darf der Forſtrat oder der 
Revierförſter Einwendungen erheben. Nehmen 
Sie an, daß ſich bei einem Diſtrikt herausſtellt, 
daß außer den angeordneten 50 Kubikmetern 
Holz noch weitere 50 Kubikmeter herausgeſchlagen 
werden könnten. Dieſe bleiben aber liegen. Im 
nächſten Jahr wird das Verſäumte nachgeholt. 
Dann fallen dieſe Stämme alle auf die neuen An⸗ 
pflanzungen. Wenn das nicht geſchieht, ſo wer⸗ 
den die neuen Stämme doch durch den Umſchlag 
und das Herausſchleppen mittels Pferden und 
Traktoren beſchädigt. So kann die Bewirtſchaf⸗ 


tung nicht vorgenommen werden. Es wird erklärt, 
daß vorbildlich nach den Richtlinien von Oſtpreu⸗ 
ßen gearbeitet wird. Als ich in der Heilanſtalt 
war, habe ich die Bewirtſchaftung in Oſtpreußen 
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auch kennen gelernt und mir als Naturfreund die O 


Wälder angeſehen. Eine ſolche Sauwirtſchaft, 
wie hier, habe ich in Oſtpreußen aber nicht feſt⸗ 
ſtellen können. Ich möchte von dieſer Stelle aus 
empfehlen, daß es den Förſtern überlaſſen bleibt, 
wieviel Holz und welches ausgeforſtet wird, und 
wieviel Anpflanzungen vorgenommn werden. 
Daß ſich aber ein Revierförſter über ein Jahr 
nicht ſehen läßt und bei keinem der Förſter vor⸗ 
ſpricht, kennzeichnet ſeine Tätigkeit. Die Wald⸗ 
arbeiter erklären, ſie hätten früher einmal den 
Oberforſtrat kennen gelernt. Aber wer der Forſt⸗ 
rat heute iſt, wiſſen ſie nicht. Sie wiſſen gar nicht, 
wer es iſt. Den Revierförſter haben ſie ſchon 
jahrelang nicht geſehen. So iſt die Arbeit in der 
Forſtverwaltung. 

M. D. u. H.! Ich komme zu den einzelnen 
Vorſchlägen, die wir Kommuniſten machen. Wir 
tun das nicht, um dieſen verfluchten, korrupten 
kapitaliſtiſchen Staat zu ſtützen, oder um ihn zu 
beſſeren Poſitionen zu verhelfen, nein, uns Kom⸗ 
muniſten tun die Steuerzahler, die kleinen Bau⸗ 
ern und Arbeiter leid, die Gelder aufbringen 
müſſen, um dieſen korrupten Staat zu ſtützen. Es 
tut uns leid, daß eine ſolche Sauwirtſchaft zum 
Schaden der Steuerzahler beſteht. Wenn hier 
mehr Einnahmen erzielt würden, könnten ſie an 
anderen Stellen benutzt werden. Bei Abſchnitt J, 
Stelle 1, wünſchen wir die Stelle für den Ober⸗ 
regierungs⸗ und Forſtrat in Gruppe 13 zu ſtrei⸗ 
chen. Wir ſind völlig davon überzeugt, daß wir 
es bei dieſer Poſition ruhig machen können. Solche 
hohen Stellen brauchen wir in der Forſtverwal⸗ 
tung nicht. Das können mittlere Beamte machen, 
um ſo mehr, weil dieſe mehr Luſt zum Arbeiten 
haben als der Forſtrat. Wir wünſchen, daß die 
Stelle geſtrichen wird. Weiter wollen wir, daß 
bei Abſchnitt I, Stelle 7, geſtrichen wird: „Für 
den Beſuch einer Polizeiſchule ein Forſtlehrling.“ 
Wir haben ſchon erklärt, daß die ganze Polizei⸗ 
ſchule eine reaktionäre Einrichtung iſt. Wer die 
Schule beſuchen will, mag es tun. Wir haben aber 
für die Polizeiſchule kein Geld übrig und wünſchen 
die Streichung. 

4, bei Forſtkulturen anſtatt 40 000 Gulden 60 000 
Gulden zu ſetzen. Wir ſind überzeugt, daß die 
Summe, die eingeſetzt iſt, für dieſe Forſtkultur 
nicht ausreicht. Ich habe Ihnen Diſtrikte genannt 
und es würde zu weit führen, wenn ich noch wei⸗ 
tere nennen wollte. Es müſſen Entwäſſerungsar⸗ 
beiten vorgenommen werden. Die eingeſetzte 
Summe reicht aber nicht aus. Wenn mehr einge⸗ 
ſetzt würde, könnte der Erwerbsloſigkeit auf dem 
Lande geſteuert werden. Es geht nicht an, daß die 
Forſtarbeiter erwerbslos herumlaufen und Stem⸗ 
pelgeld erhalten. Es gibt Arbeit in Hülle und 
Fülle, wofür dem Staat Mittel zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden müſſen. Ich erkläre, daß dieſe Ent⸗ 
wäſſerungsarbeiten vorgenommen werden müſſen. 
Aus dieſer Stelle könnten die Mittel genommen 
werden, um die Kulturarbeiten vorzunehmen. 
Wir wünſchen, daß der Graben zwiſchen den Di⸗ 
ſtrikten 6 und 7 80 Meter lang und 50 Zentimeter 
tief gereinigt wird, weil das Pachtland dahinter 
verſäuft. Dieſe Reinigung iſt angeſetzt, wird 
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aber nicht durchgeführt, weil anſcheinend das Gut 
Johanistal Schaden erleidet. Der betreffende 
Beſitzer iſt damit zufrieden. Das Land hinter 
dem Graben verſäuft, wenn nicht das Land, das 
der Forſtverwaltung gehört, entwäſſert wird. (Wo 
iſt das? rechts.) Es handelt ſich um das Gut Jo⸗ 
hannistal beim Diſtrikt 7. Früher war dort ein 
Graben, aber er iſt nicht mehr vorhanden. Früher 
wurde das Land trocken gelegt. Dieſe Kulturar⸗ 
beit iſt aber erſoffen, weil der Graben nicht in 
Ordnung iſt, das geht aber keinem Revierförſter 
etwas an auch keinem Forſtrat. Für dieſe iſt die 
Hauptſache, daß ſie ſich mit Heinrich Sahm gut 
ſtehen, das andere kommt von ſelbſt und daß ſie 
ihre Gehälter in den Gruppen 12 und 13 ſchlucken. 
Es iſt die gleiche tendenziöſe deutſchnationale 
Wirtſchaft, wie ſie früher war. Es iſt dieſelbe 
Richtung, in der, wie es im Unterſuchungsaus⸗ 
ſchuß feſtgeſtellt wurde, die Beamten ihre Poſition 
benutzen, um nach oben hin zu ſcharwenzeln. Sie 
als Sozialdemokraten dulden ſolche Korruptions⸗ 
wirtſchaft. Der Herr Senator Rehberg, der eigent⸗ 
lich ſeine Naſe in dieſe Sachen hineinſtecken müßte, 
tut das nicht und duldet ſie weiter. Wir wünſchen 
alſo, daß ſtatt 40 000 — 60 000 Gulden für Kul⸗ 
turarbeiten eingeſetzt werden, damit der Staat in 
der ſpäteren Zeit Einnahmen erzielt; ſei es durch 
Wald oder durch Stechen von Torf. 

Bei Abſchnitt II, Stelle 9, beantragen wir, daß 
zur Vertilgung ſchädlicher Tiere und Inſekten 
ſtatt 500 Gulden 1000 Gulden eingeſetzt werden. 
Wenn für die Tilgung der Inſekten nicht mehr 
Mittel bereitgeſtellt werden, dann laufen wir Ge⸗ 
fahr, daß die Inſekten uns unſer Holz auffreſſen 
und wir zuletzt nicht mehr mit Holz von unſeren 
Wäldern Feuer anmachen können. Die Gefahr 
beſteht. Die Schädlinge der Waldkultur machen 
ſich in letzter Zeit außerordentlich ſtark bemerkbar. 
Der Forſtrat erklärt: „Bei mir iſt alles in ſchön⸗ 
ſter Butter.“ Sie als bürgerliche Abgeordnete, Sie 
als Koalitionsregierung müßten Ihre Naſe da 
hineinſtecken, damit der Staat mehr Einnahmen 
erzielt. 

In Abſchnitt III, Stelle 1, beantragen wir fol⸗ 
gende Faſſung: „Grund und Gemeindelaſten und 
Koſten der örtlichen Gemeinde und Polizeiver⸗ 
waltung in ſtaatlichen Guts⸗ und Amtsbezirken 
5 000 Gulden, Armenpflegekoſten 10 000 Gulden. 
Wir wünſchen die Angelegenheit zu trennen. Wir 
wollen, daß für Armenpflegekoſten 10 000 Gulden 
geſetzt werden, weil die Waldarbeiter und die von 
Unfällen Betroffenen außerordentlich unter der 
Not leiden. Arbeit iſt nicht zu erhalten. Wir 
wünſchen, daß die Poſition von 10 000 Gulden 
nur für die Armenpflege eingeſetzt wird. Bei Ab⸗ 
ſchnitt III, Stelle 2, beantragen wir bei Unter⸗ 
ſtützung für Waldarbeiter, Waldarbeiterinnen 
und ihren Hinterbliebenen anſtatt 405 — 3 000 
Gulden zu ſetzen. Das iſt doch eine lächerliche 
Summe 405 Gulden. Oben ſorgt man für ſich, 
aber die unteren Leute läßt man verrecken. Daher 
wollen wir, daß dieſe Poſition entſprechend er⸗ 
höht wird. 

Wir haben dann noch zwei Entſchließungen 
eingebracht. Die erſte Entſchließung lautet: 
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Bei Verpachtung von Torfgelände iſt insbeſondere 
den Selbſtvwerbrauchern geeignetes Gelände zu den 

I üblichen Bedingungen zur Verfügung zu 
Ich habe ſchon geſagt, daß Stellen vorhanden ſind, 
an denen früher Torf geſtochen wurde. Das Gras 
geht einem jetzt bis an die Knie. Der Torf liegt 
in drei bis vier Meter Tiefe. Wenn Sie ſich da⸗ 
von überzeugen, werden Sie es beſtätigen. Wir 
wollen, daß dieſes Torfgelände den Betreffenden 
wieder zur Verfügung geſtellt wird. Die zweite 
Entſchließung lautet: 

Der Volkstag erſucht den Senat, den Waldarbei⸗ 
tern und Einwohnern, die im Beſitz einer Kuh ſich 
befinden, die Waldweide unter den früheren Bedin⸗ 
gungen zu belaſſen. 

Wir haben dieſen Antrag geſtellt, weil wir wij- 
ſen, daß ungeheure Ländereien von fünf Hektar, 
von neun Hektar uſw. vorhanden ſind. Es wäre 
eigentlich Ihre Sache, überall die Naſe hinein⸗ 
zuſtecken und feſtzuſtellen, wieviel Gelände unbe⸗ 
baut iſt. Den Waldarbeitern muß geſtattet wer⸗ 
den, auf dieſem Gelände die Kühe zu weiden. 

M. D. u. H.! Es iſt ein Schlag ins Geſicht für 
einen Menſchen, der davon Kenntnis hat, wenn 
man ſieht, daß an den Wegen uſw. halbmeter 
hohes Gras vorhanden iſt, das verdorren muß. 
Wir wünſchen ja nicht, daß die Kühe der Wald⸗ 
arbeiter allein in die Pflanzungen hineingelaſſen 
werden. Aber dort, wo ſich kein Baum und kein 
Strauch befindet, dort könnte die Kuhweide an 
der Leine, damit kein Schaden entſteht, zugelaſſen 
werden. So unvernünftig ſind die Waldarbeiter 
nicht, daß ſie es geſtatten würden, daß die Kühe 
mit ihren Hufen die neuen Pflanzen zertreten. 
Sie können es aber nicht verſtehen, daß große 
Flächen Land brach liegen und keinen Nutzen 
bringen. 

Wir wünſchen, daß dieſe Entſchließung ange⸗ 
nommen wird. Ich freue mich, daß die ſozialde⸗ 
mokratiſche Fraktion mit Herrn Senator Rehberg 
meiner Entſchließung zugeſtimmt hat. Als feine 
Leute ändern Sie das natürlich um und ſagen, 
Sie hätten auch etwas für die Waldarbeiter 
übrig. Ich gönne Ihnen die Freude. Für uns als 
Kommuniſtiſche Fraktion kommt es darauf an, 
daß dem unter äußerſter Not leidenden Waldar⸗ 
beiter geholfen wird. Da iſt uns jedes Mittel 
recht, auch wenn Sie den Antrag eingebracht ha⸗ 
ben. Wir werden Ihnen ſelbſtverſtändlich zu⸗ 
ſtimmen. (Das iſt erfreulich! bei den Sozialde⸗ 
mokraten.) Das iſt keine erfreuliche Tatſache, 
wenn ich Dich beeinfluſſen mußte, dieſer Entſchlie⸗ 
ßung Rechnung zu tragen. Herr Pfarrer Lemke, 
der eben hinausgegangen iſt, iſt von den Waldar⸗ 
beitern bearbeitet worden, damit die Kuhweide 
geſtattet würde. Alſo, es iſt keine große Tat. Ich 
wünſche aber, daß zum mindeſten in dieſer Be⸗ 
ziehung die Entſchließung angenommen wird. 
Das iſt im allgemeinen das, was wir zum Forſt⸗ 
etat zu jagen haben. Wir haben praktiſche Vor⸗ 
ſchläge gemacht und keine Agitation getrieben. 
Wir bitten Sie, unſeren Abänderungsantrag an⸗ 
zunehmen, damit in dieſem Korruptionsſumpf 
endlich einmal Remedur geſchaffen wird. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat Herr 


[Senator Dr. Frank. 
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Dr. Frank, Senator: M. D. u. H.! Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Vorredners geben mir Ver⸗ 
anlaſſung, darauf ein paar Worte zu erwidern. 
Der Herr Vorredner hat es zunächſt für richtig ge⸗ 
halten, die Perſon des Herrn Präſidenten des 
Senats in die Debatte zu ziehen und einige Hiebe 
gegen ihn und ſeine Jagdlieberei auszuteilen. 
Ich bin der Anſicht, da das nicht hierher gehört 
und finde es geſchmacklos, hier derartige Sachen 
zur Sprache zu bringen. (Abg. Liſchnewſki: Das 
überlaſſen Sie uns!) Ich halte es daher für 
überflüſſig, darauf weiter einzugehen. Die An⸗ 
griffe, die der Herr Abg. Liſchnewſki ſodann gegen 
einen Beamten der Forſtverwaltung, den Revier⸗ 
verwalter in Stangenwalde, gerichtet hat, ſind 
ernſtlicherer Art. Ich nehme Veranlaſſung, dieſe 
Angriffe mit allem Nachdruck zurückzuweiſen. 
(Abg. Raſchke: Es wäre angebracht, daß Sie das 
einmal unterſuchten!) Es iſt zutreffend, daß Herr 
w. Samſon Balte iſt. Das ſcheint in den Augen 
des Herrn Vorredners ein belaſtendes Moment 
für ihn zu ſein. Das iſt es aber nicht in den 
Augen aller anderen Deutſchen. Dieſe halten es 
vielmehr für eine Ehrenpflicht, den deutſchen Brü⸗ 
dern, die aus dem Baltenlande haben weggehen 
müſſen, zu helfen. Dies iſt jedoch nicht das Aus⸗ 
ſchlaggebende für die Anſtellung des Herrn v. 
Samſon geweſen, ſondern ſeine Fähigkeit und 
Leiſtungen. Herr v. Samſon iſt ein außerordent⸗ 
lich tüchtiger, und zwar anerkannt tüchtiger Forſt⸗ 
beamter, deſſen Leiſtungen nicht nur bei uns, ſon⸗ 
dern auch außerhalb unſeres Staatsgebietes ihre 
Anerkennung finden. Ich möchte dieſe Tüchtigkeit 
und die Verdienſte des Herrn v. Samſon hier 
ausdrücklich feſtſtellen. (Zuruf des Abg. Liſch⸗ 
newſki.) Derartige Behauptungen kann ich nicht 
beantworten. Ich betrachte ſie als Vorwürfe, die 
jeder Grundlage entbehren. 

Wenn Sie weiter angeführt haben, daß ſich 
Herr v. Samſon um nichts kümmere, ſo bin ich an⸗ 
derer Ueberzeugung. Ich habe auch Kenntnis von 
den Verhältniſſen und weiß, daß Herr v. Samſon 
ſeine Pflicht tut. 

Herr Abg. Liſchnewſki iſt dann auf Einzel⸗ 
heiten eingegangen und hat ſich in dieſen Einzel⸗ 
heiten als merkwürdig unterrichtet erwieſen. Mir 
fehlt dieſe Detail⸗Kenntnis, die Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki ſich verſchafft hat. Ich kann daher auf die 
Einzelheiten nicht eingehen. (Abg. Rafchke: Wozu 
haben wir den Forjtrat?) Soweit es fi um An⸗ 
regungen handelt, denen nachzugehen wert iſt, 
werden ſie geprüft werden. Ihr Zwiſchenruf gibt 
mir im übrigen Veranlaſſung, feſtzuſtellen, daß 
Sie auch keinerlei Grund haben, gegen den ober⸗ 
ſten Forſtbeamten, Herrn Ober⸗Forſtrat Nikolai, 
einen Vorwurf zu erheben. Auch er tut im vollen 
Umfange ſeine Pflicht. > 

Der Herr Abg. Liſchnewſki hat ferner ganz 
allgemein die Behauptung aufgeſtellt, unſere 


Forſtwirtſchaft wäre eine ſchlechte Wirtſchaft; er 


hat ſich dabei ſogar des Ausdrucks „Sauwirtſchaft“ 
bedient. So ſehr Herr Abg. Liſchnewſki auch in 
Einzelheiten unterrichtet ſchien, ſcheint er mir doch 
über die großen Geſichtspunkte, die für unſere 
Forſtwirtſchaft maßgebend ſein müſſen, nicht un⸗ 


nicht gefunden haben. 
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terrichtet zu ſein. Für uns iſt der Wald nicht le⸗ 
diglich ein Ausbeutungsobjekt, aus dem möglichſt 
viel Geld herauszuwirtſchaften iſt. Der Wald 
hat für uns in unſerem Stadtſtaat noch eine ganz 
beſondere Bedeutung, die über die reine wirt⸗ 
ſchaftliche hinausgeht und die beſondere Berück⸗ 
ſichtigung finden muß. Außerdem iſt für das Er⸗ 
gebnis der Forſtwirtſchaft in erſter Linie maß⸗ 
gebend der Zuſtand des Waldes. Ehe die Freie 
Stadt Danzig beſtand, iſt aus unſeren Wäldern 
außerordentlich viel herausgenommen worden, ſo 
daß verhältnismäßig wenig hiebreifes Holz vor⸗ 
handen iſt. Aus dieſem Grunde kann nicht ſo viel 
herausgewirtſchaftet werden, wie es ſonſt der Fall 
ſein könnte. Wir ſind jetzt dabei, den Wald mit 
allen Mitteln zu ergänzen und für Nachwuchs zu 
ſorgen. Dieſe Erneuerung des Waldes, Herr Abg. 
Liſchnewſki, vollzieht ſich aber bei uns in anderer 
Weiſe als Sie annehmen. Es geſchieht dies nicht 
mehr in der alten Weiſe durch Anlage von Scho⸗ 
nungen auf weit abgeholzten Flächen, ſondern 
durch die Förderung des natürlichen Wachstums 
des Nachwuchſes. (Abg. Liſchnewſki: Das iſt ver⸗ 
kehrt!) Die Forſtſachverſtändigen halten das für 
richtig. Nach dieſen Grundſätzen wird heute nicht 
nur bei uns, ſondern vielfach auch an anderen 
Stellen gewirtſchaftet. 


Dieſe Gründe, die Erſchöpfung unſeres Wal⸗ 
des in früherer Zeit und die Notwendigkeit der 
Schaffung des Nachwuchſes bringen es neben an⸗ 
deren Gründen mit ſich, daß die Forſtverwaltung 
heute bei uns teuer arbeiten muß und verhält⸗ 
nismäßig wenig herauswirtſchaftet. Von einer 
Lodderwirtſchaft, wie Sie ſagten, kann unter die⸗ 
ſen Amſtänden nicht die Rede ſein. Ich glaube 
als Beweis dafür, daß unſere forſtwirtſchaftlichen 
Methoden Anerkennung finden, anführen zu dür⸗ 
fen, daß ſie die preußiſchen Forſtleute gelockt ha⸗ 
ben, ſich unſere Arbeit anzuſehen. Eine Vereini⸗ 
gung preußiſcher Forſtleute will ſich in den näch⸗ 
ſten Wochen davon unterrichten, was wir hier ge⸗ 
ſchaffen haben. Sie erſehen daraus, daß unſere 
Arbeit ein gewiſſes Anſehen über die Grenzen des 
Freiſtaates hinaus genießt, eine Anerkennung, 
die wir leider bei Ihnen, Herr Abg. Liſchnewſki, 
Sie haben aber ſelbſt in 
Ihren Ausführungen erklärt, man ſolle die forſt⸗ 
techniſchen Details den Fachleuten überlaſſen. Ich 
glaube, es wäre gut geweſen, wenn auch Sie man⸗ 
ches den Fachleuten überlaſſen hätten. Ich für 
meine Perſon möchte das jedenfalls tun und er⸗ 
ſpare es mir daher, hier weiter auf Einzelheiten 
einzugehen, zumal ich zu ihren Anträgen auch bei 
den Beratungen im Hauptausſchuß bereits im 
Weſentlichen Stellung genommen habe. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Abſtimmung, zunächſt 
über den Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 221, Ziffer 1 
bis 7. 


1. Bei Abſchnitt I, Stelle 1: 
„1 Oberregierungs⸗ und Forſtrat ( XII)“ 
Alt zu ſtreichen. : 


(©) 


O) 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

2. Bei Abſchnitt I, Stelle 7: 
„Für den Beſuch einer Polizeiſchule 1 Forſt⸗ 
lehrling“ 

iſt zu ſtreichen. 

3. Bei Abſchnitt II, Stelle 4: 

Forſtkulturen iſt zu ſetzen: anſtatt „40 000 6“ 
„60 000 G“. 

4. Bei Abſchnitt II, Stelle 9: 

Vertilgung ſchädlicher Tiere und Inſekten iſt zu 
ſetzen: anſtatt „500 G“ „1000 G“. 
5. Abſchnitt III, Stelle 1, erhält folgende Faſſung: 

a) Grund⸗ und Gemeindelaſten und 
Koſten der örtlichen Gemeinde⸗ und 
Polizeiverwaltung in ſtaatlichen 
Guts⸗ und Amtsbezirlen — 5 000 6 

b) Armenpflegekoſten .. 10 000 G 

6. Bei Abſchnitt III, Stelle 2: 

Unterſtützung für Waldarbeiter, Waldarbeite⸗ 
rinnen und ihre Hinterbliebenen iſt zu ſetzen: 
ſanſtatt „405 G“ = „3 000 G“. 

7. Bei Abſchnitt III, Stelle 3: 
Vergütung an Stelle von Naturalabgaben iſt zu 
ſetzen: anſtatt „2000 G“ = 3 000 G“. 

Wer dieſen Abänderungen zuſtimmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, die Anträge ſind abgelehnt. Die 
Entſchließung auf dieſer Druckſache bleibt bis zur 
dritten Leſung ausgeſetzt. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über den Haushaltsplan der Forſt⸗ 
verwaltung. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
Etat iſt angenommen. Ich rufe Punkt 13 auf: 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphen verwaltung. 


Druckſache Nr. 178. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Falkenberg. 
Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Auf Seite 2 unter Abſchnitt I, Stelle 1d, 
Rundfunkgebühren — ſtehen in der Einnahme 
550 000 Gulden verzeichnet. Im Vorjahre war 
nur eine Summe von 300 000 Gulden eingeſetzt. 
Es iſt alſo hier eine Mehreinnahme von 250 000 


Gulden vorgeſehen. Dieſe Zahlen zeigen, daß ſich 


das Rundfunkweſen in glänzender Weiſe ent⸗ 
wickelt hat. Nicht minder laſſen dieſe Zahlen 
aber auch erkennen, daß die Poſt- und Tele⸗ 
graphenverwaltung, als ſie ſ. Zt. den Sendedienſt 
hier einrichtete, bei der Auswahl der Perſönlich⸗ 
keit des Leiters eine glückliche Hand gehabt hat, 
denn kein Verwaltungszweig kann gedeihen, 
wenn nicht der Leiter dieſes Verwaltungszweiges 
ein fachmänniſch und kaufmänniſch tüchtig vorge⸗ 
bildeter Mann iſt. Auch der deutſche Rundfunk 
verdankt ſeine glänzende Entwicklung dem Um⸗ 
ſtande, daß die Deutſche Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung zur Leitung des Sendedienſtes aus⸗ 
gezeichnete und vorzügliche Kräfte heranzuziehen 
gewußt hat. Um ſo verwunderlicher iſt es, daß 
die Präſidialabteilung des Senats die Stelle des 
Leiters des Sendedienſtes geſtrichen und dem der⸗ 
zeitigen Inhaber dieſer Geſchäftsſtelle zum 30. 
Juni gekündigt hat. Die Entlaſſung verdient all⸗ 
gemeines Intereſſe wegen der Grundſätze, die hier⸗ 
bei angewandt worden ſind. Dieſe Grundſätze er⸗ 
regen Widerſpruch und laſſen die Frage aufwer⸗ 
fen, ob ſie verfaſſungs⸗ und rechtmäßig ſind. Ob⸗ 
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wohl der Senat und auch die Poſt⸗ und Tele: (O) 


graphenverwaltung bei der urſprünglichen Auf: 
ſtellung des Etats die Stelle als unerläßlich be⸗ 
zeichneten, veränderte ſich die Haltung des Senats 
in dem Augenblick, wo ein Antrag des Demobil⸗ 
machungsausſchuſſes aus Anlaß einer Beſchwerde 
des Gewerkſchaftsbundes der Angeſtellten einlief, 
welcher verlangte, daß die Stelle einzuſparen ſei. 
Dem Inhaber ſollte gekündigt werden, weil es 
nicht angängig wäre, daß ein Herr, der eine Pen⸗ 
ſion beziehe, auch noch mit der Leitung einer 
Stelle betraut würde, ſolange noch erwerbsloſe 
Angeſtellte vorhanden wären. (Sehr richtig! 
links.) Offiziell wurde die Entlaſſung natürlich 
mit Sparſamkeitsrückſichten begründet. Die 
hauptamtlichen Senatoren wieſen zwar auf die 
Rechtsungültigkeit dieſer Argumente hin, dennoch 
wurde die Entlaſſung zum Beſchluß erhoben. Der 
Plan, die Stelle mit einem Angeſtellten zu be⸗ 
ſetzen, ſcheiterte an dem Widerſtande der Poſt⸗ und 
Telegraphen verwaltung, welche erklärte, daß 
außer dem derzeitigen Inhaber keine geeignete 
Perſönlichkeit in der Stadt vorhanden wäre, 
(Hört, hört! rechts) die die Stelle übernehmen 
könnte. Wenn die Entlaſſung des derzeitigen In⸗ 
habers Tatſache werden ſollte, wollte ſie ſich mit 
den vorhandenen Kräften zu behelfen verſuchen. 

Der Beſchluß des Senats macht ſich alſo die 
Auffaſſung des Gewerkſchaftsbundes der Ange⸗ 
ſtellten zu eigen, — es handelt ſich hier um einen 
ehemaligen Berufsoffizier, — daß ein ehemaliger 
Offizier, ganz gleich wie hoch ſeine Penſion ſich 
ſtelle, in keinem Betrieb zu beſchäftigen ſei, wenn 
noch erwerbsloſe Angeſtellte vorhanden wären. 
Daß dieſe Auffaſſung nicht richtig ſein kann, iſt 
mir klar, wenigſtens nach meinem Gefühl, denn 
dieſe Berufsoffiziere ſind, nachdem das Heer auf⸗ 
gelöſt worden iſt, in jüngeren Jahren im beſten 
Mannesalter entlaſſen worden. Sie bekommen 
eine Penſion, von der ſie nicht leben und eine Fa⸗ 
milie nicht unterhalten können. Sie ſind alſo ge⸗ 
zwungen, ſich Nebenverdienſt zu ſuchen. Sollte 
die Anſchauung des Gewerkſchaftsbundes allge⸗ 
mein für entlaſſene Militärperſonen Anwendung 
finden, ſo würde dieſen Leuten, welche an und für 
ſich ſchon ſchwer betroffen find, eine Verdienſtmög⸗ 
lichkeit genommen ſein. Sie wären rechtlos ge⸗ 
macht. Das werbürgte Recht auf Arbeit wäre 
ihnen genommen. Eine Stelle, die ſie ſich ſchon 
beſchafft hätten, würde ihnen geraubt werden. Sie 
würden zu Bürgern zweiter Klaſſe herabgedrückt. 
Schließlich, wenn die Penſion wegen der wenigen 
Dienſtjahre nicht ausreichen ſollte, müßten ſie wo⸗ 
möglich den Weg zum Wohlfahrtsamt beſchreiten. 
Wir haben das Dogma von dem Recht auf Arbeit. 
Wir haben weiter das Dogma won dem Recht des 
Tüchtigen auf freie Bahn. Das ſoll ihnen bleiben. 
(Abg. Leu: Sie haben ihre Penſion!) Wenn jte 
aber nicht zureicht? (Bei 500 Gulden verhungert 
er nicht! links.) Der Senat führt ſein Vorgehen 
auf Sparmaßnahmen zurück, das iſt ein Grund, 
der ſich hören läßt, aber ausreichend und tiefge⸗ 
hend iſt er nicht. Man ſoll nicht kleinlich ſein, hat 
mir einmal der Vizepräſident den Senats ent⸗ 
gegengehalten, als es ſich um die Einrichtung der 
Stelle des Preſſechefs des Senats handelte, um die 
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Stelle von Herrn Dr. Wagner. Da handelte es 
ſich darum, daß die Stelle durch einen Vollbeam⸗ 
ten beſetzt wurde. Wenn es ſich aber um 500 000 
Gulden Einnahmen handelt, ſollte man nicht 
kleinlich ſein. Man ſollte nicht einen tüchtigen 
Beamten, der ſich bewährt hat, der aus dem Funk⸗ 
dienſt des Krieges gekommen iſt, der aus der 
Kriegsakademie heraus zu einem Funkbataillon 
abkommandiert worden iſt, bei einer ſo wichtigen 
Abteilung in die Wüſte ſchicken. Was wird eigent⸗ 
lich erſpart? Nicht das ganze Gehalt, ſondern 
nur die Differenz zwiſchen den Penſionen und dem 
Gehalt der betreffenden Gruppe, alſo nur die Dif⸗ 
ferenz. Wir bitten den Senat, die Kündigung 
zurückzunehmen und den verdienten Beamten in 
ſeiner Stellung zu belaſſen. Ich will noch zwei 
kurze Bemerkungen zu dieſem Punkt hinzufügen. 
Im vorigen Jahr wurde dieſer Punkt hier auch 
behandelt und es ergriff hier weiter niemand das 
Wort als der Herr Abg. Leu. Er bemängelte da⸗ 
mals, daß die Geſchäftsführung einen kleinen 
Mangel aufweiſe, nämlich nach der Richtung hin, 
daß die Bedürfniſſe der Arbeiter im Rundfunk 
nicht genügend berüchſichtigt würden. Der Ge⸗ 
ſichtspunkt läßt ſich hören. Herr Dr. Eppich trat 
dieſer Anſicht damals entgegen mit der Begrün⸗ 
dung, daß der Geſchmack außerordentlich verſchie⸗ 
den ſei und daß das Publikum ſehr empfindlich 
wäre. Man müßte ſich hüten, eine Richtung be⸗ 
ſonders ſtark zu betonen, weil man Gefahr laufe, 
nicht einen Gewinn, ſondern einen Verluſt für 
ſich buchen zu müſſen. Der Rundfunk ſei auf das 


(B) allgemeine Intereſſe eingeſtellt und bringe all⸗ 


gemein bildende Gegenſtände zu Gehör. Nach die⸗ 
ſem Grundſatz arbeitet ja auch der deutſche Rund⸗ 
funk. Wenigſtens habe ich Oſtern in Pommern 
Stücke gehört, die nur von allgemeinem Intereſſe 
waren. (Sonntags Kirchenkonzert! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Das braucht man ja nicht zu hören. 
Wir wünſchen, daß dieſe Neutralität des Rund⸗ 
funks erhalten bleibt, daß er vor allem nicht der 
politiſchen Erziehung dienſtbar gemacht werde. 
Das wäre das Ende dieſer Einvichtung. Zuletzt 


erhebt noch die Geſchäftswelt dagegen Einſpruch, 


daß der Rundfunk für Reklamezwecke benutzt wird. 
Für das Reklameweſen ſtehen die Zeitungen offen. 
Der Rundfunk als öffentliche Einrichtung verleiht 
der Reklame immerhin einen gewiſſen Wert. Es 
wird dadurch der Anſchein erweckt, als ob die im 
Rundfunk genannten Firmen mehr Wert beſäßen 
als andere. Das Reklameweſen kann durch die 
dieſen Zwecken dienenden Zeitungen beſorgt wer⸗ 
den. Wir bitten alſo noch einmal, die Stelle des 
verdienten Leiters des Sendedienſtes offen zu hal⸗ 
ten und nicht kleinlich zu ſein, ſondern in dieſem 
Punkte die kleine Differenz zwiſchen Penſion und 
Gehalt der Gruppe zu zahlen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Die Kritik der Deutſchnationalen bei dieſem 
Etat beſtand darin, einen „wohlverdienten“ Mann 
bei der Futterkrippe zu halten. Was hätten Sie 
getan, Herr Falkenberg, wenn dieſer „wohlver⸗ 
diente“ Mann ein Kommuniſt geweſen wäre? 
(Abg. Böcker: Dann wäre es Ihre Aufgabe ge⸗ 
weſen!) Damit geben Sie zu, daß dieſer Mann 
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ein deutſchnationaler Reaktionär durch und durch 
iſt und daß Sie ihn deshalb behalten wollen, nicht 
wegen ſeiner Tüchtigkeit. Nun ſoll er im Kriege 
an einem Funkkurſus teilgenommen haben. Ich 
bin bei der ſchweren Artillerie geweſen und war 
auch Funker. Da hat man mit der Taſchenlaterne 
ein wenig herumgefunkt. Was hat dieſer Kriegs⸗ 
funk mit dem heutigen Radioweſen zu tun? Auch 
zu dieſem Etat hat die Kommuniſtiſche Fraktion 
eine ganze Reihe von Abänderungsanträgen ein⸗ 
gebracht. Wenn gewiſſe Parteien ſich darüber lu⸗ 
ſtig machen, daß die Kommuniſten ſo wiele Strei⸗ 
chungen an Beamtenſtellen vornehmen, dann mö⸗ 
gen ſie doch ſelbſt beſſere Vorſchläge bringen. Von 
der Deutſchnationalen Partei bis herunter zu den 
Sozialdemokraten wird zugegeben, daß der Be⸗ 
amtenkörper zu aufgebläht iſt. Sogar die Deutſch⸗ 
nationalen, die dieſen aufgeblähten Beamtenkör⸗ 
per geſchaffen haben, erklären jetzt der Bürokratie 
ſchärfſten Kampf. Sie bringen einen Antrag ein, 
einen Staatsrat zu ſtreichen. Wahrſcheinlich nur, 
weil der Betreffende nicht in ihren Rahmen paßt, 
wird die Streichung beantragt. Hat aber jemand 
das deutſchnationale Parteibuch in der Taſche, ſo 
wird mit allen Mitteln verſucht, dieſem Manne 
den Poſten zu erhalten. So denkt keine Partei 
daran, auch mit der Tat den höheren Beamtenab⸗ 
bau durchzuführen. Wir beantragen auch beim 
Forſtetat, eine ganze Anzahl von Beamtenſtellen 
zu ſtreichen. Wenn man mit der lächerlichen Be- 
gründung kommt, wer dann die Arbeit dieſer 
Leute übernehmen ſoll, jo weiſe ich darauf hin, 
was nicht nur von unſerer, ſondern auch von bür⸗ 
gerlicher Seite oft genug betont wurde, daß die 
mittleren Beamten wohl imſtande ſind, die Funk⸗ 
tionen der höheren Beamten auszuüben. Sie ſtrei⸗ 
chen aber gerade untere Beamtenſtellen. Geben 
Sie dafür lieber einigen unteren Beamten die 
Möglichkeit der Aufrückung. Dann haben Sie 
Gelegenheit, oben abzubauen und die Funktionen 
der oberen Beamten durch mittlere Beamte er⸗ 
füllen zu laſſen. Herr Abg. Rahn oder Herr Abg. 
Blavier lief ganz energiſch gegen die Aufblähung 
der Zentralverwaltungen Sturm. Es wird immer 
wieder darauf hingewieſen, daß die Zentralver⸗ 
waltungen ungeheuer aufgebläht ſeien. Herr Abg. 
Dr. Blawier hat es aber nicht für nötig gehalten, 
einen einzigen entſprechenden Antrag einzubrin⸗ 
gen, damit dort ein Abbau eintritt. Wir haben 
beantragt, daß in der Zentralverwaltung die 
Stellen der vier Oberpoſträte geſtrichen werden. 
Man ſoll nicht ſagen, daß die übrigen Beamten 
dann nicht imſtande wären, die notwendigen Ar⸗ 
beiten zu erledigen. Man hat zwar die Stelle für 
einen Obexpoſtrat geſtrichen, gleichzeitig aber auch 
für zwei Poſtaſſiſtenten und einen Poſtbetriebs⸗ 
aſſiſtenten. Streichen Sie dieſe drei Beamten⸗ 
ſtellen nicht, dann haben Sie die Möglichkeit, die 
vier Oberpoſtratsſtellen zu ſtreichen und die Ober⸗ 
poſträte durch mittlere Beamte zu erſetzen. Das⸗ 
ſelbe iſt bezüglich der Streichungen zu ſagen, die 
wir beim Verkehrsamt beantragen. Man wird 


auch wieder wie aus allen Wolken gefallen ſein, 
wenn wir hier die Streichung von Stellen für 
wier höhere Beamte verlangen, und erklären, dann 
jet es unmöglich, den Betrieb aufrecht zu erhalten. 
Die Funktionen der Oberbeamten beim Verkehrs⸗ 


— 


— 


O 


D) 


(B) 


Volkstag Danzig — 32. Sitzung. 


Dienstag, den 12. Juni 1928. 595 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 


amt können aber auch ganz gut won den Poſtamts⸗ 


räten ausgeübt werden. Die Poſtamtsräte haben 
eine langjährige Praxis. Es befinden ſich dar⸗ 
unter Leute mit 35jähriger Tätigkeit. Ich bin 
davon überzeugt, daß dieſe Leute genau ſo gut, 
wie die Herren Oberpoſtdirektoren oder Poſtdirek⸗ 
toren die Arbeit erledigen können. Als ich im 
Hauptausſchuß dieſe Streichungen beantragte und 
auch begründete, hielt mir der Regierungsvertre⸗ 
ter entgegen, man müſſe auch mit der Disziplin 
rechnen; die Disziplin könne leiden, wenn nicht 
akademiſch vorgebildete Beamte, alſo wirkliche 
Oberbeamte die Funktionen ausüben würden. Sie 
haben nicht Akademiker geſagt, Herr Regierungs⸗ 
vertreter, aber letzten Endes gipfelten Ihre Aus⸗ 
führungen darin, daß nur obere Beamte, die dem⸗ 
entſprechend für dieſe Berufe vorzubereiten ſeien, 
dieſe Funktionen ausüben könnten. Wenn mitt⸗ 
lere Beamte dieſe Funktionen ausübten, würden 
ſie ſich nicht den nötigen Reſpekt verſchaffen kön⸗ 
nen. Das beſtätigen Sie jetzt. Damit kennzeichnet 
ſich dieſer Staat als der Obrigkeitsſtaat der Vor⸗ 
kriegszeit, daß nur die höheren Beamten imſtande 
ſeien, dieſe hohen Funktionen auszuüben und ſich 
Disziplin zu verschaffen. In dieſer Beziehung 
hat ſich ebenfalls nichts geändert. Es war durch⸗ 
aus kein Lapſus, wie ich ſchon einmal von dieſer 
Stelle nachwies, wenn der Regierungsvertreter 
bei der Begrüßung der Philologen erklärte, nur 
die höheren Schulen ſeien berufen, Führer des 
Volles zu ſtellen, ſondern es war eine grundſätz⸗ 
liche Einſtellung des jetzigen Staatsweſens. Wir 
find demgegenüber anderer Meinung und nicht 
nur wir haben dieſe Meinung zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, ſondern auch bürgerliche Abgeordnete, daß 
nämlich auch die mittleren Beamten ohne wei⸗ 
teres ümſtande ſind, die Funktionen der ſogenann⸗ 
ten oberen Beamten verſehen zu können. Am in⸗ 
tereſſanteſten iſt es, daß man auch beim Verkehrs⸗ 
amt keine oberen Beamtenpoſten ſtreicht, dafür 
aber eine ganze Menge mittlerer und unterer Be⸗ 
ſaamtenſtellen. Wenn Sie die zuſammenzählen, 
dann finden Sie, daß es acht mittlere und untere 
Beamte find, die man geſtrichen hat, aber nicht 
einen einzigen oberen Beamten. Es kommt ſchließ⸗ 
lich auf das heraus, was ich immer betont habe, 
daß, wenn Sie die vier oberen Beamten ſtreichen 
und die Erſparnis der acht mittleren und unteren 


Beamtenſtellen nicht vornehmen, der Dienſt durch⸗ 


aus nicht leidet, ſondern daß im Gegenteil beſſer 
gearbeitet werden kann. Merkwürdig iſt es, daß 
auch die jetzige Koalitionsregierung und die So⸗ 
zialdemokraten, die doch teilweiſe gerade unter 
den Poſtbeamten gute Anhänger haben, es zu⸗ 
laſſen, daß man fünf Oberpoſtſchaffnerſtellen 
ſtreicht. Dieſe Oberpoſtſchaffnerſtellen bilden eine 
Beförderungsſtufe für die Poſtſchaffner. Sie 
wiſſen auch, daß die Poſtſchaffner jahrzehntelang 
laufen müſſen, bis ſie in eine entſprechend höhere 
Stufe einrücken, d. h. in die Oberpoſtſchaffner⸗ 
ſtelle. Wenn man nun von den beſtehenden Ober⸗ 
poſtſchaffnerſtellen, die doch bedeutend geringer an 
Zahl ſind wie die Poſtſchaffnerſtellen, noch fünf 
Stellen ſtreicht, dann nimmt man gerade den un⸗ 
teren Beamtengruppen die Möglichkeit, vielleicht 
in einer kürzeren Zeit in eine höhere Stelle auf⸗ 
rücken zu können und ein beſſeres Gehalt zu be⸗ 


kommen. Wir haben deshalb beantragt, daß dieſe 
mittleren und unteren Beamtenſtellen nicht er⸗ 
ſpart, ſondern wieder in den Etat eingeſetzt wer⸗ 
den. Das Gleiche, was ich in Bezug auf die Ober⸗ 
poſtſchaffnerſtellen und Poſtſchaffnerſtellen ſagte, 
trifft auch auf die ſogenannten Poſthilfsſchaffner⸗ 
ſtellen gegenüber den Poſtſchaffnerſtellen zu. Die 
Hilfspoſtſchaffner müſſen genau ſo ihren Dienſt 
verſehen wie die Poſtſchaffner. Sie ſchweben aber 
zwiſchen Tür und Angel und können jederzeit hin⸗ 
ausexpediert werden. Sie ſind nicht feſt angeſtellt, 
ſtehen alſo ſozuſagen jeden Tag vor der Kündi⸗ 
gung. Was ich in Bezug auf die Arbeiter ſagte, 
daß das Erwerbsloſenfürſorgegeſetz die Möglich⸗ 
keit gibt, einen aufrechten Arbeiter aus der Arbeit 
hinauszuwerfen und gleichzeitig zu verhindern, 
daß der betreffende Arbeiter Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung bekommt, kann man auch in Bezug auf 
die Hilfspoſtſchaffnerſtellen ſagen. Wir kennen 
die reaktionäre Einſtellung beſonders der oberen 
Beamten. Man wird nur Leute dulden, die ſo in 
die Kerbe hauen, wie die oberen Beamten es wol⸗ 
len. Die „Volksſtimme“ hat derartiges bei der 
Schupo kritiſiert. Da heißt es gleichfalls: „Maul 
halten, ſtramm ſtehen!“ So iſt es auch bei den 
Hilfspoſtſchaffnern. Nun hat man ſich großherzig 
gezeigt und 30 Stellen für Hilfspoſtſchaffner in 
Poſtſchaffner umgewandelt. Das iſt ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Um den unwürdigen Zu⸗ 
ſtand zu beſeitigen, daß Leute, die die gleiche Ar⸗ 
beit verrichten wie andere, aber jederzeit hinaus⸗ 
geworfen werden können, haben wir beantragt, 
daß man alle Hilfspoſtſchaffnerſtellen in Poſt⸗ 
ſchaffnerſtellen umwandelt. Wir haben außerdem 
einen Eventualantrag eingebracht, weil man da⸗ 
mit rechnen muß, daß der Staat wieder mit ſeinen 
Sparmaßnahmen kommt und erklärt, es könnten 
nicht alle Hilfspoſtſchaffnerſtellen umgewandelt 
werden, daß man dann wenigſtens 60 Stellen für 
Hilfspoſtſchaffner in Poſtſchaffnerſtellen umwan⸗ 
delt. In Bezug auf die Poſtbetriebsaſſiſtenten 
möchte ich den Senat fragen, ich habe es auch ſchon 
in der Ausſchußſitzung getan, ob ihm bekannt iſt, 
daß in Deutſchland eine Verfügung herausgegeben 
worden iſt, daß nach drei Jahren alle Poſt⸗ 
betriebsaſſiſtentenſtellen in Poſtaſſiſtentenſtellen 
umgewandelt werden ſollen. Nach drei Jahren 
ſollte endlich mit dieſem Syſtem der Poſtbetriebs⸗ 
aſſiſtenten Schluß gemacht werden. Die Verfügung 
ſoll, wie ich von einem mittleren Poſtbeamten ge⸗ 
hört habe, herausgegeben worden ſein. Es bleibt 
nachzuprüfen, ob es tatſächlich fo it. Angenom⸗ 
men, es iſt nicht fo, dann ſoll Danzig nicht Preu⸗ 
ßen immer nachäffen und ſelbſt dazu übergehen, 
dieſe Poſtbetriebsaſſiſtentenſtellen endlich abzu⸗ 
ſchaffen. Es iſt ein unwürdiger Zuſtand, daß die 
betreffenden unteren Beamten Prüfungen machen 
müſſen und nicht die Gewähr haben, Poſtaſſiſtent 
zu werden. Hier muß ich auch auf die unterſchied⸗ 
liche Behandlung zwiſchen männlichen und weib⸗ 
lichen unteren Beamten eingehen. Die Weiblichen 
werden nach acht Dienſtjahren Poſtbetriebsaſſi⸗ 
ſtentinnen ohne jede Prüfung. Die männlichen 
unteren Beamten müſſen aber erſt eine Prüfung 
ablegen. Intereſſant war, was der Regierungs⸗ 
vertreter über dieſe unterſchiedliche Behandlung 
zu ſagen wußte. Er erklärte, die unteren weib⸗ 
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lichen Paſtbeamten, die nach acht Dienſtjahren 
aufrücken und Betriebsaſſiſtentinnen werden, 
hätten auch die entſprechende Bildung. Sie kämen 
durchweg won der höheren oder Mittelſchule, und 
es wäre nicht nötig, eine beſondere Prüfung von 
ihnen zu verlangen. Bei den unteren Beamten 
wäre das aber nicht der Fall, die kämen größten⸗ 
teils aus der Volksſchule und wären manchmal 
nicht imſtande, den Federkiel zu führen. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Ich wundere mich, 
daß die Poſtverwaltung überhaupt Beamte an⸗ 
ſtellt, die nicht imſtande find, den Federbiel zu füh⸗ 
ren. Wenn das geſchieht, wirft das ein bezeich⸗ 
nendes Licht auf die Poſtverwaltung, aber auch 
auf unſer ganzes Bildungsſyſtem, daß man es den 
Volksſchülern mit mittelmäßiger Begabung noch 
nicht einmal beizubringen imſtande iſt, den Feder⸗ 
kiel zu führen. Nun, es iſt eigentlich nicht ver⸗ 
wunderlich. Anläßlich des Etats für Volksbildung 
habe ich bereits darauf hingewieſen, daß man 
Millionen für die Hochſchule und die höheren 
Schulen übrig hat, daß man aber bei der Volks⸗ 
ſchule ſpart. Gegenüber den damals gemachten 
Ausführungen des Regierungsvertreters möchte 
ich aber doch erklären, daß es mit dem Nichtfüh⸗ 
renkönnen des Federkiels nicht ſo ganz ſtimmt. 
Man will den unteren Beamten Schwierigkeiten 
in den Weg legen. Wir kennen das Syſtem der 
Prüfungen, wie es bei den Behörden gehandhabt 
wird. Man läßt nur ſolche Leute durch, die einem 
angenehm ſind. Ich habe das in meinem Leben 
ſelbſt zur Genüge erprobt. Ich kenne das Syſtem 
der Einjährigenprüfungen beim Militär. Da be⸗ 
ſtanden die, die einen höheren Beamten als Vater 
hatten. Wer einen Arbeiter als Vater hatte, 
flog glatt durch. Ich befürchte, daß es auch bei 
der Poſt ſſo it. 

Es gibt eine Anzahl von Verwaltungen, deren 
Beamte Nachtdienſt verſehen müſſen. Es it klar, 
daß dieſe Beamten dafür eine gewiſſe Entſchädi⸗ 
gung erhalten müſſen, die angemeſſen iſt. Weiter 
iſt klar, daß man dieſen Nachtdienſt nur unteren 
Beamten zu verſehen geben wird. Nun hat man 
vor einiger Zeit die Entſchädigung für den Nacht⸗ 
dienſt etwas erhöht. Bis jetzt waren 1,50 Gulden 
vorgeſehen. Wir beantragen die Erhöhung dieſes 
Satzes auf 2,50 und dementſprechend auch eine 
Erhöhung der Ausgabepoſition von 21000 nuf 
40 000 Gulden. Die Deutſchnationalen haben be⸗ 
reits zur Poſition Unterhaltung des Rundfunk⸗ 
dienſtes Stellung genommen. Ich will bei der 
zweiten Leſung nicht auf den Rundfunk im beſon⸗ 
deren eingehen, ſondern nur kurz zur ſogenannten 
politiſchen Neutralität Stellung nehmen. Da⸗ 
mit werhält es ſich genau ſo wie bei der Schule 
Es gibt keine politiſche Neutralität, ſondern nur 
eins, entweder das jetzige bürgerliche Syſtem ver⸗ 
teidigen oder es bekämpfen. Alle Vorträge, die 
im Rundfunk gehalten werden, auch die aller⸗ 
harmloſeſten, wie z. B. Rundfunk der Hausfrau, 
find politiſch gefärbt, weil ſie unter dem Geſichts⸗ 
punkt der bürgerlichen Weltanſchauung gehalten 
werden. Wir werden bei der dritten Leſung eine 
Entſchließung einbringen, die bezwecken ſoll, dieſe 
einheitliche politiſche Färbung einigermaßen auf⸗ 
zuheben und fie inſofern zu neutralisieren, als 
man jetzt auch Vertretern einer andern politiſchen 
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Weltanſchauung die Möglichkeit geben ſoll, dort 
ſprechen zu können, nicht nur den Vertretern der 
bürgerlichen Weltanſchauung. — Hier ſind 45 000 
Gulden als Zuſchuß für Beſchaffung der Dienſt⸗ 
kleidung der unteren Beamten eingeſetzt. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß dieſer Staat den 
unteren Beamten mit ihren Hungergehältern die 
Kleider voll und ganz bezahlen ſoll, wenn man 
ſie zwingt, Dienſtkleider zu tragen. Bisher er⸗ 
halten ſie, glaube ich, 40 Prozent der Aufwendun⸗ 
gen für ihre Dienſtkleidung. Wir beantragen des⸗ 
halb eine Erhöhung der Poſition von 45 000 auf 
100 000 Gulden. Für Unterhaltung der Dienſt⸗ 
gebäude und bauliche Veränderungen hat man in 
dieſem Jahr auch nur die Summe von 140 000 
Gulden eingeſetzt und in der Erläuterung erklärt, 
es würden umfangreiche bauliche Veränderungen 
aus Anlaß der Einrichtung des Selbſtanſchluß⸗ 
betriebes erfolgen. Wir gehen nicht fehl, wenn 
wir behaupten, daß man dieſe 140 000 Gulden 
fait ausschließlich für die baulichen Veränderun⸗ 
gen der Dienſtgebäude verwenden wird. Es feh⸗ 
len dann aber Mittel, um auch die Dienſtwohnun⸗ 
gen endlich einigermaßen menſchenwürdig inſtand⸗ 
zuſetzen. Auf Seite 3 iſt unter Erläuterungen die 
Anzahl der Dienſtwohnungen angegeben. Es be⸗ 
finden ſich darunter allein 45 Unterbeamte, die 
Dienſtwohnungen haben. Deshalb wird es un⸗ 
umgänglich notwendig ſein, dieſe Summe zu er⸗ 
höhen. Ich wies ſchon darauf hin, daß ſie nur zu 
den baulichen Veränderungen der Dienſtgebäude 
ausreichen wird. Mein Fraktionskollege Liſch⸗ 
neuſki hat ſchon einmal darauf hingewieſen, daß 
die Herren Oberbeamten und teilweiſe auch die 
Herren Senatoren nicht genügend Zeit zu haben 
ſcheinen, ſich um Einzelheiten der Verwaltung zu 
bekümmern. Der Herr Senator Dr. Frank hat 
das auch teilweiſe zugegeben. Ich nehme auch an, 
daß ſie nicht über den Zuſtand der Dienſtwohnun⸗ 
gen, insbeſondere auf dem Lande, Kenntnis er⸗ 
halten haben. (Zuruf.) Dann werden Sie zugeben 
müſſen, daß taſächbich auch Mittel, und zwar be⸗ 
deutende Mittel notwendig ſind, um dieſe Ge⸗ 
bäude einigermaßen inſtand zu ſetzen. Teilweiſe 
ſind ſogar Neubauten notwendig. Das werden 
Sie zugeben müſſen, daß dieſe Summe entſchieden 
zu gering iſt. 

Uebrigens hat mein Fraktionskollege Liſch⸗ 
newſki ſich mit der Jagdleidenſchaft Heinrichs be⸗ 
ſchäftigt. Ich ſtehe auf einem anderen Standpunkt 
punkt als mein Fraktionskollege Liſchnewſki. Die 
Herren Senatoren haben jo viel Böcke geſchoſſen 
und ſchießen ſie noch, daß man Herrn Heinrich 
ruhig geſtatten ſoll, ein paar Haſen gu ſchießen. 
Trotzdem ſollte man aber auch Zeit haben, ſich 
um die Einzelheiten der Verwaltung zu kümmern. 
Wir haben beantragt, daß man dieſe Poſition von 
140 000 Gulden auf 200 000 Gulden heraufſetzt. 
Einen Abänderungsantrag haben wir auch bei 
den Einnahmen eingebracht, und zwar verlangen 
wir eine Herabſetzung der Summe in Abſchnitt J, 
Stelle 1. Ich habe bereits im Hauptausſchuß ein⸗ 
gehend dazu geſprochen und werlangt, daß man 
die Pauſchalſumme für Fernſprechteilnehmer her⸗ 
abſetzen ſoll, und zwar auf 10 Gulden, um gerade 
dadurch auch den kleineren Gewerbetreibenden die 
Möglichkeit zu geben, ſich einen Anſchluß machen 
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zu laſſen, ohne dieſe hohe Pauſchalſumme zahlen 
zu dürfen. Von Seiten der Regierung wurde ent⸗ 
gegengehalten, daß 80 Ortsgeſpräche ja frei ſind; 
es wird ſich niemand einen Anſchluß machen 
laſſen, der nicht mindeſtens monatlich 80 Orts⸗ 
geſpräche führt. Ich ſtehe da auf einem anderen 
Standpunkt; gerade der Mittelſtand, die kleinen 
Gewerbetreibenden werden wirklich monatlich 
nicht immer durchſchnittlich 80 Ortsgeſpräche hal⸗ 
ten. Man ſoll die Zahl der Ortsgeſpräche ruhig 
herabſetzen und die Pauſchalſumme ruhig herab⸗ 
mindern. Man bekommt dadurch einen Teil Mehr⸗ 
einnahmen für die Ortsgeſpräche über 60 herein. 
Dadurch werden größere und leiſtungsfähigere 
Betriebe mehr herangezogen, weil ſie ja mehr Ge⸗ 
ſpräche führen. Wir haben deshalb eine Herab⸗ 
ſetzung dieſer Poſition von 13 150 Gulden auf 
12 150 Gulden beantragt. Ich bin ſogar der 
Ueberzeugung, daß dieſe Herabſetzung gar micht 
notwendig iſt, weil die Senbung der Einnahmen 
aus den Pauſchalſummen teilweiſe wieder für die 
Gespräche ausgeglichen werden kann, die jetzt 
mehr gezahlt werden, weil die Anzahl der Orts⸗ 
geſpräche herabgeſetzt würde. Auch bei dieſem 
Etat hat keine Fraktion Abänderungsanträge ge⸗ 
ſtellt. Das bedeutet einmütige Annahme von 
ganz rechts bis zu den Sozialdemokraten herab. 
Alle dieſe Parteien ſind in Bauſch und Bogen mit 
dieſen Etats einverſtanden und haben nur das 
einzige Sehnen, ſie ſo ſchnell wie möglich zu ver⸗ 
abihieden. Die einzige Partei, die tatfächlich 
Abänderungsanträge bringt und damit bekundet, 
daß ſie den ſchärfſten Kampf gegen eine Verſchlech⸗ 
terung der Lage der Werktätigen führt, iſt die 
Kommuniſtiſche Partei. Wenn in der geſamten 
Preſſe immer wieder darauf hingewieſen wird, 
daß unſere Anträge nicht durchführbar ſeien, ſo 
habe ich bereits beim Schuletat und beim Sozia⸗ 
len Etat eingehend nachgewieſen, daß das Lüge 
iſt, und daß es auch nicht, Herr Schwegmann, Re⸗ 
volutionsforderungen ſind. Sie werden das auch 
nicht behaupten können in Bezug auf die Abän⸗ 
derungsanträge, die wir jetzt zum Poſtetat ge⸗ 
ſtellt haben. Die Sozialdemokraten ſind ja in die 
Regierung hineingegangen mit derſelben Begrün⸗ 
dung, wie ihre Genoſſen in all den andern Län⸗ 
dern, ſei es in Frankreich unter der glorreichen 
Führung eines Paul Boncour, ſei es in Belgien 
unter Herrn Wandervelde, ſei es in Deutſchland 
unter Herrn Müller⸗Franken: Wir ſind hineinge⸗ 
gangen, um ſchlimmeres zu verhüten. — Sie haben 
es aber nicht getan. Auch dieſe Etats beweiſen 
etwas anderes. Sie haben nicht ſchlimmeres ver⸗ 
hütet, ſondern ſchlimmeres iſt eingetreten. (Bra⸗ 
vo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht wor. Ich schließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Es 
liegt der Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 223 vor. 
Aus gabe. 
Zu Abſchnitt I, Stelle 1: 
Die Ausgaben für 4 Oberpoſträte find zu ſtreſchen. 
Die Erſparnis der Poſtaſſiſtenten und Poſtbetriebs⸗ 
aſſſiſtentenſtellen Hat zu unterbleiben. 
Zu Abſchnitt II, Stelle 1: 


Die 4 Oberpoſtdirektorenſtellen ſind zu ſtreichen, 


desgleichen die Stellen für die Poſtdirektoren und 
Telegraphendirektoren. 
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Die Erſparnis der in der Erläuterung gu II, 1 be⸗ 
zeichneten Stellen hat zu unterbleiben, 
Sämtliche Si spoaeifner find in Poſtſchaffner⸗ 
ſtellen umzuwandeln. 

Eventualantrag zu Abſchnitt II, Stelle 1: 
Es ſind ſtatt 30 mindeſtens 60 Stellen für Hilfs⸗ 
poſtſchaffner in ſolche für Poſtſchaffner umguwan⸗ 
deln. Die 48 Poſtbetriebsaſſiſtentenſtellen find in 
Poſtaſſiſtentenſtellen umzuwandeln. 

Zu Abſchnitt III Stelle 5: 
Der Betrag iſt von 21000 G auf 40 000 Gi zu er⸗ 


höhen. 
Zu Abſchmitt V, Stelle 5: 
Der Betrag it von 45 000 G auf 100 000 G zu er⸗ 
höhen. 
Zu Abſchnitt VI, Stelle 1: 
950 Betrag von 140 000 G iſt auf 200 000 G zu er⸗ 
Höhen. 
Ein na hm e. 


Zu Abſchnitt J. Stelle 1: 
Der Betrag von 13 150 000 G iſt auf 12 550 000 G 


herabzuſetzen. 
Danzig, den 5. Juni 1928. 
. Plenſkowſtk i 
und die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen 


Fraktion. 
Wer für dieſen Antrag iſt bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Iſt 
das Haus beſchlußfähig? Ganz entſchieden 
nicht!) Wir kommen zur Abstimmung über den 
Etat. Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht. — Abg. Plenikowſki: Auch jetzt iſt das 
Haus nicht beſchlußfähig!) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Etat iſt angenommen. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. (D) 


U. H.! Der nächſte Haushaltsplan wird längere 
Erörterungen hervorrufen. Es iſt jetzt 7 Uhr, ich 
beantrage deshalb, die Sitzung zu vertagen. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, die Sitzung zu vertagen. Wird 
Aliderſpruch erhoben? (Ja! links.) Dann laſſe ich 
über den Antrag abſtimmen. (Es iſt verabredei 
worden! rechts.) Ich habe mit dem Herrn Präſi⸗ 
denten Rücksprache genommen, daß ich den Vor⸗ 
ſchlag machen ſollte. Ich wollte dies tun, als der 
Antrag kam. Ich wollte worſchlagen, die Sitzung 
auf morgen zu vertagen mit der Tagesordnung: 
Reſt der Etats. (Es wird Widerſpruch erhoben! 
Es war nichts verabredet! links.) Herr Präſident 
Spill hat mir vorgeſchlagen, es ſo zu machen. 
Selbſtverſtändlich hat das Haus zu entſcheiden. 
Es iſt der Antrag auf Vertagung geſtellt worden. 
Wer für die Vertagung iſt, bitte ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Der 
Vertagungsantrag iſt abgelehnt. Ich rufe nun 
Punkt 14 auf: 
Haushaltsplan der Finanzverwaltung. 
Druckſache Nr. 179. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung, das Wort hat der Herr Abg. Boecker. 
Boecker, Abgeordneter (Dat.): M. D. u. H.! 
Im Etat der (Finanzverwaltung it unter Erläu⸗ 
terungen geſagt worden: „Die geſchätzten Einnah⸗ 
mezahlen entſprechen dem tatſächlichen Barauf⸗ 
kommen, und zwar einſchließlich der eingegan⸗ 
genen Reſte aus dem Vorjahr.“ Auf unſere dies⸗ 
bezügliche Anfrage iſt uns im Hauptausſchuß die 
Summe der Reſte aus dem Vorjahr, und zwar die 
Geſamtſumme genannt worden. Wir haben feſt⸗ 
ſtellen müſſen, daß dieſe Reſtſumme des eingekom⸗ 


(A 


— 
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menen Steuerſolls aus dem letzten Jahr doch eine 
ganz außerordentliche Höhe, eine geradezu er⸗ 
ſchreckende Höhe hat. Es iſt nun nach den Grün⸗ 
den dieſer außerordentlich hohen Steuerreſte zu 
ſuchen. Da muß man doch wohl ohne weiteres zu⸗ 
geben, daß neben der zurückgehenden Konjunktur 
wor allem die Art der heutigen Steuerveranla⸗ 
gung mitſpricht, daß ſich hier gerade bei den 
Reſten in geradezu unheimlicher Weiſe die Schä⸗ 
den des Vorauszahlungsſyſtems zeigen. Es wird 
mit allem Nachdruck darauf hingearbeitet werden 
müſſen, daß wir wieder zu einer vernünftigen, 
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trag zu ſtellen, ſie zu ſtreichen, da dieſe Frage hier 
im Haufe erſt kürzlich behandelt wurde. Wir 
hatten aber im Hauptausſchuß bei der Beratung 
des Etats eine Entſchließung eingebracht, daß die 
ſchlimmſten Härten der Umſatzſteuer beſeitigt wer⸗ 
den ſollten. Dieſe Entſchließung wurde damals 
von der Mehrheit der Regierungskoalition abge⸗ 
lehnt. Wir haben ihnen dieſe Entſchließung in 
Druckfache Nr. 213 wieder vorgelegt und erbitten 
Ihre Zuſtimmung. Uns wurde im Ausſchuß ge⸗ 
ſagt, daß die Durchführung dieſer Entſchließung 
einen Abbau der Umſatzſteuer bedeuten würde. 
Das iſt ja auch der Zweck der Entſchließung. Wenn 


den Tatſachen entſprechenden Veranlagung der 
Einkommen⸗Steuerzahlung kommen, d. h. einer 
Veranlagung wie in der Vorkriegszeit, etwa nach 
dem dreijährigen Durchſchnitt. Es wird das eine 
der Hauptaufgaben der Regierung ſein müſſen, 
ganz einerlei, wie ſie zuſammengeſetzt iſt. Ich 
möchte aber bei dieſer Gelegenheit, wie ich es be⸗ 
reits im Hauptausschuß getan habe, das drin⸗ 
gende Erſuchen an die Steuerverwaltung richten, 
bei dem Einziehen dieſer Steuerreſte jedes ſcharfe 
und rigoroſe Vorgehen gu unterlaſſen und den 
wirtſchaftlichen Belangen der Steuerzenſiten in 
weiteſtem Maße Rechnung zu tragen. Ich ſelbſt 
und meine Parteifreunde haben bei verſchiedenen 
Gelegenheiten von dieſer Stelle aus erklärt, daß 
wir eine allgemeine und prinzipielle Niederſchla⸗ 
gung der Steuerreſte nicht gutheißen können. M. 
D. u. H.! Wenn man etwas derartiges beſchließen 
wollte, wäre es eine ungeheuerliche Härte und 
eine ganz außergewöhnliche Zumutung gegen die 
Steuerzahler, die in der ſchwerſten Zeit wirtſchaft⸗ 
lichen Niederganges, unter den größten Opfern, 
ihren Steuerverpflichtungen nachgekommen ſind. 
Aus dieſen Gründen kann von einer allgemeinen 
und prinzipiellen Niederſchlagung unſerer Auf⸗ 
faſſung nach keine Rede ſein. Das Landesſteuer⸗ 
amt und der Senat haben doch auf Grund unſerer 
Steuergeſetzgebung und unſerer Steuerbeſtimmun⸗ 
gen die Möglichkeit, in Einzelfällen weitgehendſt 
entgegenzukommen. Von dieſen Möglichkeiten 
ſollte die Regierung, wenn es angebracht iſt und 
wo die wirtſchaftlichen Verhältniſſe klar liegen, 
den weitgehendſten Gebrauch machen. M. D. u. 
H.! Es geht doch nicht an, daß man einzelne Un⸗ 
ternehmungen, daß man einen Steuerpflichtigen 
jahrelang quält und wegen Bezahlung von Steu⸗ 
ern drangſaliert, die er nicht aufbringen kann. 
Wenn dieſe Drangſalierungen aber nicht nach⸗ 
laſſen, wird dem Betrieb das Leben überhaupt un⸗ 
möglich gemacht. Wir mehmen ihnen die Luſt an 
der Fortführung der Betriebe und der Staat trägt 
davon noch größeren Schaden, als er an und für 
ſich ſchon hat. Es muß vor allen Dingen darauf 
geſehen werden, ob die einzelnen Zenſiten ihre 
laufenden Verpflichtungen nachkommen können. 
Man ſoll ſie wegen Steuerreſten und Verpflich⸗ 
tungen, die noch aus dem Veranlagungsjahr 1924 
und 1925 zurückliegen, nicht dauernd beläſtigen 
und ſchikanieren. Hier iſt weitgehendſtes Ent⸗ 
gegenkommen am Platze, um den Unternehmen 
die Möglichkeit zu geben, weiterzuarbeiten, und 
den laufenden Verpflichtungen nachzukommen. 
(Abg. Plenikowſki: Wiſſen Sie, wie Sie gehandelt 
haben?) Ich weiß es genau. Es würde keinen 


Zweck haben, bezüglich der Umſatzſteuer einen An⸗ 


ſich im Augenblick keine Mehrheit für die Beſeiti⸗ 
gung der Umſatzſteuer finden läßt, ſollte man we⸗ 
nigſtens die ſchlimmſten Härten beſeitigen. Wir 
ſind der Anſicht, daß die finanzielle Auswirkung 
dieſer unſerer Entſchließung nicht ſo ſtark iſt, daß 
man ihr nicht zuſtimmen könnte. Wir beantra⸗ 
gen in dieſer Entſchließung, daß erſtens der Eigen⸗ 
verbrauch von der Umſatzſteuer freigelaſſen wird, 
eine Forderung, die wir ſeit Beſtehen des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes aufgeſtellt haben und eine Steuer⸗ 
form, die gegen unſern Willen in das Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz hineingekommen iſt. Dieſe Forderung 
hat auch für die kleineren und mittleren Land⸗ 
wirte ganz beſonderes Intereſſe, da ſich die Ver⸗ 
ſteuerung des Eigenverbrauchs zu einer beſon⸗ 
deren Härte auswirkt. Wir wünſchen in der Ent⸗ 
ſchließung ferner, daß in der Umſatzſteuer die 
erſten Umſätze von Erzeugniſſen der Lamdwirt⸗ 
ſchaft, der Induſtrie, des Handwerks und Gewer⸗ 
bes freigelaſſen werden. Ferner ſollen die Lei⸗ 
ſtungen an der Ware freigelaſſen werden, die bei 
wirtſchaftlichen Vorgängen an ſich umſatzſteuerfrei 
ſind. (Wie hoch ſchätzen Sie den Ausfall? links. 
— Abg. Schwegmann: Das iſt Sache des Senats!) 
Es wird kein Millionenbetrag ſein, ſondern noch 
unter einer Million betragen. Es kommt darauf 
an, daß man den Willen zeigt, der Wirtſchaft Er⸗ 
leichterungen zu bringen. Hier iſt ein Weg, an⸗ 
zufangen. Man wird dann auch Mittel und 
Wege finden können, weiter zu kommen. Man 
darf nicht immer auf dem Standpunkt ſtehen blei⸗ 
ben, daß ſich nichts machen ließe. Der Wirtſchaft 
ſind Erleichterungen verſprochen. Hier iſt eine 
Möglichkeit. Zu den letzten Forderungen gehört 
die Beſeitigung der Umſatzſteuer bei der Spedi⸗ 
tion. Das wird ſeit Jahren von der Handels⸗ 
kammer wertreten. Ich bitte Sie, unſerer Ent⸗ 
ſchließung zuzuſtimmen. Wir haben eine Ent⸗ 
ſchließung bezüglich Aenderung des Syſtems der 
Weinſteuer eingebracht. Dieſe unſere Entſchlie⸗ 
ßung hat erfreulicherweiſe im Hauptausſchuß eine 
Mehrheit gefunden. Es wird wohl micht daran 
zu zweifeln ſein, daß die Parteien auch hinter 
ihren Abgeordneten im Hauptausſchuß ſtehen und 
im Plenum für die Entſchließung ſtimmen wer⸗ 
den. Die letztere Entſchließung hat keinerlei finan⸗ 
zielle Auswirkung. Es wird von den Intereſſen⸗ 
ten nicht beabſichtigt, weniger Steuern aufzubrin⸗ 
gen, das Steuerſoll zu mindern, ſondern es iſt ein 
Vorſchlag, der ſich lediglich auf die Form, auf die 
Organiſation der Steuereinziehung bezieht. 

Der Regierungsvertreter hat uns erfreulicher⸗ 
weiſe die Juſicherung im Ausſchuß gegeben, daß 
dieſe Frage eingehend bearbeitet wird, und daß 
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(Boecker, Abgeordneter) 


man ſehr ernſt eine Aenderung ins Auge faſſen 


wolle. Ich möchte auch von dieſer Stelle die Re⸗ 
gierung noch einmal bitten, auf die Erledigung 
dieſer Frage hinzuwirken, damit endlich einmal 
den Wünſchen der intereſſierten Kreiſe, die immer 
und immer wieder vorgetragen ſind, Rechnung zu 
tragen. (Bravo, bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): Die Regierungs⸗ 
parteien ſcheinen es mit dem Etat der Finanzver⸗ 
waltung ſehr eilig zu haben, wie überhaupt mit 
allen Etats. Wir werden uns möglichſt kurz 
faſſen, damit dieſer Etat heute abend noch zu 
Grabe getragen werden kann. Die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei hat dem Hauſe verſchiedentliche Ab⸗ 
änderungsanträge unterbreitet, mit denen ſich der 
Hauptausſchuß befaßt hat. Er hat dieſe Anträge 
abgelehnt. Die Zeitungen, in erſter Linie die 
„Volksſtimme“, befleißigen ſich immer wieder 


verlangt. Die Ein⸗ 
kommenſteuer iſt mit 16 400 000 Gulden ange⸗ 
geben. Davon hat die Arbeiterſchaft allein 
9 500 000 Gulden aufzubringen. An Hand dieſer 
Zahlen zeigt ſich, daß auch die heutige Regierung 
nicht daran denkt, die beſitzende Klaſſe durch die 
Einkommenſteuer ſo zu erfaſſen, wie man es von 
ihr auf Grund ihrer Verſprechungen der Arbeiter: 
ſchaft gegenüber verlangen könnte. Man ſieht, 
daß alle Verſprechungen nur immer leere Phraſen 
und leere Worte waren. Aus dieſem Grunde ver⸗ 
langen wir die Streichung dieſer Steuer. Wenn 
man bei dieſer Gelegenheit einen kurzen Ausblick 
tut, wie die Steuer entſtanden iſt, ſo werden wir 
alle wiſſen, daß das Geburtstagskind und der 
Vater dieſer Steuer das Zentrum war. Es war 
Erzberger, der ſich damals für befugt hielt, ein 
derartiges ſchuftiges Geſetz auszuarbeiten und der 
Arbeiterſchaft anzubieten. Es war ſomit das 
Zentrum, welches ſich nicht ſcheute, die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſo im Zaum zu nehmen, wie es damals 1920 
eine andere Partei ſich nicht erlaubt hätte. Wenn 
man in Zuſammenhang mit der Entſtehung des 
Lohnabzuges die Worte des damaligen Zentrums⸗ 
mannes Schümmer vergleicht: „Wenn es die 
Wirtſchaft erfordert, wird die Arbeiterſchaft Dan⸗ 
zigs 10, 12, wenn es ſein muß, auch 14 Stunden 
arbeiten“, ſo kann man es verſtehen, daß ſich dieſe 
beiden Ausſprüche Schümmers und Erzbergers 
ſehr gut vereinbaren laſſen. Heute iſt das einge⸗ 
treten, was Herr Schümmer damals prophezeit 
hat. Wir finden heute, daß überall Ueberſtunden 
geſchuftet werden. Vom Lohn für dieſe Ueber⸗ 
ſtunden wird immer der 10prozentige Lohnabzug 
genommen. Somit haben die Arbeiter einen gro⸗ 
Ben Ausfall an Geld zu verzeichnen. Als die 
K. P. D. im Steuerausſchuß ſagte, daß dieſe Steuer 
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unbedingt zu Fall gebracht werden müſſe, war es 
der Herr Finanzſenator Dr. Volkmann, der mit 
kurzen, ja man kann beinahe ſagen mit zyniſchen 
Worten erklärte: „Das gehört nicht hierher, hier 
hat ſich der Hauptausſchuß mit anderen Angele⸗ 
genheiten als mit dem 10prozentigen Lohnabzug 
zu befaſſen.“ Auch wir wiſſen, daß eine andere 
Stelle maßgebend iſt. Wir werden ſehr bald ein 
entprechendes Geſetz einbringen. Wie Hohn hört 
es ſich aber an, wenn man in voriger Woche in 
der „Volksſtimme“ geleſen hat, daß es nicht fo 
weitergehen dürfe mit der ungerechten Beſteue⸗ 
rung der Erwerbstätigen. Es wurde auch dort 
geſagt, wie man die großen Einkommen behandle. 
An Hand von verſchiedenen Beiſpielen wurde von 
dem Herrn Abg. Kloſſowſki gezeigt, daß der 10pro⸗ 
zentige Lohnabzug dazu angetan iſt, der Arbeiter⸗ 
ſchaft alle Härten aufzuerlegen. Der Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki meint, als dieſes Geſetz geſchaffen wurde 
und alls man verſchiedene Erleichterungen in die⸗ 
ſes Geſetz hineinbrachte, die Abgeordneten anderen 
Glaubens waren. Er meint z. B., daß ein lediger 
Arbeiter 950 Gulden ſteuerfreies Einkommen 
habe. Man müßte ſomit annehmen, daß der be⸗ 
treffende Arbeiter, wenn er nicht 950 Gulden ver⸗ 
dient hat, auch von der Steuer befreit ſei. Auch 
wir haben dies im Ausſchuß geſagt und begründet. 
Dort fand man es ſeitens der ſozialdemokratiſchen 
Vertreter nicht für nötig, darauf einzugehen und 
zu werjuchen, dieſes Geſetz zu Fall zu bringen. Es 
war ſo, daß kurz und bündig darüber hinwegge⸗ 
gangen wurde. Ganz beſonders wirkt ſich der 
10prozentige Lohnabzug bei den Hafenarbeitern 
aus. Es iſt nachgewieſen, daß viele Hafenarbeiter 
im Jahr nur 650 oder 800 Gulden verdient haben. 
Sie haben natürlich noch Frau und Kinder zu er⸗ 
nähren. Trotzdem werden ihnen vom Arbeitgeber 
10 Prozent vom Lohn abgezogen. Die Reklama⸗ 
tionen, die an das Steueramt gerichtet wurden 
mit der Aufforderung, die zu Unrecht gezahlten 
Steuern zurückzuerſtatten, wurden größtenteils 
abſchlägig beſchieden. Herr Abg. Kloſſowſki hat 
ja auch unumwunden zugegeben, daß ihm viele 
older Fälle bekannt find. Wenn am Schluß des 
Artikels in der „Volksſtimme“ geſchrieben wurde, 
im nächſten Jahre müßte man verſuchen, dies an⸗ 
ders zu geſtalten, ſo ſtellen wir die Frage anders. 
Wir fragen, warum erſt im nächſten Jahr? Hier 
iſt Zeit und Gelegenheit, der Arbeiterſchaft wirk⸗ 
lich entgegen zu kommen. Die große S. P. D.⸗Par⸗ 
tei, die der Regierung angehört, ſieht es mit an, 
daß ſich eine Steuer, die ſich derartig ſchädigend 
für die Arbeiterſchaft auswirkt, beſtehen bleibt. 
Man ſollte heute mit dieſem Geſetz Schluß machen 
und den 10prozentigen Abzug vom Lohn ſtreichen 
und in aller Kürze ein anderes Geſetz ſchaffen. 
Ich möchte hier beſonders darauf hinweiſen, daß 
die letzten Ausſprachen bei der Einkommenſteuer 
gezeigt haben, daß es die beſitzende Klaſſe ganz 
gut veritanden hat, ſich von der Einkommenſteuer 
zu drücken. Es war der Herr Abg. Loops, der 


ſagte, daß im Großen Werder eine große Zahl, ich 
glaube über 70 Großbauern waren es, die keinen 
Pfennig an Einkommenſteuer bezahlt haben. 
Dann muß man ſich fragen, ob der 10prozentige 
Lohnabzug zu Recht beſteht. Wir ſind der feſten 
Ueberzeugung, daß er zu Anrecht beſteht. Die 


— 


(D) 


0 


(A) 


(B 


— 


600 Volkstag Danzig — 32. Sitzung. 


(Opitz, Abgeordneter) 
K. P. D. verlangt, daß dieſe Steuer fo ſchnell wie 
möglich werſchwindet. 

In Abſchnitt B I, Stelle 2 — Körperſchafts⸗ 
ſteuer — ſoll die Zahl 1 500 000 geſtrichen und 
dafür 3 Millionen eingeſetzt werden. Hier hat 
man dem Vorjahr gegenüber 1000 Gulden mehr 
eingeſetzt. Dieſes reicht aber bei weitem nicht 
aus. Hier läßt ſich ein gewaltiges Stück Geld 
mehr herausholen. Man muß alſo die Zahl ver⸗ 
doppeln. Abſchniit B I, Stelle 3 iſt leider auf un⸗ 
ſerm Antrag irrtümlicherweiſe nicht vorhanden. 
Wir werden das aber bei der dritten Leſung nad; 
holen. Wir verlangen, daß die Vermögensſteuer, 
welche gegenüber dem Vorjahr um keinen Pfennig 
heraufgeſetzt iſt, verdoppelt wird, und daß hier 
3 Millionen eingeſetzt werden. Es it doch Tat⸗ 
ſache, daß wir in Danzig einen großen Teil Groß⸗ 
grundbeſitzer haben, die ein recht beträchtliches 
Vermögen ihr eigen nennen. Dieſe Leute wiſſen 
gar nicht, wie ſie dieſes Vermögen verbrauchen 
ſollen. Man braucht ſich nur nach Zoppot an den 
Strand oder an andere Badeorte zu begeben, wohin 
wir als Arbeiter keine Gelegenheit haben hinzu⸗ 
kommen. Dort verſuchen die Beſitzenden ihr Geld 
auszugeben, herrliche, luſtige Tage zu verleben. 
Aber dem Arbeiter verſteuert man ſeine ſauer wer⸗ 
dienten wenigen Groſchen um ſo mehr. 

Im Abſchnitt B I, Stelle 5 ſoll die Zahl 30 000 
Gulden, Wandergewerbeſteuer, geſtrichen werden. 
Auch von der Wandergewerbeſteuer iſt von dieſer 
Stelle viel geſagt worden. Auch im Hauptausſchuß 
iſt wiel darüber geſprochen worden. Wir ſtehen 
auf dem Standpunkt, daß dieſe 30 000 Gulden 
reſtlos zu ſtreichen ſind. Wer betreibt denn heute 
Wandergewerbe? Zu einem Teil ſind es Kriegs⸗ 
beschädigte, die mit Hilfe ihrer Glieder, ſoweit 
dieſe es erlauben, werſuchen, eine Kleinigkeit zu 
ihrer Rente zuzuverdienen. Oder es ſind Er⸗ 
werbsloſe, die verſuchen, weil ſie nicht dem Staat 
zur Laſt fallen wollen, ſich auf irgend einen klei⸗ 
nen Handel zu werfen. Nun iſt es heute bei dem 
übergroßen Angebot, das im Wandergewerbe zu 
verzeichnen iſt, ſehr ſchwer, vorwärts zu kommen. 
In jeder Straße überjagt ein Fiſch⸗ oder Kar⸗ 
toffelwagen den andern, um zu werſuchen, 10 
Pfund Kartoffeln oder 1—2 Pfund Fiſche los zu 
werden. Ich ſelber habe dies drei Jahre als 
Kleingewerbetreibender durchgemacht und kann 
am beiten jagen, was dabei zu verdienen iſt. Es 
reicht nicht zum Satteſſen. Für die Familie bleibt 
nichts übrig, wenn man ſein Fuhrwerk, das man 
benötigt, unterhalten will, damit man überhaupt 
fahren kann. Auch die kleineren Gewerbetreiben⸗ 
den, die mit Schnürſenkeln, Textilwaren. uſſw. han⸗ 
deln, werſuchen nur, ſich auf irgend eine Art küm⸗ 
merlich durchzuſchlagen, damit ſie nicht elend zu 
Grunde gehen. Wir jehen auch, daß, wenn einer 
erwerbslos iſt, ihm die größten Schikanen bereitet 
werden, um ihnen das Leben ſo ſchwer wie mög⸗ 
lich zu machen. Wir finden auch, daß wiele, die 
won der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſteuert 
find, ſich dieſem Beruf zuwenden, damit ſie mit 
ihrer Familie nicht elend auf der Straße umkom⸗ 
men. Aus allen dieſen Gründen beantragen wir 
Streichung der 30 000 Gulden. Gegenüber dem 
Vorjahr hat man die Steuer um 10.000 Gulden 
herabgeſetzt. Die Begründung dafür joll darin 
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liegen, daß das Wandergewerbe zurückgegangen 
ſei; ſo ſagt es die Randbemerkung. Wenn das 
Wandergewerbe zurückgegangen iſt, dann nur aus 
dem Grunde, weil es nichts einbringt. Es hat 
keinen Zweck, ſich als Kleinhändler aufzuſpielen, 
weil letzten Endes die Exiſtenzmöglichkeit nicht ge⸗ 
geben iſt und obendrein die Behörde kommt und 
Steuern verlangt. Werden dieſe nicht bezahlt, 
jo wird gepfändet, ganz gleich, was man den Leu⸗ 
ten wegnimmt. Sind zwei Wagſchalen da, ſo 
wird eine fortgenommen. Aus dieſem Grunde be⸗ 
antragen wir Streichung dieſer Steuer. Abſchnitt 
B I, Stelle 7, die Streichung der Zahl 4 300 000. 
Ueber die Umſatzſteuer könnte man allein ſtunden⸗ 
lang ſprechen. Ich will das aber vermeiden. Wir 
haben unſere Stellungnahme dazu in der ſeiner⸗ 
zeitigen Aussprache klipp und klar zum Ausdruck 
gebracht. Wir verlangen die Streichung; denn 
es wird dem Hauſe klar ſein, daß es immer wieder 
die Umſatzſteuer iſt, worunter in erſter Linie die 
geſamte Wirtſchaft leidet. Am meiſten leidet die 
Arbeiterſchaft darunter. Abhilfe kann nur da⸗ 
durch geſchaffen werden, daß dieſe Steuer geſtrichen 
wird. Herr Senator Dr. Volkmann erklärte im 
Hauptausſchuß, daß eine Streichung dieſes Poſtens 
unmöglich ſei. Ein Vertreter der Sozialdemokra⸗ 
tie ſagte, ſeine Fraktion ſei damit einverſtanden, 
wenn ihr eine andere Quelle genannt werde, wo 
ſie das Geld herbekomme. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß ſich eine Partei vom Senat nichts 
vorſchreiben laſſen ſoll, ſondern daß fie dem Se⸗ 
nat diktieren müſſe. Wenn ſo verfahren wird, 
werden Mittel und Wege gefunden werden, einen 
Ausgleich für die 4300 000 Gulden zu ſchaffen, 
damit dieſe Steuer beſeitigt werden kann. Ich 
werde im Laufe meiner Ausführungen noch dar⸗ 
auf zu ſprechen kommen, wo zu ſparen iſt und wie 
man dieſe Summe erſetzen kann. 

In Abſchnitt B I, Stelle 8 ſoll die Zahl 50 000 
durch die Ziffer 1000 000 erſetzt werden. Hier 
handelt es ſich um die Erbſchaftsſteuer. Die im 
Etat eingeſetzten 5 000 Gulden ſind eine verſchwin⸗ 
dend geringe Summe. Was hat ein Arbeiter 
eventuell zu erben! Eine alte wurmzerfreſſene 
Kommode, mit der er nichts anfangen kann und 
die ihm wirklich nichts nützt, oder ein altes Bett⸗ 
geſtell, das er auch nicht mehr gebrauchen kann. 
Von einem Erbe iſt alſo gar keine Rede. Die Erb⸗ 
ſchaftsſteuer muß von denen aufgebracht werden, 
die bezahlen können. Das iſt in dieſem Falle die 
beſitzende Klaſſe. Nehmen wir einmal einen Groß⸗ 
grundbeſitzer aus dem Kreiſe Großes Werder, 
deſſen Sohn das Gut erbt. Wenn früher die Bau⸗ 
ern im Werder zur Stadt kamen, um auf dem 
Danziger Markt ein paar Eier zu verkaufen, ſo 
gingen dieſe zu Fuß. Jetzt fahren ſie mit dem 
Dogcart. Das iſt ein Beweis dafür, daß es vor⸗ 
wärts geht und daß es beim Großgrundbeſitz gut 
beſtellt ſein muß. Wenn alſo derartig ſchöne Wirt⸗ 
ſchaften vererbt werden, kann man doch bei der Erb⸗ 
ſchaftsſteuer etwas ſchärfer zupacken. Man ſoll die 
Summe prozentual veranlagen, damit man dort 
anfaßt, wo etwas zu holen iſt, kleine Erbſchaften 
frei laſſen und die großen um ſo mehr beſteuern. 

In der Einnahme — Zollverwaltung — fin⸗ 
den wir in Abſchnitt C II, Stelle 1 die Zahl von 
2 750 000 Gulden. Hierzu möchte ich unſere grund⸗ 
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ſätzliche Stellungnahme bekannt geben. Wir find Aber nun kommt etwas anderes, Abſchnitt B I, 


Gegner jeder indirekten Steuer. Denn hier wer⸗ 
den Zucker, Salz, Streichhölzer und anderes mehr 
beſteuert. Die ganzen Poſitionen 1—8 fallen 
unter indirekte Steuern. So etwas lehnen wir 
ab und beantragen die Streichung aller dieſer 
Ziffern. Auf eins möchte ich hinweiſen. Man 
hatte vorgeſehen, 3 250 000 Gulden für Spiritu⸗ 
oſen mehr herauszuwirtſchaften, alſo für den ſo⸗ 
genannten Fuſel. Man hat ſich im Hauptausſchuß 
aber auf die alte Summe won 6 250 000 Gulden 
geeinigt. Wir begrüßen es, daß man nicht ver⸗ 
ſucht hat, auf Koſten der Arbeiterſchaft wieder 
mehr Mittel herauszuholen. Wir würden es noch 
mehr begrüßen, wenn ſich der Hauptausſchuß und 
die Regierungsparteien dazu aufrafften, die Her⸗ 
ſtellung des Fuſels zu unterbinden. Wie viele 
Arbeiter ſitzen heute in Gefängniſſen und Zucht⸗ 
chäuſern, die, wenn ſie nicht dies Gift genoſſen 
hätten, vielleicht die Unſchuldigſten auf der Erde 
geblieben wären. Man kann dies Zeug doch nicht 
als Likör anſprechen. Die guten Stoffe, die trink⸗ 
bar ſind, find für den Arbeiter unerſchwenglich. 
Man gibt ihm das Allerſchlechteſte, was ihm letz⸗ 
ten Endes ſein Denkvermögen nimmt. Aus Die⸗ 
ſem Grunde ſoll ſich eine Regierung, wie ſie heute 
zuſammengeſetzt it, dazu aufſchwingen und ein⸗ 
fach dazu übergehen, die Herſtellung des Fuſels zu 
verbieten. Nun hat ſich der Hauptausſchuß damit 
befaßt, ein neues Weinſteuergeſetz einzubringen. 
Auch wir ſind dafür. Wir werden abwarten, wie 
dieſes Weinſteuergeſetz ausſehen wird und dann 
die entſprechenden Anträge einreichen. Wir wer⸗ 
den verlangen, daß die Weine, die für den Ar⸗ 
beiter in Betracht kommen — viele Arbeiter zie⸗ 
hen es vor, anſtatt Fuſel, ein Gläschen Wein zu 
trinken — nicht verſteuert werden. Dagegen 
Schaumweine um ſo höher, denn die werden nur 
von Geldleuten getrunken. 

Bei den Ausgaben möchten wir, daß im Ab⸗ 
ſchnitt A I, Stelle 1 die Stellen für einen Ober⸗ 
regierungsrat und einen Finanzdirektor geſtrichen 
werden. Meine Fraktion hat ſchon wiederholt 
bei Beratung dieſer Etats betont, wie wir uns 
dazu ſtellen. Wir ſehen nicht ein, warum immer 
wieder ſo unheimlich viele Regierungsräte uſw. 
vorhanden ſein müſſen. Es liegt doch ſo, daß, 
wenn man einen dieſer Herren Räte ſprechen will, 
dies nicht möglich iſt. Vor 10 Uhr ſind ſie nicht 
zu ſprechen. Nach 1 Uhr ſind ſie aber auch nicht 
zu ſprechen. Sie kommen in die Büros, machen 
3 Stunden Dienſt, dann gehen ſie wieder. Ihre 
Akten nehmen ſie mit nach Hauſe, damit die Be⸗ 
völkerung ſieht, daß die armen hohen Beamten 
rieſige Arbeit zu bewältigen haben. In Wirklich⸗ 
keit haben ſie nichts zu tun. Sie befaſſen ſich nur 
damit, hier und da eine Unterſchrift zu leiſten, 
was unſeres Erachtens ein unterer Beamter eben⸗ 
ſogut machen könnte, wie die oberen Beamten. 
Wir ſehen nicht ein, daß ein Regierungsrat als 
Referent und noch ein Finanzdirektor dort ſein 
müſſen. Wir ſind der Meinung, daß dieſe drei 
Herren hier ganz gut abgebaut werden können. 

In Abſchnitt A II, Stelle 1 verlangen wir, daß 


die Stelle für einen Direktor geſtrichen 
wird. Hierzu iſt nicht viel zu ſagen. 
Es iſt ja bekannt, wie wir dazu ſtehen. 


Stelle 3a. Hier heißt es „Finanzausgleich der 
Gemeinden und Gemeindeverbände“. Es wird 
dem Hauſe nichts Neues ſein, wenn ich ſage, daß 
bis dahin ein ſogenannter Ausgleichsfonds be⸗ 
ſtand, aus welchem leiſtungsſchwachen Gemeinden 
geholfen wurde, um ihren Verpflichtungen nach⸗ 
kommen zu können. Der Hauptausſchuß hat ent⸗ 
ſchieden, daß die 2 Millionen, die eingeſetzt waren, 
geſtrichen werden. Man muß fi nun fragen, 
was nun in Zukunft werden ſoll, wenn eine lei⸗ 
ſtungsſchwache Gemeinde abſolut nicht in der Lage 
iſt, den Ortsarmen das zu geben, was ſie zum 
Leben brauchen. Sie bekommen ja ſchon nicht 
viel, aber ſie können doch nicht in ihren alten Ta⸗ 
gen verhungern. Man hat ſich darüber nicht aus⸗ 
geſprochen, ich nehme aber an, daß der Herr Fi⸗ 
nanzſenator genügend Aufklärung geben wird, 
und wenn er nicht hier iſt, dann ſein Vertreter. 
Wir hatten beantragt, für den Ausgleichsfonds 
anſtatt 2, 4 Millionen einzuſetzen. Das wurde 
abgelehnt, ſo daß zur Zeit in dieſem Etat für den 
Augleichsfonds überhaupt keine Mittel vorhan⸗ 
den ſind. M. D. u. H., hier muß man doch fragen, 
ob das überhaupt noch von einem ſozialen Emp⸗ 
finden zeugt. Hier muß man fragen, ob man die 
Verſprechungen gehalten hat, die man der Bevöl⸗ 
kerung gegeben hat und ob das damit in Einklang 
zu bringen iſt, was von dieſer Stelle in der Re⸗ 
gierungserklärung geſagt wurde. Ich nehme an, 
daß das Haus anders beſchließen wird als der 
Hauptausſchuß. Es iſt doch ſo, und Herr Dr. Volk⸗ 
mann gab es ja auch zu, daß eine große Zahl lei⸗ 
ſtungsſchwacher Gemeinden vorhanden iſt, die 
wirklich nicht ein und aus wiſſen. Sie ſind ge⸗ 
zwungen, wenn ſie ihren Etat balancieren wol⸗ 
len, 2200 Prozent an Grund⸗ und Gebäudeſteuern 
zu erheben, die doch wieder auf die Erzeugniſſe 
und auf die Mieten abgewälzt werden. Ich 
brauche gar nicht nach Prauſt oder nach Emaus 
zu laufen. Ich kann ruhig in meiner Gemeinde 
Brentau bleiben. Dort ſpielt ſich das gleiche ab. 
Wir ſind nicht in der Lage, unſern Etat zu balan⸗ 
zieren. Wir können unſeren Ortsarmen, wenn 
wir die Zuſchüſſe nicht bekommen, nicht das geben, 
was wir ihnen bewilligt haben. Als die Stelle 
noch beſtand, hat ſich der Senat, wenn Zuſchüſſe 
ſeitens der Gemeinden angefordert wurden, 
immer wieder aufs hohe Pferd geſetzt und immer 
werſucht, die ſozialen Unterſtützungen in den Ge⸗ 
meinden für die Ortsarmen zu drücken. Es iſt oft 
vorgekommen, daß die Ortsarmen am erſten des 
Monats nicht in den Genuß ihrer 25 Gulden ge⸗ 
kommen ſind, weil der Senat die Mittel verwei⸗ 
gert. Es kam vor, daß der dritte und vierte her⸗ 
ankam und die Armen nicht in den Genuß des 
Geldes kommen konten. Nun frage ich, wie ſoll 
es werden, wenn man den Ausgleichsfonds ge⸗ 
ſtrichen hat? Bei dieſem Gedankengang muß man 
ſich darüber klar ſein, daß es gerade in erſter Linie 
die Sozialdemokratiſche Partei iſt, die immer wie⸗ 
der werſucht, den Gemeinden die Mittel zu ent⸗ 
ziehen, um zu den Gemeindevorſtehern, die nicht 
der S. P. D. angehören, jagen zu können: „Siehſt 
du, Gemeindevorſteher, du kannſt nicht arbeiten!“, 
die Sozialdemokraten wollen ſich dadurch eine 
beſſere Propagandamöglichkeit ſchaffen. 
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eine verderbliche Politik, die über kurz oder lang 
zuſammenbrechen muß. Wenn die Gemeinden 
nicht in der Lage ſind, ihre Finanzen auszuglei⸗ 
chen, ſo iſt es nach unſerer Meinung Pflicht des 
Staates, dies zu tun. Wenn er den leiſtungs⸗ 
ſchwachen Gemeinden die Mittel entzieht, ſo hat 
er ſie in die Stadt Danzig einzugemeinden. Dar⸗ 
an hat der Senat aber kein Intereſſe, weil es ſich 
um Gemeinden handelt, von denen er keine Vor⸗ 
teile erzielen kann. Aus dieſem Grunde über⸗ 
läßt man die Gemeinden ihrem Schichſal, kümmert 
ſich den Teufel darum und drückt höchſtens auf die 
dort anſäſſige Arbeiterſchaft. Wir beantragen, 
daß dieſer Poſten in Höhe von 4 Millionen wie⸗ 
der eingeſetzt wird. In Abſchnitt B II, Stelle 1 b 
joll die Zahl 2500 geſtrichen werden und dafür 
250 000 eingeſetzt werden. In Abſchnitt B I, 
Stelle 2 c, ſoll die Zahl 5000 geſtrichen und dafür 
10 000 eingeſetzt werden. Wir find der Meinung, 
daß auch hier zu wenig eingeſetzt iſt und die Zahl 
ſo eingeſetzt werden muß, wie wir es wünſchen. In 
Abſchnitt B II, Stelle 2 wünſchen wir, daß die 
Zahl 10 000 geſtrichen wird. In B II, Stelle 3, ſoll 
die Zahl 20 000 geſtrichen werden, in Stelle 7 


wird die Zahl 5000 geſtrichen, in Stelle 8 die Zahl 


1000. In Abſchnitt B III, Stelle 1, werden ge⸗ 
ſtrichen die Stellen für 1 Staatsrat, 1 Oberregie⸗ 
rungs⸗Finanzrat, 1 Regierungsrat und 2 Steuer⸗ 
amtsräte. Die Begründung glaube ich nicht wie⸗ 
derholen zu dürfen. Es iſt bekannt, warum wir 
dieſe Stellen geſtrichen haben wollen. In Ab⸗ 
ſchnitt B III, vermiſchte Ausgaben, Toll in Stelle 1 
die Zahl 10 000 und in Stelle 2 die Zahl 70 000 
geſtrichen werden. 

Wir verlangen Streichung des 10prozentigen 
Steuerabzuges. Da iſt es erklärlich, daß die Her⸗ 
ſtellung der Steuermarken nicht mehr notwendig 
ſein wird. Aus dieſem Grunde iſt der Betrag zu 
ſtreichen. Gbenſo ſollen 70 000 Gulden für den 
Vertrieb der Steuermarben durch die Telegra⸗ 
phenverwaltung geſtrichen werden. 

In Abſchnitt C Ja, Zölle, welche Ziffer im 
Hauptausſchuß ſehr umkämpft war, fordern wir 
auch eine Reihe von Streichungen. Die Deutſch⸗ 
nationalen, die hierzu einen Antrag einbrachten, 
wonach die Zahl der Angeſtellten dieſelbe bleibt, 
aber von unten nach oben rücken ſollten, wollten 
noch mehr der unheimlichen Räte ſchaffen. Die⸗ 
ſem Antrag können wir uns nicht anſchließen. 
Wir ſind nicht abgeneigt, die unteren Beamten 
durch Abbau der oberen beſſer zu ſtellen, verlan⸗ 
gen aber, daß man von oben abbaut, wie es unſer 
Antrag vorfieht. Man ſoll den Antrag der 
Deutſchnationalen meinetwegen in zwei Teile 
gliedern. Bis zu den Zollinſpektoren würden wir 
ihm zuſtimmen. Von dem, was darüber hinaus 
iſt, wollen wir nichts wiſſen, weil von dem Zeug 
viel zu viel da iſt, alſo weg damit. Daher ver⸗ 
langen wir in Abſchnitt C Ta — Zölle, daß fol⸗ 
gende Stellen geſtrichen werden: 1 Oberregie⸗ 
rungsrat und 1 Regierungsrat in gehobener Stel⸗ 
lung. Was ſoll gehobene Stellung bedeuten? Wer 
hebt einen Arbeiter, damit er höheren Verdienſt 
erlangt? Etwas anderes ſoll damit nicht erreicht 
werden daher möge man das Wort gehoben ſtrei⸗ 
chen. Weiter fordern wir die Streichung von: 
1 Zolldirektor, 1 Regierungs⸗ und Chemierat, 1 
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Oberzollinſpektoren. Die Begründung iſt Ihnen 
ja bekannt. In Abſchnitt C Ib — Verbrauch von 
Stempelabgaben, ſollen geſtrichen werden: 1 Ober⸗ 
regierungsrat, 1 Oberzollinſpektor, 1 Zollinſpek⸗ 
tor, 1 Oberregierungsrat, 2 Oberzollinſpektoren. 
Auch hierfür brauche ich nicht die Begründung zu 
wiederholen. In Abſchnitt O Ic, Zentralverwal⸗ 
tung, fordern wir die Streichung folgender Stel⸗ 
len: 1 Staatsrat, 1 Regierungsrat in gehobener 
Stellung, 1 Zollamtsrat, 1 Oberzollinſpektor, 1 
Dolmetſcheroberinſpektor und 1 Dolmetſcherinſpek⸗ 
tor. In den Poſitionen der Zentralverwaltung 
ſind vier Dolmetſcher vorgeſehen, und zwar ein 
Dolmetſcherſekretär, 1 Dolmetſcherinſpektor, 1 Dol⸗ 
metſcheroberſekretär und 1 Dolmetſcheroberinſpek⸗ 
tor. Wenn hier vier Dolmetſcher vorhanden ſind, 
werden die unterſten beſtimmt die ganze Arbeit 
leiſten müſſen. Sie werden diejenigen ſein, die 
die Arbeit leiſten und die beiden andern, der In⸗ 
ſpebtor und der Oberinſpektor, werden die Aufſſcht 
ausüben. So kann es doch nur ausſehen. Daher 
wünſchen wir die Streichung der genannten Stel⸗ 
len. In Abſchnitt C II, Stelle 1 verlangen wir die 
Streichung der Zahl 36000, ſo daß von der ganzen 
Ziffer von 72 000 nur noch die Hälfte übrig bleibt. 
Es handelt ſich hier um die Betriebskoſten für 
Motorräder und Fahrgeräte ufw. Man lieſt ſo 
oft in der Zeitung, daß mit Motorbooten und Mo⸗ 
torrädern viel Unſinn getrieben wird, daß Spa⸗ 
zierfahrten unternommen werden, deren Koſten 
der Staat zu tragen hat. Darauf wollte ich nur 
hinweiſen. Wir verlangen alſo den Abbau einer 
Reihe von Stellen. In der Randbemerkung ſagt 
man, daß gegenüber dem Vorjahr 37 Angeſtellte 
bzw. außerplanmäßige Beamte erſpart worden 
ſind. Insgeſamt ſeien 52 Köpfe erſpart worden. 
Die Regierung hält alſo, was ſie verſprochen hat. 
In der Regierungserklärung wurde geſagt, daß 
ſie bis zum April nächſten Jahres 800 Beamte ab⸗ 
bauen wolle. Leider wird dabei immer wieder 
der alte Kurs eingeſchlagen, daß nur unten ab⸗ 
gebaut wird. Wenn man aber 3 oder 4 obere Be⸗ 
amte abbaute, ſo würde das an Erſparniſſen faſt 
ebenſo viel ausmachen, wie bei den ganzen 52 ab⸗ 
gebauten unteren Beamten. Auch dieſe Regie⸗ 
rung wagt ſich nicht an den Abbau der oberen Be- 
amten heran. Vor ihnen hat ſie Angſt, ſie macht 
ſich vor Ihnen in die Hoſen. Daß man 52 untere 
Beamte abbaut, zeugt von einer ganz rabiaten 
Aengſtlichkeit. Man müßte dieſen Leuten, die das 
getan haben, ins Geſicht ſpucken. Das wäre das, 
was man von dieſer Stelle aus tun müßte. So 
ſieht der Abbau aus. Wir wünſchen dann im Ab⸗ 
ſchnitt O II, Stelle 2 die Zahl 230 000 gu ſtreichen 
und dafür 210 000 zu ſetzen. Dieſe Zahlen möch⸗ 
ten wir herabgeſetzt wiſſen. Wir ſind uns darüber 
klar, daß dieſes Haus unſern Antrag nicht anneh⸗ 
men wird, ſondern daß es nach außen hin wieder 
heißen wird, die Anträge ſind nicht durchführbar. 
Jawohl, m, D. u. H., dieſe Anträge ſind durchführ⸗ 
bar, wenn Sie nur wollen! Aber Sie wollen es 
nicht. Sie wollen dieſen Staat ſchützen, ſolange es 
möglich iſt. Eine beſonders typiſche Rolle ſpielt 
dabei natürlich die Sozialdemokratiſche Partei. 
Wir werden bei der dritten Leſung Gelegenheit 
haben, ausführlicher zu dieſem Etat zu ſprechen 
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und den Sozialdemokraten zu ſagen, wie ſie ſich 
zu dieſem Etat verhalten haben, als ſie noch in 
der Oppoſition ſtanden. Wir werden aber auch 
ſagen, was die Sozialdemokratie in der Regie⸗ 
rungserklärung verſprochen hat. Nichts hat ſie da⸗ 
von bei dieſem Etat gehalten. Alles werden wir 
ſagen und nicht nur hier in dieſem Hauſe, ſondern 
auch der breiten Oeffentlichkeit, draußen der Ar⸗ 
beiterſchaft und den unteren Beamten. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) i 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Blavier. 

Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Uns 
intereſſiert beim Finanzetat hauptſächlich die Po⸗ 
ſition von 2 Millionen, die im Ausſchuß geſtrichen 
worden iſt. Die Stadtbürgerſchaft iſt ja die 
Hauptintereſſentin, und die Stadtbürgerſchaft 
wird ſich damit zu beſchäftigen haben, wie ſie die⸗ 
ſes Loch, das der Volkstag nun geſchaffen hat, 
wieder ſtopft. Wenn wir uns heute zum Wort 
gemeldet haben, tun wir es hauptſächlich weil ein 
Agitationsantrag der Deutſchnationalen den Tat⸗ 
beſtand wieder einmal verdunkeln möchte. Mit 
Bezug auf dieſen Poſten von 2 Millionen haben 
die Deutſchnationalen den Antrag geſtellt, daß 
den Kommunen vom Volkstag verboten wird, die 
Grundwertſteuer, welche von den Kommunen be⸗ 
nutzt werden ſoll, um das Loch zuzuſtopfen, zu er⸗ 
höhen. Um des Primats willen möchten wir eins 
feſtſtellen: uns iſt es ernſt mit dem Antrag, die 
Kommunen zu entlaſten, uns iſt es ernſt mit dem 
effektiven Abbau. Deshalb möchten wir hier 


®) ſchon von vornherein für die dritte Leſung vor⸗ 


ſchlagen — in der dritten Leſung werden wir be⸗ 
gründeterweiſe eine Abſtimmung darüber ver⸗ 
langen —, daß wir wenigſtens einen Teil der 
zwei Millionen hier im Volkstag decken. Herr 
Böcker hat ja mit herzbewegenden Worten vorhin 
erklärt, daß nunmehr endlich mit leeren Verſpre⸗ 
chungen hier im Volkstag Schluß ſein muß. Er 
ſprach von der Umſatzſteuer, von der Weinſteuer 
und hat mit großem Mut und ziemlich erregter 
Stimme hier erklärt, daß nun endlich Schluß ſein 
muß. Ich möchte ganz ſchüchtern bei der Gelegen⸗ 
heit bemerken (Abg. Liſchnewſki: Aber Herr Dok⸗ 

tor!), Herr Böcker hat Recht mit ſeiner Entrü⸗ 
ſtung. Aber er müßte ſeinen Parteifreunden end⸗ 
lich erklären: „Ihr habt ſieben Jahre lang die 
Schweinerei der Umſatzſteuer geduldet, ihr habt 
ſieben Jahre lang die Schweinerei der Weinſteuer 
geduldet.“ Warum hat Herr Dr. Ziehm nicht die 
Sache beſeitigt? Ich frage nur ſchüchtern, aber 
meine Schüchternheit verliert ſich, wenn ich Herrn 
Schwegmann als Parteiführer darauf aufmerk⸗ 
ſam mache, daß es auch in der Politik ſo etwas 
wie Moral geben ſollte. Wenn ich und der Haus⸗ 
beſitz etwas durch die Organiſation herausgeholt 
haben, dann dürfen Männer wie Herr Schweg⸗ 
mann oder Herr Dr. Ziehm nicht Agitationsan⸗ 
träge ſtellen und hinterher dem erſtaunten Publi⸗ 
kum vorführen, was andere erreicht haben. Dies 
verhindert allerdings, daß ich weiter ſchüchtern 
bin, ſondern ich ſage, ein derartiges politiſches 
Verfahren iſt unmoraliſch. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) Herr Schwegmann, Sie ſind ein 


altgewandter Politiker, Sie machen ſo etwas ſehr 
ſchnell. Wenn die andern etwas erreicht haben, 
dann kommen Sie und nähren ſich von dem Aas. 
(Heiterkeit.) Es iſt traurig um Sie beſtellt, Herr 
Schwegmann. Sie ſchicken Agitationsredner vor. 
Gerade Herr Böcker ſollte vorhin nicht die Wein⸗ 
ſteuer berührt haben. Als Sie in der Regierung 
waren, Herr Schwegmann, hat der Antrag zur 
Aenderung der Weinſteuer vier Jahre lang im 
Ausſchuß geruht. Wenn Sie nachſehen, werden 
Sie finden, daß der Antrag nicht von den Deutſch⸗ 
nationalen eingebracht wurde, ſondern von der 
Deutſch⸗Danziger Volkspartei. (Das ſtimmt nicht! 
rechts.) Sehen Sie, wozu haben Sie, obwohl Sie 
ſieben Jahre in der Regierung waren, ſo lange 
gewartet, bis die Sozialdemokraten in der Re⸗ 
gierung ſitzen? Warum kommen Sie jetzt und 
ſagen, Sie haben das beantragt und die anderen 
führen es durch? Sie nähren ſich nur von dem, 
was die andern leiſten. 

Aber Herr Schwegmann, wir werden ja Ge⸗ 
legenheit finden, den ernſten Willen zur Unter: 
ſtützung des Grundbeſitzes bei der dritten Leſung 
zu erkennen. Wir marſchieren Schulter an Schul⸗ 
ter mit Ihnen. Dann iſt es unmöglich, daß die 
zwei Millionen den Gemeinden aufgehalſt wer⸗ 
den, unmöglich, daß der Beſitz die zwei Millionen 
trägt. Alſo werden wir hier anfangen, im Volks⸗ 
tag zu ſtreichen. Wir werden gemeinſam daran 
gehen, der Regierung begründete Vorſchläge zu 
machen, wie wir den Grundbeſitz der Gemeinden 
hier durch eine praktiſche Politik entlaſten. Da 
werden wir uns ſchon finden, Herr Schwegmann. 
Es gibt erhebliche Etatspoſitionen, die eine Strei⸗ 
chung immerhin verdienen. (Abg. Schwegmann: 
Wenden Sie ſich an die da!) Sie werden mit mir 
zuſammen arbeiten! Ich mache Vorſchläge, wo 
wir die 2 Millionen erſparen können. (Abg. 
Schwegmann: Wir haben nicht die Mehrheit!) 
Ich ſage es nur, damit Sie nicht ſagen, ich über⸗ 
raſche Sie. Ich annonciere, daß wir Abände⸗ 
rungsanträge in der dritten Leſung ſtellen, die 
es ermöglichen, Hunderttauſende zu ſparen. Wenn 
Sie es ernſt meinen mit dem Grundbeſitz, werden 
Sie dafür eintreten. Wir werden weiter den 
Antrag ſtellen, daß die Beamtenſchaft von Gruppe 
IX aufwärts dem Grundbeſitz helfen ſoll. (Fallen 
Sie nicht um, Herr Falkenberg! links.) Die Be⸗ 
amten ſollen freiwillig zur Anterſtützung der 
Haushaltspläne der Gemeinden auf einen kleinen 
Teil ihres Gehalts verzichten. Nachdem Sie ſich 
als Grundbeſitzerpartei entpuppt haben, werden 
Sie ja unſern Antrag mitmachen. 

Bei den einzelnen Etats, ich greife den Etat 
des Innern heraus, werden wir die Möglichkeit 
finden, erhebliche Hunderttauſende zu ſparen. 
Herr Schwegmann, Sie ſcheinen nicht zu wiſſen, 
das muß ich auch der jetzigen Regierung ſagen, 
daß bei der Schutzpolizei nach wie vor ein Luxus 
herrſcht, (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) der 
es unmöglich macht, daß wir für den Grundbeſitz 
etwas erſparen. Herr Abg. Schwegmann, auch 
heute noch, und das ſage ich auch der Regierung, 
zieht von einer Hundertſchaft, die ungefähr 92 
Mann beträgt, nicht die ganze Zahl von 92 Schu⸗ 
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(A) poleuten auf Wache. Wenn es hoch kommt, mar⸗ 
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ſchieren 60 Mann, d. h., ſie fahren im Automobil 
von Komnick nach Danzig. Die übrigen 30 Mann 
machen Funktion. Herr Abg. Schwegmann, Sie 
werden unſeren Antrag in dritter Leſung unter⸗ 
ſtützen. Wir erklären, daß die Funktion darin 
beſteht, daß jeder von den 36 Leutnants, Ober⸗ 
leutnants und Hauptleuten wenigſtens einen 
Funktionär beſchäftigt, der entweder den Garten 
in Ordnung bringt oder etwas auspinſelt, oder 
evtl. einen Tiſch anfertigt. (Hört, hört!) Schaffen 
wir dieſe Funktionen ab, ſo ſchaffen wir dem Ge⸗ 
werbe endlich einmal Licht und Luft. Wenn wir 
in die Garage der Schutzpolizei fahren, ſo finden 
wir dort nicht mehr und nicht weniger als 32 
Automobile, darunter mehrere Großautomobile 
der Firma Komnick. Es iſt ja Pech, daß Komnick 
gerade die großen Lieferungen bekommen hat. 
Böſe Zungen behaupten — ich gehöre nicht zu 
ihnen, denn ich bin ja nicht böſe —, daß Komnick 
deshalb die großen Automobile geliefert hat, weil 
einer der erſten, maßgeblichen Offiziere die Toch⸗ 
ter des Inhabers der Firma zur Frau hat. Ja, 
Herr Schwegmann, wir werden uns in der Liebe 
zur Entlaſtung des Grundbeſitzes treffen, wenn 
wir Ihnen vorſchlagen, daß wir die drei Auto⸗ 
mobile à 70 000 Gulden für 200 000 Gulden ver⸗ 
kaufen wollen. Wir werden zuſammen marſchie⸗ 
ren, Herr Schwegmann, wir werden die ſtreichen 
und die Stadtbürgerſchaft iſt entlaſtet und der 
Grundbeſitz auch. Ich will nicht vergeſſen zu er⸗ 
wähnen, daß noch in letzter Zeit eine erhebliche 
Belaſtung eingetreten iſt, denn faſt jeder der 
Offiziere, beginnend beim Leutnant, hat durch die 
Gunſt der Umſtände und weil es uns ſo gut geht, 
ein eigenes Automobil. Teils fährt er darin, 
teils ſeine Frau, aber auf jeden Fall wird das 
Automobil von einem Polizeibeamten geführt. 
Ich bin ja ſelbſt Offizier und weiß, daß es ſehr 
gut und ſchön iſt, wenn man einen Menſchen zur 
freien Verfügung hat, der einem die Stiefel putzt 
und alles macht. 
werden mir recht geben, wenn Sie es ernſt mit 
dem Grundbeſitz meinen, ſtreichen wir die Mittel 
für die 18 oder 20 Schutzpolizeibeamten, welche 
Chauffeurdienſte für die oberen Offiziere der 
Schutzpolizei leiſten. (Abg. Liſchnewſki: Die 
oberen werden wir wegjagen!) Der Hauptmann, 
der augenblicklich in Zoppot ſitzt, bereißt eine dicke 
Sache in der Kneipe, wird aber aus beſtimmten 
Gründen, die man nicht nachkontrollieren kann, 
gehalten. Wir ſehen nicht ein, weshalb dieſe 
Herren, die Automobile beſitzen, ſo viel herum⸗ 
ſchwirren und ſtaatliches Benzin verbrauchen. 
Wenn es auch nicht viel Benzin iſt, immerhin, 
Kleinvieh macht auch Miſt und der kleine Haus⸗ 
beſitz wird entlaſtet. Praktiſch find es auch Pri⸗ 
vatangelegenheiten, zu welchen der Benzin be⸗ 
nutzt wird. Wenn wir auf eine Beſeitigung die⸗ 
ſer Mißſtände hinzielen, ſo werden wir uns in der 
dritten Leſung treffen. Der Regierung rate ich 
durchaus, einmal überfallartig zu revidieren; 
denn auch die jetzige Regierung trifft eine ſchwere 
Schuld. Herrn Gehl möchte ich raten, die Schutz⸗ 
polizei nicht nach vorhergehender Ankündigung 
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durch Herrn Senator Dr. Schwartz aufzuſuchen. 
Revidieren Sie, wenn nachmittags angeblicher 
Sportdienſt gemacht wird, wenn 100 Leute von 
der Hundertſchaft Sport treiben, wieviel dann an⸗ 
ſtreichen oder Gartenarbeit oder andere ſchöne 
Dinge verrichten, überfallartig holen Sie ſi 
dann den Hauptwachtmeiſter und erſuchen Sie 
ihn aufzurechnen, wo ſeine 92 Mann ſind. Sie 
werden Wunder erleben, wieviel man ſparen 
kann. Von den rund 40 höheren Beamten zieht 
auch nicht ein einziger auf Wache. Einſam und 
verlaſſen ſitzt der Zugwachtmeiſter auf der Wache 
und verrichtet den ganzen Dienſt. Die geſamten 
höheren Beamten ſind in Langfuhr und fahren 
Automobil. 

Herr Schwegmann, wenn es Ihnen um den 
Grundbeſitz ernſt iſt, dann werden Sie die Strei⸗ 
chungen, die wir in dritter Leſung beantragen 
werden, mitmachen, ſonſt haben Sie elende ge⸗ 
meine Agitation getrieben. (Zuruf des Abg. 


Liſchnewſki.) 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich will keine allgemeine Ausſprache mit⸗ 
machen, wie ſie Herr Abg. Dr. Blavier eröffnet 
hat. Ich will auch keine poſitive Begründung zu 
einem Antrage, wie die Kommuniſten, geben, aber 
ich wende mich gegen einen Abänderungsantrag 
der Regierungsparteien. Die Regierungspar⸗ 
teien haben einen Abänderungsantrag einge⸗ 
bracht, wonach ſtatt der 3 Regierungsräte in Zu⸗ 
kunft nur noch 2 bleiben ſollen. Das iſt der ein⸗ 
zige Abänderungsantrag, der von den Regie⸗ 
rungsparteien in zweiter Leſung eingebracht iſt. 
Ich glaube, man muß ihn ein wenig beleuchten. 
In Poſition Ausgabe B III, Stelle 1, ſind im Fi⸗ 
nanzetat 3 Regierungsräte eingeſetzt. In der 
Anmerkung ſteht, daß einer zur Entlaſtung der 
Finanzräte, der Leiter der Steuerämter, vorge⸗ 
ſehen ſei. In Wirklichkeit war es notwendig, 
daß bei der Steuerverwaltung ein Amt einge⸗ 
richtet wurde, das die Vollſtreckungen durchführt, 
ähnlich wie es beim Zoll der Fall iſt. Wir haben 
augenblicklich in jedem einzelnen Amt eine Ein⸗ 
ziehungsſtelle, nur beim Steueramt III nicht. 
Deſſen Sachen werden dem Steueramt II oder I 
zur Einziehung überwieſen. Wenn Herr Abg. 
Böcker betonte, daß ſo große Rückſtände wären, 
ſo liegt das zum großen Teil daran, daß man viele 
Steuerzahler nicht an die Ohren bekommt. Das 
Landesſteueramt hatte geplant, ein Vollſtreckungs⸗ 
amt einzurichten. Nun ſoll dies Vollſtreckungsamt 
verhindert werden. Ich erörtere zunächſt die Per⸗ 
ſon des Anwärters. Anwärter auf dieſen Poſten 
iſt, ſoviel ich weiß, der Sohn eines alten Zen⸗ 
trumsmannes. Er iſt dem Zentrum ſelbſt nicht 
angenehm und iſt ſchon in ſeiner früheren Dienſt⸗ 
ſtelle beim Gericht durch Machinationen, z. T. 
auch beim Richterwahlausſchuß, von einer Beför⸗ 
derung ausgeſchaltet worden. Der Betreffende 
iſt einer der älteſten Aſſeſſoren und kam zur Steu⸗ 
erverwaltung für einen neu zu ſchaffenden Poſten 
als Leiter der Vollſtreckungsabteilung. Er ar⸗ 


beitet dort und hat in kurzer Zeit große Erfolge 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
gehabt. Ich glaube, Herr Abg. Leu wird wiſſen, 
welche Erfolge gerade bei der Vollſtreckungsab⸗ 
teilung erzielt ſind. Wenn das der Fall iſt, muß 
man einem aufſtrebenden Menſchen auch die Mög⸗ 
lichkeit geben, den Poſten aufzubauen und weiter 
in dem Sinne zu wirken. Der Betreffende iſt, wie 
bereits geſagt, dem Zentrum nicht gerade ange⸗ 
nehm. Infolgedeſſen kommt dieſer, als rein per⸗ 
ſönlich zu betrachtende Abänderungsantrag. Wenn 
man den betreffenden Aſſeſſor die Möglichkeit 
gäbe, in der Vollſtreckungsabteilung weiter zu ar⸗ 
beiten, würde er der geeignete Mann ſein, auch 
nicht Angſt hätte, den Senator Fuchs II an ſeine 
Hammelbeine zu bekommen. Dabei möchte ich 
einſchalten, daß es dem Leiter des Steueramtes I 
möglich iſt, Niederſchlagung von Strafen und ähn⸗ 
lichen Sachen im Falle Fuchs II vorzunehmen, in 
Sachen, die nicht ſein Steueramt, ſondern Steuer⸗ 
amt III angehen. Ich frage, ob es Tatſache iſt, 
daß der Leiter des Steueramts J, ſelbſt ein Zen⸗ 
trumsangehöriger, eine Niederſchlagung in einer 
Grundwertſteuerſache Fuchs verſuchte. Nur durch 
Zufall iſt der Leiter des Landesſteueramtes in der 
Lage geweſen, dies Vorgehen zu inhibieren. (Abg. 
Liſchnewſki: Die reine Korruption!) Dieſer Aus⸗ 
druck iſt auch von anderer Seite gefallen. Wenn 
der Senat nicht reinen Tiſch ſchafft, dann bin ich 
der feſten Aeberzeugung, daß der Abänderungs⸗ 
antrag nur dazu dienen ſoll, um der Regierungs⸗ 
partei des Zentrums zu Gefallen einen unbelieb⸗ 
ten Menſchen zu entfernen. Ich würde im allge⸗ 
meinen beſtimmt nicht für die Neuſchaffung eines 
Poſtens ſein. Ich habe aber geſehen, daß die Voll⸗ 
ſtreckungen in den einzelnen Steuerämtern nicht 
funktionieren, weil die Steuerämter alle ihre 
eigenen Sachen bearbeiten und daneben noch die 
Kaſſen dazwiſchen arbeiten. Man findet da kaum 
durch. Wenn ich nun ſehe, daß die Vollſtreckungs⸗ 
abteilung gute Erfolge erzielt, ſo bin ich der Mei⸗ 
nung, daß ſie beizubehalten iſt. Die Stelle iſt 
notwendig, die Perſon iſt da und iſt geeignet. 
Infolgedeſſen iſt dieſer Antrag meiner Ueber⸗ 
zeugung nach abzulehnen, wenn man nicht einen 
noch größeren Ausgang an Steuereingängen ha⸗ 
ben will. Man kann nicht die Korruption weiter 
um ſich greifen laſſen. Ich ſpreche das Wort Kor⸗ 
ruption ganz offen aus. Ich ſehe nicht ein, wes⸗ 
halb ein Senator geſchont werden ſoll, wenn man 
kleine Leute erwerbslos macht. In dem Fall 
Fuchs habe ich ſchon einmal Anklage erhoben. Der 
Senat hat es nicht für nötig befunden, zu ant⸗ 
worten. Heute komme ich wieder mit der An⸗ 
frage: Iſt es richtig, daß der Leiter des Steuer⸗ 
amts J eine Steuerſache des Herrn Senators 
Fuchs hat niederſchlagen laſſen? Ich hoffe, daß 
der Senat antworten wird. Andernfalls bin i 
der Meinung, daß ſich der Senat zu dieſer Sache 
nicht äußern will, weil ſie ihm unbequem iſt. 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Manthei. 
5 Mauthe, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 


eine Entſchließung angenommen, die beſagt, daß 
eine Umorganijation der Zollverwaltung, insbe⸗ 
erfolgen ſoll. 


ſondere der unteren Zollbeamten 


Der Volkstag hat zwar am 5. Mai 1926 
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Wie ſieht dieſe Umorganijation nun aus? Zwar 
hat man einen kleinen Anfang gemacht im Etat 
des Rechnungsjahres 1927. Man hat dort eine 
Umwandlung von 84 Stellen erfolgen laſſen. 
Die Entſchließung beſagte, daß mit größtmöglich⸗ 
ſter Beſchleunigung die Beſeitigung der Unterbe- 
wertung der Zollbeamten erfolgen ſoll. Wie dieſe 
Beſchleunigung ausſieht, ſehen wir aus dem Etat 
für das Rechnungsjahr 1928. Die im Etat 1927 
umgewandelten 84 Stellen hat man beim dies⸗ 
jährigen Etat noch um ein beträchtliches Maß 
herabgeſetzt und zwar auf die Zahl von 59 Stel⸗ 
len. Man hätte eigentlich annehmen müſſen und 
der Wille des Volkstages iſt es doch auch ſ. Zt. 
geweſen, daß die Beſeitigung der Härten mit 
größtmöglichſter Beſchleunigung durchgeführt 
wurden. Aber gerade das Gegenteil iſt einge⸗ 
treten. Man hätte erwarten müſſen, daß die Zahl 
der 84 Stellen erheblich vergrößert wurde. Was 
iſt aber erfolgt? Von der größtmöglichſten Be⸗ 
ſchleunigung kann man gerade das Gegenteil be⸗ 
haupten, da doch eine Herabſetzung der Umwand⸗ 
lungen erfolgt iſt. Deshalb iſt es unbedingt er⸗ 
forderlich, wenn man überhaupt auf Volkstags⸗ 
entſchließungen etwas geben ſoll, daß man dieſen 
Entſchließungen auch nachkommt und die Um⸗ 
wandlung in einem größeren Maße vornimmt 
und natürlich auch einer größtmöglichſten Ber 
ſchleunigung Rechnung trägt. Aber bei dieſem 
Etat kann man das wahrlich nicht ſagen. 

M. D. u. H.! Wie ſehen die Verhältniſſe aus 
bei der Zollverwaltung? (Abg. Brill: Mies!) Ja 
wirklich mies Herr Brill, da haben Sie recht! 
Ich will Ihnen an Hand von Material beweiſen, 
daß bei unſerer Verwaltung eine Unterbewertung 
zu verzeichnen iſt wie bei keiner anderen Verwal⸗ 
tung. Wenn wir Vergleiche mit der Deutſchen 
Reichszollverwaltung anſtellen, ergibt ſich für das 
Etatsjahr 1927 das traurige Bild, das ich Ihnen 
nicht vorenthalten möchte. Ich werde anfangen 
bei den Zollräten und Zollamtsräten. Da müß⸗ 
ten wir 15 haben, wir haben aber nur 12. (Hei⸗ 
terkeit links.) Ich komme zu den Oberzollinſpek⸗ 
toren. Da müßten wir nach dem Verhältnis zum 
Deutſchen Reich 52 haben, im Freiſtaat haben wir 
aber nur 25 (In Deutſchland müſſen ſie anderen 
Dienſt machen! links.). Sie haben eine Ahnung, 
wie bei der Zollverwaltung Dienſt gemacht wird. 
Da müßten Sie ſich erſt informieren, was für 
Dienſt geleiſtet wird. Ich komme zu den Zollinſpek⸗ 
toren. Gemeſſen an dem Deutſchen Reich müßten 
wir 123 haben. Wir haben aber in Danzig nur 
40. Bei den Oberzollſekretären müßten wir im 
Verhältnis zu dem Deutſchen Reich 179 haben, 
wir haben aber leider nur 71. Bei den Zollſekre⸗ 


ch tären betragen die Zahlen auch wieder im ſelben 


Verhältnis 268, in Danzig 123, bei den Zollaſſi⸗ 
ſtenten 484, in Danzig 339. Nun kommt der ſprin⸗ 
gendſte Punkt bei dieſer ganzen Angelegenheit. 
Wir haben in Deutſchland in der Gruppe der 
Oberwachtmeiſter, bei Anwendung desſelben 
Stellenverhältniſſes, 54 Beamte und im Freiſtaat 
dagegen 293. Wir kommen zu den Zollwacht⸗ 
meiſtern. An dem Verhältnis im Reich gemeſſen 
müßten wir 25 haben, der Etat ſieht aber 291 
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vor. Zuſammen gefaßt ergibt ſich die dringende 
Notwendigkeit, daß man gerade bei der Zollver⸗ 
waltung die Unterbewertung mit größtmöglichſter 
Beſchleunigung beſeitigen muß. Mit dem Auf⸗ 
ſichtsperſonal beginnend ergibt ſich das eigenar⸗ 
tige Bild, daß man im Reich an Aufſichtsperſonal 
16,92 Prozent hat, während in Danzig nur 7,25 
Prozent vorhanden iſt. (Große Heiterkeit, Un⸗ 
ruhe und Zwiſchenrufe links.) Es hat gar keinen 
Zweck, daß Sie immer dazwiſchen rufen. Auf 
Zwiegeſpräche laſſe ich mich nicht ein. (Große Un- 
ruhe.) Es zeigt ſich, daß Sie nicht für die Gerech⸗ 
tigkeit ſind. (Es iſt unerhört, daß Sie als unterer 
Beamter für die oberen Beamten eintreten! 
links.) Wenn ich einen Antrag begründe, muß ich 
ihn auch für alle Gruppen begründen. — Die 
mittlere Beamtenſchaft ſetzt ſich im Reich aus 
74,94 Prog. zuſammen, während es in Danzig nur 
42,95 Prozent ſind. Nun kommt wieder das 
Schlimmſte bei dieſer ganzen Angelegenheit, daß 
die untere Beamtenſchaft im Reich mit 8,14 Pro⸗ 
zent beſetzt iſt, während wir in Danzig 49,8 Pro⸗ 
zent haben. Selbſtverſtändlich hätte man von den 
Regierungsparteien erwarten müſſen, daß ſie die⸗ 
ſes ſchreiende Unrecht in dieſem Etat zu einem 
weit größeren Teil beſeitigt hätten. (Abg. Kam⸗ 
nitzer: Wie lange beſteht das ſchon?) Man denkt 
anſcheinend gar nicht daran. Es geht nicht an, 
daß man mit einer Beamtenſchaft arbeitet, die 
jahrelang dieſes Unrecht ertragen muß, das be⸗ 
reits ſeit Eintritt Danzigs in die Danzig⸗Polni⸗ 
ſche Zollunion beſteht. (Fragen Sie doch die da! 
links. — Große Unruhe.) Es iſt höchſte Zeit, dieſe 
Unterbewertung, namentlich in den unteren und 
mittleren Kreiſen, zu beſeitigen. Anſcheinend ha⸗ 
ben Sie für dieſe betreffenden Beamten, die in 
der Hauptſache darunter leiden, kein Gehör und 
fein Intereſſe. M. D. u. H.] Es iſt heute keine 
Seltenheit, daß untere Beamte als Kaſſierer, 
Buchhalter und ſelbſt als Abfertigungsbeamte tä⸗ 
tig ſein müſſen und zwar wie der Senat zugibt, 
infolge der Etatsſchwierigkeiten. Nun ergibt ſich 
für Sie die Möglichkeit, dieſe Etatsſchwierigkeiten 
zu beſeitigen. Wir wollen uns doch nichts vor⸗ 
machen, verkennen Sie nicht, daß die Dienſtfreu⸗ 
digkeit der Beamtenſchaft wahrlich nicht dadurch 
gefördert werden kann, daß man ſie jahrelang in 
unterbewerteten Stellen Arbeiten verrichten läßt, 
die weit höheren Gruppen zukommen. (Unter der 
deutſchnationalen Regierung! links.) M. D. u. 
H.] Deshalb iſt es jetzt Ihre Pflicht, dieſe zum 
Himmel ſchreiende Anterbewertung hauptſächlich 
der unteren und mittleren Beamtenſchaft zu be⸗ 
ſeitigen. Das beſagt in der Hauptſache unſer An⸗ 
trag. Deshalb wäre es für uns unverſtändlich, 
wenn Sie dieſem Antrag nicht zuſtimmten. Es 
iſt von ſeiten der Leitung des Landeszollamtes 
verſucht worden, der ſeinerzeitigen Entſchließung 
Rechnung zu tragen. Aber nichts iſt bisher ge⸗ 
ſchehen. Die wenigen Stellen, die bisher umge⸗ 
wandelt ſind, ſind in dieſem Jahre im Verhält⸗ 
nis zum vergangenen Jahre noch vermindert. 
Kann man da noch von Gerechtigkeit ſprechen? 
Ich habe Ihnen vorher ſchon geſagt, daß die un⸗ 
tere Beamtenſchaft hier im Verhältnis zum Reich 
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ſo ſteht, daß wir in Danzig 49,8 Prozent gegen⸗ 
über 8,14 Prozent in Deutſchland haben. (Abg. 
Brill: Laſſen Sie den Größenwahnſinn mit dem 
Reich!) Wenn Sie derartige Zurufe machen, 
nehme ich an, daß Sie von der Zollverwaltung 
keine Ahnung haben und ſich über die Tätigkeit 
der Zollbeamten kein Urteil bilden könen. Wenn 
Sie ſich die Tätigkeit der unteren und mittleren 
Beamten anſehen, würden Sie ſich vielleicht eines 
anderen belehren laſſen. (Abg. Schmidt: Sind 
die alle ſo beſchränkt, wie Sie?) Nicht ſo beſchränkt 
wie Sie, ſonſt würden Sie ſolche Aeußerungen 
nicht machen. Ferner iſt es auch unbedingt er⸗ 
forderlich, daß der von uns eingebrachten Ent⸗ 
ſchließung zugeſtimmt wird, die eine Beſeitigung 
der Härten beim Zollperſonal erſtrebt. Unſer 
Wunſch geht dahin, daß dieſer Entſchließung Rech⸗ 
nung getragen wird. 


Bei Einbringung unſeres Antrages haben wir 
die finanzielle Notlage des Staates berückſichtigt, 
denn ſonſt hätte man doch wahrlich eine weit grö⸗ 
ßere Anzahl Stellen beantragen müſſen, die um⸗ 
gewandelt werden ſollen. Weil wir der finan⸗ 
ziellen Notlage des Staates Rechnung tragen, 
haben wir uns damit abgefunden, die Umwand- 
lung von nur 20 Stellen mehr wie im Etat 1927 
zu beantragen. Deshalb bitte ich Sie, dieſem 
Antrag zuzuſtimmen. Ich habe Ihnen in kurzen 
Zügen geſchildert, wie die Tätigkeit der Zollbe⸗ 
amten iſt und Ihnen geſagt, daß ſelbſt die Lei⸗ 
tung der Verwaltung wiederholt beim Senat 


(C) 


vorſtellig geworden iſt, weil dieſen Gruppen Un: D) 


gerechtigkeit widerfährt. Es handelt ſich in der 
Hauptſache um untere und mittlere Beamte. Die 
Regierungsparteien haben zwar eine Entſchlie⸗ 
ßung eingebracht, die einen guten Zweck verfolgen 
ſoll. Wir nehmen an, daß es Ihnen mit dieſer 
Angelegenheit ernſt iſt. Die Entſchließung beſagt, 
daß möglichſt in fünf Jahren die Beſeitigung der 
Unterbewertung erfolgen ſoll. Was heißt mög⸗ 
lichſt in fünf Jahren? Wir haben es erlebt, bei 
einer Entſchließung, die beſagte, daß größtmög⸗ 
liche Beſchleunigung erforderlich iſt. Mit dieſer 
Entſchließung läßt ſich die Unterbewertung auf 
viele Jahre hinausſchieben. Herr Abg. Schilke, 
wenn es Ihnen und den Regierungsparteien mit 
der Umwandlung ernſt iſt, dann dürfte es Ihnen 
auch nicht ſchwer fallen, die von uns eingebrachte 
Entſchließung anzunehmen. Ich erwarte, daß Sie 
ſich dieſen Wünſchen nicht verſchließen werden. 
Deshalb bitte ich Sie noch zum Schluß, die Tätig⸗ 
keit der Zollbeamten zu berückſichtigen, die in 
Danzig weit ſchwieriger iſt, als die der deutſchen 
Kollegen. Sie dürfen nicht vergeſſen, daß wir 
unter der polniſchen Zollgeſetzgebung eine weit 
ſchwierigere Tätigkeit zu erledigen haben als un⸗ 
ſere Kollegen im Reiche. Außerdem wird von den 
hieſigen Beamten auch noch der Hilfs⸗Polizei⸗ 
und Forſtdienſt ausgeführt, was den deutſchen 


Kollegen nicht obliegt. Wenn Sie den Zollbeamten 
zu ihrem Recht verhelfen und die Unterbewertung 
beſeitigen wollen, wird es Ihnen nicht ſchwer ſein, 
unfere Anträge anzunehmen. Ich bitte Sie, dem⸗ 
gemäß zu verfahren. (Lebhaftes Bravo! rechts.) 


a Be Go „ 


A) 


— 


) 


von wo der Antrag geſtellt wurde. 
auch noch da! bei den Kommuniſten. — Abg. Ple⸗ 


Volkstag Danzig — 32. Sitzung. Dienstag, den 12. Juni 1928. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 


Anlage 14. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be⸗ 
antrage über Einnahme A I namentliche Ab⸗ 
ſtimmung. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt. (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht nicht aus. (Un⸗ 
erhört! bei den Kommuniſten.) Das iſt gar nicht 
unerhört, denn ich habe natürlich dort hingeſehen 
(Wir ſind 


nikowſki: Die Kommuniſten werden nicht mitge⸗ 
rechnet.) Die Unterſtützung reicht alſo aus. Wir 


ſtimmen erſt über den Abänderungsantrag in 


Druckſache Nr. 215 ab. 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Bei der Poſition Ausgabe, Abſchnitt C Ta 1 bis 
Ole 1 find einzuſetzen: a 
Bei der Poſition Zollräte — 6 Zollräte ſtatt 5 Boll: 
räte, 
Bei der Poſition Zollamtsräte — 8 Zollamtsräte 
ſtatt 7 Zollamtsräte, 
Bei der Poſition Oberzollinſpektoren — 26 Oberzoll⸗ 
inſpektoren ſtatt 21 Oberzollinſpektoren, 
Bei der Poſition Zoll inſpektoren — 38 Zollinſpektoren 
ſtatt 31 Zoll inſpektoren, 
Bei der Poſition Obersollſekretäre — 91 Oberzoll⸗ 
ſekretäe ſtatt 80 Oberzsollſekretäre, 
Bei der Poſition Zollſekretäre — 162 Zollſekretäre 
ſtatt 131 Zollſekretäre, 
Bei der Poſition Zollaſſiſtenten — 364 Zollaſſiſtenten 
ſtatt 363 Zollaſſiſtenten, 
Bei der Poſition Zollbetriebsaſſiſtenten — 291 Zoll⸗ 
betriebsaſſiſtenten ſtatt 303 Zollbetriebsaſſiſtenten, 
Bei der Poſition Zollwachtmeiſter — 193 Zollwacht⸗ 
meiſter ſtatt 238 Zollwachtmeiſter. 
Danzig, den 5. Juni 1928. 
Manthei 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt ab über den Abänderungsan⸗ 
trag Druckſache Nr. 217. 
Eim nahme. 


Abſchn. BJ, Stelle 1, wird der 10⸗-proz. Lohnabzug 


geſtrichen. 
Abſchn. BI, Stelle 2. Die 1500 000 wird geſtrichen 
amd: die Zahl 3 000 000 eingeſetzt. 
Abſchn. B L, Stelle 5. Die Zahl 30 000 wird geſtrichen. 
Abſchn. BI, Stelle 7. Die Zahl 4 300 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 
Abſchn. BI, Stelle 8. Die Zahl 50 000 wird geſtrichen 
und die Zahl 1000000 eingeſetzt. 
Cinnabme Zollverwaltung. 
Abſchn. CU, Stelle 1. Die Zahl 2 750 000 wird ge⸗ 


ſtrichen. 

Abſchn. CH, Stelle 2. Die Zahl 500 000 wird ge» 
ſtrichen. 

Abſchn. CH, Stelle 3. Die Zahl 9 500 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 

Aich CH, Stelle 5. Die Zahl 75 000 wird ge⸗ 
trichen. 

Abſchn. CH, Stelle 6. Die Zahl 1450000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 

Abſchn. CH, Stelle 7. Die Zahl 6000 wird ae 
ſtrichen. 

Abſchn. CH, Stelle 9. Die Zahl 95 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 


Ausgabe. 
Abſchn. AL, Stelle 1. Ein Oberregierungsrat, ein 
Finanzdirektor wird geſtrichen. 
Abſchn. A II, Stelle 1. Ein Direktor wird geſtrichen. 
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Abſchn. BI, Stelle 3a. Die Zahl 2 000 000 wird auf 
4.000 000 erhöht. i 
Abſchn. B II, Stelle 1b. Die Zahl 2500 wird ge- 

ſtrichen und dafür die Zahl 250 000 eingeſetzt. 
Abſchn. BI, Stelle 20. Die Zahl 5 000 wird geſtri⸗ 

chen und dafür die Zahl 10 000 eingeſetzt. 
Abſchn. B II, Stelle 2. Die Zahl 10 000 wird geſtri⸗ 


chen. 
Abſchn. B II, Stelle 3. Die Zahl 20 000 wird geſtri⸗ 
en. 
Abſchn. B II, Stelle 7. 


chen. 
Abſchn. B II, Stelle 


Die Zahl 5 000 wird geſtri⸗ 
8. Die Zahl 1000 wird geſtri⸗ 


chen. 

Abſchn. B IIIa, Stelle 1 werden geſtrichen 1 Staats⸗ 
rat, 1 Oberregierungsfinantzrat, 1 Regierungsrat 
und 2 Steueramtsräte. 

Abſchn. B IILe, Vermiſchte Ausgaben. 

Stelle 1 wird die Zahl 10 000 geſtrichen. 
Stelle 2 wird die Zahl 70 000 gejtrichen. 

Abſchn. O La. Zölle. Stelle 1, werden geſtrichen 
1 Oberregierungsrat, 1 Regierungsrat in gehobe⸗ 
ner Stellung, 1 Zolldirektor, 1 Regierungs⸗ und 
Chemierat, 1 Oberzollkommiſſar, 1 Zollvat, 1 Zoll⸗ 
amtsrat, 3 Oberzoll inſpektoren. 

Abſchn. CO Ib. Verbrauchs⸗ und Stempelabgaben, 
Stelle 1, werden geſtrichen 1 Oberregierungsrat, 
1 Oberzollinſpektor, 1 Zollinſpektor, 1 Oberregie- 
rungsrat, 2 Oberzollinſpektoren. 

Abſchn. O1. Zentralverwaltung, Stelle 1 werden 
geſtrichen 1 Staatsrat, 1 Regierungsrat in gehobe⸗ 
mer Stellung, 1 Zollamtsrat, 1 Oberzollinſpektor, 
1 5 und 1 Dolmetſcherin⸗ 
ſpektor. 

Abſchn. CH, Stelle 1. Die Zahl 72 000 wird geſtri⸗ 
chen und wind die Zahl 36 000 eingeſetzt. 

Abſchn. C II, Stelle 2. Die Zahl 230 000 wird ges 
ſtrichen und wird die Zahl 210 000 eingeſetzt. 

Danzig, den 5. Mai 1928. 


Opitz 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über den An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 236. 
Wir beantragen, unter Ausgabe B römiſch 3, 
Stelle 1, zu ſetzen: 
ſtatt 3 Regierungsräte (11/12) „2 Regierungsräte“ 
und in den Erläuterungen die Zeilen 4, 5 und 6 
zu ſtreichen. 
Danzig, den 7. Juli 1928. 
Frau A. Richter und Fraktion. 
A. Fooken und die S. P. D. Fraktion. 
Mathieu und Zentrum. 
Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Wir ſtimmen jetzt ab über A I Ein⸗ 
nahme und zwar namentlich. Ich bitte die Herren 
Beiſitzer, die Stimmkarten einzuſammeln. Die 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht je⸗ 
mand von den Damen oder Herren noch eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Ich ſchließe ſomit die Abſtimmung und bitte aus⸗ 
zuzählen. (Geſchieht.) Das vorläufige Ergebnis 
iſt folgendes: Es ſind im ganzen 55 Stimmen ab⸗ 
gegeben worden, das Haus iſt beſchlußunfähig. 
(Aha! Das verdanken Sie Herrn Dr. Kamnitzer! 
bei den Kommuniſten.) Ich ſetze die nächſte 
Sitzung für morgen, Mittwoch, den 13. Juni, nach⸗ 
mittags 3½ Uhr, feſt mit folgender Tagesord⸗ 
nung: ne 
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(A) (Präſident) 

1. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1928. — Fortſetzung. — Druckſache 
Nr. 181 zu Nr. 132. Berichterſtatter: Abg. Fooken. 

2. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten. 
Druckſache Nr. 194 zu Nr. 183. Berichterſtatter: Abg. 
Leu. Hierzu Abänderungsantrag Druckſache 
N 0 

3. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des preußiſchen Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung übertragbarer Krankheiten. Bericht des 
Ausſchuſſes für Soziale Angelegenheiten. Druck⸗ 
ſache Nr. 196 zu Nr. 130. Berichterſtatter: Abg. Leu. 

4. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung und Ergänzung des Hypotheken⸗ 
bankgeſetzes. Bericht des Rechtsausſchuſſes. Druck⸗ 
Nahe Nr. 238 zu Nr. 163. Berichterſtatter: Abg. 
Schilke. 

5. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über das Verfahren 
in Verſorgungsſachen. Bericht des Ausſchuſſes für 
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Soziale Angelegenheiten. Druckſache Nr. 245 zu 
Nr. 185. Berichterſtatter: Abg. Hoppe. 

6. Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung 1925. Druckſache Nr. 197. 2 

7. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Handelsgeſetzbuches. Druckſache Nr. 201. 

8. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Druckſache 
Nr. 193. 

9. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aufwer⸗ 
tung von Hypotheken und anderen Grundſtücks⸗ 
pfandrechten. — Urantrag des Abg. Hohnfeldt u. 
Gen. — Druckſache Nr. 186. 

10. Erſte Beratung eines Sperrgeſetzes betr. die Grund⸗ 
wertſteuer. — Urantrag des Abg. Böcker, Schweg⸗ 
mann und Fr. — Druckſache Nr. 242. 

11. Antrag des Abg. Liſchnewſki und Fraktion betr. 
Bewilligung einer Entſchädigung an die durch 
Feuersbrunst in Giſchkau Geſchädigten. Druckſache 
Nr. 243. 

Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. 


(Schluß der Sitzung 8 Uhr 40 Minuten.) 


(B) 


(A) 
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33. Sitzung. 


Mittwoch, den 13. Juni 1928. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 181 
i r een Senn 

Haushaltsplan der Finanzverwaltung. (Druck⸗ 
ehe er , N Taste 

Namentliche Abſtimmung über Abſchnitt A der 
rr 1, re 

Vertagung infolge Beſchlußunfähigkeit. 


34. Sitzung. 


Mittwoch, den 13. Juni 1928. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 181 
ir!!! ee 

Haushaltsplan der Finanzverwaltung. (Druck⸗ 
hh Be a a 

Namentliche Abſtimmung über Abſchnitt A I der 
i .. . 

Haupthaushaltsplan. (Druckſache Nr. 180) 

Feſtſtellungsgeſetz T 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. 
(Druckſache Nr. 194 zu Nr. 183) 

Plenikowſti (K. P.)) 

Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
zu Art. I (Druckſache Nr. 250) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des preußiſchen Geſetzes zur 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 
(Drucksache Nr. 196 zu Nr. 130) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung und Ergänzung des Hypo⸗ 
thekenbankgeſetzes. (Druckſache Nr. 238 zu Nr. 
s —ͤmwWx 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über das Ver⸗ 
fahren in Verſorgungsſachen. (Druckſache Nr. 
i d r, 

Keef fr ce 
Moritz P re ee 

Antrag des Senats auf Entlastung der Jahres⸗ 
rechnung 1925. (Druckſache Nr. 197) . - 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Handelsgeſetzbuches. (Druckſache Nr. 


VVVVVFFCVCCCCCC ET 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. (Druck⸗ 
ache i , 8 
Berlins D Ra? 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aufwer⸗ 
tung von Hypotheken und anderen Grundſtücks⸗ 
pfandrechten. Urantrag des Abg. Hohnfeldt 
u. Gen. (Druckſache Nr. 18600, 
Hohnfeldt (Nat So, ne 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 


dnn Be Te 

Erſte Beratung eines Sperrgeſetzes betr. die Grund⸗ 

wertſteuer. Urantrag der Abg. Böcker, Schweg⸗ 
mann u. Fr. (Druckſache Nr. 2427 

Schwegmann (D. Nat. 

eee , re a 

eee ,, 

Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. betr. Bewilli⸗ 

gung einer Entſchädigung an die durch Feuers⸗ 

15 = Giſchkau Geſchädigten. (Druckſache 
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Raſchke (K. P.) 616 D 
Kaiſer (S. P. D.) 617 D 
Scheer d , 980188 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 619 K 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Sawatzki; 
Staatsrat Claaſſen; Regierungs- und Medizinal⸗ 
rat Dr. Roſenbaum; 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 33. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 


plans für das Rechnungsjahr 1928. — 
Fortſetzung — 
Druckſache Nr. 181 zu Nr. 132. Wir kommen zur 
Anlage 14: 


Haushaltsplan der Finanzverwaltung 
Druckſache Nr. 179. Wir fahren in der Abſtim⸗ 
mung fort und zwar iſt der Antrag auf nament⸗ 
liche Abſtimmung zu Abſchnitt A der Ausgaben 
geſtellt worden. Ich bitte die Abgeordneten die 
Plätze einzunehmen und die Beiſitzer die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. (Geſchieht.) Die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. Es ſind im ganzen 55 Stimm⸗ 
karten abgegeben worden, davon 54 mit ja und 
eine ungültige Stimme. Das Haus iſt beſchlußun⸗ 
fähig. Ich beraume die nächſte Sitzung auf 4 Uhr 
mit der gleichen Tagesordnung an. 
(Schluß der Sitzung 3 Uhr 50 Minuten). 


—— 


34. Sitzung. 
Mittwoch, den 13. Juni 1928. 
Die Sitzung wird 4 Uhr 10 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 
Am Regierungstiſch: 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich eröffne die 34. 
Vollſitzung und rufe Punkt 1 auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1928 
Druckſache Nr. 181 zu Nr. 132. Anlage 14: 

Haushaltsplan der Finanzverwaltung. 
— Fortſetzung. 

Drucksache Nr. 179. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung über Abſchnitt K 1 der Ausgaben. 
Ich bitte die Herren Abgeordneten die Plätze ein⸗ 
zunehmen und die Herrn Beiſitzer die Stimmkar⸗ 
ten einzuſammeln. (Geſchieht.) Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, dann erkläre ich die Abſtimmung für ge⸗ 
ſchloſſen. Das vorläufige Abſtimmungsergebnis 
iſt: Es ſind 61 Stimmen abgegeben, ſämtlich mit 
ja.“) Abſchnitt A J, iſt damit angenommen. Ich 

51 Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 61, 
e bee wie Abg. Arczunſki, Bergund 

haben mit „Ja“: Arc i, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock e Wil, Cieroch, 
Eiſerloh, Frau Falk, Fooken, Gaikowſbi, Gehl, Gerick, 
Höhn, Jewelowſki, Hallmann (Robert), Hoog, Hoppe, Jo⸗ 
ſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klein, Kloſſowfki, 
Knauſt, Kruppke, Kurowſkti, Lemke (Bruno), Lemke 
(Wilh.), Lendzion, Leu, Loops, Frau Malikowſfki, 
Mathieu, Mau, Moritz, Mroczkowſki, Frau Müller, Frau 


(©) 


(D) 
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(A) jtelle nun den Haushaltsplan im übrigen zur Ab⸗ 


(B) 


ſtimmung. Wer für die Faſſung iſt, die der Haus⸗ 
haltsplan in der zweiten Beratung erhalten hat, 
bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Der 
Etat iſt angenommen. Ich rufe auf Anlage 15: 
Haupthaushaltsplan. f . 
Druckſache Nr. 180. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung und ſtelle den Haushaltsplan zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer ihn annehmen will, bitte ich ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Haupthaushaltsplan iſt angenom⸗ 
men. 

Wir kommen nunmehr zum 

Feſtſtellungsgeſetz. } 8 

Ich rufe auf 8 1 und eröffne die Beſprechung. 
Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer für § 1 iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, 8 1 iſt angenommen. Ich rufe auf 8 2 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer für 82 iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der § 2 iſt angenommen. 
Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplans der Freien 
Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1928.“ Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich kann feſtſtellen, 
daß die Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit an⸗ 
genommen iſt. Damit ſind wir mit der ‚weiten 
Beratung des Haushaltsplans zu Ende. Ich rufe 
den zweiten Punkt der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Ausbau der Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung. 

Drucksache Nr. 194 zu Nr. 183. Ich rufe auf Ar⸗ 
tikel J und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Plenikowski. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.] Die Zerſplitterung des Wohlfahrtsweſens 
zeigt ſich auch wieder bei dem Geſetz für die Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung. Man gibt den Angeſtellten 
bei Invalidität ungleich höhere Renten als den 
Arbeitern. Ich habe bereits geſchildert, weshalb 
man im jetzigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem 
nicht dazu übergeht, die ſoziale Fürſorge einheit⸗ 
lich zu geſtalten. Durch die Zerſplitterung wird 
der Einfluß der Unternehmerkreiſe auf die Ver⸗ 
ſicherungsträger geſtärkt. Wenn wir die Renten 
vergleichen, die den Angeſtellten, den Arbeitern 
und den Beamten — letzteren als Penſionen — 


Pauls, Plettner, Raap, Regier, Rehberg, Frau Richter, 

Nogalewſhi, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, 

Frau Wier scho, ran Zur Spill, Stukowſti, Wahl, 
ber, Wierſchowſbi, Frau Zuper. : 

Nicht anweſend waren: Abg. Berger, Bertling, Dr. 
Blapier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, 
Dinklage, Dumont, Dyck, Falkenberg, Fiſcher, Friedrich, 
Geisler, Grodnick, Grünhagen, Hallmann (Rud.), Dr. 
Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
un Frau Kalähne, Karkutſch, Klawitter (Fritz) Kla⸗ 


witter (Felix), Klingenberg, Frau Kreft, Kreft, Langnau, 


Liſchnewſii, Manthei, Mayen, Frau Meyer, Mic⸗ 
gebt Dr. Moczynſti, Müller (Bernhard), Müller 
(Paul), Müller (Walter), Neubauer, Opitz, Papke, Phi⸗ 
läpſen, Plenikowſki, Rahn, Raſchke, Schütz, Schwegmann, 


Senftleben, Schwartz, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, Weiße, 


Zarſſte, Dr. Ziehm. 
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gewährt werden, ſo wird man eine fortwährende 
Steigerung der Renten bezw. Penſionen bei den 
verſchiedenen Gruppen feſtſtellen, weil man die 
Arbeitsinvaliden der verſchiedenen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten gegeneinander ausſpielen will. 

Wie ſuchen nun die einzelnen Parteien hier 
eine Aenderung herbeizuführen? Die bürgerlichen 
Parteien, ganz beſonders auch die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei, ſind mit dieſem Zuſtand einverſtan⸗ 
den, denn ſie ſind es, die dieſe Staffelung eigent⸗ 
lich eingeführt haben. Aber auch die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei geht den falſchen Weg. In Deutſch⸗ 
land haben Sie die Sache dadurch aus der Welt 
ſchaffen wollen, daß Sie die Beiträge für die In⸗ 
validen verſicherung zu erhöhen ſuchten und Sie 
den Beiträgen für die Angeſtelltenverſicherung 
angleichen wollten. Die Beiträge, die die Ange⸗ 
ſtellten zahlen, ſind bereits viel zu hoch und ſtehen 
durchaus in keinem Verhältnis zu den Leiſtungen. 
Deshalb müßten auch dieſe Beiträge ohne weite⸗ 
res geſenkt werden. Nun hat man eine ganz ge⸗ 
ringfügige Verbeſſerung durch das vorliegende 
Geſetz herbeigeführt. Wir gehen aber nicht fehl, 
wenn wir erklären, daß man dieſe Erhöhung der 
Leiſtungen in ganz kurzer Zeit dadurch wieder 
regulieren wird, daß man auch die Beiträge er⸗ 
höht. Herr Senator Dr. Volkmann hat in ſeiner 
Etatsrede erklärt, daß die Jahre 1928 und 1929 
die ſchwerſten Kriſenjahre für den Freiſtaat ſein 
werden. Es wird ſich dann herausſtellen, daß die 
Leiſtungen nicht mehr gewährt werden können 
und daß man deshalb die Beiträge erhöhen muß. 

Die Lage der Rentner, alſo auch der Rentner 
der Angeſtelltenverſicherung, verlangt vor allem 
eine gleichmäßige Unterſtützung. Um dieſe wenig⸗ 
ſtens einigermaßen zu gewährleiſten, iſt eine Er⸗ 
höhung des Grundbetrages notwendig. Man han⸗ 
delt entſchieden nicht ſozial, wenn man nur Stei⸗ 
gerungsabſtufungen vornimmt und die Steige⸗ 
rungsbeträge erhöht. Dadurch ſchafft man die 
ungleichmäßige Unterſtützung nicht aus der Welt, 
ſondern vergrößert das unſoziale dieſes Syſtems. 
Wir beantragen deshalb, den Grundbetrag zu er⸗ 
höhen, und zwar von 600 auf 900 Gulden. 

Zu begrüßen iſt die Aufrechterhaltung der An⸗ 
wartſchaft bis zum Jahre 1925. Das iſt uns aber 
nicht weitgehend genug. Wir beantragen deshalb, 
daß dieſe Anwartſchaft bis zum Jahre 1927 aus⸗ 
gedehnt wird. Wenn in der Begründung zu die⸗ 
ſem Geſetz betont wird, daß die durchſchnittliche 
Monatsrente jetzt um 13 Gulden ſteigt, dann 
wird das ganz entſchieden nicht den Tatſachen 
entſprechen und zu hoch gegriffen ſein. Die mo⸗ 
natliche Erhöhung wird ganz entſchieden höch⸗ 
ſtens vier bis fünf Gulden durchſchnittlich betra⸗ 
gen. Wir bitten Sie deshalb, unſere Abände⸗ 
rungsanträge anzunehmen. 

Ich möchte die Sozialdemokratiſche Partei dar⸗ 
auf hinweiſen, daß ſie eigentlich keine Urſache 
hätte, das preußiſche Geſetz ohne weiteres in 


Bauſch und Bogen hier in Danzig zu übernehmen, 
weil gerade die Sozialdemokratiſche Partei in 
Deutſchland dieſes Geſetz bekämpft hat. Im 
Hauptausſchuß hat der Herr Abg. Leu ſich damit 
zu entſchuldigen verſucht, daß in Deutſchland ganz 


(C) 


(D) 


(A 


B 


— 


— 
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andere Kaſſenverhältniſſe vorliegen, daß die An⸗ 
geſtelltenverſicherung mehr Geld zur Verfügung 
habe. Hier in Danzig ſeien die Kaſſen leer. Herr 
Abg. Leu, das wird nicht ganz ſtimmen. Ich bin 
davon überzeugt, daß die Verhältniſſe in Danzig 
genau dieſelben wie in Deutſchland ſind, und daß 
es deshalb tatſächlich angebracht iſt, wenigſtens 
einige Abänderungsanträge hier einzureichen und 
durchzuführen. Es wäre wünſchenswert, wenn 
Sie mithelfen würden, dieſe Abänderungsanträge 
zur Durchführung zu bringen. Im übrigen wer⸗ 
den wir für dieſes Geſetz ſtimmen, und zwar des⸗ 
halb, weil es teilweiſe kleine Verbeſſerungen 
bringt, ohne die Beiträge zu erhöhen. 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Artikel I liegen nicht vor. Ich ſchließe 
daher die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Es liegt ein Abänderungsantrag zu Arti⸗ 
kel I in Druckſache Nr. 250 vor. 

In Artikel I Ziffer 1 wird die Zahl 1925 durch 
1927 erſetzt. 
Hinter Artikel I Ziffer 1 wird unter Ziffer 1a neu 

hinzugefügt: 

Im § 52 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in 


der Faſſung des Geſetzes vom 3. 
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zigen Artikel auf und eröffne die Beſprechung. Ich (C) 


ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für die An⸗ 
nahme dieſes Artikels iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Geſetz betr. Abänderung des preußiſchen Geſetzes 
vom 28. Auguſt 1905 betr. die Bekämpfung über⸗ 
tragbarer Krankheiten.“ Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Die Ueberſchrift iſt angenommen. . 
Wir kommen zur 

dritten Beratung. 5 

Ich rufe die allgemeine Beſprechung auf. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. (En 
bloc⸗Abſtimmung.) Ich rufe den einzigen Artikel 
und die Ueberſchrift auf und eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den einzigen Artikel und die Ueberſchrift anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platze zu erheben. (Ge⸗ 


e . m rmoren- 
JJ Worte schieht.) Das iſt die Mehrheit, fie find angenom 


15 v. 9. durch 20 W. H. erſetzt.“ 
Sure ,Plenitowiti und | 
die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wer für die Annahme dieſes Antrages iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Artikel I der 
Vorlage. Wer für Annahme iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Artikel J iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe Artikel II auf und eröffne die 
Beſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für Artikel II iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf: 
„Zweites Geſetz über den Ausbau der Angeſtell⸗ 
tenverſicherung“ Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift mit 
der gleichen Mehrheit angenommen iſt. Damit iſt 
das Geſetz in zweiter Beratung angenommen. 
Ich rufe die 
dritte Beratung 
auf und eröffne die allgemeine Beſprechung. (En 
bloc!) Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Ich eröffne die Einzelbeſprechung zu 
den Artikeln I, II und der Aeberſchrift, wenn kein 
Widerſpruch laut wird. Das iſt nicht der Fall. 
Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für das Geſetz iſt, bitte ich, ſich von dem 
Platze zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt angenom⸗ 
men. Wir kommen nunmehr zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Wer das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen will, bitte ich gleichfalls, ſich von dem 
Platze zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, das Geſetz iſt damit angenommen. 
Ich rufe Punkt 3 zur Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des preußiſchen Geſetzes 
zur Bekämpfung übertragbarer Kankheiten. 
Drucksache Nr. 196 zu Nr. 130. Ich rufe den ein⸗ 


men. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Geſetz in der 
Schlußabſtimmung zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Das Geſetz iſt angenommen. Ich rufe Punkt 
4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs zur Abänderung und Ergänzung 
des Hypothekenbankgeſetzes. 

Druckſache Nr. 238 zu Nr. 163. Ich rufe den einzi⸗ 
gen Artikel auf und eröffne die Beſprechung. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für die An⸗ 
nahme dieſes Artikels iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich rufe die Aeberſchrift auf: 
„Geſetz zur Aenderung und Ergänzung des Hypo⸗ 
thekenbankgeſetzes“. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
die Aeberſchrift mit der gleichen Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo 
beſchloſſen. 
Ich rufe die 
dritte Beratung 

des gleichen Geſetzes auf und eröffne die allgemei⸗ 
ne Beſprechung, Ich ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Ich eröffne die Einzelbe⸗ 
ſprechung, auch hier liegen Wortmeldungen nicht 
vor. Ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer für den einzigen Artikel iſt, 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß auch die Aeberſchrift mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. Wir kommen 


zur Schlußabſtimmung. Wer für das Geſetz in der 


Schlußabſtimmung iſt, bitte ich ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt damit auch in der Schlußabſtimmung 
angenommen. Ich rufe Punkt 5 der Tagesord⸗ 
mung auf: f ö 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs betreffend Aenderung des Geſetzes 

über das Verfahren in Verſorgungsſachen. 
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am Nr. 245 zu Nr. 185. Ich rufe den Artikel r 
1 auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort hat 


Frau Abg. Kreft. 

Kreft, Frau, Abgeordnete (K. P.): Dieſes iſt 
wieder ein Geſetz, bei dem die Kriegsbeſchädigten 
ſowohl den Staat wie den Volkstag fragen, iſt das 
der Dank des Vaterlandes, den man uns verſprach, 
als wir hinausgingen und unſere Knochen zerſchoſ⸗ 
ſen wurden. Wo iſt das Verſprechen, daß für uns 
geſorgt würde? Wenn das Geſetz in einzelnen 
Punkten auch ganz kleine Verbeſſerungen bringt, 
bringt es doch in ſeinem Hauptteil neue ſchwere 
Schädigungen der Kriegsbeſchädigten, denn im 
Deutſchen Reich, in dem das Geſetz ſchon ſeit länge⸗ 
rer Zeit in Kraft iſt, zeigen ſich die Auswirkungen. 
Die Kriegsbeſchädigtenorganiſationen haben ſchon 
bei Beratung dieſes Geſetzes ihre Bedenken ge⸗ 
äußert und ſcharfe Kritik geübt. Die Rekurs⸗Mög⸗ 
lichkeit wird den Kriegsbeſchädigten genommen, 


weil man im Geſetz eine Inſtanz beſeitigt hat, die 


fie ſolange in Anſpruch nehmen konnten. Für die 


Danziger Kriegsbeſchädigten iſt dieſes Geſetz um ſo 


gefährlicher, da die Danziger Kriegsbeſchädigten 
beſonders durch den Vorſitzenden des Verſorgungs⸗ 


gerichts Mandowſki benachteiligt werden, der in 


der rigoroſeſten Weiſe gegen die Antragſteller vor⸗ 
geht. Es finden jetzt wieder die meiſten Abſtriche 
der Rente ſtatt. Dieſelben werden beſonders jetzt 
von 80, 100 und 90 Prozent auf 40 und 30 Pro⸗ 
zent herabgeſetzt. Für dieſe Kriegsbeſchädigten be⸗ 
ſteht dann nun nicht mehr die Möglichkeit eines 
RNekurſes. Weil durch dieſes Geſetz die Rekurs⸗ 
möglichkeit genommen wird, wird die Herab⸗ 
ſetzung der Renten noch viel ſchärfer einſetzen. 


598 wird den einzelnen Kriegsbeſchädigten wie⸗ 


der ſagen, ſie hätten ſich an das Leiden gewöhnt, 
dann werden die Renten der 30⸗ und 40⸗prozentig 


Beſchädigten einfach geſtrichen. Die Kriegsbe⸗ 


ſchädigten können ſich ja nicht mehr dazu äußern, 
das Verſorgungsamt beſtimmt. Aber nicht nur 
Herr Mandowſki geht in der rigoroſeſten Weiſe ge⸗ 
gen die Kriegsbeſchädigten vor, ſondern auch der 


behandelnde Arzt Dr. Sturmhöfel, der bei den 


Danziger Kriegsbeſchädigten gut bekannt iſt. Man 
ſchätzt ihn nicht, ſondern die Kriegsbeſchädigten 
ſehen in dieſem Mann denjenigen, der die Renten 
der Kriegsbeſchädigten immer weiter herabſetzt 
und einen halbtoten Mann immer noch als er⸗ 


werbsfähig anſieht. Er erklärt einem ſchwer Nie⸗ 
renkranken, er wundere 
noch lebe und zu ihm komme. 


ſich, daß der Betreffende 
Die Rente dieſes 
Kriegsbeſchädigten bleibt aber weiter auf 60 Proz. 
beſtehen. So ſieht dieſer Dr. Sturmhöfel aus und 
jo ſieht der Regierungsrat Mandowſki aus, der die 
Renten der Kriegsbeſchädigten beſchneidet. 

Wenn wir jetzt dieſe Vorlage im Volkstag an⸗ 
nehmen, geht es den Danziger Kriegsbeſchädigten 
noch viel ſchlimmer als den deutſchen; weil ſich 
dies Geſetz gegen die Kriegsbeſchädigten richtet, 
werden wir ihm nicht zuſtimmen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Man kann zu dieſer Abänderung ſtehen wie man 


will und ſie von jeder Seite kritiſch beleuchten, wir 


können uns aber dem Zwang nicht verſchließen, 


dieſe Aenderung ebenfalls in Danzig einzuführen, 
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weil zwiſchen Danzig und dem Deutſchen Reich (C) 


beſtimmte Uebereinkommen wegen der Gleich⸗ 
mäßigkeit der Behandlung der Kriegsrentenemp⸗ 
fänger getroffen ſind. Es iſt nicht zu werkennen, 
daß das Geſetz nach verſchiedenen Richtungen hin 
Verſchlechterungen gegenüber dem jetzigen Zuſtand 
bringt, aber es iſt nicht zu überſehen, daß darin 
auch weſentliche Vorteile enthalten ſind, z. B. die 
Wiedereinführung der Gebührenfreiheit. Wenn 
die Gebühren bisher auch nur 25 Pfennig betru⸗ 
gen, alſo ſehr gering waren, ſo lag doch das We⸗ 
ſentliche darin, daß jedem Rentenempfänger in 
ſeinem Rentenbeſcheide mitgeteilt wurde, er könne 
gegen dieſen Beſcheid Berufung einlegen, im Falle 
des Unterliegens werde ihm jedoch eine Gebühr 
auferlegt. Dadurch wurden wiele Antragſteller da⸗ 
won abgehalten, ihr Recht weiter zu verfolgen. 
Beſonders bei der ländlichen Bevölkerung herrſcht 
ja an und für ih eine große Scheu vor dem 
Schreiben, wenn dann noch im Beſcheid ſteht, daß 
dem Beſchädigten die Gerichtskoſtenrechnung auf⸗ 
erlegt wird, läßt er es ganz bleiben. Nun iſt die 
Gebührenfreiheit wieder hergeſtellt. Damit iſt 
ein weſentlicher Schaden des Verfahrens beſeitigt. 

Im Geſetz iſt weiter ausgeführt, daß für eine 
große Anzahl von Fällen eine Berufung an die 
letzte Inſtanz, nämlich das Reichsverſorgungsge⸗ 
richt, nicht mehr möglich iſt. Das iſt natürlich eine 
weſentliche Einſchränkung. Man wird deshalb 
beim Danziger Verſorgungsgericht, welches die 
letzte Inſtanz iſt, ganz beſondere Sorgfalt darauf 
verwenden müſſen, die Rechtsanſprüche der An⸗ 
tragſteller recht eingehend zu prüfen. Z. Zt. ſind 
Verhandlungen zwiſchen den Kriegsbeſchädigten⸗ 
Organiſationen und dem Senat im Gange, die 
zum Ziel haben, daß die Prüfung der Anſprüche in 
nächſter Zeit viel gründlicher erfolgt als bisher 
und zwar dadurch, daß die Beiſitzer der Verſor⸗ 
gungsberechtigten aus den Reihen der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten möglichſt zur Berichterſtattung herange⸗ 
zogen werden. In der Hand des Berichterſtatters 
liegt es, bei der Unterſuchung des Falles und bei 
der Nachprüfung Gerechtigkeit zu üben. Bisher 
übte der Vorſitzende, den Frau Abg. Kreft ſo heftig 
kritiſierte, die Berichterſtattung aus, ebenſo der 
Beiſitzer dec anderen Seite, der in der Sozialen 
Fürſorge erfuhren iſt. Von den Beiſitzern der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten ſerbſt wurde die Berichter⸗ 
ſtattung micht durchgeführt. Wenn die Berichter⸗ 
ſtattung auch den Kriegsbeſchädigten⸗Beiſitzern 
übertragen wird, ſo hat das zur Folge, daß eine 
weſentliche Entlaſtung des Verſorgungsgerichts er⸗ 
folgt. Dadurch wird eine gründliche Durch⸗ 
arbeitung erzielt. Ich bitte deshalb, der Vorlage 
in der vorgelegten Faſſung zuzuſtimmen, damit 
die jetzt El Rechtsſprechung wieder in Gang 
kommt. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Artikel I liegen nicht wor, ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung 
über Artikel 1 Ich bitte die Damen und Herren, 
die Artikel I annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel I it angenommen. Ich ie Artikel II 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 


zur Abſtimmung über Artikel II. Ich bitte die Da⸗ 


(A 


— 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) a 
men und Herren, die Artikel Il annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
it die Mehrheit, Artikel II iſt angenommen. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz zur Aenderung 
des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſachen.“ Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf 
wohl feſtſtellen, daß die Ueberſchrift mit der glei⸗ 
chen Mehrheit angenommen iſt. Damit iſt die 
zweite Beratung erledigt. Ich rufe die 
N dritte Beratung 
auf und eröffne die allgemeine Beſprechung. Ich 
ſchließe fie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ich eröffne die Einzelberatung zu Artikel J. Ich 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für Artikel I 
iſt, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, Artikel I it angenommen. 
Ich rufe Artikel II auf und eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wer für Artikel II iſt, bitte ich ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung über die Ueberſchrift und ſchließe ſie, da kei⸗ 
ne Wortmeldungen vorliegen. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die die Ueberſchrift annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Aeberſchrift iſt 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung 
über das Geſetz. Ich bitte die Damen und Herren, 
die das Geſetz in der vorliegenden Faſſung an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchiehht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt 
auch in der dritten Beratung angenommen. Ich 
rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 
Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung 1925. 
Druckſache Nr. 197. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
geen Ich ſchlage vor, den Antrag des Senats dem 
echnungsausſchuß zu überweiſen. Ich höre kei⸗ 
nen Widerſpruch, es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Handelsgeſetzbuchs. 
Druckſache Nr. 201. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 8 der 

Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 


ſetzes. 
Druckſache Nr. 193. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.] Das recht umfangreiche Geſetz iſt dem Hauſe 
erſt vor wenigen Tagen zugegangen. Die Deutſch⸗ 
nationale Volkspartei ſteht auf dem Standpunkt, 
daß in der kurzen Zeit noch nicht genügend Gele⸗ 
genheit war, in die Beratung einzutreten. Wir 
behalten uns deshalb vor, im Ausſchuß unſere Ab⸗ 
änderungs⸗Anträge zu ſtellen. Soviel können wir 
heute ſchon erklären, daß wir weder mit den Sätzen 
noch mit der Verteilung des Aufkommens uns ein⸗ 
verſtanden erklären können. 
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Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung und ſchlage vor, das Geſetz dem Steueraus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Widerſpruch 
und ſtelle feſt, daß demgemäß beſchloſſen iſt. Ich 
rufe Punkt 9 der Tagesordnug auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aufwertung von Hypotheken und anderen 
Grundſtückspfandrechten. — Urantrag des 
Abg. Hohnfeld u. Gen. — i 

Drucksache Nr. 186. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort chat der Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Der von mir eingebrachte Antrag ſieht eine 
Abänderung des bisherigen Aufwertungsgeſetzes 
vor und knüpft an, an die großen Debatten des 
vergangenen Volkstags über den 8 12 des Aufwer⸗ 
tungsgeſetzes. Ich rufe in Erinnerung, daß der 8 12 
ſchon einmal durch das Obergericht aufgehoben 
war, und dann eine erneute Beſchlußfaſſung im 
Volkstag ſtattfand. Wenn nun wieder eine Abän⸗ 
derung des Aufwertungsgeſetzes beantragt wird, 
ſo weiß ich, daß in erſter Linie der Gegenruf er⸗ 
ſchallen wird, daß dadurch die Ordnung und 
Sicherheit in der Wirtſchaft und alles Mögliche 
geſtört würden. Ja, m. D. u. H., es handelt ſich 
aber nicht darum, ob die Ruhe wieder einmal ge⸗ 
ſtört wird, von der ſo gern geſprochen wird, ſon⸗ 
dern es handelt ſich darum, daß man das began⸗ 
gene Unrecht wieder gut macht, daß man den 
Gläubigern von Hypotheken und Reſtkaufgeldern 
zugefügt hat. Vergeſſen Sie nicht, daß die von 
mir eingebrachten Paragraphen genau die glei⸗ 
chen ſind wie in dem deutſchen Aufwertungsgeſetz. 
Wenn hier z. B. geſagt werden ſollte, daß das Ge⸗ 
ſetz von der Wirtſchaft nicht getragen werden könn⸗ 
te, ſo mache ich Sie darauf aufmerkſam, daß in 
Deuſchland die Verhältniſſe das Gegenteil bewie⸗ 
ſen haben. Drei Jahre gelten die deutſchen Be⸗ 
ſtimmungen. Auch ohne dieſe nicht in Danzig gel⸗ 
tenden Beſtimmungen hat die Rechtſprechung in 


Danzig ſchon verſucht, ſich den Verhältniſſen der 


Rechtſprechung in Deutſchland anzugleichen. Nun 
find in der letzten Zeit eine Reihe von Artikeln in 
der Danziger Preſſe erſchienen, in denen auch von 
der deutſchen Rechtſprechung geſprochen wurde und 
von der Gepflogenheit bei der Danziger. Einer der 
letzten Artikel ich glaube in den „Neueſten Nach⸗ 
richten“, ſprach von einer Liquidation der Aufwer⸗ 
tungsprozeſſe und führte unter anderem aus, daß, 
wenn heute jemand von den Gläubigern auf Auf⸗ 
wertung klage, man ihm won Seiten des Gerichts 
würde vorhalten müſſen, daß er ſein Recht ver⸗ 
wirkt habe, weil er nicht früher gekommen ſei. In 
dem vorgebrachten Antrage gibt es keine Rechts⸗ 
verwirkung, nur hier in der freien Rechtſprechung 
kommt die Frage der Rechtsverwirkung in Betracht 
Ein Recht kann aber nicht verwirkt werden. Wenn 
ſich das Obergericht der deutſchen Rechtſprechung 
anſchließen ſollte, dann wird es genau dasſelbe 
Unrecht ſprechen wie in Deutſchland. Ein Recht, 
das einmal als Recht feſtgeſtellt iſt, kann nicht et⸗ 
wa dadurch aufgehoben werden, daß es nicht recht⸗ 
zeitig eingeklagt worden iſt. Im übrigen ſind, wie 
geſagt, die Parapraphen, die ich ihnen vorgelegt 
habe, genau die gleichen wie in Deutſchland. Ich 
möchte bei der Beſprechung im Ausſchuß — ich 
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glaube, das Geſetz joll dem Rechtsausſchuß über⸗ 
wieſen werden — wor allem von dem Vertreter 
der Juſtizabteilung wiſſen, wie ſich nach ſeiner 
Meinung die Paragraphen in Deutſchland be⸗ 
währt haben und welche Hinderniſſe ihnen hier in 
Danzig entgegenſtehen ſollten. Solange man nicht 
beweiſen kann, daß dieſe Paragraphen in Deutſch⸗ 
land beſonderen Schaden angerichtet haben, darf 
man in Danzig nicht mit denſelben Argumenten 
arbeiten. Ich beantrage, daß der Geſetzentwurf 
dem Rechtsausſchuß überwieſen wird. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (Dat.): Ich 
möchte beantragen, das Geſetz dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen. Dort iſt auch früher das Geſetz be⸗ 
raten worden. (Abg. Gerick: Wir widerſprechen 
der Ausihußberatung!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt zunächſt der 
Antrag geſtellt worden das Geſetz dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. (Abg. Hohnfeldt: Ich ziehe 
meinen Antrag zu Gunſten des Antrags des Herrn 
Abg. Schwegmann zurück!) Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, das Geſetz dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich von dem Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, die Aeberweiſung des Geſetzes iſt 
abgelehnt. (Abg. Hohnfeldt: Das war ja zu erwar⸗ 
ten!) Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Sperrgeſetzes betr. 
die Grundwertſteuer. — Urantrag der Abg. 
Böcker, Schwegmann u. Frakt. 

Druckſache Nr. 242. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! In der Vorkriegszeit und auch noch bis ge⸗ 
gen Ende des Weltkrieges bildeten die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer und ihre moderniſierte Form, 
die Grundwertſteuer, in erheblichem Umfange das 
Rückgrat der Gemeindefinanzen. Eine geſunde 
Gemeindefinanzpolitik wird dahin gehen müſſen, 
daß in Zukunft der Grundbeſitz wieder ein ſtär⸗ 
kerer Rückhalt für die Gemeinden in finanzieller 
Hinſicht wird. Das iſt nur zu erreichen, wenn 
man dem Grundbeſitz und insbeſondere dem ſtäd⸗ 
tiſchen Hausbeſitz die Freiheit wiedergibt, die er zu 
ſeiner wirtſchaftlichen Betätigung braucht. Nur 
eine freie Wirtſchaft kann letzten Endes auch in 
ſteuerlicher Hinſicht die Aufgaben erfüllen, die an 
ſie zu ſtellen ſind. Daraus ergibt ſich, daß die Be⸗ 
freiung auch der ſtädtiſchen Wohngebäude von der 
Zwangswirtſchaft ein Ziel iſt, an deſſen Errei⸗ 
chung Mieter und Vermieter ein großes Intereſſe 
haben. Die Frage der Wohnungswirtſchaft iſt 
nicht nur eine Frage der Mieter und Vermieter, 
ſondern eine volkswirtſchaftliche Frage und eine 
Frage der Allgemeinheit. Das ſind die Geſichts⸗ 
punkte, aus denen heraus die Deutſchnationale 
Fraktion ſtets zu dieſen Fragen Stellung genom⸗ 
men hat. Daß das Scheitern dieſes Geſetzes zu ei⸗ 
ner ſchweren Schädigung der Geſamtheit geführt 
hat, kann ernſtlich nicht mehr beſtritten werden. 
Die Linksparteien und auch die Deutſch⸗Danziger 
Volkspartei haben eine ſchwere Verantwortung 
zu tragen, indem ſie das Scheitern dieſes Geſetzes 
verſchuldet haben. (Altes Märchen! bei der 


Deutſch⸗Danziger Volkspartei) Das iſt eine wahre 
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Tatſache, die Sie nicht aus der Welt ſchaffen wer⸗ (O) 


den. Beweis dafür ſind die Sitzungsberichte des 
Volkstages. 


Die finanziellen Schwierigkeiten, in denen ſich 


manche Gemeinden befinden, in erſter Linie die 
Stadtgemeinde Danzig, haben dazu geführt, daß 
man mit der Abſicht umgeht, die Grundwertſteuer 
weſentlich zu erhöhen. Dieſe Erhöhung bewegt ſich 
nach zwei Richtungen. Einmal ſoll auf der Grund⸗ 
lage des Gemeinwertes der für die Steuerveranla⸗ 
gung in Betracht kommende Wert heraufgeſetzt 
werden. Auf der anderen Seite will man ſtatt des 
bisherigen Steuerſatzes von 1 w. H. in Zukunft 1¼ 
v. H. oder gar noch mehr erheben. Eine derartige 
Veranlagung bedeutet in vielen Fällen eine Ver⸗ 
doppelung wenn nicht gar noch eine größere Er⸗ 
höhung dieſer Steuer. Es iſt dafür von verſchiede⸗ 
nen Seiten eine Menge Material beigebracht wor⸗ 
den. Ich erwähne, daß der neue Bund der Haus⸗ 
und Grundbeſitzervereine dem Senat ſehr ausführ⸗ 
liches Material unterbreitet hat, auf das ich wer- 
weiſen möchte. Es iſt verſtändlich, daß die Pläne 
der Kommunalverwaltungen, insbeſondere in 
Danzig, eine außerordentliche Erregung bei den in 
Betracht kommenden Kreiſen hervorgerufen haben. 
Dieſe Erregung darf man m. E. nicht überſehen. 
Es kann ernſtlich nicht beſtritten werden, daß bei 
den heutigen Verhältniſſen eine ſolche Erhöhung 
der Steuer insbeſondere vom kleinen Hausbeſitz 
nicht getragen werden kann. Jene Heraufſetzung 
der Steuer über die gegenwärtigen Sätze hinaus 
bedeutet eine Sonderbelaſtung und iſt erſt recht un⸗ 
erträglich, jo lange man im Unklaren iſt, nach 
welcher Richtung ſich die Geſetzgebung auf dem Ge⸗ 
biete des Wohnungsweſens entwickeln ſoll. 

Schon das Scheitern des Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetzes im vorigen Volkstag, das beſtimmt 
und geeignet war, auf dieſem Gebiet Bewegungs⸗ 
freiheit anzubahnen, hat zu einer außerordent⸗ 
lichen Entwertung des Städtiſchen Grundbeſitzes 
geführt. Das weiß jeder, der ſich mit dieſen Dingen 
befaſſen muß. Herr Senator Dr. Volkmann hat ja 


bei der erſten Beratung des Haushaltsgeſetzes 


ähnliche Bemerkungen gemacht. Das Mindeſte, 
was daher gefordert werden muß, bevor man über⸗ 
haupt der Prüfung der Frage näher tritt, ob eine 
Erhöhung der Grundwertſteuer möglich iſt, iſt, daß 
Klarheit über die Ziele der Wohnungswirtſchaft 
geſchaffen wird. Es zeigt ſich auch hier wie ver⸗ 
fehlt es war, daß man vor einigen Monaten das 
geltende Wohnungsbauabgabegeſetz friſtlos ver⸗ 
längert hat. Die Regierung und ihre Parteien 
haben damals zwar verſichert, daß baldigſt ein 
neues Geſetz vorgelegt werden würde. Aber nach⸗ 
dem man die parlamentariſche Klippe umſegelt 
hat, hört man nichts mehr davon, was geſchehen 
ſoll. Man kann vielmehr ſagen: „Ueber und über 
allen Wipfeln iſt Ruh', aus dem Senat höreſt Du 
keinen Laut.“ Wir ſind aber leider gezwungen, in 
dieſe ſommerliche Stille im Senat etwas Unruhe 
hineinzubringen und müſſen Klarheit darüber 
verlangen was geſchehen ſoll. 

Der vorgelegte Geſetzentwurf bezweckt höhere 
Veranlagungen der Grundwertſteuer über die ge⸗ 
genwärtigen Sätze hinaus, will dieſe aber bis zum 


Zeitpunkt des Erlaſſes des Wohnungswirtſchafts⸗ 


geſetzes aufſchieben. Ob dann eine Erhöhung mög⸗ 
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lich iſt, wird dann auf Grund der ſich ergebenden 
Lage zu prüfen ſein. Die Regierung und ihre Par⸗ 
teien haben es in der Hand, dem Sperrzuſtande 
baldmöglichſt ein Ende zu machen. Sie brauchen 
nur ein Wohnungswirtſchaftsgeſetz vorzulegen und 
es zu verabſchieden, dann iſt der Neuregelung freie 
Bahn geſchaffen. 

Demnach können wir der Erwartung Ausdruck 
geben, daß unſere Geſetzesvorlage die einmütige 
Zuſtimmung des Hauſes finden wird. Sie begrün⸗ 
det ſich durch ſich ſelbſt. Ich beantrage Ueberwei⸗ 
ſung der Vorlage an den Siedlungsausſchuß, weil 
die Frage dort von Anfang an behandelt worden 


iſt. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Fooken. 

Fooken, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Durch die Deutſche ſowohl wie durch die Danziger 
Geſetzgebung iſt den Gemeinden ein großer Teil 
ihrer Steuerfreiheit genommen. Was ihnen ge⸗ 
blieben iſt, iſt die Grundwertſteuer. Dies Sperr⸗ 
geſetz, welches hier vorliegt, bildet die einzige 
Möglichkeit der Gemeinden, ſich Mittel zur Aus⸗ 
balanzierung des Etats zu beſchaffen. (Zuruf.) 
Das wird nicht angängig ſein, beſonders dann 
nicht, wenn im Etat 2 Millionen als Zuſchuß für 
die Gemeinden geſtrichen werden, die urſprünglich 
als Ausgleich für die Gemeinden vorgeſehen 
waren. Damit ind die Gemeinden auf die Selbſt⸗ 
hilfe angewieſen. Die Selbſthilfe liegt in den Ge⸗ 
meinden bei der Grundwertſteuer. Die Gemein⸗ 
den werden ſelbſtverſtändlich prüfen müſſen, wie 
weit ſie die Gemeindemitglieder heranziehen 


können. (Zuruf rechts.) Wir haben wochenlang nicht mehr herausholen, ſondern 


im Hauptausſchuß am Etat gearbeitet und ge⸗ 
meinſam verſucht, Abſtriche zu machen. Weſent⸗ 
liche Abſtriche ſind nicht zu machen, weil im Etat 
im weſentlichen Beamtengehälter und Wohl⸗ 
fahrtsausgaben ſtehen, daran läßt ſich nichts 
mehr erſparen. Wo es möglich iſt, ſind die Mittel 
beſchränkt worden. Das iſt ſoweit gegangen, daß 
ſelbſt reparaturbedürftige Häuſer nicht ausge⸗ 
beſſert werden können, weil die Mittel dazu 
fehlen. Herr Abg. Plenikowſki hat uns geſtern 
eine ganze Reihe von Etatspoſitionen gezeigt, an 
denen Abſtriche gemacht worden ſind und wo man 
bis ans Aeußerſte des Möglichen gegangen iſt. 
Hier ſind keine Erſparniſſe mehr zu machen, ſon⸗ 
dern man muß dazu übergehen, neue Steuern 
einzuführen. Wenn wir die Gemeinden auf die 
Selbſthilfe verweiſen, müſſen wir ihnen auch 
die Wege offen laſſen. Deshalb wird meine 
Fraktion dem in Kraft treten eines ſolchen Ge⸗ 
ſetzes widerſprechen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. „Volksſtimme“ wiederholt darauf 
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heit über jeden anderen Antrag hinwegſetzen 


wird und nicht einmal in eine Prüfung eines 


anderen Antrages eintritt. Das haben wir zur 
Genüge im Hauptausſchuß und auch hier kennen 
gelernt. Die einzige Möglichkeit, einen Ausgleich 
zu ſchaffen, iſt, daß die Gemeinden tatſächlich ver⸗ 
on die Ausgaben durch Einnahmen ſelbſt zu 
decken. N 
Herr Abg. Fooken hat darauf hingewieſen, 
daß das Einzige den Gemeinden verbliebene 
Steuerrecht, die Grundwertſteuer iſt. Wenn die 
Ausgaben, die wirklich notwendig ſind, gedeckt 
werden ſollen, wird man zu einer Erhöhung der 
Grundwertſteuer ſchreiten müſſen. Von dieſer 
Stelle aus iſt bereits betont worden, daß ſich viele 
Gemeinden in einer ſchweren finanziellen Kriſe 
befinden, nicht nur die Stadt Danzig ſondern auch 
Landgemeinden. Das liegt teilweiſe daran, daß 
man nicht dazu übergeht, Erſparniſſe zu machen, 
wo man ſie machen kann. Meine Herren Sozialde⸗ 
mokraten, wenn Sie fragen, wo man die Erſpar⸗ 
niſſe machen ſoll, man ſei bereit bei den Abſtrichen 
bis zur Grenze des Möglichen zu gehen, ſo ſage 
ich, daß das nicht ſtimmt. 

Sie können doch z. B. nicht ſagen, daß Sie 
bis an die Grenze des Möglichen gegangen ſind, 
wenn Sie in den Kirchenetat 73 000 Gulden mehr 
einſetzen, wenn Sie durch den Juſtizetat ca. 200000 
Gulden mehr ausgeben als im vergangenen 
Jahr. Dann ſind Sie entſchieden nicht bis an die 
Grenze des Möglichen gegangen, wenn Sie auf 
der andern Seite, wie mein Fraktionskollege 
Liſchnewſki ſchon ausführte, aus der Forſtwirtſchaft 
dieſe Lodder⸗ 
wirtſchaft dort noch immer dulden. Sie können 
ſehr wohl Abſtriche machen auch in Bezug auf den 
Beamtenapparat. Wir haben darauf hingewieſen 
wo Sie ſparen können. Sie können hohe Beam⸗ 
tenſtellen abbauen. Kommen Sie nicht mit der 
Entſchuldigung, daß dies undurchführbar ſei. Sie 
haben gehört, daß ſich ſelbſt die Deutſchnationalen 
bereit erklärt haben, hohe Beamte abzubauen. 
Sie können die Stellen mit mittleren Be⸗ 
amten beſetzen, die werden das genau ſo 
gut machen wie die oberen Beamten. Wenn Sie 
den Gemeinden die 2 Millionen geben wollen, 
dann können Sie ſie wo anders ſparen. Wir haben 
Mittel und Wege gewieſen, aber Sie wollen nicht 
ſparen. Auf der andern Seite geben Sie allen 
reaktionäre Etats höhere Zuſchüſſe gegenüber den 
vergangenen Jahren. Aber den Schuletat uſw. 
bauen Sie um Millionen ab. 

Die Gemeinden befinden ſich zum Teil des⸗ 
halb in einer ſo furchtbaren finanziellen Lage, 
weil die ſteuerfähigen Kreiſe gar nicht zur Steuer 
herangezogen werden. Sie haben ja in der 
hingewieſen, 


H.! Die Deutſchnationalen haben das Bedürfnis, daß ungefähr 60 bis 70 Prozent der Großargra⸗ 


Geſetze einzubringen, weil ſie 
beutel bedacht ſind. Die 2 Millionen, 
ſprünglich, insbeſondere für Danzig, 


auf ihren Geld⸗ rier auf dem Lande, z. B. im Werder, faſt keine 
die ur⸗Einkommenſteuer zahlen. 
vorgeſehen Kamellen!) Das ſind nicht olle Kamellen, ſon⸗ 


(Abg. Weiß: Olle 


waren, ſind auf Antrag der Sozialdemokratiſchen dern die tatſächlichen Verhältniſſe beweiſen die 


Partei geſtrichen und die Gemeindeverbände, die ollen Kamellen. Ich will ein paar 


praktiſche 


Kommunen ſollen jetzt zur Selbſthilfe greifen. Beiſpiele dafür aus meiner Gemeinde bringen. 
Sie werden auch zur Selbſthilfe greifen müſſen. In meiner Gemeinde ſind fünf Großgrundbeſitzer, 
Wir kennen ja die Mehrheitsverhältniſſe im und zwar ſolche mit Grundſtücken von ungefähr 
kleinen Beſitzer. 


Volkstage. Sie wiſſen genau, daß ſich dieſe Mehr⸗ 20 Hufen, alſo durchaus keine 
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Einen haben Sie bereits die Ehre gehabt in der 
vergangenen Periode hier als Senator kennen zu 
lernen, der mit zu den Leuten gehörte, die durch 
die famoſe Wirtſchaft der letzten ſieben Jahre 
Danzig an den Rand des Abgrundes gebracht 
ſind. Das it ja der Bruder des Herrn Ziehm, 
der kann die Angaben beſtätigen. Sie werden ja 
die Verhältniſſe genau kennen. Vor vier Jahren, 
als die Guldenwährung aufkam, erhielt die Ge⸗ 
meinde Ließau ca. 28 000 Gulden Steueranteil 
vom Staat überwieſen. Im vergangenen Jahr 
waren es nur 7000 Gulden. Ja, m. D. u. H., 
allein die Einnahmen aus dem Staatsſteueran⸗ 
teil ſind in dieſer Gemeinde alſo von 28 000 auf 
7000 Gulden zurückgegangen. Die Ausgaben 
haben ſich aber vermehrt und find notwendig. 
Selbſt die bürgerlichen Zeitungen haben es ja 
zugegeben, wir leſen es in den heutigen Num⸗ 
mern, daß die Etatsüberſchreitungen in Danzig 
ſich als notwendig erwieſen haben, vor allem für 
die Wohlfahrts⸗ und die Erwerbsloſenfürſorge 
infolge der von Jahr zu Jahr zunehmenden Ver⸗ 
elendung weiteſter Volkskreiſe. Die Einnahmen 
in den Gemeinden, auch in der Stadtgemeinde 
Danzig, nehmen ab, weil man die ſteuerkräftigen 
Kreiſe nicht heranzieht, jedenfalls nicht ſo, wie 
es ihrem Einkommen entſprechen würde. Auf der 
andern Seite nehmen die Ausgaben zu. So wie 
in Danzig iſt es auch in den andern Gemeinden. 
Die Herren Großagrarier in Ließau, die prozen⸗ 
tual von dieſen 28000 Gulden doch ein ent⸗ 
ſprechendes Aufkommen gebracht haben, haben im 
vergangenen Jahr zu den 7000 Gulden faſt gar 
nichts beigetragen. Wir haben in Ließau, einer 
Gemeinde von ungefähr 1300 Einwohnern, eine 
ganze Anzahl von Beamten, Eiſenbahnern, 
Kleinbauern uſw. Von dieſen kommen allein 
etwa 2 bis 3 000 Gulden ein, infolge des 10pro⸗ 
zentigen Abzugs. Dann haben wir noch in der 
Gemeinde ein paar andere verhältnismäßig 
ſteuerkräftige Leute, wir haben Aerzte, Gastwirte 
uſw. Was bleibt da an Aufkommen der Groß⸗ 
agrarier übrig. Ich gehe nicht fehl, wenn ich ſage, 
vielleicht 1000 Gulden. Das ſind durchaus keine 
kleinen oder mittleren Bauern, ſondern es ſind 
Beſitzer, die 20 Hufen haben. Herr Dr. Ziehm 
wird es beſtätigen können. Einzelne dieſer Be⸗ 
ſitzer haben auch keine Familie. Trotzdem ſind 
Steuereinnahmen nicht vorhanden. Wenn man 
nun zu dem letzten Mittel greift, daß den Ge⸗ 
meinden nur übrig bleibt, um die Ausgaben zu 
decken, dann iſt es intereſſant, daß die Deutſchna⸗ 
tionalen kommen und auch dieſes letzte Mittel 
rauben wollen. Wir ſind durchaus nicht mit der 
Erhebung der Grundwertſteuer, wie ſie jetzt ge⸗ 
handhabt wird, einverſtanden. Wir werden ent⸗ 
ſprechende Abänderungsanträge vorlegen und 
vielleicht auch in nächſter Zeit einen Geſetzent⸗ 
wurf einbringen. Gerade in den Landgemeinden 
wird die Erhebung der Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer in furchtbar ungerechter Weiſe vorgenom⸗ 
men. Man erhebt die Zuſchläge prozentual, ganz 
gleichgültig ob es ſich um große Beſitzer handelt 
oder um ſolche, die eine Kate ihr eigen nennen. 
Man iſt ſogar ſeitens der Verwaltungsbe⸗ 
hörde teilweiſe ſoweit gegangen, daß man den 
Gemeinden das Selbſtbeſtimmungsrecht inſofern 
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rauben wollte, als man ihnen verwehrte, für 
Grund⸗ und Gebäudeſteuern die Staffelung der 
Sätze zu beſtimmen. Es ſteht den Gemeinden frei, 
hier eine Staffelung vorzunehmen, d. h. den grö⸗ 
ßeren Beſitz mit größeren Zuſchlägen zu be⸗ 
laſten. Das ſuchte man zu verhindern, indem man 
erklärte, es müßte ſowohl für den kleinen wie für 
den großen Grundbeſitz der gleiche Zuſchlag er⸗ 
hoben werden. Mein Vorredner betonte, daß die 
Privatwirtſchaft mehr zu ihrem Recht kommen 
müſſe, denn nur dann werde es gelingen, einen 
gewiſſen Ausgleich ſowohl im Staatshaushalts⸗ 
plan als auch im Haushaltsplan der Gemeinden 
herbeizuführen. Sie wiſſen, daß wir auf einem 
andern Standpunkt ſtehen. Wenn Sie etwa ſagen, 
daß unſer Standpunkt nicht der richtige iſt, dann 
beweiſen die Tatſachen, daß Ihr Standpunkt der 
verkehrte iſt; denn ihre ganze Wirtichaftspolitit 
bis jetzt hat bewieſen, daß Sie die Menſchheit von 
einer Kataſtrophe zur andern führt. (Abg. 
Weiße: Und wie ſieht es in Moskau aus?) Sie 
können das nicht beweiſen, was Sie jetzt zu be⸗ 
haupten verſuchen, ſondern Sie müſſen zugeben, 
daß von Jahr zu Jahr die wirtſchaftliche Lage 
der Sowjetunion eine beſſere wird, daß nicht von 
Jahr zu Jahr neue Kataſtrophen eintreten, ſon⸗ 
dern die ſozialiſtiſche Wirtſchaft aufgebaut wird. 
In unſerer Verfaſſung heißt es im Artikel III: 
Der Boden ſamt ſeinen Schätzen und Kräften iſt 
unter ein Recht zu ſtellen, das jeden Mißbrauch ver⸗ 
hütet und jeder Familie der Heime Stadt die Mög⸗ 
lichkeit erſchließt, eine Wohnheimſtätte oder bei be⸗ 
ruflicher Vorbildung eine Wirtſchaftsheimſtätte zu 
gewinnen, die ihrem Zweck dauernd geſichert iſt. 

M. D. u. H.! Der Mißbrauch von Grund und 
Boden und ſeinen Kräften und Schätzen kann erſt 
dann abgeſchafft werden, wenn die Privatwirt⸗ 
ſchaft abgeſchafft ist. 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Es iſt der Antrag geſtellt, die Vorlage 
an den Siedlungsausſchuß zu überweiſen. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen und die Vorlage geht an den Sied⸗ 
lungsausſchuß. Ich rufe nunmehr Punkt 11 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Liſchnewſki u. Fr. 
betr. Bewilligung einer Entſchädigung an 
die durch Feuersbrunſt in Giſchkau Ge⸗ 
ſchädigten. 
Druckſache Nr. 243. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ein ganz frommer Vizepräſident des Volkstages, 
Herr Neubauer, wußte es zu verhindern, daß die⸗ 
ſer Antrag ſchon in einer der vorhergehenden 
Sitzungen beraten wurde. (Abg. Plenikowſfki: 
Der Kerl wagt ſich Chriſt zu nennen!) Als auf 
unſern Antrag hin kein Widerſpruch erhoben 
wurde, ſuchte dieſer noble Präſident noch immer 
einen Grund, um die Beratung abzuwürgen. 
Trotzdem kein Widerſpruch erhoben wurde, glaubte 
er ſich dazu berufen, darüber abzuſtimmen, ob 
das Haus die Beratung vornehmen wolle oder 
nicht. Das iſt für das Zentrum kennzeichnend. 
Wenn Sie ſolche Reaktionäre in Ihren Kreiſen 
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haben und ſich noch Zentrum ſchimpfen, iſt das 
bedauerlich. Es kam dann weiter hinzu, daß es 
die Parteien nicht für nötig hielten, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben, als der Herr Vizepräſident 
über dieſen Antrag abſtimmen ließ. Es wäre alſo 
möglich geweſen, heute ſchon inſofern poſitiv zu 
dieſem Antrag Stellung zu nehmen, als er ſchon 
im zuſtändigen Ausſchuß beraten ſein könnte. Der 
Herr Vizepräsident, ſeines Zeichens Zentrums⸗ 
mann und außerdem noch ſehr fromm, denn er 
hat ſchon vom Papſt einen Orden bekommen, hat 
es verhindert, daß den Aermſten der Armen ge⸗ 
holfen wird. 


Wenn wir heute erneut zu dieſem Antrag 


Stellung nehmen, ſo geſchieht es, weil die Not der 


Abgebrannten in Giſchkau ſich nicht verringert, 
ſondern vergrößert hat. Die Schäden des Bran⸗ 
des haben ſich jetzt erſt in ihrer ganzen Größe ge⸗ 
Es iſt deshalb notwendig, ſo ſchnell als 
möglich zu helfen. Von dieſen acht Familien, 
die von dem Feuer betroffen ſind, ſind einzelne 
kinderreiche Familien heute gezwungen bei Be⸗ 
kannten und Verwandten zu wohnen und zwar 
getrennt. Bei dem einen Bekannten wohnt der 
Mann, beim andern die Frau und beim dritten 
die Kinder. Die Kinder ſind auch noch getrennt 
untergebracht. Die Wohnungsfrage iſt vorüber⸗ 
gehend inſofern gelöſt, als ſich die Anverwandten 
bereit erklärt haben, die Obdachloſen bei ſich auf⸗ 
zunehmen, aber ſo, daß die einzelne Familie in drei 
bis vier Teilen getrennt lebt. Wir ſind davon 
überzeugt, daß ſich Erſatzhäuſer nicht werden ſo 
ſchnell beſchaffen laſſen, wenigſtens nicht unter den 
heutigen Verhältniſſen. Wären in dieſem Staat 
andere Verhältniſſe vorhanden, dann würde es 
auch möglich ſein, die Familie in Räumen un⸗ 
terzubringen, wo ſie gemeinſam leben können. 
Wir können ſehr gut verſtehen, daß es unter dieſen 
Umſtänden möglich ſein müßte, die größeren Woh⸗ 
nungen zu beſchlagnahmen, um die durch den 
Brand geſchädigten Familien geſchloſſen unterzu⸗ 
bringen. Aber die Herren Großagrarier auf dem 
Lande fühlen ſich nicht verpflichtet, von ihren 10 
Zimmerwohnungen, die ſie heute noch immer be⸗ 
ſitzen, Wohnraum abzugeben. Da zeigt ſich die 
chriſtliche Nächſtenliebe beſonders ſtark. Sie glau⸗ 


ben mit dieſen Proleten nichts gemein zu haben. 


Für ſie kommt nur die Ausbeutung der Proleten 


in Frage. Wenn es aber einem Arbeiter ſchlecht 


geht wie in dieſem Falle, ſo bekommt er nicht et⸗ 
wa eine Hilfe, ſondern noch einen Fußſtoß, damit 
er vollſtändig zu Grunde geht. 


Auf dem Gebiete der Ernährung ſieht es ge⸗ 
nau ſo aus. Leute, die ihr Hab und Gut verloren 
haben, ſind nicht in der Lage, die Ernährung ihrer 
Familie ſo zu ſtellen, wie es notwendig wäre. Ein 
Teil iſt durch den Brand arbeitslos geworden, 
weil er nicht pünktlich zur Arbeit erſchienen iſt. 
Einzelne Agrarier ſind rückſichtslos darüber hin⸗ 
weggegangen und haben keine Rückſicht genom⸗ 
men, ob der Mann durch den Brand geſchädigt 
iſt, dadurch kopflos wurde und zuerſt ſeine Fa⸗ 
milie unterbrachte. Das alles ſchaltet bei dieſen 
Herren aus, weil der Arbeiter am andern Tage 


nicht pünktlich zur Arbeit erſchien, wurde er ein⸗ 
fach auf die Straße geſetzt und liegt heute auf der 
Straße. Alſo auch auf dieſem Gebiet hat ſich ein 
Notſtand bemerkbar gemacht. Das ganze Hab 
und Gut der Abgebrannten in Giſchkau iſt ver⸗ 
nichtet. Z. T. iſt es durch Waſſer beſchädigt, zum 
andern Teil bei der Rettung zerſchlagen. Ein⸗ 
zelne Familien haben nur das gerettet, was ſie 
auf dem Leibe hatten. Ein Arbeiter hat bei⸗ 
ſpielsweiſe nur das gerettet, was er auf ſeiner Ar⸗ 
beitsſtelle getragen hat. Alles andere, was ſich 
im Hauſe befand wurde verbrannt und vernichtet. 
Wir halten es deshalb für unſere Pflicht, dieſen 
Leuten in erſter Linie zu helfen. Das kann im 
kapitaliſtiſchen Staat nur dadurch geſchehen, daß 
man Geldmittel zur Verfügung ſtellt. Deshalb 
verlangen wir in unſerm Antrag, daß eine ein⸗ 
malige Rate von 50 000 Gulden ſofort bewilligt 
wird. Dieſe Summe hätte ſchon heute in den 
Händen der Familien ſein können, ſie hätten heu⸗ 
te ſchon über die ſchwerſte Notlage hinweg ſein 
können, wenn es nicht wiederum der Zentrums⸗ 
präſident geweſen wäre, der das verhindert hat. 
(Warum jagen Sie nicht das, was Herr Liſch⸗ 
newſki im Landratsamt erfahren hat.) Wenn 
Herrn Liſchnewſki die Auskunft erteilt wurde, 
daß den Familien geholfen worden iſt, ſo iſt das 
noch lange nicht maßgebend und ausreichend. Sie 
vergeſſen auch vollſtändig, daß das was dieſer 
Kreis den Arbeitern zahlt evt. auch zurückgezahlt 
werden muß. Der Kreis ſieht das nur als Vor⸗ 
ſchuß an. Wenn es hier oder dort einem Arbei⸗ 
ter gelungen iſt, wieder auf die Beine zu kom⸗ 
men, ſo holt das der Kreis wieder langſam und 
ſicher aus ihm heraus und läßt ſich das Geld zu⸗ 
rückzahlen. Schütteln Sie nicht mit dem Kopf, 
meine Herren vom Zentrum, wir haben auf die⸗ 
ſem Gebiet die Erfahrungen und wiſſen, daß alle 
Wohlfahrtsgelder wenn möglich von denen zurück⸗ 
geholt werden, die ſie empfangen haben. Das 
Wohlfahrtsamt ſchenkt niemand etwas, nur dem 
der ſchon tot iſt und nichts mehr zurückzahlen 
kann. Die paar Pfennige, die das Landratsamt 
bewilligt hat, reichen bei weitem nicht aus. Es 
muß gründlich durchgegriffen werden, damit die 
Notlage beſeitigt wird. Deshalb haben wir den 
Antrag geſtellt. Wir verlangen, daß er dem 
Hauptausſchuß überwieſen wird und ſo ſchnell als 
möglich an das Plenum zurückkommt. 

Dieſer Weg wäre natürlich nicht notwendig 
geweſen, wenn Sie unſern Antrag, den wir zum 
ſozialen Etat geſtellt haben, angenommen hätten. 
Dann wären dieſe Kreiſe in der Lage ſich helfen 
zu können. Aber auch das haben Sie verhindert. 
Sie haben nicht helfen wollen, und es iſt heute 
eine Probe, ob Sie auf Ihrem reaktionären 
Standtpunkt werharren, ob Sie dieſe acht Arbei⸗ 
terfamilien elend zugrunde gehen laſſen wollen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräfident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kaiſer. 

Kaiſer, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion mag 
wohl aus ſehr wohlwollenden Gründen geſtellt 
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jein, aber wir können uns der Tatſache nicht ver⸗ 
ſchließen, daß der Volkstag nicht in erſter Linie 
berufen iſt dieſe Hilfsaktion durchzuführen, viel⸗ 
mehr ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß in 
erſter Linie der Gemeindeverband, in zweiter 
Linie der Kreis für dieſe Hilfsaktion in Frage 
kommt. Dann kann ein weiterer Schritt durch den 
Volkstag erfolgen. Soweit mir bebannt iſt, liegt 
bereits beim Kreis Danziger Höhe ein diesbezüg⸗ 
licher Antrag vor, der am nächſten Sonnabend 
durch den Kreisausſchuß behandelt werden ſoll. 
Jedenfalls wird den Brandgeſchädigten eine ge⸗ 
bührende Anterſtützung gezahlt werden. Die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion ſchlägt vor, dieſen An⸗ 
trag vorläufig abzulehnen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
der Herr Abg. Liſchnewſti. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 


H.! Soweit ich informiert bin, ſoll die Hilfsaktion 


einſetzen, wenn es der Kreistag des Kreiſes Dan⸗ 
ziger Höhe beſchloſſen hat, und zwar ſoll das am 
Sonnabend geſchehen. Soweit ich Mitteilung er⸗ 
halten habe, ſoll die Hilfsaktion folgendermaßen 
vor ſich gehen. Ungefähr 8 000 Gulden ſollen vom 
Kreis bewilligt werden, das iſt ſo gut wie ſicher. 
Man kann zwar 25 000 Gulden fordern, aber ſo⸗ 
weit das Landratsamt in Frage kommt, will es 
vorläufig nur 8 000 Gulden bewilligen. Mehr 
Mittel ſtehen nicht zur Verfügung. Dann ſoll der 
Senat noch 3000 Gulden vorſchießen, jo daß im 
ganzen 11 000 Gulden zuſammenkommen. Es iſt 
mir vom Landratsamt erklärt worden, daß dieſe 
Summe vollkommen hinreicht, (Hört, hört bei 
den Kommuniſten) um dasjenige, was verbrannt 
iſt, zu erſetzen. Es ſoll Gewähr dafür gegeben 
werden, daß dieſe durch den Brand geſchädigten 
micht noch reicher werden wie vorher. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Man erklärt z. B., daß 
1000 Gulden für eine Familie ausreichen. Sie 
werden ſelbſt erkennen wie lächerlich dieſe Argu⸗ 
mente ſind. Es hat auch ſchon die Hilfsaktion ein⸗ 
geſetzt. Es iſt mir bekannt, daß die Damen der 
Sozialdemokratiſchen Partei ſammeln gehen. Es 
kann ja ſein, daß den Geſchädigten geholfen wird. 
Durch die „Neueſten Nachrichten“ und die „Volks⸗ 
ſtimme“ wird auch geſammelt. Dann hat ſich die 
frühere Weſtpreußiſche Feuerſozietät bereit erklärt 
etwas beizuſteuern. Es ſind ſeinerzeit wohl 
28 000 Dollar für das ſtolze Haus ausgegeben 
worden, alſo ſozuſagen eine Priſe Tabak für das 
ganze Gebäude. Der Direktor der betreffenden 
Anſtalt chat ſich bereit erklärt, aus dem Zinſen⸗ 
dienſt von dieſen 28 000 Dollar den Geſchädigten 
eine kleine Summe zur Verfügung zu ſtellen. 
Alles in allem rechnet man auf 12 000 Gulden. 
Mehr wird nicht zuſammenkommen. Ich frage 
Sie, m. D. u. H., ob dieſe Summe ausreicht, um 
den Geſchädigten zu helfen. Nimmt man an, daß 
einer Familie 1200 Gulden gegeben werden und 
ſie beſteht aus neun Köpfen, ſo geht das beinahe 
für die Betten hin. Ich bin z. B. mit 5 000 
Gulden verſichert, und das iſt doch nur die Hälfte 
für das bißchen Prill, was ich beſitze. Ich ſpreche 
alſo aus perſönlicher Erfahrung, wenn ich ſage, 
daß 1200 Gulden eine lächerliche Summe für eine 
große Familie ſind. 


Mittwoch, den 13. Juni 1928. 


Wir haben 50 000 Gulden als erſte Rate ver⸗ 
langt und 100 000 eingeſetzt. Sie machen viel⸗ 
leicht erſtaunte Geſichter darüber, und doch reicht 
dieſe Summe nicht hin, um den Leuten wirklich 
zu helfen. Wir ſtellen uns die Sache folgender⸗ 
maßen vor: Die Menſchen müſſen vor äußerſter 
Not geſchützt werden, ſie müſſen ſich Sachen 
kaufen. Es ſind auch welche darunter, die noch 
zur Kirche gehen. Wir wollen ihnen das nicht 
rauben. Sie müſſen alſo einen Scheskerock und 
einen Zylinder kaufen. Wir haben michts da⸗ 
gegen. Die Menſchen hängen nun einmal daran. 
Ihr Arbeitszeug iſt zum Teil auch verbrannt. 
Sie haben nur das gerettet, was ſie auf dem 
Leibe hatten. Wenn z. B. die Kleider angeſchafft 
werden ſollen, die ſie früher hatten, ſo iſt das 
nicht viel, aber bei den zahlreichen Familienmit⸗ 
gliedern geht es in die Tauſende. Das Gerät, das 
ſie gehabt haben, muß erſetzt werden. 50 000 
Gulden würden alſo eine lächerliche Summe ſein. 
Sie werden nun erklären, der Kreistag ſolle be⸗ 
ſchließen, 25 000 Gulden zu bewilligen. Ich kann 
Ihnen ſchon heute ſagen, ich rede keinen Unſinn, 
daß die 25 000 Gulden nicht bewilligt werden. 
Die Summe die der Landrat beſtimmt wird ein⸗ 
geſetzt werden. Die durch den Brand Geſchädigten 
werden Ihnen fluchen, daß Sie hier im Volkstag 
alles inhibiert haben. Man ſoll bei ſolcher Ange⸗ 
legenheit jeder Agitation aus dem Wege gehen. 
Das tue ich hier auch, ich ſpreche nur als Menſch 
zum Menſchen. Aus dieſem Grunde müſſen Sie 
ſich mit dieſer Frage befaſſen. Der Kreistag wird 
nicht genügend helfen, die Arbeiterwohlfahrt 
wird nicht genügend helfen. Das ſind alles 
Tropfen auf den heißen Stein. Wenn wirklich 
geholfen werden ſoll, muß die Summe von 
100 000 Gulden und als erſte Rate 50 000 Gul⸗ 
den bewilligt werden. Die andern 50 000 können 
für ſchnelle Herſtellung von Wohnungen dienen. 
Man trägt ſich mit dem Plan ein Vierfamilien⸗ 
haus zu bauen. Zehn Familien ſind aber abge⸗ 
brannt. Man erklärt, vier Familien mit vielen 
Kindern müſſen ſofort untergebracht werden. Es 
müſſen aber alle ſofort ein Unterfommen finden, 
damit dieſen armen Menſchen, die an ihrem Dorf 
hängen, geholfen werden kann. Ich verſtehe nicht, 
daß Sie ſich dem verſchließen, Sie haben doch 
73 000 Gulden für das Kirchenweſen mehr be⸗ 
willigt. Für allen Tamtam haben Sie Geld, nur 
nicht für ſolche Zwecke wie hier, wo armen Pro⸗ 
leten, die durch Brand geſchädigt ſind, geholfen 
werden ſoll. Wenn Sie unſern Antrag nicht be⸗ 
willigen, ſchämen Sie ſich in Ihre Seele hinein. 
Vizepräfident Dr. Bogdan: Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor, ich ſchließe die Beſprechung. 
Es iſt der Antrag geſtellt, die Vorlage dem 
Hauptausſchuß zu überweisen. Ich 
mache darauf aufmerkſam, daß es ſich um eine 
Finanzvorlage handelt, über die nicht abge⸗ 
ſtimmt werden kann, ſondern die an einen Aus⸗ 
ſchuß verwieſen werden muß. Es würde der 
Hauptausſchuß in Frage kommen. Wer für den 
Antrag auf Aeberweiſung an den Hauptausſchuß 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht. 
— Das iſt doch nicht zu glauben! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Schweg⸗ 
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ſtimmt werden!) Es ſteht in der Geſchäftsord⸗ halten: 
nung, daß über Finanzvorlagen nur abgeſtimmt Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 


werden kann, wenn ein Ausſchuß ſie vorberaten ſtellung des Staatshaushaltsplanes für das 
und einen Antrag dazu geſtellt hat. (Abg. Raſchke. d e 15 Mit den einzelnen Haus⸗ 
Da iſt wieder ein Fehler in der Geſchäftsord⸗ 1 uain: 
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35. Sitzung. 


Dienstag, den 19. Juni 1928. 


Lemke, Wilh. 
Erblärung 5 : 

Dritte Beratung eines Gejegentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1928. (Druckſache Nr. 247 


(Mu. Gl. P.) perſönliche 
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Ralichte Er „„ en 627C 
Jewelowſki (DiLib.) F 652 C 
Rahn (D. V. P.) W 
Dr. Blavier (DV. P.) zur Geſchäftsord⸗ 

mung — Antrag auf Ausſchußüber⸗ 
eee E „ 640 


Arczynſki (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 641 A 
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6⁴² A 


642 B 
642 B 


ſache Nr. 282.) a 
Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 28 

Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 

nung 

Rahn (DER) zur Geſchäftsordnung 

Arczynfki (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Schwegmann (D.Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 


Die Sitzung wird 3 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiercinſki; 
Staatsräte Scheunemann, Dr. Winderlich, Zan⸗ 
der; Polizeipräſident Froböß; Oberregierungs⸗ 
räte Gallaſch, Dr. Grenzenberg, Dr. Hemmen, 
Meyer⸗Barkhauſen; Obergerichtsrat Kettlitz, Re⸗ 
gierungs⸗ und Medizinalrat Dr. Roſenbaum; 
Regierungsräte Hagemann, Koeppen, Dr. Schim⸗ 
mel. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 35. 
Vollſitzung. Außerhalb der Tagesordnung hat zu 
einer perſönlichen Erklärung das Wort der Herr 
Abg. Wilh. Lemke, die Erklärung hat mir vor⸗ 
gelegen. 

Lemke, Wilhelm, Abgeordneter (M. u. G. P.): 
M. D. u. H.! Ich habe eine perſönliche Erklärung 
abzugeben. Als in der letzten Vollſitzung des 
Volkstags der Herr Präſident die Abſtimmung 
über den Antrag Hohnfeldt für den Hauptaus⸗ 
ſchuß aufrief, habe ich das überhört und infolge⸗ 
deſſen nicht dafür geſtimmt. Ich habe ſofort, nach⸗ 
dem ich meinen Irrtum bemerkte, Herrn Hohn⸗ 
feldt das zum Ausdruck gebracht und nachher in 
Gegenwart von Herrn Hohnfeldt dem Berichter⸗ 
ſtatter der Danziger Allgemeinen Zeitung das 
gleichfalls zum Vermerk gebracht. Der Herr Be⸗ 
richterſtatter hat von dieſer Erklärung, wie es 
loyaler Weiſe hätte geſchehen müſſen, keine Notiz 
genommen. Ich erblicke darin ein indezentes Ver⸗ 
halten und eine ſittliche Unreife. 

Präſident: Wir kommen zur Tagesordnung. 
Ich rufe auf: 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
planes für das Rechnungsjahr 1928. 

Druckſache Nr. 247 zu Nr. 132. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung über das Geſetz und ſämt⸗ 
liche Anlagen. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Ziehm. a 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (Dat.) Die 
Deutſchnationale Fraktion wird den Etat ab⸗ 
lehnen. Da ihr durch die Regierungs⸗Parteien 
die Mitwirkung an den geſetzgeberiſchen Arbeiten 
verſchloſſen wird, kann ſie die Verantwortung für 
den Etat nicht übernehmen. Der Etat ſelbſt hat 
durch die Verhandlungen durch den Volkstag 
gegenüber dem Voranſchlag einige weſentliche 
Aenderungen erfahren. Die geplante Erhöhung 
der Branntweiſteuer iſt gefallen. Es gereicht uns 
zur Befriedigung, daß es gelungen iſt, dieſe 
Steuererhöhung zu Fall zu bringen, (Heiterkeit) 
und daß die Regierungsparteien ſich dem Ein⸗ 
ſehen nicht verſchloſſen haben, daß die Danziger 
Spiritusinduſtrie und der Danziger Spiritus⸗ 
handel eine ſo ungeheure Erhöhung, wie ſie ge⸗ 
plant war, nicht ertragen könnte, ſondern daß der 
Handel erdroſſelt wäre. Ich nehme an, daß Sie 
ſich davon überzeugt haben, ſonſt hätten Sie der 
Ablehnung nicht zugeſtimmt. Der Ausfall von 
3,2 Millionen ſoll dadurch ausgeglichen werden, 
daß die Regierungsparteien die Zollerträge von 
dem im Regierungsentwurf vorgeſehenen Betrag 
von 14 Millionen auf 15,5 Millionen, alſo um 
1½ Millionen erhöht haben und daß ſie den als 
Finanzausgleich der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände in den Etat eingeſtellten Betrag von 2 
Millionen geſtrichen haben. Auch nach dieſen vor⸗ 
geſehenen Aenderungen dieſes Etats iſt, wie hier 
von uns feſtgeſtellt werden muß, der Ausgleich 
in den Einnahmen und Ausgaben nur bedingt 
erfolgt und erreicht. Der Ausgleich iſt von zwei 
Vorausſetzungen abhängig. Das Erwerbsloſen⸗ 
verſicherungsgeſetz ſoll noch in dieſem Jahr die 
ſtaatlichen Ausgaben für die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge um den Betrag von 1,6 Millionen entlaſten 
und auf die Verſicherten und auf die Arbeitgeber 
abwälzen. Das hierzu erforderliche Geſetz iſt bis⸗ 
her dem Volkstag nicht vorgelegt, obwohl es am 
1. Oktober in Kraft treten ſollte. Man ſollte dem 
Volkstag für die Beratung eines ſo wichtigen 


Geſetzes ausreichend Zeit laſſen und das Geſetz 


nicht in derſelben Weiſe durchpeitſchen, wie es 
jetzt mit der Verfaſſung gemacht wird. 


Zweitens ſetzt der Etat voraus, daß das Be⸗ 


ſoldungsgeſetz jo verabſchiedet wird, wie es die 


Regierungsparteien vereinbart haben, daß jeden⸗ 


falls nicht mehr Staatsmittel gefordert werden. 
Auch dieſes Geſetz iſt dem Volkstag bisher nicht 


vorgelegt worden. Hier kommt noch hinzu, daß 


die Höhe der für die Beamtenbeſoldung erforder⸗ 
lichen Mittel auch abhängig ſein wird von dem 
Ausfall eines ſchwebenden Gerichtsverfahrens, in 
dem der Begriff geklärt werden ſoll, was unter 
wohlerworbenen Rechten der Beamten zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Da auch einige von den Regierungs⸗ 
parteien erklärt haben, daß ſie dem Ausfall des 
Gerichtsurteils, wie es auch ſein möge, folgen 
werden, ſo iſt immerhin mit der Möglichkeit zu 
rechnen, daß für die Beamtenbeſoldung im Etat 
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erheblich höhere Mittel notwendig ſein könnten, 


als vorgeſehen ſind. Endlich liegt ein Moment 
ſehr gefährlicher Anſicherheit in den Einnahmen 
aus den Danzig⸗Polniſchen Zöllen. Das geltende 
Proviſorium läuft am 31. Auguſt d. J. ab. Ein 
neues Abkommen iſt bisher mit Polen nicht ge⸗ 
ſchloſſen. Wir ſind auch nicht darüber unterrichtet 
wie die Verhandlungen z. Zt. ſtehen. Die Ent⸗ 
wicklung hat gezeigt, daß das Aufkommen der 


Summen aus dem Zoll für die Danziger Finan⸗ 


zen von grundlegender und ausſchlaggebender 


Bedeutung iſt. Es wird davon ausgegangen wer⸗ 


den müſſen, daß die Abmachungen wie ſie in dem 
Warſchauer Abkommen enthalten find, zu einer 
Zeit abgeſchloſſen wurden, als keine Unterlagen 


dafür vorhanden waren wie viel Danzig aus den 


Zöllen beanſpruchen könnte, daß dieſe Ab⸗ 
machungen werden anderen weichen müſſen, bei 
denen die Entwicklung der Dinge berückſichtigt 
wird und bei denen die Erfahrungen verwertet 
werden, die im Laufe der Jahre gemacht worden 
ſind. Auf eins muß hier mit Nachdruck hingewie⸗ 


ſen werden, und es ſcheint ja, daß alle Parteien 


auch darin einig ſind, daß das dem Freiſtaat 
garantierte Mindeſteinkommen aus den Zöllen 
erhöht werden muß und daß für das Maximum 


in Zukunft, weil die Vorausſetzungen andere ge⸗ 


worden find, kein Raum mehr iſt. 
Der Etat unterſcheidet ſich in ſeinem äußeren 


Aufbau und in ſeiner Gliederung in den Etats⸗ 


poſitionen, die eingeſetzt ſind, faſt garnicht von 
dem früheren Etat. Das gibt mir Veranlaſſung 


auf einige allgemeine Betrachtungen einzugehen, 


zu denen die Etatsberatungen erſter und zweiter 
Leſung bereits einen Anlaß geboten haben. Bei 
dieſen Beratungen ſind gegen uns Deutſchnatio⸗ 


nale namentlich von Seiten der Herren Sozialde⸗ 
mokraten immer wieder 
Richtungen hin erhoben worden und zwar 


nach zwei 
geht 
der eine Vorwurf dahin, daß ein zu koſtſpieliger 
Verwaltungsapparat aufgezogen ſei, den die 
Danziger Wirtſchaft unmöglich ertragen könne. 
(Sehr richtig links. Abg. Dr. Blavier: Wer hat 
es gemacht Herr Ziehm? Erzählen Sie das!) Es 


Vorwürfe 


heißt, es müſſe eine großzügige Verwaltungsre⸗ 


form an Haupt und Gliedern herbeigeführt wer⸗ 
den. Jetzt erwarte ich den Ruf „Sehr richtig.“ 


(Zwiſchenrufe links.) Nun ergibt aber der Etat, 


darauf will ich hinaus, daß Sie, meine Herren 
von den Regierungsparteien, an den von der 
erſten Regierung getroffenen Einrichtungen des 
Staates, an dem Aufbau und an der Gliederung 
der Verwaltungen der Behörden abſolut nichts 
geändert haben. (Sehr richtig! rechts. Abg. Dr. 


Blavier: Weil Sie die angeſtellt haben Herr Dr. 


Ziehm, da iſt doch nichts mehr zu machen! Wei⸗ 
tere Zurufe des Abg. Dr. Blavier.) Auf Ihre 
Aeußerungen gehe ich nicht ein, die vertragen ſich 
micht mit dem anſtändigen Ton des Parlaments. 


(Abg. Dr. Blavier: Der Seiltänzer iſt ein an⸗ 


ſtändiger Mann!) Mag ſein, daß Sie ſich in der 
Rolle des Seiltänzers wohlfühlen. (Abg. Dr. 
Blavier: Keine Retourkutſchen, das macht ein 
Akademiker nicht!) Im übrigen gebe ich jetzt das 
Zwiegeſpräch mit Ihnen auf. Es iſt nichts an 
dieſen Einrichtungen geändert worden. Es iſt 


noch nicht einmal der Verſuch unternommen, nicht 
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einmal der Verſuch angedeutet worden, wodurch (0) 


Erſparniſſe gemacht werden können. Sie haben 
uns insbeſondere immer die große Zahl der höhe⸗ 
ren Beamten vorgehalten. Sehr richtig, nicht 
wahr? Sie haben ſie als entbehrlich bezeichnet. 
Da wirkt es doch wie eine Tragikomödie, daß Sie 
ſelbſt die beſcheidenen Anträge der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei, mit Rückſicht auf die veränderten 
Verhältniſſe Stellen zu ſtreichen, die nicht be⸗ 
ſetzt und entbehrlich ſind, abgelehnt haben. (Abg. 
Doerkſen: Hört, hört!) Von einer Verwaltungs⸗ 
reform iſt es ſchon ganz ſtill geworden. Ich ſage 
Ihnen hier und erwarte den Gegenbeweis, daß 
Sie daran auch nichts ändern werden. Sie wer⸗ 
den ſich überzeugen müſſen, daß die Einrich⸗ 
tungen, wie ſie von der erſten Regierung ge⸗ 
ſchaffen worden ſind, zweckentſprechend ſind und 
ſich den Verhältniſſen anpaſſen. (Siehe Tobien! 
links.) Sie ſind jo einfach und ſparſam, wie es 
bei den kleinen Verhältniſſen unſeres Staates 
angeht. (Namentlich bei der Zollverwaltung! 
rechts. Abg. Gehl: Weil es ſo gut gegangen iſt, 
wollen wir auch die Verfaſſung ändern!) Das 
geben Sie ſelbſt zu, Sie werden keine großen Er⸗ 
ſparniſſe dabei machen. Ich glaube, Herr Präſi⸗ 
dent Gehl, Sie haben eben ſo große Zweifel wie 
ich, ob ſie zuſtande kommt. (Sie werden dagegen 
ſtimmen! links.) Warten Sie ab und ſeien Sie 
nicht ſo vorlaut. Sie werden jedenfalls keine 
Aenderung bringen können, die einfacher und 
billiger iſt. Ihre überlauten und immer wieder⸗ 
holten Reden von dem übermäßig koſtſpieligen 
Verwaltungsapparat, von dem aufgeblähten Be⸗ 
amtentum ſind nichts anderes — entſchuldigen 
Sie, aber es iſt wahr, — als Agitationsreden, die 
dazu beſtimmt ſind, gegen die Deutſchnationale 
Volkspartei zu hetzen. (Zuruf des Abg. Jewe⸗ 
lowſki.) Es find keine Agitationsanträge, da 
haben Sie recht. (Abg. Plettner: Sie ſind recht 
witzig geworden!) Es iſt unzutreffend, daß wir 
aus Partefintereſſe einen übermäßig großen Be⸗ 
amtenapparat aufgezogen hätten. (Sehr richtig, 
rechts.) Herr Abg. Jewelowſki, Sie haben ja in 
den erſten vier Jahren mitgewirkt. (Abg. Jewe⸗ 
lowſki: Genau das Gegenteil iſt wahr!) Waren 
Sie nicht Senator? (Abg. Jewelowſki: Sie mit 
Ihrer Wirtſchaft haben das vereitelt!) Seien Sie 
nicht ſo erregt, ich werde Ihnen noch manches 
ſagen, um Sie zu erinnern. Sie werden ſich über⸗ 
zeugen müſſen, meine Herren, daß Sie ohne den 
von uns und auch mit Hilfe von Herrn Jewelowſki 


geſchaffenen Beamtenapparat garnicht regieren 
können. (Abg. Jewelowſki: Stammt der Aus⸗ 


ſpruch, die Beamten ſind unſer Unglück von mir 
oder von Ihnen?) Die Beamten bilden eine 
Stütze der Regierung. Wenn ſie beſeitigt wird, iſt 
die Regierung in kurzer Zeit regierungsunfähig, 
auch die Abteilung Handel. (Sehr richtig! rechts.) 

Nun kommt der zweite Punkt, mit dem gegen 
uns dauernd Agitation getrieben wird, der in den 
Erörterungen des Etats einen breiten Raum ein⸗ 
genommen hat. Das iſt die berühmte Verſtändi⸗ 
gungspolitik. Der Abg. Brill, der Fraktionsfüh⸗ 
rer der Sozialdemokraten hat am 28. Februar d. 
Is. bei der Etatsdebatte erklärt, die bisherige 
Politik gegenüber Polen ſei Schuld an der wirt⸗ 
ſchaftlichen Not der Freien Stadt. Aufgabe der 
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neuen Regierung müſſe es ſein, den Verſtändi⸗ 
gungswillen zu ſtärken und dadurch eine Baſis zu 
ſchaffen, auf der alle Danziger Probleme eine 
friedliche Löſung finden können. M. D. u. 9. Ich 
will über den vollſtändigen Mißerfolg Ihrer 
Verſtändigungspolitik keine näheren Darle⸗ 
gungen machen. Die Polniſche Preſſe bringt jeden 
Tag Nachrichten von dem Verhalten der polni⸗ 
ſchen offiziellen und offiziöſen Stellen gegenüber 
Danzig, die für jeden, der ſehen kann und ſehen 
will, klar ergeben, was wir vor Jahren erklärt 
haben und immer wieder erklären, daß ſich die 
Polen garnicht mit Danzig verſtändigen wollen. 
Sie wollen Danzig ruinieren! Alle Hoffnungen 
auf Ihre Hilfe und ihren Verſtändigungswillen 
ſind gefährliche Selbſttäuſchung. Zwar hat der 
polniſche Herr Außenminiſter vor einigen Tagen 
ſeinen franzöſiſchen Freunden in Paris vorer⸗ 
zählt — dieſe wiſſen ja nichts von den Verhält⸗ 
niſſen in Danzig — die Beziehungen zwiſchen 
Polen und der Freien Stadt ſeien in der letzten 
Zeit weit beſſer geworden. Die Bewohner des 
Baltiſchen Hafens, der Außenminiſter bringt 
das Wort Danziger nicht heraus, würden all⸗ 
mählich begreifen, daß ſie dadurch gewonnen 
haben, daß ſie der Tranſitpunkt für die bedeu⸗ 
tende polniſche Ein⸗ und Ausfuhr wären. Es 
wird mun Ihre Sache ſein, meine Herren, die Sie 
in der Regierung ſind, Herr Gehl und Herr 
Jewelowſki, dem polniſchen Herrn Außenminiſter 
und ſeinem hieſigen Vertreter zu erklären: 
„Meine Herren Polen, wir merken von der 
Beſſerung der Beziehungen nichts, wir vermiſſen 
den Verſtändigungswillen auf der polniſchen 
Seite.“ Oder iſt es etwa ein Ausdruck des guten 
Willens der polniſchen Regierung Danzig gegen⸗ 
über, wenn der „Dziennik Bydgoſki“ vor einigen 
Tagen ſchrieb: „die polniſche Kriegsflotte hat ihre 
Kanonen auf Danzig gerichtet.“ Auch wäre es 
gut, wenn Sie den polniſchen Herren auseinan⸗ 
derſetzten, daß die jetzt von der polniſchen See⸗ 
flugliga eingeleitete und von polniſchen offiziel⸗ 
len Stellen inſpirierte regelrechte Hetze gegen 
Danzig, daß die öffentliche Aufforderung zum 
Boykott des Danziger Handels und Danziger 
Firmen unvereinbar iſt mit der von Ihnen, 
meine Herren, eingeleiteten Verſtändigungspoli⸗ 
tik. Die Intereſſen Danzigs erfordern hier ein ent⸗ 
ſchiedenes und deutliches Wort unſerer Regie⸗ 
rung. Zu ſolchen Danzigs wirtſchaftliche und poli⸗ 
tiſche Lage ſchwer beeinträchtigenden Aeuße⸗ 
rungen darf die Regierung nicht ſchweigen. Sonſt 
beſteht die Gefahr, daß den Worten auch einmal 
die entſprechende Tat folgen kann. 

Nun ſagen Sie immer, meine Herren, wenn 
wir Deutſchnationale Ihnen dieſes vorhalten, 
daß wir damit Agitation treiben wollen. Wenn 
wir die Mißerfolge Ihrer Verſtändigungspolitik 
feſtſtellen, ſo tun wir das, um unſere pflichtge⸗ 
mäße Einſtellung gegenüber dem Staat zu doku⸗ 
mentieren, ſo tun wir es als nationale Partei, 


der in der Oppoſition die Aufgabe zufällt, dar⸗ 
über zu wachen, daß der Staat keinen Schaden 
nimmt. Wir tun es in der Ueberzeugung, damit 
den Intereſſen des Staates zu dienen. Sie meine 
Damen und Herren von den Regierungs⸗Par⸗ 
teien und von der Regierung ſelbſt ſollten es 
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begrüßen, (Sehr richtig!) wenn wir immer wie⸗ 
der darauf hinweiſen, daß Ihre Verſtändigungs⸗ 
politik bisher keinen Erfolg gehabt hat. Unſere 
Hinweiſe ſollten Ihnen helfen, wenn Ihnen 
daran liegt, die Intereſſen des Staates zu för⸗ 
dern, woran ich nicht zweifle. Eine kluge Regie⸗ 
rung nützt doch die Angriffe der Oppoſition aus. 
(Sehr richtig! rechts.) Sehen Sie nicht ein, daß 
unſere Angriffe Ihre Stellung in 
Handlungen gegenüber Polen ſtützen und daß fie 
Ihnen den Rücken ſtärken? M. D. u. H.! „Polen 
iſt ein ſchwieriger Verhandlungsgegner“, das ſind 
Worte, die einmal ein Sozialdemokrat im Deut⸗ 
ſchen Reichstag geſprochen hat. Das find Worte, 
die Sie, wie ich überzeugt bin, täglich erfahren 
und immer weiter täglich erfahren werden. Wir 
wünſchen eben ſo wie Sie m. D. u. H., daß die 
Politik gegenüber Polen, was ich eigentlich micht 
zu betonen brauche, Erfolge hätte. Es fällt uns 
nicht ein, Ihnen einen Vorwurf zu machen, wenn 
Sie nichts erreichen; denn wir wiſſen, daß die 
Schuld auf der polniſchen Seite liegt. Ihr Ver⸗ 
halten uns gegenüber war freilich entgegengeſetzt. 
Sie warfen und werfen uns vor, wir hätten die 
Schuldigen an den vielen Gegenſätzen mit Polen. 
Ein ſolches Verhalten it nach unſerer Auffaſſung 
geeignet, der Regierung die Wahrung der Rechte 
zu erſchweren und hat unſere ſchärfſte Oppoſition 
hervorgerufen. Es iſt unwürdig, einem Teil 
ſeines eigenen Volkes Vorwürfe zu machen, daß 
er an dem ſchlechten Verhältnis zu dem auswer⸗ 
tigen Gegner Schuld ſei. (Sehr richtig! rechts.) 
Unſere Oppoſition ſoll dazu dienen und dient da⸗ 
zu, Ihnen die zähe Wahrung der Danziger 
Rechte zu ermöglichen. (Abg. Jewelowſki: Siehe 
die Verleumdungen im Vnterſuchungsausſchuß!) 
Wir haben uns heute lange genug im Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß unterhalten. Ich verweiſe auf 
meine Ausführungen, die ich dort unter meinem 
Eid gemacht habe. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Herr Blavier, ich habe ein Schreiben, das mir in 
meiner Eigenſchaft als Vizepräſident des Senats 
zugegangen iſt, an die zuſtändige Stelle weiter⸗ 
gegeben. Wenn ich das nicht getan hätte, hätte 
ich pflichtwidrig gehandelt. Ich kann aber ſagen 
und ich bin bereit das zu beeidigen, daß ich auf 
jede der Eingaben, die an mich perſönlich gelangt 
ſind und die ſich auf das gerichtliche Verfahren 
gegen Sie beziehen, geantwortet habe, ich ſei 
nicht in der Lage darauf etwas zu veranlaſſen, 
mein Kampf gegen Herrn Dr. Blavier ſei ein 
politiſcher und ſachlicher. Ich lehne es ab, ihn auf 
das perſönliche Gebiet zu übertragen. (Zuruf 
des Abg. Dr. Blavier.) Sie können mich als: 
Zeugen in Ihrem Betrugsverfahren nennen. Ich 
ſage das, um Ihnen den Einwand zu nehmen, 
daß das ganze Verfahren gegen Sie von den 
Deutſchnationalen oder von mir in Szene geſetzt 
iſt. (Abg. Dr. Blavier: Das werde ich Ihnen be⸗ 
weiſen!) 

M. D. u. H. von der Sozialdemokratie, es iſt 
eine Tragikomödie, daß ſie ſelbſt am eigenen Lei⸗ 
be erfahren, daß Polen dauernd darauf bedacht 
iſt, die Danziger Rechte einzuſchränken und zu po⸗ 
loniſieren und daß dadurch ſtets ſcharfe Gegen⸗ 
ſätze zwiſchen Danzig und Polen entſtehen. Po⸗ 
len nützt die, ihm in den Verträgen verliehenen 
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wirtſchaftlichen Rechte in Danzig brutal für ſeine 


politiſchen Ziele aus und denkt garnicht daran, 
darauf Rückſicht zu nehmen, ob ſeine Verhand⸗ 
lungsgegner, Sie, die Verſtändigungspolitiker 
ſind oder wir, die Sie als Nationaliſten zu be⸗ 
zeichnen pflegen. Polen macht keinen Unterſchied 
darin. N 


Ich komme nun zu Ihren Ausführungen Herr. 


Abg. Jewelowſki, die Sie am 26. April hier im 
Volkstag gemacht haben. Sie haben, wie Sie 
ſich ausgedrückt haben, eine Bilanz der Regie⸗ 
rungstätigkeit der Deutſchnationalen geben wol⸗ 
len. Ich muß voraus ſchicken, dieſe Ausführun⸗ 
gen ſind von Anfang bis zu Ende maßloſe, unge⸗ 
zügelte, unſachliche und von giftigem Haß erfüllte 
Angriffe gegen meine Partei. (Abg. Dr. Moc- 
zynſki: Das beruht auf Gegenſeitigkeit! Heiter⸗ 
keit.) Meine Fraktion hat mich beauftragt, dazu 
Stellung zu nehmen. (Abg. Dr. Moczynſki: Das 
hat lange gedauert!) Wir haben eine Erwide⸗ 
rung ſofort nach der Rede des Abg. Jewelowſki 
in Ausſicht geſtellt. Wir waren aber durch die 
Geſchäftsordnung daran verhindert, früher eine 
Erwiderung hier vorzubringen. (Abg. Dr. Moc⸗ 
zynſki: Sind Sie der einzige Vertreter der 
Deutſchnationalen?) Nein Herr Dr. Moczynſki. 
Ich glaube aber, Sie ſind der einzige Vertreter 
der Polen. (Heiterkeit.) M. D. u. H.] Es wird 
mir perſönlich micht leicht, hier Herrn Jewelowſki 
entgegenzutreten, da ich mit Ihnen Herr Jewe⸗ 
lowſki vier Jahre lang in der Regierung zufam⸗ 
men tätig geweſen bin und zwar unter den 


(B) ſchwierigſten Verhältniſſen, wie wir beide wiſ⸗ 


jen, und da ich auch, wie das hohe Haus weiß, 
zuweilen gezwungen war, unberechtigte Angriffe 
gegen Sie, in meiner Eigenſchaft als ſtellvertre⸗ 
tenden Präſident des Senats entgegenzutreten. 
Es iſt mir auch perſönlich widerwärtig und för⸗ 
dert ſachlich die Geſetzgebungsarbeit nicht, wenn 
man ſich immer wieder mit längſt vergangenen 
Dingen beſchäftigen muß, wo die Gegenwart mit 
ihren wichtigen Aufgaben doch wirklich die ganze 
Arbeitskraft der Mitglieder des Volkstags und 


wie ich annehme auch der Mitglieder des Senats 


für die Erfüllung der wichtigen, dringenden Auf⸗ 
gaben in Anſpruch nimmt. Die Kampfesweiſe 
von Ihnen, Herr Jewelowſki, zwingt uns aber 
zur Rechtfertigung der von Ihnen erhobenen An⸗ 


griffe auf einige Punkte näher einzugehen. Was 


Ihnen, Herr Jewelowfki, Veranlaſſung zu die⸗ 
ſen von einem Senator in bisher nicht gehörten 
parteipolitiſch ſcharfen Ausfällen gegeben hat, iſt 
mir nicht klar geworden. Die beiden Deutſchna⸗ 
tionalen Redner, die zum Etat geſprochen haben, 
können unmöglich die Veranlaſſung dafür ſein. 
Der eine Redner war ich bei meiner ſogenannten 
Etatsrede auf Abſchlag. Ich kann es von mir ſa⸗ 
gen, daß ich mich bemüht habe, ſachlich zu bleiben 
und alle parteipolitiſchen Gegenſätze zurückzuſtel⸗ 
len. Ich habe mich gefreut, daß das auch in der 
Preſſe der Zentrumspartei und von der Natio⸗ 
nalliberalen Partei anerkannt worden iſt. (Abg. 
Rahn: Ihre neue Sachlichkeit gelobt wurde!) Ich 
möchte annehmen, daß Sie ſich in Zukunft auch 
der neuen Sachlichkeit bedienen. (Abg. Rahn: 
Für derartige Sachlichkeit danke ich!) Herr Abg. 
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Dr. Hoppenrath war der zweite Redner. Er hat 
bei ſeiner Rede, die ich nachträglich geleſen habe, 
ſich, wie ich objektiv feſtſtellen kann und muß, 
ebenfalls bemüht, ſachlich zu ſprechen. Er hat, 
um ſich ja nicht dem Vorwurf parteipolitiſcher 
Verdrehungen auszuſetzen, ſeine Ausführungen 
faſt immer mit Ausführungen der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen, der Liberalen, der Zentrumspreſſe be⸗ 
legt. (Er hat nur abgeleſen links) Damit ihm 
nicht der Vorwurf gemacht wird, daß er die Stel⸗ 
len falſch wiedergibt. (Heiterkeit.) Damit hat er 
doch bewieſen, daß er nur vorgebracht hat, was 
auch von anderer Seite die nicht deutſchnational 
iſt, gegen Sie und gegen die Finanzpolitik vorge⸗ 
bracht wurde. Er hat dabei erklärt, daß hebe ich 
beſonders hervor, man ſolle nach den Wahlen 
einen Strich unter die Vergangenheit ſetzen und 
ſich mit dem politiſchen Gegner in der Gegenwart 
unter Achtung der gegneriſchen Ueberzeugung und 
unter Vermeidung perſönlicher Angriffe beſchäf⸗ 
tigen. Die Angriffe des Herrn Jewelowſki, zu 
denen keinerlei Veranlaſſung von uns gegeben 
war, erſtrecken ſich im weſentlichen auf folgende 


[Punkte. Er ſagt, es ſei von uns eine Lüge, daß 


wir betonten, die Staatsfinanzen ſeien unter der 
Regierung, bei der die Sozialdemokratie beteiligt 
war, heruntergebracht werden. (Abg. Jewelowf⸗ 
ki: Sehr richtig!) Herr Jewelowſki, dann bitte 
ich Sie, wenden Sie ſich an den Präſidenten des 
Senats Gehl und laſſen Sie ſich die Bilanz vor⸗ 
legen, die aufgeſtellt wurde, als die Herren So⸗ 
zialdemokraten in der Regierung waren. Aus 
dieſer Bilanz ergeben ſich nämlich zwei ſehr in⸗ 
tereſſante Daten, die ich ſchon einmal hier vorzu⸗ 
tragen Gelegenheit hatte, als Sie auch hier wa⸗ 
ren. Sie haben auf Sie keinen Eindruck gemacht. 
Sie kommen immer wieder mit Behauptungen, 
die unwahr und unrichtig ſind. In dieſer Bilanz 
ſteht folgendes: Nach dem Stand vom 30. Sep⸗ 
tember 1926, das war der Beginn der Regie⸗ 
rungstätigkeit des Linksſenats, hat die Summe 
der Forderungen des Staates die Summe der 
Verbindlichkeiten um 19 300 000 Gulden über⸗ 
ſtiegen. (Abg. Doerkſen: Hört, hört!) Das waren 
aljo Reſerven. (Abg. Loops: Uneintreibbare For⸗ 
derungen!) Im Oktober 1926, das war das Ende 
der Linksregierung, waren 15 Millionen Schul⸗ 
den vorhanden, denen auf der Habenſeite nichts 
gegenüberſtand. (Hört, hört! rechts) Das ſind 
Tatſachen. Warum wird uns, wenn wir dieſe 
Tatſachen bringen, vorgeworfen, daß das unwahr 
jet. (Zuruf des Abg. Jewelowſki.) Ich habe mich 
auf eine Urkunde berufen, die von der Linksregie⸗ 
rung aufgeſtellt iſt. Was Herr Prälat geſagt hat, 
weiß ich nicht. (Abg. Jewelowfki: Sie waren ja 
da!) Ich bin niemals dabei geweſen, als Herr Sa⸗ 
watzki geſagt hat, daß dieſe Behauptung unwahr 
ſei. Dieſe urkundlichen Nachweiſungen laſſen ſich 
nicht beſtreiten. Die Zahlen ergeben ſich aus den 
Aufſtellungen der Regierung. Das war nicht 
unſere Regierung, ſonſt würden Sie ſagen, die 
Aufſtellungen ſeien gefälſcht. Die Ziffer ergibt 
ſich auch aus den objektiven ſachlichen Darlegun⸗ 
gen der Finanzſachverſtändigen aus Genf. Leſen 
Sie ſie bitte einmal 8 und laſſen Sie ihre Be⸗ 
hauptungen, die der Wahrheit nicht entſprechen, 
Herr Jewelowſki. (Abg. Schwegmann: Sehr gut!) 


00 


(D} 


| 
1 
| 


{A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 35. Sitzung. Dienstag, den 19. Juni 1928. 


(Dr. Ziehm, Abgeordneter) 
Nach der von der jetzigen Regierung aufge⸗ 
ſtellten Bilanz, die in der Sitzung der Finanz⸗ 


kommiſſion des Senats vom 24. Januar 1928 
feſtgeſtellt worden iſt, ich nehme an, auch von 
Ihnen, Herr Jewelowſki, da Sie Mitglied der 
Finanzkommiſſion des Senats ſind (Abg. Jewe⸗ 
lowſki: Ich habe auch die 19 Millionen nachge⸗ 
prüft!) Ich bringe genau die Zahlen, die die 
Linksregierung angegeben hat. Dies ſind auch 
wieder Zahlen der Linksregierung, da heißt es: 
„Die Verbindlichkeiten des Staats betragen 52,9 
Millionen Gulden. Demgegenüber betrugen die 
Forderungen und Außenſtände 41,6 Millionen.“ 
Die Verpflichtungen waren alſo 11,3 Millionen 
höher als die Forderungen. In dieſer Bilanz iſt 
ausdrücklich bemerkt worden, daß von der unter 
den Verpflichtungen aufgenommenen Anleihen, 
das iſt die Völkerbundsanleihe von 1927 mit ei- 
nem Erlös von 40,4 Millionen Gulden, erheblich 
höhere Beträge als 11,3 Millionen Gulden für 
Zwecke werbender Art inveſtiert oder vergütet 
worden ſind. Nun iſt es einem jeden Finanzpoli⸗ 
tiker bekannter, feſtſtehender und anerkannter 
Satz, daß die Aufnahme von Anleihen für wer⸗ 
bende Zwecke gerechtfertigt iſt. Die Praxis der 
Staaten und der Städte ergibt auch, daß man 
Anlagen, welche für eine längere Zeit und für 
werbende Zwecke beſtimmt ſind, mit Hilfe von 
Anleihen herſtellt und daß man mit den Koſten 
ſolcher Anlagen nicht übermäßig die Gegenwart 
belaſtet. Daher verteilt man die Ausgaben auf 
die ganze Dauer, für welche die Anlagen beſtimmt 
find. Das iſt eine richtige Finanzpolitik. Wenn 
man eine andere Finanzpolitik triebe und ſolche 
Anlagen nicht auf Anleihen übernähme, würde 
man eine falſche Finanzpolitik treiben. Freilich 
nicht der ganze Betrag iſt für werbende Zwecke 
verwandt worden, ſondern ein erheblicher Betrag 
iſt zur Abdeckung der ſchwebenden Schuld ver⸗ 
wandt, die damals am Ende der Linksregierung 
vorhanden war. Das entſpricht nicht geſunden 
Finanzgrundſätzen. Es entſprach aber dem Gebot 
der Not. Die ſchwebenden Schulden waren da, ſie 
mußten abgedeckt werden. Aber für dieſe ſchwe⸗ 
benden Schulden find nicht die Deutſchnationalen 
verantwortlich, denn ſie ſind in einer Zeit ent⸗ 
ſtanden, in der die Deutſchnationalen nicht in der 
Regierung waren. \ 

M. D. u. H.! Ich bitte micht zu glauben, daß 
ich hiermit irgend wie die Schuldfrage aufwerfen 
will. Sie erinnern ſich alle, daß ich in meiner 
letzten Rede ausdrücklich gebeten habe, die 
Schuldfrage möchte hier endlich zum Schweigen 
gebracht werden. Ich bin aber gezwungen, darauf 
einzugehen, weil Sie, Herr Jewelowſki, Anſchul⸗ 
digungen gegen die Deutſchnationalen erhoben 
haben, die wir im Intereſſe der Wahrheit nicht 
unerwidert laſſen können. (Sehr richtig! Bravo! 
rechts.) Die Stadt Danzig hat eine Anleihe im 
Betrage von 56 Millionen bekommen, die im 
weſentlichen eine Völkerbundsanleihe iſt. Dieſe 
Beträge ſind durchweg für werbende Zwecke ver⸗ 
wandt worden. Elektrizitätswerk, Waſſerwerk, 
für den Bau des Bölkauer Werkes, Erweiterung 
der hieſigen Elektrizitätsanlage. Das ſind alles 
Bauten, die man nach geſunden Finanzgrund⸗ 
ſätzen immer auf Anleihen übernimmt. Aber auch 
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hier muß ich eine Einſchränkung machen. Das 
Bölkauer Werk war mit etwas über 10 Millionen 
Gulden veranſchlagt. Die Koſten find aber erheb⸗ 
lich größer geweſen. (Abg. Dr. Blavier: Aha!) 
Ich ſage auch Aha. Die Deutſchnationalen, das 
wiſſen doch alle, ſind von Anfang an im Volkstag 
gegen das Elektrizitätsgeſetz geweſen. (Zwiſchen⸗ 
rufe des Abgeordneten Dr. Blavier und Dink⸗ 
lage.) Die Deutſchnationalen haben das Elektri⸗ 
zitätsgeſetz, welches die Grundlage dafür bot, daß 
man den Bau des Elektrizitätswerks der Firma 
Schichau entzog und der Stadt übertrug, bis zum 
letzten Moment bekämpft und abgelehnt. (Sehr 
richtig! rechts.) Wir haben immer den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß ein Privatunternehmer 
ſolche Anlagen erheblich billiger wie eine Stadt 
herſtellen kann. Wenn Sie uns Deutſchnationalen 
jetzt alſo Vorwürfe machen, daß das Elektrizitäts⸗ 
werk hier jo viel Geld gekoſtet hat, ſo iſt das reine 
Agitation. (Sehr wahr! rechts), die der Wahr⸗ 
heit nicht entſpricht. Herr Jewelowſki, dann noch 
eins. Ich hebe hervor, daß bei keiner Anleihe, die 
in Danzig aufgenommen iſt, die Liberale Partei 


Ihre Zuſtimmung verſagt hat. Nun, Herr Jewe⸗ 


lowiki, ſtellen Sie fi einmal vor, wie Ihre Aus⸗ 
führungen auf Ihre Parteifreunde, auf Ihre 
Koalitionsfreunde, auf den Senat gewirkt haben. 
Sie müſſen vor Entſetzen Gänſehaut bekommen 
haben; denn Sie haben fie aufs ſchwerſte geſchä⸗ 
digt. Dann ſind Sie aufs Tabakmonopol einge⸗ 
gangen. Ich erbläre nochmals, die Deutſchnatio⸗ 
nale Partei hat niemals ihre Zuſtimmung zum 
Tabakmonopol gegeben. Wir find immer Gegner 


O 


des Monopols geweſen. Wir halten es heute noch OD) 


für Danzig für abſolut ungeeignet. (Abg. Dr. 
Blavier: Herr Dr. Ziehm, immer bei der Wahr⸗ 
heit bleiben, im Ermächtigungsgeſetz ſteht es 
drin!) Wir ſind über den Verlauf der Verhand⸗ 
lungen niemals in der Fraktion unterrichtet wor⸗ 
den. Die Deutſchnationalen ſind für das Tabak⸗ 
monopol nicht verantwortlich. (Heiterkeit links.) 
Wir treten heute noch dagegen auf. Ich will nun 
kurz auf die Gründe eingehen, aus denen der Se⸗ 
nat, aber nicht die Deutſchnationalen, das Tabak⸗ 
monopol hier eingeführt haben. (Zuruf des Abg. 
Dr. Blavier.) Die Verhandlungen über das Ta⸗ 


bakmonopol waren, als der neue Senat gebildet. 


wurde, bereits jo weit vorgeſchritten, daß der 
Senat, ohne die Intereſſen Danzigs zu ſchädigen 


und ohne die Völkerbunds⸗Anleihe, die notwen⸗ 
dig ı i eingeleiteten, 
Schritten nicht mehr abgehen konnte. (Abg. Dr. 
ſind unſchuldig wie ein kleines 


dig war, zu gefährden, von den 


Blavier: Sie 
Kind! Abg. Rahn: Faule Ausrede!) Herr Jewe⸗ 
lowſki. Herr Siebenfreund, der neben Ihnen ſitzt, 
wird Ihnen beſtätigen, daß er die Einrichtung des 
Tabakmonopols ſo wie ſie geſchaffen wurde, be⸗ 
fürwortet hat. Mir fällt es nicht ein, Herrn 
Siebenfreund daraus einen Vorwurf zu machen, 
aber ich verſtehe es nicht, wie Sie ſich Herr Jewe⸗ 
lowſki, dann hier her ſtellen können und den 
Deutſchnationalen Vorwürfe machen. Die Quelle 


kann keine andere ſein, als Agitation zu treiben, 


ich kann es mir nicht anders vorſtellen. (Abg. 
Jewelowſki: Ich werde Ihnen gleich darauf ant⸗ 
worten!) Sodann werfen Sie uns vor, daß wir 
den Aufſtieg der mittleren Beamten in höhere 


(A) 


(B 
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Stellen verhindert hätten. Herr Jewelowſki, ich 
weiſe Sie darauf hin, daß in der Zeit, wo Sie im 
Senat waren eine ganze Anzahl mittlerer Beam⸗ 
ter in höhere Stellen aufgerückt iſt und zwar, wie 
Sie zugeben werden müſſen, auf meinen Vor⸗ 
ſchlag, (Hört, hört! rechts.) Das iſt in einer Weiſe 
geſchehen, daß hier im Volkstag Vorwürfe zu⸗ 
weilen erhoben ſind, daß wir zu weit gegangen 
wären. Ich trage nach wie vor gern die Verant⸗ 
wortung dafür. Ich weiß, daß diejenigen Herren, 
die in dieſe Stellen eingerückt ſind, ſie voll aus⸗ 
füllen und (Abg. Rahn: Mitglieder der Deutſch⸗ 
nationalen Partei find!) damit ein guter Griff 
getan wurde. Die Deutſchnationale Fraktion hat 
ſtets auf dem Standpunkt geſtanden, daß ein Auf⸗ 
ſtieg von unteren und mittleren Beamten in 
höhere Stellen ein Gebot einer geſunden Beam⸗ 
tenpolitik iſt. Was ſollen Ihre Bemerkungen? 
(Abg. Jewelowſki: und die Beſchwerde, die gegen 
mich eingegangen iſt?) Ich führe Tatſachen an, 
wie die Deutſchnationalen Beamtenperſonalpoli⸗ 
tik betrieben haben und welches ihre Grundſätze 
ſind. Die Grundſätze und die Tatſachen wider⸗ 
ſprechen direkt Ihren Anſchuldigungen, daß wir 
das Aufſteigen mittlerer Beamter in höhere 
Stellen verhindert hätten. Dieſe Behauptung 
iſt unwahr. Wenn Beſchwerden aus Deutſch⸗ 
nationalen Kreiſen gekommen ſind und wir 
trotzdem die Beförderung mittlerer und un⸗ 
terer Beamter in höhere Stellen durchgeführt 
haben, ſo ſpricht das doch gerade gegen Ihre 
Anſchuldigung. (Abg. Jewelowſki: Das iſt 
eine Verdrehung der Tatſachen!) Wenn Sie in 
Verlegenheit kommen, werden Sie grob. Wer 
grob wird, hat unrecht. 

Ferner iſt es unberechtigt, Herr Jewelowſfki, 
wenn Sie uns den Vorwurf machen, wir hätten 
uns gegen das Zuckerſteuergeſetz gewandt. Das 
Gegenteil iſt richtig. Das Zuckerſteuergeſetz iſt von 
der Regierung, in der die Deutſchnationalen 
waren, eingebracht und von der Deutſchnationa⸗ 
len Fraktion einſtimmig angenommen worden. 
(Abg. Schwegmann: Sehr richtig!) Warum, um 
Ihre Worte zu gebrauchen, ſolche Verdrehungen 
von Tatſachen. (Abg. Jewelowſki: Das iſt eine 
Verdrehung, wie ſie ſchlimmer nicht mehr ſein 
kann!) Sie können nachher von hier ſprechen. Nun 
kommt Ihre Bemerkung über den Landbund und 
die Landwirtſchaft. Sie entſpricht ebenfalls weder 
den Intereſſen der Landwirtſchaft noch den Tat⸗ 
ſachen und der Wahrheit. Das Landwirtſchafts⸗ 
kammergeſetz iſt z. Zt. deshalb nicht zuſtande ge⸗ 
kommen, weil Ihre Partei, Herr Jewelowfki, 
allerdings wie ich wohl weiß gegen Ihre Mei⸗ 
nung und Ihre Stimme, Sie konnten ſich nicht 
durchſetzen, zuſammen mit den Sozialdemokraten, 
das Geſetz ſabotiert hat. (Sehr wahr! rechts.) 
Heute ſteht die Landwirtſchaft auf dem Stand⸗ 
punkt, daß ihre Intereſſen im Landbund genü⸗ 
gend vertreten ſind, und zwar ſowohl die Inter⸗ 
eſſen des größeren, wie des mittleren und kleinen 
Beſitzes. Wenn Sie heute ein Landwirtſchafts⸗ 
kammergeſetz vorlegen, und die Landwirtſchaft es 
ablehnt, ſo tut ſie es, weil ſie die Koſten dafür 
nicht tragen will, weil ſie ſich bei den troſtloſen 
Verhältniſſen außerſtande ſieht, ſelbſt noch wei⸗ 
tere Koſten aufzubringen. (Abg. Doerkſen: Sehr 
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wahr!) Wenn Sie, Herr Jewelowfli, ih nun hier (0) 


herſtellen und jagen, die Landwirtſchaftskammer 
müßte im Intereſſe des Kleinbeſitzes gegen den 
Großbeſitz errichtet werden, ſo verſuchen Sie da⸗ 
mit, einen Keil zwiſchen den kleinen, mittleren 
und großen Grundbeſitz zu treiben. Das iſt nicht 
im Intereſſe der Landwirtſchaft. Die Landwirt⸗ 
ſchaft hat ſoviel geſunden Sinn, daß ſie ſolche Ver⸗ 
ſuche ablehnt und weit von ſich weiſt. (Iſt das 
eine Wahlrede? links.) Herr Jewelowſti hat ſo⸗ 
viel Tatſachen vorgebracht, daß Sie nicht verlan⸗ 
gen können, daß die Deutſchnationalen dazu 
ſchweigen. Herr Jewelowſki hat erklärt, daß die 
Deutſchnationalen in den letzten Jahren nichts 
zur Ermäßigung der Gerichts: und Anwaltkoſten 
getan haben. Er hat geſagt, die unerträglich 
hohen Gerichts⸗ und Anwaltskoſten ſeien von den 
Deutſchnationalen immer geduldet worden. Die 
Wahrheit iſt folgende, Herr Abg. Jewelowfki: 
Die Deutſchnationalen haben im Jahre 1924 
einen Geſetzentwurf vorgelegt, der einen ſtarken 
Abbau der Gerichts-, Anwalts⸗ und Notariats⸗ 
koſten vorſah. Die Regierung hat den Entwurf 
vorgelegt, hier im Volkstag wurden erhebliche 
Abſtriche gemacht. Die Abſtriche wurden gegen 
den Willen und gegen die Stimmen der Deutſch⸗ 
nationalen vorgenommen. (Sehr richtig! rechts.) 
Gegen den vom Senat, in dem Sie, Herr Jewe⸗ 
lowſki, waren, vorgelegten Geſetzentwurf wurden 
die Gebühren von einer Mehrheit erhöht, die ſich 
aus der Sozialdemokratie, dem Zentrum und den 
Liberalen zuſammenſetzte. Wem die Tatſachen 
aus dem Gedächtnis entfallen ſind, den erinnere 


ich an einen Zuſammenſtoß der zwiſchen unſerm O) 


Fraktionsfreunde Dyck und den Abg. Keruth und 
Kurowſki ſtattfand. Ich wiederhole; es iſt be⸗ 
dauerlich, daß dieſe Dinge hier vorgetragen wer⸗ 
den müſſen. Ich muß Sie aber zur Steuer der 
Wahrheit vorbringen. 


Auf einen Antrag Schwegmann ſind weiter 
im Jahre 1926 die Gebühren für die Aufwer⸗ 
tungsprozeſſe berabgeſetzt. Niemals haben wir 
uns gegen eine Ermäßigung der Gebühren ausge⸗ 
ſprochen. Wir ſtehen auch heute noch auf dem 
Standpunkt, daß es eine ſchwere Belaſtung für 


die Wirtſchaft iſt. wenn die Gebühren jo hoch find. 


Ob eine weitere Herabſetzung z. Zt. möglich iſt, 
will ich nicht entſcheiden. Ich wende mich ledig⸗ 


lich dagegen, daß Sie die agitatoriſche Behaup⸗ 
tung aufſtellen, wir hätten immer Steuerermäßi⸗ 
gungen abgelehnt. Schon im Jahre 1924 ſind 
unter unſerer Mitwirkung und meiſt auf unſern 
Antrag eine größere Zahl von Steuern z. T. auf⸗ 
gehoben, z. T. ermäßigt worden. Damals waren 
Sie auch noch im Senat. Ich ſtelle feſt, daß Sie 
mitgewirkt haben. Ich erinnere an die Mineral⸗ 
waſſerſteuer, an die Warenhausſteuer, an die 
Zündholzſteuer, Vermögensſteuer, die auf die 
Hälfte herabgeſetzt wurde. Ein Jahr darauf 
wurde die Vermögensſteuer noch einmal er⸗ 
mäßigt, immer unter Mitwirkung, meiſt auf An⸗ 
regung der Deutſchnationalen. Die Einkommen⸗ 
ſteuer wurde ſehr erheblich ermäßigt, die Um⸗ 
ſatzſteuer wurde von 2 auf 1 Prozent herabaoſetzt. 
Ich erinnere an die von uns durchgeſetzte Aufhe⸗ 
bung der Umſatzſteuer und Lohnſummenſteuer. 
Haben Sie das alles vergeſſen Herr Sewelomifi, 
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oder war Ihre Rede nur dazu beſtimmt, die Tat⸗ 
ſachen ſo darzuſtellen wie ſie nicht ſind, und gegen 
uns Stimmung zu machen. Glauben Sie, Herr 
Abg. Jewelowſki, daß die Mitwirkung der 
Deutſchnationalen Partei und Ihrer Zuſammen⸗ 
ſetzung, ihren politiſchen Grundſätzen für eine ge⸗ 
ſſetzgeberiſche Arbeit im Intereſſe der Wirtſchaft 
auf lange Jahre hinaus entbehrt werden kann? 

Die Deutſchnationale Volkspartei iſt für eine 
geſunde Wirtſchaftspolitik im Freiſtaat unent⸗ 
behrlich und ich finde es außerordentlich eigen⸗ 
tümlich, wenn ein Mann mit Ihren wiͤrtſchaft⸗ 
lichen Anſchauungen hier Brandreden gegen die 
Deutſchnationalen hält und ihnen vorwirft, daß 
fie, während Sie ſelbſt ſich mit der wirtſchafts⸗ 
feindlichen Sozialdemokratie verbinden, eine ver⸗ 
fehlte und verkehrte Wirtſchaftspolitik treiben. 
Es ſind heute ſchon vielen Wirtſchaftskreiſen die 
Augen darüber aufgegangen, was es heißt, eine 
Geſetzgebung und eine Politik ohne Mitwirkung 
der Deutſchnationalen zu treiben. Ich möchte nicht 
hoffen, daß das Wechgeſchrei aus den Kreiſen der 
Wirtſchaft über dieſe Tatſachen ſo ſtark wird, daß 
keine Rettung mehr für die Danziger Wirtſchaft 
eintritt. Zu den Ausführungen des Herrn Abg. 
Jewelowſki über die auswärtige Politik kann ich 
nach meinen ausführlichen Darlegungen, die ich 
zu Beginn gemacht habe auf nähere Ausfüh⸗ 
rungen verzichten. Vielleicht werden Sie auch, 
Herr Abg. Jewelowſki, in Ihrer Tätigkeit als 
Senator manche lehrreiche Erfahrung ſammeln. 
Es hat ſchon mancher, angeſichts der unumſtöß⸗ 
lichen Tatſachen umlernen müſſen. (Sie haben 
auch umgelernt, oder nicht?) Ich weiß aber, daß 
Sie Zureden und Belehrungen außerordentlich 
ſchwer zugänglich ſind nach Ihrer ganzen perſön⸗ 
lichen Veranlagung, nach Ihrer Selbſtüber⸗ 
ſchätzung, (Hört, hört! rechts) die einen klaren 
und für manchen erheiternden Ausdruck darin ge⸗ 
funden hat, daß Sie ſagten, Sie hätten in vier 
Wochen mehr geleiſtet als die Deutſchnationalen 
in vier Jahren. Das hat mich an einen Ausſpruch 
erinnert, der auch ein klaſſiſcher Jewelowſkiſcher 
Ausdruck geworden iſt, den Sie vor Jahren im 
Unterſuchungsausſchuß taten: „Ein Kopfnichen 
von Julius Jewelowſki iſt mehr wert als die 
Eide ſämtlicher Senatoren.“ (Abg. Jewelowſki: 
Sie ſollten wirklich bei der Wahrheit bleiben! 
Jetzt jagen Sie die Unwahrheit. Ich habe es auf 
eine beſtimmte Perſönlichkeit gemünzt und einen 
Brief, den haben Sie nicht wiedergegeben.) Ich 
beſinne mich, daß in dem Brief ſtand, daß ich der 
einzige wäre, der im Anterſuchungsausſchuß 
keinen Meineid geleiſtet hätte. (Heiterkeit.) Ich 
habe den Brief Herrn Sahm gezeigt und geſagt: 
„Ich mache mir dieſe Ausführungen des Herrn 
Jewelowfki nicht zu eigen.“ ( Heiterkeit.) Was 
ſagen Sie dazu? 

M. D. u. H.! Ich möchte ſchließen, aber nach 
dieſen erheiternden Szenen mit einem ſehr ern⸗ 
ſten Wort. Ich bin der feſten Ueberzeugung, Dan⸗ 
zigs Intereſſen erfordern es, daß ſolche Ausein⸗ 
anderſetzungen, wie ſie hier durch die Erklärung 
des Herrn Abg. Jewelowiti nötig geworden find, 
in Zukunft unterbleiben. (Sehr richtig! rechts.) 
Danzigs ſtaatliches Intereſſe erfordert hes, daß 


insbeſondere bei der Verhandlung der Danzig⸗ 
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Polniſchen Fragen die deutſchen Parteien Polen 
gegenüber alle an einem Strang ziehen. Da gibt 
es nur eine richtige Politik, das iſt die Politik der 
zähen Wahrung der Danziger Rechte. (Sehr 
wahr! rechts.) Wenn Sie meine Herren, die Sie 
jetzt in der Regierung ſitzen, dieſe Politik mit 
Nachdruck betreiben, ſo ſollen Sie jederzeit unſere 
Unterſtützung finden. Der Tag, an dem eine Ein⸗ 
heitsfront aller deutſchen Parteien gegenüber 
polniſcher Anmaßung hier im Volkstag hergeſtellt 
iſt, wie ſie in den erſten Jahren beſtanden hat, 
wird einen Markſtein in der neueren Geſchichte 
unſerer Freien Stadt bilden. Er wird die beſte 
Garantie für die Freiheit und das Deutſchtum der 
Freien Stadt ſein. „Der Zwieſpalt im Innern 
zerſtört den Staat.“ Dieſer Satz iſt von unſeren 
Altforderen an die Stirnwand des Hohen Tors 
geſetzt worden zur Mahnung und zur Warnung 
der nachfolgenden Geſchlechter, aber auch des 
lebenden Geſchlechts. 
vorhalten. (Lebhaftes Bravo rechts. Zwiſchenrufe. 
Abg. Dr. Blavier: Hätten Sie nur eher daran ge⸗ 
dacht, nicht erſt jetzt!) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. { 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Auf die Polemik meines Vorredners einzugehen 
erübrigt ſich, denn ſchließlich iſt alles das, was er 
ausgeführt hat, nur ein Bekenntnis oder der 
Aerger darüber, daß er heute nicht an der Futter⸗ 
krippe ſitzt, daß er und ſeine Partei nicht ſein 
Schäfchen ins Trockene bringen kann. Natürlich 
hat die jetzige Koalition an dem was geweſen iſt, 
abſolut nichts geändert. Nach wie vor können 
wir von dieſer Stelle aus ſagen, daß alle Wahl⸗ 
verſprechungen ad acta gelegt worden ſind, daß 
alles vergeſſen worden iſt, was ſ. Zt. nicht nur 
die Sozialdemokratie ſondern auch die Liberale 
Partei den Wählern glaubte verſprechen zu müſ⸗ 
ſen. Aber die zweite Beratung und die Beratung 
im Ausſchuß haben bewieſen, daß an dem jetzigen 
Beſtand der Wirtſchaft, an den Verwaltungsmaß⸗ 
nahmen und Regierungsmethoden, die bis zum 
en beſtanden, ſich abſolut nichts geändert 
at. 
Geſicht der jeweiligen Regierung am beſten wie⸗ 
derſpiegelt, beweiſt uns, daß dieſe Regierungs⸗ 
koalition noch rigoroſer, noch gemeiner gegen die 
Aermſten der Armen vorgeht, als es die Deutſch⸗ 
nationale Regierung getan hat. (Sehr wahr! bei 
den Kommuniſten.) Das ſteht unumſtößlich feſt, 
daran kann niemand rütteln. Wenn hier der 
Streit zwiſchen Privatwirtſchaft und angeblich 
ſozialiſtiſcher Wirtſchaft entbrannt iſt, dann möchte 
ich auch daran erinnern, daß Herr Dr. Ziehm ſich 
im Irrtum befindet und nur nach außen hin ein 
paar kleinbürgerlichen Krämern angſt machen 
will. Wo und wann hat jemals die jetzige Koa⸗ 
lition daran gedacht, die Privatwirtſchaft in ihrer 
Ausdehnung zu hindern? Im Gegenteil, all das, 
was eytl. dazu angetan ſein könnte, von dieſem 
Wirtſchaftskörper das Schlechte zu entfernen, läßt 
ſie weiterbeſtehen und unterſtützt nach wie vor die 
Privatwirtſchaft, ja man kann ſagen, in weit 


größerem Maße als die deutſchnationale Regie⸗ 
rung. 


Das wollen wir uns alle. 


Im Gegenteil, der ſoziale Etat, der das 
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Halte, Abgeordneter) 

Auch in dieſem Punkte finden wir in den 
Etatsgeſetzen, daß dieſe Regierung bemüht iſt, die 
Privatwirtſchaft dauernd zu unterſtützen. Wir 
entſinnen uns, daß der Zuckerraffinerie 300 000 
Gulden an den Hals geworfen wurden, die ſchließ⸗ 
lich die Steuerzahler aufbringen müſſen. Wenn 
Herr Dr. Ziehm hier glaubt, die Privatwirtſchaft 


gegen die jetzige Regierung in Schutz nehmen zu 


müſſen, ſo möchte ich nur auf eins verweiſen, und 
zwar auf das Geſetz, daß von den Deutſchnationa⸗ 
len dem Volkstag vorgelegt worden iſt und auch 
auf die Entſchließungen zum Etat, aus denen her⸗ 
vorgeht, daß es gerade die Deutſchnationalen find, 
die die kleinen Wirtſchaftskreiſe abwürgen und 
beſeitigen wollen. Es war ja ein deutſchnatio⸗ 
naler Abgeordneter, der hier den Standpunkt ver⸗ 
trat, die Kohlenhändler, die in den Straßen 
herumfahren und ihre Ware abſetzen wollen, müß⸗ 
ten verſchwinden. Die kleinen Exfriſchungshal⸗ 
len, die ſich in Danzig befinden, ſollten beſeitigt 
werden, damit nur ein paar Herren die ganze 
Wirtſchaft in die Hände bekommen und ſchalten 
und walten können wie es ihnen beliebt. 

M. D. u. H.! Ich glaube, daß dieſer Weg, den 
Sie wünſchen, von der jetzigen Koalition langſam 
aber ſicher gegangen wird. Deutſchland iſt ja der 
beſte Beweis dafür und auch Preußen. Daß die 
preußiſche Regierungskoalition, die ja dieſelbe iſt 
wie hier in Danzig, es verſtanden hat, die kleinen 
Wirtſchaftler, die über wenig verfügen, zu beſeiti⸗ 
gen, und alles langſam aber ſicher in ein paar 
Händen zu konzentrieren. Auch dieſe Koalition 
wird dazu übergehen, die Wirtſchaft in die Hände 
einiger weniger zu bringen. Ich ſagte, es macht 
ſich beſonders bei dem Sozialen Etat bemerkbar, 
wie dieſe Regierung gewillt iſt zu wirtſchaften, 
wie ſie gewillt iſt, die beſitzenden Kreiſe zu ent⸗ 
laſten und die beſitzloſen zu belaſten. 

Aber daß man in dem Zuſammenhang natür⸗ 
lich auch andere Wege einſchlagen muß, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich; denn wenn man die Beſitzloſen im⸗ 
mer mehr drückt, immer mehr Steuern aus ihnen 
herauszieht, wenn man ihnen die Anterſtützungen 
kürzt, jo iſt natürlich damit zu rechnen, daß es evt. 
bei dieſen Kreiſen zu Entrüſtungsſtürmen kommt, 
die dazu angetan ſein könnten, der jetzigen Koali⸗ 
tion Schwierigkeiten zu machen. Um das zu ver⸗ 
hindern, muß man Maßnahmen ergreifen, die 
dazu angetan ſind, die minderbemittelten Kreiſe 
in ihre Schranken zurückzuverweiſen. Auch auf 
dieſem Gebiet hat ſich die jetzige Koalition nicht 
geſcheut, die Maßnahmen weiter zu führen, die 
von der deutſchnationalen Regierung ſo gern an⸗ 
gewandt werden, ja dieſe Maßnahmen noch zu 
verſtärken. Die jetzige Koalitionsregierung iſt es, 
die beſonders die Richtlinien des franzöſiſchen 
Anterrichtsminiſters de Monzier über die Gefahr 
des Kommunismus in ſich aufgenommen hat. Die 
Regierungskoalition in Danzig iſt dem Ruf des 
Anterrichtsminiſters gefolgt und nimmt ganz 
ſcharf gegen alles Stellung, was ſich gegen ihre 
Anterdrückungsmethoden aufbäumt. Die Maß⸗ 
nahmen, die getroffen werden, ſollen jede Frei⸗ 
heit im Keim erſticken. Dieſer Unterrichtsmini⸗ 
ſter in Frankreich war es ja, der ſich auch der 


Danziger Preſſe bedient hat. Er erklärte, wenn 
das ſo weiter geht, dann iſt damit zu rechnen, daß 
die europäiſchen kapitaliſtiſchen Staaten vom 
Kommunismus hinweggefegt werden. Er gab al⸗ 
len dieſen Staaten den guten Rat, ſchärfere Maß⸗ 
nahmen gegen das revolutionäre Proletariat zu 
ergreifen und ſie ſo auszubauen, daß dieſe revolu⸗ 
tionäre Bewegung endlich zerſchlagen wird. Ich 
ſage, dieſe Richtlinien hat die jetzige Koalition in 
ſich aufgenommen, handelt danach und iſt beſtrebt, 
das durchzuführen, was ein franzöſiſcher Unter⸗ 
richtsminiſter verlangt. Man iſt beſtrebt, das re⸗ 
volutionäre Proletariat niederzuſchlagen und nie⸗ 
derzutrampeln. 

Sie werden ſich alle der Pfingſtfeiertage in 
Danzig entſinnen und werden wiſſen, daß es hier 
die Faſchiſten waren, die da glaubten, die deutſche 
Kultur hier wieder einmal in Danzig zeigen zu 
müſſen und die zum Ausdruck bringen wollten, 
daß ſie unmittelbar zuſammengehörten. Wie die⸗ 
ſe Herren hier gehauſt haben, darüber haben ſich 
natürlich die Danziger bürgerlichen Zeitungen 
nicht aufgeregt. Aber Tatſache iſt, daß dieſe Lüm⸗ 
mels alles mögliche angeſtellt haben, daß ſie Ar⸗ 
beiter provoziert und blutig geſchlagen haben, um 
Zuſammenſtöße heraufzubeſchwören. Was tut 
der Staat, die jetzige Koalitionsregierung, die für 
Ruhe und Ordnung zu ſorgen hat. Das Polizei⸗ 
präſidium geht nicht etwa gegen dieſe Provoka⸗ 
teure, gegen dieſe Werwölfe und Faſchiſten vor, 
nein, die werden in Schutz genommen, die werden 
behütet und betreut. Vorgegangen wird nur ge⸗ 
gen die revolutionäre Arbeiterſchaft. Das liegt 
in derſelben Linie, was der franzöſiſche Unter: 
richtsminiſter zum Ausdruck gebracht hat. Man 
hat einfach Mitglieder des Roten Frontkämpfer⸗ 
bundes auf das Polizeipräſidium geſchleppt, eini⸗ 
ge davon tagelang feſtgehalten und hat damit zum 
Ausdruck gebracht, daß nicht die Werwolfleute 
diejenigen ſind, die die Danziger Arbeiterſchaft 
provozierten und blutig geſchlagen haben, ſondern 
man brachte damit zum Ausdruck, daß das revo⸗ 
lutionäre Proletariat dieſe Werwolflümmels an⸗ 
gegriffen habe. Dieſe Werwolfhalunken ſind ja 
die Freunde des Polizeipräſidenten und er glaubt, 
ſie ganz beſonders in Schutz nehmen zu müſſen. 
Unter ſeiner Regie war es möglich, daß man von 
ſeiten der Kriminalpolizei verſuchte, Geſtändniſſe 
zu erpreſſen inſofern, als man den Verhafteten 
einfach nichts zu eſſen gab oder ſo minderwertiges 
Eſſen vorſetzte, daß ſie es nicht genießen konnten. 
Andererſeits haben ſich dieſe Kriminalbeamten 
ſogar berufen gefühlt, ſich mit unſeren internen 
Parteiangelegenheiten zu beſchäftigen. So glaub⸗ 
te beiſpielsweiſe einer, ſich ſehr dafür intereſſieren 
zu müſſen, weshalb ſeinerzeit der Abgeordnete 
Plenikowſki von der S. P. D. zur K. P. D. ge⸗ 
kommen ſei. Ja, man ging ſoweit bei dieſer Kri⸗ 
minalpolizei, daß man dieſen angeblich Angeſchul⸗ 
digten Protokolle vorlegte, die Hand darauf legte 
und dann verlangte, daß dies Protokoll unter⸗ 
ſchrieben werden ſolle. Man hat es aber bei die⸗ 
ſen Vernehmungen nicht bewenden laſſen, ſon⸗ 
dern man iſt einen Schritt weiter gegangen und 
hat aus Anlaß dieſer Zuſammenſtöße in den 
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(Raichte, Abgeordneter) 
Pfingſtfeiertagen einfach den Roten Frontkämp⸗ 
ferbund verboten. Das geſchieht in einem Staat, 
deſſen Verfaſſung demokratiſch ſein ſoll und deſſen 
Verfaſſung auch im Artikel 84 beſagt, alle Staats⸗ 
angehörigen haben das Recht, ſich ohne Anmel⸗ 
dung und ohne beſondere Erlaubnis friedlich und 
unbewaffnet zu ſammeln. Der Herr Polizeiprä⸗ 
ſident fühlt ſich aber bemüßigt im Intereſſe der 
jetzigen Koalition die Verfaſſung einfach zu ver⸗ 
letzen, ja ſie völlig auszuſchalten. Ich bekomme 
heute beiſpielsweiſe von dem Herrn Froboeß fol⸗ 
gendes Schreiben: 

Ich beſtätige den Empfang der Anmeldung vom 
heutigen Tage, nach der am 19. cr. abends 7 Uhr eine 
Kundgebung der Kommuniſtiſchen Partei und des 
Roten Frontkämpferbundes auf Hakelwerk mit an⸗ 
ſchließendem Amzug nach dem Wiebenwall erfolgen 
ſoll. Aus den inzwiſchen abgeſchloſſenen Ermittelun⸗ 
gen über die Vorgänge am erſten Pfingſtfeiertage 
geht hervor, daß von führender Stelle des Roten 
Frontkämpferbundes dazu ausgegangen iſt, Konflikte 
1100 den Mitgliedern der Wehrwolforganiſation zu 
ſuchen. 

Ich möchte den Herrn Polizeipräſidenten einmal 
fragen (Abg. Plenikowſki: Er iſt verſchwunden) 
wer ihm dieſe Weisheit auf die Naſe geſetzt hat. 
Sicher werden das ſeine Wehrwolfleute geweſen 
ſein, die ihm das beigebracht haben, um ihm die 
Handhabe zu geben, daß er den Roten Frontkämp⸗ 
ferbund verbietet. Das iſt prompt befolgt wor⸗ 
den. Uns, als Mitgliedern des Roten Front⸗ 
kämpferbundes, iſt weder von einer Anordnung 
etwas bekannt noch davon, daß eine derartige an⸗ 
gebliche Anordnung durchgeführt worden iſt. Uns 
iſt nur bekannt, daß die Wehrwolfleute die Arbei⸗ 
terſchaft provoziert haben. (Abg. Zarske: Umge⸗ 
kehrt lieber Herr.) Ach Sie ſind auch noch da Herr 
Zarske! Laſſen Sie ſich ſagen, wenn dieſe Leute 
150 an der Zahl die Schalmeien Kapelle, die 24 
Mann ſtark iſt, beläſtigen und beleidigen, als rote 
Hunde bezeichnen, glauben Sie, daß das keine 
Provokation iſt? (Abg. Zarske: Das iſt nicht 
wahr! Abg. Langnau: Das iſt nicht wahr?) Ihre 
Leute ſpringen in der Allee beim Fackelzug aus 
der Reihe, wenn ein Arbeiter mit einem roten 
Abzeichen ſteht und ſchlagen auf ihm los, ohne ein 
Wort zu ſagen. Glauben Sie, daß das keine Pro⸗ 
vokation iſt, daß die Arbeiter ſich das gefallen 
laſſen? Wir haben ſelbſt Rote Frontkämpfer nach 
dem Lazarett zum verbinden bringen müſſen. Es 
fiel keinem Beamten der Schutzpolizei ein, dieſen 
Roten Frontkämpfern Beiſtand zu leiſten. 
Der Herr Polizeipräſident ſagt weiter: 

Mitglieder des Roten Frontkämpferbundes ha⸗ 
ben drei Angehörige des Wehrwolf, die ſich zunächſt 
unter polizeilichen Schutz geſtellt hatten, mit Stock⸗ 
ſchlägen hinterrücks angegriffen und durch Schläge 
und Meſſerſtiche ſchwer verletzt. 

(Abg. Plenikowſki: Durch Zeugen iſt das Gegen⸗ 
teil bewieſen! Abg. Liſchnewſki: Es ſind die 
Freunde des Polizeipräſidenten! Abg. Zarske: Es 
gibt bei Euch genau ſolche Raudies wie bei uns! 
Große Unruhe.) Herr Polizeipräſident, ich ſtelle 


feſt, daß Herr Zarske geſagt hat, daß es bei ihm 
genau ſolche Raudies gebe wie bei uns. Der Po: 
lizeipräſident hat die Raudies nur bei uns ge⸗ 
ſucht, aber nicht bei Ihnen, das iſt das Gemeine. 
(Abg. Liſchnewſwki: Weil es ſeine Freunde find!) 


Dieſe angeblichen drei Wehrwolfleute, die von 
unſern Leuten geſchlagen ſein ſollen, ſind dieje⸗ 
nigen, die auf unſere Kameraden zuerſt losge⸗ 
ſchlagen haben. (Sehr wahr! bei den Kommuni⸗ 
ſten) Ich weiß nicht, ob ſich von unſern Genoſſen 
einige dazu haben hinreißen laſſen, dieſe Wehr⸗ 
wolfleute, wie der Polizeipräſident ſagt, mit 
dem Meſſer zu bearbeiten. Ich verneine das ganz 
entſchieden. Aber wenn ein Wehrwolfmann von 
einem Arbeiter, den er provoziert hat, eins in 
die Schnauze bekommen hat, dann iſt das zu 
recht geſchehen. (Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr) 
Ich glaube, der Herr Polizeipräſident hat andere 
Aufgaben zu erfüllen, als ſich wochenlang mit 
dieſen nichtigen Sachen zu beſchäftigen. 
Der Polizeipräſident ſagt weiter: 
„Voſübekommende Perſonen find ohne jeden 
Anlaß ſchwer mißhandelt worden.“ 

Wo der Herr Polizeipräſident das her hat, weiß 
ich nicht. Er wird es wahrſcheinlich wie alles 
andere, das gegen die Arbeiterſchaft geſagt wird, 
aus den Fingern geſogen haben. Genau ſo ent⸗ 
behrt auch dieſes jeder Grundlage. Das Proleta⸗ 
riat iſt ſich einig und wird nicht zulaſſen, daß 
Provokateure die Oberhand gewinnen. Dieſe 
Tatſachen gehen aus den Bekundungen unbeteilig⸗ 
ter Zeugen und den Angaben des Roten Front⸗ 
kämpferbundes hervor. Ich möchte den Herrn 
Polizeipräſidenten fragen, welche unbeteiligten 
Zeugen denn da vernommen ſind. Nach der heu⸗ 
tigen Konſtellation der Polizei iſt es noch immer 
ſo geweſen, daß die Spitzel, die ausgeſchickt wer⸗ 
den, vernommen und als Anbeteiligte bezeichnet 
werden. (Gekaufte Subjekte! Bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Tatſache iſt, daß ſich in unſeren Reihen auch 
Spitzel befinden, die wir zu entlarven bemüht 
find. Solch ein Spitzel, auf den ſich der Herr Po⸗ 
lizeipräſident ſtützt, iſt nach dieſem angeblichen 
Wehrwolf⸗Zuſammenſtoß entlarvt worden. Dieſer 
gute Mann ſoll ja wohl geſagt haben, daß der 
Rote Frontkämpferbund der ſchuldige Teil ſei. 
Der Herr Polizeipräſident bauſcht das auf und 
glaubt nun den Roten Frontkämpferbund am 
Haken zu haben. Ich möchte nun dem Herrn Po⸗ 
lizeipräſident zu ſeiner Beruhigung ſagen, daß 


dies Element ein ehemaliger Stahlhelm⸗Mann. 
war, (Abg. Frau Kreft: Er iſt es noch!) der fir 
in unſere Reihen zwecks der Beſpitzelung einge⸗ 


ſchlichen hat. Was die Angaben von Mitgliedern 


des Roten Frontkämpferbundes anbetrifft, jo jage 
ich noch einmal, daß man ihnen die Gejtändnilje: 
abgezwungen hat, indem man ſie durch ſchlechtes 
Eſſen veranlaßte, Ausſagen zu machen, zum an⸗ 
f 8 ſpekuliert 
hat, ihnen ein Protokoll vorlegte, daß unterſchrie⸗ 
ben werden ſollte, während der Kriminalbeamte 


dern, indem man auf die Dummheit 


die Hand darauf legte, damit der Betreffende es 
nicht leſen konnte. Das ſind die eigenen Angaben 
von Mitgliedern des Roten Frontkämpferbundes. 

Ferner ſollen ebenfalls am Pfingſtſonntag 
Mitglieder des Roten Frontkämpferbundes die 
Seitenſcheibe eines Wagens der Autobusgeſell⸗ 
ſchaft eingeſchlagen haben. Daß dies Rote Front⸗ 
kämpfer geweſen ſind, iſt vollſtändig falſch. Dieſe 
Scheibe iſt von einem, der am Umzug unbeteiligt 


00 


— 


(D) 


(Aa 


(B) 


— 


630 


Raſchke, Abgeordneter) 

war, deshalb zerſchlagen worden, weil der Chauf⸗ 
feur glaubte, in den Demonſtrationszug hinein⸗ 
fahren zu müſſen. Er hat ſich darüber empört und 
hat deshalb in die Scheibe hineingeſchlagen. Es 


iſt aber keinem Roten Frontkämpferkameraden 


eingefallen, dieſe Wagen zu beſchädigen. Im Ge⸗ 
genteil, die Roten Frontkämpfer kommen mit den 
Chauffeuren ſehr gut aus. Wenn ſie den Chauf⸗ 
feuren ſagen, ſie möchten halten, geſchieht das im 
guten und dann fügen ſich auch die Chauffeure 
dem, was verlangt wird. Es handelt ſich hier 
alſo um die Ausſage eines Achtgroſchenjungens, 
die die Handhabe für die Machinationen des Po⸗ 
lizeipräſidenten bietet. Ich will auch auf ei⸗ 
nen angeblichen Ueberfall eingehen, der in Lang⸗ 
fuhr war. Es ſind nicht unſere Leute geweſen, 
ſondern Stahlhelm- und Wehrwolfleute, die aus 
der Reihe ſprangen und jeden Arbeiter, den ſie 
trafen, tyraniſierten. Das Gemeine dabei iſt, daß 
ſich die Werwölfe leider niemals allein an einen 
Arbeiter heranwagen. Stoßtrupps zu fünf, ſechs 
und zehn Mann waren gebildet, die in der Allee 
über die Arbeiter herfielen und ſie blutig geſchla⸗ 
gen haben. 

Nun iſt das ſonderbar, daß man Angaben, die 
von anderer Seite gemacht werden, abſolut nicht 
nachprüft, ſondern glaubt, durch eine Preſſemel⸗ 
dung über die Sache hinweggehen zu können. Eine 
polniſche Zeitung hat bekanntlich geſchrieben, daß 
dieſe Werwolfleute den Zug von Edingen nach 
Danzig in Oliva angehalten haben und dort die 
Bevölkerung polniſcher Nationalität beläſtigt ha⸗ 
ben ſollen. Da fragt kein Polizeipräſident, wie er 
eventuell eingreifen kann und was hier zu tun 
iſt, wie er Material bekommt, um feſtzuſtellen, ob 
das Tatſache iſt. Da nimmt man einfach die 
Preſſeſtelle des Senats zur Hilfe, ſtellt dieſe Mel⸗ 
dung als falſch hin und die Sache iſt erledigt. Es 
bleibt aber beſtehen, daß die Danziger Bevölke⸗ 
rung nicht nur in Oliva ſondern auch in Zoppot 


ganz gehörig provoziert worden iſt. Nun jagt der 


Polizeipräſident: 

„Hiernach bedeutet das Auftreten des Roten 
Frontkämpferbundes im Verſammlungen unter freiem 
Himmel und bei Amzügen eine unmittelbare Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit.“ 

Ueber ſo viel Dummheit kann man ja nur 
lachen. Wenn die Werwölfe noch hier wären, 
wenn ſie ſich hier noch in Danzig herumtrieben, 
könnte man dies Verbot eventuell verſtehen und 
ſich ſagen, daß der Polizeipräſident ſich davon lei⸗ 
ten läßt, Zuſammenſtöße zu vermeiden. Es wäre 
alſo von ſeinem Standpunkt aus angebracht, eine 
Demonſtration zu verbieten. Aber jetzt befindet 
ſich keiner dieſer Lümmels oder nur ſehr wenige 
im Freiſtaat. Die wagen ſich jetzt nicht aus ihren 
Löchern heraus. Trotzdem glaubt der Polizeiprä⸗ 
ſident, es beſtehe noch immer eine unmittelbare 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit. Nun, die 
Vergangenheit hat bewieſen, daß der Rote Front⸗ 
kämpferbund und die Kommuniſtiſche Partei bei 
ihren Umzügen Diſziplin zu halten wiſſen. Sie 
wird auch heute wieder beweiſen, daß ſie diſzipli⸗ 
niert Hit und ſich nicht provozieren läßt. Was hier 
verfügt wurde, iſt eine Provokation gegenüber 
der Arbeiterſchaft. Es heißt hier: i 
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„Ich verbiete deshalb die für den 19. Juni ge⸗ 
plante Kundgebung, ſofern daran Mitglieder des 
Roten Frontkämpferbundes geſchloſſen oder einzeln 
in Uniform teilnehmen.“ 

Wenn die Uniform ganz rot wäre, könnte man 
das verſtehen. Man weiß ja, daß Ochſen alles an⸗ 
dere nur keine rote Farbe leiden können. Wenn 
die Uniform ganz rot wäre, könnte man alſo 
ſagen, es befinden ſich viele Ochſen auf der 
Straße, die könnten ſcheu werden und eventuell 
Anheil anrichten. Aber es iſt nur wenig Rotes an 
unjern Uniformen. Deshalb iſt auch dieſer Grund 
nach unſerem Dafürhalten hinfällig. Ich habe 
heute vormittag mit dem Herrn Polizeipräſiden⸗ 
ten geſprochen und ihn gefragt, wie er ſich die 
Sache denkt, ob es uns nach ſeiner Meinung mög⸗ 
lich ſein wird, den einzelnen Ortsgruppen An⸗ 
weiſung zu geben, daß ſie nicht in Uniform er⸗ 
ſcheinen ſollten. Darüber geht der Herr Polizei⸗ 
präsident mit einer Handbewegung hinweg. Wenn 
Anberufene kommen ſollten, die ſich in Uniform 
zeigen, wollte er ſeine Maßnahmen ergreifen. 
Das heißt, daß man ſolche Arbeiter, die noch nicht 
erfahren haben, was los iſt, mit dem Gummi⸗ 
knüttel niederſchlagen und ſie eventuell nach 
Schießſtange bringen will. Wenn man ſolche blöd⸗ 
innigen Verfügungen herausgibt, ſoll man auch 
Zeit laſſen, daß man ſich darauf einſtellen kann. 
Es iſt doch meiſt ſo, daß die Roten Frontkämpfer 
ihre Uniform gleichzeitig als Arbeitsanzug be⸗ 
nutzen. In vielen Fällen iſt fie nicht nur Arbeits⸗ 
anzug, ſondern auch Sonntagsanzug. Sie ſind ja 
nur auf dieſen einen Anzug angewieſen und jetzt 
verbietet der Polizeipräſident dieſen Anzug. Ich 
wundere mich gar nicht, wenn heute Demonſtran⸗ 
ten in Unterhojen oder nur im Hemd erſcheinen. 
(Heiterkeit.) Das will man durchaus haben, um 
die Leute einſperren zu können. (Frau Kreft 
auch? rechts. Frau Abg. Kreft: Ich bin darüber 
erhaben!) All das bewegt ſich, wie geſagt im 
Rahmen der jetzigen Koalitionsmethoden. Der 
deutſchnationale Polizeipräſident der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Vizepräſident ſind ſich darin einig, daß 
die Arbeiterſchaft niedergeſchlagen werden muß, 
wenn ihre Politik durchgeführt werden ſoll, des⸗ 
halb bedient man ſich der Polizeiorganiſation der 
Juſtiz und aller Mittel, die ihnen zur Verfügung 
ſtehen. 

Das Kapitel Juſtiz hat uns hier im Volkstag 
ſchon ſo oft beſchäftigt. Noch niemand hat es fertig 
gebracht, den Vorwurf, daß die Juſtiz eine Klaf⸗ 
ſenjuſtiz iſt. zu widerlegen. Sie überlaſſen es uns 
immer wieder, dieſe Frage aufzurollen, über dieſe 
Frage zu ſprechen, weil Sie nicht in der Lage 
ſind, das widerlegen zu können. Die Klaſſenjuſtiz 
beſteht nach wie vor und ſie wird unter dieſer 
Koalitionsregierung genau dieſelben Blüten trei⸗ 
ben wie unter der verfloſſenen Regierung. Das 
beſte Beiſpiel iſt ja der Fall, der ſich vor kurzer 
Zeit vor dem Einzelrichter abgeſpielt hat. Ich 
denke dabei an die Verhandlung gegen Ricardo 
vor dem Einzelrichter. Dort ging man mit einer 
Handbewegung über alles hinweg. Ich hatte zu⸗ 
fällig Gelegenheit auch einen Termin vor dieſem 
Herrn zu beobachten. Wenn der Staatsanwalt 


ſeinen Antrag geſtellt hat und der Angeklagte 
das letzte Wort bekommen ſoll, dann ſteht der 
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noble Herr Richter ſchon auf und jagt: 
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„Ange⸗ 
klagter, haben Sie noch etwas?“ Hier iſt ſeine 
Barriere, dort hinten iſt das Zimmer, wo er be⸗ 
raten will. Er ſagt dann: „Wollen Sie noch et⸗ 
was ſagen?“ Dabei iſt er aber ſchon hinausge⸗ 
gangen. Ich kenne den Herrn nicht mit Namen, ich 
weiß nur, daß er im Schöffengericht Saal 1 ſitzt. 
Solche Richter können auch in der jetzigen 
Koalition ihr Unweſen treiben, nicht etwa zu 
Gunſten der Arbeiterſchaft, ſondern zu Ungunſten. 
In allen Fällen, wo ein Arbeiter vor dem 
Richter ſteht gilt für ihn nicht die Zivilprozeß⸗ 
ordnung, gilt für ihn keine Verteidigung, alles 
wird ihm entzogen. Von nichts kann er Gebrauch 
machen. Auf dem Gebiet des Gefängnisweſens 
haben wir ja etwas erlebt, worüber nicht nur die 
Arbeiterſchaft, ſondern weite Kreiſe der Bürger⸗ 
ſchaft empört ſind. Ich meine den Fall, wo ein 
Gefangener einfach niedergeknallt wurde, den 
Vorfall am Rufſiſchen Grab. Er iſt ein Beiſpiel 
dafür, wie die untere Beamtenſchaft gegen alles 
verhegt wind, was nicht nach Meinung der oberen 
Beamten zu den Menſchen zu rechnen iſt. Gefan⸗ 
gene, Erwerbsloſe, Wohlfahrtsrentenempfänger, 
ſie zählen nicht mehr zur Klaſſe der Menſchheit, 
ſondern anſcheinend nur noch zur Klaſſe der Tiere 
und müſſen deshalb wahllos in den Tod gejagt 
werden. (Abg. Plenikowſki: Die Pferde werden 
anſtändiger behandelt.) Natürlich werden die 
Rennpferde beſſer und ſauberer verpflegt wie die 
Menſchen, die nicht die Mittel dazu haben. Das 
Niederknallen des Gefangenen hat wie geſagt in 
der Oeffentlichkeit helle Empörung ausgelöſt. 
Was tut aber die Juſtiz, was tut die Gefängnis⸗ 
verwaltung? Anſtatt den Gefangenenaufſeher 
ſeines Amtes zu entheben, ihn für dieſe Tat zur 
Rechenſchaft zu ziehen, ſchickt man ihn einfach nach 
Deutſchland, damit er dort noch mehr Unfug trei⸗ 
ben kann. Mir iſt mitgeteilt, daß ſich dieſer Auf⸗ 
ſeher, der den Gefangenen am Ruſſiſchen Grab 
erſchoſſen hat, bereits in Deutſchland befindet. 
(Obergerichtsrat Kettlitz: Das ſtimmt nicht!) 
Wir werden ſehen, wer Recht behält. Ich traue der 
Regierung nicht mehr. Wenn ſie ſagt, es ſtimmt 
nicht, ſo ſtimmt es meiſtens doch. Für Sie Herr 
Kettlitz trifft das beſonders zu, ſehen Sie ſich 


meine Kleine Anfrage an, die ich in der letzten 


Zeit in Bezug auf die Amneſtie geſtellt habe, 
dann werden Sie finden, daß das, was ich geſagt 
habe, ſtimmt, aber das, was Sie geſagt haben, 
micht. Die Tätigkeit der Juſtiz beweiſt, daß Sie 
bis jetzt noch nicht recht gehabt haben. Ich be⸗ 
haupte, man hat dem Mann über die Grenze ge⸗ 
holfen, hat ihm in Deutſchland eine Anſtellung 
beſchafft und läßt ihn nun ſein verbrecheriſches 
Spiel weiter treiben. Abgeſehen davon muß die 
Frage aufgeworfen werden, was will die Regie⸗ 
rung gegen derartige Auswüchſe unternehmen? 
Will ſie weiter dieſe Verordnungen beſtehen 
laſſen, die dem Gefangenenaufſeher das Recht 
gibt, den Gefangenen niederzuknallen, ihn zu 


mißhandeln, oder will man dieſe Verordnung 
endlich revidieren? Nebenbei bemerkt iſt der Fall, 
der ſich dort abgeſpielt hat, von der Preſſeſtelle 
völlig entſtellt wiedergegeben. Nicht die Zei⸗ 
tungen, die darüber ſchreiben, haben falſche Mel⸗ 
dungen darüber gebracht. Die Preſſeſtelle iſt die⸗ 
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jenige, die die Sache abzuſchwächen verſucht und 
dieſen Gefängnisaufſeher in Schutz nimmt. Der 
Preſſeſtelle iſt anſcheinend, ich ſage anſcheinend, 
auch das Malheur unterlaufen, daß ſie geſchrieben 
hat: „Der Schuß iſt dem Gefangenen von vorne in 
die Bruſt eingedrungen.“ (Obergerichtsrat Kett⸗ 
litz: In den linken Arm.) Dies zeigt ſchon, daß der 
Mann nicht hat entfliehen wollen, der Schuß iſt 
hier hineingegangen und an der linken Schulter 
hinausgegangen. Selbſt, wenn er die Abſicht ge⸗ 
habt hat, zu fliehen, ſo hat er ſich das im letzten 
Moment überlegt, hat ſich zurückgewandt und 
wollte wieder zu ſeinen Kameraden zurückkehren. 
Sonſt könnte er doch garnicht von vorne den Ein⸗ 
ſchuß haben, ſondern müßte von hinten getroffen 
ſein. (Obergerichtsrat Kettlitz: Der Einſchuß iſt 
nicht von vorne.) Ich glaube beſtimmt, daß die 
Leiche auch unterſucht worden iſt und daß das 
ärztliche Gutachten vorliegt. Die Angehörigen 
haben auch Verſtändnis dafür; denn ſie ſind Sol⸗ 
daten geweſen, haben den Krieg mitgemacht und 
des öffteren feſtſtellen können, wo der Einſchuß 
und wo der Ausſchuß lt. Dieſe Angehörigen des 
Erſchoſſenen haben mir erklärt, daß ihn der Schuß 
von vorn getroffen hat. Aber ſelbſt wenn der Ge⸗ 
fangene die Flucht ergriffen hätte, war noch 
immer kein Anlaß vorhanden, dieſen Menſchen 
einfach niederzuknallen. Das iſt das Gemeine, das 
iſt das Sadiſtiſche, das Faſchiſtiſche, womit hier 
gearbeitet wird und die Regierung glaubt ſich da⸗ 
mit behaupten zu können. 

Das Moment, das uns außer dieſen Fragen 
noch ganz beſonders beſchäftigt, iſt das Steuer⸗ 
problem. Der Etat der Finanzverwaltung läßt 
wieder ganz klar und deutlich erkennen, daß die 
größte Laſt zur Erhaltung dieſes kapitaliſtiſchen 
Staates auf die Werktätigen und die Arbeiter ab⸗ 
gewälzt wird. Die indirekte Steuer, die Zölle, der 
größte Teil der Einkommenſteuer, alle dieſe Steu⸗ 
ern müſſen von der ſchaffenden Bevölkerung auf⸗ 
gebracht werden. Dieſe Regierung hat es nicht für 
nötig befunden, eine Erleichterung für die ſchaf⸗ 
fende Bevölkerung herbeizuführen. Sie iſt im 
Gegenteil der Meinung, daß die Einkommenſt uer 
jetzt noch zu einem größeren Teil von den Arbe 
tern aufgebracht werden muß, als es bisher der 
Fall war. 6 

Wenn die weitere Beſteuerung des Brannt⸗ 
weins zurückgezogen worden iſt, ſo iſt damit ab⸗ 
ſolut nicht die ſchaffende Bevölkerung entlaſtet 
worden. Dieje 3 Millionen, die man auf den 
Branntwein legen wollte, hat man nun micht 
etwa auf die Kreiſe der Beſitzenden abgewälzt, 
ſondern man hat ſie nur in anderer Form auf die 
Kreiſe der Beſitzloſen umgelegt. Das ganze 
Steuergebahren zeigt uns, daß auch dieſe Regie⸗ 
rung bemüht und beſtrebt iſt, für die beſitzenden 
Kreiſe neues Kapital anzuſammeln. Denen follen 
alle Abgaben, alle Laſten abgenommen werden, 
damit ſie recht viel Kapital anſammeln können 
und groß und ſtark werden, um den Arbeiter umſo 
mehr auszubeuten, ihn miederzudrücken und ihm 
das Leben ſchwer zu machen. Dieſe Steuerpolitik 
iſt für uns der Anlaß. im Zuſammenhang mit den 
andern Fragen zu erklären, daß auch dieſe Regie⸗ 
rung kein Recht hat, irgendwie nach außen zu 
ſagen, ſie meine es mit der Arbeiterſchaft ehrlich. 
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Wenn ſo die Ehrlichkeit gegenüber der Arbeiter⸗ 
ſchaft ausſieht, dann will ich gar nicht die Uns 
ehrlichkeit ſehen, dann will ich gar nicht ſehen, 
was der Arbeiterſchaft noch alles droht. Schlim⸗ 
mer als es jetzt iſt, ſchlimmer, als die Arbeiter⸗ 
ſchaft jetzt ausgebeutet und unterdrückt wird, kann 
es in der nächſten Zukunft garnicht mehr werden. 
Man ſoll ſich deshalb nicht hinſtellen und der 
Arbeiterſchaft klar machen wollen, daß die jetzige 
Koalitionsregierung im Intereſſe des Proleta⸗ 
riats notwendig ſei. Nein, dieſe Koalitionsregie⸗ 
rung, in der die Sozialdemokraten ſitzen, wird die 
Arbeiterſchaft knebeln, ſie zurückſtoßen, wenn ſie 
von ihrem Recht Gebrauch machen will und ſich 
beſſere Lebensbedingungen zu erkämpfen verſucht. 
Daß iſt die Aufgabe dieſer Koalitionsregierung. 
Das wird ſie durchführen und einen Teil davon 
hat ſie bereits durchgeführt. Der Weg, der in 
dieſen Monaten gegangen iſt, läßt klar und deut⸗ 
lich erkennen, daß zuerſt die beſitzende Klaſſe 
kommt. Ganz zuletzt kommt eventuell noch etwas 
für die Arbeiterſchaft in Frage. Das iſt das Ge⸗ 
ſicht der jetzigen Koalition. Auf dieſem Wege geht 
ſie weiter und tritt in die Fußſtapfen der Deutſch⸗ 
nationalen Regierung. 

Wir Kommuniſten ſagen deshalb: Dieſer Re⸗ 
gierung nicht einen Pfennig, dieſer Regierung 
den ſchärfſten Kampf, ſolange Kampf, bis ſie 
verſchwindet. Wenn man uns ſagt, dann werde 
an ihre Stelle eine deutſchnationale Regierung 
treten, dann ſagen wir, wenn die Arbeiterſchaft 
es bis dahin noch nicht verſtanden hat, das Ruder 
ſelbſt in die Hände zu nehmen, dann joll die 
deutſchnationale Regierung kommen, aber ſie 
wird es nicht wagen dürfen, ſo gemein, ſo rigoros 
gegen die Arbeiterſchaft vorzugehen, wie es die 
jetzige Regierung tut. Wenn die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer außerhalb der Regierung ſind und 
die Arbeiterſchaft geſchloſſen zuſammenſteht, wer⸗ 
den die ſozialdemokratiſchen Führer notgedrungen 
doch zu dieſen oder jenen reaktionären Fragen 
Stellung nehmen müſſen. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Sei werden der Arbeiterſchaft 
klar machen müſſen, was vorgeht. Heute aber, wo 
Sie ſelbſt reaktionäre Maßnahmen ergreift und 
durchführt, wagt ſie es nicht, bei der Arbeiter⸗ 
ſchaft damit zu kommen und ſie zu fragen, ob das 
gut wäre, ob man das durchführen könnte. M. H. 
von der Sozialdemokratie ſeien Sie ehrlich. Zei⸗ 
gen Sie der Arbeiterſchaft, wie Sie hier Geſetze 
machen und wie ſich die Geſetze gegen die Arbei⸗ 
terſchaft auswirken. Sie werden erleben, daß die 
Arbeiterſchaft mit Ihnen ein anderes Wort redet. 
Aber heute erklären Sie einfach in Ihren Ver⸗ 
ſammlungen, das Geſetz ſei ſo ſchön und ſo gut, 
das könne man annehmen, auch ihr müßt es an⸗ 
nehmen. 

Was iſt es beiſpielsweiſe, wenn der Abg. 
Brill in Steegen in einer Bauarbeiterverſamm⸗ 
lung erklärt, das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz 
bringe für die Bauarbeiter erheblich höhere Er⸗ 
werbsloſenunterſtützungen, als ſie jetzt bezahlt 
werden. Er vergißt aber ſchlauerweiſe, gleich zu 
ſagen, wieviel weniger die anderen bekommen und 
daß Tauſende Arbeiter überhaupt keine Unter: 
ſtützung erhalten werden. Wenn man das den 
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Ihnen in einem andern Ton reden. Aber Ihr de⸗ (O) 


magogiſches Spiel wird auch einmal durchſchaut 
werden. Die Arbeiterſchaft wird genau ſo wie ſie 
mit den deutſchnationalen Verbrechern Schluß ge⸗ 
macht hat, genau ſo wird ſie mit der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Verbrecherpolitik Schluß machen und 
wird an deren Stelle die Politik führen, die zur 
Beſeitigung dieſes kapitaliſtiſchen Ausbeutungs⸗ 
ſtaates notwendig iſt. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jewelowſki. 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.! Der Herr Abg. Ziehm hat ſehr lange Zeit 
gehabt, ſich auf die heutige Rede vorzubereiten 
und das was er vorgetragen hat, hat er auf 
Grund ſeines Manuffriptes vorgeleſen. Ich habe 


mich nicht vorbereiten können, will alſo aus dem 
Stegreif hier antworten. 


Der Herr Abg. Dr. 
Ziehm iſt heute hier ſo außergewöhnlich mutig 
aufgetreten und man muß ſagen, nach ſeinen heu⸗ 


tigen Erlebniſſen im Anterſuchungsausſchuß hat 
er alle Urſache, hier in dieſer Form zu ſprechen. 
Wer Gelegenheit gehabt hat, den Herrn Abg. Dr. 


Ziehm heute im Unterſuchungsausſchuß zu hören 
und die klägliche Rolle zu beobachten, die er dort 
geſpielt hat (Jämmerlich! links.) wird den Mut 

an daß er hier in dieſer Form geſprochen 
at. 

Ich will auf die letzten Ausführungen zurück⸗ 
kommen. Der Herr Abg. Dr. Ziehm glaubte, mich 
lächerlich machen zu können, indem er aus dem 
vorigen Anterſuchungsausſchuß, in den die 
Deutſchnationale Partei ihre beſten Köpfe hinein⸗ 
geſchickt hatte, um nur zu vertuſchen, eine kleine 
Bemerkung ron mir vorgetragen hat. Ich habe 
im AUnterſuchungsausſchuß einmal gejagt: „Ein 
Kopfnicken von Jewelowſki iſt mehr wert als 
mancher Eid.“ Es haben damals viele 


hat doch Gelegenheit gehabt, zu erfahren, was ich 
damit gemeint habe. Es hat damals im Unter- 
ſuchungsausſchuß ein Herr unter ſeinem Eid Aus⸗ 
ſagen gemacht, die ich als Meineid bezeichnet habe. 
M. D. u. H.! Als ich dieſen Vorwurf erhob, war 
ich nicht immun. Man konnte mich angreifen, 
deswegen habe ich meinen Kopf in die Schlinge 
gelegt und erwartet, daß die Herren mich belan⸗ 
gen werden. Sie haben den Mut nicht gefunden. 
(Hört, hört! links.) Auch heute iſt noch nachzu⸗ 
weiſen, daß die damalige Ausſage bewußt ein 
Meineid war. (Hört, hört! links.) M. D. u. H.! 
Wenn ein Mann wie ich als Kaufmann einen 
derartigen Vorwurf, ohne immun zu ſein, erhebt, 
dann hat er abgewogen, welche Folgen entſtehen 
können. Sie können daraus erſehen, daß ich die⸗ 
ſen Vorwurf nicht leichtfertig erhoben habe. Dieſe 
Sache heute hier lächerlich zu machen, war zumin⸗ 
deſt unvorſichtig. (Abg. Liſchnewſki: Aber lachen 
muß man doch, wenn ſich die Großkapitaliſten in 
die Wolle bekommen!) 

M. D. u. H.! Herr Dr. Ziehm hat hervorge⸗ 
hoben, die Deutſchnationale Partei habe die 
Grundwechſelſteuer herabgeſetzt. 


Arbeitern ſo klar macht, dann würden ſie mit Inflationsſteuer von 20 Prozent des Werts bei 


dieſen. 
Ausſpruch nicht verſtanden, aber Herr Dr. Ziehm 


Es beſtand eine 
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Verkauf von Grundſtücken. Es war ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß mit dem Aufhören der Inflation eine 
Steuer, die ein Fünftel des Wertes vorwegnahm, 
herabgeſetzt wurde. Das iſt kein Verdienſt der 
Deutſchnationalen, das hätten meiner Ueberzeu⸗ 
gung nach ſelbſt die Kommuniſten getan. Herr 
Dr. Ziehm hat dann hervorgehoben, daß durch die 
Tätigkeit der Deutſchnationalen die Spritſteuer 
verhindert worden ſei. Ich weiß wirklich nicht, 
auf Grund welcher Tatſachen dieſe Behauptung 
hier aufgeſtellt worden iſt. Er bemängelte dann, 
daß der Zollſchlüſſel noch nicht geregelt wäre. Er 
ſcheint nicht zu wiſſen, daß die Verhandlungen 
darüber ſeit Wochen andauern. (Abg. Weiße: 
Und ſtocken!) Ich weiß nicht, woher Sie dieſe 
Kenntnis haben. Ich weiß von einer Stockung 
bei dieſer Verhandlung nichts. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Die Deutſchnationalen haben ſchneller ver⸗ 
handelt!) Ich bin an dieſer Verhandlung nicht 
unbeteiligt. 

Dann die Verwaltungsreform. Sie willen, 
daß wir wichtigeres zu tun hatten, als die Ver⸗ 
waltungsreform in den drei erſten Monaten 
durchzuführen. Sie haben es uns ſchwer gemacht, 
dieſe Reform durchzuführen, nachdem Sie alle 
Stellen beſetzt haben, nachdem Sie die Beamten 
auf Lebenszeit angeſtellt haben. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Warten Sie nur ab. Die Verwaltungs⸗ 
reform wird ſchneller kommen, als Sie denken. 
(Abg. Plenikowſki: Herr Dr. Volkmann ſollte ſeit 
Monaten ſchon ſeinen Koffer packen!) Herr Dr. 
Ziehm ſprach dann von der Verſtändigung mit 
Polen, von dem Mißerfolg der Verhandlungen. 
M. D. u. H.! Wenn zwei Gegner ſich ſo verfeindet 
haben, wie es bis vor wenigen Monaten der Fall 
war, dann iſt es naturgemäß nicht leicht, eine 
ſolche Verſtändigung von heute auf morgen durch⸗ 
zuführen. Wir ſind dauernd tätig, für Danzig 
das herauszuholen, was nur möglich iſt. Wollten 
wir ſoviel nachgeben wie die Deutſchnationalen |. 
Zt. in Genf nachgegeben haben, dann wären die 
Verhandlungen ſchon längſt am Ende. (Abg. Dr. 
Ziehm: Die Deutſchnationalen ſind nie in Genf 
geweſen.) Sie haben das bewilligt, was in Genf 
abgeſchloſſen wurde und haben auch ohne weite⸗ 
res Hoheitsrechte aufgegeben, wie ich Ihnen nach⸗ 
gewieſen habe. (Abg. Schwegmann: Das iſt von 
mir im Hauptausſchuß ſcharf verurteilt worden!) 
Es gehört wirklich eine eiſerne Stirn dazu, etwas 
derartiges zu behaupten. (Abg. Dr. Ziehm: Das 
ergibt ja der Beſchluß, der gefaßt iſt!) Ach Sie 
wiſſen garnicht, wie der Beſchluß zuſtande gekom⸗ 
men iſt! (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) 

Herr Dr. Ziehm erklärte dann, wir ſollten 
eigentlich für die Oppoſition der Deutſchnationa⸗ 
len Partei in unſerm Verhältnis zu Polen dank⸗ 
bar ſein. M. D. u. H.! Die Bälle, die die Deutſch⸗ 
nationale Partei wirft, werden von den natio⸗ 
nalen und übernationalen Polen aufgefangen und 
in verſtärkter Form wieder zurückgeworfen. Da⸗ 
durch wird eine Situation geſchaffen, die der Ver⸗ 
ſtändigung jedenfalls nicht dienen kann. Ihre 
Oppoſition, die uns ſtützen ſoll, ſchädigt den Staat 
aufs ſchwerſte! (Hört, hört! links) Dann hat Herr 
Dr. Ziehm erklärt, die Linksregierung habe, das 


ſtehe feſt, das Geld während ihrer Regierung ver⸗ 
geudet. Herr Prälat Sawatzki hat bereits von 


dieſer Stelle aus erklärt, daß die damalige Koali⸗ 


tionsregierung weder etwas erwirtſchaftet noch 
etwas verwirtſchaftet hat. (Abg. Gehl: Nicht von 
dieſer Stelle!) Es war in einer Zentrumsver⸗ 
ſammlung, ich habe mich im Ort geirrt. (Abg. Dr. 
Ziehm: And die Bilanz, die aufgeſtellt wurde, von 
der ich ſprach? Gehen Sie doch darauf ein! Die iſt 
von Ihnen aufgeſtellt, die iſt in der Preſſe be⸗ 
kannt gegeben. Daraus habe ich ſie!) Ich habe 
mich der Mühe unterzogen, die Abrechnungen von 
1924 an durchzuſehen und habe gefunden, daß in 
jedem Etatsjahr Außenſtände übernommen wur⸗ 
den, die zum großen Teil nicht einzutreiben wa⸗ 
ren, Steuern, die längſt verfallen waren, geſtun⸗ 
dete Zölle etc. die noch aus der Zeit von 1924 ſtam⸗ 
men, die niemals haben eingetrieben werden kön⸗ 
nen und die Sie als Aktiva in Ihre Bilanz ge⸗ 
ſtellt haben. (Abg. Schwegmann: Die ſind zum 
großen Teil eingegangen.) (Abg. Dr. Ziehm: 
Zum großen Teil eingegangen!) Das iſt nicht der 
Fall. (Abg. Loops: Die Firmen waren längſt 
bankerott!) Wenn in dieſem Jahre die Zollein⸗ 
nahmen auf Grund der natürlichen Vorgänge um 
mindeſtens 14—15 Millionen zurückgegangen ſind 
und für die Erwerbsloſen mindeſtens 10—12 Mil⸗ 
lionen mehr ausgegeben wurde, ſo iſt das eine 
Summe, die damals nicht im Etat vorhanden 
war. Die ganze Finanzwirtſchaft mußte mit 
großen Außenſtänden rechnen, die 15 bis 25 Mil⸗ 
lionen betrugen. Das iſt eine derartige Luder⸗ 
wirtſchaft, daß ich es nicht verſtehen kann, wie 
man es hat ſoweit kommen laſſen. (Abg. Kar⸗ 
kutſch: Sehen Sie doch Ihre eigene Wirtſchaft an! 
Abg. Liſchnewſki: Wollen Sie nicht die Holzfelder 
übernehmen, Herr Karkutſch?) Herr Abg. Dr. 
Ziehm, ich habe es aufgegeben, Sie zu überzeu⸗ 
gen. Ich habe bereits heute vormittag im Unter- 
ſuchungsausſchuß erklärt, daß ich mich bezüglich 
Ihrer Perſon grundſätzlich umgeſtellt habe. Herr 
Dr. Ziehm legt natürlich keinen Wert darauf, als 
anſtändiger Menſch angeſehen zu werden. (Abg. 
Hohnfeldt: Von Ihnen nicht! Abg. Schwegmann: 
Wer ſchimpft, hat Unrecht!) Ein ſolches Wortſpiel 
iſt nicht immer richtig. Ich habe heute bereits im 
Unterſuchungsausſchuß ausgeführt, daß Herr Dr. 
Ziehm mit der Unterzeichnung des Antrages für 
den Anterſuchungsausſchuß bewieſen hat, daß er 
bei Abgabe ſeiner Unterſchrift ehrlos handelte. 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Jewe⸗ 
lowſki! Sie dürfen einem Abgeordneten nicht ehr⸗ 
loſe Geſinnung vorwerfen (Lebhafte 
Zwiſchenrufe und Anruhe. Abg. Raſchke: Die 
Würde des Hauſes iſt nicht gewahrt!) 


Jewelowſti, Abgeordneter (D. Lib.): Herr 
Abg. Dr. Ziehm hat damals zum Beweis, daß er 
die Wirtſchaft geſchützt hat, erklärt, daß im Jahre 
1924 die ſehr hohen Gebühren und Koſten der Ge⸗ 
richte und Notare aus der Inflationszeit er⸗ 
mäßigt wurden. Wenn man ſagt, daß man dau⸗ 
ernd für die Wirtſchaft eintritt, warum hat denn 
die Partei, als ſie in der Regierung war, nicht im 
Laufe der letzten zwei Jahre, nachdem ſich die Ver⸗ 
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(Jewelowſki, Abgeordneter) 5 
hältniſſe ſtabiliſiert haben, auch hier ruhigere 
Verhältniſſe geſchaffen? 

Herr Abg. Dr. Ziehm hat dann hervorgeho⸗ 
ben, daß meine Behauptung, die ich in meiner 
Rede vom 26. April bezüglich des Zuckergeſetzes 
geſagt habe, unwahr ſei. 3 
die Intereſſenten an die Deutſchnationale Partei 
herangetreten waren und gebeten haben, in dem 
und dem Sinne zu wirken und daß der Vorſitzende 
der Fraktion nicht die Zeit gefunden hat, die Her⸗ 
ren anzuhören und erklärte, er könne ſich jetzt der 
Sache nicht annehmen, die Angelegenheit ſei ſehr 
bedenklich uſw. (Abg. Schwegmann: Anwahr!) 
Nun höre ich wieder den Zwiſchenruf „unwahr. 
Herr Abg. Schwegmann hat ſich ſchriftlich an die 
Intereſſenten gewandt und angefragt, ob meine 
Behauptung richtig iſt. Vielleicht gibt er einmal 
die Antwort bekannt (Abg. Schwegmann: Sie hat 
nicht beſtätigt, was Sie behaupten!) Ich 
habe an den Beſprechungen zur Schaffung 
des Zuckerſteuergeſetzes teilgenommen und 
berufe mich darauf, daß mir der Betref— 
fende wörtlich erklärt hat, er ſei dageweſen und 
es ſei geradezu ein Skandal, wie der Vorſitzende 
der Partei ihn nicht habe unterſtützen wollen 
und ihn nicht habe verſtehen können und wollen. 
(Abg. Dr. Ziehm: Stimmt nicht!) Wenn das 
Zuckerſteuergeſetz verabſchiedet worden iſt, dann 
doch nicht durch ihre Tüchtigkeit. (Abg. Dr. 
Ziehm: Mit der damaligen Regierungskoalition 
gegen die Oppoſition!) Dann ſehen Sie die Akten 
nach, da bin ich zufällig ſehr genau informiert. 
Sie haben im Anfang Schwierigkeiten gemacht, 
das Geſetz zu ſchaffen, weil Sie nicht den Mut hat⸗ 
ten, dafür einzutreten. (Abg. Dyck II: Niemals!) 

Dann hat Herr Abg. Dr. Ziehm erklärt, meine 
Behauptung bezüglich des Aufſtiegs der mittleren 
Beamten ſei ebenfalls unwahr. M. D. u. H., ich 
habe als Senator im Jahre 1923 eine Rede ge⸗ 
halten und mich dafür eingeſetzt, daß den mittle⸗ 
ren Beamten Gelegenheit gegeben wird, in höhere 
Beamtenſtellen aufzuſteigen. Ich habe erklärt, 
daß meine Partei mit allen Mitteln dafür ein⸗ 
treten wolle. (Abg. Friedrich: Jetzt beim Beſol⸗ 
dungsgeſetz haben Sie Gelegenheit dazu!) Sofort 
hat der Senat ein Proteſtſchreiben erhalten, un⸗ 
terzeichnet von den deutſchnationalen Herren 
Treichel, Kaufmann, Kirchner. Die andern Na⸗ 
men ſind mir im Moment entfallen, ich kann ſie 
aber aus den Akten des Senats nennen. Dieſe 
Herren legten den ſchärfſten Proteſt dagegen ein, 
daß Herr Senator Jewelowſki den Verſuch mache, 
die mittleren Beamten vorwärts zu bringen. 
(Abg. Loops: Hört, hört!) Wenn Herr Abg. Dr. 
Ziehm, der dieſen Fall ganz genau kennt, heute 
behauptet, daß das nicht wahr ſei, werde ich ge⸗ 
zwungen ſein, den Brief originaliter vorzulegen. 
(Abg. Karkutſch: Ihre Partei iſt auch nicht im⸗ 
mer damit einverſtanden geweſen, was Sie ge⸗ 
tan haben! Zwiſchenrufe.) Herr Dr. Ziehm ſtellt 
ſich hier als Wahrer der Moral, Ordnung uſw. 
hin und hat auch erklärt, er habe pflichtgemäß den 
Brief bezüglich des Herrn Dr. Blavier an die zu⸗ 
ſtändige Behörde weitergeleitet. Ich möchte Herrn 
Dr. Ziehm daran erinnern, daß ein Herr Wocken⸗ 


Ich habe erklärt, daß 
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foth auch an ihn einen Brief geſchrieben hat, der 
ſehr ſchwere Anſchuldigungen gegen einen haupt⸗ 
amtlichen Senator enthielt. Trotz Kenntnis die⸗ 
ſer Anſchuldigungen hat Herr Dr. Ziehm dieſen 
Beamten zur Anſtellung bei der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaft beſonders empfohlen. (Hört, hört! 
links. Abg. Dr. Ziehm: Abſolut unrichtig!) Die 
jetzige Bemerkung des Herrn Abg. Dr. Ziehm, daß 


das abſolut unrichtig ſei, zwingt mich, Namen zu 


nennen. Herr Dr. Ziehm hat Herrn Wockenfoth 
Herrn Runge empfohlen, obwohl er einen Brief 
mit den ſchwerſten Anſchuldigungen gegen Herrn 
Runge beſeſſen hat. Der Brief befand ſich bei den 
Akten und kann vorgelegt werden. Ich berufe 
mich auf Herrn Runge. (Abg. Dr. Ziehm: Ich 
habe ihn an die Abteilung gegeben!) Der Brief 
wurde nicht an die Abteilung gegeben, ſondern iſt 
nachträglich durch Zufall gefunden worden. Ich 
berufe mich auf Herrn Runge; daß Herr Woden- 
foth nachher wegen ſchwerer Beleidigung des 
Herrn Runge mit 2000 Gulden beſtraft worden 
iſt, dürfte allgemein bekannt ſein. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Das iſt Ihr Regierungsſyſtem, Herr Dr. 
Ziehm, ei, ei! — Heiterkeit.) 

M. D. u. H.! Ich habe früher das politiſche 
Leben in dieſer Form nicht gekannt. Heute kenne 
ich es und verſtehe manches, was ich früher gedeckt 
habe und was ich heute nicht mehr tun könnte. 
Dann hat Herr Dr. Ziehm erklärt, die Deutſch⸗ 
nationale Partei ſei für das Tabakmonopol über⸗ 
haupt nicht verantwortlich. Die Partei hat in 
dem Senat ſozuſagen ihre beſten Köpfe hineinge⸗ 
ſchickt, hat ein Ermächtigungsgeſetz gemacht und 
hat das Tabakmonopol abgeſchloſſen, um eine An⸗ 
leihe von 40 Millionen Gulden zu befommen. Ich 
habe bereits damals feſtgeſtellt und ſtelle es auch 
heute feſt, daß der Staat aus dieſer Anleihe bis 
heute noch nicht einen roten gebogenen Heller be— 
kommen hat, (Hört, hört! links) und daß dieſer 
Senat der Köpfe dafür Gas, Waſſer und 
Elektrizität verpfändet hat. Er hat auch nicht den 
Spiritus vergeſſen. (Abg. Schwegmann: Das 
ſtimmt ja garnicht, erkundigen Sie ſich und kom⸗ 
men Sie nicht mit unwahren Behauptungen! — 
Abg. Dr. Ziehm: Solche Behauptungen ſollten 
Sie als Mitglied des Senats nicht machen! Wenn 
der Staat nichts davon bekommen hat, wo iſt es 
denn geblieben? Alles Unſinn! rechts) Sie haben 
eine Staatsanleihe für die Bedürfniſſe des Staa⸗ 
tes aufgenommen, und ich wiederhole, der Staat 


hat bis heute noch nicht einen Pfennig bekommen. 


Wenn Herr Schwegmann das als Anſinn bezeich⸗ 
net, ſo weiß ich nicht, wie ich dieſe Bemerkung 
bezeichnen ſoll. (Abg. Schwegmann: Iſt die Be⸗ 
zahlung der Reparationsſchuld keine Leiſtung des 
Staates?) Die Bezahlung haben Sie nur leiſten 
müſſen, weil Sie den Völkerbund auf Knien gebe⸗ 
ten haben, ihnen dieſe Anleihe zu bewilligen. 
(Abg. Schwegmann: Wir doch nicht!) Soviel ich 
weiß, war damals Vizepräſident des Senats der 
deutſchnationale Herr Riepe. (Abg. Schwegmann: 
Nein, da war Herr Gehl Vizepräſident!) Als dieſe 
Anleihe aufgenommen wurde war Herr Gehl nicht 
im Amt. (Abg. Gehl: Sehr richtig, da war ich 


ſehr krank!) Wenn Herr Schwegmann hier mit 
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(Jewelowſli, Abgeordneter) 

dem Bruſtton der Ueberzeugung ſagt, ich ſolle mich 
in Genf erkundigen, ſo möchte ich Herrn Schweg⸗ 
mann darauf aufmerkſam machen, daß die Her⸗ 
ren der Finanzkommiſſion ſich bei mir einen gan⸗ 
zen Tag zum Beſuch aufgehalten haben, und daß 
ich über die Verhandlungen mindeſtens ſo gut in⸗ 
formiert bin wie alle übrigen Herren, wahrſchein⸗ 
lich beſſer. (Abg. Friedrich: Auf dem Privatbeſuch 
wurde den Herren die Kürzung der Beamtenge⸗ 
hälter angetragen! Heiterkeit.) Herr Abg. Fried⸗ 
rich ſtellt die Behauptung auf, ich hätte die Her⸗ 
abſetzung der Gehälter empfohlen. In der Be⸗ 
ſprechung haben die Herren darauf hingewieſen, 
daß die Zahl der Beamten abgebaut werden 
müſſe. Von Gehaltsreduktion war damals nicht 
die Rede. (Abg. Dr. Blavier: Das wäre ja auch 
kein Anglück geweſen!) Es iſt damals nicht da- 
von die Rede geweſen, ſondern lediglich vom Ab⸗ 
bau. (Abg. Friedrich: Das Berliner Tageblatt iſt 
ehrlicher als die Danziger! — Drohen Sie nicht 
mit dem Finger, Herr Friedrich! links — Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) a 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte den Red⸗ 
ner nicht dauernd zu unterbrechen. (Abg. Mrocz⸗ 
kowſki: Endlich Herr Präſident.) 

Jewelowſki, Abgeordneter (D. Lib.): Dann hat 
Herr Jantzen in einer ſeiner letzten Reden Napo⸗ 
leon, Göthe und Rathenau herangezogen, um den 
Nachweis zu liefern, was die Deutſchnationale 


Partei nicht alles geleiſtet hat. Er wollte bewei⸗ 


ſen, daß 5 000 Gulden zur Anterſtützung der Wirt⸗ 
ſchaft nicht ausreichen und meinte, wenn ich 
wollte, könnte ich 50 000 Gulden durchſetzen. Ich 
ſtehe auf dem Standpunkt, daß man der Wirtſchaft 
weder mit 5 000 noch mit 50 000 auf die Beine 
helfen kann, ſondern daß es die Pflicht des Han⸗ 
delsſenators iſt, alle Hinderniſſe für die Wirt⸗ 
ſchaft aus dem Wege zu räumen und der Wirt⸗ 
ſchaft die Möglichkeit zu geben ſich frei zu entfal⸗ 
ten. (Zwiſchenrufe des Abg. Karkutſch.) Ich weiß 
nicht, ob Herr Karkutſch ſo im Bilde iſt, daß er 
behaupten kann, das Betriebsrätegeſetz habe in 
Deutſchland Schaden verurſacht. (Abg. Loops: 
Fragen Sie Herrn Mayen!) Ich werde ja ſelbſt 
vom Betriesrätegeſetz betroffen, und ich erkläre, 
ich fürchte mich garnicht und auch die übrigen Her⸗ 
ren haben keinen Anlaß ſich zu fürchten. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Herr Karkutſch hat natürlich 
Angſt. (Abg. Karkutſch: Ich habe keine Angſt, we⸗ 
der vor Ihnen noch vor ſonſt jemand!) Ich habe 
geſagt, Herr Karkutſch hat vor dem Betriebsräte⸗ 
geſetz Angſt. (Abg. Karkutſch: Ich habe keine 
Angſt, ich ſprach von der Schädigung der Wirt⸗ 
ſchaft!) Das iſt nur ein Schlagwort, nachdem wir 
in Deutſchland den Beweis haben, daß die Wirt⸗ 
ſchaft dort nicht geſchädigt wird. (Abg. Karkutſch: 
Weil es in Deutſchland nicht angewandt wird! 
Abg. Dr. Ziehm: Früher waren Sie immer dage⸗ 
gen!) Herr Dr. Ziehm hat zwar geſagt, daß ich 
ſehr wenig zu belehren bin. Ich weiß nicht, ob er 
die Erfahrung in den vier Jahren gemacht hat, 
wo ich mit ihm zuſammenzuarbeiten hatte. (Abg. 
Dr. Ziehm: Die haben alle gemacht, die mit 
Ihnen zuſammenzuarbeiten hatten!) Ich glaube, 
daß wir uns ſehr oft belehrt haben, und daß ich 
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Lehren von jedermann annehme, auch wenn es 
ein Deutſchnationaler iſt. 

Herr Dr. Ziehm hat dann von der Wahrung 
der Danziger Rechte geſprochen. Ich habe bereits 
in meiner Rede vom 26. April geſagt, daß das ein 
Schlagwort ohne jeden Sinn geworden iſt; denn 
Herr Dr. Ziehm weiß aus der erſten Regierung, 
daß ſich niemand gefunden hat, der Danziger 
Rechte aufgab, und er weiß auch, daß in dieſem 
Hauſe niemand iſt, der dieſe Rechte aufgeben will. 
(Abg. Dr. Ziehm: Sie haben das aber in Ihrem 
bekannten Brief behauptet.) Ich habe einmal er⸗ 
klärt, daß die Deutſchnationalen Hoheitsrechte 
preisgegeben haben. Ich habe aber nie betont, 
daß es geſchehen iſt, um Landesverrat zu begehen, 
ſondern habe ausdrücklich erklärt, daß ſie es aus 
Dummheit getan haben. (Große Heiterkeit. Abg. 
Dr. Ziehm: Auch das iſt im Anterſuchungsaus⸗ 
ſchuß gründlich widerlegt!) Ich würde Ihnen heu⸗ 
te empfehlen, den Anterſuchungsausſchuß in der⸗ 
ſelben Sache neu aufleben zu laſſen. Sie würden 
dieſelbe oder eine noch größere Blamage erleben, 
als Sie heute im Unterſuchungsausſchuß erlebt 
haben. (Zuruf des Abg. Weiße.) Ja, Herr Weiße, 
wenn Sie Ihre Predigt halten (Abg. 
Weiße: Da höre ich auf!) Sie wiſſen ja garnicht, 
was Sie den Herren zu ſagen haben. Herr Abg. 
Dr. Ziehm hat ſich dann über die Form meiner 
Rede beſchwert. Herr Abg. Dr. Ziehm vergißt, 
daß die Danziger Allgemeine Zeitung, das offizi⸗ 
elle Organ, in der gehäſſigſten, niedrigſten und 
gemeinſten Weiſe gegen uns vorgeht, daß ſich das 
Blatt eigentlich nur aus Verleumdungen zuſam⸗ 
menſetzt und daß wir ſogar gezwungen waren, ge⸗ 
gen dies Blatt vorzugehen. Das Blatt gibt die 
Meinung der Deutſchnationalen Partei wieder, 
denn kein Aktionär wird zugelaſſen, der nicht ein⸗ 
geſchriebenes Mitglied der Deutſchnationalen 
Partei iſt. 

Auch hier im Hauſe haben Sie es nicht unter⸗ 
laſſen, die jetzige Regierung dauernd anzugreifen. 
Es war wohl notwendig, Ihnen die Maske vom 
Geſicht herunterzureißen. (Abg. Schwegmann: 
Schlecht gelungen!) Das ſagen Sie, Sie werden 
ſich im Laufe der Zeit ſehr bald überzeugen kön⸗ 
nen, daß Sie mit der Kampfesart, mit der Sie 
vorgehen, die nach meiner Ueberzeugung nur aus 
Lug und Trug beſteht, nicht weiterkommen wer⸗ 
den. (Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Nachdem am 
heutigen Tage ganz eigenartiger Weiſe und als 
Neuheit bei den Etatsberatungen Angelegenhei⸗ 
ten behandelt worden ſind, die die Abgeordneten 
hier vor zwei, drei Monaten behandelt haben und 
man ſich mit Außenſtehenden, nämlich mit Teilen 
der Danziger Preſſe auseinandergeſetzt hat, habe 
ich die Abſicht, zum Etat zurückzukehren und zwar 
zur dritten Leſung allgemeine Beſprechung. 
Wenn man den Etat, den uns die gegenwärtige 
Regierung vorgelegt hat, betrachtet, ſo lieſt man 
über dem Haupthaushaltsplan mit unſichtbarer 
Tinte das Sprichwort: „Habt Mitleid mit uns.“ 
(Heiterkeit!) Habt Mitleid mit uns, weil wir 
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zwar nach den abgegebenen Regierungser⸗ 


klärungen vom beſten Willen beſeelt werden, weil 
es uns aber in den verfloſſenen ſo zu ſagen ſechs 
Monaten immer noch nicht möglich war, unſere 
guten Abſichten und Wünſche in die Tat umzu⸗ 
ſetzen. Die Regierung wollte viel, ich glaube, ſie 
hat auch heute noch die vielen guten Abſichten. 
Wenn ſie dieſe Abſichten bisher nicht durchge⸗ 
führt hat und ſie nicht praktiſch in die Erſcheinung 
getreten ſind, muß das tiefere Gründe haben. 
Dieſe tieferen Gründe liegen ja doch auf der 
Hand. Ein jeder, der die Politik in der Freien 
Stadt, ſowohl die innere wie die äußere, in den 
letzten Jahren verfolgt hat, weiß ja, woran es 
liegt, daß eine Regierung, wie die gegenwärtige, 
nicht nutzbringend und fortſchrittlich arbeiten 
kann. Eine Regierung die aus Sozialdemokratie, 
Zentrum und Liberalen zuſammengeſetzt iſt, kann, 
ſelbſt wenn fie im Koalitionsprogramm noch jo 
ſchöne Sachen ſtehen hat, dieſe nicht verwirklichen, 
weil eine erhebliche Zahl deutſchnationaler Leute 
im Senat ſitzt, die hauptamtlichen Senatoren, die 
es unmöglich machen, die beſten Abſichten zu ver⸗ 
wirklichen. Wir werden immer damit rechnen 
müſſen, daß, ſolange ſich die Verhältniſſe nicht 
geändert haben, uns Etats vorgelegt werden, die 
genau ſo ausſehen wie die bisherigen. Erſt wenn 
es möglich ſein wird, durch eine Aenderung der 
Verfaſſung reinen Tiſch zu ſchaffen und die Leute, 
die bei den Deutſchnationalen und bei den So⸗ 
zialdemokraten mitarbeiten, aus der Regierung 
herauszubringen und an die Spitze der einzelnen 
Reſſorts verantwortliche Leute zu ſtellen, deren 
Abſichten nicht von der oberen Bürokratie konter⸗ 
karriert werden, wird es beſſer werden. Wenn 
Herr Abg. Dr. Ziehm hier heute auf den Vers am 
Danziger Hohen Tor chinwies und in Bezug auf 
das Auswärtige ſagte, daß Zwietracht ein 
Staatsweſen zu zerſtören geeignet ſei, ſo gebe ich 
ihm recht und ich freue mich, daß die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion endlich in außenpolitiſcher 
Beziehung zu der Auffaſſung gekommen iſt, daß 
es zweckmäßig iſt, daß ſich jede Fraktion die 
nötige Reſerve auferlegt, die bei Behandlung 
außenpolitiſcher Dinge für jeden Politiker not⸗ 
wendig iſt. Wenn die Deutſchnationalem in dieſer 
Beziehung mit den andern Parteien zuſammen⸗ 
arbeiten wollen, ſo iſt das außerordentlich be⸗ 
grüßenswert. Ich befürchte aber, daß die guten 
und ſchönen Worte des Herrn Abg. Dr. Ziehm bei 
der erſten Gelegenheit, bei der außenpolitiſche 
Dinge entweder hier oder im Hauptausſchuß zur 
Behandlung kommen, ſehr ſchnell einer anderen 
Meinung Platz machen werden; denn es iſt 
außenpolitiſch nicht klug gehandelt, wenn man 
den Völkerbund auf deſſen Gnade und Ungnade 
Danzig angewieſen iſt, als eine Spottgeburt aus 
gewiſſen Ingredenzien bezeichnet. Das iſt nicht 
beſonders klug von einem Manne gehandelt, der 
Vizepräsident, d. h. politiſcher Chef, der Danziger 
Regierung geweſen tt und möglicherweiſe wieder 
werden wird, da die Deutſchnationalen einen an⸗ 
deren Mann, der auf dieſen Poſten hingeſtellt 
werden kann, nicht haben. Wenn der polniſchen 
Regierung am heutigen Tage Böswilligkeit 


unterſtellt wurde, wie es vom Abg. Dr. Ziehm 
geſchah, ſo muß dem entgegen gehalten werden, 
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daß bei der augenblicklichen polniſchen Regierung 
von Böswilligkeit gegenüber Danzig keine Rede 
ſein kann. Daß die polniſche Regierung ihre In⸗ 
tereſſen verteidigt, iſt ihre Sache und ihre Pflicht 
und daß eine jede Danziger Regierung in erſter 
Linie die Danziger Intereſſen zu verteidigen hat, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Bei der Art der Verträge 
und den Beziehungen, die zwiſchen Danzig und 
Polen nach dem Friedensvertrag, dem Pariſer 
und Warſchauer Abkommen beſtehen, iſt es eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß die Parteien aus den. 
gegenſeitigen Beziehungen für ſich das Beſte her⸗ 
ausholen müſſen. Das kann natürlich nicht in der 
Form geſchehen, daß man ſich von vorne herein 
den guten Willen abſpricht, ſondern jeder muß 
den andern bei den Verhandlungen betaſten und 
bei dieſer Gelegenheit das größte und Beſte für 
ſeine Intereſſen herausholen. Grundfalſch iſt es 
aber, dem Gegenkontrahenten von vorne herein 
eine Böswilligkeit zu unterſtellen. Dieſen Kar⸗ 
dinalfehler der deutſchnationalen Politik haben 
Sie am heutigen Tage wieder begangen. Dieſer 
Kardinalfehler der deutſchnationalen Politik iſt 


ſchuld daran, daß die gegenwärtige Regierung in 


außenpolitiſcher Beziehung noch 
weitergekommen iſt. Wären Ihre Regierungen, 
Herr Dr. Ziehm, die deutſchnationalen KRoali- 
tionsregierungen in dieſer Beziehung etwas ge⸗ 
ſchickter und taktiſch klüger vorgegangen, ſo würde 
es der gegenwärtigen Regierung ohne weiteres 
möglich ſein, in außenpolitiſcher Beziehung Er⸗ 
folge zu erringen. Außerdem glaube ich, daß es 
ber gegenwärtigen Regierung in aller Kürze 
möglich ſein wird, pofitive Erfolge zu erzielen 
und beſonders in der Frage der direkten Tarifie⸗ 
rung demnächſt zum Abſchluß zu kommen. Aber 
damit erſchöpft ſich die außenpolitiſche Beziehung 
ja nicht. Nur wenn eine Zeit des Vertrauens ſo⸗ 
wohl ſeitens der polniſchen Regierung zur Dan⸗ 
ziger und auch ſeitens der Danziger Regierung zu 
Polen eintritt, werden ſich die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe hier in Danzig einer Beſſerung ent⸗ 
gegenführen laſſen. 

Was die Frage der Innenpolitik anbetrifft, ſo 
trifft auf dieſe voll und ganz der von mir zitierte. 
Ausspruch: „Habt Mitleid mit der Regierung“ 
zu. Ich kann es nicht verſtehen, wie Beſchlüſſe, die 
die gegenwärtige Regierungskoalition ſchon vor 
einiger Zeit gefaßt hat, nämlich das Oberver⸗ 
waltungsgericht an die ordentliche Gerichtsbar⸗ 
keit anzugliedern, nicht durchgeführt ſind und 
dieſe Inſtitution in unſerem gegenwärtigen Etat 
wiedererſcheint. Es iſt mir unklar, wie ſo verſchie⸗ 
denes andere bis zu dieſer Zeit noch nicht durch⸗ 
geführt iſt. Sollte vielleicht ein grundlegender 
Anterſchied in den Meinungen der Zentrumsfrak⸗ 
tion einerſeits und der der Sozialdemokraten und 
Liberalen andererſeits beſtehen, ſo daß das Zen⸗ 
trum mit den hauptamtlichen Senatoren eine 
Aenderung der Verhältniſſe auf dieſem Gebiet 
verhindert? Man iſt beinahe geneigt zu dieſer⸗ 
Auffaſſung zu kommen. Ich glaube, bei einiger⸗ 
maßen feſtem Willen dürfte man dieſe Extra⸗ 


immer nicht 


tänze der Herren Weiß und Genoſſen, die ſich aus 


beſtimmten Gründen jetzt nur eintragen und 
dann aus dem Volkstag verſchwinden, ſehr wohl 


[beheben können. Ich glaube, daß es noch andere 
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Möglichkeiten gibt als ein Regieren nur mit dem neut darauf hinzuweiſen, daß mit dieſer durch e 


Zentrum innerhalb der Freien Stadt, und daß es 
nicht angebracht iſt, ſich unbedingt den Zentrums⸗ 
ſtiefel in das Genick ſetzen zu laſſen und alles zu 
freſſen, was jene Herren ſowohl den Sozialdemo⸗ 
ne) als auch den Liberalen bieten. (Hört, hört! 
links. ü 

Es iſt ein Stück aus dem Tollhaus, wenn in 
der Danziger Innenpolitik eine Klage der Be⸗ 
amtenſchaft gegen die Staatsregierung bezüglich 
der vom Parlament bewilligten Gehälter ange⸗ 
ſtrengt werden kann. (Abg. Kloſſowſti: Sehr 
richtig!) Der Zentrumsfraktionsführer im Preu⸗ 
ßiſchen Landtag, Herr Dr. Heß, hat dieſer Tage 
eine Erklärung an den Bund der oberen Beam⸗ 
ten ergehen laſſen, worin er ſich unter Erklärung 
des Austritts aus dieſer Organiſation auf das 
ſchärfſte dagegen verwahrt, daß die obere Be⸗ 
amtenſchaft eine Maßnahme der Staatsregierung 
in ſcharfer Form kritiſiert. Er fragt, wo war es 
im alten Kaiſerſtaat unter der Monarchie mög⸗ 
lich, daß die Beamtenſchaft eine derartige Sprache 
redete. In der Republik ſollte für einen derarti⸗ 
gen Ton kein Platz vorhanden ſein. Ich gehe 
einen Schritt weiter und ſage, wenn ein Ange⸗ 
ſtellter gegen einen Arbeitgeber eine Klage in 
bezug auf Gehalt anſtrengt, hat er das Tiſchtuch 
zerſchnitten, er gehört nicht mehr in den Dienſt. 
Mit ſolchen Leuten, die ſich erdreiſten, in dieſer 
unerhörten Form in einer Frage an das Gericht 
zu appellieren, in der der Geſetzgeber Beſtim⸗ 
mungen über die Bezüge getroffen hat, muß 
reiner Tiſch gemacht werden. Ich ſehe ganz ab von 
der Frage, ob eine Möglichkeit vorhanden ſein 
ſoll, daß ein Danziger Richter, ein Danziger Ge⸗ 
haltsempfänger, ſich in dieſer Frage als zuſtän⸗ 
dig erklärt. Wir ſehen aus dem Angedeuteten, daß 
eine Verfaſſungsänderung in Danzig zwingende 
Notwendigkeit iſt, um verantwortliche Miniſter 
zu ſchaffen. Das brennt uns auf den Nägeln. Ich 
appelliere an alle Parteien, daß ſie dieſen unwür⸗ 
digen Zuſtand endlich beheben, damit wir wirk⸗ 
lich zu vernünftigen ſtaatsrechtlichen Zuſtänden 
im Innern kommen. Dann werden wir auch dem 
fürchterlich aufgeblähten Beamtenapparat beſei⸗ 
tigen können, der heute noch immer aufgebläht 
it, und der leider nicht beſeitigt werden kann, 
weil Herr Dr. Ziehm ihn für notwendig hält, 
weil er zweckmäßig iſt. Wir ſind heute noch über⸗ 
ſtark organiſiert. Man ſollte beſonders bei der 
oberen Beamtenſchaft aufräumen, damit es nicht 
vorkommt, daß ſich hier ein Arzt, ein beamteter 
Arzt, der einſtmals einen Menſchen, der ein Glas⸗ 
auge 
tauglich erachtete, ſich hier hinſtellen kann und 
erklären: „Ich werde dem Senat in den nächſten 
Tagen ein Geſetz zugehen laſſen, wonach den 
Hebammen geholfen werden ſoll.“ Dieſer Größen⸗ 
wahn, der ſich bei dieſem Arzt breitmachte, iſt 
typiſch für die ganze obere Beamtenſchaft. Eine 
pflichtbewußte Regierung ſollte dieſe Auswüchſe 
unſerer höheren Bürokratie endlich beſeitigen und 
die Achtung vor der Staatsregierung ſchaffen. 

Wenn ich mich jetzt dem Gerichtsweſen 


au z 


wende, jo geſchieht es nicht, um Mißſtände in 
der Juſtiz zu kritiſieren, die reichlich vorhanden 
ſind, ſondern es geſchieht, um die Regierung er⸗ 


hatte, zur Ausreiſe nach Argentinien für 


widerrechtlich einge⸗ 


das Ermächtigungsgeſetz 
Strafrechts⸗ 


führten Verſchlechterung unſerer 
pflege aufgeräumt werden muß. Die damalige 
Ausſchaltung des Laienelements iſt ein Ver⸗ 
brechen an unſerer Juſtiz. Die Juſtiz kann nicht 
volkstümlich ſein, wenn nur gelehrte Richter 
mitwirken, und wenn das Laienelement auf ein 
Minimum beſchränkt iſt. (Sehr richtig! links.) 
Das Schwurgericht muß wieder hergeſtellt wer⸗ 
den. Ich bin davon überzeugt, daß Danzig hier 
Deutſchland mit gutem Beiſpiel vorangehen 
kann. Es braucht nicht zu warten, bis in Deutſch⸗ 
land die unglückliche engliſche Strafrechtsreform 
aus dem Weg geräumt wird, ſondern wir können 
mit gutem Beiſpiel vorangehen. Ich bin über⸗ 
zeugt, daß in aller Kürze der deutſche Reichstag 
unter dem Einfluß der ſich gegenwärtig bildenden 
Koalition das ehemalige deutſche Strafrecht ſo⸗ 
weit wieder herſtellen wird als es gut war und 
einige jetzt durch die Verordnung hineingekom⸗ 
mene Verbeſſerungen, ich nenne nur das Aus⸗ 
gleichsverfahren, mit übernehmen wird. Wir 
werden wieder zu einer Aufrichtung der Schöffen⸗ 
gerichte kommen, wir werden wieder die Straf⸗ 
kammern in ordnungsmäßiger Weiſe beſetzen, 
dieſe unter Einſchaltung des Laienelements. Wir 
werden wieder die ordnungsmäßige Beſetzung der 
Schwurgerichte erhalten, d. h. mit getrennter 
Spruchinſtanz und getrennter Strafinſtanz. 

Da ich gerade beim Schwurgericht bin, 
welches über die ſchwerſten Verbrechen zu urteilen 
hat, erwarte ich von der Regierung, daß ſie auch 
in einer andern Frage mit gutem Beiſpiel vor⸗ 
angeht und das, was in aller Kürze in Deutſch⸗ 


land zu erwarten iſt, ſchon in Danzig einführt, da⸗ 


mit Juſtizmorde in Danzig, wenn ſolche vorkom⸗ 
men, inhibiert werden können. Ich ſpiele auf den 
eigentlich unmöglichen Fall an, daß Anſchuldige 
zum Tode verurteilt und exekutiert werden. 
Dieſer geradezu ſchreckliche Fall Jakubowfki, der 
jetzt in Deutſchland ſpielt, wo ein unſchuldiger 
Menſch durch ein Schwurgericht verurteilt und 
enthauptet worden iſt, müßte jedem Menſchen, 
der ſich als Geſetzgeber betätigt, eine Warnung 
jein. Er müßte ihm veranlaſſen, dieſe barbariſche 
Maßnahme lieber heute wie morgen zu beſeiti⸗ 
gen und damit zu verhüten, daß derartige Ver⸗ 
brechen an der Menſchheit erneut begangen wer⸗ 


den können. (Sehr richtig!) Außer dieſen ſchlimm⸗ 


ſten Fällen, wo die Todesſtrafe vollſtreckt wird, 
gibt es auch noch Fälle, wo ein zum Tode Ver⸗ 
urteilter begnadigt wird. Dies war kürzlich in 
Bremen der Fall, wo ein Mann vier Jahre im 


Zuchthaus geſeſſen hat und kürzlich freigeſprochen 
wurde. Alle Bemühungen, das Wiederaufnahme⸗ 


verfahren in Gang zu ſetzen, waren geſcheitert, 
bis kürzlich durch ein lapidares Erbverfahren im 
Zivilprozeß feſtgeſtellt wurde, daß der Mann nicht 
der Mörder ſein könnte, ſondern daß er erbwür⸗ 


dig wäre. Der Mann wurde freigeſprochen. Der 
dritte Fall betrifft einen Gendarmen in Oſtpreu⸗ 
ßen, der dieſer Tage auf freien Fuß geſetzt wor⸗ 
den iſt, um das Wiederaufnahmeverfahren zu er⸗ 


wirken. Der vierte Fall, der ſeinerzeit in England 


ſpielte, iſt der eines Deutſch⸗Engländers der zum 
Tode verurteilt war, begnadigt wurde und be⸗ 
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reits etwa 18 Jahre im Zuchthaus geſeſſen hat. 
In dieſem Fall war ein beſonderer geſetzlicher 
Akt ſeitens des Hauſe of Commons notwendig, 
um dem Mann nach 18 Jahren zu ſeinem Recht 
zu verhelfen, da das engliſche Gericht ein Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren nicht kennt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wo bleibt Hölz?) Wenn man dieſe vier 
Fälle betrachtet, die in kurzer Zeit bekannt ge⸗ 
worden ſind, muß jeder, der noch ein Fünkchen 
Gefühl, Gerechtigkeit und Menſchlichkeit beſitzt, 
ſagen: Mit der Todesſtrafe ſo ſchnell als möglich 
Schluß! Wir wollen als Pioniere in Landen, wo 
deutſch geſprochen wird, vorausgehen und wir 
erwarten, daß uns die Regierung einen Geſetz⸗ 
entwurf unterbreitet, der die Todesſtrafe in 
lebenslängliches Zuchthaus umwandelt und ſo 
jede Möglichkeit ausſchaltet, Juſtizmorde zu be⸗ 
gehen. Der Richter in Bremen ſagte, als er das 
Urteil verkündate: „Solange Menſchen richten, 

können wir uns irren“. Allgemein ſteht das 
Richtertum auf dem Standpunkt, daß der gelehrte 
Richter nicht dem Irrtum unterworfen iſt. Die 
Richter irren, aber nicht nur in Fällen von 
Todesurteilen, ſondern auch in Zivilprozeſſen. 
Auch in dieſer Beziehung ſollte die Möglichkeit 
der Wiederaufnahme erleichtert werden. Ich 

habe kürzlich einen Fall erlebt, wo das Gericht 
auf Grund eines Ueberſetzungsfehlers ein Urteil 
geſprochen hat, bei dem es aus der Urkunde das 
genaue Gegenteil von dem herausgeleſen hat, 

was darin ſtand. Leider hatten die Richter in 
ihrem Abiturium wahrſcheinlich Latein ſehr gut, 
aber Engliſch haben ſie überhaupt nicht gehabt. 

Deshalb laſen ſie etwas aus der Urkunde heraus, 
was nicht darin ſtand. Ein Dolmetſcher wurde 
nicht hinzugezogen. Da ſich der Prozeß um 50 
Engl. Pfund oder 1250 Gulden drehte, war eine 
Reviſionsinſtanz nicht gegeben. Eine Wiederauf⸗ 
nahme war nicht möglich, weil die Urkunde echt 
war, ſonſt hätte ein Wiederaufnahmeverfahren 
ſtattfinden können. 

Nachdem ich dieſe kleine Abſchweifung gemacht 
habe, kehre ich wieder zum Thema zurück. Ich 
bitte die Regierung inſtändig, in Danzig mit 
gutem Beiſpiel voranzugehen und uns mit größ⸗ 
ter Beſchleunigung ein Geſetz vorzulegen, welches 
dieſe Strafe abſchafft und an deſſen Stelle lebens⸗ 
längliche Einkerkerung vorſieht. Das wird einen 
außerordentlich günſtigen Eindruck auf die hier 
herrſchende geiſtige Einſtellung der Bevölkerung 
machen. 

Was nun die Finanzen der Freien Stadt an⸗ 
betrifft, ſo hat man ſich am heutigen Tage dar⸗ 
über geſtritten, ob ſie gut oder ſchlecht waren. 
Tatſache iſt jedenfalls, daß die Freie Stadt Dan⸗ 
zig Dank der intelligenten Führung unſeres 
Herrn Finanzſenators eine Unſumme von Schul⸗ 
den in den letzten Jahren kontrahiert hat und 
daß, als die . Regierung ans Ruder 
kam, ſie ſechs Wochen benötigte, um einen Status 
aufzuſtellen und von einem Tag zum andern 
nicht wußte, woher ſie am nächſten Ultimo die 
Gehälter zur Bezahlung der Beamtenſchaft her⸗ 
nehmen ſollte. 

Die Verhältniſſe in unſerer Finanzwirtſchaft 
werden ſich nicht ändern, ſolange ein Mann die 
Bearbeitung beſorgt, der übereingebildet in ſei⸗ 


nem finanzpolitiſchen Wiſſen Geheimniskrämer 
iſt und ſeinen Kollegen in der Regierung Dinge 
verſchweigt, und ſolange vor allem ein Dilletant 
und kein Finanzmann oder Finanzwirtſchaftler 
an der Spitze unſerer Staatsfinanzen ſteht. Der 
Danziger Volkstag wird Ende dieſes Jahres Ge⸗ 
legenheit haben in dieſer Beziehung eine Aende⸗ 
rung vornehmen zu können und ich hoffe, daß die 
Regierungsparteien dann energiſch genug ſein 
werden, nachdem durch Verfaſſungsänderung die 
Möglichkeit dazu gegeben iſt, mit dieſem Herrn 
Finanzdiktator aufzuräumen. Aber ich hoffe, daß 
nicht nur der Herr Finanzdiktator, ſondern auch 
der Herr Kurdirektor aus Danzig verſchwinden 
wird. Es iſt nämlich in Danzig eine üble Einrich⸗ 
tung geworden, daß jeder Verein und jedes Ver⸗ 
einchen, das uns zufällig in Danzig beſucht, durch 
einen Kurdirektor begrüßt wird und zwar wieder⸗ 
holen ſich dieſe Verhältniſſe während der Som⸗ 
mermonate in geradezu gefährlich aufeinander⸗ 
folgender Weiſe. Wenn eine Stadt nennenswerte 
Vereine begrüßt und einläd, habe ich dafür volles 
Verſtändnis; denn derartige Exkurſionen heben 
den Fremdenverkehr und wir freuen uns, wenn 
wir aus Deutſchland und anderen Ländern Be⸗ 
ſuch erhalten. Wenn aber der Staat als ſolcher 
und die Staatsregierung und der Präſident einer 
Regierung, bei jeder kleinen Organiſation, die 
ſich bei uns häuslich niederläßt, mehr oder weni⸗ 
ger nationaliſtiſche Reden hält und dieſer Regie⸗ 
rung durch die Ausführungen außenpolitiſche 
Schwierigkeiten gemacht werden, wenn dieſe Be⸗ 
grüßungsanſprachen nicht nur auf einem freund⸗ 
lichen Ton geſtimmt ſind, ſondern derjenigen 
Stelle, mit der Danzig außenpolitiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich freundſchaftliche Beziehungen unterhält, 
außerordentliche Schwierigkeiten bereiten, ſo iſt 
zu hoffen, daß ſich dieſe Kurdirektoren oder 
Senatspräſidenten oder wie die Herren benamt 
ſind, einige Reſerven auferlegen und ſich ein 
großes Schloß auf den Mund legen, nach dem von 
mir hier einmal zitierten und auf Herrn Hohnfeldt 
angewandten Bibelſpruch aus Jeſus Sirach: „O 
Herr, könnt ich legen ein eiſernes Schloß auf mein 
Maul.“ Durch die Reden, die bei dieſen feſtlichen 


Empfängen im Ueberſchwang des ſogenannten, ich, 


betone das ſogenannte, Deutſchtums gehalten 
werden, geſchieht außenpolitiſch fürchterlicher Un⸗ 
fug. Wenn ſeitens der polniſchen Regierung derart 
unüberlegte Redensarten dazu mißbraucht wer⸗ 
ben, gegen Danzig zu hetzen und dadurch alle 
möglichen Schwierigkeiten politiſcher und auch 
wirtſchaftlicher Art eintreten, jo iſt dieſe viele 


Rederei von Seiten verantwortlicher Staatsleute 


in Danzig auf derartige Dinge zurückzuführen. 
Mag irgend ein Regierungsrat von der Stadt 
derartige Kongreſſe beglückwünſchen. 
glieder des Miniſteriums haben auf derartigen 


Veranſtaltungen nichts zu tun. Sie ſind zu gut, 


um derartige läppiſche Anzapfungen, wie ſie in 


letzter Zeit in öffentlichen Veranſtaltungen dieſer 


Verbände und Vereine erfolgt ſind, anzuhören. 


Wenn nun weiter in Bezug auf die Finanzen 
bisher nichts geſchehen iſt, ſo will ich nur darauf 
hinweiſen, daß ſich die Regierung ſchon lange 
überlegt haben muß, daß die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Danzig nicht gebeſſert werden können, 
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[ (A) Herr Abg. Jantzen ſchlug vor, ſtatt der vorge⸗ 
N ſehenen 5000 Gulden 50 000 Gulden zur Unter 
ſtützung von Handel und Gewerbe in den Etat 


einzuſetzen. Ich glaube nicht, daß der ernſt zu 
nehmende Handel finanzielle Unterſtützung 
ſeitens der Regierung wünſcht. (Zurufe rechts!) 
Er hat geſagt, ein Vollblutindianer oder Voll⸗ 
blutkaufmann iſt jetzt Sachverſtändiger für Han⸗ 
del und Gewerbe und wenn die Regierung nur 
5 000 Gulden zur Unterſtützung für Handel und 
Gewerbe übrig hat, ſo ſei das ein Zeichen dafür, 
wie dieſer Herr Handel und Gewerbe einſchätze. 
Mit anderen Worten heißt das, daß der Handel 
finanzielle Unterſtützung durch den Senat 
wünſcht. Ich als Danziger Kaufmann lehne eine 
Unterſtützung finanzieller Art durch den Senat 
ab. Die Kaufmannſchaft hat andere Inſtitu⸗ 
tionen. Wenn ihr das Geld nicht ausreicht, ſo 
kann ſie von den Banken Kredit in Anſpruch 
nehmen. Die Regierung iſt dazu da, der Induſtrie 
und dem Handel die Wege zu ebnen, damit alle 
auftretenden Schwierigkeiten beſeitigt werden und 
ſich Handel und Gewerbe frei entfalten können. 
In dieſer Beziehung geſchieht leider auch nicht 
genug, und zwar nicht, weil der Herr Handels⸗ 
jenator daran ſchuld iſt, ſondern weil jede Be⸗ 
hörde in Danzig einzeln regiert. Wenn der Hafen⸗ 
ausſchuß auf eigene Fauſt wirtſchaftet, kann der 
Handelsſenator, dem dieſes Reſſort unterſteht, 
auch nichts machen. Wenn ein Kapitän in Danzig 
um ¼8 Uhr abends einen Lotſen haben will, io 
geht das hier nicht, weil um 8 Uhr Schicht gemacht 
wird. Der Lotſe kommt dann aus Neufahrwaſſer, 
und das dauert bis 10 Minuten nach 9 Uhr. 
Wenn der Kapitän nicht ſolange warten will, ſo 
legt er los und fährt gegen die Grüne Brücke. 


(Heiterkeit.) Dann find einige Leute der Schupo 


und der Stadt Danzig da, die das Schiff dafür 
verantwortlich machen wollen. Sie ſagen dann 
der Kapitän ſei betrunken geweſen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Das ſind Dinge, von denen Sie, Herr 
Karkutſch als Bäckergroßmeiſter nichts verſtehen 
können. Dadurch kommt der Hafen aber in einen 
ſchlechten Ruf. Es iſt bekannt, daß wenn man in 
Danzig um 8 Uhr einen Lotſen haben will, man 
keinen bekommt, ſondern daß dieſer erſt aus Neu⸗ 
fahrwaſſer kommen muß. Denken Sie nach, was 
das bedeutet. Wenn ſo etwas paſſiert und Eigen⸗ 
mächtigkeiten der Kapitäne vorkommen, dann 
heißt es nachher, das Schiff iſt verantwortlich. 
Der Fregattenkapitän Grapow wollte als alter 
verkalkter Kapitän dem Schiffsführer ſogar das 
Patent entziehen. Die Schiffe werden dann lieber 
nach Gdingen gehen, weil ſie dort den Schikanen 
der Hafenverwaltung nicht ausgeſetzt ſind. So 
kann man Handel und Gewerbe nicht heben, ſon⸗ 
dern nur dadurch, daß man alles zentraliſiert, 
einheitlich leitet und Schwierigkeiten, die durch 
die einzelnen Organe entſtehen, radikal beſeitigt. 
Solange wir keine Aenderung in der Beziehung 
haben, werden wir nicht zu vernünftigen Ver⸗ 
hältniſſen kommen. 

Ebenſo werden wir, ſolange wir das blödſin⸗ 
nige — ich nenne es blödſinnig — Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz in der heutigen Form und damit eine zweite 
Einkommenbeſteuerung haben, nicht auf den 
grünen Zweig kommen. Wenn jemand eine große 
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Anzahl von Arbeitern und Angeſtellten beſchäf⸗ (0) 
tigt, aber nichts verdient, dann wird er der Größe 
jeines Umſatzes entſprechend oder nach der Größe 
jeiner Belegſchaft mit einer unſinnigen Gewerbe⸗ 
ſteuer belaſtet, obgleich er nichts verdient hat. 


Das iſt ein Irrſinn, den die Deutſchnationalen 
ſchon längſt hätten beſeitigen können. Es geſchieht 
nichs, höchſtens kommt eine Anfrage, warum in 
dieſer Sache noch nichts geändert iſt. Die Ein⸗ 
kommenſteuer mit ihrer 
Handel und Induſtrie ſchwer ſchädigt, muß ſchleu⸗ 
nigt beſeitigt werden. Ebenſo muß man in der 
Frage des Exiſtenzminimums den jetzt in Deutſch⸗ 
land aufgetauchten Vorſchlag der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Fraktion mit größter Beſchleunigung in 
Danzig in die Tat umſetzen. Ein Minimum von 
1680 Reichsmark iſt nicht zu viel, um ſteuerfrei 
zu bleiben. Weiter iſt die Stempelſteuer, an der 
nichts gerückt werden ſoll, für Handel und Ge⸗ 
werbe außerordentlich drückend. Jede Gründung 
einer G. m. b. H. wird unmöglich, weil zu hohe 
Steuern erhoben werden. 

So könnte man noch vieles anführen. Aber ich 
ſage, alle dieſe Dinge laſſen ſich bei den gegen⸗ 
wärtigen Zuſtänden nicht ändern, weil ein Teil 
der Regierung böswillig iſt und nicht mitmachen 
will, und weil der Finanzſenator ein eigenwilli⸗ 
ger Mann iſt, der, wenn ſeine Mitarbeiter im 
Senat ihm eine Aenderung vorſchlagen, einfach 
ſagt: „Das geht nicht zu machen, ihr verſteht 
nichts davon.“ Es iſt traurig, daß die Dinge ſo 
ſind. Die Verhältniſſe laſſen ſich aber nur ändern, 
wenn die Verfaſſungsänderung mit größter Be⸗ 
ſchleunigung zuſtande kommt. 

Am die von mir angedeuteten Steuern abzu⸗ 
ändern und zu ermäßigen, iſt es dringend not⸗ 
wendig, daß unſer Staatsweſen eine ſeiner Größe 
und ſeinen Aufgaben entſprechende Beamtenſchaft 
erhält. In dieſer Beziehung bin ich der feſten 
Ueberzeugung, daß mindeſtens die Hälfte unſerer 
oberen Beamten zu viel iſt. Bei den unteren und 
mittleren Beamten kann zum Teil auch geſpart 
werden, während bei verſchiedenen Kategorien 
von ausübenden Beamten ein Mangel vorhanden 
iſt. Es kann nicht beſtritten werden, daß z. B. bei 
dem großen Schiffsverkehr bei der Zollverwal⸗ 
tung nicht genügend Beamte vorhanden ſind, um 
die Schiffe ordnungsmäßig zu beſetzen. Jeder 
Kahn muß mit einen bis zwei Beamten beſetzt 
werden, und es iſt unmöglich, wenn wir 250 bis 
300 Schiffe im Hafen haben, jedes Schiff in den 
Dienſtſtunden mit ein bis zwei Beamten beim 
Löſchen zu beſetzen. Des nachts muß zur Be⸗ 
wachung ein Beamter bei jedem Schiff ſein. Von 


dieſen ausübenden unteren Beamten, welche von 


Handel und Gewerbe bezahlt werden müſſen, ſind 
zu wenig da. Es könnte ruhig eine Vermehrung 
eintreten. Dagegen iſt bei einem Teil der mittle⸗ 
ren und beſonders bei den oberen Beamten, eine 
zu große Zahl vorhanden, da kann geſpart wer⸗ 
den. Wenn ich mich recht entſinne, haben wir in 
Danzig das deutſche Beamtengeſetz, welches die 
Möglichkeit gibt, Beamte auf Wartegeld zu ſetzen. 
Wenn man einen Teil der oberen überflüſſigen 
Beamten, und es ſind viele überflüſſig, auf 
Wartegeld ſetzt, in welchem Fall ſie 80 Prozent 
des Gehalts, glaube ich, bekommen, dann bin ich 


Vorauszahlung, die 
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überzeugt, daß eine ſolche Maßnahme Wunder 
wirken würde, und daß die Herren mit größter Be⸗ 
ſchleunigung ihre Ränzel packen und in ihre alten 


deutſchen Stellen überſiedeln würden. Es würde 


(B) 


eine Erleichterung der Staatsfinanzen eintreten, 
die ich ſchlecht gerechnet auf die Summe von einer 
halben bis dreiviertel Million pro anno ſchätze. 
Wir werden alſo auf dieſe Weiſe ſchon außer⸗ 
gewöhnlich ſparen können. Das wäre doch außer⸗ 
ordentlich günſtig, und wir könnten dafür ſchon 
einiges in bezug auf die Steuern ändern. 
Die Frage, die mich jetzt noch bewegt, iſt die, 
daß die Regierung ſich in großes Stillſchweigen 
über ein außerordentlich wichtiges Problem hüllt. 
Das iſt das Geſetz, welches Herr Jewelowſki kürz⸗ 
lich ankündigte, nämlich das Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz, das ſich in Vorbereitung befindet 
und alle Parteien befriedigen ſoll. Wir find be⸗ 
gierig, dies Geſetz kennen zu lernen, weil wir aus 
ihm ſchließen werden, wie lange die Regierung 
die Zwangswirtſchaft im Wohnungsweſen auf⸗ 
recht erhalten will. Man wird uns antworten, 
ihr werdet doch nicht wollen, daß Mord und Tot⸗ 
ſchlag eintritt. Nein, das will mein Fraktions⸗ 
kollege, Herr Dr. Blavier, der an dieſer Frage 
ſpeziell intereſſiert iſt, abſolut nicht. Wenn man 
heute die Zwangswirtſchaft für die kleinen Woh⸗ 
nungen aufheben würde, würden große Differen⸗ 
zen entſtehen. Man will aber wiſſen, wie lange 
die Regierung noch die Zwangswirtſchaft aufrecht 
zu erhalten beabſichtigt. Nach Anſicht der Koali⸗ 
tion ſollen es wohl zehn Jahre ſein. Das iſt nach 
menſchlichem Ermeſſen eine zu lange Zeit. Die 
„Volksſtimme“, welche ſich jetzt ein neues Haus 
bauen will, ein neues Fabrikgebäude für die 
Druckerei, . .. (Hört, hört! beim Zentrum) — 
Finden Sie etwas dabei? Sie ſollten es Ihrer 
Partei doch auch wünſchen, daß Ihr Käſeblättchen 
ſo groß wäre, daß es eine eigne große Druckerei 
errichtet, wie die „Volksſtimme“ es anſcheinend 
für nötig erachtet. Sie will ſich in der Altſtadt 
ein neues Druckereigebäude errichten. Soweit ich 
informiert bin, befinden ſich auf dem Hof zwei 
alte Buden, in denen zwei Familien wohnen, 
(Zwiſchenruf links.) zwei Wanzenbuden. Die 
Herren ſitzen in der Regierung, wenn es möglich 
wäre den Leuten Wohnungen zu beſchaffen, wür⸗ 
den ſie es gern tun. Sie müſſen bauen, können es 
aber nicht, weil die zwei Wohnungen für die 
Mieter, die ſie gern heraushaben wollen, noch 
immer fehlen. Ich glaube doch, daß der Führung 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion und auch der 
Sozialdemokratiſchen Partei, die an ihrem Par⸗ 
teiorgan ein großes Intereſſe haben, der Gedanke 
gekommen iſt, wenn es uns ſelbſt am eigenen 
Leibe ſo geht, muß doch in dieſer Frage irgend 
etwas faul im Staate Dänemark ſein, da muß 
unſere Einſtellung zu dieſem Problem nicht ganz 
richtig geweſen ſein, wie es uns geht, geht es auch 
anderen Leuten. Da ſollte man durch dies prak⸗ 
tiſche Ereignis erwarten können, daß ſich die 


Kollegen von der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
in dieſer Frage noch einmal gründlich prüften. 
Dann würden ſie vielleicht zu der Auffaſſung 
kommen, im Moment können wir die Zwangs⸗ 
wirtſchaft nicht aufheben, aber wenn wir genü⸗ 
gend Mohnungen haben, dann lieber heute als 
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morgen, dann wird der Aerger zwiſchen Hauswirt 
und Mieter, es gibt auch ſolche, die ſich dem 
Hauswirt gegenüber nicht wohl fühlen, endlich 
aufhören. Die Freizügigkeit, die die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei in Bezug auf das Arbeitsverhält⸗ 
nis erſtrebt, würde auch in Bezug auf das Woh⸗ 
nungsweſen herbeigeführt und dann wären alle 
Teile befriedigt. Wenn man dann nach Beſeiti⸗ 
gung des Finanzſenators, deſſen Hemmungen 
gegenüber der preußiſchen Seehandlung zu groß 
ſind, eine Anleihe von 25 oder 30 Millionen auf⸗ 
nimmt und in der nächſten und übernächſten Bau⸗ 
ſaiſon 4 und 5 000 Wohnungen für dieſen Betrag 
herſtellt, die Bauabgabe auf 5% bis 10% 
zum Zwecke des Zuſchuſſes für die werhältnis⸗ 
mäßig erhöhten Zinſen feſtſetzt, ſo daß der Wirt 
90 bis 95 Prozent Miete erhält und die Zwangs⸗ 
wirtſchaft in ein bis zwei Jahren beſeitigt wird, 
müßte das ein erſtrebenswertes Ziel auch für eine 
Partei ſein, die ſich ſeiner Zeit einmal in dieſen 
Fragen einſeitig feſtgelegt hat. Eine befriedigende 
Erklärung in dieſem Punkte zu erhalten iſt auch 
für die Entſcheidung in einer anderen Frage maß⸗ 
gebend. Ich ſagte ſchon anläßlich der erſten Be⸗ 
ratung der Verfaſſungsänderung, daß man in 
der Politik nichts erreichen kann, wenn man 
Toleranz walten läßt oder ſentimental iſt. In der 
Politik hat man ſeine Forderungen anzumelden 
und die werden bewilligt. Wenn einer Regie⸗ 
rungskoalition etwas ſehr lieb iſt, wird ſie, wenn 
ihr die Forderungen die der Gegner für die Zu⸗ 
ſtimmung zu einem Geſetz ſtellt, nicht zu hoch iſt 
und zu teuer erſcheint, einer derartigen Bedin⸗ 
gung zuſtimmen. 

Nichts wäre einfacher, als in dieſen Fragen 
die Wünſche meines Kollegen Dr. Blavier und 
der mit ihm verbündeten Abgeordneten zu erfüllen. 
Dann darf über dieſe Frage gar keine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit und kein Streit ſein. Wenn Sie 
in dieſer Frage ein wenig Entgegenkommen zei⸗ 
gen wollten, dann würde der all zu mager auf⸗ 
gemachte Etat und das fürchterliche Bewußtſein, 
daß ſich dieſe Regierung leider noch immer nicht 
durchſetzen konnte und immer noch alles beim al⸗ 
ten geblieben iſt, uns wenigſtens auch bei der Ab⸗ 
ſtimmung über den Etat zu einer gütigen Nach⸗ 
ſicht verleiten. Wir würden uns ſagen, daß die 
Regierung ihr beſtes gewollt hat, die Verhältniſſe 
waren in dieſem Falle aber ſtärker. Wir werden 
Gnade für Recht ergehen laſſen und für dieſen 
Etat ſtimmen, erwarten aber, daß der nächſte 


(C) 


(D) 


Etat anders ausſieht und daß ſich die Regierung 


dann nach 5 viertel Jahren gründlich durchgeſetzt 
hat. Wir erwarten alſo, daß die Regierung nun 


micht nur antichambriert, ſondern daß ſie zu Ta⸗ 


ten ſchreitet 
Ausſehen hat. 


und der nächſte Etat ein anderes 


Vor allem in der Frage, die ich zuletzt ange⸗ 


ſchnitten habe, wollen wir jetzt endlich befriedi⸗ 


gende Erklärungen erhalten, damit wir bei der 


Abſtimmung über das Freitag zur zweiten Leſung 
kommende Verfaſſungsgeſetz endlich wiſſen, woran 
wir ſind. (Bravo!) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ges: 


ſchäftsordnung hat Herr Abg. Dr. Blavier. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.) M. D. u. 


H.! Der Herr Abg. Rahn hat ausgeführt, daß 


(A) durch Streichungen in den Poſitionen der 


(8) 
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Ge⸗ 
haltsgruppen von VIII aufwärts an Gehalt und 
Stellen eine Million zu erſparen ſind. Wir wiſſen 
ja, daß die Stadt Danzig in Verlegenheit gekom⸗ 
men iſt, weil zwei Millionen geſtrichen find. Um 
die Stadt Danzig vor einer Erhöhung der Grund⸗ 
wertſteuer zu bewahren wollen wir dieſem Rat 
folgen und zu dem Zweck durch Streichung dieſer 
Gehaltsgruppen und Stellen die eine Million 
flüſſig machen und ſie dem Ausgleichsfond zufüh⸗ 
ren, damit der Grundbeſitz nicht mit der neuen 
Grundwertſteuer belaſtet wird. 

Herr Abg. Schwegmann hat neulich für den 
Grundbeſitz geſprochen. Ich hoffe, daß die Deutſch⸗ 
mationalen dafür ſein werden, wenn wir jetzt die 
Dinge an den Ausſchuß zurückverweiſen, um durch 
Streichung dieſer Gehälter die Mittel flüſſig zu 
machen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es iſt Zurückver⸗ 
weiſung des Etats an den Ausſchuß beantragt. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 


(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 


it abgelehnt. Weitere Wortmeldungen liegen 
micht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Damit iſt 
die allgemeine Beratung erledigt. 

Ich ſchlage nunmehr vor, die Sitzung auf mor⸗ 
gen 3 Uhr 30 Minuten zu vertagen und dann 
weiter in die Einzelberatung einzutreten. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Arczynſki. 5 

Arczynfti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
möchte der Vertagung widerſprechen. So gut der 
Vorſchlag auch gemeint iſt, müſſen wir doch dar⸗ 
auf ſehen, daß der Etat verabſchiedet wird. 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Ich habe im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Herrn Präſidenten vorge⸗ 
ſchlagen, zu vertagen, weil wir uns einig waren, 
um 7 Uhr Schluß zu machen. (Die Sitzung iſt ge⸗ 
ſchloſſen! bei den Kommuniſten.) Die allgemeine 
Beratung war geſchloſſen. Es handelt ſich jetzt 
darum, in die Einzelberatung einzutreten. Wer 
für Vertagung iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir treten in die Einzel⸗ 
beratung ein. Ich rufe auf Anlage 1: 

Haushaltsplan des Volkstages. 
Druckſache Nr. 166. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Es liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 274 vor. 

Wir beantragen, unter Abſchnitt II, Stelle 1, zu 
ſtreichen: 1 Botenmeiſter (VD) und dafür zu ſetzen: 

1 Aſſiſtent (VII). 

Der bei Abſchnitt U, Stelle 1, eingeſtellte Betrag 

von 49 193,— G iſt auf 49 613,— G zu erhöhen. 
Dr. Blavier, Dinklage, B. Müller, W. Müller, 
Friedrich, Hohnfeldt, Rahn. 

(Abg. Dumont: Ich beantrage namentliche Ab⸗ 
ſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag Druckſache Nr. 274. Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. Ich bitte die Beiſitzer, die 
Stimmkarten einzuſammeln. (Geſchieht.) Die 
namentliche Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch 


jemand eine Stimme abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. 
geſchloſſen. 


Dann erkläre ich die Abſtimmung für 
Das vorläufige Ergebnis iſt folgen⸗ 
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des: Es ſind 87 Stimmen abgegeben, davon 71 
mit Ja, 13 mit Nein, 1 Stimmenthaltung und 2 
ungültige Stimmen“). 

Der Antrag in Druckſache Nr. 274 iſt damit ange⸗ 
nommen. 

Wir kommen 
Druckſache Nr. 282. 

Im Abſchn. II, Stelle 1, ſind zu 

1 Amtsgehilfe, 3 Amtsgehilfen. 

Stelle 2 zu ſetzen in den Erläuterungen 3 Ange⸗ 

ſtellte (V) ſtatt 5. 

Im Abſchn. II, Stelle 2, iſt die Zahl 46 000 dem⸗ 
entſprechend zu ändern. 

Opitz u. die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fr. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich beantrage auch über dieſen 
Antrag namentliche Abſtimmung!) Wird der An⸗ 
trag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? 
(Geſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus. Wir 
ſtimmen namentlich ab über den Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 282. Die Abſtimmung be⸗ 
ginnt. Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmklarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, dann erkläre ich die 
Abſtimmung für geſchloſſen und verkünde das 
vorläufige Ergebnis. Es ſind 69 Stimmen ab⸗ 
gegeben, 18 mit Ja, 51 mit Nein“). 


zum Abänderungsantrag in 


ſetzen ſtatt 


) Endgültiges Stimmenergebnis: 86 Stimmen: Ja 

71, Nein 13, Enthalte mich 1, ungültig 1. 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
ever, Dr. Bing, Dr. Blavier, Bock, Dr. Bogdan, Bren⸗ 
nert, Brill, Beſſer, Dinklage, Doerkſen, Frau Falk, Foo⸗ 
ken, Friedrich, Gehl, Geisler, Gerick, Grodnick, Hennke, 
Hohnfeldt, Hoog, Jahr, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. 
Kamnitzer, Karkutſch, Karſchewſki, Klingenberg, Kloſ⸗ 


ſowſki, Knauſt, Fr. Kreft, Kreft⸗P., Kruppke, Langnau, 


Lemke⸗Bruno, Lemke⸗W., Leu, Loops, Frau Malikowſki, 
Manthei, Mayen, Dr. Moczynſki, Moritz, Müller⸗Bern⸗ 
hard, Frau Müller, Müller⸗Paul, Müller⸗Walter, Opitz, 
Frau Pauls, Plenikowſki, Plettner, Raap, Rahn, Regier, 
Rehberg, Frau Richter, Rohde, Schmidt, Schütz, Selow, 
Spill, Stufowiti, Schwartz, Wahl, Weber, Weiße, Werner, 
Wierſchowſki, Zarſke. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Eiſerloh, Fiſcher, 
Hallmann⸗Rob., Höhn, Hoppe, Klein, Kurowſki, Roga⸗ 
lewſki, Rogozinſki, Schilke, Frau Dr. Semrau, Sieben⸗ 
freund, Frau Zuper. 

Der Stimme hat ſich enthalten: Abg. Mroczkowſfki. 

Stimme ungültig: 1. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Böcker, Böhm, Brenner, Burandt, Cierocki, Dumont, 
Dyck II, Falkenberg, Gaikowſki, Grünhagen, Hallmann, 
Rud., Dr. Heinemann, Dr. Hoppenrath, Jantzen, Frau 
Kalähne, Klawitter⸗Fritz, Klawitter⸗Felix, Lendzion, 
Liſchnewſki, Mathieu, Mau, Fr. Meyer, Miczewifi, Neu: 
bauer, Papke, Philipſen, Naſchke, Schwegmann, Senft⸗ 
leben, Dr. Anger, Vollerthun, Weiß, Dr. Ziehm. 

*) Endgültiges Stimmenergebnis: 68 Stimmen: 
Ja 17, Nein 51. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Eiſerloh, Geißler, 
Hallmann⸗Rob., Höhn, Hoppe, Klein, Frau Kreft, Kreft⸗ 


P., Langnau, Liſchnewſti, Opitz, Plenikowſki, Roga⸗ 
lewſki, Rogozinſki, Frau Dr. Semrau, Zarſke, Frau 


Zuper. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Dinklage, 
Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gehl, Gerick, Grodnick, Hoog, 
Jewelowͤfki, Joſeph, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Lemke⸗ 
Bruno, Lemke⸗W., Leu, Loops, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, Plett⸗ 
ner, Raap, Rahn, Regier, Rehberg, Frau Richter, Rohde, 
Schilke, Schmidt, Selow, Siebenfreund, Stukowſki, Wahl, 
Weber, Werner, Wierſchowſki. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bus 


— 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Liſchnewſki: Es 
iſt gemein, gegen die Proleten ſo vorzugehen!) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung über jede 
einzelne Stelle des Etats. 

Vizepräſident Dr. Vogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich bitte den 
Herrn Abg. Schwegmann, dieſen Antrag zurück⸗ 
zuziehen. Es ſcheint, daß nur der Etat des Volks⸗ 
tages erledigt werden ſoll und Herr Abg. Arc⸗ 
zynſki dann den Antrag auf Vertagung ſtellen 
wird. (Abg. Schwegmann: Wenn die Zuſicherung 
ſeitens der Regierungsparteien vorliegt, werden 
wir den Haushaltsplan des Volkstages verab⸗ 
ſchieden. Wir wollen nur erzwingen, daß nicht 
länger geſeſſen wird!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Arczuynſki. 

Arczynfki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Der Aelteſtenausſchuß hat nicht vereinbart, 
daß die Etatsberatungen heute mit der allgemei⸗ 
nen Ausſprache unterbrochen werden ſollen. Be⸗ 


randt, Cierocki, Dumont, Dyck II, Doerkſen, Falkenberg, 
Friedrich, Gaikowſki, Grünhagen, Hallmann⸗Rud., Dr. 
Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
Jantzen, Kaiſer, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter-Fritz, 
Klawitter⸗Felix, Lendzion, Manthei, Mathieu, Mayen, 
Fr. Meyer, Miczewſki, Dr. Moczynſki, Müller⸗Bernhard, 
Müller⸗Paul, Müller⸗Walter, Neubauer, Papke, Philip⸗ 
ſen, Raſchke, Schütz, Schwegmann, Senftleben, Spill, 
Schwartz, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, Weiße, Dr. 
Ziehm. 


Dienstag, den 19. Juni 1928. 


ſchloſſen hat er lediglich, am Dienstag, Mittwoch (B) 


und Donnerstag, die Etatsberatungen zu been⸗ 
den. Wenn alſo heute noch die Möglichkeit be⸗ 
ſteht — an ſich beſteht ſie ja — wenigſtens ein 
oder zwei Etats, insbeſondere den Volkstagsetat 
zu verabſchieden, ſo wollen wir das tun. Das 
können wir aber nicht, wenn bei jeder Poſition 
namentliche Abſtimmung beantragt wird. Ich 
würde vorſchlagen, den Volkstagsetat zu verab⸗ 
ſchieden und dann zu vertagen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Wir 
ſind bereit, auf den Boden dieſes Vergleiches zu 
treten. Ich ziehe daher meinen Antrag auf na⸗ 
mentliche Abſtimmung zurück. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es liegt kein Be⸗ 
ſchluß des Aelteſtenausſchuſſes vor, jetzt Schluß zu 
machen. Als ich Herrn Präſidenten Spill ablöſte, 
hat er lediglich den Vorſchlag gemacht, um 7 Uhr 
keine neue Poſition mehr aufzurufen. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Abſtimmung über den Etat des 
Volkstages in der durch die Annahme des Abän⸗ 
derungsantrages Druckſache Nr. 274 veränderten 
Form. Wer dafür iſt, bitte ich ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Damit 
iſt dieſer Haushaltsplan angenommen und die 
Anlage 1 erledigt. Ich mache nunmehr den Vor⸗ 
ſchlag, die Beratung auszuſetzen und morgen 
nachmittag 3 Uhr 30 Minuten in der Erledigung 
der Tagesordnung von Anlage 2 ab fortzufahren. 
Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt demgemäß be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.) 
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36. Sitzung. 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für 
das Rechnungsjahr 1928. Fortſetzung. (Druck⸗ 
ſache Nr. 247 gu Nr 182) „ 

Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung 

Me 958 zu Nr. 251) 8 
Machte ; 8 

Ordnungsruf für den Abg. Raſchke (P.) . 

Ordnungsruf für den Abg. Liſchnewski (K. P.) 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke und Fraktion 
um Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal⸗ 
tung (Druckſache Nr. 248) ... 

e e des Hauptausſchuſſes (Druckſache 

r. 16 / 
Haushaltsplan für Soziales und Geſundheits⸗ 
weſen (Druckſache Nr. 168) 8 
Kreft, Frau (K. P.) Sees 
Liſchnewski (K. P.)) . 

Ordnungsruf für den Abg. Liſchnewskbi (K. P.). 

Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft und 
Fraktion (Druckſache Nr. 2660) 

Abänderumgsantrag des Herrn Abg. Schwegmann⸗ 
und Fraktion (Druckſache Nr. 270). . . .. 

Abänderungsantrag der Frau Abg. Kreft (Druck⸗ 
ache rr ; ee 5 

Entſchließung der Frau Abg. Kreft und Fraktion 
e ne 

0 für Kirchenweſen (Druckſache 

Nr ih 
Schwegmann (D.Nat. )) SR 

Entſchließung des Abg. Schwegmann und Fraktion 
ee ,, 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und 

Volksbildung (Druckſache Nr. 170) . 5. 
Plenikowski (K P.)) . 

Ordnungsvuf für den Abg. Schütz [D. Nat.) 

Ordnungsruf für den Ahg, Plenikowski ( N 

eee für den Abg. Plenikowski 
K. P. a re 0 

Friedrich (B. A. G.) 

Dr Strunk, Senator 
Friedrich (B. A. G.) . 
Hohnfeld (Nat Soz. 

Ordnungsruf für den Abg. Hohnfeld (Nat Soz.) 5 

Abändetungsantrag des Abg. Plenikowski und 
Fraktion (Druckſache Nr. e 

Eventualanträge des Abg. Plenikowski und Frak⸗ 
tion (Druckſache Nr. 2760) 

Abänderungsantrag des Abg. Friedrich und Gen. 
(Druckſache Nr. 28) )) L 

Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 285 

Entſchließung des Abg. Paul Müller und Fraktion 
(Druckſache Nr. 3207) e 

Entſchließung der Abg. Friedrich, Dumont und 
Gen. (Druckſache Nr. 241) 

Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 241 

d Hohnfeld (Nat. Soz.) zur 15 tsordnung 

Entſchließungen des Abg. Plenikowski und Frak⸗ 

tion (Druckſache Rr. 78) 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
I ee te 5 

Mamentliche Abſtimmung über Abſchnitt A Ein⸗ 
nahme des Haushaltsplans für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung 

Namentliche Abſtinnmung über Abſchnitt B Ein⸗ 
a! 

Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern 
(Druckſache Nr. 171 und 252) e e 
Naſchke (K P.) 8 

e 5 a > ne 
Schwegmann (DNat.) zur Geſchäftsord⸗ 
u IT Ka DISS EEE BE Mr SUR DT 
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g Arczynski (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewsbi und 
Fraktion (Druckſache Nr. 258) . Aa 
Entſchließung des Abg. Liſchnewski und Fraktion 
Finch N 228), u, TER 
bſtimmung über Abſchnitt A Ein: 
eee ee Er ee 
nr Abſtimmung über Abſchnitt O Ein⸗ 
ee e a ne 
Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung (Drucksache Nr. 172 zu Nr. 252) 
Kreft, Paul (K. P.)) ERS: 
5 Dr. Unger, (Nat. Lib.) 
Abänderungsantrag des Abg. Paul Kreft und 
Fraktion (Drückſache Nr. 255) 
Dumont (Nat. Lib.) zur Geſchäftsordnung 
nm der Abg. Dumont, Schwegmann und 
r SE ee 
Entſchließung des Hauptausſchuſſes (Druckſache 
C6! 880 
Rahn (DV. P.) zur Geſchäftsordnung 682 C 
Schwegmann (D.Nat.) zur Geſchäftsord⸗ 
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Rahn (DV. P.) zur Geschäftsordnung 
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682 A 
682B 
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682 D 
Raſchke (K. P.) gur Geſchäftsordnung 682 D 
Gaikowski (3.) gur Bao nie : 683 A 
Raſchke (RB) gur Geſchäftsordnung 685 B 
Haushaltsplan der Juſtizverwaltung (Drud- 
ie , 8 
Liſchnewski (K P.)) 685 B 
Ordnungsruf für den Abg. Hohnf eld. 600 A 
Arczynski (S. P. D.) zur Geſchäſtzonnung 603 D 
e (Nat Soz) zur Geſchäftsordnung 693 5 
Arczynski (Sp d.) zur Geschäftsordnung 6955 
Hohnfeld (Nat. So; ) 5604 A 
5 Kettlitz, Obergerichts rat 6905 K 
Abänderungsantrag des Abg. Liſchnewski (Druck⸗ 
a N . 8 605 B 
Entſchließung des Abg. Liſchnewski (Druckſache 
f ann 6 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 695 D 


Die Sitzung wird um 3 Uhr 50 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Dr. Bogdan eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Runge, Dr. 
Strunk, Dr. Wiercinſki; Polizeipräſident Froboeß; 
Staatsrat Scheunemann; Obergerichtsrat Kett⸗ 
litz; Oberregierungsräte Dr. Hemmen; Meyer⸗ 
Barkhauſen; Regierungs⸗ und Medizinalrat Dr. 
Rojenbaum; Regierungsräte Hagemann, Koeppen, 
Dr. Schimmel. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: M. D. u. H.! Ich 
eröffne die 36. Vollſitzung und rufe auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1928 — Fort⸗ 
ſetzung. 

Druckſache Nr. 247 zu Nr. 132. Wir kommen 
zur Anlage 2: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Ver⸗ 


waltung. 
Druckſachen Nr. 167 und 251. Hierzu Ab⸗ 


änderungsanträge Nr. 248 und Nr. 167. Das 
Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): (Heiterkeit). 


M. D. u. H.! Wir wundern uns garnicht, wenn Sie 
ſich als Kälber in dieſem hohen Hauſe benehmen. 
Sie wiſſen ja, wie wir zu dieſem Kuhſtall ſtehen. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Raſchke, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nur dem 


Wunſche eines Teiles der Bevölkerung Rechnung 
679 P tragend nehmen wir an den Beratungen teil. 


(CJ 


(D) 


(A 


— 


(B 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

Sonſt iſt es gegen unſern Willen, daß man uns 
hier hineingeſetzt hat. Wenn wir heute in der 
Uniform des Roten Frontkämpferbundes erſchei⸗ 
nen, ſo tun wir das deshalb, um dem Polizeiprä⸗ 
ſidenten an dieſe Uniform zu gewöhnen. (Bravo 
und Sehr richtig! bei den Kommuniſten. — Er iſt 
nicht hier! rechts.) Sein Etat ſteht ja noch zur Be⸗ 
ratung. Wir glauben, daß der gute Mann dieſe 
Uniform zu wenig ſieht, und je weniger er ſie ſieht, 
je größer iſt die Gefahr, daß er überſchnappt. (Sehr 
gut! bei den Kommuniſten.) 

Zur Sache ſelbſt, zum Etat der Allgemeinen 
Verwaltung, haben wir unſern Abänderungsan⸗ 
trag aus der zweiten Leſung zur dritten Leſung 
vorgelegt. (Heiterkeit.) Na, hat die Preſſe bald 
ausgekalbert? (Abg. Liſchnewski: Die gehören 
mit zu den Kälbern). Es wird von uns verlangt, 
daß die oberen Beamtenſtellen hier in dieſem Etat 
geſtrichen werden. Aber leider hat die Koalition 
geſtern erneut bei der Abſtimmung über den 
Volkstagsetat bewieſen, daß ſie ſtrikt das weiter⸗ 
führt, was die deutſchnationale Regierung einge⸗ 
führt hat. Keinen Schritt zurück von dieſer Politik, 
iſt ihre Parole. Das hat ſie geſtern einwandfrei 
bewieſen. Das Gerede, daß bei den unteren Be⸗ 
amten nicht abgebaut werden ſoll, daß eventuell 
Angeſtellte in das Beamtenverhältnis hinein⸗ 
kommen, wie es im Wahlkampf im Gange war, 
hat ſich geſtern tatſächlich als Phraſe erwieſen. 
Wir hatten geſtern beantragt, daß die beiden Te⸗ 
lephoniſten des Volkstages, die noch übrig blie⸗ 
ben, ins Beamtenverhältnis übernommen wer⸗ 
den ſollten. Da haben die Sozialdemokraten 
den Wünſchen des Zentrums Rechnung getragen 
und den hineingenommen, den das Zentrum ha⸗ 
ben wollte. (Abg. Liſchnewſki: Sehr wahr!) 
Sie haben auch einen ihrer Freunde (nach 
links) eine Gruppe nach oben fallen laſſen, 
aber für die Beiden, die heute noch Angeſtellte 
find, haben Sie nichts übrig, die nehmen Sie nicht 
in das Beamtenverhältnis hinein. (Abg. Liſch⸗ 
newski: In die Freſſe muß man ſolchen Volksver⸗ 
tretern jpuden.!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Herr Abg. Liſch⸗ 
newski, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Den Beamten 
der unteren Gruppen und den Angeſtellten wird in 
keiner Weiſe entgegengekommen. Lediglich mit den 
oberen Beamten, mit dem reaktionären Verwal⸗ 
tungsapparat und ſeinen ausführenden Organen 
ſolidariſiert man ſich und läßt daran abſolut nicht 
rütteln. Wir haben deshalb noch einmal Gelegen⸗ 
heit genommen unſern Antrag vorzulegen, um 


Ihnen klar zu machen, daß beſonders bei der Ver⸗ 


waltung des Innern der obere Beamtenapparat 
abgebaut werden kann und abgebaut werden muß. 
Wenn Sie ſich dem entgegenſtemmen, und Sie wer⸗ 
den es tun, wird es unſere Aufgabe ſein, mehr 
wie bisher in aller Oeffentlichkeit die heutige Po⸗ 
litik anzuprangern, der Bevölkerung zu zeigen, 
wie mit den Steuergroſchen der Bevölkerung 
Schindluder getrieben wird. Wenn Sie Sparmaß⸗ 
nahmen durchführen wollen, haben Sie hier die 
beſte Gelegenheit. Aber was zeigt ſich? Neue 
Steuern werden der ſchaffenden Bevölkerung auf⸗ 
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erlegt, die ſie tragen muß, um den oberen Beam⸗ 
tenkörper mit den horrenden Gehältern zu unter⸗ 
halten. Das iſt die Politik, die von der Koalition, 
in der die Sozialdemokratie am ſtärkſten vertreten 
iſt, getrieben wird. M. D. u. H.! Glauben Sie 
nicht, daß Ihre Politik Anklang finden wird, wenn 
Sie glauben die revolutionäre Arbeiterſchaft nie⸗ 
derſchlagen zu können, wenn Sie glauben, alle 
diejenigen, die der Arbeiterſchaft die Wahrheit 
ſagen, verfolgen zu können und mundtot zu 
machen. Wir werden uns davon nicht abhalten 
laſſen und werden trotzdem der Bevölkerung das 
ſagen, was hier geſpielt wird, wie gemein, wie 
rigoros mit den Intereſſen der ſchaffenden Bevöl⸗ 
kerung Schindluder getrieben wird. (Lebhaftes 
Bravo! bei den Kommuniſten). 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Wir kommen zur Abſtimmung. Zunächſt 
über den Abänderungsantrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion in Druckſache Nr. 248. 

Ausgabe. 

1. In Abſchnitt A TI 1b iſt zu ſtreichen „1 Staatsrat, 

1. Oberregierungsrat“. Für „3 Regierungsſekre⸗ 
täre“ iſt zu ſetzen „4 Regierungsſekretäre“, für „1 
Kanzleioberſekretär“ ift zu ſetzen „2 Kanzleiober⸗ 
ſekretäre“. 

2 In Abſchnitt A 1 1e ih zu ſtreichen „1 Staatsrat“. 

3. 8 A Id iſt zu ſtreichen „1 Leiter 

4. In Abſchnitt A II 10 iſt gu ſtreichen „Für Preſſe⸗ 

und Werbeangelegenheiten 100 000.“ 

5. In Abſchnitt 8 1 iſt gu ſtreichen 

II/ XII).“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag it abgelehnt. Wir kommen 
dann zur Abſtimmung über die Entſchließungen 
in Druckſache Nr. 167. 

1. Der Senat wird erſucht, die Sparmaßnahmen 
in der Präſidialabteilung unverzüglich in demſelben 
Umfang durchzuführen, wie dies bereits in den Ein⸗ 
zelverwaltungen geſchehhen üſt. 

2. Der Senat wird erſucht, die bei den einzelnen 
Verwaltungen beſtehenden Druckereien bei einer Ver⸗ 
waltung zu wereinigen und die Arbeiten bei dieſer 
Druckerei auf die Bra un won Wertzeichen und 
Drucksachen ähnlicher Art zu beſchränben. Der Druck 
von Formularen hat bei Privatfirmen zu erfolgen. 

Wer die erſte Entſchließung in Drucksache Nr. 167 
annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit. Die Ent⸗ 
ſchließung Nr. 1 iſt angenommen. Wir kommen 
zur Entſchließung Nr. 2 in Druckſache Nr. 167. 
Wer für dieſe iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 
ſchließung iſt gleichfalls angenommen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Haushaltsplan der 
Allgemeinen Verwaltung im ganzen. Wer dafür 
iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit, der Haushaltsplan iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe Anlage 3 auf: f 
Haushaltsplan für Soziales und Ge⸗ 
ſundheitsweſen. 
Druckſache Nr. 168, hierzu Abänderungsanträge 
Nr. 266, 270, 271 und Entſchließung in Druckſache 
Nr. 277. Das Wort hat Frau Abg. Kreft. 
Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): M. D. u. H.! 
Wenn man den Etat durchſieht, der ſich Etat für 
Soziales und Geſundheitsweſen nennt, dann ſucht 


„1 Direktor 


(A) 


(8) 
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(Kreft, Frau, Abgeordnete) 

man nach dem Sozialen und findet es nicht. (Sehr 
wahr! bei den Kommuniſten.) Man findet nur, 
daß dieſer Etat der Etat für Unjoziales genannt 
werden kann. Typiſch iſt, daß die Frage Soziales 
in allen kapitaliſtiſchen Ländern dieſelbe Rolle 
ſpielt. In allen kapitaliſtiſchen Ländern iſt, daß 
darin dasſelbe Syſtem beſteht, ein klein wenig die 
rebellierenden Maſſen zu beruhigen, ihnen Beru⸗ 
higungspillen zuzuwerfen, aber nur ſoviel, daß ſie 
nicht in offene Rebellion ausbrechen. Sonſt it in 
allen kapitaliſtiſchen Staaten die gleiche Linie zu 
verzeichnen, das gleiche Syſtem, weil eben das ka⸗ 
pitaliſtiſche Syſtem auf der Ausbeutung, der Un: 
terdrückung der arbeitenden Maſſen aufgebaut iſt. 
Da hat man kein Geld für diejenigen, die man 
unterdrückt und knechtet, wenn ſie arm und elend 
ſind. Man hat kein Geld für diejenigen, die der 
kapitaliſtiſche Staat zu hilfsbedürftigen Leuten 
macht. Mam hat nur Geld, um neue Kriege zu 
ſchaffen, um neue Kriegsgeräte und neue Waffen 
für neue Kriege herzuſtellen. Man hat nicht Zeit, 
darüber nachzuſinnen, wie man etwas für das 
Wohl der arbeitenden Bevölkerung ſchaffen kann, 
ſondern man hat nur Zeit, die Technik auszu⸗ 
bauen, um ſie gegen die werktätigen Maſſen anzu⸗ 
wenden. Man will nicht durch den Fortſchritt der 
Technik das Los der werktätigen Maſſen ver⸗ 
beſſern, indem der Arbeitstag verkürzt und die 
Löhne erhöht werden, indem man die Sozialver⸗ 
ſicherung ausbaut. Das iſt nicht Ihr Ziel. Ihr 
Ziel bei der Techniſierung, Ihr Ziel bei der Rati⸗ 
onaliſierung iſt Profit, Profit und abermals Pro⸗ 
fit! Da hat man nicht Zeit, nach Methoden zu 
ſuchen, die zur Beſſerung führen, ſondern braucht 
die Zeit, um neue giftige Gaſe zu erfinden und 
diejenigen zu beſeitigen, die in allen kapitaliſti⸗ 
ſchen Staaten zu viel ſind. Herr Senatspräſident 
Sahm erklärte einmal, in Danzig ſeien 12 000 
Menſchen zuviel. So ſucht man nach Mitteln, 
dieſe Leute, die zuviel ſind, zu beſeitigen. Man 
läßt die Leute langſam verrecken und ſpricht dann 
von Chriſtenliebe, von Gott und einem Jeſus, de: 
die Menſchen liebt, deſſen Nachfolger man ſein 
will. Man ſpricht dann von der Kanzel: „Laſſet 
die Kinder zu mir kommen und wehret ihnen 
nicht“. Wenn dann die Aermſten herkommen, 
find es die JZeute mit dem ſchwarzen Gewiſſen, die 
die Not der Kinder vergeſſen haben und ſagen: 
„Was kümmert ihr uns, Hauptſache iſt, wir haben 
recht viel billige Ausbeutungsobjekte. Ob ihr zu 
Grunde geht, iſt uns gleich, Hauptſache iſt, wir ha⸗ 
ben euch an der Kandare und können euch da⸗ 
durch, daß ihr recht viel Kinder habt, immer 
en dazu zwingen, für billiges Geld zu arbei- 
en.“ 


Das iſt das Weſen des Kapitalismus in allen 
Ländern. So ſieht der Soziale Etat überall aus. 
Deshalb werden im Freiſtaat 73 000 Gulden mehr 
für den Kirchenetat bewilligt als im Vorjahre 
und 150000 Gulden für die „armen, notleidenden 
Zuckerinduſtriellen“ als erſte Rate. Für Schupo, 
für Polizei und Kriminalbeamte hat man Mittel, 
weil dieſe Einrichtungen dazu dienen, diejenigen, 
die rebellieren, hinter Zuchthausmauern zu brin⸗ 
gen. Dazu ſind die Mittel vorhanden. Um aber 
wirklich der Not ein Ende zu machen, hat der 
Staat nichts übrig. Im Gegenteil im Sozialen 
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Etat find 4½ Millionen weniger eingeſetzt und 
das zu einer Zeit, wo wir einen „ſogenannten 
Linksſenat haben, wo die Sozialdemokratie mit 


in die Regierung ging und bei den Wahlen erklär⸗ 


te, die ſoziale Fürſorge ſolle ausgebaut werden. 
In der Regierungserklärung wurde vom Ausbau 
der ſozialen Fürſorge geſprochen. Aber der Etat 
zeigt den arbeitenden Maſſen, daß nicht vorwärts, 
ſondern rückwärts gegangen wird, daß man nicht 
einen Aufbau oder Ausbau ſondern einen Abbau 
der ſozialen Fürſorge gemeint hat. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) 

Der Staat geht immer mehr dazu über, die 
ihm zufallenden Laſten auf die Schultern der 
werktätigen Bevölkerung abzuwälzen. Alle dieje⸗ 
nigen, die der werktätigen Bevölkerung das Fell 
über die Ohren ziehen, wie ein Klawitter, wie ein 
Schichau, wie die Danziger Werft und wie die 
Leute alle heißen, verſuchen ſich einen guten Na⸗ 
men zu machen, und als „gute“ Chriſten zu erſchei⸗ 
nen. Dann habe ich noch etwas Wichtiges wer⸗ 
geſſen. Die Herren von der evangeliſchen Kirche, 
der katholiſchen Kirche, evtl. noch die Deutſchnati⸗ 
onalen als nationale Vereinigung müſſen ſich an⸗ 
geblich bei den Proleten einen guten Namen ma⸗ 
chen. Sie jagen, was wollt ihr, find wir nicht ſo⸗ 
zial? Ich armer Schichau, der ich ſo wenig ver⸗ 
diene, daß ich die Proleten nicht einmal genügend 
bezahlen kann, gebe von dem Wenigen noch ab, ich 
gebe für die ſoziale Fürſorge, ich ſtifte für eine 
Anſtalt. Die katholiſche Kirche unterſtützt die 
Waiſenhäuſer, die Erziehungsanſtalten. Auf die⸗ 
je private Fürſorge, auf dieſe private Wohlfahrts⸗ 
pflege pfeift die Arbeiterſchaft. Die Arbeiterſchaft, 
die werktätige Bevölkerung, die ihr Leben lang 
ihre Kraft opfert, hat vom kapitaliſtiſchen Staat 
zu verlangen, daß ſie ſo verſorgt wird daß ſie 
nicht auf Almoſen angewieſen iſt. Alles was auf 
der Erde iſt, iſt unſer und es heißt bei Heine „Es 
iſt hienieden Brot genug für alle Menſchenkin⸗ 
der.“ Deshalb ſagen wir als Kommuniſten: Fort 
mit der privaten Wohlfahrtspflege, fort mit der 
konfeſſionellen Hetze, her mit der ſtaatlichen Für⸗ 
ſorge für Mutter und Kind! 

Im Gegenſatz zu allen kapitaliſtiſchen Ländern 
ſagt ein Land, daß ein Sechſtel der Erde ausmacht, 
das Wichtigſte und das Höchſte, was wir haben, 
iſt unſere Jugend, der müſſen wir Pflege angedei⸗ 
ben laſſen. Es iſt der Sowjetſtaat, der ſelbſt in 
der Zeit des ſchwerſten Bürgerkrieges mit allen 
Mitteln für die Kinder, für die Jugend und für 
das Alter ſorgte. Die Soldaten an der Front hun⸗ 
gerten, damit die Kinder und Greiſe zu eſſen hat⸗ 
ten. Der Sowjetſtaat ſchafft Anſtalten für die 
Kinder, ſchafft Säuglings⸗ und Mütterheime. Er 
gibt der Frau vor und nach der Geburt acht Wo⸗ 
chen Urlaub und bezahlt ihr die Zeit. Er gibt ihr 
Geld, damit ſie leben kann. Sie werden ſagen, 
in unſerm Freiſtaat bekommen auch die Frauen 
ſechs Wochen vor der Geburt Urlaub. Den bekom⸗ 
men ſie. Aber können die werktätigen Maſſen aus⸗ 
ſpannen und von der Maſchine weggehen? Das 
können ſie nicht, ſie müſſen bis zum letzten Mo⸗ 
ment im Betrieb bleiben, wenn ſie nicht der Fa⸗ 
brikbeſitzer vorher hinauswirft. Dann hungern 
ſie zu Hauſe, dann gehen ſie elend zu Grunde, weil 
ſie kein Geld haben; denn die Wochenhilfe und die 
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Wochenfürſorge gibt es ja erſt nach der Geburt des 
Kindes. Erſt wenn der Geburtsſchein vorgelegt 
wird, bekommt die Proletarierfrau etwas. (Abg. 
Gaikowſki: Nein, ſechs Wochen vor der Geburt gibt 
die Krankenkaſſe die Unterſtützung! Wenn Sie das 
nicht willen, ſtudieren Sie es!) Herr Gaikowſki, 
Sie ſcheinen das ſehr ſchlecht zu wiſſen. Angeb⸗ 
lich ſteht im Geſetz, ſechs Wochen vor der Geburt 
gibt es ein Wochengeld, das gibt es aber nicht 
ausgezahlt, ſondern das Wochengeld gibt es erſt 
am Tage, an dem der Geburtsſchein des Kindes 
vorgezeigt wird. Was ſoll alſo die Proletarier⸗ 
frau während der wier Wochen machen? Sie iſt ge⸗ 
zwungen, im Betrieb zu bleiben, oder ſie fit ge⸗ 
nötigt, die letzten Wochen mit ihrem Kind zu hun⸗ 
gern, um nachher ſiech zu ſein. 

Im Sowjetſtaat iſt das anders. Da bekommt 
die Proletarierfrau nicht nur eine Unterſtützung, 
ſondern ſie bekommt ihren vollen Lohn ausgezahlt. 
Dieſen muß der Unternehmer zahlen, und dazu 
bekommt ſie noch die Hälfte ihres ihr ſonſt zuſte⸗ 
henden Monatsgehalts als Unterſtützung. Das 
tut der Sowjetſtaat für die ſchwangeren Frauen. 
Wenn das Kind geboren iſt, dann ſagt der Sow⸗ 
jetſtaat nicht wie hier in Danzig: „Nimm das 
Kind und zieh' in Frieden; wohin Du ziehſt, iſt 
mir egal; denn ein Säuglingsheim habe ich 
wicht!“ Oder man ſagt: „Warum haſt du dir ein 
Kindchen angeſchafft? Warum warſt du ſo unan⸗ 
ſtändig? Dieſes Glück ſteht nur ehelichen Müttern 
zu. Wie darfſt du dir erlauben, Mutter zu wer⸗ 
den?“ Auf der andern Seite ſpricht man von der 
heiligen Pflicht der Frau zur Mutterſchaft. Man 
ſagt: „Wie kommſt du dazu, dich deiner Mutter⸗ 
pflicht zu entziehen? Das darfſt du nur, wenn wir 
es erlauben. Aber einen Hausſtand darfſt du dir 
nicht gründen.“ Die kapitaliſtiſchen Staaten ha⸗ 
ben auf den Schlachtfeldern durch den Krieg Mil⸗ 
lionen junger Kräfte hinmorden laſſen. Auf der 
andern Seite iſt der Mann erwerbslos, er bann 
ſich nicht verheiraten. Die Erwerbsloſenfürſorge 
ſagt, ſo lange du erwerbslos biſt, haſt du kein Ge⸗ 
fühl, da biſt du kein Menſch. Du darfſt dich nicht 
verheiraten, aber du darfſt auch keine Kinder be⸗ 
kommen. Wenn ſich der Mann verheiratet, be⸗ 
kommt er kein Stempelgeld für die Frau und das 
Kind. Dann heißt es: „Warten Sie, bis Sie Ar⸗ 
beit bekommen.“ Sehen Sie hin, wir haben Er⸗ 
werbsloſe, die drei oder vier Jahre erwerbslos 
ſind. Dann jagt man, heiratet nicht, aber ihr habt 
auch nicht das Recht, mit einer Frau zuſammenzu⸗ 
ſein und Kinder zu zeugen. Dasſelbe ſagt das 
Zentrum, das nachher den Leuten von der Kanzel 
ſagt: „Lebt eine echt chriſtliche katholiſche Ghe!“ 
Vorher wird den Leuten aber geſagt, ihr dürft kei⸗ 
ne Kinder gebären, ſonſt ſeid ihr micht gottesfürch⸗ 
tig. Das iſt Ihre Tendenz, Ihre Lehre, die Sie 
moch heute betreiben. Die uneheliche Mutter Taj- 
ſen Sie untergehen und ſchuldig werden. Wenn 
die uneheliche Mutter während der Schwanger⸗ 
ſchaft keine Arbeit bekommt, ſucht ſie Aufnahme 
und Schutz in der Staatlichen Frauenklinik. Dort 
ſagt man ihr: „Haſt du auch 70 Gulden mitge⸗ 
bracht? Wenn du dieſe nicht haſt, kannſt du bei uns 
nicht als Hausſchwangere aufgenommen werden. 
Wenn du die nicht haſt, gehe ruhig weiter, denn 
für uns iſt die Bezahlung das Wichtigſte. Das 


Wohlfahrtsamt bezahlt nichts, du biſt nicht in der 
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Krankenkaſſe. Es geht uns nichts an, ob die Kran⸗ 
kenkaſſe ſpäter zahlt, das Wichtigſte ſind die 70 
Gulden.“ Wenn ſie nicht aufgenommen wird geht 
fie weiter, und man verweiſt fie an das Arbeits⸗ 
haus. Dort kann ſie Aufnahme finden, aber größ⸗ 
tenteils iſt es dort übervoll. Dann läuft die Mut⸗ 
ter weiter und weiß nicht, wohin. Das iſt ihr 
Weg in die Klinik, ebenſo iſt auch der Weg aus 
derſelben. Dann läuft ſie mit dem Kindchen herum, 
wo laſſe ich es mur, wo bringe ich es hin? Wo iſt 
eine Pflegeſtelle, wo kann ich es unterbringen? 
Dann ſteht fie genau jo rat⸗ und Hilfslos da. Das 
nennen Sie ſoziale Fürſorge. 

So ſehen auch die Mittel aus, die Sie für Ju⸗ 
gendpflege ausgeben, nichts für den Schutz der 
Mutter vor und nach der Geburt, nichts für das 
Kind, bis es zur Schule geht. Jugendpflege 188000 
Gulden. Wenn man dies lieſt, kommt einem als 
Proletarierfrau die Galle hoch. Man möchte ſa⸗ 
gen, wie kommt ihr dazu, von Jugendwohlfahrt 
zu ſprechen. Streicht das Wort Jugendpflege und 
ſetzt dafür das Wort Fürſorge⸗Erziehung; denn 
das iſt das, was die Kapitaliſten wollen und auch 
dieſer Volkstag. Wohl macht man ein Geſetz und 
nennt es Jugend⸗Wohlfahrtsgeſetz. Im erſten Pa⸗ 
ragraphen ſagt man: „Jedes Danziger Kind hat 
ein Anrecht auf Erziehung zu ſeeliſcher und leibli⸗ 
cher Tüchtigkeit.“ In demſelben Jahr, in dem man 
dieſes Geſetz macht, bewilligt man nicht einen 
Pfennig, um dieſem Geſetz Geltung zu verſchaffen. 
Da zeigt es ſich, wie recht wir hatten, als wir ſag⸗ 
ten, daß ſich das Jugend⸗Wohlfahrtsgeſetz micht 
für, ſondern gegen die werktätige Jugend richte. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Die Fürſor⸗ 
ge⸗Beſtimmungen gingen nicht weit genug. Das 
Ausnahmegeſetz gegen die uneheliche Mutter ging 
ihnen nicht weit genug. Daher wurde das Ju⸗ 
gend⸗Wohlfahrtsgeſetz eingebracht. Hier zeigt es 
ſich kraß, daß Sie für die Jugendpflege nichts 
übrig haben. Beſſer konnte es der Senatsvertre⸗ 
ter im Ausſchuß wirklich nicht ſagen. Er erklärte: 
„Dieſes Geld iſt nur für Fürſorgeerziehung. Für 
Jugendpflege iſt nichts eingeſetzt.“ Das ſollen die 
Kreiſe und Gemeinden tun. Das iſt das alte Lied, 
das ewig erklingt. In jeder Sitzung des Volks⸗ 
tages hören wir: „Wir nicht, der Kreis, die Kom⸗ 
munen!“ Im Kreis heißt es: „Wir micht, die 
Kommunen!“ Es iſt immer dasſelbe Lied. Die 
Kreiſe ſagen, wir haben kein Geld, die Gemein⸗ 
den ſagen, wir haben kein Geld, und Jugendpflege 
bleibt Jugendpflege. 

Aber für Fürſorgeerziehung haben Sie Mittel 
um die Arbeiterkinder wegen der geringiten Klei⸗ 
nigkeit hinter Gefängnismauern zu ſtecken. Die 
Erziehungsanſtalten kann man nicht anders be⸗ 
zeichnen als Gefängniſſe. Wozu bringt man die 
Proletarierkinder in die Erziehungsanſtalten? 
Um den Kapitaliſten billige Arbeitskräfte zu ge⸗ 
ben. Es iſt doch lächerlich, wenn in der Anſtalt 
Tempelburg ſolch eine geringe Summe für den 
Arbeitsverdienſt der Zöglinge eingeſetzt wird, 
ganze 4000 Gulden. Aber wir ſehen auch, daß die 
Fürſorgezöglinge bei den Agrariern für ganze 10 
Gulden im Monat untergebracht werden. Da von 
bekommt der Großagrarier 5 Gulden, damit er die 
Jungen angeblich einkleiden ſoll. Die übrigen 5 
Gulden werden angeblich bis zur Entlaſſung auf⸗ 
bewahrt. Wenn 20jährige Menſchen für 10 Gul⸗ 
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den den ganzen Monat arbeiten ſollen, ſo iſt das 
eine Schmach, wie ſie micht größer ſein kann. Auch 
dieſe Fürſorgezöglinge haben Tariflohn zu verlan⸗ 
gen und den Lohn zu bekommen, der ihnen als Ar⸗ 
beiter zuſteht. Aber nicht nur Fürſorgezöglinge 
werden den Beſitzern als billige Arbeitskräfte ge⸗ 
geben. Das Jugendamt iſt nicht auf die Pflege 
der Jugend bedacht, ſondern auf den Geldſack der 
Großagrarier. 

Da iſt folgender Fall typiſch. In Bankau be⸗ 
findet ſich auf dem dortigen Gut eine Familie mit 
drei oder vier Kindern im Alter von 9, 8, 7 und 3 
Jahren. Der Mann ſteht mit der Frau in Schei⸗ 
dung. Er iſt ein Trunkenbold und ſchlägt die Frau 
dauernd. Die Frau iſt von ihm fortgegangen, 
aber auf Zureden des Gutsvorſtehers immer wie⸗ 
der zurückgekehrt. Sie verſucht, mit dem Manne 
zu leben. Wenn es nicht geht, zwingt man dieſe 
Frau nach Bankau mit Gewalt zurück. Warum 
das alles? Weil der Gutsvorſteher es ablehnt, für 
die Frau und die Kinder zu zahlen. Das Ju⸗ 
gendamt Kreis Danziger Höhe ſagt, die Kinder 
könnten nicht für Geld untergebracht werden, weil 
Bankau erklärt, es zahle keinen Pfennig, infolge⸗ 
deſſen müßten die Kinder ſo billig wie möglich 
untergebracht werden. Die Mutter hatte die Kin⸗ 


der in guten Stellen untergebracht. Dieſe Leute 


verlangten nur 15 oder 20 Gulden für den ganzen 
Monat. Was tut der Jugendleiter des Kreiſes 
Höhe? Er nimmt trotzdem die Kinder aus dieſer 
Pflegeſtelle und ſagt: „Frau Kreft wir bringen 
die Kinder ſehr gut unter, Sie können verſichert 
ſein, daß es die Kinder ſehr gut haben werden.“ 
Der neunjährige Junge wird zum Beſitzer nach 
Meiſterswalde gebracht, um zu arbeiten. Als ich 
das Wohlfahrtsamt Danziger Höhe anrief, wurde 
mir geſagt, die Kinder werden ſelbſtverſtändlich 
arbeiten müſſen, das ſchadet ihnen ja auch nichts. 
Die Kinder ſind krank und vollſtändig unterer⸗ 
nährt, weil ſie ſchon vorher auf dieſem Gut ver⸗ 
hungern mußten. Als der Mann von der Frau 
fort war, war der Gutsvorſteher ſo freundlich, der 
Frau pro Woche einen Gulden zu ſchenken, damit 
ſie mit den vier Kindern leben konnte. Nun bringt 
man das neunjährige und das ſiebenjährige Kind 
unentgeltlich beim Beſitzer unter. Der Vormund, 
ein Lehrer aus Kowall, jagt zu der Mutter, ſelbſt⸗ 
verſtändlich müßten die Kinder arbeiten, wenn 
der Beſitzer kein Geld bekommt. Der Mutter ver⸗ 
weigerte man, den Aufenthalt der Kinder zu nen⸗ 
nen. Als ich der Mutter den Aufenthalsort der 
Kinder mitteilte und ſie die Kinder beſuchte, wa⸗ 
ren alle beide ängſtlich, weinten und erklärten, ſie 
würden jo geprügelt, ſie müßten das Vieh hüten 
und morgens um vier aufſtehen. Der Junge iſt 
krank, er ſchläft ſelbſtverſtändlich bei der Arbeit 
ein, dann wird er geprügelt. Die Beſitzerfrau 
gibt der Mutter gegenüber ſelbſt zu, daß er geprü⸗ 
gelt worden iſt. Trotzdem ſagt das Jugendamt 
Danziger Höhe: „Was Sie da erzählen, iſt alles 
gelogen, die Kinder ſind ſehr gut untergebracht 
und arbeiten müſſen ſie, das lt ſelbſtverſtändlich.“ 
Nur das eine Kind hat man ins Erholungsheim 
gebracht, weil es drei Jahre alt iſt und noch nicht 
arbeiten kann. Das Landratsamt Höhe ſagt, Ban⸗ 
kau zahle kein Geld, es könne nichts machen. Nun 
ſitzt die arme Frau ſchon monatelang in Danzig. 
Das Wohlfahrtsamt in Danzig zahlt keine Unter- 
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ſtützung mit der Begründung, daß die Frau nach 
Bankau gehöre. Wenn die Frau auf das Wohl⸗ 
fahrtsamt in Danzig kommt, jagt man ihr ganz. 
einfach, man würde fie aus Danzig ausweiſen 
müſſen, ſie falle der Stadt Danzig zur Laſt, ſie ge⸗ 
höre nach Bankau. Der Gutsvorſteher iſt gewillt, 
die Frau aufzunehmen, ſie kann bei ihm für drei 
Dittchen den Tag arbeiten, wie vorher, aber Geld 
zahlt Bankau natürlich nicht. Das Landratsamt 
Danzig Höhe und das Wohlfahrtsamt Danzig ha⸗ 
ben nichts anderes zu tun, als den Herren Guts⸗ 
vorſteher von Bankau zu ſchonen, damit er kein 
Geld zu zahlen braucht und die Kinder unentgelt⸗ 
lich untergebracht werden. Das iſt Ihre Jugend⸗ 
fürſorge. 

Nun ein anderer Fall. Dieſer Tage kam eine 
Frau aus Langenau zu mir, deren Mann krank iſt. 
Der Mann hat vom Kriege her ein Herzleiden. 
Sein AUnterſtützungsgeſuch wurde, wie üblich, von 
der Kriegsbeſchädigtenfürſorge abgelehnt, weil 
man erklärt, das Leiden ſei nicht auf die Kriegsbe⸗ 
ſchädigung zurückzuführen. Der Frau gibt man 
keine Unterſtützung. Der Gemeindevorſteher lehnt 
es ab und begründet es damit, daß die Frau noch 
jung ſei, ſie könne arbeiten gehen. Die Frau hat 
Kinder im Alter von drei und ſechs Jahren. Nun 
frage ich Sie, wo die Mutter die Kinder laſſen ſoll. 
Soll ſie ſie zu Hauſe einſchließen und arbeiten ge⸗ 
hen? Als ich beim Wohlfahrtsamt Höhe anrief, 
ſagte man, der Gemeindevorſteher erkläre, er habe 
der Frau vor 14 Tagen 10 Gulden gegeben. Alſo 
zehn Gulden, davon ſollten drei Perſonen den Mo⸗ 
nat über leben. (Abg. Plenikowſki: Die ſollen den 
Weg gehen, wie in Bürgerwieſen!) Dann jagte der 
Leiter des Jugendamtes, Langenau habe kein 
Geld, es ſei eine arme Gemeinde, der Mann werde 
recht lange krank ſein, die Frau ſei noch jung und 
könne arbeiten. „Gut“, ſagte ich, „geben Sie ihr 
Arbeit!“ Die Antwort war: „Wir haben keine.“ 
So ſieht die Jugendpflege aus, ſo ſieht die Ju⸗ 
gendwohlfahrt aus, und ſo ſieht die Wohlfahrts⸗ 
pflege überhaupt aus. (Zurufe rechts.) Sie werden 
bald die Fauſt der roten Front ſpüren. (Unruhe.) 


Vizepräſident Dr. Bogdan: Ich bitte die Zwi⸗ 


ſchenrufe zu unterlaſſen. 
(Abg. Schütz: Nächſtes Jahr marſchieren Werwolf 
und Stahlhelm durch!) 

Kreft, Frau Abgeordnete (K. P.): Ich hoffe 
daß Herr Schütz als Werwolf oder Stahlhelm 
einmarſchiert, auf Krücken aber hinausmarſchiert. 
(Abg. Schütz: Das wollen wir mal ſehen! — Abg. 
Zarske: Das iſt keine Provokation? — Zuruf des 


Abg. Schütz.) Erlauben Sie ſich keine Frechheit 


gegenüber der revolutionären Arbeiterſchaft, ſonſt 
kann es Ihnen Auch ⸗Arbeiter ſchlecht gehen. 
Genau ſo wie in der Wohlfahrtspflege ſieht 
es auch in der Erwerbsloſenfürſorge aus. Wie 
waren die Reden während der Wahl, was wurde 
bei der Regierungserklärung geſagt? Wir ſehen 


jetzt, daß bei der Wohlfahrtspflege, daß bei der 


Erwerbsloſenfürſorge geſpart wird. Die Ausga⸗ 
ben für die Erwerbsloſenfürſorge find von 8 ¼ 
Millionen auf 5¾ Millionen abgebaut. Das iſt 
bezeichnend für den ſogenannten Linksſenat. Die 
Erwerbsloſenverſicherung ſoll eingeführt werden. 
Ich hatte in den letzten Sitzungen des Sozialen 
Ausſchuſſes Gelegenheit, die Loblieder der einzel⸗ 
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nen ſogenannten Arbeitervertreter zu dem Er⸗ 
werbsloſenverſicherungsgeſetz zu hören. Nämlich 
dann, wenn die Erwerbsloſen Anträge ſtellen, 
wenn die Erwerbsloſen auf ihr gutes Recht pochen, 
dann ſagen dieſe ſogenannten Arbeitervertreter: 
„Seht wie wichtig es iſt, daß Ihr Euch ein Geſetz 
ſchafft, daß Ihr einen geſetzlichen Anſpruch habt, 
wie wichtig es iſt, daß Ihr die Erwerbsloſenver⸗ 
ſicherung ſchafft.“ Meine Herren Sozialdemokraten, 
die Mittel für die Erwerbsloſenfürſorge ſollen 
von den Schultern des Staates auf die Arbeiter 
abgewälzt werden. Das müßten Sie in Ergänzung 
Ihrer Reden auch ſagen. Aber das vergeſſen Sie. 
M. H. von der Sozialdemokratie. Ich erinnere 
Sie an die Kämpfe, die von der Sozialdemokratie 
gegen die Einführung der Invaliden⸗ und Kran⸗ 
kenverſicherung geführt wurden. Damals ſagten 
Sie noch, die Arbeiterſchaft dürfte nicht die Laſt 
tragen. Heute gehen Sie dazu über, die Laſten 
des Staates auf die Schultern der werktätigen 
Bevölkerung zu legen. Heute ſagen Ste, du Ar⸗ 
beiter haſt kein Recht im kapitaliſtiſchen Staat, 
warum biſt du geboren, warum haſt du keine 
keine Arbeit? Wenn du keine Arbeit haſt, dann 
ſorge dafür, daß du leben kannſt. Spare wenn du 
in Arbeit ſtehſt, zahle Beiträge und dann ſei recht 
anſtändig beim Beſitzer, kuſche recht ſchön, damit 
du keine Entlaſſung bekommſt. 

In dieſer Frage will ich gleich, ehe ich es ver⸗ 
geſſe, einen Fall anführen. Der Herr Polizei⸗ 
präſident war ſo freundlich und hat anſtatt die 
Wehrwolfleute, die auf Arbeiter losgingen, zu 
verhaften, Rote Frontkämpfer wahllos verhaftet. 
Man hat ſie ſogar von den Arbeitsſtätten geholt. 
Der eine Genoſſe wurde von der Arbeitsſtelle auf 
der Schichauwerft verhaftet und drei Tage ein⸗ 
geſperrt. Was bekommt er für einen Entlaſſungs⸗ 
ſchein? Der Meiſter ſchreibt auf den Entlaſſungs⸗ 
ſchein: „Wegen Bummeln entlaſſen.“ (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Man iſt aber vorſichtig ge⸗ 
nug, dieſen Schein dem Erwerbsloſen wieder ab⸗ 
zunehmen. Man gibt ihm einen Schein, auf dem 
ſteht! „Ordnungsmäßig entlaſſen.“ Das geſchieht 
einen Tag bevor 50 andere Leute wegen Mangel 
an Arbeit entlaſſen werden. Einen Tag früher be⸗ 
kommt ein Arbeiter eine Entlaſſung „ordnungs⸗ 
gemäß“. Am nächſten Tage bekommen 50 Leute 
die Beſcheinigung „wegen Mangel an Arbeit ent⸗ 
laſſen“. Das iſt der Abbau, wie er durchgeführt 
werden ſoll. Deswegen erklärt der Senat, es 
ſind weniger Arbeitsloſe vorhanden. Hunderte 
ſolche Fälle könnte man nennen. 

Eine andere Erwerbsloſe, ein Mädchen von 55 
Jahren, war jahrelang, ich will mit den Worten 
der bürgerlichen Leute reden, in den beſten Häu⸗ 
ſern tätig. Sie iſt als Köchin, als Wirtſchafterin 
fünf und ſechs Jahre auf einer Stelle geweſen. 
Nun hat ihr das Arbeitsamt eine Stelle ver⸗ 
ſchafft. Wenn man das Mädchen erzählen hört, 
wie es ihr dort gegangen iſt, glaubt man Märchen 
zu hören. Kaffee wird für acht Tage im voraus 
gekocht, der Herr kocht ſich ein Ei für den ganzen 
Tag, das Mädchen kann zuſehen uſw. Nach acht 
Tagen wird dem Mädchen geſagt: „Wir können 
Sie nicht brauchen.“ Was tut nun die Erwerbs⸗ 
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loſenfürſorge? Sie gibt dieſem Mädchen weder 
eine Beſcheinigung, daß fie keine Unterjtügung 
bekommt, noch daß ſie Unterſtützung bekommt. 
Vom 23. Mai bis vorgeſtern war das Mädchen 
ohne einen Pfennig Anterſtützung, trotzdem ſie 
hier weder Anverwandte noch ſonſt jemand hat. 
Sie iſt auf fremde Hilfe angewieſen. Trotz der 
langjährigen Zeugniſſe wollte man ihr keine 
Erwerbsloſenunterſtützung geben. 

Auf dem Lande iſt es noch viel ſchlimmer. Da 
erfindet man neue Mittel und ſagt, jetzt iſt ſchönes 
Wetter, jetzt iſt Landarbeit, da brauchen keine 
Landarbeiter ſtempeln zu gehen. Die Gemeinde⸗ 
vorſteher erklären, jetzt gibt es keine erwerbs⸗ 
loſen Landarbeiter mehr. Sucht Euch Arbeit, 
aber Stempelgeld bekommt Ihr von mir nicht. 
Es wird nur noch an Induſtriearbeiter gege⸗ 
ben. So iſt in den einzelnen Gemeinden 
nacheinander die Geſchichte durchgeführt worden. 
Hier und da iſt eingegriffen und die Sache ge⸗ 
ändert worden. Eine Nachzahlung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gibt es nicht. Sechs, acht, ſo⸗ 
gar zehn und zwölf Wochen wird keine Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gezahlt, trotzdem feſtgeſtellt 
werden muß, daß es die Schuld der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgeſtelle war, daß die Leute nichts 
bekamen. Nachgezahlt wird kein Pfennig. Dann 
kommt der Senat mit ſchönen Ausreden und 
ſagt, die Bedürftigkeit iſt behoben, der Mann iſt 
wieder in Arbeit. Nicht die Verkleinerung der 
Erwerbsloſenzahl, ſondern der Abbau der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung iſt die Parole, die jetzt 
hier durchgeführt wird. 

Nun zur Erwerbsloſenverſicherung, die ſo viel 
von den ſogenannten Arbeitervertretern gelobt 
wird. Die Arbeiter wiſſen ſchon heute, was ſie 
ihnen bringen wird; denn auch dort heißt es, ſie 
müßten ohne eigenes Verſchulden entlaſſen ſein. 
Dann müſſen die Arbeiter noch die Beiträge 
zahlen. Wie der Staat dabei Geſchäfte macht, da⸗ 
für iſt der beſte Beweis, daß er 3,2 Millionen aus 
der Erwerbsloſenverſicherung einnehmen will. Bei 
den Erwerbsloſen will man ſparen, aber man 
bleibt dabei, die armen Induſtriellen zu unter⸗ 
ſtützen. Man läßt die ſogenannte produktive Er⸗ 
werbsloſenfürſorge weiter beſtehen. Von den 
Deutſchnationalen, die ſehr beſorgt ſind, wo dieſes 
Geld bleiben wird, ob auch die Agrarier genu 
davon abbekommen werden, wurden im Ausſchuß 
diesbezügliche Fragen geſtellt. Da wurde vom Se⸗ 
natsvertreter erklärt, die Beſitzer hätten in genü⸗ 


(D) 


gender Weile Unterſtützungen aus der Erwerbs: 


loſenfürſorge bekommen, beſonders Schichau, der ja 
die Erwerbsloſen aufnimmt und beſchäftigt. Der 
arme Schichau, der ſo „mildtätig“ iſt, und die Ar⸗ 
beiter in feinen Betrieb aufnimmt, bekommt Un⸗ 
terſtützung aus der Erwerbsloſenfürſorge für ſeine 
große Tat, daß er nachher dieſe Erwerbsloſen mit 
18 Gulden die ganze Woche abſpeiſt. Aber die 


vorige Regierung der Rettung hatte noch ein an⸗ 
deres Mittel, um weniger Erwerbsloſe zu ſchaffen. 
Man ging dazu über, den Erwerbsloſen Gelder zu 
geben, damit ſie ſich jenſeits des großen Waſſers 
neue Verdienſtmöglichkeiten ſchaffen ſollten. Man 
verkaufte ſie nach Argentinien, nach Kanada, da⸗ 


— 
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mit ſie dort elend zu Grunde gehen. Schon bei der 
Beratung des vorigen Etats haben wir lang und 
breit über dieſe armen Menſchen geſprochen, die 
dort langſam zugrunde gehen. In dieſem Jahr 
hat der Senat für diejenigen, die im Auslande in 
Not geraten ſind, ganze 6000 Gulden übrig, trotz⸗ 
dem noch eine Unmaſſe Danziger Arbeiter drüben 
iſt und verhungert. Wenn nun einer dieſer Pro⸗ 
leten es verſteht, ſich auf irgend eine Art herüber 
zu arbeiten, was dann der Senat im geſegneten 
Freiſtaat für dieſen Mann übrig hat, will ich 
einmal vorleſen. Am 5. Mai 1928 kam einer 
dieſer Arbeiter wieder aus Argentinien zurück. Er 
ging in Berlin auf das polniſche Generalkonſulat 
und ließ ſich dort die Fahrt nach Danzig geben. 
Er erhielt 17,40 Reichsmark. Der polniſche Staat 
läßt ſich dieſes Geld natürlich durch die Danziger 
Regierung zurückerſtatten. Die Danziger Regie⸗ 
rung ſchreibt dieſem Arbeiter aber jetzt, er ſei in 
Berlin auf das polniſche Generalkonſulat gegan⸗ 
gen und habe ſich Geld geholt, das müſſe er be⸗ 
zahlen. Die Umrechnung ergab 21 Gulden 
58 Pfennig. Da es ſich um eine rückzahlbare 
Unterſtützung handelt, iſt der Arbeiter nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen verpflichtet, 
trag zurückzuerſtatten. Der Arbeiter ſoll die 21,58 
Gulden innerhalb 14 Tagen bei der Staats⸗ 
hauptkaſſe in Danzig, Promenade einzahlen. 
Unterſchrieben hat das Herr Hemmen. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Der Linksſenat, der die 
Leute nach Argentinien ſchickte, erklärt ihnen 
heute: „Warum kommt ihr aus Argentinien zu⸗ 
rück, ſeid ihr noch nicht verhungert? Ihr könnt 


(5) fein Geld bekommen.“ Als die Leute früher zu⸗ 


rückkamen, hat man ihnen wenigſtens das Geld 
zur Rückfahrt gegeben und ſie unterſtützt. Jetzt 
ſoll der Mann, der heute noch erwerbslos iſt, 


über 21 Gulden zurückzahlen. (Abg. Opitz: 
Jawohl ich kenne den Mann, er wohnt 
in meinem Hauſe, ſchütteln Sie nicht mit dem 


Kopf!) Der Mann iſt erwerbslos. Die elterliche 
Familie des Arbeiters, der noch unverheiratet iſt, 
beſteht aus 11 Köpfen. Es ſind neun Kinder da! 
Fünf Kinder ſind unter 14 Jahren. Vier Kinder 
ind erwerbslos, und der Senat ſchreibt, das Geld 
müſſe zurückerſtattet werden. Erſt mußte der Ar⸗ 
beiter hinaus, und jetzt bekommt er auf den Deckel. 
Wenn der Senat nicht diejenigen unterſtützt, die 
drüben in Not geraten ſind, kann ich verſtehen, 
daß der Senat mit 6000 Gulden auskommt. Wenn 
man die Leute drüben verhungern läßt, wird das 
Geld reichen. 

Ebenſo ſieht es in der Frage der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten aus. Wir haben ja vor kurzem erlebt, 
wie der Senat den Krigsbeſchädigten den Dank 
des Vaterlandes zukommen ließ. Wir haben ein 
Geſetz verabſchiedet, durch das die Rekursmöglich⸗ 
keit für die Kriegsbeſchädigten eingeſchränkt wur⸗ 
de. Sie haben jetzt weniger die Möglichkeit, die 
ihnen zu Unrecht abgezogenen Renten zu fordern. 
So ſieht es natürlich auch im Etat aus. Beim Ver⸗ 
ſorgungsgericht werden die Renten von 80, 90, 
100 Prozent auf 30, 20 und 50 Prozent herabge⸗ 
ſetzt. Die 30 und 50 Prozent Beſchädigten haben 
ſich mittlerweile angeblich an ihr Leiden gewöhnt 
und ihnen wird die Rente gekürzt. Ebenſo verhält 
es ſich bei der Hinterbliebenenfürſorge. Auch 
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dort ſehen wir, daß für die Hinterbliebenen, für ( 
die Waiſen, nicht beſſer geſorgt wird. Man iſt 
immer wieder der Meinung, daß die Leute ruhig 
verhungern könnten. Während den Hinterbliebe⸗ 
nen der Kriegsbeſchädigten in Deutſchland, den 
Witwen und Waiſen wenigſtens die Heilbehand⸗ 
lung zugeſagt iſt, während im Deutſchen Reiche 
dafür Mittel eingeſetzt ſind, hat dieſer Senat, 
trotzdem bei der fünften Novelle auch davon ge⸗ 
ſprochen wurde, für die Heilbehandlung der Hin⸗ 
terbliebenen abſolut nichts eingeſetzt. Sie ſollen 
eben ſich weiter überlaſſen bleiben, ſie ſollen 
weiter langſam zugrunde gehen. 

Genau ſo ſieht es bei der Invalidenverſiche⸗ 
rung und bei der Anfallverſicherung aus. Bei 
allen Poſten, die man durchgeht, ſtellt man feſt, 
daß kein Aufbau ſondern ein Abbau vorgenom⸗ 
men wird. Bei der Invalidenverſicherung iſt es 
bezeichnend, daß man ſchreiben muß: „Die Zahl 
der Invalidenrentner wächſt.“ Es iſt ein Zeichen 
der Zeit, daß die Arbeiter mit dem wenigen Lohn, 
den ſie verdienen, nicht auskommen können. Sie 
müſſen verhungern, und wenn ſie älter werden, 
bekommen ſie abſolut keine Arbeit mehr. Auf der 
anderen Seite nehmen die Unfälle in den Betrie⸗ 
ben von Tag zu Tag zu. So ſieht der ſoziale Etat 
aus. 

Genau die gleiche Linie hat der Etat für das 
Geſundheitsweſen. Für die Geſundheitspflege ſoll⸗ 
te der Staat doch Mittel zur Verfügung ſtellen, um 
der Krankheit und Not vorzubeugen. Aber auch 
dort ſind keine Mittel vorhanden. Wenn man die 
einzelnen Poſitionen durchgeht und lieſt, daß für 
die Geſchlechtskranken⸗Beratungsſtelle ganze 3000 
Gulden eingeſetzt ſind, dann iſt das doch mehr wie 
lächerlich. Wer da weiß, daß die Geſchlechtskrank⸗ 
heiten zunehmen, weil die Proleten gezwungen 
ſind in dieſen abſcheulichen Löchern zu hauſen, daß 
zwei bis drei junge Ehepaare mit ihren Eltern 
zuſammen in einer Stube wohnen, wer da weiß 
daß Söhne von 19 und 20 Jahren mit ihren 
Schweſtern von 16 und 17 Jahren in einem Bett 
ſchlafen müſſen, wer da weiß, daß die Möglich⸗ 
keit beſteht, daß die jungen Leute ſich nicht verhei⸗ 
raten können, der weiß auch, daß die Geſchlechts⸗ 
krankheiten nicht abnehmen. Wer einmal nach dem 
Städtiſchen Krankenhauſe gegangen iſt, dem iſt 
auch bekannt, daß ſchon die kleinſten Kinder mit 
dieſer Krankheit darniederliegen. Wenn dann der 
Staat zur Bekämpfung dieſer Krankheit ganze 
3000 Gulden auswirft, dann it das bezeichnend 
für den Staat und für die Regierung. 

Genau die gleiche verheerende Wirkung hat 
die Lungentuberkuloſe, die ſogenannte Proleta⸗ 
rierkrankheit. Zur Bekämpfung der Tuberkuloſe 
werden ganze 5000 Gulden eingeſetzt. M. D. u. 
H., das iſt doch direkt ſkandalös, wo die Tuberku⸗ 
loſe von Tag zu Tag zunimmt. Dann ſagt man, 
wir haben ja noch die privaten Anſtalten, die 
private Fürſorgeſtelle, außerdem iſt noch dies und 
jenes. Wir haben nicht nötig, ſo viel Mittel dafür 
einzuſetzen. Wir brauchen das gar nicht zu tun, 
das beſorgen ſchon die andern. Wenn eine Prole⸗ 
tarierfrau lungenkrank iſt und nicht in einer 


Krankenkaſſe oder Invalidenkaſſe iſt, dann hat ſie 
nicht die Möglichkeit, in eine e he gehen. 
gel en. 


Dann muß ſie eben elend zugrunde Die 
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Tuberkuloſenfürſorgeſtelle ſagt: „Sie müßten in 
eine Heilanſtalt, aber wer bezahlt das? Sie ſind 
nicht in der Invalidenverſicherung, fie ſind auch 
nicht in einer Krankenkaſſe, das Wohlfahrtsamt 
bewilligt die Mittel nicht.“ Mir ſind Fälle be⸗ 
kannt, wo Lungenkranke in der Fürſorgeſtelle ge⸗ 
röntgt wurden und der behandelnde Arzt auf die 
Aufnahme wartet. Es dauerte aber ſechs bis acht 
Wochen, ehe die Röntgenaufnahme an den Arzt 
kam. Die Sachen werden einfach beiseite geſtellt. 
Es iſt ja nicht ſchlimm, wenn die Leute dahin⸗ 
ſiechen, es ſind dann gleich welche weniger. Geld iſt 
ja nicht vorhanden. So könnte man doch noch viele 
Mängel der Fürſorgeſtelle anführen. Der Arzt 
ſagt z. B. der Mutter: „Ihr Kind braucht friſche 
Luft und Pflege. Sie müſſen eine andere Woh⸗ 
nung, Sie müſſen dies und jenes haben.“ Die 
Proletarierfrau hört ſich das an und ſagt, von der 
Erwexbsloſenunterſtützung kann ich das micht 
machen. Was nützen dem Proletarier die guten 
Ratſchläge, wenn man ihnen nicht die Möglichkeit 
und Mittel gibt, ſie durchzuführen. Man ſchickt ja 
auch ab und zu Kinder in die Heilanſtalten. Was 
nützen ihnen aber vier Wochen Erholung, wenn 
ſie nachher in dieſelbe dumpfe Stube, in dasſelbe 
Bett mit vier Geſchwiſtern kommen? Wo iſt da 
eine Beſſerung? Die Arbeiter aus den Betrieben, 
die Väter der Kinder können nicht in eine Heil⸗ 
anſtalt gehen, trotzdem ſie in der Kranken⸗ und 
Invalidenkaſſe ſind, weil ihre Familie unterdeſſen 
verhungert. Von dem Hausgeld, das ſie von der 
Invalidenverſicherung oder von der Krankenver⸗ 
ſicherung bekommen, können ſie nicht leben. Die 
Familie hungert und ſchreibt dem Mann: „Wir 
wenn du nicht nach Hauſe 
kommſt.“ Nach drei, vier oder vielleicht auch acht 
Wochen bricht er die Kur ab und geht nach Hauſe 
zurück, weil ſeine Familie hungert. Auch hier iſt 
es ſo, wenn er aus der Heilanſtalt zurückkommt, 
kommt er in dasſelbe Joch, in dasſelbe Elend, und 
das bißchen Erholung iſt bald wieder dahin. So 
ſieht die Bekämpfung der Tuberkulose aus. 

Genau fo iſt es mit der Frage des Alkoholmiß⸗ 
brauchs. Wir Kommuniſten ſind es, die erklären, 
wir wollen kein Geld gegen den Alkoholmißbrauch 
ausgeben, ſondern wir wollen das Alkoholverbot 
überhaupt durchführen. (Sehr gut! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Aber das tut ja der kapitaliſtiſche 
Staat nicht, weil dies ein gutes Geſchäft iſt. 
Kirche und Schnaps ſind die Mittel, die heute den 
Staat noch aufrechterhalten. Ein trinkender Ar⸗ 
beiter denkt nicht, und ein denkender Arbeiter 
trinkt nicht. Weil das der Kapitalismus weiß und 
weil aus dem Alkohol, dieſem Todgift, Rieſen⸗ 
profite erwachſen, weil die Agrarier ühre Kar⸗ 
toffeln und ihren Roggen beſſer an die Brenne⸗ 
reien abſetzen und die Verdienſte dabei in die 
Millionen gehen. Auch der Staat will Rieſen⸗ 
ſummen gewinnen, in dieſem Jahr will man neun 
Millionen daran verdienen. Da rum kann ich es 
verſtehen, daß man fein Intereſſe hat, den Alko⸗ 
hol zu verbieten und auch kein Intereſſe, den 
Alkoholmißbrauch zu bekämpfen. Wenn dann eine 
Proletenfrau zum Wohlfahrtsamt kommt und 
Unterſtützung beantragt, dann ſagt man ihr: „Sie 
ſind doch nicht unverſchuldet in Not geraten. 
Warum trinkt ihr Mann? Wäre das nicht, wür⸗ 
den Sie Geld haben. Bei uns können ſie nichts er⸗ 
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warten.“ Das iſt der Weg, den man dann den 
Aermſten der Armen weiſt. Dann bleibt ähnen 
nichts übrig als den Weg zu gehen, wie ihn der 
Arbeiter in Bürgerwieſen ging. In der Krüppel⸗ 
fürſorge iſt es genau dasſelbe. 1000 Gulden, das 
iſt die ſtaatliche Krüppelfürſorge. Man ſagt, die 
Familie ſei verpflichtet, für den Krüppel zu 
ſorgen. Wenn der Krüppel eine Beinſchiene 
braucht, erklärt man, daß der Staat kein Geld hat. 
Deshalb werden nur 1000 Gulden eingeſetzt. 

Bei der Tuberkuloſe⸗Bekämpfung habe ich noch 
eins vergeſſen. Wir beſitzen zwar in Danzig in 
Jenkau eine Lungenheilſtätte. Sie reicht aber bei 
weitem nicht aus, um die Tuberkuloſen des Frei⸗ 
ſtaats aufzunehmen. In der letzten Sitzung iſt 
erklärt worden, ſie ſtehe leer. Ich kann es einfach 
nicht verſtehen, daß die Lungenheilſtätte Jen⸗ 
kau leerſteht. Warum ſchickt man denn die Tuber⸗ 
kuloſekranken aus Danzig nach Deutſchland? Das 
iſt doch direkt Wahnſinn. Warum ſchickt man fie 
nach Allenſtein und Hohenſtein, wenn hier die 
Anſtalt leer iſt? Etwas muß alſo gelogen ſein. 
Die Anſtalt ſteht nicht leer, ſondern es zeigt ſich 
im Gegenteil, daß ſie zu klein iſt und deshalb 
unbedingt vergrößert werden muß. Auf der andern 
Seite muß die Lungenfürſorge ebenfalls verbeſſert 
werden, damit die Arbeiter auch wirklich in die 
Lungenheilſtätte gehen können. Wenn eine Kur 
Erfolg verſpricht, muß der Kranke ſofort in die 
Anſtalt überführt werden, ohne daß danach ge⸗ 
fragt wird, wer das bezahlt. Man darf den 
Brunnen micht zudecken, wenn das Kind ſchon 
hineingefallen iſt. Hier muß gebeſſert und ge⸗ 
holfen werden. Aehnlich Nicht es auf einem Ge⸗ 
biete aus, wo die Proletarierfrauen neue Erden⸗ 
bürger zur Welt bringen ſollen, in der Staatlichen 
Frauenklinik. Wir ſehen heute, daß die Prole⸗ 
tarierfrauen bei der großen Wohnungsnot ihre 
Kinder in elenden Löchern zur Welt bringen und 
daß der Staat ſich nicht bemüht, geſunde Ent⸗ 
bindungsanſtalten zu ſchaffen. Die eine Anſtalt, 
die wir haben, reicht bei weitem nicht aus. In 
dieſer Entbindungsanſtalt liegen ja noch Hunderte 
von Proletarierfrauen mit Unterleibskrankhei⸗ 
ten, die ſie deshalb bekommen, weil ſie unterer⸗ 
nährt ſind, weil ſie ſchuften müſſen bis zum letzten 
Tage, weil ſie gezwungen werden, Kinder zur 
Welt zu bringen, ob ſie dazu in der Lage ſind oder 
nicht. Man kann zwar Paragraphen und Geſetze 
ſchaffen, aber gegen die Verantwortung des eige⸗ 
nen Menſchen, der ſich ſagt, er iſt ein Verbrecher, 
wenn er noch ein Kind zur Welt bringt, gibt es 
kein Geſetz. Die Mutter, die ſieht, daß acht Kinder 
bereits hungern und das neunte noch zur Welt 
bringt, hat kein Verantwortungsgefühl. In ſee⸗ 
liſcher Zermürbung wird ſie, auch wenn ſie ſich 
ſelbſt vuinjert, weil der Staat nicht die Möglich⸗ 
keit ſchafft, die Frucht durch einen Arzt beſeitigen 
zu laſſen, gegen ühren Leib vorzugehen. Die Ange⸗ 
hörigen der bürgerlichen Geſellſchaft haben ihre 
Kinderzahl geregelt. Sie bringen nur dann Kinder 
zur Welt, wenn ſie es für nötig halten, und ſie 
regeln es in der Form, daß mehr als zwei Kinder 
nicht gut ſind, ſonſt müßte man zu viel verteilen, 
und auf den Einzelnen würde zu wenig kommen. 
Dieſe Leute aber, die ſonnige Wohnungen oder 
Villen haben, bleiben nicht zu Hauſe, wenn ſie 


ihre Kinder zur Welt bringen. Sie gehen auch in 
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(die Staatliche Frauenklinik. Auch beim Kinder⸗ 


(B) 


kriegen und Krankſein gibt es Klaſſen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich muß die gnädige Frau dann erſter Klaſſe 
liegen und ein ſchönes Zimmer für ſich allein 
haben, das ſie höchſtens noch mit einer andern 
Frau teilt. Da muß natürlich ein Stück der Anſtalt 
auch für dieſe Herrſchaften eingerichtet werden. 
So nimmt man der Proletenfrau Teile der An⸗ 
ſtalt fort und muß auf der andern Seite Prole⸗ 
tarierfrauen mit ſchweren Unterleibsleiden nach 
Hauſe ſchicken, weil die Staatliche Frauenklinik 
keinen Raum hat. Jeder Winkel der Anſtalt iſt 
belegt. Diejenigen, die ſterben, muß man in die 
Badeſtuben oder ſonſtwo hinfahren. Solange ich 
im Volkstag bin, iſt für den Ausbau der Entbin⸗ 
dungsanſtalt noch nicht ein Pfennig bewilligt. 
Bei dem Pflegeperſonal der Anſtalt ſoll geſpart 
werden, trotzdem das Inſtitut überbelegt it. Man 
jagt, Aerzte brauchten nicht mehr zu fein, die könn⸗ 
ten länger arbeiten. Daß die Kranken darunter 
leiden, iſt ſelbſtverſtändlich. Bei den Schweſtern 
baut man auch ab. Man zahlt nicht Tariflöhne 
oder noch mehr, ſondern der Senat braucht billige 
Arbeitskräfte. Ob die Proletarierfrauen dabei zu⸗ 
grunde gehen, iſt Nebenſache. Deshalb ſagen wir, 
es muß endlich daran gegangen werden, die Staat⸗ 
liche Frauenklinik zu vergrößern. Es müſſen neue 


Entbindungsanſtalten geſchaffen werden, nicht nur 


in der Stadt ſondern auch auf dem Lande. Dort 
iſt das Elend noch größer. Die Landproleten 
können nicht in die Stadt kommen und in der 
Staatlichen Frauenklinik ihre Kinderchen zur 
Welt bingen. Deshalb muß der Staat Anſtalten 
auf dem Lande ſchaffen, damit die Proletarier⸗ 
frauen in wirklich gut eingerichteten Frauenklini⸗ 
ken untergebracht werden können. Die Einrich⸗ 
tungen zur Behandlung von kranken Frauen 
laſſen in dieſer Anſtalt noch viel zu wünſchen 
übrig. Bei der Behandlung der Kranken heißt es, 
die Medikamente koſten zu viel. Im kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat äſt es jo, daß die Mittel zur Geſundung 
nur für Geld zu bekommen ſind. Sie ſind nur für 
diejenigen da, die einen großen Geldbeutel haben. 
Sie können in die Moorbäder, in die Solbäder 
uſw. fahren und ſich geſundpflegen oder beſſer ge⸗ 
ſagt, ihren dicken Bauch wegkurieren laſſen. Die 
Proletarierfrauen können ruhig dahinſiechen. 
Bei allen Etats, die man durchgeht, ſei es der 


Soziale Etat, jei es der Etat für Geſundheits⸗ 


pflege, ſieht man, daß eins nicht vergeſſen iſt, was 
angeblich das Wichtigſte iſt, die geiſtliche Verſor⸗ 


gung, der Gottesdienſt. (Abg. Plenikowſki: Steine 


ſtatt Brot!) Das iſt die Parole in der Frauen⸗ 
klinik, wo für geiſtliche Fürſorge Geld eingeſetzt 
iſt. Die Proletarierfrauen, die ihre Kinder taufen 
laſſen wollen, die noch nicht klug genug ſind, ſollen 
es zu Hauſe machen. Was zeigt ſich nämlich dort? 
Den Proletarierfrauen, beſonders den jungen 
Mädchen, die dort liegen, die Freidenker oder aus 
der Kirche ausgetreten ſind, hat man verſchiedent⸗ 
lich die Kinder weggenommen und in den Tauf⸗ 
ſaal gebracht. Dann haben auch die Schweſtern 
Zeit. Dann läuft womöglich auch die Frau Oberin 
mit einem Kindchen im Arm zur Taufe, damit der 
neue Erdenbürger nur ja getauft wird, oftmals 
gegen den Willen der Mutter. Man will, daß er 


als Chriſt die Anſtalt verläßt. Ob das Kind aber 
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nach fragt man nicht. So ſieht es in dieſen Anſtal⸗ 
ten aus. Geiſtliche Verſorgung, Gottesdienſt, das 
fit es, was man den Proletariern gibt. Das iſt 
nicht nur in der Frauenklinik ſo, ſondern auch in 
Tempelburg und in Konradshammer. Dort ganz 
beſonders werden die Leute mit beten ſatt gemacht. 
In Silberhammer wird ſogar eine Empore und 
eine neue Orgel gebaut. Dafür iſt Geld vorhan⸗ 
den. Aber 1,10 Gulden it für die Unterhaltung 
der Pfleglinge täglich genug. Es war Frau Ka⸗ 
lähne, die im Ausſchuß ſagte: „Es gibt Leute, die 
ſagen, 1,10 Gulden iſt zu wenig.“ Ja, m. D. u. H., 
wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 1,10 Gulden 
ſowohl in Silberhammer wie in Tempelburg pro 
Tag zu wenig iſt, wenn auch der Herr Senatsver⸗ 
treter ſagt, da ſei noch Landwirtſchaft, die Leute 
leben billig und gut. Ja, m. D. u. H., wenn der 
Senat neun⸗ und zehn⸗jährige Kinder in der 
Landwirtſchaft beſchäftigt, wenn er die Fürſorge⸗ 
zöglinge die Arbeiten verrichten läßt, dann glaube 
ich, daß dort billige Landwirtſchaft iſt. Im ver⸗ 
gangenen Jahr ſind auf dem Gut Lobeckshof die 
Kinder für 1.— Gulden den ganzen Tag beſchäf⸗ 
tigt worden. So ſieht es ſelbſt beim Senat aus. 
Ich wundere mich nicht, daß auch in dieſem Jahr 
überall die Kinder bei den Beſitzern als billige 
Arbeitskräfte tätig ſind. Das iſt bezeichnend für 
dieſen Volkstag und dieſe Regierung. 

Seit ungefähr drei oder vier Monaten liegt im 
Volkstag ein Antrag vor auf Verbot der Kinder⸗ 
arbeit. Dieſer Antrag liegt im Ausſchuß für Sozi⸗ 
ales ſehr gut begraben. Wenn man anfragt, be⸗ 
kommt man die Antwort: „Wir werden ein Geſetz 
betr. das Verbot der Kinderarbeit einreichen.“ 
Wir warten alſo noch ein bißchen. Erſt müſſen die 
Agrarier die Kinder ausnutzen. Wenn die Agra⸗ 
rier ihre Ernte eingebracht haben, werden wir 
uns darüber unterhalten. Dann laſſen wir das 
Geſetz bis zum nächſten Jahr verſchwinden, und 
dann ſind wir die Geſchichte los. Das iſt die Ten⸗ 
denz der Sozialdemokratie. Warum bringen Sie 
das Geſetz hier nicht zur Abſtimmung? Bekennen 
Sie hier Farbe! Die Landproleten wollen wiſſen, 
ob Sie als Sozialdemokraten auch dafür ſind, daß 
die Agrarier außer den polniſchen Saiſonarbeitern 
auch die Kinder ausnutzen. Bekennen Sie hier 
Farbe und laſſen Sie dieſes Geſetz nicht lange lie⸗ 
gen. Sie haben aber Angſt dies Geſetz abzulehnen, 
weil es Ihnen, wie Herr Arczynſki jagt, zu mager 
iſt. Das Geſetz, das der Senat vorlegt, wird fetter 
ſein? Es wird umgekehrt ſein, das vorliegende 
Geſetz wird zu fett ſein und es wird noch ein biß⸗ 
chen Fett abgeſchöpft werden. Wenn der Senat ſo 
verfährt, ijt es kein Wunder, wenn die Agrarier 
die Kinder ausbeuten. 

Wir haben, weil alle dieſe Mißſtände im Etat 
vorhanden ſind, weil wir ſehen. daß man trotz 
eines ſogenannten Linksſenats immer mehr ab⸗ 
baut, ein Abänderungsantrag vorgelegt. Es ſind 
nicht ſolche Forderungen, die wir Kommuniſten 
wünſchen, ſondern wir wollen Ihnen Gelegenheit 
geben unſern Anträgen zuſtimmen zu können. Es 
ſind keine großen Forderungen, die dort geſtellt 
werden, ſondern nur ganz minimale. Wir verlan⸗ 
gen, daß in Ausgabe & J. Stelle 5 für außeror⸗ 
dentliche Wohlfahrtspflege ſtatt 10 000 Gulden 


— 


30 000 Gulden eingeſetzt werden. M. D. u. H., was 


auch ein Hemde anhat, wenn es herauskommt, da⸗ſind 10 000 Gulden? Sie haben in dieſen Tagen 
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erlebt, daß in Giſchkau das Brandunglück geſchehen 
iſt, daß den Landproleten ihre letzte Habe ver⸗ 
brannt iſt. Der Volkstag jagt, der Staat hat kein 
Geld, der Kreis ſoll geben. Der Kreis hat aber 
auch kein Geld. Ich erinnere Sie an die vielen 
Proleten, die aus ihren Wohnungen herausgeſetzt 
werden, weil ſie die Miete nicht bezahlen können. 
Die Möbel läßt das Mieteinigungsamt oder Woh⸗ 
nungsamt durch das Gericht hinausſetzen. Man 
weit einen Speicher an und fährt die Möbel auch 
zu Herrn Laubrinus oder ſonſtwohin. Wenn der 
Prolet die Rechnung bekommt, ſoll er ſo und ſo 
viel Lagergeld bezahlen. Wenn die Möbel zwei 
Jahre untergeſtellt ſind, wird die quittierte Rech⸗ 
nung geſchickt, entweder wird bezahlt oder die 
Möbel werden verpfändet. Wenn der Arbeiter 
dann noch eine Wohnung bekommt, heißt es, wenn 
er nicht ſofort das Geld bezahlt, habe er keine 
Möbel und brauche daher auch keine Wohnung. 
Das machen nicht nur die privaten Hausbeſitzer, 
ſondern das macht der Senat ſogar in den Barak⸗ 
ten. Eine Familie, über die damals in der Zei⸗ 
tung geſchrieben ſtand, die mit ihren Kindern auf 
dem Müllberg und am Umfluter auf Niederſtadt 
ihre Wohnung hatte (Hört, hört!), die eineinhalb 
Jahre wohnungs⸗ und obdachlos war, bekam auf 
mein Drängen vom Polizeipräſidium eine Woh⸗ 
nung in den Baracken auf dem Troyl. Das Ende 
vom Liede war, daß das Geld für das Möbellager 
bezahlt werden ſollte. Dazu war die Familie nicht 
in der Lage und das Polizeipräſidium erklärte, 
wenn die Familie micht in drei Tagen in der Woh⸗ 
nung wäre, brauche ſie keine Wohnung und ſie 
würde weiter vermietet. Das iſt die Tendenz des 


Senats. Deshalb ſage ich, auch für dieſe Leute 
müſſen Mittel eingeſetzt werden. Es dürfen 


die Proleten nicht aus ihren Wohnungen heraus⸗ 
geſetzt werden, ſolange ihnen keine andere Woh⸗ 
nung vermittelt werden kann. Wenn man ſie aber 
hinausſetzt, hat der Staat die Pflicht, te unterzu⸗ 
bringen und für fie zu ſorgen. Deshalb müſſen 
Mittel im Etat eingeſetzt werden, durch die dieſen 
Proleten geholfen wird. 


Bei Poſition A I, Stelle 7 ſtehen die Zuſchüſſe 


für die gemeinnützigen Veranſtaltungen und Ver⸗ 
eine. Ich habe ſchon im Anfang meiner Ausfüh⸗ 
rungen gejagt, daß wir Kommunisten gegen die 
privaten Wohlfahrts⸗ und Erziehungseinrich⸗ 
tungen ſind. Der Staat hat die Pflicht und die 
Aufgabe, hier einzugreifen. Er ſoll den nationalen 
und konfeſſionellen Vereinigungen keine Anter⸗ 
ſtützungen geben, ſondern dieſe Anſtalten ſelbſt 
übernehmen und ſie ausbauen. Aber in dieſen pri⸗ 
vaten Fürſorgeanſtalten heißt es ganz einfach, der 
Staat gibt kein Geld, es geht die Proletarier 
nichts an, was in dieſen Anſtalten vorgeht. Die 
Arbeiter müſſen eine Kontrolle haben, deshalb 
verlangen wir, daß dieſe 50 000 Gulden geſtrichen 
werden. Wir wollen nicht, daß dieſe Vereine 
Unterſtützungen bekommen, vielmehr ſoll der 
Staat dieſe Einrichtungen übernehmen. Ferner 
verlangen wir, daß K I, Stelle 8 folgende Faſſung 
bekommt: „Erſtattungen auf die von den Gemein⸗ 
den zu zahlende Erwerbsloſenunterſtützung 10 
Millionen.“ In der Spalte Erläuterung wird der 


Abſatz 8 geſtrichen, der beſagt, daß vom Oktober ab 
die Erwerbsloſenverſicherung eingeführt werden 
ſoll. Wir jagen, die Proleten haben keine Veran⸗ 


( 
Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


laſſung, für den bapitaliſtiſchen Staat noch Bei⸗ (O) 


träge zu zahlen. Sie wollen Arbeit haben. Wenn 
der bapitaliſtiſche Staat ihnen nicht die Arbeit 
machweiſen kann, hat er die Pflicht, die Arbeiter zu 
unterhalten und zu ernähren. Der Staat und die 
Unternehmer, für die ja die Arbeiter arbeiten, 
ſollen die Mittel aufbringen und nicht die Pro⸗ 
leten. Deshalb verlangen wir, daß dies Geld dort 
geſtrichen wird und daß die Ausgaben für die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge von ö auf 10 Millionen erhöht 
werden. Weiter verlangen wir, daß die Stelle & 
VIII, Stelle 9 produktive Erwerbsloſenfürſorge 
geſtrichen wird. Wir wollen nicht den Groß⸗ 
agrarjern und den Induſtriellen Mittel bewil⸗ 
ligen. Weiter beantragen wir, daß in K I, Stelle 
17 ſtatt der Zahl 6 000 die Ziffer 12 000 Gulden 
geſetzt wird. Hier handelt es ſich um die Arbeiter, 
die man nach Argentinien oder ſonſt wo hingeſchickt 
hat und die dort elend zu Grunde gehen. 12 000 
Gulden iſt noch eine ſehr geringe Summe, aber 
wir wollen Ihnen Gelegenheit geben, zu beweiſen, 
ob Sie wirklich gewillt ſind, hier etwas zu helfen 
und zu geben. Ferner verlangen wir, daß in K J, 
Stelle 22 die Koſten für die Landarmenverwal⸗ 
tung erhöht werden. Wir jehen, daß die Unter- 
ſtützungsſätze, die den einzelnen Landarmen ge⸗ 
geben werden, nicht einheitlich ſind und daß ſie 
unbedingt einheitlich durchgeführt werden müſſen 
und daß deshalb ein Satz feſtgeſetzt werden muß. 
Man gibt den Landarmen nur die Anterſtützung, 
die ſonſt die Ortsarmen bekommen. Wenn in einer 
Gemeinde ſoziale Vertreter vorhanden ſind, ſagt 
der Senat, das Geld, das Du für die Landarmen 
anforderſt, iſt zu viel, ſolche hohen Summen 
dürfen nicht bezahlt werden und er bewilligt das 
Geld garnicht oder erſt nach langem Verhandeln. 
Deshalb verlangen wir, daß die Koſten für die 
Landarmen erhöht werden und der Betrag von 
200 000 Gulden eingeſetzt wird. 

Die nächſte Poſition AT, Stelle 23 betrifft die 
Jugendpflege und Jugendfürſorge. Es iſt ein 
Skandal, daß nur 188 000 Gulden für den geſam⸗ 
ten Freiſtaat eingeſetzt werden und daß man abſo⸗ 
lut nicht weiß, wofür der Staat die Mittel be⸗ 
willigen will. Ich könnte hierzu noch nähere 
Ausführungen machen, wie der Staat in der Für⸗ 
ſorgeerziehung vorgeht. Infolge der ſchlechten 
Wohnungsverhältniſſe der Proleten und der Er⸗ 
ziehung, die die Proletarier in der Schule bekom⸗ 
men, treten Zuſtände ein, die uns Kommuniſten 
beſonders wehe tun. Da zeigt ſich, daß ein kleines 
neunjähriges Mädchen geſchlechtskrank wurde, 
weil ſie von einem 16jährigen Jungen vergewal⸗ 
tigt war. Sie wurde in die Erziehungsanſtalt ge⸗ 
ſtecktund man machte die Eltern dafür haftbar. 
Nachdem man erkannt hatte, daß es nicht an den 
Eltern lag, chat man das Kind wieder den Eltern 
übergeben. Jetzt ſchikanjert man die Eltern. Die 
Mutter iſt aber nach meiner Anſicht viel zu ſtreng 
zu dieſem Kind. Sie läßt es nicht zwei Meter 
allein fortgehen. Ueberall beaufſichtigt ſie es und 
iſt hinterher. Nun ſpielt ſich folgendes ab. Die 
Mutter geht mit dem Kinde zum Bäcker einkaufen 
und bekommt einen kleinen Kuchen zu. Sie geht 
dann zum Fleiſcher einkaufen. Wie es üblich iſt, 
gibt der Fleiſcher dem Mädchen ein Stückchen 
Wurſt. Die Frau hat gute Nachbarn, außerdem iſt 
die Jugendfürſorgeſtelle ſo freundlich, überall 
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herumzufragen. Dabei wird feſtgeſtellt, daß das 
Kind das Stückchen Wurſt und Kuchen genommen 
hat. Fräulein Pfleiderer vom Wohlfahrtsamt 
hat nichts anderes zu tun, als die Mutter in ganz 
gemeiner Form anzuſchnauzen, das Kind dürfe 
unter keinen Amſtänden in einem Geſchäft weder 
ein Stückchen Wurſt noch Kuchen annehmen. Das 
wirkt doch ſchon lächerlich, daß das Kind nicht 
nehmen ſoll, was der Fleiſcher zugibt, daß das 
angeblich das Kind moraliſch und ſittlich verder⸗ 
ben ſoll. Ich ſage, ſolche Anſicht des Jugendamts 
macht die Kinder erſt zu Verbrechern. Die Mutter 
dieſes Kindes geht an dieſen Schikanen des 
Jugendamts zugrunde. Sie iſt nervenkrank, daß ſie 
ihre Wirtſchaft faſt nicht mehr verſehen kann. 
Hier iſt der Staat verantwortlich, der die armen 
Kinder ſchuldig werden läßt. Wenn ſie ſchuldig 
geworden ſind, ſtraft man ſie zeitlebens. Dieſe 
Eltern wehren ſich nicht dagegen, daß das Jugend⸗ 
amt jede Woche hinkommt und unterſucht, aber 
dagegen, daß man ſie jo ſchikaniert, wie es abſolut 
nicht nicht nötig. 
Wir verlangen, daß in dieſem Etat im Ab⸗ 
ſchnitt A , eine Stelle 24 a eingeſetzt wird, die 


100 000 Gulden für die in Giſchkau Abgebrann⸗ 


ten verlangt. M. D. u. H.! Wir ſtehen noch 
immer auf dem Standpunkt, daß der Staat ein⸗ 
greifen muß. Gewiß heißt es, der Kreis will et⸗ 
was geben, und geſtern brachte die „Volksſtimme“ 
die Meldung, daß man in Giſchkau anfangen 
werde zu bauen, daß man ſich aber über die Frage 
der Mittel moch nicht einig ſei. (Abg. Kaiſer: Das 
ſtimmt nicht, das iſt ein falſcher Bericht!) Es iſt 


(B) traurig, wenn Ihre Preſſe einen falſchen Bericht 


in dieſer Form bringt. Es heißt wohl, der Kreis 
ſolle helfen, aber in Wirklichkeit wird dort nicht 
geholfen. Man ſchreibt wohl, daß mit dem Bauen 
angefangen werden ſoll, aber wo die Mittel her⸗ 
kommen ſollen, weiß man noch nicht. Genau ſo 
wird es auch mit der Anterſtützung ausſehen, für 
die Leute, die ihr letztes Hab und Gut verloren 
haben. Der größte Teil der Familien iſt mit dem 
aus dem Haus gegangen, was ſie an hatten. Die 
private Fürſorge wird nicht helfen, auch nicht die 
Arbeiterwohlfahrt. Die Proletarier haben vom 
Staat zu verlangen, daß ſie unterſtützt werden, 
denn es heißt, das jeder, der in Not geraten iſt, 
vom Staat unterſtützt wird. Deshalb fordern wir, 


daß in den Etat dieſe Mittel eingeſetzt werden. 


In A II, Stelle 2 verlangen wir, daß in der Er⸗ 
läuterung die Worte „nach freier Vereinbarung“ 
geſtrichen werden. Es handelt ſich hier um den 
Etat für die Blindenanſtalt. Dort ſind Hilfsange⸗ 
ſtellte vorhanden und es heißt, daß ſie nach freier 
Vereinbarung bezahlt werden. Wir verlangen, 
daß wo Arbeiter und Angeſtellte beſchäftigt wer⸗ 
den auch unbedingt Tariflöhne bezahlt werden. 
Deshalb beantragen wir, daß ſtatt der Worte 
„nach freier Vereinbarung“ die Worte „nach 
Tariflohn“ geſetzt werden. 

Weiter verlangen wir, daß im Abſchnitt A II, 
Stelle 10 das Wort „Gottesdienſt“ geſtrichen 
werden und weiter die Worte „geiſtliche Verſor⸗ 
gung“. Wir haben ſchon erklärt, daß wir es ab⸗ 


lehnen, daß dort geiſtliche Verſorgung it. Wir 
wollen auch nicht, daß dort eine Orgel gebaut 


wird. Wenn die Blinden wollen, können ſie in die 
Langfuhrer Kirche gehen. Wir verlangen weiter, 
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daß in Abſchnitt A III, Stelle 2 ſtatt der Zahl 


und ſtatt „14“ „16“ Tarifangeſtellte. Es handelt 
ſich hier um die ſtaatliche Fürſorgeanſtalt Silber⸗ 
hammer, in der der Staat nicht Fürſorgezöglinge 
ſondern kranke Epileptiker untergebracht hat. Es 
zeigt ſich, daß man in dieſer Anſtalt genau wie 
in der Frauenklinik an Auſſichtsperſonal, an 
Pflegeperſonal uſw. ſpart. Man glaubt, je weni⸗ 
ger Pflege die Kranken haben, deſto ſchneller 
werden ſie zugrunde gehen. Man will für dieſe 
Leute nicht noch viel Geld ausgeben. Wir ver⸗ 
langen, daß dieſe Kranken ebenfalls ihre beſon⸗ 
dere Pflege erhalten. 

Wir ſtellen weiter den Antrag, daß in Ab⸗ 
ſchnitt A III, Stelle 11 ſtatt der Ziffer „133 942 
Gulden“ „175 830 Gulden“ geſetzt werden und in 
der Erläuterung ſtatt 1,10 Gulden 1,50 Gulden. 
Wir ſind micht damit einverſtanden, daß für die 
Verpflegung der Häuslinge nur 1,10 Gulden an⸗ 
geſetzt wird. Wir find nicht damit einverſtanden, 
daß für Wäſche und Bekleidung ſo wenig Geld 
ausgegeben wird. Bei der Stelle 13 verlangen 
wir wieder, daß das Wort „Gottesdienſt“ ge⸗ 
ſtrichen wird. Bei der Stelle 15 wollen wir, daß 
unter Erläuterung die erſten Zeilen geſtrichen 
werden, die von der Herſtellung einer Empore in 
der Kirche ſprechen. Wir ſind dagegen, daß das 
dort durchgeführt wird. In Abſchnitt A IV Stelle 
10 verlangen wir ebenfalls für die Fürſorgezög⸗ 
linge in Tempelburg, daß ſtatt 1,10 Gulden 1,50 
Gulden geſetzt wird und daß die Summe ent⸗ 
ſprechend erhöht wird. In Stelle 12 iſt wieder 
das Wort „Gottesdienſt“ zu ſtreichen. Bei der Po⸗ 
ſition 13 möchte ich bemerken, daß dort als Ar⸗ 
beitsprämie für die Fürſorgezöglinge 4000 Gul⸗ 
den eingeſetzt find. Das iſt natürlich auch viel zu 
gering. 

In A VII, Stelle 6 verlangen wir, daß ſtatt 
100 000 Gulden 300 000 Gulden eingeſetzt wer⸗ 
den und zwar handelt es ji um die Heilbehand- 
lung der Kriegsbeſchädigten. Wir verlangen, daß 
auch die Kriegshinterbliebenen in die Heilbe⸗ 
handlung einbezogen werden. Dann reichen 
100 000 Gulden bei weitem nicht aus. Hier ſollen 
Sie den Hinterbliebenen den Dank des Vaterlan⸗ 
des beweiſen. A VIII, Stelle 6 behandelt die 
Staatszuſchüſſe für Familienhilfe und Wochen⸗ 
fürſorge. Die Mittel, die dort eingeſetzt find, 
reichen bei weitem nicht aus. Ein großer Teil der 
Arbeiter, der kleinen Gewerbetreibenden und 
kleinen Bauern fällt nicht unter die Wochenfür⸗ 
ſorge. Man hat doch in der Wochenfürſorge ein 
Einkommen feſtgeſetzt, das nicht überſchritten wer⸗ 
den darf und zwar iſt dieſe Einkommensgrenze ſo 
niedrig, daß es unmöglich iſt, daß eine Arbeiter⸗ 
familie davon leben kann. Kommt nun eine Pro⸗ 
letarierfrau zum Verſicherungsamt, ſo wird ihr 
ſtets erblärt, die Einnahmen. die ihr Mann ge 
habt hat, ſind ziemlich hoch. Es ſind vielleicht 20, 
30 Gulden mehr, als der feſtgeſetzte Jahresver⸗ 
dienſt beträgt, wir können die Wochenfürſorge 
nicht bewilligen. Die Frau ſoll ſehen, wie ſie ſelſt 
fertig wird. So geht es den Proletenfrauen und 
auch den kleinen Gewerbetreibenden. Der Staat 
erklärt einfach, du haſt Kinder in die Welt zu 
ſetzen, ob die Familie aber exiſtieren kann, iſt 
nicht ſeine Sache. Die Frau ſoll ſehen, wie ſie ſelbſt 
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„44 329 Gulden“ „55 000 Gulden“ geſetzt werden 
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fertig wird. Wir verlangen deshalb Erhöhung 
des Betrages auf 600 000 Gulden. 

In A VIII, Stelle 7 verlangen wir, daß die 
ärztlichen Koſten der Unfallverſicherung, die auf 
10 000 Gulden herabgejegt ſind, erhöht werden. 
Es handelt ſich hier um Anfallverſicherte aus 
ehemaligen Heeresbetrieben, der Weichſelſtrom⸗ 
bauverwaltung und der Forſtverwaltung Man 
erklärt, daß weniger Leute vorhanden 
ſeien. Wir verlangen, daß die 10 000 Gul⸗ 
den wieder eingeſetzt werden und den Leuten 
die Unterjtügung erhöht wird. In A IX Stelle 3 
verlangen wir, daß die Reiſekoſten der Verſicher⸗ 
ten ſowie Zeugen und Sachverſtändigengebühren 
von 2000 auf 4000 Gulden erhöht werden. Hier 
zeigt ſich, daß man weder Zeugen noch Sachver⸗ 
ſtändige vernimmt, wenn es ſich darum handelt, 
einem Invaliden Unterſtützung zu gewähren. 
Aus dieſem Grunde fordern wir Erhöhung dieſer 
Mittel, damit ſowohl Zeugen wie Sachverſtän⸗ 
dige vernommen werden können. Nun komme ich 
zum Geſundheitsamt. Die dort eingeſetzten Sum⸗ 
men ſind uns viel zu niedrig. Der Staat muß 
mehr Mittel bewilligen. Er muß zeigen, daß er 
gewillt iſt, etwas für die Bekämpfung der an⸗ 
ſteckenden Krankheiten zu geben, und zwar ver⸗ 
langen wir, daß in B I, Stelle 12, für Geſchlechts⸗ 
kranke ſtatt 3000 Gulden 6000 Gulden geſetzt 
werden. Für Bekämpfung der Tuberkulose bean⸗ 
tragen wir ſtatt 5 000 Gulden 20 000 Gulden. In 
Stelle 15 zur Bekämpfung des Alkohol mißbrauchs 
ſollen 3000 Gulden eingeſetzt werden, für Krüp⸗ 
pelfürſorge ſtatt 4000 Gulden in Zukunft 8 000 
Gulden. Dann fordern wir, daß eine neue Stelle 
eingejegt wird, in der es heißt: „Erweiterungs⸗ 
bau der Lungenheilſtätte Jenkau 100 000 Gul⸗ 
den. Die Anſtalt Jenkau reicht nicht aus. Der 
Freiſtaat muß aber für ſeine Kranken die Mög⸗ 
lichkeit haben, ſie hier unterzubringen. Die An⸗ 
ſtalt liegt ſo gut, daß ſie weiter ausgebaut wer⸗ 
den kann, damit dort mehr Proletarier von ihrer 
Lungenkrankheit geheilt werden können. In der 
Staatlichen Frauenklinik verlangen wir bei B II, 
Stelle 2, daß ſtatt zwei drei Aſſiſtenzärzte geſetzt 
werden und ſtatt 53 Schweſtern 70 Schweſtern. Ich 
habe erſt erklärt, daß das Pflegeperſonal zu ge⸗ 
ring iſt. Die Kranken ſind ſich ſelbſt überlaſſen. 
Hier muß unbedingt Abhilfe geſchaffen werden, 
indem dort mehr Pflegeperſonal eingeſtellt wird. 
In B II, Stelle 15 beantragen wir die Streichung 


der Worte „geiſtliche Verſorgung“. Außerdem ver⸗ 9: 


langen wir, daß eine neue Stelle eingeſetzt wird: 
100 000 Gulden für den Erweiterungsbau der 
Staatlichen Frauenklinik. (Abg. Liſchnewſki: 
Sehr wahr!) In der Erläuterung ſoll kommen 
500 000 Gulden für den Erweiterungsbau der 
Staatlichen Frauenklinik. Dieſe 500 000 Gulden 
ſollen für diejenigen ſein, die ſonſt zu Hauſe zu m 
Grunde gehen müßten, die nicht die Gelegenheit 
haben, in einer ſtaatlichen Frauenklinik ihren 
Kindern das Leben zu geben. Es ſoll den Prole⸗ 
tarierfrauen geholfen werden, mit anderen ſoge⸗ 


nannten Proletarierkrankheiten, die an Anter⸗ 


leibsleiden zugrunde gehen, die erſt dann in die 
Anſtalt kommen, wenn der Oberarzt ihnen ſchwe⸗ 
ren Herzens erklären muß, ja, meine liebe Frau, 


jetzt iſt es zu ſpät, der Krebs iſt ſo weit vorgeſchrit⸗ 
ten, daß nicht mehr geholfen werden kann. 


Die 
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Staatliche Frauenklinik bann infolge Ueberfüllung 
nicht die Frauen aufnehmen, die mit einem 
Anterleibsleiden kommen. Es muß ihnen erklärt 
werden, daß keine Möglichkeit iſt, ſie aufzuneh⸗ 
men. Wenn die heutigen Fortſchritte der Medizin 
angewandt werden und eingegriffen wird, gibt es 
für die meiſten Proletenfrauen doch noch Hilfe. 
Weiter haben wir Ihnen zwei Entſchlie⸗ 
zungen vorgelegt, in denen wir verlangen, daß 
der Senat in den Oberſtufen ſämtlicher Schulen 
einen regelmäßigen Geſundheitsunterricht durch 
praktiſche Aerzte durchführen läßt. (Sehr richtig! 
bei den Kommuniſten.) Kennt heute eine Prole⸗ 
tenfrau ihren Körper, weiß ſie, wie er beſchaffen 
iſt? Nein, das weiß ſie nicht. Deshalb ſagen wir, 
es iſt unbedingt notwendig, daß in dieſen Fragen 
ſchon in der Schule angefangen wird aufklärend 
zu wirken. Die Religionsſtunden ſollen wegfal⸗ 
len, dafür ſoll man den Kindern praktiſchen Un⸗ 
terricht in der Geſundheitspflege geben, damit ſie 
ihren eigenen Körper zu behandeln wiſſen. Schon 
im vergangenen Jahre wurde eine entſprechende 
Entſchließung vorgelegt, aber nichts hat ſich ge⸗ 
ändert Es wird ſich zeigen, daß diejenigen, die 
damals dieſe Entſchließung vorgelegt haben, ſie 
heute ablehnen werden; denn heute haben Sie 
(nach links) ja die Verantwortung für den Staat 
übernommen. Heute geht Sie ja nichts die Ge⸗ 
ſundheit, das Leben der Proleten an, ſondern nur 
der Geldſack der Kapitaliſten. Heute fragt man 
nur, ob Herr Jewelowſbi Schaden dabei hat. 
Wenn ſich Herr Jewelowſki hier herſtellt und 
ſpricht, dann rufen die Sozialdemokraten bravo, 
bravo! Dieſe Regierung it wicht etwa da, um den 
Arbeitern zu helfen, ſondern die Sozialdemokra⸗ 
ten wurden in die Regierung aufgenommen, da⸗ 
mit die Maßnahmen gegen die ſchaffende Bevöl⸗ 
kerung durchgeführt werden können. Die Deutſch⸗ 
alto lent hätten ſolch einen reaktionären Etat, 
ſolch ein Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz nicht 
vorlegen dürfen. (Sehr wahr!) Wenn die Kom⸗ 
muniſten zuſammen mit den Sozialdemokraten 
gegen dieſe Geſetze ankämpfen, wenn die Gewerk⸗ 
ſchaften es nicht wollen, kann keine Regierung 
24 Stunden regieren. Ich ſage Ihnen meine 
Herren, führen Sie das durch, wenn die Deutſch⸗ 
nationalen die Geſetze vorlegen, die ſich gegen die 
Arbeiterſchaft richten, dann helfen Sie den kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat zerſchlagen. Dann ſpringen Sie 
nicht in die Breſche, dann geben Sie nicht Ihre 
and dazu her, die ſoziale Fürſorge abzubauen, 
und den bapitaliſtiſchen Staat auszubauen. Flug⸗ 
zeughäfen werden gebaut, damit im nächſten 
Krieg die überflüſſigen Zehntauſend ermordet 
benen Im nächſten Krieg haben Sie es nicht 
nur auf die Proletarier in den Schützengräben 
abgeſehen, ſondern da haben Sie ja giftige Gaſe, 
mit denen Sie die Proletarier zu Hunderttauſen⸗ 
den zugrunde richten. Heute haben wir Flugzeuge, 
die an den Himmel „Perſil“ ſchreiben, und im 
nächſten Krieg haben Sie Flugzeuge, die auf die 
Proletarier das totbringende Gas herabwerfen. 
So ſieht der kapitaliſtiſche Staat aus und auch 
die Regierung, die heute beſteht. Die Proletarier 
in der Sozialdemokratiſchen Partei, die hier mit 
im Volkstag ſitzen gehen mit den Führern, die 
hier an der Spitze ſtehen und die vergeſſen haben, 


daß fie Proletarier waren, die heute nur daran 
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denken, heute ihre Seſſel zu halten, zuſammen. Herz haben; denn das haben ſie ſchon lange. Sie 


Sie werden gemeinſam mit dieſen Leuten die 
Anträge ablehnen, die die Not und das Elend der 


Proletarier beſeitigen ſollen. 

Wir verlangen in unſerer Entſchließung, daß 
der Senat ſämtliche privaten Fürſorge⸗ und Er⸗ 
ziehungsanſtalten in ſtaatliche umwandelt. Wenn 
man Eintritt in dieſe Anſtalten hätte, könnte 
man feſtſtellen was dort getrieben wird. Wenn 
dort nichts zu verheimlichen wäre, wäre es nicht 
nötig geweſen, daß in der letzten Sitzung des So⸗ 
zialen Ausſchuſſes die Herren vom Zentrum und 
die Deutſchnationalen mit aller Kraft dagegen 
wandten, das die kommuniſtiſchen Volksvertreter 
in die privaten Anſtalten hineinriechen konnten. 
Sie glauben, ſie haben die Fürſorge — und 
Wohlfahrtspflege mit Löffeln gegeſſen und mei⸗ 
nen, die Proletarierfrau verſtehe von Jugend⸗ 
pflege nichts. 

Nun noch ein Wort zu den Deutſchnationalen. 
M. D. u. H. Deutſchnationalen, Sie reden jetzt 
angeblich in radikalen Tönen. Jetzt erklären Sie 
auch, dieſes oder jenes müßte gebeſſert werden. 
Jetzt legen Sie auch einen Antrag vor, um den 
Hebammen zu helfen oder ſonſt etwas. Aber als 
Sie in der Regierung waren, acht Jahre lang, 
haben Sie die Proletarier immer tiefer ins Un- 
glück geführt. Da wußten Sie nichts von der Not 
der Proletarier. Ich ſage Ihnen, Sie wollen auch 
heute dieſen Leuten nicht helfen. Sie ſind nur 
daran intereſſiert, den Geldſack der Großagrarier 
zu füllen. Wenn Sie auch hier Oppoſition 
mimen, wenn Sie hier ſo tun, als wenn Sie jetzt 
ein ſoziales Herz hätten, als ob Sie obere Be⸗ 
amte abbauen wollen, ſo ſage ich Ihnen, die Pro⸗ 
letarier, die Arbeiter und Mittelſtändler erken⸗ 
nen langſam und ſicher, daß die Deutſchnationalen 
genau ſolche Demagogen wie die Sozialdemo⸗ 
kraten ſind. Das eine Mal handelt es ſich um Ge⸗ 
ſetze der Deutſchnationalen, das andere Mal um 
Geſetze der Sozialdemokraten, die Arbeiterſchaft 
wird aber erkennen, daß langſam und ſicher alle 
Etats in Bezug auf Soziales abgebaut werden. 
Die Ausbeutung und Unterdrückung wird größer, 
der Arbeitstag wird verlängert, die ſoziale Für⸗ 
ſorge wird abgebaut. Sie meine Damen und 
Herren Sozialdemokraten wollen dieſen kapitali⸗ 


ſtiſchen Staat erhalten, um die Ausbeutung und 


Unterdrückung noch länger durchführen zu kön⸗ 
nen. Wir rufen den revolutionären Arbeitern zu: 
Nicht Hier im Volkstag, nicht im Parlament, jei 
es in Deutſchland oder in Danzig wird Eure Lage 
gebeſſert, ſondern nur im Kampf auf der Straße, 
nur dann, wenn ihr Euch den Staat der Arbeiter 
und Bauern geſchaffen habt, wird eine ſoziale 
Fürſorge getätigt werden, wie ſie im Intereſſe der 
werktätigen Bevölkerung nötig iſt! (Lebhaftes 
Bravo bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſti. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Zwiſchen⸗ 
rufe der Sozialdemokratiſchen Führer erklärten, 
die Kommuniſten meldeten ſich zum Wort, um 
nach außen hin erkenntlich zu machen, daß ſie ein 
ſoziales Herz haben. Ich erkläre in aller Oeffent⸗ 
lichkeit, daß die Kommuniſten ſich nicht zum Wort 
gemeldet haben, um zu zeigen, daß ſie ein ſoziales 


wollen aber gegen den Diebſtahl kämpfen, den 
Sie (nach links) an der werktätigen Bevölkerung 
begehen wollen, indem Sie 2 Millionen weni⸗ 
ger für ſoziale Fürſorge bewilligen als im Vor⸗ 
jahr. Dagegen kämpfen wir und wollen in aller 
Oeffentlichkeit dafür eintreten, daß dieſer Raub 
verhindert wird. Solange die Sozialdemokraten 
in der Regierung ſind, werden die Arbeiter es 
ihnen in die Ohren ſchreien, was ſie für einen 
Mißbrauch treiben, da ſie vor den Volkstagswah⸗ 
len erklärt haben, daß fie die ſoziale Fürſorge auf⸗ 
bauen wollten. Jetzt werden 2½ Millionen we⸗ 
niger bewilligt, um der minderbemittelten Bevöl⸗ 
kerung zu helfen. 


Meine Vorrednerin, die Genoſſin Lene Kreft, 
hat hier ausgeführt, daß die Sozialdemokraten 
dieſelben Demagogen wie die Deutſchnationalen 
ſind. Aus meiner Praxis will ich vom heutigen 
Tage eine kleine Epiſode erzählen, was ſich ein ſo⸗ 
zialdemokratiſcher Bürgermeiſter leiſten kann, 
wenn es darum geht, Proletariern das letzte 
Hemd vom Leibe zu ziehen, wenn es ſich darum 
handelt, dieſen Leuten Wohlfahrtsunterſtützung 
zu geben. Ich werde mit Namen dienen, damit 
Sie nicht ſagen, daß das, was ich ausführe, auf 
Unwahrheit beruht. Eine Hedwig Hoffmann aus 
Ohra, die monatelang erwerbslos war, wird nach 
dem Gut Matzkau zur Arbeit vermittelt. Sie be⸗ 
findet ſich in hochſchwangerem Zuſtand. Von dem 
Beſitzer des Gutes wird ſie fortgeſchickt, weil ſie 
nicht mehr arbeitsfähig ſei. Von der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge wird ſie zu einem Arzt in Ohra ge⸗ 
ſchickt, der feſtſtellen ſoll, ob ſie arbeitsfähig ſei. 
Der Arzt beſcheinigt, daß die betreffende Frau 
ungefähr am 22. d. Mts. niederkommen werde, 
alſo eine Arbeitsfähigkeit nicht in Frage komme. 
Daher wurde ein Bezug der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ungefähr vor drei Wochen verweigert. Es 
wurde damit begründet, daß ſie nicht mehr ar⸗ 
beitsfähig wäre und das Erwerbsloſengeſetz 
ſchreibe vor, daß die Erwerbsloſenunterſtützung 
nur an erwerbsfähige Perſonen gezahlt werde. 
Dieſer Frau wurde bedeutet, ſie möge ſich an die 
Staatliche Frauenklinik wenden, dort würde ſie 
Aufnahme erfahren. Sie wendet ſich dorthin, 
um evtl. bis zu ihrer Niederkunft für Eſſen und 
Trinken zu arbeiten. Eine Vergütung oder Ent⸗ 
lohnung erhält ſie dort nicht. Dieſe Perſon wird 
mit dem Hinweis abgewieſen, die Staatliche 
Frauenklinik ſei überfüllt. Sie kommt zurück, um 
wenigſtens Wohlfahrtsunterſtützung zu erhalten. 
Aus ganz nichtigen Gründen wird ihr dieſe Un⸗ 
terſtützung verweigert. Die Perſon iſt nun ſee⸗ 
liſch niedergeſchlagen. Es iſt ein Mädchen, das 
verführt wurde oder aus anderen Gründen ge⸗ 
fallen iſt, die nachzuprüfen nicht meine Aufgabe 
iſt. Der Staat iſt verpflichtet, für das keimende 
Leben zu ſorgen. Auch Sie meine Herren Sozial⸗ 
demokraten haben für die Aufhebung der 88 218 / 
219 geſtimmt. Hier wird aber einer Perſon jede 
Anterſtützung verweigert. Sie wird nicht in die 
Staatliche Frauenklinik aufgenommen, weil ſie 
überfüllt iſt. Zweitens erhält ſie keine Wohl⸗ 


fahrtsunterſtützung, weil ſie ſich geweigert haben 
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ſoll, in der Staatlichen Frauenklinit zu arbeiten.] auch, daß die Schwangeren, die in die Frauenklinik 


Die Mutter iſt eine alte Frau mit weißem Haar 
und kann nicht für das Mädchen, das im 28. Le⸗ 
bensjahr ſteht, ſorgen. Das Mädchen treibt ſich 
tagelang auf den Wieſen umher, dann wird es 
von der mitleidigen Schweſter aufgenommen, 
deren Mann dagegen iſt, weil er ſelbſt eine große 
Familie beſitzt. Das Mädchen wird von Paſſan⸗ 
ten zurückgehalten, damit es ſich nicht unter den 
Zug wirft. Von dieſem Fall erfuhr ich heute und 
ſuchte die Familie auf. Alle Perſonen befanden 
ſich in einem aufgelöſten Zuſtand und weinten. 
Die Kinder weinten ebenfalls. Ich habe natür⸗ 
lich dafür geſorgt, daß die Perſon in die Staat⸗ 
liche Frauenklinik kommt und die Schweſter ent⸗ 
ſchädigt wird. 

Ich kennzeichne hier, wie ſolche Perſonen un⸗ 
ter dem ſozialdemokratiſchen Regime behandelt 
werden. Das zeigt mit aller Deutlichkeit, daß die 
Sozialdemokraten dieſelben Demagogen ſind, wie 
die Deutſchnationalen. Schikanöſe Handhabe der 
Erwerbsloſenfürſorge, mangelnder Schutz für 
Mutter und Kind, in dieſen Fragen gehen die 
deutſchnationalen Gemeindevorſteher gern mit 
gutem Beiſpiel voran. Das aber auch die ſozial⸗ 
demokratiſchen Gemeindevorſteher ſo handeln und 
wirken habe ich Ihnen durch ein praktiſches Bei⸗ 
ſpiel bewieſen. (Zuruf des Abg. Schütz.) Sie 
find mir moraliſch zu ſehr verſumpft, als daß ich 
Ihnen Auskunft gebe. Ihre Trunkenheit iſt im 
Volkstag bekannt, mit Ihnen habe ich wirklich 
nichts zu ſchaffen. Trinken Sie Ihren Schnaps 
weiter, Sie ſind ein ſo verſumpftes Huhn durch 
Ihre Beſtechlichkeit, daß man kein Wort hinzuzu⸗ 
fügen braucht. Sie haben Ihre Anſtellung nur 
durch die Cliquenwirtſchaft der Deutſchnationalen 
Partei. (Abg. Schütz: Weiter wiſſen Sie nichts zu 
ſagen?) Ich kann nur ſoviel ſagen, wie ich weiß. 
Wenn Sie nicht moraliſch ſo minderwertig wä⸗ 
ren, würde ich mich an Sie wenden. Sie ſind 
aber als Menſch zu minderwärtig. 

Vizepräſident Dr Bogdan: Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Schutzengel der Deutſchnationalen!) 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.) Der Schutz 
von Mutter und Kind läßt im höchſten Grade zu 
wünſchen übrig. Das iſt in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern der Fall. Vor allen Dingen werden die 
unehelichen Kinder und ihre Mütter als minder⸗ 
wertiger betrachtet, als die verheirateten Frauen. 
Das bekämpfen wir mit aller Entſchiedenheit. 
Wir wünſchen, daß die Mütter mit unehelichen 
Kindern ebenſo behandelt werden, wie Ehefrauen 
und die unehelichen Kinder ſo wie die ehelichen. 
Das kommende Leben kann doch nicht dafür, daß 
es unter dieſem kapitaliſtiſchen Syſtem ſo ſchwer zu 
leiden hat. 


Nun noch ein paar Worte zur Staatlichen 


Frauenklinik. Es iſt leicht begreiflich, daß Sie 20 
Millionen Erſparniſſe machen, wenn an dieſen 
Inſtituten nichts gemacht wird. Die Anzahl der 
belegten Plätze wird in dieſem Inſtitut immer 
größer, und die Ausgaben bleiben dieſelben. Wir 
bemängeln außerordentlich, daß ſo außerordent⸗ 
lich wenig Perſonal vorhanden iſt. Wir wünſchen 


aufgenommen werden, die Arbeiten verrichten 
müſſen, auch tariflich entlohnt werden. Es geht 
unter keinen Umſtänden, daß dieſe unehelichen 
Frauen verurteilt ſind, für Eſſen und Trinken zu 
arbeiten wie Verbrecher. Schwangere Frauen 
ſind Perſonen, die der kommenden Generation 
neues Leben geben, und vor denen man deshalb 
Achtung haben muß. Die bürgerliche Geſellſchaft 
hat jede Veranlaſſung, dieſe Perſonen zu unter⸗ 
ſtützen und ſie ſo zu entlohnen, wie andere freie 
Menſchen. Wir wenden uns mit aller Entſchie⸗ 
denheit dagegen. Wir wünſchen, daß die Staat⸗ 
liche Frauenklinik ausgebaut wird. Es iſt unter 
jeder menſchlichen Würde, wenn die Frauen auf 
dem Korridor die Nächte zubringen müſſen. Vor 
allen Dingen bringt man auf den Korridoren die 
unehelichen Mütter unter. Was haben dieſe ver⸗ 
brochen, daß ſie auf dem Korridor hauſen müſſen? 
Sind das keine Menſchen? Sie müßten dieſen 
Frauen die höchſte Achtung entgegenbringen, aber 
Sie ſchaffen nicht die Möglichkeit, daß ſie ſich ver⸗ 
heiraten können, Sie ſchaffen nicht die Ernäh⸗ 
rungsmöglichkeiten, ſo daß die Menſchen unter 
dieſem kapitaliſtiſchen Syſtem zugrunde gehen 
müſſen. Daher kommen die Erſparniſſe von 2¼ 
Millionen. Wenn das die ſogenannte Linksregie⸗ 
rung duldet, ſo iſt das unter jeder menſchlicher 
Würde. Wir werden es Ihnen immer wieder in 
die Ohren rufen, ſolange Sie kapitaliſtiſche Poli⸗ 
tik durchführen. Sie erklären immer, wir machten 
Agitation gegen die Sozialdemokraten. Wir wen⸗ 
den uns mit aller Entſchiedenheit gegen die So⸗ 
zialdemokraten. Wir können nicht gut heißen, 
was an den armen Proletariern, an den entrech⸗ 
teten Menſchen begangen werden ſoll. Wir ſchleu⸗ 
dern Ihnen ein energiſches Pfui entgegen. (Bravo 
bei den Rommunijten!) 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung, da 
keine Wortmeldungen mehr vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über die Abänderungsan⸗ 
träge der Frau Abg. Kreft und Fraktion in 
Druckſache Nr. 266. 

1. In Abſchnitt A I, Stelle 5 iſt für die Ziffer 

„10 000“ die Ziffer „30 000“ zu ſetzen. 

2. Abſchnitt A I, Stelle 7 wird geſtrichen. 

3. Abſchnitt A I, Stelle 8 erhält folgende Faſſung: 
Erſtattung auf die von den Gemeinden zu zahlen⸗ 
de Erwerbsloſenunterſtützung, 10 000 000 G. 

In Spalte Erläuterungen wird der Abſatz unter 
8 geſtrichen. 

4. Abſchnitt A I, Stelle 9 wird geſtrichen. 

5. In Abſchnitt A l, Stelle 17 iſt für die Ziffer 
„6 000“ die Ziffer „12 000“ zu ſetzen. 

6. Abſchnitt A I, Stelle 22: ſtatt „1 300 000 G.“ zu 
ſetzen „2 000 000 G.“ 

7. Abſchnitt A I, Stelle 23 iſt für die Ziffer „188 000° 
die Ziffer „500 000“ zu ſetzen. 

8. In Abſchnitt A II, Stelle 2 (Erläuterung) ſind für 
die Worte „nach freier Vereinbarung“ die Worte 
„nach Tariflohn“ zu ſetzen. 

9. In Abſchnitt A II, Stelle 10 wird das Wort „Got⸗ 
tesdienſt“ und in der Spalte Erläuterung die Wor⸗ 
te „Geiſtliche Verſorgung 80 G.“ geſtrichen. 

10. Abſchnitt A III, Stelle 2: ſtatt 44 329 G. zu ſetzen 
50 000 G. In der Erläuterung ſtatt „14“ „16“ Ta⸗ 
rifangeſtellte zu ſetzen. 

11. In Abſchnitt A III, Stelle 11: ſtatt der Ziffer 
„133 942“ zu ſetzen „175 830“. In der Erläuterung 
Statt „ie 1.10 G.“ „ie 1.50 G.“ Statt der Ziffer 
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(Präfident) 

„5 700 G.“ „8 000 G.“ und ſtatt der Ziffer „5 700“ 
die Ziffer „12 000“ zu ſetzen. 

„In Abſchnitt A III, Stelle 13 werden die Worte 
„Gottesdienſt und“, in der Erläuterung die erſten 
vier Zeilen geſtrichen. 

In Abſchnitt A III, Stelle 15 wird in der Erläu⸗ 
terung der letzte Abſchnitt geſtrichen. 

„In Abſchnitt A IV, Stelle 10 wird für die Ziffer 
„94 725“ die Ziffer „122 625“ geſetzt. In der Erläu⸗ 
terung wird für die Ziffer „1.10“ die Ziffer „1.50“ 
für die Ziffer „20“ die Ziffer „40“ geſetzt. 

15. In Abſchnitt A IV, Stelle 12 werden die Worte 

„Gottesdienſt und“ geſtrichen. 8 

16. In Abſchnitt A VII, Stelle 6 wird für die Ziffer 
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„100 000“ die Ziffer „300 000“ geſetzt. 

17. In Abſchnitt A VIII, Stelle 6 wird für die Ziffer 
„420 000“ die Ziffer „600 000“ geſetzt. 

18. In Abſchnitt A VIII, Stelle 7 iſt für die Ziffer 
„100 000“ die Ziffer „110 000“ zu ſetzen. 

19. In Abſchnitt B I, Stelle 3 wird für die Ziffer 
„2 000“ die Ziffer „4000“ geſetzt. 

20. In Abſchnitt B I, Stelle 12 iſt ſtatt „3 000 G.“ 
„6 000 G.“ zu ſetzen. 

21. In Abſchnitt B I, Stelle 14: ſtatt „5 000 G.“ 
„20 000 G.“ zu ſetzen. \ 

22. In Abſchnitt B I, Stelle 15: ſtatt „1000 G.“ 
„3 000 G.“ zu ſetzen. 

23. In Abſchnitt B l, Stelle 16 iſt für die Ziffer 
„4000“ die Ziffer „8 000“ zu ſetzen. 

24. In Abſchnitt B I wird hinter Stelle 18 eine Stelle 
18a mit folgender Faſſung eingeſetzt: 
18a Erweiterungsbau der Lungenheilſtätte Jen. 
kau 100 000 G. 

25. In Abſchnitt B II, Stelle 2 (Staatliche Frauen⸗ 
klinik): unter Erläuterung zu ſetzen ſtatt „2 Aſſt⸗ 
ſtenzärzte“ „3 Aſſiſtenzärzte“ und ſtatt „53 Schwe⸗ 
ſtern uſw.“ „70 Schweſtern uſw.“, die Summe für 
e und Löhne dementſprechend zu er⸗ 

öhen. 
In Abſchnitt B II, Stelle 15 werden die Worte 
„für geiſtliche Verſorgung und“ geſtrichen. 
1 7 9 B II, wird eine neue Stelle 22 ein⸗ 
gelegt: 

Erweiterungsbau der Staatlichen Frauenklinik (1. 
Rate) 100 000 Gulden. In der Spalte Erläuterun⸗ 


gen iſt zu ſetzen: Erweiterungsbau der Staatli⸗ 
chen Frauenklinik 500 000 Gulden. 
Ich bitte diejenigen, die dieſe Anträge annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht!) Das iſt die Minderheit, ſie ſind abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Schwegmann und Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 270 ab. 
Wir beantragen einzuſetzen zu Abſchnitt B I, 
Stelle 5a neu: 
Anterſtützung für dienſtunfähige Hebammen 
G. 18 000. 
Ich bitte diejenigen, die den Antrag annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 271, geſtellt 
von der Frau Abg. Kreft und Fraktion. 
Ausgabe 


(Ge⸗ 1 


1. Der Senat wird erſucht, auf den Oberſtufen 
ſämtlicher Schulen einen regelmäßigen Geſundheits⸗ 
unterricht durch praktiſche Aerzte ausführen zu laſſen. 

2. Der Senat wird erſucht, ſämtliche privaten 
Fürſorge⸗ und Erziehungsanſtalten zu verſtaatlichen. 

(Abg. Raſchke: Das ſind Entſchließungen der So⸗ 
zialdemokratiſchen Partei!) Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſe Entſchließung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. 
Ich rufe Anlage IV auf: 

Haushaltsplan für Kirchenweſen. 
Druckſache Nr. 169. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.] Die Deutſchnationale Fraktion hat die 
Entſchließung in Druckſache Nr. 205 zu dieſem 
Haushaltsplan beantragt. Es handelt ſich um die 
Leiſtungen von Eigentümern beſtimmter Grund⸗ 
ſtücke andern Glaubens zugunſten der evangeli⸗ 
ſchen Kirchengemeinden. Die Entſchließung, die 
der Hauptausſchuß auf Antrag des Zentrums an⸗ 
genommen hat, erſucht den Senat um eine Prü⸗ 
fung dieſer Verhältniſſe in Wernersdorf. Derar⸗ 
tige Verhältniſſe liegen aber nicht nur in Wer⸗ 
nersdorf, ſondern in einer ganzen Anzahl von Ge⸗ 
meinden der Weichſelniederung vor. Es beſtehen 
über dieſe rechtlichen Verpflichtungen in dieſer 
Hinſicht zwiſchen den Beteiligten Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten, die ſich bereits zu Prozeſſen ver⸗ 
dichtet haben. Es iſt ja auch bereits dem vorigen 
Volkstag ein Antrag mennonitiſcher Grundſtücks⸗ 
eigentümer zugegangen, der ſeine Erledigung in⸗ 
folge Auflöſung des Volkstages nicht gefunden 
hat. Es iſt natürlich vollkommen ausgeſchloſſen, 
daß man von dieſer Stelle aus zu dieſen außeror⸗ 
dentlich ſchwierigen Rechtsfragen Stellung nimmt. 


Dazu ſind ſie viel zu ſchwierig und viel zu bedeut⸗ 


ſam. Es muß in erſter Linie Sache des Senats 
ſein dieſe Angelegenheit gründlich zu prüfen. 
Das iſt der Zweck der Entſchließung. 

Präſident. Ich habe überſehen, über den vori⸗ 
gen Etat ſelbſt abſtimmen zu laſſen. Ich ſchlage 
vor, daß wir das jetzt gleich nachholen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über Anlage III, Haushalts⸗ 
plan für Soziales und Geſundheitsweſen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Ich ſchließe jetzt die Beſprechung über die Anlage 
IV, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über die 
beiden zu dieſem Etat vorliegenden Entſchließun⸗ 
gen. 


gründet hat. Sie befindet ſich in Druckſache Nr. 


In Abſchnitt A I wird eine neue Stelle 24a mit 205 


folgendem Wortlaut eingeſetzt: 
Einmalige Ausgabe 100 000 Gulden. 

In der Erläuterung: Für die durch Feuersbrunſt Ge⸗ 

ſchädigten in Giſchkau. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen An⸗ 
trag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über die Entſchlie⸗ 


zung in Druckſache Nr. 277, unterzeichnet von der 
Frau Abg. Kreft und Fraktion ab: 


Der Senat wird erſucht, die Verpflichtungen, 
auf Grund derer mennonitiſche und katholiſche Hof⸗ 
beſitzer zu Abgaben gegenüber evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinden herangezogen werden, nachzuprüfen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Entſchließung iſt abgelehnt. Ich laſſe jetzt über 
die Entſchließung in Druckſache Nr. 169 abſtim⸗ 
men: 


Ich laſſe zuerſt über die Entſchließung ab⸗ 
ſtimmen, die Herr Abg. Schwegmann ſoeben be⸗ 


— 
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658 
(Präſident) 
Der Senat wird erſucht, die Verpflichtung, nach 
welcher 18 mennonitiſche und 6 katholiſche Hofbeſitzer 

Reallaſten in Form von Kirchenſteuern gegenüber 

dem evangeliſchen Kirchenrat von Wernersdorf zu 

tragen haben, nachprüfen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Wir ſtimmen 
jetzt über die Anlage IV ab, den Haushaltsplan 
für Kirchenweſen. Ich bitte diejenigen, die den 
Haushaltsplan annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan iſt angenommen. (Abg. 
Liſchnewſki: Die Freidenker ſtimmen für die Kir⸗ 
che!) Ich rufe Nr. V auf: 
Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung. 
Druckſache Nr. 170. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): (Heiter⸗ 
keit.) Sie wollen doch Führer des Volkes ſein! Die 
Herren Jewelowſki und Dr. Ziehm haben ja 
geſtern hier zu beweiſen verſucht, wer der berufe⸗ 
nere Führer ſei. Wiſſen Sie, wie Sie ſich jetzt mit 
Ihrem verlegenen Gelächter benehmen? Wie ein 
Kind in einem gewiſſen Zuſtand. 

„Neuer Geiſt in Danzigs Schulen.“ So wußte 
die „Volksſtimme“ in der geſtrigen Nummer zu 
verkünden. Wir kennen ja den alten Geiſt in den 
Schulen, die Erziehung zum Chauvinismus. 
Jetzt wird der Geiſt des Imperialismus den Kin⸗ 
dern in den Schulen eingeprägt. Es iſt aber bei⸗ 
des dasſelbe, ob Chauvinismus oder Imperialis⸗ 
mus, die Kinder ſollen eben für ein neues Völker⸗ 
morden vorbereitet werden. Wenn die „Volks⸗ 
ſtimme“ Herrn Senator Strunk mit den Worten 
lobt: „Herr Senator Dr. Strunk bekennt ſich zur 
Völkerverſtändigung“, ſo iſt das nur eine Verklei⸗ 
ſterung der wahren Tatſachen. Herr Dr. Strunk 
iſt ein Vertreter der bürgerlichen Weltanſchau⸗ 
ung. Wenn er ein paar pazifiſtiſche Phraſen an⸗ 
ſtimmt, wird er ſich dadurch von dieſer Weltan⸗ 
ſchauung nicht abwenden. Er hat in ſeiner Rede 
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zum Ausdruck gebracht „Liebe zum nationalen 


Volksſtamm und Pflege der nationalen Güter.“ 
Was heißt das? Das bedeutet, das man den im⸗ 
perialiſtiſchen und chauviniſtiſchen Geiſt bei den 
Kindern hochzüchten will mit der alten nationa⸗ 
len „Heldenverehrung“. (Nicht den Sowjetgeiſt! 
rechts). Dann wagt es die „Volksſtimme“ zu 
ſchreiben: „Herr Senator Dr. Strunk ſcheint ſich 
endlich eines Beſſern belehrt zu haben und ſchlägt 
andere Töne an.“ O, nein, er ſagt nur das, was 
er in den Schulen immer hat durchführen laſſen, 
Pflege des nationalen Volkstums und Pflege der 
nationalen Güter. Wie Sie dieſe Pflege auf⸗ 
faſſen, beweiſt ja der vorliegende Etat. Sogar 
das nationale Wörtchen „Kronprinz⸗Wilhelm⸗ 


Realgymnaſium“ iſt nicht aus dem Etat geſtri⸗ 


chen. Herr Senator Dr. Strunk führte weiter aus, 
es dürfte nichts gelehrt werden, was die Empfin⸗ 
dungen Andersdenkender verletze. Herr Dr. 


Strunk wird dieſe Worte nur in Bezug auf das 
ausgeſprochen haben, was etwa ſozialiſtiſche Leh⸗ 
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rer die Kinder lehren, nicht etwa in Bezug auf 
das, was Hakenkreuzler und Wehrwolfleute, ſo⸗ 


weit ſie gleichfalls „Jugenderzieher“ ſind, den 
Kindern vorbringen. Weiter ſpricht er von der 
Achtung gegenüber andern Völkern“. Ich habe 


bereits bei der zweiten Leſung darauf hingewie⸗ 
ſen, wie andere Völker in dem famoſen Leſebuch 
geachtet werden, das den Kindern der Oberſtufe 
in die Hand gedrückt wird. Da wird nicht etwa 
die Achtung gegenüber den andern Völkern, ſon⸗ 
dern der Haß propagiert. „Zum nationalen Ge⸗ 
danken muß der Gedanke der nationalen Tole⸗ 
ranz kommen.“ Wir brauchen nur in die Volks⸗ 
ſchulen hineinzugehen und werden wiſſen, was 
tatſächlich von dem, was Herr Dr. Strunk zu ver⸗ 
künden weiß, in Taten umgeſetzt wird, nichts! 

M. D. u. H.! Die deutſchnationalen Erzieher 
ſind es, die beſonders in der brutalſten Art und 
Weiſe die Meinungen und Anſichten Andersden⸗ 
kender verletzen. Der frühere deutſchnationale 
Senat iſt es geweſen, der in der gemeinſten Art 
und Weiſe andersdenkende Lehrer beſpitzeln ließ. 
Nun regen ſie ſich auf, weil vielleicht ein ſozia⸗ 
liſtiſch eingeſtellter Lehrer ein paar pazifiſtiſche 
Töne in der Schule angeſchlagen hat. Ich wun⸗ 
dere mich übrigens, warum man in den Volks⸗ 
ſchulen immer noch die Bilder dieſer Maſſen⸗ 
ſchlächter Hindenburg und Ludendorff hängen 
läßt. (Lebhafte Pfuirufe rechts — Händeklatſchen 
bei den Kommuniſten) Die Bilder dieſer Maſſen⸗ 
ſchlächter gehören ins Feuer. (Erneute Pfuirufe 
und Zwiſchenrufe rechts — Unruhe. Andauernde 
Zurufe des Abg. Schütz.) 

Präſident: Herr Abg. Schütz, ich rufe Sie we⸗ 
gen fortgeſetzter Störung der Verhandlung zur 
Ordnung. Herr Abg. Plenikowſki Sie haben das 
Oberhaupt des Deutſchen Staates, der unſer Mut⸗ 
terland iſt, in einer Weiſe bezeichnet, die nicht als 
parlamentariſch gelten kann. Ich rufe Sie wegen 
dieſer Bezeichnung zur Ordnung. (Abg. Schütz: 
Rausſchmeißen! Abg. Plenikowſki: Sie 
Lump!) Herr Abg. Plenikowſki: Ich rufe Sie zum 
zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie auf die 
Folgen eines eventuellen dritten Ordnungsrufes 
aufmerkſam. (Abg. Raſchke: Daß Beſoffene im 
Volkstag gelitten werden, wundert mich, der Kerl 
iſt vollſtändig beſoffen, das leiden Sie?) Ich ha⸗ 
be die Ordnung aufrecht zu erhalten (Abg. Raſch⸗ 
ke: Das wirkt ſich nur gegen die Kommuniſten 
aus, gegen die Deutſchnationalen nicht, die kön⸗ 
nen ſich alles erlauben!) Herr Abg. Raſchke, wenn 
Sie weiter die Ordnung ſtören, muß ich Sie zur 
Ordnung rufen. — Herr Abg. Plenikowſki, ſpre⸗ 
chen Sie weiter. Ex 

Blenitowifi, Abgeordneter (K. P.): Wir wiſ⸗ 
ſen, was die Namen Hindenburg, Ludendorff und 
Konſorten für die Kinder des Proletariats be⸗ 


(©) 


(D) 


deuten. Es iſt eine Schande, daß man dieſe Na⸗ 


men in den Schulbüchern verherrlicht und ſie in 
den Himmel hebt, während man auf der andern 
Seite von den wahren Führern des Volkes nicht 
ein einziges Wort in die Lehrbücher hineinſetzt. 
Es iſt bezeichnend für die Linkskoalition, daß ſie 
auch in dieſer Beziehung nichts unternehmen, ſon⸗ 
dern alles beim alten laſſen wird. 


(A) 


(B) 


\ 
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(Plenikowſti, Abgeordneter) 

Genau ſo kulturfeindlich und reaktionär wie 
die Deutſchnationalen, genau ſo gemein in der 
Beſpitzelung andersdenkender Lehrkräfte bewegt 
ſich auch das Zentrum. In der geſtrigen „Landes⸗ 
zeitung“ iſt wieder ein Artikel erſchienen, der ſich 
mit der Schule in Ließau beſchäftigt. Warum 
regen ſich die Herren Zentrumsleute gerade über 
die Schule in Ließau auf? Der Kampf begann, 
als die Herren glaubten, ihre Rechte ſeien dort 
nicht mehr genügend vertreten. Ich will ein 
wenig auf die Verhältniſſe eingehen und nachwei⸗ 
ſen, daß Sie keine Urſache haben, ſich um die An⸗ 
gelegenheiten dort zu kümmern, weil die Ließauer 
das nicht haben wollen. Dafür will ich ein paar 
Beweiſe bringen. (Zuruf des Abg. Hoppe.) Wenn 
Sie das behaupten, dann beſitzen Sie den Mut, 
eine öffentliche Volksverſammlung in Ließau ein⸗ 
zuberufen. (Abg. Hoppe: Den Mut haben wir!) 
Vor zwei Jahren hielt die Zentrumspartei es 


fernt werden ſollte. Man begann, in gemeinſter 
Art und Weiſe gegen mich vorzugehen und gegen 
mich den Kampf zu führen. (Zurufe der Frau 
Abg. Kreft.) Was unternahm die Zentrumspar⸗ 
tei? Sie ſammelte zunächſt Anterſchriften. In der 
Reſolution, zu der die Unterſchriften geſammelt 
wurden, wurde verlangt, ich ſollte aus Ließau 
verſetzt werden. Die Schule in Ließau wird von 
ungefähr 180 Kindern beſucht. Von dieſen 180 
Kindern ſind ungefähr 140 Kinder katholiſcher 
Konfeſſion, allerdings ein großer Teil nur dem 
Namen nach. (Zuruf beim Zentrum.) Jawohl, 
dem äußern Anſchein nach, denn wenn die katho⸗ 
liſche Kirche dort tatſächlich ſo feſt verankert wäre, 
dann hätte es ihr doch ein leichtes ſein müſſen, ge⸗ 
nügend Unterſchriften zu ſammeln, um mich aus 
Ließau zu entfernen. Die revolutionäre Arbei⸗ 
terſchaft verlangt aber gleichfalls durch Unter- 
ſchriftenſammlung, daß ich bleiben ſollte. Nun 
meine Herren und Damen ſtaunen Sie. Bei uns 
unterſchrieben die Erziehungsberechtigten von 
140 Kindern. Die Erziehungsberechtigten der 
reſtlichen 40 Kinder haben bei den Zentrumsleu⸗ 
ten nur z. T. unterſchrieben, da ja ein Teil der 
Eltern erklärte z. Zt. nichts mit der Sache zu tun 
zu haben. (Hört, hört!) Da hat das Zentrum kläg⸗ 
liches Fiasko erlitten. Darauf verſuchten Sie, 
(zum Zentrum) die Sache weiter zu treiben und 
beriefen eine ſogenannte katholiſche Elternver⸗ 
ſammlung ein. Sie wiſſen, daß dieſe katholiſche 
Elternverſammlung ſehr gut beſucht war. Zunächſt 
verſuchte man, nur die Stubenreinen hineinzulaſ⸗ 
ſen. Als dann aber Katholiken die ausgeſperrt 
werden ſollten erklärten: „Uns muß man hinein⸗ 
laſſen, wir haben auch Kinder, die zur Schule ge⸗ 
hen“, hob man die Sperre auf und ließ alle El⸗ 
tern der Gemeinde Ließau hinein. Nun hatte 
man die Sache geſchickt angefaßt. Man hatte eine 
ten katholiſchen Eltern Ließaus verlangen die Ab⸗ 
Reſolution ausgearbeitet: „Die hier verſammel⸗ 
berufung bezw. Verſetzung des Lehrers Plenikowſ⸗ 
ki aus Ließau.“ Man glaubte mit einer Rede al⸗ 
les in Gang zu bringen, eine Abſtimmung gar⸗ 
nicht vornehmen zu laſſen und dann die Reſoluti⸗ 


on ohne weitere Auseinanderſetzung an den Se⸗ 
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nat zu ſchicken. And wenn vielleicht nur ein paar (O) 


Mütterchen gekommen wären und die Verſamm⸗ 
lung hätte aus drei oder vier alten Mütterchen 
beſtanden, ſo hätte man dem Senat erklärt: „Die 
dort verſammelte geſamte katholiſche Elternſchaft 
Ließaus verlangt die Abberufung.“ Sie wiſſen, 
wie Sie auch damit Fiasko erlitten haben und 
wie faſt die ganze katholiſche Bevölkerung die Re⸗ 
ſolution abgelehnt hat. 

In derſelben Art und Weiſe verſuchen Sie 
jetzt, eine Kampagne zu beginnen. Die Haupt⸗ 
lehrerſtelle in Ließau iſt ſeit über einem Jahr 
nicht beſetzt. Sie ſoll jetzt beſetzt werden. Der Se⸗ 
nat hat entſchieden, durch eine evangeliſche Lehr⸗ 
kraft. Es iſt ja in Danzig nicht nur bei der Ar⸗ 
beiterſchaft, ſondern auch beim liberalen Bürger⸗ 
tum bekannt, wie es das Zentrum verſteht, durch 
die gemeinſte Kuhhandelei ſeine Intereſſen zu 


für nötig, zu veranlaſſen, daß ich aus Ließau ent⸗ fördern, zu ſtärken und immer auf ihre Koſten zu 


kommen. Sie ſind wie eine Katze, die immer 
wieder auf ihre vier Beine fällt. Nicht genug da⸗ 
mit, daß Sie die Ohraer Schule geſchluckt haben, 
nicht genug damit, daß für Ihre Privatſchulen 
Staatsmittel zur Verfügung geſtellt werden, ver⸗ 
ſuchen Sie, möglichſt alle Lehrſtellen, die jetzt an 
bevorzugten Schulſtellen frei werden, in katholi⸗ 
ſche Hauptlehrer⸗ und Rektorſtellen umzuwandeln. 
(Abg. Liſchnewſki: Was jagt die Sozialdemokra⸗ 
tie dazu?) Traurig genug, daß die andern bür⸗ 
gerlichen Parteien und auch die Sozialdemokratie 
dieſen ſchwarzen Reaktionären die Möglichkeit 
dazu bieten. Genau dasſelbe iſt in Ließau der 
Fall. Der Senat hat einwandfrei auf Grund der 
beſtehenden Geſetze entſchieden .. .. (Zwiſchen⸗ 
ruf des Abg. Gaikowſki.) Sie haben das bei ſehr 
vielen Schulen verſucht, und wenn Sie Tatſachen⸗ 
material haben wollen, wenden Sie ſich an den 
liberalen Abgeordneten Friedrich, der wird mit 
Material dienen können. (Der iſt garnicht liberal, 


der iſt deutſchnational! links.) Sie ſehen, daß das 


„gute Recht“ ein ſubjektiver Begriff iſt. Das, 
was Sie als gutes Recht bezeichnen, wird von der 
anderen Bevölkerung noch lange nicht als gutes 
Recht anerkannt. 

Der Senat hat entſchieden, die erſte Lehrer⸗ 
ſtelle in Ließau iſt eine evangeliſche Lehrerſtelle. 
Gegen dieſe Verordnung läuft die Zentrumspartei 
noch immer Sturm, will immer noch die Haupt⸗ 
lehrerſtelle in eine katholiſche Lehrerſtelle umge⸗ 
wandelt wiſſen. (Hört, hört! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Fünf Lehrkräfte ſind in Ließau vorhanden, 
und von dieſen fünf ſind drei katholiſch. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Trotzdem ſind die 
Herren noch nicht zufrieden. Sie wollen wahr⸗ 
ſcheinlich, daß alle Lehrerſtellen durch katholiſche 
Lehrkräfte beſetzt werden. Das Zentrum verlangt 
weiter, daß die zweite Lehrſtelle eine katholiſche 
werden ſoll, daß ich aus Ließau verſchwinden ſoll, 
weil die Stelle durch Tradition mit einem ka⸗ 
tholichen Lehrer zu beſetzen ſei. Warum haben wir 
jetzt dieſen Kampf in Ließau? Weil ein Arbeiter 
nach dem andern aus der Kirche austritt. (Frau 
Abg. Kreft: Sehr richtig!) Weil dieſe Arbeiter auch 
dazu übergehen werden, ihre Kinder vom Religi⸗ 
onsunterricht abzumelden. (Bravo! bei den 
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(Plenikowski, Abgeordneter) 

Kommuniſten.) Der Anfang iſt gemacht, daß wiſ⸗ 
ſen Sie, und im nächſten Jahre wird das noch zu⸗ 
nehmen. (Abg. Hoppe: Irren Sie ſich nur nicht!) 
Wenn 20, 30 oder 40 Kinder vom Religionsun⸗ 
terricht abgemeldet ſind, werden Sie nicht mehr 
mit dem Argument kommen können, Sie brauchen 
dort nur katholiſche Lehrkräfte und die diſſidenti⸗ 
ſchen Lehrkräfte müſſen verſchwinden. Ich ſpreche 
die Hoffnung aus, daß ſich dieſer Senat nicht da⸗ 
zu bequemen wird, dieſer ſchwarzen Kulturreak⸗ 
tion entgegenzukommen. Er dürfte es der Lie⸗ 
Bauer Arbeiterbevölkerung gegenüber auch nicht 
wagen. (Zentrum iſt Trumpf! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Die Ließauer proletariſche Bevölkerung 
wird den Kampf auch gegen den Willen des Ko⸗ 
alitionsſenats führen, wenn er es wagen ſollte 
der Zentrumspartei entgegenzukommen. Hier ſe⸗ 
hen wir wieder, daß allein der Kampf der Arbei⸗ 
terſchaft außerhalb des Parlaments zum Erfolg 
führt. Wenn die proletariſche Bevölkerung nicht 
gekämpft hätte, wäre die Lehrerſtelle in Ließau 
ſchon lange katholiſch. 


Es erübrigt ſich, noch einmal lang und breit 
auf die von uns geſtellten Abänderungsanträge 
einzugehen. Ich habe es bereits bei der zweiten 
Leſung ausführlich getan. Aber auf einige we⸗ 
nige Abänderungsanträge will ich wieder einge⸗ 
hen. Ich habe bereits nachgewieſen, daß man 
durchaus nicht ſo viel mehr Mittel in den Etat 
einzuſtellen braucht, um unſere Abänderungsan⸗ 
träge finanziell zur Durchführung zu bringen. 
Dazu wird nur die lächerlich geringfügige Summe 
von 300 000 Gulden gebraucht. Das iſt genau die 
gleiche Summe, die dieſer Koalitionsſenat der 
privaten Zuckerraffinerie in den Rachen wirft. 


M. D. u. H., Herr Senator Dr. Strunk hat 
geſtern erklärt, von einem Lehrermangel ſei hier 
in Danzig keine Rede. M. D. u. H., das iſt eine 
Irreführung der Oeffentlichkeit. Wir Lehrer 
wiſſen, daß das eine Täuſchung iſt. Herr Sena⸗ 
tor, die ganze Lehrerſchaft wird dasſelbe behaup⸗ 


ten wie ich. Sie müſſen doch zugeben, Herr Se⸗ 


nator, daß man in den letzten Jahren aus Deutſch⸗ 
land Lehrkräfte geholt hat, weil hier keine waren. 
Das geben Sie zu? Es wird Ihnen außerdem be⸗ 
kannt ſein, daß Preußen anfängt dieſe Lehrkräfte 
zurückzurufen. Der Vertreter des Hauptlehrers 
an der Schule Ließau, ein junger Menſch von 23 
oder 24 Jahren, hat von der preußiſchen Regie⸗ 
rung die Berufung nach Preußen bekommen. Ge⸗ 
nau dasſelbe weiß ich von einigen andern Herren. 
(Senator Dr. Strunk: Das iſt ein Fall!) Dieſer 
eine Fall iſt der Anfang. Die preußiſche Regie⸗ 
rung wird dazu übergehen, weitere Lehrkräfte 
zurückzurufen. Wenn das nicht eintritt, wird aber 
etwas anderes geſchehen. Es iſt Ihnen doch be⸗ 
kannt, daß gerade die Lehrergehälter in der neuen 
Beamtenbeſoldung ganz enorm beſchnitten wer⸗ 
den, daß ſich die Lehrer hier dann ſchlechter ſtehen 
als in Preußen. Glauben Sie, daß dann die 
preußiſchen Lehrkräfte nach Danzig kommen wer⸗ 
den? Sie werden in Preußen bleiben, und dieje⸗ 
nigen, die in Danzig ſind, werden ſich ſo ſchnell 
wie möglich nach Preußen zurückverſetzen laſſen. 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


Alſo Lehrermangel iſt vorhanden. Das be⸗ 
weißt auch die Tatſache, daß man es nicht für 
nötig hält, erkrankte Lehrer vertreten zu laſſen. 
Wir haben Schulen in Danzig, an denen Lehrer 
drei, vier oder ſechs Wochen krank ſind. Für dieſe 
Lehrkräfte wird keine Vertretung beſtellt. (Hört, 
hört! bei den Kommuniſten.) Dann erklären Sie 
hier, Lehrermangel ſei in Danzig nicht vorhan⸗ 
den. (Senator Dr. Strunk: Geldmangel!) Darauf 
komme ich gerade zu ſprechen. Wenn Sie zuge⸗ 
ben, daß nur Geldmangel dafür maßgebend iſt, 
dann haben die Koalitionsparteien ja die beſte 
Gelegenheit hier Abhilfe zu ſchaffen, indem ſie 
unſern Anträgen zuſtimmen. Sie haben erklärt, 
daß Lehrermangel⸗ nicht vorhanden iſt. (Senator 
Dr. Strunk: Nein!) Sie haben geſagt, daß er⸗ 
krankte Lehrkräfte nicht vertreten werden können, 
und ſchuld daran ſei der Geldmangel. Dann hat 
die Koalition die ſchönſte Gelegenheit, durch Zu⸗ 
ſtimmung zu unſern Anträgen, die ſich auf dieſer 
Linie bewegen, den Lehrermangel zu beſeitigen. 

Für die Ausbildung neuer Lehrkräfte hat man 
eine lächerlich geringe Summe eingeſetzt. Wir 
beantragen, ſie auf 10 000 Gulden zu erhöhen. 
Wenn Sie, m. H. von der Regierungsſeite, erklä⸗ 
ren, Lehrermangel ſei nicht vorhanden, haben Sie 
aber doch zugeben müſſen, daß für die Zukunft die 
Gefahr eines Lehrermangels akkut wird. Sie 
ſollten Mittel und Wege finden, um hier jetzt 
ſchon einen Damm zu bauen. Das können Sie, 
indem Sie unſere Entſchließung annehmen, die 
verlangt, daß man dazu übergehen ſoll, an unſe⸗ 
rer Techniſchen Hochſchule die Ausbildung der 
Lehrkräfte vorzunehmen. 
aber Mittel zur Verfügung für Danziger Abitu⸗ 
rienten, die ſich in Deutſchland auf den Lehrer⸗ 
beruf vorbereiten wollen. Es wurde erklärt, 
Lehrermangel ſei nicht vorhanden, es fehle an 
Geld. Man hat damit indirekt zugegeben, daß 
der Unterricht nicht ordnungsgemäß in den Schu⸗ 
len, wie es ſein müßte, abgehalten werden kann. 


Es fehlt an Geld, um die ordnungsmäßigen Zu⸗ 


ſtände herbeizuführen, man hat ſechs Lehrerſtellen 
geſtrichen. Der Herr Senator Dr. Strunk war 
es auch, der die Erklärung abgab, daß die Schü⸗ 
lerzahl nicht etwa abnimmt, ſondern im Steigen 
begriffen iſt. Dann wundere ich mich, daß ein 
Linksſenat es fertig bekommt, ſechs Lehrerſtellen 
trotz ſteigender Beſuchsziffer der Kinder zu ſtrei⸗ 
chen. Wenn die Deutſchnationalen in der Stadt⸗ 
bürgerſchaft gleichfalls mit allen möglichen Phra⸗ 
ſen ihr Intereſſe für die Volksſchulen nach außen 
hin zu erkennen geben, dann iſt das, wie ich hier 
ſchon bei der zweiten Leſung bewieſen habe, nur 
Demagogie. Meine Herren von rechts, Ihre 
Kollegen in der Stadtbürgerſchaft haben erklärt, 
daß man mehr Mittel für Lehrmittel einſetzen 
müſſe. Sie haben erklärt, daß man auch die Klaf⸗ 
ſenfrequenz, — Herr Rektor Falkenberg hören Sie 
gut zu — herabſetzen ſoll. Herr Falkenberg, Sie 
werden wiſſen, daß das nur möglich iſt, wenn 
man mehr Lehrkräfte einſtellt. Als Herr Abg. 


Brill ganz beſcheiden zu erklären wagte, man müj- 
ſe mehr Lehrkräfte einſtellen, um die Klaſſenfre⸗ 
quenz zu ſenken, war es aber ihr Kollege, der Abg. 


Bis dahin ſtellen Sie 
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Hoppenrath, der erklärte, man müſſe die Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft mit derartigen Experimenten ver⸗ 
ſchonen. Sie ſehen die Inkonſequenz, die in Ihren 
Reihen herrſcht. Sie werden die Worte zugeben 
müſſen, leſen Sie den entſprechenden Sitzungsbe⸗ 
richt. (Zuruf des Abg. Falkenberg.) Herr Falken⸗ 
berg, überzeugen Sie ſich davon an Hand des 
Stenogramms. Herr Hoppenrath erklärte: „Der— 
artige Experimente bei den Schulen, wie ſie Herr 
Abg. Brill anzudeuten beliebte, lehnen wir ab.“ 
Herr Abg. Brill hat aber nur ein Senken der 
Klaſſenfrequenz und Mehreinſtellung von Lehr⸗ 
kräften angedeutet. Das werden Sie nicht ab- 
leugnen können. Wenn Sie etwas anderes be⸗ 
haupten, dann iſt das Lüge und Verdrehung von 
Tatſachen. Sie haben ja auch im vergangenen 
Jahr bewieſen, meine Herren Deutſchnationalen, 
wie Sie in Wahrheit darüber denken. Ihr Senat 
beantragte damals, zwanzig Lehrerſtellen zu ſtrei⸗ 
chen. Vielleicht wird das auch der Herr Falken⸗ 
berg leugnen. Was Ihre Kollegen alſo in der 
Stadtbürgerſchaft geſprochen haben, waren Phra⸗ 
ſen. Wir werden mit allen Mitteln den Kampf 
aufnehmen, um tatſächlich eine Verſchlechterung 
des Unterrichts in der Volksſchule zu verhindern. 
Dazu gehört vor allen Dingen, daß wir unter kei⸗ 
nen Umſtänden dulden werden, daß man Lehr⸗ 
kräfte abbaut. Angenommen, die Schülerzahl, 
in den Volksſchulen ginge zurück, auch dann hat 
man kein Recht, etwa Lehrerſtellen zu erſparen 
und abzubauen, ſondern im Gegenteil, dann müß⸗ 
te dadurch die Klaſſenfrequenz herabgeſenkt wer⸗ 
den. Dieſer Staat hat ganze 4000 Gulden für 
die Bereitſtellung von Lehr- und Lernmitteln ein⸗ 
geſetzt. Das ſoll für „würdige, bedürftige Kinder“ 
ſein. 3 600 Gulden ſetzt man als Funktionszulage 
für einen Beamten ein, der bereits mehrere tau⸗ 
ſend Gulden monatlich Einkommen hat, und 
ſchämt ſich nicht, nur 4000 Gulden für die Be⸗ 
ſchaffung von Lernmitteln für minderbemittelte 
Volksſchüler einzuſetzen. Sie werden dem entge⸗ 
genhalten, daß ja die Kommunen, die Gemeinden 
auch ſchon Mittel in den Etat hineinſetzen, die 
für Lernmittel für bedürftige Kinder dienen 
ſollen. 
Es muß dem Senat aber doch bekannt ſein, daß 


wahrſcheinlich auf Anweiſung des Landrats die 


Landratsämter verfügt haben, für jede Klaſſe ſei 
nur die Summe von 150 Gulden für Lehr⸗ und 
Lernmittel in den Etat einzuſetzen. Wenn Sie 
Herr Senator erklären, darüber ſei keine Verfü⸗ 
gung erlaſſen, ſo wundere ich mich, daß die Land⸗ 
räte und Landratsämter die Frechheit beſitzen, et⸗ 
was derartiges durchzuführen. Es iſt Sache des 
Senats, hier energiſch durchzugreifen. Auf 60 
Kinder ſollen 150 Gulden für Lehr⸗ und Lern⸗ 
mittel fallen. Wir wiſſen wie alle Volksſchulen 
von Lehrmitteln entblößt ſind. Die 150 Gulden 
reichen nicht entfernt aus, um allein den Beſtand 
an Karten und Lehrmitteln aufzufriſchen. Für 
Lernmittel bleibt da nichts übrig. In meiner 
Gemeinde haben wir für dieſe Zwecke die Summe 
von 1000 Gulden für unſere vierklaſſige Schule 
eingeſetzt. Wir haben den Betrag ſo begrenzt, 
weil die Gemeinde bereits 1000 Grundſteuer 
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erheben muß. Das Landratsamt ſtreicht mir von 
dieſen 1000 Gulden 100, trotzdem der Schulvor⸗ 
ſtand den Beſchluß einſtimmig gefaßt hat. Es ſind 
ein Beſitzer und zwei Geiſtliche im Schulvorſtand, 
die für den Betrag ſein mußten, weil ſie die 
Stimmung der Arbeiterſchaft in Ließau kennen. 
Das Landratsamt ſtreicht aber 100 Gulden. Ich 
möchte den Senat fragen, ob er bereit iſt, dieſe 
Maßnahme des Landratsamtes rückgängig zu ma⸗ 
chen bezw. eine Verfügung zu erlaſſen, die den 
Gemeinden geſtattet, Mittel in unbeſchränkter 
Höhe für dieſe Zwecke in den Etat einzuſetzen. 
Wenn der Senat hier nicht durchgreift, habe ich 
mit meiner Vermutung recht, daß der Senat eben 
eine diesbezügliche Verfügung erlaſſen hat. 

Wir haben beantragt, die Summe von 4000 
auf 200 000 Gulden zu erhöhen. Wir haben unge⸗ 
fähr 45—46 000 Schüler in den Volks⸗ und Mit⸗ 
telſchulen. Rechnen Sie dann aus, was auf den 
Kopf des Schülers kommt, ungefähr vier Gulden. 
Sie werden zugeben, daß das nicht reicht, um den 
Kindern die Lernmittel in genügendem Maß zur 
Verfügung zu ſtellen. Die Kinder verlangen heute 
zu Anfang des Schuljahrs von den Eltern oft 10 
und 12 Gulden um Bücher zu kaufen. Dann noch 
ein famoſes Syſtem dieſes Senats. Er hält es an⸗ 
ſcheinend für richtig, alle Jahre eine neue Verfü⸗ 
gung zu erlaſſen, die neue Lehrbücher vorſchreibt. 
Es it, glaube ich, ſchon dreimal in dieſen Jahren 
eine andere Verfügung herausgegeben worden, 
die ein neues Geſangbuch vorſchreibt. Ich weiß, 
daß der Senat erklären wird, wir zwingen die 
Kinder nicht das zu kaufen. Aber wir wiſſen, daß 
dieſer Zwang dann indirekt ausgeübt wird; ins⸗ 
beſondere bei Geſchichtsbüchern und bei Erdkunde⸗ 
büchern, Religionsbüchern uſw. erklärt man den 
Kindern: „Das und das müßt Ihr lernen, und 
wenn das nicht ſitzt, wißt Ihr, was geſchieht.“ 
Dann ſind die Kinder gezwungen, ſich dieſe 
Bücher anzuſchaffen. Sie liegen den Eltern tage⸗ 
lang in den Ohren und ſagen: „Wir bekommen 
Prügel, wenn wir die Bücher nicht haben.“ Der 
Senat erklärt natürlich, die Kinder können die 
alten Geſangbücher behalten oder auch die neuen 
anſchaffen, aber die Texte in den neuen ſind ganz 
andere, ſo daß der eine Teil der Kinder dieſe 
Texte lernt und der andere Teil andere. Es iſt 
‚aljo entſchieden nicht zu hoch gegriffen, wenn wir 
die Summe auf 200 000 Gulden erhöht wiſſen 
wollen. Man ſoll nicht damit kommen, es ſeien 
keine Gelder vorhanden. Bauen Sie beim 
Kirchenetat ab. 73000 Gulden haben Sie der 
Kirche in dieſem Jahr mehr zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wie im vergangenen. Wenn Sie dieſe 
Summe nicht bewilligt, ſondern den ganzen 
Kirchenetat geſtrichen und erklärt hätten, wer 
kirchliche Fürſorge haben will, mag ſie aus ſeiner 
Taſche bezahlen, dann hätten Sie Geld in Hülle 
und Fülle, um tatſächlich hier etwas Wertvolles 
in kultureller Hinſicht zu leisten. 

In dieſem Jahr findet ein Sportfeſt in Mos⸗ 
kau ſtatt, die Spartakiade. Wir haben beantragt, 
dafür Mittel bereit zu ſtellen. Wir wollen auch, 
daß für die Sänger, die nach Hannover fahren, 
Mittel bereit geſtellt werden. Man hat die An⸗ 
träge abgelehnt, aber die Sänger hat man da⸗ 
durch zufriedengeſtellt, daß man ihnen hinten 
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herum Mittel gab. (Hört, hört! bei den Kommu⸗ 
miſten.) Kommen Sie m. D. u. H., von der Sozial⸗ 
demokratie, nicht damit, daß es nicht notwendig 
iſt, den Herren auf der rechten zu jagen, daß die 
Arbeiterſänger Mittel bekommen haben. Sie 
wiſſen das ſelbſt, weil Sie nämlich für ſich auch 
Mittel durch die Hintertüren herausholen. Die 
Deutſchnationalen und Sie, meine Herren Sozi⸗ 
aldemokraten, kuhhandeln dann aufs feinſte 
innerhalb des Senats, um für jede Gruppe etwas 
herauszuholen. (Heiterkeit rechts.) Wir aber 
werden die Arbeiterſchaft zum Kampf für ihre 
Rechte aufrufen und in aller Oeffentlichkeit ver⸗ 
langen, der Arbeiterſchaft das zu geben, was ſie 
braucht. Wür haben es nicht mötig, hinten herum 
etwas zu erkuhhandeln. Ich bin aber neugierig, 
ob man jetzt, nachdem man den Sängern die 
Mittel zur Verfügung geſtellt hat, an dem Feſt 
in Hannover teilzunehmen, auch bereit ſein wird, 
den Arbeiterſportlern, die an der Spartakiade in 
Moskau teilnehmen wollen, Mittel zur Verfü⸗ 
gung zu ſtellen. Ich hoffe es, aber es wäre not⸗ 
wendig, das hier in aller Oeffentlichheit da⸗ 
durch zu erklären, daß man unſern Abänderungs⸗ 
antrag bezw. unſern Eventualantrag annimmt. 

M. D. u. H., geſtern erklärte Graf Brenſtorff, 
was heute Utopie ſei, könne morgen Wahrheit 
ſein. Er hat damit etwas umſchrieben, was der 
hiſtoriſche Marxismus lehrt: Neue Geſellſchafts⸗ 
zuſtände löſen die alten ab. Es find Uebergangs⸗ 
zeiten vorhanden. Man kann dieſe Zeiten nicht 
beſeitigen, aber man kann ſie verkürzen. Und dazu 
ſind wir da. Wir kämpfen dafür, daß die Ueber⸗ 
gangszeit vom Kommunismus zum Sozialismus 
auf das allerniedrioſte Maß beſchränkt wird, daß 
der Sozialismus jo ſchnell wie möglich zum Siege 
gelangt, damit Elend und Not der Menſchheit 
ſchnell beſeitigt wird. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Deshalb nennen wir uns mit Stolz 
Soldaten der Revolution; wir werden deshalb 
auch gegen die ſchwarze Kulturreaktion und für 
die proletariſche Klaſſenkampfſchule kämpfen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 


Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Wir haben zur dritten Leſung des Etats für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung unſern An⸗ 
trag wiederholt. Er liegt Ihnen als Druckſache 
Nr. 285 vor, und zwar handelt es ſich um die Be⸗ 
reitſtellung von Mitteln zur Wiedereinſetzung 
der ſechs erſparten Lehrerſtellen. — Wir ſtellen 
dieſen Antrag nicht, um damit etwa der Danziger 
Lehrerſchaft zu helfen; denn, wie ich ſchon mehr⸗ 
fach von dieſer Stelle ausgeführt habe, haben 
wir heute in Danzig Lehrermangel. Die Danziger 
Lehrkräfte ſind beſchäftigt. Neue Lehrer müſſen 
wir uns erſt aus Deutſchland herbeirufen. 
Wenn wir dieſen Antrag nochmals ſtellen und 
um ſeine Annahme bitten, ſo tun wir es mit 
Rückſicht auf die Danziger Kinder, die heute nicht 
mehr unterrichtlich vollwertig verſorgt find. Die 
Zuſtände, die infolge des Lehrermangels einge⸗ 
treten ſind, ſind an manchen Schulen unhaltbar. 
Zum Teil find dieſe bedauernswerten Zuſtände 
auch auf Raummangel zurückzuführen, zum größ⸗ 
ten Teil aber auf Lehrermangel. 
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Was den Raummangel anbelangt, verweiſe 
ich nur auf die Schule in Hochſtrieß. Man wird 
mir ſagen, daß dort jetzt Abhilfe geſchaffen wird, 
und daß in dieſem Jahr zwei Klaſſenräume ange⸗ 
baut werden. Dieſe Hilfe it unzureichend. Hoch⸗ 
ſtrieß hat zur Zeit drei fliegende Klaſſen. Zwei 
Räume baut man nun an, eine Klaſſe fliegt 
weiter. So kommt man dazu, daß man das Geld 
des Staates zum Teil unnötig ausgibt. Man ver⸗ 
tröſtet Hochſtrieß damit, daß man ſpäter auf dieſe 
angebauten Klaſſenräume zwei weitere aufſetzen 
will. Dann muß aber das Dach wieder abge— 
brochen und die Arbeit doppelt gemacht werden. 
Das geſchieht in Zeiten, in denen man angeblich 
kein Geld hat. — Eine ſparſame Wirtſchaft wäre 
es, wenn man Raum für vier Klaſſen anbaute 
und aus den beiden oberen einen Verſamm⸗ 
Es heißt immer, die 
den Eltern in Berührung 


lungsraum ſchaffen würde. 
Lehrer ſollen mit 


[kommen. Das iſt aber oft unmöglich. Als die 
Weihnachtsfeier in Hochſtrieß ſtattfand, mußte 


ſie ſechsmal veranſtaltet werden, um den Eltern 
Gelegenheit zu geben, das Weihnachtsfeſt mit 
den Kindern und den Lehrern zu feiern. Das 
ſind unzulängliche Zuſtände. Man ſollte hier 
ganze Arbeit leiſten. 

Genau wie mit der Raumnot, iſt es mit dem 
Lehrermangel Herr Senator Dr. Strunk hat 
zwar geſtern in der Stadtbürgerſchaft geſagt, 
Lehrermangel ſei nicht vorhanden, man könnte 
Hunderte von Lehrern aus Deutſchland bekom⸗ 
men, das iſt nur eine Koſtenfrage. Ich 
habe auch recht gute Beziehungen zur deutſchen 
Lehrerſchaft. Ich weiß, daß die deutſchen Jung⸗ 


lehrer nicht bedingungslos herkommen. Sie 
ſichern ſich die Möglichkeit des Rücktritts und 


machen auch von dieſem Recht Gebrauch. Ich 
weiß, daß ein junger Lehrer der vorher in der 
Induſtrie beſchäftigt war, ſagte: „Ich werde mich 
nicht in einem abgelegenen Dorf verſtecken, ich 
werde in der Induſtrie auch beſſer bezahlt, als 
ein Lehrer in Danzig.“ Die Folge war, daß er 
dorthin ging, wo er hergekommen war. Ihre 
Herren Dezernenten haben erklärt, daß die 
Lehrer aus dem Reich nicht bedingungslos her⸗ 
kommen. Lehrer von der äußerſten Grenze Oſt⸗ 
preußens erklären, daß ſie nur än das Innere der 
Stadt Danzig kommen wollen. Auf das Land, 
wo man uns hinſchickt, gehen ſie nicht. Herr Se⸗ 
nator, Sie müſſen alſo etwas im Irrtum oder zu 
mindeſt nicht gut unterrichtet ſein, wenn Sie be⸗ 
haupten, Sie könnten heute Lehrer zu Hunderten 
bekommen. Die könnten Sie bekommen, wenn 
nicht in Ausſicht ſtände, daß das Danziger Beſol⸗ 
dungsgeſetz dem Preußiſchen angepaßt wird. 

Es werden nicht einmal Danziger Lehrer, 
die hier ſeit langem beſchäftigt ſind, feſt angeſtellt, 
obwohl ſie längſt die Bedingungen für die feſte 
Anſtellung erfüllt haben. Das wiſſen die Kollegen 
im Reich. Wenn ſie ſehen, daß Lehrer, die in 
Danzig ſeit langem beſchäftigt ſind, noch nicht 


feſt angeſtellt ſind, werden ſie ſich hüten, hier her⸗ 
über zu kommen. 

Allerdings gebe ich zu, daß ſich die Kala n!: 
tät etwas beheben ließe, wenn mehr Mittel be⸗ 
reitgeſtellt würden, und das bezweckt unſer An⸗ 
trag. Die Sozialdemokratiſche Partei, die ja an⸗ 


(C 


D) 


— 


8 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 
(Friedrich, Abgeordneter) 
gibt, für das Volk einzutreten, die Zentrumspar⸗ 
tei als chriſtliche Volkspartei ſollten zeigen, daß 
ſie auch etwas für das Volk übrig haben und 
ſollten dem Senator die Möglichkeit geben, den 
Lehrermangel zu beſeitigen. Aus dieſem Grunde 
beantragen wir, ſechs Stellen wieder einzuſetzen 
und den Betrag entſprechend zu erhöhen. Laſſen 
Sie ſich durch die Zahlen des Antrages nicht 
kopfſcheu machen. Sie brauchen nur den Diffe⸗ 
renzbetrag auszurechnen; das find 21000 Gulden. 
Bei den 12 Millionen des geſamten Etats iſt das 
eine lächerliche Summe und man ſollte, wenn die 
Erziehung der Kinder des Volkes in Frage 
kommt, wirklich dieſen Betrag übrig haben. 
Es iſt mit Recht darauf hingewieſen worden, 
daß für alle anderen Sachen Mittel in Hülle 
und Fülle vorhanden find. Bei der Erziehung der 
Kinder macht man aber Abſtriche. In der 
Schule Niederſtadt ſind vier erſte Grundſchul⸗ 
klaſſen vorhanden. daraus hat man drei Grund⸗ 
ſchulklaſſen mit 53, 54 Kindern gemacht. Jeder 
Fachmann wird mir zugeben, daß es ein Unding 
iſt, 54 Grundſchulbkinder gleichzeitig mit Erfolg 
zu unterrichten. Der Lehrer ſoll ſich dem ein⸗ 
zelnen Kinde widmen können. Das iſt bei 54 
Kindern unmöglich. Der angeblich durch Geld⸗ 
mangel bedingte Lehrermangel wirkt ich aber 
auch an den Mittelſchulen aus. Ich erinnere an 
die Zuſtände in der Mittelſchule zu St. Katha⸗ 
rinen. Dort fehlt ſeit Wochen eine Lehrkraft 
für fremde Sprachen und eine Lehrkraft für 
Mathematik. Der Unterricht in dieſen Fächern 


kann nicht von jeder beliebigen Lehrkraft erteilt 
werden. Die Folge davon iſt, daß die Verſorgung 


der Kinder eine ganz mangelhafte iſt. Sie 
haben verkürzten Unterricht, z. T. fällt er aus oder 
wird von andern Lehrern erteilt, die die Stun⸗ 
den für das eigene Fach ausnutzen. Ich habe 
dieſe Kenntnis aus eigener Anſchauung, weil 
mein Junge die genannte Schule beſucht. Nun 
hat der Senator Dr. Strunk geſagt, die Kinder 
der Mittelſchulen ſollen in höhere Schulen über⸗ 
führt werden. — Die Lehrer der höheren Schulen 
klagen darüber, daß die Kinder nicht voll und 
ganz den Anforderungen gewachſen ſind. Wie 
ſollen die Kinder den Anforderungen der höheren 
Schulen gewachſen ſein, wenn ſie wochen⸗ und 
monatelang nur den gekürzten Unterricht be⸗ 


kommen. 


Ich erlaube mir zu fragen, was das Gericht 
mit dem macht, der den Milchpreis erhöht und 
den Kindern verwäſſerte Milch liefert. — Den 
ſtellt man vor ein Wuchergericht! — Was macht 
der Senat? Er erhöht das Schulgeld für die mitt⸗ 
leren und höheren Schulen und gibt den Kindern 
verkürzten und verwäſſerten Unterricht. Sie im 
Volkstag tragen die Verantwortung! Erniedri⸗ 
gen Sie ſich nicht zum Milchpanſcher, ſondern be⸗ 
willigen Sie ausreichende Mittel, damit die Kin⸗ 
der in unterrichtlicher Beziehung richtig verſorgt 
werden können. Zwar wird der Lehrermangel 
nur auf Geldmangel zurückgeführt. Wie ich an⸗ 


deutete, hat er aber noch andere Gründe. In aller⸗ 
nächſter Zeit wird ſich auch das Fehlen des Leh⸗ 
rernachwuchſes in Danzig auswirken. Aus dieſer 
Erwägung heraus habe ich Ihnen ſchon bei der 
zweiten Leſung dieſes Etats längere Ausführun⸗ 
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gen über die Ausbildung der zukünftigen Lehrer 
für Danzig gemacht. Ich will heute darauf nicht 
mehr eingehen. Anſere Entſchließung liegt als 
Druckſache Nr. 241 vor. Sie verfolgt lediglich 
den Zweck, daß die Angelegenheit nachgeprüft und 
feſtgeſtellt wird, wie weit heute ſchon die Tech⸗ 
niſche Hochſchule in der Lage iſt, die Ausbildung 
der Volksſchullehrer zu übernehmen. Wie mir 
geſagt wurde, beſteht keine Ausſicht, daß dieſe 
Entſchließung von allen Mitgliedern der Koali⸗ 
tion angenommen wird, weil einige Herren und 
Damen Bedenken dagegen haben, obwohl dieſe 
Bedenken mit der Lehrerbildung gar nichts zu 
tun haben, ſondern auf anderem Gebiete liegen. 
Es iſt mir weiter geſagt worden, daß der Herr 
Senator die Abſicht hätte, zu erklären, es ſei in 
dieſer Hinſicht alles in beſter Ordnung. Der Se⸗ 
nat ſei bereit, die Sache nachzuprüfen und werde 
zu gegebener Zeit darüber berichten. Wenn dem 
ſo ſein ſollte, ſo beſteht nach meiner Anſicht erſt 
recht kein Grund, die Entſchließung abzulehnen. 
Sie ſollten den Herrn Senator in ſeinem Vorha⸗ 
ben unterſtützen. Ich gebe noch nicht endgültig die 
Hoffnung auf, daß dieſe Entſchließung angenom⸗ 
e wird. Man hat wohl auch bei Unterhandlun- 
gen, die in dieſer Frage ſtattgefunden haben, an⸗ 
gedeutet, man wolle vorſichtig ſein, weil die Leh⸗ 
rerausbildungsfrage im Reiche noch nicht geklärt 
ſei. Es würden da noch allerlei Experimente ge⸗ 
macht, die man nicht auf Danzig übernehmen 
wolle. Vielmehr wäre eine vorſichtige Nachprü⸗ 
fung dieſer Experimente am Platze. 

Wenn man von Experimenten in Deutſchland 
ſpricht, jo ſoll man an die jetzige Lehrerinnenaus⸗ 
bildung in Danzig denken. Zurzeit haben wir 
für Lehrerinnen eine Notausbildung in Danzig 
an der ehemaligen Marienſchule, der jetzigen Klo⸗ 
ſterſchule, die von Urſulinerinnen betreut wird. 
Dort werden Lehrerinnen in einem Jahr zu 
Volksſchullehrerinnen ausgebildet. Parallel läuft 
die Lehrerinnenausbildung an der Viktoriaſchule, 
wo auch junge Damen in einem Jahr ausgebildet 
werden. Halten Sie dieſe Ausbildung für voll⸗ 
wertig, und erkennt das Deutſche Reich dieſe Ex⸗ 
perimente des Freiſtaates als vollwertig an? (Se⸗ 
nator Dr. Strunk: Jawohl!) So? — Das iſt ja 
allerlei! 

Wenn Senat und Volkstag dieſen Fragen 
nicht volles Intereſſe entgegenbringen, ſo iſt es 
um jo mehr zu begrüßen, daß ſich die Oeffentlich⸗ 
keit dieſer Frage neuerdings annimmt. Wir ha⸗ 
ben uns gefreut, daß die „Danziger Neueſte Nach⸗ 
richten“ anſchließend an meine Ausführungen bei 
der zweiten Leſung ſich mit dieſer Angelegenheit 
näher beſchäftigt hat. Geſtatten Sie, Herr Prä⸗ 
ſident, daß ich einige Zeilen vorleſe. Die „Dan⸗ 
ziger Neueſte Nachrichten“ ſchreiben: 

8 Beachtenswert war aus der ganzen Debatte ein 
Fragenkomplex, wie kann der Erſatz der Lehrkräfte 
für die Danziger Schulen auf die Dauer ſichergeſtellt 
werden. Man kann die Frage erweitern, aus welchem 
Reſervoir der Danziger Staat feinen Beamtenap⸗ 
parat fortlaufend ergänzen ſoll. Dieſe Frage iſt auf 
lange Zeit ungleich viel wichtiger als die andern ge⸗ 
genwärtig im Mittelpunkt des Intereſſes ſtehende, 
wie ſich eine Verringerung des Beamtenapparates 
bewerkſtelligen ließe. — 
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An anderer Stelle heißt es: 

Auf jenem kulturellen Gebiet kann ſich das Feh⸗ 
len geeigneten Erſatzes am ſchnellſten und empfind⸗ 
lichſten bemerkbar machen. Die Bedeutung der 
Sache verdient es, daß man ſich nicht nur bei den zu⸗ 
ſtändigen Stellen, ſondern auch in der Bevölkerung 
ſelbſt ernſte Gedanken darüber macht. Wenn man 
dieſes Problem von dieſem Geſichtspunkt aus erſt 
einmal zu betrachten gelernt hat, wird auch in man⸗ 
cher anderen Streitfrage eine ruhigere und ſachlichere 
Beurteilung der Allgemeinen Intereſſen eintreten. 

Wir ſehen alſo, die Oeffentlichkeit fängt ſchon an, 
ſich mit dieſer Frage zu befaſſen. Wir begrüßen 
dieſe Haltung der „Danziger Neueſten Nachrich⸗ 
ten“ und wünſchen, daß die Oeffentlichkeit auch 
weiterhin dieſer Frage die größte Aufmerkſamkeit 
entgegenbringen, und daß Senat und Volkstag 
dieſe Aufmerkſamkeit teilen möge. Ich ſchließe 
deshalb meine Ausführungen mit den Worten 
der „Danziger Schulzeitung“: 

Danzig hat ein hohes und heiliges Gut zu ver⸗ 
walten, die deutſche Kultur. Vergeßt nicht, dieſes hohe 
Erbe aus einer glücklichen Zeit auf derſelben Stufe 
zu erhalten. Kleinliches Feilſchen um einige tauſend 
Gulden iſt unſerer nicht würdig, wenn es heißt, der 
deutſchen Kultur zu dienen. 

Nehmen Sie ſich dieſe Worte zu Herzen und ſtim⸗ 
men Sie unſerer Entſchließung zu! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Senator 
Dr. Strunk. 

Dr. Strunk, Senator: M. D. u. H.! Die Ent⸗ 
ſchließung des Herrn Abgeordneten Friedrich 
könnte den Anſchein erwecken, als ob ſich der Se⸗ 
nat nicht ausreichend mit der wichtigen Frage 
des Lehrernachwuchſes und der Lehrerausbildung 
beſchäftigt. Diejenigen Damen und Herren, die 
dem Volkstag längere Zeit angehören, wiſſen 
jedoch, daß ich in jedem Jahr im Hauptausſchuß 
anläßlich der Beratung der Haushaltspläne ge 
maue Auskunft über den Stand unſeres Lehrer⸗ 
machwuchſes gegeben habe und daß ich alle die 
vielen Fragen beantwortet habe, die wegen der 
künftigen Lehrerbildung geſtellt worden ſind. 
Das iſt ein Problem, das den Senat, insbeſondere 
mich, dauernd beſchäftigt. Ich ſtehe glücklicher⸗ 
weiſe im engſtem Zuſammenhang mit all den 
Perſönlichkeiten im Deutſchen Reich, die Diele 
Frage an entſcheidender Stelle bearbeiten, ſo 
daß ich genau über alle Vorgänge unterrichtet 
bin, die ſich dort abſpielen. (Zwiſchenrufe) Ich 
denke, das wird mir jeder glauben. Sonſt könnte 
ich die einzelnen Tatſachen vorbringen, was viel⸗ 
leicht nicht zweckmäßig wäre. 

Es it nun heute wieder die Frage angeſchnit⸗ 
ten worden, ob in Danzig ein Lehrermangel be⸗ 
ſteht oder ob er in nächſter Zeit zu erwarten jet. 
Ich habe geſtern in der Stadtbürgerſchaft dieſe 
Frage bereits behandelt und habe darauf hin⸗ 
gewieſen, daß da eine Verwechslung vorliegt. 
Unter Lehrermangel werſteht man die Unmöglich⸗ 
keit im Freiſtaat geeignete Lehrer in ausreichen⸗ 
der Zahl zu bekommen. Dieſe Unmöglichkeit iſt 
natürlich nicht vorhanden. Ich habe aber in der 
Stadtbürgerſchaft darauf hingewieſen, daß ich in 
der Lage bin, genügend Lehrer zu bekommen, 
wenn ich die Stellen und Mittel im Etat habe. 
Das wird immer durcheinandergebracht. Wenn 


ich die nötigen Mittel im Etat hätte, brauchten 
auch die ſechs Lehrerſtellen nicht abgebaut zu wer⸗ 
den, was mir als Schulſenator außerordentlich 
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ſchmerzlich iſt. (Abg. Hohnfeld: 
Ihnen die Entſchließung doch ſehr gefallen!) 
Dieſe ſechs Lehrerſtellen fallen unter die 400 Be⸗ 
amten, die nach dem Genfer Anleiheabkommen 
vom Senate in dieſem Jahr noch eingeſpart wer⸗ 
den müſſen. Da die Lehrer Staatsbeamte ſind, 
mußte eben auch ein kleiner Anteil ſeitens meiner 
Verwaltung zu dieſer großen Zahl von Beamten 
geopfert werden, was mir persönlich außerordent⸗ 
lich ſchmerzlich war. Dieſe ſechs Lehrerſtellen 
könnte ich auch ſofort besetzen, wenn eben die 
Mittel dafür nicht hätten geſtrichen werden 
müſſen. 

Es wird auch geſagt, der Umſtand, daß die 
Klaſſen zu groß ſeien, ſei ein Beweis dafür, daß 
Rehrermangel vorhanden iſt. Das it nicht rich⸗ 
tig; ſondern wenn es möglich wäre, das Geld da⸗ 
für aufzuwenden, könnten wir auch heute die 
gleichen niedrigen Klaſſenfrequenzen haben, die 
wir noch vor drei bis vier Jahren hatten. Ich 
würde die Lehrer jederzeit bekommen, um die 
Klaſſen zu beſetzen. Es iſt aber nicht möglich, die 
Mittel dafür einzuſtellen. Dann wurde geſtern 
geſagt, es wäre zu viel, was den Lehrern an 
Pflichtſtunden zugemutet würde, die Pflichtſtun⸗ 
den müßten vermindert werden. Ich habe ausge⸗ 
führt, wenn man in allen Schulen die Zahl der 
Pflichtſtunden um die gewünſchten Prozentſätze 
ermäßigte, würde man etwa hundert neue 
Lehrerſtellen brauchen. Dafür ſind die Mittel 
nicht da, alſo kann dieſe Verminderung nicht er⸗ 
folgen. Ich hätte jedoch auch für dieſen Fall die 
hundert Lehrer an der Hand, um die zu dieſem 
Zweck neu geſchaffenen Stellen zu beſetzen. Oder 
es wird gejagt, es werde nicht genügend Vertre⸗ 
tung beſchafft. Ueber die Art der Vertretung hin⸗ 
auszugehen, die wir bisher haben, würde außer⸗ 
ordentlich hohe Mittel beanſpruchen. Da ich die 
Mittel nicht bekommen kann, kann ich die Lehrer 
nicht einſtellen. Geſtern wurde weiter in der 
Stadtbürgerſchaft ein Antrag eingebracht, es 
ſollte ein obligatoriſches Hauswirtſchaftsjahr auf 
die Volksſchulen für Mädchen aufgeſetzt werden. 
Das iſt ein ſehr ſchöner Gedanke, aber er erfordert 
natürlich ganz erhebliche Mittel. Es wurde auch 
gleich von der Antragſtellerin ſelbſt ausgeführt, 
daß das zwei⸗ bis dreihunderttauſend Gulden 
koſten würde. Das Geld iſt nicht da, infolgedeſſen 
können wir dieſe fortſchrittliche Einrichtung nicht 
treffen. 

So hängt das alſo zuſammen. Es üjt alſo nicht 
richtig, daß wir keine Lehrer bekommen; es be⸗ 
ſteht vielmehr die feſte Zuſicherung benachbarter 
Stellen, daß die von uns benötigten Lehrer 
jederzeit durch dieſe Stellen vermittelt werden 
könnten. Es iſt aber eben für uns nicht möglich, 
weil wir nicht die Mittel aufbringen können, um 
diefe Lehrer einzuſtellen. Es iſt ja bekannt, daß in 
Preußen die Verhältniſſe bei der Anſtellung der 
Lehrer ganz andere ſind als in Danzig. In Dan⸗ 
zig iſt die Anſtellungsmöglichkeit ſo groß geweſen 
wie in keinem andern Lande des Deutſchen Reichs. 
Die Schnelligkeit der Anſtellung für die Jung⸗ 
lehrer iſt hier die prozentual höchſte. Im Reich 
und in Preußen haben wir immer noch 20 bis 
25 000 nicht angeſtellte jüngere Lehrer, insbeſon⸗ 
dere ſolche die aus den abgetretenen Provinzen 
ſtammen. Auch aus unſerer Nachbarſchaft, Oſt⸗ 
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(Dr. Strunk, Senator) 
preußen, Marienwerder, Pommern ſtehen uns 
Lehrer zur Verfügung. Außerdem habe ich eine 
große Anzahl von ſolchen Lehrern an der Hand, 
die aus Danzig ſtammen, die ſich in Weſtfalen, 
Heſſen⸗Naſſau, dem Rheinland nicht wohl fühlen 
und hierher kommen möchten. Das ſind Dutzende 
von Danziger Kinder, die in ihre Heimat zurück⸗ 
kehren möchten. 

Mit demſelben Ernſt und der gleichen Auf⸗ 
merkſamkeit verfolgt der Senat die Frage der 
Lehrerbildung. Wir prüfen zur Zeit die Möglich⸗ 
keiten, wie die künftige Lehrerbildung in Danzig 
ſein ſoll, ob wir noch mit der Ausführung der 
Projekte warten, ob wir die preußiſchen Einrich⸗ 
tungen benutzen, oder ob wir eigene Einrich⸗ 
tungen treffen. Das wird alles überlegt und ge⸗ 
prüft. Wir werden auch Feſtſtellungen machen, 
welche Koſten uns entſtehen, wenn wir die Lehrer⸗ 
ausbildung in Zuſammenhang mit der Techni⸗ 
ſchen Hochſchule einrichten würden. Wir werden 
über dieſe vorbereitenden Arbeiten dem Hauſe 
oder dem betreffenden Ausſchuß gelegentlich Be⸗ 
richt erſtatten. 

Ich hoffe, daß dieſe Mitteilungen 
tragen, die Mißverſtändniſſe, die über 
Punkt beitehen, zu zerſtreuen. 

Präſident: Das Wort hat 
Friedrich. 

Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Der Herr Senator ſprach eben die Hoffnung 
aus, daß Mißverſtändniſſe, die zu dieſem Punkte 
beſtehen, zerſtreut werden möchten. Dieſe Hoff⸗ 
nung teilte ich auch, ſie zwingt mich aber auch 
dazu, noch ganz kurz das Wort zu ergreifen. Es 
ſtehen hier zwei Auffaſſungen gewiſſermaßen kraß 
gegenüber. Der Herr Senator erklärt, Lehrer⸗ 
mangel ſei nicht vorhanden, die fehlenden Lehr⸗ 
kräfte ſeien da, er ſei nur auf Geldmangel zurück⸗ 
zuführen. Wir behaupten, daß Lehrermangel vor⸗ 
handen lt, zum mindeſten in allernächſter Zeit 
in ganz weitgehendem Maße zu erwarten ſei. 

Ich muß leider bei meiner letzteren Behaup⸗ 
tung bleiben. Was zunächſt den Geldmangel an⸗ 
betrifft, Herr Senator, ſo möchte ich Sie bitten, 
den Koalitionsparteien gegenüber etwas ener⸗ 
giſcher zu ſein und Forderungen für die Schule 
ebenſo energiſch zu vertreten, wie es andere 
Herren für ihre Reſſorts tun. Es ſind Mehrauf⸗ 
wendungen von 73 000 Gulden und mehr bei an⸗ 
deren Etats gemacht worden, aber für die Schulen 
iſt nichts übrig. Ich möchte Ihnen beinahe zu⸗ 
rufen: „Landgraf werde hart, auch gegenüber den 
Wünſchen des Zentrums!“ Zum mindeſten wäre 
etwas mehr Energie angebracht, um die größten 
Mängel zu beſeitigen. 

Nun heißt es, wir bekämen Lehrer zu Hunder⸗ 
ten. Alle Lehrer, ob ſie Danziger ſind oder nicht, 
ſtellen aber die Bedingung, nur in der Stadt 
Danzig ſelbſt angeſtellt zu werden. Damit iſt ein 
anderes Problem aufgerollt, das für die Lehrer⸗ 
ſchaft von weittragender Bedeutung iſt. Es iſt 
heute ſchon jo, daß ſelbſt bewährte Lehrkräfte vom 
Lande nicht in die Stadt übernommen werden 
können, weil kein Erja für fie vorhanden iſt. Als 
Belohnung dafür, daß die Landlehrer dem 
Staate treu gedient haben, bleiben ſie weiter 


Dielen 


der Herr Abg. 


dazu bei⸗ 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


mit dem Kopf. Ihre Herren Dezernenten 
haben nicht mit dem Kopf geſchüttelt, ſondern mir 
die Sache beſtätigt. Ich behaupte nicht Sachen, 
die ich nicht beweiſen kann! Es iſt in Zeugen⸗ 
gegenwart geſchehen. 

Ich will erreichen, daß die Damen und 
Herren, die in der Koalition ſitzen, einmal Ein⸗ 
ſehen haben und nicht aus purem Eigenſinn An⸗ 
träge ablehnen, weil ſie von der andern Seite ge⸗ 
ſtellt werden. Unjere ganze Arbeit iſt übrig, wenn 
die Koalition alle Anträge niederſtimmt. Wir 
ſtellen uns nicht hierher, um Theater zu machen, 
jondern um ehrlich mitzuarbeiten. (Abg. Gehl: 
Das haben wir heute vormittag im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß geſehen!) Was ich Ihnen dort vorgelegt 
Habe, war durchführbar. Ich bin mit dem Herrn 
Zentrumsabgeordneten Lemke eine halbe Stunde 
ſpäter im Auto zuſammen gefahren. Da hat er 
mir erklärt: „Wenn man ſich Ihren Antrag über⸗ 
legt, könnte ihn das Zentrum ruhig annehmen.“ 
Wenn das der Herr Abg. Lemke erklärt, ſollte ſich 
Herr Gehl darüber nicht aufregen. (Hört, hört! 
rechts und lebhaftes Bra vol) 

Präsident: Das Wort 
Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Der Streit geht um eine „hohe“ Summe. 
Es handelt ſich um ganze 21000 Gulden. Bei 
dieſer Gelegenheit möchte ich an andere Summen 
erinnern, die bereits bewilligt worden ſind. Im 
Etat des Volkstages haben ſich z. B. die Abgeord⸗ 
neten ſelber 3000 Gulden mehr für Fahrkoſten 
bewilligt. Das ſind Gelder, die für Repräſenta⸗ 
tionszwecke des Volkstages ausgegeben find. Ich 
meine, es handelt ſich doch nicht in erſter Linie 
um die Repräſentation dieſer Quatſchbude. (Un⸗ 
erhört! links.) g 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe Sie 
wegen dieſes unparlamentariſchen Ausdrucks zur 
Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.) Wenn 
wir uns vom Volkstag abwenden, ſo handelt es 
ſich auch nicht um die Repräſentation dieſes 
Staates als Selbſtzweck, ſondern um die vom 
Senat ſo ſehr betonte Erhaltung deutſcher Kultur. 
Wenn Sie die 21000 Gulden nicht bewilligen 
können, jo it es für den ſogenannten Volkstag 
ein erbärmliches Zeichen. Wenn hier geſagt wird, 
für die ſechs Lehrerſtellen kann das Geld wicht be⸗ 
willigt werden, weil die ſechs Beamten unter den 
Abbau fallen müßten, ſo frage ich den Senat, ob 
es nötig iſt, daß man für eine Senatsſtelle, bei 
der ein Fachſenator an der Spitze ſteht, ausge⸗ 
rechnet noch einen Staatsrat als Verwalter des 
Reſſorts braucht. Sparen Sie ſolche Poſten! Es iſt 
unmöglich, einen geſunden Staatsapparat aufzu⸗ 
ziehen, wenn jeder Senator noch ſeinen jungen 
Mann nebenbei haben muß oder, wie Herr Abg. 
Rahn ſagte, einen Staatsrat zum Staat. Das 
dürfte vor allen Dingen dann nicht der Fall ſein, 
wenn in einem ſolchen Reſſort, wie der Schulver⸗ 
waltung, ein Fachmann an der Spitze ſteht. 
Wenn Sie ſolche Koſten ſparen würden, könnten 
Sie die ſechs Stellen der Lehrer bezahlen. Die 
21 000 Gulden find eine Lappalie, aber eine Not⸗ 
wendigkeit für die Erhaltung der deutſchen Kul⸗ 


hat der Herr Abg. 


auf dem Lande. — Herr Senator, Sie ſchütteln tur in der Freien Stadt Danzig. 


665 


mn 


(00 


D) 


| 
j 
| 


(A) 


(B) 


666 Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
Anlage V. Wir ſchreiten zur Abſtimmung, und 
zwar erſt über die Abänderungsanträge des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. in Drucksache Nr. 276. 

Aus ga be. 
Abſchnitt A I, Stelle 4: 1 
Es ind die Worte zu ſſtreichen: „und Funktions⸗ 
zulage für den Rektor“. Der Betrag von 425 800 
Gulden it auf 422 200 Gulden herabzusetzen. In 
der Erläuterung ſiſt die Poſition & I, 4f zu 
ſtreichen. 

Abſchnitt A I, Stelle 5: 

Hinter „Stipendien“ it neu hinzuzufügen: „und 
Lernmittel für minderbemittelte Studierende“. 
Der Betrag it von 75870 G auf 150 000 G au 
erhöhen. Unter Erläuterungen iſt neu ſhinzuzu⸗ 
fügen die Poſition K I, 5d: Lehr⸗ und Lernmit⸗ 
tel für alle Studierende, die aus einem ſelbſt 
erarbeiteten Einkommen von weniger als 2500 
G oder einem ſolchen der Eltern von weniger 
als 6000 G ſich erhalten — 50 000 G. Der Be⸗ 
trag der Poſition A I, 5b in den Erläuterungen 
it von 9 560 G auf 34190 G gu erhöhen. 

Abſchnitt A II, Stelle 7: 

Der Betrag iſt von 23 000 G auf 1200) G her⸗ 
abzusetzen. In den Erläuteuangen ſind die Poſi⸗ 
tionen A II, 7 a und c zu ſtreichen 

Abſchnitt B I, Stelle 3: 

Hinter „Danziger“ it das Wort „und“ zu ſetzen, 

Der Betrag won 5 000 G iſt auf 20 000 G zu er⸗ 

höhen. In der Erläuterung it der Satz hinter 

15 Poſition B I, 9 zu ſtreichen und dafür zu, 

ſetzen: 

a) Kür die Freie Volksbühne 5 000 G, 

b) für unentgeltlichen Beſuch von Theatervor⸗ 

führungen für Erwerbslose 15 000 G. 

Abſchnitt D J, Stelle 2: Ä 

Der Betrag von 584 G iſt auf 4800 G herabzu⸗ 

ſetzen. In der Erläuterung iſt in der Poſition D 

I, 2 die Vergütung für den kath. Chorgeſang und 

den jüdiſchen Religionsunterricht au ſtreichen. 

Abſchnitt D II, Stelle 1: N 

Die Bezeichnung „Kronprimz⸗Wilhelm⸗Realgym⸗ 
maſium“ iſt zu ſtreichen und zu erſetzen durch 
„Realgymnaſium“. 
Abſchnitt D II, Stelle 2: 
Der Betrag von 1800 G iſt auf 856 G herabzu⸗ 
ſetzen. In den Erläuterungen iſt in der Poſition 
D II, 2 die Vergütung für den katholiſchen Chor⸗ 
geſang und für den katholiſchen Unterricht zu 
ſtreichen. 
Abſchnitt D III, Stelle 42 | 
Die Worte „und würdige“ find gu ſtreichen. Der 
Betrag von 3500 G iſt auf 5 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt D IV, Stelle 7: 5 
Der Betrag von 2800 G iſt auf 10 000 G zu 
erhöhen. 

Abſchnitt E I, Stelle 3: 5 

Um die Verſchlechterung der Vollsſchul bäldung 
au werhindern, hat die Erſparnis der 6 Stellen 
gu unterbleiben. Der Betrag von 7 163 870 G iſt 
auf 7200 000 G au erhöhen. 

Abſchnitt E I, Stelle 8: 

Der Betrag iſt von 260 000 G auf 500 000 © zu 
erhöhen. In den Erläuterungen ſind in Poſitzion 
E I, 8 die Worte „Konfeſſioneller Unterricht“ zu 
ſtreichen. 

Abſchnitt E I, Stelle 9: 

900 Betrag it won 1700 G auf 5 000 G zu er⸗ 
höhen. 
Abſchnitt E I, Stelle 12: 
Der Wortlaut der Stelle iſt zu ſtreichen und ſtatt 
deſſen zu ſetzen: „Für unentgeltliche Hergabe von 
Lernmittel an Schüler und Schülerinnen der 
Mittel⸗ und Volksſchulen.“ Der Betrag iſt von 
4000 G auf 200 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt E I, Stelle 13 iſt zu ſtreichen. 

Abſchnitt F I, Stelle 5: f 
Der Betrag iſt von 5 000 G auf 10 000 G zu er⸗ 
höhen. 

Abſchnitt G I, Stelle 1: 

1 Betrag iſt von 4500 auf 10 000 G zu er⸗ 
höhen. 
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Abſchnitt G I, Stelle 2a: 
Der Betrag iſt von 11000 G auf 20 000 G zu 
erhöhen. 
Abſchnitt G I, Stelle 2b: 
Der Betrag iſt von 7000 G auf 15000 G zu er⸗ 
höhen. Unter Erläuterungen iſt zu ſſetzen: 'G TI, 
2 b: Für die Teilnahme Danziger Arbeiterſport⸗ 
ler an der Spartakiade in Moskau 5 000 G. 
Abſchnitt G II, neu Stelle 2: 
Für die Teilnahme der Arbbeiterſänger am Bun⸗ 
desfeſt in Hannover 5 000 G. 2 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Abänderungsanträge annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, die Abänderungsanträge ſind abgelehnt. 
Ich laſſe nun über die Eventualanträge in 
derſelben Druckſache abſtimmen: 
Eventualantrag. 
Zu E I, 13: 
Die Ausgaben für die kathholiſche Priwatſchule 
Wotzlaff ſind zu ſtreichen und der Ausgabebe⸗ 
trag dementſprechend hexabzuſetzen. 
Eventualantrag. 
Zu G I, 2 b: 
Der Betrag iſt von 7000 G auf 10 000 G zu er 
höhen. Unter Erläuterungen it zu ſetzen;: G I, 
2b (Einmalige Ausgabe): für die Teilnahme 
11 Arbeiterſportler an der Spartakiade in 
oskau. 


Zu G II: 
Unter Erläuterungen iſt hinter IT ein a zu ſetzen; 
meu zu ſchaffen NE die Poſition b (Einmalige 
Ausgabe): Für die Teilnahme der Arbeiter⸗ 
länger am Bundesfeſt in Hannover 2500 G. 

Ein mah me. 

Abſchnitt A I, Stelle 1 b: 

Der Betrag von 458 000 G it auf 600 000 G zu 


erhöhen. 

Abſchnftt r I, Stelle 1 b iſt zu ſtreichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die An⸗ 
träge annehmen wollen, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die An⸗ 
träge ſind abgelehnt. 

Wir ſtämmen jetzt über den Abänderungsan⸗ 
trag des Abg. Friedrich u. Gen. in Druckſache Nr. 
285 ab: 

Abſchnitt E I, Stelle 3: 

Der Betrag it won 7163870 G auf 7 185 000 G 
au erhöhen, 

(Abg. Friedrich: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtim⸗ 
men über den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 285 ab, und zwar namentlich. Ich bitte die 
Damen und Herren die Plätze einzunehmen, die 
namentliche Abſtimmung beginnt. Münſcht von 
den Damen und Herren noch jemand ſeine 
Stimmkarte abzugeben? Ich ſchließe die Abſtim⸗ 
mung und bitte die Herren Beiſitzer, die Auszäh⸗ 
lung vorzunehmen. (Geſchieht. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wenn es ſechs katholiſche Lehrkräfte 
wären!) Das vorläufige Abſtimmungsergebnis“) 


*) Endgültiges Stimmenergebnis: Abgegeben 83 

Stimmen, davon mit Ja 27, mit Nein 54, ungültig 2. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Böcker, Dr. Bogdan, 
Brenner, Dumont, Doerkſen, Falkenberg, Friedrich, 
Hennke, Hohnfeldt, Jahr, Karkutſch, Frau Kreft, Kreft P., 
Langnau, Liſchnewſki, Manthei, Müller Bernhard, 
Müller Paul, Müller Walter, Opitz, Plenikowfki, 
a Schütz, Schwegmann, Dr. Unger, Weiße, Dr. 

Tedimt. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Brill, Eiſerloh, Fr. Falk, 
Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Hall⸗ 


Eventualantrag. 


mann Rob., Höhn, Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, 
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(Präſident) 
iſt folgendes: Abgegeben ſind 83 Stimmen, davon folgendes: Es ſind 83 Stimmen abgegeben 


55 mit Nein, 27 mit Ja und eine Stimme war 
ungültig. Der Antrag in Druckſache Nr. 285 iſt 
abgelehnt. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) 
Wir kommen zur Abſtimmung über die Entſchlie⸗ 
ßungen zu dieſem Etat. (Abg. Raſchke: Ich bean⸗ 
trage Einzelabſtimmung! — Abg. Friedrich: Ich 
beantrage über die Entſchließung in Druckſache 
Nr. 241 namentliche Abſtimmung!) Wird der An⸗ 
trag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt. 
(Geſchieht.) Die Anterſtützung reicht aus, wir 
ſtimmen zuerſt ab über die Entſchließung in 
Druckſache Nr. 207, eingebracht von dem Herrn 
Abg. Paul Müller und den übrigen Mitgliedern 
der Deutſchnationalen Fraktion: 

Der Senat wird erſucht, N . r 

1. das Schulgeld für jedes zweite Kind derſelben Fa⸗ 
milie, das in einer Schul bezw. Univerſitätsausbil⸗ 
dung begriffen iſt, um 25 v. H. für jedes dritte Kind 
um 50 w. H. zu ermäßigen und vom 4. Kinde an 
völligen Erlaß des Schulgeldes zu gewähren. 

2. dahin zu wirken, daß an den ſtädtiſchen umd privaten 
Schulen Danzigs für auswärtige Schüler Danziger 
Staatsangehörigkeit dasſelbe Schulgeld wie für ein⸗ 
heimiſche Schüler erhoben wird, 

3. in anbetracht der Erhöhung des Schulgeldes zur Ver⸗ 
meidung ſozialer Härten die Zahl der Freiſtellen 
auf 20 w. 9. heraufzuſetzen. 5 
Ich bitte die Damen und Herren, die ſie an⸗ 

nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das it die Minderheit, ſie iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
die Entſchließung des Abg. Friedrich, Dumont u. 
Gen. in Druckſache Nr. 241: 

Der Senat wird erſucht nachzuprüfen, wie weit 
die Techniſche Hochſchule in Danzig ſchon jetzt in der 
Lage it, die Ausbildung der Lehrer und Lehrerinnen 
für Volksſchulen zu übernehmen. 

Ueber das Ergebnis dieſer Nachprüfung iſt dem 
Unterrichtsausſchuß des Volkstages bis zum 1. Sep⸗ 
tember d. Is. Bericht zu erſtatten. 

Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt. 
Ich bitte die Damen und Herren die Plätze ein⸗ 
zunehmen, die Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich die Abſtim⸗ 
mung. Das vorläufig feſtgeſtellte Ergebnis“) it 


Dr. Kamnitzer, Karſchewſbi, Knauſt, Kruppke, Ruromifi, 
Lemke Bruno, Lemke W., Leu, Loops, Frau Malikowſki, 
Moritz, Mroczkowſki, Frau Müller, Frau Pauls, 
Plettner, Raap, Regier, Rehberg, Nogalewft, Rogozinſki, 
Roß de, Schilbe, Schmidt, Selow, Frau Dr. Semrau, 
Siebenfreund, Spill, Stukowſki, Wahl, Weber, Werner, 
Wierſchowſki, Frau Zuper. = 

Ungültige Stimmen: 2. 5 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Bößm, Brennert, Burandt, Cierocki, Dink⸗ 
lage, Dyck II, Geisler, Grünhagen, Hallman Rud., Dr. 
Heinemann, Hoog, Dr. Hoppenrath, Jamtzen, Frau Ka⸗ 
lähne, Klein, Klawitter Fritz, Klingenberg, Kloſſowſſi, 
Klawitter Felix, Lendzion, Mathieu, Mau, Mayen, Frau 
Meyer, Miczewſki, Dr. Moczynſhi, Neubauer, Papke, 
Philipſen, Rahn, Frau Richter, Senftleben, Schwartz, 
Vollerthun, Weiß, Zarske. 

**) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 83 
men; Ja 32, Nein 51. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Böcker, Dr. Bogdan, 
Brenner, Dumont, Doerlſen, Falkenberg, Friedrich, 
Hennke, Hoßhnfeldt, Jahr, Jewelowäki, Karkulſch, Frau 
Kreft, Kreft P., Langnau, Lembe W., Liſchnewſki, Man⸗ 
hei, Mroczkowſbii, Müller Paul, Opitz, Plenikowflki, 
Raſchke, Regier, Fr. Richter, Schütz, Schwegmann, Sie⸗ 
benfreund, Dr. Unger, Wahl, Weiße, Dr. Ziehm. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, Brill. Eiſerloh, Frau Falk, 
Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerid, Grodnick, Hall⸗ 
mann Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Joſeph, Kaiſſer, Dr. 


Stim⸗ 


worden, davon 32 mit Ja, 51 mit Nein. Die 
Entſchließung in Druckſache Nr. 241 iſt ſomit ab⸗ 
gelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be⸗ 
antrage über die erſte Etatsſtelle ebenfalls 
namentliche Abſtimmung. Ich kündige das im 
voraus an. 

Präſident: Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 

über die Entſchließungen der Kommumiſtiſchen 
Fraktion in Druckſache Nr. 278. 

1. Der Senat wird erſucht, zwecks Hebung der Volks⸗ 
ſchulbildung einen Geſetzentwurf vorzulegen, nach 
welchem in geeigneten Orten des flachen Landes 
Hilfsſchulen einzurichten ſind. 

2. Der Senat wird erſucht, die Einrichtung von Fort⸗ 
bäldungsſchulen in allen Landgemeinden beſchleunigt 
durchzuführen und dem Volkstag bis zum 1. Oktober 
darüber Bericht zu erſtatten. 

3. Der Senat wird erſucht, das Erforderliche zu veran⸗ 
laſſen, um den Nüchternheitsunterricht in den Schulen 
wieder einzuführen. 

4. Der Senat wird erſucht, unverzüglich einen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen, nach welchem die Ausbildung 
won Lehrern und Lehrerinnen in Verbindung mit der 
Techniſchen Hochſchule in die Wege zu leiten iſt. 

5. Der Senat wird erſucht, zu verfügen, daß die Wahl 
der Profeſſoren durch den Volkstag auf Vorſchlag 
der Unterrichtskommiſſion erfolgt. 

6. Der Senat wird erſucht, dafür Sorge zu tragen, daß 
allen minderbemittelten Studierenden ohne Rückſicht 
auf Religion, Nationalität oder Staatsangehörigkeit 
freie Woßmung und freier Mittagstiſch geſichert iſt. 

7. Der Senat wird erſſucht, allen Studierenden mit 
einem ſelbſterarbeiteten Einkommen von weniger als 
2500 G oder einem ſolchen der Eltern von weniger 
als 6000 G ohne Rückſicht auf Religion, Nationali- 
tät oder Staatsangehörigkeit volle Gebührenbe⸗ 
jreiung zu gewähren. Die Gebühren für die übrigen 
Studierenden der Hochſchule ſind ſo zu ſtaffeln, daß 
die Mindereinnahmen dadurch gedeckt werden. 

8. Der Senat wird erſucht, die Schüler und Schülerin⸗ 
nen der höheren und Mittelſchulen, deren Eltern 
oder ſonſtige Unterhaltungspflichtige ein Einkommen 
von weniger als 6 000 G Haben, vom Schulgeld zu 
befreien. Der Ausfall an Einnahmen it durch Er⸗ 
höhung des Schulgeldes in Form einer Staffelung 
für die übrigen Schüler und Schülerinnen zu decken. 

9. Der Senat wird erſucht, durch eine Verfügung die 
Störung des planmäßigen Schulunterrichts durch den 
von den Religionsgeſellſchaften erteilten Unterricht 
zu beſeitigen. Der in den Schulen planmäßig erteilte 
Religionsunterricht darf nur am Schhuß des übrigen 
Unterrichts erteilt werden. 

10. Der Senat wird erſucht, zu verfügen, daß die Afınel- 
dung won Kindern von der Teilnahme am Religlons⸗ 
unterricht jederzeit erfolgen kann und die Kinder ſo⸗ 
fort, d. h. vom Tage der Abmeldung an, vom Reli⸗ 
gionsunterricht zu befreien ſind. 

11. Der Senat wird erſucht, für folgende Vereine keine 
Geldmittel zur Verfügung zu ſtellen: Weſtpr. Ge⸗ 
ſchichtsverein, Danziger Geſellſchaft für deutſche Vor⸗ 
geſchichte, Deutſcher Heimatbund. 

12. Der Senat wird erſucht, die Amwandlung der 
Privatſchulen in ſtaatliche und die Aebernahme der 


Kamnitzer, Karſchewſki, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, 
Kurowſiß, Lemke Bruno, Leu, Loops, Frau Malikowſfki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Frau Pauls, Plettner, Raap, 
Rehberg, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, 
Selow, Frau Dr. Semrau, Spill, Stukowſki, Weber, 
Werner, Wierſchowſki, Frau Zuper. 5 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böhm. Brennert, Burandt, Cierocki, Dink⸗ 
lage, Dyck II, Geisler, Grünhagen, Hallmann Rud., Dr. 
Heinemann, Dr. Hoppenrath, Jantzen, Frau Kaläine, 
Klein, Klawitter Fritz, Klingenberg, Klawitter Felix, 


Lehmann, Lendzion, Mathieu. Mayen, Fr. Meyer, 
Miczewſti, Dr. Moczynſki, Müller Bernhard, Müller 


Walter, Neubauer, Papke, Philipſen, Rahn, Senftlebem, 


Vollerthun, Weiß, Zarske. 


(C) 
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668 
(Präſident) 
Privatlehrperſonen in den Staatsdienſt ſofort än die 
Wege zu leiten. 5 
(Abg. Raſchke: 
beantragt, es ſind 12 Entſchließungen!) Wer die 
Entſchließung Nr. 1 annehmen will, bitte ich ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Wer die Eniſchlie⸗ 
kung Nr. 2 annehmen will, bitte ich ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, ſie iſt abgelehnt. Entſchließung Nr. 3; ab⸗ 
gelehnt, Entſchließung Nr. 4; abgelehnt, (Abg. 
Raſchke: Gegenprobe!) Entſchließung Nr. 5, ich 
bitte die Damen und Herren, die ſie annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Die Entſchließung iſt abgelehnt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die Entſchließung Nr. 6 an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt abge⸗ 
lehnt. Wer die Entſchließung Nr. 7 annehmen 
will, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, fie iſt abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die Entſchlie⸗ 
Bung Nr. 8 annehmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Sie iſt abgelehnt. Wer die 
Entſchließung Nr. 9 annehmen will, bitte ich ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die die Entſchließung Nr. 10 anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, die Entſchließung fit ab⸗ 
gelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die die 
Entſchließung Nr. 11 annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Sie iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Entſchließung Nr. 12. 
Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Sie iſt abgelehnt. Somit 
ſind die ganzen Entſchließungen in Druckſache Nr. 
278 abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über Anlage V, Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be⸗ 
antrage über die einzelnen Abſchnitte geſonderte 
Abſtimmung. (Abg. Hohnfeldt: Ich wiederhole 
jetzt meinen Antrag auf namentliche Abſtimmung 
über jede einzelne Sonderbeſtimmung!) 
Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht. — Abg. Schwegmann: Es genügen ſieben 
Abgeordnete!) Nun iſt noch namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragt worden über A Einnahmen. 
Wir dieſer Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterftügung reicht aus. Wir ſtimmen ab über 
A Einnahmen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht von den 
Damen und Herren noch jemand ſeine Stimm⸗ 
karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann 
ſchließe ich die Abſtimmung. Das vorläufig feſt⸗ 
geſtellte Abſtimmungsergebnis“) iſt folgendes: 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 62, davon mit Ja 62. - 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arcgynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Eiſerloh, 
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Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grod⸗ 


nid, Hallmann Rob, Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowſli, 


Joſepß, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klingenberg, 
oſſowſti, Knauſt, Kruppe, Kurowſki, W. Lemke, Leu, 


1 


Ich habe Einzelabſtimmung, 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


Ja, eine iſt ungültig. Abſchnitt A Einnahmen iſt 
angenommen. Wir ſtimmen ab über Abſchnitt B. 
(Abg. Hohnfeldt: Ich ſtelle denſelben Antrag!) 


Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur 


namentlichen Abſtimmung über Abſchnitt B. Ich 
bitte die Damen und Herren die Plätze einzuneh⸗ 
men, die namentliche Abſtimmung beginnt. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht von den Damen und Herren noch 
jemand eine Stimmbarte abzugeben. (Es wird 
noch eine Stimmkarte abgegeben.) Ich ſchließe 
jetzt die Abſtimmung, das vorläufig feſtgeſtellte 
Ergebnis iſt folgendes: Es ind im ganzen 62 
Stimmen”) abgegeben worden, alle mit Ja, der 
Abſchnitt B iſt angenommen. 

Wir ſtimmen jetzt über Abſchnitt C ab. Ich 
bitte, die D. u. H. die den Abſchnitt C annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das it die Mehrheit, er it angenom⸗ 
men. Wir ſtimmen über Abſchnitt D ab. Ich bitte 
die D. u. H. die ihn annehmen wollen, ſich von 
den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe Abſchnitt 
E auf und darf wohl feſtſtellen, daß er angenom⸗ 
men iſt, Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Abſchnitt F; angenommen. Abſchnitt G; 
angenommen. { 

Wir kommen zur Abſtimmung über die Aus⸗ 
gaben, zunächſt Abſchnitt A. Ich darf wohl die 


Loops, Fr. Malitowiti, Mau, Moritz, Mroczkowſki, 
Müller Bernd, Fr. Müller, Müller Walter, Frau Paul, 
Plettner, Raap, Rahn, Regier, Rehberg, Fr. Richter, 
Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, Schmidt, Selow, 
Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stufowiti, Waßl, 
Weber, Werner, Wierſchowfli, Fr. Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brennert, 
Burandt,, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dyck II, Doerkſen, 
Falkenberg, Friedrich, Geisler, Grünhagen, Hallmann 
Rud., Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Hoppenrath, 
Jahr, Jantzen, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter Fritz, 
Klawitter Felix, Fr. Kreft, P. Kreft, Klein, Langnau, 
Lemke Bruno, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mathieu, 
Mayen, Fr. Meyer, Miczewäki, Dr. Moczynſki, Müller 
Paul, Neubauer, Opitz, Papke, Philipſen, Plenikowſti, 
Raſchke, Schütz, Schwegmann, Senftleben, Schwartz, Dr. 
Unger, Vollertſhun, Weiß, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 

*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 


Abgegebene 

Stimmen 60, davon mit Ja 60. 5 
Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Eiſerloh, 
Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grod⸗ 
nid, Hallmann Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowflki, 
Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Kloſſowſki, 
Knquſt, Kruppke, Kurowſki, Lemke W., Leu, Loops, Fr. 
Malikowſki, Mau, Moritz, Mroczkowſki, Müller Bernh., 
Fr. Müller, Fr. Pauls, Plettner, Raap, Rahn, Regier, 
Rehberg, Fr. Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, 
Schilke, Schmidt, Selow, Fr. Dr. Semrau, Siebenfreund, 
55 Stukowſki, Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſfki, 

. Zuper. 
ee Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brennert, 
Burandt, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dyck II, Doerkſen, 
Falkenberg, Friedrich, Geisler, Grünhagen, Hallmann 
ud., Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Hoppentath, 
Jahr, Jantzen, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter Fritz, 
Klingenberg, Fr. Kreft, P Kreft, Klawitter Felix Klein, 
Langnau, Lenke Bruno, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, 
Mathieur, Mayen, Fr. Meyer, Miczewſki, Dr. Moczynſki, 
Müller Paul, Müller Walter, Neubauer, Opitz, Papke, 
Philipſen, Plenikowſki, Raſchke, Schütz. Schwegmann, 
Senftleben, Schwartz, Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, 
Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 
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[Abgegeben find 60 Stimmkarten, davon 59 mit (0 
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(Präſident) 5 
Annahme feſtſtellen. Widerſpruch wird nicht laut; 
es iſt ſo beſchloſſen. Abſchnitt B; angenommen! 
Abſchnitt C; angenommen! Abſchnitt D; ange⸗ 
nommen! Abſchnitt E; angenommen! Abſchnitt FP; 
angenommen! Abſchnitt G; angenommen! Ab⸗ 
ſchnitt H; angenommen! Abſchnitt I; angenom⸗ 
men! Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Wir ſtimmen jetzt über den Haushalts⸗ 
plan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
insgeſamt ab. Ich bitte die Damen und Herren, 
die ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich rufe Anlage VI auf: 
Haushaltsplan für die Verwaltung des 
Innern. 
Druckſache Nr. 171 und Nr. 252 II. Ich eröffne die 
Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Schon bei der zweiten Leſung hat ſich mein Frak⸗ 
tionsgenoſſe Liſchnewſki mit dieſem Etat be⸗ 
ſchäftigt. Wenn beim vorhergehenden Tagesord⸗ 
nungspunkt vom Senat Klage darüber geführt 
worden iſt, daß nicht genug Geld vorhanden ſei, 
um die Schulen zu unterhalten und auszubauen, 
ſo iſt hier ein Moment gegeben, wo man Geld 
herausholen kann, wo der Staat Geld ſparen 
könnte. Aber leider iſt auch dieſe Regierung der 
Anſicht, daß das reaktionäre Gebaren beſonders 
unterſtützt werden müſſe, und daß garnicht genug 
Mittel für dieſe Zwecke eingeſetzt werden können. 
Wie es auf dieſem Gebiet ausſieht, wie man hier 
mit vollen Händen Gelder an Leute wegwirft, die 
deſſen unwürdig ſind, werde ich mir machzuweiſen 
erlauben. 

Bei den Landratsämtern beſtehen Mißſtände, 
die jeder Beſchreibung ſpotten, und kein Senat 
hält es für nötig, dort einmal hinterzuhaken. Auf 
ſozialem Gebiet geht der Senat dazu über, zu 
ſparen. Beſonders den Erwerbsloſen wird die 
Unterſtützung bei jedem kleinen Vergehen ent⸗ 
zogen. Wenn ein Arbeiter einmal etwas ange⸗ 
trunken iſt, und er wird dabei ertappt, dann 
kommt die ſoziale Verwaltung und ſagt, dieſer 
Mann iſt der Erwerbsloſenunterſtützung nicht 
würdig. Wenn ſich aber Beamte im Dienſt betrin⸗ 
ken, Unfug anreißen und die Bevölkerung in 
ihrem Suff ſchlagen und allen möglichen Schika⸗ 
nen ausſetzen, dann bleiben dieſe Leute noch im⸗ 
mer des Gehaltes würdig, das ihnen vom Senat 
oder beſſer geſagt von der ſchaffenden Bevölke⸗ 
rung gezahlt wird. Beiſpielsweiſe haben wir im 
Kreiſe Danziger Höhe ein beſonderes Faktotum, 
und das it der Landjäger Plicht in Brentau. 
Dieſer gute Mann benutzt ſeine Dienſtſtunden 
nicht etwa, um dem Staat zu dienen, ſondern in 
erſter Linie, um ſeine Gelüſte zu befriedigen, die 
beſonders im Vertilgen von Alkohol beſtehen. Es 
vergeht kein Tag, an dem dieſer Mann nicht im 


betrunkenen Zustand die ihm unterſtellten 
Straßen entlang ſchwankt. In dieſem Zuſtand 


geht er dann dazu über, die Bevölkerung zu be⸗ 
läſtigen, ja ſogar ſie tätlich anzugreifen. 
Vor ſechs Wochen hatte beiſpielsweiſe der 


Stahlhelm än Brentau einen Aufmarſch und ſeine 
Trommeln und Pfeifen veranlaßten, daß ein Teil 
der Bevölkerung zuſammenlief. Die Sache wäre 
an ſich ganz friedlich von ſtatten gegangen, wenn 
nicht dieſer Landjäger Plicht, der natürlich in! 


dieſem Moment auch wieder betrunken war, die 


zuſchauende Bevölkerung provoziert hätte. Er 
glaubte, die Stahlhelmer in Schutz nehmen zu 
müſſen, trotzdem dieſen Leuten abſolut nichts 
drohte. Er ſagte, daß die Bevölkerung auf der 
Straße nichts zu ſuchen hätte und ſuchte ſie zu ver⸗ 
treiben. Dabei kam es natürlich zu Zuſammen⸗ 
ſtößen. Dem Senat iſt dies bekannt, trotzdem 
ſchreitet er wicht ein. Wegen dieſer Vorgänge, die 
durch den Landjäger heraufbeſchworen wurden, 
wurde eine Proteſtverſammlung von der Bevölke⸗ 
rung Brentaus veranſtaltet. Dieſe Proteſtver⸗ 
ſammlung hat eine Rejolution angenommen, die 
verlangte, daß der Landjäger Plicht abberufen 
werden ſollte. Der Senat hält es micht für not⸗ 
wendig, dem Verlangen der Bevölkerung nachzu⸗ 
kommen. Er hält es nicht einmal für notwendig, 
den Antragſtellern irgend wie eine Auskunft 
darüber zu geben, ob Ermittlungen angeſtellt 
worden ſind und was unternommen wird. Es iſt 
immer ſo, wie es früher war, den Beamten wird 
noch immer ſo, wie es früher war, dem Beamten 
wird mehr geglaubt. Wenn er auch ſeine Aus⸗ 
ſagen mit beſoffener Naſe macht, wenn er völlig 
betrunken iſt, dann wird ihm immer noch mehr 
geglaubt wie einem nüchternen Staatsbürger. 
Das Treiben dieſes Landjägers hat ſich wieder 
beſonders am letzten Sonntag gezeigt. Diesmal 
marſchierte nicht der Stahlhelm auf, ſondern die 
katholiſchen Arbeiter, die zu einer Zuſammen⸗ 
kunft in Brentau aufgerufen hatten. Allem 
Anſchein nach fällt auch dies dem Landjäger 
Plicht auf die Nerven und er glaubt, daß ihm 
am beſten damit gedient ſei, wenn ſich überhaupt 
kein Menſch auf der Straße ſehen läßt. Auch 
hier iſt er eingeſchritten und gegen die Bevölke⸗ 
rung mit der blanken Waffe losgegangen. Wenn 
hier kein Unheil angerichtet wurde, jo iſt das nur 
auf die Beſonnenheit der Bevölkerung zurückzu⸗ 
führen; denn ſie hat dieſem Herrn den Säbel weg⸗ 
genommen und ihn nach Hauſe geſchickt, damit er 
ſich ausſchlafen ſolle. Das war das einzig Richti⸗ 
ge, was die Bevölkerung machen konnte. Aber der 
Senat tut abſolut nichts gegen dieſen Mann. Er 
läßt ihn ſchalten und walten wie einen ſelbſtän⸗ 
digen Gott oder Herrſcher in Brentau bezw. in 
Pietzkendorf. Man müßte dieſen Mann zur Rai⸗ 
ſon rufen und wenn er darauf nicht reagiert ihn 
an die friſche Luft ſetzen. Dann könnte man für 
das Gehalt ſeiner Stelle einen Lehrer anſtellen 
und ſo den Kindern Gelegenheit geben, ſich beſſer 
fortzubilden. Zur Sicherheit iſt dem Landjäger 
Plicht auch noch ein Hund an die Seite gegeben. 
Allem Anſchein nach iſt das Getränk des Hundes 
auch Schnaps. ( Heiterkeit.) Sonſt könnte man 
nicht annehmen, daß der Hund auch ſein Unweſen 
treibt, und daß das der Senat duldet. (Heiterkeit) 
Dieſer Hund iſt nämlich jo inſtruiert, daß er die 
tanzenden Paare überfällt und ihnen die Kleider 
zerreißt. Soweit geht die Ordnungsliebe des 
Landjägers Plicht und ſeines Hundes. Sie kön⸗ 
nen es nicht leiden, daß ſich die Bevölkerung in 
freien Stunden einmal ein Vergnügen gönnt. 
Wie lange, frage ich den Senat, ſoll dieſer Mann 
noch ſein Unwejen treiben? Wie lange will der 
Senat noch mitanſehen, daß die Bevölkerung dau⸗ 
ernd ſchikaniert und provoziert wird. Wenn ſich ein 
Arbeiter aber in ſolchem Moment vergißt und 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
dieſem Landjäger eins in die Schnauze haut, was 
ihm auch gehört, ſo wird er vor den Kadi ge⸗ 
ſchleppt und ihm der Prozeß gemacht. Ihm wer⸗ 
den dann ein paar Jahre wegen Widerſtand gegen 
die Staatsgewalt, Aufruhr, Landesverrat uſw. 
aufgebrummt. Herr Plicht wertilgt aber weiter 
Alkohol, ohne daß ihm ein Haar gekrümmt wird. 
Wenn man das noch bei den unteren Beamten, 
die nur geringe Bildung genoſſen haben, verſtehen 
könnte, ſo iſt es am allerwenigſten aber bei Amts⸗ 
vorſtehern zu verſtehen. Im Landkreiſe Danziger 
Niederung iſt auch ſolch ein Faktotum in Geſtalt 
des Amtsvorſtehers von Bürgerwieſen vorhanden. 
Dieſer Amtsvorſteher hat eine Schnapsnaſe erſter 
Ordnung. (Hat er auch einen Hund? links. — 
Heiterkeit.) Er betrachtet es auch als ſeine Auf⸗ 
gabe den Schnaps zu vertilgen und die Bevölke⸗ 
rung zu ſchikanieren. Er hat ſich in den letzten 
Tagen erlaubt, eine Familie bis zum ſpäten 
Abend zu provozieren und nicht zur Ruhe kommen 
zu laſſen. Dieſer Herr glaubte ſich berufen, einen 
Einwohner, dem die Wohnung vom Wohnungs⸗ 
amt Danziger Niederung zugewieſen worden iſt, 
einfach herauszuſetzen. Die Frau, die ſich in 
einem hochſchwangeren Zuſtand befindet, wurde 
von dieſer Kreatur in den Bauch geſtoßen. (Uner⸗ 
hört! bei den Kommuniſten.) Es iſt daher mit 
einer Frühgeburt zu rechnen. Die weiteren Maß⸗ 
nahmen, die er durchführen wollte, führten ihn 
des Abends erneut zu dieſer Familie. Da ſtellte 
ſich heraus, daß die Frau auf Grund des Schlages, 
den ſie von dieſem Amtsvorſteher erhalten hat, 
bereits zu Bett lag. Der Amtsvorſteher, einer 
der rigoroſeſten und gemeinſten Kerle, die wir 
überhaupt im Freiſtaat haben, erlaubte ſich, die 
Hebamme, die der Frau behilflich ſein wollte, 
zur Seite zu ſchieben und den Kreisarzt heran⸗ 
zuholen. Dieſem Amtsvorſteher genügte micht das 
Zeugnis der Hebamme. Zuerſt ſollte der Kreis⸗ 
arzt entſcheiden, ob die Frau transportfähig 
wäre oder nicht. Das geſchah, trotzdem der Amts⸗ 
vorſteher überhaupt kein Recht hatte, die Räu⸗ 
mung der Wohnung vorzunehmen. Ihm zur 
Seite ſtand der Landjäger des Bezirks, der na⸗ 
türlich nicht zurückſtehen wollte und der Familie 
gegenüber in genau denſelben Ton verfiel, wie 
zuvor der Amtsvorſteher. Man darf ſich anderer⸗ 
ſeits eigentlich nicht wundern, daß ſolche Zu⸗ 
ſtände vorhanden ſind, wenn man feſtſtellen 
muß, daß einem Landjäger als Amts⸗ 
zimmer eine Kneipe zur Verfügung ſteht. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Der Land⸗ 
jäger Maſiak von Bürgerwieſen hat ſein Amts⸗ 
zimmer im Reſtaurant Praga aufgeſchlagen. 
Dort werden die Geſchäfte erledigt und der Alko⸗ 
hol vertilgt. Wenn jemand eine Beſchwerde hat, 
iſt er dazu gezwungen, hier und dort einen oder 
zwei hinter die Binde zu gießen. Die Sache geht ſo⸗ 
weit, daß dieſer Landjäger ſeiner Pflicht erſt dann 
nachkommt, wenn er traktiert worden iſt. In die⸗ 
ſem Fall aus Bürgerwieſen, den ich geſchildert ha⸗ 
be, hat ſich der Amtsvorſteher im Reſtaurant Pra⸗ 
ga mit dem Landjäger erſt den nötigen Mut an⸗ 
getrunken. Beide Herren ſind dann im beſoffenen 
Zuſtande auf die Familie losgefahren und haben 
fe zwingen wollen, die Wohnung zu räumen. 
Wenn das im heutigen kapitaliſtiſchen Staat 


in den Landkreiſen ſo ausſieht, darf man ſich na⸗ 
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türlich nicht wundern, wenn es in der Stadt noch 
viel ſchlimmer ausſieht; denn die Landjäger und 
Amtsvorſteher haben ein ſehr ſcharfes Augenmerk 
auf die Vorgänge in der Stadt. Das, was ſie in 
der Stadt wahrnehmen, glauben ſie auch auf dem 
Lande in die Praxis umſetzen zu können. Die 
Behandlung der Stadtbevölkerung durch die 
Schutzpolizei iſt ja ſchon hier des öfteren Gegen⸗ 
ſtand in der Beratung geweſen. Auch geſtern ha⸗ 
ben wir feſtſtellen müſſen, daß unter dieſer Koa⸗ 
litionsregierung ſich abſolut nichts geändert hat. 
Es iſt nicht beſſer geworden, ſondern wie ich noch 
einmal unterſtreichen will von Tag zu Tag ſchlech⸗ 
ter. Daß der Herr Polizeipräſident einfach das 
Verbot des Roten Frontkämpferbundes ausge⸗ 
ſprochen hat, habe ich ſchon geſtern von dieſer 
Stelle zum Ausdruck gebracht. Ja er geht ſo weit, 
daß er entgegen der Verfaſſung, einfach verfügt, 
was die Bevölkerung überhaupt für Kleider zu 
tragen hat. Wir würden uns gar nicht wundern 
dürfen, wenn Herr Froboeß nächſtens verfügt, die 
Frauen müſſen wieder den langen Rock tragen, 
ſie dürfen nicht mehr mit dem Bubikopf auf der 
Straße gehen, und die Männer müſſen wieder 
den ſchwarzen Gehrock bis zum Hals zugeknöpft 
tragen. All das wird in nächſter Zeit in die Er⸗ 
ſcheinung treten. Man will die Bevölkerung 
zwingen, ſich dem zu fügen, was die jeweilige Re⸗ 
gierung verlangt. Wenn man ſo weit geht, daß 
man ſich anmaßt zu beſtimmen, was die Bevölke⸗ 
rung für Kleider anzuziehen hat, dann kann man 
frei und offen ſagen, daß wir uns nicht mehr in 
einer Freien Stadt befinden, wo demokratiſch re⸗ 
giert wird, ſondern wir befinden uns in einem 
Staat der ſchwärzeſten Reaktion, die dazu ange⸗ 
tan iſt, jede Freiheit zu unterbinden und nieder⸗ 
zuſchlagen. Daß man dieſe feſte Abſicht hat, hat 
am klarſten und eindeutigſten die Demonſtration 
bewieſen, die die Kommuniſtiſche Partei am 19. 
Juni durchgeführt hat. Auf Hakelwerk waren 
beiſpielsweiſe nicht weniger als 50 Schupobeamte 
angetreten, die bereits den Gummiknüppel in der 
Hand hatten. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
Aber nicht allein, daß dieſe Leute da ſtanden und 
die Bevölkerung provozieren wollten, ſind ſie auch 
ganz aggreſſiv und provokatoriſch gegen die Be— 
völkerung vorgegangen. Natürlich iſt dies in 
erſter Linie auf die Verhetzung der oberen Be⸗ 
amten, der Offiziere, zurückzuführen. (Sehr rich: 
tig! bei den Kommuniſten.) Wir wiſſen ja alle, 
daß die Offiziere der Schupo die ehemaligen Offi⸗ 
ziere des Militärs find. Dort wurden fie wegge- 
jagt und glauben nun hier ihr Unweſen treiben 
zu können. Herr Jahr, Ihr Lächeln wird mich 
nicht eines Beſſeren belehren. (Abg. Jahr: Das 
ſoll es auch nicht!) Ich bin ſelbſt Soldat gewe⸗ 
ſen und habe gründlich erfahren, was es heißt, 
Soldat zu ſein. (Abg. Karkutſch: Hört, hört!) Ihr 
Hört, hört hätten Sie lieber wo anders anwenden 
ſollen nicht hier. Vielleicht ſind ſie auch einer von 
den Drilloffizieren geweſen, die es als ihre Auf⸗ 
gabe anſahen, die Rekruten zu erziehen. (Abg. 
Karkutſch: Als Gemeiner bin ich eingezogen!) 


Wenn ſie nicht dasſelbe erfahren haben, wie ich, 
dann ſind Sie ſicher ein Kriecher geweſen, aber 
die Arbeiter, die ſich als Rekruten nicht alles ge⸗ 
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fallen ließen, waren es, die geſchlagen und be (genheit, mit einem Schupowachtmeiſter über das 


ſpuckt wurden. Ich erinnere mich, daß ſich ein 
Offizier während meiner Rekrutenzeit eine Jong⸗ 
lierpeitſche angeſchafft hat und damit nicht etwa 
die Pferde antrieb ſondern die Rekruten, die rei⸗ 
ten lernen ſollten. Er ſchlug ihnen ins Geſicht. 
Es iſt weiter in meiner Rekrutenzeit geſchehen, 
daß die Offiziere den Rekruten ins Geſicht ſpuck⸗ 
ten. M. D. u. H.! Wer Soldat geweſen iſt, der 
weiß, daß den Rekruten das Beſchwerderecht zu⸗ 
ſtand. Aber wie ſah es damit aus? Erſtens 
durfte er ſich nicht gleich nach der Mißhandlung 
beſchweren. 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie ſcheinen 
die Abſicht zu haben, zu verfahren wie es neulich 
im preußiſchen Landtag geſchehen iſt. Es geht 
nicht, daß Sie Ihre Lebensgeſchichte erzählen, 
ſondern Sie müſſen ſich damit beſchäftigen, was 
hier zur Beſprechung ſteht und das iſt der Haus⸗ 
haltsplan der Verwaltung des Innern. Ich rufe 
Sie daher zum erſten Mal zur Sache. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich freue mich, 
daß der Herr Präſident ſich bemüßigt fühlt, hier 
einzuſchreiten. Aber ich muß ſagen, daß ich mich 
bei dieſem Etat mit den Offizieren der Schupo 
beſchäftige und ich glaube, es iſt angebracht, nach⸗ 
zuweiſen, was für Elemente hier in Danzig auf 
dieſem Gebiet tätig ſind. (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten.) Wenn ich einige Exlebniſſe aus 
meiner Rekrutenzeit anführe, ſo tue ich es, um 
an Hand deſſen nachzuweiſen, daß die Offiziere die 
Tyrannen ihrer Untergebenen ſind. Wenn das 
aber den Herrn Präſidenten ſtört, ſo können wir 
ja an Hand der beſtehenden Tatſachen auch andere 
Beweiſe bringen. 

Ich ſagte, daß die Verhetzung der unteren Be⸗ 
amten auf die Tätigkeit der Offiziere zurückzu⸗ 
führen iſt. Das hat ſich beſonders geſtern bei der 
Demonſtration bewieſen. Ein Teil der unteren 
Beamten iſt nicht jo agreſſiv vorgegangen, wie es 
die dienſttuenden Offiziere gern geſehen hätten. 
Aber ein Teil unterlag den Verhetzungen und 
glaubte recht ſchneidig vorgehen zu müſſen. Die 
Verhetzung wird ſo weit getrieben, daß die Be⸗ 
amten nicht einmal auf Kinder Rückſicht nahmen. 
Sie haben die Kinder am Hakelwerk mit dem 
Gummiknüppel ins Geſicht geſchlagen. Das iſt 
die Tätigkeit der Offiziere bei der Danziger 
Schutzpolizei. Aber weiter mußten wir geſtern 
feſtſtellen, daß der Demonſtrationszug direkt pro⸗ 
voziert werden ſollte, um eine Handhabe zu be⸗ 
ſitzen, auf die Maſſen loszuſchlagen. So ſtellte 
ſich beiſpielsweiſe an der Ecke Breitgaſſe, Kohlen⸗ 
gaſſe, wo wir einen Bogen machen mußten, ein 
Schupowachtmeiſter mitten auf die Straße hin, 
um uns an einem regelrechten Durchgehen zu hin⸗ 
dern. Als er dabei etwas angeſtoßen wurde, fuhr 
er wie ein angeſchoſſener Eber auf den Betreffen⸗ 
den los und hätte ihm am liebſten eins mit dem 
Gummiknüppel übergeriſſen. Ein ähnlicher Fall 
ereignete ſich in der Wollwebergaſſe, Ecke Lang⸗ 
gaſſe. Auch hier ſtellte ſich ein Schupobeamter 
mitten auf die Fahrſtraße und wollte nicht, daß 
wir weiter marſchierten. Dieſe Provokationen 
Ich hatte Gele⸗ 


ſind direkt anbefohlen worden. 


geſtrige Verhalten zu ſprechen. Er ſagte, wir 
ſeien ihm lieber als die Stahlhelm⸗ und Wer⸗ 
wolfleute, es ſei aber der Befehl herausgegeben 
worden, wo die Möglichkeit beſteht, zu provozie⸗ 
ren, um auflöſen zu können. Tatſache iſt, daß man 
die Anſammlung in Schidlitz auseinandergetrie⸗ 
ben hat, obwohl ein geſchloſſener Zug von Schid⸗ 
litz erlaubt war. 

Das ſind die Provokationen, die geſtern in 
Erſcheinung traten und die direkt befohlen wor⸗ 
den ſind. Wenn wir alſo in unſerem Antrag ver⸗ 
langen, daß Schupooffiziere zu verſchwinden ha⸗ 
ben, ſo ſtellt ſich jetzt beſonders heraus, daß dem 
ſo ſchnell als möglich Rechnung getragen werden 
muß, wenn dieſe Herren nicht ein Unglück über 
den Freiſtaat heraufbeſchwören ſollen. Wir ſind 
der Meinung, daß dieſe Provokationen wohl eine 
Zeit lang geduldet werden können, aber alles hat 
ſeine Grenzen. Wenn die Schupo und beſonders 
die Offiziere glauben, daß ſie eine Macht hinter 
ſich haben und ſich auf die Macht der unteren Be⸗ 
amten ſtützen können, ſo ſage ich Ihnen, daß der 
Moment kommen wird, wo die unteren Beamten 
Ihnen die Gefolgſchaft verſagen werden. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) Die Schupooffiziere glau⸗ 
ben auch heute noch ihre ſadiſtiſchen Gefühle an 
ihren Untergebenen auslaſſen zu können. Die 
Tyranniſierungen der unteren Beamten bei der 
Schutzpolizei nehmen genau ſo überhand wie ſ. 
Zt. beim Militär durch die Offiziere. Dieſer 
Einfluß der Offiziere auf die Mannſchaften muß 
ſchnellſtens beſeitigt werden. Um das zu errei⸗ 
chen, verlangen wir ſchon ſeit Jahren die Ent⸗ 
kaſernierung der Schupomannſchaften. Man 
zwingt heute ſogar verheiratete Schupowachtmei⸗ 
ſter, in den Kaſernen zu wohnen, trotzdem ſie eine 
eigene Wohnung haben, verlangt man immer 
moch von ihnen, daß ſie eine gewiſſe Zeit in der 
Kaſerne wohnen müſſen. Der militäriſche Drill 
und die ganze Erziehung der Mannſchaften kon⸗ 
zentriert ſich nur darauf, auf die ſchaffende Be⸗ 
völkerung loszuſchlagen und ihr das Leben ſo 
ſchwer wie möglich zu machen. Man will dieſe 
Leute in den Klauen der Offiziere haben, um ſie 
einerſeits zum willfährigen Werkzeug der Offi⸗ 


ſziere zu machen und fie andererſeits zum Werk⸗ 


zeug der kapitaliſtiſchen Ausbeutungsregierung 
umzumodeln. In der Vorkriegszeit haben wir 
auch Polizei gehabt, und niemand hat gedacht, 
die Mannſchaften in Kaſernen zuſammenzupfer⸗ 
chen und ſie in militäriſchen Drill zu nehmen. Es 
iſt damals alles gut gegangen und es hat ſich in 
den Straßen alles ſehr gut regeln laſſen. Heute 
glaubt man, das militäriſche Syſtem hier einfüh⸗ 
ren zu können und es überhaupt immer mehr be⸗ 
feſtigen zu müſſen. Die Kaſernierung ſoll ja aus 
ser Schutzmannſchaft eine Militärmannſchaft 
ſchaffen, damit ſie im gegebenen Moment eingrei⸗ 
fen kann, wenn die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Kapital und Arbeit notwendig geworden iſt. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 

Aber bei dieſem Etat iinterejjiert uns auch 
das, was ſeit langer Zeit eine Forderung der So⸗ 
zialdemokratie war, nämlich daß die Schupo noch 
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Dieſe 
Forderung wurde damit begründet, daß die ein⸗ 
zelnen Hundertſchaften, wenn ſie auf Danzig 
allein konzentriert ſind, ganz erheblich abgebaut 
werden könnten. Man war der Meinung, daß es 
nicht angebracht ſei, Schutzpolizei in die einzelnen 
Landgebiete zu verlegen. Während man vor 
dem Kriege beiſpielsweiſe in Ohra einen Gen⸗ 
darm hatte und noch einen Hilfsgendarm, hat man 
heute ungefähr 50 Schupowachtmeiſter, die die 
Ordnung aufrecht erhalten ſollen. Wenn das 
Verwaltungsrecht der Gemeinden gewahrt würde, 
würden wir feſtſtellen, daß die Gemeinden gar 
kein Intereſſe haben, ſo viele Schupowachtmeiſter 
in ihren Orten zu unterhalten. Aber man oktroy⸗ 
tert ſie einfach den Gemeinden auf und verlangt, 
daß ſie von den Gemeinden ernährt werden. Ge⸗ 
ben Sie den Gemeinden das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht auf dieſem Gebiet, dann werden Sie mehr 
als vier Hundertſchaften ſparen können. Heute 
iſt die Sozialdemokratie von dieſer Forderung ab⸗ 
gekommen. Allem Anſchein nach haben die Libe⸗ 
ralen und das Zentrum ſie ſo beeinflußt, daß ſie 
jeden Gang gehen, den das Zentrum und die Li⸗ 
beralen in aller Zukunft gehen werden. 

Noch eine alte Forderung der Sozialdemokra⸗ 


tie möchte ich in dieſem Zuſammenhang aufrollen 


und zwar die Numerierung der Schupowacht⸗ 
meiſter. Die Sozialdemokratie ſtand ſ. Zt. auf 
dem Standpunkt, daß jeder Schutzpolizeiwacht⸗ 
meister, überhaupt alle Leute, die bei der Polizei 
tätig ſind, eine Nummer erhalten ſollten, damit 
man bei Zuſammenſtößen, bei Vergehen der 
Schutzpolizei feſtſtellen kann, mit wem man es zu 
tun hat. Heute iſt es ſo, daß keine Möglichkeit be⸗ 
beſteht. einen Schutzpolizeibeamten feſtzuſtellen 
und deſſen Perſönlichkeit, wenn er ſich gegen das 
Geſetz vergangen hat, wenn er beiſpielsweiſe 
ohne jeden Anlaß einen Bürger anfällt, ihn be⸗ 
läſtigt oder ihn ſogar körperlich mißhandelt. Der 
Schupomann geht nachher ſeine Wege. Der Bür⸗ 
ger hat die Beleidigung, die Körperverletzung 
weg, aber es beſteht für ihn nicht die Möglichkeit 
gegen dieſen Schupomann Strafantrag zu ſtellen. 
Weshalb? Weil einmal der Schupomann die An⸗ 
gaben ſeiner Perſonalien verweigert und dann 
noch den Schutz ſeiner vorgeſetzten Behörde ge⸗ 
nießt. Zum zweiten kann er ſchalten und walten 
wie er will. Um das zu vermeiden, um eine ge⸗ 
wiſſe Kontrolle über die Beamten zu haben, iſt 
es notwendig, daß ſie numeriert werden. Wenn 
das eingeführt wird, werden wir ſofort feſtſtellen 
können, daß die Schutzpolizei nicht mehr ſo gemein 
vorgeht, wie ſie es heute noch zu tun beliebt. 
Geben Sie alſo jedem Schutzpobizeibeamten eine 
Nummer, an der man erkennt, mit wem man es 
zu tun hat. Dann wird die Schutzpolizei auch 
zum Schutz des Publikums erzogen werden. Heute 
it es jo, daß ſie nicht dem Schutz des Publikums 
dient, ſondern ſie iſt dazu da, um das Publikum 
zu beleidigen, ja ſogar körperlich zu mißhandeln. 
Alſo dieſe Forderung muß unbedingt durchgeführt 
werden. f 

Auf die Anträge noch einmal einzugehen, er⸗ 
übrigt ſich, weil ſchon in der zweiten Leſung die 
einzelnen Anträge begründet worden ſind. Ich 
möchte nur noch 


an dieſe Regierung die Frage 
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richten, ob auch ſie es dulden will, daß die Poli⸗ 
zeibehörde mit der Verfaſſung Schindluder treibt, 
daß die Polizeibehörde, verkörpert durch den Po⸗ 
lizeipräſidenten Froboeß, ſich einfach über die 
Verfaſſung hinwegſetzen darf. Wir verlangen, 
daß das Verbot ſofort rückgängig gemacht wird, 
daß dem Polizeipräſidenten die Befugniſſe genom⸗ 
men werden, und daß jeder Bürger des Freien 
Staates ſich ſo kleiden kann, wie es ihm beliebt, 
und daß er ſich ſo verſammeln kann, wie er will. 
Die Verfaſſung ſagt, daß jedem Staatsbürger das 
Recht gegeben iſt, ſich friedlich und unbewaffnet 
zu verſammeln. Dieſes Recht hat ein Polizei⸗ 
präſident beſeitigt, er hat die Verfaſſung gebro⸗ 
chen. Ich frage in aller Oeffentlichkeit, ob die 
jetzige Koalitionsregierung dieſem zuſtimmen 
will, ob ſie hier etwas unternehmen will. 

Wir ſtellen feſt, daß auch dieſe Koalitionsre⸗ 
gierung nichts an dem beſtehenden Verhältnis 
ändert, im Gegenteil, daß ſie denſelben Weg geht, 
den die deutſchnationale Regierung gegangen iſt. 
Unter der deutſchnationalem Regierung durfte ſich 
ein Froboeß ſchon einmal erlauben, die Freiheit 
der Danziger Bevölkerung zu beſchneiden. Heute 
unter der Koalitionsregierung, unter einer an⸗ 
geblichen Linksregierung, erleben wir dasſelbe. 
Ich ſage in aller Oeffentlichkeit, dieſe Mißſtände 
werden erſt beſeitigt werden, wenn der Apparat 
und mit ihm die Verwaltung von der roten Fauſt 
des Proletariats niedergeſchlagen und zertrüm⸗ 
mert worden iſt. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.) M. D. u. H.! 
Indem ich zunächſt kurz auf die Ausführungen 
meines Herrn Vorredners eingehe, möchte ich 
mich zu den Behauptungen, die er über angebliche 
Uebergriffe und Verfehlungen einzelner Schutz⸗ 
polizeibeamter aufgeſtellt hat, auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen, daß der anweſende Vertreter der 
Regierung dieſe Vorfälle aller Wahrſcheinlichkeit 
nach zur Kenntnis nehmen und nachprüfen wird. 
Ich glaube wohl behaupten zu können, daß wir 
alle die feſte Ueberzeugung haben, daß die werant⸗ 
wortlichen Stellen und die Regierung alles tun 
werden, um etwa vorgekommene Uebergriffe ent⸗ 
ſprechend zu ahnden und etwa Schuldige zu be⸗ 
ſtrafen. Was die übrigen Ausführungen an⸗ 
betreffen, jo lohnt es ſich wohl kaum, fachlich dar⸗ 
auf einzugehen, da ſie z. T. derartig abwegig und 
unerfüllbar ſind, daß ſie als diskutabel nicht be⸗ 
trachtet werden können. Ich möchte mich lediglich 
mit aller Schärfe gegen die Beſchimpfungen ver⸗ 
wahren, die der Herr Vorredner gegen meine 
Berufskollegen im allgemeinen und gegen meine 
engeren Berufskollegen, die Schupooffiziere ins⸗ 
beſondere, von dieſer Stelle aus vom Stapel ge⸗ 
laſſen hat. (Abg. Langnau: Das ſind die 
Schlankſten! Abg. Raſchke: Der Offizier, der 


geſtern Dienſt hatte, hat ſeinen Kollegen auf mich 


beſonders aufmerkſam gemacht!) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben ja 
eben geſprochen. (Abg. Raſchke: Ich ſpreche ſehr 
gern! — Heiterkeit) 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.) Die angeblichen 
Knechtungen von Untergebenen ſind derart über⸗ 
holte Begriffe, daß ſie im heutigen Staat wohl 


(C} 


(D} 


| 


| (A) 


) 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 
(Jahr, Abgeordneter) 
kaum noch Platz haben. Was die Behauptung 
anbetrifft, die Leitung der Schutzpolizei hätte die 
Beamten aufgefordert, beim Umzug der Kommu⸗ 
niſten dieſe zu provozieren, damit die Polizei die 
Möglichkeit habe, mit Gummiknüppeln rückſichts⸗ 
los einzugreifen, ſo glaube ich, daß wohl kein 
Vorgeſetzter jo dumm iſt, daß er ſeinen Leuten 
ſagt, ſie ſollten provozieren, damit es zu Ueber⸗ 
griffen käme. Ich glaube eine derartige Behaup⸗ 
tung widerlegt ſich von ſelbſt. Auf die Aus⸗ 
führungen meines Vorredners über Organiſation 
und dergleichen möchte ich jetzt nicht eingehen, da 
meine ſpäteren Ausführungen über dieſe Frage 
mir Gelegenheit geben werden, das, was mein 
Herr Vorredner ausführte, mit aller Klarheit 
und Nüchternheit zu widerlegen. 

Wenn man die Verhandlungen des preußiſchen 
Landtages verfolgt, ſo kann man in jedem Jahr 
immer wieder dieſelbe Beobachtung machen, daß 
an der Ausſprache über den Polizeietat die 
meiſten Parteien regſten Anteil nehmen und ſich 
um eine fachliche Mitarbeit in dieſer wichtigen 
Frage bemühen, zum mindeſten ſo weit, als ſie 
für die aufreibende und ſchwere Tätigkeit der 
Polizei einige Worte des Lobes und der Aner⸗ 
kennung finden. Verfolgt man dagegen die 
Sitzungsberichte des Danziger Volkstages der 
letzten Jahre, jo iſt man über das geringe Ver: 
ſtändnis entſetzt, das die Parteien mit geringer 
Ausnahme dieſer Sache entgegenbringen. (Abg. 
Plenikowski: In Preußen bekommen ſie verrollt, 
wenn ſie etwas jagen!)| 

Nicht die großen Aufgaben der Polizei und 
die ſtaatlichen Notwendigkeiten, die allein ihren 
Aufbau, ihre Organiſation und Stärke bedingen, 
waren richtunggebend für die Einſtellung einzel⸗ 
ner Parteien, ſondern kleinliche Verärgerungen 
Einzelner, parteipolitiſche Aſpirationen und nicht 
zuletzt auch perſönlicher Ehrgeiz einzelner Beam⸗ 
ten, die über ihre Partei das zu erreichen ſuchten, 
was ihnen ihre dienſtliche Eignung und Tüchtig⸗ 
keit verſagte, beherrſchten vielfach das Niveau der 
Verhandlungen, ohne daß man es für notwendig 
hielt, tiefer in die Materie einzudringen, und 
ohne daß man durch Vergleiche mit preußiſchen 
und ſonſtigen Verhältniſſen ein Bild von dem zu 
machen verſuchte, was für die Danziger Polizei 


nach ausſchließlich ſachlichen Geſichtspunkten er⸗ 


forderlich iſt. 

Nun hat der preußiſche Innenminiſter Grzſin⸗ 
ſki letzthin eine Denkſchrift herausgegeben, die dem 
Landtage als Druckſache zugegangen iſt und die 
Ueberſchrift trägt: „Wegweiſer durch die Polizei.“ 
Das iſt ein dickes Heft von nahezu 150 Seiten und 
führt uns in rückſichtsloſer Klarheit vor Augen, 
was die preußiſche Polizei alles hat und wie 
erſchrecklich wenig davon die Danziger Polizei 
aufweiſen kann. Man könnte nur wünſchen, daß 
dieſe Denkſchrift auch den Danziger Abgeordneten 
zugegangen wäre, damit dieſe in die Lage geſetzt 
wären, ſich endlich einmal ein richtiges Bild über 
die Belange und Exforderniſſe einer modernen 
Polizei zu machen. (Abg. Plenikowſki: Die Denk⸗ 
ſchrift müßte beſonders den Schupohauptleuten zu⸗ 
gegangen ſein!) Die haben ſie alle. (Hoffent⸗ 
lich handeln ſie auch danach! links.) In 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 673 


Danzig liegt die Sache nun einmal leider 
ſo, daß man all den Dingen viel zu nahe 
ſteht. Jeder kennt den anderen, und man 


iſt infolgedeſſen nur zu leicht geneigt, ſich nicht 
von den großen ſachlichen Geſichtspunkten leiten 
zu laſſen, ſondern von rein perſönlichen. Man 
fragt nicht, um was es geht und wie etwas zu er⸗ 
ledigen iſt, ſondern man ſtellt erſt feſt: Wen in⸗ 
tereſſiert die Sache und welcher Perſon kommt 
ſie zu gute. Nur ſo iſt es erklärlich, daß der Dan- 
ziger Polizeietat durch all die Jahre ſo ſtief⸗ 
mütterlich behandelt worden iſt, wie ich es Ihnen 
jetzt durch Vergleich mit dem preußiſchen und an⸗ 
deren deutſchen Etats vor Augen führen will. 
Schon die Betrachtung der nackten Etatszah⸗ 
len ſchlägt ſtark zu Ungunſten Danzigs aus, zu⸗ 
nächſt beim polizeilichen Innendienſt. Das Dan⸗ 
ziger Polizeipräſidium iſt bekanntlich nicht nur 
für die Stadt Danzig zuſtändig, wie die übrigen 
preußiſchen Polizeipräſidien, ſondern zugleich auch 
für die Stadt Zoppot und in vielen Sonderfragen 
für den ganzen Freiſtaat. Vergleichen wir aber 
die für den Verwaltungsinnendienſt eingeſetzte 
Beamtenzahl, die auf dem Danziger Polizeiprä⸗ 
ſidium tätig iſt, mit der Zahl der Beamten eines 
gleichen oder ähnlichen Polizeipräſidiums in 
Preußen, ſo muß man die überraſchende Feſtſtel⸗ 
lung machen, daß dieſe Zahlen in Danzig beträcht⸗ 
lich geringer ſind als in Preußen. So weiſt bei⸗ 
ſpielsweiſe das Polizeipräſidium in Königsberg 
eine Zahl von 108 Beamten des polizeilichen 
Innendienſtes auf, während das Danziger Poli⸗ 
zeipräſidium nur 85 hat. Das ſind über 20 Pro⸗ 
zent weniger als das Königsberger Polizeiprä⸗ 
ſidium, das ausſchließlich für die Stadt tätig iſt, 
während das Danziger Polizeipräſidium in vie⸗ 
len Fragen — wie bereits erwähnt — für das 
ganze Freiſtaatgebiet zuſtändig iſt. Selbſt das 
noch kleinere Stettin hat in ſeinem Polizeietat 
für den Innendienſt über 100 Beamte, als eben⸗ 
falls 20 Prozent mehr, als das Danziger Polizei⸗ 
präſidium. Dazu muß beſonders bemerkt werden, 
daß in Danzig nicht nur die räumliche Zuſtändig⸗ 
keit größer iſt als im Reiche, ſondern in erhöhtem 
Maße auch die ſachliche, und daß im Danziger Po⸗ 
lizeipräſidium ein großer Teil wichtiger Aufga⸗ 
ben landespolizeilicher Art miterledigt werden, 
die in Preußen niemals Sache des Polizeipräſi⸗ 
diums ſind, ſondern vom Regierungspräſidenten 
oder anderen Behörden erledigt werden. Hierzu 
gehören insbeſondere die Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte der Waſſer⸗ und Schiffahrtspolizei, die 
Landespaßſtelle, Einbürgerungen, Staatsangehö⸗ 
rigkeitsfragen, Zulaſſung von Kraftfahrzeugen 
und dergleichen mehr. Durch die Rechtsverord⸗ 
nung vom 7. Januar 1927 iſt das Tätigkeitsge⸗ 
biet des Danziger Polizeipräſidiums gegenüber 
dem preußiſchen Präſidium nahezu auf allen Ge⸗ 
bieten polizeilicher Tätigkeit bedeutend erweitert. 
Daneben unterſteht dem Danziger Polizeipräſi⸗ 
dium die ſelbſtändige Bewirtſchaftung des Haus⸗ 
haltsplans und die damit verbundene Beſchaf⸗ 
fung von Ausrüſtung, Bekleidung und derglei⸗ 
chen, wofür es in Preußen beſondere Polizeibe⸗ 
ſchaffungsämter gibt. Dem Polizeipräſidium ge⸗ 
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(Jahr, Abgeordneter) 

hen ferner die Entwürfe nahezu ſämtlicher Ver⸗ 
ordnungen und Geſetze zu, die auch nur in loſeſtem 
Zuſammenhang mit polizeilichen Dingen ſtehen. 
Auch die Bearbeitung von Polizeiverordnungen, 
die für das ganze Freiſtaatgebiet Geltung haben, 
geſchieht zum größten Teil auf dem Polizeipräſi⸗ 
dium, was in Preußen und Deutſchland durch das 
Miniſterium erledigt wird. Trotz dieſer eben ge⸗ 
ſchilderten weſentlich erweiterten räumlichen und 
ſachlichen Zuſtändigkeit des Danziger Polizeiprä⸗ 
ſidiums iſt die Zahl der dieſe Fragen bearbeiten⸗ 
den Beamten in Danzig um über 20 Prozent ge⸗ 
ringer als in gleich großen und ſelbſt kleineren 
preußiſchen Städten. 

Man müßte nun eigentlich annehmen, daß den 
Beamten auf Grund der doch ohne Zweifel be⸗ 
ſtehenden und auch geleiſteten Mehrarbeit eine 
Höherbewertung der einzelnen Stellen zugebilligt 
worden wäre, d. h. eine größere Zahl von Beförde⸗ 
rungsſtellen und Aufrückungs möglichkeiten gegen⸗ 
über Preußen vorhanden wäre. Aber auch hier 
fällt ein Vergleich mit Preußen zu Ungunſten der 
Danziger Beamten aus. Wenn man die Gliede⸗ 
rung eines preußiſchen Polizeipräſidiums betrach⸗ 
tet, wie es für Danzig in Frage käme, ſo muß man 
feſtſtellen, daß als Abteilungsleiter bezw. als 
Vertreter des Polizeipräſidenten zwei Regie⸗ 
rungsräte und fünf Polizeiräte bezw. Polizei⸗ 
amtmänner erſcheinen würden. Wir haben da⸗ 
gegen nur einen Regierungsrat und vier Amts⸗ 
räte. Bereits im Frieden verfügte das Danziger 
Polizeipräſidium, das damals noch nicht die er⸗ 
weiterte Zuſtändigkeit hatte wie heute, über vier 
Amtsräte als Abteilungsleiter und einen Kaſſen⸗ 
direktor. Heute weiſt der Etat des Polizeipräſi⸗ 
denten trotz der erwähnten Mehrarbeit nur vier 
Amtsräte auf, ſo daß eine wichtige Abteilung, 
der im Frieden ſtets ein Polizeirat vorſtand, von 
einem minderbeſoldeten Oberinſpektor geleitet 
wird. Das iſt eine Härte, die wohl auch jedem 
Nichtbeamten leicht verſtändlich iſt; denn es kann 
nicht einleuchten, warum gerade in der Beamten⸗ 
ſchaft mit dem alten wirtſchaftlichen Grundſatz 
gebrochen werden ſoll, daß der, der eine qualifi⸗ 
zierte Arbeit leiſtet, und eine größere Verantwor⸗ 
tung trägt, auch höher entlohnt wird. Nicht un⸗ 
erwähnt ſoll ferner bleiben, daß das Danziger 
Polizeipräſidium weder einen Polizeimedizinal⸗ 
rat, Polizeiveterinärrat, noch Polizeiſchulrat und 
dergleichen führt, die zum Etat jedes gleich gro⸗ 
ßen preußiſchen Präſidiums gehören. 

Bezüglich der Unterbewertung der Beamten⸗ 
ſtellen ſieht es ganz beſonders traurig aus bei un⸗ 
ferer Kriminalpolizei. Während man eigentlich 
annehmen müßte, daß dieſem Zweig der Polizei 
in einem internationalen Hafen und Verkehrszen⸗ 
trum wie Danzig das größte Intereſſe entgegen⸗ 
gebracht würde, hat man auch hier die nötige 
Großzügigkeit vermiſſen laſſen und den Etat be⸗ 
züglich der Stellenbewertung in einer Art und 


Weiſe aufgebaut, die von keinem deutſchen Staat 
auch nur annähernd unterboten, geſchweige denn 
erreicht wird. Es iſt ſchon lange eine Klage der 
Danziger Kriminalbeamten, daß ihre Tätigkeit 
im Vergleich zu ihrem preußiſchen Berufsgenoſſen 
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unterbewertet wird und daß ihre Beſoldung kei⸗ 
neswegs im Verhältnis zu der geleiſteten Arbeit 
ſteht. Dieſer Anterſchied zwiſchen Leiſtung und 
Entlohnung, der früher auch im Reiche beſtand, 
dort aber längſt dazu geführt hat, daß man die 
Zahl der Beförderungsſtellen erhöht hat, hat in 
Preußen dazu geführt, daß ſich das Juſtizminiſte⸗ 
rium, dem die Kriminalpolizei etatsrechtlich gar 
nicht unterſteht, das aber wohl am erſten in der 
Lage iſt, die ſchwere und verantwortungsvolle 
Arbeit der Kriminalbeamten richtig zu bewerten, 
ſich veranlaßt gefühlt hatte, beim Innen⸗ und Fi⸗ 
nanzminiſterium für eine höhere Eingruppierung 
der Kriminaliſten einzutreten. 

Verfolgt man die Etats der Kriminalpolizei 
in den deutſchen Ländern während der letzten 
Jahre, ſo fällt einem ohne weiteres die ſcharfe 
Verminderung der Beamtenſtellen in der Ein⸗ 
gangsgruppe auf zugunſten einer Vermehrung 
der höher bewerteten Gruppen. Ich habe hierüber 
eine ſehr intereſſante Aufſtellung einiger deutſcher 
Länder, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte. 
Es führen in der unterſten Beſoldungsgruppe, 
alſo der Eingangsgruppe dieſer Laufbahn, Baden 
14 Prozent, Sachſen 45 Prozent, Bayern 48 Pro⸗ 
zent, Preußen 66 Prozent und Danzig 88 Pro⸗ 
zent. Alſo nahezu die geſamte Kriminalbeam⸗ 
tenſchaft befindet ſich in der unterſten Beſoldungs⸗ 
gruppe. (Hört, hört! rechts. — Das erzählen Sie 
uns heute zum dritten Mal! links.) Es iſt ſchade, 
daß Sie ſich trotzdem noch nicht dafür eingeſetzt 
haben, daß dieſe unſozialen Verhältniſſe beſeitigt 
werden. Sie berufen ſich doch ſonſt immer dar⸗ 
auf, gerade für die unteren Beamten einzutreten. 
In der Mittelſtufe hat Württemberg 86 Prozent, 
Baden 68 Prozent, Sachſen 45 Prozent, Bayern 
33 Prozent, Preußen 28 Prozent und Danzig 
ganze 10 Prozent. In der Endgruppe waren in 
Baden 18 Prozent, in Sachſen 10 Prozent, in 
Bayern 19 Prozent, in Württemberg 14 Prozent, 
in Preußen 6 Prozent und in Danzig ganze 2 Pro⸗ 


zent. 

M. D. u. H., ich glaube, daß dieſe Zahlen Sie doch 
wohl überzeugen werden, daß es jo nicht weiter ge⸗ 
hen kann. (Abg. Liſchnewſki: Sie bemühen ſich wohl 
um eine Majorſtelle!) Das werde ich auch einmal 
werden, wenn Sie mir weiter Ihr Wohlwollen 
entgegenbringen. Uebrigens gibt es bei der Kri⸗ 


minalpolizei keine Majore, auch rede ich hier von 


den unteren Kriminalbeamten, die Ihnen doch 
— wie Sie immer behaupten — beſonders nahe⸗ 
ſtehen. Wir müſſen alſo zuſammenfaſſend feſt⸗ 
ſtellen, daß die Maſſe unſerer Kriminaliſten in 
ihrer Eingangsſtelle ſtehen bleibt und keine Mög⸗ 
lichkeit hat weiter zu kommen. Darin liegt eine 
große Gefahr. Man tötet das Streben und die Ar⸗ 
beit an der Weiterbildung künſtlich ab und hält 
ſtrebſame und tüchtige junge Menſchen für die Zu⸗ 
kunft von dieſem Beruf fern. In jeder anderen 
Laufbahn, die nicht den aufreibenden Dienſt des 
Kriminaliſten hat, findet der Anwärter ein ſchnel⸗ 
leres Fortkommen durch günſtigere Beförderungs⸗ 
möglichkeiten. Trotz regelmäßigeren Dienſtes 
ohne Nachtdienſt und ohne perſönliche Gefahr. 
Der Kriminaliſt iſt nur ſelten in der Lage, eine 
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feſte Dienſtzeit inne zu halten, kommt oft auf 11 
bis 12 Stunden Tagesdienſt, wird in weitem 
Maße zu Sonntags- und Nachtarbeit herangezo⸗ 
gen und muß außerdem zu jeder Tag⸗ und Nacht⸗ 
zeit damit rechnen, in dringenden Fällen zum 
Dienſte herangeholt zu werden. Trotz alledem 
wird ſeine Arbeit nicht entſprechend eingeſchätzt 
und nicht entſprechend entlohnt, wohl lediglich 
deshalb, weil ſein aufreibender Dienſt ihm nicht 
genügend Gelegenheit gibt, ſich um die Förderung 
ſeiner materiellen Berufsbelange ausreichend zu 
bekümmern, ſowie in die Parteien hineinzugehen 
und Parteiverſammlungen zu bevölkern. So kann 
das aber nicht weiter gehen. 

Noch iſt der Ruf der Danziger Kriminalpolizei 
ein guter, wie jeder Fachmann im Reiche beſtäti⸗ 
gen wird. Es muß aber ein ernſter Zweifel aus⸗ 
geſprochen werden, daß dies auch für die Zukunft 
ſo bleibt. Es klingt geradezu wie Hohn, wenn 
man in dem vorliegenden Etat lieſt, daß von den 
wenigen Beförderungsſtellen, die in gar keinem 
Verhältnis zu der Zahl in Deutſchland ſtehen, 
noch eine Stelle geſtrichen wird. Wir ſind nicht ſo 
anſpruchsvoll und verlangen die ſüddeutſchen Ver⸗ 
hältniſſe, denen gegenüber die preußiſchen gerade⸗ 
zu kümmerlich wirken, aber dieſe letzteren müßte 
uns eine verantwortungsbewußte Regierung 
ſchon zubilligen in Anbetracht des Amſtandes, daß 
die Maſſe der unteren Kriminalbeamten im 
Jahre 1919/20 in den Danziger Staatsdienſt 
übergetreten iſt in dem feſten Glauben an das 
Verſprechen des Danziger Staates, nicht ſchlechter 
geſtellt zu werden, als die Kameraden, die den 
ſicheren Weg beſchritten und nach Preußen gingen 
Legt man aber die preußiſchen Verhältniſſe zu 
Grunde, ſo müßten von den vorhandenen 119 Kri⸗ 
minalaſſiſtentenſtellen 30 in Kriminalſekretäre 
umgewandelt werden, um zu dem richtigen Stel⸗ 
lenbeſetzungsverhältnis zu Preußen zu kommen. 
Unſer Etat müßte dann nicht jo ausſehen, daß wir 
119 Beamte in der unterſten Stufe haben, 13 in 
der mittleren und 3 in der oberſten, ſondern nur 
89 in der unterſten Stufe, 38 in der mittleren und 
8 in der oberen Gruppe. Ich hoffe, m. H. von 
der Linken, die Sie doch für die unteren Beamten 
des öfteren ein beſonders warmes Herz in dieſem 


- Hauje enthüllt haben, daß Sie ſich dieſe Zahlen 


merken und ſie, ſobald Sie dazu in der Lage ſind, 
d. h. gelegentlich der Beratung des demnächſt zu 
behandelnden Beſoldungsgeſetzes, einer entſpre⸗ 
chenden Korrektur unterziehen. 

Aehnlich ungünſtig wie bei der eben bezeich⸗ 
neten unteren bezw. mittleren Kriminaliſtenlauf⸗ 


bahn liegen die Verhältniſſe auch bei den höheren 


Kriminalbeamten, den ſogenannten Kriminal⸗ 
kommiſſaren. Dieſe ſind in Danzig genau wie 
ihre Berufsgenoſſen der unteren Laufbahn fait 
ausnahmslos dazu verurteilt, ihre Laufbahn in 
der Gruppe zu beenden, in der ſie ſie beginnen. 
Während jeder Beamte mit gleicher Schulbildung, 
der als Oberſekretär beginnt, zahlreiche Beförde⸗ 
rungsſtellen und Aufſtiegsmöglichkeiten bis zum 


Amtsrat und darüber hinaus hat, ſind in Danzig 
leider nur drei Oberkommiſſare vorhanden, die 
noch dazu nach der neuen Beſoldungsordnung mit 
den Kriminalkommiſſaren in eine Gruppe zuſam⸗ 
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mengefaßt werden und in Zukunft den Kriminal⸗ 
kommiſſaren gleich rangieren. Die in Preußen 
und allen übrigen deutſchen Ländern vorhande⸗ 
nen Kriminalräte und Kriminaldirektoren gibt 
es im vorliegenden Etat überhaupt nicht. Auch 
hier möchte ich Ihnen einige kleine Zuſammen⸗ 
ſtellungen als Vergleichszahlen mit Preußen und 
Deutſchland geben. In der Eingangsgruppe 
(Kommiſſare und Oberkommiſſare) befinden ſich 
in Baden 36 Prozent, Württemberg 45 Prozent, 
Preußen 80 Prozent, Danzig 100 Prozentl, 
da wir, wie ich bereits erwähnte nicht eine ein⸗ 
zige Beförderungsſtelle als Kriminalrat oder 
Kriminaldirektor haben. (Die unteren Beamten 
müſſen die Arbeit leiſten! bei den Kommuniſten.) 
Deshalb müſſen ſie auch beſſer geſtellt werden, 
wie ich ſoeben des längeren ausgeführt habe. 
Wenn wir den Unteren helfen, wollen wir zu⸗ 
gleich auch den anderen helfen. Jedem das Seine! 
Es find vorhanden: 


Oberkommiſſare Krim.⸗ 
u. Kommiſſare Krim.⸗Käte Direktoren 
In Württemberg 45 % 30 % 23 0 
„ Preußen 80 9/0 15 „/ 5 % 
„ Danzig 100 % 0 0 


Die Auswirkung dieſer Zahlen — die uns vor 
Augen führen, daß eine Beförderungsmöglichkeit 
nicht beſteht — bleibt natürlich nicht aus. Nie⸗ 
mand findet ſich bereit, ſich bei dieſen ungünſtigen 
Verhältniſſen dieſem Beruf zu widmen. In dieſem 
Zuſammenhange möchte ich Ihnen nicht vorent⸗ 
halten, daß von den neun Kriminalkommiſſar⸗ 
ſtellen, die wir in Danzig haben, im Laufe des 
letzten Jahres nicht weniger als drei Kriminal⸗ 
kommiſſare der Danziger Kriminalpolizei den 
Rücken gekehrt haben. Einer iſt in preußiſche 
Dienſte getreten, weil er glaubt, daß es ihm dort 
beſſer geht. Ein zweiter verläßt Danzig im Juli 
und tritt ebenfalls in preußiſche Dienſte. Ein 
dritter hat ein Angebot zu einer anderen Behörde 
verſetzt zu werden, mit Freuden angenommen, 
weil er dort die Möglichkeit hat, weiterzukom⸗ 


men, während er bei der Kriminalpolizei wahr⸗ 


ſcheinlich än ſeiner jetzigen Stelle das Zeitliche ge⸗ 
ſegnet hätte. Ich hoffe, daß die Regierungspar⸗ 
teien von dieſen meinen Ausführungen recht ein⸗ 
gehend Kenntnis nehmen und bei Beratung des 
Beſoldungsgeſetzes verſuchen, dieſe Härten wie bei 
den Krim.⸗Aſſiſtenten jo auch bei dieſer Laufbahn 
auszugleichen. 

Wenn ich nun zur Schutzpolizei übergehe, ſo 
ſcheint es angebracht, bevor ich auf den eigent⸗ 
lichen Etat eingehe, einige Ausführungen über 
deren Organiſation und Aufbau zu machen, die 
dieſen Etat bedingen. Ich bin es auch ſchon den 
Ausführungen meines Vorredners ſchuldig, der 
ſich ebenfalls mit Organiſationsfragen beſchäf⸗ 
tigte und dem ich meine Anſicht auf dieſem Ge⸗ 
biet nicht vorenthalten kann. (Abg. Liſchnewſki: 
Was für eine Stelle wollen Sie haben?) Das 
kommt nachher auch noch. Es gibt immer wieder 
Persönlichkeiten, wie vorhin auch Herr Abg. 
Raſchke, die geneigt ſind, die frühere Schutzmann⸗ 
ſchaft mit ihrem Etat von 250 Mann mit der 
Schutzpolizei zu vergleichen und ſich auf den 
Standpunkt zu ſtellen, daß es auch heute noch mit 
einer ſolchen gehen müſſe. Sie vergeſſen dabei 
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aber, daß die fortſchreitende Zeit mit ihrer ver⸗ 
änderten ſtaatlichen, wirtſchaftlichen und ſozialen 
Struktur auch veränderte Forderungen an die 
Polizei eines Staates ſtellt. (Zuruf bei den Kom⸗ 
muniſten.) Man könnte ſich ja ſonſt eben ſo gut 
auch auf den Standpunkt ſtellen, daß der Büttel 
mit Hellebarde, Horn und Laterne, der doch 
früher auch genügte Ordnung und Sicherheit zu 
gewährleiſten, auch heute noch genügen müßte. 
Aber wie im Wandel der Zeiten dieſe Polizeitype 
durch den Schutzmann und ſpäter durch die orga⸗ 
miſierte Schutzmannſchaft abgelöſt wurde, jo 
mußte eben auch die letztere verſchwinden und 
durch eine andersorganiſierte Schutzpolizei abge⸗ 
löſt werden, weil ſich eben herausſtellte, daß jene, 
d. h. die alte Schutzmamnſchaft, den Anforderungen 
die die Nachkriegszeit und die Entwicklung der 
ſtaatlichen, politiſchen und wirtſchaftlichen ſowie 
ſozialen Lebens an die Polizei ſtellte, nicht mehr 
gewachſen war. 

Organiſatoriſch liegt der Unterſchied zwiſchen 
Schutzmannſchaft und Schutzpolizei darin, daß die 
erſtere büromäßig organiſtert war, d. h., daß die 
Beamten ihren Dienſt vom Polizeibüro aus ver⸗ 
ſahen, von wo aus ſie im achtſtündigen Wechſel 
faſt ausſchließlich zum Einzeldienſt eingeſetzt 
wurde. Maſſenveranſtaltungen, die ein Maſſen⸗ 
aufgebot von Polizei erforderten waren in der 
Vorkriegszeit, das wird mir jeder zugeben, eine 
eben jo große Seltenheit, wie ſie heute eine All⸗ 
täglichkeit find. Es wird mir weiter jeder zugeben, 
daß die wirtſchaftliche Entwicklung unſerer Zeit, 
ſinsbeſondere die ungeheure Entwicklung der Ver⸗ 
kehrstechnik ganz ungeahnte Forderungen an die 
Polizei geſtellt hat, die wir früher nicht kannten, 
die wir nicht einmal kannten, als die Schutzpoli⸗ 
zei vor acht oder neun Jahren ins Leben gerufen 
wurde. Es wird ferner zugegeben werden müſſen, 
daß die politiſche Spannung und Gegenſätze 
im Volk größer ſind als früher und daß auch die 
Autorität des Staates nicht mehr die Gleiche iſt 
und daß die Staatsgewalt d. h. die jeweilige Re⸗ 
gierung, jederzeit in der Lage ſein muß, ein 
Mittel in der Hand zu haben, um ihrem Willen 
nötigenfalls erforderlichen Nachdruck zu verlei⸗ 
hen. Aber abgeſehen davon, Herr Abg. Liſchnew⸗ 
ſki, und damit antworte ich auf Ihren Einwurf, 
bedürfen ſelbſt Veranſtaltungen durchaus fried⸗ 
licher Natur, Umzüge sportlicher und ſelbſt kirch⸗ 
licher Art im Intereſſe der Sicherheit des Publi⸗ 
kums und zur Durchführung einer ordnungsmä⸗ 
ßigen Verkehrsregelung in der Regel ein geſchloſ⸗ 
ſenes Aufgebot von Polizei. Dazu kommt, daß die 
neuzeitliche Polizei in geſchloſſener Form auch bei 
Anläſſen eingeſetzt wird und eingeſetzt werden 
muß, für die man früher jederzeit bereite Einhei⸗ 
ten des Heeres zur Verfügung hatte. Ich erinnere 
nur an große Brandkataſtrophen, Waldbrände, 
Waſſersnot, große Verkehrs⸗ und Betviebsunfälle, 
Naturkataſtrophen und dergleichen. In all dieſen 
Fällen muß von der Polizei ein ſofortiges Ein⸗ 
ſetzen geſchloſſener Einheiten gewährleiſtet ſein. 
Dies konnte nicht der Fall bei der früher zum 
Einzeldienſt organiſierten Schutzmannſchaft ſein. 
Dieſen Anforderungen iſt eine Revierpolizei, wie 
ich bereits ausführte, nicht gewachſen. 

Es muß zugegeben werden, daß 


die alte 


Schutzmannſchaft ſchon in den letzten Vorkriegs⸗ 
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jahren ihren Anforderungen micht mehr recht ge⸗ 
wachſen war, oder aber nur durch eine rückſichts⸗ 
loſe Ausnutzung der Arbeitskraft des einzelnen 
Beamten. Ich habe hier den Dienſtzettel eines 
Schutzmanns aus der Vorkriegszeit. Der tägliche 
Dienſt bewegt ſich zwiſchen 13 und 17 Stunden, 
einſchließlich des Sonntags. Die längſte Freizeit, 
die dieſer Beamte hintereinander zur Verfügung 
hatte und ji ſeiner Familie widmen konnte, be⸗ 
trug ſage und ſchreibe ſechs Stunden. (Abg. Liſch⸗ 
newiki: Die alten Schutzleute hatten trotzdem dicke 
Bäuche! — Heiterkeit.) Daß bei einer derartig 
übertriebenen Ausnützung keine beſonders gute 


Arbeit geleiſtet werden konnte, iſt wohl jedem 
augenfällig und daß dieſe ſo ſtark ausgenutzten 
Beamten, denen ihr Mittageſſen z. T. auf das 


Revier gebracht werden mußte, keine Zeit für 
Ihre geiſtige Weiterbildung fanden und nur zu 
leicht dazu neigten, die knapp bemeſſene Freizeit, 
die noch dazu in verſchiedenen Teilen auf die 
ganze Tageszeit verteilt war, zum großen Teil in 
der Kneipe zuzubringen, iſt verſtändlich. 

Durch dieſe Ausführung, meine Damen und 
Herren wird Ihnen wohl vieles klar und mancher 
von Ihnen wird die vielen Vorwürfe die er dem 
guten, alten blauen Schutzmann gemacht hat, nicht 
auf den einzelnen Beamten zurückführen, ſon⸗ 
dern auf das überholte Syſtem, das den Anforde⸗ 
rungen der Zeit nicht gefolgt war. So iſt es dazu 
gekommen, daß die Schutzmannſchaft in der Nach⸗ 
kviegszeit durch eine neuzeitliche moderne Polizei, 
die Truppenpolizei erſetzt wurde. Meine Herren 
von links, Ihnen gegenüber möchte ich ganz be⸗ 
ſonders betonen, daß dieſe Truppenpolizei der 
Initiative der Sozialdemokraten entſprungen iſt. 
Die Gründung der truppenmäßig organiſierten 
preußiſchen Schutzpolizei it das Werk eines ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Miniſters. Die folgenden ſozial⸗ 
demokratiſchen Innenminiſter in Preußen haben 
die truppenmäßig organiſierte Polizei beibehal⸗ 
ten und weiter ausgebaut, wie die eingangs er⸗ 
wähnte Denkſchrift deutlich illuſtriert. Wenn nun 
Preußen und die übrigen deutſchen Länder, die 
als Rückhalt für große Anforderungen immer 
noch die Reichswehr haben, an der Truppenpoli⸗ 
zei feſthalten, ſo iſt eine ſolche für Danzig in er⸗ 
höhtem Maße eine Staatsnotwendigkeit aller⸗ 
erſter Ordnung. Man müßte gigentlich anneh⸗ 
men, daß das Veſtreben, dieſe Polizei ſo ſcharf 
und jo ſtraff organiſiert zu erhalten wie irgend 
möglich, der Wunſch jedes ſtaatserhaltenden 
Mannes ſein müßte, gleichgültig welcher Partei 
er angehört, im Intereſſe des Staates, des Pub⸗ 
likums und auch im Intereſſe des Einzelnen, ſtellt 
doch für den Danziger Staat die Schutzpolizei das 
einzige wirklich ſichtbare Machtmittel des Staates 
dar, das er jederzeit zur Verfügung hat und auch 
haben muß. (Zwiſchenrufe links. Unruhe.) 
Leider iſt dieſe Erkenntnis nicht immer Eigentum 
aller Volksvertreter und aller führenden Leute 
geweſen. Wohl bei jedem Etat hat man an der 
Schutzpolizei in einer oft recht unerfreulichen 
Weiſe herumgekritelt und herumgeſtrichen. 

Präſident: Sie geſtatten, Herr Abg. Jahr, daß 
ich die Redefreiheit beſchränke. Die allgemeine 
Beſprechung des Etats hat ſchon früher ſtattge⸗ 
funden. (Abg. Jahr: Ich nehme an, man kann zu 
jedem Einzeletat auch noch ſprechen!) Damit 
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(A) feine Meinungsverihiedenheiten beſtehen, betone 


ich nochmals, daß das Haushaltsgeſetz mit ſämt⸗ 
lichen Anlagen zur allgemeinen Beſprechung ge⸗ 
ſtellt wurde. Wenn dieſe Beſprechung geſchloſſen 
it, wird in die Einzelberatung eingetreten. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): Ich muß dieſe 
Ausführungen machen, um meine Stellungnahme 
zu den einzelnen Etatszahlen in Danzig zu be⸗ 
gründen. Ich bin übrigens mit dieſen Ausfüh⸗ 
rungen am Ende und werde nunmehr auf die ein⸗ 
zelnen Poſitionen des Etats näher eingehen. 
(Abg. Arczynſki: Ableſen dürfen Sie nicht!) Ich 
habe nicht nötig abzuleſen. Ich halte es aber für 
angebracht, dann und wann einen Blick in mein 
Konzept zu werfen, wie das jeder Abgeordnete 
tut, der die Abſicht hat ſachliches Material und 
Zahlenbelege zu bringen und nicht nur agitato⸗ 
riſche Phraſen zu dreſchen. Das letztere kann 
jeder, auch ohne Konzept! (Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Ich möchte nunmehr zu dem Etat der Schutz⸗ 
polizei ſelbſt übergehen, um nicht gegen die Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu ſfündigen. Ich hoffe, daß das, 
was ich über die Organisation der neuzeitlichen 
Polizei geſagt habe, für Sie m. H. von der Lin⸗ 
ken, Anlaß ſein wird, dieſe Fragen micht allein 
vom parteipolitiſchen, ſondern mehr als bisher 
vom ſachlichen Standpunkt aus zu betrachten. 


Was den Etat ſelbſt anbetrifft, ſo ſtellt er in 
ſeiner zahlenmäßigen Stärke das Minimum 


deſſen dar, was für den täglichen Dienſt in Dan⸗ 
zig gerade noch ausreicht, und es erſcheint ange⸗ 


) bracht, die Oeffentlichkeit langſam darauf vorzu⸗ 


bereiten, daß entgegen der ſonſtigen Abbauten⸗ 
denz bei der ſtändig wachſenden Vergrößerung 
des polizeilichen Aufgabenkreiſes ſowohl in 
räumlicher wie auch in ſachlicher Beziehung mit 
einer zahlenmäßigen Erhöhung des Etats für die 
Zukunft zwangsläufig gerechnet werden muß. 
(Zwiſchenrufe links.) Ich werde das zahlenmäßig 
belegen und ſtelle Ihnen anheim, die von mir ge⸗ 
brachten Ausführungen amtlich nachprüfen zu 


laſſen, um ſich davon zu überzeugen, daß meine 
Ausführungen nicht agitatoriſchen Charakter 
haben, ſondern ernſte fachliche Angaben find. 


(Zwiſchenrufe links.) Der vorliegende Etat weiſt 
für die Schutzpolizei 1190 Stellen auf, während 
Königsberg 1581 Schutzpolizeibeamte hat. Dabei 
muß berückſichtigt werden, daß die Königsberger 
Schutzpolizei ausſchließlich für die Stadt tätig 
iſt, während die Danziger Schutzpolizei für den 
ganzen Freiſtaat, insbeſondere auch für die Stadt 
Zoppot zuſtändig it. (Das haben Sie ſchon ein⸗ 
mal erzählt! links.) Ich fange eben erſt an, von 
der Schutzpolizei zu ſprechen. Wir wollen uns 
alſo vor Augen halten, daß die Danziger Schutz⸗ 
polizei für den Staat um 400 Köpfe geringer iſt 
als die Polizei für die Stadt Königsberg. (Abg. 
Raſchke: In der Danziger Polizei ſind nur 5 Pro⸗ 
zent Danziger, die andern ſind alle aus dem 
Reich!) Wir find nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen alle Danziger Staatsangehörige. 

M. D. u. H.! Es muß dabei ferner berückſich⸗ 
tigt werden, daß die Königsberger Schutzpolizei 
beiſpielsweiſe jederzeit in der Lage iſt auf Schutz⸗ 
polizeien benachbarter Städte zurückzugreifen, 


was in Danzig nicht möglich iſt. Wie in Preußen, 
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ſo geben auch die Vergleichszahlen aus den übri⸗ 
gen deutſchen Ländern, inſonderheit aus den 
Hanſaſtädten das gleiche Bild. Die Hanſaſtadt 
Bremen beiſpielsweiſe, die bezüglich Größe, Ein⸗ 
wohnerzahl und Eigenart vielleicht 
mit Danzig zu vergleichen iſt, verfügt über eine 
Schutzpolizei von 1920 Beamten, alſo über ein 
Mehr von 630 Beamten, alſo mehr als 50 Pro⸗ 
zent. M. D. u. H., das iſt der vielgeläſterte aufge: 


blähte Danziger Beamtenapparat! Ich habe 
Ihnen nachgewieſen, daß dieſer „aufgeblähte“ 
Beamtenapparat weder bei der Verwaltungs⸗ 


und Kriminalpolizei noch bei der Schutzpolizei 
vorhanden iſt, daß er vielmehr um über 50 Pro⸗ 
zent kleiner iſt als in Preußen und Deutſchland. 
(Abg. Raſchke: Aber die Hälfte wird als Arbeiter 
benutzt!) Da unſere Beamten demnach mehr Ar⸗ 
beit leiſten müſſen wie ihre Berufsgenoſſen im 
Reich, müßte man annehmen, daß ſie auch eine 
beſſere Entlohnung und beſſere Aufſtiegsmöglich⸗ 
keiten haben müßten als im Reiche. Das iſt aber 
micht auch hier — nein bei den vorher bereits 
behandelten Polizeien in keiner Weiſe der 
Fall, ſondern das Gegenteil! Nur bei den ſchlech⸗ 
teſt beſoldeten unteren Beamten der Gruppen 3 
und 4 iſt Danzig führend mit 786 Beamten. 
Dieſem ſtehen nur 510 in Preußen gegenüber. 
Das Bild ändert ſich aber ſofort bei der erſten 
Beförderungsſtelle. Hier hat Danzig nur 227 
Oberwachtmeiſter, während eine gleich große 
preußiſche Schutzpolizei 374 hat. So geht es wei⸗ 
ter, 141 Zugwachtmeiſtern, bezw. Aſſiſtenten in 
Danzig ſtehen 206 in Preußen gegenüber. 32 
Hauptwachtmeiſtern und Betriebsſekretären in 
Danzig, 44 in Preußen. In der Endſtufe der ſoge⸗ 
nannten Polizeioberbetriebsſekretäre hat Danzig 
ganze 4 Beamte, in Preußen ſind 16 vorhanden. 
Es it eine traurige Erſcheinung, daß die Beam⸗ 
ten in der unterſten Gruppe feſtgehalten werden, 
während in Preußen jederzeit die Möglichkeit be⸗ 
ſteht weiterzukommen. (Alles Hauptleute! bei 
den Kommuniſten.) Auf die Hauptleute komme 
ich auch noch zu ſprechen. Ich wollte weiter noch 
auf die einzelnen Dienſtgrade und ihre Verwen⸗ 
dung eingehen, das würde aber zu viel Zeit in 
Anspruch nehmen. Um nicht den Anſchein zu er⸗ 
wecken als wollte ich mit meinen Ausführungen 
Obſtruktion treiben oder die Verhandlung un⸗ 
nötig in die Länge ziehen, werde ich davon Ab⸗ 
ſtand nehmen. Zu dem aber, was ich bisher ſagte, 
ſehe ich mich deshalb gezwungen, weil es uns bei 
der tadellos funktionierenden Abſtimmungs⸗ 
maſchine gänzlich unmöglich iſt, irgend welche 
Anträge und Verbeſſerungsvorſchläge durchzu⸗ 
bringen. Die Ausſprache im Plenum gibt uns 
daher die einzige Möglichkeit unſere Wünſche und 
Bedenken vor breiteſter Oeffentlichkeit vorzutra⸗ 
gen und darauf hinzuweiſen, welch ungeheuere 
Härten und Ungerechtigkeiten gerade bei den 
unterſten Dienſtgraden der Polizei beſtehen. 
(Abg. Plettner: Die werden alle zum Teppich 
klopfen gebraucht!) ö 
Auf die Verwaltungslaufbahn möchte ich 
micht näher eingehen. Es iſt auch hier das trau⸗ 
rige Faktum zu verzeichnen, daß dutzende Be⸗ 
amte der unterſten Gruppe in Stellen und zu 
Dienſtleiſtungen verwandt werden, die in Preu⸗ 
ßen von Sekretären, Oberſekretären, Inſpektoren 


am eheſten 
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und Oberinſpektoren ausgeführt werden. Ich 
glaube, in Ihrer Sprache nennt man das Aus⸗ 
beutung. (Sehr gut!) Auch die kleinſten und 
harmloſeſten Abänderungsanträge, die man hier 
im Hauptausſchuß geſtellt hat, wurden abgelehnt. 
Abgelehnt hat man aber nicht ſolche Beförde⸗ 
rungsvorſchläge, die ſachlich unbegründet ſind, 
und die aus rein parteipolitiſchen persönlichen 
Gründen eingebracht wurden. (Zwiſchenrufe.) 
Wenn man ſich überlegt, daß bei einem derartig 
wichtigen Etat die Regierungsparteien einen ein⸗ 
zigen Abänderungsvorſchlag bringen, der noch da⸗ 
zu nicht begründet iſt und der die Eigenart hat, 
daß der Beamte, auf den ſich dieſer Antrag be⸗ 
zieht, einer beſtimmten Partei erſt kürzlich beige⸗ 
treten iſt, und zwar beigetreten iſt allein aus dem 
Grunde, um die durch den erwähnten Abände⸗ 
rungsantrag ermöglichte Beförderung zu errei⸗ 
chen, was der Betreffende ſich nicht entblödet, offen 
zu erzählen, ſo kann und muß ich Ihnen von dieſer 
Stelle aus beſcheinigen, daß das eine Beamten⸗ 
politik iſt, der jede Sachlichkeit abgeht und gegen 
die wir aufs ſchärfſte Einſpruch erheben! Herr 
Abg. Liſchnewſki, jetzt wird die Materie Sie in⸗ 
tereſſieren, jetzt komme ich zu den Polizei⸗ 
offizieren. 

Aehnlich vernichtend ſind die Vergleichszahlen 
bei den Polizeioffizieren. (Abg. Plettner: Die 
ſollen ſich nicht ſo viel Dienſtmädchen halten!) 
Das hat mit der Schutzpolizei nichts zu tun. 
(Abg. Plettner: Die männlichen find das!) Auch 
die Schutzpolizeioffiziere ſtehen ſich in Preußen 
unvergleichlich viel beſſer als in Danzig. (Abg. 


(B) Leu: Zu welchem Abſchnitt ſprechen Sie jetzt?) 


Einen Augenblick! Das muß ich erſt machſehen, 
es iſt Abſchnitt D I, Stelle 8 beim Etat des 
Innern. Wenn ich dieſe Zahlen des Etats mit 
den preußiſchen Ziffern vergleiche, ſo ergibt ſich 
für Danzig ein trauriges Bild. Das muß Sie des⸗ 
halb beſonders intereſſieren weil Sie vorhin be⸗ 
haupteten, es gäbe zu viel Offiziere. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Wenn es Ihnen hier nicht gefällt, dann 
gehen Sie nach Sachſen!) Rein zahlenmäßig hat 
das bedeutend kleinere Stettin 46 Polizeioffi⸗ 
ziere, Königsberg 58, Bremen, für das etwa die 
ſelben Verhältniſſe wie in Danzig »elten 97 und 
Danzig dagegen ſage und ſchreibe 35, alſo nicht 
viel weniger als ein Drittel der Zahl, die das 


gleich große Bremen aufweiſt. In Preußen kom⸗ 


men auf 25 Wachtmeiſter ein Offizier, in Bremen 
auf 19 Wachtmeiſter ein Offizier, in Danzig da⸗ 
gegen auf 33 Wachtmeiſter ein Offizier. Alſo 
auch hier iſt die dauernde Behauptung von dem 
aufgeblähten Apparat und den viel zu vielen 
Schupooffizieren durch dieſe klaren Zahlen ohne 
weiteres entkräftet. Dabei möchte ich betonen, 
daß dieſer Etat der preußiſchen Schutzpolizei von 
ſozialdemokratiſchen Miniſtern gemacht wird, die 
demzufolge wiel mehr Verſtändnis für die Be⸗ 
lange einer Polizei aufzubringen vermögen als 
ihre Danziger Parteigenoſſen. (Abg. Liſchnewſki: 
Ihren Dienſt macht ein Zugwachtmeiſter!) Das 


können Sie, glaube ich, nicht beurteilen. Nicht 
nur in der Zahl, wie bei den übrigen von mir 
angeführten Beamten, 
wertung der einzelnen Stellen 
Danziger Schupooffiziere 
ihre ſämtlichen 


ſondern auch in der Be⸗ 
ſtehen ſich die 
genau ſo ſchlecht wie 
anderen Berufsgenoſſen der 
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ſelben Behörde, ſei es Innendienſt oder Krimi⸗ 
nalpolizei, ſei es die Laufbahn der Wachtmeiſter 
oder der Verwaltungsbeamten. Auch hier, wie 
bei den anderen Beamtenkategorien iſt Danzig 
führend nur in der unterſten d. h. ſchlechteſt be⸗ 
zahlten Gruppen der Leutnants. Danzig hat 
ſieben Leutnants, während Bremen nur vier hat. 
Schon bei der erſten Beförderungsſtelle ſchlägt 
die Sache um. Bei uns find 14 Oberleutnants, 
in Bremen 18. In Danzig haben wir 12 Haupt⸗ 
leute in Bremen 28, alſo mehr als das Doppelte. 
Die Hauptleute haben Sie ja, ſeitdem ich im 
Volkstag bin, beſonders ins Herz geſchloſſen. 
(Abg. Plenikowſki: Denken Sie bloß einmal an, 
was die deutſchnationale Regierung verbrochen 
bat.) In Danzig haben wir das Kurioſum, daß 
ein Dienſtgrad in der Laufbahn überhaupt fehlt 
und kein Oberſtleutnant vorhanden iſt, in 
Bremen ſind deren zwei. Oberſt dort wie hier 
infolge der leitenden Stellung je einer. (Zwi⸗ 
ſchenrufe!) Das was ich vortrage kann wohl 
kaum ſachlicher ſein. Es iſt mir unverſtändlich, 
wie man da dauernd „oho“ ſagen kann oder 
witzig ſein ſollende Bemerkungen machen kann. 
Was ich vortrage, habe ich zum großen Teil aus 
der Arbeit Ihres preußiſchen Genoſſen Grzſinſki 
entnommen. Ich glaube der wird von Ihnen 
wohl doch ernſt genommen. Ich will keine weite⸗ 
ren Zahlen bringen, ſondern nur kurz erwähnen, 
daß ein Vergleich mit Preußen ähnlich ungünſtig 
ausfällt wie mit Bremen. Sie ſehen alſo auch 
hier, wie bei allen übrigen polizeilichen Be⸗ 
rufsgruppen eine ſtarke Ungerechtigkeit. Dieſe iſt 
beſonders hart für die Beamten, die ſ. Zt. im 
Jahre 1919 den Entſchluß faßten, ſich bei Grün⸗ 
dung der Schutzpolizei dem Danziger Staat zur 
Verfügung zu ſtellen. Denn Sie müſſen ſich dar⸗ 
über klar ſein, daß die Schutzpolizei, die wir am 
1. Oktober 1919 hier aufſtellten, eine preußiſche 
Schutzpolizei war, und daß alle Beamten, die 
ihr angehörten, das Recht hatten, bei der Los⸗ 
löſung Danzigs nach Preußen zu gehen. Die⸗ 
jenigen, die hier blieben, taten es aus ideellen 
Gründen, weil ſie das Deutſchtum in Danzig hoch⸗ 
halten helfen wollten, materiell geſichert durch 
das Verſprechen der Regierung nicht ſchlechter ge⸗ 
ſtellt zu werden als im Reiche. Wie es mit dieſer 
Gleichſtellung mit dem Reiche ausſieht, habe ich 
1 5 hoffentlich deutlich genug vor Augen ge⸗ 
führt. 

M. D. u. H., ich möchte nun nur noch ganz 
kurz auf ein weiteres Stiefkind des Danziger 
Polizeietats eingehen, das iſt die Danziger Po⸗ 
lizeiſchule. (Aha! Sind da auch zu wenig Be⸗ 
amte? links.) Auch hier fällt ein Vergleich mit 
den preußiſchen Verhältniſſen ſehr zu Ungunſten 
von Danzig aus. Ich möchte ganz kurz, ohne auf 
die näheren Einzelheiten dieſer Schule einzuge⸗ 
hen, ſagen, daß Preußen bezüglich des Polizei⸗ 
ſchulweſens in allen Ländern führend it. Jeder 
muß einſehen, daß ein derart komplizierter Appa⸗ 
rat wie die Polizei eine Fortbildungsmöglichkeit 
beſitzen muß. Ich erinnere nur daran, in welch 
ſcharfer Weiſe ſeinerzeit gegen die Zollverwal⸗ 
tung Sturm gelaufen wurde als die bekannten 
Verfehlungen vorkamen. Der Zollverwaltung 
wurde der Vorwurf gemacht, daß ſie nichts ge⸗ 


tan hätte, um ihre unteren Beamten für ihren 
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Dienſt vorzubilden. M. D. u. H., die Polizei war 
in dieſer Beziehung vorſichtiger. Sie hat ſich in 
der Polizeiſchule ein Inſtitut geſchaffen, in dem 
die Beamten eine ſachgemäße Vor⸗ und Weiter⸗ 
bildung haben. Es iſt unverſtändlich, wie gerade 
gegen dieſe Einrichtung, die neuzeitlich iſt, und 
das vermittelt, was gerade Sie von links immer 
propagieren, eine Weiterbildung des Einzelnen 
ſowohl auf körperlichem wie geiſtigem Gebiet, 
gekämpft wird. Es iſt inkonſequent, eine ſolche 
Einrichtung zu bekämpfen, wie es in den letzten 
Jahren ſo heftig geſchehen iſt. Ich habe gerade 
über das Polizeiſchulweſen in Preußen noch zahl⸗ 
reiches Material, möchte es Ihnen aber der vor⸗ 
geſchrittenen Zeit halber nicht weiter vortragen. 
Ich will nur ſagen, daß das, was für den Etat 
aller anderer Polizejabſchnitte gilt, auch für den 
Etat der Polizeiſchule zutrifft. Anſere Polizei⸗ 
ſchule hat einen Etat von vier Offizieren und 


drei Wachtmeiſtern. (Frau Abg. Kreft: Und wie⸗ 5) 


viel Schüler?) 85! (Frau Abg. Kreft: Immer 
wieder dieſelben!) Das iſt nur dadurch gekom⸗ 
men, daß Sie dauernd Beamte abgebaut haben, 
und daß es der Polizeiſchule unmöglich war, ihre 
Beamten in die Polizei übertreten zu laſſen, weil 
nie eine Stelle frei war, ſondern immer ange⸗ 
ordnet wurde, daß jede freiwerdende Stelle ein⸗ 
geſpart werde. Die kleinſte preußiſche Polizei⸗ 
ſchule in Treptow, die zur Ausbildung von 64 
Anwärtern dient, hat einen Etat von 14 Offi⸗ 
zieren und 23 Wachtmeiſtern, während unſere 
Polizeiſchule, die 85 Anwärter hat und außer⸗ 
dem die Weiterbildung der älteren Beamten der 
geſamten Danziger Polizei vermittelt, einen 
Etat von vier Offizieren und 13 Wachtmeiſtern 


hat. 
M. D. u. H., Sie ſehen alſo auch hier das⸗ 
jelbe Bild wie bei allen andern Beamtenkatego⸗ 


vien des Polizeietats, daß von einem aufgebläh⸗ 


ten Beamtenapparat in keiner Weiſe eine Rede 
ſein kann, im Gegenteil, daß unſer Etat in ſeiner 
zahlenmäßigen Stärke weit hinter Preußen und 
den übrigen deutſchen Ländern zurückbleibt. Wir 
haben es unterlaſſen, erneut Abänderungsan⸗ 
träge zu ſtellen, die bei dem hier gepflegten Ver⸗ 
fahren doch nur niedergeſtimmt worden wären 
und leicht in den Geruch gekommen wären, Agi⸗ 
tationsanträge zu ſein. Und zu Agitationsan⸗ 
trägen iſt mir dieſe Materie denn doch zu ſchade! 


Wenn ich dieſe Ausführungen trotzdem in dieſer 


Breite machte, ſo geſchah es in erſter Linie, um 
Ihr Intereſſe auf dieſe Frage zu lenken und 
Ihnen zu zeigen in welcher Weiſe die Belange 
der Polizei vernachläſſigt werden. Ich habe mich 
dabei lediglich auf einen Teil des Polizeietats 
beſchränkt, den perſonellen, alſo dem, der von den 
Beamten handelt. Aehnlich ſchlecht liegen die 
Verhältniſſe auch bei dem ſächlichen Teil dieſes 
Etats. Wollte ich auf den ſächlichen Teil ein⸗ 
gehen, könnte ich Sie noch eine Stunde unter⸗ 
halten, das will ich aber nicht. (Abg. Liſchnewſki: 
Wir hören Ihnen gern zu, weil Sie hier ein be⸗ 
ſonderes Kurioſum ſind!) Ich freue mich, daß ich 
hier vorliegende Gegenſeitigkeit konſtatieren 
kann. Auch auf dem ſächlichen Gebiet marſchiert 
Danzig hinter Preußen. Ich möchte nur ei e 


einzige Zahl herausgreifen, die ich nur anführe, 
weil im Hauptausſchuß die 


„hohen“ Danziger 
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Zahlen an Reitpferden genannt wurden. Dan⸗ 
zig hat nämlich im ganzen 20 Reitpferde. Die 
Stadt Königsberg, die gleich groß iſt, hat eine 
berittene Schutzpolizei von 112 Beamten. Alſo 
nicht nur auf dem perſonellen Gebiet fällt der 
Vergleich zu Ungunſten Danzigs aus, ſondern 
auch auf dem ſächlichen, und zwar auf nahezu 
allen Gebieten. 

M. D. u. H., ich bin mir bewußt darüber, daß 
die Ausführungen, die ich hier zum Etat des 
Innern gemacht habe, ſpeziell bezüglich der 
Schlechterſtellung, zahlenmäßig und auch in der 
Bewertung der Beamtenſtellen, nicht nur bei 
der Verwaltung des Innern ſo liegen ſondern 
auch bei allen andern Behörden ähnlich ſind. 
Man hat es für angebracht gehalten, diejenigen, 
die im Jahre 1924 die jetzige Beſoldungsordnung 
herausbrachten, nach Strich und Faden zu be⸗ 
ſchimpfen. Ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß die 
Herren, die damals mitgeſtimmt haben, klüger 
waren als diejenigen, die ſie beſchimpfen; denn 
dieſe Leute wußten, was ſie taten, indem ſie bei 
der geringen Zahl von Beförderungsſtellen da⸗ 
für ſorgten, daß als äquivalent dafür eine beſſere 
Beſoldung eintrat. Jetzt aber, wo dieſe beſſere 
Beſoldung verſchwindet und der preußiſchen an⸗ 
gepaßt wird, entſteht meines Erachtens für den 
Senat die moraliſche Verpflichtung, nicht nur 
die Beſoldung an preußiſche Verhältniſſe anzu⸗ 
paſſen, ſondern auch die Stellenbeſetzung der 
preußiſchen zum mindeſten anzugleichen. Es muß 
als ungerecht bezeichnet werden, wenn bei Grün⸗ 
dung des Freiſtaats den hier gebliebenen Beam⸗ 
ten verſichert wurde, ſie würden nicht ſchlechter 
geſtellt als in Preußen und ſich jetzt herausſtellt, 
daß ſie in allen Kategorien bedeutend ſchlechter 
ſtehen als ihre preußiſchen und deutſchen Be⸗ 


rufsgenoſſen. Die ungeheueren Härten, die der 
vorliegende Etat aufweiſt, können, wie ich be⸗ 


reits ſagte, durch das kommende Beſoldungsge⸗ 
etz und den damit verbundenen Stellenbe⸗ 
ſetzungsplan ausgeglichen werden. Ihre Auf⸗ 
merkſamkeit, beſonders die Ihre, meine Damen 
und Herren pon den Regierungsparteien auf die⸗ 
ſen Umſtand hinzulenken, war der Zweck meiner 
Ausführungen. Nur in der Annahme, daß mir 
dies geglückt iſt und daß die Schwächen des vor⸗ 
liegenden Etats auf dieſem Wege beſeitigt wer⸗ 
den und zwar nicht nur bei dem Etat des Innern, 
ſondern auch bei den übrigen Etats, werden 
meine politiſchen Freunde und ich dem vorliegen⸗ 
den Haushaltsplan zuſtimmen. (Bravo! — Zu⸗ 
ruf bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Schwegmann. 
Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 


beantrage jetzt Vertagung, die Abſtimmung kann 
ja auch morgen gemacht werden. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Arczynſki. 
Arczynſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich wi⸗ 


derſpreche der Vertagung. Nachdem wir ſtunden⸗ 
lang geredet haben, können wir über den nächſten 
Etat abſtimmen. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
dazu ſehr viel zu ſagen ſein wird. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Dann beantragen wir Einzelabſtimmung 
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(Arczynſki, Abgeordneter) 
über die einzelnen Stellen und namentliche Ab⸗ 
ſtimmung!) 


Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
Anlage VI, wir ſchreiten jetzt zur Abſtimmung. 
Wird der Antrag des Herrn Abg. Schwegmann 
auf Abſtimmung über die einzelnen Stellen un⸗ 
terſtützt? (Geſchieht.) Danke, die Unterſtützung 
reicht aus. 


Wir ſtimmen über die einzelnen Abſchnitte 
ab, und zwar zunächſt über Abſchnitt A Ausgabe. 
Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt. Wird 
der Antrag unterſtützt, (Geſchieht.) die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Wir haben noch über den Etat 
abzuſtimmen. Dazu liegt der Abänderungsantrag 
des Abg. Liſchnewſti u. Fr. in Druckſache Nr. 
258 vor. 

1. Einnahme Abſchnitt B „Oberverwaltungsgericht 

und Bezirksausſchuß“ iſt zu ſtreichen. { 

2. Einnahme Abſchnitt E „Techniſche Nothilfe“ iſt zu 
ſtreichen. a 

3. Ausgabe Abſchnitt A I, Stelle 1 Beſoldungen 
Es iſt zu ſtreichen: „1 Oberregierungsrat, 1 Regie⸗ 
rungsamtsrat“. 

4. Ausgabe Abſchnitt B „Oberverwaltungsgericht und 
Verwaltungsgericht“ iſt zu ſtreichen. 

5a. Ausgabe C Abſchnitt I erhält die Ueberſchrift: 
„Landratsamt Danzig“. 

5b. Ausgabe C Abſchnitt I, find die Stellen 4, 5 und 
6 (Reiſekoſten, Dienſtaufwandsentſchädigung, Fahr⸗ 
ee au ſtre ichen. 

6. Ausgabe C Abſchnitt II „Landratsamt Niederung“ 
iſt zu ſtreichen. 

7. Ausgabe C Abſchnitt III Landratsamt Großes Wer⸗ 
der. Es ſind die Stellen 3, 4, 5 (Reiſekoſten, Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung und Fahrkoſtenentſchädi⸗ 
gung) zu ſtreichen. 

8. Ausgabe Abſchnitt D I Polizei, Beſoldungen: Es 
find zu ſtreichen: „1 Staatsrat, 2 Polizeiamtsräte, 
2 Polizeioberinſpektoren“, ferner in Zeile 2 die 
Worte „in gehobener Stellung“. 

9. Abſchnitt D I, Stelle 1 „d Außendienſt“ iſt zu ſtrei⸗ 
chen, dafür iſt einzuſetzen: „d) Außendienſt durch 
eine freigewerkſchaftlich organiſierte Wachmann⸗ 

iu 


ſchaft. 

10. en D I, Stelle 1 „e) Polizeiſchule“ iſt zu 
treichen. 

11. Abſchnitt D I, Stelle 8 „Reiſekoſten pp.“ iſt zu 


ſtreichen. 

12. Abſchnitt D III, Stelle 2 „Polizeigefangene“. Der 
eingeſtellte Betrag von 7000 G. iſt auf 10 000 G 
zu erhöhen. 

13. Abſchnitt D IV, Stelle 5 „Dienſtkleidungszuſchuß 
für Offiziere“ iſt zu ſtreichen. 

14. Abſchnitt D VI, „Stelle 1—4“ iſt sw ſtreichen. 

15. Abſchnitt D IX, Stelle 4 „Unterhaltung und Er⸗ 
gänzung der Munition und des Geräts für den 
Schießdienſt“ iſt zu ſtreichen. 

16. Abſchnitt D X, „Kraftfahrzeuge und Motorboote.“ 
Es ſind herabzuſetzen: 

Stelle 1 Unterhaltung und Ergänzung der Kraft⸗ 
fahrzeuge von 69 000 G. auf 34 500 G 
Stelle 2 Unterhaltung und Ergänzung der Motor⸗ 
boote von 36 000 G. auf 18 000 G. 
Stelle 3 Betriebsſtoff von 28 000 G. auf 14000 G. 
Stelle 4 3 won 7500 G. auf 


5 . 
17. Abſchnitt D XI, Stelle 5 „Unterhaltung und Er⸗ 
gänzung der Sonderbekleidung für die Leibes⸗ 
übungen“ iſt zu ſtreichen. 


18. Abſchnitt D XI, Stelle 6 „Leibesübungswettkämpfe, 
Ehrenpreiſe, Beteiligung an öffentlichen Wettbe⸗ 
werben“ iſt zu ſtreichen. - 

19. Abſchnitt D XIII, „Unterhaltung der Muſikkapelle 
der Schutzpolizei“ iſt zu ſtreichen. 

20. Ausgabe Abſchnitt E „Techniſche Nothilfe“ iſt zu 
ſtreichen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die ihn anneh⸗ 

men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 

Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 

0 über die Entſchließung in Druckſache Nr. 
ab: 

Sämtliche Beamte und Angeſtellte der Schutzpo⸗ 
lizei ſind, ſoweit ſie nicht verheiratet und eigene Woh⸗ 
nung haben, in Einzelquartiere außerhalb der Ka⸗ 
ſernements unterzubringen. Der Dienſt der Beamten 
darf nur inſoweit in geſchloſſenen Formationen ſtatt⸗ 
finden, als es zur Sicherheit des Publikums (Unter⸗ 
richt) erforderlich iſt. 

Im übrigen darf der Dienſt den Rahmen einer 
Polizeimannſchaft entſprechend nicht überſchreiten. 

Ich bitte die D. u. H., die dieſe Entſchließung an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt abgelehnt. 
Jetzt kommen wir zur Abſtimmung über den Etat 
ſelbſt. Wir ſtimmen über Abſchnitt A Einnahme 
namentlich ab. Wünſcht noch jemand von den Da⸗ 
men und Herren eine Stimmkarte abzugeben. Das 
iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. 
Ich bitte die Herren Beiſitzer, die Auszählung 
vorzunehmen. (Geſchieht.) Das vorläufig feſtge⸗ 
ſtellte Abſtimmungsergebnis“) iſt folgendes: Ab⸗ 
gegeben ſind 63 Stimmen, alle mit Ja. Abſchnitt 
A iſt angenommen. Wir ſtimmen ab über Ab⸗ 
ſchnitt B. Ich bitte die D. u. H. die ihn anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Abſchnitt B iſt an⸗ 
genommen. Wir kommen zu Abſchnitt C. (Abg. 
Hohnfeldt: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Geſchieht.) 
Die Anterſtützung reicht gerade aus, wir ſtimmen 
über Abſchnitt C namentlich ab. Ich bitte die 
Damen u. Herren ihre Plätze einzunehmen, die 
namentliche Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch 
jemand von den D. u. H. eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben, das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Das vorläufig feſtgeſtellte Abſtim⸗ 
mungsergebnis“) iſt folgendes: Abgegeben ſind 65 
D Endeültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegeben 
63 Stimmen, ſämtlich mit Ja. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Eiſerloh, 
Frau Falk, Fiſcher, Fooken, Gaikowski, Gehl, Gerick, 
Grodnick, Hallmann Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Jewe⸗ 
lowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſki, Klein, 
Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Kla⸗ 
witter Felix, Lemke Bruno, Lemke W., Leu, Loops, Frau 
Malikowſki, Mau, Moritz, Mrocszkowski, Frau Müller, 
ya Pauls, Plettner, Raap, Rahn, Regier, Rehberg, 

rau Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, 
Schmidt, Selow, Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
1 Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſki, Fr. 
uper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bu⸗ 
randt, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dyck II, Doerkſen, 
Falkenberg, Friedrich, Geisler, Grünhagen, Hallmann 
Rud., Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Jahr, Jantzen, Frau Kalähne, Karkutſch, Klawit⸗ 
ter Fritz, Frau Kreft, Kreft P., Langnau, Lendzion, Liſch⸗ 
newſki, Manthei, Mathieu, Mayen, Fr. Meyer, Miczewſ⸗ 
ki, Dr. Moczynſki, Müller Bernhard, Müller Paul, Mül⸗ 
ler Walter, Neubauer, Opitz, Papke, Philipſen, Pleni⸗ 
kowſki, Raſchke, Schütz, Schwegmann, Senftleben, Schwartz, 
Dr. Unger, Vollerthun, Weiß, Weiße, Zarske, Dr. Ziehm. 

„) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 65, davon 65 mit Ja. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
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Stimmen, alle mit Ja. Abſchnitt C iſt angenom⸗ 
men, Abſchnitt D angenommen, Abſchnitt E an⸗ 
genommen, Abſchnitt A Ausgabe, angenommen. 
Abſchnitt B angenommen. Abſchnitt C, angenom⸗ 
men. Abſchnitt D, angenommen. Abſchnitt E, an⸗ 
genommen. Abſchnitt F, angenommen. Wir kom⸗ 
men nun zur Abſtimmung über den Haushalts⸗ 
plan der Verwaltung des Innern im ganzen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die ihn annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe Anlage VII auf: 

f Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 

werbeverwaltung. 
Druckſache Nr. 172 und Nr. 252 III. Ich eröffne 
5 Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
reft 


Kreft, Paul, Abgeordneter (K. P.) Ich will 
auf unſern Abänderungsantrag kurz eingehen. 
Wie ich ſchon einmal ſagte, beantragen wir, daß 
bei der Außenhandelsſtelle in Abſchnitt B II, Stel⸗ 
le 1 die Summe von 85 000 Gulden für Einfuhr⸗ 
gebühren geſtrichen wird. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß das eine indirekte Belaſtung der 
Bevölkerung iſt. Weiter beantragen wir, daß un⸗ 
ter Abſchnitt C III, Stelle 1 die Eichamtsgebüh⸗ 
ren, die auch eine indirekte Belaſtung der Bevöl⸗ 
kerung darſtellen, mit 74000 Gulden geſtrichen 
werden. In Abſchnitt A I, Stelle 1 beantragen 
wir, daß ein Regierungsoberinſpektor geſtrichen 
wird, ebenſo unter C I ein Gewerberat. Wir be⸗ 
antragen weiter, daß in Abſchnitt D V, Stelle 2 
der Zuſchuß für die Seemaſchiniſtenſchule in Höhe 
von 3 000 Gulden geſtrichen werden ſoll. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß das geſamte 
Schulweſen verſtaatlicht und die Schulen unter 
ſtaatlicher Regie weiter geführt werden ſollen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. 
u. H.! In ſehr vorgerückter Stunde muß ich das 


Wort zu dieſem Etat ergreifen. Im allgemeinen 


haben wir von unſerer Gruppe geſchwiegen, weil 
wir die ſachliche Arbeit des Volkstages nicht ſtö⸗ 
ren wollten, und weil wir der Anſicht waren, 


Beyer, Dr. Bing, Bock, Brennert, Brill, Beſſer, Eiſerloh, 
Fr. Falk, Fiſcher, Fooken, Friedrich, Gaikowſki, Gehl, Ge⸗ 
rick, Grodnick, Hallmann Rob., Hennke, Höhn, Hoog, Hop⸗ 
pe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. Kamnitzer, Karſchewſ⸗ 
ki, Klingenberg, Kloſſowſki, Knauſt, Kruppke, Kurowſfki, 
Klawitter Felix, Klein, Lemke Bruno, Lemke W., Leu, 
Loops, Fr. Malikowſki, Mau, Moritz. Mroczkowſki, Fr. 
Müller, Fr. Pauls, Plettner, Raap, Rahn, Regier, Reh⸗ 
berg, Fr. Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schil⸗ 
ke, Schmidt, Selow, Fr. Or. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
5 Wahl, Weber, Werner, Wierſchowſki, Fr. 
uper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Berger, Bertling, 
Dr. Blavier, Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Bus 
randt, Cierocki, Dinklage, Dumont, Dock II, Doerkſen, 
Falkenberg, Geisler, Grünhagen, Hallmann Rud., Dr. 
Heinemann, Hohmfeld, Dr. Hoppenrath, Jahr, Jantzen, 
Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter Fritz, Fr. Kreft, Kreft 
P., Langnau, Lendzion, Liſchnewſki, Manthei, Mathieu, 
Mayen, Fr. Meyer, Miſzewſki, Dr. Moczynſki, Müller 
Bernh., Müller Paul, Müller Walter, Neubauer, Opitz, 
Papke, Philipſen, Plenikowſki, Raſchke, Schütz, Schweg⸗ 
mann, Senftleben, Schwartz, Dr. Anger, Vollerthun, 


Weiß, Weiſſe, Zarske, Dr. Ziehm. 
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daß es uns in der Minderheit möglich ſein wür⸗ 
de, Einfluß auf die Dinge zu nehmen und ſachli⸗ 
chen Bedenken Gehör zu verſchaffen. Aber auch 
der heutige Abänderungsantrag hat wieder be⸗ 
wieſen, daß die Bindungen der Koalitionspartei⸗ 
en derartig ſind, daß ſie nicht in der Lage ſind, 
ſachlichen Bedenken Gehör zu ſchenken. Es iſt 
ihnen daher auch nicht möglich, den berechtigten 
Münſchen der Minderheit zu entſprechen. (Sehr 
richtig!) Ich kann es verſtehen, daß dieſe Bin⸗ 
dungen da ſind, trotzdem wäre es richtig geweſen, 


nicht alles in Grund und Boden zu ſtimmen, wie 


es in den letzten Wochen täglich feſtzuſtellen war. 
(Sehr richtig!) Es handelt ſich nicht nur um die 
Etats, ſondern auch um Geſetze, bei denen zuge⸗ 
ſichert wurde, daß Konzeſſionen gemacht werden 
ſollen. Auch dort wurde rückſichtslos alles nieder⸗ 
geſtimmt. Das ſind keine Farcen. (Abg. Sieben⸗ 
freund: Ich habe gejagt, die Nationalliberalen 
haben bisher keine Vorſchläge gemacht!) 

Ich verzichte auch jetzt darauf, Vorſchläge und 
Anträge bei dieſem Etat zu bringen. Ich möchte 
aber betonen, daß Handel und Induſtrie, die Er⸗ 
werbs⸗ und Geſchäftszweige, die hier in Danzig 
notwendig ſind, und die dazu dienen, unter allen 
Umſtänden die Wirtſchaft aufrecht zu erhalten, 
mehr Entgegenkommen erfahren müſſen als bis⸗ 
her. Wenn Sie ſo weiter wirtſchaften, werden Sie 
das bißchen, das hier noch iſt, vernichten. Sie 
werden die Henne, die Eier legen ſoll, totſchlagen. 
Sie erzählen vom Steuerabbau, vom Schutz der 
Wirtſchaft. Auf der einen Seite werden die Steu⸗ 
ern geſtrichen, um auf der andern Seite wieder 
möglichſt hoch aufgezogen zu werden. Dann, m. 
D. u. H., fühlen ſich Beamte und alle möglichen 
Herrſchaften bemüßigt, in dieſes zarte Getriebe 
von Handel und Induſtrie einzugreifen, mit rau⸗ 
her Hand zu ſtören und ihre eigenen Intereſſen 
nach Möglichkeit zu wahren. Sie bedenken nicht, 
daß hier nur mit der allergrößten Sorgfalt vor⸗ 
gegangen werden darf. 


Auch bei dieſem Etat haben wir wieder einen 
derartigen Fall. Es ſtehen hier als Gewerbeauf- 
ſicht ſogenannte Gewerbepfleger. Das Wort Pfle⸗ 
ger ſollte ſchon darauf hindeuten, daß für dieſen 
Beruf Menſchen ausgewählt werden, die auch von 
der Pflege eine Ahnung haben. Aber nicht die 
Ausbildung, ſondern nur die Parteiangehörigkeit 
dient dazu, um die Auswahl für die Pfleger zu 
treffen. (Sehr richtig! rechts.) M. D. u. H.! Das 
muß unter allen Umjtänden vermieden werden. 
Die Leute, die in die Betriebe und die Hand- 
lungen hineingehen, müſſen eine Ahnung von der 
Sache haben. Die dürfen nicht bloß Gewerk⸗ 
ſchaftsſekretäre ſein, ſondern müſſen eine Ahnung 
von den Dingen haben, die ſie dort zu beurteilen 
haben. (Große Unruhe.) Wir bringen im Namen 
unſerer Gruppe und im Namen der Mitglieder 
der Deutſchnationalen Fraktion eine Entſchlie⸗ 
ßung ein, die folgendermaßen lautet: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

1. Bei der Anſtellung von Gewerbepflegern (oder 
Gewerbekontrolleuren) iſt lediglich auf die fachliche 
Befähigung und perſönliche Eignung der Anzuſtel⸗ 
lenden zu achten. Die Zugehörigkeit zu einer Ge⸗ 
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(Dr. Unger, Abgeordneter) 
werkſchaft oder zu einer politiſchen Partei darf nicht 
Vorausſetzung für die Anſtellung ſein. 

2. Der Anſtellung der Gewerbepfleger (oder Ge⸗ 
werbekontrolleure) hat eine Prüfung durch einen 
Prüfungsagusſchuß vorauszugehen Der Prüfungs⸗ 
ausſchuß beſteht aus dem zuſtändigen Gewerberat und 
je einem 

mer. 

3. Die Prüfungsordnung und die weiteren Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 


(Abg. Loops: Die Handelskammer!) Das kann 
auch die Handelskammer ſein. Ich glaube, die 


ertreter der Arbeitgeber und Arbeitneh⸗ 


Handelskammer hat für die Belange der Wirt⸗ 


Ich empfehle 


ſchaft mehr Verſtändnis als Sie. 
Ihnen, m. D. u. H., das zur Beachtung und als 
Richtlinien für Ihre weitere Politik. 
Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. (Abg. Dumont: Ich beantrage geteilte Ab⸗ 
ſtimmung!) Wir ſtimmen zunächſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion 
in Druckſache Nr. 255 ab. 
Einnahmen: 
Abſchnitt B II, Stelle 1, Außenhandelsſtelle, Einfuhr⸗ 
gebühren wird die Summe von 85 000 G. ge⸗ 


ſtrichen. 

Abſchnitt C III, Stelle 1: Eichamtsgebühren 74000 

G. werden geſtrichen. 

Ausgaben: 

Abſchnitt A J, Stelle 1: 1 Regierungsoberinſpektor 

wird geſtrichen. 

Abſchnitt C I, Stelle 1: 1 Gewerberat wird geſtrichen. 

Abſchnitt D V, Stelle 2: Seemaſchiniſtenſchule, Zu⸗ 

ſchuß 3 000 G. werden geſtrichen. Die Schule ſoll 

verſtaatlicht werden. 

Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen dann zu 
der Entſchließung der Herren Abg. Dumont und 
der Nationalliberalen Gruppe und Abg. Schweg⸗ 
mann und der Deutſchnationalen Fraktion. Es 
iſt beantragt worden, darüber geteilt abzuſtim⸗ 
men. (Aha! links.) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (N. Lib.): Ich bean⸗ 
trage außer der geteilten Abſtimmung namentli⸗ 
che Abſtimmung über die Entſchließung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung iſt nicht ausreichend. 
(Lebhaftes Bravo! links.) Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Entſchließung: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

1. Bei der Anſtellung von Gewerbepflegern (oder 
Gewerbekontrolleuren) ijt lediglich auf die fachliche 
Befähigung und perſönliche Eignung der Anzuſtel⸗ 
lenden zu achten. Die Zugehörigkeit zu einer Ge⸗ 
werkſchaft oder zu einer politiſchen Partei darf nicht 
Vorausſetzung für die Anſtellung fein. 

2. Der Anſtellung der Gewerbepfleger (oder Ge⸗ 
werbekontrolleure) hat eine Prüfung durch einen 
Prüfungsausſchuß vorauszugehen. Der Prüfungsaus⸗ 
ſchuß beſteht aus dem zuſtändigen Gewerberat und je 
einem Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

3. Die Prüfungsordnung und die weiteren Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 

Dumont und 
die übrigen Mitglieder der Nationalliberalen Gruppe. 
Schwegmann und die 
übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion. 


Zuerſt ſtimmen wir über Jab. Wer dafür iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, die Entſchließung zu I iſt ab⸗ 
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gelehnt. Wir ſtimmen über die Entſchließung zu II 
ab. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie iſt 

abgelehnt. Wir kommen zur Entſchließung zu III. 

Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 

(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Entſchlie⸗ 

ßung iſt abgelehnt. 

Jetzt kommt die Entſchließung des Ausſchuſſes 

auf Druckſache Nr. 172. 

; Der Senat wird erſucht, die Aufnahme von Ge⸗ 
ſchäftsinſeraten im Staatsanzeiger unverzüglich ein⸗ 
zuſtellen. > 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 

heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die Ent⸗ 

ſchließung iſt angenommen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Etat der Handels- und Ge⸗ 


0 


werbeverwaltung. Zur Geſchäftsordnung hat das 


Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Ich möchte den 
Herrn Präſidenten darauf aufmerkſam machen, 
daß im 8 31 der Geſchäftsordnung Ziffer 6 folgen⸗ 
der Wortlaut enthalten iſt: „Ueber Entſchließun⸗ 
gen zu Geſetzesvorlagen und Staatsverträgen 
wird nach der dritten Leſung vor der Schlußab⸗ 
ſtimmung abgeſtimmt“. Das heißt, wir müſſen 
erſt das Geſetz erledigen, bevor wir zur Abſtim⸗ 
mung über die Entſchließungen kommen können. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegman. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Es iſt 
vollkommen richtig verfahren worden. Die Abſtim⸗ 
mungen über die einzelnen Entſchließungen ſind 
vor der dritten Abſtimmung über den Haushalts⸗ 
plan erfolgt. Das entſpricht einer Vereinbarung, 
die früher aus Zweckmäßigkeitsgründen getrof⸗ 
fen iſt. Ich halte es auch für eine verfehlte Maß⸗ 
nahme, wenn anders verfahren würde. Dieſer Mo⸗ 
dus iſt früher verabredet worden und erwies ſich 
als zweckmäßig. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Herr Abg. 
Schwegmann ſcheint mich falſch verſtanden zu ha⸗ 
ben. Die Geſchäftsordnung beſtimmt klipp und 
klar, daß zuerſt über den jetzt zur Beratung ſte⸗ 
henden Einzeletat abgeſtimmt wird und im An⸗ 
ſchluß daran, d. h. vor den Schlußabſtimmungen 
über die Entſchließungen. Das heißt durchaus 
nicht, daß damit gewartet werden ſoll, bis ſämt⸗ 
liche Einzeletats erledigt ſind, ſondern es ſoll erſt 
über den Einzeletat abgeſtimmt werden und dann 
über die Entſchließung dazu. So haben wir acht 
Jahre lang verfahren. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Die Geſchäftsord⸗ 
nung beſtimmt: „in der Regel“. Es iſt keine ſtrikte 
Vorſchrift. Wenn es gewünſcht wird, kann ich 
beim nächſten Etat anders verfahren. Wer für 
Annahme des Haushaltsplans der Handels⸗ und 
Gewerbeverwaltung iſt, den bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan iſt angenommen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat den Arbeitsplan feſtgelegt, und zwar 
ſollen die Haushaltspläne früheſtens morgen ver⸗ 


(D) 
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früheſtens iſt, genügt das doch auch. Wenn jetzt 
ſieben Haushaltspläne verabſchiedet ſind, bleiben 
noch acht übrig. Einige davon werden keine gro⸗ 
ßen Ausſprachen herbeiführen. (Abg. Loops: 
Dann können wir ſie heute noch erledigen!) Sie 
wollen doch nicht einzelne Etats aus der Mitte 
herausnehmen. Als nächſter muß der Juſtizetat 
verabſchiedet werden. Der wird noch eine längere 
Ausſprache herbeiführen. Die dahinter kommen⸗ 
den Haushaltspläne für öffentliche Arbeiten, 
Staatliche Grundbeſitzberwaltung und Forſtver⸗ 
waltung können in einer halben Stunde verab⸗ 
ſchiedet ſein. Daher beantrage ich, daß wir heute 
Schluß machen. Wir können ja morgen noch bis 
10 Uhr tagen. Dann werden die Etats verab⸗ 
ſchiedet ſein. Es wäre beſſer geweſen, man hätte 
ſich im Aelteſtenausſchuß feſtgelegt, wie weit man 
am Mittwoch abend kommen will. Aber es ſcheint 
hier die Tendenz vorhanden zu ſein, heute alles zu 
verabſchieden. (Abg. Arczynſki: Natürlich!) Wenn 
Sie das wollen, dann holen Sie beizeiten Ihren 
Strohſack her. ( Heiterkeit.) Wir haben nichts da⸗ 
gegen. Wir kennen ja Ihre gemeine Taktik, die 
Sie eingeführt haben. Beſonders die ſchwarzen 
Geſellen ſind tonangebend. ( Heiterkeit.) Sie glau⸗ 
ben, uns etwas aufoktroyren zu können. Ich be⸗ 
antrage jetzt Vertagung, weil die Möglichkeit be⸗ 
ſteht, morgen mit den Etats fertig zu werden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 

ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gaikowſfki. 
B Gaikowſti, Abgeordneter (Z.): Dem Antrage 
(B) des Abg. Raſchke wird widerſprochen. Hätten nicht 
die Kommuniſten uns unnütz lange aufgehalten, 
ſo wären wir längſt mit der aufgeſtellten Tages⸗ 
ordnung fertig. Durch die Schuld der Kommuni⸗ 
ſten iſt ſoviel Zeit vertrödelt worden. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe ganz 
entſchieden den Vorwurf des Herrn Abg. Gaikowſ⸗ 
ki zurück, daß wir zu den Etats irgendwie mehr 
geſprochen haben, als notwendig war. Im Ge⸗ 
genteil, dieſe gemeinen Etats hätten noch viel 
mehr beſprochen werden müſſen. Wenn Sie be⸗ 
ſtimmen, daß weiter getagt werden ſoll, werden 
wir Ihnen ſagen, wie ſich die Etats gegen die 
ſchaffende Bevölkerung auswirken, und zwar 
wenn Sie es haben wollen, bis morgen abend 10 
Uhr in einer Tour. (Abg. Gaikowſki: Wir kön⸗ 
nen es aushalten!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Wird der Antrag 
auf Vertagung unterſtützt? (Geſchieht.) Die Un⸗ 
terſtützung reicht aus, die Vertagung wird zur Ab⸗ 
ſtimmung geſtellt. Wer für Vertagung iſt, den 
bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, der Vertagungsantrag iſt 
abgelehnt. Ich rufe nunmehr Anlage VIII auf, 


Haushaltsplan der Juſtizverwaltung 
Druckſache Nr. 173, Abänderungsantrag Nr. 256 
und Entſchließung Nr. 216. Das Wort hat der 
Herr Abg. Liſchnewſki. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Gehen Sie 
nur hinaus, mich ekelt Ihr Anblick an! M. D. u. 
H.! Durch Ihren Starrſinn haben Sie jetzt bewie⸗ 
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abſchiedet ſein. (Späteſtens! links.) Wenn das ſen, daß Sie alles daran ſetzen werden, die Etats 


heute noch durchzupeitſchen. Sie geben an, Demo⸗ 
kraten zu ſein und den Parlamentarismus mit 
Löffeln gefreſſen zu haben. Wenn Sie hier par⸗ 
lamentariſche Komödien aufführen wollen, ſind 
wir Kommuniſten die Letzten, die das verhindern. 
Wir Kommuniſten legen keinen Wert darauf, ob 
Sie Ihren parlamentariſchen Anſtand wahren 
wollen oder nicht. Wenn Sie eine Komödie betr. 
den Parlamentarismus aufführen wollen, ſo wer⸗ 
den wir Ihnen das Material dazu liefern. 

Ich komme zur Juſtizverwaltung im allgemei⸗ 
nen, insbeſondere zur Handhabung in der Juſtiz⸗ 
verwaltung. Alle kapitaliſtiſchen Staaten haben 
die Juſtiz eingeführt, um gegen die rebellieren⸗ 
de, arbeitende Bevölkerung Stellung zu nehmen, 
um ſie in Schach zu halten, um ſich dagegen zu 
wehren, wenn jemand am kapitaliſtiſchen Syſtem 
rührt. Die Juſtiz iſt dazu da, um die Privat⸗ 
wirtſchaft zu ſchützen. Die Juſtiz iſt dazu da, um 
die Privatwirtſchaft zu ſchützen, um den privaten 
Profit zu ſichern. Das iſt eine alte Methode, die 
ſchon aus dem Altertum übernommen iſt. In den 
erſten Jahren des Volkstags iſt beiſpielsweiſe die 
Juſtiz zu ſcharfen Mitteln geſchritten. (Zuruf des 
Abg. Rahn.) Wenn man im Altertum ſolche Re⸗ 
den gehalten hätte, wenn man dieſe vollgefreſſene 
Geſellſchaft ſo lange aufgehalten hätte, wäre ei⸗ 
nem die Hand abgehackt worden. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft kann es ſich zuſchreiben, daß dieſe Auswüch⸗ 
ſe aus der damaligen Zeit etwas gedämpft ſind 
Man hat verhindert, daß den Volksvertretern die 
Hände abgehackt werden, daß ihnen die Augen 
ausgeſtochen werden, daß ſie zu Tode gefoltert 
werden. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Was ich 
hier vorzubringen habe, iſt ſo ernſt, daß ich mei⸗ 
nen Geiſt zuſammen nehmen muß. Wenn mich je⸗ 
mand unterbricht, komme ich leicht aus dem Kon⸗ 
zept. Es iſt für einen Arbeiter nicht ſo leicht, aber 
ich habe in meinem Leben immer behauptet, daß 
die Arbeiter mehr Verſtand im kleinen Zeh ha⸗ 
ben als die beſitzende Klaſſe im Gehirn. Die be⸗ 
ſitzende Klaſſe und die Beſchützer des Kapitals, 
dazu gehören auch die Sozialdemokraten, fangen 
langſam an den Geiſt zu verlieren. Ihre Gehirne 
verkalken langſam. Der Träger des kommenden 
Werdens iſt die werktätige Bevölkerung, die ſich 
durch die Arbeit geſund erhalten hat. Dieſe Her⸗ 
ren, die jetzt hier Volksvertreter ſind, müſſen an 
Geiſtesſchwund leiden, weil ſie körperlich nicht tä⸗ 
tig ſind. Ich erinnere an Wilhelm II, der nach 
Doorn ging und dort Holz geſägt hat. Aber auch 
er konnte den Geiſtesſchwund nicht aufhalten. 
Letzten Endes mußte er in der Verbannung we⸗ 
gen Geiſtesſchwund hauſieren gehen. 

Ich habe erklärt, daß es jetzt nicht mehr mög⸗ 
lich iſt, mit der werktätigen Bevölkerung ſo um⸗ 
zuſpringen wie im Altertum. Es iſt dem Ver⸗ 
dienſt der Arbeiter zuzuſchreiben, vor allem unſe⸗ 
ren Vorfahren, die ſich zum Sozialismus bekannt 
haben, daß ſie es verſtanden haben, ſyſtematiſch 
und zielbewußt in der Frage der Juſtiz darauf 
hinzuarbeiten, daß die ſchlimmſten Auswüchſe be⸗ 
ſeitigt werden. Vor allem iſt es den Kommuniſten 
zuzuſchreiben, daß man jetzt nach dem Vorbild 
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von Rußland immer mehr Reformen in der Recht⸗ 
ſprechung und auch im Strafvollzug vornimmt. 
Man muß dem Revolutionswillen der Arbeiter⸗ 
ſchaft in dieſer Beziehung Rechnung tragen, ob 
man will oder nicht. Aber trotzdem ſind in der 
Rechtſprechung noch ſoviele Mängel vorhanden, 
daß es der kommenden revolutionären Arbeiter⸗ 
ſchaft noch übrig bleibt, dieſe Rechtſprechung zu 
beſeitigen. Das kann ſie aber nicht durch Reform⸗ 
vorſchläge in dieſem kapitaliſtiſchen Staat, das 
kann die Arbeiterſchaft nur, indem ſie dieſen kapi⸗ 
taliſtiſchen Staat zertrümmert und auf den Trüm⸗ 
mern eine neue Geſellſchaftsordnung aufrichtet. 
Dieſe neue Geſellſchaftsordnung muß natürlich 
auch einen neuen Strafvollzug vornehmen. Wenn 
ich über den Strafvollzug im Freiſtaat mit allen 
ſeinen früheren Mängeln und Auswüchſen ſpre⸗ 
chen wollte, würde ich die ganze Nacht ausfüllen. 
Ich will daher nur ein paar kleine Auswüchſe 
hier kennzeichnen. Wir haben ſeinerzeit vorge⸗ 
ſchlagen gehabt, daß wir den Strafvollzug ändern 
wollten, indem wir der Arbeiterſchaft wenigſtens 
das gaben, was ſie ſich nach 1918 erobert hatte. 
Wir wollten wieder einführen, daß das Schwur⸗ 
gericht durch zwölf Schöffen beſetzt wird, alſo durch 
Laienrichter, und daß das Schöffengericht, das, 
wenn ich nicht irre, 1921 geändert wurde, wieder 
eingeführt wird. Dieſes wurde der Arbeiterſchaft 
durch das ſogenannte Ermächtigungsgeſetz ge⸗ 
raubt, wobei die Deutſchnationale Partei tonan⸗ 
gebend war. Der Strafvollzug iſt ein ungerechter 
und muß geändert werden. Die Mitglieder der 
Regierung oder der Fraktionen, die die Regierung 
bilden, tun nichts, um dieſen Strafvollzug in ſei⸗ 
nen Auswüchſen zu beſeitigen. Im Gegenteil, als 
die Kommuniſtiſche Fraktion neue Vorſchläge in 
dieſer Beziehung machte, daß die Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen wieder eingeſetzt werden ſollten und 
dieſe Geſetzesvorlage im Rechtsausſchuß zur Bera⸗ 
tung kam, ließen die Sozialdemokraten durch ih⸗ 
ren Vertreter erklären, ſie müßten erſt einmal ſe⸗ 
hen, wie ſich das, was die Deutſchnationalen mit 
dem Ermächtigungsgeſetz eingeführt hätten, aus⸗ 
wirken würde. 

Das geſchieht, trotzdem Ihre Redakteure und 
Leute aus ſozialdemokratiſchen Arbeiterkreiſen 
durch dieſen Strafvollzug getroffen werden. Es 
iſt Demagogie, nach außen hin zu markieren, daß 
man ſich für die Intereſſen der werktätigen Bevöl⸗ 
kerung einſetzt und innen rein kapitaliſtiſche Maß⸗ 
nahmen zu ergreifen, die die Deutſchnationalen 
eingeführt haben und weiter durchführen. Wür⸗ 
den die ſozialdemokratiſchen Führer in den Mit⸗ 
gliederverſammlungen ganz objektiv berichten, wie 
der Strafvollzug ausſieht, welche neuen Vorſchlä⸗ 
ge eingebracht werden, dann würde die Arbeiter⸗ 
ſchaft darüber nachdenken. Als die Angelegen⸗ 
heit im Ausſchuß zur Beratung ſtand, erklärten 
die Sozialdemokraten, ſie würden erſt einmal ſe⸗ 
hen, welche Auswirkungen entſtänden. Kurz dar⸗ 
auf ſollte ein Abgeordneter der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei, der Redakteur Weber, durch den 
Rechtsausſchuß zur Verantwortung gezogen und 
ſeine Immunität aufgehoben werden. Dort knif⸗ 
fen die Herrſchaften, Es wurde geſagt, er hätte 
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es nicht ſo gemeint, im übrigen wäre doch ſchon 
der andere Redakteur beſtraft. Die Mehrheit der 
Koalitionsbrüder war vorhanden, und ſie ſtimm⸗ 
ten dafür, die Immunität des betreffenden Abge⸗ 
ordneten Weber von der ſozialdemokratiſchen Zei⸗ 
tung nicht aufzuheben. Jeder Menſch, der Abge⸗ 
ordnete macht keine Ausnahme, hat das Recht, in 
der Zeitung zu ſprechen und zu ſchreiben, was ihm 
beliebt, um die öffentliche Meinung nicht zu be⸗ 
einfluſſen, ſondern ihr das mitzuteilen, was not 
tut. Dazu iſt die Zeitung da, und in dieſem Sin⸗ 
ne haben wir auch gegen die Aufhebung der Im⸗ 
munität des Abgeordneten Weber geſtimmt. 
Wir haben zu dieſem Etat eine Reihe Abſtri⸗ 
che vorgenommen. M. D. u. H., der jetzige Straf⸗ 
vollzug wird deswegen ſo hart gegen die arbeiten⸗ 
de Bevölkerung durchgeführt, weil ſich das ganze 
Gericht aus oberen Beamten zuſammenſetzt, die 
ſich zu den nationaliſtiſchen und faſchiſtiſchen Or⸗ 
ganiſationen bekennen. Ich habe Gelegenheit ge⸗ 
nommen, einer Strafverhandlung beizuwohnen. 
Der Gemeindevorſteher eines Ortes bezw. Amts⸗ 
vorſteher hatte gegen einen Arbeiter aus dem 
Kreiſe Großes Werder Anklage erhoben. Dieſer 
Arbeiter hatte ſich an die Kriegsbeſchädigten⸗Or⸗ 
ganiſation gewandt und ihr im Namen einer al⸗ 
ten Frau mitgeteilt, daß das, was der Gemeinde⸗ 
vorſteher an das Landratsamt geſchrieben hatte, 
auf Unwahrheit beruhe. Er ſchrieb unter anderm, 
dieſer Amts⸗ bezw. Gemeindevorſteher wäre als 
Lügner bekannt. Trotzdem die einzelnen Zeugen in 
der Verhandlung beſtätigt haben, daß der Gemein⸗ 
devorſteher gelogen hatte, wurde dieſer Arbeiter 
verurteilt. Er erhielt drei Wochen Gefängnis oder 
200 Gulden Geldſtrafe. In dieſer, wie auch in 
den vorhergehenden Verhandlungen wurden die 
Angeklagten aus den befitzenden Kreiſen wohl⸗ 
wollend behandelt. Aus der Anklageſchrift und 
dem Aktenmaterial ging hervor, daß der Betref⸗ 
fende ein Arbeiter war und ſich einer Arbeiter⸗ 
frau angenommen hatte. Schon bei der Frage⸗ 
ſtellung und dem anſchnauzenden Ton, wie der 
Arbeiter hieße, hatte jeder im Zuſchauerraum das 
Gefühl, daß der Richter den Arbeiter hart verur⸗ 
teilen würde. Wer ſich der Mühe unterzieht, Ge⸗ 
richtsverhandlungen beizuwohnen, wird dasſelbe 
feſtſtellen können. Man merkt bei den erſten Fra⸗ 
geſtellungen ſofort, ob der Richter gegen den Be⸗ 
treffenden voreingenommen iſt oder nicht. Danach 
fällt meiſt das Urteil aus. Das iſt nicht das Ideal 
eines Richters. Unſer Ideal iſt ſeine Wahl durch 
das Volk. Das Schöffengericht in ſeiner heutigen 
Zuſammenſetzung iſt auch nicht unſer Ideal, weil 
hier unter Amſtänden Schöffen tätig ſind, die von 
vornherein auch gegen die werktätige Bevölkerung 
eingenommen ſind. Bei dieſer Verhandlung konn⸗ 
te man feſtſtellen, daß auch die beiden Schöffen 
nicht zur werktätigen Bevölkerung gehörten. Da⸗ 
her das harte Urteil. Aus meiner früheren Er⸗ 
fahrung weiß ich, daß in dem Fall, 


Schöffen dem Richter entſchieden entgegentreten, 
die Möglichkeit beſteht, den angeklagten Werktä⸗ 
tigen vor dem Aeußerſten zu bewahren. Auch der 
Werktätige iſt mit Fehlern und Mängeln behaf⸗ 
tet. Da manche Arbeiterkreiſe heute leider im 


(00 


wenn die 


(A 


(B 


— 


— 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

nationaliſtiſchen Fahrwaſſer ſchwimmen, ſo iſt es 
möglich, daß Urteile gefällt werden, die nicht im 
Sinne der werktätigen Bevölkerung liegen, ſon⸗ 
dern im Sinne der reaktionären Juſtiz. 

Ich habe ſchon eingangs geſagt, daß das nicht 
unſer Ideal iſt. Ich kann verſichern, wenn wir erſt 
die Macht in Händen haben werden, bleibt von 
dieſen oberen Beamten in unſerm Juſtizweſen 
nicht einer übrig; denn Fleiſch läßt nicht von 
Fleiſch und Blut läßt nicht von Blut. (Abg. 
Arczynſki: Sie find dann nicht mehr am Leben!) 
Herr Senator Arczynſki, ſozialdemokratiſcher Ab⸗ 
geordneter, Ihnen will ich folgendes ſagen: Vor 
1914 haben Sie nicht gewußt, daß am 4. Auguſt 
1914 der Krieg ausbrechen würde. Sie haben 
auch 1914 nicht gewußt, daß 1917 eine ſoziale Re⸗ 
volution in Rußland ausbrechen würde. Sie ha⸗ 
ben auch nicht gewußt, daß 1918 unſere Soldaten 
die Flinte ins Korn werfen würden und die Ar⸗ 
beiter Straßenkämpfe um die ſoziale Revolution 
führen würden. Sie wiſſen nicht, wann die Ar⸗ 
beiterſchaft wieder um die ſoziale Revolution 
kämpfen wird. Ob Sie dann noch leben, wage ich 
zu bezweifeln. Bei einer neuen ſozialen Revolu⸗ 


tion wird die Arbeiterſchaft dieſe Sorte Leute hin⸗ 


ter Schloß und Riegel ſetzen, wenn ſie nicht ge⸗ 
zwungen werden in den Waſſerwerken oder ſonſt⸗ 
wo im Intereſſe des Staates zu arbeiten. Wir 
werden einen ſolchen Unfinn wie 1918 verhindern, 
wo Sie der bewaffneten Arbeiterſchaft die Waffen 
aus den Händen nahmen und den faſchiſtiſchen 
Organiſationen gaben. Ich ſehe es noch heute vor 
Augen, wie Sie damals im Auto vom Bahnhof 
nach dem Polizeipräſidium fuhren und vom Poli⸗ 
zeipräſidium zum Bahnhof. Damals kannte ich 
Sie noch nicht. Ich hätte gewünſcht, daß ich Sie 
damals ſchon ſo eingeſchätzt hätte wie heute. Sie 
ſind ein reiner Intereſſenvertreter der kapitaliſti⸗ 
ſchen Geſellſchaftsordnung. 

Ich glaube bewieſen zu haben, daß niemand, 
auch nicht die Kommuniſtiſche Partei, heute vor⸗ 
ausſagen kann, ob nächſtes Jahr die ſoziale Revo⸗ 
lution ausbricht. Auch Sie, Herr Abg. Arczynſki, 
können nicht ſagen, ob dann nicht die revolutio⸗ 
näre Arbeiterſchaft in dieſem Saale tagen wird, 
wie ſie 1918 im Schwurgericht ihre Vertrauens⸗ 
männerſitzungen abgehalten hat. Ob Sie dann 
noch dabei ſein werden, wage ich zu bezweifeln. 
Alſo kommen Sie nicht mit ſolchen Redensarten: 
„Dann ſind Sie ſchon geſtorben.“ Nach den poli⸗ 
tiſchen und ſozialen Erfahrungen, die die Arbei⸗ 
terſchaft geſammelt hat, wird es niemals mehr 
möglich ſein, daß ſolche Arbeiterverräter am Werke 
ſein können und ihr Spiel treiben wie 1918. Wir 
wünſchen, daß die ſoziale Revolution ſo bald als 
möglich kommt, damit das Los der werktätigen 
Bevölkerung erleichtert wird. Wenn ſich Arbeiter 
vielleicht vergehen, ſollen Arbeiter Recht ſprechen. 
Sie ſollen das Vertrauen gewinnen, daß ein or⸗ 
ganiſierter Arbeiter Recht ſpricht und nur ihr 
Wohl im Auge hat. Wagen Sie nicht zu behaup⸗ 
ten, daß die revolutionäre Arbeiterſchaft zu dumm 
wäre, Recht zu ſprechen. Ich erinnere an die 


Uebergangszeit von der Kerenſki⸗Regierung in 
Rußland zu der Bolſchewiki⸗Regierung. Ich er⸗ 
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innere daran, daß die ganze obere Sippſchaft, die 
ganzen oberen Beamten aus der Juſtizverwal⸗ 
tung ſich verkrochen haben, weil ſie die Strafe 
der werktätigen Bevölkerung fürchteten, über die 
ſie ſolange Recht geſprochen und die Knute ge⸗ 
ſchwungen hatten. Wagen Sie nicht von dieſer 
Stelle aus zu behaupten, daß ein einfacher Ar⸗ 
beiter keinen Inſtinkt zur Rechtſprechung beſitzt. 
Er iſt klüger als diejenigen Juſtizbeamten, die 
glauben, die Rechtſprechung mit Löffeln gefreſſen 
zu haben. Was maßen ſich dieſe Leute für Frech⸗ 
heiten an bei den Verhandlungen uſw., nur weil 
ſie Jura ſtudiert haben! Man ſollte es nicht für 
möglich halten. Ich will nur eine kleine Epiſode 
ſchildern. Ein Abgeordneter, ich glaube, es war 
Herr Schwegmann, nahm ſich im Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß heraus, zu behaupten, wir wären alle 
zu dumm, um die Rechtsgrundlage zu begreifen. 
Natürlich ſagte er es in einem beſſeren Stil, aber 
nach proletariſcher Auffaſſung lautete es ſo. Alſo 
frech werden ſolche Leute und eine Anmaßung ha⸗ 
ben ſie, die man nach meiner proletariſchen Ueber⸗ 
zeugung nicht anders erwidern kann als mit der 
Fauſt ins Auge. Nur ſo kann man dieſe Leute 
darauf hinweiſen, wie ſie ſich einem gegenüber 
zu benehmen haben. Das wäre das richtige Zur⸗ 
ordnungrufen eines proletariſch denkenden Men⸗ 
ſchen. 

Wir ſagen, wenn die oberen Beamten blei⸗ 
ben, wird das Syſtem immer dasſelbe bleiben. 
Die obere Beamtenſchaft wird ſich immer gegen 
die werktätige Bevölkerung richten, auch der Herr 
Dr. Kamnitzer, der angibt, ſozialdemokratiſcher 
Abgeordneter zu ſein und auf ſozialem Gebiet 
wunder was zu verſtehen. Er kennt das Niveau 
und die ſeeliſchen und körperlichen Nöte eines 
Arbeiters gar nicht, und daher kann er auch nicht 
wiſſen, wie einem Arbeiter zu Mut iſt, wenn er 
evtl. aus Not eine Straftat begangen hat oder 
eine Tat, durch die er ſich wegen ſeiner miſerablen 
Familienverhältniſſe Luft gemacht hat. Es iſt 
doch einmal jo, wenn der Menſch ſeeliſch ſchwer 
leidet, wirtſchaftlich kaputt geht, die Kinder, das 
Weib ihm dauernd in den Ohren liegen, er ſich 
dann in einer Verfaſſung befindet, daß er eine 
Tat begeht, die er unter vernünftigen geordneten 
Verhältniſſen nicht begehen würde. Kommt ein 
derartiger Prolet, der mit allen kapitaliſtiſchen 
Schikanen geſchüttelt und gerüttelt worden iſt, der 
ſich in ſeeliſcher Depreſſion befindet und begeht 
eine Tat, dann lehnt ſich der Richter in den Seſ⸗ 
ſel zurück und gibt ſeiner Entrüſtung Ausdruck, 
welch furchtbarer Auswuchs der menſchlichen Ge⸗ 
ſellſchaft vor ihm ſteht. 

Beim Jugendgericht ſehen wir dasſelbe. Ich 
hatte Gelegenheit, dort als Beiſitzer tätig zu ſein. 
Es muß anerkant werden, daß man im Jugend⸗ 
gericht einige Ausnahmen findet. Aber meiſt 
können die Richter nicht verſtehen, was in der 
Seele eines Jugendlichen vor ſich geht. Eine 
ganz kurze Epiſode, wie man mit Jugendlichen 
umgeht. In einer Verhandlung, bei der ich Bei⸗ 
ſitzer war, wurden eine Reihe von Jungen aus 
Weißhof des Diebſtahls angeklagt. Ein Mann, 
mit dem ich in meiner Jugend geſpielt habe, mit 
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dem ich groß geworden bin, — er war allerdings 
der Herr und ich der Knecht und ich mußte ihm 
die Bälle holen, weil ich dazu als Prolet gut ge⸗ 
nug war — dieſer Menſch iſt mittlerweile Päch⸗ 
ter eines ſtädtiſchen Gutes geworden. Er hat 
alle möglichen kaufmänniſchen Betriebe mit 
Milch und Käſe und kümmert ſich weniger um die 
Landwirtſchaft. Das Heu mußte auf dem Felde 
verfaulen. Die Jungens, wie Kinder nun ein⸗ 
mal ſind, beſorgen ſich für ihre Kaninchen etwas 
Heu, was ja menſchlich verſtändlich iſt, da das 
Heu acht bis vierzehn Tage und drei Wochen auf 
dem Felde lag und ſich keine Menſchenſeele darum 
bekümmerte. Es hatte mittlerweile geregnet, 
das Heu war ausgewachſen und daher holten ſich 
die Jungen davon für die Kaninchen. Was 
macht dieſer noble Herr? Er verklagt die Jun⸗ 
gen vor dem Jugendgericht. Der vollgefreſſene 
Agrarier kam herein und ſchilderte, daß die Jun⸗ 
gen das Heu für die Kaninchen genommen hät⸗ 
ten. Er konnte ſich nicht genug tun, ſich darüber 
zu entrüſten, wie verdorben und verroht die Ju⸗ 
gend wäre, daß ſie ſich das Heu für die Kaninchen 
hole. Es war ſchauderhaft anzuſehen, wie die 
Kinder und die alten Frauen und Mütter, die 
niemals bisher vor dem Gericht geſtanden haben, 
flehten und weinten. Mir als Beiſitzer ſtanden 
die Tränen in den Augen. Die Folter des be⸗ 
treffenden Vorſitzenden des Gerichts war ſo ab⸗ 
ſcheulich, daß ich nicht anders konnte, als hier Re⸗ 
medur in der Verhandlung zu ſchaffen, trotzdem 
das nicht vorgeſchrieben iſt. Für dieſe Menſchen 
war die Seelenfolter ſchlimmer als die Daumen⸗ 
ſchrauben im Mittelalter; denn wir haben jetzt 
eine verfeinerte Kultur. Was damals die Dau⸗ 
menſchrauben ausrichteten, macht man heute mit 
der ſeeliſchen Tortur. Sagte man ſich früher, der 
andere wäre ein Ochſe, ſo war das damals eine 
Schmeichelei, jetzt iſt es eine Beleidigung. Wenn 
ich zu jemand im Hauſe Ochſe ſage, bekomme ich 
vom Präſidenten einen Ordnungsruf. (Heiter⸗ 
keit.) Früher war es üblich, daß man ſeine Näch⸗ 
ſten ſo bezeichnete. Die kulturellen Anſchauungen 
haben ſich alſo geändert. So ſieht es auch bei der 
Vernehmung des Strafgefangenen aus. Die 
Richter fahren die Angeklagten in einem ſchnodd⸗ 
rigen Ton an, wie er früher auf dem Kaſernen⸗ 
hof üblich war. Kommt ein Angeklagter in den 
Saal herein, ſo ſitzt da jemand als Richter, der 
ihn böſe anguckt und ihn anſchnauzt. Ein Menſch 
vom Lande, der noch niemals vor Gericht war, 
wird denken, es ginge ihm jetzt an Kopf und Kra⸗ 
gen. Wenn dieſe Leute vom Gericht kommen, 
ſind ſie acht Tage lang nicht zu gebrauchen. Die 
Richter laſſen die Angeklagten ſo zuſammenfah⸗ 
ren, daß ſie ſeeliſch ganz zuſammenknicken. Sie 
werden auch ſchon beobachtet haben, daß ſolche 
Menſchen nach der Gerichtsverhandlung gern ein 
Gläschen trinken, um ihre Nerven zu beruhigen. 
(Abg. Friedrich: Abg. Dr. Blavier macht das auch 
immer jo!) Ich habe Sie auch im Verdacht. (Heiter⸗ 
keit.) Sie ſind für derartige Sachen auch be⸗ 
kannt. Ich habe gehört, daß Sie ebenfalls gern 
einen hinter die Binde gießen. Alſo nicht über 


andere reden. Es gibt ein Sprichwort, daß man 
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den Balken im eigenen Auge nicht ſieht. Ent⸗ 
ſchuldigen Sie ſchon, daß ich von der Sache abge⸗ 
ſchweift bin, aber der Herr Abg. Friedrich hat 
mich dazu veranlaßt. Ich habe erklärt, daß die 
Menſchen nach der Gerichtsverhandlung ſo zu⸗ 
ſammengebrochen ſind, daß ſie gern eins hinter die 
Binde gießen. Dann entſtehen aus der Gerichts⸗ 
verhandlung heraus wieder Exzeſſe. Wenn es 
nach der proletariſchen Rechtſprechung ginge, 
müßten ſolche Richter dafür verantwortlich ge⸗ 
macht werden. Zunächſt müßten ſie den Alkohol 
auf einmal austrinken und dann die Strafe für 
die Straftaten abmachen, die der andere in die⸗ 
ſem Zuſtande begangen hat. 

Wenn wir auf die Arſache zurückgehen, ſo fin⸗ 
den wir immer, daß die Schuldigen in ſolchen 
Fällen zu Unrecht verurteilt worden ſind und die 
wahren Schuldigen ganz wo anders ſitzen. Nach 
unſerer Auffaſſung müßten mindeſtens zwei Drit⸗ 
tel der Abgeordneten und der geſamte Senat für 
die Handlungsweiſe der betreffenden Proletarier 
verantwortlich gemacht werden. Das wäre die 
richtige Rechtſprechung; denn wir ſagen immer 
wieder, erſt läßt man die werktätige Bevölkerung 
ſchuldig werden, und dann überläßt man ſie ihrer 
Pein. M. D. u. H.! Ich komme zu den einzelnen 
Poſitionen. Wir haben ſchon erklärt, daß wir 
die oberen Beamten ſtreichen und die unteren Be⸗ 
amten, weil ſie Proletarier ſind, aufrücken laſſen 
wollen. Wir hoffen, daß dieſe Leute einen beſſe⸗ 
ren Inſtinkt für die Nöte der werktätigen Bepöl⸗ 
kerung haben. Wir wollen den mittleren und 
unteren Beamten Gelegenheit geben, in die höhe⸗ 
ren Stellen aufzurücken. Meines Erachtens 
müßten die Proletarier die juriſtiſchen Schulen 
auf Staatskoſten durchlaufen können, um ſich 
Kenntniſſe anzueignen. Den Proletariern muß 
Gelegenheit gegeben werden, dieſe verkalkten Ge⸗ 
hirne abzulöſen, damit neues Leben in die Juſtiz 
hineinkommt. 

Wir haben auch die Tätigkeit der Einzelrichter 
in Neuteich und Zoppot zu kritiſieren. Dort ſind 
Urteile zuſtande gekommen, die zum Himmel ſtin⸗ 
ken. Die Richter müſſen Verſtändnis für die 
Landbevölkerung haben. Die Richter aber, die 
auf das Land verſetzt werden, ſind Reaktionäre 
aus den Kreiſen der Großagrarier. Man kann 
ſehr oft ſehen, daß dieſe Herren nach den Amts⸗ 
ſitzungen von den Agrariern in Tiegenhof und 
Neuteich zum Diner eingeladen werden. Natürlich 
gibt der Amtsgerichtsrat bei der Unterhaltung 
gleich juriſtiſche Dinge zum Beſten und unterhält 
ſich mit den Großagrariern, wie fie den Staat in 
dieſer oder jener Hinſicht hinters Ohr hauen kön⸗ 
nen, wie ſie ihn in rechtlichen Fragen betrügen 
können. Warum find die Großagrarier, die be- 
ſitzenden Kreiſe, ſo gut über die Rechtsfragen in⸗ 
formiert? Das beruht nicht allein auf ihren juri⸗ 
ſtiſchen Vorkenntniſſen, ſondern die Staats⸗ und 
Rechtsanwälte, die Amtsgerichtsräte, die ganzen 
oberen Juſtizbeamten haben mit dieſen Kreiſen 
Fühlung. Sie gehen zu Geburtstagen, Diners, 
Hochzeiten uſw. Dann unterhält man ſich und 
jagt: „Herr Amtsgerichtsrat, ich habe hier eine 
feine Geſchichte, es iſt mir dies und dies paſſiert. 
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(Liſchnewſki, Abgeordneter) 

Wie denken Sie vom rechtlichen Standpunkt dar⸗ 
über?“ Sie können es ſich wohl denken, daß er 
dann über den Rechtsſtandpunkt belehrt wird, 
natürlich im Sinne des Betreffenden, mit dem er 
ſich unterhalten hat. Sie lachen, Sie ſehen, daß 
ich Recht habe. Ich weiß das von meinem Ge⸗ 
burtsort her. Da kamen dieſe Leute zur Jagd, 
und ich mußte ihnen die Brötchen tragen, die 
Schnapsbuddeln uſw. Auf das Schießen kam es 
weniger an, ſondern mehr auf die Verdauung. 
Sie ſind aber doch an Herzverfettung geſtorben. 
Ruhe ihrer Aſche. Ich habe es damals auch ge⸗ 
hört, daß der Landgerichtsrat gefragt wurde, ob 
es richtig wäre, daß der Betreffende ſo und ſo viel 
Steuern bezahlen ſollte. Dann hieß es: „Ach ſei 
doch nicht ſchucher!“ Er wußte dann Beſcheid 
und wenn eine Sache von der Juſtiz kam, wußte 
er, wie er ſich zu verhalten hatte. Dann kam 
noch ein Rechtsanwalt hinzu, der auch Haſen 
ſchießen ging, und der Beſitzer wurde fein vor der 
Juſtizbehörde vertreten. Das iſt die Klaſſenjuſtiz, 
die wir revolutionären Arbeiter bekämpfen. Es 
werden nicht die Intereſſen des ganzen Volkes 
wahrgenommen, wie Sie es wünſchen. Die bür⸗ 
gerliche Geſellſchaftsordnung, die unſer Todfeind 
iſt, werden wir ſtets nach Strich und Faden be⸗ 
kämpfen. Wir verlangen auch keine Gnade von 
Ihnen, abſolut nicht; denn wir wiſſen, daß die 
jetzige Juſtiz eine Klaſſenjuſtiz iſt. Wir werden 
uns dementſprechend verhalten. Anſer gutes 
Recht iſt es, ebenſo wie Sie es tun, für unſere 
Intereſſen zu kämpfen. Darum ſagen wir: Hin⸗ 
weg mit dieſem Schund, hinweg mit dieſer Klaſ⸗ 
ſenjuſtiz! Neues Leben muß hinein, neue Men⸗ 
ſchen, dann werden Auswüchſe, wie ſie heute vor⸗ 
kommen, nicht möglich ſein. 

Ich will nur ein paar Beiſpiele geben, was 
für Dinge heute noch in der Rechtſprechung ge⸗ 
dreht werden. Im Kreis Danziger Höhe iſt ein 
Gemeindevorſteher, und zwar der frühere Abge⸗ 
ordnete Weſſalowſki. Es iſt ein ehemaliger Ar⸗ 
beiter, der von der Deutſchnationalen Fraktion 
beſtochen iſt, die ihm auch ein Häuschen beſorgt 
hat. Früher hat er nichts zu beißen und zu bre- 
chen gehabt. Er ſah, daß er bei der Unabhängi⸗ 
gen Sozialdemokratiſchen Partei kein Fortkom⸗ 
men hatte. Solche Elemente ſchlichen ſich bei der 
Revolution in die Arbeiterbewegung hinein. Sie 
ſehen es am beſten an unſerem Abgeordneten 
Rahn, der früher Kommuniſt und Sozialdemo⸗ 
krat war. Es gibt noch mehr ſolche Elemente, 
das ſind Revolutionserſcheinungen. Eine ſolche 
Erſcheinung war auch Herr Weſſalowſki, der bei 
der Unabhängigen Partei nicht zu ſeinem Recht 
oder zu wirtſchaftlichen Vorteilen kam. Sie wiſ⸗ 
ſen ja, daß bei einer Revolution auch Elemente 
ſind, die in die Bewegung nicht hineingehören. 
Gegen die müſſen wir kämpfen. Wir werden es 
auch immer tun. Um aber auf dieſes Subjekt zu⸗ 
rückzukommen, dieſen früheren Abgeordneten, jo 
bekam er von der Deutſchnationalen Fraktion 


jahrelang Unterſtützung und iſt jetzt auch Ge⸗ 
meindevorſteher in Kleſchkau. Nun iſt es ſo, daß 
auf dem Gut Kleſchkau und in dem Dorfe große 
Armut herſcht. Die Menſchen ſind arm. Davon 
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muß man ſich überzeugen. Weder die deutſchnatio⸗ 
nale Regierung, noch die Deutſchnationale Frak⸗ 
tion noch der liebe Gott durch das Zentrum haben 
ihr etwas gebracht; niemand hat geholfen. Nur 
einmal kamen die Polen vor den Wahlen und 
brachten fünf Pfund Mehl und ein Pfund Speck, 
damit die Leute polniſch wählten. Das hat aber 
auch nicht geholfen, die Menſchen ſind arm ge⸗ 
blieben. Nachdem ſie von Gott, dem Zentrum 
und den Polen verlaſſen worden ſind, wollen ſie 
ſehen, was die Kommuniſten für ſie übrig haben. 
Die Kommuniſtiſche Partei iſt natürlich dazu da, 
dieſe unterdrückten, ausgepowerten Menſchen 
langſam zu Kommuniſten zu erziehen, ſie langſam 
zu revolutionären Arbeitern zu machen, um dann 
mit ihnen gemeinſam den Befreiungskampf vor⸗ 
zunehmen. i 

Ein Arbeiter, der in der Kommuniſtiſchen 
Partei organiſiert iſt, wurde von dem Gemeinde⸗ 
vorſteher ſchikaniert. Dasſelbe geſchah durch die 
Juſtizbehörde, weil der Arbeiter angeblich ein 
Kind ermordet haben ſollte. Wegen dieſes Pro⸗ 
letariers mußte das Weberfallfommando von 
Danzig nach Kleſchkau kommen. Stellen Sie ſich 
vor, was das heißt. Das Aeberfallkommando 
mußte unverrichteter Sache wieder zurückgehen. 
Die Schupobeamten haben gelacht und erklärt, 
ſie ſeien nicht dazu da, um Spritztouren zu ma⸗ 
chen. Man hat die Sache ſo lange verfolgt und 
gedreht, bis gegen die Frau eine Anklage wegen 
Lärm formuliert wurde, weil ſich zwei Nachbarn 
zankten. Wenn bei jeder Auseinanderſetzung im 
Dorf das Ueberfallkommando herangeholt werden 
ſollte, ſo werden nach den Ausführungen des Abg. 
Jahr noch mindeſtens zwölf Hundertſchaften dazu 
nötig ſein. Die Anklageſchrift wurde formuliert 
und die Verhandlung fand ohne Anweſenheit der 
Frau ſtatt. Herr Schwegmann wird davon gut 
informiert ſein, weil er dem Gemeindevorſteher 
Weſſalowſki mit Rat und Tat zur Seite geſprun⸗ 
gen iſt, wie man ſolche Kommuniſten beugt und 
ihnen das Leben ſo ſchwer wie möglich macht. 
Dieſer Arbeiter wurde in Abweſenheit zu 150 
Gulden Geldſtrafe verurteilt. Er hat nicht recht⸗ 
zeitig Berufung eingelegt, oder er hat Berufung 


wurde ihm mitgeteilt, daß ein Berufungsſchreiben 
in dieſer Angelegenheit nicht eingegangen ſei. 
Jetzt laſſen wir die Briefe einſchreiben oder die 
eingereichten Briefe numerieren, damit nicht wie⸗ 
der geſagt werden kann, es ſei kein Berufungs⸗ 
ſchreiben innerhalb acht Tagen eingelaufen. — 
Herr Präſident, ſagen Sie dem Angeſtellten, er 
möchte mir ein Glas Waſſer bringen. — 
Präſident: Wenn Sie mich dazu auffordern, 
daß ich reden ſoll, ſo mache ich Sie darauf auf⸗ 
merkſam, daß jetzt keine allgemeine Beſprechung 
iſt. Ich muß Sie bitten, zu den beſonderen Poſi⸗ 
tionen zu ſprechen. (Abg. Liſchnewſki: Hören Sie 
zu, Herr Präſident, ich habe jetzt die Ober- und 
Landgerichtsräte behandelt und die Rechtſpre⸗ 
chung der betreffenden Beamten bemängelt.) Das 
dürfen Sie alles in der allgemeinen Beſprechung 
tun. Bei der Einzelbeſprechung darf nur zu den 
einzelnen Poſitionen Stellung genommen werden. 


eingelegt, aber nicht durch Einſchreibebrief. Es 
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(Präſident) 
Da Sie das nicht tun wollen, rufe ich Sie zum 


erſten Mal zur Sache. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Da ſteht 
unter Poſition IV Vergütung für nebenamtliche 
Anwalttätigkeit in Zoppot. Es iſt nicht notwen⸗ 
dig, daß die Proletarier aus Zoppot oder Neu⸗ 
teich nach Danzig kommen, da kann auch ruhig 
ein Amtsanwalt hin, aber nicht ſolch ein Kerl, wie 
es immer geweſen iſt. (Heiterkeit.) Wir wünſchen, 
daß ein vernünftiger Richter hinkommt und Recht 
ſpricht und nicht ſolch reaktionäre Leute, wie ſie 
dort bisher tätig geweſen ſind. Den Betrag von 
2900 Gulden halten wir für viel zu hoch. Wir 
ſehen gar nicht ein, daß außer dem Gehalt noch 
2900 Gulden gezahlt werden ſollen. (Oberge⸗ 
richtsrat Kettlitz: Das iſt nebenamtlich, es gibt 
nur 2 500 Gulden und weiter nichts!) Der lebt 
von dieſem Geld? Dann danke ich ſchön für die 
Berichtigung, dann mag er das ruhig ſchlucken! 
(Heiterkeit.) Dann kommen wir zu A l, Stelle 5, 
Gebührenanteile, Entſchädigung der Gerichtsvoll⸗ 
zieher, Gerichtskoſtenerheber und Hilfsbeamten. 
So viel ich gehört habe ſind in letzter Zeit noch 
ein paar Gerichtsvollzieher angeſtellt worden, das 
geht nicht jo weiter. (Heiterkeit) Die Beſoldung 
der Gerichtsvollzieher läßt ohne Frage zu wün⸗ 
ſchen übrig. Das ſind auch Proletarier. Ich habe 
fie in Borgfeld beobachtet. Dort haben ſie ein 
paar alte Spinde aufgeladen. Wenn die Gerichts⸗ 
vollzieher ſchon ins Dorf hineinkommen, kriegen 
es die Einwohner mit der Angſt zu tun, ſie laſſen 
ſich vom Krugwirt Geld holen, damit ihnen nicht 


das Sofa weggenommen wird. (Abg. Schütz: Hat h 


er ſie genommen?) Mit Ihnen rede ich nicht. Vor 
einer Weile waren Sie betrunken, jetzt haben Sie 
ſich ausgenüchtert, nun habe ich keine Urſache mit 
Ihnen weiter zu reden. (Heiterkeit.) Ich habe 
ſchon einmal erklärt, ja Sie ſtöhnen Herr Regie⸗ 
rungsvertreter, ich kann es Ihnen nicht verden⸗ 
ken, aber die neue Regierung will es ſo haben, 
ſie fordert die Oppoſition heraus. 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſbi, ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Sache. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Ach das 
iſt ja keine Sache! Ich komme zur Stelle Vor⸗ 
ſchüſſe an Beamte und Angeſtellte zur Förde⸗ 
rung der gemeinnützigen Bautätigkeit. Hier ſind 


30 000 Gulden eingeſetzt. Wenn es die unteren h 


Beamten betreffen würde, könnte man dieſe 
Vorſchüſſe ruhig zulaſſen; denn auch die unteren 
Beamten leiden unter der außerordentlichen Nr: 
an Wohnungen. Wir laſſen alſo dieſe Poſition, 
aber mit dem Hinweis, daß nur die unteren 
Beamten dieſe Vorſchüſſe zur Förderung der ge⸗ 
meinnützigen Bautätigkeit erhalten ſollen. 
Hier ſteht weiter unter Poſition 8 Geſchäfts⸗ 
bedürfniſſe 106 500 Gulden. Es muß dabei feſt⸗ 
geſtellt werden, daß die neue Regierung nicht ge⸗ 
ſpart hat. Was iſt das, Geſchäftsbedürfniſſe? Sie 
erklären immer, daß geſpart werden muß. Hier 
bietet ſich Gelegenheit dazu. Ich weiß nämlich 
aus Erfahrung, daß die unteren Beamten mit 
den Bleiſtiften ſehr ſparſam umgehen müſſen. 


Es wird geſagt, die Abteilung bekommt ſo und 
ſoviel Bleiſtifte, wenn ihr mehr braucht, müßt 
ihr die Bleiſtifte von zu Hauſe mitbringen. Der 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 


untere Beamte muß alſo von ſeinem wenigen 
Verdienſt noch Schreibmaterialien kaufen. Ich 
habe feſtgeſtellt, daß es wegen dieſer Bleiſtifte oft 
großen Aerger in der Familie gegeben hat. Die 
Frau hat z. B. beim Bäcker dauernd geborgt, 
auf einmal war der Bleiſtift verſchwunden, es 
konnte alſo nicht mehr angeſchrieben werden, 
was ſie geborgt hatte, und bei der Bezahlung 
gab es Differenzen. Der Krugwirt drohte mit 
Klage. Ich möchte bitten, daß bei dieſer Poſition 
mehr gepart wird, allerdings bei den oberen 
Beamten. 

Für Kleidung ſind hier 2000 Gulden einge⸗ 
ſetzt. Im worigen Jahr waren es auch 2 000 Gul⸗ 
den. Dann gibt es „Vermiſchte Ausgaben“. Ich 
weiß nicht, was hier vermiſcht iſt. Die Poſition 
müßte doch eigentlich ſpezialiſiert werden. Man 
müßte wiſſen, wie die Dinge hier vermiſcht ſind. 
(Abg. Gerick: Du lachſt ſchon allein über Deine 
Witze!) Ich muß lachen, weil das nicht ſpeziali⸗ 
fiert iſt. Man findet nicht heraus, was man unter 
vermiſchten Ausgaben verſteht. 

Dann iſt unter Poſition A I, Stelle 11 die 
Entſchädigung der Geſchworenen, Schöffen und 
Vertrauensperſonen mit 18 840 Gulden einge⸗ 
ſetzt. Geſtatten Sie, daß ich einen Schluck Waſſer 
trinke! Ich habe ſchon bei der zweiten Leſung 
ausgeführt, daß uns dieſe Stelle zu klein er⸗ 
ſcheint, und zwar aus dem einfachen Grunde, 
weil die Geſchworenen gezwungen find, jede Ein⸗ 
zelheit, jede Verdienſtmöglichkeit anzugeben. Das 
iſt unter ihrer Würde. Eine Ehefrau muß z. B. 
ſagen, wen ſie vertretungsweiſe angenommen 
hat, um dem Mann das Eſſen zu kochen und was 
ſte dieſer betreffenden Perſon gegeben hat. Dieſe 
Nachſchnüffelei der Schöffen und Geſchworenen 
wegen ein paar Groſchen iſt überflüſſig, und die 
werden wir bekämpfen. Wenn der Schöffe oder 
Geſchworene erklärt, daß er die und die Ausgaben 
gehabt hat, und die und die Entſchädigung verlan⸗ 
gen muß, ſo muß ihm das geglaubt werden. Wenn 
jemand als Schöffe oder Geſchworener ein hohes 
Ehrenamt einnimmt, dann muß man ihm auch 
Glauben ſchenken, daß er richtig angibt, daß er 
dieſe oder jene Auslage gehabt hat. Wir wün⸗ 
ſchen daher, daß hier eine höhere Sume eingeſetzt 
wird, damit die Schnüffelei über die perſönlichen 
Verhältniſſe der Schöffen und Geſchworenen auf⸗ 


rt. 

Weiter ſteht hier unter der Poſition 12 
„Widerrufliche laufende Unterhaltszuſchüſſe 
50 000 Gulden“. Es iſt hier ein Weniger von 
85 000 Gulden zu verzeichnen. Soweit ich erfah⸗ 
ren habe, handelt es ſich um die Referendare, die 
im Gericht ſpäter tätig ſein ſollen. Die Regie⸗ 
rung hat hier 85000 Gulden geſpart. Wir be⸗ 
mängeln dieſe Aufſtellung deshalb, weil uns be⸗ 
kannt iſt, daß es auch Leuten aus minderbemit⸗ 
telten Kreiſen, aus Arbeiterkreiſen, infolge ihrer 
Intelligenz möglich war, Referendar zu werden. 
Sie werden alſo einſtmals als Juriſt tätig fein. 
Dieſe Referendare genießen eine gewiſſe Ausbil: 
dung und erhalten einen Zuſchuß. Wir find damit 
einverſtanden, daß vermögende Leute keinen Zu⸗ 
ſchuß erhalten. Aber wir wenden uns dagegen, 
daß Referendaren, die aus Arbeiterkreiſen ſtam⸗ 
men und die juriſtiſche Laufbahn einſchlagen 
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wollen, die Zuſchüſſe entzogen werden. Stellen 
Sie ſich vor, daß die jungen Leute, die die juri⸗ 
ſtiſche Laufbahn einſchlagen wollen, von niemand 
einen Zuſchuß bekommen. Die Schule haben ſie 
beendet und ſollen ſich nun andere Kenntniſſe an⸗ 
eignen. Der Vater iſt ein Schmied auf der Dan⸗ 
ziger Werft. Dieſer Betreffende will die juriſti⸗ 
+ Laufbahn einſchlagen. Wenn die Summe von 
85 000 Gulden herabgeſetzt wird und er monatlich 
ſtatt 100 Gulden nur noch 50 Gulden bekommt, 
wird für ihn die Sache zur Unmöglichkeit. Er 


ſoll ſauber angezogen gehen und ſich ſtandesge⸗ M. D 


mäß kleiden. Der Vater, der ungefähr 18 bis 25 
Gulden pro Woche verdient, kann ihm nichts 
geben. Dem Menſchen muß alſo mindeſtens ſo viel 
zur Verfügung geſtellt werden, daß er nicht dem 
Vater zur Laſt fällt. Aber Sie ſtreichen einfach 
den Betrag von 85 000 Gulden weg. Hier treffen 
Sie weniger die Beſitzenden als die minderbemit⸗ 
telten Schichten, durch deren Geiſt 
wäre, der Rechtſprechung einen friſchen neuen 
Zug zu werleihen. 

Dann ſteht hier für Beamte und Angeſtellte 
mit Ruhegehaltsberechtigung 13 010 Gulden. Die 
Summe tt geblieben. Die Bezüge find gegen⸗ 
jeitig deckungsfähig. Wir 1 auch, daß für 
die unteren Beamten und für die Hinterbliebe⸗ 
nen mehr geſchehen ſoll als bisher. Wir halten 
die Unterſtützung der unteren Beamten für zu 
gering und wünſchen hier eine Beſſerung. Weiter 
finden wir Reiſegelder und Tagegelder 9 000 
Gulden. Das werden die Beträge ſein, die die 
Beamten brauchen, um die juriſtiſchen Kenntniſſe 
in Deuſchland zu vervollkommnen. Wir kennen 
dieſe Art der Vervollkommnung juriſtiſcher 
Kenntniſſe in Deutſchland. Meiſtens werden dieſe 
Fahrten nebenbei zu Kongreſſen und Spritzfahr⸗ 
ten benutzt. Die Bürgerlichen machen bei den 
Kongreſſen alles andere, nur erweitern ſie ihre 
Kenntniſſe nicht. Da wird die Stadt beſehen, im 
Rathaus ſchön diniert, Anſprachen gehalten, man 
macht ſich gegenjeitig etwas vor und hat dann 
einen hübſchen Urlaub verlebt. Wir wiſſen, daß 
ſich die Leute mit den Tagegeldern gut unter⸗ 
halten. Umzugskoſten und 
7 000 Gulden. Hier it eine Erſparnis von 1000 
Gulden erzielt. Ich nehme an, daß weniger umge⸗ 
zogen wird. Zur Inſtandſetzung und Unterhal- 


tung des Juſtizgebäudes uſw. iſt weniger etwas 


zu bemerken. Dieſe Gebäude müſſen inſtand ge⸗ 
chalten werden, damit die Kommuniſten, wenn ſie 
das Ruder in die Hand nehmen, keine verfallenen 
Anſtalten bekommen. 

Für Gefangenenbeförderung und Vorfüh⸗ 
vungskoſten ſind in Poſition J, Abſchnitt 1 
1000 Gulden weniger eingeſetzt als früher. M. 
D. u. H.! Soll das mit dieſer grünen Minna jo 
weiter gehen? Es iſt doch ein Skandal, daß man 
die Gefangenen in derartigen Wagen transpor⸗ 
tiert. Jeder Menſch hat ein Anrecht darauf, als 
Menſch befördert zu werden. Mir kommen dieſe 
Wagen immer wie Hundezwinger vor, die für 
Tiere beſtimmt ſind. Anſcheinend ſoll das jetzt 
noch ſchlechter werden. Bei Gefangenen, bei Pro⸗ 
letariern, verſucht man immer Abſtriche zu 


machen. Da nur Proletarier in Frage kommen, 
nimmt man an, daß ſich niemand darüber auf⸗ 
regt, weder die Deutſchnationalen noch die Sozi⸗ 


Wohnungsbeihilfen 
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aldemokraten. Hier verlangen wir eine Aende⸗ 
rung. Genoſſe Plenikowſti, Wünſcht Du etwas? 
(Abg. Plenikowſki: Ich bedaure nur die armen 
Stenographen!) Die bedaure ich auch. Wir ſind 
aber leider gezwungen, dieſelben Maßnahmen zu 
ergreifen, die früher die Sozialdemokratiſche 
Partei auch ergriffen hat. 

In Al, Stelle 19 ſind die notwendigen Aus⸗ 
gaben enthalten, um die im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren freigeſprochenen Perſonen für unſchuldig 
* 5 Anterſuchungshaft zu entſchädigen uſw. 
H. Stenographen, Sie brauchen nicht 
alles de was ich rede, Sie können ſich 
ruhig ſchonen, wenn ich ſpreche. Zu dieſer Poſition 
möchte ich einige Bemerkungen machen. Zu dieſer 
Poſition möchte ich folgendes bemerken. Sie 
haben für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft 
eine Poſition von 4500 Gulden eingeſetzt. Das 
it genau ſoviel wie unter der deutſchnationalen 


es möglich Regierung. Wir bemängeln, daß Sie nicht mehr 


eingeſetzt haben. Aus der Vergangenheit wiſſen 
wir, daß man Leuten, die unſchuldig in Anter⸗ 
ſuchungshaft geſeſſen haben, allerdings keine 
Vergütung gegeben hat. Sie erklären immer, daß 
Sie für Verbeſſerung der Juſtizpflege ſind. Haben 

Sie auch Ihr Augenmerk darauf gerichtet, daß 
eine ungeheure Anzahl won Proletariern une 
ſchuldig in Polizeigewahrſam genommen wird? 
Ich erinnere hier wiederum daran, daß man un⸗ 
ſchuldige Rotfrontkämpfer tagelang hinter Ge⸗ 
fängnismauern geſteckt hat. Sie haben ihre Ar⸗ 
beit verloren, ſie haben z. T. ihre Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung verloren, weil die Arbeitgeber 
ihnen eine Beſcheinigung gegeben haben, in der 
ſteht, „ordnungsgemäß entlaſſen“. Wollen Sie 
nicht das Unrecht gut machen, ale den Prole⸗ 
tariern, die unſchuldig in Unterſuchungshaft 
ſitzen, dieſe Tage vergüten? Man trifft die Men⸗ 
ſchen, die in Anterſuchungshaft ſitzen, weniger 
damit als die Familienangehörigen. Man trifft 
die Kinder, deren Ernährer in Anterſuchungshaft 
genommen ſind. Man muß dieſe Proletarier, die 
tage⸗, ja wochen⸗ und monatelang in Unter: 
ſuchungshaft ſitzen, ſo entſchädigen, als wenn ſie 
in Arbeit geweſen wären. Was tun Sie aber? 
Sie ſetzen ebenſo wie die deutſchnationale Regie⸗ 
rung nur 4500 Gulden ein. (Wer ſitzt denn da 
in der Diplomatenloge? bei den Kommuni⸗ 
ſten.) Wie ſieht es mit dem Wiederaufnahme⸗ 
verfahren aus? Ich muß bemängeln, daß Sie kein 
ſoziales Herz haben. (Abg. Hohnfeldt und ein 
Preſſevertreter 55 in der Diplomatenloge 
Platz genommen.) 

Präſident: Ich bitte 
räumen. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Unter Po⸗ 
ſition 20 heißt es: „Bare Auslagen in Zivil⸗ 
und Strafſachen, Gebühren der Rechtsanwälte in 
Armenſachen 75 000 Gulden“. Wie ſieht es mit 
den Gebühren der Rechtsanwälte in Armenſachen 
aus? Dieſe Rechtsanwälte, die angeblich ſo wenig 
Gebühren bekommen, vertreten die Proletarier 
überhaupt nicht. Sie vertreten Sie nur, wenn 
ein Geſchäft zu machen iſt, wie z. B. bei der Ta⸗ 
bakmonopol⸗Geſchichte, wo fie für das Leiſten der 
Unterſchrift 36 000 Gulden in die Taſche ſteckten. 
Für ſolche Geſchäftchen ſind die Rechtsanwälte 
zu haben. Herr Kurowfki, ich möchte Sie übrigens 


die Diplomatenloge zu 
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darauf aufmerkſam machen, der Proletarier aus 
Ohra iſt von dem Dachdeckermeiſter aus der Woh⸗ 
nung hinausgeworfen worden, trotzdem Ihre 
Frau Gemahlin ihn zu wertreten ſuchte. (Abg. 
Kurowſki: Gut vertreten, wir haben uns Mühe 
gegeben!) Die Mühe ſieht immer ſo aus, daß der 
Proletarier der Leidtragende iſt. Ich erkläre, 
wenn er Geld gehabt hätte, würde er noch in der 
Wohnung ſitzen. 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich erſuche 
Sie zum letzten Mal, den Platz zu räumen. 

Liſchnewſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bin 
ganz aus dem Text gekommen. Dieſe Flegelei 
möchte ich mir auch verbitten. Die Rechtsanwälte 
erklären fortwährend: „Wir bekommen ſo wenig 
bezahlt, es gibt nur die Gebühren, die geſetzlich 
vorgeſchrieben ſind.“ Wir bemängeln daher dieſe 
Etatsſtelle ganz beſonders. 

Unter Poſition 21 ſteht „Ausbildungslehr⸗ 
gänge für Juſtizanwärter 4000 Gulden.“ Meines 
Erachtens müßte dieſe Poſition erhöht werden. 
Ich möchte dazu folgendes ſagen: Ich habe Ge⸗ 
legenheit gehabt, mit unteren Beamten, die von 
der Schutzpolizei dem Gericht überwieſen wurden, 
zu ſprechen. Es wird von ihnen jetzt Einheits⸗ 
Stenographie verlangt, alſo das Modernſte auf 
dieſem Gebiet uſw. (Unruhe.) 

Präſident: Ich verbitte mir die Unterhaltung 
auf der Preſſetribüne. Da es fortgeſetzt geſchieht, 
rufe ich Sie zur Ordnung, Herr Abg. Hohnfeldt. 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Bezüglich 
der Ausbildung der unteren Juſtizbeamten weiß 
ich, daß von dieſen Leuten außerordentlich viel 
verlangt wird. Was iſt ſo ein Juſtizanwärter? 
Er iſt Mädchen für alles. (Abg. Rahn: Er iſt 
doch männlichen Geſchlechts!) Aber er wird für 
alles Mögliche benutzt. Da Sie das eben ſagen, 
ich glaube, in der Juſtiz ſollen auch ſolche Leute 
ſein, die auch Männer als Mädchen für alles be⸗ 
nutzen. Es ſollen auch ſolche Männer darunter 
ſein. Nun wird won dieſen Menſchen die Kennt⸗ 
nis der Kurzſchrift verlangt. Jetzt auf einmal 
ſollen ſie das modernſte Syſtem lernen, das ſie 
nach gewiſſen Wochen oder Monaten kennen ſol⸗ 
len. Dazu iſt natürlich ein Ausbildungskurſus 
1 7 Das Gericht ſagt, wenn der Betreffende 
die Kenntniſſe erlangen will, müſſe er auch die 
Koſten dafür aufbringen. Daher kommen nur 
4000 Gulden in Frage. Man beſchränkt alſo die 
Mittel. Dieſe Poſition könnte ruhig beſſer aus⸗ 
geſtaltet ſein. Die Juſtizanwärter müſſen ſich das 
an Wiſſen aneignen können, was der Staat ver: 


langt. 8 15 g 

In Stelle A I, Stelle 22 Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege waren früher 18 000 Gulden eingeſetzt, 
jetzt ſind es nur noch 5000 Gulden. Wir 
Kommuniſten wiſſen, daß ſich jetzt das Gericht 
weniger mit dieſer Frage beſchäftigt. Es ſtehen 
aber immerhin noch 5000 Gulden zur Verfügung. 
Es kommt eine Dame in Frage, die nach den 
Ausführungen des Herrn Regierungsvertreters 
im Hauptausſchuß ſehr tüchtig ſein ſoll. Sie iſt 
aber eine reaktionäre Beamtin und ſieht die Ju⸗ 
gendwohlfahrtspflege von ihrem Standpunkte 
aus. Bei dieſen 5000 Gulden hat wieder die 
Parteizugehörigkeit eine große Rolle geſpielt und 
daher bemängeln wir, daß dieſe Beamtin die 


5 000 Gulden erhält. Wir wünſchen eine Jugend⸗ 
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wohlfahrtspflege nach modernen Geſichtspunkten. 
Wir wünſchen ſolche Jugendpflegerinnen, die aus 


praktiſcher Erfahrung wiſſen, welche Pflege die 


Jugend braucht. Sie ſollen wiſſen, was in der 
Seele eines Jugendlichen vor ſich geht. Erſt wenn 
ſie Mutterſchmerzen verſpürt hat, kann die Be⸗ 
treffende Beamtin werden. Zur Förderung nati⸗ 
onaliſtiſcher Angelegenheiten ind dieſe 5 000 
Gulden zu ſchade. Dann iſt hier eine Poſition 
Zuſchuß für die Danziger Juriſtiſche Monats⸗ 
ſchrift, wie im Vorjahre. Dieſe Schrift wird wohl 
zur Vertiefung der juriſtiſchen Kenntniſſe dienen. 
Die Abhandlungen liegen aber nicht im Rahmen 
einer Kommuniſtiſchen Partei. Daher wünſchen 
wir, daß mit dieſer Druckſchrift aufgehört wird 
und die 3 600 Gulden für die Gefangenenpflege 
verwandt werden. 

Die Lohnſummenſteuer haben Sie geſtrichen, 
die Wohnungsbauabgabe iſt aber nicht abgeſetzt, 
im Gegenteil, ich habe gehört, daß ſie herauf⸗ 
geſetzt werden ſoll, nur die kleinſten Wohnungen 
ſollen von der Wohnungsbauabgabe befreit wer⸗ 
den, und die Blapierpartei ſoll mehr Miete be⸗ 
kommen. So werden Sie kuhhandeln. Ich will 
nicht abſchweifen, damit ich natürlich keinen drit⸗ 
ten Ordnungsruf bekomme. Die Ruhegehälter 
und Verſorgungsgebührniſſe für Witwen und 
Waiſen ſind geſetzlich feſtgelegt. Wenn die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei Abänderungsanträge ſtellt, 
werden ſie niedergeſtimmt. Ein Teil der Pen⸗ 
ſionen und Witwenbezüge wird von Preußen er⸗ 
ſtattet. Es läßt ſich alſo daran nichts ändern. 
Ebenſo iſt es mit den einmaligen Ausgaben, An⸗ 
liegerkoſten für die fiskaliſchen Wohngebäude, 
dieſe Anliegerkoſten ſind natürlich zu hoch. Das 
haben wir immer betont. Dementſprechend wer⸗ 
den auch die Mieten heraufgeſchraubt. Es iſt ja 
eigentlich lachhaft, aber wie es in dieſem kompli⸗ 


zierten Staat iſt, ſo werden Sie aus Ihrer Kompli⸗ 


ziertheit keinen Ausweg finden. Aus lauter 
Kompliziertheit werden Sie zu Grunde gehen. 
Nun komme ich zu einem ganz beſonderen Ge⸗ 
biet, und das iſt B I Strafanſtalt. Hier ſteht un⸗ 
ter Poſition B I, Stelle 1 ein Strafanſtaltsdirek⸗ 
tor. M. D. u. H.] Wir haben beantragt, daß 
dieſe Stelle geſtrichen wird, und zwar werde ich 
auch begründen, weshalb wir das verlangen. 


Dieſer Direktor paßt uns nicht, weil es anſchei⸗ 


nend ein früherer Offizier iſt. Er hat einen 
Ton an ſich, gegen den ſich ſofort das Gefühl der 
Gefangenen aufbäumt. Ein Menſch iſt ſo einge⸗ 
ſtellt, und ein anderer ſo. Ein früherer Offizier 
kann von dem Schnarrton nicht laſſen. Wir ha⸗ 
ben ja auch den Abg. Jahr hier gehört, das geht 
nur immer ſo! Wenn ein einfacher Prolet den 
Ton hört, dann kommt ihm der Rogen hoch. Als 
wir die Anſtalt beſuchten, ſtand ein Gefangener 


mit einem Bügeleiſen da und bügelte Wäſche. Als 
vorbeigeht, ſpringt der 


der Gefängnisdirektor 
Menſch auf, läßt Bügeleiſen Bügeleiſen ſein, Hän⸗ 
de zuſammen, guckt ihm ſtarr ins Geſicht: „Mor⸗ 
gen, Herr Direktor!“ (Inzwiſchen iſt die Wäſche 
verbrannt!) Ich hätte es lieber geſehen, wenn jo 
ein Strafanſtaltsdirektor geſagt hätte: „Morgen 
mein Sohn, wie geht es Dir mit der Arbeit?“ 
uſw. Das wäre der Ton, den ein Strafanſtalts⸗ 
direktor gegenüber ſeinen Gefangenen anſchla⸗ 
gen müßte, nicht daß der Gefangene in ſtrammer 
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Haltung „Guten Morgen“ ſagt. Wenn ein väter⸗ 
liches Verhältnis im Gefängnis gepflegt würde, 
dann würden die Zuſtände, wie ich ſie geſchildert 
habe, aufhören. Da uns der Direktor nicht ge⸗ 
fallen hat, ſo haben wir die Streichung dieſes 
Direktors verlangt. Wir ſehen dieſen betreffen⸗ 
den Menſchen nicht als geeignet an. Sie werden 
auch von den neuen Vorſchlägen geleſen haben, 
die Juriſten in ihren Aufſätzen und Broſchüren 
gemacht haben, daß ein väterliches Verhältnis 
zwiſchen den Gefangenen und der Leitung herge⸗ 
ſtellt werden ſoll. Nur mit Güte und immer wie⸗ 
der mit Güte kann man bei den Gefangenen Er⸗ 
folge erzielen. 

M. D. u. H., die ſie in Danzig geboren und 
groß geworden ſind, beſehen Sie ſich unſere Dan⸗ 
ziger Arbeiter und Arbeiterinnen. Im Grunde 
genommen ſind es brave, gute Menſchen, höchſtens 
abgeſehen davon, wenn ſie eins hinter die Binde 
gegoſſen haben. Daran haben ſie aber nicht 
ſchuld. Aber ihr Gemüt iſt gut, und wenn man 
dieſes gute, kindliche Gemüt hegt, dann ſind es 
die beſten Menſchen. Aber der Danziger lehnt 
ſich gegen dieſen Herrenton auf. Ich glaube, das 
iſt auf eine alte Tradition aus dem Mittelalter 
zurückzuführen. Wenn ich hiſtoriſch werden ſoll, 
ſo muß ich ſagen, die Danziger haben ſtets ein 
Rückgrat gehabt. Die haben es verſtanden, ſich 
durchzuſetzen, um ihren Standpunkt zu wahren. 
Das iſt eine alte Ueberlieferung, die verſteht nicht 
jeder. f 
i Die Beamten, die aus Honolulu kommen oder 
aus Sachſen, verſtehen einfach nicht, mit unſeren 
Leuten umzugehen. Manche Leute, die kaum 
Deutſch können, nimmt man als Dreſſeure für 
die Gefangenen. Je dümmer ein Menſch iſt, deſto 
beſſer kann er zur Dreſſur der Gefangenen ge⸗ 
braucht werden. Das iſt die Tendenz dieſes An⸗ 
ſtaltsdirektors. Alle Beſchwerden über das Ge⸗ 
fängnis betreffen den Sanitäter Krauſe. Er gehört 
zu den Leuten, die beim Direktor am beſten an⸗ 
geſehen ſind. Ich habe nichts dagegen, wenn je⸗ 
mand einen polniſchen Akzent hat, aber die ſo⸗ 
genannten Kaſchuben, die Leute, die aus dem frü⸗ 
heren Poſen gekommen ſind, braucht man, um un⸗ 
jere Danziger Arbeiter zu dreſſieren. Der An⸗ 


letzten Endes iſt der Anſtaltsdirektor für die Tra⸗ 
gödie verantwortlich, die ſich beim Fußballſpiel 
der Gefangenen zugetragen hat. Der Direktor iſt 
verantwortlich, weil er ſich ſolchen Leuten, die 
nach oben rutſchen wollen, erkenntlich zeigt. Ich 
erinnere daran, daß wenn die Gefangenen früher 
Fußball ſpielten, die Aufſeher den Gefangenen 
kleine Vergünſtigungen zubogen. Sie haben 
nicht ſo genau hingeſehen, wenn Tabak oder Scho⸗ 
kolade einmal hingeworfen wurden. Aber dieſer 
Betreffende, der nicht im Beamtenverhältnis iſt, 
ſondern im loſen Angeſtellten⸗Verhältnis und 
ſich das Beamtenverhältnis erſt erringen will, 
it gegen die Gefangenen ſehr ſcharf vorgegangen. 
Hätte er die kleine Vergünſtigung geduldet, wäre 
die Tragödie am Ruſſiſchen Grab nicht paſ⸗ 
ſiert. Aber der Uebereifer, der den Gefangenen 
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als ein Tier betrachten läßt, das in den Zucht⸗ 
hausmauern ſchmachtet, iſt kennzeichnend für die 
Leitung. Und letzten Endes iſt daher die Leitung 
verantwortlich. 

Ich will in dieſer Beziehung ganz objektiv ſein. 
Wir haben beantragt, daß der Strafanſtaltsvor⸗ 
ſteher geſtrichen wird. Es iſt ein älterer Herr. 
Aber immerhin verſteht dieſer Menſch, wie ich 
annehme, mit den Leuten beſſer umzugehen, als 
der Anſtaltsdirektor ſelbſt. Weil es ein ziemlich 
alter Herr iſt, iſt es Zeit, daß er ſich einen Platz 
an der Sonne gönnt und junge Kräfte mit der 
Anſtaltsleitung betraut werden. Wir wünſchen 
alſo aus rein menſchlichen Motiven die Strei⸗ 
chung dieſer Stelle. Weiter verlangen wir die 
Streichung des Organiſten. Im Gefängniswe⸗ 
ſen iſt kein Platz für die Kirche. Warum die neue 
Kirche? Warum ſchafft man ſtatt der neuen Kir⸗ 
che nicht neue Zellen mit Spülanlagen uſw. nach 
modernen Geſichtspunkten. Die Zellen bleiben die 
alten, die Spülkloſetts werden nicht erneuert, aber 
eine neue Orgel muß eingeführt werden. Für 
dieſe Kinkerlitzchen haben wir nichts übrig. Wir 
wünſchen weder Seelſorge, noch eine neue Orgel, 
noch einen neuen Organiſten, der dort orgeln will. 
( Heiterkeit.) Herr vergib ihnen, ſie wiſſen nicht 
worüber ſie lachen! Für Hilfeleiſtung durch nicht 
beamtete Kräfte ſind 77 000 Gulden eingeſetzt. 
Daraus werden wohl auch die Seelſorger beſoldet. 
Wir wollen, daß die Gefangenen Brot, Schmalz 


und Wurſt bekommen, können uns aber nicht den⸗ 
ken, daß ſie von der Seelſorge fett werden. Dafür: 


haben wir keine Mittel übrig und wären ſie noch 


jo gering. In Poſition B I find verſchiedene Er⸗ 


ſparniſſe gemacht. Auf die Poſition 8 Gefange⸗ 
nenpflege mache ich beſonders aufmerkſam. Es 
ſind 46 000 Gulden weniger eingeſetzt als im Vor⸗ 
jahre. Wenn Sie auch erklären, daß weniger Ge⸗ 
fangene geworden ſind, ſo läßt die Verpflegung 
doch zu wünſchen übrig. Das Eſſen iſt und bleibt 
zu mager. Gerade Sie als ſozialer Senat oder 
Linksſenat haben keine Urſache, auf Koſten der 
Gefangenen Abſtriche vorzunehmen. Sie müßten 
ſich ſchämen, dieſen rechtloſen, von der kapitali⸗ 
ſtiſchen Geſellſchaftsordnung verurteilten Prole⸗ 
tariern 46 000 Gulden zu entziehen. Die Scham⸗ 
röte müßte Ihnen ins Geſicht ſteigen, trotzdem Sie 
erklären, daß die Zahl der Gefangenen eine Ab⸗ 
nahme erfahren hat. Es würde nichts ſchaden, 
wenn Sie den Gefangenen an beſonderen Tagen, 
z. B. am Sonntag, eine Tafel Schokolade zuführ⸗ 
ten. (Abg. Dr. Bing: Die Proletarierkinder ha⸗ 
ben es notwendiger, als die Lumpen im Gefäng⸗ 
nis!) Ich glaube, Herr Doktor, Sie müßten ein⸗ 
mal ein Jahr eingeſperrt werden, um zu erkennen, 
daß auch der Gefangene gern einmal eine Tafel 
Schokolade ißt. Allerdings brauchen es die Pro⸗ 
letarierkinder noch nötiger. Aber Sie gehören zu 
denjenigen, die im Etat für Soziales 4½ Milli⸗ 
onen geſtrichen haben. Ihre Partei war in der 
Koalition maßgebend, die die Abſtriche vorge⸗ 
nommen hat. Außer dieſen 4½ Millionen ſchä⸗ 
men Sie ſich nicht, noch 46 000 Gulden bei der 
Gefangenenpflege zu ſparen. Als Doktor, als 


Mediziner muß ich Ihnen ein Pfui zurufen. (Abg. 
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(Liſchnewſti, Abgeordneter) 

Rahn: Dann behandelt er Sie nicht mehr!) Er 
muß mich ja behandeln, nicht wahr Herr Doktor? 
(Abg. Dr. Bing: Deswegen keine Feindſchaft!) 
Er käme ſonſt mit ſeinen Pflichten als Mediziner 
in Konflikt. 

Was Sie hier vorgenommen haben, iſt natür⸗ 
lich rigoros. Sie werden im Innern ſelbſt füh⸗ 
len, daß das was Sie tun ungerecht iſt. Das wird 
alles in die Wege geleitet, um die kapitaliſtiſche 
Geſellſchaftsordnung nicht zu ſchädigen und den 
Kapitaliſten die Profite zu ſichern und um es mit 
dem Zentrum nicht zu verderben. Daher ſchreiten 
Sie zu ſolchen Maßnahmen. Menſchen, die kein 
Verſtändnis für die Armen haben, verdenke ich 
es nicht. Wenn das aber Proletarierkinder tun, 
die ihr Leben als Proletarier gefriſtet haben, ſo 
iſt es für ſie eine Schande. Ich verſtehe es über⸗ 
haupt nicht, wie ſo etwas möglich ſein kann, daß 
Proletarier zuſtimmen, daß den Gefangenen 
46 000 Gulden geſtrichen werden. 

Die Zeit drängt, und ich muß ja weiter kom⸗ 
men, ſonſt würde ich mich noch die ganze Nacht da⸗ 
mit beſchäftigen. Ich muß weiter kommen, ſo leid 
es mir tut. (Es iſt noch Zeit!) Ich will Sie nicht 
zu lange aufhalten. Unter Abſchnitt B, Stelle 9, 
haben wir einen Poſten „Arbeitsbetriebskoſten“ 


in Höhe von 217000 Gulden. Dazu muß ich ein b 


paar intereſſante Mitteilungen machen, und zwar 
handelt es ſich um eine Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen der Zentrumsfraktion und der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion, zum Teil auch der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion. Die Zentrumsfraktion er⸗ 
klärte durch ihren Abg. Schilke, Traktoren für die 
Gefangenen oder eine Hebemaſchine, das geht 
nicht! Zurück ins Altertum, zurück an den Hau⸗ 
klotz, wo ſich die Menſchen mit den Aexten die 
Hände abgehackt haben. Solchen Luxus können 
wir uns nicht erlauben, daß ſich die Gefangenen 
auf den Wagen ſetzen, und der Traktor ſie even⸗ 
tuell von Danzig nach Lamenſtein fährt. Er 
ſagte auch, es wären zu viele Maſchinen in La⸗ 
menſtein. Er ſagte es nicht, weil er ſich ſchämen 
müßte, aber ich glaube, er hat im Auge, daß die 
Gefangenen ſich vor den Pflug ſpannen ſollten. 
Das iſt nämlich das, was das Zentrum anſtrebt, 
es muß ſoviel Arbeit ſein, daß du zuſammenbrichſt, 
dann kommſt du nicht zum Nachdenken, darum 
hinweg mit den Maſchinen! Es iſt nichts Neues, 
wenn ich ausführe, daß ſich der Papſt gegen Neu⸗ 


erungen mit Händen und Füßen ſträubt. Alles 


Neue, ſeien es nun techniſche oder Kulturfragen, 
behandelt man, als wären es Hexengeſpenſter. 
Bubikopf, kurze Röcke, techniſche Neuerungen, wie 
Flugzeuge, all das iſt dem Zentrum zuwider. Da⸗ 
her auch die Einſtellung des Zentrums gegen die 
Betriebskoſten. (Bubiköpfe koſten viel Geld! beim 
Zentrum.) Das ſind bei Ihnen anrüchige Fragen. 
Sie haben ſchon Angſt, wenn ein Zentrumsmann 
einmal im Sportdreß erſcheint. Ich habe Sie im 
Verdacht, auf dieſem Gebiete abnorm zu ſein. 
Wenn Sie einen nackten Menſchen ſehen, denken 
Sie ſich etwas dabei. 

Wir ſind bei den Betriebskoſten. Da ſagen 
wir, es ſind nicht genug Maſchinen vorhanden. 
Die Maſchinen ſind dazu da, den Menſchen das 


Leben zu erleichtern, der Menſch ſoll der Herr der 
Maſchine ſein. Wir wünſchen, daß die Technik 
dem Menſchen dienſtbar gemacht wird. Daher 
wünſchen wir auch in der Gefangenenfürſorge die 
Einführung von Maſchinen. Wir wünſchen, daß 
die Gefangenen aus den Löchern herauskommen 
und in die Natur, auf die Güter gehen. Das iſt 
unſere Tendenz. Im Abſatz B I, Stelle 10, find 
für die Selbſtbewirtſchaftung des Gutes Lamen⸗ 
ſtein 8000 Gulden eingeſetzt. Nein, die waren 
voriges Jahr eingeſetzt, jetzt ſind ſie geſtrichen. 
Das kommt daher, weil man ſich ſo intenſiv mit 
dieſen Fragen beſchäftigt. Der Geiſt iſt nicht mehr 
ſo rege, als wenn man morgens aufgeſtanden iſt. 


Unter Stelle 11 find für die Gefangenen für 
Arbeitsverdienſt 15000 Gulden eingeſetzt. Im 
vorigen Jahr waren es 50 000 Gulden. Eben⸗ 
ſo wie bei der Gefangenenpflege haben Sie hier 
einen Abſtrich vorgenommen, und zwar 35 000 
Gulden. Bei dem Arbeitsverdienſt machen Sie Ab⸗ 
ſtriche. Es iſt das noch nicht einmal der reine Ver⸗ 
dienſt, ſondern gegen das Vorjahr iſt da auch ab- 
geſtrichen worden. Früher war der Verdienſt aus 
der Arbeit auch ſchon ſehr knapp bemeſſen. 
Ich erinnere mich eines Falles, wo der Betreffen⸗ 
de mach zehnjähriger Arbeit 60 Gulden nach Hauſe 
brachte. Es war ein Tiſchler, und wenn man es 
berechnet, was er für den Staat in den Jahren 
gearbeitet hat, jo geht es in die Tauſende. Jetzt 
werden wiederum 35 000 Gulden geſtrichen. Wir 
wünſchen als Kommuniſtiſche Fraktion unſere Ar⸗ 
beitsbrüder im Produktionsprozeß zu ſchützen, und 
daß die Gefangenen ihnen nicht in den Rücken fal⸗ 
len. Wir wünſchen, daß die Gefangenen mehr er⸗ 
halten. Im Gefängnis können alle Arbeiten 
verrichtet werden. Dann kann Herr Karkutſch 
nicht herkommen und mädern. (Abg. Raſchke: Es 
geht bis morgens um 5 Uhr!) Dem Befehl der 
Kommuniſtiſchen Fraktion entſprechend muß ich 
mich einrichten. Ich mache Sie darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß ich noch ein paar Stunden ſprechen muß. 
Aus dem Arbeitsverdienſt der betreffenden Pro⸗ 
letarier 35 000 Gulden zu ſtreichen, dazu gehört 
eine eiſerne Stirn. Wenn Sie dieſe Abſtriche vor⸗ 
nehmen, werden die Proletarier entlaſſen und 
bringen ſelbſt nach drei, vier oder fünf Jahren 
nichts nach Hauſe, ſo das die Familie am Hunger⸗ 
tuch nagen muß. Wie ſchön wäre es, wenn Vater 
nach Hauſe käme und dem einen einen Anzug und 
dem andern Kind ein paar Schuhe bringen 
könnte. Aus dem Gefängnis kommt er aber 
ärmer, als er hineingegangen iſt. 

Zur Förderung der Fürſorge für die aus der 
Strafhaft Entlaſſenen iſt hier eine Sume von 
20 000 Gulden eingeſetzt, früher waren es, um 
ganz objektiv zu bleiben, 6000 Gulden. Es iſt 
alſo ein Mehr von 14000 Gulden. Es iſt alſo 
zu begrüßen, wenn den aus der Strafanſtalt ent⸗ 
laſſenen Gefangenen eine beſſere Fürſorge zuteil 
wird als bisher. Wir glauben aber nicht, daß 
dieſe 20 000 Gulden zureichen, um den aus der 
Anſtalt Entlaſſenen wirklich das angedeihen zu 
laſſen, was fie brauchen, um nicht mehr mit dem 
Geſetz in Konflikt zu kommen. Im Rechtsaus⸗ 


ſchuß habe ich eine Eingabe bearbeitet, die jetzt 
zur Berückſichtigung überwieſen wurde. 


Der be⸗ 
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treffende Arbeiter hat ſechs Jahre geſeſſen. 


B 


— 


Geſtern kam die Frau mit dem Kind hierher, um 

ſich zu erkundigen, was aus der Sache geworden 
iſt. Es handelt ſich um den Fall Boyke, einen 
Zuchthausgefangenen, der in der Inflationszeit 
geſtohlen hat. Auf die Frage, ob der Mann bald 
herauskäme, habe ich erwidert, daß die Eingabe 
dem Senat zur Berückſichtigung überwieſen iſt. 
Wir wollen hoffen, daß der Senat dieſem Men⸗ 
ſchen die Freiheit ſo bald als möglich wiedergibt. 
Aber was dann? Iſt man nicht moraliſch ver⸗ 
pflichtet dieſen Mann in jeder Hinſicht zu unter⸗ 
ſtützen, wenn er der menſchlichen Geſellſchaft wie⸗ 
dergegeben wird, damit er ein wirklicher Vater 
ſeiner Kinder wird. Das wäre die vornehmſte 
Aufgabe eines jeden Volksvertreters. Die 20 000 
Gulden werden alſo nicht zureichen, ſondern 
müßten erhöht werden. Den Perſonen, die ein 
kleines Handwerk betrieben haben, die Tiſchler 


uſw. geweſen find, muß ein kleines Anlagekapital 


zur Verfügung geſtellt werden, damit ſie ſich 
ſelbſtändig machen können. 20 000 Gulden ſind 
dazu zu wenig. Wir wünſchen, daß dieſe Poſition 
erhöht wird. Ich finde nun nichts mehr, worauf 
ich noch eingehen kann. (Heiterkeit — Abg. Rahn: 
Sie haben die Einnahmen noch garnicht bear⸗ 
beitet!) Seien Sie nicht ſo naſeweis und ungedul⸗ 
dig! (Abg. Rahn: Ich mache Sie aufmerkſam, die 
Unterhaltung macht mir Laune!) Ich bin nicht 
dazu da, Ihnen Laune zu machen, ſondern um die 
Intereſſen der ausgebeuteten und entrechteten 
Menſchheit wahrzunehmen, um der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsordnung deren Vertreter Sie ſind, den 
Spiegel vorzuhalten. (Abg. Rahn: Sehr ver⸗ 
nünftig!) (Abg. Mau: Du haſt doch einen Befehl 
bekommen!) Du biſt bekannt dafür, daß 
ſchlecht hören kannſt! (Heiterkeit) Dafür kann ich 
nichts 


Für die Beſchaffung 17 0 Apparate ſind 
1600 Gulden eingeſetzt. M. D. u. H.! Es iſt ein 
Unterſchied, ob ich einen Splitter mit dem Stemm⸗ 
eiſen oder einer Pinzette herausnehme. Wenn 
der Arzt feinere Inſtrumente benutzt, ſind die 
Schmerzen geringer, als wenn in der Wunde mit 
Inſtrumenten herumgepolchert wird, mit denen 
man früher Steine gehoben hat. (Abg. Mau: 


8 


Aber das iſt richtiger Kommunismus!) Davon 


haben Sie keine Ahnung; denn wenn Sie für 
kommuniſtiſche Arbeit Verſtändnis hätten, wären 
Sie nicht da, wo Sie jetzt ſind. Sie ſind froh, daß 
Sie von der Sozialdemokratiſchen Partei Ihr Ge⸗ 
halt in die Taſche ſtecken können. Daher Ihre 
Einſtellung gegen die Kommuniſten. Wenn die 
Kommuniſten Ihnen dasſelbe Gehalt zahlten, 


wären Sie, glaube ich, auch bei den Kommuniſten. 


Sie waren ja früher ein ſogenannter revolutio⸗ 
närer Arbeiter bei den Unabhängigen und ſchluck⸗ 
ten das Geld bei den Unabhängigen. Weil 


dieſe Sie nicht mehr beſolden konnten, gingen Sie 
zu den Sozialdemokraten, weil die Sie beſſer be⸗ 
zahlten. So ſehen Sie, als ſogenannter Volksver⸗ 
treter aus, ſo ſieht Ihre ſozialpolitiſche Einſtel⸗ 
lung aus! (Geiterkeit.) 


Präſident: Davon ſteht nach meiner Auffaſ⸗ 
ſung wirklich nichts im Etat. 


Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): Nein, Herr 
Präſident, da haben Sie diesmal wirklich recht. 
(Große Heiterkeit.) Sie geſtatten aber, daß ich 
auf die Zwiſchenrufe der Herren Abgeordneten 
eingehe, um ſie dazu zu bringen, daß ſie mich nicht 
in meiner Arbeit ſtören. 

Im übrigen habe ich nichts mehr zu bemerken. 
Meine Fraktionskollegen werden Ihnen das an⸗ 
dere noch mitteilen. (Abg. Arczynſki: Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung!) Geſtatten Sie, ſeien Sie nicht ſo 
naſeweiß. Ich habe Sie eindringlich ermahnt, 
keine Abſtriche in dieſer Beziehung vorzunehmen. 
Ich habe Sie eindringlich ermahnt, unſeren Ab⸗ 
änderungsanträgen nach Möglichkeit zuzuſtim⸗ 
men. Anſere Vorſchläge liegen im Rahmen der 
Möglichkeit. Sie können durchgeführt werden, um 
eine neue Juſtizreform und einen neuen Straf⸗ 
vollzug zu ſchaffen. Das ſind Sachen, die im Rah⸗ 
men der kapitaliſtiſchen Ordnung liegen. Wir 
ſtellen dieſe Anträge nicht, um Sie vor Schaden 
zu bewahren, ſondern uns tut die werktätige Be⸗ 
völkerung leid, die unter dem Strafvollzug und 
der Klaſſenjuſtiz leidet. Dieſem abzuhelfen, bleibt 
der revolutionären Arbeiterſchaft vorbehalten 
und der Kommuniſtiſchen Partei der dritten In⸗ 
ternationale. Daß es bald gelingen möge, wün⸗ 
ſchen wir aus vollem Herzen. Wehe Ihnen, wenn 
die Proletarier mit Ihnen Abrechnung halten 
werden. Dann wird das eintreten, was Karl 
Marx immer geſagt hat, Sie gehören dort hin, wo 
es kein Wiederſehen gibt. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Arczynſki. 

Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bean⸗ 
trage Schluß der Beſprechung. 


das 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Hohnfeldt. 
Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Der 


Herr Präſident hat mich bei der zweiten Beratung 
des Etats auf die dritte Beratung verwieſen. 
Aus dem Antrag der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion erſehe ich, daß mir jetzt das Wort nicht mehr 
gegeben werden ſoll. Ich muß annehmen, daß die 
Ausführungen den Herren von der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei unangenehm wären. Ich hoffe 
trotzdem, daß Sie mich mindeſtens zehn Minuten 
ſprechen laſſen, um die Erwiderung auf die Erklä⸗ 
rung des Senats vorzubringen, andernfalls muß 
ich bedauern, daß Sie Ihren eigenen Präſidenten 
desavouieren. Ich werde, wenn Sie an Ihrem 
Antrag feſthalten, zu einer perſönlichen Bemer⸗ 
kung das Wort ergreifen. 

Präſident: Es iſt Schluß der Debatte bean⸗ 
tragt worden. Auf der Rednerliſte ſteht noch ein 
Redner, der Herr Abg. Hohnfeldt. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Arczynſki. 

Arczynſki, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will 
Herrn Abg. Hohnfeldt Gelegenheit geben, zehn 
Minuten zu reden. Ich will aber hoffen, daß wir 
in unſerm Entgegenkommen nicht betrogen wer⸗ 


den. Ich ziehe den Antrag auf Schluß der De⸗ 

batte zurück. N f 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 

Hohnfeldt. 5 
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Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Es wäre vielleicht richtiger geweſen, wenn 
ich nach Ihrer Zurückziehung des Antrages auf 
das Wort verzichtet hätte; denn ich laſſe mir un⸗ 
gern etwas von Ihnen ſchenken. (Zwiſchenrufe 
links.) Ich habe eine gewiſſe Erklärung abgege⸗ 
ben und bin nicht ſo wortbrüchig, wie Sie viel⸗ 
leicht denken. Ich habe aber auf eine Bemerkung, 
die der Herr Senatsvertreter zu meinen Ausfüh⸗ 
rungen abgegeben hat, etwas zu erklären. Ich 
muß auf die Stelle des Oberſtaatsanwalts noch 
kurz zu ſprechen kommen. Die Kommuniſten ha⸗ 
ben eine Ablehnung ſämtlicher Juſtizbeamten be⸗ 
antragt, und ich habe mich in einem Punkt, in der 
Perſon des Oberſtaatsanwalts, dem angeſchloſſen. 

Ich muß das folgendermaßen begründen: Im 
preußiſchen Landtag iſt dem der Zentrumspartei 
angehörenden Miniſter Schmidt der Vorwurf ge⸗ 
macht worden, oder vielmehr das Verdienſt nach⸗ 
gerühmt worden, daß er die politiſche Verlumpung 
des Richterſtandes in Preußen herbeigeführt ha⸗ 
be. Das iſt wörtlich von mir zitiert worden. Et⸗ 
was Aehnliches kann man dem Senat bezw. den 
Richtern in Danzig nicht vorwerfen. Ich möchte 
von dieſer Stelle aus betonen, daß ich gegen die 
Perſönlichkeiten und die Amtsgebarung der Dan⸗ 
ziger Juſtiz im allgemeinen nichts zu ſagen habe. 
Was aber das Amtsgebaren des Oberſtaatsan⸗ 
walts anbetrifft, ſo habe ich ſchon bei der zweiten 
Leſung eine gewiſſe Reihe von Bedenken vorge⸗ 
bracht, und zwar hinſichtlich des Nichteingreifens 
bei irgendwelchen Straftaten, bei welchen der 
Oberſtaatsanwalt von ſich aus hätte eingreifen 
müſſen. Ich habe unter dem Proteſt von Herrn 
Gaykowſki ausgeführt, daß gegen Herrn Heyn von 
der Sparkaſſe in einem Prozeß ein Vorwurf erho⸗ 
ben wurde, der den Oberſtaatsanwalt hätte ver⸗ 
anlaſſen müſſen, einzugreifen. Ich habe das da⸗ 
hingehend begründet, daß der Direktor der Spar⸗ 
kaſſe einen ſechsfachen Meineid begangen habe. 
Der Herr Senatsvertreter hat dann erklärt, daß 


das nicht zutreffend ſei, und daß er andererjeits, 


wenn ein Verfahren eingeleitet worden wäre, 
darüber keine Auskunft geben könnte. Er ſagte 
im übrigen, daß wenig Ausſicht vorhanden ſei, 
daß meine Behauptungen zu Recht beſtänden. 
Inzwiſchen iſt eine Strafanzeige gegen den Direk⸗ 
tor der Sparkaſſe eingegangen, nachdem aller⸗ 
dings auch von Amtswegen im März ein Straf⸗ 
antrag gegen Direktor Heyn vorgebracht war. Auf 
dieſe erneute Anzeige hin hat die Oberſtaatsan⸗ 
waltſchaft unter dem 11. Juni den Beſcheid gege⸗ 
ben, daß das Verfahren gegen den Sparkaſſendi⸗ 
rektor Heyn in einem Punkt, die Anzeige betref⸗ 
fend den Punkt 7, fallengelaſſen ſei, daß aber die 
übrigen Angaben des Anzeigers zu der Einleitung 
eines Strafverfahrens gegen den Sparkaſſendirek⸗ 
tor Heyn ausreichten. Unter dieſen ſechs Punk⸗ 


ten, die dem Staatsanwalt ſchon durch den Prozeß 
Heuſterberg bekannt waren und ihn nicht veran⸗ 
laßt haben, einzugreifen, befindet ſich auch eine 
Behauptung unter Eid, daß der Zentrumsſenator 
Fuchs Kontoüberziehungen bei der Sparkaſſe be⸗ 
gangen haben ſoll. Herr Heyn hat beſtritten, daß 
dieſe Kontoüberziehungen 
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Dann hat Herr Fuchs im Prozeß dasſelbe behaup⸗ 
tet, hat aber in der zweiten Inſtanz ebenfalls zu⸗ 
geben müſſen, daß er Ueberziehungen ſeines Kon⸗ 
tos, und zwar auch ſeines Auslandskontos began⸗ 
gen hätte, und daß ſeine Behauptung in der erſten 
Inſtanz, er hätte überhaupt nicht den Scheckver⸗ 
kehr wahrgenommen, unwahr war. Das ging 
ſchon bei der zweiten Verhandlung hervor, und da 
hätte meiner Meinung nach der Oberſtaatsanwalt 
ſchon eingreifen müſſen bezw. die Staatsanwalt⸗ 
ſchaftsbehörde. Die Staatsanwaltſchaftsbehörde 
iſt aber ſtets ſchwerhörig, wenn es ſich um Perſo⸗ 
nen handelt, die der Regierung naheſtehen. 

In einem anderen Fall, in dem z. B. Abgeord⸗ 
nete der Oppoſition, nicht der Regierungspar⸗ 
teien, den Antrag bei der Oberſtaatsanwaltſchaft 
zur Einleitung eines öffentlichen Verfahrens 
ſtellten, hat der Oberſtaatsanwalt die Antrag⸗ 
iteller auf den Privatklageweg verwieſen, und 
zwar in Fällen, die ſo ſchwerwiegend waren, daß 
die Betreffenden, die Beamte ſind, von ihren Be⸗ 


hörden aus hätten gedeckt werden müſſen. Ich 
erinnere an ein Flugblatt, das gegen mich 
während der Wahlzeit vorgebracht wurde. Das 


Flugblatt wurde meiner Behörde zur Verfügung 
geſtellt. Ich habe den Oberſtaatsanwalt ver⸗ 
anlaßt, ein öffentliches Verfahren gegen mich ein⸗ 
zuleiten. Der Oberſtaatsanwalt hat es aber ab⸗ 
gelehnt. In dem Augenblick, in dem einer der 
Zentrumsherrn von der „Volksſtimme“ beleidigt 
wurde, hat der Oberſtaatsanwalt ohne weiteres 
dem Verfahren ſtattgegeben, trotzdem ein öffent⸗ 
liches Intereſſe nicht vorlag. ſehe darin 
Handlungen des Oberſtaatsanwalts, die nicht un⸗ 
parteiiſch ſind. Ich habe ſchon in der zweiten 
Leſung des Etats erklärt, daß ich den Oberſtaats⸗ 
anwalt und die übrigen Staatsanwälte als po⸗ 
litiſche Beamte betrachten muß, die gewohnt ſind, 


den Weiſungen ihrer vorgeſetzten Behörde zu 
folgen. Wenn ich heute die Stelle des Ober- 
ſtaatsanwalts ablehne, geſchieht es nicht nur 


wegen der Perſon des Betreffenden, ſondern es ge⸗ 
ſchieht auch als Proteſt gegen die Anweiſungen 
der Regierung, die im Staat zweierlei Staats⸗ 
bürger kennt. Entweder wird der Staatsanwalt 
angewieſen, in allen Fällen einzugreifen, in 
denen Uebertretungen von Geſetzen vorliegen, 
oder es iſt Tatſache, daß der Staatsanwalt nur 
Perſonen anpackt, die der Regierung unbequem 
ſind, und ſolche ſchützt, die der Regierung nahe⸗ 
ſtehen. 

„Ich will mich über ein ſchwebendes Verfahren 
nicht weiter auslaſſen und erkläre ausdrücklich, 
daß ich nur einen Beſcheid im Verfahren Heyn be⸗ 
kommen habe, und daß der Senatsvertreter er⸗ 
klärt hat, daß ein anderes Verfahren gegen Heyn 
eingeſtellt iſt. Das Schreiben vom 11. Juni iſt 
ſpäter als das erſte und betrifft ein ſpäteres Ver⸗ 
fahren als das, welches der Senatsvertreter ange⸗ 
ſchnitten hat. In dieſem Schreiben wird geſagt, 
daß das Verfahren läuft. Im Verfahren Fuchs 
iſt ein Beſcheid noch nicht ergangen. Ich werde 
die Angelegenheit ſehr beobachten, weil ich an⸗ 
nehme, daß der Oberſtaatsanwalt als Vertreter 
der Allgemeinheit verpflichtet iſt, gegen einen 


ſtattgefunden haben.] Senator, wenn er auch der Vorſitzende einer Re⸗ 
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(B 


— 
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(Hohnfeldt, Abgeordneter) 
gierungspartei iſt, ſo ſcharf vorzugehen, wie es 
urgend möglich äſt, wenn er nicht den Geſetzen zu⸗ 
widerhandeln will. 

Gerechtigkeit für beide Teile! Faſſen Sie nicht 
den kleinen Mann und den gewöhnlichen Staats⸗ 
bürger allein ſondern weiſen Sie die Staatsan⸗ 
waliſchaft an, daß fie auch gegen Senatoren vor⸗ 
geht, die ſich vergangen haben. 

Präſident: Das 
rungsvertreter. 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.] Ich 
möchte den objektiven Tatbeſtand, der mir heute 
geläufiger iſt als in der vorigen Sitzung mit⸗ 
teilen. Das Verfahren Heuſterberg wurde in 
zweiter Inſtanz in der Zeit vom 20. bis 28. März 
behandelt. Am 31. März iſt auf beſondere Anwei⸗ 
ſung des Oberſtaatsanwalts ein Ermittlungsver⸗ 
fahren gegen Heyn anhängig gemacht worden, 
und zwar auf Grund der Verdächtigungen in dem 
ſoeben beendeten Verfahren. Ich bitte, der Aus⸗ 
kunft zu entnehmen, daß es dem Oberſtaatsan⸗ 
walt ohne Rückſicht auf die Perſon daran gelegen 
hat, den erhobenen Vorwürfen nachzugehen. 
(Abg. Hohnfeldt: Im Prozeß hat er die Aeuße⸗ 
rung getan, daß ihm das nicht einfalle!) Das war 
der Staatsanwaltſchaftsrat, der die Sache wahr⸗ 
nahm; der erhobene Vorwurf richtet ſich aber 
gegen die Leitung, alſo den Oberſtaatsanwalt, 
und läßt ſich micht aufrecht erhalten. Es it, glaube 
ich, hier nicht notwendig, die einzelnen Vorwürfe 
zu zergliedern, die erhoben wurden. Sie wurden 
zur Bearbeitung in zwei kleine Aktenſtücke aus⸗ 
einandergezogen, die ich hier habe, das eine 
wegen Meineid, das andere wegen Urkunden⸗ 
fälſchung uſw. 

Die beiden Ermittlungsverfahren, die alſo 
tatſächlich eine Einheit bilden, ſind ohne Ver⸗ 
nehmung der Beſchuldigten eingeſtellt worden. 
Deshalb bedurfte es nach § 170 St. P. O. einer 
Mitteilung an die Beſchuldigten nicht. Das Ver⸗ 
fahren wegen Meineid iſt bereits am 17. April 
eingeſtellt; das andere Verfahren, in dem Zeu⸗ 
gen vernommen und weitere Ermittelungen ange⸗ 
ſtellt wurden, iſt am 1. Juni eingeſtellt. Nun 
läuft noch ein weiteres Verfahren, von dem der 
Herr Abgeordnete berichtet hat. Aus rechtlichen 
Gründen bin ich nicht in der Lage, darüber 


- Mitteilung zu machen. Wie der Herr Abgeordne⸗ 


te ſelbſt geſagt hat, iſt das Verfahren im Gange, 
und ein Vorwurf, daß hier aus perſönlichen 
Gründen Hemmungen eingetreten ſind, liegt nicht 
vor. Das iſt das Sachliche, was ich zu erklären 
hätte. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung über 
Anlage VIII. Wir kommen zuerſt zur Abſtimmung 
über die Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 


256: 
. Be Abſchnitt A J. Stelle 4 find gu ſt reichen 
1 Gerichtspräſident, 
1 Senatspräſident beim Obergericht, 
1 Oberſtaatsanwalt, 
Obergerichtsräte, 
4 Landgerichtsdirektoren, 
1 Erſter Staatsanwalt, 
20 Landgerichtsräte und Amtsgerichtsräte, 
3 Staatsanwaltſchaftsräte, 
CLand⸗ und Amtsrichter, 
1 »Amtsanwaltſchaftsrat, 
1 Amtsanwalt, 
1 Juſtigamts rat, 


N 


=: 


Wort hat der Herr Regie⸗ 


Mittwoch, den 20. Juni 1928. 695 


1 Rechnungsrevpiſor, 

5 Juſtizoberinſpektoren, 

hinzuzufügen 
1 Juſſtigzſekretär, 
2 Kanzleiaſſiſtenten. 

2. Abſchnitt K I, Stelle 11: b 
Entſchädigung der Geſchworenen, Schöffen und 
2 0 anſtatt „18500 G“ — 
5 N 5 „ 

8. Abſchnitt B J, Stelle 1 find zu ſtreichen: 

1 Strafanſtaltsdirektor, 

1 Strafanſtaltsinſpektor, 

ferner iſt in Zeile 4 zu ſtreichen „und Organiſt“. 
4. Abſchnitt 8 I, Stelle 8: 

Gefangenenpflege iſt zu ſetzen anſtatt „220 000 G 

„300 000 G“. 

5. Abſchnitt B I, Stelle 11 erhält folgende Faſſung: 
Bewilligung an die Gefangenen und deren An⸗ 
gehörigen aus dem Arbeitsverdienſt. Der einge⸗ 
ſetzte Betrag von 15 000 G it auf „200 000 G“ 
gu erhöhen. („Ta ruflöhme“.) 

6. Abſchnitt 8 J, Stelle 12: 

Entſchädigung der Gefangenen und deren Ange⸗ 

hörigen im Falle der Verletzung oder der Tötung 

eines Gefangenen durch einen bei der Beſchäfti⸗ 
gung erlittenen Unfall it der eingeſetzte Be⸗ 
trag 1000 G auf 2000 G zu erhöhen. 

7. Abſchnitt BI, Stelle 13: 2 5 
Förderung der fürſorge für die aus der Straf⸗ 
haft Entlaſſenen iſt der eingeſetzte Betrag von 
20.000 G auf 50 000 G zu erhöhen. 

8. Abſchnitt B I, Stelle 18 5 
wird die Summe auf 25 000 G erhöht. 

Ich bitte die D. u. H., die dieſe Anträge an⸗ 

nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 

ſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Anträge ſind 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Haushalts⸗ 

plan der Juſtizverwaltung ab. Ich bitte die D. 

u. H., die dieſen Etat annehmen wollen, ſich vom 

Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 

heit, er iſt angenommen. Zu dieſem Etat liegt 

noch eine Entſchließung des Herrn Abg. Liſchnew⸗ 
ſki in Druckſache Nr. 216 vor. 

Jeder Abgeordnete hat das Recht 

a) 505 N jederzeit ohne Anmeldung zu 
‚beit hen, 

b) mit jedem Strafgefangenen 1 1 Anweſenheit 
eines Aufſichtsbeamten zu verhandeln. 

Ich bitte die D. u. H., die ſie annehmen wol⸗ 
len, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
ijt die Minderheit, die Eiitſchließung ft abge⸗ 
lehnt und der Haushaltsplan wollkommen er⸗ 
ledigt. (Abg. Arczynſki: Ich beantrage nunmehr 
Vertagung!) Wird der Antrag unterſtützt? (Ge⸗ 
ſchieht.) Die Unterſtützung reicht aus. Ich bitte 
die D. u. H., die den Antrag auf Vertagung an⸗ 
nehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, die nächſte 


Sitzung heute 3 Uhr 30 Minuten abzuhalten. 


Tagesordnung: 
1. Fortſetzung der Beratung des Haushaltplans, 
2. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aufße⸗ 
hung der Beförderungsſteuer. 
betr. Frachtur⸗ 


3. Beratung eines Geſſetzentwurfs 
kundenſtempel. 

4. Bericht des Rechnungsprüfungsausſchuſſes zum 
Antrag des Senats auf Entlastung der Jahres⸗ 
rechnung für 1924. 

5. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Auf⸗ 
wertung von Pfandrechten, Druckſache Nr. 186. 

6. Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Handelsgeſetzbuches. 

Widerſpruch höre ich nicht, das hohe Haus 

hat ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 12 Uhr 50 Minuten.) 


(C) 


(D) 


(A) 


(8) 
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Haushaltsplan der Staatlichen A 


waltung (Drutkſache Nr. 175) 

Abänderungsantrag des Abg. Paul Kreft u. Fr. 

(Druckſache Nr. 254) 
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Entſchließung des Abg. Siebenfreund, Gerick, 
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Die Sitzung wird um 3 Uhr 45 Minuten 
durch den Vizepräſidenten Neubauer eröffnet. 
Am Negierungstiſch: Senator Runge, 


Staatsrat Zander. 
Vizepräſident Neubauer: Die Sitzung iſt er⸗ 
öffnet. Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 
Dritte Berat ung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plaus für das Nechnungsjahr 1928. Fort⸗ 
ſetzung. 
Druckſache Nr. 247 zu Nr. 132. Die Einzelhaus⸗ 
haltspläne 18 ſind erledigt. Ich rufe auf 9: 
Haushaltsplan für öffentliche Arbeiten. 
Druckſache Nr. 174. Hierzu Abänderungsantrag 
Nr. 253, Entſchließung Druckſachen Nr. 174, 209. 
Ich eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Es liegt zu die⸗ 
ſem Haushaltsplan der Abänderungsantrag, 
Druckſache Nr. 253 vor, unterſchrieben vom Abg. 
Paul Kreft und den übrigen Mitgliedern der 
Kommuniſtiſchen Fraktion: 
Einnahmen: 

Abſchnitt IV, Stelle 2: Fährbetrieb 102 000 G, wer⸗ 
den geſtrichen. 

Ausgaben: 

Abſchnitt III, Stelle 6: Beihilfen an die Gemeinden 
zur Anterſtützung des Gemeindewegebaues, ſtatt 
30 000 G. 60 000 G. 

Abſchnitt IV, Stelle 13: Für den Betrieb der Si⸗ 
cherungsanlagen auf dem Flugplatz 48 050 G. 
werden geſtrichen. 

Abſchnitt V. Stelle 1: 
geſtrichen. 

Abſchnitt VII, Stelle 3: Für den weiteren Ausbau 
des Flughafens Danzig⸗Langfuhr 75 000 G. 
werden geſtrichen. 

Abſchnitt VII, Stelle 5: Für den weiteren Ausbau 
des Waſſerflughafens Oeſtlich Neufähr 2. Rate 
30 000 G. werden geſtrichen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich von ih⸗ 
ren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
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(Fzepräfident Neubauer) 
lehnt. 
Haushaltsplan für öffentliche Arbeiten. Ich bit⸗ 
te die Damen und Herren, die dieſem Haushalts⸗ 
plan ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich von ih⸗ 
ren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, der Haushaltsplan für öffentliche Ar⸗ 
beiten iſt angenommen. Es liegt nunmehr die 
Entſchließung Druckſache Nr. 209, unterſchrieben 
Doerkſen und die übrigen Mitglieder der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion, vor: 
Zu Einnahme IV, 2: 

Der Senat wird erſucht, Fährgeld für die Be⸗ 
nutzung der Fähre in Schiewenhorſt nicht mehr zu 
erheben. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Es 
liegt noch eine Entſchließung Druckſache Nr. 174 
vor: 

Die Beſchaffung von Heizmaterial iſt den ein⸗ 
zelnen Behörden ſoweit zu überlaſſen, wie ſie 
preiswerter als durch die Wärme wirtſchaft erfolgt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 
ſchließung des Hauptausſchuſſes annehmen wol⸗ 
len, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Dieſe Entſchließung iſt angenommen. 
Ich rufe nunmehr auf Ziffer 10: 
Haushaltsplan der Staatlichen Grund⸗ 
beſitzverwaltung. 
Druckſache Nr. 175, hierzu Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 254. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Es liegt der Abänderungsantrag Druckſa⸗ 
che Nr. 254 vor, unterſchrieben von Paul Kreft 
und den übrigen Mitgliedern der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion: 
Einnahmen: 


Abſchnitt lla: Unterhaltung des Grundſtücks des 
ehemaligen Generalkommandos wird der An⸗ 
teil der Freien Stadt Danzig geſtrichen. 

Ausgaben: 

Abſchnitt X, Stelle 2: Grundwertſteuer und Deich⸗ 
gebühren für die Grundſtücke Danziger Werft 
und der Eiſenbahnhauptwerkſtätte Troyl 124 459 
G. werden geſtrichen. 

Ich laſſe über ihn abſtimmen, und bitte die Da⸗ 
men und Herren, die dieſem Abänderungsantrag 
zuſtimmen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 
mung über den Haushaltsplan ſelbſt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die den Haushaltsplan 
der Staatlichen Grundbeſitzverwaltung annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Haushaltsplan 
iſt angenommen. Ich rufe nunmehr auf Ziffer 11: 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung einſchl. Fiſcherei und Domä⸗ 
nen verwaltung. 
Druckſache Nr. 176. Ich eröffne die Beſprechung; 
das Wort hat der Herr Abg. Rohde. 

Rohde, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
In dieſem Haushaltplan liegen zwei Abände⸗ 
rungsanträge vor, einer von den Kommuniſten 
und einer von den Deutſchnationalen, die den Fi⸗ 
ſchern helfen wollen. Es liegt dann noch eine 


Entſchließung von dem liberalen Abgeordneten 


Wir kommen zur Abſtimmung über den 
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Siebenfreund auf Stundung der Zinſen für die 
Darlehn vor. Hierzu möchte ich folgendes ſagen: 
Im alten Volkstag war es dem angeblichen Fi⸗ 
ſchervertreter, Pfarrer Böhm, möglich, für die Fi⸗ 
cher in größerem Maße Darlehen zu erwirken. 
Schon damals hat unſer Abgeordneter Rehberg 
erklärt, daß dieſe Darlehen durchaus nicht den 
Zweck erfüllen würden, für den ſie gedacht waren, 
ſondern in die Hände fließen würden, die ſie nicht 
nötig haben. Ich als Spezialiſt in Fiſcherfragen 
kann hierzu nur erklären, daß es tatſächlich jo ge⸗ 
worden iſt. Ich kann Beiſpiele dafür beibringen, 
in welcher Weiſe ſeinerzeit durch Herrn Pfarrer 
Böhm und ſeinen Anhang dieſe Darlehen unter 
die Fiſcher verteilt worden ſind, und aus denen 
ſich ergibt, daß hier mit Staatsgeldern ein der⸗ 
artiger Unfug getrieben wurde, wie es kein 
Menſch verantworten kann. (Hört, Hört! links.) 
Ich will Ihnen hierzu ein Beiſpiel aus dem prak⸗ 
tiſchen Leben anführen. Herr Böhm hat Darle⸗ 
hen von 2000 Gulden an Räuchereibeſitzer und 
Beſitzer von Großangelkähnen gegeben, die Tage⸗ 
löhner beſchäftigen. Die armen Einzelfiſcher da⸗ 
gegen, denen durch Sturm uſw. ihr Gezeuge ver⸗ 
loren gegangen war und die die Darlehen bitter 
nötig brauchten, erhielten Summen won 100 Gul⸗ 
den und auch nur diejenigen ‚die dem Herrn Pfar⸗ 
rer Böhm durchaus einwandfrei erſchienen. 

Auf unſere diesbezügliche Anfrage wurde uns 
ſeinerzeit von dem damaligen deutſchnationalen 
Senat erklärt, daß dieſe Gelder bereits alle ver⸗ 
geben wären. Wir haben demgegenüber feſtſtel⸗ 
len können, daß auch ſpäterhin noch Darlehn ver⸗ 
teilt worden find, und zwar auch durch den ge— 
nannten Pfarrer und ſeinen Anhang. Wir So⸗ 
zialdemokraten und wir Fiſcher, die wir uns zur 
Weltanſchauung des Sozialismus bekennen, ſind 
der Anſicht, daß das Gros der Fiſcher weber durch 
Darlehen noch andere Beihilfen geſunden kann. 
Die Schäden, unter denen das ganze Fiſcherweſen 
heute leidet, liegen tiefer und haben ihre Urſache 
im Krieg. Im Krieg wurde bekanntlich alles 
mögliche geſtattet, damit die Volksernahrung 
ſichergeſtellt wurde. Damals war es möglich, daß 
die geſamten Beſtimmungen über den Fiſchfang 
außer Kraft geſetzt wurden und eine derartig enge 
Maſchenweite eingeführt wurde, daß im geſamten 
Fiſchereiweſen eine Ausraubungspolitik zu ver⸗ 
zeichnen war. Dadurch ergab ſich, daß auch nach 
dem Kriege der Wert der Fiſchereierzeugniſſe aus 
dem Haff und den Binnengewäſſern ſtark herab⸗ 
geſetzt wurde, ſodaß wir auch heute noch erleben, 
daß ſelbſt große Räuchereibeſitzer Aale auf den 
Markt bringen, von denen 15 Stück auf ein Pfund 
gehen. Das war vor dem Kriege nicht erlaubt 
und hieraus erklärt ſich auch zum Teil der geringe 
Verdienſt und der geringe Wert der Ware. 

Eine weitere Schwierigkeit ergibt ſich für die 
Haff⸗ und Seefiſcher durch die hohen Zollſätze, die 
auf Fertigfabrikaten und Nichtfertigfabrikaten ru⸗ 
hen. Wenn das Gros der Fiſcher geſunden ſoll, 
ſo iſt erforderlich, das eine Reform der Fiſcherei⸗ 
arten eintritt. Es muß vor allen Dingen im Fri⸗ 
ſchen Haff und in den Binnengewäſſern wieder die 
Vorkriegsmaſchenweite der Netze eingeführt wer⸗ 
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(Rohde, Abgeordneter) 
den. Es wird den meiſten Abgeordneten in die⸗ 
ſem Haus ferner auch nicht bekannt ſein, daß heute 
ein Teil der Fiſcher als Tagelöhner bei Arbeitge⸗ 
bern beſchäftigt ſind, nämlich auf den Großangel⸗ 
kähnen als Prozentfiſcher. Dieſe Fiſcher erhal⸗ 
ten von dem Geſamtverdienſt 10 Prozent. Wenn 
alſo ein Großangelkahnfiſcher einen Verdienſt von 
8 bis 10 000 Gulden im Jahre hat, der Tages 
löhner 1000 Gulden erhält. Dieſes ſind die Lei⸗ 
densgenoſſen, die heute nicht leben und nicht ſter⸗ 
ben können. Keiner in dieſem Hauſe 
wird zugeben, daß dieſe Fiſcher ewptl. beſ⸗ 
ſer geſtellt ſind, als jemand der Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung bezieht. Es iſt aber bei dem heute be⸗ 
ſtehenden Syſtem nicht möglich, dieſen Fiſchern 
durch eine kleine Beihilfe zu helfen. Es mußte 
eine Formel gefunden werden, um dieſe Fiſcher für 
eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer ſicher zu ſtel⸗ 
len. Für die Entſchließung werden wir ſtimmen, 
weil es teils ärmere Fiſcher ſind, die nicht die 
Mittel haben, heute die Darlehen zurückzuzahlen. 
Nach dem Standpunkt der Sozialdemokratie müß⸗ 
ten die geſamten Fiſcher heute die Mittel reſtlos 
zurückzahlen, damit ſie objektiv verteilt werden 
und nur an ſolche Leute, die wirklich bedürftig und 
in Not geraten ſind. Wir werden für die Ent⸗ 
ſchließung des liberalen Abgeordneten Sieben⸗ 
freund ſtimmen. (Bravo.) 

Vizepräſident Neubauer: 
Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir haben unſere Abänderungsanträge, die wir 
zur zweiten Beratung eingereicht haben, und die 
von allen Parteien von den Sozialdemokraten bis 
zu den Deutſchnationalen niedergeſtimmt wurden, 
erneut eingereicht, um den Parteien noch einmal 
Gelegenheit zu geben, ſich zu beſinnen, insbeſonde⸗ 
re dem Herrn Abg. Regier, der doch von den 
Kleinbauern gewählt iſt, damit er im Parlament 
die Intereſſen der Kleinbauern vertreten ſoll. Ich 
habe ſchon damals bei der Großen Anfrage der 
Deutſchnationalen darauf hingewieſen, daß das 
Flugblatt der Wirtſchaftsliſte ſagte, die Kleinbau⸗ 
ern könnten nicht mit den Deutſchliberalen und 
nicht mit den Deutſchnationalen zuſammengehen, 
ſondern müßten ihr Geſchick in ihre eigenen Hände 
nehmen. Heute, wo der Vertreter der Wirtſchafts⸗ 
liſte im Parlament ſitzt, reicht er ſich mit der 
Schwerinduſtrie die Hand, und alle ſeine Hand⸗ 
lungen während ſeiner Abgeordnetentätigkeit ha⸗ 
ben ſich gegen die Kleinbauern gerichtet. Es iſt 
genau ſo, wie mit den Abgeordneten in Deutſch⸗ 
land, wo man es verſtand, durch Aufſtellung von 
„Landvolkliſten“ den Kleinbauern Sand in die 
Augen zu ſtreuen. Die „Volksſtimme“ bringt ei⸗ 
nen Artikel mit der Ueberſchrift: „Wieder heimge⸗ 
funden.“ Darin ſteht, daß die drei Abgeordneten 
der Liſte des Württembergiſchen Bauern⸗ und 
Weingärtnerbundes und die beiden Abgeordneten 
der Liſte des Sächſiſchen Landvolkes ſich der 


Das Wort hat der 


deutſchnationalen Reichstagsfraktion angeſchloſſen 
haben. Dadurch erhöhte ſich die Stärke der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion von 73 auf 78 Abgeordnete. 
Wir ſehen alſo, nur um die Kleinbauern zu kö⸗ 
dern, macht man eigene Liſten. Wenn man dann 


wenig Mittel eingeſtellt. 
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im Parlament iſt, reicht man ſich mit der Schwer⸗ 
induſtrie und auch mit den Großagrariern die 
Hand. Dann wird gegen die kleinen Bauern ge⸗ 
gen die Arbeiter gekämpft. 

Wenn die Parteien es mit ihren Verſprechungen 
ehrlich meinen, könnten die von uns geſtellten Ab⸗ 
änderungsanträge von jeder Partei angenommen 
werden. Für die Kleinbauern hat man überhaupt 
nichts im Etat eingeſetzt. Wie denkt ſich die Re⸗ 
gierung, insbeſondere der Herr Abg. Regier, der 
doch die Regierung ſtützt, wie die Kleinbauern 
weiter leben ſollen. Ich habe bei der zweiten Be⸗ 
ratung geſagt, daß die Kleinbauern ins Heer der 
Arbeiter hineingeſtoßen werden, wenn man ihnen 
nicht hilft. Mit Phraſen, wie es der Herr Abg. 
Regier bei der Beſprechung der Großen Anfrage 
machte, kann man den Kleinbauern allein nicht 
helfen. Für Siedlungszwecke hat man auch ſehr 
Wir Kommuniſten ha⸗ 
ben an der Siedlung ein großes Intereſſe, damit 
der Landarbeiter eine eigene Scholle beſitzt und ſich 
nicht immer in den Händen der Großagrarier be- 
findet. Aber wir ſehen, daß auch die Gozialde- 
mokratie ein Intereſſe hat, daß der Landarbeiter 
nicht auf freier Scholle leben ſoll. 

Dann zu unſerm Abänderungsantrag in Bezug 
auf die Fiſcher. Der Herr Abg. Rohde ſtellt ſich 
hier her und erzählt, woran das alles liegt. Ja, 
Herr Abg. Rohde, es hat wenig Zweck, die Urſa⸗ 
chen zu erforſchen. Davon werden die Fiſcher nicht 
ſatt, man muß ihnen auch endlich helfen. Wenn 
Sie unſerem Abänderungsantrag nicht zuſtimmen, 
werden Sie den Deutſchnationalen mit dem Abg. 
Böhm noch wieder mehr Material in die Hände 
geben. Dann werden dieſem Heuchler vielleicht 
noch mehr Fiſcher nachlaufen. Deswegen iſt es 
insbeſondere Aufgabe der Sozialdemokratie, den 
Fiſchern die Beihilfe zu gewähren, damit ihnen, 
wenn ſie in Not geraten ſind, auch geholfen werden 
kann. Aus dieſem Grunde erwarte ich, daß Sie 
unſern Abänderungsanträgen zuſtimmen, damit 
den in Not befindlichen Kleinbauern und Fiſchern 
geholfen wird. Sollte dies nicht der Fall ſein, 
dann werden die Kleinbauern und auch die Fiſcher 
erkennen, daß auch dieſe Regierung nicht für ihre 
Intereſſen eintritt, und werden ſich loslöſen von 
den Sozialdemokraten, von den Deutſchnationalen 
und auch von den faſchiſtiſchen Elementen, wie wir 
ſie dort auf der Zuhörertribüne ſehen. Sie wer⸗ 
den dann in die Kommuniſtiſche Partei mit dem 
Bewußtſein eintreten, daß nur die Kommuniſtiſche 
Partei für die Intereſſen aller Werktätigen 
kämpft. Wir als Kommuniſten werden allen 
Werktätigen zurufen, Arbeiter und Kleinbauern 
aller Länder vereinigt Euch zum Sturz dieſes ka⸗ 
pitaliſtiſchen Syſtems! (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Walter Müller. 

Müller, Walter, Abgeordneter (D. V. P.): M. 
D. u. H.! Schon in der Regierungserklärung iſt 
leider wenig von der Bauernſchaft geſagt worden. 
Deshalb darf man ſich nicht wundern, wenn der 
Haushaltsplan für die Landwirtſchaft der ſchlech⸗ 
teſte Etat iſt, der je aufgeſtellt wurde. Die Bau⸗ 
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halb vierzehn Tagen die Steuern zu bezahlen, 


Beſitzer die Steuern augenblicklich nicht bezahlen 


Steuer einfach zwangsweiſe 
Nach ſechs Wochen erhält derſelbe Beſitzer aber 
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(Müller, Walter, Abgeordneter) 

ernſchaft hat ein Recht, genau dasſelbe Recht, wie 
ſämtliche anderen Berufsgruppen, endlich einmal 
für ſich etwas zu verlangen. Aus dieſem Grunde 
haben wir einen Abänderungsantrag eingebracht, 
der zur Förderung der Siedlungstätigkeit ſtatt 
50 000 Gulden 200 000 Gulden fordert. M. D. u. 
H.! Es iſt heute in der Landwirtſchaft ſo, daß der 
Bauer nicht aus und ein weiß. Es geht ihm ſehr 
ſchlecht. Es gibt Beſitzer, die fünf, ſechs und ſieben 
erwachſene Söhne haben, die nicht wiſſen, wie 
ſie ſich eine Exiſtenz gründen ſollen. Da wäre es 
doch die erſte Pflicht der Regierung, Beihilfen für 
Siedlungszwecke bereitzuſtellen. Die Landwirt⸗ 


beſtreiten, die Dinge liegen tatſächlich ſo. Es kann 
heute kein Landwirt einem Sohn eine Exiſtenz 
gründen, denn es wird Zinswucher getrieben. Es 
iſt heute in der Landwirtſchaft ſchon ſo, daß Steu⸗ 
ereintreibungen nach dem neueſten Syſtem vollzo⸗ 
gen werden, indem man den Landwirten einen 
Steuerbeſcheid erteilt: „Du haſt die Steuer inner⸗ 
halb vierzehn Tagen zu zahlen, andernfalls die 
Sache zwangsweiſe eingetragen wird.“ Es iſt hier 
vor kurzem erklärt worden, daß bei den Steuerein⸗ 
treibungen nicht mehr ſo rigoros vorgegangen wer⸗ 
den wird. b 

Herr Senatspräſident Sahm hat hier erklärt, 
daß es der Wirtſchaft wieder beſſer geht, das ginge 
ſchon daraus hervor, daß die Zwangsverſteigerun⸗ 
gen nicht mehr jo zahlreich find wie im vergange⸗ 
nen Jahr. M. D. u. H.! Dazu kann ich Ihnen 
nur erwidern, daß es jetzt auf eine andere viel fei⸗ 
nere Art gemacht wird. Die Steuerbehörde läßt 
nämlich jetzt die fälligen Steuern nicht mehr durch 
Zwangsvollſtreckungen eintreiben, ſondern der 
Schuldner erhält einen Beſcheid: „Du haſt inner⸗ 


wenn Du ſie bis zu dieſem Zeitpunkt nicht bezahlt 
haſt, werden wir die Steuern auf Dein Grundſtück 
zwangseintragen laſſen.“ In meiner Nachbarſchaft 
hat man an vier Stellen dieſe Steuern zwangswei⸗ 
ſe eintragen laſſen, weil man genau wußte, daß der 


konnte, weil er nur noch ein paar Pferde und we⸗ 
nig Geräte hatte, die er unbedingt zur Fortfüh⸗ 
rung ſeiner Wirtſchaft brauchte. Da hat man die 
eintragen laſſen. 


den Beſcheid vom Steueramt, wenn er nicht inner⸗ 
halb vierzehn Tagen ſeine Steuern bezahlt. die 
Zwangsvollſtreckung ſtattfinden wird. Ich frage, 
was hat das Steueramt eigentlich vor? Es ſind 
doch unnötige Unkoſten wenn man fünf oder ſechs 
Wochen doch zu einer Zwangsverſteigerung ſchrei⸗ 
tet. (Abg. Leu: Was iſt das denn für ein Beſitzer, 
weshalb hat er denn nicht gezahlt?) Weshalb er 
nicht gezahlt hat? Weil er nicht zahlen konnte! 
Ich habe geſagt, das iſt das neue Syſtem, daß man 
die Steuer zwangsweiſe eintragen läßt, wenn der 
Beſitzer ſie nicht bezahlen kann. Der betreffende 
Beſitzer hat der Steuer angeboten, daß er die 
Steuer ratenweiſe abzahlen wollte. So ſchlau 


müßte ſelbſt die Steuerbehörde ſein, um zu wiſſen, 
daß im Frühjahr kein Beſitzer Geld hat, daß man 
ihm Zeit bis zum Herbſt laſſen muß, dann wird 


er die Steuern ſchon bezahlen. (Wenden Sie ſich 
doch an den Abgeordneten Hoppenrath! links.) 
Ja, der iſt leider nicht da. Man kann doch nicht 
auf eine ganz kurze Zeit die Zwangseintragung 
vornehmen laſſen und nach fünf oder ſechs Wo⸗ 
chen, wenn der Beſitzer die Steuer noch nicht be⸗ 
zahlt hat, das Grundſtück doch zur Zwangsverſtei⸗ 
gerung bringen. Das iſt eine Methode, die mit er⸗ 
höhten Geldkoſten für den Beſitzer verknüpft iſt. 


Wir haben einen Abänderungsantrag geſtellt, 
ſtatt 50 000 Gulden 200 000 Gulden für Sied⸗ 
lungszwecke in den Etat einzuſtellen. M. D. u. H.! 
Wir haben ſehr viele Domänen, die dem Staat 
ſehr wenig einbringen, das ergibt ſich ja klar aus 
dem vorliegenden Etat. Die beſten Kräfte, die 
Bauernſöhne, die an ihrer Scholle gebunden ſind, 
finden hier keine Exiſtenzmöglichkeit und wan⸗ 
dern aus. Daher ſollte man endlich daran gehen, 
dieſe ſtaatlichen Domänen aufzuteilen, um auch 
dieſem Beruf Exiſtenzmöglichkeiten zu ſchaffen. Ich 
habe ſeinerzeit an den Senat eine kleine Anfra⸗ 
ge gerichtet bezüglich der Domäne Artſchau. Das 
Vorwerk Borroſchin iſt aufgeteilt worden, die Do⸗ 
mäne Artſchau ſoll auf 18 Jahre neu verpachtet 
werden. Da hat mir der Senat geantwortet, die 
Domäne Artſchau eignet ſich nicht zur Aufteilung, 
weil dort dreizehn Arbeiterfamilien brotlos wer⸗ 
den würden. Ich möchte nur zu erwägen geben, 
daß wenn die 1100 Morgen, die noch vorhanden 
ſind, an fünf oder ſechs Beſitzer aufgeteilt würden, 
dieſe dreizehn Arbeiterfamilien jehr gut unterges 
bracht werden könnten und es würde ſie dann 
nicht, wie bisher nur einer ernähren, ſondern es 
würden ſie fünf oder ſechs ernähren. Das kann 
kein ausſchlaggebender Grund fein, um dieſe Auf- 
teilung abzulehnen. 

Wir haben aber noch mehrere Domänen, die 
aufzuteilen wären. Ich will garnicht von dem 
Standpunkt ausgehen, daß nur Bauernſöhne dort 
angeſiedelt werden können, ſondern es können 
auch Arbeiterſtellen geſchaffen werden, wie es in 
unſerer Gemeinde der Fall it. M. D. u. H.] Un⸗ 
ſre Siedlungsgemeinde beſteht aus 30 Bauern⸗ 
ſtellen von 50, 70 und 80 Morgen und drei Arbei⸗ 
terſtellen von fünfeinhalb und fünf preußiſchen 
Morgen. Es läßt ſich dies auch bei all den an⸗ 
deren Domänen ſehr gut einrichten, ja ich möchte 


ſagen, noch viel günſtiger, wenn der Senat nur 


wirklich einmal Mittel für dieſe Sache übrig hät⸗ 
te. Wenn man weiter berückſichtigt, daß eine Do⸗ 
mäne doch von ſtaatswegen unterhalten werden 
muß, daß ſämtliche Reparaturen auf Staatsko⸗ 
ſten erfolgen und, wie es auch in Borroſchin der 
Fall war, ein Pachtpreis gezahlt wird von 4 Gul⸗ 
den pro preußiſchen Morgen, während man bei 
den Siedlungsſtellen, die jetzt geſchaffen worden 
ſind, 12 Gulden pro preußiſchen Morgen berech⸗ 
net hat und der Senat die Koſten für Repara⸗ 
turen nicht mehr zu tragen hat, ſo wird man zu⸗ 
geben müſſen, daß eine Aufteilung im Staatsin⸗ 
tereſſe geboten erſcheint. Es wurde mir vom Se⸗ 
nator Rehberg darauf erwidert, das ließe ſich 
nicht machen, weil die Zinſen zu hoch wären. Herr 
Senator Rehberg iſt wohl nicht da? (Doch, hier 
ſitzt er! links.) Ich möchte Sie fragen, warum 


(C) 


(D) 
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(Müller, Walter, Abgeordneter) 
man denn nicht Staatsmittel zur Herabſetzung 
der Zinſen bereitſtellen kann, das würde ſich doch 
machen laſſen. Wenn man die Preiſe von vier 
und zwölf Gulden vergleicht, und dabei berück⸗ 
ſichtigt, daß bei dem Pachtpreis von 12 Gulden 
der Senat keine Reparaturen zu übernehmen 
braucht, dann müßte ſich das doch machen laſſen. 
Bei einem Domänenpächter hat der Senat die 
Ankoſten zu tragen. (Senator Dr. Frank: Das 
ſtimmt nicht!) Warum ſtimmt das nicht? Es ſind 
doch Reparaturkoſten hier in den Etat eingeſtellt 
worden. (Senator Dr. Frank: Das iſt ein Irr⸗ 
tum!) Das iſt kein Irrtum! Ich habe erſt kürzlich 
auf der Domäne Artſchau mit einem Maurermei⸗ 
ſter geſprochen, der dort Reparaturen für den Se⸗ 
nat ausgeführt hat. Es iſt mir erklärt worden, 
daß für bauliche Unterhaltung der Gebäude der 
Domänen Beträge aus Staatsmitteln gegeben 
werden. Nach unſerm Antrag würden 150 000 
Gulden mehr eingeſtellt, ſo daß dadurch in erſter 
Linie die Bautätigkeit gefördert wird. Es heißt 
immer, es ſei wenig Arbeit vorhanden. Das 
könnte durch die neuaufgenommene Bautätigkeit 
zum Teil geändert werden. f 

Ich möchte die Regierung bitten, dieſe 150 000 
Gulden zu bewilligen, da ſie für einen Stand ſind, 
der feſt auf ſeiner Scholle ſitzt und das Funda⸗ 
ment des ganzen Staates bedeutet. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Siebenfreund. 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H.! Ich möchte nur ganz kurz die Entſchlie⸗ 
ßung begründen, die meine Fraktion dem hohen 
Hauſe in Gemeinſchaft mit den beiden andern 
Koalitionsparteien vorgelegt hat. Es handelt 
fih um eine Entlastung für die Fiſcher, die von 
keiner finanziellen Auswirkung auf den Etat ſein 
wird. (Abg. Liſchnewſki: Dann iſt es auch nicht 
ſo ſchwer!) Sie wiſſen ja, daß im Etat 10 000 Gul⸗ 
den für die Abzahlung der Darlehen, die an Fi⸗ 
ſcher gegeben ſind, eingeſetzt ſind. Die Darlehen 


betragen aber erheblich mehr. And dieſe 10 000 


Gulden ſind auch weniger, als eigentlich nach 
den Vereinbarungen zurückgezahlt werden müßte. 
Wir ſind uns aber klar darüber, daß die Notlage 
der Fiſcher eine ſo große iſt, daß es ihnen nicht 
möglich iſt, dieſe Verpflichtungen zu erfüllen. Jetzt 
war die Lage ſo, daß die Abzahlung der Fiſcher 
nicht einmal ausreichte, um die ihnen immer wie⸗ 
der zugeſchriebenen Zinsbeträge abzutragen, ſo 
daß die Schuld des einzelnen Fiſchers durch an⸗ 
wachſende Zinſen eigentlich buchmäßig von Jahr 
zu Jahr größer wurde. Das gab für die Verwal⸗ 

tung eine große Arbeit und entlaſtete die Fiſcher 
buchmäßig überhaupt nicht. 

Aus dieſem Grunde bitten wir das Haus, un⸗ 
ſere Entſchließung anzunehmen, die dahin geht, 
daß die Zahlungen, die bisher von den Fiſchern 
geleiſtet worden ſind, gutgebracht und von dem ur⸗ 
ſprünglichen Darlehn abgeſchrieben werden ſollen, 
ſo daß die Schuld um dieſe Beträge vermindert 
wird. Eine ſolche Maßnahme hat natürlich zur 
Folge, daß man ſich grundſätzlich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellt, daß die geſamten Darlehen, die an Fi⸗ 
ſcher gegeben ſind, nicht nur die aus dem Jahre 
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1926, ſondern auch die aus den Jahren 1924 und 
25 als zinsloſe Darlehen gegeben werden. (Zuruf 
des Abg. Schwegmann.) Sie ſind urſprünglich als 
verzinsliche Darlehen und erſt im Jahre 1926 un⸗ 
verzinslich gegeben worden. Wenn man dann mit 
den Fiſchern mäßige Tilgungsſätze für das Reſt⸗ 
kapital vereinbart, werden die Fiſcher tatſächlich, 
wenn auch langſam, ſo doch allmählich, aus ihrer 
Schuld herauskommen, und der Verwaltung wird 
die große Belaſtung erſpart, die anwachſenden 
Zinſen jedem einzelnen Darlehn zuzuſchreiben, 
ohne daß dabei irgend etwas herauskam. Wir 
bitten daher das hohe Haus, dieſe Entſchließung 
anzunehmen. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 252, 
unterſchrieben Langnau und Fraktion: 

0 Ausgabe: ö 

1. Abſchnitt A I, Stelle 1: „1 Regierungsrat als Re⸗ 

ferent“ zu ſtreichen. 

2. Zu ſetzen ſtatt „2 Regierungsoberinſpektoren“ 

„1 Regierungsoberinſpektor.“ 
3. Abſchnitt B I, Stelle (12): Einrichtung von Bul⸗ 
lenſtationen für Kleinbauern anſtatt „3 000 G.“ 


„10 000 ©“. 

4. Neu einzuſetzen Stelle 14: „Beihilfe f ür Klein⸗ 
bauern bis zu einer Ackernahrung 100 000 G.“ 

5. a 5 9 2: zu ſetzen ſtatt „50 000 G.“ 


— „150 . 
6. Abſchnitt C II, Stelle 4: zu ſetzen ſtatt „300 G.“ 


„1000 G.“ 
7. Abſchnitt C II 5 . Stelle 5: „Beihilfen 


für Fiſcher 50 00 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag ihre Zuſtimmung geben wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nunmehr zum Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 273, unterſchrieben vom Abg. Schwegmann 
und den übrigen Mitgliedern der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion: 

Zu Ausgabe C Abſchnitt II, Stelle 5 neu: Beihilfen 

zur Behebung der Not der Fiſcher 60 000 G. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zum Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 286, unterſchrie⸗ 
ben von den Abgeordneten W. Müller, Dr. Bla⸗ 
vier u. Gen. 

Zu B II, 2. 

Aufwendungen zur Förderung der Siedlungstätig⸗ 

keit. Es ſind zu ſetzen ſtatt „50 000 G.“ 200 000 G.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſem An⸗ 
trag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen zum Haushaltsplan 
der Landwirtſchaftlichen Verwaltung, einſchl. Fi⸗ 
ſcherei⸗ und Domänenverwaltung in Druckſache 
Nr 176. Ich bitte die Damen und Herren, die die⸗ 
ſem Haushaltsplan zuſtimmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan iſt angenommen. Es lie⸗ 
gen vier Entſchließungen vor, zunächſt die Ent⸗ 
ſchließung, die der Hauptausſchuß in Druckſache 
Nr. 176 vorſchlägt: 
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(Vizepräſident Neubauer) f 

1. Der Senat wird erſucht, für den dringend not⸗ 
wendigen Ausbau des Fiſchereihafens in Zoppot eine 
i Summe als Staatsbeihilfe in Ausſicht zu 
ſtellen. 

2. Der Senat wird erſucht, ſeine Aufmerkſamkeit 
der Gründung einer Molkereiſchule zuzuwenden und 
die Vorarbeiten dazu baldigſt in Angriff zu nehmen. 

Durch eine ſolche Einrichtung würde unſerer 
männlichen Jugend ein neuer Beruf und neue Ar⸗ 
beits⸗ und Verdienſtmöglichkeiten eröffnet werden. 
Zugleich würde die landwirtſchaftliche Produktion auf 
dem Gebiete der Käſerei gefördert werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen 
nunmehr zur Entſchließung Druckſache Nr. 211, 
unterſchrieben Schwegmann und die übrigen Mit⸗ 
glieder der Deutſchnationalen Fraktion: 

Der Senat wird erſucht, aufs nachdrücklichſte da⸗ 


\ 


hin zu wirken, daß die ſtändig zunehmende! 
dung der Weichſelmündung in der Gegend von Neu⸗ 
fähr beſeitigt wird, und für die Zukunft dafür zu 
ſorgen, daß die Wiederholung der gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtände verhindert wird. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Ent⸗ 


ſchließung annehmen wollen, ſich von den Plätzen 


zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen 
nunmehr zur Entſchließung in Druckſache Nr. 259, 
unterſchrieben vom Abg. Langnau und den übri⸗ 
gen Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Fraktion: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, die fiskaliſchen Güter in Ackernahrungen auf⸗ 
zuteilen und für die erſten 10 Jahre pachtfrei ab⸗ 
zugeben. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, ſie 
iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zu der Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 283, unterſchrieben 
von den Abg. Siebenfreund, Gerick, Lemke und 
Fraktionen: 
Zu Einnahme Abſchnitt O II. 
1. Die in den Jahren 1924 und 1925 gegebenen Dar⸗ 
lehen an die Fiſcher werden in zinsloſe Darlehen 
umgewandelt mit Rückwirkung bis zum Tage der 
Hergabe des Darlehns. 
2. Die bisher für dieſe Darlehen geleiſteten Zinszah⸗ 
lungen werden, ſoweit die Dahrlehnsſchuld noch be⸗ 
ſteht, den Darlehnsnehmern gutgebracht. 
3. Für die Rückzahlung der aus den Jahren 1924. 
1925 und 1926 noch beſtehenden Darlehnsſchulden 
find mäßige Tilgungsſätze (etwa bis zu 8 Prozent 
jährlich) feßzuſetzen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Die Entſchließung iſt ein⸗ 
ſtimmig angenommen und ſomit der Haushalts⸗ 
plan als erledigt zu betrachten. Ich rufe nun⸗ 
mehr die Ziffer 12 auf: 
Haushaltsplan der Forſtverwaltung. 
Druckſache Nr. 177. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Das Wort hat der Herr Abg. Liſch⸗ 
newſki. 1 

Liſchnewſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! Nach meinen ausführlichen Darlegungen in 
der zweiten Leſung kann ich mir jetzt eingehendere 
Ausführungen erſparen. Bei dieſer Gelegenheit 


möchte ich aber der Regierung anheim geben, ein 
Anrecht gut zu machen, das eine Zeit lang an den 
Haumeiſtern 


verübt worden iſt. In frühes 


erſan⸗ 


der Forſtverwaltung iſt angenommen. 
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ren Jahren nach 1918 war es üblich, daß der 
Haumeiſter 5 Prozent der Gebühren bekam. Es 
handelt ſich um ſogenannte Vorarbeiter der Wald⸗ 
arbeiter, die natürlich eine gewiſſe Verantwor⸗ 
tung übernommen haben, indem ſie das Holz an⸗ 
geben, die Hölzer numerieren, Geld holen und 
auszahlen uſw. Dafür bekamen dieſe Haumeiſter 
ſolange 5 Prozent. Unter Abſchnitt A II, Stelle 1 
des Haushaltsplans find 120 000 Gulden gegen⸗ 
über 138 000 Gulden im Vorjahre eingeſetzt. Dar⸗ 
aus folgt, daß hier eine geringere Summe einge⸗ 
ſetzt iſt. Bei dieſer Gelegenheit möchte ich bitten, 
daß die frühere Summe wieder eingeſetzt wird, 
und die Haumeiſter wieder die Gebühren von 5 
Prozent erhalten. Ich komme auf die Entſchlie⸗ 
ßung zurück, nach der den Anliegern geſtattet wer⸗ 
den ſoll, Torf zu ſtechen. Ich halte es für nötig 
darauf einzugehen, weil die minderbemittelte Be⸗ 
völkerung daran intereſſiert iſt, daß ihr geſtattet 
wird, Torf zu holen. Ferner müßte es den Wald⸗ 
arbeitern und Kuhhaltern mit einer Kuh ge⸗ 
ſtattet ſein, wo es irgend möglich iſt, die Kuhwei⸗ 
den in Anſpruch zu nehmen, da, wie ich ſchon bei 
der zweiten Beratung ausgeführt habe, ungeheure 
Flächen vorhanden ſind, wo die Kuhweide ohne 
jeden forſtlichen Schaden geſtattet werden könnte. 
Das ſind alles kleine Härten, die von der jetzigen 
Regierung, dem ſogenannten Linksſenat, gutge⸗ 
macht werden könnten, wenn nur der Wille dazu 
vorhanden iſt. Die Haumeiſtergebühren müſſen 
wieder auf fünf Prozent heraufgeſetzt werden, es 
muß den anliegenden Bewohnern geſtattet wer⸗ 
den, Torf zu ſtechen und, wo es ſich irgend ermög⸗ 
lichen läßt, eine Kuh zu weiden. 

Das iſt das, was ich bei dieſer Angelegenheit 
vorzubringen habe. Ich bitte dringend, daß dieſe 
Mängel ſchleunigſt abgeſtellt werden, ich bitte um 
wohlwollendſte Unterſtützung in dieſer Sache. 
Wir haben eine zweite Entſchließung eingebracht, 
nach der es den Anſiedlern geſtattet wird, Torf zu 
ſtechen und eine weitere Entſchließung, die ver⸗ 
langt, daß die Kuhweide wieder geſtattet werden 
ſoll, und wir bitten um ihre Zuſtimmung nicht im 
Intereſſe einer kommuniſtiſchen Aktion, ſondern 
im Intereſſe der betreffenden Leute, denen ſo ge⸗ 
holfen werden kann, wenn nur ein Wille dazu vor⸗ 
handen iſt. Außerdem hat die Sozialdemokratiſche 
Fraktion eine Entſchließung eingebracht, unter⸗ 
ſchrieben von dem Abg. Rehberg, die auch verlangt, 
daß die Kuhweide wieder geſtattet werden ſoll. 
Wenn Sie alſo unſere Entſchließung ablehnen 
ſollten, ſo werden wir doch die Entſchließung, die 
vom Senator Rehberg unterſchrieben iſt, anneh⸗ 
men. 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich laſſe über den Haushaltsplan der 
Forſtverwaltung abſtimmen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dieſen Haushaltsplan annehmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Ge 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der Haushaltsplan 
Wir kom⸗ 
men nunmehr zu den beiden Entſchließungen. Ich 
laſſe zunächſt abſtimmen über die Entſchließung 
unterſchrieben von dem Abg. Liſchnewſki und den 


O) 


D) 
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(Vizepräſtdent Neubauer) 2, 


(A) übrigen Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 


(8) 


tion, Druckſache Nr. 221. 
1. Bei Verpachtung von Torfgelände iſt insbeſondere 
den Selbſtverbrauchern geeignetes Gelände zu den 
früheren üblichen Bedingungen zur Verfügung zu 
tellen. 
2. Der Volkstag erſucht den Senat, den Waldarbeitern 
und Einwohnern, die im Beſitze einer Kuh ſich be⸗ 
finden, die Waldwieſe unter den früheren Bedin⸗ 
gungen zu belaſſen. e ; 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 
Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men nunmehr zur Entſchließung, Druckſache Nr. 
240, unterſchrieben vom Abg. Rehberg und den 
übrigen Mitgliedern der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. ee 
: Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 

ſuchen, den ſtändigen Waldarbeitern, ſoweit dieſe auf 

Kuhhaltung eingeſtellt ſind, zu den früheren Bedin⸗ 

gungen die Waldwieſe freizugeben, ſoweit dadurch 

Kulturſchäden nicht entſtehen. \ 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 

Entſchließung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Die Entſchließung 
iſt einſtimmig angenommen. Ich rufe nunmehr 
auf Ziffer 13: 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenverwaltung. 

Drucksache Nr. 178. Ich eröffne die Beſpre⸗ 

chung. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikomifi. 

Plenikowski, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. 

H.! Wohl alle Parteien hier in dieſem hohen 
Haus haben die löbliche Abſicht kundgetan, bei 
den höheren Beamtenſtellen einzuſparen, bezw. 
abzubauen. Bei den Parteien, angefangen von 
den Deutſchnationalen bis herab zu den Sozial⸗ 
demokraten beſteht aber dieſe löbliche Abſicht 
lediglich in ihrer Preſſe oder in ſchönen Worten 
hier. Die Taten ſehen anders aus. Wir haben 
auch zu dieſem Etat der Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung einige Abänderungsanträge einge⸗ 
bracht, die einen Abbau von höheren Beamten 
verlangen. Es iſt notwendig, auf die ſchönen 
Worte, die alle bürgerlichen Parteien, einſchl. 
der Sozialdemokratiſchen Partei, hier bezüglich 
des Abbaues der höheren Beamten geſprochen 
haben, etwas näher einzugehen und die Wahr⸗ 
heit feſtzunageln. ie 3 1 
ja auch den Kampf gegen die Bürokratie auf⸗ 
genommen, aber anſcheinend nur immer gegen⸗ 
über den höheren Beamten, die ihnen politiſch 
nicht naheſtehen. Handelt es ſich um einen 
deutſchnationalen höheren Beamten, der das 
Parteibuch in der Bruſttaſche hat, dann können 


wir etwas anderes feſtſtellen. Wenn dieſer Herr 


wirklich abgebaut werden ſoll, haben dieſe Herr⸗ 
ſchaften nichts eiligeres zu tun, als Entſchließun⸗ 
gen einzubringen, um dieſen Herrn in ſeinem 
Amt zu belaſſen. Ueberhaupt iſt die ganze Oppo⸗ 
ſition bei den Deutſchnationalen bei dieſem Etat 
nur eine Scheinoppoſition, in Wirklichkeit ſind die 
Deutſchnationalen ja zufrieden, daß die Etats 
ſo ſchnell wie möglich werabſchiedet werden. 

Aber auch die übrigen bürgerlichen Parteien 
arbeiten mit Oppoſitionsanträgen, mit Schein⸗ 
anträgen und denken nicht im entfernteſten daran 
tatſächlich für den Abbau der höheren Beamten 


Die Deutſchnationalen haben 
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zu kämpfen. Der Herr Abg. Hennke hat im Haupt⸗ 
ausſchuß bei der Beratung dieſes Etats nichts da⸗ 
für übrig gehabt, die erſparten Oberpoſtſchaffner⸗ 
ſtellen wieder in den Etat hineinzubringen. Als 
wir einen dahingehenden Abänderungsantrag 
einbrachten, hielt es dieſer famoſe Beamtenver⸗ 
treter nicht für nötig, unſerem Abänderungs⸗ 


antrage zuzuſtimmen; aber in der gleichen Aus⸗ 


ſchußſitzung brachte er einen anderen Abände⸗ 
rungsantrag ein, und dieſer wünſchte die Um⸗ 
wandlung einer Beamtenſtelle aus Gruppe 12 
in Gruppe 13. Herr Dr. Blavier z. B., — ſchade, 
daß er nicht hier iſt, er freut ſich wahrſcheinlich 
ſo über den Sieg, den er errungen hat und muß 
den wahrſcheinlich draußen feiern, — hat gleich⸗ 
falls einen Scheinangriff gegen die Gehälter der 
oberen Beamten gemacht. Es war ein Schein⸗ 
angriff, denn anders kann man ſeinen Antrag, 
die Etats ſollen alle noch einmal zurück an den 
Ausſchuß verwieſen werden, um Erſparniſſe durch 
Streichung der oberen Beamtenſtellen zu erzie⸗ 
len, nicht werten. Wenn er tatſächlich die Gehäl⸗ 
ter der oberen Beamten zu ſtreichen wünſcht, ſo 
hat ihm die Kommuniſtiſche Fraktion wiederholt 
Gelegenheit gegeben, das zu tun, er hat es aber 
nicht für nötig befunden mitzuſtimmen. Wenn 
er es wirklich mit ſeinen Angriffen gegen die 
höheren Beamten ernſt meinte, dann würde er 
unſerem Abänderungsantrag bei der Poſtver⸗ 
waltung zuſtimmen; denn es handelt ſich hier 
tatſächlich um den Abbau von völlig überflüſſigen 
höheren Beamtenſtellen, die ohne weiteres durch 
mittlere Beamte verſehen werden können. (Abg. 
Dr. Blavier: Das werden wir machen!) Ja, das 
machen Sie ganz gern, aber nur deshalb, weil Sie 
genau wiſſen, daß wir in der Minderheit bleiben. 
Wenn Sie ſelbſt Regierungspartei wären, gerade 
Sie Herr Dr. Blavier, dann würden Sie hinter 
den Maßnahmen der Regierung ſtehen. (Abg. 
Dr. Blavier: Warum halten Sie denn hier große 
Reden?) Wir ſind die einzige Partei, die auch 
verſucht, ihre Worte in die Tat umzuſetzen, Sie 
tun das nicht, keine bürgerliche Partei tut das. 
(Abg. Dr. Blavier: Weshalb ſind Sie denn 
eigentlich von den Sozialdemokraten weggegan⸗ 
gen, Herr Plenikowski? Unruhe, Zwiſchenrufe) 
Bei den Sozialdemokraten wäre ich vielleicht 
Rektor geworden, wie Sie ja auch Ihren Herrn 
Lehmann zum Rektor gemacht haben, aber ich 
pfiff darauf. (Zwiſchenrufe.) Sie müſſen natürlich 
die Koalition unterſtützen; denn Sie hat Ihnen 
bereitwilligſt aus der Patſche geholfen. (Unruhe) 

Bei der Zentrumspartei iſt es natürlich genau 
dasſelbe. Die Zentrumspartei würde noch mehr 
höhere Beamtenſtellen in den Etat hineinſetzen, 
wenn es ſich nur um katholiſche Beamte handeln 
würde. Sie werden auch nicht daran denken, 
ernſtlich bei den höheren Beamten abzubauen. 
Wir wiſſen ja, daß Sie nur das einzige Beſtreben 
haben, neue hohe Beamtenſtellen zu ſchaffen. 
Allerdings werden Sie verſuchen, in alle leiten⸗ 
den Beamtenſtellen Katholiken hineinzubringen, 
auch wenn ſie nichts taugen. Ich erinnere nur 
an die Kuhhandelei wegen der Stelle beim 
Städtiſchen Krankenhaus. (Zuruf des Abg. Cie⸗ 
rocki.) Darüber werden wir uns nachher unter⸗ 
halten; Sie wiſſen noch, was meine Fraktions⸗ 
kollegin Frau Kreft Ihnen geſtern zurief. Sie 


En 


Y 


2 


— 


(A 


(B) 


704 Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 


Donnerstag, den 21. Juni 1928. 


(Plenikowski, Abgeordneter) 

hätten alle Urſache, Herr Cierocki, ſtill zu fein. 
Wir werden noch ſpäter mit Tatſachenmaterial 
gerade gegen Sie kommen. (Abg. Cierocki: Ihnen 
wird das unangenehm aufſtoßen!) 

Vizepräſident Neubauer: Ich mache darauf 
aufmerkſam, daß der Haushaltsplan der Poſtver⸗ 
waltung zur Debatte ſteht. 

Plenikowski, Abgeordneter (K.P.): Ich glau⸗ 
be, ich habe darüber geſprochen und bin nicht 
abgewichen. Es iſt übrigens ſehr liebenswürdig, 
daß Sie Herrn Gehl darauf aufmerkſam gemacht 
haben, was zur Debatte ſteht. So intereſſieren 
dieſem Herr die Ausführungen der Minderheit. 
(Abg. Gehl: Ihre Rede intereſſiert mich garnicht!) 
Das beweiſt, was Sie für die werktätige Bevöl⸗ 
kerung übrig haben. (Abg. Gehl: Was werſtehen 
Sie von der werktätigen Bevölkerung!) 

Unſere Abänderungsanträge bezwecken einen 


Abbau der höheren Beamtenſtellen. Ich habe 
wiederholt darauf hingewieſen, daß man die 


Oberpoſtdirektorſtellen ſehr gut durch Beamte 
der mittleren Gehaltsgruppen beſetzen kann. 
Wir haben dort Beamte mit einer 35 jährigen 
Praxis, die ganz entſchieden die Funktionen der 
höheren Beamten übernehmen können und fie moch 
beſſer ausüben werden als die Oberpoſtdirektoren. 
Es iſt nicht notwendig, daß die oberen Beamten 
akademiſche Vorbildung haben müſſen. Von den 
übrigen Abänderungsanträgen will ich mur noch 
die Erhöhung der für Inſtandſetzung der Dienſt⸗ 
wohnungen bereitgeſtellten Mittel erwähnen. 
Ich habe wiederholt darauf hingewieſen, daß 
man dieſe Poſition zwar etwas erhöht hat, aber 
gleichzeitig den Hinweis machte, daß die Erhöhung 
zur Inſtandſetzung der baulichen Veränderungen 
anläßlich der neuen techniſchen Einrichtungen 
notwendig iſt. Dann wird nichts übrig bleiben 
um die Dienſtwohnungen der Beamten inſtand 
zu ſetzen. Wenn wir uns im nächſten Jahre 
wiederſehen und uns über dieſe Poſition ausein⸗ 
anderſetzen werden, werden ſich die Dienſtwoh⸗ 
nungen der Poſtverwaltung auf dem Lande in 
genau demſelben Zuſtand, vielleicht in einem 
noch ſchlimmeren, befinden. Sie haben ſelbſt 
zugeben müſſen, Herr Staatsrat Zander, daß ſich 
einzelne Dienſtwohnungen wirklich in einem ſehr 
ſchlechten Zuſtande befinden. (Laß Dich nicht 
mit der Regierung ein! bei den Kommuniſten. — 
Heiterkeit.) Man hat hier geſtern die Streichung 
der ſechs Lehrerſtellen beibehalten, man hat der 
Entſchließung des Herrn Abg. Friedrich nicht zu⸗ 
geſtimmt, weil dazu 21 000 Gulden erforderlich 
ind. Dieſe 21000 Gulden hat der Staat, der ein 
ganzes Heer reaktionärer Beamten beſoldet, nicht 
für die Kinder des Volkes übrig. Wir haben 
auch hier beantragt, daß man die Oberpoſtſchaff⸗ 
nerſtellen nicht ſtreicht, ſondern wieder in den 
Etat einſetzt. Es handelt ſich hier um untere Be⸗ 
amte. Es iſt daher verwunderlich, daß gerade 
der Linksſenat nicht höhere Beamtenſtellen 
ſtreicht, aber deſto mehr untere Beamtenſtellen 
bei der Poſt. Wir werden mit allem Nachdruck 


weiter dafür eintreten, daß nicht nur dieſe Stel⸗ 
len wieder hineingeſetzt werden, ſondern daß all⸗ 
mählich auch die Hilfspoſtſchaffnerſtellen in Poſt⸗ 
ſchaffnerſtellen umgewandelt werden. Bei den 
Einnahmen hatten wir eine Herabſetzung der 
Pauſchalſumme für Telephongebühren verlangt. 


Ich habe bereits nachgewieſen, daß das nicht 
allein für die ſtädtiſchen Verhältniſſe eine Not⸗ 
wendigkeit iſt, ſondern auch für die Landverhält⸗ 
niſſe. In einer kleineren Gemeinde won unge⸗ 
fähr 1000 Einwohnern beträgt die Pauſchal⸗ 
ſumme monatlich 10 Gulden. Viele der kleinen 
Handwerker und Gewerbetreibenden auf dem 
Lande legen ſich nicht das Telephon an, um etwa 
wielleicht nur Dorfgeſpräche zu halten, ſondern 
ausſchließlich Ferngeſpräche, weil ſie mit den 
wirtſchaftlichen Betrieben in der Stadt verkehren 
müſſen. Die Dorfgeſpräche brauchen ſie bei wei⸗ 
tem nicht auf. Ich weiſe ferner darauf hin, daß 
ſelbſt bürgerliche Zeitungen es als begrüßens⸗ 
wert erwähnt haben, wenn dieſe Pauſchalſummen 
herabgeſetzt würden oder die nicht ausgenutzten 
auf Ferngeſpräche angerechnet würden. 

Die Deutſchnationalen haben eine Entſchlie⸗ 
ßung zu dieſem Etat eingebracht. Ich wies ſchon bei 
der zweiten Leſung darauf hin, daß die Herren 
dieſe Entſchließung nicht eingebracht hätten, wenn 
der betreffende Herr nicht das deutſchnationale 
Parteibuch in der Taſche hätte. Sie machen nun 
die Sache inſofern ſchmackhaft und ſuchen ſie ſo⸗ 
zial zu geſtalten, indem Sie die Entſchließung ver⸗ 
brämen. Sie beantragen in der Entſchließung, 
der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, Anträge des Demobilmachungskommiſſars 
auf Entlaſſung ehemaliger Berufsoffiziere aus 
ihren Stellungen im Privat⸗ oder öffentlichen 
Dienſt abzulehnen, demzufolge auch die Kündi⸗ 
gung des derzeitigen Geſchäftsführers des Danzi⸗ 
ger Rundfunks zurückzunehmen. Ja, m. H. Deutſch⸗ 
nationalen, mit dieſem Antrag verſuchen Sie doch 
nur, den Funkmajor beim Radio feſtzuhalten. 
Nun verbrämen Sie die Entſchließung, damit man 
nach außen hin nicht ſo ſehr Ihre Futterkrippen⸗ 
politik erkennt. Sie finden die Maßnahmen der 
jetzigen Regierung ungerecht. M. H. Deutſchnatio⸗ 
nalen, haben Sie die Maßnahmen des damaligen 
deutſchnationalen Senats bezüglich der kommuni⸗ 
ſtiſchen Mitglieder des Kreisausſchuſſes als unge⸗ 
recht empfunden? Nein! Sie haben Sie als ge⸗ 
recht empfunden; denn Sie waren es ja, die die 
ganzen Sachen einleiteten und ſchließlich recht⸗ 
mäßig von einer öffentlichen Körperſchaft ge⸗ 
wählte Perſonen zwangen, ihr Amt niederzule⸗ 
gen. Deshalb haben Sie keine Urſache, bei die⸗ 
ſem Fall ſo ſehr auf Gerechtigkeit zu pochen. Wenn 
der Herr mit ſeinem Gehalt, das beſtimmt 500 
Gulden betragen wird, nicht auskommt, ſo beſitzt 
vielleicht einer der Herren Großagrarier auf dem 
Lande die Liebenswürdigkeit, ihn auf ſeinem 
Gutshofe zu beſchäftigen. Einzelne der Großagra⸗ 
rier haben eine Anzahl von Tauben. Vielleicht 
kann der Herr als Taubenmajor beſchäftigt wer⸗ 
den und verdient ſich auf dieſe Weiſe noch etwas 
hinzu. 

Auch wir haben zum Etat eine Entſchließung 
eingebracht. Und zwar verlangt die Entſchlie⸗ 
ßung, daß politiſchen Parteien geſtattet wird, Re⸗ 
den im Rundfunk ohne Zenſur zu halten. Es iſt 
hier bereits des öfteren von der ſogenannten poli⸗ 
tiſchen Neutralität geſprochen worden, auch im 
Rundfunk. Ich habe öfters nachgewieſen, was es 
mit dieſer politiſchen Neutralität in der Schule 
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auf ſich hat. Da möchte ich Ihnen einmal nach⸗ 
weiſen, wie dieſe ſogenannte „politiſche Neutrali⸗ 
tät“ im Rundfunk ausſieht. Gewiß, wenn man 
ſich die Titel der Rundfunkvorträge anſieht, dann 
findet man zahlreiche harmloſe Titel; wenn man 
ſich aber einen dieſer Vorträge anhört, dann merkt 
man, was hinter dieſen harmloſen Titeln verbor⸗ 
gen iſt. Man kommt immer mit dem Einwand 
der Rückſicht auf die Einſtellung anders denkender 
Bevölkerungskreiſe. Schauen Sie ſich doch aber 
die Rundfunkprogramme einmal an, ſo werden 
Sie finden, daß faſt täglich kirchliche Propaganda 
getrieben wird. Ganze Sonntagvormittage wer⸗ 
den nur ausgefüllt mit der Uebertragung von 
kirchlichen Andachten und Vorträgen uſw. M. D. 
u. H., Sie machen es einem Teil der Bevölkerung 


und vor allen Dingen auch wieder der 
beſſer geſtellten Bevölkerung ſehr leicht, 
ihren kirchlichen Pflichten nachzukom⸗ 


men. Vielleicht wird auch die katholiſche Kirche 
durch eine Enzyklika dazu übergehen, ihren An⸗ 
hängern zu ſagen, es iſt nicht mehr nötig, am 
Sonntag zur Kirche zu gehen, es genügt, wenn 
man ſich den Kopfhörer umlegt. Wir wiſſen alle, 
daß die öffentlichen Rundfunkeinrichtungen zu 
dieſem Zweck benutzt werden. Wir verlangen für 
uns das gleiche Recht, das Sie für ſich in Anſpruch 
nehmen. Auch wir wollen das Recht haben, Re⸗ 
den in unſerem Sinne zu halten, wenn Sie ſich 
dieſe Reden nicht anhören wollen, dann brauchen 
Sie es ja nicht zu tun. Außer dieſer kirchlichen 
Propaganda finden wir dann, politiſche 
Propaganda, die ſich auch unter ganz harmloſen 
Titeln verbirgt. So wurde vor kurzem im Rund⸗ 
funk ein Vortrag gehalten über Weltſtadtpro⸗ 
bleme. Nun „Weltſtadtprobleme“, das iſt ein 
nichtsſagender und doch vielſagender Titel, hin⸗ 
ter dem ſich alles mögliche verbergen kann. Wer 
hielt dieſen Vortrag? Ein Herr Dr. Sonnenſchein, 
ein ſehr bekannter katholiſcher Propagandaredner. 
(Abg. Gaikowſki: Sehr richtig!) Ja, ich bin ziem⸗ 
lich gut unterrichtet. Ich weiß auch, wie dieſe 
Herren unter allen möglichen harmloſen Titeln 
und harmloſen Veranſtaltungen es verſuchen, ihr 
Gift auszuſpritzen, wie es ja auch bei dem großen 
Pater Elpidius⸗Rummel hier in Danzig geſchah. 
(Abg. Gaikowſki: Haben Sie den Vortrag ge⸗ 
hört?) Ich kann Ihnen darauf dasſelbe antwor⸗ 
ten, was Herr Abg. Gehl in bezug auf meine Aus⸗ 
führungen hier geſagt hat, das wird Ihnen wahr⸗ 
ſcheinlich genügen. Es genügte mir, daß dieſe 
„Weltſtadtprobleme“ von einem Herrn Dr. Son⸗ 
nenſchein aufgerollt wurden, einem ſehr berüchtig⸗ 
ten katholiſchen Propagandaredner, da wußte ich 
ſchon, was das bedeutete. (Abg. Gaikowſki: Hätten 
Sie nur ſo viel im Kopfe, wie der im kleinen Fin⸗ 
ger, dann ſtünde es beſſer um Sie!) 


Dann hat man noch eine andere Kategorie 
von Vorträgen und das ſind die, die ſich mit den 
kolonialen Problemen beſchäftigen. Der ganze 
Komplex der kolonialen Propaganda dient nur 
zur Auffriſchung des neudeutſchen Imperialis⸗ 
mus. Dann komme ich zu den wiſſenſchaftlichen 
Propaganda⸗Vorträgen. Nun, die Wiſſenſchaft 
muß ja für allen möglichen Quark herhalten. So 
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verſucht man denn, durch wiſſenſchaftliche Vor⸗ 
träge zu beweiſen, wie förderlich dieſe und jene 
Arbeit für die Arbeiter und Arbeiterfrauen iſt. 
Da hat man auch letztens wieder einen Vortrag 
gehalten, bei dem der Vortragende auseinander⸗ 
ſetzte, wie förderlich das Arbeiten an den Web⸗ 
ſtühlen in der Textilinduſtrie für ſchwangere 
Frauen ſei. Es war ungefähr die gleiche Anſicht, 
die Herr Pfarrer Eltermann in einer ſeiner Reden 
zum Ausdruck gebracht hat, wenn er ſagte, daß 
das Beſchäftigen von hochſchwangeren Frauen in 
der Landwirtſchaft nicht ohne weiteres ſchädlich 
wäre; denn dieſe Frauen hätten ja Bewegung, 
allerdings müßte man ihnen nicht ſchwere Kartof⸗ 
felkörbe zu ſchleppen geben. Das ſind die „wiſſen⸗ 
ſchaftlichen“ Vorträge, die man im Radio hört. 

Alſo m. D. u. H., Sie kämpfen für Ihre In⸗ 
tereſſen, aber wir verlangen, daß uns das gleiche 
Recht auch zugeſtanden wird. Sie beantworten 
aber alle unſere diesbezüglichen Anträge mit einer 
Vergewaltigung unſerer Partei, mit einer Verge⸗ 
waltigung der kommuniſtiſchen Wählermaſſen. 
Ueber unſere Anträge gehen Sie mit einer Hand⸗ 
bewegung hinweg. Sie fürchten uns, und aus 
dieſer Furcht heraus (Abg. Gehl: Was?) Jawohl, 
Herr Vizepräſident Gehl, aus dieſer Furcht her⸗ 
aus haben Sie auch immer wieder behauptet: 
„Die Kommuniſtiſche Partei, die kommuniſtiſche 
Arbeiterbewegung iſt tot.“ (Abg. Gehl: Ich glau⸗ 
be, Sie werden noch größenwahnſinnig werden!) 
Aber die Wahlen in Frankreich und in Deutſch⸗ 
land haben Ihnen das Gegenteil bewieſen. Aber 
dann ſagen Sie: „Nun, dann wird die kommuni⸗ 
ſtiſche Bewegung im nächſten Jahre tot ſein.“ 
Die kommuniſtiſche Bewegung iſt nicht tot, ſie muß 
leben, damit die revolutionäre Arbeiterſchaft lebt. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Falkenberg. 

Falkenberg, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Entſchließung Drucksache Nr. 284 bezweckt 
den Schutz des Arbeitsrechtes der ehemaligen Be⸗ 
rufsoffiziere. Es hat den Anſchein, als ob die 
Behörden ſich die Meinung zu eigen machen 
wollen, daß die ehemaligen Berufsoffiziere keine 
Stellen in privaten oder öffentlichen Betrieben 
bekleiden dürfen. Wir ſind zu dieſem Schluß be⸗ 
rechtigt, weil der Senat auf unſere Ausführungen, 
die wir bei der zweiten Leſung machten, nicht ge⸗ 
antwortet hat. Die ehemaligen Berufsoffigiere 
verlangen nichts weiter, als daß ihnen das 
Recht gewährt wird, ſich ſo zu betätigen, wie es 
ihre Kenntniſſe und Kräfte geſtatten. Wir können 
nicht annehmen, daß die Parteien der Regierung, 
in deren Reihen ſich auch Berufsoffiziere befin⸗ 
den, zu der ungerechten Maßnahme ſich bekennen 
wollen, daß die Offiziere außerhalb der ſittlichen 
Ordnung, die auch für das wirtſchaftliche Leben 
zu gelten hat, zu ſtellen ſeien. [Was ſagen Sie zu 
den Erwerbsloſen? links.) Die näheren Erklä⸗ 
rungen haben wir ſchon bei der zweiten Leſung 
gemacht und ich beſchränke mich heute nur darauf, 
noch einmal auf den Ernſt dieſer Angelegenheit 
hinzuweiſen. Sie können unmöglich eine ganze 
Berufsklaſſe entrechten. Wir bitten um die An⸗ 
nahme der Entſchließung. (Bravo! rechts.) 
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Vizepräſident Neubauer: 
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Es liegt zunächſt der Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache a 102 vor! 


gabe, 1 5 
Zu Abſchnitt J, Stelle 1 5 Hie Ausgaben für 4 Ober⸗ 


poſträte ſind zu zu ſtreichen. Die Erſparnis der Poſt⸗ 

ſaſſiſtenten und Poſtbetriebsaſſiſtentenſtellen hat 
zu unterbleiben. 

Zu Abschnitt II, Stelle 1: Die 4 Oberpoſtdirektoren⸗ 
ſtellen find’ Zu ſtreichen, desgleichen die Stellen 
für die Poſtdirektoren u. Telegraphendirebtoren. 
Die Erſparnis der in der Erläuterung zu II, 1 
bezeichneten Stellen hat zu unterbleiben. 
Sämtliche Hilfspoſtſchaffner ſind in Poſtſchaffner⸗ 
ſtellen umzuwandeln. 

Eventualantrag zu Abſchnitt II, Stelle 1: Es find 
ſtatt 30 anindeſtens 60 Stellen für Hilfspoſt⸗ 
baer in ſolche für Poſtſchaffner umzuwan⸗ 

deln. Die 48 Poſtbetriebsaſſiſtentenſtellen find in 

N Aut ll tellen umzuwandeln. 

Zu Abſchnitt III, Stelle 5: Der Betrag iſt von 21 000 
G auf 40 000 G gu erhöhen. 

Zu Abſchnitt V, Stelle 5: Der Betrag iſt von 45 000 
G auf 100.000: G au erhöhen. 

Zu Siehe VI. Stelle 1: Der Betrag von 140 000 

ö Gilt auf 200 000 115 5 erhöhen. 

nnahme. 
Abschnitt I, Stelle 1: Der Betrag von 13 150 000 
G it auf 12 550 000 G ſherabzuſetzen. 
Plemäkowoſſckü 
und die übr. Mal. d. Kommuniſtiſchen Fraktion 

Ich laſſe über dieſe Druckſache Nr. 272 abſtim⸗ 
men und bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das it die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zum 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegraphenver⸗ 
waltung ſelbſt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſen Haushaltsplan annehmen wollen, ſich 
von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Mehrheit, der Haushaltsplan der Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung iſt ſomit angenom⸗ 
men. Wir kommen nunmehr zu den Entſchlie⸗ 
zungen. Es liegen drei Entſchließungen vor, zu⸗ 
erſt die Entſchließung des Hauptausſchuſſes, 
Druckſache Nr. 178: 

1. Der Senat wird erſucht, zu prüfen, inwieweit bei 
einzelnen Stellen eine Beſetzung mit Beamten 
niederer Beſoldungsgruppen in Anlehnung an die 
Regelung im Deutſchen Reich möglich iſt und das 
Ergebnis der Prüfung bei der Aufſtellung neuer 
Haushaltspläne zu beachten. 

2. Der Senat wird erſucht, beim Erſatz frei werden⸗ 
der Stellen in erſter Linie Bewerber Danziger 
Staatsangehörigkeit zu berüchſichtigen. 

Die Damen und Herren, die dieſe Entſchlie⸗ 
zung annehmen wollen, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit, die Entf ſchließung iſt angenommen. 
Wir kommen 1 50 zu der Entſchließung 
Druckſache Nr. 275, unterſchrieben von dem Abg. 
Plenikowſki und den übrigen Mitgliedern der 
N Fraktion: 

Der Senat wird erſucht, den politiſchen Parteien 


Zu 


auf ähren Antrag hin die Genehmigung für Reden 
im Rundfunk ohne Zenſur zu geſtatten. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 


Entſchließung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das dit die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Ich rufe 
nunmehr auf die Entſchließung Nr. 284, unter⸗ 
ſchrieben von Herrn Abg. Schwegmann und den 
Mitgliedern der Deutſchnationalen Fraktion: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Sena! z 
des Demaßilmochungsausſchuſſes 


erſuchen, Anträge 


Weitere Wortmel⸗ 
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auf Entlaſſung gen al Berufsoffiziere aus ihren (C) 


Stellungen im privaten oder öffentlichen Dienſt ab⸗ 
zulehnen, demzufolge auch die Kündigung des der⸗ 
zeitigen Geſchäftsführers des Danziger Rundfunks 
gurückzunehmen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Ich rufe 
nunmehr auf Ziffer 14: 

ee der Finanzverwaltung. 
Druckſache Nr. 179 
Bevor ich die Beſprechung eröffne, erteile ich 
Herrn Abg. Rahn das Wort zu einer perſönlichen 
Bemerkung. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Mein Partei⸗ 
freund Müller⸗Uhlkau hat bei der Beratung des 
Etats über die landwirtſchaftliche Verwaltung 
ausgeführt, daß der Staat allgemeine Mittel für 
die laufende Unterhaltung der Domänengebäude 
aufwendet. Darauf iſt ihm vom zuſtändigen Se⸗ 
nator Dr. Frank zugerufen worden, daß das nicht 
ſtimme. Ich weiſe darauf hin, daß auf Seite 6 
des Etats unter Poſition IV ein Betrag von 3 000 
Gulden für dieſe Zwecke in der Ausgabe einge⸗ 
ſtellt iſt, wovon 2500 Gulden auf Hochbauten 
und 500 Gulden auf Tiefbauten entfallen. Es iſt 
eigenartig, daß die Regierung einem Redner den 
Zuruf macht, daß das nicht ſtimme, trotzdem es 
aus dem Etat klipp und klar au erſehen iſt. 

Vizepräſident Neubauer: Ich eröffne 
mehr die Beſprechung. Zum Haushaltsplan 
Finanzverwaltung und erteile das Wort 


nun⸗ 
der 
dem 


Herrn Abg. Manthei. 55 
Manthei, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. (D) 


H.] Abänderungsanträge zu den perjönlichen 
Ausgaben der Zollverwaltung haben wir bei der 
dritten Beratung nicht geſtellt unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß Sie dieſe Anträge doch nicht an⸗ 
nehmen würden, jo bedauerlich es iſt, das feſtſtel⸗ 
len zu müſſen. Ich möchte aber noch auf einige 
wichtige Punkte zurückkommen, und zwar zunächſt 
einmal auf die Streichung der in dem Etat der 
Zollverwaltung vorgeſehenen 15 Zollwachtmei⸗ 
ſterſtellen. Herr Abg. Rahn hat in einer der 
letzten Sitzungen darauf hingewieſen, welche 
Schwierigkeiten ſich jetzt ſchon durch den koloſſalen 
Beamtenabbau bei der Zollverwaltung ergeben. 
Aus dieſem Etat iſt nun wiederum ein Abbau 
von 15 Zollwachtmeiſtern erſichtlich. Es iſt heute 
keine Seltenheit mehr, daß gerade bei der Zoll⸗ 
verwaltung die untere Beamtenſchaft nicht acht 
und neun Stunden täglich, ſondern zeitweiſe die 
doppelte Anzahl dieſer Stunden leiſten muß. 
(Auch unter dem deutſchnationalen Senat! bei 
den Kommuniſten.) Der Abg. Rahn war es auch, 
der darauf hinwies, daß ſich der Beamtenabbau 
überaus hemmend für die Wirtſchaftskreiſe aus⸗ 
wirkt. Es iſt auch heute keine Seltenheit, daß die 
Beamten drei bis vier Wochen Dienſt machen 
müſſen, ohne dabei einen dienſtfreien Tag zu 
haben, alles infolge der rein ſchematiſchen Per⸗ 
ſonalverminderung. Deshalb bitten wir die Re⸗ 
gierung, der Herr Senatsvizepräſident iſt ja an⸗ 
weſend, zu prüfen, ob es tatſächlich nicht möglich 
iſt, den berechtigten Wünſchen Rechnung zu 
u tragen, da ſich wirtſchaftshemmende Folgerungen 
durch den Abbau ergeben werden. Die Streichung 
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der Stellen müßte wenigſtens noch eine Weile 
hinausgeſchoben werden: denn es geht doch nicht 
an, daß die Zollbeamten die doppelte Anzahl von 
Stunden ableiſten, die im freien Berufe geleiſtet 
werden, nur weil der Etat es vorſieht. Die be⸗ 
treffenden Kreiſe, die es angeht, müßten eigent⸗ 
lich darauf dringen, daß ſich ein geregelter Ge⸗ 
ſchäftsverkehr abſpielt. Wenn nun aber noch 15 
Zollwachtmeiſterſtellen geſtrichen werden ſollen, 
jo it das bei der Zollverwaltung nicht möglich. 
Deshalb bitten wir die Regierung und die 


betreffenden Regierungsparteien, ſich dafür ein⸗ 


zuſetzen, daß von einem weiteren Abbau von Be⸗ 
amten bei der Zollverwaltung abgeſehen wird. 
Nun komme ich zur Frage der Ausbildung der 
Beamten. Die Regierung hat zugegeben, daß es 
unbedingt erforderlich ſei, den obligatoriſchen Un⸗ 
terricht für die Zollbeamten wieder einzuführen, 


daß dieſer Unterricht aber infolge Perſonal⸗ und 


Etatsſchwierigkeiten nicht hat erfolgen können. Die 
Ausbildung der Zollbeamtenſchaft liegt doch in 
der Hauptſache im Intereſſe des Staates. Des⸗ 
halb bedauern wir, daß im Etat nicht die nötigen 
Mittel eingeſetzt ſind, um einen obligatoriſchen 
Unterricht durchzuführen. Wir bitten die Regie⸗ 
rung auch hierauf ähr Augenmerk zu richten; 
daß die Durchbildung und Ausbildung nicht ins 
Hintertreffen gerät. 

Nun m. D. u. H., komme ich zu der von uns 
eingebrachten Entſchließung. Die Regierungs⸗ 
parteien haben bereits im Hauptausſchuß eine 
Entſchließung angenommen, und zwar mit Recht. 
Wir entnehmen daraus, daß es den Regierungs⸗ 
parteien und der Regierung mit der Amwand⸗ 
lung der unterbewerteten Zollbeamtenſtellen 


ernſt iſt. Ich möchte ausdrücklich betonen, was ich 


bereits in der zweiten Leſung getan habe, daß ſich 


die Unterbewertung hauptſächlich in den unteren. 


Gruppen auswirkt. Dieſe Unterbewertung der 


unteren Beamten beſteht nun bereits acht Jahre. 
Ihre Beſeitigung iſt deshalb eine dringende Not⸗ 


wendigkeit. Wir nehmen an, daß unſere Ent⸗ 


ſchließung irgend welche Folgerungen für den 


Staat nicht haben kann. Es muß doch zum min⸗ 
deſten verlangt werden, daß die Beſeitigung der 


Unterbewertung im ſpäteſtens fünf Jahren er⸗ 
folgt iſt. Die Entſchließung der Regierungspar⸗ 
teien beſagt, daß der Ausgleich der Härten bei: 


der Zollverwaltung möglichſt in fünf Jahren er⸗ 


folgen ſoll. Ich habe ſchon bei der zweiten Be⸗ 
ratung gezeigt, wie es mit der praktiſchen Aus⸗ 


wirkung der Entſchließung ausſieht, die ſeinerzeit 


eingebracht wurde und die betonte, daß mit größt⸗ 
möglichſter Beſchleunigung die Beſeitigung der 
Härten erfolgen ſollte. Man kann deshalb an⸗ 


nehmen, daß die zum diesjährigen Etat einge⸗ 


brachte Entſchließung dasſelbe Schickſal erleidet, 


wie die vorige, denn auch ſie gibt dem Senat ge⸗ 
wiſſermaßen die Handhabe, die 
Stellenumwandlungen auf viele Jahre zu ver⸗ 
teilen. Wir wollen nicht hoffen, daß der Senat 
das tun wird, aber wir bitten im Intereſſe der 
betreffenden Beamtenkreiſe, daß unſerer Ent⸗ 


ſchließung Rechnung getragen und der Senat er⸗ 
jucht wird, die Unterbewertung in ſpäteſtens fünf 
Jahren auszugleichen. M. D. u. H.! Es iſt keine 
übertriebene Forderung. Deshalb bitte ich Sie, 


erforderlichen 
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die von mir vorgetragenen Wünſche zu erfüllen, 
und gleichzeitig um Annahme unſerer Entſchlie⸗ 
Bung. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Opitz. 

Opitz, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Unſere Abänderungsanträge liegen auch heute 
zur dritten Beratung vor. Es wird nicht not⸗ 
wendig jein, bei den einzelnen Stellen auf alles 
einzugehen; denn es hat ſich im Ausſchuß, wie 
auch in der zweiten Leſung gezeigt, daß alle dieſe 
Anträge der Ablehnung verfallen ſind. Das it 
ja auch nicht verwunderlich; denn die Regie⸗ 
rungsparteien glauben kraft ihrer Einheit, daß 
die Etats Wirklichkeit werden müſſen, obwohl 
ſie ſich für die Bevölkerung ſchädigend auswirken. 
Ich möchte nur einzelne Punkte herausgreifen. 
In erſter Linie iſt es der zehnprozentige Lohn⸗ 
abzug. Ich möchte dem hinzufügen, daß es un⸗ 
bedingt in Bälde anders werden muß, daß man 
ein Geſetz ſchaffen muß, wonach dieſer Lohnabzug 
zu verſchwinden hat. Es muß auch der Arbeiter⸗ 
ſchaft möglich gemacht werden, ſich ſelbſt einzu⸗ 
ſchätzen, ſo wie es die beſitzende Klaſſe auch kann. 

Weiter möchte ich nur noch ſagen, daß wir 
wünſchen, daß die Umſatzſteuer ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich zu verſchwinden hat; denn immer wieder und 
wieder zeigt es ſich, daß gerade die Umſatzſteuer 
die Wirtſchaft und in erſter Linie die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſtark belaſtet und immer wieder und wieder 
erfahren wir, daß man gerade jetzt, bei dieſem 
Linksſenat, verſucht, dieſe Steuer mit ganz rabi⸗ 
aten Mitteln einzutreiben. Ich kann da ein Bei⸗ 
ſpiel aus meinem Ort anführen: ein kleiner 
Gewerbetreibender, ein kleiner Schmied, war mit 
ſeiner Umſatzſteuer ein Jahr im Rückſtand. Das 
Steueramt hatte nichts eiligeres zu tun, als dort 
die Pfändung vorzunehmen. Als er ſich darüber 
beim Steueramt beſchwerte, wurde ähm von den 
Beamten geſagt, es ſei Anweiſung von dem Se⸗ 
nat ergangen, in allen Fällen ſo worzugehen 
und durchzugreifen. Der die Pfändung worneh⸗ 
mende Steuerbeamte ging ſogar ſo rabiat vor, 
als die Frau die Schublade aufzog, in der ſie 
Geld liegen hatte, das ſie am Freitag brauchte, 
um dem Geſellen ſeinen Lohn zu zahlen, nahm 
er ihr das Geld einfach aus der Hand, ſchrieb eine 
Quittung aus, und die Pfändung war vollzogen. 
Jeder Einſpruch nützte nichts. Jedes Vorſtellig⸗ 
werden bei der Steuerbehörde wurde damit ab⸗ 
gewieſen, daß erklärt wurde: „Das iſt die An⸗ 
weiſung des Senats und in dieſem Sinne verfah⸗ 
ren wir.“ Aus dieſem Grunde wird es Aufgabe 
der Kommuniſtiſchen Partei ſein, hier Mittel 
und Wege zu weiſen, damit dieſe Steuer endlich 
verſchwindet. Die Kommuniſtiſche Fraktion wird 
dieſen Geſetzentwurf immer wieder und wieder 
einbringen, um dadurch den Regierungsparteien 
Gelegenheit zu geben, ſich zu äußern, wie ſie zu 
dieſer Steuer ſtehen. Es hat ſich bei den Bera⸗ 
tungen über den Etat der Finanzverwaltung ge⸗ 
zeigt, daß gerade die Kommuniſtiſche Fraktion 
Ihnen Wege gezeigt hat, wo Gelder erſpart wer⸗ 
den könnten. Gerade die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion hat immer wieder gezeigt, wo abgebaut 
werden könnte, d. h. das ein ganz gewaltiger Ab⸗ 
bau bei der oberen Beamtenſchaft erfolgen 
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könnte. Das haben nicht nur die kommuniſtiſchen te, auch abgebaut. Aber man hat leider vergeſſen, 


Abgeordneten verlangt, nein, das haben auch die 
Vertreter anderer Parteien in dieſem Hauſe 
von dieſer Stelle aus verlangt, Vertreter der 
bürgerlichen Parteien, ja, zum Teil ſogar Ver⸗ 
treter der Regierungsparteien. Es befremdet 
nur, daß, wenn man das von dieſer Stelle aus 
verlangt, dann nicht zu Taten ſchreitet und es 
durchführt. Dann möchte ich noch etwas anderes 
erwähnen, was auch unbedingt geändert werden 
muß und im Zuſammenhang mit der Umſatz⸗ 
ſteuer ſteht. Wenn man immer wieder und wie⸗ 
der geſchrien hat, daß die Umſatzſteuer ſchon des⸗ 
halb beibehalten werden müſſe, weil die Gemein⸗ 
den ſie in ihre Etats eingeſtellt haben, ſo wird 
man künftighin hier inſofern eine Aenderung 
eintreten laſſen müſſen, daß man den Gemein⸗ 
den nicht nur 4362 6680 Gulden zur Verfügung 
ſtellt, ſondern daß man den Anteil der Gemein⸗ 
den aus der Einkommenſteuer von 48 Prozent 
auf mindeſtens 55 Prozent heraufſetzt, jo daß man 
die Umſatzſteuer beſeitigen kann. 

Auf etwas möchte ich dann noch weiter ein⸗ 
gehen, und das wäre die Stelle II, Abſchnitt 1. 
Hier ſind die Betriebskoſten für Motorboote 
mit 72 000 Gulden eingeſetzt. Wir wünſchen, daß 
dieſe Summe um die Hälfte herabgeſetzt wird, 
und zwar deshalb, weil ſich immer wieder drau⸗ 
Ben in der Oeffentlichkeit zeigt, daß dieſe Motor⸗ 
boote, Motorräder und Motorwagen zu Sachen 
benutzt werden, die mit den dienſtlichen Ange⸗ 
legenheiten nichts zu tun haben, und wenn doch 
ein dienſtlicher Grund dafür angegeben wird, 
jo iſt er oft nicht ſtichhaltig. Das hat ſich gezeigt, 
als am Dienstag die Kommuniſtiſche Partei zu 
einer Demonſtration aufgerufen hatte, da waren 
wor dem Polizeipräſidium drei große Laſtautos 
vorgefahren, noch ein paar kleinere Autos, wobei 
auch nur der Benzin unnötig verbraucht worden 
iſt; denn die revolutionäre Arbeiterſchaft iſt ſich 
bewußt, daß ſie nicht ins Drahtverhau hinein⸗ 
laufen kann. Sie weiß, wie ſie ſich zu verhalten 
hat und ſie hat dieſen ganzen Manövern nur ihre 
Verachtung entgegengebracht. 

Genau ſo unhaltbar ſind die Zuſtände aber 
auch auf dem Gebiet der Luſtbarkeitsſteuer und 
die Erfahrungen, die man hier auf dem Steuer⸗ 
amt gemacht hat, lehren uns, daß man auch bei 
dieſer Steuer im Linksſenat drauf und dran iſt, 
mit aller Schärfe vorzugehen, um die Luſtbar⸗ 
keitsſteuer einzutreiben. Auch die Steuer hat ja 
letzten Endes auch nur die untere Bevölberungs⸗ 
ſchicht aufzubringen. Deshalb iſt es auch hier not⸗ 
wendig, daß dieſe Steuer ſo ſchnell wie möglich 
verſchwinden muß. 

Im Abſchnitt B II, Stelle 3 ſollen an Ver⸗ 
mögensſteuer 20 000 Gulden zurückgezahlt wer⸗ 
den. Nun, wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
dieſe Summe unbedingt geſtrichen werden muß, 
ſo daß man hier dieſen Poſten einſparen kann; 
denn dieſe Rückzahlung von 20 000 Gulden an 
Vermögensbeſitzer würde ein Geſchenk ſein für die 
beſitzende Klaſſe und aus dieſem Grunde bitten 
wir um Streichung dieſes Poſtens. 

In Abſchnitt B III, Stelle 1a hat man, getreu 
den Verſprechungen in der Regierungserklärung, 
die beſagte, daß man 800 Beamte abbauen woll⸗ 


dort abzubauen, wo dieſer Abbau richtig geweſen 
wäre, man hat ganz vergeſſen, hier zu rechnen 
und zu kalkulieren, wo Einſchränkungen erforder⸗ 
lich geweſen wären, nämlich bei der oberen Be⸗ 
amtenſchaft. Man hat beim Steueramt abgebaut, 
zwei Vollſtreckungsbeamte und drei Vollſtrek⸗ 
kungsaſſiſtenten. Alſo man ſieht wieder: kleinere 
Beamte die baut man ab, die oberen Stellen be⸗ 
hält man in der Form bei, wie ſie von den 
Deutſchnationalen geſchaffen ſind. Genau das⸗ 
ſelbe finden wir im Abſchnitt C la beim Zoll. 
Auch dort hat man insgeſamt 53 Perſonen ab⸗ 
gebaut, aber auch nur wieder alles untere Be- 
amten. Alſo auch hier zeigt es ſich, daß die Re⸗ 
gierungsparteien nur immer wieder dort ab⸗ 
bauen, wo ſie glauben es ſich erlauben zu können 
und wo ſie annehmen, daß die betreffenden 
Leute nicht die Mittel und auch nicht die Energie 
aufbringen werden, um ſich gegen dieſe Maßnah⸗ 
men irgendwie zu wehren. Sie wiſſen ganz genau, 
daß einem oberen Beamten in ſolchem Falle 
vielleicht andere Mittel und Wege zur Verfügung 
ſtehen und er andere Abwehrmaßnahmen treffen 
würde. 

Ans wundert und befremdet natürlich beſon⸗ 
ders hierbei, daß gerade die Sozialdemokratiſche 
Partei, die ja, wenn ſie in der Oppoſition iſt, 
nicht genug ſchreien kann. „Der große aufgeblähte 
deutſchnationale Beamtenapparat, jeht ihn Euch 
an, der frißt den Staat auf, der macht uns alle 
kaputt!“ So ſchreit man dann vor der Oeffentlich⸗ 
keit. Aber wenn ſich dann Gelegenheit bietet, 
wenn die Herren in der Regierung ſitzen und Ge⸗ 
legenheit hätten, ihr Geſchrei wahr zu machen, 
dann denken fie garnicht daran, dann iſt das 
alles ſchnell vergeſſen, dann hält man ſich dieſe 


oberen Beamten warm und ſchützt ſeine Sena⸗ 
torenſeſſel. 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung. Es liegt zu⸗ 
nächſt der Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 
281 vor, geſtellt vom Abg. Opitz und den übrigen 
Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Fraktion: 


. Einnahme. 

Abſchnitt B I, Stelle 1 wird der 10⸗prozentige 
Lohnabzug geſtrichen. 

Abſchnitt B J, Stelle 2. Die 1 500 000 wird geſtrichen 
und die Zahl 3 000 000 eingelegt. 

Abſchnitt B I, Stelle 3. Die Zahl 1350 000 wird ges 
trichen und die Zahl 3 000 600 eingeſetzt. 

Abſchnitt B I, Stelle 5. Die Zahl 30 000 wird ge⸗ 


ſtrichen. 
Abſchnitt B J, Stelle 7. Die Zahl 4300 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 
Abſchnitt B I, Stelle 8. Die Zahl 50 000 wird ger 
ſtrichen und die Zahl 1 000 000 eingeſetzt. 
5 mnahme Zollverwaltung. 
Auf CH, Stelle 1. Die Zahl 2 750 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 
ee O II, Stelle 2 Die Zahl 500 000 wird ger 
ſtrichen. 
e OI, Stelle 3. Die Zahl 9 500 000 wird ge⸗ 
richen. 
Abſchnitt C II, Stelle 5. Die Zahl 75 000 wird ge⸗ 


i 


richen. 
Abſchnittk C II, Stelle 6. Die Zahl 1450 000 wird ge⸗ 


trichen. 
a CH, Stelle 7. Die Zahl 6000 wird ger 
ichen. 8 
Abſchnitt C II, Stelle 9. Die Zahl 95 000 wird ge⸗ 
ſtrichem. ; PETE . 


0 


D 


(A) 


1) 


Je 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 


(Präfſident) 
Ausgabe. 0 
Abſchnitt A I, Stelle 1. Ein Oberregierungsrat, ein 
Finanzdirektor wird geſtrichen. 
Abſchnitt K II, Stelle 1. Ein Direktor wird geſtrichen. 
Abſchnitt B II, Stelle Za. Die Zahl 2 000 000 wird 
auf 4.000 000 erhöht. f 
Abſſchnitt B II, Stelle Ib. Die Zahl 2,500 wird ge⸗ 
ſtrichen und dafür die Zahl 250 000 eingeſetzt. 
Abſchnitt B J, Stelle 20. Die Zahl 5 000 wird ge⸗ 
ſtrichen und dafür die Zahl 10 000 eingeſetzt. 
Abſchnitt B II, Stelle 2. Die Zahl 10 000 wird ger 


ſtrichen. 8 
Abſchnitt II, Stelle 3. Die Zahl 20 000 wird ge⸗ 
ſtrichen. 12 7 5 
Abſchnitt B II, Stelle 7. Die Zahl 5 000 wird ge⸗ 


ſtrichen. f 
Abſchnitt B II, Stelle 8. Die Zahl 1 000 wird ge⸗ 


ſtrichen. i 
Abſchnitt B IIla, Stelleg werden geſtrichen: 1 
Staatsrat, 1 Oberregierungsfinanzrat, 1 Regie⸗ 
rungsrat und 2 Steueramtsräte. 
Abſchnitt B Ille Vermiſchte Ausgaben. 
Stelle 1 wird die Zahl 10 000 geſtrichen. 
Stelle 2 wird die Zahl 70 000 geſtrichen. 
Abſchnitt O la, Zölle, Stelle 1 werden geſtrichen: 
1 Oberregierungsrat, 1 Regierungrat in gehobe⸗ 
ner Stellung, 1 Zolldirektor, 1 Regierungs⸗ und 
Chemterat, 1 Oberzollkommiſſar, 1 Zollrat, 1 
Zollamtsrat, 3 Oberzollinſpektoren. 
Abſchnitt C Ib, Verbrauchs⸗ und Stempelabgaben, 
Stelle 1 werden geſtrichen: 1 Oberregierungs⸗ 
rat, 1 Oberzollinſpektor, 1 Zollinſpektor, 1 
Oberregierungsrat, 2 Oberzolbinſpektoren. 
Abſchnitt C le, Zentralverwaltung, Stelle 1 werden 
geſtrichen: 1 Staatsrat, 1 Regierungsrat in ge⸗ 
hobener Stellung, 1 Zollamksrat, 1 Oberzoll⸗ 
inſpektor, 1 Dolmetſcheroberänſpektor und 1 Dol⸗ 
melſcherinſpektor. 4 
Abſchnitt C II, Stelle 1. Die Zahl 72 000 wird ge⸗ 
ſtrichen und wird die Zahl 36 000 eingeſetzt. 
Abſchnitt C II, Stelle 2. Die Zahl 230 000 wird ge⸗ 
ſtrichen und wird die Zahl 240 000 eingeſetzt. 
Ich laſſe zunächſt über dieſen Abänderungs⸗ 
antrag abſtimmen und bitte die Damen und 
Herren, die ähm zuſtimmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zum 
Haushaltsplan der Finanzverwaltung ſelbſt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Haushalts⸗ 
plan der Finanzverwaltung zuſtimmen wollen, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das it 
die Mehrheit; er iſt angenommen. Es liegen 


noch drei Entſchließungen vor. Wir kommen zur 


Abſtimmung über die Entſchließung, Druckſache 
Nr. 179, die vom Hauptausſchuß vorgeſchlagen 


umwandlungen auf die kommenden Haushalts- 
50 fo: gu verteilen, daß möglichſt in fünf Jahren 
as deutſche Stellen verhältnis erreicht iſt. 

2. Der Senat wird erſucht, dem Volkstage ſchnellſtens 
ein neues Weſinſteuergeſetz worzulegen, welches die 
la der Weinſteuer bei der Einfuhr vor⸗ 
fieiht. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 
Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich wom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Entſchließung iſt abgelehnt. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Entſchließung in Druckſache Nr. 213, 
unterſchrieben vom Herrn Abg. Böcker und den 
übrigen Mitgliedern der Deutſchnationalen 
Fraktion: N 5 

Der Senat wird erſucht, dem Wolfstage ſofort 
ein Notgeſetz vorzulegen durch das die Umſatzſteuer 

aufgehoben wird 8 

a) für Eigenverbrauch, 6 

b) für den erſten Umſatz von Erzeugniſſen der Land⸗ 
wärtſchaft, der Induſtrie, des Handwerks und 
Gewerbes, i 


1. Der Senat wird erſucht, die erforderlichen Stellen⸗ 
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e) für „Leiſtungen“ an der Ware bei wirtſchaft⸗ 


De Vorgängen, die an ſich umſatzſteuerfrei 
und. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 
Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht. — Abg. Böcker: Sie iſt 
im Ausſchuß von allen Parteien angenommen 
worden!) Das it die Minderheit, die Entſchlie⸗ 
zung iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Entſchließung in Druckſache 
Nr. 214, unterſchrieben vom Abg. Manthei und 
den übrigen Mitgliedern der Deutſchnationalen 
Fraktion: . 
Der Senat wird erſucht, die erforderlichen 

Stellenumwandhungen bei der Zollverwaltung auf 

die kommenden Haushaltspläne ſo zu verteilen, daß 

ſpäteſtens in fünf Jahren das deutſche Stellenver⸗ 
hältnis erreicht nt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 
Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt und ſomit der Haus⸗ 
haltsplan als erledigt zu betrachten. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Sieben⸗ 
freund. 

Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. D. 
u. H., ich glaube, daß bei der Abſtimmung über 
die Entſchließung in Druckſache Nr. 179 ein Irr⸗ 
tum vorgekommen iſt. Dieſe Entſchließung war im 
Hauptausſchuß einſtimmig angenommen. 


Vizepräſident Neubauer: M. D. u. H.] Ich 


habe die Druckſachennummer aufgerufen und 
ganz ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, 


daß dieſe Entſchließung in Druckſache Nr. 179 
vom Hauptausſchuß vorgeſchlagen worden iſt. 
Darauf Hat ſich nur eine Minderheit erhoben. 
(Die ſind noch müde von geſtern abend! bei den 
Kommuniſten.) Ich rufe nunmehr auf den: 
Haupthaushaltsplan. Druckſache Nr. 247. 

Ich eröffne die Beſprechung und erteile das 
Wlort dem Herrn Abg. Raſchke. 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Vor einigen Augenblicken ſchien es ſo, als ob Sie 


wegen der Ablehnung einer Entſchbießung eine 
Proteſtdemonſtration veranſtalten wollten. Wie 


es ſo mit den Entſchließungen ausſieht, geht am 
beſten aus der Ihnen wiederum vorgelegten 
Entſchließung hervor. Damit nicht Irrtümer ent⸗ 
ſtehen oder die Herren Abgeordneten nicht im 
Bilde find, worüber jetzt geſprochen wird, ſage ich, 
daß es ſich jetzt um den Haupthaushaltsplan 
handelt. (Heiterkeit.) Entſchuldigen Sie, worhin 
beſtand darüber ein Irrtum. Man muß das auf⸗ 
klären, ſonſt kann die Geſchäftsführung darunter 
leiden. Alſo dieſe Entſchließung iſt bereits im 
Jahre 1925 angenommen worden. Wenn wir ſie 
heute wiederholen müſſen, ſo deshalb, weil ſie 
der Senat micht durchgeführt hat. 

Wir legen keinen großen Wert auf die Ent⸗ 
ſchließungen, weil nur die durchgeführt werden, 
die dem Senat genehm find. Alles andere wan⸗ 
dert in den Papierkorb. Wenn wir heute wie⸗ 
derum dieſe Entſchließung eingebracht haben, ſo 
nur deshalb, um der Oeffentlichkeit zu zeigen und 
beſonders den unteren Beamten, daß kein Senat, 
ob deutſchnational oder ſonſtwie eingeſtellt, ihre 
Intereſſen vertritt. Als Stimmvieh ſind ihnen 
die unteren Beamten gut genug, da glauben Sie, 
ihnen gegenüber immer große Töne gnſchlagen 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

zu müſſen und hoffen, bei den unteren Beamten 
Eindruck ſchinden zu können. Wenn es aber 
darauf ankommt, dieſe Verſprechungen durchzu⸗ 
führen, dann findet man keinen der Herren, die 
die Versprechungen gemacht haben, auf den 
Poſten, wo ſie hingehören. Daß dieſe Entſchlie⸗ 
Kung tatſächlich nicht durchgeführt werden ſollte, 
it dadurch bewieſen, daß ſeinerzeit auch das von 
uns vorgelegte Geſetz über den Achtſtundentag ab⸗ 
gelehnt wurde. Es zeigte ſich damals ſchon ganz 
offen, daß Sie den Achtſtundentag für Danzig 
nicht haben wollen. An Hand der Einſtellung der 
Parteien zum Achtſtundentag haben es dann na⸗ 
türlich auch die Induſtriellen, die Großagrarier 
meiſterhaft verſtanden, den Achtſtundentag im⸗ 
mer mehr und mehr zu untergraben. Wenn ſich 
heute teilweiſe Gewerkſchaftsführer der Freien 
Gewerkſchaften hinſtellen und erklären, der Acht⸗ 
ſtundentag beſtehe und ſei geſetzlich geregelt, ſo 
iſt das eins ihrer vielen demagogiſchen Mittel, 
um die Arbeiterſchaft von den Tatſachen abzu⸗ 
lenken. In letzter Zeit iſt der Transportarbeiter⸗ 
verband im Einvernehmen mit dem Senat dazu 
übergegangen, im Hafen den Achtſtundentag ſtrikt 
durchzuführen. Wir haben ja bereits Urteile ge⸗ 
leſen, wie Unternehmer beſtraft werden, wenn 
die Arbeiter länger als acht Stunden arbeiten 
müſſen. Herr Abg. Cierocki, Sie nicken, ich frage 
jetzt, was mit dem Senat als Arbeitgeber ge⸗ 
ſchieht. Vor welch ein Gericht wird er geſtellt, 
wenn er täglich bei Tauſenden ſeiner Arbeitneh⸗ 
mer den Achtſtundentag umgeht, ihn nicht ein⸗ 
hält? Wenn der Senat für jeden Fall des Ver⸗ 
ſtoßes gegen dieſe Verordnung vor den Kadi ge⸗ 
ſchleppt würde, müßte er, wenn es unparteiiſche 
Richter gibt, mehr Strafe bezahlen, als er glaubt, 
daß heute infolge des Neunſtundentages an Ge⸗ 
hältern eingeſpart wird. Es wurde ja bekanntlich 
im Ausſchuß geſagt, wenn der Achtſtundentag 
eingeführt worden wäre, ſo würde das ein Mehr 
von vier Millionen ausmachen. Ich ſage aber, 
wenn bei jedesmaligem Vergehen gegen den 
Achtſtundentag der Senat wor den Kadi geſchleppt 
würde, ſo würden dieſe vier Millionen bald an 
Strafe erreicht werden. Aber hierzu gibt es keinen 
Richter, hier findet ſich niemand, der für die 
unteren Beamten eintritt und den Senat zwingt, 
daß er auch bei ſeinen Arbeitnehmern den Acht⸗ 
ſtundentag einhält und ihn ganz ſtrikt durch⸗ 
führt. Ich habe bereits des öfteren von dieſer 
Stelle den Nachweis geführt und behauptet, daß 
die oberen Beamten ſich nicht an den Achtſtunden⸗ 
tag kehren, daß ſie ſchon mach drei oder vier Stun⸗ 
den vom Büro werſchwunden ſind und ſich um alles 
andere, nur nicht um ihren Dienſt kümmern. Da 
möchte ich Sie einmal fragen, was mit einem 
oberen Beamten oder Angeſtellten in der priva⸗ 
ten Wirtſchaft geſchieht, wenn der nicht voll und 
ganz ſeine acht Stunden tätig iſt, beiſpielsweiſe 
ein Prokuriſt bei einer Bank? Wenn der Mann 
es wagt, ſchon nach vier oder ſechs Stunden Dienſt 
nach Hauſe zu gehen. dann würde der Bankier 
ihn ſofort vor die Tür ſetzen und ihm erklären: 
„Mein lieber Freund, mit Dir kann ich nicht 
mehr arbeiten, Du verdienſt nicht das. was Du 
beanſpruchſt.“ Was tut hier der Senat? (Geſtern 
wurde auch der Achtſtundentag eingehalten! bei 
den Sozialdemokraten.) Sie ſollten nicht immer 
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jo dumme Zurufe machen, jondern ſich lieber be⸗ 
mühen, das zu werſtehen, was ich Ihnen hier vor⸗ 
trage. Mit Ihrem dummen Lachen werden Sie 
mich nicht aus der Ruhe bringen. (Selig ſind, die 
arm im Geiſte ſind, denn ährer iſt das Himmel⸗ 
reich! links.) 

Wo aber iſt die Regierung, die genau ſo han⸗ 
delte, daß ſie ihren oberen Beamten bezw. Ange⸗ 
ſbellten den Stuhl vor die Tür ſetzt? Wo bleibt 
chier der Senat, der mit gutem Beiſpiel auch hier 
vorangehen ſollte? Der läßt ganz ruhig zu, daß 
die oberen Beamten ihr Gehalt auf Koſten der 
unteren Beamten beziehen, die ihrem Dienſt mit 
Fleiß nachkommen. Ich habe es ſchon des öfteren. 
behauptet, und ich behaupte das auch heute wie⸗ 
der: wenn die oberen Beamten auch acht Stunden 
Dienſt machen würden, dann könnte ſofort 
Teil dieſer oberen Beamtenſchaft abgebaut wer⸗ 
den und die Summe, die dadurch erſpart würde, 
könnte den unteren Beamten zugute kommen, 
wenigſtens inſofern, daß ſie dann auch nur noch 
acht Stunden Dienſt zu machen brauchten. Aber 
hier verſagt nicht nur die deutſchnationale Res 
gierung, hier verſagt auch die Linksregierung, 
hier hat auch ſeinerzeit die „Regierung der Ret⸗ 
tung“ verſagt. Alle drei Regierungen haben die 
unteren Beamten lediglich als Stimmvieh be⸗ 
nutzt, aber eingetreten für ſie iſt noch niemand. 

Nun ein beſonderes Wort zu den Sozialdemo⸗ 
kraten! Im Jahre 1918 haben die Volksbeauf⸗ 
tragten und an deren Spitze Ihr alter Partei⸗ 
genoſſe Ebert verfügt, daß der Achtſtundentag 
eingehalten werden muß. Es darf niemand ge⸗ 


zwungen werden, länger als acht Stunden zu 
zu arbeiten. Damals hat das Ebert natürlich 


nicht etwa verfügt, weil er ein ſo lieber guter 
Arbeiterfreund war, ſondern, weil die Fauſt des 
Proleten ihn dazu zwang. Hätte er nicht die 
Fauſt des Arbeiters im Genick geſpürt, er hätte 
ſich auch hierum gedrückt. Aber weil es nun ein⸗ 
mal verfügt iſt und weil das für Danzig noch 
Gültigkeit hat, darum frage ich Sie, meine 
Herren won der Sozialdemokratie, was gedenken 
Sie zu tun, um dieſe Verordnung Ihres Freun⸗ 
des Ebert, erzwungen durch die Arbeiterſchaft, 
zu beachten und durchzuführen? Oder war Ebert 


nur ein Scharlatan? (Abg. Gaikowſwki: Ich 
würde mich ſchämen, von einem weritorbenen 


Herrn ſo etwas zu ſagen.) Machen Sie ſich doch 
ein bißchen die Ohren ſauber, Herr Gaikowſki, 
dann würden Sie feſtſtellen müſſen, daß ich bis 
jetzt über Herrn Ebert noch nichts Schlechtes ge⸗ 
ſprochen habe, oder warten Sie wenigſtens den 
Schluß meines Satzes ab! Ich ſage: Wenn die 
Sozialdemokratie heute nicht das herbeiführt, 
was ein Ebert verfügt hat, dann tut die Sozial⸗ 
demokratie dadurch kund, daß Ebert ein Scharla⸗ 
tan geweſen iſt. 
Herrn Ebert, Herr Gaikowſki? Hoffentlich haben 
Sie mich jetzt richtig verſtanden. 


mir, ſondern höchſtens von ſeinen Parteifreunden, 
die ſeine Verfügung nicht durchführen und ſich 
nicht dafür einjegen, daß das auch durchgeführt 
wird, was die Arbeiterſchaft ſich erkämpft und 


errungen hat. (Abg. Klingenberg: Zerbrechen Sie 
ſich doch nicht unſeren Kopf!) Ach, Herr Klingen⸗ 
berg, Sie ſind mir zu jung, als daß ich mich mit 


ein. 


Sit das etwa beleidigend für 


Wenn Herr 
Ebert hier beleidigt wird, dann aber nicht von 
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und unrüttelbar verankert 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 
(Raſchke, Abgeordneter) 
Ihnen auseinanderſetze, verſtehen Sie? Sie müj- 
ſen erſt einmal das Leben kennen lernen. Sie 
glauben als Schulmeiſter mehr zu willen, als ich, 
wie ein Fatzke benehmen Sie ſich! (Abg. Klin⸗ 
genberg: Sie benehmen ſich nur durch Ihr großes 
maul!) Beſſer ein großes Maul haben, als 
ein Rindvieh zu ſein. 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte doch, zur 
Sache zu rechen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Dann ſoll ſich 
der Kerl rausſcheren, wenn ich den ſehe, bann ich 
nicht an mich halten! (Abg. Klingenberg: Herr 
Praſident, tun Sie mir bloß den Gefallen, und 
erteilen Sie dem Manne keinen Ordnungsruf!) 
Für ſolche Fatzkes, wie Sie einer ſind, werden 
hier keine Ordnungsrufe erteilt. (Abg. Klingen⸗ 
berg: Mit Ihnen kann ſich ein anſtändiger Pro⸗ 
letarier nicht auseinanderſetzen. Glocke des 
Präsidenten. — Abg. Rahn: In Jugoſlavien be⸗ 
arbeiten ſich die Abgeordneten mit Revolvern 
und hier klingeln Sie gleich, wenn es einmal ein 
bißchen laut wird.) Alſo, Herr Klingenberg, wenn 
Ste ſich wielleicht noch weiter mit mir beſchäftigen 
wollen, ich habe noch Zeit, vielleicht haben Sie 
noch etwas auf dem Herzen? 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte Sie, Herr 


Abgeordneter, bitten, zur Tagesordnung zu 
ſprechen. (Zurufe bei den Sozialdemokraten.) 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nun meckert 


der Fatzke da ſchon wieder herum. Geh Dich doch 
mit Deinen Schulkindern unterhalten und nicht 
mit alten erfahrenen Leuten. Sie ſind doch nur 
dazu geſchaffen, ſich mit Ihren Kindern zu unter⸗ 
Halten. (Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte doch 
bitten, dieſe perſönlichen Angriffe zu unterlaſſen. 
(Zwiſchenrufe links. Abg. Raſchke: Mir wird hier 
moch das Trommelfell platzen, wenn Sie nicht bald 
draußen ſind. Alſo, er will nicht. Abg. Liſchnewski: 
Herr Präſident geſtatten Sie mir Hausrechte, da⸗ 
mit ich den Mann hinauswerfe!) Herr Abg. 


Klingenberg, ich möchte Sie bitten, den Redner 
nicht zu ſtören. Herr Abg. Raſchke, Sie haben 


das Wort. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Den Herrn 
Abg. Klingenberg haben ſeine Kinder geäroert, 
mun will er ſich hier austoben. (Er hat keine! 


links.) Ich meine ſeine Schulkinder, ſonſt bann er 


keine haben, dazu iſt er nicht in der Lage. (Abg. 
Klingenberg: Wenn ich nicht ſolch ein großer Kin⸗ 
derfreund wäre!) M. H. von der Regierung, es 
war nicht nur die Sozialdemokratie, die ſich für 
den Achtſtundentag eingeſetzt hat, ſondern es 
waren 1918 auch die Liberalen, die die Meinung 
äußerten und vertraten, daß der Achtſtundentag 
für die Arbeiter und Beamten unbedingt einge⸗ 
führt werden müßte. Als die Entſchließung im 
Jahre 1925 angenommen wurde, ſtimmten ſo⸗ 
wohl die Sozialdemokraten wie auch die Libera⸗ 
len dafür. Nachdem die Sozialdemokraten in der 
Regierung find, iſt es ihre Aufgabe. zuſammen 
mit den Liberalen endlich für die Durchführung 
dieſer Beſtrebungen ſich einzuſetzen. Immer wie⸗ 
der werden wir Sie darauf aufmerkſam machen, 
daß der Achtſtundentag für die mittleren und un⸗ 
teren Beamten durchgeführt werden muß. Wenn 
der Achtſtundentag bei den unteren Beamten feſt 
it, jo iſt das die 
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beſte Gewähr auch für die übrige Arbeiter⸗ 
klaſſe. Aber nach Ihrer ganzen Vergangenheit 
haben Sie das Beſtreben, langſam aber ſicher den 
Achtſtundentag in Danzig zu beſeitigen. Die Un⸗ 
ternehmer erklären ihren Angeſtellten und Ar⸗ 
beitern, daß die unteren Beamten neun Stunden 
arbeiten müſſen, darum muß es auch in ihrem 
Betriebe ſo ſein. Es iſt alſo die höchſte Zeit, daß 
Sie ſich beſinnen. Ich hoffe, daß Sie nicht den 
Fußſpuren Ihrer Freunde in Deutſchland folgen, 
die noch vor ganz kurzer Zeit dem Arbeitszeitge⸗ 
ſetz ihre Zuſtimmung gaben und damit teilweiſe 
den Zehnſtundentag in Deutſchland haben Wirk⸗ 
lichkeit werden laſſen. Wenn dieſe Tendenz vor⸗ 
handen ſein ſollte, ſo ſage ich Ihnen, daß Sie bei 
unſeren Anhängern auf Granit beißen werden. 
Sie werden nur unſere Anhängerſchaft dadurch 
vergrößern, ſo daß Ihr Sturz nicht mehr in allzu 
großer Ferne iſt. Ich mache alſo die Koalitions⸗ 
parteien auf ihre Pflicht aufmerkſam. Es iſt nicht 
das A und O, dieſe Entſchließung anzunehmen. 
Es iſt notwendig den Achtſtundentag für die un⸗ 
teren Beamten durchzuführen. Führen Sie die 
Entſchließung micht durch ſo haben Sie nach den 
großen Ferien unſer Geſetz über den Achtſtunden⸗ 
tag. Wir werden der Arbeiterſchaft Ihre Politik 
klar und deutlich vor Augen führen. Ihre heilige 
Pflicht iſt es, den Beamten den Achtſtundentag 
wieder zu geben, weil ja dieſe Koalition immer 
und immer wieder erklärt, nur das Intereſſe der 
Minderbemittelten, nur das Intereſſe der breiten 
Maſſe der Bevölkerung im Auge zu haben. Wenn 
Ihnen das Intereſſe der breiten Maſſe ſo am 
Herzen liegt, dann muß in erſter Linie der Acht⸗ 
ſtundentag durchgeführt werden, dann muß die 
Entlohnung der arbeitenden Schichten ſo ſein, daß 
ſie leben können. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Neubauer: Weitere Wortmel⸗ 

dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung zum 
Haupthaushaltsplan iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Zum Haupthaushaltsplan habe 
ich folgendes zu bemerken: Durch die Annahme 
des Abänderungsantrages Nr. 274 zum Haus⸗ 
haltsplan des Volkstages ſind folgende Aende⸗ 
rungen nötig: 

U. Abſchnitt 1 Einnahhme aus der Ausgleichsmaſſe: 
Der Betrag von 946 780 iſt um 420 Gulden auf 
947 200 zu erhöhem. 

2. In D Volkstag: Die Ausgabe it won 456 150 um 
420 auf 456570 Gulden zu erhöhen. 

9. Brutto Einnahme und Ausgabe ſind von 
117 028 170 Gulden um 420 auf 117 028 590 Gulden 
au erhöhen. 

4. Die Reineinnahmen und Ausgaben ſind von 
72 870 840 auf 72 871 260 Gulden zu erhöhen. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung. Ich 

bitte die Damen und Herren, die dem Haus⸗ 
haltsplan mit dieſer Aenderung ihre Zuſtim⸗ 
mung geben wollen, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ſomit iſt der 
Haupthaushaltsplan mit den vorher erwähnten 
Abänderungen angenommen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Entſchließung in Druckſache Nr. 249, 
unterſchrieben Raſchke und Fraktion: 

In allen im Haupthaushaltsplam verzeichneten 
Verwaltungen iſt mit Inkrafttreten des Geſetzes über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes für die 
Beamten und Angeſtellten der achtſtündige Arbeits⸗ 
tag einzuführen. 


Ich bitte die Damen und Herren, die dieſer 


[Entſchließung zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
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zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Entſchließung iſt abgelehnt. (Abg. Raſchke: 
Das nennt ſich Arbeitervertreter, was ſagen Sie 
nun, Herr Klingenberg, das iſt Ihre Politik!) 
Wir kommen nun zur 
Dritten Beratung des Geſetzes über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1928. 

Ich eröffne die allgemeine Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Die allgemeine 
Beſprechung it geſchloſſen. M. D. u. H., ich mache 
darauf aufmerbſam, daß entſprechend den Aende⸗ 
rungen im Haupthaushaltsplan ſich auch hier die 
Summen ändern und zwar im Ordentlichen nach 
Ausſonderung der durchlaufenden Poſten auf 
72 871 260 Gulden reine Einnahmen und auf 
72 871 260 Gulden reine Ausgaben. 

Ich bitte die Damen und Herren, die den 8 1 
der Bruckſache Nr. 247 annehmen wollen, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das it die 
Mehrheit, 8 1 it angenommen. Ich rufe 8 2 auf 
und eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die 8 2 annehmen 
wollen, ſich vom Platz zu erheben. § 2 der Vor⸗ 
lage iſt angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf: „Geſetz über die Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushaltsplans der Freien Stadt Danzig für das 


Rechnungsjahr 1928“. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 


ſchließe ſte. Ich bitte die Damen und Herren, die 

die Ueberſchrift annehmen wollen, ſich vom Platz 

zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
die Ueberſchrift it angenommen. Es liegt nun⸗ 
mehr eine Entſchließung des Hauptausſchuſſes in 

Druckſache Nr. 181 vor: 

I. Zum Schutz der privaten Wirtſchaft vor Sogiali⸗ 
ſterungsbeſtrebungen wird der Senat erſucht 

J. alle Maßnahmen zu ergreifen oder einzuleiten, 
die geeignet ſind endlich die öffentlichen Ver⸗ 
waltungen zur Einſtellung ihrer privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Betätigung zu bringen, 

2. eine geſetzmäßige Festlegung ſolcher wirtſchaft⸗ 
lichen Betätigungen zu weranlaſſen, die zu den 
ſozlalen, kulturellen und Verwaltungsaufgaben 
der öffentlichen Hand gehören, 

3. den öffentlich⸗rechtlichen Berufsvertretungen der 
Wirtſchaft ein Einſpruchsrecht gegen privatwirt⸗ 
ſchaftliche Handlungen der öffentlichen Verwal⸗ 
tungen zu verſchaffen. 

‚Der Senat wird erſucht 

1. dafür zu ſorgen, daß die immer noch beſtehemde 
ausgedehnte Schädigung wirtſchaftlicher Betriebe 
durch die Konkurrenz der Gefängnisarbeiten 
endlich beſeitigt wird und : 

2. auf die Justizverwaltung Westen einzuwir⸗ 
ken, daß die notwendige Beſchäftigung der Ge⸗ 
ſangenen künftighin nur mit Arbeiten erfolgt, 
die keinen der ſchwer um ihre Exiſtenz vingenden 
Wirtſchaftskreiſe eine Schädigung zufügt. 

III. Der Senat wird erſucht, die ſchweren Schädi⸗ 
gungen, die dem Handwerk erwachſen, einmal durch 
die Schwarzarbeit als ſolche und weiterhin durch 
die Handhabung des Submiſſionsweſens in Verbin⸗ 
dung mit Schwarzarbeit dadurch vom Handwerk 
abzuwenden, daß künftighün handwerksmäßige Ar⸗ 
beiten nur an ſolche Perſonen vergeben werden 
dürfen, die ſich durch eine beſondere Steuerlegiti⸗ 
mationskarte als ſelbſtändiger Handwerker aus⸗ 
weiſen. 

IV. Der Senat wird erſucht 5 8 
J. die Steuer für das Gewerbe im Umherzießſen 

unter beſonderer Berückſichtigung der beſchäftig⸗ 
ten Hilfskräfte weſentlich zu erhöhen, um da⸗ 
durch das micht im Volks wirtſchaftsintereſſe lie⸗ 
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gende, immer ſtärker überhandnehmende wilde (C) 


Hauſierweſen einzudämmen, 

2. dafür Sorge zu tragen, daß die Abhaltung von 
Wanderlagervethläufen jeglicher Art in Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften, ſowie mittels fahrbarer 
Läden (Automobile) werhindert wird. 

V. Der Senat wird erſucht, zum Schutz der Ver⸗ 
braucherſchaft und auch des Publikums alles Er⸗ 
forderliche zu veranlaſſen, daß Firmenbezeich⸗ 
mungen privater Handelsfirmem, die der Ver⸗ 


braucherſchaft das Geſchäft als eine Einrichtung 
von Verbraucherorganiſationen hinſtellen, ver⸗ 


ſchwinden und gegebenenfalls auch im Handelsre⸗ 
giſter gelöſcht werden. Weiter wird erſucht, die 
Vorſchriften zu beſſerer Geltung zu bringen, daß 
an allen Geschäften an leicht auffindbarer Stelle 
im deutlicher Form die genaue Nennung des bezw. 
der Geſchäftsinhaber zu erfolgen hat. 


VI. Der Senat wird erſucht, dafür Sorge au tragen, 


— 


daß 

1. eim zentraliſierter Einkauf von Bedarfsgegen⸗ 
ſtänden für Behörden nur dann erfolgt, wenn 
ohme ſolchen erwieſenermaßen die Bedarfsbelie⸗ 
erung der Behörden durch den freien Handel 
nicht angemeſſen erfolgen kann, 

2. daß die Dienſtſtellen bei der Bedarfsdeckung 
Danziger Firmen unbedingt den Vorzug vor 
ausländiſchen Firmen au geben haben, 

8. daß jeder umberechtigte Druck bezüglich der 
Preisgeſtaltung der den betreffenden Lieferer 
zu unrentablen Angeboten zwingen würde, zu 
unterlaſſen iſt. m 

VII. Der Senat werd erſucht, dafür Sorge 
daß das Koſten⸗ und Gebührenweſen den 

ſchaftlichen Notwendigkeiten angepaßt wird. 5 

VIII. Der Senat wird erſucht, mit Nachdruck darauf Fine 
zuwirken, daß der Staat und die Kommunen ſich 
künftig von jeder Konkurrenz mit dem freien Han⸗ 
del und Gewerbe, wie ſſolche darch Einrichtung 
eigener Verlaufsſtellen für den Verkauf von Gas⸗ 
und Elektrizitätsgeräten geſchieht, unbedingt fern⸗ 
zuhalten Haben. 5 5 = 

IX. Der Senat wird erſucht, beſchleumigt einen Geſetz⸗ 

entwurf vorzulegen, durch den das Geſetz gegen 

den unlauteren Wettbewerb weſentlich verſchärft 
wird. um der reellen Wirtſchaft wirlſameren Schutz 
gegen unlautere Auswüchſe des geſteigerten Wett⸗ 

bewerbes zu gewähren. 5 

X. Der Senat wird erſucht, im Intereſſe des ehrbaren 

Handwerks dahin zu wirzen daß nicht Gefangene 

in den Gefängniſſen eine Berufsausbildung mit 

Prüfungsabſchluß erhalten, für welche die Tradi⸗ 

tionen des Handwerks auch die moraliſche Geeig⸗ 

metheit worausſetzen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. (Unruhe 
rechts.) M. D. u. H., wir kommen nunmehr zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und 
Herren, die dieſes Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das 
Geſetz iſt angenommen. (Abg. RNaſchke: Einen 
vollen Sieg auf Koſten der breiten Bevölkerung 
habt Ihr heute errungen!) Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: f 

Erſte Beratung eines Geletzentwurfs 
zur Aufhebung der Beförderungsſteuer. 

Druckſache Nr. 268. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich ſchlage 
vor. das Geſetz dem Steuerausſchuß zu überweiſen. 
Wöderſpruch dagegen wird nicht laut; es iſt dem⸗ 
gemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aufhebung des Frachturkunden⸗ 
itempels. K. 4 

Drucksache Nr. 267. Ich eröffne die allgemeine 
Beſprechung, ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 


am tragen, 
wirt⸗ 
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nicht vorliegen. Ich ſchlage vor, das Geſetz dem 
Steuerausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch wird 
nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 


auf: 

Bericht des Rechnungsprüfungsaus⸗ 
ſchuſſes zum Antrag des Senats auf Ent⸗ 
laſtung der Jahresrechnung für das Rech⸗ 
nungsjahr 1924. 


Druckſache Nr. 279 zu Nr. 7. Ich eröffne die 
Besprechung; ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
wicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die den Antrag 
des Senats annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag it angenommen. Hierzu liegt 
noch eine Entſchließung in Druckſache Nr. 279 
DOT: 

Der Senat hat dem Volkstag gemäß Artikel 54 
der Verfaſſung die Rechnung für das Jahr 1924 
(erſte Guldenrechnung) erſt unter dem 25. November 
1926 vorgelegt. 

Eime ſolche Genehmigung iſt nur dann von prak⸗ 
tiſcher Bedeutung, wenn ſie nach dem Ende des 
Rechnungsjahres alsbald mach dem Abſchbuß der 
Bücher erfolgt. Eine Genehmigung nach Ablauf meh⸗ 
rerer Jahre iſt nur eine formelle Erfüllung der 
Verfaſſungsvorſchriften. Ein ſolches Verfahren iſt ab⸗ 
gulehnen. 

Der Volkstag erſucht den Senat, die fehlenden 
Allgemeinen Rechnungen für die zurückliegenden 
Rechnungsjahre tunlichſt bald dem Volkstag zur 
Beſchlußfaſſung vorzulegen und in Zukunft die Zur 
ſammenſtellung der Etatsüberſchreitungen alsbald 
mach Abſſchluß der Rechnungen dem Volkstag zur Ge⸗ 
mehmigung zu unterbreiten. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe 
Entſchließung annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das tt die Mehr⸗ 
heit, die Entſchließung iſt angenommen. Ich 
rufe nunmehr Punkt d der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aufwertung von Hypotheken und an⸗ 
dern Erundſtügspfandrechten. — Uran⸗ 
trag des Abg. Hohnfeld u. Gen. — 


Druckſache Nr. 186. Ich rufe 8 1 
auf. Ich eröffne die Beſprechung, ich ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 


Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 1 annehmen wollen, 
ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 


Das iſt die Minderheit, 8 1 iſt abgelehnt. Wort⸗ 


meldungen ſind auch zu den anderen Para⸗ 
graphen nicht abgegeben, wir kommen daher zur 
Abſtimmung über § 2. Ich bitte die Damen und 
Herren, die §S 2 annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, 8 2 iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die $ 3 annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, 8 3 iſt abgelehnt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die SA annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, S 4 iſt abgelehnt. Ich bitte 
die Damen und Herren, die $ 5 annehmen wol⸗ 
len, fi) von den Plätzen zu erheben. (Eeſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, § 5 iſt abgelehnt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die $ 6 annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, § 6 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die 87 
annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu er⸗ 
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heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 8 7 
iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Herren, 
die § 8 annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
8 8 iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die $ 9 annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, 8 9 iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen 
und Herren, die $ 10 annehmen wollen, ſich von 
ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, $ 10 iſt abgelehnt. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die $ 11 annehmen wollen, ſich 
von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, $ 11 iſt abgelehnt. Ich bitte die 
Damen und Herren, die $ 12 annehmen wollen, 
ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Das iſt die Minderheit, $ 12 iſt abgelehnt. Ich 
bitte die Damen und Herren, die $ 13 annehmen 
wollen, ſich von ihren Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, 8 13 iſt abge⸗ 
lehnt. Ich bitte die Damen und Herren, die 8 
14 annehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 8 
14 iſt abgelehnt. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die 8 15 annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, § 15 iſt abgelehnt. Ich bitte die Da⸗ 
men und Herren, die § 16 annehmen wollen, ſich 
von ihren Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, $ 16 iſt abgelehnt. Ich rufe 
auf die Ueberſchrift: Geſetz betreffend Aufwertung 
von Hypotheken und anderen Grundſtückspfand⸗ 
rechten bei Vorbehalt der Rechte, ſowie Rück⸗ 
wirkung bezw. nach Abtretung der Hypothek.“ 
Ich bitte die Damen und Herren, die die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit. Die 
Ueberſchrift iſt abgelehnt und ſomit das Geſetz 
in zweiter Leſung abgelehnt und erledigt. Ich 
rufe Punkt 6 auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Abänderung des Han⸗ 
delsgeſetzbuches. 

Drucksache Nr. 289 zu Nr. 201. Ich rufe Artikel 1 
auf und eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Ich möchte nur mit ein paar Worten die 
ablehnende Stellungnahme meiner Fraktion zu 
dieſem Geſetzentwurf begründen. Es handelt ſich 
hierbei um eine Abänderung des § 471 des Han⸗ 
delsgeſetzbuches. Abſatz II beſagt, daß Vereinba⸗ 
rungen, welche den Vorſchriften des Abſatzes I 
zuwiderlaufen, nichtig ſind. Jetzt wird durch 
die Regierungsvorlage dem Senat das Recht ein⸗ 
geräumt, in Zukunft zu verordnen, daß die Haf⸗ 
tung zu ungunſten der beteiligten Wirtſchafts⸗ 
kreiſe anders geregelt wird. Es wird dies mit 
dem Berner Abkommen in Verbindung gebracht. 
Wir haben uns nicht davon überzeugen können, 
daß dieſe Aenderung nötig iſt. Wir können dem 
Senat dieſes Abänderungsrecht nicht übertragen. 
Wir können zu dem Senat nicht das Vertrauen 


haben, daß hier unter allen Amſtänden die Dan⸗ 
ziger Rechte ausreichend gewahrt werden. Es 
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kommt noch hinzu, daß es nicht erwünſcht iſt, daß 
das Handelsgeſetzbuch in dieſem Punkte von dem 
deutſchen Handelsgeſetzbuch abweicht. Man muß 
auch bedenken, daß dieſe Vorlage gewiſſermaßen 
die dritte Vorleiſtung an Polen iſt, die wir lei⸗ 
ſten. Wir haben mit Punkt 2 und 3 der heuti⸗ 
gen Tagesordnung bereits zwei andere Vorlei⸗ 
ſtungen erledigt. Wir möchten ſehr gern wiſſen, 
wann Polen mit ſeinen Leiſtungen folgen wird. 
Es wird allmählich die höchſte Zeit. 

Präſident: Ich ſchließe die Beſprechung zu 
Artikel 1. Ich bitte die Damen und Herren, die 
den Artikel 1 annehmen wollen, ſich von ihren 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich eröffne die 
Beſprechung zu Artikel 2 und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich darf feſtſtel⸗ 
len, daß Artikel 2 angenommen iſt. Ich rufe die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz betreffend Aenderung 
des § 471 des Handelsgeſetzbuches vom 10. Mai 
1897.“ Ich ſtelle feſt, daß ſie angenommen iſt. 
Wir kommen nun zur dritten Beratung. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Beſprechung und ſchließe ſie, 
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da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Einzelberatung. Ich rufe auf Artikel 1. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Ich darf wohl feſtſtellen, daß Artikel 1 
angenommen iſt, ebenſo Artikel 2. Ich ſtelle die 
Annahme der Ueberſchrift feſt. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Ich bitte die Damen und Her⸗ 
ren, die das Geſetz in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen wollen, ſich von ihren Plätzen zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt ſomit in dritter Leſung angenommen. Wir 
ſind nun am Schluß unſerer heutigen Tagesord⸗ 
nung angelangt. Ich ſchlage vor, die nächſte 
Sitzung auf morgen nachmittag 3 Uhr 30 Minu⸗ 
ten mit der Tagesordnung anzuberaumen: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ab⸗ 
änderung der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig. 
Druckſache Nr. 288 zu Nr. 190. 
Widerſpruch wird nicht laut, das Haus hat dem⸗ 
gemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr.) 
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Druchſache Nr. 288 zu Nr. 190. Ich rufe Artikel 1 (00 
auf. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
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Vertagung 


Die Sitzung wird 3 Uhr 40 Minuten durch 
den Präsidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Sahm, Senator Sawatzki, Regierungsrat 
Koeppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 38. 
Vollſitzung. Es ſteht zur Beratung: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 


zur Abänderung der Verfaſſung der Frei⸗ 
en Stadt Danzig. 
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baldige Verabſchiedung der Vorlage 
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Herr Abg. Rahn. a 
Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Nachdem die 
Fraktionen dem Hauſe Abänderungsanträge ge⸗ 


ſtellt haben, in denen nennenswerte Aenderun⸗ 


gen gewünſcht werden und neue Gedanken gegen⸗ 


über der allgemeinen Beſprechung aufgetaucht 
ſind, erſcheint es angezeigt, bei Artikel 1 dieſes 
künftige 


Geſetzes, welcher beſtimmt, daß der 
Volkstag aus 72 Abgeordneten beſtehen ſoll, alle 


dieſe neu aufgetauchten Geſichtspunkte zu behan⸗ 


deln. Daher beantrage ich, daß das Haus be⸗ 
ſchließen möge, daß bei Artikel 1 eine allgemeine 
Beſprechung vorgenommen wird. 

Präſident: Auf Antrag kann natürlich auch 
bei der zweiten Beratung geſtellt werden. Aber 
das Haus muß darüber entſcheiden. Ich bitte 
die Damen und Herren, die dem Antrag des 
Herrn Abg. Rahn ſtattgeben wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Ich danke Ihnen, 
das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich er⸗ 
öffne die allgemeine Beſprechung. Das Wort hat 
der Herr Abg. Dr. Bogdan. 

Dr. Bogdan, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die neuen Verfaſſungen der mitteleuro⸗ 
päiſchen Staatenwelt find in der Unruhe der un⸗ 
geklärten Uebergangszeit nach dem Weltkriege 
entſtanden. Es iſt daher nicht verwunderlich, 


wenn die Frage einer Reformbedürftigkeit ge⸗ 


wiſſermaßen überall mit ihnen geboren worden 
iſt. Auch bei uns in Danzig hat die öffentliche 
Erörterung der Verfaſſungsprobleme ſeit dem 
Beſtehen des Staates immer einen breiten Raum 
eingenommen. Die Abänderungsanträge, die 
die Deutſchnationale Fraktion vorgelegt hat, be⸗ 
ſchränken ſich bewußt im weſentlichen auf das 
von der Regierungsvorlage abgegrenzte Gebiet. 
Wir verkennen zwar nicht, daß auch andere Punk⸗ 
te der Verfaſſung reformbedürftig find, z. B., daß 
bei der Immunität eine Beſchränkung zweifellos 
am Platz erſcheint. Wir wollen aber auf eine 
hinwirken 
und haben daher ſolche Fragen zurückgeſtellt. 
(Abg. Plenikowſki: Ihr ſeid ſowieſo geſchützt!) 

Was die Frage der Herabſetzung der Zahl der 
Mitglieder des Volkstages und des Senats an⸗ 
langt, ſo ſind wir grundſätzlich dafür. Wir glau⸗ 
ben aber, daß die Zahl der Mitglieder in beiden 
Körperſchaften moch eine ſtärkere Herabſetzung ver⸗ 
trägt, als die Regierungsvorlage es vorſieht. 
(Abg. Plenikowſki: Setzen Sie Muſſolini hier 
hinein!) Dieſer Standpunkt iſt von uns ſeit Be⸗ 
ginn der vorigen Volkstagsperiode konſequent 
vertreten worden, hat aber leider nicht zu einem 
praktiſchen Ergebnis geführt. Wir wiſſen aber, 
daß hinter dieſer Forderung die weiteſten Kreiſe 
der Bevölkerung ſtehen, und wir erklären, daß 
wir für die Herabſetzung ohne jede Bedingung zu 
haben ſind, ſo daß in dieſem Volkstage eine ſolche 
jederzeit beſchloſſen werden könnte, gleichgültig, 
was aus dem Schickſal der Vorlage wird. 

Wir begrüßen auch die Möglichkeit der Auf⸗ 
löſung des Volkstages. Nur erſcheint uns der 
Vorſchlag, daß der Volkstag allein das Recht der 
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Selbſtauflöſung hat, nicht ausreichend. Es wird künden, an der Geſetzgebung ſelbſt 


wohl ſelten vorkommen oder vielleicht garnicht, 
daß der Volkstag ſeine Auflöſung beſchließen 
würde. Wir ſind der Anſicht, daß die Auflöſungs⸗ 
möglichkeit noch in der Hand anderer Stellen lie⸗ 
gen muß, die unabhängig von den Geſichtspunkten 
des Plenums des Volkstages die Frage zu prü- 
fen haben. In erſter Linie würde die Regierung 
dazu berufen ſein. Außerdem kommt ein ſtändiger 


Ausſchuß dafür in Frage, den wir auf Grund ei⸗ 


— 


nes anderen Artikels ſchaffen wollen. Schließlich 
muß die Auflöſung des Volkstages auch jederzeit 
durch einen Volksentſcheid herbeigeführt werden 
können. (Abg. Plenikowſki: Die letzte Entſchei⸗ 
dung hat Wilhelm in Doorn als vierte Inſtanz!) 
Als Hauptſache erſcheint uns, daß auch andere 
Stellen das Auflöſungsrecht haben. Es iſt das 
nicht nur eine zwingende Notwendigkeit, ſondern 
dürfte auch die angenehme Folge haben, auf die 
Arbeiten der Volksvertretung erzieheriſch einzu⸗ 
wirken. (Sehr richtig! rechts.) 

Der Kernpunkt unſerer Vorſchläge iſt auch, 
wie bei der Regierungsvorlage ſelbſt, die Rege⸗ 
lung der Regierungsgewalt und der Geſetzgebung. 
Da ſind wir allerdings auf Grund unſerer Auf⸗ 
faſſung vom parlamentariſchen Regierungsſyſtem 
nicht in der Lage, den Wegen der Vorlage zu 
folgen. Wir wollen, daß die Geſetzgebung durch 
übereinſtimmende Beſchlüſſe zweier Kammern 


zuſtande kommt, des Volkstages und einer an⸗ 


dern, die wir uns aus Mitgliedern öffentlicher 
Berufsverbände zuſammengeſetzt denken. Wir 
glauben, daß gerade dadurch weſentliche Verfaſ⸗ 
ſungsmängel, die ſich in den letzten Jahren fühl⸗ 
bar gemacht haben, abgeſtellt werden könnten und 
glauben, daß dann die Entwicklung der Geſetzge⸗ 
bung einen ruhigen Gang nehmen dürfte. Es 
ſoll damit erreicht werden, daß neben der allge⸗ 
meinen Volksvertretung, deren Einfluß erhalten 
bleiben muß, den Berufsverbänden und damit 
auch der Wirtſchaft ein angemeſſener Einfluß ge⸗ 
währt wird. Auch das erſcheint uns als ein 
Weg, der Wirtſchaft zu helfen und verwirklicht 
gleichzeitig den berufsſtändiſchen Gedanken. Da⸗ 
durch würden Einrichtungen, wie der Finanzrat 
und die vorgeſehene Berufsvertretung natürlich 
entbehrlich werden. Da nun nicht von der Hand 
zu weiſen iſt, daß Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen beiden Kammern auftreten würden, muß 
eine Einrichtung geſchaffen werden, die entſchei⸗ 
det, wenn die nochmalige Beratung zu keinem 
Ziel führt. Dafür müßte ein ſtändiger Ausſchuß 
vorhanden ſein, der aus den beiden Kammern 
geſchaffen wird und dem auch der Staatspräſident 
anzugehören hätte. Bezüglich der Auflösbarkeit 
müßte natürlich für die zweite Kammer dasſelbe, 
wie für den Volkstag, gelten. 

Die Regierungsvorlage ſieht bezüglich der 
Senatoren das rein parlamentariſche Syſtem vor. 
Dieſe Aenderung können wir nicht mitmachen und 
glauben, daß eine Aenderung eher nach der ent⸗ 
gegengeſetzten Seite erſolgen müßte. Wir wollen 


eine Regierung, die nur Verwaltung und Exe⸗ 
kutive hat. Bezüglich der Geſetzgebung hätte ſie 
nur die Geſetze vorzubereiten und ſpäter zu ver⸗ 
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aber 
mitzuſprechen. Für eine ſolche Regierung würde 
ein Präſident und ſechs Miniſter ausreichend 
ſein, die von den beiden Kammern auf vier 
Jahre zu wählen wären und während dieſer Zeit 
keinerlei Mißtrauensvotum unterliegen würden. 
(Abg. Plenikowſki: Bei Schaffung der Verfaſſung 
ſagten Sie etwas anderes!) Die Verfaſſung iſt 
auch ein Kompromiß, heute vertrete ich nur un⸗ 
ſeren eigenen Standpunkt. Daß ein ſolches Sy⸗ 
ſtem, wie ich es vorgeſchlagen habe, in einem de⸗ 
mokratiſchen Staat und einer Republik möglich 
iſt, zeigt die Schweiz. Dort beſteht in dem Bun⸗ 
desrat ein ähnlicher Rechtszuſtand, der ſich aus⸗ 
gezeichnet bewährt hat. Es wird niemand leug⸗ 
nen können, daß gerade die Schweiz uns ein Bild 
ruhiger und ſtetiger Entwickelung bietet. Regie⸗ 
rungskriſen, wie ſie in den Ländern rings herum 
zu verzeichnen ſind, ſind dort nicht an der Tages⸗ 
ordnung. (Abg. Rahn: Vergeſſen Sie nicht, daß 
in der Schweiz nennenswerte Geſetze durch Refe⸗ 
rendum erledigt werden!) Das iſt auch bei uns 
zuläſſig. (Abg. Rahn: Dort iſt es ein Muß!) 
Dabei iſt es gar nicht einmal jo, daß in der 
Schweiz die Regierungsmitglieder nach Ablauf 
ihrer Zeit wieder gewählt werden. Wiederwah⸗ 
len ſind in der Schweiz eine häufige Erſcheinung. 

Wir halten eine ähnliche oberſte Verwaltung, 
die von den Parteien unabhängig iſt, auch für 
Danzig für wünſchenswert. Die Wahlzeit von 
vier Jahren entſpricht der Wahlzeit des norma⸗ 
len Volkstages. Früheren Wechſel zu ermög⸗ 
lichen, halten wir für bedenklich, ſchon deshalb, 
weil, wie ſchon oft hier ausgeführt wurde, die 
Gefahr erheblicher Koſtenbelaſtung für den 
Staat durch Penſionen entſteht. Wenn ſich Män⸗ 
ner in der Regierung bewährt haben, ſo ſollten 
ſie nicht bloß deshalb nicht wiedergewählt wer⸗ 
den, weil eine andere Parteikonſtellation ans Ru⸗ 
der gekommen iſt. 

Nach meiner Anſicht zeigt die bisherige Ver⸗ 
faſſung inſofern eine gewiſſe Halbheit, als ſie das 
Kollegium von hauptamtlichen und nebenamtli⸗ 
chen Senatoren geſchaffen hat und nur einen Teil 
der Einwirkung von Mißtrauensvoten entzieht. 
Die Einrichtung der hauptamtlichen Senatoren 
kann zu Schwierigkeiten führen neben den neben⸗ 
amtlichen. Es war zweifellos ſo gedacht, daß die 
hauptamtlichen Senatoren das Organ der Stetig⸗ 
keit bilden ſollten. Mochten ſie auch den politi⸗ 
ſchen Parteien zugerechnet werden, ſo ſollten ſi 
ſich doch in ihrer Amtsführung won den parteipo⸗ 
litiſchen Einflüſſen, Hemmungen und Bindungen 
freihalten und allein das Staatswohl im Auge 
haben. Dazu war nötig, daß beſonders kraft⸗ und 
charaktervolle Perſönlichkeiten auf dieſe Poſten 
geſetzt wurden, die die Pflicht und das Recht hat⸗ 
ten, ſich durchzuſetzen um nicht nur ausführendes 
Organ einer Mehrheit parlamentariſcher Sena⸗ 
toren zu werden. Wir müſſen feſtſtellen, daß wir 
in der gegenwärtigen Regierung den Einfluß der 
hauptamtlichen Senatoren ſtark vermißt haben. 
(Sehr gut! rechts.) Auch bei der Vorlegung von 
Geſetzen, denen ſie unmöglich hätten beiſtimmen 
können, werden ſie wohl kaum Widerſtand gelei⸗ 


nicht 


(D) 


(&) ſtet haben. Das Bewußtſein einer von den Par⸗ 
teien unabhängigen Stellung ſollte ihnen da die 
Kraft geben, in ſolchen Punkten, wo ſie der An⸗ 
ſicht find, daß die Beſchlüſſe nicht ſachgemäß find, 
auch Widerſtand zu leiſten. Die hauptamtlichen Se⸗ 
natoren ſollten ferner die Gewähr geben für die 
Stellenbeſetzung in der Beamtenſchaft, damit dort 
nicht parteipolitiſche Einflüſſe vorherrſchen. (Hört, 
hört! links.) ſondern nach Eignung und Fähig⸗ 
keit die Auswahl getroffen wird. Es hat in dieſer 
Hinſicht nicht nur in unſeren Kreiſen ſtarkes Be⸗ 
fremden erregt, da der Herr Senatspräſident zu 
erkennen gegeben hat, daß bei der Auswahl, ſelbſt 
von Aerzten, auch konfeſſionelle Rückſichten mit⸗ 
ſprechen könnten und dieſes auch weiterhin ſo ge⸗ 
handhabt werden müſſe. Das entſpricht nach un⸗ 
ſerer Auffaſſung nicht der Stellung, die dem Prä⸗ 
ſidenten des Senats von der Verfaſſung einge⸗ 
Pflicht ſich unter Umſtän⸗ 
Mehrheit des Senats aus⸗ 
einanderzuſetzen, wenn er Beſchlüſſe für unſach⸗ 
Um ſolche Schwierigkeiten in einer 


8 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter) 


räumt iſt. Er hat die 
den öffentlich mit der 


gemäß hält. 
Regierung zu vermeiden, wollen wir ein Syſtem 
lediglich hauptamtlicher Kräfte, 
nur Verwaltungsorgane ſind. Die Aenderung 
der Regierungsvorlage dagegen bringt uns ledig⸗ 
lich einen Parteiausſchuß der Mehrheit und es 
fehlt jede Korrektur gegenüber reinparteipoliti⸗ 
ſchen Hemmungen. 


Es erſcheint ferner erforderlich, daß auch der 
Danziger Regierung ein Recht gegeben wird, das 


ſie noch nicht gehabt hat, nämlich das Notverord⸗ 
nungsrecht. Gegen unſere Abſicht iſt dieſes Not⸗ 


verordnungsrecht ſeinerzeit in die Verfaſſung 
nicht hereingekommen, das Fehlen ſtellt eine 
Lücke dar, jede Regierung muß dieſes Mittel in 
Zeiten der Not an der Hand haben, kein Staat, 
auch kein demokratiſch parlamentariſcher, kann 
es entbehren. Das zeigt gerade die Weimarer 
Verfaſſung, die doch als eine der freieſten geprie⸗ 
ſen wird und dieſes Notperordnungsrecht in wei⸗ 
tem Maße hat. 


Die Stellung der Stadtgemeinde in unſerem 
Stadtſtaate wird immer ein ſchwieriges und heik⸗ 
les Problem bilden. Die geltende Verfaſſung 
geht davon aus, daß auf Gleichmäßigkeit der po⸗ 
litiſchen Zuſammenſetzung in beiden Körperſchaf⸗ 
ten geſehen wird, daher die Wahl der Stadtbür⸗ 
gerſchaft durch den Volkstag, daher die Identität 
zwiſchen Senat und Magiſtrat. Gewichtige 
Gründe ſprachen dafür, es damals ſo einzurichten, 
und ſolche Gründe ſprechen auch heute dafür, die⸗ 
ſes zukünftig ſo zu belaſſen. Aber andererſeits 
wird in vielen ſtädtiſchen Kreiſen dieſe Stellung 
der Stadtgemeinde Danzig als eine gewiſſe Be⸗ 
nachteiligung gegenüber anderen Kommunen emp⸗ 
funden, und es wird eine Aenderung verlangt. 
Der Vorſchlag der Regierung erſcheint uns nun 
als eine Halbheit; denn wenn ſchon geändert 
werden ſoll, dann ändern wir gründlich, dann 
müſſen wir den ganzen Schritt wagen und der 
Stadt Danzig die Selbſtändigkeit im Rahmen 
der Städteordnung in der Hauptſache wiederge⸗ 
ben. 


die dann aber 
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Die Vorlage enthält ſchließlich noch neue Be⸗ (O) 


ſtimmungen für die Richterernennung. Es iſt 
intereſſant, dabei feſtzuſtellen, daß bei der Schaf⸗ 
fung der Verfaſſung keine Partei die Richterer⸗ 
nennung durch den jeweiligen Senat wünſchte. 
Die Linke neigte, ihrem Programm entſprechend, 
zur Volkswahl und die übrigen Parteien wollten 
einen ſelbſtändigen Wahlkörper ſchaffen, und ſo 
iſt, und zwar auf demokratiſche Initiative hin, 
der Richterwahlausſchuß in unſere Verfaſſung 
hineingekommen. Cr ijt geboren aus dem Ge⸗ 
danken, die Unabhängigkeit der Rechtspflege 
durch Ausſchaltung des alleinigen Einfluſſes der 
jeweiligen Staatsregierung bei der Stellenbe⸗ 
ſetzung zu fördern. In dieſem Sinne iſt er ein 
Fortſchritt; denn die Anabhängigkeit der Rechts⸗ 
pflege muß ein Kardinalpunkt in jedem Rechts⸗ 
ſtaat ſein, ſeine Streichung erſcheint mir deshalb 
verfaſſungspolitiſch als ein Rückſchritt. Die Be⸗ 
gründung der Maßnahme hat ſich mündlich und 
ſchriftlich lediglich darauf beſchränkt, daß erklärt 
wurde, er habe ſich nicht bewährt, wenn ich dieſen 
allgemeinen Satz — ich habe das bereits im Aus⸗ 
ſchuß ausgeführt — auf eine beſtimmte Faſſung 
bringen ſoll, ſo heißt das, klipp und klar, der Rich⸗ 
terwahlausſchuß hat aus unſachlichen Gründen 
ungeeignete Perſönlichkeiten in Richterſtellen ge⸗ 
bracht oder aus ebenſolchen Gründen geeignete 
Anwärter übergangen. Ich habe der Regierung 
im Ausſchuß die Frage geſtellt, ob ſie das ſo be⸗ 
haupten will und wie ſie dieſe Behauptung be⸗ 
legen will. Zu meinem Bedauern iſt eine Ant⸗ 
wort nicht ergangen. (Hört, hört! rechts.) Ich 
kann daher nichts anderes annehmen als daß die 
Ausſchaltung der Parteipolitik aufgehoben und 
nach parteipolitiſchen Geſichtspunkten die Recht⸗ 
ſprechung tendenziös beeinflußt werden ſoll, wo⸗ 
rin ich, darin werden Sie mir beipflichten, eine 
große Gefahr für das Staats- und Rechtsleben er⸗ 
blicken würde. Zudem iſt der Richterwahlaus⸗ 
ſchuß keine Einrichtung, die eine Beſonderheit 
von Danzig iſt. Er beſteht auch in Bremen und 
in anderen mit uns vergleichbaren Staaten iſt 
die Regierung wenigſtens an Vorſchläge aus 
Fachkreiſen mehr oder weniger gebunden. Ich 
muß zudem fejtitellen, daß in unſerem Richterwahl⸗ 
ausſchuß die Richterſchaft den maßgebenden Ein⸗ 
fluß nicht hat. Wenn dort eine Schicht das Züng⸗ 
lein iſt, ſo iſt es die Anwaltſchaft, der ein Mit⸗ 
beſtimmungsrecht eingeräumt iſt, auf das ſie in 
anderen Staaten, wo ſie es noch nicht hat, ein ſehr 
großes Gewicht legt. Ich ſtehe im übrigen nicht 
an, zu erklären, daß gerade die Vertreter der An⸗ 
waltſchaft als durchaus kompetente Mitberater 
anzuerkennen ſind. Wenn nun ſeitens des Rich⸗ 
terwahlausſchuſſes mit den Stimmen der Richter 
und des Gerichtspräſidenten, beide werden nicht 
von den gleichen Geſichtspunkten ausgehen, ſon⸗ 
dern den Kandidaten ſehr verſchieden beurteilen, 
und mit den Stimmen der Anwälte, die zu zweien 
vertreten und verſchieden eingeſtellt ſind, ein 
Richter gewählt wird, ſo glaube ich, daß dieſe 


Wahl mehr die Gewähr einer objektiven Richtig⸗ 
keit für ſich hat, als ſie jene Ernennung durch eine 
politiſch zuſammengeſetzte Regierung haben kann. 


— 
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(Dr. Bogdan, Abgeordneter) 
Was ſchließlich die Uebergangsbeſtimmungen 
anlangt, ſo haben wir einen Abänderungsantrag 


dahin eingebracht, daß die Herabſetzung der Zahl 
beſchloſſen öfter Bismarck!) 


der Volkstagsmitglieder, wenn ſie 


wird, auch ſogleich durchgeführt werden muß. Es 


erſcheint uns nicht angängig, und es wird auch 
in weiteſten Kreiſen der Bevölkerung nicht ver⸗ 
ſtanden werden, daß die Zahl von 120 noch drei 
Jahre weiter beſtehen bleiben ſoll und dieſe 120 
Abgeordnete noch drei Jahre in Tätigkeit bleiben 
ſollen und dadurch womöglich das Recht haben, 
im Jahre 1931 die Verfaſſungsänderung in dieſem 
Punkte wieder abzuändern. (Heiterkeit links.) Es 
erſcheint uns als das einzig Richtige, daß, wenn 
die Regierung neu und nach einem neuen Syſtem 
zuſammengeſetzt wird, dann auch der Volkstag neu 
gewählt wird. Ferner erſcheint uns zweckmäßig, 
das iſt eine mehr formelle Forderung, der Regie⸗ 
rung das Recht zu geben, nach der Verfaſſungs⸗ 
änderung den Text der Verfaſſungsurkunde in 
ihrer neuen Faſſung vollſtändig bekannt zu ge⸗ 
ben, damit dieſes Grundgeſetz des Staates auch 
in einer Form vorliegt, die es jederzeit ermög⸗ 


licht, es im Zuſammenhange zu leſen, ohne daß 


man auf eine oder mehrere Novellen zurückgrei⸗ 
fen braucht. 

Durch unſere Stellungnahme glauben wir be⸗ 
wieſen zu haben, daß auch uns eine Aenderung des 
beſtehenden Verfaſſungszuſtandes durchaus recht 
und es uns ernſt damit iſt. Wir glauben auf dem 
Wege unſerer Vorſchläge die Gewähr für eine ſte⸗ 
tige und kraftvolle Politik zu finden, wie ſie die 
Intereſſen des Danziger Staatslebens in ſeiner 
ſtaatsrechtlich und wirtſchaftlich ſo ſchwierigen 
Lage erfordern. 

Noch ein Wort zu der beſchleunigten Behand⸗ 
lung der Vorlage. Wenn es möglich geweſen iſt, 
die Vorlage ſchon heute, zehn Tage ſpäter, nach⸗ 
dem ſie in die Hand des Vorſitzenden des Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuſſes gekommen iſt, zur zweiten Be⸗ 
ratung zu bringen, ſo beruht das auf der ſachlichen 
Mitarbeit der geſamten Oppoſition, die jede Ver⸗ 
zögerung vermieden hat. Die Regierung hat den 
Ruf zur ſachlichen Mitarbeit an uns gerichtet. 
Ich will ganz davon abſehen, daß dieſe Mitarbeit 
bei ſo wichtigen Geſetzen verlangt, daß die Oppo⸗ 
ſition eine gewiſſe Zeit zur Stellungnahme hat. 
Wir werden nicht immer die gleiche Zeit verlan⸗ 
gen, die die Koalition zur Einbringung der Vor⸗ 
lage nötig hat. Aber in dieſer Hinſicht fehlt es 
an der erforderlichen Rückſichtnahme. Der Ruf 
zur Mitarbeit wird aber vollends ſinnlos, wenn 
jeder Antrag, der von der Oppoſition geſtellt 
wird, als gar nicht diskutabel betrachtet und ohne 
weiteres abgelehnt wird. (Sehr richtig! rechts.) 
In dieſer Richtung kann ich nur die geſtrigen 
Ausführungen einer Tageszeitung unterſtreichen. 
(Wiederholtes Bravo! bei den Deutſchnatio⸗ 
nalen.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Loops g 


Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. 


Verfaſſungsfragen ſind Machtfragen. (Rechtsfra⸗ 
gen! rechts) Dann laſſen Sie nicht einmal die 
Gedanken von Bismarck gelten, Der erklärt hat, 


daß er in dieſer Frage mit dem Sozialiſtenführer 
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Laſſalle einer Meinung war. 
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Es iſt ja immer⸗ 
hin hochintereſſant, daß Sie jetzt auch von Bis⸗ 


marck abrücken. (Abg. Dr. Ziehm: Leſen Sie nur 


Ich habe ſogar den dritten 
Band geleſen, der unter der Regierung Wil⸗ 
helms II. verboten war. Es wäre vielleicht beſſer 
für Deutſchland beſtellt, wenn der dritte Band 
Bismarcks ſeiner Zeit micht verboten worden 
wäre. 

Es iſt nun hier geſagt worden, daß die Ver⸗ 
faſſungsfragen nicht eingehend genug behandelt 
worden find. Es iſt richtig, und das erkennen 
auch die Regierungsparteien an, daß im Aus⸗ 
ſchuß ſchnell und ſachlich gearbeitet worden iſt. 
Da ſtimme ich mit dem Herrn Vorredner überein. 
Wenn die Vorlage nun bei den Beratungen im 
Verfaſſungsausſchuß nicht allzuſehr abgeändert 
worden iſt, ſo lag das micht etwa an Neid, böſem 
Willen oder an Einſichtsloſigkeit der Regierungs⸗ 
parteien, ſondern daran, daß von Seiten der beiden 
maßgebenden Oppoſitionsparteien, ſowohl von 
den Kommuniſten als auch von den Deutſchnati⸗ 
onalen Abänderungsanträge geſtellt wurden, die 
unmöglich anzunehmen waren, und die keine 
praktiſche Bedeutung für dieſe Verfaſſungsreform 
hatten. (Abg. Plenikowski: In der Verfaſſung⸗ 
gebenden Verſammlung haben Sie etwas ande⸗ 
res behauptet!) Ich war nicht Mitglied der Ver⸗ 
faſſunggebenden Verſammlung, es liegt bei Ihnen 
alſo wieder ein Irrtum vor, Herr Plenikowski. 

Ich möchte ganz kurz auf die Anträge ein⸗ 
gehen, die die Kommuniſten geſtellt haben. Es 
fit nicht fo, daß alle dieſe Anträge, ich glaube, es 
waren im ganzen 36, in Bauſch und Bogen zu ver⸗ 
dammen find, Es waren darunter vielleicht auch 
eine ganze Anzahl von Anträgen, die durchaus 
erwähnenswert waren, die ganz vernünftige Ge⸗ 
danken enthielten. Aber bei dieſen Anträgen 
war das ſo, daß Sie ſie aus früheren Anträgen 
der Sozialdemokraten abgeſchrieben hatten. 
(Lachen bei den Kommuniſten.) Wenn man die⸗ 
ſe Anträge jetzt nicht unterſtützen konnte, lag das 
daran, daß es ſich hier um ein Kompromiß han⸗ 
delt, daß es nicht darauf ankommt, Demonſtrati⸗ 
onspolitik zu machen, ſondern etwas zu ſchaffen, 
was auch Ausſicht auf Annahme hat. Aus die⸗ 
ſem Grunde beſteht ſelbſtverſtändlich kein Unter⸗ 
ſchied in der Stellung einer Regierungspartei 
und einer Oppoſitionspartei. Aber es dreht ſich 
darum, daß wir alle, ob Regierungspartei oder 
ob Oppoſitionspartei, jetzt ein Intereſſe haben 
ſollten, ein Werk zu ſchaffen, das auch durchgeht, 
das Ausſicht nicht nur auf Annahme im Volks⸗ 
tag, ſondern auch auf Beſtätigung durch den Völ⸗ 
kerbund hat. Die Anträge der Kommuniſten 
ließen außer Betracht, daß der Völkerbund ein 
gewiſſes Aufſichtsrecht über Danzig hat und ins⸗ 
beſondere das Genehmigungsrecht für unſere Ver⸗ 
faſſung. Wenn man hineinſchriebe. wie es die 
Kommuniſten wollten, daß der Völkerbund in 
keiner Weiſe mehr das Recht haben ſollte, unſere 
Verfaſſung zu genehmigen, daß wir ſie ihm gar⸗ 
nicht mehr vorzulegen brauchten, ſo ſind das An⸗ 
träge, die keine praktiſche Bedeutung haben. Daß 
die Freie Stadt Danzig nicht als Militär⸗ und 
Marinebaſis dienen ſoll, und daß der Militaris⸗ 
mus bekämpft werden ſoll, iſt in der Verfaſſung 
ausgeführt. Die Form, die die Kommuniſten 
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— 


(B) 


Volkstag Danzig — 38. Sitzung. 
(Loops, Abgeordneter) a 
den Anträgen geben, haben nicht die geringſte 
Ausſicht, vom Völkerbund genehmigt zu werden. 
Wir wollen aber keine Arbeit leiſten, die der 
Völkerbund etwa in zwei Monaten an uns zu⸗ 
rückverweiſt. (Abg. Plenikowski: Dank des Völ⸗ 
kerbundes!) Es dreht ſich nicht um den Dank 
des Völkerbundes, aber man darf nicht die Au⸗ 
gen zumachen und ſagen, man ſehe den Völker⸗ 
bund nicht, wenn er einen Meter weit vor einem 


ſteht. Aus dieſem Grunde hatten die Anträge 
der Kommuniſtiſchen Fraktion keine praktiſche 
Bedeutung. N 


Nun hat vorhin Herr Abg. Dr. Bogdan be⸗ 
hauptet, die Oppoſition oder die Deutſchnatio⸗ 
nalen hätten ſich bemüht, praktiſch am Berfaj- 
ſungswerk mitzuarbeiten, ſie hätten eine ganze 
Reihe von Anträgen geſtellt, aber der Regie⸗ 
rungsblock hätte alle dieſe Anträge rückſichtslos 
abgewürgt. Wie ſahen dieſe Anträge aus? Ich 
weiß nicht, ob die Deutſchnationalen jo naiv ſind, 
anzunehmen, daß die Sozialdemokratie und 
ſelbſt die beiden anderen bürgerlichen Parteien, 
das Zentrum und die Liberalen Verfaſſungsan⸗ 
trägen von Ihrer Seite hätten zuſtimmen kön⸗ 
nen, die noch einen Abbau der Demokratie ge⸗ 
bracht hätten. Darum handelt es ſich bei Ihren 
Anträgen. Die Demokratie, die wirklich nicht all⸗ 
zuſehr in unſerer Verfaſſung verankert iſt, ſollte 
noch ganz bedeutend, wenn es nach Ihrem Wurf 
gegangen wäre, abgebaut werden. Die Deutſch⸗ 
nationalen wollten für den jetzigen Senatsprä⸗ 
ſidenten, der Staatspräsident werden ſollte, eine 
überragende Stellung haben. Dann aber, was 
das Weſentlichſte war, wollten die Deutſchnatio⸗ 
nalen, der Volkstag ſollte verkleinert werden. 
Dafür ſollte eine zweite Kammer geſchaffen wer⸗ 
den. Der ganze Wahlkampf im vorigen Jahr hat 
ſich in der Hauptſache auch um einen Abbau des 
Parlaments gedreht. Gerade die rechte Seite 
iſt es immer geweſen, die ſchrieb, daß der Volks⸗ 
tag zu groß ſei und abgebaut werden müſſe. In 
Ihrem Entwurf heißt es, der Volkstag ſoll ab⸗ 
gebaut und auf 61 Mitglieder beſchränkt werden. 

Aber das iſt nicht das Weſentliche. Dafür 
kam der Antrag auf Einrichtung einer zweiten 
Kammer, alſo eines zweiten Parlaments. (Abg. 
Karkutſch: Ohne Diäten!) Das iſt ein weſent⸗ 
liches Moment. M. D. u. H.! Alſo da haben Sie 


Herr Karkutſch einmal ihr kapitaliſtiſches Herz 


enthüllt. Sehen Sie, es iſt nicht jeder in derſel⸗ 
ben glücklichen materiellen Lage wie Sie. Unſere 
Vertreter ſind nicht in ſo guten finanziellen Ver⸗ 
hältniſſen, daß ſie hier eine Arbeit leiſten können, 
die ſie tage⸗ und wochenlang völlig in Anſpruch 
nimmt, ohne dafür irgend eine Entſchädigung zu 
erhalten. Man kann die Dinge ruhig beim Na⸗ 
men nennen, es handelt ſich hier nicht um ſchuö⸗ 
den Materialismus, ſondern darum, daß auch der 
werktätigen Bevölkerung die Mitarbeit ermög⸗ 
licht wird. Wir wollen kein Parlament haben, 
das nur aus feſt angeſtellten Beamten oder (Ge⸗ 
werkſchaftsſekretären! rechts) aus Rentiers oder 
einigen andern gutſituierten Herren zuſammen⸗ 
geſetzt iſt. Die Zeiten des Preußiſchen Herren⸗ 
hauſes ſollten ein für alle mal vorbei ſein. Lei⸗ 


der iſt bei Ihnen die Erkenntnis noch immer nicht 
vorhanden; denn in Ihren Gedankengängen und 
Anträgen kommt immer wieder der Wunſch nach 
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einer zweiten Kammer zum Ausdruck. Wenn die⸗ 
ſer Antrag in einer früheren Sitzung des Volks⸗ 
tages damit begründet wurde, daß er ſagte, auch 
andere Länder, Länder mit demokratiſcher Tra⸗ 
dition, hätten dieſe zweite Kammer, dann hätte 
man wiſſen müſſen, daß dieſe zweite Kammern 
durchaus nicht in der Art zuſammengeſetzt ſind, 
wie Sie es hier wünſchen, ſondern daß es ſich bei 
dieſen zweiten Kammern in den Ländern mit de⸗ 
mokratiſcher Tradition nicht darum handelt, ein 
kleines Parlament für einen Kreis von Beſitzen⸗ 
den zu haben. Die zweite Kammer in Amerika, 
der Senat, iſt aus Vertretern der einzelnen Staa⸗ 
ten zuſammengeſetzt, er wird genau ſo demokra⸗ 
tiſch gewählt, wie die Abgeordneten zum andern 
Parlament. Dasſelbe iſt in Frankreich der Fall, 
dort iſt nur das Wahlalter für den Senat moch 
hinaufgeſetzt. Auch in Polen iſt das Wahlalter 
für den Senat hinaufgeſetzt. In England gibt es 
ein Herrenhaus, in dem zwar die Adligen ſehr 
ſtark vertreten ſind, wo aber jede Regierung die 
Möglichkeit hat, eine Aenderung der Machtver⸗ 
hältniſſe durch einen großen Peerſchub herbeizu⸗ 
führen. So ſehen die won Ihnen ſo ſehr geprieſenen 
zweiten Kammern in andern Ländern mit demo⸗ 
kratiſcher Tradition aus. 
Recht, ſich auf dieſe zweiten Kammern zu berufen, 
und in Wirklichkeit können Sie ſich auch dieſe 


zweiten Kammern bei Ihrem Vorſchlag gar nicht: 


zum Vorbild genommen haben, denn Ihre zweite 


Kammer hat ja nichts mit dieſen demokratiſchen 


Einrichtungen in Frankreich, Amerika uſw. zu 
tun. 
Keller des Mittelalters.) 

M. D. u. H.! Nun iſt hier Kritik daran ge⸗ 
übt worden, daß die Verfaſſungsvorlage den Ab⸗ 
bau des Richterwahlausſchuſſes bringt. 


Sie haben gar kein 


(Abg. Plenikowski: Das ſind die finſteren 


Es ſind 


hier Ausdrücke von meinem Vorredner gefallen, 


daß nun zu befürchten ſei, daß die Rechtſprechung 


in Zukunft politiſch tendenziös werden wird.“ 
Wenn es ſich bei der bisherigen Art der Richter⸗ 


wahl um eine Einrichtung gehandelt hätte, die 


wirklich demokratiſch geweſen wäre, dann wäre 
die Sache anders geweſen. In Wirklichkeit aber 
war doch der Richterwahlausſchuß nur eine ſchein⸗ 
demokratiſche Einrichtung. Die eigentliche Ent⸗ 
ſcheidung lag bei den mitwirkenden Juriſten, ſei⸗ 
en es nur die Richter oder ſeien es die Rechts⸗ 


anwälte. Es ſind uns Fälle bekannt geworden, 


wo dieſe Herren ſchon worher die Kandidaten 


ausgewählt hatten, und wo dann die Vertreter 
des Parlaments, die drei Präſidenten nur noch 


die Möglichkeit hatten, Ja und Amen zu ſagen. 
Sagten Sie in einem oder dem anderen Falle 
wirklich Nein, dann hatte das natürlich keinen 
Einfluß auf die Wahl. 


des Parlaments eine Verantwortung aufgebürdet 
wurde, trotzdem ſie bei der Richterwahl gar kei⸗ 
nen maßgeblichen Einfluß hatten. Das iſt der 
hauptſächlichſte Grund, der für 


war. Wenn der Herr Abg. Dr. Bogdan vorhin 
meinte, in dieſer Beziehung ſei noch keine klare 


Antwort von der Regierung erteilt, ſo möchte ich 


ihm erwidern, daß dies bereits einmal von der 


Regierungsſeite geſchehen iſt und ich wiederhole 


das jetzt. 


Der große Mißſtand an 
dieſem Verfahren war der, daß den Vertretern 


uns zur Auf 
hebung dieſes Richterwahlausſchuſſes beſtimmend 
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M. D. u. H.] Es iſt dann weiter ſowohl bei 


den Beratungen im Verfaſſungsausſchuß als auch 


hier im Plenum erklärt worden: „Ja, das Syſtem 
der Senatsbildung nach dem vorliegenden Ent⸗ 
wurf, das wird für uns eine äußerſt koſtſpielige 
Sache werden. Wir befürchten, daß wir in jedem 
Jahr ein Dutzend Regierungskriſen bekommen 
werden, und daß dann alle hauptamtlichen Sena⸗ 


toren ihre Penſtonsanſprüche erheben werden, 
nachdem ſie nur ein paar Wochen oder 
einige Monate im Amt geweſen ſind.“ Ich 


kann mir nicht denken, daß einer dieſer Herren 
von den Deutſchnationalen das wirklich im Ernſt 
gemeint hat, daß ein Senator, der nur einige 
Wochen oder Monate im Amt geweſen iſt, An⸗ 
ſpruch auf volle Penſion haben ſoll. Dieſe Frage 


muß doch durch ein beſonderes Senatoren⸗Pen⸗ 


ſionsgeſetz geregelt werden, und ich glaube nicht, 


Daß man ſich bei der Schaffung dieſes Geſetzes an 


die Vorbilder halten wird, die etwa die deutſch⸗ 
nationalen Miniſter im Reich gegeben haben. Es 


it allerdings vorgekommen, daß einige deutſchna⸗ 


tionale Reichsminiſter Penſion beanſprucht ha⸗ 


ben, nachdem ſie nur einige Monate im Amt ge⸗ 


weſen waren und dann ausführten: „Ja, wir 
find aber fo und jo lange in andern Stellungen 
tätig geweſen, z. B. als Geſchäftsführer von 
Landwirtſchaftskammern, außerdem müſſen un⸗ 
ſere Militärjahre doppelt gerechnet werden.“ Ich 
nehme an, daß das Senatoren⸗Penſionsgeſetz das 
wir uns hier ſchaffen werden, ſolche unberechtig⸗ 
ten Anſprüche ausſchalten wird. (Nachher wird 
wieder gekuhhandelt um den Poſten, wie bei Lei⸗ 
nert! rechts.) Es iſt aber äußerſt intereſſant, 
daß auch der deutſchnationale Antrag nur eine 
Regierung beſtehend aus ſieben Köpfen in Vor⸗ 
ſchlag brachte. Dadurch iſt ja auch einmal von 
deutſchnationaler Seite anerkannt worden, daß 
die Regierungen, die wir bis jetzt gehabt haben, 
viel zu groß waren. (Abg. Dr. Schwegmann: 
Das haben wir ſchon immer geſagt!) Ich möchte 
daran erinnern, daß von Ihrer Seite früher hier 
andere Gedanken ausgeſprochen worden ſind. 
Wenn Sie jetzt jagen: „Ja, damals handelte 2s 
ſich eben um ein Kompromiß, aber jetzt vertreten 
wir unſere eigenen Anſchauungen ganz rückſichts⸗ 
los“, dann iſt es vielleicht immerhin ganz gut 
für eine nächſte Verfaſſungsänderung zu wiſſen, 
daß auch die Deutſchnationalen anerkannt haben, 
daß Danzig ſehr wohl mit nur ſieben Senatoren 
auskommen kann (Abg. Schwegmann: Hauptamt⸗ 
lichen!) Die Sozialdemokratie hat auch noch bei 
der Beratung der Verfaſſung denſelben Vor⸗ 
ſchlag gemacht, und Sie ſind es geweſen, die die 
Anträge der Sozialdemokratie damals nieder⸗ 
geſtimmt haben. Wir haben nur hauptamtliche 
Senatoren gemeint. Ich kann mir nicht denken, 
daß Sie annehmen, wir wünſchten die Staats⸗ 
räte und außerdem nur ſieben Senatoren, die 
wöchentlich einmal zu einer Beratung zuſammen 
kamen. Auch wir haben damals den hauptamtli⸗ 
chen Senat von ſieben Mann gewünſcht. 

Nun muß ich allerdings betonen, daß die Vor⸗ 
lage des Senats kein Idealwerk iſt. Das kann 
offen zugegeben werden. Aber jedes Kompromiß⸗ 
werk iſt niemals eine ideale Löſung. Es gibt kei⸗ 
me Regierungspartei, die bei dieſem Senatsent⸗ 
wurf völlig auf ihre Koſten gekommen wäre. Erſt 


ausgeſprochen werden. 
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recht wird es keine Oppoſition geben, die im fol⸗ 
genden Entwurf die Erfüllung ihrer Wünſche 
ſieht. (Abg. Plenikowski: Die Väter find alle 
ſtramme Demokraten!) Das bann hier ganz offen 
Es gibt Dinge, die wir 
gern anders geregelt geſehen hätten. Darüber iſt 
auch eingehend in den Beratungen des Verfaſ⸗ 
ſungsausſchuſſes geſprochen worden. Ich möchte 
nur daran erinnern, daß z. B. auch von ſozialde⸗ 
mokratiſcher Seite der Wunſch unterſtützt wurde, 
daß die Stadtbürgerſchaft, die bisher nur indirekt 
gewählt wird, und zwar vom Volkstag, direkt zu 
wählen ſei. Wir hätten dieſen Wunſch ſehr gern 
erfüllt. Ich glaube, überwiegende Teile der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung hätten ſolch einen Beſchluß bei 
der Verfaſſungsreform mit Freuden begrüßt. Es 
war leider nicht möglich, die Auffaſſungen dar⸗ 
über waren verſchieden, wie Sie ja auch ſchon bei 
Schaffung der Verfaſſung darüber verſchieden 
waren. 

Ebenſo verhält es ſich mit der Frage der Auf⸗ 
löſung. Auch da hätte vielleicht noch eine andere 
Form gefunden werden können. Aber wie ge⸗ 
ſagt, bei dieſem Zweck muß jede Partei ihre wei⸗ 
tergehenden Wünſche zurückſtellen. So iſt denn 
der Entwurf, den der Senat im Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuß vorgelegt hatte, zwar eingehend durchbera⸗ 
ten, aber nicht allzuſehr abgeändert worden. Ich 
möchte nur eins gegenüber den Vorwürfen be⸗ 
tonen, die nun in der Oeffentlichkeit von ſeiten 
der Oppoſition eingeſetzt haben und die zum Teil 
vorhin der Redner der Deutſchnationalen hier 
zum Ausdruck brachte. Es wurde geſagt, wir 
würden es außerordentlich ſchwer haben, iin Zu⸗ 
kunft bei dieſer Verfaſſungsreform geeignete Fach⸗ 
ſenatoren nach Danzig zu bekommen, weil die 
nicht die Gewähr haben, daß ſie hier für eine 
Reihe von Jahren bleiben und ihnen die Penſi⸗ 
onsrechte geſichert ſind. Wie es mit den Penſions⸗ 
rechten ſteht, habe ich vorhin geſagt. Dieſe Frage 
iſt noch offen und wird erſt durch ein Senatoren⸗ 
penſionsgeſetz geregelt werden müſſen. (Abg. 
Liſchnewſki: Aber möglichſt nach oben regeln!) 
Nun die andere Frage, daß es uns nicht möglich 
ſein wird, hier geeignete Fachſenatoren zu bekom⸗ 
men. Die Herren, die dieſe Bedenken erheben, 
möchte ich daran erinnern, daß wir auch beim bis⸗ 
herigen Syſtem als hauptamtliche Senatoren 
nicht nur Fachſenatoren gehabt haben. Es waren 
eine ganze Reihe von Senatoren da, die ſich vor⸗ 
her mit ganz anderen Fragen beſchäftigt haben, 
deren Studium ſich, ſoweit ſie Akademiker waren, 
auf ganz anderen Gebieten bewegte und die nach⸗ 
her dann doch ein Amt bekamen, das von ihnen 
hauptamtlich verwaltet wurde. Ich erinnere nur 
an Herrn Senator Dr. Frank, einen Juriſten, der 
früher in der Sozialverſicherung tätig war und 
ein Reſſort als Landwirtſchaftsſenator hauptamt⸗ 
lich verwaltet. Dann hatten wir den Herrn Se⸗ 
nator Schümmer, einen Herrn aus der katholi⸗ 
ſchen Arbeiterbewegung, der die innere Verwal⸗ 
So könnte man noch 


tung im Freiſtaat führte. 
eine ganze Reihe von Beiſpielen nennen. Ich 
glaube nicht, daß Sie ſagen werden, daß dieſe 


Herren auf ihrem Poſten fachlich verſagt hätten; 
denn in der Verfaſſunggebenden Verſammlung 
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war Senator Schümmer ſicher eine der ſtärkſten 
Perſönlichkeiten, die wir gehabt haben, und der 
Herr jetzige Landwirtſchaftsſenator iſt ja von 
Ihnen immer ſehr als warmer Freund der Land⸗ 
wirtſchaft gelobt worden, obwohl er früher nicht 
Rittergutsbeſitzer und auch nicht Geſchäftsführer 
der Landwirtſchaftskammer war. (Abg. Kloſſow⸗ 
jfi: Wenn er deutſchnational iſt, kann er alles!) 
Die Einwände, die Sie gemacht haben, haben ſich 
ſelbſt in den acht Jahren der Geſchichte des Frei⸗ 
ſtaates nicht als ſtichhaltig erwieſen. 

Wenn nun geſagt wird, es würde in Zukunft 
wie in einem Taubenſchlag zugehen, daß wir alle 
Augenblicke Regierungskriſen hätten und dann der 
hauptamtliche Senat immer wechſeln müſſe, ſo 
daß ein großer Wirrwarr in der Verwaltung an⸗ 
gerichtet würde, ſo iſt dem entgegen zu halten, 
daß es eine Reihe von Stadtſtaaten in Deutſch⸗ 
land gibt, an deren Verfaſſung unſere zum Teil 
angelehnt iſt. Wenn man die Geſchichte dieſer 
Staaten betrachtet, ſo iſt es doch wirklich nicht 
wie in einem Taubenſchlag zugegangen. Das 
parlamentariſche Syſtem, das dort herrſcht, zwingt 
vielmehr die Parteien, die ſich zu einer Regie⸗ 
rungskoalition zuſammengefunden haben, auch 
praktiſch zuſammen zu arbeiten. Ich erinnere an 
Hamburg. Seit Beſtehen der Freien Stadt Ham⸗ 
burg haben wir eine Regierungskoalition, die in 
ihrem Kern bisher immer gleich geblieben iſt. In 
Bremen gab es einmal nach der Revolution eine 
Linksregierung, dann jahrelang eine Rechtsregie⸗ 
rung, und ſchließlich ſpäter wieder eine Linksre⸗ 
gierung. Man kann auch da nicht ſagen, daß es 
wie in einem Taubenſchlag zugeht und die Sena⸗ 
toren dort alle vier Wochen ihre Zimmer wechſeln. 
Dieſe Einwände ſind wirklich nicht zutreffend. Es 
iſt im Gegenteil anzunehmen, ſchon auch aus dem 
Bedenken, die Sie äußern, daß es ſich jede Partei 
überlegen wird, leichtfertig eine Regierungskriſe 
herbeizuführen. Gerade beim parlamentariſchen 
Syſtem iſt ein gewiſſer Zwang zur Zuſammenar⸗ 
arbeit vorhanden. Das wollte ich gegenüber den 
erhobenen Vorwürfen anführen. 

Was die Vorlage ſelbſt bringt, brauche ich 
hier nicht näher anzuführen, das iſt ja ſchon in 
der erſten Ausſprache eingehend erörtert worden 


- und durch die Vorlage ſelbſt allen Mitgliedern 


des Hauſes bekannt. Zuſammenfaſſend ſage ich, 
daß hier kein Idealwerk geſchaffen worden iſt, 
aber immerhin ein Werk, das uns in Danzig 
einen Schritt vorwärts bringt. 

Bei den Etatsberatungen wurde von rechts 
der Vorwurf erhoben, wo der Linksſenat mit ſei⸗ 
ner ſeit Jahren geforderten Verwaltungsreform 
bleibt. Man vermißt die Sparmaßnahmen, ob⸗ 
gleich die Regierung bereits ſeit fünf Monaten 
im Amte iſt. Dieſe Frage wäre berechtigter ge⸗ 
weſen, wenn wir wirklich ein anderes Regierungs⸗ 
ſyſtem gehabt hätten. (Sehr gut! links.) Aber ſo⸗ 
lange in Danzig dieſe Zweiteilung im Senat be⸗ 
ſteht, ſolange noch Männer der Deutſchnationalen 
Partei einen großen und vor allen Dingen einen 
ſehr wichtigen Teil der Verwaltung in ihren 
Händen haben, ſolange iſt eine wirkliche Verwal⸗ 
tungsreform bei dieſen Regierungsverhältniſſen 
nicht möglich. Gerade aus dieſem Grunde iſt die 
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Verfaſſungsreform vom Senat hier eingebracht 
worden. 

M. D. u. H.] Wenn Sie es mit Ihren Vor⸗ 
würfen wegen der zu langſamen Arbeit in Bezug 
auf die Verwaltungsreform ernſt meinen, dann 
ſollten Sie gerade dieſer Verfaſſungsreform Ihre 
Zuſtimmung geben. Das iſt nämlich der erſte 
Anfang auf dieſem Gebiet und, was vor allen 
Dingen wichtig iſt, er gibt der Regierung erſt 
die Möglichkeit, eine energiſche Verwaltungsre⸗ 
form durchzuführen. Aus dieſem Grunde möchte 
ich den Appell auch an die Parteien richten, die 
nicht der Regierungskoalition angehören, die aber 
in wichtigen Fragen, Fragen der Verwaltungs⸗ 
reform uſw., immer bekundet haben, daß ſie die 
Politik des jetzigen Senates billigen, auch prak⸗ 
tiſch an der Verwaltungsreform mitzuarbeiten 
und vor allen Dingen dafür zu ſorgen, daß dieſe 
Verwaltungsreform auch jetzt hier durchgeht. Wir 
müſſen bedenken, daß im September d. Is. der 
Völkerbundrat zuſammentritt, der in dieſer Frage 
ein ſehr wichtiges Wort mitzuſprechen hat. Die 
Zeit drängt alſo, und wir alle, ob wir nun der 
Regierungskoalition angehören, oder ob wir 
außerhalb der Regierungskoalition ſtehen, ſollten 
uns zuſammenfinden, damit wir dieſes Werk 
ſchleunigſt verabſchieden können, das uns in der 
Entwicklung unſerer Freien Stadt Danzig einen 
Schritt vorwärts bringen ſoll. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Wir als Kommuniſten unterſcheiden zwei Ver⸗ 
faſſungen, und zwar die Verfaſſung der kapitali⸗ 


ſtiſchen Staaten und die Verfaſſung der proletari⸗ 
ſchen Staaten. Wenn wir heute hier die Ver⸗ 
faſſung des kapitaliſtiſchen Staates zu behandeln 
haben, ſo ſtehen wir nach wie wor auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Verfaſſung eines kapitaliſtiſchen 
Staates nur dazu angetan iſt, das Eigentum zu 
ſchützen und in dem Zuſammenhang die ſchaffende 
Bevölkerung zu unterdrücken, ſie von der Mitwir⸗ 
kung auszuſchalten. Die Verfaſſung des Frei⸗ 


ſtaates ſagt dies klar und deutlich in Artikel 110. 


Dort heißt es: „Das Eigentum wird gewähr⸗ 
leiſtet.“ Das iſt das A und O der kapitaliſtiſchen 
Staaten, und auf dieſer Baſis baut ſich das 
ganze Syſtem auf. Die ſchaffende Bevölkerung 
wird ausgebeutet, wird unterdrückt, ſie wird ge⸗ 
knebelt und darf nicht mitberaten bei der Geſtal⸗ 
tung des Staates. Wenn Sie, m. H., hier von 
einer gewiſſen Demokratie ſprechen, ſo iſt das 
grober Unfug. Schauen Sie ſich einmal die Preſſe 
an, die die Intereſſen des bürgerlichen Staates 
vertritt, und Sie werden feſtſtellen müſſen, daß 
ſie darauf abgeſtimmt it, den Staat zu erhalten 
und den Staat zu befeſtigen, und daß ſie dabei 
gegen die Intereſſen der werktätigen Bevölkerung 
immer wieder und wieder verſtößt. Dieſe Herren 
von der Preſſe nehmen es mit der Wahrheit ab⸗ 
ſolut nicht genau. Nur das, was in ihren Kram 
paßt, wird gebracht, alles andere wird totge⸗ 
ſchwiegen oder entſtellt und demagogiſch ausge⸗ 
wertet. 

Neben der Preſſe als Machtfaktor haben Sie 
das Wahlrecht. Sie glauben es mit Ihrer Demo⸗ 
kratie verantworten zu können, daß allen das 
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Wahlrecht gegeben werden muß. Tatſächlich dür⸗ 
fen diejenigen, die nichts zur Erhaltung des 
Staates beiſteuern, überhaupt kein Wahlrecht 
haben. Die Schmarotzer aber und alle die un⸗ 
nützen Elemente, die hier im Staate leben, 
haben durch das Wahlrecht den größten Einfluß 
auf die Geſtaltung des Staates, während die⸗ 
jenigen, die zur Erhaltung des Staates herange⸗ 
zogen werden, den geringſten Einfluß auf den 
Staat haben. Alles das baut ſich, wie geſagt, 
auf dem Artikel 110 der Verfaſſung auf, auf der 
Gewährleiſtung des Eigentums. In dieſem Sinne 
iſt die ganze Verfaſſung gemacht, und ſo ſoll ſie 
natürlich auch weiter erhalten bleiben. Anders 
dagegen fit eine proletariſche Staatsverfaſſung. 
Aus der geht hervor, daß die im Staate zu be⸗ 
ſtimmen haben, die dem Staate mützlich ſind, die 
mit ihrer Kraft den Staat erhalten. Eine ſolche 
Verfaſſung zu erreichen, iſt unſere Aufgabe und 
unſer Ziel. Wenn wir aber dennoch unſere Be⸗ 
reitwilligkeit erklärt haben, an dieſer kapitali⸗ 
ſtiſchen Staatsverfaſſung mitzuarbeiten, ſo ge⸗ 
ſchah das unter dem Geſichtswinkel, daß die De⸗ 
mokratie in erſter Linie gewahrt und weiter aus⸗ 
gebaut werden muß. 

Unſere Abänderungsanträge, die wir in dem 
Verfaſſungsausſchuß ſtellten, trugen das Siegel 
der Demokratie in erſter Linie. Das wird auch 
Herr Loops nicht abſtreiten können. Wenn Herr 
Loops der Meinung iſt, daß unſere Anträge unan⸗ 
nehmbar waren, ſo macht er dieſe Behauptung 
wider beſſeren Wiſſens. Wenn Herr Loops hier z. 
B. geſagt hat, daß wir nun einmal an die Be⸗ 
ſtimmungen des Völkerbundes bezw. des Frie⸗ 
densvertrages gebunden ſind, und durch den Frie⸗ 
densvertrag dem Völkerbund das Aufſichtsrecht 
eingeräumt worden iſt, ſo ſehen wir darin keine 
Demokratie, und Herr Loops, der doch einer der 
beiten Demokraten ſein will, der müßte doch in 
allererſter Linie dieſe Demokratie ablehnen. Er 
müßte ſagen, hier hat der Völkerbund nichts mit⸗ 
zu reden, der Staat iſt ſouverän, was er beſtimmt, 
das muß maßgebend ſein. (Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht der Völker! links. — Abg. Plenikowſki: Alle 
Macht geht vom Volke aus, hier in Danzig vom 
Völkerbund!) Aber Herr Loops iſt der Meinung, 
daß man ſich an die Beſtimmungen des Friedens⸗ 
vertrages halten muß, daß man den Völkerbund 
mitbeſtimmen laſſen muß. Es iſt intereſſant, aus 


den Ausführungen des Herrn Loops feſtzuſtellen, 
daß tatſächlich die Oppoſitionsparteien vorher zu 


dieſer Abänderung micht gehört worden find, ſon⸗ 
dern nur der Völkerbund. Man erklärt hier ganz 


frei und offen, wenn gegen den Willen des 
Völkerbund etwas geändert wird, wird der 


Völkerbund micht zuſtimmen, mit andern Worten, 
der Völkerbund hat das beſtimmt, was wir ge⸗ 
bracht haben. (Vizepräſident des Senats Gehl: 
Mein, das iſt eine falſche Auffaſſung!) Dann ver⸗ 
ſtehe ich es nicht, wie Herr Loops hier erklären 
kann, unſere Abänderungsanträge wären unan⸗ 
nehmbar. Ich gebe vom Standpunkt der Sozial⸗ 
demokratie und der Koalitionsparteien aus zu, 
daß es ihnen unmöglich iſt, den Einfluß des Völ⸗ 
kerbundes zu beſchränken, aber iſt es unmöglich, 
die Fußangeln zu beſeitigen, die Sie in Ihrem 
Abänderungsantrag zur Verfaſſung haben? Es 
it unmöglich, weil der Völkerbund es jo haben 
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will. (Zuruf des Stellvertretenden Präſidenten 
des Senats Gehl.) Herr Gehl, Sie werden doch 
zugeben müſſen, daß die Anträge, die eine Ab⸗ 
änderung Ihres Vorſchlages brachten, ſo minimal 
waren, und daß Sie auch denen nicht zugeſtimmt 
haben. Wenn wir beiſpielsweiſe verlangen, daß 
zur Auflöſung des Volkstages nicht eine zwei⸗ 
malige, ſondern eine einmalige Abſtimmung not⸗ 
wendig iſt, iſt das etwa zu viel verlangt? (Abg. 
Plenikowſki: Läßt der Völkerbund das auch nicht 
zu?) In Preußen iſt es doch auch ſo. Wenn eine 
Auflöſung beſchloſſen wird, ſo iſt dazu keine zwei⸗ 
malige Abſtimmung erforderlich. Das Wenige, 
was wir verlangen, um die Demokratie einzu⸗ 
führen, haben Sie auch abgelehnt. 

Genau ſo das Syſtem in Bezug auf die Se⸗ 
natoren. Ich habe ſchon bei der erſten Leſung aus⸗ 
geführt, daß es Ihre Forderung im Wahlkampf 
war, ebenſo die Forderung der Liberalen, hier 
nur ein Syſtem einzuführen, eine Regierung, die 
ſich nur aus einer Art Senatoren zuſammenſetzt. 
Sie glauben, heute Kompromiſſe machen zu müj- 
ſen, wenn das, was Sie wollen, nicht durchge⸗ 
führt werden kann. Aber ich vermute im Zuſam⸗ 
menhang mit dem Penſionsgeſetz, daß auch hier 
andere Momente bei Ihnen maßgebend ſind. 
Wenn Sie beiſpielsweiſe der Auffaſſung ſind, daß 
es nicht ſo oft zu einem Senatorenwechſel kommen 
wird, ſo heißt das auf gut deutſch, wir Sozial⸗ 
demokraten werden den bürgerlichen Parteien ſo 
viel wie möglich nachgeben, um es bloß micht zur 
Kriſis kommen zu laſſen, wir werden die Verant⸗ 
wortung auf uns nehmen, dem Staat nicht 
Laſten aufzubürden und werden ſchließlich, wenn 
es ſein muß, mit den bürgerlichen Parteien durch 
dick und dünn gehen. 

Wenn das Penſionsgeſetz nicht entſprechend 
ausfällt, werden Sie keinen hauptamtlichen Se⸗ 
nat bekommen; denn die Leute, die in den Senat 
gehen, tun es nicht aus Idealismus, die ſagen: 
„Was zahlſt du Staat und wenn du mich hin⸗ 
auswirfſt, was bekomme ich dann Penſion?“ 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) „Wenn ich 
heute hauptamtlicher Senator werde und meine 
Stellung aufgebe, muß ich wenigſtens, auch wenn 
es Euch nach acht Tagen nicht gefällt, eine ge⸗ 
ſicherte Exiſtenz haben, einen Penſionsanſpruch.“ 
Alſo, m. D. u. H., das werden Sie wieder im In⸗ 
tereſſe des Kapitalismus machen müſſen. Um 
es nicht zu einer Kriſis kommen zu laſſen, müſſen 
Sie alles das unbeſehen nehmen, was Ihnen das 
Zentrum, das in dieſer Beziehung eine wunder⸗ 
bare Fingerfertigkeit hat, aufoktroyiert, Sie müſ⸗ 
ſen alles das unbeſehen ſchlucken, was die Herren 
von Ihnen wollen. Es wurde geſagt, daß die 
Wahlen zur Stadtbürgerſchaft auf direktem Wege 
ſtattfinden müßten. Der Verfaſſungsausſchuß hat 
dazu Stellung genommen. Herr Gehl vertrat die 
Anſicht, daß ſich hierüber reden ließe. Was paſ⸗ 
ſiert in der zweiten Leſuna! 
ſung hatte man ſich Herrn Abg. Dr. Kamnitzer 
herangeſchleppt, der verfügte, die direkte Wahl 
der Stadtbevölkerung gäbe es nicht. (Stellvertre⸗ 
tender Präſident des Senats Gehl: Das hat er 
nicht verfügt!) Dann ſind Sie eben wieder ſehr 
ſchnell umgefallen. (Stellvertretender Präſident 
des Senats Gehl: Das auch nicht!) Es war doch 
ſo, daß Herr Dr. Kamnitzer einfach einen Antrag 
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einbrachte, aus dem hervorging. daß das, was 
evtl. noch verbeſſert werden könnte, vollſtändig 
verhindert wurde. Es heißt jetzt, und dahingehend 
iſt die Vorlage der Regierung noch verſchlechtert 
worden, die Stadtbürgerſchaft wird in jedem 
Falle, wenn der Volkstag aufgelöſt wird, mit 
aufgelöſt. Man hat hier einen Riegel vorge⸗ 
ſchoben und darüber nicht weiter diskutiert. 
(Stellvertretender Präſident des Senats Gehl: 
Weil das erſte nicht durchzuſetzen war!) 

Den Parteien iſt in keiner Beziehung Entge⸗ 
genkommen gezeigt worden. Entgegenkommen hat 
man der Partei gezeigt, die auch wieder gewillt 
iſt, aus dem Fell der ſchaffenden Bevölkerung 
Riemen zu ſchneiden, das iſt die Blaviergruppe. 
Die Blaviergruppe wird eine Mieterhöhung be⸗ 
kommen, ſie wird den Abbau der Zwangswirt⸗ 
ſchaft im Wohnungsweſen erhalten. Heute wird 
ſie erklären, daß ſie dieſer Verfaſſungsänderung 
zuſtimmt. (Stellvertretender Präſident des Se⸗ 


nats Gehl: Sie hören wirklich das Gras wach⸗ 


ſen!) Der Partei, die die Befriedigung ihrer ma⸗ 
teriellen Intereſſen im Auge hat, iſt man ent⸗ 
gegengekommen, für die Partei aber, die ſich vom 
rein idealen Standpunkt leiten läßt, hat man 
kein Entgegenkommen übrig. Wir werden des⸗ 
halb voll und ganz die Verantwortung für die 
Ablehnung der Verfaſſung tragen. Sie mögen in 
Ihrer demagogiſchen Art und Weiſe bei der Be⸗ 
völkerung damit krebſen gehen, daß die Kommu⸗ 
niſten es verhindert haben, die Demokratie einzu⸗ 
führen und Sparmaßnahmen durchzuführen. Wir 
werden den Kampf aufnehmen und der Bevölke⸗ 
rung klar machen, daß das, was Sie bringen, 
keine Demokratie iſt, daß es keine Sparmaßnah⸗ 
men ſind. Sparmaßnahmen können mit dieſer 
Verfaſſungsänderung nicht durchgeführt werden. 
Im Gegenteil, die Belaſtung des Freiſtaates wird 
eine ſtärkere werden, wenn Sie das Penſionsgeſetz 
für die hauptamtlichen Senatoren einführen. 
Wir werden der Bevölkerung auch zeigen, was 
ihr droht, wenn Sie dieſe Verfaſſungsänderung 
durchführen und es wird ſich dann zeigen, daß 
wir Recht behalten. 5 

Für heute iſt die Situation ſo, daß wir Ihre 
Verfaſſungsänderung ablehnen, wenn Sie uns 
nicht Entgegenkommen zeigen, wenn Sie nicht 


wenigſtens das Wenige, was eine wahre Demo⸗ 


kratie garantiert, annehmen werden. Darunter 
verſtehen wir im kapitaliſtiſchen Staat die ein⸗ 
fache Mehrheit und einmalige Abſtimmung für 
die Auflöſungsmöglichkeit des Volkstages; das⸗ 
ſelbe gilt für die Verantwortung des Senats ge⸗ 
genüber dem Volkstag. Auch hier verlangen wir 
einfache Stimmenmehrheit bei einer einmaligen 
Abstimmung. Vollſtändige Ausſchaltung des 
Penſionsgeſetzes für die vollbeſoldeten Senatoren. 
Wir können nicht zuſtimmen, daß nach einem hal⸗ 
ben Jahr oder nach einem Jahr den Senatoren, 
die abdanken müſſen, eine Penſion auf Koſten 
der Steuerzahler, auf Koſten der werktätigen Be⸗ 
völkerung in den Hals geworfen wird. Wenn 


dieſe Leute, die berufen ſind, die Regierung zu 
führen, nicht ſoviel Idealismus beſitzen, ihren 
Poſten nicht als Verſorgungsanſtalt zu betrach⸗ 
ten, dann ſollten ſie ganz die Finger davon laſſen 
und dort bleiben, wo ſie ſind. Es wird ſich dann 


auch noch ein Weg finden, um die Regierungsge⸗ 
ſchäfte erledigen zu können. Wir haben Ihnen 
ſeinerzeit einen Weg gezeigt. Der Anſchluß an 


Deutſchland würde das alles bewirken, und wir 


hätten nicht nötig, uns herumzuzanken, wir hätten 
nicht nötig, uns damit herumzuſchlagen. Ich ſage 
gleich im Zuſammenhang damit, daß für uns un⸗ 
ter dieſen Amſtänden natürlich ein Anſchluß an 
Deutſchland auch nicht ſo brenzlich iſt. Wir ſehen 
erſt den Zeitpunkt für einen Anſchluß an Deutſch⸗ 


land gekommen, wenn in Deutſchland eine Sow⸗ 


jetmacht exiſtiert, wie 
bereits beſteht. 

Mi. H., wir werden bei den einzelnen Para⸗ 
graphen noch näher auf unſere Abänderungsan⸗ 
träge eingehen. Ich möchte nur noch kurz erwäh⸗ 
nen, was über unſere vorliegenden Abänderungs⸗ 
anträge hinausgeht, und zwar wollen wir in die⸗ 
ſem Zuſammenhange die Immunität der Abge⸗ 
ordneten feſter als bisher in der Verfaſſung ver⸗ 
ankert wiſſen. Auch im Verfaſſungsausſchuß habe 
ich dieſen Abänderungsantrag geſtellt, er iſt da 
allerdings abgelehnt worden, aber wir hoffen, 
daß Sie Ihre Stellungnahme in der verfloſſenen 
Zeit revidiert haben, und daß auch Sie die Im⸗ 
munität feſter verankern wollen. Wir ſehen nicht 
darin eine Immunität, daß man allen möglichen 
Unfug im Staate anſtellen kann, ſondern wenn 
wir die Immunität der Abgeordneten feſter ver⸗ 


ſie in Rußland ſchon heute 


ankern wollen, ſo deshalb, weil wir heute von 


der Reaktion in dieſem Staate mit den faſchiſti⸗ 
ſchen Methoden behandelt werden und dieſe hier 
an der Tagesordnung ſind. Dieſe faſchiſtiſchen 
Methoden wirken ſich in erſter Linie gegen die 
linksgerichteten Abgeordneten, alſo gegen die 
kommuniſtiſchen Abgeordneten aus. Wo noch 
irgend wie auf Grund der Verfaſſung eine Mög⸗ 


lichkeit beſteht, dieſe faſchiſtiſchen Methoden gegen 


die kommuniſtiſchen Abgeordneten anzuwenden, 
wird davon Gebrauch gemacht. Um das für die 
Zukunft zu vermeiden, wünſchen wir, daß der in 
Frage kommende Artikel jo gefaßt wird, daß da⸗ 
ran nichts zu deuteln und nichts zu drehen iſt. 
Das iſt das, was wir erledigt haben wollen, und 
wir erwarten, daß auch die anderen Parteien ſich 
dieſen Standpunkt zu eigen machen werden, und 
daß ſie in dieſem Sinne die Verfaſſung abändern 
werden. Ich habe bereits geſagt, daß wir an der 
Abänderung der Verfaſſung mitgearbeitet haben, 
und es wird nun Sache der Koalitionsparteien 
ſein, uns in dieſen Fragen entgegenzukommen, 
wenn die Verfaſſungsänderung Wirklichkeit wer⸗ 
den ſoll. Wenn Sie glauben, daß mit Ihrer Vor⸗ 
lage alles abgetan iſt, dann dürfen Sie ſich nicht 
wundern, wenn dieſe Vorlage von unſerer Seite 
abgelehnt wird. Wir können nicht die Verantwor⸗ 
tung der ſchaffenden Bevölkerung und der Oef⸗ 
fentlichkeit gegenüber übernehmen. Wir lehnen 
es ab in der Verfaſſung etwas zu ändern, was 
nicht der ſchaffenden Bevölkerung irgend welche 
Erleichterungen bringt. In unſeren Abände⸗ 
rungsanträgen liegt eine gewiſſe Erleichterung. 
Es iſt zwar ſehr wenig, aber dieſes Wenige jetzt 
durchzuführen, halten wir für notwendig und nur 
dann wird etwas Tatſächliches geſchaffen wer⸗ 
den. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
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Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Sie⸗ 
benfreund. 


Siebenfreund, Abgeordneter (D. Lib.): M. 
D. u. H.! Die umfangreichen Abänderungsan⸗ 
träge, die die Deutſchnationalen eingebracht ha⸗ 
ben, ſtellen eine vollſtändige und grundſätzliche 
Veränderung deſſen dar, was die Regierungsvor⸗ 
lage bringt. Es iſt ſo, als ob die Deutſchnatio⸗ 
nalen der Regierungsvorlage gegenüber das Wort 
des Berliner Polizeipräſidenten von Richthofen 
aus dem Jahre 1890 gebrauchen: „Die janze 
Richtung paßt uns nicht!“ 


Der Herr Abg. Schwegmann hat in ſeiner 
Rede, die er hier am 24. Mai hielt, ſich über den 
Aufbau der Danziger Verfaſſung im allgemeinen 
ausgeſprochen und er hat in dieſem Zuſammen⸗ 
hange in Bezug auf die Danziger Verfaſſung ge⸗ 
ſagt: „Einen hauptſächlichen Mangel der Verfaſ⸗ 
ſung haben wir von jeher darin erblickt, daß ſie 
ſich zu eng an die Verfaſſung von Weimar an⸗ 
lehnt, die von einem Nichtdeutſchen verfaßt, ſchon 
längſt ſchweres Unglück über das deutſche Volk ge⸗ 
bracht hat.“ Ich möchte nicht mit Herrn Abgeord⸗ 
neten Dr. Schwegmann darüber richten, ob es be⸗ 
ſonders geſchmackvoll iſt, den Verfaſſer der Wei⸗ 
marer Verfaſſung, Profeſſor Dr. Hugo Preuß, als 
einen Nichtdeutſchen hinzuſtellen, weil er Jude 
war. Im Krieg hat, und das war kurz nach dem 
Kriege, als dieſe Arbeit geleiſtet wurde, nur das 
Staatsbürgertum entſchieden. Da war es ganz 
gleichgültig, welches Glaubensbekenntnis der be⸗ 
treffende Mann hatte, oder in welchem Lande die 
Wiege ſeiner Vorfahren geſtanden hatte; wenn er 
deutſcher Staatsbürger war, dann hatte er dem 
Staat ſeine Dienſte zu leihen. Die Geſchmacklo⸗ 
ſigkeit wird aber noch ſtärker, wenn man daran 
denkt, daß Preuß als Staatsrechtslehrer einen 
wiſſenſchaftlich feſt begründeten Ruf hat, und daß 
ſein Werk von andern Staatsrechtslehrern als 
eine ausgezeichnete Arbeit anerkannt wird. 


Auf Grund dieſes Werkes iſt nun nach den Aus⸗ 


führungen des Herrn Abg. Schwegmann ſchweres 
Unglück über das deutſche Volk gekommen. (Abg. 
Rahn: Trotzdem ſah ſein Entwurf ganz anders 
aus als die Weimarer Verfaſſung!) Richtig. — 
Ich ſehe nur, daß das deutſche Volk unter dieſer 
Verfaſſung einen wirtſchaftlichen Aufſtieg gefun⸗ 
den hat, wie ihn niemand für möglich hielt; (Abg. 
Schwegmann: Wir find ganz anderer Auffaſſung!) 
Daß das deutſche Volk außenpolitiſch an Anſehen 
gewonnen hat und im Innern Beruhigung einge⸗ 
treten iſt. Daß die Feſtigung des Staatsgedan⸗ 
kens, des Grundgedankens der Republik, nach au⸗ 
ßen und innen dauernd zunimmt, das iſt vermut⸗ 
lich das ſchwere Unglück, das Herr Abg. Schweg⸗ 
mann gemeint hat. Das iſt ſicher für Monar⸗ 
chiſten hier und im Reiche unangenehm; denn es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß die ſchwarz⸗ 
rot⸗goldene Fahne der deutſchen Republik von 


Tag zu Tag weniger umſtritten über dem deut⸗ 
ſchen Volke weht, und daß unter dieſen Farben 
das deutſche Volk auf dem Boden der Weimarer 
Verfaſſung mit einem Erfolge arbeitet, wie ihn 
niemand vorher für möglich gehalten hat. 
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Freitag, den 22. Juni 1928. 


Der Herr Abg. Schwegmann übte am Parla⸗ 
mentarismus überhaupt eine heftige Kritik und 
nannte die von der Regierungsvorlage beabſich⸗ 
tigte Aenderung ein völlig bankerottes Syſtem. 
Darüber ſind wir, wie auch über die vorigen 
Punkte nicht derſelben Meinung, wie der Herr 
Abg. Schwegmann. Der Parlamentarismus hat 
ſicherlich, wie alle irdiſchen Einrichtungen, Män⸗ 
gel. Aber man darf doch nicht vergeſſen, daß der 
Parlamentarismus den Staatsbürgern die poli⸗ 
tiſche Freiheit verſchafft hat, und daß die politi⸗ 
ſche Freiheit überall dort verſchwindet, wo der 
Parlamentarismus aufhört, auch im gelobten 
Italien, auch in der Sowjetunion. (Abg. Liſch⸗ 
newſki: Das freut uns, daß Sie das geſagt ha⸗ 
ben! — Heiterkeit.) Da ſind wir ganz einig, Herr 
Abg. Liſchnewſki. Der Parlamentarismus bietet 
nach unſerer Anſicht und Aeberzeugung auch die 
einzige Möglichkeit, die tief greifenden Gegen⸗ 
ſätze innerhalb der Bevölkerung auf friedlicher 
Weiſe auszutragen und allmählich auszugleichen. 
(Abg. Hohnfeldt: Siehe Kroatien ]) Extreme Fäl⸗ 
le kommen überall vor. Es gibt in jeder Ein⸗ 
richtung Rückfälle und ſchwierige Situationen. 
Dieſe Gegenſätze können allmählich ausgeglichen 
werden. Man denke doch nur einmal, wie radi⸗ 
kal einſtmals Forderungen wie die der Gewerbe⸗ 
freiheit und des allgemeinen, gleichen Wahl⸗ 
rechts waren, und wie dieſe Begriffe allmählich 
durch den Parlamentarismus und durch die Ar⸗ 
beit der Parlamente in der allgemeinen Auffaſ⸗ 
ſung Wurzel geſchlagen haben. Daran ändert die 
Tatſache nichts, daß der Parlamentarismus Män⸗ 
gel hat, die beſeitigt werden müſſen und deren 
Verbeſſerung man anſtreben muß. 

Das ſind Fragen, die heute in der ganzen 
Welt erörtert werden. Es beſteht wohl bei allen 
Parteien darüber Einigkeit, daß manches geän⸗ 
dert werden muß. In der Abſchaffung des Par⸗ 
laments, wie es in Spanien und Italien vor⸗ 
genommen iſt, hat der Herr Abg. Schwegmann 
die Arſache des politiſchen und wirtſchaftlichen 
Aufſtieges dieſer Länder geſehen. Es darf da⸗ 
bei nicht vergeſſen werden, daß die Meinungen 
über den wirtſchaftlichen Aufſtieg dieſer Länder 
ſehr geteilt ſind. Gute Kenner der Volkswirt⸗ 
ſchaft ſind in der Beziehung ganz anderer An⸗ 
ſicht. Mit der Abſchaffung des Parlaments iſt 
in dieſen Ländern eine geiſtige Knebelung des 
Volkes eingetreten, die all unſern mitteleuropä⸗ 
iſchen Begriffen widerſpricht. Es bedeutet die 
Aufhebung der primitivſten Grundrechte der Be⸗ 
völkerung. Es iſt dort nur deshalb möglich, weil 
die allgemeine Volksbildung in dieſen Ländern 
einen erheblich niedrigeren Grad hat als bei uns 
und im Reiche, und weil es Völker ſind, die in⸗ 
folge ihrer geringen Bildung eine Genügſamkeit 
beſitzen, die unter dem Niveau liegen, welches bei 
uns der einfachſte Arbeiter hat. Hiermit hängt 
auch zuſammen, daß die einzelnen Mitglieder ei⸗ 
nes ſolchen Volkes natürlich nur einen ſehr engen 
Geſichtskreis haben. Schließlich hilft bei dieſen 
Diktaturgelüſten und Diktaturplänen auch, daß 
dieſe Länder ein ſehr günſtiges Klima haben; 
denn auch dies Klima iſt eine der Urſachen dafür, 
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daß die Völker mit einer beiſpielloſen Genügſam⸗ 
keit leben können. 

Wir ſind entſchloſſen, daran mitzuarbeiten, 
daß die parlamentariſchen Einrichtungen ausge⸗ 
baut und ihre Mängel beſeitigt werden. Natür⸗ 
lich ſtehen wir nicht auf dem Standpunkt, daß der 
Parlamentarismus abgeſchafft werden muß, weil 
er Mängel hat, ſondern wir ſind für ſeinen Aus⸗ 
bau und ſeine Erhaltung. 

Wir lehnen den Vorſchlag der Deutſchnatio⸗ 
nalen ab, in Danzig ein Zweikammerſyſtem ein⸗ 
zuführen. Eine ſolche Einrichtung würde die Ver⸗ 
waltung noch mehr komplizieren und ſie trägt 
auch die vom Herrn Abg. Dr. Bogdan zugegebene 
Gefahr der Meinungsverſchiedenheiten und des 
Streites zwiſchen den Kammern in ſich. Man kann 
beobachten, wie die Entwicklung in den parla⸗ 
mentariſch regierten Ländern mit zwei Kammern 
infolge dieſer Gefahr durchaus in der Richtung 
geht, daß die Volkskammer das Uebergewicht über 
die andere Kammer erhält und daß die Befug⸗ 
niſſe der Volkskammer ſtändig geſtärkt werden. 
Es iſt wohl nicht gut möglich, die Verhältniſſe 
hier oder ſonſtwo mit den Verhältniſſen in der 
Schweiz zu vergleichen. Die Schweizer Verfaſ⸗ 
jung gründet ſich auf dem Referendum, und auf 
dieſer Grundlage iſt die ganze Verwaltung und 
die ganze Verfaſſung der Schweiz aufgebaut. 
Man kann derartige Einrichtungen nicht ohne 
weiteres auf Länder übertragen, die nicht durch 
Jahrzehnte, vielleicht Jahrhunderte dauernde Ge⸗ 
wöhnung mit ſolchen Einrichtungen vertraut ſind. 
Ich brauche Ihnen wohl nicht zu ſagen, Herr Abg. 
Schwegmann, daß in der Schweiz auch darüber 
ein Volksentſcheid möglich iſt, ob irgend eine Ge⸗ 
ſetzesmaßnahme durchgeführt werden ſoll, wäh⸗ 
rend in Danzig der Volksentſcheid eine Ausnah⸗ 
memaßnahme iſt, die nur in ganz entſcheidenden 
Fragen angerufen werden ſoll. Sie wiſſen, daß 
in der Schweiz dieſes Referendum bei jedem Ge⸗ 
ſetz durchzuführen iſt. Herr Dr. Unger hat ge⸗ 
wünſcht, daß dem Volkstag gegenüber, wie er 
wörtlich jagt, ein „kleines Regulativ, ein kleiner 
Riegel“ entgegengeſtellt werden müßte. Ein ſol⸗ 
ches kleines Regulativ, ein ſolcher Riegel, iſt nach 


unſerer Ueberzeugung dadurch geſchaffen, daß man 


die beratenden Organe der Volksvertretung, des 
Volkstages ſtärker noch als bisher ausbaut. Wir 
haben den Finanzrat, der ſeine Funktionen auch 
in geänderter Zuſammenſetzung weiter ausüben 
muß und wir haben die Berufskörperſchaften, die 
von jeher den Wunſch geäußert haben, ihre ſachli⸗ 
chen und fachlichen Kenntniſſe rechtzeitig und in 
dem erforderlichen Maße der Regierung oder dem 
Volkstage zur Verfügung ſtellen zu können. Die⸗ 
ſer ewige Streit darüber muß über kurz oder lang 
beigelegt werden, und muß eine Löſung gefunden 
werden, wie dieſe Kräfte der Allgemeinheit nutz⸗ 
bar gemacht werden können. 

Die logiſche Folge der Zweikammerkonſtruk⸗ 
tion der Deutſchnationalen iſt, daß ſie eine beam⸗ 
tete Regierung mit einem Staatspräſidenten an 
der Spitze wünſchen, der auf Zeit gewählt wird. 
Es iſt alſo dadurch beabſichtigt, wie auch der Herr 
Abg. Dr. Bogdan ausführte, daß eine ſchärfere 
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Trennung der Legislative und der Exekutive er- 
folgt. Die Entwicklung geht, wie man wohl über⸗ 
all beobachten kann, in der Richtung, daß die 
ſcharfe Trennung der Gebiete der Geſetzgebung 
und der Verwaltung nicht mehr ſo durchgeführt 
wird, wie es Montesquien einſt gedacht hat. Die 
geſetzgeberiſchen Körperſchaften beeinfluſſen über⸗ 
all in parlamentariſch regierten Ländern die Ver⸗ 
waltung durch ihren unmittelbaren Einfluß, und, 
wie Sie wiſſen werden, auch dadurch, daß die Mi⸗ 
niſter ihnen verantwortlich ſind. Auch in Dan⸗ 
zig hatten wir bisher ſchon ein ſolches Zuſammen⸗ 
fallen der Exekutive und Legislative im Senat, 
der zugleich Geſetzgeber und ausführendes Organ 
war. Die Grenzen zwiſchen dieſen beiden Ge⸗ 
bieten fließen. Wenn nun der deutſchnationale 
Vorſchlag einen Staatspräſidenten wünſcht, ſo 
müſſen wir dieſen Plan ſchon deshalb ablehnen, 


weil wir als Zwergſtaat in unſerer ganzen Ver⸗ 


waltung uns einer größeren Schlichtheit beflei- 
Bigen ſollten. Wir können nicht die Allüren eines 
Großſtaates haben und außerdem ruht in der Be⸗ 
ſtellung eines Staatspräſidenten die große Gefahr, 
daß die Verwaltung leicht noch koſtſpieliger ge⸗ 
ſtaltet werden könnte. 


Ich komme zu der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung, wobei wir den lebhafteſten Wunſch haben, 
er entſpricht unſerem Parteiprogramm und wir 
haben ihn wiederholt ausgeſprochen, daß die 
Stadtverordnetenverſammlung durch direkte Wahl 
zuſtandekommen möchte. Abgeſehen davon, daß 
durch eine ſolche Regelung dem Wunſche der ſtäd⸗ 
tiſchen Bevölkerung entſprochen worden wäre, 
würde hierdurch auch eine beſſere Verbindung 
zwiſchen Wählern und Gewählten herbeigeführt, 
die einmal durch das Liſtenwahlſyſtem und dann 
durch die indirekte Wahl durch den Volkstag in 
hohem Maße gefährdet und geſtört iſt. Wir wür⸗ 
den es außerordentlich begrüßen, wenn es gelänge, 
daß ſich alle Parteien doch noch in dieſer Richtung 
verſtändigen könnten, um die direkte Wahl der 
Stadtverordnetenverſammlung und damit auch 
die Wiederherſtellung ihres alten Namens mög⸗ 
lich zu machen. Es iſt von einem der Herren 
Vorredner bemängelt worden, daß der Magiſtrat 
in ſeiner von der Vorlage vorgeſehenen Zuſam⸗ 
menſetzung dadurch eine Anlogik enthielte, daß 
man einen Teil ſeiner Mitglieder aus dem Senat 
nimmt. Es iſt aber bei der engen Verbunden⸗ 
heit zwiſchen ſtaatlichen und ſtädtiſchen Dingen 
nicht zu vermeiden, daß gewiſſe Senatsabteilun⸗ 
gen ſowohl ſtädtiſche als ſtaatliche Belange ver⸗ 
walten und daß gerade in dieſer Zuſammenlegung 
eine ſtarke Verwaltungsverbilligung liegt. Es 
darf allerdings nicht dazu kommen, daß die ſtäd⸗ 
tiſchen Belange zurückgedrängt werden und daß 
alles ſich um die ſtaatlichen Sachen dreht. Die 
ſtädtiſchen Körperſchaften können zuſammentreten 
und über ihre eigenen Dinge befinden. Es iſt 
ſchon in den Reden bei der erſten Beratung dar⸗ 
auf hingewieſen worden, daß unſere Haltung zu 
dieſer Vorlage in einem gewiſſen Widerſpruch zu 
ſtehen ſcheint mit der Haltung, die die Deutſch⸗ 
demokraten bei der Beratung der Verfaſſung ein⸗ 
genommen haben. Die Vorausſetzungen, unter 
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daß eine unmittelbare Einflußnahme der parla⸗ 
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ſtände gehindert, in der Weiſe zu arbeiten, wie er 


Gefahr hingewieſen worden, daß ſich die Sena⸗ 


geſamten Verwaltung micht einzuſtellen brauchen. 
Es iſt doch keine Entehrung, wenn ein Beamter, 
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denen aber damals und unter denen jetzt unſere 
Stellungnahme erfolgt, ſind doch ſehr verſchiedene. 
Damals wurde geſagt, daß auch die Senatoren 
im Nebenamt genau ſo wie die hauptamtlichen 
Senatoren Dezernate zu übernehmen hätten, ſo⸗ 


mentariſchen Mitglieder des Senats auf die Ver⸗ 
waltung gewährleiſtet worden wäre. Die Sr- 
fahrung hat nun gezeigt, daß im allgemeinen die 
parlamentariſchen Senatoren durch ihren Beruf 
gehindert ſind, die mit der Verwaltung eines 
hauptamtlichen Dezernats verbundene große Ver⸗ 
waltungsarbeit zu leiſten. (Abg. Plenikowſki: Die 
Aufſichtsratsſitze gehen vor!) Der Beruf geht vor, 
Herr Plenikowſki, und ich hoffe und denke, daß 
das bei Ihnen auch ſo iſt. Man glaubt auch, daß 
durch die Wahl auf vier Jahre die Unabhängig⸗ 
keit von den Parteien bei den hauptamtlichen Her⸗ 
ren gewährleiſtet iſt. Das gilt nur im beſchränkten 
Maße; denn es iſt doch wohl allgemein beobachtet 
worden, daß die Initiative bei den hauptamtli⸗ 
chen Herren zeitweiſe eine ſtarke Bremſung er⸗ 
fährt. Das bemerkt man in Zeiten, wenn die 
Neuwahl bevorſteht, und man bemerkt es auch 
häufiger, wenn ein Umſchwung in der Regie⸗ 
rungszuſammenſetzung eintritt, was verſtändlich 
iſt; denn es iſt mancher dann durch innere Wider⸗ 


ſonſt wohl hätte arbeiten können. Auch parteipo⸗ 
litiſch nicht gebundene Senatoren hat es gegeben. 
Ich habe ſelbſt die Ehre gehabt, in einem ſolchen 
Senat zu ſitzen, und ich habe die Beobachtung ma⸗ 
chen müſſen, daß dieſe parteipolitiſche Nichtgebun⸗ 
denheit eine Fiktion war, daß nämlich die Herren, 
genau ſo wie wir und wie die Herren von der 
Zentrumspartei ſich ihre Informationen aus die⸗ 
ſem hohen Hauſe holten und ſich demgemäß ver⸗ 
hielten. 

Weiter iſt mit Recht geſagt worden, daß in un⸗ 
jeren engen Verhältniſſen eine wirkliche partei⸗ 
politiſche Unabhängigkeit in den allerſeltenſten 
Fällen zu erreichen wäre. Hier, wo die Dinge im 
engen Raum ſo eng gepackt ſind, läßt ſich das ein⸗ 
fach nicht mehr durchführen. Es iſt weiter auf die 


toren vermehren könnten. (Heiterkeit.) Dabei muß 
man nun daran denken, daß die beamteten Sena⸗ 
toren ihre amtliche Tätigkeit mit dem Aufhören 
ihres Senotorenamtes für den Fall, daß der Volks⸗ 
tag ſein Mißtrauen ausſpricht, im Intereſſe der 


der ein Senatorenamt gehabt hat, in einem an⸗ 
dern hohen Verwaltungspoſten für den Staal 
weiterarbeitet. f 

Was die früheren parlamentariſchen Senato⸗ 
ren anlangt, ſo bin ich der Meinung daß es da 
überhaupt keine Senatoren a. D. geben ſollte. Mit 
dem Aufhören eines parlamentarbchen Amtes ver⸗ 
liert man nach meiner Ueberzeugung auch den are 
tel dieſes parlamentariſchen Amtes. (Sehr rich⸗ 
tig! — Abg. Hohnfeldt: Sehen Sie ſich den Brief⸗ 
bogen von Julius an!) Es gibt ja auch keine Ab⸗ 
geordneten a. D., alſo dürfte es auch eigentlich 
keine Senatoren a. D. geben. (Zurufe rechts.) Ich 
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habe mich nicht nur an die Herren deatſchnario⸗ 
alen Abgeordneten gewandt, ich kenne eine ganz 
ze Menge verſchieden gefärbter Senatoren a. D 
(Abg. Rahn: Das a. D. muß doch beim Druck ex⸗ 
tra bezahlt werden! — Heiterkeit.) Natürlich, es 
koſtet ja mehr Satz und mehr Farbe. Nun noch 
ein Wort über die Gefahr, daß man dieſe Kreiſe 
vergrößert. Es gibt bei der Parteiſtruktur in der 
Freien Stadt auf abſehbare Zeit immer nur die 
Möglichkeit eines Rechts⸗ oder Links⸗Senats. 
Wenn auch das Zwei⸗Parteien⸗Syſtem Englands 
hier nicht vorhanden iſt, ſo gibt es doch eine Zwei⸗ 
gruppeneinteilung, bei der es einmal nach links 
und einmal nach rechts fällt. Es wird infolge⸗ 
deſſen für die Senatorenämter ſelbſt bei mehrma⸗ 
liger Aenderung immer wieder nur ein beſtimm⸗ 
ter Kreis von Kandidaten in Frage kommen, ſo⸗ 
zuſagen der eiſerne Beſtand, auf den jede Partei 
immer wieder zurückgreift, um dieſe Aemter zu 
beſetzen. Infolgedeſſen wird der Kreis gar nicht 
ſo übermäßig groß werden. Die Parteien müſſen 
zu einer ſolchen Maßnahme auch im Intereſſe des 
Staates ſchreiten. Die Herren, die in der Regie⸗ 
rung geſeſſen haben, haben natürlich einen Schatz 
Erfahrungen geſammelt. Wenn die Partei wie⸗ 
der in die Regierung eintritt, wird ſie ſich dieſe 
geſammelten Erfahrungen natürlich auch nutzbar 
machen wollen. (Zuruf des Abg. Rahn.) Ich ſpre⸗ 
che eben davon, daß ſich die Koalition mit dem 
Mißtrauensvotum ändern kann, auf das ich gera⸗ 
de jetzt zu ſprechen kommen wollte. Es iſt immer⸗ 
hin möglich, daß ein Senator das Mißtrauensvo⸗ 
tum vom Volkstag wegen Unfähigkeit erhält. Dann 
wird man ihn in einer anderen Koalition nicht 
wieder präſentieren können. Aber Mißtrauens⸗ 
voten des Volkstages werden an ſich nicht häufig 
ſein. Alle Parteien, die dafür zu ſtimmen haben, 
werden ſich der Verantwortlichkeit einer ſolchen 
Maßnahme in vollem Umfange bewußt ſein. 


Ich komme noch auf die Stellung zurück, die 


meine Partei bezw. die Deutſchdemokraten hin⸗ 
ſichtlich der Stadtverordnetenverſammlung da⸗ 
mals eingenommen haben und jetzt einehmen. 
Wir waren damals dafür, daß die Stadtverord⸗ 
netenverſammlung als ſelbſtändige Körperſchaft 
überhaupt verſchwinden ſollte und ſtellen uns jetzt 
auf den Standpunkt, daß ſie ſogar durch direkte 
Wahl wieder hergeſtellt werden ſoll. Es liegt 


darin ein ſcheinbarer Widerſpruch. Aber auch 
dieſer Widerſpruch iſt dadurch zu klären, daß da⸗ 


mals das Maß der Arbeit, die der Senat in Be⸗ 
zug auf Geſetze, auswärtige Angelegenheiten und 
überhaupt in Bezug auf ſtaatliche Angelegenhei⸗ 
ten zu leiſten hat, ſehr viel geringer ſein würde 
als es tatsächlich der Fall iſt. Das iſt wohl auf 
eine nicht zutreffende Gleichſtellung mit den Han⸗ 
ſaſtädten zurückzuführen; denn in den Hanſaſtäd⸗ 
ten fällt dieſe Geſetzesarbeit und die Behandlung 
der auswärtigen Angelegenheiten im weſentlichen 
fort. Deshalb wünſchen wir auch, daß es noch ge⸗ 
lingt, die direkten Wahlen der Stadtbürgerſchaft 
durchzuführen, ſodaß dem Senat vorwiegend die 
politiſchen Arbeiten überlaſſen bleiben und der 
Magiſtrat die Verwaltungsarbeiten für die Stadt 
zu erledigen hat. 
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(Siebenfreund, Abgeordneter) 

Wir bedauern es aber, daß es nicht gelungen 
iſt, den Volksentſcheid in die Regierungsvorlage 
aufzunehmen, wenn das Mißtrauen des Volks⸗ 
tages gegenüber dem geſamten Senat ausgeſpro⸗ 
chen worden iſt. Wir hätten es ſehr begrüßt, wenn 
in einem ſolchen Konflikt zwiſchen Volkstag und 
geſamtem Senat das Volk die Möglichkeit gehabt 
hätte, zu entſcheiden, wer von ſeinem Platz zu 
weichen hat, und ebenſo hätten wir es ſehr be⸗ 
grüßt, wenn der Volksentſcheid auch als eines der 
Mittel aufgenommen wäre, auf Anrufung durch 
den Senat den Volkstag aufzulöſen, ſodaß das 
Auflöſungsrecht des Volkstages nicht nur bei ihm 
ſelbſt, ſondern auch beim Volke liegt. Dieſe bei⸗ 
den Volksentſcheide ſind zu unſerm Bedauern nicht 
in die Regierungsvorlage hineingekommen. Der 
Völkerbund verhindert das nicht; aber die Vor⸗ 
lage iſt ja nicht die Vorlage einer einzelnen Par⸗ 
tei. (Abg. Liſchnewſki: Sie jagen, Sie haben kei⸗ 
ne Schuld, die Sozialdemokraten ſagen, ſie hät⸗ 
ten keine Schuld, wer hat denn die Schuld?) Herr 
Liſchnewſki, jo naiv, wie Sie tun, geht es im 
Volkstag nicht zu. (Abg. Liſchnewſti: Laſſen Sie 
ſich vom Zentrum delegieren?) Die Regierungs⸗ 
vorlage hat natürlich die Mängel eines Kompro⸗ 
miſſes; aber wie auch immer eine ſolche Regie⸗ 
rungsvorlage für eine Verfaſſungsänderung aus⸗ 
ſehen würde, ſo würde ſie vom Standpunkt einer 
einzelnen Partei immer Mängel haben, weil in 
unſerer parteipolitiſchen Gliederung eine kompro⸗ 
mißloſe Vorlage von keiner Partei eingebracht 
und durchgeſetzt werden kann. Mit dieſem Kom⸗ 
promiß haben wir uns abfinden müſſen, weil wir 
zwei Hauptpunkte durch dieſe Vorlage vertreten 
ſehen, einmal die Verkleinerung des Volkstages 
und des Senats und zweitens die Durchführung 
der Verantwortlichkeit des Senats. Gerade hierin 
ſehen wir die Gewähr dafür, daß eine Aeberein⸗ 
ſtimmung geſchaffen wird zwiſchen Senat und 
Volkstagsmehrheit in dem Ziel und in den Me⸗ 
thoden der Regierungsmaßnahmen. Und ſo können 
wir denn im Gegenſatz zu dem, was unausgeſpro⸗ 
chen hier von den Deutſchnationalen zu erkennen 
gegeben worden iſt, ſagen: Dieſe Richtung paßt 
uns durchaus!, denn ſie entſpricht der Demokrati⸗ 
ſierung unſerer Verfaſſung im Sinne des Artikels 


III, der beſagt: Die Staatsgewalt geht vom Vol⸗ 


ke aus. (Bravo! in der Mitte.) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Wir ha⸗ 
ben bereits bei der erſten Beratung dieſer Vor⸗ 
lage ausgeführt, daß die Regierung inſofern nicht 
beſonders glücklich operiert hat, als ſie dieſe Vor⸗ 
lage dem Volkstage vorlegte, weil ſie ſich nicht 
vorher mit den Parteien in Verbindung geſetzt 
hat, auf deren Unterſtützung fie bei der Verab⸗ 
ſchiedung dieſes Geſetzes angewieſen iſt. Noch 
weniger glücklich kann man das Verfahren der 
Regierungsparteien bei der Ausſchußberatung 
nennen. Nach dem Bericht des Verfaſſungsaus⸗ 
ſchuſſes haben zwanzig Abgeordnete bei der Aus⸗ 
ſchußberatung mitgewirkt. Es iſt mir nicht ganz 
klar, wie das möglich iſt, da die Ausſchüſſe aus 
17 Abgeordneten beſtehen; aber die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei hat acht, die Deutſchnationale 


gabſolut nicht anerkennen will, 


7 e 
bk 


Partei vier, das Zentrum drei, die Kommuniſten 
einen, die Nationalliberale Bürgerpartei zwei 
und die Deutſchliberalen und die Bürgerpartei je: 
einen Vertreter, zuſammen alſo 20 Abgeordnete 
in den Ausſchuß delegiert. Es haben nach dem 
Bericht drei Sitzungen ſtattgefunden, der Ver⸗ 


faſſungsausſchuß hat den Geſetzentwurf in 5 
J A 


Sitzungen in zweimaliger Leſung beraten. 
nehme an, daß dem Berichterſtatter hier ein Lap⸗ 
jus unterlaufen iſt. (Zuruf Mitte) 
ſofern wichtig, weil ich Ihnen ſagen will, daß die 
Deutſchnationalen in 


Intereſſe richten, einen Sitz am Ausſchuß abge⸗ 
treten haben, während die Regierungskoalitions⸗ 


parteien das Gegenteil davon gemacht haben und: 


die Vertreter der Parteien, deren Zuſtimmung ſie 


zu gewinnen beabſichtigen, vollſtändig im Dun⸗ 


keln lavieren laſſen. Es hätte wirklich nichts 


ſchaden können, wenn man von den elf oder zwölf 


Sitzen einen Sitz abgetreten hätte, damit man die 
Meinung der betreffenden Parteien, auf die man 


rechnen zu dürfen glaubt, gehört hätte. Man hat 
aber dieſe Parteien ſo verhindert, im Ausſchuß 


ihre Anſichten und Anträge einzubringen. Dar⸗ 


über hinaus hat man erreicht, daß unter dieſen 
Umſtänden es ſogar wahrſcheinlich iſt, daß eine 
Partei in der Schlußabſtimmung bei der Stimm⸗ 
jo daß die 
notwendige Zweidrittel⸗Majorität nicht herbei⸗ 


kartenabgabe Abſtinenz üben wird, 


geführt wird; denn die Deutſchnationalen werden 
zweifellos nach der Art der Anträge, die ſie ge⸗ 


ſtellt haben, der Koalition zur Annahme dieſes 


Verfaſſungsänderungsgeſetzes nicht verhelfen. 

Es it eine grobe Angeſchicklichkeit, wenn die 
Regierung ſo verfährt. Es ſcheint aber beinahe, 
als ob ſie in Bezug auf die Abänderung der Ver⸗ 
faſſung auf einem ſehr hohen Roß ſitzt, auf einem 
viel höheren Roß als bei der Behandlung ge⸗ 
wöhnlicher Geſetzesvorlagen, obgleich ſie auch da 
vorſichtig ſein ſollte, dann bei der Etatsverabſchie⸗ 
dung ergab doch die eine Abſtimmung mit meiner 


[Stimme 60, ſonſt wäre die Regierung ebenfalls 


in der Minderheit geweſen, obgleich fie über 67 
Mandate hier im Hauſe verfügt. Derartige Un⸗ 
geſchicklichkeiten rächen ſich, und ich empfehle dem 
Herrn Senatsvizepräſidenten Gehl, dieſe Unge⸗ 
ſchicklichkeiten, die ſeitens der Koalition begangen 
worden ſind, mit größter Beſchleunigung gutzu⸗ 
machen, damit dieſes Geſetz nicht gefährdet wird. 


Er wird wahrſcheinlich aus den Worten des nach⸗ 


folgenden Redners dieſe Andeutungen, die ich ge⸗ 
macht habe, noch deutlicher heraushören können 
und dann wahrſcheinlich das, was verbockt wor⸗ 
den iſt, als Ausgleichsmann wieder gutzumachen 


verſuchen. (Abg. Dr. Ziehm: Das Geſetz iſt ſchon 


durch!) Das Geſetz iſt noch nicht durch. 

Ich ſtelle feſt, daß die Regierung die bei der 
erſten Leſung gerügten Unklarheiten und vorge⸗ 
brachten Bedenken zu Artikel II bei der Auflö⸗ 
ſung des Volkstages und Artikel VI in der Frage 
des Mißtrauens nicht beſeitigt hat, ſondern als 
Aenderung lediglich das Wort „Vertreter“ in 
„Stellvertreter“ abgeändert hat, außerdem hat 
man ſogar gröbliche Irrtümer in der Vorlage 
weiter ſtehen laſſen. Ich verſtehe nicht, wie man 
daß die Beſtim⸗ 


Das iſt in⸗ 


5 . dieſer Beziehung etwas 
mehr Fingerſpitzengefühl bewieſen haben, indem 
ſie den Parteien auf deren Hinüberziehen fie ihr 
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(Rahn, Abgeordneter) 

mung, daß zwei Drittel der Anweſenden über 
eine Verfaſſungsänderung beſchließen ſollen, ein 
grober Unfug it, und daß das geradezu ein 
Widerſpruch gegen die vorhergehende Beſtim⸗ 
mung iſt, daß die Mehrheit der Abgeordneten des 
Volkstages eine Aenderung der Verfaſſung her⸗ 
beiführen muß. Ich habe in der erſten Leſung das 
wahrſcheinlich nicht deutlich genug zum Ausdruck 
gebracht, und die Koalitionsparteien haben bei 
den Etatsberatungen ſich nicht die Mühe gegeben, 
dieſen groben Unfug, dieſen Unfinn, aus dem 
Geſetz herauszubringen, ſonſt hätte man das doch 
abändern müſſen. Ich ſehe auch keine Veranlaſ⸗ 
ſung, jetzt bei der allgemeinen Beſprechung dieſe 
Dinge einzuführen. Wenn man an der Ausſchuß⸗ 
beratung hätte teilnehmen können, dann wäre es 
möglich geweſen, das auch den ſchwerfälligen Ab⸗ 
geordneten der Koalitionsparteien klarzumachen: 
denn ſie können unmöglich einmal 37 Abgeord⸗ 


mete und einmal 72 Abgeordnete für die Auflö⸗ 


ſung des Volkstages feſtſetzen, und in der zweiten 
Abſtimmung ſollen 25 von 72 genügen. 

Daß man einen derartigen Widerſinn nicht 
vorausfühlt, ſondern noch drei Ausſchußſitzungen 
abhält, um denſelben Unſinn ins Geſetz hineinzu⸗ 
ſchreiben, iſt mir reichlich unklar. Daß man ferner 
20 Abgeordnete bei 72 Mitgliedern des geſetzge⸗ 
benden Körpers benötigt, um einen Mißtrauens⸗ 
antrag zu unterſchreiben oder einen Auflöſungs⸗ 
beſchluß zu faſſen, iſt für jemand der Anhänger 
der Demokratie iſt, unverſtändlich. Im preußi⸗ 
ſchen Landtag werden für die Einbringung eines 
Mißtrauensvotums, das nicht durch achttägige 
Vorausaviſierung oder ähnliche erſchwerende Be⸗ 
ſtimmungen bedingt iſt, bei 450 Abgeordneten 30 
Abgeordnete benötigt. Es wird ja in Zukunft in 
Danzig überhaupt keine Fraktion geben, die bei 
72 Abgeordneten über einen Beſtand von 20 ver⸗ 
fügt. Es würde den Mittelparteien und auch den 
Deutſchnationalen auf Grund des Verhältniſſes 
von 120 zu 72 unmöglich ſein, ein Mißtrauens⸗ 
votum einzubringen. Man müßte erſt die Hilfe 
anderer Parteien in Anſpruch nehmen. Es kommt 


micht auf die Stellung des Antrages an, ſondern 


auf das Votum der Abgeordneten bei der Abſtim⸗ 
mung. 

Was derartige Beſtimmungen alſo für einen 
Zweck haben, verſtehe ich nicht. Wenn man Wert 
darauf legt, daß Parteien, die auf dem Boden der 
Demokratie ſtehen, der Regierung zur Annahme 
dieſes Geſetzes verhelfen, ſollte man erwarten, 
daß ſich die Regierung mit dieſen Parteien in 
Verbindung ſetzt und mit ihnen das Geſetz in eine 
Form bringt, die von Vernunft eingegeben iſt 
und micht in dieſer unſinnigen Weiſe geſtellt it. 
Daß man den Volkstag auflöſen will und ihn 
dann noch durch dies Geſetz bis zur Neuwahl 
amtieren laſſen will, iſt ebenfalls eine Angele⸗ 
genheit, die mit Rechtsbegriffen nichs zu tun hat; 
denn entweder beſteht eine Körperſchaft, oder 
man beſtimmt in der Verfaſſung, daß ſich der 
Volkstag zu einem beſtimmten Termin auflöſen 
kann. und daß inzwiſchen die Neuwahl der Kör⸗ 
perſchaft zu erfolgen hat, oder aber der 
Volkstag beſchließt ſeine Auflöſung, und dann hat 
er nicht mehr zu amtieren. Eine aufgelöſte Kör⸗ 
perſchaft hat kein Recht mehr, irgend welche Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen. Dagegen hat man den von mir 
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angeregten ſtändigen Ausſchuß, wie er in allen (C} 


deutſchen Verfaſſungen eingeführt iſt. nicht in den 
Verfaſſungsentwurf aufgenommen und dieſer An⸗ 
gelegenheit auch während der Ausſchußſitzungen 
keine Beachtung geſchenkt. Der Artikel 28 der 
preußiſchen Verfaſſung beſtimmt, daß der Land⸗ 
tag einen ſtändigen Ausſchuß zur Wahrung der 
Rechte der Volksvertretung gegenüber dem 
Staatsminiſterium für die Zeit außerhalb der 
Tagung und zwiſchen der Beendigung einer 
Wahlperiode oder Auflöſung des Landtages ünd 
dem Zuſammentritt des neuen Landtages beſtellt. 
Dieſer Ausſchuß hat die Rechte eines Anter⸗ 
ſuchungsausſchuſſes. Seine Zuſammenſetzung wird 
durch die Geſchäftsordnung geregelt. 

Durch eine derartige Beſtimmung würde der 
unerfreuliche Zuſtand beſeitigt, daß während der 
Parlamentsferien in Danzig keine Inſtanz da iſt, 
an die ſich die Regierung wenden kann, wenn ſie 
in außenpolitiſchen Fragen dringend die Mei⸗ 
mung des Parlaments erfahren will. Es iſt ſehr 
notwendig, daß dieſe Beſtimmung in die Ver⸗ 
faſſung hineingenommen wird. Aber man ſitzt auf 
ſehr hohem Pferd und glaubt, daß ſich die Mehr⸗ 
heit für dies Geſetz ſchon finden wird, weil ſich 
ſowohl meine Fraktion, als auch die polniſche 
Fraktion ſtets für demokratiſche Einrichtungen 
ausgeſprochen haben, und die Kommuniſten, wenn 
auch nicht auf dem Boden der Demokratie in der 
beſtehenden Form, ſondern im weitergehenden 
Sinne ſich befinden, mitſtimmen und dann das 
Geſetz ſchon durchkommen würde. Aber es fällt 
ſchwer und wird zur Anmöglichkeit gemacht, ſelbſt 
wenn man ein ſehr großer und ſtarker Anhänger 
der Demokratie iſt, wenn man einem Geſetz zu⸗ 
ſtimmen ſoll, in dem Blödſinn ſteht. Zu einer 
Blödſinnshandlung können ſich vernünftige Abge⸗ 
ordnete nicht hingeben, ſelbſt dann micht, wenn 
die Koalition aus Sozialdemokraten, Zentrum 
und Liberalen beſteht. 

Die Abänderungsanträge der Deutſchnationa⸗ 
len Fraktion haben in einzelnen Punkten ſehr 
viel für ſich, und ich bedaure, daß man in einigen 
Punkten nicht der Anregung entſprochen hat und 
ſie nicht einer aufmerkſamen Behandlung unter⸗ 
zog, aus dem Grunde, um der Deutſchnationalen 
Fraktion als einer in der Oppoſition hemmunas⸗ 
loſen Partei die Möglichkeit der Agitation nach 
außen zu nehmen. Wenn ſich die Deutſchnationale 
Fraktion jetzt auf den Standpunkt ſtellt, daß das 
Danziger Parlament mit 61 Abgeordneten ge⸗ 
nügend beſetzt iſt, ſollte auch die gegenwärtig an 
der Regierung befindliche Koalition auf dieſen 
Vorſchlag eingehen, ſchon um den Deutſchnationa⸗ 
len in breiteſten Kreiſen die Agitationsmöglich⸗ 
keit gegen die Regierungsparteien zu nehmen. 
(Hört, hört! links.) 

„Ich habe ſchon in der erſten Leſung ausge⸗ 
führt, daß dieſer Volkstag mit 60 Abgeordneten, 
eine ungerade Zahl iſt beſſer, reichlich beſetzt iſt. 
Es kommt nicht auf die Zahl der Abgeordneten 
an, ſondern darauf, daß eine beſtimmte Anzahl, 
welche Luſt und Liebe für die Politik hat und 
politiſch denken kann, ſich in die Geſetzgebungs⸗ 
arbeit wertieft und die Geſetze ordnungsmäßig 
erledigt. Anter ordnungsmäßig verſtehe ich nicht 
eine Arbeit, wie ſie hier ſeitens der Koalition 
geleiſtet worden iſt. Ferner iſt außerordentlich in, 
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tereſſant, daß die Deutſchnationalen, welche mit kämen 


einigen kurzen Unterbrechungen die Danziger 
Staatsgeſchäfte ziemlich ſieben Jahre hindurch 
maßgebend beeinflußt haben, jetzt zur Ueberzeu⸗ 
gung kommen, daß für die Regierung ſieben Mit⸗ 
glieder ausreichend ſind. Wenn eine Partei, die 
jolange die Staatsgeſchäfte geführt hat, jetzt der 
Anſicht iſt, daß ſieben beamtete Miniſter die 
Staatsgeſchäfte ordnungsmäßig leiten können, 
müßte auch die gegenwärtige Regierungskoali⸗ 
tion, in der ſich eine Partei führend befindet, die 
die Ziffer 7 vor ungefähr vier Jahren in einem 
Geſetzentwurf niedergelegt hat, die Anſicht der 
Deutſchnationalen aufgreifen und ſie verwirk⸗ 
lichen. Daß die Deutſchnationalen für das Staats⸗ 
miniſterium jetzt den Begriff der Miniſter wäh⸗ 
len, iſt ebenfalls ſehr erfreulich. Der Begriff der 
Danziger Senatoren hatte unter den Verhält⸗ 
niſſen, in denen Danzig außenpolitiſch aufzutre⸗ 
ten hat, einen gewiſſen Nachteil. (Zuruf rechts.) 
Ich freue mich, daß Sie jetzt dahinter gekommen 
find. Ich habe das ſeit Jahr und Tag gepredigt. 
Wenn Verhandlungen außenpolitiſcher Art mit 
der Republik Polen oder vor dem Völkerbund⸗ 
rat ſtattfinden, dann wird ein Senator, den man 
gewöhnlich in andern Staaten als den Vertreter 
der zweiten Kammer betrachtet, dieſem Repräſen⸗ 
tanten der Danziger Regierung in vielen Fällen 
micht die Autorität geben, die er haben könnte, 
wenn er als gleichberechtigter Miniſter zu einem 
Miniſter ſpricht. Aus dieſem Grunde ſchon ſollte 
die Koalition mit dieſer Aenderung vorlieb⸗ 
nehmen. Ich gehe mit der Deutſchnationalen 
konform, daß 
man dem Regierungschef, dem kommenden Regie⸗ 
rungschef, den Titel Staatspräſident beilegen 
will, ſelbſt wenn er wie bisher der Senatspräſi⸗ 
dent, Herr Sahm, ſich unwiderſprochen im Aus⸗ 
lande gern als Präſident der Freien Stadt Dan⸗ 
zig bezeichnen a der das noch nie öffentlich be⸗ 
richtigt hat. Wenn wir einen Miniſterpräſidenten 
in Danzig wählen und dazu ſechs Miniſter, ſo iſt 
allem Genüge getan. 

Wenn nun die Deutſchnationalen hier die 
Einführung einer zweiten Kammer wünſchen, ſo 
kann ich und können meine Freunde ſich für eine 
derartige Einrichtung nicht erwärmen. Herr Ab⸗ 
geordneter Siebenfreund machte vorhin ſchon die 


mern in den Staaten, ſoweit ſie nicht Staatskam⸗ 
mern ſind, wie in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, immer mehr an Einfluß und Aufgaben 
einbüßen, und daß zum großen Teil die ſogenann⸗ 
ten erſten Kammern ihre Exiſtenz nur noch der 
Tatſache verdanken, daß dieſe in faſt allen Staa⸗ 
ten eine viel wichtigere Aufgabe als die Geſetzge⸗ 
bung haben, nämlich den Staatsgerichtshof bil⸗ 
den, wie in Frankreich, in den Vereinigten 
Staaten von Amerika und in den nordiſchen 
Staaten. Wenn die Deutſchnationalen dieſe 
zweite Kammer aus 25 Vertretern der öffent⸗ 
lichen Provinzialverbände guſammenſetzen wol⸗ 
len, ſo erlaube ich mir die Frage: was ſind öf⸗ 
fentliche Berufsverbände? Man hat damit wahr⸗ 
ſcheinlich die öffentlich-rechtlichen Berufsverbände 
gemeint, alſo die Handelskammer, die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer haben wir noch nicht, die würde 
auch vorläufig noch nicht in Frage kommen, dann 


in Frage die Anwaltskammer, die 
Aerztekammer und die Handwerkskammer. (Abg. 
Schwegmann: Die Berufsvertretung iſt ja ſchon 
vorgeſehen!) Aber die ſoll ganz andere Aufgaben 
haben als die der Geſetzgebung. Aber, was würde 
dadurch erreicht? Sie gingen in der Mahlzeit 
mit dem Märchen hauſieren, daß der übergroße 
Beamtenapparat notwendig wäre, weil das Par⸗ 
lament die Beamtenſchaft zu ſehr mit Arbeiten 
überhäufe. Wenn dieſe Begründung von Ihnen 
ehrlich gemeint war, dann würden doch dieſe zwei 
Kammern, nämlich der Volkstag und die zweite 
noch zu ſchaffende Kammer die Beamtenſchaft 
noch viel mehr mit Arbeit überlaſten, und wenn 
man moch gar einen ſogenannten ſtändigen Aus⸗ 
ſchuß als Ausgleichsinſtanz für Streitigkeiten 
zwiſchen dieſen beiden Kammern ſchaffen will, ſo 
iſt gar nicht abzuſehen, wie die Beamtenſchaft 
von dieſen drei Inſtanzen belaſtet werden wird. 

Sie ſehen, ſo geht die Geſchichte nicht. Wir 
brauchen weder eine zweite Kammer, noch einen 
ſtändigen Ausſchuß in dem Sinne, wie Sie ihn 
ſich denken, ſondern wir brauchen eine geſetzge⸗ 
bende Körperſchaft, den Danziger Volkstag, und 
eine von dieſem zu wählende und dem Parla⸗ 
ment verantwortliche Staatsregierung. Wenn 
dieſe Staatsregierung von dem Vertrauen der 
Parlamentsmehrheit getragen iſt, dann iſt die 
Regierung der Exekutivausſchuß des Parlaments, 
und ſolange dieſer Exekutivausſchuß, dieſe Regie⸗ 
rung, ordnungsmäßig und pflichgemäß die Auf⸗ 
gaben erfüllt, genügt das. Wir brauchen keine 
weiteren Inſtanzen dazu. Herr Abg. Sieben⸗ 
freund ſagte, er bedaure, daß bei dem Mißtrau⸗ 
ensvotum nicht auch der Volksentſcheid in der 
Verfaſſung verankert worden iſt, damit, wenn der 
ganzen Regierung das Vertrauen entzogen wird, 
dieſer Antrag durch das Volk entſchieden werden 
kann. Ich empfehle Ihnen den Kommentar zur 
preußiſchen Verfaſſung, wo ſehr vernünftig ausge⸗ 
führt worden iſt, daß man das Auflöſungsrecht 
des Landtages nicht dem Staatsminiſterium 
übertragen könnte, weil ja das Staatsminiſte⸗ 
rium durch den Landtag zurückgerufen werden 
kann, und daß man aus dem gleichen Grunde, 
auch nicht erſt wenn die Miniſter Dummheiten 
gemacht haben und ihre Abberufung nötig iſt, an 
das Volk appelliert werden kann, und die Re⸗ 
gierung in der Zwiſchenzeit noch weitere Dumm⸗ 
heiten machen kann. Die Leute, die die Miniſter 
beſtellt haben, ſollen ſie auch abberufen können. 
Dann beſteht ja eine Möglichkeit, daß die Koali⸗ 
tionsparteien, die in der Regierung ſind, wenn 
fie der Auffaſſung find, daß dieſe Abberufung 
nicht ordnungsgemäß und micht aus geſunden und 
richtigen Motiven erfolgt, die Koalition ſprengen 
können und dadurch die Auflöſung des Parla⸗ 
ments herbeiführen und auf dieſem Wege dann 
an das Volk appellieren. Man kann micht zu⸗ 
nächſt der Regierung das Vertrauen entziehen 
und gleichzeitig wollen, daß die Herren weiter⸗ 
wirtſchaften. Das geht eben nicht, man muß ganze 
Arbeit machen oder derartige Dinge überhaupt 
laſſen. Aber was notwendig iſt, in den Geſetz⸗ 
entwurf hineinzubringen, iſt das, was die 
Deutſchnationalen ebenfalls verlangt haben, und 
was ſie wahrſcheinlich aus unſerem derzeitigen 
Entwurf — ich meine den Entwurf der Sozial⸗ 
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demokraten — vom Jahre 1924 entnommen 
haben, wenn ſie die Auflöſung des Volkstages 
durch Volksentſcheid herbeiführen wollen. 

Wenn die Deutſchnationalen weiter das Not⸗ 
verordnungsrecht verlangen, ſo haben ſie damit 
einen alten Wunſch erneut aufleben laſſen. Das 
Notverordnungsrecht blieb aus der Danziger Ver⸗ 
faſſung heraus, weil die damalige Unabhängige 
Fraktion in dem Verfaſſungsausſchuß drohte, daß 
bei den damaligen noch ſehr ungeklärten Verhält⸗ 
niſſen eine Verfaſſung ſchwer zuſtandekommen 
würde, wenn man in ihr ein Notverordnugsrecht 
aufnähme. Die Dinge liegen ja hier anders als 
in Deutſchland und in Preußen, wo ein Parla⸗ 
ment, wenn es nicht gerade tagt, ſchwer zuſam⸗ 
menzurufen iſt. Wenn ſich hier in Danzig Notſtän⸗ 
de herausſtellen, dann laſſen ſich auch in 24 Stun⸗ 
den Geſetze machen. Ich erinnere nur daran, daß 
z. B. einmal Herr Jewelowſki in der vorvorigen 
Seſſion in wenigen Stunden ein wichtiges Geſetz 
in allen drei Leſungen durchgebracht und ver⸗ 
abſchiedet hat. Wenn ſich Notſtände erweiſen ſoll⸗ 
ten, fo bin ich überzeugt, daß dann auch der Volks⸗ 
tag wieder ſo verfahren würde. Dieſes Notver⸗ 
ordnungsrecht hat aber auch in den Großſtaaten, 
beſonders in Deutſchland und auch in Preußen 
zu Mißſtänden geführt. Ich erinnere daran, daß 
in Deutſchland das Notverordnungsrecht dazu 
mißbraucht wurde, zu verbieten, daß die Kom⸗ 
munen auswärtige Anleihen aufnahmen, eine 
Tatſache, die der Zentrumsabgeordnete Dr. 
Wirth, der frühere Reichskanzler, als ich zufällig 
gerade in Berlin war, in allerſchärfſter Weiſe 
kritiſierte und ſich dagegen energiſch verwahrt 
hat, daß das Notverordnungsrecht des Reichsprä⸗ 
ſidenten mit Gegenzeichnung des Reichskanzlers 
zu derartigen Sachen mißbraucht wird. Es iſt, um 
auch Ihnen, Herr Abg. Schwegmann, etwas 
Freundliches zu ſagen, ein gleiches unverantwort⸗ 
liches Handeln des preußiſchen Miniſteriums, 
wenn das Notverordnungsrecht dazu mißbraucht 
wird, durch Notverordnung zu beſtimmen, daß 
die preußiſchen Kommunen auf Anordnung des 
Staatsminiſteriums an einem beſtimmten Tage 
zu flaggen haben. Das kann man durch ordnungs⸗ 
mäßiges Staatsgeſetz machen. 

Wie wird ſich die Beſtimmung für die be⸗ 
treffenden Parteien auswirken, die in der Oppo⸗ 
ſition ſind? Sie ſehen, ich bin rein objektiv und 
beſchreibe die guten und ſchlechten Seiten nicht 
nur, wenn es mir konveniert, ſondern überlege 
auch, wie die Dinge ausſehen werden, wenn die 
andere Seite am Ruder iſt. Man macht doch keine 
Geſetze für einen Tag. Wenn eine Partei heute 


Regierung iſt, kann ſie morgen ſchon Oppoſition 


ſein. Ein derartiges Notverordnungsrecht brau⸗ 
chen wir am allerwenigſten in Danzig, wo jeder⸗ 
zeit Geſetze verabſchiedet werden können. 

Was nun die Stadt anbetrifft, ſo iſt es er⸗ 
freulich, daß die Deutſchnationalen der Stadt 
Danzig die Selbſtverwaltung wiedergeben wollen 
und die Städteordnung wiederum auf die Stadt 
Anwendung finden ſoll. Ich verſtehe dann aber 
nicht., wieſo Sie den Präſidenten der kommenden 
Regierung im Magiſtrat belaſſen wollen. Wir 
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haben doch aus den letzten Verhandlungen ge⸗ 
ſehen, wie unglückſelig ſich das Verbleiben des 
Finanzſenators in der Verwaltung der Stadtge⸗ 


meinde Danzig für die Staatsfinanzen ausge⸗ 
wirkt hat. Man ſoll doch, wenn man ſchon ändert, 
die Verhältniſſe nicht in dieſer Form belaſſen, 
ſondern ſie grundlegend ändern. Ich glaube nicht, 
daß das Anſehen des Miniſterpräſidenten der Re⸗ 
gierung nach außen hin gehoben wird, wenn er 
als Oberbürgermeiſter der Stadt Danzig er⸗ 
ſcheint. Ich glaube ſogar, daß das ſeiner Stellung 
als Miniſterpräſident abträglich iſt, wie es auch 
der Autorität der Regierung im allgemeinen 
nicht dienlich ſein wird. Alſo, ſchaffen Sie das 
endgültig ab oder helfen Sie, dazu beizutragen, 
der Regierung eine ſelbſtändige Stellung gegen⸗ 
über ſämtlichen Gemeinden zu geben. Heben wir 
dieſe halben Dinge, die bisher beſtanden haben, 
jetzt gänzlich auf, damit die Stadt Danzig und 
die übergroße Zahl der Bevölkerung endlich das, 
Bewußtſein hat, daß die kommunalen Angelegen⸗ 
heiten in Selbſtverwaltung durch ſelbſtgewählte 
Vertreter erledigt werden. Mag man ruhig Herrn 
Dumont wieder zum Stadtrat wählen. (Heiter⸗ 
keit.) Mag man die übrigen Herren wieder hin⸗ 
einwählen, mag die Stadt Danzig mit dem 
Steueraufkommen wirtſchaften, aber man gebe 
ihr die eigene Verwaltung zurück und nehme ihr 
vor allen Dingen das unangenehme Bewußtſein, 
daß eine zweite Körperſchaft die Vertreter in in⸗ 
direkter Wahl wählt, die doch nur ſcheinbare Ver⸗ 
treter ſind. 

Wenn mun die Auflöſung des Volkstages durch 
die Deutſchnationalen nach Ablauf von drei Mo⸗ 
naten, nachdem das Geſetz zuſtandegekommen ſein 
ſoll, gewünſcht wird, ſo ſehe ich keinen Grund, 
diefer Beſtimmung nicht zu entſprechen. Weshalb 
ſollen, wenn man ſich auf die Zahl won 61 oder 72 
feſtlegt, die 59 oder 48 Abgeordneten noch drei 
Jahre hier im Volkstag tätig ſein? Wenn man 
einmal derartige Beſchlüſſe faßt, ſoll man fie auch 
möglichſt ſchnell durchführen. Ich glaube ſogar, 
daß nach dem Ergebnis der deutſchen Wahlen die 
gegenwärtige Regierungskoalition keine Befürch⸗ 
tungen in Bezug auf das Ergebnis der kommen⸗ 
den Wahl nach Verabſchiedung dieſes Geſetzes zu 
haben braucht. (Abg. Dr. Ziehm: Wir ſind ande⸗ 
rer Anſicht!) Das geht ja daraus hervor, daß Sie 
dieſen Antrag geſtellt haben. (Heiterkeit.) Aber 
Sie werden mir geſtatten, daß ich aus dem letzten 
Wahlergebnis im Reich, in Preußen und den an⸗ 
dern deutſchen Staaten, in denen Wahlen ſtatt⸗ 
gefunden haben, den Schluß ziehe, daß die allge⸗ 
meine Stimmung der Bevölkerung auch in Dan⸗ 
zig ſich nicht allein aus der Tatſache herleitet, daß 
ich die Sozialdemokraten jo ſehr gegen das Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz geſtemmt haben, oder ge⸗ 
gen die ſogenannte Mißwirtſchaft der Deutſchna⸗ 
tionalen. Vielmehr wind die Einſtellung der Be⸗ 
völkerung auch in Danzig von ganz anderen Im⸗ 
ponderabilien beeinflußt, nämlich von der allge⸗ 
meinen Stimmung in Deutſchland und den hier 
in deutſchem Text erſcheinenden Zeitungen. Was 
Sie hier in der Preſſe leſen, iſt kein eigenes Fa⸗ 
brifat, es iſt im allgemeinen ein Abklatſch der 
deutſchen Preſſe, gleichgültig ob das die „Volks⸗ 
ſtimme“ mit Ausnahme der Artikel von Ricardo 
iſt, (Heiterkeit.) die „Neueſten Nachrichten“ oder 
die „Danziger Zeitung“. (Die „Neue Zeit“ iſt 
original! bei der Deutſch⸗Danziger Volkspartei 
— Heiterkeit.) Ab und zu auch nicht, denn da 
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ſtehen Artikel, die aus dem Organ der Wirt⸗ 
ſchaftszeitung abgedruckt ſind, man muß alſo bei 
der Wahrheit und Gerechtigkeit bleiben. Die 
Tatſache, daß die Bevölkerung durch den Text der 
Preſſe auf den erſten beiden Seiten bearbeitet 
wird, welcher aus Deutſchland ſtammt, beein⸗ 
flußt die Stimmung der Bevölkerung auch für die 
Wahlentſcheidungen, wenn micht gerade ſehr 
große Ereigniſſe eintreten, wie wir ſie kaum zu 
erwarten haben, daß plötzliche Gefühlsaufwal⸗ 
lungen der Bevölkerung ſtattfinden. > 

Die Danziger Bevölkerung wird ſich immer 
nach der deutſchen Stimmung orientieren und 
auch politiſch eine dementſprechende Entſcheidung 
fällen. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) Bauen 
Sie Ihre Zeitung größer aus. Ich freue mich im⸗ 
mer, wenn ſich die Zeitungen ausbauen, damit 
die Bevölkerung von Danzig eine eigene Danzi⸗ 
ger Meinung bekommt. Ich würde mich ſehr 


freuen, wenn die Bevölkerung dem Geſchreibſel 
keine Bedeutung beilegte, ſondern dieſe Informa⸗ 


tionsblätter nur zu gewiſſen Zwecken brauchte 
und im übrigen ihre eigene Meinung hätte. 
Dann wäre für eine große Zeitung in Danzig 
und auch in Deutſchland kein Platz mehr, dann 
wären es reine Nachrichtenblätter und die Ver⸗ 
ſeuchung der Bevölkerung mit politiſcher Nah⸗ 
rung würde dann nicht eintreten können. Ich 
ſage aljo, daß man die Auflöſungsbeſtimmung 
ruhig in die Verfaſſung hineinnehmen könnte. 
Die Regierungsparteien ſollen keine Angſt haben, 
daß ſie bei der Neuwahl ſchlechter abſchneiden. 
Ich glaube vielmehr, daß nach dem letzten Wahl⸗ 
ergebnis eine Vergrößerung der Zahl der Man⸗ 
date im Sinne der Verkleinerung des Volkstages 
natürlich prozentualiter eintreten würde. 


Wenn Herr Abg. Dr. Bogdan, der gegen⸗ 


wärtig das Präſidium führt, ſich für den Richter⸗ 


wahlausſchuß einſetzt, ſo iſt es, wie ich kürzlich 
bereits ausführte, hohe Zeit, daß hier eine Ab⸗ 
änderung eintritt. Wenn man in Danzig die Ur- 
teile der Vergangenheit betrachtet, abgeſehen von 
dem zuletzt erfolgten Urteil über meinen Partei⸗ 
freund Dr. Blavier, ſo iſt es ſchwer verſtändlich, 
daß es möglich war, daß man einen ſehr ein⸗ 
fach liegenden Fall während zweieinhalb Jahren 
durch drei Inſtanzen und dann noch einmal durch 
eine Berufungsinſtanz ſchleppen konnte, und daß 
ſich Richter fanden, die leichtſinnigerweiſe, muß 
ich ſagen, Urteile fällten, die, wenn man die Be⸗ 
gründung des Urteils gegen Dr. Blavier geſtern 
geleſen hat, ſchier unverſtändlich ſind. Es iſt auch 
unverſtändlich, wie ſich in Danzig Richter finden 
können, die entgegen dem klaren Wortlaut der 
Verfaſſung und entgegen den Anordnungen der 
Regierung, ſtändig bei Vernehmungen und Ver⸗ 
eidigungen den Eid in der religiöſen Form 
ſprechen, ohne den zu Beeidenden zu fragen, wie 
es vorgeſchrieben iſt, in welcher Form er den Eid 
ablegen will. Es iſt auch unverſtändlich, wie 
Richter bei den Vorunterſuchungen Protokolle in 
einer Weiſe aufnehmen, die geradezu haarſträu⸗ 
bend iſt und das nicht nur bei ſolchen Leuten 
tun, die ſich nicht richtig ausdrücken können. Es 
paſſierte mir vor nicht allzulanger Zeit, als der 
Fall Raube akut wurde, daß ich eine Vorladung 
zur Vernehmung zu dem Bruder des Herrn Amts⸗ 
gerichtsdirektors Dräger erhielt. Auf meine Er⸗ 
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klärung, daß der Volkstag die Genehmigung zur 
Strafverfolgung gegen den Abgeordneten Raube 
nicht erteilt habe und ich daher meine Ausſage 
verweigere, weil ich darin einen Angriff auf mein 
Recht als Abgeordneter erblicke, ſchrieb der Herr 
in das Protokoll: „Herr Abg. Rahn verweigert 
die Ausſage“. Ich ſagte zu ähm: „Setzen Sie hin⸗ 
zu, weil der Volkstag bis jetzt die Genehmigung 
zur Strafverfolgung noch nicht erteilt hat“. Dar⸗ 
auf ſagte mir dieſer Herr: „Nein, ich ſchreibe, 
was ich will!“ Darauf ſagte ich zu ihm: „Dann 
unterſchreiben Sie das Protokoll auch ſelbſt.“ Ich 
habe mich beſchwerdeführend an den Gerichtsprä⸗ 
ſidenten gewandt und habe gleichzeitig betont, 
daß ich mich dadurch verletzt fühlte, daß bei 
meiner Vernehmung ein Kruzifix auf dem Rich⸗ 
tertiſch ſtand. Ich bin Freidenker, ich fühle eine 
derartige Einrichtung verletzend, obgleich ich die 
Religionen anderer Leute ſonſt ſehr achte. Ich 
wenn in einem öffentlichen 


arme 


denten Herrn Gehl gewandt, der Erfolg war der, 
daß ich vom Gerichtspräſidenten einen nmichtsſa⸗ 
genden Beſcheid bekam. Nun ſtellen Sie ſich aber 
einmal vor, daß eine einfache Frau vor dem Un⸗ 
terſuchungsrichter Jochem ſteht, und dieſer Mann 
die arme Frau anſchreit und ſich weigert in das 
Protokoll etwas hineinzuſchreiben, was von gro⸗ 
ßer Wichtigkeit für die Vorunterſuchung iſt und 
dieſer Richter dann, wenn er in der Hauptver⸗ 
handlung vernommen wird, alles das abſtreitet. 
Es iſt doch heute üblich, daß der die Vorunter⸗ 
ſuchung führende Richter nur alles das in das 
Protokoll hineinſchreibt, was ihm von ſeinem 
Standpunkt aus für den Gang der Unterſuchung 
wichtig und richtig erſcheint, weil er ſich als Or⸗ 
gan der Staatsregierung fühlt. Was dadurch dem 
Staat für unnötige Koſten entſtehen, das läßt 
ſich auf keine Kuhhaut ſchreiben. Wer erſetzt dem 
Abgeordneten Dr. Blavier die 6 000 Gulden, die 
er ſeiner Verteidigung für die vier Prozeſſe be⸗ 
zahlen muß? Die Staatskaſſe, die die Koſten 
trägt, übernimmt doch nur die Koſten für einen 
Armenanwalt. 

Es wird höchſte Zeit, daß wir bei dieſer Frage 
eine Beſtimmung treffen, daß durch Geſetz be⸗ 
ſtimmt werden muß, daß jedem Bürger, wenn er 
mit dem Strafgeſetzbuch in Konflikt gerät und 
aus eigenen Mitteln ſich keinen entſprechenden 
Anwalt nehmen kann, das Recht zuſteht, einen 
Anwalt nach eigenem Ermeſſen zu wählen und 
der Staat, wenn der Mann freigeſprochen wird, 
auch die Verteidigerkoſten übernimmt. Der Fall 
des Berichterſtatters der „Danziger Volksſtimme“ 
Teclaw, iſt ein neuer Beweis für die Notwendig⸗ 
keit einer Reform des Richterwahlausſchuſſes. Es 
iſt ſtadtbekannt, daß im Gefängnis geſchlagen 
wird. Das habe ich während meiner zwei Monate 
und zehn Tage dauernden Anterſuchungshaft mit 
meinen eigenen Ohren hören können, und zwar 
wird barbariſch geſchlagen. Es iſt unerhört, daß 
ein Redakteur wegen der Ausübung ſeiner Pub⸗ 
likationspflicht öffentlich angeklagt wird und von 
einem Aſſeſſor zu 500 Gulden Geldſtrafe verur⸗ 
teilt und dadurch als Verleumder gebrandmarkt 
wird. Ja, meine Herren, wenn derartige Richter 
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in Danzig amtieren, — wie ich bereits in meiner 
letzten Rede ſchon ſagte, machen die im Prozeß 
Blavier amtierenden Richter eine rühmliche Aus⸗ 
nahme — ſo muß man dieſer Einrichtung doch 
beſcheinigen, daß ſie ſich nicht bewährt hat und 
ſich auch nicht bewähren konnte, weil ja die Aus⸗ 
wahl der Richter nach der Zuſammenſetzung des 
Richterwahlausſchuſſes eine ſpezifiſch deutſchnatio⸗ 
nale war; denn der Senatspräſident ber im Rich⸗ 
terwahlausſchuß mitgewirkt hat it deutſchnatio⸗ 
nal, die Richter ſind deutſchnational, der Vor⸗ 
ſitzende der Richtervereinigung und der Vorſitzen⸗ 
de der Anwaltskammer ſind ebenfalls bekannte 
deutſchnationale Männer, und der Vizepräſident 
des Volkstages und die andern Präſidenten des 
Volkstages (Abg. Schwegmann: ſind alle drei 
deutſchnational?) laſſen Sie mich doch ausſpre⸗ 
chen. Die Präſidenten des Volkstages find doch 
auch nur zu zweien, die entweder der Sozialdemo⸗ 
kratie oder dem Zentrum angehören, nicht deutſch⸗ 
national, der dritte Mann iſt ſtets durch die 
Größe der Fraktion ein deutſchnationaler Abge⸗ 
ordneter. Man kommt nicht um die Tatſache her⸗ 
um, daß de facto deutſchnationale Leute deutſch⸗ 
nationale Richter auswählen, und daß deshalb 
eine deutſchnationale Parteijuſtiz hier in Danzig 
in den vergangenen acht Jahren geherrſcht Hat. 
Das läßt ſich doch nicht abſtreiten. Daß Sie 
das nicht wahrhaben wollen, iſt natürlich, Sie 
wären töricht, wenn Sie etwas derartiges zu⸗ 
gäben. Wer aber dieſe Dinge unbeeinflußt beob⸗ 
achtet, muß es doch ausſprechen, daß die Verhält⸗ 
niſſe tatſächlich ſo liegen. Es gibt gar keine an⸗ 
dere Möglichkeit, dieſen Zuſtand zu ändern als 
daß man die Richter in anderer Form wählt, und 
daß man die Verantwortung für die Auswahl 
dieſer betreffenden Herren dann auch der jewei⸗ 
ligen Regierung zuſchiebt. Es geht auch nicht an, 
daß Kreiſe, die außerhalb der Leitung des Staa⸗ 
tes ſtehen, derartige Herren in ihr Amt einſetzen, 


ſondern das ſoll die Staatsregierung tun, die 
vom Vertrauen des Volkstages getragen iſt. 
Wenn Leute aus parteipolitiſchen Gründen zu 


Richtern gemacht werden, wenn z. B. die Frau 
eines Abgeordneten, die Rechtsanwältin iſt, zur 
Richterin gemacht wird, damit der Mann in 
einem Prozeß gegen ſeine Frau als Verteidiger 
auftritt, ſo ſind das Dinge, die in einem geordneten 
Staatsweſen unmöglich ſein müßten, die aber der 
Richterwahlausſchuß mit Rückſicht auf die partei⸗ 
politiſchen Zuſammenhänge in Danzig fertigge⸗ 
bracht hat. Es iſt ja ſehr ſchön, wenn in der 
„Berliner Illuſtrierten Zeitung“ Frau Kurowſfki 
als Richterin und ihr Mann als Verteidiger ab⸗ 
gebildet ſind, der Mann alſo gegen ſeine Frau 
plädieren muß. Entweder haben die Herrſchaften 
das vorher abgekartet, oder die Richterin ſteht 
unter dem ſexuellen Einfluß ihres Mannes und 
ſpricht ſo recht, wie es ihr der Mann beigebracht 
hat. Derartige Dinge können ſich nur unter dem 
Richterwahlausſchuß ereignen, und es iſt höchſte 
Zeit, daß der Richterwahlausſchuß in der Form 
beſeitigt wird. Wenn ſolche Sachen ſich unter einer 
verantwortlichen Regierung zugetragen hätten, 
die dem Parlament verantwortlich wäre, ſo 
würde der Regierung das Mißtrauen ausge⸗ 
ſprochen worden ſein. (Abg. Dr. Schwegmann: 
Frau Kurowſki it zum Aſſeſſor ernannt, aber 
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niemals vom Richterwahlausſchuß gewählt wor⸗ 
den! Der Richterwahlausſchuß hat damit gar 
nichts zu tun!) Dann iſt es doppelt traurig, wenn 
derartige Sachen eintreten können. 

Ich bin der Anſicht, die Regierung und die 
Regierungsparteien ſollten das Gute, das ſich 
auch in dem Antrag einer Oppoſitionspartei be⸗ 
findet, aufnehmen und in den Verfaſſungsent⸗ 
wurf hineinarbeiten. Ich würde empfehlen, trotz⸗ 
dem dieſes Geſetz angeblich Eile hat, weil die 
Vorlage im September dem Völkerbundrat vor⸗ 
gelegt werden ſoll, das Geſetz doch noch einmal an 
den Ausſchuß zurückzuverweiſen, damit dann in 
einer Anzahl won Sitzungen noch einmal alle die 
Dinge gründlich beſprochen werden können. Man 
ſollte hier nicht den Standpunkt vertreten, wir 
haben das zuſammengeſchuſtert und daran läßt 
ſich nichts mehr ändern. Ich empfehle, die Ange⸗ 
legenheit nochmals gründlichſt durchzuberaten, 
ſonſt, Herr Vizepräſident Gehl, ſo leid es mir tut, 
fürchte ich, werden Sie dieſen Geſetzentwurf nicht 
durchbekommen. (Abg. Gehl: Dann werden wir 
uns auch nicht den Kopf abhacken!) Sie werden 
ſich ſelbſtverſtändlich den Kopf nicht abhacken. 
Erſtens fällt das, wenn man es ſelbſt macht, 
außerordentlich ſchwer und zweitens ſind Sie auch 
ein Anhänger der Beſeitigung der Todesſtrafe. 
Ich glaube, daß die Regierung ſehr großen Wert 
auf dieſes Geſetz legt. Wenn ſie die Möglichkeit 
hat, dies Geſetz durchzubekommen, ſollte man eine 
ſolche Möglichkeit nicht glatt von der Hand wei⸗ 
ſen, nur, weil man zufällig auf einem hohen 
Pferd ſitzt. 

Ich appelliere an die Vernunft der Regie⸗ 
rungsparteien und empfehle, den Weg zu be⸗ 
ſchreiten, den ich eben skizziert habe. Es braucht 
keine lange Zeit zu verſtreichen, um das Geſetz 
wieder ins Plenum zu bringen. Der Zeitraum 
von einer Woche wird wollſtändig genügen, um 
die Vorlage nochmals gründlich zu behandeln und 
zu verſuchen, das Gute aus allen Abänderungs⸗ 
anträgen, die bis jetzt geſtellt bezw. beſprochen 
worden ſind, und die noch eingereicht werden, zu 
nehmen und daraus etwas zu machen, was wirk⸗ 
lich Beſtand hat. (Bravo!) 

Vizepräſident Neubauer: Es iſt mir mitge⸗ 
teilt worden, daß der Herr Abg. Rahn den An⸗ 
trag geſtellt hat, die Vorlage noch einmal an den 
Verfaſſungsausſchuß zurückzuverweiſen. (Abg. 
Rahn: Nach der Beratung!) Wir fahren jetzt in 
der Beratung fort, das Wort hat der Herr Abg. 
Dr Mocaunſki. 

Dr. Moczynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Es fit eine Eigentümlichkeit des Herrn Abg. 
Rahn, ſich als Prophet aufzulipielen und in die 
Gedanken der nächſten Redner hineinzuleuchten. 
Ich freue mich darüber, daß Herr Abg. Rahn mir 
in dieſer Beziehung die Arbeit erleichtert und 
teilweiſe abgenommen hat. Es bleibt mir darum 
nur übrig, die Begründung meiner Stellung⸗ 
nahme zu dieſem Geſetzentwurf zu geben. 

M. D. u. H.]! Sie können es mir glauben, 
daß es mir in meiner Tätigkeit im Volkstag nie⸗ 
mals innerlich ſo ſchwer geweſen iſt, eine Rede zu 
halten, wie die heutige und doch muß es nach reif⸗ 
licher Ueberlegung ausgeſprochen werden, was 
unſere Haltung bei dieſer grundlegenden Ver⸗ 
trauensfrage der Koalitionsregierung rechtfer⸗ 
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(Dr. Moczynſki, Abgeordneter) 
tigt und auch unſere Schritte für die nächſte Zu⸗ 
kunft zu leiten geeignet iſt. 

Diejenigen von Ihnen, welche längere 
die Ehre haben, dieſem hohen Hauſe als Mitglie⸗ 
der anzugehören, werden ſich genau entſinnen, 
daß ich der erſte Abgeordnete meiner Gruppe ge⸗ 
weſen bin, aus deſſen Mund Worte der nationa⸗ 
len Verſöhnung in Danzig gefallen ſind. Ich 
brauche Ihnen wohl micht als Beiſpiel ins Ge⸗ 
dächtnis zurückzurufen, daß ich damals die Schweiz 
genannt habe, deren verſchiedene Nationalitäten 
verſtändnisvoll zuſammenleben. Sie werden ſich 
ganz genau entſinnen, daß dieſe meine auf inner⸗ 
ſter Ueberzeugung fußende Meinung in jener Zeit 
noch nicht die Stellung maßgebender Kreiſe in 
Warſchau war. Sie werden ſich ganz genau ent⸗ 


ſinnen, daß zu jener Zeit noch nicht von der ſoge⸗ 


nannten Wirtſchaftspolitik Strasburgers in Dan⸗ 
zig die Rede war. Sie werden ſich vielmehr ent⸗ 
innen, daß zu jener Zeit die Reden von Wojci⸗ 
chowſki in Karthaus und die Rede des Sejm⸗ 
marſchalls Trampczynſki das Tagesgeſpräch bil⸗ 
deten. Sie werden es auch wiſſen, daß mich aus 
dieſem Grunde recht viel Anfeindungen aus eige⸗ 
nem Lager trafen, welche ſich ſogar zu der lächer⸗ 
lichen Verdächtigung einer Arbeit pour lo roi de 
Prusse verſtiegen. 

Alles dies konnte mich nicht hindern, von 
einer Einſtellung abzugehen, welche im Intereſſe 
der Allgemeinheit Danzigs und deren Bevölke⸗ 
rung, ja im Intereſſe der ganzen nationalen Be⸗ 
ruhigung nach dem Kriege und im Intereſſe des 
wirklichen, innerlich empfundenen Friedens nach 
menſchlichem Ermeſſen gelegen ſein mußte. Aus 
dieſem Grunde haben wir unſere poſitive Arbeit 
bei mancher Gelegenheit uneigennützig und mit 
Freuden zur Verfügung geſtellt. Aus dieſem 
Grunde haben Sie mich auch im Gegenſatz zu 
früheren polniſchen Abgeordneten in dieſem 
Hauſe ſo ſelten vor dem Plenum Angelegenheiten 
der polniſchen Minderheit erörtern hören, weil 
ich der Anſicht war, daß die Zeit und die notwen⸗ 
dige Entwicklung ſelbſt den Weg der Verſtändi⸗ 
gung in dieſer Hinſicht weiſen werden. Ich habe 
keinen Grund, zu verhehlen, daß mich das aber⸗ 
malige Ansruderkommen der augenblicklichen Re⸗ 
gierungskoalition gefreut hat, weil ich darin die 


Beſtätigung meiner Verſöhnungstheorie zu er⸗ 


blicken glaubte. Heute nach fünf Jahren konſe⸗ 
quenten Verſtändfgungswillens ohne mich um die 
verärgerten Zwiſ 0 der Rechten dieſes Hau⸗ 
ſes und um die Anfeindungen im eigenen Lager 
zu kümmern, muß ich mit Bedauern feititellen, 
daß meine zur nationalen Verſöhnung ausge⸗ 
ſtreckte Hand zu früh ausgeſtreckt wurde und dar⸗ 
um ins Leere griff. 5 

Ich will damit nicht behaupten, daß die 
Linie meiner Politik falſch geweſen iſt, ſondern 
behaupte lediglich, daß ich durch die letzten Vor⸗ 
gänge belehrt worden bin, daß das innerliche 
Durchringen zu einer nationalen Verſtändigung 
in Danzig weder bei der won den Deutſchnationa⸗ 
len verhetzten Bevölkerung, noch bei einem großen 
Teil der augenblicklichen Regierungsparteien in 
dem Maße innerlich vorgeſchritten iſt, wie bei 


mir. 
Ein kraſſes Beiſpiel hierfür haben wir in den 
Worten des Zentrums bbei Einbringung der ſoge⸗ 
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nannten Eiſenbahnerinterpellation geſehen, wel⸗ 
che darauf hinausging, die Danziger Polen zu 
ürgern zweiter Klaſſe zu ſtempeln. Ich habe 
Herrn Abg. Klein damals geſagt, daß ich ihn 
noch verſchiedentlich an ſeine damalige Stellung⸗ 
nahme erinnern werde. Hiermit tue ich es zum 
erſten Mal. 

Die größte Regierungspartei, die Sozialdemo⸗ 
kratie, hat ſich geſtern durch einen ihrer Führer, 
den Herrn Gewerkſchaftsſekretär Brill ein ande⸗ 
res Stück geleiſtet, an dem ich bei meiner Ein⸗ 
ſtellung nicht ruhig worübergehen kann, ohne 
einen höhniſchen Vorwurf meiner Verſöhnungs⸗ 
taktik aus dem eigenen Lager zu hören. Ich be⸗ 
daure, Herr Brill, auf dieſen Vorfall eingehen 
zu müſſen, weil darin gleichfalls die Begründung 
unſerer Einſtellung zu der von der Regierung ge⸗ 
forderten Verfaſſungsänderung insbeſondere und 
unſerer allgemeinen Einſtellung zu der Regie⸗ 
1 für die nächſte Zukunft im allgemeinen 
iegt. 

Es hat ſich der Fall ereignet, daß geſtern bei 
dem Bau des neuen Hafenbaſſins die Arbeit von 
zirka 400 dort beſchäftigten Mitgliedern der 
Freien Gewerkſchaften niedergelegt wurde, weil 
dieſelben nicht mit Danziger Polen, die in der 
polniſchen Gewerkſchaft organiſiert ſind, zuſam⸗ 
menarbeiten wollten. (Abg. Brill: Das iſt nicht 
wahr!) Herr Brill, ich werde Ihnen Gelegen⸗ 
heit geben, darauf zurückzukommen, und ich werde 
Ihren Einwänden ebenfalls widerſprechen. — 
Vom Abgeordneten Brill, der ſich erſt nachmit⸗ 
tags um 4 Uhr auf die Arbeitsſtelle begab, wurde 
mit den Arbeitgebern die Vereinbarung getrof⸗ 
fen, daß alle Arbeiter, die nicht durch das Ar⸗ 
beitsamt geſtellt worden ſind, zu entlaſſen ſind. 
Durch dieſen rein taktiſchen Schachzug des 
Herrn Brill ſollte natürlich der eigentliche Grund 
dieſes Streiks verſchleiert werden und ſo die poli⸗ 
tiſche Spitze für die Außenwelt abgebrochen wer⸗ 
den. Tatſache aber iſt, daß gerade die Mitglieder 
der polniſchen Gewerkſchaft, alles Danziger 
Polen, ſchon ſeit Jahren dort beſchäftigt waren, 
und zur vollen Zufriedenheit der Arbeitgeber ge⸗ 
arbeitet haben, daß ſie aber faſt alle ohne Ver⸗ 
mittlung des Arbeitsamtes eingeſtellt worden 
find. Es iſt klar, daß das Arbeitsamt unter dem 
Einfluß der Gewerkſchaften der Regierungspar⸗ 
teien ſteht und darum nur in Ausnahmefällen 
ein polniſcher Arbeitnehmer durch dieſe Vermitt⸗ 
lung Arbeit erhält. So ſtehen wir vor der Tat⸗ 
ſache eines von der ſtärkſten Regierungspartei ge⸗ 
förderten politiſchen Streikes, der darauf hinaus⸗ 
läuft, 40 bis 50 der bis jetzt zur Zufriedenheit 
der Arbeitgeber arbeitenden Polen Danziger 
Staatsangehörigkeit zur zwangsweiſen 
loſigkeit zu verurteilen. (Abg. Liſchnewſki: Lohn⸗ 
drücker ſind das!) Nein, Herr Liſchnewſki, da find 
Sie nicht informiert, ich habe die Abſicht Sie ganz 
genau darüber auftzuklären. Die arbeitsſcheuen 
Elemente, welche nach den Notizen des Arbeits⸗ 
amtes am längſten arbeitslos waren, die wollen 
Sie in dieſe Stellen ſetzen. 

M. D. u. H.! Th habe der Regierung einige 
kleine Forderungen der polniſchen Minderheit 
vorgelegt, ohne dazu die Tribüne dieſes Hauſes 
zu benutzen, um dadurch nicht die Gemüter zu er⸗ 
regen. Faſt alle wurden mit werlegenem Still⸗ 
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ſchweigen beantwortet. Ich habe Verſtändnis für 
manche inneren Widerſtände, doch kein Verſtänd⸗ 
nis habe ich für Herausforderungen der Regie⸗ 
rungsparteien, ebenſo micht für die Rede des 
Herrn Abg. Klein und für politiſche Streiks der 
Sozialdemokratie. (Abg. Gehl: Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat mit dem Streik gar nichts gu tun.) Ich 
kann daraus nur die Ueberzeugung gewinnen, 
daß die Einſtellung dieſer Regierung in ihren 
Maßnahmen zur polniſchen Minderheit ſich um 
nichts von der früheren Regierung unterſcheidet. 
Ich weiß wohl, daß es unter den Mitgliedern 
der Koalitionsparteien ſolche gibt, die aus inner⸗ 
ſter Ueberzeugung dieſe mationale Verhetzung 
ebenſo haſſen wie ich, die ihrer innerſten Ueber⸗ 
zeugung nach die Völkerverſöhnung herbeiſehnen, 
die jedoch ebenſo gut wie ich klar erkennen müſſen, 
daß gerade in ihren Reihen Leute wie die Abge⸗ 
ordneten Klein, Brill und Werner, die trotz 
manchen Lippenbekenntniſſes Feinde dieſer Ver⸗ 
ſöhnung find, für die der in der polniſchen Ge⸗ 
werlſchaft organiſierte Kollege trotz aller inter⸗ 
nationalen Theorien immer nur „der dumme 
Polack“ iſt und bleiben wird. i 
Solange aber dieſe Zuſtände herrſchen, würde 
es meiner Ehre widerſprechen, die bisher ausge⸗ 
ſtreckte Verſöhnungshand noch weiter nach dort 
auszuſtrecken. Ich zweifle jedoch nicht, daß der 
Zeitpunkt kommen wird, wo Sie, meine Herren 
von links, ſelbſt kommen werden, um das Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen und Sie können mir glauben, 
daß es alsdann mir nicht nur eine Befriedigung, 
ſondern auch eine wirklich aufrichtige Freude ſein 
wird, in die dargebotene Hand aufrichtig einzu⸗ 
ſchlagen. g 
Solange dieſes nicht geſchieht, haben wir na⸗ 
turgemäß auch kein Intereſſe an einer Mitarbeit 
und am wenigſten an einer Mitwirkung bei der 
Abänderung der Verfaſſung, die uns auf den 
Senatorenſeſſeln Herren mit einem anderen 
Namen, mit einer anderen Bezeichnung, aber mit 
der alten Verhetzungspolitik uns gegenüber brin⸗ 
gen würde. Darum werden wir uns bei der Ab⸗ 
ſtimmung über die Verfaſſungsänderung aller 
Vorausſicht nach nicht beteiligen. 
Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Friedrich. f 
Friedrich, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. 
H.! Wie wir ſchon bei der erſten Leſung mitge⸗ 
teilt haben, waren wir von vornherein zur Mit⸗ 
arbeit an der Verfaſſungsänderung bereit. Wir 
werden deshalb nach wie vor auch der Verkleine⸗ 
rung des Volkstages und der Verkleinerung des 
Senats unſere Zuſtimmung geben; auch werden 
wir uns damit einverſtanden erklären, daß der 
Volkstag die Möglichkeit zur Selbſtauflöſung 
hat. Wir gehen aber noch weiter. Wir verlangen 
darüber hinaus, daß auch dem Präſidenten des 
Senats das Recht zugeſtanden wird, den Volks⸗ 
tag aufzuldien, und zwar aus zwei Gründen: 1. 
weil wir die Auflöſung des Volkstages nicht von 
Zufälligkeiten des politiſchen Lebens abhängig 
machen wollen und 2. weil wir die Stellung des 
Präsidenten des Senats ſherausheben wollen. 
Aus demſelben Grunde ſchlagen wir auch vor, 
denſelben nicht, wie bisher, vom Volkstag, ſon⸗ 
dern vom ganzen Volk, d. h. von ſämtlichen 
wahlberechtigten Staatsbürgern in direkter 
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Wahl wählen zu laſſen. Dadurch machen wir ihn 
noch nicht, wie von anderer Seite geſagt worden 
iſt, zum Staatspräſidenten. Er ſoll nach wie vor 
Senatspräſident bleiben, aber ſeine Stellung ſoll, 
wie ſchon angedeutet, herausgehoben werden, ſein 
Einfluß ſoll ein größerer werden, er ſoll dadurch 
unabhängig vom Volkstage ſein. BR 
Von dem Herrn Abg. Siebenfreund iſt vor⸗ 
her angedeutet worden, daß dadurch die Verwal⸗ 
tung teurer werden könnte; wir bezweifeln das. 
Es brauchen infolge dieſer Art der Wahl doch 
keineswegs die Bezüge des Senatspräſidenten 
höher werden. Ebenſo bezweifle ich, daß die Ein⸗ 
wendungen zutreffend ſind, die Herr Abg. Dr. 
Kamnitzer im Verfaſſungsausſchuß machte. Er 
jagte dort, ein jo-Meiner Staat, wie die kleine 
Freie Stadt Danzig es ſei, könnte es ſich micht 
leiſten, einen beſonderen Staatspräſidenten zu 
haben. Wie ich ſchon ausführte, handelte es ſich 
für uns auch gar nicht darum, einen Staatsprä⸗ 
ſidenten zu ſchaffen, ſondern nur die Stellung des 
Präſidenten des Senats herauszuheben, und wir 
können es nicht verſtehen, warum es nicht mit der 
Würde eines kleinen Staates vereinbar ſein 
jollte, wenn die Stellung des Präſidenten her⸗ 
ausgehoben wird. 

Sachliche Erwägungen haben uns auch veran⸗ 
laßt, daß paſſive Wahlalter des Senatspräſidenten 
auf 35 Jahre heraufzuſetzen. Ein derartiges Amt 
bedingt eine voll ausgereifte Perſönlichkeit, und 
dieſe Vollreife iſt mit 25 Jahren leider nicht im⸗ 
mer vorhanden. Ebenſo entſpricht die Vereidi⸗ 
gung der Senatoren durch den Präſidenten des 
Volkstages nicht unſerer Abſicht, 
auch die Stellung des Präſidenten des Senats 
herabgedrückt werden würde. Wenn wir vorſchla⸗ 
gen, den Senatspräſidenten auf ſieben Jahre zu 
wählen, ſo geſchieht dies, um die Stetigkeit in der 
Staatsregierung zu ſichern. Aus demſelben 
Grunde bleiben wir auch dabei, die vier voll be⸗ 
ſoldeten Senatoren, wie ſie jetzt nach dem neuen 
Vorſchlag heißen ſollen, auch auf die Dauer von 
vier Jahren wählen zu laſſen und ſie nicht vom 
Volkstage abhängig zu machen. Der Einfluß der 
Parteien dürfte auch durch die ſieben nebenamt⸗ 
lichen oder unbeſoldeten Senatoren zur Genüge 
geſichert ſein. Dieſe Ausführungen dürften den. 
weſentlichen Punkt unſerer Abänderungsanträge 
kennzeichnen. 

Außerdem haben wir in Aebereinſtimmung 
mit der Nationalliberalen Bürgerpartei noch 
eine Abänderung zu dem Artikel 104 der Ver⸗ 
faſſung eingebracht. Der Artikel 104 der Verfaſ⸗ 
ſung iſt der vielumſtrittene Schulartikel. Unſer 
Antrag iſt jo gefaßt, daß er bei einigermaßen gu⸗ 
tem Willen von jeder Partei, auch vom Zentrum, 
angenommen werden kann. Es iſt nicht ſo, wie 
die „Danziger Landeszeitung“ in ihrer geſtrigen 
Ausgabe feſtſtellt, daß ich ein Feind der Bekennt⸗ 
nisſchule und ein Feind des Zentrums ſei. Ich 
bin weder das eine noch das andere. Ich bin nicht 
Anhänger der Bekenntnisſchule, weil ich den kon⸗ 
feſſtonellen Frieden gewahrt wiſſen will, der 
durch die Bekenntnisſchule von Zeit zu Zeit ge⸗ 
fährdet werden kann. 

Ich bin aber noch aus einem anderen Grunde 
Anhänger der gemeinſamen Schule, weil durch die 
Bekenntnisſchule die organiſche Ausgeſtaltung 
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(Friedrich, Abgeordneter) 


des Schulweſens beeinträchtigt wird. Die Beein⸗ 


trächtigung des organiſchen Ausbaues des Schul⸗ 
weſens liegt wor, wenn durch Einrichtung oder 
Erhaltung konfeſſioneller Schulen die Zahl der 
aufſteigenden Klaſſen geringer wird, als es bei 
gemeinſamen Schulen der Fall fein würde. Ich 
bin ferner Anhänger der gemeinſamen Schule, 
weil durch ſie die Bildungshöhe des Volkes ge⸗ 
hoben und durch die Bekenntnisſchule unter Am⸗ 
ſtänden die Bildungshöhe des Volkes herabge⸗ 
drückt wird, weil das Schulſyſtem dadurch in 
kleine, nicht leiſtungsfähige Syſteme zerſchlagen 
wird. Ich bin auch nicht ein Feind des Zentrums, 
aber ich bin ein Gegner der ſchulpolitiſchen For⸗ 
derungen des Zentrums und das aus ehrlicher 
Ueberzeugung. Aus dieſer Gegnerſchaft habe ich 
auch dem Zentrum gegenüber nie ein Hehl ge⸗ 
macht ohne Rückſicht auf perſönliche Vorteile oder 
perſönliche Nachteile und die perſönlichen Nach⸗ 
teile waren in dieſer Hinſicht in meinem Leben 
größer als die perſönlichen Vorteile. Ich kenne 
keine politiſchen Feinde, ich kenne nur politiſche 
Gegner und ſchätze jeden politiſchen Gegner, ſo⸗ 
lange feine Ueberzeugung und ſeine Kampfes⸗ 
weiſe ehrlich find, denn ich erwarte von jedem 
andern dieſelbe Einſtellung mir gegenüber. (Sehr 
gut!) Das nebenbei. — { 
Ferner iſt erwähnt worden, daß die Schule in 
Wotzlaff, gemeint iſt die kirchliche Privatſchule, 
für mich ein Dorn im Auge ſei. Die Schule in 
Wotzlaff iſt für mich kein Dorn im Auge. Ich 
weiß, daß ſie ſehr lange Zeit beſteht, und habe 
mich nie darum gekümmert. Es iſt mir aber un⸗ 
verſtändlich, wie man mir mon maßgebender 
Stelle erklären kann, der Staat habe keine Mit⸗ 
tel, um die notwendigſten ſtaatlichen Lehrkräfte 
anzuſtellen und in demſelben Etat einer kirch⸗ 
lichen Privatſchule plötzlich, ohne daß das vorher 
der Fall war, Mittel bewilligt werden. Man 
entzieht auf der einen Seite den ſtaatlichen öf⸗ 
fentlichen Schulen die Mittel und gibt ſie auf der 
andern Seite kirchlichen Privatſchulen. Nur da⸗ 
gegen habe ich Stellung genommen. Meine 
Stellungnahme würde genau dieſelbe ſein, wenn 
es ſich um eine evangeliſche Kirchenſchule han⸗ 
delte. Davon bitte ich Kenntnis zu nehmen und 
auch der Oeffentlichkeit gerechterweiſe davon Mit⸗ 


teilung zu machen. a . 
Der Artikel 104 der Verfaſſung ſieht die Si⸗ 


multanſchule als Regelſchule für die Freie Stadt 
Danzig vor und läßt den Anhängern der kon⸗ 
feſſionellen Schule die beſtehenden konfeſſionellen 
oder Bekenntnisſchulen. Sie gibt ihnen auch die 
Möglichkeit, neben vorhandenen Simultan⸗ 
ſchulen auf Antrag neue Bekenntnisſchulen einzu⸗ 
richten. Er läßt aber den Anhängern der Simul⸗ 
tanſchule, die nach der Verfaſſung die Regelſchule 
ſein ſoll, nicht die Möglichkeit, neben den be⸗ 
ſtehen bleibenden konfeſſionellen Schulen auch 
Simultanſchulen einzurichten. Dieſer Uebelſtand, 
der ſich bei dem Kompromiß herausgeſtellt hat, 
ſoll durch unſeren Antrag beſeitigt werden. Wir 
gehen durchaus nicht ſo weit, die von uns in die⸗ 
ſer Sache ſonſt vertretenen Forderungen in die 
Verfaſſungsänderung hineinzubringen. Wir for⸗ 
dern nur das, was bei gutem Willen und Ent⸗ 
gegenkommen von allen Seiten möglich und er⸗ 
füllbar iſt. Die Anhänger der konfeſſionellen 


Schule behalten ihr Recht, aber die Anhänger 
der Simultanſchule ſollen es auch erhalten. Wir 
fügen auch für die Anhänger der Simultanſchule 
den Willen der Erziehungsberechtigten ein. 
Wenn der Herr Abg. Lemke im Ausſchuß ſagte, es 
handele ſich hierbei um die Einführung der Si⸗ 
multanſchulen als ſtaatliche Zwangsſchule, jo iſt 
dieſe Auffaſſung falſch und irrig. Es müßte ſich 
dann auch um die Einführung einer kirchlichen 
Zwangsſchule handeln, wenn Anhänger der kon⸗ 
feſſionellen Schule mit dem Willen der Erzie⸗ 
hungsberechtigten derartige Schulen beantragten. 

Wer es wirklich ehrlich mit dem Willen der 
Erziehungsberechtigten meint, muß unſerm An⸗ 
trag zuſtimmen. Wer den Willen der Erziehungs⸗ 
berechtigten wirklich als eigenen Willen achtet 
und nicht nur als Werkzeug kirchlicher oder poli⸗ 
tiſcher Mächte mißbrauchen will, kann und muß 
unſerem Antrag zuſtimmen. Das gilt ſowohl für 
das Zentrum wie auch für die Haltung der 
Deutſchnationalen. (Sehr richtig!) Im übrigen 
ſtimmen wir den letzten Ausführungen des Herrn 
Abg. Rahn zu. Auch wir werden für die noch⸗ 
malige Ueberweiſung an den Ausſchuß ſtimmen; 
denn wir haben die feſte Ueberzeugung, daß die 
Vorlage nicht in der Weiſe im Ausſchuß durchge⸗ 
arbeitet worden iſt, daß der Beweis geliefert 
wurde, daß alle Parteien, auch die Koalitions⸗ 
parteien, wirklich die Abſicht hatten, die Vorlage 
Geſetz werden zu laſſen. (Brano!) 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat Herr 
Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich will hier keine große Verfaſſungsrede halten, 
ſondern will nur auf Ausführungen Bezug neh⸗ 
men, die der Herr Abg. Dr. Moczynſki hier ge⸗ 
macht hat. Herr Abg. Dr. Moczynſki nahm auf 
den wilden Streik Bezug, der geſtern beim Hafen⸗ 
bau bei Weichſelmünde entſtanden iſt. Ich 
erfuhr geſtern vormittag davon und habe mich 
ſofort bemüht, mit meinem Parteifreund Brill 
in Verbindung zu kommen, was leider nicht ſofort 
gelang. Herr Abg. Brill iſt aber ſofort durch 
ſeine Kollegen informiert worden und hinausge⸗ 
fahren. Es iſt ihm gelungen, den Streik beizu⸗ 
legen. Die Sozialdemokratiſche Partei hat mit dem 
Streik abſolut nichts zu tun. Es handelt ſich um 
einen wilden Streik, der ganz ſpontan entſtanden 
iſt. Diejenigen, die den Streik gemacht haben, 
ſind zum großen Teil nicht in der Sozialdemokra⸗ 
tiihen Partei organiſiert. Die Partei hat ihn 
alſo nicht inſzeniert, ſie hat damit nichts zu tun. 
Es iſt eine rein gewerkſchaftliche Angelegenheit. 
(Abg. Liſchnewſki: Das werden wir den Arbei⸗ 
tern jagen!) Bitte, vielleicht nehmen Sie das zum 
Anlaß, ſich endlich der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei anzuſchließen. Was ſonſt noch, Herr Abg. Dr. 
Moczynſki, auf der Arbeitsſtelle paſſiert iſt, weiß 
ich nicht, aber Sie erſehen aus dem, was ich 
Ihnen hier geſagt habe, daß wir uns bemüht 
haben, die Sache dort ſo ſchnell wie möglich wie⸗ 
der einzurenken. Das mußten wir tun, weil wir 
nicht wollten, daß aus dieſer Sache — Herr 
Hohnfeldt, Sie ſcheinen das nicht zu verſtehen — 
eine politiſche Angelegenheit gemacht würde, die 
der Freien Stadt Danzig Schaden zufügen 
könnte. 
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Es iſt von dem Abg. Rahn der Vorſchlag ge⸗ 


macht worden, die Verfaſſungsvorlage noch ein⸗ 
mal gan den Verfaſſungsausſchuß zurückzuverwei⸗ 
ſen. Ich möchte dazu ſagen, daß ich perſönlich auch 
dieſem Wunſche gerne Rechnung tragen möchte, 
und zwar ließe ſich das in der Weiſe machen, daß 
wir heute die zweite Beratung erledigen, dann 
die Vorlage an den Ausſchuß gehen laſſen, der 
Ausſchuß dann morgen tagt, und wenn der Herr 
Vorſitzende ſo freundlich wäre, den Ausſchuß zu 
morgen früh einzuberufen, das hat er mir auch be⸗ 
reits zugeſagt, dann könnte man bis zur dritten 
Leſung zu den hier geäußerten Wünſchen im 
Ausſchuß Stellung nehmen und ſehen, ob eine 
Einigung zu erzielen iſt. Dann könnten wir viel⸗ 
leicht am Mittwoch die dritte Leſung vornehmen. 
Unter dieſen Amſtänden wäre ich mit der Ueber⸗ 
weiſung an den Ausſchuß einverſtanden. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich perſönlich 
bedaure, daß eine rein gewerkſchaftliche Angele⸗ 
genheit hier im Volkstag behandelt wird und daß 
dieſe rein gewerkſchaftliche Angelegenheit hier 
bei einer hochpolitiſchen Beratung behandelt 
werden muß, wie fie die Abänderung der Verfaſ⸗ 
ſung iſt. Die Sozialdemokratiſche Partei hat mit 
der ganzen Streikangelegenheit abſolut nichts zu 
tun, wie auch der Streik mit der Polenfrage nichts 
zu tun hat. Herr Abg. Dr. Moczynſki, Sie haben 
die Möglichkeit, bei der Bauleitung anzufragen, 
ob bei den ſtundenlangen Verhandlungen, die dort 
geführt worden ſind, ein Wort über die Polen⸗ 
frage geſprochen worden iſt. Es konnte ja gar 
nicht darüber geſprochen werden, denn in dem 
Verhandlungszimmer war auch der Delegierte 
der polniſchen Organiſation anweſend und hat ſich 
an der Debatte beteiligt. 

Was waren denn die Differenzpunkte? Ich 
bedaure, daß ich hier darauf eingehen muß, aber 
ich kann dieſe Behauptungen des Herrn Abg. Dr. 
Moczynſki nicht unwiderlegt laſſen. Seit Jahren 
haben die Arbeitnehmerorganiſationen mit dem 
Arbeitgeberverband für das Hoch⸗ und Tiefbauge⸗ 
werbe einen Tarifvertrag, und nach dieſem 
Tarifvertrag ſind die Unternehmer verpflichtet, 
ihren Bedarf an Arbeitskräften durch den kom⸗ 
munalen Arbeitsnachweis zu decken. Dieſer Tarif⸗ 
vertrag iſt bereits 1924 vom Senat für allge⸗ 
mein verbindlich erklärt worden, er hat dadurch 
eine geſetzliche Grundlage bekommen und die 
Firma Holzmann hat bei Neueinſtellungen nach 
dieſem Tarifvertrag zu verfahren. Im September 
vorigen Jahres haben Verhandlungen zwiſchen 
der Firma Holzmann und den Arbeitnehmeror⸗ 
ganiſationen auf dem Arbeitsamt ſtattgefunden 
und dort iſt protokollariſch feſtgelegt, daß die 
Firma Holzmann alle Arbeitskräfte durch das 
Arbeitsamt anfordert und daß das Arbeitsamt 
dieſe Arbeitskräfte zu vermitteln hat, ohne ſich 
überhaupt nach der politiſchen, nationalen oder 
religiöſen Einſtellung des betreffenden zu vermit⸗ 
telnden Arbeitnehmers zu erkundigen. Das Ar⸗ 
beitsamt kümmert ſich auch nicht darum, ob und 
wo der Betreffende organiſiert iſt; denn das iſt 
nicht Aufgabe des Arbeitsamtes. Bisher haben 
auf der Arbeitsſtelle Polen gearbeitet und nie⸗ 
mand von den anderen Arbeitern hat bis zum 
heutigen Tage dieſen polniſchen Arbeitern ein 


Hindernis in den Weg gelegt und auch darüber iſt 
es zu keinem Streik gekommen. In der vorigen 
Woche hat die Firma Holzmann zirka 30 Arbei⸗ 
ter ohne Vermittlung des Arbeitsamts einge⸗ 
ſtellt, unter dieſen 30 Arbeitern befindet ſich kein 
Pole, ſondern es ſind alles Arbeiter, die die Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigkeit beſitzen, und die auch 
nicht zur polniſchen Gewerkſchaft gehören, ſondern 
zum größten Teil Mitglieder des Deutſchen Bau⸗ 
gewerksbundes ſind. Der polniſche Delegierte hat 
zuſammen mit den anderen Delegierten gefordert, 
daß dieſe 30 Arbeiter, die ohne Arbeitsamt ein⸗ 
geſtellt worden ſind, entlaſſen werden ſollen, weil 
ſie nicht nach den Beſtimmungen des Tarifver⸗ 
trages und entgegen den Erklärungen, die die 
Firma Holzmann vor dem Arbeitsamt zu Proto⸗ 
toll gegeben chat, eingeſtellt worden find. Außer⸗ 
dem waren Differenzen dadurch entſtanden, daß 
die Firma Holzmann die Löhne nicht pünktlich 
zahlte und nicht ſo zahlte, wie ſie tariflich für die 
Spezialarbeiter, die Betonarbeſiter, vereinbart 
worden ſind. Außerdem hat die Firma durchzu⸗ 
drücken verſucht, daß länger als acht Stunden ge⸗ 
arbeitet werden ſoll, dann hat die Firma nicht 
die Abmachung eingehalten, daß der Lohn wäh⸗ 
rend der Arbeitszeit gezahlt wird. Am letzten 
Freitag mußte die Schicht, die um 1 Uhr Schluß 
machte, bis ½3 Uhr warten, ehe ſie den Lohn be⸗ 
kam, weiter teilt die Firma die Schichten jeden 
Tag anders ein, ſo daß z. B. eine Schicht, die um 
6 Uhr angefangen hat, abends erfährt, daß ſie 
am nächſten Tag erſt um 9 Uhr anfangen ſoll. So 
haben ſich die Differenzen zuſammengetragen. 
Die Delegierten haben nun am geſtrigen Morgen 
mit den Bauführern verhandelt. 

Vizepräſident Neubauer: Ihre Ausführungen 
gehören aber nicht zur Verfaſſungsänderung. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube, 
daß das Haus damit einverſtanden iſt, daß hier 
eine Klarſtellung dieſer Angelegenheit erfolgt. 
Ich bin hier angegriffen worden. 

Vizepräſident Neubauer: Ich möchte bitten, 
ſich möglichſt kurz zu faſſen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Dabei hat der 
Bauführer Maiwald erklärt: „Ich bin hier der 
Tarifvertrag, ich beſtimme, was ich will“, dieſe 
provozierenden Aeußerungen haben dann zur 
Arbeitseinſtellung geführt und an dieſer Arbeits⸗ 
niederlegung haben ſich die Mitglieder der pol⸗ 
niſchen Berufsorganiſation genau ſo beteiligt, 
wie unſere Leute. Ueber die Beilegung dieſer 


Streitpunkte habe ich verhandelt und bei dieſen. 


Verhandlungen iſt nicht ein einziges Wort über 
die polniſchen Arbeiter gefallen, daß war auch 
nicht notwendig, Herr Abg. Dr. Moczuynſti, er⸗ 
kundigen Sie iich bei der Bauleitung, mit der ich 
geſtern ſtundenlang verhandelte und die Streitig- 
keiten beigelegt wurden, ſo daß heute bereits die 
Arbeit wieder aufgenommen iſt und die dort 
beſchäftigten Polen auch heute wie vorher, auf 
der Arbeitsſtelle arbeiten. Die Firma iſt ge⸗ 
zwungen, ſich in Zukunft ſtrikt an den Tarifver⸗ 
trag zu halten, die wereinbarten Speziallöhne 
zu zahlen und alle Arbeitskräfte durch den kom⸗ 
munalen Arbeitsnachweis einzuſtellen. 

Vizepräſident Neubauer: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Moczynſki. 
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Dr. Moczynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. 
H.! Ich werde mir noch drei Minuten erlauben, 
auf die Angelegenheit, in deren Erwiderung 
Herr Abg. Brill ſoeben geſprochen hat, zurückzu⸗ 
kommen. Es freut mich ungemein, aus dem Mun⸗ 
de des Abg. Brill gehört zu haben, daß ſeine In⸗ 
tentionen darauf gerichtet waren, die ſozialen 
Verhältniſſe, die bei der Firma herrſchten, zu beſ⸗ 
ſern. Sobald dies der Wahrheit entſpricht, und 
ich unterſtelle garnichts Falſches, ſo kann Herr 
Brill der feſten Weberzeugung ſein, daß er der 
vollen Anterſtützung der polniſchen Gewerkſchaft 
gewärtig ſein kann. Wenn er jedoch ſicherer ge⸗ 
hen wollte, ſo hätte das ſchon längſt geſchehen ſein 
müſſen, was auf gemiſchten Arbeitsſtellen die Re⸗ 
gel ſein ſollte, daß die dort beſchäftigten Gewerk⸗ 
ſchaften gemeinſchaftlich als Tarifkontrahenten 
auftreten. (Aha! links.) Wenn dies geſchehen wä⸗ 
re, würden dieſe unliebſamen Vorkommniſſe nicht 
eingetreten ſein. Die Sache liegt folgenderma⸗ 
ßen. Ich gebe gern zu, daß Herr Brill behaupten 
kann, daß er nicht informiert war. Um 9 Uhr 
erſchienen die Vertrauensleute der Freien Gewerk⸗ 
ſchaft bei der Bauführung und legten drei Forde⸗ 
rungen vor. Die Informationen ſind von der 
Bauleitung direkt, welche ſich die Mühe gegeben 
hat, mich anzurufen, im Gegenſatz zu Ihnen, Herr 
Brill, den ich geſtern vormittag anrief und der es 
nicht für nötig befunden hat, ſich bisher mit mir in 
Verbindung zu ſetzen. (Abg. Brill: Das iſt mir 
nicht mitgeteilt worden!) Die Freien Gewerkſchaf⸗ 
ten legten folgende drei Forderungen vor: erſtens 
die Arbeitseinteilungen ſind für die Zukunft durch 
das Arbeitsamt zu erledigen (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) zweitens alle polniſch organi⸗ 
ſierten Gewerkſchaftler ſind ſofort zu entlaſſen 
oder haben in die Freien Gewerkſchaften überzu⸗ 
treten. Das iſt vollkommener Terror und unzu⸗ 
läßig. Herr Abg. Brill, ich glaube nicht, daß Sie 
davon nichts wiſſen. Es iſt eine Information, die 
von der Bauleitung herrührt. (Unruhe links.) Die 
dritte Forderung war die Entlaſſung des Bau⸗ 
führers Maiwald, der angeblich an den ſozialen 
Mißſtänden beteiligt war. (Richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Bis ½4 Uhr iſt Herr Brill nicht zu er⸗ 
reichen. Er iſt in Prauſt oder ſchwebt in der klei⸗ 
nen Weltgeſchichte des Freiſtaates herum. (Abg. 
Brill: Um ½3 Uhr habe ich verhandelt!) Zwi⸗ 
ſchen 3 und 4 Uhr ſind ſie dort geweſen, wir wollen 
uns um die halbe Stunde nicht ſtreiten. Nach 
Rückſprache mit ſeinen Vertrauensleuten kommt 
Herr Brill mit der einzigen Forderung, nachdem 
er Punkt 2, den Gewerkſchaftsterror und Punkt 
3 die Entlaſſung des Bauführers Maiwald fal⸗ 
len gelaſſen hat, mit der einzigen Forderung, in 
der Weiſe ergänzt, daß alle Arbeiter, die dort auf 
der Bauſtelle arbeiten und nicht durch das Ar⸗ 
beitsamt eingeſtellt worden ſind, zu entlaſſen ſind. 
Damit iſt natürlich die von den Vertrauensleuten 
vorgelegte Forderung des Gewerkſchaftsterrors 
vollkommen erfüllt, weil die Leute der polniſchen 
Gewerkſchaft nicht durch das Arbeitsamt einge⸗ 
ſtellt werden. (Abg. Dr. Bing: Das iſt unlogiſch!) 
Jetzt kommt das Anſoziale in Ihrem Vorgehen, 
Herr Brill, abgeſehen von den nationaliſtiſchen 
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Momenten: Warum laſſen Sie für ein widriges 
Vorgehen der Bauleitung 40 bis 50 Arbeiterfa⸗ 
milien büßen, auf die Straße ſetzen und arbeits⸗ 
los werden, anſtatt die Firma für den Tarifbruch 
heranzuziehen, wenn der Tarifkontrakt tatſächlich 
beſtand. And außerdem will ich Ihnen, Herr Brill, 
von dieſer Stelle aus antworten, damit es alle 
wiſſen: Als die polniſche Poſt im Hafen gebaut 
wurde, da war ich der erſte, welcher darauf drang, 
daß über 50 der in den deutſchen Gewerkſchaf⸗ 
ten organijierten Arbeiter ebenſo beteiligt wur⸗ 
den, wie deren Kollegen aus der polniſchen Ge⸗ 
werkſchaft. (Abg. Brill: Es iſt keiner beſchäftigt 
worden!) Sagen Sie das nicht ſo leicht hin. (Abg. 
Brill: Ich kann das glatt ſagen!) Ich glaube, hier⸗ 
mit zur Klärung der Sache beigetragen zu haben. 
(Abg. Schmidt: Was hat das mit der Verfaſſungs⸗ 
änderung zu tun!) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Hohn⸗ 
feldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Nachdem die Debatte in perſönliche Bemer⸗ 
kungen ausgelaufen iſt, muß ich die Schlußfolge⸗ 
rung der ganzen Beratung ziehen. ( Heiterkeit.) Ich 
habe mich über den Ausdruck des Herrn Abg. Sie⸗ 
benfreund amüſiert, daß die Vorlage ein Ausbau 
der Verfaſſung und des parlamentariſchen Sy⸗ 
ſtems ſein ſoll. (Zurufe links.) Ich bin der Mei⸗ 
nung, daß Sie, Herr Abg. Schmidt, mit Ihren 
ſchnoddrigen Zwiſchenrufen ſehr gut ins Parla⸗ 
ment hineinpaſſen. 

Präſident: Herr Abg. Hohnfeldt, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Dann 
bitte ich, den Abg. Schmidt ebenfalls zur Ordnung 
50 rufen, weil er mir „dummer Affe“ zugerufen 

at. 

Präſident: Herr Abg. Schmidt, haben Sie zum 
Abg. Hohnfeldt dummer Affe geſagt? (Abg. 
Schmidt: Ja!) Dann rufe ich Sie zur Ordnung. 
(Abg. Schmidt: Wenn man die Wahrheit ſagt, 
wird man zur Ordnung gerufen!) Herr Abg. 
Schmidt, da Sie ſich zum zweiten Mal zu dieſem 
Zuruf bekennen, rufe ich Sie zum zweiten Mal 
zur Ordnung, und mache Sie auf die Folgen ei⸗ 
125 eventuellen dritten Ordnungsrufes aufmerk⸗ 
am. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bin 
von jeher ein Gegner des Parlamentarismus ge⸗ 
weſen. Wenn ich trotzdem zu der Vorlage des 
Senats Stellung nehme, muß ich als Gegner des 
Parlamentarismus zugeben, daß Ihre Vorlage 
immerhin einen gewiſſen Fortſchritt im Parla⸗ 
mentarismus bedeutet. Herr Abg. Siebenfreund 
hat es direkt als Ausbau bezeichnet. Wenn ich den 
Parlamentarismus aber in ſeiner geſamten Aus⸗ 
wirkung betrachte, ſo ſehe ich den Kuhhandel, der 
getrieben wird. Man verſucht, die Wohnungs⸗ 
wirtſchaft als Gewicht in die Wagſchale zu wer⸗ 
fen, die Polen machen dasſelbe mit ihren Berufs⸗ 
angelegenheiten. Gleichzeitig ſehe ich, daß man 
wieder einen nutzloſen Tag verſäumt hat, ebenſo 
wie man andere Tage nutzlos hat vergehen laſſen, 
(Abg. Raſchke: Geſtern waren Sie nicht hier!) 
Das hat ſeinen Grund darin gehabt, daß ich krank 


O 


(D) 


(8) 


68) 


738 Volkstag Danzig — 38. Sitzung. 


(Hohnfeldt, Abgeordneter) 

war. — Trotzdem die Vorlage eine Verbeſſerung 
des parlamentariſchen Syſtems darſtellt, oder ge⸗ 
rade deswegen, ſehe ich als Antiparlamentarier 
keinen Grund, dafür einzutreten. Ich finde es 
von den Parteien, die antiparlamentariſch einge⸗ 
ſtellt ſind, eigentümlich daß ſie ſich an der Verbeſ⸗ 
ſerung eines Syſtems beteiligen, das ſie bekämpfen. 
Ein objektiver Kommuniſt müßte nach meiner 
Ueberzeugung alles unterlaſſen, was überhaupt 
an eine poſitive Mitarbeit an dieſem Syſtem an⸗ 
klingt. (Davon haben Sie keine Ahnung! bei den 
Kommuniſten.) Nach Ihrer Anſicht! Ich bin der 
Meinung, daß, wenn eine Beratung dieſes Sy⸗ 
ſtems ſtattfindet, eine poſitive Mitarbeit von An⸗ 
tiparlamentariſten überflüſſig iſt. Ich bin aber 
auch der Meinung, daß, wenn ein Syſtem wie die⸗ 
ſe parlamentariſche Verfaſſung in ſeinen Grund⸗ 
lagen beſprochen wird, ſich die Parteien, die ſich 
dagegen ausſprechen, an der Abſtimmung nicht be⸗ 
teiligen dürfen. Ich bin der Ueberzeugung, daß 
ſich auch die frühere U.S. P. D., zu der ſich ſeiner⸗ 
zeit Sie, Herr Rahn, und zeitweiſe auch Herr 
Schmidt bekannten, in dieſem Falle ablehnend ver⸗ 
halten hätte. Ich kann es verſtehen, wenn ſich die 
Reaktion zu dieſem Geſetz bekennt. Unter Reak⸗ 
tion verſteht man die Leute, die mit dem beſte⸗ 
henden Zuſtand zufrieden ſind. Wenn die Mitte 
oder die Parteien der Weimarer Koalition, für 
die Herr Siebenfreund heute eine Verteidigungs⸗ 
rede gehalten hat, mit den beſtehenden Zuſtänden 
zufrieden ſind, haben ſie recht, wenn ſie dieſes Sy⸗ 
ſtem zu verſtärken ſuchen. Wer aber befürchtet, 
daß aus einer weiteren Parlamentariſierung des 
Senats und einer Politiſierung des Richterſtan⸗ 
des Unfug entſteht, muß ſich jedenfalls als Gegner 
der Vorlage erweiſen, ſie ablehnen, aber nicht mit⸗ 
ſtimmen. Sie Anhänger des Parlamentarismus 
müſſen ſogar einverſtanden ſein, vor derartigen 
Forderungen, wie ſie hier der Vertreter der Po⸗ 
len gemacht hat, und die ganz außerhalb der hier 
zur Beratung ſtehenden Verfaſſungsfragen ſtehen, 
einen Kotau zu machen. 


Es iſt weiter bezeichnend für die von Ihnen 
immer wieder geprieſene Würde der Verfaſſung, 
daß Sie bei der Beratung dieſer Verfaſſungsän⸗ 
derung ſich ſelbſt abhängig machen von derartigen 
Fragen, wie ſie der polniſche Vertreter hier ange⸗ 
ſchnitten hat. 
eine außenpolitiſche Frage, deshalb iſt das nicht 
richtig, was der Vizepräſident Gehl hier geſagt 
hat. Was hier erörtert worden iſt, iſt ſowohl 
nach der Rede des Abg. Brill, wie nach der des 
Abg. Dr. Moczynſki eine rein gewerkſchaftliche 
Angelegenheit, ſie ſteht außerhalb des Hauſes und 
ganz unzweifelhaft außerhalb des politiſchen 
Kreiſes. Wenn ſolche Drohungen aber benutzt 
werden, um irgendwelchen Einfluß auf die Hal⸗ 
tung der Regierungsparteien auszuüben, und da⸗ 
durch der Staat und ſeine Verfaſſung abhängig 
gemacht werden von außenſtehenden Leuten, ſo 
beweißt das wiederum die Faulheit des Parla⸗ 
mentarismus. Ich als Gegner des parlamentari⸗ 
ſchen Syſtems ſehe aber nicht die Möglichkeit, hier 
etwas zu ändern, auch nicht durch die Verfaſſungs⸗ 
änderung, die hier angeſtrebt wird. Ich bin im 
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Gegenteil der Meinung, daß ſich durch dieſe Ver⸗ 
faſſungsänderung dieſe Schwierigkeiten noch häu⸗ 
fen werden. Deshalb lehne ich grundſätzlich jede 
poſitive Arbeit für das parlamentariſche Syſtem 
und ſeinen Ausbau ab. 

Präſident: Ich ſchließe die allgemeine Beſpre⸗ 
chung und rufe Artikel 1 auf. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H., 
ich kann wohl im Namen der Koalitionsparteien 
erklären, daß wir bereit ſind, die Vorlage noch 
einmal in den Ausſchuß zurückzuverweiſen, um 
den Parteien, die noch Wünſche haben, Gelegen⸗ 
heit zu bieten, dieſe Wünſche im Ausſchuß vorzu⸗ 
tragen und ſie, ſoweit das möglich ſein wird, noch 
in den Geſetzentwurf hineinzuarbeiten. Deshalb 
würde ich bitten, jetzt von jeder weiteren Diskuſ⸗ 
ſion Abſtand zu nehmen, weil bei der dritten Be⸗ 
ratung die Möglichkeit gegeben iſt, zu dieſer Vor⸗ 
lage Stellung zu nehmen. Dadurch würden wir 
jetzt Zeit ſparen. Ich bitte noch einmal: jetzt von 
einer Debatte Abſtand zu nehmen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Hallmann. 

Hallmann, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H., im Auftrage meiner Gruppe möchte ich bitten, 
die Ausſchußberatung erſt auf den kommenden 
Montag anzuberaumen. Es iſt uns nämlich nicht 
möglich, ſchon morgen früh an der Ausſchuß⸗ 
ſitzung teilzunehmen. Außerdem möchte ich ſie 
bitten, gerade im Hinblick auf die große und ein⸗ 
ſchneidende Bedeutung dieſer Verfaſſungsände⸗ 
rung dem Wunſche meiner Gruppe Rechnung zu 
tragen. Es wird ſchon gehen, wo ein Wille iſt, da 
iſt auch ein Weg. 

Präſident: Die Zeit der Sitzung des Ausſchuſ⸗ 


ſes feſtzuſetzen gehört nicht zu meinen Aufgaben, 


Hier kann es ſich nur darum handeln, ob die Sa⸗ 
che an den Ausſchuß geht oder nicht. Der Antrag 
iſt geſtellt auf Zurückverweiſung der Vorlge an 
den Verfaſſungsausſchuß. (Abg. Gehl: Erſt fertig 
machen!) Das Wort hat der Herr Abg. 
Hallmann. 

Hallmann, Abgeordneter (Nat. Lib.): Ich ha⸗ 
be nur den Wunſch geäußert im Namen meiner 
Gruppe, daß die Ausſchußberatung nicht am 
Sonnabend, ſondern erſt am Montag ſtattfinden 


oll. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich war vorhin nicht 
anweſend und erfuhr erſt durch die Rede des 
Herrn Abg. Hallmann, daß ein Antrag auf Zu⸗ 
rückverweiſung an den Ausſchuß vorliegt. Daher 
ſtelle ich die Frage an Herrn Hallmann, ob er den 
Antrag auf Zurückverweiſung an den Ausſchuß 
ſtellt. (Abg. Gehl: Das iſt ja nicht richtig!) Das 


Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 


Rahn. 

Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Der Vorſchlag 
des Herrn Vizepräſidenten Gehl, die zweite Le⸗ 
ſung zu erledigen und dann die Vorlage an den 
Ausſchuß zu überweiſen, würde bedeuten, daß 
ſämtliche Abänderungsanträge, die zu der Vorla⸗ 
ge vorliegen, heute eine Ablehnung erfahren 
würden, daß die Vorlage in der 
vorliegenden Ausſchußfaſſung in der zweiten Le⸗ 


augenblicklich 


0 


D 


{A 


) 


— 


Volkstag Danzig — 38. Sitzung. Freitag, den 22. Juni 1928. 


739 


(Rahn, Abgeordneter) 

jung. zur Annahme gelangen würde und nach der 
neuerlichen Ausſchußberatung hätte dann ſofort 
die dritte Leſung zu erfolgen. Dadurch wären die 
Fraktionen, die nicht über ſieben Mitglieder ver⸗ 
fügen, in eine ſchlechte Poſition gedrängt, wäh⸗ 
rend ſie bei der zweiten Leſung allein Anträge 
einbringen können. Ich ſehe garnicht ein, wes⸗ 
halb man die Vorlage hier in der zweiten Le⸗ 
ſung noch weiter zum Schein beraten will. Ich 
bitte doch, die zweite Beratung dieſes Geſetzes 
nicht vor der Oeffentlichkeit zu diskreditieren. 
Wenn wir dieſe Vorlage morgen im Ausſchuß 
erneut behandeln, dann kann ſie am Dienstag 
hier in der zweiten Leſung verabſchiedet werden. 
Dann können wir in der nächſten Woche das Ge⸗ 
ſetz in dritter Leſung verabſchieden und können die 
Schlußabſtimmung vornehmen und nach den 
Ferien können wir die zweite Schlußabſtimmung 
folgen laſſen. Ich ſehe nicht ein, warum wir der 


Oeffentlichkeit das Bild bieten wollen, daß derar⸗ 


tig wichtige Beratungen hier nur zum Schein ge⸗ 
führt werden. Deshalb beantrage ich, die Vorlage 
jetzt mit allen vorliegenden Anträgen an den Ver⸗ 
faſſungsausſchuß zu überweiſen und bitte die Re⸗ 
gierungsparteien, für möglichſt beſchleunigte Ein⸗ 
berufung des Ausſchuſſes Sorge zu tragen. 

Präſident: Jede Vorlage kann natürlich in 
jedem Stadium der Beratung an den Ausſchuß 
zurückverwieſen werden. Der Antrag iſt jetzt ge⸗ 
ſtellt, das Haus hat darüber zu entſcheiden. (Abg, 
Gehl: Ich habe um das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung gebeten!) Das ſollen Sie auch bekommen. 
Das Haus hat darüber zu entſcheiden, ob es die 
Vorlage weiter beraten will oder ob ſie in dem 
jetzigen Stadium der Beratung an den Ausſchuß 
zurückverwieſen werden ſoll. Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H., 
ich muß doch ganz entſchieden gegen die Unter⸗ 
ſtellung Verwahrung einlegen, daß wir die Vor⸗ 
lage nur zum Schein in den Ausſchuß bringen 
wollen. (Abg. Rahn: Nein, zum Schein hier in 
der zweiten Leſung durchpeitſchen!) Die Koali⸗ 
tionsparteien können ſich nicht darauf einlaſſen, 
im letzten Augenblick vor den Ferien die dritte 
Beratung dieſes Geſetzes zu beginnen. Das wird 
auch der Herr Abg. Rahn einſehen und wenn wir 
Ihnen inſoweit entgegengekommen ſind, daß wir 
noch eine Ausſchußberatung abhalten wollen, in 
der Sie Ihre Wünſche und Anträge vorbringen 
können, ſo iſt das doch ſicher ein Entgegenkom⸗ 
men und kein Scheinentgegenkommen. Wenn wir 
jetzt die zweite Beratung erledigen, dann hat 
doch jede Partei, auch wenn ſie nicht über ſieben 
Abgeordnete hier verfügt, die Möglichkeit, ihre 
Anträge wieder einzubringen. Wenn der Herr 
Abg. Rahn heute Anträge geſtellt hätte, dann 
hätte er doch auch eine Unterſtützung gebraucht 
und dieſe Unterſtützung muß er doch auch haben, 
wenn er die Anträge in der dritten Leſung ſtellt. 
(Abg. Rahn: Bei der zweiten Beratung kann je⸗ 
der einzelne Abgeordnete Anträge ſtellen, aber 
nicht bei der dritten Beratung!) Das wäre kein 
Grund; denn auch bei der dritten Leſung wird 
Herr Rahn ſicher für ſeine Anträge die ſieben er⸗ 
forderlichen Unterſchriften beibringen. Wir wer⸗ 
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den ihm ja außerdem Gelegenheit geben, ſeine 
Wünſche auch noch im Ausſchuß klarzulegen. M. 
D. u. H., Sie können nicht verlangen, daß wir 
unſere Vorlage durch ein taktiſches Manöver ge⸗ 
fährden. Wenn Sie die Vorlage nachher ab⸗ 
lehnen ſollten, dann haben Sie die Verantwor⸗ 
tung dafür zu tragen, aber daß wir uns ſelbſt 
durch ihr taktiſches Manöver hier in eine ſchwie⸗ 
rige Situation bringen laſſen, dürfen Sie von 
uns nicht erwarten. Wir wollen, ſoweit wie es 
irgend möglich iſt, der Oppoſition entgegenkom⸗ 
men, das haben wir bereits ausdrücklich erklärt. 
Wenn der Antrag auf Ueberweiſung jetzt zur Ab⸗ 
ſtimmung kommen ſollte, ſo bitte ich, den Antrag 
abzulehnen. Ich bin der Meinung, daß wir erſt 
die zweite Beratung erledigen müſſen. Dann 
wäre ein Antrag auf Ueberweiſung am Platze 
und dann würden wir ihm zuſtimmen. Ich bitte 
Herrn Abg. Rahn, dieſem Vorſchlage zuzuſtimmen. 

Präſident: Der Antrag iſt geſtellt, die Vorlage 
jetzt an den Ausſchuß zur nochmaligen Beratung 
zurückzuverweiſen. Wir haben über den Antrag 
abzuſtimmen. Ich bitte die Damen und Herren, 
die dieſen Antrag auf Zurückverweiſung anneh⸗ 
men wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Das Wort zu Artikel 1 der Vorlage 
hat der Herr Abg. Plenikowſki. (Abg. Plenikowſ⸗ 
ki: Ich ziehe meine Wortmeldung zurück!) Die 
Wortmeldung iſt zurückgezogen, weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung zu Artikel 1. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung, und zwar zuerſt über den Abänderungsan⸗ 
trag der Deutſchnationalen Fraktion in Druck⸗ 
ſache Nr. 294. 

Im Artikel 6 wird die Zahl „einhundertzwan⸗ 

zig“ durch „einundſechzig“ erſetzt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag annehmen wollen, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über Artikel 1 ab. Ich bitte die Damen und 
Herren, die ihn annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel 1 iſt angenommen. Ich rufe auf Artikel 2 
und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe ſie, 
da keine Mortmeldungen vorliegen. Wir ſtim⸗ 
men zunächſt über den Abänderungsantrag der 
Deutſchnationalen Fraktion in Druckſache Nr. 
294 ab: & 

In Artikel 9 werden im erſten Abſatz die Worte 

„des Monats November. Die Amtsdauer läuft vom 

5 75 Januar des der Wahl folgenden Jahres“ ge⸗ 

ſtrichen. 

f Hinter Artikel 9 wird folgender neuer Artikel 


eingefügt: 
Artikel 9a. 
Die Amtsdauer des Volkstages endigt: 
1. durch Zeitablauf, 
2. durch Auflöſungsbeſchluß. 
Artikel 9b ; 
Der Volkstag kann ſelbſt die Auflöſung beſchlie⸗ 
ßen. Zu dieſem Auflöſungsbeſchluß bedarf es der 
Mehrheit der geſetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Volkstages. Er darf mur gefaßt werden, wenn dieſer 
Gegenſtand ausdrücklich auf die Tagesordnung ge⸗ 
ſetzt und dieſe Tagesordnung den Abgeordneten und 
der Regierung mindeſtens acht Tage vorher mitge⸗ 
teilt iſt. 
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Artikel go. 
Der Volkstag kann ferner aufgelöſt werden: 
1. durch Volksentſcheid, 
2. durch einen Auflöſungsbeſchluß des 
Ausſchuſſes“ (Artikel 49a), 
3. durch einen Auflöſungsbeſchluß der Regierung. 
In den Fällen zu 2. und 3. iſt die Beſtimmung 
des Artibels Ib zweiter Satz entſprechend anzu⸗ 


wenden. 
Artikel gd. 
Die Neuwahl des Volkstages hat binnen zwei 
Monaten nach Beendigung der Amtsdauer des Volks⸗ 
tages ſtattzufinden. 
Der bisherige Volkstag führt die Geſchäfte bis 
zur Neuwahl weiter. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen Abän⸗ 
derungsantrag annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen dann über die Ab⸗ 
änderungsanträge der Kommuniſtiſchen Fraktion 
in Druckſache Nr. 297 ab: 

1. Die Abſätze 3, 4, 5, 6 und 7 des Artikels 2 er⸗ 

halten folgende Faſſung: 

Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch 
eigenen Beſchluß bedarf der Unterſchrift von einer 
Fraktion. Der Beſchluß erfordert die Zuſtimmung 
der Mehrheit der anweſenden Abgeordneten. 

Die Neuwahl des Volkstages findet an einem 
Sonntag im vorletzten Monat vor Ablauf der 
Wahlpeviode ſtatt. 

Im Falle der Auflöſung findet die Neuwahl an 
einem Sonntag binnen 2 Monaten, jedoch nicht vor 
6 Wochen nach dem Tage der Auflöſung ſtatt. Der 
bisherige Volkstag führt die Geſchäfte bis zur Neu⸗ 
wahl weiter 

Die Wahlperiode des neuen Volkstages beginnt, 
falls der Volkstag ſich aufgelöſt hat, mit dem Ta⸗ 
ge der Neuwahl, im übrigen mit dem Ablauf der 
Wahlperiode des alten Volkstages. 

Das Nähere über die Wahl des Volkstages be⸗ 
ſtimmt das Wahlgeſetz. 

2. Hinter Artikel 2 wird folgender Artikel 2a neu 
eingefügt: 

In Artikel 21 Abſatz 1 werden die Worte von 
„es ſei denn“ bis „feſtgenommen iſt“ geſtrichen. 

Abſatz 2 erhält folgenden Abſatz: 

Jedes Straf⸗ und Disziplinarverfahren gegen 
einen Abgeordneten und jede Haft oder ſonſtige 
Beſchränkung der persönlichen Freiheit iſt für die 
Dauer der Mitgliedſchaft zum Volkstag aufgehoben. 

In Artikel 22 Abſatz 2 werden die Worte „nur 
mit Zuſtimmung des Präſidenten des Volkstages“ 
geſtrichen, dafür wird das Wort „nicht“ geſetzt. 

Artikel 24 erhält folgende Faſſung: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung eines Amtes, in das ſie durch eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts gewählt wer⸗ 
den, keines Urlaubs. Lohn und Gehalt ſind wei⸗ 
ter zu zahlen. 

Iſt einer der genannten in einem Wahl vorſchlag 
als Bewerber aufgeſtellt, ſo iſt ihm vom Zeitpunkt 
der Anordnung der Wahl ab, der zur Vorbereitung 
der Wahl erforderliche Urlaub unter Weiterzah⸗ 
lung des Gehalts bezw. des Lohnes zu gewähren. 

Ich bitte die Damen und Herren, die die Abän⸗ 
derungsanträge annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
die Anträge ſind abgelehnt, damit gleichzeitig 
der Antrag, einen Artikel 2a zu ſchaffen. 

Wir kommen nun zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Friedrich u. Gen. zu 
Artikel 2 in Druckſache Nr. 299: 

Artikel 2, 
Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Vor Ablauf der Wahlperiode kann der Volks⸗ 
tag durch den Präſidenten des Senats, ſowie durch 
eigenen Beſchluß aufgelöſt werden. 
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Ich bitte diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
zit die Minderheit, er iſt abgelehnt. 

Es ſind alſo ſämtliche Anträge zu Artikel 2 abge⸗ 

lehnt. Wir ſtimmen jetzt über den unveränderten 

Artikel 2 der Vorlage ab. Ich bitte die Damen 

und Herren, die ihn annehmen wollen, ſich von 

den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 

Mehrheit Artikel 2 iſt angenommen. Ich rufe Ar⸗ 

tikel 3 auf und eröffne die Beſprechung. Zur Ge⸗ 

ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Rahn. 

Rahn. Abgeordneter (D. V. P.): Ich beantrage 
nunmehr, daß über den ganzen Reſt des Geſetzes 
gemeinſam beraten und abgeſtimmt wird, damit 
in der Oeffentlichkeit bekannt wird, in welcher 
Form hier wichtige Geſetze, wie die Abänderung 
der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig behan⸗ 
delt werden. 

Präsident: Erhebt ſich dagegen Widerſpruch? 
Ich ſtelle feſt, daß das nicht der Fall iſt. Dann 
ſtimmen wir jetzt über alle Abänderungsanträge 
zu den Artikeln 3—12 en bloc ab, und zwar über 
die Abänderungsanträge in den Druckſachen Nr. 
294, 295, 297, 299 und 298: 

Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 294. 

Zu Artikel 3. 

Im Artikel 12 werden 1. im erſten Abſatz die 
Worte „der Senat“ durch „die Regierung“ erſetzt und 
2. den zweiten Abſatz folgende Faſſung gegeben: „Der 
Volkstag tritt zum erſten Mal ſpäteſtens am 21. Ta⸗ 
ge nach ſeiner Wahl auf Berufung der Regierung 
zuſammen“. 

Im Artikel 14 werden die Worte „des Senats“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 18 werden die Worte „Der Senat“ 
durch „Die Regierung“, „des Senats“ durch „der 
Regierung“ und „Senatsmitglieder“ durch „Regie⸗ 
rungsmitglieder“ erſetzt. 

Im Artikel 19 werden die Worte „vom Senat“ 
durch „von der Regierung“ und „den Senat“ durch 
„der Regierung“ erſetzt. 

Hinter Abſchnitt II wird folgender neuer Ab⸗ 
ſchnitt Ha „der Senat“ eingefügt. 

Artikel 24a. 

Der Senat beſteht aus 25 von den öffentlichen 
Berufsverbänden nach den Grundſätzen der geheimen 
Verhältniswahl auf vier Jahre gewählten Senato⸗ 
ren. Wählbar iſt jeder wahlberechtigte Danziger 
Staatsangehörige, der dem betreffenden Berufsver⸗ 
5 1 and der das 35. Lebensjahr vollen⸗ 
det hat. 5 

Von der Ausübung des Wahlrechtes it ausge⸗ 

ſchloſſen: 

a) wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vor⸗ 
fe ſteht oder ſich in Fürſorgeerziehung be⸗ 
ine, 

b) wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bür⸗ 

gerlichen Ehrenrechte ermangelt, 

c) wer ſich im Konkurſe befindet. 

Das Nähere beſtimmt das Wahlgeſetz. 

! Artikel 24b 
Die Senatoren üben ihr Amt als Ehrenamt aus. 
Sie dürfen eine Entſchädigung nicht erhalten. 
Artikel 240 

Die Artikel 10 bis 18, 19, Abſatz 1, 20 bis 22 
1 24 finden auf den Senat entſprechende Anwen⸗ 

ung. 

Die Artikel ga bis och finden auf den Senat 
entſprechende Anwendung. 

Zu Artikel 4. 

Der Abſchnitt III der Senat erhält die Bezeich⸗ 
mung „III Regierung“. 

Der Artikel 25 erhält ſtatt der beiden erſten 
Abſätze folgende Beſtimmungen: 


(O 
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(Präfident) 
) Die Regierung beſteht aus dem Senatspräſt⸗ 
denten und ſechs Miniſtern, von denen einer dauern _ 
der Vertreter des Senatspräſidenten iſt. ü 
Die Mitglieder der Regierung werden vom 


1 a 
Mitglied der Regierung“ und „dem Senat“ durch ( 
„der Regierung“ erſetzt. 
Im Artikel 37 wird das Wort „des Senats“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 


1 


Volkstag und Senat in gemeinſchaftlicher Sitzung, 
die vom Präſidenten des Volkstages geleitet wird, 
in ſieben getrennten Wahlgängen auf je wier Jahre 
gewählt. 

Eine Neuwahl der Regierung hat nach erfolgter 
Neuwahl des Volkstages ſtattzufinden. Die Wahl 
erfolgt ſpäteſtens innerholb eines Monats nachdem 


der Volkstag ſowohl als der Senat zu ihrer erjten | 


Sitzung zuſammengetreten ſind. 


Scheidet einer der Gewählten durch Tod, Verluſt 


der Wählbarkeit oder aus ſonſtigen Gründen aus, 
ſo findet eine Erſatzwahl mur für den Reſt der Amts⸗ 
dauer des Ausſcheidenden ſtatt. 

Der bisherige Abſatz 3 wird geſtrichen. 

Im Artikel 26 wird das Wort „Senatsmitglied“ 
durch „Regierungsmitglied“ erſetzt. 

In Artikel 27 werden die Worte „des Senats“ 
durch „der Regierung“, „Senatsmitglieder“ durch 
„Regierungsmitglieder“ und „dem Senat“ durch „der 
Regierung“ erſetzt. j 
Zu Artikel 5. 

Artikel 28 erhält folgende Faſſung: 

In der nächſten nach der Wahl ſtattfindenden 
Sitzung des Volkstages wird das in die Regierung 
eintretende Mitglied in Gegenwart der übrigen Re⸗ 
gierungsmitglieder durch den Präſidenten des Volks⸗ 
tages in jein Amt eingeführt. Das neue Regierungs⸗ 
mitglied hat den folgenden Eid zu leiſten: 

Ich werde die mir als Mitglied der Regierung 
obliegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim zu 
halten mir geboten wird und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig mach beiten Kräften fördern. Der 
Eid wird geleiſtet durch Nachſprechen der Worte: 
„Ich ſchwöre es.“ Die Beifügung einer religiöſen Be⸗ 
teuerungsformel iſt zuläſſig. 

Zu Artikel 6. 

Artikel 29 wird aufgehoben. 

Im Artikel 30 werden die Worte „Senatsmit⸗ 
glied“ durch „Regierungsmitglied“ und „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Artikel 31 erhält folgende Faſſung: 

Tritt ein Regierungsmitglied zurück oder endigt 
feine Amtsdauer durch Zeitablauf, jo hat es bis zur 
Neuwahl die Geſchäfte weiter zu führen. 

Im Artikel 32 erhält der erſte Satz folgende 
Faſſung: 

Wegen ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung 
oder eines Geſetzes kann ein Mitglied der Regierung 
auf Beſchluß des Volkstages oder Senats angeklagt 
werden. 

Ferner werden in Satz 2 hinter die Worte „des 
Volktages“ hinzugefügt „oder des Senats.“ f 
Zu Artikel 7. 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder der Regierung beziehen das durch 
Geſetz feſtgeſetzte Gehalt. Ueber ihr Ruhegehalt und 
die Hinterbliebenenverſorgung ergeht ein beſonderes 
Geſetz. 

Zu Artikel 8. 

Artikel 34 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder der Regierung dürfen kein an⸗ 
deres öffentliches Amt und auch keine ſonſtige Be⸗ 
rufstätigkeit ausüben. 

Die Zugehörigkeit zu dem Vorſtande, dem Ver⸗ 
waltungs⸗ und Aufſichtsrat einer auf Erwerb gerich⸗ 
teten Geſellſchaft iſt den Mitgliedern der Regierung 
unterjagt. 

Im Artikel 35 werden die Worte „Der Senat“ 
durch „Die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 36 werden die Worte „Der Präſi⸗ 
dent des Senats“ durch „Der Staatspräſident“, „der 
Senat“ durch „die Regierung“ „dem Senat“ durch 
„der Regierung“ und „Senator“ durch „dienſtälteſtes 


— 


— 


Im Artikel 38 werden die Worte „Der Senat“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 39 wird das Wort „Der Senat“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 40 wird das Wort „Dem Senat“ 
durch „Der Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 41, Abſatz 1 wird das Wort „Der 
Senat“ durch „Die Regierung“ erſetzt. 

Abſatz 2 des Artikel 44 erhält folgende Faſſung: 

Arkunden werden im Namen der Freien Stadt 
Danzig von dem Staatspräſidenten oder ſeinem ſtän⸗ 
digen Vertreter und einem weiteren Mitgliede der 
Regierung unterzeichnet. 

Im Artikel 42 wird das Wort „Der Senat“ 
durch „Die Regierung“ erſetzt. 

Artikel 43 erhält folgende Faſſung: 

Ein Geſetz kommt durch übereinſtimmenden Be⸗ 
ſchluß vom Volkstag und Senat zuſtande. 

Stimmt der Senat einem vom Volkstage oder 
der Volkstag einem vom Senat gefaßten Beſchluß 
nicht zu, ſo geht die Vorlage zunächſt an die andere 
Kammer zurück. 

Bleibt die andere Kammer bei ihrem Beſchluſſe, 
jo geht die Vorlage an den „Ständigen Ausſchuß“ der 
beiden Kammern, der endgültig entſcheidet. 

Der Ständige Ausſchuß kann auch die Entſchei⸗ 
dung des Volkes (Volksentſcheid) herbeiführen. 

Der Geſetzentwurf über die jährliche Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsplanes iſt zuerſt dem Volkstage 
vorzulegen. 

Artikel 46 erhält folgende Faſſung: 

Geſetzesvorlagen werden von der Regierung oder 
aus der Mitte des Volkstages oder Senats eingebracht 

Im Artikel 47, Abſatz 1 wird das Wort „des Se⸗ 
nats“ durch „der Regierung“ erſetzt. 

Es wird hinter Artikel 49 folgender neuer Ab⸗ 
ſchnitt eingefügt: 


IVa. 
Ständiger Ausſchuß. 
Artikel 49a. 

Es wird ein ſtändiger Ausſchuß beider Kam⸗ 
mern gebildet. Derſelbe beſteht aus je 5 Mitglie⸗ 
dern des Volkstages und des Senats, welcher von 
dieſen Körperſchaften nach den Grundſätzen der Ver⸗ 
häliniswahl in geheimer Abſtimmung für die Amts⸗ 
dauer dieſer Körperſchaften gewählt wird. 

Außerdem gehört der Staatspräſident, in ſeiner 
Behinderung deſſen Vertreter dem Ständigen Aus⸗ 
ſchuß als ſtimmberechtigtes Mitglied an. 

Die Mitglieder des Ständigen Ausſchuſſes ſchei⸗ 
den aus demſelben mit Beendigung ihrer Zugehörig⸗ 
keit zu den Wahlkörperſchaften aus. Im Falle des 
Ausſcheidens hat eine Erſatzwahl ſtattzufinden. 

Artikel 49b. 

Der Ständige Ausſchuß hat folgende Aufgaben: 

1. er iſt Wahlvorbereitungsausſchuß für die Wahl 
der Regierung, N 

2. er hat auf Antrag des Senats, des Volktages oder 
der Regierung über die Auflöſung des Volkstages 
zu beſchließen, 

3. er entſcheidet über Geſetzesvorlagen, bei Nichtüber⸗ 
einſtimmung der Beſchlüſſe des Volkstages und des 


Senats. 
Artikel 49c. 

Die Verhandlungen des ſtändigen Ausſchuſſes 
ſind nicht öffentlich und vertraulich. Er verhandelt 
unter dem Vorſitz des Staatspräſidenten. 

Er entſcheidet mit einfacher Mehrheit der abge⸗ 
gebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit gibt der 
Staatspräſident den Ausſchlag. g 

Im übrigen gibt ſich der Ständige Ausſchuß jeine 
Geſchäftsordnung ſelbſt. > 

Es wird folgender neuer Abſchnitt eingefügt: 

IVb. Notverordnungsrecht. 
Artikel 49d. =: 

Die Regierung kann, wenn im Gebiete der Frei⸗ 
en Stadt Danzig die öffentliche Sicherheit oder Ord⸗ 
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äſident) g 
mung erheblich geſtört oder gefährdet iſt, die zur 
Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung nötigen Maßnahmen treffen. Zu, dieſem 
Zweck darf ſie vorübergehend die in den Artikeln 
74, 78, 79, 84, 85, 86 und 110 feſtgeſetzten Grundrechte 
ganz oder zum Teil außer Kraft ſetzen. 

Von allen gemäß Abſatz 1 dieſes Artikels getrof⸗ 


fenen Maßnahmen hat die Regierung unverzüglich 


dem Volkstage und dem Senat Kenntnis zu geben 


Die Maßnahmen find auf Verlangen des Volkstages 


oder Senats außer Kraft zu ſetzen. 
Im Artikel 51 wird das Wort „der Senat“ durch 
„die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 53 und 54 werden hinter die Worte 
„des Volkstages“ hinzugefügt „und des Senats“. 

Im Artikel 54 werden die Worte „des Senats“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Artikel 56 wird aufgehoben. ; 

Im Artikel 58 werden die Worte „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 60 werden die Worte „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 
Zu Artikel 9. 

Im Artikel 64 werden im erſten Satz anſtelle 
der Worte „dem Präsidenten und einem Mitgliede 
des Senats“ die Worte geſetzt: „dem Staatspräſiden⸗ 
ten oder deſſen Vertreter und einem weiteren Mit⸗ 
gliede der Regierung.“ 

Im Artikel 68 werden die Worte „des Senats“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Zu Artikel 11. 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

Der Staatspräſident iſt Oberbürgermeiſter, das 
mit der Bearbeitung der Finanzangelegenheiten be⸗ 
auftragte Mitglied der Regierung Kämmerer der 
Stadtgemeinde Danzig. Beide ſind Mitglieder des 
Magiſtrats. 

Artikel 115 Abſatz 3 wird aufgehoben. 

Zu Artikel 12. 

Dieſes Geſetz tritt in Kraft, ſobald es nach er⸗ 
folgter Erfüllung der Vorausſetzungen des Artikels 
49 Abſatz 3 im Geſetzblatt verkündet iſt. 

Späteſtens drei Monate nach dem erfolgten In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes find der Volkstag und Se⸗ 
mat neu zu wählen. 

Bis zur Einführung der nach 
neu zu wählenden 
nat im Amt. 

Der bisherige Senat wird ermächtigt, die Ver⸗ 
faſſung binnen vierzehn Tagen nach ihrem Inkraft⸗ 
treten in der neuen Faſſung mit entſprechenden Aen⸗ 
derungen der Abſchnitt⸗ und Artikelfolge mit Weg⸗ 
laſſung des Artikel 117 im Geſetzblatt neu zu ver⸗ 


künden. 
Schwegmann und die 
übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion. 


dieſer Verfaſſung 


Eventualantrag in Drucksache Nr. 295. 

Für den Fall der Ablehnung unſerer Hauptan⸗ 
träge ſtellen wir folgende Eventualanträge: 

J. Wir beantragen im Artikel 11 der Regierungs⸗ 

worlage 

a) den dritten Abſatz, beginnend mit den Wor⸗ 

ten: „Zur Beſchlußfaſſung . zu ſtreichen, 

b) überall „Stadtbürgerſchaft“ durch „Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung“ zu erſetzen. 

U. Wir beantragen im Artikel 12 folgende neuen Ab⸗ 
ſätze hinzuzufügen: 

Späteſtens binnen zwei Monaten nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes iſt der Volkstag neu zu wählen. 
Der bisherige Volkstag wird mit dem Tage der Neu⸗ 
wahl aufgelöſt. / SR » 

Der bisherige Senat wird ermächtigt, die Ver⸗ 
faſſung binnen vierzehn Tagen nach ihrem Inkraft⸗ 
treten in der neuen Faſſung unter Weglaſſung des 
Artikels 117 im Geſetzblatt neu zu verkünden. 

Schwegmann und die 5 
übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion. 


Regierung bleibt der bisherige Se⸗ 
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Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 297 
3. Artikel 4 erhält folgende eg 
Artikel 25 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat beſteht aus dem Präſidenten als Vor⸗ 
ſitzenden und 4 Senatoren. Die Senatoren werden 
auf unbeſtimmte Zeit vom Volkstage gewählt. 

Die Wahl ijt geheim und geſchieht durch Abgabe 
von Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die unbe⸗ 
dingte Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtim⸗ 
mung nicht erzielt, jo äſt unter den beiden Perſo⸗ 
nen, die die meiſten Stimmen erhalten haben, 
abermals zu wählen. Erhalten bei der Stichwahl 
beide Bewerber die gleiche Stimmenzahl, ſo ent⸗ 
icheidet das vom Präſidenten zu ziehende Los. 

4. Artikel 6 erhält folgende Faſſung: 
Artikel 29 erhält folgende Faſſung: 
„Die Mitglieder des Senats jind einzeln und in 
ihrer Geſamtheit von dem Vertrauen des Volks⸗ 
tages abhängig und haben von ihrem Amte zurück⸗ 
zutreten, wenn der Volkstag ihnen ſein Vertrauen 
durch ausdrücklichen Beſchluß entzieht. Der An⸗ 
trag bedarf der Anterſchrift von einer Fraktion, 
der Beſchluß erfordert die Zuſtimmung der Mehr⸗ 
heit der anweſenden Volkstagsabgeordneten. 
5. Artikel 7 erhält folgende Faſſung: 
e an 71 ſaſſung: 
ie Mitglieder des Senats beziehen das dur 
Geſetz feſtgeſetzte Gehalt. 5 
6. Artikel 8 erhält folgende Faſſung: 

„Die Mitgl.eder des Senats dürfen kein anderes 
öffentliches Amt ausüben.“ 

7. Hinter Artikel 8 iſt ein Artikel 8a mit folgen⸗ 
dem Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 56 der Verfaſſung wird geſtrichen.“ 

8. Artikel 9 erhält folgende Faſſung: 
Artikel 64 erhält folgende Faſſung: 

Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit wer⸗ 
den in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und 
geheimer Wahl von den über 18 Jahre alten 
männlichen und weiblichen Staatsangehörigen 
nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
Sie ſind jederzeit abberufbar. 

Das Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. 

9. Hinter Artikel 9 wird ein Artikel 9a mit folgen⸗ 
dem Wortlaut eingefügt; 

„Artikel 65 der Verfaſſung wird geſtrichen.“ 

10. Artikel 11 erhält folgende Faſſung: 

„Die Stadtgemeinde Danzig iſt eine ſelbſtändige 
Gemeinde mit eigenem Vermögen. Sie regelt ihre 
Gemeindeangelegenheiten nach einem beſonderen 


11. Hinter Artikel 11 iſt ein Artikel 11a mit folgen⸗ 
dem Wortlaut einzufügen: 

In Artikel 70 werden die Worte „jedoch iſt die 
Wahlberechtigung von halbjährigem Aufenthalt 
abhängig“ geſtrichen. | 
Artikel 115 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeiter und Angeſtellten bilden aus ihrer 
Mitte Betriebsräte, die berufen ſind, ihre Inter⸗ 
eſſen gegenüber den Unternehmern wahrzunehmen. 
Das Nähere regelt ein Geſetz. 

12. In Artikel 12 Abſatz b werden hinter der Ziffer 
„11“ die Ziffern „2a, Sa, ga, 11a“ eingefügt. 


aſchke und 
die übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion 


Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 299. 
Artikel 4 

erhält folgende Faſſung: 
Artikel 25. 

a) Der Senat beſteht aus dem Präſidenten als Vor⸗ 
ſitzenden, dem ſtellvertretenden Präsidenten als 
ſtellvertretenden Präſidenten und 10 Senatoren. 
Der Präſident des Senats wird von den über 20 
Jahre alten männlichen und weiblichen Danziger 
Staatsangehörigen auf 7 Jahre gewählt. 

Wählbar it jeder Danziger Staatsangehörige, 
der das 35. Lebensjahr vollendet hat. 
Das Nähere beſtimmt ein Geſetz. 


(C} 


D) 


(A) 


(B) 
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(Präſident) 

4 Senatoren werden als vollbeſoldete Mitglieder 
des Senats auf 4 Jahre vom Volkstage gewählt. 
Die Wahl erfolgt früheſtens 6 Monate und ſpäte⸗ 
ſtens zwölf Monate nach Beginn der Amtsdauer 
des Volkstages. Die gewählten treten ihre Aemter 
ein Jahr nach Beginn der Amtsdauer des wäh⸗ 
lenden Volkstages an. Scheidet einer der gewähl⸗ 
ten durch Tod oder aus ſonſtigen Gründen vor⸗ 
zeitig aus, ſo findet eine etwaige Erſatzwahl nur 
für den Reſt der Amtsdauer des Ausſcheidenden 
ſtatt. Die Amtsdauer der von dem erſten Volks⸗ 
tage Gewählten endigt ein Jahr nach Beginn der 
Amtsdauer des zweiten Volkstages. 

b) Der ſtell vertretende Präſident und 6 Senatoren 
werden als unbeſoldete Mitglieder des Senats 
auf unbeſtimmte Zeit vom Volkstage gewählt. 

Die Wahl iſt geheim und geſchieht durch Abga⸗ 
be von Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die Mehr⸗ 
heit der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die 
unbedingte Stimmenmehrheit bei der erſten Ab⸗ 
ſtimmung nicht erzielt, fo äſt unter den beiden Per⸗ 
jonen, die die meiſten Stimmen erhalten haben, 
abermals zu wählen. Erhalten bei der Stich⸗ 
wahl beide Bewerber die gleiche Stimmenzahl, ſo 
entſcheidet das vom Präſidenten des Volkstages 
zu ziehende Los. 

Artikel 4a. 


Artikel 26 der Verfaſſung, Abſ. 1 erhält folgende 
Faſſung: 

Wählbar zum Senatsmitgliede iſt, mit Aus⸗ 
nahme des Präſidenten des Senats, wer das fünf⸗ 
undzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat. Eine Wie⸗ 
derwahl iſt zuläſſig. 

Artikel 5 


iſt zu ſtreichen. 

Artikel 6 
iſt zu ſtreichen. 

Friedrich 


übrigen Abgeordneten der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft. 
Zum Zwecke der Unterſtützung: 
Dumont und die 
übrigen Mitglieder der Nationalliberalen Gruppe. 


und die 


Abänderungsantrag in Drucksache Nr. 298 
Artikel 11a. 
Artikel 104, Abs 1 erhält folgende Faſſung: 

Das öffentliche Schulweſen iſt auf ſimultaner 
Grundlage organiſch auszugeſtalten. Vorhandene 
Schulen anderer Art bleiben beſtehen. Jedoch ſind 
neben dieſen auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
für alle Kinder gemeinſame Schulen (Simultanſchu⸗ 
len) einzurichten. Auch iſt berechtigten Wünſchen der 
Erziehungsberechtigten hinſichtlich der Neueinrichtung 
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von Schulen anderer Art Rechnung zu tragen, ſoweit 
hierdurch ein geordneter Schulbetrieb nicht beeinträch⸗ 


tigt wird. 
Zu Artikel 12. 
In Abſchnitr a iſt einzufügen: Artikel 11a. 
Friedrich 
und die übrigen Abgeordneten der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft. 
Dumont und die 

übrigen Mitglieder der Nationalliberalen Gruppe. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dieſe Abän⸗ 
derungsanträge annehmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, 
alle Anträge ſind abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über die Artikel 3 bis 12 der Vorlage ab. (Abg. 
Raſchke: Kino iſt garnichts dagegen!) Ich bitte 
die Damen und Herren, die die Artikel 3 bis 12 
annehmen wollen, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle die An⸗ 
nahme feſt. Ich rufe die Ueberſchrift auf: „Geſetz 
betreffend die Abänderung der Verfaſſung der 
Freien Stadt Danzig“ und eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Ich ſchließe die Beſprechung, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer die Ueberſchrift an⸗ 
nehmen will, bitte ich ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, ich ſtelle die 
Annahme feſt. Das Geſetz iſt damit in zweiter Le⸗ 
ſung angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
dieſe Vorlage an den Verfaſſungsausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen. 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Rückverwei⸗ 
ſung der Vorlage an den Verfaſſungsausſchuß ge⸗ 
ſtellt worden. Ich bitte die Damen und Herren, die 
dieſem Antrag zuſtimmen wollen, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es 
iſt ſo beſchloſſen. Wir ſind damit am Schluß der 
heutigen Tagesordnung und ſomit am Schluß der 
Sitzung. Da ich nun nicht wiſſen kann, wann die 
Vorlage aus dem Ausſchuß kommt, bitte ich das 
hohe Haus um die Ermächtigung, Zeitpunkt und 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung feſtſetzen zu 
dürfen. Widerſpruch wird nicht laut. das hohe 
Haus hat ſo beſchloſſen, ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 25 Minuten!) 


(C) 


(D) 


— ĩP—— 


(A) 


() 
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Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abän⸗ 
derung der Verfaſſung. (Drucksache Nr. 304 
ee e 

Plewikowſei (NP) 3 

Ordnungsruf für den Abg. Liihmemflfi 19 755 5 

Zweiter Ordmungsruf f. d. Abg. Liſchnewſki (K. P.) 

Ordnungsruf für die Frau Abg. Kreft (K. P.) 

Dumont (Nat. Dib.) gur Geſchäfsordnung 
Loops (S P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Rahn (DV P.)) W 
Hohnfeldt (Nat Soz.) 

Abümnderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 1 der Druckſache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache r , „ 

Abändevungsantrag des Abg Dumont u Gen. zu 
Artikel 1 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
A e,, e 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u Fr. zu 
1 8 5 der Drucksache Nr. 304 (Druckſache 
307 Ne a re ed 

Abanderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. gu 
Artikel 2 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 


t ne; 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
9 5 der Druckſache Nr. 304 (Drackſache 
Nr. 307 e e 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
91 N 2 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. JFF 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchbe u. Fr. zu 
1 2 23 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
07 5 


* N 3 


Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Kr. 
zu Artikel 3 der Drucksache Nr. 304 (Druck⸗ 
ee ,, es 

Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. zu 
1 5 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 

1 F RE 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 

e 5 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
r. 307 Da EL BRENNER =, 0 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 4 der Druckſache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 305) F777 

Abänderungsantrag des Abg. Dumont u Gen. zu 
Artikel 5 der Dwuckſache Nr. 304 (Druckſache 
e RS ee 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 5 der Druckſache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 305) „ EN AR 

Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. zu 
08. 00 1 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 

r. 8 . „„ 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 

N 0 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
r. 307) TT 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmamn u. Fr. 
zu Artikel 6 der Drucksache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 305) e 

Abämderungsantrag des Abg. Dumont u Gen. zu 
1 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. 311 ET 1 ae 

Abänderungsantrag des Abg. Raihke u. Fr. zu 
ie g der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. 307 e e e en 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 7 der Druckſache Nr. 304 (Druck⸗ 
%% ͤũ ʃꝑa„f—l s 

Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. zu 
1 5 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. Si . n 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchte u. Fr. zu 
1 0 der Drucksache Nr. 304 (Druckfache 


Seite 


— — — cc 
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Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 8 der Druckſache Nr 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 305) r T OA 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Artikel 8a der Drucksache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 307) e 
Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen, zu 
Artikel 9 der Druckſache Nr. 304 (Druckſache⸗ 
Nr. 311) VVVVCCCCCCC 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Artikel 9 der Drucksache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. 307) „ % ee a TODD. 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 


765 C 


765 D 


zu Artikel 9 der Druckſache Nr 304 (Druck⸗ 
ahh se re CD 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Artikel ga der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
Nr. 307) J)) a ee sen u L7ODAR 
Schwegmann (DNat.) zur Geſchäftsord⸗ 
nung Tn 
Abänderungsantrag des Abg. Friedrich, Jahr, 
Hennke u. Gen. zu Artikel Ila und 12 der 
eee e 0 e 
Schwegmann (DNA) zur Geſchäftsord⸗ 
mung 7 
Dr. Kamnitzer (SP. D) zur Geſchäftsord⸗ 
Riff TOR 
Abänderungsantrag des Abg. Dumont u Gen, zu 
Artikel 11 der Drucksache Nr. 304 (Drucksache 
Nr. Bir) o ß re ODER 
Eventualantrag der Abg. Dumont, Berger u. Gen. 
zu Artikel 11 der Druckſache Nr. 304 (Druck⸗ 
ſache Nr. 312) CFCCCCCCC0C0C0CCCC a TLOHE: 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Artikel 11 der Drucksache Nr 304 (Druckſache 
Nr. 307) r tl riesen 00T 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 11 der Druckſache Nr 304 (Drud- 5 
a e , en a ae CRD 
Eventualantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. au 
Artikel 11 der Druckſache Nr 304 (Druͤckſache 
306) 5 66 D 


Abänderungsgntrag der Abg. Dr. Kamnitzer 
Gajikowſbi, Siebenfreund u. Fr. (Druckſache 
% ne Pe he 

Namentliche Abſtimmung über Artikel 11a des 
Abänderungsantrages der Abg. Friedrich, 
ah ee a e ee 

Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Artikel 11a der Drucksache Nr. 304 (Druck⸗ 
))) ͤ 

Abänderungsantrag des Abg. Naſchke au Fr. zu 
ae der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 
\ 1% 0 . . . D . . . „ . . . . DI 

Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. Fr. 
zu Artikel 12 der Drucksache Nr 304 (Drud: 
ſache Nr. 305) FCC 

Eventuglantrag des Abg., Schwegmann u. Fr. zu 
ee der Druckſache Nr. 304 (Drudjadhe 

Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. zu 
a der Druckſache Nr. 304 (Druckſache 

Eventualantrag des Abg. Dumont, Berger u. 

Gen. zu Artikel 12 (Druckſache Nr. BIO) =, 
Gehl, Stellvertr. Präſident des Senats 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Raſchke (K. P.) . 

Druckſache er 


Namentliche Schlußabſtimmung über 
SE ET N 
Raſchke (K.P.) zur Geſchäftsordnung 
Loops (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Vertagung und Feſtſetzung der mächſten Sitzung 


1B 
718 
772 K 
772 B 


Die Sitzung wird 3 Uhr 35 Minuten durch 
den Präſidenten Spill eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präsident des Senats 
Dr. Sahm; Senator Dr. Schwartz; Regierungs⸗ 
rat Koeppen. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 39. 
Vollſitzung. Ich rufe den einzigen Punkt der 


Tagesordnung auf: 


(0) 


D) 


N 
1 
9 


(A) 


8 


— 


** 
ee eee 
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(Plenikowski, Abgeordneter) 5 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung der Verfaſſung. 

Drucksache Nr. 304 zu Nr. 190. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. 
H.! In den letzten Tagen haben ſämtliche bürger⸗ 
lichen Zeitungen ſich ganz eingehend mit dem 
Problem der Verfaſſungsänderung befaßt. Ja, 
einzelne dieſer Zeitungen haben betont, daß 
bürgerliche Parteien z. B. die ganz rechts einge⸗ 
ſtellte Nationalliberale Bürgerpartei mit ihrem 
Abänderungsantrag weit über das hinausgegan⸗ 
gen find, was augenblicklich die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei fordert. Was beweiſt das? Die 
Richtigkeit unſerer Theorie, daß die bürgerlichen 
Parteien ſogar ſelbſt für eine Aenderung der 
Verfaſſung, auch für die Erweiterung der demo⸗ 
kratiſchen Rechte zu haben ſind, wenn es in ihren 
Kram paßt. Ferdinand Laſſalle erklärte die Ver⸗ 
faſſung als den rechtlichen Ausdruck der Klaſſen⸗ 
verhältniſſe eines Staates. Um die Stellung ber 
Kommuniſtiſchen Partei zu dieſer Verfaſſungs⸗ 
änderung hier in Danzig darzulegen, iſt es not⸗ 
wendig, einige allgemeine Betrachtungen vorzu⸗ 
nehmen. 

Wie ſtehen wir als Kommuniſtiſche Partei 
zum Staat überhaupt? Wir wiſſen, wie der bür⸗ 
gerliche Staat von den bürgerlichen Parteien als 
der „Vater Staat“ gelobt wird, der für alle 
Bürger Sorge trägt, der ein wohlwollendes Ge⸗ 
ſicht zeigt, der für uns ſorgt, wenn wir erwerbs⸗ 
los ſind, der für die Bürger durch die Kranken⸗ 
verſicherung ſorgt, wenn ie krank ſind, der für te 
bei Unfall ſorgt, der für ſie ſorgt, wenn ſie nicht 
mehr imſtande ſind zu arbeiten durch die Invali⸗ 
denperſicherung, der die Bürger vor Verbrechern 
ſchützt, der Recht ſpricht, wo jeder einzelne Bür⸗ 
ger,, auch der Allerärmſte. zur höchſten Würde 
emporſteigen kann. Dies Geſicht trägt der Staat 
in allen bürgerlichen Zeitungen von den Deutſch⸗ 
nationalen herab bis zu den Sozialdemokraten. 
Es iſt der Vater Staat mit ſeinem wohlwollen⸗ 
den Geſicht, der für alle Bürger ſorgt, um ſie be⸗ 
müht iſt, fie vor Unrecht ſchützt, für ſie bei Er⸗ 
werbsloſigkeit, Krankheit und Invalidität ſorgt. 
Aber, m. D. u. H., dieſes Geſicht, das in der 
Preſſe dargeſtellt wird, in Büchern, in der 
Schule, von der Kanzel herab, in Filmen, dieſes 
Geſicht iſt nicht das wahre Geſicht des bürger⸗ 
lich kapitaliſtiſchen Staates. Das wahre Geſicht 
ſieht anders aus. M. D. u. H., was iſt die Grund⸗ 
lage des bürgerlich kapitaliſtiſchen Staates? Das 
finden wir in jeder Verfaſſung verankert, ſei es 


die Verfaſſung des demokratiſchen Amerika, ſei es 


die Verfaſſung Englands, Frankreichs oder auch 
Deutſchlands. Sie alle ſtellen das Privateigen⸗ 
tum an Produktionsmitteln als Heiligtum hin 
und ſchützen dieſes Privateigentum durch die 
Verfaſſung. Wir wollen nun einmal unterſuchen, 
ob der kapitaliſtiſche Staat auch in Wahrheit ge⸗ 
willt iſt, das Privateigentum zu ſchützen. Nur 
ein paar Beiſpiele, die die Unwahrheit ſogar 
dieſer verlogenen Behauptung, der Staat ſchütze 
das Eigentum, nachweiſen ſollen. Wir kennen 
alle die Zeiten der Inflation, und wir wiſſen, 
daß durch die Inflation Millionen von Sparern 
ihre ſauer erworbenen Groſchen geſtohlen wor⸗ 
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den ſind. Millionen won Sparern hat man ent⸗ 
weder ganz enteignet oder ihnen nur kleine Reſte 
gelaſſen. Wurde dieſe brutale Enteignung 
etwa durch irgend welche äußere Gewalten vorge⸗ 
nommen, durch einen Krieg, eine Revolution? 
Nein, dieſe Vergewaltigung, dieſe Ausplünde⸗ 
rung von Millionen von Bürgern wurde durch 
den Staat vorgenommen, der das Eigentum 
ſchützt und es heiligt, denn die Regierungen eines 
Marx, eines Streſemann, eines Cuno fin es ge⸗ 
weſen, die durch die Herbeiführung der Infla⸗ 
tionspolitik dieſen Raub erſt ermöglicht haben. 
Dann ſetzte die Deflationspolitik ein, und nun 
wurde die Steuerſchraube angezogen, aber nicht 
etwa bei all den Inflationsgewinnlern, — die⸗ 
ſen wurden in der Deflationszeit neue Millionen 
und Milliarden in den Rachen geworfen — ſon⸗ 
dern bei den Werktätigen. Wer hat ſich damals 
hingeſtellt, um das Eigentum der kleinen Sparer 
zu ſchützen und zu verteidigen? Da fand ſich kein 
Rechtsanwalt, kein Staatsanwalt, kein Staats⸗ 
miniſter, kein Parlament, um dieſes Eigentum 
zu verteidigen und den ausgeraubten und ausge⸗ 
plünderten Maſſen des Mittelſtandes zu ihrem 
Recht zu verhelfen. So ſieht das wahre Geſicht 
dieſes Staates aus. Millionen von kleinen 
Sparern mußten zu Grunde gehen, wurden aus⸗ 
geplündert, um einigen Großkapitaliſten Rieſen⸗ 


gewinne zuzuſchieben. 


Wo bleibt der Staat, der das Eigentum 
ſchützt und es heiligt, wenn den kleinen Bauern 
die letzte Kuh gepfändet wird? Wo bleibt der 
Staat, wenn die Arbeiter verſuchen ihr Eigen⸗ 
tum, ihre Arbeitskraft ſo teuer zu verbaufen, daß 
ſie und ihre Familie leben können? Ich erinnere 
an den letzten Generalſtreik in England. England 
wird ja auch als das gelobte Land der Demo⸗ 
kratie hingeſtellt. Als damals beim General⸗ 


jtreif die Grubenbeſitzer ihre Gruben ſchloſſen 
und erklärten, ſie ließen nicht weiter arbeiten, 
fand ſich niemand, der die Grubenbeſitzer daran 
hinderte. Der Arbeiter kann ſeine Stiefel aus⸗ 
ziehen. Die demokratiſche Staatsverfaſſung hin⸗ 
dert ihn natürlich nicht daran. Aber die demo⸗ 
kratiſche Staatsverfaſſung wehrt auch dem Gru⸗ 
benbeſitzer nicht, ſeine Gruben zu ſchließen und 
dadurch Millionen von Arbeitern auf die Straße 
zu werfen, ſie dem Hungertode preiszugeben. Da 
haben ſelbſt die engliſchen Staatsmänner erklärt, 
es ſei keine geſetzliche Handhabe da, um die 
Schließung der Gruben zu verhindern. Wie han⸗ 
delte man zu gleicher Zeit im gleichen Lande den 
Arbeitern gegenüber? Die Arbeiter ſtreikten, ſie 
wollten ihr Eigentum, ihre Arbeitskraft nicht 
mehr zu den Hungerlöhnen den Kapitaliſten an⸗ 
bieten. Die Arbeitskraft iſt das Eigentum des 
Arbeiters, er kann damit tun, was er will. Was 
tat man mit den Arbeiterführern, die zum Ge⸗ 
neralſtreik aufriefen? Man ſperrte ſie in die 
Gefängniſſe und Zuchthäuſer. Man verwehrte 
den Arbeitern zu ſtreiken, indem man den Aus⸗ 
nahmezuſtand ſchuf und die Techniſche Nothilfe 
einſetzte. So ſieht das wahre Geſicht dieſes Staa⸗ 
tes aus. Es iſt der Staat, den uns Engels bereits 


vor einem halben Jahrhundert treffend mit fol⸗ 


genden Worten geſchildert hat. Sie 
Herr Präſident, daß ich das verleſe: 


geſtatten 


— 


(C) 


D) 


(A) 


G) 
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Er (der Staat) iſt ein Produkt der Geſellſchaft 
auf einer beitimmten Entwicklungsſtufe, es iſt das 
ein Eingeſtändnis, daß dieſe Geſellſchaft, ſich in 
einem unlöslichen Widerſpruch mit ſich ſelbſt ver⸗ 
wickelt, ſich in unwerſöhnliche Gegenſätze geſpalten 
hat, die zu bannen fie ohnmächtig iſt. 8 
M. D. u. H., Sie wiſſen, daß ſich in vielen 


bürgerlich kapitaliſtiſchen Ländern die bürger⸗ 
lichen Pateien darüber ſtreiten, ob etwa die 
monarchiſtiſche Staatsform oder die demokra⸗ 


tiſche eine beſſere ſei, ob dieſe Verfaſſungsände⸗ 
rung einen wirtſchaftlichen Aufſtieg gewährlei⸗ 
ſtet oder jene Verfaſſungsänderung vielleicht eine 
beſſere Handhabe für den wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſtieg bietet. Wir Kommuniſten ſtehen demgegen⸗ 
über auf dem Standpunkt, den 
im Jahre 1912 in Amſterdam mit 
Worten ſkizziert hat: 

Ob Monarchie, ob bürgerliche Republik, beide 
find Klaſſenſtaaten, beide ſind eine Staatsform zur 
Aufrechterhaltung der Klaſſenherrſchaft der Burgoi⸗ 

kapitaliſtiſche Geſell⸗ 


folgenden 


fie. Beide ſind beſtimmt, die 

ſchaftsordnung zu ſchützen. 
Nicht nur in Deutſchland, ſondern auch in eini⸗ 
gen anderen europäiſchen Ländern hallt es wider 
vom Kampflärm der Monarchiſten und Republi⸗ 
kaner. Wir erklären, daß der ganze Kampf dieſer 


beiden bürgerlichen Richtungen nur ein Schein⸗ 


kampf iſt, genau ſo, wie es ja auch nur ein 
Scheinſtreit iſt, ob die monarchiſtiſche oder demo⸗ 


erklärte klar und eindeutig, ſie taugen beide 
nichts, beide ſind Staatsformen der Bourgoiſie 
zur Aufrechterhaltung ihrer Klaſſenherrſchaft. 
Deshalb kämpfen wir gegen beide Staatsformen. 
Dieſer Kampf der Monarchiſten und Republi⸗ 
kaner gegen einander iſt aber nur der Ausdruck 
eines andern Kampfes, der ſich in der Politik der 
geſamten Welt abipielt. 

Die Weltpolitik der Bourgeoiſie bewegt ſich 
augenblicklich in zwei Richtungen. Die eine 
bekämpft offen und reaktionär die revolutionäre 
Arbeiterſchaft. Sie will durch den offenen Kampf, 
durch brutal Gewaltmaßnahmen die Arbeiter⸗ 
ſchaft niederzwingen und niederhalten. Die an⸗ 
dere Richtung iſt eine demokratiſch⸗pazifiſtiſche. 
Sie treibt eine weitſichtigere Politik, ſie treibt 
eine Politik der kleinen Zugeſtändniſſe, der Be⸗ 
ſtechung der ſozialdemokratiſchen Arbeiterführer; 
denn man kann das Emporklimmen eines Satt⸗ 
lers zum Reichspräſidenten, das Ernennen von 
Arbeiterführern zu Miniſtern innerhalb des 
kapitaliſtiſchen Staates nur als eine Beſtechung 
durch die Bourgoiſie anſehen. (Unerhört! und 
Lärm links. — Händeklatſchen bei den Kommu⸗ 
niſten. — Abg. Bergund: Sie haben eine 
Ahnung davon! — Abg. Brill: Sie haben ſich be⸗ 
ſtechen laſſen! — Zurufe links.) Vielleicht ſind 
Sie ſo liebenswürdig, das von dieſer Stelle aus 
zu erklären, dann werde ich antworten können. 
Auf einen Zwiſchenruf kann ich nicht ſo eingehen, 
wie ich es müßte, ſonſt könnte ich Ihnen Be⸗ 
ſtechungen nachweiſen. (Sie ſind viel zu grün! 
links) Ich war nicht zu grün, um Spitzenkandi⸗ 
dat der Sozialdemokratiſchen Partei für den 
Kreistag zu ſein, um auf einen Reek aufzupaſſen. 
(Abg. Brill: Durch Beſtechung der Arbeiter im 
Großen Werder ſind Sie Spitzenkandidat gewor⸗ 
den!) Erklären Sie das von dieſer Stelle, dann 
werde ich Ihnen das Gegenteil beweiſen. (Abg. 
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Liſchnewski: 
kommen und jetzt ſpuckt Ihr große Bogen!) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki, ich rufe Sie 
wegen fortgeſetzter Störung der Verhandlung zur 
Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Mir iſt 
Beſtechung vorgeworfen worden, ohne daß der 
Zwiſchenrufer zur Ordnung gerufen worden iſt. 
(Zuruf des Abg. Liſchnewſki.) 

Präſident: Herr Abg. Liſchnewſki ich rufe Sie 
zum zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie 
auf die Folgen eines eventuellen dritten Ord⸗ 
nungsrufes aufmerkſam. (Abg. Liſchnewſki: Ihre 
Kollegen, die uns beleidigen, die rufen Sie auch 
zur Ordnung! — Frau Abg. Kreft: Das hört er 
nicht! — Lebhafte Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) Frau Abg. Kreft, ich rufe Sie ebenfalls 
wegen fortgeſetzter Störung zur Ordnung. (Zu⸗ 
rufe der Kommuniſten.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Bour⸗ 
geoiſie verſucht alſo, durch Beſtechung das Kräfte⸗ 
verhältnis zu ihren Gunſten zu ändern. Wir ha⸗ 
ben recht, zu ſagen, daß das die weitſichtigere Po⸗ 
litik der Bourgeoiſie iſt. Die S. P. D. marſchiert 
nun mit beiden Richtungen. Es iſt bewußte 
Täuſchung wenn die Sozialdemokraten erklären, 


ſie ſeien nur für die reformiſtiſch⸗pazifiſtiſch⸗demo⸗ 
kratiſche Staatsverfaſſung eine beſſere ſei. Bebel | | j eue 


kratiſche Richtung. Wir haben in der letzten Zeit 
geſehen, daß die Sozialdemokratie ſich je nach den 
gegebenen Verhältniſſen auch mit der offen reak⸗ 
tionären Richtung koaliert, deren Vertreter hier 
im Volkstag die Deutſchnationale Partei iſt. Wir 
haben das in Italien erlebt, wo Herr Thomas, 
heute noch Sozialdemokrat, dem Herrn Muſſolini 
dafür um den Hals fiel, weil dieſer angeblich die 
Ziele der Arbeiterklaſſe zur Verwirklichung bringt. 
Wie wenig der Kampf dieſer beiden bürgerlichen 
Richtungen, zwiſchen Schwarz⸗Rot⸗Gold und 
Schwarz⸗Weiß⸗Rot ernſt zu nehmen iſt, dafür 


haben geſehen, daß das Zentrum fahr gut im Reich 
mit den ſchwarz⸗weiß⸗roten Reaktionären der 
Deutſchnationalen Partei gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft regierte und zugleich im ſchwarz⸗rot⸗golde⸗ 
nen Preußen mit der Sozialdemokratie in der 
Regierung ſaß. Das iſt der beſte Beweis dafür, 
was es in Wirklichkeit mit dieſem Kampf zwiſchen 
ee und Schwarz⸗Rot⸗Gold auf 
ich hat. 

Die deutſche Republik hat ſich die Weimarer 
Verfaſſung geſchaffen, angeblich die freieſte Ver⸗ 
faſſung der Welt. Um der Arbeiterſchaft nur klar 
zu machen, was ein auf bürgerlich⸗demokratiſcher 


wendig, auf die Verhältniſſe einzugehen, die ſich 
a Deutſchland von 1918 bis heute abgeſpielt ha⸗ 
en. 
lich freieſten Verfaſſung der Welt der Arbeiter⸗ 
ſchaft gebracht? Den Wiederaufbau, die Erſtar⸗ 
kung des Kapitalismus auf Koſten des Proleta⸗ 
riats. Die Revolutionswelle 1918 brachte dem 
deutſchen Proletariat in gewiſſer Beziehung einige 
Erleichterungen ſeiner wirtſchaftlichen Lage, auch 
einige Erleichterungen in politiſcher Beziehung. 
Die Revolutionswelle 1918 brachte den Achtſtun⸗ 


dentag, eine Erhöhung der Löhne über das Niveau 


bietet uns den beſten Beweis das Zentrum. Wir 


Grundlage ruhender Staat ihr bringt, iſt es not⸗ 


Was hat dieſe Republik mit ihrer angeb⸗ 


Auf Holzſchlorren ſeiidd Ihr herge⸗ (Cn 
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(Plenikowski, Abgeordneter) 
der Kriegslöhne, brachte nach Ueberwindung der 
Demobilmachungskriſe auch den Arbeitern Beſchäf⸗ 
tigung. Als aber die Nationalverſammlung getagt 
hatte, als die S. P. D.⸗Führerſchaft den revoluti⸗ 
onären Kampf des Proletariats verraten und die 
Weimarer Verfaſſung geſchaffen hatte, als wieder 
„Ruhe und Ordnung“ eingezogen waren, die Ru⸗ 
he und Ordnung eines Friedhofes, begründet auf 
Tauſenden von Proletarierleichen, da begann die 
gewiſſenloſe Inflationspolitik der Bourgeoiſte. 
Warum brachte die Bourgeoiſie dem deutſchen 
Volk die Inflation? Aus einem dreifachen Grun⸗ 
de. Zunächſt war die Inflation für das Kapital 
ein Werkzeug der Kapitalkonzentration. Gerade 
in den Inflationsjahren, denken wir an Stinnes, 
den hoch und viel gelobten Kapitaliſten der ſozi⸗ 
aldemokratiſchen Führerſchaft, zerſtörte das Groß⸗ 
kapital die kleinen Betriebe, konzentrierte ſich das 
Großkapital und fing an, Truſte zu ſchaffen. Eine 
zweite Folge der Inflationspolitik für die Bour⸗ 
geoiſie war die künſtliche Steigerung der Aus⸗ 
fuhr. Die Bourgeoiſie konnte auf dem Weltmarkt 
zu den ſchmutzigſten Preiſen konkurrieren. Wa⸗ 


Volkstag Danzig — 39. Sitzung. 


rum? Weil ſie die Arbeiterſchaft mit Hunger⸗ 


löhnen abſpeiſte. Wir wiſſen ja, daß die Arbeiter 
in der Inflationszeit einen Wochenlohn bekamen, 
der manchmal nicht ausreichte ein einziges Brot 
zu kaufen. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
Als Drittes ſuchte die deutſche Bourgeoiſie durch 
die Inflationspolitik die Zahlungsfähigkeit 
Deutſchlands der Entente gegenüber vorzutäu⸗ 
ſchen. Das deutſche Kapital ſchlug damit zwei 
Fliegen mit einer Klappe. Zunächſt konnte es 
durch die Inflationspolitik das deutſche Volk aufs 
ſchonungsloſeſte ausplündern, und außerdem ver⸗ 
ſuchte es dadurch eine Repiſion des Verſailler Ver⸗ 
trages herbeizuführen. 

Wir kennen alle die Folgen dieſer Inflations⸗ 
politik. Alle bürgerlichen Parteien ſuchen ſich 
rein zu waſchen von dieſer Politik. Sie können 
es nicht. Die Tatſachen ſprechen eine zu beredte 
Sprache. 
ſetzte eine gewaltige ſoziale Kriſe ein. Der Ka⸗ 
pitalismus in Deutſchland wurde wie 1918 ge⸗ 
waltig erſchüttert. Wie 1918, ſo drohte das Pro⸗ 
letariat auch jetzt wieder das ganze kapitaliſti⸗ 
ſche Geſindel zum Teufel zu jagen. Wieder ſtand 
für das Proletariat die Entſcheidung auf des 
Meſſers Schneide: Sollen wir uns von der kapi⸗ 
taliſtiſchen Ausbeutung befreien, ſollen wir uns 
für einen Anſchluß an Sowjetrußland entſcheiden, 
für die Diktatur des Proletariats, oder ſollen wir 
es dulden, daß wir wieder dem inländiſchen und 
ausländiſchen Kapital ausgeliefert werden? Das 
Proletariat war bereit zu kämpfen, wir wiſſen es 
aus jenen Jahren. Aber wie 1918, ſo wurde 
auch jetzt der revolutionäre Klaſſenkampf durch 
die Führer der zweiten Internationale verraten. 

Nun ſetzte der Wiederaufbau des deutſchen 
kapitaliſtiſchen Syſtems wieder ein. Worin be⸗ 


— 


ſtand dieſer Wiederaufbau? Auch das wiſſen wir 


aus der Praxis. Der Arbeiter weiß es, weil er 


es am eigenen Körper geſpürt hat. Der Achtſtun⸗ 
dentag wurde abgeſchafft. Für Arbeitsloſe wurde 
in Deutſchland die Zwangsarbeit eingeführt. Die 


Im Anſchluß an die Inflationspolitik 
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Löhne der Arbeiter wurden auch ſtabiliſiert, aber (O) 


auf ein Hungerniveau (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.). Die Enteignung der Millionen⸗ 
ſparer, die man in der Inflationszeit durchge⸗ 
führt hatte, wurde jetzt durch Aufwertungsgeſetze 
ſanktioniert. Dieſer kapitaliſtiſche Staat, der es 
wagt, in ſeiner Verfaſſung vom Schutz und Heilig⸗ 
tum des Privateigentums zu ſprechen, ſanktio⸗ 
nierte durch ſeine Aufwertungsgeſetze den Dieb⸗ 
ſtahl. Der Dawes⸗-Plan wurde eingeführt und 
angenommen — das iſt eine allen bekannte Tat⸗ 
ſache —, von den Deutſchnationalen herab bis zu 
den Sozialdemokraten. Es iſt bekannt, was der 
Dawes⸗Plan dem deutſchen Volke gebracht hat, 
der die Wirtſchaft, die Eiſenbahn, das ganze Zoll⸗ 
und Steuerweſen unter Kontrolle des internatio⸗ 
nalen Finanzkapitals ſtellte. Die Abwälzung der 
Reparationskoſten, der Kriegslaſten auf die brei⸗ 
ten Maſſen des deutſchen Proletariats wurde 
durch den Dawes-Plan zum internationalen Ge⸗ 
ſetz erhoben. Es folgte der Rationaliſierungs⸗ 
feldzug gegen die Arbeiterklaſſe. Der Arbeiter⸗ 
klaſſe brachte er die Vermehrung der Unfälle, der 


Krankheiten. Ein Hetztempo wurde in allen 
Fabriken und Betrieben eingeſchlagen. Was 
brachte die Rationaliſierung der beſitzenden 


Klaſſe, dem deutſchen Kapital? Die Leiſtung der 
Produktion ſteigerte ſich um 20, 30, ja 100 Pro⸗ 
zent. Der Abſatz hielt natürlich mit dieſer Stei⸗ 
gerung der Produktion nicht Schritt. Die Folge 
war, daß Millionen von Arbeitern auf die Straße 
geworfen wurden. Betriebe wurden ſtillgelegt, 
Truſts bildeten ſich, die Betriebe aufkauften, nur 
um ſie ſtillzulegen. Bei den Bilanzabſchlüſſen 
wurden dieſe aufgekauften und ſtillgelegten Be⸗ 
triebe als Abſchreibung eingeſetzt und damit auch 
dieſe Laſten dem Proletariat auferlegt. Für die 
Bourgeoiſie, für das Großkapital, brach eine Zeit 
der glänzendſten Konjunktur an. Wir haben 
aber gleichzeitig geſehen, wie ſich die glänzende 
Konjunktur für die Werktätigen auswirkte. Stei⸗ 
gerung des Elends und der Not, und das in einer 
Zeit der glänzendſten Konjunktur. Was wird 
erſt kommen, wenn die Bourgeoiſie erklären wird, 
wir leben in Depreſſionszeiten? 

Was tat gegenüber dieſer brutalen Vergewal⸗ 
tigung der Kapitaliſten dem deutſchen Proletariat 
gegenüber der deutſche Staat, der ſich angeblich 
auf die freieſte Verfaſſung der Welt ſtützte? 
Schritt er etwa ein, wollte er das Elend der 
Werktätigen, der Ausgebeuteten eindämmen 
oder einſchränken? Nein, der deutſche Staat, ge⸗ 
ſtützt auf die freieſte Verfaſſung der Welt, ſanktio⸗ 
nierte alle dieſe Maßnahmen der Induſtrie, des 
Kapitals gegen die Werktätigen. Wir wiſſen, 
daß er durch Geſetze, durch Ausfuhrprämien, durch 
Beſchränkung der Einfuhr, insbeſondere des Ge⸗ 
frierfleiſches, die Lebensmittel und Gegenſtände 
des Maſſenkonſums unerträglich belaſtete. Die 
Beamtenbeſoldung mutete an wie ein Hohn auf 
die durch die Verfaſſung garantierten Freiheiten 
und Rechte. Für Miniſter ſetzte man 6000 Mark 
monatliches Einkommen feſt und für einen Poſt⸗ 
ſchaffner 200 Mark. Die Lohnforderungen der 


Arbeiterſchaft, die von dieſen Rationaliſierungs⸗ 
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methoden, von der glänzenden Konjunktur der 
Schwerinduſtrie auch etwas profitieren wollte, 
wurden durch den Schlichtungsapparat dieſes 
Staates abgewürgt. Ein Abbau der ſozialen 
Ausgaben ſetzte ein. Im vergangenen Jahr hat 
dieſer Staat mit der freieſten Verfaſſung der Welt 
die ſozialen Ausgaben um 455 Millionen herab⸗ 
geſetzt, trotzdem eine Erhöhung des Geſamtetats 
um 700 Millionen eingetreten war. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich möchte 
Sie daran erinnern, daß wir nicht eine Aenderung 
der deutſchen Verfaſſung haben, ſondern der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
darauf hin, daß meine Vorredner, auch Herr Abg. 
Loops, ſehr oft Streifzüge ins Gebiet der ameri⸗ 
kaniſchen Verfaſſung unternommen haben, die 
Herren Deutſchnationalen ins Gebiet der ſpani⸗ 
ſchen Verfaſſung, der italieniſchen Verfaſſung und 
alle dieſe Verfaſſungen ſtreiften, um nachzuwei⸗ 
ſen, daß dieſe und jene Verfaſſung in gewiſſem 
Umfange unſerer Verfaſſung gleichzuſetzen ſei. Sie 
haben ihre Abänderungsanträge damit begrün⸗ 
det. Ich ſehe nicht ein, daß ich unſere Stellung⸗ 
nahme zur Verfaſſung nicht damit begründen ſoll, 
daß ich auf das Weſen der bürgerlichen Verfaſ⸗ 
ſungen eingehe. Es iſt notwendig zu erörtern, 
was die bürgerlichen Verfaſſungen, ſogar die frei⸗ 
eſten, dem Proletariat bringen. Ich ſpreche alſo 
zur Verfaſſung, beſonders da bei der dritten Le⸗ 
ſung eine allgemeine Ausſprache erfolgt. (Frau 
Abg. Kreft: Das ſcheint er nicht zu wiſſen!) Wäh⸗ 
rend im Staat mit der freieſten Verfaſſung ehe⸗ 
malige Miniſter 25000 Mark jährlich bekommen, 
gibt man den Arbeitsinvaliden 30 Mark monat⸗ 
lich. Während man den Hinterbliebenen der 
Offiziere 230 Mark monatlich zahlt, ſpeiſt man die 
Hinterbliebenen der Soldaten mit 26 Mark ab. 
In dieſem Staat mit der freieſten Verfaſſung 
werden dreiviertel aller Steuern unmittelbar 
aus den Maſſen herausgeholt. Im freieſten 
Lande der Welt herrſcht die Klaſſenjuſtiz nach wie 
vor. Fememörder ſpricht man frei. Fürchtet man 
aber die Erregung des Volkes, fürchtet man Er⸗ 
eigniſſe wie in Wien, ſo beſtraft man ſie notge⸗ 
drungen, gibt ihnen aber alle möglichen Vorteile 
und Vorrechte in ihrer Haft. Demgegenüber ver⸗ 
urteilt man aber proletariſche Klaſſenkämpfer, die 
nicht des Geldes, jondern der Ueberzeugung wegen 
ihr Leben aufs Spiel ſetzen, auch bei den gering⸗ 
ſten Vergehen zu langjährigen Zuchthausſtrafen, 
brutaliſiert ſie in den Zuchthäuſern auf das ge⸗ 
meinſte und ſchonungsloſeſte. 

Was beweiſt alles das, was ich eben an⸗ 
führte? Es zeigt, was das Proletariat von einer 
ſogenannten Aenderung der Verfaſſung in einem 
bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Lande zu erwarten hat. 
Das eben Angeführte beweiſt aber gleichzeitig 


noch etwas anderes, daß nämlich die Weimarer 
Verfaſſung durchaus nicht das Werk der revolu⸗ 
tionären Erhebung des Proletariats iſt, ſondern 
daß die Weimarer Verfaſſung im Gegenteil das 
Werk der bürgerlichen Gegenrevolution iſt, die 
die Herrſchaft der Bourgeoiſie vor dem Anſturm 
des Proletariats rettete. 


Das Proletariat hat 


durch ſeine revolutionäre Erhebung den Sturz 


der Monarchie in Deutſchland herbeigeführt, hat 
die Junker, die brutalſten Arbeiterſchlächter zum 
Teufel gejagt. Aus Angſt, gleichfalls zum Teufel 
gejagt zu werden, verkroch ſich die Bourgeoiſie 
hinter dem Schutzſchild der bürgerlichen Demo⸗ 
kratie und ließ die Monarchie fallen. 

Wie ſteht die Kommuniſtiſche Partei zur Fra⸗ 
ge der Monarchie oder Demokratie? Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei, die Proletarier, werden mit allen 
Mitteln eine monarchiſtiſche Reſtauration aufs 
äußerſte und aufs ſchärfſte bekämpfen. (Hier in 
Danzig? rechts.) Sie ſcheinen etwas zu überſehen. 
Sie wiſſen, daß die Deutſchnationalen Anhänger 
der Monarchie ſind, daß ſie Danzig dem Deutſchen 
Reiche wieder angliedern wollen unter der Pa⸗ 
role: Für Deutſchland das Syſtem der Monarchie. 
Zurzeit aber wollen ſie das Oberhaupt des Landes 
mit allen möglichen Befugniſſen verſehen, um da⸗ 
durch dem Sinne nach nicht eine Erbmonarchie, 
aber eine beſchränkte monarchiſtiſche Diktatur zu 
ſchaffen. Ich gehe aber auch auf die Frage, ob 
Monarchie oder Demokratie, ein, um dadurch 
gleichzeitig die Stellungnahme der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei zur bürgerlichen Demokratie klar zu 
ſtellen. Wir werden eine monarchiſtiſche Reſtau⸗ 
ration aufs energiſchſte bekämpfen, weil die bür⸗ 
gerliche Demokratie die günſtigeren Vorausſetzun⸗ 
gen für den Befreiungskampf des Proletariats 
ſchafft. Für uns iſt bei der Beurteilung, ob dieſe 
oder jene Verfaſſung eine beſſere ſei, das Ausmaß 
politiſcher Rechte des Proletariats maßgebend. 
Das Ausmaß politiſcher Rechte iſt der ausſchlag⸗ 
gebende Faktor für uns, um dieſe oder jene Ver⸗ 
faſſung als eine beſſere hinzuſtellen. Da die bür⸗ 
gerliche Demokratie dem Proletariat beſſere Mög⸗ 
lichkeiten bietet, dies Syſtem und dieſen bürger⸗ 
lich⸗kapitaliſtiſchen Staat zu bekämpfen, deshalb 
werden wir auch gegen eine Reſtauration der Mo⸗ 
narchie ſein. 

Die Bourgeoiſie iſt ja heute teilweiſe ſelbſt 
ſan der Wiederherſtellung der Monarchie nicht 
intereſſiert, das bewies der Zwiſchenruf von vor⸗ 
hin, was Danzig mit der Monarchie zu tun habe. 
Allerdings gibt der Zwiſchenrufer indirekt zu er⸗ 
kennen, für Deutſchland wäre für ihn die Frage 
der Errichtung der Monarchie akut, er würde da⸗ 
für zu haben ſein. Aber ein großer Teil der Bour⸗ 
geoiſie iſt ja an einer Reſtauration der Monarchie 
nicht intereſſiert. Erſtens einmal ſpielt das Fi⸗ 
nanzkapital in allen Ländern mit einer bürger⸗ 
lich⸗demokratiſchen Verfaſſung die führende Rolle, 
während es in den Monarchien, beſonders im al⸗ 
ten Deutſchland dieſe Rolle nicht ſpielen konnte. 


Reſtauration der Monarchie würde auch zu inne⸗ 
ren und äußeren Kämpfen führen, die das Kapi⸗ 
tal ſelbſt erſchüttern und zu beſeitigen drohen 
würden. Deshalb betreibt man von bürgerlicher 
Seite auf dem Boden der bürgerlichen Demokratie 
eine deſto wirkſamere Methode, um die demokra⸗ 
tiſchen Rechte ohne Reſtauration der Monarchie 
nach und nach abzubauen. Die Beſtimmungen der 
bürgerlichen demokratiſchen Verfaſſung reichen ja 
auch im allgemeinen aus, um die Ausbeutung des 


Dieſe Rolle wurde von den Junkern geſpielt. Die 
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Proletariats ſicher zu ſtellen. Wenn es ſich hin 
und wieder einmal als notwendig erweiſen ſollte, 
dann zerreißt man eben die Zwirnsfäden dieſer 
bürgerlichen demokratiſchen Verfaſſung ohne jeden 
Skrupel. Wir haben geſehen, daß dieſe Zwirns⸗ 
fäden der bürgerlich⸗demokratiſchen Verfaſſung in 
allen Ländern zerriſſen worden ſind, wenn es das 
Intereſſe des Kapitals, wenn es das Intereſſe 
der Bourgeoiſie erfordert. Dafür einige Beiſpiele. 
Vor einigen Jahren wurden in Thüringen und 
Sachſen auf Grund der Wahlgeſetze der bürger⸗ 
lichen Demokratie eine ſozialiſtiſch⸗kommuniſtiſche 
Mehrheit gewählt und die Regierung dement⸗ 
ſprechend gebildet. Was tat die Bourgeoiſie? Sie 
jagte dieſe Regierung, beſtehend aus Sozialdemo⸗ 
kraten und Kommuniſten zum Teufel und kehrte 
ſich wenig um dieſe demokratiſche Errungenſchaft 
der Arbeiterſchaft. Was haben wir beim Volks⸗ 


entſcheid geſehen? 14½ Millionen Wähler ſtimm⸗ 


ten in Deutſchland für die entſchädigungsloſe Ent⸗ 
eignung der Fürſten. Es war der ſtärkſte demo⸗ 
kratiſche Willensausdruck in Deutſchland. Was 
tat man? Man ſetzte ſich über dieſen demokra⸗ 
tiſchen Willensausdruck hinweg und warf den 
Fürſten Millionen und Milliarden in den Rachen. 
Ja, wenn auch die abſolute Mehrheit aller Wäh⸗ 
ler für die entſchädigungsloſe Enteignung der 
Fürſten in Deutſchland geſtimmt hätte, hätte man 
ſie doch nicht entſchädigungslos enteignet. Warum 
nicht? Weil ein Hindenburg, ein Marx in Brie⸗ 
fen und öffentlichen Verſammlungen erklärten: 
„Wir werden uns gegen die entſchädigungsloſe 
Enteignung der Fürſten wenden, gleichviel wie⸗ 
viel Wähler dafür ſtimmen werden.“ 

Auch hier in Danzig ſind die Zwirnsfäden de⸗ 
mokratiſcher 
worden, wenn es das Intereſſe der Bourgeoiſie 
erforderte. Ich erinnere an den ſchnöden Verfaſ⸗ 
ſungs⸗ und Rechtsbruch anläßlich der Beſtätigung 
kommuniſtiſcher Mitglieder zum Kreisausſchuß, 
an die Ohraer Schulfrage. Das beweiſt am beſten, 
wie man ſich um Verfaſſung und Recht kümmert. 
Wer iſt nach all dem Geſagten, nach all den an⸗ 
geführten Tatſachen ſo kindiſch, zu glauben, daß 
die Machtmittel dieſer bürgerlichen Staaten, die 
Wehr, die Polizei, die Bürokratie, alle durchſetzt 
von zuverläſſigen Reaktionären, in einigen Län⸗ 
dern von zuverläſſigen Monarchiſten, bereitwil⸗ 
ligſt die Enteignung der Großgrundbeſitzer und 
der Großkapitaliſten durchführen werden, wenn 
eine ſozialiſtiſche Parlamentsmehrheit das be⸗ 
ſchlöſſe? Wenn dieſe Mehrheit auch wirklich vor⸗ 
handen wäre, wären es aber auch die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Führer, die am allerletzten etwas der⸗ 
artiges beſtimmen würden. Sie würden ſich, 
wenn eine ſolche Mehrheit beſtände, trotzdem 
feige dem Kapital und den bürgerlich⸗kapitali⸗ 
ſtiſchen Parteien in die Arme werfen, wie wir es 
in Hamburg geſehen haben. In Thüringen und 
Sachſen mußten ſie dieſe Mehrheit mit den Kom⸗ 
muniſten bilden, weil das Proletariat es ver⸗ 
langte. Die Arbeitermehrheit wurde von dieſem 
demokratiſchen Staat zum Teufel gejagt. In 


Hamburg kam eine derartige Mehrheit auch zu⸗ 
ſtande. 


Man bildete aber keine Regierung, 


Verfaſſungsbeſtimmungen zerriſſen 


be⸗ 
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ſtehend aus Kommuniſten und Sozialdemokraten, 
weil man erklärte, die Kommuniſten wären gar 


nicht bereit zu regieren und für die Arbeiterſchaft 


zu kämpfen. Dieſe Erklärung war eine Lüge. Sie 
wußten ganz genau, bilden wir auch in Hamburg 
eine Mehrheit beſtehend aus Sozialdemokraten 
und Kommuniſten, dann könnten wir in Ham⸗ 
burg genau ſo zum Teufel gejagt werden, wie vor 
einigen Jahren in Thüringen und in Sachſen. 
Deshalb gingen die Sozialdemokraten lieber mit 
den Parteien des Großkapitals in die Regierung 
hinein; denn da waren ihnen die Senatorenſtühle 
ſicher. Genau dasſelbe wird eintreten, wenn auch 
in Deutſchland eine Arbeitermehrheit im Parla⸗ 
ment zuſtande kommt. 

Die Bourgeoiſie führt jetzt nicht nur Geſetze 
durch, die ſich gegen die werktätigen Maſſen rich⸗ 
ten, ſondern ſie verſucht auch innerhalb des jetzi⸗ 
gen bürgerlichen Staates ihre Rechte auszubauen 
und die mageren Rechte des Proletariats zu be⸗ 
ſchneiden. So haben die demokratiſchen Rechte 
dieſer bürgerlichen Staaten für die Arbeiter im⸗ 
mer nur ſo lange Geltung, als ihre Ausnutzung 
nicht die Klaſſenherrſchaft der Beſitzenden antaſtet. 
Je mehr aber die Privilegien der beſitzenden Klaſ⸗ 
ſen bedroht werden, deſto weniger kümmern ſich 
die Kapitaliſten um die Zwirnsfäden demokra⸗ 
tiſcher Verfaſſungsbeſtimmungen. Sie gehen zu 
gegebener Zeit ſogar offen zum Faſchismus über, 
und auch dafür haben wir ja bereits Beweiſe 
durch die Praxis, und zwar in Italien und Spa⸗ 
nien. (Sehr wahr!) 

Sehr eigenartig und drollig mutete der Eier⸗ 
tanz an, den der Herr Abg. Siebenfreund hier 
aufführte, um die ſchwarz⸗rot⸗goldenen Verfaſſun⸗ 
gen der ſchwarz⸗rot⸗goldenen Republiken als gün⸗ 
ſtig für den Aufbau der Wirtſchaft zu verteidigen 
und gleichzeitig nicht zu ſehr gegen die ſchwarz⸗ 
weiß⸗rote Politik von ganz rechts Stellung zu 
nehmen. Wenn Herr Siebenfreund in Bezug auf 
Italien und Spanien ausführte, dort ſei eine 
Diktatur möglich, weil das Volk dort auf einer 
kulturell tieferen Stufe ſteht, weil die klimati⸗ 
ſchen Bedingungen dort auch eine Diktatur ermög⸗ 
lichten, dann ſteht der Wirtſchaftler Siebenfreund 
zu dem Wirtſchaftler Schwegmann in einem kraſ⸗ 
ſen Gegenſatz; denn der Wirtſchaftler Schwegmann 
erklärte, die Diktatur dort aus anderen Gründen 
heraus. Das iſt beides nicht zu vereinbaren. 
Wenn Sie ſich trotzdem konform erklären mit 
Herrn Schwegmann und Sie haben doch eben ge⸗ 
nickt, (Abg. Schwegmann: Ich höre gar nicht zu!) 
das iſt auch nicht notwendig! (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) Wir legen keinen Wert dar⸗ 
auf, daß Sie zuhören. (Abg. Kurowſki: Weshalb 
ſprechen Sie denn!) Für die Werktätigen, und 
ich weiß auch, daß hier einige proletariſche Ele⸗ 
mente vorhanden ſind, für die es notwendig iſt, 
die marxiſtiſche Weltanſchauung auch hier klar 
zum Ausdruck zu bringen, und dann auch, um alle 
Parteien von den Deutſchnationalen bis zu den 
Sozialdemokraten zu entlarven. Alſo Herr Schweg⸗ 
mann gab zu, daß zum wirtſchaftlichen Aufſtieg 
Deutſchlands eine Diktatur wie in Spanien und 
Italien notwendig ſei, alſo auch für ein Land, 
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wo das Proletariat auf einer höheren Kulturſtufe 
ſteht, wo die klimatiſchen Bedingungen nicht ge⸗ 
geben ſind, wie in Italien und Spanien. Die 
Sozialdemokratiſche Partei ſucht es nun den Ar⸗ 
beitern gegenüber ſo hinzuſtellen, als befänden 
ſich zwiſchen den bürgerlichen Parteien tiefgehende 
Differenzen. Wir werden dem Proletariat er⸗ 
klären, daß es nur Scheindifferenzen ſind, und daß 
ſich die Bourgeoiſie in der Ausbeutung einig iſt. 
Sie müſſen zugeben, daß Pilſudſki in Polen eine 
faſchiſtiſche Diktatur treibt. Dort haben wir die 
klimatiſchen Verhältniſſe nicht. Ich bin davon 
überzeugt, daß auch die deutſche Bourgeoiſie zum 
offenen Faſchismus übergehen wird, ebenſo auch 
die engliſche, franzöſiſche uſw., wenn ſie es für 
notwendig erachtet, wenn der Parlamentaris⸗ 
mus droht, ihre Privilegien zu zerſtören. Sehen 
wir nach Amerika. Dort haben wir doch auch nur 
eine faſchiſtiſche Diktatur. Sie werden doch nicht 
zugeben, daß es dort den werktätigen Maſſen 
beſſer geht als in den europäiſchen Ländern. Sie 
werden dort genau jo ſchonungslos und gemein 
ausgebeutet, wie in europäiſchen Ländern. Herr 
Abg. Siebenfreund, Sie wiſſen doch auch, daß im 
demokratiſchen Frankreich eine neue Wahlreform 
eingeführt wurde. Sie wiſſen, daß Ihre Partei⸗ 
freunde in Deutſchland ebenfalls eine Aenderung 
der deutſchen Wahlgeſetzgebung herbeiführen wol⸗ 
len. Was will man durch dieſe Aenderung der 
Wahlgeſetze in den bürgerlich⸗demokratiſchen 
Staaten? Nun, das, was der Faſchismus offen 
tut, die Ausſchaltung der proletariſchen Elemente, 
der revolutionären Elemente in den öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften, die Ausſchaltung der 
Proletarier in den Parlamenten. 

Sehen wir uns das demokratiſche Frankreich 
an. Demokratie heißt die Herrſchaft einer Mehr⸗ 
heit über eine Minderheit. In Danzig ſieht dieſe 
Herrſchaft im Parlament augenblicklich ſo aus, 
daß ſich einige Minderheiten zur Vergewaltigung 
der anderen Minderheiten zuſammengetan haben. 
In Frankreich haben die Wahlen ganz kraß und 
deutlich zum Ausdruck gebracht, was bürgerliche 
Demokratie für den Arbeiter bedeutet. Die Po⸗ 
incariſten mit ihrer einen Million Wählerſtim⸗ 
men haben 145 Abgeordnete ins Parlament 
ſchicken können und die Kommuniſten mit ihren 
1 100 000 Wählerſtimmen dagegen nur 14 Abge⸗ 
ordnete. So ſieht die Demokratie in den bürger⸗ 
lich⸗kapitaliſtiſchen Staaten aus. Für uns Kom⸗ 
muniſten iſt, wie ich bereits betonte, das Ausmaß 
politiſcher Rechte für dieſe oder jene Verfaſſung 
ausſchlaggebend. Weil das Proletariat alle Rechte 
im Arbeiter⸗ und Bauernſtaat beſitzt, die Aus⸗ 
beuter dagegen keine, deshalb kämpfen wir für 
den Arbeiter⸗ und Bauernſtaat, deshalb kämpfen 
wir für die Diktatur des Proletariats. (Sehr 
richtig!) Die bürgerliche Demokratie iſt die Herr⸗ 
ſchaft einer kleinen Minderheit im Intereſſe einer 
kleinen Minderheit. Die proletariſche Klaſſen⸗ 
herrſchaft iſt demgegenüber die Herrſchaft der gro⸗ 
ßen Mehrheit im Intereſſe der großen Mehrheit. 
Die Gewalt der bürgerlich⸗kapitaliſtiſchen Staaten 
dient nur zur Verewigung der reaktionären Ge⸗ 


walt. Sie denkt nicht im geringſten daran, die ja heute die Sozialdemokratiſche Partei iſt, die 
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Klaſſen aufzuheben. Das iſt auch nur durch Schaf⸗ 
fung des ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems mög⸗ 
lich. Die reaktionäre Gewalt dient der Schaffung 
neuer, imperialiſtiſcher Kriege. Wir ſehen, wie 
dieſe reaktionäre Gewalt in allen Ländern die 
Minderheiten vergewaltigt, Kolonialvölker unter⸗ 
drückt. Wenn ihr nicht Einhalt geboten wird, 
wird allmählich die ganze Menſchheit in einem 
Blutmeer zugrunde gehen. Das wird eintreten, 
wenn dieſer reaktionären Gewalt, die der Ver⸗ 


ewigung der Gewalt dient, nicht die revolutionäre, 


Gewalt entgegengeſetzt wird. Erſt durch die revo⸗ 
lutionäre Gewalt wird die Aufhebung aller Ge⸗ 
walten herbeigeführt. 


Man weiſt immer darauf hin, daß die Diktatur 


des Proletariats die Diktatur einer Minderheit 
iſt. Wir ſtellen demgegenüber feſt, daß in allen 


bürgerlich⸗demokratiſchen Staaten die bürgerliche 


Demokratie eine Herrſchaft der Minderheit im 
Intereſſe einer Minderheit iſt. Nehmen wir ir⸗ 
gend ein Geſetz, z. B. hier in Danzig ein Geſetz 
betr. Erhöhung der Mieten. Das Geſetz wird ge⸗ 
ſchaffen, weil eine Mehrheit im Parlament da⸗ 
für zu haben ſein wird. Fragen Sie aber die 
Bevölkerung, ob ſie dafür zu haben iſt. Sie wer⸗ 
den finden, daß die Mehrheit der Bevölkerung 
ein derartiges Geſetz nicht will. Machen Sie es 
mit allen anderen Geſetzen, die arbeiterfeindlich 
ſind, die ſich gegen die Werktätigen richten, ſo, Sie 
werden das gleiche Schauſpiel erleben, daß die 
Mehrheit im Parlament nicht mit einer Mehr⸗ 
heit der Bevölkerung identiſch it. Deshalb 
iſt die bürgerliche Demokratie nur eine Schein⸗ 
demokratie, aber die Diktatur des Proletariats 
iſt eine wahre Demokratie, weil ſie tatſächlich die 
Rechte der Mehrheit der Bevölkerung vertritt. 
Die proletariſche Klaſſenherrſchaft iſt deshalb die 
Herrſchaft der Werktätigen, der Arbeiter. Unter 


der Klaſſenherrſchaft des Proletariats haben die 


Maſſen der Werktätigen das Recht, die Gewählten 
jederzeit abzuberufen und auch zur Verantwor⸗ 
tung zu ziehen. Die geheiligte Einteilung der 
bürgerlichen Staatsgewalten in geſetzgebende und 
ausführende iſt aufgehoben. 

Womit entſchuldigen ſich die ſozialdemokrati⸗ 


ſchen Geſetzgeber in den bürgerlichen Staaten? 


Damit, daß überall noch reaktionäre Verwal⸗ 
tungsbeamte ſeien, die die Geſetze nicht ſo aus⸗ 
führten, wie ſie es ſich gedacht und gewünſcht ha⸗ 
ben. Im proletariſchen Klaſſenſtaat iſt 
Staffelung beſeitigt. Die Geſetzgeber find gleiche 


zeitig Ausführungsorgan, ſind gleichzeitig wahre 


Führer der Werktätigen. Darum iſt die Diktatur 


des Proletariats in Wahrheit eine demokratiſche. 
Zwiſchen beiden Begriffe beſteht kein Gegenſatz. 
Der Gegenſatz beſteht nur zwiſchen der Diktatur 
des Proletariats und der kapitaliſtiſchen Schwin⸗ 


deldemokratie. Die Sozialdemokratiſche Partei 
iſt gleichfalls genau wie alle anderen bürgerlichen 


Parteien, eine Gegnerin der Diktatur des Prole⸗ 


tariats. Es iſt deshalb notwendig, zu einer an⸗ 
deren allgemeinen Frage Stellung zu nehmen, 
das iſt die Eroberung der politiſchen Macht. Auch 
das gehört notwendig zu dieſem Thema, weil es 
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die Behauptung aufſtellt, es ſei möglich, die poli⸗ 
tiſche Macht für das Proletariat innerhalb des 
Rahmens der bürgerlichen Demokratie zu erobern. 
Dieſe Streitfrage, ob die Eroberung der politi⸗ 
ſchen Macht durch Reformen oder durch den revo⸗ 
lutionären Klaſſenkampf möglich ſei, iſt eine alte 
Streitfrage, die auch ſchon in der Vorkriegszeit 
in der Sozialdemokratiſchen Partei zwiſchen den 
Reformiſten und den Revolutionären beſtand. 

Was iſt denn die jeweils geltende Verfaſſung? 
Sie iſt ſtets ein Produkt der Revolution. Die 
Revolutionen ſind Schöpfungsakte der Weltge⸗ 
ſchichte und die geſetzlichen Reformen bewegen 
ſich ſtets im Rahmen dieſer von der Revolution 
geſchaffenen Verfaſſungen. Die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei wendet demgegenüber ein, daß die 
heutige bürgerliche Demokratie aber verſchieden 
ſei von den Geſellſchaftszuſtänden des Altertums 
und des Mittelalters. Sie ſtellt die Behauptung 
auf, daß die heutige bürgerliche Demokratie die 
Ueberführung der Geſellſchaft aus einer geſchicht⸗ 
lichen Phaſe, nämlich aus der Phaſe des Kapita⸗ 
lismus in die andere Phaſe, in die Phaſe des So⸗ 
zialismus durch bloße geſetzliche Reformen mög⸗ 
lich mache. Früher ſeien revolutionäre Gewalt⸗ 
akte notwendig geweſen, heute aber nicht mehr. 
Auch das iſt nur eine bewußte Täuſchung, eine 
Verkennung der wahren Tatſachen. 

Worauf ſtützt ſich denn heute die Bourgeoiſie, 
die beſitzende Klaſſe, etwa auf wohlerworbene ge⸗ 
ſetzlich verankerte Rechte? Wir wiſſen, daß die 
herrſchende Klaſſe des Altertums und auch des 
Mittelalters, der Feudaladel, ſich auf geſetzliche 
Unterlagen, auf geſetzlich verankerte wohlerwor⸗ 
bene Rechte ſtützte. Es wäre abſtrakt denkbar, da⸗ 
mals auf dem Wege der Geſetzesreformen dieſe 
Herrſchaften zu beſeitigen. Wir ſehen aber, daß die 
Weltgeſchichte beweiſt, daß auch in ſolchen Fällen 
revolutionäre Gewaltakte notwendig waren, um 
aus der einen Phaſe in eine andere überzugehen. 
Wenn ſich damals die Umwandlung durch geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen denken ließe, — natürlich 
nur rein abſtrakt, denn die Geſchichte hat etwas 
anderes bewieſen — dann läßt ſich heute das Ge⸗ 
genteil nachweiſen. Warum? Weil heute die 
Herrſchaft der Bourgeoiſie, die Klaſſenherrſchaft 
ſich nicht etwa auf geſetzlich wohl verankerte 
Rechte ſtützt, ſondern allein auf die ökonomiſchen 
Verhältniſſe. Die Klaſſenherrſchaft der Bourge⸗ 
oiſie ſtützt ſich auf die Lohnſklaverei und auf die 
Ausbeutung der Arbeitskraft. Dieſe Ausbeutung 
beruht nicht auf geſetzlichen Beſtimmungen. Man 
wird in allen Rechtsſyſtemen der demokratiſchen 
Staaten vergeblich nach einer geſetzlichen Formel 
ſuchen, die die gegenwärtige Klaſſenherrſchaft 
ſanktioniert, oder die die Ausbeutung und die 
Lohnſklaverei geſetzlich garantiert. Der Prole⸗ 
tarier wird durch kein Geſetz gezwungen, ſich in 
das Joch des Kapitals zu ſpannen, ſondern einzig 
und allein durch die Hungerpeitſche, durch die öko⸗ 
nomiſchen Verhältniſſe. f 

Wenn die Sozialdemokratiſche Partei alſo 
eine Aenderung des Geſellſchaftszuſtandes durch 
bloße geſetzliche Reformen herbeiführen will, wie 
wollen Sie denn das grundſätzlich Feindliche, 


nämlich die Lohnſklaverei und die Ausbeuterei 
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durch das Kapital beſeitigen, wenn Sie dafür in 
der ganzen Geſetzgebung keine Handhabe haben? 
Es geht der Sozialdemokratiſchen Partei wie 
einem Poliziſten, von dem in einem ruſſiſchen 
Buch erzählt wird: „Ja da wollte ich den Kerl 
am Kragen packen und da war der Kragen gar 
nicht vorhanden!“ Wer ſich deshalb alſo für den 
Reformweg als Gegenſatz zur revolutionären 
Machtergreifung ausſpricht, der wählt nicht etwa 
dasſelbe Ziel auf einem anderen Wege, alſo auf 
dem Wege der ſogenannten ruhigen Sicherheit, 
ſondern der wählt ſtatt der Herbeiführung einer 
neuen Geſellſchaftsordnung bloß eine unweſent⸗ 
liche Veränderung der alten und Beibehaltung 
derſelben. 2 

So trennt die Kommuniſtiſche Partei von der 
Sozialdemokratie durchaus nicht der Weg zum 
Ziel. Sie ſtehen heute Ihrer Weltanſchauung 
nach bereits auf einem anderen Boden, deshalb 
trennt uns nicht allein der Weg, ſondern das 
Ziel. Das beweiſt ja gerade der Weg, den Sie 
einſchlagen und der Weg, den wir einſchlagen. 
Wir kämpfen für die Verwirklichung der ſozialiſti⸗ 
ſchen Geſellſchaftsordnung, und Sie kämpfen nur 
für die Reformierung der kapitaliſtiſchen Ordnung 
und die Beibehaltung des Kapitalismus. Sie ſind 
heute ſchon ſo weit gegangen, daß Sie darüber 
hinaus ſogar für eine Stärkung des kapitaliſti⸗ 
ſchen Syſtems und damit auch für geſteigerte Aus⸗ 
beutung des Proletariats kämpfen. Sie ſind für 
die Gebundenheit, für die Truſte. Dafür kämp⸗ 
fen Sie. Sie wiſſen aber auch, daß Sie damit 
gleichzeitig für Zuſtände kämpfen, bei denen die 
Ausbeutung und Unterjochung der Arbeitskraft 
auf das höchſte geſteigert wird. Sie kämpfen des⸗ 
halb nicht gegen ſondern für den Kapitalismus. 
Schon fängt die bürgerliche Demokratie in eini⸗ 
gen Staaten an, der Bourgeoiſie hinderlich zu 
werden. Deshalb geht die Bourgeoiſie in allen 
dieſen Staaten zum offenen Faſchismus und dar⸗ 
über hinaus ſogar zur offenen Herrſchaft des Fi⸗ 
nanzkapitals, ich denke da an Amerika, zur Herr⸗ 
ſchaft der Plutokratie über. Für die Arbeiter⸗ 
klaſſen, das erklären wir mit aller Offenheit, iſt 
demgegenüber die bürgerliche Demokratie inſo⸗ 
fern unentbehrlich, weil ſie uns die Stützpunkte 
für einen ſchärferen Kampf gegen das Kapital 
gibt, gegen das kapitaliſtiſche Syſtem, gegen den 
kapitaliſtiſchen Staat. 

Die bürgerliche Demokratie macht deshalb 
etwa nicht, wie die Sozialdemokratiſche Partei 
heute behauptet, die revolutionäre Eroberung der 
politiſchen Macht durch das Proletariat über⸗ 
flüſſig, ſondern ſie macht dieſen revolutionären 
Klaſſenkampf, die revolutionäre Eroberung der 
politiſchen Macht erſt zur Notwendigkeit. Die 
bürgerliche Demokratie iſt die Vorſtufe zur Dikta⸗ 
tur des Proletariats. Wenn wir das in aller 
Offenheit erklären, dann befinden wir uns nicht 
im Gegenſatz zu den Lehrern des proletariſchen 
Klaſſenkampfes, ſondern im Einklang mit ihnen. 
In einem Brief an Wiedemeyer ſchreibt Marx 
folgendes: 

Was ich nun tat, war nachzuweiſen: 1. daß die 

Exiſtenz der Klaſſen bloß an beſtimmte hiſtoriſche 

Entwicklungskämpfe der Produktion gebunden ſei, 


D) 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 39. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


2. daß der Klaſſenkampf notwendig zur Diktatur des nicht Produkt ſozialdemokratiſcher Hohlköpfe iſt, 


Proletariats führt, 3. daß dieſe Diktatur nur in den 
Uebergang zur Aufhebung aller Klaſſen und zu einer 
klaſſenloſen Geſellſchaft einmündet. 
In ſeiner Kritik zum Gothaer Programm ſchreibt 
arx: 
nn Zwiſchen der kapitaliſtiſchen und kommuniſtiſchen 

Geſellſchaft liegt die Periode der revolutionären Am⸗ 

wandlung der einen in die andere. Der entſpricht 

auch eine politiſche Uebergangsperiode, deren Staat 

nichts anderes ſein kann als die revolutionäre Dikta⸗ 

tur des Proletariats. 
Alſo, wer ſich für den Reformweg entſcheidet, ent⸗ 
ſcheidet ſich für die Stärkung und Beibehaltung 
des kapitaliſtiſchen Ausbeutungsſyſtems. Wer 
dies Ausbeutungsſyſtem beſeitigen will, muß für 
die Diktatur des Proletariats, der muß für den 
revolutionären Kampf, für die revolutionäre 
Machtergreifung des Proletariats ſein. 

Wenn wir nun zur Verfaſſungsänderung in 
Danzig Stellung nehmen, ſo ergibt ſich unſere 
Stellungnahme aus dem bereits Geſagten. Es 
iſt überflüſſig, zu jagen, daß wir für eine Verfaſ⸗ 
ſungsänderung find, aber nur dann, wenn dieſe 
Verfaſſungsänderung dem Proletariat auch die 
Möglichkeit gibt, dies Syſtem und dieſen bürger⸗ 
lichen Staat ſchärfer als bisher zu bekämpfen. Es 
iſt Lüge und bewußte Täuſchung, wenn die Sozial⸗ 
demokraten die Behauptung aufſtellen, wir ſeien 
Alles⸗oder⸗Nichts⸗Politiker, wir ſetzen alles Heil 
in die kommende Weltrevolution, wir ſeien An⸗ 
hänger der Verelendungstheorie. Dieſe Theorie 
ſpukt nur in den Köpfen der Sozialdemokratie 
herum und befindet ſich in kraſſem Widerſpruch 
zur wirklichen Theorie der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei. Die Kommuniſten ſind nicht etwa Gegner, 
ſondern die eifrigſten Anhänger jeder Bewegung, 
die irgend einer Schicht des werktätigen Volkes 
Erleichterung ihrer Lage in politiſcher und wirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung bringen kann. (Sehr wahr! 
bei den Kommuniſten.) Wir erklären aber, daß 
dieſe Erleichterung politiſcher und wirtſchaftlicher 
Art nur im täglichen, unabläſſigen, unermüdlichen 
Klaſſenkampf gegen die Angriffe 
innerhalb und außerhalb des Parlaments er⸗ 
reicht werden kann. Lüge und Täuſchung iſt es 
deshalb, wenn die Sozialdemokratiſche Partei die 
Behauptung aufſtellt, die Verfaſſungsänderung 
ſchaffe dem Proletariat Erleichterungen. Sie er⸗ 
klären, es ſei durchaus nicht das, was Sie haben 
wollten, aber unter den gegebenen Verhältniſſen 
ſei nichts mehr zu erreichen. Sie erklären auch, 
daß dieſe ſogenannten Verfaſſungsänderungen in 
Danzig nur Verbeſſerungen und keine Verſchlech⸗ 
terungen dem Proletariat bringen. Das iſt Lüge. 
Sie erklären, die Kommuniſten hätten teilweiſe 
ganz berechtigte Wünſche, die ſchon deshalb berech⸗ 
tigt ſeien, weil alle dieſe Wünſche von der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei abgeſchrieben ſind. Es iſt 
deshalb notwendig, auf dies ſogenannte Abſchrei⸗ 
ben ein wenig näher einzugehen. Sobald wir 
eine Forderung erheben, die eine Beſſerſtellung 
der Werktätigen herbeiführen ſoll, ſind die Sozi⸗ 
aldemokraten ſofort mit dieſer Wendung bei der 
Hand, das hätten die Kommuniſten nur von ihnen 
abgeſchrieben, das ſei ein Produkt ihrer Arbeit. 


Sie vergeſſen ganz, daß das, was wir fordern, 


des Kapitals 
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1 daß das Forderungen des Proletariats 
ind. 


Wenn wir deshalb irgendwelche Geſetzentwürfe 
einbringen, Abänderungsanträge ſtellen uſw., ſo 
iſt das durchaus nicht abgeſchrieben, ſondern dann 


ſind das grundſätzliche Forderungen der Werktäti⸗ 


gen. Wenn Sie behaupten, ſie ſeien abgeſchrie⸗ 
ben, ſo geben Sie damit zu, daß dieſe grundſätz⸗ 
lichen Forderungen heute noch zu Recht erhoben 
werden. Wenn Sie nicht dafür kämpfen, dann 
haben Sie (zu den Sozialdemokraten) den Boden 
dieſer grundſätzlichen Einſtellung verlaſſen und 
ſind zu einer rein bürgerlichen Reformpartei ge⸗ 
worden. (Zuruf des Abg. Zarſke.) Ich habe be⸗ 
reits betont, daß das, was uns die Sozialdemo⸗ 
kraten vorwerfen, wir ſeien Alles⸗oder⸗Nichts⸗Po⸗ 
litiker, eine Lüge iſt. Ich habe betont, daß wir 
immer bereit waren und ſind, für jede Verbeſſe⸗ 
rung der Lage der Arbeiterſchaft zu kämpfen. Ich 
glaube auch, daß wir in allen Ländern genügend 
Beweiſe dafür erbracht haben. Es hat ſich aber 
herausgeſtellt, daß alle Schritte vorwärts, die die 
Sozialdemokratiſche Partei unternahm, in Wirk⸗ 
lichkeit Schritte rückwärts waren, und daß wir 
uns deshalb mit aller Gewalt, mit aller uns zu 
Gebote ſtehenden Kraft dagegen ſträubten und ſie 
bekämpften. Bei der Verfaſſungsänderung hier 
in Danzig legen auch wir als Maßſtab an: Wel⸗ 
che Möglichkeiten bietet die Aenderung dem Pro⸗ 
letariat, dieſen kapitaliſtiſchen Staat und dieſes 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem noch ſchärfer zu 
bekämpfen? Das iſt unſer Maßſtab. Wenn man 
einen anderen Maßſtab anlegt, ſo heißt das nicht 
grundſätzlich marxiſtiſch handeln ſondern rein 
bürgerlich zur Frage einer Verfaſſungsänderung 
Stellung nehmen. 

Welche angeblichen Verfaſſungsänderungen 
bringt denn die Verfaſſung hier? Zunächſt einmal 
eine Umänderung des Senats. Heute erklärt 
nicht nur die Sozialdemokratiſche Partei ſondern 
auch die Liberale Partei des Herrn Jewelowſki, 
daß an dem finanziellen Mißverhältnis Danzigs 
das Syſtem der hauptamtlichen Senatoren ſchuld 
ſei und dieſes müſſe beſeitigt werden. Es iſt not⸗ 
wendig zu erklären, daß wir für die Verantwort⸗ 
lichkeit der Senatoren ſind. Aber eigenartig 
mutet ein Ausſpruch des Herrn Jewelowſki in der 
Verfaſſunggebenden Verſammlung an. Er ex: 
klärte damals den Sozialdemokraten auf einen 
diesbezüglichen Einwurf: „Glauben Sie denn, 
daß ein hauptamtlicher Senat im Ernſt weiterar⸗ 
beiten kann, wenn die Mehrheit des Volkstages 
es nicht wünſcht?“ Er hat ſeine Stellung jetzt re⸗ 
vidieren müſſen. Wir ſind nicht etwa überzeugt, 
daß er es getan hat, weil er ſeine Stellungnahme 
jetzt grundſätzlich geändert hat, ſondern weil die 
Maſſen des Volkes eine Aenderung wünſchen und 
er auf dieſe Aenderung eingehen kann, ohne Ge⸗ 
fahr zu laufen, daß es ſeinem Geldbeutel ſchadet. 
Man ſtellt weiter als Verbeſſerung die Auflösbar⸗ 
keit des Volkstages hin. Auch hier iſt es unnötig 
zu betonen, daß wir für die Auflösbarkeit ſind. 
Es wundert uns nur, daß man dieſe Auflösbar⸗ 
keit mit allen möglichen Fußangeln verſieht. 
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Als Verbeſſerung ſtellt man weiter die Be⸗ 
ſeitigung des Richterwahlausſchuſſes hin. Man 
ſetzt in den Artikel nur hinein, daß die Richter 
auf Lebenszeit angeſtellt find. Das ſtellt man 
dann als grundlegende Verbeſſerung dar und tut 
ſo, als ob ſich dieſe Verbeſſerung tatſächlich zu⸗ 
gunſten des Proletariats auswirken wird. Wenn 
man dieſe Verbeſſerungen ſchafft, Verantwort⸗ 
lichkeit des Senats, Auflösbarkeit des Volks⸗ 
tages, Beſeitigung des Richterwahlausſchuſſes, 
dann erklären wir, daß wir für alle dieſe Aende⸗ 
rungen zu haben ſind, weil dadurch das Proleta⸗ 
riat gegen den bürgerlichen Staat, gegen das 
kapitaliſtiſche Syſtem ſchärfer kämpfen kann. Aber 
dieſe Verbeſſerungen ſind zunächſt einmal Schein⸗ 
verbeſſerungen, die ſich in der von der Regierung 
geſchaffenen Form nicht auswirken werden. Ge⸗ 
genüber dieſen Scheinverbeſſerungen ſteht dann 
aber noch die Herabminderung demokratiſcher 
Errungenſchaften. Sogar der ganz bürgerlich 
eingeſtellte Herr Abg. Rahn hat erklären müſſen, 
daß Verſchlechterungen demokratiſcher Art ein⸗ 
treten, daß hier in Danzig z. B. prozentual eine 


wiel größere Anzahl Abgeordneter notwendig ſein 
wird als bisher, um etwa einen Anterſuchungs⸗ 
ausſchuß einzuſetzen, einen Mißtrauensantrag 
einzubringen uw. Das iſt ein Abbau demokra⸗ 
tiſcher Errungenſchaften. Eine Herabſetzung de⸗ 
mokratiſcher Errungenſchaften iſt aber auch die 
Herabsetzung der Zahl der Abgeordneten auf 72. 
Herr Abg. Rahn ſchüttelt mit dem Kopf. Das 
beweiſt aber nur Herr Rahn, daß Sie ſich nicht 
nur äußerlich, ſondern auch innerlich vom proleta⸗ 
riſchen Klaſſenkampf losgelöſt haben. Wenn man 
die Zahl der Abgeordneten in dieſem Parlament 
auf 72 herabmindert, ſo heißt das, daß man die⸗ 
ſes Parlament in ein Berufsparlament umän⸗ 
dert. (Zurufe des Abg. Rahn) Es kommt auf 
etwas anderes an Herr Rahn. Sie kennen ganz 
genau den Maßſtab, den wir Kommuniſten in 
Bezug auf ſogenannte Verfaſſungsänderungen in⸗ 
nerhalb der bürgerlichen demokratiſchen Staaten 
anlegen. Und es kommt darauf an, Poſitionen 
für das Proletariat zum Kampf gegen dieſes Sy⸗ 
ſtem zu ſchaffen. Eine derartige Poſition iſt auch 
für uns das Parlament, und je mehr Abgeord⸗ 
nete wir der Zahl nach ins Parlament hinein⸗ 
ſchicken, deſto ſchärfer können wir den Kampf auf⸗ 
nehmen. Deshalb ſind wir gegen jede Herab⸗ 
ſetzung der Zahl der Abgeordneten. Ich will 
nicht darauf eingehen, daß auch die Beibehaltung 
der Wahl der Stadtbürgerſchaft in der von der 
Regierung gebrachten Form mit der bürgerlichen 
Demokratie nichts zu tun hat. 

Weshalb wenden wir uns aber vor allem 
mit größter Schärfe gegen dieſe ſogenannte Ver⸗ 
faſſungsänderung? Weil bürgerliche Parteien 
dieſe Verfaſſungsänderung benutzen, um eine 
wirtſchaftliche Schlechterſtellung des Proletariats 
herbeizuführen, weil man mit dieſer Verfaſſungs⸗ 
änderung hier in Danzig Kuhhandel treiben will. 
(Sehr wahr! bei den Kommuniſten) Der Herr 


Abgeordnete Rahn war es, der offen im Haupt⸗ 
ausſchuß erklärte: „Wir wären ja dumm, wenn 
wir nicht werſuchen würden, für unſere Zwecke et⸗ 
was bei dieſer Verfaſſungsänderung herauszuho⸗ 


len.“ (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Die 
Deutſchnationalen haben zwar ein Recht zu ſa⸗ 
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gen, man muß auf uns hören, der Zahl der Ab⸗ (O) 


geordneten wegen, aber m. H. Deutſchnationalen, 
Sie find ja garnicht maßgebend für dieſe Verfaſ⸗ 
ſungsänderung. Es iſt möglich, dieſe Aenderung 
auch ohne die Stimmen der Deutſchnationalen 
herbeizuführen, aber auf unſere Partei kommt 
es an, auf unſere ſechs Stimmen. Und in dieſem 
Fall wo es auf unſere Stimmen ankommt, find 
wir ſtärker als die zahlenmäßig größere Deutſch⸗ 
nationale Partei.“ Was beweiſt das? Daß 
gewiſſe bürgerliche Parteien Kuhhandel mit der 
Verfaſſungsänderung treiben, daß man durch die 
ſcheinbaren Verbeſſerungen Verſchlechterungen 
wirtſchaftlicher Art herbeiführt, daß man das 
Proletariat durch die Verfaſſungsänderung wer⸗ 
kauft. Es ſoll als Gegenſtück eine Erhöhung der 
Mieten eintreten und die Befreiung von der 
Wohnungs⸗Zwangswirtſchaft. 

Wir haben alle Urjache, gerade das Proleta⸗ 
riat auf dieſe Tatſachen aufmerkſam zu machen 
und zu erklären, dieſer wirtſchaftlichen Verſchlech⸗ 
terung des Proletariats wegen pfeifen wir auf 
die Veränderung, die hier vorgenommen werden 


ſoll. Aber m. D. u. H. was wird ſich bei dieſer 


Verfaſſungsänderung noch die Zentrumspartei 
erkuhhandelt haben? Der Herr Abg. Rahn war 
unvorſichtig genug zum Ausdruck zu bringen, daß 
ſeine Partei dieſe Verfaſſungsänderung nur 
durchdrücken helfen wird, wenn ſie die entſprechen⸗ 
den Gegengarantien wirtſchaftlicher Art be⸗ 
kommt. (Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Die 
Zentrumspartei war, wie ſchließlich immer in al⸗ 
len Fragen, hier klüger. Sie arbeitet deſto mehr 
hinter den Kuliſſen. Das iſt die Methode der 
Zentrumspartei, die es vorzüglich verſteht, hin⸗ 
ter den Kuliſſen zu arbeiten und alles Mögliche 
herauszuholen. Wir wiſſen alſo noch nicht, was 
ſich die Zentrumspartei bei dieſer Verfaſſungs⸗ 
änderung herausgekuhhandelt hat, ebenſo die 
Polen. Die Liberalen und die Sozialdemokraten 
ſtehen mit ihren 50 Stimmen der Minderheit der 
Zentrumspartei von 18 Stimmen gegenüber. Aber 
es iſt von beiden Seiten klar und deutlich zum 
Ausdruck gebracht, wir würden gern noch weiter 
gehen, aber die Zentrumspartei geht nicht weiter; 
es hat uns ſchon ſehr viel gekoſtet, die Zentrums⸗ 
partei überhaupt zu dieſem Entgegenkommen zu 
veranlaſſen. Was wird die Zentrumspartei für 
dieſes Entgegenkommen garantiert bekommen 
haben? Das iſt noch nicht offen zum Ausdruck 
gekommen. (Abg. Hohnfeldt: Daher ſprechen ſie 
auch nicht!) Aber wir wiſſen, daß das Verſchlech⸗ 
terungen wirtſchaftlicher Art für das Proletari⸗ 
at ſind; denn wir kennen die antiſoziale Einſtel⸗ 
lung der Zentrumspartei ganz genau. 

Die Koalitionsparteien haben ſich, darin hat 
der Abg. Rahn recht, bei der ganzen Verfaſſungs⸗ 
änderung allzuſehr aufs hohe Pferd geſetzt. Es 
erweckte tatſächlich den Anſchein, als ob es ihnen 
garnicht darauf ankam, überhaupt dieſe Ver⸗ 
faſſungsänderung zu ſchaffen. M. D. u. H.! Die 
Koalitionsparteien, Herr Jewelowski und die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei, waren durch Verſpre⸗ 
chungen vor der Wahl gebunden. Sie mußten ja 
vor der Wahl irgend etwas finden, um den Maj- 
ſen klar zu machen, wer am Elend und an der 
Not der Werktätigen ſchuld ſei. Wir Kommu⸗ 
niſten haben den Werktätigen offen und ehrlich 


— 


D) 


(A 


G 


— 


— 


anträge geſtellt, 


Volkstag Danzig — 39. Sitzung. 
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geſagt, daß daran das kapitaliſtiſche Syſtem die 
Schuld trägt, und daß es beſeitigt werden muß, 
damit durch den Sozialismus und die ſozialiſti⸗ 
ſche Wirtſchaft Not und Elend beſeitigt wird. Da 
die Sozialdemokratiſche Partei heute eine bür⸗ 
gerliche Reformpartei geworden iſt, konnte ſie 
das Syſtem, für das ſie ja heute auch kämpft, 
nicht für alle Not und alles Elend verantwort⸗ 
lich machen. So hatte man ſich feſtgelegt und 
mußte irgend etwas in dieſer Richtung unterneh⸗ 
men. Man unternahm das aber jetzt derart pflau⸗ 
menweich, daß wir Recht haben, zu ſagen, die Ko⸗ 
alitionsparteien grauen ſich ja ſelbſt vor der Ver⸗ 
faſſungsänderung in dieſer Form und ſuchen nach 
irgend einem Sündenbock, dem ſie die Verant⸗ 
wortung für das Nichtzuſtandekommen der Ver⸗ 
faſſungsänderung aufbürden können. Wir haben 
keine Furcht, wenn wir das etwa ſein ſollen. 
Wir haben Material genug, um den Werktätigen 
zu zeigen, was ihnen die Verfaſſungsänderung 
bringt und wie man die wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen des Proletariats mit dieſer Verfaſſungs⸗ 
änderung verkuppelt hat. Die Koalitionspartei⸗ 
en ſind den bürgerlichen Kreiſen entgegengekom⸗ 
men. Man hat dieſe und jene geringfügige „Ver⸗ 
beſſerung“ derſelben angenommen. Der Kommu⸗ 
miſtiſchen Partei aber it man nicht in einer ein⸗ 
zigen Beziehung entgegengekommen. (Zuruf des 
Abg. Dr. Bing.) Es iſt ſchade, daß Sie nicht hier 
waren. Wir haben erklärt, daß wir für jede Ver⸗ 
beſſerung und damit auch für eine ſoge nannte 
Reform dieſer Verfaſſung ſind, wenn dieſe Re⸗ 
form tatſächlich in Bezug auf die politiſche oder 
wirtſchaftliche Lage des Proletariats eine Beſſe⸗ 
rung bedeutet. Dafür werden wir uns mit aller 
Kraft einſetzen. (Sehr richtig! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Das, was Sie uns vorwerfen, Alles⸗ oder 
Nichts⸗Politiker zu ſein, daß wir alle Hoffnung 
nur auf die zukünftige Weltrevolution ſetzen, die⸗ 
ſe Theorie ſpukt nur in Ihrem Kopf oder im 
Kopf Ihrer Parteifreunde, Herr Abg. Dr. Bing. 
Die Tatſachen beweiſen etwas anderes, das kön⸗ 
nen Sie nicht leugnen. Wir haben Abänderungs⸗ 
von denen Sie ſelbſt zugeben 
mußten, daß es nicht Abänderungsanträge ſind, 
die unannehmbar waren. Sie haben geſehen, 
daß ſelbſt bürgerliche Parteien dasſelbe gefor⸗ 
dert haben und daß alles nur an dem Widerſtand 
von 18 ſchwarzen Zentrums⸗Reaktionären ſchei⸗ 
terte. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Man 
iſt uns alſo nicht im geringſten entgegengekom⸗ 
men. Wenn Sie, Herr Abg. Dr. Bing, unſere 
Stellungnahme zum parlamentariſch⸗bürgerlichen 
Syſtem, zum bürgerlich⸗ kapitaliſtiſchen Staate, 
zur bürgerlichen Demokratie ſo genau kennen, 
werden Sie auch zugeben müſſen, daß wir mit un⸗ 
ſeren Abänderungsanträgen tatsächlich im Entge⸗ 
genkommen bis zur Grenze des Aeußerſten gegan⸗ 
gen ſind. (Sehr richtig! bei den Kommuniſten.) 
Wir waren bereit dieſen Weg zu gehen, um noch 
ſchärfer als bisher dieſen bürgerlichen Staat und 
dies kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem zu bekämp⸗ 
fen. Sie haben uns aber nicht das geringſte Zu⸗ 
geſtändnis gemacht und ſind uns nicht in der ge⸗ 
ringſten Weiſe entgegengekommen. Natürlich 


haben Sie nun Bauchſchmerzen. Nun ſoll nur das 
Syſtem der Nichtverantwortlichkeit der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren an der Staatskataſtrophe ſchuld 
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fein. Nun, m. D. u. H., der Abg. Rahn hat Ih⸗ 
nen bereits einen Weg gewieſen. Wir ſtehen jetzt 
bald vor der Neuwahl der hauptamtlichen Sena⸗ 
toren. Führen Sie die Neuwahl nicht aus und 
laſſen Sie die nebenamtlichen Senatoren allein 
regieren. Sie wiſſen ja, daß das Zentrum mehre⸗ 
re Wochen hindurch auf jeden hauptamtlichen Se⸗ 
nat und auf jeden parlamentariſchen Senat ge⸗ 
pfiffen hat. Die Zentrumsleute ſchalteten da⸗ 
mals allein ſo, wie ſie es wollten. Nun haben wir 
Ihnen im Hauptausſchuß noch einen anderen 
Weg gewieſen. In dieſem Volkstag iſt ſich tat⸗ 
ſächlich eine Zweidrittel⸗Mehrheit in einer ſoge⸗ 
nannten Erweiterung der parlamentariſchen 
Rechte, in einer erweiterten Demokratiſierung ei⸗ 
nig. Wenn das der Fall iſt, dann ſchaffen Sie doch 
nur das, was wir vorgeſchlagen haben, nur ein 
Geſetz zur Abänderung der Verfaſſung, daß der 
Volkstag ſofort aufgelöſt wird. 

Löſen Sie den Volkstag auf, wir werden Ih⸗ 
nen die Möglichkeit dazu bieten. (Sehr gut! bei 
den Kommuniſten.) Das gilt gleichzeitig als Re⸗ 
ferendum, als Volksentſcheld. (Sehr gut! bei den 
Kommuniſten.) Das Volk ſoll entſcheiden, in wel⸗ 
cher Form es eine Verfaſſungsänderung wünſcht, 
etwa in dem Sinn der Erweiterung demokrati⸗ 
ſcher Rechte oder im Sinn der Zentrumspartei. 
Aber alle Parteien, von den Deutſchnationalen 
bis zu den Sozialdemokraten wollen ja jetzt gar⸗ 
nicht die Auflöſung des Volkstages. (Abg. 
Schwegmann: Sie brauchen nur zuzuſtimmen!) 
Das iſt ein Scheinantrag, Herr Abg. Schwegmann. 
Sie ſind ja teilweiſe für dieſe won den Koaliti⸗ 
tionsparteien eingebrachte Verfaſſungsänderung 
auch zu haben. Sie wiſſen ja, daß die deutſchnati⸗ 
onale reaktionäre Klicke ausgewirtſchaftet hat und 
der Tag micht fern ſein wird, wo man den letzten 
deutſchnationalen Wähler zu Grabe trägt. (Abg. 
Schwegmann: Seien Sie unbeſorgt!) Ihre Macht 
nimmt von Wahlzeit zu Wahlzeit ab. Das iſt 
eine Entwicklung der Weltgeſchichte, die Sie nicht 
aufhalten werden. Deshalb ſind Sie für Beſeiti⸗ 
gung der hauptamtlichen Senatoren. Wenn der 
hauptamtliche Senat womöglich beſtehen bleibt 
und vier Jahre lang ſitzen darin ſozialdemokrati⸗ 
ſche Senatoren, die nicht abberufbar ſind, wie ſtel⸗ 
len Sie ſich zu dieſer Tatſache? Im großen ganzen 
ſimd Sie alſo mit der augenblicklichen Verfaſſungs⸗ 
änderung einverſtanden und können ſich die Oppo⸗ 
ſition leiſten, indem Sie ſagen: entweder kommt 
die Verfaſſungsänderung, ohne daß unſere Par⸗ 
tei hilft, oder ſie kommt nicht, und dann werden 
die Koalitionsparteien andere Sündenböcke aus⸗ 
findig machen, um ihnen das Nichtzuſtandekom⸗ 
men der Verfaſſungsänderung aufzuhalſen. Des⸗ 
halb ſoll das Volk durch eine Neuwahl entſcheiden. 
Daß die Koalitionsparteien aber dafür nicht zu 
haben ſind, beweiſt ihr Werben um die kleineren 
Splitterparteien im Hauſe zur Zuſtimmung zu 
dieſer Verfaſſungsänderung. So haben Sie z. B. 
einer Partei das Zugeſtändnis gemacht, auch 
wenn die Verfaſſungsänderung durchkommt, eine 
Auflöſung des Volkstages bis zum Ablauf dieſer 
Wahlperiode nicht eintreten zu laſſen. Wenn 
man uns alſo entgegenhalten wird, wir ſollten 
der Verfaſſungsänderung zuſtimmen, dann komme 
die Auflöſung des Volkstages, fo it das eine Lü⸗ 
ge, Demagogie und Heuchelei. Bei einer etwaigen 
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Neuwahl hätten die Splitterparteien nicht die 
Ausſicht, infolge der Herabſetzung der Abgeordne⸗ 
tenziffer in den Volkstag hineinzukommen, und 
jo hat man fie durch Versprechungen geködert. 
Das iſt das falſche unwürdige Spiel, das hier mit 
der Verfaſſungsänderung getrieben wird. Wenn 
Sie wirklich eine Verfaſſungsänderung wünſchen, 
dann gehen Sie auf unſere Vorſchläge ein, dann 
pfeifen Sie auf eine Gewaltdiktatur des Zen⸗ 
trums. Dann wird eine Aenderung der Verfaſ⸗ 
ſung auch ohne Zentrumspartei tatſächlich hier in 
Danzig durchgeführt werden. Der objektive Sinn 
der gegenwärtigen Verfaſſungsänderung beſteht 
eben darin, daß die Bourgoiſie mit den alten 
Methoden nicht mehr regieren kann. Auch dieſe 
Verfaſſungsänderung hier in Danzig iſt ein Aus⸗ 
druck der Unſicherheit der kapitaliſtiſchen Ord⸗ 
nung, zeugt für ihren Verfall, zeugt für die Ent⸗ 
wicklung des kbapitaliſtiſchen Syſtems in abſtei⸗ 
gender Linie. Genau jo, wie die Bourgeoiſte da⸗ 
mals die Monarchie beiſeite warf und zum bür⸗ 
gerlich⸗demokratiſchen Schutzmantel griff, genau 
ſo greift die Bourgeoiſie, gezwungen durch den 
Willensausdruck der Maſſen, der Werktätigen zu 
ſogenannten Verfaſſungsänderungen. 

Auch hier in Danzig will man nicht etwa die 
Rechte des Proletariats erweitern, ſondern im 
Gegenteil dieſe Rechte verkuhhandeln. Darum 
darf ſich die Arbeiterſchaft in dieſen Kuhhandel, 
wie er durch die Verfaſſungsänderung hier betrie⸗ 
ben werden ſoll, nicht einlaſſen, ſondern das Pro⸗ 
letariat wird ſich dieſe ſogenannte Reform, dieſe 
ſogenannten Verbeſſerungen erkämpfen. Dieſen 
Kampf wird die Kommuniſtiſche Partei in allen 
Ländern trotz Lüge, Unterdrückung und Verleum⸗ 
dung führen, auch hier in Danzig. Wir wiſſen, 
daß der Tag nicht mehr fern ſein wird, wo die 
Werktätigen Danzigs vereint mit ihren deutſchen 
und polniſchen Arbeitsbrüdern in den zur Wirk⸗ 
lichkeit gewordenen Ruf einſtimmen werden: Es 
lebe die Arbeiter- und Bauernregierung! Es lebe 
die Diktatur des Proletariats! (Lebhaftes Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (Nat. Lib.): M. D. u. 
H.! Ich beantrage zur Geſchäftsordnung, die heu⸗ 
tige Vorlage, den Geſetzentwurf zur Abänderung 
der Verfaſſung von der Tagesordnung abzuſetzen 
und die Vorlage nochmals an den Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß zurückzuverweiſen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Zur Begründung möchte ich fol⸗ 
gendes anführen: Die erſtmalige Zurückverwei⸗ 
ſung der Vorlage an den Verfaſſungsausſchuß, 
wie ſie bei der zweiten Beratung in der Vollſitzung 
am vorigen Freitag hier beſchloſſen wurde, hat 


leider den erwünſchten Erfolg, d. h. den Erfolg, 


eine Einigung zwiſchen den Parteien der Regie⸗ 
rungskoalition und den Parteien der Oppoſition 
über die Abänderung der Verfaſſung herbeizufüh⸗ 
ren, nicht gehabt. Die nochmalige Beratung der 
Senatsvorlage und der Abänderungsanträge der 
Oppoſition im Verfaſſungsausſchuß, die leider 


bereits am Sonnabend der vergangenen Woche 
ſtattgefunden hat, hat wieder das gleiche negative 
Ergebnis gehabt wie die bisherigen Beratungen. 
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Von geringen, eigentlich nur formalen Abände⸗ 
rungen abgeſehen, iſt es wiederum bei der Regie⸗ 
rungsvorlage geblieben, und die Abänderungs⸗ 
anträge der Oppoſition ſind in derſelben Weiſe 
wie bisher niedergeſtimmt worden, ohne daß man 
ſich die Mühe gemacht hätte, die ſachlichen Anträge 
der Oppoſition, zu denen ich auch Anträge der 
Kommuniſten rechne, im einzelnen genauer zu 
prüfen und vielleicht zu einem Kompromiß mit 
der Oppoſition zu kommen. 


Ganz augenſcheinlich liegt eine außerordentlich 
ſtarke Bindung innerhalb der Koalitionsparteien 
vor, die die einzelnen Regierungsparteien ver⸗ 
hindert, auf die ſachlichen Anträge der Oppoſition 
mit der Sorgfalt einzugehen, die im Intereſſe der 
Sache geboten wäre. Das Verhalten der Koali⸗ 
tionsparteien bei den früheren Erörterungen der 
Vorlage hier im Plenum iſt bereits genügend 
gekennzeichnet und verurteilt worden. Ich darf 
in dieſer Beziehung auf die Ausführungen des 
Herrn Abg. Rahn in der Sitzung vom 22. Juni 
ds. Is. hinweiſen, die aber lediglich den Erfolg 


gehabt haben, daß Herrn Rahn von den Sozial⸗ 
demokraten ein Sitz im Verfaſſungsausſchuß ein⸗ 


geräumt wurde. In der Sache ſelbſt hat ſich lei⸗ 
der nichts geändert. Weder die Regierung, noch 
die Koalitionsparteien haben ſich bisher veran⸗ 
laßt geſehen, mit den Oppoſitionsparteien, abge⸗ 
ſehen vielleicht von der Deutſch⸗Danziger Volks⸗ 
partei, irgend welche Fühlung zu ſuchen, um eine 
Abänderung der Verfaſſung mit der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zweidrittelmehrheit zu ermöglichen. 
Insbeſondere hat man auf die Wünſche der kleinen 
Oppoſitionsparteien, die ihnen eine fachliche 
Mitarbeit an dem Geſetzentwurf ermöglichen 
ſollte, keinerlei Rückſicht genommen. Ich ſelbſt 
mußte Freitag leider verreiſen und konnte an der 
Sitzung des Verfaſſungsausſchuſſes, die ſo über⸗ 
ſtürzt angeſetzt wurde, nicht teilnehmen. Wir 
hatten uns bei der zahlenmäßigen Schwäche un⸗ 
ſerer Partei von vornherein darauf eingeſtellt, 


daß wir im gegebenen Augenblick Vermittlungs⸗ 


vorſchläge machen wollten, die das Zuſtandekom⸗ 
men einer Verfaſſungsänderung ermöglichen ſoll⸗ 
ten. (Abg. Loops: Fünf Minuten vor Zwölf!) 
Das liegt an Ihnen! Bei der Art und Weiſe, in 
der die Angelegenheit bisher von der Regierung 
und den Koalitionsparteien behandelt wurde, 
war die Möglichkeit eines vermittelnden Eingrei⸗ 
fens bisher nicht gegeben. Die Notwendigkeit 
ergab ſich aber, als die Rückverweiſung an den 
Ausſchuß bei der zweiten Beratung nicht zu dem 
gewünſchten Ergebnis, d. h. zu der Herbeiführung 
einer verfaſſungsmäßigen Mehrheit geführt hatte. 
Als dieſes Ergebnis feſtſtand, haben wir mit der 
größten Beſchleunigung gearbeitet. Wir haben 
am Montag den Geſetzentwurf ausgearbeitet, an⸗ 
genommen und am Dienstag früh eingereicht. 
Wir glauben damit im Intereſſe der Sache und in 
Erfüllung unſerer ſtaatsbürgerlichen Pflichten ge⸗ 
handelt zu haben. Wir glauben, in dem Abän⸗ 
derungsantrag eine Grundlage für eine Verſtän⸗ 
digung geſchaffen zu haben, die ein poſitives Er⸗ 
gebnis dieſer Frage ermöglicht. Dazu iſt es er⸗ 
forderlich, daß unſer ausführlicher Abänderungs⸗ 
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antrag zunächſt im Verfaſſungsausſchuß durchbe⸗ 
raten wird. Zu dieſem Zwecke beantrage ich eine 
nochmalige Zurückverweiſung der Vorlage an den 
Verfaſſungsausſchuß. 

Da ich nur zur Geſchäftsordnung ſpreche, kann 
ich auf den Inhalt unſeres Abänderungsantrages 
nicht näher eingehen. Ich will nur ſoviel ſagen: 
unſer Vorſchlag ſoll ein Vermittlungsvorſchlag 
ſein, mit dem wir der Regierung ſoweit wie mög⸗ 
lich entgegenkommen. Es braucht auch kein Zeit⸗ 
verluſt einzutreten; das kann uns nicht entgegen⸗ 
gehalten werden. Der Verfaſſungsausſchuß kann 
morgen Vormittag wieder zuſammentreten und 
evtl. kann dann am Nachmittag die dritte Leſung 
ſtattfinden. Und ſelbſt, wenn die nochmalige Be⸗ 
ratung im Verfaſſungsausſchuß es erforderlich 
machen ſollte, daß der Volkstag länger tagt und 
in der nächſten Woche noch eine Sitzung ſtattfin⸗ 
den muß, ſo darf an dem Ferienbedürfnis des 
Volkstages die ſachgemäße Durchberatung unſerer 
Vorſchläge nicht ſcheitern. (Abg. Mau: Habt Ihr 
endlich ausgeſchlafen?) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Ich möchte bitten, den Antrag des Herrn 
Abg. Dumont abzulehnen. Es iſt nicht richtig, 
daß die kleinen Oppoſitionsparteien keine Mög⸗ 
lichkeit zur Mitarbeit gehabt hätten. Insbeſon⸗ 
dere trifft das nicht für die Partei des Herrn 
Abg. Dumont zu. Die Vertreter gerade dieſer 
Partei haben an allen Sitzungen des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes teilgenommen, und es wäre Pflicht ge⸗ 
rade dieſer Partei geweſen, ihre Abänderungsan⸗ 
träge ſchon früher einzubringen, als die Möglich⸗ 
keit beſtand, ſie in den Sitzungen des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes zu beraten. (Abg. Dumont: Es wäre 
Ihre Pflicht geweſen, die Sache nicht ſo abzu⸗ 
hetzen!) Seit dem 21. Mai iſt die Vorlage in 
Händen der Abgeordneten. (Abg. Dumont: Wann 
iſt ſie in den Verfaſſungsausſchuß gekommen?) 
Selbſt für die Nationalliberale Bürgerpartei 
hätte die Zeit ausreichen müſſen, um Abände⸗ 
rungsanträge früher einzureichen. Wenn Sie 
jetzt in letzter Stunde bei der dritten Beratung 
mit ſolchen Anträgen kommen, kann man das nicht 
als den Wunſch zu ehrlicher Mitarbeit ſondern 
nur als unehrliches Spiel anſehen. (Abg. Du⸗ 
mont: Das verbitte ich mir!) Ich bitte Sie, die⸗ 
ſen Antrag abzulehnen. 

Präſident: Es iſt der Antrag auf Zurückver⸗ 
weiſung der Vorlage an den Verfaſſungsausſchuß 
geſtellt. Wird er unterſtützt? (Geſchieht.) die Un- 
terſtützung reicht aus, wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Damen und Herren, die für 
Zurückverweiſung der Vorlage an den Ausſchuß 
ſind, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. — 
Das Wort hat der Herr Abg. Rahn. 


Rahn, Abgeordneter (D. V. P.): Dem Herrn P 


Abg. Dumont möchte ich zurufen, daß er alle Hoff⸗ 
nung fahren laſſen möge. Wenn man die Bin⸗ 
dungen, die anſcheinend bei der Eingehung der 
Koalition programmatiſch verankert worden ſind, 
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tion im gegenwärtigen Moment anders verfahren 
kann, als ſie verfährt. Wir haben das letztens 
geſehen, als wir die Vorlage noch einmal an den 
Ausſchuß zurückverwieſen. In keiner Frage wollte 
man nachgeben. Man hat ſich feſtgelegt und ſagt: 
Entweder biegt es oder bricht es, entweder kommt 
etwas aus der Verfaſſungsänderung heraus, oder 
die Verfaſſung bleibt ungeändert. 


0 


Ich glaube nicht, daß bei einer nochmaligen 


Zurückverweiſung der Vorlage an den Ausſchuß 
etwas herauskommt. Das Zentrum hat ſich nach 
den Erklärungen der einzelnen Fraktionsführer 
lediglich auf die Verfaſſungsänderung einlaſſen 
wollen, wenn das, was in der Vorlage ſteht, ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz wird. Mit Hängen und 
Mürgen iſt es gelungen, bei der Zahl der Abge⸗ 
ordneten, die den Antrag auf ein Mißtrauens⸗ 
votum oder die Auflöſung des Volkstages zu ſtel⸗ 
len haben, die Ziffer 20 auf 15 abzuändern. Glück⸗ 
licherweiſe hat man heute noch einen Antrag zu⸗ 
rechtgeſchuſtert, der in der Frage der Benennung 
der ſtädtiſchen Körperſchaft die Abänderung in 
Stadtverordnetenverſammlung zulaſſen will. 
Selbſt da hat man noch ſo unordentlich gearbeitet, 
daß man den Antrag nur mit drei Unterſchriften 
verſah, während in der dritten Leſung ſieben da⸗ 
für notwendig ſind. Sie ſehen, daß die Koaliti⸗ 
onsparteien nicht mehr genau wiſſen, was ſie tun. 
Deshalb iſt der Antrag auf Zurückverweiſung an 
den Ausſchuß, den Sie geſtellt haben, vergebens. 
Ich weiß auch nicht, ob vom demokratiſchen Stand⸗ 
punkt aus betrachtet die Anträge, die die Natio⸗ 
nalliberale Partei gebracht hat, würdig ſind, noch 
einmal einer gründlichen Beſprechung des Aus⸗ 
ſchuſſes ſtandzuhalten. 

Von all den Anträgen iſt einer annahmewür⸗ 
dig, nämlich die Zahl der Volkstagsabgeordneten 
auf 61 herabzuſetzen. Alles andere, was Sie in 
Ihren Abänderungsanträgen gebracht haben, hat 
mit Demokratie nichts zu tun. Die Frage der 
Heraushebung des Präſidenten des Senats als 
Vorſitzenden des Senats iſt eine mit demokrati⸗ 
ſchen Grundſetzen nicht zu vereinbarende Beſtim⸗ 
mung. Die Frage der Degradierung der Miniſter 
erſcheint Ihnen als ehemaligem Stadtrat viel⸗ 
leicht ſehr richtig, weil ſich die Menſchen auch 
manchmal aus gekränkter Eitelkeit von Rachſucht 
und Haß nicht ganz frei machen können. (Heiter⸗ 
keit.) Die Tatſache, daß Sie die Senatoren unbe⸗ 
ſoldet ſein laſſen wollen, iſt eine geradezu unver⸗ 
antwortliche Haltung. Heute ſchon haben parla⸗ 
mentariſche Senatoren, ich erinnere an den Herrn 
Stellvertretenden Präſidenten des Senats, vom 
frühen Morgen bis zum ſpäten Abend im Amts⸗ 
zimmer dort drüben zu arbeiten, ohne auch nur 
eine nennenswerte Entſchädigung zu erhalten. 
Ein Teil der nebenamtlichen Senatoren, beſon⸗ 
ders, wenn ſie Dezernate bekleiden, ſind überaus 
beſchäftigt. Falls ſie nicht über ein ſehr großes 
ortemonnaie verfügen, wie es bei Herrn Jewe⸗ 
lowſki der Fall ſein ſoll, (Heiterkeit) dem es nichts 
ausmacht, wenn er ſich anſtelle ſeiner Arbeits⸗ 
kraft bei ſeinen Geſchäften zwei oder drei erſtklaſ⸗ 
ſige Mitarbeiter mit ſehr hohen Gehältern enga⸗ 


berückſichtigt, jo glaube ich nicht, daß die Koali⸗ giert, können fie ihr Amt nicht ſorgfältig ver⸗ 
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ſehen. Wenn ſie nicht zufällig einen dicken Geld⸗ 
beutel haben, können ſie alſo ein ſolches Mandat 
nicht ausüben. Kae 

In einem demokratiſchen Staat darf die Mi⸗ 
niſterfähigkeit nicht auf plutokratiſchen Geſichts⸗ 
punkten aufgebaut werden. Deshalb ſoll man die 
Perſönlichkeiten, die den Staat zu leiten haben, 
für ihre Arbeitskraft anſtändig bezahlen; denn 
dann wird man fähige Kräfte finden, die be⸗ 
reit ſind, dies verantwortungsvolle Amt zu über⸗ 
nehmen. Die Verkoppelung der Magiſtratsver⸗ 
faſſung mit der Staatsverfaſſung durch die Hin⸗ 
einſchiebung des Oberbürgermeiſters und der Bür⸗ 
germeiſter in den Senat und die Verantwortlich⸗ 
machung der drei Perſonen ſind eine Veränderung 
des beſtehenden Verhältniſſes vom anderen Ende. 
Während wir auf der andern Seite die Tätig⸗ 
keit der Senatoren im Magiſtrat bekämpfen, will 
die Nationalliberale Fraktion aus der ſtädtiſchen 
Verwaltung den zu ſchaffenden Oberbürgermeiſter 
und Bürgermeiſter in die Staatsregierung brin⸗ 
gen. In einem demokratiſchen Staat ſoll gleiches 
Recht herrſchen. Wo kommen wir hin, wenn 
ſämtliche Gemeinden der Freien Stadt Danzig 
das gleiche Anſinnen ſtellen, die Bürgermeiſter 
aus Ohra und Oliva und den Gemeindevorſteher 
aus Kalthof uſw. in den Senat der Freien Stadt 
Danzig zu delegieren? Wenn man die Anträge, 
die die Nationalliberale Fraktion geſtellt hat, 
zu Ende denkt, kommt man zu derartigen Unmög- 
lichkeiten. Die Tatſache, daß man dem Senats⸗ 
präſidenten eine Art Stellung des deutſchen 
Reichspräſidenten geben will — die Beſtimmun⸗ 
gen ſind mit einigen kleinen Aenderungen aus der 
deutſchen Reichsverfaſſung abgeſchrieben — iſt 
lächerlich. Wenn man ſich in Danzig eine Art 
Staatspräſident ſchaffen will, ſo iſt das töricht. 
In einem großen Staat, wo die einzelnen Macht⸗ 
haber in den Verfaſſungen auf das feinſte ge⸗ 
geneinander abgewogen ſind, hat das Sinn und 
Verſtand. Wenn ſich aber ein großer Staat wie 
Preußen nicht einmal einen Staatspräſidenten 
leiſtet, ſo wirkt dieſes Verlangen in Danzig ge⸗ 
radezu lächerlich. 

Vor allen Dingen darf man nicht vergeſſen, 
daß die Danziger Verfaſſung an einer anderen 
Stelle die Beſtimmung hat, daß der Senat eine 
Kollektiv⸗Körperſchaft iſt, und daß die Senats⸗ 
beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit gefaßt werden. 
So geht die Geſchichte nicht. Nach der Anſicht 
meiner politiſchen Freunde und von meinem 
Standpunkt betrachtet, haben die Anträge der 
Nationalliberalen nicht den Wert, daß ſie noch 
im Ausſchuß, ſelbſt wenn die Koalitionsparteien 
den Willen und die Abſicht hätten, einer gründli⸗ 
chen Durcharbeitung unterzogen werden. 

Meine Freunde, die mit der Vorlage, die uns 
hier zur Abſtimmung vorliegt, in einzelnen 
Punkten abſolut nicht einverſtanden ſind, weil in 
der Frage der Abſtimmung über das Mißtrau⸗ 
ensvotum eine kleine Verſchlechterung gegenüber 
dem bisherigen Zuſtand eingetreten iſt, die auch 
mit der Beibehaltung der parlamentariſchen Se⸗ 
natoren nicht einverſtanden ſind, und die die 
ſtädtiſche Verwaltung vollſtändig von der Staats⸗ 
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verwaltung trennen wollen, werden trotzdem, 
ohne weitere Abänderungsanträge zu ſtellen, 
dieſer Vorlage die Zuſtimmung geben. Das ge⸗ 


ſchieht aus folgenden Gründen. Wenn man acht 
Jahre hindurch einen Kampf gegen den Halb⸗ 
abſolutismus der hauptamtlichen Senatoren ge⸗ 
führt hat, und nun ein Geſetzentwurf vorliegt, 
der Ausjicht hat zuſtande zu kommen, in welchem 
das parlamentariſche Syſtem für die Regierung 
definitiv eingeführt werden ſoll, dann iſt dieſer 
eine Vorteil groß genug, um die Vorlage in der 
vorliegenden Form anzunehmen. Die Tatſache 
einer Verkleinerung des Senats iſt ein gleich gro⸗ 
ßer Vorteil. 


Die Verkleinerung des Volkstages komnat den 
Wünſchen der Bevölkerung entgegen. Wenn die 
kommuniſtiſchen Kollegen hier der Auffaſſung 
ſind, daß ſie in ihrem Klaſſenkampf durch eine 
derartige Verkleinerung des Volkstages behin⸗ 
dert werden, jo ſage ich Herrn Abg. Plenikowſki 
nochmals, was ich ihm ſchon durch Zuruf ſagte, 
er irrt, wenn ſich die Kampfpoſitlon der Kommu⸗ 


niſten darin erſchöpfen ſollte, daß ſie vier, fünf 


oder zehn Abgeordnete im Parlament ſitzen ha⸗ 
ben. Er ſcheint nach meiner Auffaſſung das We⸗ 
ſen einer kommuniſtiſchen Partei verkannt zu 
haben. Nach meiner Kenntnis der Dinge erſchöpft 
ſich das Weſen einer kommuniſtiſchen Partei in 
der Hauptſache in den Kampfpoſitionen, die der 
Kommunismus und die Kommuniſtiſche Partei 
außerhalb des Parlaments haben. Sie bedienen 
ſich der Parlamentswaffe nur als Zuſatzwaffe, 
weil ſie von der Tribüne hier auch für ihre Ide⸗ 
ale kämpfen können. Der Hauptkampf liegt aber 
in den Betrieben, in der großen Oeffentlichkeit 
Wenn Sie hier drei oder fünf Vertreter haben, ſo 
iſt das genau ſoviel, als wenn Sie zehn oder 
zwölf haben. (Abg. Raſchke: Das iſt nicht genau 
ſoviel!) Für die Kommuniſtiſche Partei ſollte die 
Verkleinerung des Volkstages keinen Hinde⸗ 
rungsgrund darſtellen, ſondern ihr ſollte mit der 
Verantwortlichmachung der Regierung gedient 
ſein. Sie ſollte darin einen Fortſchritt erblicken 
und für die Vorlage ſtimmen. Wenn Sie ver⸗ 
antwortliche Senatoren haben, können Sie den 
Senator verantwortlich machen, wenn Ihnen der 
Polizeipräſident das Tragen einer Joppe an ei⸗ 
nem beſtimmten Tage nicht geſtattet. Das würde 
nicht paſſieren, wenn wir parlamentariſche Sena⸗ 
toren hätten, die verantwortlich gemacht werden 
können, (Unruhe) denen Sie durch einen Mißtrau⸗ 
ensantrag dokumentieren könnten, daß Sie ſie für 
derartige ungeſetzliche Handlungen, wobei ich ge⸗ 
nau der gleichen Auffaſſung bin, daß ſie ungeſetz⸗ 
lich ſind, verantwortlich machen können. Es iſt 
alſo nicht zu verſtehen, weshalb die Kommuniſti⸗ 
ſche Fraktion dieſem Fortſchritt in demokratiſcher 
Beziehung ihre Zuſtimmung verſagen will. Es 
ließen ſich ja auch ſpäter noch weitere Poſtitionen 
erkämpfen. 


Das Auflöſungsrecht, das der Volkstag ſich 
ſelbſt gibt, iſt gleichfalls ein ſo großer Fortſchritt 
in unſerm Staat, daß man getroſt die kleinen 
Mängel, die die Vorlage noch enthält, ſchlucken 
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kann und für die Vorlage in der Form, wie ſie 
nun einmal beſteht, ſtimmen ſollte. 

In der Frage der Richterwahl liegen die Ver⸗ 
hältniſſe ebenfalls ſo, wie in dem eben zitierten 
Fall mit dem Polizeipräſidenten. Wenn Sie in 
Zukunft über Klaſſenjuſtiz klagen werden, können 
Sie den Miniſter, der für das Reſſort verantwort⸗ 
lich iſt, tatſächlich zur Verantwortung ziehen, 
und ſich lediglich nicht darin erſchöpfen, daß Sie 
die Dinge hier zur Sprache bringen und doch alles 
denſelben Weg weitergeht. (Jetzt ſind Sie wieder 
Sozialdemokrat! bei den Kommuniſten.) Solange 
der Richterwahlausſchuß die Richter wählt, alſo 
ein Organ, welches frei von jeder Verantwortung 
iſt, bleibt alles Reden über die Mißſtände in der 
Juſtiz leeres Gerede, weil keine Möglichkeit für 
die Aenderung der Verhältniſſe geſchaffen wird. 
Haben wir dagegen eine parlamentariſch verant⸗ 
wortliche Regierung, dann wird in Zukunft der 
Miniſter, der für die Beſtellung der Richter ver⸗ 
antwortlich iſt, hier Rede und Antwort ſtehen 
müſſen. Wir werden dann die Möglichkeit ha⸗ 
ben, dieſen Miniſter zur Verantwortung zu zie⸗ 
hen und ihn eventuell ſeines Mandats zu 
entheben. 

Es liegt alſo kein Grund vor, wenn man für 
einen Fortſchritt in der Entwicklung unſeres 
Staatsrechts iſt, dieſer Vorlage die Zuſtimmung 
nicht zu erteilen. Ich würde es bedauern, wenn 
die kommuniſtiſchen Abgeordneten in Verkennung 
des wirklichen Fortſchritts, den dieſe Vorlage 
bringt, ich entſchließen würden, (Abg. Liſchnewſki: 
Hört, hört!) — Sie geſtatten, daß ich meine 
Meinung ſage, ſich entſchließen würden, gegen die 
Vorlage zu ſtimmen, wenn ſie nicht zum minde⸗ 
ſten für die Punkte, die fortſchrittliche Beſtim⸗ 
mungen aufweiſen, eintreten würden und nicht 
auch in der Schlußabſtimmung das Gleiche täten. 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Wenn Herr Abg. Plenikowſki hier ausführte, 
daß bei dieſer Vorlage ein Kuhhandel von den 
Regierungsparteien getrieben wäre, jo iſt das 
eine irrige Auffaſſung (Heiterfer: bei den Kom⸗ 
muniſten.) Ich habe zwar bei den früheren Ver⸗ 
handlungen betont, daß wenn ich merke, daß die 
Partei, für die ich hier ſpreche, bei der Abſtim⸗ 
mung das Stimmenergebnis derart beeinfluſſen 
kann, daß ſie das berühmte Zünglein an der Wa⸗ 
ge darſtellt, die Regierung auf beſtimmte Wün⸗ 
ſche der betreffenden Partei, wenn ſie klug wäre, 
eingehen könnte. Ich bin aber nie ſoweit gegan⸗ 
gen, von der Koalition beſtimmte Zuſicherungen 
irgend welcher Art zu verlangen. Ich habe ſtets 
nur erklärt, wir möchten bei dieſer Gelegenheit 
wiſſen, wie ſich die Regierung in einer beſtimm⸗ 
ten Frage die Erledigung denkt. (Abg. Liſchnewſ⸗ 
ki: Mietserhöhung!) Abſolut nicht! Die Regie⸗ 
rung denkt garnicht daran, über 100 Prozent 
Miete hinauszugehen, und meine Fraktion denkt 
nicht daran, über 100 Prozent der Friedensmiete 
hinauszugehen. (Abg. Liſchnewſki: Sie meinen 
aber 100 Prozent Miete, die Wohnungsbauab⸗ 
gabe wollen Sie abſchaffen!) Ich bin daran voll⸗ 
kommen unintereſſiert. 
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im Sinne des Koalitionsprogramms liegen, die 
Sie alle kennen. Wenn wir unſere Zuſtimmung 
zu dieſem Geſetz geben, ſo tun wir es nicht ledig⸗ 
lich aus dieſem Grunde, ſondern hauptſächlich, 
weil in dieſer Vorlage ein ſehr erheblicher Fort⸗ 
ſchritt für die Demokratiſierung unſeres Staats⸗ 
weſens liegt. Wenn die Kommuniſtiſche Fraktion 
dieſe Demokratiſierung nicht erkennen will, jo iſt 
ſie hier mit Blindheit geſchlagen. Die 
Tatſache, daß die Deutſchnationale Fraktion mit 
ihr in dieſem Falle an einem Strang zu ziehen 
beabſichtigt, müßte ihr ſchon ſagen, daß ſie auf 
falſcher Fährte iſt. Ich appelliere deshalb an die 
Kollegen von ganz links, daß ſie ſich in der Frage 
der Zuſtimmung oder Ablehnung zu dieſer Ver⸗ 
faſſungsänderung noch einmal prüfen mögen. Es 
liegt nicht im Sinne der arbeitenden Klaſſe, wenn 
ſie dieſen Fortſchritt, den uns dieſe Verfaſſungs⸗ 
änderung bringen ſoll, und zwar für die Bürger 
und Bevölkerungsſchichten, die fie zu vertreten die 
Ehre haben, ablehnen, weil ihnen durch dieſe Be⸗ 
ſtimmungen der Boden bereitet wird, auf wel⸗ 
chem ſie für die Arbeiterſchaft weiter tätig ſein 
können. 

Ich erwarte auch von den Nationalliberalen, 
daß ſie für die Vorlage ſtimmen werden, denn der 
Fortſchritt, der aus dieſer Vorlage ſpricht, ſollte 
ihre Anerkennung finden. In der Wahlkampagne 
haben ſie ſich mit aller Schärfe gegen die un⸗ 
verantwortlichen hauptamtlichen Senatoren ge⸗ 
wandt. Jetzt, wo ſie praktiſch vor die Situation 
geſtellt werden, für eine Parlamentariſierung un⸗ 
ſerer Regierung zu ſtimmen, wollen ſie dieſe Ge⸗ 
legenheit vorbeigehen laſſen. Ich bitte alſo, da⸗ 
mit wir wenigſtens vorläufig Frieden in Bezug 
auf Verfaſſungsänderungen bekommen, ſelbſt 
wenn der eine oder andere nicht vollkommen be⸗ 
friedigt ſein ſollte, ſich mit dem kleineren Uebel 
zufrieden zu geben und dieſem Verfaſſungsent⸗ 
wurf zuzuſtimmen. Ich für meine Perſon und 
meine vier politiſchen Freunde werden, obgleich 
dieſe Vorlage unſere Wünſche nicht vollkommen 
befriedigt, das nehmen, was uns die Vorlage 
bringt. 

Wir hoffen, daß eine baldige Neuwahl des 
Parlaments die Möglichkeit einer anderweitigen 
Zuſammenſetzung ſchafft und damit die Schön⸗ 
heitsfehler, die noch in dieſem Entwurf vorhan⸗ 
den ſind, beſeitigt werden. Aufgabe der ſtädti⸗ 
ſchen Bevölkerung in Danzig wird es aber auch 
ſein, den Gedanken der vollen Selbſtändigma⸗ 
chung der Danziger politiſchen Körperſchaften 
weiter zu propagieren und die Verquickung zu be⸗ 
ſeitigen, die zwiſchen Staat und Stadt jetzt wei⸗ 
ter beſtehen bleiben ſoll, durch immer größeren 
Ruf nach der Selbſtändigkeit der Danziger Stadt⸗ 
verwaltung zu unterſtützen. Wenn dann eine Ver⸗ 
änderung des Volkstages durch Neuwahl des 
Parlaments in nicht allzu ferner Zeit ſtattfindet, 
ich habe berechtigten Grund, dieſen Termin für 
etwa Ende dieſes Jahres anzunehmen, brauchen 
wir eine Einigkeit der Koalitionsparteien im 
Wunſch, die Verfaſſung zu ändern. Eine Ueber- 


Die Regierung hat uns einſtimmung der Parteien bei der Neuwahl der 


zu dieſer Frage einige Erklärungen gegeben, die Herren Senatoren kann ich mir nicht gut denken, 
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ſo daß bei einem Appell an das Danziger Volk die 
Bevölkerung vor die Situation geſtellt wird, ſelbſt 
durch Volksabſtimmung zu entſcheiden, wie in 
kommenden Jahren das Danziger Parlament 
ausſehen wird. . 

Wenn ſo die Danziger ſtädtiſche Bevölkerung 
immer ſchärfer den Ruf nach Selbſtändigmachung 
erhebt, wird das auch in nicht allzu ferner Zeit 
einer Abänderung unterzogen werden können, 
was uns auf den erſten Hieb nach acht Jahren 
nicht geglückt iſt. Die Tatſache, um es noch ein⸗ 
mal zu betonen, der Parlamentariſierung der Re⸗ 
gierung, die Schaffung des Genoſſenſchaftsrechts 
unſeres Volkstages und die Tatſache der Beſeiti⸗ 
gung des Richterwahlausſchuſſes und Beſtellung 
der Richter durch die verantwortliche Regierung 
ſind im gegenwärtigen Moment ſo große Errun⸗ 
genſchaften, daß kein verantwortungsbewußter 
Abgeordneter es ſich erſt zu überlegen braucht, für 
dieſe Vorlage zu ſtimmen, ſelbſt wenn er ſeine 
Wünſche nicht erfüllt ſieht. (Wiederholtes 
Bravo!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Das Wort hat 
Herr Abg. Hohnfeldt. 

Hohnfeldt, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Der Herr Abg. Rahn hat hier die Hoffnung 
auf einen baldigen „vorläufigen Frieden“ ausge⸗ 
ſprochen. Um dieſen Frieden möglichſt ſchmackhaft 
zu machen, hat er alles Mögliche aus der Vorlage 
verſprochen, unter anderm einen Fortſchritt der 
Demokratiſierung dieſes Staates. M. D. u. H., die 
Demokratiſierung dieſes Staates hat er in fo glän⸗ 
zenden Farben geſchildert, er hat den Kommuni⸗ 
ſten vorgehalten, daß, wenn ſie mit irgend einem 
hauptamtlichen Senator unzufrieden wären, der 
ihnen die Uniform werbietet, die Stellung eines 
Mißtrauensantrages gegen den Senat genügen 
würde, dieſen Zuſtand zu bejeitigen. (Abg. Rahn: 
So blüödſinnig bin ich nicht, das auszusprechen!) 
Anders konnte man Ihre Rede aber nicht aus⸗ 
legen. Wenn Sie hier vormachen wollten, daß die 
Demokratiſierung der Regierung geſichert und die 
Möglichkeit gegeben wird, einen Senator zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen, ſo glaubt Ihnen das nicht 
einmal ein Kommuniſt. (Unruhe.) Ich wundere 
mich, daß die Kommuniſten dazu fo ruhig geweſen 
ſind. Ich glaube, wenn bürgerliche Abgeordnete 
Ihnen (zum Abg. Rahn) das vorgehalten hätten, 
wären Sie wild geworden. Ich will mich Ihrer 
Ausdrücke bedienen, Herr Abg. Rahn, mit denen 
Sie Leute bewerfen, die ſich nicht von Ihnen über⸗ 
zeugen laſſen. Wenn einer Ihnen das vorgeredet 
hätte, was Sie verzapft haben, hätten Sie ihn als 
Volksbetrüger und Lumpen bezeichnet. Was Sie 
verſuchten, war die Vertuſchung der tatſächlichen 


Verhältniſſe, die aus ddieſer Vorlage geboren wer⸗ 


den ſollen. Durch die Vorlage wird nicht ein Fort⸗ 
ſchritt der Demokratiſierung erreicht, ſondern die 
weitere Korrumpierung des Staates. Unter De⸗ 
mokratie, wie ſie ſich heute abſpielt, kann man 
überhaupt nichts anderes als Koruption verſtehen. 
Den Beweis Dafür haben die Regierungsparteien 
ſelbſt gegeben, indem ſie die Vorlage durchzubrin⸗ 
gen ſuchten, trotzdem ſie nicht die 80 Stimmen be⸗ 
kommen. Der Angriff des Herrn Abg. Loops gegen 
den Führer der Nationalliberalen war dabei eine 
bewußte Provozierung. 
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Das demokratiſche Syſtem hängt ſchließlich da⸗ 
von ab, wie die Abgeordneten moraliſch und 
charaktermäßig beſchaffen ſind. An der ſtarken 
Charakterfeſtigkeit mancher Abgeordneten muß ich 
zweifeln, wenn ich ſehe, daß ſich der eine oder an⸗ 
dere Abgeordnete gegen ſeine beſſere Aeberzeugung 
breitſchlagen läßt. (Zurufe rechts.) Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Plenikowſki bezüglich der 
Kuhhandelei treffen Satz für Satz zu. Das einzige 
Rätſel, das geblieben iſt, iſt tatſächlich das Rätfel 
des Kuhhandels mit dem Zentrum. Dem Abgeord⸗ 
neten Lemke hat man Auſwertung verſprochen, 
den Blavianern höhere Mieten. Man ſteckt das in 
die Taſche und fragt nichts nach ſeiner politiſchen 
Geſinnung. Es gehört eine gewiſſe Charakterloſig⸗ 
keit dazu, um einer ſolchen Vorlage dann zuzu⸗ 
ſtimmen. Sie dürfen alſo nicht an die Charakter⸗ 
feſtigkeit appellieren, ſondern müſſen ſich bei die⸗ 
jer Vorlage an die Charakterloſigkeit wenden. Sie 
alle ſchimpfen über das jetzige Niveau des Parla⸗ 
ments und haben doch keinen Grund dagu, weil 
Sie ſelbſt dazu beitragen, daß das Parlament als 
Korruptionsanſtalt von der Bevölkerung aufge⸗ 
faßt wird. Durch eine ſolche Vorlage beſſert man 
es nicht, durch Ihre Rede, Herr Abg. Rahn, wird 
die Korruption im Staat gefördert. Deshalb muß 
man die Vorlage ablehnen. (Lebhafte Zurufe des 
Abg. Rahn.) Sie find der „beſte“ Vertreter! 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht wor, ich ſchließe die allgemeine 
Beratung. Wir treten in die Einzelberatung ein. 
Ich rufe Artikel 1 auf. Dazu liegen Abänderungs⸗ 
anträge in den Druckſachen Nr. 305, 307 und 311 
vor. Ich eröffne die Beſprechung zu Artikel 1 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir ſtimmen zunächſt über den Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Schwegmann und der übrigen 
Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion ab: 

In Artikel 6 wird die Zahl „einhundertzwanzig“ 
durch „einundſechzig“ erſetzt. 

Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen dann zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 311, geſtellt won der Nationalliberalen 
Gruppe: 

In Artikel 6 wird die Zahl „einhundertzwanzig“ 
durch „einundſechzig“ erſetzt. 

Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich von den 
Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt ab über die Druckſache Nr. 307, den Abände⸗ 
rungsantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion: 

In Artikel 1 der Drucksache Nr. 304 wird für die 
Ziffer „Zwejundſiebzig“ die Ziffer „Einhundert⸗ 
zwanzig geſetzt. 

Ich bitte Diejenigen, die ihn annehmen wollen, 
ſich von den Plätzen zu erheben. (Geſchieht.) Das 
iſt die Minderheit. Auch dieſer Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen jetzt über Artikel 1 in der 
Faſſung des Berichts des Verfaſſungsausſchuſſes 
ab. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich won den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, der 
Artikel iſt angenommen. Ich rufe Artikel 2 auf 
mit den Abänderungsanträgen Drucksache Nr. 311, 
307 und 305. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 


(C) 


— 


D) 


(A) 


) 


ſchuſſes. Wer Artikel 2 annehmen will, bitte ich, 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 

Zu Artikel 2 

In Artikel 9 werden im erſten Abſatz die Worte 
„des Monats November. Die Amtsdauer läuft vom 
erſten Januar des der Wahl folgenden Jahres“ ge⸗ 
ſtrichen. 

Hinter Artikel 9 wird folgender neuer Artikel 
eingefügt: 

Artikel ga. j 

Die Amtsdauer des Volkstages endigt: 
1. durch Zeitablauf, 
2. durch Auflöſungsbeſchluß. 


Artikel 9b 
Der Volkstag kann ſelbſt die Auflöſung beſchlie⸗ 
ßen. Zu dieſem Auflöſungsbeſchluß bedarf es der 
Mehrheit der geſetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Volkstages. Er darf nur gefaßt werden, wenn die⸗ 
ſer Gegenſtand ausdrücklich auf die Tagesordnung 
geſetzt und dieſe Tagesordnung den Abgeordneten 
und der Regierung mindeſtens acht Tage vorher mit⸗ 
geteilt iſt. 
Artikel ge. 
Der Volkstag kann ferner aufgelöſt werden: 
1. durch Volksentſcheid, 


2. durch einen Auflöſungsbeſchluß des „Ständigen 
Ausſchuſſes“ (Artikel 49a), 
3. durch einen Auflöſungsbeſchluß der Regierung. 


In den Fällen zu 2. und 3. iſt die Beſtimmung 
des Artikels 9b zweiter Satz entſprechend anzu⸗ 
wenden. ; 

Artikel 9d. 
Die Neuwahl des Volkstages hat binnen zwei 


Monaten nach Beendigung der Amtsdauer des 

Volkstages ſtattzufinden. 

Der bisherige Volkstag führt die Geſchäfte bis 
zur Neuwahl weiter. 

Wer den Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zu 
Artikel 2 in der Faſſung der Vorlage des Aus⸗ 


ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Der Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 307 des Abg. Raſchke 
und Fraktion ſieht vor, daß ein Artikel 2a neu 
eingefügt werden ſoll: 


Hinter Artikel 2 wird folgender Artikel 2a neu 
eingefügt: 


In Artikel 21 Abſatz 1 werden die Worte von „es 


jet denn“ bis „feſtgenommen iſt“ geſtrichen. 
Abſatz 2 erhält folgenden Abſatz: 

Jedes Straf⸗ und Diſtziplinarverfahren gegen 
einen Abgeordneten und jede Haft oder ſonſtige Be⸗ 
ſchränkung der perſönlichen Freiheit iſt für die Dauer 
der Miitgliedſchaft zum Volkstag aufgehoben. 

In Artikel 22 Abſatz 2 werden die Worte „nur 
mit Zuſtimmung des Präſidenten des Volkstages“ ge⸗ 


ſtrichen, dafür wird das Wort „nicht“ geſetzt. 

Artikel 24 erhält folgende Faſſung: 

Beamte, Angeſtellte und Arbeiter bedürfen zur 
Ausübung eines Amtes in das ſie durch eine Körper⸗ 
ſſchaft des öffentlichen Rechtes gewählt werden, keines 
Urlaubs. Lohn und Gehalt find weiter zu zahlen. 

St einer der Genannten in einem Wahlvorſchlag 
als Bewerber aufgeſtellt, To it ihm wom Zeitpunkt 
der Anordnung der Wahl ab, der zur Vorbereitung 
der Wahl erforderliche Urlaub unter Weiterzahlung 
des Gehalts bezw. des Lohnes zu gewähren. 

Wer für die Aufnahme dieſes Artikels iſt, 
bitte ich, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 

Ich rufe Artikel 3 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe lie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ein Abänderungsantrag zu Ar⸗ 
tikel 3 liegt in der Druckſache Nr. 305 der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion vor: 
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rungsantrag der Nationalliberalen Gruppe 
Druckſache Nr. 311. 


Artikel 2. ; 

In Artikel 9 werden im erſten Abſatz die Worte 
„des Monats November, Die Amtsdauer läuft vom 
Ai Januar des der Wahl folgenden Jahres“ ge⸗ 
ſtrichen. 


Hinter Artikel 9 werden folgende neue Artikel 


eingefügt: 
Artikel ga. 
I. Die Amtsdauer des Volkstages endigt: 
1. durch Zeitablauf, 
2. durch Auflöſung vor Ablauf der Wahlperiode. 

II. Bei einer Auflöſung des Volkstages vor Ablauf 
ſeiner Wahlperiode iſt in dem Auflöſungsbeſchluß der 
Zeitpunkt, zu dem die Auflöſung erfolgt, feſtzuſetzen; 
mit dieſem Zeitpunkt endigt die Amtsdauer des 
Vollstages. 

Artikel b. 5 

I. Der Volkstag kann vor Ablauf feiner Wahlperiode 
ſelbſt feine Auflöſung beſchließen. e 

II. Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch eige⸗ 
men Beſchluß muß von mindeſtens fünfzehn Abgeord⸗ 
neten geſtellt und mindeſtens eine Woche vor der 
Sitzung des Volkstages, auf deren Tagesordnung er 
geſetzt wird, allen Abgeordneten und dem Senat mit⸗ 
geteilt werden > 

III. Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Mehrheit der ge- 
ſetzlichen Mitgliederzahl des Volkstages. 

Artikel ge. 
I. Der Volkstag kann ferner aufgelöſt werden: 
1. durch einen Volksentſcheid, 
2. durch einen Auflöſungsbeſchluß des Senats. 

II. Der Antrag auf Auflöſung des Vollstages muß von 
mindeſtens einem Drittel der Mitglieder des Senats 
geſtellt und mindeſtens eine Woche vor der Sitzung 
des Senats, auf deren Tagesordnung er geſetzt wird, 
allen Mitgliedern des Volkstages und des Senats 
mitgeteilt werden. 

III. Der Auflöſungsbeſchluß des Senats bedarf der Mehr⸗ 
heit von zwei Dritteln der geſetzlichen Mitgliederzahl 
des Senats. 

Artikel 9d. ; 
Die Neuwahl des Volkstages hat binnen zwei 
Monaten nach Beendigung der Amtsdauer des Volks⸗ 
tages zu erfolgen. 85 e £ 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchteht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit. Er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Raſchke und 
Fraktion in Druckſache Nr. 307 ab. 

Zu Artikel 2. 

Die Abſätze 3, 4, 5, 6 und 7 des Artikels II der 
Druckſache Nr. 304 erhalten folgende Faſſung: 

Der Antrag auf Auflöſung des Volkstages durch 
eigenen Beſchluß bedarf der Unterſchrift won fünf Ab⸗ 
geordneten. Der Beſchluß erfordert die Zuftimmung 
der Mehrheit der anweſenden Abgeordneten. £ 

Die Neuwahl des Volkstages findet an einem 
Sonntag im vorletzten Monat vor Ablauf der Wahl⸗ 
periode ſtatt. 

Im Falle der Auflöſung findet die Neuwahl an 
einem Sonntag binnen 2 Monaten, jedoch nicht vor 6 
Wochen nach dem Tage der Auflöſung ſtatt. Der bis⸗ 
herige Volkstag führt die Geſchäfte bis zur Neuwahl 
weiter. 

Die Wahlperiode des neuen Volkstages beginnt, 
falls der Volkstag ſich aufgelöſt hat, mit dem Tage 
der Neuwahl, im übrigen mit dem Ablauf der Wahl⸗ 
periode des alten Volkstages. 

Der Volkstag kann aufgelöſt werden: 

durch Volksentſcheid. 

Das Nähere über die Wahl des Volkstages be⸗ 
ſtimmt das Wahlgeſetz. ö 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 

heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 

Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zu dem Abän⸗ 

derungsantrag der Deutſchnationalen Fraktion in 

Drucksache Nr. 305. 


in (Cl 
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(Bizepräfident Dr. Bogdan) A 
(A) Zu Artikel 3. 5 g Vor Ablauf ſeiner Amtsdauer kann der Senats⸗ (C) g 
Im Artikel 12 werden 1. im erſten Abſatz die präſident auf Antrag des Volkstages durch Volks⸗ 
Worte „der Senat“ durch „die Regierung“ erſetzt und abſtimmung abgeſetzt werden. Der Beſchluß des 
2. dem zweiten Abſatz folgende Faſſung gegeben: Volkstages auf Herbeiführung der Volksabſtimmung 
Der Volkstag tritt zum erſten Male ſpäteſtens am erfordert Zweidrittelmehrheit der geſetzlichen Mit⸗ 
21. Tage nach ſeiner Wahl auf Berufung der Regie⸗ gliederzahl des Volkstages. Die Ablehnung der Ab⸗ 
rung zuſammen. | 1 ſetzung durch die Volksabſtimmung gilt als Neu⸗ 
Im Artikel 14 werden die Worte „des Senats wahl des Senatspräſidenten und hat die Auflöſung 
durch „der Regierung“ erſetzt. des Volkstages zur Folge. 
Im Artikel 18 werden die Worte „Der Senat“ Das Nähere beſtimmt ein Geſetz. 
durch „Die Regierung“ „des Senats“ durch „der Re⸗ III. Der Oberbürgermeiſten und der zweite 
gierung“ und „Senatsmitglieder“ durch „Regie⸗ Bürgermeiſter der Stadt Danzig ſind für die Dauer “ 
rungsmitglieder“ erſetzt. , = ihrer Wahlperiode Mitglieder des Senats kraft ihres 
Im Artikel 19 werden die Worte „vom Senat ſtädtiſchen Amtes. Mit dem Verluſt dieſes Amtes 
durch „von der Regierung“ und „den Senat“ durch endet ihre Mitgliedſchaft im Senat. 
„der Regierung“ erſetzt. Ein Gehalt oder eine Aufwandsentſchädigung 
Hinter Abſchnitt U wird folgender neuer Ab⸗ für ihre Mitgliedſchaft im Senat erhalten der Ober⸗ 3 
ſchnitt Na „der Senat“ eingefügt. bürgermeiſter und der zweite Bürgermeiſter der ö 
Artikel 24a. Stadt Danzig nicht. 
Der Senat beſteht aus 25 von den öffentlichen IV. Die ſechs Senatoren werden als unbeſoldete 
Berufsverbänden nach den Grundſätzen der gehei⸗ Mitglieder des Senats auf unbeſtimmte Zeit vom 
men Verhältniswahl auf vier Jahre gewählten Se⸗ Volkstage in ſechs getrennten Wahlgängen gewählt. 
natoren. Wählbar iſt jeder wahlberechtigte Danzi⸗ Die Wahl ijt geheim und erfolgt durch Abgabe 
ger Staatsangehörige, der dem betreffenden Berufs⸗ von Stimmzetteln. Gewählt iſt, wer die Mehrzahl 
werbande angehört und der das 35. Lebensjahr voll⸗ der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die unbe⸗ 
endet hat. 8 N dingte Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
Von der Ausübung des Wahlrechtes iſt ausge⸗ nicht erzielt, ſo iſt unter den beiden Perſonen, die 
ſchloſſen: 2 In die meiſten Stimmen erhalten haben, abermals zu 
a) wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vor⸗ wählen. Erhalten bei der Stichwahl beide Bewer⸗ ir 
mundſchaft ſteht oder ſich in Fürſorgeerziehung ber die gleiche Stimmenzahl, ſo entſcheidet das vom 
befindet, ; 8 5 5 Präſidenten des Volkstages zu ziehende Los. 
b) wer infolge eines rechtskräftigen Urteiles der bür⸗ Scheidet einer der gewählten ſechs Senatoren 
gerlichen Ehrenrechte ermangelt, durch Tod oder aus ſonſtigen Gründen aus, ſo findet 05 
e) wer ſich im Konkurſe befindet. eine Erſatzwahl für den Ausgeſchiedenen ſtatt. 
Das Nähere a Wahlgeſetz. 1 De game 26 N 15 nn „zum Se⸗ 
5 . natsmitglie erſe u 3 
Die Senatoren üben ihr Amt als Ehrenamt aus. Senator“. 8 Sr Be, | 
5 e A Dr A r e. vr . 2 
Sie dürfen e nicht erhalten. Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte 
(B) Die Artikel 10 bis 18, 19, Abſatz 1, 20 und 24 ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das (my 


finden auf den Senat entſprechende Anwendung. iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen 
Die Artikel 9a bis Id finden auf den Senat ent⸗ zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 


ſprechende Anwendung. x 4. des Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache Nr. 307: 
Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte Zu 1 air N 

ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt Artikel 25 erhält folgende Faſſung: 

die Minderheit, der Abänderungsantrag iſt ab⸗ Der Senat beſtebt aus dem Präſidenten als 


; 8 a 5 Vorſitzenden und 4 Senatoren. Die Senatoren wer⸗ 
rt 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung übe den auf unbeſtimmte Zeit vom Volkstage gewählt. 


Artikel 3 der Vorlage. Wer für die Annahme Die Wahl ist gehein um. gesch h dutch Abbe 1 
des Artikels 3 der Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom von S Gewählt iſt, 1 55 die Mebrhelt N 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehr⸗ der abgegebenen Stimmen erhält. Wird die unbe⸗ 
heit, Artikel 3 iſt angenommen. dingte Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
ch kit Artikel 4 auf und eröff die Be⸗ nicht erzielt, ſo iſt unter den beiden Perſonen, die 
Ich rufe Ar e ö n die meiſten Stimmen erhalten haben, abermals zu 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen wählen. Erhalten bei der Stichwahl beide Bewer⸗ 
nicht vorliegen. Es liegen Abänderungsanträge ber die gleiche Stimmenzahl, ſo entſcheidet das vom 
in den Druckſachen Nr. 311, 307 und 305 vor. Wir Präsidenten zu ziehende Los. 
kommen zur Abſtimmung über den Abänderungs⸗ Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom 
antrag des Abg. Dumont und Gen. in Druckſache Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
N 311 derheit, er iſt gleichfalls abgelehnt. Wir ſtimmen g 
Zu Artikel 4. 5 über den Abänderungsantrag des Abg. Schweg⸗ 
a) Artikel 25 der Verfaſſung wird durch fol⸗ mann u. Fr. in Druckſache Nr. 305 ab: 


gende Beſtimmungen erſetzt: 
J. Der Senat beſteht aus: 
1. dem Präſidenten des Senats als Vorſitzenden, 
2. dem jeweiligen Oberbürgermeiſter der Stadt Dan⸗ 
zig als erſten Stellvertreter des Präſidenten, 
3. dem jeweiligen zweiten Bürgermeiſter der Stadt 
Danzig als ſtändigem Mitglied, E 
4. ſechs Senatoren, von denen einer vom Senat mit 
einfacher Stimmenmehrheit zum zweiten Stellver⸗ 
treter des Präsidenten des Senats gewählt wird. 
II. Der Präſident des Senats wird von den über 
25 Jahre alten männlichen und weiblichen Staats⸗ 
angehörigen der Freien Stadt Danzig auf vier 
Jahre gewählt. 88 
Wählbar iſt jeder Danziger Staatsangehörige, 
der das fünfunddreißigſte Lebensjahr vollendet hat. 
Wiederwahl iſt zuläſſig. 


Zu Artikel 4. 

Der Abſchnitt III der Senat erhält die Bezeich⸗ 
nung „III Regierung“. 

Der Artikel 25 erhält ſtatt der beiden erſten Ab⸗ 
ſätze folgende Beſtimmungen: 

Die Regierung beſteht aus dem Staatspräſiden⸗ 
ten und ſechs Miniſtern, von denen einer dauernder 
Vertreter des Staatspräſidenten iſt. 

Die Mitglieder der Regierung werden vom 
Volkstag und Senat in gemeinſchaftlicher Sitzung, 
die vom Präſidenten des Volkstages geleitet wird, 
in ſieben getrennten Wahlgängen auf je vier Jahre 
gewählt. 

Eine Neuwahl der Regierung hat nach erfolgter 
Neuwahl des Volkstages ſtattzufinden. Die Wahl 
erfolgt ſpäteſtens innerhalb eines Monats nachdem 


(A) 


) 
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ſowohl der Volkstag als der Senat zu ihrer erſten 
Sitzung zuſammengetreten ſind. 

Scheidet einer der Gewählten durch Tod, Ver⸗ 
luſt der Wählbarkeit oder aus ſonſtigen Gründen 
aus, ſo findet eine Erſatzwahl nur für den Reſt der 
Amtsdauer des Ausſcheidenden ſtatt. 

Der bisherige Abſatz 3 wird geſtrichen. 5 

Im Artikel 26 wird das Wort „Senatsmitglied“ 
durch „Regierungsmitglied“ erſetzt. 

In Artikel 27 werden die Worte „des Senats“ 
durch „der Regierung“, „Senatsmitglieder“ durch 
„Regierungsmitglieder“ und „dem Senat“ durch 
»der Regierung“ erſetzt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 
Antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, auch 
dieſer Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Artikel 4 der 
Vorlage. Wer Artikel 4 der Vorlage annehmen 
will, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 4 iſt ange⸗ 
nommen. 

Ich rufe Artikel 5 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Abänderungsanträge zu dieſem 
Artikel liegen in den Druckſachen Nr. 311 und 305 
vor. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag des Abg. Dumont und 
Gen, in Druckſache Nr. 311: 

Zu Artikel 5. 

Artikel 28 erhält folgende Faſſung: ö 

I. In der nächſten, nach der Wahl ſtattfindenden 
Sitzung des Volkstages werden die durch den Volks⸗ 
tag gewählten Senatoren durch den Präſidenten 
des Volkstages oder deſſen Stellvertreter in ihr Amt 
eingeführt. 

II. Die vom Volkstag gewählten Senatoren ha⸗ 

ben den folgenden Eid zu leiſten: 

„Ich werde die mir als Mitglied des Senats 

obliegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein 

Amt gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die 

Geſetze beobachten, verſchwiegen ſein in allem, 

was geheim zu halten mir geboten wird und das 

Wohl der Freien Stadt Danzig nach beſten 

Kräften fördern.“ 

Die Eidesformel wird von dem Präſidenten 
des Volkstages oder ſeinem Stellvertreter den neuen 
Senatsmitgliedern vorgeſprochen. Die Senatoren 
leiſten den Eid durch Handſchlag und durch Nach⸗ 
ſprechen der Worte: 

„Ich ſchwöre es“. 

Die Beifügung einer religiöſen Beteuerung iſt 
zuläſſig. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dieſen 


Antrag annehmen wollen, ſich won den Plätzen 


zu erheben. (Geſchielt.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen ab über den 
Abänderungsantrag des Abg. Schwegmann u. 
Fr. in Drucksache Nr. 305: 

Zu Artikel 5. 

Artikel 28 erhält folgende Faſſung: 

In der nächſten nach der Wahl ſtattfindenden 
Sitzung des Volks tages wird das in die Regierung 
eintretende Mitglied in Gegenwart der übrigen Re⸗ 
gierungsmitglieder durch den Präſidenten des Volks⸗ 
tages in ſein Amt eingeführt. Das neue Regie⸗ 
rungsmitglied hat den folgenden Eid zu leiſten: 

Ich werde die mir als Mitglied der Regierung 
obliegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt 
gewiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze 
beachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheim zu 
halten mir geboten wird und das Wohl der Freien 
Stadt Danzig nach beſten Kräften zu fördern. Der 


Eid wird geleiſtet durch Nachſprechen der Worte: „Ich 
ſchwöre es.“ Die Beifügung einer religiöſen Beteu⸗ 
erungsformel iſt zuläſſig. 
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Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über Artikel 5 der Vorlage. Wer Artikel 5 
annehmen will, bitte ich, ſich vom Platz zu erhe⸗ 
ben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 5 
iſt angenommen. 

Ich rufe Artikel 6 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Abänderungsanträge liegen in 
den Druckſachen Nr. 311, 307 und 305 vor. Wir 
ſtimmen über den Abänderungsantrag des Abg. 
Dumont u. Gen. in Nr. 311 ab: 

Zu Artikel 6. 

a) In Artikel 29 werden erſetzt: 

Im erſten Abſatz die Worte „Die Mitglieder 
des Senats im Nebenamte“ durch die Worte „Die 
vom Volkstag gewählten Senatoren“. 

Im zweiten Abſatz die Worte „Ein Mitglied 
des Senats im Nebenamte“ durch die Worte „Ein 
vom Volkstag gewählter Senator“. 

Ferner erhält Artikel 29 folgenden dritten und 
vierten Abſatz: 

III. Der Antrag auf Entziehung des Vertrau⸗ 
ens bedarf der Unterſchrift von wenigſtens fünfzehn 
Abgeordneten. Er iſt mindeſtens eine Woche vor der 
Sitzung des Volkstages, auf deſſen Tagesordnung 
er geſetzt wird, allen Abgeordneten und dem Senat 
mitzuteilen. 

IV. Der Beſchluß, durch den das Vertrauen ent⸗ 
zogen wird, bedarf der Mehrheit der geſetzlichen 
Mitgliederzahl des Volkstages. 

b) In Artikel 30 wird das Wort „jeine“ durch 
das Wort „die“ erſetzt. 

c) Artikel 31 erhält folgende Faſſung: 

Tritt ein Mitglied des Senats zurück, ſo hat es 
bis zur Erſatzwahl die Geſchäfte weiter zu führen. 

Dies gilt auch für den Präſidenten des Senats, 
desgleichen für den Oberbürgermeiſter und den 
Bürgermeiſter der Stadt Danzig in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Senatsmitglieder, ſofern ſie von ihrem 
ſtädtiſchen Amt zurücktreten. ; 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchiecht.) Das iſt die 
Minderheit er iſt abgelehnt. Wir kommen zu 
dem Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. 
in Druckſache Nr. 307: 

Zu Artikel 6. 

Artikel 29 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder des Senats ſind einzeln und in 
ihrer Geſamtheit von dem Vertrauen des Volkstages 
abhängig und haben von ihrem Amte zurückzutreten, 
wenn der Volkstag ihnen ſein Vertrauen durch aus⸗ 
drücklichen Beſchluß entzieht. Der Antrag bedarf der 
Unterſchrift von fünf Abgeordneten, der Beſchluß 
erfordert die Zuſtimmung der Mehrheit der anwe⸗ 
ſenden Volkstagsabgeordneten. 


Ich bitte die Damen und Herren, die ihn an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen ab über den Abänderungs⸗ 
Sage: des Abg. Schwegmann u. Fr. in Druckſache 

r. 305: f 


Zu Artikel 6. 

Artikel 29 wird aufgehoben. 

Im Artikel 30 werden die Worte „Senatsmit⸗ 
glied“ durch „Regierungsmitglied“ und „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Artikel 31 erhält folgende Faſſung: 1 

Tritt ein Regierungsmitglied zurück oder endigt 
ſeine Amtsdauer durch Zeitablauf, ſo hat es bis zur 
Neuwahl die Geſchäfte weiterzuführen. 

In Artikel 32 erhält der erſte Satz folgende 
Faſſung: 
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Wegen ſchuldhafter Verletzung der Verfaſſung 

oder eines Geſetzes kann ein Mitglied der Regierung 

auf Beſchluß des Volkstages oder Senats ange⸗ 
klagt werden. 

Ferner werden in Satz 2 hinter die Worte „des 
Volkstages“ hinzugefügt „oder des Senats.“ 

Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über 
Artikel 6 der Vorlage. Ich bitte diejenigen, die 
ihn annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Arti⸗ 
kel 6 iſt angenommen. 

Ich rufe Artikel 7 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Abänderungsanträge liegen in 
den gleichen drei Druckſachen vor. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
des Abg. Dumont u. Gen. in Druckſache Nr. 311: 

Zu Artikel 7. 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: 

J. Der Präſident des Senats bezieht das durch 
Geſetz feſtgeſetzte Gehalt. Sein Ruhegehalt und die 
u werden durch Geſetz ge⸗ 
Tegelt. 

"A Die ſechs vom Volkstag gewählten Senato⸗ 
ren üben ihr Amt als Ehrenamt aus. Sie erharten 
eine Aufwandsentſchädigung nach Maßgabe eines 
beſonderen Geſetzes, für deſſen Zuſtandekommen 
eine Mehrheit von zwei Dritteln der geſetzlichen 
Mitgliederzahl des Volkstages erforderlich iſt. 

Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Abänderungsantrag des 
Abg. Raſchke u. Fr. in Druckſache Nr. 307: 

Zu Artikel 7. 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder des Senats beziehen das durch 
Geſetz feſtgeſetzte Gehalt. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Abänderungsantrag des 
Abg. Schwegmann u. Fr. in Druckſache Nr. 305: 

Zu Artikel 7. 

Artikel 33 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder der Regierung bezieben das 
durch Geſetz feſtgeſetzte Gehalt. Ueber ihr Ruhegehalt 
und die Hinterbliebenenverſorgung ergeht ein be⸗ 
ſonderes Geſetz. 

Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Wir kommen zu Artikel 7 der Vor⸗ 
lage. Ich bitte die Damen und Herren, die ihn 
annehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) (Abg. Hohnfeldt: Gegenprobe!) Ich 
bitte um die Gegenprobe. (Geſchieht.) Vorhin 
ſtand die Mehrheit, Artikel 7 der Vorlage iſt an⸗ 
genommen. 

Ich rufe Artikel 8 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Ich ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Es liegen die Abänderungs⸗ 
anträge in Druckſache Nr. 311, 307 und 305 vor, 
außerdem ein Antrag auf Einfügung eines Ar⸗ 
tikels 8a. Wir kommen zur Abſtimmung über 


den Abänderungsantrag des Abg. Dumont u. 
Gen. in Druckſache Nr. 311: 
Zu Artikel 8. 
a) Artikel 34 erhält folgende Faſſung: 
I. Der Senatspräſident und die vom Volkstag 
gewählten Senatoren dürfen kein anderes öffentli⸗ 
ches Amt ausüben. 


Mittwoch, den 27. Juni 1928. 


II. Die Zugehörigkeit zu dem Verwaltungs⸗ oder 
Aufſichtsrat einer auf Erwerb gerichteten Geſellſchaft 
bedarf der Zuſtimmung des Senats, der dem Volks⸗ 
tage von der Erteilung dieſer Zuſtimmung unver⸗ 
züglich Mitteilung zu machen bei. 

b) Artikel 35 erhält folgende weiteren Abſätze: 

Abſatz 2: 

Dem Senat werden zur Anterſtützung und zur 
Vertretung ſeiner Mitglieder in ihren Verwaltungs⸗ 
ämtern ſowie zur Bearbeitung der Senatsangele⸗ 
genheiten Staatsräte beigegeben, die als Beamte der 
Freien Stadt Danzig angeſtellt werden. 

Abſatz 3: 

Die Staatsräte nehmen an den Sitzungen des 
Senats mit beratender Stimme teil. Der Senat 
kann Staatsräten die Leitung der nach Artikel 58 
der Verfaſſung zu bildenden Aemter übertragen und 
Staatsräte zu ſtimmberechtigten Mitgliedern der 
nach Artikel 59 der Verfaſſung zu bildenden Aus⸗ 
ſchüſſe ernennen. 

e) In Artikel 36 werden die Worte „mit dem 
ſtellvertretenden Präſidenten oder in deſſen Behin⸗ 
derung mit dem dienſtälteſten Senator“ erſetzt durch 
die Worte: „mit den beiden ſtellvertretenden Präſi⸗ 
denten.“ 

d) Artikel 41 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Urkunden werden im Namen der Freien Stadt 
Danzig von dem Präſidenten oder einem der ſtellver⸗ 
tretenden Präſidenten und von einem weiteren Mit⸗ 
gliede des Senats unterzeichnet.“ 

e) Hinter Artikel 49 wird folgender neuer Ab⸗ 
ſchnitt eingefügt: 

IVa. Notverordnungsrecht. 
Artikel 49a. 

Der Senat kann, wenn im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig die öffentliche Sicherheit oder Ord⸗ 
nung erheblich geſtört oder gefährdet iſt, die zur 
Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung nötigen Maßnahmen treffen. Zu dieſem 
Zweck darf er vorübergehend die in den Artikeln 74, 
78, 79, 84, 85, 86 und 110 feſtgeſetzten Grundrechte 
ganz oder zum Teil außer Kraft ſetzen. 

Von allen gemäß Abſatz 1 dieſes Artikels ge⸗ 
troffenen Maßnahmen hat der Senat unverzüglich 
dem Volkstage Kenntnis zu geben. Die Maßnahmen 
find auf Verlangen des Volkstages außer Kraft zu 
ſetzen. 

Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; der 
Antrag iſt abgelehnt. Abänderungsantrag des 
Abg. Naſchke u. Fr., Druckſache Nr. 307: 


Zu Artikel 8. 

Artikel 34 erhält folgende Faſſung: 

„Die Mitglieder des Senats dürfen kein anderes 

öffentliches Amt ausüben.“ 

Ich bitte diejenigen, die dieſen Abänderungs⸗ 
antrag annehmen wollen, ſich von den Plätzen 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit; 
er iſt abgelehnt. Abänderungsantrag des Abg. 
Schwegmann u. Fr. in Druckſache Nr. 305: 


Zu Artikel 8. 

Artikel 34 erhält folgende Faſſung: 

Die Mitglieder der Regierung dürfen kein an⸗ 
deres öffentliches Amt und auch keine ſonſtige Be⸗ 
rufstätigkeit ausüben. 

Die Zugehörigkeit zu dem Vorſtande, dem Ver⸗ 
waltungs⸗ und Aufſichtsrat einer auf Erwerb ge⸗ 
richteten Geſellſchaft iſt den Mitgliedern der Regie⸗ 
rung unterſagt. 

Im Artikel 35 werden die Worte „Der Senat“ 
durch „Die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 36 werden die Worte „Der Praſident 
des Senats“ durch „Der Staatspräſident“, „den Se⸗ 
nat“ durch „die Regierung“, „dem Senat“ durch „der 
Regierung“ und „Senator“ durch dienſtälteſtes Mit⸗ 


glied der Regierung“ und „dem Senat“ durch „der 


Regierung“ erſetzt. 


— 
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Im Artikel 37 wird das Wort „des Senats“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 38 werden die Worte „Der Senat“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 39 wird das Wort „Der Senat“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 40 wird das Wort „Dem Senat“ 
durch „Der Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 41 Abſatz 1 wird das Wort „Der Se⸗ 
nat“ durch „die Regierung“ erſetzt. 

Abſatz 2 des Artikels 41 erhält folgende Faſſung: 

Urkunden werden im Namen der Freien Stadt 
Danzig von dem Staatspräſidenten oder ſeinem 
ſtändigen Vertreter und einem weiteren Mitgliede 
der Regierung unterzeichnet. 

Im Artikel 42 wird das Wort „Der Senat“ 
durch „Die Regierung“ erſetzt. 

Artikel 43 erhält folgende Faſſung: 

Ein Geſetz kommt durch übereinſtimmenden Be⸗ 
ſchluß von Volkstag und Senat zuſtande. 

Stimmt der Senat einem vom Volkstage oder 
der Volkstag einem vom Senat gefaßten Beſchluß 
nicht zu, ſo geht die Vorlage zunächſt an die andere 
Kammer zurück. 5 

Bleibt die andere Kammer bei ihrem Beſchluſſe, 
ſo geht die Vorlage an den „Ständigen Ausſchuß“ der 
beiden Kammern, der endgültig entſcheidet. 

Der Ständige Ausſchuß kann auch die Entſchei⸗ 
dung des Volkes (Volksentſcheid) herbeiführen. 

Der Geſetzentwurf über die jährliche Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsplanes iſt zuerſt dem Volkstage 
vorzulegen. 

Artikel 46 erhält folgende Faſſung: 

Geſetzesvorlagen werden von der Regierung oder 
aus der Mitte des Volkstages oder Senats ein⸗ 
gebracht. 

Im Artikel 47 Abſatz 1 wird das Wort „des Se⸗ 
mats“ durch „der Regierung“ erſetzt. 

Es wird hinter Artikel 49 folgender neuer Ab⸗ 
ſchnitt eingefügt: 

IVa. Ständiger Ausſchuß. 
Artikel 49a. 

Es wird ein Ständiger Ausſchuß beider Kam⸗ 
mern gebildet. Derſelbe beſteht aus je fünf Mit⸗ 
gliedern des Volkstages und des Senats, welcher 
von dieſen Körperſchaften nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl in geheimer Abſtimmung für die 
Amtsdauer dieſer Körperſchaften gewählt wird. 

Außerdem gehört der Staatspräſident, in ſeiner 
Behinderung deſſen Vertreter dem Ständigen Aus⸗ 
ſchuß als ſtimmberechtigtes Mitglied an. 

Die Mitglieder des Ständigen Ausſchuſſes ſchei⸗ 
den aus demſelben mit Beendigung ihrer Zugehörig⸗ 
keit zu den Wahlkörperſchaften aus. Im Falle des 
Ausſcheidens hat eine Erſatzwahl ſtattzufinden. 

Artikel 49b. 

Der Ständige Ausſchuß hat 
1. er iſt Wahlvorbereitungsausſchuß 

der Regierung, 

2. er hat auf Antrag des Senats, des Volkstages oder 
der Regierung über die Auflöſung des Volkstages 
zu beſchließen, 8 

3. er entſcheidet über Geſetzesvorlagen, bei Nichtüber⸗ 
einſtimmung der Beſchlüſſe des Volkstages und 


des Senats. 
Artikel 490. 

Die Verhandlungen des Ständigen Ausſchuſſes 
ſind nicht öffentlich und vertraulich. Er verhandelt 
unter dem Vorſitz des Staatspräſidenten. 

Er entſcheidet mit einfacher Mehrheit der abge⸗ 
gegebenen Stimmen, bei Stimmengleichheit gibt der 
Staatspräſident den Ausſchlag. 5 

Im übrigen gibt ſich der Ständige Ausſchuß ſeine 
Geſchäftsordnung ſelbſt. 1 

Es wird folgender neuer Abſchnitt eingefügt: 

IVb Notverordnungsrecht. 
Artikel 49d. 

Die Regierung kann, wenn 


folgende Aufgaben. 
für die Wahl 


im Gebiete der 


Freien Stadt Danzig die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung erheblich geſtört oder gefährdet iſt, die zur 
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Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung nötigen Maßnahmen treffen. Zu dieſem 


Zweck darf ſie vorübergehend die in den Artikeln 74. 
78, 79, 84, 85, 86 und 110 feſtgeſetzten Grundrechte 
ganz oder zum Teil außer Kraft ſetzen. 

Von allen gemäß Abſatz 1 dieſes Artikels getrof⸗ 
fenen Maßnahmen hat die Regierung unverzüglich 
dem Volkstage und dem Senat Kenntnis zu geben. 
Die Maßnahmen find auf Verlangen des Volkstages 
oder Senats außer Kraft zu ſetzen. 

Im Artikel 51 wird das Wort „der Senat“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 53 und 54 werden hinter die Worte 
Volkstages“ hinzugefügt „und des Senats.“ 
Im Artikel 54 werden die Worte „des Senats“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Artikel 56 wird aufgehoben. 

Im Artikel 58 werden die Worte „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Im Artikel 60 werden die Worte „dem Senat“ 
durch „der Regierung“ erſetzt. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir kommen zu 
Artikel 8 der Vorlage. Wer für Artikel 8 der 
Vorlage iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
(Geſchieht.) Das it die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Es liegt ein Antrag in Druckſache Nr. 
307 auf Einfügung eines Artikels Sa vor. „Ar⸗ 
tikel 56 der Verfaſſung wird geſtrichen.“ Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die 
Einfügung eines Artikels 8a iſt abgelehnt. 

Ich rufe Artikel 9 auf und eröffne die Be⸗ 
chung. Ich ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Es liegen Abänderungsanträge in den 
Druckſachen Nr. 311, 307 und 305 vor, außerdem 
ein Antrag auf Einfügung eines Artikels ga in 
Druckſache Nr. 307. Wir kommen zum Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Dumont u. Gen. in Druck⸗ 
ſache Nr. 311: 

Zu Artikel 9. 

In Artikel 64 werden die Worte „aus dem Prä⸗ 
ſidenten und einem Mitgliede des Senats“ erſetzt 
durch die Worte: 

„aus dem Präſidenten oder einem jeiner Stell⸗ 
pertreter und drei der vom Volkstag gewählten Se⸗ 
natoren.“ 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. Abänderungsantrag des 
Abg. Raſchke u. Fr. 

Zu Artitel g. 

Artikel 64 erhält folgende Faſſung: 

Die Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit wer⸗ 
den in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und ge⸗ 
heimer Wahl von den über 18 Jahre alten männli⸗ 
chen und weiblichen Staatsangehörigen nach den 
Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. Sie ſind 
jederzeit abberufbar. 

Das Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. 

Wer für dieſen Antrag in Druckſache Nr. 307 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Abänderungsantrag 
des Abg. Schwegmann u. Fr. in Druckſache Nr. 
305: 


Zu Artikel 9. 

Im Artikel 64 werden im erſten Satz anſtelle der 
Worte „dem Präſidenten und einem Mitgliede des 
Senats“ die Worte geſetzt: „dem Staatspräſidenten 
oder deſſen Vertreter und einem weiteren Mitgliede 
der Regierung.“ 
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Im Artikel 68 werden die Worte „des Senats“ 
durch „die Regierung“ erſetzt. 


Mittwoch, den 27. Juni 1928. 


die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung (0) 


und zwar zunächſt über den Abänderungsantrag 


Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. (Ge⸗ der Nationalliberalen Partei in Druckſache Nr. 


ſchieht.) Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. 311: 


Wir kommen zu Artikel 9 der Vorlage nach dem 
Ausſchußbericht. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Mehrheit, Artikel 9 iſt angenommen. Es liegt 
nun noch der Abänderungsantrag auf Einfügung 
eines Artikels 9a in Druckſache Nr. 307 vor: „Ars 
tikel 65 der Verfaſſung wird geſtrichen.“ Ich bitte 
die Damen und Herren, die dieſen Antrag an⸗ 
nehmen wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, die Einfü⸗ 
gung eines Artikels 9a iſt abgelehnt. 8 

Ich rufe Artikel 10 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Abänderungsanträge liegen zu dieſem 
Artikel nicht vor. Ich bitte die Damen und 
Herren, die Artikel 10 der Vorlage annehmen 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Artikel 10 iſt an⸗ 
genommen. 

Ich rufe Artikel 11 auf. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Hier 
liegt der Eventualantrag in Druckſache Nr. 306 
vor. Ich beantrage über dieſen Antrag abſatz⸗ 
weiſe Abſtimmung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Es liegen hier die 
Anträge in den Druckſachen 311, 307 und 305 vor, 
ferner der Eventualantrag in Druckſache Nr. 306. 
Weiter iſt ein Antrag eingegangen, Druckſache 
Nr. 315 und ferner ein Antrag, der noch nicht ver⸗ 
teilt werden konnte, unterſchrieben von den 
Herren Abg. Friedrich, Jahr, Hennke, Dumont, 
Dr. Unger, Berger, Hohnfeldt. Ich verleſe ihn: 

Artikel 11a. 
Artikel 104, Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 
Das öffentliche Schulweſen it auf ſimultaner 

Grundlage organiſch auszugeſtalten. Vorhandene 

Schulen anderer Art bleiben beſtehen. Jedoch ſind 

neben dieſen auf Antrag der Erziehungsberechtigten 

für alle Kinder gemeinſame Schulen (Simultan⸗ 
ſchulen) einzurichten. Auch iſt berechtigten Wünſchen 
der Erziehungsberechtigten hinſichtlich der Neuein⸗ 
richtung von Schulen anderer Art Rechnung zu tra⸗ 
gen, ſoweit hierdurch der geordnete Schulbetrieb 
nicht beeinträchtigt wird. 

Zu Artikel 12. 
In Abſchnitt a iſt einzufügen: Artikel Ida. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
möchte nur darauf aufmerkſam machen, daß der 
Antrag in Druckſache Nr. 306 b mit dem Antrag 
in Druckſache Nr. 315 übereinſtimmt. (Nicht ganz 
genau!) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Kamnitzer. 

Dr. Kamnitzer, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
möchte darauf hinweiſen, daß das nicht ganz 
ſtimmt; denn wir haben beantragt noch hinzuzu⸗ 
ſetzen: „Stadtverordnetenverſammlung der Stadt 
Danzig.“ 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zu Artikel 11 liegen nicht vor, ich ſchließe 


Zu Artikel 11. 

Der zweite und der dritte Abſatz des Artikels 69 
werden durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 

Die Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig er⸗ 
folgt nach der Städteordnung für die ſechs öſt⸗ 
lichen Provinzen vom 30. Mai 1853 und den Dazu 
ergangenen Abänderungsgeſetzen, und zwar mit der 
Maßgabe, daß 
1. der nach S 29 der Städteordnung zu wählende 

Bürgermeiſter die Amtsbezeichnung: „Oberbür⸗ 

germeiſter“ und der nach der gleichen Beſtimmung 

zu wählende Beigeordnete die Amtsbezeichnung 
„Bürgermeiſter“ führt, 

2. dem zweiten Bürgermeiſter die Bearbeitung der 
Finanzangelegenheiten und Kämmereigeſchäfte der 
Stadtgemeinde Danzig zu übertragen iſt. 

Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Dann liegt in Druckſache 
Nr. 312 noch ein Eventualantrag des Abg. Du⸗ 
mont u. Gen. vor: 

Für den Fall der Ablehnung unſerer Hauptan⸗ 
träge ſtellen wir folgenden 

Eventualantrag: 

Wir beantragen, 

1. zu Artikel 11 der Regierungsvorlage: 

Den zweiten und dritten Abſatz des Artikels 69 
durch folgende Beſtimmungen zu erſetzen: 

Die Verwaltung der Stadtgemeinde Danzig er⸗ 
folgt nach der Städteordnung für die ſechs öſtlichen 
Provinzen vom 30. Mai 1853 und den dazu ergange⸗ 
men Abänderungsgeſetzen, und zwar mit der Maß⸗ 
gabe, daß der nach § 29 der Städteordnung zu wäh⸗ 
lende Bürgermeiſter die Amtsbezeichnung: „Oberbür⸗ 
germeiſter“ und der nach der gleichen Beſtimmung 
zu wählende Beigeordnete die Amtsbezeichnung 
„Bürgermeiſter“ führt. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, der Eventualantrag iſt gleichfalls ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen jetzt zum Abänderungsan⸗ 


trag des Abg. Raſchke Druckſache Nr. 307: 

Zu Artikel 11. 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

„Die Stadtgemeinde Danzig iſt eine ſelbſtändige 
Gemeinde mit eigenem Vermögen. Sie regelt ihre 
ee mach einem beſonderen 
Geſetz.“ 

Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
dann zum Abänderungsantrag der Deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion in Druckſache Nr. 305: 

Zu Artikel 11. i 

Artikel 69 erhält folgende Faſſung: 

Der Staatspräſident iſt Oberbürgermeiſter, das 
mit der Bearbeitung der Finanzangelegenheiten be⸗ 
auftragte Mitglied der Regierung Kämmerer der 
Stadtgemeinde Danzig. Beide ſind Mitglieder des 
Magiſtrats. 

Artikel 115 Abſatz 3 wird aufgehoben. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich vom. 
Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt ebenfalls abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zum Eventualantrag des Abg. 
Schwegmann u. Fr. in Druckſache Nr. 306, ſoweit 
er ſich auf Artikel 11 bezieht: 

Wir beantragen im Artikel 11 der Regierungs⸗ 

vorlage 

a) den dritten Abſatz beginnend mit den Worten: 

„Zur Beſchlußfaſſung ....“ zu ſtreichen, 
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(Vizepräſident Dr. Bogdan) 
b) überall, „Stadtbürgerſchaft“ durch 
netenverſammlung“ zu erſetzen. 
Wer für dieſen Eventualantrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Jetzt käme der Ab⸗ 
änderungsantrag Druckſache Nr. 315 als der weit⸗ 
gehendſte zur Abſtimmung: 

Art. 11 der Vorlage iſt dahin zu ändern, daß an 
die Stelle des Wortes „Stadtbürgerſchaft“ überall 
die Worte „Stadtverordnetenverſammlung der Stadt 
Danzig“ zu ſetzen find, 

Dr. Kamnitzer u. d. übrigen Mitgl. d. Sozialdem Fr. 
Gailowſkti u. d. übrigen Mitgl. d. Zentrums Fr. 
Siebenfreund u. d. übrigen Mtgl. d. D.Liber. Fr. 
Wer für Annahme iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
dieſer Abänderungsantrag iſt angenommen. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über Arti⸗ 
kel 11 in der durch dieſen Antrag abgeänderten 
Faſſung. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, 
Artikel 11 iſt angenommen. Wir kommen jetzt 
zum Abänderungsantrag des Abg. Friedrich u. 
Gen. zu Artikel 11a, der vorhin verleſen wurde. 
(Abg. Friedrich: Ich beantrage zu Artikel 11a 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag un⸗ 
terſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtim⸗ 
men über Artikel 11 a namentlich ab. Ich bitte 
die Stimmkarten einzuſammeln. Die namentliche 
Abſtimmung beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht noch 
jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Das 
vorläufige Abſtimmungsergebnis“) iſt: Abgege⸗ 
ben 100 Stimmen, davon 21 mit Ja, und 79 mit 
Nein. Der Antrag auf Einfügung eines Arti⸗ 
fels 11a iſt abgelehnt. Es liegt nun in Druck⸗ 
ſache Nr. 307 ein Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion vor, einen Artikel 11 a einzufügen: 

Hinter Artikel 11 iſt ein Artikel 114 mit fol⸗ 
gendem Wortlaut einzufügen: 

In Artikel 70 werden die Worte „jedoch iſt die 
Wahlberechtigung von halbjährigem Aufenthalt ab⸗ 
hängig“ geſtrichen. 


„Stadtverord⸗ 


„) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgege⸗ 
bene Stimmkarten 100, davon mit Ja 21, mit Nein 79. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Berger, Brenner, 
Dinklage, Dumont, Dyck II, Friedrich, Geiſler, Hennke, 
Hohnfeldt, Jahr, Frau Kreft, Kreft⸗P., Langnau, 
Liſchnewſki, Mayen, Müller Walter, Opitz, Pleni⸗ 
kowſki, Raſchke, Schwartz, Zarſke. 

Geſtimmt haben mit Nein: Abg. Arczsynſki, 
Bergund, Bertling, Beſſer, Beyer, Dr. Bing, Bock, 
Brennert, Brill, Cierodi, Eiſerloh, Fr. Falk, Fiſcher, 
Fooken, Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Grün⸗ 
hagen, Hallmann⸗Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Jantzen, 
Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Frau Kalähne, Dr. Kam⸗ 
nitzer, Karkutſch, Karſchewſki, Klein, Klingenberg, 
Kloſſowſti, Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Klawitter⸗ 
Felix, Lemke⸗Bruno, Lemke⸗W., Leu, Loops, Frau 
Malikowſki, Manthei, Mathieu, Mau, Moritz, Mrocz⸗ 
kowſki, Frau Müller, Müller⸗Paul, Neubauer, Papke, 
Frau Pauls, Philipſen, Plettner, Raap, Regier, 
Rehberg, Frau Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, 
Rohde, Schilke, Schmidt, Schütz, Schwegmann, Selow, 
Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, Stukowſki, 
Vollerthun, Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wier⸗ 
ſchowſki, Dr. Ziehm, Frau Zuper. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Blavier, 
Böcker, Böhm, Dr. Bogdan, Burandt, Doerkſen, Fal⸗ 
kenberg, Hallmann⸗Rud., Dr. Heinemann, Dr. Hop⸗ 
penrath, Klawitter⸗Fritz, Lendzion, Frau Meyer, 


Miczewſki, Dr. Moczynſki, Müller⸗Bernhardt, Rahn, 
Senftleben, Dr. Unger, Weiſſe. 


Artikel 115 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Arbeiter und Angeſtellten bilden aus ihrer 
Mitte Betriebsräte, die berufen ſind, ihre Intereſſen 
gegenüber den Unternehmern wahrzunehmen. Das 
Nähere regelt ein Geſetz. 

Wer dafür iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. 

Ich rufe Artikel 12 auf. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. vor, 
Druckſache Nr. 307: 

Zu Artikel 12. 2 

In Artikel 12 Abſatz b der Druckſache Nr. 304 
werden hinter der Ziffer „11“ die Ziffern „2a, 8a, 
9a, 11a“ eingefügt. 

Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag des 
Abg. Schwegmann u. Fr., Druckſache Nr. 305 ab: 

Zu Artikel 12. 

Dieſes Geſetz tritt in Kraft, ſobald es nach er⸗ 
folgter Erfüllung der Vorausſetzungen des Artikels 
49 Abſatz 3 im Geſetzblatt verkündet iſt. 

Späteſtens drei Monate nach dem erfolgten In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes ſind der Volkstag und Se⸗ 
mat neu zu wählen. 

Bis zur Einführung der nach dieſer Verfaſſung 
neu zu wählenden Regierung bleibt der bisherige 
Senat im Amt. 

Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Eventualantrag des Abg. 
Schwegmann u. Fr. in Druckſache Nr. 306, zu II 
ab: 


Wir beantragen im Artikel 12 folgende neuen 
Abſätze hinzuzufügen: 

Späteſtens binnen zwei Monaten nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes iſt der Volkstag neu zu wählen. 
Der bisherige Volkstag wird mit dem Tage der 
Neuwahl aufgelöſt. 

Wer für dieſen Eventualantrag iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, auch dieſer Antrag iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag des 
Abg. Dumont u. Gen. zu Artikel 12 ab, Druck⸗ 
ſache Nr. 311: 


Zu Artikel 12. 

Schluß⸗ und Aebergangsbeſtimmungen. 

I. Bis zum Zuſtandekommen des in Artikel 7 
dieſes Geſetzes erwähnten Geſetzes über die Auf⸗ 
wandsentſchädigung für die vom Volkstag gewählten 
ſechs Senatoren wird die Aufwandsentſchädigung an 
die Senatoren nach dem Geſetz über die Aufwands⸗ 
entſchädigung der Volkstagsabgeordneten und neben⸗ 
amtlichen Senatoren vom 2. Februar 1923 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 19. Februar 1926 gezahlt. 

II. Auf die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
im Amt befindlichen Senatoren im Hauptamt findet 
§ 30 des Beamtenruheſtandsgeſetzes vom 23. Fe⸗ 
bruar 1926 mit der Maßgabe entſprechende Anwen⸗ 
dung, daß als Amt, zu deſſen Annahme die ausſchei⸗ 

denden hauptamtlichen Senatoren verpflichtet ſind, 
auch das Amt eines Staatsrats im Sinne des Ar⸗ 
tikels 8 dieſes Geſetzes anzuſehen iſt. 

III. Dieſes Geſetz tritt in Kraft, ſobald es nach 
Erfüllung der Vorausſetzungen des Artikels 49 Ab⸗ 
ſatz 3 der Verfaſſung im Geſetzblatt für die Freie 
Stadt Danzig werkündet worden iſt. 

Innerhalb dreier Monate nach dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes ſind der Präſident des Senats, ſowie 
der Volkstag und die Senatoren neu zu wählen. 
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Das Gleiche gilt für die Wahl der Stadtverordneten⸗ 

ER und des Magiſtrats der Stadtgemeinde 

anzig. 

15 zur Einführung des nach dieſer Verfaſſung 
neu zu bildenden Senats der Freien Stadt Danzig 
und bis zur Bildung des Magiſtrats der Stadtge⸗ 
meinde Danzig bleibt der bisherige Senat im Amt. 

V. Der bisherige Senat wird ermächtigt, die 
Verfaſſung binnen zwei Wochen nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes in der neuen Faſſung unter 
Weglaſſung des Artikels 117 im Geſetzblatt für die 
Freie Stadt Danzig neu zu verkünden. 

Wer den Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Dann liegt noch 
der Eventualantrag der Abg. Dumont, Berger u. 
Gen. vor: . 

Wir beantragen: 2. zu Artikel 12 der Regie⸗ 
rungsvorlage zu beſchließen: 

Schluß⸗ und Uebergangsbeſtimmung. 

Dieſes Geſetz tritt in Kraft, ſobald es nach Er⸗ 
füllung der Vorausſetzungen des Artikels 49 Ab⸗ 
ſatz 3 der Verfaſſung im Geſetzblatt für die Freie 
Stadt Danzig verkündet worden iſt. 

Innerhalb dreier Monate nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes iſt der Volkstag neu zu wäh⸗ 
len. Der bisherige Volkstag wird am Tage der Neu⸗ 
wahl aufgelöſt. 8 

In der gleichen Friſt hat die Wahl der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung und des Magiſtrats der 
Stadtgemeinde Danzig zu erfolgen. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel 12 der Vorlage. Wer 
für Artikel 12 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, Arti⸗ 
kel 12 iſt angenommen. Ich rufe nunmehr die 
Ueberſchrift auf: „Geſetz betreffend Abänderung 
der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig.“ Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen mehr vorliegen. Wer die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen will, den bitte ich, ſich vom Platz 
zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Das Wort hat der 
Herr Stellvertretende Präſident des Senats. 

Gehl, Stellvertretender Präsident des Se⸗ 
nats: M. D. u. H.! Sie ſind im Begriff, eine 
ernſte und wichtige Abſtimmung vorzunehmen, 
die für die innen⸗ und außenpolitiſche Entwick⸗ 
lung der Freien Stadt Danzig von großer Bedeu⸗ 
tung ſein kann. Die Entſcheidung gilt der Ver⸗ 
faſſung, die alle Parteien dieſes Hauſes abzuän⸗ 
dern wünſchen. Die Anſichten darüber, was abge⸗ 
ändert bezw. neu geſchaffen werden ſoll, gehen 
in wichtigen Fragen ſehr weit auseinander. In 
anderen Punkten find die Meinungsverſchieden⸗ 
heiten nicht ſo groß, zum Teil ſogar ausgeglichen. 
Wenn aber jede Fraktion oder Gruppe, die durch 
die Vorlage vorgeſchlagenen Abänderungen nur 
von ihrem Standpunkt aus betrachtet und die Re⸗ 
gierungsvorlage ablehnt, weil der Standpunkt der 
Fraktion in der Regierungsvorlage nicht oder 
nicht woll zum Ausdruck gekommen iſt, ſo würde 
meines Erachtens eine Verfaſſungsänderung 
überhaupt unmöglich ſein. Da aber alle Parteien 


Abänderungen wünſchen und es nicht möglich 
war, überall eine Einigung zu erzielen, ſo 


möchte ich die Bitte an die Parteien richten, un⸗ 
erfüllbare Wünſche zurückzuſtellen und einen 
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Schritt vorwärts zu wagen in der Hoffnung, daß (C) 


das, was jetzt nicht erreicht werden konnte, viel⸗ 
leicht ſpäter einmal erreicht werden kann. (Sehr 
richtig! links.) 

Die in der Vorlage vorgeſchlagenen Aende⸗ 
rungen bedeuten jedenfalls einen wichtigen 
Schritt vorwärts und kommen allen denen entge⸗ 
gen, die auf dem Standpunkt ſtehen, daß das 
Volk letzten Endes die Entſcheidung zu treffen 
hat, was ja nach unſerer Verfaſſung der Fall fein 


oll. Das bitte ich bei der bevorſtehenden Ab⸗ 


ſtimmung über die Geſetzesvorlage zu beachten 
und weiter zu bedenken, daß die vorgeſchlagenen 
Aenderungen jeder Partei etwas bringen. Mit 
wenigen Ausnahmen fordert das ganze Haus 
Verkleinerung von Volkstag und Senat. Auch 
darüber, daß der Volkstag das Recht erhalten ſoll 
ſich ſelbſt aufzulöſen, ſind Meinungsverſchieden⸗ 
heiten nicht mehr vorhanden. Die Forderung der 
Aufläſung des Volkstages durch Volksentſcheid 
ließ ſich nicht durchſetzen. Ein Volksentſcheid 
dürfte praktiſch auch kaum jemals aufgerufen 
werden, es ſei denn, daß alle großen Parteien 
auseinander fielen und dadurch ein Regieren 
unmöglich gemacht würde. Solange es aber eine 
regierungsfähige Mehrheit gibt, wird es zu 
keinem Volksentſcheid kommen;; denn die Par⸗ 
teien, die in der Regierung vertreten ſind, wer⸗ 
den doch nicht gegen ſich entſcheiden. 
Die Forderung der Deutſchnationalen Frak⸗ 
tion eine zweite Kammer zu errichten, konnte 
bei der Mehrheit keine Berüchſichtigung finden; 
denn durch die Errichtung einer zweiten Kammer 
würden die Rechte des Volkstages erheblich ein⸗ 
geſchränkt, die Geſetzgebung komplizierter geſtaltet 
und die beabſichtigten Erſparniſſe illuſoriſch ge⸗ 
macht werden. Es müßte auf jeden Fall ein 
Büro mit Stenographen und Druckſachen einge⸗ 
richtet werden. Es kämen wahrſcheinlich auch 
Diäten in Frage, ſo daß die durch Verkleinerung 
von Volkstag und Senat erzielte Erſparnis nicht 
ausreicht, um die Mehrkoſten zu decken, ſondern 
es würden vielleicht noch erhebliche Zuſchüſſe für 
die zweite Kammer erforderlich werden. Dieſe 
neue Belaſtung würde aber in der Bevölkerung 
nicht verſtanden werden. (Abg. Dr. Ziehm: Es iſt 
keine Belaſtung!) Es kommt hinzu, daß mit der 
Errichtung einer zweiten Kammer ein Schritt 
rückwärts getan würde, den kein demokratiſcher 
bezw. liberaler Politiker mitmachen könnte, 
wenn er keinen Verrat an ſeinen Grundſätzen be⸗ 
gehen wollte. 

Dafür bringt die Vorlage jedem fortſchrittlich 
eingeſtellten Politiker die Genugtuung, daß künf⸗ 
tig der geſamte Senat der Volksvertretung 
gegenüber verantwortlich ſein ſoll. Durch dieſe 
Beſtimmung wird endlich mit dem unmöglichen 
Zuſtand aufgeräumt werden, daß bei einem Re⸗ 
gierungswechſel die nun in die Oppoſition ge⸗ 
hende Partei ihre Vertreter im Senat behält 
und dadurch den neu in die Regierung eintre⸗ 
tenden Parteien gegenüber nicht nur im Vorteil, 
ſondern in der Lage iſt, ihnen alle möglichen 
Schwierigkeiten zu bereiten. (Sehr richtig! 


links.) Die Vorlage beſeitigt dieſen auf die 
Dauer unhaltbaren Zuſtand, 
mit Freude begrüßen ſollte. 


was jede Partei 
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(Gehl, Stellvertr. Präſident des Senats) 

Eine wichtige Neuerung bringt die Vorlage 
betreffend die Verwaltung und Wahl der Stadt- 
verordnetenverſammlung der Stadtgemeinde 
Danzig. Bisher kamen die Angelegenheiten des 
Staates und der Stadtgemeinde Danzig manch⸗ 
mal ſehr durcheinander, wobei die Gemeindean⸗ 
gelegenheiten meiſtens nicht genug berückſichtigt 
wurden. Das ſoll jetzt dadurch anders werden, 
daß die Vorlage einen beſonderen Magiſtrat 
ſchafft. Dadurch iſt die Gewähr geboten, daß die 
Angelegenheiten der Stadt Danzig ſachgemäß 
und korrekt erledigt werden. Die Forderung, die 
Stadtverordnetenverſammlung durch direkte 
Wahl zu wählen, konnte nicht durchgeſetzt wer⸗ 
den, doch ſollen künftig nur die in der Stadtge⸗ 
meinde Danzig bei der Wahl zum Volkstag ab⸗ 
gegebenen Stimmen für die Zuſammenſetzung 
der Stadtverordnetenverſammlung maßgebend 
ſein. Die Vorlage bringt alſo noch nicht die volle 
Selbſtverwaltung der Gemeinde Danzig, aber 
doch einen erheblichen Fortſchritt nach dieſer 
Richtung hin, der micht unterſchätzt werden ſoll. 

Von der Nationalliberalen Gruppe ſind nun 
im letzten Augenblick noch eine große Menge Ab⸗ 
änderungsanträge geſtellt worden, welche zum 
Teil ganz neue Forderungen enthalten. Wären 
dieſe Anträge in einem früheren Stadium der 
Beratungen geſtellt worden, und Zeit genug war 
dazu vorhanden, ſo hätte man im einzelnen dazu 
Stellung nehmen können. Dazu iſt es jetzt zu ſpät. 
Uebrigens erledigen ſich dieſe Anträge durch 
meine vorherigen Ausführungen; ſie ſind zurzeit 
nicht durchführbar. 

Wenn ich nun überprüfe, m. D. u. H., was 
dieſe Vorlage an Abänderungen bringt, ſo weiß 
ich wohl, daß ſie einigen Parteien des Hauſes 
nicht weit genug geht. Wenn man aber bedenkt, 
daß Verfaſſungsfragen nur durch Kompromiſſe 
gelöſt werden können, und keine Partei ſie aus⸗ 
ſchließlich nach ihren Grundſätzen Töten kann, jo 
muß man wohl dazu kommen, dem Erreichten zu⸗ 
zuſtimmen, zumal die worgeichlagenen Aende⸗ 
rungen erhebliche Verbeſſerungen im Sinne der 
Demokratie und des Fortſchritts bringen. Wer 
dem Grundſatz zuſtimmt, daß der die beſte Politik 
macht, der das Erreichbare nimmt, der beſinne 
ſich nicht mehr lange, ſondern ſtimme in der 
Schlußabſtimmung der Vorlage zu und helfe da⸗ 
durch eine Verfaſſung ſchaffen, die nicht mehr 
zeitgemäße Beſtimmungen beſeitigt und neue 
den veränderten Verhältniſſen entſprechende Be⸗ 
ſtimmungen enthält, welche der Freien Stadt nur 
zum Segen gereichen können. Ich bitte Sie, in 
der Schlußabſtimmung der Vorlage zuzuſtimmen. 
(Brapol) 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Gemäß § 70 er⸗ 
öffne ich die Beſprechung wieder. Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage 
Beſprechung. 

Vizepräſident Dr. Bogdan: Gemäß § 70 der 
Geſchäftsordnung iſt die Beſprechung ohne weite⸗ 
res zu eröffnen. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Der letzte Appell des Vizepräsidenten des Senats 
kann uns abſolut nicht überzeugen, daß wir dieſer 
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Verfaſſungsänderung zuſtimmen müſſen. Schon 
ſeine Eingangsworte laſſen klar und deutlich er⸗ 
kennen, daß mit dieſer Verfaſſung abſolut nichts 
erreicht wird; denn der Herr Vizepräſident des 
Senats ſagte, wir ſtänden wor einem Moment, 
der für Danzig von Bedeutung ſein kann. Es iſt 
alſo nichts, es kann eventuell werden. (Stellv. 
Präſident des Senats Gehl: Ich bin doch kein 
Prophet!) Ich meine, Herr Vizepräſident, wenn 
man ſich ſolange in der Politik bewegt, muß man 
die Auswirkung der Geſetze vorher kennen. Dazu 
braucht man kein Prophet zu ſein. Aber wenn 
man ein Geſetz einbringt, von dem man ſelbſt 
überzeugt iſt, daß es eine Verbeſſerung nicht 
bringen wird, dann ſoll man doch lieber die Fin⸗ 
ger davon laſſen. Jemand, der ein Geſetz ein⸗ 
bringt und ſich ſagt, daß ſei eine Verbeſſerung, 
wird daran feſthalten und es verteidigen. Wenn 
Sie jetzt kommen und ſagen es könnte evtl. eine 
Verbeſſerung ſein, ſo beweiſt uns das, daß Sie 
ſelbſt kein Vertrauen zu dieſer Sache haben. (Abg. 
Gehl: Ich habe Vertrauen!) Nein, Herr Vize⸗ 
präſident, auch damit behaupten Sie etwas wider 
beſſeres Wiſſen. Im Ausſchuß haben Sie ſelbſt 
erklären müſſen, dieſes und jenes gefalle Ihnen 
an der Vorlage auch nicht, aber, das haben Sie 
allerdings nicht ausgeſprochen, das Zentrum iſt 
ausſchlaggebend, dem müſſen wir uns fügen, und 
was es beſtimmt, muß durchgeführt werden. Das 
war, nebenbei bemerkt, noch aus den Worten her⸗ 
auszuhören, und es hat ſich tatſächlich gezeigt, 
daß es ſo iſt. Wenn Sie weiter ſagen, die Vorlage 
ſei ein Fortſchritt, ſo können wir das abſolut 
nicht einſehen. Wir können in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auch nicht verſtehen, was der Herr Abg. 
Rahn hier alles verzapft hat, indem er glaubte 
ſagen zu müſſen, wenn das parlamentariſche 
Syſtem eingeführt wird, und dadurch der Mini- 
ſter dieſes oder jenes Reſſorts zur Verantwor⸗ 
tung gezogen werden kann, er dann für ein Ver⸗ 
bot, oder für eine Verordnung, daß dieſes oder 
jenes Kleidungsſtück nicht getragen werden 
dürfe, verantwortlich gemacht werden könne. Ich 
möchte dem Herrn Abg. Rahn ſagen, daß ſeine 
Ausführungen darauf ſchließen laſſen, daß er ein 
politiſches Kind iſt. (Abg. Frau Kreft: Sehr 
richtig!) Gerade in Deutſchland haben wir ja das 
rein parlamentariſche Syſtem, ebenſo in Preußen. 
Trotzdem dort eine demokratiſche Verfaſſung be⸗ 
ſteht, trotzdem nach Meinung des Bürgertums 
ein rein parlamentariſches Syſtem vorhanden iſt, 
wird gegen die Arbeiterſchaft ein Verbot nach 
dem andern ausgeſprochen. 

Wenn der Herr Vizepräſident hier behauptet, 
daß die Verkleinerung des Volkstages und des 
Senats der Wunſch und Wille der Bevölkerung 
iſt, ſo mag das zur Zeit zutreffen. Es iſt aber nur 
auf das demagogiſche Spiel der einzelnen Par⸗ 
teien zurückzuführen. Die einzelnen Parteien 
waren es, die erklärten, daß der Staat tatſächlich 
durch das „überaus große“ Abgeordnetenheer be⸗ 
laſtet wird. Heute haben die Parteien, die da⸗ 
mals dieſen Ausſpruch getan haben, ſich nicht ver⸗ 
ſchließen können, das Gegenteil zu behaupten. Die 
Sozialdemokraten, wie die Liberalen und auch 
die Gruppe des Herrn Rahn haben erklären 
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(Raſchke, Abgeordneter) 5 
abſolut nicht eine weſentliche Herabminderung 
der Staatsausgaben mit ih bringt. Als man 
ſeinerzeit auf Antrag der Deutſchnationalen zu 
der Verkleinerung des Volkstages hier Stellung 
nahm, war es Herr Abg. Gehl, der erklärte, wenn 
Sie hier 90 Abgeordnete beraten und beſchließen 
laſſen, beſteht die Gefahr, daß der Volkstag 
ein Berufsparlament wird. Wenn man ein Be⸗ 
rufsparlament ſchon bei 90 Abgeordneten befürch⸗ 
tet, um wieviel mehr dann bei 72 Abgeordneten. 
(Sehr wahr!) Wenn man Berufsparlamen⸗ 
tarier ſchaffen will, müſſen ſie logiſcherweiſe auch 
beſoldet werden. Dann wird kein Abgeordneter 
mehr mit 150 Gulden den Monat zufrieden ſein. 
Ihnen wird eine höhere Aufwandsentſchädigung 
bewilligt werden müſſen, die der größte Teil der 
Abgeordneten natürlich in die Taſche ſteeckt, trotz⸗ 
dem er ſich in feſter Anſtellung befindet. Das, was 
erſpart werden ſoll, wird alſo auf der andern 
Seite wieder mit vollen Händen hinausgeworfen. 
Wenn man der ſchaffenden Bevölkerung gegen⸗ 
über ehrlich fein will, muß man ſagen, daß das 
Gewollte ſich nicht rentiert, und daß man die 
jetzige Stärke des Volkstages beſtehen laſſen 
müſſe. Die Bevölkerung wird einſehen, daß ſie auf 
dem falſchen Wege war und ſich ſofort umſtellen. 
Aber wenn man immer wieder auf dem Parla⸗ 
ment herumhackt und in der Bevölkerung damit 
krebſen geht, das Parlament ſei zu groß, dann 
bleibt ſchließlich nur der Gedankengang übrig, 
daß man das proletariſche Element herausbrin⸗ 
gen will, damit es nicht mitberaten kann. Herr 
Abg. Rahn, Sie irren, wenn Sie ſagen, Herr Abg. 
Plenikowſki habe zum Ausdruck gebracht, daß ſich 
die Stärke der Kommuniſtiſchen Partei in der 
Zahl der Abgeordneten verkörpert. Herr Abg. 
Plenikowſki hat das auch nicht ausgeſprochen. 
Unſere Aufgabe iſt, recht viel Agitatoren im Par⸗ 
lament zu haben. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr! 
— Abg. Rahn: Agitatoren können Sie draußen 
haben!) Die Agitatoren ſollen der Bevölkerung 
zeigen, was hier vorgeht und getrieben wird. 
Herr Abg. Rahn, wenn Sie meinen, wir könnten 
die Agitatoren draußen haben, ſo müßte ich lo⸗ 
giſch eigentlich an Sie das Erſuchen ſtellen, die 
bürgerliche Preſſe zu beeinfluſſen, die Ausführun⸗ 
gen der kommuniſtiſchen Abgeordneten in erſter 
Linie zu bringen. (Abg. Rahn: Ich habe keine 
Beziehungen zu der Geſellſchaft!) Ich leider auch 
nicht, ich würde davon auch keinen Gebrauch ma⸗ 
chen. Wir bedienen uns eines anderen Mittels. 
(Abg. Rahn: Ich gebe zwei Annoncen an die 
„Danziger Zeitung“, dann bringt ſie wieder das, 
was ich geſprochen habe! — Abg. Plenikowſfki: 
Feile Birne des Kapitalismus!) 


Der Herr Vizepräſident hat dann zwiſchen den 
verantwortlichen und unverantwortlichen Sena⸗ 
toren einen Vergleich gezogen. Ich möchte mich 
in dieſer Beziehung den Ausführungen meines 
Fraktionskollegen anſchließen, der hier kurz Aus⸗ 
führungen des Abg. Jewelowſki zitiert hat, in 
denen Herr Abg. Jewelowſki ſeinerzeit erklärte, 
es würde keinem hauptamtlichen Senator mög⸗ 
lich ſein, gegen das Volk zu regieren. (Abg. Rahn: 
Dann hat er die Erfahrung gemacht!) Ja ich be⸗ 
haupte, daß dieſes Wort oder dieſer Satz nach wie 
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vor zu recht beſteht. Es würde keinem haupt⸗ 
amtlichen Senator deutſchnationaler Couleur 
möglich ſein, auch nur einen Tag zu regieren, 
wenn die Zuſammenſetzung des Volkstages gegen 
ſeine Ueberzeugung wäre, überhaupt gegen ſeinen 
Willen. Wenn es heute noch immer den Deutſch⸗ 
nationalen möglich iſt, Beſchlüſſe der jetzigen Koa⸗ 
lition zu ſabotieren, ſo möchte ich in aller Oef⸗ 
fentlichkeit feſtſtellen, an wem das liegt. Liegt 
das etwa an dem deutſchnationalen Senator, 
oder liegt es an dieſer Koalition, die es ſich ge⸗ 
fallen läßt? M. D. u. H.]! Wenn Sie Moral im 
Leibe hätten, wenn Sie es ernſt mit Ihren Auf⸗ 
gaben nähmen, dann müßten Sie ſolch einen Herrn 
ſchon lange an die Luft geſetzt haben. Da dürfte 
kein Völkerbund oder ſonſt jemand dazwiſchen 
reden. Da macht man Schluß mit ſolchem Herrn 
und erklärt, mit dir haben wir nichts mehr zu 
tun. Aber es zeigt ſich, daß Sie auf allen Ge⸗ 
bieten mit dieſen Herren zuſammen kommen, 
weil beſonders die Sozialdemokratie ein Inter⸗ 
eſſe für den kapitaliſtiſchen Staat und ſeine 
1 hat. Man ſagt damit nichts 
eues. 


Wir wollen demgegenüber das verantwortliche 
Senatorenſyſtem gegenüberſtellen. M. D. u. H.! 
Wie unterſcheiden ſich dieſe beiden Syſteme? 
Beide Syſteme ſind bemüht, den kapitaliſtiſchen 
Staat, den Ausbeuterſtaat zu ſanieren, zu be⸗ 
feſtigen, und zwar in erſter Linie auf Knochen 
der werktätigen Bevölkerung. Dies ändert nichts 
daran, ob dort Verantwortliche oder Nichtverant⸗ 
wortliche ſitzen. Es bleibt immer dasſelbe. Wenn 
geſagt wird, daß eine Einigung unbedingt er⸗ 
zielt werden muß, ſo ſind wir natürlich dafür. 
Aber wir können es nicht gutheißen, daß Sie nur 
allein dem reaktionären Zentrum nachgeben, daß 
Sie nur allein das nehmen, was das Zentrum 
haben will und nicht den anderen Parteien, die 
es mit der Demokratiſierung der Verfaſſung, mit 
der Verankerung der Demokratie ernſt nehmen, 
ein Entgegenkommen zeigen. M. D. u. H.! J 
habe ſchon im Verfaſſungsausſchuß erklärt, wenn 
dieſe Verfaſſungsänderung nicht durchkommt, 
dann ſoll man das Volk entſcheiden laſſen. Alle 
Parteien außer dem Zentrum ſind ſich darüber 
einig, daß der Volkstag ſo ſchnell wie möglich 
aufgelöſt werden muß, daß die Verfaſſungsfrage 
die Hauptfrage des Wahlkampfes iſt, und daß 
dementſprechend das Volk entſcheiden ſoll, wie nun 
die Verfaſſung geſtaltet werden ſoll. (Abg. 
Liſchnewſki: Sehr richtig!) Ich habe damals er⸗ 
klärt, das Volk wird in dieſem Moment mit 
denen, die ſich gegen die Demokratiſierung ſtem⸗ 
men, Schluß machen. Es wird nicht nur mit dem 
Zentrum, ſondern auch mit den Deutſchnationalen 
Schluß machen, die den Ausnahmezuſtand haben 
wollen, die hier den Belagerungszuſtand einfüh⸗ 
ren wollen. Die Bevölkerung iſt reif genug, um 


zu entſcheiden, was jetzt geſchehen ſoll. (Abg. 
Liſchnewſki: Auflöſung des Volkstages!) 
Wir find der feſten Ueberzeugung, daß die 
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Teile der Bevölkerung heute noch anderer Mei⸗ 
nung ſind, ſo weiß doch der größte Teil der Be⸗ 
völkerung an Hand der Erfahrungen in Deutſch⸗ 
land und in Preußen, daß auch mit einer demo⸗ 
kratiſchen Verfaſſung für die ſchaffende Bevölke⸗ 
rung nichts geleiſtet wird. Soweit wir von demo⸗ 
kratiſchen Verfaſſungen reden können, ſtellen wir 
feſt, daß auch mit derartigen Verfaſſungen gegen 
das Volk regiert wird. Die ſchaffende Bevölke⸗ 
rung wird mit Hilfe der Juſtiz, mit Hilfe der 
Schupo niedergetrampelt. Auch in einem demo⸗ 
kratiſchen Staat wird die Klaſſenjuſtiz nicht ab⸗ 
geſchafft werden. Auch in einem demokratiſchen 
Staate werden wir reaktionäre Richter haben, 
die nur allein den Geldſack vertreten und dement⸗ 
ſprechende Urteile fällen. (Abg. Rahn: Die Zu⸗ 
ſtände laſſen ſich abändern, ſehen Sie ſich den 
preußiſchen Miniſter Schmidt an!) Was iſt in 
Preußen? Wollen Sie behaupten, daß in Preu⸗ 
ßen heute keine Klaſſenurteile gefällt werden? 
(Abg. Hohnfeldt: Erſt recht?) Wollen Sie be⸗ 
haupten, da in Oeſterreich oder in einem anderen 
kapitaliſtiſchen Staat mit demokratiſcher Verfaſ⸗ 
ſung keine Klaſſenurteile gefällt werden? (Abg. 
Plenikowſki: In Oeſterreich gehen die Mörder 
frei aus!) Es kann nur ſo ſein, Herr Abg. Rahn, 
daß Sie ſich von dieſem Gebiet entfernt haben und 
in den verſchiedenen Urteilen, die gefällt werden, 
keine Klaſſenurteile mehr ſehen wollen. Nach 
Ihrem Aufrücken nach rechts iſt dieſe Annahme 
gerechtfertigt. Das Bürgertum, das nicht weit 
von Ihrer linken Hand ſitzt, ſieht keine Klaſſen⸗ 
urteile. Es behauptet nach wie vor, der Richter 
urteile nach ſeinem Gewiſſen. Der Richter ſei 
we jo ſchlecht, wie er hier immer hingeſtellt 
werde. 


Ich möchte zuſammenfaſſend ſagen, die Ver⸗ 
kleinerung des Volkstages iſt für uns nicht durch⸗ 
führbar, kann von uns nicht angenommen wer⸗ 
den. Die Fußangeln zur Auflöſung des Volks⸗ 
tages, zur Einbringung des Mißtrauensvotums 
gegen den Senat und die zweimaligen Abſtim⸗ 
mungen müſſen beſeitigt werden. Wenn die Ver⸗ 
faſſung in dem Sinne geändert wird, wenn der 
Volkstag in ſeiner Stärke beſtehen bleibt, wenn 
das rein parlamentariſche demokratiſche Syſtem 
eingeführt wird, dann braucht der Herr Vize⸗ 
präſident des Senats nicht an uns zu appellieren, 
dann werden wir dieſer Verfaſſungsänderung zu⸗ 
ſtimmen, aber in der Form, wie ſie heute aus⸗ 
ſieht, wo allein dem Zentrum Entgegenkommen 
gezeigt wird, können wir unſere Zuſtimmung 
nicht geben. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Neubauer: Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen nunmehr zur Schlußabſtimmung über 
die Vorlage, die nach Artikel 28 Abſ. 4 unſerer 
Geſchäftsordnung namentlich erfolgen muß. Ich 
bitte die Damen und Herren, ihre Plätze einzu⸗ 
nehmen, die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Geſchieht.) Hat noch jemand von den Damen 
und Herren ſeine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die namentliche Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. Es find im ganzen 74 Stimm⸗ 
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karten“) abgegeben, davon 72 mit Ja, eine mit 
Nein und eine Stimmenthaltung. Da nach Ar⸗ 
tikel 49 der Verfaſſung für dies Geſetz eine quali⸗ 
fizierte Mehrheit vorgeſchrieben iſt, iſt die Vor⸗ 
lage nicht angenommen. (Auflöſung des Volks⸗ 
tages! bei den Kommuniſten.) Wir ſtehen ſomit 
am Schluß der heutigen Tagesordnung. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Die Verfaſſungsänderung iſt ſoeben abgelehnt 
worden. (Durch die Kommuniſten! links.) Wir 
haben das natürlich vorausgeſehen und uns be⸗ 
müßigt gefühlt, einen Antrag vorzulegen, der die 
Auflöſung des Volkstages will. Wir beantragen, 
daß dieſes Geſetz heute in erſter, zweiter und drit⸗ 
ter Leſung verabſchiedet wird. (Allgemeine Hei⸗ 
terkeit.) In dieſem Sinne bewegt ſich die Vor⸗ 
lage, und hat folgenden Wortlaut: 

Antrag des Abg. Raſchke und Fraktion auf 
Auflöſung des Volkstages. Geſetz betr. Abänderung 
der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig. 

(Abg. Mau: Komödie. — Abg. Gehl: Das iſt 
nicht zur Geſchäftsordnung!) A 
Artikel J. 

Artikel 9 der Verfaſſung erhält folgende Faſſung: 

Der Volkstag der Freien Stadt Danzig muß ſich 
ſpäteſtens am 31. Oktober 1928 auflöſen. Die Neu⸗ 
wahl zum neuen Volkstag findet am Sonntag, den 
7. Oktober, ſpäteſtens aber am Sonntag, den 14. Ok⸗ 
tober ſtatt. 

(Abg. Schmidt: Seid Ihr ſo dämlich oder ſtellt 
Ihr Euch nur ſo?) 

Wir ſind nicht dumm genug, Herr Abg. 
Schmidt, um gegen die Simultanſchule zu ſtim⸗ 
men. (Zurufe des Abg. Fiſcher.) 

Vizepräſident Neubauer: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht dauernd zu unterbrechen; denn er 
hat nur fünf Minuten Zeit, um zur Geſchäfts⸗ 
ordnung zu ſprechen. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es heißt dann 
weiter: 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 74, davon mit Ja 72, mit Nein 1, eine 
Stimmenthaltung. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Arczynſki, Bergund, 
Beyer, Dr. Bing, Dr. Blavier, Bock, Brennert, Brill, 
Beſſer, Cierocki, Dinklage, Frau Falk, Fiſcher, Fooken, 
Gaikowſki, Gehl, Gerick, Grodnick, Grünhagen, Hallmann, 
Rob., Höhn, Hoog, Hoppe, Jewelowſki, Joſeph, Kaiſer, Dr. 
Kamnitzer, Karſchewſki, Klein, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Klawitter, Felix, Lemke, 
Bruno, Lemke, W., Lendzion, Leu, Loops, Frau Mali⸗ 
kowſki, Mathieu, Mau, Dr. Moczynſki, Moritz, Müller, 
Bernhard, Frau Müller, Müller, Walter, Neubauer, 
Frau Pauls, Plettner, Raap, Rahn, Regier, Rehberg, 
Frau Richter, Rogalewſki, Rogozinſki, Rohde, Schilke, 
Schmidt, Selow, Frau Dr. Semrau, Siebenfreund, Spill, 
Stukowſbi, Wahl, Weber, Weiß, Werner, Wierſchowſki, 
Frau Zuper. 

Geſtimmt hat mit Nein: Abg. Geißler. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Zarite. 

Nicht anweſend waren: Abg. Berger, Bertling, Böcker, 
Böhm, Dr. Bogdan, Brenner, Burandt, Dumont, Dyck II, 
Doerkſen, Eiſerloh, Falkenberg, Friedrich, Hallmann⸗Rud., 
Dr. Heinemann, Hennke, Hohnfeldt, Dr. Hoppenrath. 
Jahr, Jantzen, Fr. Kalähne, Karkutſch, Klawitter⸗Fritz, 
Frau Kreft, Kreft⸗P., Langnau, Liſchnewſki, Manthei, 
Mayen, Fr. Meyer, Miczewſki, Mroczkowſki, Müller⸗ 
Paul, Opitz, Papke, Philipſen, Plenikowſki, Raſchke, 
Schütz, Schwegmann, Senftleben, Schwartz, Dr. Anger, 
Vollerthun, Weiße, Dr. Ziehm. 
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772 Volkstag Danzig — 39. Sitzung. 
(Raſchke, Abgeordneter) 5 
Der neugewählte Volkstag tritt erſtmalig am 
31. Oktober auf Berufung des Senats zuſammen. 
Artikel II. 
Dies Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1928 in 

Kraft und gilt ab 1. November als aufgehoben. 

Wir geben Ihnen hiermit Gelegenheit, das 
Volk über eine Verfaſſungsänderung entſcheiden 
zu laſſen. Wenn Sie für Auflöſung des Volks⸗ 
tages ſind, können Sie den Antrag heute anneh⸗ 
men. (Den habt Ihr doch abgelehnt! links.) Die 
Bevölkerung wird dann entſcheiden, ob die Kom⸗ 
muniſten recht gehandelt haben. Wenn Sie glau⸗ 
ben, daß die Kommuniſten falſch gehandelt ha⸗ 
ben, ſo bietet ſich ja bei der Neuwahl Gelegenheit, 
die Kommuniſten aus dem Volkstag hinauszu⸗ 
werfen. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Ich 
gehe aber wohl nicht fehl, wenn ich behaupte, daß 
Sie alle, wie Sie hier gehacken und gebacken ſind, 
Angſt davor haben, das Volk entſcheiden zu laſſen. 
(Lachen links.) Hier haben Sie Gelegenheit, be⸗ 
ſchließen Sie, und wir werden feſtſtellen, wer 
Recht behalten hat. (Andauernde Zwiſchenrufe 
und große Unruhe.) 

Vizepräſident Neubauer: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Loops. 

Loops, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Ich möchte das Haus bitten, den Antrag der 
Kommuniſten abzulehnen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Das Parlament iſt dazu da, 
ernſte Arbeit zu leiſten, (Aha! bei den Kommuni⸗ 
ſten.) und nicht um politiſches Komödienſpiel auf⸗ 
zuführen. Dieſer Antrag iſt aber nicht als eine 
ernſte politiſche Handlung aufzufaſſen, ſondern 
als das, wie ich es vorhin genannt habe. Wenn 


Mittwoch, den 27. Juni 1928. 


die Kommuniſten mit dem Antrag bezwecken, 
einen Volksentſcheid über die Frage Verfaſſungs⸗ 
änderung, Verfaſſungsreform oder nicht herbei⸗ 
zuführen, dann liegen die Dinge ſo, daß das Dan⸗ 
ziger Volk bereits im November entſchieden hat, 
daß es eine Verfaſſungsreform wünſchte. (Große 
Unruhe.) Wenn dieſe Verfaſſungsreform nicht zu⸗ 
ſtande gekommen iſt, ſo liegt es einzig und allein 
an der Sabotage der Kommuniſten an dieſem 
Werk. (Großer Lärm.) Der Antrag iſt deshalb 
überflüſſig und ich bitte ihn abzulehnen. Im übri⸗ 
gen beantrage ich zur Geſchäftsordnung, daß das 
Haus am 1. Auguſt wieder zuſammentritt. 


Vizepräſident Neubauer: Nach § 48 dürfen 
Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung ſte⸗ 
hen, nur beraten werden, wenn kein Abgeordneter 
widerſpricht, oder die Geſchäftsordnung eine Be⸗ 
ſprechung außerhalb der Tagesordnung ausd.üd- 
lich zuläßt. Dieſem Antrag iſt widerſprochen wor⸗ 
den. Der Antrag Raſchke kann daher heute nicht 
mehr verhandelt werden. Er iſt als erledigt zu 
betrachten. Zur Geſchäftsordnung iſt weiter der 
Antrag geſtellt worden, das hohe Haus möge ſich 
auf Mittwoch, den 1. Auguſt vertagen. Ich höre 
keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich bitte 
Sie, dem Herrn Präſidenten die Feſtſetzung der 
Tagesordnung zu überlaſſen. Widerſpruch wird 
nicht laut. Es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich 
möchte nun den Damen und Herren während der 
Ferien noch die wohlverdiente Erholung wün⸗ 
ſchen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr.) 
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